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Das  Recht  der  Übersetzung  in  andere  Sprachen  bleibt  vorbehalten« 


Buchdnickerei  der  Manzschen  k.  u.  k.  Hof -Verlags-  und  Universitäts-Buchhandlung  In  Wien, 


Vorrede. 


Die  „Sammlung  der  für  die  österreichischen  Univer- 
sitäten gültigen  Gesetze  und  Verordnungen",  welche  im 
Auftrage  des  k.  k.  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  im  Jahre 
1885  von  dem  damaligen  Ministerialkonzipisten  Fr.  Freih.  von 
Schweickhardt  als  zweite  Auflage  der  früheren,  von  Dr.  G.  Thaa 
redigierten  Sammlung  herausgegeben  wurde,  ist  in  der  seither  ver- 
flossenen Zeit  von  über  zwanzig  Jahren  nahezu  völlig  antiquiert. 
In  diesen  beiden  letzten  Dezennien  sind  an  den  österreichischen 
Universitäten  fast  in  demselben  Mafie,  wie  seinerzeit  unter  den 
Unterrichtsministem  Leo  Grafen  Thun  und  Dr.  Karl  von  Stremayr 
auf  legislativem  Gebiete,  bei  den  Studien-  und  Prüfungsvorschriften^ 
wie  in  der  Ausgestaltung  der  sonstigen  für  die  Universitäten  geltenden 
Nonnen  zahlreiche  eingreifende  Änderungen  und  Neuerungen  durch- 
geführt worden,  welche  hauptsächlich  der  Initiative  der  Unterrichts- 
minister Dr.  Paul  Freiherrn  von  Gautsch  und  Dr.  Wilhelm 
Ritter  von  Hartel  entsprangen.  Es  sei  darauf  hingewiesen,  daß 
seither  das  ganze  Besoldungssystem  für  die  Universitätsprofessoren, 
für  die  Universitätsbeamten  und  die  Dienerschaft  modifiziert  worden 
isty  daß  eine  neue  Habilitationsnorm  für  Privatdozenten  erschien,  daß 
die  Rechtsverhältnisse  der  Assistenten  neu  geregelt  wurden;  fast  für 
alle  Kategorien  des  Universitätsunterrichtes  sind  neue  Studien-  und 
Prüfungsvorschriften  eriassen  worden;  durch  die  Verordnungen  über 
das  Frauenstudium  wurde  den  Universitäten  eine  neue  Kategorie  von 
Studierenden  eingefügt. 

Da  die  Schweickhardtsche  Sammlung  ihre  Brauchbarkeit  durch 
all  diese  Reformen  fast  ganz  verloren  hat,  erteilte  Se.  Exzellenz 
der  frühere  Herr  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  Dr.  W.  Ritter 
von  Hartel  den  Unterfertigten  den  Auftrag,  auf  Grund  der  amtlichen 
Akten  eine  neue  Sammlung  der  Universitätsvorschriften  herauszugeben, 


jy  Vorrede, 

welche  nunmehr  vollendet  vorliegt  Die  Sammlung  soll  bestimmt 
sein,  die  akademischen  Behörden  und  ihre  Mitglieder,  wie  alle  in- 
teressierten Ämter  und  weitere  Kreise  über  die  an  den  österreichischen 
Universitäten  bestehenden  organischen  Einrichtungen  und  Rechts- 
verhältnisse zu  unterrichten  und  den  akademischen  Lehrer  wie  den 
Studierenden  mit  den  Vorschriften  über  den  Studienbetrieb  an  den 
Universitäten  bekanntzumachen. 

Die  Herausgeber  waren  bemüht,  den  reichhaltigen  Stoff  an 
Gesetzen,  Verordnungen  usw.  durch  eine  neue  systematische  Glie- 
derung mit  zahlreichen  Unterabteilungen  möglichst  übersichtlich  zu 
gestalten  und  der  Sammlung,  bei  deren  typographischer  Ausstattung 
die  Herausgeber  durch  die  Verlagsbuchhandlung  auf  das  beste 
unterstützt  wurden,  die  für  ein  oft  gebrauchtes  Nachschlagewerk 
nötige  Handlichkeit  zu  sichern. 

Wien,  im  Februar  1906. 

Die  Herausgeber. 
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L  Teil 
Organisation  und  Verwaltung« 


Einleitung. 

Errichtung  und  Rechtsstellung  der  Universitäten  sowie  deren 

sprachliche  Einrichtung. 

Die  Gesetzgebung  über  die  Unirersftäten  gehört  laut  §  II,  lit  i,  des 
Gesetzes  vom  21,  Dezember  1867,  RGBNr  141,  wodurch  das  Grundgesetz 
über  die  Reichsvertretung  vom  26.  Februar  1861  abgeändert  wurde,  zum 
Wirkungskreise  des  Reichsrates.^) 

Über  die  Rechtsstellung  der  Universitäten,  insbesondere  was  ihren 
Charakter  als  Korporationen  und  als  staatliche  Anstalten  anlangt,  wurde  an- 
läßlich einer  Anfrage  im  KUMAkte  Z.  2272jKUM  ex  1897  nachstehendes 
bemerkt:  Die  österreichischen  Universitäten  sind  durch  die  Landesfürsten  als 
selbständige,  mit  staatsrechtlichen  Privilegien  und  Vermögensrechten  aus- 
gestattete Korporationen  ins  Leben  gerufen.  Mit  der  Zeit  haben  dieselben 
jedoch  ihre  selbständige  Stellung  zum  größten  Teile  eingebüßt  und  sind 
gegenwärtig  als  staatliche  Anstalten  organisiert,  ohne  daß  jedoch  ihre 
Stellung  als  juristische  Personen  im  gesetzlichen  Wege  ausdrücklich  auf- 
gehoben  worden   wäre. 

Bei  der  Spärlichkeit  der  einschlägigen  gesetzlichen  Normen  ist  die 
Frage   der   juristischen    Persönlichkeit   der    Universitäten   gegenwärtig   be- 


')  Den  Landtagen  kommt  bezüglich  der  Universitäten  kein  legislativer  Wirkungskreis  zu; 
»ohl  aber  können  dieselben  im  Sinne  des  §  19  der  Landesordnungen  wie  iUfer  andere  das  Wohl 
des  Landes  betreffende  Angelegenheiten  auch  auf  dem  Gebiete  des  Universitätswesens  Anträge 
stellen  und  Vorschläge  erstatten. 

Vgl.  hiezu  das  Erk.  des  VOH  vom  6.  Juni  1883,  Z.  1379,  Budwinski  VII,  1790  (Böhmen): 
UniversitStsang^legenfaeiten  sind  im  Hinblick  auf  §  11  ad  i  des  Gesetzes  Ober  die  Reichsvertretung 
jenen  Agenden  beizufügen,  bezflglich  welcher  das  Recht,  Anträge  zu  stellen,  nach  §  19  der 
Landesordnung  dem  Landtage  vorbehalten  wird.  Der  Beschlufi  einer  Bezirksvertretung  in  dieser 
Frage  bedeutet  eine  KompetenzOberschreitung ,  da  im  Sinne  des  §  52  des  Landesgesetzes  für 
Böhmen  vom  25.  Juli  1864,  LOBNr.  27,  unter  „Anträge  im  Interesse  des  Bezirkes"  nur  solche 
3ber  innere,  die  gemeinsamen  Interessen  des  Bezirkes  und  seiner  Angehörigen  betreffenden 
Aogelegenheiten  zu  verstehen  sind. 

Universitätsgesetze.  1 
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stritten.^)  Dieselben  verwalten  ihre  inneren  Angelegenheiten  durch  selbst- 
gewählte, von  der  staatlichen  Unterrichtsverwaltung  bestätigte  Organe, 
verleihen  den  Doktorgrad  und  üben  durch  ihren  Rektor  eine  Viribtimme 
in  den  betreffenden  Landtagen  aus.  Auch  werden  die  Universitäten  als 
Vermögenssubjekte  in  einigen  Gesetzen')  anerkannt  und  sind  auch  als 
solche  grundbücherlich  einverleibt.  Andrerseits  unterstehen  die  Uni- 
versitäten der  staatlichen  Leitung  und  Aufsicht.^)  Die  Kosten  derselben 
werden  größtenteils  vom  Staate  bestritten  und  wird  das  den  Universitäten 
gewidmete   Vermögen  teilweise   vom   Staate   verwaltet. 

Der  im  Jahre  1875  errichteten  Universität  in  Czernowitz  wurde  die 
Korporationseigenschaft  ausdrücklich  durch  den  Allerhöchsten  Stifter  ver- 
liehen.^) Die  Judikatur  der  Gerichte  neigt  hingegen  dazu,  die  Universitäten 
als  Staatsanstalten  zu  behandeln,  beziehungsweise  denselben  gleichzu- 
stellen, ohne  deren  selbständige  Rechtsträgerschaft  (juristische  Persönlich- 
keit) anzuerkennen.^) 

Die  Vertretung  der  Universitäten  vor  Gericht  wird  von  den  staatlichen 
Finanzprokurataren  in  Anspruch  genommen,^) 


»)  VgL  Lemqyer,  Die  Verwaltung  der  ösierr,  Hochschulen  von  1868—1877,  S.  51;  Prävnik, 
Prag,  1882,  S.  433  (Randa);  Säüffner,  System.  Lehrbuch  des  Ösierr,  Zivilrechtes,  I,§  99;  ösierr. 
Siaaiswörterbuch  von  Ulbrich  und  Mischler,  II,  S.  196  und  1369;  Zischr.  ßlr  das  Privat-  und 
öffentliche  Recht  der  Qegenwari,  XXVIiL  Band,  1901:  Schrauf,  Korporation  oder  Siaatslehransiali. 

*)  VgL  §3  des  Qeseizes  vom  28.  Februar  1882,  RQBNr.  24  fs.  Nr,  1)  und  den  MoOvenberichi 
zum  Qeseizentwurfe,  beireffend  die  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  und  der  Siudienordnung 
an  der  Karl  Ferdinands- Universitäi  in  Prag  (Nr.  344  der  Beilagen  zu  den  Sien.  Proi. 
des  AbgH.,  IX.  Session):  Ad.  §  1:  Die  Prager  Universitit  In  ihrem  bisherigen  Bestände  Ist 
zwar  In  erster  Linie  Staatsanstalt ;  sie  ist  jedoch  insbesondere  in  Ansehung  des  ihr  aus  früherer 
Zeit  zukommenden  Vermögens,  teils  an  sich,  teils  in  ihren  Fakultftten,  Trägerin  von  Eigentums- 
rechten. Infolge  der  kQnftigen  Einrichtung  der  Universität  treten  an  Stelle  dieser  einen 
juristischen  Person  zwei  in  ihrem  Wesen  und  Ihrer  Organisation  nach  getrennte,  selbständige 
Rechtssub|ekte,  ohne  dafi  jedoch  von  vornherein  festgestellt  wäre,  in  welcher  Welse  dieselben 
als  Rechtsnachfolgerinnen  der  bisherigen  Universität  anzusehen  sind. 

•)  VgL  §  1  des  Qeseizes  vom  25.  Mai  1868,  RQBNr.  48. 

*)  In  der  StiftungsuHUinde  über  die  Qründung  der  k.  k.  Franz  Joseß- Universitäi  in  Czemowiiz 
vom  30.  Sepiember  1875  fabgedruckt  in  Lemayers  „Die  Verwaltung  der  ösierreichischen  Hoch- 
schulen"  1868— 1877,S.  130)  wirdgesagi:  Wir  wollen  insbesondere,  dafi  diese  Universität  Innerhalb 
des  geltenden  akademischen  Rechtes  eine  mit  voller  Selbständigkeit  und  Autonomie  ausge- 
rüstete Korporation  bilde,  welche  Ihre  inneren  Angelegenheiten  frei  ordnet  und  verwaltet. 

•)  Mit  dem  Erk.  des  VOH  vom  21.  April  1886,  Z.  1139  (BudwInskI,  Sammlung  X, 
Nr.  3026)  wurde  ausgesprochen :  Der  akademische  Senat  befindet  sich  gegenüber  dem  Unterrichts- 
ministerium In  dem  Verhältnisse  einer  untergeordneten  Behörde  zu  einer  vorgesetzten  und  kann 
Ihm  daher  mit  Ausnahme  derjenigen  Fälle,  wo  er  kraft  besonderer  Rechtstitel,  z.  B.  bei 
Stiftungen  als  Repräsentant  auftritt,  ein  Beschwerderecht  gegen  Verfügungen  des  Unterrichts- 
ministers nicht  eingeräumt  werden.  Die  österreichischen  Universitäten  sind  Staats  an  stalten 
und  daher  mit  Bezug  auf  ihre  Einrichtung  und  Verwaltung  den  Verfügungen  der  betreffenden 
Zentralstelle  unterworfen. 

Mit  dem  Erkenntnisse  desselben  Gerichtshofes  vom  21.  November  1883,  Z.  2384 
(BudwInskI  VII,  Nr.  1917)  wurde  erklärt:  Das  ProfessorenkoUeginm  einer  Universität  kann  In 
der  Eigenschaft  als  Stiftungsverwalter  (nicht  aber  als  akademische  Behörde)  gegen  Entscheidungen 
des  Unterrichtsministeriums  Beschwerde  führen. 

*)  Dieser  Anspruch  grändei  sich  auf  die  mii  der  Verordnung  des  Qesamtminisieriums  vom 
9»  März  1898,  RQBNr.  41,  erlassene  DiensiinsirukOon  für  die  k.  k.  Finanzprokuraturen.  — 
Vgl.  auch  die  Entsch.  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  10.  August  1881 ,  vom  25.  Juli  1888  und 
vom  5.  April  1893  (Sammlung  der  zivilrechtlichen  Entsch.  des  Obersten  Gerichtshofes  Nr.  8465, 
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In  Betreff  der  Errichtung  der  bestehenden  ästerreichtschen  Uniwersltäten 
sind,  den  Aufgaben  dieser  Sammlung  entsprechend,  hier  nebst  kurzen  histo- 
rischen Daten  nur  Jene  Gesetze,  Allerhöchsten  Entschließungen  und  sonstigen 
Nonnen  enthalten,  welche  seit  der  Reorganisation  der  Universitäten  im  Jahre 
1849150  erschienen  sind  und  derzeit  gelten;  im  übrigen  vgl.  bezüglich  der  histo- 
rischen Entwicklung  der  einzelnen  Universitäten  die  am  Schlüsse  der  Sammlung 
beigefügten  Literaturangaben.  Auch  betreffs  der  sprachlichen  Einrichtung 
sind  nur  die  für  einzelne  Universitäten  erlassenen  besonderen  und  derzeit 
geltenden  Normen  aufgenommen  worden. 


l.  K.  k.  Universität  in  Wien. 

7365.  Errichtet  durch  den  St^brief  des  Herzogs  Rudolf  IV,  (AUfreehi  HI.  und  Uopold  III.J 
von  ösurreich  vom  IZ  März  1365.  Mit  Bulle  vom  18.  Juni  1365  erteilt  Papst  Urban  K.  seine 
Zustimmung  zur  Errichtung  der  Wiener  Universität  mit  Ausschluß  der  theologbchen  Fakultät 
Papst  Urban  VI.  gibt  am  20,  Februar  13S4  die  Bewilligung  zur  Errichtung  auch  dieser  Fakultät, 
—  1364.  Herzog  Albrecht  III.  fertigt  einen  neuen  Stiftsbrief  (ohne  Datum)  aus,  durch  welchen  die 
Rudolfittische  Stiftung  nicht  bloß  erweitert  und  ergänzt,  sondern  in  mehrfacher  Hinsicht  vollständig 
amgeänderf  wird. 


IL  Die  k.  k.  deutsche  nnd  die  k.  k.  böhmische  Karl  Ferdinands- 
Universität  in  Prag. 

1348.  Errichtet  durch  den  Sti/tsbrief  (goldene  BuUeJ  Kaiser  Karls  IV.  vom  7.  April  1346 
Mod  konfirmiert  durch  Papst  Klemens  VI.  am  26,  Jänner  1347.  —  1654,  Mit  dem  Resitripte 
Kaiser  Ferdinands  III.  ddo.  Regensburg  17.  November  1653  wurde  die  Karolinische  Universität, 
welche  aus  der  Juridisehen  und  medizinischen  FaJüUtät  bestand,  mit  dem  von  Kaiser  Ferdinand  I. 
1562  gegründeten  Jesuitenkollegium  (St.  Klemens- Akademie)  mit  der  tiieologischen  und  philosophi- 
sehen  Fakultät  unter  dem  Titel  ^Carolo-Ferdinandea*  verbunden.  Unionsfeier  am  4.  März  1654. 

1882.  TeUung  der  Universität:  siehe  Gesetz  vom  28.  Februar  1882,  RQBNr.  2t  (s.  Nr.  1). 
-  1883:  Aktivierung  der  medizinischen  Fakultät  (KUMEri.  vom  8.  September  1883,  Z.  1Z861, 
MVBNr.  26)  und  1990:  Aktivierung  der  theologischen  Fakultät  an  der  böhmischen  Kari  Ferdinands- 
Universität  (s.  Nr.  3). 

Np.  1. 
Gesetz  vom  28.  Febrnar  1882,  RGBNr.  24,  MTBNr.  8, 

betreffend  die  k.  k.  Karl  Ferdinands-Universität  in  Prag. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 


12.282  nnd  14.661),  dann  Nr.  1917  und  1918  ex  1883  der  Budwlnskischen  Sammlung  der  Erk. 
des  VOM  nnd  Hofdekret  vom  3.  Jftnner  1797,  Justizgesetzsammlung  Nr.  331  ex  1797. 

Lant  Beschlusses  des  VOH  vom  5.  Juni  1899,  Z.  6788  ex  1898,  kommt  die  Entscheidung 
der  Frage,  ob  die  beschwerdeführende  Universitftt  in  einem  konkreten  Falle  vor  Gericht  sich 
selbst  zu  vertreten  berechtigt  ist  oder  durch  die  Finanzprokuratur  zu  vertreten  ist,  aus- 
schllefilich  den  ordentlichen  Gerichten,  und  zvar  insbesondere  im  strittigen  Verfahren 
im  Wege  der  von  Amts  wegen  vorzunehmenden  Prüfung  der  Prozefilegitimation  zu.  Die 
Weisung  an  die  Universität,  sich  durch  die  Finanzprokuratur  vertreten  zu  lassen,  bringt  blofi 
eine  der  eigentlichen  Entscheidung  durch  die  ordentlichen  Gerichte  in  keiner  Weise  prS- 
jndizierende  Rechtsanschauung  zum  Ausdruck. 
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§  1.  Vom  Beginne  des  Wintersemesters  1882/83  an  werden  in  Prag 
zwei  Universitäten  bestehen,  nämlich  die  ,yk.  k.  deutsche  Karl  Ferdinands- 
Universität'^  und  die  „k.  k.  böhmische  Karl  Ferdinands-Universität''. 

An  der  deutschen  Universität  ist  die  deutsche  Sprache,  an  der  böh- 
mischen die  böhmische  die  ausschließliche  Unterrichtssprache.  Der  Gebrauch 
der  lateinischen   Sprache   bleibt  jedoch   im   üblichen   Umfange   aufrecht. 

Die  beiden  Universitäten  sind  räumlich  gesondert  und  haben  getrennte 
Organisation  und  Verwaltung. 

§  2.  Ein  Professor  oder  Privatdozent  kann  nur  einer  der  beiden  Uni- 
versitäten angehören. 

Ein  Studierender  darf  nur  an  einer  der  beiden  Universitäten  immatriku- 
liert sein;  doch  kann  er  auch  an  der  anderen  Universität  als  außerordentlicher 
Hörer  Vorlesungen  besuchen,  wenn  er  mindestens  die  Hälfte  der  Stunden- 
zahl an  jener  Universität  hört,  an  welcher  er  immatrikuliert  ist.  Die  an  der 
anderen  Universität  angenommenen  Vorlesungen  sind  ihm  so  anzurechnen, 
als  ob  er  sie  an  jener  Universität  frequentiert  hätte,  an  welcher  er  im- 
matrikuliert ist. 

§  3.  Das  der  Prager  Karl  Ferdinands-Universität  oder  einzelnen  Fakul- 
täten derselben  derzeit  gehörige  Vermögen  ist  als  ein  gemeinschaftliches 
Vermögen  der  beiden  Universitäten,  beziehungsweise  der  betreffenden  FakuU 
täten   anzusehen. 

Rücksichtlich  der  Stiftungen,  deren  Verwaltung,  Verleihung  oder  Präsen- 
tation dem  akademischen  Senate,  dem  Rektor  oder  einzelnen  Professoren- 
kollegien zukommt,  sind  beide  Universitäten  gleichberechtigt,  insoweit  in 
den  betreffenden  Stiftungsurkunden  keine  einschränkenden  Bestimmungen 
enthalten  sind. 

Die  näheren  Modalitäten  der  Ausübung  der  den  beiden  Universitäten 
in  Zukunft  gemeinschaftlich  zustehenden  Rechte  in  Ansehung  der  Verwaltung, 
Verleihung  und  Präsentation  solcher  Stiftungen  werden  nach  Einvernehmung 
beider   Universitäten  vom   Unterrichtsminister  festgesetzt. 

§  4.  Die  an  der  Karl  Ferdinands-Universität  bestehenden  wissen- 
schaftlichen Anstalten,  Sammlungen  und  Institute  sind  jenen  Lehrkanzeln  zu 
belassen,  mit  welchen  sie  derzeit  verbunden  sind,  wovon  der  botanische 
Garten  und  jene  Kliniken  ausgenommen  sind,  welche  für  die  deutsche 
medizinische  Fakultät  nicht  notwendig  sind,  dagegen  zur  Aktivierung  der 
medizinischen  Fakultät  der  böhmischen  Universität  benötigt  werden. 

Die  Beziehungen  der  klinischen  und  anatomischen  Institute  zu  den 
Heilanstalten  sind  nach  dem  Grundsatze  des  gleichen  Anspruches  beider 
Universitäten  zu   regeln. 

§  5.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  des  Gesetzes  sind  nach  Maßgabe 
der  Aktivierung  der  Fakultäten  der  böhmischen  Universität  durchzuführen. 

§  6.  Der  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  ist  mit  dem  Vollzuge 
dieses   Gesetzes   beauftragt. 
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Np.  2. 

Eriafi  des  Ministers  für  K.  d.  U.  vom  31.  Angast  1882,  Z.  885/KUM, 

MVBNr.  33, 

womit  aus   Anfall   der   Aktivlening   der   Universität   mit   böhmischer 

Vortragssprache  in  Prag  Bestimmungen  znr  Ordnung  des  Obergangs- 

znstandes  und  zur  Regelung  einiger,  die  Verhältnisse  der  beiden  in  Prag 

bestehenden  Universitäten  betreffenden  Fragen  getroffen  werden. 

Anlaßlich  der  bevorstehenden  Aktivierung  der  Universität  mit  böhmischer 
Vortragssprache  in  Prag  finde  ich  zur  Ordnung  des  Obeigangszustandes 
sowie  zur  Regelung  einiger,  die  Verhältnisse  beider  Universitäten  betreffenden 
Fragen  nachstehende  Bestimmungen  zu  treffen,  indem  ich  mir  vorbehalte, 
die  diesfalls  noch  weiters  erforderlichen  Verfügungen  in  einem  späteren 
Zeitpunkte  nach  gepflogenem  Einvernehmen  beider  Universitäten  zu  erlassen : 

1.  Die  im  abgelaufenen  Studienjahre  an  der  Prager  Universität  im- 
matrikulierten Studierenden,  welche  ihre  Studien  an  der  mit  Beginn  des 
Studienjahres  1882/83  zu  aktivierenden  Universität  mit  böhmischer  Vortrags- 
sprache fortzusetzen  beabsichtigen,  bedürfen  hiezu  keines  Abgangszeugnisses 
und  haben  aus  diesem  Anlasse  keine  Immatrikulationstaxe  zu  entrichten, 
sondern  sind  ohne  weiteres  in  die  Vorlesungen  zu  inskribieren  und  in  die 
Matrikel  der  ordentlichen  Studierenden  der  Universität  mit  böhmischer  Vor- 
tragssprache aufzunehmen. 

2.  Auf  die  immatrikulierten  Studierenden  jeder  der  beiden  Universitäten, 
welche  Vorlesungen  an  der  anderen  in  der  Eigenschaft  von  außerordent- 
lichen Studierenden  besuchen  (§  3  des  Gesetzes  vom  28.  Februar  1882, 
RQBNr.  24)^),  haben  in  letzterer  Beziehung  im  allgemeinen  die  für  die  außer- 
ordentlichen Studierenden  überhaupt  geltenden  Vorschriften  Anwendung 
zu  finden. 

Denselben  ist  jedoch  in  Zukunft  nicht  ein  bloß  für  zwei  Semester 
gültiger  Meldungsbogen  in  Folioformat,  sondern  ein  Meldungsbuch  für 
acht  bis  zehn  Semester  in  dem  sonst  üblichen  Formate  auszufolgen,  auf 
welchem  in  entsprechender  Weise  ersichtlich  zu  machen  ist,  daß  dasselbe 
für  diese  außerordentlichen  Studierenden  bestimmt  ist. 

Im  Studienjahre  1882/83  können  ausnahmsweise  noch  die  für  die 
übrigen  außerordentlichen  Studierenden  geltenden  Meldungsbogen  im  Ge- 
brauche  behalten  werden. 

3.  Die  rechtskräftig  ausgesprochene  Verweisung  eines  ordentlichen 
Studierenden  von  der  einen  der  beiden  Universitäten  (§  13,  3  und  4  der 
provisorischen  Disziplinarordnung  für  die  Universitäten  vom  13.  Oktober 
1849,  ROBNr.  416*)  gilt  auch  für  die  andere,  und  ist  daher  jedes  auf  Ver- 
weisung lautende  Erkenntnis  des  akademischen  Senats  der  einen  Universität 
sofort  nach  Rechtskraft  desselben  der  anderen  Universität  mitzuteilen. 

4.  Jenen  Studierenden,  welche  vor  dem  Studienjahre  1882/83  an  der 
Prager  Universität  mit  der  Ablegung  der  strengen  Prüfungen  zur  Erlangung 


")  5.  JVr.  /. 

«)  s.  Nr.  523. 
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des  juristischen  oder  philosophischen  Doktorgrades  begonnen  haben,  ist 
es  freigestellt,  dieselben  auch  an  der  böhmischen  Universität  fortzusetzen 
und  zum  Abschluß  zu  bringen,  in  welchem  Falle  auch  seitens  dieser 
Universität  die  Promotion  und  die  Ausfertigung  des  Doktordiploms  zu 
erfolgen    hat. 

Nr.  3. 

Aas  dem  Erlasse  des  Ministers  fOr  K.  o.  U.  vom  12.  Jnll  1890, 

Z.  1300/KUM, 

an  den  Statthalter  für  Böhmen, 

(betreffend  die  Aktivierung  einer  theologischen  Fakultät  an  der 

böhmischen  Universität  in  Prag). 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  9.  Juli  1890 
ag.  anzuordnen  geruht,  daß  an  der  böhmischen  Karl  Ferdinands-Universität 
in  Prag  vom  Studienjahre  1891/92  an  eine  theologische  Fakultät  im  Sinne 
des   Gesetzes   vom    28.    Februar   1882   aktiviert   werde. 


III.  K.  k.  Karl  Franzens-Universität  in  Graz. 

1585.  Errichtet  durch  den  Stißsbrief  Erzherzog  Karls  von  Innerösterreich  vom  1.  Jänner 
1585;  päpstliche  Konfirmation  vom  1,  Jänner  1585;  kais.  Bestätigung  vom  29,  April  1586,  — 
1779.  Ergänzung  der  bisher  auf  die  theologische  und  philosophische  Fakultät  beschränkten  Uni- 
versität durch  Einßgung  des  juridischen  Studiums.  —  1782,  Umwandlung  in  ein  Lyzeum  (14,  Septem- 
ber 178S^,  —  1827,  Wiederherstellung  der  Universität  unter  Kaiser  Franz  I,  (25,  Jänner  1827). 
— 1863.  Vervollständigung  der  Universität  durch  Errichtung  einer  medizinischen  Fakultät  (Ah.  Entschl. 
vom  13.  Jänner  1863),  

IV.  K.  k.  Leopold  Franzens-Universität  in  Innsbruck. 

1677,  Errichtet  durch  Stißsbrief  Kaiser  Leopolds  I.  vom  26,  April  1677;  päpstliche  Konfirmation 
vom  28,  Juli  1677.^1782  Umwandlung  in  ein  Lyzeum  (14, September  1782),  —  1791.  Wiederherstellung 
der  Universität  durch  Kaiser  Leopold  IL  mit  allen  vier  Fakultäten  (30,  November  1791),  ~  1810. 
Aufhebung  der  Universität  durch  die  königlich  bayerische  Regierung  und  Umwandlung  in  ein 
Lyzeum  mit  einer  theologischen  und  p/älosophischen  Sektion  (25.  November  1810),  — 
1826,  Wiedererrichtung  als  Universität  „Leopoldo-Franciseea'*  mit  der  philosophischen  und  Juridi- 
schen Fakultät  (Ah,  EntschL  vom  27.  Jänner  1826),  —  1857,  Errichtung  der  theologischen  FakuÜät 
(Ah,  EntschL  vom  4.  November  1857),  Siehe  Nn  4.  —  1869.  Errichtung  der  medizinischen  Fakultät 
(Ah.  EntschL  vom  11.  April  1869).  Siehe  Nr.  6, 

Nr.  4. 
Erlafi  des  Ministers  fDr  K.  u.  U.  vom  6.  November  1857,  Z.  19.265, 

an  den  akademischen  Senat  der  Universität  in  Innsbruck, 

(betreffend  die  Errichtung  einer  theologischen  Fakultät  an  der  Universität 
in  Innsbruck  und  die  Übertragung  dieser  Fakultät  an  den  Jesuitenorden). 

Mit  Ah.  Entschl.  vom  4.  November  1857  haben  Se.  Ap.  Majestät 
die  Errichtung  einer  theologischen  Fakultät  an  der  Universität  in  Innsbruck 
und  die  Übertragung  dieser  Fakultät  unter  den  vorgeschlagenen  Modalitäten 
an  den  Jesuitenorden  zu  bewilligen  und  ag.  anzuordnen  geruht,  daß  wegen 
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Übung  des  Promotionsrechtes  i)  von  Seite  dieser  Fakultät  das  weitere  Ein- 
vernehmen gepflogen  werde. 

Die  in  dieser  Ah.  Entschl.  erwähnten  Modalitäten,  unter  welchen  die 
zu  errichtende  Fakultät  an  den  Jesuitenorden  übertragen  werden  soll,  sind 
folgende : 

1.  Die  Lehrgegenstände,  über  welche  Vorträge  zu  halten  sind,  werden  in 
der  Periode  von  vier  Jahren  in  nachstehender  Reihenfolge  behandelt  werden: 

Im   ersten    Jahre: 
Theologia  fundamentalis  durch  4  Stunden  in  jeder  Woche, 
Theologia  Dogmatica  durch  9  Stunden, 
Introductio  biblica  in  V.  T.  durch  3  Stunden, 
Arcfaaeologia  biblica  durch  3  Stunden, 
Historia  ecclesiastica  durch  3  Stunden, 
Lingua  hebraica  durch  2  Stunden. 

Im    zweiten    Jahre: 
Theologia  Dogmatica  durch  10  Stunden  in  der  Woche, 
Introductio  biblica  in  N.  T.  durch  5  Stunden, 
Hermeneutica  biblica  durch  3  Stunden, 
Jus  canonicum  durch  3  Stunden, 
Historia  ecclesiastica  durch  3  Stunden. 

Im   dritten   Jahre: 
Theologia  Dogmatica  durch  10  Stunden  in  jeder  Woche, 
Theologia  moral.  et  pastoraL  durch  5  Stunden, 
Exegesis  biblica  durch  4  Stunden, 
Jus  canonicum  durch  3  Stunden. 

Im   vierten   Jahre: 
Theologia  Dogmatica  durch  10  Stunden  in  jeder  Woche, 
Theologia  moral.  et  pastoral.  durch  5  Stunden, 
Exegesis  biblica  durch  4  Stunden, 
Methodica  et  Catechetica  durch  3  Stunden. 

Zu  diesen  obligaten  Lehrfächern  kommen  noch  Vorträge  über  arabische, 
syrische  und  chaldäische  Sprache. 

2.  Den  Lehrkörper  der  Innsbrucker  theologischen  Fakultät  werden 
acht  für  das  Lehramt  der  sub  1  bezeichneten  Gegenstände  vollkommen 
geeignete  Professoren  biklen,  welche  der  Gesellschaft  Jesu  angehören. 
Dieselben  bestellt  der  Vorstand  der  Ordensprovinz  aus  Priestern,  welche 
durch  die  im  Jesuitenorden  bestandenen  strengen  Prüfungen  aus  den  philo- 
sophischen und  theologischen  Wissenschaften  den  Grad  eines  Doktors  der 
Theologie  erworben  haben.  Desgleichen  steht  auch  die  Entfernung  der 
bestellten  Professoren  dem  Provinzvorstande  zu.^) 

3.    Im  allgemeinen  wird  der  theologischen  Fakultät  zu  Innsbruck  jene 
Stellung  zukommen,  deren  sich  derlei  Institute  an  anderen  Universitäten  des 

>)  Mit  MinErl.  vom  4.  Juli  1866,  Z.  5620/KUJV1  (s.  Nr.  616)  wurde  der  theologischen  Fakultit 
in  Innsbruck  die  Ansflbung  des  Promotionsrechtes  gestattet. 

*)  Auf  Orund  Ah.  Entschl.  vom  10.  August  1873  (MinErl.  vom  25.  August  1873,  Z.  11.151 
(s.  Nr,96)  haben  fortan  fflr  den  Vorgang  bei  Besetzung  der  Lehrstühle  der  theologischen  Fakultftt 
10  Innsbruck  und  fflr  die  amtlichen  VerhUtnisse  der  Professoren  dieser  FakultSt  die  bestehenden 
Gesetze  zur  Richtschnur  zu  dienen. 
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Reiches  erfreuen  und  sind  an  derselben  die  über  die  theologischen  Fakul- 
tätsstudien bestehenden  Vorschriften,  inwiefern  dieselben  durch  die  gegen- 
wärtigen Bestimmungen  nicht  modifiziert  erscheinen,  in  Vollzug  zu  bringen. 

4.  Der  Rektor  des  Jesuitenkollegiums  zu  Innsbruck  ist  der  jeweilige 
Lokaldirektor  der  theologischen  Fakultät  und  übt  unter  der  Leitung  des 
Provinzvorstandes  den  in  den  Ordenssatzungen  ausgesprochenen  Einfluß 
auf  die   Fakultätsprofessoren.^) 

5.  Den  Dekan  der  theologischen  Fakultät  bestellt  der  Provinzvorstand.  ^) 
Für  die  Wahl  des  Universitätsrektors  aus  dieser  Fakultät  gelten  die  Be- 
stimmungen der  akademischen  Gesetze. 

6.  Die  für  die  Fakultätsvorträge  erforderlichen  Hörsäle  mit  der  not- 
wendigen Einrichtung  werden  sobald  als  möglich  im  Universitätsgebäude 
hergestellt  und  daselbst  auch  ein  Konferenzzimmer  für  die  Fakultätsprofes- 
soren  ausgemittelt  werden. 

Indem  ich  hiemit  den  akademischen  Senat  der  k.  k.  Universität  zu 
Innsbruck  von  der  eingangs  angeführten  Allerhöchsten  Entschließung  und 
von  den  voranstehenden  Bestimmungen  zur  Wissenschaft  und  Danach- 
achtung in  die  Kenntnis  setze,  finde  ich  demselben  zu  bedeuten,  daß  jene 
Priester  der  Gesellschaft  Jesu  als  Professoren  der  theologischen  Fakultät 
ohne  weiteres  anzuerkennen  sein  werden,  welche  der  Vorstand  der  Ordens- 
provinz dem  akademischen  Senate  als  solche  namhaft  machen  wird.  Der 
akademische  Senat  hat  sowohl  die  von  dem  gleichzeitig  verständigten  Ordens- 
provinziale  dermalen  zu  bezeichnenden  acht  Professoren,  als  auch  in  Hin- 
kunft jede  von  demselben  verfügte  Bestellung  oder  Entfernung  eines  Pro- 
fessors anher  anzuzeigen. 

Da  es  wünschenswert  ist,  daß  die  theologische  Fakultät  womöglich 
schon  für  das  laufende  Studienjahr  in  Aktivität  trete,  so  wird  hiemit 
bewilligt,  daß,  im  Falle  der  Jesuitenorden  in  der  Lage  ist,  den  Lehrkörper 
sogleich  zu  konstituieren,  die  Inskription  für  die  Kollegien  noch  im  Laufe 
dieses  Monates  vorgenommen  werde. 

In  Betreff  der  näheren  Bestimmungen  über  die  Erwerbung  des  theo- 
logischen Doktorates  wird  der  akademische  Senat  nach  erfolgter  Kon- 
stituierung der  theologischen  Fakultät  von  derselben  die  geeigneten  Anträge 
abzuheischen  und  mit  den  eigenen  wohlerwogenen  Gutachten  anher  vor- 
zulegen haben.  

Nr,  5. 

Erlaß  des  Staatsmlnlsterlams  vom  25.  Februar  1864,  Z.  1192, 

an  den  Statthalter  für  Tirol, 
(betreffend  die  Einführung  von  Vortrfi|^en  in  italienischer  Sprache  ffir 
das  I.  Biennium  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  an 

der  Universität  in  Innsbruck). 

In  Erledigung  des  Präsidialberichtes  vom  22.  März  v.  J.,  Z.  1470/pr., 
beehre  ich  mich    Euer  ...  zu  eröffnen,  daß  Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät 

^)  Vg:!.  Anmerkuiifif  *)  auf  Seite  7. 

")  Für  die  Wahl  des  Dekans  der  theoiogrischen  Fakultät  in  Innsbruck  gleiten  derzeit  die 
Bestimmungen  des  Oes.  vom  27.  April  1873,  ROBNr.  63  fs.  Nr.  16). 
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mit  der  Ah.  Entschl.  vom  19.  v.  M.  ag.  geruht  haben,  den  von  dem 
Landtage  von  Tirol  in  der  Sitzung  vom  28.  März  v.  J.  zum  Beschlüsse 
erhobenen  Antrag,  daß  an  der  Innsbrucker  Universität  bei  der  juridischen 
und  der  zu  errichtenden  medizinischen  Fakultät  im  ersten  und  zweiten 
Jahigange  die  schwierigeren  Gegenstände  nicht  nur  in  der  deutschen,  son- 
dern auch  in  der  italienischen  Sprache  voi^etragen  werden,  in  der  Art 
zu  genehmigen,  daß  an  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät 
vom  Studienjahre  1864/65  an  die  schwierigeren  Lehrfächer  der  ersten  zwei 
Jahrgänge  auch  in  italienischer  Sprache  vorgetragen  werden  dürfen  und 
für  diese  Vorträge  eine  jährliche  Dotation  im  Gesamtbetrage  von  1800  fl. 
aus  dem   tirolischen   Studienfonde   angewiesen   werde. 

Die  Bestimmung  der  genaueren  Modalitäten  dieser  Vorträge  und 
ihrer  Aktivierung  bleibt  dem  Staatsministerium  überlassen. 

Bezüghch  der  italienischen  Vorträge  an  der  medizinischen  Fakultät 
aber  bleibt  es  nach  Inhalt  der  Ah.  Resolution  dem  Landtage  vorbehalten, 
auf  seinen  diesfälligen  Antrag  zurückzukommen,  wenn  die  schwebende  Ver- 
handlung über  die  Errichtung  dieser  Fakultät  zum  Abschlüsse  wird  ge- 
diehen sein. 

AnmeHtung.  Dieser  StaatsmüiErL,  betreffs  der  Einführung  italienischer  Vorträge  aber 
Gegenstände  der  rechtshisiorischen  Staatsprüfung,  sowie  der  KUMErl.  vom  19,  Oktober  1860, 
Z.  9166,  MVBNr.  91,  womit  aus  Anlaß  der  Eir^ßhrung  von  italienischen  Vorträgen  über  Gegen- 
stände der  jttdizielien  Staatspnlfiing  an  der  innsbrucker  Universität  die  bisherige  Dotation  auf 
9300  Qttlden  erhöht  wurde,  sind  durch  den  KUMErl,  vom  22.  September  1904,  Z.  20031 KUM, 
beireffend  die  provisorische  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Fakultät  mit 
italienischer  Vortragssprache  in  Innsbruck,  gegenstandslos  geworden  (s.  Nr.  8). 


Nr.  6. 

Eriafi  des  Mlnlstertiuns  far  K.  a.  U.  vom  19.  April  1869,  Z.  3060, 

MTBNr.  35. 

an  die  Statthalterei  für  Tirol  und  Vorarlberg, 

betreffend  die  Errichtung  einer  vollstftndigen  medizinischen  Faknltät 
an  der  Universität  zu  Innsbmclc,  die  Aufhebung  der  dort  bestehenden 
diirttrgischeii   Lehranstalt   und   die   Auflösung   der   Hebammenschule 

alle  Laste  bei  Trient 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  11.  April  d.  J. 
ag.  zu  genehmigen  geruht,  daß  an  der  Universität  zu  Innsbruck  vom  Studien- 
jahre 1869/70  angefangen  eine  vollständige  medizinische  Fakultät 
errichtet,  die  dort  bestehende  chirurgische  Lehranstalt  aber  aufgehoben  werde. 

Diese  letztere  wird  teilweise  noch  durch  zweiJahre  fortzubestehen  haben, 
um  den  Schülern  des  ersten  und  zweiten  Jahrganges  die  Möglichkeit  zu 
lassen,  ihre  Studien  dort  zu  vollenden.  Vom  Schuljahre  1869/70  an  findet 
eine  Aufnahme  von  neuen  Schülern  der  Chirurgie  nicht  mehr  statt. 

Ebenso  wird  die  Hebammenschule  alle  Laste  bei  Trient  mit  Ende 
des  laufenden  Studienjahres  oder  nach  Umständen  längstens  mit  Schluß 
des  Wintersemesters  1869,/70  gänzlich  aufzulassen  sein. 
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Da  dem  Ah.  Willen  Sr.  Majestät  gemäß  die  neue  medizinische  Fakultät 
in  Innsbruck  schon  mit  Beginn  des  nächsten  Studienjahres  1869/70  ins 
Leben  treten  und  eröffnet  werden  soll,  so  wollen  Euer  ...  zu  diesem 
Behufe   die   geeigneten   Verfügungen   treffen. 


Nr.  7. 

Ans  dem  Erlasse  des  Mlnlsteriiuns  fOr  K.u.U.  vom  8.  MSrz  1902, 

Z.  S62/KUM. 

an  das  Dekanat  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  der 

Universität  in  Innsbruck, 

(betreffend  die  Regelung  des  Prfifnngswesens  an  dieser  Fakultät). 

Von  dem  Wunsche  geleitet,  den  Boden  für  eine  weitere  ruhige  und 
gedeihliche  lehramtliche  und  wissenschaftliche  Betätigung  an  der  .  .  .  Fakultät 
zu  schaffen  und  die  vorhandenen  Reibungsflächen  im  Interesse  des  aka- 
demischen Unterrichtes  und  Lebens  tunlichst  einzuengen,  habe  ich  mich 
bestimmt  gefunden,  vor  allem  an  die  Ordnung  jener  Angelegenheiten  zu 
schreiten,  welche  vom  Professorenkollegium  in  dem  .  .  .  Berichte  als 
besonders  dringlich  bezeichnet  wurden,  nämlich  an  die  Regelung  des 
Prüfungswesens. 

Indem  ich  in  dieser  Richtung  Verfügungen  provisorischen  Cha- 
rakters treffe,  kann  ich  nicht  umhin  ausdrücklich  zu  betonen,  daß  die 
Regelung  des  Prüfungswesens  und  die  Komplettierung  des  italienischen 
Lehrkörpers,  beziehungsweise  die  Habilitierung  italienischer  Privatdozenten 
als  untereinander  in  notwendigem  und  engstem  Zusammenhange  stehende 
Maßnahmen  anzusehen  sind,  welche  in  letzter  Linie  gemeinsam  auf  die 
Erreichung  des  von  beiden  Parteien  verfolgten  Zieles  —  die  Wahrung 
des  deutschen  Charakters  der  Universität  einerseits  und  die  selbständige 
Ausgestaltung  des  italienischen  Hochschulunterrichtes  andrerseits  —  ge- 
richtet sind. 

An  diesem  Standpunkte  festhaltend,  wurde  mittelst  des  auf  Grund 
Ah.  Ermächtigung  vom  8.  März  L  J.  erflossenen  Erlasses  vom  heutigen 
Tage,  Z.  562/KUM^),  von  welchem  ein  Exemplar  zur  Kenntnisnahme  und 
Danachachtung  im  Anbuge  mitfolgt,  einige  Bestimmungen  der  geltenden 
Rigorosenordnung  für  die  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Fakultät  in 
Innsbruck  im  Sinne  einer  nationalen  Trennung  der  Prüfungskommissionen 
abgeändert.  Es  soll  nunmehr  ein  deutscher  Studierender  nur  von  einem 
Professor  mit  deutscher  Vortragssprache  und  ein  italienischer  Studierender 
nur  von  einem  Professor  mit  italienischer  Vortragssprache  bei  den  Rigorosen 
geprüft,  beziehungsweise  promoviert  werden,  wobei  jedoch  vorübergehend 
dieses  volle  Reziprozitäts Verhältnis  insofern  und  insolange  eine  Einschränkung 
erleidet,  als  für  die  Vertretung  eines  Prüfungsfaches  durch  eine  italienische 
Lehrkraft  noch  nicht  vorgesorgt  ist. 


»)  Abgedruckt  unter  Nr.  67/. 
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Gleichzeitig  mit  dem  obigen  Erlasse  habe  ich  an  die  Präsidien  der 
theoretischen  Staatsprüfungskommissionen  in  Innsbruck  in  Ergänzung  der 
Bestimmungen  des  §  8  der  mit  dem  Ministerialerlasse  vom  23.  September 
1896,  Z.  2161/KUM,  RGBNr.  183,  kundgemachten  Prüfungsinstruktion  in 
Ansehung  der  Zusammensetzung  der  Spezialkommissionen  eine  Weisung^) 
des  Inhahes  ergehen  lassen,  daß  in  Hinkunft  ordentliche  und  außerordentliche 
Professoren  sowohl  in  ihrem  Nominalfache  als  auch,  wenn  sie  für  ein  anderes 
Prüfungsfach  ernannt  sind,  grundsätzlich  nur  zu  jenen  Staatsprüfungen  zu- 
zuziehen sind,  die  in  der  ihrer  Lehrverpflichtung  entsprechenden  Sprache 
abgehalten  werden,  wogegen  die  übrigen  Mitglieder  der  Staatsprüfungskom- 
mission ohne  Rücksicht  auf  ihre  Nationalität  nach  dem  Ermessen  des  Präses 
zu  jenen  Prüfungen  zu .  verwenden  sind,  deren  Sprache  sie  in  einem  für 
den    Prüfungszweck   genügenden   Maße   beherrschen. 


Nr.  8. 

Eriafi  des  Ministers  fllr  K.  n.  U.  vom  22.  September  1904, 

Z.  2003/KÜM,  RGBNr.  108,  MVBNr.  36, 

betreffend  die  provisorische  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Fakul- 
t&t  mit  italienischer  Vortragssprache  in  Innsbrack. 

Infolge  der  Vertagung  des  Abgeordnetenhauses  des  Reichsrates  wurde 
der  von  der  Regierung  eingebrachte  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend 
die  Errichtung  einer  selbständigen  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 
FakuKät  mit  italienischer  Vortragssprache  in  Rovereto  bis  zum  Beginne  des 
Studienjahres  1904/05  der  verfassungsmäßigen  Behandlung  nicht  unterzogen. 

Im  Interesse  einer  ungestörten  Lösung  der  der  Innsbrucker  Universität 
obliegenden  wissensdiaftlichen  und  dklaktischen  Aufgaben  erscheint  es  daher 
geboten,  in  Bezug  auf  die  für  Rechtshörer  italienischer  Nationalität  daselbst 
vorhandenen  Studien-  und  Prüfungseinrichtungen  derzeit  wenigstens  eine 
interimistische  Regelung  eintreten  zu  lassen,  die  im  Rahmen  der  bestehenden 
Vorschriften  und  unter  voller  Wahrung  des  deutschen  Charakters  der  Inns- 
bnicker  Universität  den  zutage  getretenen  Schwierigkeiten  und  Bedürfnissen 
genügend  Rechnung  trägt  und  die  unbedingt  nur  so  lange  zu  dauern  hätte, 
als  die  Frage  des  italienischen  Hochschulunterrichtes,  ungeachtet  der  auf 
die  rascheste  Lösung  derselben  gerichteten  Bemühungen  der  Regierung,  im 
legislativen  Wege  ihre  endgültige  Erledigung  nicht  gefunden  haben  wird. 

Auf  Qnmd  dieser  Erwägungen  finde  ich  nachstehende  provisorische 
Verfügung  zu  treffen: 

1.  Mit  Beginn  des  Studienjahres  1904/05  werden  die  derzeit  noch 
an  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  der  Universität  in  Inns- 
bruck vorhandenen  Studien-  und  Prüfungseinrichtungen  mit  italienischer  Vor- 
trags-, beziehungsweise  Prüfungssprache  von  der  Universität  losgelöst  und 
es  können  fortan  an  der  genannten  Fakultät  Vorlesungen  und  Prüfungen 
sowie  Habihtationsakte  nur  in  deutscher  Sprache  abgehahen  werden. 
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Die  aus  der  Universität  ausgeschiedenen  Studieneinrichtungen  für 
Rechtshörer  italienischer  Nationalität  werden  in  provisorischer  Weise  in  einer 
besonderen,  auch  räumlich  von  der  Universität  getrennten  Unterrichtsanstalt 
in  Innsbruck  unter  dem  Namen  ,,Provisorisdie  rechts-  und  staatswissen- 
schaftliche Fakultät  mit  italienischer  Vortragssprache  in  Innsbruck''  ver- 
einigt. 

Die  für  diese  Fakultät  ernannten  ordentlichen  und  außerordentlichen 
Professoren  führen  den  Titel:  Universitätsprofessoren  und  sind  in  Bezug 
auf  Rang,  dienstliche  Stellung  und  Bezüge  den  ordentlichen  und  außer- 
ordentlichen Universitätsprofessoren  gleichgestellt.  Ebenso  besitzen  Privat- 
dozenten und  honorierte  Supplenten  dieser  Fakultät  dieselbe  Stellung  und 
dieselben  Rechte,  wie  die  Privatdozenten  und  Supplenten  an  der  Universität. 
Die  definitive  Anstellung  der  Professoren  wird  durch  den  provisorischen 
Charakter  der  Fakultät  nicht  berührt. 

Die  Immatrikulation  und  Inskription  der  Hörer  findet  den  geltenden 
Bestimmungen  gemäß  an  der  Fakultät  statt,  der  auch  die  Führung  der 
Matrikel  obliegt 

Die  bereits  immatrikulierten  Hörer  der  rechts-  und  staatswissenschaft- 
lichen Fakultät  der  Innsbrucker  Universität  sind,  sofern  sie  an  der  Fakultät 
mit  italienischer  Vortragssprache  aufgenommen  zu  werden  wünschen,  so 
zu  behandeln,  als  ob  sie  von  der  einen  an  die  andere  Fakultät  derselben 
Universität  übertreten  würden;  ihre  Namen  sind  jedoch  im  Album  der 
Universität  zu  löschen. 

2.  Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873,  RGBNr.  63, 
betreffend  die  Organisation  der  akademisdien  Behörden,  sowie  die  sonstigen 
die  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten  und  ihre  Angehörigen 
betreffenden  Vorschriften  füiden  unter  den  in  diesem  Erlasse  angegebenen 
Einschränkungen  auf  die  provisorische  rechts-  und  staatswissenschaftliche 
Fakultät   mit   italienischer  Vortragssprache   analoge   Anwendung. 

Für  den  Bereich  dieser  Rechtsfakultät  werden  die  Funktionen  des 
Rektors  von  dem  E>ekan  und  jene  des  akademischen  Senates  von  dem 
Professorenkollegium  dieser  im  akademischen  Senate  der  Universität  nicht 
vertretenen  Fakultät  ausgeübt.  Wenn  bei  einem  Akte  der  Rektor  und  der 
Dekan  gleichzeitig  zu  fungieren  haben,  tritt  an  Stelle  des  letzteren  der 
Prodekan  ein. 

Für  das  Studienjahr  1904/05  erfolgt  die  Konstituierung  des  Professoren- 
kollegiums der  Fakultät  und  die  Wahl  des  Dekans  zu  Beginn  des  Winter- 
semesters 1904/05.  Der  Prodekan  für  dieses  Studienjahr  ist  ausnahmsweise 
durch  Wahl  zu  bestimmen. 

Die  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  sind  an  dieser  Fakultät 
nach  Maßgabe  des  Gesetzes  vom  20.  April  1893,  RGBNr.  68,  beziehungs- 
weise der  Durchführungsverordnung  vom  24.  Dezember  1893,  RGBNr.  204, 
einziffichten.  Für  dieselben  haben  daher  die  für  im  Verbände  einer  Univer- 
sität stehenden  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten  bestehenden 
Vorschriften  volle  Geltung. 

3.  Die  italienische  Sprache  ist  an  dieser  Rechtsfakultät  innere  Amts* 
spräche,  sowie  Vortrags-  und  Prüfungssprache.    Der  Verkehr  dieser  Fakultät 
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mit  anderen   akademischen    Behörden   und   mit   sonstigen   staatlichen   und 
autonomen  Behörden  erfolgt  in  deutscher  Sprache. 

Die  dem  Unterrichtsministerium  normgemäß  vorzulegenden  Sitzungs- 
protokoUe  der  Fakultät  sind  mit  einer  deutschen  Obersetzung  zu  versehen. 

4.  Die  an  der  Fakultät  mit  italienischer  Vortragssprache  immatrikulierten 
Hörer  können  die  obligaten  Vorlesungen,  soweit  für  deren  Abhaltung  durch 
Professoren,  Privatdozenten  oder  Supplenten  an  dieser  Fakultät  vorgesorgt 
erscheint,  nur  an  dieser  rechtswirksam  hören.  Jene  obligaten  Kollegien  aber, 
die  an  dieser  Fakultät  nicht  gelesen  werden  oder  an  der  philosophischen 
Fakultät  zu  hören  sind,  werden  die  Studierenden  bis  auf  weiteres  an  der 
Universität  in  Innsbruck  zu  besuchen  haben. 

Auf  diese  Studierenden  finden  hinsichtlich  ihrer  Frequenz  an  der  Uni- 
versität im  allgemeinen  die  für  außerordentliche  Hörer  überhaupt  geltenden 
Vorschriften  Anwendung.  Für  die  Befreiung  derselben  von  dem  an  der 
Universität  zu  entrichtenden  Kollegiengelde  seitens  des  Professorenkollegiums 
der  dortigen  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  sind  die  an  der 
Fakultät  mit  italienischer  Vortragssprache  erlangten  Kolloquienzeugnisse  als 
hinlängliche  Belege  der  wissenschaftlichen  Verwendung  anzusehen. 

5.  Rücksichtlich  der  Zusammensetzung  der  Spezialkommissionen  bei 
den  Staatsprüfungen  hat  es  bei  den  Anordnungen  des  MinErl.  vom  8.  März 
1902,  Z.  562/KUM,  zu  verbleiben,  i) 

Rechtshistorische  Staatsprüfungen,  die  in  italienischer  Sprache  abgelegt 
werden,  sind  in  den  Räumen  der  Fakultät  mit  italienischer  Vortragssprache 
vorzunehmen. 

Die  mit  dem  Erlasse  vom  8.  März  1002,  Z.  562/KUM «),  getroffenen 
Bestimmungen,  betreffend  die  an  der  Innsbrucker  Universität  in  italienischer 
Sprache  vorzunehmenden  strengen  Prüfungen  behufs  Erlangung  des  juridi- 
schen Doktorgrades,  treten  außer  Kraft  und  es  können  nunmehr  die  Rigorosen 
in  italienischer  Sprache  nur  an  der  Fakultät  mit  italienischer  Vortragssprache 
abgelegt  werden. 

Als  Examinatoren  im  Sinne  der  §§  7,  8,  9  und  10  der  MinVdg.  vom 
15.  April  1872,  RGBNr.  57,  sind  bei  der  Zusammensetzung  der  Prüfungs- 
kommission sowohl  die  ordentlichen  wie  die  außerordentlichen  Professoren 
dieser  Fakultät  anzusehen.  Wenn  für  ein  Prüfungsfach  weder  ein  ordent- 
licher noch  ein  außerordentlicher  Professor  bestellt  ist,  hat  zunächst  der 
mit  der  Supplierung  dieses  Faches  betraute  Privatdozent  als  Prüfer  ein- 
zutreten. In  Ermanglung  eines  solchen  oder  eines  Vertreters  eines  ver- 
wandten Faches  kann  ausnahmsweise  der  nidit  habilitierte  Supplent  des 
Prüfungsfaches  als  Prüfer  zugezogen  werden.  Soweit  es  vorübergehend  un- 
möglich ist,  nach  §  9  der  bezogenen  Ministerialverordnung  in  der  oben 
angegebenen  Weise  eine  Prüfungskommission  auf  vier  Mitglieder  (außer 
dem  Dekan  als  Vorsitzenden)  zu  ergänzen,  hat  der  vierte  Prüfer  zu  ent- 
fallen. Der  dem  letzteren  zukommende  Taxbetrag  ist  im  Sinne  des  §  15 
der  geltenden  Rigorosenordnung  in  die  Verteilung  nach  dem  Schlußsatze  des 
§  14  derselben  einzubeziehen. 
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Diejenigen  italienisdien  Kandidaten,  welche  ein  oder  zwei  Rigorosen 
nach  Maßgabe  des  MinEi4.  vom  8.  März  1902,  Z.  562/KUM,  mit  Schluß 
des  Studienjahres  1903/04  abgelegt  haben,  sind,  falls  sie  die  Rigorosen 
an  der  Fakultät  mit  italienischer  Vortragssprache  fortsetzen  wollen,  so  zu 
behandeln,  als  ob  sie  sich  den  Rigorosen  an  dieser  Fakultät  unterzogen 
hätten.  Hienach  beantwortet  sich  auch  die  Frage,  an  welcher  Fakultät 
ein  reprobierter  Kandidat  das  betreffende  Rigorosum  zu  wiederholen  hat. 

Die  Promotion  der  italienischen  Kandidaten  zu  Doktoren  der  Rechte 
erfolgt  bis  auf  weiteres  unter  der  Autorität  der  Universität  in  Innsbruck 
nadi  Maßgabe  der  Bestimmungen  der  juristischen  Rigorosenordnung  und 
des  Punktes  5  des  MinErl.  vom  8.  März  1902,  Z.  562/KUM. 

6.  Die  Disziplinargewalt  über  das  gesamte  der  Fakultät  mit  italienischer 
Vortragssprache  angehörende  Personal  und  über  die  Studierenden  dieser 
Fakultät  übt  das  Professorenkollegium  derselben  nach  Maßgabe  der  be- 
stehenden Vorschriften. 

Die  rechtskräftig  ausgesprochene  Verweisung  eines  ordentlichen  Studie- 
renden von  der  Fakultät  oder  von  der  Universität  in  Innsbruck  (§  13, 
Punkt  3  und  4  der  provisorischen  Disziplinarordnung)  gilt  auch  für  die 
andere  und  es  ist  daher  jedes  auf  Verweisung  lautende  Erkenntnis  des 
Professorenkollegiums,  beziehungsweise  des  akademischen  Senates  sofort 
nach  Rechtskraft  desselben  der  anderen  Disziplinarbehörde  mitzuteilen. 


V.  K.  k.  Jageüoiiisclie  Universität  in  Krakau. 

1364,  Errichtet  durch  die  SUßungsurkunde  König  Kasimir  des  Großen  vom  tZ  Mai  1364, 
Die  Bestätigung  Papst  Urbans  V,  schloß  von  der  Errichtung  die  theologische  Fakultät  aus,  wozu 
erst  Papst  Bonifacius  IX,  im  Jahre  1397  seine  Zustimmung  gab,  —  1400,  Restauration  der  UrUversität 
durch  König  Wladislaw  Jagiello  (26,  Juli  1400),  —  1805,  Übertragung  der  Universität  von  Lemberg 
mich  Kraltau  ß,  August  1805),  —  1849/50.  Nach  mehrfachen  Umgestaltungen  gelegentlich  der 
Universitätsreform  neu  organisiert,  —  1880,  Reorganisation  der  theologischen  Fakultät  (Ah,  EntschL 
vom  15,  August  1880).  Siehe  Nr,  9,  (Betreffs  der  sprachlichen  Einrichtung  siehe  Nr,  11  und  Nr,  12.) 

Nr.  9. 
Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  a.  U.  vom  20.  ingost  1880,  Z.  13.220, 

an  das  Professorenkollegium  der  theologischen  Fakultät  der  k.  k.  Universität 

in  Krakau, 

Ibetreffend  die  Organisation  der  theologischen  Fakultät  der  Universität 

in  iCrakan). 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  EntschL  vom  15.  August  1.  J. 
die  Errichtung  einer  ordentlichen  Lehrkanzel  für  Moraltheologie  und  einer 
außerordentlichen  Lehrkanzel  für  Kirchenrecht  an  der  theologischen  Fakultät 
in  Krakau  ag.  zu  genehmigen  und  mich  zu  ermächtigen  geruht,  die  betreffende 
Auslage  in  das  Präliminare  pro  1881  einzubeziehen. 
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Zugleich  haben  Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  der  gedachten  Fakultät 
vom  Sommersemester  des  Jahres  1881  ab  die  Ausübung  des  Promotions- 
rechtes ^)  zu  dem  theologischen  Doktorgrade  nach  Maßgabe  der  für  die 
übrigen  theologischen  Fakultäten  bestehenden  Vorschriften  ag.  zu  gestatten 
geruht 

Weiters  haben  Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  mit  Rücksicht  darauf,  daß 
hienach  diese  Fakultät  in  ihrer  Einrichtung  den  übrigen  theo- 
logischen Fakultäten  gleichstehen  wird,  vorbehaltlich  der  verfas- 
sungsmäßigen Genehmigung  der  bezüglichen  Auslage  ag.  zu  bewilligen 
geruht,  daß  vom  zweiten  Semester  des  kommenden  Studienjahres,  respektive 
vom  1.  April  1881  ab  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vonl  19.  März  1872, 
RGBNr.  30^),  betreffend  die  Gehalte  der  Professoren  an  den  theologischen 
Fakultäten,  für  die  theologische  Fakultät  in  Krakau  mit  der  Maßgabe  in 
Wirksamkeit  treten,  daß  diesen  Professoren  der  Anspruch  auf  Quinquennal- 
zulagen  von  dem  Zeitpunkte  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  erwächst 
und  sie  daher  in  die  erste  Quinquennalzulage  mit  1.  April  1886  einrücken. 

Endlich  hat  mich  Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  ag.  zu  ermächtigen  geruht, 
wegen  gesetzlicher  Regelung  der  Pensionsbehandlung  der  Professoren  an 
der  theologischen  Fakultät  in  Krakau  eine  Gesetzesvorlage  ^)  im  verfassungs- 
mäßigen Wege  einzubringen. 

Indem  ich  das  .  .  .  von  dem  Inhalte  dieser  Ah.  Entschließung,  durch 
welche  die  seit  Jahren  in  Schwebe  befindliche  Organisierung  der  theologi- 
schen Fakultät  ihrem  Abschlüsse  zugeführt  wird,  in  Kenntnis  setze,  bemerke 
ich,  daß  die  Besetzung  der  neu  systemisierten  Kanzeln  selbstverständlich  erst 
nach  verfassungsmäßiger  Genehmigung  der  betreffenden  Auslage  erfolgen 
kann  und  daß  es  daher  rücksichtlich  der  Vertretung  der  fraglichen  Fächer 
vorläufig  bei  den  bisherigen  Verfügungen  zu  verbleiben  hat. 

Ebenso  wird  die  Verfügung  wegen  Anweisung  der  erhöhten  Bezüge 
für  die  Professoren  der  theologischen  Fakultät  an  Stelle  ihrer  bisherigen  vom 
1.  April  1880  ab  nach  erfolgter  verfassungsmäßiger  Genehmigung  des  bezüg- 
lichen Mehraufwandes  zu  erfolgen  haben. 


VI.  K.  k.  Franzens-Universität  in  Lemberg. 

1661.  Errichtet  durch  die  St^ftungsurkunde  des  Königs  Johann  Kasimir  vom  21,  Jänner  1661 
Oesaiten-UntfersitatJ,  —  1764.  Umwandlung  in  eine  StaatsansiaU  (21.  Okiober  1784J.  —  1905. 
Umumndbmg  in  ein  Lyzeum  fB.  August  1905).  —  1916.  Erhebung  zur  Universiiäi  mit  einer  theo- 
logisdun,  juridisdien  und  philosophischen  Fakultät  (17.  Mai  1916).  —  1891.  Errichtung  der  medi' 
wüschen  Fakultät  (Ah.  EntschL  vom  25.  Oktober  1991).  Siehe  Nr.  10.  (Betreu  der  sprachlichen 
Einrichtung  siehe  Nr.  11  bis  Nr.  16.) 


>)  Mit  Ah.  EntschL  vom  13.  August  1947  wurde  die  Befugnis  der  theologischen  Fakultät  der 
Krakauer  Universität,  Doktoren  zu  promovieren,  suspendiert. 
■)  VgL  die  derzeit  geltenden  Qehaltsnormen  bei  Nr.  97. 
*)  Vgl.  hiezu  das  Gesetz  vom  14.  Mai  1996,  RGBNr.  74  (s.  Nr.  170). 
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Np.  10. 
ADS  dsm  Erlasse  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  27.  Oktober  1891, 

Z.  1939/KUM, 

an  den  Statthalter  für  Galizien, 

(betreffend  die  Aktivierung  einer  medizinischen  Fakultät  an  der 

Universität  in  Lemberg). 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  25.  Oktober 
1891  ag.  zu  genehmigen  geruht,  daß,  die  verfassungsmäßige  Bewilligung  der 
erforderlichen  Mittel  vorausgesetzt,  an  der  Universität  in  Lemberg  eine 
medizinische  Fakultät  mit  dem  Studienjahre  1894/95,  und  zwar  zunächst 
mit  dem  ersten  Jahrgange  und  sohin  sukzessive  in  den  nächsten  vier  Jahren 
mit   je   einem    weiteren    Jahrgange    aktiviert   werde. 


Betrefß  der  sprachliehen  Einrichtung  der  Universitäten  in  Krakau  und  Lemberg 
gelten  folgende  Bestimmungen: 

Np.  U. 
Erlaß  des  Ministers  für  K.  d.  ü.  vom  9.  Oktober  1868,  Z.  8808, 

an  die  Professorenkollegien  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten 

der  Universitäten  in  Krakau  und  Lemberg, 

(betreffend  die  Ausdehnung  der  Anwendung  der  polnischen  Sprache  als 
Vortrags-  und  Prfifungssprache  an  den  rechts-  und  staatswissenschaft- 
lichen Fakultäten  der  Universitäten  in  Krakau  und  Lemberg). 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  3.  d.  M. 
ag.   zu  genehmigen  geruht: 

1.  daß  an  der  Krakauer  Universität  in  teilweiser  Änderung  der  Ah. 
Entschl.  vom  4.  Februar  1861^)  nebst  den  bereits  in  dieser  dem  polnischen 
Vortrage  zugewiesenen  Lehrfächern  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 
Fakultät  auch   das   österreichische   Zivil-  und   Strafrecht,   Zivil-  und   Straf- 


')  Auf  Orund  Ah.  Entschl,  vom  4,  Februar  1861  wurden  mit  Erl^ß  des  Staatsministeriums  vom 
13,  Februar  1961  ^  Z.  615,  bezuglich  der  Unterrichtssprache  an  den  drei  weltlichen  Fakultäten  der 
Krakauer  Universität  und  der  bei  den  theoretischen  Staatsprüfungen  daselbst  anzuwendenden 
Sprache  besondere  Bestimmungen  erlassen, 

Hienach  sollte  an  der  medizinischen  Fakultät  in  Zukunft  die  polnische  Sprache  die 
Unterrichtssprache  sein,  der  deutschen  Sprache  jedoch  beim  Unterrichte  die  wünschenswerte 
Berflcksichtigrung  zu  teil  werden.  An  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  sollte  die 
polnische  Sprache  als  Unterrichtssprache  fflr  die  allgemeinen  Lehrfächer,  die  deutsche  Sprache 
aber  als  Unterrichtssprache  für  die  positiven  Österreichischen  und  deutschen  Rechtsfächer  An- 
wendung finden.  An  der  philosophischen  Fakultät  wurde  grundsätzlich  die  polnische  Sprache 
als  Unterrichtssprache  bestimmt,  fflr  die  Oymnasiallehramtskandidaten  aber  in  Bezug  auf  den 
Unterricht  in  der  deutschen  Sprache  besondere  Bestimmungen  getroffen. 

Rflcksichtlich  der  Prflfungssprache  bei  den  theoretischen  Staatsprüfungen  wurde  ange- 
ordnet, dafi  vor  den  Prflfungskommissionen  in  Krakau  die  theoretischen  Staatsprüfungen  von  den 
RechtshOrem  der  dortigen  Hochschule  in  derselben  Sprache  abzulegen  sind,  in  welcher  die  Gegen- 
stände, aus  denen  sie  abgelegt  werden  sollen,  vorgetragen  werden. 
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verfahren,  dann  Handels-  und  Wechselrecht  anstatt  in  der  deutschen   fortan 
systemmäßig  in  der  polnischen  Sprache  vorgetragen  werde  ^); 

2.  daß  den  Rechtshörern  sofort  unbedingt  freigestellt  werde,  bei  den 
theoretischen  Staatsprüfungskommissionen  in  Krakau  und  Lemberg  die 
Prüfung  aus  jenen  Lehrfächern,  für  welche  an  der  betreffenden  Universität 
die  Vorträge  systemmäßig  in  polnischer  Sprache  gehalten  werden,  in  pol- 
nischer Sprache  abzulegen; 

3.  daß  ebenso  den  Kandidaten  des  rechts-  und  staatswissen^chaftlichen 
Doktorgrades  an  der  Krakauer  Universität  freigestellt  werde,  unter  der  hier 
sub  2  enthaltenen  Voraussetzung  die  strengen  Prüfungen  in  polnischer 
Sprache  zu   bestehen. 

(Zusatz  für  Krakau) :  Die  Dozenten  der  betreffenden  Lehrfächer  werden 
hiemit  aufgefordert,  sich  bei  ihren  Vorträgen  in  denselben  fortan  der  pol- 
nischen Unterrichtssprache  zu  bedienen. 


Np.  12. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministeriums  fQr  K.  n.  U.  vom  14.  Mal  1870, 

Z.  4034.  MVBNr.  87. 

an  den  Leiter  der  Statthalterei  für  Galizien  und  Krakau, 

betreffend    die  Vervollständlgiing   der   polnischen   Vorträge    an    der 

Universität  in  Krakau. 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  30,  April  d.  J.  ag. 
zu  genehmigen  geruht,  daß  vom  Wintersemester  1870/71  angefangen,  soweit 
tunlich  aber  schon  während  des  Sommersemesters  1870,  für  alle  Vorträge 
der  ordentlichen  und  außerordentlichen  Professoren  an  der  weltlichen  Fakul- 
täten der  Krakauer  Hochschule  die  polnische  Sprache  in  Anwendung  zu 
kommen  habe,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  auch  künftig  in  deutscher  Sprache 
abzuhaltenden  Vorträge  über  deutsche  Sprache  und  Literatur.') 


Np.  13. 
ErlaA  des  Ministers  far  K.  u.  U.  vom  11.  Juli  1871,  Z.  523/Pras., 

an  den  Statthaltereileiter  für  Galizien  und  an  den  akademischen  Senat  der 

Universität  in  Lemberg, 

(betreffend  die  Beseitigung  der  bisherigen  Beschränkungen  in  der  Ab- 
haltung polnischer  und  ruthenischer  Vorträge  an  der  Universität  in 

Lemberg). 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  4.  d.  M. 
3g.  anzuordnen  geruht,  daß  die  Beschränkungen,  welche  der  Abhaltung  von 

>)  Vg^l.  hiezu  den  MinErl.  vom  14.  Mai  1870,  Z.  4034,  MVBNr.  87  (s.  Nr,  12),  betreffend 
die  Ansdehnong  des  Gebrauches  der  polnischen  Sprache  als  Vortragssprache  an  der  Krakauer 
Universität. 

*)  Hlednrch  wurde  der  unter  Nr.  11  abgedruckte  Ministerialerlaß  wesentlich  modifiziert. 
-  Mit  MinErl.  vom  19.  September  1871,  Z.  10.558  (s.  Nr.  646)  wurde  bei  den  Staatsprafungs- 
konmissionen  in  Krakau  die  polnische  Oeschftftssprache  eingefflhrt. 
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polnischen  und  ruthenischen  Vorträgen  an  der  rechts-  und  staatswissenschaft- 
lichen und  philosophischen  Fakultät  der  Universität  in  Lemberg  bisnun 
entgegengestanden  sind,  gänzlich  zu  entfallen  haben  und  auf  die  Lehr- 
kanzeln dieser  Fakultäten  in  Zukunft  nur  Kandidaten,  welche  zum  Vortrage 
in  einer  der  beiden  Landessprachen  vollkommen  befähigt  sind,  berufen 
werden  können.*) 

Die  Ah.  Absicht  Sr.  Majestät  ist  dahin  gerichtet,  daß  der  Lehre  der 
Wissenschaft  an  der  Lemberger  Universität  in  den  beiden  dort  einheimischen 
Landessprachen  ein  freies  Feld  geöffnet  werde.  £>emgemäß  ist  es  nunmehr 
allen  jenen  Dozenten,  welche  einer  der  beiden  Landessprachen  mächtig  sind, 
sich  aber  angesichts  der  bisher  bestandenen  Beschränkungen  in  ihren  Vor- 
lesungen der  deutschen  Sprache  zu  bedienen  bemüßigt  waren,  freigestellt, 
vom  nächsten  Wintersemester  an  polnisch  oder  ruthenisch  vorzutragen. 

Der  Habilitation  von  Privatdozenten,  welche  ihre  Vorträge  in  einer 
der  beiden  Landessprachen  zu  halten  beabsichtigen,  sollen  fortan  keinerlei 
Hindernisse  in  den  Weg  gestellt  werden.  Im  Gegenteile  werden  sich  die 
akademischen  Behörden  angelegen  sein  lassen,  das  diesfällige  Streben  junger 
Kräfte  nach  Tunlichkeit  zu  unterstützen  und  zu  fördern. 

Am  wenigsten  darf  aber  von  ihnen,  wie  das  in  der  neuesten  Zeit 
vorgekommen,  gefordert  werden,  daß  sie  die  von  ihnen  einzureichenden 
Habilitationsarbeiten  in  einer  anderen  Sprache  verfassen  oder  ihre  Probe- 
vorlesungen und  Kolloquien  in  einer  anderen  als  ihrer  künftigen  Vortrags- 
sprache abhalten. 

Wo  zur  Würdigung  der  in  einer  der  beiden  Landessprachen  abgefaßten 
wissenschaftlichen  Arbeiten  bei  Habilitationsakten  oder  bei  Erstattung  von 
Besetzungsvorschlägen  die  dermaligen  Kräfte  der  Professorenkollegien  nicht 
ausreichen  sollten,  gestatte  ich,  daß  sie  sich  in  jedem  einzelnen  Falle 
des   Beirates  von   Sachverständigen  bedienen. 

Ich  lade  den  k.  k.  akademischen  Senat  ein,  dafür  zu  sorgen,  daß 
einerseits  bei  Entwerfung  der  Lektionspläne  für  das  Wintersemester  1871/72 
dem  vorstehenden  Grundsätze  Rechnung  getragen  werde,  andrerseits  aber, 
daß  die  ausständigen  Besetzungsvorschläge  unter  genauer  Einhaltung  der 
betreffenden  Weisung  ungesäumt  anher  erstattet  werden. 

Eine  weitere  Folge  dieser  Ah.  genehmigten  Bestimmung  ist  es,  daß 
von  nun  an  Eingaben  in  polnischer  oder  ruthenischer  Sprache  anstandslos 
entgegenzunehmen  und  von  Seite  der  akademischen  Behörden  die  nötigen 
Veranlassungen  zu  treffen  sein  werden,  daß  die  Erledigung  über  dieselben 
in  der  betreffenden  Landessprache  hinausgegeben  werden  kann.^) 


^)  Kundgemacht  in  dem  am  15.  Juli  1871  herausgegebenen  Ministerialverordnungsblatte 
Stack  XI. 

*)  In  dem  an  den  StatthaUereileiter  gerichteten  Erlasse  wurde  überdies  bemerkt:  Als  eine 
weitere  Folge  der  obigen  Allerhöchsten  Entschließung  mufi  es  bezeichnet  werden,  daß  die  zu 
der  juristischen  und  philosophischen  Fakultät  in  Beziehung  stehenden  Prflfungskommissionen 
entsprechend  zusammengesetzt  werden.  Es  darf  fflrderhin  nicht  angehen,  daß  Kandidaten,  welche 
sich  den  Staatsprüfungen  oder  der  Befähigungsprüfung  für  das  Lehramt  an  Mittelschulen  in 
Lemberg  unterziehen,  genötigt  werden,  dieselben  in  der  deutschen  Sprache  zu  bestehen.  (Mit 
MinErl.  vom  12.  Oktober  1867,  Z.  8386,  waren  auf  Grund  Ah.  Entschl.  vom  9.  Oktober  1867 
Bestimmungen  über  die  Prüfungssprache  bei  den  theoretischen  Staatsprüfungen  in  Lemberg  ge- 
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Np.  14. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  S.  Mai  1879.  Z.  6275, 

MVBNr.  33, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Lemberg, 
betreffend  die  Prflfuiii^-  und  Amtssprache  an  der  Lemberger  Universität 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  27.  April  d.  J. 
ag.  zu  genehmigen  geruht,  daß  die  polnische  Sprache  in  der  Art  und  Weise 
und  der  Ausdehnung,  in  welcher  dieselbe  durch  die  Verordnung  vom 
5.  Juni  1869,  LGuVB  vom  Jahre  1869,  Nr.  24 1),  bei  den  in  §§  1—3 
dieser  Verordnung  angeführten  Behörden  und  Amtern  eingeführt  worden 
ist,  auch  als  Qeschäftssprache  der  akademischen  Behörden  der  Lemberger 
Universität  zu  gelten   hat. 

Weiters  haben  Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  ag.  anzuordnen  geruht, 
daß  als  Prüfungssprache  bei  den  strengen  Prüfungen  an  den  weltlichen 
Fakultäten  die  polnische  Sprache  angesehen  werde,  mit  alleiniger  Ausnahme 
der  Prüfung  aus  dem  deutschen  Rechte,  welche,  insolange  dieses  Recht 
noch  in  der  deutschen  Sprache  vorgetragen  wird,  auch  in  dieser  Sprache 
vorzunehmen   ist. 

Zugleich  bleibt  jedoch  den  Kandidaten  der  strengen  Prüfungen  gestattet, 
vorausgesetzt,  daß  die  nach  den  Bestimmungen  der  Rigorosenordnung  zur 
Teilnahme  an  dieser  Prüfung  berufenen  Professoren  der  betreffenden  Sprache 
mäditig  sind,  die  Prüfung  auch  in  der  deutschen  oder  ruthenischen  Sprache 
abzulegen. 

Hievon  setze  ich  das  Rektorat  zur  weiteren  Veranlassung  mit  dem 
Beifügen  in  Kenntnis,  daß  die  Handkataloge  und  KoUoquienzeugnisblankette, 
welche  zum  Gebrauche  der  nicht  in  polnischer  Sprache  vortragenden  Pro- 
fessoren bestimmt  sind,  in  der  bezüglichen  Sprache  auszufertigen  sind  und 
daß  den  anher  vorzulegenden  Sitzungsprotokollen  der  akademischen  Behörden 
stets   eine  deutsche  Übersetzung  beizulegen  ist. 


Np.  15. 

Ans  dem  Eriasse  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  5.  April  1882, 

Z.  5204, 

an  1.  den  Statthalter  für  Galizien,  2.  das  Dekanat  der  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Fakultät  der  Universität  Lemberg, 

(betreffend  die  Vortragssprache  an  der  Universität  Lemberg). 

Was  .  .  .  den  Fortbestand  der  ruthenischen  Lehrkanzeln  (an  der  Lem- 
berger Universität)  betrifft,  so  bemerke  ich,  daß  .  .  .  nach  der  gegenwärtigen 

troffen  worden,  welche  den  Gebrauch  der  polnischen  und  ruthenischen  Sprache  bei  der  rechts- 
historischen und  judiziellen  Staatsprflfung^  erweiterten.)  Es  mufi  ihnen  (den  Kandidaten)  vielmehr 
die  M&sflichkdt  eröffnet  werden,  sich  die  Prflfungssprache,  ebenso  wie  an  der  Universität  mit 
dem  Dozenten  auch  die  Vortragssprache,  zu  wählen.  Hienach  mufi  also  eine  Reorganisierung 
der  bestehenden  Prflfnngskommissionen  vorgenommen  werden. 
')  Abgedruckt  im  MVBNr.  62  ex  1869. 
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Einrichtung  der  Lemberger  Universität  alle  Professoren  in  der  Regel  zur 
Abhaltung  der  ihnen  obliegenden  Vorlesungen  in  der  polnischen  Sprache 
verbunden  sind,  wovon  nur  in  jenen  Fällen  eine  Ausnahme  einzutreten  hat^ 
wo  durch  die  Regierung,  unbeschadet  des  für  jeden  Kandidaten  geltenden 
Erfordernisses  der  vollkommenen  Kenntnis  einer  der  beiden  Landessprachen 
eine  anderweitige  Bestimmung  getroffen  wird,  oder  bereits  früher  getroffen 
wurde,  wie  dies  eben  in  Ansehung  der  in  Frage  stehenden,  für  den  Vortrag 
in  ruthenischer  Sprache  bestehenden  Lehrkanzeln  der  Fall  ist. 


Nr.  16. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.  a.  ü.  Tom  20.  MSrz  1902. 

Z.  S83/KUM. 

an  den  k.  k.  Statthalter  für  Qalizien, 

(mit  welchem  nachstehende  Beschlfisse  des  akademischen  Senates  der 
Universität  in  Lemberg  zur  Kenntnis  genommen  worden): 

1.  In  Obereinstimmung  mit  dem  §  24  des  auf  Grund  Ah.  Entschl. 
vom  29.  September  1850  erflossenen  MinErl.  vom  1.  Oktober  1850, 
RGBNr.  370^),  sollen  die  Meldungsbücher  (Indices)  ausschließlich  in 
lateinischer  Sprache  ausgefertigt  werden.  Nur  der  Inhalt  der  Vorlesungen 
kann  in  derjenigen  Sprache  eingeschrieben  werden,  in  welcher  sie  gehalten 
und  in  dem  Lektionskataloge  angekündigt  werden.  Die  Rubriken  auf  dem 
Umschlage  und  der  ersten  Seite  des  Meldungsbuches  sind  daher  lateinisch 
auszufüllen;  die  Namen  der  Vortragenden  sind  in  der  Weise  einzutragen» 
in  welcher  sie  im  Lektionskataloge  angeführt  sind.  Die  eigenhändige  Unter- 
schrift der  Studierenden  unterliegt  nicht  diesen  Bestimmungen. 

2.  In  Übereinstimmung  mit  dem  auf  Grund  Ah.  EntschL  vom  27.  April 
1879  ergangenen  MinErl.  vom  5.  Mai  1879,  Z.  6275,  MVBNr.  33, 
soll  für  alle  übrigen  Universitätsdrucksorten,  insofern  dieselben 
nicht  lateinisch  sind,  die  polnische  Amtssprache  verbindlich  sein,  ausge- 
nommen die  in  dem  obzitierten  Erlasse  taxativ  bezeichneten  Handkataloge 
und  Kolloquienzeugnisse,  welche  der  Vortragssprache  der  Professoren 
angepaßt  sind. 

3.  Alle  schriftlichen  Antworten,  welche  auf  schriftliche  Eingaben 
behändigt  werden,  sollen  in  jener  Landessprache  hinausgegeben  werden, 
in  welcher  die  betreffende  Eingabe  verfaßt  ist^) 


0  Allgemeine  Studienordnung  (s.  Nr.  365). 

*)  Anläßlich  einer  Besehwerde  ruthenischer  Studierender  der  Universität  in  Lemberg  wegen 
Verweigerung  der  Ausstellung  von  in  ruthenischer  Sprache  abgefqßien  Legitimationskarten  wurde 
in  den  Entscheidungsgränden  tum  (abweisüchen)  Erkenninisse  des  Reichsgerichtes  vom  22.  April  1904, 
Z.  137,  folgendes  bemerkt:  Aus  den  gesetzlichen  Bestimmungen  (Gesetz  vom  27.  April  1873> 
ROBNr.  63,  betreffend  die  Organisation  der  akademischen  Behörden)  ergibt  sich»  dafi  die  im- 
matrikulierten Studierenden  einer  Universität  gegenfiber  den  UniversitätsbehOrden  (Professoren- 
kollegium mit  Dekan,  akademischer  Senat  mit  Rektor),  deren  Beaufsichtigung  und  Disziplinar- 
gewalt sie  unterstellt  sind,  als  Parteien,  das  ist  als  aufierhalb  des  Universititsverbandes  stehende 
Personen,  nicht  angesehen  werden  kOnnen,  daher  auch  im  Verkehr  mit  denselben  nur  jene 


Einleitung^:  Errichtunsr,  Reclitsstellung:,  sprachliche  Einrichtung.  21 

VII.  K.  k«  Franz  Josef-Universität  in  Czemowitz. 

Np.  17. 
Gesetz  Yom  31.  MSrz  1875,  RßBNr.  40,  MTBNr.  19, 

mit  welchem  die  Errichtung  einer  Universität  in  Czernowitz  angeordnet 
und  die  systemmäBige  erste  Gehaltsstufe  der  Professoren  an  derselben 

festgesetzt  wird. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

§  1.  Es  wird  eine  Universität  in  Czernowitz  errichtet,  welche  ihre 
Wirksamkeit  mit  dem  Wintersemester  1875/76  zu  beginnen  hat. 

Die  Unterrichts-  und  Geschäftssprache  ^)  derselben  ist  die  deutsche. 

§  Z  Die  systemmäßige  erste  Gehaltsstufe  der  ordentlichen  Professoren 
derselben  beträgt  an  der  theologischen  Fakultät  1400,  an  den  anderen 
Fakultäten   1800   Gulden.'') 

§  3.  Mit  der  Vollziehung  dieses  Gesetzes  ist  der  Minister  für  Kultus 
und  Unterricht  beauftragt 


Vorschriften  mM&gebend  sind,  welche  fflr  die  OeschUtssprache  oder  für  die  Sprache  des  inneren 
Dienstes  bestehen. 

Die  den  Studierenden  der  Universitftten,  insbesondere  auch  jenen  der  Universität  in 
Ltmbw^,  an!  Omnd  von  Beschlossen  des  akademischen  Senates  ausgefolgten  Lesfitimationskarten 
werden  anl3iSlich  der  Inskription  denselben  von  der  akademischen  BehOrde  zu  dem  Zwecke 
losgefertiKt,  um  die  Studierenden  als  Angehörige  der  Universität,  rOcksichtlich  als  immatrikulierte 
Stndierende  an  den  Fakultäten  zu  kennzeichnen  und  als  solche  zu  legitimieren.  Dieselben 
kOnnen  daher  zweifellos  auch  nur  als  solche  Dokumente  angesehen  werden,  welche  im  inneren 
Dienstbereiche  der  akademischen  Behörden  von  diesen  fflr  die  ihrer  Leitung  und  Disziplin  unter- 
stellten UniversitätshOrer  ausgestellt  werden,  weshalb  auf  dieselben  nur  die  fflr  die  Geschäfts- 
spräche  dieser  akademischen  Behörden  bestehenden  Vorschriften  Anwendung  zu  finden  haben. 

In  analoger  Weise  hat  sich  das  Reichsgericht  in  seinem  Erkenntnisse  vom  22.  April  1904, 
2.  IX,  anläßlich  der  Besehwerde  ruthenischer  Studierender  der  Lemberger  Universität  wegen  Ver- 
weigerang  der  Vorlesung  der  Angelobungsformel  bei  der  Immatrikulation  in  ruthenischer  Sprache 
aasgesprochen:  Der  nach  §  17  des  MinErl.  vom  1.  Oktober  1850,  ROBNr.  370  (Allgemeine 
Stiidienordnung)  Ober  Anordnung  des  Rektors  stattfindende  feierliche  Immatrikulationsakt .  .  .  kann 
nicht  als  ein  Akt  des  Parteienverkehres,  sondern  nur  als  eine  im  inneren  dienstlichen  Verkehre 
zwischen  den  Universitätsbehörden  und  den  Studierenden,  welche  durch  ihre  Immatrikulation 
Aogehörige  der  Universität,  beziehungsweise  der  betreffenden  Fakultät  geworden  sind,  stattfindende 
Feierlichkeit  angesehen  werden,  bei  welcher  daher  auch  nur  die  Aber  die  Sprache  des  inneren 
Dienstes,  die  Oeschäftssprache  der  akademischen  Behörden  geltenden  Vorschriften  Anwendung 
zn  finden  haben. 

>)  Erk.  des  Reichsgerichtes  vom  25.  April  1901,  Z.  163  (Ztschr.  f.  Verw.,  XXXIV,  S.  155,  Nr.  37) : 
Dadurch,  dafl  durch  das  Gesetz  vom  31.  März  1875,  RGBNr.  40,  Aber  die  Errichtung  der 
Universität  in  Czemowitz  die  deutsche  Sprache  als  Unterrichts-  und  Oeschäftssprache 
Qonniert  wurde,  ist  die  davon  verschiedene  Frage  nicht  mit  entschieden  worden,  welcher  Sprache 
sich  dritte,  nicht  im  Universitätsverbande  stehende  Personen  in  ihrem  Verkehre  mit  dieser 
Univenität  zu  bedienen  haben.  Gemäfi  Art.  XIX  des  StGG  vom  21.  Dezember  1867, 
ROBNr.  142,  dflrfen  die  öffentlichen  Ämter,  daher  insbesondere  auch  die  Behörden  der  Universität 
Czemowitz,  soweit  sie  zur  Erledigung  administrativer  Angelegenheiten  berufen  sind,  die  An- 
nahme von  Eingaben  nicht  verweigern,  welche  in  einer  der  in  der  Bukowina  landesüblichen 
Sprachen,  insbesondere  in  der  ruthenischen  Sprache,  verfaßt  sind. 

•)  Vgl.  Oesetz  vom  19.  September  1898,  ROBNr.  167  fs.  Nr.  97). 
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Anhang. 

Die  als  Reste  aufgehobener  Universitäten  bestehenden  theologischen 

Fakultäten  in  Olmfttz  und  Salzburg. 

/.  OfmOtZ.  1570.  Bischof  Wilhelm  Prusinovsky  stiftet  eine  Universität  unter  der  Leitung 
des  Ordens  der  Gesellschaft  Jesu.  Bestätigt  durch  Papst  Gregor  XIII.  am  IS.  Februar  1572  und 
vom  Kaiser  Maximilian  II.  am  22.  Dezember  1573.  —  1617.  Bestätigung  und  Erweiterung  der 
Universitätsprivilegien  durch  Kaiser  Matthias  am  16.  November  1617.  —  1778.  Übertragung  der 
Universität  nach  Br&nn  (Hofdekret  der  Kaiserin  Maria  Theresia  vom  2t.  Mai  1778).  —  1781. 
Aufhebung  der  Universität  in  Br&nn  und  Verlegung  derselben  als  Lyzeum  (mit  theologischen  Vor- 
trägen) nach  Olmätz  (Hofdekret  des  Kaisers  Josef  II.  vom  14.  September  1781),  —  1827.  Erhebung 
zur  Universität  durch  Kaiser  Franz  I.  (Ah.  Entschl.  vom  11.  März  1827).  —  1851.  Aufhebung  der 
philosophischen  Fakultät  (Ah.  Entschl.  vom  9.  Oktober  1851).  ~  1855.  Aufhebung  der  rechts-  and 
staatswissenschaßlichen  Fakultät  (Ah.  Entschl,  vom  10.  August  1855). 

//.  Salzburg.  1619.  Erhebung  der  Gymnasiallehranstalt  der  vereinigten  Benediktiner- 
Ordensstiße  in  Salzburg  durch  Färsterzbischof  Paris  von  Lodron  zur  UniversÜät  unter  Inkorporierung 
derselben  in  den  Benediktinerorden,  Bestätigt  durch  Kaiser  Ferdinand  II,  am  9,  März  1620  und 
durch  Papst  Urban  VIII.  am  17.  Dezember  1620.  —  1810.  Aufhebung  der  Universität  durdi  die  königlich 
bayerische  Regierung  und  Umwandlung  in  ein  Lyzeum  (24.  Dezember  1810).  —  1818.  Errichtung 
eines  Lyzeums  mit  t/ieologischer,  philosophischer  und  medizinisch-chirurgischer  Anstalt  unter 
Kaiser  Franz  I.  mit  dem  Rechte  der  Erteilung  des  tlieologischen  und  philosophischen  Doktorgrades 
(Ah.  Entschl,  vom  1.  September  1818),  —  1850,  Aufhebung  des  bisherigen  Lyzeums  und  Bestätigung 
der  theologischen  Lehranstalt  als  Fakultät  (MinErL  vom  18,  Oktober  1850,  Z,  7356),  —  1871. 
Auflassung  der  medizinisch- chirurgischen  Lehranstalt  (Ah.  Entschl.  vom  30.  März  1871), 
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1.  Organisation  der  akademischen  Behörden. 

a)  Organisationsgesetz. 

Np.  18. 
Gesetz  vom  27.  AprU  1873,  RßBNr.  63,  MTBNr.  54, 

betreffend  die  Organisatioii  der  akademischen  Behörden.^) 

Mit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  an- 
zuordnen,  wie  folgt: 

§  1.  Die  Universitäten  gliedern  sich  in  Abteilungen,  welche  den  Namen 
Fakultät   führen. 

Die  Fakultäten  bestehen  aus  den  Lehrerkollegien  und  den  immatri- 
kulierten Studenten. 

§  2.  Das  Lehrerkollegium  einer  Fakultät  besteht  aus  den  sämtlichen 
ordentlichen  und  außerordentlichen  Professoren,  den  Privatdozenten  dieser 
Fakultät  und  den   Lehrern   im  engeren  Sinne  des  Wortes. 

Die  ordentlichen  und  außerordentlichen  Professoren  werden  vom  Staate 
bleibend^)   angestellt. 

Privatdozenten^)  sind  nicht  vom  Staate  bestellte,  sondern  von  diesem 
nur  zugelassene  Lehrer.  Sie  erwerben  durch  die  Zulassung  das  Recht, 
ihre  Vorlesungen  an  der  Universität  öffentlich  anzukündigen  und  in  einem 
Hörsaale   derselben  zu  halten. 

Lehrer  im  engeren  Sinne  ^)  sind  diejenigen,  welche  nicht  eine  Wissen- 
schaft vertreten,  sondern  eine  Kunst  oder  Fertigkeit.  Dazu  gehören  auch 
die  Lehrer  lebender  Sprachen,  insofern  sie  diese  nicht  vom  wissenschaft- 
lichen Standpunkte  aus,  sondern  zunächst  für  den  praktischen  Gebrauch 
zu  lehren   haben. 


*)  Dieses  Gesetz  ist  an  die  Stelle  des  provisorischen  Gesetzes  über  die  Organisation  der 
akademischen  Behörden  vom  30,  September  1648,  RGBNr,  401,  getreten, 

^  Durch  diese  gesetzliehe  Bestimmung  ist,  wie  der  MinErl.  vom  20,  Juni  1889,  Z.  6321, 
fs.  Nr.  126)  ausfährt,  die  durch  das  Ah,  Handschreiben  vom  9.  September  1826  eingeßUirte  Einrichtung 
des  Probetrienniums  aller  neu  angestellten  Lehrer  nicht  außer  Kraß  gesetzt  worden, 

>)  Vgl.  Nr,  187  0.  /.  —  Die  Privatdozentur  ist  keine  Staatsanstellung  (Erk.  des  VGH  vom 
13.  Mai  1880,  Z,  906,  Budw,,  IV,  772).  —  Ober  Anspräche  eines  Privatdozenten  an  einer 
Universität  gegen  das  Ärar  auf  Erteilung  einer  Remuneration  für  Vorträge  hat  lediglich  das 
Reichsgericht  zu  erkennen,  (Beschluß  des  VGH  vom  18,  Oktober  1886,  Z,  2467,  Exelsche 
Sammluttg,  II,  1469,) 

*)  VgL  Nr,  220  u,  f.;  insbesondere  den  MinErl,  vom  31,  Mai  1899,  Z,  9830,  MVBNr,  24 
5,  Nr,  220)  betreffend  die  Stellung  der  Lehrer  im  engeren  Sinne  an  den  Universitäten, 
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§  3.  Lehrer  an  einer  Fakultät,  welche  über  Disziplinen  einer  anderen 
zu  lesen  wünschen,  bedürfen  hiefür  der  Zustimmung  der  letzteren.^)  In 
Ermanglung  einer  Verständigung  hierüber  entscheidet  der  akademische 
Senat,  von  welchem  die  Berufung  an  den  Unterrichtsminister  ergriffen 
werden    kann. 

§  4.  Aus  dem  Lehrerkollegium  jeder  Fakultät  geht  das  Professoren- 
kollegium  als  die  unmittelbar  leitende   Behörde  derselben  hervor. 

§  5.  Das  Professorenkollegium  besteht  aus  den  sämtlichen  ordent- 
lichen und  außerordentlichen  Professoren,  doch  darf  die  Zahl  der  letz- 
teren   die    Hälfte    der    Zahl   der   ersteren    nicht   übersteigen.') 

Wäre  dies  der  Fall,  so  treten  diejenigen  außerordentlichen  Professoren 
ein,  welche  an  Dienstjahren  in  ihrer  Eigenschaft  als  außerordentliche  Pro- 
fessoren die  älteren  sind. 

Um  die  Interessen  der  Privatdozenten  im  leitenden  Lehrkörper  zu 
vertreten,  haben  zwei  derselben  in  ihm  Sitz  und  beratende  Stimme  in 
allen  ^)    zu   verhandelnden    Angelegenheiten. 

Eine  beschließende  Stimme  steht  ihnen  nur  in  den  in  §§  6  und  10 
bezeichneten   Fällen  zu. 

Es  müssen  jedoch  diese  Privatdozenten  bereits  wenigstens  durch  zwei 
Semester  in  der  Fakultät  als  Privatdozenten  lehren.^)  Sind  der  in  solcher 
Weise  zum  Eintritte  Befähigten  mehr  als  zwei  vorhanden,  so  wählen 
sämtliche  Privatdozenten  aus  den  zum  Eintritte  Befähigten  jährlich  ihre 
beiden  Vertreter  in  den  leitenden  Lehrkörper.*) 

§  6.  Der  leitende  Lehrkörper  wählt  jährlich  aus  der  Zahl  der  in 
ihm  enthaltenen  ordentlichen  Professoren  seinen  Vorstand,  welcher  den 
Namen  Dekan  führt. 

An  der  Wahl  nehmen  auch  die  beiden  Privatdozenten  teil,  welche 
im   Professorenkollegium   sitzen. 

§  7.  Zur  Gühigkeit  der  Wahl  ist  absolute  Stimmenmehrheit^)  erforder- 
lich, kommt  sie  auch  bei  wiederholter  Wahl  nicht  zu  stände,  so  wird  zur 


<)  VgL  dendurch  diese  Bestimmune  modifizierten  MinErl,  vom  26.  Mai  1868,  Z.  4108  fs,Nr.  150), 

*)  Erläutert  durch  MinErL  vom  9.  Februar  1884,  Z.  1698,  MVBNr.  8  (s.  Nr.  38J.  Es  unter- 
liegt keinem  Anstände,  einen  dem  Pro/essorenkoUegium  nicht  angehörenden  at^rordentlichen 
Professor  zu  den  Beratungen  des  Pro/essorenkoUegiums  mit  beratender  Stimme  zuzuziehen,  sofern 
dies  nach  dem  Gegenstände  der  Verhandlung  wßnschenswert  erscheint,  ^MinErL  vom  9,  April  1999, 
Z.  900ZJ 

Nach  dem  noch  derzeit  geltenden  Punkt  3  des  MinErl,  vom  Z  Oktober  1855,  Z.  15.162, 
ROBNr,  172,  haben  die  Dozenten  der  gerichtlichen  Medizin  und  der  Staatsrechnungswissenschaft, 
insofern  es  Rflcksichten  auf  den  Unterricht  und  die  Disziplin  erfordern,  zwar  den  Sitzungen 
des  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  ProfessorenkoUegiums  mit  Sitz  und  Stimme  beizuwohnen, 
sind  aber  im  flbrigen,  auch  wenn  sie  als  Professoren  angestellt  sind,  unbeschadet  ihres  Ranges 
und  Titels,  nicht  Mitglieder  des  Kollegiums,  wenn  sie  nicht  Doktoren  der  Rechte  sind. 

')  Es  macht  keinen  Unterschied,  ob  diese  Angelegenheiten  die  Interessen  der  Privatdozenten 
berühren  oder  nicht,    (MinAkt  Z,  7070  ex  1899.) 

*)  Das  von  einem  Privatdozenten  einmal  erworbene  passive  Wahlrecht  bleibt  im  Falle  der 
Übertragung  der  venia  docendi  an  eine  andere  Universität  aufrecht.    Vgl.  Nr.  30. 

*)  BezUgUch  des  Vorganges  bei  der  Wahl  der  Vertreter  der  Privatdozenten  vgl.  die  MinErl. 
vom  4.  März  1870,  Z.  7453,  ex  1860,  MVBNr.  40  (s.  Nr.  28),  vom  8.  Februar  1880,  Z.  1724 
MVBNr.  4  (s.  Nr.  34),  und  vom  20.  November  1898,  Z.  22.732  (s.  Nr.  44). 

*)  Ober  die  Berechnung  der  Maiorität  der  Stimmen  vgl.  Nr.  37. 
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engeren  Wahl  geschritten,  in  welche  nur  diejenigen  einbezogen  werden, 
welche  in  der  zweiten  Wahl  die  höchste  Stimmenzahl,  oder  wenn  deren 
nicht  mehrere   sind,   die   beiden   höchsten   Stimmenzahien    hatten. 

Führt  auch  sie  nach  dreimaliger  Wahl  zu  keinem  Resultate,  so  ent- 
scheidet der  akademische  Senat  zwischen  den  in  die  engere  Wahl  ein- 
bezogenen Kandidaten.  Der  abtretende  Dekan  kann  wieder  gewählt  werden. 

§  8.  Nur  der  abtretende  Dekan  kann  die  Wahl  ohne  Angabe  von 
Gründen  ablehnen,  jedes  andere  Mitglied  hat  die  Gründe  seiner  Ableh- 
nung anzugeben,  über  deren  Zulässigkeit  die  Wählenden  ohne  Debatte 
abstimmen.  ^) 

FäUt  die  Abstimmung  gegen  den  Ablehnenden  aus,  so  kann  er  die 
Berufung  an  den  akademischen  Senat  einlegen,  welcher  über  die  Zulässig- 
keit der  Ablehnung   definitiv   entscheidet. 

§  9.  Aus  den  ProfessorenkoOegien  geht  der  akademische  Senat  hervor. 

Er  besteht  aus  dem  Rektor,  dem  Prorektor  (Rektor  des  letztver- 
fiossenen  Jahres),  den  sämtlichen  Dekanen  und  den  Prodekanen  (Dekanen 
des  letztverflossenen  Jahres)  und  noch  je  einem  Mitgliede  aus  jedem 
Professorenkollegium. 

Die  letzteren  Mitglieder  werden  bei  Gelegenheit  der  Dekanswahl  von 
den  Professorenkollegien  auf  drei  Jahre  gewählt')  und  sind  auch  außer- 
ordentliche Professoren  hiezu  wählbar.  Die  austretenden  Mi^lieder  sind 
wieder  wählbar.  Für  die  etwaige  Ablehnung  dieser  Wahl  gelten  die  Be- 
stimmungen   des   §  8. 

§  10.  Der  Rektor  wird  jährlich  aus  der  Zahl  der  aktiven  ordent- 
lichen Professoren  sämtlicher  Fakultäten  gewählt.  Der  austretende  Rektor 
kann  wieder  gewählt  werden. 

Die  Wahl  geschieht  durch  die  Professorenkollegien  mit  Einschluß  der 
in  sie  aufgenommenen  Privatdozenten.  Zu  diesem  Zwecke  wählt  jedes 
Professorenkollegium  aus  sich  vier  Glieder,  von  denen  zwei  ordentliche 
Professoren  sein  müssen,  zwei  aber  auch  außerordentliche  Professoren  oder 
Privatdozenten   sein   können.') 

Die  so  Gewählten  versammeln  sich  unter  dem  Vorsitze  des  abtreten- 
den Rektors  und  wählen  in  der  für  die  Wahl  der  Dekane  (§  7)  bezeichneten 
Weise  den  Rektor.^)  Wenn  die  engere  Wahl  zu  keiner  Entscheidung  führt, 
so  entscheidet  das  Los. 

Lehnt  der  Gewählte  di6  Wahl  ab,  so  ist  zu  verfahren,  wie  im  gleichen 
Falle  bei  der  Wahl  des  Dekans;  die  Berufung  geht  an  den  Unterrichts- 
minister. 


0  Die  Obemahme  der  akademischen  Ämter  gehört  zu  dem  Pflichtenkreise  eines  jeden  Mit- 
Riedes  des  Professorenkoüegiums  fs.  Nr.  39), 

")  Ober  den  Vorgang  hei  der  Wahl  der  Mitglieder  des  akademischen  Senates  (Senatoren) 
vgL  Nr.  32;  aber  die  Vornahme  der  Ersatzwahl  im  Falle  des  Ausscheidens  eines  Senators  vgl.  Nr.  33. 
Die  aus  den  Professorenkollegien  in  den  Senat  entsendeten  Mitglieder  sind  nicht  als  Mandatare 
des  Professorenkoliegiums  anzusehen  (s.  Nr.  22). 

*)  Ober  den  Vorgang  bei  der  Wahl  der  Wahlmänner  für  die  Rektorswahl  vgl.  Nr.  32;  hin- 
«ehtiich  der  ZdßUung  der  Stimmen  bei  der  Wahlmännerwahl  vgl.  Nr.  43. 

*)  Die  Wahimänner  sind  zum  Erscheinen  bei  der  Rektorswahl  gesetzlich  verpflichtet  und 
haben  bei  jedem  Wahlgange  ihre  Stimme  abzugeben  fs.  Nr.  42). 
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§  11.  Die  Fähigkeit,  zu  akademischen  Würden  gewählt  zu  werden, 
ist   von    dem    Glaubensbekenntnisse    unabhängig. 

§  12.  Die  Konstituierung  der  akademischen  Behörden  geschieht  für 
jedes  Studienjahr  in  der  zweiten  Hälfte  des  vorletzten  Monates  des  Studien- 
jahres; sie  ist  mit  den  Wahlprotokollen  unverzüglich  dem  Unterrichts- 
minister zur   Bestätigung  vorzulegen.^) 

Die  neuen  Behörden  treten,  wenn  sie  die  Bestätigung  erhalten  haben, 
acht  Tage  vor  dem  Beginne  des  neuen  Studienjahres  in  Wirksamkeit;  bis 
zu  ihrem  Eintritte  fungieren  die  früheren  Behörden;  die  feierliche  In- 
stallation, wo  eine  solche  üblich  ist,  findet  beim  Beginne  des  Studien- 
jahres  statt.*) 

§  13.  Bei  dem  Abgange  oder  bei  Verhinderung  des  Rektors  wird 
derselbe  durch  den  Prorektor  und  dieser  durch  den  Dekan  jener  Fakultät, 
aus  welcher  der  Rektor  hervorgegangen  ist,  und  unter  gleichen  Umständen 
in  den  Professorenkollegien  der  Dekan  durch  den  Prodekan,  dieser  aber 
durch  den   im   Amte  ältesten  ordentlichen   Professor  vertreten. 

Ist  ein  akademischer  Würdenträger  in  dauernder  Weise  an  der  Er- 
füllung seiner  Funktion  gehindert^  so  hat  das  betreffende  Kollegium, 
beziehungsweise  der  akademische  Senat,  darüber  zu  entscheiden,  ob  eine 
Neuwahl  vorzunehmen  oder  die  Stellvertretung  auf  Orund  der  voran- 
gehenden   Bestimmungen   dieses    Paragraphen   fortzuführen   sei.^) 

§  14.  Das  Professorenkollegium  versammelt  sich  zu  regelmäßigen 
oder   außerordentlichen   Sitzungen   auf   Einladung  des   Dekans. 

Seinen  Wirkungskreis  bilden  alle  Unterrichts-  und  Disziplinarange- 
legenheiten,  welche  nicht  ausschließlich  dem  akademischen  Senate  vor- 
behalten  sind.^) 

Insbesondere^)    steht   jeder    einzelnen    Fakultät   zu: 

1.  Die  nächste  Sorge  für  die  Vollständigkeit  der  Lehrvorträge  auf 
dem  ihr  anvertrauten  Gebiete  der  Wissenschaften  und  das  Recht,  für  Be- 
setzung von  Professuren  Anträge  an  den  Unterrichtsminister  zu  stellen; 
auch  hat  sie  insbesondere  das  Vorleseverzeichnis  für  jedes  Semester  so 
zu   ordnen,   daß   jeder   Studierende,   welcher  die   gesetzliche   Zeit   an    der 


0  Die  Anträge  auf  Bestätigung  der  Wahlen  aller  akademischen  Funktionäre  sowie  der 
Prtmtdozentenvertreter  in  den  Professorenkollegien  sind  in  einem  einzigen  Berichte  vereinigt  in 
Vorlage  zu  bringen  fs,  Nr.  45), 

*)  Die  Inaugurationsfeier  des  Rektors  der  Universität  in  Czemowitz  wurde  auf  Orund 
Beschlusses  des  akademischen  Senates  vom  IB.  Juni  1901  von  nun  an  auf  den  2.  Dezember  als  den 
Tag  des  Regierungsantrittes  Sr.  Majestät  des  Kaisers  und  der  stattgehabten  Jubiläum^eier  der 
Universität  (1900)  verlegt. 

')  Im  Falle  einer  Neuwahl  des  Rektors  ist  die  Wahl  durch  von  den  Professorenkollegien 
neu  zu  wählende  Wahlmänner  vorzunehmen,  (MinErl,  vom  9.  Oktober  1996,  Z,  24.906.)  —  Der 
Prorektor  und  Prodekan  ist  niemals  durch  die  Wahl  zu  bestimmen  fs.  Nr,  X  und  Nr.  36).  Bei 
Errichtung  neuer  Universitäten  und  neuer  Fakultäten  wird  Jedoch  notwendigerweise  von  dieser 
Anordnung  Umgang  genommen.  —  Die  Resignation  eines  vom  Unterrichtsministerium  bestätigten 
akademischen  Funktionärs  bedarf  der  Zustimmung  dieses  Ministeriums  fs.  Nr,  40), 

*)  Siehe  auch  MinErl,  vom  5.  Juli  1851,  Z.  6485  fs.  Nr.  366),  Punkt  V, 

*)  Die  Punkte  1—5  sind  nicht  als  eine  taxative  Aufzählung  der  in  den  Wirkungskreis  des 
Professorenkollegiums  fallenden  Angelegenheiten  anzusehen  fMinErL  vom  8.  April  1897, 
Z.  577/KUM). 
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Fakultät  zubringt,  Gelegenheit  habe,  die  sämtlichen  Hauptfächer,  und  zwar 
von  Professoren  zu  hören. 

2.  Die  nächste  Obsorge  für  die  an  ihr  bestehenden  Seniinarien,  Anstalten, 
fostitute,  Sammlungen,  sonstigen  wissenschaftlichen  Hilfsmittel,  soweit 
dieselbe  nicht  den  Leitern  dieser  Institute  obliegt. 

3.  Die  Aufsicht  über  die  bei  ihr  inskribierten  Studierenden. 

4.  Die  Verleihung  des  Doktorates  unter  Autorität  der  Universität. 

5.  Die  Erteilung  von  Gutachten  i)  über  Gegenstände,  welche  ihrem 
Gebiete    angehören. 

§  15.  Jeder  Professor,  welcher  Mi^lied  des  Professorenkollegiums  ist, 
hat  die  Pflicht,  bei  den  Versammlungen  desselben  zu  erscheinen  oder  sein 
Wegbleiben  zu  entschuldigen. 

Ober  die  Zulässigkeit  der  angeführten  Entschuldigungsgründe  urteilt 
der  Lehrkörper  ohne  Debatte;  das  Urteil  wird  im  Protokolle  verzeichnet. 

Erscheint  ein  Professor  in  drei  aufeinander  folgenden  Sitzungen  nicht, 
ohne  daß  seine  Abwesenheit  dem  Lehrkörper  gerechtfertigt  erscheint,  oder 
bleibt  er  überhaupt  häufig  weg,  so  ist  der  Dekan  verpflichtet,  ihn  schriftlich 
zum  Erscheinen  aufzufordern  und,  wenn  dies  ohne  Erfolg  ist,  dem  akade- 
mischen Senate  die  Anzeige  zu  machen.  Ist  auch  dies  fruchtlos,  so  hat 
der  akademische  Senat  Bericht  an  den  Unterrichtsminister  zu  erstatten. 

§  16.  Zu  einem  gültigen  Beschlüsse  ist  die  Anwesenheit  der  Hälfte 
der  Ptofessoren,  welche  Mitglieder  des  Kollegiums  sind,  notwendig. 

§  17.  Gegen  das  Ende  jedes  Studienjahres  beruft  der  Dekan  sämtliche 
Lehrer  mit  Einschluß  aller  Privatdozenten  und  der  Lehrer  im  engeren  Sinne 
(§  3)  zu  einer  allgemeinen  Versammlung,  in  welcher  die  Wünsche  und 
Anträge  aller  Gegenwärtigen  in  Betreff  des  Unterrichtes  und  der  Disziplin 
vorzubringen   und  zu  besprechen  sind. 

Das  Protokoll  der  Versammlung,  über  dessen  Inhalt  das  Professoren- 
kollegium  in  einer  darauffolgenden  Sitzung  sein  Gutachten  abzugeben  hat, 
wird  mit  diesem  Gutachten  an  das  Ministerium  eingesendet. 

§  18.  Der  Dekan  ist  der  Vorstand  der  Fakultät  und  der  Vorsitzende 
des  Professorenkollegiums,  er  trägt  zunächst  die  Verantwortlichkeit  für 
die  Vollziehung  der  betreffenden  Gesetze  und  Verordnungen,  er  hat  daher 
die  Pflicht,  diese  Vollziehung  zu  beaufsichtigen,  auf  Mängel  in  derselben 
aufmerksam  zu  machen,  sie  zu  rügen  und  nötigenfalls  dem  akademischen 
Senate  und  dem  Ministerium  zur  Kenntnis  zu  bringen.  Insbesondere  hat  er 
für  Einhaltung  eines  ordnungsmäßigen  Vorganges  bei  den  Doktorats- 
prüfungen   zu   sorgen. 

Glaubt  er  die  Ausführung  eines  Beschlusses  des  Kollegiums  nicht 
verantworten  zu  können,  so  legt  er  den  Fall  dem  Unterrichtsministcr  vor. 

Kurrente  ^)  Geschäftsstücke  und  alle,  welche  nur  einer  einfachen  An- 
wendung bestehender  Vorschriften  bedürfen,  erledigt  er  selbst  und  berichtet 


')  Vgl.  Nr,  73  u.  /. 

Azs  Professorenkollegium  ist  berechtigt,  den  Begriff  der  kurrenien  QeschäftsstScke  tu 
erwtiternj  und  dem  Dekan  steht  es  zu,  sieh  hei  deren  Erledigung  unter  eigener  VeranwortUchkeit 
eitles  Beirates  zu  bedienen  (s,  Nr.  23). 


23  '•  '^^^1*  Organisation  und  Verwaltung;  A.  Organisation  der  Universitäten. 

darüber  dem  ProfessorenkoUegium  in  der  nächsten  Sitzung;  wo  Gefahr 
im  Verzuge  ist,  trifft  er  selbständig  die  erforderliche!)  Anordnungen.^) 

§  19.   Der  akademische  Senat  ist  die  oberste  akademische  Behörde. 

Seinen  Wirkungskreis  bilden  alle  allgemeinen  Angelegenheiten  der 
Universität,  mögen  sie  Verwaltungs-,  Unterrichts-  oder  Disziplinai^egenstäride 
betreffen,  sowie  alle  Angelegenheiten,  die  ihm  durch  Gesetze,  Statuten, 
Privilegien   oder  Stiftungen   zugewiesen   sind.^) 

Er  hat  über  alles,  was  zur  Universität  gehört,  die  Aufsicht  zu  führen  ^); 
es  steht  ihm  das  Recht  zu,  in  die  Verhandlungen  aller  Professorenkoliegien 
Einsicht  zu  nehmen,  Beschlüsse  einzelner  Kollegien  unter  unverzüglicher 
Einholung  der  Entscheidung  des  Ministeriums  zu  sistieren.  Ihm  unter- 
stehen die  Universitätsbeamten  und  die  Dienerschaft.  Er  übt  die  Disziplin 
über  das  gesamte,  der  Universität  angehörige  Personale^)  und  über  die 
Studierenden,  und  zwar  bezüglich  der  letzteren  in  dem  in  der  Disziplinar- 
ordnung^)   bestimmten    Umfange. 

Er  ist  die  nächste  Berufungsinstanz  gegen  Entscheidungen  der  Dekane 
und  Kollegien  und  entscheidet  Kompetenzstreitigkeiten  zwischen  den  ver- 
schiedenen Kollegien;  Kompetenzstreitigkeiten  zwischen  diesen  und  ihm 
selbst  legt  er  dem  Minister  vor.^ 

Durch  ihn  geht  die  Korrespondenz  der  Professorenkollegien  mit  dem 
Ministerium  und  er  ist  berechtigt,  sie  mit  seinem  Gutachten  einzubegleiten.^) 

§  20.  Der  akademische  Senat  versammelt  sich  regelmäßig  und  auBer- 
ordentiich  auf  Einladung  des  Rektors  unter  dessen  Vorsitze. 

Die  Mitglieder  sind  unter  sinngemäßer  Anwendung  des  §  15  zur 
Anwesenheit   verpflichtet. 


')  Bei  Erstattung  des  Vorlageberichtes  Ober  alle  im  ProfessorenkoUegium  verhandelten 
Angelegenheiten  ist  der  Dekan  zur  Abgabe  seiner  eigenen  Äußerung  berechtigt  und  eventuell 
verpflichtet  (s,  Nr,  41). 

*)  Vgl.  die  Anmerkung  *)  bei  §  14  dieses  Gesetzes, 

*)  Auf  eine  Anfrage  wurde  mit  Zusehrifl  des  k,  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  31,  März  1904, 
Z.  2201 1 MI,  im  Einvernehmen  mit  dem  k,  k.  Ministerium  für  K,  u,  U.  eröffnet,  dqß  hierlands 
keine  Vorschrift  besteht,  nach  welcher  das  Betreten  der  Universitatsräumlichlceiten  durch 
Organe  der  öffentlichen  Sicherheit  behufs  Vornahme  von  polizeilichen  Amtshandluns^n  unzu- 
lässig erschiene.  Auf  Orund  der  frflher  den  Universitätskollegien  zugestandenen  akademischen 
Gerichtsbarkeit  hat  sich  jedoch  bis  auf  die  Jetztzeit  die  Übung  erhalten,  dafi  innerhalb  der 
Universitätsräumlichkeiten,  dem  sogenannten  ,akademlschen  Boden',  die  polizeilichen  Funktionen 
zur  Aufrechthaliung  der  Ruhe  und  Ordnung  von  den  Universftätsorganen  selbst  ausgeflbt 
werden  (MinAkt  Z.  801/KUM  ex  1904). 

Mit  dem  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  ergangenen  Erlasse  des  Mini- 
steriums für  K.  u.  U.  vom  lö.fänner  1896,  Z.  2160/ KUM  wurde  über  eine  Anfrage  ausgesprochen, 
dqß  die  Zufahrtsrampe  des  Wiener  Universitätsgebäudes  zweifellos  der  auf  die  Aufrechthaltung 
der  öffentlichen  Ruhe,  Ordnung  und  Sicherheit  gerichteten  Obsorge  der  Polizeiorgane  unterstellt  ist. 

*)  Bezüglich  der  Disziplinargewalt  über  die  Beamten  der  Universitätskanzlel  siehe  §  5  der 
MinVdg,  vom  24.  Oktober  1875,  Z.  17.140,  MVBNr.  49  (s.  Nr.  262). 

»)  Nr.  523. 

*)  In  Betreff  der  Kompetenzlinie  zwischen  dem  akademischen  Senate  und  den  Professoren- 
kollegien bei  der  Entscheidung  über  nacfiträgliche  Aufnahmsgesuche  von  Studierenden  siehe  Nr.  21. 

^  Dem  Rektor  der  Universität  kann  nach  Maßgabe  des  §  19,  letzter  Absatz,  dann  des  §  21 
und  beziehungsweise  §  18,  letzter  Absatz  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873,  RQBNr,  63,  keineswegs 
das  Recht  abgesprochen  werden,  eine  in  ungehöriger  Weise  eingebrachte  Eingabe  von  der  Vorlage 
an  die  vorgesetzte  Behörde  auszuschließen  (MinErl.  vom  1.  funi  1889,  Z.  9998,  an  das  Rektorat  der 
Universität  in  Innsbruck). 
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Zu  einer  gültigen  Schlußfassung,  welche  nach  absoluter  Stimmenmehr- 
heit erfolgt,  ist  die  Anwesenheit  der  Hälfte  der  Mitglieder  erforderlich. 

§  21.   Der  Rektor  ist  der  Vorstand  des  akademischen  Senates.^) 

Er  hat  im  Verhältnisse  zu  diesem  die  nämlichen  Befugnisse,  welche 
dem  Dekane  im  Verhältnisse  zum  ProfessorenkoUegium  zustehen  (§  18). 

Er  trägt  zunächst  die  Verantwortung  für  die  Geschäftsführung  des 
akademischen   Senates. 

§  22.  Die  Geschäftsordnungen^)  des  akademischen  Senates  und  der 
Professorenkollegien  unterliegen  der  Genehmigung  des  Unterrichtsministers. 

§  23.  Die  an  den  Universitäten  Wien  und  Prag  bestehenden  Doktoren- 
koUegien')  hören  auf,  Teile  der  Fakultäten  und  der  Universitäten  zu  sein. 

Es  sind  daher  alle  jene  Satzungen  und  Gepflogenheiten  aufgehoben, 
vermöge  welcher 

a)  den  gedachten  Doktorenkollegien  ein  Anteil  an  dem  Vermögen  oder 
eine  Beteiligung  an  der  Leitung  und  Verwaltung  der  Angelegenheiten 
der  Fakultät  oder  Universität,  insbesondere  die  Teilnahme  an  den 
Doktoratsprüfungen  und  Promotionsakten,  sowie  der  Bezug  von  Taxen 
für  dieselben  zustand;   ferner 

b)  die  Zulassung  zur  Praxis  durch  den  Eintritt  in  eines  dieser  KoUeefien 
bedingt   war,   oder 

c)  aus  Anlaß  der  Promotion  bestimmte  Zahlungen  zu  Gunsten  der 
Doktorenkollegien  einzelner  Fakultäten  oder  ihrer  Witwensozietäten 
geleistet  werden  mußten. 

§  24.  Die  erwähnten  Doktorenkollegien  bestehen  als  selbständige 
Korporationen  fort  und  verbleibt  ihnen  insbesondere: 

a)  dasjenige  Vermögen,  welches  sie  bisher  besessen  und  unabhängig  vom 
akademischen  Senate  (Konsistorium)  und  dem  Rektor  verwaltet  haben; 

b)  das  Recht  zur  Verwaltung  und  Verleihung  derjenigen  Stiftungen,  welche 
sie  bisher  unabhängig    (lit  a)  verwaltet  und  verliehen  haben; 

c)  ihr  Archiv,  mit  Ausscheidung  derjenigen  Urkunden,  welche  sich  auf 
die  im   §  23  erwähnten  Angelegenheiten  beziehen; 

d)  ebenso  bleibt  das  Rechtsverhältnis  der  Doktorenkollegien  zu  den  mit 
ihnen   verbundenen  Witwensozietäten  unberührt. 

§  ^.  Ober  Streitigkeiten,  welche  bezüglich  der  Auseinandersetzung 
zwischen  einer  Universität  oder  Fakultät  einerseits  und  einem  Doktoren- 
kollegium andrerseits  entstehen,  entscheidet  der  Unterrichtsminister  mit  Vor- 
behalt des  Rechtsweges  in  den  dazu  geeigneten  Fällen. 

§  26.  Das  Kanzleramt  an  den  Universitäten  Wien  und  Prag  ist  auf 
die  katholisch-theologische   Fakultät  beschränkt. 

§  27.  Der  Unterrichtsminister  ist  mit  der  Ausführung  dieses  Gesetzes 
betraut  und  hat  die  hiezu  erforderlichen  Verordnungen  und  Obergangs- 
bestimmungen zu  erlassen. 


')  Die  Rektoren  der  Univenitäten  sind  auf  Qmnd  der  Landesordnungen  von  Niederösterrelek, 
BUhmen^  Steiermark,  Tirol,  Oalizien  and  der  Bukowina  Mitglieder  des  Landtages  des  betreffenden 
Kronlandes. 

*)  5.  Vorbemerkung  tu  Nr.  55  s.  /. 

*)  s.  Nr.  29. 


QQ  I.  Teil:  Orgranisation  und  Verwaltunsr;  A.  OrgfanisaÜon  der  Universitftten. 

Nr.  19. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  a.  U.  Yom  7.  Mal  1873,  Z.  5823. 

MTBNr.  55. 

I.   an  das  Universitätsrektorat  in  Wien  und  Prag,   II.  an  das  Universitäts- 
rektorat in  Graz,  Innsbruck,  Krakau  und  Lemberg, 

betreffend  die  Ausführung  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873  fiber  die 

Organisation  der  akademischen  Behörden« 

adl  und  II.  Zur  Ausführung  des  Gesetzes  vom  27.Aprill873,  RGNr.63, 
über  die  Organisation  der  akademischen  Behörden  finde  ich  auf  Grund  des 
§   27  dieses  Gesetzes  folgende   Bestimmungen   zu  treffen: 

Die  zur  Konstituierung  der  neuen  akademischen  Senate  erforderlichen 
Wahlen  sind  auf  Grund  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  sofort  nach 
Beginn  seiner  Wirksamkeit  vorzunehmen  und  hieher  zur  Bestätigung  vor- 
zulegen. Die  neuen  Senate  und  Funktionäre  treten  jedoch  gemäß  §  12 
des  Gesetzes  erst  acht  Tage  vor  dem  Beginne  des  nächsten  Studienjahres 
in  Wirksamkeit;  bis  dahin  fungieren  daher  die  bisherigen  akademischen 
Senate  und  Funktionäre  weiter  wie  bisher. 

ad  I.  Dies  gilt  auch  für  die  Kanzler  und  Dekane  der  DoktorenkoUegien 
sowohl  hinsichtlich  ihrer  Mitgliedschaft  am  Konsistorium  (akademischen 
Senate),  als  ihrer  Funktionen  bei  Rigorosen  und  Promotionen. 

Die  aus  Anlaß  der  Promotionen  bisher  zu  Gunsten  der  [>oktorenkol- 
legien  einzelner  Fakultäten  oder  ihrer  Witwensozietäten  zu  entrichtenden 
Zahlungen  entfallen  mit  dem  Tage,  an  welchem  das  Gesetz  vom  27.  April  d.J. 
in   Kraft  tritt,  gänzlich   (§  23  lit.  c). 

Der  neue  akademische  Senat  übernimmt  bei  seinem  Amtsantritte  (§  12) 
von  dem  bisherigen  Konsistorium  (akademischen  Senate)  und  den  Delcanaten 
alle  der  Universität,  respektive  einzelnen  Fakultäten  gehörigen  Vermögen- 
schaften,  Inventare,  Repertorien,  Urkunden,  Insignien,  Siegel  usw.,  und 
es  hat  das  Konsistorium  (Senat)  behufs  Vorbereitung  der  Übernahme  sofort 
Verzeichnisse  der  eben  erwähnten  Gegenstände  zu  verfassen. 


b)   Ergänzende  Bestimmungen  zum  Organisationsgesetz. 

Np.  20. 

Erlafi  des  Ministeriums  fOr  K.  n.  U.  vom  18.  Septeml)er  1852, 

Z.  8527, 

an  das  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Professorenkollegium  der 

Krakauer  Universität, 
<womit  bemerkt  wird,  daß  die  Professorenkollegien  auch  dann  einen 
bestimmten  Antrag  stellen  und  denselben  zu  begründen  haben,  wenn 
es  sich  um  einen  Fall  handelt,  dessen  Entscheidung  dem  Ministerium 

als  Qnadensache  vorbehalten  wird). 

Es    wird    zur    Danachachtung   für   künftige    Fälle    bemerkt,    daß    bei 
J^ragen,  deren   Entscheidung  dem   Unterrichtsministerium   als  Gnadensache 
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zusteht,  die  Professorenkollegien  durch  diese  Beschaffenheit  des  Verhand- 
lungsgegenstandes nicht  der  Verpflichtung  enthoben  sind,  einen  bestimmten 
Antrag  zu  stellen  und  denselben  zu  begründen. 


Nr.  21. 

Ais  dem  Erlasse  des  Mlnlsterloms  fOr  K.  n.  U.  vom  19.  Febmar  1853, 

Z.  338. 

an  den  akademischen  Senat  der  Lemberger  Universität, 

(betreifend  die  Kompetenzlinie  zwischen  dem   akademischen  Senate 
ttnd  den  Professorenkollegien  bei  der  Entscheidung  Aber  nachtrSgliche 

Anfnahmsgesttche  der  Studierenden). 

Bei  dem  bestimmten  Wortlaute  des  §  32  des  Gesetzes  vom  I.Oktober 
1850,  2L  370^)  kann  das  Unterrichtsministerium  keinen  genügenden  Grund 
finden,  denselben  durch  eine  Deklaration  über  die  Kompetenzlinie 
zwischen  dem  akademischen  Senate  einer-  und  den  Professoren- 
kollegien andrerseits  zu  erläutern.  Es  können  in  einzelnen  Fällen 
Rücksichten  und  Verhältnisse  eintreten,  welche,  unbeschadet  des  Grundsatzes, 
daß  diese  Frage  zunächst  von  dem  Professorenkollegium  zu 
entscheiden,  und  daß  diese  Entscheidung  in  der  Regel  für  den  akade- 
mischen Senat  präjudiziell  sei,  es  doch  hinlänglich  rechtfertigen,  wenn, 
in  Gemäßheit  des  allgemeinen  Verhältnisses  der  akademischen  Behörden 
zueinander,  der  akademische  Senat  auch  hierüber  sich  nicht  eines  jeden 
Entscheidungsrechtes  begibt. 


Np.  22. 

ADS  dem  Erlasse  des  Mlnlsterloffls  fOr  K.  o.  ü.  vom  21.  Juli  1853. 

Z.  6624. 

an  das  medizinische  Professorenkollegium  in  Prag, 

(wonach  Mitglieder  des  Prof  essorenkoUegiumSy  welche  im  akademischen 

Senate  Sitz  und  Stimme  haben»  dem  letzteren  nicht  als  Mandatare  des 

ersteren  beisitzen,  sondern  selbständig  stimmberechtigt  sind). 

Die  Mitglieder  des  medizinischen  Professorenkollegiums,  welche  im 
akademischen  Senate  Sitz  und  Stimme  haben,  sitzen  dem  Senate  nicht  als 
Mandatare  dieses  Kollegiums,  welche  im  Sinne  der  ihnen  vom  Kollegium 
g^ebenen  Weisung  zu  votieren  haben,  bei,  sondern  dieselben  haben  in 
dem  akademischen  Senate  selbständig  ihre  eigene  Ansicht  über  die  in 
Verhandlung  kommenden  Gegenstände  auszusprechen  und  zu  vertreten. 

»)  5.  Nr,  365. 
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Nr.  23. 

Erlaß  des  Mlnlstsrlams  fDr  K.  n.  U.  vom  13.  Dezember  1856, 

Z.  18.287/1057, 

(betreffend  die  Befugnis  des  ProfessorenkoUeginnis  zur  Erweiterung 
des  Umfanges  der  dem  Dekane  zur  eigenen  Erledigung  zukommenden 
knrrenten  Oeschältsstficke  nnd  das  Recht  des  Dekans,  sich  bei   Er- 
ledigung derselben  eines  Beirates  zu  bedienen). 

Nachdem  das  provisorische  Gesetz i)  über  die  Organisierung  der  akade- 
mischen Behörden  außer  der  sich  auf  kurrente,  sowie  durch  einfache  und 
unzweifelhafte  Anwendung  der  bestehenden  Vorschriften  zu  erledigende 
Geschäftsstücke  erstreckenden  Amtswirksamkeit  des  Dekans  nur  das  in 
befähigter  Anzahl  versammelte  Professorenkollegium  als  eigentliches  und 
integrierendes  Glied  der  akademischen  Leitung  in  erster  Instanz  anerkennt, 
kann  dem  Antrage,  an  die  Stelle  des  letzteren  einen  Senat  von  vier  Gliedern 
des  Lehrkörpers,  wenn  auch  nur  bei  Geschäftsstücken,  bei  denen  es  lediglich 
auf  Anwendung  der  bestehenden  Vorschriften  und  nicht  auf  prinzipielle 
Erörterungen  ankommt,  cum  auctoritate  pleni  treten  zu  lassen,  in  dieser 
Form  nach  Lage  der  bestehenden  Gesetze  keine  Folge  gegeben  werden. 

Es  steht  aber  nichts  im  Wege,  daß  das  Professorenkollegium  den 
Begriff  der  kurrenten  Geschäftsstücke,  die  der  Dekan  allein  zu  erledigen 
hat,  in  einer  angemessenen  Weise  ausdehne. 

Dem  Dekane  selbst  bleibt  es  dann  immerhin  unbenommen,  nach 
seinem  Ermessen  oder  in  Gemäßheit  eines  dahin  abzielenden  Beschlusses 
des  Kollegiums,  sich  einen  stabilen  oder  wechselnden  Beirat,  mehrere 
Professoren  beizugesellen,  deren  Ansichten  er  zu  seiner  eigenen  Beruhigung 
bei  Erledigung  der  vermehrten  Kurrentien  vernehmen  mag  oder  ver- 
nehmen  soll. 

Nur  versteht  es  sich  dann  von  selbst,  daß  die  Verantwortlichkeit  der 
Erledigung  nicht  diese  Beiräte,  sondern  nur  immer  den  Dekan  zu  treffen 
haben  wird. 

Nr.  24. 

Erlaß  des  Mlnlsteriiuns  fDr  K.  n.  U.  vom  14.  Jonl  1858, 

Z.  17.637  ex  1857, 

an    das  Dekanat   des    philosophischen  Professorenkollegiums    der  Prager 

Universität, 

(womit  es  als  unzulässig  erklärt  wird,  daß  von  Seite  der  akademischen 
Behörden  Anträge  auf  Erwirkung  von  Auszeichnungen  für  Universitäts- 
professoren eingebracht  werden). 

Indem  das  Dekanat  unter  dem  14.  Juni  1857  einen  kumulativen  Antrag 
auf  Erwirkung  Ah.  Auszeichnungen  für  drei  Fakultätsprofessoren  einbrachte, 

>)  Die  bezüglichen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  sind  mit  denen  des  deneä  geltenden. 
Gesetzes  vom  27,  April  J873,  RGBSr.  63  fs.  Nr.  18J,  kongruent. 
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hat  dasselbe  einen  Gegenstand  in  den  Bereich  kollegialer  Beratung  auf- 
genommen, welcher  seiner  Natur  nach  und  mit  Rücksicht  auf  die  unange- 
nehmen Folgen,  wekhe  die  Äußerung  abweichender  Meinungen  nach 
sidi  ziehen  müßte,  zu  einer  gründlichen  Erörterung  in  diesem  Kollegium 
nidit  geeignet  ist.  Aus  diesem  Grunde  haben  derlei  kollegialische  Anträge 
künftig  zu   unterbleiben.^) 

Nr.  25. 

Erlafi  des  Mlnlsterliiffls  fflr  K.  d.  U.  vom  25.  JSnner  1859. 

Z.  12.675/734  ex  1858. 

an  den  akademischen  Senat  der  Universität  in  Prag, 

(womit  der  Ministerialerlaß  vom  14.  Juni  1858,  Z.  17.837,  erläutert  wird, 
laut   dessen    gewisse   Personalangelegenheiten   in   den    betreffenden 
Professorenkollegien  nicht  zu  verhandeln  sind). 

Ober  die  mit  Bericht  vom  20.  Juli  1858,  Z.  1408/1409,  hieher  gestellte 
Anfrage  wird  dem  akademischen  Senate  zur  Wissenschaft  und  Nachachtung 
bedeutet,  daß  der  ho.  Erlaß  vom  14.  Juni  1858,  Z.  17.637«),  womit  vor- 
gezeichnet wurde,  daß  Anträge  auf  Auszeichnungen  für  Mitglieder  des 
Professorenkollegiums  in  dem  Lehrkörper,  dem  sie  angehören,  einer  kol- 
legialischen  Beratung  nicht  zu  unterziehen  seien,  keine  Anwendung  auf  die 
Frage  definitiver  Bestätigung  oder  Gehaltsaufbesserung  für  Mitglieder  des- 
selben  Professorenkollegiums   zu   finden   haben. 


Nr.  26. 

Ais  dem  Erfasse  des  Staatsmlnisterfums.  K.  U.  vom  12.  Aognst  1862, 

Z.  7392, 

an  die  Landesbehörden  von:  1.  Niederösterreich,  2.  Böhmen,  3.  Steiermark, 
4.  Tirol,  5.  Mähren,  6.  Oberösterreich,  7.  Salzburg,  8.  Krain,  9.  Kärnten, 

10.  Galizien, 

(betreffend  die  Ingerenz  der  akademischen  Behörden  auf  die  Bficher- 
anschaffttngen  bei  den  Universitätsbibliotheken). 

Die  bestandene  Studienhofkommission  hat  mit  Dekret  vom  23.  Juni 
1825,  Z.  2930,  die  noch  gültige  Bibliothekeninstruktion  vorgeschrieben,  davon 
jedoch  den  §  68  mit  dem  Beisatze  ausgenommen,  daß  dieser  Paragraph 
erst  nach  erfolgter  Ah.  Genehmigung  in  Wirksamkeit  zu  treten  habe. 

Dieser  Paragraph  lautet  wörtlich:  „Um  damit  der  Büchereinkauf,  als 
eine  für  die  Bibliotheken  zuvörderst  wichtige  Sache,  nicht  ganz  der  indivi- 
duellen Ansicht  eines  einzelnen  auf  eine  Reihe  von  Jahren  überlassen 
bleibe,   ohne    andrerseits   durch   die    in   derlei    Sachen    sehr   verschiedene 

*)  Dieses  Verbot  findet  aber  auf  Anträge  wegen  definitiver  Bestätigung  im  Lehramte  oder 
Gehattsaufifesserung  fiir  Mitglieder  desselben  ProfessorenkolUgiums  keine  Anwendung,  (Vgl.  Nr.  25.) 
•)  s.  Nr.  2t. 
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Ansicht  und  oft  widersprechenden  Wünsche  mehrerer  Personen  alle  Einheit 
und  Planmäßigkeit  zu  verbannen,  hat  die  Bibliothek  im  November  jeden 
Jahres  ein  kurzgefaßtes  Verzeichnis  aller  im  Laufe  des  nächstabge- 
wichenen Verwaltungsjahres  angekauften  Werke,  mit  der  Angabe  des 
Weges,  auf  welchem  es  bezogen  wurde,  des  Ankaufspreises  und  hei  neu 
angeschafften  Werken  auch  der  Einbandkosten,  an  Universitäten  dem 
akademischen  Senate,  an  Lyzeen  dem  Rektor  des  Lyzeums  vorzulegen, 
welche  das  Verzeichnis  den  Vorstehern  aller  Studienzweige  der  Universität 
oder  des  Lyzeums  zur  Einsicht  geben.  Findet  sich  bei  dieser  Einsichtnahme 
entweder  hinsichtlich  der  Auswahl  oder  hinsichtlich  der  Kosten  ein  Anstand 
oder  ein  Wunsch  zu  äußern,  so  wird  dieser  der  Bibliotheksverwaltung 
mitgeteilt,  allenfalls  dieselbe  um  ihre  Auskunft  angegangen.  Nur  erst  im 
Falle,  wo  man  sich  mit  den  erhaltenen  Auskünften  nicht  beruhigen  zu  können 
glauben  sollte,   wäre  die  Sache  bei  der   Landesstelle  anzubringen.'' 

Da  nach  dem  Wirkungskreise  der  Ministerien  die  Festsetzung  von 
Dienstesinstfuktionen  zum  eigenen  Wirkungskreise  des  bezüglichen  Ministe- 
riums gehört  und  es  angezeigt  erscheint,  den  erwähnten  §  68  in  Wirksam- 
keit zu  setzen,  so  wird  die  k.  k.  .  .  .  beauftragt,  diesen  §  68  von  nun 
an  als  gültig  zu  erklären,  wonach  die  bezügliche  Bibliotheksvorstehung 
und  die  bezüglichen  Studienanstalten  im  November  1.  J.  und  so  fort  in 
jedem  darauf  folgenden  Jahre  zu  den  vorgeschriebenen  Amtshandlungen 
berufen  sein   werden. 

Wo  eine  Universität  besteht,  ist  das  Verzeichnis  nur  dieser,  bezüglich 
dem  akademischen  Senate  (oder  dem  Universitätskonsistorium)  mitzuteilen. 
Die  Art  und  Weise  der  Zustandebringung  der  Antwort  der  Universität  bleibt 
ganz  dieser  selbst  überlassen,  wonach  es  in  ihrer  eigenen  Wahl  liegt, 
zur  Prüfung  der  Anschaffung  und  Formulierung  der  Wünsche  aus  ihrer 
Mitte  einen  ständigen  oder  nicht  ständigen  Ausschuß  zu  bestimmen  oder 
in  anderer  ihr  zweckdienlich  scheinenden  Weise  dieses  Ziel  zu  erreichen. 

Da  die  Universitätsbehörde  unmittelbar  dem  Ministerium  imtei^eordnet 
ist,  so  sind  jene  Fälle,  in  welchen  ein  Einverständnis  mit  der  Bibliothek 
nicht  erzielt  werden  kann,  in  dem  allgemein  vorgeschriebenen  Wege  von 
der  Universitätsbehörde  anstatt  der  Landesstelle  dem  Ministerium  zur  Ent- 
scheidung vorzulegen. 

Nr.  27. 
Terordnnng  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  i.  MSrz  1870, 

Z.  7330  6X  1869,  MVBNr.  38  ex  1870, 

betreffend  den  Wirkungskreis  der  akademischen  Senate  in  Angelegen- 
heiten der  Universitätsbibliotheken. 

Wenngleich  die  Universitätsbibliothek  nach  §  18  der  prov.  Bibliotheks- 
instruktion die  gemeinschaftlichen  Büchersammlungen  aller  k.  k.  Bildungs- 
anstalten desselben  Ortes  sind,  so  erscheint  es  doch  bei  dem  überwiegenden 
Einflüsse,  welchen  die  Hochschulen  auf  die  wissenschaftliche  Tätigkeit  zu 
üben  berufen  sind,  angezeigt,  den  Organen  der  letzteren  eine  weitergehende 
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Ingerenz  einzuräumen,  als  jene  ist,  welche  ihnen  zufolge  der  bezüglichen 
Bestimmungen  jener  Instruktion  (§§  64,  68,  74,  98,  126  und  128)  und  des 
MinErl.  vom   12.  August  1862,  Z.  7392,  bisnun  zugestanden  wurde. 

Ich  finde  mich  demnach  bestimmt,  den  Wirkungskreis  des  Universitäts- 
konsistoriums (akademischen  Senates)  diesbezüglich  in  nachfolgender  Weise 
zu  erweitem,   und   zwar: 

1.  Der  Jahresbericht  über  den  Zustand  der  Bibliothek 
(§  19  der  Bibliotheksinstruktion)  ist  auf  dem  Wege  des  Universitätskon- 
sistoriums (akademischen  Senates)  zu  erstatten,  welchem  hiedurch  die  Ge- 
legenheit geboten  wird,  seine  Wahrnehmungen  über  die  Anstalt  zur  Kenntnis 
des  Unterrichtsministers  zu  bringen  und  im  Interesse  der  Bibliothek  all- 
fällige Wünsche   auszusprechen. 

Z  Bei  Besetzung  von  Beamtenstellen  steht  dem  Universitäts- 
konsistorium (akademischen  Senate)  das  Recht  zu,  auf  dem  Wege  der 
Statthalterei  einen  Vorschlag  an  den  Unterrichtsminister  zu  erstatten,  welchem 
bei  allen  Stellen,  mit  Ausnahme  jener  des  Bibliotheksvorstandes,  der  vom 
Bibliothekar  gestellte  Antrag  zu  Grunde  zu  legen  ist.^) 

3.  Dem  Universitätskonsistorium  (akademischen  Senate)  steht  das  Recht 
zu,  Abänderungen  bestehender,  auf  das  Bibliothekswesen  Bezug 
nehmender  Vorschriften,  sowie  die  Erlassung  neuer  Verord- 
nungen beim  Unterrichtsminister  in  Antrag  zu  bringen.  Solche  vom 
Bibliotheksvorstande  ausgehende  Anträge  sind  in  jedem  Falle  dem  Uni- 
versitätskonsistorium   (akademischen   Senate)   vorzulegen. 

4.  Das  Universitätskonsistorium  (akademischer  Senat)  hat  nach  Ein- 
vernehmung der  Professorenkollegien  die  Form  festzusetzen,  in  welcher  diese 
ihre  Wünsche  rücksichtlich  der  Auswahl  der  anzukaufenden 
Werke  dem  Bibliotheksvorstande  kundgeben  wollen.  Insofern  letzterer  nicht 
in  der  Lage  ist,  den  ihm  auf  diesem  Wege  zur  Kenntnis  gebrachten  Wünschen 
zu  entsprechen,  hat  er  die  Gründe  hiefür  dem  Universitätskonsistorium 
(akademischen  Senate)  bekanntzugeben,  wodurch  eine  teilweise  Modifikation 
des  §  64  der  Bibliotheksinstruktion  eintritt. 

Im  übrigen  bleiben  die  bisherigen,  das  Verhältnis  der  Landesstellen 
zu  den  Universitätsbibliotheken  regelnden  Bestimmungen  aufrecht. 


Nr.  28. 

Erlafi  des  Mlnlstsrlnms  fOr  K.  n.  U.  vom  4.  März  1870,  Z.  7453 

ex  1869,  MTBNr.  40  ex  1870, 

an  das  Dekanat  des  philosophischen  Professorenkollegiums  in  Graz  aus 

Anlaß  eines  speziellen  Falles, 

betreffend   die   Berechtigung   der   Privatdozenten,   Vertreter    in    das 

Professorenkolleginm  zu  wählen. 

Rücksichtlich  der  gestellten  Anfrage,  ob  das  Recht  der  Privatdozenten, 
ihre  Vertreter  zu  wählen,  auch  als   Pflicht  aufzufassen  sei,  bemerke  ich, 

»)  Abgeändert  durch  ErLl.JuU  1877,  Z.  W.54I  (s.  Nr,  31). 

3* 
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daß,  so  wünschenswert  und  im  Sinne  des  provisorischen  Gesetzes  vom 
30.  September  1849  über  die  Organisation  der  akademischen  Behörden^) 
gelegen  die  Beteiligung  der  Privatdozenten  an  der  Wahl  ihrer  Vertreter 
in  die  Lehrkörper  erscheint,  doch  von  einer  amtlichen  Verpflichtung  hiezu, 
wie  dies  bei  den  Professoren  bezüglich  der  Dekanats-  und  Rektoratswahlen 
der  Fall  ist,  mit  Rücksicht  auf  die  Natur  ihrer  Stellung  (§  3  des  oben 
zitierten  Gesetzes)  nicht  wohl  die  Rede  sein  kann. 

Selbstverständlich  kann  jedoch  kein  Privatdozent  an  der  Ausübung 
seines  Wahlrechtes  dadurch  gehindert  werden,  daß  andere,  und  wäre  es 
selbst  die  Mehrzahl  der  Privatdozenten,  von  diesem  Rechte  keinen  Gebrauch 
machen. 

Np.  29. 

Ans  dem  Erlasse  des  Mlnisterlams  des  Innern  Yom  28.  Novem- 
ber 1873,  Z.  18.842, 

an  die  niederösterreichische  Statthalterei, 

(betreffend  die  selbständige  Organisation  der  aus  dem  Verbände  der 
Universitäten  ausgeschiedenen  Doktorenkollegien).*) 

Das  juridische  Doktorenkollegium  in  Wien,  welches  in  Gemäßheit  des 
Gesetzes  vom  27.  April  1873,  RGBNr.  63,  ein  Teil  der  juridischen  Fakultät 
der  Wiener  Universität  zu  sein  aufgehört  hat,  hat  in  der  Generalversamm- 
lung vom  6.  August  1873,  zu  welcher  auch  die  Mitglieder  der  mit  dem 
juridischen  Doktorenkollegium  verbundenen  Witwen-  und  Waisenpensions- 
gesellschaft einberufen  waren,  ein  Statut  beschlossen  und  zur  ho.  Ge- 
nehmigung vorgelegt,  welches  mit  Rücksicht  auf  die  Einrichtungen  und 
Observanzen  dieses  Kollegiums  während  seines  Verbandes  mit  der  juri- 
dischen Fakultät  die  künftige  Organisation  und  Wirksamkeit  des  Kollegiums 
im  Sinne  des  §  24  des  vorerwähnten  Gesetzes  vom  27.  April  1873  nor- 
mieren soll. 

Nachdem  im  Hinblicke  auf  den  Wortlaut  des  §  24  eben  dieses  Gesetzes 
der  rechtliche  Bestand  der  Doktorenkollegien  als  selbständige  Korpora- 
tionen bereits  durch  das  Gesetz  anerkannt  erscheint,  mithin  eine  aus- 
drückliche oder  stillschweigende  Genehmigung  des  Bestandes  dieser  Ver- 
einigungen seitens  der  Staatsverwaltung  nicht  mehr  erforderlich  ist,  können 
die  gedachten  Kollegien  und  daher  auch  das  Wiener  juridische  Doktoren- 
kollegium nicht  als  Vereine  im  Sinne  der  bestehenden  Vereinsgesetzgebung 
aus  den  Jahren  1852  und  1867  angesehen  und  behandelt  werden. 

Hiedurch  erscheint  jedoch  nicht  ausgeschlossen,  daß  die  Statuten 
des   Wiener  juridischen    Doktorenkollegiums,   der  von   dieser   Korporation 

0  An  dessen  Stelle  ist  das  Gesetz  vom  27.  April  J873,  RQBNr,  63  (s.  Nr.  IB),  getreten  (§  5J. 

*)  Erkenntnis  des  VQH  vom  27.  Juni  1896  ^  Z.  3629 ,  Bttdw.,  Sammlung  Nr.  9806,  Band  20, 
Teil  I  über  die  Frage,  ob  die  zur  Verleihung  einer  im  Jahre  1777  errichteten  Stiftung  berufene 
„Facultas  medica**  gegenwärtig  das  medizinische  Professoren-  oder  DoktorenkoUegium  sei:  Dss 
Recht  zur  Verleihung^  der  der  Wiener  medizinischen  Fakultftt  zukommenden  .  .  .  Stiftung  steht 
auch  gegenwärtig  dem  medizinischen  Doktoren-  und  nicht  dem  Professorenkollegium  zu. 
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gestellten  Bitte  gemäß,  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873, 
RGBNr.  63,  einer  ausdrücklichen  Genehmigung  unterzogen  werden,  und 
wird  diese  Genehmigung  vom  Ministerium  des  Innern  auszugehen  haben. 


Np.  30. 

Ans  dem  Erlasse  des  Mlnlstertums  fOr  K.  n.  U.  vom  10.  Novem- 

ber  1876,  Z.  17.186, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Innsbruck, 
(betreffend   die   Fortdauer   der  von   einem   Privatdozenten   an  einer 
Universität  erworbenen  Wählbarkeit  zum  Vertreter  der  Privatdozenten 
im  Falle  der  Übertragung  seiner  venia  docendi  an  eine  andere  Universität), 

Ein  Privatdozent,  welcher  die  Wählbarkeit  zum  Vertreter  an  einer 
Universität  einmal  erworben  hat,  behält  dieselbe  auch  bei  Übertragung 
der  venia  docendi  an  eine  andere  Universität,  weil  mit  dieser  Ot>ertr2^^ung 
auch  alle  Rechte  übergehen,  die  mit  der  bereits  begründeten  venia  docendi 
verbunden  sind,  und  weil  die  Absicht  der  Bestimmung  des  §  5  des  Gesetzes 
vom  27.  April  1873,  RGBNr.  63,  offenbar  nur  dahin  geht,  Privatdozenten, 
welche  mit  den  akademischen  Verhältnissen  noch  zu  wenig  vertraut  sind, 
von  der  Vertretung  auszuschließen,  wonach  kein  Grund  vorliegt,  auch  solche 
Dozenten,  welche  bereits  an  einer  andern  Universität  durch  zwei  Semester 
doziert  und  daher  die  vom  Gesetze  gewünschte  akademische  Erfahrung 
eriangt  haben,   zu  dieser  Vertretung  nicht  zuzulassen. 


Np.  31. 

Erlaß  des  Ministers  fDr  K.  n.  U.  vom  1.  Juli  1877,  Z.  10.541, 

an  die  akademischen  Senate  sowie  an  die  betreffenden  Landesstellen, 
(womit  die  Einflußnahme  des  akademischen  Senates  auf  die  Besetzung 

der  Bibliothekarstelle  beschränkt  wird). 

Ich  finde  mich  bestimmt,  anzuordnen,  daß  die  von  den  Universitäts- 
bibliothekaren für  Besetzung  von  Amanuensis-,  Skriptor-  und  Kustosstellen 
erstatteten  Vorschläge  künftighin  von  der  Landesstelle  unmittelbar  dem 
Unterrichtsministerium  vorgelegt  werden,  während  für  die  Besetzung  der 
Bibliothekarstellen  die  mit  MinErl.  vom  1.  März  1870,  Z.  7330,  getroffenen 
Bestimmungen  in   Kraft  zu  bleiben  haben. 


Np.  32. 

Erlafi  des  Ministers  far  K.  n.  U.  vom  14.  Jnll  1878.  Z.  11.263, 

MTBNr.  25. 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 
betreffend  den  Vorgang  bei  der  Wahl  der  Mitglieder  des  akademischen 
Senates  und  der  Wahlmänner  für  die  Rektorswahl. 

In   dem    Gesetze   vom   27.    April    1873,    RGBNr.    63,    betreffend   die 
Organisation   der  akademischen   Behörden,   ist  eine   ausdrückliche   Bestim- 
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mung  über  den  Vorgang,  welcher  bei  der  Wahl  der  Mitglieder  des  akade- 
mbchen  Senates  sowie  der  Wahlmänner  für  die  Rektors  wähl  (§§9  und  10 
des  Gesetzes)  zu  beobachten  ist,  nicht  enthalten,  und  es  sind  daher  in 
dieser  Beziehung  wiederholt  Zweifel  entstanden  und  Anfragen  anher  gerichtet 
worden. 

Ich  finde  mich  demnach  bestimmt,  um  weiteren  Zweifeln  und  Schwierig- 
keiten in  dieser  Richtung  zu  begegnen  und  einen  gleichförmigen  Vorgang 
an   allen    Universitäten   zu   erzielen,   nachfolgendes   auszusprechen: 

Da  in  dem  gedachten  Gesetze  der  Vorgang  bei  zwei  der  wichtigsten 
akademischen  Wahlen,  nämlich  bei  der  Dekanatswahl  (§  7)  und  bei  der 
Rektorswahl  (§  10),  ausdrücklich  und  eingehend  normiert  und  kein  Grund 
ersichtlich  ist,  warum  für  die  eingangs  bezeichneten  Wahlen  andere  Vor- 
schriften gelten  sollten,  so  haben  die  ebengedachten  Bestimmungen  auch 
auf  die  Wahlen  der  Mitglieder  des  akademischen  Senates  sowie  der  Wahl- 
männer für  die  Rektorswahl  sinngemäße  Anwendung  zu  finden. 

Hienach  wird  aber  bei  dem  Umstände,  als  die  eventuell  vorzunehmende 
engere  Wahl  bei  einem  kumulativen  Wahlakte  nicht  entsprechende  An- 
wendung finden  kann  und  jedenfalls  nähere  Bestimmung  erheischen  würde, 
die  Wahl  der  Wahlmänner  für  die  Rektorswahl  in  Zukunft  nicht  mehr 
in  einem  Wahlakte,  sondern,  wie  dieses  auch  bisher  schon  bisweilen  geschehen 
ist,  seitens  jedes  Professorenkollegiums  in  vier  abgesonderten  Wahlakten 
vorzunehmen  sein. 

In  dem  Falle,  als  die  engere  Wahl  eines  Mitgliedes  des  akademischen 
Senates  oder  eines  Wahlmannes  für  die  Rektorswahl  zu  keinem  Resultate 
führt,  ist  nicht  die  Analogie  der  Dekanswahl,  sondern  jene  der  Rektorswahl 
(§  10)  als  maßgebend  anzusehen  und  daher  zwischen  den  in  die  engere 
Wahl  Einbezogenen  durch  das  Los  zu  entscheiden. 


Nr.  33. 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  15.  Juli  1878,  Z.  9968, 

MTBNr.  26, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 
betreffend  die  Ersatzwahlen  für  den  akademischen  Senat 

Aus  Anlaß  eines  speziellen  Falles  finde  ich  in  Erläuterung  des  §  Q 
des  Gesetzes  vom  27.  April  1873,  RGBNr.  63,  betreffend  die  Organisation 
der  akademischen  Behörden,  auszusprechen,  daß,  im  Falle  ein  von  dem 
Professorenkollegium  gewähltes  Mitglied  des  akademischen  Senates  aus  dieser 
Funktion  vor  Ablauf  der  dreijährigen  Wahlperiode  ausscheidet,  die  hie- 
durch  erforderliche  Neuwahl  nicht  für  drei  Jahre,  sondern  stets  nur  für 
den  Rest  der  durch  die  dreijährige  Wahlperiode  bestimmten  Funktions- 
dauer der  übrigen  gewählten  Mitglieder  des  akademischen  Senates  vor- 
zunehmen ist. 
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Nr.  34. 
Erlafi  des  leitenden  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  8.  Febrnar  1880, 

Z.  1724,  HTBNr.  4, 

betreffend  den  Vorgang  bei  der  Wahl  der  Vertreter  der  Privatdozenten 

im  ProfessorenkoUeginm. 

Zur  Regelung  des  Vorganges  bei  der  in  Qemäßheit  des  §  5  des 
Gesetzes  vom  27.  April  1873,  RGBNr.  63,  betreffend  die  Organisation  der 
akademischen  Behörden,  vorzunehmenden  Wahl  der  Vertreter  der  Privat- 
dozenten im  Professorenkollegium,  finde  ich  anzuordnen,  daß  diese  Wahl 
in  dem  zunächst  hiefür  anberaumten  Termine  nur  dann  mit  Gültigkeit 
vorgenommen  werden  kann,  wenn  zu  derselben  die  Majorität  der  an  der 
Fakultät  habilitierten  stimmberechtigten  Privatdozenten  erschienen  ist. 

Erst  in  dem  Falle,  als  zu  diesem  Wahlakte  ungeachtet  der  nachge- 
wiesenen ordnungsmäßigen  Einladung  die  Majorität  der  Privatdozenten  sich 
nicht  einfinden  sollte,  ist  die  Wahl  in  einem  zweiten  Termine  von  den 
erscheinenden  Privatdozenten  ohne  Rücksicht  auf  deren  Anzahl  vorzu- 
nehmen. Die  Privatdozenten  sind  jedoch  zu  diesem  neuerlichen  Wahlakte 
mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  einzuladen,  daß  bei  demselben  die  Wahl 
unter  allen  Umständen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Anzahl  der  Erscheinenden 
vorgenommen  werden  würde. 

Nr.  35. 

Eilafi  des  Ministers  fOr  K.D.U.  Tom  28.  Dezember  1880.  Z.  19.232, 

MVBNr.  7  ex  1881, 

an  die  akademischen  Senate  sämtlicher  Universitäten, 

betreffend  die  Bestimmung  des  Prorektors  oder  Prodekans  in  den 
Fällen,  wo  der  Rektor  oder  Dekan  des  letztverflossenen  Studienjahres  an 
der  Obemahme  oder  Fortführung  dieser  Funktion  dauernd  gehindert  ist. 

Mit  Rücksicht  auf  eine  an  einzelnen  Universitäten  wahrgenommene 
verschiedene  Praxis  eröffne  ich  dem  Rektorate,  daß  im  Sinne  des  Gesetzes 
vom  27.  April  1873,  RGBNr.  63,  betreffend  die  Organisation  der  akademischen 
Behörden,  der  Prorektor  oder  Prodekan  niemals  durch  Wahl  zu  bestimmen 
ist,  vielmehr  in  dem  Falle,  als  der  Rektor  oder  Dekan  des  letztverilossenen 
Studienjahres  an  der  Übernahme  oder  Fortführung  des  Prorektorates,  be- 
ziehungsweise   Prodekanates    aus    irgend    einem    Grunde    dauernd^)    ge- 

>)  Nach  dem  Gesetze  vom  27.  April  1873,  ROBNr.  63,  und  den  MJnErl.  vom  28.  Dezem- 
ber 1880,  Z.  19.232,  und  vom  3.  Februar  1881,  Z.  1406,  Ist  die  Vertretung  des  Prodekans 
in  der  Weise  grereg^elt,  dafi  1.  im  Falle  der  Berufung:  des  Prodekans  zur  Vertretung  des  „ab- 
eegangfeaen"  Dekans  nach  §  13  des  zitierten  Gesetzes  der  im  Amte  älteste  ordentliche  Professor 
an  die  Stelle  des  Prodekans  zu  treten  hat,  und  2.  im  Falle  der  aus  irgend  einem  Grunde  sich 
ergebenden  .dauernden"  Verhinderung  des  Prodekans  gemftfi  der  Bestimmung  des  MinErl.  vom 
28.  Dezember  1880,  Z.  19.232,  der  nichstletzte  Dekan  (Pro-Prodekan)  dessen  Funktionen  zu 
Qbemefamen  hat,  wfihrend  3.  im  Falle  einer  „sonstigen"  Verhinderung  des  Prodekans  wieder  die 
sab  1  erwibnte  Bestimmung  des  §  13  des  Gesetzes  in  Wirksamkeit  zu  treten  hat  (MinAkt 
Z.  5331  ex  1903). 
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hindert  erscheint,  in  analoger  Anwendung  des  §  9  des  zitierten  Gesetzes 
der  nächstletzte  Rektor  oder  Dekan  sich  der  Führung  des  Prorektorates, 
respektive  Prodekanates  solange  zu  unterziehen  hat,  bis  er  in  dieser  Funktion 
durch  den  nächsten  abtretenden  Rektor,  rücksichtlich  Dekan  abgelöst  wird. 


Np.  36. 

Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  a.  U.  vom  3.  Februar  1881  Z.  1406, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Czemowitz, 

(betreffend  eine  Erläuterung  des  Ministerialerlasses  vom  28.  Dezem- 
ber 1880,  Z.  19.232,  MVBNr.  7  ex  1881,  betreifend  die  Bestimmung  des 
Prorektors  oder  Prodekans  im  Falle  der  dauernden  Verhinderung  des 
Rektors  oder  Dekans  des  letztverflossenen  Studienjahres  an  der  Über- 
nahme oder  Fortführung  dieser  Funktion). 

Mit  dem  Berichte  vom  14.  Jänner  1.  J.,  Z.  142,  hat  das  Rektorat  zu 
meiner  Kenntnis  gebracht,  daß  nach  Ansicht  des  akademischen  Senates 
der  ho.  Erlaß  vom  28.  Dezember  1880,  Z.  19.2321),  betreffend  die 
Bestimmung  des  Prorektors  und  Prodekans  in  den  Fällen,  wo  der  Rektor 
oder  Dekan  des  letztverflossenen  Studienjahres  an  der  Übernahme  oder 
Fortführung  dieser  Funktion  dauernd  gehindert  ist,  mit  dem  §  13  des 
Gesetzes  vom  27.  April  1873,  RGBNr.  63,  nicht  im  Einklänge  stehe.  Diese 
Ansicht  erscheint  jedoch  in  keiner  Weise  zutreffend.  §  13  cit.  hat  offenbar 
in  erster  Reihe  die  Tendenz,  die  Vertretung  des  Rektors  und  des  Dekans 
in  der  Erfüllung  ihrer  bezüglichen  Funktionen  zu  regeln;  der  erste  Absatz 
dieses  Paragraphen  bestimmt  diesfalls,  wer  zur  Vertretung  des  Rektors  und 
Dekans  im  Falle  ihrer  Verhinderung  überhaupt  berufen  ist;  der  zweite 
Absatz  enthält  die  Norm  für  den  Fall,  daß  diese  Verhinderung  eine  dauernde 
ist.  Daß  nun  dieser  zweite  Absatz  lediglich  den  Rektor  und  den  Dekan 
im  Auge  hat,  respektive  daß  nur  diese  unter  der  dort  gebrauchten  Bezeich- 
nung: „akademische  Würdenträger'^  zu  verstehen  sind,  der  Prorektor  und 
Prodekan  aber  hierunter  nicht  begriffen  werden  können,  ergibt  sich  ganz 
zweifellos  aus  dem  daselbst  gebrauchten  Ausdrucke:  „Neuwahl'',  da  von 
einer  „Neuwahl"  zu  den  Funktionen  des  Prorektors  oder  Prodekans 
offenbar  nicht  die  Rede  sein  könnte. 

Es  ergibt  sich  dieses  aber  weiters  auch  aus  dem  Wesen  der  Insti- 
tution. Der  Prorektor  und  der  Prodekan  ist  infolge  der  früheren  Bekleidung 
des  Rektorates,  beziehungsweise  Dekanates  ex  lege  zur  Vertretung  des 
Rektors,  respektive  Dekans  berufen;  es  ist  ihnen  —  bekanntlich  in  analoger 
Nachbildung  einer  Einrichtung  des  altrömischen  Staatsrechtes  —  die  Amts- 
gewalt zu  dem  gedachten  Ende  und  in  dem  entsprechenden  Umfange 
kraft  gesetzlicher  Bestimmungen  verlängert,  prorogiert.  Als  Prorektor  oder 
Prodekan  im  Sinne  des  Gesetzes  kann  daher  nicht  etwa  zunächst  der  Ver- 
treter des    Rektors   oder   des    Dekans,   sondern   nur   derjenige   betrachtet 

»)  5.  Nn  35. 
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werden,  dessen  Amtsgewalt  in  der  bezeichneten  Weise  über  die  eigentliche 
Amtsdauer   infolge   gesetzlicher   Bestimmung   erstreckt   ist. 

Es  kann  somit  von  einer  Bestimmung  dieser  Funktionäre  durch  Wahl 
in  keinem  Falle  die  Rede  sein,  was  auch  noch  darin  seine  Bestätigung 
findet,  daß  in  dem  Gesetze  jede  sonst  nicht  zu  entbehrende  Bestimmung 
über  die  Vornahme  der  Wahl  eines  Prorektors  oder  Prodekans  völlig 
mangelt 

Die  getroffene  Maßregel  erscheint  endlich  auch  als  zweckmäßig, 
weil  sie  dem  für  die  Zusammensetzung  des  akademischen  Senates  maß- 
gebenden Gedanken,  die  akademischen  Funktionäre  längere  Zeit  im  Senate, 
respektive  diesem  geschäftskundigere  Teilnehmer  zu  erhalten,  am  meisten 
entepricht 

Sdiließlich  bemerke  ich,  daß  die  in  dem  hierortigen  Erlasse  zur  An- 
erkennung gelangte  Anschauung  auch  schon  vordem  bei  der  überwiegenden 
Mehrzahl  der  akademischen  Behörden  die  maßgebende  gewesen  ist. 


Nr.  37. 

ins  dem  Erlasse  des  Ministers  fQr  K.  n.  U.  vom  11.  Juli  1881, 

Z.  10X142, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Innsbruck, 

(wonach  bei  der  Wahl  des  Dekans  die  erforderliche  Majorität  der 
Stimmen  nach  der  Majorität  aller  in  der  Wahlsitznng  anwesenden  stimm- 
berechtigten Mitglieder  des  Professorenkollegiums  zn  berechnen  ist). 

Unter  der  nach  §  7  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873,  RGBNr.  63, 
zur  Dekanatswahl  erforderlichen  Majorität  ist  nicht  die  Majorität  der  ab- 
gegebenen Stimmen,  sondern  die  Majorität  aller  in  der  Wahlsitzung  an- 
wesenden stimmberechtigten  Mitglieder  des  Professorenkollegiums  zu 
verstehen,  und  ist  mithin  bei  der  Berechnung  der  Majorität  auch  die 
Zahl  jener  in  Anschlag  zu  bringen,  die  zwar  in  der  Sitzung  erschienen, 
sich  jedoch  entweder  der  Abstimmung  enthalten  oder  unbeschriebene  Stimm- 
zettel abgegeben  haben. 

Dies  geht  daraus  hervor,  daß  nach  §  15  1.  c.  jedes  Mitglied  des 
Professorenkollegiums  bei  den  Versammlungen  desselben  zu  erscheinen  ver- 
pflichtet ist  und  die  Beteiligung  am  Wahlakte  mithin  als  eine  dem  behörd- 
lichen Charakter  des  Dekans  entsprechende  Pflicht  anzusehen  ist,  wonach 
auch  bei  Berechnung  der  absoluten  Majorität  die  Zahl  aller  zur  Vornahme 
der  Wahl  Verpflichteten  und  sohin  Erschienenen  maßgebend  zu  sein  hat. 

Hienach  hat  Professor  N.  bei  der  dritten  engeren  Wahl,  in  welcher  unter 
acht  anwesenden  Stimmführern  nur  vier  ihre  Stimme  auf  ihn  vereinigt 
hatten,  die  erforderliche  absolute  Majorität  nicht  erhalten,  wonach  nun- 
mehr der  akademische  Senat  nach  §  7  1.  c.  zwischen  Professor  N.  und  NN. 
zu  entscheiden  gehabt  hätte.  Ein  neuer  Wahlgang  hätte  sohin  erst  dann 
eintreten  können,  wenn  beide  Professoren  die  Annahme  der  Wahl  abgelehnt 
hätten  und  diese  Ablehnung  vom  akademischen  Senate  gutgeheißen 
worden  wäre. 


J 
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Nachdem  jedoch  das  Professorenkollegium  sofort  zu  einer  weiteren 
—  auf  Professor  X.  gefallenen  —  Wahl  geschritten  ist,  erscheint  sowohl 
diese  Wahl  wie  auch  der  gesamte  Wahlakt  als  ungültig,  und  kann  dem- 
selben die  Bestätigung  nicht  erteilt  werden. 


Nr.  38. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  o.  U.  Tom  9.  Febmar  1884,  Z.  1698. 

MyBNr.  8. 

an  das  Rektorat  der  k.  k.  Universität  mit  böhmischer  Vortragssprache  in  Prag, 

betreffend  die  Anslegttng  einer  Bestimmnng  des  §  5  des  Gesetzes  über 
die  alcademischen  Behörden  vom  27.  April  1873,  ROBNr.  63.^) 

Das  Rektorat  hat  mit  Bericht  vom  24.  Jänner  1884,  Z.  464,  anher 
die  Anfrage  gerichtet,  wie  in  dem  Falle,  als  die  Anzahl  der  in  einem 
Professorenkollegium  befindlichen  ordentlichen  Professoren  eine  ungerade 
ist,  die  Zahl  der  in  das  Kollegium  zu  berufenden  außerordentlichen  Profes- 
soren zu  berechnen  sei. 

Da  durch  §  5  des  Gesetzes  über  die  Organisation  der  akademischen 
Behörden  ausdrücklich  bestimmt  wird,  daß  die  Zahl  der  außerordentlichen 
Professoren  die  Hälfte  der  Zahl  der  ordentlichen  Professoren  nicht  über- 
steigen dürfe,  so  kann  im  vorausgesetzten  Falle  nur  die  Hälfte  der 
nächst  niederen  geraden  Zahl  der  ordentlichen  Professoren  als  die  Anzahl 
der  in  das  Kollegium  zu  berufenden  außerordentlichen  Professoren  an- 
gesehen werden. 

Es  werden  sonach  im  vorliegenden  Falle,  wo  die  Anzahl  der  ordent- 
lichen Professoren  dreizehn  beträgt,  nur  sechs  außerordentliche  Profes- 
soren in  das  Kollegium  einzuberufen  sein. 


Nr.  39. 


Aus  dem  Erlasse  des  Ministers  fflr  K.  d.  U.  vom  3.  Juli  1891, 

Z.  13.359, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Innsbruck, 

(betreffend  die  Pflicht  der  Professoren  zur  Obemahme  akademischer 

Ämter). 

Mit  Rücksicht  auf  die  an  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 
Fakultät  vorgekommenen  Ablehnungen  der  Obemahme  des  Dekanates  kann 
ich  übrigens  nicht  umhin,  darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  die  eventuelle 
Übernahme  der  akademischen  Amter  zu  dem  Pflichtenkreise  eines  jeden 
Mitgliedes  des   Professorenkollegiums  gehört. 

»)  s.  Nr.  18. 
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Nr.  40. 
Abs  dem  Erlasse  des  Hloistcniuns  für  K.  o.  U.  Tom  6.  Jbmer  1892, 

Z.  27.539. 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Czemowitz, 

(betreffend  die  Unznlässigkeit  der  eigentnächtigeii  Verzichtleistung  eines 
akademischen  Würdenträgers  auf  diese  Funktion). 

Die  Resignation  eines  vom  Unterrichtsministerium  bestätigten  akade- 
mischen Funktionärs  kann  nur  mit  Zustimmung  dieses  Ministeriums  er- 
folgen.i) 

Np.  41. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  fOr  K.  d.  U.  vom  26.  MSrz  1892, 

Z.  5746, 

an  den  Rektor  der  Universität  in  Wien, 

(betreffend  das  Recht  und  eventnell  die  Pflicht  des  Dekanates   znr 

Abgabe  einer  eigenen  Änfiening  bei  Erstattung  von  Berichten  Aber  im 

Professorenkollegium  verhandelte  Angelegenheiten). 

Es  wurde  dem  Rektorate  bemerkt,  daß  den  Dekanaten  die  eigene 
Äußerung  in  allen  jenen  Angelegenheiten,  in  welchen  die  Einvernehmung 
des  Professorenkollegiums  angeordnet  wird,  gelegentlich  der  Erstattung  des 
Vorlageberichtes  selbstverständlich  auch  ohne  weitere  ho.  Aufforderung  oder 
Ermächtigung  jederzeit  zusteht  und  eventuell  obliegt. 


Nr.  42. 

Eriafi  des  Ministers  fflr  K.  d.  U.  vom  8.  Joll  1892,  Z.  14.625, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Innsbruck, 

(betreffend  die  den'  Wahlmfinnem  für  die  Rektorswahl   obliegenden 

Pflichten). 

Aus  dem  Berichte  vom  25.  Juni  1892,  Z.  689,  habe  ich  ersehen,  daß 
zu  der  für  den  24.  v.  M.  anberaumten  Rektorswahl  nicht  alle  Wahlmänner 
erschienen  sind,  und  daß  nicht  alle  Wahlmänner  bei  jedem  Wahlgange 
ihre  Stimmen  abgegeben  haben. 

Da  die  für  diesen  Wahlakt  von  den  Professorenkollegien  eigens  ge- 
wählten Wahhnänner  zu  dem  Erscheinen  bei  der  Wahl  gesetzlich  verpflichtet 
sind  und  bei  jedem  Wahlgange  ihre  Stimme  abzugeben  haben,  da  ferner 

^)  Eine  analoge  Weisung  erging  an  das  Professorenkollegium  der  rechts-  und  staatswissen- 
idiaftUchen  Fakultät  der  Universität  in  Lemberg  mit  dem  Erlasse  vom  17.  März  1891,  Z.  4271, 

Dem  akademischen  Senate  steht  daher  nicht  das  Recht  zu,  über  die  Resignation  zu  ver- 
handeÜL  Der  Verzicht  auf  die  Stelle  eines  Senators  bedarf  nicht  der  Genehmigung  des  Unter- 
richtsministeriums (MinAkt  Z.  56/9  und  14.530  ex  1896J. 


^^  I.  Teil:  Orfi^anisation  und  Verwaltung^;  A.  Organisation  der  Universitäten. 

im  vorliegenden  Falle  das  Ergebnis  der  Wahl  durch  eine  Wahlenthaltung 
beeinflußt  wurde,  finde  ich  den  vorgenommenen  Wahlakt  als  ungültig  zu 
beheben  und  die  Wiederholung  der  Rektorswahl  anzuordnen. 


Nr.  43. 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  o.  U.  vom  18.  Dezember  1895, 

Z.  20.843, 

an  das  Dekanat  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  der 

k.  k.  Universität  in  Lemberg, 

(womit  ausgesprochen  wurde,  daß  für  die  Berechnung  der  Majorität 
der  Stimmen  bei  der  Wahl  der  Wahlmänner  für  die  Rektorswahl  die 
gleichen  Grundsätze  wie  bei  der  Wahl  des  Dekans  in  der  Regel  zur 

Anwendung  zu  kommen  haben). 

Auf  die  vom  Dekanate  mit  Bericht  vom  26.  Juni  1895,  Z.  1035, 
gestellte  Anfrage,  ob  bei  Vornahme  der  Wahl  der  Wahlmänner  für  die 
Rektorswahl  unausgefüllt  abgegebene  Stimmzettel  bei  Zählung  der  Stimmen 
zu  berücksichtigen   sind,   wird  dem   Dekanate   nachstehendes   eröffnet. 

Nach  Weisung  des  hierortigen  Erlasses  vom  14.  Juli  1878,  Z.  11.263, 
MVBNr.  25,  haben  die  im  Gesetze  vom  27.  April  1873,  RGBNr.  63,  be- 
treffend die  Organisation  der  akademischen  Behörden,  für  die  Dekanswahl 
(§  7)  und  für  die  Rektorswahl  (§  10)  gegebenen  Vorschriften  auf  die  Wahl 
der  Wahlmänner  für  die  Rektorswahl  sinngemäße  Anwendung  zu  finden. 

Unter  der  nach  §  7  des  zitierten  Gesetzes  zur  Dekanswahl  erforderlichen 
Majorität  ist  nicht  die  Majorität  der  abgegebenen  Stimmen,  sondern  die 
Majorität  aller  in  der  Wahlsitzung  anwesenden  stimmberechtigten  2VUt- 
glieder  des  Professorenkollegiums  zu  verstehen.  Mithin  ist  bei  der  Be- 
rechnung der  Majorität  auch  die  Zahl  jener  in  Anschlag  zu  bringen,  die 
zwar  in  der  Sitzung  erschienen,  sich  jedoch  entweder  der  Abstimmung 
enthalten  oder  unbeschriebene  Stimmzettel  abgegeben  haben. 

Dies  geht  daraus  hervor,  daß  nach  §  15  des  Gesetzes  jedes  Mitglied 
des  Professorenkollegiums  bei  den  Versammlungen  desselben  zu  erscheinen 
verpflichtet  ist  und  die  Beteiligung  am  Wahlakte  mithin  als  eine  dem  behörd- 
lichen Charakter  des  Dekans  entsprechende  Pflicht  anzusehen  ist,  wonach 
auch  bei  Berechnung  der  absoluten  Majorität  die  Zahl  aller  zur  Vornahme 
der  Wahl  Verpflichteten  und  sohin  Erschienenen  maßgebend  zu  sein  hat. 

Die  gleichen  Grundsätze  haben  gemäß  der  mit  dem  eingangs  bezogenen 
Erlasse  gegebenen  Direktive  auch  bei  der  Wahl  der  Wahlmänner  für  die 
Rektorswahl  zur  Anwendung  zu  gelangen,  es  wäre  denn,  daß  für  jene 
Abstimmungen,  welche  nicht  bereits  gesetzlich  geregelt  erscheinen,  durch 
die  Geschäftsordnung  des  Professorenkollegiums  ein  abweichender  Vorgang 
vorgezeichnet  wird. 


Verfflgungsrecht  Aber  die  UniversltätsIokalitSten.  ^g 

Nr.  44. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  20.  November  1898, 

Z.  22.732, 

an   das    Dekanat    der  rechts-   und   staatswissenschaftlichen  Fakultät  der 

Universität  in  Lemberg, 
(betreffend  die  Wahl  der  Vertreter  der  Privatdozenten). 

Bei  der  Wahl  der  Vertreter  der  Privatdozenten  im  ProfessorenkoUegium 
haben  die  Bestimmungen  des  MinErl.  vom  14.  Juli  1878,  Z.  11.263, 
MVBNr.  25^),  womit  der  Vorgang  bei  der  Wahl  der  Mitglieder  des  akade- 
mischen Senates  und  der  Wahlmänner  für  die  Rektorswahl  geregelt  wurde, 
sinngemäße  Anwendung  zu  finden. 


Np.  45. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  8.  Juli  1899, 

Z.  16.390. 

an  das  Rektorat  der  Wiener  Universität, 
(womit   die  Vorlage   eines  einzigen  Berichtes  fiber  die   vollzogenen 
Wahlen  aller  akademischen  Funktionire  sowie  der  Privatdozentenvertreter 

angeordnet  wird). 

Dem  Rektorate  wird  eröffnet,  daß  in  Hinkunft  die  Anträge  auf  Be- 
stätigung der  Wahlen  aller  akademischen  Funktionäre  sowie  der  Privat- 
dozentenvertreter in  den  Professorenkollegien,  dem  an  den  übrigen  Uni- 
versitäten geübten  Vorgange  gemäß,  in  einem  einzigen  Berichte  vereinigt 
in  Vorlage  zu  bringen  sind. 

c)  VerfOgungsrecht  über  die  Universitätslokalitäten. 

Nr.  46. 

Ans  dem  Erlasse  des  Staatsministeriums  K.  U.  vom  3.  April  1866, 

Z.  1390, 

an  den  akademischen  Senat  der  Lemberger  Universität, 

(iber   die  Berechtigung   des   akademischen  Senates   zur   Disposition 

Aber  die  akademischen  Lokalitäten). 

Im  allgemeinen  kann  dem  akademischen  Senate,  welcher  das  Ganze 
der  akademischen  Angelegenheiten  und  das  Interesse  der  Lehrvorträge  in 
ihrer  Gesamtheit  zu  berücksichtigen  hat,  das  Recht  nicht  abgesprochen 
werden,  die  durch  drängende  unabweisliche  Verhältnisse  gebotenen  Ande- 
ningen in  den  Dispositionen  über  akademische  Lokalitäten  zu  treffen. 

In  Fällen  unab weislicher  Notwendigkeit  muß  das  partikuläre  Interesse 
dem  allgemeineren  Gesichtspunkte  zuweilen  weichen,  und  hierüber  zu 
urteilen,  ist   zunächst  der  akademische  Senat  berufen. 

1)  5.  Nr.  32. 


^g  I.  Teil:  Organisation  und  Verwaltung;  A.  Organisation  der  Universitäten. 

Der  akademische  Senat  wird  jedoch  in  solchen  Fällen  im  allgemeinen 
und  insbesondere  dann,  wenn  es  sich  um  eine  Disposition  über  Museen, 
Laboratorien  usw.  handelt,  darauf  zu  sehen  haben,  daß  dem  durch  eine 
solche  Änderung  berührten  Professor  vorher  volle  Gelegenheit  eröffnet  werde, 
seine  gegen  die  beabsichtigte  Änderung  vorzubringenden  Bedenken  geltend 
zu  machen,  und  daß  die  Einvernehmung  desselben  in  einer  Weise  geschehe, 
welche  allen  Reklamationen  wenigstens  gegen  die  formelle  Behandlung  der 
Angelegenheit   vorzubeugen   geeignet   ist. 

Die  akademischen  Behörden  sind  in  der  Lage,  schon  bei  Feststellung 
des  Lektionsplanes  und  der  damit  verbundenen  Zuweisung  der  Hörsäle 
durch  angemessene  Voraussicht  und  kollegiales  Entgegenkommen  von  vorn- 
herein ähnlichen  Kollisionen  vorzubeugen.^) 

Sollte  demnach  für  ein  Kollegium  ein  größeres  andauerndes  Audi- 
torium, als  der  angewiesene  Hörsaal  zu  fassen  vermag,  sich  finden,  so 
wird,  vorausgesetzt,  daß  der  Universität  überhaupt  eine  spezielle  Fürsorge 
für  diesen  größeren  Andrang  zugemutet  werden  kann,  zu  sehen  sein,  ob 
nicht  durch  eine  Verlegung  der  Vorlesestunden  und  durch  so  vielleicht 
ermöglichte  Zuweisung  eines  größeren  Hörsaales,  durch  Teilung  des  Kol- 
legiums in  zwei  Parallelvorlesungen  oder  anderweitige,  in  den  Organismus 
der  Universität  nicht  störend  eingreifende  Vorkehrungen  dem  Bedürfnisse 
abgeholfen  werden  kann,  wobei  es  als  selbstverständlich  anzusehen  ist,  daß 
es  bei  der  allgemeinen  Verpflichtung  eines  jeden  Professors,  zunächst  selbst 
für  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  in  seinem  Kollegium  zu  sorgen  und 
Störungen  hintanzuhalten,  auch  der  betreffende  Professor  als  verpflichtet 
angesehen  werden  kann,  zu  diesem  Ende  entgegenkommend  die  Hand 
zu   bieten. 

Es  muß  hier  nur  noch  bemerkt  werden,  daß  das  Verbot,  zwei  Stunden 
hintereinander  über  dasselbe  Fach  zu  lesen,  auf  den  Fall  keine  Anwendung 
findet,  wenn  dasselbe  Kollegium  etwa  zweimal  hintereinander  vor  wechseln- 
den Auditorien  gelesen  wird,  und  daß  in  derlei  besonderen  Fällen  sich  der 
akademische  Senat  als  ermächtigt  ansehen  darf,  von  obiger  Anordnung 
eine  Ausnahme  zuzugestehen. 

Nr.  47. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.  a.  U.  vom  23.  Janner  1896. 

Z.  29.500  ex  1895. 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Krakau, 

(betreffend  den  Vorgang  bei  Oberlassting  der  Krakauer  Universitäts- 
attla  zur  Abhaltung  öffentlicher  Vorträge  dorch  andere  Personen   als 

Universitätsprofessoren)* 

Dem  Rektorate  wird  bemerkt,  daß  bei  Überlassung  der  Universitätsaula 
zur   Abhaltung  von   öffentlichen   Vorträgen*)    durch   andere   Personen    als 

')  VgL  §  13  der  MinVdg.  vom  30.  Juni  J850,  Z.  5432  (s.  Nr.  379J. 

V  Ober  die  Zulässigkeit  der  Abhaltung  der  „volkstämlichen  Universitätsvorträge'*  in  den 
Räumen  des  Universitätsgebäudes  sowie  der  zu  der  Universität  gehörigen  Institute  und  Anstalten 


Verfagungsrecht  Ober  die  Univenltfttslokalitäten.  ^^ 

Universitätsprofessoren  hierüber  in  jedem  einzelnen  Falle  eine  berichtliche 
Anzeige  an  den  Herrn  Staithaltereidelegaten  in  Krakau  zu  erstatten  sein  wird. 


Nr.  48. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  25.  Oktober  1901 

Z.  21.916, 

an  den  Statthalter  für  Böhmen, 

(womit  das  Regulativ  in  Bezug  auf  die  Benützung  des  Festsaales  im 
CaroUnum  durch  die  beiden  Universitäten  in  Prag  abgeändert  wird). 

Das  mit  MinErL  vom  29.  Juni  1S82,  Z.  6791 KUM  genehmigte  Regulativ,  betreffend  die 
Modalitäten  der  gemeinsehaftiiehen  Benutzung  des  Festsaaies  im  Carolinum  durch  die  beiden 
Uainrsitdten  in  Prag,  wurde  im  Einverständnis  mit  den  akademischen  Senaten  dieser  UiUversitäten 
durch  den  MinErL  vom  25,  Oktober  1901,  Z.  2tJ916,  abgeändert  und  hat  nun  folgenden  Inhalt: 

1.  Als  eine  ausnahmslose  Regel  gilt,  daß  eine  Benützung  der  Aula 
für  studentische  Versammlungen,  für  studentische  Vereine  und  was  immer 
für  Veranstaltungen  von  Privatkörperschaften  unbedingt  ausgeschlossen  und 
ein  diesbezügliches  Gesuch  a  limine,  ohne  jede  weitere  Verhandlung,  ab- 
zuweisen ist 

2.  Die  Aula  bleibt  daher  ausschließend  vorbehalten  für  solche  Akte, 
welche  die  akademischen  Behörden  im  Namen  der  Universität  und  unter 
ihrer  Autorität  vornehmen. 

3.  Die  deutsche  Universität  benützt  wie  bisher  die  Aula  für  derartige 
Festakte  an  den  geraden,  die  böhmische  Universität  an  den  ungeraden 
Tagen  des  Monats. 

4.  Jede  der  beiden  Universitäten  verfügt  über  die  Aula  an  den  ihr 
zustehenden  Tagen  selbständig,  ohne  Einvernehmen  mit  der  andern  Uni- 
versität. 

5.  Zu  den  akademischen  Feierlichkeiten  gehören:  a)  die  periodisch 
wiederkehrenden  Festakte,  als:  die  feierliche  Immatrikulation  der  Studie- 
renden, die  RektorsinstaUation,  die  Vornahme  feierlicher  Promotionen; 
b)  besondere,  aus  bestimmten  Anlässen  von  den  akademischen  Behörden 
unter  ihrer  Autorität  veranstaltete  Festakte,  bei  denen  durch  wissenschaft- 
liche Vorträge  seitens  der  Professoren  für  die  Studierenden  und  besonders 
geladene  Gäste  die  Bedeutung  eines  zu  feiernden  Mannes,  Gedächtnistages 
oder  Ereignisses  in  einer  an  Universitäten  herkömmlichen  Weise  erörtert 
wird.  Beispiele  solcher  Festakte  wären:  die  Ehrung  des  Andenkens  ver- 
storbener oder  sonst  aus  dem  Verbände  der  Universität  ausgeschiedener 
Mitglieder  des  Lehrkörpers;  die  Erinnerung  an  Männer,  welche  sich  um 
Staat  oder  Kirche,  Wissenschaft  und  Kunst  verdient  gemacht  haben;  die 
Feier  patriotischer  Gedächtnistage;  die  Feier  von  Gedenktagen  in  der  Ge- 
schichte der  Universität;  die  Feier  neuer  wissenschaftlicher  Errungenschaften 
oder  bedeutsamer  Ereignisse  der  Kulturfortschritte.   Auch  diese  aus  beson- 

vgL  die  Bestimmungen  der  Statuten  ßir  die  betreffenden  „volkstümlichen  Universitäisvorträge^* 
r«.  Nr.  725;. 


^g  I.  Teil:  Organisation  und  Verwaltung;  A.  Organisation  der  Universitäten. 

deren  Anlässen  in  der  Aula  veranstalteten  Festakte  der  Universität  bedürfen 
keiner  besonderen  Genehmigung. 

6.  Die  Sorge  für  die  Instandhaltung  der  Aula  fällt  einem  Rektor  der 
beiden  Universitäten  zu,  und  ist  diese  Obsorge  jährlich  abwechselnd  zu  tragen. 

7.  Veränderungen  in  dem  Stande  und  der  Einrichtung  des  Festsaales 
sind  von  dem   Einverständnisse  beider  Rektoren  bedingt. 

Beiden  Universitäten  steht  übrigens  auf  Orund  der  MinErl.  vom  26.  August  1997,  Z,  14.707, 
beziehungsweise  vom  27.  Jänner  1902,  Z.  1800,  die  Benützung  des  Festsaales  im  Carolinum  zur 
Vornahme  gewöhnlicher  Promotionen  zu. 


d)  Universitätstitel. 
Nr.  49. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  o.  U.  vom  6.  JSnner  1881  Z.  110, 

MVBNr.  10, 

an  die  akademischen  Senate  sämtlicher  Universitäten, 
betreffend  die  Verleihttng  des  Universitfttstitels. 

Anläßlich  der  in  letzter  Zeit  wiederholt  vorgekommenen  Verleihungen 
des  Universitätstitels  seitens  der  akademischen  Senate  mehrerer  Universitäten 
finde  ich  dem  Senate  zu  eröffnen,  daß  das  von  den  Universitäten  vormals 
geübte  Recht  der  Verleihung  von  Universitätstiteln  mit  Rücksicht  auf  die 
derzeitige  Verfassung  der  Universitäten,  die  Stellung  derselben  als  Staats- 
anstalten und  die  Bestimmung  des  Art.  4  des  Staatsgrundgesetzes  vom 
21.  Dezember  1867,  betreffend  die  Ausübung  der  Regierungs-  und  Vollzugs- 
gewalt, als  erloschen  anzusehen  ist  und  die  Verleihung  des  Universitätstitels 
stets  die  ag.  Genehmigung  Sr.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  zur  Voraussetzung  hat, 
welche  im  Wege  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  einzuholen  ist 

Zugleich  bin  ich  jedoch  in  der  Lage,  dem  akademischen  Senate  mit- 
zuteilen, daß  Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  mit  Ah.  Entschl.  vom  1.  Jänner  l.J. 
den  bisher,  insbesondere  auch  den  seit  Wirksamkeit  des  zitierten  Staats- 
grundgesetzes vom  21.  Dezember  1867  von  den  akademischen  Senaten 
der  österreichischen  Universitäten  ausgegangenen  Verleihungen  des  Universi- 
tätstitels nachträglich  die  Ah.  Genehmigung  ag.  zu  erteilen  geruht  haben. 

Anmerkung.  Mit  derselben  Ah.  Entschließung  wurde  der  Minister  für  K.  u.  U.  ermächtigt, 
in  kü/0igen  Fällen  solcher  Titelverleihungen  die  Genehmigung  im  Ah.  Namen  auszusprechen. 


e)  Universitätskanzleifond. 
Vorbemerkung. 

über  die  Einnahmen  und  die  Verwendung  des  Universitätskeutzleifondes  vgL  §§  14  und 
18  der  römisch-katholisch-theologischen,  §§  14  und  17  der  griechisch-orientalisch-theologischen, 
§§  14  und  18  der  rechts-  und  staatswissenschaßlichen,  §§  35  und  37  der  medizinischen  und  §§  10 
und  13  der  philosophischen  Rigorosenordnung  (s.  Nr.  615,  628,  660,  678  und  70^. 
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Np.  50. 

ErlaS  des  Ministers  far  K.  n.  U.  vom  29.  April  1851,  Z.  2076/218, 

an  das  Universitätskonsistorium  in  Wien, 

(womit  anlftßlich  der  Regelung  der  Obliegenheiten  und  Nebeneinkfinfte 

des  Ufliversitfitspedells  Bestimmnngen  iiber  die  Bezfige  nnd  Verwendung 

des  Wiener  Universitätskanzleifondes  erlassen  werden). 

Bei  Regelung  der  Bezüge,  welche  der  neu  anzustellende  Universitäts- 
pedell anzusprechen  haben  soll,  kommt  es  darauf  an,  dieselben  schon 
vor  seiner  Ernennung  in  einer  Art  festzusetzen,  welche  für  die  totale 
Reform  des  Rigorosen-  und  Promotionswesens  auch  in  Beziehung  auf  die 
Ziffer,  die  Art  der  Einhebung,  Verrechnung,  Abfuhr  und  Verwendung  der 
diesfälligen  Taxen  und  Gebühren  den  freiesten   Spielraum   läßt. 

Eine  große  Unzukömmlichkeit  in  der  bisherigen  Stellung  des  Uni- 
versitätspedells besteht  nkht  nur  in  seinem,  den  Gehalt  der  meisten  Pro- 
fessoren und  alier  Universitätsbeamten  übersteigenden  Einkommen,  sondern 
noch  mehr  darin,  daß  seine  Stellung  als  erster  Diener  der  Universität 
nicht  gehörig  beachtet  war,  daß  ihm  mehrere  Funktionen  übertragen  sind, 
welche  offenbar  dieser  Stellung  nicht  angemessen  erscheinen,  und  daß  seine 
Ansprüche  auf  Taxen  und  Gebühren  für  die  meisten  dieser  Funktionen  der 
Frage  Raum  geben,  wofür  denn  eigentlich  der  Pedell  seinen  fixen,  nicht 
unbeträchtlichen  Gehalt  und   seine  Naturalwohnung  genießt. 

Die  dringende  Notwendigkeit,  die  Stelle  des  Pedells  zu  besetzen,  ge- 
stattet es  nicht,  mit  der  Regelung  der  Verpflichtungen  desselben  bezüglich 
der  Rigorosen,  Promotionen,  Diplomausfertigungen  und  ähnlicher  Akte  bis 
zur  neuen  Gestaltung  des  gesamten  Vorganges  bei  Erteilung  akademischer 
Würden  zuzuwarten. 

Es  werden  daher  folgende,  sogleich  nach  Ernennung  des  neuen  Pedells 
ins  Leben  tretende  Anordnungen  getroffen: 

1.  Die  Einhändigung  der  Doktorsdiplome  hat  bei  Gelegenheit  der 
Promotion  durch  den  Rektor  oder  seinen  Stellvertreter,  die  der  sogenannten 
kleinen  Diplome,  als  der  Chirurgen,  Hebammen  usw.,  von  dem  betreffenden 
Professorendekane  in  einer  der  ordentlichen  oder  außerordentlichen  Sitzungen 
des  Professorenkollegiums  zu  geschehen. 

2  Die  Einhebung  aller  Taxen  und  Gebühren,  welche  aus  Anlaß  von 
strengen  Prüfungen,  Disputationen,  Promotionen,  der  Ausfertigung  der 
Diplome  usw.  zu  entrichten  sind,  die  Abfuhr  derselben  an  die  Perzeptions- 
berechtigten,  die  Sorge  für  die  Ausfertigung  der  Diplome  aller  Art  geht 
an  die   Universitätskanzlei  über. 

Das  Universitätskonsistorium  hat  in  dieser  Beziehung: 

a)  die  diesfalls  bisher  größtenteils  von  dem  Pedell  besorgten  Funktionen 
in  der  am  zweckmäßigsten  erscheinenden  Weise  unter  zwei  oder  alle  drei 
Beamte  der  Universitätskanzlei  zu  verteilen; 

b)  aus  dem  zu  kreierenden  Kanzleifonde  die  mit  dieser  Einrichtung 
notwendig  verbundenen  Auslagen  zu  bestreiten; 
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c)  diesen    Beamten   die   erforderlichen   Weisungen   zu   erteilen; 

d)  darauf  zu  sehen,  daß  die  Ausfertigung  der  Diplome  mit  Ver- 
meidung unnötigen  Aufwandes  bewerkstelligt  werde;  die  Diplome  sind 
daher,  insofern  es  angeht  und  dadurch  eine  Ersparnis  erzielt  werden  kann, 
zu  lithographieren,  soweit  sie  aber  geschrieben  werden  müssen,  hat  das 
Konsistorium  dafür  mäßige  Schreibgebühren  festzusetzen  und  dieselben  vor 
allem  den  etwa  dazu  geeigneten  Individuen  der  Universitätskanzlei,  der 
Quästur  oder  den   Kandeien  der  Doktorenkollegien  zuzuwenden; 

e)  die  Funktionen  des  Pedells  werden  daher  in  diesen  Beziehung^en 
nur  nodi  diejenigen  sein,  welche  von  seinen  bisherigen  diesfälligen  Ob- 
liegenheiten nach  Ausscheidung  der  an  die  akademischen  Würdenträger 
oder  an  die  Universitätskanzlei  übergehenden  noch  erübrigen,  oder  welche 
das  Universitätskonsistorium  ihm  bei  Durchführung  in  den  Anordnungen  ins- 
besondere  ausdrücklich   zuzuweisen   findet. 

Für  diese  dem  Pedell  verbleibenden  Funktionen  ist  ihm  zu  seinem 
fixen  Gehalte  von  500  Gulden  K.  M.  ein  jährliches  Pauschale  von  200  Gulden 
K.  M.,  zahlbar  in  monatlichen  antizipativen  Raten,  aus  dem  zu  kreierenden 
Kanzleifonde   zuzusichern.^) 

Um  ihm  jedoch  auch  einen  Sporn  zur  pünktlichsten  und  zuvorkom- 
menden Erfüllung  dieser  Obliegenheiten  in  seinen  verschiedenen  diesfälligen 
Berührungen  mit  den  akademischen  Behörden  und  mit  der  Universitäts- 
kanzlei zu  geben,  wird  das  Konsistorium  ermächtigt,  ihm  am  Schlüsse 
eines  jeden  Semesters  eine  Remuneration  von  20 — 100  Gulden  K.  M.^)  aus 
dem  Kanzleifonde  anzuweisen,  in  dem  Maße,  als  er  sich  die  allseitige 
Zufriedenheit  des  Rektors,  der  Dekane  und  insbesondere  des  Kanzleidirektors 
im  Laufe  des  Jahres  zu  erwerben  gewußt  hat. 

f)  Aus  dem  Obengesagten  ist  zu  entnehmen,  welche  von  den  bis- 
herigen Obliegenheiten  des  Pedells  an  die  Universitätskanzlei  überzugehen 
haben. 

Das  Konsistorium  hat  die  zweckmäßigste  Geschäftszuteilung  an  die 
Glieder  der  Universitätskanzlei  vorzunehmen  und  die  möglichst  einfache 
Manipulation  und  Modalität  der  Gebarung  mit  den  eingehenden  Taxen 
und  Gebühren  einzuführen. 

Die  an  den  Rektor  oder  andere  Glieder  des  Konsistoriums  oder  der 
akademischen  Behörden  oder  Würdenträger,  an  Witwensozietäten  usw.  ab- 
zuführenden Anteile  an  den  eingehenden  Taxen  bilden  für  die  diesfällige 
Kanzleimanipulation  nur  durchlaufende  Posten.  Die  Bezüge  jedoch,  welche 
bisher  der  Universitätspedell  von  Rigorosen,  Disputationen,  Promotionen 
und  Ausfertigung  der  Diplome  hatte  und  für  ihn  teils  ein  Netto-,  teils 
Bruttoeinkommen  bildeten,  gehen  an  den  hiemit  zu  kreierenden  Kanzlei- 
fond  über. 


1)  In  ähnlicher  Weise  wurde  mit  MinErl,  vom  17.  November  1853,  Z.  11^79,  dem 
UniversitätssubpedeU  nebst  seinem  OehaUe  ein  jährliches  Pauschale  von  100  Oulden  K.  M.  aus 
dem  UniversUätskanzleifonde  bewilligt  und  gestattet,  daß  nach  dem  Ermessen  des  Konsistoriums 
ihm  auch  noch  am  Schlüsse  eines  Jeden  Semesters  eine  Remuneration  aus  demselben  Fonäe  an- 
gewiesen werde,     VgL  hlezu  die  modifizierende  Bestimmung  unter  Nr,  51. 

*)  Vgl.  Nr.  51,  wonach  es  zur  Bewilligung  dieser  Remuneration  der  ministerielUn 
Genehmigung  bedarf. 
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Das  Bruttoeinkommen  dieses  Fondes  dürfte  sich  nach  den  von  dem 
Universitätskonsistorium  angeführten  Daten  jährlich  auf  mehr  als  viertausend 
Gulden  K.  M.  belaufen.  —  Es  wird  Sache  des  Universitätskonsistoriums  sein, 
durch  Vermeidung  unnötiger  Kosten  bei  Ausfertigung  der  Diplome  den 
reinen,  dem  Kanzleifonde  verbleibenden  Ertrag  möglichst  günstig  zu  ge- 
stalten, um  daraus  folgende  auf  diesen  Fond  angewiesene  Entrichtungen 
nach  der   hier   dargestellten   Reihenfolge   zu   bestreiten.^) 

a)  Das  oben  erwähnte  fixe  jährliche  Pauschale  des  Pedells  mit  zwei- 
hundert Gulden   K.  M. 

ß)  Die  bisher  aus  dem  Studienfonde  bestrittenen  Pauschalien  für  die 
Schreibgeschäfte   und   für   Schreibmateriale  der   Professorendekane. 

f)  Nach  Zulänglichkeit  dieses  Fondes  können  sohin  von  dem  Uni- 
versitätskonsistorium vom  Sommersemester  18S0/51  an  aus  demselben 
angewiesen    werden : 

1.  In  Berücksichtigung  der  überhaupt  und  insbesondere  durch  gegen- 
wärtige Verfügungen  vermehrten  Geschäfte  Semestrabemunerationen  bis  zu 
dem  Betrage  von  einhundert  Gulden  K.  M.  an  die  Individuen  des  Kanzlei- 
personales.^) 

2.  Die  oben  sub  e)  erwähnte  eventuelle  semestraJe  Remuneration  des 
Pedells  von   zwanzig  bis  hundert  Gulden   K.   M.') 

b)  Die  Insertionskosten  für  die  Lektionskataloge  in  öffentliche  Blätter, 
e)  Endlich  gelegentliche  kleinere  Auslagen  für  das  Konsistorium  oder 

die  akademischen  Behörden,  welche  nicht  präliminiert  und  für  die  Zwecke 
derselben  wünschenswert,  wenn  auch  nicht  gerade  notwendig  sind. 

Ob  von  dem  auf  diese  Art  in  Anspruch  genommenen  Kanzleifonde 
noch  so  viel  erübrige,  um  das  medizinische  Doktorenkollegium  in  Be- 
streitung der  Kosten  für  seine  Kanzlei  zu  unterstützen,  so  weit  dasselbe 
auch  für  Aufgaben  in  Anspruch  genommen  wird,  welche  eigentlich  Sache 
des  Professorenkollegiums  sind,  oder  was  etwa  noch  weiter  zu  verfügen 
wäre,  um  im  verneinenden  Falle  die  Kanzlei  des  Doktorenkollegiums  von 
derlei  dasselbe  belastenden  Funktionen  zu  entbürden,  darüber  erwartet  man 
seinerzeit  einen  besonderen  Bericht  mit  Rücksicht  auf  die  von  dem  Uni- 
versitätskonsistorium erwähnte  Eingabe  desselben  vom  23.  Oktober  1850, 
Z.  748. 

Es  versteht  sich  übrigens  von  selbst,  daß  durch  die  hier  getroffenen 
Anordnungen  über  die  Bestreitung  der  oben  sub  ß,  y>  ^  und  e  erwähnten 
Auslagen  späteren  Änderungen')  über  die  Bezüge  und  die  Verwendung 
des   Kanzleifondes   in   keiner  Weise    präjudiziert   werden   soll. 

Diese  zuletzt  erwähnten  Anordnungen  sind  daher  nur  transitorische 
und  werden  Modifikationen  erleiden,  sobald  mit  der  Regelung  des  Tax- 

0  Durch  MUiErL  vom  /.  Dezember  1876,  Z.  932i  (s,  Nr.  5t J,  wurde  die  Qewährung 
derartiger  Entlohnungen  aus  dem   Kanzleifonde  der  ministeriellen  Genehmigung  vorbehalten. 

*)  VgL  den  MinEH.  vom  B.  März  1892,  Z.  2471  (s.  Nr.  54). 

")  VgL  Nr.  51  B.  /.  —  Der  Universiiäiskanzleifond  ist  eine  vom  Ministerium  f&r  Kultus 
und  ÜHterridä  im  administrativen  Wege  getroffene  Einrichtung.  Es  steht  daher  auch  diesem 
Ministerium  die  nähere  Bestimmung  der  Auslagen  zu ,  welche  aus  demselben  zu  bestreiten  sind, 
sofern  eine  solche  nicht  geradezu  mit  dem  Wesen  eines  derartigen  Fondes  im  Widerspruche 
steht  (MinAU  Z.  12J577  ex  18m). 
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Wesens  bei  Rigorosen,  Promotionen  und  Diplomausfertigung  der  Ertrag 
dieser  Taxen  und  mit  dem  längeren  Bestände  der  Kollegiengelder  der  Betrag 
der  diesfälligen  Einhebungsprozente  eine  sichere  Basis  der  Berechnung 
zulassen   wird. 

Das  Unterrichtsministerium  beabsichtigt,  sobald  sich  diese  Verhältnisse 
einigermaßen  konsolidiert  haben  werden,  den  Studienfond  nur  mit  den 
Auslagen  für  die  Besoldungen  für  die  stabil  angestellten  Beamten  der 
Universitätskanzlei  und  für  die  systemisierte  Dienerschaft  zu  behaften,  da- 
gegen alle  Auslagen  für  das  Schreibgeschäft  der  Professorendekane,  für 
das  Quästurspersonale,  für  'Drucksorten  und  Kanzleirequisiten,  für  Remunera- 
tionen an  die  Universitätsbeamten  und  Diener,  für  Diumen  und  das  Aushilfs- 
personale  auf  einen  Fond  anzuweisen,  welcher  der  Disposition  der  aka- 
demischen Behörden  unterliegen  und  seine  Zuflüsse  aus  den  Kanzleigebühren 
von  Rigorosen,  Promotionen  usw.  und  aus  den  Einhebungsprozenten  der 
Kollegiengelder  erhalten  wird.^) 

Das  Universitätskonsistorium  wird  aufgefordert,  diesen  Gedanken  stets 
zu  verfolgen  und  zur  geeigneten  Zeit  seine  Ansichten  und  Anträge  hierüber 
dem  Unterrichtsministerium  vorzulegen. 

Nach  Zustellung  dieses  Erlasses  hat  das  Universitätskonsistorium  un- 
verzüglich die  Pedellstelle  zu  besetzen  und  zur  Durchführung  der  hier 
getroffenen  Anordnungen  zu  schreiten. 

In  dem  Anstellungsdekrete  sind  die  Bezüge  des  Pedells  mit  Berufung 
auf  diesen  Erlaß  anzuführen  und  ist  demselben  zu  bedeuten,  daß  ihm 
außer  denselben  kein  weiterer  Anspruch  auf  die  von  seinem  Vorgänger 
eingehobenen   Gebühren   zustehe. 

Das  fixe  Pauschale  von  zweihundert  Gulden  K.M.  ist  ihm  in  monat- 
lichen antizipat;iven  Raten  aus  dem  neu  kreierten  Kanzleifonde  auszuzahlen. 


Np.  51. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  1.  Dezember  1876,  Z.  9324, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 

(womit  in  Ansehting  der  Venvendung  des  Kanzleifondes  der  Wiener 
Universität  abändernde  Bestimmungen  getroffen  werden). 

Indem  ich  den  Inhalt  des  unterm  31.  Mai  1.  J.,  Z.  993,  erstatteten 
Berichtes  über  den  Stand  des  Universitätskanzleifondes  zur  Kenntnis  nehme, 
genehmige  ich  die  daselbst  gestellten  Anträge  in  Betreff  der  in  Hinkunft 
aus  diesem  Fonde  zu  bestreitenden  Auslagen  mit  nachstehenden  Be- 
merkungen : 

Die  mit  dem  MinErl.  vom  29.  April  1851,  Z.  2076,«)  getroffenen 
Verfügungen    über   die   Verwendung   des    Kanzleifondes    zur    Entlohnung 

^)  über  die  Partizipation  des  Universitätskanzleifondes  an  den  Rigorosen'  und  Promotions- 
taxen ttsw,  s,  die  einzelnen  Rigorosenordnungen.  Die  5  %  Einhebungsprozente  der  Kollegien- 
geläer  fließen  in  den  Staatsschatz.    Vgl.  Nr.  301,  §§  45  und  47. 

«)  s.  Nr.  50. 
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des  Beamtenpersonals  für  die  infolge  dieser  Verordnung  eingetretene 
Vermehrung  der  Geschäfte  können  gegenwärtig  nicht  mehr  zur  Richtschnur 
dienen,  da  die  Bezüge  der  Kanzleibeamten  durch  das  Gesetz  vom  15.  April 
1873,  RGBNr.  47,i)  sowie  durch  die  MinVdg.  vom  24.  Oktober  1875, 
Z.  17.140,2)  jene  der  Quästurbeamten  aber  durch  die  MinVdg.  vom  28.  August 
1872,  Z.  10.417,')  in  einer  den  Obliegenheiten  dieses  Beamtenpersonales 
vollkommen   entsprechenden   Weise  geregelt  worden   sind. 

Aus  diesem  Grunde  wurde  in  §  7  der  zitierten  MinVdg.  vom  24.  Okto- 
ber V.  J.  ausdrücklich  bestimmt,  daß  die  bisher  gewährten  regelmäßigen 
Remunerationen,  insofern  sie  nicht  als  Honorare  für  spezielle,  nicht  zu 
den  regelmäßigen  Verpflichtungen  des  betreffenden  Beamten  gehörige 
Leistungen    anzusehen   sind^   zu   entfallen   haben. 

Nach  dieser  Anordnung  erscheint  die  im  Punkte  2  der  Anträge  des 
Senates  in  Aussicht  genommene  Bewilligung  von  regelmäßigen  Remunera- 
tionen an  den  Offizial  und  Kanzlisten  für  die  von  denselben  besorgten 
Stipendienangelegenheiten  nicht  zulässig,  da  die  Besoigung  dieser  Geschäfte 
gemäß  der  hierorts  genehmigten  Amtsinstruktion  für  die  Wiener  Universitäts- 
kanzlei zu  den  ordentlichen  Dienstesverpflichtungen  der  genannten  Beamten 
gehört 

In  konsequenter  Durchführung  dieser  Grundsätze  wird  demnach  be- 
stimmt, daß  es  von  der  dem  akademischen  Senate  mit  dem  MinErl.  vom 
29.  April  1851,  sub  "fl,  eingeräumten  Ermächtigung  zur  Bewilligung  von 
Remunerationen  aus  dem  Kanzleifonde  bis  zum  Betrage  von  hundert 
Gulden  K.M.  an  die  Individuen  des  Kanzleipersonals  in  Hinkunft  das 
Abkommen  erhält,  wonach  die  Gewährung  derartiger  Entlohnungen  aus 
dem  genannten   Fonde  der  ho.   Genehmigung  vorbehalten   wird. 

Anlangend  die  Bezüge  des  Ober-  und  Subpedells  wird  die  beantragte 
Belassung  der  in  dem  Berichte  aufgeführten  regelmäßigen  Bezüge^)  aus 
dem  Kanzleifonde  mit  Ausnahme  der  Remunerationen  genehmigt  und  bemerkt, 
daß  in  Ansehung  der  Bewilligung  von  Remunerationen  für  diese  Individuen 
in  glekher  Weise  vorzugehen  ist,  wie  bei  dem  Kanzleipersonale. 

Übrigens  wird  in  Betreff  der  Anträge  auf  Remunerationen  aus  dem 
Kanzleifonde  ausdrücklich  bestimmt,  daß  sie  nur  dann  gestellt  werden  dürfen, 
wenn  zugleich  der  Nachweis  geliefert  wird,  daß  die  hiedurch  entstehende 
Auslage  in  den  laufenden  Mitteln  des  Kanzleifondes  ihre  Bedeckung  findet. 

Der  Antrag,  daß  in  Hinkunft  der  Diplomsstempel  nicht  mehr  aus 
dem  Kanzleifonde  zu  bestreiten,  sondern  vom  Kandidaten  beizustellen  ist, 
wird  genehmigt. 


>)  s.  Nr.  266. 

•)  *.  Nr.  262. 

*)  s.  Nr.  261. 

*)  (L  3.  210  Qttidenfl.  ö.  W.  als  Pauschale  für  den  Oberpedell  (UnIversUätspedeU)  aufOrund 
des  MinErL  vom  29.  Aprü  1851,  Z.  2076  (s.  Nr.  50),  105  Qulden  fU  ö.  W.  ßtr  den  UniversUäts- 
»bpedeU  auf  Qrund  MinErL  vom  17.  November  1853,  Z.  11.579,  und  400  Qulden  als  Entschädigung 
des  OberpedeUs  >Br  den  ihm  durch  die  neue  Rigorosenordnung  erwachsenen  Entgang  an 
Einkommen  (MinErl.  vom  28.  Mai  1874,  Z.  768J. 
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Np.  52. 

Erlafi  des  Ministers  fDr  K.  u.  U.  vom  11.  Mai  1890,  Z.  7986, 

an  den  Statthalter  für  Niederösterreich, 

(betreffend  die  Heranziehung  des  Universitätskanzlelfondes  zur  Deckung 
von  Remunerationen  und  Aushilfen  für  die  Beamten  und  Diener  der 

Universitatskanzlei). 

Indem  ich  den  Bericht  vom  22.  April  1890,  Z.  7998,  betreffend  die 
Bestreitung  der  Auslagen  für  Krankheits-  und  ähnliche  Aushilfen  für  die 
Beamten  und  Bediensteten  der  Wiener  Universitätskanzlei  zur  Kenntnis 
nehme,  beehre  ich  mich,  Euer  ...  zur  Berücksichtigung  für  künftige 
Fälle  zu  eröffnen,  daß  für  die  Folge  daran  festzuhalten  sein  wird,  daß 
Remunerationen  und  Aushilfen  für  die  Beamten  und  Diener  der  Universitäts- 
kanzlei in  der  Regel  aus  dem  Universitätskanzleifonde,  welcher  hiezu  in 
erster  Linie  berufen  erscheint,  zu  bestreiten  sind  und  daß  die  Mittel  des 
Universitätskredites  für  solche  Auslagen  nur  ausnahmsweise  in  Anspruch 
genommen  werden  können. 


Nr.  53. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  4.  September  1891,  Z.  15.231 

an  den  Statthalter  für  Niederösterreich, 

(betreffend  die   entgeltliche  Abgabe   sämtlicher  Drucksorten   an    die 
Studierenden  und  Oberweisung  der  Gebarung  mit  diesen  Drucksorten 

an  den  Universitätskanzleifond). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  15.  Juli  1.  J.,  Z.  26.202,  finde  ich 
anzuordnen,  daß  vom  Studienjahre  1891/92  angefangen  von  den  im  Berichte 
vom  20.  Jänner  1.  J.,  Z.  61.379,  erwähnten  Drucksorten  auch  jener  Teil, 
welcher  bisher  auf  Rechnung  des  Unterriditsetats  und  des  Matrikelfondes 
hergestellt  oder  von  den  verschiedenen  Fakultätsdienern  auf  eigene  Rechnung 
angeschafft  wurde,^)  in  gleicher  Weise  wie  der  übrige  Teil  dieser  Druck- 
sorten den  Studierenden  gegen  einen  die  volle  Deckung  der  Herstellungs- 
kosten bietenden  Betrag  im  Verkaufswege  zu  überlassen  und  daß  die 
Gebarung  mit  den  sämtlichen  in  Rede  stehenden  Drucksorten  auf  den 
Universitätskanzleifond  zu  übernehmen  ist,  welcher  sonach  die  Herstellungs- 
kosten zu  bestreiten  und  den  Erlös  einzunehmen  haben  wird. 

Hienach  wollen  Euer . . .  baldigst  die  nötigen  weiteren  Veranlassungen 
treffen. 


')  d.  s.  Mairikelscheine,  Abgangszeugnisse,  Äbsolutorien. 

Mit  MinErL  vom  7.  September  1877,  Z.  70.238  ex  1876,  wurde  der  Universität  in  Innsbruck 
die  Gebarung  mit  den  för  die  Universität  benötigten  Drucksorten  ausschli^lich  überlassen  und 
dem  Rektorate  zur  Bestreitung  der  Kosten  für  sämtliche  Drucksorten  einschließlich  der 
Vorleseverzeichnisse  ein  Geldbetrag,  der  mit  MinErl.  vom  17.  April  1878,  Z.  21.496,  erhöht  untrde, 
gegen  Verrechnung  angewiesen. 
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Nr.  54. 

Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  8.  März  1892,  Z.  2471 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 

(womit   angeordnet   wird,   ffir   welche   Ausgaben    ans    dem    Wiener 
Universltitskanzleifonde  die  vorherige  Oenehmigang  des  Ministerinnis 

einzuholen  ist). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  16.  Jänner  d.  J.,  Z.  1242,  betreffend 
eine  neuerliche  Regelung  des  Wiener  Universitätskanzleifondes,  dann  unter 
Bezugnahme  auf  den  ho.  Erl.  vom  6.  September  1883,  Z.  16.209,^)  und 
auf  den  Bericht  vom  12.  Februar  1884,  Z.  125,  finde  ich  mich  bestimmt, 
zu  gestatten,  daß  bei  Bewilligung  der  aus  dem  gedachten  Fond  in  Oemäßheit 
des  MinErl.  vom  29.  April  1851,  Z.  2076,«)  zu  bestreitenden  Auslagen  seitens 
des  akademischen  Senates  die  ho.  Genehmigung  nicht  mehr  eingeholt  zu 
werden  braucht. 

Dieser  Genehmigung  bleiben  jedoch  vorbehalten: 

1.  Auslagen,  zu  deren  Bedeckung  die  laufenden  reinen  Jahreseinnahmen 
nicht  hinreichen,  sowie  überhaupt  Maßnahmen,  welche  eine  Veräußerung 
oder  Verminderung  der  Fondreserve  zur  Folge  hätten. 

2.  Die  Übernahme  von  Verpflichtungen  zu  dauernden  oder  doch  wieder- 
kehrenden Ausgaben  und  Lasten. 

3.  Die  Auflassung  oder  Verminderung  der  durch  ho.  Verfügungen  bereits 
dauernd  bewilligten  Ausgabsposten. 

4.  Remunerationen,  Aushilfen  und  sonstige  Geldbewilligungen  zu 
Gunsten  des  Personales  der  Universität. 

Ober  den  Stand  des  Fondes,  seine  Einkünfte  und  seine  Verwendung^ 
ist  dem  ho.  Ministerium  alljährlich  Nachweisung  vorzulegen. 

Übrigens  ist  es  selbstverständlich,  daß  die  die  Verwaltung  und  Ver- 
wendung des  gedachten  Fondes  betreffenden  Beschlüsse  des  akademischen 
Senates  den  diesfalls  bestehenden  allgemeinen  Vorschriften  unterworfen  sind. 


2.  Geschäftsordnungen  der  akademischen  Behörden. 


Vorbemerkung. 

i4A  den  UnirersÜäfen  stehen  derzeit  für  die  akademischen  Senate  und  die  Professoren- 
koUegien  Gesehäßsordnungen  in  Geltung ,  denen  im  Sinne  des  §  22  des  Gesetzes  vom  27,  April  1873, 
RGBNr.  63,  beziehungsweise'  des  §  19  des  at^ßer  Kraß  getretenen  MinErl.  vom  30.  September  1849, 
Z.  6798,  RGBNr.  401,  mit  den  nachstehenden  Ministerialerlässen  die  Genehmigung  erteilt 
Morden  ist. 


*)  Mit  diesem  Erlaß  wurde  an  alle  Rektorate  der  Universitäten  aus  Anlaß  der  beabsichtigten 
Regelung  der  Frage  der  Verwendung  des  Universiidtskanzleifondes  die  Aufforderung  gerichtet, 
Anträge  zu  erstatten,  zu  welchen  genau  zu  spezialisierenden  Zwecken  der  Universitätskanzleifond 
in  Hinhu^  zu  verwenden  sein  wird,  respektive  welche  Auslagen  auf  denselben  zu  überweisen 
sein  werden, 

•)  5.  Nr.  50. 
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Universität  in  Wien: 

Für  den  akademischen  Senat:  mit  MinErl.  vom  1.  Dezember  J874,  Z.  n,335;  abgeändert  (§  18, 
Reihenfolge  der  Verhandlungsgegenstände)  mit  MinErL  vom  13.  Jänner  1876,  Z.  274; 

für  das  ProfessorenkoUegium: 

der  theologischen  Fakultät:  mit  MinErl.  vom  31.  Jänner  1874,  Z.  858, 
der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät:  mit  MinErL  vom  4.  Märe  1850,  Z.   1908, 
der  medizinischen  Fakultät:  mit  MinErL  vom  7.  April  1850,  Z.  2788, 

der  philosophischen  Fakultät:  mit  MinErL  vom  23,  November  1849,  Z.  8125;  abgeändert 
durch  MinEH.  vom  24,  Mai  1891,  Z.  8053  (§  7,  Betrauung  mit  dem  Schriftßhreramte). 

Universität  in  Graz: 

Für  den  akademischen  Senat:  mit  MinErL  vom  30.  November  1874,  Z.  10.992; 

für  das  Professorenkollegium: 

der  theologischen  Fakultät:  mit  MinErL  vom  23.  Februar  1882,  Z.  19.768  ex  1881, 

der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät:  mit  MinErl.  vom  W.Juni  1881,  Z.  8238, 

der  medizinischen  Fakultät:  mit  MinErL  vom  4.  Oktober  1904,  Z.  22.073, 

der  philosophischen  Fakultät:  mit  MinErL  vom  30.  Mai  1878,  Z.  4544. 

Universität  in  Innsbruck: 

Für  den  akademischen  Senat:  mit  MinErl.  vom  3.  April  1890,  Z.  6073;  abgeändert  mit  MinErl. 
vom  27.  Dezember  1895,  Z.  26374  f§§  25  und  26,  betreff end  den  Vorgang  bei  Wahlenthaltung 
oder  Abgabe  leerer  Stimmzettel); 

für  das  ProfessorenkoUegium: 

der  theologischen  Fakultät:  mit  MinErl.  vom  31.  August  1903,  Z.  23.791, 

der  rechts-  und  staatswissenschq/tUchen  Fakultät:  mit  MinErl.  vom  23,  Februar  1873,  Z.  1519, 

der  medizinischen  Fakultät:   mit  MinErL  vom  22,  März  1870,  Z.  2{79;  ergänzt  (im  §  11) 

durch  MinErL  vom  18.  April  1891,  Z.  6060, 
der  philosophischen  Fakultät:  mit  MinErL  vom  27,  April  1881,  Z.  4994. 

Universität  in  Prag  {^deutsch): 

Für  den  akademischen  Senat:  mit  MinErL  vom  28.  Jänner  1889,  Z.  1133; 

für  das  Professorenkollegium: 

der  theologischen  Fakultät:  mit  MinErL  vom  17.  Jänner  1850,  Z.  271, 

der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät:  mit  MinErL  vom  25.  September  1891, 

Z,  18.295, 
der  medizinischen  Fakultät:  mit  MinErL  vom  23,  August  1897,  Z,  5991, 
der  philosophischen  Fakultät:  mit  MinErL  vom  8.  Mai  1890,  Z.  8471. 

Universität  in  Prag  (böhmisch): 

Für  den  akademischen  Senat:  (für  denselben  gilt  noch  die  mit  MinErL  vom  8,  Juli  1850,  Z,  5463, 

genehmigte  Geschäftsordnung); 
für  das  Professorenkollegium: 

der  theologischen  Fakultät:  mit  MinErL  vom  24.  März  1892,  Z.  5820, 
der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät:  mit  MinErL  vom  17,  Februar  1883,  Z.  2673, 
der  medizinischen  Fakultät:   mit  MinErt.  vom  3,  Mai  1884,  Z.  7002;  abgeändert  durch 
MinErL  vom  9.  April  1892,  Z.  6887  f§  32,  subsidiarische  Heranziehung  des  Kanzlei- 
dlrektors  zur  ProtokoUfSiirungJ, 
der  philosophischen  Fakultät:  mit  MinErL  vom  12.  März  1889,  Z.  4548. 

Universität  in  Lemberg: 

Für  den  akademischen  Senat:  mit  MinErL  vom  11.  Februar  1865,  Z.  909  K.  U., 
für  das  Professorenkollegium: 

der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät:  mit  MinErL  vom  7,  März  1865,  Z,  1800; 
ergänzt  auf  Qrund  MinErl.  vom  25,  August  1876,  Z,  1Z792  (§  3), 

der  philosophischen  Fakultät:  mit  MinErL  vom  18.  Juni  1885,  Z,  9032. 

Universität  in  Krakau: 

Für  den  akademischen  Senat  und  die  Professorenkollegien  der  vier  Fakultäten:  mit  MinErt.  vom 
12,  Jänner  1865,  Z.  1Z350, 
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Universität  in  Czernowitt: 

Fir  dtn  akatUmischen  Senat:  mü  MinErL  vom  22.  Mai  1876,  Z,  7899;  erläutert  mit  MinErL  vom 
21.  April  1997,  Z.  16.948  (§  12,  aber  die  Zulassung  der  Protokolüerung  des  Ordnungsrufes); 
ßr  das  Prof essorenkoUegium: 

der  grieehisch'Orientalisch'theologisehen    Fakultät:    mit   MinErl.  vom    8.   Oktober    1876, 

Z,  12J967, 
der  rechts-   und  staatswissenschaftUehen  Fakultät:  mit  MinErL  vom  3.  Juli  1876,  Z.  9760, 
der  phäosophisehen  Fakultät:  mit  MinErl,  vom  13.  Juli  1876,  Z.  9764;  ergänzt  durch  MinErl. 
vom  20.  Februar  1891,  Z.  2680  (§  20,  Separatvotum). 


Theologische  Fakultät  in  Olmätz: 
Färdas  Professorenkollegium:  mit  MinErl.  vom  5.  November  1891,  Z.  22M7. 

Theologische  Fakultät  in  Salzburg: 
Fir  das  Professorenkollegüun:  mit  MinErL  vom  11.  Dezember  1891,  Z.  25.603. 

Nr.  56. 
Aus  dem  Erlasse  des  Mlnlsterliims  fOr  K.  n.  U.  vom  23.  Mal  1854. 

Z.  3468, 

an  den  akademischen  Senat  der  Universität  in  Prag. 

Die  Rückstellung  der  Protokolle  ohne  Bemerkung  enthält  noch  keine 
Genehmigung  der  darin   erwähnten   Beschlüsse.^) 


Nr.  56. 

Eriaß  des  Mlnlsterliims  für  K.  n.  U.  vom  28.  Oktober  1857. 

Z.  18.280. 

an  das  Professorenkollegium  der  medizinischen  Fakultät  in  Wien, 
(betreffend  die  Abfassung  der  Sitzungsprotokolle). 

Zur  Ermöglichung  einer  beschleunigten  Vorlage  der  Sitzungsprotokolie, 
dann  einer  übersichtlicheren  Fassung  derselben,  sowie  zur  Fernhaltung  aller 
unnötigen  Schreibumtriebe  sind  künftighin  in  dieselben  nicht  alle  ein- 
langenden Eingaben  und  Geschäftsstücke  detailliert  aufzunehmen,  sondern 
dem  Geiste  und  Sinne  des  provisorischen  Gesetzes  über  die  Organisierung 
der  akademischen  Behörden  vom  30.  September  1849,')  insbesondere  den 
Bestimmungen  der  §§  15,  17,  18  und  19  dieses  Gesetzes,  dann  jenen  des 
ho.  ErL  vom  24.  November  1849,  RGBSt.  VIII,  Nr.  38,  S.  66,3)  gemäß, 
bloß  eigentliche  Verhandlungsgegenstände,  welche  einer  Beratung  und  Schluß- 
fassung des  k.  k.  Professorenkollegiums  bedürfen,  in  diesen  Protokollen 
ersichtlich   zu   machen.*) 

>)  VgL  den  Schlußsatz  des  MinErL  vom  4.  Februar  1854,  Z.  13.713/1180  ex  1853  (s.  Nr.  395), 
mmuh  die  einfache  Vidierung  des  Sitzungsprotokolls  bloß  eine  Approbaäon  des  eingehaltenen 
formalen  Qesch^ftsganges ,  nicht  aber  die  Qenehmigung  des  sachlichen  Inhaltes  der  darin  im 
Auszüge  nicht  selten  nur  summarisch  dargestellten  Verhandlungen  Involviert. 

^  An  die  Stelle  dieses  Gesetzes  ist  gegenwärtig  das  Gesetz  vom  27.  April  1873,  RQBNr.  63 
(s.  Nr.  18),  getreten  (§  15  u.  f.). 

*)  Aufgenommen  unter  Nr.  61. 

*)  Den  in  einer  anderen  als  der  deutschen  Sprache  abgefegten  Sitzungsprotokollen  ist  bei 
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Nr.  57. 

Erlaß  des  Staatsmlnlsterlums  K.  U.  vom  16.  März  1863,  Z.  3017, 

an  das  Universitätskonsistorium  Wien  und  die  akademischen  Senate  Prag, 

Krakau,  Lemberg,  Graz,  Innsbruck, 

(betreffend   den   Vorgang   bei   Vorlage   von   Berichten ,   welche    auf 

Sitzungsbeschlfissen  benihen). 

Es  sind  von  mehreren  akademischen  Behörden  in  neuerer  Zeit  dem 
Staatsministerium  Berichte  zugekommen,  aus  deren  Stilisierung  und  Ferti- 
gung nicht  zu  entnehmen  war,  ob  die  darin  gestellten  Anträge  von  der 
betreffenden  akademischen  Behörde  als  Körper  infolge  Sitzungsbeschlusses, 
oder  von  dem  Rektor  oder  Dekan  als  solchem  ausgegangen  sind. 

Es  ward  sich  oft  in  denselben  auf  keinen  SitzungsbeschluB  berufen, 
kein  Protokoll  beigelegt,  und  doch  lautete  schließlich  die  Ausfertigung  von 
Seite  des  Professorenkollegiums  oder  des  akademischen  Senates  gleich- 
förmig, es  mochte  sich  um  kurrente,  in  das  Bereich  des  Vorstandes  fallende 
Angelegenheiten  oder  um  wichtigere,  der  Gremialberatung  anheimfallende 
Agenda  handeln. 

Die  akademischen  Behörden  werden  daher  hiemit  angewiesen,  ihre 
an  das  Staatsministerium  zu  leitenden  Berichte  so  zu  instruieren  und  zu 
formen,  daß  über  die  oft  sehr  relevante  Frage,  ob  der  Bericht  in  seiner 
Totalität  von  dem  ganzen  Kollegium,  resp.  seiner  Majorität,  oder  von  dem 
Vorstande  der  akademischen  Behörde  ausgehe,  kein  Zweifel  entstehen  kann. 

Zu  diesem  Ende  wird  es  nicht  nur  angezeigt  und  auch  aus  anderen 
Gründen  sehr  zweckdienlich  sein,  daß  bei  Berichten,  welche  auf  einem 
Sitzungsbeschlusse  beruhen,  das  betreffende  Protokoll  —  wenn  es  tunlich 
ist  —  beigeschlossen  oder  doch  im  Inhalte  des  Berichtes  sich  auf  diesen 
Beschluß  ausdrücklich  bezogen  werde,  sondern  man  muß  auch  wünschen, 
daß  bei  der  Fertigung  der  Berichte  obiger  Unterschied  Tn  geeigneter  Weise 
berücksichtigt   und   zur   Anschauung  gebracht   wird.  ^) 


Nr.  58. 
Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  28.  MSrz  1874,  Z.  4105, 

an  die  akademischen  Senate  sämtlicher  Universitäten, 

(betreffend  die  Geheimhaltung  der  Beschlüsse  der  akademischen  Körper- 
schaften). 

Anläßlich  eines  vorgekommenen  Falles  muß  ich  dem  akademischen 
Senate  zur  eigenen   Beachtung  sowie  zur  Verständigung  der  Professoren- 

Uirer  Vorlage  an  das  Ministerium  eine  deutsche  Überseitung  anzuschießen.  Vgl.  MinErL  vom 
5.  Mai  1879,  Z.  6275,  MVBNr,  33  (s.  Nr.  14).  —  Die  SitzungsprotokolU  sind  von  allen  in  der 
Sitzung  anwesenden  Professoren  und  Dozenten  zu  unterfertigen  (MinErL  vom  20.  Jänner  1860, 
Z.  523).    Siehe  die  bezüglichen  Geschäftsordnungen. 

^)  Die  Bestimmungen  dieses  Erlasses  wurden  den  akademischen  Behörden  der  obgenannten 
Universitäten  mit  StaatsminErl.  vom  27.  Dezember  1866,  Z.  10.378  in  Erinnerung  gebracht. 

Vgl.  auch  Punkt  8  des  MinErL  vom  2t.  November  18^,  Z.  8605,  RQBNr.  38  fs.  Nr.  61). 
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koHegien  bemerken,  daß  alle  Beschlüsse  der  akademischen  Körperschaften 
bis  zu  ihrer  offiziellen  Verlautbarung  geheimzuhalten  sind.  Insbesondere 
ist  über  eingeleitete  Verhandlungen  bis  zu  deren  endgültigem  Abschlüsse 
sowie  über  Anträge  an  eine  Oberbehörde  bis  zu  der  von  der  letzteren 
getroffenen   Entscheidung  Stillschweigen  zu  beobachten.^) 


Nr.  59. 
ßiafi  des  Ministers  fDr  K.  n.  U.  vem  9.  August  1886,  Z.  16.177, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 

(betreffend  die  Pflicht  der  Professoren  und  Privatdozenten  zur  Wahrung 
des  Amtsgeheimnisses   über   amtliche  Vorgänge   Innerhalb    der  aka- 
demischen Behörden). 

Es  ist  in  neuerer  Zeit  wiederholt  der  Fall  vorgekommen,  daß  Nach- 
richten über  amtliche  Vorgänge  innerhalb  der  akademischen  Behörden  ver- 
lautbart,  ja  oft  zum  Gegenstande  publizistischer  Diskussion  gemacht  wurden, 
obschon  die  betreffende  Angelegenheit  sich  entweder  gar  nicht  zur  Ver- 
öffentlichung eignete,  oder  als  von  der  Entscheidung  der  Unterrichts- 
verwaltung abhängig,  sich  im  Stadium  einer  bloß  internen  amtlichen  Ver- 
handlung befand.  Namentlich  pflegt  es  zu  geschehen,  daß  Personalfragen, 
die  doch  ihrer  Natur  nach  eine  besonders  diskrete  Behandlung  erheischen, 
in  einer  Weise  der  Publizität  überliefert  werden,  welche  nicht  nur  manche 
dadurdi  betroffene  Personen  peinlich  berühren  muß,  sondern  auch  die 
ruhige  sachliche  Erörterung  zu  beirren  im  stände  ist,  jedenfalls  aber  gegen 
die  jedem  Staatsbeamten  obliegende  Verpflichtung  der  Amtsverschwiegenheit 
verstößt.  Ich  sehe  mich  veranlaßt,  an  den  akademischen  Senat  imd  die 
Professorenkollegien  unter  Bezugnahme  auf  die  in  dieser  Angelegenheit 
bereits  wiederholt  ergangenen  ho.  Erlässe,  das  dringende  Ersuchen  zu 
richten,  dem  bezeichneten  Obelstande  mit  allem  Nachdrucke  zu  begegnen 
und  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  den  Universitätsangelegenheiten  auch  in 
fonneDer  Beziehung  jene  Behandlung  zuteil  werde,  welche  der  Stellung  der 
akademischen  Behörden  entspricht.  Ich  müßte  sehr  bedauern,  wenn  diese 
Mahnung  nicht  genügen  sollte,  Abhilfe  zu  schaffen  und  ich  in  die  Lage 
käme,  diesfalls  zu  weiteren  Maßnahmen  schreiten  zu  müssen. 

Schließlich  bemerke  ich  noch,  daß  selbstverständlich  auch  Privat- 
dozenten, insofern  sie  den  Beratungen  der  akademischen  Körperschaften 
zugezogen  werden,  der  Verpflichtung  der  Amtsverschwiegenheit  in  vollem 
Maße  nachzukommen   haben. 


»)  Durch  die  Hofdekrete  vom  2t.  Jänner  1793,  JOS  S.  63,  Nr.  84,  und  6.  Februar  1793, 
POS  //,  5.  21,  Nr.  13,  und  spätere  Normen  wurde  nadtdrücküchst  eUigeschä/ft ,  dqß  Jede 
Müteßang  ton  Amtsakten  und  dienstlichen  Verhandlungen  an  die  Beteiligten  sowohl  in  Abschriß 
vie  mündlich  mit  Ausnahme  der  Fälle,  wo  dies  vorgeschrieben  ist,  unter  strenger  Strafe  verboten  ist. 

Vgl  auch  MinErl.  vom  10.  August  1901,  Z.  22.223  fs.  Nr.  199). 
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Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  28.  Febmar  1887, 

Z.  2492, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 

(betreffend  a)  die  Elnflttfinahme  des  Dekans  und  ProfessorenkoUeginnis 
auf  die  Feststellung  des  Sitzungsprotokolles,  b)  die  Kompetenz  des 
ProfessorenkoUegittms  zur  Verhandlung  fiber  die  Qeschäftsffihrung  des 
Dekans  und  c)  das  Verbot  der  Hinausgabe  von  schriftlichen  Mitteilungen 
über  Vorgänge  in  der  Sitzung  an  einzelne  Mitglieder  des  Professoren- 

kollegiums). 

1.  Es  entspricht  der  Natur  der  Sache,  daß  die  Feststellung  des  Sitzungs- 
protokolles  zunächst  dem  Dekane  als  Vorsitzenden  des  Professorenkollegiums 
obliegt.  Nichtsdestoweniger  kann  das  ProfessorenkoUegium  gleich  jedem 
beratenden  Körper  die  Verifizierung  des  Protokolles  sich  vorbehalten,  wie 
es  auch  dem  ProfessorenkoUegium  zukommt,  Anstände  und  Divergenzen, 
die  sich  etwa  anläßlich  der  Verfassung  des  Protokolles  eigeben  sollten, 
in  der  nächsten  Sitzung  in  Verhandlung  zu  nehmen  und  beizulegen.  Im 
übrigen  verweise  ich,  was  den  Inhalt  des  SitzungsprotokoUes  anbelangt, 
auf  die  Bestimmungen  der  mit  ho.  Erl.  vom  4.  März  1850,  Z.  1808, 
für  die  juridische  Fakultät  der  Wiener  Universität  genehmigten  Geschäfts- 
ordnung. 

2.  Belangend  die  Geschäftsführung  des  Dekans  steht  nichts  entgegen, 
dieselbe  zum  Gegenstande  einer  Verhandlung  im  Professorenkollegium 
zu  machen,  sofern  sich  diese  Verhandlung  innerhalb  der  dem  Professoren- 
kollegium gesetzlkrh  zukommenden  Kompetenz  bewegt,  also  namentlich  so- 
weit es  sich  um  die  dem  Dekane  obliegende  Vollziehung  der  Beschlüsse 
des  Kollegiums  handelt.  Dagegen  ist  eine  solche  Verhandlung  ausge- 
schlossen, so  weit  hiedurch  der  dem  Dekane  anheimgestellte  selbständige 
Wirkungskreis  bertihrt  würde. 

3.  Die  Frage  der  Ingerenz  des  Professorenkollegiums  auf  Disziplinar- 
angelegenheiten  hat  bereits  in  dem  ho.  an  das  rechts-  und  staatswissen- 
schaftliche Professorenkollegium  gerichteten  Erl.  vom  26.  Jänner  d.  J., 
Z.  1694,1)  ihre  Erledigung  gefunden. 

4.  Ebenso  war,  wie  ich  aus  dem  Sitzungsprotokolle  des  akademischen 
Senats  vom  4.  Oktober  1.  J.  ersehe,  die  gegen  den  Dekan  wegen  angeblicher 
Verletzung  des  Amtsgeheimnisses  eingebrachte  Beschwerde  Gegenstand 
instanzmäßiger  Entscheidung. 

Ich  finde  mich  übrigens  bestimmt,  für  künftige  Fälle  anzuordnen, 
daß  zwar  sämtlichen  Mitgliedern  des  Professorenkollegiums  Einsicht  in  die 
im  Sinne  des  Punktes  1  festgestellten  Sitzungsprotokolle  anstandslos  zu  ge- 
währen ist,  daß  jedoch  schriftliche  Mitteilungen  über  Vorgänge  in  der 
Sitzung  an  einzelne  Mitglieder  nicht  hinauszugeben  sind. 

^)  In  diesem  Erlasse  wurde  bemerkt:  Die  Mitglieder  der  Fakultät  haben  im  gemeinsthaft- 
liehen  Zusammenwirken  die  ihnen  im  Sinne  der  akademischen  Gesetze  und  Einridäungen  zufallenden 
Aufgaben  zu  erßUen,  nicht  aber  ihre  persönlichen  Differenzen  in  die  Verhandiung  hineinzutragen 


Korrespondenz  der  akademischen  Behörden.  gl 

3.  Korrespondenz  der  akademischen  Behörden. 


a)  Geschäftsverkehr  der  akademischen  Behörden. 

Np.  61. 

Erlafi  des  Mlnlsterlams  für  K.  u.  U.  vom  24.  November  1849, 

Z.  8605,  RGBNr.  38, 

an  den  Landeschef  von  Niederösterreich,  Böhmen,  Mähren,  Tirol,  Steiermark, 
Galizien  und  den  Vorstand  der  Gubernialkommission  in  Krakau, 

mit  einer  Vorschrift,  betreffend  die  Korrespondenz  der  akademischen 
Behörden  mit  dem  Unterrichtsministerium  and  den  Landeschefs,  femer 
den  Geschäftsgang  bei  Eingaben  and  Rekarsen  in  Studienangelegen- 
heiten. 

Zur  genaueren  Regelung  der  durch  die  jüngst  erflossenen  provi- 
sorischen Gesetze  über  das  höhere  Studienwesen  den  Universitäten 
gegebenen  Stellung  haben  in  Betreff  des  Verkehres  der  akademischen  Be- 
hörden mit  dem  Ministerium  des  Unterrichts  und  mit  dem  Landeschef 
(künftig   Statthalter)   nachstehende    Bestimmungen   zu  gehen  :i) 

L  Schon  durch  den  MinErl.  vom  6.  April  1848,  Z.  2618,  wurde  aus- 
gesprochen, daß  die  Unterordnung  der  Universitäten  unter  die  Landes- 
behörde in  Beziehung  auf  die  Leitung  in  Studiensachen  aufhöre,  und  durch 
die  neuerlich  erflossenen  Gesetze,  und  zwar  insbesondere  durch  das  provi- 
sorische Gesetz  vom  30.  September  d.  J.  über  die  Organisierung  der  akademi- 
schen Behörden,^)  durch  die  provisorische  Studienordnung  für  das  Jahr  1850^) 
und  durcli  die  Disziplinarordnung  vom  11.  Oktober  d.  J.^)  wurde  den  Hoch- 
schulen in  ausgedehntem  Maße  Selbständigkeit  verliehen  und  anerkannt,  daß 
sie  nunmehr  in  Studiensachen  unmittelbar  dem  Unterrichtsministerium 
unterstehen. 

Insofern  aber  dem  Landeschef  als  Stellvertreter  der  Regierung  Sr. 
Majestät  obliegt,  in  dem  Kronlande,  welchem  er  vorgesetzt  ist,  über  die 
Befolgung  der  Gesetze  in  ihrem  ganzen  Umfange  zu  wachen  und  insofern 
er  als  das  höchste  Organ  der  Regierung  bezüglich  der  gesamten  administra- 
tiven Tätigkeit  in  dem  betreffenden  Kronlande  anzusehen  ist,  unterstehen 
ihm  in  dieser  Beziehung  auch  die  akademischen  Behörden.  Es  steht  ihm 
zu,  in  solchen  Angelegenheiten  Weisungen  an  die  akademischen  Behörden 
zu  erlassen,  sie  haben  ihm  jede  gewünschte  Auskunft  zu  erteilen^)  und,. 

^)  VgL  auch  die  diese  Anordnungen  wesentlich  modifizierenden  Bestimmungen  der  MinErl. 
nm  14.  Juni  1963,  Z.  6291IKU  (s.  Sr.  63)  und  vom  JO.JuU  1875,  Z.  11.944,  MVBNr.  34  (s.  Nr.  64J.. 

«)  Derzeit  gilt  das  Gesetz  vom  27.  April  1873,  RQBNr.  63  (s.  Nr.  18). 

»)  5.  Nr.  365. 

*)  s.  Nr.  523. 

■)  VgL  hiezu  KUMErl.  vom  2.  Juli  1904,  Z.  22.469  (an  den  Statthalter  fflr  Tirol),  in  welchem 
betreffs  der  Frage,  ob  eine  Verbindlichheit  des  Rektorates  zur  Berichterstattung  an  die  Landesstelle 
in  einer  Disziplinarsache  eines  Dieners  bestehe,  bemerkt  wurde,  dafi  der  politischen  Landesstelle 
in  den  Diszipllnarans^elegenhelten  des  Universitfttspersonales  laut  §  19  des  Organisationsg^esetzes 
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WO  sie  des  Beistandes  der  Landesregierung  bedürfen,  sich  berichtlich  an 
ihn  zu  wenden. 

2.  Damit  der  Landeschef  auch  in  fortlaufender  Kenntnis  der  wichtigen, 
die  Landesuniversitäten  betreffenden  Angelegenheiten  erhalten  werde  und 
in  der  Lage  bleibe,  da,  wo  es  nötig  ist,  dem  Ministerium  sein  Gutachten 
ohne  Verzug  zu  erstatten,  ist  die  Korrespondenz  zwischen  den  Unterrichts- 
und den  akademischen  Behörden  durch  seine  Hände  zu  leiten. 

3.  Alle  Eingaben  der  Professorenkollegien  sind  zwar  unmittelbar  an 
das  Ministerium  zu  richten,  haben  jedoch  in  Gemäßheit  des  §  20  des 
Gesetzes  vom  30.  September  d.  J.  vorerst  durch  den  akademischen  Senat 
oder  den  Rektor  als  dessen  Vorstand  zu  gehen.  Der  akademische  Senat 
oder  nach  Umständen  der  Rektor  hat  sie  sohin  nach  Maßgabe  der  Wichtig- 
keit des  Gegenstandes  mit  einem  eigenen  Berichte  oder  ohne  einen  solchen 
mit  bloßer  Beifügung  seiner  Bemerkungen  oder  einfach  mit  seinem  Vidi 
zu  versehen,  unter  Couvert  an  den  Landeschef  zu  seiner  Einsichtnahme 
und   Weiterbeförderung  an  das   Unterrichtsministerium   zu   überreichen.^) 

In  solcher  Weise  sind  auch  die  Sitzungsprotokolle  vorzulegen.  Alle 
Erledigungen  und  andere  Erlässe  des  Ministeriums  werden  den  akademischen 
Behörden  ebenso  durch  den  Landeschef  zukommen. 

4.  Eine  Ausnahme  ^)  findet  nur  zur  Vereinfachung  des  Geschäftsganges 
hinsichtlich  der  Wiener  Universität  insofern  statt,  daß  das  Konsistorium 
seine  Eingaben  unmittelbar  an  das  Ministerium  zu  überreichen  hat,  welches 
in  der  Lage  ist,  den  Landeschef,  wo  es  nötig  ist,  im  kürzesten  Wege 
einzuvemehmen. 

5.  Alle  Gesuche  der  Studierenden  oder  anderer  Personen  in  Angelegen- 
heiten, welche  sich  auf  das  Studienwesen  oder  auf  die  Universitäten  als 
Ganzes  oder  in  ihren  Gliederungen  beziehen,  sind  stets  bei  den  betreffenden 
akademischen  Behörden,  mithin  auch  in  denjenigen  Fällen  zu  überreichen, 
in  welchen  diese  zur  definitiven  Erledigung  der  Angelegenheit  nicht  be- 
rechtigt sind,  damit  sie  Gelegenheit  erhalten,  mit  Vermeidung  jeder  unnötigen 
Verzögerung  vor  der  endlichen  Erledigung  einer  Angelegenheit  ihre  gut- 
achtliche Äußerung  über  dieselbe  abzugeben. 


vom  27.  April  1873,  ROBNr.  63,  zwar  ein  instanzm&flls^er  Wirkungskreis  nicht  zukommt,  dafi 
aber  im  Sinne  des  .  .  .  MinErl.  vom  24.  November  1849,  Z.  8605,  ROBNr.  38,  der  Landeschef, 
„insofern  ihm  als  Stellvertreter  der  Regierung  obliegt,  in  dem  Kronlande,  welchem  er  vorgesetzt 
ist.  Aber  die  Befolgung  der  Gesetze  in  ihrem  ganzen  Umfange  zu  wachen",  zweifellos  berechtigt 
ist,  eine  ihm  zukommende  Beschwerde  —  wie  im  vorliegenden  Falle  —  an  das  Rektorat  der 
Universität  zu  leiten,  dasselbe  zur  kompetenten  weiteren  Verfügung  und  zur  Berichterstattung 
aufzufordern. 

^)  Nach  dem  an  die  bestandene  StatthaUereiabteUung  in  Ofen  ergangenen  MinErL  vom 
6.  Jänner  1857,  Z.  20.415  ex  1856  bedürfen  die  von  den  akademischen  Behörden  an  das  Unterrichts- 
ministerium erstatteten  Berichte  keiner  Einbegleitung  an  die  k.  k.  Statthaltereiabteilung,  sondern 
sind  nur  durch  dieselbe  anher  vorzulegen  und  hat  der  Rektor  zur  Vermeidung  unnötiger 
Schreibgeschäfte  sie  lediglich  mit  seiner  Unterschrift  oder  allenfalls  mit  einer  Indorsatbemerkung 
zu  versehen,  wenn  nicht  besondere  Umstände  die  Notwendigkeit  eines  abgesonderten  Eln- 
begleitungsberichtes  begründen. 

*)  Ausgedehnt  auch  auf  die  übrigen  Universitäten  mit  MinErL  vom  30,  Juli  1875,  Z.  11.944, 
MVBNr.  34  (s.  Nr.  64). 
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6.  Dieses  gilt  auch  in  Ansehung  der  gegen  Entscheidungen  der  akademi- 
sdien  Behörden  ergriffenen  Rekurse.  Dieselben  sind  bei  derjenigen  aka- 
demischen Behörde  zu  überreichen,  gegen  deren  Verfügung  rekurriert  wird.i) 

7.  An  das  Unterrichtsministerium  gerichtete  Eingaben  der  akademischen 
Senate  und  verschiedenen  Professorenkollegien  sind  nicht  kumulativ  mit 
einem  Einbegleitungsberichte,  sondern  wenigstens  nach  den  Fakultäten  ab- 
gesondert vorzulegen.  Insbesondere  aber  sind  Aktenstücke,  welche  von 
besonderer  Wichtigkeit  sind  oder  eine  eigene  Verhandlung  erfordern,  jederzeit 
von  allen  anderen  Eingaben  getrennt  an  den  Landeschef  und  von  ihm 
weiterhin  an  das  Unterrichtsministerium  zu  befördern. 

8.  Endlich  ist  sich  im  allgemeinen  gegenwärtig  zu  halten,  daß  die 
Sitzungsprotokolle  der  akademischen  Behörden  nur  Urkunden  über  Ver- 
handlungen im  Innern  dieser  Kollegien,  keineswegs  aber  bestimmt  und 
geeignet  sind,  unmittelbar  in  denselben,  wie  es  schon  vorgekommen  ist, 
Beschwerden,  Anträge  oder  Anfragen  dem  Ministerium  vorzulegen. 

Ober  alle  dergleichen  Verhandlungsgegenstände  sind  selbständige  mo- 
tivierte Eingaben  zu  verfassen  und  auf  dem  oben  angezeigten  Wege  zur 
Kenntnis   und    Entscheidung  des   Ministeriums   zu  bringen. 


Nr.  62. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministeriums  fOr  K.  u.  U.  Yom  29.  NGYem-' 

ber  1860,  Z.  1863/KUM, 

an  den  Vizepräsidenten  der  Statthalterei  von  Galizien, 

(über  einige  aus  Anlaß  der  Anflösnng  der  Landesregierung  von  Krakan 
slcii  ergebende  Umgestaltungen  im  Unterrichtswesen). 

Um  den  Interessenten  des  öffentlichen  Dienstes  in  Absicht  auf  die 
Wahrung  der  Ruhe,  Ordnung  und  Sicherheit  gerecht  zu  werden  und  sach- 
dienlichen Vereinfachungen  des  Geschäftsganges  Rechnung  zu  tragen,  finde 
ich  dem  Krakauer  Kreishauptmanne  in  allen  auf  die  Erhaltung  der  öffent- 
lichen Ruhe  und  Ordnung  Bezug  nehmenden  Angelegenheiten  einen  impera- 
tiven Einfluß  namens  der  galizischen  Statthalterei  auf  die  Unterrichts- 
anstalten einzuräumen,  wonach  die  Vorstände  dieser  Lehranstalten  in  den 
gedachten  Angelegenheiten  den  Weisungen  des  Kreisvorstehers  unweiger- 
iidi  Folge  zu  leisten  haben,  und  diesem  das  Recht  zustehen  soll,  dem 
akademischen  Senate  und  den  Direktionen  der  übrigen  Lehranstalten  in 
Krakau  vorkommenden  Falles  ein  disziplinares  Einschreiten  aufzutragen  und 
im  Falle  der  äußersten  Notwendigkeit  selbst  zur  Schließung  der  Hörsäle 
und  zeitweiligen  Suspendierung  der  Kollegien,  gegen  unverweilte  Anzeige 
an  das  Statthaltereipräsidium,  zu  schreiten. 


*)  VgL  bezüglich  der  Rekursfristen:  §  70  der  allgemeinen  Studienordnung  (s,  Nr.  365) 
Bad  das  Gesetz  vom  IZ  Mai  1896,  RQBNr.  101,  MVBNr.  38,  womit  ergänzende,  beziehungsweise 
abändernde  Bestimmungen  bezüglich  des  Verfahrens  bei  Qeltendmachung  der  Rechtsmittel  gegen 
£atsekeidttngen  und  Verfügungen  der  politischen  Behörden  getroffen  werden. 
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Desgleichen  finde  ich  der  Krakauer  Kreisbehörde  die  Erhebung  der  Not- 
wendigkeit und  die  Vornahme  der  Sicherstellungsverhandlung  bezüglich  der 
ökonomischen  Erfordernisse  der  Unterrichtsanstalten  inKrakau — vorbehaltlich 
der  nachträglichen  Genehmigung  der  Landesstelle  —  dann  die  Beaufsich- 
tigung und  technische  Verwaltung  der  zur  Unterbringung  dieser  Anstalten 
bestimmten  eigenen  und  gemieteten  Gebäude  zuzuweisen,  sohin  den  Lehr- 
anstalten die  Pflicht  aufzuerlegen,  das  Einschreiten  hinsichtlich  der  ökono- 
mischen Erfordernisse  mittelst  der  Kreisbehörde  an  die  Statthalterei  zu 
richten,  welcher  es  anheimgestellt  bleibt,  nach  Bedarf  der  ersteren  behufs 
der  schleunigen  Befriedigung  der  Unternehmer  die  Ermächtigung  zur 
Flüssigmachung  von   Vorschüssen  zu   erteilen. 

Was  den  systemmäßigen  Korrespondenzverkehr  der  Krakauer  akade- 
mischen Behörden  mit  dem  Unterrichtsministerium  betrifft,  so  haben  die 
gedachten  Behörden  ihre  anher  bestimmten  Eingaben  durch  die  Statt- 
halterei in  Lemberg  vorzulegen,  und  auf  diesem  Wege  werden  selbe  auch 
die   bezüglichen    Erledigungen   erhalten. 


Np.  63. 

Erlafi  des  Staatsmlnlsteriams  vom  14.  Jiml  1863,  Z.  6291/K.U., 

an  die  Statthaltereipräsidien  von  Böhmen,  Steiermark,  Tirol,  Galizien  und 

an  jenes  der  Statthaltereikommission  in  Krakau, 

(betreffend  die  Korrespondenz  der  akademischen  Behörden). 

Um  den  Geschäftsverkehr  des  Staatsministeriums  mit  den  akademischen 
Behörden  zu  vereinfachen  und  zu  beschleunigen,  und  zugleich  auch  die 
Länderstellen  in  Studiensachen  von  mehreren  Schreibgeschäften,  die  in  vielen 
Fällen  nur  auf  Formalitäten  hinauslaufen,  zu  entbürden,  findet  das  Staats- 
ministerium sich  bestimmt,  folgende  Anordnungen  zu  treffen: 

1.  Obgleich  aus  den  in  den  §§1  und  2  des  Erlasses  des  Unterrichts- 
ministerium vom  24.  November  1849,  RGBZ.  38,^)  angedeuteten  Rück- 
sichten bezüglich  der  Korrespondenz  der  akademischen  Behörden  mit  dem 
Staatsministerium  auch  in  Zukunft  als  Regel  zu  gelten  haben  wird,  daß 
dieselbe  von  Seite  der  akademischen  Behörden  an  das  Staatsministerium 
durch  die  Hände  des  Landeschefs  (beziehungsweise  in  Gemäßheit  des 
ho.  Erl.  vom  23.  Februar  1862,  Z.  1477/84,  des  Vorstandes  der  Statthalterei- 
kommission) zu  leiten  ist,  so  werden  dieselben  doch  auch  außer  jenen 
Fällen,  in  welchen  das  Staatsministerium  eine  unmittelbare  Berichterstattung 
oder  Äußerung  anher  anordnet,  hiemit  ermächtigt,  über  Gesuche  und  Rekurse 
von  Studierenden  in  Studienangelegenheiten,  deren  Entscheidung  dem  Mini- 
sterium vorbehalten  ist,  unmittelbar  anher  zu  berichten,  und  zwar  ins- 
besondere dann,  wenn  eine  Beschleunigung  der  Verhandlung  wegen  des 
Einflusses  der  Entscheidung  auf  den  regelmäßigen  und  möglichst  ungestörten 
Gang  und   Fortsetzung  der  Studien  von  Seite  des   Bittstellers   notwendig 

»)  5.  Nr.  61. 
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erscheint,  es  wäre  denn,  daß  die  Eigenschaft  desselben  als  Stipendisten 
oder  Stiftlings  oder  andere  besondere  Rücksichten  es  nach  dem  Ermessen 
des  betreffenden  Professorenkollegiums  zweckmäßig  erscheinen  lassen,  die 
Verhandlung  im  Wege  der  k.  k.  Statthalterei,  beziehungsweise  der  k.  k.  Statt- 
haltereikommission, anher  zu  leiten. 

2.  Was  dagegen  die  Erledigung  der  Berichte  der  akademischen  Behörden 
von  Seite  des  Staatsministeriums  oder  andere  Erlässe  desselben  in  Uni- 
versitätsangelegenheiten  anbelangt,  so  erhält  es  hiemit  sein  Abkommen  von 
der  im  zweiten  Absätze  des  §  3  der  obzitierten  Verordnung  diesfalls  auf- 
gestellten Regel,  daß  sie  den  akademischen  Behörden  stets  durch  den 
Landeschef  zukommen  sollen. 

Das  Staatsministerium  behält  sich  vielmehr  vor,  je  nach  der  Be- 
schaffenheit der  Wichtigkeit^  dem  objektiven  Inhalte  oder  der  Dringlichkeit 
der  Verhandlung  nach  seinem  Ermessen  entweder  den  bisherigen  Intima- 
tionsmodus  beizubehalten  oder  seine  Erlässe  den  betreffenden  Professoren- 
kollegien und  den  akademischen  Senaten  unmittelbar  zu  eröffnen  oder  sie 
den  ersteren  durch  den  akademischen  Senat  zukommen  zu  lassen. 

3.  Indem  man  das  löbliche  k.  k.  .  .  .  ersucht,  hievon  den  akademi- 
schen Senat  der  .  .  .  Universität  zur  Danachachtung  in  Kenntnis  zu  setzen, 
wolle  das  löbl.  .  .  .  stets  darauf  bedacht  sein,  die  nach  diesen  Anordnungen 
in  die  Hände  desselben  gelangenden  Studienangelegenheiten,  sei  es  im 
Wege  von  den  akademischen  Behörden  zu  dem  Staatsministerium,  sei  es 
von  diesem  an  die  Universität  herab,  mit  größter  Beschleunigung  zu 
behandeln. 


Nr.  64. 

Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  o.  U.  vom  30.  Joll  1875,  Z.  11.944. 

MTBNr.  34. 

an  die  Statthalter  in  Böhmen,  Steiermark,  Tirol  und  Galizien  und  an  den 
Landeschef  der  Bukowina,  dann  an  die  akademischen  Senate  in  Prag,  Graz, 

Innsbruck,  Krakau  und  Lemberg, 

(betreffend  den  nnnrittelbaren  Verkehr  der  Universitäten  in  Stadien- 

saclien  mit  dem  Unterrichtsministerinm). 

Im  Sinne  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873,  Z.  63  RG.,^)  betreffend 
die  Organisation  der  Universitätsbehörden  und  nach  der  ausdrücklichen 
Bestimmung  des  MinErl.  vom  24.  November  1849,  Z.  8605,*)  unterstehen 
die  Universitäten  in  Studiensachen,  d.  i.  in  Angelegenheiten  des  akademi- 
schen  Unterrichtes,   unmittelbar  dem    Unterrichtsministerium. 

Idi  finde  nunmehr  die  Bestimmung  des  zitierten  MinErl.  vom  24.  Novem« 
her  1849,  wonach  die  Wiener  Universität  in  den  erwähnten  Angelegenheiten 
ihre  Eingaben  unmittelbar  an  das  Ministerium  zu  überreichen  hat,  auch 
auf  die  übrigen  Universitäten  auszudehnen. 


»)  «.  Sr.  18, 
•)  s.  Nr,  6J. 

Univenititsgesetze. 
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Nr.  66. 
Erlaß  des  Ministers  fQr  K.  d.  U.  vom  25.  März  1896,  Z.  7255, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 

(womit  angeordnet  wird,  daß  die  Berichte  der  akademischen  Behörden 
in  Angelegenheiten  administrativer ,  ölconomischer  oder  finanzieller 
Natur  im  Wege  der  Landesstelle  an  das  Ministerium  zu  leiten  sind). 

In  Oemäßheit  der  ho.  MinVdg.  vom  24.  November  1849,  Z.  8605 
RGBNr.  38,1)  dann  der  ho.  MinErl.  vom  14.  Juni  1863,  Z.  6291/K.  U.,«) 
und  vom  30.  Juli  1875,  Z.  11.944,')  betreffend  die  Korrespondenz  mit  den 
akademischen  Behörden,  unterstehen  die  Universitäten  in  Studiensachen, 
d.  i.  in  Angelegenheiten  des  akademischen  Unterrichtes  unmittelbar  dem 
ho.  Ministerium. 

Demgemäß  können  die  Berichte  und  Eingaben  der  akademischen 
Behörden  in  diesen  Angelegenheiten,  zu  welchen  hauptsächlich  die  Anträge 
wegen  Errichtung  und  Besetzung  von  Lehrkanzeln,  Habilitationen,  Beridite 
betreffend  die  Abhaltung  von  Vorlesungen,  Gesuche  von  Studierenden  u.  dgi. 
zu  zählen  sind,  auch  dann,  wenn  dies  nicht  speziell  angeordnet  worden  ist, 
unmittelbar  anher  in  Vorlage  gebracht  werden. 

In  jenen  Fällen  hingegen,  in  denen  es  sich  nicht  vorwiegend  um 
Angelegenheiten  des  akademischen  Unterrichtes,  sondern  um  Angelegen- 
heiten administrativer,  ökonomischer  oder  finanzieller  Natur,  ^)  wie  um  die 

0  s,  Nr,  6t.  —  •)  s.  Nr.  63.  —  •)  s.  Nr.  64. 

*)  Wg\.  hiezu  KUMErl.  vom  20.  Juni  1904,  Z.  21.116  (an  alle  UniversltStsrektorate):  Unier 
Bezugnahme  auf  den  ho.  Normativ-Erl.  vom  25.  Mlrz  1896,  Z.  7255,  laut  dessen  In  Anf^elegen- 
helten  administrativer,  ökonomischer  und  finanzieller  Natur  die  Berichte  der  akademischen 
Behörden  Im  Interesse  der  Vereinfachunsr  und  Beschleunisrung^  des  OeschSftsganges  stets  im 
Weg^e  der  Landesstelle  an  das  ho.  Ministerium  zu  leiten  sind,  finde  ich  das  Rektorat  der 
k.  k.  Universität  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dafi  dieser  Vorg^nfir  aus  ZweckmSfiig^keltsgründen 
Insbesondere  auch  bei  allen  Antrftg^en  einzuhalten  Ist,  velche  auf  die  Bewilligfung^  von  Mehr- 
anfordeningen  abzielen,  sei  es,  dafi  diese  wiederkehrende  Auslagen  bedingten,  wie  Errichtung^ 
neuer  besoldeter  Professuren  oder  Dienstesstellen,  ständige  Remunerationen  oder  Dotationen 
und  ähnliches,  sei  es,  dafi  es  sich  um  grOfiere  einmalige  Beträge  für  die  Ausgestaltung  von 
Instituten  und  Lehrkanzeln  u.  dgl.  handelt. 

Um  derartige  Anträge,  deren  eventuelle  Realisierung  Im  Oenehmigungsfalle  die  Inanspruch- 
nahme einer  neuen  oder  erhöhten  Prällmlnarpost  im  Staatsvoranschlage  erheischen  wQrde,  bei 
der  Zusammenstellung  des  nächstjährigen  Budgets  Oberhaupt  In  Rücksicht  ziehen  zu  können, 
Ist  es  notwendig,  dafi  solche  Anträge  von  Seite  der  betreffenden  Professoren  oder  Instituts- 
vorstände, respektive  von  den  bezüglichen  Professorenkollegien  durch  das  Dekanat  (eventuell 
Rektorat)  längstens  bis  1.  Februar  jeden  Jahres  (also  Jedenfalls  auf  Orund  der  Im  Professoren- 
kollegium während  des  Wintersemesters  rechtzeitig  zu  beendenden  Verhandlung)  an  die  Landes- 
stelle geleitet  werden.  Anträge  der  bezeichneten  Art,  welche  infolge  der  nicht  rechtzeitigen 
Einbringung  der  Petite  einzelner  beteiligter  Professoren  oder  infolge  der  bei  der  Beschlufifassung 
des  Professorenkollegiums  eingetretenen  Verzögerung  erst  nach  dem  angegebenen  Termine  an 
die  Landesstellen  gelangen  sollten ,  werden  fflr  das  nächstfolgende  Budgetjahr  gänzlich  aufier 
Betracht  bleiben  müssen,  da  sonst  eine  rechtzeitige  Fertigstellung  des  Staatsvoranschlages  nicht 
möglich  ist. 

Bei  der  Vorlage  solcher  Anträge  wird  es  sich  empfehlen,  die  auf  jede  einzelne  Lehrkanzel 
(Institut)  bezüglichen  Desiderate  finanzieller  Art  zum  Gegenstand  eines  besonderen  Dekanats- 
berichtes zu  machen. 

Angesichts  der  schwierigen  Lage  der  Staatsfinanzen  mufi  ich  Übrigens  bei  diesem  Anlasse 
die  Erwartung  aussprechen,  dafi  sich  alle  Fakultäten  und  deren  Mitglieder  bei  Ihren  etwaigen 
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Bewilligung  von  Remunerationen  oder  Aushilfen,  von  Dotationen  oder 
sonstigen  Erfordernissen  handelt,  empfiehlt  es  sich  zur  Vereinfachung  und 
Beschleunigung  des  Geschäftsganges,  daß  die  bezüglichen  Berichte  der 
akademischen  Behörden  stets  im  Wege  der  Landesstelle  anher  geleitet 
werden,  damit  die  Landesstelle,  welcher  die  Verwaltung  und  Verrechnung 
der  für  die  Universität  bewilligten  Kredite  überwiesen  ist,  in  die  Lage 
komme,  die  bezüglichen  Anträge  mit  einem  die  Bedeckbarkeit  der  fraglichen 
Auslagen   klarstellenden   Berichte  anher  einzubegleiten. 

Ich   ersuche   demnach   das   Rektorat,   die   Dekanate   .  .  .   hievon   zur 
angemessenen   Danachachtung  in   Kenntnis   zu  setzen. 


b)  Sonstige  Bestimmungen  über  die  Korrespondenz.   , 

Nr.  66. 

Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  d.  U.  vom  8.  September  1889, 

Z.  15.921.  MTBNr.  46, 

an  alle  Landeschefs, 

betreffend  die  Portofreiheit  der  staatlichen  Unterrichts-  und  Blldnngs- 

anstalten. 

Das  k.  k.  Handdsmiflisterium  hat  unter  dem  19.  Juli  1889,  Z.  29.194, 
nachfolgende  Verordnung,  betreffend  die  Portofreiheit  der  staatlichen 
Unterrichts-  und  Bildungsanstalten,  an  die  ausübenden  Post-  und  Telegraphen- 
äniter  erlassen: 

Nach  gepflogenem  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  für  Kultus  und 
Unterricht  werden  die  staatlichen  Unterrichts-  und  Bildungsanstalten  in 
Bezug  auf  die  Portobehandlung  ihrer  Postsendungen  unter  die  im  Artikel  II, 
Punkt  1  des  Gesetzes  vom  2.  Oktober  1865,  RGBNr.  108,  erwähnten,  den 
k.  k.   Behörden  und   Ämtern  gesetzlich  gleichgestellten  Organe  eingereiht. 

Diesen  Anstalten  kommt  daher  im  Sinne  der  bezogenen  Gesetzesstelle 
die  unbedingte,  zufolge  der  Artikel  IV  und  VIII  dieses  Gesetzes  auch 
auf  die  Befreiunj^  von  der  Entrichtung  der  Rekommandationsgebühr  und 
auf  die  unentgeltliche  Versendung  der  im  letztbezogenen  Artikel  erwähnten 
Fahrpostgegenstände   sich   erstreckende   Portofreiheit   zu. 

Das  Verzeichnis^)  der  derzeit  bestehenden,  vom  Ministerium  für  Kultus 
und     Unterricht    ressortierenden    staatlichen    Unterrichts-    und    Bildungs- 

Mehranfordeningen  strengstens  das  Mafi  des  unbedingt  nötigen  Bedflrfnlsses  gegenwärtig  halten 
und  aof  alle,  wenigstens  zur  Zeit  entbehrlichen  Mehransprflche  verzichten  werden. 

Ich  ersuche  das  Rektorat  der  k.  k.  Universität,  hierauf  die  einzelnen  ProfessorenkoUegien 
zar  entsprechenden  Beachtung  eindringlichst  aufmerksam  zu  machen. 

*)  in  diesem  gleichzeitig  publizierten  Verzeichnisse  erscheinen  die  UniversUäten  (akademischen 
Behörden)  und  sämtliche  dazugehörigen  Prüfungskommissionen  aufgenommen.  Laut  Erlasses  des 
Minisieräuns  Jär  K.  u.  U.  vom  2Z  Februar  1900,  Z.  2991 KUM,  MVBNr.  2t,  genießen  die  an  die 
Lu,k,  KonsularbehOrden  im  Auslande  gerichteten  Korrespondenzen  nickt  die  Portofreiheit  und 
sind  daher  nach  den  für  die  einzelnen  Auslandsstaaten  geltenden  Tarifsätzen  zu  frankieren, 
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anstalten   wird   den    Post-   und   Telegraphenämtern   durch   die   vorgesetzte 
Post-  und  Telegraphendirektion  zukommen. 

Hievon  beehre  ich  mich  Euer  .  .  .  mit  dem  Ersuchen  in  Kenntnis 
zu  setzen,  die  betreffenden  in  dem  beiliegenden  Verzeichnisse  angeführten 
Anstalten  von  dem  Inhalte  dieser  Verordnung  mit  dem  Beifügen  zu  ver- 
ständigen, daß  sie  von  der  ihnen  eingeräumten  Begünstigung  der  gebühren- 
freien Rekommandation  ihrer  amtlichen  Korrespondenzen  nur  in  Fällen 
wirklicher  wohlbegründeter  Notwendigkeit,  also  nur  ausnahmsweise,  Ge- 
brauch zu  machen  haben.  

Nr.  67. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  o.  U.  Yom  6.  Februar  1891,  Z.  25.010, 

an  den  Statthalter  für  Böhmen, 
(betreffend  die  Stellung  der  Prager  Sternwarte  und  die  Korrespondenz 

derselben). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  30.  November  1890,  Z.  96.031, 
beehre  ich  mich  Euer  .  .  .  hinsichtlich  der  Verhältnisse  der  Sternwarte 
in  Prag  zu  der  philosophischen  Fakultät  der  deutschen  Universität  in  Prag 
zu  eröffnen,  daß  die  Prager  Sternwarte  gleich  den  übrigen  Universitäts- 
instituten einen  integrierenden  Bestandteil  der  deutschen  Universität  in  Prag 
bildet  und  daß  durch  den  ho.  Erl.  vom  22.  Juli  1870,  Z.  7057,  lediglich 
in  Ansehung  der  Bestellung  der  Assistenten  an  dieser  Universitätssternwarte 
eine  spezielle  Ausnahmsbestimmung  getroffen  wurde,  welche  sich  nur  auf 
die  in  diesem  Erlasse  bezeichneten  Punkte  erstreckt,  während  die  Stern- 
warte in  ihren  sonstigen  Beziehungen  den  übrigen  Universitätsinstituten 
gleichgestellt  ist. 

Es  entspricht  daher  auch  nur  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  über 
die  Organisation  der  akademischen  Behörden  der  Universitäten,  wenn  die 
Bestellungsdekrete  der  Assistenten,  wie  dies  auch  in  Wien  geschieht,  von 
dem    Dekane   der   philosophischen    Fakultät   mitgezeichnet   werden. 

Auch  hinsichtlich  der  Korrespondenz  der  Prager  Universitätssternwarte, 
insoweit  dieselbe  als  Lehrinstitut  in  Betracht  kommt,  hat  der  auch  bei 
den  anderen  wissenschaftlichen  Instituten  der  Universität  geübte  Vorgang 
in  Anwendung  zu  kommen,  während  es  bezüglich  der  Korrespondenz  im 
übrigen  bei  der  bisherigen  Übung  verbleiben  kann. 


Nr.  68. 

Ans  dem  Erlasse  des  Mlnlsterliuns  fOr  K.  u.  U.  vom  31.  Mal  1893, 

Z.  5387. 

an  den  Statthalter  für  Böhmen, 

(betreffend  die  Beschaffung  von  Übersetzungen  der  an  die  deutsche 

Universität  in  Prag  einlangenden,  in  böhmischer  Sprache  abgefaßten 

Zuschriften  der  böhmischen  Universität  in  Prag). 

Zur  Vereinfachung  des  Geschäftsganges  wird  der  MinErl.  vom  26.  Okto- 
ber 1883,  Z.  19.469,  dahin  abgeändert,  daß  vom  Studienjahre  1893/94  die 
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Obersetzungen  von  an  das  Rektorat  der  deutschen  Universität  gelangten, 
in  böhmischer  Sprache  abgefaßten  Zuschriften  der  akademischen  Behörden 
der  böhmischen  Universität  in  Prag^)  ohne  Inanspruchnahme  der  Statt- 
haherei  von  dem  Rektorate  der  deutschen  Universität  in  Prag  selbst  durch 
die  ihm  unterstehenden,  der  böhmischen  Sprache  kundigen  Organe  zu  be- 
schaffen sein   werden. 

Nr.  69. 

Eriafi  des  Ministers  für  K.  a.  U.  vom  2.  Februar  1895,  Z.  278/KUM, 

MTBNr.  9. 

an  alle  demselben  unterstehenden  Behörden  und  Anstalten, 
betreffend    die    Repttbllzierung    der    bezfigllch    der    Zusendung   von 
literarischen  und  artistischen  Arbeiten  an  fremde  Höfe  durch  Offiziere, 
Militär-  oder  Zivilbeamte  erlassenen  Vorschriften. 

Da  es  sich  bei  verschiedenen  Anlässen  gezeigt  hat,  daß  die  mit  dem 
Ah.  Kabinettsschreiben  vom  17.  März  1853  und  mit  der  Ah.  Entschl.  vom 
20.  Juli  1865  bezüglich  der  Zusendung  von  literarischen  und  artistischen 
Arbeiten*)  an  fremde  Höfe  durah  Offiziere,  Militär-  oder  Zivilbeamten  erlas- 
senen Vorschriften  seitens  der  dem  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht 
unterstehenden  Staatsbediensteten  nicht  immer  strenge  befolgt  werden,  finde 
ich  diese  Vorschriften  im  nachstehenden  zur  genauesten  Danachachtung 
neuerlich  in  Erinnerung  zu  bringen: 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Kabinettsschreiben  vom 
17.  März  1853  aus  Anlaß  mehrfach  vorgekommener  Fälle  wiederholter  Be- 
Hellingen  fremder  Höfe  mittelst  Zusendung  von  literarischen  und  artistischen 
Arbeiten  als  Norm  festzusetzen  geruht,  daß  kein  Offizier,  Militär-  oder  Zivil- 
beamter,  er  mag  dem  Aktivitäts-,  Disponibilitäts-,  Armee-,  Pensions-  oder 
Quieszentenstande  angehören,  irgend  ein  literarisches  oder  artistisches  Pro- 
dukt ohne  vortier  eingeholte  und  erhaltene  schriftliche  Erlaubnis  seines 
vorgesetzten  Ministeriums,  respektive  Präsidiums,  Direktoriums  oder  Hofstelle 
an  auswärtige  Höfe  und  deren  einzelne  Glieder,  dann  an  fremde  Regierungen 
einsenden  darf. 

Ist  diese  Bewilligung  nach  kompetenter  Prüfung  des  Gegenstandes 
erfolgt,  so  hat  solche  im  Originale  dem  Einschreiten  (an  die  betreffende 
[kaiserliche]  Gesandtschaft)  beigelegt  zu  werden.  Übertretungen  dieses  Ver- 
botes sind  nebst  dem  Verluste  des  eingesendeten  Gegenstandes  mit  ange- 
messener Disziplinarstrafe  zu  ahnden.  — 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  20.  Juli  1865 
ag.  anzuordnen  geruht,  daß  das  in  dem  Ah.  Handschreiben  vom  17.  März  1853 

0  Laut  Bericht  des  Rektorates  der  böhmischen  Universität  in  Prag  vom  22,  Juü  i8S9, 
1.  B62  (MinAkt  Z.  15A2r  ex  1899J,  wird,  mit  Ausnahme  der  Universitäten  in  Lemberg  und  Krakau, 
mä  den  übrigen  Universiiäten  Österreichs  deutsch  korrespondiert  oder  der  böhmischen  T^uschriß 
eine  amtliehe  deutsche  Übersetzung  beigefügt. 

*)  Laui  Eröffnung  des  Oberstkämmereramtes  vom  27.  fänner  J884,  Z.  106,  dürfen  nach  den 
diesfalls  bestehenden  und  wiederholt  publizierten  Ah.  Bestimmungen  „Manuskripte"  von  Werken 
oder  sonstigen  Publikationen  Sr.  Majestät  dem  Kaiser  nicht  unterbreitet  werden  (MinAkt  Z.  1740 
ex  1934). 
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erwähnte  Einschreiten  der  k.  k.  Gesandtschaften  wegen  Vermittlung  der 
Einsendung  literarischer  und  artistischer  Produkte  österreichischer  Offiziere 
oder  Beamten  an  fremde  Regierungen  nicht  ferner  Platz  zu  greifen  habe, 
sondern  daß  es  jedem  solchen  Bittsteller  selbst  überlassen  bleiben  müsse, 
nach  vorläufig  eingeholter  Erlaubnis  von  Seite  der  nach  dem  vorerwähnten 
Ah.  Handschreiben  hiezu  berufenen  k.  k.  Behörden  sich  an  die  Gesandt- 
schaft des  betreffenden  fremden  Staates  wegen  Erlangung  der  Ein- 
sendungsbewilligung zu  wenden. 

Nr.  70. 
Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  20.  April  1896.  Z.  9120, 

an  den  Statthalter  für  Böhmen, 

(womit  nähere  Bestimmungen  bezfiglich  des  Korrespondenzweges  der 
Prager  Universitätsstemwarte  getroffen  werden). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  11.  April  1896,  Z.  52.606,  finde  ich 
auf  Grund  des  von  Euer  .  .  .  unterstützten  Antrages  des  akademischen 
Senates  der  deutschen  Universität  in  Prag  die  mit  dem  ho.  Erl.  vom 
6.  Februar  1891,  Z.  25.010  ex  1890,^)  getroffene  Bestimmung  bezüglich  des 
Korrespondenzweges  der  Prager  Universitätssternwarte  dahin  näher  zu 
präzisieren,  daß  alle  Eingaben  des  Professors  der  Astronomie  und  Direktors 
der  Sternwarte  an  der  deutschen  Universität  in  Prag,  wie  dies  bei  allen 
übrigen  Instituten  dieser  Universität  der  Fall  ist,  auf  dem  ordnungsmäßigen 
Wege  durch  die  philosophische  Fakultät  (resp.  deren  Dekanat),  beziehungs- 
weise durch  den  akademischen  Senat  (Rektorat)  sowie  unter  Berücksichtigung 
der  mit  dem  ho.  Erl.  vom  25.  März  1896,  Z.  7255,*)  bezüglich  der  Kor- 
respondenz mit  den  akademischen  Behörden  im  allgemeinen  getroffenen 
Bestimmungen  in  Vorlage  zu  bringen  sind. 

Insoweit  es  sich  aber  um  den  Korrespondenzverkehr  dieser  Sternwarte 
mit  fachlichen  Instituten,  Anstalten  u.  dgl.  handelt,  kann  es  bei  der  bis- 
herigen Übung  verbleiben. 

Hievon  wollen  Euer  .  .  .  das  Rektorat  der  bezeichneten  Universität 
behufs  weiterer  Verständigung  und  entsprechenden  Danachachtung  in 
Kenntnis   setzen.  _____^ 

Nr.  71. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  d.  U.  vom  21.  Februar  1899.  Z.  344/KUM, 

an  sämtliche  Landeschefs, 

(betreffend  die  Ausdehnung  der  vom  Ministerium  des  Innern  zur  Ver- 
einfachung des  schriftlichen  Verkehrs  zwischen  den  politischen  Behörden 
untereinander  und  mit  anderen  Behörden  getroffenen  Bestimmungen 
auf  den  Bereich  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht). 

Mit  Beziehung  auf  den  Euer  .  .  .  seitens  des  Ministeriums  des  Innern 
unter  dem  15.  Februar  1.  J.,  Z.  315/M.  J.,  zugekommenen  Erlaß,  mit  welchem 

»)  5.  Nr.  67. 
«)  s.  Nr.  65. 


Korrespondenz  der  aktdemischen  Behörden.  'J^ 

mehrere  Bestimmungen  zur  Vereinfachung  des  schriftlichen  Verkehres 
zwischen  den  k.  k.  politischen  Behörden  untereinander  und  mit  anderen 
k.  k.  Behörden  getroffen  worden  sind,  ersuche  ich  Euer  .  .  .,  wegen  An- 
wendung dieser  Bestimmungen  auch  für  den  Bereich  des  ha.  Ressorts 
das  Erforderliche  zu  veranlassen. 


DU  vom  k.  k,  Ministerium  des  Innern  au/gesteläen 

Ornnds&tze 

fflr  die  Vereinfachung  des  schriftlichen  Verkehrs  der  Behörden  untereinander 
lamten: 

1.  Die  Anwendung:  ^^^  Bezeichnungen  „löblich",  ^.hochlöblich",  „hochgeehrt*  und  dgl. 
bei  den  Titulaturen  hat  in  Hinkunft  ganz  zu  entfallen. 

2.  Im  Texte  der  OeschäftsstOcke  haben  jene  Beis&tze  wegzubleiben,  weiche  nur  ein  nach 
der  ge|i:enseidgen  Stellung  der  betreffenden  Behörden  ohnedies  selbstverständliches  Ver- 
hiltnls  zum  Ausdrucke  bringen,  wie  z.  B.  .diensthöflich *,  „ergebenst",  „geschitzt"  etc. 

3.  In  den  an  die  VorstSnde  der  Behörden  gerichteten  Präsidialerlftssen ,  -Noten  und 
-Beriditen  sind  alle  unnötigen  Titulaturen  bei  der  Adresse  wegzulassen»  so  dafi  dieselben  in 
Hinkunft  zu  lauten  h&tten: 

„An  den  Herrn  k.  k.  Ministerprisidenten  als  Leiter  des  Ministeriums  des  Innern", 


.An  den  Herrn  k.  k.  Statthalter  in 


a 


f 


„An  den  Herrn  Prisidenten  der  k.  k.  Polizeidirektion  in  Wien",  etc.  etc. 

4.  Desgleichen  ist  bei  diesen  Ausfertigungen  die  eventuell  gebräuchliche  Schlufiklausel : 
.Oenehmigen*,  „Empfangen",  etc.  nicht  mehr  In  Anwendung  zu  bringen. 

5.  Das  Datum  der  betreffenden  Zuschrift  wird  künftig  stets  auf  der  ersten  Seite  rechts 
oben  (vom  Beschauer),  die  Zahl  derselben  links  oben  anzugeben  sein. 

Anmerkung:  Im  Verkehre  mit  den  Hofbehörden,  den  k.  u.  k,  gemeinsamen  und  den 
ungarischen  Staatsbehörden  und  Ämtern ,  dann  soweit  ein  solcher  überhaupt  stattfindet,  Im  Ver^ 
kehre  mit  ausländischen  Behörden  und  Organen  (Botschafter,  Konsularvertretungen  etc.J,  endlich 
im  Verkehre  mä  den  kirchlichen  Behörden  bleiben  die  bisherigen  Korresponden^ormen  auch 
fernerhin  in  Anwendung,  —  Sämtliche  Landesausschässe  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche 
und  Länder  haben  ihre  Zustimmung  dazu  erteilt,  daß  obige  „Grundsätze"  künftig  auch  im  dienst- 
lichen Verkehre  mit  den  autonomen  Behörden  beobachtet  werden. 


Nr.  72. 

Abs  dem  Erlasse  des  Ministers  fdr  K.  n.  U.  vom  27.  Jnll  1900, 

Z.  1S90/KUM, 

an  sämtliche  Rektorate  der  Universitäten,  der  technischen  Hochschulen,  der 
Hochschule  für  Bodenkultur  sowie  die  Dekanate  der  Universitäten, 

(betreffend  den  dienstlichen  Verkehr  der  k.  k.  Behörden  nnd  Ämter 

mit  dem  k.  k.  Obersten  Rechnungshöfe). 

Wie  mir  Se.  Exzellenz  der  Herr  Ministerpräsident  mit  Note  vom 
23.  Juni  1900,  Z.  702/M.  P.,  mitteilt,  ist  seitens  des  k.  k.  Obersten  Rechnungs- 
hofes wiederholt  die  Wahrnehmung  gemacht  worden,  daß  die  k.  k.  Behörden 
und  Ämter  in  ihrem  dienstlichen  Verkehre  mit  demselben  sich  nicht  jener 
Formen  bedienen,  welche  für  den  Verkehr  mit  den  k.  k.  Ministerien  vor- 
geschrieben  sind. 

Nachdem  der  k.  k.  Oberste  Rechnungshof  im  Sinne  des  §  6  der  kaiser- 
lichen Verordnung  vom  21.  November  1866,  RGBNr.  140,  eine  Sr.  k.  u.  k.  Ap. 
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Majestät  unmittelbar  untergeordnete,  „selbständige,  von  den  Ministerien 
unabhängige  und  mit  diesen  gleiche  Stellung  einnehmende  Behörde''  ist, 
erscheint  es  im  dienstlichen  Interesse  gelegen,  daß  dieser  Stellung  des 
k.  k.  Obersten  Rechnungshofes  im  dienstlichen  Verkehre  der  k.  k.  Behörden 
und  Amter  mit  dieser  Zentralstelle  auch  in  formeller  Beziehung  vollkommen 
Rechnung  getragen  werde. 

Hierauf  wird  das  .  .  .  zur  Danachachtung  aufmerksam  gemacht. 


4.  Fakultatsgutachten.  ^) 


a)  Gutachten  der  medizinischen  Fakultäten.*)*) 

Np.  73. 

Hofkanzleldekret  vom  2.  Dezember  1812,  Z.  18.397,  PCS  Nr.  133, 

Bd.  32,  8.  422, 

(betreffend  die  Einholttng  von  Kunstnrteilen  der  medizinischen 

Professoren). 

Da  Se.  Majestät  vernommen  haben,  daß  in  Fällen,  wo  es  sich  um  Gut- 
achten der  Kunstverständigen  handelt,  seit  einigen  Jahren  sich  an  einzelne  Pro- 
fessoren gewendet  werde,  oder  dieselben  Kommissionen  beigezogen  werden, 
da  der  bestehenden  Ordnung  gemäß  die  medizinische  Fakultät  einvernommen 
werden  sollte,  so  haben  Allerhöchstdieselben  zu  befehlen  geruht:  daß  dieser 
in  seinen  Folgen  schädliche  Mißbrauch  sogleich  abgestellt  und  die  Weisung 
gegeben  werde,  daß  künftig  in  allen  Fällen,  in  welchen  ein  Kunsturteil 
der  medizinischen  Professoren  erfordert  wird,  dieses  nicht  von  einzelnen 
Professoren,  sondern  von  der  medizinischen  Fakultät  abgefordert  werde. 

Nr.  74. 

Terordnong  des  Jostlzmlnlsterioffls  ?Offl  21.  Oktober  1853. 

R6BNr.  219. 

geltend  für  alle  Kronländer,  mit  Ausnahme  der  Militärgrenze, 

betreffend  die  tnnlichste  Vermeidung  der  Beiziehnng  der  Professoren 
der  medizinischen  Fakultäten  als  Sachverständige  zu  strafgerichtlichen 

Untersttchnngen. 

Da  sich  häufig  die  Fälle  ergeben,  daß  Professoren  der  medizinischen 
Fakultät  von  den  Gerichten  zur  Abgabe  ihres  Gutachtens  als  Sachverständige 

*)  In  Betreff  der  Zuziehung  von  Sachverständigen  im  Strafverfahren  vgl,  das  lt.  Haupistuck 
derStPO  (Gesetz  vom  23,  Mai  1873,  RQBNr.  119),  insbesondere  über  die  Fakuttätsgutachten,  §  125, 

^  Entscheidung:  des  Obersten  Oerichts-  als  Kassationshofes  vom  15.  Oktober  1875,  Z.  5093 
Sammlung:  Nr.  84,  Band  1 :  Eine  OberprOfun^  des  von  der  medizinischen  Fakultät  abgegrebenen 
Gutachtens  durch  der  Hauptverhandlung:  beizuziehende  Arzte  Ist  unzulässig. 

■)  Laut  Erlasses  des  Ministeriums  für  K.  u.  U,  vom  19.  Dezember  1851,  Z.  1Z604,  hat  der 
Dekan  des  medizinischen  Professorenkollegiums  den  Vorsitz  in  der  für  die  Erstattung  von  FakultdtS" 
gutachien  einzusetzenden  Kommission  zu  führen.    Vgl.  hlezu  Nr,  79. 


Fakultfitsguttchten.  73 

bei  strafgerichtlichen  Untersuchungen  aufgefordert  werden;  da  es  aber  im 
Interesse  der  Pflege  der  Wissenschaft  wünschenswert  ist,  die  Tätigkeit  der 
Professoren  so  wenig  als  möglich  für  andere  Zwecke  in  Anspruch  zu 
nehmen,  so  findet  das  Justizministerium  im  Einvernehmen  mit  dem  Mini- 
sterium für  Kultus  und  Unterricht  zu  verordnen,  daß  die  Zuziehung  der  Pro- 
fessoren der  medizinischen  (medizinisch-chirurgischen)  Fakultät  als  Sach- 
verstandige zu  den  strafgerichtlichen  Untersuchungen,  insofern  es  nicht  die 
Wkhtigkelt  des  Falles  oder  andere  besondere  Umstände  notwendig  machen, 
in  Zukunft  zu  vermeiden  sei,  und  wenn  deren  Beiziehung  dennoch  für  not- 
wendig befunden  wird,  nicht  länger  zu  dauern  habe,  als  es  unumgänglich 
notwendig   erscheint.  

Nr.  75. 

Eriafi  des  Mlnlsterlams  fOr  K.  a.  U.  vom  7.  NoTember  1853. 

Z.  12.326, 

an  das  medizinische  Professorenkollegium  in  Wien,  Prag  und  Krakau, 

(zur  Jastizmliilsterlalverordttttng  vom  21.  Oktober  1853,  ROBNr.  219, 
betreffend  die  timlichste  Vermeidung  der  Beiziehnng  von  medizinischen 
Professoren  als  Sachverstandige  zu  strafgerichtlichen  Untersuchungen). 

Laut  Mitteilung  vom  21.  Oktober  1.  J.,  Z.  14.188,  hat  das  k.  k.  Justiz- 
ministerium eine  Verordnung  erlassen,  wonach  die  Zuziehung  der  Pro- 
fessoren der  medizinischen  Fakultät  als  Sachverständige  zu  strafgericht- 
lichen Untersuchungen,  insofern  es  nicht  die  Wichtigkeit  des  Falles  oder 
andere  besondere  Umstände  notwendig  machen,  in  Zukunft  zu  vermeiden 
sei,  und  —  vrenn  deren  Beiziehung  dennoch  für  notwendig  befunden  wird  — 
nicht  länger  zu  dauern  habe,  als  es  unumgänglich  notwendig  erscheint. 

Da  nach  dieser  Verordnung  in  Fällen  der  Wichtigkeit  des  Unter- 
suchungsgeg^enstandes  dennoch  die  Verwendung  der  bezüglichen  Professoren 
zur  Abgabe  ihres  Gutachtens  als  Sachverständige  vorbehalten  werden  mußte, 
so  wird  über  den  weiteren  diesfälligen  Antrag  des  k.  k.  Justizministeriums, 
und  als  der  Natur  der  Sache  angemessen  bestimmt,  daß  die  in  einzelnen 
Fällen  als  Sachverständige  verwendeten  Professoren  bei  dem  über  den- 
selben Gegenstand  sonach  eingeholten  weiteren  Gutachten  der  medizini- 
schen Fakultät  weder  als  Referenten  noch  als  Stimmführer  verwendet  werden. 


Nr.  76. 

Eriaft  des  k.  k.  Jostlznüiilsteriams  vom  18.  Mal  1874,  Z.  6488,') 

an  sämtliche  Oberlandesgerichtspräsidien, 

(betreffend  die  Abgabe  von  Falcnltatsgutachten  in  strafgerichtlichen 

Angelegenheiten). 

Es  wurde  dem  Justizministerium  zur  Kenntnis  gebracht,  daß  einzelne 
medizinische    Professorenkollegien    wegen    Abgabe    von    Fakultätsgutachten 

>)    Dieser  Eiißß  wurde  den  Dekanaten  der   medizinischen  Fakultäten    mit  Erlaß   des 
Ministeriums  Jür  K,  u.  U,  vom  28,  Mai  1874,  Z.  690t,  bekannt  gegeben. 
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in  strafgerichtlichen  Angelegenheiten  von  den  Gerichtsstellen  in  einer  Weise 
in  Anspruch  genommen  werden,  daß  daraus  die  Besorgnis  eines  nach- 
teiligen Einflusses  auf  die  den  Professorenkoilegien  zunächst  obliegenden 
Lehraufgaben  hergeleitet  wird.  Das  Justizministerium  ist  nicht  in  der  Lage,  in 
dieser  Richtung  auf  die  Gerichte  einen  bestimmenden  Einfluß  zu  nehmen,  weil 
nach  den  Bestimmungen  der  Strafprozeßordnung  die  Einholung  des  Fakuliäts- 
gutachtens  lediglich  in  das  Ermessen  des  Untersuchungsrichters,  beziehungs- 
weise der  Ratskammer  gegeben  ist;  und  es  würde  das  Justizministerium  bei 
der  hohen  Bedeutung  der  Gutachten  der  Fakultät  für  die  Strafrechtspflege 
auch  bedauern,  wenn  bei  wichtigen  oder  schwierigen  Fällen  von  der  Er- 
mächtigung, das  Gutachten  der  Fakultät  einzuholen,  Umgang  genommen 
werden  würde.  Da  aber  die  Behauptung  aufgestellt  wird,  daß  häufig  auch 
bei  Fragen  von  untergeordneter  Bedeutung  die  Fakultät  angegangen  wird, 
ohne  daß  zuvor  die  Beseitigung  der  obwaltenden  Bedenken  durch  die  im 
ersten  Absätze  des  §  126  StPO  angedeuteten  Mittel  versudit  wurde, 
so  wird  das  Präsidium  .  .  .  ersucht,  diesem  Umstände  seine  Aufmerk- 
samkeit zuzuwenden  und  im  geeigneten  Wege  auf  die  entsprechende  An- 
wendung der  bezüglichen  Bestimmungen  der  Strafprozeßordnung  hinzu- 
wirken. 

Eine    Abschrift   des   gegenwärtigen    Erlasses   wird   unter   einem   der 
Oberstaatsanwaltschaft  mitgeteilt. 


Nr.  77. 

Erlaß  des  Jastlzmlnlsterlams  vom  9.  August  1894,  Z.  16.841 

an  das  Oberlandesgericht  in  Wien, 

(womit   die   strikte   Einhaltung    der  Justizministerialverordnung  vom 

21.  Oktober  1853,  RQBNr.  219,  betreffend  die  Zuziehung  von  Universitats- 

professoren  als  Sachverstandige,  in  Erinnerung  gebracht  wird). 

.  Durch  Beschwerden  von  Professoren  der  medizinischen  Fakultät  in  .  .  . 
ist  dem  Justizministerium  zur  Kenntnis  gekommen,  daß  in  der  letzten  Zeit 
sich  die  Fälle  mehren,  in  welchen  Mitglieder  des  Professorenkollegiums 
von  den  Gerichten  zur  Abgabe  von  Sachverständigengutachten  in  straf- 
gerichtlichen  Angelegenheiten   in   Anspruch   genommen   werden. 

Im  Hinblick  auf  den  nachteiligen  Einfluß  derartiger  Verwendung  auf 
die  eigentliche  Berufstätigkeit  der  Universitätsprofessoren  sieht  sich  das 
Justizministerium  veranlaßt,  die  wiederholt  eingeschärfte  Bestimmung  der 
JMVdg.  vom  21.  Oktober  1853,  RQBNr.  219,  wonach  die  Zuziehung  der 
Professoren  der  medizinischen  Fakultät  als  Sachverständige  zu  straf- 
gerichtlichen Untersuchungen,  insofern  es  nicht  die  Wichtigkeit  des  Falles 
oder  andere  besondere  Umstände  notwendig  machen,  zu  vermeiden  ist, 
neuerlich  zur  genauesten  Beachtung  in  Erinnerung  zu  bringen. 


rakultftiscfiitachten.  ^5 

Nr.  78. 
Erlafi  des  Justlzminlsterlams  vom  14.  April  1901,  Z.  6473, 

an  alle  Oberstaatsanwaltschaften, 

(betreffe  der  Verwertung  medizinischer  Faknltätsgntachten  im  Straf- 
verfahren). 

Anläßlich  eines  vorgekommenen  Falles,  in  welchem  sich  zwischen  dem 
Inhalt  eines  eingeholten  Fakultätsgutachtens  und  der  rechtlichen  Beurteilung 
des  Falles  ein  Widerspruch  ergeben  hat  und  in  welchem  entsprechend  den 
Anträgen  der  Staatsanwaltschaft  im  Sinne  des  §  258  St.  P.  O.  entgegen  den 
Schlußfolgerungen  des  Fakultätsgutachtens  entschieden  wurde,  ergeht  für  die 
Staatsanwaltschaften  nachstehende  Weisung: 

Es  ist  selbstverständlich  nicht  bloß  das  Recht,  sondern  auch  die  Pflicht 
der  Staatsanwaltschaften  und  der  Gerichte  in  allen  Fällen,  in  denen  ein 
Sachverständigengutachten  und  daher  auch  ein  Fakultätsgutachten  zu  Be- 
denken in  rechtlicher  Beziehung  Anlaß  gibt,  dem  Rechte  unter  entsprechen- 
der Begründung  Geltung  zu  verschaffen. 

Diese  Begründung  wird  aber  um  so  sorgfältiger  sein  müssen,  je  höher 
die  wissenschaftliche  Autorität  der  Sachverständigen  steht.  Andrerseits  ist 
aber  alles  zu  vermeiden,  was  diese  wissenschaftliche  Autorität  zu  schädi- 
gen geeignet  ist  und  in  dieser  Richtung  muß  darauf  aufmerksam  gemacht 
werden,  daß  Widersprüche  dieser  Art  in  der  Regel  dadurch  entstehen, 
daß  das  Gebiet  der  sachverständigen  und  der  rechtlichen  Beurteilung  des 
Falles  nicht  genau  getrennt  und  voneinander  nicht  scharf  genug  abgegrenzt 
wird.  Diese  Abgrenzung  wird  in  einzelnen  Fällen  allerdings  großen  Schwierig- 
keiten begegnen,  weü  das  Gebiet  der  Erklärung  eines  Falles  in  jenes  der 
Entschuldigung  desselben,  also  in  das  der  rechtlichen  Beurteilung,  zu  leicht 
übergeht  Je  größer  diese  Schwierigkeit  ist,  um  so  weniger  kann  es  aber 
dem  Sachverständigen,  der  nicht  rechtskundig  ist  und  auf  die  Rechtsfrage 
kein  Bedacht  zu  nehmen  hat,  zugemutet  werden,  die  Grenze  selbst  zu 
finden  und  es  ist  daher  um  so  mehr  die  Pflicht  der  Staatsanwaltschaft, 
des  Untersuchungsrichters  und  des  erkennenden  Gerichtes,  diese  Grenze 
genau  festzustellen  und  insbesondere  bei  der  Fragestellung  dieselbe  so  weit 
als  nur  tunlich  zu  bezeichnen. 

Die  Staatsanwaltschaften  werden  daher  angewiesen,  in  solchen  Fällen 
schon  bei  ihrer  Antragstellung  möglichst  präzise  zum  Ausdruck  zu  bringen, 
auf  welche  Fragen  nach  ihrer  Meinung  das  Gutachten  der  Sachverständigen 
einzuschränken  sei.  Ebenso  werden  sie  bei  einer  von  der  Verteidigung 
beantragten  Begutachtung  die  entsprechende  Einschränkung  zu  bean- 
tragen haben. 

Würde  es  sich  trotzdem,  sei  es  infolge  nicht  genügend  klarer  Frage- 
stellung, oder  aber  infolge  mißverständlicher  Auffassung  derselben,  ereignen, 
daß  ein  Sachverständigengutachten  und  insbesondere  ein  Fakultätsgutachten 
vielleicht  unwillkürlich  in  die  strafrechtliche  Beurteilung  des  Falles  über- 
greift, so  wird  die  Staatsanwaltschaft  eine  neuerliche  Begutachtung  unter 
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Ausscheidung  der  Rechtsfrage  oder  unter  genauer  Bezeichnung  der  kritischen 
Punkte  zu  beantragen  haben. 

Durch  diesen  Vorgang  wird  zwar  bei  der  Mannigfaltigkeit  der  Fälle 
keineswegs  die  Möglichkeit  vollkommen  ausgeschlossen,  daß  der  Staats- 
anwalt gegen  ein  Sachverständigengutachten  oder  einzelne  Teile  desselben 
Stellung  nehmen  muß.  Es  kann  dies  nicht  bloß  durch  die  Schwierigkeit 
der  Abgrenzung  des  Sachverständigengebietes  und  der  Rechtsfrage  hervor- 
gerufen werden,  sondern  auch  durch  den  Inhalt  des  rein  sachverständigen 
Gutachtens  selbst,  so  wenn  es  sich  beispielsweise  um  noch  nicht  vollkommen 
feststehende  Fragen  der  Psychiatrie  oder  um  Schlußfolgerungen  aus  zweifel- 
haften  tatsächlichen   Grundlagen   handelt. 

In  diesen  Fällen  ist  es  die  Aufgabe  der  Staatsanwaltschaft,  in  ihren 
Schlußvorträgen  bei  der  Hauptverhandlung  eine  Form  zu  wählen,  durch 
welche  der  in  dem  Gutachten  gelegenen  wissenschaftlichen  Oberzeugung 
volle  Rechnung  getragen  wird. 

Nr.  79. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  o.  U.  vom  31.  Mal  1904,  Z.  17J28, 

an  das  medizinische  Dekanat  in  Wien, 

(womit   das   nachfolgende   Regulativ   für   den   bei   der   Abgabe   von 
Fakultätsgtttachten  zu  beobachtenden  Vorgang  genehmigt  wird).^) 

1.  Es  sollen  für  ein  Fakultätsgutachten  in  der  Regel  zwei  Referenten  be- 
stellt werden,  welche  beide  die  Verpflichtung  haben,  den  ganzen  Akt  zu 
studieren  und  die  etwaigen  Untersuchungen  am  Objekt  durchzuführen. 

Nur  ausnahmsweise  steht  es  dem  Dekan  frei,  von  dieser  Regel  abzu- 
weichen. 

Einer  dieser  Referenten  soll  stets  Mitglied  des  Kollegiums  sein,  während 
der  zweite  dem  Kreise  der  nicht  dem  Professorenkollegium  angehörenden 
Extraordinarien  oder  Privatdozenten  entnommen  werden  kann. 

2.  Der  Akt  und  das  Referat  sollen  durch  acht  Tage  vor  der  Sitzung 
der  Kommission  für  alle  Mitglieder  der  Kommission,  aber  auch  nur  für 
diese,  im  Dekanate  zur  Einsicht  aufliegen,  insoweit  hiedurch  die  Abgabe 
des  Fakultätsgutachtens  im  Einzelfalle  nicht  allzu  lange  hinausgeschoben  wird. 

Ad  1.  Es  soll  bei  der  Bestellung  von  zwei  Referenten  nicht  der  Sinn 
unterstellt  werden,  als  ob  auch  in  jedem  Falle  zwei  Gutachten  erstattet 
werden  müßten;  es  wird  sich  aus  der  gemeinschaftlichen  Untersuchung 
und  Besprechung  des  Falles  voraussichtlich  meist  eine  so  weitgehende 
Übereinstimmung  der  Ansichten  herausbilden,  daß  beide  Referenten  sich 
auf  ein  Gutachten  werden  einigen  können. 

Nur  bei  vollkommener  Meinungsverschiedenheit  in  der  Hauptsache 
wird  jeder  Referent  ein  Gutachten  erstatten  müssen,  während  Differenzen 
in  nebensächlichen  oder  in  Teilfragen  durch  einen  Abänderungsantrag,  den 

»)  Diesem  Regulativ,  welches  an  SteUe  des  mit  KUMEH.  vom  28,  Januar  1874,  Z.  15.984 
ex  1873,  genehmigten  getreten  ist,  sind  auch  mehrere  andere  medizinische  Fakultäten  beigetreten. 
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der  eine  Referent  zum  Gutachten  des  anderen  stellt,  zum  Ausdrucke  gebracht 
werden  können. 

Ad  2.  Jeder  Votant  wird  dann  Gelegenheit  haben,  den  Fall  akten- 
mäßig so  eingehend,  als  er  es  wünscht,  kennen  zu  lernen,  sich  über  den- 
selben ein  selbständiges,  unbeeinflußtes  Urteil  zu  bilden  und  sich  darüber 
Rechenschaft  zu  geben,  ob  er  seine  Meinung  mit  der  des  Referenten 
in  Einklang  bringen  kann  oder  nicht.  Jedem  Kommissionsmitgliede  ist  bei 
Einsichtnahme  in  Gutachten  und  Akt  die  Pflicht  der  Geheimhaltung  jedesmal 
expressis  verbis  vorzuhalten  und  sind  die  Namen  der  Einsichtnehmenden 
im  Dekanate  zu  verzeichnen. 

b)  Vorschriften  betreffs  sonstiger  Gutachten. 

Nr.  80. 

Hofkanzleldekret  vom  4.  November  1820,  Z.  33.118,  PG8  Bd.  48, 

Nr.  130,  8.  357, 

an  sämtliche  Länderstellen. 
(Remiineration   ffir   die  Verwendung   der  Professoren   bei   amtlichen 

Kommissionen). 

Ober  einen  vorgekommenen  Fall,  wo  ein  Professor  um  eine  Re- 
muneration für  seine  Verwendung  bei  amtlichen  Kommissionen  angesucht 
hat,  haben  Se.  Majestät  mit  h.  Entschl.  vom  28.  Oktober  1820  zu  verordnen 
geruht:  Daß,  da  Professoren  als  Staatsbeamte  im  Orte  ihrer  Amtsbestim- 
mung verpflichtet  sind,  Gutachten  in  ihrem  Kunstfache  abzugeben,  ohne 
dafür  eine  besondere  Remuneration  oder  Diäten  ansprechen  zu  können, 
die  von  dem  in  der  Rede  stehenden  Professor  angesprochene  Belohnung 
des  Beispieles  wegen  nicht  stattfinde,  wohl  aber  seien  ihm,  wenn  mit 
seinem  Erscheinen  bei  kommissioneilen  Verhandlungen  Auslagen  verbunden 
wären,  oder  ihm  sonst  ein  Taggeld  gebührte,  diese  sowohl  für  das  Ver- 
gangene, als  für  die  Zukunft,  sobald  er  diese  Auslagen,  oder  daß  ihm 
ein  Taggeld  gebührt,  erweiset,  zu  vergüten. 

Diese  höchste  Willensmeinung  wird  zur  Wissenschaft  und  Danach- 
achtung in  künftigen  ähnlichen  Fällen  bekannt  gemacht. 


Nr.  81. 
ins  der  Note  des  Mlnisterlams  fflr  K.  o.  U.  vom  30.  Oktober  1892, 

Z.  23.S72. 

an  diö  kroatisch-slawonisch-dalmatinische  Landesregierung, 

(betreffend  die  Frage,  ob  chemische  Universitätsinstitute  als  solche 
bereclitigt  rind,  Zeugnisse  über  fachliche  Befunde  auszustellen). 

In  Betreff  der  gestellten  Anfrage,  ob  die  an  hierländischen  Uni- 
versitäten bestehenden  chemischen  Institute  als  solche  berechtigt  sind,  Zeug- 
nisse über  fachliche  Befunde  auszustellen  und  ob  solche  Zeugnisse  auch 
seitens  der  Staatsbehörden  als  öffentliche  Urkunden  betrachtet  werden,  wird 
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nach  gepflogenem  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  und  der 
Justiz  nachstehendes  eröffnet: 

Vom  ho.  Standpunkte  würde  es  keinem  Anstände  oder  Bedenken  unter- 
liegen, daß  die  an  den  Universitäten  bestehenden  chemischen  Institute  von 
Seite  der  staatlichen  Administrativ-  und  Justizbehörden  gegebenen  Falles 
zur  Aufnahme  fachlicher  Befunde  und  Abgabe  von  solchen  Outachten  in 
Anspruch  genommen  werden.  Hingegen  würden  diese  Institute  mit  Rück- 
sicht auf  den  in  Frage  kommenden  Aufwand  an  Zeit,  Mühe  und  eventuell 
an  Materialien  u.  dgl.  nicht  als  berechtigt  anzusehen  sein,  sich  in  der  an- 
gedeuteten Richtung  auch  Privatpersonen  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Was  nun  die  Beweiskraft  derartiger  Outachten  und  Befunde  anbelangt, 
sofern  sie  nicht  von  dem  betreffenden  Universitätsdozenten  und  Instituts- 
vorstand als  einer  sachverständigen  Privatperson,  sondern  namens  des  von 
ihm  geleiteten  staatlichen  Institutes  abgegeben  werden,  so  würde  hiebei  vor 
allem  in  Betracht  kommen,  daß  im  hierländischen  Strafverfahren  eine  Ent- 
scheidung nach  gesetzlichen  Beweisregeln  überhaupt  ausgeschlossen  ist, 
wonach  die  angeregte  Frage  nur  in  Ansehung  des  streitigen  Zivilverfahrens 
einer  Beantwortung  bedarf. 

Nach  Mitteilung  des  Justizministeriums  läßt  sich  nun  bezüglich  des 
letzterwähnten  Gebietes  nicht  konstatieren,  welche  Tragweite  dem  Gut- 
achten eines  chemischen  Universitätsinstitutes  von  der  Judikatur  tatsächlich 
zuerkannt  wird  und  ob  überhaupt  ein  derartiges  Institut  als  solches  je 
von  den  Zivilgerichten  um  ein  Outachten  ersucht  worden  ist 

Sollte  dies  der  Fall  gewesen  sein,  so  muß  es  als  ausgeschlossen 
betrachtet  werden,  daß  seitens  der  Judikatur  derartigen  Befunden  und  Gut- 
achten der  Universitätsinstitute  die  rechtliche  Wirkung  von  „öffentlichen 
Beweisurkunden''  beigemessen  würde,  da  solche  Erklärungen,  unbeschadet 
der  meritorischen  Glaubwürdigkeit  ihres  Inhaltes,  doch  mit  Rücksicht  auf 
die  Aufgaben  und  die  Stellung  eines  für  den  Universitätsunterricht  be- 
stehenden Institutes,  in  dessen  eigentlichen  Wirkungskreis  die  Abgabe  von 
Gutachten  und  Befunden,  somit  auch  die  Ausfertigung  von  amtlichen 
Bestätigungen  hierüber  nicht  gehört,  keineswegs  als  amtliche  Ausfertigungen 
anzusehen  sind  und  ihnen  daher  das  für  eine  „öffentliche  Urkunde''  er- 
forderliche  Moment  der  formellen   Beweiskraft  gebricht. 


5.  Statistische  Ausweise. 


Nr.  82. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  16.  April  1853,  Z.  563, 

an:  1.  das  Universitätskonsistorium  in  Wien,  2.  die  akademischen  Senate 

zu  Prag,  Krakau,  Lemberg,  Graz,  Innsbruck, 

(womit  die  Vorlage  der  Quästursergebnisse  am  Schlüsse  jedes  Semesters 

angeordnet  wird). 

Nachdem  es  für  das  Unterrichtsministerium  von  Wichtigkeit  ist,  einen 
Oberblick  über  den  Erfolg  der  neuen  Einrichtungen  bezüglich  der  Kollegien- 
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gelder  zu  gewinnen,  die  diesfälligen  Nachweise  aber  von  einigen  akademi- 
schen Behörden  bisher  entweder  gar  nicht  oder  doch  nur  in  einer  höchst 
summarischen  Weise  geliefert  wurden,  so  daß  die  verschiedenen  Verhält- 
nisse der  einzelnen  Fakultäten  daraus  nicht  ersichtlich  werden  konnten, 
so  wird  angeordnet,  daß  vom  Wintersemester  1852/53  angefangen  am 
Schlüsse  eines  jeden  Semesters  nach  Richtigstellung  der  diesfälligen 
Rechnungen  dem  Ministerium  eine  genaue  Übersicht  über  die  Quästurs- 
eigebnisse  des  eben  abgelaufenen  Semesters,  gesondert  je  nach  den  ein- 
zehien  Fakultäten  und  sohin  je  nach  den  einzelnen  Dozenten,  und  unter 
Angabe  der  eingetretenen  gänzlichen  oder  teilweisen  Befreiungen  und  der 
jedem  Professor  oder  Privatdozenten  für  jedes  von  ihm  gehaltene  Kollegium 
zugeflossenen   Kollegiengelder  ^)  vorgelegt  werde. 

Diejenigen  akademischen  Behörden,  welche  diese  detaillierten  Nach- 
weisungen für  das  Wintersemester  1852/53  bisher  entweder  noch  gar  nicht 
oder  nur  unvollständig  geliefert  haben,  werden  angewiesen,  diese  Nach- 
weise baldmöglichst  nachzutragen. 


Nr.  83. 

Ais  dem  Erlasse  des  Staatsmlnlsterlams  K.  U.  Tom  28.  Jnll  1863. 

Z.  5529. 

an  alle  politischen  Länderstellen, 

(betreffend  die  statistischen  Ausweise  Ober  die  Ergebnisse  des  öffent- 
lichen Unterrichtes). 

Die  k.  k.  statistische  Zentralkommission  hat  sich  über  neue  For- 
mularien  für  die  Nachweisung  der  Ergebnisse  des  öffentlichen  Unterrichtes 
geeinigt  und  das  Staatsministerium  findet  sich  bestimmt,  dieselben  schon 
bezüglich  des  Schuljahres  1863  unter  den  nachfolgenden  Modalitäten  in 
Wirksamkeit  zu  setzen,  wodurch  nicht  nur  die  Statistik  des  öffentlichen 
Unterrichtes  in  Osterreich  einen  wesentlichen  Fortschritt  erzielen,  sondern 
auch  den  zur  Ausfüllung  der  Tabellen  Berufenen  eine  erhebliche  Erleich- 
terung ihrer  Arbeit  zugehen  wird. 

a)  Sämtliche  Tabellen  sind  jährlich  zur  Vorlage  zu  bringen. 

b)  Die  k.  k.  .  .  .  erhält  den  Auftrag,  strengstens  darüber  zu  wachen, 
daß  die  Nachweisungen  über  die  höheren  Lehranstalten  und  Mittelschulen 
längstens  vierzehn  Tage  nach  dem  Schlüsse  der  Herbstferien,  welche  auf  das 
Nachweisungsjahr  folgen,  von  den  Lehranstalten  abgeschlossen  und  zur 
Vorlage  gebracht  werden. 

c)   Alle  Tabellen  sind  in  duplo^)  vorzulegen;  ein  Pare  derselben 
bleibt  bei  der  k.  k.  .  .  .  zurück,  das  andere  ist  an  die  k.  k.  statistische 

1)  Aaf  Orund  des  MinErL  vom  3,  Juni  1999,  Z.  J3A51  (s,  Nr.  407J,  ist  in  dem  Ausweise 
wter  einer  eigenen  HnbrUt  dos  aaf  den  Siaaissduäz  enifaUende  Kollegiengeld  bei  den  betreffenden 
Kollegien  erächtlich  zu  machen, 

«)  Laut  MinErL  vom  14.  Mai  1882,  2.  7935,  MVBNr.  19  (s.  Nr.  97),  sind  die  statistischen 
Tabellen  in  triplo  auszufertigen  und  Je  ein  Exemplar  direkt  an  das  Unterrichtsministerium,  die 
Landesstelle  und  die  statistische  Zentralkommission  einzusenden. 
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Zentralkommission  zu  leiten.  Als  unüberschreitbarer  Termin^)  hiefür 
ist  bezüglich  der  höheren  und  mittleren  Lehranstalten,  deren  Herbstferien 
auf  den  September  und  Oktober  fallen,  der  30.  November,  für  alle  anderen 
der  31.  Oktober  festzuhalten  und  jede  Kategorie  von  Lehranstalten  mit  einem 
abgesonderten  Berichte  vorzulegen.^) 


Nr.  84. 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  o.  U.  vom  26.  Juni  1877,  Z.  402/KUM. 

MVBNr.  19, 

beireffend  neue  Formulare  zu  den   statistischen  Nachweisungen  der 

Hochschulen. 

Ober  Antrag  der  k.  k.  statistischen  Zentralkommission  habe  ich  die 
Anfertigung  eines  neuen,  wesentlich  vereinfachten  Formulares  zu  den 
statistischen  Nachweisungen  der  Hochschulen  und  verwandter  Lehranstalten 
angeordnet. 

Dieses  Formular,  wovon  die  erforderlichen  Exemplare  an  die  Rektorate 
und  Vorstände  der  Anstalten  unmittelbar  von  der  statistischen  Zentral- 
kommission werden  übersendet  werden,  ist  schon  für  die  nächstbevorstehende 
statistische  Aufnahme  zur  Grundlage  zu  nehmen. 

Infolge  dessen  haben  die  bisher  mit  dem  MinErl.  vom  28.  Juli  1863, 
Z.  5529,3)  vom  3.  April  1875,  Z.  4162,*)  und  vom  11.  August  1876, 
Z.  457/KUM ,  vorgezeichneten  statistischen  Nachweisungen  völlig  zu  ent- 
fallen und  ist  für  die  Ablieferung  der  neuen  Nachweisung  der  Termin 
von  14  Tagen  nach  Ablauf  der  Herbstferien  genau  einzuhahen. 


Nr.  85. 
Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  29.  April  1880,  Z.  6582, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 

(betreffend  die  Vorlage  von  Semestralausweisen  über  die  stattgefundenen 

Inskriptionen). 

Ich  finde  anzuordnen,  daß  von  nun  an  in  jedem  Semester,  sobald  die 
Inskriptionen    im    wesentlidien    als    abgeschlossen    zu    betrachten    sind,'') 

»)  Vgl.  Nr,  84. 

«)  Mit  Erlqß  des  Staatsministeriums  (Abteilung  K.  UJ  vom  15.  Jänner  1866,  Z.  12.256 
ex  1865,  wurden  die  Statthaltereien  (Landesregierungen)  heanjtragt,  das  tu  ihrem  Amtsgebnmche 
bestimmte  Pare  der  statistischen  Ausweise  des  öjf entlichen  Unterrichtes  unbeschadet  der  direkten 
Einsendung  eines  eweiten  Pares  an  die  statistische  Zentralkommission  dem  Staatsministerium  zur 
Einsichtnahme  gegen  Rückstellung  vorzulegen.  Vgl.  den  unter  Anmerkung  *),  5. 79  angeführten  EriqjQ. 

■)  5.  Nr.  83. 

*)  Mit  MinErl.  vom  3.  April  1875,  Z.  4162,  wurde  die  Frist  zur  Vorlage  der  Ausweise  auf 
14  Tage  nach  Ablauf  der  Herbstferien  angesetzt. 

»)  Abgeändert  durch  MinErl.  vom  17.  Mal  1901,  Z.  14.675  (s.  Nr.  91),  wonach  dieser  Aus- 
weis sofort  nach  Ablauf  der  dem  Professorenkollegium  für  die  Bewilligung  von  naehträgUdien 
Inskriptionen  eingeräumten  Frist  von  8  Tagen  vortulegen  ist. 
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anverweilt  ein  summarischer  Ausweis  über  die  Anzahl  der  für  das  betreffende- 
Semester  an  den  einzelnen  Fakultäten  inskribierten  ordentiidien  und  außer-.. 
ordentlichen  Studierenden   unmittelbar   anher  vorgelegt   werde. 


Nr.  86. 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  25.  Aogast  188t  Z.  12.73t 

MTBNr.  36, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten  und  die  Dekanate  der  theologischen 

Fakultäten  in  Olmütz  und  Salzburg, 

betreffend  die  Verwendung  eines  neues  Formulars  zur  statistischen 
Nachweisnng  der  strengen  Prüfungen  an  den  Universitäten,  dann  den 
außer  dem  Verbände  mit  einer  Universität  stehenden   theologischen 

Fakultäten. 

Mit  Berufung  auf  den  MinErl.  vom  26.  Juni  1877,  Z.  402/KUM,i>' 
womit  neue  Formularien  zu  den  statistischen  Nachweisungen  der  Hoch- 
schulen vorgezeichnet  worden  sind,  wird  bekannt  gegeben,  daß  zur  Nach^ 
Weisung  der  strengen  Prüfungen  an  den  Universitäten,  dann  den  außer  dem 
Verbände  mit  einer  Universität  stehenden  theologischen  Fakultäten  vom 
Studienjahre  1880/81  an,  neu  redigierte  Formularien  zur  Verwendung  zu 
kommen  haben,  welche  durch  die  k.  k.  statistische  Zentralkommission  bei- 
gestellt werden.*) 

Die  mit  MinErl.  vom  26.  Februar  1878,  Z.  3011,  für  die  Universitäten 
vorgeschriebene  Vorlage  tabellarischer  Ausweise  über  die  an  den  einzelnen 
FäkuMten  abgelegten  strengen  Prüfungen  und  stattgefundenen  Promotionen 
hat  in  Hinkunft  gänzlich  zu  entfallen. 


Nr.  87. 

Edafi  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  14.  Mal  1882,  Z.  7926, 

MVBNr.  19, 

an  die  Statthalter  für  Niederösterreich,  Salzburg,  Steiermark,  Tirol,  Böhmen, 
tffliren,  Galizien  und  den  Landespräsidenten  für  die  Bukowina, 

betreffend  den  Vorgang  bei  Vorlage  der  statistischen  Jahresausweise 
fiber  ^^  l/niversitäten,  die  außer  dem  Verbände  einer  Hochschule 
Gehendes  Geologischen  Fakultäten,  die  technischen  Hochschulen  und 

die  Hochschule  ffir  Bodenkultur« 

In  teilwclser  Abänderung  der  StaatsminErl.  vom  28.  Juli  1863  Z  55^ 
^^  vo"  ^5.  Jänner  1866,  Z.  12.256  ex  1865,*)  finde  ich  anzuordnen,  daß 

»)  s,  Nr,  84. 

*)  Für  die  staüsflaeben  Nachweisungen  der  strengen  Prüfungen  an  den  m^di  /  ■ 
piOeupkischen  FahUmem  wurden  mit  MinErL  vom  26,  September  1902  Z  3o7wT^T  ^ 
mfm»  Fmmm^t^m^  aufgelegt  '     *  ^'"^  f  *•  ^^f-  92Jf 


«)  Ju  Nr.  83  und  Aßmfiffpmg  •)  5.  SO. 


ä 


gO  !•  Teil:  Orji^nisation  und  Verwaltung;  A.  Organisation  der  Universitäten. 

vom  Studienjahre  1882/83  ab  die  statistischen  Ausweise  über  die  Universi- 
täten, die  außer  dem  Verbände  einer  Hochschule  stehenden  theologischen 
Fakultäten,  dann  die  technischen  Hochschulen  und  die  Hochschule  für 
Bodenkultur  von  Seite  der  akademischen  Behörden  in  tripk)  auszufertigen 
sind  und  daß  je  ein  Exemplar  derselben  direkt  an  das  Ministerium  fär 
Kultus  und  Unterricht,  die  vorgesetzte  Landesstelle  und  die  statistische 
Zentralkommission  einzusenden  ist. 


Np.  88. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  3.  Jnnl  1884,  Z.  10.764, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 

(betreffend  die  Erstattung  von  regelmäßigen  Berichten  über  den  Beginn 

und  Schluß  der  Vorlesungen). 

Ich  habe  die  Wahrnehmung  gemacht,  daß  hinsichtlich  der  tatsächlichen 
Dauer  der  Vorlesungen  an  den  Universitäten,  beziehungsweise  an  den  Fakul- 
täten derselben  nicht  durchaus  die  gleiche  Übung  besteht  und  daß  auch 
die  bestehende  Übung  nicht  überall  den  diesfälligen  Vorschriften  entspricht. 

Ich  finde  mich  hiedurch  veranlaßt,  das  Rektorat  aufzufordern,  von 
nun  an  nicht  nur  jede  derlei  Abweichung  von  den  bestehenden  Vorschriften 
hintanzuhalten,  sondern  auch  über  jedes  solche  Vorkommnis  anher  Bericht 
zu  erstatten;  und  außerdem  auch  regelmäßig  über  den  Beginn  und  den 
Schluß  der  Vorlesungen  jedes  Semesters,  und  zwar  längstens  acht  Tage 
nach  Ablauf  der  vorgeschriebenen  Inskriptionsfrist,  beziehungsweise  mit  Ende 
des  betreffenden  Semesters  anher  Bericht  zu  erstatten. 

Zu  diesem  Behufe  ist  für  jene  Fakultäten,  an  welchen  die  Vorlesungen 
nicht  gleichzeitig  begonnen,  respektive  geschlossen  wurden,  eine  Liste  der 
einzelnen  Dozenten  sowie  der  von  denselben  angekündigten  Vorlesungen 
nach  der  in  dem  Lektionskataloge  des  betreffenden  Semesters  eingehaltenen 
Reihenfolge  anzufertigen,  in  welche  rücksichtlich  jeder  einzelnen  Vorlesung 
das  betreffende  Datum  von  dem  Dekanate  amtlich  einzutragen  ist. 

In  gleicher  Weise  ist  auch  die  Dauer  der  Unterbrechung  einer  Vor- 
lesung während  des  Laufes  des  Semesters  am  Schlüsse  des  letzteren  bekannt- 
zugeben. 

Ich  ersuche  das  Rektorat,  für  die  genaue  Durchführung  dieser  Anord- 
nung, welche  auf  den  Schluß  der  Vorlesungen  des  Sommersemesters 
1883/84  bereits  Anwendung  zu  finden  hat,  Sorge  zu  tragen  und  die  Ein- 
haltung der  für  die  Erstattung  der  diesbezüglichen  periodischen  Berichte 
vorgeschriebenen  Termine  in  entsprechender  Evidenz  zu  halten. 


Statistische  Ausweise.  gg 

Nr.  89. 
Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  13.  Mal  1887.  Z.  9188, 

an  die  Rektorate  der  Universitäten  und  der  technischen  Hochschulen,  das 
Rektorat  der  Hochschule  für  Bodenkultur  sowie  die  Dekanate  der  evangelisch- 
theologischen  Fakultät  in  Wien  und  der  theologischen  Fakultäten  in  Salzburg 

und  Olmütz, 
(betreffend  die  alljährliche  Vorlage  von  Verzeichnissen  über  die  an 
den  österreichischen  Hochschulen  inskribierten  Studierenden  ungarischer 

Staatsangehörigkeit).   • 

Das  k.  Ungar.  Unterrichtsministerium  hat  mit  Zuschrift  vom  6.  Mai  1.  J., 
Z.  18.848,  das  Ersuchen  gestellt,  demselben  alljährlich  die  Zahl  der  an 
den  österreichischen  Hochschulen  inskribierten,  nach  den  Ländern  der 
ungarischen  Krone  zuständigen  Studierenden  nach  den  Hochschulen  und 
einzelnen  Fakultäten  gesondert  bekanntzugeben. 

Ich  ersuche  das  .  .  .,  ein  solches  die  Studierenden  ungarischer  Staats- 
angehörigkeit an  der  dortigen  Hochschule  (Fakultät)  betreffendes  Verzeich- 
nis anfertigen  zu  lassen  und  dasselbe  bis  längstens  1.  Juni  1.  J.  anher 
vorzulegen.  Ahnliche  Verzeichnisse  sind  auch  in  Hinkunft  alljährlich  im 
Laufe  des  Monats  Mai  vorzulegen. 


Nr.  90. 
Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  11.  Febmar  1888, 

Z.  2390. 

an  die  Rektorate  aller  Universitäten,  dann  an  die  Dekanate  der  katholisch- 
theologischen Fakultäten  in  Salzburg  und  Olmütz, 
(womit  gelegentlich  der  Erlassung  der  neuen  Habilitationsvorschriften 
die  jährliche  Vorlage  eines  Ausweises   über   die  Habilitationen  auf- 
getragen wird). 

Zugleich  ersuche  ich  das  .  .  .,  in  Hinkunft  am  Schlüsse  jedes  Studien- 
jahres einen  Ausweis  anher  vorzulegen,  in  welchem  (nach  Fakultäten  ge- 
ordnet) die  in  dem  betreffenden  Jahre  in  Verhandlung  genommenen  Ha- 
bilitationsbewerbungen einzeln  anzuführen  und  die  Art  der  Erledigung, 
beziehungsweise  das  Stadium,  in  welchem  die  Verhandlung  sich  befindet, 
anzugeben  sind.  

Nr.  91. 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  Tom  17.  Mal  190t  Z.  14.675, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten  und  die  Dekanate  der  theologischen 

Fakultäten  in  Salzburg  und  Olmütz, 
(womit  die  Vorlage  eines  zweiten,  den  tatsächlichen  Besuch  der  Universi- 
täten [Fakultäten]  illustrierenden  Semestralausweises  angeordnet  wird). 

Ich  finde  anzuordnen,  daß  vom  Studienjahre  1901/02  ab  nebst  dem 
auf  Grund  des  Erlasses  vom  29.  April  1880,  Z.  6582,  i)  in  jedem  Semester 

0  s.  Nr,  85. 
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ZU  liefernden  summarischen  Ausweise  über  die  Anzahl  der  für  das  be- 
treffende Semester  an  den  einzelnen  Fakultäten  inskribierten  ordentlichen 
und  außerordentlichen  Studierenden,  welcher  von  nun  an  sofort  nach  Ablauf 
der  gemäß  der  MinVdg.  vom  24.  Jänner  1886,  Z.  1562  MVBNr.  9,i)  dem 
Professorenkollegium  für  die  Bewilligung  von  nachträglichen  Inskriptionen 
eingeräumten  Frist  von  acht  Tagen  zur  Vorlage  zu  gelangen  hat,  in  jedem 
Semester  ein  zweiter,  den  tatsächlichen  Besuch  der  Universität  (Fakultät) 
illustrierender  Ausweis  verfaßt  werde,  der  in  jedem  Wintersemester,  ab- 
geschlossen mit  dem  Stande  vom  31.  Dezember,  bis  längstens  8.  Jänner 
und  in  jedem  Sommersemester,  abgeschlossen  mit  dem  Stande  vom  31.  Mai, 
bis  längstens  8.  Juni  eines  jeden  Jahres  anher  vorzulegen  ist.  Sowohl 
bei  Abfassung  dieses  sowie  des  eingangs  erwähnten  Ausweises  ist  sich 
des  beiliegenden  Formulares  zu  bedienen,  wobei  bemerkt  wird,  daß  in  der 
Rubrik  „Frequentanten''  jene  bereits  ordnungsmäßig  absolvierten  Studieren- 
den und  Doktoren  zu  verzeichnen  sein  werden,  welche  die  Universität 
(Fakultät)  zum  Zwecke  ihrer  wissenschaftlichen  Fortbildung  weiterhin  be- 
suchen und  zu  diesem  Ende  einzelne  Vorlesungen,  SpezialkoUegien,  Kurse  etz. 
hören. 

Ich  ersuche  das  .  .  .,  für  die  genaue   Einhaltung  der  angeordneten 
Vorlagetermine  Sorge  zu  tragen. 


Nr.  92. 

Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  d.  U.  vom  26.  September  1902. 

Z.  30.419. 

an  die  Dekanate  sämtlicher  medizinischer  Fakultäten, 

(betreffend  die  Auflage  neuer  Formulare  für  die  statistischen  Nach- 
weisungen fiber  die  medizinischen  und  pharmazeutischen  Rigorosen). 

Vom  Studienjahre  1902/03  ab  haben  für  die  der  statistischen  Zentral- 
kommission in  Wien  zu  liefernden  statistischen  Nachweisungen  über  die 
medizinischen,  beziehungsweise  pharmazeutischen  Rigorosen  an  Stelle  der 
zufolge  ho.  Erl.  vom  9.  Mai  1893,  Z.  1905,  in  Verwendung  stehenden 
Formularien  neu  redigierte  Formularien  zur  Anwendung  zu  kommen. 

Die  diesbezüglichen  Blankette  werden  bei  der  statistischen  Zentral- 
kommission aufgelegt  und  dem  Dekanate  .  .  .  von  derselben  jeweils  nach 
Bedarf  beigestellt  werden. 


Sonstige  statistische  Nachweisungen. 

Auf  Qrund  des  MinErL  vom  13.  November  1877,  Z.  J8J92  (s.  Nr,  433),  ist  nach  Ablauf 
eines  Jeden  Semesters  ein  Verzeichnis  der  in  demselben  erteilten  Bewilügungen  ear  nachträglichen 
Inskription  anter  Angabe  des  Datums  und  des  Grundes  der  Bewilligung  vorzulegen, 

»)  s.  Nr.  422. 


Stfttistische  Ausweise.  gg 

QemOß  Anordnung  des  MlnErL  vom  8.  März  1992,  Z.  2471  fs.  Nr,  54J,  ist  seitens  des 
Rektorates  der  Wiener  Universität  über  den  Stand  des  Universitdtskamleifondes ,  seine  Einkänße 
aad  seine  Verwendung  dem  Ministerium  allJährUeh  Nackweisung  vorzulegen, 

Bezäglick  der  Stipendistenausweise  vgL  die  Bestimmungen  unter  Abschnitt:  Vorschriften 
über  das  Stipendienwesen  Nr,  557  u,  f,  ' 

Qemiß  MinErL  vom  6,  September  1895,  Z,  1717/ KUM,  MVBNr,  33  (s.  Nr,  51^,  haben 
die  Geologischen  FaiuHäten  einen  Ausweis  (Bericht)  über  die  von  denselben  voUeogenen  Nostri- 
fikationen von  an  den  päpstlichen  Universitäten  und  Kollegien  In  Rom  erworbenen  theologischen 
Doktordiplomen  am  Schlüsse  eines  Jeden  Studienjahres  vorzulegen. 

An  der  Wiener  Universität  sind  die  Frequenzausweise  des  Kurses  Jür  mathematische 
Statistik  und  Versicherungswesen  alljährlich  zu  erstatten,  (MinErL  vom  25.  September  1895, 
Z.  t7J570  und  MinAkt  Z,  19,998  ex  190ZJ 

Über  die  promovierten  Doktoren  der  gesamten  Heilkunde  sind  alljährlich  im  Jänner  dem 
Reichskriegsministerium  Konsignationen  vorzulegen.    MinErL  vom  22,  Jänner  1875,  Z,  88Z 


B.  Das  Universitätspersonale. 

I.  Universitätsprofessoren. 
1.  Vorgang  bei  Besetzung  von  Lehrkanzeln. 


Nr.  93. 

Eriafi  des  Ministeriums  fDr  K.  d.  U.  vom  11.  Dezember  1848, 

Z.  8309p  RßBNr.  20,  ErgSimmgsband, 

an  die  Landespräsidien  in  Niederösterreich,  Österreich  ob  der  Enns,  Böhmen, 
Mähren,  Steiermark,  Illyrien,  Küstenland,  Tirol,  Galizien  und  Dalmatien, 

womit  zur  Normierung  des  Verfahrens  bei  Wiederbesetzting  erledigter 

Lehrkanzeln  an  Universitäten,  Lyzeen,  Gymnasien,  technischen  Instituten 

und  Realschulen  eine  provisorische  Anordnung  getroffen  wird. 

Um  das  vorgeschriebene  Verfahren  bei  der  Wiederbesetzung  erledigter 
Lehrkanzeln  an  Universitäten,^)  Lyzeen,  Gymnasien,  technischen  Instituten 

^)  RuckslehtUch  des  Vorganges  bei  Ernennung  von  Professoren  an  theologischen  Fakultäten 
vgL  Nr.  605  und  607  (katholisch -theologische  Fakultäten),  Nr.  622  (griechisch -orientalisch - 
theologische  Fakultät  in  CzemowUt)  und  Nr,  95  (katholisch  -  theologische  Fakultät  in  Lemberg).  — 
StHD  vom  10.  Oktober  1836,  Z.  6129:  Infols^e  der  Ah.  Entschl.  vom  27.  September  I.  J.  sind 
die  Regfularen  von  der  Verwendung  in  den  LehrSmtem  der  höheren  Wissenschaften  der 
Theologie  und  Philosophie  auch  an  solchen  öffentlichen  Lehranstalten  nicht  anszuschliefien, 
welche  weder  deren  Orden  übergeben  sind,  noch  sich  mit  dem  Ordenshanse  in  einem  und 
demselben  Orte  befinden. 

Doch  dOrfen  Regularen  fflr  solche  Lehrimter  nur  dann  in  Konkurrenz  treten,  wenn  sie 
die  schriftliche  und  von  dem  Ordinariat,  zu  welchem  das  Ordenshaus  gehört,  genehmigte 
Erlaubnis   ihrer   Ordensobem,  nftmlich   des  Stifts-   oder  Provinzvorstehers  hiezu   beibringen. 

Diese  Vorsteher  sind  durch  die  Ordinariate  anzuweisen,  diese  Erlaubnis  fflr  so  entfernte 
Lehranstalten,  von  welchen  der  angestellte  Ordensmann  jahrelang  nicht  in  seine  Ordensfamilie, 
um  in  derselben  einige  Zeit  als  Regulär  zu  leben,  kommen  kann,  nicht  und  nur  an  solche 
Individuen  zu  erteilen,  welche  anhaltend  ihren  regulären  Sinn  und  Wandel  so  bewährt  haben, 
dafi  ihnen  mit  Beruhigung  gestattet  werden  kann,  durch  eine  längere  Zeit  entfernt  von  der 
unmittelbaren  Aufsicht  und  Leitung  der  Ordensobem  zu  leben.  Diese  Empfehlung  ihrer  Unter- 
geordneten haben  deren  Vorgesetzte  in  der  Erlaubnis  selbst  auszudrücken. 

Das  Leben  der  so  gestaltet  an  öffentlichen  Lehranstalten  angestellten  Regularen,  damit 
es  ihrem  Stande  entspreche,  ist  durch  bestehende  Vorschriften  geregelt,  deren  genaue  Befolgung 
handzuhaben  ist.  Den  Vorstehern  der  Stifte  und  Ordensprovinzen  ist  das  Zurfickberufen  ihrer 
Untergeordneten  in  ihre  geistliche  Kommunität,  wenn  sie  es  fflr  nötig  erachten,  als  eine  auf 
dem  Gelübde  des  Oehorsams  beruhende  Mafiregel  unverwehret ;  doch  hat  diese  Zurflckberufung 
mit  der  anzusuchenden  Entlassung  von  Seiten  jener  Autorität  zu  geschehen,  von  welcher  die 
Verleihung  des  Lehramtes  ausgegangen  ist. 


Vorgans:  bei  Besetzung  von  Lehrkanzeln.  g^ 

und  Realschulen  genauer  zu  normieren,  wird  bis  zur  definitiven  Organisierung 
des  öffentlichen   Unterrichtswesens  folgendes  provisorisch  angeordnet: 

1.  Der  Vorschlag  zur  Wiederbesetzung  einer  Lehrstelle  geht  von  dem 
Lehrkörper  der  Anstalt  aus,  an  welcher  das  Amt  erledigt  ist,  und  ist  durch 
das  Landespräsidium  an  das  Ministerium  zu  erstatten.  Es  ist  jedesmal  eine 
Tema  vorzulegen. 

2.  Nur  solche  Personen  können  in  Vorschlag  gebracht  werden,  für 
deren  wissenschaftliche  Befähigung  wissenschaftliche  Arbeiten,  gedruckte  oder 
geschriebene,  vorliegen,  und  deren  sonstige  Lehrfähigkeit  entweder  durch 
wirkliches  Lehren  oder  wenigstens  durch  eine  Probevorlesung  bewährt  ist. 
Sie  können  übrigens  wirkliche,  in-  oder  ausländische  Lehrer  und  Pro- 
fessoren oder  Privatdozenten  sein,  oder  Privatgelehrte,  welche  noch  nicht 
wirklich  gelehrt  haben.  ^) 

0  Mii  dem  SiaatsminErL  vom  29,  Juni  1862,  Z.  3542/190  K.  U.,  wurde  anU^ßUeh  der 
^^stemisierwig  zweier  Professuren  mit  ruthenischer  Vortfagssprache  an  der  rechts-  und  Staats- 
wissenschaftlichen  Fakultät  in  Lemberg  betreffs  des  Vorgcmges  bei  der  Erstattung  von  Besetzungs- 
vorsehlägen  folgendes  bemerkt: 

Se.  k.  k.  Ap.  Majestftt  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  23.  März  d.  J.  die  Systemisierung 
von  zwei  anfterordentlichen Professuren  an  der Lemberger Universität  fflr  den  ruthenischen 
Vortrag  der  Lehrfächer  der  judlziellen  Staatsprflfnng  mit  einer  Oesamtdotation  von 
1600  Onlden  0.  W.  ag.  zu  genehmigen  geruht. 

Von  dieser  Ah.  Schlufifassung  wird  das  ...  mit  dem  Enuchen  in  Kenntnis  gesetzt, 
hievon  das  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Professorenkollegium  zu  verständigen  und 
demselben  hiebe!  folgendes  zu  eröffnen: 

Dieser  Ah.  Entschliefiung  liegt  die  ag.  Absicht  zu  Grunde,  der  ruthenischen  Sprache  an 
der  Lemberger  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  zu  ihrer  wissenschaftlichen  Ent- 
«iddnng  und  Fortbildung  einen  angemessenen  Spielraum  zu  gewähren  und  andrerseits  einem 
hervortretenden  praktischen  Bedflrfnisse  entgegenzukommen. 

Da  letzteres  sich  zunächst  in  den  juristischen  Fächern  geltend  macht,  ist  bei  dieser 
Systemisierung  ruthenischer  Lehrlcanzeln  auf  die  Gegenstände  der  Judlziellen  Staatsprüfung 
Bedacht  genommen  worden.- 

In  welcher  Weise  die  vier  Hauptlehrgegenstände  dieser  Prflfung  unter  die  seiner  Zeit  zu 
ernennenden  Professoren  zu  verteilen  sein  werden ,  ob  es  nicht  rätlich  erscheinen  wird,  vorent 
den  Umfang  dieser  Vorträge  auf  ein  oder  zwei  Hauptfächer  zu  beschränken,  und  denselben 
erst  fflr  die  Folge  auf  alle  vier  Lehrfächer  auszudehnen,  das  wird  sich  erst  nach  der  Lage  der 
Verhältnisse  und  der  wissenschaftlichen  und  linguistischen  Qualifikation  der  Bewerber  um  diese 
Lehrkanzeln  bestimmen  lassen. 

Den  klaren  Intentionen  der  Ah.  genehmigten  Systemisierung  kann  und  wird  nur  dann 
entsprochen  werden,  wenn  mit  diesen  zwei  Lehrkanzeln  Männer  betraut  werden,  welche  Garantien 
bieten,  dafi  sie  in  szlentifischer  Hinsicht  den  Anforderungen  zu  entsprechen  im  Stande  seien, 
welche  an  Universitätsprofessoren  unumgänglich  gestellt  werden  mflssen,  und  deren  genaue 
und  insbesondere  rflcksichtlich  der  juridischen  Terminologie  vollkommene  Kenntnis  der  ruthe- 
niscfacn  Sprache  hinlänglich  konstatiert  ist,  um  sicher  sein  zu  dflrfen,  dafi  sie  der  speziellen 
Aufgabe  dieser  Lehrämter  auch  in  sprachlicher  Beziehung  vollkommen  gewachsen  sind. 

Je  weniger  Gelegenheit  bisher  die  ruthenische  Sprache  hatte,  sich  wissenschaftlich  zu 
entwickeln,  desto  sorgsamer  wird  darauf  zu  sehen  sein,  dafi  die  ihr  hiemit  zuerjt  In  reicherem 
Mafle  gebotene  Gelegenheit  zu  ihrer  Fortbildung  auf  dem  Gebiete  der  Rechtswissenschaft 
gewissenhaft  benfltzt  werde. 

Eine  voreilige  oder  flberstflrzte  definitive  Besetzung  der  beiden  Lehrkanzeln  würde  und 
müfite  dieser  Tendenz  der  Ah.  Entschliefiung  nur  zum  nachhaltigen  Abbruche  gereichen,  während 
ein  den  Verhältnissen  angemessenes  Zuwarten  bis  zu  dem  Augenblicke,  wo  sich  fflr  dieselben 
fachlich  und  linguistisch  vollkommen  geeignete  Vertreter  manifestieren  werden,  allein  dazu 
fahren  kann,  dafi  sie  in  die  rechten  Hände  kommen. 

Das  Staatsministerium  Ist  der  Oberzeugung,  dafi  der  geeignetste  und  sicherste  Weg  zu 
diesem  Ziele  darin  gelegen  ist,  jungen  wissenschaftlich  gebildeten  Kräften  die  Gelegenheit  zu 
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3.  Sobald  ein  Lehramt  erledigt  ist,  erstattet  der  Lehrkörper  die  Anzeige 
davon  an  das  Ministerium  durch  das  Landespräsidium  und  veranlaßt  durch 
das  letztere  die  Aussdireibung  des  Amtes  mit  Bezeichnung  des  Tennines, 
bis  zu  welchem  die  Bewerber  um  dasselbe  sich,  und  zwar  bei  der  Landes- 
stelle, zu  melden  haben.  Diese  gibt  die  Gesuche  samt  allen  Belegen  an  den 
Lehrkörper. 

4.  Der  Lehrkörper  kann  auch  Männer  in  Vorschlag  bringen,  welche 
sich  nicht  beworben  haben.  In  diesem  Falle  hat  er  jedoch  vorerst  auf 
Privatwegen  sich  darüber  Kenntnis  zu  verschaffen,  ob  der  so  in  Vorschlag 
Gebrachte  den  Ruf,  und  unter  welchen  Bedingungen  er  ihn  annehmen  würde ; 
beides  ist  mit  dem  Vorschlage  zur  Kenntnis  des  Ministeriums  zu  bringen. 

5.  Der  Lehrkörper  ist  berechtigt,  über  Lehrer  und  Privatdozenten,  welche 
sich  beworben  haben,  von  den  Lehrkörpern  der  Anstalten,  an  welchen  sie 
wirken,  Auskünfte  über  ihre  Wirksamkeit  einzuholen. 

bieten,  ihre  linguistische  und  fachliche  BefShignng  zu  diesen  Lehrftmtem  als  Privatdocentea 
oder  Supplenten  vorerst  durch  einige  Zeit  zu  erproben. 

Es  wird  daher,  ohne  dafi  eine  allgemeine  Konkurrenzausschreibung  einzutreten  hat, 
einige  Zeit  abzuwarten  sein,  ob  sich  nicht  auf  dem  ordnungsmAfiigen  Wege  fflr  das  eine  oder 
mehrere  der  bezeichneten  Lehrfächer  Privatdozenten  vorschriftsm&fiig  habilitieren,  auf  welche 
dann,  wenn  sie  wenigstens  durch  einige  Semester  Beweise  ihrer  diesfälligen  lehramtlichen  Be- 
fähigung gegeben  haben ,  naturgemäfi  bei  der  definitiven  Besetzung  dieser  a.  o.  Professuren 
besondere  Rflcksicht  zu  nehmen  sein  wird. 

Dies  steht  aber  nicht  entgegen,  dafi  in  der  Zwischenzeit  fflr  ein  oder  mehrere  der  genannten 
Lehrfächer  (insbesondere  Strafrecht  und  Strafprozeß  und  dann  zivllgerichtiiches  Verfahren)  aus 
den  längeren  Beamten  der  Oerichte  oder  Finanzprokuratur  oder  der  Advokaturskonzlpienten 
Supplenten  bestellt  werden ,  welche  während  ihrer  Studien ,  sowie  bei  Ablegung  von  theoretischen 
Staatsprflfungen ,  allfälligen  Rigorosen  oder  praktischen  Prüfungen  eine  besondere  fachliche 
Befähigung  an  den  Tag  gelegt  haben  und  ihre  wissenschaftiiche  und  sprachliche  Eignung:  durch 
Vorlegung  einer  in  deutscher  und  ruthenischer  Sprache  geschriebenen  Abhandlung,  endlich 
durch  Abhaltung  einer  Probevorlesungf  in  beiden  Sprachen  vor  dem  versammelten  Professoren- 
kollegium auch  ihre  Oabe  des  mflndlichen,  freien  Vortrages  bekunden. 

Fflr  solche  Supplenturen  kann  dem  Kandidaten  als  Substitutionspauschale  nicht  nur  eine 
Remuneration  von  200  bis  250  Oulden  per  Semester  in  Aussicht  gestellt  werden,  sondern  das 
Staatsministerium  wird  auch  geneigt  sein ,  seinen  Einflufi  zu  verwenden ,  auf  dafi  ihnen ,  wenn 
sie  im  Offentilchen  Dienste  angestellt  sind,  zur  Bewältigung  der  Schwierigkeiten  der  von  ihnen 
zu  lösenden  Aufgabe  ein  angemessener  längerer  Dienstesurlaub  erteilt  werde. 

Da  der  bei  weitem  grOfite  Thell  der  Professoren  des  reehts-  und  staatswissenschaftiichen 
Professorenkollegiums  der  ruthenischen  Sprache  ganz  unkundig  ist,  so  wird  dasselbe  behufs 
der  Beurteilung  der  sprachlichen  Befähigung  von  Privatdozenten  oder  Supplenten  bei  Wür- 
digung der  vorgelegten  Abhandlung  und  der  Resultate  der  Probevorlesung  nicht  nur  den 
Schulrat  .  .  .  und  den  Professor  der  ruthenischen  Sprache  und  Literatur  beizuziehen,  sondern 
sich  auch  an  das  k.  k.  Statthaltereipräsidium  zu  wenden  haben ,  auf  dafi  durch  seine  Vermittlung 
zu  obigem  Zwecke  zwei  oder  drei  Beamte  höheren  Ranges  aus  dem  Status  der  Oerichte  oder 
der  Finanzprokuratur  oder  andere  Fachgelehrte  dem  Professorenkollegium  ad  actum  bei- 
geordnet werden. 

Selbstverständlich  hat  auch  wegen  allfälliger  Ernennung  von  Supplenten  keine  Konkurs- 
ausschreibung einzutreten,  sondern  sind,  wenn  dem  Professorenkollegium  nicht  geeignete 
Supplenten  bekannt  sind,  Bewerbungen  abzuwarten. 

Die  Anträge  des  Professorenkollegiums  wolle  sohin  das  .  .  .  einer  eingehenden  Würdigung, 
Insbesondere  bezflgllch  der  politischen  Haltung  der  vorgeschlagenen  Privatdozenten  oder 
Supplenten  unterziehen,  und  die  geeigneten  Vorschläge  dann  zur  ho.  Schlufifassnng  vorlegen. 

Räcksichtüch  des  Vorganges  bei  Bestellung  von  Supplenten  für  Gegenstände  der  JudizielUn 
Staatsprüfung  in  den  Landessprachen  an  der  Universität  Lemberg  vgl.  den  MinErL  vom 
25.  März  J868,  Z.  2028  (s.  Nr.  214). 
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6.  Bewerber,  welche  noch  nicht  öffentlich  gelehrt  haben,  müssen,  wenn 
es  sich  um  Fakultätsstudien  handelt,  wenigstens  diejenigen  Bedingungen 
erfüllen,  welche  in  dem  MinErl.  vom  19.  Dezember  1.  J.,  Z.  8175,  für  die 
Privatdozenten  voigeschrieben  sind,^)  die  Bewerber  für  andere  Lehranstalten 
haben  nebst  der  Nachweisung  ihrer  wissenschaftlichen  Befähigung  jedenfalls 
einer  Probevorlesung  sich  zu  unterziehen.  Diese  können  sie  an  jeder 
Anstalt  halten,  welche  derjenigen  gleichartig  ist,  an  welcher  sie  angestellt 
zu  werden  wünschen.  Ober  den  Erfolg  derselben  wird  an  den  vorschlagenden 
Lehrkörper  von  derjenigen  Lehranstalt  ein  Gutachten  abgegeben,  welche  die 
Probevorlesung  vorgenommen  hat. 

7.  Da  das  Institut  der  Privatdozenten  bis  jetzt  nur  in  geringem  Orade 
entwickelt  ist,  da  von  den  jüngeren  Lehramtskandidaten  gegenwärtig  nur 
wenige  schon  in  der  Lage  sind,  einen  literarischen  Ruf  nachweisen  zu 
können,  da  es  wünschenswert  ist,  daß  auch  den  von  einer  Lehranstalt 
entlegen  wohnenden  und  ihr  vielleicht  ganz  unbekannten  Lehramtskandidaten 
die  Möglichkeit  bleibe,  sich  mit  Erfolg  in  Bewerbung  zu  setzen,  so  ist  es 
den  Lehrkörpern  einstweilen  noch  gestattet,  in  jenen  Fällen,  wo  sie  nicht 
in  der  Lage  sind,  mit  voller  Beruhigung  und  unter  Beibringung  von  allgemein 
überzeugenden  Lehrfähigkeitsbeweisen  einen  Kandidaten  in  Vorschlag  zu 
bringen,  subsidiarisch  von  dem  Ministerium  die  Abhaltung  einer  allge- 
meinen Konkursprüfung^  zu  verlangen.  Auch  wird  das  Ministerium  selbst 
eine  Konkursprüfung  veranlassen,  wenn  ihm  die  gemachten  Vorschläge 
mit  Rücksicht  auf  die  erwähnten  Umstände  eine  volle  Beruhigung  zu  ge- 
währen nicht  vermögen. 

8.  Es  bleibt  den  Lehrkörpern  überlassen,  nach  Umständen  entweder 
sogleich  nach  der  Erledigung  des  Lehramtes  oder  erst  nach  dem  Er- 
gebnisse der  über  die  Ankündigung  des  Erledigungsfalles  in  den  öffentlichen 
Blättern  eingetretenen  Kompetenz  auf  die  Einleitung  einer  Konkursprüfung 
beim    Ministerium   anzutragen. 

9.  Das  Ministerium  wird  durch  die  Beschaffenheit  der  zu  beant- 
wortenden Fragen  dafür  Sorge  tragen,  daß  bei  den  Konkursprüfungen  den 
Bewerbern  Gelegenheit  geboten  werde,  Talent  und  Kenntnisse  in  um- 
fassender Weise  zu  bekunden.  Zu  diesem  Ende  wird  auch  die  zur  Beant- 
wortung der  Frage  vormals  mit  einem  Tage  bemessene  Frist  auf  zwei 
Tage  ausgedehnt  Zur  Beurteilung  der  Konkurselaborate,  welche  dem  Mi- 
nisterium unverzüglich  einzusenden  sind,  werden  von  diesem  kompetente 
Männer  vom  Fache,  und  zwar  jedenfalls  nicht  weniger  als  drei,  ohne 
Bevorzugung  irgend  einer  Lehranstalt  bestimmt  werden. 

*)  An  die  Stelle  dieses  Erlasses  ist  die  neue  HabUitationsnorm  vom  11,  Februar  1888, 
RQBNr.  19  (s.  Nr,  187),  getreten. 

Den  der  Anstellong  eines  Universitätsprofessors  vorausgehenden  schrlftliclien  Ver- 
handlungen Ober  dessen  materielle  Stellung  kommt  der  Charakter  einer  privatrechtlichen  Ver- 
einbarung nicht  zu.  Fflr  die  Begründung  des  Anstellungsverhältnisses  ist  Juristisch  allein  mafi- 
gebend  das  Anateilungsdekret  sowie  der  Amtsantritt  auf  Onind  desselben.  Erkenntnis  des  Reichs- 
gerichtes vom  18.  Okiober  1999,  Z.  33i  (Hye  XI,  963), 

*)  Die  Abhaltung  von  Konkurspräfungen  JUr  das  akademische  Lehramt  findet  gegenwärtig 
aar  mehr  ausnahmsweise,  und  zwar  an  den  theologischen  Fakultäten  statt,  wobei  die  Bestimmungen 
der  MinVdg.  vom  30,  Juni  1850,  RQBNr,  319  (s,  Nr,  605),  beziehungsweise  vom  29,  März  1858, 
RQBNr,  50  (s,  Nr.  607),  zur  Anwendung  gelangen. 
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Desgleichen  wird  jedem  Bewerber,  der  sich  einer  Konkursprüfung 
unterzogen  hat,  auf  sein  Verlangen  zu  seiner  eigenen  Belehrung  und  zur 
Kontrolle  des  Urteils  ein  Auszug  aus  den  über  sein  Elaborat  abgegebenen 
Gutachten  mitgeteilt  werden. 

Im  übrigen  ist  sich  bezüglich  des  Geschäftsganges  an  die  früheren  i) 
Konkursvorschriften  zu  halten. 

10.  Die  Konkursarbeiten  samt  den  über  sie  ergangenen  Gutachten 
werden  dem  Lehrkörper  eingesendet,  welcher  auf  Grundlage  derselben 
seinen  Vorschlag  zu  erstatten  hat. 

Np.  94. 

Erlafi  des  Ministeriums  fflr  K.  d.  U.  vom  20.  Januar  1850,  Z.  396, 

an  den  theologischen  Lehrkörper  der  Qrazer  Universität, 

(in  Betreff  der  Frage,  ob  jene,  die,  ohne  Doktoren  der  Theologie  zu 
sein,  sich  zur  Konkursprfifung  melden,  unbedingt  abzuweisen  seien.) 

Auf  die  Anfrage,  ob  alle  jene,  die,  ohne  Etoktoren  der  Theologie 
zu  sein,  sich  zur  Konkursprüfung  melden,  unbedingt  abzuweisen  seien, 
auch  solche,  die  in  der  Lage  zu  sein  vorgeben,  sich  nachträglich  den  Doktors- 
grad erwerben  zu  können,  findet  das  Ministerium  nachstehendes  zu  er- 
widern : 

Die  Stellung  eines  Fakultätsprofessors,  welcher  in  dieser  Eigenschaft 
zugleich  der  gesetzlich  berufene  Examinator  bei  den  strengen  Doktors- 
prüfungen ist,  macht  es  wünschenswert,  daß  auch  er  den  Doktorsgrad 
seiner  Fakultät  besitze.  Aus  diesem  Grunde  sind  zur  Bewerbung  um 
theologische  Lehrkanzeln  an  Universitäten  in  der  Regel  nur  solche  zuzu« 
lassen,  welche  bereits  die  theologische  Doktorswürde  erlangt  haben.  Doch 
erscheint  es  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  bis  zur  Entscheidung^ 
der  obschwebenden  Verhandlung  über  die  Organisierung  der  theologischen 
Studien  noch  zweckdienlich,  jenen  Bewerbern,  welche  in  der  Lage  zu  sein 
versichern,  sich  nachträglich  im  gesetzlichen  Wege  den  Doktorsgrad  er- 
werben zu  können,  die  Zulassung  zur  Konkursprüfung  nicht  zu  verweigern.  *) 


Nr.  95. 

Ans  dem  Erlasse  des  Minlsterluffls  fflr  K.  u.  U.  Tom  17.  Febraar  1857. 

Z.  2076, 

an  den  Statthalter  von  Galizien, 

(betreffend  die  Besetzung  der  erledigten  Lehrämter  an  der  theologischen 

Fakultät  in  Lemberg). 

Die   theologische    Fakultät    an   der   Lemberger    Universität   hat,    und 
zwar  mit  ihrer  bisherigen  Bestimmung,  fortzubestehen,  wonach  sie  als  die 

»)  StHD  vom  9.  April  1825,  Z.  2174,  POS  Bd.  53,  S.  63. 

^  Alle   theologischen   Fakultätspro/essoren  sollen  nach  der  MinVdg.  vom  29.  März  1858, 
ROBNr.  50  (s.  Nr.  607),  in  der  Hegel  Doktoren  der  Theologie  sein. 
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gemeinschaftliche  Lehransialt  der  Alumnen  der  Lemberger  Erzdiözesen  ohne 
Unterschied  des  Ritus  anzusehen  ist. 

Die  den  Bischöfen  durch  den  Artikel  VI  des  Konkordates  in  Bezug 
auf  solche  theologische  Fakultäten,  deren  Professoren  zur  Unterweisung 
ihrer  Alumnen  verwendet  werden,  zugesicherten  Rechte  sollen  hinsichtlich 
der  Lemberger  Fakultät  von  beiden  Erzbischöfen  in  vollkommen  gleichem 
Maße  ausgeübt  werden.  Demzufolge  sind  die  Konkurselaborate  und  die 
sonstigen  Behelfe  der  Lehramtskandidaten  stets  beiden  Erzbischöfen  zur 
anher  vorzulegenden  Äußerung  mitzuteilen,  die  Lehramtskandidaten  mögen 
diesem  oder  jenem  Ritus  angehören.  Die  kirchliche  Ermächtigung  zur  Aus- 
übung des  Lehramtes  hat  derjenige  Erzbischof  zu  erteilen,  welchem  der 
Kompetent  seinem  Ritus  nach  untersteht;  diesem  Erzbischof e  steht  auch 
das  Recht  zu,  die  erwähnte  Ermächtigung  den  angestellten  theologischen 
Professoren  seines  Ritus  zu  entziehen.  Die  Berechtigung,  darüber  zu  wachen, 
daß  die  Vorträge  nicht  mit  der  Lehre  der  Kirche  in  Widerspruch  ge- 
raten, kommt  beiden  Erzbischöfen,  daher  auch  jenem  des  anderen  Ritus 
zu.  Es  steht  auch  dem  anderen  Erzbischofe  zu,  wenn  er  glaubt,  daß  Grund 
dazu  vorhanden  ist,  den  Erzbischof,  welchem  der  Professor  nach  seinem 
Rhus  untersteht,  aufzufordern,  daß  er  diesem  die  Ermächtigung  zum  Vor- 
trage des  bezüglichen  Gegenstandes  entziehe,  und  wenn  dieser  dem  An- 
sinnen nicht  entsprechen  zu  können  vermeinte,  die  Entscheidung  der  höheren 
kirchlichen  Instanz  in  Anspruch  zu  nehmen.  Zu  den  strengen  Prüfungen 
der  Doktoranden  wird  jeder  der  beiden  Erzbischöfe  einen  Examinator 
aus  den  Professoren  oder  Doktoren  der  Theologie  ernennen.  —  Die  Ab- 
legung des  tridentinischen  Glaubensbekenntnisses  hat  vor  jenem  Erz- 
bischofe stattzufinden,  welchem  der  zu  Graduierende  nach  dem  Ritus 
untersteht 

Bei  Besetzung  der  theologischen  Lehrkanzel  muß  selbstverständlich 
zunächst  auf  die  wissenschaftliche  Befähigung  und  sonstige  Eignung  der 
Kompetenten  gesehen  werden,  insoweit  es  aber  die  Beachtung  dieses  Grund- 
satzes zuläßt,  wird  dafür  gesorgt  werden,  daß  beide  Riten  im  Lehrkörper 
der  Fakultät  vertreten  seien. 

Zwischen  den  beiden  Kirchen  besteht  nebst  der  vollkommensten  Über- 
einstimmung in  der  Lehre  und  Grundverfassung  eine  Verschiedenheit  nur 
in  Bezug  auf  die  liturgischen  Einrichtungen  und  die  Disziplinarvorschriften. 

Den  hieraus  entspringenden  Bedürfnissen  der  Theologen  beider  Riten 
wird  bei  dem  Unterrichte  Rechnung  zu  tragen  sein. 

Nach  den  Beschlüssen  der  bischöflichen  Versammlung  vom  vorigen 
Jahre  soll  die  Liturgik  im  vierten  Jahrgange,  und  zwar  durch  den  Professor 
der  Pastoraltheologie  vorgetragen  werden.  Die  dermalen  bestehende  Übung, 
die  Pastoraltheologie  für  die  ruthenischen  Alumnen  in  der  ruthenischen 
Sprache  durch  einen  Supplenten  vorzutragen,  soll  bis  aufs  weitere  bei- 
behalten werden.  1)  Der  Professor  des  Kirchenrechtes  wird,  welchem  Ritus 
er   angehören    mag,    den    besonderen    Auftrag    erhalten,     die     Disziplinar- 

")  Auf  Qmnd  MmErL  vom  25.  Mal  1880,  Z.  7807,  wurde  an  der  Lemberger  Universität 
eine  zweite  ordentliche  Lehrkanzel  für  Pastorattheologie  errichtet  und  die  eine  dem  lateinischen, 
die  andere  dem  ruthenischen  Ritus  vorbehalten. 
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Vorschriften  der  katholischen  Kirche  des  einen  wie  des  anderen  Ritus  in 
der  ganzen  Ausdehnung  zu  berücksichtigen. 

Bei  dem  Umstände,  daß  die  theologische  Fakultät  der  Lemberger 
Universität  nur  zwei  Professoren  zählt,  können  daselbst  die  Vorschriften 
rücksichtlich  der  Konkursprüfungen  nicht  beobachtet  werden.  Um  dieses  zu 
ermöglichen,  sind  die  beiden  beteiligten  Erzbischöfe  einzuladen,  je  zwei 
Kommissäre  zu  bestimmen,  welche  abwechselnd  den  Prüfungen  beiwohnen, 
sie  sollen  das  beendigte  Elaborat  gleich  den  Professoren  unterschreiben, 
auch  dem  mündlichen  Probevortrage  haben  diese  Kommissäre  beizuwohnen. 

Über  die  Konkurselaborate  haben  vor  allem  die  Professoren  das 
Gutachten  zu  erstatten,  dann  sind  dieselben  samt  den  beigebrachten  Be- 
helfen der  Kandidaten  den  beiden  Erzbischöfen  rit.  graec.  et  latini  zur 
Äußerung  mitzuteilen,  worin  zugleich  bemerkt  werden  soll,  ob  und  welchem 
Kompetenten  sie  die  Ermächtigung  zum  Lehramte  zu  erteilen  gesonnen 
sind.  Sodann  sind  sämtliche  Konkursakten  nebst  der  Wohlmeinung  des 
Statthalters  dem  Ministerium  vorzulegen. 


Np.  96. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  fOr  K.  n.  D.  Tom  25.  Angnst  1873, 

Z.  11.151, 

an  den  Statthalter  für  Tirol, 

(betreffend  die  Bestellttng  und  Bezüge  der  Professoren  an  der  theolo- 
gischen Fakultät  in  Innsbruck). 

Mit  Ah.  Entschl.  vom  10.  August  1873  haben  Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät 
zu  verordnen  geruht,  daß  fortan  fiir  den  Vorgang  bei  Besetzung  der  Lehr- 
stühle der  theologischen  Fakultät  in  Innsbruck  und  für  die  amtlichen  Ver- 
hältnisse der  Professoren  dieser  Fakultät  die  bestehenden  Gesetze  zur 
Richtschnur  zu  dienen  haben. 

Hienach  wird  bei  der  Bestellung  der  Professoren  der  genannten  Fakultät 
nach  den  zur  Zeit  geltenden  Bestimmungen  der  MinVdg.  vom  2Q.  März  185S, 
RGBNr.  50,1)  vorzugehen  sein. 

Nach  dem  weiteren  Inhalte  der  eingangs  bezogenen  Ah.  Resolution  hat 
es  von  der  Erfolgung  des  in  der  Ah.  Entschl.  vom  4.  November  1857^) 
ausgesprochenen  Jahresbetrages  von  8000  Gulden  an  den  Orden  der 
Gesellschaft  Jesu  mit  dem  Beginne  des  Verwaltungs Jahres  1874  abzu- 
kommen und  ist  von  diesem  Zeitpunkte  an  jedem  der  Gesellschaft  Jesu 
angehörenden  ordentlichen  Professor  der  Innsbrucker  theologischen  Fakultät 
ein  Jahresbezug  von  1050  Gulden  ö.  W.  (jetzt  2100 Kronen)  aus  dem  Studien- 
fonde  flüssig  zu  machen. 


»)  5.  Nr,  607. 

*)  s.  Nr,  4  (MinErl,  vom  6.  November  1857,  Z.  19,255), 
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2.  Bezfige  der  Universitatsprofessoren, 


a)  Systemmäßige  Bezüge. 


Nr.  97. 
Gesetz  Yom  19.  September  1898,  RGBNr.  167,  MTBNr.  48, 

befreffend  die  Regelung  der  Bezüge  der  Professoren  an  Universitäten 
und  denselben  gleichgehaltenen  Hochschulen  und  Lehranstalten. 

Mit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

§  1.  Die  ordentlichen  Professoren  an  allen  Fakultäten  der  Universitäten, 
an  den  technischen  Hochschulen,  dann  an  der  Hochschule  für  Boden- 
kultur und  der  evangelisch-theologischen  Fakultät  in  Wien  stehen  in  der 
VI.  Rangsklasse  der  Staatsbeamten  und  beziehen  nebst  der  systemmäßigen 
Aktivitätszulage  ^)  einen  Gehalt  von  3200  Gulden  (6400  Kronen),  welcher 
sich  nach  je  fünf  Jahren  bis  einschließlich  zum  20.  Jahre  dieser  Dienst- 
leistung um  je  400  Gulden  (800  Kronen)  erhöht. 

Hievon  bleiben  jedoch  die  rücksichtlich  der  Besoldung  der  dem  Orden 
der  Gesellschaft  Jesu  angehörenden  ordentlichen  Professoren  an  der  theolo- 
gischen Fakultät  in  Innsbruck  geltenden  besonderen  Anordnungen  un- 
berührt«) 


0  Das  Schema  fär  die  Bemessung  der  Aktmtätszulagen  der  Staatsbeamten  wurde  mit  der 
Verordnung  des  Oesamtministeriums  vom  14,  Mai  1873,  ROBNr.  74,  kundgemac/it  und  lautet  unier 
Beriuhiehiigung  der  mit  der  Verordnung  des  Oesamtministeriums  vom  3.  März  1892  (M  VB  des 
Ministeriums  ßur  K.  a.  U,  Nr,  8)  auf  Qrund  des  Ergebnisses  der  ofßzielien  VoUkszdhlung  vom 
31,  Dezember  J8O0  angeordneten  Versetzung  der  Stadt  CzemowUz  aus  der  III,  in  die  II,  Klasse 
der  Akitfitäiszulagen  in  Anwendung  auf  die  Universitäten  und  die  theologischen  FaituUäten  in 
Sakburg  und  Olmätz,  wie  folgt: 

Auszug^  aus  dem  Schema  der  Aktivitfttszulagen. 


Ran« 


I. 
Wien 


v. 

2000 

VI. 

1600 

VII. 

1400 

Vffl. 

1200 

IX. 

1000 

X. 

800 

XI. 

600 

^Vg 

l,  Nr.  96, 

Klasse  der  Aktivitätszulage 


n. 

Graz,  Krakan,  Lemberg, 
Prag,  Czemowltz 


III. 

Alle  Orte,  deren  Be- 
völkerung weniger  als 
50.000  und  mehr  als 
10.000  Einwohner  zählt, 
darunter  auch  Inns- 
bruck, Salzburg  und 
OlmQtz 


IV. 

Alle  Orte  mit  einer 
Bevölkerung  unter 
10.000  Einwohner 


60 


50 


40 


Prozent  von  den  für  die  erste  Klasse  bemessenen  Beträgen  in  Kronen : 


1200 
960 
840 
720 
600 
480 
360 


1000 
800 
700 
600 
500 
400 
300 


800 
640 
560 
480 
400 
320 
240 


g^  I.  Teil:  Organisation  und  Verwaltung;  B.  Universitfttspersonale. 

Den  ordentlichen  Professoren  der  Universität  in  Wien  wird  weiters 
eine  nicht  in  die  Pension  einrechenbare  Zulage  von  jährlichen  400  Gulden 
(800  Kronen)  gewährt 

§  2.  Die  außerordentlichen  Professoren  an  den  im  §  1  bezeichneten 
Hochschulen  stehen  in  der  VII.  Rangsklasse  der  Staatsbeamten  und  werden 
entweder  unbesoldet  oder  mit  einem  Jahresgehalte  von  1800  Gulden 
(3600  Kronen)   nebst  der  systemmäßigen   Aktivitätszulage   angestellt. 

Dieser  Gehalt  wird  nach  je  fünf  Jahren  bis  einschließlich  zum  zehnten 
Jahre  dieser  Dienstleistung  um  je  200  Gulden  (400  Kronen)  (Quinquennal- 
Zulagen)   erhöht.^) 

§  3.  Nach  Lage  und  Erfordernis  der  Verhältnisse  können  einzelnen, 
sowohl  ordentlichen  als  außerordentlichen  Pofessoren,  namentlich  auch 
Leitern  von  Instituten  und  Seminaren,  höhere  als  die  systemmäßigen  Be- 
züge oder  andere  Begünstigungen  zugestanden  werden. 

§  4.  Die  ordentlichen  Professoren  an  den  theologischen  Fakultäten 
in  Salzburg  und  Olmütz  stehen  in  der  VI.  Rangsklasse  der  Staatsbeamten 
und  beziehen  einen  Gehalt  von  1800  Gulden  (3600  Kronen)  nebst  der  system- 
mäßigen Aktivitätszulage. 

Dieser  Gehalt  wird  nach  je  fünf  Jahren,  und  zwar  bis  einschließlich 
zum  zwanzigsten  Jahre  dieser  Dienstleistung  um  je  350  Gulden  (700  Kronen) 
(Quinquennalzulagen)    erhöht. 

§  5.  Die  außerordentlichen  Professoren  an  diesen  beiden  Fakultäten 
stehen  in  der  VII.  Rangsklasse  der  Staatsbeamten  und  beziehen  einen  Gehalt 
von  1400  Gulden  (2800  Kronen)  nebst  der  systemmäßigen  Aktivitätszulage. 

Dieser  Gehalt  wird  nach  je  fünf  Jahren  bis  einschließlich  zum  zehnten 
Jahre  dieser  Dienstleistung  um  je  200  Gulden  (4(X)  Kronen)  (Quinquennal- 
zulagen) erhöht. 

§  6.  Die  Remunerierung  für  die  Vorträge  jener  Lehrfächer,  für  welche 
keine  systemmäßigen  Lehrkanzeln  bestehen,  bestimmt  der  Unterrichts- 
minister. 

§  7.  Die  ordentlichen  und  außerordentlichen  Professoren  an  der 
Akademie  der  bildenden  Künste  in  Wien  sind  den  in  den  §§  1  und  2 
bezeichneten  Professoren  rücksichtlich  ihrer  Rangsklasse  und  Bezüge  gleich- 
gestellt. 

§  8.  Die  ordentlichen  Professoren  der  Tierarznei-  und  Hufbeschlag- 
schule in  Lemberg  stehen  in  der  VI.  Rangsklasse  der  Staatsbeamten  und 
haben  Anspruch  auf  die  mit  dieser  Rangsklasse  verbundenen  systemmäßigen 
Bezüge. 

Auf  die  außerordentlichen  Professoren  an  dieser  Schule  haben  die  im 
§   2  enthaltenen   Bestimmungen   Anwendung. 

0  Im  KUMErL  vom  9.  November  1898,  Z.  28.143,  wurde  bemerkt:  In  Erledigung  des  Berichtes 
vom  21.  Oktober  1.  J.,  Z.  94.836,  wird  der  .  .  .  eröffnet,  dafi  fflr  den  Anfall  von  Quinquennal- 
zulagen im  Sinne  des  §  2  alinea  2  des  Gesetzes  vom  19.  September  1896,  ROBNr.  167,  nur  die 
in  der  Eigenscliaft  als  besoldeter  aufierordentlicher  Professor  zurflckgelegte  Dienstzeit  in  Betracht 
gezogen  werden  kann,  daher  dem  mit  dem  Titel  eines  ordentlichen  Professors  bekleideten 
außerordentlichen  Professor  .  .  .  der  Anspruch  auf  Zuerkennung  von  Quinquennalzulagen  erst 
mit  seiner  mit  Ah.  Entschl.  vom  .  .  .  erfolgten  ag.  Ernennung  zum  besoldeten  außerordentlichen 
Professor  erwachsen  ist. 


Systemm&fiig^e  Becflse  der  Universitfttsprofessoren.  (^g 

§  Q.  Die  Dienstzeit,  welche  ein  ordentlicher  und  außerordentlicher 
Professor  an  einer  der  in  den  §§  1,  4,  7  und  8  bezeichneten  Anstalten 
zurückgelegt  hat,  ist  im  Falle  des  Obertrittes  desselben  in  gleicher  Eigen- 
schalt an  eine  andere  dieser  Anstalten  für  die  Bemessung  des  Gehalts- 
bezuges   in   Anrechnimg   zu   bringen.^) 

Die  gleiche  Bestimmung  gilt  in  Betreff  der  Dienstzeit  an  anderen 
Anstalten  des  Inlandes,  insofern  dieselben  ihrer  Einrichtung  nach  als  Hoch- 
schulen zu  betrachten  sind  und  an  ihnen  gegenüber  den  Professoren  der 
obbezeichneten  Anstalten  volle  Reziprozität  besteht. 

§  10.  Bei  Durchführung  dieses  Gesetzes  sind  den  Professoren  die  nor- 
mierten Oehaltsbezüge  nach  Maßgabe  ihrer  Dienstzeit  zuzuerkennen,  welche 
sie  in  der  gleichen  Rangsklasse  —  sei  es  vor,  sei  es  nach  Eintritt  der 
Rechtswirksamkeit  dieses  Gesetzes  —  zurückgelegt  haben. 

§  11.  Personalzulagen  sind  den  bestehenden  Normen  gemäß  bei  An- 
weisung eines  höheren  Gehaltes  oder  Vorrückung  in  eine  höhere  Gehalts- 
stufe verhältnismäßig  oder  ganz  einzuziehen.') 

Hievon  bleiben  Remunerationen  oder  sonstige  Zulagen  unberührt, 
welche  ein  Professor  für  eine  ihm  übertragene,  seine  ursprüngliche  Lehr- 
verpflichtung übersteigende   Mehrleistung  bezieht. 

§  12.  Professoren,  welchen  schon  vor  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses 
Gesetzes  höhere  als  die  daselbst  normierten  Bezüge  oder  andere  Begünsti- 
gungen gewährt  worden  sind,  werden  im  Genüsse  derselben  belassen. 

§  13.  Den  ordentlichen  Professoren,  sowie  den  besoldeten  außerordent- 
lichen Professoren  an  den  Universitäten  steht  in  Hinkunft  kein  Anspruch 
auf  das  von  den  Studierenden  für  den  Besuch  von  Vorlesungen  oder  Übungen 
zu  entrichtende   KoUegiengeld  zu.') 

Dasselbe  fließt  der  Staatskasse  zu. 

Den  Honorarprofessoren,  den  unbesoldeten  außerordentlichen  Pro- 
fessoren, den  Privatdozenten  und  sonstigen  Lehrern  an  den  Universitäten 
bleibt  der  Bezug  des  Kollegiengeldes  im  bisherigen  Umfange  gewahrt. 

Die  Befreiung  von  der  Zahlung  der  Kollegiengelder  spricht  nach  wie 
vor  das  Professorenkollegium  aus.^) 

§  14.  Den  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  aktiven  ordent- 
lichen und  besoldeten  außerordentlichen  Professoren  der  Universitäten  steht 


')  Einem  Universitätsprofessor,  der  in  eine  andere  Staatsanstellung^  der  s^leichen  Rangs- 
Idasse  Qbercretreten  Ist,  Icann  die  In  seiner  Eigenscliaft  als  Professor,  wenngleich  in  der  betreffenden 
Rangsklasse,  jedocli  niclit  im  Oehalte  derselben  verbraclite  Dienstzeit  bei  Berechnung  des  Quin- 
qaeimiunis  für  die  Vorrflckung  nicht  in  Anrechnung  gebracht  werden.  (Erkenntnis  des  Reichs- 
gerüMes  vom  17.  Jänner  1901,  Z.  488  ex  1900,  österr.  Ztschr.  /.  Verw,  XXXIV,,  S.  85), 

*)  Vf^  Nr.  98  und  die  daselbst  verzeichneten  Erkenntnisse  des  Reichsgerichtes. 

*)  Honorare  ßir  die  von  besoldeten  Professoren  außerhalb  ihrer  Lehrverpflichtung  abgehaltenen 
mehrwöchentlichen  Kurse  gehören  nicht  zu  den  regelmäßigen  Einnahmen  an  KoUegiengeldem, 
welche  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  19.  September  1898,  RQBNr.  167,  gemäß  einzuziehen 
sind  (KUMErL  vom  21.  Juni  1901,  Z.  4191  u.  a.J. 

VgL  hiettt  Ministerialzuschrift  vom  30.  April  1899,  Z.  11.S40  (s.  Nr.  406),  betreffs  des 
Unterschiedes  zwischen  SemestraütoUegien  und  Kursen, 

*)  s.  Nr,  391, 


Qg  I.  Teil:  Orgfanisation  und  Verwaltung;  B.  Universitätspersonale. 

es  innerhalb  einer  im  Verordnungswege  ^)  festzusetzenden  sechsmonatlichen 
Frist  frei,  sich  für  den  Fortbezug  des  Kollegiengeldes  zu  entscheiden, 
in  welchem  Falle  dieselben  auch  künftighin  nach  den  bisherigen  Qehalts- 
normen^)  zu  behandeln  sind. 


^)  Die  Durcf\ßhning  dieser  Bestimmung  erfolgte  mit  KUMErL  vom  2t.  September  1998, 
Z.  2194IKUM, 

*)  Diese  früheren  GehaUsnormen  sind:  Gesetz  vom  9.  April  1870,  ROBNr.  45,  i^VBNr.  58, 
betreffend  die  Oehalte  der  Professoren  an  den  weltlichen  Fakultäten  der  Universitäten  und 
das  Quartierg^eld  der  Fakultätsprofessoren  in  Wien. 

Mit  Zustimmung:  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  anzuordnen,  wie  folg^ : 

§  1.  Die  systemmäfiige  erste  Gehaltsstufe  der  ordentlichen  Professoren  an  den  weltlichen 
Fakultäten  wird  fflr  Wien  mit  2200  Gulden  (4400  Kronen),  fflr  Prag  mit  2000  Gulden  (4000  Kronen) 
und  fflr  alle  Übrigen  Orte  mit  1800  Gulden  (3600  Kronen)  festgesetzt.  (Die  systemmäßige  erste 
Gehaltsstufe  der  ordentlichen  Professoren  an  der  Universität  in  Czemowitz  war  mit  Gesetz  vom 
3t.  März  1875,  RGBNr.  40  (s.  Nr.  17),  mit  1800  Gulden  [3600  Kronen]  festgesetzt  worden.) 

§  2.  Dieser  systemmäflige  Gehalt  eines  jeden  der  im  §  1  erwähnten  Professoren  wird  nach 
je  fflnf  Jahren,  die  derselbe  als  ordentlicher  Professor  an  Osterreichischen  Universitäten  zugebracht 
hat,  bis  einschliesslich  zum  fflnfundzwanzigsten  Jahre  dieser  Dienstleistung  um  je  200  Gulden 
(400  Kronen)  (Quinquennalzulagen)  erhöht. 

Eine  Dienstzeit,  welche  diesen  Bedingungen  nicht  entspricht,  kommt  hiebei  nur  dann  in 
Betracht,  wenn  sie  durch  eine  ausdrückliche  Erklärung  als  zum  Behufe  der  Vorrückung  in  höhere 
Gehaltsstufen  anrechenbar  anerkannt  wurde  fVgl.  hiezu  §§  9  und  10  des  neuen  QehaUsgesetzes), 

§  3.  Nach  Lage  und  Erfordernis  der  Verhältnisse  können  einzelnen  Professoren  auch 
höhere  als  die  systemmäfiigen  Bezüge  und  andere  Begünstigungen  zugestanden  werden. 

§  4.  Die  im  §  1  erwähnten  Professoren  treten  in  den  Genufi  des  Gehaltes  am  1.  Mai  1870 
und  in  den  der  ersten  der  im  §  2  bezeichneten  Quinquennalzulagen  am  1.  Mai  1875.  Diejenigen, 
welche  eine  zehnjährige  Dienstzeit  von  der  im  §  2  bezeichneten  Beschaffenheit  bereits  am 
1.  Mai  1870  zurückgelegt  haben  oder  innerhalb  der  nächsten  fünf  Jahre  vollenden,  treten  im 
ersten  Falle  an  jenem  Tage,  im  zweiten  nach  Vollendung  des  zehnten  Dienstjahres  in  den 
Genufi  der  ersten  Quinquennalzulage.  Diejenigen,  welche  eine  solche  zwanzigjährige  Dienst- 
zeit vor  dem  1.  Mai  1875  zurücklegen,  treten  mit  dem  vollendeten  zwanzigsten  Dienstjahre  in 
den  Genufi  der  zweiten  Quinquennalzulage  (Vgl.  hiezu  §§  9  und  10  des  neuen  Qeliattsgeseizes). 

§  5.  Hat  ein  Professor  schon  vor  Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
einen  Anspruch  darauf,  in  irgend  einer  Beziehung  günstiger  behandelt  zu  werden,  als  dies  in 
den  §§1,2  und  4  vorgezeichnet  ist,  so  finden  diese  Bestimmungen  nur  insofern  Anwendung 
auf  ihn,  als  er  selbst  verlangt,  in  jeder  Beziehung  nach  denselben  behandelt  zu  werden. 

Ein  solches  Verlangen  kann  er  zu  jeder  Zeit  stellen,  so  lange  er  sich  noch  in  aktiver 
Dienstleistung  befindet. 

§  6.  Bei  Durchführung  der  aus  den  §§  3  und  5  entspringenden  Verhandlungen  werden 
Personalzulagen,  den  bestehenden  Nonnen  gemäfi,  bei  Anweisung  eines  höheren  Gehaltes  oder 
der  Vorrückung  in  eine  höhere  Gehaltsstufe  verhältnismäfiig  reduziert  oder  ganz  eingezogen. 
(Vgl,  hiezu  §  11  des  neuen  QehaUsgesetzes.) 

Remunerationen  oder  Gehaltszulagen  aber,  welche  ein  ordentlicher  Professor  für  eine 
ihm  Übertragene,  seine  ursprüngliche  lehramtliche  Verpflichtung  übersteigende  Mehrleistung 
bezieht,  bleiben  von  dieser  Beschränkung  unberührt. 

§  7.  Die  aufierordentlichen  Professoren  werden  entweder  ohne  Gehalt  oder  mit  von 
Fall  zu  Fall  zu  bestimmenden  fixen  Gehalten  angestellt. 

Die  aufierordentlichen  Professoren  haben  als  solche  kein  Recht  auf  Vorrückung  in  höhere 
Gehaltestufen. 

§  8,  betreffend  das  Quartiergeld  war  schon  durch  Gesetz  vom  15.  April  1873,  RGBNr,  48, 
derogiert. 

§  9.  Die  ordentlichen  Universitätsprofessoren  stehen  in  der  VI.  und  die  aufierordentlichen 
in  der  VIT.  Diätenklasse. 

§  10.  Der  Unterrichtsminister  ist  mit  der  Ausführung  dieses  Gesetzes  beauftragt. 

Das  Gesetz  vom  19.  März  1872,  RGBNr.  30,  betreffend  die  Gehalte  der  Professoren  an  den 
theologischen  Fakultäten  ist,   da  alle  diese  Professoren  für  die  neue   Gehaltsnorm  vom 


Personalzulagen  der  Universitätsprofessoren.  an 

Auf  jene  Universitätsprofessoren,  welche  innerhalb  dieser  Frist  sich 
nicht  für  den  Fortbezug  des  Kollegiengeldes  entschieden  haben,  finden  rück- 
sichtlich der  Gehaltsbemessung  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  vom 
Beginne  der  Wirksamkeit  desselben  ohne  weitere  Ausnahme  Anwendung. 

§  15.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  ersten  Tage  des  der  Kundmachung 
nächstfolgenden  Monates  in  Wirksamkeit  und  treten  mit  diesem  Zeitpunkte 
aUe  mit  demselben  in  Widerspruch  stehenden  Bestimmungen  früherer  Ge- 
setze und  Verordnungen  außer  Kraft. 

§  16.  Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  ist  Mein  Minister  für 
Kultus  und  Unterricht  betraut 


b)  Personalzulagen. 
Np.  98. 

Hofkammerdekret  vom  10.  November  1824,  Z.  43.875, 

an  sämtliche  Länderstellen  und  Administrationen, 

betreffend  die  Einziehtuig  der  Personalzulagen  bei  Vorrfickung  in  einen 

höheren  Gehalt. 

Se.  Majestät  haben  bei  Gelegenheit  einer  wegen  eines  besonderen 
Falles  gemachten  Anfrage  mit  h.  Entschl.  vom  31.  Oktober  1824  zur  künf- 
tigen allgemeinen  Richtschnur  zu  bestimmen  geruht:  daß  Personalzulagen 
immer  nach  Maß,  als  der  damit  Beteilte  in  einen  höheren  Gehalt  rückt, 
einzuziehen  seien,  wenngleich  bei  Verleihung  der  Personalzulage  nicht  eigens 
diese  ohnehin  in  den  bestehenden  Vorschriften  gegründete  Beschränkung 
in   Hinsicht  der  Fortdauer  des  Bezuges  beigefügt  worden  ist.^) 

Ja/ire  1898  optiert  haben,  tatsächlich  schon  außer  Kraß  getreten,  mit  Ausnahme  des  §  6,  welcher 
ßir  die  Innshrudter  theologische  Fakultät  noch  gut;  dieser  §  6  lautet: 

§  6.  Rflcksichtlich  der  Professoren  an  den  theologischen  Fakultäten  in  Innsbruck  (und 
Krtkau)  treten  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Oesetzes  erst  dann  in  Wirksamkeit,  wenn 
diese  Lehranstalten  nach  den  fQr  die  anderen  theologischen  Fakultäten  bestehenden  Normen 
neu  eingerichtet  sein  werden.  Vgl.  hiezu  §  1,  Abs,  2,  des  Qehaltsgesetzes  vom  Jahre  1898  sowie 
KUMEri.  vom  25,  August  1873,  Z,  11,151  (s.  Nr,  96), 

')  W-  §  i^  ^s  Gesetzes  vom  19.  September  1898,  RQBNr,  167  fs,  Nr,  97),  und  §  6  des 
früheren  Qehaltsgesetzes  vom  9,  April  1870,  RQBNr,  45, 

Erkenntnis  des  Reichsgerichtes  vom  18,  Oktober  1899,  Z,  32i  (fiye  XI,  963): 
Die  Bestimmung  des  §  11,  Abs.  1,  des  Oesetzes  vom  19.  September  1898,  ROBNr.  167, 
wonach  Personalzulagen  den  bestehenden  Normen  gemäß  bei  Anweisung  eines  höheren  Oehaites 
verfaältnismäfiig  oder  ganz  einzuziehen  sind,  beschränkt  sich  keineswegs  blofi  auf  die  individuelle 
Vorrfickung,  sondern  hat  vielmehr  auch  im  Falle  einer  durch  das  Oesetz  selbst  eingeführten 
OehaltserhOhung  Anwendung  zu  finden. 

Demgemäß  steht  einem  Universitätsprofessor  ein  Rechtsanspruch  auf  den  Fortbezug  der 
ihm  im  Anstetlnngsdekrete  gewährten,  in  die  Pension  ein  rechenbaren  und  im  Falle  der  Vor- 
rfickung in  die  gesetzlichen  Quinquennalzulagen  verhältnismäßig  einzuziehenden  Personalzulage 
nicht  mehr  zu,  sobald  die  eingetretene  OehaltserhOhung  die  HOhe  der  Personalzulage  erreicht. 
Erkenntnis  des  Reichsgerichtes  vom  5,  Juli  1899,  Z.  202  (Hye  XI,  951): 
Der  bezfiglich  der  Personalzulagen  der  Staatsbeamten  geltende  Onindsatz  der  Einziehbar- 
keit derselben  nach  iViafigabe  der  Erlangung  eines  höheren  Oehaites  hat  ausnahmslos  für  jeden 
Fall   der  Erlangung   eines   höheren   Oehaites,   mithin   auch   bei   genereller   OehaltserhOhung, 
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Wonach  sich  die  Landesstelle  bei  vorkommenden  Fällen  zu  benehmen 
und  die  unterstehenden  Kassen  und  Amter  hievon  in  die  Kenntnis  zu 
setzen  hat. 


bezieliungswelse  Oehaltsregulierung  Platz  zu  greifen.  Dies  gilt  auch  bezflglich  ]ener  Penonal- 
zulagen,  welche  als  Anerkennung  fflr  besondere  ersprießliche  Dienstleistungen  bewilligt  wurden» 
und  zwar  auch  dann,  wenn  deren  ungeschmftlerte  Einrechnung  in  die  Pension  verfügt  wurde. 
Eine  Absorption  der  Personalzuiage  durch  den  höheren  Oehalt  tritt  nur  dann  nicht  ein,  wenn 
dies  bei  der  Verleihung  ausdrficklich  bestimmt  wurde. 

Hiebet  wird  in  den  E/äseheidungsgrUnden  insbesondere  bemerkt:  Der  Grundsatz,  dafi 
Personalzulagen  bei  Erlangung  eines  höheren  Oehaltes  nach  Mafl  des  höheren  Gehaltes  ein- 
zuziehen seien,  ist  bereits  in  dem  Dekrete  der  vereinigten  Hofkanzlei  vom  28.  Jänner  1806 
ausgesprochen.  Durch  dieses  Hofdekret  wird  mit  Bezugnahme  auf  die  Hofverordnung  vom 
8.  August  1805,  durch  welche  den  Professoren  an  den  Universitäten  und  Lyzeen  generell  eine 
Gehaltserhöhung  bewilligt  worden  Ist,  bestimmt,  dafi  die  bisherigen  Personalzulagen  der 
Professoren  von  dem  Zeitpunkte  an,  „wo  sie  zufolge  dieser  Hofverordnung  in  den  ihnen  zu- 
gestandenen erhöhten  Gehalt  einrflcken,  wenn  derselbe  ihrem  dermaligen  Gehalte  mit  Inbegriff 
der  Zulage  gleichkommt  oder  ihn  übersteigt,  ganz  aufhören,  sonst  aber  pro  rata,  als  der  Oehalt 
gegen  den  vorigen  erhöht  worden  ist,  vermindert  werden  müssen".  In  dem  Hofdekrete  vom 
10*.  November  1824  wird  derselbe  Grundsatz,  allerdings  anllfilich  eines  besonderen  Falles,  aber 
als  künftige  allgemeine  -Richtschnur  wieder  ausgesprochen  und  dahin  formuliert,  dafl  Personal- 
zulagen „immer  nach  Mafi,  als  der  damit  Beteilte  in  einen  höheren  Gehalt  rückt,  einzuziehen  seien*. 

Dafi  dieser  Grundsatz  fflr  alle  Fälle  der  Erlangung  eines  höheren  Oehaltes,  nicht  blofi 
fflr  den  Fall  gelte,  dafi  jemand  individuell  einen  höheren  Gehalt  erhält  oder  nur  in  eine  höhere 
Gehaltsstufe  vorrflckt  usw.,  kann  bei  Verglelchung  dieses  Hofdekretes  mit  dem  vorzitierten, 
insbesondere   auch   mit   der   Hofverordnung  vom  8.  August  1805  keinem  Zweifel  unterliegen. 

Dafi  dieser  Grundsatz  im  Sinne  des  Hofdekretes  vom  10.  November  1824  insbesondere 
auch  bei  Gehaltsregulierungen  Platz  greife,  ist  daraus  ersichtlich,  dafi  dieses  Hofdekret  dieselben 
Ausdrflcke  gebraucht,  welche  das  Hofdekret  vom  28.  Jänner  1806  anläfilich  einer  generellen, 
allerdings  nur  Professoren  betreffenden  Gehaltserhöhung  gebraucht  hat. 

Daraus  Ist  ersichtlich,  dafi  bereits  lange  vor  der  Gehaltsregulierung  des  Jahres  1873  der 
Grundsatz  in  Geltung  war,  dafi  Personalzulagen  in  allen  Fällen  (.Immer*  Hofdekret  vom 
10.  November  1824)  der  Gehaltserhöhung  nach  Mafi  derselben  einzuziehen  seien,  selbstverständlich 
mit  der  Ausnahme,  wenn  bei  Verleihung  der  Personalzulage  eine  besondere  Exemtion  derselben 
von  dieser  Einziehung  bewilligt  worden  ist. 

Das  Gesetz  vom  15.  April  1873,  RGBNr.  47,  hat  diesen  längst  bestehenden  Grundsatz  in 
den  §  5  seiner  „Obergangsbestimmungen*  aufgenommen  und  dadurch  klar  und  deutlich 
ausgesprochen,  dafl  er  auch  bei  den  durch  dieses  Gesetz  gewährten  Gehaltserhöhungen  znr 
Anwendung  zu  kommen  habe.  Wenn  das  noch  eines  Beweises  bedürfte,  so  liegt  derselbe  darin, 
dafl  das  Gesetz  von  dem  Vorrücken  in  den  höheren  Gehalt  spricht,  worunter  doch  nur  der 
durch  dieses  Gesetz  gewährte  höhere  Gehalt  verstanden  werden  kann.  Den  gleichen  Vorgang 
hat  endlich  auch  das  im  vorliegenden  Falle  maflgebende  Gesetz  vom  19.  September  1896, 
RGBNr.  172,  beobachtet,  welches  in  dem  Artikel  IV  gleichfalls  die  Bestimmung  aufgenommen 
hat,  dafl  Personalzulagen  bei  der  Vorrückung  in  den  höheren  Gehalt  den  bestehenden  Vor- 
schriften entsprechend  zu  vermindern,  beziehungsweise  einzuziehen  seien.  Der  Passus:  «den 
bestehenden  Vorschriften  entsprechend*  soll  nur  andeuten,  dafi  das  keine  neue  Bestimmung, 
sondern  nur  Wiederholung  und  Anerkennung  eines  bereits  bestehenden  Grundsatzes  sei.  Keines- 
falls liegt  darin  irgend  eine  Einschränkung,  da,  wie  frflher  gezeigt  worden  ist,  die  zur  Zeit 
des  Eintrittes  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes,  ebenso  des  Gesetzes  vom  15.  April  1873, 
bestehenden  Vorschriften  keine  solche  Einschränkung  kennen,  namentlich  auch  nicht  in  der 
Richtung,  dafi  diese  Vorschriften  bei  generellen  Gehaltserhöhungen,  beziehungsweise  Gehalta- 
regulierungen  keine  Anwendung  finden  sollen. 

Dafi  von  dieser  Behandlung  solche  Personalzulagen  ausgenommen  seien,  welche  als 
Anerkennung  fflr  besonders  erspriefiliche  Dienstleistung  bewilligt  worden  sind,  vermag  das 
k.  k.  Reichsgericht  nicht  anzuerkennen,  da  die  zitierten  gesetzlichen  Bestimmungen  eine  solche 
Ausnahme  nicht  statuieren,  sondern   ganz  allgemein   lauten,   insbesondere   Personalzulagen, 
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c)  Naturalwohnungen. 

Nr.  99. 
Terordnung  des  Ministers  fOr  K.  a.  D.  vom  16.  April  1874,  Z.  2230, 

an  alle  Länderchefs, 
betreffend  die  Anweisung  nnd  Löschung  der  Natnralquartieräqttivalente. 

Es  ist  Grundsatz,  daß  derjenige  Beamte,  der  im  Genüsse  einer  Natural- 
wohnung  steht,  dieselbe  sofort  zu  räumen  hat,  wenn  die  Funktion,  mit 
welcher  dieser  Genuß  verbunden  ist,  erlischt  oder  wenn  dienstliche  Rück- 
sichten die  Räumung  notwendig  machen. 

Hieraus  folgt,  daß  das  Quartieräquivalent,  ^)  welches  im  Falle  des 
Mangels  einer  Naturalwohnung  oder  im  Falle  der  aus  Dienstesrücksichten 
erfolgten  Räumung  einer  solchen  bewilligt  wird,  ebenfalls  mit  dem  Zeit- 
punkte zu  erlöschen  hat,  mit  welchem  die  betreffende  Funktion  aufhört. 

Dementsprechend  und  im  Hinblicke  auf  den  §  1  der  Verordnung  des 
Gesamtministeriums  vom  15.  Mai  1873,  RGBNr.  75, 2)  wonach  nunmehr 
nicht  nur  die  Gehalte,  Adjuten,  Aktivitätszulagen,  Funktionszulagen,  son- 
dern auch  alle  sonstigen  Zulagen  im  Gelde  monatlich  vorhinein  zu  erfolgen 

wdche  wegren  besonderer  Verdienste  bewilligt  worden  sind,  von  der  Absorption  durch  den 
bUieren  Oebalt  nicht  eximleren. 

Die  Oehaltsregnliernngsgesetze  des  Jahres  1898,  und  zwar  die  Gesetze  vom  19.  Septem- 
ber 1896,  ROBNr.  167,  172,  174,  175,  lassen  eine  Exemtion  von  der  Absorption  der  Personal- 
zahge  durch  den  höheren  Oehalt  nur  dann  zu,  wenn  (was  bereits  oben  angedeutet  wurde)  bei 
der  Verleihung  der  Personalzulage  besondere  Bestimmungen,  d.  h.  solche  getroffen  worden 
sind,  welche  die  Personalzulage  von  der  Minderung  nach  Mafi  des  erlangten  höheren  Oehaltes 
befreien. 

Erkenntnis  des  Reichsgerichtes  vom  9.  JuU  1901,  Z.  288: 

Eine  einem  aufierordentlichen  Professor  (an  einer  technischen  Hochschule)  bewilligte 
Penonalznlage  ist  gemäfi  dem  Hofdekrete  vom  10.  November  1824,  Z.  43.875,  im  Falle  des  Vor- 
rflckens  in  hOhere  systemmSfiige  Bezfige  verhIltnismUig  einzuziehen,  zumal  wenn  diese 
Beschr&nkung  bei  der  Bewilligung  ausdrflcklich  beigefflgt  wurde.  Als  Vorrfickung  In  hOhere 
sjstemmäfiige  Bezflge  erscheint  auch  die  durch  das  Gesetz  vom  19.  September  1898,  ROBNr.  167, 
bewirkte  Gehaltserhöhung.  Eine  solche  Zulage  kann  daher  bei  der  unter  der  Herrschaft  dieses 
Gesetzes  erfolgten  Pensionierung  zur  Bemessung  des  Ruhegehaltes  nicht  weiter  angerechnet 
werden,  und  zwar  auch  dann  nicht,  wenn  diese  Zulage  durch  Erhöhung  einer  ursprflnglich 
als  zur  Pensionsbemessung  anrechenbar  verliehenen  geringeren  Zulage  entstanden  ist  und  der 
effektive  Abschlufi  der  Lehrt&tigkeit  des  betreffenden  Professors  noch  vor  Wirksamkeit  des 
zitierten  Gesetzes  erfolgt  ist. 

Erkenntnis  des  Reichsgerichtes  vom  18.  Oktober  1899,  Z.  326  (Hye  XJ.  965): 

Eine  einem  Universitätsprofessor  fflr  besondere  die  Lehrverpflichtung  flberstelgende 
Dienstleisfungen  gewährte  Remuneration,  die  blofl  formell  zu  Gunsten  desselben  fflr  den 
PensionsfaU  (unter  Aufrechterhaltung  des  Mehrleistungsverhältnisses)  in  eine  in  die  Pension 
etnrechenbare  Personalzulage  umgewandelt  wurde,  kann  bei  Erhöhung  der  Gehaltsbezflge  des- 
selben nicht  eingezogen  werden. 

Wegen  Anrechnung  einer  Personalzulage  für  die  Pension  vgL  Nr.  183  und  bezOglich  der 
VapJUdäung  zur  Zahlung  des  Pensionsbeitrages  von  derselben  s,  Nr.  171,  Punkt  Z 

Personaizulagen,  als  nicht  zu  den  systemisierten  Beziigen  gehörend,  unterliegen  der  Dienst- 
faxe  nickt  (Hofdekrei  vom  5.  Juni  1841,  Z.  16.684  und  FinamminErL  vom  20.  Juni  1897,  Z.  15.792). 

i)  VgL  das  Qesetz  vom  15.  April  1873,  ROBNr.  47  (s.  Nr.  266),  §  IZ 
*)  5.  Nr.  267.  —  Die  Quartiergelder  and  Naturalquartiere  unterliegen  nach  dem  Wortlaute 
des  §  178  des  Taxgesetzes  der  Diensttaxe  nicht  (Hofdekret  vom  15.  November  1841,  Z.  38,923). 


ä 
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sind,  ist  künftig  auch  das  Quartieräquivalent  in  monatlichen  Antizipativraten 
anzuweisen  und  mit  Ende  desjenigen  Monates  einzustellen,  in  welchem  die 
betreffende  Funktion  erlischt. 

Rücksichtlich  derjenigen  Beamten,  welchen  die  Quartieräquivalente 
bisher  in  einviertdjährigen  Antizipativraten  flüssig  gemacht  wurden,  hat  es 
jedoch  für  ihre  Person  und  auf  die  Dauer  der  bezüglichen  Funktion  bei 
der  dermaligen  Anweisung  zu  verbleiben. 


Np.  100. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  25.  Oktober  1888,  Z.  8759. 

an  alle  Landeschefs  (zugleich  als  Vorsitzende  des  Landesschulrates), 

(betreffend  das  Verbot  der  Aftervermietttiig  von  Natttralwohnung^i  in 

staatlichen  Unterrichtsanstalten.) 

Zur  Behebung  von  Übelständen,  welche  infolge  der  Aftervermietung 
von  Bestandteilen  der  Naturalwohnungen  in  staatlichen  Unterrichtsanstalten 
eingetreten  sind,  finde  ich  mich  veranlaßt,  nachfolgende  Anordnungen^) 
zu  treffen: 

In  allen  für  staatliche  Unterrichtsanstalten  benützten  Gebäuden,  seien 
diese  eigentliche  Ararial-  und  Fondsgebäude  oder  für  Unterrichtszwecke 
gemietete  oder  gewidmete  Gebäude  ist  die  Aufnahme  von  Aftermietern 
in  den  dem  Dienerpersonale  angewiesenen  Naturalwohnungen  ausnahmslos 
verboten. 

Desgleichen  ist  die  Aufnahme  von  Aftermietern  in  Naturalwohnungen 
der  dem  Lehrstande  angehörigen  Personen  (Direktoren,  Professoren,  Lehrer, 
Assistenten  etc.)  sowie  in  sonstigen  Beamtenwohnungen  der  eingangs  be- 
zeichneten Baulichkeiten  grundsätzlich  untersagt. 

Ausnahmen  von  dieser  letzteren  Anordnung  können  in  besonders  be- 
rücksichtigungswürdigen, gehörig  klarzulegenden  Fällen  gegen  spezielles» 
Ansuchen  und  auf  jederzeitigen  Widerruf  gestattet  werden. 

Zur  Erteilung  derartiger  Bewilligungen  werden  Euer  .  .  .,  beziehungsi- 
weise  der  k.  k.  Landesschulrat  nach  Anhörung  des  mit  der  Aufsicht  des 
betreffenden  Gebäudes  betrauten  Funktionärs  ermächtigt. 

Dagegen  ist  es  den  Inhabern  solcher  Naturalwohnungen  gegen  genaue 
Einhaltung  der  polizeilichen  Meldungsvorschriften  gestattet,  verwandte  oder 
befreundete  Personen  vorübergehend  zu  beherbergen,  oder  derartige  Per- 
sonen sowie  Erzieher,  Erzieherinnen  etz.  in  ihren  Hausstand  aufzunehmen, 
insofern  hiedurch  keinerlei  Mißbrauch  und  insbesondere  keine  Umgehung 
der  obigen  Bestimmungen  Platz  greift,  und  keinerlei  dem  Zwecke  sowie 
dem  Ansehen  der  bezüglichen  Anstalt  zuwiderlaufende  Störung  eintritt. 

Hienach  werden  Euer  .  .  .  ersucht,  die  geeigneten  weiteren  Verfügungen 
unter  Berücksichtigung  der  bestehenden  Kündigungstermine  zu  treffen,  und 
die  mit  der  Aufsicht  der  einzelnen  Gebäude  betrauten  Organe  entsprechend 


»)  Vgl.  auch  Nr.  281  und  Nr.  285. 
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ZU  verständigen  und  wird  es  die  Pflicht  der  letzteren  sein,  die  Einhaltung 
dieser  Anordnungen  im  einzelnen  zu  überwachen  und  die  polizeilichen  Melde- 
zettel in   Vertretung  des   Hauseigentümers   zu  unterfertigen. 


Nr.  101. 
Erlafi  des  MlnisterHims  fflr  K.  n.  U.  vom  15.  Mal  1900,  Z.  875/KDMp 

an  sämtliche  Landeschefs  (zugleich  als  Vorsitzende  des  Landesschulrates), 

(betreffend  den  Vorgang  bei  Zuweisung  von  Wohnnngen  an  Beamte  in 
irarischen  oder  denselben  gleichgehaltenen  Qebänden). 

Behufs  Erzielung  eines  gleichmäßigen  Vorganges  bei  Zuweisung  von 
Wohnungen  an  Beamte  in  ärarischen  oder  denselben  gleichgehaltenen 
Gebäuden  sind  die  Grundsätze,  welche  diesbezüglich  im  Sinne  der  ein- 
schlägigen Normen  maßgebend  erscheinen,  vom  k.  k.  Finanzministerium 
einvemehmlich  mit  dem  k.  k.  Obersten  Rechnungshofe  im  nachstehenden 
zusammengefaßt  worden. 

Die  Einräumung  sokher  Wohnungen  kann  in  dreifacher  Form  erfolgen, 
und  zwar: 

1.  als  Amts-  oder  Dienstwohnung  —  ohne  Abzug  an  der  Aktiviiäts- 
oder  Funirtionszulage  —  an  Minister  und  Landeschefs,  dann  an  solche 
Beamte,  welche  des  Dienstes  wegen  im  Amtsgebäude  wohnen  müssen; 

2.  als  Naturalwohnung  —  gegen  Rücklaß  der  halben  Aktivitäts-  oder 
Funktionszulage  —  an  jene  Beamte,  wekhe  hierauf  systemmäßig  Anspruch 
haben,  das  ist  auf  einen  Dienstposten  ernannt  worden  sind,  welcher  mit 
Anspruch  auf  ein  Naturalquartier  systemisiert  worden  ist;  in  Ermanglung 
einer  solchen  Naturalwohnung  oder  im  Falle  der  Entziehung  derselben 
hat  der  Beamte  Anspruch  auf  ein  Quartieräquivalent; 

3.  als  Mietwohnung  an  Beamte,  welche  keinen  Anspruch  auf  eine 
Wohnung  haben,  wobei  sohin  ein  Vertragsverhältnis  zwischen  Staat  und 
Beamten  zu  Gründe  liegt  und  letztere  einen  den  Ortsverhältnissen  ange- 
messenen Mietzins  zu  entrichten  haben,  welcher  in  keinem  Zusammen- 
hange mit  der  Aktivitätszulage  steht  und  auch  nicht  durch  Abzug  von  den 
Bezügen  des  Beamten  hereingebracht  werden  soll. 

Bloß  gegen  Auferlegung  gewisser  Dienstleistungen  dürfen  Wohnungen 
(außer  Amts-  oder  Dienstwohnungen)  nicht  unentgeltlich  überlassen  werden; 
in  solchen  Fällen  würde  vielmehr,  insofern  nicht  der  Anspruch  auf  eine 
Naturalwohnung  begründet  ist,  die  Wohnung  zu  dem  ortsüblichen  Mietzinse 
an  den  Beamten  zu  vermieten  und  demselben  für  die  fraglichen  Dienst- 
leistungen eine  angemessene  Remuneration  zu  gewähren  sein. 

Im  Interesse  der  einheitlichen  Regelung  der  bereits  bestehenden  ein- 
schlägigen Wohnungszuweisungen  beehre  ich  mich  Euer  .  .  .  über  Zu- 
schrift des  k.  k.  Finanzministeriums  vom  30.  März  1900,  Z.  61.415/1898, 
zu  ersuchen,  alle  derartigen,  das  ho.  Ressort  betreffenden  Fälle,  und  zwar 
1.  von  Amts-  oder  Dienstwohnungen,  2.  von  Naturalwohnungen  und  3.  von 
Mietwohnungen  zu  erheben  und  hiebei  rücksichtlich  der  Mietwohnungen  die 
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Frage  der  Verrechnung  der  Mietzinse  und  der  bezüglichen  Erhaltungskosten 
klarzustellen  und  die  dermalen  fixierten  Mietzinse  einer  entsprechenden  Re- 
vision zu  unterziehen. 

Das  Ergebnis  wolle  —  getrennt  nach  den  drei  Wohnungskategorien  — 
in  Tabellen,  welche  nach  dem  zuliegenden  Formulare  zu  verfassen  sind, 
dargestellt  werden. 

In  der  Anmerkungsrubrik  sind  die  im  konkreten  Falle  vorliegenden 
näheren  Modalitäten  genau  anzugeben,  wogegen  allfällige,  nach  der  Sach- 
lage erforderliche  Anträge  im  Vorlageberichte,  dessen  Einlangen  zuversicht- 
lich bis  Ende  Oktober  d.  J.  gewärtigt  wird,  zu  stellen  sind. 


Np.  102. 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  28.  April  1902,  Z.  691/KUH, 

an  alle  Landesstellen  und  Landesschulräte,^) 
(betreffend  die  Einräumung  von  Naturalwohnungen). 

Einvernehmlich  mit  dem  k.  k.  Finanzministerium  finde  ich  mich  be- 
stimmt, der  (dem)  k.  k. . . .  behufs  genauester  Danachachtung  in  Erinnerung  zu 
bringen,  daß  die  Einräumung  von  Naturalwohnungen,  falls  dieselben  nicht 
direktivmäßig  mit  einem  Posten  verbunden  sind,  grundsätzlich  nicht  mehr 
stattzufinden  hat  und  daher,  sofern  derartige  Begünstigungen  dermalen  be- 
stehen, dieselben  im  Falle  eines  Wechsels  in  der  Person  des  betreffenden 
Funktionärs  unbedingt  zu  entfallen  haben.  Sofern  nicht  ein  unabweisliches 
Bedürfnis  besteht,  derartig  frei  werdende  Ubikationen  zu  Amtszwecken  zu 
verwenden  —  worüber  fallweise  anher  zui  berichten  ist  — ,  werden  dieselben 
im  Mietwege  zu  verwerten  kommen. 


d)  Ergänzende  Bestimmungen. 

Nr.  103. 

Erlafi  des  Ministeriums  fOr  K.  o.  D.  vom  27.  M9rz  1854,  Z.  3889, 

an  das  Universitätskonsistorium  in  Wien,  die  akademischen  Senate  zu  Prag, 

Krakau,  Lemberg,  Innsbruck,  Graz, 

wegen  Besteuenrng  des  den  Universitätsmitgliedem  aus  den  Taxen  and 

Kollegiengeldem  zufließenden  Einkommens. 

Das  k.  k.  Finanzministerium  hat  mit  Erl.  vom  7.  März  d.  J.,  Z.  47.315, 
in  Betreff  der  Steuerpflichtigkeit  des  Einkommens  der  Universitätsmitglieder 
aus  den  ihnen  zufließenden  Kollegiengeldem  und  Taxen  erklärt,  daß  dieses 

0  KUMErl.  vom  5.  Juli  1903,  Z.  281  (an  alle  politischen  Landesstellen):  Das  Finanz- 
minlsteriuny  hat  mit  dem  Erlasse  vom  22.  Dezember  1902,  Z.  10.522,  angeordnet,  dafi  in  jenen 
PUlen,  in  welchen  das  Ärar  eine  Abgabe  fflr  den  Wasserkonsum  in  Srarischen  oder  denselben 
glelchgehaltenen  Oebiuden  zu  entrichten  hat,  die  Inhaber  von  Wohnungen  in  solchen  Gebinden 
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Einkommen  allerdings  unter  den  —  gemäß  §  4,  II  a^)  steuerbaren  Arten 
des  Einkommens  begriffen  ist  und  als  solches  in  der  zweiten  Klasse  mit 
weiterer  Beachtung  der  Anordnungen  der  §§  12  und  IQ  des  Einkommen- 
steuergesetzes vom   29.   Oktober   1849^)   zu  besteuern  kommt 

Diesen  Erlaß  hat  das  k.  k.  Finanzministerium  anher  mit  dem  gleich- 
zeitigen Ersuchen  mitgeteilt,  daß  vom  Unterrichtsministerium  die  erforder- 
lichen Verfügungen  getroffen  werden,  damit  von  Seite  der  mit  der  Einhebung 
und  Verrechnung  dieser  Gelder  an  den  Universitäten  beauftragten  Organe 
den  Steuerbehörden  die  zu  ihrem  Zwecke  nötigen  Daten  über  ihr  Verlangen 
an  die  Hand  gegeben  werden. 

Es  eigeht  demnach  der  Auftrag,  nicht  nur  die  Universitätskanzlei 
und  die  Quästur  anzuweisen,  daß  sie  den  Steuerbehörden  auf  ihr  Ver- 
langen die  zu  ihrem  Zwecke  nötigen  Daten  allenfalls  durch  Mitteilung 
von  Personalstandstabellen,  Auszügen  aus  den  RigorosenprotokoUen, 
Quästursausweisen  u.  dgl.  an  die  Hand  geben  und  dieselben  in  ihrem  dies- 
fälligen  Wirken  auf  das  willfährigste  und  pünktlichste  unterstützen,  sondern 
auch  seinerseits  dafür  zu  sorgen,  daß  die  verlangten  Auskünfte  richtig  und 
vollständig  und  mit  möglichster  Beschleunigung  erteilt  werden. 


Np.  104. 

Erlaß  des  Staatsmlnlsterliims,  Abt.  fOr  K.  n.  D.,  vom  11.  Mal  1866, 

Z.  3462, 

an  die  Statthaltereien  in  Prag  und  Brunn, 

in  Betreff  der  Remunerationen  ffir  die  Vorträge  aus  den  orientalischen 

Sprachen  und  aus  der  höheren  Exegese. 

Die  Remuneration  für  die  Vorträge  aus  den  orientalischen  Sprachen  und 
aus   der   höheren    Exegese   sind   mit  den   Kanzeln   für  das   Bibelstudium 

rar  Lelstone  eines  entsprechenden  Entseeltes  an  das  Arar  zu  verhalten  sind.  Von  dieser  Mafi- 
nahme  werden  ledi(rlich  die  Diensteswohnung^en  der  Finanzwachmannschaft  und  jener  Amtsdiener 
(Portiere),  welche  bisher  keinen  Wasserzins  zu  leisten  hatten,  ausgenonmien. 

Die  Höhe  des  zu  leistenden  Entseeltes  ist,  wenn  nicht  der  auf  die  betreffende  Wohnung 
entfallende  Wasserverbrauch  ohnedies  durch  einen  besonderen  Wassermesser  registriert  wird, 
nach  der  sonst  ortsOblichen  Bemessungsweise  zu  ermitteln  und  vorschriftsmftfiig  zu  verrechnen. 

Ober  Ersuchen  des  k.  k.  Finanzministeriums  wird  die  k.  k.  ...  eingeladen,  hinsichtlich 
der  in  Betracht  kommenden  Objekte  des  ho.  Ressorts  analoge  Verfflgungen  zu  treffen. 

<)  Durch  Artikel  I  tutd  11  des  Gesetzes  vom  25,  Oktober  1996,  RQBNr.  220,  betreffend  die 
direkten  Personalsteuem  wurde  das  kais.  Pat.  vom  29.  Oktober  1849,  RQBNr,  439,  betreffend  die 
Einkommensteuer  oaßer  Kruft  geseiet  und  es  untertiegen  derzeit  derartige  veränderUdie  Bezüge 
wie  KoUegiengelder,  PrüfungS'  und  Promotionstaxen  der  Besteuerung  nach  den  Bestimmungen 
des  die  Personaieinkommensteuer  normierenden  IV,  Hauptstäckes  des  obigen  Gesetzes,  (Vollzugs' 
Vorsehriffen:  Erlässe  des  Finanzministeriums  vom  2i.  April  1897,  RQBNr,  108  und  vom  26,  Novem- 
ber 1997,  RQBNr.  211).    VgU  hiezu  Nr.  105  und  Nr.  109. 

Was  die  Frage  der  Exekutionsfährung  auf  Kollegiengelder,  Pr^ungstaxen,  Promotions- 
taxen  und  ähnliche  Emolumente  betrifft,  so  ist  nach  §§  1  und  3  des  Gesetzes  vom  21.  April  1882, 
RQBNr,  123  (MVBNr.  40),  betreffend  die  Exekution  auf  Bezüge  der  im  öffentlichen  Dienste 
stehenden  Personen  und  ihrer  Hinterbliebenen  (s,  Nr,  106),  eine  Exekution  auf  dieselben  unzulässig 
(Erkenntnis  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  12  Dezember  1882,  Z.  14,506,  Gl,  Ung,  XX,  9217, 


j[Q^  I.  Teil:  Orgfanisation  und  Verwaltung^;  B.  Universitätspersonale. 

des  alten  und  des  neuen  Bundes  systemmäßig  verbunden  und  ohne  Rücksicht 
auf  die  an  verschiedenen  theologischen  Fakultäten  verschiedenen  Gehalte  der 
theologischen  Professoren  bemessen,  weswegen  die  Professoren^)  keinen 
Anspruch  auf  Erhöhung  dieser  Remuneration  haben. 


Nr.  105. 

Erlafi  des  Ministers  für  K.  n.  U.  Yom  8.  Februar  1881,  Z.  560. 

MVBNr.  21, 

an  die  ersten  Vorstände  sämtlicher  theoretischer  Staatsprüfungskommissionen, 
betreffend  die  Besteuening  des  Einkommens  ans  Staatsprfifungstaxen.') 

Das  k.  k.  Finanzministerium  hat  mit  Note  vom  8.  Jänner  d.  J.,  Z.  34.670 
ex  1880,  anher  die  Mitteilung  gemacht,  daß  das  Einkommen,  welches  die 
Vorstände  und  Mitglieder  der  theoretischen  Staatsprüfungskommissionen  an 
Staatsprüfungstaxen  beziehen,  da  dasselbe  sich  als  ein  Entgelt  für  eine 
Dienstleistung  darstellt,  nach  §  4  II.  a)  des  Einkommensteuerpatentes  ^) 
als  der  Einkommensteuer  nach  der  zweiten  Klasse  unterliegend  anzusehen  ist. 
Da  ferner  bezüglich  der  Einbeziehung  dieses  Einkommens  in  die  Besteuerung 
von  den  Bemessungsbehörden  nicht  allseitig  ein  gleichmäßiger  Vorgang 
beobachtet  wurde,  so  hat  das  Finanzministerium  die  unterstehenden  Finanz- 
landesbehörden gleichzeitig  angewiesen,  zu  veranlassen,  daß  dieses  Ein- 
kommen, jedoch  erst  von  1881  angefangen,  nach  den  obbezogenen  gesetz- 
lichen Bestimmungen  in  die  Einkommensteuerbemessung  einbezogen  werde. 

Zur  Behebung  der  Schwierigkeiten,  welche  mit  der  Fatierung  der  be- 
treffenden Taxbezüge  zur  Einkommensteuerbemessung  für  die  einzelnen 
Bezugsberechtigten  verbunden  wären,  hat  zugleich  das  Finanzministerium 
die  Steuerbemessungsbehörden  in  analoger  Anwendung  der  mit  der  Ah. 
Entschl.  vom  9.  September  1855  den  Universitätsprofessoren  in  Ansehung 
der  Fatierung  und  Besteuerung  der  Kollegiengelder  und  Rigorosentaxen  ge- 
währten Begünstigung  angewiesen,  die  Bezüge  an  Staatsprüfungstaxen  in 
ähnlicher  Weise,  wie  die  letzterwähnten  Bezüge  für  jedes  Steuerjahr  dekursiv. 


tmd  Erkenntnis  des  VGH  vom  28,  März  1990,  Z.  WW,  Badw.  XIV,  Nr.  5227),    VgL  auch  Nr,  391 
(Anmetiaing  zu  §  1), 

Gesuche  der  mit  der  Leitung  von  Seminarien  betrauten  Hochsehulprofessoren  um  Flüssig- 
machung  der  denselben  in  ihrer  Eigenschaß  als  Seminarleiter  zukommenden  Remunerationen 
unterliegen  nach  einer  Entscheidung  des  Finanzministeriums  vom  9,  Februar  1903,  Z.  3796  (MinAkt 
des  Ministeriums  für  K,  u,  U,  Z.  4502  ex  1903),  der  Qebährenpflicht  nach  TP  43,  a)  2  des 
Gesetzes  vom  13,  Dezember  1862,  RGBNr,  99. 

')  Dieser  Erlaß  bezieht  sich  nur  auf  die  Professoren  an  den  theologischen  Fakultäten. 
An  den  Diözesanlehranstalten  sind  im  Sinne  des  MinErl.  vom  19.  Juni  1957,  Z.  8260  für  obige 
Fächer  überhaupt  keine  Remunerationen  zu  erteilen. 

*)  An  die  Stelle  des  diesem  Erlasse  zu  Grunde  liegenden  Einkommensteuerpatentes  vom 
29.  Oktober  1949,  RGBNr,  439,  ist  das  Gesetz  vom  25.  Oktober  1996,  RGBNr.  220,  betreffend 
die  direkten  Personalsteuern  (IV.  Hauptstäck,  betreffend  die  Personaleinkommensteuer  und 
Besoldungssteuer  von  höheren  Dienstbezügen),  getreten.  Vgl.  auch  den  MinErL  vom  23.  August  1999, 
Z.  575/KUM  (s,  Nr,  110),  und  die  Verordnung  des  Finanzministeriums  vom  13,  November  1999, 
RGBNr,  201  (s,  Nr,  111), 
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und  zwar  mit  Schluß  eines  jeden  Studienjahres  nach  dem  wirklichen  Ertrage 
des  letzteren,  demnach  für  das  Steuer  jähr  18S1  nach  dem  Ertrage  des 
Studienjahres  1880/81  ohne  Einholung  spezieller  Bekenntnisse  der  Ein- 
kommensteuer zu  unterziehen. 

Zu  dem  Ende  erscheint  es  jedoch  notwendig,  daß  die  Vorstände 
der  einzelnen  Staatsprüfungskommissionen  am  Schlüsse  eines  jeden  Studien- 
jahres mittelst  individueller  Verzeichnisse  die  im  Laufe  desselben  von 
den  einzelnen  Mitgliedern  der  Staatsprüfungskommission  bezogenen  Staats- 
prüfungstaxen der  betreffenden  Steuerbemessungsbehörde  zur  Anmeldung 
bringen,  welche  auf  Grund  dieser  Nachweisung  die  Steuerbemessung  mit 
Rücksicht  auf  die  anderweitigen  Bezüge  der  zweiten  Klasse  sowie  die  Aus- 
fertigung der  bezüglichen  Zahlungsaufträge  vorzunehmen  hat. 

Indem  ich  Euer  Hochwöhlgeboren  hievon  mit  dem  Ersuchen  in  die 
Kenntnis  setze,  die  weitere  Verständigung  der  Vorstände  der  anderen  Ab- 
teilungen der  dortigen  Staatsprüfungskommission  zu  veranlassen,  füge  ich 
bei,  daß  hienach  die  erwähnten  Prüfungstaxenverzeichnisse  von  den  ein- 
zelnen Vorständen  mit  Schluß  eines  jeden  Studienjahres,  und  zwar  zunächst 
für  das  Studienjahr  1880/81  sofort  nach  Ablauf  desselben  zu  verfassen  und 
der  betreffenden  Steuerbemessungsbehörde  zu  übermitteln  sind. 


Nr.  106. 
Gesetz  Yom  21.  April  1882,  RGBNr.  123, 

betreffend  die  Exekution  auf  die  Bezfige  der  im  öffentlichen  Dienste 
stehenden  Personen  und  ihrer  Hinterbliebenen. 

Mit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  anzu- 
ordnen,   wie  folgt: 

§  1.  Von  ständigen  Dienstesbezügen,  wie  Gehalt,  Gage,  Wartegebühr, 
Personal-,  Ahers-,  Funktions-,  Aktivitätszulagen  und  anderen  gleichartigen 
Bezügen  der  Militärpersonen,  der  im  Dienste  des  Hofes,  des  Staates,  eines 
Landes,  eines  Bezirkes,  einer  Gemeinde,  eines  öffentlichen  Fondes  stehenden 
Beamten  und  Diener,  sowie  der  Seelsorger  der  gesetzlich  anerkannten  Kirchen 
und  Religionsgesellschaften,  dann  von  Einkünften  aus  geistlichen  Pfründen 
unterliegt  der  Exekution  nur  ein  Drittel  und  auch  dieses  mit  der  Beschränkung, 
daß  dem  Exekuten  von  der  Gesamtsumme  dieser  Bezüge  ein  Jahresbezug 
von  800  Gulden  frei  bleiben  muß. 

Im  Falle  einer  Exekution  auf  Leistung  des  aus  dem  Gesetze  gebühren- 
den Unterhaltes  unterliegt  aber  die  Exekution  nur  der  Beschränkung,  daß 
dem  Exekuten  ein  Jahresbezug  von  300  Gulden  frei  bleiben  muß. 

Zu  den  Militärpersonen  sind  insbesondere  auch  die  zur  Landwehr, 
den  Landesschützen,  der  Gendarmerie,  dem  Militärpolizeiwachkorps  und 
dem  Militarwachkorps  für  die  Zivilgerichte  gehörigen  Personen  zu  rechnen. 

Zu  den  im  öffentlichen  Dienste  stehenden  Beamten  und  Dienern  ge- 
hören insbesondere  auch  die  Vorsteher,  Professoren,  Lehrer,  lehramtlichen 
Hilfspersonen  und  Diener  der  Lehranstalten  des  Staates,  eines  Landes, 
emer  Gemeinde,  dann  der  konfessionellen  Schulen,  welche  als  Kultusanstalten 
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einer     gesetzlich     anerkannten     Kirche    oder    Religionsgesellschaft    anzu- 
sehen sind. 

§  Z  Von  Ruhegenüssen  der  im  §  1  bezeichneten  Personen,  wozu 
auch  Defizientengehalte,  Qnadengehalte,  Personalzulagen  und  andere  gleich- 
artige Genüsse  gehören,  dann  von  den  der  Witwe  oder  den  Kindern  einer 
solchen  Person  verliehenen  Bezügen  unterliegt  der  Exekution  nur  ein  Drittel 
und  auch  dieses  mit  der  Beschränkung,  daß  dem  Exekuten  von  der  Gesamt- 
summe dieser  Bezüge  ein  Jahresbezug  von  500  Gulden  frei  bleiben  muß. 

Von  einer  Abfertigung  kann  nur  ein  Drittel,  und  zwar  insoweit  in 
Exekution  gezogen  werden,  als  dem  Exekuten  der  Betrag  von  500  Gulden 
frei   bleiben   muß. 

Wegen  eines  Anspruches  auf  Leistung  des  aus  dem  Gesetze  ge- 
bührenden Unterhaltes  kann  jedoch  auf  diese  Bezüge  ohne  Beschränkung 
Exekution  geführt  werden. 

§  3.  Der  Exekution  gänzlich  entzogen  und  auch  bei  Berechnung  des 
der  Exekution  unterliegenden  Teiles  der  Bezüge  nicht  in  Anschlag  zu  bringen 
sind  alle  anderweitigen  Bezüge^)  der  in  den  §§1  und  2  erwähnten  Per- 
sonen, insbesondere  die  zur  Bestreitung  eines  im  öffentlichen  Dienste  zu 
machenden  Aufwandes  bestimmten  Geld-  oder  Naturalgebühren,  femer 
Diurnen,  Löhnungen,  Mannschaftsgebühren,  Verpflegsgebühren  der  Invaliden, 
Zulagen  der  Verwundeten,  mit  dem  Besitze  der  Tapferkeitsmedaillen  ver- 
bundenen Gebühren  und  die  der  Famüie  einer  im  §  1  bezeichneten  Per- 
sonen als  Kondukt,  oder  Sterbequartal,  oder  aus  einem  gleichartigen  Titel 
angewiesene   Gebühr. 

Der  Exekution  gänzlich  entzogen  sind  überdies  Gebühren,  welche 
den  Seelsorgern  für  die  Vornahme  geistlicher  Handlungen  von  den  Par- 
teien unmittelbar  entrichtet  werden.  Der  in  der  Fassion  eines  Seelsorgers 
angegebene  Betrag  dieser  Gebühren  ist  jedoch  bei  der  Berechnung  des  der 
Exekution  unterliegenden  Teiles  seiner  Bezüge  in  Anschlag  zu  bringen. 

Auf  Quartiergdder  (Quartieräquivaiente)  kann  nur  wegen  des  Mietzinses 
Exekution  geführt  werden.  Bei  der  Berechnung  des  der  Exekution  unter- 
liegenden Teiles  der  Dienstesbezüge  sind  Quartiergelder  (Quartieräquivalente) 
nicht  in  Anschlag  zu  bringen. 

§  4.  Bei  der  Berechnung  der  der  Exekution  unterliegenden  Bezüge 
sind  Naturalbezüge,  welche  bei  der  Feststellung  eines  Dienstbezuges  in 
diesen  eingerechnet  wurden,  nach  der  hiebe!  angenommenen  Bewertung 
in  Anschlag  zu  bringen.  Hat  eine  solche  Einrechnung  nicht  stattgefunden, 
so  ist  das  aus  Naturalbezügen  sich  ergebende  reine  Einkommen  mit  jenem 
Betrage,  welcher  durch  eine  zu  anderen  amtlichen  Zwecken  erfolgte  Be- 
wertung festgestellt  wurde,  bei  mehreren  voneinander  abweichenden  Be- 
wertungen  aber  mit  dem   geringsten   Betrage   in   Anschlag  zu  bringen. 

§  5.  Auf  die  Zinsen  einer  Militärheiratskaution  kann  die  Exekution 
nur  wegen  solcher  Verpflichtungen  geführt  werden,  welche  während  der 
Dauer  der  Ehe  von  beiden  Ehegatten,  nach  dem  Aufhören  der  Ehe  aber 
von  der  den  Gatten  überlebenden  Witwe  eingegangen  wurden. 

0  Auf  KoUegiengelder,  PrÜfungsUuenf  Promotionstaxen  und  ähnliche  Emolumente  ist  eine 
Exekution  unzulässig  (s,  Anmerkung  *)  auf  S.  103), 
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Der  Exekution  unterliegt  nur  ein  Drittel  dieser  Zinsen  und  auch 
dieses  mit  der  Beschränkung,  daß  ein  Jahresbezug  von  500  Gulden  frei 
bleiben  muß.  Diese  Beschränkung  steht  jedoch  einer  Exekution  nicht  ent- 
gegen, welche  wegen  des  aus  dem  Gesetze  gebührenden  Unterhaltes  von 
der  Gattin  oder  von  den  in  der  Ehe,  für  welche  die  Kaution  bestellt 
wurde,  erzeugten  Kindern  geführt  wird. 

Wegen  des  den  Eltern  eines  der  beiden  Ehegatten  aus  dem  Gesetze 
gebührenden  Unterhaltes  kann  die  Exekution  auf  die  Zinsen  der  Heirats- 
kaution nur  mit  der  Beschränkung  geführt  werden,  daß  hlevon  der  Jahres- 
betrag von  500  fl.  frei  bleibt 

§  6.  Die  in  den  vorstehenden  Paragraphen  bezeichneten  Bezüge  können, 
soweit  sie  der  Exekution  entzogen  sind,  auch  nicht  durch  Sicherungs- 
maßregeln getroffen  werden. 

§  7.  Die  Anwendung  der  §§  1  bis  6  kann  durch  ein  zwischen 
dem  Exekutionsführer  und  dem  Exekuten  getroffenes  Obereinkommen  weder 
ausgeschlossen  noch  beschränkt  werden. 

Jede  den  Bestimmungen  dieser  Paragraphen  widersprechende  Ver- 
fügung durch  Zession,  Anweisung,  Verpfändung  oder  durch  ein  anderes 
Rechtsgeschäft  ist  ohne  rechtliche  Wirkung. 

§  8.  Die  vor  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  erwirkten  Ver- 
bote sind,  insoweit  sie  mit  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  nicht  ver- 
einbar  erscheinen,   auf   Antrag   des   Schuldners   aufzuheben. 

Dingliche  Rechte,  welche  vor  diesem  Zeitpunkte  auf  Grund  eines 
zwischen  den  Parteien  getroffenen  Obereinkommens  oder  durch  Exekutions- 
maßregeln mit  Inbegriff  der  Exekution  zur  Sicherstellung  erworben  wurden, 
werden  in  ihrem  Bestände  sowie  in  ihrer  weiteren  Geltendmachung  durch 
die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  nicht  berührt. 

§  9.  Die  nadi  den  bestehenden  Vorschriften  zulässige  Einbringung  von 
Forderungen  auf  administrativem  Wege  wird  durch  die  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  nicht  berührt. 

Die  auf  diesem  Wege  einzubringenden  Beträge  sind  von  dem  nach 
diesem  Gesetze  der  Exekution  unterliegenden  Teile  der  Bezüge  abzuziehen. 

§  10.  Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  ist  das  Gesamtministerium 
beaufbragt 
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las  dem  Erlasse  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  yom  19.  Jaimer.1887. 

Z.  24.547  ex  1886. 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  der  Universität  in  Krakau, 
(betreffend  die  Bedeutung  der  an  einen  bestimmten  Termin  geknüpften 

Rechtswirksamkeit  einer  Ernennung). 

In  den  Fällen,  wo  die  Rechtswirkung  einer  Ah.  Ernennung  ausdrücklich 
an  einen  bestimmten  Termin  geknüpft  ist,  haben  alle  rechtlichen  Wirkungen 
dieser  Ernennung  nicht  mit  dem  Zeitpunkte  der  Ernennung,  sondern  mit 
dem  bezeichneten  Termine  in  Kraft  zu  treten. 


\QQ  I-  Teil:  Organisation  und  VerwaltunK;  B.  Universitätspersonale. 

Nr,  108, 
Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  n.  D.  vom  25.  März  1896,  Z.  7256, 

an  die  Statthalter  für  Niederösterreich,  Böhmen,  Steiermark,  Tirol,  Qalizien 

und  Mähren,^) 
(betreffend    die    Flüssigmachung    der    den    ordentlichen    Hochschul- 
professoren*) gesetzmäßig  gebührenden  Quinquennalzulagen). 

Auf  Orund  der  bezüglichen  gesetzlichen  Bestimmungen  finde  ich 
Euer  ...  zu  ermächtigen,  in  Hinkunft  den  mit  den  systemmäßigen  Bezügen 
ernannten  ordentlichen  Professoren  an  der  Universität  (technischen  Hoch- 
schule, Hochschule  für  Bodenkultur)  in  .  .  .  die  ihnen  gesetzmäßig  ge- 
bührenden Quinquennalzulagen  von  je  zweihundert  (200)  Oulden  im  dor- 
tigen Wirkiuigskreise  vorschriftsmäßig  flüssig  zu  machen  und  das  bezüg- 
liche Erfordernis  in  den  Voranschlag  einbeziehen  zu  lassen. 

Sollte  Euer  .  .  .  jedoch  in  dem'  einen  oider  anderen  Falle  rück- 
sichtlich des  Anfallstermines  für  eine  Quinquennalzulage  oder  bezüglich 
der  eventuellen  Reduktion  einer  dem  betreffenden  Professor  bewilligten 
Personalzulage  aus  Anlaß  des  Anfalles  einer  Quinquennalzulage  oder  sonst 
ein  Zweifel  begründet  erscheinen,  so  wollen  Euer  ...  vor  Anweisung 
der  fraglichen   Quinquennalzulage   anher  berichten. 

Rücksichtlich  des  bei  der  Anweisung  von  Quinquennalzulagen  zu 
beobachtenden  Vorganges  bemerke  ich,  daß  es  hiezu  keines  gestempelten 
Gesuches  des  bezugsberechtigten  ordentlichen  Professors  bedarf,  sondern 
daß  die  nach  den  bestehenden  Vorschriften  zu  liefernde  Nachweisung  des 
Bezugsrechtes  durch  einfache  Obergabe  des  Emennungsdekretes  und  eventuell 
der  Dekrete  über  die  Anweisung  der  früheren  Quinquennalzulagen  an  das 
Dekanat  der  betreffenden  Fakultät  (beziehungsweise  an  das  Rektorat  der 
technischen  Hochschule,  Hochschule  für  Bodenkultur)  zu  erbringen  ist,  worauf 
seitens  desselben  im  amtlichen  Wege  das  weiters  Erforderliche  einzuleiten  ist 

Hienach  wollen  Euer  ...  die  weiteren  Verständigungen  veranlassen. 
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Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  d.  U.  vom  27.  Janner  1898, 

Z.  2555/KUM  ex  1897. 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 
(betreffend  die  Mitteilung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  an  Kollegien- 
geldem,  Rigorosen-  und  Qradustaxen  an  die  einzelnen  bezugsberechtigten 

Personen). 

Um  eine  genaue  Obereinstimmung  zwischen  den  in  den  Personal- 
einkommensteuerfassionen  abzugebenden  Erklärungen  der  Professoren,  Lehr- 

^)  Eine  gleiche  Weisung  cm  den  Landespräsidenten  in  der  Bukowina  en^l  mit  Rücksicht 
auf  die  daselbst  bereits  im  Sinne  dieses  Erlasses  geübte  Praxis, 

*)  Wegen  sinngemqßer  Anwendung  der  Bestimmungen  dieses  Erlasses  auf  die  ordentlichen 
Professoren  der  theologischen  Fakultäten  in  Salzburg  und  O  Im  ätz  erging  der  MinErL  vom 
29.  August  1896 j  Z.  17.527,  an  die  Landeschefs  für  Salzburg  und  Mähren  und  wegen  Aus- 
dehnung dieser  Bestimmungen  auf  alle  außerordentlichen  Professoren  der  MinErL  rom 
7.  Februar  1900,  Z.  9/0. 
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Personen  und  sonstigen  Funktionäre  über  ihre  veränderlichen  Bezüge  im 
Sinne  des  §  167,  Punkt  3,  des  Gesetzes  vom  25.  Oktober  1896,  RGBNr.  220, 
über  die  direkten  Personalsteuern  (i.  e.  Kollegiengelder,  Rigorosen-  und 
Promotionstaxen)  mit  den  pflichtmäßigen  Anzeigen  der  zur  Auszahlung 
dieser  Bezüge  berufenen  Organe  an  die  Steuerbehörden  (§  201  des  Gesetzes 
vom  25.  Oktober  1896,  RGBNr.  220,  und  Vorschrift  vom  27.  Oktober  1897, 
RGBNr.  252,  über  die  Manipulation  hinsichtlich  der  von  öffentlichen  Kassen 
auszuzahlenden  Dienstbezüge)  zu  erzielen,  wird  das  Rektorat  im  Sinne 
einer  aus  der  Mitte  der  beteiligten  Kreise  beim  k.  k.  Finanzministerium  ge- 
machten Anregung  ersucht,  die  Universitätsquästur  anzuweisen,  bis  auf  weiteres 
gleichzeitig  mit  der  Vorlage  der  eben  erwähnten  Nachweisung  bei  der 
Steuerbehörde  auch  den  einzelnen  bezugsberechtigten  Personen 
eine  Mitteilung  über  das  in  Ansehung  derselben  ausgewiesene,  nach  §  163, 
P.  3,  des  Gesetzes  vom  25.  Oktober  1896,  RGBNr.  220,  in  Betracht 
kommende  steuerpflichtige  Einkommen  an  KoUegiengeldem,  Rigorosen-  und 
Gradustaxen  zukommen  zu  lassen. 


Np.  UO. 
Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  n.  D.  vom  23.  Aagust  1898,  Z.  575/KUM. 

an  die  Präsidien  sämtlicher  theoretischer  Staatsprüfungskommissionen, 

(betreffend  die  im  Hinblick  auf  das  Gesetz  fiber  die  direkten  Personal* 
steuern  zu  erstattenden  Ausweise  fiber  die  von  den  einzelnen  Mitgliedern 
der   theoretischen  Staatsprfifungskommissionen   bezogenen    Prfifungs* 

taxen). 

über  das  mit  Note  vom  12.  Februar  1.  J.,  Z.  6791,  gestellte  Ersuchen 
des  k.  k.  Finanzministeriums  finde  ich  das  Präsidium  dahin  zu  verständigen,. 
daß  es  bei  der  mit  dem  ho.  Erl.  vom  8.  Februar  1881,  Z.  560i)  den  Prä- 
sidien der  einzelnen  Staatsprüfungskommissionen  zur  Pflicht  gemachten 
Erstattung  periodischer,  am  Schlüsse  eines  jeden  Studienjahres  fälliger 
Ausweise  an  die  Steuerbemessungsbehörde  über  die  im  Laufe  des  be- 
treffenden Studienjahres  von  den  einzelnen  Mitgliedern  der  theoretischen 
Staatsprüfungskommissionen  bezogenen  Staatsprüfungstaxen  auch  im  Be- 
stände des  Gesetzes  vom  25.  Oktober  1896,  RGBNr.  220,  betreffend  die 
direkten   Personalsteuern,  sein  Verbleiben  zu  finden  hat. 

Um  jedoch  eine  genaue  Übereinstimmung  zwischen  den  in  den  Personal- 
einkommensteuerfassionen  abzugebenden  Erklärungen  der  Perzipienten  über 
ihre  aus  den  Prüfungstaxen  fließenden  veränderlichen  Bezüge  (im  Sinne 
des  §  167,  P.  3  des  Gesetzes  vom  25.  Oktober  1896,  RGBNr.  220)  mit 
den  dienstlichen  Anzeigen  des  Präsidiums  als  des  zur  Auszahlung  dieser 
Bezüge  berufenen  Organes  zu  erzielen,  wird  das  Präsidium  ersucht,  bis. 
auf  weiteres  gleichzeitig  mit  der  eben  erwähnten  Nachweisung  bei  derSteuer- 
behörde  auch  den  einzelnen  bezt^sberechtigten  Perzipienten  eine  summarische 

»)  f.  Nr.  105, 
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Mitteilung  über  das  in  Ansehung  derselben  ausgewiesene,  nach  §  163, 
P.  3  des  Gesetzes  vom  25.  Oktober  1896,  RQBNr.  220,  in  Betracht  kom- 
mende steuerpflichtige  Einkommen  an  Prüfungstaxen  jeweilig  zukommen 
zu  lassen. 
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Terordnimg  des  Flnanzminlsterlnms  vom  13.  November  1898, 

RGBHr.  201 

betreffend  die  Abändening  einiger  Bestimmungen  der  mit  dem 
FinanzmlnErl.  vom  27.  Oktober  1897,  RQBNr.  252,  kttndgemachten  Mani- 
pnlationsvorschrift  hinsichtlich  der  von  Hof-,  Staats-  und  öffentlichen 
Fondskassen  etc.  auszuzahlenden  Dienstbezfige  in  Absicht  auf  diePersonal- 

einkommensteuer  und  Besoldungssteuer. 

Auf  Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  8.  Juli  1898,  RGBNr.  120, 
betreffend  die  teilweise  Aufhebung  der  in  den  §§  234  und  235  des  Gesetzes 
vom  25.  Oktober  1896,  RGBNr.  220,  ausgesprochenen  Verpflichtung  zum 
Steuerabzug  bei  Auszahlung  veränderlicher  Dienstbezüge,  wird  in  teil- 
weiser Abänderung,  beziehungsweise  Ergänzung  der  Bestimmungen  der  §§2 
und  4  der  Manipulationsvorschrift  vom  27.  Oktober  1897,  RGBNr.  252, 
nachstehendes  verfügt: 

1.  Die  Verpflichtung  der  liquidierenden  Organe,  bei  der  Auszahlung 
von  Dienst-  und  Lohnbezügen,  dann  Ruhegenüssen  die  Personaleinkommen- 
steuer und  Besoldungssteuer  in  Abzug  zu  bringen,  tritt  bezüglich  ver- 
änderlicher Bezüge  mit  der  im  folgenden  P.  2  vorgesehenen  Ausnahme 
außer  Kraft. 

Als  veränderliche  Bezüge  im  Sinne  dieser  Bestimmung  gelten  Tan- 
tiemen, Präsenztaxen,  Kollegiengelder,  Prüfungstaxen,i)  Provisionen  u.  dgl., 
ferner  Akkord-  und  Stücklöhne  sowie  jene  Zeitlöhne,  welche  in  nicht 
längeren  als  vierwöchentlichen  Fristen  ausbedungen  sind. 

Ebenso  sind  Diurnen  und  Kalkulantengebühren  zu  behandeln,  wenn 
sie  auch  in  längeren  Terminen  (etwa  monats weise)  zur  Auszahlung 
gelangen. 

Die  ständigen  Bezüge  der  Finanzwache  u.  dgl.  sind  auch  künftig  als 
„stehende''  Bezüge  anzusehen. 

2.  Zahlen  Hof-,  Staats-  und  sonstige  Kassen,  auf  welche  die  Manipula- 
tionsvorschrift Anwendung  findet,  veränderliche  Bezüge  an  Personen  aus, 
welchen  sie  auch  dem  Steuerabzüge  unterliegende  stehende  Bezüge  zu 
erfolgen  haben,  so  ist  der  Steuerabzug  sowohl  von  den  stehenden  als  auch 
von  den  veränderlichen  Bezügen  zu  bewerkstelligen. 

In  gleicher  Weise  sind   Remunerationen  zu  behandeln. 
Diese   Bestimmungen  gelten  jedoch   nicht  hinsichtlich  der  Kollegien- 
gelder und  Prufungs-(Promotions-)taxen,  bezüglich  welcher  ein  Steuerabzug 

»)  VgL  Anmerkung  »)  auf  S,  103, 
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unter  keinen  Umstanden  zulässig,  die  Steuer  vielmehr  vom  Steuerpflichtigen 
selbst  unmittelbar  bei  der  zuständigen  Steuerkasse  zu  entrichten  isi^) 

3.  Die  in  der  Manipulationsvorschrift  vom  27.  Oktober  1897,  RGBNr.  252, 
normierte  Anzeigepflicht  bleibt  im  vollen  Umfange  aufrecht  und  hat  sich 
auf  alle  stehenden  und  veränderlichen  Dienst-  und  Lohnbezüge,  dann  Ruhe- 
genässe  der  in  den  §§  167  und  168  des  Personalsteuergesetzes  bezeich- 
neten Art  zu  erstrecken. 

Die  Anzeigen  über  ausbezahlte  Dienstbezüge  sind  künftig  nach  dem 
hier  beigegebenen   Formular  A  zu  verfassen. 

In  der  Spalte  6  dieser  Anzeigen  sind  nur  jene  veränderlichen  Bezüge 
nachzuweisen,  bei  deren  Auszahlung  der  Steuerabzug  im  Sinne  der  vor- 
stehenden Bestimmungen  zu  bewerkstelligen  ist,  in  den  Spalten  15  bis  18 
aber  alle  anderen  veränderlichen  Bezüge,  von  welchen  ein  Steuerabzug  nicht 
zulässig,  die  Steuer  vielmehr  von  den  Empfängern  der  Bezüge  unmittelbar 
bei  einer  Steuerkasse  zu  entrichten  ist. 

Bis  zur  Erschöpfung  des  Vorrates  ist  die  bisherige  Drucksorte  (For- 
mular A  der  Manipulationsvorschrift)  zu  verwenden,  in  welcher  die  Daten 
bezüglich  der  einem  Steuerabzüge  nicht  mehr  unterliegenden  veränderlichen 
Bezüge  anmerkungsweise  ersichtlich  zu  machen  sind. 


Nr.  112, 

Erlaß  des  MlBlsterlDms  fOr  K.  d.  U.  vom  25.  JSnner  1902, 

Z.  37.400  ex  190t 

an  die  Landesstellen  in  Wien,  Prag,  Graz,  Innsbruck,  Lemberg  und  Czemowitz, 

(betreffend  die  Tellttog  der  Kollegiengelder  bei  von  zwei  Dozenten 

gemeinsam  abgehaltenen  Kollegien). 

Nach  §  13  des  Gesetzes  vom  19.  September  1898,  RGBNr.  167,  ist 
den  Honorarprofessoren,  unbesoldeten  außerordentlichen  Professoren,  Privat- 
dozenten tuid  sonstigen  Lehrern  an  den  Universitäten  der  Bezug  des  von 
den  Studierenden  für  den  Besuch  von  Vorlesungen  oder  Übungen  ent- 
richteten Kollegiengeldes  im  bisherigen  Umfange  gewahrt  worden.  —  In 
jenen  Fällen,  in  welchen  Universitätslehrkräfte  dieser  Kategorie  gemein- 
sam mit  einem  ordentlichen  oder  besoldeten  außerordentlichen  Professor, 
welcher  im  Sinne  des  eben  zitierten  Paragraphen  für  seine  Person  einen 
Anspruch  auf  den  Bezug  des  Kollegiengeldes  nicht  hat,  ein  Kollegium, 
insbesondere  praktische  Übungen  abhalten,  ist  den  ersteren  die  ihnen  zu- 
kommende Tangente,  und  zwar  in  der  Regel  die  Hälfte  der  für  derartige 
gemeinsame  Kollegien  eingegangenen  KoUegiengekier  in  der  üblichen  Weise 
auszufolgen  und  nur  die  andere  Hälfte  in  Abfuhr  zu  bringen. 


*)  VgL  Anmeriämg  ^)  mfS.  103, 
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3.  Staatsbürgerschaftsverhältnis  und  Beeidigung, 


Vorbemerkung. 

Nach  der  bisherigen  Praxis  des  Unterrichtsministeriums  wird  daran  festgehalten,  daß 
Universitäfsprofessoren  f  welche  aus  dem  Auslande  an  eine  österreichische  Universität  berufen 
werden,  durch  die  von  Sr.  k,  u.  k,  Ap.  Majestät  vollzogene  Ernennung  eu  Universitätsprofessoren 
ipso  jure  die  österreichische  StaatsbOrgersehaß  erwerben.^) 

Dies  gilt  auch  bei  Berufungen  von  an  königL  preußischen  Universitäten  wirkenden  Professoren, 
da  kraft  der  zwischen  Österreich  und  Preußen  anerkannten  Reziprozität  bloß  die  Verleihung 
des  österreichischen  Staatsbärgerrechtes  an  einen  pretfßischen  Untertan  von  der  Beibringung  des 
Nachweises  der  Entlassung  des  Einzubürgernden  aus  seinem  bisherigen  Staatsverbande  abhängig 
gemacht  wird,  der  Erwerb  der  Österreichischen  Staatsbürgerschaft  aber,  welcher  ipso  jure  als 
Rechtsfolge  einer  anderen  Tatsache  (des  Eintrittes  in  den  StaatsdienstJ  Platz  greift,  nicht  als  eine 
„Verleihung"  des  Staatsbürgerrechtes  angesehen  wird  (MinAkt  Z,  4435  ex  1991  und  Z.  3413  ex  1902). 

Der  ernannte  Professor  ist  gehalten,  die  nachträgliche  Entlassung  aus  seinem  bisherigen 
Staatsverbande  zu  erwirken. 

Was  die  Frage  der  Rückwirkung  der  vor  einem  ausländischen  Professor  durch  seine 
Ernennung  erworbenen  österreichischen  Staatsbürgerschaft  auf  die  Staatsangehörigkeit  seiner 
Famiüenangehörigen  (insbesondere  die  im  miiitärpflichtigen  Alter  stehenden  Söhne)  anbelangt,  so 
wurde  anläßlich  der  Berufung  eines  Professors  aus  dem  Deutschen  Reiche  in  der  Zuscfiriß  des 
k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  17,  April  1889,  Z,  1638/M,  /.  (Akt  des  Ministeriums  für  K.  u,  U. 
Z.  7722  ex  1889)  bemerkt,  daß  dem  betreffenden  Professor  über  seine  Aufrede  zu  bedeuten  wäre, 
dafi  ihm  in  die  österreichische  Staatsbürgerschaft  selbstverständlich  nur  jene  seiner  Angehörigen 
folgen  können,  fflr  welche  er  die  Entlassung  aus  dem  preußischen  Staatsverbande  zu  erwirken 
und  nachzuweisen  vermögen  wird,  und  dafi  er  in  Konsequenz  dessen  aber  auch  fflr  sich ,  seine 
Frau  und  die  nicht  im  preuflischen  Staats  verbände  bleibenden  Kinder  das  oder  die  Entlassungs- 
zertifikate beizubringen  haben  wird,  über  welche  die  zuständige  politische  Behörde  sodann  die 
Amtshandlung  zu  pflegen  haben  wird. 

Erlaß  des  Ministeriums  fOr  K.  u.  ü.  vom  15.  Janner  1849,  Z.  358, 

an  die  Länderchefs  zu  Linz,  Prag,  Brunn,  Lemberg,  Graz,  Laibach,  Triest, 

Innsbruck,  Zara  und  Krakau, 

womit  die  Eidesabnahme  der  Professoren  wie  bisher  den  Landesstellen 

belassen  wird. 

Aus  Anlaß  einer  vorkommenden  Anfrage,  ob  die  Abnahme  der  Dienstes- 
eide der  Professoren  zu  jenen  Angelegenheiten  in  Studiensachen  gehöre^ 
welche  den  Lehrkörpern  übertragen  sind,  wird  erinnert,  daß  solche  Dienstes- 
eide fernerhin  wie  bisher  von  den  Landesstellen  abzunehmen  sind. 


1)  Auf  Qrund  §  29  des  abOB  vom  /.  Juni  1811,  Nr,  946  JOS  wird  von  Fremden  die 
österreichische  Staatsbürgerschaß  durch  den  Eintritt  in  einen  Öffentlichen  Dienst  erworben.  Diese 
gesetzliche  Bestimmung  ist  durch  Artikel  3  des  StOO  vom  21,  Dezember  1867,  RQBNr.  142,  aber 
die  allgemeinen  Rechte  der  Staatsbürger,  wonach  für  Ausländer  der  Eintritt  in  öffenHiüie  Ämter 
von  der  Erwerbung  des  österreichischen  Staatsbürgerrechtes  abhängig  gemacht  wird,  nicht  auf- 
gehoben, (Vgl,  hiezu  die  Entscheidung  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  6,  November  1883,  Z,  1Z854, 
OL  Ung.  XXI,  Bd,,  Nr,  9638,  S,  484;  Entscheidung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  26,  Okto- 
ber 1893,  Z,  20,096,  Ztschr,  f,  Verw,,  Jahrgang  1894,  S,  151;  Mqyerhofer-Pace,  Handbuch  für  den 
politischen  Verwaltungsdienst  1896,  II,  Bd,,  S.  923.) 


Btilöigang  der  Univeraitfttsprofcssoren.  i  i  g 

Nr.  U4. 
Terordnnng  des  Mlnlsterliuns  fflr  K.  u.  ü.  vom  24.  Mal  1850, 

Z.  786,  RGBNr.  219. 

an  die  Statthalter  von  Niederösterreich,  Österreich  ob  der  Enns,  Salzburg, 
Tirol,  Steiermark,  Kärnten,  Krain,  Mähren,  Schlesien,  Böhmen,  Küstenland, 
an  den  Landespräsidiumsverweser  von  Dalmatien,  den  Landeschef  von 
Galizien,  den  Vorsteher  der  Gubemialkommission  in  Krakau  und  den  Kreis- 
hauptmann in  der  Bukowina, 

wegen  Einffihrnng  einer  zeitgemäßen  Eidesformel  für  Professoren  an 
höheren  Lehranstalten,  ffir  Direktoren  nnd  Lehrer  an  Gymnasien,  Real- 
schulen und  anderen  Staatsschnlen« 

Bei  der  Beeidigung  von  Professoren  an  Universitäten,  technischen 
Instituten,  Akademien,  medizinisch-chirurgischen  Studien,  wissenschaftlichen 
Spezialinstituten,  von  Direktoren  und  Lehrern  an  Gymnasien,  Realschulen 
und  anderen  Staatsschulen  sind  in  Zukunft  statt  den  bisher  eingeführten, 
nicht  mehr  zeitgemäßen  Eidesformeln  die  beiliegenden  in  Anwendung  zu 
bringen.^) 

Nr.  U6. 

Erlaß  des  Hlnlsterlnms  fOr  K.  a.  U.  vom  21.  September  1870, 

Z.  9124,  MTBNr.  137, 

an  den  Statthalter  für  Niederösterreich,  Böhmen,  Mähren,  Steiermark,  Tirol 

und  Galizien, 

mit  welchem  angeordnet  wird,  daß  die  zn  ordentlichen  Professoren 
ernannten  außerordentlichen  Faknltätsprofessoren  oder  außerordentlichen 
Professoren  einer  Hochschule  lediglich  an  den  bereits  abgelegten  Eid  zu 

erinnern  sind. 

Ober  die  gestellte  Anfrage,  ob  im  Falle  der  Ernennung  eines  außer- 
ordentlichen Professors  einer  Hochschule  zum  ordentlichen  Professor  eine 


^)  Die  in  der  MinVdg.  vom  2t,  Mai  1850,  Z.  786/31 ,  festgesetzte  Eidesformel  ist  seither 
dMurdi  neuere  Bestimmungen,  insbesondere  durch  MinEH,  vom  2i.  Jänner  1868,  Z.  34,  mit  welchem 
die  Bezugnahme  auf  die  Staatsgrundgesetze  angeordnet  wurde,  wieder  verändert  worden. 

IXe  gegenwärtig  geltende  Eide^ormel  ist  die  folgende: 

Eid. 

Nacfadem  Sie  laut  hohen  Erlasses  des  k.  k.  Ministeriums  fflr  Kultus  und  Unterricht 
vom  .  .  .  von  Seiner  kaiserlichen  und  kOnls^lIch  Apostolischen  Majestät  mit  Allerhöchster 
Entschllefiung^  vom  .  .  .  zum  .  .  .  Professor  .  .  .  ernannt  worden  sind,  werden  Sie  einen  Eid 
zn  Oott  dem  Allm&chtig^en  schwören  und  bei  Ihrer  Ehre  und  Treue  geloben ,  Seiner  Majestät 
dem  Allerdnrdilanchtigsten  Forsten  und  Herrn,  Franz  Josef  dem  Ersten,  von  Oottes  Gnaden 
Kaiser  von  Osterreich,  KOnig  von  BOhmen  etc.  und  Apostolischen  Könige  von  Unijram,  und  nach 
AllerhOchstdemselben  den  aus  dessen  Stamme  und  Oeblflte  nachfolg^enden  Erben,  unverbrüchlich 
treu  und  gehorsam  zn  sein,  und  die  Staatsgrundgesetze  unverbrüchlich  zu  beobachten,  femer 
werden  Sie  schwören,  dafi  Sie  diesem  Ihnen  anvertrauten  Amte  redlich  und  pflichtgemftfl  vor- 
stehen, sich  genau  nach  der  erhaltenen  Instruktion  benehmen,  Ihre  Art)eiten  getreu,  fleiflig  und 
emsig  erfflUen,  nichts  Gesetzwidriges  lehren,  die  von  .  .  .  erhaltenen  Aufträge  pflnktlich  und 
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neuerliche  Beeidigung  desselben  stattzufinden  habe,  wird  zur  Erzielung 
eines  gleichförmigen  Vorganges  hiemit  angeordnet,  daß  in  Zukunft  in  allen 
Fällen,  in  welchen  ein  außerordentlicher  Fakultätsprofessor  oder  ein  außer- 
ordentlicher Professor  einer  technischen  Hochschule  zum  ordentlichen 
Professor  ernannt  wird,  keine  neuerliche  förmliche  Beeidigung  desselben, 
sondern  bei  seiner  Meldung  zum  Dienstantritte  lediglich  eine  Erinnerung 
an  seinen  bereits  abgelegten  Eid  einzutreten  habe,  und  ist  der  Tag  der 
Vornahme  dieser  Erinnerung  auf  seinem  Anstellungsdekrete  anzumerken,  i) 


4.  Bestätigung  im  Lehramte. 


Nr.  U6. 

AllerhOcbstes  Kabinettschreiben  vom  9.  September  1826,  Z.  4412, 

(das  dreijährige  Provisorium  aller  neu  angestellten  Lehrer  betreffend). 

Da  die  Erfahrung  gelehrt  hat,  daß  Lehramtskandidaten  in  den  mit 
ihnen  vorgenommenen  Konkursprüfungen  zwar  vollkommen  bestanden,  bei 
Ausübung  des  ihnen  anvertrauten  Lehramtes  aber  den  in  sie  gesetzten  Er- 
wartungen keineswegs  entsprochen  haben,  wodurch  sich  also  der  Beweis 
dargestellt  hat,  daß  man  durch  die  Konkursprüfungen  und  vorläufigen  Er- 
hebungen noch  keineswegs  ganz  versichert  sein  kann,  ob  das  Individuum 
wirklich  alle  zur  wahrhaft  ersprießlichen  Führung  des  Lehramtes  erforder- 
lichen Eigenschaften  besitze  oder  nicht,  so  finde  Ich  Mich  in  einstweiliger 
Erledigung  des  Vortrages  der  Studienhofkommission  vom  9.  April  1825 
über  die  Frage,  wie  die  Besetzung  der  Lehrämter  mit  ganz  geeigneten 
Männern  zu  erzielen  wäre,  um  diesem  Obelstande  für  die  Zukunft  so 
schleunig  als  möglich  vorzubeugen,  dermalen  schon  bestimmt,  folgendes 
anzuordnen : 

Alle  von  nun  an  bei  1.  f.  Lehranstalten  Meiner  Monarchie  als  Lehrer 
und  Professoren")  neu  angestellt  werdenden  Individuen  sind  durch  drei 
Jahre  vom  Tage  ihrer  Anstellung  an  gerechnet  nicht  als  stabil  zu  betrachten, 
sie  sollen  zwar  den,  denen  ihnen  anvertrauten  Lehrämtern  anklebenden 
vollen  Genuß  an  Geld  und  anderen  Emolumenten  erhalten,  müssen  sich 

genau  erfflllen  und  Oberhaupt  alles  dasjenige  tun  Verden ,  was  ein  treuer  und  rechtschaffener 
Diener  zu  tun  schuldig  ist. 

Auch  werden  Sie  schwören,  dafi  Sie  einer  ausländischen,  politische  Zwecke  verfolgenden 
Gesellschaft  weder  gegenwärtig  angehören,  noch  einer  solchen  Oesellschaft  in  Zukunft 
angehören  werden. 

Was  mir  soeben  vorgelesen  worden  und  ich  in  allem  wohl  und  deutlich  verstanden 
habe,  demselben  soll  und  will  ich  getreu  und  fleiflig  nachkommen.    So  wahr  mir  Oott  helfe! 

^)  Es  ist  kein  Qrund  vorhanden,  von  der  für  alle  Beamtenkategorien  geltenden  Regel 
abtugehen,  wonach  bei  einer  Übertragung  eines  neuen  Amtes  auch  neuerlich  Eid  zu  leisten  ist 
(MinAkt  Z.  17,441  ex  1S91), 

*)  Vgl.  auch  hinsichtlich  des  Probetrienniums  der  Professoren  an  den  theologischen 
Fakultäten  du  MinVdg,  vom  29,  März  1858,  RQBNr.  50  fs.  Nr,  607J, 
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jedoch  inner  der  erwähnten  Periode  gefallen  lassen,  wenn  sie  in  der  Aus- 
übung ihres  Amtes  und  in  ihrem  übrigen  Benehmen  den  in  sie  gesetzten 
Erwartungen  oder  überhaupt  nicht  entsprechen  sollten,  ohneweiters  vom 
Amte  entfernt  zu  werden,  ohne  dafür  eine  Abfertigung  oder  Pension  zu 
erhalten;  wenn  selbe  hingegen  durch  diese  drei  Jahre  solche  Beweise 
ihrer  Brauchbarkeit  und  ihres  guten  Benehmens  in  jeder  Hinsicht  an  den 
Tag  legen,  daß  man  ihre  Anstellung  mit  voller  Beruhigung  als  definitiv 
erklären  kann,  dann  sind  dieselben  als  stabil  zu  erklären  und  sind  ihnen 
auch  die  drei  im  provisorischen  Zustande  zugebrachten  Dienstjahre  ebenso 
anzurechnen,  als  wenn  sie  selbe  in  der  effektiven  Dienstleistung  zugebracht 
hätten. 

Sie  werden  infolge  dieser  Meiner  gehörig  bekanntzumachenden  Willens- 
meinung sogleich  das  Erforderliche  verfügen  und  hievon  der  ungarischen 
und  siebenbürgischem  Hofkanzlei  zu  gleichem  Ende  die  Mitteilung  machen. 


Np.  117, 

StDdlenbofkommlssionsdekret  vom  18.  September  1826,  Z.  4412, 

an  sämtliche  Länderstellen. 

Der  Landesstelle  wird  die  Ah.  Entschl.  vom  9.  September  1826  zur 
gehörigen  Bekanntmachung  mit  der  Weisung  bekanntgemacht,  hinsichtlich 
eines  jeden  von  nun  an  bei  landesfürstlichen  Lehranstalten  als  Lehrer 
oder  Professor  angestellt  werdenden  Individuums  nach  Verlauf  dreier  Jahre 
von  seiner  Anstellung,  gutachtlichen  Bericht  über  die  definitive  Erklärung 
oder  über  die  Entfernung  desselben  hieher  zu  erstatten. 


Np.  U8. 

StDdlenhofkommlsslonsdekret  vom  23.  Oktober  1829,  Z.  5510, 

an  sämtliche  Länderstellen, 

worfln  bestimmt  wird,  daß  die  Verordnung  wegen   des   dreijährigen 
Provisoriums  auf  bereits  stabile  Professoren  keine  Anwendung  findet. 

Zufolge  h,  Entschl.  vom  20.  Oktober  1829  hat  die  Anordnung  des 
höchsten  Kabinettsschreibens  vom  9.  September  1826,  nach  welcher  alle 
seither  als  Lehrer  oder  Professoren  neu  angestellt  werdenden  Individuen 
drei  Jahre  vom  Tage  ihrer  Anstellung  nicht  als  stabil  zu  betrachten  sind, 
keine  Anwendung  auf  jene  Individuen,  welche  schon  bei  einem  Lehramte 
die  volle  Dienstesstabilität  haben,  und  dann  zu  einem  anderen  Lehramte 
übersetzt  oder  befördert  werden. 


8* 
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Nr.  U9. 

StDdlenbofkommissionsdekret  yom  16.  Septemlier  1841  Z.  5959/) 

an  sämtliche  Länderstellen, 

wegen  Evidenzhaltang  der  Diensttaxen  ^)  der  Professoren  und  Lehrer 
während  der  Periode  ihrer  dreijährigen  probeweisen  Anstellung  bis  zu 

ihrer  stabilen  Anstellung. 

Die  k.  k.  allgemeine  Hofkammer  hat  im  Einvernehmen  mit  der 
k.  k.  Studienhofkommission  unterm  SO.  August  1841  an  sämtliche  Kameral- 
gefällenverwaltungen,  an  die  Kameraimagistrate  und  an  das  Generalhof- 
taxamt  die  Verordnung  erlassen,  daß  im  Sinne  des  §  176  des  Stempel- 
und  Taxgesetzes  die  Diensttaxen  ^)  der  Professoren  und  Lehrer  während 
der  Periode  ihrer  dreijährigen  probeweisen  Anstellung  in  Vormerkung  und 
Evidenz  zu  halten  und  erst  dann  nach  Vorschrift  eingebracht  werden  sollen, 
wenn   die   stabilen   Ernennungen   erfolgt  sind. 

Diese  Verfügung  wird  der  Landesstelle  zur  eigenen  Wissenschaft  und 
Bekanntgebung  an  die  betreffenden  Unterbehörden  mit  dem  Auftrage  er- 
öffnet, Sorge  zu  tragen,  daß  alle  Erlässe,  wodurch  Professoren  und  Lehrer 
als  stabil  in  ihrer  Dienstleistung  bestätigt  werden,  zuverlässig  von  den 
betreffenden  Behörden  den  Taxämtern  zum  Behufe  der  Taxeinforderung 
zur  Einsicht  zugefertigt  werden. 

1)  POS  Bd,  60,  S.  290, 

^  In  Bezug  auf  die  Taxen  für  Dienstverleihungen  bestimmt  das  Taxgeseäi  (Kais.  Pat.  vom 
27.  Jänner  1840,  JOS  Nr.  404): 

§  176.  Jede  stabile  Emennungr  zu  einem  Dienstplatze,  womit  ein  Geld-  oder  Naturalg^enufl 
aus  dem  Staatsvenndsren  oder  aus  einem  demselben  gleich^haltenen  Öffentlichen  Fonde  ver- 
bunden ist,  sowie  jede  Vermehrung^  dieses  Genusses  unterlieg^  der  Diensttaxe,  dafem  die  von 
diesem  Gesetze  g^eforderten  Bedingrungfen  vorhanden  sind. 

§  178.  Der  Mafistab  zur  Taxentrichtung:  ist  der  Jahresbetrag  aller  Geld-  und  Natural- 
genflsse  des  Beamten,  welche  seinen  systemisierten  Gehalt  bilden.  Die  Naturalg^enflsse  werden 
mit  dem  Betrag^e  in  Anschlags  g^ebracht,  mit  welchem  sie  dem  baren  Gehalte  des  Beamten 
zugerechnet  sind. 

(Bei  allen  Zivil-,  MiUtftr-  und  Hofstaatsbedienstungen  hat  die  Diensttaxe  nur  dann  einzu- 
treten, wenn  die  taxbaren  Genflsse  den  Betrag  von  300  Gulden  [jetzt  600  Kronen]  Überschreiten, 
und  es  ist  dieselbe  nur  von  dem  Mehrbetrag  zu  bemessen  [FinanzminErl.  vom  16.  August  1S52, 
RGBNr.  167].) 

§  179.  Die  Diensttaxe  betrftg^t  bei  der  ersten  Ernennung  ein  Dritteil  des  im  §  178 
bezeichneten  Betrages  und  bei  jeder  folgenden  Erwerbung  eines  höheren  Bezuges  ein  Dritteil 
des  Betrages ,  welcher  nach  Abrechnung  desjenigen ,  von  dem  der  Beamte  schon  vorher  die 
Diensttaxe  entrichtet  hatte,  von  den  neuen  Genüssen  des  Beamten  Qbrig  bleibt,  daher  auch  in 
dem  Falle,  wenn  der  erhaltene  höhere  Bezug  mit  dem  früheren  taxfreien  Genüsse  zusammen- 
genommen den  im  §  177  ausgedrückte  Betrag  übersteiget,  die  Diensttaxe  von  dem  ganzen 
Genüsse  zu  entrichten  ist  (s.  den  Schlufisatz  des  obbezogenen  FinanzminErl.  vom  16.  August  1852, 
RGBNr.  167). 

§  223.  Die  Diensttaxe  (§§  176  und  188)  ist  binnen  zwölf  Monaten  von  dem  Tage  an,  von 
welchem  dem  Beamten  der  der  Taxe  unterliegende  Gehalt  oder  Gehaltszuwachs  gebührt.  In 
ebenso  vielen  gleichen  Raten  unter  der  persönlichen  Haftung  der  Beamten  der  Kasse,  ans 
welcher  der  taxbare  Gehalt  oder  Gehaltszuwachs  gezahlt  wird,  von  den  Genüssen  des  Tax- 
schuldners abzuziehen. 

(Qemqß  §  18,  Z.  26,  des  Amtsunterrichtes  fiUr  die  FinanzlandesbehOrden  vom  29,  Mai  1874 
gehört  die  Erteilung  der  Bewilligung  zur  Abstattung  der  Diensttaxe  in  mehr  als  12,  und  zwar  bis 
24  Monatsraten  zum  Wirkungskreis  der  Finanzlandesbehörden,) 
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Nr.  120. 

Stndlenbofkommlsslonsdekret  vom  8.  November  184t  Z.  7557, 

an  sämtliche  Länderstellen, 

(betreffend  das  Ansuchen  der  definitiven  Bestätigung  der  landesfürst- 
lichen  Lehrer  und  Professoren  nach  Verlauf  der  ersten  drei  Jahre  ihrer 

provisorischen  Anstellung). 

Da  man  beobachtet  hat,  daß  sich  in  Bezug  auf  die  mit  dem  Studien- 
hofkommissionsdekrete  vom  18.  September  1826  bekanntgemachte  Ah. 
Entschl.  vom  9.  September  1826,  zufolge  welcher  jeder  landesfürstliche 
Lehrer  und  Professor  die  ersten  drei  Jahre  seiner  Anstellung  nur  als 
provisorisch  anzusehen,  und  erst,  wenn  er  diese  drei  Jahre  zur  vollen 
Zufriedenheit  zurückgelegt  hat,  als  stabil  zu  erklären  ist,  nicht  überall 
vorschriftsmäßig  benommen,  und  die  Einholung  oder  Erteilung  dieser  Be- 
stätigung hier  und  da  gänzlich  außer  acht  gelassen  wimie,  so  wird  diese 
Ah.  Vorschrift  zur  allgemeinen  Danachachtung  in  Erinnerung  gebracht  und 
der  Landesstelle  bedeutet,  daß  die  definitive  Bestätigung  der  in  diesen 
Verhältnissen  stehenden  Lehrindividuen  jedesmal  eigens  anzusuchen 
ist,  und  daß  der  definitive  Ausspruch  derselben  jener  Behörde  zusteht, 
von  welcher  die  Verleihung  des  betreffenden  Lehramtes  ausgegangen  ist. 


Nr.  121. 

Hüfkanzleldekret  vom  24.  November  1846,  Z.  8712,') 

an  sämtliche  Länderstellen, 

(betreffend  die  Bestätigung  der  Professoren  gleich  nach  Beendigung 

ihres  Triennittms). 

Aus  Anlaß  eines  speziellen  Falles  haben  Se.  k.  k.  Ap.  Majestät 
mit  Ah.  Entschl.  vom  21.  November  1846  zu  befehlen  geruht:  es  sei 
dafür  zu  sorgen,  daß  die  Anträge  zur  Bestätigung  der  Professoren  sogleich 
nach  der  Beendigung  ihres  Trienniums  im  Lehramte  vorgelegt  werden.^) 


Nr.  122. 

ADS  dem  AllerbSchsten  Handschreiben  an  den  Minister  des  Änfiem 

vom  24.  Febmar  1855  (Z.  245/KUH), 

(betreffend  das  dreijährige  Provisorium  der  Professoren). 

In  Beziehung  auf  die  Anstellung  der  Professoren  und  die  Zulassung 
von    Privatdozenten   haben   die   bestehenden   Vorschriften   in   Geltung    zu 

»)  POS  Bd,  74,  S.  233. 
•)  VgL  auch  Nr.  12t  und  Nr.  126. 

DU  Anordnung  des  obigen  Hqfkanzleidekretes  wurde  mit  MinErL  vom  23.  September  1856, 
Z,  14JB72  und  MinErL  vom  2t.  April  1865,  Z.  3888  erneuert. 
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verbleiben,  insbesondere  auch  diejenigen,  denen  zufolge  die  erste  Anstel- 
lung von  Professoren  bis  zu  der  auf  Grundlage  einer  dreijährigen,  ent- 
sprechenden Dienstleistung  erfolgenden  definitiven  Bestätigung  in  der 
Regel  als  provisorisch  zu  betrachten  ist.  Jedoch  hat  diese  Bestimmung 
auf  Männer  keine  Anwendung,  welche  aus  einer  anderen  festen  Stellung^) 
an  eine  Universität  berufen  werden  oder  bereits  berufen  worden  sind, 
oder  hinsichtlich  welcher  andere  Umstände  eine  Ausnahme  begründen,  in 
welcher  Beziehung  jederzeit  bei  Erstattung  des  Vorschlages  der  Ernennung 
der  bestimmte  Antrag  zu  erstatten  und  ebenso  in  dem  Anstellungsdekrete 
sich  mit  Bestimmtheit  auszusprechen  sein  wird. 


Nr.  123. 

Erlaß  des  Mlnlsterlnms  für  K.  n.  U,  vom  20.  Hai  1860,  Z.  7039. 

an  den  Vizepräsidenten  der  Statthaltereiabteilung  Ofen, 

(womit  erklärt  wird,  unter  welchen  Verhältnissen  eine  Verlängemng 
des  Probetrlennlnms  eines  Lehrers  stattfinden  kann). 

Nach  den  bestehenden  Vorschriften  ist  das  Probetriennium  bestimmt, 
darüber  Gewißheit  herzustellen,  ob  der  bezügliche  Lehrer  auf  definitive 
Anstellung  Anspruch  habe.  Stellt  sich  während  dieser  Zeit  heraus,  daß 
er  kein  Vertrauen  verdiene,  so  soll  er  entlassen  werden.  Eine  Verlängerung 
des  Provisoriums  erscheint  nur  angezeigt,  wo  Umstände  vorliegen,  die 
zu  der  Erwartung  berechtigen,  daß  sich  nach  einer  neuerlichen  Probezeit 
ein  verläßlicheres  Urteil  werde  fällen  lassen,  und  dem  Betreffenden  Tat- 
sachen, welche  diese  dilatorische  Maßregel  rechtfertigen,  mitgeteilt  werden 
können.  Schlechte  Gesinnung  kann  die  Entlassung,  nicht  aber  die  Be- 
lassung im  Lehramte  unter  Verweigerung  der  materiellen  Vorteile,  welche 
aus  der  anrechnungsfähigen   Dienstzeit  erwachsen,   begründen. 


Np.  124. 

Erlaß  des  Ministers  far  K.  n.  D.  vom  1.  Jnni  1871,  Z.  603L 

MVBNr.  35, 

betreffend  die  Definitiverklftrnng  Im  Lehramte. 

Aus  Anlaß  einer  vorgekommenen  Anfrage)  wem  es  obliege,  den 
Antrag  auf  die  definitive  Bestätigung  der  Professoren  im  Lehramte  zu 
stellen,  finde  ich  zu  eröffnen,  daß  die  betreffenden  Professoren  selbst  ver- 
pflichtet sind,  mit  Ablauf  ihres  Probetrienniums  sofort  um  die  definitive 
Bestätigung   einzuschreiten,    daß   aber    auch   die   Dekane   der   Fakultäten, 

>)  DU  feste  SteUang  muß  eine  „öffentliche'*  sein  (MinAki  Z.  4134  ex  18S9J.  Im  Falle  der 
KnmaÜerung  der  Professar  mit  einer  anderen  festen  Stellung  ist  die  Stabilisierung  erforderlich 
(MinAkt  Z.  17j663  ex  1899), 
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dann  die  Vorstände  der  einzelnen  Lehranstalten  darüber,  daß  dieses  Ein- 
schreiten in  angemessener  Frist  erfolge,  zu  wachen  und  erforderlichenfalls 
die  Anzeige  zu  erstatten  haben. 


Nr.  125. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  n.  U.  Tom  19.  November  1881,  Z.  16.888, 

an  alle  Landesschulbehörden, 
(betreffend  die  Berechnung  des  Probetrienniums  an  Staatslehranstalten). 

Aus  Anlaß  einer  von  einer  k.  k.  Landesschulbehörde  gestellten  An- 
frage, welche  Wirkung  die  Militärdienstleistung  eines  Mittelschullehrers  zur 
Erfiillung  der  gesetzlidien  Präsenzdienstpflicht  auf  die  Berechnung  des 
Probetrienniums  ausübe,  finde  ich  der  k.  k.  Landesschulbehörde  zur  wei- 
teren Danachachtung  zu  eröffnen,  daß  es  im  Geiste  und  Zwecke  des  In- 
stitutes des  Probetrienniums  an  Staatslehranstalten  (Siudienhofkommissions- 
dekret  vom  18.  September  1826,  Z.  4412)  gelegen  ist,  daß  der  Probedienst 
in  dem  bestimmten  Staatslehramte  effektiv  drei  Jahre  zu  dauern  hat,  und 
daß  daher  die  in  irgend  einem  anderen  Dienstzweige  verbrachte  Zeit  in 
das   Probetriennium  nicht  eingerechnet  werden  kann. 


Nr.  126. 
Erlafi  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  20.  Juni  1889,  Z.  6321, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten  und  die  Dekanate  der  theologischen 

Fakultäten  in  Olmütz  und  Salzburg, 

(womit  die  Vorschriften  fiber  die  Bestätigung  im  Letiramte  in  Erinnerung 

gebracht  werden). 

Es  ist  die  Frage  angeregt  worden,  ob  die  durch  Ah.  Kabinettsschreiben 
vom  9.  September  1826  eingeführte  Einrichtung  des  dreijährigen  Probe- 
trienniums aller  neu  angestellten  Lehrer  derzeit  und  insbesondere  im 
Hinblicke  auf  die  Bestimmung  des  zweiten  Absatzes  des  §  2  des  Gesetzes 
vom  27.  April  1873,  ROBNr.  63, ^  welcher  besagt,  daß  die  ordentlichen 
und  außerordentlichen  Universitätsprofessoren  vom  Staate  bleibend  ange- 
stellt werden,  in  Ansehung  der  gedachten  Professoren  noch  zu  Recht 
besteht. 

Die  bisherige  konstante  Praxis  hat  sich  mit  Recht  für  die  Bejahung 
dieser    Frage   ausgesprochen. 

Die  zitierte  Gesetzesbestimmung  trifft  nämlich,  wie  sich  schon  aus 
ihrer  Fassung  ergibt,  an  den  bis  zum  Erscheinen  des  erwähnten  Gesetzes 
in  Geltung  gewesenen  Normen  für  die  bleibende  Anstellung  der  Universi- 
tätsprofessoren keine  Änderung,  beschränkt  sich  vielmehr  darauf,  die 
Existenz   eines    schon   vorhandenen   bezüglichen    Verhältnisses    zu   konsta- 

»)  5.  Nr.  18. 


]^20  '*  ^^'^*  Organisation  und  Verwaltung;  B.  Universitfttspersonale. 

tieren.  Es  ist  sonach  durch  dieses  Gesetz  der  bis  zum  Erscheinen  des- 
selben vorgezeichnete  Vorgang  bei  der  bleibenden  Anstellung  der  Uni- 
versitätsprofessoren unberührt  geblieben,  so  daß  die  bleibende  Anstellung 
nach  wie  vor  regelmäßig  drei  Jahre  nach  erfolgter  Ah.  Ernennung  auf 
Grund  einer  diesbezüglichen  besonderen  Ah.  Schlußfassung  ^)  Platz  zu 
greifen  hat. 

Demgemäß  werden  die  Vorschrift  des  erwähnten  Ah.  Kabinetts- 
schreibens und  die  diesem  nachgefolgten  Normen,  welche  den  in  Rede 
stehenden  Gegenstand  betreffen,  insbesondere  die  Bestimmungen  des  Hof- 
kanzleidekretes vom  24.  November  1846,  Z.  8712')  und  des  Ah.  Hand- 
schreibens vom  24.   Februar   1855,^)  in   Erinnerung  gebracht. 

Es  wird  den  Dekanaten  der  Fakultäten  obliegen,  den  Ablauf  des 
Probetrienniums  in  Evidenz  zu  halten  und  erforderlichenfalls  zu  veran- 
lassen, daß  das  Einschreiten  um  Stabilisierung  im  Sinne  des  Studien- 
hofkommissionsdekretes  vom  8.  November  1841,  Z.  7557,*)  seitens  des 
betreffenden  Professors,  und  zwar  dem  Hofkanzleidekrete  vom  24.  No- 
vember 1846,  Z.  8712,  gemäß,  unmittelbar  nach  Ablauf  des  Trienniums 
eingebracht  werde,  insofern  nicht  der  im  Ah.  Handschreiben  vom  24.  Fe- 
bruar 1855  vorgesehene  Fall  vorliegt,  daß  die  Ernennung  eines  Professors 
sofort  im  Ernennuiigsdekrete  ausdrücklich  als  eine  definitive  erklärt 
worden  ist. 


Nr.  127. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  n.  D.  vom  8.  August  1889,  Z.  15.657, 

an  das  Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  der  deutschen  Universität  in  Prag, 

(womit  ausgesprochen  wurde,  daß  selbst  die  Entrichtung  der  Diensttaxe 

oder  die  Anweisung  von  Quinqnennalznlagen  von  der  Notwendigkeit 

des  Einschreitens  nm  Stabilisierung  nicht  enthebt). 

Auf  die  mit  Bericht  vom  24.  Juli  1889,  Z.  1190,  gestellte  Anfrage,  ob 
ein  seit  mehreren  Jahren  angestellter  Professor,  welcher  bereits  die  Dienst- 
taxe entrichtet  hat,  und  dem  auch  Quinquennalzulagen  bewilligt  wurden,  noch 
um  die  definitive  Bestätigung  im  Lehramte  anzusuchen  habe,  wird  dem 
Dekanate  unter  Bezugnahme  auf  den  MinErl.  vom  20.  Juni  1889,  Z.  6321, 
eröffnet,  daß  weder  der  Ablauf  einer  längeren  Dienstzeit,  noch  der  Um- 
stand, daß  die  Diensttaxe  bezahlt  oder  Quinquennalzulagen  bewilligt  wurden, 
einen  noch  nicht  stabil  angestellten  Universitätsprofessor  von  der  obigen 
Verpflichtung  befreit. 


*)  Die  Bestätigung  der  Universiiäisprofessoren  und  der  Professoren  an  den  theologischen 
FakuUäten  in  Salzburg  und  Olmätz  im  Lehramte  liegt  derzeit  im  Wirkungskreise  des  Ministeriums 
für  Kultus  und  Unterricht  (MinAkt  Z.  4002/KUM  ex  1896J, 

•)  5.  Nr,  12t, 

*)  5.  Nr.  122, 

*)  5.  Nr,  120, 
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Np.  128. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  fQr  K.  n.  U.  Toin  26.  Janner  1890. 

Z.  1212. 

an  das  Dekanat  der  juridischen  Fakultät  der  Universität  in  Graz, 

(wonach  durch  die  nach  Ablauf  des  Probetriennlums  erfolgte  Ernennung 
oder  Beförderung  eines  Professors  dessen  Stabilisierung  im  Lehramte 

noch  nicht  bewirkt  wird). 

Was  die  in  dem  Dekanatsberichte  enthaltene  Bemerkung  betrifft,  daß 
einige  Mitglieder  des  Professorenkollegiums  zwar  im  Lehramte  noch  nicht 
bestätigt  sind,  sich  jedoch  im. Hinblicke  auf  verschiedene  nach  Ablauf  ihres 
Probetrienniums  erfolgte  Ernennungen  und  Beförderungen  für  stabilisiert 
halten,  so  mache  ich  das  Dekanat  unter  Hinweis  auf  den  ho.  Erlaß  vom 
20.  Juni  1889,  Z.  6321,^)  zur  weiteren  Veranlassung  darauf  aufmerksam, 
daß  durch  solche,  ohne  ausdrückliche  Bestätigung  im  Lehramte  erflossene 
Ah.  Resolutionen  eine  Stabilisierung  nicht  bewirkt  wird. 


5.  Rangordnung  und  Ehrentitel« 


Nr.  129. 

Ans  dem  Sofkanzleldekrete  vom  16.  MSrz  1828,  Z.  11.616  (bOhm. 

ProyGS  Bd.  10,  Nr.  122), 

(betreffend  die  Berechnung  des  Dienstranges). 

Der  eigentliche  Dienstrang  eines  jeden  Beamten  ist  nicht  vom  Datum 
des  ihm  zugekommenen  Anstellungsdekretes,  sondern  von  dem  Tage  der 
Entschließung,  durch  welche  seine  Ernennung  ausgesprochen  wird  (welcher 
Tag  jedesmal  in  dem  Anstellungsdekrete  aufzuführen  ist),  zu  rechnen,  und 
zwischen  mehreren  Beamten,  die  an  ebendemselben  Tage^)  zu  einer  gleichen 
Kategorie  ernannt  worden  sind,  hat  derjenige  in  der  neuen  Kategorie  vor 
dem  anderen  den  Rang  zu  nehmen,  der  ihm  schon  in  der  früheren  An- 
stellung vorgegangen  ist.    (Ah.   Entschl.  vom   1.  Februar  1828.) 

»)  5.  Nr.  126, 

■)  VgL  Nr,  131  und  Nr.  138, 

Mit  dem  HofkamUidekrete  vom  19.  JuU  1804,  Z.  1Z574,  POS  22.  Bd.,  S.  3,  Nr.  3,  wurde 
festgesetzt,  de^ß  den  Rang  unter  Beamten  gleicher  Kategorie  nicht  der  Tag  des  abgelegten  Dienst- 
ekies, sondern  das  Datum  des  Anstellungsdekretes  zu  bestimmen  habe. 

Erk.  des  VON  vom  13.  Mai  1880,  Z.  906  (Budw.  IV,  772): 

Von  zwei  an  demselben  Tftgfe  ernannten  außerordentlichen  Universitfttsprofessoren  hat 
{ener,  der  schon  frflfaer  im  Staatsdienst  ang^estellt  war,  gegfenflber  dem,  der  eine  solche  Anstellung 
noch  nicht  hatte,  im  Range  vorzugehen.  Die  Privatdozentur  Ist  keine  hienach  in  Betracht 
kommende  Staatsanstellung,  da  die  Privatdozenten  nicht  vom  Staate  bestellte,  sondern  von 
diesem  nur  zugelassene  Lehrer  sind.  Das  Hofkanzleidekret  vom  16.  März  1828,  Z.  11.616 
tbfibmlsche  ProvOS  Bd.  10,  Nr.  122)  Ober  den  Rang  gleichzeitig  Ernannter  besteht  aufrecht. 


j[22  ^*  ^^^'*  Organisation  und  Verwaltung;  B.  Universitätspersonale. 

Np.  130. 

AllerhOcbste  Entschlleßnng  vom  22.  Februar  1833, 

(die  Rangsbestimmung  der  Universitätsprofessoren  betreffend). 

(StHD  vom  29.  März  1833,  Z.  1243.) 

Der  Rang  und  die  Qehaltsbemessungen^)  sind  den  wirklichen  Fakul- 
tätsprofessoren in  jedem  Falle,  mithin  auch  wenn  sie  von  der  Lehrkanzel 
einer  Fakultät  in  das  Lehramt  einer  anderen  Fakultät  übertreten,  nach  den 
Dienstjahren  zu  bestimmen,  welche  sie  als  wirkliche  ordentliche  Fakultäts- 
professoren  zählen.') 

Nr.  131. 

Erlaß  des  Hlnlsterlnms  fflr  K.  u.  U.  vom  26.  August  1851  Z.  8358, 

an  das  medizinische  Professorenkollegium  in  Prag, 
(betreffend  die  Einreibung  der  außerordentlichen  Professoren). 

Die  Einreihung  der  außerordentlichen  Professoren  mit  Inbegriff  jener, 
welchen  früher  der  Titel  eines  außerordentlichen  Professors  Ah.  Ortes 
verliehen  wurde,  hat  nach  dem  Zeitpunkte  der  geschehenen  Ah.  Verleihung 
des  betreffenden  Charakters  oder  Titels  in  der  Art  zu  geschehen,  daß  für 
den  Fall,  als  diese  Verleihung  gleichzeitig  an  mehrere  erfolgte,  das  Senium 
im    Lehramte   den  Vorrang  gewähre.') 


Nr.  132. 

Erlaß  des  Ministeriums  fOr  K.  u.  U.  vom  11.  H8rz  1854,  Z.  2673, 

an  den  akademischen  Senat  in  Prag, 

(womit  aus  Anlaß  eines  vorgekommenen  Falles  die  Rangstellung  der 
einzelnen  Mitglieder  des  Lehrkörpers  an  Universitäten  ausgesprochen 

wird). 

Von  einer  relativen  Rangstellung  der  einzelnen  Mitglieder  eines  Lehr- 
körpers kann  eigentlich  und  im  strengeren  Sinne  des  Wortes  nur  in  Be- 
ziehung auf  die  Kategorien  der  von  ihnen  eingenommenen  Stellung  die 
Rede  sein,  und  zeigt  sich  insofern,  als  der  fungierende  Dekan  vor  dem 
Prodekan,  dieser  vor  den  ordentlichen,   die  ordentlichen  vor  den   außer- 

^)  HinsicMUch  der  Qehalte  ist  diese  Norm  durch  andere  Vorschriften  außer  Kraft  gesetzt. 
Vgl.  insbesondere  die  Bestimmungen  der  §§  9  und  10  des  Gesetzes  vom  19»  September  1B96 
RQBNr,  167  (s,  Nr.  97). 

•)  VgU  Nr.  133. 

*)  Vgl.  Nr.  129,  betreffend  den  Rang  gleichzeitig  Ernannter  und  Nr,  138,  betreffend  die 
Einreihung  von  auf  Orund  derselben  Ah.  Entschließung  zu  außerordentlichen  Professoren  ernannten 
Privatdozenten. 

Ober  die  akademische  Stellung  der  mit  Titel  und  Charakter  eines  ordentlichen,  beziehungs- 
weise tmßerordentlichen  Professors  ausgezeichneten  außerordentlichen  Professoren  und  Privatdozenten 
vgL  den  MinErL  vom  14.  Jänner  1879,  Z.  18.262  ex  1878  (s.  Nr.  137). 
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ordenilicfaen  Professoren,  diese  endlich  vor  den  Privatdozenten  und  Lehrern 
eine  höhere  akademische  Stellung  inne   haben. 

Die  ordentlichen,  ebenso  wie  die  außerordentlichen  Professoren  unter 
sich  sind  einander  an  Rang  in  ihrer  akademischen   Eigenschaft  gleich. 

Insofern  es  aber  bei  akademischen  Funktionen  auch  unter  ihnen  eine 
Ordnung  des  Sitzes,  des  Votums,  des  Vortrittes  usw.  geben  muß,  richtet 
sich  diese  Ordnung^)  laut  den  bestehenden  älteren  und  neueren  Vorschriften, 
welche  selbst  in  dem  provisorischen  Gesetze  über  die  Organisierung  der 
akademischen  Behörden  in  den  §§4  und  14^)  ihre  Bestätigung  finden, 
lediglich  nach  der  Dienstzeit,  welche  die  betreffenden  Glieder  des 
Lehrkörpers  in  ihrer  Eigenschaft  als  ordentliche  oder  beziehungsweise  außer- 
ordentliche Professoren  zurückgelegt  haben,  und  es  können  andere  Mo- 
mente der  äußeren  Rangstellung,  Ehrenauszeichnungen  usw.,  welche  sich 
nicht  auf  das  akademische  Verhältnis  des  betreffenden  Professors  zu  dem 
Lehrkörper  als  solchen  beziehen,  hiebei  nicht  in  Anschlag  gebracht  werden. 


Np.  133. 

Erlafi  des  Ministeiliims  fflr  K.  o.  U.  Tom  19.  Dezember  1857, 

Z.  21.091. 

an  den  akademischen  Senat  der  Universität  zu  Pest, 
(betreffend  die  Festsetzung  des  Ranges  der  Fakttltatsprofessoren). 

Nach  der  Ah.  Entschl.  vom  22.  Februar  (Studienhofkommissionsdekret 
vom  2Q.  März  1833)  >)  ist  der  Rang  der  wirklichen  Fakultätsprofessoren 
in  jedem  Falle  nach  den  Dienstjahren  zu  bestimmen,  welche  sie  als  wirk- 
liche ordentliche    Fakultätsprofessoren   zählen. 

In  Ermanglung  den  gegenwärtigen  Universitätsverhältnissen  vollkommen 
angepaßter  neuerer  Bestimmungen  ist  auf  diese  Ah.  Entschl.  in  allen  Fällen 
zurückzugehen,  in  welchen  nicht  Professoren  anderer  Lehranstalten  infolge 
spezieller  Ah.  sanktionierter  Bestimmungen  rücksichtlich  ihres  Dienstranges 
den  Universitätsprofessoren  ausdrücklich  gleichgestellt  worden  sind,  wie 
dies  bei  den  ehemaligen  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Professoren 
der  Theresianischen  Ritterakademie  und  den  Professoren  der  medizinisch- 
chirurgischen   Lehranstalten  der  Fall  ist. 

Die  an  den  ehemaligen  ungarischen  Rechtsakademien  zurückgelegten 
Dienstjahre  können  der  an  einer  k.  k.  Universität  zurückgelegten  Dienst- 
zeit behufs   Rangbestimmung   nicht  gleichgeachtet   werden. 


')  Mit  dem  MinErl.  vom  16,  April  1868,  Z.  1305,  wurde  bemerkt,  dafi  das  Ministerium  diese 
Ordnung  stets  als  eine  innere  Angelei^enlieit  der  betreffenden  Professorenkollegien  insolange 
behandelt  ond  sich  Jeglichen  Einflusses  insolange  enthalten  hat,  als  diesfalls  hierin  mit  voller 
EInmQtigkeit  vorgegangen  und  von  keiner  Seite  eine  Entscheidung  des  Ministeriums  in  Anspruch 
genommen  wurde. 

*)  Jetzt  §§  5  und  13  des  Qeseizes  vom  27.  Apnl  1873,  RQBNr.  63  (s,  Nr.  18). 

*)  5.  Sr.  130, 


]^24  ''  ^^^^'  Organisation  und  Verwaltung;  B.  Univeraltätspersonale. 

Nr.  134. 

Erlaß  dss  Ministeriums  für  K.  d.  U.  vom  12.  November  1858. 

Z.  18.269. 

an  die  k.  k.  Statthalterei  von  Mähren, 

(betreffend  den  Rang  der  Professoren  bischöflicher  theologischer  Lehr- 
anstalten,   wenn    sie    als    Professoren    an   eine   Universität  berufen 

werden). 

Die  den  Proiessoren  der  bischöflichen  theologischen  Lehranstalten, 
wenn  sie  als  ordentliche  Professoren  der  Theologie  an  eine  Universität 
berufen  werden,  durch  den  Punkt  2  des  MinErl.  vom  15.  September  1851 
(RGBNr.  215)  in  Ansehung  der  Berechnung  ihrer  Dienstzeit  gewährte  Ver- 
günstigung hat,  wie  dies  aus  dem  MinErl.  vom  30.  Juni  1852  (RGBNr.  141) 
ersichtlich  wird,  lediglich  auf  das  Vorrückungsrecht  und  den  Pensions- 
anspruch der  erwähnten  Professoren  Einfluß  und  berührt  sonach  ihren 
Rang  in  dem   Professorenkollegium,  dessen  Glieder  sie  werden,   nicht 


Np.  135. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  14.  März  1871,  Z.  2279, 

MTBNr.  16, 

an   das  Professorenkollegium   der  philosophischen  Fakultät  der  Universität 

in  Prag, 

betreffend  die  Reihnng  der  Professoren  einer  und  derselben  Fakultät 

untereinander. 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  6.  Februar  d.  J.,  betreffend  die 
Frage  der  Einreihung  des  von  Lemberg  nach  Prag  übersetzten  Professors 
...  im  philosophischen  Professorenkollegium,  setze  ich  das  k.  k.  Pro- 
fessorenkollegium in  Kenntnis,  daß  rücksichtlich  des  Ranges  der  Fakul- 
tätsprofessoren die  Bestimmung  des  Studienhofkommissionsdekretes  vom 
29.  März  1833,  Z.  1243,  in  Anwendung  zu  kommen,  demnach  die  Reihung 
im  Lektionsplane  und  Personalstande  sowie  die  Sitzordnung  und  die  Ord- 
nung bei  Abgabe  eines  Votums,  hinsichtlich  des  Vortrittes  usw.  sich  ledig- 
lich nach  der  Dienstzeit  zu  richten  hat,  welche  die  betreffenden  Glieder 
des  Lehrkörpers  in  ihrer  Eigenschaft  als  ordentliche  oder  außerordentliche 
Professoren  zurückgelegt  haben. 

Von  dieser  Anordnung  kann  nur  dann  Umgang  genommen  werden, 
wenn  von  Seite  eines  Professors  eine  Verzichtleistung  auf  die  ihm  hie- 
nach  zukommenden  Ansprüche  entweder  ausdrücklich  vorliegt  oder  mit 
Sicherheit  vorausgesetzt  werden  kann. 


Rangordnune  und  Ehrentitel  der  Universltitsprofeisoren.  X26 

Nr.  136. 

Erlafi  des  k.  k.  Finanzmlnistennms  vom  2.  Juni  1873,  Z.  1816, 

(betreffend  die  mit  der  Verleihttng  des  Titels  einer  hölieren  Dienstes- 
kategorie an  Staatsbeamte  verbundenen  Rechte). 

Auf  Grund  der  Ah.  Entschl.  vom  5.  April  1873  gewährt  eine  vom 
Tage  dieser  Ah.  Resolution  an  erfolgende  Verleihung  des  Titels  einer 
höheren  Diensteskategorie  an  einen  Staatsbeamten  dem  damit  Beteilten 
das  Recht,  sich  nicht  nur  der  Titulatur,  sondern  auch  der  dieser  höheren 
Kategorie  entsprechenden  Uniformabzeichen  ^)  zu  bedienen. 


Nr.  137. 

EriaS  des  Ministsrs  fDr  K.  u.  U.  vom  14.  Jannsr  1879.  Z.  18.262 

ex  1878. 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  Wien, 

(betreffend  die  akademisclie  Stellung  der  mit  Titel  und  Charakter  eines 
ordentlichen,   beziehungsweise    auBerordentlichen    Professors    ausge- 
zeichneten außerordentlichen  Professoren  und  Privatdozenten). 

Die  in  den  Berkhten  vom  13.  November  und  18.  Dezember  v.  J., 
Z.  630,  gestellte  Anfrage,  greift  ihrer  Natur  nach  über  den  diesmal  vor- 
liegenden Anlaß  ihrer  Levierung  hinaus,  da  die  Frage,  wie  die  mit  Titel 
und  Charakter  ordentlicher  Professoren  bekleideten  außerordentlichen  Uni- 
versitätsprofessoren in  den  akademischen  Personalverzeichnissen  rangiert 
werden  sollen,  nicht  wohl  entschieden  werden  kann,  ohne  daß  gleich- 
zeitig festgestellt  werden  wird,  welche  rechtliche  Wirkung  überhaupt  einer 
solchen  Auszeichntuig,  nämlich  der  Verleihung  von  Titel  und  Charakter  eines 
ordentlichen  Professors  zuzuerkennen  sei? 

Da  hierüber  die  bestehenden  Direktiven  keine  ausdrücklichen  Be- 
stimmungen enthalten,  finde  ich  aus  Anlaß  der  von  dem  Dekanate  gestellten 
Anfrage  nachstehendes  zu  erklaren: 

Mit  der  Verleihung  von  Titel  und  Charakter  einer  staatsdienstlichen 
Stellung  sind  nach  dem  feststehenden  Wesen  dieser  Auszeichnung  alle 
mit  letzterer  Stellung  verbundenen  Ehrenvorzüge,  niemals  aber  der  An- 
spruch auf  die  Bezüge  oder  auf  die  mit  einer  solchen  Stellung  verbundenen 
dienstlichen  Funktionen  verliehen. 

Insoweit  es  sich  daher  bei  den  mit  Titel  und  Charakter  eines  ordent- 
lichen Universitäts-Professors  bekleideten  akademischen  Lehrern  nicht  um 
bloße  Ehrenvorzüge,  sondern  um  wirkliche,  vielleicht  sogar  (wie  die  Be- 
kleidung einzelner  akademischer  Würden  und  die  Teilnahme  an  den 
strengen   Prüfungen   mit  einem  gewissen   utile  verbundenen)   akademische 


*)  K?'"  hiezu  die  Bestimmung  des  §  1  der  Verordnung  des  Oesamtministeriums  vom 
20.  Okiober  1889,  RQBNr.  176,  womii  eine  neue  Vorschrift  über  die  Utuformierung  der  k,  k.  Siaais^ 
beamien  erlassen  wurde  (s.  Nr.  163), 
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Funktionen  handelt,  wird  diesen  Professoren  die  Gleichstellung  mit  den 
ordentlichen  Professoren  der  Fakultät  nicht  zuzugestehen  sein,  die- 
selben können  insbesondere  die  nur  ordentlichen  Professoren  zugäng- 
lichen akademischen  Würden  nicht  erlangen  und  sie  haben  femer,  falls 
sie  hiezu  nicht  aus  einem  anderen  Grunde  berufen  sind,  kein  Recht 
zur  Teilnahme  an  den  Sitzungen  des  Professorenkollegiums  und  an  den 
strengen  Prüfungen  behufs  Erwerbung  des  Doktorgrades. 

In  den  akademischen  Personalverzeichnissen  sind  diese  Professoren, 
um  Irrungen  über  ihre  Funktionen  hintanzuhalten,  unter  den  außerordent- 
lichen Professoren,  jedoch  unter  Anführung  des  Umstandes,  daß  ihnen  Titel 
und  Charakter  eines  ordentlichen  Professors  verliehen  sei,  zu  verzeichnen. 

In  analoger  Weise  sind  Privatdozenten,  denen  der  Titel  eines'  außer- 
ordentlichen Professors  verliehen  wurde,  im  Personalstande  der  Privat- 
dozenten oder  in  einer  abgesonderten  Rubrik  vor  denselben  unter  Bemerkung 
der  ihnen  verliehenen  Auszeichnung  aufzuführen.  Auf  die  mit  der  außerordent- 
lichen Professur  verbundenen  akademischen  Rechte  und  Funktionen  haben 
solche  Privatdozenten,  da  ihnen  überhaupt  der  Charakter  von  Staatsdienem 
fehlt,  selbstverständlich  keinen  Anspruch.^) 

An  diesen  aus  dem  bestehenden  Systeme  sich  ergebenden  Grund- 
sätzen ist  in  Hinkunft  ausnahmslos  festzuhalten. 


Np.  138. 

Erlaß  des  Ministers  fDr  K.  d.  U.  Tom  27.  Juni  1891  Z.  13.429, 

an  das  Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  der  Universität  in  Wien, 

(betreffend  die  Einrelhung  der  auf  Qnind  derselben  Ah.  Entschließung 
zu   außerordentlichen   Professoren   ernannten   Privatdozenten   in    das 

Professorenkollegittm). 

Mit  Beziehung  auf  die  mit  Bericht  vom  20.  Juni  1.  J.,  Z.  723,  gestellte 
Anfrage  in  Betreff  der  Einreihung  der  außerordentlichen  Professoren  nach 
dem  Senium  in  das  Professorenkollegium  wird  dem  Dekanate  eröffnet, 
daß  in  jenen  Fällen,  in  welchen  zwei  oder  mehrere  Dozenten  auf  Grund 
ein-  und  derselben  Ah.  Entschl.  zu  außerordentlichen  Universitätsprofessoren 
ernannt  worden  sind  und  kein  sonstiges  Moment  für  die  Entscheidung 
der  Frage,  welcher  von  diesen  in  Qemäßheit  des  Gesetzes  vom  27.  April 
1873  2)  zuerst  in  das  Professorenkollegium  aufzunehmen  sei,  geltend  gemacht 
werden  kann,  die  längere  Tätigkeit  als  Privatdozent  als  maßgebend  zu  be- 
trachten   ist.  *) 


')  Die  bloß  mU  dem  Titel  eines  Universiiätsprofessors  bekleideten  Privatdozenten  sind  als 
solche  nach  §  U  ^bs,  4,  der  Verordnung  des  Oesamtministeriums  vom  20.  Oktober  1889, 
ROBNr.  176  fs,  Nr.  163),  zum  Tragen  der  Staatsbeamtenuniform  nicht  berechtigt. 

•)  s.  Nr.  18. 

»)  VgL  Nr.  129  und  131. 
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Nr.  139. 
Erlafi  des  Ministsrs  fOr  K.n.U.  vom  21.  Augast  1896,  Z.  1869/KUM, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 

(wonach   eine  Anrechnung   der  von  einem  in  das  Inland   berufenen 
Professor  an  einer  ausländischen  Hochschule  erworbenen  Andennität 

nicht  stattfindet). 

Auf  die  im  Berichte  vom  27.  Juli  1896,  Z.  3406,  gestellte  Anfrage 
eröffne  ich  dem  Rektorate  .  .  .,  daß  für  die  Rangfolge  der  von  ausländischen 
Hochschtilen  in  das  Inland  berufenen  Professoren  in  dem  betreffenden 
Professorenkollegium  der  inländischen  Hochschule  in  Gemäßheit  der  hier- 
zulande bestehenden  allgemeinen  Nonnen  und  unbeschadet  der  den  Be- 
treffenden etwa  zugestandenen  Anrechenbarkeit  der  im  Auslande  zurück- 
gelegten Dienstjahre  für  die  seinerzeitige  Pensionsbehandlung  lediglich  der 
Zeitpunkt  der  Rechtswirksamkeit  der  für  eine  inländische  Hochschule  er- 
folgten Ernennung  maßgebend  ist,  somit  eine  Anrechnung  der  an  einer 
ausländischen    Hochschule   erworbenen   Anciennität   nicht   stattfindet. 


Np.  140. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  17.  Februar  1897,  Z.  17.059 

ex  1896, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 

(betreffend  die  Reibung  der  ordentlichen  Professoren  im  Personalstands- 
verzeichnisse). 

Aus  Anlaß  des  Ansuchens  der  Mitglieder  der  rechts-  und  Staatswissen« 
schaftlichen  Fakultät  der  Wiener  Universität  N.  N.  und  N.  N.  .  .  um  Zu^ 
erkeonung  des  ihnen  gebührenden  Ranges,  bzw.  um  Richtigstellung  der 
amtlichen  Personalstandsverzeichnisse  der  genannten  Universität  in  dieser 
Rkrhtung,  hat  das  Rektorat  unter  dem  3.  Juli  1896,  Z.  621,  über  den  an 
einzelnen  Fakultäten  dieser  Universität  bei  Reihung  der  in  das  Professoren- 
koU^ium  neu  eintretenden  ordentlichen  Professoren  bisher  beobachteten 
Vorgang  Bericht  erstattet 

Mit  Beziehung  auf  diesen  Bericht  finde  ich  dem  Rektorate  nach- 
stehendes  zu   eröffnen. 

Die  Reihung  der  ordentlichen  Professoren  einer  und  derselben  Fakultät 
im  Personalstandsverzeidinisse  hat,  wie  dies  auch  in  dem  MinErl.  vom 
14.  März  1871,  Z.  2279  (MVBNr.  16),^)  aus  Anlaß  eines  besonderen  Falles 
ausgesprochen  wurde,  auf  Grund  des  Studienhofkommissionsdekretes  vom 
29.  März  1833,  Z.  1243,^)  lediglich  nach  der  Dienstzeit  zu  erfolgen,  welche 
die  betreffenden  Mitglieder  des  Lehrkörpers  in  ihrer  Eigenschaft  als  ordent- 
liche Professoren  zurückgelegt  haben. 


»)  s.  Nr,  135. 
«)  5.  Nr.  130. 
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Die  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Fakultät  hat  aber  bisher  in  der 
Reihung  ihrer  Mitglieder  einen  hievon  abweichenden  Vorgang  eingehalten, 
wobei  sie  sich  insbesondere  auf  den  Beschluß  des  Professorenkoliegiums 
vom    15.   Jänner   1868,  Z.   308,   beruft 

Allerdings  ist  das  Ministerium  in  seinem  Erlasse  vom  18.  April  1868, 
Z.  1305,^)  demselben  nicht  entgegengetreten  und  hat  der  Fakultät  es  über- 
lassen, die  Reihung  ihrer  Mitglieder  nach  dem  Zeitpunkte  ihrer  Berufung 
an  die  juridische  Fakultät  in  Wien  vorzunehmen,  indem  es  das  autonome 
Vorgehen  des  Kollegiums,  sofern  es  sich  um  eine  innere  Angelegenheit 
desselben  handelte,  nicht  beschränken  und  bei  der  vollkommenen  Gleichheit 
aller  ordentlichen  Professoren  als  solcher  der  Reihenfolge  der  Namen  in 
dem  betreffenden  Verzeichnisse  nicht  die  Bedeutung  einer  Rangabstufung 
gegeben  sehen  wollte.  Dieses  Zugeständnis  ist  aber  unter  einer  bestimmten 
Voraussetzung  erfolgt,  die  nach  der  Haltung  der  beiden  beschwerde- 
führenden Professoren  nicht  mehr  existiert. 

Damit  erscheint  die  Frage  der  Reihung  der  Professoren  in  dem  amt- 
lichen Personalstandsverzeichnisse  als  eine  der  internen  Behandlung  im 
Professorenkollegium  entrückte  Frage,  auf  welche  ausschließlich  die  all- 
gemeinen Vorschriften  Anwendung  zu  finden  haben. 

Nach  dieser  aber  sind  die  ordentlichen  Professoren  N.  N.  und  N.  N. . . . 
in  dem  amtlichen  Personalstandsverzeichnisse  ihrer  Fakultät  nach  Maßgabe 
der  von  ihnen  in  der  Eigenschaft  als  ordentliche  Professoren  zurückgelegten 
Dienstzeit  einzureihen. 


6.  Sonstige  Rechtsverhältnisse.*) 


Np.  141. 

ADS  dem  Hof kanzleidekrete  vom  15.  Juni  1827,  Z.  1084,  PG8  Bd.  55, 

Nr.  72,  8.  109, 

betreffend  das  Verbot  der  Anstellung  verwandter  oder  verschwägerter 

Individuen  bei  einem  nnd  demselben  Amte. 

Se.  Majestät  haben  mit  höchster  Entschl.  vom  1.  Mai  1827  in 
Hinsicht  auf  das  bestehende  Verbot  der  Anstellung  verwandter  oder 
verschwägerter  Individuen  bei  einem  und  demselben  Amte  nachfolgende 
nähere  Bestimmungen  zur  Richtschnur  für  die  politischen  und  Kameral- 
behörden^)  vorzuzeichnen  geruht: 

1.  Das  Verbot  der  Anstellung  verwandter  oder  verschwägerter  Indi- 
viduen  bei   Amtern   der  politischen   und   Kameralver waltung   hat   sich    auf 


»)  Vgl.  Nr.  132  Anmerkung  >). 

*)  Ein  Univeraititsprofessor,  der  zugleich  Direktor  des  zu  dieser  Universität  als  HilfsanstaJt 
gehörenden  botanischen  Gartens  ist,  ist  nicht  in  dem  Orte,  wo  dieser  Garten  liegt,  sondern  in 
dem  Orte,  wo  die  Universität  sich  befindet,  wahlberechtigt,  da  letzterer  Ort  als  sein  ständiger 
Amtssitz  erscheint  (Entscheidung  des  VGH  vom  19.  Jänner  1887,  Z.  216,  Budw.  XI,  3352,  BOhmen). 

*)  Diese  Vorschrift  gilt  laut  Nr.  142  auch  für  das  Lehramt, 
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Blutsverwandte  in  auf-  und  absteigender  Linie,  auf  Geschwisterkinder  oder 
auf  die  in  der  Seitenlinie  noch  näher  verbundenen  Personen,  dann  auf  alle 
diejenigen  zu  erstrecken,  welche  in  eben  dem  Grade  miteinander  ver- 
schwägert sind. 

Nr.  142. 

Stodlenliofkoiiimlsslonsdekret  Tom  29.  Dszembsr  1828,  Z.  6729. 

PßS  Bd.  56.  Nr.  124.  8.  329. 

an  sämtliche  Landesstellen, 

mit  Weisiuigeii  wegen  Vornahme  der  Prüfungen  in  Fällen  der  Verwandt- 
schaft der  Examinatoren  mit  den  Schülern. 

Se.  Majestät  haben  mit  höchster  Entschl.  vom  8.  Dezember 
1828  zu  verordnen  geruht:  daß,  um  allen  Schein  der  Parteilichkeit  bei  etwaiger 
Verwandtschaft  der  Studiendirektoren,  Präfekten  oder  der  Professoren  mit 
den  Schülern  zu  vermeiden,  von  dem  Studiendirektor,  Präfekten  oder  Professor 
bei  den  Semestral-,  Jahres-  oder  strengen  Prüfungen  solcher  Schüler,  welche 
nahe  Angehörige  von  ihnen  sind,  und  zu  den  Blutsverwandten  oder  ver- 
schwägerten Individuen  gehören,  die  in  dem  Hofdekrete  der  k.  k.  vereinigten 
Hofkanzlei  vom  15.  Juni  1827  angeführt  sind,  das  Amt  nicht  gehandelt 
werden  könne.  In  solchen  Fällen  sei  die  Prüfung  anstatt  des  ordentlichen 
Professors  von  dem  Direktor,  Präfekten  oder  einem  anderen  des  Faches 
kundigen  Professor  vorzunehmen. 

Im  Falle  eines  mit  dem  Direktor  oder  Präfekten  obwaltenden  solchen 
Verhältnisses  aber  soll  von  dem  für  andere  Verhinderungsfälle  bestimmten 
Stellvertreter  desselben  das  Amt  übernommen  werden.  Übrigens  verstehe 
sich  von  selbst,  daß  die  Prüfungszeugnisse  in  derlei  Fällen  nicht  von  der 
verwandten  oder  verschwägerten  Person,  sondern  von  demjenigen,  der  in 
Stellvertretung  derselben  die  Prüfung  voigenommen  oder  geleitet  hat,  unter- 
fertigt werden  müssen. 

Daß  die  mit  der  erwähnten  Hofkanzleiverordnung  vom  15.  Juni  1827 
bekanntgemachte  h.  Entschl.  vom  1.  Mai  eben  dieses  Jahres  in  Absicht 
auf  das  bestehende  höchste  Verbot  der  Anstellung  verwandter  oder  ver- 
schwägerter Personen  bei  einem  und  demselben  Amte  in  ihrem  ganzen 
Umfange  auch  auf  das  bleibend  angestellte  Personale  sämtlicher  Bildungs- 
anstalten anzuwenden  sei,  und  zwar  dahin  zu  gelten  habe,  daß  an  diesen 
Anstalten  auch  Personen,  die  in  dem  daselbst  bestimmten  Grade  verwandt 
oder  verschwägert  sind,  zwar  im  Verhältnisse  der  Koordination,  aber  nicht 
der  unmittelbaren  Subordination  bei  derselben  Anstalt,  weder  als  definitiv 
angestellt  werden,  noch  als  Supplenten  dienen  können. 

Daß  eben  dieses  Verbot  auch  von  den  unbesoldeten  oder  Ehrenämtern 
eines  Studiendirektors,  sowie  von  den  Assistenten  oder  Adjunkten  in  Bezug 
auf  den  Professor  oder  Lehrer  zu  gelten  habe,  bei  dessen  Lehrfache  sie 
au^estellt  sind. 

Daß  die  Anwendung  dieses  Verbotes  auf  jene  Individuen,  die  von  den 
Bischöfen  oder  Ordensgemeinden  über  bloße  konkursartige  Prüfung  bei  dem 

Universitats^esetze.  9 
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Lehramte  oder  bei  der  Leitung  der  Lehranstalten  angestellt  werden  und 
daher  abberufen  werden  können,  nicht  statthabe. 

Daß  diese  h.  Entschl.  auch  auf  die  Lehrer  und  Gehilfen  an  den 
bloßen  Trivialschulen  nicht  auszudehnen  sei. 

Diese  h.  Entschl.  wird  der  Landesstelle  zur  genauesten  Beobachtung 
und  Beauftragung  der  unterstehenden  Lehr-  und  Büdungsanstalten  hiemit 
eröffnet. 


7.  Lehrverpflichtungeti. 


Nr.  143. 

Erlafi  des  Minlsterlnms  fflr  K.  n.  ü.  vom  7.  Februar  1849, 

Z.  69S/U7, 

an  den  Landeschef  von  Böhmen, 

(worin  bemerkt  wird,  daß  nur  streng  wissenschaftliche  Qegenstfinde  zn 

Vorträgen  auf  Universitäten  geeignet  seien). 

Zum  Vortrage  auf  Universitäten  sind  nur  streng  wissenschaftliche 
Gegenstande  geeignet,  deshalb  gehören  der  Sprachunterricht,  ohne  Ver- 
bindung mit  der  Literatur,  der  Unterricht  in  der  Stenographie,  Kalligraphie  etc. 
nicht  zur  Universität,  und  die  Lehrer^)  derselben  können  nicht  den  Rang 
eines    Dozenten   ansprechen. 

Nr.  144. 

Ans  dem  Erlasse  des  ISlnisterlams  des  Offentlicben  Unterrichtes 

vom  1.  März  1849.  Z.  1395.  RGBNr.  146. 

an  das  Professorenkollegium  der  philosophischen  Fakultät  der  Universität 

in  Wien, 

(betreffend  die  Berechtigung  der  Professoren,  Vorlesungen  fiber  ein 

beliebiges  Fach  ihrer  Studienabteilnng  abzuhalten).^) 

In  diesem  Erlasse  wurde  bemerkt,  daß  die  Auffassung  des  Wiener 
philosophischen  Professorenkollegiums,  daß  jeder  Universitätsprofessor  be- 
rechtigt sei,  über  ein  beliebiges  Fach  seiner  Studienabteilung  (nebst  dem- 
jenigen, wozu  er  vermöge  seines  Lehramtes  verpflichtet  ist,)  Vorlesungen  zu 
halten  und  es  darüber  lediglich  einer  Anzeige  an  sein  Professorengremium 
bedürfe,  und  ein  förmliches  Gesuch  an  die  betreffende  Fakultät  nur  dann 


>)  Vgl.  Nr,  220, 

")  Für  das  Ausmaß  der  LehrverpfUchtung  der  Professoren  überhaupt  sind  die  Bestimmungen 
der  §§  5,  6,  7  und  8  der  MinVdg,  vom  IZ  JuU  1850,  Z.  5697,  RQBNr,  310  (KoiUgiengeldergesetz 
Nr,  391),  für  die  Professoren  an  der  griechisch -orientalisch -theologischen  Fakultät  der 
Universität  in  Czemowitz  auch  die  Bestimmungen  des  §  9  der  MinVdg.  vom  30,  August  1875, 
Z.  13.3tt),  RQBNr.  122  fs.  Nr.  622),  maßgebend.  Vgl.  bezüglich  der  Professoren  der  Juridischen 
Fakultät  Punkt  2  des  MinErl.  vom  2.  September  1852,  Z.  8736  fs.  Nr.  146). 
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gefordert  werde,  wenn  er  in  einer  anderen  Fakultätsstudienabteilung  vorzu- 
tragen wünscht  —  ganz  im  Sinne  des  MinErl.  vom  19.  Dezember  1848, 
Z.  8175  (Hauptnorm),  über  die  Habilitierung  der  Privatdozenten  >)  und  dem- 
selben vollkommen  entsprechend  wäre. 

Nr.  146. 

Ans  dem  Erlasse  des  Mlnlsterliuns  für  K.  u.  ü.  vom  18.  Janner  1851, 

Z.  341. 

an  das   Professorenkollegium    der    rechts-    und    staatswissenschaftlichen 

Fakultät  der  Universität  in  Innsbruck, 
(betreffend  die  Befugnis  der  Professoren  zur  Abhaltung  von  Vorlesungen 
über  ihrem  Nominalfache  verwandte  oder  fiber  andere  Fächer  derselben 

oder  einer  anderen  Fakultät). 

Die  Anfrage,  ob  ordentliche  Professoren  auch  berechtigt  seien,  über 
andere  Fächer,  als  für  welche  sie  angestellt  sind,  auch  dann  zu  lesen,  wenn 
sie  dafür  ein  Kollegiengeld  in  Anspruch  nehmen,  muß  schon  nach  dem 
Gesetze  vom  12..  Juli  1850,  RGB.,  Z.  310,*)  bejahend  beantwortet  werden. 
Um  über  verwandte  Fächer  zu  lesen,  bedarf  es  nur  der  Anzeige  an  das 
Professorenkollegium;*)  um  auch  über  andere  Fächer  derselben^)  oder 
einer  anderen^)  Fakultät  zu  lesen,  ist  aber  die  Genehmigung  des  Unter- 
richtsministeriums einzuholen.  —  Welches  Kollegiengeld  sie  hiefür  zu  fordern 
berechtigt  sind,  ist  mit  Rücksicht  auf  ihre  lehramtlichen  Verpflichtungen  und 
auf  die    Bestimmungen   obigen   Gesetzes   zu   entscheiden. 

Welche  Fächer  als  verwandte  anzusehen  seien,  hat  zunächst  das 
Professorenkollegium  zu  beurteilen  und  bei  dieser  Beurteilung  der  Lehr- 
freiheit keine  zu  engen  Schranken  zu  ziehen;  in  zweifelhaften  Fällen  ist 
an  das  Unterrichtsministerium  von  Fall  zu  Fall  Bericht  zu  erstatten. 


Nr.  146. 

Ans  dem  Mlnlsterialerlasse  vom  2.  September  1852,  Z.  8736, 

an  das  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Professorenkollegium  der  Uni- 
versität zu  Lemberg, 
(womit  in  Bezng  auf  die  abzuhaltenden  Vorlesungen  der  Dozenten, 
insbesondere  rficksichtlich  der  SpezialkoUegien  Bemerkungen  mitgeteilt 

werden). 
Man  sieht  sich  zu  folgenden  Bemerkungen  veranlaßt: 
1.  Dem  wissensdiaftlichen  Interesse,  sowie  den  Bedürfnissen  des  rechts- 

*)  Derzeit  gtU  die  HabiliiaHonsnonn  vom  lU  Februar  1888,  RQBNr.  19  fs.  Nr.  187). 

•)  5.  Nr.  391  (§  7). 

')  Vgl,  Nr,  144.  Der  Erlaß  des  provisorischen  Ministeriums  des  Unterrichts  vom 
1.  April  1849  f RQBNr.  203)  bemerkt  übereinstimmend ,  daß  bei  den  wirklich  angestellten 
Professoren,  wenn  sie  Ober  ein  verwandtes  Fach  lesen  wollen ,  die  ordnungsmäßige  Anzeige  bei 
dem  Lehrkörper  genügt,    s,  auch  Nr.  150. 

*)  Vgl.  Nr.  147. 

•)  Vgl,  §  3  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873,  RQBNr.  63  fs.  Nr.  18),  wonach  hießir  die 
Zasümamng  dieser  anderen  Fakultät  erforderlich  ist.  In  Ermanglung  derselben  entscheidet  der 
akademische  Senat,  von  welchem  die  Berufung  an  das  Unterrichtsministerium  ergriffen  werden  kann. 

9* 
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und  staatswissenschaftlichen  Unterrichtes  wird  mit  sogenannten  Spezial- 
kollegien  nur  dann  entsprochen,  wenn  in  regelmäßig  wiederkehrenden  Haupt- 
kollegien das  Ganze  eines  Lehrfaches  und  insbesondere  einer  positiven 
Gesetzgebung  in  ihrem  zusammenhängenden  Systeme  als  Grundlage  ge- 
boten wird,  und  insbesondere  wird  dies  zu  einer  nützlichen  Vergleichung 
mehrerer  Rechtssysteme  als  Vorbedingung  erforderlich  sein. 

Es  muß  daher  ebenso  das  römische  Recht,  wie  das  allgemeine  bürger- 
liche Gesetzbuch  in  seinem  Systeme  als  Ganzes  in  jedem  Jahrgange  von 
dem  Professor  gelehrt  werden,  welcher  dafür  angestellt  ist. 

2.  Zu  Vorlesungen  über  ein  verwandtes  Lehrfach  ist  ein  ordentlicher 
Professor  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  erst  dann  be- 
rechtigt, wenn  er  durch  Ankündigung  neunstündiger  Vorlesungen  über  seine 
Nominalfächer  den  Verpflichtungen  genügt,  welche  ihm  im  Sinne  seiner 
Anstellung  zunächst  und  wesentlich  obliegen.^) 

3.  So  wichtig  auch  Spezialkollegien  sind  und  so  sehr  das  Prinzip 
der  Konkurrenz  in  dem  Geiste  des  neuen  Lehrsystemes  liegt,  so  ist  doch 
darauf  zu  sehen,  daß  der  Kampf  der  geistigen  Konkui:renz  mit  rein  geistigen 
Waffen  geführt  und  nicht  ein  fremdartiges  Element  mit  hineinbezogen  w^erde. 
Insolange  das  System  der  Kollegiengelder  noch  nicht  festere  Wurzeln  gefaßt 
hat,  kann  daher  das  Unterrichtsministerium  eine  Konkurrenz  nicht  billigen, 
bei  welcher  ein  Einfluß  der  Ziffer  des  Kollegiengeldes  auf  den  Erfolg  zu 
besorgen   steht. 

Hienach  werden  solche  Vorlesungen  beurteilt  und  limitiert  werden 
müssen,  welche  ein  ordentlicher  Professor  über  das  Nominalfach  eines  seiner 
Kollegen  ankündigt,  und  die  Stundenzahl,  welche  let^erer  seinem  Kollegium 
widmet,  wird  daher  als  das  Minimum  der  Stundenzahl  zu  betrachten  sein, 
welche  auch  der  erstere  der  konkurrierenden  Vorlesung  zu  geben  hat. 


Nr.  147. 

Aus  dem  Erlasse  des  Mlnlsterliims  fOr  K.  n.  U.  Tom  16.  April  1858. 

Z.  5164. 

an    das    ProfessorenkoUe^um    der    rechts-    und    staatswissenschaftlichen 

Fakultät  der  Universität  in  Graz, 

(betreffend  die  Frage,  unter  welchen  Bedingungen  die  Ausdehnung  der 
Lehrbefngnisse  der  angestellten  Professoren  auf  Lehrfächer,  welche 
ihrem  Nominalfache  nicht  homogen  sind,  ausgesprochen  werden  kann). 

Ein  angestellter  Professor  kann  nicht  zugleich  Privatdozent  sein,  und 
wenn  er  über  ein  seinem  Nominalfache  femer  stehendes  wissenschaftliches 
Gebiet  zu  lesen  die  Bewilligung  erhält,")  so  liest  er  sohin  über  dasselbe 
in  seiner  Eigenschaft  als  Professor.  Er  kann  auch  nicht  einem  Habilitations- 


>)  VgL  Nr,  391  (§§  5^J, 
•)  VgL  Nr,  144  und  145, 
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akte  vor  seinen  Kollegen  unterzogen  werden.  Andrerseits  kann  aber  aller- 
dings die  Ausdehnung  der  Lehrbefugnisse  der  angestellten  Professoren  auf 
Lehrfächer,  welche  ihrem  Nominalfache  nicht  analog  und  homogen  sind, 
doch  nicht  ausgesprochen  werden,  ehe  nicht  Beweise  von  einer  tieferen, 
wissenschaftlichen  Tätigkeit  auf  dem  Gebiete,  welchem  jene  Lehrfächer  an- 
gehören, vorliegen.  Wenn  die  unabweisbare  Notwendigkeit  eintritt,  ein  Lehrfach 
für  eine  kurze  Zeit  supplieren  zu  lassen,  so  können  an  denjenigen,  welcher 
damit  betraut  wird,  solche  Anforderungen  nicht  unbedingt  gestellt  werden. 
Eben  deshalb  ist  aber  auch  die  bloße  Tatsache  der  Supplierung  noch  nicht 
hinreichend,  jene  Beweise  einer  wissenschaftlichen  Beherrschung  des  Faches 
zu  ersetzen,  und  können  solche  nur  in  Leistungen  gefunden  werden,  welche 
der  Beurteilung  nicht  bloß  der  Studierenden,  sondern  auch  des  gelehrten 
Publikums  vorliegen. 


Nr.  148. 

Erlafi  des  Staatsministeriums  K.  U.  vom  27.  MSrz  1865,  Z.  2368, 

an  den  akademischen  Senat  in  Lemberg, 

(betreffend  die  Auslegung  des  §  8  der  Verordnung  vom  12.  Juli  1850, 
RQBNr.  310,^)  über  die  Abhaltung  von  Publica). 

§  8^)  legt  dem  ordentlichen  Professor  die  Verpflichtung  auf,  von 
Zeit  zu  Zeit  unentgeltliche  Kollegien  zu  lesen,  so  zwar,  daß  zwischen 
je  zwei  von  einem  Professor  abgehaltenen  unentgeltlichen  Kollegien  höchstens 
ein  Zwischenraum  von  je  zwei  Semestern,  in  welchen  er  kein  Publicum 
liest,  liegen  darf. 


Np.  149. 

Circnlandiim  des  Ministeriums  für  K.  n.  U.  vom  24.  April  1868, 

Z.  3030, 

(betreffend  den  Wirkungskreis  des  Unterrichtsministeriums  hinsichtlich 
der  Übertragung  eines  zweiten  Nominalfaches  an  einen  Universitäts- 
professor neben  seinem  bisherigen  Nominalfache). 

Sc.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  der  Ah.  Entschl.  vom  11.  April  1868 
das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  zu  ermächtigen  geruht,  in  Fällen, 
in  welchen  ein  Universitätsprofessor  die  Übertragung  eines  zweiten  Pflicht- 
faches zu  seinem  bisherigen  Nominalfache  wünscht,  diese  Übertragung 
im  eigenen  Wirkungskreise  auszusprechen,  wenn  das  betreffende  Professoren- 
kollegium  dieselbe  unterstützt,  wenn  mit  derselben  keinerlei  Änderung  in 
Bezug  auf  das  bisherige  Nominalfach  des  Professors  verbunden  ist,  und 
wenn  hiedurch  nicht  eine  Mehrbelastung  des  Studienfonds  herbeigeführt 
werden    soU. 


»)  5.  Nr,  391,  —  VgL  auch  Nr,  319  (P,  12). 
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Selbstverständlich  erwächst  hieraus  dem  betreffenden  Professor  die 
Verpflichtung,  auch  über  das  zweite  Nominalfach,  den  gesetzlichen  Anord- 
nungen gemäß,  regelmäßig  Vorlesungen  anzukündigen  und  abzuhalten. 


Nr.  150. 

Aas  dem  Erlasse  des  Mlnlsteriams  für  K.  n.  U.  vom  26.  Mai  1868. 

Z.  4108. 

an  das  Dekanat  des  philosophischen  Professorenkollegiums  in  Wien, 

(betreffend  die  Frage  der  Zulässigkeit  von  Vorträgen  an  einer  Fakultät 
durch  Dozenten  und  Professoren  einer  anderen). 

Der  ho.  Erlaß  vom  1.  April  1849  (RGB.  1849,  Z.  203)  i)  geht  lediglich 
von  der  Voraussetzung  aus,  daß  ein  Dozent  oder  ein  ordentlicher  oder  außer- 
ordentlicher Professor  an  derselben  Fakultät,  an  welcher  zu  lesen  er  berufen 
ist,  auch  über  analoge  und  homogene  Gegenstände  Vorträge  zu  halten 
beabsichtige,  findet  jedoch  auf  den  Fall  keine  Anwendung,  wenn  die  letzteren 
Vorträge  an  einer  anderen  Fakultät,  als  für  welche  der  betreffende  Dozent 
bestellt    ist,   abgehalten    werden   sollen. 

In  diesem  Falle  ist  es  Sache  des  Professorenkollegiums  dieser  Fakultät, 
über  die  im  allgemeinen  vollkommen  zulässige  Aufnahme  der  beabsichtigten 
Vorträge  in  den  Lektionskatalog,  in  Berücksichtigung  ihrer  Zweckmäßigkeit 
und  in  Würdigung  ihres  gegenständlichen  Zusammenhanges  mit  den  speziellen 
Aufgaben  der  Fakultät  in  erster  Instanz  selbständig  zu  entscheiden,  worauf 
sich  sodann  bei  Vorlage  des  Lektionskataloges  an  das  Ministerium  zu  be- 
ziehen  ist.  ^) 

Nr.  151. 
Aas  dem  Erlasse  des  Ministers  fflr  K.  n.  ü.  Yom  5.  Joll  1894. 

Z.  449/KUM. 

an    das    Dekanat    der  rechts-  und    staatswissenschaftlichen  Fakultät    der 

böhmischen  Universität  in  Prag, 

(betreffend  die  Unzulässigkeit  der  Ankündigung  der  für  die  Studierenden 

der  Rechte  obligaten  Vorlesungen  in  einem  über  das  vorgeschriebene 

Minimum  an  Wochenstunden  hinausgehenden  AusmaBe). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  24.  Februar  d.  J.,  Z.  937,  womit 
im  Sinne  des  ho.  Erlasses  vom  24.  Dezember  1893,  Z.  2341/KUM,*)  der 
Entwurf   eines   Studienplanes   für  die   rechts-   und   Staats  wissen  schaftlichen 


*)  s.  Anmerkung  •)  bei  Nr,  145. 

*)  Durch  §  3  des  Gesetzes  aber  die  Organisation  der  akademischen  Behörden  vom 
27.  April  1873  (s.  Nr,  18J  erscheint  die  obige  Bestimmung  dahin  modifiziert,  dqß  die  Entscheidung 
aber  die  Zulässigkeit  solcher  Vorträge  zuerst  jener  Fakultät,  an  welcher  sie  abgehalten  werden 
sollen,  zusteht.  In  Ermanglung  einer  Verständigung  entscheidet  der  akademische  Senat,  gegen 
welchen  an  das  Unterrichtsministerium  rekurriert  werden  kann. 

•)  s.  Nr,  637. 
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Studien  an  der  böhmischen  Universität  in  Prag  vorgele^  wurde,  finde  ich 
dem  Dekanate  nadistehendes  zu  eröffnen^ 

Gemäß  §  8  der  ho.  Verordnung  vom  24.  Dezember  1893,  MVBNr.  1 
ex  1894^),  sind  die  Vorlesungen  für  das  rechts-  und  staatswissenschaftiiche 
Studium  derart  einzurichten,  daß  jeder  Studierende  Gelegenheit  hat,  die 
sämtlichen  obligaten  Fächer  in  dem  Minimum  der  vorgeschriebenen  Stunden- 
zahl zu  hören. 

Hienach  erscheint  eine  Erhöhung  des  für  die  Obligatfächer  in  den 
§§4,  5  und  6  der  obzitierten  Durchführungsverordnung  festgesetzten 
Minimalausmaßes  an  Wochenstunden  —  wie  dies  in  dem  vorge- 
legten Studienplane  in  Ansehung  mehrerer  Disziplinen  beabsichtigt  wird 
—  nicht  zulässig.  Wohl  aber  besteht  dagegen  kein  Anstand,  daß  im 
Interesse  der  Vollständigkeit  der  Lehrvorträge  außer  den  mit  dem  vorge- 
schriebenen Minimalstundenausmaße  zur  Ankündigung  gelangenden,  die 
Hauptpartien  des  betreffenden  Faches  behandelnden  Obligatkollegien,  von 
deren  Nachweisung  die  Zulassung  zu  den  Staatsprüfungen  abhängig  gemacht 
ist,  nach  Maßgabe  des  Umfanges  des  bezüglichen  Faches  und  des  Unter- 
richtsbedürfnisses noch  eigänzende  Kollegien  über  bestimmte,  vollkommen 
abgegrenzte   Partien  der  fraglichen   Disziplin  abgehalten  werden. 

Ebenso  würde  es  keinem  Bedenken  unterliegen,  die  Obligatkollegien  — 
und  dies  gilt  namentlich  von  dem  römischen  Rechte  —  in  Einzelkollegien 
in  der  Art  zu  zerlegen,  daß  der  Studierende  in  der  Lage  ist,  bei  entsprechender 
Auswahl  unter  denselben  innerhalb  des  vorgeschriebenen  Minimalstunden- 
ausmaßes  die  Hauptpartien  des  betreffenden  Obligatfaches  ordnungsmäßig 
zu  hören.*) 

Nr.  152. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  26.  Angnst  1897. 

Z.  19.562. 

an  das  Dekanat  der  theologischen  Fakultät  in  Olmütz, 
(betreffend  die  Abhaltung  von  Collegia  publica  an  dieser  Fakultät). 

Den  mit  Bericht  vom  24.  Juli  1897,  Z.  31,  vorgelegten  Entwurf  der 
Vorleseordnung  für  die  theologische  Fakultät  in  Olmütz  für  das  Studien- 
jahr 1897/1898,  sowie  den  bei  diesem  Anlaß  gestellten  Antrag  des  Professoren- 
kollegiums auf  teilweise  Abänderung  des  bisher  eingehaltenen  Vorlesungs- 


«)  5.  Nr.  636. 

*)  Ein  analoger  Erlqß  erging  unier  dem  15.  Juli  1894,  Z.  5571 KUM,  an  das  Dekanat  der 
rediiS'  und  staatsvrissenschßftlichen  FakuUät  der  Universität  in  Innsbruck. 

Aus  Anlqß  der  Vorlage  des  Entwurfes  für  die  Vorleseordnung  der  Wiener  Universität  pro 
Wintersemester  1884/85  wurde  in  dem  an  das  Rektorat  gerichteten  MinErl.  vom  26.  Juli  1884, 
Z.  13S47,  /unsichtlich  der  Vorlesungen  über  österreichisches  Privatrecht  bemerkt,  daS  das 
Untenrichtsministerium  Wert  darauf  legten  wfirde,  wenn  schon  im  nächsten  Studienjahre  den 
Studierenden  die  MOs^lichkeit  geboten  würde,  das  Oesamtgebiet  dieser  Disziplin  bei  einem 
nnd  demselben  Professor  in  einem  den  Vorschriften  der  juristischen  Studienordnung 
venigstens  annähernd  entsprechenden  Stundenausmafie  zu  hören,  dafi  aber  jedenfalls  vom 
Studienjahre  1885/86  ab  in  diesem  Sinne  die  entsprechende  Vorsorge  zu  treffen  sein  wird. 
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programmes,  und  zwar  durch  Einfügung  von  seitens  der  Professoren  und 
Dozenten  innerhalb  ihrer  Lehrverpflichtung  abzuhaltenden  Collegia  publica, 
finde  ich  zu  genehmigen,  doch  setze  ich  hiebei  voraus,  daß  dem  an 
das  fürsterzbischöfliche  Ordinariat^)  gestellten  Ansuchen,  wonach  die  dem- 
selben unterstehenden  Alumnen  und  Priesterstandskandidaten  zur  Inskription 
und  Frequenz  dieser  Publica  verpflichtet  werden  sollen,  willfahrt  werden 
wird,  da  sich  die  vorgeschlagene  Änderung  mit  Rücksicht  auf  die  im  Berichte 
hervorgehobenen  Frequenzverhältnisse  an  der  dortigen  Fakultät  nur  in  diesem 
Falle  als  ersprießlich  darstellen  würde. 


8.  Zulassige  Nebeiistellungen. 


Nr.  153. 

Studlenbofkommlsslonsdekret  vom  19.  September  1835,  Z.  4975, 

PG8  Bd.  63,  Nr.  153,  8.  354,') 

an  die  niederösterreichische  Regierung, 

wonach  eine  theologische  Professur  mit  einem  Kanonikate  in  Wien  in 

der  Regel  nicht  vereinigt  werden  darf. 

Se.  Majestät  haben  laut  hoher  Präsidialerinnerung  vom  8.  Juni 
1834  mittelst  höchster  über  einen  speziellen  Anlaß  herabgelangter 
Entschließung  vom  2.  Juni  1834  allergnädigst  zu  verordnen  geruht,  daß 
die  Beibehaltung  der  Professur,  wenn  ein  Professor  zum  Oomherm  der 
Metropolitankirche  in  Wien  gewählt  wird,  keineswegs  als  Regel  anzusehen 
sei,  daher  die  Professur  eines  zum  Domherrn  gewählten  Professors  als 
erledigt  anzusehen  sei,  wenn  nicht  die  höchste  besondere  Erlaubnis  zur 
Vereinigung   beider   Stellen   vorliegt 8) 


Nr.  154. 

8tndienliofkomml8slonsdekret  vom  9.  Harz  1836,  Z.  1415, 

an  die  Länderstellen  von  Niederösterreich,  Oberösterreich,  Böhmen,  Mähren, 

Galizien,  Steiermark,  Ulyrien,  Küstenland,  Tirol, 

(betreffend  den  Vorgang  bei  Ernennung  von  Professoren  des  geistlichen 

Standes  zu  Ämtern  in  der  Seelsorge). 

Infolge  Ah.  Entschl.  vom  25.  Februar  d.  J.  ist  allen  Ordinariaten  die 
Weisung  zu  erteilen,   sie  hätten  in  dem.  Falle,   wo  ein  öffentlicher,   von 


^)  Das  ßlrstenbischöfliche  Ordinariat  hat  diese  Änderung  nachträglich  zur  Kenntnis 
genommen, 

*)  Die  Ah,  Entschl.  vom  4.  und  das  StHD  vom  24.  Februar  1837,  Z.  887,  aber  denselben 
Gegenstand  sind  beinahe  wörtlich  gleichlautend  mit  den  oben  angeßihrten  Bestimamngen. 

*)  Die  Frage  der  Zulässigkeit  der  Vereinigung  der  für  die  Krakauer  Universitätsprofessoren 
bestehenden  Benefuien  (§  2  des  Gesetzes  vom  18.  Mai  1881,  RQBNr,  56  [Anmerkung  bei 
Nr.  180] J  mit  einer  Professur  ist  von  Fall  zu  Fall  der  Entscheidung  des  Unierriehtsministerüims 
vorbehalten  (MinAkt  Z.  15.492  ex  1877). 


Zulässige  Nebenstellungen  der  Universititsprofessoren.  '^Q'J 

Sr.  Majestät  ag.  ernannter  Professor  eine  nicht  von  Sr.  iWajestät  ver- 
liehene Pfründe  oder  anderes  Amt  erhalten  sollte,  denselben  zur  Ver- 
sehung der  Pfründe  oder  des  Amtes  nicht  eher  zuzulassen,  bis  er  nicht 
seine  Entlassung  im  ordentlichen  Wege  angesucht  und  von  Sr.  Majestät 
erhalten   hat. 


Nr.  155. 

Erlafi  des  Mlnisterioms  fOr  K.  d.  U.  vom  30.  September  1848, 

Z.  6488. 

an  das  k.  k.  Vizedirektorat  der  philosophischen  Studienabteilung  der  Wiener 

Universität, 
(hinsiclitllch  der  Annahme  eines  Diploms  als  Mitglied  einer  ansländischen 

Qelehrtengesellschaft). 

Dem  k.  k.  Vizedirektorate  wird  im  Nachhange  zu  dem  ho.  Erl.  vom 
12.  September  d.  J.,  Z.  5723,  bedeutet,  daß  laut  einer  Mitteilung  des 
k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  18.  d.  M.,  Z.  4032,  die  Annahme  eines 
Diplomes  als  Mitglied  einer  ausländischen  gelehrten  Gesellschaft  oder  Aka- 
demie ohne  alle  weitere  Bewilligung  durchaus  keinem  Anstände  unterliegt,  i) 


Nr.  156. 

Erlaß  des  Mlnlsterliiffls  fOr  K.  n.  ü.  vom  18.  August  1854,  Z.  1279, 

RGBNr.  2U, 

gültig  für  den  ganzen  Umfang  des  Reiches, 

betreffend   die  Unzulässigkeit  der  Knmnliening  einer  Professttr   mit 

anderen  Anstellungen  im  Staatsdienste. 

Se.  k.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  6.  und 
16.  August  d.  J.  anzuordnen  geruht,  daß  die  Kumulierung  einer  Professur 

*)  Die  obige  Bestimmung  ist  noch  in  voller  OeUung,  Die  Kenntnisnahme  von  einer  solchen 
Anzeige  gibt  Jedoch,  wie  neuerlich  mit  dem  MinErl.  vom  9.  JuU  1875,  Z.  9695  (s,  Nr.  159)  hervor- 
gehoben wurde,  dem  Betreffenden  noch  nicht  das  Rech  t,  seine  im  Auslande  erlangte  akademische 
Würde  etwa  auch  in  Österreich  geltend  zu  machen  und  den  betreffenden  (z.  B,  Professors-) 
Titel  zuführen. 

Als  Ergänzung  zu  dem  obigen  Erlasse  erging  der  Erltiü  des  Ministeriums  des  Innern 
vom  2.  janner  1849,  Z.  12.405/370  ex  1848,  ROBNr.  63  (an  s&mtllche  Understellen  mit  Aus- 
nahme von  Mailand  und  Venedig) : 

Im  Nachhange  zu  dem  ho.  Erlasse  ddo.  18.  September  l.  J.,  Z.  4032/158,  wird  die  k.  k.  etc. 
erinnert,  dafi,  wenngleich  bd  dem  Eintritte  eines  österreichischen  Untertanes  In  einen  aus- 
lindischen  gelehrten  Verein  kflnftig  die  Erwirkung  der  diesfälllgen  Beitrittsbewilligung  nicht 
n&elir  erforderlich  ist,  doch  ]eder,  der  ein  Diplom  als  Mitglied  einer  solchen  Gesellschaft 
erhalten  hat,  verpflichtet  ist,  die  Anzeige  hievon  an  die  k.  k.  etc.  zu  machen. 

Die  k.  k.  etc.  hat  sodann  die  Beitrittsanzeigen  in  einem  Auswelse  zusammenzustellen 
und  denselben  hieher  halbjflhrlg  vorzulegen. 

Hinsichtlich  der  Annahme  von  Ehrendoktoratsdiplomen  einer  ausländischen  Hoch- 
schule vgl.  MinErl.  vom  3.  Jfinner  1859,  Z.  22.600  fs.  Nr.  505). 
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mit  einem  nicht  systemmäßig  damit  verbundenen  System isierten  Posten 
in  einem  anderen  Zweige  des  Staatsdienstes  unzulässig  sei.^) 


Nr.  157. 

Erlafi  des  Ministeriums  fflr  K.  a.  U.  vom  22.  Juni  1860, 

Z.  U46/KUM, 

an  die  Statthaltereien  und  Landesregierungspräsidien  von  Böhmen,  Mähren, 
Niederösterreich,  Oberösterreich,  Steiermark,  Tirol,  Kärnten,  Krain,  Küsten- 
land, Dalmatien,  Galizien  und  Krakau, 

(womit  eröffnet  wird,  daß  das  Verbot  der  Annahme  von  Verwaltnngsrats- 
stellen  bei  Erwerbsgesellschaften  von  Seite  aktiver  Staatsbeamten  auf  Mit- 
glieder des  Lehrstandes  im  allgemeinen  keine  Anwendung  zn  finden  hat). 

Se.  k.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  3.  Juni  1860 
ag.  zu  genehmigen  geruht,  daß  das  Verbot  der  Annahme  von  Verwaltungs- 
ratsstellen bei  Erwerbsgesellschaften  von  Seite  wer  Staatsbeamten 
auf  Mitglieder  des  Lehrstandes  im  allgemeinen  \  le  Anwendung  zu 
finden  habe,  und  daß  daher  denselben  die  Annahn  on  solchen  Stellen 
insofern     zu  gestatten  sei,  als  in  den  betreffenden  n  durch  c  <;  Aus- 

übung der  damit  verbundenen  Funktionen  die  Erfül  ^  ihrer  ei'  entliehen 
Berufspflichten  nicht  gehindert  wird.*) 


Nr.  158. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  a.  U.  vom  26.  September  1872, 

Z.  U.995, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 

(betreffend  die  Ausübung  anderer  öffentlicher  Funktionen  durch  Uni- 

versitätsprofessoren). 

Da  das  Unterrichtsministerium  seine  Aufmerksamkeit  darauf  richten 
muß,  ob  die  Professoren  den  Aufgaben  des  ihnen  übertragenen  Lehramtes 
in  ihrem  vollen  Umfange  nachkommen  und  der  Pflege  des  ihrer  Vertretung 
anvertrauten  wissenschaftlichen  Gebietes  obliegen,  oder  etwa  darin  durch 


^)  In  dem  an  das  juridische  Dekanat  der  Universität  in  Czerncwiig  ergangenen  MinErL 
vom  10,  Mai  1892,  Z.  7838,  vmrde  übrigens  bemerkt,  daß,  obschon  laut  ho.  Erlasses  vom 
18.  Aug^ust  1854,  ROBNr.  211,  nur  die  Kumulieningf  einer  Professur  mit  einem  nicht  systemmifiigr 
damit  verbundenen  systemisierten  Posten  in  einem  anderen  Zweige  des  Staatsdienstes 
unbedingt  ausgeschlossen  erscheint,  daraus  keineswegs  zu  folgern  ist,  als  seien  die  Universitäts- 
professoren im  Gründe  dieses  Erlasses  befugt,  nicht  systemisierte  Posten  ohne  weiters 
anzunehmen.  Vielmehr  kommen  hiebei  immer  die  im  ho.  Erlasse  vom  26.  September  1872, 
Z.  11.995  (s,  Nr,  158)  hervorgehobenen  Momente  in  Betracht,  wonach  in  jedem  einzelnen  Falle 
im  Sinne  dieses  Erlasses  die  ho.  Genehmigung  einzuholen  ist. 

*)  VgL  hiezu  den  MinErl.  vom  26.  September  1872,  Z.  11S95,  aber  die  Zulässigkeit  der 
Ausübung  anderer  öffentlicher  Funktionen  durch  Vniversitätsprofessoren  (s,  Nr,  158), 
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die  Erfüllung  von  Obliegenheiten,  welche  sie  neben  denselben  übernommen 
haben,  beirrt  werden,  sehe  ich  mich  bestimmt,  das  Rektorat  aufzufordern^ 
mir  anzuzeigen,  ob  und  welche  Professoren  der  dortigen  Universität  noch 
irgend  eine  andere  Funktion,  sei  es  als  Mitglied  des  Landtages  oder  Reichs- 
rates oder  eines  Gemeinderates,  sei  es  als  Verwaltungsrat  von  Erwerbs- 
gesellschaften u.  dgl.  ausüben. 

Ich  finde  femer  anzuordnen,  daß  in  jedem  Falle,  in  welchem  ein  in 
einen  Vertretungskörper  gewählter  Professor  durch  die  Ausübung  der  dies- 
fälligen  Funktion  von  der  Erfüllung  seiner  lehramtlichen  Verpflichtungen 
zeitweilig  abgehalten  wird,  mir  angezeigt  werde,  in  welcher  Weise  für 
seine  Vertretung  im  Lehramte  Vorsorge  getroffen  worden  ist 

Schließlich  erachte  ich  es  für  nötig,  die  Aufmerksamkeit  des  Rektorates 
darauf  zu  lenken,  daß  das  Verbot  der  Annahme  von  Verwaltungsstellen 
bei  Erwerbsgesellschaften  von  Seite  aktiver  Staatsbeamten  durch  die  Ah. 
EntschL  vom  3.  Juni  1860^)  hinsichtlich  der  Mitglieder  des  Lehrstandes  nur 
insoweit  eine  Einschränkung  erfahren  hat,  als  letzteren  die  Annahme  von 
solchen  Stellen  gestattet  werden  kann,  wenn  in  den  betreffenden  Fällen 
durch  die  Ausübung  der  damit  verbundenen  Funktionen  die  Erfüllung  ihrer 
eigentlichen  Berufspflichten  nicht  gehindert  wird. 

Es  werden  daher  Professoren,  welche  derartige  Stellen  anzunehmen 
gesonnen  sind,  die  Bewilligung  zur  Annahme  vom  Unterrichtsministerium 
mit  dem  Nachweise  zu  erwirken  haben,  daß  durch  die  Annahme  der 
betreffenden  Funktion  ihre  lehramtliche  Tätigkeit  keine   Einbuße  erleide.^) 


Nr,  159. 
ErlaB  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  9.  Juli  1875,  Z.  9695,') 

an  den  Statthalter  für  Niederösterreich, 

(betreffend  die  Unztdässigkeit  der  Führung  des  im  Auslande  erlangten 

Titels  eines  Professors  ad  honores  in  Österreich). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  15.  Mai  1875,  Z.  1735/pr.  mit  welchem 
mir  Euer  ...  die  von  Dr.  B  ...  in  Wien  unter  Berufung  auf  die  Ver- 

»)  5.  Nr.  157, 

*)  Laut  §  39  des  Gesetzes  vom  23,  Mai  1873,  RGBNr,  119,  betreffend  die  Einführung  einer 
Sirafproußordnung  sind  aaf  ihr  Anstehen  alle  Doktoren  der  Rechte,  welche  Mitglieder  des  Lehr' 
körpers  einer  rechts-  und  staatswissenschaßlichen  Fakultät  sind,  in  die  Verteidigerliste  aufzunehmen, 
Gemßß  §  13  des  Gesetzes  vom  27.  November  1996,  RGBNr.  217,  womit  Vorschriften  über  die 
Besetzung,  innere  Einrichtung  und  Geschäftsordnung  der  Gerichte  erlassen  werden  (Gerichts- 
organisaäonsgesetz) ,  sind  zu  Prüfungskommissären  für  die  Richteramtsprüfungen 
auch  Uni9ersitätsprofKSoren  zu  bestellen.  Die  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  1.  Novem- 
ber 1900,  RGBNr.  182,  bestimmt  im  §  2:  Falls  sich  am  Sitze  des  Oberlandesgerichtes  eine 
Universit&t  befindet,  werden  sämtliche  ordentliche  und  aufierordentliche  Professoren  des  Oster- 
reichischen Zivilrechtes,  des  Handels-  und  Wechselrechtes,  des  Zivilprozesses  und  Verfahren 
ander  Streitsachen  sowie  des  Strafrechtes  und  Strafprozesses,  die  sich  zur  Vornahme  von 
Richteramtsprflfungen  bereit  erklären,  zu  Prflfungskommissären  bestellt.  Der  Oberlandesgerichts- 
prisident  hat  die  Professoren  zur  Erklärung  Qber  ihre  Zustimmung  einzuladen  und  die  zu- 
stimmenden Professoren  bei  Erstattung  des  Vorschlages  dem  Justizministerium  bekanntzugejt>en. 
S.  auch  die  §§  5  und  27  dieser  Verordnung. 

')  Von  diesem  Erlasse  wurde  das  medizinische  Professorenkollegium  in  Wien  in  Kenntnis 
gesetzt. 
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Ordnung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  2.  Jänner  1849,  RQBNr.  63,  er- 
stattete Anzeige,  daß  er  von  der  Universität  in  Philadelphia  zum  Pro- 
fessor ad  honores  ernannt  worden  ist,  zur  Entscheidung  vorgelegt  haben, 
finde  ich    Euer  .  .  .   folgendes   zu    eröffnen: 

Sofern  diese  Anzeige  nur  den  Zweck  hat,  den  Eintritt  des  Dr.  B . . . 
in  einen  ausländischen  Gelehrtenverein  der  Behörde  bekanntzugeben,  unter- 
liegt dieselbe  selbstverständlich  keinem  Anstände,  die  Kenntnisnahme  dieser 
Anzeige  gibt  jedoch  dem  Dr.  B  .  .  .  noch  nicht  das  Recht,  seine  im  Aus- 
lande erlangte  akademische  Würde  etwa  auch  in  Österreich  geltend  zu 
machen  und  den  Professorstitel  zu  fähren. 

Hierlands  ist  nämlich  der  Professorstitel  von  der  Lehrbefähigung 
unzertrennlich  und  wird  nur  von  Sr.  Majestät  dem  Kaiser  oder  den 
obersten  Unterrichtsbehörden  an  jene  vertrauenswürdigen  Personen  ver- 
liehen, welche  ihre  Lehrbefähigung  in  evidenter  Weise  dargetan  haben. 


9.  Beurlaubungen. 


Nr.  160. 

Erlaß  des  Mlnlsterlnms  fflr  K.  n.  U.  vom  26.  April  1850,  Z.  2796, 

RGBNr.  189, 

an  den  Landeschef  von  Niederösterreich,  Osterreich  ob  der  Enns,  Salzburg, 
Böhmen,  Mähren,  Schlesien,  Steiermark,  Tirol,  Kärnten,  Krain,  Küstenland, 

Galizien,  Krakau,  Dalmatien  und  der  Bukowina, 

womit  Anordnungen  über  die  Erteilung  eines  Urlanbes  an  Mitglieder 

des  Lehrstandes  getroffen  werden. 

Es  steht  den  Mitgliedern  des  Lehrstandes  der  höheren  Studienanstalten 
und  der  Mittelschulen,  soweit  sie  nicht  durch  besondere  Verpflichtungen 
gebunden  sind,  frei,  die  gesetzlichen  Ferialzeiten  am  Schlüsse  eines  jeden 
Semesters  gegen  bloße  Meldung  bei  dem  unmittelbaren  Vorstande  der  Lehr- 
anstalt zur  Entfernung  von  dem  Orte  ihrer  Lehramtstätigkeit  beliebig  zu 
benützen,  ohne  daß  sie  hiezu  der  besonderen  Bewilligung  einer  vorgesetzten 
Behörde  bedürften. 

Nur  diejenigen  Mitglieder  des  Lehrstandes,  welche  Rektoren,  Dekane 
oder  sonstige  Leiter  einer  Lehrabteilung  sind,  haben  bei  solchen  Anlässen 
rechtzeitig  die  Genehmigung  des  Unterrichtsministeriums  oder  der  vorge- 
setzten Schulbehörde  einzuholen  und  darzulegen,  daß  für  die  Zeit  ihrer 
Abwesenheit  für  die  Erledigung  dringender  Angelegenheiten  die  entsprechende 
Fürsorge  getroffen  werden  könne. 

Während  der  Dauer  eines  Semesters  aber  bedürfen  die  Mitglieder 
des  Lehrpersonales  der  höheren  Studienanstalten  und  der  Mittelschulen  zu 
jeder  Entfernung  von  dem  Orte  ihrer  Lehramtstätigkeit,  durch  welche 
irgend  eine  Unterbrechung  der  Vorlesungen  oder  sonst  eine  Störung  in  den 
geregelten  Verhältnissen  der  Lehranstalt  eintreten  kann,  des  Urlaubes  einer 
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vorgesetzten   Behörde,  welchen  diese   nur  aus  sehr  wichtigen  und   nach- 
weislich dringenden  Gründen  erteilen  kann.^) 

Bei  Erteilung  dieses  Urlaubes  ist  sich  an  folgende  Bestimmungen 
zu   halten : 

1.  Fakultätsprofessoren  kann  das  betreffende  Professorenkollegium  einen 
Urlaub  bis  zur  Dauer  einer  Woche,  einen  längeren  Urlaub  in  der  Regel 
nur  das  Unterrichtsministerium,  ausnahmsweise  aber  auf  die  Dauer  von 
vier  Wochen  gegen  nachträgliche  Anzeige  an  dieses  der  Statthalter  (Landes- 
chef) erteilen,  wenn  Gefahr  im  Verzuge  ist. 

fZ>ie  Abs.  2-4  beireffen  ausschließlich  die  Lehrer  der  Mittelschulen.) 

5.  Die  Verstände  der  Unterrichtsanstalten  haben  genau  darüber  zu 
wachen,  daß  die  zugestandene  Urlaubszeit  nicht  überschritten  werde. 

6.  Diese  Vorschrift  hat  jedoch  nur  auf  solche  Unterrichtsanstalten  An- 
wendung, welche  unter  der  direkten  Leitung  der  Regierungsbehörden  stehen. 


Nr.  161. 

Clrcnlandum  des  Mlnlstennms  fflr  K.  a.  U.  vom  7.  Mai  1852,  Z.  4387, 

(wonach  öffentliche  Lehrer,  welchen  ein  Urlaub  zn  einer  wissenschaft- 
lichen Reise  in  das  Ausland  bewilligt  wird,  von  der  Oehaltskarenz 

losgezählt  werden  können). 

Se.  k.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  4.  Mai  1.  J. 
ag.  zu  bewilligen  geruht,  daß  öffentliche  Lehrer,  welchen  ein  Urlaub  bloß  zu 
einer  wissenschaftlichen  Reise  in  das  Ausland  bewilligt  wird,  von  der  Gehalts- 
karenz  losgezahlt  werden   können. 

Diese  Ah.  Erläuterung  des  §  3,  i,  des  Ah.  sanktionierten  „allge- 
meinen Wirkungskreises  der  k.  k.  Ministerien"  wird  mit  dem  Be- 
deuten zur  Kenntnisnahme  und  Nachachtung  bekanntgegeben,  daß  die  er- 
wähnte Gehaltskarenz  mit  dem  Hofkammererlasse  vom  29.  November  1822 
(PGS  I,  S.  673)  kundgemacht  wurde,  wonach  dem  zu  einer  Reise  in  das 
Ausland  Beurlaubten  für  die  ganze  Zeit  der  Abwesenheit  der  Gehalt  nur 
in  solchem  Betrage  erfolgt  werden  darf,  als  wenn  er  normalmäßig  jubiliert 
wäre,   wogegen  der  Oberrest  für  das  Ärar  als  Taxe  zu  verrechnen  ist.*) 


*)  Die  in  das  Abgeordnetenhaus  firewfthlten  öffentlichen  Beamten  und  Funktionare be- 
dflrfen  zur  AnsQbnng^  ihres  Mandates  Iceines  Urlaubes  (§  8  des  Gesetzes  vom  21.  Dezember  1867,. 
ROBNr.  141).  Als  Mitglieder  der  Landtage  sind  die  Professoren  an  die  Bestimmungen  des- 
MinErl.  vom  26.  April  1850,  ROBNr.  189,  gebunden  (MinErl.  vom  13.  Mai  1861,  Z.  3426,  St.-M.). 

*)  Verordnung  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  24.  Juni  1852 ,  Z.  5080 :  Zufolge  einer 
ErUftning  des  k.  k.  Finanzministeriums  vom  13.  Mal  1.  J.,  Z.  16.849/1143,  hat  die  im  all- 
gemeinen Wirkungskreise  der  k.  k.  Ministerien  in  §  3  erwfthnte  Oehaltskarenz  bei  der 
Bewilligung  von  Urlauben  an  Beamte  und  Diener  zu  Reisen  in  das  Ausland  nur  mehr  auf  die 
dem  MlUtftrstande  angehOrigen  Personen  Anwendung  zu  finden. 


^4c2  '*  '^^*^'  Organisation  und  Verwaltung;  B.  Universitäispersonale. 

Nr.  162. 

Erlaß  des  Mlnisterlnms  fOr  K.  n.  U.  vom  26.  August  1857,2.13.063, 

an  den  Landespräsidenten  von  Krakau, 

(betreffend  die  Frage  der  Urlaubserteilung  an  UnlversltStsprofessoren 

und  akademische  Würdenträger). 

Bezüglich  der  angeregten  prinzipiellen  Frage  über  das  Verhältnis  des 
Erlasses  vom  26.  April  1850,  RGB,  Z.  18Q,i)  zu  dem  §  20  des  MinErl.  vom 
19.  Jänner  1853«)  entscheidet  der  Erl.  vom  24.  November  1849,  RGB.,  Z.  38, 
S.  66,^)  mit  welchem  das  Verhältnis  der  Universität  zu  dem  Unterrichts- 
ministerium und  zu  der  obersten  politischen  Landesbehörde  normiert  wurde. 

Da  in  demselben  ausgesprochen  ist,  daß  in  Studiensachen  die  Universität 
und  mit  ihr  die  akademischen  Behörden  und  ihre  Professoren  unmittelbar 
dem  Unterrichtsministerium  untergeordnet  sind,  und  da  dieses  Verhältnis 
auch  seither  Ah.  Ortes  ausdrücklich  genehmigt  worden  ist,  so  können  die 
Universitätsprofessoren  und  akademischen  Würdenträger  nicht  unter  jene 
Beamte  gezählt  werden,  von  denen  der  §  20  des  Erl.  vom  19.  Jänner 
1853,  RGB.,  Z.  10,  S.  94 «)  spricht,  sondern  bezüglich  ihrer  hat  der  ho.  Erl.  vom 
26.  April  1850^)  nach  wie  vor  in  Anwendung  zu  kommen. 


10.  Uniform  und  Universitätstrachten. 


Nr.  163. 

Verordnung  des  Gesamtministeriums  vom  20.  Oktober  1889, 

RGBNr.  176,  MTBNr.  54, 

womit  eine  neue  Vorschrift  über  die  Uniformiemng  der  k.  k.  Staats- 
beamten erlassen  wird. 

Auf  Grund  Ah.  Ermächtigung  vom  15.  Oktober  1889  wird  die  nach- 
stehende Vorschrift  über  die  Uniformierung  der  k.  k.  Staatsbeamten  erlassen. 

I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§  1.  Jeder  aktive  Staatsbeamte  ist  verpflichtet,  die  seiner  Rangsklasse 
entsprechende  vorschriftsmäßige  Uniform  bei  feierlichen  Anlässen,  bei  dienst- 
lichen Vorstellungen  und  im  äußeren  exekutiven  Dienste,  endlich  im  Amte 
bei  allen  Tagsatzungen  und  ausgeschriebenen  Verhandlungen  mit  Parteien, 
sowie  auch  überhaupt  im  ausübenden  Dienste  mit  Parteienverkehr  zu  tragen. 
Die  nähere  Regelung  der  Verpflichtung  des  Uniformtragens  im  Dienste  für 


0  s.  Nr.  160. 

^  Der  §  20  des  MinErl.  vom  19.  Jänner  1853,  RQBNr.  10  lautet:  Der  Statthalter  bewilligt 
Urlaube  fflr  die  Räte  der  Statthalterei  und  Kreisvorsteher  au!  längstens  drei  Monate  und  ffir 
alle  übrigen  Beamten  sowie  die  Diener  auf  längstens  sechs  Monate. 

*)  s.  Nr.  61. 


Uniform  und  Universitätstnchten.  ]^^3 

die  Beamten  der  verschiedenen  Ressorts  bleibt  den  betreffenden  Zentralstellen 
vorbehalten.^)  Außer  Dienst  ist  der  aktive  k.  k.  Staatsbeamte  stets  berechtigt, 
die  Uniform  zu  tragen. 

Den  mit  dem  Titel  einer  höheren  Rangisklasse  bekleideten  aktiven 
k.  k.  Staatsbeamten  ist  das  Tragen  der  diesem  Titel  entsprechenden  Uniform 
gestattet. 

Nichtaktiven,  dann  solchen  Staatsbeamten,  welchen  bei  ihrem  frei- 
willigen Austritte  aus  dem  Staatsdienste  den  Titel  eines  Staatsbeamten  fort- 
zuführen ausdrücklich  gestattet  wurde,  endlich  solchen  Personen,  welche 
mit  dem  Titel  und  Charakter  eines  Staatsbeamten  bekleidet  sind,  steht  das 
Recht  zu,  die  entsprechende   Uniform  bei  feierlichen  Anlässen  zu  tragen. 

Andere  bloß  mit  dem  Titel  eines  Staatsbeamten  bekleidete  Personen  sind 
zum  Tragen  einer  Staatsbeamtenuniform  nicht  berechtigt. 

Ausnahmsweise  kann  diese  Berechtigung  den  Oberbeamten  öffentlicher 
Verkehrsanstalten  (Eisenbahnen-  und  Dampfschiffahrts-Unternehmungen)  für 
ihre  Person  vom  Handelsminister  zugestanden  werden. 

§  2,  Die  Uniform  der  Staatsbeamten  wird  nach  vier  Kategorien  getragen. 
Die  Einreihung  in  diese  Kategorien  geschieht  in  folgender  Art: 

Erste  Kategorie: 

Erster  Grad:  Der  Ministerpräsident. 

Zweiter  Grad:  Die  Minister,  der  erste  Präsident  des  Obersten  Ge- 
richtshofes, der  Präsident  des  Obersten  Rechnungshofes,  der  Präsident  des 
Reichsgerichtes,  der  Präsident  des  Verwaltungsgerichtshofes. 

Zweite  Kategorie: 

Erster  Grad:     Für  Beamte  der  111.  Rangsklasse. 
Zweiter  Grad:    „         „         „    IV. 
Dritter  Grad:      „         „         „     V. 

Dritte  Kategorie: 

Erster  Grad:     Für  Beamte  der  VI.  Rangsklasse. 
Zweiter  Grad:    „         „         „  Vü. 
Dritter  Grad:      „         „         „  Vffl. 

Vierte  Kategorie: 

Erster  Grad:      Für  Beamte  der  IX.  Rangsklasse. 

Zweiter  Grad:    „         „         „     X. 

Dritter  Grad:      „         „         „    XL 
wie  für  die  in  einer  Rangsklasse  noch  nicht  eingeteilten  beeideten  Konzepts- 
praktikanten und  Auskultanten. 

§  3.  Für  die  Beamten  der  ersten  drei  Kategorien  wird  nebst  der 
Dienstesuniform  auch  eine  besondere  Galauniform  eingeführt. 

Wie  die  Beamten  der  IV.  Kategorie  in  Gala  zu  erscheinen  haben, 
wird  im  §  27  bestimmt. 


9* 

n 


ff 


*)  In  Duref^ßhrung  des  §  1  dieser  Vmfomderangsvorschrift  worden  hinsichiUeh  der  Ver- 
pJÜchtung  des  Staatslehrpersonales  an  den  Hochschulen  sowie  des  Beamtenpersonales  der  Bibliotheken 
und  Kanzleien  an  diesen  Lehranstalten  zum  Uniformiragen  mit  MinErl,  vom  3,  Dezember  1990, 
Z.  2225/ KUM,  MVBNr,  67  (s,  Nr,' 165),  die  betreffenden  Anordnungen  getroffen. 
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§  4.  Die  Galauniform  ist  zu  tragen: 

Beim  Erscheinen  am  Ah.  Hoflager,  beim  Empfange  Sr.  k.  u.  k.  Ap. 
Majestät  und  von  Mitgliedern  des  Ah.  Kaiserhauses;  außerdem  bei  dienst- 
lichen Vorstellungen,  bei  angesagten  Amtsvisitierungen  und  Besuchen  von 
hohen  Würdenträgern  und  bei  sonstigen  offiziellen  öffentlichen  Anlässen, 
für  welche  dies  ausdrücklich  angeordnet  wird. 

Im  übrigen  wird  stets  nur  die  Dienstesuniform  getragen. 

§  5.  Zur  Unterscheidung  der  verschiedenen  Diensteszweige  werden 
für  den  Uniformkragen  und  für  die  Ärmelaufschläge,  bzw.  für  die  an  den 
Uniformen  anzubringenden  Passepoils  und  die  Parolis  am  Mantelkragen 
nachstehende  Farben  festgesetzt: 

Dem  Ministerpräsidenten  und  den  Ministern  wird  hochrot  zugewiesen. 

Im  übrigen  bezeichnet: 

Dunkelgrün:  Beamte  des  Ministerratsbureau,  des  Reichsgerichtes, 
des  Verwaltungsgerichtshofes  und  des  Obersten  Rechnungshofes. 

Pompadour:  Beamte  des  Ministeriums  des  Innern  und  des  Landes- 
verteidigungsministeriums. 

Veilchenblau:  Beamte  des  Justizministeriums. 

Lichtgrün:  Beamte  des  Finanzministeriums. 

Kornblumenblau:  Beamte  des  Ministeriums  für  Kultus  und 
Unterricht 

Orangegelb:    Beamte  des  Handelsministeriums. 

Dunkelbraun:   Beamte  des  Ackerbauministeriums. 

§  6.  Bei  den  einzelnen  Behörden  tragen  die  Beamten  die  Farbe  des 
Zentralressorts,  welchem  sie  angehören. 

§  7.  Spätestens  mit  Ablauf  des  dem  Erscheinen  dieser  Verordnung 
nächstfolgenden  Kalenderjahres  haben  die  Beamten,  auf  welche  diese  Vor- 
schrift Anwendung  findet,  mit  den  entsprechenden  Uniformen  versehen 
zu    sein. 

Bis  dorthin  bleibt  das  Tragen  der  bisher  vorgeschriebenen  Uniformen 
gestattet 

Doch  ist  es  den  Beamten  auch  freigestellt,  vom  Zeitpunkte  des  Er- 
scheinens  dieser  Verordnung  an   schon   die   neue   Uniform   zu   tragen. 

§  8.  Zur  Erleichterung  der  Beschaffung  der  vorschriftsmäßigen  Uni- 
formen werden  von  den  Ressortministerien  geeignete  Einrichtungen  behufs 
gemeinschaftlicher  Anschaffung  vorschriftsmäßiger  Uniformstücke  gegen 
Ratenzahlung  getroffen   werden. 

Den  Vorständen  der  einzelnen  Amter  obliegt  die  Verpflichtung,  dafür 
zu  sorgen,  daß  die  ihnen  unterstehenden  Beamten,  insofern  dieselben  von 
der  im  §  1  dieser  Verordnung  statuierten  Verpflichtung  getroffen  werden,  die 
vorschriftsmäßige  Uniform  in  einem  dem  Amtsansehen  entsprechenden  guten 
Zustande  besitzen  und  dieselbe  bei  allen  vorgeschriebenen  Anlässen  tragen. 

§  9.  Der  Staatsbeamte  leistet  in  Uniform  den  Gruß  durch  Salutieren 
nach  militärischer  Art.  Die  Staatsbeamten  haben,  wenn  sie  in  Uniform  er- 
scheinen, sich  beim  Zusammentreffen  oder  Begegnen  gegenseitig  zu  be- 
grüßen; mit  der  Leisttmg  der  Ehrenbezeigung  hat  der  untergebene  oder 
im  Range  nachstehende  Beamte  zu  beginnen. 


Uniform  und  Untversltltstraditen.  ^^ 

§  10.  Alle  bisher  für  die  k.  k.  Staatsbeamten  kundgemachten  Uniformie- 
nmgsvorschriften,  mit  Ausnahme  der  für  Berg-  und  Forstbeamte,  dann 
für  die  Beamten  des  uniformierten  Sidierheits-  und  Finanzwachkorps,  end- 
lich für  die  Beamten  des  Exekutiven  Hafen-  und  Seesanitätsdienstes  erlassenen 
speziellen  einschlägigen  Vorschriften  treten  mit  dem  Tage  der  Kundmachung 
dieser  Verordnung  außer  Kraft 

Anmerkung»  DU  f tagenden  §§  11—33  dieser  Verordnung  tnihaUen  diä  Beechttikmng 
der  Uniform  der  Beamten  (A,  Dienstuntform,  B.  Qalauntform,  C.  Trauerabeekhen). 


Nr.  164. 

EHafi  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  ?om  9.  Oktober  1890,  Z.  1482/KUM, 

MYBMr.  57. 

an  alle  demselben  unterstehenden  Behörden  und  Anstalten, 

betreffend  die  ffir  in  Unifonn  erscheinende  Staatsbeamte  vorgeschriebene 
Ehrenbezeigung  beim  Empfange  Seiner  Majestät 

Bezüglich  der  im  §  9  der  Uniformierungsvorschrift  vom  20.  Oktober 
1889,  RGBNr.  176,^)  ffif  in  «Uniform  erscheinende  Staatsbeamte  vorge- 
schriebenen Ehrenbezeigung  beim  Empfange  Sr.  Majestät  sind  folgende 
Bestimmungen   zu    beobachten : 

Nach  §  9  der  erwähnten  Uniformierungsvorschrift  haben  Staatsbeamte  in 
Uniform  den  Gru6  durch  Salutieren  nach  militärischer  Art  zu  leisten. 

Dieser  Gruß  wird  dadurch  vollführt,  daß  bei  aufgesetzter  Kopfbedeckung 
der  rechte  Arm  erhoben  und  die  Hand  mit  der  inneren  Fläche  seitwärts 
des  Auges  derart  gegen  das  Gesicht  gewendet  wird,  daß  die  Spitzen 
der  geschlossenen,  gestreckten  Finger  den  Schirm  der  Kopfbedeckung,  bzw. 
die  Hutkrämpe  berühren.  Diese  Stellung,  bzw.  Haltung,  wird  während  der 
Dauer  von  drei  militärischen  Marschtakten  beibehalten  und  der  Arm  sohin 
wieder  gesenkt. 

Die  im  vorstehenden  beschriebene  Ehrenbezeigung  hat  beim  Empfange 
Sr.  Majestät  zu  beginnen,  sobald  sich  Se.  Majestät  im  Bereiche  von 
dreißig  Schritt  befindet  und  ist  in  der  vorgeschriebenen  Dauer  neuerdings 
zu  leisten,  wenn  sich  Se.  Majestät  auf  eine  Entfernung  von  drei  Schritten 
nähert,  oder  wenn  der  betreffende  Beamte  einer  Ah.  Ansprache 
gewürdigt  wird.  Nach  Beendigung  dieser  Ansprache  wird  die  Ehren- 
bezeigung wiederholt.  Desgleichen  ist  dieselbe  bei  einer  Sr.  Majestät  zu 
erstattenden  a.  u.  Meldung  u.  zw.  vor,  wie  nach  dieser  Meldung  zu 
vollführen. 

Selbstverständlich  beziehen  sich  diese  Vorschriften  nicht  auf  den 
Empfang  Sr.  Majestät  in  geschlossenen  Räumen,  wo  an  Stelle  des  mili- 
tärischen Grußes  die  Ehrenbezeigung  mit  abgenommener  Kopfbedeckung 
mittelst  einer  Verbeugung  zu  leisten  ist. 

Nach  der  im  vorstehenden  angedeuteten  Art  wird  sich  auch  beim 
Empfange  Ihrer  Majestät  der  Kaiserin  und  von  Mitgliedern  des  Ah.  Kaiser- 
hauses oder  fremden   Fürstlichkeiten   zu  benehmen  sein. 


»)  5.  Nr.  163, 
UniversltiUsgesetze.  10 


l^Q  !•  Teil:  Orginisation  und  Verwaltung;  B.  Universitfttspersonale. 

Nr.  165. 
Erlaß  des  Ministers  für  K.  d.  U.  Tom  3.  Dezember  1890. 

Z.  2226/KUM.  MVBNr.  67. 

an   die  Statthalter  für  Niederösterreich,  Böhmen,  Mähren,  Qalizien,  Tirol, 
Steiermark  und  den  Landespräsidenten  für  die  Bukowina, 

zur  Dttrchffihmng  der  Verordnung  des  Oesamtmlnlsterlttms  vom  20.  Okto- 
ber 1889,  ROBNr.  176,  mit  welcher   eine   neue  Vorschrift  fiber  die 
Uniformierung  der  k.  k.  Staatsbeamten  erlassen  wurde. 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  15.  Oktober  1889 
eine  neue  Uniformierungsvorschrift  für  Staatsbeamte  ag.  zu  ge- 
nehmigen geruht,  welche  mit  der  im  LIX.  Stücke  des  RGB.  enthaltenen  Ver- 
ordnung des  Gesamtministeriums  vom  20.  Oktober  1889,  Nr.  176,  i)  allgemein 
kundgemacht  worden  ist 

In  Durchfiihning  des  §  1  dieser  Uniformierungsvorschrift  finde  ich 
hinsichtlich  der  Verpflichtung  des  Uniformtragens  für  das  Staatslehrpersonale 
an  den  Hochschulen  (Universitäten,  technische  Hochschulen,  Hochschule 
für  Bodenkultur  und  evangelisch-theologische  Fakultät  in  Wien),  sowie  für 
das  Beamtenpersonale  der  Bibliotheken  und  Kanzleien  an  diesen  Anstalten 
nachstehende  Anordnungen  zu  treffen: 

I.  Die  Verpflichtung  zum  Uniformtragen  tritt  ein: 

1.  Für  die  Professoren  (ordentliche  und  außerordentliche  Professoren) 
und   Adjunkten   bei   feierlichen    Anlässen   und   dienstlichen   Vorstellungen. 

Bei  Feierlichkeiten  innerhalb  des  Anstaltsgebäudes  —  mit  Ausnahme 
jener,  welche  aus  besonderen  patriotischen  Anlässen  stattfinden  —  werden 
die  genannten  Mitglieder  des  Staatslehrpersonales  von  der  Verpflichtung 
zum    Erscheinen   in   Uniform   enthoben. 

2.  Für  die  Vorstände  (Bibliothekare)  und  Kustoden  der  Bibliotheken 
bei  feierlichen   Anlässen   und  dienstlichen   Vorstellungen.^) 

Die  übrigen  Bibliotheksbeamten  werden  von  der  Verpflichtung  des 
Uniformtragens  enthoben.  2) 

3.  Für  die  Vorstände  der  Kanzleien  (Kanzleidirektoren,  Sekretäre)  bei 
feierlichen  Anlässen  und  dienstlichen  Vorstellungen. 

Die  übrigen  Kanzleibeamten  werden  von  der  Verpflichtung  des  Uniform- 
tragens enthoben. 

II.  Als  feierliche  Anlässe  sind  im  Sinne  der  bestehenden  Vorschriften 
insbesondere  zu  betrachten: 

Das  Erscheinen  am  Ah.  Hoflager,  der  Empfang  Sr.  Majestät  des  Kaisers 
oder  einzelner  Mitglieder  des  Ah.  Kaiserhauses,  kirchliche  Feierlichkeiten, 
an  welchen  die  offizielle  Teilnahme  herkömmlich  oder  besonders  angeordnet 
ist,  die  Ablegung  des  Diensteides  und  der  Empfang  hoher  Würdenträger. 

III.  Unter  den  dienstlichen  Vorstellungen  sind  Vorstellungen  bei  dem 
vorgesetzten  Minister  oder  dem  Landeschef,  u.  zw. :  korporative  Vorstellungen 


»)  s.  Nr,  163. 

*)  Das  Gleiche  gilt  bezüglich  der  Vorstände,  beziehungsweise  Beamten  der  StadUnbibüotiieken 
(MlnErl,  vom  5.  November  1890,  Z.  2130/ KUM,  MVBNr.  66). 
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und  jene    anlaßlich    einer    Ernennung    oder   Versetzung    an    einen    neuen 
Dienstort  zu  verstehen. 

Auf  sonstige  dienstliche  Vorstellungen  sowie  überhaupt  auf  den  inneren 
Dienstverkehr  und  auf  die  gesamte  administrative  Amtstätigkeit  innerhalb 
der  Anstalten  findet  die  Bestimmung  des  §  1  der  Uniformierungsvorschrift 
keine  Anwendung. 

IV.  Die  Ausübung  der  lehramtUchen  Tätigkeit  hat  stets  in  der  Zivil- 
kleidung stattzufinden. 

V.  Es  bleibt  dem  k.  k.  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  vor- 
behalten, einzelne  Persönlichkeiten  über  ihr  motiviertes  Ansuchen  in  be- 
sonders rücksichtswürdigen  Fällen  der  Verpflichtung  zum  Tragen  der  Uniform 
ganz  zu  entheben. 

VI.  Durch  die  vorstehenden  Anordnungen  werden  die  an  einzelnen 
Universitäten  hinsichtlich  des  Gebrauches  einer  besonderen  Amtstracht 
(Talare)  geltenden  Bestimmungen  nicht  berührt.^) 

Von  dem  Inhalte  dieses  Erlasses  beehre  ich  mich,  Euer  ...  zur 
weiteren  geeigneten  Veranlassung  mit  dem  Beifügen  in  Kenntnis  zu  setzen, 
daß  diese  Anordnungen  auch  auf  die  k.  k.  Akademie  der  bildenden  Künste 
in  Wien  und  die  k.  k.  Kunstschule  in  Krakau  sinngemäße  Anwendung  zu 
finden   haben. 


Nr.  166. 
Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  31.  Mal  1887,  Z.  10.679. 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Lemberg, 

(womit  an  der  Universitftt  in  Lemberg  das  Tragen  der  akademischen 
Tracht  bei  rein  akademischen  Feierlichkeiten  gestattet  wird). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  12.  Mai  1887,  Z.  340,  eröffne  ich 
dem  Rektorate,  daß  Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  mit  Ah.  Entschl.  vom  28.  Mai 
d.  J.  ag.  zu  bewilligen  geruhten,  daß  die  akademischen  Würdenträger  sowie 
die  übrigen  Professoren  der  Universität  in  Lemberg  bei  rein  akademischen 
Feierlichkeiten  sich  der  an  der  Krakauer  Universität  üblichen  akademischen 
Tracht^)   bedienen. 

Indem  ich  das  Rektorat  auffordere,  hienach  das  Weitere  zu  veran- 
lassen, füge  ich  hinzu,  daß  der  Gebrauch  der  Amtstracht  streng  auf  die 
in  dem  eingangs  zitierten  Berichte  erwähnten  akademischen  Feierlichkeiten 
und  Anlässe  interner  Art')  beschränkt  bleibt  und  daß  insbesondere  die 


')  Derartige  AmtstraehUn  bestehen  an  den  Universitäten  in  Krakau  und  Lemberg,  Vgl, 
Nr.  166  and  Nr,  169, 

*)  Die  akademische  Tracht  bestand  seit  den  Zeiten  des  Mittelalters  in  einem  mit  farbigem 
Taffet  aasgeßitterten  schwarzen  ManteL  An  der  verschiedenen  Farbe  des  Taffets  waren  die  einzelnen 
Fakultäten  erltennbar,  während  ein  über  dem  schwarzen  Mantel  getragenes  Mäntelchen  von 
Hermelin  den  Rektor  der  Universität  aaszeichnete, 

*)  Das  sind  Promotionsakte,  Feierlichkeiten  zu  Beginn  und  am  Ende  des  Stadienjahres,  bei 
Immatrikulationen  sowie  bei  aas  anderen  akademischen  Anlässen  abzuhaltenden  feierlichen 
^tauigen, 

10* 
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Vorschriften  hiedurch  in  keinerlei  Weise  berührt  werden,  welche  rücksidit* 
lieh  des  Tragens  der  den  Universitätsprofessoren  zukommenden  Amtsuniform 
bestehen. 

Ich  ersuche  das  Rektorat,  über  die  genaue  Befolgung  dieser  Anordnung 
zu  wachen. 

Nr.  167. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  31.  Janner  1891 Z.  2379/KUM, 

an  den  Rektor  der  Wiener  Universität, 

(womit  ausgesprochen  wird»  in  welchen  Fällen  Universitätsprofessoren, 
welche  wirkliche  Mitglieder  der  kaiserlichen  Akademie  der  Wissen- 
schaften in  Wien  sind,  die  ihnen  in  dieser  Eigenschaft  zugestandene 
Ehrennniform  an  Stelle  der  Beamtengalauniform  zu  tragen  berechtigt 

sind). 

Unter  Bezugnahme  auf  den  Bericht  vom  19.  Dezember  1890,  Z.  1128, 
beehre  ich  mich  Euer  ...  zu  eröffnen,  daß  durch  den  ha.  Erl.  vom 
3.  Dezember  1890,  Z.  2226/KUM,  MVBNr.  67,  i)  die  Bestimmungen  des 
§  18  der  Statuten  der  kaiserl.  Akademie  der  Wissenschaften  in  Wien  selbst- 
verständlich nicht  berührt  werden. 

Die  den  wirklichen  Mitgliedern  dieser  Akademie  zugestandene  Ehren- 
uniform kann  von  Universitätsprofessoren  bei  feierlichen  Anlässen  stets 
dann  getragen  werden,  wenn  sie  sich  an  denselben  in  ihrer  Eigenschaft 
als  Mitglieder  der  Akademie  beteiligen,  während  bei  allen  feierlichen  An- 
lässen, bei  welchen  diese  Funktionäre  in  ihrer  Eigenschaft  als  Professoren 
der  Hochschule  zu  erscheinen  verpflichtet  oder  sonstwie  veranlaßt  sind, 
sowie  bei  allen  dienstlichen  Vorstellungen  die  Verpflichtung  zum  Tragen 
der  in  der  Verordnung  des  Gesamtministeriums  vom  20.  Oktober  1889, 
RQBNr.  176,  vorgeschriebenen  Galauniform  auch  für  Universitätsprofessoren 
eintritt. 

Np.  168. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  d.  U.  Tom  8.  Mal  1891  Z.  8923, 

an  die  Rektorate  aller  Universitäten, 

(betreffend  die  Verpflichtung  bei  den  Promotionen  sub  auspieiis  Im- 

peratoris  in  Oalauniform  zu  erscheinen). 

Es  ist  die  Frage  aufgeworfen  worden,  ob  die  Promotionen  sub  auspiciis 
Imperatoris  zu  jenen  Feierlichkeiten  innerhalb  des  Anstaltsgebäudes  gehören, 
bei  denen  die  betreffenden  Funktionäre  im  Sinne  des  Punktes  I,  1,  zweiter 
Absatz  der  ho.  Verordnung  vom  3.  Dezember  1800,  Z.  2226/KUM,i)  von 
der  Verpflichtung  zum  Erscheinen  in  Uniform  enthoben  sind. 

Nachdem  die  Promotionen  sub  auspiciis  Imperatoris  nicht  bk)ß  von  dem 
Gesichtspunkte  rein  akademischer  Feierlichkeiten  zu  behandeln  sind,  dieselben 

»)  5.  Nr,  165, 


Uniform  und  Universitätstraditen.  ]^^Q 

vielmehr  als  ein  auBergewöhnlich  solenner,  auf  Ah.  Anordnung  beruhender 
Akt  eisdieinen,  bei  welchen  ein  hoher  Würdenträger  im  Namen  Sr. 
Majestät  des  Kaisers  interveniert  und  demgemäß  zu  empfangen  ist,  so 
haben  die  bei  einer  solchen  Promotion  mitwirkenden  akademischen  Funktio- 
näre im  Sinne  der  zitierten  Vorschrift  in  Uniform  zu  erscheinen.^) 

Hievon  wird  das  Rektorat  zur  Danachachtung  und  weiteren  Veran- 
lassung in  Kenntnis  gesetzt. 

Np.  169. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  d.  U.  vom  4.  September  1891 Z.  17.895, 

an  den  akademischen  Senat  der  Universität  in  Krakau, 

(wonach  der  an  der  Krakauer  Universität  bestehende  Oebranch  des 
Tragens  der  akademischen  Tracht  {Talare]  bei   der  Promotion  sab 

anspiciis  Imperatoris  aufrecht  erhalten  wird). 

Unter  Bezugnahme  auf  den  Bericht  vom  31.  Juli  d.  J.,  Z.  669,  wird 
dem  .  .  .  folgendes   eröffnet: 

Nach  Inhalt  des  Absatzes  VI  des  ho.  Erl.  vom  3.  Dezember  1890, 
Z.  2226/KUM,')  wurden  durch  die  Anordnungen  dieses  Erlasses  die  an 
einzelnen  Universitäten  hinsichtlich  des  Gebrauches  einer  besonderen  Amts- 
tracht (Talare)  geltenden  Bestimmungen  nicht  berührt. 

Insofern  also  an  der  Universität  in  Krakau  die  Bestimmung  gilt, 
daß  bei  den  Promotionen  sub  auspiciis  Imperatoris  seitens  der  beteiligten 
akademischen  Funktionäre  die  oberwähnte  Amtstracht  zu  gebrauchen  ist, 
haben  die  Anordnungen  des  obigen  ho.  Erlasses  diese  Bestimmung  un- 
berührt gelassen  und  hat  ebensowenig  letztere  aus  Anlaß  des  in  näherer 
Ausführung  der  fraglichen  Anordnungen  ergangenen  ho.  Erlasses  vom 
8.  Mai  d.  J.,  Z.  8923,*)    eine  Änderung  zu  erfahren. 


11.  Pensionsvorschriften. 


a)  Allgemeine  Pensionsnormen. 

Np.  170. 
Gesetz  vom  14.  Mal  1896,  RGBNr.  74.  MYBNr.  28. 

betreffend  Bestimmungen  über  die  Versorgungsgenüsse  der  Zivilstaats- 
beamten (Staatslehrpersonen),  dann  der  Diener  sowie  deren  Witwen 

und  Waisen.^) 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt. 

')  K^  fänsiehüich  des  Qebrauches  der  Amtstradtt  (Talare)  an  der  Krakauer  U/UversUäi 
Nr.  76P. 

•)  s.  Nr,  165, 
*)  s,  Nr,  168. 
*)  Bis  zur  Erlassung  dieses  Gesetzes  galt  fiir  die  Staatsbeamten  und  Diener  die  kais.  Vdg, 


\^Q  !•  Teil:  Organisation  und  Verwaltung;  B.  Universitätspersonale. 

§  1.  Die  in  eine  bestimmte  Rangsklasse  eingereihten  Zivilstaatsbeamten 
und  Staatslehrpersonen,  dann  die  in  die  Kategorie  der  Diener  gehörigen, 
in  einem  Jahresgehalte  stehenden  Staatsbediensteten  haben  Anspruch^)  auf 
Ruhegenüsse,  welche  nach  ohne  Unterbrechung  vollstreckten  zehn  Dienst- 
jahren vierzig  Prozent  und  für  jedes  weitere  Dienstjahr  zwei  Prozent  des 
letzten  anrechnungsfähigen  Aktivitätsgehaltes  betragen.  Nach  einer  Dienstzeit 
von  vierzig  Jahren  gebührt  sonach  der  volle  anrechenbare  Gehalt  als 
Ruhegenuß. 

Der  normalmäßige  Ruhegenuß  eines  Staatsbeamten  oder  einer  Staats- 
lehrperson darf  nicht  geringer  als  mit  dem  Betrage  von  400  Gulden 
(800  Kronen),  der  normalmäßige  Ruhegenuß  eines  Dieners  darf  nicht  geringer 
als  mit  dem  Betrage  von  200  Gulden   (400  Kronen)  bemessen  werden. 

Die  im  §  1,  Absatz  2,  des  Gesetzes  vom  9.  April  1870^)  über  die 
Pensionsbehandlung  des  Lehrpersonales  der  vom  Staate  erhaltenen  Lehr- 
anstalten aufgestellten  Normen  erleiden  hiedurch  keine  Änderung. 

Bei  Berechnung  der  Dienstzeit  werden  Bruchteile  eines  Jahres,  inso- 
fern sie  sechs  Monate  überschreiten,  als  ein  volles  Dienstjahr  angerechnet. 

§  2.  Staatsbeamte,  Staatslehrpersonen  und  Diener,  welche  infolge  Krank- 
heit oder  infolge  einer  von  ihnen  nicht  absichtlich  herbeigeführten  körper- 
lichen Beschädigung  dienstunfähig  geworden  sind,  werden,  wenn  sie  auch 
noch  nicht  zehn,  jedoch  mindestens  fünf  Dienstjahre  vollstreckt  haben,  so 
behandelt,  als  ob  sie  zehn  Dienstjahre  wirklich  zurückgelegt  hätten. 

§  3.  Staatsbeamte,  Staatslehrpersonen  und  Diener  (§  1),  welche  eine 
anrechnungsfähige  Dienstzeit  von  zehn  Jahren  noch  nicht  zurückgelegt  haben, 
erhalten,  sofern  sie  aus  dem  Staatsdienste  nicht  infolge  einer  freiwilligen 
Dienstesentsagung  oder  infolge  einer  im  Disziplinarwege  erfolgten  Dienstes- 
entlassung scheiden,  eine  einmalige  Abfertigung,  welche  für  eine  Dienst- 
zeit bis  zu  fünf  Jahren  mit  dem  einfachen,  für  eine  Dienstzeit  von  mehr 
als  fünf  Jahren  mit  dem  zweifachen  Betrage  des  Jahresgehaltes  zu  be- 
messen  ist. ') 


vom  9.  Dezember  1866,  RQBNr,  157,  und  ßkr  das  Lehrpersonale  das  Gesetz  vom  9,  April  1870, 
ROBNr.  47  (s.  Nr,  180),  beziehungsweise  das  Gesetz  vom  18,  Mai  1881,  RQBNr,  56, 

Auf  die  dem  Orden  der  Qeseilsduift  Jesu  angehörenden  Professoren  der  theologischen 
Fakultät  in  Innsbruck  haben,  soweit  für  sie  nicht  ausdräcklich  besondere  Bestimmungen,  wie  z,  B, 
rScksichtUch  der  Ziffer  des  QeluiUes  (2100  Kronen)  gelten,  in  allen  Bezießatngen  die  allgemeinen 
Gesetze  und  Vorschriften  Anwendung  zu  finden.  Diese  Professoren  sind  sohin  auch  beredsOgt, 
den  Anspruch  auf  einen  im  Ver/iältnis  zu  dem  für  sie  festgesetzten  Gehalte  bemessenen  Ruhegenuß 
zu  erheben  (A,  u,  Vortrag  vom  18,  Oktober  1888,  Z.  19,258,  und  Ah,  Entschl,  vom  11,  November  1888, 
Z.  23,238). 

')  Der  Anspruch  des  Staatslehrpersonales  auf  einen  Ruhegfehalt,  beziehungsweise  deren 
Witwen  auf  eine  Witwenpension  und  einen  Erziehungsbeitrag  ist  durch  den  Bezug  eines  Oehaltes 
seitens  der  Lehrperson  bedingt.  Demgemäfi  hat  ein  unbesoldeter  Universitfitsprofessor  keinen 
Anspruch  auf  einen  Ruhegehalt  und  folgeweise  dessen  Witwe  keinen  Anspruch  auf  eine  Witwen- 
pension (Erkenntnis  des  Reichsgerichtes  vom  5.  Juli  1899,  Z.  201,  Hye  XI,  950). 

Bei  einer  Auswanderung  oder  Erwerbung  einer  fremden  Staatsbärgersehqft  seitens  eines 
österreichischen  Staatspensionisten  kann  von  einem  Fortbezug  der  ärarischen  Pension  keine  Rede 
mehr  sein  (MinAkt  Z,  1890  ex  18M), 

•)  s.  Nr,  180. 

*)  s.  auch  die  Bestimmung  des  §  3  der  kais,  Vdg.  vom  9.  Dezember  1866,  RGBNr.  157, 
betreffend  das  Ausmaß  der  Ruhebezäge  und  Abfertigungen  der  Staatsbeamten  und  pensionsfähigen 
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§  4.  Staatsbeamte,  Staatslehrpersonen,  welche  erst  nach  zurückgelegter 
vierzigjähriger  Dienstzeit  Anspruch  auf  den  vollen  anrechenbaren  Gehalt 
als  RuhegenuB  haben,  und  Diener,  welche  das  60.  Lebensjahr  und  das 
35.  EHenstjahr  zurückgelegt  haben,  können  über  eigenes  Ansuchen  ohne  den 
sonst  erforderlichen  Nachweis  der  Dienstunfähigkeit  in  den  dauernden  Ruhe- 
stand  versetzt  werden. 

§  5.  Die  fortlaufenden  Pensionen  der  Witwen^)  der  nach  den  §§  1 
und  2  anspruchsberechtigten,  in  eine  bestimmte  Rangsklasse  eingereihten 
oder  den  Titel  und  Charakter  dieser  Rangsklasse  führenden  Staatsbeamten 
und  Staatslehrpersonen  werden  in  fixen,  dieser  Rangsklasse  entsprechenden 
Jahresbeträgen  festgesetzt,  u.  zw.  für  Witwen  nach  Staatsbeamten  und 
Staatslehrpersonen 

3000  Gulden  (6000  Kronen) 

n 

99 

Eine  Ausnahme  bilden  nur  Witwen  nach  mit  den  systemmäßigen 
Bezügen  an  den  staatlichen  Lehranstalten  und  an  wissenschaftlichen  In- 
stituten angestellten  Personen,  wekhe  höhere  Gehalte  beziehen,  als  ihrer 
Rangsklasse  zukommen;  die  Pensionen  von  solchen  Witwen  werden  nach 
jener  Rangsklasse  festgesetzt,  welche  dem  ziu*  Pensionsbemessung  an- 
rechenbaren Gehalte  des  verstorbenen  Gatten  entspricht 

§  6.  Insofern  einzelne  Kategorien  von  Staatsbediensteten  oder  deren 
Witwen  nach  den  bestehenden  besonderen  Bestimmungen  in  der  einen 
oder  anderen  Richtung  günstiger  behandelt  werden,  als  dies  nach  den 
§§  1,  2  und  5  dieses  Gesetzes  der  Fall  ist,  bleiben  diese  Bestimmungen 
aufrecht 

§  7.  Die  Witwen  der  in  die  Kategorie  der  Diener  gehörigen,  nach 
§§  1  und  2  anspruchsberechtigten  Staatsbediensteten  erhalten  als  Pension 
ein    Drittel  des  zur  Pensionsbemessung  anrechenbaren  Gehaltes  des  ver- 


der   I.  Rangsklasse 
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.  3000 
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Diener,  welche  tautet:  Insofern  einzelne  der  in  Ruliestand  tretenden  Stutsbeamten  und  Diener 
dem  Rahegennsse  eine  Abfertigung  vorziehen  sollten,  kann  ihnen  dieselbe  mit  dem  zweijährigen 
Betrage  ihres  zuletzt  bezogenen  anrechenbaren  Aktivitätsgenusses  gegen  Beibringung  eines 
gtanbwflrdigen  Oesundheitszeugnisses  und  gegen  Verzichtleistung  auf  den  bekleideten  Staats- 
dienstposten und  auf  alle  aus  ihrer  bisherigen  Dienstleistung  fflr  sich  und  ihre  Angehörigen 
ervorbenen  Ansprüche  bewilligt  werden.  (Vgl.  Possanner,  „Die  Pensionen  und  Provisionen^* , 
198,  S.  28  und  346  J 

1)  Die  mit  dem  Hofdekrete  vom  29.JuU  1800  (POS  Bd,  15,  Nr.  21)  bezüglich  der  Ver- 
heiraiung  der  Staatsbeamten  erflossene  Vorschrift,  wonach  den  Beamten  die  PfÜäd  oblieg,  die 
von  Omen  eingegangenen  Ehen  der  vorgesetzten  Behörde  anzuzeigen,  wurde  bisher  nicht  aufgehoben, 
VgL  auch  das  Hofdekret  vom  10.  November  1829  (POS  Bd.  57,  Nr.  134)  (MinAlU  Z.  9259  ex  1884). 
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storbenen  Gatten,  mindestens  jedoch  2Q0  Gulden  (400  Kronen)  als  Witwen- 
pension. 

§  8.  Für  die  ehelichen  oder  durch  die  nachgefolgte  Ehe  legitimierten 
Kinder  eines  Staatsbediensteten  gebührt  der  Witwe,  wenn  sie  selbst  auf 
eine  fortlaufende  Pension  Anspruch  hat,  ohne  Rücksicht  auf  die  Anzahl 
der  vorhandenen  Kinder  ein  Erziehungsbeitrag  in  der  Höhe  von  einem 
Fünftel  der  Witwenpension  für  jedes  unversorgte,  in  ihrer  Verpflegung 
stehende  Kind  bis  zur  Vollendung  des  24.  Lebensjahres  oder  bis  zur 
früheren  Versorgung  desselben. 

Es  darf  jedoch  der  Erziehungsbeitrag  für  ein  Kind  den  Betrag  von 
jährlichen  300  Gulden  (600  Kronen)  und  die  Summe  aller  Erziehungsbeiträge 
den  Betrag  der  Witwenpension  nicht  übersteigen. 

§  9.  Elternlose  oder  solchen  gleichgestellte  Waisen  haben,  insofern 
sie  unversorgt  sind  und  das  24.  Lebensjahr  nicht  vollendet  haben,  Anspruch 
auf  eine  Waisenpension  in  dem  Gesamtbetrage  der  Hälfte  jener  Witwen- 
pension, welche  von  ihrer  Mutter  oder  ihrer  Stiefmutter  bezogen  wurde, 
bzw.  derselben  nach  §  5  gebührt  hätte. 

Sollte  aber  die  Summe  der  normalmäßigen  Erziehungsbeiträge,  welche 
nach  §  8  der  Mutter  gebührt  hätte,  den  Betrag  der  Waisenpension  über- 
schreiten, so  ist  der  Mehrbetrag  als  Zulage  zur  Waisenpension  nach  Köpfen 
anzuweisen,  u.  zw.  mit  der  Maßgabe,  daß  bei  dem  jedesmaligen  Austritte 
eines  Kindes  aus  der  Bezugsberechtigung  der  Betrag  des  auf  dasselbe 
entfallenden  Erziehungsbeitrages  in  Abfall  kommt,  und  dies  insolange,  bis 
jener  Mehrbetrag  vollkommen  verschwindet  und  nur  noch  die  Waisen- 
pension im  vollen  Betrage  erübrigt. 

Die  Waisenpension  samt  Zulagen  darf  in  keinem  Falle  die  Höhe  der 
nach   §  5  gebührenden  Witwenpension  überschreiten. 

§  10.  Die  fortlaufenden  normalmäßigen  Versorgungsgenüsse  der  Witwe 
und  Kinder  eines  im  Ruhestande  verstorbenen  Staatsbediensteten  dürfen 
zusammen  den  normalmäßigen  Ruhegenuß  des  Verstorbenen  nicht  über- 
schreiten, dabei  aber  keinesfalls  mit  einem  geringeren  Betrage  bemessen 
werden,  als  mit  400  Gulden  (800  Kronen)  für  Witwen  nach  Staatsbeamten 
und  Staatslehrpersonen,  bzw.  mit  200  Gulden  (400  Kronen)  für  Witwen 
nach    Dienern. 

§  n.  Nach  dem  Ableben  von  Staatsdienem,  welche  noch  keinen 
Anspruch  auf  einen  Ruhegenuß  für  sich  erworben  haben  (§§  1  und  2), 
gebührt  der  Witwe  oder  den  elternlosen  sowie  den  denselben  gleichgestellten 
Waisen  unter  24  Jahren  eine  einmalige  Abfertigung  mit  dem  vierten  Teile 
des  Jahresgehaltes  des  Verstorbenen. 

§  12.  Den  Hinterbliebenen  (§  13)  eines  in  der  Aktivität  oder  im 
Ruhestände  verstorbenen  Staatsbediensteten  gebührt  —  unbeschadet  aller 
sonstigen  gesetzlichen  Versorgungsgenüsse  —  ein  Sterbequartal  ^)  in  der 
Höhe  des  dreifachen  Betrages  der  von  dem  Verstorbenen  zuletzt  als  Gehalt 
oder  Ruhegenuß  bezogenen  Monatsgebühr. 

§  13.  Das  Sterbequartal  gebührt  der  Witwe  i)  oder  in  deren  Ermange- 
lung  der   ehelichen   Nachkommenschaft   des   Verstorbenen. 

»)  Vgl.  Nr,  173, 
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Sind  in  Ermanglung  auch  der  letzteren  andere  Personen  in  der  Lage, 
nachzuweisen,  daß  sie  den  Verstorbenen  vor  dem  Tode  gepflegt  oder 
die  Begräbniskosten  aus  eigenem  gedeckt  haben,  so  kann  mit  Genehmigung, 
bzw.  Zustimmung  des  Finanzministeriums  auch  diesen  Personen  das  Sterbe- 
quartal  ausgezahlt  werden. 

§  14.  Auf  das  Sterbequartal  finden  die  Bestimmungen  der  §§3  und  6 
des  Gesetzes  vom  21.  April  1882,  RGBNr.   123,*)    Anwendung. 

§  15.  Aktive  Staatsbeamte  und  Staatslehrpersonen  haben  für  Pensions- 
z>K'ecke  an  das  Staatsärar  einen  fortlaufenden  Jahresbeitrag*)  zu  leisten, 
welcher  drei  Prozent  des  für  die  Bemessung  des  Ruhegenusses  anrechenbaren 
Aktivitätsgehaltes  beträgt  und  in  monatlichen  Raten  bei  der  Gehaltsaus- 
zahlung eingehoben  wird.  Während  des  zur  Entrichtung  der  Diensttaxe') 
gesetzlich  festgesetzten  Zeitraumes  ist  ein  Beitrag  nicht  zu  leisten. 

§  16.  Dieses  Gesetz  findet  auf  die  bereits  derzeit  im  Genüsse  einer 
staatlichen  Versorgung  stehenden  Staatsbediensteten  sowie  auf  ebensolche 
Witwen   und   Waisen  keine   Anwendung.^) 

Es  sind  jedoch  die  normalmäßigen  Versorgungsgenüsse  der  derzeitigen 
Witwen  nach  Staatsbediensteten,  um  25  Prozent^)  mit  der  Maßgabe  zu  er- 
höhen, daß  die  Versorgungsgenüsse  der  Witwen  nach  Staatsbeamten  und 
Staatslehrpersonen  nicht  unter  400  Gulden  (800  Kronen),  die  Versorgungs- 
genüsse der  Witwen  nach  Dienern  nicht  unter  200  Gulden  (400  Kronen) 
betragen  sollen. 

Die  zu  der  normalmäßigen  Witwenpension  bewilligten  Gnadengaben 
werden   in  die  25  Prozent  eingerechnet. 

Die  Hinterbliebenen  nach  jenen  Staatsbediensteten,  welche  sich  derzeit 
im  Ruhestande  befinden,  werden  für  den  Todesfall  der  letzteren  nach  diesem 
Gesetze  behandelt  werden. 

§  17.  Die  bisherigen  auf  die  Versorgung  der  Staatsbediensteten,  sowie 
deren  Witwen  und  Waisen  Bezug  habenden  Bestimmungen  bleiben,  insofern 
sie  mit  den  Anordnungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  nicht  im  Widerspruch 
stehen,   mit  folgenden  Ausnahmen  in  Kraft: 

1.  Die  aus  diesem  Gesetze  sich  ergebenden  Ansprüche  der  Witwen 
und  Waisen  nach  einem  Staatsbediensteten  werden  dadurch,  daß  der  letztere 
durch    Selbstmord   geendet   hat,    nicht   berührt. 

2.  Die  geschiedene  Frau  eines  Staatsbediensteten  verliert  ihre  aus 
diesem  Gesetze  sich  ergebenden  Ansprüche  nur  dann,  wenn  die  Scheidung 
erwiesenermaßen  aus  ihrem  Verschulden  erfolgt  ist. 

§  18.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in 
Wirksamkeit. 


')  Betreffend  die  Exekution  mf  die  Besüge  der  im  öffentlichen  Dienste  stehenden  Personen 
und  ihrer  Hinterblubenen  (s.  Nr,  J06). 

*)  VgL  Nr.  185  und  186, 

*)  Gemäß  §  18,  Z,  26,  des  AmtsunterrieMes  fär  die  Finanzlandesbehörden  vom  29,  Mai  1874, 
gehört  die  Erteüung  der  Bewüiigung  zur  Abstattung  der  Diensttaxe  in  mehr  als  12,  und  zwar  bis 
2i  monatlichen  Raten  zum  WiHätngskreise  der  Finanzlandesbehörde, 

0  VgL  die  Gesetze  vom  19,  Juü  1902,  RQBNr,  220  und  221  (s,  Nr,  174  und  175), 

^  Auf  Qrund  des  Gesetzes  vom  19,  fuU  1902,  RQBNr,  221  (s,  Nr,  176),  wurden  diese 
Versorgungsgenüsse  um  weitere  25  Prozent  erhöht. 
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§  19.  Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  ist  Mein  Finanzminister 
beauftragt. 

Np.  171. 

Tsrordnung  des  Flnanzmlnlsterlnms  vom  22.  Mal  1896*  RGBNr.77,^) 

zur  Durchführung  des  Gesetzes  vom  14.  Mal  1896,  RQBNr.  74,  betreffend 
Bestimmungen  fiber  die  Versorgungsgenfisse  der  Zivilstaatsbeamten 
(Staatslehrpersonen),  dann  der  Diener  sowie  deren  Witwen  und  Waisen. 

Zum  Zwecke  eines  gleichmäßigen  Voi^anges  bei  Anwendung  und 
Durchführung  der  Bestimmungen  des  mit  dem  19.  Mai  d.  J.  in  Kraft 
getretenen  Gesetzes  vom  14.  Mai  1896,  RGBNr.  74, 2)  findet  das  k.  k.  Finanz- 
ministerium nachstehendes  zu  verordnen: 

1.  Das  nach  den  §§12  und  13  des  Gesetzes  gebührende  Sterbequartal 
ist  der  Familie  des  Verstorbenen  über  ihr  Einschreiten,  gegen  Nachweisung 
der  Anspruchsberechtigung,  von  der  zur  Bewilligung  der  Versorgungsgenüsse 
in  dem  betreffenden  Falle  berufenen  Behörde  binnen  kürzester  Frist  flüssig 
zu  machen. 

Der  Berechnung  desselben  ist,  insofern  es  sich  um  die  Hinterbliebenen 
eines  in  der  Aktivität  verstorbenen  Staatsbediensteten  handelt,  der  Gehalt 
und  die  allfällige  Dienstalterspersonalzulage  oder  eine  andere  in  die  Pension 
anrechenbare  Personalzulage,  insofern  es  sich  aber  um  Hinterbliebene  eines 
im  Ruhestande  verstorbenen  Staatsbediensteten  handelt,  der  normalmäßige 
Ruhegenuß  zu  Grunde  zu  legen. 

Das  Sterbequartal  unterliegt  nicht  der  Einkommensteuer. 

2.  Der  nach  §  15  des  Gesetzes  von  den  aktiven  Staatsbeamten  und 
Staatslehrpersonen  für  Pensionszwecke  zu  leistende  Beitrag  von  3  Prozent 
ist  von  dem  für  die  Bemessung  des  Ruhegenusses  anrechenbaren  Aktivitäts- 
gehalte, daher  auch  von  den  Dienstalterspersonalzulagen  und  allfälligen 
anderen  für  die  Ruhegenußbemessung  anrechenbaren  Personalzulagen  ein- 
zuheben. 

Die  Einhebung  dieses  Beitrages  hat  während  des  zur  Entrichtung 
der  Diensttaxe  festgesetzten  gesetzlichen  Zeitraumes  auch  in  dem  Falle  zu 
unterbleiben,  wenn  die  Monatsschuldigkeit  der  Diensttaxe  die  Höhe  der 
monatlichen   Beitragsleistung  nicht  erreichen  sollte. 

Auf  die  Einkommensteuerbemessung 3)  hat  die  erwähnte  Beitragsleistung 
keinen  Einfluß;  es  ist  daher  die  Einkommensteuer  ohne  Rücksicht  auf 
den  durch  die  Beiträge  erfolgten  Abzug  nach  wie  vor  von  dem  vollen 
der  Einkommensteuer  unterliegenden  Aktivitätsbezuge  zu  bemessen. 

Die  für  Pensionszwecke  normierten  Abzüge  haben  mit  1.  Juni  1896 
zu  beginnen  und  sind  für  den  allgemeinen  Zivilpensionsetat  unter  einem 
eigenen  Titel:  „Pensionsbeiträge  der  Staatsbeamten  und  Staatslehrpersonen'^ 
zu  veranschlagen,  bzw.  zu  beeinnahmen. 

^)  Enthalten  in  dem  Verordnungsblatt  des  Ministeriums  für  K.  a.  U.  Nr,  32  ex  1896, 

«)  5.  Nr.  170. 

*)  Andie  Stelle  des  Einkommensteuergesetzes  (kais.  Pat.  vom  29.  Oktober  1849,  RQBNr,  439} 
ist  das  Gesetz  vom  25,  Oktober  1896,  RQBNr,  220,  beireffend  die  direkten  Personalstettem 
getreten. 
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3.  Unter  „normalmäßigen  Versorgungsgenüssen''  der  derzeitigen 
Witwen,  welche  nach  §  16  des  Gesetzes  vom  19.  Mai  angefangen  eine  Auf- 
besserung dieser  Genüsse  um  mindestens  25  Prozent  erfahren  sollen,  sind 
nur  die  in  Oemäßheit  der  bisherigen  Normen  nach  dem  Gehalte  bemessenen 
Witwenpensionen,  sowie  die  in  fixen  Beträgen  festgesetzten  Charakter- 
pensionen bis  zum  Höchstbetrage  von  630  Gulden  (1260  Kronen),  nicht 
aber  auch  jene  Pensionen  zu  verstehen,  welche  für  Witwen  nach  Staats- 
beamten in  den  oberen  Rangsklassen  von  Fall  zu  Fall  von  Sr.  Majestät 
bewilligt  wurden. 

Jene  Witwenpensionen,  deren  Anweisung  wegen  Abganges  der  zur 
normalmäßigen  Bewilligung  erforderlichen  Bedingungen  überhaupt  nur  auf 
Grund  eines  Ah.  Gnadenaktes  erfolgen  konnte,  sind  von  der  im  §  16,  Ab- 
satz 2,  vorgesehenen  Erhöhung  ausgeschlossen. 

Erziehungsbeiträge,  selbst  wenn  dieselben  normalmäßig  bewilligt  waren, 
sind    in   die  25prozentige    Erhöhung   nicht   einzurechnen. 

4.  Die  sogenannten  gemeinschaftlichen  Zivilpensionen  sind  gleichfalls 
um  25  Prozent,  eventuell  auf  mindestens  400  Gulden  (800  Kronen),  respektive 
200  Gulden  (400  Kronen)  zu  erhöhen. 

5.  Die  nach  §  16  des  Gesetzes  gebührenden  Erhöhungen  jener  Witwen- 
pensionen, welche  nicht  bloß  zuerkannt,  sondern  auch  bereits  flüssig  ge- 
macht worden  sind,  dürfen  nur  nach  Konstatierung  des  im  Punkte  4  dieser 
Verordnung  bezeichneten  normalmäßigen  Anspruches  erfolgen. 

Zu  diesem  Zwecke  haben  speziell  jene  Witwen,  deren  Pensionen  bereits 
angewiesen  und  flüssig  sind,  und  welche  einen  gesetzlichen  Anspruch  auf 
die  gedachte  Erhöhung  zu  haben  vermeinen,  vorerst  die  in  ihren  Händen 
beHndlichen  Pensionsdekrete,  womit  ihnen  der  bisherige  Pensionsbezug  be- 
willigt wurde,  entweder  im  kurzen  Wege  dem  betreffenden  liquidierenden 
Rechnungsdepartement  zu  übergeben,  oder  aber  mittelst  ungestempelter  Ein- 
gabe au  jene  Behörde,  welche  den  bisherigen  Bezug  flüssig  gemacht  hat, 
einzusenden.  Von  der  erfolgten  Anweisung  der  neuen  Pensionen  sind  die 
Parteien  mittelst  besonderer  Dekrete  zu  verständigen. 

Bei  jenen  Witwen,  denen  die  ihnen  nach  den  bisherigen  Vorschriften 
gebührenden  Versorgungsgenüsse  noch  nicht  flüssig  gemacht  worden  sind, 
ist  der  Anspruch  auf  die  25prozentige  Erhöhung  von  Amts  wegen  zu  prüfen. 


Nr.  172. 

Erlafi  des  Ministers  fflr  K.n.n.  vom  28.  September  1896,  Z.  18.194, 

an  den  Landespräsidenten  der  Bukowina, 

(betreffend  die  Anwendung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die 
Versorgungsgenfisse  der  Zivilstaatsbeamten  [Staatslehrpersonales],  dann 
der  Diener  sowie  deren  Witwen  und  Waisen  auf  die  vom  Bukowinaer 
griechisch-orientalischen  Religionsfonde  besoldeten  Beamten,  Lehr- 
personen und  Diener). 
Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  15.  Juni  d.  J.,  Z.  9341,  beehre  ich 
mich  bezüglich  der  Anwendung  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1896,  RGBNr.  74, 


^gg  I.  Teil:  Ors^Rnisation  und  Verwaltung;  B.  Universitätspersonale. 

betreffend  Bestimmungen  über  die  Versorgungsgenüsse  der  ZivUstaats- 
beamten  (Staatslehrpersonen),  dann  der  Diener,  sowie  deren  Witwen  und 
Waisen,  auf  die  vom  Bukowinaer  gr.-or.  Religionsfonde  besoldeten  Beamten, 
Lehrpersonen    und    Diener   folgendes   zu    eröffnen: 

Mit  dem  bereits  in  dem  ho.  MinErl.  vom  30.  Jänner  1891, 
Z.  25.626,  zur  Begründung  der  Pensionsfähigkeit  der  gr.*or.  Käthe- 
dral-Kantorswitwe  N.  N.  berufenen  Hofkanzleidekrete  vom  13.  April 
1838  (PGS  LXVI,  S.  94),  ist  mit  Ah.  Genehmigung  ausgesprochen 
worden,  „daß  alle  Vorschriften,  welche  in  Betreff  des  Disziplinare, 
der  Pensiofis-  und  Provisionsansprüche  u.  dgl.  für  Staatsbeamte  über- 
haupt erscheinen,  wenn  diesfalls  für  gewisse  Fälle  nicht  ausdrücklich  etwas 
angeordnet  ist  oder  wird,  an  und  für  sich  auch  schon  für  Beamte  jener 
Anstalten  als  gültig  anzusehen  seien,  welche  auf  Fonde  hingewiesen  sind, 
die  unter  der  unmittelbaren  Administration  der  Staatsverwaltung,  aus  dem 
Staatsschatze  unterstützt  werden  und  daher  als  eigentliche  Staatsanstalten 
und  die  hiebei  angestellten  Individuen  als  Staatsbeamte  zu  betrachten  sind/' 

Hieraus  ergibt  sich,  daß  das  oben  bezogene  neue  Pensionsgesetz 
auf  alle  jene  von  dem  Bukowinaer  gr.-or.  Religionsfonde  besoldeten  Personen 
anzuwenden  ist,  welche  nach  den  bestehenden,  für  Staatsbedienstete  geltenden 
Vorschriften   pensions-  oder  provisionsfähig  zu  betrachten   sind. 

Von  der  Anwendung  dieses  Gesetzes  erscheinen  demnach  insbesondere 
ausgenommen  der  Erzbischof  und  die  Konsistorialräte,  dann  der  gesamte 
Säkular-  und  Regularklerus,  ferner  das  Lehrpersonale  von  der  gr.«or.  Knaben- 
volksschule in  Czernowitz  u.  a.  m.  Dagegen  hat  das  mehrerwähnte  Gesetz 
vom  Tage  der  Wirksamkeit  desselben  Anwendung  zu  finden  auf  die 
Professoren  der  gr.-or.-theologischen  Fakultät  in  Czernowitz,  auf  das  an  den 
dortländigen  Mittelschulen  angestellte,  vom  gr.-or.  Religionsfonde  besoldete 
Lehrpersonale,  auf  die  Kanzleibeamten  des  erzbischöflichen  Konsistoriums, 
auf  den  Residenzgebäudeinspektor  etc.  etc. 

Hienaoh  wollen  Euer  .  .  .  wegen  Einhebung  des  im  §  15  näher  be- 
stimmten Beitrages  vom  1.  Juni  1896  ab  das  Geeignete  verfügen. 

Diese  3prozentigen  Abzüge  haben  dem  gr.-or.  Religionsfonde  zuzufließen 
und  sind  im  Voranschlage  dieses  Fondes  bereits  pro  1897  bei  der  Bedeckung 
als  ordentliche   Einnahme  unter  abgesonderter  Rubrik  zu  präliminieren. 


Np.  173. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  7.  Dezember  1897,  Z.  28.990, 

an  sämtliche  Landeschefs, 

(betreffend  den  Anspruch  von  Witwen  nach  Staatsbediensteten,  welche 
ihren  Gatten  erst  Im  Pensionsstande  geheiratet  haben,  auf  das  Sterbe- 
quartal). 

Um  in  der  Frage  der  Anspruchsberechtigung  von  Witwen,  welche  ihre 
Gatten   im   Pensionsstande  geheiratet  haben,  auf  das  Sterbequartal  einen 
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einheitlichen  Vorgang  zu  erzielen,  hat  das  k.  k.  Finanzministerium  unter  dem 
7.  November  1897,  Z.  50.836,  über  Anregung  und  im  Einvernehmen  mit 
dem  Justizministerium  erklärt,  daß  den  Witwen  nach  Staatsbediensteten^ 
welche  ihren  Gatten  erst  im  Pensionsstande  geheiratet  haben,  ohne  daß 
späterhin  eine  Reaktivierung  desselben  erfolgt  wäre,  ein  rechtlicher  Anspruch 
auf  das  Sterbequartal  nach  §  13,  Absatz  1,  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1896» 
RGBNr.  74,  zusteht 

Dasselbe  kann  demgemäß  solchen  Witwen  seitens  der  zuständigen 
Behörden  im  eigenen  Wirkungskreise  bewilligt  werden,  ohne  daß  es  hiezu. 
der  Zustimmung,  bzw.  Genehmigung  des  Finanzministeriums  bedürfte. 


Np.  174. 
Gesetz  vom  19.  Jnll  1902,  RGBNr.  220,  MTBNr.  50, 

betreffend  eine  teilweise  Abänderung,  beziehungsweise  Ergänzung  der 
Bestimmnngen  fiber  die  Versorgungsgenfisse  der  Zivilstaatsbeamten 
(Staatslehrpersonen),  der  nach  den  Zivilpensionsvorschriften  behandelten 
Qendannerlemannschaftspersonen  nnd  Qendarmeriekanzleidiener  sowie 
der  In  die  Kategorie  der  Dienerschaft  gehörigen  pensionierten  und 

provisionierten  Zivilstaatsbediensteten. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  anzuordnen,, 
wie  folgt: 

§  1.  Die  normalmäßigen  Ruhegenüsse  (Pensionen,  Quieszentenbezüge) 
der  vor  dem  1.  Oktober  1898  in  den  Ruhestand  versetzten  Staatsbeamten 
(Staatslehrpersonen)  der  fünf  untersten  Rangsklassen  (sechs  untersten 
Diätenklassen)  werden  um  10  Prozent,  jedoch  mindestens  auf  800  Kronen, 
mit  der  Einschränkung  erhöht,  daß  der  so  erhöhte  Ruhegenuß  jenen  Betrag 
nicht  überschreiten  darf,  welcher  sich  bei  Zugrundelegung  der  durch  die 
Gesetze  vom  19.  September  1898,  RGBNr.  172,  i)  167,«)  173  174  und  175,. 
festgesetzten  anrechenbaren  Aktivitätsbezüge  und  der  Bestimmungen  des. 
Gesetzes  vom  14.  Mai  1896,  RGBNr.  74,»)  ergeben  würde. 

§  Z  Die  normalmäßigen  Ruhegenüsse  (Pensionen,  Quieszentenbezüge) 
der  nach  den  Zivilpensionsvorschriften  vor  Wirksamkeit  des  Gesetzes  vom 
Ä.  Dezember  1894,  RGBNr.  1  ex  1895,  in  den  Ruhestand  versetzten  Personen 
des  Oendarmeriemannschaftsstandes  werden  um  10  Prozent,  jene  der  nach 
dem  erwähnten  Zeitpunkte  bis  zum  Eintritte  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes 
vom  29.  Jänner  1897,  RGBNr.  42,  in  den  Ruhestand  versetzten  um  8  Prozent» 
schließlidi  die  Ruhegenüsse  der  vor  dem  1.  Jänner  1900  nach  den  Zivil- 
pensionsnormen in  den  Ruhestand  versetzten  Oendarmeriekanzleidiener  um 
8  Prozent,  alle  diese  Kategorien  von  Ruhegenüssen  jedoch  mindestens  auf 
400  Kronen  mit  der  Einschränkung  erhöht,  daß  der  so  erhöhte  Ruhegenuß. 

«)  s.  Nr.  268. 
^  s.  Nr.  97. 
0  *.  Nr.  170. 
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jenen  Betrag  nicht  überschreiten  darf,  welcher  den  Betreffenden  bei  An- 
wendung der  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  29.  Jänner  1897,  RGBNr.  42, 
und  bei  Zugrundelegung  der  am  1.  Jänner  1900  in  Kraft  getretenen  anrechen- 
baren Aktivitätsbezüge  zugekommen  wäre. 

§  3.  Die  normalmäßigen  Ruhegenüsse  (Pensionen,  Quieszentenbezüge 
und  Provisionen)  der  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  gehörigen,  vor 
dem  1.  September  1899  in  den  Ruhestand  versetzten  Staatsbediensteten 
werden  um  15  Prozent,  jedoch  mindestens  auf  einen  Jahresbetrag  von 
400  Kronen  mit  der  Einschränkung  erhöht,  daß  der  so  erhöhte  Ruhegenuß 
jenen  Betrag  nicht  überschreiten  darf,  welcher  dem  betreffenden  Staats- 
diener bei  Anwendung  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1896, 
RGBNr.  74,  zugekommen  wäre,  falls  er  bei  der  Gehaltsregulierung  in  die 
im  §  2,  bzw.  6  des  Gesetzes  vom  26.  Dezember  1899,  RGBNr.  225,0 
festgesetzte  Jhöchste  Gehaltsklasse,  bzw.  höchste  Gehaltsstufe  der  höchsten 
Gehaltsklasse  eingereiht  worden  wäre. 

Bezüglich  der  Personen  des  Mannschaftsstandes  der  uniformierten 
Sicherheitswache,  der  Mitglieder  der  Zivilpolizeiwache  und  der  Polizei- 
agenten, darf  der  erhöhte  Ruhegenuß  jenen  Betrag  nicht  übersteigen,  welcher 
der  betreffenden  Person  bei  Zugrundelegung  der  im  §  5  des  Gesetzes 
vom  26.  Dezember  1899,  RGBNr.  255,  für  die  Dienstesstelle  derselben  fest- 
gesetzten anrechenbaren  Aktivitätsbezüge  unter  Anwendung  der  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1896,  RGBNr.  74,  als  Ruhegenuß 
gebührt  hätte. 

§  4.  Die  auf  Grund  älterer,  durch  das  Gesetz  vom  14.  Mai  1896, 
RGBNr.  74,  nicht  außer  Kraft  gesetzter  Zivilpensionsnormen  bemessenen 
Ruhegenüsse,  welche  den  Betrag  von  800  Kronen  für  einen  Beamten  (Staats- 
lehrperson) und  von  400  Kronen  für  die  in  den  §§2  und  3  bezeichneten 
Kategorien  von  Staatsbediensteten  nicht  erreichen,  werden  —  insofern 
sich  deren  Erhöhung  nicht  bereits  aus  den  vorhergehenden  Paragraphen  er- 
gibt —  auf  diese  Beträge  erhöht  und  sind  in  Hinkunft  mit  keinem  geringeren 
Betrage  zu  bemessen. 

§  5.  Die  durch  die  Gesetze  vom  25.  Juli  1871,  RGBNr.  83  (§  2),  vom 
26.  Februar  1876,  RGBNr.  19  (§  43)  und  vom  25.  Dezember  1894,  RGBNr.  1 
ex  1895  (§  34),  dann  das  Gesetz  vom  27.  März  1873,  RGBNr.  50  (§  2), 
gewährten  Pensionserhöhungen  sowie  etwaige  gnadenweise  Erhöhungen 
der  normalmäßigen  Ruhegenüsse  und  im  Gnadenwege  bewilligte  Zulagen  zu 
denselben  sind  in  die  in  den  §§  1  bis  4  dieses  Gesetzes  festgesetzten 
Pensionserhöhungen  einzurechnen. 

§  6.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  ersten  Tage  des  auf  die  Kundmachung 
desselben  nächstfolgenden  Monates  in  Wirksamkeit. 

§7.  Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  ist  Mein  Finanzminister  be- 
auftragt. 

»)  s,  Nr,  286. 
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Terordnnng  des  Flnanzmlnlsterlnms  vom  2.  Dezember  1902, 

RßBNr.  223.  MTBNr.  52, 

zur  DturclifBlinuig  des  Gesetzes  vom  19.  Juli  1902,  RQBNr.  220, 
betreffend  eine  teilweise  Abfinderttng,  beziehttngswelse  Erginzmig  der 
Bestimmittigeii  Aber  die  Versorgungsgenüsse  der  Zivilstaatsbeamten 
(Staatslehrpersonen),  der  nacli  den  Zivilpensionsvorschriften  beliandelten 
Oendarmeriemannschaftspersonen  nnd  Qendarmerielcanzleidiener  sowie 
der  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  gehörigen  pensionierten  nnd 

provisionierten  Zivilstaatsbediensteten. 

Zum  Zwecke  eines  gleichmäßigen  Vorganges  bei  Durchführung  des  am 
1.  Jänner  1903  in  Wirksamkeit  tretenden  Gesetzes  vom  19.  Juli  1902, 
RQBNr.  220,  findet  das  Finanzministerium  nachstehendes  anzuordnen: 

1.  Die  Flüssigmachung  der  nach  diesem  Gesetze  gebührenden  Er- 
höhungen der  normalmäßigen  Ruhegenüsse  hat  in  der  Weise  zu  erfolgen, 
daß  vom  1.  Jänner  1903  angefangen  eüi  nach  Maßgabe  des  Gesetzes  erhöhter 
Ruhegenuß  angewiesen,  dagegen  der  bisherige  Ruhegenuß  mit  31.  Dezember 
1902  eingestellt  wird.  Diese  Anweisung  hat  nur  über  Anlangen  des  Anspruchs- 
berechtigten nach  vorheriger  Prüfung  des  Anspruches  zu  erfolgen.  Zu 
diesem  Zwecke  haben  jene  im  Ruhestande  befindlichen  Staatsbediensteten, 
welche  einen  Anspruch  auf  Erhöhung  ihres  bisherigen  Ruhegenusses  zu 
haben  vermeinen,  das  Dekret,  mit  welchen  ihnen  der  bisherige  Versorgungs- 
genuß bewilligt  wurde,  entweder  im  kurzen  Wege  der  zur  Liquidierung 
der  bezüglichen  Quittungen  berufenen  Stelle  zu  übergeben  oder  aber  mittelst 
ungestempelter  Eingabe  an  jene  Behörde,  welche  den  bisherigen  Ruhegenuß 
ursprünglich  bewilligt  hat,  einzusenden. 

Von  der  erfolgten  Anweisung  der  erhöhten  Pensionen  sind  die  Bezugs- 
berechtigten mittelst  besonderen  Dekretes  zu  verständigen. 

Z  Unter  „normalmäßigem''  Ruhegenusse  im  Sinne  des  Gesetzes  vom 
19.  Juli  1902,  RGBNr.  220,  ist  jener  zu  verstehen,  welcher  sich  nach  den 
zur  Zeit  der  Versetzung  des  betreffenden  Staatsbediensteten  in  den  Ruhestand 
in  Geltung  gestandenen  Normen  bei  Zugrundelegung  des  letzten  für  die 
Pensionsbemessung  anrechenbaren  Aktivitätsbezuges  und  der  anrechenbaren 
Dienstzeit  desselben  ergibt;  ferner  ist  als  normalmäßig  zu  behandeln  ein 
Ruhegenuß,  welcher  von  der  kompetenten  Behörde  unter  Einrechnung  einer 
von  dem  betreffenden  Staatsbediensteten  während  seiner  aktiven  Dienst- 
leistung bezogenen,  in  die  Pension  einrechenbaren  Personalzulage  oder  unter 
gnadenweiser  Anrechnung  einer  normalmäßig  nicht  anrechenbaren  Dienst- 
zeit, bzw.  unter  Nachsicht  einer  eingetretenen  Dienstesunterbrechung  be- 
messen wurde. 

3.  Die  im  §  1  des  Gesetzes  vorgesehene  Erhöhung  gebührt  den  Staats- 
beamten (Staatslehrpersonen)  der  fünf  untersten  Rangsklassen  (sechs 
untersten  Diätenklassen)  auch  dann,  wenn  dieselben  mit  dem  Titel  und 
Charakter  einer  höheren  als  dieser  Rangs-,  bzw.  Diätenklasse  bekleidet  waren. 
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4.  Die  nach  §  3  des  Gesetzes  gebührenden  erhöhten  Provisionen  der 
in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  gehörenden  provisionierten  Staats- 
bediensteten sind  stets  mit  einem  Jahresbetrage  flüssig  zu  machen,  auch 
wenn  der  bisherige  Versorgungsgenuß  nur  in  Tagesbeträgen  ange- 
wiesen wurde. 

5.  Auf  die  Begünstigungen  dieses  Gesetzes  haben  nach  Maßgabe  der 
Bestimmungen  desselben  auch  jene  Bediensteten  der  bestandenen  gemein- 
samen Zentralstellen  Anspruch,  deren  Ruhegenüsse  in  der  Periode  vom 
22.  September  1848  bis  31.  Dezember  1867  zu  Lasten  des  gemeinschaftlichen 
Pensionsetats  angewiesen  wurden. 

6.  Ergibt  sich,  daß  die  nach  dem  Gesetze  vom  19.  Juli  1902,  RGBNr.  220, 
gebührende  Erhöhung  des  normalmäßigen  Ruhegenusses  (Punkt  2)  in  einem 
konkreten  Falle  mehr  beträgt  als  die  Erhöhung  auf  Grund  der  im  §  5  be- 
zogenen Gesetze,  so  hat  eine  Neubemessung  des  Ruhegenusses  zu  erfolgen, 
und  zwar  derart,  daß  der  ermittelte  Mehrbetrag  dem  bisherigen  Ruhegenüsse 
zuzuschlagen  und  der  sich  sonach  ergebende  Gesamtbetrag  als  der  nunmehr 
gebührende  Ruhegenuß  flüssig  zu  machen  ist. 

Insofern  es  sich  um  die  Einrechnung  einer  gnadenweisen  Erhöhung 
des  normalmäßigen  Ruhegenusses  oder  einer  im  Gnadenwege  bewilligten 
Zulage  zu  demselben  handelt,  ist  an  Stelle  des  gesamten  bisherigen  Ver- 
sorgungsgenusses der  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  erhöhte  normalmäßige  Ruhegenuß  (Punkt  2)  und  als  gnadenweise 
Erhöhung,  bzw.  Gnadenzulage  nur  der  etwaige  Mehrbetrag  flüssig  zu  machen, 
um  welchen  der  bisherige  Gesamtbezug  den  gesetzlich  erhöhten  normal- 
mäßigen  Ruhegenuß  übersteigt. 

Nr.  176. 
Gesetz  vom  19.  Juli  lfN)2,  RßBNr.  221.  HTBNr.  51 

betreifend  eine  weitere  Erhöhung  der  auf  Grund  des  §  16  des  Gesetzes 
vom  14.  Mai  1806,  RGBNr.  74,  erhöhten  normalidäßigen  Versorgungs- 
genüsse  der  Witwen  nach  Zivilstaatsbeamten  nnd  Staatslehrpersonen. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  fuide  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

§  1.  Die  auf  Grund  des  §  16  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1896,  RGBNr.  74, 
erhöhten  normalmäßigen  Versorgungsgenüsse  der  Witwen  nach  Zivilstaats- 
beamten und  Staatslehrpersonen  werden  um  weitere  25  Prozent  mit  der 
Maßgabe  erhöht,  daß  die  Erhöhungen  zusammen  50  Prozent  der  ursprüng- 
lichen  normalmäßigen   Pension  nicht  überschreiten  dürfen. 

In  diese  50  Prozent  werden  die  bewilligten  Gnadenzulagen  einge- 
rechnet. 

§  2.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  ersten  Tage  des  auf  die  Kundmachung 
desselben  folgenden  Monates  in  Wirksamkeit 

§  3.  Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  ist  Mein  Finanzminister  be- 
auftragt. 
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Nr.  177. 

Terordnnng  des  Finanzministeriums  vom  2.  Dezember  1902, 

RGBNr.  224,  MYBNr.  53, 

zur  Durchffihrtuig  des  Gesetzes  vom  19.  Jttli  1902,  RQBNn  221,  betreffend 

eine  weitere  Erhöhung  der  anf  Ontnd  des  §  16  des  Gesetzes  vom 

14.  Mai  leee,  RGBNr.  74,  eriiöhten  normalmäßigen  Versorgnngsgenflsse 

der  Witwen  nach  Zivilstaatsbeamten  nnd  Staatslehrpersonen. 

Zum  Zwecke  eines  gleichmäßigen  Voi^gaoges  bei  Durchführung  des 
am  1.  Jänner  1903  in  Wirksamkeit  tretenden  Gesetzes  vom  19.  Juli  1902, 
RGBNr.  221,  findet  das  Finanzministerium  nachstehendes  anzuordnen: 

1.  Dieses  Gesetz  findet  nur  auf  jene  Witwen  Anwendung,  deren 
normahnäßige  Pensionen  nicht  schon  auf  Grund  des  §  16  des  Gesetzes 
vom  14.  Mai  1896,  RGBNr.  74  und  des  P.  3,  Absatz  1  und  P.  4 
der  Durchführungsverordnung  vom  22.  Mai  1896,  RGBNr.  77,  i)  um  50  Prozent 
oder   mehr   erhöht   wuiden,   beziehungsweise   zu   erhöhen    waren. 

Witwen,  deren  Pensionen  nicht  auf  Grund  der  vor  der  Wirksamkeit 
des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1896,  RGBNr.  74,  in  Kraft  gestandenen  Normen, 
sondern  aus  Ah.  Gnade  bewilligt  wurden,  sind  auch  von  der  im  Gesetze  vom 
19.  Juli  1902,  RGBNr.  221,  vorgesehenen  Erhöhung  ausgeschlossen,  ausge- 
nommen diejenigen,  denen  durch  einen  Ah.  Gnadenakt  ausdrücklich  der 
Mangel  der  zur  normalmäßigen  Bewilligtuig  einer  Witwenpension  erforder- 
lichen Bedingungen  nachgesehen  wurde. 

2.  Die  Flüssigmachung  der  nach  dem  Gesetze  vom  19.  Juli  1902, 
RGBNr.  221,  gebührenden  Erhöhungen  der  normalmäßigen  Witwenpensionen 
hat  in  der  Weise  zu  erfolgen,  daß  vom  1.  Jänner  1903  angefangen  die  nach 
Maßgabe  des  Gesetzes  erhöhte  Witwenpension  angewiesen,  dagegen  der  bis- 
herige Versorgungsgenuß  mit  31.  Dezember  1902  eingestellt  wird.  In  den 
Fällen,  in  denen  es  sich  um  die  Einrechnung  einer  gnadenweisen  Erhöhung 
der  normalmäßigen  Witwenpensionen  oder  einer  Gnadenzulage  zu  der- 
selben in  die  nach  dem  Gesetze  vom  19.  Juli  1902,  RGBNr.  221,  gebührende 
Erhöhung  handelt;  ist  an  Stelle  des  gesamten  bisherigen  Versorgungsgenusses 
die  nach  Maßgabe  dieses  Gesetzes  gebührende  Witwenpension  und  als 
gnadenweise  Erhöhung,  beziehungsweise  Gnadenzulage  nur  der  etwaige 
Mehrbetrag  flüssig  zu  machen,  um  welchen  der  bisherige  Gesamtbezug  den 
Betrag  der  gesetzlich  erhöhten  Witwenpension  übersteigt. 

3.  Behufs  Erlangung  der  nach  diesem  Gesetze  gebührenden  Pensions- 
erhöhung haben  jene  Witwen  nach  Staatsbeamten  (Staatslehrpersonen), 
welche  hierauf  Anspruch  zu  haben  vermeinen,  das  Dekret,  mit  welchem 
äinen  der  bisherige  Versorgungsgenuß  bewilligt  wurde,  entweder  im  kurzen 
Wege  der  zur  Liquidierung  der  bezüglichen  Quittungen  berufenen  Stelle  zu 
übergeben  oder  aber  mittelst  ungestempelter  Eingabe  an  jene  Behörde, 
welche  den  bisherigen  Versorgungsgenuß  ursprünglich  bewilligt  hat,  ein- 
zusenden. 

Von  der  erfolgten  Anweisung  der  erhöhten  Pensionen  sind  die  Bezugs- 
berechtigten mittelst  besonderen  Dekretes  zu  verständigen. 

»)  9.  Nr.  /7/. 
Universitttigcaetze.  1 1 
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b)  Sonstig'e  Pensionsnormen. 

Np.  178. 

Erlafi  des  Hlnlsteriums  fOr  K.  u.  U.  vom  30.  Jonl  1852,  RGBNr.  141 

wirksam  für  die  Kronländer  Böhmen,  Mähren,  Galizien,  Österreich  unter 
und  ob  der  Enns,  Salzburg,  Tirol,  Krain,  Küstenland  und  Dalmatien, 

womit  der  MlnErl.  vom  15.  September  1851,  in  Betreff  der  Pensions- 

ansprfiche  der  von  einer  Diözesanlehranstalt  an  eine  k.  k.  Universität 

beförderten  theologischen  Professoren,  erläutert  wird. 

Infolge  Ah.  Entschl.  vom  26.  Juni  d.  J.  wird  der  zweite  Punkt  des 
MipErl.  vom  15.  September  1851  (RGBNr.  215),  i)  dahin  erläutert,  daß  den 
Professoren  an  DiözesanJehranstalten,  wenn  sie  an  eine  k.  k.  Universität 
als  theologische  Professoren  befördert  werden,  die  an  der  Diözesanlehranstalt 
zugelM-achte  Dienstzeit  in  jedem  Falle,  ohne  Rücksicht  auf  die  Verschieden- 
heit der  Gehalte  an  theologischen  Fakultäten,  rücksichtlich  der 
Pensipnsansprüche   eingerechnet  wird. 


Nr,  179. 
Erlaß  des  Staatsminlsterlams,  Abt  fOr  K.  n.  U.,  vom  12.  April  1885. 

Z.  2639. 

an  die  k.  k.  Statthalterei  für  Galizien, 

(betreffend  die  Frage  der  Einrechnnng  der   an   einer  theologischen 
Hanslehranstalt  zugebrachten  Lehramtszeit  in  die  Universitätsdienstzeit). 

Dem  Antrage  des  theologischen  Professorenkollegiums,  daß  dem  Pro- 
fessor N.  N.  seine  an  der  Hauslehranstalt  für  Klostergeistliche  zu  Lemberg 
zugebrachte  .Dienstzeit  als  Lehrer  der  Bibelfächer  in  seine  Universitätsdienst- 
zeit eingerechnet  werde,  ist  man  nicht  in  der  Lage  eine  Folge  zu  geben, 
weil  laut  des  zweiten  Alinea  der  lit.  b.  der  kais.  Vdg.  vom  19.  März  1851 
(RGBNr.  90)  bei  Berechnung  der  Dienstzeit  der  Universitätsprofessoren  nur 
die  an  was  immer  für  einer  österreichischen  Universität  in  der  Eigenschaft 
als  ordentliche  Professoren  zugebrachten  Dienstjahre  in  Anrechnung  ge- 
bracht werden  und  die  mit  Ah.  Entschl.  vom  12.  September  1851  (Erlaß  des 
Ministers  für  K.  u.  U.  vom  15.  September  1851,  RGBNr.  215)  bewüligte 
Begünstigung  der  theologischen  Professoren  hinsiditlich  ihres  Pensions- 
anspruches die  Professoren  an  geistlichen  Hauslehranstalten  nicht  erwähnt. 


^)  Punkt  2  dieses  Erlasses  lautet:  Professoren  dieser  Lehranstalten  fd,  fu  der  theologischen 
Fakultät  in  Salzburg  und  der  bischöfUchen  Diözesanlehranstalten) ,  wenn  sie  als  ordentliche 
Professoren  der  Theologie  an  eine  Universität  berufen  werden,  an  welcher  die  unterste  Gehalts- 
stufe der  theologischen  Professoren  nicht  mehr  als  800  Oulden  beträgt,  sind  hinsichtlich  ihres 
Vorrflckungsrechtes  in  hOhere  Gehaltsstufen  und  ihres  Pensionsanspruches  so  zu  behandeln ,  als 
ob  sie  die  ganze  Zeit  ihres  Lehramtes  an  dieser  Universität  angestellt  gewesen  wären. 
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Nr.  180. 
Gesetz  Tom  9.  April  1870,  RGBNr.  47.  HTBNr.  59, 

fiber  die  Penslonsbehandlttng  des  Lehrpersonales  der  vom  Staate  er- 
haltenen Lehranstalten. 

Mit  Zufitunmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

§  1»  Für  die  Pensionsbehandlung  des  Lehrpersonales  der  vom  Staate 
eihaltenen  Lehranstalten,  mit  Einschluß  der  bei  solchen  angestellten  Ordens- 
geistlichen und  mit  Ausschluß  der  Professoren  der  theologischen  Fakultät 
zu  Krakau,!)  ist  die  Pensionsvorschrift  vom  9.  Dezember  1866,  RGBNr  157,») 
maßgebend. 

Dabei  ist  jedoch  die  an  den  Staatslehranstalten,  mit  Ausnahme  der 
mit  den  Lehrerbildungsanstalten  verbundenen  Obungsschulen  oder  anderen 
Volksschulen,  zugebrachte  Zeit  in  der  Weise  zu  berechnen,  daß  je  drei  in 
dieser  Dienstleistung  vollständig  zurückgelegte  Jahre  für  vier  gezählt 
werden,  s)  und  zwar  auch  dann,  wenn  ein  Übertritt  aus  einer  anderen 
Staatsanstellung  in  ein  solches  Lehramt  oder  umgekehrt  stattgefunden  hat. 

§  2.*)  Für  die  Witwen  der  ordentlichen  Universitäts-  und  Fakultäts- 
professoren, der  ordentlichen  Professoren  der  neuorganisierten,  unter  der 
unmittelbaren  Leitung  der  Regierung  stehenden  technischen  Institute  und 
der  k.  k.  Akademie  der  bildenden  Künste  in  Wien  wird  hiemit  unter  Voraus- 
setzung der  Erfüllung  der  sonstigen  normalmäßigen  Bedingungen  eines 
Pensionsgenusses  eine  charaktermäßige  Pension  von  500  Gulden  festgesetzt. 

Eine  charaktermäßige  Pension  erhalten  ferner  noch  die  Witwen  der 
außerordentlichen  Professoren  an  den  genannten  Lehranstalten  und  der 
Direktoren  an  Staatsmittelschulen  im  Betrage  von  400  Gulden,  sowie  der 
Professoren  an  Staatsmittelschulen  im  Betrage  von  350  Gulden. 

§  3.  Jeder  Professor,  welcher  das  siebzigste  Lebensjahr  zurückgelegt 
hat,  ist  von  Amts  wegen  mit  seinem  ganzen  zuletzt  genossenen  Gehalte 

>)  Af/f  dem  Gesetze  vom  18.  Mai  1881,  RQBNr,  56,  MVBNr,  4  ex  1882 ^  betrejfend  die 
Pensionsbehandiung  der  Professoren  an  der  theologischen  FakuUät  in  Krakaa  wurde  die  kais,  Vdg. 
vom  9.  Dezember  1866,  RQBNr,  157,  mit  der  im  §  1  des  Gesetzes  vom  9.  Aprä  1870,  RGBNr.  47, 
angegebenen  Modifikation  auch  auf  diese  Professoren  ausgedehnt.  Nur  bestimmt  §  2  dieses 
Gesetzes  mit  Rücksicht  aaf  §  13  der  Statuten  der  Krakauer  Universität  vom  Jahre  1833:  Erlang^ 
jedoch  ein  Professor  dieser  Falniltät  eines  der  den  Professoren  geistlidien  Standes  der  Krakauer 
Universität  BtiftangsgemSfi  vorbehaltenen  Kuratbeneflzien,  so  verliert  er  mit  dem  Zeitpunkte  der 
Institution  auf  dieses  Beneflzium  jeden  Anspruch  auf  einen  Ruhes^enufi,  und  zwar  ohne  Unter- 
schied, ob  ihm  das  Beneflzium  vor  oder  nach  dem  Übertritte  In  den  Ruhestand  verliehen 
worden  ist 

Diese  errektionsmäfiis:  unter  dem  Patronate  der  Unlverslt&t  in  ICralcau  stehenden  Kurat- 
beneflzien sind :  die  Kuratpfarren  zum  heiligen  Florian,  zum  helligen  Nikolaus  und  zur  heiligen 
Anna  In  Krakan,  dann  die  von  dieser  letzteren  Pfarre  abgetrennte  und  als  selbständig  errichtete 
PfarrpfrOnde  Zielonki. 

«)  An  die  Stelle  dieser  Pensionsvorschriß  ist  das  Gesetz  vom  14.  Mai  1896,  RQBNr.  74 
(s.  Nr.  170),  getreten. 

■)  Durch  §  1,  3.  Abs.,  des  in  Anmerkung  *)  bezogenen  Gesetzes  aufrecht  erhalten^ 

*)  Derzeit  gelten  die  Bestimmungen  der  §§  5  u.  f.  des  Gesetzes  vom  14,  Mai  1896, 
RGBNr.  74  (s.  Nr.  170). 

11* 
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und  mit  Beibehaltung  einer  ihm  etwa  zukommenden  Personalzulage  in 
den  Ruhestand  zu  versetzen.^) 

Er  behält  jedoch,  ungeachtet  er  aufhört  Mitglied  des  betreffenden 
Professorenkoilegiums  zu  sein^  nkht  nur  die  passive  Wahlfähigkeit  zu  den 
akademischen  Würden, *)  sondern  auch  das  Recht,  als  Honorarprofessor') 
über  seine  Nominalfächer  an  der  Universität  unter  den  von  dem  Unterrichts- 
ministerium festzustellenden  Modalitäten  Vorlesungen  anzukündigen  und  zu 
halten. 

Soweit  es  das  Interesse  des  fortlaufenden  Unterrichtes  erfordert,  bleibt 
es  dem  Minister  des  Unterrichtes  vorbehalten,  den  definitiven  Eintritt  eines 
solchen  Professors  in  den  Ruhestand  erst  mit  dem  Amtsantritte  seines 
Nachfolgers,  spätestens  am  Schlüsse  des  nächstfolgenden  Schuljahres^)  in 
Wirksamkeit  zu  setzen. 

§  4.  Alle  Professoren  können,  sobald  sie  das  65.  Lebensjahr  zurück- 
gelegt haben,  ebenfalls  in  der  im  §  3  bezeichneten  Art  in  den  Ruhestand 
versetzt  werden.*) 

§  5.  Der  Unterrichtsminister  ist  mit  der  Ausführung  dieses  Gesetzes 
beauftragt.  

Np.  181. 

ErlaB  des  Mlnlsterlnffls  für  K.  a.  U.  vom  31.  MSrz  1874.  Z.  41U, 

MTBRr.  14, 

an  sämtliche  Landesschulbehörden, 

betreifend  die  Auszahlung  der  Versorgungsgebfihren  an  Staatsbedienstete 

und  deren  Angehörige  am  zweiten  Tage  jeden  Monats. 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschließung  vom  18.  März 
1874   ag.  zu  gestatten  geruht,  daß  jene  Versorgungsgenüsse,  welche  unter 

*)  Neben  der  AtUrspensionUrung  der  Professoren  gibt  es  noch  eine  normalmäßige 
Pensionierung  der  Lehrpersonen,  in  welcher  diese  den  übrigen  Staatsbeamten  gleidigehalten 
werden,  sofern  nicht  Besonderheiten,  z,  B.  bezuglich  der  Berechnung  der  Dienstzeit  ausdrücklich 
festgesetzt  sind.  Diese  normalmäßige  Pensionierung  der  Professoren  ist  durch  §  1  des  Gesetzes 
vom  9,  April  1870,  ROBNr,  47,  vorgeschrieben,  und  wird  durch  die  in  den  §§  3  und  4  dieses 
Gesetzes  festgesetzte  Abart  der  Pensionierung  nicht  ausgeschlossen.  Letztere  gewährt  kein  Privileg 
der  Unabsetzbarkeit  naäi  Art  des  den  Klchtern  staatsgrundgesetxlich  zustehenden.  Da  Staatsbeamte 
durch  Verfügungen  der  Behörden  aus  Dienstesrückslchten  in  den  Ruhestand  versetzt  werden 
können,  gilt  das  Gleiche  auch  von  Professoren  (MinAkt  Z  8401 KUM  ex  1898),  —  AuOi  betr^ 
der  unbesoldeten  c^ßerordentlichen  Professoren  findet  eine  Obemahme  in  den  Ruhestand  statt 
(MinAkt  Z.  1443IKUM  ex  1888), 

*)  Aufgehoben  durdi  §§  6  und  10  des  Gesetzes  vom  27,  April  1873,  RGBNr,  63  (s.  Nr.  18), 

*)  In  analoger  Anwendung  der  Institution  der  „Honorarprofessoren^*,  wie  sie  das  Gesetz 
vom  9,  April  1870,  RGBNr.  47,  räcksichtlich  der  in  den  Ruhestand  tretenden  Universitätsprofessoren 
normiert,  werden  auf  Grund  der  in  jedem  einzelnen  Falle  einzuholenden  Ah,  Genehmigung  auch 
Persönlichkeiten  zur  Abhaltung  von  Vorlesungen  anden  Universitäten  als  „Honorarprofessoren*' 
ermächtigt,  bei  denen  als  Voraussetzungen:  allgemeines,  hohes  Ansehen  in  Fachkreisen,  vorzägiiehe 
Wirksamkeit  im  Lehramte  und  ein  zu  gewärtigender  besonderer  Nutzen  für  die  beireffende  Uni" 
versität  sowie  für  die  weitere  wissenschq/tliche  Betätigung  des  in  Frage  kommenden  Gelehrten, 
zutreffen, 

*)  Die  Monate  August  und  September  (Ferienmonate)  können  nicht  zu  dem  nächstfolgenden 
Studienjahre  gerechnet  werden,  daher  ein  Professor,  welcher  in  den  Ferien  das  70,  Lebensjaltr 
vollendet,  mit  Schluß  des  auf  diese  Ferien  folgenden  Studienjahres  unbedingt  in  den  Ruhestand 
zu  übernehmen  ist  (MinErl,  vom  16.  Jänner  1894,  Z,  27.593  ex  1893). 
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dem  Titel  Quieszentengehalte,  Pensionen,  Provisionen,  Gnadengaben  und 
Erzlehungsbeiträge  für  Rechnung  des  Pensionsetats  der  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreiche  und  Länder  erfolgt  werden  und  welche  bisher'  am 
25.  jeden  Monates  für  den  laufenden  Monat  fällig  waren,  künftighin  mit 
dem  2.  jeden  Monates  als  angefallen^)  betrachtet  und  an  die  Bezugsberech- 
tigten erfo^  werden. 

Es  ist  somit  in  jenen  Fällen,  wo  das  Bezugsrecht  eines  Versorgungs- 
genusses am  zweiten  oder  einem  späteren  Tage  eines  Monates  erlischt,  die 
Monatsrate  mit  dem  vollen  Betrage  an  den  Bezugsberechtigten  oder  dessen 
rechtmäßigen  Erben  auszuzahlen.  Eine  Ausnahme  hat  nur  dann  stattzufinden, 
wenn  bereits  mit  der  Anweisung  ein  bestimmter  Tag  des  Erlöschens  be- 
zeichnet wurde,  wie  dieses  z.  B.  bei  Erziehungsbeiträgen  oder  Gnadengaben 
der  Fall  ist  Die  Ermittlung  der  Gebühr  hat  in  dem  letzteren  Falle  nur 
die  Quote  vom  ersten  Tage  des  Monates  bis  zu  dem  bestimmten  Termine 
zu  umfassen. 

Diese  Ah.  gewährte  Begünstigung  hat  selbstverständlich  auch  auf  jene 
Versorgungsgenüsse  Bezug,  welche  aus  vom  Staate  verwalteten  Fonden  der 
diesseitigen  Reichshälfte  bestritten  werden.  Dagegen  ist  dieselbe  auf  Ver- 
sorgungsgenüsse, zu  welchen  die  königlich  ungarischen  Länder  beitragen, 
derzeit   nicht   auszudehnen. 

Alle  übrigen  auf  die  Liquidierung  und  Auszahlung  von  Versorgungs- 
genüssen Bezug  nehmenden  Vorschriften  und  Bedingungen  bleiben  durch 
die  vorstehende  Verfügung,  welche  mit  dem  Monate  April  1874  in  Wirk- 
samkeit zu  treten  hat,  unberührt. 


Np.  182. 

Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  9.  JSnner  1885,  Z.  20.504 

ex  1884, 

an  den  Statthalter  für  Mähren, 

(betreffend  die  Unzttlässigkeit  der  Zusicherung  der  Einrechnung  einer 
frfiheren  Dienstzeit  für  den  seinerzeitigen  Pensionierangsfall). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  14.  Oktober  v.  J.,  Z.  26.660,  be- 
treffend das  Ansuchen  des  Professors  an  der  theologischen  Fakultät  m ...  um 
Einrechnung  der  Zeit  seines  Lehramtes  an  der  selbständigen  direktivmäßigen 
Haupt-  und  Unterrealschule  in  .  .  .  behufs  der  seinerzeitigen  Pensions- 
bemessung, beehre  ich  mich  Euer  ...  zu  eröffnen,  daß  nach  den  be- 
stehenden Normen  eine  Zusicherung  zur  seinerzeitigen  Einrechnung  einer 
früheren  Dienstzeit  im  voraus  nicht  erteilt  werden  soll  und  daß  daher  auch 
im  vorliegenden  Falle  die  bezügliche  Entscheidung  dem  Zeitpunkte,  wo  es 
sich  um  die  Versetzung  des  Professors  ...  in  den  bleibenden  Ruhestand 
bandeln  wird,  vorbehalten  bleiben  muß. 


*)  Abgeändert  durch  FinamminErl,  vom  20.  Jänner  1896,  Z.  1758  (s,  Nr.  184). 


IQQ  I*  Teil:  Organisation  und  Verwaltung:;  B.  Unlvcrsltltspersonale. 

Nr.  183. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  fOr  K.  d.  ü.  Tom  3.  Anpst  1893, 

Z.  U47/KÜH, 

an  den  Statthalter  für  Galizien, 
(betreffend  die  Anrechenbarkeit  einer  Personalzulage  ffir  die  Pension). 

Nach  §  1  des  Gesetzes  vom  9,  April  1870  (ROBNr.  47),i)  ist  für 
die  Pensionsbehandlung  des  Lehrpersonales  an  staatlichen  Lehranstalten 
die  allgemeine  Pensionsvorschrift  vom  9.  Dezember  1866,  ROBNr.  157, 
maßgebend.  Da  diese  Vorschrift  nur  die  Anrechenbarkeit  des  Aktivitäts- 
gehaltes normiert,  so  müssen,  wenn  es  sich  um  die  Anrechenbarkeit  einer 
Personalzulage  in  die  Pension  handelt,  die  diesbezüglich  geltenden  spe- 
ziellen Normen  zur  Anwendung  kommen.  Nach  diesen  kommen  Personal- 
zulagen bei  Berechnung  der  Pension  nur  dann  in  Betracht,  wenn  dieselben 
in  der  Form  von  Ergänzungen  eines  früher  bezogenen  höheren  Gehaltes 
bewilligt  worden  sind  oder  wenn  bei  deren  Verleihung  ausdrücklich 
die  Anrechnung  in  die  Pension  bewilligt  wird. 

Wenn  diese  Voraussetzungen  nicht  zutreffen,  ist  die  Personalzulage 
in  die  Pension  nicht  anrechenbar. 

Von  diesen  allgemeinen  Bestimmungen  macht  auch'  die  für  das 
Lehrpersonale  geltende  Spezialbestimmui^  des  §  3,  cit.  L,  keine  Aus- 
nahme, da  eben  der  §  3,  cit.  1.,  ausdrücklich  verfügt,  daß  für  die 
Pensionsbehandlung  die  allgemeine  Vorschrift  gilt.  Es  können  daher 
unter  den  dort  erwähnten,  „etwa  zukommenden  Personalzulagen'' 
wohl  nur  die  für  die  Pensionsbehandlung  anrechenbaren  Personalzulagen 
verstanden  werden.  Der  §  3  will  den  Lehrern,  welche  nach  Zurücklegung 
des  siebzigsten  Lebensjahres  von  Amts  wegen  pensioniert  werden,  nur  die 
Begünstigung  einräumen,  daß  sie  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Dienstzeit,  mit 
ihrem  vollen  Gehalte  und  mit  dem  vollen  Betrage  einer  zur  Pension 
anrechenbaren  Personalzulage  in  den  Ruhestand  versetzt  werden. 

Würde  man  eine  weitere  Begünstigung,  nämlich:  daß  die  Personal- 
zulagen unter  allen  Umständen  in  die  Pension  einzurechnen  sind,  aus  der 
fraglichen  Bestimmung  deduzieren,  so  würde  dies  dem  Grundsatze,  daß 
Ausnahmen   strikte   zu   interpretieren   sind,   widerstreiten. 

Np.  184. 

ErlaB  des  Ministers  fOr  K.u.n.  vom  2.  Febniar  1896,  Z.  185/KÜM, 

womit  der  Erlaß  des  k.  k.  Finanzministerinms  vom  20.  Jfinner  1896,  Z.  1758, 
an  sämtliche  Finanzlandesbehörden,  betreffend  die  Versorgnngsgenfisse, 
welche  für  Rechnung  des  allgemeinen  Pensionsetats  der  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreiche  und  Länder  unter  dem  Titel:  Quieszentengehalte, 
Pensionen,  Provisionen,  Qnadengaben  und  Erziehungsbeiträge  erfolgt 

werden,  verlautbart  wird« 
Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  11.  Jänner  d.  J. 
ag.  zu  gestatten  geruht,  daß  bezüglich  der  Versorgungsgenüsse,  welche  für 

^)  s.  Nr.  180. 
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Rechnung  des  allgemeinen  Pensionsetats  der  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reiche und  Lander  unter  dem  Titel:  Quieszentengehalte,  Pensionen,  Pro- 
visionen,  Gnadengaben  und  Erziehungsbeiträge  erfolgt  werden,  die  gemäß 
den  derzeit  bestehenden  Vorschriften  i)  mit  dem  2.  des  Monates  als  dem  Fällig- 
keits-  und  Zahlungstag  der  angeführten  Bezüge  eintretenden  Rechte, 
künftighin  mit  dem  1.  des  Monates  als  Fälligkeitstermin  und  unter  Bei- 
behaltung des  2.  Monatstages  als  Zahlungstag  einzutreten  haben. 

Diese  Begünstigung  wurde  mit  der  bezogenen  Ah.  Entschließung  auch 
auf  jene  Versorgungsgenüsse,  welche  für  Rechnung  des  gemeinsamen 
Pensionsetats,  wovon  77  Prozent  das  diesseitige  und  23  Prozent  das  unga- 
rische Reichsgebiet  belasten,  sowie  auf  Versorgungsgenüsse  der  Organe  der 
Ah.  Kabinettskanzlei  und  deren  Witwen  und  Waisen,  wozu  die  beiden 
Reichsgebiete  je  zur  Hälfte  beizutragen  haben,  ag.  ausgedehnt. 

Die  erwähnten  Ruhe-  und  Versorgungsgebühren  werden  daher  in  Hin- 
kunft auch  in  jenen  Fällen,  wo  das  Bezugsrecht  schon  am  ersten  Monats- 
tage erlosdien  ist,  noch  für  den  ganzen  Monat  auszuzahlen  sein.  Eine 
Ausnahme  hievon  tritt  nur  dann  ein,  wenn  bereits  in  der  Anweisungs- 
verordnung ein  bestimmter  Einstellungstermin  bezeichnet  wurde. 

Die  pfarrämtlichen  Lebensbestätigungen,  welche  am  ersten  Tage  des 
Monats  ausgestellt  werden,  sind  von  nun  an  als  vorschriftsmäßig  ausgestellt 
zu  betrachten.  i     . 

Diese  Bestimmungen  treten  mit  dem  1.  Februar  1896  in  Kraft. 


Nr.  185. 

Terordnnng  des  Hlnlsterliuns  fflr  K.  n.U.  vom  30.  Dezember  1896, 

Z.  31.537,  HTBNr.  2  ex  1897, 

betreffend  die  Einbringung  des  dreiprozentigen  Beitrages  zu  Pensions- 
zwecken,  sowie  derEinkommenstettem  und  Diensttaxen  ans  den  Dienst- 
bezfigen   der   Staatsbeamten   und   Staatslehrpersonen    im    Falle    des 

Zusammentreffens  mit  Privatforderungen. 

Mit  Bezug  auf  §  15  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1896,  RGBNr.  74,«) 
womit  die  Einhebung  eines  dreiprozentigen  Beitrages  für  Pensionszwecke  von 
den  Gehalten  der  aktiven  Staatsbeamten  und  Staatslehrpersonen  eingeführt 
wurde,  und  auf  die  Durchführungsvorschrift  des  k.  k.  Finanzministeriums 
vom  22.  Mai  1806,  Z.  24.800  (RGBNr.  77,  FMVBNr.  83)»)  wird  angeonhiet, 
daß  im  Falle  der  Belastung  der  Bezüge  der  Beamten  und  Lehrpersonen 
mit  Privatforderungen,  der  gedachte  Pensionsbeitrag  lediglich  von  dem  nach 
dem  Gesetze  vom  21.  April  1882,  RGBNr.  123,  der  Exekution  unterliegenden 
Teile  der  Bezüge  abzuziehen  ist. 

In  gleicher  Weise  sind  in  Hinkunft  auch  die  auf  den  Dienstbezügen 
haftenden  Einkommensteuern  und  Diensttaxen  einzuheben,  und  tritt  sonach 

»)  VgL  Nr,  181, 
«)  5.  Nr,  170. 
»)  J.  Nr.  171. 
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Punkt  1,  al.  1,  des  ho.  Erlasses  vom  7.  Dezember  1882,  Z.  1277/KUM, 
(MVBNr.  43)   außer   Kraft. 

Diese  Verordnung  hat  auch  auf  jene  Fälle  Anwendung  zu  finden, 
in  welchen  Abzüge  zur  Hereinbringung  bereits  dermal  vorgemerkter  Privat- 
forderungen vorzunehmen  sind. 


Nr.  186. 

Erlafi  des  Ministen  fllr  K.  u.  U.  vom  17.  Febrnar  1900,  Z.  25.275 

ex  1899,  MTBNr.  22, 

betreffend    die   Verpflichtung   provisorischer    Staatslehrpersonen    zur 
Entrichtung  des  dreiprozentlgen  Pensionsbeitrages. 

Es  ist  zur  hierortigen  Kenntnis  gelangt,  daß  in  einigen  Fällen  die  von 
provisorischen  Staatslehrpersonen  eingezahlten  dreiprozentlgen  Pensions- 
beiträge denselben  refundiert  wiuxlen,  beziehungsweise  von  denselben  über- 
haupt nicht  eingehoben  wurden. 

Ein  solcher  Vorgang  ist  jedoch  in  den  bestehenden  gesetzlichen  Be- 
stimmungen nicht  begründet 

Ich  finde  mich  daher  im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Finanzminister 
veranlaßt,  dem  .  .  .  zur  weiteren  Danachachtung  nachstehendes  zu  eröffnen: 

Die  im  §  15  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1896,  RQBNr.  74,  i)  normierte 
Verpflichtung  aktiver  Staatslehrpersonen  zur  Entrichtung  des  dreiprozentlgen 
Pensionsbeitrages  ist,  nachdem  als  Grundlage  für  die  Berechnung  dieses 
Beitrages  der  für  die  Bemessung  des  Ruheyg^enusses  anrechenbare  Aktivitäts- 
gehalt anzunehmen  ist,  von  der  Frage  abhängig,  ob  die  betreffende  Staats- 
lehrperson  einen  gesetzlichen  Anspruch  auf  Zuerkenntmg  von  Ruhegenüssen 
hat  oder  nicht 

Nachdem  den  provisorischen  Staatslehrpersonen  auf  Grund  des  §  1  der 
kais.  Vdg.  vom  9.  I)ezember  1866,  RGBNr.  157,«)  beziehungsweise  des  §  1 
des  Gesetzes  vom  9.  April  1870,  RGBNr.  47, ')  welche  Bestimmungen  auf 
Grund  des  §  6  des  Gesetzes  vom  14.  Mad  1896,  RGBNr.  74,  in  Kraft 
geblieben  sind,  ein  solcher  Anspruch  tatsächlich  zusteht,  muß  auch  die  Ver- 
pflichtung der  in  Rede  stehenden  Lehrpersonen  zur  Entrichtung  von  Pensions- 
gebflhren   als   im  Gesetze  begründet  angesehen  werden. 

»)  s,  Nr,  170, 

*)  Die  kais,  Vdg,  vom  9.  Dezember  1866,  RQBNr,  157,  aber  das  Ausmqß  der  Ruhebezuge 
and  Abfert^ngen  der  Staatsbeamten  and  pensionsfähigen  Diener  bestimmte  im: 

$  1.  Die  auf  einem  definitiven  oder  provisorischen  Dienstposten  untersfebrtchten  oder  Im 
Stande  der  Dlsponlbilitit  befindlldien  Staatsbeamten  und  Diener,  welche  weder  Infol|re  einer 
Dienstesentsagung,  noch  einer  nach  der  kais.  Vdg.  vom  10.  Mftrz  1860  (ROBNr.  64)  erfolgten 
Dienstesentlassung  Aber  eigenes  Ansuchen  oder  Verfügung  der  Behörde  aus  dem  Staatsdienste 
ausscheiden,  sind  nach  Mafigabe  der  Länge  ihrer  anrechenbaren  Dienstzeit  mit  einem  Ruhe- 
gennsse oder  einer  Abfertigung  (nach  folgendem  Mafistabe)  zu  beteilen. 

»)  s.  Nr,  180, 


n.   Privatdozenten. 


1.  Habilitationsnortn  nebst  Erläuterungen. 


Nr.  187. 

Teronlnug  des  Ministers  für  K.  i.  ü.  vom  11.  Februar  1888, 

Z.  2390,  RGBNr.  19.  HVBNr.  6, 

betreffend  die  Habilitlernng  der  Privatdozenten  an  Universitäten.^) 

Auf  Grund  Ah.  Entschl.  vom  4.  Februar  d.  J.  wird  verordnet, 
wie  folgt: 

§  1.  Wer  an  einer  Universität  in  der  Eigenschaft  eines  Privatdozenten 
Vorlesungen  abhalten  will,  hat  die  Lehrbefugnis  (venia  docendi)  auf  Qrund 
der  nachfolgenden  Bestimmungen  zu  erwirken.') 

§  2.  Die  venia  docendi  kann  nicht  für  einen  willkürlich  begrenzten 
Teil  einer  Wissenschaft,  sondern  nur  fiu*  den  ganzen  Umfang  einer  Dis- 
ziplin oder  ein  größeres  Gebiet  derselben,  welches  als  ein  für  sich  ab- 
geschlossenes Ganzes  angesehen  werden  kann,  erlangt  werden.') 

§  3.  Zur  Erlangung  der  Lehrbefugnis  als  Privatdozent  (Habilitierung) 
ist  erforderlidi,  daß  der  Bewerber  das  Doktorat  der  Fakultät,  welcher  die 
betreffende  Disziplin  zugehört,^)  erworben  hat  und  ein  durch  den  Druck 
veröffentlichtes  Werk  oder  eine  durch  den  Druck  veröffentlichte  größere 
Abhandlung  (Habilitationssdinft)  vorlegt,^)  welche  nach  wissenschaftlicher 
Methode  ein  Problem  derjenigen  Wissenschaft  selbständig  behandelt,  für 
welche  skh  der  Bewerber  zu  habilitieren  beabsichtigt 

Die  Zulassung  zur  Habilitierung  setzt  voraus,  daß  der  Kandidat  das 
betreffende  Universitätsstudium  vor  wenigstens  zwei  Jahren  absolviert  hat 

§  4.  Eine  Dispens  vom  Doktorate  überhaupt  oder  von  dem  Doktorate 
der  in  Frage  kommenden  Fakultät  kann  nur  in  besonders  rücksichtswürdigen 
Fällen^)  auf  Antrag  der  Fakultät  vom  Unterrichtsminister  gewährt  werden. 

§  5.  Die  Erteilung  der  venia  docendi  hat  der  Bewerber  bei  dem 
Professorenkollegium  der  betreffenden  Fakultät  anzusuchen.    Derselbe  hat 


')  Diese  Verordnung  ist  an  die  Stelle  des  MinErl.  vom  19,  Dezember  1848,  Z.  8175, 
RQBNr.  37  ex  1849  getreten,  womit  eine  provisorische  Anordnung  bezUglieh  der  Habilitierung  der 
Primtdoeetäen  kandgematkt  wurde, 

*)  Kfi.  attOi  Nr,  189. 

»)  VgL  Nr.  209. 

«)  Erläutert  durch  MinErL  vom  2i.  April  1890,  Z,  7514  (s,  Nr.  191), 

*)  VgL  Nr,  205  und  194, 

«)  Ertäuiert  durch  MinErl,  vom  10,  August  1889,  Z,  13,186  (s,  Nr,  190), 
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seinem  Gesuche   nebst  dem   Nachweise  der  im    §   3  genannten   Voraus- 
setzungen anzuschließen : 
q)  eine    Skizze    seines    Lebenslaufes    (curriculum   vitae)/)    welche    insbe- 
sondere auch  den  Gang  seiner  Studien  seit  Absolvierung  der  Universität 

zu  schildern  hat; 
b)  eine  eingehende  Darlegung  der  Art  und  Weise,  wie  der  Bewerber  seine 

Vorträge  einzurichten  gedenkt  (Programm  der  Vorlesungen). 

Bei  Fächern,  welche  einen  demonstrativen  Unterricht  voraussetzen, 
hat  der  Bewerber  zugleich  anzugeben,  in  welcher  Art  er  sich  die  erforder- 
lichen Lehrmittel,  beziehungsweise  das  erforderliche  Materiale  zu  verschaffen 
beabsichtigt. 

§  6.  Wenn  der  Bewerber  den  Nachweis  der  obgenannten  Erforder- 
nisse nicht  geliefert  hat,  wenn  das  Professorenkollegium  erachtet,  daß  die 
beabsichtigten  Vorlesungen  nach  ihrem  Gegenstande  der  Fakultät  nicht 
angehören,  oder  wenn  aus  einem  anderen  in  der  Persönlichkeit  des  Be- 
werbers gelegenen  Grunde  sich  die  Erteilung  der  venia  docendi  als  un- 
zulässig darstellt,  so  ist  das  Habilitationsgesuch  sofort  abzuweisen. 

§  7.  Ergibt  sich  kein  Anstand  der  im  §  6  bezeidmeten  Art,  so  hat  das 
Professorenkollegium  eine  Prüfung  der  Habilitationsschrift  durch  aus  seiner 
Reihe  gewählte  Fachmänner  vorzunehmen  und  auf  Grund  dieser  Prüfung 
Beschluß  zu  fassen,  ob  der  wissenschaftliche  Wert  der  Hat>ilitationsschrift 
die  Erteilung  der  venia  docendi  zu  begründen  vermag. 

§  8.  Fällt  die  im  §  7  gedachte  Schlußfassung  zu  Ungunsten  des 
Habilitierungs Werbers  aus,  so  ist  derselbe  zu  verständigen,  daß  die  Habili- 
tationsschrift als  zur  Erteilung  der  angesuchten  venia  docendi  nicht  ge- 
eignet befunden  worden  ist. 

Im  entgegengesetzten  Falle  ist  der  Bewerber  zur  wissenschaftlichen 
Besprechung,  dem  sogenannten  Kolloquium,  zuzulassen  und  zugleich  auf- 
zufordern, drei  Themata  für  die  eventuell  abzuhaltende  Probevorlesung  zu 
bezeichnen. 

§  9.  Der  Dekan  bestimmt  Ort  und  Zeit  des  Kolloquiums,  welches  in 
Gegenwart  des  Professorenkollegiums  ^)  stattzufinden  hat.  Das  Kolloquium 
ist  von  den  mit  der  Prüfung  der  Abhandlung  betrauten  Fachmännern  ab- 
zuhalten, doch  ist  jedes  Mitglied  des  Professorenkollegiums  berechtigt,  sich 
an  demselben   zu   beteiligen. 

Das  Kolloquium  ist  nicht  auf  das  Thema  der  wissenschaftlichen  Ab- 
handlung beschränkt,  sondern  soll,  vom  Inhalte  desselben  ausgehend,  sich 
auf  das  ganze  Gebiet  erstrecken,  über  welches  der  Kandidat  Vorlesungen 
zu  halten  beabsichtigt. 

§  10.  Fällt  das  Kolloquium  zur  Befriedigung  des  Professorenkollegiums 
aus,  so  ist  dem  Kandidaten  vom  Dekane  der  Tag  des  Probevortrages 
zu  bestimmen,  welcher  vor  dem  Professorenkollegium*)  über  ein  von  dem- 

^)  Auf  Oruttd  des  an  die  Rektorate  sämiUeher  Universitäten  ergangenen  Erlasses  vom 
21.  Mai  1902,  Z.  16,440,  ist  im  Falle  der  Habilitation  neaer  Prtvatdozenten  nebst  dem  nach  der 
HabiUtationsnorm  vorzulegenden  curriculum  vltae  auch  eine  in  diesem  Erlasse  vorgesOtriehene  und 
nadi  Maßgabe  desselben  ausgefertigte   besondere   Personalstandestabelle  beizulegen. 

*)  Vgl,  den  erläuternden  MlnErl,  unter  Nr,  188  und  die  Ausnahmen  hievon  unier  Nr.  192 
und  Nr.  200, 
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selben  auf  Grund  des  vom  Kandidaten  gemachten  Vorschlages  gewähltes 
Thema   (§  8)  sattzulinden  hat. 

Zu  dem  Probevortrage  haben  alle  Professoren  und  Dozenten  der 
Universität,  sowie  diejenigen  Zutritt,  welchen  das  Professorenkollegium  den- 
selben ausnahmsweise  gestattet. 

Nach  Abhaltung  des  Probevortrages  hat  das  Kollegium  Beschluß  zu 
fassen,  ob  dem  Kandidaten  die  venia  docendi  zu  erteilen  ist  oder  nicht. 

§  11.  Der  Besdiluß  des  Professorenkollegiums  auf  Erteilung  der  venia 
docendi  ist  dem  Unterrichtsminister  zur  Bestätigung  vorzulegen. 

Gegen  den  Beschluß  des  Professorenkollegiums,  welcher  die  Erteilung 
der  venia  docendi  verweigert,  ist  der  Rekurs  an  den  Unterrichtsminister 
zulässig.^) 

§  12.  Bei  Männern,  wdche  ein  hervorragendes  Ansehen  in  der  Wissen« 
Schaft  genießen,  kann  das  Professorenkollegium  sich  mit  der  Vorlegung 
wissenschaftlicher  Werke  begnügen,  ohne  das  Kolloquium  und  den  Probe- 
vortrag zu  fordern. 

Der  Probevortrag  kann  überdies  dann  nachgesehen  werden,  wenn  die 
Befähigung  des  Kandidaten  zum  mündlichen  Vortrage  bereits  außer 
Zweifel  steht. 

§  13.  Jeder  Privatdozent  ist  nur  berechtigt,  über  dasjenige  Fach  Vor- 
lesungen zu  halten,  für  welches  er  habilitiert  ist,  und  nur  an  jener  Fakultät, 
an  welcher  er  seine  Befähigung  nachgewiesen  hat. 

Die  Ausdehnung  der  venia  docendi  auf  ein  weiteres  Gebiet  setzt  einen 
bezüglichen  Beschluß  des  Professorenkollegiums,  sowie  die  Genehmigung 
des  Unteirichtsministers  voraus. 

Ebenso  ist  ein  Beschluß  des  Professorenkollegiums,  sowie  die  Ge- 
nehmigung des  Unterrichtsministers  erforderlich,  wenn  ein  Privatdozent,  der 
sich  an  einer  Universität  vorsdiriftsmäßig  habilitiert  hat,  ohne  neuerlichen 
HabOitierungsakt  die  venia  docendi  an  einer  anderen  Universität  zu  erlangen 
wünscht.*) 

§  14.  Die  venia  docendi  erlischt,  wenn  ein  Privatdozent  vier  Semester 
hindurch  kerne  Vorlesungen  angekündigt^)  hat  oder  wenn  derselbe  seinen 
ordentlichen  Wohnsitz  außerhalb  des  Sitzes  der  Universität  unter  solchen  Um- 
ständen verlegt,  daß  die  regelmäßige  Abhaltung  von  Vorlesungen  seitens 
desselben  nicht  gewärtigt  werden  kann.^) 

Hat  ein  Privatdozent  durch  vier  aufeinander  folgende  Semester  Vor- 
lesungen zwar  angekündigt,  aber  tatsächlich  nicht  gehalten,^)  so  kann  auf 
Antrag  oder  nach  Einvernehmung  des  Professorenkollegiums  die  venia  do- 
cendi  vom   Unterrichtsminister   als   erloschen   erklärt  werden.^) 

^)  DU  Zulassung  zur  Prbatdozeniur  (an  einer  technischen  HochsehuleJ  ist  Sache  dts 
freien  Ermessens  der  aluxdemischen  Behörden  (Beschluß  des  VQH  vom  25,  Oktober  1880,  Z.  2072, 
Exelsehe  Sammlung,  I,  545),  —  Ober  die  Bedeutung  des  Rekursreehtes  vgl.  Nr.  197,  207  und  206. 

*)  VgL  Nr.  204. 

*)  VgL  Nr.  210. 

*)  Vgl.  Nr.  211. 

•)  VgL  Nr.  206  und  210. 

^  Mit  MinErL  vom  12.  Märe  1890,  Z.  1578,  wurde  im  Hinblick  auf  das  Ergebnis  der  gegen 
einen  Privatdotenten  durchgeßihrten  strafgerichilichen  und  disziplinaren  Untersuchung  zur  Wahrung 
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Rücksichtiich  der  Wiedererlangung  der  venia  docendi  in  den  Fällen 
dieses  Paragraphen  gilt  die  Bestimmung  des  letzten  Absatzes  des  §  13. 
§  15.   Diese  Verordnung  tritt  sofort  m  Wirksamkeit. 


Np.  188. 
Erlaß  des  Mlnlsteriams  fflr  K.  d.  U.  Yom  3.  Mflrz  1889,  Z.  3238, 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  der  Universität  in  binsbruck, 

(womit  bemerkt  wird,  daft  das  Kolloquium  mit  dem  Habilitationswerber 
in   einer  beschlußfähigen   Sitzung   des   Professorenkollegiums    statt- 
zufinden hat). 

Mit  Beziehung  auf  die  mit  Bericht  vom  15.  Februar  d.  J.,  Z.  210, 
gestellte  Anfrage  wird  dexa  Dekanate  eröffnet,  daß  das  mit  einem 
Habilitationswerber  abzuhaltende  Kolloquium  im  Sinne  des  al.  1,  §9  der 
mit  MinVdg.  vom  11.  Februar  1888,  RGBNr.  19,  kundgemachten  Habili- 
tierungsvorschrift  in  einer  beschlußfähigen  Sitzung  des  Professorenkollegiums 
der  betreffenden  Fakultät  stattzufinden  hat,  da  eine  nicht  beschlußfähige 
Versammlung  der  Professoren  nicht  das  „Professorenkollegium"  ist  und 
daher  in  einem  solchen  Falle  nicht  gesagt  werden  könnte,  daß  das  Kollo- 
quium in  Gegenwart  des  Professorenkollegiums,  wie  die  Bestim- 
mung des  obzitierten   Paragraphen  lautet,   stattgefunden   habe.^) 

Hienach  wolle  das  Dekanat  das  Weitere  veranlassen. 


Nr.  189. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  d.  U.  Tom  20.  Jnnl  1889,  Z.  15J75 

ex  1888, 

an  das  Dekanat  der  juridischen  Fakultät  der  Wiener  Universität, 

betreffend  die  Habilitiening  solcher  Bewerber,  welche  frfiher  ein  aka- 
demisches Lehramt  an  einer  anderen  Universität  bekleideten. 

Auf  den  Bericht  vom  16.  Juli  1888,  Z.  757,  wird  dem  Dekanate  eröffnet, 
daß,  da  die  bestehenden  Vorschriften  über  die  Habilitierung  von  Privat- 
dozenten keinerlei  besondere  Bestimmungen  zu  Gunsten  solcher  Bewerber 
enthalten,  welche  vordem  ein  akademisches  Lehramt  an  einer  anderen 
Universität  bekleideten,  das  Professorenkollegium  jener  Fakultät,  bei  welcher 
ein  derlei  Kandidat  sich  um  die  venia  docendi  bewirbt,  in  der  freien 
Würdigung  der  von  diesem  letzteren  nachzuweisenden  Bedingungen  nicht 
beirrt  erscheint. 


des  durch  dessen  hiebei  konstatiertes  inkorrektes  Verhatten  geschädigten  Ansehens  des  akademischen 
Lehrstandes  sowie  der  WOrde  der  Universität  die  seinerzeit  ausgesprochene  Bestätigmng  des 
Genannten  ais  Privatdozent  einstweilen  auf  die  Dauer  von  2  Semestern  suruckgesogen* 

^)  MU  MlnErL  vom  25,  Mai  1890,  Z.  9662  (s.  Nr.  192)  wurde  fllr  Habilitationen  an  der 
philosophischen  Fakultät,  und  mit  MüiErL  vom  9,  JuU  1902,  Z.  21,670  (s,  Nr.  200),  für  solche  an 
der  medizinischen  Fakultät  der  Wiener  Universität  eine  Ausnahme  von  dieser  allgemeinen  Norm 
gesäiaffen. 
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Andrerseits  würde  durch  die  vcmi  dem  Professorenkollegium  derWiener 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  anläßlich  eines  vorgekommenen 
Falles  einer  derlei  Habilitationswerbung  beantragte  Einschränkung  der  Habi- 
litiening  sokher  Bewerber  auf  den  Fall  des  Bedürfnisses  nach  einer  aus* 
giebigeren  Vertretung  des  bezüglichen  Faches  und  beziehungsweise  durch 
die  Bedingung,  daß  eine  Schädigung  berechtigter  Interessen  dritter  Per- 
sonen ausgeschlossen  erscheine,  mit  dem  Wesen  der  Institution  der  Privat- 
dozenten  durchaus  nicht  im    Einklänge   stehen. 

Indem  ich  aus  diesen  Gründen  in  die  beantragte  Abänderung  der 
bestehenden  Vorschriften  über  die  HabUitation  von  Privatdozenten  einzu- 
gehen nicht  in  der  Lage  bin,  bemerke  ich  schließlich,  daß  die  ausdrück- 
liche Hervorhebung  der  einem,  solchen  Privatdozenten  an  der  Universität 
derzeit  zukommenden  Stellung  im  Lektionskataloge  wie  im  Personalstandes- 
verzeidinisse  keiner  begründeten  Einwendung  begegnen  kann. 


Nr.  190. 

ErlaS  lies  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  10.  Augast  1889,  Z.  13.186, 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  der  deutschen  Universität 

in  Prag, 

(betreffend  die  Erteilung  der  Nachsicht  von  dem  Erfordernisse  des 

Doktorates  bei  einem  Habilitationswerber). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  22.  Juni  1889,  Z.  507,  mit 
welchem  das  Ansuchen  des  Professorenkollegiums  um  Mitteilung  einer  all- 
gemeinen Erläuterung  zu  §  4  der  gegenwärtig  geltenden  HabUitations- 
vorschrift  vorgelegt  wurde,  eröffne  ich  dem  Dekanate  behufs  Bekanntgabe 
an  das  Professorenkollegium,  daß  die  von  demselben  gewünschte  bestimmte 
Präzisierung  der  Fälle,  welche  als  besonders  berücksichtigungswert  zu  er- 
achten sind,  um  die  in  §  4  der  Habilitationsvorschrift  vorgesehene  Begün- 
stigung für  einen  Habilitationswerber  zur  Anwendung  zu  bringen,  nicht 
gegeben  werden  kann,  weÜ  es  sich  eben  um  die  Ausnahme  von  einer 
allgemejnen  Regel  handelt,  deren  Voraussetzungen  der  Natur  der  Sache  nach 
nicht  von  vornherein  genau  bestimmt  werden  können,  sondern  in  jedem 
einzelnen  Falle  zu  würdigen  sind. 

Ich  muß  mich  daher  auf  die  Bemerkung  beschränken,  daß  die  akade- 
mische Doktorswürde  nicht  nur  nach  den  bei  uns  derzeit  geltenden  Vor- 
schriften, sondern  auch  nach  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Univer- 
sitätseinrichtungen die  regelmäßige  Voraussetzung  für  die  Erlangung  der 
akademischen  Lehrbefugnis  bildet  und  daß  daher  von  diesem  Eriordemis 
nicht  allzu  leicht  abgesehen  werden  kann. 

Ich  weise  insbesondere  darauf  hin,  daß  in  der  früheren  Habilita- 
tionsvorsdirift  ausdrücklich  bestimmt  war,  daß  von  dem  Erfordernis  des 
Doktor^grades  nur  bei  Männern  Umgang  genommen  werden  könne,  „die 
infol^^e  wissenschaftlicher  Leistungen  einen  ausgezeichneten  öffentlichen  Ruf 
genießen   oder  bei  weldien  ein  besonderes,  auf  andere  Weise  nicht  leicht 
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ZU  befriedigendes  Bedürfnis  der  Lehranstalt  dafür  spricht^'.  Da  mit  der 
Erlassuing  der  neuen  Habilitationsvorschrift  nicht  beabsichtigt  war,  das  Maß 
der  Anforderungen  an  einen  Habilitationswerber  zu  verringern,  so  kann 
auch  gegenwärtig  von  dem  Erfordernisse  der  Doktorswürde  nur  in  beson- 
deren Fällen  abgesehen  werden. 

Es  wird  daher  der  Mangel  des  vorgeschriebenen  Doktordiploms  bei 
einem  Habilitationswerber  nicht  schon  dadurch  als  aufgewogen  zu  be^ 
trachten  sein,  daß  der  Kandidat  tüchtige  Leistungen  in  einem  Spezialfache 
aufzuweisen  vermag,  welche  die  Hoffnung  auf  weitere  wissenschaftliche 
Leistungen  desselben  begründen,  zumal  eine  solche  Anforderung  an  jeden 
Habilitationswerber  zu  stellen  ist  und  sich  hieraus  die  Konsequenz  ergeben 
würde,  daß  von  dem  Erfordernisse  des  Doktorates  eigentlich  in  jedem 
Habilitationsfalle  abgesehen  werden  könne. 

Es  werden  vielmehr  für  die  Zulassung  einer  solchen  Ausnahme  von 
der  Regel  jedenfalls  weiter  gehende  Anforderungen  zu  stellen  sein;  dieselbe 
wird  insbesondere  dann  zu  gewähren  sein,  wenn  mit  Rücksicht  auf  unge- 
wöhnlich tüchtige  Leistungen  eines  Kandidaten  die  Annahme  begründet  ist, 
daß  durch  die  Ausschließung  desselben  von  der  Habilitation  dem  akade- 
mischen Lehramte  zum  entschiedenen  Nachteile  der  Unterrichtsinteressen 
eine  vorzügliche  Lehrkraft  entzogen  würde. 

Solche  besondere  Umstände  sind  in  dem  Falle,  welcher  Anlaß  zu  der 
vorliegenden  Anfrage  gegeben  hat,  nicht  dargetan  worden,  und  ich  war 
daher  auch  nicht  in  der  Lage,  den  betreffenden  Beschluß  zu  bestätigen. 

Es  kommt  übrigens  in  diesem  Falle  noch  dazu,  daß  dem  betreffenden 
Habilitationswerber  nicht  etwa  nur  das  Erfordernis  eines  im  Inlande  aner- 
kannten Doktorgrades  fehlte,  sondern  daß  derselbe  auch  wegen  des  Ab- 
ganges eines  Gymnasialmaturitätszeugntsses  jene  Voraussetzungen  nicht  aus- 
zuweisen vermochte,  welche  zum  Antritte  eines  regelmäßigen  Universitäts- 
studiums  und  zur  Erlangung  des  Doktorgrades  im  Inlande  erforderlidi 
sind.i) 


Nr.  191. 
Erlaß  des  Ministerliuns  fOr  K.  d.  U.  vom  24.  April  1890,  Z.  7514, 

an  das  Dekanat  der  theologischen  Fakultät  der  Universität  in  Wien, 

(womit  die  Bestimmung  des  §  3  der  Habilltationsordniing  vom  11.  Fe- 
bruar 1888,  Z.  2390,  RGBNr.  19,  MVBNr.  6,  erläutert  wird). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  17.  April  d.  J.,  Z.  606,  wird  dem  .  .  . 
eröffnet,  daß  die  im  §  3  der  Habilitationsordnung  vom  11.  Februar 
1888  vorkommenden  Worte:  „Zur  Erlangung  der  Lehrbefugnis  als  Privat- 
dozent ist  erforderlich,  daß  der  Bewerber  das  Doktorat  der  Fakultät,  welcher 


^)  Vgl,  auch  den  MüiErL  vom  1Z  August  1889,  Z.  14.059  (s.  Nr.  511),  wonach  die  ausnahms- 
weise Zulassung  zur  Privatdozentur  unier  Nachsicht  von  Bedingungen,  welche  in  der  Regel  selbst 
für  die  Aufnahme  als  ordentlicher  Studierender  gefordert  werden,  niclit  schon  dann  ais  gerecht- 
fertigt angesehen  werden  kann,  wenn  tüchtige  Leistungen  eines  Kandidaten  vorliegen,  weldu  an 
sich  die  Erteilung  der  venia  legendi  als  begründet  erscheinen  lassen. 
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die  betreffende  Disziplin  zugehört,  erworben  hat''  in  dem  Sinne  zu  ver- 
stehen sind,  daß  das  Doktorat  derjenigen  Fakultät  erworben  sein  müsse, 
an  welcher  der  Bewerber  Vorlesungen  über  eine  bestimmte  Disziplin  zu 
eröffnen  wünscht  und  zu  welcher  daher  die  betreffende  Disziplin,  wenn 
sie  auch  unter  Umstanden  von  einem  anderen  Gesichtspunkte  aus  als 
gleichzeitig  in  den  Rahmen  einer  anderen  Fakultät  fallend  angesehen 
werden  kann,  jedenfalls  als  zugehörig  angesehen  werden  muß. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Forderung  kann  hienach  nur  auf  Grund 
der  im   §   4   der  Habilitationsordnung  enthaltenen   Bestimmung  eintreten. 


Np.  192. 
Erlafi  des  Hinisters  für  K.  n.  U.  Tom  25.  Hai  1890,  Z.  9662, 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  der  Universität  in  Wien, 

(womit   ausgesprochen   wird»   daß   die    an    der    philosophischen 
Fakultät  der  Wiener  Universität  vorzunehmenden  Habilitations- 
akte [Kolloquium  und  Probevortrag]  nicht  notwendig  in  einer  beschluß- 
fähigen Sitzung  des  Professorenkollegiums  stattfinden  müssen). 

Auf  Grund  der  mir  mit  Ah.  Entschl.  vom  14.  Mai  1890  allergnädigst 
erteilten  Ermächtigung  genehmige  ich,  daß  bei  den  an  der  philosophischen 
Fakultät  der  Wiener  Universität  vorzunehmenden  Habilitationen  von  Privat- 
dozenten eine  Ausnahme  von  der  geltenden  Habilitationsvorschrift  vom 
11.  Februar  1888,  RGBNr.  19  (§§  9  und  10),  in  der  Richtung  eintrete, 
daß  das  mit  dem  Habilitationswerber  vorzunehmende  Kolloquium  sowie 
der  Probevortrag  desselben  nicht  notwendig  in  einer  beschlußfähigen  Sitzung 
des  Professorenkollegiums  stattfinde,  daß  vielmehr  die  ununterbrochene  An- 
wesenheit sämtlicher  Mitglieder  der  vom  Professorenkollegium  mit  der  Be- 
gutachtung und  Berichterstattung  beztiglich  des  betreffenden  Habilitations- 
gesudies  betrauten  fachmännischen  Kommission  bei  der  Vornahme  dieser 
Habilitationsakte  als  genügend  angesehen  werde,  und  daß  sohin  über  die 
Zulassung  des  Kandidaten  zu  dem  weiteren  Habilitationsakte,  beziehungs- 
weise zur  Privatdozentur  auf  Gnmd  des  von  dieser  Kommission  abgegebenen 
Gutachtens  in  der  nächstfolgenden  Sitzung  des  Pi^ofessorenkollegiums  ord- 
nungsmäßig Besdhluß  gefaßt  werde.^) 


^)  Mit  dem  MinErL  vom  4,  September  1891,  Z,  18M2,  wurde  dem  Dekanate  der  philo- 
sophischen Fakultät  der  Wiener  Universität  eröffnet,  dafi  der  bei  einer  Habilitation  eing^ehaltene 
Vorganc^,  wonach  das  Professorenlcolleglum  gelegentlich  der  Beschlufifassung  Ober  die  Zulassung 
des  Habllitationswerbers  zu  den  weiteren  Habilitationsstadien  im  vorhinein  der  Zulassung  des 
Kandidaten  zur  Privatdozentur  fflr  den  Fall  die  Zustimmung  erteilt  hat,  dafi  derselbe  nach  dem 
Urteile  der  betreffenden  Kommission  bei  dem  Kolloquium  und  der  Probevorlesung  den  gesetz- 
lichen Anforderungen  genflgt,  mit  den  bestehenden  Vorschriften  nicht  Im  Einklänge  steht. 
Mit  demselben  Erlasse  wurde  bemerkt,  dafi  im  Sinne  des  MlnErl.  vom  25.  Mai  1890,  Z.  9662,  das 
mit  dem  Habflltailonsw erber  vorzunehmende  Kolloquium  sowie  die  Probevorlesung  desselben  bei 
nnunteibrochener  Anwesenheit  sämtlicher  Kommlsslonsmltglleder  stattzufinden  hat. 


]^76  '*  ^^^''  OrgBUlsation  nnd  Verwaltaiiij:;  B.  Univeraftltspersonale. 

Nr.  193. 
Erlaß  dBS  Ministers  ffir  K.  d.  U.  vom  5.  Oktober  1890 .  Z.  7919* 

an  das  Dekanat  der  theologischen  Fakultät  der  Universität  in  Wien, 

(betreffend  die  Habüitienuig  von  Privatdozenten  an  der  ttieolof^schen 

Fakultät). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  24.  April  d.  J.,  Z.  623,  wird  dem 
Dekanate  folgendes  eröffnet: 

Der  Habilitierung  von  Privatdozenten  an  der  theologischen  Fakultät  der 
Universität  in  Wien  steht  nach  den  diesfalls  maßgebenden  allgemeinen  Vor- 
schriften nicht  nur  kein  Hindernis  entgegen,  sondern  es  ist  die  Förderung  dieses 
Institutes  sowohl  vom  Standpunkte  der  Fortentwicklung  der  theologischen 
Wissenschaften,  wie  im  Interesse  der  Heranbildung  tüchtiger  akademischer 
Lehrer  auf  diesem  Gebiete  nach  Tunlichkeit  anzustreben.  Es  kann  somit 
das  Professorenkollegium  bei  den  dahin  zielenden  Bestrebungen  der  Unter- 
stützung seitens  der  Unterrichtsverwaltung  gewärtig  sein,  und  insbeson- 
dere werde  ich  mich  bereit  finden,  solchen  Privatdozenten,  von  denen 
eine  ersprießliche  Lehrwirksamkeit  zu  gewärtigen  steht,  im  Sinne  der  ge- 
stellten Anträge  Remunerationen  innerhalb  der  diesfalls  zur  Verfügung 
stehenden  Mittel  zu  gewähren. 

Hiebei  würde  kein  Hindernis  dagegen  obwalten,  daß,  gleichwie  die 
theologischen  Adjunkten  sich  als  theologische  Privatdozenten  habilitieren 
und  in  letzterer  Eigenschaft  unter  Beibehaltung  ihrer  ersterwähnten  Stellung 
Remunerationen  erhalten  können,  so  auch  remunerierte  theologische  Privat- 
dozenten die  oben  bezeichnete  Stelle  erlangen  können,  ohne  deshalb  von 
der  Remunerierung  in  ersterer  Eigenschaft  ausgeschlossen  zu   werden. 

Bezüglich  der  Vertretung  eines  verhinderten  Professors  der  Fakultät 
wird  von  Fall  zu  Fall  zu  entscheiden,  selbstverständlich  aber  auf  die  zur 
Verfügung  stehenden  Privatdozenten  stets  besondere  Rücksicht  zu  nehmen 
sein,  und  behält  sich  das  Ministeriiun  für  Kultus  und  Unterricht  vor,  die  Be- 
willigung der  oberwähnten  Remunerationen  an  die  Bedingung  zu  knüpfen, 
daß  die  betreffenden  Privatdozenten  im  Falle  einer  an  sie  ergehenden 
Aufforderung  verhinderte  Professoren  bei  den  Vorträgen  ohne  weiteres 
Entgelt  zu  supplieren  haben. 


Np.  194. 

Erlaß  des  Mlnlstertnms  fOr  K.  n.  U.  Yom  16.  Februar  189L  Z.  1176, 

an  das  juridische  Dekanat  der  Universität  in  Wien, 

(betreffend  die  Zulässigkeit  der  Vorlage  einer  anonymen  oder  Pseudo- 
nymen Arbeit  als  Habilitationsschrift). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  17.  Jänner  d.  J.,  Z.  451,  wird 
dem  .  . .  folgendes  eröffnet: 

Bei  der  Bestimmung  des  §  3  der  ho.  Verordnung  vom  11.  Februar 
1888,    RGBNr.    19,    wonach  der   Bewerber  um   die   Erteilung  der   Lehr- 
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befugnis  als  Privatdozent  ein  durch  den  Druck  veröffentlichtes  Werk  oder 
eine  sokhe  größere  Abhandlung  vorzulegen  hat,  welche  nach  wissenschaft- 
licher Methode  ein  Problem  derjenigen  Wissenschaft  selbständig  behandehi, 
für  die  der  Bewerber  sich  zu  habilitieren  beabsichtigt,  ist  zwar  als  der 
regelmäßige  Fall  vorausgesetzt,  daß  der  Bewerber  auf  der  betreffenden 
Druckschrift  als  Verfasser  ausdrücklich  genannt  ist. 

Doch  ist  die  Annahme  einer  anonymen  oder  Pseudonymen  Arbeit  als 
Habilitationsschrift  durch  die  zitierte  Vorschrift  nicht  ausgeschlossen,  so- 
ferne  die  Autorschaft  des  Habilitationswerbers  keinem  Zweifel  unterliegt. 
Unter  anderem  wu-d  auch  in  solchen  Fällen  durch  das  abzuhaltende  Kollo- 
quium Gelegenheit  geboten  sein,  Beruhigung  darüber  zu  gewinnen,  daß 
das  voiigelegte  Werk  dem  Habilitationswerber  als  Autor  zugeschrieben  werden 
könne  und  es  bleibt  dem  Professorenkollegium  unbenommen,  falls  in  dieser 
Richtung  ein  Zweifel  obwalten  sollte,  im  konkreten  Falle  die  Habilitation 
abzulehnen. 


Nr.  195. 

Ans  dem  Erlasse  des  HlnisterlDms  f Or  K.  n.  U.  vom  12.  Oktober  1891 

Z.  21.185, 

(betreffend  die  Beitrlattbung  von  Privatdozenten). 

In  diesem  Erlasse  wurde  bemerkt,  daß  Privatdozenten  als  zugelassene 
Universitätslehrer  eines  Urlaubes  für  ein  Studienjahr  oder  ganzes  Semester 
nicht  bedürfen  und  daß  demnach  gegen  die  von  einem  solchen  Privat- 
dezenten  beabsichtigte  Unterbrechung  seiner  Lehrtätigkeit  bei  Einhaltung 
der  in  der  Habilitationsnorm  hinsichtlich  des  Verlustes  der  venia  docendi 
festgesetzten   Frist  ein  Anstand  nicht  obwaltet.^) 


Nr.  196. 


Erlaß  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  Yom  19.  April  1892,  Z.  7702, 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  der  Universität  in  Lemberg, 

(betreffend  die  Erlöschung  der  venia  docendi  infolge  Nichtausübung  der- 
selben bei  Privatdozenten,  welche  für  mehr  als  ein  Fach  habilitiert  sind). 

Auf  die  mit  Bericht  vom  24.  März  d.  J.,  Z.  427,  vorgelegte  Anfrage  des 
Professorenkollegiums  in  Betreff  Anwendung  der  Bestimmung  des  §  14  der 
Habilitatioasnorm  vom  11.  Februar  1888,  RGBNr.  19,  auf  solche  Privat- 
dozenten, welche  für  mehr  als  ein  Fach  habilitiert  sind,  wird  dem  Dekanate 
eröffnet,  daß  im  Sinne  dieser  Bestimmung  die  venia  docendi  im  vollen  Um- 


■)  Nor  in  dem  Falle  bedürfen  Privatdozenten  einer  Urlaubsbewilllgunsf,  wenn  sie  während 
eines  Semesters  ihre  bereits  bes^onnenen  Vorlesungen  fflr  eine  gewisse  Zeit  (also  fflr  eine 
kflrzere  Zeit  als  ein  Semester)  unterbrechen  wollen  (MinErl.  vom  3.  April  1888,  Z.  5858). 
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fange  erhalten  bleibt,  wenn  der  betreffende  Privatdozent  auch  nur  aus 
einem  dieser  Fächer  Vorlesungen  ordnungsmäßig  angekündigt,  beziehungs- 
weise abgehalten  hat 

Np.  197. 

ADS  dem  Erlasse  des  Mlnlstertnms  f  Or  K.  d.  U.  vom  23.  JSnner  1899, 

Z.  33.959, 

an  ein  Dekanat, 

(betreffend  das  Relnirsrecht  der  Habilitationswerber  und  das  diesfalls 
dem  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  zustehende  Entscheidungs- 
recht).^) 

Durch  das  im  §  11  der  Habilitationsnorm  vom  11.  Februar  1888 
dem  Habilitationswerber  formell  eingeräumte  Rekursrecht  gegen  den  Be- 
schluß der  Fakultät  auf  Verweigerung  der  venia  docendi  ist  das  Unterrichts- 
ministerium instanzmäßig  berufen,  auch  in  merito  die  rekurrierte  Entschei- 
dung zu  prüfen  und  kann  eine  Würdigung  der  vorgebrachten  Rekurseinwen- 
dungen nur  durch  eine  wissenschaftliche  Oberprüfung  erzielt  werden,  da 
sonst  die  dem  Ministerium  in  der  Habilitationsnorm  eingeräumte  Ingerenz 
auf  Abweisung  oder  Stattgebung  des  Rekurses  keinen  Sinn  hätte. 


Nr.  198. 
Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  d.  U.  Yom  3.  Juli  1899»  Z.  18.132, 

an  das  medizinische  Dekanat  in  Lemberg, 

(wonach  ein  ausländisches  medizinisches  Doktordiplom  ffir  die  Habili- 
tation als  Privatdozent  nicht  genügt). 

Auf  die  Anfrage  in  Betreff  der  Zulassung  von  Kandidaten,  welche  ein 
ausländisches  medizinisches  Doktordiplom  aufweisen,  zur  Privatdozentur, 
wird  dem  Dekanate  nachstehendes  eröffnet: 

In  Gemäßheit  der  MinVdg.  vom  11.  Februar  1888,  ROBNr.  19,  §  3, 
ist  zur  Erlangung  der  Lehrbefugnis  als  Privatdozent  erforderlich,  daß  der 
Bewerber  das  Doktorat  der  Fakultät,  welcher  die  betreffende  Disziplin  zu- 
gehört, erworben  hat. 

Ferner  bestimmt  die  Nostrifikationsvorschrift  vom  6.  Juni  1850, 
RGB.,  Z.  240,  §  5,')   daß  insolange  die  medizinisch-chirurgischen  Doktorats- 


^)  In  einem  HabiUiaiionßfaUe  wurde  aus  Anlqß  des  vom  HabÜUationswerber  ergriffenen 
Rekurses  gegen  den  FakuUdtsbesehtaß,  wonach  derselbe  wegen  UmulängÜeßikeit  der  von  ihm  vor- 
gelegten  wissensehaßUchen  Arbeiten  tu  den  weiteren  HabiUtationsstadien  nicht  zugelassen  v^orden 
war,  vom  Ministerium  för  K.  u,  U,  entschieden ,  dqß  nach  einem  eingeholten  Fachguiachten  dem 
tfabilitationswerber  die  wissenschaßUche  Vorbildung  ßir  eine  Privatdozentur  nicht  abgesprodten 
werden  zu  können  scheine;  die  Fakultät  wurde  daher  aufgefordert,  über  den  wissenschqfiUchen 
Wert  der  vorgelegten  Habilitationsarbeiten  neuerlich  zu  beschließen  (KUMAkt  Z.  20,066  ex  I898J, 
Vgl.  hiezu  Nr.  207  und  Nr.  208. 

•)  5.  Nr.  506. 
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Prüfungen  in  Österreich  zugleich  Staatsprüfungen  sind  und  das  hierüber  aus- 
gestellte Diplom  die  Berechtigung  zur  Praxis  gibt,  einem  an  einer  auswärtigen 
Universität  erworbenen  Doktordiplom  nicht  dieselbe  Wirkung  eingeräumt 
werden  kann,  welche  dem  an  einer  österreichischen  Universität  erworbenen 
zukommt,  daher  der  Kompetent  sich  in  der  Regel  denselben  Bedingungen 
zu  unterwerfen  hat,  weldie  der  inländische  Ck>ktorskandidat  zu  erfüllen 
hat,  sohin  förmlich  zu  promovieren  ist  und  ein  eigenes  Diplom  der  be- 
treffenden österreichischen  Universität  erhält. 

Hieraus  folgt,  daß  ein  in-  oder  ausländischer  Habilitationswerber, 
welcher  ein  ausländisches  medizinisches  Doktordiplom  hat,  vorerst  den  Nostri- 
fikationsvorschriften  nachzukommen,  beziehungsweise  ein  österreichisches 
Doktordiplom  nach  durchgeführtem  Nostrlfikationsverfahren  zu  erwerben  hat. 

Nach  erfolgter  neuerlicher  Promotion  waltet  sodann  gegen  die  sofortige 
Zulassung  zur  Habilitation  unter  der  Voraussetzung  kein  Anstand  ob,  daß  der 
Bedingung  des  al.  2,  §  3  der  Habilitationsvorschrift  vom  11.  Februar  1888 
entsprochen   ersdieint. 

Im  Falle  ein  ausländischer  Nostrifikationswerber  sich  über  die  öster- 
reichische Staatsbürgerschaft  nicht  auszuweisen  vermag,  ist  demselben  in 
Gemäßheit  des  MinErl.  vom  9.  April  1875,^)  Z.  3524,  das  österreichisdie 
Doktordiplom  nur  gegen  einen  vorläufig  ausgestellten  Revers  auszufolgen, 
in  welchem  er  zu  erklären  hat,  daß  er  die  ärztliche  Praxis  ohne  Erfüllung  der 
gesetzUchen  Bedingungen  und  Genehmigung  des  Ministeriums  des  Innern 
nicht  ausüben  werde. 

Np.  199. 

ADS  dem  Erlasse  des  Mlnlstertiuns  für  K.D.ü.Tom  lO.Anpst  1901, 

Z.  22.223, 

an  ein  Dekanat, 
(wonach  es  nicht  gestattet  ist,  dem  Habilitationswerber  Einsicht  in  dUie 

Habilitationsakten  zu  gewähren). 

Aus  Anlaß  eines  Habilitationsfalles  wurde  bemerkt,  daß  die  Anschauung, 
als  ob  einem  Habilitationswerber  ein  Anrecht  zukäme,  in  die  Kommissions- 
und Fakultätsakten  betreffs  seiner  Habilitation,  insbesondere  aber  in  die  über 
seine  Arbeiten  zu  amtlichen  Zwecken  erstatteten  Referate  Einsicht  zu  nehmen 
oder  Abschriften  zu  begehren,  eine  vollkommen  unrichtige  ist  und  auf  einer 
irrigen  Auffassung  des  Umstandes  zu  beruhen  scheint,  daß  es  jedem  Mit- 
gliede  einer  Fakultät  selbstverständlich  unbenommen  bleibt,  sein  zunächst  in 
einem  amtlichen  Referate  niedergelegtes  Votum  über  eine  wissenschaftliche 
Publikation  eines  anderen  auch  diesem  gegenüber  und  auch  nach  Belieben 
in  der  Öffentlichkeit  als  eine  fachmännische  Kritik  zum  Ausdruck  zu  bringen. 
Mag  letzteres  auch  einer  unter  Fachgenossen  geübten  Gepfbgenheit  ent- 
sprechen, so  entbehrt  doch  der  von  einem  HabÜitationswerber  etwa  er- 
hobene Anspruch,  das  zu  amtlichen  Zwecken  erstattete  Referat  dem  Wort- 
laute  nach  kennen  zu  lernen,  jeder  rechtlichen  Grundlage. 


*)  VgL  Nr,  686. 
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Np.  200. 
ErlaB  des  Ministers  fDr  K.  d.  U.  vom  9.  Juli  1902,  Z.  21.670, 

an  das  medizinische  Dekanat  in  Wien, 
(betreffend  den  Vorgang  bei  Habilitationen  von  Privatdozenten). 

Auf  Grund  der  mir  mit  Ah.  Entschl.  vom  29.  Juni  1902  allergnädigst 
erteilten  Ermächtigung  genehmige  ich,  daß  bei  den  an  der  medizinischen 
Fakultät  der  Universität  in  Wien  vorzunehmenden  Habilitationen  von  Privat- 
dozenten eine  Ausnahme  von  der  Habilitationsvorschrift  vom  11.  Februar 
1888,  RGBNr.  19  (§§  9  und  10),  in  der  Art  eintrete,  daß  das  mit  dem 
Habilitationswerber  vorzunehmende  Kolloquium  sowie  der  Probevortrag 
desselben  nicht  in  einer  beschlußfähigen  Sitzung  des  Professorenkollegiums» 
sondern  in  Gegenwart  der  von  diesem  für  diese  Habilitationsakte  speziell 
gewählten  Kommission  stattfinden,  deren  Mitglieder  vollzählig  und  ununter- 
brochen anwesend  zu  sein  haben;  über  die  Zulassung  des  Kandidaten  zu 
dem  weiteren  Habilitationsakte,  beziehungsweise  zur  Privatdozentur,  wird 
sohin  auf  Grund  des  von  dieser  Kommission  abgegebenen  Gutachtens  in 
der  nächstfolgenden  Sitzung  des  ProfessorenkoUegiums  ordnungsmäßig  Be^ 
Schluß  zu  fassen  sein. 

Auch  wird  es  keinem  Anstand  unterliegen,  daß  den  Studierenden  der 
Medizin,  eventuell  auch  promovierten  Ärzten  vom  Dekan  der  freie  Zutritt 
zu  den  Probevorträgen  gestattet  wird. 


Nr.  201. 

Ans  dem  Erlasse  des  Mlnlstermms  fOr  K.  d.  U.  Tom  18.  Febraar  1903, 

Z.  1410, 

an  ein  philosophisches  Dekanat, 

(wonach  die  vorznlegfende  Habilitationsschrift  das  Mindestmaß  der  zu 
fordernden  wissenschaftiich-literarischen  Betätigung  bildet). 

Es  wird  bemerkt,  daß  die  Vorlage  einer  Habilitationsschrift  im  §  3 
(der  Habilitationsnorm)  als  ein  unbedingt  zu  erfüllendes  MindestausmaB 
wissenschaftlich-literarischer  Betätigung,  ohne  welche  ein  Habilitationsgesuch 
überhaupt  nicht  eingereicht  werden  kann,  aufgestellt  ist,  daß  aber  eine 
sorgfältige  Beurteilung  dieser  Habilitationsschrift  wie  der  ganzen  wissen- 
schaftlichen Eignung  eines  Habilitanden  es  unbedingt  erfordert,  daß  auch 
dessen  sonstige,  sei  es  frühere  oder  spätere  Arbeiten,  mit  in  Betracht  gezogen 
werden. 


Habilitationraormen  fflr  Privatdozenten.  ]^g]^ 


2.  Ergänzende  Bestimmungen. 


Np.  202. 

iDs  dem  Erlasse  des  Ministeriums  fOr  K.  u.  U.  Yom  5.  Jänner  1849, 

Z.  108,  RGBNr.  7t 

an  die  Landespräsidien  von  Niederösterreich,  Österreich  ob  der  Enns,  Böhmen, 
Mähren,  Galizien,  Steiermark,  Iliyrien,  Tirol,  Küstenland,  Dalmatien  und  an 

die  Gubernialkommission  in  Krakau, 

Aber  die  Stellttng,^)  Pflichten  und  Rechte  der  Privatdozenten  an  Lehr- 
anstalten, welche  Lehr-  und  Lemfrelheit  genießen. 

Nachdem  durch  den  ho.  ErL  vom  19.  Dezember  1848,  Z.  8175,*)  die 
nötigen  provisorischen  Anordnungen  über  Habilitierung  von  Privatdozenten 
für  diejenigen  Lehranstalten,  welche  Lehr-  und  Lernfreiheit  genießen,  gegeben 
sind,  wollen   Euer .  .  .  den  betreffenden  Lehrkörpern  folgendes  mitteilen : 

1.  Die  Privatdozenten,  welche  der  obigen  Vorschrift  gemäß  sich  habi- 
litiert und  Vorlesungen  gehalten  haben,  sind  berechtigt,  sowohl  Frequenta- 
tions-3)  als  Fortgangszeugnisse,  wo  letztere  verlangt  werden,  auszustellen. 
Diese  Zeugnisse  haben  dieselbe  gesetzliche  Wirksamkeit,  wie  die  der  wirk- 
Ikhen  Professoren,  vorausgesetzt,  daß,  wo  es  sich  um  die  bisher  sogenannten 
Obligatlehrfächer  handelt,  die  Vorlesungen  der  Privatdozenten  nach  Zweck 
und  Umfang  denen  der  wirklichen  Professoren  gleich  sind.  Ob  und  daß  dies 
der  Fall  sei,  darüber  hat  der  Lehrkörper  zu  entscheiden  und  zu  wachen. 

2.  Die  Lehrkörper,  welchen  die  unmittelbare  Leitung  der  Lehranstalten 
anvertraut  ist,  sind  dafür  verantwortlich,  daß,  gleichwie  jeder  wirkliche 
Professor,  so  auch  jeder  Privatdozent  dem  Zwecke  der  höheren  Unterrichts- 
anstalten entsprechend  lehre,  und  in  seinen  Verhältnissen  zu  den  Studierenden 
sich  benehme.  Der  Inhalt  der  Vorlesungen  kann  also  nicht  etwa  auf  geist- 
reiche Unterhaltung  oder  rednerische  Erregungen  abzwecken,  sondern  er 
hat  Wissenschaft  zu  sein,  um  wissenschaftliche  Einsicht  hervorzubringen. 
Er  hat  ferner  den  Geist  echter  Freistnnigkeit  und  darum  zugleich  den  Geist 
strengster  Gesetzlichjceit,  soweit  es  in  seinem  Gegenstande  liegt,  zu  nähren 
und  darf  diesem  nie  und  nirgends  feindlich  entgegentreten. 

Die  Lehrkörper  sind  berechtigt  und  verpflichtet,  hierauf  mit  Ernst  zu 
sehen  und  nötigenfalls  im  disziplinarischen  Wege  mit  Verwarnung,  Rüge 
und  selbst  mit  allsogleicher  Suspension  des  Rechtes  zu  lehren,  letzteres 
jedoch  unter  glekhzeitiger  Anzeige  an  das  Ministerium,  vorzugehen.^) 


*)  VgU  aber  die  Stellung  der  Privatdozenten  das  Gesetz  vom  27.  April  1873,  RQBNr,  63 
(s.  Nr.  18),  Von  Privatdozenten  ist  nach  dem  StHD  vom  23,  Februar  1844  eine  Angelobung 
täeht  zu  fordern, 

*)  Gegenwärtig  steht  an  Stelle  dieses  Erlasses  die  MlnVdg,  vom  11.  Februar  1888, 
RGBNr.  19  (s,  Nr.  187),  in  Geltung. 

«)  VgL  MinErL  vom  27.  AprU  1850,  Z.  2971,  RGBNr.  208  fs.  Nr.  204). 

*)  Die  Verantwortlichkeit  der  Lehrkörper  in  Betreff  des  Verhaltens  der  Privatdozenten 
wurde  neuerlieh  hervorgehoben  mit  MinErL  vom  7.  Juni  l&ß,  RGBNr.  270,  Jahrg.  1849,  S.  296, 
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Erlafi  des  Mlnlsterliuns  fflr  K.  u.  U.  vom  3.  Febniar  1849,  Z.  944/278, 

an  den  Landeschef  für  Niederösterreich,  Österreich  ob  der  Enns,  Böhmen, 
Mähren,  Galizien,  Krakau,  Steiermark,  Illyrien,  Küstenland,  Tirol,  Dalmatien, 

(hinsichtlich  der  Abhaltnng  von  Universitätsvorlesungen  durch  externe 

Personen). 

Es  sind  von  Seite  höherer  Lehranstalten  Anträge  gestellt  worden,  welche 
dahin  gehen,  daß  Personen,  die  nicht  Professoren  sind,  gestattet  werde,  über 
irgend  einen  Gegenstand  eine  ganz  geringe  Anzahl  von  Vorlesungen,  zum 
Beispiel  sechs,  zu  halten. 

Da  die  höheren  Lehranstalten  dazu  bestimmt  sind,  Wissenschaften  mit- 
zuteüen,  ein  Zweck,  dessen  Erreichung  sich  bei  solcher  Beschränktheit  nicht 
leicht  erwarten  läßt,  so  sind  Anträge  zu  solchen  Vorlesungen,  wenn  sie  von 
Personen  herrühren,  welche  zu  öffentlichen  Vorlesungen  über  das  bezeichnete 
Gebiet  überhaupt  nicht  berechtigt  sind,  in  der  Regel  von  den  Lehrkörpern 
zurückzuweisen.  Nur  ausnahmsweise  kann  in  berücksichtigungswerten  Fällen 
die  Zustimmung  des  Ministeriums  dafür  eingeholt  werden,  es  haben  dann 
aber  solche  Personen  alle  Bedingungen  zu  erfüllen,  welche  nach  Maßgabe 
des  MinErL  vom  19.  Dezember  v.  J.,  Z.  8175,i)  für  die  Zulassung  zur 
Privatdozentur  vorgeschrieben  sind. 

Wenn  einen  so  kurzen  Zyklus  von  Vorlesungen  Personen  zu  halten  be- 
absichtigen, wekhe  bereits  zu  öffentlichen  Vorträgen  über  das  einschlagende 
Gebiet  berechtigt  sind,  so  ist  es  Sache  des  Lehrkörpers,  die  Zweckmäßigkeit 
dieser  wie  aller  anderen  in  der  Studienabteilung  abzuhaltenden  Vorlesungen 
zu  beurteilen  und  danach  seine  Anordnung  zu  treffen. 

Als  Regel  hat  zu  gelten,  daß  jeder  Zyklus  von  Vorlesungen  ein  Se- 
mester ausfülle. 


Np.  204. 

Erlafi  des  Hlnlsterloms  fOr  K.  u.  U.  vom  27.  April  1850,  Z.  297L 

RGBNr.  208, 

an  das  Professorenkollegium  der  philosophischen  Fakultät  in  Wien, 

betreffend  eine  Erläntening  der  Vorschriften  über  Habilitiening  der 
Privatdozenten  und  über  die  Qültiglceit  ihrer  Zeugnisse. 

Ein  Bewerber  um  eine  Privatdozentur  kann,  wenn  auch  seine  Befähigung 
dazu  von  einem  Professorenkollegium,  bei  welchem  er  sich  dem  dies- 
fälligen  Habilitierungsakte  unterzogen  hat,  anerkannt  wurde,  doch  dem 
a  n  d  eren  ProfessorenkoUegium  nicht  als  Privatdozent  aufgedrungen  werden. 


wo  bemerkt  ist,  daß  Jene  Verantwortlichkeit  wesentlich  mit  der  Leitung  der  Studienabieiiang 
verbunden  ist  und  faktisch  an  allen  Universitäten  besteht ,  wo  es  Privatdozenten  und  eine  Lehr- 
freiheit  gibt,  und  wo  zugleich  die  unmittelbare  Leitung  bei  dem  Lehrkörper  steht. 

^)   An  die  Stelle  dieses  Erlasses  ist  die  MinVdg,  vom   //.  Februar  1888,   RGBNr.  19 
fs,  Nr.  187J  getreten. 
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da  jedes  Professorenkollegium  nach  dem  provisorischen  Gesetze  über  Privat- 
dozenten ^)  einen  gewissen  Grad  von  Verantwortlichkeit  für  seine  Privat- 
dozenten trägt,  weshalb  es  auch  nicht  verpflichtet  ist,  einen  an  einer  anderen 
Universität  Habilitierten  ohneweiters  zuzulassen,  sondern  es  muß  diesem 
letzteren  Professorenkollegium  freigestellt  werden,  ob  es  den  von  dem 
ersteren  vorgenommenen  Akt  wolle  gelten  lassen  oder  nicht. 

Jeder  Privatdozent  hat  zwar  das  Recht,  gleich  den  ordentlichen  Pro- 
fessoren, Frequentationszeugnisse  auszustellen,^)  wenn  aber  ein  Lehrfach 
besondere  Lehrmittel  voraussetzt,  so  können  die  Zeugnisse  des  Privatdozenten 
nur  dann  jenen  des  ordentlichen  Professors  gleichgestellt  werden,  wenn  er 
den   Besitz  dieser  Lehrmittel  nachweist 


Np.  205. 

Erlaß  des  Mlnlsterlams  fOr  K.  d.  U.  vom  19.  Febrnar  1861,  Z.  1112, 

an  das  Dekanat  des  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Professorenkollegiums 

in  Prag, 

(womit  die  Dispens  von  der  Vorlage  einer  wissenschaftlichen  Abhandlung 
auch  bei  Bewerbung  um  Zulassung  zur  Privatdozentur  über  Practica 

als  unzulässig  erklirt  wird). 

Das  Ministerium  kann  die  Ansicht  über  die  untergeordnete  Bedeutung 
der  collegia  practica,  welche  das  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Pro- 
fessorenkollegium zu  hegen  scheint,  nicht  als  die  seinige  erkennen. 

Soll  durch  derlei  Kollegien  eben  nichts  Mehreres  bezweckt  werden, 
als  Kandidaten  des  Justizdienstes  einige  Kenntnis  der  äußeren  Formen 
des  gerichtiichen  Verfahrens,  eine  Art  Routine  in  der  Manipulation  beizu- 
bringen oder  Gelegenheit  zur  Einübung  in  schneller  Auffassung  und  ge- 
wandter Entscheidung  strafrechtlicher  Fälle  zu  eröffnen,  so  kann  man  derlei 
Unterweisungen  immerhin  einigen  und  nach  einer  Richtung  hin  vielleicht 
sogar  erheblichen  Nutzen  beilegen.  —  Allein  sie  gehören  dann  nicht  auf 
die  Universität,  nicht  unter  die  Vorlesungen,  die  als  wissenschaftliche  be- 
zeichnet und  angekündigt  werden  wollen.  Sie  können  auf  diesen  Platz 
nur  dann  Anspruch  machen,  wenn  sie  auf  wissenschaftlicher  Grundlage 
und  im  wissenschaftlichen  Geiste  gehalten  werden. 

Der  Dozent  eines  solchen  Kollegiums  muß  daher  in  der  Theorie 
des  Faches,  worüber  er  ein  Praktikum  ankündigen  will,  tief  bewandert  sein 
und  sie  um  so  sicherer  beherrschen,  je  mehr  er  bereit  sein  muß,  auf  sich 
ergebende  Zwischenfragen  in  jedem  Augenblicke  wissenschaftlichen  Bescheid 
zu  geben  und  Abschweifungen  der  Diskussion,  irrigen  Auffassungen  usw. 
entgegenzutreten. 

Aus  diesen  Gründen  und  bei  dem  allgemeinen  Wortlaute  und  der  dies- 
fälligen  Tendenz  der  Verordnung  vom  19.  Dezember  1848,^)  kann  dem  An- 


»)  VeL  Nr.  187,  Anmerkung  »). 

«)  VgL  Nr.  202  (Punkt  1),  dann  Nr,  365  f§§  51,  56  «.  /.;. 

*)  Jetzt  die  MinVdg.  vom  11.  Februar  1888,  RQBNr.  19  (s.  Nr.  187). 
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sudien  des  Or um  Dispens  von  Vorlegung  einer  wissenschaftlichen  Ab- 
handlung um  so  weniger  Folge  gegeben  werden,  als  er  die  venia  l^endi 
nicht  bloß  über  Strafprozeß,  sondern  auch  über  ein  Praktikum  über  Straf- 
recht zu  erhalten  wünscht. 

Sein  Gesuch  wird  vielmehr  gerade  so  zu  behandeln  sein,  als  ob  er  sich 
als  Privatdozent  für  Strafrecht  und  Strafprozeß  im  allgemeinen  zu  habilitieren 
beabsichtigte,  und  es  wird  zu  dem  allgemeinen  diesfäUigen  Erfordernis  nur 
noch  die  Forderung  hinzutreten,  daß  außerdem  auch  auf  die  Erforschung 
seiner  praktischen  Gewandheit  Bedacht  genommen  werden  muß. 


Np.  206. 

Erlafi  des  Mlnlsterlaffls  fOr  K.  n.  U.  vom  25.  Dezember  1866. 

Z.  2410, 

an  das  Universitätskonsistorium  in  Wien  und  die  akademischen  Senate  der 
Universitäten  in  Prag,  Krakau,  Lemberg,  Graz  und  hmsbruck, 

(betreffend  die  Frage  des  Erlöschens  der  venia  legendi  der  Privat- 
dozenten als  Folge  der  Nichtabhaltung  ihrer  Vorlesungen.^) 

Wenn  ein  Privatdozent  eine  Vorlesung  angekündigt  hat  und  sie  ab- 
zuhalten bereit  war,  dieselbe  aber  nur  darum  nicht  abgehalten  wurde, 
weil  sich  keine  Zuhörer  für  dieselbe  inskribieren  ließen,  so  hat  er  das 
Seinige  getan,  um  von  der  ihm  erteilten  Berechtigung,  Vorlesungen  zu 
halten,  für  das  betreffende  Semester  Gebrauch  zu  machen,  und  es  kann 
ein  außer  seinem  Verschulden  gelegener  Nichterfolg  seiner  Vorlesungs- 
ankündigung ihm  nicht  zum  Nachteile  gereichen.^) 

Indem  das  Staatsministerium  übrigens  bezüglich  des  Vorganges  und  der 
Kompetenz  zu  der  Erklärung,  daß  eine  venia  legendi  durch  Nichtgebrauch 
erloschen  und  ein  Privatdozent  aus  dem  Personalstande  des  Universitäts- 
lehrpersonales  zu  löschen  sei,  auf  die  §§  19  und  20  des  provisorischen  Ge- 
setzes vom  27./30.  September  1849,  RGB.,  Z.  401,»)  verweist,  findet  es 
nur  anzuordnen,  daß  in  Zukunft  jeder  Dekan,  welcher  wahrnimmt,  ein  Privat- 
dozent habe  schon  durch  drei  Semester  keine  Vorlesung  angekündigt,  ihm 
in  geeigneter  Weise  die  Bestimmungen  des  MinErl.  vom  15.  Dezember  1849, 
RGB.,  Z.  14,  vom  Jahre  1850,*)  in  Erinnerung  zu  bringen  haben  wird. 


')  Vgl.  §  14  der  bestehenden  HabilUationsvorschriß  (s.  Nr,  187). 

<)  Erläutert  durch  MinErl.  vom  20.  Mai  1879,  Z.  4456  fs.  Nr.  210).  Aach  mU  dem  an  das 
Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  in  Wien  ergangenen  MinErl.  vom  4.  August  1900,  Z.  21,149, 
wurde  ausgesprochen,  dqß  es  fSr  die  Erlöschung  der  venia  docendi  nach  §  14  der  geltenden 
Habilitationsnorm  nicht  genagt,  dqß  die  von  einem  Privatdozenten  angekündigten  Vorlesungen 
nur  mangels  inskribierter  Hörer  nicht  zu  stände  gekommen  sind, 

*)  §§  19  und  20  dieses  Gesetzes  sind  nahezu  gleichlautend  mit  den  §§  18  und  19  des 
Gesetzes  vom  27,  April  1873,  RGBNr.  63  fs.  Nr.  18). 

*)  J^t  §  W  der  Habiütationsvorschriß  fs,  Nr.  187). 
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Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  Tom  18.  Jänner  1869,  Z.  10.462 

ex  1868.  MVBNr.  15. 

(aus  Anlafi  eines  speziellen  Falles), 

^er   die  Bedentung   des   gegen   eine  verweigerte  Habilitierung  als 

Privatdozent  eingeräumten  Rekursrechtes. 

Ich  kann  dem  gegen  die  Verweigerung  der  Habilitation  eingeräumten 
Rekurse^)  nur  die  Bedeutung  beilegen,  daß  durch  denselben  das  Unterrichts- 
ministerium in  die  Lage  gebracht  wird,  solchen  Beschwerden  abzuhelfen, 
welche  es  als  begründet  zu  erkennen  vermag,  ohne  das  fachmännische  Urteil 
des  Professorenkollegiums  einer  Überprüfung  zu  unterziehen.  In  keinem 
Falle  aber  würde  ich  das  im  Punkt  7  der  Habilitierungsvorschrift  vom 
19.  Dezember  1848,  RGB.  ErgBdNr.  37,«)  ausdrücklich  dem  Lehrkörper  vor- 
behaltene Recht,  sich  mit  der  Vorlegung  wissenschaftlicher  Werke  zu  be- 
gnügen, ohne  das  Kolloquium  zu  fordern,  für  mich  in  Anspruch  nehmen 
und  von  dieser  Vorbedingung  dispensieren  können,  ohne  daß  ein  Antrag 
des  Lehrkörpers  vorliegt.^) 

Np.  208. 

Erlaß  des  Ministers  far  K.  u.  ü.  Tom  20.  April  1875,  Z.  5400, 

MYBNr.  24, 

mit  welcheji  anläßlich  eines  einzelnen  Falles  die  Kompetenzen  des 
Ministeriums  nnd  der  Faknltftten  inHabilitierangssachen  erläutert  werden. 

Der  von  der  .  .  .  Fakultät  überreichten  Vorstellung  vom  .  .  .  gegen 
den  ho.  Erl.  vom  . . .  betreffend  die  Habilitierung  des  Dr. . . .  vermag  ich 
aus  nachstehenden  Erwägungen  keine  Folge  zu  geben. 

Die  Vorstellung  stützt  sich  auf  die  Annahme,  daß  das  Urteil,  welche 
Lehrbefähigung  der  Habilitand  ausgewiesen  habe,  ausschließlich  der  Fakultät 
überlassen  bleiben  müsse.  Allein  diese  Annahme  ist  nach  den  bestehenden 
Vorschriften,  insbesondere  nach  der  MinVdg.  vom  19.  Dezember  1848, 
RGBNr.  37  ex  184Q,*)  nicht  begründet.  Nach  diesen  Vorschriften  ist  die  Ent- 
scheidung in  Habilitierungssachen  keineswegs  zwischen  Fakultät  und  Ministe- 
rium geteilt,  deigestalt,  daß  erstere  über  die  wissenschaftliche  und  didak- 
tische Befähigung,  letzteres  über  „die  politische  und  soziale  Integrität'' 
6ts  Kandidaten  zu  urteilen  hatte,  sondern  diese  Entscheidung  steht  in 
erster  Instanz  der  Fakultät,  in  zweiter  dem  Ministerium  zu,  und  es 
kann  daher  aus  allen  Gründen,  aus  denen  eine  Fakultät  die  Zulassung 
verweigern  kann,  auch  vom  Ministerium  die  Bestätigung  verweigert 
werden. 


^)  Vgl'  §  it  ä£r  geltenden  HabiUtaäonsnorm  (s,  Nr,  187), 

*)  §7  der  bestandenen  HabÜUationsnonn  stimmt  mit  §  11  der  geltenden  (s,  Nr,  187)  äberein, 
»)  5.  Nr.  197  und  Nr,  208. 

*)  An  Stelle  dieser  Verordnung  ist  die  neue  Habilitationsnorm  vom  Jahre  1888  (s,  Nr,  187) 
getreten. 
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Daß  dies  der  Sinn  der  bestehenden  Vorschriften  ist,  ergibt  sich  schon 
aus  dem  den  Kandidaten  in  der  Verordnung  vom  19.  Dezember  1848  aus- 
drücklich eingeräumten  Rekursrechte.  Es  wäre  wahrlich  nicht  abzusehen, 
welche  Bedeutung  dieses  Recht  haben  sollte,  wenn  die  Entscheidung  wirkUch 
zwischen  Fakultät  und  Ministerium  geteilt  wäre,  wenn  also  jede  dieser 
Instanzen  über  etwas  anderes  zu  urteilen  hätte. 

Die  ho.  Auffassung  ist  übrigens  nicht  bloß  in  den  bestehenden  Vor- 
schriften, sondern  auch  in  der  deutlichen  Natur  der  Sache  begründet. 
Die  oberste  Unterrichtsbehörde  ist  nicht  bloß  für  die  „politische  und  soziale 
Integrität^'  der  Dozenten,  sondern  überhaupt  für  die  Erfo^e  des  öffent- 
lichen Unterrichtes  verantwortlich,  sie  hat  daher  auch  bei  Habilitierungen 
nicht  bloß  „administrative  Belange'^,  sondern  die  Interessen  des  öffent- 
lichen  Unterrichtes  selbst  wahrzunehmen. 

Endlich  entspricht  die  ho.  Auffassung  auch  der  bestehenden  Praxis. 
Es  ist  wiederholt  dem  Beschlüsse  auf  Zulassung  eines  Kandidaten  die 
Bestätigung  verweigert  worden,  weil  das  Ministerium  die  Lehrbefähigung 
für  nicht  genügend  erwiesen  hielt.  Demgegenüber  kann  sich  auf  den  in 
einem  speziellen  Falle  ergangenen  MinErl.  vom  18.  Jänner  186Q,  Z.  10.462,  ^) 
um  so  weniger  berufen  werden,  als  es  sich  diesmal  nicht  um  die  Zulassung 
eines  von  der  Fakultät  reprobierten,  sondern  umgekehrt  um  die  (teilweise) 
Nichtzulassung  eines  von  der  Fakultät  adprobierten  Kandidaten  handelt, 
in  welch  letzterem  Falle  das  Eingreifen  der  Ministerialinstanz  offenbar  noch 
unbedenklicher  ist  als  in  dem  ersteren. 

Übrigens  wird  bemerkt,  daß  im  vorliegenden  Falle  die  Einsprache  der 
Fakultät  selbst  nach  der  von  ihr  vertretenen  Anschauung  nicht  begründet 
wäre.  Denn  diesmal  handelt  es  sich  tatsächlich  nicht  um  eine  Überprüfung 
der  wissenschaftlichen  Leistung  des  Kandidaten,  sondern  nur  um  Wahr- 
nehmung des  bestehenden  Lehrplanes,  nach  welchem  das  österreichische 
Staatsrecht  als  selbständige  Disziplin  gilt,  für  welche  die  venia  legendi 
speziell  erworben  werden  muß. 


Np.  209. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  10.  Oktober  1877,  Z.  13.204. 

MTBNr.  26, 

betreffend  die  Habllitiening  von  Privatdozenten  an  den  rechts-  und 

staatswissenschaftlichen  Fakultäten. 

Anläßlich  des  von  einer  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät 
gestellten  Antrags,  einem  Kandidaten  des  akademischen  Lehramtes  die  Habili- 
tierung nur  für  SpeziaJkoUegien  aus  einem  bestimmten  Fache  (Römisches 
Recht)  zu  gestatten,  erging  der  nachfolgende  Ministerialerlaß: 

Die  Habilitierung  eines  Privatdozenten  hat  in  Gemäßheit  der  be- 
stehenden Vorschriften  stets  für  ein  bestimmtes  Fach  zu  erfolgen.  Hierunter 

*)  s.  Nr.  207. 
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kann  nach  der  Beschaffenheit  der  in  der  Studienordnung  vom  Jahre  1855^) 
aufgezahlten  juristischen  Disziplinen  in  der  Regel  nur  das  ganze  Gebiet 
einer  solchen  Disziplin  und  nur  ausnahmsweise  ein  bestimmter  Teil  dann 
verstanden  werden,  wenn  derselbe  wenigstens  nach  einem  relativen  Ge- 
sichtspunkte die  ganze  Disziplin  umfaßt  und  daher  insoweit  ein  in  sich 
abgeschlossenes  Ganze  bildet,  welches  eine  selbständige  Behandlung  zuläßt.^) 
Hienach  wird  z.  B.  eine  Habüitierung  für  römisches  Sachen-  und  Obliga- 
tionenrecht nicht  zulässig  und  nur  etwa  eine  solche  für  römische  Rechts- 
geschichte, älteres  römisches   Recht  u.  dgl.  zu  gestatten  sein. 

Noch  weniger  kann  die  Habilitierung  für  ein  ganz  willkürlich  begrenztes 
Gebiet^)  innerhalb  eines  Faches  und  gar,  wie  im  vorliegenden  Falle,  die 
Erteilung  der  venia  legendi  bloß  für  Spezialkollegien  mit  Ausschluß  von 
allgemeinen  Vorlesungen  als  statthaft  angesehen  werden,  zumal  die  An- 
nahme nicht  begründet  ist,  daß  zur  Abhaltung  von  Spezialkollegien  eine 
geringere  Befähigung  erfordert  werde,  als  zur  Abhaltung  einer  Vorlesung 
über  das  Ganze  einer  juristischen  Disziplin. 

Unter  diesen  Umständen  sehe  ich  mich  veranlaßt,  das  Professoren- 
kollegium zu  einer  neuerlichen  Beschlußfassung  darüber  aufzufordern,  ob  dem 
...  die  venia  legendi  für  römisches  Recht  ohne  Beschränkung  auf  Spezial- 
kollegien zu  erteilen  ist  oder  nicht. 


Np.  210. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  fOr  K.  o.  U.  vom  20.  Mal  1879, 

Z.  4456. 

an  das  Professorenkollegium  der  medizinischen  Fakultät  in  Wien, 
(womit  der  MinErl.  vom  25.  Dezember  1866,  Z.  2410,  betreffend  die 
Fra^e  der  Erlöschiing  der  venia  legendi  der  Privatdozenten  erläutert 

wird). 

Der  ho.  Erl.  vom  25.  Dezember  1866,  Z.  241 0,^)  betreffend  die  Frage 
der  Erlöschung  der  venia  legendi  der  Privatdozenten,  hat  insofern  zu  einer 
irrtümlichen  Auffassung  Anlaß  gegeben,  als  sich  infolge  der  einleitenden 
Worte  dieses  Erlasses  vielfach  die  Ansicht  gebildet  hat,  daß  ein  Privatdozent 
unter  allen  Umständen  das  Seinige  getan  habe,  wenn  er  eine  Vorlesung 
ankündigt  und  daß  ihm  der  Mißerfolg  seiner  Ankündigung  in  keinem  Falle 
zum  Nachteile  gereichen  könne. 

Diese  Ansicht  hat  insbesondere  an  der  hiesigen  medizinischen  Fakultät 
den  Obelstand  zur  Folge  gehabt,  daß  die  Namen  auch  solcher  Privat- 
dozenten noch  im  Lektionskataloge  und  im  Verzeichnisse  der  akademischen 
Behörden  geführt  werden,  wekhe  tatsächlich  seit  Jahren  ihre  Funktionen 
als  Lehrer  aufgegeben  haben  und  ausschließlich  einem  praktischen  Berufe 
nachgehen. 

0  D,  L  der  MUiErL  vom  Z  Okiober  1855,  Z.  15.162,  RQBNr,  172,  an  dessen  Stelle  derzeit 
die  Jaristisdie  Studien-  und  Prüfungsordnung  vom  2t.  Deeember  1893,  RQBNr.  204  (s.  Nr.  635), 
getreten  ist. 

*)  VgL  §  2  der  MinVdg.  vom  11.  Februar  1888,  RQBNr.  19  (s.  Nr.  187). 

*)  s.  Nr.  206. 
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Um  diesem  mit  der  akademischen  Ordnung'  nicht  vereinbarten  Zustande 
zu  begegnen,  sehe  ich  mich  veranlaßt,  das  ProfessorenkoUegium  aufmerksam 
zu  machen,  daß  der  Erlaß  vom  25.  Dezember  1866  keineswegs  in  dem 
Sinne  aufzufassen  ist,  als  ob  die  bloße  Ankündigung  von  Vorlesungen 
zur  Ausübung  der  Dozentenbelugnis  in  jedem  Falle  genüge,  daß  sich 
dieser  Erlaß  vielmehr  lediglich  als  eine  Erläuterung  des  daselbst  bezogenen 
MinErl.  vom  15.  Dezember  1849,  ROBNr.  14  vom  Jahre  1850i)  darstellt, 
und  daß  in  diesem  Erlasse  der  Verlust  der  Dozentenbefugnis  an  ein 
Verschulden  hinsichtlich  des  Nichterfolges  der  Vorlesungsankündigung  aus- 
drücklich geknüpft  erscheint 

Ein  solches  Verschulden  ist  aber  jedenfalls  dann  vorhanden,  wenn 
nach  der  Lage  der  Sache  anzunehmeil  ist,  daß  ein  Privatdozent  gar 
nicht  die  ernste  Absicht  hatte,  ein  Kollegium  zu  stände  zu  bringen,  sondern 
die  Vorlesungen  nur  ankündigte,  um  der  Form  zu  genügen,  zumal  wenn 
ein  solcher  Dozent  etwa  durch  Jahre  ein  Kollegium  nicht  zu  stände  gebracht 
hat,  während  gleichzeitig  die  Vorlesungen  anderer  Privatdozenten  desselben 
Faches  sich   eines  entsprechenden   Besuches   erfreuten. 

In  solchen  und  ähnlichen  Fällen  hat  daher  im  Sinne  der  bestehenden 
Vorschriften  ungeachtet  der  erfolgten  Ankündigung  von  Vorlesungen  nach 
Ablauf  des  gesetzlichen  Zeitraiunes  der  Verlust  der  Dozentenbefugnis 
einzutreten.  Das  Professorenkollegium  ist  daher  nicht  nur  befugt,  sondern 
auch  verpflichtet,  nach  Ablauf  von  drei,  höchstens  vier  Semestern,  wenn 
ein  Privatdozent  während  dieser  Zeit  nicht  gelesen  hat,  zu  prüfen,  ob  dem 
Betreffenden  wegen  des  Nkhtzustandekommens  der  angekündigten  Kol- 
legien  ein  eigenes  Verschulden  zur  Last  gelegt  werden  könne. 

Im  Falle  die  vom  Kollegium  voigenommene  Prüfung  den  Nachweis 
erbringt,  daß  tatsächlich  ein  eigenes  Verschulden  vorliege,  hat  sodann  das 
Professorenkollegium  vorbehaltlich  des  gesetzlichen  Instanzenganges  die  Er- 
löschung der  venia  docendi  des  betreffenden  Privatdozenten  auszusprechen. 


Nr.  2U. 

Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  o.  U.  vom  17.  Joll  1886,  Z.  12.527, 

MYBNr.  49, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 
betreffend  die  Erlöschung  der  Privatdozentnr  Infolge  der  Verles^aiig 

des  Wohnsitzes. 

Ein  spezieller  Fall  hat  zu  folgender  Entscheidung  Anlaß  geboten: 
Das  Wesen  der  Privatdozentur  besteht  nach  den  geltenden  Universitäts- 
einrichtungen darin,  daß  der  als  Dozent  Habilitierte  die  Berechtigung  erlangt, 

^)  Nach  diesem  Erlasse  sollte  jeder  Prlvatdozeni,  welcher  von  der  ihm  erteilten  BerediUgang 
Vorlesungen  zu  halten  an  der  Lehranstalt  und  in  der  Stadienabteilung,  fiir  welche  er  habilitieri  ist, 
durch  vier  aufeinanderfolgende  Semester  keinen  Oebrauch  macht,  seiner  Privatdozentenbefiignis 
verlustig  werden  und  verhalten  sein,  sich,  wenn  er  neuerdings  wünscht  als  Privatdozent  aujzuireten, 
einem  neuen  Habilitationsakte  zu  unierziehen,  von  welchem  zu  dispensieren  nur  dem  Unterrichts- 
ministerium zusteht.  —  Diese  Bestimmung  ist  analog  mit  jener  des  §  14,  beziehungsweise  13  der 
neuen  Habilitationsnorm  (s.  Nr.  187). 
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an  einer  bestimmten  Fakultät  Vorlesungen  zu  halten.  Wenn  demnach  ein 
Privatdozent  in  ein  Verhältnis  tritt,  welches  die  Annahme  des  ständigen 
Wohnsitzes  außerhalb  der  betreffenden  Universitätsstadt  zur  Voraussetzung 
hat,  und  ihm  so  die  Möglichkeit  benommen  ist,  von  der  erteilten  venia 
l^endi  einen  dem  akademischen  Lehrzwecke  entsprechenden  Gebrauch  zu 
machen,  so  erscheint  hiedurch  dessen  Verband  mit  der  Fakultät,  für  welche 
er  habilitiert  war,  gelöst  und  er  kann  nicht  mehr  als  Privatdozent  dieser 
Fakultät  angesehen  werden.^) 


0  ygi*  §  14  der  geltenden  HablUiaüonsnorm  fs,  Nr,  187), 


m.  Supplenten  und  honorierte  Lrehrkräfte. 


Nr.  212. 

Studlenhof kommlsslonsdekret  vom  3.  Juli  1839,  PG8  Bd.  67, 8. 96, 

an  sämtliche  Länderstellen, 

betreffend  die  Erlassiing  eines  Sobstitutionsnormales  bei  Sopplierting 

von  Leliränitem. 

Se.  Majestät  geruhten  mit  Ah.  Entschl.  vom  14.  Mai  1839  eine  eigene 
Substitutionsvorschrift  für  die  Supplierung  bei  Lehrämtern  ag.  zu  genehmigen. 
Von  diesem  Substitutionsnormale  werden  der  Landesstelle  .  .  .  Exemplare 
zur  Verteilung  mit  dem  Bedeuten  mitgeteilt,  daß  der  Termin  der  Wirksamkeit 
dieses  Normales  auf  den  Anfang  des  nächsten  Schuljahres  1839/40  fest- 
gesetzt ist. 

Sttbstittttionsnormale 

bei  Supplierung  von  Lehrftmtern. 

§  L  Zur  Aufstellung  eines  eigentlichen  Substituten  oder  Supplenten  i) 
wird  bei  Lehrämtern  nur  dann  geschritten,  wenn  1.  ein  Lehramt  wirklich 
erledigt,  und  eine  neue  Besetzung  desselben  einzuleiten,  oder  2.  wenn  in 
Fällen  der  Verhinderung  eines  Professors  oder  Lehrers,  z.  B.  bei  einem 
Diensturlaubc  desselben,  bestimmt  vorauszusehen  ist,  die  Verhinderung  werde 
ununterbrochen  durch  längere  Zeit  dauern.  Als  längere  Zeit  wird  biet 
die   Dauer  wenigstens  durch   ein  ganzes    Schulsemester  verstanden. 

§  II.  In  anderen  Fällen  der  Verhinderung  eines  Lehramtsindividuums 
durch  Erkrankung,  durch  eine  Reise  auf  eine  kürzere  Zeit  u.  dgL  wird 
zur  einstweiligen  Besorgung  des  Unterrichts  eine  andere  Aushilfe  getroffen. 
Nämlich  1.  wo  bei  einer  Lehranstalt  oder  bei  einer  Studienabteilung, 
gleichviel  ob  bei  dem  zu  supplierenden  oder  einem  verwandten  Lehrfache 
ein  Adjunkt  oder  Assistent  vorhanden  ist,  wird  zuvörderst  dieser  zur  einst- 
weiligen Erteilung  des  Unterrichtes  verwendet.  2.  Bei  Haupt-  und  Real- 
schulen übernimmt  der  Direktor  und  bei  Gymnasien  der  Präfekt  die  Lehr- 
stunden des  verhinderten  Lehrers.   3.  Bei  den  höheren  Lehranstalten  ergibt 


^)  Bei  Bestellung  von  Supplenten  för  theologische  Fächer,  sofern  eu  solchen  bereits  mit 
der  missio  canonica  versehene  Lehrpersonen  ernannt  werden  sollen,  ist  die  vorherige  Eimemahme 
oder  Zustimmung  des  Ordinariates  nicht  erforderlich,  vielmehr  der  Unterrichtsverwaltung  diefrae 
Wahl  unter  den  derart  qualifizierten  Kandidaten  anheimgegeben  (MinAkt  Z.  5009  ex  1901). 
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sich  die  einstweilige  Aushilfe,  wenn  es  sich  nur  um  einige  Tage  handelt, 
oft  dadurch,  daß  der  eine  Professor  sein  eigenes  Lehrfach  durch  mehrere 
Stunden  als  gewöhnlich,  nämlich  auch  in  denjenigen  Stunden  vorträgt,  welche 
der  verhinderte  Professor  in  demselben  Jahrgange  des  Studiums  zu  geben 
hätte,  wogegen  dieser  nach  dem  Aulhören  des  Hindernisses  seine  Vor- 
lesungen um  ebenso  viel  länger  hält  und  die  anderen  unterbleiben.  4.  Wo 
endlich  keines  dieser  Mittel  angewendet  werden  kann,  werden  andere  Pro- 
fessoren bestimmt,  welche  nebst  ihrem  eigenen  Unterrichtsfache  jenes  des 
verhinderten  Professors  zu  besorgen  haben.  Bei  dieser  Besorgung  wird 
in  Fällen,  wo  der  verhinderte  Professor  mehr  als  ein  Lehrfach  oder  in 
mehr  als  in  einem  Jahrgange  Vorlesungen  zu  geben  hat,  die  Obliegenheit 
für  die  andern  Professoren  auf  eine  für  den  Unterricht  zweckmäßige  und 
für  die  beteiligten  Individuen  billige  Art  dadurch  erleichtert,  daß  sich  mehrere 
in  die  verschiedenen  Lehrfächer  oder  Jahrgänge  teilen.  Es  gehört  zu  der 
ordentlichen  Dienstpflicht  jedes  Adjunkten,  Assistenten,  Lehrers,  Professors 
und  jedes  der  obgenannten  Vorsteher  der  Lehranstalt,  in  derlei  Fällen  die 
Supplierung  zu  übernehmen,  insoweit  dadurch  die  Zahl  ihrer  wöchentlichen 
Unterrichtsstunden  nicht  über  zwanzig  steigen   würde. 

§  IIL  Einzelne  Dienstverrichtungen,  woran  das  hiezu  eigentlich  ver- 
pflichtete Individuum  gehindert  ist,  nämlich  Erstattung  von  Gutachten, 
Prüfungen,  Exhorten  u.  dgl.,  werden  jederzeit  von  dem  übrigen  hiezu  ge- 
eigneten Personale  übernommen,  und  wird  diese  Übernahme  gleichfalls 
für  ordentliche    Dienstpflicht   auch   der   Lehrbeamten   angesehen. 

§  IV.  Die  Vorsteher  einer  Lehranstalt  und  die  Behörden,  welche  eine 
unnötige  Substitution,  oder  dort,  wo  die  Dienstbesorgung  durch  die  oben 
(§  II)  bemeldete  Aushilfe  hätte  geschehen  können,  eine  förmliche  Sub- 
stitution, oder  ohne  Grund  anstatt  einer  minder  kostspieligen  eine  kost- 
spieligere Art  anordnen,  oder  aber  die  Dauer  der  Substitution  verlängern, 
bleiben  dafür  und  besonders  für  die  dem  Fonde  dadurch  zugehenden  Kosten 
verantwortlich  und  haben  den  diesfälligen  Ersatz  ohne  Nachsicht  zu  leisten. 

§  V.  Da  es  nach  den  Grundsätzen  der  bestehenden  Substitutionsvor- 
schriften zu  der  ordentlichen  Dienstpflicht  eines  jeden  in  was  immer  für  einem 
Dienste  angestellten  oder  eines  mit  Gehalt  quieszierten  Beamten  gehört, 
die  Verrichtungen  eines  mangelnden  oder  verhinderten  Beamten  teilweise 
oder  auf  kürzere  Zeit  auch  gänzlich,  mit  oder  ohne  Beibehaltung  der  Ob- 
liegenheiten seines  eigenen  Dienstplatzes  auf  sich  zu  nehmen,  so  wird 
einem  angestelhen  oder  mit  Gehalt  quieszierten  Beamten,  wie  auch  einem 
mit  dem  Adjutum  versehenen  Lehramtsadjunkten  oder  Assistenten,  welche, 
sei  es  zu  einer  eigenen  Substitution  oder  zu  einer  bloßen  Aushilfe,  bei 
einer  Lehranstalt  innerhalb  ihres  gewöhnlichen  Wohnortes  verwendet  werden, 
nur  dann  eine  Substitutionsgebühr  angewiesen,  wenn  die  Supplierung  durch 
dieselben  über  drei  Monate  ununterbrochen  gedauert  oder  wenn  die  Dauer 
einer  nach  §  II  eingeleiteten  Aushilfe  sich  unerwartet  länger,  nämlich  über 
drei  Monate,  verzogen  hat.  Bei  dieser  Berechnung  werden  die  Herbstferien 
oder  die  großen  Schulferien  nicht  mit  eingerechnet.  Jedoch  wird,  sobald 
einmal  die  Supplierung  oder  Aushilfe  länger  als  drei  Monate  gedauert  hat, 
die  Substitutionsgebühr  auch  für  die  ersten  drei  Monate  erfolgt 
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§  VI.  Die  Substitutionsgebuhr  1)  ist  verschieden,  je  nachdem  der  Sub- 
stitut oder  Supplent  bereits  einen  Gehalt,  eine  Pension  oder  ein  Adjutum 
aus  einem  öffentlichen  Fonde  bezieht  oder  nicht.  Im  ersteren  Falle  wird, 
nebst  noch  einigen  anderen  Nebenumstanden,  femer  unterschieden,  ob  der 
Supplent  während  der  Supplierung  des  Lehramts  von  den  Dienstleistungen 
seiner  eigenen  Anstellung  enthoben  ist  oder  dieselben  beibehält.  Nach 
Verschiedenheit  dieser  Fälle  besteht  die  Substitutionsgebühr,  immer  voraus- 
gesetzt, daß  sie  nach  §  V  überhaupt  eintreten  kann,  entweder  in  zehn  oder 
in  dreißig  oder  in  fünfzig  oder  aber  in  sechzig  Prozent  desjenigen 
Gehaltes,  welcher  mit  dem  supplierten  Lehramte  in  der  untersten  Gehalts- 
stufe systemmäßig  verbunden  ist.  Und  zwar  erhält  1.  der  Supplent,  welcher 
während  der  Supplierung  eines  Lehramtes  seinen  eigenen,  mit  einem  Gehalte 
verbundenen  Dienst  nicht  zu  besorgen  hat,  nebst  diesem  Gehalte  noch 
zehn  Prozent;  2.  ebenso  ein  mit  Gehalt  quieszierter  Beamter,  welcher 
vor  Übernahme  der  Supplierung  am  Orte  der  Lehranstalt  seinen  gewöhn- 
lichen Wohnort  hatte,  nebst  seiner  Pension  ebenfalls  zehn  Prozent;  3.  ein 
Adjunkt >)  oder  Assistent  eines  Lehramtes,  solange  er  das  Adjutum  seiner 
Anstellung  genießt,  nebst  diesem  Adjutum  noch  dreißig  Prozent;  4.  ein 
besoldeter  Vorsteher  irgend  einer  Lehranstalt,  wenn  derselbe  ein  Lehramt, 
sei  es  an  der  seiner  eigenen  Leitung  anvertrauten  Lehranstalt  oder  an 
einer  andern  suppliert  und  wo  er  mit  dieser  Supplierung  auch  die  Dienst- 
verrichtungen seines  eigenen  Amtes  verrichtet,  nebst  seinem  Gehalte  noch 
dreißig  Prozent;  5.  ein  besokleter  Beamter,  Lehrer  oder  Professor  außer 
den  hier  oben  Nr.  3  und  4  vorkommenden  Fällen,  welcher  nebst  der 
vollen  Besorgung  seines  eigenen  Dienstes  ein  Lehramt  suppliert,  nebst 
dem  Gehalte  dieses  seines  eigenen  Dienstes  noch  fünfzig  Prozent 
oder  die  Hälfte;  6.  ebenso  ein  mit  Gehalt  quieszierter  Beamte,  welcher 
ein  Lehramt  außerhalb  seines  gewöhnlichen  Wohnortes  suppliert,  nebst 
seiner  Pension  noch  fünfzig  Prozent  oder  die  Hälfte;  7.  ein  Supplent  eines 
Lehramtes,  welcher  keinen  Gehalt  noch  eine  Pension  aus  einem  öffentlichen 
Fonde  bezieht,  und  zwar  ohne  Unterschied,  mag  er  vor  der  übernommenen 
Supplierung  am  Orte  der  Lehranstalt  wohnhaft  gewesen  sein  oder  nicht, 
sechzig  Prozent  von  dem  systemisierten  Gehalte  des  supplierten  Lehr- 
amtes als  Substitutionsgebühr. 

§  VII.  Im  Falle  als  von  demselben  Individuum  mehr  als  ein  Lehramt 
gleichzeitig  suppliert  würde,  hat  der  Supplent  von  dem  höher  besoldeten 
supplierten  Lehramte  die  oben  (§  VI)  ausgesprochene  Gebühr  und  bei- 
nebst von  den  minder  besoldeten  supplierten  Lehrämtern  im  Falle  des 
§  VI  Nr.  1  bis  4  einschließlich  die  Hälfte,  im  Falle  des  §  VI  Nr.  5, 
6  und  7  dreißig  Prozent  des  mit  den  letzteren  Ämtern  systemmäßig  ver- 
bundenen Gehaltes  zu  beziehen.  Unter  verschiedenen  Lehrämtern  sind  aber 
nicht  zweierlei  Fächer,  welche  ein  und  derselbe  Professor  systemmäßig 
zu  lehren  hat,  sondern  bloß  solche  Lehrfächer  verstanden,  für  welciie 
nach  dem   Status  der  Lehranstalt  zwei   Individuen   systemisiert  sind. 


»)  Vgl.  das  Oeseiz  vom  21.  April  1882,  ROBNr.  123  (s.  Nr.  106). 

*)  Hinsichtlich  der  theologischen  Lehramtsadjunkten  und  Privatdozenien  vgL  Nr.  193. 
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§  VIII.  Von  den  besonderen  Remunerationen,  welche  für  einige  Neben- 
lehramter,  z.  B.  für  den  Unterricht  in  der  Erziehungskunde,  in  der  gericht- 
lichen Arzneikunde,  in  der  arabischen,  syrischen  und  chaldäischen  Sprache 
u.  dgl.  fixiert  sind,  erhält  der  Supplent  in  jedem  Falle  Anspruch  auf  eine 
Substitutionsgebuhr,  das  ist  denselben  Betrag,  welchen  der  wirkliche  Pro- 
fessor erhalten  haben  würde. 

§  IX.  Auf  die  freie  Wohnung,  welche  mit  dem  supplierten  Dienste 
bei  Lehranstalten  etwa  verbunden  ist,  hat  der  Substitut  nur  dann  Anspruch, 
wenn  dieselbe  wirklich  zur  Verfügung  steht,  und  auf  die  Taxen  für 
Prüfungen  und  bei  Promotionen  zu  einem  akademischen  Grade  nur  insofern, 
als  derselbe  die  Funktion,  für  welche  die  Taxe  bestimmt  ist,  zu  verrichten 
geeignet  ist,  und  sie  wirklich  verrichtet.  Auf  das  Quartiergeld  und  auf 
die  mit  dem  Lehramte,  nebst  dem  Gehalte,  der  freien  Wohnung  und  den 
Taxen  etwa  verbundenen  anderen  Emolumente  hat  der  Supplent  niemals 
Anspruch.  Hinsichtlich  der  Remunerationen  oder  Emolumente  für  Neben- 
dienste außerhalb  der  Lehranstalt,  welche  mit  dem  supplierten  Lehr-  oder 
Vorsteheramte  bei  Lehranstalten  verknüpft  sind,  z.  B.  für  die  mit  einer 
Lehrkanzel  des  medizinischen  Studiums  verbundene  Besorgung  eines 
Krankenhauses,  treten  die  mit  den  Hofkammererlässen  vom  IL  April  1828 
und  vom  15.  April  1835  erflossenen  Bestimmungen  über  Substitutions- 
gebühren in  Wirksamkeit. 

§  X.  Bei  Berechnung  der  Substitutionsgebühr  nach  obigen  Vorschriften 
werden  noch  folgende   Bestimmungen  zu  Grunde  gelegt: 

1.  Bei  Geistlichen,  welche  man  zur  Supplierung  eines  Dienstes  bei 
Lehranstalten  verwendet,  wird  der  Gehalt  oder  das  Emolument,  welche 
sie  von  ihrem  kirchlichen  Benefizium  oder  Kirchendienste,  sei  es  auch  aus 
einem  öffentlichen  Fonde,  beziehen,  niemals  als  eine  Berechnung  der  Sub- 
stitutionsgebühr (§  VI)  in  Anschlag  kommende  Besoldung  angesehen. 

2.  Wo  der  Gehaltsbetrag  des  si4)plierten  Dienstes  nach  Verschieden- 
heit des  geistlichen  oder  weltlichen  Standes  verschieden  ist,  wird  derjenige 
Gehaltsbetrag  zur  Berechnung  der  Substitutionsgebühr  angenommen,  welcher 
dem    Stande  des   Supplenten   entspricht. 

3.  Wenn  der  Supplent  nur  einen  Teil  des  dem  supplierten  Professor 
für  seinen  Gehalt  obliegenden  Unterrichtes  zu  besorgen  hat,  wird  die 
Quote  des  Gehaltsbetrages,  nach  welcher  die  Substitutionsgebühr  zu  be- 
rechnen ist,  da  kein  anderer  leicht  und  allgemein  anwendbarer  Maßstab 
angenommen  werden  kann,  nach  dem  Verhältnis  der  für  jeden  Teil  des 
Unterrichtes  systemisierten  Zahl  der  wöchentlichen  Unterrichtsstunden  be- 
stimmt und  dabei  insbesondere  die  sonntägliche  Exhorte  des  Religions- 
lehrers   zwei   Lehrstunden   gleich    angenommen. 

4.  Auf  die  Supplierung  besonderer  Dienstverrichtungen,  welche  einem 
Lehramtsindividuum  obliegen,  ohne  daß  demselben  dafür  nebst  dem  Ge- 
halte des  Lehramtes  noch  eine  eigene  Remuneration  bemessen  ist,  und 
welche  nicht  ein  Teil  des  eigentlichen  Unterrichtes  sind,  z.  B.  auf  das 
bloße  Abhalten  der  Exhorten  anstatt  des  hiezu  bestimmten  Religionslehrers, 
dann  auf  den  Fall,  wo  ein  Professor  seinen  Unterricht  wegen  einer  Ab- 
teilung   der  Studierenden   in   mehreren   Lehrzimmern   doppelt  gibt,   haben 
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die  Vorsdiriften  des  gegenwärtigen  Normales  über  das  Ausmaß  der  Sub- 
stitutionsgebühr  |ceine  Anwendung,  sondern  in  solchen  Fällen  wird,  inso- 
fern die  Übernahme  der  Verrichtung  nicht  schon  nach  §§  11,  III  und  V  für 
Dienstpflicht  des  hiezu  verwendeten  Individuums  angesehen  werden  muß, 
von  der  k.  k.  Studienhofkommission  eine  den  Umständen  angemessene 
Remuneration  bestimmt. 

§  XI.  Demjenigen,  wekher  zur  Supplienuig  eines  Dienstes  in  einen 
andern  Ort  sich  begeben  muß,  gebührt  für  die  Reise  die  normalmäßige 
Vergütung  der  Fuhrkosten,  und  für  die  Zeit,  welche  er  auf  der  Reise 
zubringt,  der  Bezug  der  normalmäßigen  Diäten,  jedoch  beides  bei  einem 
Supplenten,  wekiier  schon  eine  im  Diätenschema  voikommende  Anstellung 
hat,  nach  der  Diätenklasse  seiner  eigenen  Dienstkategorie,  nicht  nadi  jener 
des  supplierten  Amtes,  bei  Adjunkten  oder  Assistenten  der  Lehrämter  nach 
der  zehnten,  bei  allen  übrigen  nach  der  zwölften  Diätenklasse. 

Während  der  SuppUerung  erhält  der  Supplent  nur  dann  die  Diäten 
und  Reisekosten  nach  dem  allgemeinen  Diätennormale,  wenn  derselbe  außer- 
halb des  Ortes  der  Lehranstalt  zu  einem  Geschäfte  beordert  wird.  In 
diesen  letzteren  Fällen  werden  Diäten  und  Reisekosten  immer  nach  der 
Klasse   des  supplierten   Dienstpostens  ausgemessen. 

§  XII.  Die  Substitutionsgebühr  wird  von  dem  Tage  angefangen  ange- 
wiesen^), an  welchem  der  Supplent  den  Eid  als  solcher  abgelegt,  imd  wo 
keine  Beeidigung  einzutreten  hatte  oder  diese  erst  später  (§  XIX)  erfolgen 
kann,  an  welchem  er  zuerst  die  Unterrichtsstunden  oder  Vorlesungen  an- 
gefangen hat,  und  von  demjenigen  Tage  an  eingesteUt,  wo  der  neuemannte 
Professor,  Lehrer  oder  Supplent  in  den  Genuß  tritt  oder  wo  der  Sub- 
stitutionsauftrag aufgehört  hat  Spätere  Prüfungen  einzelner  Schüler,  die 
Ausstellung  der  Zeugnisse  und  die  Ausfertigung  der  Prüfungsakten,  dann 
die  Übergabe  der  Lehrmittelsammlungen  sind  kein  Grund,  die  Substitutions- 
gebühr auf  längere  Zeit  anzusprechen. 

§  XIII.  Jedoch  wird  die  Substitutionsgebühr,  falls  der  Substitutions- 
auftrag nkht  vor  oder  unter  den  Ferien  aufgehört  hat,  auch  für  die  Zeit 
der  Herbst-  oder  der  großen  Schulferien,  ebenso  wie  für  die  Zeit  aller 
kleineren    Ferien   erfolgt. 

Die  Vorsteher  der  Lehranstalten  und  die  Behörden  sorgen  aber  dafür, 
daß  der  Substitutionsauftrag  allsogleich  ausdrücklich  und  im  voraus  zurück- 
genommen werde,  sobald  als  es  denselben  bekannt  wird,  daß  zum  Wieder- 
anfange des  Unterrichtes  keine  weitere  Supplierung  nötig  sein  wird. 

Wenn  daher  schon  vor  den  Ferien  bekannt  wird,  daß  nach  denselben 
schon  der  neuernannte  oder  verhinderte  Professor  einzutreten  hat,  so  er- 
lischt der  Substitutionsauftrag  mit  dem  letzten  Unterrichts-  oder  Prüfungs- 
tage vor  den  Ferien.  Wenn  aber  erst  während  der  Ferien  der  Antritt 
eines  neuen  Lehrers  oder  Professors  bekannt  wird,  so  hört  der  Substi- 
tutionsauftrag und  mithin  das  Fortfließen  der  Substitutionsgebühr  an  dem- 
jenigen Tage  auf,  wo  dieser  Eintritt  dem  unmittelbaren  Vorsteher  der 
Lehranstalt  bekannt  geworden   ist.     Wenn   endlich  ein  mit   Erlaubnis  der 

*)  Vgl.  Verordnung  des  Ministeriums  für  K.  u.  £/.  vom  22,  Juni  1892,  MVBNr,  30,  betreffend, 
den  Vorgang  hei  Anweisung  der  Substitutionsgebühren  (s.  Nr.  31  ij. 
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Behörde  abwesendes  Lehrindividuum  suppliert  wird,  so  endigt  sich  die 
etwa  auf  Kosten  des  öffentlichen  Fonds  eingeleitete  Supplierung  mit  dem 
Tage,  bis  zu  welchem  die  Absentierung  bewilligt  war.  Wenn  aber  der 
Supplent  selbst  bei  dem  Eintritte  des  neuen  Schuljahres  die  Supplierung 
niederlegen  will,  so  hat  er  dieses  vor  dem  Eintritte  der  Ferien  anzu- 
zeigen und  für  die  Ferienzeit  die  Substitutionsgebühr  nicht  mehr  zu  beziehen. 

Übrigens  hat  die  Ausfolgimg  der  Substitutionsgebühr  auch  für  die 
Ferienzeit  auch  bei  denjenigen  Individuen  statt,  welche  nach  obiger  Vor- 
schrift §  V  nur  bei  einer  ununterbrochenen  Dauer  der  Supplierung  von 
wenigstens  drei  Monaten  Anspruch  auf  eine  Substitutionsgebühr  haben, 
wenn  nur  anders  die  daselbst  vorgesehene  Bedingung  eingetreten  ist,  daß 
die  wirkliche  Dienstleistung  durch  dieselben  nach  Abschlag  der  großen 
Schulferien  wenigstens  drei  Monate  ununterbrochen  gedauert  hat. 

§  XIV.  In  den  Fällen  einer  eigentlichen  Substitution  (§1)  kann  die 
Substitutionsgebühr,  und  zwar  wenn  der  Supplent  nicht  upter  der  Vor- 
schrift des  §  V  begriffen  ist,  gleich  anfänglich,  sonst  aber  nach  Verlauf 
der  daselbst  feslgesetzten  drei  ersten  Monate  monatlich  zahlbar  ange- 
wiesen. Jedoch  immer  nur  für  den  schon  ganz  abgelaufenen  Monat  und 
gegen  die  von  dem  unmittelbaren  oder,  wenn  dieser  selbst  der  Perzipient 
ist,  von  dem  nächst  höheren  Vorsteher  der  Lehranstalt  vidierte  Quittung 
erhoben  werden. 

Dieser  setzt  seine  Vkiierung  nur  dann  bei,  wenn  der  Supplent  während 
der  ganzen  Zeit,  für  welche  die  Quittung  lautet,  den  Dienst  wirklich  ver- 
sehen, wenn  der  Supplieningsauftrag  nKht  früher,  als  die  Quittung  aus- 
sagt, aufgehört  und  wenn  sich  mittlerweile  die  Qualität  des  Supplenten, 
nach  welcher  ihm  in  Gemäßheit  des  §VI  die  Gebühr  berechnet  wurde, 
nicht  geändert  hat.  Die  Quittung  zur  letzten  Behebung  der  Substitutions- 
gebühr wird  erst  nach  vollzogener  Obergabe  der  Lehrmittelsammlungen 
und  nach  Ablieferung  der  Studienzeugnisse  und  Kataloge  vidiert.  In  andern 
Fällen  wird  die  Gebühr  erst  nach  beendigter  Supplierung  liquidiert  und 
angewiesen. 

§  XV.  Die  Substitutionsgebühren  werden  allemal  aus  demjenigen 
Fonde  bestritten,  aus  welchem  die  Besoldung  des  supplierten  Beamten 
geflossen  ist  oder  fließt  Wo  aber  durch  die  Schuld  des  supplierten  Beamten 
die  Substitution  bei  seinem  Dienste  verursacht  wird,  ersetzt  dieser  Beamte, 
wenn  er  während  der  Substitution  im  Genüsse  seines  Gehaltes  bleibt,  die 
durch  die  Substitution  veranlaßten  Kosten  der  Kasse,  aus  welcher  sie 
gezahlt  worden  sind. 

§  XVI.  In  Fällen  einer  eigentlkJien  Substitution  steht  die  Auswahl 
und  Aufstellung  des  Supplenten  bei  Haupt-  und  Realschulen,  welche  unter 
der  Leitung  der  Konsistorien  stehen,  dem  Konsistorium,  im  lombardisch- 
venezianischen  Königreiche  und  in  Dalmatien  dem  Ispettore  generale  del 
l'istnizione  elementare;  bei  Gymnasien  dem  Direktor  der  Gymnasialstudien 
des  Landes,  bei  den  höheren  Lehranstalten  dem  Studiendirektor,  die  Ver- 
fügung der  bloßen  einstweiligen  Dienstbesorgung  (§  II)  dem  unmittel- 
baren Vorsteher  der  Lehranstalt  zu.  Der  ausgewählte  (förmliche)  Supplent 
wird  allsogleich,  imd  wo  dieses  möglich  ist,  noch  vorläufig  der  Landesstelle 
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angezeigt,  damit  die  Genehmigung  oder  anderweitige  Anordnung  derselben 
noch  vor  dem  Eintritte  des  vorgeschlagenen  Supplenten  an  die  Lehranstalt 
gelangen  kann.  Ober  die  zur  einstweiligen  Dienstbesorgung  eingeleitete 
Verfügung  ist  eine  Anzeige  an  die  Landesstelle  nur  dann  nötig,  wenn  die- 
selbe schon  einen  ganzen  Monat  dauert.  Von  der  in  der  allgemeinen  In- 
struktion für  die  Studiendirektoren  (in  Wien  Vizedirektoren)  vom  Jahre  1809, 
§  II,  Nr.  6,  vorkommenden  Anordnung,  daß  jede  eingeleitete  Supplierung 
einzeln  an  die  k.  k.  Studienhofkommission  angezeigt  werden  soll,  ist  es 
abgekommen,  und  werden  die  im  Laufe  des  Jahres  stattgehabten  Supplie- 
rungen  oder  Dienstbesorgungen,  letztere  jedoch  nur  insoweit,  als  sie  über 
eine  Woche  dauerten,  oder  im  Laufe  des  Schuljahres  bei  einem  und  dem- 
selben Lehrer  mehrere  Male  eintreten,  bloß  in  dem  Jahresberichte  über 
den  Zustand  der  Lehranstalt  mit  genauer  Angabe  des  Supplenten,  der 
Ursache  und  Dauer  der  Supplierung  und  des  Ausmaßes  der  angewiesenen 
Substitutionsgebühr,  unter  Anführung  des  Datum  und  Numerus  der  dies- 
fälligen  Verordnungen  der  Landesstelle,  u.  zw.  in  der  Rubrik  der  Personal- 
veränderungen angezeigt. 

§  XVII.  Individuen,  welche  nicht  die  österreichische  Staatsbürgerschaft 
haben,  sind  zur  Supplierung  eines  Lehramtes  gar  nicht  zu  verwenden.  Wenn 
es  nötig  sein  sollte,  eine  solche  Art  der  Supplierung  einzuleiten,  für  welche 
das  gegenwärtige  Normale  eigentlich  keine  Bestimmung  enthält,  z.  B.  daß 
ein  aus  einem  öffentlichen  Fonde  besoldeter  Beamte  oder  Lehrer,  welcher 
nicht  am  Orte  der  Lehranstalt  domiziliert,  zur  Supplierung  berufen  werden 
wollte,  müßte  zur  Aufstellung  eines  solchen  Supplenten  die  vorläufige  Ge- 
nehmigung der  Studienhofkommission  und  deren  Bestimmung  eingeholt 
werden,  ob  einem  solchen  Supplenten  nebst  dem  Gehalte  seines  eigenen 
Dienstes  nur  sechzig  Prozent  oder  der  ganze  Betrag  des  Gehaltes 
anzuweisen  sei,  welcher  mit  der  untersten  Gehaltsstufe  des  supplierten 
Lehramtes  verbunden  ist.  Auch  darf  ohne  vorläufige  Genehmigung  der 
Studienhofkommission  kein  Lehrer  oder  Professor  dergestalt  zum  Supplenten 
eines  anderen  Lehrfaches  aufgestellt  werden,  daß  er  sein  eigenes  Lehrfach 
nicht  zugleich  versehen,  mithin  auch  für  dieses  ein  Supplent  aufgestellt 
werden  soll.  Endlich  darf  in  Gemäßheit  der  Ah.  Entschl.  vom  1., 
kundgemacht  mit  Studienhofkommissionsdekret  vom '  17.  August  1822, 
Z.  5375/372,  kein  Lehramtsindividuum  zum  Supplenten  aufgestellt  werden, 
welches  durch  Übernahme  der  Supplierung  mehr  als  zwanzig  Unterrichts- 
stunden wöchentlich  erhalten  würde. 

§  XVIII.  Die  Vorschriften  dieses  Normales  haben  auch  für  die  Supplie- 
rung im  FaJle  des  Austrittes  oder  der  Verhinderung  eines  besoldeten  Vor- 
stehers einer  Lehranstalt  ihre  volle  Anwendung,  wo  dann  ein  Lehrer  oder 
Professor,  Nvelcher  nebst  seinem  Lehramte  die  Vorsteh  erstelle,  gleichviel, 
ob  an  der  eigenen  oder  an  einer  anderen  Lehranstalt  versieht,  unter  der 
Bedingung  des  obigen  §  VII  eine  Substitutionsgebühr  von  dreißig  Prozent 
des  mit  der  supplierten  Stelle  systemmäßig  verbundenen  Gehaltes   erhält. 

§  XIX.  Wenn  zur  Supplierung  eines  Lehr-  oder  Vorsteheramtes  bei 
den  Lehranstalten  ein  Individuum  verwendet  wird,  welches  noch  nicht  für 
den  Staatsdienst  vereidet  ist:  so  wird  der  Supplent  für  die  ihm  anvertraute 
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Supplierung  nach  der  für  die  Lehrer  oder  Vorsteher  vorgeschriebenen  Form  in 
Eid  genommen.  Diese  Beeidung  findet  aber  nur  im  Falle  einer  eigentlidien 
Substitution  (§  I),  ferner  nur  bei  Supplierung  solcher  Dienststellen,  bei  deren 
Antritt  der  wirkliche  Vorsteher  oder  Lehrer  den  Eid  abzulegen  hat,  end- 
lich niemals  früher  als  nach  erfolgter  Genehmigung  der  Landesstelle  (§XVI) 
statt.  Auch  ist  der  ernannte  und  von  der  Landesstelle  genehmigte  Supplent 
nicht  früher  zur  Ablegung  des  Diensteides  zu  verhalten,  als  unmittelbar 
ein  oder  den  Tag  zuvor,  wo  er  den  Unterricht  oder  die  Leitung  der 
Lehranstalt  zu  übernehmen  hat. 

§  XX.  Diese  für  das  Lehrpersonale  festgesetzten  Bestimmungen  haben 
auch  auf  das  Unterrichts-  und  Leitungspersonale  der  unter  der  Oberleitung 
der  k.  k.  Studienhofkommissioii  stehenden  wissenschaftlichen  Bildungs- 
institute, als  Bibliotheken,  Sternwarten,  Museen,  Konvikte  usw.  ihre  volle 
Anwendung;  dagegen  sind  alle  bei  diesen  und  bei  den  öffentlichen  Lehr« 
anstalten  angestellten  administrativen  Beamten,  als:  Kassiere,  Kanzlisten  usw. 
nach  den  für  alle  anderen  öffentlichen  Beamten  bestehenden  Substitutions- 
vorschriften zu  behandeln. 

§  XXL  Bei  den  Trivialschulen,  sowie  auch  bei  allen  denjenigen  Lehr- 
anstalten, deren  Personale  nicht  aus  einem  öffentlichen  Fonde  besoldet 
wird,  hat  das  gegenwärtige  Normale  keine  Anwendung,  sondern  es  wird 
sich  hinsichtlich  der  ersten  nach  den  Vorschriften  der  politischen  Verfassung 
der  Volksschulen,  hinsichtlich  der  letzteren  nach  der  bisherigen  Observanz 
benommen.  In  dem  Falle,  wo  ein  schon  in  Besoldung  stehender  Beamte 
zur  Supplierung  eines  der  letz^enannten  Dienstposten  verwendet  wird) 
ist  Immer  der  Grundsatz  zu  befolgen,  daß  auf  den  Fond,  aus  welchem 
der  Gehalt  des  supplierten  Dienstes  fließt,  nur  soviel  als  Substitutionsgebühr 
gewiesen  wird,  als  die  eigentliche  Gebühr  für  die  Supplierung  beträgt, 
nämlich  jener  Betrag,  den  der  Supplent  nebst  dem  Gehalte  seines  Dienst- 
postens noch  zu  beziehen  hat. 

§  XXII.  Das  gegenwärtige  Normale  tritt  mit  dem  Anfange  des  nächsten 
Schuljahres  1839/40  sowohl  für  die  an  diesem  Tage  schon  vorhandenen, 
als  auch  für  die  erst  seither  aufzunehmenden  Supplenten  in  Wirksamkeit, 
und  werden  dadurch  alle  früheren  Verordnungen  über  die  Supplierung 
der  Dienstplätze  des  Leitungs-  und  des  Lehrpersonales  der  Lehranstalten 
aufgehoben.  Wenn  ein  Fall  vprkäme,  welcher  in  diesem  Normale  nicht 
entschieden  ist,  muß  darüber  die  Entscheidung  der  k.  k.  Studienhofkommis- 
ston   eingeholt  werden. 

Np.  213. 
Erlaß  des  Mlnistsrlams  fOr  K.  a.  U.  vom  30.  Jänner  1860,  Z.  1059, 

an  das  Professorenkollegium  der  philosophischen  Fakultät  an  der  Universität 

Innsbruck, 
(betreffend    die    Znzlehunsr   der   Supplenten   zu    den   Sitzungen   des 

Professorenkollegiums)« 

Man  findet  sich  veranlaßt,  dem  k.  k.  Professorenkollegium  zur 
genauen  Richtschnur  für  die  Zukunft  vorzuzeichnen,  daß  den  Supplenten 
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bei  den  Sitzungen  des  ProfessorenkoUegiums  in  didaktischen  Angelegen- 
heiten, welche  sich  unmittelbar  auf  das  von  ihnen  vertretene  Fach  beziehen, 
allerdings  eine  beschließende^)  Stimme  zusteht,  in  allen  übrigen  Verhand- 
lungen aber  nur  ein  beratendes  Votum. 


Np.  214. 

Aos  dem  Erlasse  des  Mlnlsterlams  f flr  K.  o.  U.  vom  25.  HSrz  1868, 

Z.  2028, 

an  das  Professorenkollegium  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät 

der  Universität  in  Lemberg, 

(betreffend  den  Vorgang  bei  Bestellung  von  Supplenten  für  die  Vor- 
träge über  Gegenstände  der  Judiziellen  Staatsprüfung  in  den  Landes- 
sprachen an  der  Lemberger  Universität). 

Nachdem  bei  der  Einführung  der  Vorträge  über  die  Gegenstande  der 
judiziellen  Staatsprüfung  in  den  Landessprachen  an  der  Lemberger  Uni- 
versität keineswegs  der  Zweck  der  akademischen  Vorträge  und  die  Be- 
stimmung der  Hochschule  aus  dem  Auge  gelassen  werden  darf,  so  findet 
das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  sich  bestimmt,  anzuordnen,  daß 
von  nun  an  bei  allfälligen  neuen  Bestellungen  von  Supplenten  für  die  er- 
wähnten Vorträge  in  polnischer  oder  ruthenischer  Sprache  nur  solche  Indi- 
viduen in  Betrachtung  zu  ziehen  sein  werden,  wekhe  ihre  Befähigung  zu 
demselben  im  Wege  eines  in  Gemäßheit  der  Vorschrift  vom  19.  Dezember 
1848,  RGB.,  Z.  37,^  bestandenen  förmlichen  Habilitationsaktes,  oder  wenig- 
stens in  der  in  dem  MuiErL  vom  29.  Juni  1862,  Z.  3542,'^)  angedeuteten 
Art  und  Weise  durch  Vorlage  einer  entsprechenden  fachwissenschaftlichen 
Abhandlung  und  durch  eine  Probevorlesung  dargetan  haben  werden,  wobei 
es  mit  Rücksicht  auf  die  Ammovibilität  von  Supplenten  selbstverständlich 
immer  vorbehalten  bleibt,  einen  Supplenten,  weldier  sich  nicht  vollkommen 
als  Privatdozent  habilitiert  hat,  durch  einen  anderen  ersetzen  zu  lassen, 
der  sich  dem  Habilitationsakte  nach  der  Vorschrift  vom  Jahre  1848  mit 
Erfolg  unterzogen  hat. 

Np.  215. 
Erlafi  des  Ministeriums  fDr  K.  o.  U.  vom  8.  iprll  1868,  Z.  2591, 

an  die  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen, 

(betreffend  den  Anspruch  nicht  besoldeter  Dozenten  auf  eineSttpplIenings- 

gebühr). 

Wenn  unbesoldete  Dozenten,  welche  für  die  Vertretung  eines  Lehr- 
faches eine  Remuneration  beziehen,  außerdem  noch  die  Supplierung  eines 

^)  Mit  früheren  MinErL  vom  15,  Jänner  1852,  Z,  1Z740  ex  1851  und  22.  Oktober  ldS6, 
Z,  16.413,  war  den  Supplenten  stets  nur  eine  beratende  Stimme  eingeräumt  worden. 

■}  An  dieStelle  dieser  HabiUtationsvorschriß  ist  gegenwärtig  die  MinVdg.  vom  11.  Februar  188S, 
RQBSr.  19  fs.  Nr.  187),  getreten. 

•)  5.  5.  87,  Anmerkung  *). 
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anderen  Lehrfaches  übernehmen,  erhalten  sie  —  in  analoger  Anwendung 
des  Absatzes  5  des  §  VI  des  Substitutionsnormales  vom  3.  Juni  1839 1)  — 
nebst  ihrer  Remuneration  noch  fünfzig  Prozent  desjenigen  Gehaltes,  welcher 
mit  dem  supplierten  Lehramte  In  der  untersten  Gehaltsstufe  verbunden  ist.') 


Np.  216. 

Erlaß  des  Mbüsterliims  für  K.  d.  U.  vom  26.  ingast  1872, 

Z.  10J19,  MTBNr.  68. 

an   das  Professorenkolleglum   der  theologischen  Fakultät   der  Universität 

in  Prag, 

betreffend  die  Behaodlting  der  Lehrer  der  Katechetik  und  der  Metfiodik 

an  der  Universität 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  16.  Juli  d.  J.  finde  ich  nach  dem 
Antrage  des  Professorenkollegiiuns  der  theologischen  Fakultät  der  Prager 
Universität  zu  genehmigen,  daß  die  Lehrer  der  Katechetik  und  Methodik  *) 
dem  Verbände  des  Lehrkörpers  der  theologischen  Fakultät  als  remunerierte 
Dozenten^)   eingereiht  werden. 


Np.  217. 

Eriaß  des  Ministers  fOr  K.  o.  ü.  vom  4.  JSimsr  1873,  Z.  16.396 

ex  1872. 

an  das  Professorenkollegium  der  theologischen  Fakultät   der  Universität 

in  Prag, 

(wonacli  die  remuaerlerten  Dozenten  der  Katechetik  und  Methodik  als 
Lelirer  im  engeren  Sinne  des  Wortes  anzusehen  und  zu  behandeln  sind). 

In  Erledigtuig  des  Berichtes  vom  10.  Dezember  1872,  Z.  23,  finde  ich 
dem  ...  zu  bemerken,  daß  bei  dem  Umstände,  als  die  remunerierten 
Dozenten  der  Katechetik  und  Methodik  als  Lehrer  im  engeren  Sinne  des 
Wortes  ^)  anzusehen  und  zu  behandeln  sind,  für  dieselben  die  Verpflichtung, 
sich  als  Privatdozenten  zu  habilitieren,  sowie  auch  die  Berechtigung, 
Kollegiengekier  abzuverlangen,  entfällt 


»)  s.  Nr.  2t z 

*)  VgL  aadi  Nr.  193. 

*)  Ober  dU  Erteiiang  des  kateehetiseh-pddagogisehen  U/Uerrtehtes  an  die  Theologen  des 
leieUn  Jahres  s.  das  StHD  vom  7,  Jänner  1814,  Z.  2771  (s.  Nr,  609). 

«)  VgU  Nr.  2n. 

Ein  honorierter  Dozent ,  der  beurlaubt  wird,  well  er  an  Reidisratsmandat  ausübt,  kann 
nidä  den  Ansprach  auf  Fortbezug  des  Honorars  erheben,  sondern  hat  entweder  die  Substitutions'' 
gebShr  selbst  zu  tragen  oder  die  Vorträge  weiter  abzuhalten  (MinAkt  Z.  17.751  ex  1890). 

•)  VgL  Nr.  220  u.  /. 


2QQ  I.  Teil:  Organisation  und  Verwaltung;  B.  Universitätspersonale. 

Np.  218. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.n.U.  vom  30.  JSnner  1877,  Z.  723, 

an  den  Statthalter  für  Tirol, 

(betreffend   die  Berechnung    der   Sttbstitutionsgebfihr    im    Falle    der 
Supplierung  eines  mit  einem  fixen  Gehalte  angestellten  außerordentlichen 

oder  eines  ordentlichen  Professors). 

Auf  das  Ansuchen  Euer  .  .  .  um*^  eine  prinzipielle  Entscheidung  über 
den  Berechnungstnodus  der  Substitutionsgebühren  für  den  Supplenten 
Dr.  .  .  .  beehre  ich  mich  Euer  ...  zu  eröffnen,  daß  bei  Supplierung  eines 
mit  einem  fixen  Gehalte  angestellten  außerordentlichen  Professors,  für  dessen 
Lehrfach  eine  ordentliche  Lehrkanzel  nidit  systemisiert  ist,  oder  welcher 
neben  einem  Ordinarius  ausnahmsweise  bestellt  wurde,  nur  dessen  Oehalt 
bei  der  Prozentualberechnung  der  Supplierungsgebühr  zur  Grundlage  ge- 
nommen werden  kann. 

Bei  der  Supplierung  einer  ordentlichen  Lehrkanzel  schreibt  jedoch 
der  §  VI  des  Substitütionsnormales  vom  3.  Juni  1839^)  ganz  bestimmt  die 
Berechnung  nach  der  untersten  Gehaltsstufe  vor,  und  kann  es  hiebei  nicht 
beirren,  daß  diese  Lehrkanzel  vor  Eintritt  der  Supplentur  von  einem  außer- 
ordentlichen Professor  mit  einem  niederen  als  dem  untersten  systemmäßigen 
Gehalte  versehen  wurde. 

Der  vorausgegangenen  Bewilligung  eines  Jahreshonorars  für  die  Tätig- 
keit eines  Dozenten  kann  bei  der  Berechnung  der  Supplentengebühr  kein 
alterierender  Einfluß  beigemessen  werden. 


Np.  219. 
Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  15.  Juli  1889,  Z.  13.959, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten  und  die  Dekanate  der  theologischen 

Fakultäten  in  Olmütz  und  Salzburg, 

(betreffend  die  Stempelpflicht  der  Anstellungsdekrete  bei  Sttpplienmgen 

von  zeitweilig  erledigten  Lehrkanzeln). 

Nach  einer  mir  zugekommenen  Mitteilung  vom  21.  Juni  1889,  Z.  15.115, 
hat  sich  das  Finanzministerium  aus  Anlaß  einer  an  dasselbe  seitens  des 
Dekanates  einer  Fakultät  gerichteten  Anfrage  bestimmt  gefunden,  grund- 
sätzlich auszusprechen,  daß  die  Anstellungsdekrete  bei  den  in  Gemäßheit  des 
Substitutionsnormales  vom  3.  Juni  1839^)  erfolgenden  Supplierungen  von  zeit- 
weilig erledigten  Lehrkanzeln,  beziehungsweise  die  in  diesen  Berufungs- 
schreiben gelegenen  Beurkundungen  gemäß  TP  10  (Schlagwort  „Anstellungs- 
dekrete") und  TP  40  d  des  Gebührengesetzes  vom  13.  Dezember  1862  der 
Stempelpflicht  unterliegen  und  daher  mit  demjenigen  Stempel  zu  versehen  sind, 
welcher  nach  Skala  II  von  dem  Jahresbetrage  der  normalmäßigen  Substi- 
tutionsgebühr entfällt.    Es  wurde  bei  diesem  Anlasse  seitens  des  Finanz- 

»)  s.  Nr,  2tz 
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ministeriums  noch  insbesondere  bemerkt,  daß  eine  unterjährige  Dauer  der 
Supplentur  keinen  Anspruch  begründe,  um  eine  Herabsetzung  der  Gebühr, 
etwa  nach  Maßgabe  der  tatsächlich  bezogenen  monatlichen  Substitutionsraten 
zu  erwirken. 

Dementsprechend  ersuche  ich  das  . .  .  dafür  Sorge  tragen  (beziehungs- 
weise die  Dekanate  der  einzelnen  Fakultäten  anweisen)  zu  wollen,  daß  anläß- 
lich der  Intimation  der  ho.  Erlässe,  mit  welchen  für  zeitweilig  erledigte  Lehr- 
kanzeln Supplenten  bestellt  werden,  die  den  Angestellten  hinauszugebenden 
Anstellungsdekrete  für  Rechnung  dieser  Personen  in  Qemäßheit  obiger  Vor- 
schrift  mit   dem   erforderlichen   Stempel   versehen   werden. 


IV.  Lehrer  im  engeren  Sinne. 


Nr.  220. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  n.  ü.  Tom  31.  Mal  1899,  Z.  9830, 

MTBHr.  24, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 
betreffend  die  Stellung  der  Lehrer  im  engeren  Sinne  an  den  Universitäten. 

Auf  Grund  des  §  2  (letzter  Absatz)  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873, 
RQBNr.  63^)  (betreffend  die  Organisation  der  akademischen  Behörden)  und 
zur  Ausführung  des  §  50  der  hierortigen  Ministerialverordnung  vom  12.  Juli 
1850,  RQBNr.  310>)  (betreffend  die  KoUegiengekler)  finde  ich  hinsichtlich  der 
Stellung  der  Lehrer  im  engeren  Sinne  an  den  Universitäten  nachstehendes 
anzuordnen : 

1.  Die  Lehrer  im  engeren  Sinne  werden  für  die  Erteilung  des  Unter- 
richtes im  praktischen  Gebrauche  lebender  Sprachen  oder  in  einer  Kunst 
oder  Fertigkeit  vom  Professorenkoilegium  der  philosophischen  Fakultät  mit 
Genehmigung  des  Ministers  für  Kultus  und  Unterricht  bestellt 

Die  erlangte  Lehrbefugnis  erlischt  in  den  gleichen  Fällen,  wie  die 
venia  docendi  der  Privatdozenten. 

Die  Lehrer  im  engeren  Sinne  haben  an  sich  keinen  Anspruch  auf  eine 
staatliche  Besoldung,  sofern  ihnen  diese  nicht  unter  Erteilung  eines  be- 
stimmten Lehrauftrages  oder  dufx:h  ihre  Anstellung  im  Staatsdienste  zuge- 
standen worden  ist. 

2.  Die  Lehrer  im  engeren  Sinne  haben  ihre  Vorlesungen  und  Übungen 
innerhalb  ihrer  Lehrbefugnis  unter  Angabe  des  gewünschten  Honorars  (§  9 
der  ho.  MinVdg.  vom  12.  Juli  1850,  RGBNr.  310)  beim  Dekanate  der 
philosophischen  Fakultät  anzukündigen. 

Diese  Vorlesungen  und  Übungen  sind  (im  Anschlüsse  an  die  Vorträge 
der  philosophischen  Fakultät)  in  das  Vorlesungsverzeichnis  unter  Beachtung 
des   ho.   MinErl.   vom   3.   März   1851,   Z.    1505/165,^)    aufzunehmen. 

Die  Einschreibung  in  diese  Vorlesungen  und  Übungen,  sowie  die 
Einzahlung  und  Ausfolgung  des  Kollegiengeldes  für  dieselben  hat  in  teil- 
weiser  Abänderung  des  ho.  ErL  vom  4.  März  1889,  Z.  12.098,^)  nunmehr 

*)  5.  Nr,  18, 

■)  s.  Nr,  391, 

•)  s,  Nr.  381, 

*)  Dieser  MinErl,  ist  seither  auch  im  übrigen  gegenstandslos  geworden. 
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in  gleicher  Weise,  wie  bei  jenen  der  Professoren  und  Privatdozenten  durch 
die  Universitätsquästur  zu  erfolgen. 

3.  Zum  Besuche  von  VoHesungen  und  Obungen  der  Lehrer  im  engeren 
Sinne  können  alle  an  der  Universität  inskribierten  ordentlichen  und  außer- 
ordentlichen Hörer  und  Hörerinnen,  sowie  die  vom  Professorenkoilegium 
zum  Besuche  einzelner  Universitätsvorlesungen  zugelassenen  Hospitantinnen 
zugelassen  werden. 

Die  bei  den  Lehrern  im  engeren  Sinne  frequentierten  Vorlesungen  und 
Obungen  sind  in  die  zur  Anrechenbarkeit  eines  Semesters  erforderliche 
Stundenzahl  nicht  einzurechnen.    (§  49  der  allgemeinen  Studienordnung)  i) 


Nr.  221, 

■  • 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  30.  Janner  1895,  Z.  30J288 

ex  1894, 

an  den  Statthalter  in  Niederösterreich, 

(betreffend  die  Regelung  der  Verhältnisse  an  der  Wiener  Universitäts- 

tnmanstalt). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  2Q.  Dezember  1894,  Z.  58.935, 
betreffend  die  Anträge  des  Leiters  der  Wiener  Universitätsturnanstalt,  respek- 
tive des  akademischen  Senates  der  Wiener  Universität,  wegen  Regelung 
der  Vediättnisse  an  dieser  Turnanstalt,  beehre  ich  mich  Euer  . .  .  nach- 
stehendes zu  eröffnen: 

Im  Sinne  der  gestellten  Anträge  wird  genehmigt,  daß  die  ordentlichen 
Studierenden  sämtlicher  Wiener  Hochschulen  gegen  Entrichtung  des  er- 
mäßigten Unterrichtsgeldes  von  zwei  (2)  Qulden  (4  Kronen)  pro  Semester 
als  ordentliche  Teilnehmer  an  den  TumiUHingen  aufgenommen  werden, 
wogegen  von  den  außerordenÜiohen  Teilnehmern,  in  welcher  Eigenschaft 
die  im  Berichte  näher  bezeichneten  Personen*)  aufgenommen  werden  können, 
ein  Unterrichtsgeld  von  vier  (4)  Gukien  (8  Kronen)  pro  Wintersemester 
und  von  drei  (3)  Gulden  (6  Kronen)  pro  Sommersemester,  sowie  ein 
Geräteabnützungsbeitrag  von  fünfzig  (50)  Kreuzer  (1  Krone)  pro  Semester 
zu  entnchten  ist 

Es  unterliegt  keinem  Anstände,  die  Turnanstalt  auch  an  akademische 
Turnvereine  gegen  Entrichtung  des  für  die  ordentlichen  Teilnehmer  vorge- 
schriebenen Unterrichtsgeldes  für  jedes  teilnehmende  Vereinsmitglied  zu 
überlassen,  sofern  sich  hieraus  keine  Beeinträditigung  des  regelmäßigen 
Turnunterrichtes  ergibt  In  Betreff  der  näheren  Modalitäten,  unter  welchen 
einem  solchen  Vereine  die  Tumanstalt  überlassen  werden  kann,  entscheidet 
der  akademische  Senat  nach  Anhörung  des  Leiters  der  Turnanstatt.    Die 

»)  5.  Nr.  365, 

*)  Das  sind:  die  avßerordettOUhen  Studierenden  aiier  Hochschulen ,  dann  Professoren  und 
Daeenfen,  DoktoratS'  und  Lehramtskandidaien,  Doktoren  und  diplomierte  Techniker,  Staatsbeamte 
und  Militärs. 
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Überlassung  der  Turnräume  an  Private,  Gesellschaften  und  Vereine  anderer 
Art  ist  ausgeschlossen. 

Die  eingehenden  Unterrichtsgelder  sind  in  angemessenen  Terminen 
an  die  n.  ö.  Landeshauptkasse  in  Abfuhr  zu  bringen  und  vom  Leiter  der 
Turnanstalt  am  Schlüsse  jedes  Solarjahres  ordnungsmäßig  zu  verrechnen. 

Die  von  den  außerordentlichen  Teilnehmern  entrichteten  Geräte-Ab- 
nützungsbeiträge sind  zur  Bestreitung  der  Regieauslagen  und  insbeson- 
dere zur  Anschaffung  der  erforderlichen  Inventarstäcke  zu  verwenden  und 
vom  Leiter  der  Turnanstalt  am  Schlüsse  jedes  Solarjahres  ordnungsmäßig 
zu  verrechnen.  Es  unterliegt  keinem  Anstände,  den  am  Jahresschluß  un- 
verausgabt  bleibenden  Rest  dieser  Beiträge  als  erste  Einnahmspost  in  die 
nächstjährige  Rechnung  zu  übertragen.  Von  der  fruchtbringenden  Anlegung 
der  eingehenden  Geldbeträge  ist  abzusehen. 

Hievon  wollen  Euer  .  .  .  das  Rektorat  der  Wiener  Universität  mit 
Beziehung  auf  dessen  Bericht  vom  9.  Juli  1894,  Z.  1859,  welcher  nebst 
Beilagen  im  Anschlüsse  zurückfolgt,  tnit  der  Aufforderung  in  Kenntnis 
setzen,  im  Sinne  der  obigen  Bemerkungen  einen  Statutenentwurf  ^)  für 
die  Wiener  Universitätstumanstalt  ausarbeiten  zu  lassen  und  denselben  mit 
den  bezüglichen  Beschlüssen  des  akademischen  Senates  anher  zur  Ge- 
nehmigung vorzulegen. 

Nr.  222. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministers  f  flr  K.  n.  U.  vom  19.  April  1900, 

Z.  7696, 

an  das  Rektorat  der  k.  k.  Universität  in  Wien, 

(betreffend  die  Zulassung  attswärtiger  Freqaentanten  zur  UniversItSts- 

tumanstalt  in  Wien). 

Unter  den  im  Berichte  vom  13.  März  1900,  Z.  2049,  dargestellten 
Verhältnissen  genehmige  ich  auf  den  im  Einverständnisse  mit  dem  philo- 
sophischen Professorenkollegium  gestellten  Antrag  des  akademischen  Senates 
der  Wiener  Universität,  daß  zum  Unterrichte  in  der  Wiener  Universitäts-Tum- 
anstalt  imd  dem  Turnlehrerbildungskurs,  beziehungsweise  zu  den  Übungen  des 
für  Turnen  bestellten  Lehrers  im  engeren  Sinne  außer  den  Studierenden  der 
im  ho.  Erl.  vom  31.  Mai  1899,  Z.  9830,  MVBNr.  24,  in  Punkt  3  bezeichneten 
Kategorien  auch  noch  jene  an  der  Universität  sonst  nicht  inskribierten 
Teilnehmer  zugelassen  werden,  wek±e  vor  diesem  Normativerlässe  auf- 
genommen werden  konnten,  so  daß  diesfalls  die  früheren  Normen  in  Kraft 
bleiben. 

Hingegen  wird  die  Einzahlung  des  Unterrichtsgeldes  für  den  Besuch 
des  Turnunterrichtes  im  Snine  des  Punktes  2,  Absatz  3,  des  zitierten 
ho.  Erlasses  bei  der  Universitätsquästur  unter  tunlichst  zu  vereinfachenden 
Modalitäten   stattzufinden  haben. 


^)  Ist  bisher  noch  nichi  zur  Oenehmigang  vorgelegt  worden. 


V.  Wissenschaftliches  Hilfspersonale. 

1.  Allgemeine  Vorschriften   betreffend   den   akademisclien 

Nachwuchs. 


Np.  223. 

StDilleidiofkoiiuiilsslonsdekret  vom  20.  September  1811,  Z.  1641. 

PGSNr.  37.  Bd.  37. 

an  sämtliche  Länderstellen, 
betreffend   die   Errlchtting    einer    Pflanzschule    der   Lehrer    ans  der 

Arzneikunde. 

Um  den  an  den  Univeiisitäten  zu  Wien  und  Prag  gemäß  Ah.  Ent- 
schließungen bereits .  organisierten  Pflanzschulen  zur  Bildung  künftiger  Pro- 
fessoren für  die  verschiedenen  Zweige  der  Heilkunde,  ihrer  Hilfswissen- 
schaften, der  Wundarzneikunst  tud  der  Entbindungskunst,  jene  Vervoll- 
kommnung und  Erweiterung  zu  geben,  deren  sie  empfänglich  sind,  um 
willkürlichen  Deutungen  vorzubeugen,  und  um  diese  nützliche  Einrichtung 
auch  auf  die  Lyzeen  zu  übertragen,  erhält  die  Landesstelle  die  beifolgende 
Anordnung,  wekhe  den  betreffenden  Individuen  gehörig  bekannt  zu  machen 
ist  und  über  deren  genaue  Beobachtung  zu  wachen  ist. 

Anordnung 

zw  Orgmnisleningr  der  Pflanzschnlen  kflnftiger  Professoren  für  die  verschiedenen  Zwel^^e  der 
Arznelkonst  nnd  ihrer  Hllfo Wissenschaften,  der  Chlrurg^ie  und  Entbindungskunst  an  Universitäten 

und  Lyzeen. 

1.  Die  Adjunkten,  Assistenten,  Prosektoren  und  Praktikanten,  wekhe 
Professoren  zugeteUt  und  untergeordnet  sind,  die  Sekundarärzte,  Sekundar- 
wundärzte,  Assistenten  und  Praktikanten,  wekhe  in  einem  Krankenhause 
oder  in  einem  Qebärhause  angestellt  sind,  über  das  ein  Professor  die  Ober- 
leitung führt  oder  als  Primararzt  und  Primarwundarzt  dasselbe  besorgt, 
bilden  die   Individuen   der   Pflanzschule  künftiger   Professoren. 

2.  Zu  Adjunkten,  Assistenten  und  Prosektoren  können  nach  der  Er- 
fordernis der  Stelle  nur  promovierte  Ärzte  und  Wundärzte,  oder  in  deren 
Abgange  solche  Individuen  gewählt  werden,  welche  wenigstens  eine  strenge 
Prüfung  mit  Beifall  gemacht  haben.  Die  Praktikanten  mögen  aus  den 
Schülern  auserlesen  werden. 

3.  Bei  der  Auswahl  der  Individuen,  welche  zur  Pflanzschule  (1.)  ge- 
hören, müssen  jene  den  Vorzug  erhalten,  an  denen  während  ihrer  Studien- 
zeit die  Anlagen  und  Eigenschaften  zum  künftigen  Professor  am  deutlichsten 
sich   aussprachen. 

4.  Bei  der  Besetzung  der  Stellen  von  Adjunkten,  Assistenten,  Prosektoren 
und    Praktikanten,   wekhe   den    Professoren   an   den   Lehrämtern   zugeteilt 
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und  untergeordnet  sind,  schlägt  der  betreffende  Professor  mehrere  der  vor- 
züglichsten Individuen  dem  Studiendlrektor  vor.  Dieser  (in  Wien  der  Vize- 
studiendirektor im  Einverständnisse  mit  dem  Direktor)  bestimmt  aus  den 
vorgeschlagenen  den  geeignetsten;  oder  (wenn  etwa  der  Vorschlag  des 
Professors  mit  den  Studienkatalogen  im  Widerspruche  stünde)  wählt  auch 
einen  anderen  und  zeigt  ihn  im  letzten  Falle  mit  Beifügung  der  Gründe, 
um  wekher  willen  er  von  dem  Vorschlage  des  Professors  abging,  der  Landes- 
stelle zur  Anweisung  des  Gehaltes  an.  Die  Stellen  der  Sekundarärzte  und 
Wundärzte  oder  Praktikanten  in  den  Spitälern,  welche  von  den  Professoren 
besorgt  werden,  werden  nach  der  bisher  üblichen  Art,  jedoch  mit  Beob- 
achtung der  Vorschrift  von  Nr.  3  besetzt. 

5.  Die  Dauer  aller  in  Nr.  1  genannten  Anstellungen  ist  für  zwei  Jahre. 
Hat  ein  Individuum  während  dieser  zwei  Jahre  durch  vorzügliche  Ver- 
wendung sich  ausgezeichnet,  wünscht  dieses  eine  Verlängerung  der  An- 
stellung und  findet  man  sie  für  den  beabsichtigten  Zweck  vorteilhaft,  so 
kann  die  Landesstelle  nach  dem  Einraten  des  Studiendirektors  (in  Wien 
des  Vizestudiendirektors  im  Einverständnisse  mit  dem  Direktor)  dieselbe 
auf  zwei  Jahre  verlängern,  nach  deren  Verlaufe  aber  unabänderlich  ein 
neues  Individuum  für  die  Stelle  ernannt  werden  muß. 

Sind  unter  den  Adjunkten,  Assistenten  oder  Spitalsärzten  (1.)  einige, 
welche  bei  ihrer  Anstellung  Dekrete  auf  mehrere  Jahre,  als  hier  bestimmt 
werden,  oder  auf  ihre  Lebenszeit  erhielten,  so  sind  sie  in  dem  ungestörten 
Genüsse  ihrer  Anstellung  zu  lassen,  und  findet  die  neue  Ordnung  bei  den 
von  ihnen  bekleideten  Stellen  erst  nach  ihrem  Abgange  statt. 

6.  Die  Direktoren  und  Professoren  müssen  Sorge  tragen  und  darüber 
wachen,  daß  die  in  Nr.  1  bezeichneten  Individuen  in  dem  für  sie  be- 
stimmten wissenschaftlichen  Zweige  den  möglichsten  Grad  von  Ausbildung 
sich  eigen  machen. 

7.  Daher  ihnen  keine  Beschäftigungen  aufgetragen  werden  dürfen,  welche 
der  Erreichung  des  Hauptzweckes  hinderlich  und  unter  ihren  Dienstver- 
richtungen nicht  begriffen  sind. 

8.  Zu  SuppUerungen  der  etwa  erkrankten  oder  abgängigen  Professoren 
können  sie  nur  dann  verwendet  werden,  wenn  sie  die  hiezu  erforder- 
liche Bildung  bereits  erlangt  haben. 

9.  Zur  Erlangung  einer  Lehrkanzel  haben  sie  sich  den  Konkursen  nach 
der  betreffenden  Ordnung  zu  unterziehen. 


Nr.  224. 

Auszug  aas  dem  Dekret  der  Stadlenhofkommlsslon  vom  27.  Septem- 
ber 18U,  Z.  1654,  PCS  Bd.  37,  Nr.  42.  S.  136, 

an  sämtliche  Länderstellen, 
betreffend  die  Errichtnng  einer  Pflanzschule  künftiger  Lehrer  fOr  Gym- 
nasien und  höhere  Lehranstalten. 

Um    den    Mangel    an    den    zu    Lehrämtern     hinlänglich    gebildeten 
Individuen    noch    mehr   zu    mikiern,    haben    Se.    Majestät   die    Errichtung 
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einher  Pflanzschulen  künftiger  Lehrer  für  die  Gymnasial-  und  höheren 
Lehranstalten  zu  genehmigen  geruht,  worüber  man  die  höchsten  An- 
ordnungen sämtlichen  Länderstellen  zur  Kenntnis,  zugleich  aber  mit  dem 
Auftrage  mitteilt,  daß  jede  deirselben  dasjenige,  was  die  ihrer  Leitung 
anvertraute  Provinz  betrifft,  in  Ausführung  bringe. 

2.  An  den   Universitäten  zu  Wien  und   Prag  werden 

a)  in  Hinsicht  auf  das  philosophische  Studium  zwei  Adjunkten  er- 
nannt, 1) 

b)  für  das  juridisch-politische  Studium   wird   ein   Adjunkt  bewilligt,') 

c)  in  Hinsicht  auf  das  theok)gische  Studium ')  sind  in  dem  erzbischöf- 
lichen Alumnate  zwei  Individuen  nach  zurückgelegtem  theologischen 
Kurse  als  Adjunkten  zurückzubehalten,  welche  die  Verpflegung,  die  sie 
ehedem  erhielten,  zu  genießen  imd  sich  für  die  Lehrkanzeln  der  [>ogmatik, 
Moral-  und   Pastoraltheologie  vorzubereiten   haben. 

3.  Bei  der  Auswahl  der  Adjunkten  müssen  diejenigen  den  Vorzug  er- 
halten, an  denen  während  ihrer  Studienzeit  die  Anlagen  und  Eigenschaften 
zum  künftigen  Professor  am  deutlichsten  sich  aussprachen. 

4.  Bei  der  Besetzung  der  Adjunktenstellen  für  die  höheren  Lehr- 
anstalten haben  die   Professoren,   deren   Lehrkanzeln   es   betrifft,   folglich: 

c)  zu  den  Stellen  der  für  das  theok)gische  Fach  gewidmeten  zwei  Ad- 
junkten die  drei  Professoren  der  Dogmatik,  Moral-  und  Pastoraltheologie, 
mehrere  der  vorzüglk:hsten  Individuen  dem  Studiendirektor  vorzuschlagen, 
welcher  aus  den  Vorgeschlagenen  den  Geebnetsten  bestimmt  oder,  wenn 
etwa  der  Vorschlag  mit  den  Studienkatalogen  im  Widerspruche  stünde,  einen 
anderen  wählt  und  ihn,  im  letzten  Falle  mit  Beifügung  der  Gründe,  wegen 
welcher  er  von  dem  Vorschlage  abging,  der  Landesstelle  zur  Anweisung 
des  Gehaltes  anzeigt.^) 

5.  Die  Dauer  aller  erwähnten  Anstellungen  ist  für  zwei  Jahre.  Hat 
ein  Individuum  während  dieser  Zeit  durch  vorzügliche  Verwendung  sich 
ausgezeichnet,  wünscht  dasselbe  eine  Verlängerung  der  Anstellung  und 
findet  man  diese  für  den  beabsichtigten  Zweck  vorteilhaft,  so  kann  die 
Landesstelle  nach  dem  Etnraten  des  Studiendirektors  dieselbe  auf  zwei 
Jahre  verlängern,  nach  deren  Verlauf  aber  unabänderlich  ein  neues  Indi- 
viduum für  die  Stelle  ernannt  werden  muß. 

6.  Se.  Majestät  befehlen,  daß  bei  den  Adjunkten  ganz  vorzüglich 
auf  die  Eireichung  des  Hauptzweckes,  d.  i.  der  Ausbildung  zum  be- 
stimmten Lehrfache  gesehen  werde,  daher  alles  wegbleiben  müsse,  was 
dieser  Erreichung  hinderlich  wäre,  und  die  Lehrstandskandidaten  in  litera- 
risdie  Handlanger  der  Professoren,  Präfekten  oder  Direktoren  umwandelte. 

7.  Die  Adjunkten  können,  wenn  sie  dazu  geeignet  und  in  der  Bildung 
schon  weit  vorgerückt  sind,  nur  in  einzelnen  Fällen  zur  Supplierung  der 


')  In  Betreff  der  Adjunkten  an  den  philosophischen  Fakultäten  s.  Nr.  228  u.  /. 

*)  Die  Bestellung  von  Adjunkten  an  den  rechts-  und  staatswissenschaßUchen  Fakultäten 
findet  nicht  mehr  statt. 

*)  Die  weiteren  Bestimmungen  betreffs  der  Adjunkten  an  den  theologischen  Fakultäten 
s.  Nr.  227. 

^  Vgl.  hieeu  Nr.  605  und  607  sowie  193. 
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Professoren  verwendet  werden,  diese  Suppüerung  kann  aber  nicht  eine  all- 
gemeine  Beschäftigung  derselben  sein. 

8.  Die  Vergebung  der  Lehrkanzeln  hat  noch  femers  nach  der  be- 
stehenden Ordnung  zu  geschehen,  daher  haben  sich  die  Adjunkten  zur  Er- 
langung eines  Lehramtes  dem   Konkurse  zu  unterziehen. 


Nr.  226. 

Stodlenbofkommlssionsdekret  vom  12.  April  1833*  Z.  984,  PGS 

Bd.  61  Nr.  57,  S.  104, 

betreffend  die  Verleihung  von  Lehramtsadjunkten-  oder  Assistenten- 
steilen  nur  an  ledige  individtten. 

Se.  k.  k.  Majestät  haben  mit  h.  Entschl.  vom  7.  Februar  1833 
zu  befehlen  geruht,  daß  die  mit  h.  Entschl.  vom  28.  Mai  1832  bezüglich 
der  Adjunkten  und  Assistenten  am  technischen  Institute  zu  Prag  erlassene 
Anordnung,  daß  nur  ledige  Individuen  solche  Stellen  erhalten  können,  und 
daß  von  nun  an  ein  Adjunkt  oder  Assistent,  welcher  sich  verehelicht,  von 
seinem  Posten  zu  entfernen  sei,  auf  alle  Adjunkten  und  Assistenten  aller 
öffentlichen  Lehranstalten,  mit  alleiniger  Ausnahme  eines  solchen  Adjunkten, 
welcher  etwa  mit  Dekret  und  andauernd,  nicht  aber  auf  einige  Jahre  eine 
Anstellung  erhalten  soll,  oder  früher  erhielt,  auszudehnen  und  anzu- 
wenden sei. 

Np.  226. 

Erlaß  des  Ministers  fUr  K.  a.  U.  vom  25.  MSrz  1875,  Z.  3116, 

an  die  akademischen  Senate  in  Wien,  Prag,  Graz,  Innsbruck,  Krakau  und 

Lemberg, 
(betreffend  die  Erteilung  von  Staatstinterstfitzttngea  zur  Heranbildting 

von  Lehrkräften  an  Hochschulen). 

In  dem  Finanzgesetze  für  das  Jahr  1875  ist  ein  größerer  Betragt)  als 
bisher  für  den  Zweck  der  Heranbildung  von  akademischen  Lehrkräften 
eingestellt.  Es  entsteht  damit  die  Möglichkeit,  dem  auf  einzelnen  akademi- 
schen Gebieten  herrschenden  Mangel  an  Lehrkräften  abzuhelfen.  Zu  diesem 
Ende  fordere  ich  den  akademischen  Senat  auf,  den  Professorenkollegien  der 
Fakultäten  nachstehendes  mitzuteilen: 

1.  Die  Regierung  wkd  die  Heranbildung  von  akademischen  Lehrkräften 
auf  zweifachem  Wege  fördern,  nämlich  durch  Unterstützung  von  Kandidaten 
des  akademischen  Berufes  und  durch  Honorierung  von  Privatdozenten. 

2.  Die  Unterstützung  von  Kandidaten  wird  in  der  Regel  nur  nach  An- 
hörung der  Fakultät  erfolgen.  Von  dem  Ministerium  für  Kultus  und  Unter- 
richt werden  alle  eine  solche  Unterstützung  bezielenden  Gesuche  der  Fakultät 


*)  Laat  Staatsvoranschlag  des  Jahres  1905  beträgt  der  Kredit  Jür  Heranbildung  von  Lehr^ 
Iträßen  an  Hochschulen  84,000  Kronen, 
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zur  Äußerung  zugestellt  werden.  Ihrerseits  kann  die  Fakultät  dem  Ministerium 
Kandidaten  zur  Unterstützung  vorschlagen,  oder  ihr  überreichte  Gesuche 
um   eine   Unterstützung  mit   ihrem   Gutachten   dem   Ministerium   vorlegen. 

3.  Bei  den  Vorschlagen  hat  die  Fakultät  nur  solche  Kandidaten  zu  be- 
rücksichtigen, welche  durch  ausgezeichnete  Anlagen,  durch  Eifer  und  wissen- 
schaftliches Bestreben  hervorragen,  und  von  denen  zugleich  anzunehmen 
ist,  daß  sie  ohne  eine  Staatsunterstützung  den  akademischen  Beruf  nicht 
ergreifen  würden.  Auch  sind  nur  Kandidaten  von  durchaus  verläßlichem 
und  ehrenwertem  Charakter  vorzuschlagen. 

Unter  mehreren  Bewerbern  gibt  die  höhere  Tüchtigkeit,  und  wenn  es 
sich  um  verschiedene  Disziplinen  handelt,  das  stärkere  Bedürfnis  nach 
Lehrern  den  Ausschlag. 

4.  Als  verläßlichste  Grundlage  für  die  Beurteilung  der  wissenschaftlichen 
Leistungsfähigkeit  erscheint  die  Betätigung  der  Kandidaten  in  Seminaren, 
Laboratorien  und  überall,  wo  ein  stärkerer  Kontakt  den  Lehrer  mit  der 
Individualität  der  Schüler  näher  bekannt  macht.  Andere  Anhaltspunkte  ge- 
währen Staatsprüfungs-  und  Rigorosenzeugnisse,  Kolloquien,  literarische 
Leistungen  usw. 

5.  Die  Eignung  für  das  akademische  Lehramt  kann  mit  desto  größerer 
Sicherheit  beurteilt  werden,  je  weiter  der  Kandidat  in  seinen  Studien  fort- 
geschritten ist.  Demzufolge  haben  Kandidaten,  welche  bereits  den  Doktor- 
grad erlangt  haben,  vor  anderen  den  Vorzug.  Dadurch  ist  jedoch  nicht 
ausgeschlossen,  daß  besonders  ausgezeichnete  und  vertrauenswürdige  junge 
Leute  auch  in  jedem  früheren  Stadium  ihrer  Ausbildung,  •  selbst  auch  noch 
während  ihrer  Universitätsstudien  für  eine  Staatsunterstützung  empfohlen 
werden  könneru 

6.  Die  Staatsunterstützung  wird  entweder  als  Reisestipendium  zum  Be- 
suche ausländischer  Hochschulen,  oder  für  ungestörte  Beendigung  der  aka- 
demischen Studien  im  Inlande,  für  Verlängerung  des  obligaten  Aufenthaltes 
an   der  Universität  usw.   gewährt. 

7.  Bei  Bewilligung  der  Unterstützung  werden  die  Bedingungen  be- 
zeichnet, unter  denen  dieselbe  gewährt  wird.  Eine  allen  Kandidaten  ge- 
setzte Bedingung  ist,  daß  sich  dieselben  nach  Beendigung  ihrer  Studien  an 
einer  inländischen  Universität  habilitieren  und  durch  sechs  Jahre  an  einer 
solchen  in  der  Lehrtätigkeit  verbleiben. 

Weiters  übernehmen  diese  Kandidaten  die  Verpflichtung,  falls  an  einer 
inländischen  Universität  eine  vollständigere  Vertretung  ihres  Faches  er- 
forderlich wird,  an  dieser  Universität  gegen  entsprechendes  Honorar  zu 
dozieren. 

8.  Die  Honorienmg  der  Privatdozenten  kann  von  den  Fakultäten  be- 
antragt werden,  wenn  eine  I>ozentur  zur  vollständigeren  Vertretung  einer 
Disziplin  benötigt  wird,  oder  wenn  es  sich  darum  handelt,  verdiente  junge 
Gelehrte  dem  akademischen  Berufe  zu  erhalten.  Doch  haben  sich  die  Fakul- 
täten stets  gegenwärtig  zu  halten,  daß  unserem  akademischen  Systeme  nur 
die  unentgeltliche  Dozentur  entspricht,  und  daß  daher  die  Honorierung  von 
Dozenten  auch  fernerhin  nur  in  Ausnahmsfällen  Platz  zu  greifen  hat. 
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2.  Adjunkten. 


a)  Adjunkten  der  theologischen  Fakultäten. 

Nr.  227. 

Stndlenhof kommlssionsdekret  vom  14.  Februar  1817,  Z.  114, 

betreffend  eine  Instruktion  ffir  die  Adjunkten  der  theologischen  Studien. 

Bei  Anstellung  der  Adjunkten^)  haben  Se.  Majestät  zur  Absicht, 
Pflanzschulen  zu  errichten,  in  welchen  fähige  Subjekte  nach  voll- 
endeten theologischen  Studien  zu  tauglichen  Lehrern  für  die  Fächer  der 
Dogmatik,  der  Moral-  und  Pastoraltheologie  gebildet  werden.  Zu  dem  Ende 
haben  dieselben   nachstehende   Vorschrift  genau  zu   beobachten: 

1.  Sie  haben  die  Professoren  der  ihnen  zugeteilten  Lehrzweige  als 
ihre  unmittelbaren  Obern,  die  Direktoren  als  ihre  höheren  Obrigkeiten 
anzusehen;  ihre  Abhängigkeit  erstreckt  sich  jedoch  bloß  auf  die  eben 
erwähnte   Bestimmung  und  die  daraus  hervorgehenden  Verbindlichkeiten. 

2.  Sie  sollen  sich  ausschließungsweise  den  ihnen  angewiesenen  Lehr- 
gegenständen widmen.  Den  theologischen  Adjunkten  wird  daher  keine  andere 
Nebenbeschäftigung  gestattet,  als  die  Repetition  der  theologischen  Gegen- 
stände mit  den  Zöglingen  des  erzbischöflichen  (beziehungsweise  bischöf- 
lichen) Alumnats  und  die  in  Alumnaten  vorgeschriebene  Erklärung  der 
ganzen   Heiligen  Schrift. 

3.  Sie  sind  verpflichtet,  insoweit  die  Stunden  vereinbar  sind,  allen 
Vorlesungen  der  Professoren,  denen  sie  beigegeben  sind,  während  der 
ganzen  Zeit  ihrer  Anstellung  beizuwohnen. 

4.  Sie  sollen  sich  über  alle  in  ihrem  Fache  ihnen  aufstoßenden  Schwierig- 
keiten und  Dunkelheiten  bei  den  betreffenden  Professoren  Rats  erholen, 
welche  sie  auch  mit  den  vorzüglichsten  und  brauchbarsten  Schriftstellern 
in  diesen  Fächern  bekanntmachen  werden. 

5.  Um  von  den  Fortschritten  und  der  Tauglichkeit  der  Adjunkten  zum 
Lehramte  versichert  zu  sein,  haben  dieselben  einzelne  Materien  der  sie 
betreffenden  Fächer  schriftlich  zu  bearbeiten,  und  unter  der  Aufsicht  der 
Professoren  einige  Vorlesungen  darüber  zu  halten ;  desgleichen  sollen  sie  den 
Kollegialprüfungen  öfters,  den  Semestralprüfungen  immer  beiwohnen,  und 
wenn  es  der  Direktor  für  zweckdienlich  hält,  die  Schüler  selbst  prüfen. 

6.  Die  Adjunkten  sind  ordentUcherweise  nicht  Supplenten  der  Pro- 
fessoren; doch  können  sie  in  einzelnen  Fällen  von  den  Direktoren  dazu 
verwendet  werden.*) 

7.  Wird  einem  oder  beiden  Adjunkten  ihrer  vorzüglichen  Verwendung 
wegen,  worüber  der  Direktor  zu  wachen  und  mit  den  betreffenden  Pro- 
fessoren zu  stimmen  hat,  die  Dauer  der  Adjunktur,  für  welche  der  Regel 
nach  zwei  Jahre  bestimmt  sind,  verlängert,  so  sind  sie  verpflichtet,  sich  den 
strengen   Prüfungen   zur   Erhaltung  der   Doktorswürde   zu  unterziehen. 

»)  5.  Nr.  224. 
«)  Vgl.  Nr.  193. 
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8.  Sie  sind  verbunden,  jeden  aus  den  ihnen  angewiesenen  Fächern 
abzuhaltenden  Konkurs  mitzumachen;  jedoch  steht  es  üinen  frei,  ihrer  Privat- 
verhältnisse wegen  auf  die  eben  erledigte  Lehrkanzel  Verzicht  zu  leisten. 

9.  Damit  sie  in  der  Kenntnis  der  Einrichtungen,  welche  im  theologi- 
schen Studienfache  von  Zeit  zu  Zeit  getroffen  werden,  nicht  zurückbleiben, 
sind  die  Verordnungen,  wekhe  der  Direktor  den  Professoren  mitzuteilen 
hat,  auch  den  Adjunkten  zur  Einsicht  mitzuteilen.  Diese  haben  darüber  ein 
Register  zu  führen,  welches  sie  am  Schlüsse  der  Adjunktur  ihren  Nachfolgern 
zu  überlassen  haben. 

10.  Endlich  können  die  Adjunkten  die  Universitätsbibliothek  ebenso 
benützen,  wie  der  Gebrauch  derselben  den  öffentlichen  Professoren  durch 
die  bestehenden  Gesetze  gestattet  ist. 


b)   Adjunkten    der   medizinischen    und    philosophischen 

Fakultäten. 

Vorbemerkttng. 

Der  QehaU  der  Adjunkten  am  ehemischen  Laboratorium  in  Wien  wurde  laut  Erlqß  des 
Ministeriums  /Sr  K.  o.  U.  vom  20,  August  1871 ,  Z.  8786  ^Ah,  Entschl,  vom  30.  Juü  1871)  mit 
jährlich  2t00  Kronen,  jener  des  Adjunkten  an  diesem  Laboratorium  in  Prag  laut  Erlaß  vom 
2ß.September  1873,  Z.  1Z650  (Ah.  EntsehL  vom  7.  August  1873J  mit  jährlich  2000  Kronen  systemisiert, 

Hiezu  kommt  kraft  des  Gesetzes  vom  15.  April  1873,  RQBNr.  48,  die  Aktivitätsatlage  der 
IX.  Rangsklasse  der  Staatsbeamten. 

Die  laichen  Bezüge  wurden  auch  den  später  errichteten  AdjunktensteUen  der  medizinischen 
und  philosophischen  Fakultäten  (ausgenommen  die  „Astronomsadjunktenf'J  zuerkannt. 

Np.  228. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  a.  U.  vom  9.  Janl  1873,  Z.  6439, 

an  den  Statthalter  für  Niederösterreich, 
(betreffend  die  Stellung  des  Sternwarteadjunkten  in  Wien).^) 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  .  .  .  finde  ich  auf  Grund  der  Gesetze 
vom  15.  April  1873,  RGBNr.  47  und  48,  den  Direktor  der  Universitäts- 
Stemwarte  in  Wien  in  die  VI.,  und  den  Adjunkten  derselben,  weldier 
als  solcher  nicht  zum  Staatslehrpersonale  gehört,  in  die  IX.  Rangsklasse 
einzuteilen. 


*)  Mit  den  an  die  betreffenden  Landesstellen  ergangenen  Erlässen  des  Ministeriums  für 
K.  B,  U.  vom  3.  Juni  1873,  Z.  6907  und  vom  22.  Juli  1873,  Z.  9576,  wurden  die  Adjunkten  an  den 
Universiidtsstemwarten  in  Prag  und  Krakau  in  die  IX.  Rangsklasse  der  Staatsbeamten  eingeteilt. 
Attiq/Slich  eines  abschlägig  beschiedenen  Qesuches  der  Astronomsadjunkten  um  Wiederverleihung 
der  ihnen  vordem  zugestandenen  VUl.  Diätenklasse  (Hofkanzleidekret  vom  24.  Oktober  1811, 
Z.  29.760)  wurde  im  Erlaß  vom  19.  März  1891,  Z.  3810  (an  du  betreffenden  LandessteUenJ,  vör- 
bebalten,  in  einzelnen,  besonders  rflckslchtswardigen  Fällen  fflr  jene  Adjunkten,  welche  In 
dieser  Stellung  eine  längere  und  vorzflgliche  Dienstleistung  aufzuweisen  vermögen,  die  Oe- 
«Shruni;  von  Personalznlagen  in  angemessenen  Beträgen  Ah.  Ortes  zu  befürworten. 
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Np.  229. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  15.  Februar  1899,  Z.  3452, 

an  die  Statthalter  von  Niederösterreich  und  Böhmen, 

(betreffend  die  Quinqiieiinalzttlageii  der  Instittttsadjunkten  an  den  Uni- 
versitäten). 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  EntsdiL  vom  5.  Februar  1899 
ag.  zu  genehmigen  geruht,  daß  der  Gehalt  der  Universitatsadjunkten  (mit 
Ausnahme  der  in  die  IX.  Rangsklasse  der  Staatsbeamten  mit  deren  system- 
mäßigen Bezügen  eingereihten  sogenannten  „Astronomsadjunkten'')  nadi 
dem  fünften  und  zehnten  in  dieser  Eigenschaft  vollstreckten  Dienstjahre 
um  eine  Quinquennalzulage  von  je  zweihundert  (200)  Gufden  (400  Kronen) 
jährlich,  u.  zw.  vom  1.  Jänner  1899  erhöht,  und  den  dermaligen  Adjunkten 
die  bisher  in  dieser  Eigenschaft  zurückgelegte  Dienstzeit  behufs  Einrückung 
in  diese  Quinquennalzulagen  angerechnet  werde. 


Np.  230. 
Erlaß  des  Ministeriums  für  K.  n.  U.  yom  6.  Mal  1890,  Z.  8395, 

an  das  philosophische  Dekanat  der  deutschen  Universität  in  Prag, 
(wonach  Instittttsadjunkten  einer  Bestätigung  im  Lehramte  nicht  bedfirfen). 

Dem  Dekanate  wird  eröffnet,  daß  das  Hofkammerdekret  vom  21.  Oktober 
1834,  Z.  42.398,  nach  seinem  klaren  Wortlaute  ebenso  wie  alle  übrigen 
hinsichtlich  der  Stabilisierung  von  Lehrpersonen,  resp.  des  Probetrienniums, 
bestehenden  Vorschriften  lediglich  auf  Lehrer  und  Professoren  An- 
wendung finden,  und  daß  sonach  N.  N.,  welchem  ...  die  Stelle  eines 
Adjunkten  am  .  .  .  Laboratorium  .  .  .  definitiv  verliehen  worden  ist,  einer 
weiteren  Definitiverklärung  nicht  bedarf. 


Np.  231. 

Erlafi  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  15.  Oktober  1898,  Z.  21.690, 

an  die  Statthalter  in  Niederösterreich,  Böhmen  und  Steiermark, 

(wonach  die  Institutsadjunkten  mit  Ansnahme  der  Astronomsadjunkten 

zum  Staatslehrpersonal  gehören). 

Ich  finde  mich  veranlaßt,  Euer  ...  in  der  Frage,  ob  die  an  einzelnen 
Instituten  der  Universitäten  und  technischen  Hochschulen  besteUten  Adjunkten 
—  u.  zw.  mit  Ausnahme  der  in  die  Kategorie  der  Staatsbeamten  ausdrücklich 
eingereihten  sogenannten  „Astronomsadjunkten''  —  zum  Bezüge  der  für 
Staatsbeamte  derzeit  normierten  Subsistenzzulagen  (eventuell  auch  Dienst- 
alterspersonalzulagen) berechtigt  sind,  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanz- 
ministerium  nachstehendes   zu   eröffnen: 

Da  der  Wirkungskreis  dieser  Adjunkten  in  der  Unterstützung  des 
Professors  (Institutsvorstandes)  in  der  Ausübung  seiner  lehramtlichen  Tätig- 
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keit  besteht,  sind  dieselben  ungeachtet  des  Mangels  eines  selbständigen 
Lehramtes    doch  als  zum  Staatslehrpersonale  gehörig  anzusehen. 

Auf  dieselben  haben  daher  auch  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
9.  April  1870,  RQBNr.  47  (§  1,  2.  Absatz),  respektive  des  neuen  Pensions- 
gesetzes vom  14.  Mai  1896,  RGBNr.  74  (§  1,  3.  Absatz)  in  Betreff  der 
Berechnung  der  im  Staatslehramte  zugebrachten  Dienstzeit  für  die  Pen- 
sionsbemessung  Anwendung  zu  finden. 

Hingegen  kommt  diesen  Lehramtsadjunkten  an  Hochschulen  ein  An- 
spruch auf  die  erwähnten  Zulagen  nicht  zu,  da  ein  solcher  den  an  Hoch- 
schulen wirkenden  Lehrkräften  in  den  betreffenden  Normen  nicht  zuerkannt 
worden  ist 

3.  Assistenten. 


a)  Allgemeine  Normen. 

Np.  232. 

Gesetz  vom  31.  Dezember  1896,  RGBNr.  8  ex  1897,  MVBNr.  S 

ex  1897, 

betreffend  die  Regelung  der  Stellung  der  Assistenten  an  den  Universi- 
täten, teclinischen  Hochschulen  und  der  Hochschule  ffir  Bodenkultur  in 
Wien,  sowie  der  an  anderen  staatlichen  Lehranstalten  bestellten  Assi- 
stenten, dann  der  Konstrukteure  an  den  technischen  Hochschulen. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

§  1.  Den  Assistenten  bei  den  Lehrkanzeln  und  Instituten  der  Universi- 
täten, technischen  Hochschulen  und  der  Hochschule  für  Bodenkultur  in 
Wien,  sowie  den  an  anderen  staatlichen  Lehranstalten  unter  gleichen  Moda- 
litäten angestellten  Assistenten,  dann  den  Konstruktetu'en  an  den  techni- 
schen Hochschulen  wird,  sofern  sie  die  österreichische  Staatsbürgerschaft 
besitzen  und  allen  geforderten  Qualifikationsbedingungen  entsprechen,  für 
die  Dauer  ihrer  in  der  Regel  auf  je  zwei  Jahre  erfolgenden  Bestellung  ohne 
Einreihung  in  eine  bestimmte  Rangsklasse  in  Absicht  auf  die  Ausübung  ihres 
dienstlichen  Berufes  der  Charakter  von  Staatsbeamten   eingeräumt. 

§  2.  Die  ununterbrochen  vor  oder  nach  der  Wirksamkeit  dieses  Ge- 
setzes zurückgelegte  Dienstzeit  dieser  Assistenten  und  Konstrukteure  ist 
im  Falle  ihres  unmittelbaren  Obertrittes  in  eine  andere,  Pensionsansprüche 
begründende  Staatsanstellung  für  die  Pensionsbehandlung  nach  den  all- 
gemeinen Normen  anrechenbar. 

§  3.  Die  Qualifikationsbedingungen  sowie  die  Modalitäten  für  die 
Bestellung  von  Assistenten  und  Konstrukteuren  werden  durch  besondere 
Bestimmungen  festgesetzt. 

Die  Jahresremunerationen  der  Assistenten  und  Konstrukteure  haben  den 
Charakter  von  Adjuten. 
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§  4.   Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Januar  1897  in  Wirksamkeit 
Mit  der   Durchführung  des  Gesetzes   ist  Mein   Minister  ftir   Kultus 
und  Unterricht  beauftragt 


Np,  233. 

Terordnong  des  Ministers  für  K.  n.  U.  yom  1.  JSnner  1897,  RGBNr.  9 

ex  1897,  MVBNr.  6, 

betreffend  die  Bestellung  der  Assistenten  an  den  Universitäten,  tech- 
nischen Hochschulen  nnd  der  Hochschnle  für  Bodenkultur,  dann  der 
Konstrukteure  an  den  technischen  Hochschulen« 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  31.  Dezember  1896  finde  ich  bezüglich 
der  Bestellung  der  Assistenten  an  den  Universitäten,  technischen  Hochschulen 
und  der  Hochschule  für  Bodenkultur  in  Wien,  dann  der  Konstrukteure  an 
den  technischen  Hochschulen  in  teilweiser  Abänderung  der  bisherigen  Vor- 
schriften nachstehendes  anzuordnen: 

§  1.  Zur  Erlangung  einer  Assistenten-(Konstrukteur-)Stelle  ist  außer 
dem  Nachweis  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft: 

a)  bei  den  medizinischen  Fakultäten  der  Universitäten  der  medi- 
zinische Doktorgrad, 

b)  bei  den  philosophischen  Fakultäten  der  Universitäten  der  philo- 
sophische Doktorgrad  oder  die  Approbation  für  das  Lehramt  an  Gymna- 
sien und   Realschulen,^) 

c)  bei  den  technischen  Hochschulen,  sowie  bei  der  Hochschule 
für  Bodenkultur  in  Wien  der  Nachweis  über  die  mit  Erfolg  ab- 
gelegte zweite,  für  diese  Hochschulen  vorgeschriebene  Staatsprüfung 
erforderlich,  welch  letzterer  Nachweis  jedoch  auch  durch  den  philo- 
sophischen Doktorgrad  oder  die  Approbation  für  das  Lehramt  an 
Gymnasien  und  Realschulen  ersetzt  werden  kann. 

Für  die  an  den  technischen  Hochschulen  bestehenden  Konstrukteur- 
stellen können  vom  Professorenkollegium  eventuell  weitergehende  Bedin- 
gungen aufgestellt  werden. 

§  2.  In  Ermanglung  solcher  Bewerber  können  auch  andere  wissen- 
schaftlich qualifizierte  Kandidaten  aushilfsweise  zu  Assistenten  (Konstruk- 
teuren) bestellt  werden,  doch  finden  auf  diese  die  Bestimmungen  des  zitierten 
Gesetzes  (§§1  und  2)  keine  Anwendung. 

Die  vor  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  ununterbrochen  zurückgelegte 
Verwendungszeit  von  Assistenten  (Konstrukteuren)  ist  im  Sinne  des  §  2 
des  Gesetzes  von  jenem  Zeitpunkte  an  für  die  Pensionsbehandlung  an- 
rechenbar, in  welchem  die  (im  §  1  des  Gesetzes  geforderten  und  im  §  1 
dieser  Verordnung  näher  ausgeführten)  Bedingungen  seitens  der  betreffenden 
Assistenten  (Konstrukteure)  zur  Erfüllung  gelangt  sind. 

§  3.  Die  Bestellung  von  Assistenten  bei  den  einzelnen  Lehrkanzeln  und 
Instituten   der  medizinischen  und  philosophischen   Fakultäten  der  Univer- 


^)  Vgl,  hiezu  Jedoch  Nr.  2J4  sowie  235. 
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sitäten  erfolgt  über  Vorschlag  des  betreffenden  Professors  (Institutsvor- 
standes)  durch  das  ProfessorenkoUegium  dieser  Fakultät  auf  die  Dauer  von 
zwei  Jahren  und  kann,  sei  es  bei  derselben  oder  bei  einer  anderen  Lehr- 
kanzel oder  Fakultät,  auf  je  zwei  weitere  Jahre  bis  einschließlich  zum 
sechsten  Dienstjahre  erneuert  werden. 

Bei  Kandidaten,  welche  die  geforderten  Nachweise  (§  1)  nicht  er- 
bringen, kann  die  Bestellung  auch  auf  kürzere  Zeit  erfolgen  und  die  all- 
fällige Wiederbestellung  von  der  Erbringung  der  fehlenden  Nachweise  ab- 
häng-ig  gemacht  werden;  die  Bestellung  und  Belassung  solcher  Assistenten 
bedarf  der  speziellen  Genehmigung  des  Ministers  für  Kultus  und  Unterricht. 

Für  jede  Weiterbestellung  eines  Assistenten  über  die  gesamte  Ver- 
wendungsdauer von  sechs  Jahren  ist  die  Genehmigung  des  Ministers  für 
Kultus  und   Unterricht  erforderlich. 

§  4.  Bezüglich  der  Bestellung  von  Assistenten  und  Konstrukteuren 
an  den  technischen  Hochschulen,  beziehungsweise  an  der  Hochschule  für 
Bodenkultur  in  Wien,  bleiben  die  bisher  gültigen  Vorschriften  auch  ferner- 
hin   in   Kraft 

§  5.  In  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  kann  (im  Sinne  der 
AIl  Entschl.  vom  6.  Oktober  1861)^)  die  Bestellung  und  Belassung  von 
Assistenten  (Konstrukteuren),  ungeachtet  ihrer  Verehelichung,  sowie  gegen 
Nachsicht  des  zu  dem  betreffenden  Professor  (Institutsvorstand)  bestehenden 
Verwandtschaftsverhältnisses  vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  ge- 
nehmigt werden. 

§  6.  Die  Assistenten  (Konstruktetu'e)  haben  bei  ihrem  Dienstantritte 
dem  Dekan  der  betreffenden  Fakultät,  beziehungsweise  dem  Rektor  der 
betreffenden  Hochschule  die  treue  und  gewissenhafte  Pflichterfüllung  mittelst 
Handschlages  anzugeloben.^ 

In  disziplinarer  Hinsicht  unterstehen  sie  denselben  Behörden  wie  die 
sonstigen  Angestellten  der  Universität,  beziehungsweise   Hochschule. 

VerordDnng  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  25.  Juni  1904,  ROBNr.  70, 
MVBNr.  28,")  womit  der  §  7  der  Verordnung  vom  I.  Jänner  1897,  ROBNr.  9,  betreffend  die 
Bestellung  der  Assistenten  an  den  Universitäten,  technischen  Hochschulen  und  der  Hochschule 
fOr  Bodenkultur,  dann  der  Konstrukteure  an  den  technischen  Hochschulen  ergänzt  vird. 

Der  §  7  der  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  31.  Dezember  1896, 
RGBNr.  8  ex  1897,  erlassenen  ho.  MinVdg.  vom  1.  Jänner  1897, 
RGBNr.  9,  betreffend  die  Bestellung  der  Assistenten  an  den  Univer- 
sitäten, technischen  Hochschulen  und  der  Hochschule  für  Bodenkultur, 
dann  der  Konstrukteure  an  den  technischen  Hochschulen  hat  in  Hin- 
kunft  zu   lauten,   wie   folgt: 

^)  s.  Nr.  237  uitd2iZ 

«)  s.  Nr.  238, 

*)  VgL  hiezu  den  erlOatemden  KUMErl.  vom  25.  Juni  1904,  Z.  12.241  (an  die  betreffenden 
Landesstellen) :  Indem  ich  Euer  ...  auf  die  im  Reichsgesetzblatte  unter  Nr.  70  erschienene  ho. 
MinVdg.  vom  25.  Juni  1904,  Z.  12.241,  womit  der  §  7  der  Verordnung  vom  1.  Jänner  1897,  ROBNr.  9, 
betreffend  die  Bestellung  der  Assistenten  an  den  Universitäten,  technischen  Hochschulen  und 
der  Hochschule  für  Bodenkultur,  dann  der  Konstrukteure  an  den  technischen  Hochschulen 
ei^Snzt  vurde,  aufmerksam  mache,  bemerke  Ich  hIezu,  dafi  sich  die  neue  Zusatzbestlmmnng 
auf  jene  zahlreichen  Fälle  der  Bestellung  von  Assistenten  (Konstrukteuren)  bezieht,  in  denen 
das  hlezn  berufene  Professorenkollegium  eine  mit  dem  ersten  Tage  eines  späteren  Monates  zur 


2]^g  !•  Teil:  Organlsatton  und  Verwaltnng;  B.  Universitätspersonale. 

„§  7.  Die  Remunerationen  der  Assistenten^)  (Konstrukteure)  werden 
nach  den  ftu*  Adjuten  geltenden  Normen,  u.  zw.  vom  ersten  Tage  des 
nach  dem  Dienstantritte,  beziehungsweise  der  Angelobung  beginnenden 
Monates  in  antizipativen  Monatsraten  angewiesen,  wonach  die  ho.  Vdg. 
vom  22.  Juni  1892,  Z.  7036,^  rücksichtlich  dieser  Remunerationen  außer 
Wirksamkeit  tritt. 

Wenn  der  bei  der  Bestellung  eines  Assistenten  (Konstrukteurs)  fest- 
gesetzte Dienstantrittstag  auf  den  ersten  Tag  eines  nachfolgenden  Monats 
fällt,  so  ist  die  Remuneration  schon  von  diesem  Tage  des  Dienstantrittes 
angefangen  anzuweisen.'' 

Diese  Zusatzbestimmung  hat  für  alle  in  Hinkunft  stattfindenden  Be- 
stellungen von  Assistenten  (Konstrukteuren)  in  Wirksamkeit  zu  treten. 

§  8.  Den  Assistenten  (Konstrukteuren)  kann  unbeschadet  des  Fort- 
bezuges ihrer  Remuneration,  welche  ihnen  auch  im  Falle  der  Erkrankung 
verbleibt,  von  dem  betreffenden  Professor  bis  zu  acht  Tagen,  vom  Pro- 
fessorenkollegium  bis   zu   einem   Monate   Urlaub   erteilt  werden. 


Erledls^ung  gelans^ende  oder  neuerrichtete  As8istenten-(Kon8tniktenr-)Ste!le  mit  der  Rechts- 
wirksamkeit  von  diesem  ersten  Monatstai^e  als  dem  gleichzeltig^en  Dienstantrittstasfe   verleiht. 

Es  wird  daher  kflnftis:  In  diesen  Fällen  die  betreffende  Remuneration  stets  antizipatlv  fflr 
diesen  ersten  ganzen  Dienstmonat  und  nicht  erst  vom  ersten  Tage  des  dem  Dienstantritt 
folgenden  Monates  anzuweisen  sein. 

In  jenen  Fällen  aber,  in  denen  der  Dienstantritt  nicht  am  ersten  Monatstage  selbst,  sondern 
Im  Laufe  eines  Monates  stattfindet,  erfolgt  die  Remunerationsanweisung  erst  vom  ersten  Tage 
des  nächsten  Monates. 

Die  Trlennalzulagen  der  Universitätsassistenten  gemäfi  ho.  Erlasses  vom  24.  September  1900, 
Z.  24.015,  MVBNr.  52,  sind  nach  je  dreijähriger  ununterbrochener  Dienstleistung  von  dem 
gleichen  Termine  gerechnet  anzuweisen,  mit  welchem  der  Assistent  in  den  Oenufl  der  normal- 
mäfligen  Remuneration  gelangte. 

Betreffs  der  Biennalzulagen  der  Assistenten  an  den  technischen  Hochschulen  und  der 
Hochschule  fflr  Bodenkultur  gemäfi  dem  ho.  Erlasse  vom  12.  März  1901,  Z.  6559,  MVBNr.  13, 
wird  eine  erläuternde  Verfügung  abgesondert  nachfolgen. 

Um  den  Beginn  der  Dienstleistung  der  Assistenten  (Konstrukteure)  und  insbesondere  auch 
den  Zeltpunkt,  mit  welchem  ein  Assistent  (Konstrukteur)  im  Sinne  des  §  1  des  Gesetzes  vom 
31.  Dezember  1896,  ROBNr.  8  ex  1897,  den  Staatsbeamtencharakter  erlangt  hat.  In  genauer 
Evidenz  zu  halten,  wird  Vorsorge  zu  treffen  sein,  dafi  auf  dem  Bestellungsdekrete  der  Assistenten 
(Konstrukteure)  der  Tag  des  Dienstantrittes,  respektive  der  in  der  Regel  gleichzeitig  hlemit 
vorzunehmenden  Angelobung  sowie  in  jenen  Fällen,  in  denen  ein  Assistent  (Konstrukteur)  die 
zur  Erlangung  des  Staatsbeamtencharakters  geforderte  Qualifikation  erst  nachträglich  während 
seiner  Dienstverwendung  erworben  hat,  auch  der  betreffende  Tag  (also  der  Tag  der  Erlangung 
der  österreichischen  Staatsbürgerschaft,  des  Doktorates  usw.)  von  der  hiezu  berufenen  Hoch- 
schuIbehOrde  ersichtlich  gemacht  werde. 

Bei  diesem  Anlasse  wird  Übrigens  neuerlich  auf  den  ho.  erläuternden  Erlafi  vom 
I.  April  1897,  Z.  5793  (s.  Nr.  236 J,  verwiesen  und  darauf  aufmerksam  gemacht,  dafi  es  Sache 
der  zur  Bestellung  der  Assistenten  (Konstrukteure)  berufenen  Professorenkollegien  ist,  den 
bezüglichen  Beschlufi  rechtzeitig  und  namentlich  nicht  etwa  rückwirkend  mit  einem  schon  ver- 
flossenen Termine  zu  fassen ,  da  In  allen  Fällen ,  auch  wenn  die  tatsächUche  Verwendung  Im 
Dienste  schon  früher  erfolgt  sein  sollte,  doch  erst  die  rechtskräftige  Bestellung  und  der  daraafhin 
erfolgende  Dienstantritt  für  den  Zeitpunkt  der  Remunerationsanweisung  mafigebend  sind. 

Ich  ersuche  Euer  .  .  .  hievon  die  beteiligten  Professorenkollegien  zur  Danachachtang  zu 
verständigen  und  dementsprechend  bei  der  Anweisung  der  Remunerationen  vorzugehen. 

»)  s.  Nr,  239. 

*)  5.  Nr.  311. 
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Soll  sich  die  Beurlaubung  über  einen  Monat  erstrecken,  oder  wird  aus 
Anlaß  der  Beurlaubung  oder  Erkrankung  eines  Assistenten  (Konstrukteurs) 
die  Bestellung  eines  honorierten  Stellvertreters  erforderlich,  so  sind  seitens 
des  Professorenkollegiums  im  Wege  der  Landesstelle  die  entsprechenden  An- 
träge an  den  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  zu  stellen. 

§  9.  Die  Assistenten  (Konstrukteure)  haben  im  Falle  ihrer  Erkrankung 
Anspruch  auf  unentgeltliche  Verpflegung  und  Behandlung  in  dem  mit  der 
betreffenden  Universität  in  Verbindung  stehenden  Krankenhause,  wenn  die 
Erkrankung  erwiesenermaßen  nur  aus  Anlaß  der  Verrichtung  dienstlicher 
Obliegenheiten  entstanden  sein  konnte  oder  skh  doch  mit  Rücksicht  auf 
die  Art  der  dienstlichen  Beschäftigung  des  Betreffenden  mit  Grund  an- 
nehmen läßt,  daß  sich  derselbe  diese  Erkrankung  nur  im  Dienste  zuge- 
zogen hat 

§  10.^)  [Den  nach  Maßgabe  des  §  1  dieser  Verordnung  bestellten  Assi- 
stenten (Konstrukteuren)  kommen  für  die  Dauer  ihrer  Bestellung  die  gleichen 
Fahr-  und  Frachtbegünstigungen  auf  Eisenbahnen  und  anderen  Transport- 
anstalten  zu  wie  den  Staatsbeamten.] 

§  11.  Diese  Verordnung  tritt  gleichzeitig  mit  dem  Gesetze  vom  31.  De- 
zember 1896,  das  ist  mit  dem  1.  Jänner  1897,  in  Wirksamkeit. 


Np.  234. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  17.  Febniar  1897,  Z.  3S08, 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  in  Innsbruck, 

(betreffend  die  Gleichwertigkeit  des   Doktorates  der  Pharmazie  mit 
anderen  Doktoraten  in  Ansehung  der  Qualifikation  zum  Assistenten- 
dienste, sowie  betreffs  der  Angelobung  der  Assistenten). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  6.  Februar  1897,  Z.  249,  eröffne 
ich  dem  Dekanate  .  .  .  ,  daß  das  nach  Maßgabe  der  §§  29  bis  31  des 
ho.  MinErl.  vom  14.  Juni  1859,  ROBNr.  113,  erworbene  Doktorat  der 
Pharmazie  dem  in  §  1  der  ho.  MiaVdg.  vom  1.  Jänner  1897,  RGBNr.  9, 
von  den  Universitätsassistenten  geforderten  Doktorate  insofern  als  gleich- 
wertig anzusehen  ist,  als  den  betreffenden  Doktoren  die  von  ihnen  nach 
den  früheren  Vorschriften  zurückgelegte  Assistentendienstzeit  nach  Maß- 
gabe des  §  2  des  Gesetzes  vom  31.  Dezember  1896,  RGBNr.  8,  beziehungs- 
weise des  §  2  (Absatz  2)  der  obzitierten  Verordnung  für  die  Pensions- 
behandlung anzurechnen   ist. 

Weiters  eröffne  ich  dem  Dekanate,  daß  die  im  §  6  der  zitierten  Ver- 
ordnung vorgeschriebene  Angelobung  sowohl  von  den  nach  §  1  als  von 
den  nach  §  2  bestellten  Assistenten  zu  leisten  ist,  da  sich  diese  Bestim- 
mung, ebenso  wie  jene  der  §§  3,  5,  7,  8  und  9  der  zitierten  Verordnung 
auf  die  Universitätsassistenten  überhaupt  beziehen. 

*)  Dieser  §  10  ist  laut  des  im  Eimernehmen  mit  dem  Eisenbahnministerium  ergangenen 
KUMEri.  vom  22.  September  1904,  Z.  1801 IKUM,  durch  das  Außerkrafttreten  desFahrbegänstigungs- 
normale  vom  Dezember  1991  gegenstandslos  geworden. 
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Es  bleibt  übrigens  dem  Ermessen  des  Dekanates  überlassen,  ob  mit 
den  schon  im  Dienste  befindlichen  Assistenten  nachträglich  ein  besonderer 
Angelobungsakt  vorzunehmen  ist.  ^) 


Np.  236. 

Erlafi  des  Ministers  fDr  K.  d.  U.  vom  24.  Febniar  1897,  Z.  4792* 

an  die  Dekanate  der  medizinischen  und  philosophischen  Fakultäten, 
(betreffend  das  Erfordernis  des  Doktorates  ffir  die  Assistentenstellen). 

Um  etwaigen  Bedenken  über  die  Bedeutung  der  §§  1  bis  3  der 
ho.  Vdg.  vom  1.  Jänner  1897,  RGBNr.  9,  betreffend  die  Bestellung 
von  Assistenten  an  den  Universitäten  usw.  zu  begegnen,  finde  ich  dem 
Dekanate  in  Betreff  der  Qualifikationsbedingungen  für  die  Assistentenstellen 
an  den  medizinischen  und  philosophischen  Fakultäten  und  der  hiedurch 
bedingten  Anrechenbarkeit  der  Assistentendienstzeit  nachstehendes  zu  er- 
öffnen : 

Von  den  im  §  1  der  genannten  Verordnung  bezeichneten  Qualifi- 
kationsbedingungen in  Ansehung  des  Nachweises  des  Doktordiplomes  der 
betreffenden  Fakultät  behalte  ich  mir  vor,  im  Sinne  des  §  3,  al.  2,  in 
besonders  berücksichtigungswerten  und  nicht  die  praktisch-medizinischen 
Fächer  betreffenden  Fällen  auf  einen  begründeten  Antrag  des  Professoren- 
kollegiums von  Fall  zu  Fall  ausnahmsweise  abzusehen,  beziehungsweise 
zu  gestatten,  daß  ein  Doktor  an  einer  Fakultät,  auch  wenn  er  das  Doktor- 
diplom dieser  Fakultät  nicht  besitzt,  zum  Assistenten  bestellt  werden  kann. 


Np.  236. 
Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  1.  April  1897,  Z.  5793. 

an  die  Dekanate  der  medizinischen  und  philosophischen  Fakultäten, 
(womit  einzelne  Bestimmungen  betreffs  der  Assistenten  erläntert  werden). 

Aus  Anlaß  gestellter  Anfragen  eröffne  ich  dem  Dekanate  zur  Er- 
läuterung der  ho.  Min  Vdg.  vom  1.  Jänner  1897,  RGBNr.  9,  betreffend  die 
Bestellung  von  Assistenten  an  den  medizinischen  und  philosophischen  Fakul- 
täten nachstehendes: 

Für  die  Beurteilung  der  Frage,  ob  einem  Assistenten  für  die  Zeit- 
dauer seiner  Bestellung  der  Charakter  eines  Staatsbeamten  im  Sinne  des 
§  1  des  Gesetzes  vom  31.  Dezember  1896,  RGBNr.  8  ex  1897,  zukommt 
und  ob  demnach  die  zurückgelegte  Dienstzeit  im  Sinne  des  §  2  dieses 
Gesetzes  für  die  Pensionsbehandlung  anrechenbar  ist,  erscheint  ausschließ- 
lk:h  der  Umstand  maßgebend,  ob  der  Betreffende  unter  Anwendung  der 


*)  VgL  hieMU  Nr,  23B, 
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Bestimmungen  des  §  1  oder  des  §  2  der  zitierten  Ministerialverordnung 
bestellt  wurde,  wobei  rücksichtlich  jener  Assistenten,  welche  nicht  das 
Doktorat  der  betreffenden  Fakultät  besitzen,  auf  den  ho.  Erl.  vom 
24.  Februar  1897,  Z.  4792,  aufmerksam  gemacht  wird.  Hingegen  ist  es  für  die 
Frage  der  den  ernannten  Assistenten  persönlich  zukommenden  Stellung 
irrelevant,  ob  die  ihm  verliehene  Assistentenstelle  selbst  dauernd  oder  mit 
einer  zeitlichen  oder  anderweitigen  Beschränkung  errichtet  oder  wie  die 
mit  derselben  verbundene  Remuneration  bemessen  ist. 

Was  die  in  §  8  geregelte  Frage  der  Beurlaubung  von  Assistenten  an- 
langt, so  bemerke  ich,  daß  diesen  die  freie  Verfügung  über  die  gesetz- 
mäßigen Hochschulferien  im  allgemeinen  nicht  zuerkannt  werden  kann,  da 
sie  berufen  sind,  den  Institutsvörstand  im  Falle  seiner  Abwesenheit,  somit 
auch  während  der  Ferienzeit  zu  vertreten.  Sofern  jedoch  die  Wirksamkeit 
einzelner  Lehrkanzeln  und  Institute  während  der  Ferien  überhaupt  sistiert 
wird  und  demnach  auch  die  Voraussetzungen  für  eine  Betätigung  der  bei 
denselben  bestellten  Assistenten  entfallen,  unterliegt  es  selbstverständlich 
keinem  Anstände,  diese  Assistenten  unbeschadet  des  Fortbezuges  ihrer  Re- 
muneration während  der  Ferien  insolange  als  beurlaubt  anzusehen,  als  der 
Institutsvorstand  ihrer  zu  seiner  Vertretung  nicht  bedarf. 

Bezüglrch  der  Bestimmung  des  §  7  über  den  Zeitpunkt,  von  welchem 
die  Assistentenremunerationen  anzuweisen  sind,  bemerke  ich,  daß  es  vor 
allem  Sache  der  Professorenkollegien  ist,  bei  der  Besetzung  neuerrichteter 
oder  in  Erledigung  kommender  Assistentenstellen  darauf  Bedacht  zu  nehmen, 
daß  der  betreffende  Fakultätsbeschluß  rechtzeitig  gefaßt  wird.  Sofern  in 
jenen  Fällen,  in  denen  die  Bestellung  oder  Belassung  von  Assistenten  der 
hierortigen  Genehmigung  bedarf,  diese  nach  Lage  der  besonderen  Verhält- 
nisse nicht  rechtzeitig  vor  dem  für  den  Dienstantritt  in  Aussicht  genommenen 
Termine  eingeholt  werden  kann,  unterliegt  es  keinem  Anstände,  den  be- 
treffenden Assistenten  erforderlichenfalls  in  Anhoffung  der  hierortigen  Ge- 
nehmigung zum  Dienstantritt  zuzulassen  und  mit  ihm  sogleich  die  An- 
gelobung vorzunehmen.  Die  erteilte  hierortige  Genehmigung  greift  in  allen 
derartigen  Fällen  auf  den  Zeitpunkt  des  betreffenden  Fakultätsbeschlusses 
zurück,  so  daß  die  Remuneration,  den  mittlerweile  faktisch  erfolgten  Dienst- 
antritt vorausgesetzt,  eventuell  nachträglich  auch  von  diesem  Zeitpunkte 
zur  Anweisung  gelangt. 

In  der  Bestimmung,  daß  die  Assistenten,  ebenso  wie  alle  anderen 
Staatsangestellten,  in  den  Genuß  ihrer  Remuneration  erst  mit  dem  ersten 
Tage  des  nach  dem  Dienstantritte,  respektive  der  Angelobung  beginnenden 
Monates  eintreten  und  somit  der  Bezugsberechtigte  eventuell  für  einen 
Bruchteil  des  ersten  Monates  seiner  faktischen  Dienstleistung  keine  Ent- 
lohnung erhält,  kann  um  so  weniger  eine  Unbilligkeit  erblickt  werden,  als 
dem  Betreffenden  die  letzte  gebührende  Monatsrate  auch  dann  ganz  aus- 
gezahlt wird,  wenn  er  von  seiner  Stellung  schon  im  Verlaufe  des  letzten 
Monates  enthoben  wird. 
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Np.  237. 

Erlafi  des  Mlnlsterlams  ffir  K.  a.  U.  vom  16.  Aagnst  1897,  Z.  21.511, 

an  die  Dekanate  der  medizinischen  und  philosophischen  Fakultäten, 

(betreffend  die  Nachsicht  des  Verwandtschaftsverhältnisses  zttm  Institnts- 
vorstande  bei  der  Bestellung  von  Assistenten).^) 

Nach  §  5  der  ho.  MinVdg.  vom  1.  Jänner  1897,  RQBNr.  9,  kann 
in  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  (im  Sinne  der  Ah.  Entschl. 
vom  6.  Oktober  1861)  die  Bestellung  und  Belassung  von  Assistenten  (Kon- 
strukteuren) gegen  Nachsicht  des  zu  dem  betreffenden  Professor  (Instituts- 
vorstand) bestehenden  Verwandtschaftsverhältnisses  hierorts  genehmigt 
werden. 

Diese  Vorschrift  beruht  auf  der  Voraussetzung,  daß  seitens  der  Pro- 
fessorenkollegien die  nach  §  3  auf  Vorschlag  des  betreffenden  Professors 
(Institutsvorstandes)  vorzunehmende  Bestellung  von  Assistenten  gegen  eine 
derartige  Nachsicht  stets  nur  in  besonderen  Ausnahmsfällen,  u.  zw.  nur 
dann  zur  hierortigen  Genehmigung  beantragt  werden  wird,  wenn  andere 
wissenschaftlich  qualifizierte  Bewerber  (§§  1  und  2)  um  die  betreffende 
Stelle  sich  nicht  gemeldet  haben  oder  für  dieselbe  nicht  zu  gewinnen 
waren    und    Dienstesrücksichten   die    sofortige    Besetzung   verlangen. 

Das  Professorenkollegium  wird  demnach  bei  allfälliger  Einholung  der 
hierortigen  Genehmigung  für  eine  derartige  Besetzung  von  Assistenten-(Kon- 
8trukteur-)Stellen  auf  die  obigen  Momente  Bedacht  zu  nehmen  und  den 
bezüglichen  Antrag  eingehend  zu  motivieren  haben. 


Nr.  238. 

Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  a.  U.  Tom  7.  NoTember  1898,  Z.  21.506 

ex  1897. 

an  die  Landesstellen  in  Niederösterreich,  Böhmen,  Steiermark,  Tirol,  Galizien 

und  Mähren, 
(womit  die  Modalitäten  ffir  die  Angelobung  der  Hochschnlassistenten 

festgesetzt  werden). 

Zur  Durchführung  des  §  6  der  ho.  MinVdg.  vom  1.  Jänner  1897, 
RGBNr.  9,  betreffend  die  Bestellung  der  Assistenten  an  den  Universitäten, 
technischen  Hochschulen  und  der  Hochschule  für  Bodenkultur,  dann  der 
Konstrukteure  an  den  technischen  Hochschulen,  finde  ich  anzuordnen,  daß 
bei  der  Angelobung,  welche  die  Assistenten,  resp.  Konstrukteure  bei  ihrem 
Dienstantritte,  gleichviel  ob  sie  nach  Maßgabe  des  §  1  oder  §  2  der 
zitierten  Verordnung  bestellt  wurden,  vor  dem  Dekan  der  betreffenden  Fa- 
kultät, beziehungsweise  vor  dem  Rektor  der  betreffenden  Hochschule  zu 
leisten  haben,  in  nachstehender  Weise  vorgegangen  werde: 

Seitens  des  Dekans,  respektive  Rektors  ist  an  den  Assistenten  (Kon- 
strukteur)  folgende   Ansprache   zu   halten: 

»)  Vgl.  auch  Nr.  24Z 
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„Zum  Assistenten  (Konstrukteur)  bei  der  Lehrkanzel  (dem  Institute) . . . 
bestellt,  werden  Sie  mittelst  Handschlages  geloben,  daß  Sie  alle  Ihnen 
in  dieser  Eigenschaft  nach  den  bestehenden  Vorschriften  obliegenden  Pflichten 
stets  treu  und  gewissenhaft  erfüllen  werden." 

Unter  Vornahme  des  Handschlages  hat  hierauf  der  Assistent  zu  ant- 
worten : 

„Ich  gelobe,  alle  diese  Pflichten  stets  treu  und  gewissenhaft  zu  er- 
füUen." 

Im  Falle  der  Weiterbestellung  eines  Assistenten  (Konstrukteurs)  ist 
derselbe  an  seine,  beim  Dienstantritte  geleistete  Angelobung  zu  erinnern, 
was  auch  dann  zu  geschehen  hat,  wenn  er  bei  ununterbrochener  Dienstzeit 
an  eine  andere  Lehrkanzel  oder  Fakultät  übernommen  wird. 

Die  Vornahme  der  Angelobung,  respektive  der  Erinnerung  ist  auf  dem 
Bestellut^dekrete  des  Assistenten  (Konstrukteurs),  sowie  in  den  amtlichen 
Akten   entsprechend  anzumerken. 

Hievon  wollen  Euer  ...  die  betreffenden  Hochschulbehörden  zur 
Danachachtung  in  Kenntnis  setzen. 


Np.  239. 

Eriafi  des  Ministers  fflr  K.  a.U.  yom  24.  September  1900,  Z.  24.015, 

MVBNr.  52, 

an  die  Landeschefs  in  Niederösterreich,  Böhmen,  Steiermark,  Tirol,  Galizien 

und  in  der  Bukowina, 
betreffend  die  Remuneration  der  Assistenten  an  den  medizinischen  nnd 

philosophischen  Fakultäten  der  Universitäten. 

Unter  Bezugnahme  auf  den  §  3  (2.  Absatz)  des  Gesetzes  vom  31.  De- 
zember 1896,  ROBNr.  8  ex  18971)  und  auf  den  §  7  der  ho.  MinVdg.  vom 
1.  Jänner  1897,  RGBNr.  9,')  finde  ich  unter  Aufhebung  des  ho.  Erl.  vom 
3.  Jänner  1899,  Z.  25.981  ex  1898  (Nr.  1  des  ho.  MVB.  ex  1899),  insoweit 
sich  derselbe  auf  die  Remunerationen  der  Universitätsassistenten  bezieht, 
mit  der  Rechtswirksamkeit  vom  1.  Oktober  1901  (eins)  nachstehendes  an- 
zuordnen : 

1.  Die  normalmäßige  Remuneration  (Adjutum)  der  Assistenten  an  den 
medizinischen  und  philosophischen  Fakultäten  der  Universitäten  wird  für 
die  ersten  drei  Verwendungsjahre  mit  eintausendvierhundert  (1400)  Kronen 
jährlich  festgesetzt. 

2.  Die  Remuneration  erhöht  sich  bei  ununterbrochener  Dienstesver- 
wendung des  Assistenten  nach  Zurücklegung  von  drei  Jahren  auf  ein- 
tausendsiebenhundert (1700)  Kronen,  nach  Zurücklegung  des  sechsten 
Jahres  auf  zweitausend  (2000)  Kronen  und  nach  Zurücklegung  des  neunten 
Dienstjahres  für  die  weitere  Dauer  seiner  Bestellung  auf  zweitausenddrei* 
hundert  (2300)  Kronen  jährlidi. 

»)  5.  Nr.  232. 
*)  s.  Nr,  233. 
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Die  vor  dem  1.  Oktober  1901  zurückgelegten  ununterbrochenen  Ver- 
wendungsjahre der  Assistenten  sind  für  die  Anweisung  der  höheren  Re- 
munerationen anzurechnen. 

3.  ^)  Hinsichtlich  jener  Assistenten,  welche  nebst  der  Naturalwohnung 
noch  andere  Emolumente,  wie  freie  Verköstigung  in  der  Anstalt  oder 
deiglekhen  erhalten,  oder  welche  mit  Rücksicht  auf  andere  besondere  Ver- 
hältnisse mit  einer  geringeren  als  der  normalmäßigen  Remuneration  oder 
ohne   eine   solche   angestellt  sind,   tritt   eine   Änderung  nicht   ein. 


Np.  240. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.n.U.  vom  5.  Dezember  1902,  Z.  38.891^) 

an  die  Landesstellen  in  Prag,  Graz,  Innsbruck,  Lemberg,  Czernowitz,  Brunn, 
(betreffend  die  Reisegebühren  der  Hochschalassistenten). 

Aus  Anlaß  einer  von  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  anher  gestellten  An- 
frage wird  der  .  .  eröffnet,  daß  die  im  §  1  des  Gesetzes  vom  31.  De- 
zember 1896,  RGBNr.  8  ex  1897,  bezogenen  Assistenten  an  Universitäten 
und  technischen  Hochschulen,  Konstrukteure  usw.,  insoweit  ihnen  durch 
das  zitierte  Gesetz  in  Ausübung  ihres  dienstlichen  Berufes  der  Charakter 
von  Staatsbeamten  zuerkannt  worden  ist,  bei  der  Bemessung  der  Diäten 
und  Reisekosten  auf  Dienstreisen  den  im  §  13  des  Gesetzes  vom  15.  April 
1873,  RGBNr.  47,  erwähnten  Eleven,  Aspiranten,  Praktikanten  und  Auskul- 
tanten gleidizuhalten  sind,  daher  den  Assistenten  und  Konstrukteuren  der 
obbezeichneten  Kategorie  nach  Analogie  des  §  2,  2.  Absatz,  der  Verord- 
nung des  Gesamtministeriums  vom  18.  Juni  1873,  RGBNr.  115,  die  Diäten 
und   Reisekosten   nach  der  XI.   Rangskiasse   der  Staatsbeamten  gebühren. 


^)  Punkt  3  berichtigt  mit  Erlaß  vom  6,  Dezember  1900,  Z.  34J85,  — 

Im  Erißß  des  Ministeriums  für  K,  u,  U,  vom  26,  September  1901,  Z.  5288  (an  die  n.  ö. 
Statthalterei)  wird  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  im  Sinne  des  P.  3  des  obigen  Normatlv- 
eriasses  nur  jene  Assistenten  von  den  RemuneratlonserhOhungen  ausgeschlossen  sind,  welche 
aufier  der  Remuneration  und  der  Naturalwohnung  In  Ihrer  Eigenschaft  als  Assistenten  und  fflr 
ihren  Dienst  als  solche  noch  andere  Emolumente,  d.  h.  Naturalnebenbezflge  oder  Reluten 
erhalten.  Die  aufierordentlichen  Professoren,  welche  mit  der  normalmifilgen  Remuneration  und 
mit  der  vollen  Dienstpflicht  bei  den  betreffenden  Instituten  als  Assistenten  angestellt  sind, 
erhalten  die  systemmäfilgen  Bezüge  als  Extraordinarien  (respektive  ein  Jahreshonorar)  ohne  jeden 
Zusammenhang  mit  dem  Assistentendienst  für  die  ihnen  abgesondert  hlevon  übertragene,  selb- 
ständige Lehrverpflichtung  an  der  Universität.  Es  handelt  sich  somit  bei  diesen  letzteren 
Dienstesbezügen  nicht  um  Emolumente  der  Assistentenstelle  und  sind  daher  die  betreffenden 
Assistenten  als  solche  keineswegs  von  den  Remunerationserhöhungen  auszuschliefien. 

Im  KUMErl.  vom  29.  Mai  1901,  Z.  2703  (an  die  Statthalterei  für  Tirol)  wurde  weiters 
darauf  aufmerksam  gemacht,  dafi  die  laut  des  zitierten  Normativerlasses  für  die  Remunerations- 
erhöhungen maßgebenden  Dienstestrlennien  nach  der  effektiven  Dienstzeit  zu  berechnen  sind, 
gleichviel  ob  der  Assistent  im  Besitze  der  Im  §  1  der  ho.  Verordnung  vom  1.  Jänner  1897, 
ROBNr.  9,  bezeichneten  Qualifikation  ist  oder  nicht. 

*)  Ein  gleicher  Erlaß  erging  an  den  Statthalter  für  Niederösterreich  unter  dem  27,  Septem- 
ber 1902,  Z.  28,934. 
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b)   Ergänzende  Bestimmungen. 

Np.  241. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  8.  Angnst  1853,  Z.  7432, 

an  das  medizinische  Professorenkollegium  in  Prag, 
(betreffend  die  Lehrbefttgnls  der  Assistenten). 

Assistenten  sind  remunerierte  Gehilfen  des  Professors,  welche  sich 
zugleich  für  das  Lehramt  seines  Faches  unter  seiner  Leitung  ausbilden  sollen. 
Hieraus  ttgibi  sich,  daß  sie  während  der  Dauer  dieser  Anstellung  nicht 
als  selbständige  Lehrer  desselben  Faches  auftreten  können,  indem  diese 
Stellung  die  Möglichkeit  in  sich  schließen  würde,  daß  sie,  statt  den  Unter- 
richt des  Professors  zu  fördern,  den  Wirkungen  desselben  auf  die  Schüler 
störend  entgegentreten.  Dieselben  werden  daher  als  Dozenten  in  demselben 
Fache  nur  insofern  zugelassen  werden  können,  als  zunächst  der  Professor, 
welchem  sie  beigegeben  sind,  es  als  vereinbar  mit  den  Obliegenheiten 
ihrer  Anstellung  findet,  und  als  sie  überdies  nur  Spezialkollegien  über  eine 
Partie  des  Faches,  welche  abgesondert  zu  behandeln  der  Professor  nicht  in 
der  Lage  ist,  unter  seiner  Kontrolle,  d.  i.  in  solcher  Weise  zu  lesen  geneigt 
sind,  daß  jeder  Widerspruch  ihrer  Lehre  mit  den  von  dem  Professor  vorge- 
tragenen Grundsätzen  ausgeschlossen  sei. 


Np.  242. 

Allerhöchste  EntschlleBong  vom  6.  Oktober  1861  (Erlafi  des  Staats- 
mlnlsterlums  K.  U.  vom  14.  Oktober  1861  Z.  9832), 

(betreffend  die  Nachsicht  des  Verwandtschaftsverhältnisses  und  der 
Verehelichung  bei  Bestellung  von  Assistenten).^) 

(Aus  dem  bezflglichen  a.  u.  Vortrag  des  StaAisminlsters  vom  9.  September  1861 ,  Z.  831 1/K.  U.) 

Nach  der  auch  für  das  Lehrpersonale  geltenden  Ah.  Entschl.  vom 
1.  Mai  1827  2)  sollen  an  einer  und  derselben  Lehranstalt  verwandte  oder 
verschwägerte  Individuen  nicht  im  Verhältnisse  der  unmittelbaren  Subordi- 
nation angestellt,  und  infolge  der  Ah.  Entschl.  vom  7.  Februar  1833  nur 
ledige  Individuen  zu  Assistenten  ernannt,  dagegen  jene,  welche  nach  ihrer 
Anstellung  in  ein  gesetzlich  nicht  zulässiges  Verwandtschaftsverhältnis  treten 
oder  sich  verehelichen,  von  ihrem  Assistentenposten  ohneweiters  entfernt 
werden. 

(A.  u.  Antrag)  ag.  zu  gestatten,  daß  Dr.  N.  N.  als  Assistent  der 
Klinik  .  .  .  mit  Nachsicht  des  Verwandtschaftsverhältnisses  und  dessen  Ver- 
ehelichung belassen  werden  dürfe;  zugleich  aber  huldvollst  zu  genehmigen, 
daß  künftig  derlei  Dispensen  in  besonders  berücksichtigungswürdigen  Fällen 
von  dem  treugehorsamst  gefertigten  Staatsminister  erteilt  werden  können. 

Ah.  Entschl.  vom  6.  Oktober  1861 :  „Ich  genehmige  diese  Anträge." 

»)  s.  iVr.  232  and  233, 
•)  s.  Nr.  Ml. 
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Np.  243. 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  Tom  6.  Juli  1869,  Z.  5847,') 

an  die  Direktion  der  Universitätssternwarte  in  Wien  und  an  die  Direktion 
der  Zentralanstalt  für  Meteorologie  und  Erdmagnetismus, 

(betreffend  die  Modalitäten  ffir  die  Bestellung  von  Assistenten  bei  diesen 

Anstalten). 

Ich  finde  mich  bestimmt,  an  Stelle  des  bisherigen  Modus,  nach  welchem 
die  Assistenten  der  Sternwarte,  respektive  der  Zentralanstalt  für  Meteorologie 
und  Erdmagnetismus  vom  Ministerium  ernannt  wurden,  für  die  Zukunft 
jenen  Vorgang  eintreten  zu  lassen,  welcher  rücksichtlich  der  Bestellung  des 
Assistenten  am  k.  k.  physikalischen  Institute  in  den  §§  12  und  13  des  mit 
MinErl.  vom  6.  Mai  1850,  Z.  2304,  festgestellten  Statutes  dieser  Anstalt 
bezeichnet  ist.  Nach  diesen  Bestimmungen  ist  die  Wahl  des  Assistenten, 
sowie  das  Recht,  hierin  jederzeit,  wenn  es  das  Interesse  der  Anstalt  fordert^ 
eine  Änderung  vorzunehmen,  dem  gewissenhaften  Ermessen  des  Vorstandes 
anheimgestellt,  und  kann  im  Falle  bewiesener  Tüchtigkeit  und  unermüdlicher 
Tätigkeit  die  Anstellung  auch  über  die  für  Assistenten  festgesetzte  Zeit 
von  [vier]  Jahren  hinaus  erstreckt  werden.  Nur  ist  über  die  geschehene  Auf- 
nahme, die  zugestandene  Dienstesverlangerung,  sowie  über  die  erfolgte 
Enthebung  ungesäumt  an  das  Ministerium  zu  berichten  und  hievon  der 
n.  ö.  Statthalterei  behufs  Flüssigmachung,  rücksichtlich  Einstellung  der  Be- 
züge gleichzeitig  die  Anzeige  zu  erstatten. 

In  dem  Aufnahmsdokumente,  welches  von  dem  Vorstande  auszufertigen 
und  vom  Dekane  des  philosophischen  Professorenkollegiums  gegenzuzeichnen 
ist,  ist  ausdrücklich  die  Bestimmung  aufzunehmen,  daß  diese  Anstellung 
nur  eine  zeitweilige  sei  und  deren  Fortdauer  von  gewissenhafter  Pflicht- 
eriüllung  abhänge. 

Hienach  steht  es  der  Direktion  selbstverständlich  frei,  die  erste  An- 
stellung der  Assistenten  auf  zwei  Jahre  auszusprechen  und  erst  nach  dieser 
Periode   eventuell   eine   Verlängerung   der   Dienstzeit   eintreten   zu   lassen. 


Np.  244. 

Aos  dem  Erlasse  des  Mlnlsterloms  fQr  K.a.U.  Tom  22.  Jnll  1870, 

Z.  7057,0 

an  die  Statthalterei  in  Prag, 
(womit  der  Vorgang  bei  Bestellung  der  Assistenten  an  der  Universitäts- 

stemwarte  geregelt  wird). 

Hienach  wird  die  Wahl  der  Assistenten,  sowie  das  Recht,  hierin 
jederzeit,  wenn  es  das  Interesse  der  Anstalt  fordert,  eine  Änderung  vor- 
zunehmen, dem  gewissenhaften  Ermessen  der  Stemwartedirektion  gegen 
dem  überlassen,  daß  über  die  geschehene  Aufnahme,  die  zugestandene 
Dienstesverlängerung,   sowie   über  die   erfolgte    Enthebung   ungesäumt   an 

*)  Vgl,  hietu  Nr,  2i7, 
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das  Ministerium  berichtet  und  hievon  der  k.  k.  Statthalterei  behufs  Flüssig- 
machung, rücksichtlich  Einstellung  der  Remuneration  gleichzeitig  die  An- 
zeige erstattet  werde. 

Np.  245. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  yom  31.  Juli  1878,  Z.  10.147, 

an  die  Statthalterei  in  Graz, 
(betreffend  den  Anspruch  der  Assistenten  auf  eine  Nataralwohnnng). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  15.  Juni  d.  J.,  Z.  7247,  über  das 
im  Anschlüsse  zurückfolgende  Ansuchen  des  steiermärkischen  Landes- 
ausschusses um  Entrichtung  eines  Mietzinses  für  die  Wohnung  des  Assi- 
stenten an  der  psychiatrischen  Klinik  in  Graz  gebe  ich  mir  die  Ehre, 
Euer  .  .  .  nachstehendes  zu  eröffnen: 

Nachdem  die  Hauptaufgabe  der  Assistenten  an  den  Kliniken  darin 
besteht,  die  Kranken  zu  überwachen,  denselben  im  Falle  der  Not  ärztliche 
Hilfe  zu  leisten  und  den  Nachtdienst  zu  besorgen,  sie  diesen  sanitären 
Obliegenheiten  aber  nicht  nachkommen  können,  wenn  sie  nicht  im  Kranken- 
hause selbst  wohnen,  so  ist  es  selbstverständlich  Sache  der  Krankenhaus- 
verwaltung, in  deren  Interesse  obige  Dienste  geleistet  werden,  auch  für 
die  Unterbringung  und  Bedienung  derselben,  wie  für  die  Beheizung  und 
Beleuchtung  ihrer  Wohnung  Sorge  zu  tragen   und   aufzukommen. 

Da  an  diesem  nunmehr  fast  überall  durchgeführten  Grundsatze  i)  auch 
in  Graz  festgehalten  werden  muß,  bin  ich  nicht  nur  nicht  in  der  Lage, 
auf  das  eingangs  erwähnte  Ansuchen  des  Landesausschusses  einzugehen, 
sondern  muß  Euer  .  .  .  auch  ersuchen,  die  für  die  Bedienung  des  Assi- 
stenten, dann  für  die  Beheizung  und  Beleuchtung  seiner  Wohnung,  wie  für 
die  Wohnung  samt  Beleuchtung  und  Beheizung  und  die  Bedienung  der 
Assistenten  an  der  medizinischen  und  der  Gebärklinik  bisher  geleisteten 
Vergütungsbeträge  mit  Jänner  1879  einzustellen. 

Was  die  Assistenten  der  theoretischen  Fächer  der  Medizin,  wie  der 
pathologischen  Anatomie  usw.  angeht,  so  haben  dieselben  überhaupt  keinen 
Anspruch  auf  eine  Naturalwohnung,  worauf  Euer  ...  bei  einem  allfälligen 
Personenwechsel  gef.  Rücksicht  nehmen  wollen. 


Nr.  246. 

Ans  dem  Erlasse  des  Hlnlsterlaffls  für  K.D.U.  vom  16.  April  1896. 

Z.  8393. 

an  das  Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  in  Innsbruck, 
0>etreffeiid  die  Begflnstigung  von  Assistenten  bei  der  Zulassung  zu 

den  Physikatsprfifttngen). 

Das  Ministerium  des  Innern  hat  mit  Zuschrift  vom  2.  April  1896, 
Z.  9450,  anher  bekanntgegeben,  daß  bereits  in  wiederholten  Fällen,  in 
denen  Kandidaten  behufs  Zulassung  zur  Physikatsprüfung  um  Anerkennung 

*)  Von  diesem  Onmdsaize  bestehen  allerdings  auf  Qrund  der  mit  den  betreffenden  Spitais- 
faktoren  getroffenen  Vereinbarungen  an  einzelnen  Universitäten  Ausnahmen, 

Universltitsgesetee.  15 
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ihrer  in  der  Eigenschaft  von  Assistenten  bei  theoretisch-medizinischen  Lehr- 
kanzeln vollstrekten  Dienstzeit  eingeschritten  waren,  die  angesuchte  Be- 
willigung^) erteilt  worden  ist  und  daß  an  dieser  Übung  auch  in  Zukunft 
festgehalten  werden  wird. 

Np.  247, 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  yom  29.  MSrz  1897,  Z.  5796, 

an  die  philosophischen  Dekanate  in  Wien  und  Prag  (deutsch), 
(betreffend  den  Wirkttogskreis  des  Sternwartedirektors  bei  der  Bestel- 

Ittng  von  Assistenten). 

Aus  Anlaß  einer  vom  Direktor  der  Prager  Universitätssternwarte  ge- 
stellten Anfrage  eröffne  ich  dem  Dekanate  .  .  .  ,  daß  durch  die  in  teilweiser 
Abänderung  der  bestehenden  Vorschriften  ergangene  ho.  MinVdg.  vom 
1.  Jänner  1897,  RGBNr.  9,  betreffend  die  Bestellung  der  Assistenten  an 
Universitäten  usw.  die  für  das  bezeichnete  Universitätsinstitut  geltenden, 
von  den  allgemeinen  Nonnen  abweichenden  Sonderbestimmungen  nicht  be- 
rührt werden  und  daß  demnach 

(für  Wien):  der  ho.  MinErl.  vom  6.  Juli  1869,  Z.  5847,  betreffend 
den  Vorgang  bei  der  Bestellung  der  Assistenten  an  den  dort  bezeichneten 
Instituten  auch  fernerhin  in  Kraft  bleibt,  wobei  jedoch  im  Sinne  der  neuen 
allgemeinen  Normen  auch  hier  die  Verlängerung  der  Assistentendienstzeit 
auf   sedis    Jahre   zulässig   ist. 

(für  Prag):  die  im  ho.  Erl.  vom  22.  Juli  1870,  Z.  7057,  enthaltene 
Bestimmiuig,  wonach  der  bei  der  Assistentenbestellung  sonst  dem  Pro- 
fessorenkollegium zukommende  Wirkungskreis  dem  Sternwartedirektor  über- 
tragen >Yurde,  sowie  jene  des  §  16  der  mit  ho.  Erl.  vom  22.  Juni  1896, 
Z.  15.057,  genehmigten  Dienstesinstruktion  rücksichtlich  der  Beurlaubung 
der  Sternwarteassistenten   auch   fernerhin   in   Kraft  bleiben. 


Np.  248. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministeriums  fflr  K.  n.  U.  vom  8.  Okiober  1898. 

Z.  97  ex  1897, 

an  den  Statthalter  für  Niederösterreich, 
(womit  in  Betreff  der  Einhaltung  eines  gleichmäßigen  Vorganges  bei 
der  Ausstellung  von  Dienst-  und  Verwendungszengnissen  fflr  die  an 
den  Kliniken  der  Wiener  Universität  beschäftigten  Hilfsärzte  nach- 
stehende Bestimmungen  getroffen  werden).  >) 
1.  Die  Dienst-  und  Verwendungszeugnisse  für  die  an  den  Kliniken 
der  Wiener  Universität  fungierenden  Hilfsärzte  sind  von  den  betreffenden 

')  Diese  BemUigung  bezieht  sich  auf  die  Gewährung  der  Begänstigung ,  welche  nach  §  7, 
Abs.  d)  der  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  21.  März  1873,  ROBNr.  37,  betreffend 
die  Prüfung  der  Ärzte  und  Tierärzte  zur  Erlangung  einer  bleibenden  Anstellung  im  öffeniUchen 
Sanitätsdienste  bei  den  politischen  Behörden  (Physikatsprufungen)  den  mit  ärtüidier  Praxis 
verbundenen  Dienstesstellen  eingeräumt  worden  ist. 

*)  Für  die  Ausfertigung  dieser  Zeugnisse  wurde  mit  Erlqß  des  Ministeriums  für  K.  u,  V. 
vom  25.  Mai  1899,  Z.  8020,  ein  Formular  genehmigt.  ~  Auf  Orund  des  Erlasses  des  Ministeriums 
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Klinikvorständen  auf  gedruckten  und  entsprechend  kategorisierten  Formu^ 
larien  auszufertigen,  wekhe  nach  eingeholter  ho.  Genehmigung  beim 
Dekanate  der  medizinischen  Fakultät  bereit  zu  halten  sind.  Es  unterliegt 
jedoch  keinem  Anstände,  daß  seitens  des  Klinikvorstandes  gegebenenfalls 
auch  ausführlichere  Bemerkungen  über  die  dienstliche  Verwendung  des 
betreffenden   Hilfsarztes  beigefügt  werden. 

2.  Diese  Dienst-  und  Verwendungszeugnisse  sind  rücksichtlich  jener 
an  den  Kliniken  beschäftigten  Hilfsärzte,  welche  nach  ihrer  dienstlichen 
Eigenschaft  dem  Professorenkollegium  der  medizinischen  Fakultät 
unterstehen,  vom  Klinikvorstande  zunächst  der  Direktion  des  allgemeinen 
Krankenhauses  zu  übergeben,  welche  die  Zeugnisse,  eventuell  unter  Bei- 
fügung ihrer  Bemerkungen  zu  vidieren  und  mit  dem  Amtssiegel  zu  ver- 
sehen hat;  hierauf  sind  diese  Zeugnisse  vom  Klinikvorstande  an  das  Dekanat 
zu  leiten  und  von  diesem,  eventuell  unter  Beifügung  der  erforderlichen  Be- 
merkungen, amtlkrh  zu  bestätigen  und  mit  dem  Amtssiegel  zu  versehen. 

3.  Rücksichtiich  jener  an  den  Kliniken  beschäftigten  Hilfsärzte,  weiche 
nach  ihrer  dienstlichen  Eigenschaft  der  Direktion  des  allgemeinen 
Krankenhauses  unterstehen,  sind  die  von  den  Klinikvorständen  ausge- 
fertigten Verwendungszeugnisse  als  Vorschreiben  an  diese  Direktion  zur 
weiteren  Verfügung  zu  leiten. 

4.  Vor  Ausfolgung  der  sub  2  bezekhneten  Zeugnisse  seitens  des 
Dekanates  hat  der  Zeugniswerber  eine  Abschrift  des  für  ihn  bestimmten 
Zeugnisses  auszufertigen,  deren  Obereinstimmung  mit  dem  Original  vom 
Dekanate  anzumerken  ist.  Diese  Zeugnisabschriften  sind  vom  Dekanate 
unter  fortlaufenden  Nummern  und  unter  Angabe  der  Klinik,  sowie  des 
Zeugniswerbers  zu  protokollieren  und  entsprechend  geordnet  in  der  Dekanats- 
kanzlei zu  verwahren. 

5.  Etwaige  sonstige  Bescheinigungen  der  Klinikvorstände  über  die 
Verwendung  eines  Hilfsarztes  sind  ausdrücklich  als  Privatausweise  zu  be- 
zeichnen. 

Np.  249. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  o.  U.  vom  19.  April  1901  Z.  2062, 

an   das  Kuratorium   der  zoologischen  Station^)  in  Triest  und  die  dortige 

Statthalterei, 
(betreffend  die  Stellung  des  Assistenten  an  dieser  Station). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  .  .  .  eröffne  ich  dem  Kuratorium  .  . .  , 
daß  auf  den  bei  der  Station  bestellten  Assistenten,  auf  welchem  in  Gemäß- 
heit des  ho.  Erl.  vom  26.  August  1899,  Z.  15.839,  die  für  Universitäts- 
assistenten geltenden  Normen  sinngemäß  anzuwenden  sind,  auch  der  ho.  Erl- 
vom  24.  September  1900,  Z.  24.015  (MVBNr.  52), «)  betreffend  die  den 
Universitätsassistenten   bei   ununterbrochener   Dienstleistung   zugestandenen 

für  K.  a.  U.  vom  21,  Februar  1900,  Z.  4240,  wurde  der  gleidie  Vorgang  bei  der  Ausfertigung 
solcher  Zeugnisse  auchßir  die  kUnisehen  Hilfsärzte  der  anderen  medizinischen  FaktiUäten  eingeführt» 

»)  s.  JVr.  331. 

•)  Vg^  Nr.  239. 

15* 
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Remunerationserhöhungen  gegebenenfalls  Anwendung  zu  finden  hat,  und 
daß  demgemäß  die  an  der  zoologischen  Station  zurückgelegten  Assistenten- 
jahre jenen  der  Universitätsassistenten  gleichzuhalten  sind. 


4.  Demonstrator-  und  andere  Instituts-Stipendien. 


Np.  250. 

Erlafi  des  Ministsrs  fOr  K.  d.  U.  vom  25.  Aagost  1851  Z.  8283, 

an  den  Statthalter  von  Niederösterreich  und  an  das  medizinische  Professoren- 
kollegium der  Wiener  Universität, 
0>etreffend  die  Errichtung  vonDemonstratorstipendleii  beim  anatomischen 

Institut  in  Wien). 

Ich  bewillige,  daß  probeweise  der  Betrag  jährlicher  480  Gulden,  der 
bisher  als  Stipendium  (Adjutum)  des  Assistenten  der  Anatomie  systemisiert 
war,  zur  Bildung  von  vier  Stipendien  zu  120  Gulden  für  Studierende  der 
Medizin,  Rigorosanten  oder  Doktoren,  die  sich  vorzugsweise  mit  der  Anatomie 
beschäftigen  und  in  dieser  noch  ferner  ausbilden  wollen,  verwendet  werde. 

Der  Genuß  dieser  Stipendien  soll  auf  zwei  Jahre  beschränkt  sein. 

Während  der  Dauer  desselben  sollen  diese  Stipendisten  verpflichtet 
sein,  bei  den  Sektionsübungen  im  Zergliederungsssaale  gegenwärtig  zu 
sein  und  den  Anfängern  die  nötigen  Handgriffe  und  praktischen  Sektions- 
methoden zu  zeigen. 

Diese  vier  Stipendisten  sollen  daher  den  Titel  ^Demonstratoren^'^) 
führen. 

^)  Solche  „Demonstratoren"  mit  Jahresstipendien  wurden  seifher  auch  bei  anderen  (medi- 
zinischen und  naiarmssenschaftüchen)  Instituten  bestellt.  Die  Stipendien  derselben  vmrden  mit 
KUMErL  vom  9,  Jänner  1876,  Z.  19,048  ex  1875,  Jär  die  medizinuchen  und  philosophischen 
Fatalitäten  in  Wien,  Prag,  Oraz  und  Innsbruck  von  200  Quiden  auf  300  Qulden  erhöht,  doch  ist 
dieser  Jahresbetrag  nicht  überall  eingeßhrt. 

Gegenwärtig  (1905)  bestehen  Demonstratoratipend/en,  und  zwar: 
1.  an  den  medizinischen  Faicu/täten: 
in  Wien:  beim  I.  und  II,  anatomischen  Institute  Je  3 Stipendien  d  600  Kronen,  beim  pßgfsioiogisehen 
Institut  4  ä  600  Kronen,  beim  histologischen  Institute  3  ä  600  Kronen,  beim  medizinisch' 
chemischen  Institute  4  ä  600  Kronen,  beim  pharmaiiognt^tisdien  Institute  2  ä  600  Kronen, 
beim  /g^gienischen,   embryologischen,   neurologischen,    experimentell-pathologischen  und 
gerichtlich-medizinischen  Institute  Je  1  Stipendium  ä  600  Kronen,  bei  der  I,  und  II,  Augen- 
klinik,  der  Ohrenklinik  Je   1  Demonstratorstipendium ,  beim  zahnärztlichen  Institute  3  ä 
600  Kronen; 
in  Innsbruck:  beim  pßg^slologischen  Institute  1  ä  600  Kronen,  1  ä240  Kronen,  beim  pathologisch^ 
anatomischen,   medizinisch-chemischen  und  gerichtlich- medizinischen  Institute,   bei   der 
psychiatrischen  und  pädiatrischen  Klinik  Je  1  Stipendium,  bei  der  geburtsltUflieh-gynä- 
kologischen  Klinik  2  ä  600  Kronen; 
in  Qraz:  beim  histologisch-embryologischen,  pathologisch-anatomischen,  pharmakologischen  und 

gerichtüch- medizinischen  Institute  Je  1  Stipendium  ä  600  Kronen; 
in  Prag  deutsch:  beim  anatomischen,  pathologisch-anatomischen  und  physiologischen  Institute 
Je  2,  beim  histologischen,  medizinisch- chenüschen  und  gerichtUch-medizinischen  Institute  Je 
1  Stipendium  ä  600  Kronen  und  bei  der  /.  medizinischen  Klinik  1,  bei  der  II,  medizinis^ien 
KUnik  2  Stipendien  ä  2i0  Kronen; 
in  Prag  böhmisch:  beim  anatomischen  3,  beim  pathologisch-anatomischen  Institute  2  ä  600 
Kronen,  ferner  Je  1  Stipendium  beim  physiologischen,  experimentell-pathologischen  und 
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Sic  werden  durch  ihre  zweijährige  Dienstleistung  Gelegenheit  erhalten, 
sich  einen  vorzugsweisen  Anspruch  auf  Erlangung  solcher  Stellen  zu  er- 
werben, bei  denen  praktisch-anatomische  Kenntnisse  von  besonderem  Be- 
lange  sind,  z.   B.  Stellen  im  chirurgischen  Operationsinstitute. 

Die  Verleihung  dieser  Stipendien  soll  vorläufig  über  einen  im  Ein- 
vernehmen mit  den  Professoren  der  Chirurgie  und  Vorstehern  der  Operations- 
institute vom  Professor  der  Anatomie  erstatteten  Vorschlag  vom  medi- 
zinischen   Professorenkollegium  geschehen. 

Von  der  geschehenen  Verleihung  ist  die  Anzeige^)  an  das  Ministerium 
für  Kultus  und  Unterricht  zu  machen  und  die  Flüssigmachung  der  Stipendien 
bei  der  n.  ö.  Statthalterei  zu  erwirken. 


Np.  251. 

Eriaß  des  Mlnisterliims  fOr  K.  n.  U.  Yom  8.  Mal  1856,  Z.  5520, 

an  die  philosophischen  Professorenkollegien  in  a)  Wien,  b)  Prag,  c)  Graz, 
d)  Innsbruck,  e)  Lemberg,  f)  Krakau  und  an  die  betreffenden  Landesstellen, 
(betreffend  die  Errictatang  von  Stipendien  für  das  Stttditun  der  Chemie.)') 

Se.  k.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  7.  April  1856 
ag.  zu  bewilligen  geruht,  daß  unter  den  nachstehenden  Bedingungen  und 
Beschränkungen,  vom  Beginne  des  Studienjahres  1856/57  ab,  auf  die  Dauer 
von  10  Jahren, 

hygienischen  Institute  fä  600  Kronen),  dann  beim  mediziniseh-ehemisehenf  gerichtlieh' 
medizinischen,  poliklinischen  und  zahnärztlichen  Institute  (ä  400  Kronen)  und  beim 
pharmakologischen  Institute  fä  500  Kronen); 

in  Krakau:  Je  1  Stipendium  ä  600  Kronen  beim  pfg^siologisc/ten ,  experimentell-pathologischen, 
medizinisch'Chemischen  und  pharmakologischen  Institute,  bei  der  medizinischen,  pädia- 
irischen  und  dermatologisehen  Klinik  und  beim  Veterinär-Institute,  dann  3  ä  600  Kronen 
beim  anatomischen  Institute; 

in  Lemberg:  beim  anatomischen  Institute  2,  beim  pharmakologischen,  medizinisch-chemischen, 
experimentell-pathologischen,  pathologisch-anatomischen  und  /dstologischen  Institute,  bei 
der  chirurgisdien,  medizinischen  und  geburtshilflich-gynäkologischen  Klinik  Je  1  Stipendium 
ä  600  Kronen* 

Z  an  den  philosophischen  Fakultäten: 
in  Wien:  Je  1  Stipendium  ä  600   Kronen   beim  pßanzenphysiologischen ,  mineralogisch-petro- 

graphischen  und  mineralogischen  Institute  sowie  beim  botanischen  Garten; 
in  Innsbruck:  beim  botanischen  und  physikalischen  Institute  Je  t  Stipendium  ä  600  Kronen; 
in  Oraz:  Je  I  Stipendium  d  600  Kronen  beim  geologischen,  zoologischen,  chemischen  und  physi- 
kalischen Institute  sowie  beim  botanbc/ten  Laboratorium; 
in  Prag  deutsch:  Je  1  Stipendium  beim  botanischen  (SOO  Kronen),  beim  p/lanzenphysiohgisciten 

und  zoologischen  f400  Kronen)  Institute; 
in  Prag  böhmisch:  Je  1  Stipendium  beim  pßanxenpkysiologischen  (600  Kronen),  beim  botanischen 

(SOO  Kronen),  beim  chemischen  und  zoologischen  (ä  400  Kronen)  Institute; 
in  Krakau:  Je  /  Stipendium  beim  vergleichend-anatomischen,  pßanxenphysiologischen  und  geolo- 
gischen Institute  ä  600  Kronen; 
in  Lemberg:  1  Stipendium  per  600  Kronen  beim  physikalischen  Institute. 

*)  Von  der  hier  vorgesehenen  Anzeige  der  Stipenäienverleihut^  an  das  KU  Min,  hat 
es  seither  das  Abkommen  gefunden, 

*)  Chemische  Stipendien  bestehen  gegenwärtig:  in  Wien  4  ä  800  Kronen,  in  Prag 
deutsch,  Innsbruck,  Oraz,  Lemberg,  Krakau  und  Czernowitz  1  ä  600  Kronen,  in 
Prag  böhmisch  I  ä  800  Kronen,  Jedes  mit  einem  für  den  Stipendisten  bestimmten  Dotations- 
mschiffi  per  400  Kronen, 
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ad  a)  und  b) :  an  der  Wiener  und  Prager  Universität,  wo  bereits  medizi- 
nische Fakultäten  bestehen,  zur  praktischen  Ausbildung  in  der  Chemie  je 
zwei  Stipendien  mit  jährlichen  400  Gulden  kreiert  und  dem  bezüglichen 
Laboratorium  für  jeden  solchen  Stipendisten  ein  Dotationszuschuß  von  jähr- 
lichen 200  Gulden  zugestanden  werde.  Es  wurde  zugleich  ag.  gestattet, 
daß  unter  den  im  weiteren  Verlaufe  angedeuteten  Bedingungen  auch  Stipen- 
dien in  größerem  Betrage  zum  Besuche  auswärtiger  Laboratorien  zuerkannt 
werden   dürfen. 

ad  c),  d),  e),  f) :  daß  auch  die  Universität  (zu  Graz,  Innsbruck,  Lemberg, 
Krakau)  unter  der  Voraussetzung  eines  zweckmäßig  eingerichteten  Labora- 
toriums ermächtigt  sei,  von  Fall  zu  Fall  ausnahmsweise  einen  befähigten 
Kandidaten,  wenn  sich  eben  ein  solcher  vorfindet,  zur  Beteilung  mit  der- 
artigen Stipendien  im  Betrage  jährUcher  300  Gulden  —  unter  nachzuweisen- 
den Verhältnissen  auch  mit  jährlichen  400  Gulden  —  dem  Ministerium  in 
Vorschlag  zu  bringen,  wobei  dem  bezüglichen  Laboratorium  für  jeden  solchen 
Stipendisten  ebenfalls  ein  Dotationszuschuß  von  jährlichen  200  Gulden  zu- 
gestanden  ist. 

ad  a)  und  b) :  Für  den  Fall,  als  von  dieser  Universität  einer  oder  der 
andere  besonders  befähigte  Kandidat  im  Laufe  des  gedachten  Dezenniums 
zur  Beteilung  mit  einem  solchen  Stipendium  in  Vorschlag  gebracht  werden 
sollte,  werden  derselben  die  für  die  erwähnten  Hochschulen  ausgesetzten 
und  in  solchen  Fällen  auch  von  dieser  Universität  einzuhaltenden  Grund- 
sätze und  Bedingungen  der  Verleihung  zur  geraden  Richtschnur  bekannt- 
gegeben. 

[zu  b):  Dagegen  sind  die  mit  Ah.  Entschl.  vom  19.  November  1854 
für  die  Prager  Universität  bewilligten  zwei  Stipendien  von  je  300  Gulden 
nach  dem  Austritte  der  gegenwärtig  im  Genüsse  derselben  befindlichen 
Stipendisten    einzuziehen ;] 

ad  a)  bis  f) :  Der  Genuß  eines  der  neukreierten  Stipendien  wird  einem 
einzelneu  Kandidaten  auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren  zugestanden  und  es 
ist  bei  Verleihung  derselben  womöglich  in  solcher  Art  vorzugehen,  daß  alle 
Jahre  eines  der  zwei  systemisierten  Stipendien  verliehen  werden  kann. 

Als  Bedingung  zur  Erlangung  eines  solchen  Stipendiums  hat  vor  allem 
eine  bereits  erprobte  Befähigung  des  Kandidaten  für  praktische  Chemie 
zu  gelten,  wenn  nebstdem  zugleich  die  erforderliche  allgemeine  Bildung  und 
die  völlige  Tadellosigkeit  des  moralischen  und  politischen  Verhaltens  des 
Kandidaten  gehörig  ausgewiesen  werden  kann. 

Der  Vorschlag  zur  Verleihung  solcher  Stipendien  hat  zunächst  von 
dem  Universitätsprofessor  der  Chemie,  der  die  bemerkte  erprobte  Befähigung 
des  Kandidaten  für  praktische  Chemie  zu  verbürgen  im  stände  ist,  auszu- 
gehen und  ist,  mit  den  erforderlichen  Nachweisungen  über  die  Erfüllung 
der  obigen  Bedingungen  ausgestattet,  im  Wege  der  bezüglichen  akademischen 
Behörden  zur  Genehmigung  an  das  Kultus-  und  Unterrichtsministerium 
zu  leiten.  Die  politische  Landesbehörde  hat  in  Betreff  der  Beschaffenheit 
des  moralischen  und  staatsbürgerlichen  Verhaltens  der  in  Vorschlag  ge- 
brachten Kandidaten  Auskunft  zu  erteilen.  Dem  mit  einem  solchen  Stipen- 
dium  Beteilten  steht  für  die   Dauer  des  ihm  zuerkannten  Stipendiums  die 
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Wahl  eines  anderen  chemischen  Laboratoriums  als  jenes,  an  dem  er  das 
Stipendium  genießt,  nicht  zu. 

Zur  Betetlung  mit  Reisestipendien  bis  zum  Betrage  jährlicher 
1000  Gulden  oder  ausnahmsweise  unter  besonders  rücksichtswürdigen  Um« 
standen  in  einem  —  jedoch  der  besonderen  Ah.  Genehmigung  vorbehaltenen 
—  höheren  Betrage,  um  zur  völligen  Ausbildung  in  der  Chemie  den  Besuch 
auswärtiger  Universitäten  von  gegründetem  Rufe  im  Gebiete  der  Chemie 
zu  ermöglichen,  dürfen  auf  dem  angedeuteten  Wege  nur  besonders  aus- 
gezeichnete, bereits  durch  zwei  Jahre  im  Genüsse  eines  inländischen 
Stipendiums  gestandene  Kandidaten  von  besonderer  Befähigung  in  Vor- 
schlag gebracht  werden;  der  erste  Vorschlag  hiezu  hat  zunächst  vom 
Fachprofessor  auszugehen,  in  dessen  Laboratorium  der  mit  einem  solchen 
Reisestipendium  zu  BeteHende  bisher  mit  dem  Genüsse  eines  Stipendiums 
arbeitete.  Der  in  den  Genuß  eine  solchen  Reisestipendiums  Gesetzte  hat 
die  Verpflichtung,  während  seines  Aufenthaltes  im  Auslande  eben  diesem 
Professor  über  die  Art  seines  Studienganges  und  die  gewonnenen  Erfolge 
von  Zeit  zu  Zeit  die  Anzeige  zu  erstatten.  Dem  bezüglichen  Professor 
selbst,  der  durch  seinen  Vorschlag  ohnehin  für  die  fruchtbare  Verwendung 
eines  solchen  Reisestipendiums  zunächst  verantwortlich  ist,  liegt  dagegen 
ob,  von  den  wesentlichsten  Ergebnissen  der  Studien  eines  solchen  Stipendisten 
das  Ministerium  in  die  Kenntnis  zu  setzen. 

Die  politische  Landesstelle  hat  diese  gedachten  Stipendien,  sowie  den 
für  jeden  solchen  Stipendisten  bewilligten  Dotationszuschuß  von  jährlichen 
200  Gulden  über  besondere  Weisung  des  Ministeriums  aus  dem  Studienfonde 
flüssig  pi  machen. 

Bezüglich  auf  die  bemerkten  Vorbereitungs-  (nicht  auch  Reise-) 
Stipendien  hat  der  betreffende  Professor  der  Chemie  die  Quittungen  über 
die  einzelnen  Stipendiumsraten  als  Zeichen,  daß  der  Kandidat  durch  den 
Erfolg  seiner  Beteiligung  an  chemischen  Arbeiten  des  Stipendiumsgenusses 
würdig  sei,  mit  seiner  Unterschrift  zu  versehen,  ohne  welche  eine  solche 
Rate,  mit  Ausnahme  der  Ferienmonate,  wo  eine  solche  Legalisierung  nicht 
erforderlich  ist,  nicht  ausgezahlt  werden  darf. 

Der  Antrag  auf  etwaige  Entziehung  eines  solchen  bereits  verliehenen 
Stipendiums  ist  auf  demselben  Wege  hiemit  einzubringen,  auf  welchem  die 
Verleihung  stattfand. 

Np.  252. 

Ans  dem  Staatsmlnlsterlalerlasse  vom  3.  April  1864,  Z.  3229/K.  U., 

an  den  Statthalter  für  Niederösterreich, 
(betreffend  die  Stipendien  für  Mathematik  an  der  Wiener  Universität). 

Vorbemerkung:  Mit  Ah»  Entschl,  vom  5.  November  1816  (StHD  vom  11.  November  1816, 
Z.  2501,  POS  BtL  44,  Nr.  170)  wurden  je  2  Stipendien  ä  300  Qulden  W,  W.  =  120  Qulden  AC.  M, 
Jär  Studierende  der  höheren  Mathematik  und  der  Astronomie  systemisiert,  deren  Wiederverteihung 
mit  MinErL  vom  9.  August  1852,  Z.  7538,  genehmigt  und  deren  Betrag  mit  MinErl,  vom  3.  April  1864 
Z  3229  K.  U,  (Ah.  EntschL  vom  28.  März  1864)  aaf  300  Qulden  ö.  W.  erhöht  wurde.  QUichxeiüg 
wurden  die  vom  philosophischen  ProfessorenkoUegium  in  Wien  beantragten  Bedingungen  ßir  die 
Verieihung  dieser  Stipendien  (von  denen  derzeit  nur  mehr  eines  ä  600  Kronen  besteht)  genehmigt. 
(EHßfi  der  n.  ö.  Statthalterei  vom  17.  April  1864,  Z.  14.723).    Diese  Bedingungen  sind: 
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1.  Die  Stipendien  der  höheren  Mathematik  werden  von  Jahr  zu  Jahr 
ausgeschrieben,  wenn  der  Dekan  sich  nicht  bestimmt  findet,  auf  das  all- 
fällige  Gesuch  eines  bisherigen  Stipendisten  um  Fortgenuß  der  Unterstützung 
sofort  einzugehen  und  dasselbe  vor  das  Professorenkollegium  zu  bringen. 

2.  Ein  damit  beteüter  Hörer  kann  das  Stipendium  im  ganzen  höchstens 
durch  sechs  Semester  genießen,  wobei  es  gleichgültig  ist,  wie  viele  Semester 
mit  oder  ohne  sonstige  Unterstützung  er  außerdem  an  der  Universität  zu- 
gebracht hat. 

3.  Diejenigen  Studierenden,  welche  um  Verleihung  eines  solchen  Sti- 
pendiums ansuchen,  müssen  wenigstens  ein  Semester  als  ordentliche  Uni- 
versitätshörer mathematische  Kollegien  bereits  besucht  und  ihre  rühmliche 
Verwendung  im  Fache  bewiesen  haben,  können  aber  bei  besonderer  Würdig- 
keit auch  nachträglich  für  dieses  bereits  absolvierte  Semester  die  Unter- 
stützung erhalten,  wenn  das  Stipendium  zu  jener  Zeit  schon  erledigt  war. 

4.  Zum  Fortgenusse  des  Stipendiums  gehört  Semester  für  Semester  der 
Nachweis  ausgezeichneten  Erfolges  in  den  hauptsächlichsten  mathematischen 
Gegenständen,  für  welche  der  Stipendist  inskribiert  ist 

5.  Der  Stipendist  hat  wenigstens  sechs  Stunden  wöchentlich  Kollegien 
über  reine  oder  angewandte  höhere  Mathematik  zu  besuchen,  wobei  auch 
wiederholt  von  ihm  frequentierte  Kollegien  unter  der  Bedingung  mitzählen, 
daß  ein  entschiedener  weiterer  Fortschritt  des  Petenten  in  den  betreffenden 
Materien   nachgewiesen  wird. 

6.  Die  Zuhaltung  der  Punkte  4  und  5  überwacht  der  Stipendienreferent, 
und  bezeugt  entweder  deren  Erfüllung  durch  seine  Unterschrift  auf  den 
bezüglichen  Quittungen,  oder  verweigert  diese  im  Gegenfalle  und  zeigt 
dies  dem  Dekane  an. 

7.  Der  durch  die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  zu  bestätigende  Vorschlag  erfolgt 
vom  Dekane  im  Einverständnisse  mit  den  betreffenden,  d.  h.  denjenigen 
Professoren  und  Privatdozenten  mathematischer  Fächer,  deren  Vorträge  der 
Petent  im  bereits  abgelaufenen  Semester  besucht  hat,  sowie  derjenigen 
Dozenten,  deren  mathematische  Kollegien  er  etwa  zur  Zeit  seines  Ge- 
suches frequentiert. 

8.  Obige  Bestimmungen  sind  von  Fall  zu  Fall  am  schwarzen  Brette 
den  Studierenden  bekanntzugeben.^) 


Nr.  253. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  23.  Angnst  1870,  Z.  7844, 

an  das  Wiener  medizinische  Professorenkollegium, 
(betreffend  das  Reglement  ffir  den  chirurgischen  Operationskurs  in  Wien). 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  7.  August  1870 
für  die  an  den  beiden  chirurgischen   Kliniken  der  medizinischen   Fakultät 

^)  Derzeit  bestehen  für  das  Studium  der  Mathematik  folgende  JahresstiperuUen:  in  Wien 
1  ä  600  Kronen;  in  Prag  (deutsch  und  böhmisch)  fixr  die  mathematisch-physikalische  Fachgruppe 
Je  1  ä  600  Kronen;  in  Lemberg  3  ä  320  Kronen;  ferner  in  Krakau  (fOr  Physik)  1  ä  600  Kronen, 
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in  Wien  bestehenden  Operationsinstitute,  i)  das  im  Anschlüsse  mitfolgende 
Reglement   ag.   zu  genehmigen   geruht. 

Reglement. 

§  1.  Jeder  Angehörige  eines  der  im  Reichsrate  vertretenen  Länder, 
welcher  sich  mit  dem  an  einer  österreichischen  Universität  erlangten  Diplom 
eines  Doktors  medicinae  et  chirurgiae  und  die  bei  den  beiden  chirurgischen 
Rigorosen  erhaltenen  Calculi  „gut",  „sehr  gut"  oder  „ausgezeichnet"  aus- 
weisen kann,  ist  berechtigt,  sich  für  die  Stelle  eines  Operateurszöglings  zu 
melden. 

§  2.  Diese  Meldung  muß  bei  dem  Dekanate  des  medizinischen  Pro- 
fessorenkollegiums in  der  Zeit  vom  1.  bis  15.  Juni  schriftlich  unter  Bei- 
legung des  Diploms  und  der  Zeugnisse  über  die  obengedachten  Calculi 
geschehen.  Diejenigen,  welche  auf  eines  der  kaiserlichen  Stipendien  reflek- 
tieren, haben  dies  in  ihrem  Gesuche  ausdrücklich  auszusprechen.  Diejenigen, 


*)  Operathns/nstitute  an  den  Kliniken  bestehen  mit  besonderen  Statuten  (Reglements) 
und  Instruktionen  filr  die  OperaÜonszöglinge: 

In  Wien:  bei  den  ehirurgisehen  Kliniken:  KUMErL  vom  23.  August  1870,  Z.  7944,  (Ah, 
EntsehL  vom  7.  August  1870J,  womit  ein  neues  Reglement  Jur  den  chirurgischen  Operations- 
kurs  erlassen  und  eugleidi  (§  13)  die  früher  übliche  Diplomierung  der  Operationssöglinge 
attfgehoben  wurde;  betreff  des  Verbotes  des  „Operateur" -Titels  vgl.  KUMErl.  vom 
IZ  September  1898,  Z.  23.130  (s.  Nr.  691);  6  Zöglingsstipendien  ä  630  Kronen  aus 
Staatsmitteln;  die  übrigen  (In  der  Regel  8)  Stellen  ex  proprüs; 

bei  den  geburtshilflichen  Kliniken:  KUMErl.  vom  lö.JuU  1882,  Z.  9642,  respektive 
vom  8.  Oktober  1891,  Z.  16.523;  Instruktion  ßir  die  Freguentanten:  KUMErl.  vom 
17.  Februar  1883,  Z.  1995;  abgedruckt:  österr.  Saniiätsw.,  IV.  Jahrgang,  S.  91; 

bei  den  okullstischen  Kliniken:  KUMEH.  vom  28.  Oktober  1994,  Z.  23.233,  und 
vom  19.  Oktober  1895,  Z.  23396  (respektive  vom  18.Juü  1896,  Z.  8299);  Je  1  Stipendium 
ä  600  Kronen; 
Im  wesentlichen  mit  gleichen  Reglements  wie  in  Wien  bestehen  Ooerationslnstitute : 
in  Prag  (deutsch  und  böhmisch):  an  den  chirurgischen  Kliniken:  KUMErl.  vom  18.  Dezem- 
ber 1874,  Z.  17.516  (Sipendien:  Erlaß  vom  30.  Juli  1883,  Z.  11.856); 

bei  der  deutschen  geburtshilflich-gynäkologischen  Klinik:  KUMErl,  vom 
9.  April  1900,  Z.  35.077;  1  Stipendium  ä  600  Kronen; 

bei  der  deutschen  okullstischen  Klinik:  KUMErl.  vom  1.  Oktober  1998,  Z.  23.703; 
bei  der  böhmischen  okulistischen   Klinik:   KUMEH.   vom  29.   Dezember  1902, 
2L38.2t9. 

in  Graz:  bei  der  chirurgischen  KUnik:  KUMErL  vom  31.  Mai  1897,  Z.  9596;  Reglement: 
MinErl.  vom  5.  November  1887,  Z.  19Ji26,  abgeändert  mit  ErL  vom  4.  November  1992, 
Z.  24352;  1  Stipendium  ä  600  Kronen; 

an  der  okullstischen  KUnik:  KUMErL  vom  9.  Juni  1993,  Z.  10Ji23;  Stipendium: 
Erlaß  vom  19.  Märe  1994,  Z.  2047;  1  Stipendium  ä  600  Kronen; 

an  der  geburtshilflich-gynäkologischen  KUnik:  KUMErl.  vom  25.JuU  1994, 
Z.  14.197;  Dienstordnung:  Ertqß  vom  20.  Jänner  1902,  Z.  38M17;  2Stipendlen  ä  300  Kronen; 
in  Innsbruck:  bei  der  chirurgischen  KUnik:  KUMErL  vom  31.  Oktober  1990,  Z.  6146 
(respektive  vom  12.  Dezember  1873,  Z.  16.212);  2  Stipendien  ä  600  Kronen; 

bei  der  geburtshilflich-gynäkologischen  KUnik:  KUMEri.vom  6.  Oktober  1888, 
Z.  19J909; 

bei  der  okullstischen  KUnik:  KUMErl.  vom  17.  Oktober  1996,  Z.  16.420;  iStipendlum 
ä  600  Kronen; 

in  Krakau:  bei  der  chirurgischen   KUnik:    KUMErt.    vom   22.  November  1883,  Z.  15367; 
1  Stipendium  ä  600  Kronen. 
Für  mehrere  Operationsinstitute  bestehen  auch  Stipendien  aus  Landesmitieln. 
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welche  eines  der  Landesstipendien  erhalten  wollen,  haben  sich  nach  den 
in  den  betreffenden  Kronlandern  diesfalls  bestehenden  Verordnungen  bei 
den  Landesausschüssen  zu  melden,  welche  alle  belegten  Gesuche  dem 
Dekanate  des  medizinischen  Professorenkollegiums  in  der  Zeit  vom  1.  bis 
15.  Juni  übermitteln  werden. 

§  3.  Alle  Kandidaten  haben  in  Gegenwart  der  beiden  Vorstände  inner- 
halb der  Zeit  vom  15.  Juni  bis  1.  Juli  ein  Examen  aus  der  topographischen 
Anatomie  abzulegen  und  eine  Operation  an  der  Leiche  auszuführen. 
Das  Resultat  dieser  Prüfung  hat  einen  bestimmenden  Einfluß  auf  den 
Vorschlag  der  Vorstände.  Haben  sich  diese  darüber  geeinigt,  welche  von  den 
Kandidaten  mit  Stipendien  beteilt  werden  sollen  und  welche  zum  Eintritte 
in  den  Kursus  aus  eigenen  Mitteln  geeignet  sind,  so  erstatten  sie  den  Vor- 
schlag an  das  Professorenkollegium.  Dieses  verleiht  die  Stellen  und  legt  die 
Verhandlung  durch  seinen  Dekan  dem  Ministerium  des  Unterrichtes,  und 
bezüglich  der  Landesstipendierten  den  Landesausschüssen  zur  Bestätigung  vor. 

§  4.  Die  Stellen  werden  auf  ein  Jahr  verliehen,  sie  können  aber  und 
mit  ihnen  der  Genuß  des  Stipendiums  auf  ein  zweites  und  selbst  auf  ein 
drittes  Jahr  auf  den  Antrag  des  Vorstandes  verlängert  werden.  Dieser 
Antrag  ist  für  Stipendisten  2  (zwei)  Monate  vor  Ablauf  des  Jahreskursus 
beim  Professorenkollegium  einzubringen,  damit  der  Dekan  in  den  Stand 
gesetzt  werde,  die  Anzeige  hievon  rechtzeitig  der  Statthalterei  und  den 
Landesausschüssen  behufs  der  Anweisung  der  Kasse  zu  erstatten. 

§  5.  Der  Antrag  auf  die  Verlängerung  auf  ein  drittes  Jahr  ist  dem 
Ministerium  des  Unterrichtes  und  bezüglich  der  Landesstipendierten  den 
Landesausschüssen  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

§  6.  Ist  der  Vorstand  nicht  in  der  Lage,  in  das  Ansuchen  um  eine  Ver- 
längerung einzugehen,  so  hat  er  beim  Professorenkollegium  den  Antrag  auf 
Abweisung  zu  stellen,  welches  hierüber  entscheidet  und  seine  Entscheidung 
durch  den  Dekan  dem  Ministerium  des  Unterrichtes  oder,  bei  Landesstipen- 
dierten dem  Landesausschusse  zur  Bestätigung  vorlegt. 

§  7.  Die  Zöglinge  haben  mit  dem  1.  Oktober  ihre  Funktionen  anzu- 
treten und  sich  dem  Dü-ektor  des  k.  k.  allgemeinen  Krankenhauses  vor- 
zustellen. 

§  8.  Dieselben  haben  allen  Anordnungen  des  Vorstandes  Folge  zu 
leisten  und  können  wegen  wiederholter  Nachlässigkeit  in  ihrem  Dienste, 
sowie  wegen  Widersetzlichkeit  und  ungebührlichen  Betragens  auf  Antrag 
des  Vorstandes  vom  Professorenkollegium  sofort  aus  ihrer  Stellung  ent- 
fernt werden.  Hievon  ist,  falls  es  Stipendisten  betrifft,  den  bezüglichen 
Behörden  unter  Angabe  der  Motive  die  Anzeige  zu  machen. 

§  9.  Dieselben  sind  den  Assistenzärzten  der  Klinik,  an  welcher  sie 
funktionieren,  in  dienstlichen  Angelegenheiten  untergeordnet. 

§  10.  Um  es  den  Vorständen  der  Institute  zu  ermöglichen,  ihrer  Ver- 
pflichtung gemäß  die  Zöglinge  zu  tüchtigen  Chirurgen  heranzubilden,  und 
namentlich,  um  die  Stipendisten  nicht  durch  eine  zu  große  Anzahl  von 
Zöglingen  ex  propriis  an  Operationsmateriale  zu  beeinträchtigen,  soll  die 
Zahl  der  zu  gleicher  Zeit  auf  einem  der  Institute  fungierenden  Operateurs 
und  Zöglinge  die  Zahl  acht  in  der  Regel  nicht  überschreiten. 
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§  11.  Die  stipendierten  Zöglinge  sind  ohne  Rücksicht  auf  die  Ferien 
zu  ihrem  Dienste  verpflichtet  und  sind  angewiesen,  um  einen  Urlaub  bei 
ihrem  Vorstande  anzusuchen. 

§  IZ  Die  kaiserlichen  Stipendien  werden  in  monatlichen  Raten  gegen 
eine  von  einem  der  Vorstände  der  Institute  kontrasignierte  Quittung  aus- 
bezahlt 

§  13.  Die  bisher  übliche  Diplomierung  der  Operateurs- 
zöglinge hat  zu  unterbleiben,^)  es  ist  jedoch  den  Vorständen  der 
Institute  nicht  benommen,  ihren  Zöglingen  auf  deren  Wunsch  ein  privates 
schriftliches  Zeugnis  über  ihre  Verwendung  am  Institute  auszustellen.^) 


Np.  264. 

Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  5.  Jnli  1897,  Z.  17.656, 

an  die  LandessteUen  in  Niederösterreich,  Böhmen,  Steiermark,  Tirol  und 

Galizien, 
(betreffend  den  Vorgang  bei  Bestellung  von  Operationszöglingen  an 

den  Kliniken). 

Nach  den  ho.  genehmigten  Bestimmungen  (Reglements,  Statuten)  für 
die  an  einzelnen  Kliniken  bestehenden  Operationsinstitute  bedürfen  die 
Beschlüsse  der  medizinischen  Professorenkollegien  wegen  Verleihung  der 
Operationszöglingsstellen,  sowie  der  für  dieselben  bestimmten  Staatsstipen- 
dien der  ho.  Bestätigung,  um  welche  unter  Vorlage  der  Verhandlungsakten 
im  Wege  der  Landesstelle  anher  einzuschreiten  ist. 

In  der  Oberzeugung,  daß  seitens  der  Professorenkollegien  bei  der  Ver- 
leihung dieser  Stellen  und  insbesondere  der  bestehenden  Operateurstipen- 
dien stets  mit  der  größten  Gewissenhaftigkeit  und  mit  Berücksichtigung 
der  tüchtigsten  und  den  geforderten  Qualifikationsbedingungen  ent- 
sprechenden Bewerber  vorgegangen  wird,  finde  ich  zu  genehmigen,  daß  in 
Hinkunft  von  der  Einholung  einer  solchen  ho.  Bestätigung  für  die  betreffenden 
Fakultätsbeschlüsse  abgesehen  und  den  Professorenkollegien  die  Bestellung 
der  ex  propriis-Zöglinge  und  unter  Beachtung  der  für  die  Demonstratorstipen- 
dien')  bestehenden  Modalitäten  auch  die  Verleihung  der  ärarischen  Operateur- 
stipendien überlassen  bleibe. 

Rücksichtlich  der  Verleihung  von  etwa  bestehenden  Landesstipendien, 
bei  der  ausnah  ms  weisen  Aufnahme  von  Bewerbern,  wekhe  die  geforderten 
Qualifikationsbedingungen  nicht  vollständig  erfüllt  haben,  sowie  bezüglich 
der  etwaigen  Belassung  von  Operateurszöglingen  über  die  normierte  Ver- 
wendungsdauer hat  es  bei  den  bisher  geltenden  Bestimmungen  zu  ver- 
bleiben. 


>)  Betreffs  des  Verbotes  der  Führung  des  Titels  „Operateur**  s.  KUMErL  vom  12.  Septem- 
ber 1898,  Z.  23.130  (s.  Nr.  691). 

*)  Über  den  Vorgping  bei  Ausstellung  solcher  Verwendungszeugnisse  s.  KUMErl.  vom 
8,  Oktober  1898,  Z.  97  ex  1807  (s.  Nr.  348J. 

•)  VgL  Nr.  250. 
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Um  die  Anweisung  der  verliehenen  Stipendien  wird  bei  Euer  .  .  .  un- 
mittelbar einzuschreiten  sein. 

Sollten  Euer  .  .  .  mit  Rucksicht  auf  das  politische  oder  moralische 
Verhalten  des  Betreffenden  Bedenken  tragen,  mit  der  Anweisung  des  Stipen- 
diums vorzugehen,  so  wird  vorerst  anher  zu  berichten  sein. 

Von  dem  Inhalte  dieses  Erlasses  wollen  Euer  .  . .  das  Dekanat  der 
medizinischen  Fakultät  .  .  .  zur  entsprechenden  Danachachtung  in  Kenntnis 
setzen. 


Nr.  256. 

Erlaß  des  Mlnlstsrliuns  fflr  K.  a.  U.  Tom  25.  Dezember  1897. 

Z.  31.993. 

an  den  Statthalter  für  Böhmen, 

(betreffend  den  Vorgang  bei  der  Verleitanng  von  Zöglingsstellen  und 
Staatsstipendien  an  den  klinischen  Operationsinstitttten). 

Aus  Anlaß  einer  Anfrage  wird  eröffnet,  daß  der  ho.,  allen  medizinischen 
Fakultäten  zur  Kenntnis  gebrachte  Erlaß  vom  5.  Juli  1897,  Z.  17.656,  die 
Intention  verfolgt,  daß  bei  der  Verleihung  von  Zöglingsstellen  und  Staats- 
stipendien bei  den  an  einzelnen  Kliniken  bestehenden  Operations- 
instituten, sofern  nach  den  für  diese  geltenden  Bestimmungen  (Statuten, 
Reglements),  die  Einholung  einer  besonderen  ho.  Genehmigung  erforder- 
lich war,  in  Hinkunft  von  der  Erwirkung  einer  solchen  Bestätigung  der  be- 
treffenden Fakultätsbeschlüsse  Umgang  genommen  werde. 

Da  nach  den  Statuten  für  die,  an  der  dortigen  deutschen  medizinischen 
Fakultät  bestehenden  Operationsinstitute  die  obige  Voraussetzung  nicht  ge- 
geben ist,  so  hat  es  selbstverständlich  bei  dem  bisher  beobachteten  Vorgang 
zu  verbleiben. 


VL  Universitäts-Kanzlei,  -Quästur  und  -Gebäude- 
inspektion. 


1.  Die  Universitäts-Kanzlei  und  -Quästur. 

a)  Organisation  der  Universitäts-Kanzlei  und  -Quästur. 

Nr.  256. 

Dekret  der  k.  k.  Hofkammer  Tom  20.  November  1835,  Z.  45.233, 

an  alle  politischen  Länderstellen, 
(wegen  Einführung  der  Kanzleipauschalien  bei  höheren  Stndienanstalten). 

Se.  k.  k.  Majestät  haben  über  eine  gemachte  a.  u.  Anfrage  mit 
Ah.  Entschl.  vom  21.  Mai  d.  J.  die  Einführung  der  Kanzleipauschalien 
auch  bei  allen  Unterrichts-  und  höheren  Lehranstalten  anzuordnen  geruht 

Man  ist  nunmehr  in  Bezug  auf  die  hiebei  zu  beobachtenden  Grundsätze 
mit  der  k.  k.  Studienhofkommission  in  folgendem  übereingekommen: 

1.  Die  Pauschierung  hat  sich  nur  auf  jene  Unterrichts-  und  höheren 
Lehranstalten  zu  beschränken,  die  auf  Kosten  öffentlicher  Fonde  erhalten 
werden  und  wo  die  Bestreitung  der  Auslagen  nicht  im  Wege  der  Privat- 
konkurrenz oder  aus  Lokalquellen  geschieht. 

2.  Zur  Pauschierung  sind  geeignet  die  in  den  §§3  und  4  der  Ah.  sank- 
tionierten Bestimmungen  bezeichneten  Objekte^)  nebst  den  Druck-  und  Buch- 
binderarbeiten, wozu  jedoch  die  anzuschaffenden  Prämienbücher  nicht  ge- 
hören, ferner  die  in  dem  §  9  der  erwähnten  Bestimmungen  aufgeführten 
Lokalitätserfordernisse,^)  insofern  bei  diesen  Anstalten  das  Bedürfnis  derselben 
obwaltet. 

3.  Von  diesen  Lokalitätserfordernissen  ist  jedoch  die  Beheizung  in  der 
Regel  ausgeschlossen,  und  nur  da,  wo  bei  den  Anstalten  ganz  eigene,  ab- 
gesonderte Kanzleien  bestehen,  oder  die  Vorsteher  ihre  Amtsgeschäfte  in 
ihren  eigenen,  ganz  allein  für  diese  Geschäfte  bestimmten  Zimmern  ver- 
richten, kann  auch  die  Beheizung,  soweit  bisher  die  Aufrechnung  derselben 
gestattet  oder  ein  Aversum  bewilligt  ist,  in  die  Pauschierung  einbezogen 
werden;  sowie  auch  die  übrigen  etwa  bereits  wirklich  bestehenden  Be- 
heizungspauschalien nach  Umständen  fortbestehen  können. 

4.  Von  der  Pauschierung  sind  ferner  ausgeschlossen  jene  Kanzleierfor- 
dernisse, welche  hie  und  da  auf  Kosten  der  Anstalt  an  die  Schüler  abgegeben 
weiden. 

5.  Wo  bereits  Geldpauschalien  bestehen,  ist  nachzuweisen,  auf  welchen 
Verordnungen  und  auf  welcher  Basis  sie  beruhen,  und  ob  nicht  bei  den- 

*)  In  den  §§  3  und  4  der  mit  Ah,  EntsehL  vom  8,  November  1829  genehmigten  Bestimmungen, 
beirrend  die  Festsetzung  von  Qeldpauschalien  für  die  bisher  in  natura  erfolgten  Kanzlei' 
erfordtmisse  werden  die  dem  Verbrauche  und  die  bloß  einer  Abnützung  unterliegenden  Oegeu' 
stände  (eigenOidte  Kanzleierfordenüsse)  und  im  §  9  die  aligemeinen  Lokalitätserfordemisse,  wie 
z.  B,  die  für  die  Beheizung,  Beleuchtung  und  Reinigung  benötigten  Utensilien,  aufgezättU, 
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selben  mit  Rücksicht  auf  die  gegenwärtigen  Verhältnisse  eine  Änderung 
einzutreten  hätte. 

Im  übrigen  haben  bei  Ausmittlung  der  Kanzleipauschalien  für  die  ge- 
dachten Anstalten  die  bereits  bestehenden  Pauschierungsvorschriften  zu  gelten, 
und  es  ist  nur  noch  zu  bemerken,  daß  bei  Berechnung  der  Auslagen  nach 
dem  vorgeschriebenen  dreijährigen  Durchschnitte  die  letzten  drei  Jahre  1833, 
1834,  1835,  jedoch  mit  Rücksicht  auf  die  bei  einigen  Artikeln  in  den  Jahren 
1834  und  1835  als  ungewöhnlich  hoch  anzunehmenden  Preise  als  Maßstab 
anzunehmen  sind;  wobei  es  sich  übrigens  von  selbst  versteht,  daß  bei  jeder 
einzelnen  Anstalt  auch  nachzuweisen  sein  wird,  inwiefern  die  Abstellung 
der  nachmittägigen  Amtsstunden,  von  welcher  eine  bedeutende  Ersparung 
an  Beleuchtungs-  oder  Beheizungsauslagen  abhängt,  tunlich  sei  oder  nicht 

Hienach  wird  das  (die)  ....  aufgefordert,  alsogleich  die  erforderlichen 
Erhebungen  einzuleiten  und  die  Verfügung  zu  treffen,  daß  von  der  dortigen 
Provinzialpauschierungskommission  in  Bezug  auf  die  Bestimmung  neuer, 
oder  Regulierung  schon  bestehender  Kanzleigeldpauschalien  für  alle  in  der 
Provinz  befindlichen  Unterrichts-  und  höheren  Lehranstalten  geeignete  Vor- 
schläge erstattet  und  selbe  mit  einem  gründlichen  Gutachten,  und  zwar 
mit  tunlichster   Beschleunigung   anher   vorgelegt   werden. 


Np-  257. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  fOr  K.  o.  U.  vom  11.  Oktober  1850, 

Z.  8718. 

an  das  Universitätskonsistorium  in  Wien,  den  akademischen  Senat  der  Uni- 
versität zu  Prag,  Krakau,  Lemberg,  (Olmütz),  Innsbruck,  Graz, 

(betreffend  die  provisorische  Regulierung  der  Universitätskanzlei  und 

-Qttästur).') 

Die  Funktionen  des  Quästors  sind  aus  dem  Gesetze  über  die  Kollegien- 
gelder ^)  und  aus  der  neuen  Studienordnung s)  klar  zu  entnehmen. 

Die  Katalogisierung  und  das  Geschäft  der  Evidenzhaltung  der  Studie- 
renden sollen  hienach  von  den  Dekanaten  an  die  Quästur  übergehen, 
und  bei  der  Ausfertigung  von  Universitätszeugnissen  und  Duplikaten  (§§  67 
und  68  der  Studienordnung)  s)  das  Dekanat  die  Mitwirkung  des  Quästors 
in  Anspruch  nehmen  können. 

Die  Gebarung  mit  den  Kollegiengeldern  und  das  sonstige  Kassa-  und 
Verrechnungswesen  konzentriert  sich  in  der  Quästur. 

Im  übrigen  bleiben  die  Geschäfte  des  Dekanates  dieselben  wie  bisher, 
ohne  daß  die  Universitätskanzlei  und  Quästur  diesfalls  in  einem  höheren 
Grade  als  bisher  in   Anspruch  genommen   werden  darf. 

Ober  die  Natur  des  zu  treffenden  Provisoriums  weise  ich  die  akademi- 
schen Behörden  an  den  §  48  des  provisorischen  Gesetzes  über  die  Kollegien- 
gelder. 2) 

^)  über  die  Bezüge  und  Stellung  des  Universitätsquästurspersonales  s.  Nr.  262,  beziehungs- 
weise für  die  Wiener  Universität  Nr.  251. 
«)  s.  Nr.  391.  —   »)  s.  Nr.  365. 
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Vereinigt  dasjenige  Individuum,  welches  zum  Quästor  designiert  wird, 
etwa  derzeit  mehrere  Funktionen  in  sich,  so  ist  in  Erwägung  zu  ziehen, 
ob  und  inwieweit  dieselben  noch  fernerhin  mit  der  Stellung  und  mit  den 
Pflichten  des  Quästors  vereinbar  sind,  und  nach  Ausscheidung  derjenigen, 
welche  sich  als  inkompatibel  darstellen,  entweder  weil  sie  selbst  zu  viele 
Zeit  in  Anspruch  nehmen,  oder  weil  sie  leicht  in  Kollision  mit  den  Obliegen- 
heiten des  Quästors  treten  können,  sind  über  die  Einleitungen  zur  künftigen 
Versehui^  derselben  die  geeigneten  Anträge  an  das  Unterrichtsministerium 
(nach    Umständen  an  den  Statthalter)   zu  machen. 

Die  innere  Geschäftseinteilung  für  die  Kanzlei  und  Quästur^)  ist  in  der 
Tendenz  zu  entwerfen,  daß  sie  nicht  bloß  auf  die  Bedürfnisse  und  Verhältnisse 
des  nächsten  Studienjahres,  sondern  auf  eine  längere  Dauer  berechnet  und 
dabei  den  durch  die  zu  gewinnenden  Erfahrungen  bedingten  Verbesserungen 
leicht  zugänglich  sei. 

Der  Quästor  wird  jedenfalls,  wenn  über  seine  definitive  Stellung  ent- 
schieden sein  wird,  einen  seinen  fixen  jährlichen  Bezügen  gleichkommenden 
Betrag  als  Kaution  zu  erlegen  haben.') 

Bis  dahin  kann  jedoch  nach  dem  Ermessen  (des  Universitätskonsisto- 
riums) des  akademischen  Senates  von  einer  solchen  Kaution  Umgang  ge- 

*)  Dienstinstruktionen  für  das  Unlversitäiskamlel-  und  Quästurspersonale. 

Urmeniiäi  Wien: 

DU  derzeit  JOr  die  Kanzlei  der  Wiener  Universität  geltende  Amtsinstntktion  beruht  auf 
dem  MinErL  vom  21.  Juni  1976,  Z.  7803.  Die  mit  MinErL  vom  27.  Dezember  1875,  Z.  20.233, 
genehmigte  Amtsinstruktion  Jür  die  Universitätsquästur  wurde  durch  die  MinErL  vom  31.  Dezem- 
ber  1888,  Z.  25M8,  und  vom  30.  April  1891,  Z.  6640,  teilweise  f§§  22,  26,  30)  abgeändert. 

Universität  Oraz: 

Die  Instruktion  Jür  den  Universitätssekretär  und  den  Universitätsofßzial  steht  auf  Qrund 
Beschlusses  des  akademischen  Senates  vom  2t.  Oktober  1876  in  Geltung.  Die  Amtsvorschri/t 
und  Verrechmingsinstruktion  für  die  Quästur  erhielt  mit  MinEri.  vom  15.  Oktober  1881,  Z.  10.704, 
die  Oenehmigang. 

Universität  Innsbruck: 

Die  Dienstinstruktion  für  den  Universitätssekreiär  wurde  mit  MinEri.  vom  10.  JuU  1891, 
Z.  12139,  jene  für  den  Offizial  und  Kamlisten  mit  MinEri.  vom  22.  Mai  1876,  Z.  5649,  und  jene 
für  die  UniversHätsquästur  mit  dem  MinEri.  vom  11.  August  1875,  Z.  7845,  genehmigt. 

Universität  Prag  (de utschj : 

Die  Instruktion  für  das  Kanzleipersonale  sowie  die  Amtsinstruktion  für  den  Quästor  und 
eine  Verechnungsinstruktion  für  die  Quästur  fanden  mit  dem  MinEri.  vom  13.  April  1893,  Z.  4155, 
die  Genehmigung, 

Universität  Prag  (böhmisch): 

Die  Amtsinstruktion  für  das  Kanzleipersonale  (Kamleidirektor ,  Quästor,  Offizial  und 
Kanzlisten)  wurde  mit  MinErL  vom  27.  funi  1890,  Z.  3242,  genehmigt. 

Universität  Krakaa: 

Mit  MinEri.  vom  6.  funi  1851,  Z.  2703,  wurde  der  vorgelegte  Entwurf  einer  Amisinstruktion 
für  die  Krakauer  Univeratätskanzlei  und  Quästur  zur  Oenehmigung  geeignet  befunden. 

Universität  Lemberg: 

Die  Amisinstruktion  für  die  akademischen  Hilfsämter  (Universitätskanzleipersonale)  wurde 
mU  MinEri.  vom  15.  Mai  1882,  Z.  7057,  genehmigt. 

Universität  Czernowitz: 

Die  Instruktion  für  das  Kanzleipersonale  erhielt  mit  MinEri.  vom  3.  März  1879,  Z.  2860, 
die  Oenehmigung. 

*)  Vgl.  Anmerkung  ')  auf  S.  247. 
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nommen  werden,  soweit  es  sich  um  die  Verwendung  eines  Mannes  handelt, 
welcher  bereits  längere  Zeit  im  Dienste  der  Universität  sich  verwendet 
hat,  oder  dessen   Verläßlichkeit  sonst  hinlänglich  bewährt  ist. 


Np.  258. 
Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  o.  U.  vom  24.  Juni  1853,  Z.  5600/40, 

an  sämtliche  Landeschefs, 
(betreffend  die  ttnentgeltliche  Betellung   mit  dem  Reichsgesetzblatte 

und  den  Landesregierungsblättem). 

Um  die  nach  Vorschrift  des  Ah.  Patentes  vom  27.  Dezember  1852, 
RGBNr.  260,  mit  Rücksicht  auf  die  Beschaffenheit  und  den  Umfang  der 
Behörden  mit  Beschränkung  auf  das  strengste  Amtsbedürfnis  vorzunehmende 
Beteilung  der  1.  f.  Behörden  und  sonstigen  Anstalten  mit  dem  Reichs- 
gesetzblatte und  den  Landesregierungsblättern  nach  einem  gleichförmigen 
Maßstäbe  zu  ordnen,  ist  zunächst  der  Grundsatz  aufgestellt  worden,  daß  die 
obgedachte  Beteilung  nie  als  eine  Beteilung  der  bei  der  Behörde  oder  der 
Anstalt  angestellten  Individuen,  sondern  immer  nur  als  eine  Beteilung  des 
Amtes  und  der  Anstalt  selbst  anzusehen  sei. 

Nach  diesem  Gesichtspunkte  ist  jede  1.  f.  Behörde  und  jede  selbständige 
Expositur  einer  solchen  mit  je  einem  Exemplar  für  den  Vorsteher,  für 
jeden  Vizepräsidenten,  für  die  Registratur,  für  die  etwa  vorhandene  Amts- 
bibliothek, endlich  für  den  Vorsteher  jedes  bei  der  Behörde  bestehenden 
selbständigen  Geschäftsdepartements  oder  Referates,  deren  Amtsberuf  auch 
die  Kenntnis  der  außer  dem  eigenen  Kronlande  gültigen  Reichsgesetze 
und  Verordnungen  bedingt,  zu  beteilen. 

Im  Sinne  dieses  Grundsatzes  wurde  hinsichtlich  der  der  Leitung  des 
Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  unterstehenden  Institute  und  Funktio- 
näre insbesondere  anerkannt,  daß  nicht  nur  jede  höhere  Unterrichtsanstalt 
als  solche  mit  je  einem  Exemplar  des  Reichsgesetzblattes  zu  beteilen  sei, 
sondern  daß  auch  jedem  öffentlichen  Lehrer  der  Rechts-  und  Staatswissen- 
schaften ein  Exemplar  zur  Verfügung  gestellt  werde,  und  daß  diese  Beteilung 
auch  bis  zu  jenem  Zeitpunkte  zurück,  wo  die  Beteilung  der  genannten 
Professoren  mit  dem  Reichsgesetzblatte  aufgehört  hatte,  nämlich  bis  zurück 
zum  1.  Juli  1851,  auszuführen  sei.  Demgemäß  wird  die  Beteilung  mit 
dem  Reichsgesetzblatte,  soweit  das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht 
hierauf  Einfluß  zu  nehmen  berufen  ist,  sich  zu  erstrecken  haben  auf: 

a)  alle  akademischen  Senate; 

b)  alle  Professorenkollegien  sämtlicher  Universitäten; 

c)  alle  Professoren  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakul- 
täten ; 

d)  alle   Professoren  der  k.   k.   Rechtsakademien; 

e)  alle  Universitäts-,  Rechtsakademischen  und  Landes-Bibliotheken ; 

f)  alle  theologischen  Fakultäten,  Diözesan-  und  Klosterlehranstalten 
für  den  Professor  des  Kirchenrechtes  und  sämtliche  bischöfliche  Kon- 
sistorien ; 
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g)  alle  chirurgischen  Lehranstalten; 

h)  alle  Professoren  der  Staatsarzneikunde  an  Universitäten  und  chirur- 
gischen  Lehranstalten ; 

i)  die  evangelisch-theologische  Fakultät  in  Wien; 

k)  die  theresianische  Akademie; 

1)  das  polytechnische  Institut  in  Wien,  die  technischen  Institute  in 
Prag,  Brunn,  Lemberg,  Krakau,das  Joanneum  in  Graz,  [die  Josefs-lndustrie- 
schule   in   Pest]   und  die   nautischen   Akademien; 

m)  die  gelehrten  Gesellschaften,  welche  Staatsinstitute  oder  mit  diesen 
in  Verbindung  sind; 

n)  die  Konsistorien  augsburgischer  und  helvetischer  Konfession  in  Wien. 

Für  die  Beteilung  mit  Exemplaren  der  Landesregierungsblätter  ist  als 
Regel  zu  betrachten,  daß  dieselbe  hinsichtlich  des  Landesregierungsblattes 
des  respektiven  Kronlandes  in  der  Art  zur  Ausführung  zu  bringen  sein  wird, 
daß  jede  Behörde  und  jede  Anstalt,  welche  an  der  Beteilung  mit  dem 
Reichsgesetzblatte  partizipiert,  ebensoviele  Exemplare  vom  Landesregierungs- 
blatte des  eigenen  Kronlandes  im  Wege  der  Beteilung  zu  empfangen  hat, 
als  sie  nach  Maßgabe  der  weiter  oben  angeführten  Bestimmungen  Exem- 
plare des  Reichsgesetzblattes  erhalt. 

Außerdem  wiid  auch  jedem  der  Departementsvorsteher  (Referenten), 
jedem  selbständigen  Funktionär,  und  vom  Standpunkte  des  Kultus-  und 
Unterrichtsministeriums,  insbesondere  jedem  Dekanate,  jedem  Pfarramte, 
jedem  Gymnasium  und  jeder  Realschule  ein  Exemplar  des  Landesregierungs- 
blattes  in  den   entsprechenden   Landessprachen   zuzuweisen   sein. 

Nachdem  es  sich  nur  um  die  Anwendung  dieser  Bestimmungen  und 
zu  diesem  Ende  um  Zusammenstellung  des  Bedarfes  des  Reichsgesetzblattes 
und  der  Landesregierungsblätter  der  der  Leitung  des  Ministeriums  für  Kultus 
und  Unterricht  unterstehenden  Behörden  und  Anstalten  der  einzelnen 
Kronländer  und  um  Anfertigung  neuer  Bedarfskonsignationen  handelt,  nach 
welchen  die  Beteilung  schon  mit  der  eintretenden  zweiten  Jahreshälfte 
der  Publikation  des  Reichsgesetzblattes  und  der  Landesregierungsblätter 
zur  Ausführung  zu  bringen  sein  wird,  so  werden  Euer  .  .  .  eingeladen, 
die  Zusammenstellung  dieses  Verzeichnisses  ungesäumt  in  der  Art  zu  ver- 
anlassen, daß  aus  demselben  sowohl  jede  einzelne  Behörde,  Person  und 
Anstalt,  die  nach  Maßgabe  der  obangeführten  grundsätzlichen  Bestimmungen 
an  der  Beteilung  mit  dem  Reichsgesetzblatte  und  dem  Landesregierungs- 
blatte des  Kronlandes  teilnehmen  wird,  als  auch  die  Anzahl  der  Exemplare, 
die  zur  normalmäßigen  Beteilung  voraussichtlich  erforderlich  ist,  mit  aller 
Bestimmtheit  und  mit  genauer  Angabe  der  Adresse  der  Behörden  und 
des  Postamtes,  wohin  die  Sendungen  des  Reichsgesetzblattes  künftig  zu 
geschehen  haben,  dann  mit  Angabe  der  Sprachausgaben,  in  welchen  das 
Landesregierungsblatt  zuzuweisen  sein  wird,  ersichtlich  sei. 

Für  die  Vollständigkeit  und  Zuverlässigkeit  dieser  Bedarfskonsignation 
wollen  Euer  .  .  .  um  so  mehr  gefällige  Fürsorge  treffen,  als  eine  Abänderung 
derselben,  wenn  sie  einmal  an  das  Justizministerium  geleitet  ist,  im  kurzen 
Wege  nicht  mehr  zulässig,  sondern  durch  das  Justizministerium  oder,  wenn 
sie  Landesregierungsblätter  beträfe,  durch  das  Ministerium  des  Innern  einzu- 

Universltfttsgesetze.  16 
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leiten  sein  würde.  Gleichwie  übrigens  Euer  ...  für  den  Fall,  daß  es  nach 
den  besonderen  Verhältnissen  des  Landes  angezeigt  schiene,  die  besprochene 
Beteilung  mit  dem  Reichsgesetzblatte,  dem  Landesregierungsblatte  des 
eigenen  Kronlandes  oder  auch  mit  dem  Landesregierungsblatte  angrenzender 
Kronländer  auf  Behörden,  Funktionäre  oder  Anstalten  auszudehnen,  die 
in  den  vorstehenden  Bestimmungen  zwar  nicht  ausdrücklich  erwähnt,  jedoch 
in  der  allgemeinen  Maxime  unzweifelhaft  inbegriffen  wären,  die  motivierte 
Aufnahme  derselben  in  die  Bedarfskonsignation  nicht  unterlassen  mögen, 
so  wollen  Euer  .  .  .  rücksichtlich  des  den  juridischen  Professoren  gemachten 
Zugeständnisses  nachträglicher  Beteilung  mit  den  vom  1.  Juli  1851  an  er- 
schienenen Stücken  des  Reichsgesetzblattes  die  Verfügung  treffen,  daß  der 
bezügliche  Bedarf,  soweit  die  nachträgliche  Zusendung  in  dem  Wunsche 
der  Beteiligten  liegt  und  den  Zweck  der  Vervollständigung  einer  zwar  unter- 
brochenen, jedoch  bestehenden  Sammlung  haben  kann,  ermittelt,  und  in 
einem  besonderen  Verzeichnis,  und  zwar  für  die  Zeit  vom  1.  Juli  1851 
bis  1.  Dezember  1852  mit  Beifügung  der  gewünschten  Sprachausgaben,  vom 
1.  Jänner  1853  angefangen  aber  bis  Ende  Juni  1.  J.  nur  in  deutscher  Allein- 
ausgabe ersichtlich  gemacht  werde. 

Schließlich  erübrigt  noch.  Euer  .  .  .  auf  die  durch  den  nahen  Beginn 
der  Wirksamkeit  der  neuen  Beteilungsmodalitäten  herbeigeführte  Notwendig- 
keit der  tunlichsten  Beschleunigung  der  Zusammenstellung  und  Vorlage 
der  besprochenen  Verteilungsausweise  mit  dem  Beisatze  aufmerksam  zu 
machen,  daß  man  dieser  Vorlage  zuverlässig  bis  zum  25.  k.  M.  entgegensehe. 


Np.  259. 

Erlaß  des  Mlnlsterlnms  f flr  K.  u.  U.  vom  12.  April  1859,  Z.  343/KUM, 

an  sämtliche  Statthaltereien,  Statthaltereiabteilungen  und  Landesregierungen, 

(womit  zur  Erzielung  einer  strengeren  Ordnung  bei  Sammlung  und  Auf- 
bewahrung des  Reichs-  und  Landesgesetzblattes,  sowie  zur  Regelung 
des  Vorganges  bei  Reklamationen  einzelner  Stücke  dieser  Qesetzesblätter 

Anordnungen  getroffen  werden). 

Infolge  gemachter  Wahrnehmungen,  daß  bei  der  Sammlung  und  Auf- 
bewahrung des  Reichs-  und  Landesgesetzblattes  häufig  nicht  mit  der  ge- 
hörigen Sorgfalt  und  Ordnung  vorgegangen  wird  und  hiedurch  zu  späte  oder 
unberechtigte  Reklamationen  nach  einzelnen  Stücken  der  Gesetzblätter  ver- 
anlaßt werden,  findet  man  sich  bestimmt,  zur  Hintanhaltung  dieser  Obel- 
stände  und  zur  Erzielung  einer  strengen  Ordnung  bei  Sammlung  und  Auf- 
bewahrung, sowie  ziu*  Regelung  des  Vorganges  bei  Reklamationen  einzelner 
Stücke  dieser  Gesetzblätter  der  k.  k.  .  .  .  zur  weiteren  Anweisung  der 
gemäß  des  hierortigen  Erlasses  vom  24.  Juni  1853,  Z.  5600,^)  mit  den 
genannten  Gesetzblättern  beteilten  Lehranstalten,  Institute  und  Organe  analog 
mit  den  diesfalls  von  den  Ministerien  der  Justiz  und  der  Finanzen  an  die 
denselben  untergeordneten  Behörden  und  Organe  ergangenen  Erlässen  nach- 
stehende Anordnungen  bekanntzugeben: 

1)  s.  Nr.  258. 
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Die  zur  Verteilung  kommenden  Exemplare  des  Reichsgesetz-  und 
Landesregierungsblattes  bilden  stets  ein  Amtseigentum  der  damit  beteilten 
Lehranstalt,  des  damit  beteilten  Institutes  oder  Organes,  sind  in  das  Inventar 
einzustellen  und  niemals  als  ein  Privateigentum  dessen  zu  betrachten, 
welchem  dieselben  zur  Benützung  übergeben  wurden.  Nach  Abiauf  eines 
Jahres  sind  die  Exemplare  einzubinden. 

Die  Vorsteher  der  Lehranstalten,  Institute  und  anderer  Organe  haben 
festzusetzen,  wer  aus  dem  ihnen  unterstehenden  Personale  für  die  Ordnung 
bei  der  Sammlung  und  Aufbewahrung  dieser  Gesetzblätter  verantwortlich 
gemacht  wird;  ist  keine  derlei  Bestimmung  getroffen,  so  sind  jene  Vor- 
steher für  die  Abgänge  ersatzpflichtig.  Reklamationen  sind  längstens 
binnen  vier  Wochen  nach  dem  Tage  der  Ausgabe  eines  Stückes,  von 
oder  im  Wege  jenes  Organes,  an  welches  die  unmittelbare  Einsendung 
von  der  Hof-  und  Staatsdruckerei  erfolgt,  an  diese  Staatsanstalt  zu  richten, 
welche  in  diesem  Falle  die  Nachlieferung  unentgeltlich  besorgen  wird. 

Nach  Ablauf  dieses  Termines  kann  das  abgängige  oder  ein  Ersatz  für 
das  mangelhafte  Stück  nur  gegen  gleichzeitige  Entrichtung  des  Verschleiß- 
preises von  Seite  des  an  der  verspäteten  Reklamation  Schuldtragenden  be- 
zogen werden. 

Wenn  dem  Angehörigen  einer  Lehranstalt,  eines  Institutes  oder  eines 
anderen  Organes  für  Kultus  und  Unterricht  ein  Exemplar  der  genannten 
Gesetzblätter  übergeben  war,  ist  im  Falle  seines  Dienstaustrittes  oder  seiner 
Versetzung  dafür  zu  sorgen,  daß  das  Exemplar  noch  vor  seinem  Abgange 
vollständig  übergeben  werde,  im*  Falle  seines  Ablebens  aber  ist  sich  von 
der  Vollständigkeit  des  Amtsexemplares  die  Oberzeugung  zu  verschaffen 
und  nötigenfalls  zu  veranlassen,  daß  dessen  Erben  die  in  seinem  Nachlasse 
befindlichen  Gesetzblätter  an  jenes  Organ,  bei  dem  sich  der  Verstorbene 
befand,  übergeben  und  den  entsprechenden  Ersatz  für  den  allfälligen  Ab- 
gang leisten. 

Nach  denselben  Grundsätzen  ist  auch  bezüglich  der  übrigen  Gesetz- 
und  Verordnungsblätter  mit  den  aus  der  Natur  derselben  sich  ergebenden 
Änderungen  vorzugehen. 

Np.  260. 

Erlaß  des  MiBlsterlnms  fflr  K.  d.  U.  vom  18.  Aupst  1859,  Z.  823/KUM, 

an  die  Statthalterei  für  Böhmen, 
(womit  der  Ministerialerlaß  vom  12.  April  1859,  Z.  343/KUM,  betreffend 
die  Sammlung  und  Aufbewahrung  des  Reichs-  und  Landesgesetzblattes, 

erläutert  wird). 

Die  der  unterm  1.  Juni  1.  J.,  Z.  21.063,  vorgelegten,  im  Anschlüsse 
zurückfolgenden  Eingabe  des  Professorenkollegiums  der  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Fakultät  in  betreff  der  Haftung  der  mit  dem  Reichsgesetz- 
und  Landesregierungsblatte  beteilten  einzelnen  Professoren  für  die  gehörige 
Aufbewahrung  und  die  Vollständigkeit  der  gedachten  Gesetzsammlungen  zu 
Grunde  liegende  Annahme,  als  wären  die  den  einzelnen  Professoren  im 
Wege  der  amtlidien  Verteilung  zukommenden   Exemplare  als  ihr  Privat- 

16* 
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eigentum  zu  betrachten,  ist  nach  dem  entgegengesetzten  Ausspruche  des 
ho.  Erl.  vom  24.  Juni  1853,  Z.  5600,i)  zu  berichtigen. 

Es  hat  daher  die  ho.  Vdg.  vom  12.  April  1.  J.,  Z.  343/KUM,8)  auch 
auf  obige  Exemplare  volle  Anwendung  zu  finden,  was  insbesondere  rück- 
sichtlich der  obbezeichneten  Haftung  der  Beteilten  in  dem  Umfange  zu 
gelten  hat,  in  welchem  die  fragliche  Zusendung  seit  dem  ho.  Erl.  vom 
24.  Juni  1853  die  Natur  und  Bestimmung  einer  Beteilung  des  Amtes  und 
der  Stelle  angenommen  und  aufgehört  hat,  eine  persönliche  Begünstigung 
gewisser  Angestellter  zu  sein. 

Die  beteilten  Professoren,  welche  sich  im  Besitze  der  Sammlung  befinden 
oder  deren  ordnungsmäßige  Übergabe  von  ihren  Vorgängern  im  Amte  zu 
verlangen  berechtigt  und  verpflichtet  waren,  werden  daher  gelegenheitlich 
der  Aufrichtung  oder  Ergänzung  des  Amtsinventars  die  Vollständigkeit  der 
bezüglichen  Sammlungen  auf  ihre  Kosten  gegen  etwaige  Regreßnahme  im 
obbezeichneten  Umfange  der  Haftung  zu  vertreten   schuldig  sein. 

Betreffend  die  Anfrage  über  die  Verpflichtung,  die  Exemplare  nach 
Weisung  des  Erlasses  vom  12.  April  1.  J.  einbinden  zu  lassen,  und  wovon 
die  bezüglichen  Kosten  zu  bestreiten  sind,  ist  dem  Professorenkollegium  zu 
bedeuten,  daß  von  der  erstgedachten  Vorschrift  aus  Rücksichten  der  Evidenz« 
haltung  und  Sicherung  des  Bestandes  und  der  Vollständigkeit  der  betreffenden 
Sammlungen  keine  Ausnahme  zulässig  ist. 

In  Absicht  auf  die  Deckung  des  bezüglichen  Aufwandes  wird  sich^ 
wenn  die  beteilten  Professoren  —  ungeachtet  der  überwiegenden  Vorteile, 
welche  ihnen  aus  der  geregelten  Überkommung  und  freien  Benützung  (die 
selbst  die  Einzeichnung  von  Noten,  Verweisungen  usw.  nicht  ausschließt) 
gegenüber  den  geringen  Kosten  des  Einbindens  erwachsen  —  die  Über* 
nähme  oder  die  Vergütung  der  letzteren  in  Anspruch  nehmen  sollten,  nach 
den  Bestimmungen  des  Erlasses  vom  12.  April  1.  J.,  beziehungsweise 
nach  dem  zu  richten  sein,  was  in  betreff  der  Amtsexemplare  des  akademi* 
sehen  Senates  und  der  Professorenkollegien  eingeführt  ist. 

Anmerkung:  Sämtliche  Jahrgänge  der  deutschen  Ausgabe  des  Reichsges§i^^aties  vom 
Jahre  1849  ab  und  sämtliche  Jahrgänge  der  anderen  sieben  Spruchaasgaben  fiiaiienisck,  bdhmisch^ 
polnisch»  ruihenisch,  slowenisch,  kroatisch  und  rumänisch)  vom  Jahre  IBIO  ab  sind  um  den  Ver- 
schleißpreis  (ein  Viertelbogen  zu  2  h)  aus  dem  Verlage  derk.k.  Hof'  und  Staatsdruckerei  zu  beziehen. 


Np.  261. 

ins  dem  Erlasse  des  Mlnlsterlams  fOrK.  n.  U.Tom28.  Aupstl872. 

Z.  10.417. 

an  1.  das  Universitätskonsistorium  in  Wien,  2.  den  Statthalter  für  Niederösterreich» 
(betreffend  die  Organisierung  des  Beamten*^)  und  Besoldiuigsstatus  ^) 

der  Wiener  Universitätsquästur), 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  20.  August  I.  J. 
ag.  zu  genehmigen  geruht,  daß  der  Beamten-^)  und  Besoldungsstatus  ^)   der 

»)  s.  Nr.  258.  —  *)  5.  Nr.  259. 

•)  Dieser  Erlaß  wurde  durch  §  3  der  MüiVdg.  vom  24,  Oktober  1875,  Z.  17.140,  MVBNr,  49 
(s,  Nr.  262),  in  Bezug  auf  den  Status  der  Quästursbeamten  aufrechterhalten, 

*)  Fär  das  Ausmqß  der  Bezüge  des  QuästurspersonaUs  sind  gegenwärtig  mqßgebend:  äi& 
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Wiener  Universitätsquästur  definitiv  organisiert  und  in  nachstehender  Weise 
gegliedert  werde: 

1.  Ein  Quästor  mit  [eintausendzweihundert  (1200)  Qulden  Jahresgehalt 
und  250  Gukieti  Quartiergekl,  und]  dem  Range  nach  der  IX.  Diätenklasse. 

2.  Ein  Quästurskontrollor  mit  [eintausend  (1000)  Gulden  Jahresgehalt 
und  200  Guklen   Quartiergeld  und]  dem  Range  nach  der  X.  Diätenklasse. 

3.  Ein  erster  Quästursoffizial  mit  [achthundert  (800)  Gulden  Jahresgehalt 
und  150  Gulden  Quartiergeld  und]  dem  Range  nach  der  XI.  Diätenklasse. 

4.  Ein  zweiter  Quästursoffizial  mit  [sechshundert  (600)  Gulden  Jahres- 
gehalt und  150  Gulden  Quartiergeld  und]  dem  Range  nach  der  XI.  Diäten- 
klasse   und 

5.  ein  Quästursdiener  mit  [vierhundert  (400)  Gulden  Jahresgehalt  und 
einer  Naturalwohnung  oder  100  Gulden  Quartiergeld  und]  einer  Dienst- 
kleidung.^) 


Np.  262. 

Terordnnng  des  Ministers  für  K.  d.  U.  vom  24.  Oktober  1875, 

Z.  17J40,  MTBNr.  49, 

betreffend  die  Bezfige  und  Stellung  des  Kanzleipersonales  der  öster- 
reichischen Universitäten. 

Auf  Gnuid  der  Ah.  Entschl.  vom  23.  Oktober  1875  finde  ich  zu  ver- 
ordnen,  wie  folgt: 

§  1.  Die  Kanzlei-  und  Quästursgeschäfte  an  den  österreichischen  Univer- 
sitäten werden  von  Kanzleidirektoren,  Universitätssekretären,  Quästoren, 
Offizialen  und  Kanzlisten  besorgt. 

§  2.  Die  Kanzleidirektoren  stehen  in  der  VIII.,  die  Universitäts- 
sekretare und  die  Quästoren  in  der  IX.,  die  Offiziale  in  der  X.,  die  Kanzlisten 
in  der  XI.  Rangsklasse  und  genießen  die  diesen  Rangsklassen  ent- 
sprechenden Bezüge.') 

§  3.  An  der  Universität  Wien  besteht  der  Status  der  Kanzleibeamten 
aus:  1  Kanzleidirektor,  1  Offiziat  und  1  Kanzlisten.  Rücksichtlich  der 
Quästur  verbleibt  es  bei  der  infolge  der  Ah.  Entschl.  vom  20.  August  1872 
(MinErl.  vom  28.  August  1872,  Z.  10.417)»)  durchgeführten  Systemisierung. 


Bestimnauigen  des  Gesetzes  tom  19.  September  1998,  RQBNr.  172  fs.  Nr.  268J  und  die  Ver- 
ordnung des  Oesamiministeruuns  vom  14,  Mai  1873,  RQBNr.  74,  betreffend  die  Aktivitätszulagen 
(s.  Anmerkung  ^)  bei  Nr.  97). 

>)  VgU  Nr.  2B6  und  Nr.  299. 

*)  Die  Oehalisbezäge  der  Kanzlei'  und  Qudstursbeamten  sind  durch  das  Gesetz  vom 
19.  September  1898,  RGBNr.  172  fs,  Nr.  268J  und  die  Aktivitätszuiagen  derselben  durch  die  Ver- 
ordnung des  Gesamtministeriums  vom  14.  Mai  1873,  RGBNr.  74  fs.  Anmerkung  *)  bei  Nr.  97), 
normiert. 

Der  Status  dieser  Beatjpien  hat  im  Laufe  der  Jahre  an  einzelnen  Universitäten  eine  Ver- 
mehrung erfahren  und  wurden  einzelne  ad  personam  in  höhere  Rangsklassen  eingereiht. 

»)  5.  Nr.  251. 
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Der  Status  der  Kanzleibeamten  in  Prag^)  besteht  aus  1  Kanzleidirektor, 
1  Quästor,  1  Offizial  und  1  Kanzlisten. 

An  den  Universitäten  Innsbruck,  Graz,  Krakau,  Lemberg  besteht  das 
Kanzleipersonale  aus  1  Universitätssekretär,  1  Offizial  und  1  Kanzlisten, 
an  der  Universität  Czernowitz  aus  1  Universitätssekretär  und  1  Kanzlisten. 

Außerdem  ist  in  Wien,  Krakau  und  Lemberg  je  ein  ständiger  Diumist 
zu  verwenden  und  kann  auch  an  den  anderen  Universitäten  bei  ein- 
tretendem Mehrbedarf  an  Arbeitskräften  eine  ausnahmsweise  Aufnahme  von 
Diurnisten  für  das  Schreibgeschäft  stattfinden. 

Eigene  Quästoren  bestehen  nur  an  den  Universitäten  Wien  und  Prag; 
an  den  übrigen  Universitäten  werden  die  Quästorsgeschäfte  von  dem 
Offiziale  oder  Kanzlisten  besorgt. 

§  4.  Die  Kanzleidirektoren  und  Universitätssekretäre  werden  auf  Vor- 
schlag des  akademischen  Senates  vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht 
ernannt. 

Die  Ernennung  der  übrigen  Kanzleibeamten  steht  dem  akademischen 
Senate  gegen  die  einzuholende  Bestätigung  des  Landeschefs  zu.^) 

§  5.  Die  Disziplinargewalt  über  die  Beamten  der  Universitätskanzlei 
wird  in  erster  Instanz  vom  Rektor  und  akademischen  Senate  nach  Maßgabe 
der  Bestimmungen  über  die  Disziplinarbehandlung  der  landesfürstlichen  und 
der  denselben  gleichgestellten   Beamten  und  Diener')    ausgeübt. 

§  6.  Zur  Erlangung  der  Stelle  eines  Kanzleidirektors  oder  Universitäts- 
sekretärs ist  der  Nachweis  der  absolvierten  juristischen  Studien  und  der 
mit  Erfolg  abgelegten  theoretischen  Staatsprüfungen  erforderlich. 

Zur  Erlangung  der  übrigen  Beamtenstellen  genügt  der  Nachweis  der 
absolvierten  Gymnasialstudien ;  der  mit  den  Quästurgeschäften  zu  betrauende 
Beamte  hat  sich  über  die  abgelegte  Staatsprüfung  aus  der  Staatsrechnungs- 
wissenschaft auszuweisen. 

Ausnahmen  von  den  vorstehenden  Bestimmungen  können  nur  vom 
Minister  für  Kultus  und  Unterricht  zugelassen  werden. 

§  7.  Die  von  einzelnen  Beamten  der  Universitätskanzlei  anläßlich  von 
Promotionen  usw.  bisher  genossenen  Taxbezüge*)  werden  durch  die  gegen- 
wärtige Verordnung  nicht  berührt;  dagegen  haben  die  bisher  gewährten 
regelmäßigen  Remunerationen,  wie  namentlich  jene  für  die  Besorgung  der 


')  Mit  MüiErl.  vom  4,  August  1882,  Z.  888/KUM,  wurde  genehmigt,  dqß  an  der  Universität 
mit  böhmischer  Vortragsspradie  in  Prag  voHSuflg  ein  Kamleiäirektor,  ein  Quästor  und  ein  KanzUst 
mit  den  ihnen  systemm^ßig  nach  Mqßgabe  der  Ministerialverordnung  Ober  das  KanzlelpersonaU 
an  Universitäten  zukommenden  Bezügen  bestellt  werde.  Im  Falle  dieses  Personale  nicht  ausreichen 
würde,  sollte  zunächst  durch  Aufnahme  eines  Diurnisten  für  die  Dauer  des  Bedarfes  entsprechend 
Vorsorge  getroffen  werden.  —  S,  auch  Anmerkung  *)  attf  5.  2i5, 

*)  Mit  Rücksicht  auf  den  Wortlaut  dieser  auf  Qrund  Ah,  Scßilt^ßfassung  beruhenden 
Ministerialverordnung  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dqß  die  dem  akademischen  Senate  zustehenden 
Ernennungen  der  Universitätskanzleibetunten  erst  durch  die  Bestätigung  seitens  des  Landeschefs 
ihre  Rechtswirksamkeit  erlangen,  Hienach  bestimmt  sieh  auch  der  Zeitpunkt  der  Anweisung  der 
Bezüge  (MinErL  vom  17,  Mai  1886,  Z,  4635J. 

•)  s,  Nr,  295  und  Nr,  18  (§  19), 

*)  Die  noch  derzeit  an  einzelnen  Universitäten  bestehenden  Taxbezäge  werden  suceessive 
nach  Mqßgabe  der  Erledigung  des  betreffenden  Dienstpostens  zu  Gunsten  des  Universitätskanzlei' 
fondes  aufgelassen. 
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Quästurgeschäfte  zu  entfallen,  insofern  sie  nicht  als  Honorar  für  spezielle, 
nicht  zu  den  regelmäßigen  Verpflichtungen  des  betreffenden  Beamten  ge- 
hörige Leistungen  (Gebäudeinspektion  usw.)  anzusehen  sind. 

§  8.  Die  mit  den  Quästurgeschäften  zu  betrauenden  Beamten  haben 
eine  Kaution  zu  erlegen,    deren  Höhe  vom  Landeschef  festgestellt  wird.^) 

§  9.   Diese  Verordnung  tritt  mit  1.  Jänner  1876  in  Wirksamkeit. 


Np.  263. 

Terordnimg  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  28.  Febroar  1877. 

Z.  21.091  ex  1876.  MTBNr.  5  ex  1877. 

an  sämtliche  unterstehende  Behörden,  Institute  und  Anstalten, 

betreffend   die    vorschriftsmißige    Befestigung,   Oberschreibung  und 

Dttrchstreichnng  der  Stempelmarken. 

Anläßlich  des  vom  k.  k.  Finanzministerium  wiederholt  wahrgenommenen 
Umstandes,  daß  von  k.  k.  Kassen  Quittungen  zur  Auszahlung  übernommen 
worden  sind,  auf  welchen  die  skalamäßigen  Stempelmarken  zwar  ange- 
bracht, aber  nicht  in  Gemäßheit  des  §  3  der  Verordnung  vom  28.  März 
1854,  RGBNr.  70,  befestigt  und  überschrieben  waren,  werden  im  Einver- 
nehmen mit  dem  genannten  Ministerium  zur  Erzielung  eines  gleichmäßigen 
Voi^anges  bei  Befestigung,  Oberschreibung  und  Durchstreichung  der  Stempel- 
marken die  diesfalls  bestehenden  Vorschriften  zur  genauen  Befolgung  nach- 
stehend in  Erinnerung  gebracht. 

Gemäß  §  21  des  Gebührengesetzes,  §  3  der  Verordnung  vom  28.  März 
1854,  RGBNr.  70,  und  Finanzministerialerlaß  vom  14.  Dezember  1858, 
RGBNr.  231,  sind  die  Stempelmarken  auf  dem  Papiere  zu  befestigen,  ehe 
die  stempelpflichtige  Urkunde  niedergeschrieben  wird,  daher  jede  Stempel- 
marke,  wekdie  nachträglich  über  die  Schrift  selbst  befestigt  wurde,  als  nicht  vor- 
handen angesehen  werden  muß.  Von  der  Schrift  muß  wenigstens  eine  Zeile, 
nie  aber  die  Oberschrift  (Titel)  oder  Unterschrift  über  die  Marke  unter 
dem  Stempelzeichen  in  gerader  Linie  fortlaufen,  mithin  die  Marke  auf 
dem  farbigen  Felde  überschrieben  werden. 

Beini  Gebrauche  von  Blanketten  muß  die  Marke  an  einer,  für  die 
Handschrift  aufgesparten  Stelle  so  befestigt  werden,  daß  von  der  Handschrift 
wenigstens  eine  Zeile  über  die  Marke  geht. 

Die  Marke  mittelst  einer  Stampiglie  zu  Überdrucken,  statt  sie  zu 
überschreiben,  ist  dem  Stempelpflichtigen  nicht  gestattet  (Erlaß  vom  1.  De- 
zember 1854,  RGBNr.  306). 

Nach  §  14  der  Verordnung  vom  28.  März  1854  ist  die  Stempelmarke 
als  nicht  vorhanden  anzusehen  und  die  Quittung  als  nicht  gestempelt  zu 

>)  Durch  das  Gesetz  vom  IB.  JuU  1903,  RQBSr,  203  (MVB,  des  Ministeriums  für  K.  u,  U, 
Nr.  46J,  wurde  die  Verpflichtung  der  mit  Geld-  und  Materialgebarung  betrauten  StaatsangesteUten 
zur  Leistung  von  Dienstkautionen  und  die  Verbindlichkeit  der  Frauen  von  in  Verrechnung  stehen- 
den Staatsbeamten  sur  Einlegung  von  Vertichtsurkunden  aufgehoben.  VgL  auch  die  Verordnung 
des  FiaemzministertumSt  betreffend  die  Durchfährung  dieses  Gesetzes  (MVB.  des  Ministeriums  für 
K.  u.  U.  Nr.  47  ex  1903). 
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behandeln,  wenn  die  Stempelmarke  nicht  vorschriftsmäßig  befestigt  und 
überschrieben  ist,  wenn  ein  Teil  davon  fehlt,  oder  wenn  Markenbestandteiie 
getrennt  und  wieder  zusammengesetzt  worden  sind,  sie  mögen  von  derselben 
Stempelmarke  herrühren  oder  nicht. 

Nach  §  8  der  angeführten  Verordnung  müssen  die  Stempelmarken 
unverletzt  sein  und  keine  Spuren  einer  bereits  geschehenen  Verwendung 
an  sich  tragen. 

Ist  der  Verdacht  vorhanden,  daß  die  zu  den  Quittungen  verwendeten 
Stempelmarken  bereits  gebraucht  worden  sind,  so  sind  sie  der  k.  k.  Hof- 
und  Staatsdruckerei  unmittelbar  wegen  Prüfung  und  Abgabe  des  Befundes 
zu  übersenden  (Erlaß  vom  1.  Dezember  1855,  RGBNr.  8  ex  1856). 

Die  auf  Quittungen  vorschriftsmäßig  verwendeten  Stempelmarken  sind 
ferner  nach  dem  Finanzministerialerlasse  vom  9.  Mai  1860,  RGBNr.  122, 
von  den  mit  der  Liquidatur  betrauten  Beamten  der  Öffentlichen  Kassen  kreuz- 
weise derart  zu  durchstreichen,  daß  die  beiden  Striche  sich  in  der  Mitte  der 
Marke  durchschneiden. 

Bei  jenen  mit  Geldausgaben  betrauten  Ämtern,  wo  die  Liquidatur 
nicht  von  eigenen  Beamten  besorgt  wird,  hat  die  Durchstreichung  der 
Stempelmarken  auf  den  Ausgabsdokumenten  von  den  die  Auszahlung 
leistenden   Beamten  zu  geschehen. 

Die  Kassa-  und  Rechnungsbeamten,  welche  zur  Übernahme,  Liqui- 
dation oder  Zensurierung  zunächst  verpflichtet  sind,  haben  nach  §  Q3  des 
Gebührengesetzes,  beziehungsweise  nach  dem  Unterrichte  vom  3.  Mai  1850 
über  die  Verpflichtungen,  welche  das  Gesetz  den  öffentlichen  Behörden, 
Amtern  und  Amtspersonen  auferlegt,  darauf  zu  sehen,  ob  die  Stempelgebühr 
vorschriftsmäßig  entrichtet  worden  ist. 

Im  gegenteiligen  Falle  haben  sie  über  jede  Urkunde  abgesondert 
(ausgenommen,  es  betreffen  mehrere  Urkunden  ein  und  dieselbe  Person^ 
einen  Befund  aufzunehmen  (Finanzministerialerlaß  vom  21.  August  1866, 
RGBNr.  98). 

In  den  Befund  ist  ein,  alle  wesentlichen  Daten  der  Urkunde  ent- 
haltender Auszug  aufzunehmen,  derselbe  mit  der  Geschäftszahl,  der  Zahl 
des  Journalartikels  oder  der  Post,  unter  welcher  die  beanständete  Urkunde 
vorgekommen  ist,  zu  versehen,  und  von  dem  Amtsvorstande  oder  von  dessen 
Stellvertreter  zu  fertigen,  mit  dem  Amtssiegel  zu  versehen  und  an  die  zur 
Handhabung  des  Gebührengesetzes  berufene  Behörde  jenes  Bezirkes,  in 
welchem  der  Übertreter  wohnhaft  ist,  zu  leiten. 

Die  Aufnahme  des  Befundes  ist  auf  jeder  beanständeten  Urkunde  zur 
Begegnung  wiederholter  Beanständigungen  und  zum  Schutze  vor  der  Ver- 
antwortlichkeit wegen  Außerachtlassung  dieser  Vorschrift  mit  wenigen  Worten 
zu  bemerken,  diese  Anmerkung  von  dem  Beanständenden  leserlich  zu  fertigen 
und  das  Amtssiegel  beizudrücken,  das  letztere  vorzugsweise  deshalb,  um 
zu  verhindern,  daß  von  den  Parteien  selbst  eine  Beanständigungsanmerkung 
beigesetzt  und  dadurch  die  Aufnahme  des  amtlichen  Befundes  hintange- 
halten werde. 

Für  die  Entrichtung  der  Stempelgebühr  und  für  den  vorschriftsmäßigen 
Gebrauch  der  Stempelmarken  haftet  nach  §  71,  Abs.  6  jdes  Gebührengesetzes 
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jedermann,  dem  eine  Schuld  oder  Teilnehmung  an  einer  Übertretung,  die 
das  Gesetz  für  eine  Gefällsverkürzung  erklärt,  zur  Last  fällt,  er  mag  in 
Absicht  auf  dieselbe  straffällig  sein  oder  nicht,  bezüglich  des  Betrages, 
rücksichtlich  dessen  die  Gefällsverkürzung  verübt  wurde. 

Im  Sinne  des  §  83  des  Gebuhrengesetzes,  Z.  3,  tritt  die  Behandlung 
nach  dem  Strafgesetze  über  Gefällsübertretungen  auch  bei  den  Übertretungen 
durch  Fahrlässigkeit  in  der  Entdeckung  der  Stempelübertretungen  ein,  insbe- 
sondere also  dann,  wenn  derjenige,  dem  das  Gesetz  die  Verbindlichkeit 
auferlegt,  über  den  richtigen  Gebrauch  des  Stempels  und  die  Befolgung 
des  Gesetzes  zu  wachen,  die  Anzeige  einer  Übertretung,  die  er  wahrge- 
nommen hat,  oder  bei  Anwendung  der  pflichtmäßigen  Aufmerksamkeit 
hätte  wahrnehmen  sollen,  zu  machen  unterläßt.  Unter  Umständen  findet 
die  kais.  Vdg.  vom  10.  März  1860,  RGBNr.  61,^)  über  die  Disziplinarver- 
handlung  der  landesfürstlichen  Beamten  und  Diener  Anwendung. 

Im  besonderen  imterliegen  nach  §  18  der  Verordnung  vom  28.  März 
1854  Beamte,  wekhe  verpflichtet  sind,  darüber  zu  wachen,  daß  den  §§8 
und  9  dieser  Verordnung  entsprechend  die  amtliche  ÜberStempelung  nicht 
überschriebener  Marken  nur  beim  Vorhandensein  aller  gesetzlichen  Bedin- 
gungen vorgenommen  werde,  bei  Verabsäumung  dieser  Verpflichtung  in 
Anwendung  des  §  83,  Z.  4,  des  Gebährengesetzes  einer  Strafe  von  zwei  bis 
zehn  Gukien,  und  gemäß  Verordnung  vom  28.  März  1860  für  die  unter- 
lassene Durchstreichung  der  Stempelmarken  einer  Ordnungsstrafe  von  einem 
Gulden  für  jede  nicht  durchstrichene  Stempelmarke. 


Np.  264. 

Erlafi  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  24.  «ranner  1878.  Z.  19.982 

ex  1877.  MVBNr.  6  ex  1878. 

an  alle  unterstehenden  Behörden,  Institute  und  Anstalten, 

betreffend  die  Anwendung  der  Vorschriften  fiber  die  Oberschreibung 
der  Stempelmarken  und  den  Vorgang  beim  Vorlcommen  stempelgebrech- 
licher Quittungen. 

Ober  Anfrage  einer  Finanzlandesdirektion  hat  das  k.k.  Finanzministerium 
in  Betreff  der  Anwendung  der  Vorschriften  über  die  Oberschreibung  der 
Stempelmarken,  sowie  in  Betreff  des  Vorganges  beim  Vorkommen  stempel- 
gebrechlicher Quittungen  unterm  26.  November  1877,  Z.  26.442,  folgende 
Bestimmungen  erlassen,  welche  im  Nachhange  zu  der  ho.  Vdg.  vom 
28.  Februar  1877,  Z.  21.091,*)  enthaltend  den  Finanzministerialerlaß  vom 
22.  Dezember  1876,  Z.  19.930,  verlautbart  werden : 

Nach  §  3  der  Verordnung  vom  28.  März  1854,')  über  die  Einführung 
von  Stempelmarken  hat  bei  Urkunden  und  Schriften,  welche  nicht 
unter  die  im  §  4  dieser  Verordnung  bezeichneten  gehören,  die  Überschreibung 

»)  5.  Nr.  295. 
^  5.  Nr.  263, 
»)  ROBNr.  70  ex  1854. 
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der  Stempelmarken  derart  stattzufinden,  daß  von  der  Schrift  wenigstens  eine 
Zeile  über  die  Marke  unter  dem  Stempelzeichen  im  farbigen  Felde  in 
gerader  Linie  fortläuft.  In  den  Worten:  „wenigstens  eine  Zeile"  liegt 
schon  offenbar  die  Bestimmung,  daß  nicht  bloß  eine  Zeile,  sondern  auch 
mehrere  über  den  Raum  unter  dem  Stempelzeichen  geschrieben  werden 
können. 

Bei  den  Marken  der  Emissionen  in  den  Jahren  1854  bis  1870  befand 
sich  das  Stempelzeichen  in  einem  farbigen,  durch  Naturdruck  mit  einer 
Zeichnung  versehenem  Felde  im  oberen  Teile  der  Marke  und  erst  im 
Jahre  1865  wurde  noch  die  Beidruckung  des  Geldbetrages  bei  den  Marken 
unter  einem  Gulden  und  im  Jahre  1870  die  weitere  Beisetzung  der  Jahreszahl 
bei  allen  Marken  in  dem  Räume  unter  dem  Stempelzeichen  angeordnet. 
Seit  dem  Jahre  1875  ist  an  die  Stelle  des  Feldes  mit  dem  Stempelzeichen 
das  Bildnis  Sr.  Majestät  in  Medaillonform  getreten,  an  dessen  beiden 
Seiten   die   Stempelwerte   ersichtlich   gemacht   sind. 

Es  muß  daher  gegenwärtig  jener  Teil  der  Marke,  auf  dem  sich 
dais  Bildnis  Sr.  Majestät  befindet,  da  er  nebst  dem  Hauptbilde  noch 
die  anderen  wesentlichen  Merkmale  enthält,  nämlich  den  Stempelwert  und 
die  Unterscheidung  der  Stempelklasse  durch  den  verschiedenen  Farbendruck 
als  das  eigentliche  Stempelzeichen  betrachtet  werden,  während  die  Beisetzung 
des  Geldbetrages  und  die  Jahreszahl  im  unteren  Teile  der  Marke  nur  zur 
größeren  Deutlichkeit  dient,  daher  dieser  Teil  nur  ein  nebensächliches 
Kriterium  repräsentiert. 

Demzufolge  ist  der  obere  Teil  der  Marke  mit  dem  Hauptbilde  (als 
eigentliches  Stempelzeichen)  von  der  Oberschreibung  freizuhalten,  da  die 
Marken  an  dieser  Stelle  später  entweder  durchzuschlagen  oder  zu  durch- 
kreuzen sind,  dagegen  können  in  dem  Räume  unter  dem  Stempelzeichen 
so  viele  Zeilen  geschrieben  werden,  als  im  Zusammenhange  mit  dem 
übrigen  Texte  der  Urkunde  ordnungsmäßig  Platz  finden. 

Man  findet  es  übrigens  bei  der  Anordnung  des  Erlasses  vom  10.  März 
1855  (FMVBNr.  16)  zu  belassen,  wonach,  sobald  die  Marke  im  unteren 
Felde  vorschriftsmäßig  überschrieben  ist,  deshalb,  weil  etwa  eine  weitere 
Zeile  des  Textes  über  das  Stempelzeichen  geschrieben  erscheint,  wenn 
sonst  kein  Bedenken  obwaltet,  die  Marke  als  vorschriftswidrig  verwendet 
nicht  zu  betrachten  ist. 

Was  nun  den  Vorgang  beim  Vorkommen  stempelgebrechlicher 
Quittungen  anbelangt,  so  ist  zu  unterscheiden,  ob  das  Stempelgebrechen 

a)  in  einer  faktischen  oder  beabsichtigten  Verkürzung  des  Stempel- 
gefälles (als  in  der  Entrichtung  einer  zu  geringen  Gebühr  oder  in  der 
gänzlichen  Unterlassung  der  Gebührenentrichtung,  Verwendung  von  unechten 
oder  doppelt  gebrauchten  Marken  etc.)  oder 

b)  bloß  in  einer  Außerachtlassung  der  Vorschriften  über  die  Art  und 
Weise   der   Befestigung   und    Oberschreibung  der   Stempelmarken   besteht. 

Ist  das  erstere  der  Fall,  so  ist  nach  §  92  des  Gebührengesetzes  und 
den  Erlässen  vom  21.  August  1866^)  und  22.  Dezember  1876,  Z.  19.930, 
die  Aufnahme  eines  Befundes  das  Folgerichtige. 

»)  RQBNn  98  ex  J866. 
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Was  nun  den  zweiten  Punkt  anbelangt,  so  bestimmt  der  §  14  der 
Verordnung  vom  28.  März  1854  die  Fälle,  in  welchen  die  Stempelmarken 
als  nicht  vorhanden,  die  Urkunden  somit  als  nicht  gestempelt  zu  be- 
trachten  sind. 

Nachdem  über  eine  nicht  gestempelte  Urkunde  der  Befund  aufzunehmen 
wäre,  müßte  dies  auch  in  den  vorerwähnten  Fällen  stattfinden. 

In  den  unter  Punkt  1  bis  5  des  §  14  bezeichneten  Fällen  hat  indes 
in  der  Tat  eine  Stempelentrichtung  stattgefunden.  Daß  dieselbe  nicht  in  der 
vorgeschriebenen  Weise  geschah,  hat  seinen  Grund  gewöhnlich  nicht  in 
einer  böswilligen  Absicht,  als  vielmehr  in  der  Unkenntnis  oder  Fahrlässig- 
keit des  Publikums,  die  zwar  allerdings  eine  strafbare  Handlungsweise,  aber 
doch  nicht  auf  gleiche  Stufe  mit  einer  eigentlichen  Gefällsverkürzung  zu 
stellen  ist 

Von  dieser  Anschauung  wurde  daher  auch  bei  den  Erlässen  vom 
10.  März  1855,  Z.  10.362  (FMVBNr.  16)  und  vom  15.  März  1865, 
Z.  1235  (FMVBNr.  12)  ausgegangen  und  darin  angeordnet,  daß 
trotz  vo(rsdiriftswidriger  Oberschreibung  einer  Stempelmarke  von  der 
nochmaligen  Forderung  der  ordentlichen  Gebühr  abzugehen  ist,  wenn  sonst 
keine  Bedenken  oder  Verdachtsgründe  obwalten. 

Die  Bemerkung  der  Finanzlandesdirektion,  daß  das  Stempelgebrechen 
einer  Quittung  für  sich  allein  die  Verweigerung  der  Liquidierung  nicht 
begründen  könne,  wäre  wohl  richtig,  wenn  die  Nichtliquidierung  mit  einer 
gänzlichen  Aufhebung  des  Rechtsanspruches  gleichbedeutend  wäre.  Aber 
bei  den  hier  in  Rede  stehenden  Fällen  trifft  dies  nicht  zu,  indem  die  Er- 
füllung des  Rechtsanspruches  nicht  aufgehoben,  sondern  nur  bis  zu  dem 
Zeitpunkte  verschoben  wird,  wo  auch  der  Form  in  Absicht  auf  den  diesfalls 
zu   verwendenden   Stempel   Genüge   geleistet   wird. 

In  Beziehung  auf  die  bei  den  Kassen  zur  Liquidierung  produzierten 
Quittungen  und  anderen  derartigen  Dokumente  wird  daher  mit  Rücksicht 
auf  die  vorbezogenen  Vorschriften,  dann  den  §  19  der  Zusammenstellung 
der  Kassenmanipulationsvorschriften,  ferner  behufs  Vereinfachung  und  Be- 
schleunigung des  Liquidationsgeschäftes  analog  mit  dem  in  §  81  des  Ge- 
bührengesetzes für  Eingaben  vorgezeichneten  Vorgange  gestattet,  daß  beim 
Vorkommen  stempelgebrechlicher,  d.  h.  solcher  Quittungen,  welche  zu  gering 
gestempelt  sind,  oder  zwar  mit  unbedenklichen  Stempelmarken  im  klassen- 
mäßigen Betrage,  jedoch  ohne  vorschriftsmäßige  Oberschreibung  versehen 
erscheinen,  derartige  Quittungen  nicht  zu  liquidieren,  sondern  den  Parteien 
nach  vorheriger  vorschriftsmäßiger  Durchstreichung  der  Stempelmarken  und 
Beisetzung  der  Anmerkung: 

„Nicht  liquidiert  wegen  .  .  ,*^ 
(zu  gering  oder  vorschriftswidrig  entrichteter  Stempelgebühr  usw.)  mit  der 
entsprechenden  Belehrung  zurückzustellen  sind. 

Diese  Anmerkung  hat  zum  Zwecke,  daß  bei  dem  allfälligen  späteren 
Ansuchen  der  Partei  um  Auswechslung  der  auf  der  nicht  liquidierten 
Quittung  befindlichen  Stempelmarken  Anhaltspunkte  über  die  Zulässigkeit 
derselben  vorhanden  sind. 
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Sollte  eine  Partei  aber  auf  der  Liquidierung  solcher  Quittungen  be- 
stehen, so  ist  dieselbe,  wenn  sonst  kein  anderes  Bedenken  obwaltet,  nicht 
zu  verweigern,  gleichzeitig  aber  der  Befund  nach  der  im  Erlaß  vom  22.  De- 
zember 1876,  Z.  19.930,  enthaltenen  Vorschrift  aufzunehmen  und  darin  das 
Ansuchen  der  Partei  kurz  anzumerken. 

Wird  eine  stempelgebrechliche  Quittung  nicht  zurückgestoßen,  sondern 
ohne  Befundaufnahme  liquidiert  und  dies  erst  nachträglich  bei  der  Zensur 
entdeckt,  so  ist  ein  Anstand  im  Wege  des  Rechnungsprozesses  zu  erheben 
und  es  fällt  dem  schuldtragenden  liquidierenden  Beamten  der  Ersatz  zur  Last 

Wenn  jedoch  hinsichtlich  der  Stempelmarkenverwendung  der  Verdacht 
wiederholten  Gebrauches  derselben  oder  einer  anderen  Gefällsverkürzung 
oder  strafbaren  Handlung  entsteht,  so  ist  im  Sinne  des  Erlasses  vom 
22.  Dezember  1876,  Z.  19.930,  vorzugehen,  beziehungsweise  unter  Anschluß 
der  Quittung  die  Anzeige  zu  erstatten. 
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Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  fflrK.a.U.  vom  14.  November  1882, 

Z.  17.868, 

an  den  Statthalter  für  Böhmen, 

(betreffend  die  Verwahrung  und  Verwaltung  des  Archlves  und  der 
Registratur  der  vormals  einheitlichen  Universität  in  Prag).^) 

1.  Die  Verwahrung  und  Verwaltung  des  Archives  und  der  Registratur 
der  Prag  er  Universität  einschließlich  der  Akten  der  einzelnen  Fakultäten 
nach  dem  mit  Schluß  des  Studienjahres  1881/82  eingetretenem  Bestände  ist 
von  der  deutschen  Universität  zu  besorgen.  Der  böhmischen  Universität 
steht  jedoch  die  volle  und  gleichmäßige  Benützung  des  Archives  und  der 
Regisb-atur  zu. 

2.  Von  dieser  Bestimmung  sind  jene  Akten,  welche  die  derzeit  der 
böhmischen  Universität  angehörenden  Professoren,  Dozenten  und  Amts- 
personen betreffen,  insofern  ausgenommen,  als  dieselben  der  böhmischen 
Universität,  falls  diese  es  wünschen  sollte,  ordnungsmäßig  zu  übergeben  sind. 

3.  Die  in  dem  Archive  und  in  der  Registratur  befindlichen  gedruckten 
Gesetzes-  und  Normaliensammlungen  sind  für  die  böhmische  Universität  neu 
anzuschaffen. 

4.  Es  steht  jeder  der  beiden  Universitäten  frei,  sich  von  den  sub  1 
und  2  begriffenen  Akten,  beziehungsweise  Protokollen,  Registern  usw.,  Ab- 
schriften oder  Auszüge  für  den   Amtsgebrauch   anzufertigen. 


>)  Die  Akten  der  früher  einheitlichen  Universität  in  Prag  und  deren  Fakultäten  gehören 
weder  zum  Vermögen,  noch  zu  den  Instituten  und  Anstalten  derselben;  sie  sind  vielmehr  lediglich 
als  Akten  von  k,  k.  Behörden  zu  betrachten  und  daher  nach  den  allgemeinen  Nonnen  übet 
Akten  dieser  Behörden  zu  behandeln  (MinAkt  Z.  20.27S  ex  1892), 
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b)   Besoldungsverhältnisse  der  Beamten. 

Np.  266. 
Gesetz  vom  15.  April  1873,  RCBNr.  47,  MVBNr.  57, 

betreffend  die  Regelung  der  Bezüge  der  aktiven  Staatsbeamten. 

Mit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

§  1.  Sämtliche  mit  Gehalt  angestellte  Staatsbeamte  werden  in  elf 
Rangsklassen  geteilt. 

Bei  dieser  Einteilung  ist  mit  Beachtung  der  im  Anhange  zu  diesem 
Gesetze  enthaltenen  Übergangsbestimmungen^)  vorzugehen  und  hat  dabei 
ferner  als  Grundsatz  zu  gelten: 

1.  daß  die  Beamten  der  Gerichtsbehörden,  sowie  überhaupt  alle  jene 
Beamten,  deren  Diätenklasse  seit  dem  31.  Dezember  1867  im  Wege  der 
Gesetzgebung  geregelt  wurde,  insofern  nicht  durch  ein  Gesetz  eine  Ände- 
rung eintritt,  in  jene  Rangsklassen  eingeteilt  werden,  welche  ihren  bisherigen 
Diätenklassen  entspredien ; 

Z  daß  die  Beamten  der  übrigen  Kategorien  dermalen  durch  die  Regie- 
rung unter  gleichförmiger  Regelung  des  in  den  einzelnen  Verwaltungszweigen 
bestehenden  Personal-  und  Gebührenstandes  einzureihen  sind,  und  daß  die 
erfolgte  Einteilung  mit  dem  nächsten  Staatsvoranschlage  dem  Reichsrate 
zur  Kenntnis  zu  bringen  ist. 

Die  bisher  in  die  XII.  Diätenklasse  eingereihten  Beamten  sind  in  die 
XI.  Rangsklasse  einzuteilen. 

§  2.  Der  Rang  des  Staatsbeamten  bestimmt  mit  der  im  §  15  dieses 
Gesetzes  gemachten  Ausnahme  das  Ausmaß  seiner  Bezüge. 

§  3.    Die  systemmäßigen  Bezüge  bestehen: 

a)  in  Gehalten,   dann 

b)  in  Funktions-  oder  Aktivitätszulagen.') 

§  4.  Die  vorgeschriebene  Diensttaxe,  sowie  die  Einkommensteuer 
ist  nur  von  dem  Gehalte  zu  entrichten;  hingegen  ist  auch  nur  der  Gehalt 
zur  Pension  anrechenbar. 

§  5.  Für  jede  der  vier  obersten  Rangsklassen  werden  die  Gehalte 
nur  mit  einer  fixen  Ziffer,  für  jede  der  übrigen  Rangsklassen  mit  drei  Ab- 
stufungen festgesetzt. 

Die  Beilage  a)  enthält  das  Ausmaß  der  Gehalte,  s) 


')  DUse  Obergangsbestimmungen  wurden  hier  nicht  at^fgenommen, 

*)  Den  Staatsbeamten  der  drei  untersten  Rangsklassen  wurden  durch  Artikel  III  des  Gesetzes 
fom  J9.  September  1898,  ROBNr,  172  (s.  Nr  268J,  auch  DienstalterspersonaUulagen 
gewährt. 

*)  Die  in  Beilage  a)  festgesetzten  Ausmaße  der  Qehalte  wurden  durch  Artikel  I  des  in 
Anmerkung  *)  zitierten  Gesetzes  außer  Kraft  gesetzt  und  neu  festgestellt. 
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§  6.  [Die  Vorrückung  in  den  höheren  Oehalt  derselben  Rangsklasse 
hat  nach  Verlauf  von  je  fünf  in  dieser  Rangsklasse  vollstreckten  Dienstjahren 
zu  erfolgen.]^) 

§  7.  Das  Ausmaß  der  Bezüge  wird  nach  dem  Range  bestimmt  (§  2), 
welcher  der  Stelle  zukommt,  die  der  Beamte  definitiv  einnimmt*) 

Beamten,  welche  nur  Titel  und  Charakter  einer  höheren  Dienstkategorie 
haben  oder  auf  einen  systemisierten  höheren  Dienstposten  nur  provisorisch 
ernannt  sind,  gebühren  die  dem  Range  dieser  höheren  Dienstesstelle  ent- 
sprechenden Bezüge  erst  dann,  wenn  ihnen  dieser  höhere  Dienstposten 
definitiv  verliehen  wird. 

§  8.  Die  Versetzung  aus  einer  geringeren  Rangsklasse  in  eine  höhere 
erfolgt  im  Wege  der  Ernennung. 

§  9.  Für  die  vier  obersten  Rangsklassen  werden  die  aus  Beilage  b) 
ersichtlichen  Funktionszulagen  systemisiert.') 

§  10.  Für  die  übrigen  Rangsklassen  von  der  fünften  abwärts  werden 
die  aus  der  Beilage  c)  ersichtlichen,  nach  vier  Klassen  bemessenen  Aktivi- 
tätszulagen festgesetzt.  *) 

Die  dieser  Rangsklasseneinteilung  zu  Grunde  liegende  Bemessung  der 
Bevölkerung  hat  auf  Grund  der  jeweiligen  letzten,  offiziellen  Volkszählung 
stattzufinden. 

Überdies  ist  die  Regierung  ermächtigt,  einzelne  Orte  ausnahmsweise 
aus  der  vierten  in  die  dritte  und  aus  der  dritten  in  die  zweite  Klasse  zu 
versetzen. 

§  11.  Die  bisher  für  Wien  und  Triest  im  allgemeinen  oder  sonst  für 
einzelne  Kategorien  systemisierten  Quartiergelder,  beziehungsweise  Lokal- 
zulagen, haben  künftig,  und  zwar  die  ersteren  mit  dem  auf  den  1.  Juli 
1873  folgenden  nächsten  Fälligkeitstermine  zu  entfallen. 

§  12.  Jenen  Beamten,  welchen  der  Anspruch  auf  eine  Naturalwohnung 
und  in  Ermanglung  derselben  auf  ein  Quariieräquivalent  zukommt,  ist  unter 


^)  §  6  lautet  in  seiner  Jetzigen  Fassung  (vgl,  Artikel  II  des  in  Anmerkung  *),  S.  253, 
zitierten  Gesetzes)  folgendermaßen: 

„Die  Vorrflckung  In  den  hOheren  Oehalt  einer  Rangsklasse  hat  in  der  XL,  der  X. 
und  der  IX.  Rangskiasse  nach  je  vier,  In  den  flbrigen  Rangsklassen  nach  je  fflnf  in  der 
betreffenden  Rangsklasse  vollstreckten  Dienstjahren  zu  erfolgen*. 

Die  Flüssigmachung  der  Quinquennabaüagen  Jür  die  UntversOdtskanzUidirektoren  fX/ni- 
versiidtssekretdrej  erfolgt  durch  die  betreffenden  Landeschefs  nach  Maßgabe  des  MinErL  vom 
25,  März  1896,  Z.  7256  fs,  Nr.  108),  (MinEri,  vom  4,  Mai  1901,  Z.  8200), 

")  Durch  die  Ernennung  eines  aufierordentllchen  Professors  zum  Unlversititskanzleidlrektor 
wird  derselbe  aus  einer  Staatslehrperson  ein  Staatsbeamter.  Wurde  demselben  jedoch  bei  diesem 
Anlasse  der  frflhere  Titel  und  Charakter  belassen,  so  gebflhrt  Ihm  nach  Maiigabe  des  Oesetzes 
vom  15.  April  1873,  ROBNr.  47  die  Einreihung  in  jene  J^angsklasse  der  Staatsbeamten,  die  seiner 
bisherigen  Diätenklasse  entspricht  (Erkenntnis  des  Reichsgerichtes  vom  20.  Juli  1876,  Z.  134, 
Hye  III,  115). 

*)  Die  in  Beilage  b)  festgesetzten  Aüsmqße  der  Funktionszulagen  wurden  durch  Artikel  I 
des  Gesetzes  vom  19.  September  1898,  ROBNr.  172  (s.  Nr.  268)  außer  Kraft  gesetzt  und  neu 
festgestellt. 

^)  Beilage  c)  ist  in  der  Anmerkung  ^)  zu  Nr.  97  im  Auszuge  abgedruckt. 
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Belassung  dieses  Emolumentes  die  Aktivitäts-  oder  Funktionszulage  nur  mit 
der  Hälfte  des  sonst  für  sie  entfallenden  Betrages  zu  erfolgen.^) 

Die  vorstehende  Bestimmung  findet  auf  Minister  und  Landeschefs,  sowie 
auf  solche  Beamte  nicht  Anwendung,  welche  ihres  Dienstes  wegen  eine 
Amtswohnung  beziehen  müssen. 

§  13.  Den  Eleven,  Aspiranten,  Praktikanten  und  Auskultanten  wird 
ohne  Einreihung  in  eine  Rangsklasse  in  Absicht  auf  die  Ausübung  ihres 
dienstlichen  Berufes  der  Charakter  von  Staatsbeamten  eingeräumt.  Die 
Eleven,  Aspiranten  und  Praktikanten  dürfen  jedoch  erst  nach  einer  ein- 
jährigen, vollständig  befriedigenden  Probepraxis  beeidigt  werden,  welche 
ihnen  in  die  für  die  Pensionsbemessung  anrechenbare  Dienstzeit  einge- 
rechnet wird. 

Bezüglich  der  Auskultanten  bleiben  die  bestehenden  Vorschriften  über 
die  Anstellung  und  Beeidigung  derselben  aufrecht. 

§  14.  Jenen  Eleven,  Aspiranten  und  Praktikanten,  welche  eine  höhere 
wissenschaftliche  Vorbildung  nachzuweisen  haben,  darf  ein  Adjutum  jähr- 
licher 500  oder  600  Gukien  (1000  oder  1200  Kronen),  den  übrigen  ein 
Adjutum  von  jährlichen  200  bis  400  Gulden  (400  bis  800  Kronen)  bewilligt 
werden. 

Bei  den  Auskultanten  haben  an  die  Stelle  der  bisherigen  Adjuten 
von  315  und  400  Gulden  (630  und  800  Kronen)  die  Bezüge  von  500  und 
600  Gulden  (1000  und  1200  Kronen)  zu  treten  und  sind  dieselben  nach  den 
bestehenden  Vorschriften  zu  verleihen. 

§  15.  Auf  das  gesamte  Lehrpersonale  und  auf  die  Bibiiotheksbeamten, 
sowie  auf  jene  Beamten,  deren  Bezüge  auf  einem  vertragsmäßigen  Ober- 
einkommen beruhen,  finden  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  keine  An- 
wendung.^ 

§  16.  Dieses  Gesetz  triü  mit  dem  1.  Juli  1873  in  Wirksamkeit 
und  treten  mit  diesem  Zeitpunkte  alle  mit  demselben  im  Widerspruche 
stehenden  früheren  Gesetze  und  Verordnungen  außer  Kraft. 

§  17.  Mit  dem  Vollzuge  wird  Mein  Gesamtministerium  beauftragt. 


*)  Dss  Gesetz  vom  15.  April  1873,  ROBNr.  47,  ordnet  in  keiner  Weise  an,  daß  Natural- 
qoartiere,  mit  deren  Oenufl  in  Ararial<  oder  anderen  Öffentlichen  Gebäuden  liftufig  allerlei  kleine 
Oeirenverblndlichkelten  verbunden  zu  sein  pflesren,  absolut  unentgeltlich  zustehen  mflssen,  um 
an  die  Stelle  der  zweiten  HUfte  der  Aktlvltfltsgebflhr  zu  treten  (Erkenntnis  des  Reichsgerichtes 
vom  20.Jttü  1876,  Z,  134,  Hye  III,  115). 

Wider  den  Staat,  beziehungsweise  die  Regierung  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche 
und  Under  auf  Grund  des  die  Bezüge  der  Staatsbeamten  neu  regelnden  Gesetzes  vom  15.  April 
1873,  ROBNr.  47,  erhobene  Ansprüche  sind  Ansprüche  des  AffentUchen  Rechtes,  über  welche  im 
Strittfalle  das  Reichsgericht  zu  entscheiden  berufen  ist  (Erkenntnis  des  Reichsgerichtes  vom 
2D.JuU  1876,  Z.  134,  Hye  III,  115). 

*)  Betreffs  des  Lehrpersonales  vgl,  das  Qeseiz  vom  19,  September  1998,  ROBNr,  167 
(s,  Nr,  97),  beziehungsweise  das  Gesetz  vom  9,  April  1870,  ROBNr,  45  (s,  Anmerkung  *)  auf  S,  96) ; 
bezüglich  der  Bibliotheksbeamten  vgl,  das  Oesetz  vom  15,  April  1996,  ROBNr,  67,  beziehungsweise 
vom  30,  April  1899,  ROBNr,  67, 
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Verordnung  des  Gssamtmlnlsterlnms  vom  15.  Mal  1873,  RGBNr.  75, 

MVBNr.  59, 

betreffend  die  Anweisting^)  und  Löschung  der  Bezfige  der  Staatsdiener. 

Die  Vorschrift  vom  14.  Juli  1853  (RQBNr.  139),  betreffend  die  An- 
weisung^) und  Löschung  der  Bezüge  der  Staatsdiener,  wird  infolge  Ah. 
Entschl.  vom  10.  Mai  1873  geändert,  wie  folgt: 

§  1.  Der  Genuß  der  systemmäßigen  Gehalte,  Adjuten,  Aktivitäts- 
zulagen,^)  Funktionszulagen  und  sonstigen  Zulagen  im  Gelde  beginnt  in 
den  Fällen  der  Ernennung  vom  ersten  Tage  des  der  Ernennung  nächst- 
folgenden Monates,  und  es  werden  diese  sämtlichen  Bezüge  monatlich 
vorhinein  erfolgt. 

Als  Tag  der  Ernennung  hat  in  den  Fällen,  in  denen  die  Er- 
nennung Ah.  Sr.  Majestät  vorbehalten  ist,  der  Tag  der  Ah.  Entschließung, 
in  den  übrigen  Fällen  der  Tag,  an  welchem  die  Ernennung  von  der 
kompetenten    Behörde  ausgesprochen  wurde,  zu  gelten. 

Von  dem  bezeichneten  Termine  hat  der  Etat  jenes  Dienstzweiges,  für 
welchen  die  Ernennung  erfolgt  ist,  die  neuen  Bezüge,  und  zwar  auch 
dann  zu  tragen,  wenn  der  Ernannte  den  neuen  Posten  noch  nicht 
angetreten  hat. 

§  2.  Bei  Vorrückung  der  Beamten  in  den  höheren  Gehalt  derselben 
Rangsklasse  hat  der  Bezug  des  höheren  Gehaltes  vom  ersten  Tage  des 
Monates,  welcher  auf  das  in  der  Rangsklasse  vollstreckte  Quinquennium  zu- 
nächst folgt,  über  die  von  den  Beamten  zu  liefernde  Nachweisung  ihres 
Anspruches  anzufangen. 

In  den  bisherigen  Normen  über  die  Vorrückung  der  Dienerschaftsindivi- 
duen in  den  höheren  Gehalt  oder  Jahreslohn  tritt  eine  Änderung  nicht  ein.') 

§  3.  Der  Bezug  der  Gehalte,  Adjuten,  Funktions-,  Aktivitäts-  und 
sonstigen   Zulagen^)   im   Gelde  hört  auf  in  den   Fällen   einer  neuen    Er- 


^)  Vgl,  die  Verordnung  der  Ministerien  der  Finanzen  und  des  Handels  einvemehmlich  mU 
dem  Obersten  ReehnungsJiofe  vom  4,  September  1903  (RQBNr,  J88J,  betreffend  die  Benützung 
des  AnweisungsfScheck  und  Clearingjverkehrs  der  Postsparkassa  bei  Zahlungen 
der  Staatszeniralkassa  und  der  Landeskassen  an  Parteien  (Ärartalkontrahenlen,  Offerenten  etc.) 
und  alle  Zahlungen  von  Dienstbezügen  an  Staatsangestelite. 

*)  Nicht  nur  bei  mit  einem  Wedisel  des  Dienstortes  verbundenen  Emennunfifen  von 
Beamten  und  Dienern,  sondern  auch  bei  Versetzung^en  in  gfl eicher  Eig^enschaft  auf  einen  anderen 
Dienstort  ist  die  dem  neuen  Dienstort  entsprechende  Aktivitfttszulage  ohne  Rflckslcht  auf 
den  Zeltpunkt  der  Enthebung^  stets  vom  Ersten  des  der  Ernennung^,  beziehungsweise  neuen 
Dienstbestimmung  n&chstfolgenden  Monates  an  flüssig  zu  machen.  Einen  Anspruch  auf  Bezahlung 
von  Diäten  fflr  die  Zeit  der  Weiterverwendung  auf  dem  bisherigen  Dienstposten  bis  zur  Enthebung 
ist  ginzlich  ausgeschlossen  (MinAkt  Z.  U36/KUM,  1903)  (Note  des  Finanzministeriums  vom 
19,  Juni  1903,  Z,  37.152), 

*)  VgL  das  derzeit  geltende  Gesetz  vom  26.  Dezember  1899,  RQBNr,  255,  betreffend  die 
Regelung  der  Bezüge  der  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  gehörigen  aktivenStaatsdiener(s,  Nr»  286), 

')  Wegen  Anweisung  und  Löschung  der  Naturalquartieräquivalente  s,  Nr.  99, 
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nennung  mit  jenem  Zeitpunkte,  von  welchem  die  neuen  Genüsse  beginnen, 
sonst  aber  mit  Ende  des  Monats,  in  welchem  der  Dienstaustritt  auf  was 
immer  für  eine  Art  erfolgt. 

§  4.  Diese  Bestimmungen  treten  mit  1.  Juli  1873  in  Wirksamkeit. 


Np.  268. 

Gesetz  vom  19.  September  1898,  RGBNr.  172,  MVBNr.  52, 

womit  einii^e  Bestiminitiigeii  des  Gesetzes  vom  15.  April  1873,  RQBNr.  47, 
betreffend  die  Regelnng  der  Bezüge  der  aktiven  Staatsbeamten,  ab- 
geändert werden. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  anzuordnen, 

wie  folgt: 

Artikel    I. 

Die  in  den  Beilagen  a)  und  b)  des  Gesetzes  vom  15.  April  1873, 
RGBNr.  47,1)  betreffend  die  Regelung  der  Bezüge  der  aktiven  Staatsbeamten, 
festgesetzten  Ausmaße  der  Gehalte  und  Funktionszulagen  treten  außer  Kraft 
und  werden  folgendermaßen  festgestellt: 

Beilage  a). 

Qehaltsschema. 

L  Rangsklasse    .    .    .     12.000  Gulden  (24.000  Kronen) 

IL  ,  ...     10.000       „       (20.000       „     ; 

ffl.  „  ...       8.000       „       (16,000       „     ) 

IV.  y,  ...       7.000       „       (14.000       „    ) 

Für  die  V.  Rangsklasse  werden  zwei  Gehaltsstufen  festgesetzt,  und  zwar: 

r  6.000  Gulden  (12.000  Kronen) 

V.  Rangsklasse    .    .    .    j  ^  qqq       ^       (10.000       „     ; 

Für  die  folgenden  Rangsklassen  werden  je  drei  Gehaltsstufen  festgesetzt, 
und  zwar: 

i  4.000  Gulden 

VI.  Rangsklasse    .    .    .    1 3.600       „ 

13.200  „ 
r  3.000 

Vn.  „  ...    ^2.700  „ 

12.400  „ 

r2.200  „ 

vin.        „         •  •      ^  2.000     „ 

l  1.800       „ 
1.600       „ 

1/k.  II  •      .      .     \   1.3UU  n 

.400  „ 

1.300  „ 

X.  »  .    .    .    K  1.200  „ 

.100  „ 


.     .     .     \  1*^ 

li.i 


(8.000  Kronen) 

(7Jm 

n 

) 

(6.400 

jt 

) 

(6.000 

n 

) 

(5.400 

n 

) 

(4.800 

n 

) 

(4.400 

n 

) 

(4.000 

n 

) 

(3.600 

n 

) 

(3.200 

n 

) 

(3.000 

n 

) 

(2.800 

n 

) 

(2.600 

n 

) 

(2.400 

tt 

) 

(2.200 

n 

) 

>)  s.  Nr.  266. 
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XI.  Rangsklasse    . 


I 


1.000  Gulden  (2.000  Kronen) 
900  „  (1.800  „  ) 
800       „         (1.600       „     ) 


n 


n 


n 


n 


n 


10.000 
10.000 

7.000 
7.000 


n 


n 


n 


» 


Beilage  b) 
Ausmaß  der  Funktionszttlagen. 

Rangsklasse 

I.  Rang. 
Ministerpräsident 14.000  Gulden  (28.000 

n.  Rang. 

Minister 10.000 

Erster  Präsident  des  Obersten  Gerichtshofes    10.000 
Präsident  des  Obersten  Rechnungshofes 
Präsident  des  Verwaltungsgerichtshofes 

III.  Rang. 
Statthalter  in  Österreich  unter  der  Enns 
„  „         ob  der  Enns    . 

„   Steiermark 8.000 

„   Böhmen .♦    .    .    13.000 

„   Mähren 8.000 

„   Galizien 12.000 

im  Küstenlande 10.000 

in  Tirol 8.000 

„  Dalmatien 8.000 

Zweiter  Präsident  des  Obersten  Gerichts- 
hofes   4.000 

Zweiter  Präsident  des  Verwaltungsgerichts- 
hofes  

Oberlandesgerichtspräsident  in  Wien  .    .    . 

„  Prag   .    .    . 
„  Lemberg 
yy  ^ara    ... 
Jeder  d.  übrig.  Oberiandesgerichtspräsidenten 

IV.  Rang. 

Landespräsidenten 5.000 

Sektionschefs  der  Ministerien 3.000 

Senatspräsidenten  des  Obersten  Gerichts- 
hofes und  des  Verwaltungsgerichtshofes  3.000 

Generalprokurator 3.000 

Vizepräsident  des  Obersten  Rechnungshofes  3.000 

Präsident  des  Evangelischen  Oberkirchen- 
rates   3.000 

Polizeipräsident  in  Wien 2.000 

Statthaltereivizepräsidenten  in  Wien,  Prag 

und  Lemberg 2.000 


Kronen) 


tt 


rt 


ft 


4.000 
4.000 
4.000 
4.000 
2.000 
3.000 


(20.000 
(20.000 
(20.000 
(20.000 

(14.000 
(14.000 
(16.000 
(26.000 
(16.000 
(24.000 
(20.000 
(16.000 
(16.000 

(8.000 

(8.000 
(8.000 
(8.000 
(8.000 
(4.000 
(6.000 

(10.000 
(6.000 

(6.000 
(6.000 
(6.000 

(6.000 
(4.000 


n 
n 
n 
p 

n 

n 

n 

n 

n 

n 

n 

» 

if 


ff 


tt 


tt 


tt 


tt 


tt 


) 
) 
) 

) 
) 
) 
) 
) 
) 
) 
) 
) 

) 

) 
) 
) 
) 
) 
) 

) 
) 


„  ) 

n  ) 

„  ) 

..  ; 

„  ) 


(4.000 


tt 


« 

y 
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Vizepräsidenten  der  Finanzlandesdirektionen 

in  Wien,  Prag  und  Lemberg 2.000  Gulden  (4.000  Kronen) 

Generaldirektor  der  Tabakregie       ....  2.000       „  (4.000       „    J 

Generalinspektor  der  Eisenbahnen      .    .    .  2.000       „  (4.000       „    ) 

Artikel  II. 

An  Stelle  des  §  6  des  obigen  Gesetzes  tritt  die  nachfolgende  Be- 
stimmung : 

§  6.  Die  Vorrückung  in  den  höheren  Gehalt  einer  Rangsklasse  hat  in 
der  XL,  der  X.  und  IX.  Rangsklasse  nach  je  vier,  in  den  übrigen  Rangs- 
Idassen  nach  je  fünf  in  der  betreffenden  Rangsklasse  vollstreckten  Dienst- 
jahren zu  erfolgen. 

Artikel  III. 

Den  Staatsbeamten  der  drei  untersten  Rangsklassen  werden  nach  sech- 
zehn in  ein  und  derselben  Rangsklasse  vollstreckten  Dienstjahren  Dienst- 
alterspersonalzulagen von  jährlkh  100  Gulden  (200  Kronen)  und  nach  zwanzig 
in  ein  und  derselben  Rangsklasse  vollstreckten  Dienstjahren  solche  Zulagen 
von  weiteren  100  Gulden  (200  Kronen)  jährlich  gewährt. 

Artikel  IV. 

Personaizulagen  sind  bei  der  Vorrückung  in  den  höheren  Gehalt  den 
bestehenden  Vorschriften  entsprechend  zu  vermindern,  beziehungsweise  ein- 
zuziehen. 

Die  den  Staatsbeamten  der  vier  untersten  Rangsklassen  bisher  gewährten 
Subsistenzzulagen  werden  nicht  weiter  bewilligt. 

Die  mit  dem  Gesetze  vom  19.  März  1894,  RGBNr.  53,  den  Räten  des 
Verwaltungsgerichtshofes  bewilligten  Gehaltszulagen,  sowie  die  auf  Grund 
besonderer  Vorschriften  für  einzelne  Kategorien  der  sieben  untersten  Rangs- 
klassen bestehenden  Dienstzulagen,  ferner  solche  Emolumente  und  Deputate, 
deren  Bezt^  mit  einzelnen  EHenstesstellen  verbunden  ist,  werden  durch 
dieses  Gesetz  nicht  berührt 

Artikel   V. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage  der  Kund- 
machung in  Wirksamkeit  tritt,   wird  Mein  Gesamtministerium  betraut. 


Np.  269. 

Tnrordnimg  des  Flnanzmlnlsterluffls  Yom  20.  September  1898. 

Z.  7341/FH,  KUMVBNr.  58, 

betreffend  die  Durchführung  des  Gesetzes  vom  19.  September  1896, 
RQBNr.  172,  womit  einige  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  15.  April  1873, 
RGBNr.  47«  betreffend  die  Regelung  der  Bezüge  der  aktiven  Staats- 
beamten, abgeändert  werden. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom   19.   September   18Q8,   RGBNr.   172,i) 
womit  einige  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  15.  April  1873,  RGBNr.  47,*) 

»)  5.  Nr.  268. 
■)  a,  Nr.  266. 
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betreffend  die  Regelung  der  Bezüge  der  aktiven  Staatsbeamten,  abgeändert 
werden,  wird  nachstehendes  angeordnet: 

1.  Im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Obersten  Rechnungshofe  wird  be- 
stimmt, daß  die  mit  dem  Gesetze  vom  19.  September  1898,  RGBNr.  172, 
normierten  Bezüge  der  aktiven  Staatsbeamten  in  derselben  Weise  wie  die 
bisherigen  gleichartigen  Bezüge  zu  verrechnen  sind. 

Jene  Beträge,  um  welche  die  für  persönliche  Bezüge  veranschlagten 
Summen  durch  die  eingetretene  Regelung  der  Bezüge  überschritten  werden, 
beziehungsweise  die  Differenz  der  bisherigen  und  der  neuen  Bezüge,  sind 
mittelst  besonderer  Rechnungsabschlüsse  unter  der  Bezeichnung  „Mehrauf- 
wand aus  Anlaß  der  Regelung  der  Bezüge  der  aktiven  Staatsbeamten''  dem 
k.  k.  Obersten  Rechnungshofe  zur  Nachweisung  zu  bringen. 

Weitere  Weisungen  wegen  [>okumentierung  dieser  Rechnungsabschlüsse 
werden  dem  k.  k.  Obersten  Rechnungshofe  vorbehalten. 

2.  Ad  personam  oder  extra  statum  in  eine  höhere  Rangsklasse  gereihte 
Beamte  sind  hinsichtlich  der  Erhöhung  ihrer  Bezüge  ebenso  zu  behandeln, 
wie  die  einen  systemisierten  Dienstposten  derselben  Rangsklasse  bekleidenden 
Beamten. 

3.  Jenen  Beamten,  welche  einen  höheren  Dienstposten  provisorisch  be- 
kleiden, und  welche  eine  Zulage  in  der  Höhe  der  Differenz  zwischen  den 
systemmäßigen  Bezügen  der  provisorischen  und  der  von  ihnen  definitiv 
bekleideten  Stelle  beziehen,  ist,  abgesehen  von  der  ihnen  nach  Artikd  I  zu- 
teil werdenden  Erhöhung  des  Gehaltes  auch  die  Zulage  auf  jenes  Ausmaß 
zu  erhöhen,  welches  der  nunmehrigen  Differenz  zwischen  den  Bezügen  beider 
Dienstposten  entspricht. 

In  analoger  Weise  ist  bei  den  einen  Posten  der  XI.  Rangsklasse  provi- 
sorisch innehabenden  Bediensteten  vorzugehen. 

4.  Für  die  Vorrückung  in  die  höheren  Gehaltsstufen  nach  Artikel  II 
zählen  nur  die  in  einer  Rangsklasse  definitiv  vollstrekten  Dienstjahre. 

5.  Die  Dienstalterspersonalzulage  von  100  Gulden  (200  Kronen)  jener 
Beamten  der  untersten  drei  Rangsklassen,  welche  noch  nicht  16  Dienstjahre 
in  der  betreffenden  Rangsklasse  vollstreckt  haben,  ist  einstweilen  einzustellen 
und  erst  vom  Ersten  des  auf  die  Vollendung  des  16.  Dienstjahres  folgenden 
Monats  an  wieder  flüssig  zu  machen. 

6.  Für  die  Einziehung,  beziehungsweise  Verminderung  von  Personal- 
zulagen nach  Artikel  IV  macht  es  keinen  Unterschied,  ob  dieselben  in  die 
Pension  anrechenbar  sind  oder  nicht.  Dagegen  wu-d  die  Anrechenbarkeit 
oder  Nichtanrechenbarkeit  des  eventuell  verbleibenden  Teiles  einer  Personal- 
zulage davon  abhängen,  ob  dieselbe  ursprünglich  anrechenbar  oder  nicht- 
anrechenbar gewesen  ist. 

Personalzulagen,  deren  Einziehung  nur  für  den  Fall  der  Vorrückung 
in  eine  höhere  Rangsklasse  festgesetzt  wurde,  fallen  nicht  unter  die  Be- 
stimmung des  Artikels  IV. 

7.  Falls  die  Einziehung  oder  Verminderung  einer  Personalzulage  im 
Zusammenhange  mit  dem  Wegfalle  der  Subsistenzzulage  zur  Folge  hätte,  daß 
der  betreffende  Beamte  an  Gehalt  weniger  beziehen  würde,  als  früher  an 
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Gehalt,  Personal-  und  Subsistenzzulage  zusammen,  so  ist  ihm  die  Personal- 
zulage in  der  Höhe  dieser  Differenz  zu  belassen. 

Ob  diese  Personalzulage  ganz  oder  teilweise  in  die  Pension  ein- 
rechenbar  ist,  wird  davon  abhängen,  ob  der  betreffende  Beamte  sonst  einen 
geringeren  für  die  Pension  anrechenbaren  Bezug  hätte,  als  vor  der  Gehalts- 
reguliening. 

In  analoger  Weise  ist  auch  bei  dem  gleichzeitigen  Wegfall  einer 
Personal-  und  Dienstalterspersonalzulage  vorzugehen. 

8.  In  dem  Ausmaße  der  Alimentation  von  Beamten,  welche  vor  dem 
1.  Oktober  1898  vom  Amte  und  Gehalte  suspendiert  worden  sind,  hat  aus 
Anlaß  der  Gehaltsregulierung  eine  Änderung  nicht  einzutreten. 

9.  Insofern  Staatsbeamte,  welche  im  Bezüge  einer  Funktionszulage 
stehen,  für  Naturalwohnungen  in  Ararialgebäuden  bisher  die  halbe  Funk- 
tionszulage zurückgelassen  haben,  tritt  in  dem  Ausmaße  dieser  die  Stelle 
von  Mietzinsen  vertretenden  Rücklässe  durch  die  Erhöhung  der  Funktions« 
Zulagen  dermalen  keine  Änderung  ein. 

10.  Der  Bemessung  der  bei  Obersiedlungen  gebührenden  Möbelent- 
schädigung sind  selbstverständlich  fortan  die  erhöhten  Gehalte  zu  Grunde 
zu  legen. 

11.  Von  einer  Erhöhung  der  mit  den  Gehaltsbezügen  bestimmter  Rangs- 
klassen festgesetzten  Dienstkautionen  wird  bis  auf  weiteres  abgesehen. 


Np.  270. 

Terordnnng  des  k.  k.  Flnaimnlnlsterlnms  vom  17.  MSrz  1899, 

Z.  60.167  ex  1898, 

betreffend  die  Anrechenbarkeit  der  im  Artikel  III  des  Gesetzes  vom 
19.  September  1808,  RQBNr.  172,  normierten  Dienstaiterspersonalzttlagen 
bei  der  Bemessung  des  Rnhegennsses  und  des  Sterbequartales  sowie 
die  Entrichtttng  der  Diensttaxe  nnd  des  3perzentigen  Pensionsbeitrages 

von  denselben. 

Im  Nachhange  zur  Verordnung  des  Finanzministeriums  vom  20.  Sep- 
tember 1898,  betreffend  die  CHirchführung  des  Gesetzes  vom  19.  September 
1898,  RGBNr.  172,*)  womit  einige  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  15.  April 
1873,  RGBNr.  47,«)  betreffend  die  Regelung  der  Bezüge  der  aktiven  Staats- 
beamten abgeändert  werden,  wird  bekannt  gemacht,  daß  die  Dienstalters- 
personalzulagen, welche  nach  Artikel  III  des  bezogenen  Gesetzes  den  Staats- 
beamten der  drei  untersten  Rangsklassen  nach  sechzehn,  beziehungsweise 
zwanzig  in  ein  und  derselben  Rangsklasse  vollstreckten  Dienstjahren  ge- 
bühren, bei  Bemessung  des  Ruhegenusses  und  des  Sterbequartals  gleich  dem 
Gehalte  anzurechnen  sind;  dagegen  ist  von  denselben  auch  die  Diensttaxe 
gemäß  des  §  178  des  kais.  Pat.  vom  27.  Jänner  1840  sowie  der  dreiprozentige 


")  5.  Nr,  268, 
•)  s.  Nr,  266, 
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Pensionsbeitrag  nach  Maßgabe  des  §  15  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1896, 
RGBNr.  74 1)  zu  entrichten. 

Die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  Diensttaxe  und  des  dreiprozen- 
tigen  Pensionsbeitrages  von  den  Dienstalterspersonalzulagen  erstreckt  sich 
auch  auf  jene  Beamte,  welche  schon  vor  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes 
vom  19.  September  1898,  RGBNr.  172,  eine  Dienstalterspersonalzulage  auf 
Grund  der  Ah.  Entschl.  vom  14.  Dezember  1894  bezogen  haben. 

(Erlaß  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom  29.  März  1899,  Z.  685/KUM., 
MVBNr.  18.)«) 

Np.  271. 

Verordnung  des  Gesamtmlnlsterloms  vom  19.  Juli  1902.  RßBNr.  145, 
MTB.  des  Ministeriums  fOr  K.  u.  U.  Nr.  34, 

betreffend    das  Kanzleihilfspersonal    bei    den    staatlichen   Beh5rden, 

Ämtern  und  Anstalten. 

I.  Abschnitt 
Von  den  Kanzleigehilfen. 

§  1.  Bestellung  von  Kanzleigehilfen. 

Im  Rechnungs-  sowie  im  Kanzlei-  und  Manipulationsdienste  der  staat- 
lichen Behörden,  Ämter  und  Anstalten  werden  nebst  den  Beamten  einerseits 
und  den  im  IL  Abschnitte  dieser  Verordnung  erwähnten  Kanzleihilfsarbeitern 
(Kaikulanten,  Diurnisten  etc.)  andrerseits,  männliche  Hilfskräfte  mit  der  dienst- 
lichen Bezeichnung  „Kanzleigehilfen''  bestellt. 

Die  Kanzleigehilfenposten  werden  nicht  systemmäßig  an  bestimmte  Be- 
hörden oder  Amter  gebunden,  sondern  können  innerhalb  des  betreffenden 
Dienstzweiges  und  Verwaltungsgebietes  bald  bei  diesem,  bald  bei  jenem 
Amte  zur  Besetzung  gelangen. 

Die  Zahl  der  in  den  verschiedenen  Dienstzweigen  für  je  ein  Ver- 
waltungsgebiet systemisierten  Kanzleigehilfenposten,  sowie  das  Erfordernis 
für  dieselben  sind  alljährlich  unter  einer  besonderen  Rubrik  in  den  Staats- 
voranschlag einzustellen. 

Vorbehaltlich  der  hinsichtlich  der  einzelnen  Verwaltungszweige  von  der 
kompetenten  Zentralstelle  zu  erlassenden  besonderen  Verordnungen  gelten 
für  die  Bestellung  und  das  Dienstverhältnis  der  Kanzleigehilfen  im  allgemeinen 
die  Bestimmungen  des  I.  Abschnittes  dieser  Verordnung.  Auf  die  gericht- 
lichen Kanzleigehilfen  finden  außerdem  die  Bestimmungen  des  Gerichts- 
organisationsgesetzes vom  27.  November  1896,  RGBNr.  217,  über  Kanzlei- 
gehilfen gegen  festen  Gehalt,  Anwendung. 

§  2.  Anwärter  anf  Kanzleigehilfenposten. 

Zu  Kanzleigehilfen  werden  in  der  Regel  solche  Kanzleihilfsarbeiter 
(im  Sinne  des  II.  Abschnittes  dieser  Verordnung)  bestellt,  welche  im  Zeit- 

0  s.  Nr,  170, 

■)  Mit  demselben  Erlasse  wurden  hinsichtüeh  der  Entrichtung  der  Diensttaxe  von  den  Dienst- 
alterspersonalzulagen  Erleichterungen  gewährt. 
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punkte  der  Besetzung  der  erledigten  Kanzleigehilfenposten  bei  einer  staat- 
lichen Behörde  (Amt,  Anstalt)  des  betreffenden  Dienstzweiges  und  Ver- 
waltungsgebietes in  Verwendung  stehen. 

Es  können  aber  auch  Kanzleigehilfen  und  Kanzleihilfsarbeiter  anderer 
Verwaltungsgebiete  und  Dienstzweige  oder  ehemals  bei  einer  staatlichen 
Behörde  (Amt,  Anstalt)  in  einer  dieser  Eigenschaften  bedienstet  gewesene 
Personen  beim  Vorhandensein  der  allgemeinen  Aufnahmsbedingungen  (§  5) 
als  Kanzleigehilfen  bestellt  werden. 

Gewesene  Kanzleigehilfen,  welche  infolge  länger  andauernder  Dienst- 
unfähigkeit, infolge  Erfüllung  der  Militärdienstpflicht  oder  sonstiger  Dienstes- 
verhinderung ihres  Postens  verlustig  geworden  sind  (§§28  und  30),  genießen 
bei  Besetzung  von  Kanzleigehilfenposten  jenes  Dienstzweiges  und  Verwal- 
tungsgebietes, welchem  sie  zuletzt  als  Kanzleigehilfen  angehört  haben,  bei 
entsprechender  Qualifikation  den  Vorzug  vor  anderen  Mitbewerbern,  sofern 
sie  binnen  drei  Monaten  nach  Wiedererlangung  der  Dienstfähigkeit,  be- 
ziehungsweise nach  Beendigung  der  aktiven  Militärdienstleistung  oder  Be- 
hebung der  Dienstesverhinderung  ihre  Bewerbung  vorschriftsmäßig  anmelden. 

§  3.  Vorgang  bei  der  Bestellung. 

Die  Bestellung  zum  Kanzleigehilfen  erfolgt  ohne  Konkursausschreibung 
auf  Grund  der  von  der  kompetenten  Behörde  über  die  Bewerber  um  Kanzlei- 
gehilfenposten zu  führenden  Vormerkungen. 

Zur  Bestellung  der  Kanzleigehilfen  sind  nebst  den  Zentralstellen  nur  die 
denselben  unmittelbar  unterstehenden  Behörden  (Amter,  Anstalten),  be- 
ziehungsweise deren  Vorstände,  und  zwar  in  der  Regel  jene  berufen,  welchen 
im  betreffenden  Dienstzweige  die  Ernennung  der  Kanzleibeamten  der 
XL  Rangsklasse  zusteht,  i) 

Dem  Kanzleigehilfen  wird  über  seine  Bestellung  nebst  einem  Exemplare 
der  Statuten  für  das  Versorgungsinstitut  (§  19)  eine  schriftliche  Ausfertigung 
eingehandigt,  in  welcher  außer  der  Berufung  auf  diese  Verordnung  und  die 
für  den  betreffenden  Dienstzweig  etwa  geltende  besondere  Verordnung  der 
Dienstort,  die  anrechenbare  Dienstzeit  (§  12),  die  Höhe  des  Bezuges  (§§9 
bis  11),  der  Zeitpunkt,  von  dem  angefangen  letzterer  lauft  (§  13),  und  die 
Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  Dienstverleihungsgebühr,  sowie  der  Bei- 
träge zum  Versorgungsinstitute  (§  14)  aufzunehmen  sind.  Diese  Ausfertigung 
hat  als  Beurkundung  des  privatrechtlichen  Dienstvertrages  zu  gelten,  welcher 
mit  dem  Zeitpunkte  der  Ablegung  des  Gelöbnisses  (§  20)  perfekt  wird. 

>)  MitMinErL  vom  2.  August  1902,  Z.  1944/ KUM  wurde  aasgesprochen,  dqß  die  Bestell nng 
der  Kanzleigehflfen  sowohl  bei  den  Universitäten  als  auch  bei  den  technisclien  Hochschulen 
in  Anwendung:  des  Punktes  III,  2,  der  Durchfflhrunssverordnun|r  vom  21.  Juli  1902,  Z.  1746/KUJVf 
durch  die  politische  Landesstelle  zu  erfolgen  hat.  Selbstverständlich  hat  ]edoch  die  politische 
Landesstelle  vor  der  Bestellung  von  Kanzleigehilfen  an  der  Universität  den  akademischen  Senat, 
bezlehnngswebe  bei  der  technischen  Hochschule  das  Professorenkollegium  einzuvemehmen. 
Die  mit  der  Aufnahme  von  Diumisten  an  den  Universitäten,  beziehungsweise  technischen  Hoch- 
schulen bisher  betrauten  Organe  sind  flbrigens  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dafl  bei  der  Auf- 
nahme von  Kanzleihilfsarbeitem  (Diumisten,  Kaikulanten,  Schreiber,  Aushilfsdiumisten)  kflnftlghin 
die  Vorschriften  des  11.  Abschnittes  der  Verordnung  des  Oesamtministeriums  vom  19.  Juli  1902, 
ROBNr.  245  (§§  33 — 42),  also  Insbesondere  auch  Jene  des  §  35  dieser  Verordnung  aufs  genaueste 
zu  beobftchten  sind. 
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Im  Falle  der  Bestellung  eines  nicht  in  aktiver  Dienstleistung  stehenden 
oder  in  einem  anderen  Dienstbereiche  oder  Verwaltungszweige  verwendeten 
Bewerbers  wird  in  der  Bestellungsurkunde  auch  die  Frist  bestimmt,  inner- 
halb deren  bei  sonstigem  Widerrufe  der  Aufnahme,  und  insoweit  es  sich 
um  die  Reaktivierung  eines  im  Pensionsgenusse  stehenden  Kanzleigehilfen 
handelt,  auch  bei  Verlust  der  Ansprüche  an  das  Versorgungsinstitut  ider 
Dienst  anzutreten  ist 

§  4.  Dlensteszttweisttng. 

Den  Kanzleihilfsarbeitern  aus  dem  eigenen  Dienstbereiche  der  an- 
stellenden Behörde  ist  bei  der  Bestellung  zu  Kanzleigehilfen  derjenige  Ort, 
in  welchem  sie  als  Kanzleihilfsarbeiter  in  Verwendung  stehen,  als  Dienstort 
anzuweisen. 

Von  diesem  Grundsatze  kann  nur  dann  abgegangen  werden,  wenn 
eine  Änderung  des  Dienstortes  von  dem  Bewerber  selbst  angestrebt  wird. 

§  5.  Allgemeine  Erfordernisse. 

Die  allgemeinen  Voraussetzungen  für  die  Bestellung  zum  Kanzlei- 
gehilfen sind: 

1.  Die  österreichische  Staatsbürgerschaft, 

2.  die  Vollstreckung  des  18.  und  NichtÜberschreitung  des  40.  Lebens- 
jahres, 

3.  die  körperliche  Eignung  und  volle  Diensttauglichkeit, 

4.  Sprachkenntnisse  nach  Maßgabe  des  dienstlichen  Bedürfnisses, 

5.  eine  mindestens  dreijährige,  zufriedenstellende  Dienstleistung  bei 
staatlichen  Behörden,  Amtern  oder  Anstalten  als  vollbeschäftigter,  das  ist 
während  der  ganzen  normalen  Amtsstunden  verwendeter  Kanzleihilfsarbeiter. 

Die  Berechnung  dieses  Trienniums  geschieht  nach  den  Bestimmungen 
des   §    12. 

§  6.  Attsschliefiungsgrfinde* 

Von  der  Bestellung  zu  Kanzleigehilfen  sind  jene  Personen  ausge- 
schlossen, welche  wegen  eines  Verbrechens  oder  einer  aus  Gewinnsucht 
begangenen  oder  gegen  die  öffentliche  Sittlichkeit  verübten  anderen  straf- 
baren Handlung  schon  strafgerichtlich  verurteilt  oder  strafweise  aus  dem 
Staatsdienste  entlassen  worden  sind. 

§  7.  Verwandtschaft,  Schwägerschaft. 

Von  der  Bestellung  zu  Kanzleigehilfen  bei  bestimmten  Behörden 
(Ämtern,  Anstalten),  beziehungsweise  bei  bestimmten  Geschäftsabteilungen 
derselben  sind  diejenigen  Personen  ausgeschlossen,  welche  mit  dem  Vor- 
stande der  betreffenden  Behörde  (Amt,  Anstalt)  oder  mit  dem  Vorstande  der 
betreffenden  Geschäftsabteilung  oder  einem  anderen  Beamten  derselben  Be- 
hörde (Amt,  Anstalt),  zu  welchem  sie  in  das  Verhältnis  der  Unterordnung 
oder  Kontrolle  treten  würden,  in  auf-  oder  absteigender  Linie,  oder  in  der 
Seitenlinie  bis  zum  vierten  Grade  verwandt  oder  verschwägert  sind,  oder  im 
Verhältnisse  von  Wahl-  oder  Pflegeeltern,  beziehungsweise  Kindern  stehen. 

Nachträglich  eintretende  Umstände,  durch  welche  ein  derartiges  Ver- 
hältnis  begründet  wird,   sind   unverzüglich  der  vorgesetzten    Behörde   an- 
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zuzejgen,  welche  die  notwendigen  Änderungen  in  der  Diensteszuweisung 
vorzunehmen  hat 

§  8.  Ausnahmen  von  den  Anordnimgen  der  §§  5—7. 

Ausnahmen  von  den  Bestimmungen  des  §  5,  Z.  2,  sowie  von  jenen 
der  §§  6  und  7  dieser  Verordnung  können  nur  unter  besonders  berücksichti- 
gungswürdigen Umständen  und  lediglich  von  der  kompetenten  Zentral- 
stelle bewilligt  werden. 

Die  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  im  Gebiete  der  Justiz- 
verwaltung gegen  festen  Gehalt  aufgenommenen  Kanzleigehilfen  können 
auch  beim  Abgange  des  im  §  5,  Z.  5,  bezeichneten  Erfordernisses  zu 
Kanzleigehilfen  im  Sinne  dieser  Verordnung  bestellt  werden. 

§  9.  Bezüge  im  allgemeinen. 

Die  Kanzleigehilfen  erhalten  Monatsbezüge.  Dieselben  sind  nach  vier 
Ortsklassen,  welche  den  Aktivitätszulagenklassen  der  Staatsbeamten  ent- 
sprechen, verschieden  festgesetzt  und  innerhalb  jeder  Ortsklasse  nach  der 
Dauer  der  anrechenbaren  Dienstzeit  fünffach  abgestuft.  Diese  Monatsbezüge 
betragen : 


Dlenst- 

alters- 

Uasse 


bei  einer  Dienstzeit  von 


in  den  Orten  der 


I. 


II.    I    III. 


IV. 


Alrtivitfttszulafl^enldtsse 


Kronen 


I. 


über  3  bis  6  Jahren 


II. 


6  ,  10 


m. 


10 


15 


IV. 


15 


20 


V. 


20  Jaliren 


100 


115 


130 


140 


150 


90 


100 


110 


120 


130 


80 


90 


100 


110 


120 


75 


85 


95 


105 


115 


Höhere  als  die  im  vorstehenden  normierten  Bezüge  können,  abgesehen 
von  den  Fällen  der  §§  10  und  11,  nur  von  der  kompetenten  Zentralstelle 
im  Einvernehmen  mit  dem  Finanzministerium  bewilligt  werden. 

§  10.  Bezüge  für  höher  qualifizierte  Posten. 

Einem  Teile  der  Kanzleigehilfen  werden  nach  Maßgabe  höher  qualifi- 
zierter Dienstleistung  anstatt  der  nach  dem  obigen  Schema  entfallenden 
Entlohnungen  die  sonst  für  die  nächst  höhere  Dienstaltersklasse  normierten 
Bezüge  zuerkannt 

Solche  Kanzleigehilfen  erhalten  daher  bei  einer  anrechenbaren  Dienst- 
zeit bis  zu  sechs  Jahren  die  in  der  Skala  für  eine  sechs-  bis  zehnjährige 
Dienstzeit  festgesetzten  Bezüge  und  bei  einer  Dienstdauer  von  sechs  bis  zu 
zehn  Jahren  die  für  eine  zehn-  bis  fünfzehnjährige  Dienstzeit  bestimmten 
Entlohnungen  usw. 
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Bei  einer  mehr  als  zwanzigjährigen  Dienstzeit  übersteigen  die  Bezüge 
derartiger  Kanzleigehilfen  den  in  der  Skala  für  die  betreffende  Ortsklasse 
angegebenen  Maximalbetrag  um  zehn  Kronen. 

§  11.  BewllUgttiig  höherer  Anfangsbezflge. 

Sollte  der  nach  den  vorhergehenden  Bestimmungen  ermittelte  Anfangs- 
bezug eines  Kanzleigehilfen  den  Betrag  seiner  früheren  Entlohnung,  aus- 
schließlich aller  Nebengebühren  (wie  Überstundengelder,  Remunerationen, 
Aushilfen,  Gang-  und  Zehrgelder  etc.)  nicht  erreichen,  so  ist  ihm  der  vor 
der  Bestellung  zum  Kanzleigehilfen  erlangte  Bezug  (ohne  Nebengebühren) 
solange  zu  belassen,  bis  er  kraft  seines  Dienstalters  (§§  9,  10)  Anspruch 
auf  höhere  skalamäßige  Bezüge  erworben  hat. 

§  12.  Ffir  die  Bemessung  der  Bezüge  anrechenbare  Dienstzeit 

Für  die  Bemessung  der  Bezüge  ist  die  gesamte,  in  der  Eigenschaft 
eines  vollbeschäftigten  (§  5,  Z.  5)  Kanzleihilfsarbeiters,  sowie  in  der  Eigen- 
schaft eines  Kanzleigehilfen  bei  staatlichen  Behörden,  Ämtern  oder  An- 
stalten  ohne   Unterbrechung  vollstreckte   Dienstzeit  anrechenbar. 

Eine  Ausnahme  findet  nur  insofern  statt,  als  diejenigen  Zeiträume  unbe- 
rücksichtigt zu  bleiben  haben,  während  welcher  ein  Kanzleigehilfe  mit  nach- 
folgender Disziplinarbestrafung  suspendiert  (§  25)  oder  infolge  Disziplinar- 
erkenntnisses  von  der  Vorrückung  in  höhere  Entlohnungsstufen  ausge- 
schlossen oder  in  die  nächstniedrigere  Entlohnungsstufe  versetzt  gewesen 
ist   (§   21). 

Im  Falle  einer  unterbrochenen  Dienstzeit  werden  jene  Dienstperioden 
angerechnet,  welche: 

a)  einzeln  mindestens  sechs  Monate  betragen,  und 

b)  von  dem  Bewerber  vor  seiner  Bestellung  zum  Kanzleigehüfen  in  der 
dafür  vorgeschriebenen  Form  angemeldet  und  nachgewiesen  worden  sind. 

Falls  ein  Kanzleigehilfe  oder  Kanzleihilfsarbeiter  nach  Auflösung  seines 
früheren  Dienstverhältnisses  neuerlich  bei  einer  staatlichen  Behörde  (Amt, 
Anstalt)  als  Kanzleigehilfe  oder  Kanzleihilfsarbeiter  verwendet  wird,  ist  die 
Zeit  dieser  aufeinanderfolgenden  Dienstesverwendungen  dann  einer  un- 
unterbrochenen Dienstzeit  (Abs.  1  dieses  Paragraphen),  beziehungsweise 
einer  zusammenhängenden  Dienstperiode  (Abs.  3,  lit.  a)  dieses  Paragraphen) 
gleichzuhalten,  wenn  die  betreffenden  Zeitabschnitte  sich  unmittelbar  an- 
einander anschließen,  oder  wenn  höchstens  drei  Tage  zwischen  zwei 
Dienstesverwendungen  liegen.  Die  zwischen  zwei  anrechenbaren  Dienstes- 
verwendungen verstrichene  Zeit  wird,  wenn  sie  drei  Tage  nicht  überschreitet, 
der  anrechenbaren  Dienstzeit  zugezählt. 

§  13.  Fälligkeit,  Anweisung  und  Einstellung  der  Bezüge. 

Die  Bezüge  der  Kanzleigehilfen  werden  am  ersten  eines  jeden  Monats 
im  voraus  ausbezahlt  und  sind  mit  dem  ersten  Tage  des  dem  Dienstantritte 
folgenden  Monats  flüssig  zu  machen. 

Die  durch  Vorrückung  nach  Maßgabe  des  Dienstalters  erreichbaren 
höheren  Bezüge  gebühren  vom  ersten  Tage  desjenigen  Monats,  welcher  dem 
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Zeitpunkte  der  Vollstreckung  der  den  Anspruch  auf  eine  höhere  Entlohnung 
begründenden  Dienstzeit  nachfolgt,  und  werden  über  die  dem  Kanzleigehilfen 
obliegende  Anmeldung  seines  Anspruches  flüssig  gemacht. 

Die  Bezüge  sind  mit  Schluß  jenes  Monats  einzustellen,  in  welchem  das 
Dienstverhältnis  endet,  beziehungsweise  die  das  Aufhören  des  Bezuges  be- 
gründende Ereignung  eingetreten  ist. 

§  14.  Abzüge. 
Von  den  fälligen  Monatsgebühren  werden,  abgesehen  von  öffentlichen 
Abgaben,  welche  im  Abzugs wege  einzubringen  sind,  sowie  von  Ansprüchen, 
zu  deren  Gunsten  eine  gerichtliche  Sicherungsmaßregel  oder  Exekution 
erwirkt  oder  eine  rechtsbeständige  Verfügung  durch  ein  Rechtsgeschäft 
getroffen  worden  ist,  von  der  auszählenden  Kasse  vorweg  in  Abzug  gebracht : 

1.  Die   Ersätze  aus   dem   Dienstverhältnisse   (§   20), 

2.  die  statutarischen  Beiträge  der  Kanzleigehilfen  zum  Versorgungs- 
institute (§  19), 

3.  die  im  §  21  unter  I,  Z.  3  und  4  als  Ordnungsstrafen  aufgeführten 
Geldstrafen  und  Bezugsrücklässe, 

4.  die  Dienstverleihungsgebühr  nach  Maßgabe  der  bewilligten  Raten, 

5.  die  allfälligen  Obergenüsse. 

§  15.  Dlenstesverhindening. 

Im  Falle  einer  durch  Krankheit  oder  Unfall  verursachten,  gehörig 
nachgewiesenen  Dienstesverhinderung  werden  die  Bezüge  für  die  Dauer 
derselben,  jedoch  längstens  für  die  dem  Eintritte  derselben  nachfolgenden 
drei  Monate  fortbezahlt. 

Wenn  die  Dienstesverhinderung  innerhalb  dieser  Frist  nicht  behoben 

wü-d,   ist  der  Kanzleigehilfe   nach  den   Bestimmungen  der  §§28  und  30 

zu  behandeln. 

§  16.  Militärdlenstleistttng. 

Während  der  Dauer  der  durch  die  Ableistung  militärischer  Waffen- 
übungen oder  durch  die  achtwöchentliche  Ausbildung  als  Ersatzreservist 
bedingten  Dienstesverhinderungen  erhalten  die  Kanzleigehilfen  die  halben 
Gebühren.  Unter  besonders  berücksichtigungs würdigen  Umständen  kann 
ausnahmsweise  der  Fortbezug  der  vollen  Gebühren  bewilligt  werden. 

In  allen  übrigen  Fällen  aktiver  Militärdienstleistung  werden  die  Bezüge 
mit  Ende  jenes  Monats  eingestellt,  in  welchem  die  Kanzleigehilfen  den 
Dienst  bei  der  Zivilstaatsbehörde  verlassen. 

§  17.  Urlaube. 

Den  Kanzleigehilfen  können  über  ihr  Ansuchen  nach  Zulässigkeit  des 
Dienstes  Urlaube  gewährt  werden. 

Die  Bewilligung  längerer  als  vierzehntägiger  Urlaube  kann  von  dem 

gänzlichen  oder  teilweisen    Rücklasse    der  Gebühren   abhängig    gemacht 

werden. 

§  18.  Relsegebfihren. 

Den  Kanzleigehilfen,  welche  außer  dem  Amtsorte  bei  Kommissionen 
verwendet  werden,  gebührt  unter  denselben  Voraussetzungen,  unter  denen 
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Beamte  auf  eine  Diäte  Anspruch  haben,  ein  Zehrgeld  täglicher  3  Kronen; 
im  übrigen  finden  die  für  Diurnisten  geltenden  Bestimmungen  Anwendung. 

Im  Falle  einer  Versetzung  von  Amts  wegen  erhalten  die  Kanzleigehilfen 
außer  den  Reisegebühren  und  dem  Zehrgelde  eine  Entschädigung  für  dre 
durch  die  Obersiedlung  herbeigeführten  Auslagen  bis  zum  Höchstbetrage 
von  200  Kronen. 

Bei  Bestimmung  des  Ausmaßes  dieses  Entschädigungspauschales  ist  auf 

die    Entfernung,   die   Transportmittel   und   insbesondere   auf  den   Umstand 

Rücksicht  zu  nehmen,  ob  der  von  Amts  wegen  Versetzte  mit  oder  ohne 

Familie  übersiedelt. 

§  19.  Versorgungsinstitttt. 

Die  Kanzleigehilfen  sind  Teilnehmer  des  für  dieselben  errichteten  Ver- 
sorgungsinstitutes. Die  aus  dieser  Teilnehmerschaft  entspringenden  Rechte 
und  Verbindlichkeiten  sind  nach  den  einen  integrierenden  Bestandteil  dieser 
Verordnung  bildenden,  im  Anhange  folgenden  Statuten  des  Versorgungs- 
institutes zu  beurteilen.   (Diese  Statuten  wurden  hier  nicht  aufgenommen.) 

§  20.  Allgemeine  Dienstpflichten;  Gelöbnis. 

Die  Kanzleigehilfen  haben  den  Arbeiten,  welche  der  ihnen  jeweilig  über- 
tragene Dienst  erheischt,  mit  Treue,  Fleiß  und  Redlichkeit  nach  bestem 
Wissen  und  Können  zu  obliegen  und  sich  die  hiezu  erforderlichen  Kennt- 
nisse und  Fertigkeiten  gewissenhaft  anzueignen.  Sie  sind  für  den  raschen 
und  pünktlichen  Vollzug  der  ihnen  übertragenen  Dienstverrichtungen  ver- 
antwortlich, haben  die  Amtsstunden  genau  einzuhalten,  nötigenfalls,  bei  außer- 
ordentlichem Bedarfe,  auch  außerhalb  derselben  Dienst  zu  leisten  und  über 
Auftrag  ihrer  Vorgesetzten  auch  andere  als  die  ihnen  gewöhnlich  zuge- 
wiesenen amtlichen  Arbeiten  ohne  Anspruch  auf  eine  besondere  Entlohnung 
zu  verrichten. 

Die  Kanzleigehilfen  sind  ferner  verpflichtet,  über  dienstliche  Angelegen- 
heiten gegen  jedermann  Verschwiegenheit  zu  beobachten. 

Sie  haften  für  das  ihnen  seitens  des  Dienstgebers  anvertraute  Gut  und 
für  jeden  durch  ihr  Verschulden  dem  Staate  verursachten  Schaden. 

Die    Ersätze   werden   im   Dienstwege  festgestellt. 

Ihren  Vorgesetzten  schulden  die  Kanzleigehilfen  Gehorsam  und  Achtung; 
im  dienstlichen  Verkehre  mit  anderen  Angestellten,  sowie  mit  Parteien,  haben 
sie  ein  höfliches  Betragen  zu  beobachten;  es  ist  ihnen  strengstens  verboten, 
von  Parteien  aus  Anlaß  ihrer  Dienstesverrichtungen  Geschenke  oder  sonstige 
Vorteile  anzunehmen  oder  sich  zusichern  zu  lassen. 

Die  Kanzleig^ehilfen  haben  sich  endlich  auch  außer  Dienst  anständig 
und  ehrenhaft  zu  benehmen  und  sich  solcher  Nebenbeschäftigungen  zu  ent- 
halten, durch  welche  ihre  Dienstleistung,  ihre  Vertrauenswürdigkeit  oder  das 
Ansehen    des    Amtes    beeinträchtigt  würden. 

Der  Kanzleigehilfe  übernimmt  beim  Abschlüsse  des  Dienstvertrages 
gleichzeitig  die  Verpflichtung,  im  Falle  der  erfolgten  Übernahme  in  die  Invali- 
ditätsversorgung bei  wieder  erlangter  Dienstfähigkeit  über  Aufforderung 
derjenigen  Behörde,  welche  die  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  verfügt 
hat,    in   das  frühere   Dienstverhältnis  unter   Flüssigmachung  seiner  letzten 
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Aktivitätsgebühren  wieder  einzutreten,  widrigenfalls  er  aller  Ansprüche  an 
das  Versorgungsinstitut  verlustig  wird. 

Vor  dem  Dienstantritte  haben  die  Kanzleigehilfen  das  Gelöbnis  zu 
leisten,  ihren  Dienstpflichten  pünktlich  nachzukommen  und  sich  allen  Be- 
stimmungen dieser  Verordnung,  insbesondere  auch  jenen  der  §§21  bis  27 
über  die  Dienststrafen  zu  unterwerfen.  Das  Gelöbnis  ist  nach  dem  eine 
Beilage  dieser  Verordnung  bildenden  Formulare  abzulegen. 

Für  die  gerichtlichen  Kanzleigehilfen  gilt  die  Bestimmung  des  §  51 
des  Gesetzes  vom  27.  November  1896,  RGBNr.  217. 

§  21.  Ordnungs-  und  Disziplinarstrafen. 

Gegen  Kanzleigehilfen,  welche  die  ihnen  vermöge  ihrer  dienstlichen 
Stellung  obliegenden  Pflichten  durch  ihr  dienstliches  Gebaren  oder  ihr  persön- 
liches Verhalten  verletzen,  werden  Dienststrafen  verhängt. 

Je  nachdem  sich  die  Pflichtverletzung  als  eine  bloße  Ordnungswidrigkeit 
oder  mit  Rücksicht  auf  die  Art  und  den  Grad  derselben,  auf  eine  allfällige 
Wiederholung  und  sonstige  erschwerende  Umstände  als  ein  strenger  zu  be- 
strafendes Dienstvergehen  darstellt,  wird  dieselbe  mit  Ordnungs-  oder  Dis- 
ziplinarstrafen geahndet 

I.  Ordnungsstrafen  sind: 

1.  Die  mündliche  Verwarnung; 

2.  der  schriftliche  Verweis; 

3.  die  Geldstrafe,  welche  jedoch  im  einzelnen  Falle  den  dreißigsten 
Teil  des  Monatsbezuges  nicht  übersteigen  und  innerhalb  desselben  Monats 
nicht  öfter  als  dreimal  verhängt  werden  darf; 

4.  die  Entziehung  der  auf  die  Tage  ungerechtfertigten  Fernbleibens 
vom  Dienste,  insbesondere  auch  nicht  hinreichend  entschuldigter  Urlaubs- 
überschreitungen entfallenden  Bezugstangenten. 

IL  Disziplinarstrafen  sind: 

1.  Der  Aufschub  der  Vorrückung  in  die  höhere  Entlohnungsstufe  auf 
ein  bis  inklusive  sechs  Halbjahre; 

2.  die  Versetzung  in  die  nächst  niedrige  Entlohnungsstufe  für  ein 
bis   höchstens   sechs    Halbjahre; 

3.  die  Versetzung  zu  einer  anderen  Behörde  ohne  Anspruch  auf  irgend 
eine  Entschädigung  (§  18); 

4.  die  strafweise  Ausschließung  vom  Dienste;  diese  Strafe  hat  den 
Verlust  des  Postens  zur  Folge;  dem  Ausgeschlossenen,  sowie  seinen  An- 
gehörigen bleiben  jedoch  die  im  Zeitpunkte  der  Ausschließung  etwas  bereits 
erworbenen  Anwartschaften  an  das  Versorgungsinstitut  gewahrt; 

5.  die  Entlassung;  dieselbe  kann  auf  Grund  eines  Disziplinarverfahrens 
(§  26)  oder  ohne  ein  solches  (§  27)  stattfinden  und  hat  den  Verlust  des 
Dienstpostens  und  aller  Ansprüche  an  das  Versorgungsinstitut  zur  Folge, 
mit  Ausnahme  des  Anspruches  auf  zinsenfreie  Rückzahlung  der  geleisteten 
Beiträge. 

Disziplinarstrafen  werden  nicht  kumuliert;  doch  schließt  die  Verhängung 
einer  Disziplinarstrafe  die  gleichzeitige  Verfällung  in  eine  Ordnungsstrafe 
nicht  aus. 
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Verfahren  (§§  22—24). 
§  22.  A.  Bezüglich  der  Ordnungsstrafen. 

Die  Ordnungsstrafen  werden  von  dem  unmittelbaren  Amtsvorstande 
verhängt.  Vor  Erlassung  der  Strafverfügung  ist  dem  Kanzieigehilfen  Oelegen- 
heit  zu  geben,  sich  über  die  ihm  zur  Last  gelegte  Ordnungswidrigkeit 
zu  rechtfertigen.  Gegen  Ordnungsstrafen  findet  die  Beschwerde  im  Sinne  des 
§  32  dieser  Verordnung  statt. 

§  23.  B.  Bezüglich  der  Disziplinarstrafen. 

Die  Verhängung  von  Disziplinarstrafen  steht  jenem  Organe  zu,  welches 
den  Kanzleigehilfen  bestellt  hat  (§  3).  Wenn  der  Kanzleigehilfe  durch  ein 
Oberlandesgericht  bestellt  worden  ist,  ist  zur  Verhängung  von  Disziplinar- 
strafen das  Oberlandesgerichtspräsidium  berufen. 

Das  mündlich  zu  pflegende  Untersuchungsverfahren  wird  in  der  Regel 
von  dem  unmittelbaren  Amtsvorstande  eingeleitet  und  von  diesem  oder  einem 
von  demselben  bestellten  Untersuchungskommissär  durchgeführt;  es  bleibt 
jedoch  dem  Ermessen  der  zur  Entscheidung  in  dem  Disziplinarfalle  berufenen 
Organe  überlassen,  den  mit  der  Vornahme  der  Disziplinaruntersuchung  zu 
betrauenden  Beamten  selbst  zu  bestimmen. 

Ober  die  mündliche  Verhandlung  wird  ein  Protokoll  aufgenommen. 

Dem  Beschuldigten  ist  das  ihm  zur  Last  gelegte  Dienstvergehen  genau 
zu  bezeichnen  und  es  ist  ihm  Gelegenheit  zu  geben,  sich  über  jeden 
Anschuldigungspunkt  zu  rechtfertigen.  Unmittelbar  nach  der  Protokollie- 
rung seiner  Aussage  ist  ihm  durch  Verlesung  derselben  die  Möglichkeit 
zu  bieten,  Berichtigungen  und  Ergänzungen  vorzubringen.  Nach  Abschluß 
der  Untersuchung  sind  die  Akten  der  kompetenten  Behörde  zur  Entscheidung 
vorzulegen. 

Das  Erkenntnis  wird  dem  Beschuldigten  schriftlich  zugefertigt. 

Falls  sich  der  Kanzleigehilfe  der  Einvernehmung  vorsätzlich  entzieht, 
kann  eine  Disziplinarstrafe  auch  ohne  Anhörung  desselben  verhängt  werden. 

Gegen  das  Erkenntnis  kann  der  Beschuldigte  binnen  14  Tagen,  von 
dem  der  Zustellung  des  Erkenntnisses  folgenden  Tage  gerechnet,  die  Be* 
schwerde  an  die  Zentralstelle  ergreifen.  Eine  solche  Beschwerde  hat  auf- 
schiebende Wirkung. 

§  24.   C.  Gemeinsame  Bestimmungen. 

Jede  Ordnungs-  oder  Disziplinarstrafe  ist  im  Dienst-  und  Eigenschafts- 
ausweise anzumerken;  die  Löschung  dieser  Anmerkung  kann  nach  drei- 
jähriger tadelloser  Aufführung  des   Kanzleigehilfen  stattfinden. 

§  25.  Suspension  vom  Dienste. 

Kanzleigehilfen,  welche  w^en  eines  Verbrechens  oder  einer  aus  Ge- 
winnsucht begangenen  oder  gegen  die  öffentliche  Sittlichkeit  verübten  anderen 
strafbaren  Handlung  in  Voruntersuchung  gezogen  wurden  oder  wider  weiche 
wegen  einer  strafbaren  Handlung  die  Untersuchungshaft  verhängt  oder  über 
deren  Vermögen  der  Konkurs  eröffnet  wurde,  sind  vom  Dienste  zu  suspen- 
dieren. 

Die  Suspension  kann  aber  auch  dann  verhängt  werden,  wenn  ein 
Kanzleigehilfe  wegen  einer  anderen  strafbaren  Handlung  in  Voruntersuchung 
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gezogen  wird,  oder  wenn  nach  der  Art  seines  pflichtwidrigen  Verhaltens 
die  Sicherheit  oder  das  Ansehen  des  Amtes  oder  das  Interesse  des  Dienstes 
seine  Entfernung  fordern. 

Diejenigen  Umstände,  welche  zur  Verhängung  der  Suspension  Anlaß  ge- 
geben haben,  sind,  sofern  nicht  gemäß  §  27  die  Entlassung  ohne  Diszi- 
plinarverfahren eintritt,  immer  auch  zum  Gegenstande  einer  Disziplinarunter- 
suchung  zu   machen. 

Zur  Verhängung  der  Suspension  ist  das  zur  Fällung  des  Disziplinar- 
erkenntnisses  berufene  Organ  zuständig;  in  dringenden  Fällen  kann  die- 
selbe jedoch  auch  von  dem  unmittelbaren  Amtsvorstande  gegen  Einholung  der 
nachträglichen  Genehmigung  ausgesprochen  werden. 

Während  der  Dauer  der  Suspension  erhält  der  suspendierte  Kanzleigehilfe 
die  halben  Bezüge  als  Alimentation. 

Wird  der  Beschuldigte  weder  strafgerichtlich  verurteilt  noch  mit  einer 
Disziplinarstrafe  belegt,  so  ist  die  Suspension  rückwirkend  aufzuheben  und 
die  Differenz  zwischen  der  normalmäßigen  Entlohnung  und  der  bezogenen 
Alimentation  nachträglich  zu  vergüten.  Sonst  endigt  die  Suspension  mit 
dem  Zeitpunkte  der  Zustellung  des  Disziplinarerkenntnisses,  beziehungs- 
weise, falls  dasselbe  auf  Ausschließung  vom  Dienste  oder  auf  Entlassung 
lautet,  mit  dem  Eintritte  der  Rechtskraft  dieser  Entscheidung.  Die  Suspension 
kann  aber  auch  früher  aufgehoben  werden,  wenn  keine  Gründe  für  ihre 
Fortdauer  mehr  bestehen. 

Wurde  auf  eine  mildere  Disziplinarstrafe  als  die  der  Dienstesentlassung 
oder  der  Ausschließung  vom  Dienste  erkannt,  so  kann  unter  berücksichti- 
gungswürdigen Umständen  die  gänzliche  oder  teilweise  Nachzahlung  des 
zurückbehaltenen   Teiles   der   Bezüge   bewilligt   werden. 

§  26.  Entlassiiiig  auf  Qnind  eines  Diszipllnarverffalirens« 

Die  Entlassung  kann  auf  Grund  eines  Disziplinarverfahrens  wegen 
schwerer  Verletzung  der  Dienstpflichten,  sowie  wegen  solcher  Handlungen 
verhängt  werden,  welche  den  Kanzleigehilfen  als  vertrauensunwürdig  oder 
seine  Belassung  im  Dienste  als  mit  den  Interessen  des  Dienstes  oder  mit 
dem  Ansehen  der  Behörde   (Amt,  Anstalt)  unvereinbar  erscheinen  lassen. 

Als  schwere  Verletzungen  der  Dienstpflichten  werden  insbesondere 
angesehen:  Widersetzlichkeit  oder  Ungehorsam  im  Dienste,  Dienstesver- 
weigerung, grobe  Außerachtlassung  der  den  Vorgesetzten  schuldigen 
Achtung,  Annahme  oder  Forderung  eines  Geschenkes  oder  sonstigen  Vor- 
teiles aus  Anlaß  einer  Dienstverrichtung,  Trunkenheit  im  Dienste,  leicht- 
sinniges Schuldenmachen,  gröbliche  Verletzung  der  Amtsverschwiegenheit. 

§  27.  Entlassung  ohne  Disziplinarverfahren. 

Kanzleigehilfen,  welche  eines  Verbrechens  schuldig  erkannt  oder  wegen 
einer  anderen  Gesetzesübertretung  zu  einer  wenigstens  sechsmonatlichen 
Freiheitsstrafe  veruteilt  wurden,  sind  mit  dem  Tage,  an  welchem  das  ge- 
richtliche Erkenntnis  in  Rechtskraft  erwachsen  ist,  als  entlassen  zu  behandeln. 

Sollte  es  einer  Person  gelingen,  sich  ungeachtet  des  Mangels  eines 
für  die  Aufnahme  zum   Kanzleigehilfen  aufgestellten   Erfordernisses   (§  5) 
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oder  des  Vorhandenseins  eines  Ausschließungsg^ndes  (§  6)  in  den  Dienst 
einzuschleichen,  so  kann  sie  ohneweiters  entlassen  werden,  sobald  dieser 
Umstand  offenbar  wird.  Zur  Entlassung  sind  die  in  §  23,  Abs.  1,  genannten 
Organe  berufen. 

§  28.  Arten  der  Endlgting  des  Dienstverhältnisses. 

Das  Dienstverhältnis  endet: 

1.  Durch  Kündigung  (§  29); 

2.  durch  Entlassung  (§§  26  und  27); 

3.  durch  Ausschließung  vom  Dienste  (§  21); 

4.  durch  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  infolge  Dienstunfähigkeit 
oder  sonstiger  Dienstesverhinderung  oder  infolge  Erfüllung  der  Militärdienst- 
pflicht in  den  im  §  30  angeführten  Fällen; 

5.  durch  den  Eintritt  in  die  Invaliditäts-  oder  Altersversorgung  nach 
Maßgabe  der  Statuten  des  Versorgungsinstitutes; 

6.  durch  den  Verlust  der  Staatsbürgerschaft; 

7.  durch  den  Tod. 

Zur  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  in  den  Fällen  der  Z.  4,  5 
und  6  sind  die  im  §  23,    Abs.  1,    bezeichneten  Organe  berufen. 

§  29.  Kündigung. 

Die  Kündigung  des  Dienstverhältnisses  kann  sowohl  vom  Dienstgeber 
(durch  das  im  §  23,  Abs.  1,  bezeichnete  Organ),  als  auch  vom  Dienstnehmer 
ohne   Angabe  von   Gründen   jederzeit  vorgenommen   werden. 

Das  Dienstverhältnis  wird  mit  Ende  desjenigen  Monats  aufgelöst,  in 
welchem  die  Kündigungsfrist  abläuft. 

Die  Kündigungsfrist  beträgt  für  den  Dienstgeber  drei  oder  sechs  Monate, 
je  nachdem  der  Bedienstete,  dem  gekündigt  wird,  im  Zeitpunkte  der  Kündi- 
gung eine  im  Sinne  des  §  12  anrechenbare  Dienstzeit  bis  zu  fünfzehn 
Jahren  oder  über  fünfzehn  Jahre  zurückgelegt  hat.  Für  den  kündigenden 
Kanzleigehilfen  gilt  eine  einmonatliche  Kündigungsfrist 

Vor  Schluß  des  Monats,  in  welchem  die  Kündigungsfrist  abläuft,  darf 
der  Kanzleigehilfe  ohne  ausdrückliche  Bewilligung  des  Dienstgebers  seinen 
Dienst  nicht  verlassen. 

§  30.  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  Infolge  Dienstunfahigkeit  oder 
sonstiger    Dienstverhinderung    oder    infolge    Erfüllung    der    Milit&r- 

dienstpflicht 

Wenn  die  Dienstunfähigkeit  oder  sonstige  Dienstesverhinderung  un- 
unterbrochen mehr  als  drei  Monate  dauert,  kann  das  Dienstverhältnis  ohne 
weiteres  Verfahren  mit  Ablauf  des  dritten  Monats  nach  dem  Eintritte  der 
Dienstesverhinderung  aufgelöst  werden. 

Im  Falle  der  Erfüllung  der  aktiven  Militärdienstpflicht,  ausgenommen 
die  Fälle  der  Ableistung  einer  Waffenübung  oder  der  Ausbildung  als  Ersatz- 
reservist, ist  das  Dienstverhältnis  mit  jenem  Zeitpunkte  aufzulösen,  in  dem 
gemäß   §  16  die   Bezüge  einzustellen  sind. 
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§  31.  Entiiebiiiigsttrkttnde. 

Anläßlich  der  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  wird  dem  Kanzlei- 
gehilfen von  dem  im  §  23,  Abs.  1,  bezeichneten  Organe  eine  Enthebungs- 
urkunde ausgestellt.  In  derselben  ist  die  Dauer  der  Verwendung  als  Kanzlei- 
gehilfe und  —  die  Fälle  der  Ausschließung  vom  Dienste  und  der  Entlassung 
ausgenommen  —  auch  die  Art  der  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  anzu- 
führen. Ferner  hat  die  Enthebungsurkunde,  falls  der  Kanzleigehilfe  sich 
im  Sinne  des  §  15  der  Statuten  für  das  Versorgungsinstitut  die  bereits 
erworbenen  Teilnehmerrechte  vorbehahen  hat,  die  Summe  der  von  ihm 
an  das  Institut  geleisteten  Beiträge  zu  enthalten.  Erfolgt  die  Auflösung 
aus  einem  der  im  §  30  angeführten  Gründe,  so  ist  in  der  Enthebungsurkunde 
auch  auf  die  dem  gewesenen  Kanzleigehilfen  durch  §  2  dieser  Verordnung 
gewährleistete  Begünstigung  bei  Besetzung  von  Kanzleigehilfenposten  hin- 
zuweisen. 

§  32.  Beschwerderecht 

Insofern  nicht  das  Beschwerderecht  nach  §  23  eintritt,  steht  dem  Kanzlei- 
gehilfen, welcher  sich  durch  eine  auf  Grund  dieser  Verordnung  gegen  ihn  er- 
gangenen Verfügung  beschwert  erachtet,  frei,  die  Entscheidung  der  höheren 
Instanz  innerhalb  vierzehn  Tagen,  von  dem  der  Verständigung  folgenden 
Tage  an  gerechnet,  mittelst  schriftlicher  Beschwerde  anzurufen.  Diese  Be- 
schwerde hat  keine  aufschiebende  Wirkung.  Die  Beschwerde  ist  im  Dienst- 
wege einzubringen. 

IL  Abschnitt. 
Von  den  Kanzleihilfsarbeitem. 

§  33.    Personen  9  auf  welche  die  Bestimmungen  des  IL  Abschnittes 

Anwendung  finden. 

Die  im  II.  Abschnitte  dieser  Verordnung  enthaltenen  Bestimmungen  für 
Kanzleihilfsarbeiter  haben  auf  alle  bei  staatlichen  Behörden,  Ämtern  oder 
Anstalten  im  Rechnungs-,  sowie  im  Kanzlei-  und  Manipulationsdienste  nicht 
stabil  bestellten,  zur  Besorgung  anderer  als  Dienerverrichtungen  verwendeten 
und  während  der  ganzen  normalen  Amtsstunden  beschäftigten  Hilfskräfte 
(Diurnisten,  Kaikulanten  und  die  denselben  gleichgestellten  Kategorien  nicht- 
stabiler Kanzleihilfspersonen,  wie  gerichtliche  Kanzleigehilfen  gegen  Taggeld, 
Schreiber,  Aushilfsdiurnisten  etc.)  Anwendung  zu  finden,  soweit  diese  nicht 
zur  Kategorie  der  Kanzleigehilfen  im  Sinne  des  I.  Abschnittes  dieser  Ver- 
ordnung gehören  oder  durch  ausdrückliche  Anordnung  der  kompetenten 
Zentralstelle  aus  dem  Geltungsbereiche  dieser  Verordnung  ausgeschieden 
werden.  1) 

Von  den  die  dienstliche  Bezeichnung  „Diurnisten'^  führenden  Kanzlei- 
hiifspersonen  sind  vom  Geltungsbereiche  dieser  Verordnung  insbesondere 
ausgeschlossen : 

1.  Die  Diumisten  der  k.  k.  österreichischen  Staatsbahnen; 

2.  die  Manipulationsdiurnisten  der  k.  k.  Post-  und  Telegraphenanstalt. 

')  Vgl.  Anmerkung  auf  5.  263, 
Univenitttssreseize.  18 
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Das  Dienstverhältnis  dieser  beiden  Kategorien  von  Bediensteten  richtet 
sich  nach  den  für  sie  jeweils  geltenden  besonderen  Vorschriften. 

§  34.  Grundlage  des  Dienstverhältnisses. 

Das  Dienstverhältnis  der  Kanzleihilfsarbeiter  beruht  auf  dem  zwischen 
dem  Amts-,  beziehungsweise  Abteilungsvorstande  einerseits  und  dem  Be- 
diensteten andrerseits  mündlich  oder  schriftlich  abgeschlossenen  Dienst- 
vertrage. 

§  35.  Allgemeine  Erfordernisse  und  Ausschließungsgrfindei 

Die  im  §  5,  Z..1,  3  und  4,  sowie  in  den  §§  6  und  7  dieser  Verord- 
nung enthaltenen  Vorschriften  über  allgemeine  Erfordernisse  und  Aus- 
schließungsgründe sind  künftighin  auch  bei  der  Aufnahme  von  Kanzlei- 
hilfsarbeitern zu  beobachten. 

Die  Bewilligtmg  von  Ausnahmen  von  den  in  den  §§6  und  7  dieser 
Verordnung  enthaltenen  Vorschriften  richtet  sich  nach  §  8. 

§  36.  Dienstpflichten. 

Die  Kanzleihilfsarbeiter  sind  verpflichtet,  die  ihnen  übertragenen  Arbeiten 
und  Verrichtungen  fleißig  und  gewissenhaft  nach  bestem  Können  zu  voll- 
ziehen, ihren  Vorgesetzten  mit  Achtung  zu  begegnen,  den  Anordnungen  der- 
selben zu  gehorchen,  sich  sowohl  im  Dienste  wie  außerhalb  desselben  an- 
ständig und  ehrenhaft  zu  betragen  und  das  Dienstgeheimnis  treu  zu  bewahren. 

§  37.  Taggelder. 

Die  Kanzleihilfsarbeiter  erhalten  Taggelder,  und  zwar  in  der  für  die  Akti- 
vitätszulagen der  Staatsbeamten  fes^esetzten 

I.  Ortsklasse  im  Betrage  von  3  K  —  h 
in  der    II.         „  „        „  „    2  „  60  „ 

ffl2     40 
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Die  Vereinbarung  einer  niedrigeren  Entlohnung  eines  vollbeschäftigten 

Kanzleihilfsarbeiters  ist  unzulässig. 

Höhere  als  die  oben  festgesetzten  Taggelder  können  nach  Maßgabe  der 
verfügbaren  Kredite  zugestanden  werden;  eine  derartige  Bewilligung  bedarf 
jedoch  der  Genehmigung  jenes  Organes,  welches  für  den  betreffenden  Dienst- 
bereich zur  Bestellung  von  Kanzleigehilfen  im  Sinne  des  I.  Abschnittes 
dieser  Verordnung  (§  3,  Abs.  2)  berechtigt  ist. 

Insoweit  dem  Oberlandesgerichte  die  Bestellung  von  Kanzleigehilfen 
zusteht,  ist  die  Genehmigung  des  Oberlandesgerichtspräsidenten  eriorderlich. 

Zur  ausnahmsweisen  Gewährung  von  Taggeldern  in  einem  die  skala- 
mäßige Entlohnung  der  Kanzleigehilfen  (§  9)  übersteigenden  Betrage  ist 
die  Entscheidung  der  kompetenten  Zentralstelle  einzuholen. 

§  38.  Zeiträume,  für  welche  die  Taggelder  gebühren. 

Das  Taggeld  gebührt  den  Kanzleihilfsarbeitern  in  der  Regel  nur  für 
jene  Tage,  an  welchen  sie  tatsächlich  ihren  Dienst  geleistet  haben,  sowie 
für  die  Ruhetage,  welche  in  die  Zeit  ihrer  dienstlichen  Verwendung  fallen. 
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Während  eines  Urlaubes  erhalten  die  Kanzleihilfsarbeiter  die  vollen 
Bezüge,  sofern  die  Urlaubsbewilligung  nicht  von  dem  gänzlichen  oder  teil- 
weisen Rücklasse  abhängig  gemacht  wurde. 

Im  Falle  einer  durch  Krankheit  verursachten  Dienstesabwesenheit 
werden  die  Taggelder  bis  zur  Maximaldauer  von  drei  Monaten  fortbezahlt. 
Diese  Begünstigung  findet  auf  jene  aushilfsweise  verwendeten  Kanzleihilfs- 
arbeiter keine  Anwendung,  welche  bloß  für  einen  vorübergehenden  Bedarf 
aufgenommen  wurden  und  noch  nicht  einen  Monat  im  Dienste  stehen. 

Für  die  Dauer  der  durch  die  Ableistung  einer  Waffenübung  bedingten 
Dienstesverhinderung  kann  den  Kanzleihilfsarbeitern  unter  berücksichtigungs- 
würdigen Umständen  die  Hälfte  des  Taggeldes  belassen  werden. 

In  allen  übrigen  Fällen  des  Fernbleibens  vom  Dienste  werden  die  auf  die 
betreffende  Zeitperiode  entfallenden  Taggelder  verwirkt. 

§  39.  Endigttflg  des  Dienstverhältnisses. 

Das  Dienstverhältnis  endet: 

1.  Durch  Kündigung, 

2.  durdi  Entlassung, 

3.  durch  den  Ablauf  der  Zeit,  für  welche  dasselbe  begründet  wurde, 

4.  durch  den  Tod. 

§  40.  Kündigung. 

Insofern  bei  der  Aufnahme  nichts  anderes  vereinbart  wurde,  gilt  beider- 
seits eine  vierzehntägige  Kündigungsfrist 

§  41.  Entlassung. 

Die  Entlassung  ohne  vorherige  Kündigung  kann  erfolgen,  wenn  der 
Kanzleihilfsarbeiter  wegen  eines  Verbrechens  oder  einer  aus  Gewinnsucht 
verübten  oder  gegen  die  öffentliche  Sittlichkeit  verstoßenden  anderen  straf- 
baren Handlung  strafgerichtlich  verurteilt  wurde,  femer  wenn  er  sich  einer 
schweren  Verletzung  seiner  Dienstpflichten  oder  einer  solchen  Handlung 
schuldig  gemacht  hat,  welche  ihn  vertrauensunwürdig  oder  seine  Belassung 
im  Dienste  als  mit  den  Interessen  des  Dienstes  oder  mit  dem  Ansehen  des 
Amtes  unvereinbv  erscheinen  läßt. 

Dem  Kanzleihilfsarbeiter,  welcher  sich  durch  die  Entlassung  beschwert 
erachtet,  steht  das  Recht  zu,  innerhalb  acht  Tagen,  von  dem  der  Entlassung 
folgenden  Tage  an  gerechnet,  die  höhere  Entscheidung  mittelst  schriftlicher 
Eingabe  anzurufen. 

Wird  die  Entlassung  nicht  für  gerechtfertigt  erkannt,  die  Auflösung 
des  Dienstverhältnisses  aber  gebilligt,  so  ist  dem  Kanzleihilfsarbeiter  das 
Taggeld  für  so  viele  Tage  nach^äglich  flüssig  zu  machen,  als  die  Kündigungs- 
frist umfaßt. 

§  42.  Schlttfibestimmungen. 

Insoweit  das  Dienstverhältnis  der  Diurnisten  und  Kaikulanten,  sowie 
der  denselben  gleichgestellten  Kanzleihilfsarbeiter  durch  die  vorstehenden  Be- 
stimmungen nicht  geregelt  ist,  bleiben  die  darauf  bezüglichen  bisherigen 
Vorschriften  in  Wirksamkeit. 

18* 
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III.  Abschnitt. 
Beginn  der  W^irksamkeit  dieser  Verordnung. 

§43. 
Die  Bestimmungen  des  I.  Abschnittes  dieser  Verordnung  treten  sofort, 
jene  des  II.  Abschnittes  mit  1.  August  1902  in  Wirksamkeit 


Angelobttngsformttlar  für  Oehilfen. 

„Ich  gelobe,  die  mir  in  meiner  dienstlichen  Stellung  als  Kanzleigehilfe 
obliegenden  Pflichten  gewissenhaft  zu  erfüllen,  dabei  stets  nur  das  Beste 
des  Dienstes  vor  Augen  zu  haben,  den  Gesetzen,  Verordnungen,  Instruktionen 
sowie  den  Aufträgen  meiner  Vorgesetzten  willigen  Gehorsam  zu  leisten,  das 
Dienstgeheimnis  treu  zu  bewahren  und  mich  in  allen  Beziehungen  den  Be- 
stimmungen der  Verordnung  des  Gesamtministeriums  vom  19.  Juli  1902, 
RGBNr.  145,  insbesondere  auch  jenen  der  §§21  bis  27  dieser  Verordnung 
unweigerlich  zu  unterwerfen." 

Datum :  Unterschrift : 


Nr.  272. 

Terordnnng  des  Mlnlsterioms  fOr  K.  u.  U.  vom  21.  Jnli  1902. 

Z.  1746/KnM.  MTBNr.  35, 

betreffend  das  Kanzleihilfspersonal. 

Unter  Bezugnahme  auf  die  Verordnung  des  Gesamtministeriums  vom 
19.  Juli  1902,  RGBNr.  145,^)  betreffend  das  Kanzleihilfspersonal  bei  den  staat- 
lichen Behörden,  Ämtern  und  Anstalten  wird  im  Dienstbereiche  des  Mini- 
steriums für  Kultus  und  Unterricht  und  der  demselben  unterstellten  Verwal- 
tungszweige nach  gepflogenem  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Finanzministe- 
rium nachstehendes  verordnet: 

I.  Errichtung  von  Kanzleigehilfenposten. 

Das  Kanzleihilfspersonal  hat  in  Hinkunft  aus  Kanzleigehilfen,  Diur- 
nisten  und  Kaikulanten  zu  bestehen. 

Die  Zahl  der  Kanzleigehilfenposten  wird  für  jedes  Verwaltungsgebiet 
und  für  jeden  Dienstzweig  vom  k.  k.  Ministerium  für  Kultus  und  Unter- 
richt im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Finanzministerium  festgesetzt 

II.  Festsetzung  des  Kanzlelhllfspersonales. 

Im  Sinne  des  §  1,  Abs.  2,  Vdg.  des  GM.,«)  wird  für 
die  einzelnen  Behörden  und  Ämter  nur  die  Gesamtzahl  des  ihnen  zu- 
zuweisenden Kanzleihilfspersonales  ziffermäßig  bestimmt;  die  Zusammen- 
setzung dieses  Personales  kann  hingegen  Änderungen  erfahren,  indem  die 

»)  s.  Nn  271. 

*)  Abkürzung  für  Verordnung  des  Qesamtministeriums  vom  10.  Juli  1902,  RQBNr.  145 
(s.  Nr.  271). 
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Zahl  der  Diurnisten  und  Kaikulanten  sich  vermindert  oder  erhöht,  je  nachdem 
bei  der  Behörde  (dem  Amte)  mehr  oder  weniger  Kanzleigehilfen  bestellt 
werden. 

m.  Kompetenz. 

Zur  Bestellung  von  Kanzleigehilfen  sind  folgende  Behörden  kom- 
petent: 

1.  Das  Ministerium  fvur  Kultus  und  Unterricht  für  den  eigenen  Dienst 
und  für  die  demselben  jeweils  unmittelbar  unterstehenden  Behörden  und 
Anstalten  (derzeit  sind  diese:  Die  Akademie  der  bildenden  Künste,  das 
Museum  für  Kunst  und  Industrie,  die  Kunstgewerbeschule  des  Museums 
für  Kunst  und  Industrie,  die  graphische  Lehr-  und  Versuchsanstalt,  die 
Zentralkommission  für  Kunst-  und  historische  Denkmale,  die  statistische 
Zentralkommission,  die  geologische  Reichsanstalt,  der  evangelische  Ober- 
kirdienrat,  das  Zivilmädchenpensionat,  das  österreichische  Gradmessungs- 
bureau, die  Versuchsanstalt  für  Lederindustrie  in  Wien,  der  Zentralspitzen- 
kurs  in  Wien,  die  Fachschule  für  Kunststickerei  in  Wien,  die  Musterwerk- 
statte  für  Korbflechterei  und  Musterweidenplantagen  in  Wien). 

2.  Sämtliche  Landesstellen  für  den  eigenen  und  den  Dienst  beim  Landes- 
schuhate,  sowie  für  sämtliche  ihnen  unterstehende  Unterrichtsbehörden  und 
Anstalten.*) 

Die  zur  Bestellung  von  Kanzleigehilfen  berufenen  Behörden  haben 
auch  die  Evidenz  über  dieselben  und  über  die  Bewerber  um  die  in  ihrem 
Bereiche  zu  besetzenden  Kanzleigehilfenposten  zu  führen  und  alle 
in  der  Verordnung  des  Gesamtministeriums  vorgesehenen  Amtshandlungen 
vorzunehmen,  welche  nicht  ausdrücklich  den  unmittelbaren  Amtsvorständen 
der  Kanzleigehilfen  überlassen  oder  dem  Ministerium  für  Kultus  und 
Unterricht  vorbehalten  sind. 

Bezüglich  der  Urlaubserteilung  bleiben  die  bestehenden  Kompetenz- 
bestimmungen aufrecht 

Hinsichtlich  der  Befugnis  zur  Aufnahme  von  Kanzleihilfsarbeltern 
(Diurnisten,  Kaikulanten  etc.),  sowie  zur  Ausübung  der  dem  Dienstgeber 
gegen  dieselben  zustehenden  Rechte  bleiben  die  bisherigen  Vorschriften  in 
Geltung,  insoweit  sie  nicht  durch  den  II.  Abschnitt,  Verordnung  des  Gesamt- 
ministeriums  und  die  gegenwärtige  Verordnung  eine  Modifikation  erleiden. 

Zu  Kanzleigehilfen  können  ausnahmsweise  auch  die  bei  einzelnen  An- 
stalten oder  Instituten  aufgenommenen  Zeichner  bestellt  werden;  dagegen 
sind  von  der  Bestellung  zu  Kanzleigehilfen  ausgeschlossen:  Werkmeister, 
Maschinisten  oder  Maschinenwärter,  Laboranten,  Werkstättenassistenten, 
Mechaniker,  Monteure,  Gipsformer,  Kesselheizer,  Wärter,  Putzer,  Material- 
verwahrer, Vorarbeiter,  Aufseher  u.  dgl.,  sowie  überhaupt  alle  solche  Be- 
diensteten, deren  Verwendung  sich  entweder  auf  spezifische  technische 
Fertigkeiten  und  Dienstleistungen  erstreckt  oder  nur  gewöhnliche  Diener- 
obliegenheiten in  sich  begreift. 

*)  Auf  Qnmd  des  erläuternden  Erlasses  vom  Z  August  1902,  Z.  1844/KUM  kommt  das 
Recfä  zur  Bestellung  von  Kanzleigehilfen  an  Universitäten  der  Landesstelle,  und  zwar  nach  vor- 
gäni^er  Einvernahme  des  akademischen  Senates  zu.    Vgl,  Nr.  271  (§  5,  Anmerimng  ^)J. 
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IV.  Bewerbung. 

Ein  Kanzleihilfsarbeiter,  welcher  die  im  §  5,  Vdg.  des  OM.,  normierten 
Erfordernisse  nachzuweisen  in  der  Lage  ist  und  dem  keiner  der  im  §  6, 
Vdg.  des  GM.,  oder  im  Artikel  X,  Abs.  3,  dieser  Verordnung  festgesetzten 
Ausschließungsgründe  entgegensteht,  hat,  falls  er  die  Erlangung  einer 
Kanzleigehilfenstelle  anstrebt,  seine  Bewerbung  bei  seinem  Amtsvor- 
stande (oder  dem  mit  der  Führung  der  einschlägigen  Agenden  betrauten 
Beamten)  mündlich  anzumelden. 

Ober  diese  Anmeldung  wird  seine  Vormerkung  in  der  Bewerberliste 
(Vormerk  I,  Artikel  VI)  eingeleitet. 

Zu  diesem  Behufe  hat  der  Bewerber  zwei  Exemplare  des  nach  dem 
angeschlossenen  Formular  A^)  eingerichteten  Gedenkblattes  in  den  Spalten 
1  bis  19  wahrheitsgetreu  und  genau  auszufüllen,  zu  unterfertigen  und  die 
Gedenkblätter  samt  allen  zur  Beurteilung  der  Richtigkeit  der  Angaben  er- 
forderlichen Urkunden  dem  Amtsvorstande  (oder  dem  mit  der  Führung 
der  betreffenden  Agenden  betrauten  Beamten)  zu  überreichen. 

Die  Eintragungen  sind  sohin  von  Amts  wegen  zu  übeq^rüfen,  etwa 
notwendige  Erhebungen  und  Richtigstellungen  zu  veranlassen  und  die 
Rubriken  20,  21  und  22  des  Gedenkblattes  auszufüllen.  Der  Vollzug  dieser 
Amtshandlungen  ist  durch  Beisetzung  der  Amtsfertigung  und  des  Datums 
zu  bestätigen. 

Nach  Abschluß  des  Gedenkblattes  hat  die  betreffende  Stelle,  wenn  sie 
zur  Bestellung  von  Kanzleigehilfen  in  dem  betreffenden  Dienstzweige 
und  Verwaltungsgebiete  berufen  ist,  die  Vormerkung  in  der  Bewerberliste 
(Vormerk  I)  nach  den  Bestimmungen  des  Artikels  VI  zu  veranlassen,  andern- 
falls aber  beide  Parien  des  Gedenkblattes  samt  den  beigebrachten  Urkunden 
an  die  zur  Bestellung  von  Kanzleigehilfen  kompetente  Behörde  zu  leiten. 

Diese  Behörde  überzeugt  sich  von  der  richtigen  und  vollständigen  Aus- 
füllung der  Gedenkblätter,  sowie  von  der  Obereinstimmung  der  beiden  Exem- 
plare, veranlaßt  die  Vormerkung  des  Bewerbers,  nimmt  ein  Pare  des  Gedenk- 
blattes in  Verwahrung  und  leitet  das  zweite  Pare  sowie  die  dem  Bewerber 
auszuhändigenden  Urkunden  zurück. 

V.  Kompetenzgestiche. 

Wünscht  ein  Kanzleihilfsarbeiter  im  Bereiche  einer  anderen  Be- 
hörde als  derjenigen,  von  der  seine  Bewerbung  um  ein  Kanzleigehilfenstelle 
gemäß  der  Artikel  III  und  IV  in  Evidenz  zu  halten  ist,  eine  Kanzleigehilfen- 
stelle zu  erlangen,  so  hat  er  schriftlich  darum  anzusuchen  und  sein  Gesuch 
im  Dienstwege  einzubringen. 

Das  Gesuch  wird  sohin  unter  Anschluß  einer  Abschrift  des  Gedenk- 
blattes unmittelbar  an  die  kompetente  Behörde  geleitet. 

Kanzleigehilfen,  welche  die  Obemahme  in  den  Dienst  eines  anderen 
Ressorts  (z.  B.  der  politischen  oder  Justizverwaltung)  oder  eines  anderen 
Verwaltungsbereiches  anstreben,  dann  gewesene  Kanzleigehilfen,  welche 
sich  um  Wiederanstellung  bewerben,  haben  gleichfalls  schriftlich,  und  zwar 


*)  Das  Formular  wurde  in  diese  Sammlung  nicht  aufgenommen. 


Kanzleibilfspenonal.  279 

bei  jener  Behörde  einzuschreiten,  bei  welcher  sie  als  Kanzleigehilfen 
in   Verwendung  stehen,   beziehungsweise   zuletzt  gestanden   sind. 

Von  dieser  Behörde  sind  die  Gesuche  samt  einer  Abschrift  des  Dienst- 
und Eigenschaftsausweises  des  Bittstellers  der  zur  Entscheidung  über  das 
Gesuchsbegehren  kompetenten  Behörde  zu  übermitteln. 

VI.  Evidenzhaltttng. 

Die  zur  Bestellung  von  Kanzleigehilfen  berechtigten  Behörden 
(Artikel  III)  haben  ein  Verzeichnis  aller  in  ihrem  Bereiche  bestellten 
Kanzleigehilfen  zu  führen  und  samtliche  Bewerber  um  solche  Stellen 
mittelst  dreier  Vormerke  in  Evidenz  zu  halten,  von  welchem 

Vormerk  I  die  im  eigenen  Verwaltungsbereiche  vorhandenen  Anwärter, 

Vormerk  II  die  nach  §  2,  Abs.  3,  Vdg.  des  GM.,  vorzugsweise  zu 
berücksichtigenden   ehemaligen   Kanzleigehilfen, 

Vormerk  III  alle  übrigen  zur  Aufnahme  geeigneten  Bewerber  zu  um^ 
fassen  hat. 

Die  Gedenkblatter  (Artikel  IV),  beziehungsweise  die  Abschriften  der 
Dienst-  und  Eigenschaftsausweise  (Artikel  V  und  XII)  der  Bewerber  bilden 
Beilagen  dieser  Vormerke.  Die  Vormerke  I  und  II  sind  ebenso  wie  die 
zugehörigen  Beilagen  durch  Eintragung  aller  sich  ergebenden  Veränderungen 
stets  in  solchem  Stande  zu  erhalten,  daß  sie  als  eine  verläßliche  Grundlage 
für  die  Amtshandlungen  der  Behörde  dienen  können.  Der  Vormerk  11 1  hat 
lediglich  Namen  und  Dienstort  der  Bewerber,  sowie  Präsentatum  und  Zahl 
der  Gesuche,  welche  beim  Vormerk  aufbewahrt  werden,  zu  enthalten. 

Die  Postnummer  des  Vormerkes,  unter  welcher  ein  Bewerber  in  Evidenz 
gehalten  wird,  ist  auch  auf  dem  Gedenkblatte,  beziehungsweise  auf  der  Ab- 
schrift des  Dienst-  und  Eigenschaftsausweises  anzumerken  und  dem  un- 
mittelbaren Amtsvorstande  des  Bewerbers  bekanntzugeben. 

Vorfälle,  welche  eine  Berichtigung  des  Verzeichnisses  der  Kanzlei- 
gehilfen, der  Bewerberlisten  oder  der  Gedenkblätter,  beziehungsweise  der 
Dienst-  und  Eigenschaftsausweise  bedingen,  also  insbesondere  Änderungen 
der  Diensteigenschaft,  des  Dienstortes,  der  Bezüge,  des  Familienstandes, 
des  Militärverhältnisses  usw.,  femer  Vorkommnisse  disziplinarer  Natur,  sowie 
alle  die  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  herbeiführenden  Ereignisse  sind 
von  den  unmittelbaren  Amtsvorständen  der  Bediensteten  in  den  in  ihrer 
Verwahrung  befindlichen  Exemplaren  der  Gedenkblätter,  beziehungsweise  in 
den  Dienst-  und  Eigenschaftsausweisen  der  Kanzleigehilfen  vorzumerken 
und  der  die  Evidenz  führenden  Bdiörde  zur  Kenntnis  zu  bringen. 

Diese  Anzeigen  sind  bei  wichtigeren  Vorfällen,  z.  B.  Disziplinarstrafen, 
Auflösung  des  Dienstverhältnisses,  sofort,  sonst  mit  Schluß  jedes  Jahres 
zu   erstatten. 

VII.  Zeit  der  Bestellung  von  Kanzleigehilfen. 

In  den  Monaten  Juni  und  Dezember  hat  regelmäßig,  sofern  eine 
genügende  Anzahl  qualifizierter  Bewerber  vorhanden  ist,  die  Besetzung 
der  bis  zum  Schlüsse  des  vorausgegangenen  Monates  (Mai  oder  November) 
in  Erledigung  gekommenen  Kanzleigehilfenposten  stattzufinden. 
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Die  Bestellung  einzelner  Kanzleigehilfen  in  der  Zwischenzeit  ist 
jedoch  nicht  ausgeschlossen  und  wird  namentlich  dann  Platz  zu  greifen 
haben,  wenn  eine  erledigte  Stelle  einem  externen  Bewerber  (Vormerk  II 
und  III,  Artikel  VI)  verliehen  werden  soll  und  die  Ergänzung  des  Kanzlei - 
hilfspersonales   der  betreffenden    Behörde   sich   als   dringend   darstellt. 

VIII.  Diensteszttweistuig. 

Kanzleigehilfen,  die  nicht  dem  Dienstbereiche  der  bestellenden  Be- 
hörde entnommen  werden  (Vormerk  II  und  III,  Artikel  VI),  sind  nach 
Möglichkeit  einer  Behörde  zuzuweisen,  deren  Kanzleihilfspersonal- 
stand nicht  komplett  ist,  damit  die  Enthebung  von  Kanzleihilfsarbeitern 
wegen   Überzähligkeit  vermieden   werde   (Artikel   II). 

IX.  Vorgang  im  Falle  der  Erledigung  eines  Kanzleigehilfenpostens* 

Jeder  Amtsvorstand,  in  dessen  Amtsbereich  ein  Kanzleigehilfen- 
posten in  Erledigung  kommt,  hat  hievon  längstens  binnen  drei  Tagen 
nach  eingetretener  Erledigung  der  mit  der  Bestellung  und  Evidenzhaltung 
der  Kanzleigehilfen  betrauten  Behörde  die  Anzeige  zu  erstatten,  sofern 
derselben  das  Ausscheiden  des  Kanzleigehilfen  nicht  ohnedies  bereits 
bekannt   ist. 

Dieser  Behörde  obliegt  es,  dem  Amtsvorstande  unverzüglich  bekannt- 
zugeben, ob  sie  die  Stelle  einem  auswärtigen  Bewerber  (Vormerk  II 
und  III,  Artikel  VI)  zu  verleihen  gedenke  oder  nicht. 

Verneinendenfalls  ist  zum  Ersätze  für  den  im  Kanzleihilfspersonale 
des  betreffenden  Amtes  entstandenen  Abgang  ein  Diurnist,  beziehungsweise 
Kaikulant  aufzunehmen;  ist  dagegen  die  Zuweisung  eines  auswärtigen  Be- 
werbers als  Kanzleigehilfen  in  Aussicht  genommen,  so  darf  nur  im  Falle 
eines  dringenden  Bedarfes  ein  Aushilfsschreiber,  und  zwar  bloß  für 
die  Zeit  bis  zum  Eintreffen  des  neu  zu  bestellenden  Kanzleigehilfen  in 
Dienst  genommen  werden. 

X.  Attswahl  unter  den  Bewerbern. 

Bei  der  Auswahl  unter  den  Bewerbern  gibt  grundsätzlich  die  Tüchtig- 
keit und  Vertrauenswürdigkeit  in  erster  Linie  den  Ausschlag,  doch  ge- 
nießen die  im  Vormerk  II,  Artikel  VI,  in  Evidenz  gehaltenen  Bewerber 
bei  entsprechender  Qualifikation  den  Vorzug  vor  allen  übrigen  Anwärtern 
und  ist  auch  auf  das  Dienstalter,  sowie  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  daß 
von  den  im  Vormerke  I  verzeichneten  Bewerbern  nach  Tunllchkeit  die- 
jenigen zuerst  berücksichtigt  werden,  welche  der  Grenze  des  Normalalters 
(§  5,  Z.  2,  Vdg.  des  GM.)  am  nächsten  stehen. 

Für  die  bis  31.  Juli  1903  stattfindenden  Bestellungen  von  Kanzieige- 
hilfen  wird  von  dem  Erfordernisse  der  NichtÜberschreitung  des  40.  Lebens- 
jahres  abgesehen. 

Weibliche  Kanzleihilfsarbeiterinnen  (Diumistinnen),  dann  Personen, 
welche  im  Genüsse  einer  Ruhegebühr  (Pension,  Provision  etc.)  aus  dem 
Staatsschatze  oder  einem  staatlich  dotierten  oder  verwalteten  Fonde  stehen, 
können  nicht  zu  Kanzleigehilfen  bestellt  werden,  wohl  aber  haben  auf 
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dieselben  die  Bestimmungen  des  II.  Abschnittes  der  Vdg.  des  GM.  An- 
wendung  zu   finden. 

XL  Dienstantritt 

Wird  ein  Kanzleigehilfe  aus  einem  anderen  Verwaltungsbereiche 
übernommen,  so  ist  mit  seiner  vorgesetzten  Behörde  wegen  Bestimmung 
der  Frist  zum  Dienstantritte  und  des  Zeitpunktes  der  Enthebung  von  der 
bisherigen  Verwendung  das  Einvernehmen  zu  pflegen  und  dabei  darauf 
zu  achten,  daß  der  Beginn  der  neuen  Bezüge  sich  an  den  Zeitpunkt 
der  Einstellung  der  bisherigen  Bezüge  unmittelbar  anschließe  (§  13,  Vdg. 
des  GM.). 

Ein  Kanzleigehilfe,  welcher  sich  erst  nach  Ablauf  der  ihm  in  der 
Bestellungsurkunde  erteilten  Frist  zum  Dienstantritte  meldet,  darf  zur  An- 
gelobung nur  in  dem  Falle  zugelassen  werden,  wenn  die  bestellende  Be- 
hörde dem  Amtsvorstande  eröffnet,  daß  sie  von  der  Berechtigung  zum 
Wklemife  der  Aufnahme  (§  3,  Vdg.  des  GM.)  keinen  Gebrauch  mache. 

XII.  Dienst-  und  Eigenschaftsauswels. 

Sobald  der  Kanzleigehilfe  im  Sinne  des  §  20,  Vdg.  des  GM.,  das 
Gelöbnis  geleistet  hat,  ist  hievon  der  bestellenden  Behörde  behufs  der  Ein- 
tragung des  neu  Bestellten  in  das  Kanzleigehilfenverzeichnis  die  Anzeige 
zu  erstatten  und  für  denselben  von  seinem  unmittelbaren  Amtsvorstande 
ein  Dienst-  und  Eigenschaftsausweis,  welcher  auch  die  für  die  Ansprüche 
an  das  Versorgungsinstitut  maßgebenden  Daten  zu  enthalten  hat,  nach 
dem  angeschlossenen  Formular  B^)  anzulegen. 

Das  nach  den  Bestimmungen  des  Artikels  IV  ausgefertigte  Gedenk- 
blatt hat  einen  Bestandteil  des  Dienst-  und  Eigenschaftsausweises  zu  bilden 
und  ist  demselben  beizuheften. 

Die  Kanzleigehilfen  haben  die  Belege  für  die  im  Dienst-  und 
Eigenschaftsausweise  anzuführenden  Tatsachen  und  Verhältnisse  auf  Ver- 
langen beizubringen  und  spätere  Änderungen  der  im  Dienst-  und  Eigen- 
schaftsausweise in  Evidenz  zu  haltenden  Umstände  stets  sofort  unter  Vor- 
lage der  betreffenden   Belege  anzuzeigen. 

Der  Dienst-  und  Eigenschaftsausweis  ist  von  dem  jeweiligen  Amts- 
vorstande des  Kanzleigehilfen  stets  in  richtigem  Stande  zu  erhalten 
und  hinsichtlich  der  Qualifikation  im  Bedarfsfalle,  mindestens  aber  jedes 
dritte  Jahr  abzuschließen.  Sofern  gegenüber  der  unmittelbar  vorausgehenden 
Beschreibung  keine  Änderung  stattgefunden  hat,  ist  bloß  der  Vermerk  „Un- 
verändert'' beizusetzen. 

Xm.  Dienstzeit 

Die  im  Sinne  des  §  12,  Vdg.  des  GM.,  anrechenbare  Dienstzeit  eines 
Kanzleihilfsarbeiters  ist  im  Falle  einer  Militärdienstleistung  nicht  als 
unterbrochen  anzusehen,  wenn  nach  Ablauf  derselben  längstens  innerhalb 
eines  Zeitraumes  von  drei  Tagen  die  Dienstleistung  als  Kanzleihilfs- 
arbeiter fortgesetzt  worden  ist.  In  solchen  Fällen  wird  jedoch  die  militä- 
rische Dienstleistung  mit  Ausnahme  von  Waffenübungen  nicht  in  die  nach 
§  12,  Vdg.  des  GM.,  anrechenbare  Dienstzeit  einbezogen. 

')  Das  Formular  wurde  in  diese  Sammlung  nicht  aufgenommen. 
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Als  vorschriftsmäßig  angemeldet  im  Sinne  des  §  12,  Abs.  3,  lit  b, 
Vdg.  des  GM.,  haben  jene  früheren  Dienstperioden  zu  gelten,  welche 
von  dem  Bewerber  in  der  Rubrik  6  des  Gedenkblattes  oder  im  Kompetenz- 
gesuche (Artikel  V  der  gegenwärtigen  Verordnung)  angeführt  worden  sind. 

XIV.  Qualifizierte  Posten. 

Das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  setzt  im  Einvernehmen 
mit  dem  Finanzministerium  für  jeden  Verwaltungsbereich  die  Maximal- 
zahl derjenigen  Kanzleigehilfen  fest,  welchen  im  Sinne  des  §  10,  Vdg. 
des  GM.,  die  sonst  für  die  nächst  höhere  Dienstaltersklasse  normierten 
Bezüge  zuerkannt  werden  dürfen. 

Die  Auswahl  der  mit  den  höheren  Bezügen  zu  beteilenden  Kanzlei- 
gehilfen steht  der  zur  Bestellung  der  Kanzleigehilfen  berufenen  Be- 
hörde zu,  welche  dabei  sowohl  das  Maß  der  an  die  einzelnen  Kanzlei- 
gehilfen gestellten  Dienstesanforderungen  als  deren  persönliche  Tüchtigkeit 
und  Würdigkeit  in  Betracht  zu  ziehen  hat 

XV.  Anweisttng  und  Einstellttng  der  Bezfige. 

Die  Anweisung  und  Einstellung  der  Bezüge  der  Kanzleigehilfen 
erfolgt  durch  die  zur  Bestellung  dieser  Bediensteten  in  dem  betreffenden 
Verwaltungsbereiche  kompetente  Behörde. 

Derselben  sind  daher  auch  alle  für  die  Liquidierung  und  Ver- 
rechnung relevanten  Umstände,  dann  die  eventuelle  Verhängung  von  Geld- 
bußen, Entziehung  von  Bezugstangenten  u.  dgl.  rechtzeitig  zur  Kenntnis 
zu    bringen. 

Die  Anweisung  höherer  Bezüge  nach  Maßgabe  des  Dienstalters  ist 
über  mündliches  Ansuchen  des  Kanzleigehilfen  und  Nach  Weisung  seines 
Anspruches  vom  Amtsvorstande  desselben  anzuregen  und  von  der  zur  Be- 
stellung von  Kanzleigehilfen  kompetenten  Behörde  zu  vollziehen. 

Hinsichtlich  der  Anweisung  und  Behebung  der  Taggelder  der  Diur- 
nisten.   Kaikulanten   etc.   verbleibt   es   bei   den   bisherigen    Bestimmungen. 

XVI.  Oeldattshilfen. 

Auf  die  Bezüge  von  Kanzleigehilfen  und  Kanzleihilfsarbeitern 
werden  keine  Vorschüsse^)  erteilt;  dagegen  sind  diese  Kategorien  von 
Bediensteten  bei  Gewährung  von  Geldaushilfen  aus  den  hiefür  zur  Ver- 
fugung stehenden  Krediten  vorzugsweise  zu  berücksichtigen. 

Insbesondere  ist  auf  jene  Kanzleigehilfen  Bedacht  zu  nehmen, 
welche  und  insolange  sie  infolge  Entrichtung  der  Dienstverleihungsgebühr 
sowie  des  prozentuellen  Beitrages  an  das  Versorgungsinstitut  eine  Schmäle- 
rung ihrer  früheren   Bezüge   erfahren   sollten. 

^)  AttfOntnd  des  Ah,  Pat  vom  25.  Oktober  J798,  POS,  Bd.  13,  Nr.  29  und  der  Ah.  EnisehL 
vom  21.  März  1819,  POS,  Bd.  47,  Nr.  52  ist  die  Erteilung  von  Vorschüssen  nur  an  stabile  Angestellte 
gestattet.  Daher  sind  Vorschüsse  auf  Adjuten  oder  Taggelder  —  abgesehen  von  Jenen  FäUen,  in 
welchen  die  Ah.  Qnade  angerufen  werden  soll  —  unzulässig.  (MinErLvom  17,  April  1900,  Z.855JKUM.) 
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XVn.  Kfindlgttng. 

Bei  Ausübung  des  dem  Dienstgeber  gemäß  §  29,  Vdg.  des  GM., 
zustehenden  Kündigungsrechtes  ist  mit  möglichster  Schonung  und  Rück- 
sicht zu  verfahren. 

XVIII.  Dienstverleihnngsgebfihr. 

Von  der  Bestellung  zum  Kanzleigehilfen  ist  die  (nach  TP  40, 
tit  d)  des  Gesetzes  vom  13.  Dezember  1862,  RGBNr.  89,  entfallende) 
Gebühr  nach  Skala  II  von  dem  flüssig  gemachten,  (gemäß  §  16,  lit.  e) 
des  Oebührengesetzes  vom  9.  Februar  1850,  RGBNr.  50)  mit  dem  dreifachen 
Betrage  zu  veranschlagenden  Jahresgenusse  zu  entrichten.  Bei  Erlangung 
eines  Mehrbezuges  ist  diese  Gebühr  von  dem  Dreifachen  des  angewiesenen 
Jahresgenusses  nach  Abschlag  des  bereits  der  Bemessung  unterzogenen 
vielfachen  Betrages  des  Genusses  zu  leisten. 

Insofern  die  Dienstverleihungsgebühr  nicht  sofort  im  vollen  Betrage 
mittelst  Stempelmarken  entrichtet  wird,  hat  die  Einbringung  unmittelbar 
im  Wege  des  Abzuges  zu  erfolgen  (§  14,  Vdg.  des  GM.). 

Zur  Bemessung  und  Einbringung  der  Dienstverleihungsgebühr  im  Wege 
des  Abzuges  ist  jenes  Organ  verpflichtet,  welchem  die  Liquidierung  des 
Bezugsanspruches  obliegt. 

Sollten  seitens  eines  Kanzleigehilfen  gegen  die  Ermittlung  der 
Dienstverleihungsgebühr  entweder  hinsichtlich  der  Gebührenpflicht  oder  hin- 
sichtlich des  Gebührenausmaßes  Einwendungen  erhoben  werden,  so  ist, 
wenn  es  sich  um  eine  offenbar  irrige  Gebührenermittlung  handelt,  die 
Richtigstellung  zu  veranlassen. 

Im  anderen  Falle  ist  die  bezügliche  Eingabe  unter  Anschluß  allfälliger 
zu  Gebote  stehender,  auf  die  Gebührenermittlung  bezugnehmender  Akten- 
stücke der  sonst  zur  Gebührenbemessung  berufenen  Finanzbehörde  erster 
Instanz  (Finanzbezirksdirektion,  Gebührenbemessungsamt)  zur  weiteren  Ver 
fügung   zu   übermitteln. 

Der  Abzug  zur  Hereinbringung  der  Gebühr  hat  von  dem  Tage  an,  von 
welchem  dem  Kanzleigehilfen  der  der  Gebühr  unterliegende  Bezug  zu- 
kommt, in  ununterbrochenen  fortlaufenden  Monatsraten  zu  einer  Krone 
zu  erfolgen,  und  ist  ein  Restbetrag  der  Gebühr  unter  einer  Krone  mit 
der  ersten  Monatsrate  einzuheben. 

Insolange  einem  Kanzleigehilfen  aus  welchem  Grunde  immer  ein 
Bezug  nicht  ausbezahlt  wird,  hat  auch  die  Einbringung  der  Dienstver- 
leihungsgebühr zu  unterbleiben. 

Bei  Bezugsüberweisungen  sind  die  rückständigen  Gebührenraten  in 
den   Schuldigkeitsextrakt   aufzunehmen. 

Die  eingebrachten  Dienstverleihungsgebühren  sind  in  den  einzelnen 
Verwaltungszweigen,  gleichwie  die  Diensttaxe,  zu  Gunsten  der  Finanzver- 
waltung etatmäßig  zu  verrechnen. 

Es  ist  sonach  von  den  Rechnungsdepartements  der  politischen  Be- 
hörden der  Gebarungserfolg  allmonatlich,  und  zwar  bis  zum  15.  des  dem 
Qegenstandsmonate  nächstfolgenden  Monates,  dem  Rechnungsdepartement 
jener  Finanzlandesbehörde  nachzuweisen,  in  deren  Verwaltungsgebiet  diese 
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Gebühren  zur  Einhebung  gelangten.  Dieselbe  Nachweisung  ist  vom  Rech- 
nungsdepartement des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  für  den  Qe- 
barungserfolg  bei  diesem  Ministerium  dem  Rechnungsdepartement  der  Finanz- 
landesdirektion in  Wien  mitzuteilen.  Mit  Jahresschluß  ist  endlich  von  den 
bezeichneten  Behörden  in  dem  besonderen  Rechnungsabschlüsse,  welcher 
rücksichtlich  des  Taxgefälles  dem  k.  k.  Obersten  Rechnungshofe  vorgelegt 
wird,  auch  der  Jahreserfolg  an  von  den  Kanzleigehilfen  eingehobenen 
Dienstverleihungsgebühren  anhangsweise  auszuweisen. 

Durch  die  vorstehenden  Bestimmungen  wird  das  Recht  der  zur  Qe- 
bührenbemessung  berufenen  Finanzbehörden  erster  Instanz  zur  Kontrolle 
der  auf  die  Gebührenermittlung  bezüglichen  Akten  und  Aufschreibungen 
in  keiner  Weise  berührt  und  bleibt  daher  der  Finanzverwaltung  die  Aus- 
übung dieses  Rechtes  gelegentlich  der  Vornahme  von  Stempelrevisionen 
auch   weiterhin  gewahrt. 

XIX.  Verrechnung  der  Aktivltfttsbezüge. 

Die  Bezüge  der  Kanzleigehilfen  sind  in  den  Jahren  1902  und 
1903  wie  die  bisherigen  Entlohnungen  der  Diurnisten,  Kaikulanten  etc.  zu 
Lasten  der  betreffenden  Dienstzweige,  jedoch  auf  einer  neu  zu  eröffnenden 
Rubrik:  „Bezüge  der  Kanzleigehilfen''  und  nur  mit  jenem  Teilbetrage 
zu  verrechnen,  der  der  Höhe  der  früheren  Entlohnung  als  Diurnist,  Kaikulant, 
Tagschreiber   etc.   entspricht. 

Der  Mehrbetrag  ist  auf  einer  besonderen  Rubrik:  „Mehraufwand  aus 
Anlaß  der  Regelung  der  Bezüge  und  der  Versorgungsgenüsse  nicht  stabil 
Bediensteter"  zu  Lasten  der  allgemeinen  Kassenverwaltung  zu  buchen  und 
mittelst  eines  dieselbe  Bezeichnung  tragenden  Rechnungsabschlusses  dem 
k.  k.  Obersten  Rechnungshofe  nachzuweisen.  Diesem  bleiben  die  weiteren 
Weisungen  wegen  Dokumentierung  der  erwähnten  Rechnungsabschlüsse  vor- 
behalten. 

Das  Erfordernis  auf  der  Rubrik  „Bezüge  der  Kanzleigehilfen''  ist 
aus  den  Ersparungen  an  den  Krediten  für  Diurnen-,  Schreiber-  und  Kaiku- 
lanten- oder  Amtspauschalien  etc.  zu  decken;  die  letztgenannten  Pauschalien 
sind  zu  diesem  Zwecke  um  jenen  Betrag  herabzumindern,  um  die  sie  durch 
die  Bestellung  von  Kanzleigehilfen  und  die  vorstehend  angeordnete  Art  der 
Verrechnung   ihrer   Bezüge   auf   der   besonderen   Rubrik   entlastet   werden. 

Die  Bezüge  der  Kanzleihilfsarbeiter  (Diurnisten,  Kaikulanten  etc.) 
sind  mit  dem  früheren  Ausmaße  ihrer  Entlohnung  zu  Lasten  der  bisherigen 
Kredite  und  mit  den  dieses  frühere  Ausmaß  übersteigenden  Beträgen  zu 
Lasten  der  allgemeinen  Kassenverwaltung  zu  verrechnen.  Dieser  Mehr- 
betrag ist  gleichfalls  in  dem  vorstehend  erwähnten  besonderen  Rechnungs- 
abschlüsse auszuweisen. 

Die  Präliminierung  und  Verrechnung  vom  Jahre  1904  angefangen  wird 
einer  gesonderten  Verordnung  vorbehalten. 

XX.     Verrechnungsvorschrift    mit    besonderer    Berficksichtigung    der 
Gebarungen  des  Versorgungsinstitutes  der  Kanzleigehilfen. 

Die  endgültige  Verrechnung  der  dem  Versorgungsinstitute  der  Kanzlei- 
gehilfen zufließenden  Geldmittel  (§  4  der  Statuten)  und  der  daraus  zu 
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leistenden  Zahlungen  obliegt  der  k.  k.  Staatszentralkasse.  Die  übrigen 
k.  k.  Zahlstellen  haben  die  fär  Rechnung  des  Versorgungsinstitutes  voll- 
zogenen Einnahmen  und  Ausgaben  als  kommissioneile  Gebarungen  für  die 
Staatszentralkasse  zu  behandeln. 

Zu  diesem  Behufe  wird  folgendes  angeordnet: 

Die  fälligen  Monatsgebühren  der  Kanzleigehilfen  sind  von  den 
auszahlenden  Kassen  in  eigenen  Aktivitätsverzeichnissen  zu  verrechnen  und 
die  von  diesen  Monatsbezügen  nach  §  14,  Vdg.  des  GM.,  zu  bewerk- 
stelligenden Abzüge  in  besonderen  Betragskolonnen  darzustellen.  Es  ist 
mithin  je  eine  Betragskolonne  zu  eröffnen: 

a)  Für  die  dreiprozentigen  Beiträge  der  Kanzleigehilfen, 

b)  für  die  von  denselben  geleisteten  Nachzahlungen, 

c)  für  die  als  Ordnungsstrafen  auferlegten  Geldstrafen, 

d)  für  die  Ersätze  aus  dem   Dienstverhältnisse  und  die  Obergenüsse, 

e)  für  die   Dienstverleihungsgebühr,   und 

f)  für  die   Personaleinkommensteuer. 

Die  Summen  der  unter  lit.  a,  b  und'  c  aufgeführten,  zu  den  Einnahmen 
des  Versorgungsinstitutes  zählenden  Abzüge  sind  von  der  Staatszentral- 
kasse in  das  von  derselben  zu  führende  „Journal  für  die  Gebarungen 
des  Versorgungsinstitutes  der  Kanzleigehilfen'',  von  den  übrigen  Zahl- 
stellen in  das  neu  aufzulegende  „Kontokorrent-Sub Journal  für  die  Gebarungen 
des  Versorgungsinstitutes  der  Kanzleigehilfen''  nach  den  einzelnen  Ver- 
rechnungszweigen  spezifiziert  zu   übertragen. 

Falls  die  Auszahlung  der  Monatsbezüge  nicht  bei  einer  Staatskasse 
erfolgt,  müssen  die  obigen  Abzüge  an  die  zuständige  Staatskasse  bar  ab- 
geführt und  von  dieser  wie  die  von  ihr  selbst  eingehobenen  Beiträge 
und  Geldstrafen  behandelt  werden. 

Die  liquidierenden  Organe  haben  über  die  Monatsbezüge  der  aktiven 
Kanzleigehilfen  ein  Liquidationsbuch  zu  führen.  Die  Rechnungsdepar- 
tements der  anweisenden  Behörden  verbuchen  diese  Gebarungen,  sofern  sie 
von  den  ausübenden  Amtern  vollzogen  werden,  überdies  in  Kontobüchern 
unter  sinngemäßer  Anwendung  der  für  die  Führung  solcher  Bücher  be- 
stehenden Vorschriften. 

In  diesem  Liquidationsbuche  sind  auf  den  einzelnen  Personalkonten 
die  dreiprozentigen  Beiträge  und  Nachzahlungen  vorzuschreiben  und  die 
hierauf  erfolgten  monatlichen  Abstattungen  in  gesonderten  Betragskolonnen 
zu  kontieren.  Bei  der  Liquidierung  der  Monatsbezüge  müssen  die  davon  ab- 
zuziehenden Beiträge  und  Nachzahlungen  besonders  ersichtlich  gemacht  und 
bei  konsignationsweiser  Behebung  der  Monatsbezüge  in  eigenen  Betrags- 
spalten ausgewiesen  werden. 

Die  Behandlung  der  Geldstrafen  hat  auf  gleiche  Weise  zu  erfolgen. 

Die  von  jedem  Teilnehmer  an  das  Versorgungsinstitut  geleisteten 
Pensionsbeiträge  (dreiprozentige  und  Nachzahlungen)  sind  auf  dem  be- 
treffenden Personalkonto  des  Liquidationsbuches  fortlaufend  genauestens  in 
Evidenz  zu  halten.  Es  muß  daher  bei  jeder  Oberweisung  des  Monatsbezuges 
eines  aktiven  Kanzleigehilfen  in  dem  Schuldigkeitsextrakte  jedesmal  auch 
der  Gesamtbetrag  der  von  ihm  bis  zum  Einstellungstage  entrichteten  Pensions- 
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beitrage,  einschließlich  der  etwa  schon  bei  anderen  Zahlstellen  geleisteten, 
genau  und  deutlich  ersichtlich  gemacht  werden. 

Zur  Kontrolle,  ob  die  laut  der  Aktivitätsverzeichnisse  durch  Abzüge 
eingebrachten  Pensionsbeiträge  (dreiprozentige  und  Nachzahlungen)  und 
Geldstrafen  in  den  Kontokorrent-Subjournalen,  beziehungsweise  im  Jour- 
nale der  Staatszentralkasse  richtig  verrechnet  sind,  haben  die  Rechnungs- 
departements der  anweisenden  Landesbehörden  monatliche  Befundsaus- 
weise über  diese  Abzüge  an  das  das  Kontokorrent-Subjournal  zensurierende 
Rechnungsdepartement  der  Finanzlandesbehörde  und  des  Rechnungsdepar- 
tements des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterriclit,  ebensolche  Befunds- 
ausweise an  das  das  Journal  der  StaatszentraUcasse  prüfende  Rechnungs- 
departement 3  des   Finanzministeriums   einzusenden. 

Mit  Abschluß  eines  jeden  Jahres  sind  auch  die  anfänglichen  und 
schließlichen  Aktiv-  und  Passivrückstände  nachzuweisen.  Zu  diesem  Zwecke 
sind  dieselben  von  den  die  Liquidierung  selbst  besorgenden  Kassen  und 
Ämtern  dem  Rechnungsdepartement  der  vorgesetzten  Landesbehörde  und 
von  diesem  in  einer  Gesamtnachweisung  dem  Rechnungsdepartement  3 
des  k.  k.  Finanzministeriums  bekanntzugeben.  Dieselbe  Nachweisung  ist  für 
den  Gebarungserfolg  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  vom 
Rechnungsdepartement  dieses  Ministeriums  dem  Rechnungsdepartement  3 
des   Finanzministeriums   mitzuteilen. 

XXI.  Zinsenberechnung  für  rfickersetzte  Beiträge. 

Die  dreiprozentigen  Zinsen,  die  in  den  im  §  14  der  Statuten  bezeichneten 

Fällen  nebst  den  an  das  Versorgungsinstitut  geleisteten  Beiträgen  rückerstattet 

werden,  sind  von  diesen  Beiträgen,  und  zwar  von  jedem  geleisteten  Teil- 

,  .  .  ,  P  ,  ^.  ,-.  Beitrag  (B)  X  Monate  (M)  X  3«o 
betrage  nach  der  Formel  Zmsen  (Z)  = ^lS)^T2~(^~li(J0)     

oder  abgekürzt:    Z  =  — ^^^ — 

zu  berechnen. 

Diese  Zinsenberechnimg  kann  noch  dadurch  vereinfacht  werden,  daß 
jeder  Teilbetrag  (monatlicher  dreiprozentiger  oder  nachgezahlter  Beitrag) 
mit  der  gegebenen  Anzahl  von  Monaten  multipliziert  und  bloß  die  Summe 
aller  dieser  Produkte  durch  die  Zahl  400  dividiert  wird. 

Die  Verzinsung  endet  in  jedem  einzelnen  Falle  mit  dem  letzten  Tage 
jenes  Monates,  weldier  der  Bewilligung  zur  Rückzahlung  der  Beiträge  un- 
mittelbar vorausgegangen  ist. 

Bei  Einzahlungen,  die  nach  dem  ersten  Tage  eines  Monates  geleistet 
werden,  beginnt  die  Verzinsung  mit  dem  ersten  des  nächstfolgenden  Monates. 

XXII.  Allgemeine  Bestimmung  über  den  Oeschäftsverkehn 

Die  nach  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung  zu  Zwecken  der 
Evidenzhaltung  oder  zur  Anregung  von  Personalverfügungen  erforderlichen 
Anzeigen  der  Amtsvorstände  der  Kanzleigehilfen  und  Hilfsarbeiter 
an  die  zur  Führung  der  Evidenz,  beziehungsweise  zur  Erlassung  der  bezüg- 
lichen Anordnungen  kompetente  Behörde  sind  in  der  kürzesten  und   ein- 
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fachsten  Form  zu  erstatten.  Nach  Tunlichkeit  sind  hiezu  „Meldungsscheine'' 
nach  Art  der  beigeschlossenen  Muster  zu  verwenden»  welche  wie  die 
Korrespondenzkarten  oder  Kartenbriefe  auf  der  Rückseite  mit  der  Adresse 
zu  versehen  sind. 

XXUL  Beginn  der  Wirksamkeit  dieser  Verordnung. 

Diese  Verordnung  tritt  gleichzeitig  mit  der  Verordnung  des  Gesamt- 
ministeriums   vom    19.    Juli    1902,    RGBNr.    145,   in   Wirksamkeit. 


Np.  273. 

Ans  dem  Erlasse  des  Mlnlsterlams  fOr  K.  n.  U.  vom  2.  NoTember  1903. 

Z.  1930/KUM. 

an  sämtliche  Landeschefs, 

(betreffend  die  Rangbestimmung  ffir  die  gleichzeitig  zu  Beamten  er- 
nannten ZertiHkatisten). 

In  Hinkunft  ist  der  Grundsatz  zur  Geltung  zu  bringen,  daß  zertifizierte 
Unteroffiziere,  welche  gleichzeitig  zu  Beamten  ernannt  werden,  untereinander 
nach  der  tatsächlich  vollstreckten  Aktivdienstzeit,  bei  Gleichheit  dieser  nach 
dem  militärischen  Range  und  in  letzter  Linie  nach  dem  Lebensalter  zu 
reihen  sind. 

Hiebei  wird  rücksichtlich  der  Titularchargen  folgendes  bemerkt: 

Die  wirklichen  Chaisen  gehen  den  Titularchargen  gleicher  Stufe  un- 
bedingt voraus. 

Die  Titularchargen  einer  höheren  Stufe  rangieren  ohne  Rücksicht  darauf, 
welche  wirkliche  Charge  sie  bekleiden,  vor  den  wirklichen  Chargen  niederer 
Stufe,  z.  B.  ein  Infanterist-Titularfeklwebel  vor  dem  wirklichen  Zugsführer. 

Die  Titularchai^en  gleicher  Stufe  rangieren  unter  sich  —  gleichfalls 
ohne  Rücksicht  auf  die  wirkliche  Charge  —  nach  dem  bei  der  Verleihung 
des  Titels  erhaltenen  Rang,  d.  i.  nach  dem  Rangsdatum. 


2.  Universitätsgebäudeinspektion. 0 


Vorbemerkung* 

FäralU  OebOude,  in  welchen  die  Anstalten  der  k,  k,  Universität  in  Wien  untergebracht 
sind,  ist  ein  eigener  Qebäudeinspektor  bestellt,  dessen  Wirkungskreis  durch  die  mit  Erlaß 
des  Ministeriums  fiir  K.  u,  U.  vom  4,  Dezember  1903,  Z.  39.637  genehmigte  neuredigierte  Amts* 
Instruktion  festgesetzt  ist. 

Der  Inspektor  ist,  was  seine  amtliche  Stellung  betrifft,  selbständiges  Bauorgan  l.  Instanz, 
untersteht  der  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei,  beziehungsweise  dem  k.  k.  Ministerium  fOr  K.  u.  U.  als 
den  ihm  vorgesetzten  Behörden  und  erhält  von  diesen  in  allen  Angelegenheiten,  welche  sich  auf 

<)  VgL  im  allgemeinen  den  MinErl.  vom  3.  April  1966,  Z.  1390  (s.  Nr.  46)  betreffend  die 
Verfügung  aber  die  Lokalitäten. 
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die  Obsorge  ßkr  die  Erhaltung  und  Sicherheit  der  Oebäude,  der  besteJienden  technischen  Ein- 
richtungen und  der  Neuanschaffungen  bezie/ien,  die  Weisungen  und  Instruktionen.  Seine  Vorlagen 
hat  er  unmittelbar  an  die  k,  k,  n,  Ö,  Statthatterei  tu  machen.  In  jenen  Angelegenheiten^  welche 
die  Benätzung  der  Gebäude  und  der  bestehenden  inneren  Einrichtung  (mit  Ausschluß  von  Neu- 
anscJufffungen  und  baulichen  Änderungen)  der  Universitätsgebäude  in  Wien  betreffen,  ist  der 
Qebäudeinspektor  verpflichtet,  dem  Rektor  die  verlangte  Unterstützung  zu  leisten  und  dessen 
Weisungen  nachzukommen;  hierauf  bezugliche  Vorlagen  hat  er  im  Wege  des  Rektorates  an  die 
k,  k,  n,  ö.  Statthalterei  zu  leiten  (§  /).  Den  Wirkungskreis  des  Universitätsgebäudeinspektors 
bildet  im  allgemeinen  die  Aufsicht  über  alle  Oebäude,  Oartenanlagen  und  Räume,  die  der  Univenität 
und  ihren  Instituten  zugewiesen  sind.  Ihm  obliegen  alle  mit  dieser  Aufsicht  in  administrativ- 
ökonomischer  und  technischer  Beziehung  verbundenen  Oescliäfte,  Nur  bezäglich  derk,  k.  Zentral- 
anstalt für  Meteorologie  und  Oeodynamik  und  der  k,  k,  Sternwarte  hat  der  Inspektor  bloß 
die  bautechnischen  Angelegenheiten  zu  besorgen,  während  die  Besorgung  der  ökonomischen  und 
administrativen  Angelegenheiten  (mit  Einschluß  kleinerer  Herstellungen  und  Reparaturen)  den 
Direktionen  dieser  beiden  Anstalten  zukommt  (§  2), 

Im  einzelnen  beziehen  sich  die  Qesehäße  des  Universitätsgebäudeinspektors  auf  etile,  die 
Sicherheit,  die  Erhaltung,  die  Überwachung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  den  maschinellen  Betrieb 
der  Universitäts-  und  Institutsgebäude  betreffenden  Angelegenheiten  sowie  auf  die  Anschaffungen 
für  diese  Oebäude,  auf  die  Evidenthaltung  über  die  in  den  Häusern  untergebrachten  Wohnungs- 
parteien, beziehungsweise  die  Erfüllung  der  nach  den  bestehenden  Vorschriften  dem  Hauseigentümer 
obliegenden  Verpflichtungen,  auf  die  Leitung  und  Überwachung  des  Betriebes  der  maschinellen 
Beheizungs-  und  Ventilationsanlage,  die  Beaußichtigung  und  Kontrolle  des  gesamten  zur  Erhöhung, 
zum  Betriebe  und  zur  At{ßicht  bestellten  Personales  Jedoch  mit  den  im  Schlußabsatze  des  §  2 
enthaltenen  Einschränkungen  (§  3). 

Seiner  Ai^fsicht  sind  auch  die  in  den  Oebäuden  untergebrachten  Hörsäle,  Kanzleien  and 
Institutsräume  samt  den  darin  befindlichen  Einrichtungsstücken  unterstellt  (§  4), 

Das  gesamte  Ai^ldits-  und  Betriebspersonale  untersteht  unmittelbar  dem  Qebäudeinspektor 
und  hat  von  diesem  Aufträge  entgegenzunehmen  (§  10), 

Die  Universitätsdienerschaß  (Portier,  Rektorats-,  Dekanats-  und  Institutsdiener)  hat, 
unbeschadet  ihrer  sonstigen  dienstlichen  Unterordnung,  von  dem  Oebäudeinspektor  jene  Aufträge 
entgegenzunehmen  und  zu  befolgen,  welche  sich  auf  die  Instandhaltung  und  Sicherung  der  ihrer 
Obhut  speziell  anvertrauten  Räume  beziehen. 


An  den  übrigen  Universitäten  wird  die  Oebäudeinspektion  durch  bautechnisehe  Organe 
der  Landesstelle,  beziehungsweise  durch  Beamte  der  Universitätskanzlei  besorgt. 


Np.  274. 

Stndlenbofkommisslonsdekret  vom  27.  Oktober  1828,  Z.28.30S/2154, 

an  sämtliche  Landesstellen, 

(betreffend  die  Assektirienuig  von  Ararial-  und  öffentlichen   Fonds- 

gebättden). 

Die  allgemeine  Hofkammer  findet  im  allgemeinen  festzusetzen,  daß 
die  Einverleibung  der  Ararial-  und  öffentlichen  Fondsgebäude  in  die  Provinz- 
Brandschadenversicherungsgesellschaften  oder  Privatunternehmungen  in  der 
Regel  nicht  stattzufinden  hat.  Im  Falle  des  Vorwaltens  eines  besonderen 
Zweckes  oder  anderer  eigentümlicher  Verhaltnisse  ist  eine  Ausnahme  von 
dem  aufgestellten  Grundsatze  zulässig,  doch  ist  diesfalls  besonders  einzu- 
schreiten.i) 


»)  VgL  Nr,  275, 
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Np.  275. 

Erlafi  des  Ministsriluns  für  K.  u.  D.  vom  22.  Oktober  1901,  Z.  22.070, 

an  alle  Landesstellen, 

(betreffend  die  Frage  einer  Brandschadenversichening  von  ärarischen 

Oebättden  und  Mobilien). 

Ober  Anregung  des  k.  k.  Finanzministeriums  wird  der  k.  k.  .  .  .  in 
Absicht  auf  die  Erzielung  einer  einheitlichen  Regelung  der  Frage  der  Ver- 
sicherung, beziehungsweise  der  NichtVersicherung  der  Ärarialgebaude  gegen 
Feuerschaden  fik  den   Rahmen  des  ho.   Ressorts   nachfolgendes  eröffnet: 

Im  al^emeinen  ist  von  der  Versicherung  von  Ararialgebäuden,  be- 
ziehungsweise ärarischen  Mobilien  gegen  Feuerschaden  abzusehen,  indem 
der  einschlagige  Erlaß  der  allgemeinen  Hofkammer  vom  27.  Oktober  1828, 
Z.  28.305/2154  (Verordnungsblatt  des  Finanzministeriums  Nr.  11  ex  1854) 
auch  gegenwärtig  noch   zur   Richtschnur  zu   dienen  hat. 

Ausnahmen  von  dieser  Regel  sind  nur  bei  Vorwalten  eines  beson- 
deren Zweckes  oder  anderer  eigentümlicher  Verhältnisse  zulässig,  und  be- 
hält skh  das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  die  diesbezügliche 
Entscheidung   in   jedem    einzelnen    Falle   vor. 

Die  k.  k.  .  .  .  wird  deshalb  ersucht,  die  Verfügung  zu  treffen,  daß  um 
Bewilligung  derartiger  Ausnahmen  von  den  unterstehenden  Amtern  fall- 
weise im  Wege  einer  besonderen  Verhandlung  dortamts  nachgesucht  werde, 
sowie  weiters  bei  Beurteilung  der  Zulässigkeit  solcher  Ausnahmen  in  rigoro- 
sester Weise  vorzugehen  imd  dementsprechend  die  erforderlichen  Anträge 
anher  zu  stellen. 

Von  denselben  Gesichtspunkten  sind  auch  sämtliche  bereits  bestehenden 
Versicherungen  von  in  dortiger  Verwaltung  stehenden  Objekten  des 
ho.  Ressorts  einer  entsprechend  eingehenden  Revision  zu  unterziehen  und 
im  weitesten  Umfange  zu  reduzieren.  In  gleicher  Weise  ist  weiters  auch 
die  Versicherung  des  Mobilarbesitzes  zu  beurteilen. 
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Nr.  276. 

Gesetz  Yom  19.  April  1872,  RßBNr.  60, 

Aber  die  Verleihung  von  Anstellungen  an  ausgediente  Unteroffiziere. 

Zur  Ausführung  der  Bestimmungen  des  §  38  des  Wehrgesetzes  vom 
5.  Dezember  186S,  RGBNr.  151  vom  Jahre  1868,  finde  Ich  mit  Zustimmung 
der  beiden  Häuser  des  Reichsrates  zu  verordnen,  wie  folgt: 

§  1.  Unteroffiziere,  welche  zwölf  Jahre,  darunter  wenigstens  acht 
Jahre  als  Unteroffiziere  im  stehenden  Heere,  in  der  Kriegsmarine  oder 
in  den  Stämmen  und  Abteilungen  der  Landwehr  aktiv  gedient  haben  und 
gut  konduisiert  sind,  erlangen  dadurch  den  Anspruch  auf  die  Verleihung 
von  Anstellungen  im  öffentlichen  Dienste,  dann  bei  vom  Staate  subven- 
tionierten Eisenbahn-,  Dampfschiffs-  und  anderen  Unternehmungen  (§  38 
des  Wehrgesetzes). 

Die  in  der  Eigenschaft  eines  Titularunteroffiziers  zurückgelegte  Dienst- 
zeit wird  in  die   achtjährige   Unteroffiziersdienstzeit  eingerechnet. 

§  2.  Den  gleichen  Anspruch,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl 
der  Dienstjahre,  erlangen  ferner  jene  Unteroffiziere,  welche  vor  dem  Feinde 
oder  in  Ausübung  des  öffentlichen  Sicherheitsdienstes  durch  Verletzung 
für  den  Militärdienst  untauglich  geworden  sind,  ohne  hiedurch  die  Ver- 
wendbarkeit für  Zivildienste  verloren  zu  haben. 

§  3.  Zur  Befriedigung  dieser  Ansprüche  werden  für  die  im  §  1  und  2 
bezeichneten  Unteroffiziere 


^)    Dienstinstruktionen  fär  die  Universitätspedelle. 

An  den  einzelnen  Universitäten  bestehen  eigene  Dienstinstniktionen  für  die  Pedelle 
(Untversitätsoberpedellt  Universitätssubpedell,  Fakultätspedelle,  FakuUäissubpedeUe) ;  fiir  die 
Universität  in  Wien:  auf  Qrund  der  MinErL  vom  21  Juni  1876,  Z.  7803  und  vom  25.  Februar  1998, 
Z.  4281,  ßr  die  Universität  in  Q rat  auf  Qrund  des  MinErL  vom  21.  Mai  1898,  Z.  9234,  für  die 
Universität  in  Innsbruck  auf  Qrund  Beschlusses  des  akademischen  Senates  vom  11.  Februar  1866, 
beziehungsweise  vom  20.  Juni  1881 ,  für  die  deutsche  Universität  in  Prag  auf  Qrund  MinErL 
vom  13.  April  1893,  Z.  4155,  für  die  böhmische  Universität  in  Prag  auf  Qrund  MinErL  vom 
29.  April  1902,  Z.  33.647,  für  die  Universität  inLemberg  auf  Qrund  MinErL  vom  15.  Februar  1905, 
Z.  4Z995  und  für  die  Universität  in  Czernowitz  auf  Qrund  des  MinEri.  vom  3.  März  1879, 
Z.  2860,  abgeändert  f§  2,  Abs.  3)  durch  MinEri.  vom  13.  Jänner  1893,  Z.  28.754ex  199Z  Ander 
Universität  in  Krakau  steht  die  Dienstinstruktion  vom  28.  Juni  1838  in  Qeltung. 

Für  den  Haus-  und  Schuldiener  der  theologischen  Fakultät  in  Olmutz,  der  zugleich  als 
FakuUätspedell  füngiert,  wurde  die  Dienstinstruktion  mit  MinErL  vom  11.  Juni  1860,  Z.  7468, 
genehmigt. 
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1.  gewisse   Dienstposten  ausschließlich  vorbehalten,  und 
Z  wird   ihnen   bei   Verleihung   anderer   Stellen   der  Vorzug   vor  Mit- 
bewerbern  eingeräumt. 

§   4.    Die   für   Unteroffiziere   vorbehaltenen   Dienstposten   sind: 

a)  Alle  Dienerschafts-  und  Aufsichtsposten  bei  den  k.  k.  Behörden, 
Gerichten,  Ämtern,  Straf-  und  allen  jenen  Anstalten,  welche  ganz  oder 
zum   Teile   aus   Staatsmitteln   unterhalten   werden; 

b)  die  in  die  Kategorie  der  Amts-  und  Kanzleidiener,  des  niederen 
Aufsichts-  und  Betriebsdienstes  gehörigen  Posten  bei  den  vom  Staate  sub- 
ventionierten oder  garantierten  Eisenbahn-,  Dampfschiffs-  und  anderen  Unter- 
nehmungen, welche  entweder  erst  konzessioniert  werden,  oder  welche  schon 
konzessioniert  und  durch  ihre  Statuten,  Konzessionsurkunden  oder  in  anderer 
Weise  verpflichtet  sind,  bei  Besetzung  von  Dienstposten  auf  ausgediente 
Unteroffiziere  Bedacht  zu  nehmen. 

Die  definitive  oder  provisorische  Eigenschaft  der  Bedienstung  hat  auf 
diesen   Vorbehalt  keinen    Einfluß. 

§  5.  Bei  Besetzung  der  Beamtenstellen  im  Kanzlei-  und  Manipula- 
tk>nsfache  bei  den  im  §  4  a)  und  b)  genannten  Behörden,  Gerichten, 
Ämtern,  Anstalten  und  Unternehmungen,  welche  nicht  an  Beamte,  die  schon 
in  einem  Gehaltsbezuge  stehen,  oder  an  Quieszenten  verliehen  werden,  wird 
den  anspruchsberechtigten  Unteroffizieren,  deren  volle  Befähigung  hiefür 
nachgewiesen  ist,  der  Vorzug  vor  den  übrigen  Mitbewerbern  eingeräumt. 

Den  gleichen  Vorzug  haben  sie  bei  Besetzung  der  Stellen  in  der 
k.   k.   Zivilsicherheits-  und   in  der   Finanzwache   zu  genießen. 

§  6.  Die  Verzeichnisse  der  vorbehaltenen  Dienstposten  und  der 
Beamtenstellen,  bei  deren  Verleihung  den  anspruchsberechtigten  Unteroffi- 
zieren der  Vorzug  eingeräumt  ist,  sind  im  Verordnungswege  zu  sammeln,  in 
Evidenz  zu  halten  und  von  Zeit  zu  Zeit  kundzumachen.^) 

§  7.  Den  Unteroffizieren,  welche  nach  diesem  Gesetze  den  Anspruch 
auf  eine  vorbehaltene  Dienerstelle  oder  auf  den  Vorzug  bei  Verleihung 
von  Beamtenstellen  erlangt  haben,  wird  hierüber  vom  Kriegsministerium, 
beziehungsweise  vom  Ministerium  für  Landesvertekligung,  eine  Bestätigung 
(Zertifikat)   ausgefertigt. 

Bei  jenen  Unteroffizieren,  wekhe  die  Befähigung  für  Beamtenstellen 
besitzen,  ist  dies  im  Zertifikate  zu  bemerken. 

Zur  Evidenzhaltung  der  ausgestellten  Zertifikate  werden  beim  Kriegs- 
ministerium und  beim  Ministerium  für  Landesverteidigung  Vormerkungen 
geführt 

§  8.  Die  anspruchsberechtigten  Unteroffiziere  haben  sich  um  die 
vorbehaltenen  Dienstposten,  dann  um  die  Beamten-  und  Wachmannstellen, 
rücksichtlich  welcher  ihnen  der  Vorzug  vor  anderen  Bewerbern  zusteht, 
bei  der  verleihenden  Behörde,  Anstalt  oder  Unternehmung  zu  bewerben. 
Diese  Bewerbung  hat  bei  jenen  Anspruchsberechtigten,  welche  schon  aus 
dem  Militärverbande  getreten  sind,  unmittelbar,  bei  jenen  aber,  welche  noch 

»)  s.  Nr,  279. 
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in  der  aktiven  Dienstleistung  stehen,  im  vorgeschriebenen  Dienstwege  zu 
geschehen. 

§  9.  Die  Bewerbung  eines  anspruchsberechtigten  Unteroffiziers  kann 
sich  a)  auf  eine  bestimmte,  bereits  erledigte  oder  b)  auf  eine  erst  in 
Erledigung  kommende  Dienststelle  beziehen. 

Die  letztere  erfolgt  im  Wege  der  Vormerkung. 

§  10.  Wenn  ein  vorbehaltener  Dienstposten  oder  eine  Beamtenstelle, 
rücksichtlich  welcher  den  Unteroffizieren  der  Vorzug  eingeräumt  ist,  zu 
besetzen  ist,  so  ist  dies  von  der  Behörde,  Anstalt  oder  Unternehmung, 
der  das  Besetzungsrecht  zusteht,  unter  Festsetzung  eines  angemessenen 
Termines  für  die  Bewerbung  öffentlich  bekanntzumachen,  und  überdies 
dem  Kriegsministerium  und  dem  Ministerium  für  Landesverteidigung  mit* 
zuteilen. 

Diese  Bekanntmachung  und  Mitteilung  kann  bei  den  im  §  4,  lit  b) 
genannten  Unternehmungen  ganz  unterbleiben,  wenn  schon  anspruchsberech- 
tigte Bewerber  vorgemerkt  sind  und  wenn  die  erledigte  Stelle  einem  solchen 
verliehen    wird. 

§  11.  Die  Behörden,  Amter,  Anstalten  und  Unternehmungen,  denen 
das  Recht  der  Verleihung  vorbehaltener  Dienstposten  oder  solcher  Beamten-, 
beziehungsweise  Wachmannstellen,  rücksichtlich  welcher  den  anspruchs- 
berechtigten Unteroffizieren  der  Vorzug  eingeräumt  ist,  zusteht,  sind  ver- 
pflichtet, Vormerkungen  über  die  bei  ihnen  eingelangten  Bewerbungen  lun 
solche  künftig  erst  frei  werdende  Dienststellen  zu  führen,  und  jedem  Be- 
werber eine  Bestätigung  über  die  eingebrachte  Bewerbung,  welche  die 
Zahl  der  für  dieselbe  Stelle  früher  vorgemerkten  Bewerber  enthalten  muß, 
auszufertigen. 

§  12.  Jeder  Bewerber  muß  nebst  dem  Zertifikate  über  den  erlangten 
Anspruch  (§  7)  auch  die  körperliche  Eignung  und  die  besonderen  Er- 
fordernisse^) für  den  angestrebten  Dienstposten  nachweisen  und  die  Staats- 
bürgerschaft in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern 
besitzen. 

§  13.  Die  vorbehaltenen  Dienstposten  (§  4)  dürfen  nur  an  anspruchs- 
berechtigte Unteroffiziere  (§§  1  und  2)  verliehen  werden,  es  wäre  denn» 
daß  sich  ein  anspruchsberechtigter  und  für  den  betreffenden  Dienstposten 
geeigneter  Bewerber  nicht  gemeldet  hat.') 

Die   Auswahl  unter  den   Anspruchsberechtigten  ist  unbeschränkt. 

§  14.  Die  vorbehaltenen  Dienstposten  sind  an  die  Anspruchsberech- 
tigten   in    der    Regel   nur   in   der   ersten    Anstellungsstufe    zu   verleihen.*) 

»)  VgL  Nr,  279  und  287. 

*)  VgL  Nr,  2S2und2S3, 

Dem  akademischen  Senate  der  Wiener  UniversUäi  wurde  ani^ßUeh  der  VidUnng  des 
SitzangsprotokoUes  vom  29.  Jänner  1992,  Z.  1400,  bemerkt,  dqß  kflnftighin  bei  Beschlossen  wegen 
provisorischer  wie  auch  definitiver  Anstellung  von  Universitätsbediensteten  im  SitzungsprotokoUe 
kurz  anzugeben  ist ,  ob  der  Betreffende  Militftrzertifikatist  ist ,  beziehungsweise  unter  welchen 
Untstinden  von  den  Bestimmungen  des  Oesetzes  vom  19.  April  1872,  ROBNr.  60,  Umgang 
genommen  werden  will. 

*)  Erläutert  durch  Nr.  277  ß.  Verleihung  von  Dienstposten).    VgL  Nr,  290  (§§  3,  7  und  6). 
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§  15.  Jedem  Anspruchsberechtigten  steht  das  Recht  der  Beschwerde- 
fühning  zu,  wenn  ein  vorbehaltener  Dienstposten  oder  eine  Beamten-  oder 
Wachmannstelle,  rücksichtlich  welcher  den  anspruchsberechtigten  Unteroffi- 
zieren der  Vorzug  eingeräumt  ist,  gegen  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
verliehen    worden   ist. 

§  16.  Wird  ein  vorbehaltener  Dienstposten  an  jemanden,  der  den 
gesetzlichen  Anspruch  nicht  erlangt  hat,  verliehen,  ohne  daß  die  im  §  13 
vorgesehene  Ausnahme  vorhanden  ist,  oder  wird  eine  der  im  §  5  be- 
zeichneten Beamten-  oder  Wachmannstellen  mit  Außerachtlassung  des  den 
anspruchsberechtigten  Unteroffizieren  gesetzlich  eingeräumten  Vorzuges  be- 
setzt, so  hat  das  Ministerium,  welchem  die  verleihende  Behörde,  Anstalt 
oder  Unternehmung  untersteht,  diese  Dienstverleihung  als  ungültig  zu  er- 
klären und  die  Entlassung  des  Angestellten  zu  verfügen;  ausgenommen 
den  Fall,  daß  vom  Tage  der  gesetzwidrig  erfolgten  Anstellung  bis  zu  dem 
Zeitpunkte,  wo  das  betreffende  Ministerium  in  welcher  Weise  immer  hievon 
Kenntnis  erlangt,  schon  ein  Jahr  verstrichen  ist 

Gegen  die  am  §  4,  lit.  b)  genannten  Unternehmungen  ist  auch 
dann,  wenn  die  Dienstverleihung  wegen  Ablauf  der  Zeit  nicht  als  ungültig 
erklärt  werden  kann,  für  jede  gegen  die  Vorschrift  dieses  Gesetzes  erfolgte 
Dienstverleihung  eine  Geldstrafe  von  100  bis  500  Gulden  österreichischer 
Währung  (200  bis  1000  Kronen),  welche  in  den  Armenfond  des  Ortes,  wo 
die  Unternehmung  ihren  Sitz  hat,  einfließen  soll,  zu  verhängen. 

§  17.  Der  Verlust  oder  das  Erlöschen  des  Anspruches  auf  vorbehaltene 
Dienstposten  oder  des  Vorzuges  bei  Verleihung  von  Beamten-  und  Wach- 
mannstellen tritt  ein: 

a)  durch   freiwillige   Verzichtleistung; 

b)  durch  eine  Verurteilung,  mit  welcher  kraft  des  Gesetzes  der  Ver- 
lust von  Staats-  und  öffentlichen  Ämtern  verbunden  ist; 

c)  mit  Zurücklegung  des  45.  Lebensjahres  rücksichtlich  jener  Dienst- 
posten, für  welche  der  Gehalt  ganz  oder  teilweise  aus  Staatsmitteln  be- 
zahlt  wird; 

d)  mit  Zurücklegung  des  37.  Lebensjahres  rücksichtlich  aller  übrigen 
nicht  vom  Staate  bezahlten  Dienstposten. 

Das  Erlöschen  des  Anspruches  ist  in  dem  Evidenzhaltungsregister 
(§  7)  ersichtlich  zu  machen  und  das  ausgestellte  Zertifikat  ist  einzuziehen. 

Bei  teilweiser  Erlöschung  des  Anspruches  (lit.  d)  ist  dies  im  Zertifikate 
und  im  Evidenzhaltungsregister  ersichtlich  zu  machen. 

§  18.  Die  Zertifikate  für  anspruchsberechtigte  Personen,  deren  Gesuche 
um  Verleihung  der  vorbehaltenen  Dienstposten  oder  der  im  §  5  bezeich- 
neten Beamten-  und  Wachmannstellen  und  die  Gesuche  um  Vormerkung 
genießen,  sowie  die  Beilagen  solcher  Verleihungs-  oder  Vormerkungsgesuche, 
die  Befreiung  von  Stempelgebühren. 

§  19.  Bei  Verleihung  von  Konzessionen  zu  Eisenbahn-  und  Dampf- 
schiffahrtsunternehmungen, welche  für  den  öffentlichen  Verkehr  bestimmt 
sind,  ist  auch  dann,  wenn  sie  vom  Staate  nicht  garantiert  oder  subventioniert 
werden,  die  Unterwerfung  dieser  Unternehmungen  unter  die  Bestimmung 
dieses  Gesetzes  in  den  Konzessionsurkunden  auszusprechen. 
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§  20.  Die  kais.  Verordnung  vom  19.  Dezember  1853,  RGBNr.  266,i) 
tritt  außer  Kraft,  jedoch  bleiben  die  auf  Grund  derselben  bereits  erlangten 
Ansprüche  aufrecht  und  sind  die  Berechtigten  von  Amts  wegen  mit  dem 
im   §  7  vorgeschriebenen   Zertifikate   zu  beteilen. 

§  21.  Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  ist  der  Minister  für  Landes- 
verteidigung im  Einvernehmen  mit  den  übrigen  beteiligten  Zentralstellen 
beauftragt. 

Np.  277. 

Terordnang  des  Ministeriums  fflr  Landesverteldlpng  im  Ein- 
vernehmen mit  den  flbrlgen  beteiligten  Zentralstellen  vom  12.  Joll 

1872,  RGBlfr.  98, 

zur  Attsfühnuig  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  über  die  Verleihttiig 
von  Anstellttngen  an  ausgediente  Unteroffiziere. 

1.  Bestätigung  (Zertifikat). 

(§§  4,  5  und  7  des  Gesetzes.) 
Jeder  Unteroffizier,  welcher  sich  um  einen  der  vorbehaltenen  Dienst- 
posten oder  um  eine  derjenigen  Anstellungen,  bezüglich  deren  den  An- 
spruchsberechtigten der  Vorzug  vor  Mitbewerbern  eingeräumt  ist,  bewirbt, 
muß  zu  diesem  Zwecke  mit  einer  vom  Reichskriegsministerium,  insofern 
er  aber  der  Landwehr,  der  Gendarmerie  oder  der  Militärpolizeiwache,  so 
lange  letztere  noch  besteht,  angehört,  oder  in  derselben  die  Anspruchsberech- 
tigung erworben  hat,  von  dem  Ministerium  für  Landesverteidigung  aus- 
gestellten Bestätigung  (Zertifikat)  beteilt  sein. 

2.  Verzeichnisse  der  den  Unteroffizieren  ausschließlich  vorbehaltenen 
Dienstposten,  dann  der  Beamtens-  und  sonstigen  Stellen,  bezüglich 

deren  den  Anspruchsberechtigten  ein  Vorzug  eingeräumt  ist. 

(§§  4,  5  und  6  des  Gesetzes.) 
Die   bezüglichen   Dienstposten   sind   aus  dem  hier  beiliegenden   Ver- 
zeichnisse  A2)   zu  ersehen. 

3.  Anmeldung  der  Bewerber  um  die  Anerkennung  ihrer  Berechtigung. 

Die  Unteroffiziere  haben  die  Anerkennung  ihrer  Berechtigung  und 
Erfolgung  der  Zertifikate,  und  zwar  die  noch  im  Aktivitäts  verbände  befind- 
lichen im  vorgeschriebenen  Dienstwege,  die  übrigen  im  Wege  des  ihrem 
Aufenthaltsorte  nächstliegenden  Ergänzungsbezirkskommandos  (beziehungs- 
weise Landwehrevidenzhaltung)  zu  erwirken. 

4.  Verfassung   und  Einsendung  der  Qualifikationseingaben  über  die 

Bewerber. 

(§§  1,  2  und  12  des  Gesetzes.) 
Die  betreffenden  Kommanden,  Militärbehörden  oder  Anstalten  haben 
über  die  sich  meldenden   Bewerber,  wenn  sie  den  in  den   §§    1   oder  2 

^)  Diese  Verordnung  betrifft  den  „Übertritt  gedienter  Unteroffiziere  und  Gemeiner  in 
Zivilanstellungenf'. 
■)  s,  Nr.  279, 
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des  Gesetzes  enthaltenen  Bedingungen  entsprechen  und  die  hinlängliche 
körperliche  Eignung  für  Zivildienste  im  allgemeinen  besitzen,  Qualifikations- 
eingaben nach  Formular  B^)  zu  verfassen,  und  mit  denjenigen  Beilagen 
versehen,  welche  von  den  auf  diesem  Formular  angeführten  hiezu  erforder- 
lich sind,  dem  Reichskriegsministerium  (Ministerium  für  Landesverteidigung) 
einzusenden. 

Bewerber,  welchen  die  vorerwähnten  Bedingungen  mangeln,  sind  gleich 
von  den  betreffenden  Kommanden  (Militärbehörden,  Anstalten)  unter  Bekannt- 
gabe der  Gründe  zurückzuweisen. 

5b    Evidenüialtnng  der  vorgemerkten  Bewerber  und  deren  Beteilimg 

mit  den  Zertifikaten. 

(§§  7  und  17  des  Gesetzes.) 

Ober  diejenigen  Unteroffiziere,  welchen  der  Anspruch  auf  eine  Anstel- 
lung zuerkannt  wird,  ist  von  der  zu  diesem  Behufe  beim  Reichskriegsmini- 
sterium (Ministerium  für  Landesverteidigung)  aufgestellten  Evidenzhaltung 
ein  Verzeichnis  (Register)  zu  führen. 

Die  Zuerkennung  jenes  Anspruches  hat  durch  kommissioneilen  Beschluß 
der  Evidenzhaltung,  bestehend  aus  dem  zu  deren  Führung  bestellten  Organe, 
dem  betreffenden  Abteilungs-  oder  Departementsvorstande  und  dem  Sek- 
tionschef, stattzufinden  und  ist  dieser  Kommissionsbeschluß  unter  Ferti- 
gung der  Berufenen  auf  der  Qualifikationseingabe  ersichtlich  zu  machen. 

Sollte  eine  Qualifikationseingabe  bei  dem  Ministerium  einlangen,  aus 
welcher  hervorgeht,  daß  dem  Bewerber  die  Anspruchsberechtigung  überhaupt 
nicht  zustehe,  oder  daß  er  für  die  angestrebte  Anstellung  als  Beamter 
nicht  geeignet  sei,  so  ist  auch  dieses,  beziehungsweise  die  Zurückweisung 
durch  gleichen  Kommissionsbeschluß  auszusprechen,  die  diesfällige  Ver- 
ständigung aber  unter  Bekanntgabe  der  Abweisungsgründe  zu  veranlassen. 

Die  in  das  Evidenthaltungsverzeichnis  Aufgenommenen  sind  mit  dem 
im  Punkte  1  erwähnten  Zertifikate  zu  beteilen,  bei  dessen  Ausfolgung 
dasselbe  an  der  darauf  bezeichneten  Stelle  mit  der  eigenhändigen  Namens- 
fertigung  des   Anspruchsberechtigten   versehen   zu   lassen   ist. 

6b    Einbringung   der   Gesuche   der   mit  Zertifikaten   bereits  beteilten 
Unteroffiziere  nm  Verleihung  von  Dienstposten. 

(§§  8,  9  und  12  des  Gesetzes.) 

Die  Kompetenzgesuche  der  mit  Zertifikaten  bereits  beteilten  Unter- 
offiziere um  Verleihung  eines  bestimmten  erledigten  Dienstpostens  oder 
um  die  vorläufige  Vormerkung  für  einen  solchen,  sind  bei  den  zur  Ver- 
leihung berufenen  Behörden,  Ämtern,  Anstalten  oder  Unternehmungen,  und 
zwar  von  denjenigen  Bewerbern,  welche  nicht  mehr  dem  Militärverbande 
angehören,  unmittelbar,  von  den  noch  in  aktiver  Dienstleistung  Stehenden 
aber  im  Wege  ihres  vorgesetzten  Kommandos  (Militärbehörde  oder  Anstalt) 
einzubringen. 

Ein  nicht  mehr  im  Militärverbande  stehender  Bewerber  hat  seinem 
Gesuche   nebst   dem    Zertifikate    über   den    erlangten   Anspruch   auch   ein 

')  Das  Formulare  wurde  in  diese  Sammlung  nicht  aufgenommen. 
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von  dem  Gemeindevorsteher  seines  dauernden  Aufenthaltsortes  ausgefertigtes 
Wohlverhaltungszeugnis,  und  bezüglich  seiner  körperlichen  Eignung  für  die 
angestrebte  Stelle  ein  von  einem  amtlich  bestellten  Arzte  ausgefertigtes 
Zeugnis,  eventuell  auch  die  Nachweise  über  den  Besitz  der  allfälligen  be- 
sonderen  Erfordernisse   für  den   angestrebten   Dienstposten  anzusdifießen. 

Bezüglich  der  noch  in  aktiver  Dienstleistung  Stehenden  haben  die 
Kommanden  (Militärbehörden  oder  Anstalten)  den  mit  den  Zertifikaten  und 
den  Nachweisen  über  den  Besitz  etwaiger  besonderer  Erfordernisse  zu 
versehenden  Gesuchen  der  ihnen  unterstehenden  Bewerber  die  betreffenden 
Konduitelisten,  Strafextrakte  und  ärztlichen  Zeugnisse  beizulegen  und  selbe 
an  die  erwähnten  Behörden,  Anstalten  und  Unternehmungen  unmittelbar  zu 
übersenden. 

Um  den  Anspruchsberechtigten  die  Möglichkeit  mehrseitiger  gleichzeiti- 
ger Bewerbung  zu  erleichtern,  können  sämtliche  Beilagen  ihrer  Gesuche  in  ge- 
richtlich oder  notariell  beglaubigten  Abschriften  beigebracht  werden,  bezüglich 
des  Anspruchsberechtigungszertifikates  ist  jedoch  zu  beobachten,  daß  auch 
jede  beglaubigte  Abschrift  desselben  mit  der  eigenhändigen  Namensferti- 
gung des  Anspruchsberechtigten  versehen  werde. 

Übrigens  haben  die  Kommanden  (Militärbehörden  oder  Anstalten)  den 
zur  Verleihung  von  Anstellungen  an  ausgediente  Unteroffiziere  berufenen 
Behörden  (Anstalten,  Unternehmungen)  auf  deren  jeweiliges  Verlangen  auch 
alle  erforderlichen  Auskünfte  über  Kompetenten,  welche  zu  ihrem  eigenen 
Stande  gehören  oder  früher  gehört  haben,  direkt  und  schleunigst  zu  er- 
teilen. 

7.  Vormerkung  der  MlUtärasplranteii  für  Anstellttngen. 

(§11  des  Gesetzes.) 

Bei  der  nach  §  11  des  Gesetzes  zu  bewirkenden  Vormerkung  für 
eine  Anstellung,  beziehungsweise  bei  Ausfertigung  der  Bestätigung  über  die 
eingebrachte  Bewerbung  ist  dem  Bittsteller  jedesmal  das  Zertifikat,  wenn 
er  es  aber  ausdrücklich  verlangt  hätte,  auch  die  sonstigen  Gesuchs- 
beilagen, jedoch  mit  Ausnahme  der  ausschließlich  zum  Zwecke  der  Be- 
werbung militärischerseits  ausgefertigten  Dokumente,  zurückzustellen. 

8.  Verleihung  von  Dienstposten. 

(§  14  des  Gesetzes.) 

Die  Anordnung  des  §  14  des  Gesetzes  bezeichnet  es  nur  als  die 
Regel,  daß  die  vorbehaltenen  Dienstposten  in  der  untersten  Stufe  zu  ver- 
leihen sind.  Da  sonach  Ausnahmen  von  dieser  Bestimmung  zulässig  er- 
scheinen, so  wird  es  Sache  der  verleihenden  Behörden,  Amter,  Anstalten 
und  Unternehmungen  sein,  insbesondere  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  daß 
solche  Bewerber,  welche  durch  ausgezeichnete  Militärdienste  oder  durch 
vorzügliche  Konduite  und  Eigenschaften  einer  besonderen  Rücksicht  würdig 
sind,  gleich  mit  besser  dotierten  Dienstposten  beteilt,  beziehungsweise  hiefür 
auch  in  Vormerkung  genommen  werden. 
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9.  Kundmachung  der  erledigten  Dienstposten. 

(§  10  des  Gesetzes.) 

Wenn  im  Sinne  des  §  10  des  Gesetzes  die  Ausschreibung  eines  vor- 
behaltenen Dienstpostens  oder  einer  Beamtenstelle,  rücksichtlich  welcher 
den  Unteroffizieren  der  Vorzug  eingeräumt  ist,  dem  Kriegsministerium  oder 
jenem  für  Landesverteidigung  zur  Kenntnis  gebracht  wird,  welches  stets 
unmittelbar  in  deutscher  Sprache  und  in  tabellarischer  Form  nach  dem  bei- 
liegenden Formulare  G  zu  geschehen  hat,  ist  sich  seitens  der  anzeigenden 
Behörde  (Anstalt,  Unternehmung)  zugleich  auszusprechen,  ob  dortselbst  an- 
spruchsberechtigte und  für  den  betreffenden  Posten  geeignete  Bewerber  und 
in  welcher  Anzahl  vorgemerkt  sind  oder  nicht. 

Diese  Ministerien  werden  hierauf  nach  Umständen  eine  erweiterte 
Kundmachung  ungesäumt  amtlich  veranlassen  und  haben  die  unterstehenden 
Kommanden  (Behörden  oder  Anstalten),  sobald  ihnen  diese  Kundmachung 
zukommt,   dieselbe  ohne    Verzug   mittelst   Tagesbefehl   zu   verlautbaren. 

Der  Bewerbungstermin  ist  nicht  unter  vier  Wochen  festzusetzen,  damit 
innerhalb  desselben  sowohl  die  eben  erwähnte  Verlautbarung,  als  auch 
die  durch  sie  veranlaßte   Einbringung  der  Gesuche  möglich  gemacht  ßei. 

In  besonders  dringlichen,  durch  unabweisliche  Dienstesrücksichten  ge- 
botenen Fällen  kann  ausnahmsweise  auch  ein  kürzerer  Bewerbungstermin, 
jedoch  niemals  unter  vierzehn  Tagen,  festgesetzt  werden,  und  ist  dies 
jedesmal  sowohl  dem  vorgesetzten  Ministerium  als  auch  gelegenheitlich 
der  oben  vorgeschriebenen  unmittelbaren  Mitteilung  dem  Reichskriegs- 
ministerium und  dem  Ministerium  für  Landesverteidigung  begründet  zur 
Kenntnis  zu   bringen. 

10.   Einbemfttng  der  Ernannten  und  Zustellung  der  Emennungsdekrete. 

Die  Einberufung  eines  noch  im  Militär-(Landwehr-)Verbande  stehen- 
den Unteroffiziers  in  eine  Bedienstung,  sowie  die  Zustellung  des  betreffenden 
Emennungsdekretes  hat  im  unmittelbaren  Korrespondenzwege  durch  Vermitt- 
lung desjenigen  Kommandos  (Militärbehörde  oder  Anstalt)  zu  geschehen, 
durch  welches  das  Kompetenzgesuch  eingebracht  worden  ist. 

Dieses  Kommando  (Militärbehörde  oder  Anstalt)  hat  den  ernannten 
Unteroffizier,  wenn  er  den  ihm  verliehenen  Dienstposten  annimmt  und  sonst 
kein  gesetzlicher  Anstand  obwaltet,  ohne  Verzug  an  seine  neue  Bestimmung 
abgehen  zu  machen. 

Der  in  eine  erhaltene  Bedienstung  übertretende,  noch  im  Stande  eines 
Truppenkörpers  oder  einer  Anstalt  befindliche  Unteroffizier  ist,  falls  ihm 
eine  bleibende  Anstellung  verliehen  wurde  und  er  seiner  Wehrpflicht  voll- 
kommen Genüge  geleistet  hat,  aus  dem  Militär-(Landwehr-)Verbande  mit 
Abschied  zu  entlassen,  im  entgegengesetzten  Falle  bis  zur  seinerzeitigen 
bleibenden  Unterbringung,  eventuell  Vollstreckung  der  Wehrpflicht,  ohne 
Gebühr  zu  beurlauben. 

Wegen  der  geeigneten  Standesbehandlung  solcher  Unteroffiziere  haben 
sich  die  Zivilbehörden  und  Militär-(Land wehr-) Körper  in  das  Einvernehmen 
zu  setzen. 
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Wird  in  eine  Anstellung  ein  solcher  ehemaliger  Unteroffizier  einberufen, 
welcher  nicht  mehr  im  Miiitar-(Landwehr-)Verbande  steht,  so  ist  die  Inter- 
venierung der  Militär- (Land wehr-)Organe  nicht  erforderlich;  wenn  jedoch 
die  Dienstverleihung  einen  Unteroffizier  betrifft,  welcher  im  Genüsse  eines 
Militärinvalidengehaltes  steht,  so  hat  die  den  Dienstposten  verleihende  Be- 
hörde (Amt,  Anstalt,  Unternehmung)  hievon  dem  betreffenden  Invalidenhaus- 
kommando  zur  eventuellen  Einstellung  der  Invalidenbezüge  die  Mitteilung  zu 
machen. 

11.    Probewelse  Dienstleistiing. 

Die  auf  eine  Anstellung  aspirierenden  Unteroffiziere  können,  wenn  es  in 
Bezug  auf  die  besondere  Beschaffenheit  des  zu  besetzenden  Postens  un- 
bedingt notwendig  ist,  einer  probeweisen  Verwendung  oder  Praxis  unter- 
zogen werden,  zu  welchem  Behufe  den  im  aktiven  Dienste  befindlichen 
Bewerbern  ein  angemessener  Urlaub  bis  zu  sechs  Monaten,  und  wenn  die 
Probedienstleistung  oder  Praxis  eine  unentgeltliche  wäre,  mit  dem  Bezüge 
der  Militärgebühren  im  Sinne  des  §  49,  Punkt  2  c  der  Vorschrift  über  die 
Gebühren  des   Heeres,   zu  erteilen   ist. 

Den  aktiv  dienenden,  mit  einem  Zertifikate  noch  nicht  beteilten  Unter- 
offizieren, welche  auf  einen  Dienstesposten  aspirieren,  zu  dessen  Erlangung 
die  Ablegung  einer  Prüfung  vorgeschrieben  ist,  kann  auf  ihr  Ansuchen  auch 
behufs  ihrer  diesfälligen  Vorbereitung  ein  Urlaub  unter  den  vorgedachten 
Modalitäten^  jedoch  nur  im  letzten  Jahre  ihrer  (zwölfjährigen)  Dienstzeit, 
bewilligt   werden. 

12.    Anzeige  über  die  stattgefundene  Ernennung  berechtigter  Unter- 
offiziere. 

Jede  Ernennung  eines  anspruchsberechtigten  Unteroffiziers  ist,  mit  Hin- 
blick auf  die  im  §  7  des  Gesetzes  vorgeschriebene  Evidenzhaltung,  gleich 
nach  erfolgtem  Dienstesantritte  dem  Knegs-(Landesverteidigungs-) 
Ministerium  von  der  verleihenden  Behörde  (Amt,  Anstalt,  Unternehmung), 
wo  tunlich  unter  gleichzeitigem  Anschlüsse  des  Originalzertifikats,  jedenfalls 
aber  unter  Anführung  der  Ausfertigungszahl  des  letzteren,  unmittelbar  be- 
kanntzugeben. Hienach  haben  die  bisher  üblichen  Quartalsausweise  über 
stattgefundene  Ernennungen  vom  1.  Juli  1872  an  zu  entfallen.  Ober  jene 
Unteroffiziere,  welche  Anstellungen  erhalten  haben,  werden  sowohl  vom 
Reichskriegsministerium  als  auch  vom  Landesverteidigungsministerium  den 
übrigen  Zentralstellen  vierteljährig  Verzeichnisse  mitgeteilt  werden,  damit 
von  letzteren  die  Richtigstellung  der  Vormerkungen  bei  den  betreffenden 
Behörden  veranlaßt  werden  könne. 

13.    Recht  der  Beschwerdeffihning  gegen  ungesetzliche  Dienstes- 
verleihungen. 

(§§  15  und  16  des  Gesetzes.) 

Jedem  Anspruchsberechtigten  steht  es  frei,  wegen  einer  gegen  die  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  stattgefundenen  Dienstesverleihung  seine  Be- 
schwerde an  jenes  Ministerium,  dem  die  Behörde  (Amt,  Anstalt,  Unterneh- 
mung), welche   das  Verleihungsrecht  ausgeübt  hat,  untergeordnet 
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ist,  ZU  richten  und  sie,  wenn  er  noch  im  Militärverbande  steht,  im  ordent- 
lichen Dienstwege,  sonst  aber  unmittelbar  im  Wege  des  Reichskriegsmini- 
steriums (Ministerium  für  Landesverteidigung)  als  Evidenzbehörde  einzu- 
bringen. 

14.    Anzeige  der  mit  dem  Anspruchsberechtigten  vorkommenden  Ver- 

Sndemngen. 

(§§  7  und  17  des  Gesetzes.) 

Solche  mit  einem  schon  im  Besitze  eines  Zertifikats  befindlichen,  noch 
im  Aktivitätsverbande  stehenden  Anspruchsberechtigten  sich  ergebende  Ver- 
änderungen, welche  behufs  Erhaltung  der  richtigen  Evidenz  des  jeweiligen 
bleibenden  Aufenthaltsortes  zu  wissen  nötig  sind,  als  beispielsweise:  Trans- 
ferierungen, Verabschiedung,  Obersetzung  in  den  Invalidenstand  u.  dgl., 
sind  bei  gleichzeitiger  Namhaftmachung  des  künftigen  Domizils  des  Mannes 
von  den  betreffenden  Kommanden  (Behörden,  Anstalten)  dem  Reichskriegs- 
ministerium (Ministerium  für  Landesverteidigung)  anzuzeigen. 

Die  Truppenkörper  (Militärbehörden  oder  Anstalten),  aus  deren  Aktivi- 
tätsverbande anspruchsberechtigte  Unteroffiziere  austreten,  haben  hievon  auch 
dem  Ergänzungsbezirkskommando  (Landwehrevidenthaltung),  in  dessen  Be- 
reich der  Betreffende  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  nimmt,  die  Mitteilung 
zu  machen. 

Rücksichtlich  der  nicht  mehr  im  Militärverbande  befindlichen  Bewerber 
ist  die  Anzeige  über  die  Veränderung  des  bleibenden  Aufenthaltes  oder 
über  das  Ableben  eines  Anspruchsberechtigten  von  denjenigen  Ergänzungs- 
bezirkskommanden  (Landwehrevidenthaltungen)  zu  erstatten,  in  deren  Bezirk 
die  betreffenden  Individuen  ihren  bleibenden  Aufenthalt  haben. 

Die  Ergänzungsbezirkskommanden  (Landwehrevidenthaltungen)  sind 
demzufolge  zur  genauen  Evidenthaltung  der  in  ihrem  Bezirke  sich  bleibend 
aufhaltenden,  mit  Zertifikaten  beteilten,  nicht  mehr  aktiv  dienenden  Anspruchs- 
berechtigten und  zur  beziiglichen  Führung  eines  Evidenzregisters  verpflichtet, 
welches  folgende  Rubriken  zu  enthalten  hat: 

a)  Vor-  und  Zuname,  dann  Charge  des  Mannes; 

b)  Religionsbekenntnis ; 

c)  den  Truppenkörper  (die  Behörde  oder  Anstalt),  wo  er  zuletzt  im 
Stande  war; 

d)  die  Nummer  des  Zertifikats,  und  von  welchem  Ministerium  das- 
selbe ausgefertigt  ist; 

e)  Tag,  Monat  und  Jahr  der  Geburt; 

f)  an  welchem  Tage  er  hienach  das  45.  Lebensjahr  vollstreckt; 

g)  wo  er  seinen  bleibenden  Aufenthalt  hat; 

h)  Anmerkung,  in  welcher  die  allfällige  Veränderung  seines  Domizils, 
sowie  auch  die  Einziehung  seines  Zertifikats  und  der  Grund  derselben  er- 
sichtlich zu  machen  kommt. 

Die  Anspruchsberechtigten  sind  übrigens  bei  Gelegenheit  der  Aus- 
folgung der  Zertifikate  auch  zu  belehren,  daß  sie  jede  dauernde  Veränderung 
ihres  Aufenthaltes  dem  zuständigen  Ergänzungsbezirkskommando  (Landwehr- 
evidenthaltung)  anzuzeigen  haben. 
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15.  Einziehung  des  Zertifikates. 

(§  17  des  Gesetzes.) 

Im  Falle  der  freiwilligen  Verzichtleistung  auf  die  Begünstigung 
des  Gesetzes  vom  19.  April  1872  hat  jene  Behörde  (Gemeindeamt,  Bezirks- 
hauptmannschaft, Ergänzungsbezirkskommando,  Landwehrevidenthaltung),  bei 
welcher  diese  Verzichtleistung  angemeldet  wird,  das  Originalzertifikat  von 
dem  Betreffenden  abzufordern  und  unter  Anschluß  der  bezüglichen  Eingabe 
oder  des  über  den  Akt  der  Verzichtleistung  mit  dem  Manne  aufzunehmenden 
Protokolles  an  das  Reichskriegsministerium,  beziehungsweise  Ministerium  für 
Landesverteidigung,  einzusenden. 

Tritt  der  Verlust  jener  Begünstigung  infolge  einer  strafgericht- 
lichen Verurteilung  ein,  und  ist  der  erkennende  Strafrichter  erster  In- 
stanz in  Kenntnis  von  der  Eigenschaft  des  Verurteilten  als  eines  im  Sinne  des 
Gesetzes  vom  19.  April  1872  Anspruchsberechtigten,  so  hat  derselbe  nach 
Rechtskraft  des  Urteiles  eine  Abschrift  desselben,  und  wenn  tunlich  auch  das 
Originalzertifikat  unmittelbar  an  das  betreffende  Ministerium  (Reichskriegs- 
oder Landesverteidigungsministerium)  einzusenden.  In  gleicher  Weise  hat  im 
Falle  des  Ablebens  eines  Anspruchsberechtigten  die  Abhandlungsbehörde 
das  aufgefundene  Originalzertifikat  an  das  Ergänzungsbezirkskommando 
(Landwehrevidenthaltung),  in  dessen  Bereich  der  Verstorbene  seinen  ordent- 
lichen Wohnsitz  hatte,  einzusenden,  von  wo  aus  die  weitere  Vorlage  desselben 
an  das  Reichskriegsministerium  (Ministerium  für  Landesverteidigung)  zu  ge- 
schehen hat. 

Wenn  bei  einer  Todesfallsaufnahme  das  Zertifikat  zwar  nicht  aufge- 
funden, jedoch  der  Umstand,  daß  der  Verstorbene  anspruchsberechtigt  ge- 
wesen, auf  andere  Art  bekannt  wird,  so  ist  von  dessen  Ableben  dem  vor- 
erwähnten Ergänzungsbezirkskommando  (Landwehrevidenthaltung)  unter  An- 
gabe der  obwaltenden  Umstände  die  Mitteilung  zu  machen. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Anspruchsberechtigung  im  Falle  des  §  17,  Abs.  c) 
des  Gesetzes,  hat  das  Ergänzungsbezirkskommando  (Landwehrevidenthal* 
tung),  in  dessen  Bezirke  der  Betreffende  seinen  bleibenden  Aufenthalt  hat, 
demselben  das  Zertifikat  abzufordern  und  an  das  Reichskriegsministerium 
(Ministerium  für  Landesverteidigung)  einzusenden. 

Wenn  Zertifikate  beim  Eintritte  einer  der  im  §  17,  sub  a)  und  b)  vor- 
gesehenen Fälle,  ferner  nach  erfolgtem  Ableben  des  Anspruchsberechtigten 
ihre  Gültigkeit  verlieren,  so  ist  dies  den  übrigen  Zentralstellen,  und  zwar 
gleichzeitig  mit  der  oben  bezüglich  der  angestellten  Unteroffiziere  ergehenden 
Mitteilung  (Artikel  12)  behufs  Richtigstellung  der  Vormerkungen  bekannt- 
zugeben. 

16.    Vorgang  im  Falle  des  Verlustes  eines  Zertifikates. 

Jeder  Verlust  eines  Zertifikates  ist  sogleich,  und  zwar,  wenn  der  An- 
spruchsberechtigte noch  im  Aktivitätsverbande  steht,  bei  seinem  vorgesetzten 
Kommando  (Militärbehörde  oder  Anstalt),  sonst  aber  bei  dem  Ergänzungs- 
bezirkskommando (Landwehrevidenthaltung),  in  dessen  Bereich  er  in  Evidenz 
steht  (Abs.  14),  anzuzeigen. 
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Das  Kommando  (Militärbehörde,  Anstalt,  Landwehrevidenthaltung),  dem 
eine  solche  Anzeige  zukommt,  hat  ohne  Verzug  die  zur  tunlichsten  Kon- 
statierung der  Art  und  Weise  des  Abhandenkommens  des  Zertifikats  nötigen 
Erhebungen  zu  veranlassen  und  dieselben  unter  Anführung  der  Nummer 
und  des  Datums  des  letzteren  an  das  Reichskriegsministerium  (Ministerium 
für  Landesverteidigung)  einzusenden. 

Das  Reichskriegsministerium  (Ministerium  für  Landesverteidigung)  aber 
wird  über  das  in  Verlust  geratene  Zertifikat  den  übrigen  Ministerien  und 
Zentralstellen  zweckentsprechende  Mitteilung  machen. 

17.  VHederbeteilung  mit  dem  Zertifikate  ttnd  Erfolgang  netter  Zertifikate 

in  Fällen  des  Verlustes. 

Ober  die  Zulässigkeit  der  Wiederbeteilung  mit  einem  Zertifikate,  sowie 
der  Ausfolgung  von  neuen  Zertifikaten  in  Fällen  des  Verlustes  eines  derlei 
Dokuments  entscheidet  das  Reichskriegsministerium  (Ministerium  für  Landes- 
verteidigung) nach  Maß  des  Ergebnisses  der  darüber  gepflogenen  Er- 
hebungen. Wird  die  Wiederbeteilung  mit  dem  Zertifikate  bewilligt,  so 
ist  dieses  als  Originaldokument,  jedoch  unter  einer  neuen  Zahl  nämlich 
(der  fortlaufenden  des  Evidenthaltungsregisters)  auszufertigen. 

18.  Obergangsbestimmttngen  in  Betreff  derjenigen  Bewerber,  welche 
anf  Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  19.  Dezember  1853  den 

Anspruch  auf  eine  vorbehaltene  Zivilbedienstung  erlangt  haben. 

(§  20  des  Gesetzes.) 

Zur  Ausführung  der  Bestimmung  des  §  20  des  Gesetzes  vom  19.  April 
1872,  nach  welcher  die  auf  Grund  der  kais.  Verordnung  vom  19.  Dezember 
1853  bereits  erlangten  Ansprüche  für  die  Betreffenden  aufrecht  erhalten 
bleiben,  wird  nachfolgendes  festgesetzt: 

A.  Jeder  für  eine  vorbehaltene  Zivilbedienstung  vorgemerkte  Bewerber, 
welcher  nach  einer  der  sieben  Kategorien  A  bis  G  des  §  3  der  eben 
bezeichneten  Ah.  Verordnung  klassifiziert  wurde  und  das  45.  Lebensjahr 
noch   nicht  zurückgelegt  hat,   wird   mit  dem   im   §   7  des  Gesetzes  vom 

19.  April  1872  vorgezeichneten  Zertifikate  über  den  erlangten  Anspruch  von 
Amts  wegen  beteilt. 

Die  Behörden,  Amter,  Anstalten  und  Unternehmungen  haben  solche 
ihnen  mittelst  Qualifikationseingaben  zugewiesenen  Aspiranten  als  —  im 
Sinne  des  §  11  des  vorerwähnten  Gesetzes  —  bereits  vorgemerkt  zu 
betrachten. 

Diese  Vormerkung  ist  aufrechtzuerhalten,  entweder: 

a)  bis  zur  eventuellen  Anstellung,  oder 

b)  bis  zur  successive  erfolgenden  Beteilung  mit  dem  Zertifikate,  von 
welcher  die  Behörden  (Amter,  Anstalten,  Unternehmungen)  seinerzeit  werden 
verständigt  werden,  oder 

c)  bis  zur  Zurücklegung  des  37.  Lebensjahres  in  den  Fällen  des 
§  17  d)  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  oder  endlich 

d)  in  den  übrigen  Fällen  bis  zur  Vollstreckung  des  45.  Lebensjahres. 
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Wenn  wegen  Eintrittes  einer  der  eben  angeführten  Bedingungen  diese 
Vormerkung  eines  Aspiranten  erlischt,  so  ist  dessen  instruierte  Qualifikations- 
eingabe unmittelbar  an  das  Reidiskriegsministerium  zurückzuleiten,  das  die 
bezügliche  Verständigung  derjenigen,  welche  das  45.  Lebensjahr  bereits 
vollstreckt  haben,  veranlassen  wird. 

Alle  übrigen  hier  nicht  speziell  berührten  Bestimmungen  der  gegen- 
wärtigen Verordnung  sind  auch  bezüglich  dieser  Bewerber  maßgebend,  nur 
wird  bemerkt,  daß  sich  bei  der  Anzeige  ihrer  erfolgten  Anstellung  — 
falls  sie  das  Berechtigungszertifikat  noch  nicht  beigebracht  hätten  —  auf 
die  Zahl  ihrer  Qualifikationseingabe  zu  berufen  ist. 

B.  Alle  anderen  Aspiranten,  die  das  45.  Lebensjahr  bereits  zurückgelegt 
haben,  ferner  jene,  welche  nicht  auf  Grund  der  kais.  Verordnung  vom 
19.  Dezember  1853  Anspruch  auf  eine  mit  derselben  vorbehaltene  Zivil- 
bedienstung  erlangt  haben,  mithin  auch  in  keine  der  im  §  3  bezeichneten 
Klassifikationskategorien  eingereiht  und  deshalb  nur  bedingt  klassifiziert, 
d.  h.  ohne  gesetzliche  Berechtigung  bloß  für  den  Fall  des  Abganges  an- 
spruchsberechtigter Militäraspiranten,  zur  Bedachtnahme  bei  Besetzung  vor- 
behaltener Dienstposten  hiefür  vorgemerkt  wurden,  sind  aus  den  Vor- 
merkungen zu  löschen  und  die  instruierten  Qualifikationseingaben  an  das 
Reichskriegsministerium  zurückzustellen. 
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Verordnung  des  Ministers  fQr  K.  a.  U.  vom  12.  September  1876, 

Z.  20.426,  MVBNr.  29, 

betreffend  die  Zurückstellung  der  von  Militärbehörden  oder  Kommanden 
attsgefertlgten  Sittendokumente  für  aktiv  dienende  Unteroffiziere,  behnfs 

Bewerbung  um  Zivilstaatsdienstposten. 

Es  ist  der  Fall  vorgekommen,  daß  eine  k.  k.  Behörde  aus  Anlaß  des 
im  Dienstwege  vorgebrachten  Einschreitens  eines  aktiv  dienenden  Unter- 
offiziers um  eine  Kanzlistenstelle,  welchem  Einschreiten  vom  betreffenden 
k.  k.  Kommando  die  Sittendokumente  des  Bittstellers  angeschlossen  worden 
waren,  den  abschlägigen  Bescheid  auf  dieses  Gesuch  samt  allen  Beilagen, 
unter  welchen  sich  auch  obige  Sittendokumente  befanden,  dem  Bittsteller 
direkt  zugestellt  hat. 

Da  die  Ausfolgung  der  Sittendokumente  an  aktiv  dienende  Militärs 
gegen  die  Grundsätze  der  militärischen  Disziplin  verstößt,  so  wird  behufs 
Vermeidung  ähnlicher  Vorgänge  nach  dem  vom  k.  k.  Ministerium  für 
Landesverteidigung  gestellten  Ansinnen  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß 
derlei  Dokumente  an  diejenigen  Militärbehörden  oder  Kommanden  zurück- 
zustellen sind,  welche  dieselben  eingesendet  haben. 
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Ans  der  Kondmachong  des  Ministeriums  fflr  Landesverteldlgnng 

vom  16.  Juli  1879,  RGBNr.  100, 

betreffend  das  im  Einvernehmen  mit  den  fibrigen  beteiligten  Zentral- 
stellen verfaßte  Verzeichnis  fiber  die  den  ansprachsberechtigten  Unter- 
offizieren im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  RGBNr.  60,  vor- 
behaltenen Dienstposten,  dann  der  Beamten-  und  sonstigen  Stellen, 
bezfiglich  deren  den  Anspruchsberechtigten  ein  Vorzug  eingeräumt  ist. 

Ais  ^^erforderliche  Kenntnisse  und  sonstige  Bedingungen'  zur  Erlangung 
eines  der  in  diesem  Verzeichnisse^)  aufgenommenen  Dienstposten  werden 
angeführt: 

Als  Beamter  im  Kanzlei-  und  Manipulationsfache:  beim 
Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht:  absolviertes  Obergymnasium,  Kennt- 
nis der  lateinischen  Sprache;  als  Universitätskanzlist:  absolvierte  Qymnasial- 
studien  und  die  Prühing  aus  der  Staatsrechnungs Wissenschaft;  bei  den  übrigen 
dem  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  unterstehenden  Behörden:  Unter- 
gymnasium oder  Unterrealschule,  oder  eine  diesen  gleichzuhaltende  Militär 
bildungsanstalt  (bei  Abgang  der  Studien  eine  entsprechende  Probepraxis), 
ferner  gute  und  schnelle  Handschrift,  und  die  nötigen  Fähigkeiten,  um 
eine  befriedigende  Verrichtung  des  angesuchten  Dienstes  und  eine  ent- 
sprechende weitere  Ausbildung  im  Kanzleifache  erwarten  lassen  zu  können. 

Als  Diener:  tadellose  Konduite,  Lesen  und  Schreiben  und  Kenntnis 
der  betreffenden  Landessprache.  Von  Saaldienern  und  Dienern  an  wissen- 
schaftlichen Instituten  und  Kabinetten  werden  überdies  spezielle  technische 
Fertigkeiten  und  einige  wissenschaftliche  Kenntnisse  in  den  betreffenden 
Fächern,  und  von  Dienern  an  Bibliotheken  einige  Kenntnis  in  den  alten 
und  neuen  Sprachen  gefordert.^) 

Np.  280. 

Erlaß  des  Ministsrs  fflr  K.  u.  U.  vom  2.  Janner  1884,  Z.  24.562 

ex  1883, 

an  die  Statthalter  für  Niederösterreich,  Steiermark,  Tirol,  Böhmen  und  Galizien,^) 
(betreffend  den  Vorgang  bei  Ernennung  der  Universitätsdiener  und  bei 

deren  Versetzung  in  den  Ruhestand). 

Behufs  Erzielung  eines  gleichmäßigen  Vorgehens  in  der  Behandlung 
des  Dienerschaftspersonales  an  den  k.  k.  Universitäten  finde  ich  zur  Danach- 
achtung folgendes  zu  bestimmen: 

')  Dieses  Veneidinis  wird  nach  dem  /eweiUgen  Stande  der  DiensiessteUen  vom  Landes- 
rerieidigangsministerium  ergänzt 

*)  Mit  Erlaß  des  Ministeriums  für  K,  u,  U.  vom  15.  Februar  1905,  Z.  4Z995,  wurde  angeordnet, 
daß  känftighin  in  die  KonJutrsausschreibung  für  die  Stelle  eines  Universitätspedells  (Ober- 
pedells)  und  Universitätssubpedells  als  Erfordernis  eine  „gefällige  orthographische 
Sehriff*  und  „Verwendbarkeit  im  Kamlei'  und  Manipulationsdienste"  und  in  der  Konkursaus- 
Schreibung  für  Fakultätspedellenstellen  (erste  Dienersteüen  bei  den  Dekanatskanzleien) 
und  für  Fakultätssubpedellenstellen  als  Erfordernis  eine  „gute  korrekte  Handschrift 
(karrent  und  lateinj"  nebst  den  allgemeinen  Erfordernissen  aufgenommen  werden. 

*)  Für  Czemowitz  wurde  ein  ähnlicher  Vorgang  schon  durch  die  mit  MinEH.  vom  3.  März 
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Für  alle  zu  besetzenden  Dienerstellen  ist  durch  den  Rektor  der  Uni- 
versität der  Konkurs  unter  Angabe  der  besonderen  Erfordernisse  und  der  mit 
der  Stelle  verbundenen  Bezüge  gemäß  den  Bestimmungen  des  Gesetzes 
vom  19.  April  1872^)  und  der  Ausführungsverordnung  vom  12.  Juli  1872, 
RGBNr.  60  und  98,«)  auszuschreiben. 

Die  Ernennung  der  Diener,  einschließlich  des  Pedells,^  erfolgt  über 
Vorschlag  des  Professorenkollegiums  und  unter  Beachtung  der  vorerwähnten 
Bestimmungen  durch  den  akademischen  Senat,  nach  vorher  eingeholter  Zu- 
stimmung des  Landeschefs.  Dem  neuernannten  Diener  ist  der  Amtseid 
vom  Rektor  abzunehmen.  Wegen  Flüssigmachung  der  Bezüge  hat  sich 
der  Rektor  an  den  k.  k.  Landeschef  zu  wenden.*) 

Die  Verzichtleistung  auf  eine  Dienststelle  ist  beim  Rektor  vorzubringen 
und  von  diesem  dem  akademischen  Senate  vorzulegen,  welcher  selbst  die 
Verzichtleistung  annehmen  kann,  wenn  der  Verzichtende  nicht  in  einer 
Disziplinaruntersuchung  steht,  welche  die  Entlassung  nach  sich  ziehen  könnte. 

Die  Versetzung  eines  Dieners  in  den  zeitlichen  oder  bleibenden  Ruhe- 
stand ist  durch  den  akademischen  Senat  auszusprechen;  zum  Vollzuge  der 
Pensionierung  wird  jedoch  die  Genehmigung  des  Statthalters,  welcher  die 
Ruhegebühr  ^)  zu  bemessen  und  anzuweisen  hat,  erfordert. 

Aushilfsdiener^)  mit  einem  Taglohne  kann  im  Falle  des  Bedarfes  der 
Rektor  der  Universität  aufnehmen,  vorausgesetzt,  daß  die  hiedurch  sich 
ergebende  Auslage  in  dem  dem  Rektorate  zur  Verfügung  stehenden  Amts- 
pauschale die  Deckung  findet. 

Np.  281. 

Aas  dem  Erlasse  des  Mlnlsterlams  fOr  K.  d.  U.  Tom  4.  Mal  1889, 

Z.  24.677. 

an  alle  Landeschefs, 

(betreffend  das  Verbot   des  Haltens   von  KostzOglingen   in  Natoral- 

wohnttngen  der  Diener). 

In  Ergänzung  des  Ministerialerlasses  vom  25.  Oktober  1888,  Z.  8759,^) 
womit  das  ausnahmslose  Verbot  der  Aufnahme  von  Aftermieter  in  die  dem 
Dienerpersonale  angewiesenen  Naturalwohnungen  ausgesprochen  wurde,  wird 
angeordnet: 

Daß  in  allen  für  staatliche  Unterrichtsanstalten  benützten  Gebäuden, 
seien  diese  eigentliche  Ararial-  und  Fondsgebäude  oder  für  Unterrichtszwecke 


1879,  Z.  2860,  genehmigte  „Instruktion  für  das  Kanzlei'  und  Dienerpersonale  der  Ctemcmizer 
Universität*  geregelt, 

0  s,  Nr,  276, 

*)  s,  Nr,  277, 

■)  VgL  Nr.  284  und  290, 

*)  Bezüglich  der  Rechtskraß  der  Ernennung  s,  Nr,  291, 

*)  s.  das  Qesetz  vom  14,  Mai  1896,  RQBNr,  74,  betreffend  Bestimmungen  über  die  Ver- 
sorgungsgenässe  der  Zivilstaatsbediensteten  (Staatslehrpersonen) ,  dann  der  Diener  sowie  deren 
Witwen  und  Waisen  (s,  Nr,  170). 

•)  VgL  Nr,  292  und  293,  —  ')  5.  Nr,  100, 
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gemietete  oder  gewidmete  Gebäude,  das  Halten  von  Kostzöglingen 
in  den  dem  Dienerpersonale  angewiesenen  Naturalwohnungen  in  der  Regel  ^) 
nicht  zugelassen  wird. 


Np.  282. 

Erlaß  des  Mlnlsterlams  f flr  K.  a.  U.  vom  16.  November  1894,  Z.  18.512, 

an  sämtliche  Landesstellen, 

(betreffend  die  Bef5rdening  oder  Versetzung  eines  nicht  auf  Grund 
ehies  Zertifikates  angestellten  Dieners  auf  einen  höheren  oder  besseren 

Dienstposten). 

Aus  Anlaß  eines  vorgekommenen  besonderen  Falles  wird  die  .  .  .  über 
Ersuchen  des  k.  k.  Ministeriums  für  Landesverteidigung  darauf  aufmerksam 
gemacht,  daß  die  für  ausgediente  Unteroffiziere  vorbehaltenen  Dienstposten 
auch  an  bereits  angestellte  Diener,  welche  diese  Anstellung  nicht  auf  Grund 
eines  Zertifikats  erhalten  haben,  grundsätzlich  nur  in  dem  im  §  13  des 
Gesetzes  vom  19.  April  1872,  RGBNr.  60^*)  normierten  Ausnahmsfalle  ver- 
liehen werden  dürfen. 

Die  Beförderung  oder  Versetzung  eines  bereits  angestellten  Dieners, 
dessen  Anstellung  im  Staatsdienste  auf  Grund  der  früheren  Normen  oder 
in  dem  obigen  Ausnahmsfalle  stattgefunden  hat,  auf  einen  höheren  oder 
besseren  Dienstposten  ist  daher  nur  dann  zulässig,  wenn  sich  ein  anspruchs- 
berecfatigter  und  für  den  betreffenden  Dienstposten  geeigneter  Bewerber 
nicht  gemeldet  hat.*) 


Np.  283. 

Erlaß  des  Ministers  f flr  K.  n.  U.  vom  30.  November  1897,  Z.  29.891 

an  den  Statthalter  für  Niederösterreich, 

(betreffend  die  Befördemng  oder  Versetzung  eines  nicht  auf  Orund 
eines  Zertifikates  angestellten  Dieners  anf  einen  höheren  oder  besser 

dotierten  Dienstposten). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  21.  November  1897,  Z.  107.408, 
beehre  ich  mich  Euer  ...  zu  eröffnen,  daß  der  vom  akademischen  Senate 
der  Universität  in  Wien  beschlossenen  Verleihung  der  definitiven  Diener- 
stelle beim    Dekanate   der  medizinischen    Fakultät  in   Wien   an   den   laut 


')  In  rucksichtswürdigen  Fällen  werden  aber  Aasnahmen  von  dieser  Anordnung  bewilligt, 

«)  f.  Nr.  276.  —  VgL  Nr.  290  (§§  3,  7  und  8J. 

*)  VgL  Nr.  2S3.  —  Ebenso  wurde  mit  dem  MinErL  vom  5.  März  1900,  Z.  1521,  dem  Statt- 
kalter  ßir  Steiermark  bemerkt,  dqß  an  dem  Grundsätze  festgehalten  werden  mt^,  dafl  Nlcht- 
anspruchbcrechtlgte ,  weiche  einen  bestimmten  Dienstposten  in  legier  Weise,  nämiicli  in 
Ermangtong  ansprnchstierediUgter  und  geeigneter  Mitbewerber  erlangt  liaben,  audi  einen 
anderen  Dienstposten  nur  wieder  in  dem  gleichen  Falle  erhalten  kOnnen,  und  dafi  daher  auch 
hier  znnichst  die  hiefür  geeigneten,  im  Besitze  eines  Zertifilcates  stehenden  oder  ehemals 
zertifizierten  und  fflr  einen  anderen  Dienstposten  ernannten  Bewerber  zu  berflcksichtigen  sind. 
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ho.  Erl.  vom  21.  Februar  1897,  Z.  2121,  in  Ermanglung  anspruchsberechtigter 
Bewerber  definitiv  ernannten  Diener  an  der  Wiener  Universitätsbibliothek 
N.  N.  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  19.  April 
1872,  RGBNr.  60,^)  die  Bestätigung  nicht  erteilt  werden  kann. 

Denn  im  Sinne  dieses  Gesetzes,  wonach  (§  13)  vorbehaltene  Dienst- 
posten nur  an  anspruchsberechtigte  Unteroffiziere  verliehen  werden  dürfen, 
es  wäre  denn,  daß  sich  ein  anspruchsberechtigter  und  für  den  betreffenden 
Dienstposten  geeigneter  Bewerber  nicht  gemeldet  hat,  muß  an  dem  Grundsatz 
festgehalten  werden,  daß  Nichtanspruchsberechtigte,  welche  einen  be- 
stimmten Dienstposten  in  legaler  Weise,  nämlich  in  Ermanglung  anspruchs- 
berechtigter und  geeigneter  Mitbewerber  erlangt  haben,  auch  einen  höheren 
oder  besser  dotierten  Dienstposten  nur  wieder  in  dem  gleichen  Falle  er- 
halten können  und  daß  daher  auch  bei  der  Vorrückung  in  solche  besser 
dotierte  Dienstposten  zunächst  die  hiefür  geeigneten,  ehemals  zertifizierten 
und  für  einen  geringer  besoldeten  Dienstposten  ernannten  Diener  zu  berück- 
sichtigen sind. 

Der  vom  akademischen  Senate  hervorgehobene  Umstand,  daß  die  an- 
spruchsberechtigten Bewerber  bei  Erlangung  einer  Dienstesstelle  ihr  Zertifikat 
abzugeben  haben,  kann  nicht  dafür  geltend  gemacht  werden,  daß  bereits 
angestellte  Diener,  mag  die  Anstellung  auf  Grund  eines  Zertifikats  oder 
ohne  ein  solches  erfolgt  sein,  bei  der  eventuellen  Erlangung  besser  dotierter 
Dienstesstellen  gleich  zu  behandeln  seien,  weil  eben  im  Sinne  des  zitierten 
Gesetzes  eine  vorbehaltene  Dienstesstelle  an  einen  Nichtzertifikatisten  über- 
haupt nur  dann  verliehen  werden  kann,  wenn  sich  für  diese  betreffende 
Stelle  ein  anspruchsberechtigter  und  geeigneter  Bewerber  nicht  gemeldet 
hatte. 

Ich  ersuche  Euer  .  .  .  ,  hievon  das  Rektorat  der  Wiener  Universität  zur 
weiteren  Veranlassung  mit  dem  Beifügen  in  Kenntnis  zu  setzen,  daß  wegen 
Verleihung  der  fraglichen  Dienstesstelle  ein  neuerlicher  Beschluß  zu  fassen 
und  für  denselben  die  erforderliche  Bestätigung  einzuholen  sein  wird.  Diese 
Bestätigung  wird  zu  Gunsten  eines  nicht  anspruchsberechtigten,  wenngleich 
schon  anderweitig  angestellten  Bewerbers  nur  dann  zu  erteilen  sein,  wenn 
etwa  von  den  mit  Zertifikat  versehenen  oder  seinerzeit  auf  Grund  ihres 
Zertifikats  angestellten  Bewerbern  keiner  die  erforderliche  Eignung  für  den 
fraglichen   Dienstposten   besitzen   sollte. 


Np.  284. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  20.  März  1899. 

Z.  12.610  ex  1898. 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 
(betreffend  die  Ffihrung  der  Bezeichnung  „Universitätsoberpedell"  und 

,,Fakultät8pedell'')' 

Im  Sinne  des  vom  akademischen  Senate  der  Universität  in  Wien  laut 
Berichtes  des   Rektorats   vom   5.   Mai   1898,   Z.   2943,  gestellten   Antrages, 

»)  s.  Nr.  276. 
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genehmige  ich,  daß  an  dieser  Hochschule  von  nun  an  der  Universitats- 
pedell  die  Bezeichnung  „Universitätsoberpedeli'^i)  und  der  bei  jedem  De- 
kanate bestellte  erste  Diener  (Dekanatsdiener)  die  Bezeichnung  „Fakultäts- 
pedell" führe.  Von  einer  Änderung  in  der  Bezeichnung  des  Stellvertreters 
des  Universitätsoberpedells  wäre  aus  dem  Grunde  abzusehen,  weil  derselbe 
ohnedies  durch  die  Benennung  „Univensitäts^-Subpedell  von  den  neube- 
stellten   Fakultäts-Subpedellen  genügend   unterschieden   ist. 


Nr.  285. 

ADS  dem  Erlasse  des  Ministers  fOr  K.11.U.  Tom  5. Dezeiidierl899, 

Z.  2094/KUM, 

an  die  Statthalter  in  Niederösterreich,  Tirol,  Steiermark,  Böhmen,  Mähren, 
Galizien  und  den  Landespräsidenten  der  Bukowina, 

(betreffend  dlie  Einräumung  von  Dienstwohnungen  an  Diener). 

...  Ich  bemerke  schließlich  im  allgemeinen,  daß  für  die  Zuerkennung 
von  Dienstwohnungen  nur  sachliche  Bedürfnisse  und  Gründe,  nicht  aber 
persönliche  Verhältnisse  maßgebend  sein  dürfen  und  daß  Dienstwohnungen 
im  Sinne  der  kais.  Verordnung  vom  19.  August  189Q')  überhaupt  nur  dann 
eingeräumt  werden  können,  wenn  das  Wohnen  des  Dieners  in  dem  be- 
treffenden Amts-  oder  Schulgebäude  des  Dienstes  wegen  unerläßlidi 
ist,  daß  aber  in  allen  anderen  Fällen,  insoweit  nicht  etwa  die  Bestimmungen 
der  Finanzministerialverordnung  vom  13.  Mai  1857,  Z.  7526,  Finanzministe- 
rialverordnungsblatt  Nr.  21,')  Platz  greift  (wonach  etwa  für  Amtszwecke 
nicht  geeignete  kleine  Wohnungen  unentgehlich,  jedoch  widerruflich  an  die 
Dienerschaft  gegen  die  Verpflichttmg  zur  Übernahme  der  Beaufsichtigung 
des  Gebäudes  und  der  Besorgung  der  häuslichen  Verrichtungen  in  denselben 
überlassen  werden  können),  die  Einräumung  einer  Wohnung  in  den  bezeich- 
neten Gebäuden  nur  gegen  die  Einziehung  der  Hälfte  der  Aktivitätszulage 
zulässig   ist.^) 

Np.  286. 
Gesetz  vom  26.  Dezember  1899,  RGBNr.  255, 

betreffend  die  Regelung  der  Bezüge  der  in  die  Kategorie  der  Diener- 
schaft gehörigen  aktiven  Staatsdiener. 

Mit  Zustimmung  der  beiden   Häuser  des   Reichsrates   finde   Ich   an- 
zuordnen, wie  folgt: 


^)  Auch  an  anderen  UntfersUäien  pflegt  der  Universitätspedell  als  „Oberpedelt*  bezeichnet 
zu  werden, 

*)  An  Stelle  dieser  kais.  Vdg.  vom  19.  August  1899,  RQBNr.  159,  ist  nunmehr  das  Gesetz 
vom  26.  Dezember  1S99,  ROBNr.  255  (s.  Nr.  286),  getreten. 

«)  Vgl.  Nr.  286  (§  10)  und  Nr.  290  (§  15). 

*)  VgL  auch  Nr.  100  und  bezüglich  des  Verbotes  des  Haltens  von  Kostzöglingen  Nr.  281. 
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§  1.  Die  ständigen  Bezüge  der  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  ge- 
hörigen, unmittelbar  aus  Staatsmitteln^)  entlohnten  Staatsdiener,  auf  welche 
sich  die  Gesetze  vom  15.  April  1873,  RGBNr.  49,  und  vom  26.  Mai 
1889,  RGBNr.  86,2)  beziehen,  sind: 

1.  der  Gehalt, 

2.  die  Dienstalterszulagen, 

3.  die   AJctivitatszulage, 

4.  der  Genuß  des   Dienstkleides  oder  des  Äquivalentes   hiefür. 

1.  Qehalte  und  Dienstalterszulagen. 

Abschnitt  I. 
§  2.   Die  Gehalte  der  im  §  1  bezeichneten  Dienerschaft  mit  Ausnahme 
derjenigen,  welche  in  den  §§5  und  6  genannt  ist,  werden  nach  vier  Klassen 
festgesetzt,  wie  folgt: 

I.  Klasse 700  Gulden  (1400  Kronen) 

II.  „  600       „       (1200      „     J 

m.      „  500       „       (1000       „     ) 

IV.      „  400       „       (800      „     ; 

§  3.  Die  betreffenden  Ressortminister  bestimmen  im  Verordnungswege 
die  Einteilung  der  Diener  in  die  vier  Gehaltsklassen  und  setzen  die  beson- 
deren Eriordernisse  für  die  Erreichung  einer  höheren  Gehaltsklasse  fest.^) 

§  4.  Die  Dienstalterszulagen  werden  mit  50  Gulden  (1(K)  Kronen)  für 
je  fünf  in  definitiver  Eigenschaft  im  Zivilstaatsdienste  vollstreckte  Dienst- 
jahre festgesetzt  und  sind  in  die  Pension  einrechenbar. 

Der  Betrag  der  Dienstalterszulagen  darf  die  Summe  von  100  Gulden 
(200  Kronen)    nicht  übersteigen. 

Für  den  Anfall  der  Dienstalterszulagen  ist  die  Gesamtdauer  der,  wenn 
auch  vor  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  vollstreckten  definitiven  Dienst- 
leistung ohne  Rücksicht  auf  die  Gehaltsklasse  maßgebend,  so  daß  auch 
bei  Beförderung  in  eine  höhere  Gehaltsklasse  die  bereits  erworbene  Dienst- 
alterszulage aufrecht  bleibt,  beziehungsweise  die  in  den  vorheigehenden  Ge- 
haltsklassen zugebrachte  Dienstzeit  bei  der  Bemessung  der  Dienstalters- 
zulagen in  Anrechnung  gebracht  wird. 

Die  bei  der  k.  k.  Finanzwache  zugebrachte  Dienstzeit  wird  für  den 
Anfall  der  Dienstalterszulagen  angerechnet.^) 

Abschnitt  II. 

§  5.  (Enthält  die  besonderen  Bestimmungen^  welche  in  Bezug  auf  die  dem  Mannsdiaßsstande 
angehörigen  Mitglieder  der  uniformierten  Sicherheitswache ,  die  Mitglieder  der  ZiväpoUzeanaehe 
und  die  Polizeiagenten  hinsichtlich  des  Ausmaßes  der  Geholte  und  der  Dienstaiterszuiagen  geüen.) 

^)  Laut  Erlasses  des  Ministeriums  für  K.  u,  U,  vom  10.  Oktober  1902,  Z.  27302,  finden 
die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  26,  Dezember  1899,  RGBNr,  255  und  der  Durcf^fährungS' 
Verordnung  vom  6.  Juni  1902,  Z,  13541 KUM,  auf  die  Diener  der  grieehisch-orientaiiseh-theologischen 
Fakultät  in  Czernowitz  keine  Anwendung,  weil  diese  Diener  ihre  Bezüge  nicht  aas  Staatsmitteln^ 
sondern  aus  anderen  Fonden  und  Mitteln  erhalten, 

*)  Dieses  Gesetz  bezieht  sich  auf  die  Dienerschaft  der  Post-  und  Telegraphenanstalten, 

*)  FOr  den  Bereich  des  Unterrichtsressorts  wurden  die  bezüglichen  Anordnungen  mit  der 
MinVdg.  vom  6.  Juni  1902,  Z,  1354/Kl/M  (s,  Nr,  290J,  getroffen, 

*)  VgL  Nr,  268, 
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(Absdmitt  III,  §§6,7  und  8,  beziehen  sieh  auf  die  provisorisch  oder  defintüw  angestellte 
Dienersehqft  der  Post-  und  Telegraphenanstatien,) 

i 

2.  pie  Aktlvlt&tszttlage. 

§9.  Die  Aktivitätszulag^' wird  nach  der  im  §  10  des  Gesetzes  vom  15.  April 
1873,  RGBNr.  47,^)  für  die  Staatsbeamten  festgesetzten  vier  Ortsklassen 
bemessen  und  beträgt:        » 

für  die  L  Ortsklasse  Jler  Aktivitätszulagen  50  Prozent  vom  Oehalte, 
für  die   II.  Ortsklasse  ^30  Prozent  vom  Oehalte, 
für  die  III.  Ortsklasse m25  Prozent  vom  Gehalte, 
für  die  IV.  Ortsklasse  '%)  Prozent  vom  Gehalte. 

§  10.  jenen  Dienern,  'Reiche  im  Genüsse  einer  Naturalwohnung  stehen, 
ist  die  Aktivitatszulage  mit  (kr  Hälfte  des  sonst  für  sie  entfallenden  Betrages 
zu  erfolgen.  > 

Diese  Schmälerung  d|r  Aktivitätszulage  findet  in  jenen  Fällen  nicht 
statt,    in  denen  die  Naturalwohnung  des  Dienstes  wegen  zugewiesen  ist. 

3.  Das  Dienstkleid. 

§  11.  Die  näheren  Vorschriften  über  den  nach  §  1  gebührenden  Bezug 
der  Dienstkleidung  oder  des  Äquivalentes  hiefür  bleiben  dem  Verordnungs- 
wege*) vorbehalten. 

Dbergangs-  und  Schlafibestimmungen. 

§  IZ  Bei  der  in  Ausführung  dieses  Gesetzes  vorzunehmenden  Ein- 
reihung in  die  einzelnen  Gehaltsklassen  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  daß 
kein  Diener  einen  geringeren,  für  die  Pension  anrechenbaren  Gesamtbezug 
erhalten  darf,  als  er  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  der  kais.  Verordnung  vom 
19.  August  1899,  RGBNr.  159,  >)  bereits  erlangt  hatte. 

Sollte  ein  Diener  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Gesetzes  an  Gehalt, 
Aktivitätszulage  und  an  Dienstalterszulagen  zusammen  weniger  erhalten, 
als  seine  Bezüge  an  Gehalt  oder  Jahreslohn,  an  Aktivitätszulage  und  an 
Alterszulagen  zusammen  im  Zeitpunkte  des  Inkrafttretens  der  kais.  Verord- 
nung vom  19.  August  1899,  RGBNr.  159,  betragen  haben,  so  ist  ihm 
die  Differenz  durch  eine  in  die  Pension  nicht  einrechenbare  Zulage  aus- 
zugleichen, welche  nach  Maßgabe  der  Vorrückung  des  Dieners  in  höhere 
Bezüge  einzuziehen  ist 

§  13.  Personalzulagen  sind  bei  der  Vorrückung  in  den  höheren  Ge- 
halt, sowie  bei  Erlangung  der  in  diesem  Gesetze  fes^esetzten  Dienstalters- 
zulagen den  bestehenden  Vorschriften  gemäß  zu  vermindern,  beziehungs- 
weise einzuziehen-,  hiebei  sind  die  Aktivitätszulagen  nicht  in  Rechnung 
zu  bringen. 


')  Anmerkung  zu  Nr.  97. 

*)  5.  Nr.  2S9  (MinVdg,  vom  21,  AprU  1902,  Z.  84/KUM  ex  1901,  MVBNr,  26). 
*)  Die  kais,  Vdg,  vom  19.  August  1899,  RQBNr.  159,  regelte  die  Bezüge  der  Diener  fiir 
die  Zeit  vom  U  September  bis  31,  Dezember  1899. 
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§  14.  Das  Gesetz  vom  14.  Mai  18961,  RGBNr.  74/)  findet  auf  die 
Diener,  deren  Bezüge  durch  dieses  Gesetz  getregelt  werden,  sowie  auf  deren 
Witwen  und  Waisen  Anwendung.  i 

§  15.  Die  Regierung  wird  ermächtigt,  nach  Maßgabe  der  besonderen 
Verhältnisse  für  einzelne  Kategorien  von  Dienert\  ausnahmsweise  auch  höhere, 
als  die  in  diesem  Gesetze  festgestellten  Bezüge  zu  gewähren. 

§  16.  Die  aus  Staatsmitteln  entlohnten  provisorischen  und  Aushilfsdiener 
sind  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  30.  März  188|,  RGBNr.  33,  betreffend  die 
Krankenversicherung  der  Arbeiter,  für  den   Krankheitsfall  zu  versichern.') 

Die  Versicherung  kann  dann  entfallen,  v^nn  den  provisorischen  imd 
Aushilfsdienern  mindestens  die  in  den  §§  f/  und  8  des  Gesetzes  vom 
30.  März  1888,  RGBNr.  33,  vorgeschriebene^  Minimalleistungen  gewährt 
werden.*)  / 

§  17.  Alle  mit  diesem  Gesetze  im  Widerspruche  stehenden  Gesetze  und 
Verordnungen  treten  mit  dem  Tage  der  Wirksr^keit  dieses  Gesetzes  außer 
Kraft. 

§  18.  Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes,  welches  mit  1.  Jänner  1900 
in  Wirksamkeit  tritt,  ist  Mein  Gesamtministerium  betraut. 
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Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  3.  MSrz  1900,  Z.  2498/KUM, 

ex  1899p 

an  sämtliche  Landeschefs, 

(betreffend  den  Vorgang  bei  Aufstellung  besonderer  Erfordernisse  f8r 
die  Erlangung  von  den  anspruchsberechtigten  Unteroffizieren  ausschließ- 
lich oder  vorzugsweise  vorbehaltenen  Dienstposten). 

Anläßlich  einer  die  Verleihung  von  Anstellungen  an  ausgediente  Unter- 
offiziere betreffenden  Verhandlimg  wird  der  Statthalterei  (Landesregierung) 
eröffnet,  daß  eine  Änderung  der  in  den  bestehenden  Vorschriften,  insbeson- 
dere in  der  Kundmachung  des  Ministeriums  für  Landesverteidigung  vom 
16.  Juli  1879,  RGBNr.  100,5)  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Zentralstellen 
festgesetzten  allgemeinen  Erfordernisse  für  die  Erlangung  der  den  anspruchs- 


^)  Dieses  Gesetz  (s.  Nr.  170)  enthält  die  Bestimmungen  Ober  die  Versorgungsgenässe  der 
Zivilstaaisbeamten  (Staatslehrpersonen) ,  dann  Diener  sowie  deren  Witwen  and  Waisen,  — 
Die  Versetzung  eines  Dieners  in  den  Ruhestand  spricht  der  akademische  Senat  aus.  VgL  Nr.  280. 

■)  s.  hiezu  die  Durchführungsverordnung  des  Oesamiministeriams  vom  5.  Februar  1900, 
RQBSr.  23  (s.  Nr.  306)  und  die  Anmerkungen  hiezu. 

Es  ist  nicht  zulässig,  von  der  Krankenversicherung  der  provisorischen  Dienerschaft  und  der 
Aushilfsdiener  unter  Belassung  des  Taggeldes  abzusehen,  weil  dieses  die  im  Oesetze  vom 
fahre  1888  vorgesehenen  Minimalleistungen  nicht  zu  ersetzen  vermag.  Erkrankten  Dienern  ist  der 
Qenuß  der  ihnen  eingeräumten  Naturalwohnungen  nur  dann  zu  entziehen,  wenn  die  Krankheit  des 
Dieners  zur  Lösung  des  Dienstverhältnisses  Anlaß  gibt.  Über  die  Zuiässigkeit  und  den  Zeitpunkt 
der  Einstellung  der  monatlich  im  nachhinein  zahlbaren  Remunerationen,  sowie  der  Wochenlöhne 
der  Dienerschaft  anläßlich  von  Krankhelt^äUen,  entscheiden  die  Grundlagen  des  DienstverhäUmsses 
und  insbesondere  die  bedungenen  oder  üblichen  Kündigungsfristen  (MinAkt  Z.  178/KUM  ex  1901). 

«)  s.  Nr.  279. 
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berechtigten  Unteroffizieren  ausschließlich  oder  vorzugsweise  vorbehaltenen 
Dienstposten,  beziehungsweise  die  Aufstellung  besonderer  Erfordernisse  für 
die  Erlangung  eines  Dienstpostens  der  gedachten  Art  nicht  im  Wirkungs- 
kreise  der   Statthalterei    (Landesregierung)   gelegen   ist. 

Wenn  daher  nach  der  Anschauung  der  Statthalterei  (Landesregierung) 
die  mit  einem  solchen  Dienstposten  verbundenen  Geschäfte  eine  höhere 
als  die  vorgeschriebene  Qualifikation  oder  besondere  Kenntnisse  oder  Fertig- 
keiten erheischen,  ist  fallweise  die  ho.  Genehmigung  der  festzusetzenden 
Anstellungsbedingungen  unter  Vorlage  eines  Entwurfes  der  Konkursaus- 
schreibung einzuholen.^) 
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Erlaß  des  Mlnlsterlnms  des  Innern  vom  10.  Angust  1900,  Z.  27.425, 

an  alle  politischen  Landesbehörden, 

(womit  erklirt  wird,  daß  bei  Beurteilung  des  Anspruches  auf  Dienstalters- 
zulagen die  gesamte  in  der  Finanzwache  oder  in  definitiver  Eigenschaft 
im  Zlvilstaatsdienste,  wenn  auch  mit  Unterbrechungen  vollstreckte 

Dienstzeit  zu  berücksichtigen  ist). 

Anlaßlich  einer  anher  gestellten  Anfrage  über  die  Anrechnung  der  in 
der  Finanzwache  zugebrachten  Dienstzeit  bei  Bemessung  der  Dienstalterszu- 
lagen für  Mitglieder  der  Sicherheitswache  wird  der  k.  k.  .  .  .  nach  ge- 
pflogenem Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Finanzministerium  zur  Danach- 
achtung mitgeteilt,  daß  die  Reihung  der  Diener  zwar  nach  Maßgabe  der 
Dauer  der  ununterbrochenen  Zivilstaatsdienstleistung  in  definitiver  Eigen- 
schaft vorzunehmen,  bei  Beurteilung  des  Anspruches  auf  Dienstalterszulagen 
aber  die  gesamte  in  der  Finanzwache^)  oder  in  definitiver  Eigenschaft  im 
Zivilstaatsdienste  —  wenn  auch  mit  Unterbrechungen  —  vollstreckte 
Dienstzeit  zu  berücksichtigen  ist,  da  im  §  5  des  Gesetzes  vom  26.  De- 
zember 1899,  ROBNr.  255,  für  den  Anfall  der  Dienstalterszulagen  die  Ge- 
samtdauer der  vollstreckten  Finanzwachdienstzeit,  beziehungsweise  der  defi- 
nitiven Zivilstaatsdienstzeit  (ohne  jede  Einschränkung)  als  maßgebend  be- 
zeichnet ist 

In  dem  Umstände,  daß  hienach  bei  der  Bemessung  der  Pension  und 
bei  der  Ermittlung  der  Dienstalterszulagen  nicht  vollkommen  überein- 
stimmende Grundsätze  zur  Anwendung  kommen,  kann  kein  hinreichender 
Grund  für  eine  einschränkende  Interpretation  der  für  den  Anfall  der  Dienst- 
alterszulagen geltenden  Anordnungen  erblickt  werden. 

Doch  ist  selbstverständlich  die  im  vorstehenden  vertretene  Rechtsan- 
schauung auch  für  die  Bemessung  der  Pension')  insofern  von  Bedeutung, 
als  sich  durch  die  Zuerkennung  einer  Dienstalterszulage  auch  die  Be- 
messungsgrundlage für  die   Ermittlung  des   Ruhegenusses   erhöht. 


0  VgL  Nr.  290  (§  3J. 

•>  s.  Nr.  2B6  (§4  letzter  Abs.). 

0  s.  Nr.  170. 
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Verordnung  des  Ministers  f flr  K.  n.  0.  vom  21.  April  1902,  Z.  84/KUM, 

ex  1901  HTBHr.  26/) 

mit  welcher  Vorschriften  über  den  Bezug  der  Dienstkleidung  oder  des 

Äquivalentes  hieffir  für  die  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  gehörigen 

aktiven  Staatsdiener  an  den  dem  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht 

unterstehenden  Behörden  und  Anstalten  erlassen  werden. 

Im  Sinne  des  §  11  des  Gesetzes  vom  26.  Dezember  189Q,  RGBNr.  255, 
betreffend  die  Regelung  der  Bezüge  der  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft 
gehörigen  aktiven  Staatsdiener  werden  nachstehende  Bestimmungen  über 
den  Genuß  des  Dienstkleides  oder  des  Äquivalentes  hiefür  für  die  Diener 
der  dem  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  unterstehenden  Behörden  und 
Anstalten  erlassen: 

§  1.  Den  im  Dienstbereiche  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht 
angestellten,  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  gehörigen  Staatsdienem,  aui 
welche  sich  das  Gesetz  vom  26.  Dezember  1899,  RGBNr.  255,  bezieht,  steht 
ein  Anspruch  auf  den  Bezug  eines  Dienstkleides  oder  eines  Äquivalentes 
hiefür  nach  Maßgabe  der  nachfolgenden  Bestimmungen  zu. 

§  2.  Die  bezugsberechtigten  Diener  sind  in  der  Regel  mit  einem 
Dienstkleide  in  natura  nach  Maßgabe  der  nachfolgenden  Bestimmungen 
zu  beteilen;  diese  Diener  sind  aber  auch  verpflichtet,  bei  ihren  dienst- 
lichen Verrichtungen  im  Dienstkleide  zu  erscheinen. 

Die  Beteilung  mit  einem  Geldäquivalente  an  Stelle  des  Dienstkleides 
findet  nur  ausnahmsweise  in  besonders  berücksichtigungswürdigen  Fällen, 
und  zwar  bei  den  Dienern  der  dem  Ministerium  unmittelbar  unterstehenden 
Anstalten  nach  vorgängiger  Bewilligung  des  Ministeriums,  bei  den  übrigen 
Dienern  auf  Grund  der  Bewilligung  der  betreffenden  Landesstelle  (Landes- 
schulrat)  statt. 

Inwieweit  audi  für  diese  Diener  die  Verpflichtung  besteht,  bei  allen 
ihren  dienstlichen  Verrichtungen  das  bestimmte  Dienstkleid  zu  tragen,  wird 


')  Zur  DarchflUirung  dieser  Verordnung  wird  im  KUMEH,  vom  2t.  April  1902,  Z.  S4/KUM 
naefatehendes  bemerkt: 

Die  Verordnung  ist  unter  Wahrung  der  bisherigen  Einrichtungen,  soweit  dieselben  mit 
den  Bestimmungen  des  angefahrten  Gesetzes  vereinbar  sind,  bestrebt,  die  tunlichste  Einheitlichkeit 
und  Oieichmäfiigkdt  in  der  Bekleidung  des  Dienerpersonales  des  ho.  Ressorts  herbeizufflhren. 
Diesem  Zwecke  dient  besonders  die  im  §  2  der  Verordnung  dem  Dlenerpersooale  auferlegte 
Pflicht,  bei  dienstlichen  Verrichtungen  im  Amtsklelde  zu  erscheinen,  auf  deren  Einhaltung  durch 
die  k.  k.  (Landesstelle)  streng  zu  dringen  sein  wird.  Demgemlfi  wird  auch  die  Gewährung  des 
Äquivalentes  an  Stelle  der  Naturalbekleidung  auf  die  unabweislichen  Ausnahmsfftlle  zu 
beschränken  sein. 

Im  Interesse  der  Gleichmäfiigkeit  erscheint  es  Insbesondere  geboten,  dafi,  wenn  an  einer 
der  unterstehenden  Anstalten  Diener  definitiv  angestellt  sind,  die  nicht  aus  dem  Staatsschatze, 
sondern  von  anderen  Personen  (Gemeinden,  Korporalionen  etc.)  dotiert  sind,  somit  einen 
gesetzlichen  Anspruch  auf  die  Dienstkleidung  nicht  besitzen,  die  dotierenden  Personen  ver- 
anlafit  werden,  diese  Diener  gleichfalls  mit  einem  dem  staatlicherselts  beigestellten,  tunlichst 
gleichgehaltenen  Dienstkleide  zu  versehen.  Bei  künftigen  diesfälligen  Vereinbarungen  wird  das 
Augenmerk  auch  auf  diesen  Punkt  zu  richten  sein. 
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sonach  vom  Ministerium,  beziehungsweise  von  der  Landesstelle  (Landesschid- 
rat)  bestimmt 

§  3.  Das  Dienstkleid  der  Portiere  der  unterstehenden  Anstalten  hat 
aus  folgenden  Stöcken  zu  bestehen:  aus  einem  langen  Schoßrocke  von 
mohrengrauem  Tuche  mit  konvexen  mit  dem  kaiserlichen  Adler  versehenen 
gelben  Metallknöpfen  und  Seidenborten;  aus  einem  langen  Beinkleide  von 
mohrengrauem  Tuche,  an  beiden  Seiten  mit  gelben  Seidenborten  besetzt; 
aus  einer  Klappenweste  aus  gleichem  Tuche  mit  Seidenborten,  ferner  einem 
Oberrocke  (Paletot)  und  einem  mit  Wolfs-  oder  Lammsfell  gefütterten  und  ver- 
brämten Pekesch  (für  die  rauhere  Jahreszeit);  weiters  einem  goldbortierten 
Stülphute,  einer  Dienstkappe,  einem  mit  Seidenborten  besetzten  Bandelier  von 
schwarzem  Tuche  nebst  Portepee  und  Stockband  von  gelber  Seide,  endlich 
aus  Stock  und  Degen  und  weißen  Handschuhen. 

Für  die  Reinigungsarbeiten  wird  ein  Zwilchkittel  beigestellt. 

Als  Portiere  im  Sinne  dieser  Bekleidungsvorschrift  haben  nur  jene 
Diener  zu  gelten,  deren  Dienststellen  als  Portierposten  zu  dem  doppelten 
Zwecke  der  Repräsentanz  und  Hausbewachung  ausdrücklich  systemisiert  sind. 

§  4.  Das  Dienstkleid  der  übrigen  Diener  besteht  in  einem  Geh- 
rock mit  kurzen  Schößen  aus  dunkelmohrengrauem  Tuche  mit  Umschlag- 
kragen und  zwei  Reihen  konvexer,  mit  dem  kaiserlichen  Adler  versehener 
gelber  Metallknöpfe,  dann  aus  einer  bis  zum  Halse  geschlossenen  Weste  mit 
niederem  Stehkragen  und  einer  Reihe  Knöpfe  aus  Bein,  sowie  aus  einem 
Beinkleide  aus  gleichem  Stoffe;  ferner  aus  einem  Oberrock  (Paletot)  in  der- 
selben Farbe  mit  dragoner-  und  kornblumenblauem  Vorstoße  am  Umschlag- 
kragen und  zwei  Reihen  gelber  Metallknöpfe  der  früher  bezeichneten  Art; 
endlich  aus  einer  Schirmkappe  aus  schwarzem  Tuch  mit  schwarzgelber 
Wollschnur  und  gleicher  Adlerrosette. 

Weiters  hat  jeder  Diener  Anspruch  auf  einen  Arbeitskittel  aus 
Zwüchstoff. 

§  5.  Die  Tragdauer  für  die  den  Portieren  zukommenden  Kleidungs- 
stücke wird  für  den  Zwilchkittel,  das  Beinkleid,  die  Weste  und  die  Dienst- 
kappe mit  einem  Jahre,  für  den  Schoßrock  und  Überrock  (Paletot)  mit  drei 
Jahren,  für  den  Pekesch  mit  vier  Jahren  festgesetzt;  die  übrigen  Stücke 
werden  nach  Bedarf,  jedoch  erst  nach  mindestens  zweijähriger  Verwendung 
erneuert. 

Die  Tragdauer  der  Bekleidungsstücke  der  anderen  Diener  beträgt  für 
den  Oberrock  (Paletot)  drei  Jahre,  für  Gehrock  und  Weste  zwei  Jahre,  für 
die  übrigen  Bekleidungsstücke  ein  Jahr. 

Die  Tragdauer  des  Arbeitskittels  wird  mit  zwei  Jahren  und  nur  für 
jene  Diener,  welchen  die  Beheizung  der  Amts-,  beziehungsweise  Anstalts- 
lokaiitäten  obliegt,  mit  einem  Jahre  festgesetzt. 

Im  Bedarfsfalle  ist  überdies  denjenigen  Dienern  der  Hochschulen  und 
ihrer  Institute,  deren  dienstliche  Verrichtungen  mit  einer  besonderen  Verun- 
reinigung der  Kleidung  verbunden  ist,  wie  dies  z.  B.  bei  Leichendienern 
und  Laboranten  der  Fall  ist,  jährlich  noch  ein  zweiter  Zwilchkittel  oder 
anstatt  dessen  eine  Zwilchbluse  samt  einer  Zwilchhose  beizustellen. 
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Insoweit  den  Dienern  der  Kliniken  bisher  sogenannte  „Operationsröcke'* 
verabreicht  wurden,  sind  selbe  beizubehalten  und  anstatt  der  vorerwähnten 
Zwilchkittel  zu  verabreichen. 

§  6.  Insofern  bei  den  Landesschul raten  eigene  Diener  angestellt 
sind,  auf  welche  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  26.  Dezember  1899, 
RGBNr.  255,  Anwendung  finden,  sind  dieselben  hinsichtlich  der  Art  tmd 
Tragdauer  der  Bekleidungsstücke  den  Dienern  der  betreffenden  politischen 
Landesstelle  gleichzuhalten,  mit  dem  einzigen  Unterschiede,  daß  selbe  die 
kornblumenblaue  Distinktion  der  Diener  der  hierortigen  Ressorts  zu 
tragen  haben. 

§  7.  Diejenigen  Kleidungsstücke,  für  welche  eine  bestimmte  Tragdauer 
festgesetzt  ist,  gelangen  in  das  Eigentum  des  Trägers,  wenn  sie  den  vierten 
Teil  der  festgesetzten  Tragdauer  hindurch  tatsächlich  benützt  worden  sind. 
Eine  Ausnahme  besteht  diesfalls  nur  in  Ansehung  des  Pekesch  der  Portiere, 
welcher  erst  nach  Ablauf  der  vollen  Tragdauer  in  das  Eigentum  des  Trägers 
übergeht. 

In  Todesfällen  verbleiben  diese  Kleidungsstücke,  wenn  sie  auch  eine 
kürzere  Zeit  hindurch  benützt  worden  sind,  im  Nachlasse  des  Trägers,  der 
Pekesch  der  Portiere  jedoch  nur  dann,  wenn  zum  mindesten  die  Hälfte  der 
Tragdauer  abgelaufen  ist 

Selbstverständlich  ist  bei  eventueller  Wiederverwendung  bereits  ge- 
tragener Kleidungsstücke  auf  die  hygienischen  Anforderungen  volle  Rück- 
sicht zu  nehmen. 

§  8.  Als  erster  Beteilungstermin  mit  dem  Dienstkleide  wird  der  1.  Ok- 
tober des  Jahres,  in  welchem  diese  Verordnung  in  Wirksamkeit  tritt,  festge- 
setzt; ebenso  hat  die  Erneuerung  der  Kleidungsstücke  in  der  Regel  mit 
dem  1.  Oktober  stattzufinden. 

Bei  jenen  Dienern,  welche  schon  bisher  mit  einem  Dienstkleide  beteilt 
sind,  hat  die  Neubeteilung  am  1.  Oktober  jenes  Jahres  stattzufinden,  in 
welchem  die  vorgeschriebene  Tragdauer  des  bisherigen  Dienstkleides  abläuft 
Ausnahmsweise  kann  bei  solchen  die  Tragdauer  in  dem  Falle  nach  dem 
kalendermäßigen  Zeitpunkte  der  früheren  Beteilung  berechnet  werden,  wenn 
mit  der  Neubeteilung  infolge  der  Abnützung  des  Kleides  nicht  bis  zu  dem 
darauffolgenden  1.  Oktober  zugewartet  werden  könnte. 

§  9.  Die  Beistellung  der  Dienstkleidung  ist  über  Antrag  des  Vorstandes 
der  Behörde,  beziehungsweise  der  Leitung  der  Anstalt,  an  welcher  die  be- 
treffenden Diener  angestellt  sind,  durch  die  politische  Landesstelle  zu  ver- 
anlassen. 

§  10.  In  denjenigen  Fällen,  in  welchen  bezugsberechtigte  Diener  an 
Stelle  des  Dienstkleides  in  natura  ausnahmsweise  mit  einem  Geldäquivalente 
beteilt  werden  (§  2),  wird  die  Höhe  desselben  in  der  Regel  mit  60  Kronen 
jährlich  festgesetzt. 

§  11.  Das  Äquivalent  ist  in  vier  gleichen  Raten  am  1.  Jänner,  1.  April, 
1.    Juli   und    1.    Oktober   jedes    Jahres   flüssigzumachen. 

§  12.  Diese  Verordnung,  durch  welche  alle  mit  derselben  im  Wider- 
spruche stehenden,  auf  den  Gegenstand  bezüglichen  äheren  Bestimmungen      i 
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außer  Kraft  gesetzt  werden,  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kundmachung  in 
Geltung. 

Die  bisherigen  Vorschriften  über  die  Galakleidung  der  Universitats- 
pedelle  werden  durch  diese  Verordnung  nicht  berührt 


Nr.  290. 
Verordnung  des  Ministeriums  fOr  K.  u.  U.  vom  6.  Juni  1902, 

Z.  1354/KUM,  MVBNr.  31 

womit  Bestimmungen  zur  Durchffihrang  des  Gesetzes  vom  26.  Dezem- 
ber 1899,  RQBNr.  255,  betreifend  die  Regelung  der  Bezfige  der  in  die 
Kategorie  der  Dienerschalt  gehörigen  aktiven  Staatsdiener,  getroffen 

werden« 

Auf  Grund  der  §§  3  und  18  des  Gesetzes  vom  26.  Dezember  1899, 
RQBNr.  255,1)  betreffend  die  Regelung  der  Bezüge  der  in  die  Kategorie 
der  Dienerschaft  gehörigen  aktiven  Staatsdiener  wird  im  Einvernehmen 
mit  dem  Finanzministerium,  dem  Ministerium  für  Landesverteidigung  und 
dem  Ministerium  des  Innern  bezüglich  des  zum  Ressort  des  Ministeriums  für 
Kultus  und  Unterricht  gehörigen  Dienerpersonales  nachstehendes  verordnet: 

§  1.  Die  im  obigen  bezeichneten  Dienerstellen  werden  in  nachstehender 
Weise    in   die    einzelnen    Gehaltsklassen   systemmäßig   eingeteilt: 

1.  Mit  den  Bezügen  der  I.  Gehaltsklasse  sind  nachstehende  spezielle 
Dienstesposten  verbunden: 

a)  Die  Türhüterposten  im  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht. 

b)  Die  Stelle  des  ersten  Universitatspedellen  an  jeder  der  bestehenden 
Universitäten  (an  mehreren  Universitäten  „OberpedelP'  genannt).^) 

2.  Die  übrigen  Dienerposten  sind  nicht  von  vornherein  in  einer  be- 
stimmten unveränderlichen  Gehaltsklasse  systemisiert,  sondern  es  erhalten 
die  unter  einem  geschaffenen  Dienerschaftsstände  (§  2)  die  Stellen  der  II.  und 
III.,  beziehungsweise  auch  der  IV.  Gehaltsklasse  nach  einem  festgelegten 
Prozentverhältnisse  zugewiesen,  und  zwar  stehen: 

a)  von  den  jeweiligen,  den  Dienerschaftsstatus  I  ausmachenden  Diener- 
stellen 50  Prozent  in  der  II.  und  50  Prozent  in  der  III.  Gehaltsklasse; 

b).  von  den  jeweiligen  Dienerstellen  der  unten  angeführten  Diener- 
schaftsstände   II     bis    XIII,    20   Prozent   in   der   IL,    20   Prozent   in   der 

III.  und  60  Prozent  in  der  IV.  Gehaltsklasse; 

c)  von  den  jeweiligen  Dienerstellen  der  übrigen  Dienerschaftsstände 
15   Prozent   in   der   IL,    15   Prozent    in   der   III.   und   70   Prozent  in   der 

IV.  Gehaltsklasse. 

Die  bei  dieser  prozentuellen  Berechnung  sich  ergebenden  Bruchteile 
der  Stellenzahl  werden  der  nächst  niedrigeren  Gehaltsklasse  und  die  etwa 

>)  s,  Nr.  286. 

*)  Vgl,  Nr.  264;  daß  den  Universitatspedellen  der  Charakter  von  Dienern  und  nicht  von 
Beamten  zukommt,  wurde  im  Erkenntnis  des  Reichsgerichtes  vom  4.  Juli  1900,  Z.  196  (Ztschr, 
f.  Verw.,  XXXIII.,  S.  179)  anerkannt. 
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auch   dort   vorkommenden    Bruchteile    der   niedersten   Qehaltsklasse    zuge- 
schlagen. 

Inwiefern  einzelne  Dienerstellen  in  Erledigungsfällen  jedesmal  mit  den 
Bezügen  einer  bestimmten  höheren  Gehaltsklasse  —  unbeschadet  des  weiteren 
Vorrückungsrechtes  ihrer  Inhaber  —  zur  Ausschreibung  und  Besetzung 
zu  gelangen  haben,  wird  im  §  7  bestimmt 

.  §  2.  Sämtliche,  dem  Ressort  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht 
zugehörigen  Diener  —  mit  Ausnahme  jener,  mit  deren  Dienstposten  system- 
mäßig die  Bezüge  der  I.  Gehaltsklasse  verbunden  sind  —  werden  in  einen 
der  nachbezeichneten  Dienerschaftsstände  eingereiht,  nämlich: 

I.  Die  Diener  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht. 

II.  Die  Diener  sämtlicher  der  Zentralleitung  jeweilig  unmittelbar  unter- 
stellten Kommissionen,  Anstalten  und  Institute;  dermalen  sohin: 

Die  Diener  der  Akademie  der  bildenden  Künste,  des  Museums  für 
Kunst  und  Industrie,  der  Kunstgewerbeschule  des  Museums  für  Kunst  und 
Industrie,  der  graphischen  Lehr-  und  Versuchsanstalt,  der  Zentralkommission 
für  Kunst-  und  historische  Denkmale,  des  archäologischen  Institutes,  der 
statistischen  Zentralkommission,  der  geologischen  Reichsanstalt,  des  evangeli- 
schen Oberkirchenrates  und  des  Zivil-Mädchenpensionates,  sämtlich  in  Wien. 

III.  Die  Diener  der  Wiener  Hochschulen,  nämlich  der  Universität,  der 
technischen  Hochschule  und  der  Hochschule  für  Bodenkultur,  nebst  den 
Dienern  der  Zentralanstalt  für  Meteorologie  und  Erdmagnetismus. 

IV.  Die  Diener  der  Universität  Innsbruck. 

V.  Die  Diener  der  Universität  Graz  und  der  dortigen  technischen 
Hochschule. 

VI.  Die  Diener  der  deutschen  Universität  in  Prag  und  der  deutschen 
technischen  Hochschule  daselbst. 

VII.  Die  Diener  der  böhmischen  Universität  in  Prag  und  der  böhmischen 
technischen  Hochschule  daselbst. 

VIII.  Die  Diener  der  Universitätsbibliothek  und  der  Bibliothek  der 
technischen  Hochschule  in  Prag,  der  Kunstakademie  und  der  Kunstgewerbe- 
schule  in   Prag. 

IX.  Die  Diener  der  deutschen  technischen  Hochschule  in  Brunn. 

X.  Die  Diener  der  böhmischen  technischen  Hochschule  in  Brunn. 

XI.  Die  Diener  der  Universität  Lemberg,  der  dortigen  technischen 
Hochschule    und   der   tierärztlichen    Hochschule    ebendaselbst. 

XII.  Die  Diener  der  Universität  in  Krakau  und  der  dortigen  Kunst- 
akademie. 

XIII.  Die  Diener  der  Universität  Czernowitz. 

Die  übrigen  Diener  bilden  weitere  sechs  Dienerschaftsstände,  und  zwar 
besteht  diesfalls  je  ein  Status 

XIV.  für  Niederösterreich, 

XV.  für  Tirol  mit  Vorarlberg,  Oberösterreich  und  Salzburg, 

XVI.  für  Steiermark,   Kärnten   und   Krain, 

XVII.  für  das  Küstenland  (Görz  und  Gradiska,  Istrien  und  Triest)  und 
Dalmatien, 

XVI II.  für  Böhmen, 
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XIX.  für  Mähren  und  Schlesien, 

XX.  für  Galizien, 

XXI.  für  die  Bukowina. 

§  3.  Die  innerhalb  eines  Dienerschaftsstandes  jeweilig  zur  Erledi- 
gung kommenden  Dienstposten  sind  in  der  Regel,  und  zwar  ohne 
Rücksicht  auf  die  bei  der  Konkursausschreibung  geforderten  Qualifikations- 
bedingungen in  der  untersten  der  dem  betreffenden  Dienerschaftsstande  zuge- 
wiesenen Gehaltsklassen  zu  besetzen.^) 

Die  sofortige  Erlangung  der  Bezt^e  einer  höheren  Gehaltsklasse  bei 
der  ersten  Anstellung  erscheint  im  wesentlichen  auf  die  Fälle  der  §§7 
und  8  dieser  Verordnung  beschränkt. 

§  4.  Innerhalb  eines  jeden  Konkretalstandes  haben  die  demselben  an- 
gehörigeu  Diener  nach  Maßgabe  ihrer  Einreihung,  beziehungsweise  ihrer 
anrechenbaren  Dienstzeit  (§  6)  ein  Anrecht  auf  Vorrückung*)  in  frei- 
stehende Bezüge  der  höheren  (III.  und  II.)  Gehaltsklassen,  insofern  nicht 
diese  Bezüge  bei  Wiederbesetzung  des  im  betreffenden  Dienerschaftsstande 
erledigten  Dienstpostens  unmittelbar  in  Anspruch  genommen  werden 
(§§  7  und  8). 

Inwieweit  die  Vorrückung  fallweise  für  einen  einzelnen  Anwärter  aus 
persönlichen  Gründen  ausgeschlossen  sein  kann,  ist  im  §  10  bestimmt. 

§  5.  Für  die  Beurteilung  des  Anspruches  auf  Vorrückung  in  frei- 
stehende höhere  Bezüge  (§  4)   sind  die  Verhältnisse  maßgebend,  welche  im 


1)  Hiau  erging  in  dem  an  die  k.  k.  StatthaUerei  in  Prag  gerichteten  KUMErL  vom 
5.  Dezember  1902,  Z.  36.322,  nachstehende  Erläuterung:  Im  §  3  dieser  Verordnung  wird  aus- 
drflckllch  bemerkt,  dafi  die  Dienstposten  in  der  Reg^el,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die 
bei  der  Konknrsausschreibung  C^eforderten  Qualifikationsbedingunfiren,  in 
der  untersten,  somit  vorileffendenfalls  in  der  IV.  Oehaltsklasse  zu  besetzen  sind  und  dafi  die 
sofortige  Erlangung  der  Bezüge  einer  höheren  Oehaltsklasse  bei  der  ersten  Anstellung  im 
wesentlichen  auf  die  Tille  der  §§  7  und  8  beschränkt  sei.  Nach  §  7  aber  ist  die  Zuweisung 
einer  solchen  höheren  Oehaltsklasse  nur  dann  vorgesehen,  wenn  es  die  Rücksichten  des  Dienstes 
erfordern,  insbesondere  wenn  für  die  Versehung  einer  speziellen  Dienerstelle  eine  hOhere, 
nicht  ohne  besondere  fachliche  Ausbildung  erreichbare  Qualifikation  ge- 
fordert wird.  Dieses  entscheidende  Moment  trifft  aber  nur  dann  zu,  wenn  die  betreffende 
Dienerstelle  wegen  der  ihr  zugewiesenen  Obliegenheiten  eine  solche  bestimmte  Vorbildung 
für  den  Dienstposten  erfordert,  so  zum  Beispiel  bei  Verwendung  eines  Pedellen  im  Kanzlei- 
gcschSfte  oder  bei  Anstellung  eines  gelernten  Prftzislonsmechanikers ,  Maschinenschlossers  als 
solchen,  nicht  aber  In  jenen  zahlreichen  FUIen,  in  denen  bei  der  Konkursausschreibung  regel- 
mifiig  der  Nachweis  dieser  oder  Jener  Profession  (zum  Beispiel  Tischler  oder  Schlosser)  oder 
aber  irgend  einer  durch  praktische  Verwendung  angeeigneten  Fertigkeit  (zum  Beispiel  als 
chemischer  Laborant)  gefordert  wird;  in  diesen  letzteren  Fällen  erfolgt  die  Anstellung  nicht  In 
der  Eigenschaft  als  gelernter  Professionist,  sondern  derartige  Qualifikationsbedingungen  ver- 
folgen den  Zweck,  Bewerber  zu  erzielen,  welche  nebst  der  allgemeinen  Eignung  für  den  Dienst- 
posten noch  besondere  Fähigkeiten  und  Fertigkeiten  nachweisen  kOnnen,  deren  Besitz  für  die 
Venehnng  des  Dienstpostens  zweckmäflig  erscheint.  In  diese  Kategorie  scheinen  aber  alle  von 
der  Fakultät  erwähnten  Dienstposten  zu  gehören,  da  für  keinen  derselben  die  Erlernung  einer 
bestimmten  Profession  oder  eine  bestimmte  fachliche  Ausbildung  die  unbedingte  Voraussetzung 
bildet,  sondern  die  Qualifikationsbedingungen  nach  dem  Jeweiligen  Bedürfnisse  festgestellt  zu 
werden  pflegen. 

*)  In  mehreren  KUMErL  wurde  darauf  aufmerksam  gemacht,  dqß  infolge  des  im  §  4 
genereli  geregelten  Vorrückungsreehies  jede  ai^eriourliche  Ad -personam- Beförderung  eines 
Dieners  in  eine  höhere  Oehaltsklasse  grundsätzlich  ausgeschlossen  ist. 
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Zeitpunkte  der  Ausfertigung  des  Ernennungsdekretes  an  den  auf  den  vakanten 
Dienerposten  neu  ernannten  Diener  bestehen. 

§  6.  Als  anrechenbar  erscheint  für  die  Einreihung  im  Status  und  für 
die  eventuelle  Vorrückung  in  eine  höhere  Qehaltsklasse  regelmäßig  nur  die 
in    definitiver    Eigenschaft   ununterbrochen    vollstreckte    Zivilstaatsdienstzeit. 

Eine  Ausnahme  findet  nur  insofern  statt,  als  jenen  Dienern,  welche 
auf  Grund  ihrer  Anspruchsberechtigung  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April 
1872,  RGBNr.  60,^)  beziehungsweise  der  kais.  Verordnung  vom  19.  De- 
zember 1853,  RGBNr.  266,^)  einen  definitiven  Dienerposten  erlangt  haben, 
beziehungsweise  künftighin  angestellt  werden,  die  im  aktiven  Militärdienste 
zurückgelegte  Zeit  angerechnet  wird. 

§  7.  Dem  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  bleibt  es  vorbehalten, 
insoweit  es  die  Rücksichten  des  Dienstes  erfordern,  insbesondere  wenn 
für  die  Versehung  einer  speziellen  Dienerstelle  eine  höhere,  nicht  ohne 
besondere  fachliche  Ausbildung  erreichbare  Qualifikation  gefordert  wird, 
die  betreffenden  Dienerstellen  in  den  Dienerschaftsständen  II  bis  XIII  sofort 
mit  den  Bezügen  einer  höheren  (III.  oder  II.)  Gehaltsklasse  zur  Aus- 
schreibung und  Besetzung  zu  bringen,  doch  müssen  in  jedem  dieser  Diener- 
schaftsstände von  den  nach  §  1  auf  die  III.,  beziehungsweise  II.  Gehalts- 
klasse jeweils  entfallenden  Dienerstellen  mindestens  je  zwei  Drittel  in  jeder 
dieser  Klassen  für  die  statusmäßige  Vorrückung  verfügbar  bleiben. 

Ausnahmsweise  können  auch  in  den  Dienerschaftsständen  XIV  bis  XXI 
aus  den  obengedachten  Gründen  einzelne  Stellen  mit  Anfangsbezügen  einer 
höheren  (III.  oder  II.)  Gehaltsklasse  dauernd  verbunden  werden. 

§    8.     Die    statusmäßige    Vorrückung   entfällt: 

a)  wenn  der  erledigte  Dienstposten  einem  nach  dem  Gesetze  vom 
19.  April  1872,  RGBNr.  60,  Anspruchsberechtigten  verliehen  wird,  welcher 
eine  längere  anrechenbare  Dienstzeit  besitzt,  als  der  nach  den  obigen  Grund- 
sätzen (§  6)  zur  Vorrückung  Nächstberufene  der  schon  im  Status  befind- 
lichen Diener, 

b)  wenn  ein  bereits  im  Zivilstaatsdienste  angestellter  Diener,  bei 
welchem  hinsichtlich  des  Dienstahers  dieselben  Voraussetzungen  (lit.  a)  zu- 
treffen, in  den  Status  übernommen  wird. 

§  9.  In  den  Dienerschaftsständen  des  §  2,  Z.  I  und  XVIII,  welchen 
fast  ausschließlich  ehemals  Anspruchsberechtigte  angehören,  bleiben  die  vor 
Beginn  der  Wirksamkeit  der  gegenwärtigen  Verordnung  aufgenommenen 
Diener  von  den  Bestimmungen  des  §  6  unberührt.  Die  neuen  Reihungs- 
grundsätze  finden  daher  in  den  bezeichneten  Dienerschaftsständen  nur  auf 
die  gegenseitige  Reihung  der  nach  dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung 
ernannten    Diener   Anwendung. 

In  den  übrigen  Konkretalständen  sind  sofort  sämtliche  Diener  nach 
Maßgabe  der  Bestimmungen  des  §  6  zu  reihen;  doch  wird  denjenigen 
vor  Beginn  der  Wirksamkeit  dieser  Verordnung  ernannten  Dienern,  welche 


«)  s.  Nr.  276. 

*)   Diese  Verordnung  betrifft  den  „Obertritt  gedienter  Unteroffiziere  and  Gemeiner  in 
ZtvilansteUungen". 
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nicht  anspruchsberechtigt  im  Sinne  der  kais.  Verordnung  vom  19.  De- 
zember 1853,  RGBNr.  266,  oder  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  ROBNr.  60, 
gewesen  sind,  zum  Zwecke  der  Bestimmung  ihres  Platzes  im  Status  eine 
fiktive  Dienstzeit  von  sechs  Jahren  zugezählt. 

§  10.  Das  durch  das  Dienstalter  begründete  Anrecht  auf  Vorrückung 
in  die  höheren  Gehaltsklassen  kann  im  Sinne  des  §  2c  und  §  5  der 
kais.  Vdg.  vom  10.  März  1860,  RGBNr.  64,^)  einzelnen  Dienern  durch 
Disziplinarerkenntnis  für  bestimmte  Fälle  oder  auf  unbestimmte  Dauer  ent- 
zogen   werden. 

Die  Zeit,  während  welcher  ein  Diener  durch  Disziplinarerkenntnis  von 
der  Vorrückung  ausgeschlossen  ist,  bleibt  auch  für  die  Bemessung  der 
Dienstzeit  in   späteren   Vorrückungsfallen   außer  Anschlag. 

Wenn  in  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  es  feststeht,  daß  in  erledigte  Be- 
züge einer  höheren  Gehaltsklasse  eine  statusmäßige  Vorrückung  stattzu- 
finden habe,  gegen  den  nächsten  statusmäßigen  Anwärter  eine  Disziplinar- 
untersuchung anhängig  ist,  wird  die  Entscheidung  über  die  Vorrückungs- 
frage  bis  zur  rechtskräftigen  Austragung  der  betreffenden  Disziplinarange- 
legenheit  zu  vertagen   sein. 

§  11.  Aus  Anlaß  der  Einreihimg  der  Diener  in  die  neu  gebildeten 
Konkretalstände  hat  eine  Änderung  in  den  Bezügen  der  den  einzelnen 
Dienerschaftsständen  zugewiesenen  Diener  grundsätzlich  nicht  stattzufinden. 

Diejenigen  Diener,  welche  beim  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  bereits 
in  den  Bezügen  einer  höheren  Gehaltsklasse  stehen,  verbleiben  demnach 
auf  die  Dauer  ihrer  Dienstleistung  —  unbeschadet  des  Anspruches  auf 
eine  allfällige  Vorrückung  nach  Maßgabe  ihrer  anrechenbaren  Dienstzeit  — 
auch  in  dem  Falle  in  den  ihnen  zugewiesenen  höheren  Bezügen,  wenn 
sie  nach  der  Reihung  im  Konkretalstatus  keinen  Anspruch  auf  dieselben 
hätten. 

Andrerseits  können  die  in  einer  niedrigeren  Gehaltsklasse  befindlichen 
Diener  aus  ihrer  Reihung  im  Konkretalstatus  (§  6)  keinen  Anspruch  auf 
höhere  Bezüge  ableiten,  so  lange  in  dem  betreffenden  Konkretalstatus  die 
Zahl  der  bereits  in  höheren  Gehaltsklassen  stehenden  Diener  ebenso  groß 
oder  größer  ist,  als  die  Zahl  der  diesem  Dienerschaftsstande  zugewiesenen 
Dienerposten  höherer  Gehaltsklassen. 

Sonach  wird  mit  dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  eine  Vorrückung 
der  dienstältesten  Diener  in  höhere  Bezüge  nur  in  denjenigen  Dienerschafts- 
ständen Platz  greifen  können,  welche  systemmäßig  eine  größere  Anzahl 
höher  dotierter  Dienerstellen  zugewiesen  erhalten  haben,  als  der  Zahl  der 
dem  Status  angehörigen,  bereits  in  höheren  Gehaltsklassen  stehenden  Diener 
entspricht. 

§  12.  Die  Führung  der  Dienerschaftsstände,  die  Einreihung  der  zuge- 
teilten und  der  neu  ernannten  Diener  in  dieselben  in  Gemäßheit  der  vor- 
stehenden Bestimmungen,  die  Evidenthaltung  der  auf  die  statusmäßigen 
Ansprüche  bezüglichen  Daten,  sowie  die  Führung  der  einschlägigen  Kor- 
respondenz  wird   nachstehenden    Behörden  obliegen: 


»)  s.  Nr,  295, 
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a)  In  Ansehung  der  Dienerschaftsstände  I  und  II  dem  Ministerium 
für  Kultus  und  Unterricht. 

b)  In  Ansehung  der  Dienerschaftsstände  III  bis  inklusive  XIV,  XVIII, 
XX  und  XXI  den  betreffenden  politischen  Landesstellen. 

c)  Betreffs  der  Dienerschaftsstände  XV,  XVI,  XVII  und  XIX  der  Statt- 
halterei  zu  Innsbruck,  beziehungsweise  Graz,  Triest  und  Brunn. 

Es  kann  jedoch  hinsichtlich  einzelner  der  Dienerschaftsstände  XIV 
bis  XXI  die  Besorgung  der  obigen  Geschäfte  anstatt  der  politischen  Landes- 
stelle dem  betreffenden  Landesschulrate  übertragen  werden. 

Die  näheren  Vorschriften  über  die  mit  der  Führung  der  Dienerschafts- 
stände in  Zusammenhang  stehenden  Geschäfte  werden  abgesondert  erlassen. 

§  13.  Die  Dienstalierszulagen,  welche  nach  §  4  des  Gesetzes  vom 
26.  Dezember  1899,  RGBNr.  255,  den  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft 
gehörigen,  im  I.  Abschnitte  desselben  behandelten  aktiven  Staatsdienem 
nach  fünf,  beziehungsweise  zehn  in  definitiver  Eigenschaft  im  Zivilstaats- 
dienste zugebrachten  Dienstjahren  gebühren,  sind  bei  Bemessung  des  Ruhe- 
gehaltes und  des  Sterbequartales  gleich  dem  Gehalte  anzurechnen;  dagegen 
ist  von  demselben  auch  die  Diensttaxe  gemäß  des  §  176  des  kais.  Patentes 
vom  27.  Jänner  1840,  JGSNr.  404,  zu  entrichten. 

Die  Verrechnung  der  Dienstalterszulagen  erfolgt  in  einer  eigenen 
Rubrik. 

§  14.  Hinsichtlich  des  Bezuges  des  Dienstkleides  oder  des  Äquiva- 
lentes hiefür  sind  die  Vorschriften  der  Verordnung  vom  21.  April  1902, 
Z.  84/KUM  ex  1901,  MVBNr.  26,i)  maßgebend. 

§  15.  Die  Entscheidung  darüber,  ob  eine  Wohnung  im  Sinne  des  §  10 
des  Gesetzes  als  Natural-  oder  Diensteswohnung  im  engeren  Sinne 
anzusehen  ist,  erfolgt  in  jedem  einzelnen  Falle  nach  Maßgabe  der  ob- 
waltenden Umstände. 

In  dem  Genüsse  jener  für  Amtszwecke  nicht  geeigneten  kleinen 
Wohnungen,  welche  etwa  einzelnen  Dienern  auf  Grund  der  Verordnung 
des  Finanzministeriums  vom  13.  Mai  1857,  Z.  7526,  FinMVBNr.  21,  mit 
der  Verpflichtung  zur  Übernahme  der  Beaufsichtigung  des  Gebäudes  tmd 
der  Besorgung  der  häuslichen  Verrichtungen  in  demselben  ohne  Miete,  jedoch 
gegen  Widerruf  eingeräumt  wurden,  tritt  bis  auf  weiteres  keine  Änderung 
ein.*) 

§  16.  Bezüglich  der  im  §  16  des  Gesetzes  vorgeschriebenen  Ver- 
sicherung der  aus  Staatsmitteln  entlohnten  provisorischen  und  Aushilfs- 
diener für  den  Krankheitsfall  wird  auf  die  Verordnung  des  Gesamtministe- 
riums vom  5.  Februar  1900,  RGBNr.  23,«)  verwiesen. 

§   17.     Diese  Verordnung  tritt  mit  1.   JuU  1902    in   Kraft 


0  5.  Nr,  299, 
«)  Vgl,  Nr.  285. 
«)  5.  Nr.  306. 
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Np.  291. 

Aas  dem  Erlasse  des  Ministeriums  fOr  K.  o.  U.  vom  7.  Oktober  1902, 

Z.  30.047, 

an  den  Statthalter  für  Böhmen, 

(betreffend  die  Frage,  welcher  Tag  als  Emennungstag  der  Diener  an 

den  k.  k.  Universitäten  anzusehen  ist). 

Da  mit  dem  ho.  Erlasse  vom  2.  Jänner  1884,  Z.  24.562,^)  angeordnet 
wurde,  daß  die  Ernennung  der  in  Rede  stehenden  Diener  durch  den  akademi- 
schen Senat  nach  vorher  eingeholter  Zustimmung  des  Landeschefs  zu 
erfolgen  hat,  so  ergibt  sich  hieraus,  daß  erst  der  Tag,  an  welchem  nach 
dieser  Zustimmui^  die  Ernennung  selbst  vollzogen,  beziehungsweise  das 
Ernennungsdekret  ausgefolgt  worden  ist,  als  Emennungstag  des  betreffenden 
Dieners  anzusehen  ist. 

Insofern  von  diesem  Vorgange  im  einzelnen  Falle  abgewichen  und 
dem  Diener  eine  Ernennungsurkunde  vom  akademischen  Senate  noch  vor 
jener  Zustimmung  ausgestellt  wurde,  kann  die  Ernennung  dennoch  erst 
von  dem  Zeitpunkte  an  als  rechtswirksam  betrachtet  werden,  in  welchem 
die  nachträgliche  Zustimmung  des  Landeschefs  ausgesprochen  und  auf  Grund 
derselben  dem  Diener  ein  bezügliches  Dekret  ausgefolgt  wurde.  Wenn 
die  Ausfertigimg  eines  solchen'  neuerlichen  Dekretes  unterblieben  ist,  kann 
ausnahmsweise  das  Datum  der  erteilten  Zustimmung  selbst  als  Ernennungs- 
tag angesehen  werden. 

Np.  292. 

Terordnong  des  Gesamtmlnlsterloms  vom  15.  Oktober  1902, 

RGBNr.  200.  MTBNr.  46. 

betreffend  die  bei  staatlichen  Behörden ,  Ämtern  und  Anstalten  ver- 
wendeten Attshilfsdiener.^) 

I.  Abschnitt. 
Das  Dienstverhältnis  der  Aushilfsdiener. 

§  1.  Grundlage  des  Dienstverhältnisses. 

Das  Dienstverhältnis  der  bei  staatlichen  Behörden,  Ämtern  oder  An- 
stalten verwendeten  Aushilfsdiener  beruht  auf  dem  zwischen  dem  Amts- 
vorstande einerseits  und  dem  Bediensteten  andrerseits  mündlich  oder  schrift- 
lich abgeschossenen  Dienstvertrage. 

>)  5.  Nr.  280. 

*)  Laut  MütErL  vom  31,  März  1903,  Z.  30041 KUM  haben  die  Bestimmungen  der  Verordnung 
des  Gesamtmittisteriums  vom  15,  Oktober  1902,  ROBNr,  200  auch  auf  solche  Aushilßdiener  An- 
Wendung  zu  finden,  welche  nicht  österreichische  Staatsb&rger  sind.  Im  Bereiche  des  Ressorts  des 
MittisUriams  fiir  K.  u,  U.  und  bei  den  demselben  unterstehenden  Organen  und  Ansialten  sind  in 
der  Regel  nur  Österreichische  Staatsbärger  als  Aushilßdiener  au/zunehmen  und  ist  daher,  wenn  aus 
wichtigen  Oränden  hievon  eine  Ausnahme  gemacht  werden  soll,  die  ministerielle  Schtußfassung 
einzuholen, 
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Der  Dienstvertrag  muß  den  im  ersten  Abschnitte  dieser  Verordnung 
enthaltenen  Bestimmungen  entsprechen  und  darf  keine  denselben  zuwider- 
laufenden Verabredungen  entiialten. 

§  2.  Dienstpflichten. 

Die  Aushilfsdiener  sind  verpflichtet,  die  ihnen  übertragenen  Arbeiten 

und  Verrichttmgen  fleißig  und  gewissenhaft  nach  bestem  Können  zu  voll- 

ziehen,  ihren  Vorgesetzten  mit  Achtung  zu  begegnen,  den  Anordnungen 

derselben  zu  gehorchen,  sich  sowohl  im  Dienste  wie  außerhalb  desselben 

anständig  und   ehrenhaft   zu   betragen   und  das   Dienstgeheimnis  treu   zu 

bewahren. 

Dlenstbezfige. 

§  3.  A.  Ausmaß  derselben. 

Die  Aushilfsdiener  beziehen  Taggelder  (Taglöhne),  welche  denselben 
nachhinein    am    letzten    jeden    Monates    erfolgt    werden. 

Das  Ausmaß  der  Taggelder  (Taglöhne)  wird  vom  Beginne  der  Wirk- 
samkeit dieser  Verordnung  angefangen  für  vollbeschäftigte,  das  ist  während 
der  ganzen  normalen  Amtsstunden  verwendete  Aushilfsdiener  folgender- 
maßen festgesetzt: 

I. 

Für  die  Aushilfsdiener  bei  den  staatlichen  Behörden,  Ämtern  und 
Anstalten  [mit  Ausnahme  der  k.  k.  Post-  und  Telegraphenanstalt:  enthalten 
sab  IL  und  hier  nicht  aufgenommen]: 


bei  einer  Dienstzeit 

in  den  Orten  der 

I 

• 

11. 

1 

III. 

1 

rv. 

Aktivitätszula^enklasse 

K 

h 

K 

h 

K 

h 

1 

K 

" 

bis  zu  5  Tahren  ............... 

2 

60 

2 

40 

2 

20 

2 

über  5  bis  zu  10  Jahren 

2 

90 

2 

70 

2 

50 

2 

30 

Ober  10  bis  zu  15  fahren 

3 

20 

3 

— 

2 

1 
80 

2 

60 

aber  15  bis  zu  20  Jahren 

3 

40 

3 

20 

3 

2 

80 

Ober  20  Jahre 

3 

60 

3 

40 

3 

20 

3 

— 

Für  die  Bemessung  des  Taggeldes  (Taglohnes)  kommt  nur  die  in 
der  Eigenschaft  eines  vollbeschäftigten  Aushilfsdieners  zurückgelegte  Dienst- 
zeit in  Betracht;  dabei  macht  es  jedoch  keinen  Unterschied,  ob  die  Dienst- 
zeit vor  oder  nach  Beginn  der  Wirksamkeit  dieser  Verordnung  mit  Unter- 
brechungen oder  ununterbrochen  zurückgelegt  wurde. 

Von  einer  unterbrochenen  Dienstzeit  finden  aber  nur  solche  Zeitab- 
schnitte Berücksichtigung,  welche 

a)  einzeln  mindestens  sechs  Monate  betragen  und 

b)  von  dem  Aushilfsdiener  vor  seiner  Aufnahme  in  den  Dienst  ge- 
hörig nachgewiesen  worden  sind. 


Unlvenitfttsdlenencbaft.  323 

Höhere  als  die  vorstehend  normierten  Taggelder  (Taglöhne)  können 
bei  sehr  zufriedenstellender  Dienstleistung  nach  Maßgabe  der  verfügbaren 
Kredite  zuerkannt  werden,  die  Vereinbarung  niedrigerer  Entlohnungen  für 
vollbeschäftigte  Aushilfsdiener  ist  dagegen  unzulässig. 

Diejenigen  Aushilfsdiener,  welche  bereits  ein  höheres  Taggeld  (Tag- 
lohn) beziehen,  als  ihnen  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  zukommen 
würde,  sind,  solange  ihr  dermaliges  Dienstverhältnis  fortbesteht,  in  ihrem 
bisherigen  Bezüge  zu  belassen,  bis  sie  den  Anspruch  auf  ein  höheres  Taggeld 
(Taglohn)   nach   den    Bestimmungen   dieser  Verordnung   erworben   haben. 

§  4.  B.  Zeiträume,  für  welche  dieselben  gebühren. 

Das  Taggeld  (Taglohn)  gebührt  den  Aushilfsdienern  in  der  Regel  nur 
für  jene  Tage,  an  welchen  sie  tatsächlich  Dienste  geleistet  haben,  sowie 
für  die  normierten  Ruhetage,  welche  in  die  Zeit  ihrer  Dienstleistung  fallen.^) 

Während  einer  die  Dauer  von  drei  Tagen  nicht  übersteigenden  Krankheit 
erhalten  die  Aushilfsdiener  jedoch  die  vollen  Bezüge;  desgleichen  während 
eines  Urlaubes,  sofern  die  Urlaubsbewilligung  nicht  ausdrücklich  von  dem 
gänzlkrhen  oder  teilweisen  Rücklasse  der  Bezüge  aUiängig  gemacht  wurde. 

*)  Erlafi  des  Ministen  für  K.  u.  U.  vom  16.  August  1904,  Z.  4572,  MVBNr.  35,  an  sämtliche 
politischen  Landesstellen  und  LandesschulbehOrden,  betreffend  dieEntlohnungderanstaat- 
lichen  Lehranstalten  bestellten  Aushilfsdiener  während  der  Ferialzeit. 

Da  sich  bei  Anwendung  der  Verordnung  des  Oesamtministeriums  vom  15.  Oktober  1902, 
ROBNr.  200,  betreffend  die  bei  den  staatlichen  Behörden,  Ämtern  und  Anstalten  verwendeten 
Aashilfsdiener,  mehrfache  Zweifel  darflber  ergeben  haben,  ob  die  mit  dieser  Verordnung  fest- 
gesetzte Entlohnung  der  Aushilfsdiener  auch  fUr  die  Hauptferien,  also  für  volle  12  Monate 
stattzufinden  hat,  wird  In  dieser  Hinsicht  nach  gepflogenem  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Finanz- 
ministerium zur  Aufklimng  und  Danachachtung  folgendes  bemerkt: 

Ans  der  obgedachten  Verordnung,  beziehungsweise  aus  §  4  derselbien,  kann  an  sich  nicht 
gefolgert  werden,  dafi  die  Aushilfsdlener  auf  die  normgemlfle  Entlohnung  auch  wihrend  der 
Ferien  unbedingt,  also  ohne  RQcksIcht  darauf,  ob  sie  während  dieser  Zelt  beschäftigt  sind  oder 
nicht,  Anspruch  hätten,  da  §  4  jener  Verordung  vielmehr  als  Regel  aufstellt,  dafi  das  Taggeld 
den  Anshflfsdienem  nur  fflr  jene  Tage  gebilhre,  an  welchen  sie  tatsächliche  Dienste  geleistet 
haben  und  nur  die  Ausnahme  statuiert,  dafi  ihnen  dieses  Taggeld  auch  fflr  die  in  die  Zeit 
ihrer  Dienstleistung  fallenden  Ruhetage  zuzukommen  hat. 

Als  solche  Ruhetage,  worunter  nach  diesem  Wortlaute  sowohl  als  nach  dem  ganzen 
Sinne  dieser  Bestimmung  eben  nur  einzelne  oder  mehrere  in  das  Schuljahr  fallende  Ruhetage 
(Sonn-  und  Feiertage,  kurze  Zwischenferien),  nicht  aber  eine  zwei  Schuljahre  trennende  längere 
Ruheperiode,  wie  die  Hauptferien  eine  solche  darstellen,  verstanden  werden  kann,  sind  letztere, 
die  Hauptferien,  demnach  nicht  anzusehen  und  wird  es  vielmehr  in  jedem  konkreten  Falle  darauf 
ankommen,  festzustellen,  ob  die  betreffenden  Aushilfsdiener  auch  während  der  Hauptferien, 
eventuell  während  welchen  Teiles  derselben  in  solcher  Weise  verwendet  werden,  dafi  sie  in 
dieser  Zeit  als  «vollbeschäftigt"  (§  3  der  zitierten  Verordnung)  zu  betrachten  sind.  Nur  fflr 
diese  Zeit  ist  fflr  dieselben  daher  ein  Anspruch  auf  die  vorschriftsgemäfie  Entlohnung  begrflndet 
und  wolle  daher  kflnftighin  hienach,  nach  diesen  Grundsätzen  vorgegangen  werden. 

Desgleichen  ist  demnach  bei  den  Prälimlnaranträgen  fflr  die  Bezflge  eines  zu  bestellenden 
Attshflfodleners  nur  dann  mit  dem  vollen  Jahresbetrage  präliminarmäfiig  vorzusorgen,  wenn  in 
dem  betreffenden  Falle  nach  Lage  der  konkreten  Verhältnisse  nachgewiesen  ist,  dafi  der  in 
Frage  kommende  Aushilfsdiener  auch  während  der  Ferialzeit  so  weit  in  Anspruch  genommen 
sein  wird,  dafi  er  unter  die  zitierte  Bestimmung  der  Verordnung  vom  15.  Oktober  1902  subsumiert 
werden  kann. 

Derartige  PriUiminaranträge  sind  daher  auch  stets  dementsprechend  speziell  zu  motivieren. 

Hinsichtlich  jener  Aushflfsdiener,  welche  bereits  bisher  den  vollen  Jahresbezug  genossen 
haben,  wird  ausnahmsweise  gestattet,  dafi  ihnen  dieser  Bezug  jedoch  nur  fflr  ihre  Person,  also 
nur  bis  zu  einem  neuen  Besetzungsfalle  gewahrt  werde. 
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Für  die  Dauer  der  durch  die  AUeistung  einer  Waffenübung  bedingten 
Dienstesverhinderung  kann  den  Aushilfsdienern  unter  berücksichtigungs- 
würdigen  Umständen  die  Hälfte  des  Taggeldes  (Taglohnes)  belassen  werden. 

In  allen  übrigen  Fällen  des  Fernbleibens  vom  Dienste  werden  die 
auf  die  betreffende  Zeitperiode  entfallenden  Taggelder  (Taglöhne)  verwirkt 

§  5.  Vorsorge  ffir  den  Krankheitsfall. 

Für  den  Krankheitsfall  sind  die  Aushilfsdiener  nach  Maßgabe  der 
Bestimmungen  des  §  16  des  Gesetzes  vom  26.  Dezember  189Q, 
RGBNr.  255,^)  beziehungsweise  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  30.  März  1888, 
RGBNr.  33,  versichert 

§  6.  Attflösting  des  Dienstverhältnisses. 

Das  Dienstverhältnis  wird  aufgelöst: 

1.  durch  Entlassung, 

2.  durch   Kündigung, 

3.  durch  Ablauf  der  Zeit,  für  welche  dasselbe  begründet  wurde, 

4.  durch  den  Tod. 

§  7.   A.  Entlassung. 

Die  Entlassung  eines  vollbeschäftigten  Aushilfsdieners  ohne  vorgängige 
Kündigung  kann  nur  stattfinden,  wenn  derselbe  wegen  eines  Verbrechens 
oder  einer  aus  Gewinnsucht  begangenen  oder  gegen  die  öffentliche  Sitt- 
lichkeit verstoßenden  anderen  strafbaren  Handlung  strafgerichtlich  verurteilt 
wurde,  ferner  wenn  er  sich  einer  schweren  Verletzung  seiner  Dienstpflichten 
oder  einer  solchen  Handlung  schuldig  gemacht  hat,  welche  ihn  vertrauens- 
unwürdig oder  seine  Belassung  im  Dienste  als  mit  den  Interessen  des 
Dienstes  oder  mit  dem  Ansehen  des  Amtes  unvereinbar  erscheinen  läßt 

Gegen  die  Entlassung  steht  dem  vollbeschäftigten  Aushilfsdiener  das 
Recht  der  Beschwerdeführung  an  die  höhere  Administrativbehörde  zu;  durch 
die  Beschwerde  wird  jedoch  die  Enthebung  vom  Dienste  nicht  aufgeschoben. 

Wird  die  Entlassung  ohne  vorgängige  Kündigung  nicht  für  gerechtfertigt 
erkannt,  so  ist  dem  Aushilfsdiener  das  Taggeld  (Taglohn)  für  so  viele 
Tage  nachträglich  flüssigzumachen,  als  die  Kündigungsfrist  umfaßt,  und  das 
Dienstverhältnis  als  durch  Kündigung  aufgelöst  zu  behandeln. 

§  8.   B.  Kündigung. 

Die  Kündigung  des  Dienstverhältnisses  kann  sowohl  vom  Dienstgeber 
als  vom  Dienstnehmer  jederzeit  vorgenommen  werden. 

Die  Kündigungsfrist  beträgt:  für  den  vollbeschäftigten  Aushilfsdiener 
14  Tage;  für  den  Dienstgeber  a)  während  der  ersten  fünf  Dienstjahre  eines 
vollbeschäftigten  Aushilfsdieners  14  Tage,  b)  nach  ununterbrochener  fünf- 
jähriger Dienstleistung  eines  solchen  Aushilfsdieners  einen  Monat 

§  9.   C.  Zeitablaut 
Wurde  die  Dauer  des  Dienstverhältnisses  von  vornherein  festgesetzt, 
so  endet  dasselbe   mit  dem   Ablaufe  der  Zeit,  für  wekhe   es  begründet 
wurde,  ohne  daß  es  einer  Kündigung  bedürfte. 

0  s.  Nr.  2B6, 
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§  10.  Mangel  eines  Rechtsanspruches  auf  Versorgnngsgenüsse. 

Die  Dienstleistung  eines  Aushilfsdieners  bei  staatlichen  Behörden, 
Ämtern  oder  Anstalten  begründet  keinen  Rechtsanspruch  auf  eine  Ruhe- 
gebuhr oder  auf  eine  Witwen-  und  Waisenversoigung. 

II.  Abschnitt. 

Vorsorge  für  erwerbsunfShig  gewordene  Aushilfsdiener,  dann  für 
Witwen  und  Waisen  von  Aushilfsdienem. 

A.   Gnadengaben   an   Aushilfsdiener. 

§11. 

Aushilfsdienern,  welche  während  der  Dauer  des  Dienstverhältnisses  die 
Erwerbsfähigkeit  einbüßen,  werden,  wenn  sie 

a)  mindestens  zehn  Jahre  in  der  Eigenschaft  vollbeschäftigter  Aus- 
hilfsdiener bei  staatlichen  Behörden,  Ämtern  oder  Anstalten  in  Verwendung 
gestanden  sind,  und 

b)  ihre  Erwerbsunfähigkeit  nicht  vorsätzlich  oder  bei  Begehung  eines 
Verbrechens  herbeigeführt  haben,  auf  Grund  der  Ah.  Ermächtigung  vom 
14.  Oktober  1902  für  die  Dauer  ihrer  Erwerbsunfähigkeit  Gnadengaben 
bewilligt,  welche  in  der  Regel  mit  jährlich  360  Kronen  bis  480  Kronen, 
bei  besonders  langer  Dienstdauer  mit  jährlich  480  Kronen  bis  600  Kronen 
bemessen  werden. 

Die  Berechnung  der  Dienstzeit  zum  Zwecke  der  Beurteilung,  ob  die 
unter  lit.  a)  dieses  Paragraphen  bezeichnete  Voraussetzung  für  die  Be- 
willigung von  Gnadengaben  vorhanden  sei,  erfolgt  nach  den  im  §  3  auf- 
gestellten   Grundsätzen. 

§  12. 

Gnadengaben  in  demselben  Ausmaße  werden  ferner  auf  Grund  der 
im  §  11  zitierten  Allerhöchsten  Ermächtigung  denjenigen  Aushilf sdienem, 
weldie  infolge  Aufkündigung  des  Dienstverhältnisses  von  Seite  des  Dienst- 
gebers aus  dem  Dienste  ausgeschieden  sind,  beim  Vorhandensein  der.  im 
§11  unter  lit  a)  und  b)  angegebenen  Voraussetzungen  im  Falle  des  Ein- 
trittes der  Erwerbsunfähigkeit  und  für  die  Dauer  derselben  gewährt,  wenn 
sie  entweder  binnen  fünf  Jahren  nach  der  Auflösung  des  Dienstverhältnisses 
die  Erwerbsfähigkeit  einbüßen  oder  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  des  Dienst- 
verhältnisses das  60.   Lebensjahr  bereits  überschritten  hatten. 

§  13. 

Die  Gnadengaben  werden  im  Falle  des  §  11  von  dem  auf  die  Ein- 
stellung des  Taggeldes  folgenden  Tage  an,  im  Falle  des  §  12  aber  von 
dem  auf  die  gehörige  Anmeldung  der  Erwerbsunfähigkeit  nachfolgenden 
Monate  angefangen  in  antizipativen  Raten  flüssig  gemacht  und  mit  dem 
Ende  desjenigen  Monates  wieder  eingestellt,  in  welchem  der  Perzipient 
stirbt  oder  die  Fähigkeit  zu  einem  Erwerbe  wieder  erlangt,  oder  in  welchem 
ein   solcher   Umstand   eingetreten   ist,   der   nach  den   allgemein  geltenden 
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Bestimmungen  das   Erlöschen  eines  staatlichen  Versorgungsgenusses  nach 
sich  zieht. 

Während  der  Dauer  einer  Krankenunterstützung  aus  der  gemäß  §  5 
dieser  Verordnung  staatlicherseits  erfolgten  Versicherung  ruht  der  Bezug 
der  Gnadengabe. 

B.  Gnadengaben  an  Witwen  von  Aushilfsdienern. 

§  14. 

Der  Witwe  eines  Aushilfsdieners,  welcher  mindestens  zehn  Jahre  (§  11) 
in  der  Eigenschaft  eines  vollbeschäftigten  Aushilfsdieners  bei  staatlichen 
Behörden,  Ämtern  oder  Anstalten  vollstreckt  hat  und  während  der  Dauer 
des  Dienstverhältnisses  gestorben  ist  oder  bis  zu  seinem  Tode  eine  Gnaden- 
gabe nach  den  Bestimmungen  der  §§11  oder  12  entweder  wirklich  bezogen 
hat  oder  im  Falle  der  Erwerbsunfähigkeit  erhalten  haben  würde,  wird, 
sofern  der  Gatte  zur  Zeit  der  Verehelichung  das  60.  Lebensjahr  noch  nicht 
überschritten  hatte  und  die  Ehe  vor  oder  während  der  letzten  Verwendung 
des  Gatten  als  vollbeschäftigter  Aushilfsdiener  bei  einer  staatlichen  Behörde 
(Amt,  Anstalt)  geschlossen  und  nicht  durch  Verschulden  der  Gattin  ge- 
schieden wurde,  auf  Grund  der  Ah.  Ermächtigung  vom  14.  Oktober  1902 
für  die  Dauer  ihres  Witwenstandes  eine  Gnadengabe,  und  zwar  in  der 
Regel  im  Betrage  jährlicher  300  Kronen  bewilligt. 

§  15. 
Diese  Gnadengabe  wird  der  Witwe  von  dem  auf  die  Einstellung  des 
Taggeldes  (Taglohnes),  beziehungsweise  der  Gnadengabe  ihres  Mannes, 
falls  derselbe  aber  nicht  im  Genüsse  solcher  Bezüge  gestanden  ist,  von  dem 
auf  den  Todestag  ihres  Mannes  folgenden  Tage  angefangen  in  antizipativen 
Monatsraten  flüssig  gemacht  und  mit  dem  Ende  desjenigen  Monates  wieder 
eingestellt,  in  welchem  die  Witwe  stirbt  oder  sich  wieder  verehelicht,  oder 
in  welchem  ein  solcher  Umstand  eingetreten  ist,  der  nach  den  allgemein 
geltenden  Bestimmungen  das  Erlöschen  eines  staatlichen  Versorgungs- 
genusses nach  sich  zieht. 

C.  Gnadengaben  an  Waisen. 

§  16. 

Den  ehelichen  oder  durch  nachgefolgte  Ehe  legitimierten  Kindern  eines 
Aushilfsdieners,  welcher  mindestens  zehn  Jahre  (§  11)  in  der  Eigenschaft 
eines  vollbeschäftigten  Aushilfsdieners  bei  staatlichen  Behörden,  Ämtern  oder 
Anstalten  vollstreckt  hat  und  während  der  Dauer  des  Dienstverhältnisses 
gestorben  ist  oder  bis  zu  seinem  Tode  eine  Gnadengabe  nach  den  Be- 
stimmungen der  §§  11  oder  12  entweder  wirklich  bezogen  hat,  oder  im 
Falle  der  Erwerbsunfähigkeit  bezogen  haben  würde,  werden,  falls  die  Ehe, 
aus  welcher  sie  stammen  oder  dtu'ch  welche  sie  legitimiert  worden  sind, 
vor  oder  während  der  letzten  Verwendung  ihres  Vaters  als  vollbeschäftigter 
Aushilfsdiener  bei  einer  staatlichen  Behörde  (Amt,  Anstalt)  geschlossen 
worden  ist,  auf  Grund  der  Ah.  Ermächtigung  vom  14.  Oktober  1902  Gnaden- 
gaben gewährt,  welche  in  der  Regel  für  eine  vaterlose  Waise  mit  jährlich 
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75  Kronen,  für  mehrere  vaterlose  Waisen  eines  Aushilfsdieners  zusammen 
mit  jährlich  150  Kronen,  für  eine  vater-  und  mutterlose  Waise  mit  jährlich 
150  Kronen  und  für  mehrere  vater-  und  mutterlose  Waisen  eines  Aushilfs- 
dieners zusammen  mit  jährlich  300  Kronen   bemessen  werden. 

Diese  Gnadengaben  werden  von  dem  auf  die  Einstellung  des  Taggeldes 
(Taglohnes),  beziehungsweise  der  Gnadengabe  des  verstorbenen  Elternteiles, 
falls  derselbe  aber  nicht  im  Genüsse  eines  solchen  Bezuges  gestanden  ist, 
von  dem  auf  den  Todestag  desselben  folgenden  Tage  angefangen  in  antizi- 
pativen  Monatsraten  flüssig  gemacht  und  regelmäßig  bis  zur  Vollendung 
des  14.  Lebensjahres  belassen. 

III.  Abschnitt 

Anwendungsgebiet  und  Beginn  der  Wirksamkeit  dieser 

Verordnung. 

§17. 

Die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  haben  auf  alle  jene  nicht  stabilen 
Bediensteten  Anwendung  zu  finden,  welche  vom  Zeitpunkte  des  Inkraft- 
tretens dieser  Verordnung  angefangen,  bei  staatlichen  Behörden,  Ämtern 
oder  Anstalten  in  Verwendung  stehen  und  entweder  nach  ihrer  dienstlichen 
Bezeichnung  oder  nach  der  Art  ihrer  Beschäftigung  als  Aushilfsdiener  an- 
zusehen sind. 

Ausgenommen  hievon  sind  die  Aushilfsdiener  der  k.  k.  österreichischen 
Staatsbahnen,  für  welche  die  im  Bereiche  der  Staatsbahnverwaltung  je- 
weilig in  Kraft  stehenden  besonderen  Vorschriften  gelten. 

§  18. 
Den  kompetenten  Zentralstellen  bleibt  es  vorbehalten,  im  Einvernehmen 
mit  dem  k.  k.  Finanzministerium  auch  andere  Gruppen  nicht  stabiler  Be- 
diensteter, welche  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  gehören,  dieser  Ver- 
ordnung  oder   einzehien    Bestimmungen   derselben   zu   unterstellen. 

§  19. 
Diese  Verordnung  tritt  mit  1.   November  1902  in   Kraft. 


Np.  293, 

Erlafi  des  Ministers  fflr  K.D.U.  Tom  12.  November  1902,  Z.2342/KUMp 

an  sämtliche  Landesstellen, 

(wegen  Dnrchffihrung  der  Verordnung  des  Qesamtministerlums  vom 
15.  Oktober  1902,  RQBNr.  200,  betreffend  die  Altshilfsdiener). 

Behufs  Durchführung  der  Verordnung  des  Gesamtministeriums  vom 
15.  Oktober  d.  J.,  RGBNr.  200,i)  betreffend  die  bei  den  staatlichen   Be- 

»)  ».  Nr.  29Z 
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hörden,  Amtern  und   Anstalten  verwendeten   Aushilfsdiener,  finde   ich   für 
den  Amtsbereich  des  hierortigen  Ressorts  nachfolgendes  anzuordnen: 

1.  Die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  haben  in  erster  Linie  auf  alle 
jene  nicht  stabilen  Bediensteten  Anwendung  zu  finden,  welche  bei  den 
Behörden  und  Ämtern  des  ho.  Ressorts  unter  der  dienstlichen  Bezeichnung* 
„Atßhilfsdiener''^)  in  Verwendung  stehen.  Im  Sinne  der  §§  17  und  18 
der  obbezogenen  Verordnung  des  Gesamtministeriums  sind  ferner  die  an 
einzelnen  Anstalten  bestellten  Laboranten,  Kesselheizer,  Kesselwärter  und 
Kesselputzer,  Mechaniker,  Monteure,  Gipsformer,  Vorarbeiter,  Aufseher, 
Heizer,  Nachtwächter,  Gärtner,  Haustischler  und  Hausschlosser,  Kohlen- 
führer, Materialverwahrer  nach  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung  zu 
behandeln. 

Die  Anwendung  derselben  auch  noch  auf  etwaige  andere  Kategorien 
von  Bediensteten  bleibt  der  ho.  Schlußfassung  vorbehalten  und  ist  über- 
haupt, sobald  sich  ein  Zweifel  ergibt,  ob  ein  Bediensteter  zu  jenen  Kategorien 
gehört,  auf  welche  die  mehrerwähnte  Verordnung  Anwendung  zu  finden 
hat,   die   ho.   Weisung   einzuholen. 

2.  Den  bereits  in  Verwendung  stehenden  vollbeschäftigten  Aushilfs- 
dienem  sind  die  ihnen  nach  Maßgabe  der  nach  §  3  der  Vdg.  des  GM. 
anrechenbaren,  von  ihnen  gehörig  nachgewiesenen  Dienstzeit,  im 
Sinne  des  zitierten  §  3,  Schema  I,  zukommenden  Taggelder  vom  1.  No- 
vember  d.  J.    angefangen    anzuweisen. 

Wenn  einzelne  dieser  (bereits  in  Verwendung  stehenden,  vollbeschäf- 
tigten) Aushilfsdiener  ihre  frühere  gemäß  des  zitierten  §  3  anrechenbare 
Dienstzeit  nicht  sofort  gehörig  nachzuweisen  imstande  sind,  ist  denselben 
zur  Beibringung  der  fehlenden  Behelfe  eine  Frist  bis  Ende  Dezember  d.  J. 
zu  bewilligen  und  denselben  das   auf  Grund  der  innerhalb  dieser   Frist 


^)  Betreffend  die  Beteilung  der  Aushilfsdiener  mit  einer  Arbeitskleidung  wurde  mit 
Erlaß  des  Ministers  für  K.  u,  U,  vom  14,  Mai  1903,  Z.  223SIKUM  ex  1901,  MVBNr.  31  nach- 
stehendes  verfugt: 

Mit  Bezug  auf  den  ho.  Erlafi  vom  21.  April  1902,  Z.  84/KUM  ex  1901,  betreffend  den 
Bezug  der  Dienstkleidung  ftir  die  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  gehörigen  aktiven  Staats- 
diener des  ho.  Dienstbereiches  und  im  Nachhange  zum  ho.  Erlasse  vom  12.  November  1902. 
Z.  2342/KUM|  betreffend  die  Regelung  des  DienstverhUtnisses  der  Aushilfsdiener,  finde  ich 
anzuordnen,  dafi  auch  die  unter  die  Bestimmungen  der  Verordnung  des  Oesamtministeriums 
vom  15.  Oktober  1902,  ROBNr.  200  fallenden  Aushilfsdiener  des  ho.  Ressorts  mit  einer  Arbeits- 
kleidung in  natura,  bestehend  in  einem  Kittel  aus  Zwüchstoff,  sowie  nach  Bedarf  mit  einem 
Vortuche  versehen  werden. 

Die  Tragdauer  dieser  Bekleidungsstücke  wird  mit  zwei  Jahren  festgesetzt.  Ausnahms- 
weise kann  fflr  einzelne  Kategorien  von  Aushilfsdienem,  wenn  dies  nach  der  besonderen  Art 
der  denselben  zugewiesenen  Verrichtungen  (zum  Beispiel  bei  iVlonteuren,  Maschinisten)  not- 
wendig erscheint,  die  Beteilung  mit  einer  Bluse  und  einem  Beinkleide  aus  Zwilchstoff  (anstatt 
des  Kittels)  zugestanden  werden,  wozu  jedoch  jeweils  die  ho.  Bewilligung  einzuholen  ist.  Auch 
hinsichtlich  dieser  Kleidungstflcke  hat  die  zweijährige  Tragdauer  Geltung. 

Die  Bestimmungen  der  Verordnung  vom  21.  April  1902,  Z.  84/KUM,  insbesondere  hin- 
sichtlich der  Beschaffung,  Ausstattung  und  des  Eigentumserwerbes,  sind  auf  die  den  Aushilfs- 
dienem gewährte  Arbeitskleidung  analog  anzuwenden. 

Bei  der  Präüminierung  der  Kosten  fflr  die  Dienstbekleidung  der  staatlich  angestellten 
Dienerschaft  wird  auch  der  Aufwand  fflr  die  Arbeitskleidung  der  Aushilfsdiener  zu  berück- 
sichtigen und  in  der  Rubrik  „Regiekosten"  aufzunehmen  sein. 
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beigebrachten  Behelfe  eventuell  entfallende  höhere  Taggekl  vom  1.  No- 
vember an  nachträglich  zuzuerkennen;  zur  Beschaffung  dieser  erforder- 
lichen Behelfe  ist  denselben  die  amtliche  Unterstützung  zu  gewähren. 

Sollten  von  einzelnen  Dienern  diese  Belege  bis  Ende  Dezember  d.  J. 
nicht  beigebracht  werden  können,  so  ist  wegen  etwaiger  Verlängerung 
dieser  Frist  die  ho.  Weisung  einzuholen.  Das  gleiche  hat  zu  geschehen, 
wenn  ohne  solche  Fristverlängerung  von  einzelnen  Dienern  die  Belege  erst 
nadi  Ablauf  des  Jahres  1902  beigebracht  würden. 

3.  Die  nach  den  mehrerwähnten  Bestimmungen  für  die  Bemessung 
des  Taggeldes  in  Betracht  kommende  Dienstzeit  eines  Aushilfsdieners  ist  im 
Falle  einer  Militärdienstleistung  dann  nicht  als  unterbrochen  anzusehen, 
wenn  nach  Ablauf  der  Militärdienstleistung  längstens  innerhalb  eines  Zeit- 
raumes von  drei  Tagen  die  Dienstleistung  als  Aushilfsdiener  fortgesetzt 
wurde;  es  darf  jedoch  die  militärische  Dienstleistung  mit  Ausnahme  von 
Waffenübungen  nicht  in  die  nach  den  §§3  und  11  anrechenbare  Dienst- 
zeit  einbezi^en  werden. 

Die  im  §  4,  al.  3,  statuierte  ausnahmsweise  Belassung  der  Hälfte 
des  Taggekles  bezieht  sich  mr  auf  Fälle  der  durch  die  Ableistung  einer 
Waffenübung  bedingten  Dienstesverhinderung  und  findet  auf  andere  Fälle 
aktiver  Militärdienstleistung  keine  Anwendung. 

4.  Durch  die  Bestimmung  des  §  1,  Wdg.  des  OM.,  nach  welcher 
das  Dienstverhältnis  der  Aushilfsdiener  auf  dem  zwischen  dem  Amtsvorstande 
einerseits  und  dem  Bediensteten  andrerseits  abgeschlossenen  Dienstvertrage 
beruht,  erfahren  bei  dem  Umstände,  als  hiebei  der  Amtsvorstand  lediglich 
namens  der  Staatsverwaltung  interveniert,  die  bisherigen  Vorschriften  hinsicht- 
lich der  Befugnis  zur  Aufnahme  von  Aushilfsdienern  sowie  zur  Ausübung 
der  dem  Diens^eber  gegen  dieselben  zustehenden  Rechte  keine  Änderung; 
ebenso  hat  es  bezüglich  der  Modalitäten  der  Anweisung  und  Behebung 
der  Taggekler  der  Aushilfsdiener  bei  den  bisherigen  Bestimmungen  zu 
verbleiben. 

5.  Die  ausnahmsweise  Bewilligung  höherer  als  der  im  §  3,  Vdg. 
des  GM.,  normierten  Taggelder  bleibt  der  ho.  Schlußfassung  vorbehalten 
und  ist  diese  in  jedem  einzehien  Falle,  wo  eine  solche  stattfinden  soll, 
speziell  einzuholen. 

6.  Die  Taggeldbezuge  der  Aushilfsdiener  sind  in  den  Jahren  1902 
und  1903  nur  mit  jenem  Teilbetrage  zu  Lasten  des  bisherigen  Kredites  zu 
verrechnen,  welcher  der  Höhe  der  bisherigen  Entlohnung  als  Aushilfs- 
diener entspricht. 

Der  Mehrbetrag  ist  auf  der  Rubrik:  „Mehraufwand  aus  Anlaß  der 
Regelung  der  Bezüge  und  der  Versoigungsgenüsse  nidit  stabil  Bediensteter'^ 
zu  Lasten  der  allgemeinen  Kassenverwaltung  zu  buchen  und  mittelst  des 
diesbezüglichen  Rechnungsabschlusses  dem  k.  k.  Obersten  Rechnungshofe 
auszuweisen. 

Wegen  Präliminierung  und  Verrechnung  dieser  Bezüge  vom  Jahre  1904 
angefangen  wird  seinerzeit  eine  besondere  Verfügung  erfolgen. 

7.  Zur  Gewährung  der  im  II.  Abschnitte  der  Verordnung  des  Gesamt- 
ministeriums    vorgesehenen    Gnadengaben    für    erwerbsunfähig  gewordene 
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Aushilfsdiener  sowie  für  Witwen  und  Waisen  von  Aushilfsdienern  bis  zu 
den  in  eben  dieser  Verordnung  aufgestellten  Höchstbeträgen  ist  auf  Grund 
der  Ah.  Ermächtigung  vom  14.  Oktober  1902  die  ho.  Schlußfassung  ein- 
zuholen. Die  diesfälligen  Anträge  sind  daher  stets  anher  vorzulegen  und  ist 
bei  denselben  darauf  zu  achten,  daß  die  Summen  der  nach  den  §§14  und 
16,  Vdg.  des  GM.,  den  Witwen  und  Waisen  zu  gewährenden  Gnadengaben 
in  der  Regel  die  vom  Gatten,  beziehungsweise  Vater,  bezogene  Gnaden- 
gabe nicht  übersteigen  soll. 

8.  Die  Verrechnung  und  Nachweisung  der  Gnadengaben  hat  —  analog 
wie  jene  der  Taggeldbezüge  der  Aushilfsdiener  —  für  die  Jahre  1902  und 
1903  zu  Lasten  der  allgemeinen  Kassenverwaltung  unter  der  gleichen  Rubrik 
—  jedoch  getrennt  von  den  Aktivitätsbezügen  —  zu  erfolgen. 

Die  k.  k.  . .  .  wird  sohin  eingeladen,  wegen  Durchführung  der  Vdg.  des 
GM.  vom  15.  Oktober  1902,  RGBNr.  200,  im  Sinne  der  obigen  Anordnungen 
ungesäumt  das  Erforderliche  zu  veranlassen  und  Verfleug  zu  treffen,  daß  die 
den  Bestimmungen  der  zitierten  Verordnung  unterstellten  Bediensteten  über 
den  Inhalt  derselben  von  ihren  Amts  vorständen  entsprechend  belehrt  werden. 

Hiebei  wird  bemerkt,  daß  von  dem  gemäß  §  8,  Vdg.  des  GM.,  dem 
Dienstgeber  zustehenden  Kündigungsrechte  nur  bei  Vorhandensein  aus- 
reichender Gründe  und  mit  möglichster  Schonung  der  materiellen  Inter- 
essen der  Bediensteten  Gebrauch  zu  machen  ist. 

Anschließend  an  diese  Verfügungen  wird  der  k.k.  .  .  .  eröffnet,  daß  beab- 
sichtigt ist,  die  mit  dem  Geiste  der  Gesetze  vom  19.  April  1872,  RGBNr.  60,^) 
und  vom  26.  Dezember  1899,  RGBNr.  255, 2)  nicht  im  Einklänge  stehende 
Übung  der  ständigen  Verwendimg  von  Aushilfsdienern  durch  successive  Auf- 
lassung einer  Anzahl  solcher  Stellen  gegen  Systemisierung  definitiver  Diener- 
posten entsprechend  einzuschränken;  zu  diesem  Behufe  sollen  nach  Maßgabe 
der  alljährlich  zur  Verfügung  stehenden  Mittel  zum  Ersätze  für  die  durch 
Tod,  Entlassung,  Austritt,  Ernennung  auf  stabile  Dienerschaftsposten  etc.  in 
Abfall  kommenden  Aushilfsdiener  definitive  Diener  unter  den  durch  das 
Gesetz  vom  19.  April  1872,  RGBNr.  60,  vorgeschriebenen  Modalitäten  an- 
gestellt werden. 

Als  Termin  für  den  Beginn  dieser  Umwandlungsaktion  ist  der  1.  Jänner 
1903  in  Aussicht  genommen;  bezüglich  der  Durchführungsmodalitäten  werden 
seinerzeit  die  entsprechenden  Weisungen  erfolgen. 


Np.  294. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  d.  U.  Tom  9.  Mal  1903,  Z.  697/KUM, 

an  sämtliche  Landesstellen, 
(betreffend  die  Umwandlung  erledigter  Aushilf  s-Dienerstellen  in  definitive). 

Zum  Zwecke  der  allmählich  durchzuführenden  Umwandlung  der  Aus- 
hilfsdienerstellen in  definitive,  unter  Beobachtung  der  Vorschriften  des  Ge* 

»)  s.  Nr.  276, 
«)  5.  Nr.  2S6. 
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setzes  vom  19.  April  1872,  ROBNr.  60,  zu  besetzende  Dienerstellen  ersuche 
ich  die  k.  k.  .  .  .  ,  von  nun  ab  in  jedem  Falle,  in  welchem  dortamts,  be- 
ziehungsweise an  einer  der  dem  ho.  Ressort  unterstehenden  Anstalten  eine 
Aushilfsdienerstelle  durch  Tod,  Entlassung,  Austritt,  allfällige  Ernennung 
auf  freiwerdende,  schon  derzeit  systemisierte  definitive  Dienerposten  oder 
sonstwie  in  Erledigung  kommt,  vor  deren  Wiederbesetzung ^)  unverzüg- 
lich und  unter  Bezugnahme  auf  diesen  Erlaß  anher  die  Anzeige  zu  erstatten, 
damit  hierorts  die  Schlußfassung  erfolgen  könne,  ob  die  spezielle  Aushilfs- 
dienerstellc  in  einen  definitiven  Dienerposten  umzuwandeln  sei  oder  nicht. 
Hiebe!  ist  sich  übrigens  lediglich  auf  diese  Anzeige  zu  beschränken, 
von  einer  etwaigen  Antragstellung  aber  abzusehen,  da  innerhalb  einer  ge- 
wissen Reihe  von  Jahren  die  successive  Umwandlui^  der  Aushilfsdiener- 
stellen in  definitive  Dienerposten  durchgeführt  werden  soll  und  es  sich 
mir  darum  handelt,  daß  für  jedes  Jahr  die  auf  das  einzelne  Ressort  ent- 
fallende Zahl  an  umzuwandelnden  Stellen  eingehalten  werden  könne,  die 
innerhalb  dieses  Rahmens  freiwerdenden  Stellen  aber  auch  tatsächlich  in 
definitive  Posten  umgewandelt  werden. 


*)  Eine  Wlcdeibesetzong  der  betreffenden  Anshilfsdienerstelle  Ist  nicht  statthaft,  ehe  nicht 
die  ohigt  ministerielle  Schlnfifassung  erfolgt  Ist.  Sollte  In  einem  einzelnen  Falle  eine  absolute 
nnd  nnansweichlJche  Notwendigkeit  bestehen,  fflr  den  abgegangenen  Aushilfsdiener  einen 
oBTerwenten  Ersatz  zu  schaffen,  so  Ist  höchstens  ganz  ausnahmsweise  die  vorflbergehende  Auf- 
nahme einer  Hilfskraft  fflr  insolange  (§  9  der  Vdg.  des  OM.  vom  15.  Oktober  1902,  ROBNr.  200) 
zallssig,  bis  die  ministerielle  Schlnfifassung  Aber  die  Umwandlung,  beziehungsweise  die  Besetzung 
der  neuen  definitiven  Dienerstelle  eriolgt  sein  wird.  (Erlafi  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom 
22.  Februar  1904,  Z.  38.834  und  26.  Mai  1904,  Z.  7187.) 


Vin.   Disziplinarvorschriften  für  das  Universitäts- 
personale. 


Vorbemerkung 

Ober  die  Dlszlpllnarbehandlung^  des  Universitltslehrpersonales. 

Nach  §  17  der  kais,  Vdg.  vom  10.  März  1860,  RQBNr,  64,^)  betreffend  du  Disziplinar- 
behandlung der  k.  k.  Beamten  und  Diener  hat  diese  Verordnung  auf  den  Lehrstand  keine 
Anwendung  tu  finden  und  bleiben  für  denselben  die  bestehenden  besonderen  Disziplinarvorsehriflen 
in  Wirksamkeit. 

Es  wären  somit  in  Ermanglung  neuerer  Vorschriften  die  Staats  lehr personen  vorkommenden- 
falls  nach  dem  vor  Erlassung  dieser  kais.  Vdg.  geltenden  älteren  Rechte  zu  behandelnd)  (MinAki 
Z.  2602  und  8858  ex  1882.J 

In  Ansehung  der  Zusammensetzung  der  bezüglichen  Disziplinarkommission  ist  für  den  Fall 
einer  in  Ver/uindlung  stehenden  Dienstentlassung  in  zahlreichen  Normer^  die  Zuziehung 
zweier  Justizräte,  je  nach  dem  Orade  der  beteiligten  Behörde  f Hofräte  der  obersten  Justtz- 
stelle  (derzeit  Hofräte  des  Obersten  OerlchtS'  und  Kassationshofes),  Appellationsgeriditsräte 
(Oberlandesgerichtsräte),  Jastizräte  (Landesgerichtsräte))  angeordnet. 

Diese  Vorschrift  ist  in  Fällen  der  Disziplinarbehandlung  von  Staatslehrpersonen  geltendes 
Recht.*) 

Als  Disziplinarstrafen  kommen  nach  diesem  älteren  Rechte,  dessen  wesentlichste  OnuuUage 
die  auf  die  Rechte  und  Pflichten  der  Beamtenschaft  bezügliche  Beilage  des  Ah.  Kabinettsehreibens 
vom  30.  Dezember  1806  (Archivakt  des  k.  u.  k.  Reichsfinanzministeriums  Z.  505  ex  1807,  Fase.  I., 
Com,  Reg.  Nr.  346)  bildet,  in  Betracht:  der  Verweis,  der  Verweis  unter  Androhung  der  Suspension, 
die  wirkliche  Suspension  vom  Amte  und  Gehalte  und  die  Entlassung.  Die  Stntfe  der  Degnxäierung 
ist  zufolge  Ah.  Entschl.  vom  13.  Juni  1859,  respektive  auf  Orund  des  Erlasses  sämtlicher  Zentral- 
stellen vom  5.  September  1859,  RQBNr.  171,  allen  Staatsbediensteten  gegenüber  ein  für  allemal 
abgeschafft;  an  ihrer  Stelle  ist  bei  vorliegender  unehrenhafter  Handlungsweise  die  Entlassung, 
in  anderen  Fällen  grober  Dienstvergehen  aber  die  strafweise  Versetzung  (nach  Umständen  auch 
in  ein  anderes  Kronland)  getreten. 

Die  vorstehend  erwähnte  Aufeinanderfolge  der  Disziplinarstrafen  nu^ß  nach  den  oberwähnten 
Ah.  Direktivregeln  keineswegs  immer  eingehalten  werden;  es  kann  vielmehr  bei  schwereren  (derben) 
Insubordination^äUen  sogleich  eine  strengere  Strafe  verhängt  werden. 

>)  5.  Nr.  295  und  296. 

«)  s.  Nr.  296. 

')§38des  mit  Ah.  Kabinettschreiben  vom  30.  Dezember  1806  (Archiv  des  k.  u.  k.  Reichsfinanz- 
ministeriums  Z.  505  ex  1807,  Fase,  l,  Cam.  Reg.  Nr.  346)  vorgezeichneten  Wirkungskreises  der  HoJ- 
stellen,  dann  das  Dekret  der  obersten  Justizstelle  vom  3.  Februar  1821,  JOS  Bd.  17,  S.  36  (POS 
Bd.  49,  S.  94),  ferner  die 

Hofkanzleidekrete  vom  26.  November  1815,  POS  Bd.  43,  Nr.  131,  S.  370 
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*)  Das  mU  HofkanzUidekret  vom  29.  März  1821  (POS  Bd.  49,  Nr.  47,  S.  93)  sämäiehea 
Landesstellen  mitgeteilte  Hofdekret  vom  3.  Februar  1821,  welches  anordnet,  dqß  der  Beratung 
über  die  Dienstentlassung  eines  Beamten  zwei  Justizräte  beizuzie/ien  sind,  hat  durch  seine  Aiffhahme 
in  die  Justizgesetzsammlung  (Nr.  1736)  die  Kraft  eines  Oesetzes  erhalten. 
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Disziplinarbehörde  /.  Instanz ßlr  UniversUäisprofessoren  und  Privatdozenten  ist  gemäß 
§  19  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873,  RQBNr,  63,^)  der  akademische  Senat,  von  welchem  der 
Rechtsmittelzug  an  den  Unterrichtsminister  geht. 

Zur  Verhängung  der  Strctfe  der  Dienstesentlassung  erscheint,  sofern  es  sich  nicht  um  eine 
von  Sr.  Majestät  dem  Kaiser  ausgehende  Ernennung  handelt,  Lehrpersonen  gegenüber  nur  das 
Ministerium  ßir  Kultus  und  Unterricht  kompetent,^  wie  dies  auch  im  §3  des  allgemeinen  Wirkungs- 
kreises der  Ministerien  speziell  ausgesprochen  ist. 

Ebenso  m^ßte  die  strafweise  Dienstesäbersetzung  aus  einem  Kronlande  in  das  andere  der 
Natur  der  Sache  nach  der  Kompetenz  des  Ministeriums  vorbehalten  bleiben,  insoweit  es  sich 
nicht  um  Personen  handelt,  deren  Ernennung  von  Sr,  Majestät  selbst  ausging. 

Bei  der  Bemessung  der  Disziplinarstrafen  pflegt  im  allgemeinen  nach  gleichen  Grundsätzen 
vorgegangen  zu  werden,  wie  sie  durch  die  kais.  Vdg.  vom  10.  März  1860,  RQBNr.  64,  für  die 
Staatsbeamten  und  Diener  vorgeschrieben  sind  (vgL  Nr.  295  und  296). 

Disziplinarangelegenheiten  sind  von  der  Zuständigkeit  des  Verwaltungsgerichtshofes  und 
Reichsgerichtes  ausgeschlossen  (Vgl  §  3  lit.  g  des  Gesetzes  vom  22.  Oktober  1875,  RQBNr.  36  ex 
1876  und  die  Erkenntnisse  des  Reichsgerichtes  vom  5.  Juli  1992,  Z.  219,  Hye  IX,  571  und  vom 
6.Juä  1808,  Z.  235,  236,  237,  238,  Hye  XI,  996,  897,  998,  999J. 

Np.  295. 

Kaiserliche  Terordnung  vom  10.  Mirz  1860,  RGBNr.  64, 

Aber  die  Disziplinarbehandlung  der  k«  k.  Beamten  ttnd  Diener.*) 

Ober  die  Disziplinarbehandlungf  der  landesfürstüchen  und  der  den- 
selben gleichgestellten  Beamten  und  Diener  finde  Ich,  nach  Vernehmung 
Meiner  Minister  imd  Anhörung  Meines  Reichsrates,  die  nachstehenden  Be- 
stimmungen vorzuzeichnen : 

§  1.  Jede  Verletzung  der  Pflichten,  welche  den  Angestellten  durch 
ihr  Amt,  ihren  Diensteid  oder  durch  den  ai^emeinen  oder  besonderen  Dienst- 
vorschriften auferlegt  sind,  wird  als  Dienstes  vergehen  durch  die  Rüge 
(das  ist  der  eindringliche  Tadel)  mit  Hinweisung  auf  die  gesetzlichen 
Folgen  wiederholter  Pflichtverletzung,  oder  durch  Disziplinarstrafen  geahndet, 
welche  mit  Rücksicht  auf  die  Art  und  den  Grad  des  Dienstvergehens, 
auf  die  allfällige  Wiederholung,  dann  auf  die  eintretenden  erschwerenden 
und   mildernden    Umstände,   zu   verhängen   sind. 

§  2.    Die  Disziplinarstrafen  sind: 

a)  der  Verweis, 

b)  die  Geldstrafe, 

c)  die   Entziehung  der  graduellen  Vorrückung, 

d)  die  strafweise  Versetzung  im  Dienste, 

e)  die  Dienstesentlassung. 

§  3.  Der  Verweis  wird  entweder  von  dem  unmittelbaren  Amtsvor- 
steher oder  von  der  vorgesetzten  Behörde  schriftlich  erteilt  und  hat 
die  Androhung  strengerer  Disziplinarbehandlung  für  den  Fall  der  Wieder- 
holung zu  enthalten. 

')  s.  Nr.  18. 

*)  VgL  HofkanzUidekret  vom  1.  Dezember  1820,  Z.  33.746,  PGS  Bd.  48,  Nr.  144,  S.  448 
und  Hofkanzleidekret  vom  11.  Mai  1832,  Z.  7558,  PGS  Bd.  60,  Nr.  49,  S.  120.  S.  auch  Nr.  296 
und  die  Anmerkung  *). 

*)  VgL  Dr.  H.  Ritter  von  Hankiewicz,  „Die  kaiserliche  Verordnung  vom  10.  März  1860 
über  die  Disziplinarbehandlung  der  Staatsbeamten  und  Diener  in  Österreich  mit  erläuternden 
Bemerkungen^*.    Wien,  1888.   K.  k.  Hof-  und  StaatsdruckereL 


gg^  I.  Teil:  Orginisatlon  und  Verwaltnng;  B.  Universltätspersonale. 

§  4.  Die  Geldstrafe  und  insbesondere  jene  der  Gehalts-  oder  Lohn- 
abzüge hat  dort  einzutreten,  wo  sie  durch  besondere  Vorschriften  ange- 
ordnet wird. 

§  5.  Der  Anspruch  auf  die  graduelle  Vorrückung  kann  für 
bestimmte  Fälle,  oder  auf  unbestimmte  Dauer  bis  zur  Aufhebung 
der  verhängten    Beschränkung,   entzogen   werden. 

§  6.    Die  strafweise  Versetzung  im  Dienste  kann: 

1.  in  gleicher   Eigenschaft  an  einen  andern   Dienstort, 

a)  mit  gleicher 

b)  mit  geringerer  Besoklung; 

2.  auf  einen  andern  Dienstposten  mit  oder  ohne  Änderung  des 
Dienstortes, 

a)  mit  gleicher 

b)  mit  geringerer   Besoldung  erfolgen. 

Dem    aus   Strafe   Versetzten  gebührt   keine    Entschädigung. 

Im  Falle  1.  hat  das  Disziplinarerkenntnis  den  Ausspruch  zu  ent- 
halten, ob  er  in  seinem  bisherigen  Range,  oder  als  Letzter  einzureihen  ist; 

im  Falle  2.  ist  er  in  der  neuen  Diensteskategorie  nach  dem  von  ihm 
bereits  erworbenen  Range  einzureihen. 

§  7.   Beamte  und  Diener, 

a)  welche  wegen  eines  Verbrechens  schuklig  erkannt,  oder  bk>6  wegen 
Unzulänglichkeit  der  Beweismittel  freigesprochen  worden  sind; 

b)  welche  wegen  einer  andern  Gesetzesübertretung  zu  einer  wenigstens 
sechsmonatlichen   Freiheitsstrafe  verurteilt  wurden; 

c)  welche  in  Konkurs  i)  verfallen  und  in  der  Kridauntersuchung  nidit 
schuldlos  befunden,  oder  die  wegen  Verschwendung  unter  Kuratel 
versetzt  wurden,  sind  sogleich,  ohne  daß  es  eines  weitem  Dis- 
ziplinarstraferkenntnisses bedarf,  vom  Tage  der  Rechtskräftigwerdung 
des  gerichtlichen   Erkenntnisses  als  entlassen  zu  behandeln. 

§  8.  Außerdem  kann  die  Dienstesentlassung  eintreten,  wenn  ein  Be- 
amter oder  Diener: 

a)  wegen  eines  Vergehens  oder  einer  Übertretung  des  Strafgesetzes  zu 
einer  geringeren  als  der  im  §  7,  b)  bezeichneten  Strafe  verurteilt, 
oder  bk)ß  wegen  Unzulänglichkeit  der  Beweismittel  freigesprochen 
wurde ; 

b)  durch  sonstige  und  unehrenhafte  Handlungen  die  Achtung  und  Ver- 
trauenswürdigkeit verloren ; 

c)  ein  durch  besondere  Vorschriften  mit  der  Entlassung  bedrohtes  Dienst- 
vergehen  begangen,  oder 

d)  Vernachlässigungen  oder  Verletzungen  von  Dienstpflichten,  ungeaditet 
vorausgegangener  gelinderer  Disziplinarstrafen,  wiederholt  sich  zu 
Schulden  kommen  gelassen  hat. 

9.  Wenn  ein  Beamter  oder  Diener  in  Konkurs  i)  verfällt,  wenn  er 
einer  strafgerichtlichen  oder  einer  solchen  Disziplinaruntersuchung,  welche 

^)  Im  Falle  der  Verhängung  des  Konkurses  über  einen  U nlversHätsprofessor, 
auf  welchen  als  solchen  wegen  Nichtanwendbarkeii  der  kals.  Vdg,  vom  10,  März  1960,  ROBNr,  64 
(§  17),  die  älteren  DiszlpUnarvorschrißen  anzuwenden  wären,  erseheint  weder  die  DlenstesenOassuag 
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die  Dienstesentlassung  zur  Folge  haben  könnte,  unterzogen  wird,  oder 
wenn  die  Sicherheit  oder  das  Ansehen  des  Amtes  die  Entfernung  des 
Beamten  oder  Dieners  erfordert,  so  hat  dessen  Suspension  vom  Amte 
oder  Dienste  einzutreten,  mit  welcher  auch  stets  die  Suspension  vom  Ge- 
halte oder  Lohne  zu  verbinden  ist. 

§  10.  Bevor  gegen  einen  Beamten  oder  Diener  eine  Disziplinarstrafe 
veiiiängt  wird,  smd  demselben  die  gegen  ihn  erhobenen  Beschuldigungen, 
deren  Tatbestand  genügend  sicherzustellen  ist,  zu  seiner  schriftlichen  oder 
mündlichen  und  im  letzteren  Falle,  insofern  es  sich  nicht  um  einen  bloßen 
Verweis  handelt,  zu   Protokoll  zu  nehmenden   Rechtfertigung  vorzuhalten. 

§  11.  Bei  jeder  politischen  und  Finanzlandesbehörde  sowie  bei  jeder 
Provinzial-  und  Hofstaatsbuchhaltung  wird  eine  besondere,  aus  einem  Vor- 
sitzenden und  mindestens  vier  Mitgliedern  der  betreffenden  Behörde  be- 
stehende Kommission  bestellt,  welche  bezüglich  der  Einleitung  und  Führung 
der  Disziplinarverhandlungen  die  geeigneten  Verfügungen  zu  erlassen,  über 
die  Ergebnisse  der  gepflogenen  Erhebungen  zu  beraten,  und  auf  die  Dis- 
ziplinarstrafen zu  erkennen  oder  den  diesfälligen  Antrag  höheren  Orts  zur 
kompetenten  Entscheidung  vorzulegen  haben  wird. 

Die   Bestellung  dieser  besonderen   Kommissionen   erfolgt: 

1.  bei  den  Provinzial-  und  Hofstaatsbuchhaltungen  für  deren  Ange- 
stellte  von  der  obersten   Rechnungskontrollsbehörde ; 

2.  bei  den  Finanzlandesbehörden  für  die  denselben  unterstehenden 
Individuen  von  dem   Finanzministerium; 

3.  bei  den  politischen  Landesbehörden  endlich 

a)  für  die,  dem  Ministerium  des  Innern  unterstehenden  Beamten  und 
Diener  von  diesem  Ministerium  und 

b)  für  die  Angestellten,  auf  welche  die  Wirksamkeit  der  vorbezeichneten 
Kommissionen  sich  nicht  erstreckt,  von  der  betreffenden  Zentralstelle 
im   Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern. 

§  12.  Eine  solche  besondere  Kommission  wird  in  gleicher  Weise  auch 
bei  jeder  Zentralstelle  für  die  Disziplinarbehandlung  der  ihr  unterstehenden 
Beamten  und  Diener  bestellt 

§  13.  Jede  zuerkannte  Disziplinarstrafe  ist  in  den  zu  führenden  Quali- 
fikationstabellen anzumerken. 

Diese  Anmerkung  kann  nach  tadelloser  dreijähriger  Aufführung  wieder 
gelöscht  werden. 

noch  die  Suspension  vom  Amte  und  Geholte  gesetzlich  geboten.  Die  Suspension  könnte  im  Sinne 
des  Hofdekretes  vom  17.  Mai  I82B,  POS  Bd,  56,  S.  117,  nur  verhängt  werden,  wenn  zu  besorgen 
stände,  dqß  der  betreffende  Universitäisprofessor  in  der  gegen  ihn  einzuleitenden  strqfgerichtüchen 
Untersuchung  eines  Verbrechens  fbeträgerisehe  Krida)  schuldig  erlumnt  werden  würde.  Denn  die 
Suspension  ist  auszusprechen,  wenn  es  die  Sicherheit  des  Dienstes  oder  das  Ansehen  des  Amtes 
erfordert,  also  wenn  gegen  einen  Beamten  das  gesetzliche  Verfahren  wegen  einer  vorausgesetzten 
Schuld,  in  Ansehung  deren  die  Dienstesentlassung  stattfinden  kann,  eingeleitet  wird.  Die  Dienstes' 
etdlassung  müßte  stattfinden,  wenn  der  Beamte  oder  Diener  als  Verbrecher  verurteilt  wird  (Hof" 
kammerdekret  vom  16,  füll  1812,  POS  Bd.  39,  S.  6),  Wurde  er  bloß  eines  Vergehens  oder  einer 
Obertretung  fSr  schuldig  erkannt,  so  ist  wohl  die  Anzeige  davon  an  seine  vorgesetzte  Behörde  zu 
machen,  von  dieser  aber  in  Beratung  zu  ziehen,  ob  der  Verurteilte  in  seinem  Amte  zu  belassen  sei 
oder  nicht.  Hofkanzleidekret  vom  26.  November  1815,  POS  Bd.  43,  S.  370  (MlnAkt  Z.  19.669 
ex  1879). 
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§  14.  Gegen  Erkenntnisse  der  Unterbehörden,  durch  welche  die  Suspen- 
sion  vom  Amte  und  Gehalte  oder  eine  Disziplinarstrafe  verhängt  wird, 
kann  der  Rekurs  an  die  vorgesetzte  Behörde  ergriffen  werden. 

Der  Rekurs  gegen  die  verfügte  Suspension  hat  keine  aufschiebende 
Wirkung. 

Jeder  Rekurs  ist  bei  der  Behörde,  gegen  deren  Erkenntnis  Beschwerde 
geführt  wird,  und  binnen  längstens  vierzehn  Tagen  nach  dem  Zustellungs- 
tage  des  Erkenntnisses,  widrigens  er  wegen  Fristversäumnis  unstatthaft  ist, 
einzubringen. 

§  15.  Bezüglich  der  Beamten  und  Diener  der  gemischten  Bezirks- 
und Stiihh'ichterämter  fungiert  als  Disziplinarkommission  (§  11)  die  für 
alle  Personalangelegenheiten  dieser  gemischten  Amter  bestellte  Landes-^  be- 
ziehungsweise Ministerialkommission. 

§  16.  Bezüglich  der,  bei  der  Disziplinarbehandlung  vorkommenden 
Fragen  über  Gehalte,  Alimentation  und  sonstige  Gebühren  ist  sich  an 
die  bestehenden   allgemeinen   Vorschriften   zu   halten. 

§  17.  Auf  die  Beamten  und  Diener  der  Gerichtsbehörden  und  der 
Militärverwaltung,  auf  den  Lehrstand,  dann  die  Finanzwache  und  die  Wachen 
der  Straf-  und  Besserungsanstalten  hat  die  gegenwärtige  Verordnung  keine 
Anwendung  zu  finden  und  es  bleiben  für  dieselben  die  bestehenden  beson- 
deren  Disziplinarvorschriften   in   Wirksamkeit 
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Erlaß  des  Ministers  f flr  K.  u.  ü.  Tom  24.  Oktober  1895,  Z.  23.494, 

an  den  Rektor  der  technischen  Hochschule  in  Graz, 

(betreffend  den  Vorgang  bei   dem   gegen   einen  Hochschttlprofessor 

durchzuführenden  Disziplinarverfahren). 

In  Erledigung  der  mit  Bericht  vom  2.  Oktober  1895,  betreffs  der 
wider  Professor  N.  N.  angeordneten  Disziplinaruntersuchung  gestellten  An- 
frage wird  Euer  .  .  .  eröffnet,  daß  Vorschriften  über  das  Disziplinarver- 
fahren gegen  Professoren  der  Hochschulen  nicht  bestehen  und  daß  speziell 
die  kais.  Vdg.  vom  10.  Mara  1860,  ROBNr.  64,^)  bei  derartigen  Dis- 
ziplinarf allen  auf  Grund  des  §  17  derselben  keine  Anwendung  zu  finden  hat. 

Es  ist  daher  in  diesen  Fällen  von  dem  Professorenkollegium  (an 
Universitäten:  von  dem  akademischen  Senate)  ganz  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen vorzugehen  und  muß  dem  Ermessen  desselben,  beziehungsweise 
der  hiezu  eingesetzten  Kommission  überlassen  bleiben,  bei  der  Untersuchung 
und  Verhandlung^)  auch  die  in  der  zitierten  kais.  Vdg.  enthaltenen  Grund- 
sätze  sinngemäß   zur   Anwendung   zu   bringen. 


»)  s.  Nr,  295, 

*)  Die  Ausübung  der  dem  akademischen  Senate  im  §  19  des  Gesetzes  vom  27,  April  1973, 
ROBNr,  63,  eingeräumten  Disziplinargewalt  setzt  wie  die  Ausübung  jeder  anderen  Sirnfgewali 
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ins  dem  Erlasse  des  Mlnlsteriiims  f  Or  K.  a.  ü.  vom  22.  Februar  1894, 

Z.  1264, 

an  den  Statthalter  für  Böhmen, 

(betreffend  die  Verpilichtang  des  akademischen  Senates  als  Dlszlpllnar- 
behörde,  sich  fiber  die  Vollzlehbarkelt  des  von  Ihm  zu  fällenden  Dls- 

zlpUnarerkenntnlsses  zu  vergewissem). 

Im  Sinne  der  bestehenden  Vorschriften  ist  es  Sache  der  Disziplinar- 
behörde, sich  bei  Verhängung  einer  Disziplinarstrafe  auch  deren  Durch- 
führbarkeit gegenwärtig  zu  halten,  zumal  der  Vollzug  eines  rechtskräftig 
gefällten  Disziplinarerkenntnisses  nicht  von  dem  noch  ungewissen  Ergeb- 
nisse der  erst  durchzuführenden  nachträglichen  Verhandlungen  abhängig 
gemacht  werden  kann.  Wenn  demnach  die  von  der  Disziplinarinstanz  in 
Ausskht  genommene  Strafe  von  derselben  nicht  unmittelbar  vollzogen  werden 
kann,  sondern  deren  Durchführung,  wie  namentlich  die  Versetzung  auf 
einen  anderen  Dienstposten  oder  Dienstort,  außerhalb  der  Kompetenz  der 
Disziplinarbehörde  gelegen  ist,  so  ist  es  Sache  dieser  Behörde,  sich  vor 
Verhängung  einer  solchen  Strafe  die  Gewißheit  zu  verschaffen,  daß  die 
Vollziehung  der  Strafe  nicht  einem  Anstand  oder  Hindernis  begegnen  wird. 

Sofern  demnach  der  akademische  Senat  als  Disziplinarbehörde  in  Fällen, 
in  welchen  auf  die  Versetzung  auf  einen  andern  Dienstposten  als  Dis- 
ziplinarstrafe erkannt  werden  soll,  nicht  auch  in  der  Lage  ist,  das  Erkenntnis 
innerhalb  seines  eigenen  Wirkungskreises  in  Vollzug  zu  setzen,  und  die 
anderweitige  Unterbringung  des  Betreffenden  nicht  sichergestellt  ist,  so 
wird  von  der  Verhängung   einer  sokhen   Strafe   abgesehen   und  sich   im 


voraus f  daß  eine  eingeleUeie  Untersuchung  entweder  durch  einen  auf  Einstellung  lautenden  Beschluß 
oder  durch  ein  über  Scfwld  und  Strafe  absprechendes  förmliches  Erkenntnis  zum  Abschluß  gebracht 
vrird.  Der  Vorgang,  wonach  sich  darauf  beschränkt  wird,  die  sogenannte  Qualifikation  des  Tat- 
bestandes als  Urteil  des  akademischen  Senates  und  Ergebnis  der  Diseiplinaruntersucfutng  vorzu- 
legen, kann  nicht  als  entspreciiend  angesehen  werden  (MüiAkt  Z.  /7.8S5  ex  1876J, 

Der  von  dem  akademischen  Senate  auf  Qrund  der  ihm  gesetzlich  zustehenden  Disziplinar- 
gewalt über  das  gesamte  der  Universität  angehörende  Personale  gefaßte  Bescfüuß,  bei  dem 
k.  k.  Unterrie/itsministerium  zu  beantragen,  den  in  Disziplinaruntersuc/oing  gezogenen  Professor 
N,  N.  wegen  seines  Verhaltens  seines  Amtes  zu  entheben ,  ist  als  das  Endergebnis  der  durch- 
geführten Disziplinaruntersuchung  und  damit  als  das  von  dem  akademischen  Senate  als  Disziplinar- 
behörde erster  Instanz  gefällte  Erkenntnis  anzusehen.  Andernfalls  wäre  der  akademische 
Senat  verpflichtet,  durch  nachträgäche  Fällung  eines  förmlichen  Disziplinarerkenntnisses  das 
Disziplinarverfaliren  erster  Instanz  ordnungsmäßig  zum  Abschluß  zu  bringen.  In  jedem  Falle 
aber  erscheint  es  schon  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  unerläßlich,  daß  das  Disziplinar- 
erkenntnis  dem  davon  Betroffenen  intimiert  werde,  um  ihm  Oelegenhelt  zu  geben,  den  Rekurs  an 
das  Ministerium  als  der  zweiten  und  letzten  Instanz  in  Disziplinarsachen  zu  ergreifen.  Dieser 
Vorgang  stimmt  auch  mit  den  Grundsätzen  der  kais,  Vdg,  vom  10.  März  1860,  RQBNr,  64, 
beireffend  die  Disziplinarbehandlung  der  k,  k.  Beamten  und  Diener  überein,  deren  Bestimmungen, 
wenn  sie  auch  auf  Persorun  des  Lehrstandes  eine  strikte  Anwendung  nicht  zu  finden  haben,  so 
doch  bei  dem  Abgange  von  besonderen  Vorschriften  über  das  Disziplinarverfahren  gegen  Uni- 
versitätsprofessoren in  Olren  Orundzügen  analog  angewendet  zu  werden  pflegen  (MinErl.  vom 
18.  Dezember  1901,  Z.  34.005). 
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Sinne  der  ho.  Erlasse  vom  24.  August  1892,  Z.  16.792,i)  respektive  30.  April 
1893,  Z.  6517,  gegebenenfalls  darauf  beschränkt  werden  müssen,  dort,  wo 
die  Erteilung  eines  Verweises  oder  die  gänzliche  Entlassung  nicht  gerecht- 
fertigt wäre,  zunächst  einen  Verweis  unter  Androhung  der  sofortigen  Ent- 
lassung bei   wiederholter   Disziplinwidrigkeit  als   Strafe   zu   verhängen. 


')  In  diesem  Erlasse  wurde  bemerkt,  dtA  In  Hinkunft  bei  tllfiUUgen  Dlsziplinaruntersnchun^en 
Siegen  die  an  der  Universität  angestellten  Diener  mit  der  Verfa&ngung  der  Disziplinarstrafe  einer 
Versetzung  auf  einen  anderen  Dienstposten  und  eventuell  auch  an  einen  anderen  Dienstort  Im 
Hinblldc  auf  die  Schwlerlglceiten ,  welche  der  sofortigen  DurchfQbrung  eines  derartigen  Straf- 
erkenntnisses entgegenstehen,  stets  mit  entsprechender  Vorsicht  vorzugehen  sein  wird. 


IX.  Fahr-  und  Frachtbegünstigungen/) 
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Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  d.  U.  vom  10.  Dezember  1885, 

Z.  1308/KUM,  MVBNr.  47, 

womit  der  Erlaß  des  Finanzministeriums  vom  15.  Juli  1885,  Z.  4181  ex 
1884  (an  sämtliche  Finanzlandesdirektionen),  betreffend  den  Vorgang 
bei  Adjustierung  von  Reisepartikularien  der  Beamten,  zur  Danachachtung 

bekanntgegeben  wird. 

Nachdem  die  Wahrnehmung  gemacht  wurde,  daß  ein  verschiedener 
Vorgang  bei  Adjustierung  der  Reisepartikularien  hinsichtlich  der  Gebühren- 
aufrechnung für  Fahrgelegenheiten  stattfindet,  hat  das  k.  k.  Finanzministe- 
rium im  Einvernehmen  mit  den  übrigen  Zentralstellen  mit  Erlaß  vom  15.  Juli 
1885,  Z.  4181  ex  1884,  den  sämtlichen  Finanzlandesdirektionen  folgendes 
zur  Danachachtung  bekanntgegeben: 

Die  allgemeinen  Vorschriften  wegen  Benützung  der  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffe  bei  Dienstreisen  und  Obersiedlungen  (RGB.  1849,  Nr.  158 
und  1851,  Nr.  62)  haben  zum  Zwecke,  das  Staatsärar  mit  keinen  höheren 
Reisekosten  zu  belasten,  als  zur  Erreichung  des  beabsichtigten  Reisezieles 
unvermeidlich  ist.  Würde  diese  Absicht  durch  Benützung  der  Eisenbahn 
oder  des  Dampfschiffes  vereitelt,  so  versteht  es  sich  von  selbst,  daß  es 
davon  abzukommen  hat;  es  sind  auch  durch  die  bezogenen  allgemeinen 
Vorschriften  solche  Ausnahmen  ausdrücklich  als  zulässig  bezeichnet  und 
ist  dabei  niu*  erforderlich,  daß  in  der  Reiserechnung  die  Gründe,  welche 
die  Benützmig  der  Eisenbahn  oder  des  Dampfschiffes  nicht  gestattet  haben, 
gehörig  nachgewiesen  und  bestätigt  seien. 

Aus  obigem  geht  somit  hervor,  daß  die  gleiche  Bestimmung  auch 
in  denjenigen  Fällen  zur  Geltung  zu  bringen  ist,  wenn  durch  die  Benützung 
von  Fahrstraßen  ein  geringerer  Reiseaufwand  erzielt  wird,  als  wenn  die 
Reise   mittelst  Eisenbahn  oder   Dampfschiff  zurückgelegt  würde. 

Oberhaupt  li^  es  in  der  Pflicht  der  dienstlich  reisenden  Beamten, 
diejenige  Route  und  Fahrgelegenheit  zu  wählen,  welche,  ohne  den  Reise- 
zweck zu  beeinträchtigen,  für  das  Arar  die  mindest  kostspielige  ist  und 

*)  Betreffs  der  den  Staatsbeamien  zukommenden  Oebuhren  für  Diensireisen  und  Über» 
siedlangen  vgl.  Mc^^rhofer-Paee,  Handbuch  für  den  politischen  Verwaltungsdienst,  Bd,  /,  5.  91  Jf, 
—  Den  UniversUätsprofessoren  kommt  aus  Anlqß  der  durch  ihre  Berufung  an  eine  andere  Uni- 
versität bedingten  Obersiedlung  ein  Anspruch  auf  Entschädigung  normalmäßig  nicht  zu, 

22* 
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sind  solche  Aufrechnungen,  die  sich  durch  den  Reisezweck  und  die  hier- 
über beigebrachten  Belege  nicht  rechtfertigen  lassen,  nicht  zu  passieren.^) 
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Verordnung  des  Flnanzmlnlsterluns  Im  Einvernehmen  mit  sämt- 
lichen k.  k.  Ministerlen  vom  16.  Jonl  1887,  RGBNr.  80  (TB  des 

Min.  für  K.  n.  U.  Nr.  33), 

betreffend  die  Benfitzttng  von  Dampftramways  nnd  elektrischen  Bahnen 

bei  Kommissionareisen  der  Staatsbeamten  und  fiber  die  von  den  Dienern 

bei  dienstlichen  Verrichtungen  zu  benfitzenden  Fahrbetriebsmittel. 

Nachdem  es  in  der  Pflicht  der  dienstlich  reisenden  Staatsbeamten 
liegt,  diejenige  Route  und  Faiirgelegenheit  zu  wählen,  welche^  ohne  den 
Reisezweck  zu  beeinträchtigen,  für  das  Arar  die  mindest  kostspielige  ist» 
wird  unter  Bezugnahme  auf  die  MinVdg.  vom  10.  März  1849  (RGBNr.  158), 
3.  Juli  1854  (RGBNr.  169)  und  23.  April  1874  (RGBNr.  47)  im  Einver- 
nehmen   mit   sämtlichen    Ministerien    verfügt: 

In  allen  jenen  Fällen,  wo  Staatsbeamte,  Eleven,  Aspiranten,  Prakti- 
kanten und  Auskultanten  bei  Kommissionsreisen  in  der  Lage  sind,  auf  der 
ganzen  zurückzulegenden  Strecke  oder  auch  nur  auf  einem  Teile  derselben 
eine  Dampftramway  oder  elektrische  Bahn  zu  benützen,  dürfen  dieselben 
an  Fuhrkosten  nur  die  für  die  Benützung  dieser  Fahrbetriebsmittel  wirklich 
auflaufenden  Kosten  verrechnen,  und  zwar  dort,  wo  nur  zwei  Wagen- 
klassen bestehen,  den  Fahrpreis  nach  der  ersten  Klasse,  wo  hingegen  mehr 
als  zwei  Wagenklassen  bestehen,  dürfen  die  Staatsbeamten  bis  einschließ- 
lich der  Vn.  Rangsklasse  die  Fahrpreise  nach  der  ersten,  die  übrigen 
Staatsbeamten,  Eleven,  Aspiranten,  Praktikanten  und  Auskultanten  nach  der 
zweiten   Klasse   aufrechnen. 

Die  Diener  dürfen  für  dienstliche  zur  Aufrechnung  eines  Ganggeldes 
geeignete  Verrichtungen,  bei  welchen  ganz  oder  teilweise  eine  Dampf- 
tramway oder  elektrische  Bahn  benützt  werden  kann,  nur  die  für  die 
betreffende  Strecke  entfallende  Fahrgebühr,  und  zwar  je  nachdem  dieses 
Fahrbetriebsmittel  zwei  oder  mehrere  Klassen  enthält,  die  zweite,  respek- 
tive dritte  Klasse  verrechnen.  Wo  Pferdebahnen,  Omnibus  und  Stellwagen 
benützt  werden  können,  hat  das  Dienerschaftspersonale  die  Fahrt  mit  der- 
selben zurückzulegen  und  die  entrichtete  Fahrgebühr  statt  des  Oanggeldes 
aufzurechnen. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  1.  Juli  1887  in  Kraft. 


^)  Vgl.  auch  die  Verordnung:  des  Finanzministeriums  (Im  Einvernehmen  mit  sftmttichen 
k.  k.  Ministerlen  und  dem  k.  k.  Obersten  Rechnungshofe)  vom  20.  Juni  1904,  ROBNr.  61,  betreffend 
die  Benatzung  der  den  Staatsbediensteten  zugestandenen  Transportbegflnstigungen  bei  Dienst- 
reisen und  denselben  hinsichtlich  der  Kostenvergütung  gleichgestellten  Obersiedlungsreisen. 
(s,  S.  34Q 
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Eriafi  des  Hliüsters  fOr  K.  n.  ü.  vom  21.  Dezember  1903, 

Z.  2447/KUM.  MTBNr.  5  ex  1904. 

an  sämtliche  Landeschefs, 

betreffend  die  nach  Außerkrafttreten  des  Normales  vom  Dezember  1891 

gfiltigen  Vorschriften  fiber  die  Oewähmng  von  Fahrbegflnstigungen  an 

k.  k.,  beziehungsweise  k.  nnd  k.  Staats-  und  Hofbedienstete. 

Nachdem  das  Obereinkommen  österreichischer  Transportuntemehmungen 
vom  Dezember  1891,  betreffend  die  Gewährung  von  Fahr-  und  Fracht- 
begünstigungen an  die  k.  k.,  beziehungsweise  k.  und  k.  Staats-  und  Hof- 
bediensteten auf  Grund  einheitlicher  Legitimationen,  infolge  des  bereits  im 
ho.  Rundschreiben  vom  4.  März  1903,  Z.  2601/6,  erwähnten  Rücktrittes 
der  größeren  österreichischen  Privatbahnverwaltungen  von  demselben  auch 
von  Seite  der  übrigen  beteiligten  Verwaltungen  für  den  31.  Dezember  1903 
gekündigt  worden  ist,  tritt  dieses  Übereinkommen  samt  zugehörigem  Nor- 
male —  kundgemacht  im  ho.  Verordnungsblatte  Stück  I  des  Jahrganges 
1892  —  mit  Ende  dieses  Jahres  außer  Wirksamkeit.  Demgemäß  verlieren 
die  auf  Grund  dieses  Normales  mit  Gültigkeit  für  die  Linien  der  an  dem 
erwähnten  Obereinkommen  teilnehmenden  Verwaltungen  ausgegebenen 
dauernden  amtlichen  Legitimationen  für  aktive  Staats-  und  Hofbedienstete 
mit  dem  genannten  Zeitpunkte  ihre  Gültigkeit  und  kann  eine  weitere  Pro- 
longation oder  Neuausfertigung  derselben  nicht  mehr  Platz  greifen. 

Ebenso  werden  die  im  Sinne  der  Artikel  IV  und  V  des  Normales 
ausgefertigten  amtlichen  Legitimationen  für  einzelne  Fahrten  und  Ober« 
Siedlungen  nur  mehr  bis  31.  Dezember  1903  anerkannt  und  ist  vom  1.  Jänner 
1904  angefangen  jede  weitere  Benützung  solcher  Legitimationen  unstatthaft. 

Auf  den  Linien  der  k.  k.  österreichischen  Staatsbahnen  bleiben  infolge- 
dessen weiterhin  nur  mehr  die  laut  ho.  Erlasses  vom  14.  März  1903, 
Z.  506/KUM.,  auf  Grund  des  bezüglichen  neuen  Reglements  vom  1.  März 
1903  mit  fünfjähriger  Gültigkeit  für  diese  Linien  zur  Einführung  gelangten 
besonderen,  in  ockergelben  Ledertäschchen  enthaltenen  Legitimationen  für 
aktive  k.  k.,  beziehtmgsweise  k.  und  k.  Staats-  und  Hofbedienstete  in 
Geltung.i) 

>)  Für  die  Wiener  Stadtbahn  haben  die  Fahrbegänstigangslegttimaiionen  taut  KUMErL 
fom  25.  Man  1900,  Z  625/ KUM,  MVBNr.  29,  keine  QäUigkeit. 

Verordnung  des  k.  k.  Finanzminlsterinms  Im  Einvernehmen  mit  sämtlichen 

Ministerien  nnd  dem  k.  k.  Obersten  Reclinnncrsliofe  vom  20.  Juni  1904,  Z.  41.513, 

ROBNr.  Sl,  betreffend  die  Benatzungr  der  den  Staatsbediensteten  zug^estandenen  Trans- 

poribegüra^gnngm  bei  Dienstreisen   und   denselben   hlnslcfatlich   der  Kostenvergfltung 

ffleicburestellten  Obersiedlungsreisen. 

Da  das  Obereinkommen  Osterreichisclier  Transportuntemehmungen  vom  Dezember  1891, 
betreffend  die  Oewälining  von  Fahr-  nnd  Frachtbesflnstlgungen  fflr  aktive  k.  k.,  beziehungsweise 
k.  nnd  k.  Staats-  und  Hofbedienstete  samt  dem  zugehörigen  Normale  mit  Ende  1903  außer  Wirk- 
samkeit getreten  ist,  wird  unter  Aufhebung  der  MinVdg.  vom  29.  März  1903,  ROBNr.  74,  im 
Ehivemehmen  mit  sSmtlichen  k.  k.  Ministerien  und  dem  k.  k.  Obersten  Rechnungshofe  nach- 
stehendes verfügt: 

1.  Bei  Dienst-  nnd  mit  einer  Kostenvergütung  verbundenen  Obersiedlungsreisen  auf  den 
Linien  der  nachstehend  genannten  Transportuntemehmungen,  und  zwar: 
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der  k.  k.  Osterreichischen  Staatsbahnen  (einschllefilich  der  im  Reglement  vom  1.  März  1903 
nfther  bezeichneten,  vom  Staate  betriebenen  Lokalbahnen), 

der  Kaschau-Oderberger  Bahn  (Osterreichische  Strecke), 

der  Standlng-Stramberger  Lokalbahn, 

der  Salzburgfer  Eisenbahn-  und  Tramway-Oesellschafl, 

der  Ersten  Donau-Dampfschiffahrts-Oesellschaft, 
und  vorläufig  fflr  das  1904: 

der  k.  k.  priv.  Eisenbahn  Wien-Aspang  (einscfaliefllich  der  Schneebergbahn)  sowie 

der  Wiener  Lokalbahnen  auf  den  Strecken  Wien-Ountramsdorf  und  Ountramsdorf-Baden 
(Viadukt), 
dflrfen  von  Staatsbediensteten,  welche  sich  im  Besitze  einer  auf  Orund  des  zitierten  Reglements 
ausgegebenen   FahrbegOnstig^ungslegitimation   befinden,   nur   die   nach   der  ErmUigung  sich 
ergebenden  Fahrpreise  für  die  kompetenzmftflige  Wagenklasse  aufgerechnet  werden. 

Diese  Bestimmung  hat  auch  bei  Reisen  auf  den  Linien  solcher  Transportuntemehmungcn 
zu  gelten,  die  künftig  dem  Reglement  vom  1.  März  1903  beitreten. 

2.  Jenen  Bediensteten,  welche  die  Strecken  der  unter  Z.  1  genannten  Transport- 
untemehmung^en  Öfter  oder  In  grOfierer  Ausdehnung  dienstlich  benfitzen  und  nicht  ohnehin  eine 
Legitimation  besitzen,  kann  eine  solche  fflr  die  kompetenzmftfilge  oder  —  auf  Verlangen  —  fflr 
die  zulfisslge  niedrigere  Wagenklasse  von  Amts  wegen  und  kostenlos  beigestellt  werden. 

3.  Wenn  andere  als  die  unter  Z.  1  genannten  Transportuntemehmungen  (wie  z.  B.  die 
k.  k.  priv.  Südbahn-Oesellschaft)  den  Staatsbediensteten  Fahrprelsbegflnstlgnngen  gewahren,  so 
kOnnen  die  Kosten  der  allenfalls  erwirkten  Legitimationen  (Jahreszertifikate  etc.)  nach  Mafigabe 
der  unter  Z.  6  folgenden  Bestimmung  ersetzt  werden.  Findet  ein  solcher  Kostenersatz  statt,  so 
dürfen  bei  Dienstrelsen  auf  den  betreffenden  Linien  nur  die  nach  der  Ermäfilgrung  sich  ergebenden 
Fahrpreise  fflr  die  kompetenzm&filge  Wagenklasae  aufgerechnet  werden. 

4.  Insoweit  einzelnen  Staatsbediensteten  auf  Orund  besonderer  Vorschriften  oder  mit 
Rflckslcht  auf  ihre  amtliche  Stellung  Anweisungen  zur  freien  Fahrt  auf  den  Strecken  der  k.  k. 
Österreichischen  Staatsbahnen  oder  einzelner  Prlvattransportuntemehmungen  zugestanden  werden, 
kOnnen  fflr  Dienstrelsen  auf  den  betreffenden  Linien  Fahrgebflhren  nicht  beansprucht  werden. 

5.  In  allen  anderen  Fftllen  Ist  es  zulässig,  bei  Dienstreisen  und  mit  einer  Kostenvergfltung 
verbundenen  Obersiedlungsreisen  die  vollen  tarifmftfiigen  Fahrpreise  aufzurechnen;  wenn  die 
Voraussetzungen  fflr  die  Benfltzung  einer  Tour-  und  Retourkarte  oder  eines  Rundrelsebülets 
gegeben  sind,  gebühren  nur  die  fflr  diese  festgesetzten  Beträge. 

6.  Fflr  die  Frage,  ob  von  Amts  wegen  Legitimationen  beizustellen  (Z.  2),  beziehungsweise  die 
Kosten  zu  ersetzen  sind  (Z.  3),  hat  ausschliefillch  das  staatsflnanzlelle  Interesse  maftgebend  zu  sein. 

Die  diesfalls  erwachsenden  Auslagen  sind  zu  Lasten  des  Reisekostenkredites  jenes  Auf- 
wandszweiges zu  verrechnen,  aus  welchem  die  Bezflge  des  Bediensteten  bestritten  werden. 

7.  Der  Empfang  der  von  Amts  wegen  beigestellten  Legitimationen  (Z.  2)  Ist  von  den 
Bediensteten  unter  Anfflhrung  der  Nummer  und  Wagenklasse  zu  bestätigen,  der  Empfang  der 
ersetzten  Beträge  (Z.  3)  unter  Anfflhrung  der  die  Begflnstigung  gewährenden  Transport- 
untemehmung,  der  Nummer,  Wagenklasse  und  Oflltigkeitsdauer  der  betreffenden  Legitimation 
(Zertifikat  etc.)  ordnungsmäfilg  zu  quittleren. 

8.  Jene  Staatsbediensteten,  denen  auf  Orund  besonderer  Vorschriften  oder  mit  Rflckslcht 
auf  ihre  amtliche  Stellung  Begflnstigungen  fflr  die  Beförderung  des  Oepäcks  zugestanden  werden, 
kOnnen  nur  den  Ersatz  der  nach  Maßgabe  der  Begünstigung  entfallenden  Oebühren  beanspruchen. 

9.  Die  obigen  Bestimmungen  finden  auf  Dienstreisen  keine  Anwendung,  fflr  welche  den 
Bediensteten  ein  Pauschale  zugewiesen  ist. 

10.  Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft. 

(MinErl.  vom  17.  Oktober  1904,  Z.  1486/KUM,  MVBNr.  40.) 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  17.  Oktober  1904,  Z.  1486/KUM,  (an  die 

Rektorate  sämtlicher  Hochschulen):  Bereits  mit  dem  ho.  Erlasse  vom  21.  Dezember  1903, 
Z.  2447/KUM,  wurde  zur  Kenntnis  gebracht,  dafi  das  Oberdnkommen  Österreichischer  Transport- 
Unternehmungen  vom  Dezember  1891,  betreffend  die  Oewährung  von  Fahr-  und  Fracht- 
begflnstigungen  an  Staats-  und  Hofbedienstete  samt  dem  dazu  gehOrigren  im  ho.  Verordnungs- 
blatte Stflck  l  des  Jahrganges  1892,  kundgemachten  Normale  mit  Ende  1903  aufier  Wirksamkeit 
getreten  ist. 

Da  hiedurch  die  Bestimmungen  der  Im  ROB  vom  31.  März  1903,  Nr.  74  enthaltenen 
Mlnisterialverordnung,  welche  dem  Rektorate  mit  dem  ho.  Erlasse  vom  14.  Mal  1903,  Z.  607/KUM, 
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Reglement  vom  1.  März  1903, 

betreffend  dieAtwstellniig  nnd  Ausübe  von  Legitimationen  für  aktive  k.k.,bezlehnng8- 
wetee  k.  nnd  k.  Staats-  nnd  Hofbedienstete  mit  fflnf jähriger  Gültigkeit  ffir  Linien  der 

k.  k.  österreichischen  Staatsbahnen. 

Artikel  L 

Vom  1.  März  1903  angefangen  gelangen  fflr  die  aktiven^)  k.  k.,  beziehungsweise  k.  und  k. 
Staatsbeamten  nnd  Staatsdiener,  dann  die  aktiven  Beamten  und  Diener  der  k.  und  k.  Hofftmter 


kundgemacht  wurde,  In  wesentlichen  Punkten  obsolet  geworden  sind,  hat  das  k.  k.  Finanz- 
ministerium im  Einvernehmen  mit  sämtlichen  Ministerien  und  dem  k.  k.  Obersten  Rechnungshofe 
mit  dem  Erlasse  vom  20.  Juni  1904,  Z.  41.513,  FMVBNr.  98,  ROBNr.  61,  die  nunmehr  zu  beob- 
achtenden Bestimmungen  Aber  die  Benfltzung  der  den  Staatsbediensteten  zugestandenen  Transport- 
begünstigungen  bei  Dienstreisen  und  denselben  hinsichtlich  der  Kostenvergütung  gleichgestellten 
Obersledlungsreisen  nnd  die  formelle  Aufhebung. der  obzitiertenMinisterlalverordnung  verlautbart. 

Hievon  wird  das  Rektorat  mit  folgenden  Bemerkungen  in  Kenntnis  gesetzt: 

Die  unter  Z.  1  der  erwähnten  neuen  MInIsterlalverordnung  genannten  Privattransport- 
nntemehmungen  —  mit  Ausnahme  der  beiden  letztgenannten  —  sind  dem  für  die  Linien  der 
k.  k.  Osterreichischen  Staatsbahnen  geltenden  Reglement  vom  1.  März  1903,  welches  im  ho. 
Verordnungsblatte  vom  15.  Jänner  1904,  Stück  II,  enthalten  ist,  definitiv  beigetreten  und  haben 
sich  bereit  erklärt,  die  auf  Orund  der  Bestimmungen  des  eben  erwähnten  Reglements  ausgegebenen 
und  während  der  laufenden  fünfjährigen  Ofiltigkeitsperiode  noch  auszugebenden  Legitimationen 
ab  zur  Inanspruchnahme  der  gewährten  Fahrbegünstigung,  deren  Ausmafi  auf  besonderen 
Einlagen  zu  den  Staatsbahnlegitimationen  ersichtlich  gemacht  wurde,  auch  auf  ihren  Linien  als 
gültig  anzuerkennen. 

Weiters  hat  die  Verwaltung  der  Elsenbahn  WIen-Aspang  gegen  Vorweisung  der  Staatsbahn- 
legitimatlonen  —  vorläufig  fflr  das  Jahr  1904  —  den  aktiven  Hof-  und  Staatsbediensteten  nach- 
stehende Fahrbegflnstigungen  zugestanden,  und  zwar  auf  der  Strecke  Wien-Aspang  In  der  I. 
nnd  n.  Klasse  die  Fahrt  zum  halben  Fahrpreise,  in  der  III.  Klasse  die  Fahrt  zum  Militärfahrpreise 
unter  Zuschlag  der  auf  ganze  Heller  aufgerundeten  Fahrkartensteuer  und  auf  der  Im  gesellschaft- 
lichen Betriebe  stehenden  Schneebergbahn  (einschliefilich  der  Zahnradstrecke)  die  Fahrt  zum 
halben  einfachen  Fahrpreise.  Unter  den  gleichen  Modalitäten  gewährt  die  Verwaltung  der 
Wiener  Lokalbahnen  während  des  Jahres  1904  den  genannten  Bediensteten  die  Fahrt  zum  halben 
Preise  auf  den  Linien  Wien-Ountramsdorf  und  Guntramsdorf-Baden  (Viadukt).  Es  wird  Jedoch 
bemerkt,  dafi  die  von  den  beiden  letztgenannten  Bahnverwaltungen  gewährte  Begünstigung  mit 
Ende  des  Jahres  1904  erlischt,  falls  keine  ausdrückliche  Erneuerung  des  Zugeständnisses  fflr 
eine  weitere  Zeitperiode  erfolgen  sollte. 

Was  die  flbrigen  Privatbahnverwaltungen  anlangt,  welche  es  sämtlich  abgelehnt  haben, 
dem  vorbezeichneten  Reglement  der  österreichischen  Staatsbahnen  beizutreten,  so  liegt  nur  eine 
seinerzeit  in  den  Tagesblättem  verlautbarte  Enunzlation  der  Sfldbahn-Oesellschaft  vor,  derzufolge 
dieselbe  den  aktiven  mit  Jahresgehalt  dekretmäfiig  angestellten  Staats-  und  Hofbediensteten  für 
das  Jahr  1904  besondere  Jahreszertifikate  zu  LOsung  halber  Fahrkarten  auf  ihren  Osterreichischen 
Linien  ausfolgt.  Bei  allen  anderen  Bahnverwaltungen  bleibt  die  Gewährung  Irgend  welcher 
Fahrbegflnstlgnng  an  Staats-  und  Hofbedienstete  der  individuellen  Entscheidung  dieser  Ver- 
waltungen flber  die  an  dieselben  zu  richtenden  Ansuchen  vorbehalten. 

Bei  der  amtswegigen  Beistellung  von  Legitimationen  Im  Sinne  des  Abs.  Z.  2  der  Ver- 
ordnung sind  die  gemäß  §  12  des  Gesetzes  vom  19.  Juli  1902,  RGBNr.  153,  entfallenden  und 
nach  den  Bestimmungen  des  Artikel  15  I B  der  Durchfflhrungsverordnung  vom  27.  September  1902, 
ROBNr.  195,  zu  entrichtenden  Stempelgebflhren  und  die  Kosten  des  Legitimationstäschchens 
(Artikel  V  des  mehrzitierten  Reglements)  von  der  ausstellenden  Behörde  zu  tragen. 

Der  Umfamg  des  im  Abs.  Z.  3  vorgesehenen  Kostenersatzes  erstreckt  sich  auf  die  gemäfi 
Artikel  15  l  A,  beziehungsweise  1511  der  Verordnung  vom  27.  September  1902,  RGBNr.  195, 
entrichtete  Stempelgebflhr,  welche  jedoch  das  auf  die  kompetenzmäfiige  Wagenklasse  entfallende 
Ausmafi  nicht  flbersteigen  darf  und  auf  die  von  den  Verwaltungen  der  betreffenden  Privat- 
transportuntemehmungen  fflr  die  Ausfertigung  der  Legitimationen  (Zertifikate  etc.)  sowie  etwa 
fflr  Portoanslagen  beanspruchten  Beträge. 

^)  Für  die  pensionierten  k.  k,,  beziehungsweise  k,  and  k.  ZivUsiaats-  und  Ho/bediensteten 
wurden  dauernde  amiliche  Legitimationen  laut  KUMErL  vom  23,  Juli  1901,  Z.  1645,  MVBNr,  36, 
eingeführt. 
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tempor&re  Legitimationen  zur  Ausgabe,  welche  die  Inhaber  auf  den  Linien  der  k.  k.  Oster- 
reichischen Staatsbahnen  und  der  in  den  Legitimationen  näher  bezeichneten,  vom  Staate 
betriebenen  Privatbahnen  bei  allen  Reisen  in  und  aufier  Dienst  ffir  ihre  eigene  Person  zur 
direkten  Inanspruchnahme  der  Fahrt  gegen  Bezahlung  ermäßigter  OebOhren  berechtigen. 

Die  Staats-  (und  Hof-)  Beamten  der  oberen  Rangsklassen  bis  einschliefillch  der  VlII.  Klasse 
sind  berechtigt,  die  Ausstellung  von  Legitimationen  für  die  I.  oder  IL  Wagenklasse,  diejenigen 
der  IX.,  X.  und  XI.  Rangsklasse  fOr  die  IL  oder  III.  Wagenklasse,  die  Diener  nur  fUr  die 
III.  Wagenklasse  zu  verlangen. 

Die  Legitimationen  berechtigen  die  Inhaber  zur  Inanspruchnahme  von  FahrbegQnstigungen 
in  derjenigen  Wagenklasse,  für  welche  sie  gemäfi  der  entrichteten  Stempelgebflhr  ausgestellt 
sind  und  falls  diese  fflr  die  hOhere  der  im  vorangefflhrten  Umfange  freigestellten  Wagenklasse 
entrichtet  wurde,  auch  in  der  nächst  niedrigeren  Wagenklasse. 

Artikel  IL 

Die  Legitimationen  dfirfen  nur  an  solche  Bedienstete  ausgefolgt  werden,  welchen  der 
Charakter  wirklicher  k.  k.,  beziehungsweise  k.  und  k.  Staats-,  beziehungsweise  Hofbediensteten 
zukommt. 

Aufierdem  erhalten  solche  Legitimationen  nur  noch  jene,  im  Verzeichnisse  (Beilage  A) 
angefahrten  öffentlichen  Funktionäre,  bezflglich  welcher  mit  Rflcksicht  darauf,  dafi  sie  bei 
Staats-  und  Hofämtern  dauernd  angestellt,  nach  Art  der  Staatsbeamten  honoriert  und  sowohl 
hinsichtlich  Ihrer  Beeidigung,  als  auch  hinsichtlich  ihrer  allgemeinen  Rechte  und  Pflichten  und 
somit  Ihrer  ganzen  amtlichen  Stellung  und  insbesondere  auch  ihren  Versorgnngsansprflchen 
nach,  den  eigentlichen  Staats-,  beziehungsweise  Hofbediensteten  vollkommen  gleichgehalten 
sind,  ausnahmsweise  die  Ausfolgung  dauernder  Fahrbegflnstigungslegitimationen  vom  Eisenbahn- 
ministerium zugestanden  wurde.O 


»)  Vgl.  hiem  Erlaß  des  Ministers  für  K.  «.  U,  vom  30.  April  1886,  Z.  507/ KUM:  Von 
verschiedenen  Behörden  und  Anstalten  sind  mir  Gesuche  zugekommen,  in  denen  die  Bitte 
gestellt  wurde,  dafi  die  durch  die  Normalverordnung  des  Handelsministeriums  vom  20.  Mal  1885, 
Z.  127/HM  E.  (verlautbart  mit  dem  ho.  Erlasse  vom  3.  Juni  1885,  Z.  178/KUM,  JVfVBNr.  26  and 
27)  den  aktiven  Hof-  und  Staatsbeamten  und  Dienern  auf  sämtlichen  Linien  der  Osterreichischen 
Staatsbahnen  gewährten  Fahr-  und  Frachtbegünstigungen  auch  auf  solche  Personen  ausgedehnt 
werden ,  welche ,  ohne  zu  den  erwähnten  Beamtenkategorien  zu  gehören ,  mit  staatlichen  Funk- 
tionen betraut  sind. 

Die  Ausdehnung  dieser  Begflnstigungen  wurde  insbesondere  fflr  die  Privatdozenten, 
Assistenten,  Lektoren  und  Mechaniker  der  Hochschulen,  die  vertragsmäßig  gegen  eine  Jahres- 
remuneration bestellten  Leiter  und  Lehrer  der  gewerblichen  Fachschulen,  die  Bezirksschul- 
inspektoren,  die  nicht  zugleich  an  Staatslehranstalten  definitiv  angestellt  sind,  und  die  Professoren 
des  Technologischen  Oewerbemuseums  in  Wien  erbeten. 

Infolge  der  diesfalls  mit  dem  Handelsministerium  eingeleiteten  Verhandlung  hat  der  Herr 
Leiter  des  Handelsministeriums  mit  Zuschrift  vom  4.  April  1.  J.  Z.  39/HM  E  anher  eröffnet,  dafi 
das  Handelsministerium  nicht  in  der  Lage  sei,  diesen  Gesuchen  um  Ausdehnung  der  zitierten 
Nonnalverordnung  auf  die  genannten  Funktionäre  zu  willfahren,  da  die  Staatseisenbahnverwaltung 
bei  dem  immer  mehr  zu  Tage  tretenden  Streben,  die  einer  bestimmten  Beamten-  und  Diener- 
kategorie eingeräumten  Begflnstigungen  weiteren  Berufskreisen  zugänglich  zu  machen,  schon 
aus  Ökonomischen  Grflnden  darauf  bedacht  sein  mflsse,  bei  der  Beurteilung  solcher  Gesuche 
mit  der  grOfiten  Rigorosität  vorzugehen  und  daher  an  dem  Grundsatze  festhalten  mflsse,  dafi 
die  Ausdehnung  der  gedachten  Begflnstigungen  auf  Öffentliche  Funktionäre,  wenn  denselben 
nicht  formell  die  Eigenschaft  wirklicher  Staatsbeamter  oder  Staatsdiener  zukommt,  nur  insoweit 
zulässig  erscheint,  als  solche  Funktionäre  doch  an  Staatsämtem  oder  Staatsanstalten  dauernd 
angestellt,  daselbst  nach  Art  der  Staatsbeamten  honoriert  und  sowohl  hinsichtlich  ihrer  Beeidigung 
als  auch  bezflglich  ihrer  allgemeinen  Pflichten  und  Rechte  und  somit  ihrer  ganzen  amtlichen 
Stellung  und  insbesondere  auch  ihrer  Versorgungsansprflche  nach,  den  eigentlichen  Staats- 
bediensteten vollkommen  gleichgehalten  sind. 

Hievon  beehre  ich  mich  Euer  .  .  .  zur  Danachachtung  mit  dem  Ersuchen  in  Kenntnis 
zu  setzen,  gefälligst  veranlassen  zu  wollen,  dafi  bei  Inanspruchnahme  der  in  Rede  stehenden 
Begünstigungen  die  Bestimmungen  der  bezogenen  Normalverordnung  eine  strenge  Interpretation 
eriahren. 

Laut   KUMErL  vom  20,  August  1902,  Z.  1865/ KUM,  MVBNr.  41,  dürfen  insbesondere 
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Artikel  III. 

Die  Leeitimationen  bestehen  aus  dem  Täschchen  und  der  Einlage.  Letztere  wird  nach 
dem  zuliegenden  Formulare  (Beilage  B)  in  deutscher  Sprache  aufgelegt  und  auf  mit  farbigem 
Unterdrücke  (Ouilloche-Zeichnung)  versehenen  Papiere  in  einer  unter  amtlicher  Kontrolle 
stehenden  Druckerei  hergestellt.  Die  Einlagen  werden  in  Ledertflschchen,  welche  einen  Rahmen 
fflr  die  mit  Metall5sen  einzuheftende  Photographie  des  Inhabers  enthalten,  dauernd  befestigt. 

Die  Photognphie  mufi  auf  Papierkarton  aufgezogen  sein  und  Visitkartenformat  (lOVe  cm 
hoch,  6Vt  cm  breit)  haben.  Auf  Blechplatten  hergestellte  Photographien  werden  nicht  ange- 
nommen. Die  Photographie  darf  zu  ähnlichen  Zwecken  bisher  nicht  verwendet  worden  sein 
und  mufi  die  betreffende  Person  zweifellos  erkennen  lassen.  Sie  ist  vom  Inhaber  auf  dem  Bilde 
selbst  eigenhändig  mit  Tinte  zu  unterschreiben  und  von  der  ausfertigenden  Stelle  nach  Befestigung 
im  Täschchen  auf  der  Bildfläche  mit  dem  Hochdruckstempel  abzustempeln. 

Die  Einlagen  sind,  und  zwar  dem  Vordrucke  entsprechend  genau  und  sorgfältig  auszu- 
fallen nnd  haben  zu  enthalten: 

Auf  Seite  2  und  3. 

1.  Die  Wagenklasse,  fflr  welche  die  Stempelgebahr  entrichtet  wurde. 

2.  Die  laufende  Nummer  in  fünfstelliger  Zahl. 

3.  Name  und  Diensteigenschaft  des  Inhabers. 

4.  Die  handschriftliche  Bezeichnung  der  Wagenklasse,  fOr  welche  nach  Vorstehendem  die 
FahrbegflnsHgung  in  Anspruch  genommen  werden  kann. 

5.  Das  Datum  der  Ausstellung. 

6.  Die   faksimilierte   Unterschrift   der  mit   der   Ausgabe   der  Legitimationen    betrauten 
k.  k.  Staatsbahndirektion  Wien. 

Auf  Seite  4. 

7.  Den  gesetzlich  entfallenden  Fahrkartenstempel,  welcher  von  dem  ausstellenden  Amte 
mit  dem  feuchten  Amtssiegel  zu  entwerten  ist. 

8.  Die   eigenhändige   mit  Tinte   beizusetzende  Unterschrift   des   Ausstellers,  sowie  des 
Inhabers. 


an  unbeeideie  Eleven,  Praktikanten  «.  dgL  FahrbegünsÜgungslegiümationen  nicht  ausgefertigt 
werden. 

Zufolge  KUMErL  vom  22,  September  1904,  Z.  1801 IKUM,  ist  der§  10  der  Vdg.  vom  1  Jänner 
1997,  ROBNr,  9  (s,  Nr,  233),  wonach  den  Assistenten  (Konstrukteuren)  der  Universitäten, 
teduüsdttn  Hochschulen  etc.  die  gleichen  Fahr-  und  Frachtbeg&nstigungen  auf  Ebenbahnen  und 
anderen  Transportanstalten  wie  den  Staatsbeamten  zukommen  sollten,  durch  das  Außerkraftreten 
des Fahrbegunstigungsnormalevom Dezember  1991  gegenstandslos  geworden,  weshalb  den  Assistenten 
(Konstrukteuren)  keine  Fahrbegünstlgungslegitimationen  auszustellen  sind. 

Betreffend  die  Außfolgung  amtlicher  Legitimationen  für  Fahrbegänstigungen  bei  Eisenbahn- 
fahrten  an  die  staatlich  bestellten  Kanzleigehilfen  bestimmt  der  KUMErL  vom 
27,  Mai  1903,  Z.  1056/ KUM: 

Anläfllich  eines  konkreten  Falles  ist  kürzlich  die  Frage  aufgeworfen  worden,  ob  den 
staatlich  bestellten  Kanzleigehllfen  amtliche  Legitimationen  auf  Fahrbegünstigungen  bei  Eisen- 
bahnfahrten ausgefolgt  werden  kOnnen. 

Aus  diesem  Anlasse  hat  das  Eisenbahnministerium  mit  der  Zuschrift  vom  9.  Mai  1.  J. 
Z.  19.570,  anher  mitgeteilt,  dafl  der  Verband  österreichischer  Transportuntemehmungen  betreffend 
die  Fahrbegflnstigung  der  Staats-  und  Hofbediensteten  bereits  In  seiner  am  20.  November  1902 
abgehaltenen  Ausschufisitzung  beschlossen  hat,  die  Anwendbarkeit  des  Fahrbegünstlgungs- 
normales  auf  das  bei  den  staatlichen  Behörden,  Ämtern  und  Anstalten  in  Oemäflhelt  der  Vdg. 
des  OM  vom  19.  Juli  1902,  ROBNr.  145,  bestellte  Kanzleihilfspersonale  abzulehnen,  und  dafi 
sohln  die  Ausfolgung  amtlicher  Legitimationen  an  Kanzleigehllfen  auch  In  dem  Falle  unstatthaft 
ist,  wenn  es  sich  um  Dienstrelsen  derselben  handelt. 

Dagegen  wird  auf  den  Linien  der  k.  k.  österreichischen  Staatsbahnen  den  im  Staatsdienste 
stehenden  Kanzleigehllfen  und  Kanzleihilfsarbeltem  bei  Reisen  aufier  Dienst  über  fallweise 
von  dem  Amtsvorstande  befürwortete  und  an  die  zuständige  k.  k.  Staatsbahndirektion  zu 
richtende  Ansuchen  eine  fünfzigprozentige  Fahrpreisermäfiigung  für  eüizelne  Fahrten  bewilligt. 

Die  bezüglichen  Anweisungen  unterliegen  der  gesetzlichen  Stempelgebühr,  sowie  der 
vorgesdiriebenen  Ausfertigungsgebflhr. 
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Artikel  IV. 

Die  Legitimationen  werden  mit  einer  Oflltigkeitsdauer  von  5  zu  5  Kalenderjahren  auf- 
gelegt. Es  erlischt  sohin  die  Oflltigkeit  der  erstaufgelegten  Legitimationen  am  3L  Dezember  1907. 
Diese  Legitimationen  sind  jedoch  alljährlich  zum  Jahresschlüsse  derjenigen  Stelle,  welche  zur 
Ausstellung  berechtigt  erscheint,  zum  Zwecke  der  Bestätigung  vorzulegen,  dafi  beim  Inhaber  die 
für  die  Anspruchsberechtigung  mafigebenden  Voraussetzungen  noch  zutreffen.  Diese  Bestätigung 
Ist  in  der  Welse  zu  erteilen,  dafl  auf  Seite  1  der  Einlage  neben  die  betreffende  Jahreszahl  das 
Amtssiegel  aufgedruckt  und  unter  dieselbe  die  Unterschrift  des  zur  Ausstellung  Berechtigten 
gesetzt  wird. 

Das  k.  k.  Eisenbahnministerium  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  seinem  freien  Ermessen 
in  einem  gegebenen  Zeitpunkte,  auch  noch  vor  Ablauf  der  Oültigkeitsdauer  alle  Legitimationen 
einzuberufen. 

Artikel  V. 

Zur  Ausstellung  der  Legitimationen  sind  nur  die  in  der  Beilage  C  verzeichneten  k.  k., 
beziehungsweise  k.  und  k.  obersten  Zentralstellen,  Behörden  und  Amter  berufen.*) 

Dieselben  haben  die  Täschchen  samt  Einlagen  bei  der  k.  k.  Staatsbahndirektion  Wien 
gegen  Vergütung  des  mit  1  Krone  per  Stflck  fixierten  Kostenbetrages  zu  beziehen. 

Insofeme  aber  dieser  Kostenbetrag  die  aus  der  Beschaffung  und  Evidenzhaltnng  der 
Legitimationen  sowie  aus  der  PrUfung  der  bezflglichen  Nachweisungen  stammenden  Auslagen 
nicht  decken  sollte,  behält  sich  das  Eisenbahnministerium  das  Recht  vor,  den  Kostenbetrag  der 
Legitimationen  entsprechend  zu  erhöhen. 

Seitens  der  ausfertigenden  Behörden  und  Amter  hat  der  Erlag  des  Bezugspreises  der 
Legitimationen  an  die  k.  k.  Staatsbahndirektion  Wien  mittelst  Postanweisung  und  falls  ihnen 
von  derselben  Empfangserlagsscheine  der  Postsparkassa  (Scheckverkehr)  zur  Verfflgung  gestellt 
werden,  mittelst  der  letzteren  zu  erfolgen. 

Insolange  die  k.  k.  Staatsbahndirektion  Wien  von  dem  Erläge  der  entfallenden  Kosten 
nicht  benachrichtigt  ist,  wird  sie  den  Anforderungen  um  Zusendung  von  Legitimationen  nicht 
entsprechen. 

Änderungen  der  Diensteigenschaft  des  Inhabers  sind  auf  Seite  5  von  dem  zur  Ausstellung 
der  Legitimationen  zuständigen  Amte  unter  Beisetzung  der  Unterschrift  und  Beidrflckung  des 
Amtssiegels  kurz  vorzumerken. 

Die  Legitimationen  sind  stets  nach  der  Reihenfolge  der  vorgedruckten  Nummern  aus- 
zustellen. 

Artikel  VI. 

Die  ausstellenden  Behörden  und  Ämter  haben  die  bei  ihnen  zur  Ausfertigung  gelangenden 
Legitimationen  nach  den  darauf  vorgedruckten  Nummern  in  genauer  Evidenz  zu  halten  und 
Sorge  zu  tragen,  dafi  durch  Dienstaustritt,  Versetzung  in  den  Ruhestand  oder  sonstigen  Verlust 
der  Anspruchsberechtigung  sowie  durch  Ableben  des  Inhabers  ungültig  gewordene  Legitimationen 
sofort  eingezogen  werden. 

Sie  haben  bis  1.  Februar,  1.  Mai,  1.  August  und  1.  November  eines  jeden  Jahres  nach 
dem  beiliegenden  Formulare  D  eine  Nachweisung  über  die  von  ihnen  bezogenen  Legitimationen 
an  die  k.  k.  Staatsbahndirektion  Wien  einzusenden.  Dieser  Nachweisung  sind  die  wegen 
Dienstaustritt ,  Versetzung  in  den  Ruhestand  oder  Tod  des  Inhabers  oder  wegen  Umtausches 
sowie  durch  Zeitablauf  ungültig  gewordenen  sowie  die  bei  der  Ausstellung  etwa  verdorbenen 
Legitimationen  (die  samt  Täschchen  und  der  in  denselben  zu  belassenden  Photographie  zu  durch- 
lochen oder  auszuschneiden  sind)  beizulegen,  und  zwar  derart,  dafl  die  Nummern  dieser  Legiti- 
mationen in  der  hiefür  bestimmten  Rubrik  der  Nachweisung  ausgeführt  werden. 

Für  die  bei  der  Ausstellung  verdorbenen  Legitimationen  wird  der  bezahlte  Kostenbetrag 
nicht  rückvergütet. 

In  Verlust  geratene  oder  solche  Legitimationen,  welche  aus  irgend  einem  Orunde  nicht 
eingezogen  werden  konnten,  sind  seitens  der  Stelle,  welche  dieselben  ausgestellt  hat,  mit 
tunlichster  Beschleunigung  der  k.  k.  Staatsbahndirektion  Wien  auf  Formulare  nach  Muster  £ 
mitzuteilen. 

In  dieser  Mitteilung  sind  auch  die  Nummern  jener  Legitimationen  anzugeben,  welche  für 
die  in  Verlust  geratenen  neu  ausgestellt  wurden. 


')  Zur  Ausstellung  der  LegUmationen  für  das  UniversUätspersotuüe  ist  die  betreffende 
poUtische  Landesstelle  berufen. 
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Artikel  VII. 

Die  Rechte  und  Pflichten  der  Inhaber  von  Les^itimatlonen  sind  den  In  den  Lesritimatlonen 
abgedruckten  „Allgemeinen  Bestimmungen"  (s.  Beilage  B)  zu  entnehmen. 

Artikel  VIII. 

Mit  der  Beschaffung  und  Ausgabe  der  Legitimationen  an  die  ausfertigenden  Behörden 
und  Ämter,  der  Evidenz  der  verausgabten  Legitimationen,  der  Prüfung  der  Nachweisungen  Aber 
ausgefertigte  Legitimationen,  hinsichtlich  der  Anspruchsberechtigung,  der  Durchfflhrung  der 
eventuellen  Einziehung  der  .Legitimationen  und  mit  der  Kassagebarung  wird  die  k.  k.  Staats- 
bahndirektion Wien  betraut. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

(Dieselben  sind  dem  Formuiare  der  Legitimation  beigedntcktj 

1.  Diese  Legitimation  ist  nur  für  die  darin  bezeichnete  Person  gflltlg. 

Die  Legitimation  darf  fflr  einen  Staats-,  beziehungsweise  Hofbeamten  der  oberen  Rangs- 
klassen bis  einschliefilich  der  VIII.  Rangsklasse  nur  fflr  die  I.  oder  II.  Wagenklasse,  fflr  einen 
Beamten  der  IX.,  X.  und  XI.  Rangsklasse  nur  fflr  die  II.  oder  III.  Wagenklasse,  fflr  einen  Diener 
nur  fflr  die  III.  Wagenklasse  ausgestellt  werden  und  berechtigt  den  Inhaber  nur  zur  Inanspruch- 
nahme von  Fahrbegflnstigungen  in  derjenigen  Wagenklasse,  fflr  welche  sie  gem&fl  der  ent- 
richteten Stempelgebflhr  ausgestellt  ist  und  falls  diese  fflr  die  hOhere  der  im  vorangefahrten 
Umfange  freigestellten  Wagenklasse  entrichtet  wurde,  auch  in  der  nächst  niedrigen  Wagenklasse. 

Die  Benfltzung  einer  höheren  Wagenklasse,  als  fflr  welche  die  Legitimation  ausgestellt 
wurde,  ist  nur  gegen  Zahlung  der  normalen  Zivilfahrpreisdifferenz  gestattet.^) 

Bei  Lösung  von  zusammenstellbaren  Fahrscheinheften,  Vergnflgungszugs-,  Zeit-,  Tour- 
und  Retour-  und  dergleichen  ermftfiigten  Karten,  sowie  bei  Benfltzung  der  Exprefl-  und  Luxus- 
zflge  wird  eine  Fahrgebflhrenermlfiigung  auf  Orund  dieser  Legitimation  nicht  gewährt. 

2.  Behufs  Ausstellung  einer  Legitimation  hat  der  Bewerber  seine  in  Visitkartenformat 
(1(H/,  cm  hoch,  6Vt  cm  breit)  auf  Papierkarton  aufgezogene  Photographie,  welche  zu  ähnlichen 
Zwecken  bisher  nicht  verwendet  worden  sein  darf  und  ihn  zweifellos  erkennen  lassen  mufi, 
seiner  vorgesetzten  Behörde  zu  flbergeben. 

Die  Photographie  hat  der  Inhaber  auf  dem  Bilde  selbst  eigenhändig  und  mit  Tinte  zu 
unterschreiben. 

Die  Legitimation  ist  alljährlich  zum  Jahresschlüsse  derjenigen  Stelle,  welche  zur  Aus- 
stellung berechtigt  erscheint,  zum  Zwecke  der  Bestätigung  vorzulegen,  dafi  beim  Inhaber  die 
fflr  die  Anspruchsberechtigung  mafigebenden  Voraussetzungen  noch  zutreffen. 

3.  Die  Legitimation  ist  bei  LOsung  der  Fahrkarte,  femer  während  der  Fahrt  dem 
Revisonspersonale  anläfilich  der  Revision  der  Fahrkarten  und  auch  sonst  auf  Verlangen  vor- 
zuzeigen. *) 


V  Beirejfs  der  Nachzahlungen  während  der  Fahrt  im  Zuge  vgl,  KUMErL  vom  21.  Jänner  1901, 
Z.  55/KUM,  MVBNr,  6. 

*)  Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  23.  Dezember  1896,  Z.  2695/KUM,  MVBNr.  2 
ex  1897  (an  sämtliche  Landeschefs): 

Zufolge  Zuschrift  des  k.  k.  Eisenbahnministeriums  vom  11.  Dezember  1.  J.,  Z.  14.853/1., 
mehren  sich  laut  Anzeige  der  Verwaltung  der  k.  k.  priv.  Sfldbahn-Oesellschaft  in  letzter  Zeit 
die  Fälle,  dafl  k.  k.  Staatsbedienstete  bei  Fahrten  zu  den  ihnen  flbereinkommengemäfi  zuge- 
standenen ermäJiigten  Preisen  den  diensthabenden  Eisenbahnrevisionsorganen  die  Vorweisung 
ihrer  amtlichen  Legitimation  verweigern.  Seitens  der  k.  k.  Staatsbediensteten  wird  hiebei  die 
Ansicht  zum  Ausdruck  gebracht,  dafl  sie  —  wenn  sie  in  Uniform  reisen  —  nicht  verpflichtet 
seien,  ihre  amtliche  Legitimation  vorzuweisen.  —  Da  diese  Ansicht  Irrig  Ist  und  die  Staats- 
bediensteten nach  Artikel  III,  Absatz  5,  sowie  Artikel  IV,  vorletzter  Absatz  des  Normales  vom 
Dezember  1891  unter  allen  Umständen  verpflichtet  sind,  die  amtliche  Legitimation  während  der 
Fahrt  dem  Revisionspersonale  der  Transportuntemehmung  bei  Revision  der  Fahrkarten  und 
auch  sonst  auf  Verlangen  vorzuzeigen,  so  beehre  ich  mich  bei  gleichzeitiger  Verlautbarung  des 
vorstehenden  im  hierortigen  Verordnungsblatte  Euer  .  .  .  hievon  mit  dem  Ersuchen  Mit- 
teilung zu  machen,  behufs  Hintanhaltung  unliebsamer  Konflikte  mit  dem  Revisionspersonale  der 
Transportanstalten,  die  dem  hierortigen  Ministerium  unterstehenden  Bediensteten  gefälligst  ent- 
sprechend belehren  und  denselben  die  zitierten  Bestimmungen  des  Normales  in  Erinnerung 
bringen  zu  wollen. 
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Behufs  Kontrolle  kann  durch  die  Revislonsorsrane  Jederzeit  die  abermalige  Abc^abe  der 
Unterschrift  des  Inhabers  gefordert  werden. 

4.  Der  Inhaber  der  Legitimation  ist  verpflichtet,  von  einem  allfUligen  Verluste  derselben 
unverzilgllch  der  vorgesetzten  BehOrde  Anzeige  zu  erstatten,  damit  sie  die  k.  k.  Staatsbahn- 
direktion in  Wien  von  dem  Verluste  sofort  verständige. 

5.  Legitimationen,  welche  erweislich  durch  eine  andere  als  die  hiezu  berechtigte  Person 
benfltzt  werden,  ausgebessert  oder  radiert  sind,  deutliche  Spuren  des  Austausches  der  Photo- 
graphie zeigen,  werden  von  den  Revisionsorganen  abgenommen. 

Von  dem  Anstände  wird  der  k.  k.,  beziehungsweise  k.  u.  k.  obersten  Zentralstelle,  oder 
dem  obersten  Hofamte  die  Anzeige  erstattet. 

Legitimationen,  welche  nicht  in  allen  Teilen  vorschriftsmäßig  ausgefüllt  oder  adjustiert 
sind,  welche  nicht  alle  durch  Vordruck  vorgeschriebenen  Unterschriften  tragen  oder  nicht  fflr 
das  BenQtzungsJahr  mit  der  Bestätigung  der  Fortdauer  der  fflr  die  Anspruchsberechtigung  mafi- 
gebenden  Voraussetzungen  versehen  sind,  deren  Photographie  von  dem  Inhaber  nicht  unter- 
schrieben oder  nicht  mit  dem  ämtlichen  Hochdruckstempel  abgestempelt  ist,  werden  von  den 
Revisionsorganen  zurückgewiesen. 

In  beiden  Fällen  wird  der  Betreffende  so,  als  ob  er  ohne  gültige  Fahrkarte  betroffen 
worden  wäre,  behandelt. 

6.  Eine  Rückvergütung  der  Differenz  zwischen  der  vollbezahlten  Zivilgebühr  und  den  auf 
Orund  der  Legitimation  zu  bezahlenden  Gebühren  findet  ausschllefilich  nur  in  dem  Falle  statt, 
wenn  nachgewiesenermafien  ein  Verschulden  der  Organe  der  Transportuntemehmung  die  Ursache 
davon  bildet,  dafi  die  anspruchsberechtigte  Person  der  gebührenden  Fahrbegünstigung  In  dem 
vorgekommenen  Falle  nicht  teilhaftig  wurde. 

Infolge  Verlustes  der  Anspruchsberechtigung  des  Inhabers,  z.  B.  Austritt  aus  dem  Dienst- 
verbande, Versetzung  in  den  Ruhestand  oder  infolge  Ablebens  des  Inhabers  ungültig  gewordene 
Legitimationen  (Täschchen  samt  Photographie  und  Einlage)  sind  durch  den  Betreffenden  selbst, 
resp.  durch  die  Hinterbliebenen  der  vorgesetzten  Stelle  sofort  zurückzustellen. 

Im  Falle  von  Änderungen  im  Dienstcharakter  des  Inhabers  ist  die  Legitimation  behufs 
Eintragung  der  Änderungen  der  vorgesetzten  Stelle  vorzulegen. 

Sowohl  wenn  von  der  Legitimation  aus  Irgend  einem  Grunde  kein  Gebrauch  mehr 
gemacht  werden  will,  als  auch  nach  Ablauf  der  Gültigkeitsdauerist  die  Legitimation  (Täschchen 
samt  Photographie  und  Einlage)  der  vorgesetzten  Stelle  einzusenden. 

7.  Im  Falle  nachträglich  gewünschter  Umänderung  der  Legitimation  hinsichtilch  der  Wagen- 
klasse mufi  stets  eine  neue  Legitimation  ausgefertigt  werden.. 


Auf  den  Luiien  der  k,  k.  österreichischen  Staatsbahnen  werden  den  Studierenden 
der  Hoch-  and  Mittelschulen,  wenn  sie  vom  Schul-  oder  KoUegiengelde  ganz  befreit  sind, 
stempelfreie ,  und  fOr  den  Fall  nur  teilweiser  Befreiung  stempelpflichtige  Anweisungen  auf  eine 
5ff^l4ge  Fahrpreisermäßigung  für  die  Fahrten  aus  dem  Heimatsorte  nach  dem  Orte  der  Unter- 
richtsanstalt und  umgekehrt  zu  Beginn  und  am  Ende  der  Schulzeit  sowie  gelegentlich  der  größeren 
Zwischenferien,  endlich  für  sonstige  von  ihnen  zu  unternehmende  notwendige  Reisen  aber  ent- 
sprechend instruierte  Ansuchen  ausgefolgt. 

Für  gemeinschaftliche,  unter  Aufsicht  der  Professoren  unternommene  Exkursionen  wird  den 
genannten  Studierenden  normalmäßig  eine  SCPIf^ge  Ermäßigung  der  Personenzugfahrpreise,  Ober- 
dies  aber  in  berucksichtigungswärdigen  Fällen  ausnahmsweise  für  wissenschaftliche  Exkursionen 
die  freie  Fahrt  bis  zur  MaximaUiöhe  von  einem  Drittel  der  Gesamtteilnehmer  bewilligt. 

Das  Eisenbahnministerium  pflegt  diese  Begünstigung  in  besonders  rücksichtswärdigen  Aus- 
nahm^ällen  noch  dahin  auszude/inen ,  dqß  dieselbe  bei  Fahrten  auf  Entfernungen  über  100  km 
in  der  IL  Wagenklasse  auch  für  Schnellzüge  zugestanden  vrird,  soferne  die  betreffende  Exkursion 
außerhalb  der  Zeit  vom  15.  Mai  bis  15.  September  stattfindet  und  eine  Bestätigung  des  Rektorates, 
beziehungsweise  der  Direktion  der  Lehranstalt  darüber  beigelegt  wird,  daß  der  Exkursionsplan  den 
Untenichtszwedien  entspreche. 

Was  die  Privatbahnen  betrifft,  sind  dieselben  hinsichtlich  der  Erteilung  solcher  Fahr- 
begunstigungen  völlig  eigenberechtigt. 

(Erließ  des  Eisenbahnministeriums  vom  27.  Jänner  1905,  Z.  2367,  an  den  Statthalter  für 
Böhmen.) 
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Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  yom  19.  JSnner  1892,  Z.  17.155 

ex  1891 

an  sämtliche  Landesstellen, 

(betreffend  die  UnfallverslcheittngspHicht  der  zu  Zwecken  der  wissen- 
schaftlichen Forschung  und  des  Unterrichtes  bestimmten  Laboratorien 

der  Hochschulen  und  anderer  Lehranstalten). 

Ober  eine  Anfrage  hat  das  k.  k.  Ministerium  des  Innern  mit  Zu- 
schrift vom  2.  August  1891,  Z.  13.576,  sich  dahin  ausgesprochen,  daß  die 
zu  Zwecken  der  wissenschaftlichen  Forschung  und  des  Unterrichtes  be- 
stimmten Laboratorien  der  Hochschulen  und  anderer  Lehranstalten  unter 
das  Unfallversichenuigsgesetz  zu  subsumieren  sind,  wenn  in  denselben 
die  im  §  1,  Abs.  3,  Punkt  1  und  2  UO.*)  bestimmten  Merkmale  der  Ver- 
sicherungspflicht, nämlich  die  Erzeugung  oder  Verwendung  explodierender 
Stoffe  oder  die  Verwendung  eines  Motors  vorhanden  sind. 

Alle  jene  Laboratorien,  bei  welchen  diese  Voraussetzungen  nicht  zu- 
treffen,  unterliegen  der  Unfallversicherungspflicht  nicht. 

Hienach  beehre  ich  mich  Euer  ...  zu  ersuchen,  falls  es  noch  nicht 
geschehen  sein  sollte,  mit  Berücksichtigung  der  obigen  Grundsätze  die 
Anmeldung  der  einschlägigen  versicherungspflichtigen  Betriebe  der  Lehr- 
anstalten bei  der  Versicherungsanstalt  durch  die  Vorstände  der  Lehr- 
anstalten sofort  zu  veranlassen,  wobei  daran  festzuhalten  sein  wird,  daß 
behufs  Bestimmung  der  Arbeitstage  und  Berechnung  des  Arbeitsverdienstes 
genau  anzugeben  ist,  an  welchen  Tagen  das  Laboratorium  usw.  im  Be- 
triebe steht,  beziehungsweise  an  welchen  Tagen  ein  etwa  verwendeter 
Motor  sich  in  Tätigkeit  befindet.') 

Personen,  welche  mit  Rücksicht  auf  ihre  Dienstzeit  bereits  pensions- 
berechtigt sind,  sind  in  das  Verzeichnis  der  Versicherungspflichtigen  nicht 
aufzunehmen. 

Die  den  einzelnen  staatlichen  Instituten  vorgeschriebenen  Versiche- 
rungsbeiträge werden  zur  Gänze  seitens  des  Staatsschatzes  getragen  werden 
und  wird  daher  eine  Rückvergütung  des  Zehntels  derselben  von  den  Ver- 
sicherten nicht  zu  beanspruchen  sein. 

')  Gesetz  vom  28.  Dezember  1887,  RQBNr,  1  ex  1888. 

*)  Erweitert  durch  den  MinErL  vom  13.  Juni  1893,  Z.  3009  fs.  Nr,  302). 
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Schließlich  ersuche  ich  zu  veranlassen,  daß  die  rechtskräftig  gewordenen 
Entscheidungen  und  vorgeschriebenen  Beträge  hieher  mitgeteilt  und  für 
die  Bedeckung,  beziehungsweise  Präliminierung  rechtzeitig  vorgesorgt  werde. 


Np.  302. 
Erlafi  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  13.  Jiml  1893,  Z.  3009, 

an  sämtliche  Landeschefs  mit  Ausnahme  jenes  von  Dalmatien, 

(betreffend  die  Durchführung  der  Unfaüversichening  bei  den  zu  Zwecken 

der   wissenschaftlichen  Forschung  nnd   des  Unterrichtes  bestimmten 

Laboratorien  der  Hochschulen  nnd  anderer  Lehranstalten). 

Unter  Bezugnahme  auf  den  ho.  Erlaß  vom  19.  Jänner  1892,  Z.  17.155 
ex  1891,^)  beehre  ich  mkh  Euer  ...  zu  eröffnen,  daß  die  mit  dem  ho. 
Erlasse  vom  29.  Juli  1892,  Z.  4715,*)  bekanntgegebenen  Weisungen  bezüg- 
lich der  Durchführung  der  Unfallversicherung  bei  den  Lehrwerkstätten  der 
gewerblichen  Unterrichtsanstalten  auch  auf  die  zu  Zwecken  der  wissen- 
schaftlichen Forschung  und  des  Unterrichtes  bestimmten  Laboratorien  der 
Hochschulen  und  anderer  Lehranstalten  Anwendung  zu  finden  haben. 

Hiedurch  erleidet  der  ho.  Erlaß  vom  19.  Jänner  1892,  Z.  17.155  ex 
1891,^)  insofern  eine  Abänderung,  als  behufs  Bestimmung  der  Arbeitstage 
und  Berechnung  des  Arbeitsverdienstes  nicht  nur  jene  Arbeitstage  zu  be- 
rücksichtigen sind,  an  welchen  ein  im  Laboratorium  etwa  verwendeter 
Motor  tatsächlich  in  Verwendung  steht,  sondern  auch  jene  Tage,  an  welchen 
überhaupt   Laboratoriumsarbeit  stattfindet 

Ich  ersuche  sonach  Euer  .  .  .,  das  Erforderliche  zu  veranlassen,  damit 
die  mit  dem  zitierten  ho.  Erlasse  vom  29.  Juli  1892,  Z.  4715,^)  bekannt- 
gegebenen Grundsätze  auf  sämtlkhe  der  Versicherungspflicht  unterliegende 
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*)  Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  29.  Juli  1S92,  Z.  4715,  an  die 
Statthalter  in  Böhmen  und  OberOsterreich ,  betreffend  die  Qrundsätte  ßir  die  Versieitenuig  von 
in  den  gewerblichen  Lehrwerkstätten  gegen  Entlohnung  beschäftigten  Personen  und  die  Berechnung 
des  Versicherungsbeitrages: 

Bei  dieser  Oelegenheit  werden  Euer  ...  im  Nachhange  zu  dem  ho.  Erlasse  vom  8.  Mirz 
1891,  Z.  327,  und  in  teilweiser  Abänderung^  der  mit  demselben  erteilten  Weisungen  In  Kenntnis 
gesetzt,  dafi  laut  einer  anläfilich  eines  speziellen  Falles  gefftllten  Entscheidung  des  k.  k.  Mini- 
steriums des  Innern  die  in  den  gewerblichen  Lehrwerkstätten  gegen  Entlohnung  besdiäftigten 
Personen  nicht  nur  fflr  die  Dauer  des  Motorenbetriebes,  sondern  fflr  die  ganze  Dauer  des 
Betriebes  dieser  Werkstätte  zu  versichern  sind,  und  dafi  demnach  bei  der  Beitragsberechnnng 
nicht  nur  Jene  Arbeitstage  zu  berflcksichtigen  sind,  an  welchen  der  Motor  tatsächlich  in  Ver- 
wendung steht,  sondern  auch  Jene  Tage,  an  welchen  nur  Handarbeit  stattfindet.  Es  haben  diea- 
bezflglich  sonach  nachstehende  Grundsätze  maflgebend  zu  sein: 

1.  Die  mit  der  Beaufsichtigung  der  Lehrwerkstätten  betrauten  Lehrer,  welche  aocb 
theoretischen  Unterricht  erteilen,  sind  in  allen  Fällen  entschädigungsberechtigt,  wenn  sie  einen 
Unfall  bei  dieser  dienstlichen  Obliegenheit,  das  ist  bei  dieser  Beaufsichtigung  erleiden. 

Bei  der  Beitragsberechnung  ist  fflr  sie  Jener  Teil  des  Gehaltes  anrechenbar,  welcher  dem 
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Laboratorien  der  im  dortigen  Verwaltungsgebiete  gelegenen  Lehranstalten 
angewendet  werden. 
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Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  Tom  22.  Mal  1897,  Z.  6559, 

an  die  Statthalterei  für  Niederösterreich, 

(womit  einige  Fragen  betreffend  die  Unfallversichening  der  bei  den 
nnfallversicheningspflichtigen  Betrieben  an  Hochscliulen  angestellten 

Personen  beantwortet  werden). 

Im  Verfolge  des  ha.  Erlasses  vom  6.  September  1895,  Z.  16.741,  wird 
über  die  mit  dem  Berichte  vom  24.  November  1894,  Z.  80.023,  aufge- 
worfenen Fragen  betreffend  die  Unfallversicherung  der  bei  den  unfall- 
versicheningspflichtigen  Betrieben  an  Hochschulen  angestellten  Personen, 
der  ...  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  und  der  Finanzen 
nachstehendes  bekannigegeben : 

y,Noch  nicht^'  pensionsfähige  Staatsbedienstete,  das  ist  solche  besoldete 
Staatsbedienstete,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  Kürze  ihrer  Dienstzeit  in 
keinem  Falle  pensionsberechtigt  sind,  gibt  es  nach  den  derzeit  geltenden 
Pensionsvorscfariften  nicht,  denn  für  die  Frage  der  Pensionsberechtigung 
der  Staatsbeamten,  Staatslehrpersonen  und  Diener  ist  gegenwärtig  das  Gesetz 
vom  14.  Mai  1896,  RGBNr.  74,i)  maßgebend.  Nun  tritt  einerseits  nach 
§  1  dieses  Gesetzes  die  Pensionsfähigkeit  zwar  erst  nach  ununterbrochener 
Vollstreckung  von  zehn  Dienstjahren  ein,  es  werden  aber  nach  §  2  die- 
jen^en  Staatsbeamten,  Staatslehrpersonen  und  Diener,  welche  infolge  einer 
von  ihnen  nicht  absichtlich  herbeigeführten  körperlichen  Beschädigung  dienst- 
unfähig geworden  sind,  wenn  sie  auch  noch  nicht  zehn,  jedoch  mindestens 
fünf  Dienstjahre  vollstreckt  haben,  so  behandelt,  als  ob  sie  zehn  Dienst- 
jahre wirklich  zurücl^elegt  hätten.  Für  diejenigen  dagegen,  welche  noch 
nicht  fünf  Dienstjahre  zurückgelegt  haben,  bleiben  andrerseits  im  Sinne 
der  generellen  Bestimmung  des  §  17  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1896, 
RGBNr.  74,  die  älteren  Vorschriften  in  Kraft  Diesbezüglich  bestimmt  wieder 
der  Punkt  5  des  Pensionsnormales  vom  5.  März  1781 :  „Jener,  welcher 
wegen  Wahnwitz,  zugestoßener  Krankheit  oder  Erblindung  ohne  sein  Ver- 
schulden auch  vor  gedienten  zehn  Jahren,  also  auch  vor  gedienten  fünf 
Jahren,  zu  allem  Brotverdienst  unfähig  wird,  dem  wird  ein  Viertel  von 
seinem  Gehalt  belassen,  ausgenommen,  daß  einem  solchen  dieses  Unglück 
in  Amtsverrichtungen  zugestoßen  wäre,  in  wek:hem  Falle  derlei  nach  Billig- 


verhältnisse der  von  ihnen  fflr  die  Beaufsichtigung:  angerechneten  Stundenanzahl  zur  Oesamt- 
verpflichtung  entspricht. 

Dasselbe  gilt  hinsichtlich  jener  Diener,  welche  nur  zum  Teile  in  der  Lehrwerkstätte 
beschäftigt  werden. 

2.  Werkmeister,  Vorarbeiter  und  Wericstättendiener,  welche  ausschUefillch  oder  doch  fast 
ausschliefllich  in  der  Lehrwerkstätte  beschäftigt  werden,  sind  fflr  den  ganzen  Umfang  dieser 
ihrer  dienstlichen  Tätigkeit  versichert  und  Ist  daher  auch  das  gesamte  Diensteseinkommen  bis 
zum  gesetzlichen  HOchstbetrage  der  Berechnung  des  Versicherungsbeitrages  zu  Grunde  zu  legen. 

»)  s.  Nr,  170, 


352  '*  ^^^'*  Organisation  und  Verwaltung;  B.  Universitätspersonale. 

keit  und  Befund  auch  besser  behandelt  werden/'  wobei  zu  bemerken  ist, 
daß  einer  „Krankheit'^  im  Sinne  dieser  Bestimmung  auch  jeder  die  Dienst- 
fähigkeit aufhebende  Unfall  gleichzustellen  ist,  wie  dies  auch  tatsächlich 
in  der  Praxis  geschieht. 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich,  daß  nach  den  derzeit  geltenden  gesetz- 
lichen Bestimmungen  jeder  besoldete  Staatsbeamte  und  Staatsdiener  für  den 
Fall  eines  seine  Dienstunfähigkeit  herbeiführenden  Unfalles  den  Anspruch  auf 
den   Bezug  eines  dauernden   Ruhegenusses  besitzt. 

Hiezu  wird  jedoch  bemerkt,  daß  nach  den  Bestimmungen  des  §  4 
UVO.i)  auch  die  pensionsberechtigten  Staatsbediensteten  nur  insoweit  von 
der  Unfallversicherung  ausgenommen  sind,  als  ihnen  und  ihren  Ange- 
hörigen beim  Eintritte  eines  Betriebsunfalles  der  Anspruch  auf  eine 
Pension  zusteht,  welche  die  Höhe  der  in  den  §§6  und  7  festgesetzten 
Rente  erreicht. 

Was  die  weiteren  Fragepunkte  betrifft,  so  wird  bemerkt,  daß  alle 
gegen  Unfälle  versicherten  Personen  auch  gegen  den  Krankheitsfall  ver- 
sichert werden,  insoweit  es  sich  nicht  um  Bedienstete  handelt,  welche 
in  einem  Betriebe  des  Staates,  des  Landes  oder  eines  öffentlichen  Fondes 
mit  festem   Gehalte  angestellt  sind. 

Aus  den  Worten  „mit  festem  Gehalte  angestellt"  muß  geschlossen 
werden,  daß  es  sich  hiebei  nur  um  Personen  handeln  kann,  deren  Be- 
schäftigung nicht  auf  einem  privatrechtlichen  kündbaren  Dienstvertrage  beruht, 
denen  vielmehr  eine  Stelle  verliehen  worden  ist,  mit  welcher  nach  den 
bestehenden  Normen  ein  bestimmter  Gehalt  fest  verbunden  ist.  Diese  Aus- 
nahme von  der  regelmäßigen  Versicherungspflicht  beruht  wohl  nach  der 
Absicht  des  Gesetzes  auf  der  Voraussetzung,  daß  derartig  Bedienstete  auch 
im  Krankheitsfalle  im  Besitze  der  ihnen  verliehenen  Stelle  und  der  mit 
dieser  verbundenen  Bezüge  bleiben,  beziehungsweise  daß  ihnen  diese  Stelle 
nur  unter  normativ  bestimmten  Voraussetzungen  entzogen  werden  kann 
und  es  wird  daher  die  Ausnahme  hinsichtlich  solcher  provisorisch  oder 
gegen  Kündigung  angestellter  Bediensteter  nicht  Platz  greifen,  welchen 
die  ihnen  mit  ihrer  Anstellung  verliehene  Stelle  nach  freiem  Ermessen 
entzogen   werden   kann. 

Was  endlich  die  Frage  der  individuellen  Befreiung  von  versicherungs- 
pflichtigen Personen  von  der  Versicherungspflicht  betrifft,  so  kann  dieselbe 
allerdings  von  der  politischen  Behörde  I.  Instanz  im  Falle  der  Zustimmung 
der  zu  befreienden  Personen  unter  der  Voraussetzung  bewilligt  werden, 
daß  ihnen  der  Anspruch  auf  Fortzahlung  des  Gehaltes  oder  Lohnes  für 
20   Wochen   im    Krankheitsfalle   zugesichert   wird. 

Da  aber  im  Interesse  des  Bestandes  der  auf  dem  Grunde  der  Gegen- 
seitigkeit beruhenden  Kassen  Privatunternehmungen  gegenüber  eine  der- 
artige Begünstigung  nur  in  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  erteilt  wird, 
wäre  es  kaum  angezeigt,  staatlichen  Betrieben  gegenüber  von  diesem  Grund- 
satze  abzugehen. 


')  Gesetz  vom  28,  Dezember  1887,  RQBNr.  1  ex  1888, 
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Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  Tom  25.  Jonl  1897,  Z.  15.371 

an  die  Satthalter  in  Niederösterreich,  Böhmen,  Steiermark,  Tirol  und  Galizien, 

(betreffend  die  freiwillige  Unfallversicheittng  bei  den  mit  Menschen-  und 

Tierleichen  manipulierenden  Instituten). 

Unter  Bezugnahme  auf  den  Bericht  .  .  .  beehre  ich  mich  Euer  .  .  . 
in  Betreff  der  Einbeziehung  jener,  einer  Unfallversicherungspflicht  nicht 
unierliegenden  Personen  an  Universitätsinstituten,  welche  daselbst  mit 
Menschen-  oder  Tierleichen  manipulieren  und  hiedurch  der  Gefahr  einer 
Infektion  ausgesetzt  sind,  in  die  durch  das  Gesetz  vom  20.  Juli  1894, 
RGBNr.  168,  nonnierte  freiwillige  Unfallversicherung  nach  gepflogenem  Ein- 
vernehmen mit  dem  Ministerium  des   Innern   nachstehendes   zu  eröffnen: 

Im  Sinne  dieses  Gesetzes  müßte  jedes  einzelne  Universitätsinstitttt, 
respektive  jede  einzelne  Anstalt,  deren  Bedienstete  versichert  werden  sollen, 
für  sich  als  ein  „Betrieb''  aufgefaßt  werden  und  der  betreffende  Instituts- 
vorstand als  Repräsentant  des  Betriebsunternehmens  angesehen  werden, 
dem  also  alle  aus  der  Versicherung  entspringenden  Verpflichtungen  (zur 
Lieferung  von  Anzeigen,  Berechnungen  usw.,  §§  18,  19,  21,  29  UVG.) 
obliegen. 

Da  nach  Art.  VI,  Abs.  3  des  zitierten  Gesetzes  die  freiwillige  Unfall- 
versicherung von  Betrieben  korporativ  für  alle  in  dem  betreffenden  Be- 
triebe beschäftigten  Arbeiter  und  Betriebsbeamten  erfolgen  muß,  wird  sich 
die  Versicherung  gegebenenfalls  nicht  auf  die  Institutsdiener  allein  zu  be- 
schränken haben,  sondern  alle  dem  betreffenden  Institute  angehörigen  An- 
gestellten (also  auch  Assistenten,  Demonstratoren  usw.)  umfassen  müssen. 
Ausgenommen  hievon  sind:  1.  der  als  Repräsentant  des  Betriebes  an- 
zusehende, daher  als  solcher  in  die  Verpflichtung  zur  Versicherung  nicht 
einbezogene  Vorstand  des  Institutes,  2.  alle  jene  Personen,  welche  zufolge 
der  Bestimmungen  des  §  4  des  Gesetzes  vom  28.  Dezember  1887,  RGBNr.  1 
ex  1888,  von  der  Versicherungspflicht  im  allgemeinen  ausgenommen  sind. 
Im  Sinne  des  Art.  VI,  Abs.  1  und  4  des  Gesetzes  vom  Jahre  1894,  kann 
zwar  die  freiwillige  Unfallversicherung  auch  auf  die  vorstehend  genannten 
Personen  ausgedehnt  werden,  doch  ist  deren  korporative  Anmeldung  nicht 
erforderlich. 

In  Gemäßheit  dieser  Bemerkungen  wird  daher  zunächst  zu  konsta- 
tieren sein,  welche  wissenschaftliche  Institute  durch  korporative  Anmeldung 
in  die  freiwillige  Versicherung  einzubeziehen  wären,  und  namens  dieser 
Institute  wird  sodann  mit  der  Unfallversicherungsanstalt  selbst  in  Ver- 
handlung zu  treten  sein,  um  die  Gefahrenklasse  festzustellen,  in  welche 
diese    Institutsbetriebe    einzureichen    wären. 

Ober  die  hienach  eingeleiteten  Verhandlungen  wollen  Euer  .  .  .  unter 
Darlegung  der  auf  den  Unterrichtsetat  zu  übernehmenden  Prämienzahlung 
anher  antragstellend  berichten,  wobei  die  im  Art.  VI,  Abs.  6  vorgesehene 
staatliche  Genehmigung  der  Gefahrenklassenbestimmung,  eventuell  die  im 
Art    VI,   Abs.  5    begründete    Feststellung   besonderer   Gefahrenklassen   im 
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Verordniuigswege,  und  zwar  im  Interesse  eines  möglichst  gleichmäßigen 
Vorgehens  der  einzelnen  Versicherungsanstalten  noch  vorbehalten  bleibt 
und  demnach  auch  von  einer  endgültigen  Anmeldung  zur  Versicherung 
bis  zum  Einlangen  dieser  Genehmigung  zuzuwarten  ist.^) 


Np.  305. 

Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  22.  Juni  1899,  Z.  5176, 

an  das  Rektorat  der  Wiener  Universität, 
(betreffend  die  Unfallversicherung  der  Studierenden).^ 

Aus  dem  Berichte  vom  21.  Februar  d.  J.,  Z.  2046,  habe  ich  ent- 
nommen, daß  der  akademische  Senat  der  Wiener  Universität  sich  veran- 
laßt gefunden  hat,  den  Studierenden  dieser  Hochschule,  insbesondere  den 
Hörern  der  Medizin,  Chemie  und  Physik,  wek:he  bei  ihrer  Beschäftigung 
mannigfachen  körperlichen  Verletzungen  ausgesetzt  sind,  sowie  den  in  gleicher 
Lage  befindlichen  Assistenten  und  Demonstratoren  das  Eingehen  von  Unfall- 
verskherungsverträgen  auf  Grund  von  mit  einer  Privatversicherungsgesell- 
schaft getroffenen  Vereinbarungen  zu  ermöglichen,  beziehungsweise  zu  er- 
leichtern. 

Indem  ich  diese  von  der  regen  Fürsorge  der  akademischen  Behörden 
für  die  Interessen  der*  Studierenden  und  der  Angehörigen  der  Universität 
zeugende  Maßnahme  mit  Beifried^^g  zur  Kenntnis  nehme,  ersuche  ich 
das  Rektorat,  über  das  Ei^ebnis  der  von  der  Universitätsquästur  entgegen- 
genommenen Versicherungsanträge  seinerzeit  zu  berichten. 

Hinsichtlich  des  vom  akademischen  Senate  gestellten  Antrages  auf 
Einführung  der  obligatorischen  Versicherung  sämtlicher  Universitätshörer 
behalte  ich  mir  die  Schlußfassung  vor. 


^}  Diese  Qenehmigung,  insbesondere  betreffs  der  Qefahrenklassenbestimmung,  wurde  mit  den 
an  die  Staithatterei  in  Niederösterreich,  Böhmen,  Steiermark,  Tirol  und  Qalizien  gerichteten  (im 
wesentlichen  gleichlautenden)  KUMErl,  vom  6.  März  1999,  Z.  4219  erteilt;  der  an  die  n,  ö. 
Statthalterei  ergangene  Erlaß  lautet: 

Unter  Bezugnahme  auf  den  ho.  Erlafi  vom  25.  Juni  1897,  Z.  15.371,  betreffend  die  in 
Aussicht  genommene  freiwillige  Unfallversicherung  der  Angestellten  jener  Universitätsinstitute, 
an  denen  mit  Menschen-  oder  Tierleichen  manipuliert  wird,  beehre  ich  mich  Euer  .  .  .  zn 
eröffnen,  dafi  nach  einer  mir  zugekommenen  Mitteilung  des  Ministeriums  des  Innern  die  laut 
eines  dorthin  gerichteten  Berichtes  Euer  .  .  .  von  der  Arbeiter- Unfallversichemngsanstalt  in 
Wien  beabsichtigte  Anwendung  der  Gefahrenklasse  IX,  Oefahrenprozent  48  mit  dem  Beitrags- 
satze von  3  Prozent  der  Lohnsumme  fflr  diese  Kategorie  von  Angestellten  mit  Rflckslcht  auf  die 
obwaltenden  Verhältnisse  als  angemessen  erachtet  werden  kann. 

Ich  genehmige  daher,  dafi  die  fraglichen  Angestellten  der  Wiener  Universität  unter  diesen 
Bedingungen  zur  freiwilligen  Unfallversicherung  angemeldet  werden,  und  dafi  die  bezflglichen 
Versicherungsbeiträge  auf  den  Unterrichtsetat  übernommen,  respektive  aus  dem  Regiekosten- 
kredite der  bezeichneten  Universität  gedeckt  werden. 

*)  Der  akademische  Senat  der  Innsbrucker  Universität  hat  in  seiner  Sitzung  vom  27.  Juni  1899 
beschlossen,  sich  für  die  Zulässigkeii  der  freiwilligen  Unfallversicherung  der  Studierenden, 
Assistenten  und  Demonstratoren  dieser  Universität  nach  den  Anträgen  einer  Privatversicherungs- 
gesellschaß  in  Wien  auszusprechen,  und  zwar  unter  den  gleichen  Modalitäten,  wie  solche  hinsicht- 
lich der  in  Frage  stehenden  Versicherung  bereits  an  der  Wiener  Universität  bestehen.  (KUMZ.  19.534 
ex  ld99.J 
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Terordnimg  des  Gesamtmlnlsterioms  vom  5.  Febniar  1900, 

RGBNr.  23, 

betreffend  die  Versicherting  der  aus  Staatsmitteln  entlohnten  provi- 
sorischen nnd  Aashilfsdiener  für  den  Krankheitsfall. 

Zur  Durchführung  des  §  16  des  Gesetzes  vom  26.  Dezember  1899, 
RGBNr.  255,1)  betreffend  die  Regelung  der  Bezüge  der  in  die  Kategorie 
der  Dienerschaft  gehörigen  aktiven  Siaatsdiener,  findet  das  Gesamtministe- 
rium folgendes  zu  verordnen: 

§  1.  Die  im  §  16  des  Gesetzes  vom  26.  Dezember  1899,  RGBNr.  255, 
vorgeschriebene  Versicherung  der  aus  Staatsmitteln  entlohnten  provisori- 
schen und  Aushilfsdiener  für  den  Krankheitsfall^)  erfolgt  durch  die  im 
Sinne  des  Gesetzes  vom  30.  März  1888,  RGBNr.  33,  betreffend  die  Kranken- 
versicherung  der   Arbeiter,    errichteten    Bezirkskrankenkassen. 

Von  dieser  Art  der  Krankenversicherung  sind  nur  jene  aus  Staats- 
mittehi  entlohnten  provisorischen  und  Aushilfsdiener  ausgenommen,  denen 
infolge  ihrer  Zugehörigkeit  zu  einer  staatlichen  Betriebskrankenkasse  oder 
aus  einem  anderen  Grunde  der  Anspruch  auf  die  in  den  §§6  und  8  des 
Gesetzes  vom  30.  März  1888,  RGBNr.  33,  vorgeschriebenen  Minimal- 
leistungen zusteht. 

§  Z  Zu  den  im  §  1  erwähnten  Versicherungspflichtigen  gehören  jene 
bei  staatlichen  Behörden,  Amtern,  Anstalten  und  Betrieben  Bediensteten, 
wekhe  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  fallen,  jedoch  keine  ständigen 
Bezüge  im  Sinne  des  §  1  des  Gesetzes  vom  26.  Dezember  1899,  RGBNr.  255, 
genießen. 

§  3.  Die  den  Staat  als  Arbeitgeber  zufolge  des  Gesetzes  vom  30.  März 
1888,  RGBNr.  33,  treffenden  An-  und  Abmeldungen  der  Versicherungs- 
pflichtigen bei  den  örtlich  zuständigen  Bezirkskrankenkassen  haben  die  be- 
treffenden Amtsvorstände  vorzunehmen,  welche  für  die  pünktliche  Erfüllung 
dieser  Obliegenheiten  verantwortlich   sind. 

Die  erste  Anmekiung  hat  unbeschadet  der  mit  1.  Jänner  1900  ein- 
getretenen Versicherungspflicht  bis  längstens  Ende  Februar  1900  zu  erfolgen. 

»)  s.  Nr.  286, 

*)  Die  Versicherungspflichi  der  aus  Staatsmitteln  entlohnten  provisorischen  und  Aushllfs- 
diener ßr  den  Krankheitsfall  im  allgemeinen  (demnach  ohne  Unterschied  zwischen  zeit- 
weise  oder  ersatzweise  aufgenommenen  Aushilfsdienern)  ist  bereits  durch  das  Gesetz 
vom  26.  Dezember  1999,  RQBNr,  255,  beziehungsweise  die  in  Durchführung  desselben  erflossene 
Verordnung  des  Qesamtministeriums  vom  5.  Februar  1900,  RQBNr,  32  vorgeschrieben,  so  dqß  die 
seit  dem  Inslebentreten  dieses  Gesetzes  ergangenen  Weisungen,  insbesondere  der  MinErl,  vom 
31.  Dezember  1900,  Z,  2523/ KUM  lediglich  als  die  Durchführung  dieses  Gesetzes  regelnde, 
beziehungsweise  dasselbe  auslegende  Normatiwerfügungen  anzusehen  sind,  (MinErL  vom  31.  Okto- 
ber 1901,  Z,  1361IKUM,) 

Mit  dem  oberwähnien  MinErL  vom  31.  Dezember  1900,  Z.  2523/KUM  wurde  bemerkt,  daß 
die  Versidierungspflicht  für  den  Krankheitsfall  Im  Sinne  des  §  16  des  zitierten  Gesetzes  sich  auf 
alle  provisorischen  und  Aushi^fsdiener  zu  erstrechen  hat,  insoferne  dieselben  nicht  auf  Grund  des 
IL  Absatzes  des  bezogenen  §  16,  beziehungsweise  des  die  Durchführung  dieser  gesetzlichen  Bestim- 
mungen regelnden  h.  o,  Erlasses  vom  20,  Februaf  1900,  Z,  308/KUM  (s,  Nr,  307),  von  der  Ver^ 
Sicherung  auszunehmen  sind, 
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§  4.  Die  Krankenversicherungsbeiträge  werden  zur  Gänze  vom  Staate 
übernommen.  Im  übrigen  finden  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
30.  März  1888,  RGBNr.  33,  volle  Anwendung. 


Nr.  307. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministers  fflr  K.  d.  U.  vom  20.  Febniar  1900, 

Z.  308/KUM, 

an  sämtliche  Landeschefs, 

(wegen  Ditrchffihning  des  §  16  des  Gesetzes  vom  26.  Dezember  1999, 
RQBNr.  255,  betreffend  die  Verslchemng  der  ans  Staatsmitteln  entlohnten 
provisorischen  und  Aashilfsdiener  für  den  Krankheitsfall  sowie  der  dies- 
bezüglichen Verordnung  des  Qesamtministerinms  vom  5«  Februar  1900, 

RQBNr.  23). 

Hinsichtlich  der  Durchführung  der  im  §  16  des  Gesetzes  vom  26.  De- 
zember 1899,  RGBNr.  255,^)  normierten  Versicherung  der  aus  Staatsmitteln 
entlohnten  provisorischen  und  Aushilfsdiener  für  den  Krankheitsfall  werden 
Euer  .  .  .  auf  die  zur  Verlautbarung  gelangte  Verordnung  des  Gesamt- 
ministeriums vom  5.  Februar  1900^)  verwiesen  und  hiezu  folgendes  bemerkt  : 

Die  im  §  3  dieser  Verordnung  erwähnten  An-  und  Abmeldungen  der 
Versicherungspflichtigen  bei  den  örtlich  zuständigen  Bezirkskrankenkassen 
sowie  allfällige  andere  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  30.  März  1888, 
RGBNr.  33,  betreffend  die  Krankenversicherung  der  Arbeiter  oder  zufolge 
der  Statuten  der  Bezirkskrankenkasse  den  Arbeitgeber  treffende  Handlungen 
sind  von  dem  Vorstande  jener  Stelle  vorzunehmen,  bei  welcher  die  der 
Versicherungspflicht  imterliegenden  provisorischen  und  Aushilfsdiener  in 
Verwendung  stehen. 

Versicherungspflichtig  sind  nur  die  provisorischen  und  Aushilfsdiener,') 
nicht  aber  auch  die  bloß  zur  Vornahme  einzelner  Verrichtungen 
Aufgenommenen  und  auch   nicht  die  Diumisten. 

Hinsichtlich  der  letzteren  bleiben  vielmehr  die  getroffenen  Verfügungen 
über  die  Fortbelassung  des  Taggeldes  in  Erkrankungsfällen  bis  zur  Maximal- 
dauer von   drei   Monaten   in   Wirksamkeit.^) 

Zum  Zwecke  der  Anmeldung  haben  sich  die  Amtsvorstände  unver- 
züglich die  Statuten  der  einschlägigen  Bezirkskrankenkassen  sowie  die  er- 
forderlichen Anmeldungsbehelfe  zu  verschaffen  und  die  Anmeldung  aller 
derzeit  in  Verwendung  stehenden  provisorischen  und  Aushilfsdiener,  und 
zwar  vom  1.  Jänner  1900  ab  ordnungsmäßig  vorzunehmen.  Die  erste  An- 
meldung hat  bis  spätestens  letzten  Febniar  1.  J.  zu  erfolgen,  die  weiteren 
Anmeldungen  sowie  die  Abmeldungen  sind  innerhalb  der  in  den  Statuten 
vorgesehenen  Frist  vorzunehmen.  Insofern  diese  Amtshandlungen  im  Sinne 


»)  5.  Nr. 

«)  5.  Nr,  306, 

*)  VgL  auch  §  5  der  Vdg,  des  QM  vom  15,  Okiober  1902,  RQBNr.  200  (s,  Nr.  292^, 

*)  Vgl,  §  38  der  Vdg,  des  QM  vom  19.  JuU  1902,  RQBNr.  145  (s.  Nr,  271), 
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obiger  Bestimmungen  nicht  in  den  Wirkungskreis  der  mit  dem  Anweisungs- 
rechte  ausgestatteten  Behörden  fallen,  sind  Abschriften  aller  An-  und  Ab- 
meMungen  sowie  auch  die  Zahlungsaufträge,  und  zwar  letztere  mit  den 
zur  Beurteilung  der  Richtigkeit  des  bemessenen  Kassenbeitrages  erforder- 
lichen Bemerkungen  unverzüglich  der  anweisenden  Behörde  zur  Zahlungs- 
veranlassung vorzulegen. 

Ein  besonderes  Augenmerk  ist  der  richtigen  Einreihung  der  proviso- 
rischen und  Aushilfsdiener  in  die  bei  den  einzelnen  Bezirkskrankenkassen 
festgesetzten  Kategorien  der  Versicherungspflichtigen  (§  7  des  Gesetzes  vom 
30.  März  1888,  RGBNr.  33)  zuzuwenden  und  wird  erforderlichenfalls  sofort 
die  Intervention  der  kompetenten  politischen  Behörde  I.  Instanz  in  An- 
spruch  zu  nehmen  sein   (§  41    KVG.). 

Mit  dem  Tage  der  Erkrankung  eines  der  Versicherungspflicht  unter- 
liegenden provisorischen  oder  Aushilfsdiene^  ist  dessen  Taglohn  einzu- 
steUen.1) 

Rücksichtlich  der  übrigen  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  26.  De- 
zember 1899,  RGBNr.  255,  welche  mit  jenen  der  kais.  Vdg.  vom  19.  August 
1899,  RGBNr.  159,  gleichlautend  sind,  hat  der  zu  deren  Ehirchführung  er- 
gangene ho.  Erlaß  vom  7.  September  1899,  Z.  1856/KUM.,  bis  auf  weiteres 
sinngemäße  Anwendung  zu  finden.^) 

^)  Abgeändert  durch  §4  der  Vdg,  des  QM  vom  15,  Okiober  1902,  RQBNr,  200  fs,  Nr,  292), 
•)  VgL  auch  die  Vdg.  vom  6,  Juni  1902,  13541  KU M,  MVBNr,  31  (s,  Nr,  290)  und  vom 
21,  April  1902,  Z.  841  KUH,  MVBNr,  26  (s,  Nr,  2»), 
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Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  12.  Mal  1886,  Z.  8861, 

an  alle  politischen  Landesstellen, 

(wonach  Anschafhingen  für   Unlversltätslnstitnte   ohne  vorherige   Qe- 
nehmlgnng  unzulässig  sind,  wenn  sie  nicht  ans  den  bewilligten  Dotationen 

gezahlt  werden  können). 

Es  sind  neuerdings  Fälle  vorgekommen,  daß  von  Vorständen  und  dem 
Lehrpersonale  an  staatlichen  Unterrichtsansialten  eigenmächtig  ohne  Vor- 
wissen  und  Genehmigung  der  vojgesetzten  Behörde  Anschafhingen  und 
Bestellungen  für  die  unterstehenden  Lehranstalten,  respektive  Lehrkanzeln 
gemacht  wurden,  für  deren  Kosten  weder  in  den  betreffenden  Jahresdotationen 
noch  in  einer  anderen  Weise  vorgesorgt  war  und  daß  erst,  nachdem  bereits 
die  Tatsache  vorlag,  mit  dem  Ansinnen  an  die  Unterrichtsverwaltuxig  heran- 
getreten wurde,  nachträglich  die  sich  ergebene  Auslage,  beziehungsweise 
KreditüberschreitUjng  zu  genehmigen  und  zu  begleichen. 

Es  bedarf  keiner  weiteren  Erörterung,  daß  ein  derartiger  Vorgang  mit 
einer  geordneten  Finanzgebarung  und  mit  der  Einhaltung  der  mit  den 
jährlichen  Finanzgesetzen  festgestellten  Erfordernis-  und  Bedeckungssummen 
nicht  vereinbar  ist. 

Ich  sehe  mich  demnach  mit  Beziehung  auf  die  Erlässe  vom  21.  April 
1883,  Z.  413/KUM  und  vom  17.  April  1885,  Z.  368/KUM,  veranlaßt,  das 
Ersuchen  zu  stellen,  sämtlichen  im  dortigen  Verwaltungsgebiete  befindlichen 
staatlichen  Unterrichtsanstalten  im  vorgeschriebenen  Wege  zur  strengen  Da- 
nachachtung in  Erinnerung  zu  bringen,  daß  sich  die  Vorstände  und  das 
Lehrpersonale,  welchen  Kredite  oder  Dotationen  zur  selbständigen  Gebarung 
und  Verrechnung  zugewiesen  sind,  bei  Anschaffungen  und  Bestellungen 
strenge  innerhalb  der  Grenzen  dieser  Kredite  und  Dotationen  zu  halten  haben, 
daß  über  dieselben  hinaus  keinerlei  Anschaffungen  und  Bestellungen  effek- 
tuiert  werden  dürfen,  bevor  hiezu  die  höhere  Genehmigung  eingeholt  und 
erteilt  wurde,  und  daß  ohne  Genehmigung  der  kompetenten  Behörde  ge- 
machte Anschaffungen  und  Bestellungen,  durch  welche  die  bezüglichen  Kredite 
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überschritten  wurden,  für  die  Unterrichtsverwaltung  nicht  als  bindend  und 
verpflichtend  angesehen  und  die  Schuldtragenden  als  persönlich  haftbar  und 
verantwortlich  erklärt  werden. 


Np.  309. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  fflr  K.  a.  U.  vom  18.  MSrz  1889, 

Z.  2569, 

an  die  Landesstellen  in  Niederösterreich,  Böhmen,  Steiermark,  Tirol,  Galizien 

und  für  die  Bukowina, 

(betreffend  die  Wechselbeziehangen  der  einzelnen  Instituts-  und  Seminar- 

bibllotlieken  zu  der  Universitätsbibliotliek). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  .  .  .  betreffend  die  eventuelle 
Regelung  des  Verhältnisses  der  einzelnen  Instituts-  und  Seminarbibliotheken 
zu  der  Universitätsbibliothek  beehre  ich  mich  Euer  ...  zu  eröffnen,  daß 
ich  in  Würdigung  der  bei  dieser  Frage  in  Betracht  kommenden  Momente 
davon  absehe,  rücksichtlich  der  Wechselbeziehungen  dieser  Bibliotheken  zu- 
einander spezielle   Bestimmungen   zu  treffen. 

Es  wird  jedoch  der  Vorstehung  der  Universitätsbibliothek  wie  auch 
den  Vorständen  der  einzelnen  Instituts-  und  Seminarbibliotheken  behufs  tun- 
iKhster  Atisnützung  der  für  Bücheranschaffungen  zur  Verfügung  stehenden 
Mittel  die  Angabe  erwachsen,  bei  Anschaffung  namentlich  von  selten  ge- 
suchten und  kostspieligeren  Werken,  deren  doppelte  Anschaffung  nicht  er- 
forderlich erscheint,  möglichst  im  gegenseitigen  Einvernehmen  vorzugehen 
und  sich  gegebenenfalls  die  Oberzeugung  zu  verschaffen,  ob  das  betreffende 
Werk  etwa  schon  vorhanden  ist. 

Ohne  den  Instituts-  und  Seminarvorständen  in  dieser  Richtung  eine 
direkte  Verpflichtung  aufzuerlegen,  wird  femer  die  Erwartung  ausgesprochen, 
daß  sich  dieselben  jederzeit  bereit  finden  werden,  einzelne  Werke,  sofern 
sie  in  den  Institutsbibliotheken  nicht  zum  Handgebrauche  erforderlich  sind, 
auf  eine  vom  Institutsvorstande  zu  bestimmende  Zeit  an  die  Universitäts- 
bibliothek behufs  Benützung  in  deren  Räumen  leihweise  zu  überlassen. 

Die  Feststellung  der  näheren  Modalitäten  des  bisherigen  Verkehres 
zwischen  den  Instituts-  und  Seminarbibliotheken  mit  der  Universitätsbibliothek, 
insbesondere  hinsichtlich  der  Art,  wie  sich  die  Oberzeugung  von  der  be- 
absicht^en  Anschaffung  oder  dem  Vorhandensein  eines  Werkes  in  einer 
anderen  Bibliothek  zu  verschaffen  ist,  wird  zunächst  dem  Einvernehmen  der 
betreffenden  Bibliotheksvorstehungen  überlassen. 

Schließlich  finde  ich  anzuordnen,  daß  solche  ältere  Werke,  welche 
einem  Institute  nicht  mehr  dienen,  von  dem  Vorstande  desselben  der  Uni- 
versitätsbibliothek anzubieten,  eventuell  an  dieselbe  unentgeltlich  abzutreten 
und  alsdann  im  Inventare  des  Institutes  abzuschreiben  sind. 

Auch  unterliegt  es  andrerseits  keinem  Anstände,  daß  die  zur  Aus- 
scheidung   bestimmten   Doubletten   der   Universitätsbibliothek   vorerst    den 
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Vorständen  der  in  Betracht  kommenden  Institute  und  Seminare  angeboten 
werden.  *) 

Np.  310. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  28.  November  1889,  Z.  22.141, 

MTBNr.  57, 

an  sämtliche  Landeschefs, 

womit  eine  Mitteilung  des  k.  k.  Finanzministeriums  in  Betreff  des  Vor- 
ganges bei  dem  Bezüge  von  abgabefreiem,  nicht  denaturiertem  Brannt- 
wein für  staatliche  wissenschaftliche  Institute  bekannt  gemacht  wird. 

Nach  einer  anher  gelangten  Mitteilung  des  k.  k.  Finanzministeriums  vom 
25.  Oktober  1889,  Z.  37.465,  wurden  anläßlich  eines  meinerseits  an  dasselbe 
gerichteten  Ersuchens  an  sämtliche  Finanzlandesbehörden  Weisungen  er- 
lassen, wonach  bei  der  Bewilligung  zum  Bezüge  von  abgabefreiem,  nicht 
denaturiertem  Branntwein  für  staatliche,  wissenschaftliche  Institute  von 
der  Forderung  einer  Kautionsleistung  abgesehen  werden  kann. 

Zugleich  hat  das  Finanzministerium  anläßlich  einer  gleichzeitig  an  das- 
selbe gestellten  bezüglichen  Anfrage  nachstehendes  bemerkt: 

Die  Pauschalierung  des  abgabefreien,  nicht  denaturierten  Branntweins  ist 
in  dem  bezüglichen  Regulativ  nur  hinsichtlich  des  von  Apothekern  zu  Heil- 
zwecken bezogenen  Branntweins  gegen  Erfüllung  bestimmter  Voraus- 
setzungen vorgesehen. 

Hingegen  wird  für  wissenschaftliche  Institute,  welche  die  Bewilligung 
zur  abgabefreien  Verwendung  nicht  denaturierten  Branntweins  erlangt  haben, 
keineswegs  gefordert,  daß  sie  die  in  dem  Regulativ  für  den  zur  abgabefreien 
Verwendung  bestimmten  Branntwein  sub  IV,  Z.  6  bezüglich  der  Apotheker 
vorgezeichneten  genauen  Aufschreibungen  führen. 

Gänzlich  kann  auf  die  Führung  von  Aufschreibungen  über  den  Bezug 
und  die  Verwendung  des  abgabefreien  Branntweins  für  wissenschaftliche 
Zwecke  im  Interesse  der  Kontrolle  allerdings  nicht  verzichtet  werden  und 
wird  die  Form  dieser  Aufschreibungen  von  den  Verhältnissen  im  einzelnen 
Falle  abhängen. 

Aus  demselben  Grunde,  sowie  um  die  Sicherheit  zu  erhalten,  daß  die 
bewilligte  Menge  des  zur  abgabefreien  Verwendung  bestimmten  Branntweins 
jederzeit  dem  tatsächlichen  Bedürfnisse  entspreche,  erscheint  es  notwendig, 
die  bezüglichen  Bewilligungen  für  eine  bestimmte  Zeitdauer,  am  besten  für 
ein  Jahr  zu  erteilen. 

Im  übrigen  kann  der  Bezug  des  abgabefrei  zu  verwendenden  Brannt- 
weins zu  jeder  Zeit  und  je  nach  Bedarf  stattfinden,  jedoch  mit  Rücksicht 
auf  die  Bestimmung  des  §  66  des  Branntweinsteuergesetzes  nicht  in  Mengen 
unter  einem  Hektoliter. 


')  Vgl.  KUMVdg:.  vom  8.  Mai  1897,  Z.  3320,  MVBNr.  34,  betreffend  den  künftigen  Vorgang 
bei  Verwertung  von  Doubletten. 
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Np.  311. 
Terordnnng  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  Tom  22.  Janl  1892,  Z.  7036. 

MVBNr.  30, 

an  alle  politischen  Landeschefs  und  an  sämtliche  Landesschulräte, 

betreffend  den  Vorgangbei  Anweisung  der  ständlgenjahresrenittnerationen 

und  Siibstittttlonsgebfihren.^) 

Behufs  Erzielung  eines  gleichmäßigen  Vorganges  bei  Anweisung  der 
ständigen  Jahresremunerationen  und  Substitutionsgebühren  finde  ich  nach- 
stehendes anzuordnen: 

1.  Sämtliche  Jahresremunerationen,  welche  auf  Rechnung  der  im 
Kapitel  IX^  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht,  Abteilung  C,  Unterricht, 
bewilligten  bezüglichen  Kredite  bisher  in  Monatsraten  erfolgt  wurden,  sind 
vom  Studienjahre  1892/93  an  bis  auf  weiteres  grundsätzlich  in  zwölf  anti- 
zipativen,  am  ersten  jeden  Monates  fälligen  Raten  flüssig  zu  machen. 

Der  Genuß  der  vollen  Remunerationsraten  hat  am  ersten  des  der 
Ernennung  nächstfolgenden  Monates  zu  beginnen. 

2.  In  allen  Fällen,  in  welchen  der  Tag  des  faktischen  Dienstantrittes 
mit  diesem  Zeitpunkte  nicht  zusammenfällt,  sind  die  bis  zur  Fälligkeit  der 
ersten  vollen  Remunerationsrate  geleisteten  Dienste  pro  rata  temporis  zu 
entk)hnen. 

3.  Falls  Ernennungen  erst  nach  dem  unter  Punkt  1,  Abs.  2  bezeichneten 
Zeitpunkte  wirksam  werden  sollen,  ist  der  Dienstantrittstag,  sowie  der  Beginn 
des  Remunerationsgenusses  entsprechend  zu  bezeichnen. 

4.  Bei  Al^ang  eines  remunerierten  Lehrers  im  Laufe  des  Monates 
hat  die  Bestellung  des  Nachfolgers,  wenn  nicht  Dienste^rücksichten  die 
sofortige  Verwendung  eines  solchen  erheischen,  erst  von  jenem  Zeitpunkte 
an  stattzufinden,  welcher  eine  Doppelzahlung  für  die  Unterrichtserteilung 
in  demselben  Fache  ausschließt. 

5.  Die  letzte  Rate  der  Jahresremuneration  ist,  wenn  die  Weiterver- 
wendung des  Bezugsberechtigten  nicht  im  vorhinein  gesichert  ist,  in  den 
Fällen,  in  welchen  das  Studienjahr  einschließlich  der  Ferialmonate  nicht 
mit  dem  letzten  Monatstage  endet,  nur  mit  der  bis  zum  Beginne  des  nächst 
anschließenden  Studienjahres  pro  rata  temporis  fallenden  Quote  anzuweisen, 
beziehungsweise  zu  liquidieren. 

6.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  haben  in  gleicher  Weise  auf  alle 
jene  Substitutionsgebühren  Anwendung  zu  finden,  welche  nach  dem  Sub- 
stitutionsnormale vom  3.  Juni  1839  nicht  erst  nach  Aufhören  des  Sub- 
stitutionsauftrages zu  berechnen  sind. 

7.  Alle  jene  Jahresremunerationen,  welche  bisher  nicht  in  Monatsraten 
erfolgt  wurden,  sind  vom  Studienjahre  1892/93  an  in  zwei  Dekursivraten 
zu    Ende   jedes   Studiensemesters   vorschriftsmäßig   flüssigzumachen. 

8.  Eine  eventuelle  Änderung  in  Ansehung  der  monatlichen  oder 
semestralen  Anweisung  der  Jahresremunerationen  (Punkt  1  und  7)  wird 
der  hierortigen  Verfügung  vorbehalten. 


0  yi^  jedoch  betrijfs  der  Anweisung  der  Assistentenremanerationen  Nr  233. 
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9.  Alle  anderweitigen  hierortigen,  den  Bezug  der  Jahresremunerationen 
betreffenden  Bestimmungen,  welche  mit  dieser  Verordnung  nicht  im  Ein- 
klänge stehen,  treten  außer  Kraft. 


Np.  312. 

Terordnong  des  Ministers  für  K.  o.  U.  vom  10.  Febraar  1895,  Z.  29.852 

ex  1894.  MTBNr.  8  ex  1895. 

an  alle  Landeschefs,  sämtliche  Landesschulbehörden  und  die  unterstehenden 

Behörden,  Institute  und  Anstalten, 

in  Betreff  der  Behebung,  Verwendung  und  Verrechnung  der  Jahres- 
dotatlonen  und  Oeldverläge  fflr  Unterrichtserf ordemlsse  und  gleichartige 

wissenschaftliche  Zwecke. 

Durch  den  Artikel  VI  des  Finanzgesetzes  vom  29.  Mai  1894,  RGBNr.97, 
ist  die  Bestimmung  getroffen,  daß  die  für  das  Jahr  1894  bewilligten  Kredite, 
abgesehen  von  den  daselbst  bezeichneten  Ausnahmen,  mit  Ende  Dezember 
1894  erlöschen. 

Nachdem  somit,  insolange  diese  Bestimmung  aufrecht  bleibt,  eine 
Verrechnung  für  den  Dienst  des  Vorjahres  nicht  mehr  stattfinden  kann,  finde 
ich  zur  Erzielung  eines  gleichmäßigen  Vorganges  bei  der  Behebung,  Ver- 
wendung und  Verrechnung  der  Jahresdotationen  und  Geldverläge  nach- 
stehendes anzuordnen: 

1.  Alle  systemisierten  Jahresdotationen  und  Geldverläge  für  Unterrichts- 
erfordernisse und  gleichartige,  nicht  speziell  unter  dieser  Rubrik  präliminierte 
Auslagen  für  wissenschaftliche  Zwecke,  welche  auf  Rechnung  der  im 
Kapitel  IX,  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht,  mit  einjähriger  Ver- 
wendungsdauer bewilligten  Kredite  erfolgt  werden,  sind,  vom  Jahre  1895 
angefangen,  jährlich  in  antizipativen  Quartalsraten  gegen  Verrechnung  an- 
zuweisen, beziehungsweise  zu  beheben. 

Hinsichtlich  der  Anweisung  der  Dotationen  für  Unterrichtserfordernisse 
im  Titel  „Industrielles  Bildungswesen''  bleiben  jedoch  die  bisherigen  Be- 
stimmungen aufrecht 

Unbehoben  gebliebene  I>otationen  verfallen  nach  den  Bestimmungen 
des  Finanzgesetzes  mit  Ende  Dezember  jenes  Jahres,  für  welches  die 
bezüglichen  Kredite  bewilligt  sind. 

Im  Falle  der  Erhöhung  systemisierter  Jahresdotationen  kann  der  Mehr- 
betrag erst  nach  finanzgesetzlicher  Bewilligung  der  bezüglichen  Kreditpost 
erfolgt  werden. 

2.  Bei  Verwendung  der  Dotationen  haben  sich  die  Rechnungsleger 
unter  persönlicher  Haftung  strenge  innerhalb  der  Grenzen  der  bewilligten 
Kredite  zu  halten  und  dürfen  weitergehende  Anschaffungen  und  Bestellungen 
vor  Einholung  und  Erteilung  einer  diesfälligen  Genehmigung  der  vorgesetzten 
Administrativbehörde  nicht  effektuiert  werden. 

3.  Die  Rechnungen  über  die  Verwendung  der  Dotationen  und  Oeld- 
verläge sind  für  das  Solarjahr  zu  legen,  für  welches  dieselben  bestimmt  und 
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angewiesen  wurden,  und  haben  nur  die  im  Laufe  des  Jahres  bis  Ende 
Dezember  erfolgten  Zahlungen  zu  umfassen,  wonach  es  von  der  bisherigen 
Vorlage  von  Nachiragsrechnungen  das  Abkommen  zu  finden  hat 

4.  Um  jedoch  erforderlichenfalls  die  volle  Ausnützung  der  bewil- 
ligten Geldmittel  für  die  bestimmten  Zwecke  zu  ermöglichen,  wird  gestattet, 
daß  am  Schlüsse  des  Solar jahres  verbleibende  bare  Geldreste  vom  Jahre  1894 
angefangen  in  die  Rechnung  des  nächstfolgenden  Jahres  übertragen  werden 
können,  in  welchem  Falle  dieselben  als  erste  Einnahmspost  in  Empfang 
zu  stellen  und  als  Zuschuß  zur  Dotation  für  dieses  Jahr  zu  behandeln  sind. 

Die  weitere  Erforderlichkeit  namhafterer  derartiger  Reste  ist  bei  Vor- 
lage der  Rechnung,  aus  welcher  dieselben  herrühren,  zu  begründen.  Im 
Falle  der  Entbehrlichkeit  der  erübrigten  Beträge  ist  die  Weisung  der  vor- 
gesetzten Administrativbehörde  einzuholen. 

5.  Demgegenüber  sind  geringfügige  Mehrerfordernisse  über  die  für 
ein  Jahr  bewilligten  Geldmittel  auf  die  Dotation  des  folgenden  Jahres  zu 
übernehmen  und  in  der  Rechnung  als  erste  Ausgabspost  ersichtlich  zu 
machen. 

In  solchen  Fällen  wird  dafür  Sorge  zu  tragen  sein,  daß  der  Abgang 
durcli  entsprechende  Sparsamkeit  in  der  Dotation  des  Folgejahres  zuverlässig 
gedeckt  werde. 

6.  Die  Dotationsrechnungen  sind  im  Laufe  des  Jahres  nach  Maßgabe 
der  vorfallenden  Einnahmen  und  Ausgaben  zu  verfassen,  mit  Ende  Dezember 
abzuschließen  und  einschließlich  der  Inventarien  (Nachtragsinventare)  späte- 
stens bis  Ende  Jänner  des  nächstfolgenden  Jahres  an  die  kompetente  Behörde 
zur  Prüfungsveranlassung  vorzulegen. 

7.  Falls  bei  Abschluß  der  Jahresrechnungen  mit  Ende  Dezember,  oder 
im  Falle  eines  Wechsels  in  der  Person  des  Rechnungslegers  bei  Obergabe 
der  Dotation  unbeglichene  Beträge  für  bereits  erfolgte  Lieferungen  oder 
Bestellungen  aushaften,  ist  dieser  Umstand  bei  sonstiger  persönlicher  Haf- 
tiuigspflicht  des  Rechnungslegers  in  der  Dotationsrechnung  ziffermäßig  genau 
ersichtiich   zu  machen. 

8.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  haben  sinngemäß  auf  alle  jene 
eigenen  Einnahmen  der  Anstalten,  Institute  usw.  Anwendung  zu  finden, 
welche  denselben  zur  Bestreitung  von  Unterrichtserfordernissen  oder  gleich- 
artigen Auslagen  (für  Bibliotheken,  Lehrmittelsammlungen  usw.)  zugewendet 
werden. 

9.  Eventuelle  Ausnahmen  von  vorstehenden  Anordnungen  werden  der 
hierortigen  Genehmigung  vorbehalten. 

10.  Für  die  Verwendung  und  Verrechnung  der  Dotationen  für  Uni- 
versitäts-  und  Studienbibliotheken  bleiben  die  bezugnehmenden  Bestimmungen 
der  Bibliotheksinstruktion  vom  Jahre  1826^)  in  Geltung;  dagegen  haben 
die  Bestimmungen  des  Artikels  VI  des  Finanzgesetzes  für  das  Jahr  1894 
über  die  Verwendungsdauer  der  bezüglichen  Kredite,  sowie  die  unter  Punkt  1 
rücksichtlich  der  Behebung  der  bewilligten  Kredite  getroffenen  Anordnungen 
auch  auf  diese  Dotationen  Anwendung  zu  finden.' 

0  Wurde  hier  nicht  at^enommen. 
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11.  Alle  anderweitigen  hierortigen  Anordnungen,  welche  die  Behebung, 
Verwendung  und  Verrechnung  von  Dotationen  und  Geldverlägen  für  Unter- 
richtserfordernisse und  gleichartige  wissenschaftliche  Auslagen  betreffen  und 
mit  den  vorstehenden  Verfügungen  nicht  im  Einklänge  stehen,  treten  außer 
Kraft. 


Nr.  313. 

Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  d.  U.  vom  30.  Jänner  1896,  Z.  4671 

ex  1895,  MVBNr.  10  ex  1896, 

an  die  Chefs  der  politischen  Landesstellen  in  Wien,  Innsbruck,  Graz,  Prag, 

Brunn,  Lemberg  und  Czemowitz, 

in  Betreff  der  Evidenz  und  Instandhaltung  des  Inventarbestandes  der 

Lehrmittelsammlungen  an  den  Hochschulen, 

Im  Interesse  der  Regelung  und  der  Einhaltung  eines  gleichmäßigen 
Vorganges  bei  der  Evidenz  und  Instandhaltung  des  Inventarbestandes  der 
Lehrmittelsammlungen  an  den  Hochschulen  habe  ich  mich  bestimmt  gefunden, 
die  mitfolgende  Instruktion  für  den  internen  Betrieb  der  einzelnen  Samm- 
lungen zu  erlassen  und  beehre  mich  Euer  ...  zu  ersuchen,  wegen  genauer 
I>urchführuing  derselben  bei  den  im  Verwaltungsbereiohe  Euer  .  .  .  befind- 
lichen Hochschulen  das  Erforderliche  zu  veranlassen. 

In  Ergänzung  dieser  Verfügungen,  beziehungsweise  zur  Schaffung  einer 
im  Interesse  der  Erhaltung  und  Evidenthaltung  des  Staatseigentumes  ge- 
legenen administrativen  Kontrolle  finde  ich  weiters  anzuordnen,  daß  vom 
Jahre  1896  angefadigen  in  Zeiträumen  von  längstens  fünf  zu  fünf  Jahren 
amtliche  Revisionen  des  Bestandes  der  Lehrmittelsammlungen  bei  sämtlichen 
dem  hierortigen  Ressort  zugehörigen  Hochschulen  vorzunehmen  sind. 

Diese  Revisionen  werden  durch  eine  Kommission  zu  vollziehen  sein, 
welche  einerseits  aus  einem  Administrativbeamten  als  Leiter  und  einem, 
erforderlichenfalls  mehreren  Rechnungsbeamten  der  k.  k.  .  .  .,  andrerseits 
aus  dem  verantwortlichen  Instituts- oder  Sammlungsvorstande,  eventuell  dessen 
bevollmächtigten  Vertreter  und  bei  den  Universitäten  aus  dem  Fakultäts- 
dekan, bei  den  technischen  Hochschulen  und  bei  der  Hochschule  für  Boden- 
kultur in  Wien  aus  dem  Rektor,»  eventuell  an  dessen  Stelle  aus  einem  vom 
Professorenkollegium  zu  delegierenden  Mitgliede  desselben  zusammenzu- 
setzen ist. 

Die  amtlichen  Revisionen,  welche  keine  unvermuteten  Skontrierungen 
sein  sollen,  sind  auf  Grund  der  Inventare  unter  Beobachtung  der  in  der 
mitfolgenden  Instruktion  enthaltenen  Direktiven  in  der  Regel  stichproben- 
weise und  vor  Ablauf  des  Sommersemesters  (somit  ohne  Beeinträchtigung 
der  gesetzlichen  Ferien)  zu  einem  vom  Kommissionsleiter  im  kurzen  Wege 
mit  den  betreffenden  akademischen  Funktionären  zu  vereinbarenden  Zeit- 
punkte vorzunehmen,  in  welchem  die  Lern-  und  Lehrtätigkeit  keine  oder 
doch  nur  eine  tunlichst  geringe  Einschränkung  erleidet. 
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Dem  KomtnissionsleiteT  einerseits  und  dem  verantwortlichen  Instituts- 
oder Sammlungsvorstaiide  andrerseits  soll  es  in  begründeten  Fällen  un- 
benommen sein,  eine  vollständige  Revision  der  Inventarbestände  zu  verlangen. 

über  das  Ergebnis  der  amtlichen  Revision  ist  ein  Protokoll  aufzu- 
nehmen, von  jedem  Kommissionsmitgliede  zu  fertigen  und  vom  Kommis- 
sionsleiter berichtlich  zur  Beamtshandlung  der  Landesstelle  vorzulegen, 
welche  bei  eventuellen  größeren  unaufgeklärten  Differenzen  die  Entscheidung 
des  Ministeriums  einzuholen  haben  wird. 

Die  gemäß  §  10  der  mitfolgenden  Instruktion^)  für  den  Fall  des 
Wechsels  in  der  Person  des  verantwortlichen  Sammlungs-  oder  Instituts- 
vorstandes vorzunehmenden  Revisionen  haben  in  gleicher  Weise  stattzu- 
finden und  als  amtliche  Revisionen  im  Sinne  der  vorstehenden  Verfügungen 
zu  gelten. 

Hievon  wollen  Euer  ...  die  Rektorate  der  dortländigen  Hochschulen 
entsprechend  in  Kenntnis  setzen. 


Np.  314. 

TerordBDDg  des  Ministers  f Or  K.  n.  U.  vom  30.  JSnner  1896,  Z.  4671 

ex  1895,  MTBNr.  11  ex  1896, 

mit  welcher  die  nachfolgende  Instruktion  in  Betreff  der  Evidenz  und 
Instandhaltung  des  Inventarbestandes  der  Lehrmittelsammlungen  an  den 

Universitäten  erlassen  wird. 

§  1.  über  die  an  den  Universitäten  bestehenden  Lehrmittelsammlungen 
sind  ordnungsmäßige  Inventare  zu  führen. 

Die  Inventarisierung  obliegt  dem  die  unmittelbare  Aufsicht  über  die 
betreffende  Sammlung  fuhrenden  Fachprofessor. 

§  2.  Gegenstände  der  Inventarisierung  sind  alle  zur  Aufbewahrung 
geeigneten  naturhistorischen  Objekte,  natürliche  und  künstliche  Präparate, 
plastische  Lehrmittel,  Modelle,  Sammlungen  aus  dem  Bereiche  der  histo- 
rischeu Hilfswissenschaften,  ntmiismatische,  sphragistische  Sammlungen,  In- 
strumente, Apparate,  Zeichnungen,  Karten,  Tabellen,  Einrichtungsstücke, 
diverse    Hilfsgegenstände   zoologischer   und   botanischer   Institute    usw. 

Nur  Gegenstände,  welche  zum  täglichen  Verbrauche  dienen,  z.  B. 
Chemikalien,  einer  raschen  Abnützung  unterliegende  Gerätschaften  usw. 
sind  nicht  zu  inventarisieren.  Gefäße,  welche  durch  ihre  eigentümliche 
Beschaffenheit  oder  nur  durch  ihre  Zahl  einen  Wert  repräsentieren,  sind 
summarisch  anzuführen. 

§  3.  Die  Inventarien  sind  in  zwei  Parien  zu  führen,  von  welchen 
eines  in  dem  Archive  der  betreffenden  Lehrmittelsammlung  zu  hinterlegen, 
das  zweite  mit  dem  Visum  des  Dekanes  der  betreffenden  Fakultät  der 
Landesstelle  vorzulegen  ist. 

Die  zur  Kontrolle  des  Inventars  dienenden  Akten,  wie  Dotations- 
anweisung. Jahresrechnung,  Journale  usw.,  ferner  ein  Exemplar  dieser  In- 
struktion, sowie  die  Fachkataloge  sind  gleichfalls  im  Archive  aufzubewahren. 

»)  s.  /olge/uU  Nr.  314. 
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§  4.  Sämtliche  im  Laufe  eines  Solarjahres  vorkommende  Änderungen 
des  Bestandes  einer  Sammlung,  einsohließlich  eventueller  Schenkungen,  sind 
sogleich  nach  Vorfall  in  ein  Nachtragsinventar  einzustellen. 

Das  Naditragsinventar  hat  sich  rücksichtlich  der  Form  an  das  Haupt- 
inventar anzuschließen;  von  demselben  ist  nach  Ablauf  des  Jahres  ein 
Pare  ebenfalls  der  Landesstelle  vorzulegen,  während  das  zweite  bei  der 
betreffenden  Sammlung  zu  verbleiben  hat.  Objekte,  welche,  wie  z.  B.  Drogen, 
von  Zeit  zu  Zeit  erneuert  werden  müssen,  sind  in  das  Nachtragsinventar 
jenes  Jahres,  in  welchem  die  Nachschaffung  erfolgte,  mit  der  ursprüng- 
lichen Inventarnummer  und  der  Bemerkung  „Ersatz''  versehen,  femer  mit 
der  Angabe  der  Akquisitionsart  imd  Preisbezeichnung  einzustellen. 

Allfällige  Abgänge  sind  in  einer  besonderen  Rubrik  ersichtlich  zu 
machen. 

§  5.  Von  fünf  zu  fünf  Jahren  hat  der  betreffende  Fachprofessor  eine 
inventarmäßige  Revision  der  ganzen  Sammltuig  vorzunehmen  und  hierüber 
dem  Dekanate  Bericht  zu  erstatten. 

§  6.  Die  Inventare  sind  mit  fortlaufenden  Nummern  zu  führen,  welche, 
wo  es  tunlich  ist,  auf  den  Stücken  deutlich  ersichtlich  zu  machen  ist.  Femer 
haben  diese  Inventare  die  Gattung  und  Zahl  der  Stücke,  die  Zeit  und 
Art  der  Erwerbung,  bei  Schenkungen  den  beiläufigen  Wert,  bei  angekauften 
Gegenständen  den  Preis  und  den  Hinweis  auf  die  betreffende  Ausgabspost 
in  der  Geldrechnung  zu  enthalten. 

In  dieser  Rechnung  selbst  ist,  wo  es  noch  nicht  der  Fall  sein  sollte, 
eine  Kokume  zu  eröffnen,  in  welcher  die  Postnummern  des  Inventares 
anzusetzen  sind. 

Am  Schlüsse  der  Geldrechnungen  ist  die  ausdrücklidie  Bestätigung  des 
verantwortlichen  Rechnungslegers  beizufügen,  daß  sämtliche  erworbene 
Gegenstände,  einschließlich  eventueller  Schenkungen,  in  das  Inventar,  be- 
ziehungsweise  in  das   Nachtragsinventar  richtig  einbezogen   worden   sind. 

§  7.  Die  Inventare  sind  möglichst  übersichtlich  und  fachgemäß  an- 
zulegen. Umfaßt  eine  Sammlung  Lehrmittel  diverser  Art,  z.  B.  Präparate, 
Instrumente,  Bücher  usw.,  so  kann  das  Hauptinventar  aus  Teilinventaren 
zusammengesetzt  sein,  deren  jedes  die  Gegenstände  derselben  Art  umfaßt, 
mit  laufender  Nummer  zu  führen  ist  und  in  allem  übrigen  den  Bestimmungen 
der  §§  1  bis  6  unterliegt. 

§  8.  Der  betreffende  Fachprofessor  ist,  gleichwie  dies  rücksichtlich 
der  Einhaltung  der  bewilligten  Jahresdotationen  mit  dem  hierortigen  Erlasse 
vom  10.  Februar  1895,  Z.  29.852  ex  1894  (MVBNr.  8  ex  1895)i)  normiert 
wurde,  für  die  entsprechende  Aufbewahrung  und  Erhaltung  der  seiner 
Obsorge  anvertrauten  Lehrmittel  verantwortlich  und  haftet  für  jeden  durch 
sein  Verschulden  veranlaßten  Schaden;  er  fungiert  im  Falle  der  Vornahme 
amtlicher  Revisionen  der  ihm  zugewiesenen  Sammlung  nebst  dem  Fakultäts- 
dekan als  Mitglied  der  hiezu  eingesetzten  Kommission  und  ist  verpflichtet, 
alle  erforderlichen  Auskünfte  und  Aufklärungen  zu  erteilen. 

»)  s.  Nr.  3/2. 
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§  9.  Die  Anlage  wissensdiaftlicher  Kataloge  bleibt  dem  Leiter  der 
Sammlung  überlassen,  doch  müssen  die  Inventarsnummem  auf  den  Samm- 
lungsgegenständen verbleiben. 

§  10.  Im  Falle  eines  Wechsels  in  der  Person  des  nach  §  8  ver- 
antwortlichen Fachprofessors  hat  der  Fakultätsdekan  das  Inventar  nach 
der  letzten,  vom  fruSieren  Voretande  gemachten  Eintragung  durch  sein 
Visum  abzuschließen  und  zum  Zwecke  der  Revision  des  Inventars,  be- 
ziehungsweise der  protokollarischen  Übergabe  und  Übernahme  der  Sammlung 
die  Delegierung  einer  Kommission  im  Sinne  der  für  die  amtlichen  Revisionen 
der  Lehrmittelsammlungen  bestehenden  Vorschriften  bei  der  Landesstelle  in 
Anspruch  zu  nehmen. 

§  IL  Die  von  einem  interimistischen  Leiter  einer  Sammlung  in  was 
immer  für  einer  Weise  akquirierten  Gegenstände  sind  in  das  Inventar  der 
betreffenden  Lehrkanzel  nach  den  angegebenen  Bestimmungen  einzutragen. 

§  12.  Sollte  sich  bei  dem  Ableben  eines  Professors  ein  Abgang  in  der 
ihm  anvertrauten  Sammhuig  ergeben,  so  wird  im  geeigneten  Wege  aus  dem 
Vermögen  des  Verstorbenen  die  gebührende  Entschädigung  hereinzubringen 
sein.  Finden  sich  im  Inventar  (§  6)  Gegenstände  bezeichnet,  über  deren 
Akquisition  kein  Nachweis  vorli^,  so  ist  die  Einlieferung  der  Rechnungen 
von  Seite  der  Lieferanten  oder  der  Erben  des  Professors  zu  veranlassen 
und  hierüber  der  Landesstelle  zu  berichten. 

§  13.  Für  die  Bibliotheken  bleiben  die  Bestimmungen  der  Bibliotheks- 
instniktion  vom  Jalhre  1826,  sowie  die  hiezu  erflossenen  Nachtragsverord- 
nungen  in  Geltung. 

§  14.  Eventuelle  Ausnahmen  von  vorstehenden  Anofdnungen  werden 
der  hierortigen  Genehmigung  vorbehalten. 

§  15.  Der  Dekan  der  betreffenden  Fakultät  hat  diese  Instruktion  in 
zwei  Exemplaren  jedem  Vorstande  einer  Sammlung  bekanntzugeben  und  ist 
die  Instruktion  daselbst  zur  allgemeinen  Einsicht  aufzulegen. 

§  16.  Alle  anderweitigen,  mit  dieser  Instruktion  nicht  im  Einklänge 
stehenden  Verofxlnungen,  insbesondere  die  mit  dem  hierortigen  Erlasse 
vom  3.  Juni  1877,  Z.  10.802  ex  1875,  erlassene  Instruktion  in  Betreff  der 
Inventarisierung  der  Lehrmittelsammlungen  an  den  philosophischen  und  medi- 
zinischen Fakultäten  treten  außer  Kraft.^) 


Np.  315. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  a.  U.  vom  24.  Juni  1898,  Z.  13.816, 

an  die  Statthalterei  in  Graz, 
(zur  Erläuterung  des  Erlasses  vom  30.  Jänner  1896,  MVBNr.  10,  betreffend 
die  amtlichen  Revisionen  der  Lehrmittelsammlungen  an  Hochschulen). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  .  .  .  betreffend  die  Unzukömm- 
lichkeiten, welche  sich  bei  der  Durchführung  der  mit  dem  ho.  Erlasse  vom 
30.  Jänner  1896,  Z.  4671  (ex  1895),  MVBNr.  10,  angeordneten  amtlichen  Re- 

^)  Laut  Ertqß  des  Ministeriums  für  K.  u,  U.  vom  2t.  Mai  1902,  Z.  6119»  haben  die  Bestim- 
mungen dieser  Instruktion  auch  auf  die  Seminarbibliotheken  sinngemäße  Anwendung  zu  finden; 
auch  unterliegt  es  keinem  Anstand,  daß  bei  der  Hereinbringung  der  aus  den  Seminarbibliotheken 
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Visionen  der  Lehrmittelsammlungen  an  den  Hochschulen  ergeben  haben, 
beehre   ich   mich   Euer  .  .  .  nachstehendes  zu  eröiffnen. 

Im  Sinne  dieser  Vorschrift  ist  zu  beachten,  daß  bei  jeder  dieser  Lehr- 
mittelsammlungen (vom  Jahre  1896  angefangen)  in  Zeiträumen  von  längstens 
fünf  zu  fünf  Jahren  eine  amtliche  Revision  stattfinde.  Da  diese  Revisionen 
keine  unvermuteten  Skontrierungen  sein  sollen,  sondern  an  zu  vereinbarenden 
Terminen  vorzunehmen  sind,  so  erscheint  bei  Einhaltung  eines  entsprechenden 
Turnus  die  Möglichkeit  geboten,  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  je  fünf 
Jahren  jede  einzelne  Lehrmittelsammlung  einer  solchen  amtlichen  Revision, 
sofern  diese  nicht  schon  aus  Anlaß  des  Wechsels  in  der  Person  ihres  Leiters 
stattfinden  mußte,  zuzuführen,  ohne  daß  hiebei  die  beteiligten  Funktionäre 
in  übermäßiger  Weise  in  Anspruch  genommen  würden.  Es  wären  demnach 
mit  den  Rektoraten  der  beiden  dortigen  Hochschulen  Vereinbarungen  darüber 
anzustreben,  in  welcher  Reihenfolge  und  an  welchen  Terminen  diese  perio- 
dischen amtlichen  Revisionen  bei  den  einzelnen  Instituten  nach  Maßgabe 
der  für  jedes  derselben  relevanten  Verhältnisse  am  zweckmäßigsten  und 
in  der  Art  vorgenommen  werden  können,  daß  die  Tätigkeit  des  Vor- 
standes der  betreffenden  Lehrkanzel  durch  diese  innerhalb  je  fünf  Jahren 
einmal  stattfindende  Revision  eine  möglichst  geringe  Einschränkung  erleide. 

Es  wird  hiebei  selbstverständlich  keinem  Anstände  unterliegen,  daß 
solche  Revisionen  im  Einverständnisse  mit  den  betreffenden  Funktionären 
der  Hochschulen  auch  während  der  Ferienzeit  stattfinden,  wo  sich  dies  am 
besten  empfehlen  sollte. 

Nr.  316. 

Erlafi  des  Ministers  für  K.  d.  U.  Tom  4.  September  1898,  Z.  29.533 

ex  1897.  MTBNr.  SO  ex  1898. 

an  die  Chefs  der  politischen  Landesstellen,  mit  Ausnahme  von  Dalmatien 

und  Schlesien, 
in  Betreff  der  Behebttng,  Verwendung  und  Verrechnung  der  systemisierten 
Jahresdotationen  der  Universltäts-  und  Studienbibliotheken  ffir  wissen- 
schaftliche Zwecke. 

Mit  dem  Erlasse  vom  10.  Februar  1895,  Z.  29.852  ex  1894,  betreffend 
die  Behebung,  Verwendung  und  Verrechnung  der  Jahresdotationen  und 
Geldverläge  für  Unterriditserfordernisse  und  gleichartige  wissenschaftliche 
Zwecke  (MVBNr.  8)*)  wurde  die  Anweisung  und  Behebung  der  systemi- 
sierten  Jahresdotationen  für  die  Universltäts-  und  Studienbibliotheken  in 
antizipativen  Quartalsräten  angeordnet. 

Ich  finde  mich  nunmehr  in  Ergänzung  dieser  Verfügung  bestimmt, 
vom  Jahre  1898  angefangen  auch  die  übrigen  Anordnungen  des  bezeichneten 
Erlasses  auf  die  systemisierten  Jahresdotationen  der  Universltäts-  und  Studien- 
bibliotheken für  wissenschaftliche  Zwecke  in  nachstehender  Weise  aus- 
zudehnen : 

entlehnten  Bücher  nach  den  för  die  UniversitäisbibüoOieken  geltenden  Vorsdirijten  vorgigangen 
werde  (vgl.  Nr,  339), 
0  s.  Nr,  312. 
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1.  £>otatk)nen,  weldie  im  Laufe  des  Jahres  nicht  zur  Anweisung 
gelangen,  verfallen  nadi  den  Bestimmungen  des  Finanzgesetzes  mit  Ende 
Dezember  jenes  Jahres,  für  welches  die  bezüglichen  Kredite  bewilligt  sind. 
Im  Falle  der  Erhöhung  systemisierter  Jahresdotationen  kann  der  Mehr- 
betrag nadi  finanzgesetzlicher  Bewilligung  der  bezüglichen  Kreditpost  erfolgt 
werden. 

2.  Bei  Verwendung  der  Dotationen  haben  sich  die  Rechnungsleger  unter 
persönlicher  Haftung  strenge  innerhalb  der  Grenzen  der  bewilligten  Kredite 
zu  halten  und  dürfen  weitergehende  Anschaffungen  und  Bestellungen  vor 
Einholung  und  Erteilung  einer  diesfälligen  Genehmigung  der  vorgesetzten 
Administrativbehörde  nicht  effektuiert  werden. 

3.  Die  Rechnungen  über  die  Verwendung  der  Dotationen  sind  für 
das  Solarjahr  zu  legen,  für  welches  dieselben  bestimmt  und  angewiesen 
wurden,  und  haben  nur  die  im  Laufe  des  Jahres  bis  Ende  Dezember 
erfolgten  Zaihlungen  zu  umfassen,  wonach  es  von  der  Vorlage  von  Nach- 
tragsrechnungen das  Abkommen  zu  finden  hat. 

4.  Am  Schlüsse  des  Jahres  verbleibende  bare  Geldreste  können  in  die 
Rechnung  des  nächstfolgenden  Jahres  übertragen  werden,  in  welchem  Falle 
sie  als  erste  Einnahmspost  in  Empfang  zu  stellen  und  als  Zuschuß  zur 
Dotation  für  dieses  Jahr  zu  behandeln  sind. 

5.  Demgegenüber  sind  eventuelle  geringfügige  Mehrerfordernisse,  welche 
jedodi  ein  Zwanzigstel  (5  Prozent)  der  systemisierten  Jahresdotation  nicht 
übersteigen  dürfen,  auf  die  Dotation  des  folgenden  Jahres  zu  übernehmen 
und  in  der  Rechnnug  als  erste  Ausgabspost  ersichtlich  zu  machen.  In  solchen 
FäUen  wird  dafür  Sorge  zu  tragen  sein,  daß  der  Abgang  durch  entsprechende 
Sparsamkeit  in  der  Ek>tation  des  Folgejahres  zuverlässig  gedeckt  werde. 

6.  Die  Dotationsrechnungen  sind  im  Laufe  des  Jahres  nach  Maßgabe 
der  vorfallenden  Einnahmen  und  Ausgaben  zu  verfassen,  mit  Ende  Dezember 
abzuschließen  und  spätestens  bis  Ende  Jänner  des  nächstfolgenden  Jahres 
an  die  kompetente   Behörde  zur  Prüfungsveranlassung  vorzulegen. 

7.  Falls  bei  Abschluß  der  Jahresrechnungen  mit  Ende  Dezember  oder 
im  FaUe  eines  Wechsels  in  der  Person  des  Rechnungslegers  bei  Obergabe 
der  Dotation  unbeglichene  Beträge  für  bereits  erfolgte  Lieferungen  oder 
BesteDungen  aushaften,  ist  dieser  Umstand  bei  sonstiger  persönlicher 
Haftungspflicht  des  Rechnungslegers  in  der  Dotationsrechnung  ziffermäßig 
genau  ersichtlich  zu  machen. 

8.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  haben  sinngemäß  auf  die  eigenen 
Einnahmen  der  Bibliotheken  für  wissenschaftliche  Zwecke  (Matrikeltaxen, 
Geschenke   usw.)  Anwendung  zu  finden. 

9.  Eventuelle  Ausnahmen  von  vorstehenden  Anordnungen  werden  der 
ho.  Genehmigung  vorbehalten. 

10.  Alle  anderweitigen  ho.  Anordnungen,  welche  die  Behebung,  Ver- 
wendung und  Verrechnung  der  Bibliotheksdotationen  für  wissenschaftliche 
Zwecke  beireffen  und  mit  den  vorstehenden  Verfügungen  nicht  im  Einklänge 
stehen,  treten  außer  Kraft. 


UnivenitStss^esetze.  24 


D.   Die  Universitätsinstitute. 


1.  Wissenschaftliche  Seminare. 

a)   An  den  theologischen  Fakultäten; 

a)  An  den  römisch-katholischen  Fakultäten. 

Np.  317. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  15.  September  1899,  Z.  17.814, 

an  das  Dekanat  der  theologischen  Fakultät  der  Universität  in  Wien,^) 

(betreffend  die  Errichtung  eines  wissenschaftlich-theologischen  Seminars 
an  der  theologischen  Fakultät  der  Universität  in  Wien). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  .  .  .  genehmige  ich  unter  Bezugnahme 
auf  den  Erlaß  vom  8.  Dezember  1898,  Z.  21.762,  daß  das  an  der  theologischen 
Fakultät  der  Universität  in  Wien  vom  Studienjahre  18Q9/1Q00  ab  zu  er- 
richtende Seminar  mit  Beginn  des  bezeichneten  Studienjahres  in  nachfolgenden 
fünf^)  Abteilungen,  und  zwar  in  einer  neutestam entlichen,  einer  kirchenrecht- 
lichen, einer  moraltheologischen,  einer  alttestamentlichen  und  einer  kirchen- 
historischen aktiviert  werde. 

Gleichizeitig  linde  ich  den  voigelegten  Statuten  des  genannten  Seminars 
die  Genehmigung  zu  erteilen. 


>)  Bereits  mit  MinErL  vom  10.  März  1888,  Z.  2t.  169  ex  1887,  wurde  die  AkttHenmg  eines 
kirchengesMehtUchen  sowie  eines  Seminars  ßtr  ehristüche  Philosophie  an  der  theologischen  Fakuüät 
der  Universität  in  Krakau  und  ein  provisorisches  Statut  für  das  ersterwäJmte  Seminar  genehmigt. 
Mit  MinErL  vom  19.  August  1888,  Z.  14.559,  erfolgte  die  Genehmigung  eines  provisorischen 
Statutes  fSr  das  philosophisch-scholastische  Seminar  daselbst. 

Vom  Studienjahre  1904/5  ab  wurde  die  Einrichtung  von  wissensehaßlich  -  theologischen 
Seminaren  an  der  Universität  in  Graz  mit  zwei  Abteilungen,  und  zwar  einer  moraliheologischen 
und  einer  kirchenhistorischen  (MinEH,  vom  Z  November  1904  ad  Z.  29.415),  an  der  Universitäi  in 
Innsbruck  mit  drei  Abtheilangen,  und  zwar  unter  Ausgestaltung  des  an  dieser  Universität  bereits 
bestandenen  dogmatischen,  biblisch-patristischen  und  kirchengeschichtlicheh  Seminars  (MinErL  vom 
Z  November  1904,  Z.  31.687J,  und  an  der  deutsehen  Universität  in  Prag  mit  drei  Abtei- 
lungen, und  zwar  einer  philosophisch-theologischen,  einer  alttestamentlichen  und  einer  neutestament- 
lichen  (MinErL  vom  Z  November  1904,  Z.  31.808J  nach  Mqßgabe  der  gleichzeitig  approlnerten 
Statute  genehmigt. 

An  den  übrigen  im  Verbände  einer  Universität  stehenden  kath^Msch-theolOgischen  Fakultäten 
ist  die  Errichtung  von  solchen  Seminaren  im  Zuge. 

*)  Mit  MinErL  vom  8.  Oktober  1901,  Z.  12.309  wurde  vom  Studienjahr  1902/3  ab  auch  eine 
pastoraüheologische  und  eine  apologetische  Seminarabteilung  errichtet. 


Seminare  der  rOtnisch-kathollscbeii  Fakultäten.  ^TL 

Dieses  Statut  wurde  naehträgUch  einer,  mit  MinErL  vom  2t.  Jänner  1905,  Z.  44,503, 
genehmigten  Änderung  unterzogen  und  lautet  in  seiner  gegenwärtigen  Fassang  wie  folgt: 

Statut 

des   wissenschaftlich-theologischen   Seminars   an   der    theolo- 
gischen Fakultät  der  k.  k.  Universität  in  Wien: 

§  1.  An  der  theok>gischen  Fakultät  der  Universität  Wien  wird  ein 
wissenschaftlich-theologisches  Seminar  eingerichtet,  dessen  Tätigkeit  mit  dem 
Wintersemester  189Q/1900  beginnt  und  das  in  eine  vom  Ministerium  für 
Kultus  und  Unterricht  festzusetzende  Anzahl  von  Abteilungen  zerfällt 

§  Z  Zweck  des  wissenschaftlich-theok>gischen  Seminars  ist  die  Ein- 
führung der  Theologiestudierenden  in  die  wissenschaftliche  Methode  und 
den  literarischen  Betrieb  derjenigen  Fächer  der  Theologie,  deren  Erforschung 
sie  zu  ihrer  wissenschaftlichen  Lebensarbeit  machen  wollen,  sowie  die  Heran- 
bildung von  wissenschaftlichen  Fachmännern  und  literarischen  Vertretern  der 
Theologie. 

§  3.  Die  Vorstände  der  einzelnen  Abteilungen  des  Seminars  sind  die 
jeweiligen  Fachprofessoren. 

§  4.  Jede  Abteilung  des  Seminars  ist  in  ihrer  näheren  inneren  Organi- 
sation und  in  ihrem  spezifischen  Betriebe  selbständig.  Auf  Grund  der 
Einheit  der  Theok>gie  als  Wissenschaft  bilden  aber  alle  einzelnen  Abteilungen 
zusammen  ein  einheitliches  Institut,  dessen  gemeinsame  Interessen  durch  die 
Gesamtheit  der  einzelnen  Seminarvorsteher  unter  dem  Vorsitze  des  jeweiligen 
Dekans  wahrgenommen  werden.  Der  jeweilige  Dekan  ist  auch  das  Organ 
des  Seminars  gegenüber  dem  Ministerium  in  gemeinsamen  Angelegenheiten, 
während  jeder  einzelne  Seminarvorsteher  die  Befugnis  besitzt,  in  Angelegen- 
heiten seines  Seminars  durch  den  Dekan  an  die  vorgesetzten  Behörden 
sich  zu  wenden. 

§  5.  Mitglied  einer  beliebigen  Abteilung  des  Seminars  kann  jeder 
Theologe  werden,  der  als  ordentlicher  Hörer  an  der  theologischen  Fakultät 
inskribiert  oder  an  der  Universität  immatrikuliert  ist.  Die  Zulassung  anderer 
Hörer  der  Universität  und  auswärtiger  Gäste  hängt  von  der  Genehmigung 
des  einzelnen  Seminarvorstehers  ab. 

§  6.  Die  von  den  Seminarvorstehern  geleiteten  Obungen^)  dürfen  nicht 
weniger  als  eine  und  nicht  mehr  als  zwei  Stunden  wöchentlich  in  Anspruch 
nehmen. 

§  7.  Mit  dem  Seminar  ist  eine  Handbibliothek  verbunden,  die  in  ebenso- 
viele  selbständige  Abteilungen  als  das  Gesamtseminar  zerfällt.  Jede  Ab- 
teilung erhält  eine  Jahresdotation  von  300  /C.  Jeder  Seminarvorsteher  ent- 
scheidet selbständig  über  die  Anschaffung  der  Bücher  für  sein  Fach.  Die 
versammelten  Seminarvorsteher  entscheiden  unter  Vorsitz  des  Dekans  über 
die  Ergänzung  einer  gemeinschaftlichen  Seminarbibliothek,  sowie  über  die 
Bestreitung  der  jährlichen  Verwaltungskosten.  Der  von  der  Gesamtheit 
der  Seminarvorsteher  auf  drei  Jahre  gewählten  Bibliothekskommission  obliegt 
die  Wahrnehmung  der  gemeinsamen  Bibliotheksgeschäfte,  sowie  die  Ober- 

>)  Diese  Übungen  werden  an  der  Universität  in  Wien  und  Innsbruck  den  Senünarlettem  in 
die  Zahl  ihrer  Vorlesestunden  und  den  Studierenden  in  die  Zahl  der  von  ihnen  zu  hörenden  Vor- 
lesungen eingerechnet, 
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wachung  der  von  der  Gesamtheit  der  Seminarvorsteher  festzustellenden 
Bibliotheksordnung. 

§  8.  Jede  Abteilung  erhält  eine  Jahresdotation  von  400  K  zum  Zwecke 
der  Prämiierung  der  besten  schriftlichen  Arbeiten. 

Die  Zuwendung  von  Prämien  erfolgt  auf  Vorschlag  der  einzelnen 
Seminarvorsteiier  durch  das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  Der 
nach  der  Zuwendung  der  Prämien  verbleibende  Rest  der  Jahresdotation 
kann  mit  Genehmigung  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  für  die 
Bibliothek  und  sonstige  Seminarbedürinisse  auf  Grund  gemeinsamen  Be- 
schlusses der  Seminarvorsteher  verwendet  werden. 

§  9.  Die  Feststellung  besonderer  Statuten  für  jede  einzelne  Abteilung 
innerhalb  des  Rahmens  dieses  Normalstatutes  steht  den  einzelnen  Seminar- 
vorstehern frei.  Diese  besonderen  Statuten  sind,  falls  deren  Feststellung 
wünschenswert  erscheint,  der  Plenarversammlung  der  Seminarvorsteher  zur 
Begutachtung  und  dem  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  zur  Ge- 
ndim^ng  vorzulegen. 

§  10.  Am  Schlüsse  des  Studienjahres  erstattet  jeder  Seminarvorsteher 
einen  Bericht  über  die  Tätigkeit  seines  Seminars  mit  Einschluß  der  Prämien- 
vorschläge an  das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  durch  das  Dekanat. 
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Nr.  318. 

Erlaß  des  Mlnlsterlams  fOr  K.  a.  U.  vom  6.  Jnll  1877,  Z.  9761  ex  1876, 

an  das  Professorenkollegium  der  theologischen  Fakultät  in  Czernowitz  und 

den  Landespräsidenten  der  Bukowina, 

(betreffend  die  Errichtung  eines  theologischen  Seminars  an  der  griechisch- 

orientalisch-theologischen  Fakultät  in  Czernowitz). 

Mit  dem  zitierten  Erlasse  wurde  die  ^richtung  eines  theologischen  Seminars  an  der 
griechisch-orientaliseh'theologischen  Fakultät  in  Czernowitz  auf  Qrund  der  nadistehenden  prond- 
sorischen  Statuten  genehmigt. 

Provisorische  Statuten 

des  theologischen  Seminars  an  der  griechisch-orientalisch-theolog^schen  Fakultät  der  k.k.UniverBitSt 

in  Czernowitz. 

§  1.  Zweck. 

Das  theologische  Seminar  ist  eine  mit  der  theologischen  Fakultät  der 
k.  k.  Franz  Josefs-Universität  verbundene  Anstalt,  die  zum  Zwecke  hat: 
die  Erweiterung  und  Vertiefung  des  in  den  theologischen  Kollegien  gewon- 
nenen Wissens,  die  Anleitung  der  Studierenden  zu  selbsttätiger  wissenschaft- 
licher Arbeit,  zum  Teil  auch  die  Vorbereitung  für  die  theologische  Prax^ 

§  2.  Einteilung. 
Dieses  theok)gische  Seminar  zerfällt  nach  den  wichtigeren  Disziplinen 
des  Lehrplanes  der  Fakultät  in  acht  Abteilungen,  nämlich  in  die  Seminar- 
abteilungen für: 
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1.  Die  alttestamentliche  exegetische  Theologie; 

Z  die  neutestamentliche  exegetische  Theologie; 

3.  die  historische  Theologie,  mit  einer  besonderen  Unterabteilung  für 
die  Patrologie; 

4.  die  dogmatische  Theologie; 

5.  die  Moraltheologie; 

6.  die  praktische  Theologie; 

7.  das  Kirchenrecht; 

8.  die  Katechetik. 

Das  Professorenkollegium  sorgt  bei  der  Feststellung  der  Vorleseordnung 
dafär,  daß  in  jedem  Semester  so  viele  Abteilungen  tätig  seien,  als  die  Ver- 
hältnisse der  Fakultät  und  der  Zweck  der  Seminareinrichtungen  es  erfordern. 

§  3.  Leitung  der  Seminarübungen. 

Die  Seminarübungen  werden  von  den  betreffenden  ordentlichen  und 
außerordentlichen  Professoren  geleitet.  Ausnahmsweise  können  vom  Pro- 
fessorenkollegium zur  Leitung  derselben  Privatdozenten,  wek^e  sich  hiezu 
erbieten,  zugelassen  werden. 

Die  katechetischen  Übungen  leitet  immer  der  Dozent  der  Katechetik. 

§  4.  Verwaltung  des  Seminars. 

Die  Verwaltung  der  Seminarangelegenheiten  wird  durch  die  Gesamtheit 
der  an  dem  Seminar  beschäftigten  akademischen  Dozenten  unter  dem  Vor- 
sitze des  jeweiligen  Dekans  besoigt 

Bei  allen  Beschlüssen  der  Seminarverwaltung  entscheidet  die  Mehriieit 
der  Stimmen,  bei  Stimmengleichheit  der  Vorsitzende. 

§  5.  Mitglieder. 

An  den  Seminarübungen  können  alle  an  der  theologischen  Fakultät 
inskribierten  ordentlichen  und  außerordentlichen  Hörer  sich  beteiligen.  Wirk- 
lk±e  Milglieder  des  Seminairs  aber  können  niu'  ordentliche  Hörer  der  tiieo- 
k>gischen  Fakultät  sein  und  behalten  dieses  Recht  noch  ein  Jahr  nach 
erlangtem  Absolutorium. 

Die  Aufnahme  als  wirkliches  Mitglied  in  eine  Seminarabteilung  ist 
an  die  Bedingung  geknüpft,  daß  der  Aufnahmewerber  die  Hauptvoriesung 
über  die  Disziplin,  mit  wekher  sich  die  Abteilung  beschäftigt,  wenigstens 
durch  ein  Semester  besucht  habe. 

Ausnahmen  hievon  können  von  dem  Leiter  der  Abteihing,  in  welche 
die  Aufnahme  gewünscht  wird,  dann  zugelassen  werden,  wenn  auch  ohne 
den  Besuch  der  oben  bezeichneten  Vorlesung  der  Besitz  genügender  Vor- 
kenntnisse angenommen  werden  kann.  In  einem  solchen  Falle  ist  der  Auf- 
nahmewerber gehalten,  über  Verlangen  des  Leiters  der  Seminarabteilung 
seine  Vorkenntnisse  durch  eine  mündliche  oder  schriftliche  Prüfung  aus- 
zuweisen. Abgesehen  von  dem  Gründe  mangelnder  Vorkenntnisse  kann  die 
Aufnahme  in  eine  Seminarabteilung  in  der  Regel  nur  wegen  beharrlichen 
Unfleißes  in  dem  Besuche  der  Vorlesungen  oder  früheren  Seminarübungen 
verweigert  werden.  Aus  diesem  Grunde  kann  auch  die  Ausschließung  bereits 
aufgenommener  Mitglieder  erfolgen. 
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Die  Aufnahme  der  Mitglieder  ins  Seminar  findet  durch  den  Leiter  der 
betreffenden  Semtnarabteilung  statt.  Ober  dieselben  ist  ein  besonderer  Vor- 
merk zu  führen. 

§  6.   Seminarübungen. 

Die  Seminarübungen  bestehen  teils  in  mündlichen  Vorträgen  und  Er- 
örterungen, teils  in  schriftlichen  Ausarbeitungen,  und  wirkliche  Mitglieder 
sind  verpflichtet,  sich  an  allen  Übungen  tätig  zu  beteiligen.  Ist  einer  aber 
Mitglied  mehrerer  Seminarabteiltuigen,  so  ist  er  zu  schriftlichen  Ausarbeitungen 
nur  in  einer  Abteilung  gehalten. 

Die  Übungen  sind  so  einzurichten,  daß  sie  stets  für  ein  Semester 
ein  gleichartiges  Ganzes  bilden. 

Die  Ankündigung  und  das  Abmelden  der  Seminarübungen  erfolgt  in 
derselben  Weise  wie  hinsichtlich  der  öffentlichen  Vorlesungen. 

Die  Seminarübungen  werden  den  Studierenden  in  das  vorgeschriebene 
Minimum  der  in  einem  Semester  zu  frequentierenden  Stundenzahl  ein- 
gerechnet. 

Die  vom  Leiter  einer  Seminarabteilung  ausgestelHe  Bestätigung  der 
erfolgreichen  Teihiahme  an  den  Seminarübungen  gilt  in  derselben  Weise, 
wie  die  Kolloquienzeugnisse  als  Nachweis  entsprechender  Verwendung. 

Der  Unterricht  im  Seminare  ist  unentgeltlich. 

§  7.  Prämien. 

Gelungene  schriftliche  Arbeiten  werden  prämiiert. 

Zu  diesem  Zwecke  bezieht  die  Seminaranstalt  aus  dem  Bukowinaer 
griechisch-orientalischen  Religionsfonde  jährlidi  einen  Betrag  von  zwei- 
hundert Gulden  (400  Kronen), 

Das  Prämium  darf  nicht  fünfzig  Gulden  (100  Kronen)   überschreiten. 

Die  Prämien  werden  durch  die  Seminarverwaltung  verliehen. 

§  8.   Seminarbibliothek. 

Das  Seminarinstitut  hat  eine  eigene  Bibliothek,  welche  den  Mitgliedern 
zu  möglichst  freier  Benützung  zur  Verfügung  gestellt  wird. 

Als  Dotation  erhält  die  Seminarbibliothek  aus  dem  Bukowinaer 
griechisch-orientalischen  Religionsfonde  jährlich  den  Betrag  von  dreihundert 
Gulden  (600  Kronen), 

Das  Geld  wird  zu  Händen  des  jeweiligen  Dekans  angewiesen  und 
von  der  Verwaltung  unter  die  im  betreffenden  Schuljahre  fungierenden 
Seminarabteilungen  verteilt. 

Die  Verrechnung  der  Dotation  der  Seminarbibliothek  liegt  dem 
Dekan  ob. 

Derselbe  hat  die  diesbezüglichen  dokumentierten  Rechnungen  der 
Leiter  der  einzelnen  Seminarabteilungen  dem  k.  k.  Bukowinaer  Landespräsi- 
dium vorzulegen. 

§  9.  Schlußbestimmung. 

Am  Schlüsse  des  Sommersemesters  hat  die  Seminarverwaltung  einen 
eingehenden  Bericht  über  die  Arbeiten  und  Leistungen  des  Seminars  im 
abgelaufenen  Studienjahre  an  das  k.  k.  Unterrichtsministerium  zu  erstatten. 
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b)   An   den  rechts-  und   staatswissenschaftlichen 

Fakultäten. 

Nr.  319. 

Terordnimg  des  Ministers  fttr  K.  u.  ü.  vom  27.  September  1873, 

Z.  12.719,  MTBNr.  91 

betreffend   die   Errichtang   von   rechts-   nnd   staatswissenschaftlidien 

Seminaren. 

Auf  Grund  der  mit  der  Ah.  Entschl.  vom  23.  September  1873  erteilten 
Ermächtigung  zur  Errichtung  von  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Semi- 
naren an  den  Universitäten  finde  ich  nachfolgendes  zu  verfugen: 

1.  An  sämtlichen  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten  haben 
künftig  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Seminare  zu  bestehen. 

2.  Der  Zweck  dieser  Seminare  ist:  Die  Erweiterung  und  Vertiefung 
des  in  den  rechts-  und  staatswissenschafÜichen  Kollegien  gewonnenen 
Wissens,  die  Anleitung  der  Studierenden  zu  selbsttätiger  wissenschaftlicher 
Arbeit,  zum  Teile  auch  die  Vorbereitung  für  die  rechts-  und  staatswissen- 
schaftliche Praxis. 

3.  An  jeder  Fakultät  haben  zwei  Seminare,  ein  rechts  wissenschaftliches 
und  ein  staatswissenschaftliches,  zu  bestehen,  deren  jedes  nach  dem  Gegen- 
stande der  Seminarübungen  in  mehrere  Abteilungen  zedällt. 

4.  Die  Verwaltung  der  Seminarangelegenheiten  wird  in  der  Regel 
durch  die  Gesamtheit  der  an  dem  Seminare  beschäftigten  akademischen 
Lehrer  besorgt.  Es  kann  jedoch  durch  besondere  Festsetzung  (17)  bestimmt 
werden,  daß  diese  Verwaltung  von  einem  eigenen  Seminarvorstande  zu 
führen  ist,  welchen  das  Professorenkollegium  für  eine  gewisse  Zeit  aus  den 
am  Seminare  beschäftigten  ordentlichen  Professoren  wählt. 

Die  Vertretung  des  Seminars  nach  außen  obliegt  dem  jeweiligen  Dekan. 

5.  Zur  Leitung  der  Seminararbeiten  sind  die  ordentlichen  und  außer- 
ordentlichen Professoren  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät 
berufen. 

Ausnahmsweise  können  von  dem  Professorenkollegium  zur  Leitung 
der  Seminararbeiten  auch  Privatdozenten,  welche  sich  dazu  erbieten,  zu- 
gelassen  werden. 

6.  Es  ist  Sorge  zu  tragen,  daß  an  beiden  Seminaren  in  jedem  Semester 
Abteilungen  in  solcher  Zahl  gebildet  werden,  wie  es  den  Verhältnissen 
der  einzelnen  Fakultät  und  dem  Zwecke  der  Seminareinrichtung  entspricht. 

7.  Zur  Teilnahme  an  den  Seminararbeiten  können  in  der  Regel  nur 
ordentliche  Hörer  der  betreffenden  Fakultät  zugelassen  werden. 

Doch  ist  die  Teilnahme  an  den  Seminararbeiten  auch  noch  durch  ein 
Jahr  nach  erlangtem  Absolutorium  gestattet. 

8.  Die  Aufnahme  in  eine  Seminarabteilung  ist  in  der  Regel  an  die 
Bedingung  geknüpft,  daß  der  Aufnahmewerber  die  Hauptvorlesung  über 
die  Disziplin,  mit  welcher  sich  die  Abteilung  beschäftigt,  frequentiert  habe. 

Ausnahmen  hievon  können  von  dem  Leiter  der  Abteilung,  in  welche 
die  Aufnahme  gewünscht  wird,  dann  zugelassen  werden,  wenn  auch  ohne 
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den   Bestich   der  im   vorigen   Absätze   bezeichneten   Vorlesung  der   Besitz 
genügender  Vorkenntnisse  angenommen  werden  kann. 

In  einem  sok:heii  Falle  ist  jedoch  der  Aufnahmewerber  gehalten,  über 
Verlangen  des  Leiters  der  SemLnarabteilung  seine  Vorkenntnisse  durch  eine 
mündliche  oder  schriftliche  Prüfung  auszuweisen. 

9.  Abgesehen  von  dem  Grunde  mangelnder  Vorkenntnisse  kann  die 
Aufnahme  in  eine  Seminarabteilung  in  der  Regel  (17)  nur  wegen  beharr- 
lichen Unfleißes  in  dem  Besuche  der  Vorlesungen  oder  früherer  Seminar- 
übungen verweigert  werden. 

Aus  diesem  Grunde  kann  auch  die  Ausschließung  bereits  aufgenommener 
Mitglieder  erfolgen. 

10.  Die  Übungen  im  Seminare  bestehen  teils  in  mündlichen  Vorträgen 
und  Erörterungen  (Konversatorien,  Disputatorien,  Praktika  usw.),  teils  in 
schriftlichen  Ausarbeitungen.  Die  Übungen  sind  so  einzurichten,  daß  sie 
stets  für  einen  Semester  ein  gleichartiges  Ganze  umfassen. 

11.  Die  Ankündigung,  das  An-  und  Abmelden  der  Seminarübungen 
erfolgt  in  derselben  Weise,  wie  hinsichtlich  der  öffentlichen  Vorlesungen. 

Ober  die  Mitglieder  des  Seminars  ist  ein  besonderer  Vormerk  zu  führen. 

12.  Der  Unterricht  im  Seminare  ist  unen^eltlich. 

Durch  die  Abhaltung  von  Seminarübungen  wird  seitens  der  Professoren 
der  Pflicht  genügt,  öffentliche  Vorlesungen  (CoUegia  publica)  zu  halten.^) 

13.  Die  Seminarübungen  werden  den  Studierenden  in  das  vorge- 
schriebene Minimum  der  in  einem  Semester  zu  frequentierenden  Stunden- 
zahl eingerechnet') 

14.  Die  von  dem  Leiter  einer  Seminarabteilung  ausgestellte  Bestäti- 
gung®) der  erfolgreichen  Teilnahme  an  den  Seminarübungen  gilt  in  der- 
selben Weise,  wie  die  Kolloquienzeugnisse,  als  Nachweis  entsprechender 
Verwendung. 

15.  Die  zur  Prämiierung  wissenschaftlicher  Arbeiten  der  Studierenden 
zu  Gebote  stehenden  Geldmittel  werden,  insoweit  es  die  rechts-  und  Staats- 
wissenschafüichen  Fakultäten  betrifft,  zu  Prämien  für  die  Arbeiten  der 
Seminaristen  verwendet 

Ober  die  Zuerkennung  dieser  Prämien  entscheidet  die  Gesamtheit  der 
Leiter  der  Seminarabteilungen. 

16.  Am  Schlüsse  des  Sommersemesters  hat  die  Seminarleitung  (4) 
einen  eingehenden  Bericht  über  die  Arbeiten  und  Leistungen  des  Seminars 
im  abgelaufenen  Jahre  im  Wege  des  Dekanats  dem  Unterrichtsministerium 
vorzulegen. 

Das  Dekanat  hat  diesen  Bericht  mit  seinem  Gutachten  zu  begleiten. 

17.  Innerhalb  der  vorstehenden  Grundsätze  sind  von  den  Professoren- 
kollegien der   einzelnen    Fakultäten   Seminarstatuten   auszuarbeiten,   welche 

^)  yg^'  §  8  des  Koüegiengddergeseizes  (s,  Nr,  391). 
*)  VgL  §  3  der  juristischen  StadOrdg.  (s.  Nr.  636). 

*)  Lata  MinErl.  vom  9.  Mai  1876,  Z.  7248,  MVBNr.  22  fs.  Nr.  482)  mOerUegen  Zeugnisse 
Ober  die  Verwendung  in  akademischen  Seminaren  der  Stempetpflicht  von  15  Kreuzern  (30  HeüerJ. 
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die  näheren  Bestimmungen  über  die  Einrichtung  und  Verwaltung  der  Semi- 
nare, über  die  denselben  zu  Gebote  stehenden  Lehr-  und  Geldmittel, 
dann  über  die  Beschaffenheit  und  die  Verteilung  der  Prämien  für  die 
Seminararbeiten  zu  enthalten  haben. 

Diesen  Statuten  wird  insbesondere  vorbehalten,  zu  bestimmen,  ob 
zu  den  Seminarübungen  außer  den  ordentlichen  Seminarmitgliedem  auch 
Zuhörer,  wekhe  zur  Mitwirkung  bei  den  Übungen  weder  berechtigt  noch 
verpflichtet  wären,  zugelassen  werden  können. 

Desgleichen  wird  in  den  Seminarstatuten  bestimmt  werden,  ob  dem 
Leiter  einer  Seminarabteilung  das  Recht  zukommen  soll,  die  Aufnahme  in 
die  Abteilung  von  vornherein  auf  eine  bestimmte  Zahl  ordentlicher  oder 
außerordentlicher  Mitglieder  (Zuhörer),  zu  beschränken. 

Die  Statuten  sind  dem  Unterrichtsministerium  zur  Genehmigung^)  vor- 
zulegen. 

18.  Die  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Seminare  treten  mit  dem 
Studienjahre  1873/74  ins  Leben. 
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Aas  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.  d.  U.  Tom  2.  September  1898, 

Z.  19.600. 

an  die  Landesregierung  für  die  Bukowina, 

(betreffend  die  Verwaltung  der  den  Seminaren  der  philosophischen  nnd 
Juridischen  Fakultät  der  Czemowltzer  Universität  gemeinsamen  Seminar- 
lokalitäten). 

Anläßlich  der  Zuweisung  von  gemeinsamen  Arbeitsräumen  für  die  Seminare 
der  philosophischen  und  juridischen  Fakultät  in  Czernowitz  wurde  folgendes 
angeordnet: 

^)  Die  nachMqßgabe  des  P.  17 aasgearbeiieten  Sem inars tatate,  welche  in „Schweiekhardis 
Sammlung  der  Jür  die  österreichischen  Universitäten  gältigen  Gesetze  und  Verordnungen",  II,  Bd., 
1885,  S,  950  «.  /.,  nahezu  vollzählig  aufgenommen  erscheinen,  eriüeUen  die  ministerielle  Genehmi- 
gung, und  zwar: 

an  der  Universität  in  Wien  mit  MlnErL  vom  26.  November  1873,  Z.  15.419;  auf  Grund  des 
MinErL  vom  20.  Juni  1890,  Z.  IISH  wurde  an  der  Wiener  Universität  mit  Beginn  des 
Studienjahres  1890/91  ein  staatswissensehafiliches  Institut  errichtet  und  das  vor- 
gelegte Statut  fiir  diese  Anstalt  genehmigt; 
an  der  Universität  in  Graz  mit  MinErl.  vom  26.  November  1873,  Z.  14.759; 
an  der  Universität  in  Innsbruck  mit  MinErL  vom  26.  November  1873,  Z.  15.084,  beziehungs- 
weise vom  27.  September  1897,  Z.  5048; 
an  der  deutschen  Universität  in  Prag  mit  MinErl.  vom  26.  November  1873,  Z.  15,702;  dieses 

Seminarstatut  steht  auch 
an  der  böhmischen  Universität  in  Prag  in  Kraft;  mit  MinErl.   vom  21.  September  1897, 
Z,  15J659  wurde  an  der  deutschen  Universität  in  Prag  mit  Beginn  des  Studienjahres  1898/99 
ein  staatswissenschaftliches  Institut  unter  gleichzeitiger  Genehmigung  der  bezug- 
lichen Statuten  errichtet; 
an  der  Universität  in  Lemberg  mit  MinErL  vom  26,  November  1873,  Z,  14.508; 
an  der  Universität  in  Krakau  mit  MinErL  vom  26,  November  1873,  Z.  14M3; 
an  der  Universität  in  Czernowitz  mit  MinErL  vom  5,  März  1876,  Z.  2342;  abgeändert  m 
MinErL  vom  2.  Juni  1877,  Z.  3866  (§  4  lit.  b,  zweiter  Absatz). 
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Die  Verwaltung  dieser  Seminarlokalitäten  wird  einer  nach  Durch- 
führung der  Herstellungen  und  Anschaffungen  zu  aktivierenden  Kommission 
übertragen,  für  deren  Zusammensetzung  und  Wirkungskreis  ich  unter  Ab- 
änderung des  mit  dem  Berichte  vom  27.  März  1898,  Z.  5165,  vorgelegten 
Entwurfes   nachstehende    Bestimmungen   zu   genehmigen   finde: 

§  1.  Die  den  wissenschaftlichen  Seminaren  der  juridischen  und  philo- 
sophischen Fakultät  der  Universität  in  Czernowitz  zur  gemeinschaftlichen 
Benützung  zugewiesenen  Lokalitäten  werden  von  einer  ständigen  Kommission 
verwaltet,  welche  aus  dem  Rektor  der  Universität  und  den  Dekanen  der 
beiden  genannten  Fakultäten  besteht. 

Im  Verhinderungsfalle  haben  die  gesetzlichen  Vertreter  dieser  Funktio- 
näre einzutreten. 

§  2.  Die  Kommission  hat  nach  Bedarf  unter  dem  Vorsitz  des  Rektors 
Beratungen  abzuhalten,  welche,  wenn  sie  nicht  bloß  vorübergehende  Wirk- 
samkeit haben,  zu  protokollieren  sind. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Majorität  gefaßt. 

§  3.  In  den  Wirkungskreis  dieser  Kommission  gehört  die  Handhabung 
der  Seminarordnung,  die  Vertretung  der  gemeinsamen  Seminarinteressen 
bei  den  akademischen  Behörden,  die  Bestimmung  der  Stunden  und  Räum- 
lichkeiten für  die  Übungen  im  Seminar,  die  Zuweisung  der  Plätze  an  die 
Studierenden  im  Einvernehmen  mit  den  einzelnen  Dozenten,  überhaupt 
alles,  was  nicht  der  einzelne  Seminarvorstand  im  eigenen  Wirkungskreise 
verfügen  kann. 

§  4.  Die  statutarischen  Rechte  der  einzelnen  Seminarvorstände  hin- 
sichtlich ihrer  Seminare  werden  dadurch  nicht  berührt. 

Indem  ich  noch  bemerke,  daß  die  im  §  3  erwähnte  „Seminarordnung'' 
von  der  Kommission  auszuarbeiten  und  vom  akademischen  Senate  201  ge- 
nehmigen sein  wird,  stelle  ich  die  Berichtsbeilagen  im  Anschlüsse  zur  ge- 
fälligen  weiteren  Veranlassung  zurück. 


c)  An  den  philosophischen  Fakultäten. 

Vorbemerkttng. 

Durch  KUMErl.  vom  10.  Oktober  1878,  Z.  16.262,  wurde  mit  ROcksicfat  auf  die  Finanzlige 
eine  Reduzierung^  der  fOr  die  Seminarien  bestimmten  Stipendien  in  der  Weise  vorsrenommen,  dafi 
zunächst  dnrchgJSMgig  der  Semestralbetrag:  eines  Stipendiums  auf  30  Gulden  reduziert  und  in 
einigen  Fällen  auch  die  Anzahl  der  bestehenden  Stipendien  vermindert  wurde. 

Derzeit  bestehen  folgende  Seminarien  (mit  Stipendien  ä  60  Kronen  pro  Semester ^  respekÜH 
mit  Jahresbeträgen  fiir  SchulerprämienJ : 

Wien, 

/.  Pädagogisches  Seminar:  (6  Stipendien),  provisorische  Statuten:  KUMErL  vom  21.  Jänner 
1877,  Z.  341; 

2,  Philologisches  Seminar  und  Proseminar:  (12  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  31,  Juli 

1875,  Z.  11.169;  ßr  das  Proseminar:  KUMErL  vom  16.  Juni  1875,  Z.  8903; 

3.  Archäologisch' epigraphisches  Seminar:  (4  Stipendien),  Statuten:  KUMErL  vom  /.  Mai 

1876,  Z.  7060; 
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4.  Seminar  ßr  deutsche  Philologie:  Statut:  KUMErl.  vom  29.  November  1880,  Z.  J8Jf9; 

5.  Seminar  Jur  romanische  Philologie:  Statut:  KUMErl.  vom  5.  Mai  1891,  Z.  6064; 

6.  Seminar  Jar  englische  PhilologU:  (2tO  K  ßir  Prämien),  Statut:  KUMErl.  vom  5.  Mai 
1991,  Z.  6064; 

7.  Seminar  ßir  slavische  Philologie:  (6  Stipendien),  hat  bisher  kein  formell  ge- 
nehmigtes Statut; 

8.  Historisches  Seminar:  ßStipendUn),  Statut:  KUMErl.  vom  15.  Oktober  1872,  Z.  12J942: 

9.  Mathematisches  Seminar  und  Proseminar:  (10  Stipendien),  provisorisches  Statut: 
KUMErL  vom  IZ  Februar  1876,  Z.  1672;  Jür  das  Proseminar:  Statut:  KUMErL  vom  31.  August 
1885,  Z.  13.088. 

Prag,  deutsch. 

1.  Philosophisches  Seminar:  Statut:  KUMErL  vom  6.  April  1883,  Z.  21.510; 

Z  Pädagogisches  Seminar:  (6  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  14.  JuU  1887,  Z.  5709; 
auf  Qrund  des  KUMErL  vom  27.  JuU  1891,  Z.  10.808,  sind  an  diesem  Seminar  unter  Mitwirlmng 
ton  Mittelschttllehrttri^n  praküsdi-pädagogische  Übungen  eingeßUui,  welche  beim  Unterrichte 
der  Schuler  eines  hießir  bezeichneten  Staatsgymnasiums  stattfinden; 

3.  Philologisches  Seminar  und  Proseminar:  (8  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  15.  No- 
vember 1849,  Z.  7122  und  vom  19.  Oktober  1857,  Z.  17.726; 

4.  ArehOologisch-epigraphisches  Seminar:  (400  K  für  Prämien),  Statut:  KUMErL  vom 
5.  Oktober  1894,  Z.  3i392; 

5.  Seminar  för  deutsche  Philologie:  (6  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  11.  Mai  1874, 
Z.6064; 

6.  Seminar  fiir  framösisehe  und  englische  Sprache:  (6  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom 
Z  September  1875,  Z.  13.949; 

7.  Historisches  Seminar:  (6  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  3.  Dezember  1890,  Z.  17.027; 

8.  Mathematisch-physikalisches  Seminar:  (6  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  22.  April 
1875,  Z.  5268. 

Prag,  böhmisch. 

1.  Philosophisches  Seminar:  (240  Kronen  fiir  Prämien),  Statut:  KUMErL  vom  6.  April 
1883,  Z.  2944; 

Z  Pädagogisches  Seminar:  (4  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  29.  Dezember  1882, 
Z.  19J812; 

3.  Philologisches  Seminar  und  Proseminar:  ß  Stipendien),  Statuten:  KUMErL  vom 
30.  März  1883,  Z.  5140; 

4.  Seminar  Jur  slavische  Philologie:  (6  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  27.  Jänner 
1880,,  Z.  489; 

5.  Qermanistisches  Seminar:  (6  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  3.  November  1887, 
Z.  15J958,  modifiziert  mit  Erlqß  vom  3.  Dezember  1897,  Z.  30.909; 

6.  Seminar  JSr  romanische  Philologie:  (4  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  8.  Oktober 
1882,  Z.  15.470;  praktische  Abteilung  fiir  französische  Sprache:  KUMErL  vom  14.  Dezember  1903, 
Z.  35.340; 

7.  Historisches  Seminar:  (6  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  17.  August  1882,  Z.  992  KUM; 

8.  Qeographisches  Seminar:  (4  Stipendien),  Statuten:  KUMEri.  vom  8.  JuU  1887,  Z.  5588; 

9.  Mathematisch -physikalisches  Seminar:  (6  Stipendien),  Statut  mit  Jenem  des  gleichen 
Seminares  der  deutschen  Universität  identisch;  Statut  fär  das  matfiematische  Proseminar: 
KUMErL  vom  30.  Juni  1889,  Z.  1Z06Z 

Oraz. 

1.  Philosophisches  Seminar:  (800  Kronen  fiir  Prämien),  Statut:  KUMErL  vom  1.  Sep- 
tember 1897,  Z.  21.819; 

Z  Philologisches  Seminar  und  Proseminar:  (6  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  2Z  Jänner 
1893,  Z.  688; 

3.  Arehdologisch-epigraphisches  Seminar:  (240  Kronen  für  Prämien),  KUMEri.  vom 
IZ  Jänner  1900,  Z.  28.513  ex  1898; 

4.  Seminar  fär  deutsche  Philologie:  (400  Kronen  für  Prämien),  Statut:  KUMErl.  vom 
19.  JuU  1873,  Z.  8804; 

5.  Seminar  fär  romanische  Philologie:  ß  Stipendien),  Errichtung  genehmigt  KUMErL  vom 
23.  April  1901,  Z.  11.145;  Statut:  KUMErL  vom  29.  April  1903,  Z.  13.181; 
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6.  Seminar  für  englische  PhOologie:  ß  Stipendien),  Statut:  KUMErl,  vom  25.  September 
1993,  Z.  19,170; 

7.  Seminar  für  slavisehe  Philologie:  (4  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  Z  April  1992, 
Z.  11.734: 

9.  Historisches  Seminar:  (6  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom 30.  November  1991,  Z.  2tJ946; 

9.  Geographische  Übungen:  (2  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  2.  Juni  1999,  Z.2i.617; 

10.  Seminar  fär  Mathematik  und  mathematische  Physüt:  (3  Stipendien),  provisorisdies 
Statut:  KUMErL  vom  23.  Oktober  1994,  Z.  19.990. 

Innsbruck: 

1.  Philologisches  Seminar  und  Proseminar:  (6  Stipendien),  Statuten  för  das  Seminar: 
KUMErL  vom  20.  Mai  1965,  Z.  779,  für  das  Proseminar  vom  23.  August  1974,  Z.  11.195; 

2.  Germanistisches  Seminar:  (4  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  27.  September  1975, 
Z.  15.190; 

3.  Seminar  für  engUsche  Sprache:  (3  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  29.  Jänner  1907, 
Z.  31.516  ex  1996; 

4.  Historisches  Seminar:  (4  Stipendien),  provisorische  Statuten:  KUMErL  vom  19.  August 
1971,  Z.  9297;  abgeändert  mit  KUMErL  vom  7.  März  1904,  Z.  2B92; 

5.  Seminar  för  Mathematik  und  mathematische  Physik:  ß  Stipendien),  provisorische  Statuten: 
KUMErL  vom  19.  Jänner  und  11.  Februar  1S91,  Z.  446  und  Z.  1979; 

6.  Archäologisch-epigraphisches  Seminar:  (490  Kronen  fär  Prämien).  KUMErL  vom  1.  Mai 
1902,  Z.  10.450. 

Krakau: 

1.  Philosophisches  Seminar:  (400  Kronen  für  Prämien),  Statut:  KUMErL  vom  27.  Sep- 
tember 1901,  Z.  16.060; 

Z  Philologisches  Seminar  und  Proseminar:  (5  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  29.  März 
1951,  Z.  2575;  Proseminar,  Statut:  KUMErL  vom  25.  August  1974,  Z.  11M9; 

3.  Seminar  fär  slavbche  Philologie:  (10  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  ZJuni  1997, 
Z.  17.019  ex  1994; 

4.  Germanistisches  Seminar:  ß  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  19.  Juli  1995,  Z.  10J956; 

5.  Seminar  fär  romanische  Philologie:  (600  Kronen  fär  Prämien),  Statut:  KUMErL  vom 
19.  JuU  1997,  Z.  17.099; 

6.  Historisches  Seminar:  (5  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  14.  November  1977,  Z.  19.199; 

7.  Mathematisches  Seminar:  ß  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  6.  Oktober  1974, 
Z.  13.903; 

9.  Geographische  Übungen:  ß Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  13.  Februar  1990,  Z.  22tO. 

Lemberg: 

1,  Philosophisches  Seminar:  (400  Kronen  fär  Prämien),  Statut:  KUMErL  vom  14.  Sep- 
tember 1996,  Z.  15.093; 

Z  Philologisches  Seminar  und  Proseminar:  ß  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  23.  Sep- 
tember 1973,  Z.  9740;  Proseminar,  Statut:  KUMErL  vom  15.  Dezember  1979,  Z.  19J540; 

3.  Seminar  für  polnische  Philologie:  (400  Kronen  fär  Prämien),  Statut:  KUMErL  vom 
16.  JuU  1997,  Z.  14.414; 

4.  Seminar  fär  ruthenische  Philologie:  (400  Kronen  für  Prämien),  Statut:  KUMErL  vom 
16.  JuU  1997,  Z.  14.414; 

5.  Germanistisches  Seminar:  ß  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  1,  November  1973, 
Z.  14.569; 

6.  Historisches  Seminar:  ß  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  23.  September  1973,  Z.  9740; 

7.  Mathematisches  Seminar:  ß  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  1.  Dezember  1893, 
Z.  23.074;  abgeändert  mit  KUMErL  vom  13.  Mai  1904,  Z.  16.635. 

Czernowltz: 

1.  Philologisches  Seminar  und  Proseminar:  (6  Stipendien),  Statuten:  KUMErL  vom 
29.  Februar  1976,  Z.  20306  ex  1975;  für  das  Proseminar:  KUMErL  vom  Z  Mai  1979,  Z.  4075; 

Z  Historisches  Seminar:  (4  Stipendien),  Statut:  KUMErL  vom  29.  Februar  1976,  Z.  20306 
ex  1975; 

3.  Germanistisches  Seminar:  Statut:  KUMErL  vom  29.  Februar  1976,  Z.  203O6  ex  1975; 

4.  Seminar  fär  ruthenische  Philologie:  (200  Kronen  für  Prämien),  Statut:  KUMErL  vom 
31.JUÜ  1997,  Z.  19.212; 
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5.  Seminar  fSr  rumänische  Pfülologie:  (200  Kronen  ßir  Prämien),  Statut:  KUMErl,  vom 
31.JUÜ  1897,  Z.  /9.2/2; 

6.  Seminar  fSr  Mathematik  und  mathematische  Physik:  (4  Stipendien),  Statut:  KUMErl. 
vom  4.  Detember  1876,  Z.  18.253,  Statut  Jur  das  mathematische  Proseminar:  KUMErl.  vom 
1.  Februar  1880,  Z.  80Z  

Anmerkung.  Die  einzelnen  Seminarstatuten  sind  größtenteils  in  ,^chweickhardts  Samm- 
lung der  für  die  österreidüschen  Untversitäien  gültigen  Gesetze  und  Verordnungen^*  I.  Bd., 
S.  620  Jf.  und  iL  Bd.,  S.  987  ff.,  aufgenommen. 
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Erlafi  des  Ministers  f flr  K.  d.  U.  vom  25.  MSrz  1896,  Z.  7253, 

an  alle  philosophischen  Fakultäten, 
(betreffend  den  Vorgang  bei  Verleihung  der  Semlnarstlpendlen). 

Mit  Rücksicht  auf  die  bisherige  eiiolgreiche  Betätigung  der  an  den 
philosophischen  Fakultäten  bestehenden  wissenschaftlichen  Seminare  finde 
ich  midi  bestimmt,  den  den  Seminardirektionen  in  den  einzelnen  Statuten 
zugewiesenen  Wirkungskreis  in  der  Richtung  zu  erweitem,  daß  es  den- 
selben überlassen  wird,  über  die  Aufnahme  ordentlicher  Seminarmitglieder, 
sowie  über  die  Verleihung  der  in  den  Statuten  systemisierten  Stipendien 
(respektive  Prämien)  an  dieselben,  sofern  dies  nach  dem  Statute  nicht  sdion 
derzeit  der  Fall  ist,  selbständig  zu  entscheiden. 

Hiebei  sind  dieselben  innerhalb  der  für  diesen  Zweck  bestimmten  Mittel 
an  die  durch  die  Statuten  normierte  Zahl  und  Höhe  der  Stipendien  nicht 
gebunden,  so  daß  auf  Grund  besonderer  Verwendung  einzelner  Mitglieder 
auch  höhere,  aber  den  Betrag  von  SO  fl.  im  Semester  nicht  überschreitende 
Stipendien  oder  Prämien  bewilligt  werden  können. 

Im  Falle  der  Nichtverleihung  von  Stipendien  kann  der  in  Ersparung 
gebrachte  Betrag  gegen  Verrechnung  für  Zwecke  der  Seminarbibliothek 
verwendet  werden. 

Um  die  vorschriftsmäßige  Anweisung  des  für  Stipendien  systemisierten 
Betrages  und  der  den  einzelnen  Seminarvorständen  für  ihre  Mühewaltung 
in  Aussicht  gestellten  üblichen  Remunerationen  ist  bei  der  k.  k.  (Landesstelle) 
am  Schlüsse  des  Semesters  oder  des  Studienjahres  im  Wege  des  Dekanates 
anzusuchen. 

Ober  die  Tätigkeit  des  Seminares,  sowie  über  die  Verwendung  der 
systemisierten  Stipendienbeträge  ist  von  den  Seminarleitern  in  der  bis- 
herigen Weise  mit  Anschluß  der  eingelieferten  Seminararbeiten  am  Ende 
des  Studienjahres  anher  zu  berichten.  Diese  Berichte  sind  im  Wege  des 
Dekanates  nach  Tunlichkeit  ktunulativ  vorzulegen. 

Etwaige  besondere  Anträge  der  Seminardirektionen  sind  mittelst  eines 
abgesonderten  Berichtes  in  Vorlage  zu  bringen. 

Hievon  wolle  das  Dekanat  die  einzelnen  Seminardirektionen  behufs 
entsprechender  Danachachtung  in  Kenntnis  setzen. 
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2.  Medizinische  (klinische)  Institute 

(und  deren  Beziehungen  zu  anderen  Anstalten). 

a)  Allgemeines. 
Np.  322/) 

Terordnimg  des  Ministeriums  für  K.  d.U.  vomS.  Jaimerl854,R6BMr.9. 

gültig  für  den  ganzen  Umfang  des  Reiches, 

womit  die  Einsendung  von  pathologisch -anatomischen  Präparaten  und 

Mißgeburten  an  die  Landesuniversitäten  bestimmter  geregelt  wird. 

Um  zu  vermeiden,  daß  der  Staatsschatz  bei  ungenauer  Erfüllung  des 
§  7  der  in  der  PCS  37,  S.  160  enthaltenen  Studienhofkommissionsverordnung 
vom  18.  Oktober  1811,  Z.  1818,  mit  Transportkosten  für  an  die  pathologischen 
Museen  eingesendete,  entweder  zur  Bereicherung  derselben  nicht  geeignete, 
oder  weil  sie  schlecht  konserviert  einlangen,  unbrauchbare,  daher  wertlose 
pathologisch-anatomische  Präparate  belastet  werde,  findet  man  den  §  7 
obigen  Hofdekretes  dahin  abzuändern,  daß  die  in  diesem  Paragraphen  an- 
geführten Arzte  und  Wundärzte,  wenn  sie  einem  pathologischen  Museum 
ein  pathologisch-anatomisches  Präparat  zuzusenden  gedenken,  den  Vorstand 
der  betreffenden  Anstalt  vorläufig  über  den  Gegenstand  schriftlich  in  Kenntnis 
zu  setzen  haben,  damit  dieser  das  Präparat,  falls  er  es  für  das  Museum 
geeignet  hält,  requirieren  könne. 

Nur  in  diesem  Falle  und  wenn  das  Präparat  nach  dem  Erkenntnisse 
des  Vorstandes  des  paihologischen  Museums  in  einem  gut  konservierten 
Zustande  eingelangt  ist,  oder  wenn  das  etwa  eingetretene  Verderbnis  des- 
selben nicht  dem  Einsender  zur  Last  fällt,  hat  dieser  auf  Ersatz  der  bezüg- 
lichen, im  §  7  der  gedachten  Verordnung  angedeuteten  Kosten  aus  dem 
Studienfonde  Anspruch.  Hinsichtlich  der  Zusendung  von  Mißgeburten  hat 
es  bei  der  Anordnung  des  §  7  des  obzitierten  StHD.  sein  Verbleiben  und 
werden  daher,  wenn  die  Einsendungen  gut  konserviert  einlangen,  jedesmal 
die  betreffenden  Kosten  ersetzt  werden. 


Nr.  323. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  17.  Juli  1885,  Z.  11.782, 

MVBWr.  32, 

an  die  Dekanate  sämtlicher  medizinischer  Fakultäten, 
betreffend  die  Hintanhaltung  eines  Mißbrauches,  beziehungsweise  einer 
ztt  weit  gehenden  Anwendung  der  Versuche  an  lebenden  Tieren  (Vivi- 

sektiotien). 

Im   Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des   Innern  finde  ich  nach- 
stehendes  anzuordnen: 


0  VgL  Eiiqß  des  Ministeriums  des  Innern  vom  J.  September  1893,  Z.  2527  an  die  iL  It, 
Statthalterei  in  Wien,  Prag,  Graz,  Innsbruck  und  Lemberg  (die  übrigen  politischen  Landesbehörden 
zur  analogen  Veranlassung  in  Kenntnis  gesetzt),  betreffend  die  Zufahr  von  auswärtigem  Leidien- 
materiale  zu  den  anatomischen  Universitätsinstituten:  Österr,  Sanitätswesen,  V.  Jahrg.,  S.387, 
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1.  Versuche  an  lebenden  Tieren  (Vivisektionen)  dürfen  nur  zum  Zwecke 
ernster  Forschung  und  ausnahmsweise,  wenn  unumgänglich  notwendig,  auch 
zu  Unterrichtszwecken  vorgenommen   werden. 

2.  Solche  Versuche  können  nur  in  den  vom  Staate  autorisierten  medi- 
zinischen Instituten  ausgeübt  werden. 

3.  Nur  Institutsvorstände  und  Dozenten  (Assistenten)  sind  berechtigt, 
Vivisektionen  vorzunehmen  oder  sie  unter  ihrer  Aufsicht  und  Verantwortung 
auch  von  wissenschaftlich  bereits  Vorgeschrittenen  (Ärzten  und  Kandidaten 
der  Medizin)  vornehmen  zu  lassen. 

4.  Die  zu  Versuchen  verwendeten  Tiere  müssen,  wenn  immer  es,  ohne 
den  Zweck  des  Versuches  zu  beeinträchtigen,  möglich  ist,  stets  wie  bisher 
tief  betäubt  werden. 

5.  Zu  Versuchen,  welche  auch  an  niederen  Tieren  ausgeführt  werden 
können,  sollen  nur  diese  und  keine  Tiere  höherer  Art  verwendet  werden. 


Np.  324. 

Terordnong  des  Ministeriums  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  dem 
Ministerium  fflr  K.  u.  D.  vom  11.  Mal  1901.  RCBNr.  49, 

mit  welcher  sanltatspolizelliche  Vorschrifteil  zur  Verhütung  von  Infektionen 
anläfiUch  der  fachtechnischen  Untersuchung  und  Verwertungvon  Objekten, 
welche  Keime  der  anf  Menschen  allgemein  fibertragbaren  Ansteckungs- 

krankheiten  enthalten,  erlassen  werden. 

Entnahme  und  fachtechnische  Ververtung  infektiöser  Untersuchungsobjekte. 

1.  Die  Entnahme  und  fachtechnische  Verwertung  von  üntersuchungs- 
objekten  von  Kranken,  welche  der  Ansteckung  mit  allgemein  überh-agbaren 
Infektionskrankheiten,  wie  Blattern,  Scharlach,  Masern,  Diphtherie,  Keuch- 
husten, Bauch-,  Fleck-  und  Rückfalltyphus,  Pest,  Cholera,  Lepra,  Ruhr, 
Gelbfieber,  Milzbrand,  Rotz,  Lyssa,  Rotlauf,  epidemischer  Genickstarre,  ver- 
dächtig oder  mit  solchen  behaftet  sind,  ferner  von  Leichen  an  derlei  In- 
fektionskrankheiten Verstorbener,  von  Tieren,  tierischen  Kadavern  und 
Gegenstanden,  wekhe  mit  auf  Menschen  allgemein  übertragbaren  Ansteckungs- 
keimen infiziert  erachtet  werden,  darf  nur  durch  die  hiezu  berufenen  Ärzte, 
beziehungsweise  Tierärzte  unter  genauer  Beobachtung  der  hinsichtlich  der 
betreffenden  Infektionskrankheit  erlassenen  Vorschriften  und  unter  Anwen- 
dung aller  von  der  Wissenschaft  gebotenen  Vorsichten  erfolgen,  durch  welche 
sowohl  die  Infektion  der  eigenen  Person,  als  auch  jene  anderer  vermieden 
werden   kann. 

Einfache  mikroskopische  Untersuchung. 

2.  Die  unmittelbare  mikroskopische  Untersuchung  der  entnommenen 
Untersuchungsobjekte  zu  diagnostischen  Zwecken  ist  womöglich  am  Orte 
der  Entnahme  des  Untersuchungsmateriales  selbst  oder  doch  an  isolierter 
Stelle  und  in  isolierter  Weise  derart  vorzunehmen,  daß  sofort  nach  voll- 
zogener Untersuchung  alle  Reste  und  Spuren  infizierten  Materiales  durch 
thermische  oder  chemische  Vernichtung  der  Krankheitskeime  verläßlich  un- 
schädlich gemacht  werden. 
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Geschäftsmäßiger  Privatbetrieb  milcroslEopisch-diagnostischer  Untersuchungen. 

3.  Die  geschäftsmäßige  Vornahme  einfacher  mikroskopischer  Unter- 
suchungen zu  diagnostischen  Zwecken,  und  zwar  mit  Ausschluß  aller  Kultur- 
und  Tierversuche,  ist  nur  über  besondere  Bewilligung  des  Ministeriums  des 
Innern  jenen  Fachmännern  gestattet,  welche  nach  dem  Outachten  des  Obersten 
Sanitätsrates  hiezu  die  vollständige  wissenschaftliche  Qualifikation  besitzen 
und  nachgewiesen  haben,  daß  sie  über  die  geeigneten  Untersuchungslokali- 
täten verfügen. 

Mikroskopische  Untersuchungen  über  die  Erreger  der  Pest,  Cholera, 
des  Oelbfiebers,  der  Blattern  und  des  Flecktyphus  sind  von  dieser  Bewilligung 
ausgeschlossen. 

Bakteriologische  Untersuchungen  mit  Kultur-  und  Tierversuchen. 

4.  Mit  Kultur-  und  Tierversuchen  verbundene  bakteriologische  Unter- 
suchungen von  Materialien,  welche  infektiöse  Mikroorganismen  enthalten, 
dürfen  grundsätzlich  nur  in  hiefür  besonders  eingerichteten  Institutslokalitäten 
vorgenommen  werden. 

Derlei  Institute  bedürfen,  insofern  dieselben  nicht  als  Staatsanstalten 
durch  staatliche  Behörden  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern 
als  oberster  Sanitätsbehörde  errichtet  sind,  einer  besonderen,  nach  Einholung 
des  Fachgutachtens  des  Obersten  Sanitätsrates  erteilten  Oenehmigung  des 
Ministeriums  des  Innern. 

Leitung  der  Institute  fflr  bakteriologische  Untersuchungen. 

5.  Vorstand  eines  Institutes  für  die  im  Punkt  4  bezeichneten  bakterio- 
logischen Untersuchungen  kann  in  der  Regel  nur  ein  ärztlicher  Fachmann 
sein,  welcher  nebst  der  erforderlichen  theoretischen  und  praktischen  bakterio- 
logischen Ausbildung  die  in  das  Oebiet  der  Infektionskrankheiten  einschlä- 
gigen Kenntnisse  besitzt. 

Die  ausnahmsweise  Zulassung  nichtärztlicher  Personen  bleibt  dem  Mi- 
nisterium des  Innern  nach  Einholung  des  Outachtens  des  Obersten  Sanitats- 
rates vorbehalten. 

Der  Vorstand  ist  für  den  gesamten  Betrieb  des  Institutes  und  für  die 
Beobachtung  aller  bezüglichen  Vorschriften  persönlich  verantwortlich. 

In  jeder  solchen  Anstalt  muß  für  den  Fall  der  zeitweisen  Abwesenheit 
oder  einer  Verhinderung  des  Vorstandes  ein  fachlich  vollkommen  qualifi- 
zierter Vertreter  desselben,  wekher  der  vorgesetzten  politischen  Behörde 
namhaft  zu  machen  ist,  zur  verantwortlichen  Leitung  des  Institutes 
bestellt  sein. 

Bedienstete  des  Institutes. 

6.  Als  Hilfs-  und  Dienstpersonale  dürfen  nur  physisch  gesunde,  intel- 
ligente und  durchaus  verläßliche,  von  moralischen  Oebrechen,  insbesondere 
von  Trunksucht  freie  Personen  verwendet  werden. 

Instruktionen. 

7.  Der  Wirkungskreis  dieses  Hilfs-  und  Dienstpersonales  ist  vom  Vor- 
stande in  besonderen  Instruktionen  genau  zu  begrenzen  und  ist  die  pünkt- 
liche Befolgung  der  Vorschriften  vom  Vorstande,  beziehungsweise  von  dessen 
Stellvertreter  zu  überwachen. 
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Diese  Instruktionen,  welche  in  der  Anstalt  an  geeigneter  Stelle 
zu  affichieren  sind,  müssen  die  zur  Vermeidung  von  Infektionen  bei  den 
bakteriologischen  Untersuchungen  und  Manipulationen  zu  beobachtenden 
Vorsichtsmaßregeln   enthalten. 

Einrichtung  und  Betrieb  der  Institute. 

8.  Die  Einrichtung  der  Anstalt  muß  so  beschaffen  und  ihr  Betrieb 
derart  geordnet  sein,  daß  einerseits  eine  Gefährdung  der  daselbst  beschäftigten 
Personen,  andrerseits  eine  Verschleppung  von  Infektionsstoffen  nach  außen 
zuverlässig  hintangehalten  wird.  Die  Anstaltsräume  dürfen  nicht  in  Wohn- 
gebäuden, und  in  Spitälern  nicht  neben  Krankenzimmern  oder  Wohnungen 
untergebracht  sein  und  müssen  nachstehende  besondere  Einrichtungen 
besitzen : 

a)  Für  die  bakteriologischen  Arbeiten  mit  Kultur-  und  Tierversuchen 
müssen  in  der  Regel  mehrere  isolierte  Räume  zur  Verfügung  stehen, 
welche  von  fremden  Personen  nicht  ohne  Wissen  des  Vorstandes,  be- 
ziehungsweise seines  Stellvertreters  betreten  werden  können. 

b)  Diese  Räume  müssen  gut  ventilierbar  sein.  Der  Fußboden,  die  Tische 
für  die  Tierversuche  und  Tiersektionen,  sowie  die  Gefäße  für  die 
Aufnahme  von  Abfällen  und  sonstigen  nicht  mehr  gebrauchten  in- 
fizierten Objekten  müssen  aus  undurchlässigem  Materiale  bestehen, 
welches  leicht  gereinigt  und  desinfiziert  werden  kann.  Auch  die  Wände 
der  Arbeitsräume  sind  so  herzustellen,  daß  sie  leicht  desinfiziert  werden 
können. 

c)  Es  muß  Vorsorge  getroffen  sein,  daß  inifizierte  Objekte  in  undes- 
infiziertem  Zustande  aus  diesen  Räumen  nicht  hinausgelangen  können. 

Die  Kadaver  sowohl  der  infizierten  als  aller  in  den  Untersuchungs- 
räumen gehaltenen  Tiere  sind  entweder  chemisch  oder  durch  Kochen 
zu  sterilisieren  oder  sofort  zu  verbrennen.  Zu  letzterem  Zwecke  soll 
ein  geeigneter  Verbrennungsofen  zur  Verfügung  stehen. 

d)  Die  in  den  bakteriok>gischen  Arbeitsräumen  beschäftigten  Personen 
haben  geeignete  Oberkleider  zu  tragen,  welche  vor  dem  Verlassen  der 
Arbeitsräume  abzulegen  und  sofort  in  eigenen  Schränken  zu  ver- 
wahren sind. 

Diese  Oberkleider  sind  nach  jeder  wahrnehmbaren  Verunreinigung 
mit  Infektionsstoffen  und  außerdem  jedesmal,  bevor  sie  gewaschen, 
beziehungsweise  gewechselt  werden,  der  zuverlässigen  Desinfektion 
zu   unterziehen. 

Die  in  den  erwähnten  Arbeitsräumen  beschäftigten  Personen  dürfen 
dieselben  erst  nach  vollständiger  Reinigung  der  unbekleideten  und  nach 
Desinfektion  der  mit  infektiösen  Substanzen  in  Berührung  gekommenen 
Körperteile  verlassen.  Essen,  Trinken  und  Rauchen  ist  in  diesen  Räumen 
verboten. 

e)  Infizierte  Tiere  sind  derart  zu  verwahren,  daß  ein  Entkommen  der- 
selben unter  allen  Umständen  vollkommen  ausgeschlossen  ist. 

Die   zur  Verwahrung  derselben   dienenden   Käfige   oder   Behälter 
müssen  so  beschaffen  sein,  daß  ein  Verschleudern  und  Verstauben  in- 
UniverritStspesetze.  25 
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fektiöser  Abfälle  sicher  vermieden  wird.  Dieselben  müssen  ferner  leicht 
zu  reinigen  und  zu  desinfizieren  sein.  Falls  deren  Unterbringung  nicht 
innerhalb  des  Laboratoriums  stattfindet,  müssen  hiefür  isolierte,  fremden 
Personen  nicht  zugängliche  Stallungen  mit  undurchlässigem  und  leicht 
desinfizierbarem   Boden  vorhanden  sein. 

Vorgehen  bei  Erkrankungen  des  Anstaltspersonales. 

9.  Die  in  bakteriologischen  Instituten  beschäftigten  Personen  sind  ver- 
pflichtet, jede  Erkrankung  sofort  dem  Vorstande  anzuzeigen  und  bis  zur 
Feststellung  der  Diagnose  und  Entscheidung  über  eine  etwaige  sanitats- 
polizeiliche  Anordnung  in  isolierter  Pflege  zu  verbleiben. 

In  diesem  Falle  ist  der  Vorstand,  beziehungsweise  dessen  Stellvertreter 
verpflichtet,  sich  sofort  durch  ärztliche,  beziehungsweise  bakteriologische 
Untersuchung  von  der  Natur  der  Krankheit  die  Oberzeugung  zu  verschaffen 
und  im  Falle  des  Verdachtes  einer  Infektion  die  Anzeige  an  die  politische 
Behörde  zu  erstatten. 

Kann  der  Verdacht  auf  eine  Infektionskrankheit  nicht  mit  voller  Sicher- 
heit ausgeschlossen  werden,  so  ist  der  Erkrankte  sofort  unter  strenge 
Isolierung  und  Beobachtung  zu  setzen,  und  müssen  auch  nebst  der  unver- 
züglichen Anzeige  des  verdächtigen  Falles  an  die  zuständige  politische 
Behörde,  bis  zur  Verfügung  durch  dieselbe,  alle  jene  Maßregeln  eingeleitet 
werden,  wekhe  bei  Verdacht  auf  eine  Infektionskrankheit  in  sanitätspolizei- 
licher Beziehung  vorgeschrieben,  beziehungsweise  angezeigt  sind. 

In  jenen  Fällen,  in  welchen  sich  der  Laboratoriums  vorstand  selbst  an 
den  Untersuchungen  beteiligt,  gelten  in  sinngemäßer  Weise  auch  für  ihn 
die  in  den  vorstehenden  Absätzen  angeführten  Anordnungen. 

Anstalten  für  bakteriologische  Untersuchungen  auf  Cholera,  Pest,  Gelbfieber,  Blattern  und 

Flecktyphus. 

10.  Bakteriologische  Untersuchungen  jeder  Art  über  die  Erreger  von 
Cholera  und  Pest,  sowie  von  Gelbfieber,  Blattern  und  Flecktyphus,  mit 
Ausnahme  der  im  §  2  angeführten  diagnostischen  Untersuchungen,  dürfen 
nur  in  hiefür  bestimmten  staatlichen  oder  staatlich  autorisierten  Instituten 
vorgenommen  werden. 

Für  den  Betrieb  dieser  Anstalten  sind  außer  den  sub  8  und  9  auf- 
gezählten Bedingungen  noch  nachstehende  vorgeschrieben: 

a)  Die  Arbeiten  müssen  in  besonderen  Untersuchungsräumen  vorge- 
nommen werden,  welche  durch  eine  Haupttüre  abschließbar  sind  und 
zu  welcher  der  Vorstand  oder  dessen  Stellvertreter  den  bloß  für  diese 
Türe  passenden  Schlüssel  zu  verwahren  hat. 

Diese  Räume  müssen  ferner  für  sich  allein  mit  allen  denjenigen 
Einrichtungen  und  Instrumenten  ausgestattet  sein,  welche  für  die  Unter- 
suchungen von  Mikroorganismen  der  vorerwähnten  Art  und  für  die  Vor- 
nahme  von   einschlägigen  Tierversuchen   erforderlich   sind. 

Die  Ventilationsöffnungen  sind  durch  engmaschige  Drahtschutzgitter 
gegen  das  Eindringen  kleiner  Tiere  zu  versichern,  desgleichen  die 
Fenster  durch  entsprechenden  Gitterstoff  gegen  das  Eindringen  von 
Insekten  verwahrt  zu  halten. 
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b)  Alle  erforderlichen  Desinfektionen  sind,  soweit  infizierte  Objekte  in 
Betracht  kommen,  durch  die  für  das  Institut  bestellten  Ärzte  selbst 
unter  Verantwortung  des  Laboratoriumsvorstandes,  beziehungsweise 
seines  Stellvertreters  auszuführen. 

Diener  dürfen  nur  unter  Aufsicht  und  Verantwortung  der  unter- 
suchenden Ärzte  zu  Verrichtungen  herangezogen  werden,  bei  denen 
sie  eventuell  mit  infektiösen  Objekten  in  Berührung  kommen  können. 

c)  Die  bei  den  Untersuchungen  beschäftigten  Personen  sind,  falls  eine 
wirksame  und  ungefährliche  Art  der  Schutzimpfung  bekannt  ist,  in  ent- 
sprechenden Intervallen  einer  solchen  zu  unterziehen. 

d)  Die  in  diesen  Anstalten  beschäftigten  Personen  haben  außer  den  Über- 
kleidern auch  Oberschuhe  zu  tragen,  welche  in  gleicher  Weise  wie 
die  Oberkleider  zu  behandeln  sind. 

e)  Dem  verwendeten  Hilfspersonale  (Laboranten,  Diener)  sind  während 
der  ganzen  Dauer  seiner  Zuweisung  zur  Dienstleistung  in  solchen 
Instituten  vollkommen  isolierte  und  mit  einem  eigenen  Aborte  ver- 
sehene Wohnungen  innerhalb  des  Institutes  oder  möglichst  nahe  am 
Institute  anzuweisen.  Keinesfalls  dürfen  diese  Personen  während  der 
genannten    Zeit   in    einem    Privathause    wohnen. 

Versendung  von  infektiösen  Untersuchungsobjekten  an  Institute. 

11.  Objekte,  welche  für  Menschen  infektiöse,  noch  virulente  Keime 
enthalten,  dürfen  nur  von  den  hiezu  berechtigten,  im  Punkte  1  angeführten 
ärztlichen  Organen  oder  von  den  zur  Untersuchung  autorisierten  Instituten 
an  die  amtlich  bezeichneten  Untersuchungsstellen  oder  an  autorisierte  Unter- 
suchungsinstitute versendet  oder  von  letzteren  an  andere  derartige  Institute 
abgegeben  werden. 

Die  Versendung  dieser  Objekte  darf  nur  in  einer  solchen  Verpackung 
stattfinden,  durch  welche  eine  Beschädigung  beim  Transporte  sicher  aus- 
geschlossen und  die  Gewähr  geboten  ist,  daß  bei  einem  etwaigen  Zerbrechen 
der  Gefäße  ihr  Inhalt  nicht  über  die  Umhüllung  nach  außen  gelangen  kann. 

Hiezu  eignen  sich  dickwandige  Glasgefäße  mit  eingeschliffenem  Glas- 
stöpsel, welcher  mit  feuchter  Tierblase  oder  Kautschukstoff  zu  überbinden 
ist.  Die  das  infektiöse  Objekt  einschließenden  Gefäße  sind  deutlich  zu 
signieren  und  mit  einem  von  Desinfektionsflüssigkeit  durchtränkten  Stoffzeuge 
umhüllt  unter  Benützung  eines  elastischen  Verpackungsmateriales  (Watte, 
Holzwolle,  Häcksel,  Stroh  usw.)  in  einem  festen,  undurchlässigen  Behälter 
bruchsicher  zu  verpacken. 

Für  die  Ausfolgung  der  bei  den  Zollämtern  aus  dem  Auslande  ankom* 
menden  derartigen  Sendungen  an  die  Institute  gelten  die  diesfalls  erlassenen 
Vorschriften  und  Vorsichtsmaßregeln. 

Der  Inhalt  der  Sendung  ist  stets  zu  deklarieren  und  der  Name  des 
Absenders  anzugeben. 

Verkehr  mit  Präparaten  aus  nicht  virulenten  Mikroorganismen. 

12.  Zum  Vertriebe  angefertigte  mikroskopische  Bakterienpräparate 
(Deckglaspräparate)   und  Bakterienkulturen,  welche  keine  virulenten   infek- 
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tiösen  Mikroorganismen  enthalten,  jedoch   aus  infektiösem  Materiale  her- 
gestellt werden,  dürfen  nur  in  den  autorisierten  Instituten  erzeugt  werden. 

Strafbestimmungen. 

13.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden,  insofern  nicht  Bestim- 
mungen des  Strafgesetzes  Anwendung  finden,  nach  Maßgabe  der  MinVdg. 
vom  30.  September  1857,  RGBNr.  198,  geahndet. 

Schlufibestimmungen. 

14.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Kraft 


Nr.  325. 
Erlaß  des  Ministers  fttr  K.  a.  U.  Tom  18.  Jflnner  1905,  Z.  510/KUH 

ex  1904,  MTBNr.  10, 

an  die  Dekanate  sämtlicher  medizinischer  Fakultäten, 

betreffend  den  Verkehr  mit  anatomischen,  aus  Menschenleichen  her- 
gestellten Präparaten. 

Zur  Regelung  des  Verkehres  mit  anatomischen,  aus  Menschenleichen 
hergestellten  Präparaten  finde  ich  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium 
des  Innern  nachstehendes  anzuordnen: 

1.  Knochen-  und  anderweitige  anatomische,  aus  Menschenleichen  her- 
gestellte Präparate  dürfen  nur  von  den  Vorständen  öffentlicher  Institute 
zu  Lehr-  und  Lernzwecken  und  behufs  wissenschaftlicher  Forschung  an 
andere  Personen  und  Anstalten  abgegeben  werden,  wie  an  Mediziner,  Arzte, 
Naturforscher,  Künstler,  an  klinische  Institute,  an  Schulen,  an  Akademien 
für  Maler  und  Bildhauer^  sowie  für  den  humanitären  Zwecken  dienenden 
Unterricht  über  „erste   Hilfe"  bei  Unfällen. 

Diese  Abgabe  von  Präparaten  kann  unter  Anwendung  entsprechender 
Vorsicht  auch  durch  Vermittlung  vertrauenswürdiger,  mit  staatlichen  Unter- 
richtsanstalten in  Verbindung  stehender  Lehrmittelfirmen  erfolgen. 

2.  Die  Abgabe  von  solchen  Präparaten  an  das  Ausland  ist  nur  dann 
zulässig,  wenn  sie  im  Interesse  wissenschaftlicher  Forschung  geschieht  oder 
wenn  es  sich  unter  Wahrung  der  Reziprozität  um  die  auf  dem  Tauschwege 
zu  erreichende  gegenseitige  Komplettierung  wissenschaftlicher  Sammlungen 
handelt. 

3.  Den  Dienern  von  Instituten  ist  es  untersagt,  derartige  Präparate 
abzugeben  oder  zu  verkaufen;  doch  kann  der  Institutsvorstand  bei  der  Ab- 
gabe von  Präparaten  an  auswärtige  Interessenten  (Punkt  1  und  2)  ausbe- 
dingen, daß  ein  angemessener  Betrag  gezahlt  werde,  welcher  zur  Entlohnung 
der  Diener  für  die  bei  der  Herstellung  der  Präparate  geleistete  dienstliche 
Mehrarbeit  zu  verwenden  ist. 


Medizinische  (Idinische)  Institute.  339 

b)  Die  klinischen  Institute. 
Nr.  326. 

Anszng  ans  dem  Hofkanzleldekret  vom  5.  Mürz  1817,  Z.  5394, 

an  das  böhmische  Qubernium, 

(womit  auf  Ortind  Ah.  Entschl.  vom  1.  Mftrz  1817  allgemeine  Qnindsftize 

fflr  die  staatliche  Beitragsleistang  zu  den  Kosten  der  in  öffentlichen 

Heilanstalten  befindlichen  Universitätskliniken  anfgestellt  werden).^) 

Infolge  dieser  Ah.  Entschl.  wird  dem  Gubernium  hinsichtlich  der  ge- 
troffenen Einleitung,  daß  der  weltliche  Stiftungsfond  für  die  Folge  von 
der  Bestreitung  der  Auslagen  für  die  chirurgisch-praktischen  und  chirur- 
gisch-medizinisch-praktischen Schulen  entledigt,  und  diese  Auslagen  künftig 
aus  dem  Studienfond  bestritten  werden,  bedeutet,  daß  in  Wien  und  den 
übrigen  Provinzen  der  betreffende  Spitalfond  während  des  Schuljahres 
alle  Kosten  dieser  Anstalten  trage,  am  Ende  des  Jahres  liquidiert  werde 
und  der  Studienfond  den  Dbersatz  leiste,  dieser  Fond  jedoch  berechtigt  sei, 
von  der  Summe  der  Auslagen  für  jeden  in  der  klinischen  Schule  verpflegten 
Kranken  die  Verpflegungsgebühr')  nach  der  dritten  Klasse  abzurechnen, 
deren  Bestreitung  dem  Spitalfond  zufällt,  welcher  diese  Kranken,  wenn 
sie  auch  nicht  in  die  klinische  Schule  aufgenommen  worden  wären,  hätte 
verpflegen  müssen. 

^)  DU  Universitätskliniken  sind  (mit  Ausnahme  von  KrakaaJ  in  Öffentlichen 
Heäanstaiten  o/iganisiert ,  wobei  die  staaüiehen  Beitragsleistangen  durch  besondere  Verein- 
harungen  mit  den  betreffenden  Spital^onden  etc,  geregelt  sind;  in  Krakau  ist  die  medizinische, 
c/drurgische,  okalistische  und  geburtshilflich- gynäkologische  Klinik  zu  einer  staatlich  erhaltenen 
und  verwatteten  „Klinischen  Universitdtsanstatt"  administrativ  vereinigt,  für  welche  mit 
MinErL  vom  20,  September  1994,  Z.  14J72  Instruktionen  für  das  daselbst  angestellte  VerwaltungS', 
Dienst'  and  Wartepersonal  provisorisch  genehmigt  wurden. 

Auch  bei  den  anderen,  in  öffentlichen  Heilanstalten  organisierten  Kliniken,  wie  audi  betreffs 
des  den  pathotogisch-anatomisehen  Universitätsinstituten  übertragenen  Prosektursdienstes  bestehen 
sowohl  hinsichtlich  der  Beziehungen  zur  Spitalsdirektion  wie  betreffs  des  ärztlichen  und  Warte- 
dienstes  meist  besonders  genehmigte  Statuten,  Regulative  und  Instruktionen, 

Im  Akte  des  Ministeriums  für  K,  u,  U,,  Z,  27,631  ex  1996,  wurde  zu  dem  Akt  des  Ministeriums 
des  Inaenif  Z,  30,72t  ex  1999,  in  der  Frage,  ob  eine  konzessionierte  Privatheilanstalt  die 
Bezeidumng  „Klinik**  führen  dürfe,  folgendes  bemerkt: 

Was  die  Benennonf  der  von  Dr.  N.  N.  ^releiteten  Heilanstalt  als  »Privatklinik«  anbelangt, 
so  ist  es  allerdings  usaeil,  mit  dem  Ansdruck  «Klinik''  nur  jene  Heilanstalten  zu  bezeichnen,  an 
velchen  Unterricht  erteilt  wird ,  allein  es  dflrfte  in  Betracht  zu  ziehen  sein ,  daiS  bedauerlicher- 
weise ansdrflckliche  Normen,  durch  welche  diese  Bezeichnung  den  staatlichen  klinischen 
Unterricfatsinstituten  vorbehalten  wilrde,  derzeit  bei  uns  nicht  bestehen,  wie  Ja  auch  tatsftchllch 
andere,  nicht  staatliche  Heilanstalten,  z.  B.  die  Allgemeine  Poliklinik  in  Wien,  sich  einer  solchen 
Bezeichnung  bedienen  dflrfen.  Da  weiters  durch  die  Bezeichnung  .Privatkllnik"  dem  etwaigen 
Scheine,  als  ob  es  sich  um  eine  staatliche  Anstalt  handeln  wflrde,  vorgebeugt  ist,  so  dflrfte  es 
sich  empfehlen,  sich  bei  der  abweisllchen  Erledigung  des  Rekurses  nur  daran  zu  halten,  dafi  dem 
Rekurrenten  bd  der  Erteilung  der  Konzession  die  Berechtigung  zur  FOhrung  einer  „Privatheil- 
anstalt* («Sanatoriums*),  nicht  aber  einer  MPrivatldinik"  zuerkannt  wurde  und  keine  ausreichenden 
Oribide  filr  die  vom  Rekurrenten  vertretene  Annahme  bestehen,  daß  die  letztere  Bezeichnung 
impllcitc  mitgenehmigt  worden  sei. 

*)  Betreffs  der  Bemessung  der  Verpflegsgebühren  in  den  öffentlichen  Heilanstalten  vgl, 
MinErL  vom  10,  April  1957,  Z.  10,946  ex  1956  (Mayrhofer-Pace,  Handbuch  für  den  politischen 
Verwaltungsdienst,  Bd,  III,  S.  196), 
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Nr.  327. 
Erlaß  des  k.  k.  lUnlsters  des  Innern  und  des  Ministers  fOr  K.  n.  0. 

vom  U.  Jnll  1872.  Z.  10.355.  HTBNr.  61.') 

an  den  Statthalter  für  Niederösterreich, 

durch  welchen  die  Beziehungen  der  Universitätsklinilcen  zum  allgemeinen 

Krankenhanse  geregelt  werden. 

Instruktion  über  das  Verhältnis  der  Universitätskliniken  zum 
k.  k.  allgemeinen  Krankenhause  in  Wien. 

Einleitung^. 

Das  Wiener  k.  k.  allgemeine  Krankenhaus,  über  dessen  Pforte  in 
goldenen  Lettern  die  Inschrift  „Saluti  et  solatio  aegrorum"  prangt,  hat  vor 
allem  die  Bestimmung,  die  humanen  Intentionen  des  erhabenen  Stifters 
getreulich  zu  erfüllen  und  allen  daselbst  Aufnahme  findenden  Kranken  die 
nötige  ärztliche  Hilfe  angedeihen  zu  lassen. 

Insofern  es  aber  der  Anstalt  selbst  nur  zum  Nutzen  und  überhaupt 
allen  Kranken  inner-  und  außerhalb  derselben  zum  Heile  gereicht,  wenn  durch 
den  Unterricht  am  Krankenbette  unter  der  Anleitung  erfahrener  Lehrer 
möglichst  viele  und  tüchtige  Heilärzte  praktisch  ausgebildet  werden,  so 
steht  es  mit  der  engeren  Widmung  derselben  sicherlich  nicht  im  Widerspruche, 
ja  es  wird  im  Gegenteile  gerade  dadurch  den  Intentionen  des  Stifters  die 
segenbringendste  Ausdehnung  gegeben,  wenn  das  allgemeine  Krankenhaus, 
soweit  dies  mit  seinem  eigentlichen  Widmungszwecke  nur  immer  verein- 
bar ist,  zugleich  in  ausgedehnter  Weise  als  Unterrichtsanstalt  benützt  wird. 

Und  indem  das  Wiener  allgemeine  Krankenhaus  seinen  Doppelzweck 
als  Heil-  und  Unterrichtsanstalt  erfüllt,  ergeben  sich  die  Rechte  und  Pflichten 
der  an  dieser  Anstalt  in  verschiedenen  Richtungen  wirkenden  Arzte,  sowie 
auch  die  Rechte  und  Pflichten  der  auf  die  Behandlung  und  Verpflegung 
daselbst  Anspruch  habenden  Kranken  von  selbst: 

§  1.  Um  dem  ersten  und  Hauptzwecke  der  Anstalt,  das  ist  dem  Heil- 
zwecke der  Kranken  allein  zu  genügen,  werden  von  derselben  auf  Kosten 
des  eigenen  Fondes  die  erforderliche  Anzahl  von  Anstaltsärzten  (Primär-  und 
Sekundarärzte)  besoldet,  welche  den  ärztlichen  Dienst  auf  den  verschiedenen 
Krankenabteilungen  auf  Grund  der  betreffenden  Dienstinstruktion  versehen. 


*)  Mit  den  Erlässen  des  Ministeriums  des  Innern  vom  28,  Juni  und  22,  JuU  1902,  Z.  5S.295 
ex  1901  und  Z.  30,902  ex  1902,  dann  vom  21,  Jänner  1903,  Z.  54,631  ex  1902  wurden  „Bestim- 
mungen Ober  die  Zulassung  von  Hospitanten  und  aber  das  Dienstverhältnis  der  Hiffsärrte  in  den 
Wiener  k,  k,  Krankenanstalten^*  kundgemacht. 

Mit  Erlqß  des  Ministeriums  des  Innern  (im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  J&r  K,  u,  UJ 
vom  2t,  April  1896,  Z,  10,184  wurde  eine  „Instruktion  für  die  den  Prosektardienst  im  Wiener  k.  k. 
Allgemeinen  Krankenhause  besorgenden  Funktionäre**  genehmigt,  (österr,  Sanitätswesen, 
Jahrg,  IX,  S,  44,) 

Erlaß  des  Ministeriums  des  Innern  vom  17.  Dezember  1894,  Z,  838  ex  1893,  an  alle  poU- 
tischen  Landesstellen,  betreffend  die  (zu  beschleunigende)  Öbemahme  von  geisteskranken  Landes- 
angehörigen  aus  der  psychiatrischen  Beobachtungstation  des  Wiener  k,  k.  Allgemeinen  Kranken- 
hauses,  (österr,  Sanitätswosen,  Jahrg,  VII,  S,  6.) 
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Dieselben  unterstehen  unmittelbar  der  Direktion  der  Anstalt  und  haben  allen 
dienstlichen  Anforderungen  derselben   Folge  zu  leisten. 

§  2.  Was  die  Unterrichtszwecke  der  Anstalt  betrifft,  so  werden  dieselben 
durch  die  vom  Staate,  respektive  vom  Unterrichtsministerium  für  die  ver* 
schiedenen  allgemeinen  und  speziellen  Zweige  der  Heilkunde  bestellten  kli- 
nischen Professoren  und  Dozenten  besorgt. 

Insofern  denselben  auch  die  ärztliche  Obsorge  der  ihnen  zu  Unter' 
richtszwecken  überlassenen  Kranken  obliegt,  so  sind  sie  in  ihrem  Berufe 
nach  zwei  Richtungen  zugleich  tätig. 

Mit  Bezug  auf  diesen  Doppelberuf  hat  auch  ihre  dienstliche  Stellung 
und  ihre  amtliche  Tätigkeit  eine  zweifache  Beziehung. 

Während  sie  als  klinische  Professoren  oder  Dozenten  in  allem,  was 
Personal-  und  Unterrichtsangelegenheiten  betrifft,  ausschließlich  nur  dem 
Dekanate  des  medizinischen  Professorenkollegiums,  respektive  dem  Unter- 
richtsministerium unterstehen  und  von  dort  ihre  bezüglichen  Weisungen  er- 
halten, sind  sie  als  Vorstände  der  klinischen  und  insbesondere  der  Reserve- 
krankenabteilungen mit  Rücksicht  auf  die  eigentlichen  Anstaltszwecke,  wie 
die  übrigen  Abteilungsvorstände  des  k.  k.  allgemeinen  Krankenhauses,  ge- 
halten, die  für  das  Krankenhaus  bestehenden  Vorschriften  zu  beobachten. 

§  3.  Ebenso  haben  die  Assistenten,  unbeschadet  des  Umstandes,  daß 
sie  in  Bezug  auf  ihre  Personal-  und  Unterrichtsangelegenheiten  nur  ihrem 
jeweiligen  klinischen  Vorstande,  respektive  dem  medizinischen  Professoren- 
dekanate unterstehen,  die  für  das  Krankenhaus  bestehenden  Vorschriften 
zu  beobachten. 

§  4.  Das  den  Kliniken  zugewiesene  und  dem  betreffenden  klinischen 
Vorstande  selbstverständlich  im  Dienste  unbedingten  Gehorsam  schuldige 
Wartpersonale  untersteht,  wie  das  übrige  Wartpersonale  der  Anstalt,  aus- 
schließlich der  Direktion,  welche  die  Disziplinargewalt  über  dasselbe  ausübt, 
dasselbe  im  Einvernehmen  mit  dem  klinischen  Vorstande  anstellt,  entläßt 
und  in  die  verschiedenen  Lohnesstufen  einreiht. 

Zu  diesem  Behufe  sind  auch  die  vorgeschriebenen  Wärterkonduitelisten, 
gewissenhaft  ausgefertigt  und  von  dem  betreffenden  Vorstande  eigenhändig 
unterzeichnet,  für  jeden  Monat  bis  längstens  3.  des  nächstfolgenden  Monates 
der  Direktion  einzusenden. 

Für  das  Wartpersonale  der  Kliniken  hat  die  für  das  Wartpersonale  der 
Anstalt  überhaupt  bestehende  Instruktion  gleiche  Geltung. 

§  5.  Zum  Unterrichte  kann  jeder  Kranke  verwendet  werden,  den  der 
klinische  Vorstand  oder  sein  Stellvertreter  hiezu  geeignet  findet  und  der 
dagegen  keine  Einsprache  erhebt. 

§  6.  Die  auf  den  Kliniken  und  Reserveabteilungen  behandelten  Kranken 
dürfen  zu  Lehrzwecken  nur  vom  Vorstande  oder  dessen  Assistenten  verwendet 
werden. 

Andere  Dozenten  bedürfen  hiezu  über  Erlaubnis  des  klinischen  Lehrers 
der  Bewilligung  des  Unterrichtsministeriums. 

Die  außerordentlichen  Professoren  und  Dozenten,  welche  an  keiner 
Universitätsklinik  dozieren,  und  als  Primär-    und    ordinierende  Ärzte  des 
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allgemeinen  Krankenhauses  funktionieren,  haben  aus  ihren  respektiven  Ab- 
teilungssälen zwei  zu  bestimmen,  in  welchen  sie  zufolge  der  bereits  be- 
stehenden Normierung  durch  das  Ministerium  des  Innern  ihre  Vorträge  und 
Demonstrationen  an  den  Kranken  ihrer  Abteilung  abzuhalten  willens  sind. 

Durch  diese  den  Unterrichtszwecken  überhaupt  nur  in  besonderen 
berücksichtigungswürdigen  Fällen  zu  erteilenden  Zugeständnisse  werden 
jedoch  die  Abteilungen  dieser  betreffenden  Primarärzte  keineswegs 
in  die  Kategorie  der  Universitätskliniken  eingereiht,  und  sind  auch  die  zu 
Lehrzwecken  gestatteten  einzelnen  Zimmer  solcher  Abteilungen,  nach  wie 
vor,  immer  nur  als  Abteilungslokalitäten  des  k.  k.  allgemeinen  Krankenhauses 
zu  behandeln. 

Allen  übrigen,  außer  dem  Verbände  des  k.  k.  allgemeinen  Krankenhauses 
stehenden  Professoren  und  Dozenten  kann  das  Dozieren  am  Krankenbette 
einer  Abteilung  nur  mit  Einwilligung  des  betreffenden  Abteilungsvorstandes 
und  der  Direktion,  und  dies  gleichfalls  nur  auf  jenen  Krankensälen  einzelner 
Abteilungen  gestattet  werden,  deren  Benützung  zu  diesem  Unterrichtszwecke 
über  ein  diesfälliges  Einschreiten  vom  Ministerium  des  Innern  speziell  be- 
willigt wurde. 

§  7.  CVen  klinischen  Abteilungsvorständen  ist  das  Recht  eingeräumt, 
eben  nur  solche  Kranke  auf  ihren  Kliniken  aufzunehmen,  welche  sich  nach 
ihrem  Ermessen  zur  klinischen  Demonstration  am  besten  eignen. 

Aus  diesem  Grunde  dürfen  die  Kliniken  vom  Journale  aus  nicht  wie 
andere  Spitalsabteilungen  im  fortlaufenden  Turnus  belegt  werden,  und  steht 
den  klinischen  Vorständen  das  Recht  zu,  sich  schon  vom  Journale  aus  durch 
ihre  Assistenten  oder  Operationszöglinge  die  geeigneten  Fälle  für  ihre  Klinik 
auswählen  zu  lassen. 

Desgleichen  haben  sie  das  Recht,  derlei  Fälle,  wenn  sie  bereits  vom 
Journale  aus  auf  eine  gewöhnliche  Spitalsabteilung  zugewiesen  worden  waren, 
innerhalb  der  ersten  24  Stunden  von  dort  auszuheben.  Nach  Ablauf  von 
24  Stunden  kann  eine  solche  Transferierung  auf  eine  Klinik  nur  mit  Zustim- 
mung des  betreffenden  Abteilungsvorstandes  stattfinden. 

Ebenso  können  Kranke  auf  eigenes  Verlangen  nur  mit  ausdrücklicher 
Zustimmung  des  betreffenden  klinischen  Vorstandes  auf  Kliniken  zur  Auf- 
nahme gewiesen  werden. 

§  8.  Obschon  es  den  Vorständen  der  Universitätskliniken  unbenommen 
bleiben  muß,  über  die  zur  Behandlung  und  Verpflegung  der  auf  den  klinischen 
Sälen  untergebrachten  Kranken  für  zweckdienlich  erachteten  Medikamente, 
Nahrungsmittel  und  sonstige  Erfordernisse  nach  eigenem  Ermessen  zu  ver- 
fügen, so  ist  es  doch  selbstverständlich,  daß  jeder  klinische  Vorstand  sich 
sowohl  bei  seinen  Ordinationen  der  möglichsten  Sparsamkeit  befleißigen 
werde,  als  auch  die  an  seiner  Anstalt  funktionierenden  Arzte  und  Wart- 
personen in  deren  übertragenen  Wirkungskreis  überwachen  soll. 

Bei  den  Verschreibungen  für  die  an  den  Reserveabteilungen  behandelten 
Kranken  gelten  die  Normen,  welche  überhaupt  im  k.  k.  allgemeinen  Kranken- 
hause bei  nach  der  dritten  Klasse  verpflegten  Kranken  systemisiert  sind. 
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§  Q.  Wann  und  wie  lange  die  klinischen  Lehrer  ihre  Vorträge  am 
Krankenbette  und  in  den  Hörsälen,  sowie  die  Visiten  in  den  Reserveab- 
teilungen zu  halten  haben,  ist  denselben  einerseits  durch  gesetzliche  Bestim- 
mungen, andrerseits  durch  das  jeweilige  Bedürfnis  zur  Erreichung  des  Heil- 
zweckes vorgezeichnet. 

Die  administrativen  Verrichtungen,  als:  Erstattung  der  Tages-,  Monats- 
und Jahresrapix)rte,  die  Abfassung  der  Speisen-  und  Medikamentenanweisun- 
g;en,  der  Belegraumausweise,  der  Outachten,  Anzeigen,  Totenzettel  usw. 
haben  die  den  Kliniken  adjungierten  Hilfsärzte  unter  der  Verantwortung 
ihrer  Vorstände  zu  jener  Zeit  zu  vollziehen,  welche  von  der  Krankenhaus- 
direktion hiezu  bestimmt  wird. 

Die  Nachmittagsvisiten  sind  von  den  Assistenten  der  ordentlichen  Kli- 
niken nach  den  von  den  Vorständen  festgesetzten  Normen  und  bestimmten 
Stunden  abzuhalten.  Die  Krankenhausdirektion  ist  von  den  auf  jeder  Klinik 
eingeführten  Bestimmungen  in  Kenntnis  zu  setzen. 

§  10.  Zu  den  unter  Verantwortung  des  klinischen  Vorstandes  von  den 
Hitfsärzten  der  diversen  Kliniken  und  Reserveabteilungen  zu  vollziehenden 
Funktionen  gehört: 

a)  Die  richtige   Führung  der  Zimmerprotokolle; 

b)  die  Abfassung  der  Krankengeschichten  und  deren  Aufbewahrung; 

c)  die  Ausfertigung  der  Kopfzettel  beim  Abgange  der  Kranken,  es 
mag  derselbe  durch  Austritt  aus  dem  Krankenhause,  durch  Transferierung 
oder  durch  Ableben  erfolgen; 

d)  die  Führung  eines  eigenen  Qestionsprotokolles,  worin  alle  Anzeigen, 
Berichte,  Parere  usw.  nach  fortlaufender  Nummer  einzutragen  sind; 

e)  die  Führung  eines  Zustellungsbuches,  in  welchem  die  von  dem 
betreffenden  Institute  ablaufenden  Schriftstücke  verzeichnet  werden; 

f)  die  Verfassung  der  Anzeigen  bei  vorkommenden  Verletzungen,  Ver- 
giftungen, Selbstmorden,  Geistesstörungen,  Wutkrankheit  und  epidemisch 
auftretenden  Krankheiten; 

g)  Anzeigen  über  zur  sanitätspolizeilichen  und  gerichtlichen  Sektion 
geeignete  Fälle,  die  stets  innerhalb  24  Stunden  der  Krankenhausdirektion 
mit  Benützung  der  vorgedruckten  Formularien  bekanntzugeben  sind; 

h)  Bekanntgebung  der  auf  den  Reserveabteilungen  befindlichen,  zur 
ferneren  Pflege  nicht  geeigneten  Kranken,  die  entweder  für  eine  Ver- 
sorgungsanstalt taugen  oder  die,  an  unheilbaren  Dbeln  leidend,  schon  länger 
als  drei  Monate  in  ärztlicher  Behandlung  des  betreffenden  klinischen  Vor- 
standes sich  befinden. 

§  11.  Alle  wichtigen  Schriftstücke  sind  von  den  Vorständen  der  Kliniken 
eigenhändig  zu  fertigen. 

§  12.  Bei  der  jeden  Monat  abzuhaltenden  Spitalssitzung  wird  der 
Kliniker  in  die  Lage  versetzt,  von  den  ökonomischen  Resultaten  des  Gebarens 
auf  seiner  Klinik  und  Abteilung  Einsicht  zu  nehmen.  Es  liegt  demnach  nur 
im  Interesse  der  Sache,  wenn  die  Kliniker  bei  diesen  Sitzungen  vollzählig 
erscheinen. 


ßg^  I.  Teil:  Orsfanisation  und  Verwaltung;  D.  UnlversHfltsinstitute. 

3.  Naturwissenschaftliche  Institute  der  philosophischen 

Fakultäten. 


Vorbemerkung. 

Die  Benutzung  der  Instttuie  und  ihrer  EinritMungen  steht  den  in  die  betreffenden  Vor* 
lesungen  und  Übungen  inskribierten  Studiemden  in  der  Regel  ohne  besondere  Zahlung  frei;  an 
einzelnen  Instituten  und  Laboratorien  werden  Jedoch  von  den  Studierenden  (die  mittellosen 
ausgenommen)  noch  nebst  dem  Kollegiengeld  bestimmte  Taxen  eingehoben,  welche  die  Kosten 
der  ihnen  beigestellten,  verbrauchbaren  Materialien  (Reagentien  etc,)  decken  sollen.  Die  Ein- 
gänge an  sollen  Taxen,  welche  bisher  dem  Institutsvorstande  im  Laufe  jedes  Semesters  von  der 
Quästur  zur  Bestreitung  der  für  die  Studierenden  erforderliehen  Materialien  etc,  ausgefolgt  wurden, 
sind  alljährlieh  gleichzeitig  mit  der  Institutsdotation  zu  verrechnen. 

Solche  Taxen  sind  eingeführt: 
an  den  chemischen  Laboratorien  der  philosophischen  Fakultät  in  Wien:  für  den  ganztägigen 

Arbeitsplatz  20  Kronen  pro  Semester  (KUMErl.  vom  23.  September  1876,  Z.  14.139),  dann 

wurden  eingefShrt  Taxen  für  die  halbtägige  Benutzung  per  10  Kronen,  fär  das  letete 

pharmazeutische  Semester  20  Kronen,  fSr  die  Übungen  der  Mediziner  6  Kronen; 
am  chemischen  Laboratorium  der  philosophischen  Fakultät  in  Prag  (deutsch):  fünfstündige 

Übungen  10  Kronen,  dreistündige  4  Kronen  pro  Semester; 
am  chemischen  Laboratorium  der  philosophischen  Fakultät  in  Prag  (böhm.):  pro  Semester 

10  Kronen; 
am  ch  emischen  Laboratorium  der  philosophischen  FcUadtät  in  Graz:  für  gewöhniidie  MaUriaiien 

für  Vorgeschrittene  und  Pharmazeuten  20  Kronen,  für  Lehramtskandidaten  und  Mediziner 

10  Kronen  pro  Semester; 
am  chemischen  Laboratorium  der  philosophischen  Fakultät  in  Innsbruck  (Erlqß  des  Mini' 

steriums  für  K.  u.  U.  vom  18.  November  1891,  Z.  3109),  und  zwar:  für  die  gewöhnlichen 

Reagentien  und  sonstigen  Verbrauchsartikel  mit  Ausnahme  des  salpetersauren  Säberojcfds 

und  des  Platinchlorids  bei  den  ISstündigen  Übungen  20  Kronen,   bei  den  sechständigen 

Übungen  4  Kronen  pro  Semester, 

Auch  an  einigen  anderen  Instituten  werden  solche  Laboratoriumstaxen  angehoben. 


Physikalische  Institute  in  Wien. 

Für  das  auf  Orund  Ah.  Entschl,  vom  17.  Jänner  1850  errichtete  „Pl^sikalische  Institat* 
wurden  mit  KUMErl.  vom  6.  Mai  1850,  Z.  2394,  besondere  „Statuten*'  genehmigt,  in  welkten 
(§  1)  als  Zweck  des  Institutes  bezeichnet  wird,  den  Lehramtskandidaten  der  Physik,  Chemie  und 
Physiologie  Gelegenheit  zu  verschaffen,  sich  die  zu  einem  erfolgreichen  Lehren  nötigen  nnd 
gehörig  begründeten  physikalischen  Kenntnisse,  und  insbesondere  die  mechanische  Geschick- 
lichkeit im  physikalischen  Experimentieren  anzueignen;  zugleich  soll  ihnen  die  erforderliche 
Anleitung  zu  selbständigen  Forschungen  im  Gebiete  der  Physik  gegeben  werden. 

Es  werden  ordentliche  Zöglinge  (6  Stipendien  ä  60  Kronen  pro  Semester),  welche  schon  ein 
Jahr  an  der  Universität  oder  Technik  Vorlesungen  über  Physik  und  Mathematik  gehört  haben 
müssen,  und  ai(9er ordentliche  Zöglinge  aufgenommen;  erstere  sind  als  solche  von  der  Entrichtung 
des  betreffenden  Kollegiengeldes  befreit.  Abgesehen  von  der  mit  KUMErL  vom  22.  Februar  1868, 
Z.  984,  genehmigten  Teilung  des  theoretischen  und  praktischen  Unterrichtes  in  der  Piiysik  sind 
seither  in  der  Einrichtung  des  physükalischen  Unterrichtes  (I.  und  II.  physikalisches  Institut  und 
Institut  für  theoretische  Physik)  wesentliche  Änderungen  eingetreten,  so  daß  die  obigen  Statuten 
in  vielen  Punkten  den  derzeitigen  Einrichtungen  nicht  mehr  entsprechen. 


Zentralanstalt  ffir  Meteorologie  und  Geodynamik  in  Wien. 

Als  „Zentralanstalt  für  Meteorologie  und  Erdmagnetismus^*  errichtet  auf  Qrund  Ah.  EntschL 
vom  23.  JuU  1851,  (KUMErL  vom  8.  August  1851,  Z.  7104);  der  Direktor  derselben  steht  in  der 
VI.  Rangsklasse  der  Staatsbeamten  und  ist  zugleich  ordentlicher  Professor  der  Pf(ysik  der  Erde 


Institut  für  Österreichische  Geschichtsforschung  in  Wien.  *SQ5 

an  der.  Wiener  Unlversiiät;  das  Personal  derselben  besteht  aus  einem  Vixedirektor,  Sekretären 
(VllL  R.  KL)  und  Adjunkten  (IX,  R.  KL)  sowie  Assistenten;  außerdem  ist  das  erforderliche 
Hilfspersonal  angestellt. 

Ein  besonderes  Statut  Jur  die  Zentralanstalt  besteht  nicht. ') 

Mit  KUMErL  vom  26.  Februar  1904,  Z.  3381,  wurde  die  Bezeichnung  dieses  Institutes 
in  „Zentralanstalt  fär  Meteorologie  und  Geodynamik**  abgeändert. 


4.  Selbständig  organisierte  Institute. 


a)  Institut  ffir  österreichische  Geschichtsforschung 

in  Wien. 

Nr.  328. 

Kundmachung  des  mit  Erlaß  des  Ministers  fflr  K.U.U.  vom  21.  Februar 

1899,  Z.  4046p  HTBNr.  6,  genehmigten  neuen  Statutes  für  das  Institut 

fOr  Österreichische  Geschichtsforschung  in  Wien.*) 

Statut. 

§  1.  Zweck  des  Institttts. 

1.  Das  Institut  für  österreichische  Geschichtsforschung  ist  eine  mit 
der  philosophischen  Fakultät  der  Wiener  Universität  verbundene,  dem 
k.  k.  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  unmittelbar  unterstehende  Anstalt. 


>)  ErlaB  des  Ministers  fBr  K.  ti.  U.  vom  23.  Februar  1901,  Z.  374/KUM,  MVBNr.  10,  womit 
ein  Stttnt  fflr  die  Ernennung:  von  Korrespondenten  bei  der  Zentralanstalt  fflr  Meteorologie  und 
Erdmagfnetismos  erlassen  wird. 

Auf  Onind  der  mir  mit  Ah.  Entschl.  vom  19.  Februar  1901  ag.  erteilten  Ermächtlping 
finde  ich  das  nachfolgende 

Statut 
für  die  Ernennung  von  Korrespondenten  bei  der  Zentralanstalt  fflr  Meteorologie  und  Erdmagnetismus 
zn  erlassen. 

§  1.  Personen,  welche  auf  dem  Gebiete  der  Meteorologie  oder  des  Erdmagnetismus 
vissenschaftUch  tätig  sind  oder  durch  Ausfflhrung  eingehender  st&ndiger  Beobachtungen  der 
meteorologischen  und  erdmagnetischen  Erscheinungen  die  wissenschaftlichen  Forschungen  auf 
diesen  Gebieten  in  besonderem  Mafie  fOrdem,  können  zu  Korrespondenten  der  Zentralanstalt 
fflr  Meteorologie  und  Erdmagnetismus  ernannt  werden. 

§  2.  Ihre  Ernennung  erfolgt  durch  den  Minister  fflr  Kultus  und  Unterricht  nach  Einvernahme 
des  Direktors  der  erwähnten  Zentralanstalt. 

§  3.  Den  Korrespondenten  der  Zentralanstalt  fflr  Meteorologie  und  Erdmagnetismus  kann  fflr 
Ihre  wissenschaftlichen  Zwecke  die  Entlehnung  von  Bflchem  aus  der  Bibliothek  der  Zentralanstalt 
bewilligt  werden.  Sie  sind  berechtigt,  nach  Maßgabe  des  Platzes,  beziehungsweise  der  verfflg- 
baren  Mittel,  das  Archiv,  Laboratorium  und  Observatorium  dieser  Anstalt  zu  benfltzen. 

Ihre  an  die  k.  k.  Zentral anstalt  eingesendeten  wissenschaftlichen  Arbeiten  finden  nach 
Tonlichkeit  Aufnahme  in  den  «Jahrbflchem"  dieser  Anstalt. 

§  4.  Aufler  der  Förderung  der  Ziele  der  k.  k.  Zentralanstalt  fflr  Meteorologie  und  Erd- 
magnetismus durch  ihre  wissenschaftlichen  Arbeiten  und  Beobachtungen  nehmen  die  Korre- 
spondenten die  Pflicht  auf  sich,  der  Anstaltsdirektion  Aber  Ersuchen  Gutachten  abzugeben, 
derselben  wichtige,  den  meteorologischen  und  erdmagnetischen  Beobachtungsdienst  betreffende 
Wahrnehmungen  mitzuteilen  und  gegebenenfalls  Vorschläge  zur  Verbesserung  und  Ausgestaltung 
dieses  Dienstes  zu  erstatten. 

")  Die  Errichtung  dieses  Institutes  wurde  auf  Orund  Ah.  Entschl.  vom  20.  Oktober  1854 
mit  Eriqß  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom  II.  November  1854,  Z,  16.363,  genehmigt. 
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2.  Errichtet  zu  dem  Zwecke,  die  Erforschung  der  österreichischen  Ge- 
schichte zu  fördern,  hat  das  Institut  vor  allem  die  Aufgabe,  Studierende, 
welche  sich  eingehenderen  historischen  Studien  zuwenden  wollen,  mit  den 
Quellen  und  Denkmälern  im  weitesten  Umfange,  sowie  mit  ihrer  wissen- 
schaftlichen Behandlung  vertraut  zu  machen. 

Eine  weitere  Aufgabe  des  Institutes  ist  es,  die  fachmännische  Heran- 
bildung von  Beamten  für  Archive,  Bibliotheken  und  Museen  zu  erzielen. 

Außerdem  finden  am  Institute  die  Ergänzungsprüfungen  für  den  staat- 
lichen Archivdienst  statt. 

§  2.  Institutsstttdlen. 

1.  Der  Kursus  im  Institute  zerfällt  in  ein  Vorbereitungsjahr  und  zwei 
Jahre  wirklicher  Mitgliedschaft.  Anfang  und  Ende  der  Jahrgänge  fallen 
mit  der  Dauer  des  Universitätsstudienjahres  zusammen. 

2.  Die  Studien,  wekhe  im  Vorbereitungsjahre  behufs  der  Aufnahme 
in  das  Institut  und  in  den  zwei  folgenden  Jahren  der  Mitgliedschaft  betrieben 
werden  sollen,  sind  teils  obligate,  teils  wünschenswerte. 

3.  Die  obligaten  verteilen  sich,  wie  folgt: 

a)  Im  Vorbereitungsjahre: 

1.  Quellenkunde  der  österreichischen  Geschichte. 

2.  Paläographie. 

3.  Chronologie. 

4.  Allgemeine  Kunstgeschichte. 

b)  Im  ersten  Jahre  der  Mitgliedschaft: 

1.  Geschichte  der  Verfassung  und  Verwaltung  Österreichs  (mit 
Übungen). 

2.  Diplomatik  (Kaiser-  und  Papsturkunden). 

3.  Sphragistik  und  Heraldik. 

4.  Kunstgeschichte  mit  Übungen  (Mittelalter). 

c)  Im  zweiten  Jahre  der  Mitgliedschaft: 

1.  Lektüre  und  Kritik  österreichischer  Geschichtsquellen. 

2.  Diplomatik  (Privaturkunden  und  praktische  Übungen). 

3.  Archiv-  und  Bibliothekskunde. 

4.  Kunstgeschichte  mit  Übungen  (Renaissance  und  Neuzeit). 

4.  Wünschenswerte   Studien  und   Kenntnisse: 

a)  Mittelhochdeutsche  Sprache,  deutsche  Rechts-  und  Verfassungs- 
geschichte; Kirchenrecht;  Wirtschaftsgeschichte,  Literatur  und 
Altertümer  des  Mittelalters,  historische  Geographie,  Numismatik. 

b)  Die  Kenntnis  moderner  Sprachen  (Französisch,  Italienisch,  Eng- 
lisch, slavische  Sprachen). 

§  3.  Institutsunterricht  und  Leitung. 

Der  Unterricht  in  den  oben  aufgezählten  obligaten  Gegenständen  wird 
von  Dozenten  der  Universität  in  den  Institutslokalitäten  erteilt.  Die  Vor- 
lesungen sind  allgemeine  Universitätsvorlesungen;  in  Bezug  auf  die  prak- 
tischen Übungen  kann  aber  jene  Beschränkung  eintreten,  die  der  Raum  des 
Lokales  und  die  Natur  der  Übungsgegenstände  bedingen. 
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Einem  der  Dozenten  wird  die  geschäftliche  Leitung  des  Institutes 
übertragen,  welche  durch  eine  besondere  Instruktion  geregelt  ist. 

§  4.  Die  Aufnahme  in  das  Institut 

1.  Die  Zahl  der  Teilnehmer  an  den  einleitenden  Studien  des  Vor- 
bereltungsjahres  wird  nicht  beschränkt.  Die  Kandidaten  haben  sich  am 
Beginne  des  Vorbereitungsjahres  bei  der  Leitung  des  Institutes  zu  melden. 

2.  Alle  zwei  Jahre,  und  zwar  am  Schlüsse  des  Vorbereitungsjahres, 
findet  die  Aufnahme  von  ordentlichen  Mitgliedern  des  Institutes  für  die 
weiteren  zwei  Jahre  des  Kursus  statt.  Die  Zahl  der  ordentlichen  Mit- 
glieder ist  auf  sechs  beschränkt. 

3.  Die  Meldungen  zur  Aufnahme  sind  spätestens  bis  zum  15.  Juni 
des   betreffenden   Jahres  bei  der  Institutsleitung  einzureichen. 

Bedingungen  der  Aufnahme  sind,  daß  die  Bewerber  mindestens  im 
sechsten  Semester  der  Universitätsstudien  stehen,  vorzugsweise  historischen 
Studien  obgelegen  sind,  falls  sie  der  Wiener  Universität  angehören,  an  den 
oben  (§  2)  aufgezählten  Vorbereitungsstudien  mit  Erfolg  teilgenommen 
haben. 

Ober  die  Aufnahme  der  ordentlichen  Mitglieder,  welche  ihre  Befähigung 
durch  eine  Aufnahmsprüfung  darzutun  haben,  entscheidet  auf  Antrag  des 
Lehrkörpers  das  Ministerium.  Dieser  Aufnahmsprüfung  haben  sich  auch 
Studierende  anderer  österreichischer  Universitäten,  die  sich  um  die  Auf- 
nahme bewerben,  zu  unterziehen. 

4.  Es  werden  überdies  auch  außerordentliche  Mitglieder  zu  den  In- 
stitutsstudien zugelassen,  das  heißt  solche,  die  kein  Institutsstipendium  be- 
ziehen, aber  an  allen  Vorlesungen,  Übungen  und  Arbeiten  im  Institutslokale 
teilzunehmen  und  die  Institutssammlungen  zu  benützen  berechtigt  werden. 
Ober  die  Zulassung  von  außerordentlichen  Mitgliedern  entscheidet  von  Fall 
zu  Fall  der  Lehrkörper  des  Institutes.  Er  ist  auch  berechtigt,  die  den 
außerordentlichen  Mitgliedern  eingeräumten  Befugnisse  zu  jeder  Zeit  zu 
widerrufen. 

§  5.  Von  den  Stipendien. 

1.  Dem  Institute  ist  für  Stipendien  derzeit  eine  Jahressumme  von 
3880  fl.  zugewiesen,  aus  welcher  sechs  Stipendien  für  ordentliche  Mitglieder 
im  Jahresbetrage  von  je  480  fl.  (960  Kronen)  und  je  nach  Umständen 
Reisestipendien  bis  zum  Gesamtbetrage  von  jährlich  1000  fl.  (2000  Kronen) 
bestritten  werden. 

2.  Gleichzeitig  mit  der  Aufnahme  der  ordentlichen  Mitglieder  durch 
das  Ministerium  wird  denselben,  und  zwar  auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren,  das 
Institutsstipendium  von  480  fl.   zugesprochen. 

3.  Die  Stipendien  werden  in  zehn  Bezugsraten  zu  48  fl.  (96  Kronen) 
erhoben,  je  eme  nach  Ablauf  der  Monate  Oktober  bis  Juli.  Die  Quit- 
tungen über  die  einzelnen  Bezüge  müssen  von  der  Leitung  des  Institutes 
vidiert  werden. 

4.  Das  Stipendium  kann  von  dem  Vorstande  durch  Verweigerung 
seiner  zur  Behebung  desselben  erforderlichen   Unterschrift  zeitweilig  ein- 
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gestellt  und  über  Antrag  des  Lehrkörpers  von  dem  Unterrichtsministerium 
gänzlich  entzogen  werden. 

5.  Wird  ein  Stipendium  infolge  der  Entziehung  oder  des  freiwilligen 
Rücktrittes  oder  in  anderer  Weise  erledigt,  so  bleibt  es  entweder  bis  zur 
nächsten  Verleihung  unbesetzt  oder  es  kann  von  der  Leitung  bei  dem 
Unterrichtsministerium  der  Antrag  auf  Verleihung  desselben  an  eines  der 
außerordentlichen  Mitglieder  gestellt  werden. 

§  6.  Von  den  Pflichten  der  Mitglieder. 

1.  Alle  Mitglieder  des  Institutes  müssen  an  der  Wiener  Universität 
inskribiert  sein  und  unterstehen  den  akademischen  Behörden.  Ordentliche 
Mitglieder  des  Institutes  sollen  in  der  Regel  auch  als  ordentliche  Universitäts- 
hörer immatrikuliert  sein;  nur  in  dem  Falle,  daß  sie  behufs  Ablegung  der 
Staatsprüfungen  oder  behufs  Erwerbung  des  Doktorgrades  bereits  die  Ab- 
solutorien  erhalten  haben,  genügt  es,  daß  sie  sich  für  die  weitere  Dauer 
der  Institutsstudien  als  außerordentliche  Hörer  der  Universität  inskribieren 
lassen.  Auch  von  den  außerordentlichen  Mitgliedern  des  Institutes  wird 
mindestens  die  Inskription  als  außerordentliche  Hörer  verlangt. 

2.  Durch  die  erlangte  Aufnahme  übernimmt  jedes  ordentliche  und  außer- 
ordentliche Mitglied  die  Verpflichttmg  zur  regelmäßigen  Teilnahme  an  den 
Vorlesungen  und  Übungen  des  Institutes  nach  dem  für  dieselben  auf- 
gestellten Lehrplane,  sowie  zur  Beobachtung  der  disziplinaren  Vorschriften. 
Die  ordentlichen  Mitglieder  sind  verpflichtet,  sich  am  Schlüsse  des  zwei- 
jährigen Kursus  der  Institutsprüfung  zu  unterziehen.  Den  Mitgliedern  wird 
überdies  die  Betreibung  der  im  §  2,  Alinea  4,  aufgezählten  wünschens- 
werten Studien  empfohlen. 

3.  Den  ordentlichen  Mitgliedern  des  Institutes  wird  als  unverträglich 
mit  der  Erfüllung  der  Pflichten,  welche  sie  dem  Institute  gegenüber  auf 
sich  nehmen,  untersagt,  das  Lehramtsprobejahr  abzulegen  oder  Stellen  als 
öffentliche  Lehrer  oder  als  Beamte  zu  bekleiden.  Jedoch  behält  sich  das 
Ministerium  vor,  in  ganz  besonderen  Fällen  Dispens  von  dieser  Bestimmung 
zu  erteilen. 

4.  Kommt  ein  Mitglied  den  oben  bezeichneten  Pflichten  nicht  nach 
oder  entspricht  es  mit  seinen  Leistungen  nicht  den  gestellten  Anforderungen, 
so  wird  es  der  Mitgliedschaft  verlustig.  Die  Entscheidung  darüber  steht 
bei  außerordentlichen  Mitgliedern  dem  Lehrkörper,  bei  ordentlichen  Mit- 
gliedern auf  Antrag  des  Lehrkörpers  dem  Ministerium  zu. 

§  7.  Von  der  Instittttsprfifung. 

1.  Die  Prüfung  findet  am  Schlüsse  des  zweijährigen  Kursus  vor  einer 
vom  Ministerium  ernannten   Kommission^)  statt. 

')  Laut  KUMErL  vom  5.  JuU  1861,  Z.  3630,  ist  hütsichtUeh  der  Entrichtung  der  Pn^fungs- 
taxen  nach  den  für  die  (QymnasiaU)  Lehramtskandidaten  geltenden  Vorschriften  vorzugehen  und 
ist  Ober  das  Ergebnis  der  Prüfungen  an  das  Ministerium  für  K,  u.  U.  zu  berichten,  (Mit 
KUMErL  vom  24.  März  1879,  Z.  3488  wurde  ausgesprochen,  dqß  die  Vorschriften  betreffs  der 
Erhöhung  der  Taxe  für  die  Lehramtskandidaten  auf  das  Institut  für  österreichische  OeseUchts- 
forschung  sinngemäße  Anwendung  zu  finden  f{aben.)  In  Betreff  der  Taxen  vgL  KUMVdg,  vom 
30,  August  1897,  RQBNr,  222  (betreffend  die  Prüfung  der  Kandidaten  des  Gymnasial-  und  Real- 
Schullehramtes)  Art.  XXVI  Gebühren;  diese  Taxe  beträgt  im  Ganzen  60  Kronen, 
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2.  Dieselbe  besteht: 

a)  in  einer  schriftlichen  Prüfungsarbeit  (Hausarbeit)  über 
ein  freigewähltes  Thema,  welches  mit  den  am  Institute  be- 
triebenen  Studien   in   Zusammenhang   steht; 

b)  in  schriftlichen  Klausurprüfungen  über  Fragen  aus: 
Quellenkunde  der  österreichischen  Geschichte  oder  Verfassungs- 
und Verwaltungsgeschichte  Österreichs;  Paläographie ;  Diplo- 
matik;  Kunstgeschichte; 

c)  einer  mündlichen  Prüfung  aus:  Paläographie;  Diplomatik 
und  Sphragistik;  Chronologie;  Archivkunde;  Quellenkunde  der 
österreichischen  Geschichte;  Geschichte  der  Verfassung  und  Ver- 
waltung Österreichs;  Kunstgeschichte. 

3.  Die  Kommission  stellt  über  das  Ergebnis  dieser  Prüfung  staats- 
gültige Zeugnisse  aus,  welche  die  Befähigung  zum  Dienste  in  Archiven, 
Bibliotheken  und  Museen  aussprechen.  Im  Falle  nicht  genügenden  Ergeb- 
nisses der  Prüfung  kann  die  Kommissk>n  im  Sinne  des  MinErl.  vom 
13.  März  1878,  Z.  2795,^)  über  eine  eventuelle  Wiederholung  der  Prüfung 
entscheiden. 

4.  Auch  außerordentliche  Mitglieder  des  Institutes  können  diese 
Prüfung  ablegen.^ 

>)  MÜ  diesem  MinErL  vom  13.  März  1878,  Z.  2795,  wurde  in  teilweiser  Abänderung  der 
betreffenden  Vorschriften  ßur  die  QymnasiaUehramtspr&fung  folgende  Bestimmung  gene/imigt: 

Wenn  die  wissenschaftlichen  Leistungen  eines  Examinanden  den  gesetzlichen  Forderungen 
nicht  entsprechen,  aber  zugleich  hoffen  lassen,  dafi  es  ihm  bei  fortgesetztem  Studium  gelingen 
verde,  dies  zu  erreichen,  so  hat  die  Prüfungskommission  zu  bestimmen,  ob  der  Kandidat  nach 
abermaliger  JVIeldung  und  Erlegung  der  Prflfungstaxe,  einen  Teil  der  Prflfungsstadien  in  einem 
halben  oder  spätestens  in  einem  Jahre  zu  reparieren  oder  ob  sich  derselbe  sämtlichen  Stadien 
der  Prüfung  in  allen  Fächern  nach  zwei  Jahren  noch  einmal  zu  unterziehen  habe. 

Im  ersteren  Falle  fungiert  als  Kommission  bloß  der  Lehrkörper  des  Instituts,  im  anderen 
erfolgt  die  Prüfung  vor  der  ohnedies  regelmäfiig  nach  zwei  Jahren  zusammentretenden  ver- 
stärkten Kommission. 

Sobald  die  Prüfung  nur  in  einem  Stadium  oder  in  einem  Zweigfache  ungenügend  abgelegt 
wurde,  erteilt  die  Kommission  kein  Zeugnis. 

Die  erfolgte  Reparatur  oder  die  Wiederholung  der  Prüfung  wird  in  dem  schliefilich 
erteilten  Zeugnisse  zum  Ausdrucke  gebracht.  Eine  zweite  Reparatur  oder  Wiederholung  der 
Prüfung  ist  nicht  zulässig. 

■)  Erlafl  des  Ministen  fflr  K.  u.  U.  vom  4.  Jänner  1892,  Z.  26.269,  an  den  Vorstand  des 
Institutes  fflr  Osterreichische  Oeschichtsforschung  in  Wien,  betreffend  die  Institutsprflfung  der 
Offiziere  des  k.  u.  k.  Kriegsarchivs. 

Auf  den  mit  Bericht  vom  7.  Dezember  1891 ,  Z.  264 ,  gestellten  Antrag  finde  ich  zu 
genehmigen,  dafi  die  zur  Frequentierung  des  Institutes  für  Osterreichische  Oeschichtsforschung 
in  Wien  entsendeten  Offiziere  des  k.  u.  k.  Kriegsarchivs  nach  Abschlufi  ihres  zweijährigen 
Kurses  aaf  spezielles  Ansuchen  der  Direktion  des  k.  u.  k.  Kriegsarchivs  zur  Ablegung  einer  der 
Institutsprflfung  ähnlichen,  jedoch  nach  dem  praktischen  Bedürfnisse  des  genannten  Kriegsarchivs 
enger  begrenzten  Prüfung  vor  einer  hiezu  hierorts  besonders  bestellten  Prüfungskommission 
oder,  falls  in  dem  betreffenden  Jahre  die  regelmäßige  Institutsprüfung  stattfindet,  vor  derselben 
Prüfungskommission  und  zu  demselben  Termine  wie  die  ordentlichen  Institutsmitglieder,  zu- 
gelassen werden. 

Die  bezügliche  Prüfung  hat  nach  Analogie  der  für  ordentliche  Institutsmitglleder  geltenden 
Prüfung  in  drei  Stadien  zu  zerfallen :  1.  in  eine  schriftiiche  Hausarbeit ,  2.  in  eine  schriftiiche 
Klausurarbeit  und  3.  in  eine  mündliche  Prüfung. 

Die  schriftliche  Hausarbeit  hat  nach  freier  Wahl  des  Kandidaten  ein  geschichtliches 
Thema  wissenschafttich  zu  behandeln.    Die  Klausurarbeit  ist  dem  Oebiete  der  Paläographie  und 
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§  8.  Von  der  Ergänzttngsprüfttng  für  den  staatlichen  Archivdienst 

Die  Ergänzungsprüfung  für  den  staatlichen  Archivdienst  findet  gemäß 
den  Beschlüssen  des  k.  k.  Archivrates  (in  der  6.  und  7.  Sitzung  vom 
11.  und  13.  Februar  1896,  vgl.  „Wiener  Zeitung"  vom  20.  Februar  1896, 
Punkt  1  a,  b)i)  von  Fall  zu  Fall  vor  der  hiezu  bestellten  Kommission  statt 

Dieselbe  soll  das  sprachliche  und  sachliche  Verständnis  der  Archivalien 
erweisen.    Sie  besteht: 

a)  aus  einer  schriftlichen  (Klausur-)  Prüfung  aus  Paläographie  und 
Urkundenlehre.  Von  dieser  kann  ein  Bewerber  bei  Vorlegung  einer  ent- 
sprechenden gedruckten  Arbeit  aus  dem  Gebiete  der  historischen'  Hilfs- 
wissenschaften  entbunden  werden; 

Dlplomatik  zu  entnehmen.  Hinsichtlich  des  Umfan^es  dieser  Klausurprüfunsr  sowie  der  Gegen- 
stände und  des  Umfanges  der  mandlichen  Prflfung  ist  von  Fall  zu  Fall  das  Einvernehmen  mit 
der  Direktion  des  k.  u.  k.  Kriegsarchivs  zu  pflegen. 

Was  die  Prflfungstaxen  betrifft,  dflrfte  es  sich  empfehlen,  die  diesbezflglich  ffir  die 
Prflfungen  der  ordentlichen  Institutsmitglieder  bestehenden  Vorschriften  in  analoger  Welse  in 
Anwendung  zu  bringen,  in  welcher  Richtung  die  entsprechenden  Anträge  gewftrtigt  werden. 

Ober  die  abgelegte  Prflfung  werden  analog  wie  den  ordentlichen  Institutsmitgliedem 
Prflfungszeugnisse  auszufolgen  sein. 

Wegen  Bestellung  der  oben  eventuell  In  Aussicht  genommenen  besonderen  PrOfungs- 
kommission  wird  es  Euer  .  .  .  aberlassen,  im  Falle  des  sich  ergebenden  Bedarfes  die  geeig- 
neten Anträge  anher  zu  erstatten. 

Hievon  werden  Euer  ...  mit  dem  Beifügen  in  Kenntnis  gesetzt,  dafi  von  dem  Inhalte 
dieses  Erlasses  unter  einem  dem  k.  u.  k.  Reichskriegsministerium  zur  weiteren  Verständigung 
der  Direktion  des  k.  u.  k.  Kriegsarchivs  Mitteilung  gemacht  wird. 

')  Die  Beschlüsse  des  Archivrates,  betreffend  die  Archivprflfung,  lauten: 

1.  Die  in  den  Orundsätzen  aber  die  Vorbildung  der  Beamten  in  den  staatlichen  Archiven 
vorgesehene  ergänzende  Prüfung  aus  den  historischen  Hilfswissenschaften  haben  abzulegen: 

a)  alle  dortselbst  unter  II  2  bis  5  genannten  Bewerber  (das  sind  diejenigen,  welche  (2)  die 
Prüfung  für  das  Lehramt  an  vollständigen  Mittelschulen,  und  zwar  In  der  Geographie  und 
Geschichte  als  Hauptfächer,  oder  (3)  die  rechtshistorische,  judizielle  und  staatswissen- 
schaftliche Staatsprüfung  mit  entsprechendem  Erfolge  abgelegt  haben,  oder  (4)  das 
Doktorat  der  Rechte,  oder  (5)  das  Doktorat  der  Philosophie  in  der  Fachgruppe:  Geschichte 
in  Verbindung  mit  der  griechischen  und  lateinischen  Philologie  an  einer  Inländischen  Uni- 
versität erworben  haben)  vor  einer  definitiven  Anstellung  in  einer  Konziplsten-  oder  hAheren 
Stelle,  sofern  nicht  die  ebendort  zugelassenen  Ausnahmen  bei  schon  praktisch  bewährten 
Archivbeamten  zutreffen ; 

h)  jene  Personen,  welche  die  vorgeschriebene  Qualifikation  nicht  besitzen,  aber  in  besonders 
rflcksichtswürdigen  Fällen  trotzdem  in  den  Archivdienst  aufgenommen  werden  können. 

2.  Die  Prüfung  umfaßt  die  Elemente  der  Paläographie,  der  Urkundenlehre  und  der 
Chronologie,  aufierdem  noch  Archivkunde,  und  soll  überhaupt  das  sprachliche  und  sachliche 
Verständnis  der  Archivalien  erweisen. 

3.  Die  Prüfung  besteht  aus  einer  schriftlichen  (Klausur-)  und  efaier  mündlichen  Prflfung; 
bei  Vorlegung  einer  entsprechenden  gedruckten  Arbeit  aus  dem  Gebiete  der  historischen  Hilfs- 
wissenschaften kann  ein  Bewerber  von  der  schriftlichen  Prflfung  entbunden  werden. 

4.  Zur  Abhaltung  dieser  Prüfung  wird  vorläufig  eine  Kommission  mit  dem  Sitze  in  Wien 
zusammengesetzt.  Die  Kommission  hat  aus  fünf  ständigen  Mitgliedern  zu  bestehen,  und  zwar 
aus  dem  Leiter  und  aus  Lehricräften  des  Institutes  für  Osterreichische  Geschichtsforschung,  ans 
einem  höheren  Archivbeamten  und  einem  MitgHede  des  Archivrates.  Im  Bedürfnlsfalle  kann  die 
Kommission  verstärkt  werden. 

5.  Die  Prüfungskommission  stellt  amtliche  Zeugnisse  über  die  abgehaltene  Prflfnng  aus, 
welche  die  Leistungen  in  den  einzelnen  Fächern  zusammenfassend  qualifizieren  nnd  als  Gesamt- 
ergebnis aussprechen,  ob  die  Prflfung  mit  sehr  gutem,  gutem,  genflgendem  oder  ungenflgendem 
Erfolge  bestanden  wurde. 

6.  Der  Prflfungstermin  ist  in  der  Regel  Mitte  Oktober  in  jedem  Jahre. 
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b)  aus  einer  mündlichen  Prüfung,  welche  die  Elemente  der  Paläo- 
graphie,  Urkundenlehre  mit  Sphragistik,  Chronologie  und  Archivkunde  umfaßt 

Die  Prüfungskommission  stellt  über  das  Ergebnis  der  Prüfung  amt- 
liche Zeugnisse  aus,  welche  bei  entsprechendem  Erfolge  zur  Anstellung 
im  staatlichen  Archivdienste  befähigen. 


Np.  829. 

Erlaft  des  MlBlsters  für  K.  n.  U.  vom  29.  Anpst  1900,  Z.  21.153, 

MTBNr.  64, 

womit  das  nachstehende  Statut  der  Kommission  ffir  neuere  Oesdiiciite 

Österreichs  genehmigt  wird.^) 

Statut 
der  Kommission  für  neuere  Geschichte  Österreichs. 

1. 

Zur  Herausgabe  von  Akten  und  Korrespondenzen  zur  neueren  Ge- 
schk:hte  Österreichs  wü-d  eine  dem  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht 
unmittelbar  unterstehende  Kommission  eingesetzt,  wekhe  die  Aufgabe  hat, 
die  in  öffentlichen  und  Privatarchiven  vorhandenen  Urkunden,  Akten,  Kor- 
respondenzen und  sonstigen  deren  Zwecken  als  Quellen  dienenden  Ma- 
terialien zu  ermitteln,  von  denselben  je  nach  ihrer  Bedeutung  Abschriften, 
Auszüge  oder  Regesten  anzufertigen  und  aus  den  gewonnenen  Sammlungen 
kritisch  ausgewähhe  Veröffentlichungen  zu  veranstalten. 

n.  Zttsammensetzttng. 

Die  Kommission  besteht  aus  mindestens  zwölf  Mitgliedern,  darunter 
dem  Vorstande  des  Institutes  für  österreichische  Geschichtsforschung,  ferner 
aus  je  einem  Vertreter  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  und 
der  kais.  Akademie  in  Wien.  Die  Bestellung  der  einzelnen  Mitglieder 
erfolgt  auf  die  Dauer  von  fünf  Jahren  durch  das  Ministerium;  die  Vor- 
schläge im  Falle  einer  Erledigung  oder  des  Ablaufes  der  Mandate  erstattet 
die  Kommission. 

Werden  von  Seite  einer  anderen  Körperschaft  der  Kommission  namhafte 
Unterstützungen  zur  Verfügung  gestellt,  so  kann  die  Kommission  Vertreter 
dieser  Körperschaften  kooptieren. 

in.  Versammlniigen. 

Die  Kommission  hält  jedes  Jahr  mindestens  eine  Vollversammlung  ab. 
Außerdem  kann  der  Vorstand  des  Institutes  aus  Rücksichten  der  Geschäfts- 


^)  Diese  Bezeie/umng  der  Kommission  (früher  ,Jür  die  Herausgabe  von  Akten  und  Korre- 
spondensen  ear  neueren  OesehicMe  Österreichs")  wurde  mit  KUMEri,  vom  23.  März  1903,  Z,  8383, 
eeaehmigt» 

Univenititsgesetzc.  26 
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leitung    oder    auf  Wünsch    von  mindestens  fünf   Kommissionsmitgliedern 
außerordentliche  Versammlungen  und  Ausschußsitzungen  einberufen. 

IV.  Oeschäftsfühnmg. 

Die  Geschäftsführung  der  Kommission  besorgt  der  Vorstand  des  In- 
stitutes, er  beruft  die  Versammlungen,  übernimmt,  verwahrt  und  verrechnet 
die  IDotationen  und  sonstigen  Geldmittel,  von  ihm  gehen  alle  Auszah- 
lungen aus. 

Zur  Leitung  der  Verhandlungen  wird  ein  Vorsitzender  und  ein  Stell- 
vertreter gewählt.  Der  jeweilige  Vorsitzende  zeichnet  die  Protokolle  und 
unterschreibt  mit  dem  Vorstande  des  Institutes  die  von  der  Kommission 
beschlossenen  Schriftstücke  (Referate).  Zur  Vorberatung  und  Durchführung 
aller  die  Kommission  betreffenden  Angelegenheiten  wird  dem  Institutsvor- 
stande ein  engerer  Ausschuß  von  drei  Mitgliedern  an  die  Seite  gestellt 
Der  Institutsvorstand  kann  zur  Besorgung  der  Schreibgeschäfte  eine  hono- 
rierte Hilfskraft  bestellen. 

V.  Archivalische  Arbeiten. 

Die  Kommission  veranlaßt  und  leitet  die  archivaiischen  Arbeiten  durch 
ihre  Mitglieder.  Zur  Ausführung  derselben  können  außer  den  Mi^liedem 
auch  Mitarbeiter,  welche  die  Kommission  wählt,  und  Hilfsarbeiter,  die  den 
Kommissionsmitgliedern  beigegeben  werden,  zur  Verwendung  kommen.  Die 
Mitarbeiter  können  zu  Versammlungen  und  Ausschußsitzungen  zugezogen 
werden,  während  die  Hilfsarbeiter  mit  der  Kommission  nur  durch  die  Mit- 
glieder, denen  sie  beigegeben  sind,  verkehren. 

Bei  Auswahl  der  Hilfsarbeiter  wird  in  erster  Linie  auf  die  Zöglinge 
des  Institutes  Rücksicht  zu  nehmen  sein,  doch  kann  die  Kommission  auch 
besonderen  Wünschen  der  Mitglieder  Rechnung  tragen. 

Die  im  Auftrage  der  Kommission  hergestellten  Auszüge  und  Abschriften 
von  Archivalien,  die  Reiseberichte  und  dergleichen  sind  Eigentum  der  Kom- 
mission und  nach  deren  Auflösung  des  Institutes;  sie  werden  nach  einer 
besonders  zu  erlassenden  Instruktion  angefertigt  und  im  Institute  in  einem 
eigenen  Kasten  aufbewahrt.  Ihre  Benützung  durch  andere  Personen  als 
die  Mitglieder  und  Mitarbeiter  der  Kommission  ist  an  die  Zustimmung 
der  Kommission  gebunden. 

VI.  Veröffentlichttngen. 

Die  Kommission  veröffentlicht  eine  fortlaufende  Quellensammlung  zur 
neueren  österreichischen  Geschichte,  welche  folgende  Abteilungen  zu  um- 
fassen hat: 

1.  Die  Korrespondenzen  österreichischer  Herrscher  und  Mitglieder 
des  kaiserlfehen  Hauses; 

2.  die  Instruktionen  und  Korrespondenzen  österreichischer  Staatsmänner; 

3.  die  österreichischen  Staatsverträge; 

•  4.  die  Berichte  fremder,  beim  österreichischen  Hofe  beglaubigter  Ge- 
sandten ; 
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5..  Veröffentlichungen  zur  inneren   Geschichte  Österreichs   in  neuerer 

Zeit;i) 

6.  Mitteilungen  über  besonders  interessante  Materialien  aus  einzelnen 
Archiven. 

Die  wörtliche  Wiedergabe  von  Urkunden  und  Aktenstücken  wird  auf 
das  historisch   Bedeutungsvolle   beschränkt. 

Vn.  Geldmittel. 

Die  Geldmittel  der  Kommission  bestehen  aus  der  Jahresdotation  des 
Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht,  aus  Dotationen  und  Spenden  von 
Körperschaften  und  Interessenten  und  aus  dem  allfälligen  Ertrage  der  Ver- 
öffentlichungen. Die  der  Kommission  gewidmeten  Beträge  übernimmt  und 
verwendet  der  Institutsvorstand  als  Geschäftsleiter  gemäß  den  Kommissions- 
beschlüssen. Der  von  der  Kommission  geprüfte  Verwendungsausweis  wird 
alljährlich  dem  Ministerium  voiigelegt;  die  Spender  von  Dotationen  erhalten 
Abschriften  desselben. 

Kassareste  werden  in  das  nächste  Jahr  übertragen.  Mitglieder  erhalten 
für  alle  Reise-  und  Arbeitstage,  die  sie  außerhalb  ihres  Wohnortes  im  Auf- 
trage der  Kommission  vorher  bestimmten  Aufgaben  oder  der  Teilnahme 
an  Versammlungen  und  Sitzungen  widmen,  16  Kronen  Diäten  und  die  Ent- 
schädigung für  wirklich  aufgewendete  Fahrtauslagen.  Für  Arbeiten  am 
Wohnorte,  sowie  für  die  Mitarbeiter  und  Hilfsarbeiter  werden  besondere 
Entlohnungen  verembart«  Die  Honorarsätze  der  Veröffentlichungen  bestimmt 
die  Kommission.^) 

Vm.  Beziehungen  zn  anderen  Instituten. 

Zur  Vermeidung  von  wiederholten  [>upchforschungen  derselben  Archive 
und  der  Bearbeitung  ähnlicher  Materialien  wird  die  Kommission  mit  ver- 
wandten Körperschaften  und  Instituten,  namentlich  der  historischen  Kom- 
mission der  kaiserlichen  Akademie  der  Wissenschaften  in  Wien,  in  Fühlung 
bleiben.  Da  es  sich  bei  manchen  öffentlichen  und  Privatarchiven  zur  Er- 
möglkhung  der  Chirchforschung  um  eine  vorausgehende  Herstellung  der 
Ordnung  in  denselben  handeln  wird,  so  empfiehlt  sich  auch,  mit  anderen 
Akademien  und  ähnlichen  Instittiten,  sowie  von  Fall  zu  Fall  mit  dem 
Archivate  des  k.  k«  Ministeriums  des  Innern  und  mit  den  Besitzern  der 
Archive  über  gemeinsame  Aktionen  in  Verhandlung  zu  treten.  Auch  werden 
Vereinbarungen  mit  auswärtigen  historischen  Kommissionen,  namentlich  der 
bayrischen,  badischen  und  sächsischen,  wegen  Austausches  gewonnener 
Materialien,  die  sich  ihrem  Inhalte  nach  zur  Verwertung  oder  Veröffentlichung 
durch  eine  kartellierte  Kommission  eignen,  anzubahnen  sein. 


')  Die  Einbeziehung  des  Punktes  5  wurde  mit  MinErL  vom  31.  Dezember  1903,  Z.  41.69t, 
genehmigt,  durch  welchen  auch  besondere  Regulative  ßir  die  Bestellung  ständiger  Hilfsarbeiter 
undför  die  Bemessung  der  Auiorenhonorare  bei  den  VerÖffenüiehungen  der  Kommission  genehm 
gehalten  wurden. 

26* 
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b)  Istituto  austriaco  di  studii  storici  in  Rom. 

Nr.  380. 

KnndmacbDng  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  Tom  26.  Mlrz  1901 

Z.  628/KUM,  MTBVr.  14, 

betreffend  das  teilweise  modifizierte  Statut  fflr  das  Istitifto  austriaco  di 

studii  storici  in  Rom.^) 

§  1.  Das  Istituto  austriaco  di  studii  storici  in  Rom  untersteht  der 
unmittelbaren  Leitung  des  Ministers  für  Kultus  und  Unterricht  Dasselbe 
bezieht  auf  Qrund  Ah.  Entschl.  vom  1.  Juni  1890  behufs  Förderung  seiner 
wissenschaftlichen  Zwecke  eine  fixe  Dotation,  welche  alljährlich  durdi  das 
Finanzgesetz  bewilligt  wird. 

Diesem  Institute  sind  in  Rom  entsprechend  eingerichtete  Lokalitäten 
zugewiesen. 

§  2.  Vorstand  des  Institutes  ist  ein  in  Rom  ansässiger  Direktor,  welcher 
vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  auf  einen  Zeitraum  von  je  fünf 
Jahren  ernannt  wird. 

Derselbe  hat  von  Anfang  Oktober  bis  Mitte  Mai  jeden  Jahres  seinen 
ständigen  Wohnsitz  in  Rom  zu  nehmen,  ist  mit  der  Führung  aller  das 
Institut  und  dessen  Angehörige  betreffenden  Geschäfte  betraut  und  hat 
dem  Minister  die  bezüglichen  Anträge  und  Berichte  zu  erstatten. 

§  3.  Die  römischen  Stipendien  sind  für  Gelehrte  bestimmt,  welche 
sich  dem  Studium  der  Geschichte  des  Mittelalters  und  der  folgenden  Jahr- 
hunderte (ix)litische  Geschichte,  Kirchen-,  Kultur-,  Rechts-,  Kunstge- 
schichte usw.)  zugewendet  haben  und  zur  Ausführung  wissenschaftlicher 
Arbeiten  die  in  Rom  oder  in  anderen  Städten  Italiens  befindlichen  Samm- 
lungen (Bibliotheken,  Archive,  Museen  usw.)  benützen  wollen. 

§  4.  Die  römischen  Stipendien  werden  vom  Minister  für  Kultus  und 
Unterricht  in  der  Regel  nach  vorangegangener  Konkursausschreibung 
verliehen. 

Bedingungen  der  Erlangung  eines  sokrhen  Stipendiums  sind: 
Die  österreichische  Staatsbürgerschaft,  Nachweisung  der  absolvierten 
Universitätsstudien  und  der  mit  Erfolg  abgelegten  Staats-  oder  Lehramts- 
prüfung oder  des  erlangten  Doktorgrades,  vollständige  Vertrautheit  mit  den 
historischen  Hilfswissenschaften,  Kenntnis  der  italienischen  Sprache  und 
Vorlage  einer  wissenschaftlichen  Arbeit.  Bewerber,  welche  bereits  angestellt 
sind,  haben  überdies  die  Zulässigkeit  ihrer  zeitweisen  Beuriaubung  nach- 
zuweisen.   Bewerber,  welche  noch  keine  Anstellung  haben,  können  fiber 

')  Mit  KUMErl.  vom  20,JuU  1883,  Z.  9161,  MVBNr,  2t,  wurde  (aaf  Qrund  Ah.  EntsdiL 
vom  19.  Juli  1862)  ein  provisorisches  Statut,  betreffend  die  ErrieMung  von  Stipendien  tum  Betriebe 
wissenschaftlicher  Studien  in  Rom  (rönüsche  Stipendien)  genehmigt.  Mit  Ah,  EntschL  vom  /.  Jmti 
1800  CKUMErL  vom  6.  Juni  1890,  Z.  11,091)  wurde  die  Ausgestaltung  des  IsÜtato  austr.  di  st.  st. 
in  Rom  und  sohin  mit  KUMErl,  vom  26,  September  1893,  Z.  20,151  (Ah,  EntsehL  vom  /.  Sep* 
tember  1893)  das  im  MVB,  ex  1893,  S.  293  kundgemachte  Statut  fSr  dieses  Instttat  genehmigt, 
welches  durch  das  obige  neue  Statut  außer  Kraft  geseist  ist. 
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ihren  Wunsch  als  nicht  adjutierte  Praktikanten  an  eine  Universitäts-  oder 
Studienbibliothek  gegen  glekhzeitige  Beurlaubung  auf  die  Dauer  des  Sti- 
pendiengenusses aufgenommen  werden. 

§  5.  Die  Anträge  auf  Verleihung  der  römischen  Stipendien  werden 
—  unbeschadet  des  sonstigen  Wirkungskreises  des  Institutsdirektors  —  von 
einer  Kommission  gestellt,  wekher  außer  dem  Direktor  des  Istituto  der 
Vorstand  des  Institutes  für  österreichische  Geschichtsforschung  in  Wien, 
sowie  vier  vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  für  eine  fünfjährige 
Funktionsdauer  zu  ernennende  Mitglieder  angehören,  von  denen  eines  zu- 
glekrh  als  Vertreter  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  fungiert. 

Den  Vorsitz  in  der  Kommission  fuhrt  der  Direktor  des  Istituto.  I>er- 
selbe  ist  stimmberechtigt  wie  die  übrigen  Migtlieder  und  gibt  bei  Stimmen- 
glekhheit  den   Ausschlag. 

Die  Kommission  beschließt  ihre  Anträge  mit  Stimmenmehrheit,  doch 
sind  auch  die  nicht  zur  Annahme  gelangten  Vorschläge  zur  Kenntnis  des 
Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  zu  bringen. 

Die  Kommission  versammelt  skh  nötigenfalls  einmal  im  Jahre,  und 
zwar  am  Schlüsse  der  Forschungsperiode  in  Wien  behufs  der  für  die  nächste 
zu  steUenden  Stipendienanträge.  Im  übrigen  werden  die  Beratungen  im 
schriftlichen   (Zirkulations-)Wege   gepflogen. 

§  6.  Die  römischen  Stipendien  werden  in  der  Regel  für  die  Zeit  von 
Anfang  Oktober  bis  Ende  Juni,  d.  i.  für  etwa  neun  Monate  verliehen, 
können  aber  ausnahmsweise  auch  auf  kürzere  Zeit  verliehen  werden. 

Gesuche  um  Stipendien  sind  dem  Ministerium  für  Kultus  und  Unter- 
richt bis  zum  vorausgehenden  1.  Mai  zu  überreichen.  Später  einlaufende 
Gesuche  können  nur  nach  Zulaß  der  Umstände  berücksichti|^  werden. 

Das  Stipendium  kann  nach  Umständen  verlängert  oder  einem  Bewerber 
wiederholt  zuerkannt  werden. 

§  7.  Der  Stipendienbetrag,  wekher  die  Kosten  der  Reise  nach  Rom 
und  zurück,  sowie  des  Aufenthaltes  daselbst  zu  decken  bestimmt  ist,  wird 
von  Fall  zu  Fall  festgesetzt. 

Mit  dem  Bezüge  eines  römischen  Stipendiums  ist  zugleich  der  Genuß 
aller  Begünstigungen  verbunden,  wekhe  die  österreichische  Regierung  hin- 
sichtlich des  Besuches  und  der  Benützung  der  wissenschaftlichen  Samm- 
lungen erwirkt  hat.^) 

<)  Diese  BcgflnsUgnniren  bestehen  (laut  des  iCUMErl.  vom  20.  Juli  1883,  Z.  9161)  in  fol- 
gendem, und  zwar:  I.  seitens  der  kOnIgllch  ItaUenlschen  Regierung:  1.  In  der  Erlaubnis  zum 
anentgeltUchen  Besuche  der  staatlichen  Sammlnngren,  als:  Museen,  Galerien  etc.,  2.  In  der 
Befugnis,  ans  den  Öffentlichen  Staatsbibliotheken  Bacher  zu  entlehnen ;  II.  seitens  der  päpstlichen 
Kurie:  1.  In  der  Zulassung  zum  vatikanischen  Archive,  verbunden  mit  der  Bewilligung,  von  den 
betreffenden  Urkunden  selbst  Abschriften  zu  nehmen,  wobei  fährllch  fflr  jeden  Stipendisten  an 
die  päpstlichen  Archivare  als  Entschädigung  fflr  Spesen  der  Betrag  von  400  Lire  zu  bezahlen 
ist,  2.  in  der  Zulassung  zum  Besuche  der  vatikanischen  Bibliothek,  und  zwar  vom  15.  September 
icdes  Jahres  angefangen  von  9  bis  1  Uhr  und  vom  15.  Oktober  von  9  bis  2  Uhr,  eventuell  auch 
zu  anderen»  speziell  anzugebenden  Stunden.  Diese  Begflnstlgungen  sind  den  Stipendisten  ~ 
selbstverständlich  gegen  genaue  Beobachtung  der  fflr  die  betreffenden  Sammlungen  bestehenden 
Normen  —  zugesichert  Die  Legitimationskarten  der  Mitglieder  des  Istituto  sind  bei  den 
k.  n.  k.  Botschaften  in  Rom  der  Legalisierung  zu  unterziehen. 
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Um  den  päpstlichen  oder  königlich  italienischen  Behörden  gegenüber 
den  Anspruch  auf  die  betreffenden  Begünstigungen  geltend  machen  zu  können, 
erhält  jeder  Stipendist  die  jeweilig  üblichen  Legitünationskarten  als  Socio 
dell'  Istituto. 

§^8.  Das  Stipendium  kann  verliehen  werden,  um  es  einem  Bewerber 
zu  ermöglichen,  ein  freigewähltes,  jedoch  vom  Ministerium  gutgeheißenes 
Thema  selbständig  zu  bearbeiten. 

Als  Regel  gilt,  daß  das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  durch 
den  Institutsdirektor  den  Stipendisten  bestimmte  wissenschaftliche  Auf- 
gaben zuweist,  welche  die  Stipendisten  auf  Grund  reversmäßiger  Verpflichtung 
innerhalb  einer  bestimmten  Zeit  fertigzustellen  haben. 

Der  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  behält  sich  die  Entscheidung 
über  die  Art  der  Verwertung  und  Veröffentlichung  der  gewonnenen  Re- 
sultate vor. 

§  9.  In  der  Regel  werden  solche  Aufgaben  gestellt  werden,  welche  auf 
Benützung  der  Sammlungen  Roms  hinzielen,  somit  bleibenden  Aufenthalt 
der  Stipendisten  in  Rom  bedingen  und  die  Möglichkeit  der  unmittelbaren 
Leitung  der  Arbeiten  durch  den  Direktor  bieten. 

Erfordert  eine  Arbeit  zeitweiligen  Aufenthalt  in  anderen  Städten  Italiens, 
so  ist  hiezu  die  Genehmigung  des  Direktors,  eventuell  des  Ministers  für 
Kultus  und  Unterrkht  einzuholen.  Von  der  Verpflichtung  des  dauernden 
Aufenthaltes  in  Rom  sind  nur  diejenigen  ausgenommen,  welche  das  Sti- 
pendium behufs  Betriebes  kunsthistorischer  Studien  erhalten  haben. 

§  10.  Die  Stipendisten  unterstehen  während  ihres  Aufenthaltes  in 
Italien  rücksichtlich  aller  den  Betrieb  ihrer  wissenschaftlichen  Arbeiten  be- 
treffenden Angelegenheiten  der  Leitung  des  Direktors  und  haben  seinen 
bezüglichen  Anordnungen  Folge  zu  leisten.  Sie  haben  insbesondere  dem 
Direktor  monatlich  kurze  Berichte  über  den  Fortgang  ihrer  Arbeit  in  der 
von  diesem  vorgeschriebenen  Form,  ferner  am  Ende  ihres  Aufenthaltes 
in  Rom,  beziehungsweise  Italien,  und  zwar  spätestens  bis  Ende  Juni  einen 
ausführlichen  Bericht  über  ihre  Tätigkeit  und  deren  Ergebnisse  unter  Vor- 
lage des  gesamten  gewonnenen  Materiales  zu  erstatten. 

§  11.  Das  Istituto  austriaco  wird  nach  Tunlichkeit  auch  österreichischen 
wissenschaftlichen  Korporationen  oder  Vereinen  und  einzelnen  Gelehrten 
durch  Erteilung  von  Auskünften  oder  Besorgung  von  Abschriften  oder 
Kollationen  behilflich  sein. 

Alle  dahin  zielenden  Gesuche  sind  an  den  Direktor  zu  richten,  welcher 
einerseits  zu  entscheiden  haben  wird,  ob  dieselben  sofort  oder  gelegentlich 
berücksichtigt  werden  können,  sei  es  unenigeltlich,  sei  es  gegen  Ersatz 
der  durch  die  gewünschten  Arbeiten  verursachten  Kosten,  und  welcher 
andrerseits  befugt  ist,  solche  Arbeiten  einzelnen  Stipendisten  zuzuweisen. 

§  12.  Einer  der  Stipendisten  wird  vom  Direktor  zum  Bibliothekar  des 
Istituto  bestellt.  Außer  der  Fürsorge  für  die  Bibliothek  und  der  Aufsicht 
im  Bibliothekzimmer  liegt  ihm  ob,  den  Direktor  während  dessen  Verweilen 
in  Rom  in  der  Leitung  der  Arbeiten  und  Besorgung  laufender  Geschäfte 
zu  unterstützen  und  in  dessen  Abwesenheit  zu  vertreten. 
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Im  letzteren  Falle  hat  er  insbesondere  den  Verkehr  mit  den  beiden 
Botschaften,  sowie  den  päpstlichen  und  italienischen  Behörden  in  der  her- 
kömmlichen Weise  zu  pflegen,  die  Korrespondenz  zu  führen  und  dem 
Direktor  über  alle  Vorgänge  zu  berichten. 

§  13.  Personen,  wekhe  auf  die  Beteilung  mit  einem  ordentlichen 
römischen  Stipendium  keinen  Anspruch  erheben,  aber  der  dem  Istituto 
eingeräumten  Begünstigungen  teilhaftig  zu  werden  wünschen,  können,  wenn 
sie  eine  entsprechende  Qualifikation  nachweisen  und  sich  den  Anordnungen 
des  Direktors  des  Istituto  (§  10)  zu  fügen  erklären,  mit  Bewilligung  des 
Ministers  für  Kultus  und  Unterricht  und  auf  Widerruf  als  Socii  stra- 
ordinarii  in  den  Verband  des  Istituto  aufgenommen  werden,  i) 

Sie  erhalten  als  sokhe  ebenfalls  die  üblichen  Legitimationskarten,  dazu 
das  Recht,  die  Verwendung  des  Direktors  bei  den  römischen  Behörden  in 
Anspruch  zu  nehmen,  sowie  die  Erlaubnis,  das  Istituto  zu  besuchen  und 
dessen  Sammlungen  zu  benützen. 


c)  Zoologische  Station  in  Triest 

Nr.  331. 

Erlaß  des  Ministers  fttr  K.  o.  U.  vom  15.  Anpst  1898,  Z.  20.267, 

HTBNr.  46, 

betreffend   die  Oenehmigttng   einer   neuen  Geschäftsordnung  ffir  die 

k.k.  zoologische  Station  in  Triest') 

§  1.  Die  k.  k.  zoologische  Station  in  Triest  hat  zur  Förderung  der  bio- 
logischen Wissenschaften  die  Aufgabe,  in-  und  ausländisdien  Gelehrten 
und  Studierenden  das  erforderliche  Material  für  wissenschaftliche  Forschungen 
und  Untersuchungen  auf  dem  Gebiete  der  Zoologie  und  anderer  biologischer 
Wissenschaften  durch  Zuweisung  von  Arbeitsplätzen  zu  bieten,  ferner  die 
an  inländischen  Universitäten  bestehenden  Institute  für  diese  Disziplinen  mit 
dem  für  Forschungs-  und  Unterrichtszwecke  nötigen  Material  an  lebenden 
und  toten,  respektive  konservierten  Seetieren  und  dergleichen,  sowie  mit 
Präparaten  zu  versehen. 

Die  zook>gische  Station  hat  überdies  selbständige  wissenschaftliche 
Aufgaben  zu  verfolgen:  in  erster  Linie  die  Erforschung  der  marinen  Fauna 
mit  Berücksichtigung  des  örtlichen  und  zeitlichen  Vorkommens,  sowie  der 
Fortpflanzungszeit  der  einzelnen  Tierformen,  sie  hat  ferner  wissenschaftliche 

0  Als  Sodi  siraordinarü  werden  insbesondere  auch  die  Stipendisten  des  kgL  böhmischen 
Landesaasschasaes  sowie  der  Akademie  der  Wissenschaften  in  Krakau  aufgenommen, 

*)  Die  Erridtiung  der  zoologischen  Station  in  Triest  wurde  mit  Ah.  EntschL  vom  23.  Juli  1874 
fMinErl.  vom  27.  Juli  1874,  Z.  10.225)  genehmigt. 

An  der  zoologischen  Station  in  Neapel  sind  vertragsm4ßig  (auf  Je  drei  Jahre)  zwei 
ArbeUsplätze  gemietet,  bezüglich  deren  der  Ertqß  des  Ministeriums  für  K.  u.  U,  vom  4.  Dezem» 
ber  1887,  Z.  23.736  bemeHä,  dqß  Jene  Professoren  oder  Dozenten,  welche  einen  solchen  Arbeits- 
platz zu  wissenschaftlichen  Studien  benutzen  wollen,  ihre  Gesuche  unter  Angabe  des  Arbeits- 
programms mindestens  sechs  Wochen  vor  dem  Zeitpunkte  der  erbetenen  Benützung  an  das  Mini- 
sterium  für  K.  u.  U.  zu  richtin  haben. 
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Arbeiten,  die  auf  das  Fischereiwesen  Bezug  haben,  auszuführen  und  zu 

unterstützen. 

A.  Verwaltung  der  Station. 

§  Z  Die  Verwaltung  der  Station  wird  von  einem  dem  Minister  für 
Kultus  und  Unterricht  unmittelbar  unterstehenden  Kuratorium  geführt,  dessen 
Mitglieder  vom  Minister  für  Kultus  und  Unterridit  aus  der  Reihe  der 
an  inländischen  Universitäten  wirkenden  Professoren  der  Zoologie  und 
anderer  biologisdier  Disziplinen  mit  einer  Funktionsdauer  von  je  fünf  Jahren 
bestellt  werden. 

Das  jeweilige  Kuratorium  ist  berechtigt,  die  Bestellung  weiterer  Mit- 
glieder zu  beantragen. 

§  3.  Das  Kuratorium  wählt  aus  seiner  Mitte  für  jedes  Solarjahr  einen 
Obmann  zur  Besorgung  der  ihm  nach  dieser  Geschäftsordnung  zugewiesenen 
Agenden. 

Die  Wahl  erfolgt  mittelst  Stimmzetteln  durch  die  absolute  Mehrheit 
der  stimmenden  Mitglieder;  bei  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

Dasselbe  Mitglied  ist  nur  für  ein  zweites  Funktionsjahr  wieder  wählbar. 

Die  Wahl  des  neuen  Obmannes  ist  dem  Ministerium  für  Kultus 
und  Unterricht  zur  Kenntnis  zu  bringen. 

§  4.  Zur  unmittelbaren  Leitung  der  Station  nach  Maßgabe  der  Be- 
stimmungen dieser  Geschäftsordnung  wird  vom  Minister  für  Kultus  und 
Unterricht  auf  Vorschlag  des  Kuratoriums  ein  lokaler  Leiter^)  aus  der 
Reihe  der  an  inländischen  Universitäten  wirkenden  Fachmänner  mit  einer 
fallweise  bestimmten  Funktionsdauer  bestellt. 

Derselbe  ist  als  solcher  Mitglied  des  Kuratoriums  tmd  hat  seinen  Wohn- 
sitz in  Triest  zu  nehmen. 

Wirkungskreis  des  Kuratoriums. 

§  5.  Das  Kuratorium,  beziehungsweise  dessen  Obmann  vertritt  die 
Station  nach  außen  hin.  Dem  Kuratorium  liegt  es  ob,  die  Durchführung 
dieser  Geschäftsordnung  zu  überwachen,  eventuelle  Andeningen  derselben 
zu  beantragen  und  die  Hausordnung  für  die  Station  festzusetzen. 

§  6.  Das  Kuratorium  hat  nach  Einholung  einer  Äußerung  des  lokalen 
Leiters  die  Bestellung  der  wissenschaftlichen  Hilfskräfte  (Assistenten,*)  Prä- 
paratoren usw.)  und  des  Dienstpersonales  vorzunehmen,  beziehungsweise 
diesfalls  die  erforderlichen  Anträge  an  das  Ministerium  für  Kultus  und 
Unterricht  zu  erstatten. 

§  7.  Das  Kuratorium  hat  über  die  Tät^keit  der  Station  nach  Ablauf 
jedes  Solarjahres  einen  Bericht  nebst  einem  Ausweise  über  die  Verwendung 
der  Dotationen  an  das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  vorzulegen. 

§  8.  Das  Kuratorium  hat  die  vom  k)kalen  Leiter  abzufassenden  Ab- 
rechnungen über  die  Dotationen  der  Station  zu  prüfen  und  dieselben  an 
die  k.  k.  Statthalterei  in  Triest  zu  leiten. 


>)  Der  lokaU  LeUer  flihrt  auf  Qrund  des  KUMEH,  vom  Z  Juni  1902,  Z.  15.72S,  dU  dienst- 
UAe  Beeeiefuiung  „Direktor", 

*)  VgL  hierüber  die  Vorschriften  für  Universitätsassisienten  Nr,  232  u.  ff. 
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§  9.  Dem  Kuratorium  ist  vorbehalten,  betreffs  solcher  Unternehmungen, 
welche  in  den  Benützungsvorschriften  nicht  vorgesehen  sind,  z.  B.  wissen- 
schaftlicher Expeditionen  und  anderer  größerer  oder  kostspieligerer 
Forschungsuntemehmungen  die  geeigneten  Anträge  beim  Ministerium  für 
Kultus  und  Unterricht  zu  stellen.  Ebenso  ist  dem  Kuratorium  die  Ver- 
wendung außerordentlicher  Dotationen  oder  die  Beantragung  solcher  vor- 
behalten. 

§  10.  Die  Agenden  des  Kuratoriums  werden  entweder  durch  schrift- 
liche Abstimmung  im  Zirkulationswege  oder  in  den  auf  Grund  einer  vorher 
bekanntgegebenen  Tagesordnung  einzuberufenden  Sitzungen  erledigt. 

Solche  Sitzungen  haben  regelmäßig  am  Schlüsse  jedes  Verwaltungs- 
jahres stattzufinden  und  können  zur  Beratung  wichtiger  Angelegenheiten 
aiidi  im  Laufe  des  Jahres  anberaumt  werden. 

Die  Sitzungen  finden  in  der  Regel  in  Wien  oder  in  Triest  statt  und 
werden  von  dem  Obmanne,  beziehungsweise  auf  Antrag  von  mindestens 
einem  Drittel  der  Kuratoriumsmitglieder  einberufen. 

Die  Protokolle  über  die  Sitzungen  des  Kuratoriums  sind  dem  Ministerium 
für  Kultus  und  Unterricht  zur  Einsichtnahme  vorzulegen. 

§  11.  Die  Beschlüsse  des  Kuratoriums  werden  mit  Stimmenmehrheit 
gefaßt;  bei  gleicher  Stimmenzahl  entscheidet  die  Stimme  des  Obmannes. 

§  12.  Antrage  eines  Mitgliedes  des  Kuratoriums  sind  spätestens  in 
drei  Wochen  der  Verhandlung  zuzufiihren. 

§  13.  Dem  Kuratorium  wird  vierteljährlich  eine  Abschrift  des  Oestions- 
protokolles  im  Zirkulationswege  zur  Kenntnis  gebracht. 

Wirkungskreis  des  Obmannes  des  Kuratoriums. 

§  14.  Der  Obmann  ist  Geschäftsführer  des  Kuratoriums  und  hat  den 
Verkehr  mit  dem  Ministerium  und  anderen  Behörden  zu  besorgen. 

Er  fiihrt  den  Vorsitz  bei  den  Sitzungen,  welche  er  nach  §  10  ein- 
zuberufen hat  Im  Falle  seiner  Verhinderung  übernimmt  der  nächstfrühere 
Obmann  des  Kuratoriums  den  Vorsitz,  welcher  auch  sonst  als  Stellvertreter 
des  Obmannes  zu  fungieren  hat 

§  15.  Der  Obmann  hat  die  Beschlüsse  des  Kuratoriums  auszuführen 
und  Insbesondere  die  Verleihung  der  Arbeitsplätze  namens  des  Kuratoriums 
nach  Maßgabe  der  Benützungsvorschriften  vorzunehmen. 

§  16.  Der  Obmann  hat  ein  mit  fortlaufenden  Nummern  versehenes 
Oestionsprotokoll  zu  führen  und  mit  Beihilfe  des  Stationsleiters  (§  4)  den 
Jahresbericht  auszuarbeiten. 

Wirkungskreis  des  lokalen  Leiters. 

§  17.  Der  lokale  Leiter  hat  sämtliche  auf  den  Betrieb  und  die  un- 
mittelbare Verwaltung  der  Station  bezüglichen  Arbeiten  zu  übernehmen, 
und  zwar  unter  der  Aufsicht  und  Oberleitung  des  ihm  vorgesetzten  Kura- 
toriums, respektive  des  dasselbe  repräsentierenden  Obmannes. 

§  18.  Demselben  liegt  insbesondere  die  Führung  der  Inventare  über 
die  zur  Station  gehörige  Einrichtung  und  Ausstattung,  sowie  die  Obsorge 
über  die  Bibliothek  und  die  sonstigen  Sammlungen  ob. 
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Die  für  Universitätsinstitute  geltenden  Vorschriften  haben  sinngemäß 
Anwendung  zu  finden. 

§  19.  Derselbe  hat  über  die  beim  Betriebe  der  Station  sich  ergebenden 
wissenschaftlich  relevanten  Wahrnehmungen  Aufzeichnungen  zu  führen. 

Insbesondere  hat  er  in  kurz  skizzierter  Darstellung  in  Form  eines  Tage- 
buches die  Objekte  der  Ausbeute  regelmäßig  zu  verzeichnen  und  Notizen 
hinzuzufügen  über  Zeit,  Ortlichkeit,  Tiefe  usw.  des  Fanges,  sowie  über 
Ernährungsweise,  Geschlechtsreife,  Eierlage  usw.  usw.;  ebenso  sind  die 
auf  die   Fischerei   Bezug  habenden  Witterungsverhältnisse  zu  verzeichnen. 

§  20.  Derselbe  (hat  wöchentlich  einen  Bericht  über  den  Stand  der 
Fischerei  und  der  Aquarien  an  sämtliche  zoologischen,  eventuell  auch  an 
andere  Universitätsinstitute  zu  senden. 

§  21.  Derselbe  hat  die  nach  §  1  bezugsberechtigten  Institute  nach 
Wunsch  ihrer  Vorstände  mit  Sendungen  von  lebenden  Seetieren  und  sonstigem 
marinen  Untersuchungsmateriale  nach  Möglichkeit  zu  versehen  und  jeder- 
zeit für  die  Beschaffung  zweckmäßig  zu  verwendenden  Untersuchungs- 
materiales  zu  sorgen. 

§  22.  Den  im  Institute  mit  wissenschaftlichen  Arbeiten  beschäftigten 
Gelehrten,  beziehungsweise  Studierenden  hat  derselbe  nach  Tunlichkeit  be- 
hilflich zu  sein,  ihren  Wünschen  bezüglich  der  Beschaffung  eines  bestimmten 
Materiales  wenn  möglich  nachzukommen  und  ihre  Arbeiten  zu  unterstützen, 
wobei  die  Bestimmungen  der  §§  27  u.  ff.,  sowie  die  Hausordnung  zu 
beachten  sind. 

§  23.  Derselbe  ist  verpflichtet,  wissenschaftliche  Fragen,  welche  auf 
das  öffentliche  Fischereiwesen  Bezug  haben,  nach  Kräften  zu  fördern. 

§  24.  Derselbe  hat  dem  Obmanne  des  Kuratoriums  bei  Abfassung 
des  Jahresberichtes  (§§7  und  14)  über  die  Tätigkeit  der  Station  be- 
hilflich zu  sein. 

§  25.  Derselbe  hat  während  der  Monate  Juli  und  August  Ferien, 
wenn  nicht  wegen  außergewöhnlicher  Umstände  dessen  Anwesenheit  in 
Triest  auf  Antrag  des  Kuratoriums  durch  das  Ajinisterium  für  Kultus  und 
Unterricht  verfügt  wird.  Er  soll  während  seiner  Ferien  womöglich  durch 
einen  Assistenten  vertreten  werden. 

[Wirkungskreis  des  Inspektors. 

§  26.  Solange  die  Stelle  eines  Inspektors  der  zoologischen  Station 
besteht,  wird  sein  Wirkungskreis  besonders  geregelt] 

B.  Vorschriften  für  die  Benfitziing  der  Station. 

Verteilung  der  Arbeitsplätze. 

§  27.  Für  die  Arbeitsplätze  der  Professoren  und  selbständigen  Forscher 
(Zoologen  oder  Vertreter  anderer  biologischer  Disziplinen)  sind  andere 
Räume  als  für  die  Arbeitsplätze  der  Studierenden  zu  bestimmen. 

Keiner  Universität  kommen  jedoch  besondere  reservierte  Arbeitsplätze 
für  Forscher  oder  Studierende  zu. 

§  28.  Für  den  Besuch  der  Station  während  der  Osterferien  und 
Herbstferien  haben  folgende  Bestimmungen  zu  gelten: 
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Die  Gesuche  um  Arbeitsplätze  für  Studenten  sind  an  den  lokalen 
Leiter  zu  richten,  und  zwar  für  die  Osterferien  bis  zum  1.  Februar^ 
für  die  Herbstferien  bis  zum  15.  Juni.  Diese  Termine  werden  für  alle 
Gesuche  als  Einreichungstermine  gelten. 

Die  Verteilung  der  Arbeitsplätze  für  Studenten  geschieht  daher  ohne 
Rücksicht  auf  die  Priorität,  aber  proportional  nach  dem  Bedürfnisse  der 
einzelnen  Universitäten. 

Die  Anmeldungen  um  Arbeitsplätze  für  Professoren  und  selbständige 
Forscher  haben  ebenfalls  beim  lokalen  Leiter  zu  erfolgen.  Dieselben  sind 
an  keinen  Termin  gebunden;  die  Zuweisung  dieser  Plätze  erfolgt  in  der 
Regel  nach  der  Priorität  der  Einreichung. 

Die  Anmeldungen  sind  tunlichst  rasch  zu  erledigen.  Die  Zuweisung 
der  Arbeitsplätze  erfolgt  auf  Grund  des  Berichtes  des  lokalen  Leiters  der 
Station  namens  des  Kuratoriums  durch  seinen  Obmann. 

Im  Falle  der  Bewerber  verhindert  ist,  den  ihm  verliehenen  Arbeits- 
platz zu  benützen,  ist  hievon  dem  lokalen  Leiter  sobald  als  möglich  die 
Anzeige  zu  erstatten. 

§  2Q.  Für  kurze  Zeit,  d.  i.  bis  14  Tage,  kann  ein  freier  Arbeitsplatz 
vom  lokalen  Leiter  an  Forscher  auch  unmittelbar  unter  gleichzeitiger  An- 
zeige an  den  Obmann  vergeben  werden. 

§  30.  Den  Bewerbern,  eventuell  ihren  Institutsvorständen  steht,  falls 
sie  sich  durch  die  erfolgte  Verteilung  von  Plätzen  verkürzt  finden,  ein  beim 
lokalen  Leiter  einzubringender  Rekurs  frei,  welcher  durch  das  Kuratorium 
an  das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  zu  leiten  ist 

Bezug  von  lebenden  und  konservierten  Seetieren  und  Pflanzen. 

§  31.  Die  Bestellung  der  Sendungen  an  Seetieren  und  sonstigem  marinen 
Untersuchungsmaterial  von  Seite  der  bezugsberechtigten  Institute  (§1)  erfolgt 
durch  die  Institutsvorstände  bei  dem  lokalen  Leiter  in  Triest,  welcher 
direkt  mit  denselben  korrespondiert.  Der  lokale  Leiter  erstattet  wöchentliche 
Berichte  über  die  ausgeführten  Sendungen  an  den  Obmann.  Diese  werden 
monatlich  den  Kuratoriumsmitgliedern  im  Zirkulationswege  mitgeteilt,  denen 
dadurch  eine  Einflußnahme  auf  die  proportionale  Verteilung  der  Sendungen 
ermöglicht  werden  soll. 

§  32.  Behufs  Ermöglichung  einer  entsprechenden  Bestellung  von 
Sendungen  ist  von  dem  lokalen  Leiter  der  zoologischen  Station  wöchentlich 
ein  Ausweis  über  die  Ergebnisse  der  Fischerei  und  den  Stand  der  Aquarien 
in  hektographischer  Vervielfältigung  an  alle  zoologischen  Institute  der  in- 
ländischen Universitäten  zu  versenden.  Dieser  Ausweis  wird  auch  allen  jenen 
botanischen  und  medizinischen  Instituten  der  inländischen  Hochschulen  zu- 
gesendet, welche  denselben  wünschen. 

§  33.  Privatpersonen  und  ausländische  Institute  können  nur  mit  Be- 
willigung des  Kuratoriums,  beziehungsweise  des  Obmannes  durch  die  Station 
regelmäßige  Sendungen  von  Material  beziehen. 

§  34.  Wenn  irgend  ein  Bezugsberechtigter  bei  der  Verteilung  der 
Sendungen  sich  verkürzt  glaubt  so  steht  ihm  ein  beim  lokalen  Leiter  ein- 
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zubringender  Rekurs  zu,  welcher  durch  das  Kuratorium  an  das  Ministerium 
für  Kultus  und  Unterricht  zu  leiten  ist 

§  35.  Von  den  Auslagen»  welche  mit  den  Sendungen  verbunden  sind, 
sind  von  dem  Empfänger  zu  tragen  und  nach  Empfang  der  Sendung  sofort 
zu  begleichen:  die  Kosten  für  die  Fracht  und  die  Transportgefäße,  bei 
konserviertem  Materiale  auch  für  den  Alkohol  oder  andere  Reagentien  und 
für  die  Gefäße,  in  welchen  die  Objekte  zur  Versiendung  gelangen,  ebenso 
die  Kosten  für  teure  Objekte,  namentlich  solche,  welche  auf  dem  Fisch- 
markte gekauft  werden. 

§  36.  Alle  früheren  Bestimmungen  für  die  zoologische  Station  (In- 
struktion des  Inspektors,  MinErl.  vom  15.  Dezember  1874,  Z.  17.570;  Be- 
nützungsnormativ, MinErl.  vom  4.  November  1875,  Z.  17.641)  werden  hie- 
mit  außer  Kraft  gesetzt 


Anhang. 

Vorschriften  über  die  Benützung  der  öff entliclien  (Universitäts- 
und Studien-)  Bibliotheken. 


Vorbemerlntng« 

Im  AnadUusse  an  die  UahenUäten  besUhen  öffMtUehe  UiüveniiäisbIbUotheken  in  Wien, 
in  Prag  (gemeinaam  för  beide  Unifersüäien) ,  in  Graz,  Innsbruck,  Lemberg,  Kraltau 
und  Czernowitz;  Lyceal-  oder  wie  sie  gegenwärtig  genannt  werden,  Studienbibliotheken  bestehen 
ittOlmüiz,  Salzburg,  Linz,  Klagenfurt,  Laibaeh  und  Qörz.  Zur  VerwaUung  dieser 
Bibliotheiken  ist,  mä  Ausnahme  ton  Linz  und  Qörz,  ein  eigenes  Beamtenpersonale  bestellt;  in 
Betreff  der  Einflaßnahme  der  akademischen  Behörden  auf  die  Besetzung  der  Beamtenstetlen  an 
den  Universitätsbibliotheken  vgL  Nr.  31,  in  Betreff  der  Ingerenz  der  akademischen  Behörden  auf 
die  VerwaUung  dieser  Bibliotheken  vgl,  Nr,  27, 

Zar  Siatusregalierang  an  den  UniversitätS'  und  Studienbibliotheken  bestimmt  die 
VerordBonff  des  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  18.  Oktober  1871,  Z.  9910  (MVBNr.  59):  der 
Vontand  einer  Univeraititsbibliothek  fahrt  den  Titel  eines  k.  k.  Bibliothekars,  der  Vorstand 
einer  Stadlenblbliothek  jenen  eines  k.  k.  Kustos. 

Die  Einteilung  der  Bibliotheksbeamten  in  die  Rangsklassen  der  Staatsbeamten  (Bibliothekare 
VI,,  Kastoden  VII,,  Skriptoren  VIII.,  Amanaensen  IX,  Rangsklasse)  normieren  die  Gesetze  vom 
30.  April  1889,  RGBNr.  67  und  vom  15.  April  1896,  ROBNr.  67;  attf  Qrund  des  §6  des  ersteren 
Gesetzes  werden  in  den  Bibliotheksdienst  nadi  Bedürfnis  (im  Sinne  des  Gesetzes  vom  15,  Aprü  1873, 
RQBNr.  41,  §§  13  und  14)  Praktikanten  aufgenommen;  die  zur  Aufnahme  in  den  Bibliotheksdienst 
geforderte  Qualifikation  normiert  der  Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  28.  November  1895, 
Z.  27.106  (MVBNr.  48):  In  Ansffihmnflr  des  §  6  des  Gesetzes  vom  30.  April  1889,  ROBNr.  67, 
betreffend  den  Ranflf  und  die  Bezfls^e  der  Bibllotfaeksbeamten,  finde  Ich  auf  Omnd  der  mir  mit 
Ah.  Entschl.  vom  12.  November  1895  %g.  erteilten  Ermftchtignng:  rflckslchtUch  der  Aufnahme 
von  Pnktikanten  an  die  Unlversltftts-  und  Studienbibliotheken  nachstehendes  anzuordnen: 
Anfnahmswerbcr,  welche  nebst  der  österreichischen  StaatsbOrgrerschaft  die  Erlangungr  des  Doktor- 
grades an  einer  iniindischen  Universität  oder  die  Approbation  fflr  das  Lehramt  an  Gymnasien 
oder  Realschulen')  nachzuweisen  vermOgen  und  die  erforderlichen  Sprachkenntnisse,  sowie  die 
sonstige  Eignung  fflr  den  Bibliotheksdienst  besitzen,  werden  nach  Mafigabe  des  Bedarfes  und 
ohne  Beschrfinkung  auf  eine  bestimmte  Anzahl  als  nicht  adjutierte  Praktilcanten  bestellt,  doch 
sind  dieselben  Im  Sinne  des  9  13  des  Gesetzes  vom  15.  April  1873,  RGBNr.  47,  erst  nach  einer 
einjährigen,  vollständig  befriedigenden  Probepraxis  zu  beeidigen.  Wegen  Ernennung  der 
Aufnahmswerber  zu  PnJctikanten ,  sowie  wegen  Verleihung  der  an  den  einzelnen  Bibliotheken 
jeweils  systemlsierten  Adjuten  an  die  Praktikanten  sind  seitens  der  BIbllotheksvorstehnngen  Im 
We^e  der  Landesstelle  die  entsprechenden  Vorschläge  zu  erstatten.  Die  Aufnahme  von  Volon- 
tären hat  nur  dann  stattzufinden,  wenn  die  betreffenden  Aufnahmswerber  eine  dauernde  Anstellung 
im  Bibllotheksdlenste ,  sowie  eine  Honorierung  ihrer  Arbeitsleistung  Oberhaupt  nicht  anstreben 


')  Auch  Juristen,  welche  die  drei  theoretischen  Staatsprüfungen  bestanden  haben,  können 
als  Praktikanten  aufgenommen  werden.  * 
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oder  wenn  dieselben  den  vorgeschriebenen  Quallfikatlonsbedingnngen  nicht  oder  nicht  vOllig 
entsprechen ,  endlich  wenn  Ihrer  Verwendung  an  der  Bibliothek  dienstliche  Rflcksichten  nicht 
entgegenstehen ;  fflr  die  Aufnahme  solcher  Volontäre  ist  die  ho.  Oenehmlgung  einzuholen. 

An  der  StudUnbibliothek  in  Linz  sind  derzeit  keine  staaiUehen  Beamten  angestellt;  gem^ß 
dem  StHD  vom  7.  April  1783,  Z.  121,  steht  diese  Bibliothek  noch  in  der  Verwaltung 
des  Benediktinerstiftes  Kremsmunster,  von  welchem  der  Kustos  bestellt  wird.  An  der  Studien- 
btbliothek  in  Qörz  wird  die  Verwaltung  von  Lehrkräften  des  dortigen  Staatsgymnasiums  geführt. 

Die  Vorschriften  Ober  die  Organisation  und  Verwaltung  der  öffentlidien  UniversOOtS'  und 
Studienbibliotheken  (insbesondere  betreffs  der  bibliothekstechnischen  Fährung  und  des  internen 
Dienstes)  werden  als  außerhalb  des  Rahmens  dieser  Sammlung  gelegen  nicht  aufgenommen  und 
wird  sich  hier  auf  die  Wiedergabe  der  BenÜtzungs Vorschriften  beschränkt.  Hiebei  ist  zu 
unterscheiden: 

1.  die  interne  Benützung  der  Bibliothek  (im  Lesesaal,  KatalogzimmerJ ; 

2.  die  Bächerenäehnung  zur  häuslichen  Benützung  im  Standorte  der  Bibiioihek; 

3.  die  Bächerentiehnung  außerhalb  des  Standortes  der  Bibliothek  und  zwar  im 
Inland,  und 

4.  die  Bächerentiehnung  von  und  an  Bibliotheken  des  Auslandes. 


1.  Benützung  der  Bibliotheken  in  den  Lesesälen  und 

allgemeine  Normen. 


Nr.  332. 

Aas  dem  Studlenbof  kofflffllsslonsdekrete  vom  23.  Juli  1825,  Z.2930. 

(betreffend  die  provisorisch  erlassene  ,,Bibliottaek8in8trttktion/'  und 
zwar  Vorschriften  Aber  die  Benützung  der  Bibliotheken). 

IV.  Titel:  Von  dem  öffentlichen  Gebrauche  der  Bibliothek. 

§  82.  Der  öffentliche  Gebrauch  der  Bibliothek  zerfällt  hauptsächlich 
in  zwei  Arten: 

a)  durch  Ausleihen  der  Bücher  zur  Benützung  außerhalb  der  Bibliothek 
und  des  Lesezimmers; 

b)  durch  Herausgabe  derselben  zur  Benützung  im  Lesezimmer. 

Hinsichtlich  beider  Arten  wird  zuvorkommende  Bereitwilligkeit  und 
gefällige  Dienstfertigkeit,  Vermeidung  alles  dessen,  was  die  Benützung  der 
Bibliothek  unangenehm  und  beschwerlich  machen  könnte,  selbst  auch 
Herablassung  zu  der  beschränkteren  Kenntnis  und  zu  dem  Bedürfnisse 
mancher  Leser  besonders  aus  der  studierenden  Jugend,  nicht  bloß  als  Er- 
fordernis des  geselligen  Anstandes  unter  Gebildeten,  sondern  auch  als  be- 
sondere Dienstpflicht  des  Bibliothekpersonals  angesehen. 

§  83  ff.  (betrifft  die  Entlehnung  von  Bachern  zur  Benätzung  außerhalb  der  BtblioOiek;  vgL 
hierüber  Nr.  33i  ff). 

§  86.  Das  Lesezimmer  zur  Benützung  der  Bücher  in  demselben  ist 
mit  der  erforderlichen  Anzahl  Tische  und  Sessel,  dann  mit  Tinte  und  Streu- 
sand zu  versehen.  Andere  Schreibmaterialien  für  die  Leser  werden  von 
der  Bibliodiekverwaltung  nicht  verabreicht. 
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§  87.  Über  die  Dauer  der  Zeit,  in  welcher  das  Lesezimmer  zum 
öffentlichen  Gebrauche  der  Bibliothek  offen  zu  halten  ist,  werden  hier  nur 
allgemeine^  bloß  das  Minimum  und  Maximum  bestimmende  Vorschriften 
gegeben,  und  es  wird  dem  Einverständnisse  des  Bibliotheksvorstehers  mit 
dem  akademischen  Senate  oder  an  Lyzeen  mit  dem  Rektor,  nach  Rücksprache 
mit  den  Vorstehern  der  Studienzweige  überlassen,  zwischen  jenen  Grenzen 
die  nähere  Bestimmung  festzusetzen,  wie  auch  das  von  ihnen  Festgesetzte, 
aber  gleichfalls  nur  zwischen  jenen  Grenzen,  abzuändern.  Diese  näheren 
Bestimmungen  betreffen  insbesondere:  a)  die  Anzahl  der  Stunden,  während 
derer  das  Lesezimmer  täglich  offen  gehalten,  wie  auch  b)  die  Bestimmung 
der  Stunde,  zu  welcher  dasselbe  nach  Verschiedenheit  der  Jahreszeit  täglich 
eröffnet  werden  soll;  c)  die  Frage,  ob  an  den  Tagen  der  Schulferien  oder 
im  Sommer  das  Lesezimmer  nicht  länger  oder  zu  einer  anderen  Zeit  offen 
zu  halten  ist,  als  an  Schultagen  und  in  anderen  Jahreszeiten;  d)  die  Be- 
stimmung des  wöchentlichen  Ferialtages  für  die  Bibliothek;  endlich  e)  die 
Frage,  ob  auch  nicht  und  in  welchem  Maße  während  der  Herbstferien 
der  Lehranstalten  das  Lesezimmer  offen  zu  halten  wäre. 

§  88.  Das  Lesezimmer  ist  für  den  Öffentlichen  Gebrauch  der  Bibliothek 
täglich  durch  wenigstens  vier  und  längstens  durch  sechs  Stunden  offen 
zu  halten. 

§  89.  Ferialtage  für  die  Bibliotheken,  an  welchen  das  Lesezimmer 
derselben  für  den  öffentlichen  Gebrauch  geschlossen  bleibt,  werden  bloß 
folgende  gestattet: 

a)  die  Sonntage  und  gebotenen  Feiertage; 

b)  in  jeder  Woche,  in  welcher  nicht  ohnehin  schon  an  einem  Arbeitstage 
ein  Bibliothekferialtag  fällt,  ein  Tag,  welcher  vorzuglich  zur  Hauptreinigung 
des  Lesezimmers  und  zur  Herstellung  der  Ordnung  in  demselben  bestimmt 
ist  und  wozu  möglichst  ein  Tag  gewählt  werden  soll,  wo  in  allen  Studien- 
abteilungen des  Ortes  Unterricht  gegeben  wird  oder  Vorlesungen  gehalten 
werden : 

c)  der  24.  und  31.  Dezember; 

d)  der  Fastnachtsmontag  und  -Dienstag,  wie  auch  der  Aschermittwoch; 

e)  vom  Mittwoch  in  der  Karwoche  bis  zum  Osterdienstage,  beider- 
seits einschließlich;  endlich 

f)  das  Geburtsfest  Sr.  Majestät  des  Kaisers. 

§  90.  Wo  es  bereits  eingeführt  ist,  daß  das  Lesezimmer  der  Bibliothek 
auch  während  der  Herbstferien  der  Studienanstalten  offen  gehalten  wird, 
hat  es  dabei  zu  verbleiben.  Wo  aber  diese  Erweiterung  des  Gebrauches 
der  Bibliothek  noch  nicht  besteht,  soll  dieselbe  eingeführt  werden,  sobald 
als  zu  hoffen  steht,  daß  sich  auch  während  dieser  Ferien  eine  hinlängliche 
Zahl  Leser  einfindet  Nur  müssen  auf  jeden  Fall  acht  bis  vierzehn  Tage 
zur  Hauptreinigung  der  Bibliothek  während  der  Ferien  frei  bleiben. 

§  91.  Ober  die  zur  Benützung  auf  dem  Lesezimmer  herausgegebenen 
Werke  wird  eine  Vormerkung,  nämlich  ein  Lesejournal  geführt.  Dieses 
Journal  hat  nebst  der  Vormerkung  des  Tages  folgende  Rubriken:  a)  Zu- 
namen und  Vornamen  des  Lesers;  b)  Studien  Jahrgang  oder  (bei  Nicht- 
studierenden)  Stand  des  Lesers;  c)  Titel  und  Teil  des  (verabfolgten)  Werkes; 
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d)  Zahl  der  (verabfolg^ten)  Bände.  Jeder  Leser  füllt  diese  Rubriken,  nötigen- 
falls nach  der  Anleitung  des  Bibliotheksbeamten,  selbst  aus.  Für  distin- 
guierte Personen,  welche  ein  Werk  auf  dem  Lesezimmer  benützen,  wird 
ein  eigenes  Journal,  übrigens  mit  gleicher  Einrichtung,  von  einem  Bibliotheks- 
beamten selbst  geführt.  Wo  eine  zu  große  Anzahl  Leser  noch  besondere 
Vorsichten  notwendig  gemacht  hat,  können  dieselben  beibehalten  werden. 

§  92.  Die  Benützung  auf  dem  Lesezimmer  ist  hinsiditlich  der  Beschaffen- 
heit der  Werke  unbeschränkt,  so  daß  an  jedermann,  welcher  hievon  Gebrauch 
zu  machen  versteht,  auch  unersetzbare  und  kostbare  Werke  herausgegeben 
werden,  welche  außerhalb  des  Lesezimmers  auszuleihen  verboten  sind. 

Nur  solche  Werke,  deren  Gebrauch  nach  den  Zensurvorschriften^) 
verboten  oder  beschränkt  ist,  dürfen  auch  auf  dem  Lesezimmer,  unter 
Kassationsstrafe  des  dawiderhandelnden  Beamten,  nur  an  Personen  ver- 
abfolgt werden,  welche  die  hiezu  nach  der  im  §  83  gedachten  Vorschrift 
erforderliche    Erlaubnis   beibringen. 

Die  Bibliotheksbeamten  sind  nebstdem  verpflichtet,  auch  solche  Bücher, 
deren  Gebrauch  nach  den  Zensurvorschriften  nicht  ausdrücklich  verboten 
oder  beschränkt  ist,  welche  aber  dennoch  für  jüngere  und  minder  gebildete 
Leser  bedenklich  oder  offenbar  zweckwidrig  wären,  an  derlei  Leser  nicht 
zu  verabfolgen,  sondern  deren  Wahl  in  sok±en  und  ähnlichen  Fällen 
auf  eine   nützlichere   Lektüre  zu  leiten. 

§  93.  In  der  Regel  wird  zum  Benützen  auf  dem  Lesezimmer  an  jede 
Person  nur  ein  Band  verabfolgt.  Wo  jedoch  zur  gehörigen  Benützung 
eines  Werkes,  z.  B.  bei  Werken,  welche  zum  Nachschlagen  verlangt  werden, 
mehrere  oder  alle  Bande  desselben,  oder  wo  nebst  dem  einen  Werke 
noch  ein  oder  zwei  andere,  z.  B.  Lexika,  Kommentare,  Grammatiken, 
notwendig  sind,  wird,  besonders  bei  distinguierten  Lesern,  kein  Anstand 
genommen  werden  dürfen,  auch  mehrere  Bände  und  Werke  gleichzeitig 
herauszugeben. 

§  94.  Es  ist  selbst  auch  zu  gestatten,  nacheinander  an  demselben  Tage 
zwei  oder  einige  verschiedene  Werke  zur  Benützung  auf  dem  Lesezimmer 
zu  verlangen.  Wo  sich  aber  gänzliche  Planlosigkeit  oder  bloßes  Tändeln 
in  diesem  Anverlangen  zeigt,  hätte  die  erforderliche  Belehrung  oder  Zurecht- 
weisung einzutreten. 

§  95.  Aus  jedem  verabfolgten  Werke  und  daher  auch  aus  Manu- 
skripten wird  das  Exzerpieren  auf  dem  Lesezimmer  ohne  Beschränkung 
gestattet. 

§  96.  Bei  den  Lesern  auf  dem  Lesezimmer  muß  überhaupt  auf  ein 
anständiges  Betragen  und  insbesondere  darauf  gesehen  werden,  daß  die 
anderen  Personen  im  Lesezimmer  nicht  im  mindesten  gestört,  die  Bücher 
nicht  beschädigt,  nichts  in  Unordnung  gebracht  und  die  herausgegebenen 

^)  Laut  Erlaß  des  Ministeriums  fSr  K.  u.  U,  vom  /.  April  1848,  Z,  2284  (an  die  Landes- 
stellen  in  Wien,  Lim,  Prag,  Bränn,  Lemberg,  Orot,  LaibaOi,  Triest  und  Innsbruck)»  hat  infolge  der 
Aufitebung  der  Zensur  zur  Rieldsdmur  zu  dienen,  dqß  wissensehaßlidie  Werke,  wenn  sie  audi  bisher 
verboten  waren,  unbedenklich  zur  Benätzung  in  den  Lesesälen  der  Öffentüdun  Bibüothelten  auszu- 
folgen und  nur  offenbar  unsittliche  oder  irreligiöse  Werke  wie  auch  Jene,  welche  zur  Nichtbeach- 
tung der  Gesetze  aufreizen,  zu  verweigern  sind.    Vgl,  hiezu  auch  Nr.  333^ 
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Bücher  ordentlich  zurückgestellt  werden.  Zur  Sicherung  eines  solchen  Be- 
tragens ist  einerseits  Aufsicht,  Anleitung  und  Erinnerung  durch  das  Biblio- 
thekspersonal,  andrerseits  Festsetzung  und  Kundgebung  der  auf  dem  Lese* 
Zimmer  von  den  Lesern  zu  beobachtenden  Vorschriften  erforderlich. 

§  Q7.  Daher  muß  in  dem  Lesezimmer  während  der  Lesestunden  jeder- 
zeit wenigstens   ein   Individuum   des   Bibliothekspersonales  zugegen   sein. 

§  98.  Da  die  Veranlassungen  zu  Unfug,  die  Arten  desselben  und  die 
nötigen  Vorsichten  zu  dessen  Verhinderung  nach  Ort-  und  Zeitumständen 
verschieden  sind,  so  wird  es  den  Bibliotheksvorstehern  überlassen,  im 
Einverständnisse  mit  dem  akademischen  Senate  oder  an  Lyzeen  mit  dem 
Rektor  und  den  Vorstehern  der  Studienzweige  die  Vorschriften,  welche 
auf  dem  Lesezimmer  von  den  Lesern  zu  beobachten  sind,  zu  verfassen, 
und  die  einmal  verfaßten  nötigenfalls  späterhin  abzuändern.  Eine  Abschrift 
dieser  Vorschriften  ist  im  Lesezimmer  zu  jedermanns  Einsicht  immerfort 
affigiert  zu  halten.^) 

§  99.  Professoren  und  anderen  Männern  von  wissenschaftlicher  Bildung, 
selbst  auch  Studierenden  der  höheren  Studien  ist  auf  dem  Lesezimmer  die 
Einsicht  und  der  Gebrauch  der  Kataloge  nicht  zu  versagen,  wovon  jedoch 
diejenigen  Kataloge  ausgenommen  sind,  welche  bloß  zur  Bibliotheksmani- 
pulation dienen.*)*) 

§§  100  bis  108  ßetnffen  die  Benätzang  verbotener  Druckschriften;  vgl.  Nr.  333). 


Nr.  333. 

Virordnniig  des  Ministers  f  Or  K.  n.  U.  vom  25.  Februar  1889,  Z.  26.510 

ex  1888,  MTBNr.  21  ex  1889, 

betreffend  die  Behandlung  der  verbotenen  Druckschriften  in  den  im 
I  8  der  Amtsinstmktion  znm  Vollzüge  des  Preftgesetzes  bezeichneten 
Landesbibliotheken,  nämlich  in  den  Universitäts-  und  Studienbibliofheken, 
dann  in  der  Bibliothek  des  Oymnasinms  in  Zara  und  des  Qymnasial- 
musenms  in  Troppan,  endlich  in  der  ärarischen  Abteilung  der  öffentlichen 

Bibliothek  in  Triest. 

Zur  Regelung  des  Vorganges  bei  der  Aufbewahrung  und  ausnahms- 
weisen  Benützung  verbotener  Druckschriften  in  den  öffentlichen  Bibliotheken 
wird  nachstehendes  angeordnet: 

1)  Auf  Qrund  dieser  Bestimmungen  bestehen  an  den  einzelnen  Bibliotheken  besondere 
tfLesesaalordnungenf*,  in  welchen  auch  (ad  §  87)  die  Zeitdauer  der  Ojfenhattung  Jeder 
BiUioihek  fallgemeine  Lesestunden,  Ferialiage)  sowie  die  Modalitäten  der  Entlehnung  und  R&ck- 
steBung  von  B&dtem  genauer  geregelt  werden.  Solche  Bestimmungen  wurden  getroffen  fiir  Wien: 
KUMErL  vom  2B.  November  189t,  Z.  2i.500  (ununterbrochene  Offenhaltung  des  allgemeinen  Lese- 
saales von  9  Uhr  früh  bis  8  Uhr  abends  in  den  Monaten  Oktober  bis  Ende  Juni;  in  den  übrigen 
Monaten  von  9  UhrfrSh  bis  5  Uhr  nachmittags;  an  Sonn-  und  allgemeinen  Feiertagen  geschlossen); 
Prag:  KUMErL  vom  15.  Mai  1899,  Z.  11.713;  Lemberg:  KUMErl.  vom  6.  AprU  1887,  Z.  4338, 
und  vom  22.  Juni  1895,  Z.  1Z568  u.  A. 

«)  Mä  Erlqß  des  Ministeriums  JOr  K,  u.  U.  vom  21.  August  1874,  Z.  6371  (Tirol)  wurde 
auch  den  Studierenden  der  Zutritt  zu  den  in  der  Bibliothek  aufliegenden  fächwissenschaßlichen 
Zeitschriften  gestattet. 

*)  VgL  auch  Nr.  337  sowie  Anm.  1)  zu  §  19  von  Nr.  334;  der  unmittelbare  Zutritt  tu  den 
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1.  Als  verbotene  und  daher  dem  allgemeinen  Leserkreise  entzogene 
Werke  sind  bei  den  im  §  8  der  Amtsinstruktion  zum  Vollzuge  des  Preß- 
gesetzes bezeichneten  Landesbibliotheken,  nämlich  bei  sämtlichen  Universi- 
täts-  und  Studienbibliotheken,  dann  bei  der  Bibliothek  des  Gymnasiums  in 
Zara  und  des  Gymnasialmuseums  in  Troppau,  endlich  bei  der  ärarischen 
Abteilung  der  öffentlichen  Bibliothek  in  Triest^)  alle  jene  auf  mechanischem 
oder  chemischem  Wege  vervielfältigten  Erzeugnisse  der  Literatur  und  Kunst 
zu  behandeln,  wekhe  mit  einem  für  die  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reiche und  Länder  gültigen  amtlichen  Verbote  belegt  sind;  sonach  ins- 
besondere jene  dem  Verfall  unterliegenden,  verbotenen  oder  zur  Vernichtung 
bestimmten  Druckschriften,  welche  diesen  Bibliotheken  nach  Maßgabe  der 
Verordnung  des  k.  k.  Justizministeriums  vom  14.  Dezember  1888,  Z.  21.137, 
von  der  Staatsanwaltschaft  zur  Aufbewahrung  übei^eben  werden. 

2.  Die  verbotenen  Ehruckschriften  sind  unbeschadet  ihrer  ordnungs- 
mäßigen Katak)gisierung  und  Signierung  vom  Bibliotheksvorstande  auf  einer 
besonderen  Etikette  mit  einer  fortlaufenden  Nummer  zu  versehen  und  unter 
dieser  in  ein  besonderes  Verzekhnis  einzutragen,  welches  der  Bibliotheks- 
vorstand abgesondert  zu  verwahren  hat 

Die  betreffende  Nummer  ist  bei  jedem  derartigen  Werke  auch  in  das 
Bibliotheksinventar  und  in  alle  anderen  Bibliothekskataloge  einzutragen,  um 
hiedurch  die  Aufstellung  dieses  Werkes  unter  den  verbotenen  Büchern  er- 
sichtlich zu  machen. 

3.  Die  mit  Verbot  belegten  Druckschriften  sind  aus  dem  allgemeinen 
Bücherbestande  der  Bibliothek  auszuscheiden  und  formatweise  geschieden, 
in  einem  eigenen,  für  sie  bestimmten  Räume  aufzubewahren,  weichen  der 
Bibliotheksvorstand  selbst  unter  stetem  Verschluß  zu  halten  hat 

4.  Bezieht  sich  das  Verbot  nur  auf  einzelne  Teile  eines  Werkes,  ins- 
besondere auf  einzelne  Nummern  oder  Hefte  einer  periodisch  erscheinenden 
Druckschrift,  so  sind  die  verbotenen  und  daher  auszuscheidenden  Teile  mit 
einer  gemeinschaftlichen  Nummer  zu  bezeichnen  und  sowohl  auf  der  Titel- 
kopie des  Werkes  als  auf  der  Innenseite  des  Vorderdeckels  jenes  Bandes, 
zu  dem  sie  gehören,  als  „verboten''  anzumerken;  diesem  Vermerke  ist  auch 
die  Nummer  des  Verzeichnisses  beizusetzen. 

Die  einzelnen  verbotenen  Nummern  oder  Hefte,  welche  für  sich  keinen 
Band  bilden,  sind  chronologisch  geordnet  in  Mappen  einzulegen,  welche 
mit  der  betreffenden  Nummer  des  Verzeichnisses  zu  bezeichnen  sind. 

5.  Die  Benützung  einer  verbotenen  Druckschrift  kann  nur  vom  Bibik)- 
theksvorstande  selbst  den  ihm  als  unbedingt  vertrauenswürdig  bekannten 
Personen  zu  rein  wissenschaftlichen  Arbeiten  und  ausschließlich  in  den 
Räumen   der   Bibliothek  ausnahmsweise  gestattet  werden. 

In  jedem  Falle  der  Benützung  einer  verbotenen  Druckschrift  hat  der 
Entlehner    seinen    Namen    und    Stand,    sowie    den    Titel    der   entlehnten 

Hanäsefui/tensammlangen  einer  Bibliothek  und  die  Durchsieht  derselben  an  Ort  und  Stelle  tmrde 
fallweise  einzelnen  Professoren  und  Gelehrten  gestattet,  (KUMErL  vom  26,  September  JSJ9, 
Z.  J4S29,J 

^)  Nunmehr:  Bibliothek  der  Handels^  und  nautischen  Akademie  in  Triest. 
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Druckschrift  und  den  Tag  der  Benützung  eigenhändig  in  ein  Protokoll 
einzutragen,  in  welchem  der  Bibiiotheksvorstand  die  erfolgte  unbeanstandete 
Rückstellung  der  Druckschrift  anzumerken  hat. 

6.  Der  Bibliotheksvorstand  hat  für  die  genaueste  Einhaltung  aller  Vor- 
sichten bezüglich  der  Aufbewahrung  und  Benützung  verbotener  Druckschriften 
zu  sorgen  und  ist  für  jeden  durch  geringere  Sorgfalt  entstehenden  Miß- 
brauch  persönlich   verantwortlich. 

7.  Eine  Versendung  einer  verbotenen  Druckschrift  findet  nur  dann 
statt,  wenn  eine  Staatsbehörde  die  Entlehnung  zum  Amtsgebrauche  ansucht 

8.  Wird  das  über  eine  Druckschrift  verhängte  Verbot  in  der  Folge 
aufgehoben,  so  ist  dieselbe  in  dem  Verzeichnisse  zu  löschen  und  in  den 
allgemeinen  Bücherstand  der  Bibliothek  entsprechend  einzufügen. 

9.  Durch  die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  die  §§  100  bis  108 
der  mit  der  StHD.  vom  23.  Juli  1825,  Z.  2930,  kundgemachten  provi- 
sorischen Amtsinstruktion  für  die  Universitäts-  und  Studienbibliotheken  außer 
Wirksamkeit 


2.   Entlehnung  von  Büchern  zur  häuslichen  Benützung  im 

Standorte  der  Bibliothek. 


Nr.  334. 

Erlafi  des  Ministers  des  K.  d.  U.  vom  20.  Dezember  1849,  Z.  6244, 

RGBNr.  30  ex  1850. . 

an  die  Herren  Statthalter  von  Niederösterreich,  Österreich  ob  der  Enns,  Salzburg« 
Böhmen,  Mähren,  Steiermark,  Illyrien,  Kärnten,  Tirol  und  Triest,  dann  an  den 

Herrn  Landeschef  von  Galizien« 

womit  die  Vorschrift  Aber  das  Ausleihen  der  Bflcher  aus  Universitäts- 

ttnd  Lyzealbibliotfaeken  mitgeteilt  wird.^) 

Vorschrift  über  das  Ausleihen  der  Bücher  aus  Universitäts-  und 

Lyzealbibliotheken. 

§  1.  Es  hat  skh  die  Notwendigkeit  herausgestellt,  die  Universitäts- 
und ehemaligen  Lyzealbibliotheken,  welche  bisher  schon  als  öffentliche  ge- 
golten haben,  dadurch  nutzbarer  zu  machen,  daß  .die  Entlehnung  von  Büchern 

0  Mä  Erltiß  des  Ministeriums  für  K.  0.  U.  vom  IZ  November  1852,  Z.  11.454,  wurden  die 
Vorschriflen  über  das  Ausleihen  von  Bachern  auch  JÜr  die  Lemberger  Universüäisbibäothek  eiU' 
geführt*  Insbesondere  wird  daselbst  bemerkt:  Da  es  wflnschenswert  ist,  die  Bibliotheksbeamten 
mit  den  hiebei  vorkommenden  Oeldgeschftften  nicht  zu  belasten ,  so  hat  auch  zu  Lembergf,  wie 
es  anderwirta  der  Fall  ist,  die  Einrichtung:  Platz  zu  greifen,  dafi  die  Kautionen  bei  jenem  Beamten 
zu  beheben  sind,  welcher  die  Kassageschäfte  der  Bibliothek  besorgt.  Das  Hinausgeben  der 
Bflcher  an  die  Studierenden  ohne  Kaution  kann  nicht  stattfinden;  aus  Rflcksicht  auf  die  Lokal- 
▼erhSltnisse  wird  jedoch  als  Minimum  der  Kaution  nicht  15,  sondern  nur  zehn  Oulden  K.-M. 
festgesetzt.  Was  die  Behandlung  der  in  dem  MinErl.  vom  1.  April  1848,  Z.  2284,  bezeichneten 
Bflcher  anbelangt,  so  sind  sie  ebensowenig  geeignet  ausgeliehen,  als  im  Lesesaale  ausgelegt  zu 

27* 
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für  den  hauslichen  Gebrauch  erleichtert  wird.  Da  diese  Bibliotheken  zwar 
niemandem  verschlossen  sein  sollen,  zunächst  aber  doch  für  die  Lehranstalt, 
von  der  sie  den  Namen  haben,  bestimmt  sind,  so  sind  künftig  folgende 
Personen^)  berechtigt,  aus  ihnen  Bücher  zu  entlehnen,  um  dieselben  zu  Hause 
zu  benützen: 

I.  An  Universitäten  und  höheren  Studienanstalten  die  Professoren, 
Privatdozenten  und  Lehrer,  ferner  die  Assistenten,  Adjunkten  und  Supplenten, 

II.  An  Gymnasien  und  Realschulen  sowohl  die  ordentlichen  Lehrer 
als  die  Hitfs-  imd  Nebenlehrer. 

lil.    Die  immatrikulierten  Studenten  der  Universitäten. 

IV.  Die  Mitglieder  der  Doktorenkollegien  an  den  Universitäten  von 
Wien  und  Prag. 

§  2.    Außerdem  haben  noch  dieses  Recht: 

I.  Ministerien  und  öffentliche  Behörden  zum  Amtsgebrauche  gegen 
Empfangsbestätigungen,  die  mit  der  Unterschrift  eines  Oberbeamten  und  dem 
Amtssiegel  der  betreffenden  Behörde  versehen  sind. 

II.  Die  Mitglieder  der  kais.  Akademie  der  Wissenschaften. 

III.  Die  Vorsteher  derjenigen  gelehrten  Gesellschaften,  denen  über  An- 
suchen  beim   Landeschef  dieses    Recht  ausdrücklich   zugestanden   ist,  für 


werden.  Die  Bearteilungf,  welche  Bflcher  in  diese  Kaie^rie  gehOren,  sowie  die  Einldtungen, 
welche  zu  treffen  sind,  um  eine  verderbliche  Benutzung  derselben  zu  verhflten,  glaubt  dis 
Ministerium  Im  allgemeinen  den  Bibliotheksvorstehern  Obertassen  zu  kOnnen. 

MU  Erlqß  des  Mit^riams  fiir  K.  u.  U.  vom  7.JaU  1856,  Z.  5820  (an  du  LutdessteOe  in 
temberg)  wurden  die  für  das  Aasleihen  der  Bächer  bestehenden  Vorsdiriften  aaf  die  UninniiätS' 
bibliothek  in  Krakaa  ausgedehnU 

')  Die  in  den  §§  1  und  2  zugestandene  Ausieihbefugnis  erhielten  durch  spätere  Normal: 

a)  Studierende  der  evangelisch-theologischen  Faiaütät  in  Wien:  mit  KUMErL  vom  27.  Februar 
1897,  Z.  1127,  ßlr  Werke  aus  der  Wiener  Universitätsbibliothek  nach  den  Jur  ordentUdie 
Universitätsstudierende  bestehenden  Vorschriften,  Insoweit  die  betreffenden  Werke  nicht 
ohnehin  in  der  Fakultätsbibliothek  vorhanden  sind; 

b)  Doktorats-  und  Präfungskandidaten:  Nr.  335  f§  1)  und  Nr.  353,  vgL  auch  Nr,  357  und 
Nr.  363; 

c)  Studierende  an  theologischen  Lehranstalten,  höheren  Spezialschulen,  an  Obergymnasien  und 
Oberrealschulen:  Nr.  336; 

d)  Pharmazeuten  und  at^ßerordentüche  Hörer  fRealschulabiturienienJ :  Nr.  355; 

e)  Lehrpersonal  an  Lehrer-  und  Lehrerinnenbildungsanstalten:  Nr.  350; 

f)  Mitglieder  des  Dominikanerkonventes  in  Wien:  Anmerkung  zu  §  2; 

g)  Mitglieder  des  Lehrkörpers  des  Institutes  für  bosnisch-herzegowinische  Hochschßler  in  Wien: 
Anmerkung  bei  Nr.  350;       • 

h)  Mitglieder  der  rechts-  und  staatswissenschqftllchen  Seminare:  Nr.  351,  and  anderer  Semi- 
nare: vgl.  Anmerkung  hiezu; 

ij  Lehrpersonal  an  staatlichen  Gewerbeschulen:  Nr.  352; 

k)  Lehrpersonal  der  höheren  Handelsschulen:  Nr.  354  und  360,  und  der  zwetklassigen  Handels- 
schulen: Nr.  362; 

IJ  Lehrpersonal  der  Bergakademien,   landwirtschi^ftllchen  und  forstlichen  Lehranstalten,  der 

önologisch-pomologischen  Lehranstalt  in  Klostemeuburg:  Nr.  356; 
m)  Mitglieder  der  rechts-  und  staatswissenschaftUchen  Siaaispr^fungskommisslonai  In  Wien: 
Nr.  358; 

n)  Präfekten  der  Theresianischen  Akademie  in  Wien:  Nr.  359; 

o)  Beamte  des  naturhistorischen  Hofmuseums  in  Wien:  Nr.  361, 
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sich  und  die  Mitglieder  der  Gesellschaft,  jedoch  jederzeit  unter  der  Haftung 
des  Vorstehers.*) 

IV.   Die  Biblfotheksbeamten. 

Anderen  Personen  steht  das  Recht,  Büdier  zu  entlehnen,  in  der  Regel 
nicht  zu,  doch  kann  es  ihnen  von  dem  Landeschef  nach  Einvernehmung  des 
Bibliotheksvorstandes  ausnahmsweise  zugestanden  werden. 

§  3.  Die  §  1,  III.  bezeichneten  Studenten,  sowie  die  unter  I.  und  II. 
bezeichneten  Glieder  der  Lehrkörper,  welche  keine  bleibenden  oder  zeit- 
weiligen Bezüge  aus  einer  öffentlichen  Kasse  genießen,  endlich  die  Mit- 
glieder der  Doktorenkollegien  an  den  Universitäten  von  Wien  und  Prag, 
können  von  dem  Rechte,  Bücher  nach  Hause  zu  entlehnen,  nur  unter  der 
Bedingung  Gebrauch  machen,  daß  sie  eine  angemessene  Kaution^)  erlegen. 
Zum  Erläge  der  Kaution  können  nach  Umständen  auch  diejenigen  Personen 
verpflichtet  werden,  welche  von  dem  Landeschef  das  Recht,  Bücher  zu 
entlehnen,  ausnahmsweise  erhalten.  Der  Betrag  der  Kaution  darf  an  den 
größeren  und  besuchteren  Bibliotheken  nicht  unter  15  fl.,  an  den  minder 
besuchten  nicht  unter  10  fl.  K.  M.  (21  Kronen)  sein;  es  kann  jedooh  auch 
ein  größerer  Betrag  erlegt  werden. 

Der  Erlag  der  Kaution  gibt  das  Recht  der  Entlehnung  für  so  lange, 
als  die  Kaution  erliegt.  Die  Kaution  zurückzuziehen  ist  jederzeit  gestattet, 
doch  kann  in  einem  solchen  Falle  in  demselben  Semester  des  Studienjahres 
eine  neuerliche  Kautionierung  nicht  mehr  stattfinden. 

§  4.  Die  Kautionen  sind  nicht  zu  Händen  der  Bibliotheksvorsteher, 
sondern  bei  jenem  Beamten  zu  erlegen,  welcher  die  Kassegeschäfte  der 
Lehranstalt,  zu  welcher  die   Bibliothek  gehört,  besorgt. 

Ober  diese  Kautionen  sind  amtliche  Erlagscheine  auszufertigen,  welche 
mit  fortlaufenden  Nummern  zu  verzeichnen  sind.  Beim  Entlehnen  der  Bücher 
werden  die  Erlagscheine  bei  dem  Vorsteher  der  Bibliothek  hinterlegt,  und 
beziehungsweise  gegen  die  vom  Bibliotheksvorstande  einzuhändigenden 
Bibliotheksscheine   (§  6)   eingewechselt 

§  5.  In  allen  vorgedachten  Fällen  wird  vorausgesetzt,  daß  die  Ent- 
lehner in  der  Stadt,  wo  sich  die  öffentliche  Bibliothek  befindet,  oder  doch 
nahe  au  derselben,  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  haben,  indem  an  Auswärtige 
in  der  Regel  keine  Bücher  verabfolgt  werden. 

Ausnahmen  von  dieser  Regel  können  in  besonderen  Fällen  von  den 
Landeschefs  nach  Einvernehmung  der  Bibliotheksvorstände  gestattet  werden. 

§  6.  Wer  ein  Buch  entlehnen  will,  hat  das  erste  Mal  sehi  Recht  dazu 
nachzuweisen. 

Diejenigen,  wekhe  das  Recht  zur  Entlehnung  von  Büchern  ohne 
Kautionsleistung  zusteht,  haben  sich  durch  einen  dem  Bibliotheksvorsteher 
bekannten  Mann  vorstellen  zu  lassen. 

Die  Ehtiehner  gegen  Kaution  legitimieren  sich  mit  den  Erlagscheinen. 

0  Den  Mitgliedern  des  Dominikanerkonvenies  in  Wien  wurde  mit  KUMErl,  vom  28.  Juli  1883, 
Z  14.0T7f  die  Enüehnung  von  Werken  der  theologischen  und  einschlägigen  Uteraturfächer  aus 
der  Wiener  Universitätsbibliothek  gegen  Haftung  des  Jeweiligen  Priors  zugestanden, 

*)  In  Betreff  der  Verpflichtung  zum  Erlag  der  Kaution  s.  Nr.  335,  femer  bezüglich  der 
Befreiung  vom  Erläge  einer  solchen  Nr,  336  und  338. 
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Die  einen  wie  die  anderen  erhalten  nach  vorläufiger  Angabe  ihrer 
Wohnung  von  dem  Bibliotheksvorsteher  Karten  (Bibliotheksscheine),  worauf 
der  Name  und  Stand  des  Berechtigten,  so  wie  der  Empfang  des  Erlag- 
scheines über  die  erlegte  Kaution  anzumerken  ist. 

Um  ein  Buch  wirklich  auszuleihen,  hat  der  Entlehner  in  der  Regel 
einen  Tag  früher  oder  mindestens  bei  Zeiten  an  demselben  Tage  bei  der 
Bibliothek  einen  Begehrzettel  abzugeben,  welcher  den  Titel  des  zu  ent- 
lehnenden Buches  getiau  zu  enthalten  hat  und  mit  seiner  Namensferti- 
gung versehen  sein  muß.  Zur  Erleichterung  der  Manipulation  kann  bei 
jenen  Bibliotheken,  bei  denen  der  Andrang  der  Geschäfte  solches  wünschens- 
wert macht,  an  einem  passenden  Orte,  allenfalls  neben  oder  vor  dem  Ein- 
gange des  Bibliotheksaales  ein  gehörig  verwahrter  Schalter  angebracht  werden, 
in  welchen  die  Begehrzettel  hineinzuwerfen  sind.  Am  folgenden  Tage  oder, 
dafern  der  Dienst  dies  möglich  macht,  zu  einer  späteren  Stunde  desselben 
Tages  werden  die  Bücher  jenen,  die  sich  mit  den  Karten  ausweisen, 
ausgefolgt 

Die  Begehrzettel  werden  als  Rezepisse  zurückbehalten. 

Da  jeder  Überbringer  der  Karte  als  Bevollmächtigter  desjenigen  be- 
trachtet wird,  auf  dessen  Namen  sie  lautet,  so  wird  die  sorgfältigste  Ver- 
wahrung derselben  empfohlen.  Im  Falle  des  Verlustes  würde,  um  jedem 
Mißbrauche  vorzubeugen,  die  unverweilte  Anzeige  an  den  Vorsteher  der 
Bibliothek  im  eigenen  Interesse  der  Entlehner  angezeigt  sein. 

§  7.^)  Die  Bücher  werden  in  der  Regel  auf  die  Dauer  eines  Monates 
hinausgeliehen.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  kann,  wenn  sich  inzwischen  kein 
anderer  um  das  Buch  gemeldet  hat,  eine  neuerliche  Frist  erteilt  werden. 

§  9.  Wer  ein  Buch  beschädigt  oder  verliert,  hat  den  vollständigen, 
von  dem  Bibliotiiekvorsteher  zu  bestimmenden  Ersatz  zu  leisten. 

Rücksichtlich  der  Beschädigung  eines  Buches  hat  jeder  Entlehner  sein 
Interesse  selbst  zu  wahren  und  sogleich  beim  Empfange  einen  allfäUigen 
Defekt  zu  erheben  und  anzuzeigen.  Die  nachträgliche  Angabe,  das  Buch 
sei  schon  beim  Empfange  beschädigt  gewesen,  kann  nicht  berücksichtigt 
werden. 

§  10.  Wenn  der  zum  Ersätze  Verpflichtete  der  Aufforderung  dazu 
nicht  nachkommt,  so  hat 

1.  im  Falle  ein  Bürge  vorhanden  ist,  derselbe  sogleich  die  volle  Ent- 
schädigung zu  leisten.  Der  Regreß  an  jenem,  für  den  er  sich  verbürgt  hat, 
bleibt  ihm  selbst  überlassen. 


*)  Dieser  Paragraph  sowie  §§  S,  13  und  19  wurden  mii  Verordnung  des  MinisieHums  ftr 
/f.  B.  U,  vom  3,  März  1870,  Z.  1958,  MVBNr,  39,  fär  die  Professoren  und  Dosenten  m 
den  UniversUdien  außer  Kraft  geseiet,  respekOwe  mod^ßUert  fs,  Nr.  337). 

^  §  8  ist  abgeändert,  und  twar  in  Besag  auf  die  EntlehnungsbefiignU  der  Professoren  und 
Dozenten  an  fUn  Universitäten  durdi  Verordnung  des  Ministeriums  fSr  K.  u.  U,  vom  3.  März  1870, 
Z,  1958,  MVBNr,  39  (s.  Nr,  337),  in  Bezug  auf  andere  Enilehner  durdi  Ertqß  des  Ministeriums 
fär  K.  u,  U.  vom  9t.  Juni  1893,  Z.  11J096,  RQBNr.  115,  MVBNr.  29  (s.  Nr.  339). 
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Z  Falls  der  Entlehner  eine  Kaution  erlegt  hat,  erhebt  dieselbe  der 
Bibliothekar  gegen  Ausfolgung  des  Erlagscheines,  leistet  damit  den  Ersatz 
und  deponiert  den  allfälligen  Oeldrest  wieder  bei  der  Kasse. 

Die  Bibliothekare  werden  solche  Vorgänge  in  Evidenz  halten  und 
Soi;ge  tragen,  damit  bei  einem  weiteren  Entlehnen  darauf  Rücksicht  ge- 
nommen werde,  daß  die  Kaution  verringert  worden  ist 

3.  Bezieht  der  Entlehner  aus  einer  öffentlichen  Kasse  einen  Gehalt 
oder  eine  Gebühr,  so  vertritt  diese  die  Stelle  der  Kaution,  und  es  ist  das 
Erforderliche  bei  der  Kasse,  aus  welcher  der  Gehalt  erhoben  wird,  ein- 
zuleiten. 

§  11.  Wer  für  längere  Zeit  als  für  acht  Tage  verreist,  hat  die  ent- 
lehnten Bücher  zurückzustellen. 

§  12.  Wer  seine  Wohnung  verändert,  hat  hievon  dem  Vorsteher  der 
Bibliotiiek  die  Mitteilung  zu  machen  und  ihm  die  neue  Wohnung  anzu- 
zeigen. Wer  es  unterläßt,  hat  für  den  Fall,  daß  an  ihn  eine  Mahnung  zu 
erlassen  wäre,  das  Doppelte  des  mit  §  8  festgesetzten  Botenlohnes  zu 
entrichten. 

§  13.^)  Vor  Eintritt  der  Herbstferien  der  Bibliothek  sind  alle  entlehnten 
Bücher  zurückzustellen. 

Doch  können  sie,  insofern  die  vorzunehmende  Revision  des  ganzen 
Bücherstandes  solches  gestattet,  für  die  Dauer  der  Ferien  neuerdings  hinaus- 
gegeben werden. 

§  14.  In  den  seltenen  Fällen,  wenn  hinausgeliehene  Bücher  nachmals 
dringend  benötigt  werden,  sind  sie  über  eine  vom  Bibliothekvorsteher  zu 
erlassende  schriftliche  Einladung,  wofür  kein  Botenlohn  zu  entrichten  ist, 
audi  vor  Ablauf  der  Frist  zurikkzustellen. 

§  15.  Handschriften,  besonders  kostbare  Bücher,  Bücher,  die  zum 
Bibliotfaekdienste  und  zum  beständigen  Gebrauche  im  Lesesaale  nötig  sind, 
insbesondere  Wörterbücher,  ferner  Nachschlagewerke,  wie  Zeitschriften, 
Jahresberichte  und  alphabetisch  geordnete  Werke,  endlich  belletristische 
Werke,  die  man  sich  leicht  auf  anderem  Wege  verschaffen  kann,  werden 
in  der  Regel  nicht  ausgeliehen. 

§  16.  In  Betreff  der  laufenden  Zeitschriften,  sowie  anderer  im  Er- 
scheinen begriffener  Werke  ist,  um  einerseits  deren  Benützung  im  Lesesaale 
nicht  zu  lange  aufzuhalten,  andrerseits  deren  Abnützung  im  ungebundenen 
Zustande  zu  verhüten,  nach  Tunlichkeit  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  sie 
heftweise  oder  sonst  nach  gewissen  Partien  karionieri  werden  und  so  noch 
vor  dem  ordentlichen  Einbinden  dem  Lesepublikum  in  die  Hände  gegeben 
werden  können. 

Auch  ist,  wo  möglich,  eine  Einrichtung  zu  treffen,  wodurch  Zeit- 
schriften unmittelbar  nach  ihrem  Erscheinen  in  einem  von  dem  allgemeinen 
Lesesaale  abgesonderten  Lokale  der  Bibliothek  aufgelegt  und  wenigstens 
den  Mitgliedern  der  Lehrkörper  und  der  im  §  2  genannten  gelehrten  Ge- 
sellschaften die  sogleiche  Einsicht  und  Durchsicht  derselben  möglich  ge- 
macht würde. 


>)  Vgi.  Bemerkane  tu  §  7  (s,  Nr,  337). 
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§  17.  Die  Bestimmung  der  Zahl  der  Bände,  welche  jedem  einzelnen 
Entlehner  zugleich  hinausgegeben  werden  kann,  ist  dem  Ermessen  des 
Bibliothekvorstandes  mit  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  anderer  Entlehner 
und  die  Höhe  der  etwa  erlegten  Kaution  anheim  gestellt 

§  18.  Neu  angeschaffte  Bücher  müssen  durch  zwei  Monate  zum  Ge- 
brauche im  Lesesaale  zurückbehalten  werden. 

Eine  Ausnahme  hievon  kann  nur  in  Betreff  derjenigen  Personen  gemacht 
werden,  welche  die  Anschaffung  eines  bestinmiten  Buches  selbst  veranlaßt 
haben. 

§  19.  Wenn  Professoren  oder  andere  Männer,  die  mit  einer  wissen- 
schaftlichen Arbeit  beschäftigt  sind,  zu  deren  Vollendung  sie  besondere 
literarische  Nachforschungen  anstellen  wollen,  für  den  gedachten  Zweck 
das  Recht  der  Benützung  der  inneren  Bibliothek,  das  ist  das 
Recht,  die  in  der  Bibliothek  aufgestellten  Bücher  und  die  Bücher- 
verzeichnisse der  Bibliothek  persönlich  und  unmittelbar  durchzusehen,  zu 
erlangen  wünschen,  so  müssen  sie  darum  durch  den  Landeschef,  der  dies- 
falls den  Bibliothekvorsteher  einzuvernehmen  hat,  beim  Ministerium  des 
Unterrichtes  einkommen.^) 

§  20.  Die  Herren  Landeschefs  werden  Sorge  tragen,  daß  diesen  Vor- 
schriften genau  nachgekommen  und  daß  allfälligen  Beschwerden  über  Nicht- 
beobachtung   derselben   unverzüglich   abgeholfen   werde. 


Nr.  335. 

Erlaß  des  Mlnlstertnffls  fOr  K.o.U.T0ffll2.  Jiiiil(respektlTe9.Febnia]l 

1854.  RGBNr.  144  (MZ.  9853  ex  1853), 

an   die  Statthalter  für  Niederösterreich,  Österreich  ob   der  Enns,  Böhmen, 
Mähren,  Galizien,  Steiermark,  Krain,  Kärnten,  Triest,  Tirol  und  an  den  Landes- 
präsidenten von  Salzburg, 

womit  die,  im  XIX.  Stücke  des  ROBNr.  30,  vom  Jahre  1850,  enthaltene 

Vorschrift,  über  das  Ausleihen  der  Bücher  ans  Universitäts-  ttnd  Lyzeal- 

bibliotheken  teilweise  ergänzt  und  modifiziert  wird« 

§  1.  Das  im  §  1  der  Vorschrift  vom  20.  Dezember  1849  bezeichnete 
Recht,  aus  den  Universitäts-  und  Lyzealbiblioiheken  Bücher  zu  entlehnen, 
und  dieselben  zu  Hause  zu  benützen,  wird  auch  auf  Doktoranden   aus- 

*)  Vgl.  hiezu  den  erUmternden  MinErL  vom  11.  April  1862,  Z.  2928:  Aus  Anlafi  eines  vor- 
gekommenen Zweifels  Ober  die  Anwendung  des  §  19  des  Erlasses  des  Ministeriums  fflr  K.  n.  U. 
vom  20.  Dezember  1849,  Z.  6244,  wird  dieser  Paragraph  in  der  Weise  eriftutert,  dafi  die  darin 
geforderte  Minlsterialbewllligung  nur  dann  nOtig  ist,  wenn  die  bezflgllche  Person  eine  noch 
weiter  gehende  Benfltzung  der  Kataloge  in  Anspruch  nehmen  sollte,  als  durch  den  §  99  der 
Instruktion  fflr  Bibliotheken  vom  23.  Juli  1825,  Z.  2930,  ohnehin  schon  gestattet  ist.  Hlebd 
wird  bemerkt,  dafi  der  alphabetische  und  wissenschaftliche  Katalog  In  vorzflglicher  Weise  zn 
jenen  Katalogen  gehOren,  deren  Einsicht  den  im  §  99  erwUinten  Personen  nicht  zn  versagen 
ist,  und  daß  unter  den  hievon  ausgenoramenen  Katalogen  nur  jene  Kataloge  gemeint  sein  können, 
welche  z.  B.  Lokalrepertorien,  Lokalzettelkataloge,  den  Oelehrten,  welche  literarische  Nachweise 
suchen,  zu  keinem  Gebrauche  dienen  können. 
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gedehnt,  für  welche  daher  die  Notwendigkeit  ausnahmsweiser  Ermächtigung 
durch  den  Landeschef  zu  entfallen  hat 

§  2.  Die  unter  I.  und  II.  des  §  1  der  obzitierten  Vorschrift  genannten 
Glieder  der  Lehrkörper,  welche  keine  bleibenden  oder  zeitweiligen  Bezüge 
aus  öffentlichen  Kassen  genießen,  ferner  die  Mitglieder  der  Doktorenkol- 
legien an  den  Universitäten  in  Wien  und  Prag,  endlich  die  immatrikulierten 
Studierenden  der  Universitäten  und  die  Doktoranden  können  von  dem 
ihnen  eingeräumten  Rechte  nur  dann  Gebrauch  machen,  wenn  sie  die 
vorgeschriebene  Kaution  (§  4)  erlegt  haben. 

Die  Kaution  ist  nach  Umständen  auch  von  Personen  zu  erlegen,  welchen 
das  Recht,  Bücher  zu  entlehnen,  ausnahmsweise  von  dem  Landeschef  zu- 
gestanden  wurde. 

§  3.  Von  dem  Erläge  der  Kaution  sind  außer  den  im  Erlasse  vom 
20.  Dezember  1849  in  dieser  Beziehung  ausdrücklich  Begünstigten  auch 
noch   befreit: 

a)  Studierende,  welche  die  Maturitätsprüfung  oder  eine  der  theo- 
retischen Staatsprüfungen  mit  Auszeichnung  abgelegt  haben,  für  die 
regelmäßige   Dauer  der  Universitätsstudien; 

b)  Doktoranden,  welche  in  einer  strengen  Prüfung  mit  Stimmenein- 
heliigkeit  approbiert  wurden,  für  das  Jahr,  in  welchem  sie  das  nächste 
Rigorosum  zu  bestehen  in  der  Lage  sind,  sofern  sie  die  Empfehlung  eines 
ihrer  Professoren,  welche  in  der  Mitfertigung  des  ersten  Begehrszettels 
bestehen  kann,  beibringen,  und  von  dieser  Begünstigung  nach  dem  Er- 
messen  des    Bibliothekars   keinen   tadelnswerten   Gebrauch   machen;^) 

c)  Studierende,  die  zwar  in  die  Kategorie  a)  nicht  gehören,  jedoch 
in  Ansehung  ihrer  wissenschaftlichen  Strebsamkeit  und  ihres  soliden  Cha- 
rakters von  einem  der  Universitätsprofessoren  dem  Bibliothekvorstande  be- 
sonders empfohlen  und  von  letzterem  dieser  Begünstigung  würdig  erachtet 
werden. 

4.  Die  Kautionseinlage  hat  in  der  Regel  bei  sämtlichen  Bibliotheken 
gleichmäßig  zehn  Gulden  K.  M.  (21  Kronen)  zu  betragen,  kann  jedoch 
nach  Beschaffenheit  der  Umstände  mit  Rücksicht  auf  die  Menge  oder  den 
Wert  der  begehrten  Bücher  von  dem  Vorstande  der  Bibliothek  auch  höher 
bemessen  weiden,  wo  dann  der  höhere  Erlag  als  Bedingung  der  Aus- 
leihung zu  gelten  hat. 

§  5.  Wie  das  Zurückziehen  der  haftungsfreien  Kaution,  so  ist  auch 
die  neuerliche  Kautionierung  jederzeit  gestattet. 

Immatrikulierte  Studierende  der  Universitäten  und  Doktoranden  sind 
jedoch  zur  Erneuerung  der  Kaution  im  Laufe  des  Studienjahres,  in  welchem 
die  Zurückziehung  derselben  stattgefunden,  nur  dann  berechtigt,  wenn  der 
Bibliothekvorstand  sich  hiemit  einverstanden  erklärt  und  die  unmittelbar 
vorangegangene  Erhaltung  der  Kaution  7ür  gerechtfertigt  hält. 

§  6.  Die  durch  gegenwärtigen  Erlaß  nicht  berührten  Bestimmungen 
der  Vorschrift  vom  20.  Dezember  1849  bleiben  aufrecht. 


*)  Abgeändert  durch  Nr.  353. 
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Np.  336. 

Erlafi  des  Ministeriums  fOr  K.  d.  U.  vom  8.  Juni  1856,  Z.  5217, 

an  die  Statthaitereien  in  Triest,  Oberösterreich,  Mähren,  die  Landesregierung 

in  Krain,  Kärnten,  Salzburg, 

(womit  der  MinErl.  vom  9.  Febmar  1854,  Z.  9653,  betreffend  das  Atisleihen 
von  Bfichem  aus  öffentlichen  Bibliotheken  zum  hätislichen  Gebrandie 

ergänzt  wird). 

Man  findet  die  mit  Erlaß  vom  9.  Februar  1854,  Z.  9853,  gegebene 
Vorsdirift  über  das  Ausleilien  von  Bücliern  zum  häuslichen  Gebrauche  aus 
Universitäts-  und  Lyzealbibliotheken  folgendermaßen  zu  ergänzen: 

1.  An  Orten,  wo  sich  eine  Ic.  k.  öffentliche  Studien-(Lyzeal-)  Bibliothek, 
und  zwar  zugleich  keine  Universität,  aber  eine  theologische  oder  k.  Icmedi- 
zinisch-chinu'gische  Studienanstalt  oder  ein  Obergymnasium  oder  aber  eine 
Oberrealschule^)  oder  sonst  eine  höhere  Sepziallehranstalt  befindet,  wird 
die  Befugnis,  Bücher  aus  der  genannten  Bibliothek  zu  entlehnen,  um  die- 
selben zu  Hause  zu  benützen,  auch  den  Zöglingen  dieser  Lehranstalten, 
jedoch  mit  Ausschluß  der  Untergymnasial-  und  Unterrealschüler,  zugestanden. 

2.  Die  Befreiung  vom  Erläge  der  Kaution  kommt  auch  diesen  Zög- 
lingen zu  statten,  wenn  sie  von  dem  Vorsteher  der  Lehranstalt,  an  welcher 
sie  eingeschrieben  sind  und  ihren  Studien  obliegen,  in  Ansehung  ihrer 
Strebsamkeit  und  ihres  soliden  Charakters  dem  Bibliotheksvorstande  be- 
sonders empfohlen  und  von  letzterem  dieser  Begünstigung  würdig  erachtet 
werden. 


Np.  337. 

Verordnimg  des  Ministers  fDr  K.  n.  U.  vom  3.  MSrz  1870,  Z.  1958, 

MVBHr.  39,') 

betreffend  einige  Abindeningen  des  KUMErL  vom  20.  Dezember  1849, 
Z.  6244,  Aber  das  Attsleihen  der  Bficher  aus  den  Universitäts-  und  Stadien- 
bibliotheken zu  Gunsten  der  Universitätsprofessoren  und  Privatdozenten. 

Um  den  Professoren  und  Dozenten  an  den  Universitäten  die  möglichst 
freie    Benützung  der   Universitätsbibliotheken   einzuräumen,   finde   ich  für 

^)  Laut  Erkiß  des  Ministeriums  für  K,  u.  U.  vom  29.  April  1854,  Z.  6751,  ist  es  aüässig, 
den  Oymnasialschulem,  namentlich  solchen,  bei  welchen  schon  ein  mehr  wissenschqftüches  Streben 
vorausgesetzt  werden  nuiß,  die  Benätettng  der  Universitdtsbibliotiteken  tu  gestatten;  die  Ldutr 
sollen  den  Schalem  Je  nach  der  Besdiaffenheit  des  Lehrgegenstandes  und  der  UnUrridttsstufe 
diejenigen  Werke  zur  Prtvatlektäre  empfehlen,  welche  sieh  insbesondere  fSr  die  Jagend  eignen; 
gleiches  hat  betäglich  der  Schaler  an  Oberrealschulen  tu  gelten. 

Laut  des  KUMErL  vom  27.  Augast  1957,  Z.  5770,  sind  Schaler  der  unteren  vier  Klassen 
der  Gymnasien  und  Realschulen  von  der  Benutzung  der  Bibliotheken  ausgeschlossen,  hingegen  sind 
den  Schalem  der  höheren  Klassen  die  begehrten  Bücher  nur  dann  auszufolgen,  wenn  die  Begehr^ 
tettel  vom  Klassenvorstand  mitunterfertigt  sind. 

*)  VgL  hiezu  Nr.  340. 
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dieselben  die  bisherigen  Bestimmungen  der  §§7,  8,  13  und  19  des 
UnterrichtsminErl.  vom  20.  Dezember  1849,  Z.  6244,  über  das  Ausleihen 
der  Bücher  aus  den  Universitats-  und  Studienbibliotheken  außer  Kraft  zu 
setzen  und  an  deren  Stelle  nachfolgende  Anordnungen  zu  treffen: 

§  7.  Die  Frist  für  Entlehnung  eines  Werkes  verlängert  sich  für  Pro- 
fessoren und  Dozenten  stillschweigend  von  einem  Monate  zum  andern, 
wenn  sich  inzwischen  kein  anderer  Bezugsberechtigter  um  dasselbe  ge- 
meldet hat 

§  8.  Wenn  nach  Ablauf  eines  Monates  Bücher,  welche  Professoren 
und  Dozenten  entlehnt  haben,  von  einem  anderen  Bezugsberechtigten  dringend 
gewünscht  werden,  so  sind  die  Entlehner  durch  ein  Schreiben  des  Biblio- 
tiieksvorstandes  zur  Rückstellung  aufzufordern.  Im  Falle  diese  Aufforde- 
rung ohne  Erfolg  bleibt,  hat  der  Bibliotheksvorstand  nach  Ablauf  von  acht 
Tagen  dem  betreffenden  Dekanate  Anzeige  zu  erstatten,  welches  dann 
die  ihm  geeignet  scheinenden  Schritte  behufs  Reklamation  der  entlehnten 
Werke  zu  veranlassen  hat. 

§  13.  Professoren  und  Dozenten  sind  berechtigt,  auch  während  der 
Herbstferien  die  von  ihnen  entlehnten  Werke  zu  benützen,  und  nur  in 
dem  Falle^  als  diese  für  die  Vornahme  der  Biblk)theksrevision  dringend 
benötigt  werden,  zur  Rückstellung  auf  deren  Dauer  zu  verhalten. 

§  19.  Professoren  und  Dozenten  haben  das  Recht,  mit  Zustimmung 
des  Bibliotheksvorstandes  die  in  der  Bibliothek  aufliegenden  Kataloge  per- 
sönlich und  unmittelbar,  die  in  derselben  aufgestellten  Bücher  jedoch  nur 
unter  Intervenierung  eines  Bibliotheksbeamten  durchzusehen. 


Np.  338. 

Erlaß  des  Ministers  fllr  K.  n.  ü.  vom  28.  Dezember  1880,  Z.  19.171 

MTBNr.  9  ex  1881 

betreffend  eine  Abfinderung  des  §  3  der  Vorschrift  über  das  Ausleihen 
von  Büchern  ans  Universitätsbibliotheken  vom  20.  Dezember  I8489  RQBNr.  30. 

In  teilweiser  Abänderung  des  §  3  der  Vorschrift  über  das  Ausleihen 
der  Bücher  aus  Universitätsbibliotheken  vom  20.  Dezember  1849,  RQBNr.  30, 
finde  ich  anzuordnen,  daß  Universitätsprofessoren  und  Privatdozenten  an 
Universitäten,  auch  wenn  dieselben  keine  Bezüge  aus  öffentlichen  Kassen 
genießen,  von  dem  Rechte,  Bücher  nach  Hause  zu  entlehnen,  unter  den 
diesfalls  fes^esetzten  Modalitäten  Gebrauch  machen  können,  ohne  fernerhin 
zu  dem  Erläge  einer  Kaution  verpflichtet  zu  sein. 


428     ^'  ^^^^*  Organisation  und  Verwaltnng;  Benflizungsvorschriften  fflr  Bibliotheken. 

Np.  339. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  24.  Juni  1893,  Z.  11.096, 

RGBNr.  115.  MVBNr.  29. 

betreffend  die  Abänderung  des  §  8  der  mit  hierortigem  Erlasse  vom 
20.  Dezember  1849,  ROBNn  30  ex  1850.  verlantbarten  Vorschriften  fiber 
das  Ausleihen  von  Büchern  aus  Universitäts-  und  Studienbibliotheken. 

Der  §  8  der  mit  ho.  Erlasse  vom  20.  Dezember  1849,  RGB.  ex  1850, 
Nr.  30,^)  Verlautbarten  Vorschriften  über  das  Ausleihen  von  Büchern  aus 
Universitäts-  und  Studienbibliotheken  wird  in  nachstehender  Weise  ab- 
geändert: 

§  8.  Wer  ein  entlehntes  Buch  nach  Ablauf  der  Leihfrist  nicht  zurück- 
stellt, ist  durch  ein  amtlich  rekommandiertes  Schreiben  an  seine  Verpflich- 
tung zu  erinnern. 

Wenn  diese  Erinnerung  binnen  drei  Tagen  (von  dem  aul  die  Zu- 
stellung folgenden  Tage  an  gerechnet)  ohne  Erfolg  bleibt,  so  ist  der  säumige 
Entlehner  in  einem  Mahnschreiben  zur  Zurückgabe  aufzufordern  und  hat 
dem  Boten,  welcher  ihm  das  Schreiben  zustellt,  aber  weder  zur  Empfang- 
nahme des  Buches  noch  zur  Zurückstellung  des  Rezepisses  ermächtigt  ist, 
eine   Botengebühr  zu  entrichten. 

Dieselbe  wird,  von  dem  im  §  12  vorgesehenen  Falle  abgesehen,  für 
Wien,  und  zwar  in  den  Bezirken  I— IX  mit  30  kr.  (60  Heller),  in  den 
Bezirken  X— -XIX  mit  40  kr.  (80  Heller),  für  die  anderen  Universitäts- 
städte mit  30  kr.  (60  Heller)  und  für  Orte,  an  welchen  sich  Studienbiblio- 
theken sowie  die  zur  amtlidien  Büchervermittltmg  aus  öffentlichen  Biblio- 
theken berufenen  Lehranstalten  (MinErl.  vom  22.  Mai  1868,  §§  2,  4,  5) 
befinden,  mit  20  kr.  (40  Heller)   festgesetzt. 

Wird  dieser  Aufforderung  binnen  weiterer  drei  Tage  nach  Zustellung 
des  Mahnschreibens  nicht  entsprochen,  so  ist  an  jenen  Orten,  an  welchen 
sich  eine  Polizeidirektion  befindet,  an  diese,  in  anderen  Orten  hingegen 
an  die  politische  Behörde  erster  Instanz  die  Anzeige  zu  erstatten,  worauf 
von  Seite  dieser  Behörde  die  zwangsweise  Restitution  des  entlehnten  Budies 
zu  veranlassen  ist 

Bei  Entlehnem,  gegen  welche  in  dieser  Weise  eingeschritten  wurde, 
hat  die  Ausleihebefugnis  fortan  nur  mehr  bedingte  Gültigkeit.  Dieselbe  erlischt 
für  die  Dauer  eines  Jahres  gänzlich,  wenn  ein  Entlehner  nochmals  wegen 
Rückstellung  entlehnter  Bücher  gemahnt  werden  mußte. 

Es  ist  den  Bibliotheksvorständen  ausdrücklich  untersagt,  von  diesen 
Weisungen  aus  Rücksicht  auf  die  Person  des  Entlehners  oder  anderer  Um- 
stände halber  Umgang  zu  nehmen. 

Zur  näheren  Au^ßUirung  dieses  Ministerialerlasses  wurde  den  einzelnen  Landessteüen  tar 
Verständigung  der  betreffenden  Blbüotheksvorstehungen  noch  folgendes  bemerkt: 

Es  wird  den  Bibliotheksvorstehungen  überlassen ,  das  erste  Schreiben ,  mit  weldiem  der 
säumige  Entlelmer  an  seine  Verpflichtung  erinnert  wird,  den  säumigen  Entlehner  in  ienen  Fällen, 
in  welchen  sich  dies  nach  den  lokalen  Verhältnissen  als  einfacher  und  zweckmäfiiger  darstellt, 
statt  mittelst  amtlich  rekommandierter  Briefe  durch  einen  Bibliotheksboten  gegen  Rezepisse 
zustellen  zu  lassen,  wofür  jedoch  eine  BotengebOhr  nicht  zu  entrichten  Ist. 

»)  5.  Nr.  334;  vgl,  hiezu  auch  Nr.  337  und  340, 
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Die  festgesetzten  Botengebflhren  haben  In  der  bisherigen  Weise  den  betreffenden 
BIbliotheIcsdienem  znzukonunen,  doch  haben  diese  die  erforderlichen  Botengänge  unbeschadet 
ihrer  sonstigen  Obliegenheiten  auszufflhren. 

Seitens  der  Bibilotheksvorstehungen  ist  darauf  zu  achten,  dafi  die  Bestimmungen  dieses 
Erlasses,  fflr  dessen  eventuelle  sonstige  Veriautbamng  Euer  .  .  .  Sorge  tragen  wollen,  den  Ent- 
lehnem  von  Büchern  in  geeigneter  Weise  zur  Kenntnis  gebracht  und  in  Erinnerung  gehalten 
Verden. 

In  Ansehung  der  in  diesem  Erlasse  vorgesehenen  zwangsweisen  Eintreibung  zurück- 
zDstellender  BQcher  wollen  Euer  ...  die  zur  Erzielung  einer  tunlichst  baldigen  RQck- 
gibe  dienlichen  Mai^nahmen  anordnen  und  hievon  der  Bibliotheksvorstehung  rflcksichtllch  des 
bei  Erstattung  der  Anzeigen  einzuhaltenden  Vorganges  iVUtteilung  machen. 


Np.  340. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  d.  U.  Tom  12.  Oktober  1893  Z.  19.698, 

an  ein  Dekanat  aus  Anlaß  eines  speziellen  Falles, 

(betreffend  die  Mitwirkung  der  Dekanate  bei  der  Hereinbringung  der  von 
Universitfttsprofessoren  entlehnten  Bibliothekswerke  nach  Maßgabe  der 
MinVdg.  vom  3.  März  1870,  Z.  1958,  beziehungsweise  vom  24.  Juni  1893, 

Z.  11.096). 

Aus  Anlaß  einer  berichtlichen  Anzeige  des  Universitätsbibliothekars 
in  .  .  .,  daß  sich  das  Dekanat  zur  Veranlassung  der  Rückstellung  eines 
vom  Universitätsprofessor  .  .  .  entlehnten  Werkes  .  .  .  auf  Grund  des 
MinErl.  vom  24.  Juni  1893,  Z.  11.096,  MVBNr.  29,  nicht  für  kompetent 
erklärt  habe,  bemerke  ich  dem  Dekanate,  daß  durch  den  zitierten  MinErl. 
die  Bestimmungen  der  MinVdg.  vom  3.  März  1870,  Z.  1958,  hinsichtlich 
des  Entlehnens  und  Rückstellens  von  Büchern  für  Universitätsprofessoren 
und  Privatdozenten  nicht  aufgehoben  wurden,  da  die  MinVdg.  vom  3.  März 
1870,  Z.  1958,  sich  als  Spezialnorm  darstellt  und  es  allgemeine  Regel  ist, 
daß  die  Änderung  einer  generellen  Norm  Spezialnormen  unberührt  läßt. 

Hienach  wird  das  Dekanat  ersucht,  auf  Grund  des  mehrzitierten  MinErl. 
in  Entsprechung  des  Ansuchens  der  Universitätsbibliothek  das  Amt  zu 
handeln. 

Np.  341. 
Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  26.  April  1894,  Z.  8325, 

an  alle  Landesstellen, 
(betreffend  die  Portobehandlnng  von  Mahnsehreiben  zur  Hereinbringimg 

entlehnter  Bücher). 

Aus  Anlaß  einer  speziellen  Anfrage  beehre  ich  mich  Euer  ...  in 
Betreff  der  Portobehandlung  jener  Mahnschreiben,  welche  seitens  der 
Universitäts-  und  Studienbibliotheken  in  Gemäßheit  des  ho.  Erlasses  vom 
24.  Juni  1893,  Z.  11.096,  an  die  bezüglich  der  Rückstellung  der  Bücher 
säumigen  Entlehner  zu  versenden  sein  werden,  zur  Kenntnis  zu  bringen, 
daß  es  nach  der  diesfalls  beim  Handelsministerium  eingeholten  Entschei- 
dung nicht  angeht,  den  Universitäts-  und  Studienbibliotheken  die  Porto- 
freiheit nach  Art.  II,  Abs.  1  des  Gesetzes  vom  2.  Oktober  1865,  RGBNr.  108, 
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zuzuerkennen,  da  dieselben  nicht  unter  die  in  dieser  Gesetzesstelle  an- 
geführten Behörden,  Organe  und  Korporationen,  sondern  vielmehr  unter 
die  in  Art.  II,  Abs.  9  cit  erwähnten  wissenschaftlichen  Anstalten  einzu- 
reihen erscheinen. 

Es  haben  sonach  die  Universitäts-  und  Studienbibliotheken  für  ihre 
an  in  der  Rückstellung  der  Bücher  säumige  Entlehner  rekommandiert  ver- 
sandten Mahnschreiben  die  Rekommandationsgebühr  gleich  bei  der  Aufgabe 
zu  entrichten. 

Dagegen  kann  das  Porto  für  diese  Sdureiben  nach  Art.  VI,  Absi  1  cit, 
mit  dem  einfachen  Betrage,  d.  i.  ohne  Zutaxe,  zu  Lasten  der  Empfänger 
in  Anrechnung  gebracht  werden. 

Im  Stadtpostverkehr,  beziehungsweise  in  Städten  mit  mehreren  Post- 
bestellbezirken (Wien,  Prag,  Lemberg),  bei  Vermittlung  innerhalb  jenes 
Bestellbezirkes,  in  dem  die  betreffende  Bibliothek  ihren  Sitz  hat,  unter- 
liegen jedoch  die  fraglichen  Korrespondenzen  im  Hinblicke  auf  die  Be- 
stimmungen des  Art.  IV  des  Portofreiheitsgesetzes  und  der  Verordnung 
des  Handelsministeriums  vom  1.  November  1886,  Z.  23.390  (P.  u.  TVBNr.  122) 
der  gewöhnlichen  Portobehandlung. 

Hinsichtlich  der  detaillierten  Bekanntgabe  der  Einteilung  der  Stadt  in 
Postbestellbezirke  und  der  allfällig  hierin  eintretenden  Änderungen  wird 
sich  die  Bibliotheksvorstehung  mit  der  zuständigen  Post-  und  Telegraphen- 
direktion ins  Einvernehmen  zu  setzen  haben. 

Hievon  wollen  Euer  .  .  .  die  Vorstehung  der  Universitäts-,  respektive 
Studienbibliothek  zur  entsprechenden  Beachtung  mit  dem  Beifügen  in  Kennt- 
nis setzen,  daß  es  derselben  überlassen  wird,  in  jenen  Fällen,  in  welchen 
nicht  besondere  Gründe  entgegenstehen  sollten,  von  einer  Rekommandation 
der  fraglichen  Mahnschreiben  behufs  Vermeidung  größerer  Auslagen  ab- 
zusehen und  diese  Mahnschreiben  als  einfache  (nicht  rekommandierte)  und 
unfrankierte  Briefe,  auf  welchen  die  Bibliothek  als  Absender  ersichtlich  zu 
machen  und  deren  Aufgabe  in  besonderer  Evidenz  zu  führen  sein  wird, 
zu  versenden. 

3.  Entlehnung  von  Büchern  außerhalb  des  Standortes  der 

Bibliothek. 


Np.  342. 

Erlaß  des  Mlnlsterlnms  fflr  K.  o.  U.  vom  14.F8braar  1861 Z.  1555/) 

an  die  Statthaltereien  von  1.  Niederösterreich,  2.  Oberösterreich,  3.  Tirol, 

4.  Steiermark,  5.  Triest,  6.  Böhmen,  7.  Mähren,  8.  Galizien, 
(betreffend  die  Befugnis  der  Professoren  an  Hochschiilen  und  der  Lehrer 
an  Mittelschulen  zur  Entlehnung  von  Bfichem  ans  den  außerhalb  Ihres 
Aufenthaltsortes  befindlichen  öffentlichen  Bibliotheken). 
Um  nicht  in  jedem  einzelnen  Falle,  wo  den  Professoren  an   Hoch- 
schulen und  Lehrern  an  Mittelschulen  die  Benützung  einer  oder  mehrerer 

>)  TeUweise  modißziert  durch  MlnErL  vom  22.  Mai  1868,  Z.  2562  fs,  Nr.  343J. 

Vom  InhaUe  des  obigen  Erlasses  wurde  mit  Erlaß  des  Ministeriums  für  K.  b.  U.  vom 
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außerhalb  ihres  Aufenthaltsortes  befindlichen  k.  k.  öffentlichen  Bibliotheken 
vom  Staatsministerium  über  deren  besonderes  Ansuchen  mit  oder  ohne  Be- 
schränkung auf  eine  bestimmte  Zeitdauer  gestattet  wird,  die  diesfalls  zu 
beobachtenden  Vorsichtsmaßregeln  wiederholen  zu  müssen,  findet  man  zur 
Danachachtung  der  Vorsteher  der  k.  k.  öffentlichen  Bibliotheken  nach- 
stehendes zu  erlassen: 

1.  Die  Benützung  der  Werke  ist  auf  die  Verfolgung  des  wissenschaft- 
lichen Zieles  oder  des  Fachgebietes,  für  welches  der  Qesuchswerber  die 
ministerielle  Bewilligung  erhalten,  und  auf  verwandte  Lehrzweige  zu  be- 
schränken. 

Z  Sie  hat  mittelst  amtlicher  Korrespondenz  zwischen  dem  Bibliothekar 
derjenigen  Unterrichtsanstalt,  bei  welcher  der  benützende  Professor  oder 
Lehrer  in  Verwendung  ist,  und  sollte  sich  daselbst  keine  Bibliothek  befinden, 
zwischen  der  Direktion  und  dem  Vorsteher  der  Bibliothek,  aus  welcher  die 
gewünschten  Werke  entlehnt  werden,  und  zwar  in  der  Weise  zu  geschehen, 
daß  der  Entlehner  dem  Bibliothekar  oder  der  Direktion  seiner  Anstalt  die- 
jenigen Werke  namhaft  macht,  welche  er  auf  Grund  der  ihm  erteilten  ministe- 
riellen Bewilligung  (1)  in  seinem  Aufenthaltsorte  zu  benützen  wünscht 
Der  Bibliothekar  oder  die  Direktion  vermittelt  sofort  die  Entlehnung  und 
erfolgt  die  eingelangten  Werke  gegen  Empfangsbestätigung  dem  Entlehner. 
In  gleicher  Weise  geschieht  die  Rücksendung  der  benützten  Werke. 

4.  Die  Bibliothekare  und  Direktionen,  durch  deren  Vermittlung  die 
Hin-  und  Rücksendung  der  entlehnten  Werke  zu  eriolgen  hat,  sind  gehalten, 
darüber  zu  wachen,  daß  die  Werke  unbeschädigt  und  rechtzeitig  an  den 
jeweiligen  Bestimmungsort  gelangen. 

5.  Im  übrigen  haben  in  dieser  Beziehung  dieselben  Vorsichten  und 
Vorschriften  zu  gelten,  welche  über  die  Entlehnung  der  Werke  aus  den 
k.  k.  öffentlichen  Bibliotheken  überhaupt  bestehen. 


Np.  343. 
Erlaß  des  Mlnlsterlnms  fttr  K.  o.  U.  vom  22.  Mal  1868,  Z.  2562, 

an  alle  politischen  Länderstellen, 

(betreffend  die  Entlehnung  von  Werken  ans  (öffentlichen  Bibliotheken 

außerhalb  des  Standortes  derselben). 

Um  die  wissenschaftliche  Tätigkeit  an  den  höheren  und  mittleren  Lehr- 
anstalten zu  heben  und  insbesondere  den  Mitgliedern  des  Lehrkörpers  der- 
selben die  für  ihre  wissenschaftlichen  Studien  und  Arbeiten  nötigen  Behelfe 
leichter  zugänglich  zu  machen,  findet  das  Ministerium  für  Kultus  und  Unter- 


4.  Dezember  1962,  Z,  12S77  (an  die  Landessteüen)  auch  das  Lehrpersonal  der  Mittelschulen  in 
Kenntnis  gesetzt, 

>)  Abgeändert  durch  Erk^ß  des  Ministeriums  für  K^u.U,  vom  25,  Jänner  1986,  MVBNr.  11 
fs,  Nr,  345), 
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rieht  rücksichtlich  der  Entlehnung  von  Werken  aus  öffentlichen  Bibliotheken 
außerhalb  des  Standortes  derselben  nachstehende  Verordnung  zu  erlassen, 
durch  welche  die  Bestimmungen  des  Erlasses  des  bestandenen  Staats- 
ministeriums vom  14.  Februar  1861,  Z.  1555,  eine  teilweise  Modifikation 
erleiden. 

§  1.  Den  Mitgliedern  des  Lehrkörpers  an  den  Hoch-  und  Mittelschulen 
(Professoren,  Lehrern,  Dozenten,  Assistenten,  Supplenten),  ferner  Lehramts- 
kandidaten und  solchen  Fachschriftstellern,  welche  an  dem  Sitze  der  be- 
zeichneten Unterrichtsanstalten  sich  befinden,  steht  das  Recht  zu,  nicht  nur 
aus  der  in  ihrem  Wohnorte  befindlichen,  sondern  auch  aus  anderen  inlän- 
dischen Bibliotheken  die  für  ihre  wissenschaftlichen  Studien  und  Arbeiten 
nötigen  Bücher  zu  entlehnen. 

Dieses  Recht  erstreckt  sich  jedoch  nur  auf  die  zu  streng  wissenschaft- 
lichen Zwecken  beabsichtigte  Entlehnung  solcher  Werke,  welche  mit  dem 
Fache,  das  der  Entlehner  an  der  betreffenden  Lehranstalt  vertritt  oder  sonst 
mit  Erfolg  betreibt,  in  näherer  Beziehung  stehen.^) 

§  2.  Die  Vermittlung  der  gewünschten  Werke  hat  mittelst  amtlicher 
Korrespondenz  zwischen  dem  Bibliothekar  derjenigen  Unterrichtsanstalt,  bei 
welcher  der  benützende  Professor  oder  Lehrer  in  Verwendung  steht,  und 
sollte  sich  daselbst  keine  öffentliche  Bibliothek  befinden,  zwischen  der 
Direktion  der  Lehranstalt  und  dem  Vorsteher  der  Bibliothek,  aus  welcher 
die  gewünschten  Werke  entlehnt  werden,  und  zwar  in  der  Weise  geschehen, 
daß  der  Entlehner  dem  Bibliothekar  oder  der  Direktion  seiner  Anstalt  die- 
jenigen Werke  namhaft  macht,  welche  er  in  seinem  Aufenthaltsorte  zu 
benützen  wünscht. 

In  gleicher  Weise  bedient  sich  der  Fachschriftsteller  der  Intervention 
der  Vorstehung  der  in  seinem  Wohnorte  befindlichen  Bibliothek  oder  Lehr- 
anstalt. Der  Bibliothekar  oder  die  Direktion  übergibt  die  eingelangten  Werke 
gegen  Empfangsbestätigung  dem   Entlehner. 

§  3.») 

§  4.  Die  Bibliothekare  und  Direktionen,  durch  deren  Vermittlung  die 
Hin-  und  Rücksendung  der  entlehnten  Werke  erfolgt,  haben  dafür  Sorge 
zu  tragen,  daß  diese  Werke  unbeschädigt  und  rechtzeitig  an  den  jeweiligen 
Bestimmungsort  gelangen. 

§  5.  In  Betreff  der  Dauer  und  des  Umfanges  der  Benützung,  wie 
auch  in  allen  hier  nicht  näher  angeführten  Beziehungen  haben  jene  Vor- 
sichten und  Vorschriften  zu  gelten,  welche  über  die  Entlehnung  der  Werke 
aus  öffentlichen  Bibliotheken  überhaupt  bestehen  (MinErl.  vom  20.  De- 
zember 1849.  ROB.  1850,  Z.  30). 

§  6.  Gegen  die  Weigerung  der  Ausfolgung  eines  verlangten  Werkes 
kann  bei  der  betreffenden  Landesstelle  Beschwerde  geführt  werden. 


')  LaiU  Erlasses  vom  13.  April  1901,  Z.  7H4  (an  die  Wiener  Universiiäisbiblioihek)  können 
von  der  Vorschrift  des  obigen  Erlasses,  wonach  Mitielschullehrem  nur  Bächer  aas  ihren  Fächern 
und  verwandten  Gebieten  darzuleihen  sind,  fallweise  Ausnahmen  zugestanden  werden,  wenn  es  sich 
sonst  um  ernste  wissenschaftliche  Studien  handelt,    VgL  auch  Nr,  353, 

*)  Abgeändert  durch  Erlqß  des  Ministeriums  für  K,  u.  U.  vom  S5 Jänner  1866,  MVBNr,  11 
fs,  Nr.  345), 
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Die  Mitwirkung  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  hat  in 
jenen  Fällen  einzutreten,  wenn  der  Entlehner  ein  Ausländer  ist  oder  wenn 
ein  Inländer  ein  Werk  aus  einer  Bibliothek  des  Auslandes  zu  erhalten 
wünscht  *) 

Nr.  344. 

EriaB  des  Ministers  fflr  K.  a.  U.  vom  2.  Jbmer  1886,  Z.  8671, 

MTBNr.  7. 

an  die  Direktion  der  Universitätsbibliothek  in  Czemowitz, 

betreffend  die  Veipfllchtniig  der  Entlehtier  zur  Vergfitong  der  mit  dem 
Entleltaen  von  Büchern  ans  fremden  Bibliotheken  verbundenen  Kosten« 

Auf  die  gestellte  Anfrage  eröffne  ich  der  Direktion,  daß  bei  dem  Um- 
stände, als  das  Ausleihgeschäft  nicht  zu  den  Zwecken  gehört,  für  welche 
nach  dem  StMinErl.  vom  5.  März  1862,  Z.  166/K.  U.  die  Bibliotheksdotation 
in  Anspruch  genommen  werden  darf,  die  mit  dem  Entleihen  von  Druck- 
werken, Handschriften  usw.  aus  fremden  Bibliotheken  verbundenen  Kosten 
in  den  Fällen,  in  welchen  keine  Portofreiheit  besteht,  vom  eigentlichen  Ent- 
lehner der  Bibliothek,  welche  das  Ausleihen  vermittelt,  jedesmal  zu  vergüten 
sind,  und  zwar  ohne  Unterschied,  ob  es  sich  hiebei  um  die  Entlehnung  von 
Büchern  aus  ausländischen  oder  inländischen  Bibliotheken  handelt 

Was  die  weitere  Frage  in  Ansehung  der  Modalitäten  bei  Versendung  von 
Handschriften  anbelangt,  so  bemerke  ich,  daß  die  Versendung  von  Hand- 
schriften in  allen  Fällen  unter  Angabe  des  Wertes  zu  erfolgen  hat. 


Np.  345. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  o.  U.  vom  25.  Jlnner  1886,  Z.  1439, 

MYBHr.  It 

wegen  Abindening  des  §  3  des  MinErl.  vom  22.  Mal  1868,2.2562,  betreffend 
das  Ausleihen  von  Dntckwerken  und  Handsehriften  aus  Universitäts-  und 
Stndienblbllotfaeken  an  anBerhalb  des  Standortes  derselben  wohnhafte 

Entlehner  im  Inlande. 

Ich  finde  mich  bestimmt,  den  §  3  des  ho.  Erl.  vom  22.  Mai  1868, 
Z.  2S62,*)  betreffend  das  Ausleihen  von  Druckwerken  und  Handschriften  aus 

')  Abgeändert  durdi  Eriqß  des  Ministeriums  ßU'  K.  u,  U,  vom  12.  März  1883,  MVBNr.  9 
fs.  Nr.  347). 

Im  Sinne  des  KUMAJUes  TL  14.855  ex  1876  bexielit  sieh  obiger  EHßß  nur  at^f  die 
Angehörigen  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder,  so  dßß  Angehörige  der 
Länder  der  ungarisehen  Krone  als  Ausländer  zu  behandeln  sind, 

«)  s.  Nr.  343.—  Mit  Erlaß  des  Ministeriums  für  K.u.  U.  vom  IZ  Jänner  1900,  Z.  1032,  (an  aUe 
UntrenitatS'  und  StudlenbibliothekenJ  wurde  obige  Vorschrift  dahin  ergänzt,  dqß  Handsehriften, 
Inkanabeln  und  ihnen  gleiehgehaUene  seltene  Werfte  ohne  besondere  Genehmigung  des  Ministeriums 
ßr  KuUus  und  Unterricht  auch  an  die  k.  JL  Hofbibliothek  sowie  an  die  beiden  k.  k.  Hofmuseen 
in  Wien  unter  den  gleichen  Modalitäten  wie  an  Universitäts-  und  Studienbibliotheken  verliehen 
werden  dürfen. 

Univenititsgeselze.  28 
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Universitäts-  und  Studienbibliotheken  an  außerhalb  des  Standortes  derselben 
wohnhafte  Entlehner  im  Inlande  in  nachstehender  Weise  abzuändern: 

„§  3.  Ob  ein  Werk  überhaupt  entlehnt  werden  und  wie  viele  Werke 
zugleich  ausgeliehen  werden  können,  hat  der  Vorstand  der  um  das  Aus- 
leihen ersuchten  Bibliothek  mit  Rücksicht  auf  den  Wert  der  verlangten 
Werke  und  auf  die  Bedürfnisse  des  eigenen  Leserkreises  zu  bestimmen. 

Handschriften,  Inkunabeln  und  ihnen  gleichgehaltene  seltene  Werke 
dürfen  ohne  besondere  Genehmigung  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  bloß 
an  Universitäts-  und  Studienbibliotheken  verliehen  werden;  dieselben  sind 
daselbst  sicher  zu  verwahren,  ausschließlich  in  den  Leseräumen  zu  benützen 
und  nach  Verlauf  von  längstens  drei  Monaten  wieder  zurückzustellen.  Die 
Hin-  und  Rücksendung  derselben  hat  jedesmal  unter  Wertversicherung  auf 
Kosten  der  Benutzer  zu  erfolgen." 


Np.  346. 
Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  u.  ü.  rom  16.  Jonl  1898,  Z.  15.582, 

an  alle  politischen  Landesstellen, 

(betreffs  des  Vorganges  bei  Entlehnung  von  periodischen  Druckschriften 

ans  den  öffentlichen  Bibliotheken). 

Aus  Anlaß  der  erfolgten  Veröffentlichung  des  „Generalkataloges  der 
laufenden  periodischen  Druckschriften  an  den  österreichischen  Universitäts- 
und Studienbibliotheken  usw."  finde  ich  in  Ansehung  des  auswärtigen 
Entlehnungsverkehres  zum  Zwecke  einer  prompteren  Bedienung,  sowie  auch 
einer  teilweisen  Entlastung  der  Universitätsbibliothek  in  Wien  anzuordnen, 
daß  künftighin  bei  Entlehnung  solcher  Druckschriften  sich  der  betreffende 
Entlehner  an  jene  nächst,  bezw.  zweitnächst,  event.  drittnächst  gelegene 
öffentliche  Bibliothek  zu  wenden  habe,  in  welcher  laut  Ausweis  des  General- 
kataloges die  fragliche  Druckschrift  vorhanden  ist. 


4.  BQcherentlehnung  aus  und  nach  dem  Ausland. 


Nr.  347. 

Erlafi  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  12.  MSrz  1883,  Z.  21.329 

ex  1882,  MVBHr.  9, 

betreffend  eine  Abänderung  des  §  6,  al.  2,  der  Vorschrift  vom  22.  Mal  IBBS, 
Z.  2562y  über  das  Ausleihen  von  Bfichem  aus  öffentllchen  Bibllotbeken 

außerhalb  des  Standortes  derselben. 

In   teilweiser   Abänderung   des    §    6,   al.  2,  des  MinErl.  vom  2Z  Mai 
1868,  Z.  2562,^)  finde  ich  in  Ansehung  der  Entlehnung  von  Werken  öffentlicher 

«)  s.  Nr.  343, 
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Bibliotheken  nach  oder  aus  dem  Auslande  zur  Vereinfachung  des  diesfälligen 
bisher  vorgeschriebenen  Verfahrens  folgendes  anzuordnen: 

1.  [>ruckwerk>e  inlandischer  öffentlicher  Bibliotheken  können  künftighin 
mit  der  sub  3  ersichtlichen  Ausnahme  an  öffentliche  Bibliotheken  des  Aus- 
landes verliehen  werden,  ohne  daß  es  hiezu  im  einzelnen  Falle  einer  beson- 
deren speziellen  Bewilligung  des  k.  k.  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht 
bedürfte. 

2.  Dasselbe  gilt  von  Handschriften,  Inkunabeln  und  denselben  gleich- 
gehaltenen Werken;  es  ist  jedoch  in  Ansehung  derselben  die  Entlehnung 
stets  an  die  ausdrückliche  Bedingung  der  feuer-  und  einbruchsicheren  Ver- 
wahrung und  der  ausschließlichen  Benützung  innerhalb  der  Räume  der 
Bibliothek  zu  knüpfen. 

3.  Wenn  die  Entlehnung  von  Werken  von  Privatgelehrten  zur  Benützung 
derselben  außerhalb  der  Räume  einer  Bibliothek  angesucht  wird,  wenn 
rücksichtlich  der  sub  2  bezeichneten  Werke  den  daselbst  erwähnten  Be- 
dingungen nicht  entsprochen  werden  kann,  endlich  wenn  es  sich  um  be- 
sonders kostbare  Werke  handelt,  ist  auch  fernerhin  in  jedem  einzelnen  Falle 
die  Genehmigung  des  k.  k.  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  zur 
Verleihung  einzuholen. 

4.  Die  Versendung  der  entlehnten  Werke  hat  stets  durch  die  Post 
unter  Angabe  des  Wertes  und  auf  Kosten  des  Entlehners  stattzufinden. 

5.  Bei  Entlehnung  von  Werken  aus  öffentlichen  Bibliotheken  des  Aus- 
landes zur  Benützung  im  Inlande  ist  die  Intervention  des  Ministeriums  für 
Kultus  und  Unterricht  nicht  erforderlich,  falls  dieselbe  nicht  von  der  be- 
treffenden ausländischen  Behörde  oder  Anstalt  ausdrücklich  zur  Bedingung 
der  Entlehnung  gemacht  wird. 


Np.  348. 
Erlafi  des  Ministers  fDr  K.  n.  U.  vom  21.  Februar  1890,  Z.  2432, 

an  alle  Landesstellen, 

(womit  den  Blbliotheksvorstehttngen  der  im  Wege  des  Ministeriums 
des  Ättßem  mitgeteilte  Erlaß  des  kön.  prenSischen  Ministeriums  fflr 
geistliche,  Unterrichts-  rnid  Medizinalangelegenheiten  vom  8.  Jänner  1890, 
Z.  liJS2^  betreffend  die  Verleihung  von  Druck-  und  Handschriften  aus 
den  diesem  Ministerium  unterstehenden  Bibliotheken  ins  Ausland  bekannt- 
gegeben wird,  wie  folgt:) 

Ich  ermächtige  hiedurch  die  königlidie  Bibliothek  zu  Berlin  und  die 
sämtlichen  Universitätsbibliotheken,  einschließlich  der  Paulinischen  Bibliothek 
zu  Münster  und  der  Lyzealbibliothek  zu  Braunsberg,  ihre  Druck-  und  Hand- 
schriften, soweit  deren  Verleihung  nicht  ausnahmsweise  durch  besondere 
Vorschriften  untersagt  ist,  an  Staats-  oder  unter  staatlicher  Aufsicht  stehende 
Bibliotheken  von  anderen  deutschen  Ländern  sowohl  wie  des  Auslandes 

28* 
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nach  Maßgabe  der  folgenden  Bestimmungen  durch  direkte  Versendung  von 
Bibliothek  zu  Bibliothek  zu  verleihen. 

1.  Die  entleihende  Bibliothek  hat  sich  zur  Gegenseitigkeit  bereit  und 
mit  den  Verleihungsbedingungen  (2 — 6)  einverstanden  zu  erklaren. 

2.  Die  Versendung  erfolgt  in  soiigfältiger  Verpackung  und  unter  an- 
gemessener Wertdeklaration  auf  Kosten  und  Gefahr  der  entleihenden 
Bibliothek. 

3.  Die  Entleihungsfrist  beträgt  ausschließlich  der  Hin-  und  Rücksendung, 
wenn  der  Vorsteher  der  verleihenden  Bibliothek  für  den  einzehien  Fall 
nichts  anderes  bestimmt,  sechs  Wochen  für  Druck-  und  drei  Monate  für 
Handschriften. 

4.  Die  entliehenen  Druck-  und  Handschriften  sind  auf  der  entleihenden 
Bibliothek  sorgfältig  aufzubewahren  und  dürfen  nur  in  den  Räumen  der- 
selben zur  Benützung  ausgelegt  werden;  bei  Druckschriften  steht  es  jedoch 
dem  Vorsteher  der  verieihenden  Bibliothek  frei,  deren  Aufbewahrung  und 
Benützung  außerhalb  der  Räume  der  entieihenden  Bibliothek  unter  Ver- 
antwortlichkeit der  letzteren  zu  gestatten. 

Zu  Nachbikiungen  ist,  wenn  mehr  als  eine  Schriftprobe  oder  ein  ein- 
zelnes Blatt  nachgebildet  werden  soll,  besondere  Erlaubnis  eriorderlidh. 

5.  Die  Rücksendung  hat  in  gleidier  Verpackung  und  mindestens  unter 
derselben  Wertdeklaration  wie  die  Versendung  auf  Kosten  und  Gefahr  der 
entleihenden  Bibliothek  zu  erfolgen. 

6.  Im  Falle  der  Beschädigung  oder  des  Verlustes  der  entiiehenen  Druck- 
oder Handschriften  ist  seitens  der  entieihenden  Bibliothek  als  Schadenersatz 
derjenige  Betrag  zu  leisten,  weSchen  der  Vorsteher  der  verleihenden  Bibliotfaek 
im  Einvernehmen  mit  seiner  vorgesetzten  Dienstbehörde  für  angemessen  er- 
achtet, selbst  wenn  dieser  Betrag  die  Wertdeklaration  übersteigen  sollte. 


Np.  349. 


Erlafi  des  Minlstertoms  für  K.  n.  U.  vom  22.  September  189t  Z.  li^SS, 

an  die  Landesstellen,  in  deren  Verwaltungsgebiet  Universitäts-  und  Studien- 
bibliotheken bestehen, 

(mit  welchem  eine  Abschrift  des  im  Wege  des  k.  u.  k«  Ministerimns  des 
Äußern  mitgeteilten  Erlasses  des  kön.  bayrischen  Staatsminlsterinrns 
des  Innern,  ffir  Kirchen-  und  Schnlangelegenheiten  vom  90.  MSrz  1890, 
Z.  2768,  betreffend  die  Verleihung  von  Druck-  und  Handschriften 
bayrischer  Bibliotheken  an  fremde  Bibliotheken  zur  Kenntnis  gd>racht 

wird:) 

Auf  Qrund  der  zum  Vollzuge  der  MinEntschl.  vom  19.  Jänner  L  J., 
Nr.  17.873,  eingekommenen  gutachtlichen  Berichte  wird  genehmigt,  daß 
die  für  die  größeren  preußischen  Bibliotheken  in  Ansehung  der  Verleihung 
von  Druck-  und  Handschriften  an  außerpreußische  Bibliotheken  bestehenden, 
in  der  eingangs  genannten  MinEntschl.  bekanntgegebenen  Grundsätze  bis 
auf  weiteres  gleichmäßig,  insoweit  dies  nidit  ohnehin  schon  der  Fall  ist. 
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auch  bei  der  Verleihung  von  Druck-  und  Handschriften  aus  der  k.  Hof- 
und  Staatsbibliothek  den  Bibliotheken  der  drei  Landesuniversitaten,  der 
k.  Bibliotheken  in  Bamberg  und  Eichstatt  und  der  Kreisbibliothek  in  Augsburg 
an   außerbayrische   Bibliotheken  zur  Anwendung  kommen. 

Unter  der  in  Z.  2  der  Grundsätze  vorgeschriebenen  „sorgfältigen  Ver- 
packui^'^  wird  regelmäßig  eine  Holzverpackung  zu  verstehen  sein.  Auch 
wird  es  einer  besonderen  Hervoriiebung  kaum  bedürfen,  daß  Unika,  Zimelien, 
überhaupt  solche  Handschriften,  die  wegen  ihres  künstlerischen  oder  lite- 
rarischen Wertes  von  jeder  Benützung  außer  dem  Hause  ausgeschlossen  sind, 
von  vornherein  nicht  unter  die  neuen  Versendungsbestimmungen  fallen. 


5.  Entlehnungsbefugnls  einzelner  Leserkategorien. 


Np.  350^ 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  a.  0.  vom  30.  Oktober  1872,  Z.  13.603, 

MTBNr.  83, 

an  sämtliche  Statthalter  und  Landespräsidenten, 

betreffend  die  Benfitzimg  der  Uiilversitäts-  und  Stttdienbibliotheken  von 
Seiten  des  Lehrpersonales  der  Lehrer- und  Lehrerinnenbildungsanstalten. 

Idi  finde  midi  bestimmt,  den  Lehrern  der  Lehrer-  und  Lehrerinnen- 
bildungsanstalten die  Entlehnung  der  fih-  ihre  Studien  und  Arbeiten  nötigen 
Bücher  aus  den  k.  k.  Universitats-  und  Studienbibliotheken  unter  denselben 
Bestimmungen  zu  gestatten,  unter  denen  die  Lehrer  an  den  Mittelschulen 
diese  Anstalten  nach  den  diesfalls  geltenden  Verordnungen  benützen 
können.^) 

Np.  ä61. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  22.  Dezember  1873,  Z.  17.181, 

an  die  Dekanate  sämtlicher  rechts-  und  staatswissenschaftlicher  Fakultäten 

und  an  sämtliche  Universitätsbibliotheken, 

(betreffend  das  Recht  der  Mitglieder  der  rechts-  nnd  Staatswissen- 
schaftlichen  Seminare  zur  Entlehnnng  von  Bftchem  ans  den  Universitäts- 
bibliotheken ohne  Erlag  einer  Kantion).*) 

Um  den  ordentlichen  Mitgliedern  der  neu  errichteten  rechts-  und  staats- 
wissensdiaftlidien  Seminare  die  literarischen  Hilfsmittel  zu  einer  erfolgreichen 

0  MH  KUMEfL  vom  21,  Dezember  1899,  Z.  34J39,  wurde  der  Uttang  des  Institutes 
für  bosnlseh'herzegowlnische  Hoehschäler  in  Wien  die  Enüehnung  von  Werken  aus 
der  Wiener  UniversiUUsbibüothek  sowie  den  Bibliotheken  der  technischen  Hochschale  und  der 
Hoehsehale  JBr  Bodenkttäur  in  Wien  nach  den  JSr  die  Mügiieder  der  Mittelsehullehrkörper 
bestehenden  Vorsehrißen  gestattet. 

*)  Den  MitgUedem  des  germanistischen  Seminars  in  Wien  wurde  mit  KUMErL  vom 
18.  April  1897,  Z.  9177,  die  Entlehnung  der  fOr  Ihre  Arbeiten  und  Studien  auf  dem  Qebiete  der 
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Teilnahme  an  den  Seminarübungen  und  insbesondere  zu  den  im  Seminare 
stattfindenden  schriftlichen  Ausarbeitungen  zu  gewähren,  wird  denselben  das 
Recht  zugestanden,  ohne  Erlegung  einer  Kaution,  sonst  jedodi  mit  Beob- 
achtung der  übrigen  allgemeinen  Bibliotheksstatuten,  aus  der  Universitäts- 
bibliothek wissenschaftliche  Werke  in  der  den  Zwecken  des  Entlehners 
entsprechenden  Anzahl  und  Auswahl  zum  häuslidien  Gebrauche  zu  ent- 
lehnen. Die  Entlehner  haben  behufs  Geltendmachung  dieses  Rechtes  ihren 
Empfangsschein  mit  der  Unterschrift  eines  Seminarleiters  versehen  zu  lassen, 
durch  welche  letzterer  bestätigt,  daß  der  Empfänger  ordentliches  Mitglied 
des  rechts-  oder  des  staatswissensdiaftlichen  Seminars  ist 


Nr.  362. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  a.  ü.  vom  19.  JSnner  1879,  Z.  509, 

MTBNr.  8. 

an  sämtliche  Landeschefs  mit  Ausnahme  jener  von  Schlesien  und  Dalmatien, 

betreffend  die  Attsdehnung  der  den  Mitgliedern  des  Lehrkörpers  an 
Mittelschulen  zustehenden  Berechtigung  zur  Entiehnung  von  Bfichem 
aus  den  Universitäts-  und  Studienbibliotheken  auf  die  Mitglieder  des 

Lehrkörpers  der  staatlichen  Gewerbeschulen. 

Ich  finde  mich  bestimmt  anzuordnen,  daß  die  rücksichtlich  der  Berech- 
tigung der  Milglieder  des  Lehrkörpers  an  Mittelschulen  zur  Entlehnung 
von  Büchern  aus  Universitäts-  und  Studienbibliotheken  geltenden  Vorsdiriften 
auf  die  Mitglieder  des  Lehrkörpers  an  staatlichen  Gewerbeschulen  analoge 
Anwendung  zu  finden  haben. 


Nr.  353. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  17.  Mal  1884,  Z.  12.038, 

HYBNr.  24, 

an  die  Statthalter  für  Niederösterreich,  Böhmen,  Qalizien,  Steiermark,  Tirol 

und  den  Landespräsidenten  der  Bukowina, 

betreffend  die  Modalitäten,  unter  welchen  die  Kanditaten  der  Doktors- 
wfirde,    sowie  die  im  Prfifungsstadium  befindlichen  Kandidaten  des 
Lehramtes  an  Mittelschulen  zum  Entiehnen  von  Bfichem  aus  Universitäts- 
bibliotheken berechtigt  sind. 

Um  den  Kandidaten  der  Doktorswürde,  sowie  den  im  Prüfungsstadium 
befindlichen  Kandidaten  des  Lehramtes  an  Mittelschulen  die  häusliche  Be- 


deuischen  Philologie  und  Uteraturgesefäehie  benötigten  Werke  aas  der  Wiener  UnirersitätsbUäotkei 
ohne  Erlag  der  Kaution  gestattet.  Auch  die  Mitglieder  anderer  wissensehqfOieher  Seminare  der 
philosophischen  Fakultäten  haben  aaS  Orund  der  betreffenden  Seminarstatate  das  Recht  ar 
BücherenHehnung  ohne  Kautionserlag, 
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nutzutig  der  Universitätsbibliotheken  zu  erleichtern,  finde  idi  in  teilweiser 
Abänderung  der  Bestimmung  des  §  3  des  MinErl.  vom  9.  Februar  1854, 
RGBNr.  1441)  und  mit  Beziehung  auf  den  MinErl.  vom  22.  Mai  1868,  Z.  2562») 
anzuordnen,  daß  die  bezeichneten  Kandidaten  in  Hinkunft  zur  Entlehnung 
von  Büchern  aus  Universitätsbibliotheken  ohne  Erlag  einer  Kaution  als  be- 
rechtigt anzusehen  sind,  daß  sie  jedoch,  um  von  diesem  Rechte  Gebrauch 
zu  machen,  das  Maturitätszeugnis  und  das  Absolutorium  über  die  zurück- 
gelegten akademischen  Studien  bei  der  betreffenden  Universitätsbibliothek 
im  Originale  zu  hinterlegen  haben.  Falls,  wie  dieses  in  der  Regel  der  Fall 
sein  wird,  diese  Zeugnisse  sich  bei  dem  Dekanate  der  betreffenden  Fakultät, 
beziehungsweise  lei  der  Priifungskommission  in  Aufbewahrung  befinden, 
hat  an  Stelle  derselben  ein  von  dem  Dekanate  der  Fakultäten,  beziehungsweise 
den  Direktoren  der  Prüfungskommission  ausgestellte  Bescheinigung  zu  treten, 
in  welcher  bestätigt  wird,  daß  ihre  Zeugnisse  bei  dem  Dekanate,  respektive 
der  Prüfungskommission  erliegen. 

Hievon  setze  ich  Euer  .  .  .  zur  weiteren  Verständigung  der  Biblio- 
theksvorstehung  in  Kenntnis. 

Behufs  Hintanhaltung  etwaiger  Mißbräuche  und  Sicherung  der  Bibliothek 
vor  Schaden  werden  die  Dekanate,  sowie  die  Direktoren  der  Prüfungskom- 
missionen für  das  Lehramt  an  Mittelschulen  gleichzeitig  angewiesen,  die 
erwähnten,  von  denselben  auszustellenden  Bescheinigungen  in  Evidenz  zu 
halten  und  die  bei  ihnen  hinterlegten  Zeugnisse  nur  gegen  Rückstellung 
dieser  Bescheinigungen  auszufolgen. 


Np.  354. 
Erlaß  des  Ministers  fttr  K.  n.  U.  vom  8.  JSnner  1886,  Z.  13.574, 

ex  1885,  MYBNr.  8  ex  1886, 

betreffend  die  Ausdehnung  der  den  Mitgliedern  des  Lehrkörpers  an 
Mittelschulen  zustehenden  Berechtigung  zur  Entlehnung  von  Büchern 
aus  den  Universitäts-  und  Studienbibliotfaeken  auf  die  Mitglieder  des  Lehr- 
körpers der  höheren  Handelslehranstalten  in  Wien,  Graz,  Linz,  Prag  und 
ChrucUni,  sowie  der  Handelshochschule  „Stiftung  Revoltella^'  in  Trlest.*) 

Ich  finde  mich  bestimmt  anzuordnen,  daß  die  rücksichtlich  der  Be- 
rechtigung der  Mitglieder  des  Lehrkörpers  an  Mittelschulen  zur  Entlehnung 
von  Büchern  aus  Universitäts-  und  Studienbibliotheken  geltenden  Vorsdiriften 
auch  auf  die  Mitglieder  des  Lehrkörpers  der  höheren  Handelsschulen 
(Handelsakademien)  in  Wien,  Graz,  Linz,  Prag  und  Chrudim,  sowie  der 
Handelshochschule  „Stiftung  Revoltella'^  in  Triest  Anwendung  zu  finden 
haben. 

Bei  diesem  Anlasse  wird  jedoch  daran  erinnert,  daß  das  nadi  dem  ho. 
Erl.  vom  22.  Mai  1868,  Z.  2562,  bestimmten  Personen  zustehende  Recht, 

»)  s.  Nr.  335, 
•)  5.  Nr.  343» 
*)  VgL  hiezu  Nr.  360  und  36Z 


440     ^  Teil:  OrgBiiintlon  und  Verwaltans:;  BenfltzanKsvorschiiften  fflr  Bibliotheken. 

Werke  auch  aus  den  Bibliotheken  des  Inlandes  aufierfaalb  Ihres  Wohnsitzes 
zu  entlehnen,  sich  nur  auf  die  zu  streng  wissenschaftlichen  Zwecken  beab- 
sichtigte Entlehnung  soldier  Werke  erstreckt,  welche  mit  dem  Fache,  das 
der  Entlehner  an  der  betreffenden  Lehranstalt  vertritt  oder  sonst  mit  Erfolg 
betreibt,  in  näherer  Beziehung  stehen. 

Auch  liegt  es  im  Sinne  der  bestehenden  Vorschriften,  daß  nur  jene 
Werke  aus  auswärt^en  Bibliotheken  entlehnt  werden  sollen,  welche  in  der 
Bibliothek  des  Aufenthaltsortes  des  Entlehners,  beziehungsweise  des  be- 
treffenden Kronlandes  nicht  zur  Verfügung  stehen. 


Np.  365. 

Erlafi  d8s  Ministers  fOr  K.  o.  U.  vom  10.  September  1886.  Z.  10.306. 

MTBNr.  56. 

an  die  Landeschefs  für  Niederösterreich,  Böhmen,  Galizien,  Steiermark,  Tirol 

und  für  die  Bukowina, 
betreffend  die  Benfitzung  der  Universitätsbibliotheken  von  Seite  der 
Studierenden  der  Pharmazie  und  der  auf  Onind  eines  an  der  Realsclmle 
erlangten  Maturitätszeugnisses  nach  der  MinVdg.  vom  7.  Februar  1884, 
Z.2117,  (Art  IL  P.S),^)  inslcribierten  außerordentlichen  Studierenden  an 

den  Universitäten. 

Ich  finde  mich  bestimmt,  den  Studierenden  der  Pharmazie,  dann  jenen 
außerordentlichen  Studierenden  an  den  Universitäten,  welche  auf  Grund  eines 
an  der  Realschule  erlangten  Maturitätszeugnisses  behufs  Vorbereitung  für 
die  Lehramtsprüfung  aus  den  mathematisch-naturwissenschaftlichen  Fächern 
an  Realschulen  inskribiert  sind,  die  Entlehnung  der  für  ihre  Fachstudien 
nötigen  Bücher  aus  der  betreffenden  Universitätsbibliothek  unter  denselben 
Bestimmungen  zu  gestatten,  unter  denen  die  an  den  Universitäten  immatriku- 
lierten Studierenden  diese  Anstalt  nach  den  diesfalls  geltenden  Vorschriften 
zu  benützen  berechtigt  sind. 

Nr.  356. 

Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  o.  U.  Tom  28.  Juni  1887.  Z.  12.261, 

MVBNr.  30. 

an  sämtliche  Landeschefs,  außer  jenen  für  Dalmatien, 
betreffend  die  Ausdehnung  der  den  Mitgliedern  des  LehrkSrpers  an 
Hoch-  und  Mittelschulen  zustehenden  Berechtigung  zur  Entlehnnnfi^  von 
Büchern  aus  den  Universitäts-  und  Studienbibliotheken  auf  die  Mit- 
glieder des  Lehrkörpers  der  beiden  Bergakademien  in  Pfibram  und 
Leoben,  dann  der  landwirtschaftlichen  und  forstlichen  Mittelschulen,  sowie 
der  önologischen  und  pomologischen  Lehranstalt  in  Klostemeuburg. 

Ich  finde  mich  bestimmt  anzuordnen,  daß  die  rücksichtlich  der  Berechti- 
gung der  Mitglieder  des  Lehrkörpers  an  den  Hoch-  und  Mittelschulen  zur 

^)  Vgl,  die  derzeit  geltende  Prüfungsvorsehrift  ßir  das  MtttelsehuUehramt:  MinVdg.  vom 
30,  August  1897,  RQBNr.  220  (Art,  II,  P.  3),  5.  Nr,  698, 
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Entlehnung  von  Büchern  aus  Universitats-  und  Studienbibliotheken  geltenden 
Vorschriften  unter  Beachtung  der  Weisung  des  ho.  Erl.  vom  8.  Jänner  1886, 
Z.  13.574,^)  wegen  der  Beschränkung  aul  streng  wissenschaftliche  und  solche 
Werke,  die  in  einer  öffentlichen  Bibliothek  des  betreffenden  Kronlandes 
nicht  zur  Verfügung  stehen,  auch  auf  die  Mitglieder  des  Lehrkörpers  der 
beiden  Beigakademien  in  Pfibram  und  Leoben,  dann  der  landwirtschaftlichen 
und  forstlichen  Mittelschulen,  sowie  der  önologischen  und  pomologischen 
Lehranstalt  in  Klosterneubuig  analoge  Anwendung  zu  finden  haben. 


Nr.  367. 

ErlaS  des  Ministeriums  für  K.  n.  U.  vom  27.  Jnnl  1893,  Z.  13.783, 

an  den  Statthalter  für  Niederösterreich, 

(betreffend  den  Umfang  des  den  Studierenden  zustehenden  Rechtes  zur 
Bficherentlehnttng  behufs  hinsUcher  Benfitznng). 

Es  wird  eröffnet,  daß  hinsichtlich  der  Entlehnung  von  Werken  aus 
der  Wiener  Universitätsbibliothek  seitens  Studierender  dieser  Universität 
zur  häuslichen  Benützung  auch  in  Hinkunft  an  der  bisherigen  Obung  fest- 
zuhalten ist^  wonach  diese  Entlehnungen  in  der  Regel  auf  solche  Werke 
zu  beschränken  sind,  die  mit  dem  Fakultätsstudium,  welches  der  betreffende 
Studierende  betreibt,  in  näherer  Beziehung  stehen. 

Selbstverständlich  werden  auch  in  Zukunft,  wie  bisher,  in  allen  berück- 
sichtigungswürdigen Fällen  Ausnahmen  von  diesem  Grundsatze  zuzu- 
lassen sein. 


Np.  358. 

Eriafi  des  Mlnlsterlams  f Or  K.  o.  U.  Tom  2.  September  1893,  Z.  18.874, 

an  die  Universitätsbibliothek,  die  Präsidien  der  theoretischen  Staatspröfungs- 
kommissionen  und  das  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Dekanat  in  Wien, 

(betreffend  die  Befugnis  der  Mitglieder  der  rechts-  und  staatswissen- 
sthaftliclien  Staatsprfifttngskommissionen  zum  Entlehnen  von  Bfichem 

aus  der  Universitätsbibliothek). 

Es  unterliegt  keinem  Anstände,  jenen  Mitgliedern  der  rechts-  und  staats- 
wissenschaftiichen  Staatsprüfungskommissionen  in  Wien,  welche  nicht  als 
Professoren  oder  I>ozenten  der  Universität  angehören,  die  Begünstigung  ein- 
zuräumen, Bücher  ohne  Verpflichtung  zum  Erläge  einer  Kaution  aus  der 
Wiener  Universitätsbibliothek  entlehnen  und  das  Professorenlesezimmer  dieser 
Bibliothek,  sowie  die  daselbst  aufliegenden  ungebundenen  Zeitschriften- 
nummern,  ferner  den  bibliographischen  Apparat  und  die  Kataloge  der  Biblio- 
thek in  gleicher  Weise  benützen  zu  dürfen,  wie  dies  den  Professoren  und 
Dozenten  der  Wiener  Universität  gestattet  ist. 

»)  «.  Nr,  354. 
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Np.  369. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  n.  ü.  Tom  21.  Jinner  1896,  Z.  509, 

an  die  Landesstellen  (mit  Ausnahme  von  Schlesien  und  Dalmatien), 

(betreffend  die  Befugnis  der  Im  Verbände  der  Theresianischen  Akademie 
in  Wien  stehenden  Präfekten  zur  Entlehnung  von  Bfichem  ans  öffent- 
lichen Bibliotheken. 

Ich  finde  mich  bestimmt,  den  im  Verbände  der  k.  k.  Theresianisdien 
Akademie  in  Wien  stehenden  Präfekten  die  Entlehnung  der  für  ihre  Studien 
und  Arbeiten  nötigen  Bücher  aus  den  Universitäts-  und  Studienbibliotheken 
unter  denselben  Bestimmungen  zu  gestatten,  unter  denen  die  Mitglieder  des 
Lehrkörpers  an  Mittelschulen  diese  Anstalten  nach  den  diesfalls  geltenden 
Verordnungen  benützen  können. 

Np.  360. 
Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  5.  Mal  1896,  Z.  9972,  MTBHr.  31, 

betreffend  die  Ausdehnung  der  den  Mitgliedern  des  Lehrkörpers  der 
höheren  Handelslehranstalten  in  Wien,  Graz,  Linz,  Prag  und  Chrudim,  sowie 
der  Handelshochschule  „Stiftung  Revoltella''  in  Triest,  mit  dem  Erlasse 
vom  8.  Jänner  1886,  Z.  13J(74ex  1885,  MVBNr.8exl886,^)  zugestandenen 
Begünstigung  hinsichtlich  der  Entlehnung  von  Bfichem  aus  den  Uni- 
versitäts- und  Studienbibliotheken  auf  die  Mitglieder  des  Lehrkörpers 
der  seit  dem  Jahre  1885  neu  errichteten,  eventuell  in  Hinkunft  zu  er- 
richtenden höheren  Handelslehranstalten. 

Ich  finde  mich  bestimmt  anzuordnen,  daß  die  den  Mitgliedern  des  Lehr- 
körpers der  höheren  Handelsschulen  (Handelsakademien)  in  Wien,  Graz, 
Linz,  Prag  und  Chrudim,  sowie  der  Handelshochschule  „Stiftung  Revoltella'' 
in  Triest,  mit  dem  ho.  Eri.  vom  8.  Jänner  1886,  Z.  13.574  ex  1885, 
zugestandene  Begünstigung  hinsichtlich  der  Entlehnung  von  Büchern  aus 
den  Universitäts-  und  Studienbibliotheken  auch  den  Mitgliedern  des  Lehr- 
körpers der  seit  dem  Jahre  1885  neuerrichteten,  eventuell  in  Hinkunft  zu 
errichtenden  höheren  Handelsschulen  unter  den  gleichen,  im  obzitierten 
ho.  Erl.  festgesetzten  Modalitäten  gewährt  werde. 


Np.  361. 
ErlaB  des  Ministers  fflr  K.  d.  U.  vom  5.  Mal  1896,  Z.  10.642, 

an  die  Universitätsbibliothek  in  Wien, 

(betreffend  die  Befugnis  der  Beamten  des  naturhistorischen  Hofmuseums 
in  Wien  zum  Ausleihen  von  Bfichem  aus  öffentlichen  Bibliotheken). 

Ich  finde  zu  gestatten,  daft  den  Beamten  des  k.  k.  naturhistorischen 
Hofmuseums  in  Wien,  insofern  dieselben  nicht  bereits  nach  den  bestehenden 

^)  5.  Nr.  354  und  36Z 
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Ausleihvorschriften  zum  Entlehnen  von  Büchern  aus  den  Universitats-  und 
Studienbibliotheken  berechtigt  sind,  bei  der  Entlehnung  der  für  ihre  wissen- 
schaftlichen Arbeiten  nötigen  Werke  aus  der  Universitätsbibliothek  in  Wien 
dieselben  Begünstigungen  gewährt  werden,  unter  denen  nach  den  diesfalls 
geltenden  Vorschriften  die  Mitglieder  des  Lehrkörpers  an  Mittelschulen  diese 
Bibliothek  benützen  können. 


Np.  362. 

Erlafi  des  Ministers  für  K.  d.  U.  vom  27.  September  1897,  Z.  23.944, 

MTBNr.  55, 

betreffend  die  Ausdehnttng  der  den  Mitgliedern  des  Lelirkörpers  der 
höheren  Handelsschulen  mit  den  ho.  Erlässen  vom  8«  Jänner  1886,  Z.  13.574, 
ex  1885,  MVBNr.  8  ex  1886,  und  vom  5.  Mai  1896,  Z.  9972,  MVBNr.  31, 
zugestandenen  Begünstigung  hinsichtlich  der  Entlehnung  von  Büchern 
aus  den  Universitäts-  und  Studienbibliotheken  auf  die  Mitglieder  des 
Lehrkörpers  der  zweiklassigen  Handelsschulen. 

Ich  finde  mich  bestimmt,  anzuordnen,  daß  die  den  Mitgliedern  des  Lehr- 
körpers der  höheren  Handelsschulen  (Handelsakademien)  mit  den  ho.  Erl. 
vom  8.  Janner  1886,  Z.  13.574  ex  1885,  und  vom  5.  Mai  1896,  Z.  9972, 
zugestandene  Begünstigung  hinsichtlich  der  Entlehnung  von  Büchern  aus 
den  Universitäts-  und  Studienbibliotheken  auch  den  Mitgliedern  des  Lehr- 
körpers der  zweiklassigen  Handelsschulen  unter  den  gleichen,  in  den  ob- 
zitierten  ho.  Erlassen  festgesetzten  Modalitäten  gewährt  werde. 


Np.  363. 
Erlafi  des  Ministers  fDr  K.  n.  U.  vom  19.  Oktober  1897,  Z.  26.534, 

an  alle  Vorstehungen  der  Universitätsbibliotheken  und  (in  Abschrift)  an  die 
Direktionen  der  Prühingskommissionen  für  das  Lehramt  an  Gymnasien  und 

Realschulen, 

(wonach  den  Lehramtskandidaten  bei  der  Entlehnung  von  Bfichem  zur 
häuslichen  Benützung  Erleichterungen  zu  gewähren  sind). 

Mit  Rücksicht  darauf,  daß  Kandidaten  für  das  Mittelschullehramt  häufig, 
wenn  sie  noch  im  Prüfungsstadium  sind  oder  die  Prüfung  noch  nicht  voll- 
endet haben,  in  das  Lehramt  treten  und  daher  die  für  das  Studium  erforder- 
lichen Hilfsmittel  an  ihrem  Aufenthaltsorte  gewöhnlich  nicht  zur  Verfügung 
haben,  ersuche  ich  die  Vorstehung,  um  solchen  Kandidaten,  wenn  sich  die- 
selben mit  einer  Empfehlung  der  Prüfungskommission  ausweisen,  den  Ab- 
schluß der  Priifung  tunlichst  zu  erleichtern,  bei  Anwendung  der  Ausleihvor- 
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Schrift  vom  20.  Dezember  1849,  Z.  6244,  eine  den  Bedürfnissen  der  Kan- 
didaten möglichst  entgegenkommende  Auslegung  insbesondere  des  §  15  der 
zitierten  Verordnung  walten  zu  lassen. 

Die  Vorstehung  wolle  daher  darauf  Bedacht  nehmen,  daß,  wenn  irgend 
tunlich,  von  der  bisher  üblichen  Bedingung,  wonach  Kandidaten  ein  ent- 
lehntes Druckwerk  oder  eine  Zeitschrift  nur  in  der  öffentlichen  Anstalt  selbst, 
welche  die  Sendung  vermittelt,  benützen  dürfen,  abgesehen  werde. 


6.  Entlehnungsvorschriften  für  die  k.  k.  Hofbibliothek 

in  Wien. 


Np.  364. 

Bestlmmimgen  für  das  Entlebnen  von  Werken  ans  der  k.  k.  Hef-' 

blbliothek  in  Wien. 

(Oenehmlgt  vom  k.  u.  k.  Oberatkimmerenmte  unter  dem  9.  Februar  1901.) 

I.  Das  Entlehnen  von  Werken  in  Wien. 

§  1.  Gegen  eigenhändige  Unterschrift  auf  den  ordnungsgemäß  ausge- 
füllten Ausleihscheinen  können  Werke  aus  der  k.  k.  Hofbibliothek  entlehnen: 

a)  Die  Würdenträger  und  Beamten  des  k.  u.  k.  Hofstaates,  die  Leiter 
der  obersten   Staatsämter  und  Zentralstellen. 

b)  Die  Miiglieder  beider  Häuser  des  Reichsrates  und  des  nieder- 
österreichischen Landtages. 

c)  Die  diplomatischen  Vertreter  der  fremden  Mächte. 

d)  Die  wirklichen  und  korrespondierenden  Mitglieder  der  kaiserlichen 
Akademie  der  Wissenschaften. 

e)  Die  Professoren,  Privatdozenten,  Adjunkten,  Assistenten,  Pro- 
sektoren, Konstrukteure  der  Hochschulen,  sowie  die  Direktoren,  Professoren 
und  Supplenten  sämtlicher  öffentlichen  Mittelschulen  und  im  Range  gleich- 
stehenden öffentlichen  Lehranstalten. 

f)  Die  Beamten  der  öffentlichen  Bibliotheken,  Archive  und  Museen. 

§  2.  Gegen  eigenhändige  Unterschrift  auf  den  Ausleihscheinen  können 
ferner  die  nachbenannten  Personen  unter  der  Bedingung  Werke  aus  der 
k.  k.  Hofbibliothek  entlehnen,  daß  durch  Aufdrückung  des  Amtsstempels 
oder  durch  Unterschrift  des  Amtsvorstandes  die  Mithaftung  der  betreffenden 
Behörde  nachgewiesen  werde: 

a)   Alle  aktiven  Staats-,  Landes-  und  Kommunalbeamten. 
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b)  Die  Offiziere  und  Beamten  des  k.  u.  k.  Heeres  und  der  Kriegs- 
marine, sowie  der  k.  k.  österr.  und  kgl.  ung.  Landwehren. 

c)  Die  Leiter  und  Lehrkräfte  sämtlicher  öffentlichen  Burger-  und  Volks- 
schulen. 

d)  Die  Funktionäre  der  kirchlichen  Behörden  und  Anstalten. 

e)  Die  Demonstratoren,  die  Mitglieder  der  Institute  und  Seminare  der 
Hodischulen. 

§  3.  Oegen  eigenhändige  Unterschrift  kann  die  Direktion  auch  Per- 
sonen, welche  nicht  den  in  den  §§1  und  2  aufgezählten  Kategorien  an- 
gehören, das  Ausleihrecht  unbeschränkt  oder  von  Fall  zu  Fall  zugestehen. 
Diese  Bestimmung  wird  namentlich  auf  solche  Persönlichkeiten  Anwendung 
finden,  die  vermöge  ihrer  sozialen  oder  wissenschaftlichen  Stellung  die 
Gewähr  für  eine  entsprechende  Benützung  bieten. 

§  4.  Die  zugestandene  Begünstigung  für  die  in  den  §§  1—3  auf- 
gezählten Persönlichkeiten  setzt  den  ständigen  Aufenthalt  derselben  in  Wien 
voraus.  Personen  dieser  Kategorien,  welche  sich  nur  zeitweilig  in  Wien 
aufhalten,  können  nur  mit  besonderer  Bewilligung  der  Direktion  derselben 
Begünstigung  teilhaftig  werden. 

§  5.  Wer  ein  Werk  aus  der  k.  k.  Hofbibliothek  entlehnen  will,  hat 
das  erste  Mal  der  Direktion  sein  Recht  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen 
der  §§  1  und  2  nachzuweisen. 

§  6.  Zum  Abholen  und  Zurückstellen  der  entlehnten  Bücher  und  zur 
Zurücknahme  der  Ausleihscheine  sind  an  den  Tagen,  an  denen  die  k.  k.  Hof- 
bibliothek geöffnet  ist,  die  Stunden  von  9 — 1  Uhr  bestimmt  Nach  1  Uhr 
bestellte  Werke  sind  am  folgenden  Tage  zu  beheben.  Bücher,  die  binnen 
zwei  Tagen  nach  ihrer  Bestellung  nicht  abgeholt  sind,  werden  wieder  ein- 
gestellt und  müssen  neuerdings  verlangt  werden. 

§  7.  Die  Bestimmung  der  Zahl  der  Bände,  die  dem  einzelnen  Entlehner 
gleichzeitig  hinausgegeben  werden  kann,  ist  dem  freien  Ermessen  der  Di- 
rektion anheimgestellt 

§  8.  Die  Entlehnungsdauer  beträgt  in  der  Regel  einen  Monat,  doch 
bleibt  es  der  Direktion  vorbehalten,  von  Fall  zu  Fall  längere  oder  kürzere 
Fristen  zu  bestimmen.  Ist  die  Frist  abgelaufen,  so  kann  das  Werk,  wenn  es 
inzwischen  von  niemand  anderem  verlangt  wurde,  demselben  Entlehner 
neuerdings  hinausgegeben  werden.  In  diesem  Falle  kann  aber  die  Direktion 
verlangen,  daß  das  betreffende  Buch  in  die  Bibliothek  gebracht  und  vor- 
gewiesen werde.  Alljährlich  sind  in  der  letzten  Juliwoche  sämtliche  ent- 
lehnten Werke  zurückzustellen,  damit  die  vorgeschriebene  Bücherrevision 
anstandslos  vorgenommen  werden  könne.  Auf  die  Dauer  der  Bibliotheks- 
ferien und  während  derselben  werden  keine  Werke  ausgeliehen.  Nur  beim 
Nachweise  dringender  wissenschaftlicher  Arbeiten  kann  die  Dvektion  eine 
Ausnahme  hievon  gestatten. 

Wenn  ein  bibliothekarisches  Interesse  es  erheischt,  können  Werke 
auch  vor  Ablauf  der  bewilligten  Frist  zurückverlangt  werden.    Von  einer 


446     '*  ^^*  Orftnlsttion  und  Verwiltiiiig;  Benatzunssvorschiiften  für  Bibliotheken. 

Wohnungsänderung  hat  der  Entlehner  unverzüglich  der  Direktion  Mitteilung 
zu  machen.  Wer  für  längere  Zeit  als  eine  Woche  verreist,  hat  sämtliche 
entlehnten  Werke  zurückzustellen. 

§  9.  Wer  den  Ausleihtermin  überschreitet  oder  vor  den  großen  Ferien 
die  entlehnten  Werke  nicht  einliefert,  erhält  bis  zur  Rückgabe  derselben 
keine  weiteren  Werke  aus  der  k.  k.  Hofbibliothek  und  wird  durch  einen 
mittelst  Post  abzusendenden  Mahnbrief  an  seine  Verpflichtung  erinnert. 
Hat  diese  Mahnung  binnen  drei  Tagen  keinen  Erfolg,  so  ergeht  eine  zweite 
briefliche  Mahnung.  Sollte  auch  acht  Tage  nach  der  zweiten  Mahnung  das 
Buch  nicht  zurückgestellt  worden  sein,  so  händigt  ein  Bibliotheksdiener  dem 
Entlehner  persönlich  ein  drittes  Mahnschreiben  ein.  In  diesem  Falle  ist 
dem  Diener  das  entlehnte  Werk  zu  übergeben,  sowie  ein  Botenlohn  von  einer 
Krone,  und  falls  der  Entlehner  inzwischen  ohne  Anzeige  an  die  Direktion 
die  Wohnung  gewechselt  haben  sollte,  der  doppelte  Betrag  zu  entrichten. 
Bleibt  auch  die  dritte  Mahnung  unbeachtet,  so  werden  gegen  den  säumigen 
Entlehner  die  entsprechenden  behördlichen  Schritte  eingeleitet.  Der  Ent- 
lehner, der  es  zu  diesem  letzten  Schritte  kommen  läßt,  verliert  sein  Aus- 
leihrecht für  immer. 

§  10.  Der  Entlehner  hat  sich  von  dem  Zustande  des  entlehnten  Buches 
sofort  zu  überzeugen  und  etwa  vorhandene  Verunreinigungen  und  Defekte 
unverzüglich  anzuzeigen.  Die  Direktion  behält  sich  vor,  für  verlorene  oder 
beschädigte  Bücher  von  dem  Entlehner  den  vollkommenen  Schadenersatz 
anzusprechen. 

§  11.   Von  der  Entlehnung  ausgeschlossen  sind: 

a)  Alle  Werke,  von  denen  mit  Grund  anzunehmen  ist,  daß  sie  im 
Verlustfalle  gar  nicht  oder  nur  schwer  ersetzt  werden  können. 

b)  Landkarten,  kostbare  Atlanten,  Flugblätter,  kostbar  ausgestattete 
Bilderwerke. 

c)  Die  Kunstblätter  der  Kupferstichsammlung. 

d)  Die  urkundlichen  und  literarischen  Objekte  der  Papyrussammfung. 

e)  Bibliographische  und  literarische  Nachschlagewerke  und  Wörter- 
bücher. 

f)  Alle  Werke,  die  zur  Benutzung  im  Lese-  oder  Handschriftenzimmer 
reserviert  sind,  ferner  solche,  die  zum  amtlichen  Gebrauche  der  Beamten 
dienen. 

g)  Werke,  deren  Benützung  anderweitig  leicht  zu  ermöglichen  ist, 
namentlich  solche  belletristischen  Inhaltes. 

§12.  Nur  in  besonders  berücksichtigungs  werten  Fällen  kann  die  Direktron 
die  Entlehnung  von  Werken  der  im  vorhergehenden  Paragraphen  angeführten 
Kategorien  gestatten.  Die  Objekte  der  Papyrussammlung  können  unter  keiner 
Bedingung,  die  Kunstblätter  nur  unter  ganz  besonderer  Sicherstellung  ver- 
liehen werden. 
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II.  Das  Entlehnen  nach  answärts. 

A.  Für  Österreich-Ungarn. 

§  13.  Das  Entlehnen  von  [Druckwerken  oder  Handschriften  außerhalb 
Wiens  erfolgt  nur  auf  ein  schriftliches  Ansuchen,  das  durch  Vermittlung  einer 
Akademie  der  Wissenschaften  oder  ihr  gleichstehenden  gelehrten  Gesellschaft, 
einer  öffentlichen  oder  Stiftsbibliothek,  eines  Archivs,  Museums  oder  einer 
höheren  Lehranstalt  an  die  Direktion  der  k.  k.  Hofbibliothek  zu  richten  ist. 

Die  Direktion  kann  in  berücksichtigungswerten  Fällen  den  Bezug  von 
Handschriften  und  Druckwerken  auch  durch  Vermittlung  einer  Bezirkshaupt- 
mannschaft, eines  Bezirksgerichtes,  Pfarramtes,  einer  Gemeindevorstehung, 
Schulleitung  oder  Militärbehörde  gestatten. 

Das  Gesuch  hat  den  Namen  und  die  Adresse  des  Gesuchstellers,  den 
genauen  Titel  der  gewünschten  Werke,  bei  Handschriften  die  Bezeichnung 
der  Nummer  und  des  Textes  zu  enthalten. 

§  14.  An  die  k.  k.  Hofbibliothek  sind  in  der  Regel  nur  solche  Gesuche 
zu  richten,  welche  nicht  durch  eine  dem  Petenten  zunächst  gelegene  Bibliothek 
befriedigt  werden  können. 

§  15.  Spricht  sich  die  Direktion  für  Bewilligung  des  Ansuchens  aus, 
so  werden  unter  Beilage  der  entsprechenden  Ausleihscheine  die  gewünschten 
Druckwerke  oder  Handschriften  an  diejenige  Anstalt  gesendet,  welche  die 
Entlehnung  vermittelt.  Die  Ausleihscheine  sind  dann  von  der  betreffenden 
Vorstehung  zu  unterfertigen  und  an  die  k.  k.  Hofbibliothek  zurückzu- 
schicken. 

§  16.  Die  Kosten  des  Verpackungsmateriales  und  der  Versendung  hat 
der  Entlehner  zu  tragen.  Die  Form  der  Verpackung  und  Versendung,  eventuell 
die  Höhe  der  Versicherungssumme,  bestimmt  die  Direktion  der  k.  k.  Hof« 
bibliotiiek. 

§  17.  Die  Benützung  von  Handschriften  darf  nur  in  den  Räumen  der 
Anstalt  stattfinden,  welche  die  Entlehnung  vermittelte.  Auch  für  die  Benützung 
von  Druckwerken  kann  die  Direktion  im  erforderlichen  Falle  diese  Ein- 
schränkung festsetzen. 

§  18.  Die  Rückstellung  hat  nach  Ablauf  der  in  jedem  einzelnen  Falle 
bewilligten  Frist,  in  der  Regel  spätestens  einen  Monat  nach  dem  Empfange 
zu  erfolgen.  Um  Verlängerung  der  Benützungsfrist  muß  der  Entlehner  bei 
der  Direktion  der  k.  k.  Hofbibliothek  besonders  ansuchen.  Die  Druckwerke, 
Handschriften  und  Kunstblätter  müssen  in  derselben  Verpackungsweise,  in 
der  sie  abgeschickt  wurden,  und  mit  derselben  Wertangabe  zurückgesendet 
werden. 

§  19.  In  allen  hier  nicht  näher  bezeichneten  Fällen  haben  bei  der 
Eiitlehnung  nach  auswärts  dieselben  Vorschriften  zu  gelten,  wie  bei  der 
Entlehnung  in  Wien. 
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B.  Für  das  Ausland. 

§  20.  Für  die  Versendung  ins  Ausland  ist  der  Grundsatz  maßgebend, 
daß  dieselbe  nur  an  solche  Bibliotheken  und  Anstalten  stattfindet,  die  ihrer- 
seits  der  k.   k.   Hofbiblioihek  volle  Gegenseitigkeit  gewähren. 

ÜL  Allgemeine  Besttmmiiiigeii« 

§  21.  Die  Direktion  behalt  sich  vor,  die  Entlehnung  von  Büchern  und 
Handschriften  sowohl  in  Wien  als  auch  auswärts,  allenfalls  ohne  Angabe 
von  Gründen,  zu  verweigern. 

§  22.  Durch  Unterzeichnung  des  Ausleihscheines  unterwirft  sich  der 
Entlehner  bedingungslos  den  Bestimmungen  der  gegenwärtigen  Ausleih- 
Ordnung. 


IL  Teil. 
Studienvorschriften. 


A.  Allgemeiiie  Bestimmungen« 

1.  Allgemeine  Stttdienordnung  und  Nachträge. 

Np.  365. 

Erlafi  des  Ministeriams  fflr  K.  n.  U.  vom  1.  Oktober  1850, 

Z.  8214/265,  RCBNr.  370, 

womit  infolge  Ah.  Entschl.  vom  29.  September  1850  die  allgemeinen 
Anordnungen  fiber  die  Fakultätsstttdien^)  der  Universitäten  zu  Wien, 
Prag,  Lembergy  Krakan,  [Olmfitz],  Graz  und  Innsbmck  kundgemacht 

werden. 

Seine  Majestät  haben  auf  den  Antrag  des  Ministers  des  Kultus  und 
öffentlichen  Unterrichts  mit  Ah.  Entschl.  vom  29.  September  1850  nach- 
stehende allgemeine  Anordnungen  über  die  Fakultätsstudien  der  Universi- 
täten zu  Wien,  Prag,  Lembeig,  Krakau,  [Olmütz],  Graz  und  Innsbruck  zu 
genehmigen  geruht: 

Allgemeine  Anordnungen 

über  die   Fakultätsstudien  0   der   Universitäten   zu  Wien,   Prag,   Lemberg, 

Krakau,   [Ohnütz],  Graz  und  Innsbruck. 

I.  Von  der  Immatriknlation.') 

§  1.  Die  Hörer  der  Fakultätsvorlesungen  an  den  Universitäten  sind 
entweder  immatrikulierte  (ordentliche)  oder  nicht  immatrikulierte  .(außer- 
ordentliche). 

§  2.  Die  Aufnahme  der  Studierenden  in  die  Zahl  der  akademischen 
Büiger  geschieht  durch  die  Immatrikulation.^)  ENese  wird  im  Namen  des 
Rektors  durch  den  Dekan  des  Professorenkollegiums  derjenigen  Fakultät 
vorgenommen,  in  welche  der  Studierende  einzutreten  beabsichtigt. 

§  3.  Der  zu  Immatrikulierende  wird  zunächst  in  die  Fakultälsmatrikel 
einge^agen,  und  aus  dieser  geschieht  sodann  die  Übertragung  in  das  Album 

')  AMf  das  iheologisdu  FakuUäissimUum  sind  die  Bestimmungen  dieses  Erlasses  nur  nach 
Maßgabe  des  MinErL  vom  16,  September  1851,  Z.  6165,  RQBNr.  216,  fs.  Nr.  606)  anwendbar, 
*)  Nähere  VorsehrifUn  s,  unter  „Immatrikulation^'  (Nr.  417  u,f,). 

UnivenliStsgesetEe.  29 


^gQ  n.  Teil :  Studienvorschriften ;  A.  Allgemeine  Bestlmmangen. 

der  Universität.  Doch  wird  in  Zukunft  nur  ein  Matrikelschein  hierüber 
ausgestellt  und  auch  nur  eine  Matrikeltaxe  entrichtet  (§  18).  Der  Immatriku- 
lierte nimmt  Teil  an  den  den  akademischen  Bürgern  überhaupt  zukommenden 
Rechten  und  Pflichten,  und  wird  durch  die  Aufnahme  in  die  Fakultätsmatrikel 
zunächst  der  speziellen  Leitung  und  Aufsicht  eines  bestimmten  Lehrkörpers 
und  seines  Dekans  unterstellt. 

Nur  die  immalrikulierten  Studierenden  können  die  Zulassung  zu  den 
strengen  Prüfungen  oder  zu  solchen  Staatsprüfungen  erlangen,  welche  ein 
Fakultätsstudium  voraussetzen. 

§  4.  Jeder  Studierende  kann  zu  derselben  Zeit  nur  bei  einer  Fakultät, 
zu  verschiedenen  Zeiten  aber  bei  verschiedenen  Fakultäten  immatrikuliert 
sein.  Es  steht  ihm  jedoch  frei,  auch  in  jeder  andern  Fakultät,  als  derjen^en, 
welcher  er  immatrikuliert  ist,  Kollegien  zu  hören. 

§  5.  Jeder  Studierende,  welcher  nach  erlangter  Universitätsreife  aus 
dem  Vorbereitungsstudium,  oder  von  einer  andern  Universität  oder  einer 
ihr  gleichgesetzten  Lehranstalt  an  einer  Universität  neu  eintritt  oder  an 
ihr  von  einer  Fakultät  zur  andern  übertritt,  ist  verpflichtet,  sich  immatriku- 
lieren  zu  lassen. 

§  6.  Die  geschehene  Immatrikulation  an  einer  Fakultät  behält  ihre 
Wirksamkeit,  bis  der  Studierende: 

a)  die  Universität  verläßt,  oder 

b)  an  eine  andere  Fakultät  derselben  Universität  übertritt,^) 

c)  oder  seine  Studien  an  der  Fakultät  durch  längere  Zeit  als  durch  ein 
Semester  unterbricht.*) 

§  7.  Jeder  zur  Immatrikulation  nach  §  5  verpflichtete  Studierende 
hat  skh  zu  diesem  Behufe  an  den  drei  (Jetzt  acht)^)  Tagen  vor  Beginn 
oder  innerhalb  der  ersten  vierzehn  ^^^2f  achtp)  Tage  des  Semesters 
persönlich  an  den  Dekan  des  betreffenden  Professorenkollegiums  zu 
wenden  und  ihm  die  Belege  seiner  Universitätsreife  und  sein  vollständiges, 
eigenhändig  geschriebenes  und  unterschriebenes  Nationale  in  duplo  vor- 
zulegen. 

§  8.    Die   Rubriken   des   zu   überreichenden   Nationales  sind: 

I.    In  der  ersten   Abteilung: 

a)  Vor-  und  Zuname, 

b)  Geburtsort,   Alter   und   Religion, 

c)  Wohnung  des  Studierenden, 

d)  Name,   Stand   und   Wohnort   seines   Vaters,   und 

e)  wenn  dieser  nicht  mehr  am  Leben  ist,  des  Vormundes, 


>)  An  den  Universitdien  hat  sich  die  Übung  eingebärgert,  dqß  bei  einem  derartigen  Ober- 
tritte  Iteine  neuerliche  ßfrmtiche  und  feierliche  Immatrikulation  vorgenommen  wird,  sondern  sitk 
damit  begnügt  wird,  diesen  Obertritt  in  der  allen  Fakultäten  gemeinsamen  Matrikel  der  betr^eu' 
den  Universität  anzumerken.  Die  Entrichtung  einer  neuen  Taxe,  sowie  die  An^olgang  eines 
Matrikelscheines  entfällt  hiebet.  Vgl,  §  18  dieser  allgemeinen  Studienordnung,  (MlnAkt  Z.  14J6n 
ex  1887), 

*)  Diese  Bestimmung  wurde  durch  die  Verordnung  des  Ministeriums  für  K.u,  U,  vom  tZ  Aprä 
1899,  RQBNr,  46  (§§  1  und  2)  (s.  Nr,  550),  bezüglich  der  Einjährig-Freiwilligen,  wel^e  ihrem 
Präsengdienst  während  der  Studien  ableisten,  erweitert, 

*)  Auf  Qrund  MinVdg,  vom  2t,  Jänner  1886,  Z,  1562,  MVBNr,  9  (s,  Nr,  42^, 
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f)  Bezeichnung  der  Lehranstalt,  von  welcher  der  Studierende  an  die 
Universität  übertritt, 

g)  falls  er  Stipendist  ist,  die  Benennung  des  Stipendiums  oder  der 
Stiftung,  welche  er  genießt,  Angabe  des  jährlich  damit  verbundenen  Geld- 
betrages und  das  Datum  der  Verleihung  mit  Angabe  der  verleihenden  Instanz, 

h)  Anführung  der  Grundlage,  auf  welcher  er  die  Immatrikulation  oder 
Inskription  ansprechen  zu  können  glaubt,  z.  B.  Maturitätszeugnis. 

II.  In  der  zweiten  Abteilung: 

Anführung  der  Vorlesungen,  welche  er  in  dem  beginnenden  Semester 
hören  will,  mit  namentlicher  Anführung  der  betreffenden  Dozenten,  und 
seiner  eigenhändigen  Fertigung  bei  jeder  derselben. 

§  9.   Als  hinreichende  Belege  der  Universitätsreife  werden  angesehen: 

a)  Zeugnisse  über  die  entsprechend  bestandene  Maturitätsprüfung,  oder 

b)  Universitätszeugnisse  über  den  Abgang  von  einer  Universität,^)  oder 
[c)  Zeugnisse   der   beiden    Universitäten    Padua   und    Pavia   über   die 

bisher  an  denselben  über  die  höheren  Fakultätsstudien  bestandenen 
Prüfungen], 

d)  Darl^^ng,  daß  der  Studierende  in  dem  nächstvorhergehenden 
Semester  einer  andern  Fakultät  derselben  Universität  immatrikuliert  war,  oder 

[e)  Zet^nisse  über  die  an  den  Akademien  zu  Preßburg,  Kaschau, 
Oroßwardeln,  Agram,  Klausenburg  und  Hermannstadt  oder  an  anderen  diesen 
durch  nachträgliche  Verfügungen  gleichzustellenden  Rechtsakademien  oder 
an  dem  zu  Zara  in  den  Jahren  1848—1850  bestandenen  Privatstudium 
zurückgelegten  rechts-  und  staatswissenschaftlldien  .Studien]. 

§  10.  In  zweifelhaften  Fällen  hat  das  betreffende  Professoren- 
kollegium zu  entscheiden,  ob  der  Studierende  ohneweiters  zu  immatriku- 
lieren oder  abzuweisen  [oder  zu  verhalten]  sei,  [sich  vorher  in  Gemäßheit 
des  MinErl.  vom  3.  Juni  1850^)  einer  Maturitätsprüfung  an  der  philosophi- 
schen Fakultät  zu  unterziehen]. 

§  11.  Angehörige  fremder  Staaten  können  an  österreichischen  Uni- 
versitäten immatrikuliert  werden,  wenn  sie  nach  dem  Urteile  des  immatriku- 
lierenden Dekans  im  allgemeinen  denjenigen  Grad  von  Vorbildung  besitzen, 
welcher  von  den  österreichischen  Studierenden  bei  ihrer  Immatrikulation 
gefordert  wird,  oder  falls  sie  von  einer  auswärtigen  Universität  kommen, 
ein   genügendes   Universitätszeugnis   vorweisen.') 

§  IZ  Gegen  ein  Erkenntnis  der  Professorenkollegien  über  den  Ab- 
gang  der   Universitätsreife  findet  kein   Rekurs   statt. 

§  13.  Steht  der  Immatrikulation  kein  Bedenken  im  Wege,  so  erklärt 
der  Dekan  den  Studierenden  als  aufgenommen,  fertigt  ihm  einen  Interims^ 
aufnahmsschein  aus,  behält  ein  Exemplar  des  Nationales  für  sich,  stellt  ihm 

*)  VgL  den  Erlqß  des  MmisUriums  fSir  K.  u.  U.  vom  29.  MOn  1870,  Z.  1974,  MVBNr.  49, 
beirrend  den  Vorgang  bei  der  ImmatrUadaOon  von  Inländern  auf  Qntnd  des  Abgangsuügnisses 
einer  aaswdrUgen  UntversUät  (s.  Nr,  419), 

*)  RQBNr,  23S  ex  1850.  —  Die  Abhaltung  solcher  Maturtläisprßfungen  findet  nicht  mehr  statt. 

*)  Betresffend  die  Aufnahme  von  Ausländem  in  die  Universitdtsstudien  s.  „die  besonderen 
Bestimmungen  für  Ausländer**  unter  Nr.  441  u.  f, 

29* 


^ 


^52  "*  ^^^'  Studlenvofsdiriftni ;  A.  Allgemdac  Bestimmunj^eii. 

das  andere  mit  seinem  Vidi  versehen  zurück  und  weist  ihn  an,  wegen  Be- 
zahlung der  Matrikeltaxe  und  wegen  der  Inskription  zu  den  Vorlesungen 
sich  an  die  Quästur  zu  wenden.  Die  Interimsaufoahmsscheine  derjenigen 
Studierenden,  welche  bereits  in  dem  verflossenen  Semester  einer  Fakultät 
derselben  Universität  immatrikuliert  waren  und  nunmehr  nur  in  eine  andere 
Fakultät  übertreten  wollen,  sind  zur  Unterscheidung  auf  blauem  Papiere 
vorzudrucken  und  auszufertigen. 

§  14.  Der  Studierende  hat  sollin  bei  der  Quästur  die  Matrikeltaxen 
und  den  diesfälligen  Stempeibetrag  zu  entrichten  und  mit  dem  gehörig 
ausgefüllten  Meldungsbuche,  dem  Interimsaufnahmsscheine  und  dem  vidierten 
Nationale  versehen,  sich  zur  Inskription  bei  der  Quästur  zu  melden  (§§23 
bis  27).  Der  Erlag  des  Tax-  und  Stempelbetrages  wird  auf  dem  Auf- 
nahmsscheine bestätigt  und  erst  hienach  die  Inskriptionsverhandlung  vor- 
genommen. 

§  15.  Bereits  immatrikulierte  Hörer,  welche  ihre  Studien  an  der- 
selben Fakultät  fortsetzen,  bedürfen,  wenn  keine  länger  als  ein  Semester 
dauernde  Unterbrechung  eingetreten  ist,  in  dem  folgenden  Semester  keiner 
neuen  Immatrikulation,  sondern  nur  der  Einschreibung  in  die  Vorlesungen 
(Inskription). 

§  16.  Die  Dekane  der  ProfessorenkoUegien  und  die  Quästoren  haben 
darauf  zu  sehen,  daß  Studierende  nicht  gegen  den  Inhalt  rechtskräftiger 
Erkenntnisse,  durch  welche  sie  von  jeder  oder  von  einer  bestimmten  öster- 
reichischen Universität  ausgeschlossen  worden  sind,  immatrikuliert  oder 
inskribiert  werden.^)  Dasselbe  gilt  auch  von  den  gänzlich  oder  auf  eine 
bestimmte  Zeit  relegierten  Studierenden  auswärtiger  Universitäten,  mit  deren 
Regierungen  ein  Übereinkommen  über  diesfalls  zu  beobachtende  Gegen- 
seitigkeit besteht. 

Eine  gegen  den  Inhalt  solcher  Erkenntnisse  erschlichene  Immatrikulation 
oder  Inskription  ist  in  jeder  Beziehung  als  ungültig  zu  betrachten. 

§  17.  Einige  Zeit  nach  Ablauf  des  Termines  zur  Immatrikulation 
bestimmt  der  Rektor  einen  Tag,  an  welchem  die  Immatrikulierten  zu  er- 
scheinen haben,*)   um  die  Matrikelscfaeine  in  Empfang  zu  nehmen.    Nach 

^)  Das  behafi  EvidemhaUtutg  der  VerweUungserkenninisse  österrelefUseher  and  bayrischer 
Unhersttäten  zu  beobaehte/ide  Verfuhren  wurde  mit  Erlaß  des  Ministeriums  fSr  K.  u.  U,  vom 
16.  Juni  I85i,  Z.  5126  ex  1850  (s,  Nr.  520  geregelt. 

*)  Einem  Antrage  auf  Einßhrung  einer  Straftaxe  ßU"  Jene  Studierende,  welche  von  der 
feierlichen  Immatrikulation  ohne  vorgängig  angemeldeten  und  ausreichenden  Entschuldigangsgrund 
ferne  hleiben,  wurde  mit  MinErL  vom  18.  September  1995,  Z.  15.148,  keine  Folge  gegeben,  weU 
den  akademischen  Behörden  in  der  bestehenden  Dissiplinarordnuag  genügende  Mittel  an  die  Hand 
gegeben  sind,  um  dem  gerügten  Uf^ftige  mit  Erfolg  tu  steuern. 

Mit  MinErL  vom  2t.  Oktoker  1878,  Z.  16.887,  wurden  die  vom  akademischen  Senate  der 
Universität  in  Lemberg  gefi^ßten  Beschlässe  beirrend  die  Behandlang  derjenigen  Studierenden, 
welche  eur  Übernahme  der  Matrikelscheine  am  festgeseteten  Termine  nicht  ersdäamen  sinä^ 
genehmigend  zur  Kenntnis  genommen.  Diese  Beschlflase  gehen  dahin:  1.  dafl  ffir  die  Znknnft 
an  die  neuerUche  Anifordenms  der  betreifenden  Studierenden  der  Beisatz  an  knflpfen  sein 
wird,  daft  die  Immatrilnilation  dieser  Studierenden  im  Falle  IhrcB  abermaligen  Nlditerschcincnt 
als  unwirksam  zu  betrachten  ist,  2.  dafi  im  Wintersemester,  in  welchem  dl«  feierliche  hn- 
matrikulation  um  den  20.  Dezember  stattfindet,  die  Frist  zur  Nachholnng  derselben  (mit  Rficksicht 
auf  die  Inzwischen  eintretenden  Welhnachtslerien)  auf  einen  Monat  festgesetzt  wird,  3.  dafi  im 
Sommersemester  die  ordentliche  Immatrikulation  am  3.  Tage  nach  dem  letzten  zur  BezaUang 


Allgemeine  Studicnordaung.  453 

einer  von  dem  Rektor  oder  von  einem  der  Dekane  an  sie  gerichteten 
Ansprache  legen  die  neu  Immatrikulierten  ausdrücklich  oder  durch  Vor- 
nahme eines  symbolischen  Aktes  das  Gelöbnis  ab,  daß  sie  den  akademischen 
Gesetzen  gewissenhaft  nachleben  und  den  akademischen  Behörden  stets 
Gehorsam  und  Achtung  bezeigen  wollen  und  erhalten  hierauf  nach  Abgabe 
des  von  der  Quästur  vidierten  Aufnahmsscheines  den  von  dem  Rektor 
und  dem  Professorendekan  unterzeichneten  Matrikelschein  und  ein  Exemplar 
der  Studien-  und  Disziplinarordnung  ^)  und  des  Gesetzes  über  die  Kollegien- 
geWer.*) 

§  18.  Die  Immatrikulationstaxe  beträgt  2  fl.  K.  M.  (Jetzt  acht  Kronin)*) 
und  ist  zugleich  mit  dem  Stempeibetrage  von  15  kr.  K.  AL  (Jetzt  zwei  Kronen)^) 
bei  der  Quastur  (§  14)  zu  erlegen.  Ein  immatrikulierter  Studierender  einer 
Fakultät,  welcher  zu  einer  andern  Fakultät  derselben  Universität  übertritt, 
hat  bei  diesem  Obertritte  keine  Matrikeltaxe,  sondern  nur  den  Stempel- 
betrag zu  erlegen.^)  Von  der  Entrkhtung  dieser  Tax-  und  Stempelbeträge 
findet  in  Hinkunft  keine  Ausnahme  oder  Befreiung  statt.^ 

§  19.  Von  dem  Gesamtertrage  der  Matrikeltaxen  einer  Fakultät  werden 
vorw^eg  die  Kosten  der  Auflage  der  im  §  17  erwähnten,  den  Immatriku- 
lierten unentgeltlich  zu  übeigebenden  akademischen  Gesetze  abgezogen. 

Über  die  Verwendung  des  Restes  werden  nachträgliche  Bestimmungen 
erfolgen.') 

§  20.  Die  Gebarung  mit  den  Matrikeltaxen  besorgt  die  Quästur  und 
legt  ihre  Rechnungen  darüber  dem  akademischen  Senate  vor.^) 

IL  Von  der  Einschreibung  der  immatriknlierten  Hörer  in  die  Vorlesungen 

(Inskription,  Anmeldung  der  Vorlesnngen). 

§  21.  Die  Einschreibung  in  die  Vorlesungen  findet  für  jedes  Semester 
insbesondere  statt. 

Die  Grundlage  der  Einschreibung  in  die  einzelnen  Voriesungen  bildet 
für  die  immatrikulierten  Hörer  das  Meldungsbuch,  d) 

der  Kolle^lcngelder  besdmmteii  Tage  (Abs.  3  der  MinVdsr.  vom  30.  April  1871,  Z.  8825  ex  1870) 
stattfinden  wird,  4.  dafl  für  die  Nachholuns  dieser  Immatrikulation  ein  adittäglger  Termin 
gestattet  werden  soll. 

»)  5.  Nr,  523. 

•)  5.  Nr.  391. 

•)  Auf  Qrunä  der  MInVdg.  ¥om  9.  April  1886,  Z.  4538,  MVBNr.  21  (s.  Nr.  423). 

*)  TP  116,  a)  aa)  des  Qebährengeseizes. 

^  Studierende,  welche  sich  exmatrikulieren  lassen,  haben  bei  Ihrem  Wiedereintritte  an 
derselben  Unifersltdt  die  Immatrikulationstaxe  neuerlieh  zu  entrichten.    Vgl,  Nr.  420. 

^  Betäglich  der  Befreiung  der  Theologen  von  der  Entrichtung  der  Immatrikulationstaxe 
s.  §  4  der  MinVdg.  vom  16.  September  1851,  Z,  6165  (s.  Nr.  606). 

"*)  Diese  Bestunmungen  wurden  mit  der  Verordnung  des  Staatsministeriums,  Abt.  für 
K.  «.  U.  vom  30.  November  1862,  Z.  10.184,  RQBNr.  91  (s.  Nr.  418),  getrogen.  VgL  auch  Nr.  425  b 
(lasMptionsgebähren). 

•)  s.  den  MinErL  vom  26.  Mai  1854,  Z.  6039/335  (s.  Nr.  396). 

^  s.  die  Vorschriften  Ober  „MeUungsbädier  und  Meldungsbogenf*  unter  Nr.  470  u.f.  VgL 
auch  Nr,  426  u.  f. 

Mit  Erißß  vom  9.  Mai  1892,  Z.  10,193,  wurden  sämtliche  Rektorate  angewiesen,  nach  dem 
an  der  Wiener  Umversttät  besiehenden  Vorgänge  die  Herstellung  einer  neuen  Auflage  der 
Blankette  für  MeUungslAcher  und  Absotutorieu  der  Studierenden  attf  einem  Fäisdmngen  wesentlich 
erschwerenden  Sicherheitspapier  durchzuführen. 
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Das  Meldungsbuch  samt  dem  Blankett  zur  Ausfertigung  des  Nationales 
hat  der  Studierende  gegen  Erlag  eines  Betrages,  der  die  Druck-  und  Buch- 
binderkosten zu  decken  bestimmt,  und  demgemäß  von  dem  akademischen 
Senate  festzusetzen  ist,  bei  dem  Universitatspedell  oder  dem  betreffenden 
Fakultätsdiener  zu   erheben. 

§  22.    Der  Studierende  hat  das  Meldungsbuch  wohl  aufzubewahren. 

Es  soll  ihm  für  die  ganze  Zeit,  durch  welche  er  seine  Universitäts- 
studien fortsetzt,  mithin  auch  bei  seinem  Obertritte  von  einer  Universität 
an  eine  andere  zur  Anmeldung  der  Vorlesungen,  zur  Aufnahme  der  Be- 
stätigung über  die  gehörige  Frequentation,  über  das  bezahlte  Kollegien- 
geld und  seinerzeit  zur  Grundlage  des  auszufertigenden  Universitatszeugnisses 
dienen. 

§  23.  Das  Meldungsbuch  besteht  aus  zwölf  Quartblättern.  Auf  der 
ersten  Seite  des  ersten  Blattes  ist  der  Vor-  und  Zuname  des  Studierenden, 
sein  Geburtsort,  Name  und  Stand  des  Vaters  von  dem  Studierenden  selbst 
zu  schreiben,  die  andern  vier  Rubriken  dieser  Seite,  betreffend  seine  Imma- 
trikulation sind  von  der  Quästur  bei  der  ersten  sich  darbietenden  Ge- 
legenheit der  Bestätigung  über  das  Kollegiengeld  gegen  Vorweisung  des 
Matrikelscheines  auszufüllen.  Auf  der  letzten  Seite  ist  für  den  Studierenden 
eine  kurze  Anweisung  über  die  Art  und  den  Vorgang  bei  der  Immatriku- 
lation, Inskription  und  Bezahlung  der  Kollegiengelder  zu  drucken.  Von 
dem  übrigen  Räume  sind  je  zwei  Seiten  der  Anmeldung  und  Bestätigung 
der  Vorlesungen  in  je  einem  Semester  mit  folgenden  Rubriken  zu  widmen: 

a)  Die  nähere  Bezeichnung  des  Semesters  und  der  Universität  und  insbe- 
sondere der  Fakultät,  an  wekher  er  dasselbe  zubringt,  bildet  den  Kopf  von 
je    zwei   Seiten. 

b)  Bezeichnung  des  Gegenstandes  und  des  Lehrers. 

c)  Zahl  der  wöchentlichen   Stunden   der  angemeldeten   Vorlesungen. 

d)  Bestätigung  der  Quästur  über  diese  Meldung  und  über  die  ge- 
schehene Eintragung  der  Meldung  in  den  Hauptkatalog. 

e)  Bestätigung  des  Lehrers  über  die  persönliche  Meldung  des  Studie- 
renden  bei   ihm. 

f)  Nummer  des  Platzes,  wenn  der  Studierende  auf  seinen  Wunsch 
für  ein  Kollegium  einen  bestimmten  Platz  erhalten  hat  (§  28). 

g)  Bestätigung  der  Quästur  über  das  bezahlte  Kollegiengeld  oder  die 
gänzliche  oder  teilweise  Befreiung  von  demselben. 

h)  Bestätigung  des  Lehrers  über  die  Frequentation. 
i)  Anmerkungen. 

§  24.  Die  Meldungsbücher  werden  in  lateinischer  i)  Sprache  ausge- 
fertigt, nur  der  Inhalt  der  Vorlesungen  kann  in  derjenigen  Sprache  einge- 

')  Qegenwärtig  werden  an  den  Universitäten  mit  deutscher  Vortragssprache  die  MeUangs- 
büeher  in  dieser  Sprache  ausgefertigt.  An  der  böhmischen  Universität  in  Prag  werden  diese  ßr 
die  weltlichen  Fakultäten  in  böhmischer  und  lateinischer  Sprächet  för  die  theologische  FaJMtät 
aber  in  lateinischer  Sprache  ausgestellt,  (MinErl.  vom  2t,  August  1896,  Z,  45/KUM,  beziehungs- 
weise MlnErL  vom  21,  Mal  im?,  Z.  3990  (s,  Nr,  476  und  477,)  An  der  Universitdi  in  Lemberi 
wurde  auf  Qrund  des  MinErL  vom  30,  Märe  1902,  Z,  5831 KUM  (s,  Nr.  16),  dU  lateinische  Spruche 
für  die  Meldungsbächer  wieder  eingeführt.  Für  die  Meldungsbücher  der  Universität  in  iCraioM 
hat  noch  derzeit  der  §  24  Geltung, 
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schrieben  werden,  in  welcher  sie  gehalten  werden,  und  in  welcher  sie 
daher  auch  in  dem  Lektionskataloge  angekündigt  wurden. 

§  25.  Bevor  der  Studierende  zur  Einschreibung  in  die  einzelnen 
Kollegien,  die  er  in  was  immer  für  einer  Fakultät  zu  hören  beabsichtigt, 
sich  bei  der  Quastur  meklet,  hat  er  vollkommen  gleichlautend  diese 
Kollegien,  sowohl  in  der  zweiten  Abteilung  des  Nationales  (§  8),  als  in 
dem  Meklungsbuche  unter  Anführung  des  Gegenstandes  genau  so,  wie 
er  in  dem  Lektionskatak>ge  bezeichnet  ist,  des  Namens  des  Dozenten  und 
der   wöchentlichen   Stundenzahl  derselben   eigenhändig  einzuschreiben. 

§  26.  Der  Quastor  hat  zu  untersuchen,  ob  das  Nationale  gehörig  aus- 
gefüllt ist  und  ob  die  Aufzahlung  der  Vorlesungen  auf  demselben  mit  der 
des  Meldungsbuches  übereinstimmt.  Im  bejahenden  Falle  bestätigt  er  die 
Anmeldung  der  einzelnen  Vorlesungen  in  dem  Meldungsbuche  durch  seine 
Unterschrift,  behält  das  Nationale  zurück  (§  39)  und  erinnert  den  Studie- 
renden, sich  nunmehr  allen  denjenigen  Dozenten,  deren  Vorlesungen  er  an- 
gemeldet hat,  vorzustellen.^) 

§  27.  Die  Dozenten  bestätigen  «diese  Vorstellung  durch  ihre  Unter- 
schrift in  der  vierten  Rubrik  des  Meldungsbuches,  weisen  den  Studierenden 
an,  seinen  Vor-  und  Zunamen  und  seinen  Geburtsort  in  eine  aufliegende 
Liste  einzutragen  und  füllen,  wenn  der  Studierende  die  Zuweisung  eines 
bestimmten  Platzes  in  dem  Hörsaale  wünscht,  die  fünfte  Rubrik  des  Meldungs- 
buches entsprechend  aus.  Erst  mit  dieser  persönlichen  Meldung  bei  den 
Dozenten  ist  die  Einschreibung  in  ein  Kollegium  als  gehörig  vollendet  anzu- 
sehen. Von  der  Vorschrift,  daß  der  Studierende  sich  zur  Immatrikulation 
und  zur  Inslaiption  persönlich  zu  melden  habe,  darf  unter  keinem  Vorwande 
eine  Ausnahme  gemacht  werden.') 

«)  An  einigen  UnhersiiäUn  erhOU  der  Hörer  bei  seinem  Ontrüie  in  die  UntvenUOisstadUn, 
betiehangsmeise  bei  Beginn  eines  jeden  Studienjahres  durch  die  Unirersiiätsqttdstur  gelegentlich 
der  Inskription  unenigeUUch  eine  Legitimationskarte  ausgefolgt,  welche  vorzugsweise  In  der 
Absichi  eingeßlhrt  wurde,  unberufene  Elemente  von  dem  Betreten  der  Räume  der  Universität  aus- 
zusdüi^ßen.  Die  Einführung  solcher  Legitimationskarten  wurde  genehmigt:  f&r  die  Universität  in 
Wien  mit  MinErL  vom  1.  November  1883,  Z,  i092fKUM ,  für  die  ordentlidun  und  außerordent- 
lichen Studierenden  der  drei  weltlichen  Fakultäten  (Statut  genehmigt  mä  MinErL  vom  28.  Novem- 
ber 1883,  Z.  1144IKUM,  §§  3  und  5  des  Statutes  abgeändert  mit  MinErL  vom  14,  August  1884, 
Z,  715IKUM);  für  dU  Universität  in  Innsbruck  mit  MinErL  vom  4.  Februar  1894,  Z.366,far 
die  drei  weltlichen  Fakultäten  (Statut  genehmigt  mä  MinErL  vom  20.  Man  1895,  Z.  5415);  für 
die  Universität  in  Qrat  mit  MinErL  vom  12.  Dezember  1883,  Z.  23.006,  für  die  ordentliehen  und 
anßerwrdenUiäien  Studierenden  sämtlicher  Fakultäten;  für  die  böhmische  Universität  in 
Prag  mit  MinErL  vom  21.  August  1899,  Z.  23.087,  für  sämtliche  ordentliche  Studierende  und  die 
Pharmaeeuten;  für  die  Universität  in  Czernowitz  mit  MinEH.  vom  15.  März  1894,  Z.  5048,  für 
die  ordentlichen  und  a^ßerordentiichen  Hörer  der  drei  weUUdien  Fakultäten.  An  der  deutschen 
Universität  in  Prag  wurden  bereits  auf  Qrund  Beschlusses  des  akademischen  Senates  vom 
10.  Juni  1880,  beziehungsweise  vom  30.  März  1881  für  sämtliche  Fakultäten,  Jedoch  nur  für  die 
ordentliehen  Hörer  und  für  den  internen  akademischen  Verkehr  vom  Wintersemester  1880/81  ab 
Legitimationskarten  eingeführt;  ebenso  an  der  Universität  in  Lemberg  für  die  ordentlidun 
Hörer  auf  Qrund  Beschlusses  des  akademischen  Senates  vom  1.  Mai  1889. 

Die  Bestimmungen  der  Statuten  sind  im  wesentlichen:  Der  Studierende  hat  die  Karte  stets 
bei  sieh  zu  füiiren  und  den  Behörden  oder  deren  Organen  auf  Verlangen  vortuweisen,  badehungs- 
weise  abtugeben.  Der  Mißbrauch  oder  die  Fälschung  der  Karten  wird  wie  der  Mißbrauch  oder  die 
Fälsehuug  öffenüidier  Urkunden  und  überdies  von  den  akademisciien  Behörden  im  Disziplinar' 
wege  bestrqfL 

*)  VgL  MinErL  vom  18.  November  1886,  Z.  23.030  (s.  Nr.  3T7). 
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§  28.  Die  Numerierung  der  Platze  in  den  Hörsälen  ist  dazu  be- 
stimmt, dem  Studierenden,  weldier  einen  bestimmten  Platz  zugewiesen  er- 
hielt, ein  Recht  auf  denselben  einzuräumen. 

Diejenigen  Studierenden,  welche  sich  früher  bei  den  Dozenten  diesfalls 
melden,  haben  Anspruch  auf  die  Auswahl  des  Platzes. 

§  29.  Um  Irrungen  und  nachträgliche  Reklamationen  vorzubeugen, 
werden  die  Dozenten  verpflichtet,  einen  Tag  vor  und  zwei  Tage  nach 
Ablauf  des  ofdentlichen  Inskriptionstermines  die  Namen  der  bei  ihnen  gehörig 
eingetragenen  Studierenden  zu  dem  Behufe  in  dem  Kollegium  vorzulesen, 
damit  bei  etwa  unterlaufenden  Irrungen  den  Studierenden  Gelegenheit  ge- 
geben werde,  sich  noch  rechtzeitig  inskribieren  zu  lassen. 

§  30.  Wenn  ein  Studierender  seine  Wohnung  wechselt,  so  hat  er  die 
neugewählte  Wohnung  binnen  drei  Tagen  der  Quästur  anzuzeigen. 

§  31.  Die  ordentliche  Frist  der  Immatrikulation  und  Inskription  ist: 
drei  (jetzt  acht)^)  Tage  vor,  und  vierzehn  (jetzt  acht)^)  Tage  nach 
dem  gesetzlichen  Beginne  eines  jeden  Semesters  (§  7).  Nach  Ablauf  dieser 
Frist  darf  die  Quästur  nur  gegen  Vorweisung  einer  besonderen  Bewilligung 
des  Professorenkollegiums  oder  des  akademischen  Senates  eine  Meldung 
annehmen. 

§  32.  Nur  aus  sehr  erheblichen  Gründen  kann  binnen  der  nächsten 
acht  Tage  bei  dem  Professorenkollegium')  um  eine  nachträgliche  Aufnahme 
eingeschritten  werden,  bei  deren  Verweigerung  der  Rekurs  an  den  akademi- 
schen Senat  offen  steht  Spätere  Aufnahmsgesuche  sind  von  den  Professoren- 
kollegien dem  akademischen  Senate  vorzulegen,  welcher  nur  dann,  wenn 
die  offenbarsten  Billigkeitsrücksichten  für  den  Bittsteller  sprechen,  insbe- 
sondere, wenn  er  die  Ursachen  einer  unverschuldeten  Verspätung  in  un- 
zweifelhafter Art  nachweist  und  die  Vorlesungen  nicht  schon  zu  weit  vor- 
gerückt sind,")  um  mit  gehörigem  Erfolge  gehört  zu  werden,  solchen  Ge- 
suchen stattzugeben,  übrigens  strengstens  darauf  zu  sehen  hat,  daß  nicht 
durch  zu  häufige  Nachsicht  die  akademische  Disziplin  von  vornherein  ge- 
lockert werde,  und  diese  nur  in  den  seltensten  Fällen  zu  erteilenden  Aus- 
nahmen zur  Regel  erwachsen.*) 

1)  At^  Qrund  MinVdg.  vom  2t.  Jänner  1886,  Z.  1562,  MVBNr.  9  (s.  Nr.  42^. 

^  Mit  MinErL  vom  19,  Februar  1853,  Z.  398  (s.  Nr.  21),  wurde  die  Festseteang  einer 
KompetentWüe  ewbehen  dem  akademischen  Senate  und  den  Professorenitoüegien  bei  der 
Entscheidung  über  derartige  Aufnahmsgesuche  abgelehnt.  Laut  MinErL  vom  31.  August  1885, 
Z.  2t.755  ex  1884  (s.  Nr.  435),  steht  in  Ansehung  Jener  Studierenden,  weiche  an  der  einen  der 
beiden  in  Prag  bestehenden  Universitäten  immatrikuliert  sind  und  an  der  anderen  UideersÜät 
Vorlesungen  als  außerordentliche  Hörer  besuchen  wollen,  das  Hecht  zur  nachiräglieheu  InskripOou 
in  diese  Vorlesungen  dem  Dekane  Jener  Fakultät  zu,  an  welcher  die  nadUrä^ieke  Inskrgrtiott 
angestrebt  wird. 

*)  Die  Aufnahme  von  Studierenden  nach  Ablauf  von  mehr  als  des  halben  Semesters  ist 
nach  dem  StaatsminErl.  Abt.  für  K,  u.  U.  vom  23.  Märe  1865,  Z.  2t59  (s.  Nr.  430J,  in  der  Regel 
unzulässig;  s,  auch  Nr.  431, 

*)  Vgl.  MlnErl.  vom  13.  November  1877,  Z.  18392  (s.  Nr.  433),  betreffend  dU  Anordnung 
einer  sirengeren  HandJiaImng  der  InskripHonsvorschrlßen. 

Bezüglich  der  nachträglichen  Inskription  Jener  Studierenden,  die  während  der  Ableistung 
ihres  Einjährig*  Freiwüligenpräsenzdienstes  wegen  Dienstuntaugiichkeit  entlassen  wurden,  s.  den 
MinErL  vom  29.  AprU  1893,  Z.  20/KUM,  MVBNr.  17  (s.  Nr.  599)  und  hinsichtlich  Jener  Redäs- 
hörer  der  Wiener  Universität,  die  sich  zu  Beginn  eines  Semesters  der  reddshistorischen  Staats- 
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Gegen  Entscheidungen  des  akademischen  Senates  findet  kein  weiterer 

Rekurs  statt. 

III.  Von  den  anßerordentlichen  Hörern. 

§  33.  Wer  ohne  einer  Fakultät  immatrikuliert  zu  sein,  als  außer- 
ordentlicher Hörer  ein  oder  mehrere  Kollegien  zu  hören  wünscht,  hat  sich 
persönlich  bei  dem  Dekane  des  Professorenkollegiums  der  Fakultät,  an  der 
er  ein  Kollegium  zu  hören  beabsichtigt,  zu  melden,  und  sein  Nationale  mit 
Angabe  der  Vorlesungen  zu  übergeben. 

Er  kann  eingeschrieben  werden,  wenn  er 

1.  wenigstens  16  Jahre  alt  ist,  und 

2.  einen  Grad  geistiger  Bildung  besitzt,  welcher  den  Besuch  der  Vor- 
lesung für  ihn  wünschenswert  und  nutzbar  erscheinen  läßt.  Zweifel,  welche 
über  die  Aufnahme  außerordentlicher  Hörer  entstehen,  sind  vom  Professoren- 
kollegium in  erster  und  letzter  Instanz  zu  entscheiden.^) 

§  34.  Der  außerordentliche  Hörer  erhält  von  dem  Dekane  einen  auf 
grünem  Papiere  vorgedruckten  Aufnahmsschein,  und  bei  dem  Pedell  anstatt 
eines  Meldungsbuches  einen  Meldungsbogen')  in  Folioformat,  ^)  gültig  für 
zwei  Semester. 

Der  Meldungsbogen  hat  ähnliche  Rubriken  wie  das  Meldungsbuch  der 
ordentlichen  Hörer. 

Doch  entfallen  die  Rubriken  für  die  Immatrikulation  und  der  außer- 
ordentliche Hörer  ist  als  solcher  ausdrücklich  zu  bezeichnen. 

Ober  die  Benützung  und  Ausfüllung  des  Meldungsbogens  gelten  im 
allgemeinen  dieselben  Anordnungen,  welche  oben  in  Ansehung  der  Meldungs- 
bücher getroffen  wurden. 

§  35.  Die  Einschreibung  der  außerordentlichen  Hörer  in  die  Vor- 
lesungen geschieht  bei  der  Quästur  und  bei  den  betreffenden  Dozenten  auf 
dieselbe  Weise  wie  bei  den  ordentlich  Studierenden.^) 

§  36.  Unter  die  außerordentlichen  Hörer  gehören  insbesondere  die 
Pharmazeuten.*)  Im  übrigen  gelten  in  Ansehung  der  Bedingungen  der 
Aufnahme  der  Pharmazeuten  und  ihrer  Zulassung  zu  den  strengen  Prüfungen 
die  bisherigen  Bestimmungen.'^) 

pr&fiittg  mit  oder  ohne  Eifolg  unterzogen  haben,  s.  den  MüiErL  vom  27.  September  1898, 
Z.  2i.7U  (s,  Nr.  438J. 

*)  Im  Erlaß  des  Ministeriums  JSr  K.  u.  U,  vom  17.  Februar  1892,  Z.  2879  (an  das  mediz. 
Dek.  in  Wien)  wurde  bemerkt:  Der  Umstand  allein,  dafi  ein  Aufnahmswerber  das  Unter- 
gymnmsiam  nicht  zurflcksfelegft  hat,  ist  fflr  die  Frage  der  Zalassung  eines  auiSerordentlichen 
Studierenden  im  Sinne  des  §  33  der  aUgemeinen  Studlenordnung  nicht  als  ausschlaggebend 
anzusehen. 

■)  Mit  MinErL  vom  11.  November  1890,  Z.  15.491  fs.  Nr.  475),  wurde  die  Einführung  von 
MeldungsifSehem  Jur  die  Pharmateuten  der  Wiener  Universität  genehmigt,  Audi  an  anderen 
VtdwersUäten  sind  MeUungsbächer  J&r  Pharmazeuten  eingeJSitrt.  VgL  auch  MinErl.  vom 
16.  Dezember  1889,  ROBNr.  200  (s.  Nr.  708);  femer  Nr.  2,  wonach  bestimmten  außerordent- 
liehen  Hörern  der  Prager  Universitäten  Meldungsb&cher  auszufolgen  sind. 

*)  An  Stelle  der  in  Folioformat  ausgifertlgten  Meldungsbogen  wurden  vom  Studienjahre 
1898199  ab  solche  im  Oktavformat  eingefShrt.    Vgl.  MinErL  vom  31. Juli  1898,  Z.  818  fs.  Nr.  479). 

«)  VgL  die  MinVdg.  vom  25.  Februar  1905,  ROBNr.  51  (s.  Nr.  425b),  betreffend  du  Ein- 
hdmng  einerlnskriptionsgebähr  von  den  at^ßerordenÜidienStudierenden  sowie  von  den  Frequentanten 
fHospUanünnen)  an  den  Universitäten. 

•)  5.  Nr.  708  u.  f. 
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§  37.  Die  außerordentlichen  Hörer  sind  ebenso  wie  die  immatrikulierten 
zur  Beobachtung  der  akademischen  Gesetze  und  zum  Gehorsame  und  zur  Ehr- 
erbietung gegen   die   akademischen   Behörden  verpflichtet. 

IV.  Von  der  Evidenzhaltung  der  Studierendeiu 

§  38.  Die  Evidenzhaltung  der  ordentlk:hen  und  außerordentlichen  Hörer 
der  Universität  ist  Sache  der  Quästur.  EMeselbe  hat  für  jeden  Semester 
folgende  Kataloge  neu  anzulegen: 

1.  Einen  Hauptkatalog  der  immatrikulierten  Studierenden  für  jede 
Fakultät. 

2.  Einen  Hauptkatalog,  welcher  alle  außerordentlichen  Hörer 
der  Universität  umfaßt. 

3.  Einen  besonderen  Katak)g  für  die  Pharmazeuten. 

§  39.  Die  Grundlage  der  Abfassung  dieser  Kataloge  bilden  die  bei 
Gelegenheit  der  Inskription  zurückbehaltenen  Nationalien  der  gemeldeten 
Zuhörer  mit  allfälliger  Benützung  der  Kataloge  des  vorhergehenden  Semesters. 

Die  Rubriken  dieser  Kataloge  sind: 

a)  Vor-  und  Zuname,  Alter,  Religion  und  Wohnung  des  Studierenden. 

b)  Vaterland  und  Geburtsort. 

c)  Namen,  Stand  und  Wohnort  des  Vaters,  und  wenn  dieser  nicht  mehr 
am  Leben  ist,  des  Vormundes. 

d)  Alle  von  ihm  angemeldeten  Vorlesungen. 

e)  Wöchentliche  Stundenzahl  derselben. 

f)  Namen  der  Dozenten. 

g)  Bestätigung  des   Besuches   der  Vorlesungen. 

h)  Stipendium  oder  Stiftung,  welche  der  Studierende  genießt 

i)  Erteilte  Befreiimg  von  der  Honorarpflicht 

k)  Vorschreibung,  und 

1)  Abstattung  des  Kollegiengeldes. 

m)  Anmerkungen. 

§  40.    In  die  Rubrik  der  Anmerkungen  ist  aufzunehmen: 

a)  Daß  der  Studierende  etwa  im  letzten  Semester  an  einer  andern 
Universität  studiert. 

b)  Das  Datum  und  die  Zahl  des  Universitätszeugnisses,  welches  er 
allenfalls  am  Schlüsse  des  Semesters  erhebt,  um  die  Universität  zu  verlassen. 

c)  Ob  gegen  ihn  eine  Disziplinaruntersuchung  gepflogen  worden,  und 
mit  welchem  Erfolge,  unter  Hinweisung  auf  das  darüber  geführte  Proto- 
koll, und 

d)  die  Ursache,  aus  welcher  ihm  ein  Besuchszeugnis  von  der  Fakultät 
versagt  worden  ist 

e)  Im  Falle  der  Studierende  erst  nachträgEch  aufgenommen  worden 
ist,  das  Datum  seiner  Meldung  bei  der  Quästur,  und  das  Datum  und  die 
Zahl  der  die  nachträgliche  Aufnahme  bewilligenden  Entscheidungen  der 
betreffenden  akademischen  Behörde  (§  31). 

§  41.  Nach  Abfassung  dieser  Kataloge  hat  die  Quästur  jedem  Dekane: 
a)  ein  Pare  des  Kataloges  über  die  seiner  Fakultät  immatrikulierten 
und    inskribierten    Hörer, 
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b)  ein  Pare  des  Kataloges  der  außerordentlichen  Studierenden  der 
ganzen  Universität,  und 

c)  nach  dem  Formulare  des  Hauptkataloges  einen  Katalog  derjenigen 
ordentlichen  Hörer  zu  verfassen,  welche  andern  Fakultäten  Immatrikuliert 
sind,  welche  aber  in  der  seiner  Leitung  unterstehenden  Fakultät  Kollegien 
hören. 

§  42.  Sechs  Wochen  vor  Ablauf  des  Semesters  hat  die  Quästur  femer 
jedem  Dozenten  einen  Katalog  der  für  jedes  seiner  Kollegien  gehörig 
eingeschriebenen  Hörer,  und  zwar: 

a)  der  ordentlichen,  und 

b)  der  außerordentlichen  zu  übergeben,  und  in  denselben  die  den  ein- 
zelnen Hörern  zukommende  gänzliche  oder  teilweise  Befreiung  von  der 
Honorarpflicht  anzumerken. 

§  43.  Ersieht  ein  Dekan  aus  diesen  Katalogen,  daß  ein  immatriku- 
lierter Studierender  seiner  Fakultät  in  kein  Kollegium  eingeschrieben  ist, 
so  hat  er  denselben  nach  vorausgegangener  Einvernehmung  von  der  Univer- 
sität wegzuweisen  ;^)  hört  ein  Studierender  in  der  Fakultät,  in  welcher  er 
immatrikulieri  ist,  kein  Kollegium,  oder  ergibt  sich  aus  der  Richtung  seiner 
Studien,  daß  er  einer  andern  Fakultät  angehört,  so  ist  er  dieser  andern 
Fakultät  zuzuweisen. 

V.  Von  den  Studien. 

§  44.  Den  Studierenden  steht  es,  unbeschadet  der  Anforderungen, 
wekhe  an  sie  bei  der  Meldung  zu  den  Staats-  und  zu  den  strengen  £)oktorats- 
prüfungen  gestellt  werden,  im  allgemeinen  frei,  zu  wählen,  welche  Vor- 
lesungen und  bei  welchem  Lehrer  sie  dieselben  hören  wollen.') 

§  45.  Um  den  in  eine  Fakultät  neu  Eintretenden  einen  Oberblick 
über  das  Gesamtgebiet  derselben  und  die  Einsicht  in  die  zweckmäßigste  An- 
ordnung und  Auswahl  der  zu  hörenden  Vorträge  zu  versdiaffen,  haben 
die  Lehrkörper  dafür  zu  sorgen,  daß  von  Zeit  zu  Zeit  kurze  enzyklopädische 
und  hodegetische  Vorträge  als  allgemeine  Einleitung  in  das  Fakultätsstudium 
gehalten  werden.  Es  ist  eine  Pflicht  sowohl  der  Dekane,  als  der  einzelnen 
Lehrer,  denjenigen  Studierenden,  welche  in  dieser  Hinsicht  eine  Belehrung 
wünschen,  mit  ihrem  Rate  an  die  Hand  zu  gehen. 

§  46.  Es  ist  den  österreichischen  Staatsangehörigen,  welche  die  gesetz- 
Ikhen  Eigenschaften  besitzen,  um  an  einer  österreidiischen  Universität 
immatrikuliert  zu  werden,  gestattet,  solche  nicht  österreichische  Universitäten, 
an  welchen  Lehr-  und  Lernfreiheit  besteht,  zu  besuchen,  und  es  soll  ihnen 
die   an    denselben    zugebrachte   und    ausgewiesene    Studienzeit   unter   den 

>)  Eine  Ämnahme  wurde  darth  die  MinVdg,  vom  IZ  April  1899,  ROBNr,  46,  MVBNr,  25, 
JSr  die  Studierenden  an  Hochschulen,  welche  den  Präsenxdiensi  als  Einjahrig-Freiwillige  ableisten, 
geschi^en  (s,  Nr,  550). 

«)  Erläutert  durch  MinErL  vom  5,Juü  1851,  Z.  6486/584  (s.  Nn  366).  DU  Vorlesungen 
und  Obangen  der  Lehrer  Im  engeren  Sinne  können  alle  an  der  Universität  inskribierten 
onlenüiehen  und  außerordentUehen  Hörer  und  Hörerinnen  sowie  die  vom  Pro/essorenkoUegium  tum 
Besuche  einzelner  UntversUätsvorlesungen  zugelassenen  Hospitantinnen  besuchen,  VgL  Punkt  3 
jdes  MinErL  vom  31.  Mai  1899,  Z,  9830,  MVBNr.  2t  (s.  Nr,  200). 
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im  §  47  aufgestellten  Beschränkungen  ebenso  angerechnet  werden,  als  wäre 
sie   an   einer  österreichischen   Universität  zugebracht^) 

Sie  unterliegen  dabei  den  allgemeinen  Gesetzen  und  Verordnungen, 
welche  sich  auf  das  Reisen  und  den  Aufenthalt  im  Auslande  beziehen. 

Ebenso  können  Angehörige  anderer  Staaten  an  österreichischen  Univer- 
sitäten immatrikuliert  werden  (§  11).')  Übrigens  haben  sie  den  Gesetzen 
über  den  Aufenthalt  Auswärtiger  in  Österreich  zu  genügen. 

§  47.  Um  künftig  zu  strengen  Prüfungen  wegen  Erlangung  des  Doktor- 
grades einer  österreichischen  Universität  oder  zu  einer  Staatsprüfung,  welche 
ein  Fakultätsstudium  voraussetzt,  zugelassen  zu  werden,  ist  die  Nachweisung 
eines  Universitätsbesuches  von  einer  bestimmten  Dauer*)  notwendig,  und 
zwar  für  das  philosophische  Doktorat  von  drei,^)  für  das  medizinische  von 
fünf  Jahren,^)  für  das  juridische  Doktorat  und  für  die  Staatsprüfungen, 
welche  das  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Studium  voraussetzen,  im 
allgemeinen  von  vier  Jahren,^  [worüber  die  näheren  Bestimmungen  in  dem 
Gesetze  vom  2Q.  Juli  1850  (Reichsgesetz-  und  Regierungsblatt  Nr.  327) 
enthalten   sind]. 

[Von  den  für  das  medizinische  Doktorat  geforderten  fünf  Universitäts- 
jahren müssen  wenigstens  vier  an  der  medizinischen  Fakultät  zuget)racht, 
und  zwei  Jahre  zum  Besuche  der  Kliniken  verwendet  worden  sein.] 

Ein  Jahr  der  geforderten  Universitätszeit  kann  der  Kandidat  des  [medizi- 
nischen und]  juridischen  Doktorates,  sowie  der  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen Staatsprüfung  auch  ausschließend  an  der  philosophischen  Fakultät 
zugebracht  haben.  ^ 

[Die  bis  zum  Jahre  1848  bestandenen  zwei  philosophischen  Jahrgänge 
sind  in  die  für  das  rechts-  und  staatswissenschaftliche  und  medizinische 
Doktorat  und  für  die  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfungen 
geforderten  Universitätsjahre  nicht  einzurechnen.] 

§  48.  Von  den  im  vorigen  Paragraphen  festgesetzten  Universitätsjahren 
muß  ein  Teil  an  einer  österreichischen  Universität  verwendet  werden,  und 
zwar  von  den  für  das  phik)sophische  Doktorat  vorgeschriebenen  wenigstens 
ein  Jahr,  von  den  übrigen  wenigstens  zwei  Jahre.*) 

')  Ober  die  Frage,  inwi^em  die  an  einer  aasldndieehen  Uniwertitat  tarädkgeiegte  Siadien- 
zeit  angeredmei  werden  kann,  vgL  Jür  Juristen  §  10  der  MinVdg,  vom  3t,  Dezember  Wß, 
RQBNr.  204  (s,  Nr,  636),  für  Mediziner  §  Z  der  MinVdg,  vom  14,  April  1903,  RQBNr,  102 
(s,  Nr.  678J;  vgl,  auch  §  48,  Anmerkung  *). 

*)  In  Bezug  anf  die  ImmairiAulation  von  Ausländem  s,  ,/iie  besonderen  Bestimmungen  ßr 
Ausländer^*  (Nr,  441  u,  f,J. 

*)  VgL  StHD  vom  30,  November  1812,  POS  Nr,  132,  Bd,  32,  S,  422,  wonach  eine  Abkürzung 
und  Zusammenziehung  der  Lehr-  und  Studienzeit  bei  den  Fakuttätsstuäien  verboten  wurde, 

<)  Gegenwärtig  „von  4  Jahren^*,  vgL  die  philosophische  Rigoroseuordnung  (s,  Nr.  70S^, 

*)  y^ß*  §  1  tt,  f,  der  medizinischen  Rigoroseuordnung  (s,  Nr,  678), 

<)  VgL  die  juristische  Studien'  und  Prüfungsordnung  (s,  Nr,  636  b.  f,)  und  die  Juristische 
Rigoroseuordnung  (s,  Nr,  660), 

^  VgL  die  medizinische  Rigoroseuordnung  §  3  (s,  Nr,  678),  beziehungsweise  §  9  der  Juristiseken 
Stuäienordnung  (s,  Nr,  636), 

*)  s,  §  1  der  philosophischen  Rigoroseuordnung  (Nr.  702)  und  §  3  der  mtditinischeu 
Rigoroseuordnung  (Nr.  678),  Für  die  Einrechnung  der  von  ReeMshörem  im  Auslande  zugebraektea 
Studienzeit  ist  gegenwärtig  §  2  des  Studiengesetzes  (s,  Nr,  635),  bezidaingsweise  §  10  der  Juristiseheu 
Studienordnung  (s.  Nr,  636)  und  §  1  der  Juristischen  Rigoroseuordnung  (s,  Nr,  660)  nmfigebeuA, 
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§  4Q.  Damit  einem  Studierenden  ein  Semester  in  seine  gesetzliche  Uni* 
versitätszeit  eingerechnet  werden  könne,  wird  in  der  Regel  zukünftig  die 
Anmeldung  und  der  Besuch  von  so  vielen  Kollegien^)  gefordert,  daß  durch 
dieselben  (ungerechnet  die  Unterrichtsstunden  der  Lehrer  im  engeren  Sinne) ') 
wöchentlich  wenigstens  zehn  Stunden')  ausgefüllt  werden.  Eine  Ausnahme 
ist  in  Ansehung  derjenigen  zu  machen,  welche  mit  besonderer  Verwendung 
sich  einem  einzelnen  Lehigegenstande  vorzugsweise  widmen,  und  in  dem- 
selben intensivere  Studien  machen  (§  55). 

§  50.  Das  Privatstudium  im  Sinne  der  bisherigen  Anordnung  ist  inso- 
feme  aufgehoben,  daß  ein  Studium  ohne  Besuch  der  öffentlichen  Vor- 
lesungen künftig  weder  zur  Ablegung  einer  strengen  Prüfung,  noch  zur 
Bestehung  einer  Staatsprüfung,  welche  ein  Fakultätsstudium  voraussetzt, 
befähigt.*) 

§  51.  Die  früher  bestandenen  Annual-  und  Semestralprüfungen  zur 
Erlangung  eines  öffentlichen  Zeugnisses  über  den  Fortgang  der  Studierenden 
in  den  Wissenschaften  sind  von  dem  Studienjahre  1850/51  an,  in  Ansehung 
aller  Studierenden  dieser  Fakultäten  aufgehoben.'^) 

Bedarf  ein  Studierender  eines  Zeugnisses  über  seine  wissenschaftliche 
Bildung  von  irgend  einem  Dozenten,  so  ist  dies  eine  Privatangelegenheit 
beider,  und  das  ausgestelHe  Zeugnis  hat  in  jeder  Beziehung  als  Privat- 
zeugnis  zu  gelten.  Dasselbe  gilt  von  schriftlichen  oder  mündlichen  Prüfungen, 
welche  etwa  zum  Zwecke  der  Erlangung  oder  Beibehaltung  eines  Stipen- 
diums oder  der  Befreiung  von  der  Honorarpflicht  vorgenommen  werden. 

Ober  den  Erfolg  einer  solchen  Prüfung  wird  entweder  ohne  Aus- 
stellung eines  Zeugnisses  nur  an  den  Lehrkörper,  der  sein  Urteil  über  die 
Würdigkeit  des  Studierenden  abzugeben  hat,  berichtet,  oder  das  ausgestellte 
Zeugnis  hat  den  Zweck,  für  welchen  es  gewünscht  worden  ist,  ausdrücklich 
zu   bezeichnen. 

Zur  Abhaltung  solcher  Prüfungen  während  der  Dauer  des  Semesters 
zur  Veranstaltung  von  Disputatorien,  Kolloquien  usw.,  insofern  dieselben, 
insbesondere   bei  größeren   Auditorien,   als   das   unentbehrliche   Mittel   er- 

^)  ffSeminarääiuiger^'  werden  den  Reehtshörem  eingerechmt  ($,  Nr,  319),  nicht  aber  den 
Hörern  der  Philosophie  fs.  Nr,  694J;  wohl  aber  sind  für  die  letzteren  die  als  SemestralkoUegien 
abgehaltenen  ,4iraktischen  Übungen"  einrechenbar, 

•)  Vgl  den  Sehliißsatz  des  MinErL  vom  31,  Mai  1909,  Z,  9830,  MVBNr,  2t  (s,  Nr,  220), 

*)  VgL  Ideen  die  Stadien'  und  Rigorosenordnangen* 

^)  Das  Privatstndinm  der  Theologen  wurde  mit  SiaatsminErL  vom  2t,  Februar  1963, 
Z.  1160/K.  U„  als  unstatOiaß  erUärt  (vgl,  Nr.  61^,  Laut  §  11  der  MinVdg,  vom  2t,  Dezember 
1993,  RQBNr,  204  fs,  Nr,  636),  sind  die  BesÜmmungen  aber  die  Zulassung  tu  den  JurUtisehen 
Staatsprüfungen  auf  Orund  von  Privaistudien  aufgehoben;  hiemit  sind  auch  aUe  älteren  VoT' 
Schriften  Über  die  Zulassung  von  Personen,  welche  nicht  die  im  §3  des  Oesetzes  vom  20,  April  1993, 
RQBNr,  69  fs,  Nr,  635),  geforderte  AbsoMerung  der  vorgeschriebenen  Universääisstudien  nach- 
weisen können^  dem  vollen  Umfange  noA  außer  Krßft  gesetzt  worden;  schon  nach  dem  MinErL 
vom  30,  Juni  1977,  Z,  10J017,  durfte  Privatisten  kein  Absohdortum  ausgestellt  werden.  An  den 
medisiidsehen  Fakultäten  war  das  Prtmtstudium  schon  laut  Hofkansleidekret  vom  13,  Mars  1905 
(POS  Nr.  30,  Bd,  2t,  S,  63),  unsulOssig. 

*)  Ober  die  Annual"  und  Semestralprß/iutgen,  denen  sich  Theologen  su  unterziehen  haben, 
5.  die  BesUmmangen  des  §  IS  des  MinErL  vom  16,  September  1951,  Z,  6165,  RQBNr,  216 
fs.  Nr.  606)  und  die  mit  MinErL  vom  21,  Mars  1902,  Z,  35S44  fs,  Nr,  609),  vertautbarteit 
Beschlüsse  des  Episkopates. 


^g2  n.  Teil:  Studienvonchriften ;  A.  Allgemeine  Bestimmnngeii. 

scheinen,  über  die  wissenschaftliche  Verwendung  von  Stipendisten  und 
Befreiten  ein  gewissenhaftes  Urteil  abgeben  zu  können,  sind  die  Dozenten 
nicht  nur  berechtigt,  sondern  gesetzlich  verpflichtet^) 

VI.  Von  dem  Besuche  der  Vorlesungen. 

§  52.  Die  Studierenden  sind  zu  einem  regelmäßigen  Besuche  der  von 
ihnen  angemeldeten  Vorlesungen  verpflichtet.  Er  ist  die  Bedingung  der  Ein- 
rechnung  eines  Semesters  in  ihre  gesetzliche  Universitäts-  oder  Fakultätszeit. 

§  53.  In  der  Mitte  eines  jeden  Semesters  versammelt  der  Dekan  des 
Lehrerkollegiums  einer  jeden  Fakultät  sämtliche  Professoren  und  Privat- 
dozenten  derselben  zu  einer  Besprechung  über  die  Frequentation  der  dieser 
Fakultät  immatrikulierten  Studierenden,  bei  welcher  sie  ihre  hierüber  ge- 
machten Erfahrungen  gegenseitig  austauschen.  Ergibt  sich  hiebei,  daß  ein- 
zelne Studierende  nachlässig  frequentieren,  so  ist  es  die  Pflicht  des  Dekans, 
diese  vorzurufen,  sie  darüber  zu  hören,  und  Ermahnungen  oder  Rügen 
auszusprechen  oder  die  Sache  vor  das  Professorenkollegium  zu  bringen. 
Wegen  beharrlichen  Unfleißes  kann  ein  Studierender  zu  jeder  Zeit  von  der 
Universität  weggewiesen  werden.") 

§  54.  Die  Dozenten  sind  verpflichtet,  bei  dieser  Gelegenheit,  sowie  bei 
Bestätigung  des  Besuches  überhaupt,  gewissenhaft  in  Anschlag  zu  bringen, 
was  ihnen  über  den  Besuch  ihrer  Kollegien  durch  die  Studierenden  im  Laufe 
des  Semesters  bekannt  geworden  ist.') 

§  55.  Kurz  vor  dem  Schlüsse  des  Semesters  versammelt  der  Dekan 
abermals  die  Professoren  und  Privatdozenten  seiner  Fakultät  zur  Beratung,  ob 
einem  Studierenden  die  Besuchszeugnisse  zu  versagen  seien,  und  der  ab- 
gelaufene Semester  daher  einem  immatrikulierten  Hörer  in  seine  Fakultätszeit 
eingerechnet  werden  könne  oder  nicht.^) 

Ergibt  sich,  daß  das  letztere  der  Fall  sei,  so  ist  dies  in  dem  Hauptkatak)g 
vom  Dekan,  sowie  von  jedem  betreffenden  Dozenten  in  seinem  Handkataloge 
vorzumerken. 

Hat  der  Studierende  nur  über  ein  einziges  Kollegium  ein  Besuchs- 
zeugnis zu  bekommen,  so  hat  der  Dekan  ihn  vorzurufen,  die  Art  seiner 
Studien  zu  untersuchen,  und  das  Professorenkollegium  entscheidet  darüber, 
ob  der  Semester  in  seine  gesetzlichen  Fakultätsjahre  einzurechnen  sei 
oder    nicht 


^)  VgL  den  MinErL  vom  31.  Augast  i853,  Z.  9656/876  (s.  Nr,  367)  und  MinErL  vom 
2i.  Man  J8S9,  Z.  4430  (a,  Nr.  370). 

")  VgL  §  4  der  provisorischen  DiszipUnarordtmng  vom  13.  Oktober  1849,  RQBNr.  416 
(s.  Nr.  523). 

*)  Es  kann  keinem  Dozenten  verwehrt  werden,  die  ihm  im  Interesse  der  Hebung  des  Besatks- 
ßeißes  tweekmiißig  ersduinenden  Mittel  zu  ergreifen  und  uVbst  durch  Aafimf  der  Namen  seine 
Schaler  kennen  eu  Urnen  und  sieh  von  ihrer  Anwesenheit  tu  ßbereeugen.  VgL  ili  des  MinErL 
vom  5.JuU  1851,  Z.  6485/584  fs.  Nr.  366). 

*)  Auf  die  Oberwaäiung  der  Frequenz  der  Vorlesungen  besiAsn  sich:  il.  und  III.  des 
MinErL  vom  5.JuU  1851,  Z.  6485/584  (s.  Nr.  366),  MinErL  vom  31.  August  1853,  2L  9656/876, 
RQBNr.  196  fs.  Nr.  367),  MinVdg.  vom  28.  SepUmber  1874,  Z.  13J633,  MVBNr.  47  fs.  Nr.  373). 
VgL  auch  §  17  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873,  RQBNr.  63  fs.  Nr.  18). 
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Der  Dekan  hat  die  Pflicht,  nötigenfalls  in  Betreff  der  Frequentation 
sich  auch  mit  dem  Dekane  oder  den  Dozenten  einer  andern  Fakultät, 
in  welcher  der  Studierende  Kollegien  hört,  ins  Einvernehmen  zu  setzen. 

§  56.  Um  die  Bestätigung  des  Besuches  hat  sich  der  Studierende  binnen 
der  letzten  drei  Wochen  (Jetzt  nicht  früher  als  innerhalb  der  letzten  acht 
Tage)^)  des  Semesters  persönlich 2)  bei  den  betreffenden  Dozenten  und 
bei  dem  Dekane  des  Professorenkollegiums  zu  melden,  nachdem  er  vorher 
seiner  Honorarpflicht  gehörig  nachgekommen  ist,  und  hierüber  oder  über 
seine  gänzliche  Befreiung  von  der  Entrichtung  des  Honorars  für  alle  von 
ihm  angemeldeten  Kollegien  die  gehörige  Bestätigung  von  der  Quästur 
erhalten  hat   (§   61). 

§  57.  Die  einfache  Bestätigung  des  Besuches  durch  die  Einzeichnung 
des  Wortes  „besucht'' >)  in  das  Anmeldungsbuch  hat  den  Sinn:  der  Studie- 
rende sei  für  das  benannte  Kollegium  eingeschrieben  gewesen,  und  es  sei 
nicht  bekannt,  daß  er  so  wenig  frequentiert  habe,  daß  der  Zweck  des 
Kollegienbesuches  dadurch  nicht  habe  erreicht  werden  können. 

§  58.  Die  Bestätigung  der  Frequentation  geschieht  im  Meldungsbuche 
oder  Meklungsbogen  in  der  vorletzten  Rubrik. 

§  59.  Nach  eingeholter  Besuchsbestätigung  von  Seite  der  einzelnen 
Dozenten  hat  der  Studierende  sein  Meldungsbuch  oder  seinen  Meldungs- 
bogen  dem  Dekan  zur  Vidierung  vorzulegen.  Wenn  über  einen  Studierenden 
eme  Disziplinarstrafe  verhängt  wurde,  so  ist  dies  bei  dieser  Gelegenheit  in 
dem  Meldungsbuche  mit  Hinweisung  auf  das  betreffende  Protokoll  zu 
bemerken. 

In  dem  Falle,  als  einem  Studierenden  das  ablaufende  Semester  aus 
was  immer  für  einem  Grunde  nicht  in  seine  Universitätszeit  einzurechnen 
ist,  hat  der  Dekan  dies  in  der  Rubrik  „Anmerkung''  zu  notieren. 

Kommt  eine  solche  Anmerkung  nicht  vor,  so  hat  die  Unterschrift 
des  Dekans  die  Bedeutung,  daß  dem  Studierenden  das  betreffende  Semester 
im  allgemeinen  in  seine  Universitätszeit  eingerechnet  werden  könne. 

§  60.  Meldet  skh  ein  Studierender  bis  zum  Schlüsse  des  Semesters 
nKht  um  ein  Besuchszeugnis,  so  ist  es  so  anzusehen,  als  hätte  er  die  Uni- 
versität im  Laufe  des  Semesters  verlassen,  und  dieses  wird  ihm  in  sein 
Fakultätsstudium  nicht  eingerechnet,  ausgenommen,  wenn  bei  einer  nach- 
träglujien   Meldung  um  das   Besuchszeugnis  der  Studierende  hinlängliche, 

0  Aitf  Ontnd  des  §  3  der  MtnVdg,  vom  2t.  Jänner  1886,  Z.  1562,  MVBNr,  9  (s,  Nr.  422), 
warde  die  im  §  56  der  allgemeinen  Studienordnung  ßtr  die  leisten  drei  Wochen  des  Semesters 
festgesetzte  und  mit  MinErl.  vom  J3.  November  1881,  Z.  17J0O3,  MVBNr.  46,  für  die  letzten 
14  Tage  anberaumte  Frist  auf  die  letzten  acht  Tage  des  Semesters  eingeschränkt. 

Studierenden  der  Medizin,  welche  während  ihrer  medizinischen  Studien  den  iialbjährigen 
Präsenzdienst  im  Soldatenstande  am  /.  April  antreten,  ist  die  Freguenzbestätigung  für  das 
Wintersemester  Jedenfaiis  scfion  In  den  letzten  acht  Tagen  des  Monats  März  zu  erteilen.  VgL 
§4  der  MinVdg.  vom  12.  April  1899,  RQBNr.  46  (s.  Nr.  550J. 

*)  Die  persönliche  Einholung  der  Frequenzbestätigung  seitens  der  Studierenden  wurde 
neuerdines  dareh  die  MinErL  vom  28.  September  1874,  Z.  13JS33,  MVBNr.  47  (s.  Nr.  373)  und 
vom  18.  November  1886,  Z.  23U>30  (s.  Nr.  377),  eingeschärft. 

*)  Sei  Bestätigung  der  Frequenz  ist  die  Anwendung  von  Beisätzen  als:  „mit  besonderen, 
mit  ausgezeichnetem  Fleiß,  fit  hervorragender  Verwendung  usw."  zulässig.  VgL  überhaupt  III. 
des  MinErL  vom  5.Juü  1851,  Z.  6485/584  (s.  Nr.  366). 


^g^  II.  Teil:  Studlenvonchriften;  A.  Allgemeine  Bestimmungen. 

seine  Verspätung  rechtfertigende  Gründe  nachweist,  und  wenigstens  ein 
Dozent,  und  zwar  in  diesem  Falle  nicht  bloß  negativ  in  der  oben  §  57 
ang^ebenen  Weise,  sondern  positiv,  aus  eigenem  bestimmten  Wissen  be- 
stätigt, daß  der  Bittsteller  seine  Vorlesungen  fleißig  besucht  habe.  Wird 
ihm  aus  Ursache  der  nicht  rechtzeitig  und  nicht  persönlich  geschehenen 
Meldung  von  einem  oder  mehreren  Dozenten  die  Bestätigung  der  Fre- 
quentation  verweigert,  so  steht  ihm  zu,  sich  an  das  Professorenkollegium 
zu  wenden,  welches  das  Recht  hat,  außerordentliche  und  nachgewiesene 
Billigkeitsrücksichten,  insbesondere  bei  sonst  notorisch  ausgezeichneten 
Studierenden  in  Anschlag  zu  bringen. 

Gegen  die  diesfällige  Entscheidung  des  Professorenkollegiums  findet 
kein  weiterer  Rekurs  statt 

§  61.  Keinem  Studierenden  darf  von  irgend  einem  Dozenten  der  Besuch 
eines  Kollegiums  bestätigt  werden,  bevor  er  in  dem  Meldungsbuche  oder  in 
dem  Meldungsbogen  die  Bestätigung  des  Quästors  über  die  Bezahlung  des 
Kollegiengeldes  für  sämtliche  von  dem  Studierenden  angemeldeten  Kolle- 
gien, oder  über  die  gänzliche  Befreiung  von  der  Entrichtung  desselben 
vorgemerkt  gesehen,  und  ihm  derselbe  im  ersten  Falle  zugleich  eine  den 
legalen  Beweis  des  Honoraranspruches  des  Dozenten  liefernde  ungestem- 
pelte Spezialquittung  der  Quästur  über  das  von  ihm  bezahlte  Honorar  für 
die  betreffende  Vorlesung  des  Dozenten  eingehändigt  hat 

§  62.  Die  in  jedem  Meldungsbuche  oder  Meldungsbogen  enthaltenen 
Bestätigungen  über  den  Besuch  der  Vorlesungen  unterliegen  zusammen  für 
jedes  Semester  einem  Stempel  von  6  kr.  (Jetzt  30  Heller),  Die  gehörige 
Stempelung  der  einzelnen  Blattseiten  des  Meldungsbuches  hat  der  Studierende 
selbst  zu  besorgen. 

§  63.  Ober  den  Betrag  und  die  Zeit  der  Entrichtung  der  Kollegien- 
gelder und  über  den  Vorgang  bei  Erteilung  einer  gänzlichen  oder  teilweisen 
Befreiung  sind  die  näheren  Bestimmungen  in  dem  mit  Ah.  Entschl.  vom 
12.  Juli  1850  sanktionierten  Gesetze  über  die  Einftihrung  der  Kollegien- 
gelder enthalten  (Reichsgesetz-  und  Regierungsblatt  Nr.  310).^ 

VIK  Von  den  Ferien. 

§  64.  Das  Studienjahr  zeriällt  in  das  Winter-  und  Sommersemester. 
Jenes  beginnt  am  1.  Oktober  eines  jeden  Jahres  und  dauert  bis  exklusive 
zum  Donnerstag  vor  dem  Palmsonntag  des  gregorianischen  Kalenders. 

Dieses  beginnt  mit  dem  Donnerstage  nach  den  Osterieieriagen  und 
dauert  bis  zum  letzten  Juli.  Die  großen  Herbstferien  betragen  somit  zwei 
Monate,  die  Osterferien  14  Tage.") 

>)  5.  dieses  Qeseis  unter  Nr.  39t  smrie  VII.  des  MUtErL  vom  5.JttU  1851,  2.  M85/5M 
(s.  Nr.  366J. 

>)  Mit  MinErL  vom  5.  November  1857,  RQBNr.  219  (s.  Nr.  368),  worden  dU  Herbs^erien 
und  die  Zwisehenferien  deflniäv  geregelt;  eugleieh  wurde  die  Dauer  der  WeihHadäS"  und 
FasOdngsferien  bestimmt.  Mit  MinErL  vom  1.  Februar  1858,  Z.  21.777  ex  1857  (s.  Nr.  369), 
erfolgte  eine  Reduktion  der  koUegie^freien  Tage  cm  der  UniversUät  Lemberg.  Hinsidälieh  der 
Einteilung  des  Studienjahres  an  der  Universität  in  Csemowite  s.  den  MinErL  vom  18.  S^tem- 
ber  1875,  Z.  12.266,  MVBNr.  37  (s.  Nr.  374);  dU  Ordnung  der  Ferien  an  dieser  UniversiU» 
benüit  auf  dem  MinErL  vom  14.  Dezember  1878,  Z.  19.535,  MVBNr.  4  ex  1879  (s.  Nr.  375J, 
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§  65.  Rücksichtlich  der  Feiertage  ist  sich  an  die  bisher  bestandenen 
Vorschriften,  oder  in  Ermanglung  ausdrücklicher  gesetzlicher  Bestimmungen 
an  die  an  jeder  Universität  beobachtete  Obung  zu  halten. 

§  66.  Was  den  an  den  Universitäten  bisher  in  jeder  Woche  noch 
außer  dem  Sonntage  zugestandenen  Ferialtag  anbelangt,  so  ist  es  Sache 
eines  jeden  Profesaorenkollegiums,  zu  bestimmen,  ob  ein  solcher  und  allen- 
falls welcher  Wochentag  hiezu  auch  noch  in  Zukunft  fortbestehen  soll.  ^) 

Der  an  einigen  Fakultäten  an  jedem  Dienstag  Nachmittag  eingeführte 
halbe  Ferialtag  wird  aufgehoben. 

VUI.  Von  dem  Abgänge  von  der  Universtttt 

§  67.  Verläßt  ein  immatrikulierter  Studierender  die  Universität,  ent* 
weder  weil  seine  Studien  beendet  sind  oder  um  sich  an  eine  andere 
Universität  zu  begeben,  so  ist  er  verpflichtet,  ein  Universitätszeugnis  zu 
verlangen.  Ohne  ein  solches  Universitatszeugnis  (Abgangszeugnis)')  darf 
er  weder  an  einer  andern  Universität  definitiv  aufgenommen,  noch  zu  den 
Doktoratsprüfungen  oder  zu  der  letzten  theoretischen  Staatsprüfung  zuge- 
lassen werden. 

Er  hat  sich  zu  diesem  Behufe  bei  dem  Dekane  zu  melden,  seine 
früheren  Zeugnbse  und  sein  Meklungsbuch  demselben  zu  übergeben. 

§  68.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Universitätszeugnisse  sind 
in  dem  MinErl.  vom  10.  März  1850,  Z.  1585,*)  enthalten  (Reidisgesetz- 
und  Regierungsblatt  Nr.  117).  Die  Ausfertigung  derselben  geschieht  inner- 
halb der  ersten  acht  Tage  der  Oster-  und  der  Herbstferien. 

Für  die  Ausfertigung  dieser  Zeugnisse  ist  außer  dem  gesetzUchen 
Stempel  eine  Schreibgebühr  von  1  fl.  K.  M.  (jetzt  2  Kronen  10  h)  bei  der 
Einhändigung  derselben,  wekhe  diuxh  die  Quästur  geschieht,  zu  entrkbten. 

Dieselbe  Gebühr  ist  zu  enti'ichten  bei  Ansstellnng  eines  Duplikates^  eines 
Meldungsbuches  oder  Meldungsbogens  oder  eines  Abgangszeugnisses  oder 
Absolutoriums. 


*)  Vgl  tauk  §6  der  MtiVdg.  vom  30.  Jwd  1850,  Z.  StS^lT^  (8,  Nr,  S^J;  beMßgUch  der 
B^fkgHis  des  Jeweiligen  Rektors  war  Bestimmung  eines  besonderen  Ferialtages  j*  Nr.  372  und  die 
Anmerkung  hieeu. 

*)  s.  die  Vorschriften  aber  die  Abgangszeugnisse  (AbsolutorienJ  unter  Nr.  496  u.f.  Wegen 
Ausfertigung  der  Absotatorien  auf  SidurkeUspapier  s,  Anmerkung  ^  bei  §  2t  der  allgemeinen 
StuaUmordmmg  fS.  453), 

*)  Mit  diesem  Erlasse  (s.  Nr.  486)  wurde  ein  Formular  der  Abgangseeugnisse  mä  einer 
Vondaift  über  ihre  Ausfüllung  hinausgegeben.  Im  Sinne  dieser  Vorschrift  ist  laut  MinErl.  vom 
29,  Mai  1994,  TL  9099  (s.  Nr.  499)  und  fom  I.  Dezember  1902,  Z.  39J9I  (s.  Nr.  491), 
won  der  Ausstellung  von  ausdrüddieh  als  „Absoluiorierf*  beteiehneten  Abgangseeugnissen  an 
Säkäerwnde  der  philosophischen  FakuitOt  abzusehen.  Mit  MinErL  warn  3.  April  1956, 
Z.  5169,  RQBNr.  47  (s,  Nr.  4SI)  erfolgUdU  EißfShrung  von  Absolutorien  für  Rechtshörer  als 
legales  Beweisdokument  über  die  Vollendung  der  vorgeschriebenen  Studien  und  die  Bestimmung 
des  Verhältnisse*  derselben  zu  den  bisher  üblichen  Abgangszeugnissen,  Der  nach  §  27  des  Wefw- 
geseiues  gßfbrderte  Nadaseis  der  Absobderung  der  medizinischen  Studien  wird  nur  durch  ein 
Abgangszeugnis  erbracht,  durch  welches  die  Zurücklegung  von  wenigstens  zeim  anrechenbaren 
medtzinisehen  Semestern  und  die  Frequenz  der  in  der  Rigorosenordnung  bezeichneten  Obügatfädur 
bestätigt  wird  (MinAltt  Z.  13.210  ex  1996).  Diese  Abgangszeugnisse  sind  gem^ß  MinErl.  vom 
4,  September  1997,  Z.  16.636  (s.  Nr.  490),  ausdrüekiich  als  „Absolutorien"  zu  bezeichnen. 
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Für  die  Duplikate  anderer  Art  ist  die  Hälfte  obiger  Schreibgeböhr 
zu  bezahlen. 

Die  Hälfte  des  Ertrages  dieser  Schreibgebühr  fällt  dem  Dekan  des 
betreffenden  ProfessorenkoUegiums,  die  andere  Hälfte  den  Kanzlei-  und 
Quästursbeamten  zu. 

IX.  Von  der  Anbringung  von  Gesuchen  und  Beschwerden  der 

Studierenden. 

§  69.  Hat  ein  Studierender  ein  Gesuch  oder  eine  Beschwerde  anzu- 
bringen,^) so  hat  er  sich  zuerst,  und  soweit  nicht  eine  schriftliche  Ein- 
gabe ausdrücklich  durch  das  Gesetz  gefordert  wird,  mündlich  an  den  be- 
treffenden Dekan  zu  wenden.  Dieser  bescheidet  ihn  mündlich  oder  weist 
ihn  an,  eine  schriftliche  Eingabe  an  das  Frofessorenkoilegium  zu  richten. 

§  70.  Fühlt  sich  der  Studierende  durch  den  erhaltenen  mündlichen  oder 
schriftlichen  Bescheid  des  Dekans  oder  des  Professorenkollegiums  nicht 
zufriedengestellt,  so  steht  es  ihm  frei,  soweit  das  Gesetz  nicht  einen  solchen 
Rekurszug  ausdrücklich  abgeschnitten  hat,  den  Rekurs  an  den  akademischen 
Senat  zu  ergreÜen,  an  welchen  er  auch  in  dem  Falle  seine  Eingabe  zu 
stilisieren  hat,  wenn  die  Gewährung  irgend  eines  Gesuches  in  erster  Instanz 
dem  akademischen  Senate  vorbehalten  ist. 

Doch  ist  jedenfalls  ein  solches  Gesuch,  sowie  jeder  Rekurs  an  den 
akademischen  Senat  oder,  soweit  er  zulässig  ist,  an  das  Unterrichtsministe- 
rium, bei  dem  betreffenden  Professorenkollegium  zu  überreichen,  und  von 
diesem  mit  seinem  Berichte  weiter  zu  befördern. 

Die  Rekursfrist  beträgt  in  der  Regel  acht  Tage,  von  dem  Tage  an  ge- 
rechnet, an  welchem  der  rekurrierte  Bescheid  dem  Studierenden  mündlich 
gegeben  worden  oder  schriftlich  von  ihm  in  der  Universitätskanzlei  zu 
erheben  war. 

§  71.  Der  Studierende  hat  in  der  Regel  keine  Zustellung  von  Seite 
der  Universitätskanzlei  zu  erwarten,  sondern  die  ihn  betreffenden  Erledi- 
gungen selbst  oder  durch  einen  Stellvertreter,  welcher  sich  über  den  er- 
haltenen Auftrag  zu  legitimieren  hat,  bei  der  Universitätskanzlei  abzuholen. 

Die  Verständigung,  daß  die  einen  Studierenden  betreifende  Erledigung 
in  der  Kanzlei  zu  erheben  sei,  geschieht  durch  Anschlag  auf  dem  schwarzen 
Brette.«) 

§  72.  Nur  in  besonders  dringenden  oder  wichtigen  Fällen  kann  der 
Dekan  oder  Rektor  eine  Zustellung  zu  Händen  des  Studierenden  durch  den 
Universitäts-  oder   Fakultätsdiener   anordnen. 

Die  Studierenden  haben  von  den  Anschlägen  auf  dem  schwarzen  Brette 
Kenntnis  zu  nehmen,  und  alles,  was  von  Seite  der  akademischen  Behörden 
oder  der  Quästur  auf  demselben  angeschlagen  worden  ist,  als  gehörig 
kundgemacht  und  als  diejenigen,  die  es  angeht,  verpflichtend,  anzusehen.*) 

^)  VgL  Punkt  5  und  6  des  MinErL  vom  2t,  November  J849,  Z.  8605  fs.  Nr.  6t  J. 

*)  Betreffend  die  Umulässigkeit  der  Verwendung  des  schwarzen  Brettes  uun  An$ehiag  von 
Plakaten  s.  Nr,  376. 

*)  Der  MinErL  vom  28.  Februar  1865,  Z.  1280  (s,  Nr.  371J,  erklärt  dU  Kundmachung 
einer  Anordnung  mit  verpflichtender  Kraft  für  die  Studierenden  durch  mändiidte  Mitteilung  seUem 
eines  Professors  an  sein  Auditorium  für  zulässig. 
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X*   Von   der  Beziehung  dieser  Vorschrift  auf  die  Studierenden  der 
Theologie  und  auf  die  nicht  immatrikulierten  Hörer  von  solchen  Lehr- 
vorträgen, welche  nicht  Fakultfttsvorlesnngen  sind, 

§  73.  Die  Anwendbarkeit  dieser  Vorschriften  auf  die  Studierenden  der 
Theologie  bleibt  näheren  Bestimmungen  vorbehalten.^) 

§  74.  Für  diejenigen,  welche  sich  für  die  Kollegien  der  Lehrer  im 
engeren  Sinne  des  Wortes  oder  in  Vorlesungen  von  Lehrabteilungen  ein- 
schreiben lassen,  welche  keine  eigentlichen  Fakultätsstudien  umfassen,  son- 
dern diesen  nur  aggregiert  sind,  gelten  die  bisherigen  Vorschriften,  sowohl 
über  die  Aufnahme  als  über  ihren  Studiengang,  über  die  von  ihnen  ab- 
zulegenden Prüfungen  und  über  ihre  sonstigen  Beziehungen  zur  Univer- 
sität und  zu  ihren  Professoren  und  Lehrern.^) 


Np.  366. 

Erlafi  des  Ministeriums  fOr  K.  d.U.  vom  5.  Juli  185t  Z.  6485/584, 

an  das  Universitätskonsistorium  in  Wien  und  die  akademischen  Senate  der 
Universitäten  in   Prag,   Lemberg,   Krakau,   [Olmütz],   Graz  und   Innsbruck, 

(betreffend   einige   Bemerkungen   und  Weisungen  in  Bezug  auf  die 
Durchführung  der  allgemeinen  Studienordnung). 

Ungeachtet  das  Unterrichtsministerium  nicht  den  eifrigen  Willen  ver- 
kennt, mit  welchem  die  akademischen  Behörden  im  allgemeinen  dasselbe 
bei  Ein-  und  Durchführung  der  neuen  Organisation  der  Fakultätsstudien 
unterstützten,  und  so  freudig  es  vielfältige  Anlässe  ergriff,  mehreren  der- 
selben seine  besondere  Anerkennung  darüber  auszusprechen,  so  sind  doch 
nicht  alle  Anordnungen  des  neuen  Systems  überall  mit  gleichem  Erfolge,  nicht 
überall  in  vollkommenem  Einklänge  mit  den  hierortigen  Intentionen  durch- 
geführt worden. 

Hier  nachzuhelfen,  soweit  es  nötig  erscheint,  hie  und  da  entstandene 
Zweifel  zu  lösen,  den  akademischen  Behörden  in'  einigen  Punkten,  wo 
nicht  alle  den  wahren  Gesichtspunkt  gewonnen  zu  haben  scheinen,  das  Ver- 
ständnis zu  erleichtern,  und  selbst  die  von  einigen  begangenen  Mißgriffe 
offen  darzulegen,  um  sie  auf  die  richtige  Bahn  zu  bringen  und  die  übrigen 
vor  ähnlkhen  Klippen  zu  warnen,  dies  ist  der  Zweck  folgender,  an  die 
akademischen  Behörden  der  Universitäten  zu  Wien,  Prag,  Lemberg,  Krakau, 
[Olmütz],  Graz  und  Innsbruck  gleichmäßig  gerichteten  Bemerkungen. 

Diejenigen  akademischen  Behörden,  welche  sich  allenfalls  durch  den 
einen  oder  andern  Punkt  berührt  fühlen,  mögen  in  denselben  zunächst 
nicht  mehr  als  eine  wohlmeinende  Aufklärung  über  die  Absichten  des 
Unterrkhtsministeriums  erblicken,  welches  eben  darum  nicht  Ursache  zu 
haben  glaubt,  die  eine  oder  andere  dieser  Bemerkungen  an  das  eine  oder 

')  Die  bezügUehen  Anordnungen  wurden  mit  MinErl,  vom  16,  September  1851,  Z.  6165, 
ROBNr.  216  ft.  Nr.  606J,  getroffen, 

•)  Vgl,  die  Vorsduißen  in  Betrtjf  der  „Lehrer  im  engeren  Sinne**  unter  Nr,  220  u,  f. 
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•ader«  ProfeaftoreokoUegluiB  aamentlich  lu  rkhto»  weil  es  aa  dem  red% 
lifiiiea  Willen  aller,  das  Beate  der  kdkeren  Bikhui£f  uad  das  OedeS^a  der 
Universitäteo  «u  fittdem,  aioht  aweifelt. 

/.  (Umfreiheft.) 

Es  ist  von  mehreren  Seiten  der  Zweifel  angeregt  worden,  ob  einem 
I>ozenten  das  Recht  zustehe«  die  Meldung  eines  Studierenden  für  eines 
seiner  Kollegien  nicht  i^nzunehmen,  für  welches  dieser  die  unumgäaglich 
^ötigen  Vorstudien  nicht  gemacht  hat,  z.  B.  wenn»  wie  es  an  den  rechts- 
und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten  vorkam.  Studierende  die  politischen 
Wissenschaften  hören  wollen,  ohne  früher  Rechtsphilosophie  studiert  zu 
haben,  oder  einige  Finanzpolitik,  ohne  nationalökonomische  Vorstudien» 
gerichtliches  Verfahren  ohne  Vorkenntnisse  des  Zivilrechtes  frequentieren 
wollen. 

Das  Recht  der  Lemfreiheit  kann  nicht  als  ein  Recht  zum  absolut  Un- 
vernünftigen aufgefaßt  werden.^  D^  ,§  44  der  Studienordnung  stellt  es 
zwar  den  Studierenden  frei,  zu  wählen,  welche  Vorlesungen  und  bei  weidiem 
(.ehrer  sie  dieselben  hören  wollen.  Aiein  der  ebenda  vorkommende  Aus* 
druck  „im  allgemeinen''  deutet  schon  darauf  hin,  daß  dieses  Recht  kein 
unbeschränktes  sei  Diese  Besdiränkungen  liegen  eben  sowohl  in  positiven 
Verfügungen,  z.  B.  in  den  Bestimmungen  über  die  theoretischen  Staats- 
prüfungen,^) als  auch  in  einer  natürlichen  Stufenfolge  der  wissenschaft- 
lichen Disziplinen,  soweit  diese  eine  rein  objektive  und  mithin  so  evidente 
ist,  daß  nur  offenbarer  Unverstand  sie  ignorieren  kann. 

Oleichwohl  ist  nicht  zu  verkennen,  daß  eine  zu  weit  gehende  Be- 
vormuadung  zuletzt  zu  dem  Aufdringen  eines  Studienplanes  führen,  somit 
das  Wesen  der  Lemfreiheit  zerstöre«  und  dessen  eigentlichen  Nutzen, 
nämlich  die  strebsamen  Studierenden  gewährte  Möglichkeit,  ihre  Studien 
ihren  individuellen  Bedürfnissen,  Neigungen  and  Voricenntaissen  gemäß  ein- 
zurichten, vernichten  würde. 

Es  ist  zu  bedauern,  daß  noch  keine  für  die  Studierenden  der  ver- 
schiedenen Fakuhäten  berechneten  hodegetischen  Anweisungen  über  die 
zweckmäßige  Verwendung  der  Universitätszeit  bisher  im  Drucke  erschienen 
sind,  und  daß  auch  derlei  Vorlesungen  nicht  allgemein  in  einer  solchen 
Art  abgehalten  werden,  daß  sie  noch  rechtzeitig  zu  Führern  der  studie- 
renden Jugend  bei  Auswahl  der  Vorlesungen  werden  könnten. 

Die  Zukunft  wird  vielleicht  auf  diesem  Wege  den  wirklichen  Bedürf- 
nissen ohne  direktes  Einschreiten  des  Unterrichtsministeriums  abheKen.  Bis 
dies  jedoch  geschieht,  will  dasselbe  den  akademischen  Behörden  und  Pro- 
fessoren die  Ermächtigung  nicht  vorenthalten,  gegen  schreiende  Mißgriffe 
der  Studierenden  wirksam  eintreten  zu  können. 

Derlei  Mißgriffe  kommen  nicht  an  allen  Fakultäten  in  gleichem  Maße 
vor,  und  die  Notwendigkeit  der  Abhilfe  dürfte  nicht  überall  gleich  drin- 
gend sein. 


>)  VgL  den  Sehb^ßsatt  des  §  4  und  den  votierten  Absoiit  dm  §  5  d§r  ßuisikcfimi 
Ordnung  vom  2t,  Deumber  1993^  RQBNr,  204  (»,  Nt\  fiJH^« 
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£)iejenigen    Fakultäten,   bei  welchen   sie    aber   nach   den   bidierigen 

Wahrnehmungen    sich    häufiger  und   entschiedener   herausgestellt  haben, 

werden  hiemit  auffordert,  dies  unverzüglich  zum  Gegenstände  ihrer  Be- 
ratung zu  machen. 

Spricht  sich  die  Majorität  eines  Kollegiums  dahin  aus,  daß  es  an  der 
betreffenden  Fakultät  notwendig  sei,  einigen  Professoren  außer  dem  Rechte 
der  Belehrung  und  des  Abratens  das  Recht  zur  Verweigerung  der 
Inskription  einzuräumen,  so  haben  sie  diesfalls  die  Lehrfächer  zu  be- 
zeichnen, in  Ansehung  derer  eine  Besdiränktmg  der  freien  Wahl  einzu- 
treten habe,  die  Bedingungen  der  Anmeldung  sokher  Vorlesungen  zu 
bestimmen  und  zur  Handhabung  dieser  Bestimmungen  die  Ermächtigung 
von  Seite  des  Unterrichtsministeriums  einzuholen. 

//.  (Wahl  und  Besuch  der  Vorlesungen.) 

Zu  einer  vernünftigen  Wahl,  sowie  zu  einem  fleißigen  Besuche  der 
Vorlesungen  können  namentlich  an  den  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen Fakultäten  zwei  Umstände  beitragen: 

a)  eine  sokhe  Ordnung  der  Vorlesungen  bei  Entwerfung  des  Lek- 
tionskatak>ges,  welche  sich  mit  den  Anforderungen  des  Staatsprfifungs- 
gesetzes  und  dem  hieraus  entspringenden  natürlidien  Streben  der  Studie- 
renden, vor  allem  die  Erfüllung  dieser  Anforderungen  sicherzustellen,  in 
Einklang  setzt,^) 

b)  eine  solche  Methodik  der  Vorträge,  wodurch  diese  für  den 
Studierenden  möglichst  fruchtbar  werden. 

ad  a):  Es  ist  ein  natürlicher  und  gerechtfertigter  Wunsch  der 
Studierenden,  durch  die  Anordnung  der  Vorlesungen  in  ihrer  fortlaufenden 
Vorbereitung  für  die  Staatsprüfungen  nicht  nur  nicht  gestört,  sondern  viel- 
mehr möglichst  gefördert  zu  werden.  Der  größte  Teil  der  Studierenden 
der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Faktdtät  wünscht  daher,  diejenigen 
Lehrfächer,  welche  Prüfungsgegenstände  einer  Prüfungsabteilung  sind,  mög- 
lichst gleichzeitig   in    einigen   fortlaufenden    Semestern   hören    zu   können. 

Es  ist  nun  nicht  genug,  daß  deriei  Kollegien,  insofern  sie  zweck- 
mäßig in  einem  Semester  gehört  werden  können,  in  der  Anordnung  der 
Stunden  nkht  kollidieren,  sondern  es  ist  auch  wünschenswert,  daß  sie  sich 
ohne  Zwischenräume  aneinanderreihen,  um  nicht  die  Zeit  der  Studierenden 
zu  zersplittern. 

Es  ist  begreiflich,  daß  keine  Lektionsordnüng  den  Wünschen  aller 
vollkommen  entsprechend  sein  kann.  Namentlich  wird  man  darauf  Ver- 
zicht leisten  müssen,  denjenigen  hierin  vollkommen  gerecht  zu  werden, 
welche  das  Erscheinen  des  Staatsprülungsgesetzes  bereits  im  vorgerückteren 
Stadium  ihrer  Studienzeit  angetroffen  hat.  , 

Desto  mehr  gerechtfertigt  ist  aber  die  Erwartung  der  Neueintre- 
tenden, ihre  Wünsche  diesfalls  berücksidhtigt  zu  sehen  und  zum  Teile 

*)  QegutmOrtte  sind  kkißr  äU  Bnttmmmngtn  dtf  ptrUtbehmi  SäuUen»  utui  PrSfiuigi' 
ordanng  (§  8)  Nr,  6»  und  des  MInErL  vom  2t,  Dezember  1893,  Z,  234t/KUM  fs,  Nr,  637), 
maßgebend. 
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schön   in   der  Stundenanordnung  einen   Fingerzeig  für  den  von  ihnen  zu 
verfolgenden  Studiengang  zu  erhalten. 

Der  Umstand,  daß  die  drei  Abteilungen  der  Staatsprüfungen  in  be- 
liebiger Reihenfolge  abgelegt  werden  können,^)  erschwert  zwar  die  Zu- 
sammenstellung nach  einem  bestimmten,  für  die  Mehrzahl  berechneten  Plane, 
macht  sie  aber  nicht  unmöglich. 

in  Zukunft  werden  die  hierüber  zu  machenden  Erfahrungen  den 
Professorenkollegien  zu  Hilfe  kommen.  Aber  auch  schon  jetzt  dürfte  nichts 
im  Wege  stehen,  teils  auf  gewisse,  in  der  Natur  der  Sache  liegende 
Voraussetzungen,  teils  auf  die  bisher  schon  gemachten  Erfahrungen  ge- 
stützt, die  Lektionskataloge  in  einen  näheren  Zusammenhang  mit  dem 
Studiengange  zu  bringen,  welchen  die  Mehrzahl  der  Studierenden  dieser 
Fakultät  vermöge  des  Staatsprüfungsgesetzes  einschlagen  dürfte  und  ver- 
nünftigerweise sollte. 

ad  b):  Es  ist  mir  von  mehreren  Seiten  mündlich  berichtet  worden, 
daß  an  einigen  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten  die  Kollegien 
von  den  dafür  inskribierten  Hörern  nicht  mit  dem  Fleiße  besudit  werden, 
welcher  in  wissenschaftlicher  und  insbesondere  auch  in  disziplinarer  Hin- 
sicht zu  wünschen  ist. 

Hierauf  ein  besonderes  Augenmerk  zu  richten,  ist  eine  Pflicht  der  akade- 
mischen Behörden,  und  den  Fleiß  in  dem  Besuche  und  in  der  Benützung  der 
Vorlesungen  zu  steigern,  sei  ein  Gegenstand  ihrer  sorgfältigsten  und  fort- 
gesetzten  Beratung. 

Es  ist  nun  allerdings  zu  erwarten,  daß,  je  mehr  die  Nachwehen  der 
Jahre  1848  und  1849  sich  verlieren,  und  je  mehr  das  Gesetz  über  die 
theoretischen  Staatsprüfungen  und  über  die  Kollegiengekler  ihre  Wirksam- 
keit zu  äußern  Zeit  und  Gelegenheit  finden  werden,  desto  mehr  auch  der 
Fleiß  in  Besuch  und  Benützung  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 
Kollegien  sich  steigern  werde. 

Allein  der  Umstand,  daß  die  diesfälligen  Klagen  sich  vorzugsweise 
nur  auf  die  für  die  Hörer  der  Rechts-  und  Staatswissenschaften  bestimmten 
Kollegien  beschränken,  enthält  einen  nicht  zu  übersehenden  Fingerzeig. 

Wenn,  wie  berichtet  wurde,  die  Vorlesungen  an  den  medizinischen 
Fakultäten  im  allgemeinen  fleißiger  besucht  werden,  so  hat  dies  einen 
Grund  gewiß  mit  in  der  durchdringenden  Oberzeugung,  daß  dem  Studie- 
renden der  Besuch  der  Vorlesungen  ein  notwendiges  Förderungsmittel 
seiner  Ausbildung  und  durch  bloßes  Selbststudium  nicht  zu  ersetzen  sei 
und  einen  zweiten  darin,  daß  durch  die  Natur  dieser  Voriesungen  die 
Studierenden  fortwährend  in  nähere  Berührung  mit  den  Dozenten  gebracht 
werden. 

An  dieser  näheren  Berührung  fehlt  es  nun  großenteils  an  den  rechts- 
und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten,  und  es  muß  sonach  dahin  gestrebt 
werden,  diese  Berührungen  zu  vervielfältigen  und  den  Impuls,  der  bei  der 
medizinischen  Fakultät  in  der  Natur  demonstrativer  Kollegien  liegt,  bei  der 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  auf  andere  Weise  zu  ersetzen. 


')  ygi'  §  /'  der  Juristischen  Studienordnung  (s,  Nr.  635), 
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Diesen  Ersatz  können  Examinatorien,  Repetitorien  oder  Konversa- 
tonen  wenigstens  zum  Teile  bilden,  insofern  sie  dem  Studierenden  etwas 
bieten,  was  er  als  Autodidakt  in  Büchern  und  Schriften  i)  nicht  finden  kann, 
insofern  sie  wirklich  geeignet  sind,  die  Vorträge  zu  ergänzen,  zu  be- 
leuchten und  dem  Studierenden  einen  Maßstab  der  Selbstbeurteilung  zu 
geben,  ob  er  jene  richtig  aufgefaßt  und  sich  wenigstens  in  dem  Maße 
angeeignet  habe,  welches  das  Staatsprüfungsgesetz  von  den  Kandidaten 
foidert 

Daß  derlei  Obungen  in  den  Lektionskatalogen  der  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Fakultät  so  sparsam  erscheinen,  hat  vielleicht  darin  seinen 
Grund,  daß  man  besorgt,  durch  diese  Form  gegen  die  wissenschaftliche 
Würde  der  Universität  zu  verstoßen  und  den  Schein  einer  schulmäßigen 
Führung  der  Studierenden  zu  veranlassen. 

Ein  Blick  in  die  Lektionskatak>ge  deutscher  Universitäten,  an  welchen 
die  Lehr-  und  Lernfreiheit  längst  eingebürgert  ist,  dürfte  jedoch  geeignet 
sein,  hierüber  zu  beruhigen. 

Der  Nutzen  solcher  Examinatorien  kann  und  wird  auch  von  den  Studie- 
renden der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  um  so  weniger  ver- 
kannt werden,  je  mehr  schon  jetzt  der  Einfluß  sich  geltend  macht,  den 
das  Staatsprüfungsgesetz  auf  alle  diejenigen  übt,  weldie  sidi  dem  Staats- 
dienste widmen  wollen,  und  es  bedarf  kaum  einer  Erwähnung,  daß  durch 
ihre  Vervielfältigung  die  Professorenkollegien  auch  mehr  Mittel  an  die 
Hand  bekommen  werden,  die  Würdigkeit  von  Stipendisten  und  Befreiten 
zu  beurteilen,  eine  genauere  Kenntnis  der  Individualitäten  eines  jeden 
Kollegiums  zu  erlangen  und  die  Erfiiilung  jener  Verpflichtung  zu  erleich- 
tem, welche  der  §  54  der  Studienordnung  ihnen  auferlegt. 

///.  (Form  der  Frequentationsbestätigung.) 

Es  ist  vorgekommen,  daß  einige  Professoren  bei  Bestätigung  der 
Frequentation  Beisätze,  als:  mit  besonderem,  mit  ausgezeichnetem  Fleiße, 
mit  hervorragender  Verwendung  usw.,  gemacht,  ihre  Kollegen  aber  die 
Gesetzlichkeit  eines  solchen  Vorganges  bezweifelt  haben.  —  Solche  Bei- 
sätze sind  in  der  Studienordnung  weder  anbefohlen,  noch  verboten. 

Es  steht  daher  den  Professoren  frei,  dieselben  zu  machen,  wenn 
sie  sidi  zur  Markierung  ausgezeichneter  Studierender  dazu  aufgefordert 
fühlen,  und  es  läßt  sich  nicht  leugnen,  daß  die  Einführung  und  zweck- 
mäßige  Handhabung   einer  solchen   Praxis   ihre  Vorteile  haben   kann.   — 

0  ITos  den  Unfug  betrifft,  dqß  Vorlesungen  der  Professoren  von  Studierenden  und  anderen 
Personen  ohne  Zastimmang  der  betreffenden  Professoren  vervielfältigt  und  vertrieben  werden, 
wurde  anldßlieh  einer  Klage  mehrerer  Universitdtsprofessoren  mit  Urteil  des  k.  k,  Landesgerichtes 
Wien  als  Strafgericht  vom  9.  April  1904,  QZ,  Vr.  II,  WJ»3/3,  ausgesprochen,  dqß  die  bei  den 
Angeklagten  beschlagnahmten  Druckschriften  (Scripta)  durch  Lithographie  vervielfältigte  Nach' 
Schriften  von  Vorlesungen  sind,  welche  von  den  Privatklägem  an  der  Universität  gehalten  wurden 
und  welche  als  Vorträge  zum  Zwecke  der  Belehrung  gem^ß  §  4,  Z.  4,  des  Urhebergesetses  als 
„Werke  der  Literatur  im  Sinne  dieses  Qeseizes^'  anzusehen  sind,  deren  Veröffentlichung,  Ver- 
vieymtigung  und  Vertrieb  geaUfß  §23UQ  ausschli^lich  den  Urhebern  vorbehalten  ist.  Dawider^ 
handelnde  machen  sich  des  Vergehens  wider  das  Gesetz  betreffend  das  Urheberrecht  im  Sinne  der 
§§  4,  Z.  4,  21  und  51  des  Qesetees  vom  26,  Dezember  1895,  RQBNr,  197,  beziehungsweise  der 
Übertretung  des  §  23  des  Pr^ßgesetzes  vom  17,  Dezember  1862,  RQBNr,  6  ex  1863,  schuldig. 
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Das  Unterrichtstninisterium  ist  daher  weit  davon  entfernt,  der  Heranbildung 
einer  solchen  Übung  ein  Hindernis  in  den  Weg  legen  zu  wollen,  sowie 
es  denn  überhaupt  seinen  Intentionen  nicht  widerstrebt,  sondern  ihnen 
sogar  entgegenkommt,  wenn  die  akademischen  Behörden  und  die  einzelnen 
Professoren  in  ihren  Kollegien  auf  eigene  Verantwortung  innertialb  der  gesetz- 
lichen Schranken  Einrichtungen  treffen,  die  sie  filr  die  Förderung  des 
Fleißes,  Auifrechterhaltung  der  Ordnung,  zur  Hintanhaltung  jeder  Umschiffung 
des  Gesetzes  oder  jeder  Vereitlung  seiner  klaren  Absicht  für  zweckmäßig 
oder  notwendig  erachten. 

Wenn  auch  der  §  57  der  Studienordnung  vom  1.  Oktober  1850 
dem  Ausdrucke  der  Frequentationsbestätigung  nur  eine  mehr  negative  Be- 
deutung gibt,  so  ist  doch  jeder  Dozent  schon  durch  die  Natur  der  Sache 
der  akademischen  Disziplin  und  den  §  54  derselben  Studienordnung  nicht 
.nur  berechtigt,  sondern  sogar  verpflichtet,  diejenigen  Maßregeln  zu  hand- 
haben, welche  er  selbst  (insbesondere  bei  einem  auffallend  lückenhaften 
Besuche  seiner  Kollegien)  für  notwendig  erachtet,  um  die  Bestätigung  der 
Frequentation  nicht  zu  einer  bloß  leeren  Formel  herabsinken  zu  lassen. 
Die  Lemfreiheit  darf  nicht  als  eine  gesetzliche  Gestattung  akademischer 
Indolenz,  als  die  Freiheit  des  literarischen  Müßigganges  aufgefaßt  oder 
vielmehr  zu  ihr  herabgewürdigt  werden.  Es  kann  daher  keinem  Dozenten 
verwehrt  werden,  zu  diesem  Behuie  die  ihm  zweckmäßig  erscheinenden 
Mittel  zu  ergreifen  und  selbst  durch  Aufrufen  der  Namen  seine  Schüler 
kennen  zu  lernen  und  sich  von  ihrer  Anwesenheit  zu  überzeugen. 

IV.  (Frist  zur  Frequentationsbestätigung.)^) 

Wenn  von  mehreren  Seiten  darüber  geklagt  wurde,  daß  die  Studie- 
renden im  Laufe  der  letzten  drei  Wochen  des  abgelaufenen  Semesters 
die  Vorlesungen  sichtlich  vernachlässigt  haben,  wenn  der  Grund  hievon 
in  der  Bestimmung  des  §  56  der  Studienordnung  gesucht  und  die  Auf- 
hebung oder  Einschränkung  der  diesfälligen  Frist  gewünscht  wurde,  so 
zeugt  dies  von  einer  nicht  ganz  richtigen  Auffassung  dieses  Paragraphen. 
Der  §  56  ordnet  an,  daß  um  die  Bestätigung  des  Besuches  der  Studie- 
rende sich  binnen  der  letzten  drei  Wochen  zu  melden  habe.  Damit  ist 
nur  gesagt,  daß  der  Studierende  sich  in  keinem  Falle  früher  diesfalls 
melden  dürfe.  Es  folgt  aber  keineswegs  daraus,  daß  der  Dozent,  welcher 
noch  volle  drei  Wochen  zu  lesen  hat,  noch  weniger  aber,  daß  der  Dekan 
ihm  auch  sogleich  die  Bestätigung  geben  und  ihm  das  Meldungsbuch  ohne 
weitere  Vorkehrung  gegen  einen  Mißbraudi  ausfolgen  müsse. 

Soweit  durch  eine  konsolklierte  Führung  der  Quäsiursgeschäfte  und  in- 
folge der  Einbürgerung  der  Kollegiengelder  nicht  zu  besorgen  ist,  daß  aus 
der  Einschränkung  der  Meldungsfrist  Störungen  bei  der  Quästur  entstehen, 
siebt  es  den  akademischen  Behörden  frei,  bestimmte,  kürzere  Termine 
der   Meldung    zur    Frequentationsbestätigung    festzusetzen.      Insbesondere 

>>  Dieser  Absatz  iV,  erscheini  dareh  die  bei  §56  der  aOgemeiaen  Simdienordmuig  tm^eßktie 
MbiVdg,  vom  2t,  Jänner  1866,  Z.  J562,  MVBNr.  9  (^  Nr.  42^,  welche  die  Frist  tar  Ei»hoimig 
der  PrequerubesiäHgung  auf  die  letzten  aeht  Tage  eines  jeden  Semesters  besekränkt,  wesenüiek 
modijkiert. 
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werden  die  einzelnen  Dozenten  als  berechtigt  anzusehen  sein,  den  ihnen 
bekannten  fleißigen  Studierenden  die  Frequentation  schon  mit  Beginn  des 
dreiwöchentlichen  Termines  zu  bestätigen,  andere  aber,  von  welchen  sie 
Besorgnis  eines  Mißbrauches  der  früheren  Bestätigung  hegen,  vorläufig 
ab-  und  anzuweisen,  sich  um  dieselbe  erst  einige  Tage  vor  Ablauf  des 
Semesters  neuerdings  zu  melden.  Die  dreiwöchentliche  Frist  des  §  56  be- 
steht dessenungeachtet  in  dem  Sinne  fort,  in  welchem  sie  gegeben  ward, 
nämlich  als  der  allgemeine,  für  alle  Universitäten  in  gleicher  Weise  bestimmte 
Zeitraum,  vor  welchem  in  keinem  Falle  eine  akademische  Behörde  oder 
ein  Dozent  die  Bestätigung  erteilen  darf. 

Wie  enge  innerhalb  dieser  Frist  die  akademischen  Behörden  den 
Termin  ziehen  wollen,  ist  als  ein  Gegenstand  der  akademischen  Disziplin 
ein  Gegenstand  ihrer  autonomen  Anordnung,  und  wird  sich  nach  den  Ver- 
hältnissen der  einzelnen  Universitäten    richten. 

V.  (VerantwortlichkeÜ  der  akademischen  Behörden,)^) 

Bei  mehreren  Anlässen  haben  einige  akademische  Behörden  im  all- 
gemeinen eine  zu  große  Ängstlichkeit  in  dem  Gebrauche  der  ihnen  durch 
die  neue  Gesetzgebung  eingeräumten  größeren  Freiheit  und  ein  zu  weit 
gehendes  Streben  gezeigt,  jede  Verantwortlichkeit  für  ihre  Geschäftsführung 
von  sich  abzuwälzen. 

Die  den  akademischen  Behörden  zugestandene  freiere  Bewegung  ist 
von  einer  größeren  Verantwortlichkeit  untrennbar,  und  es  liegt  in  der  Natur 
der  Sache,  daß  jene  zu  einem  bloßen  Scheine  wird,  wenn  sie  sich  bei 
vielen  in  ihr  eigentümliches  Gebiet  gehörigen  Dingen  durch  Anfragen  an 
das  Ministerium,  durch  Vorlegung  der  Akten  zum  Behufe  der  hierortigen 
Entscheidung,  durch  Bitten  um  hierortige  Weisungen  usw.  zu  decken  suchen. 

Abgesehen  davon,  daß  ein  Eingehen  auf  alle  solchen  Anträge,  An- 
fragen, Bitten  um  Weisungen  und  Ministerialentscheidungen  zu  einer  un- 
absehbaren Vermehrung  der  Geschäfte  führen  und  ein  Vielregieren  zur  Folge 
haben  müsse,  welches  durch  die  neue  Organisation  der  akademischen  Be- 
hörden eben  vermieden  werden  soll,  kann  eine  solche  zu  weit  getriebene 
Ängstlichkeit  auch  nicht  der  Hebung  des  Ansehens  der  akademischen  Be- 
hörden weder  dem  Studierenden,  noch  den  Staatsbehörden  gegenüber  förder- 
lich   sein. 

Die  akademischen  Behörden  dürfen  überzeugt  sein,  daß  das  Unter- 
richtsministerium selbst  bei  allfälligen  Mißgriffen  von  ihrer  Seite  die  mög- 
Ikhste  Berücksichtigung  für  die  äußere  Schonung  ihrer  Autorität  nicht 
außer  Acht  lassen  werde. 

Allein  je  weniger  es  möglich  ist,  von  hier  aus  die  Detaüleitung  der 
Universitäten  erfolgreich  zu  besorgen,  desto  mehr  muß  das  Unterrichtsministe- 
rium wünschen  und  darauf  dringen,  daß  die  akademischen  Behörden  sich 
in  dem  ihnen  anvertrauten  Wirkungskreise  mit  Mut  und  Entschiedenheit 
bewegen,  daß  sie  bei   eklatanten   Fällen   nicht  zurückschrecken,  die   Miß- 

0  VeL  die  §§  14  (18)  und  19  (21)  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873,  RQBNr.  63,  MVBNr,  54 
betrejfend  die  Organisation  der  akademischen  Behörden  (s.  Nr.  18)» 
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Stimmung,  welche  sich  zuweilen  notwendig  an  eine  strenge  Handhabung 
der  Gesetze  knüpft,  auf  sich  zu  nehmen,  und  daß  sie  selbst  durch  Rück- 
sichten der  Kollegialität  niemals  die  strenge  Wahrhaftigkeit  und  volle  Ver- 
läßlichkeit ihrer  Äußerungen  und  Anträge  beeinträchtigen  lassen. 

Nur  unter  dieser  Voraussetzung  können  die  Anträge  der  akademischen 
Behörden  dem  Unterrichtsministerium  bei  der  Leitung  der  Studienangelegen- 
heiten und  insbesondere  der  Personalfragen  jene  wirksame  Beihilfe  ge- 
währen, welche  es  von  denselben  wünschen  und  erwarten  muß,  während 
es  durch  eine  sichtbare  prinzipielle  Oberordnung  des  Gesichtspunktes  der 
Kollegialität  gewiß  zu  seinem  JBedauern  jenes  Momentes  verlustig  würde, 
welcher  in  der  Einbegleitung  der  akademischen  Behörden  bei  solchen  An- 
lässen liegen  könnte  und  liegen  sollte. 

VI.  (Abweichungen  vom  Lektionskataloge.)  ^) 

Es  hat  sich  ereignet,  daß  einige  in  Lektionskatalogen  angekündigte 
Vorlesungen  nicht  so  gehalten  worden  sind,  wie  sie  angekündigt  wurden, 
einige  aber  wegen  Mangel  an  Teilnahme  ganz  unterbleiben  mußten. 

Es  hätte  sich  in  Fällen  der  letzten  Art  ohne  besondere  Anordnung 
von  selbst  verstanden,  daß  hierüber  Anzeigen  an  das  Unterrichtsministerium 
erstattet  werden,  da  es  sonst  natürlich  ist,  daß  dieses  voraussetzt,  die 
Vorlesungen  würden  dem  Kataloge  gemäß  gehalten,  es  aber  andrerseits  un- 
geziemend ist,  das  Unterrichtsministerium  hierüber  in  einem  Irrtume  zu  lassen. 

Besteht  jedoch  die  Änderung  einer  angekündigten  Vorlesung  in  einer 
eigenmächtigen  Verminderung  der  Stundenzahl  solcher  KoUegien,  zu  welchen 
ein  Dozent  verpflichtet  ist,  oder  in  einer  auffallenden  Abkürzung  der  ein- 
zelnen Vorlesestunden,  so  geht  ein  solcher  Vorgang,  abgesehen  von  der 
darin  liegenden  widerrechtlichen  Beeinträchtigung  der  Studierenden,  in  eine 
eigentliche  Vernachlässigung  der  Lehramtspflichten  über,  und  der  be- 
treffende Dekan  und  der  Rektor  sind  dafür  verantwortlich,  daß  einem 
solchen,  dem  Kredite  eines  Professors  und  selbst  der  ganzen  Universität 
gefährlichen  Vorgange  Einhalt  getan,  derselbe  in  den  SitzungsprotokoUen 
zur  Kenntnis  des  Unterrichtsministeriums  gebracht  werde,  und  sie  es  nicht 
darauf  ankommen  lassen,  daß  selbes  zu  dieser  Kenntnis  erst  im  Wege 
der  Presse  gelange. 

VII.  (Kollegiengeldbefreiungen.) 

Es  ist  die  Frage  angeregt  worden,  ob,  ungeachtet  des  §  21  des 
Gesetzes  über  die  Kollegiengelder,*)  den  Professorenkoliegien  einer  Univer- 
sität die  Ermächtigung  zukomme,  unter  sich  nach  gepftogenem  Einvernehmen 
untereinander  zu  beschließen,  daß  die  von  einer  Fakultät  ihren  ordentlicfaen 
Hörern  erteilten  ganzen  oder  halben  Befreiungen  mit  gleicher  Wirkung 
auch  für  die  von  denselben  an  andern  Fakultäten  besuchten  Vorlesungen 
gültig  sein  sollen. 

0  s.  die  Vorschriften  über  die  VorUseordnungen  ß^ktiottskatalogej  Nr.  379  b.  /.;  ias- 
besondere  MinErL  vom  27.  Märt  1854,  Z.  13.257/1142  ex  1853  (s.  Nr.  384)  und  vom  9.  Mai  1857, 
Z.  7081  (s.  Nr.  386). 

*)  s.  Nr.  391  und  Nr.  397. 
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Es  wurde  hiefür  zur  Unterstützung  angeführt: 

1.  Daß,  wenn  eine  Fakultät  ihren  immatrikulierten  Studierenden  befreit, 
ihn  somit  für  würdig  und  für  dürftig  erklärt  hat,  es  ohnehin  jeder  andern 
Fakultät,  an  der  er  die  eine  oder  andere  Vorlesung  besucht,  um  so  schwieriger 
sein  würde,  ihm  die  Befreiung  zu  verweigern,  als  ja  eben  jene  als  seine 
eigene  Fakultät  am  besten  seine  Würdigkeit  beurteilen  kann. 

2.  Es  würden  durch  einen  solchen  Beschluß  sowohl  den  akademischen 
Behörden  als  den  Studierenden  eine  Menge  von  Schreibereien  und  den 
ersteren  die  unangenehmen  Kollisionen  erspart,  die  daraus  hervorgehen 
können,  daß  ein  Professorenkollegium  einem  Studierenden  die  Befreiung 
verweigert,  das  andere  sie  ihm  gewährt. 

3.  Sei  auch  die  entgegengesetzte  Ansicht  nicht  sehr  praktisch.  Denn 
würde  die  gestellte  Anfrage  auch  verneint,  so  wären  die  Professoren- 
kollegien als  erste  und  letzte  Instanzen  in  dieser  Frage  doch  niu*  in 
ihrem  Rechte,  wenn  sie  in  jedem  Einzelfalle  die  Befreiung,  die  ihre  Neben- 
fakultät erteilt  hat,  respektieren.  Das  Resultat  würde  daher  das  näm- 
liche sein,  ohne  die  Vorteile  der  Oeschäftsvereinfachung  für  die  Fakultäten, 
die  Studierenden  und  die  Quästur  erzielt  zu  haben. 

In  Würdigung  dieser  Gründe  und  der  gemachten  Erfahrung,  daß  an 
allen  Universitäten  die  Professorenkollegien  bei  Erteilung  der  Befreiungen 
von  ziemlich  gleichen  Anhaltspunkten  ausgegangen  sind,  nimmt  das  Unter- 
richtsministerium keinen  Anstand,  diese  Frage  unter  der  Voraussetzung 
bejahend  zu  beantworten,  daß  dieser  Beschluß  gegenseitig  von  allen  Pro- 
fessorenkollegien derselben  Universität  gefaßt  und  in  dem  Lektionskataloge 
unter  den  allgemeinen  Anordnungen  mit  gehöriger  Klarheit  und  Deutlichkeit 
als  solcher  infolge  hiezu  von  Seite  des  Unterrichtsministeriums 
erteilter  Ermächtigung  gefaßter  Beschluß  den  Studierenden  und 
der  Quästur  bekannt  gegeben  werde.  ^) 


Nr.  367. 

Eriaß  des  Mlnlsterfiims  fflr  K.  a.  ü.  Tom  31.  Avpst  1853, 

Z.  9656/876.  RGBNr.  196. 

an  die  Universitätskonsistorien  in  Wien  und  Prag  und  an  die  akademischen 
Senate  der   Universitäten    in    [Olmütz],    Graz,    Innsbruck,    Lemberg    und 

Krakau, 

betreffend  die  Oberwachung  der  Frequentatlon  und  der  Verwendung 

der  Hörer  der  Fakttltätsstudien  an  den  Universitäten.") 

Das  Gesetz  vom  1.  Oktober  1850,  Z.  370,»)  enthält  in  seinen  §§  51—63 
diejenigen  Bestimmungen,  welche  zum  Zwecke  haben,  auf  fleißige  Frequen- 

*)  Demgem/fß  wurde  mit  MüiErL  vom  31.  Augast  1879,  Z.  13311,  dem  Beschlüsse  der 
ProfessorenkoÜegien  der  Prager  Universität  auf  gegenseitige  Anerkennung  der  Koüegiengeld- 
beßviung  zwischen  allen  vier  Fahaltdten  die  Genehmigung  erteilt, 

■)  Dieser  EHqß  wurde  im  Relchsgesetzblatte  des  Jahres  1853  unter  Nr,  196  in  geharzter 
Form  ßfuMizlert 

*)  s,  Nr,  365. 
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taiion  und  den  wissenschaftlichen  Fortgang^  der  Studierenden  einzuwirken,  *) 
dem  Lehrerkollegium  die  Möglichkeit  einer  Kontrolle  und  sohin,  bei  aller 
Rücksichtnahme  auf  den  nach  Beruf  und  besonderer  Neigung  zu  ge- 
währenden freien  Spielraum  für  echt  wissenschaftliche  Bildung,  die  Mittel 
an  die  Hand  zu  geben,  um  vorfallende  Mißbräuche  zu  beseitigen. 

Die  notwendige  Vorbedingung  für  den  wirksamen  Erfolg  dieses  vom 
Gesetze  vorgesehenen  Mittels,  um  Individuen,  die  nur  Studierende  scheinen 
wollen,  ausfindig  zu  machen,  und  sofort  von  der  Universität  zu  entfernen 
und  um  auf  die  Studierenden  überhaupt  einen  heilsamen  disziplinaren  Ein- 
fluß zu  üben,  liegt  in  der  Verläßlichkeit,  Unparteilichkeit  und  Rechtzeitig- 
keit  ihrer   Anwendung. 

Zu  diesem  Behuf e  sehen  die  §§53  und  55  der  ebenerwähnten  allge- 
meinen Verordnung  über  die  Fakultätsstudien  vor,  daß  um  die  Mitte  und 
noch  einmal  kurz  vor  dem  Schlüsse  des  Semesters  der  Dekan  des  Lehrer- 
kollegiums sämtliche  Professoren  und  Privatdozenten  zu  einer  Besprechung 
versammle,  im  ersten  Falle,  um  über  die  Frequentation  der  Studierenden 
die  gemachten  Erfahrungen  gegenseitig  auszutauschen,  auf  Orund  deren 
mit  Ermahnung  oder  Rügen  gegen  die  Nachlässigen,  bei  beharrlichem 
Unfleiße  auch  mit  der  Wegweisung  von  der  Universität  vorgegangen  werden 
kann.  Die  zweite,  am  Schlüsse  des  Semesters  abzuhaltende  Besprechung 
aber  hat  zum  Zwecke,  zu  beraten,  ob  einem  Studierenden  die  Besuchs- 
zeugnisse  und  sohin  die  Einrechnung  des  Semesters  in  die  Fakultätszeit 
zu  versagen  sei  oder  nicht. 

Diese  Bestimmung  über  den  Zeitpunkt  und  die  Zahl  der  vom  Pro- 
fessorenkollegium vorzunehmenden  Besprechungen  hat  sich  jedoch  nach 
der  bisherigen  Erfahrung  nicht  als  ausreichend  erwiesen,  um  der  Ab- 
sicht des   Gesetzes   zu   entsprechen. 

Derjenige  Studierende,  welcher  bereits  die  Hälfte  eines  Semesters  ver- 
geudet und  sich  sohin  eine  ernste  Mahnung  zur  Besserung  zugezogen 
hat,  wird  in  der  zweiten  Hälfte  das  Versäumte  gänzlich  wieder  einzuholen 
kaum  im  stände  sein.  Dennoch  wird  der  zum  Unfleiße  Geneigte  in  der 
Mahnung  und  Rüge,  welche  ihm  in  der  Mitte  des  Semesters  zukommen 
kann,  kein  hinreichendes  Compelle  für  diese  erste  Hälfte  der  Semestral- 
zeit  erblicken;  er  wird  vielmehr  die  Erteilung  dieser  Warnung  vorläufig 
abwarten  und  höchstens  nachträglich  zu  einer  fleißigeren  Frequentation 
sich  herbeilassen,  weil  er  weiß,  daß  er  erst  dann,  wenn  er  nach  erhaltener 
Verwarnung  sich  nicht  bessert,  die  Verweigerung  des  Besuchszeugnisses  zu 
gewärtigen  hat. 

Obige  Maßregel  leidet  daher  zuvörderst  an  dem  Gebrechen,  daß  sie  in 
vielen  Fällen  zu  spät  kommen  kann. 

Es  fehlt  ihr  aber  überdies  an  der  vollen  Verläßlichkeit,  weil  es, 
namentlich  an  stark  frequentierten  Universitäten,  den  Lehrkörpern  nicht 
möglich  ist,  auf  (jrundlage  einer  nur  ein-  oder  zweimaligen  Besprechung 
mit  gehöriger  Übersichtlichkeit  über  das   Urteil,  welches  über  den   Fleiß 

0  VgL  auch  IL  und  III,  des  AiinErl.  vom  SJuU  1851,  Z.  6485/5S4  fs.  Nr  366J  und  MinVdg. 
vom  28.  September  1874,  Z.  13,633,  MVBNr,  47  fs,  Nr.  373J. 


der  Schüler  gefällt  werden  und  als  ein  Qesamturteil  der  betreffenden  Dozenten 
sich  darstellen  soll,  sich  zu  verständisfen. 

Aus  diesen  Gründen  sieht  sich  das  Ministerium  veranlaßt,  zu  be- 
stimoien,  daß  in  Hinkunft  das  Lehrerkollegium  wenigstens  einmal  in  jedem 
Monate  nach  eröffnetem  Studienjahre  zusammentrete,  über  den  Besuch- 
fleifi  der  Schüler  die  gemachten  Beobachtungen  austausche,  darüber  berate 
und  sohin  zu  jenen  Maßnahmen  schreite,  welche  das  mehrerwähnte  Gesetz 
über  die  Fakultätsstudien  daran  knüpft  Diese  Verfügung  hat  mit  dem  Be- 
ginne des  eben  bevorstehenden  Schuljahres  in  Wirksamkeit  zu  treten. 

Die  Art  und  Weise,  in  welcher  die  Dozenten  mit  Rücksicht  auf  die  Zahl 
ihrer  Hörer  und  andere  spezielle  Verhältnisse  die  Frequentation  zu  über- 
wachen haben,  ist  bereits  durch  MinErl.  vom  5.  Juli  1851,  Z.  6485,^) 
in  ihr  Ermessen  gelegt  worden.  Sie  werden  jedoch  besondere  Aufmerksam- 
keit denjenigen  Studierenden  zu  widmen  haben,  welche  sich  im  ersten  Jahre 
des  Universitätsstudiums  befinden,  oder  welche  ein  Stipendium  genießen  oder 
endHch,  deren  Betragen  bereits  Ursache  gegeben  hat,  ihren  Fleiß  zu  be- 
zweifeln. 

Die  bloße  Frequentation  ohne  eifrige  Verwendung  wäre  nur  ein  sehr 
äußerlicher  Gewinn;  und  von  dem  Augenblicke  an,  als  man  die  erstere 
einer  Beaufsichtigung  unterzieht,  kann  man  auch  gegen  den  wissenschaft- 
lichen Fortgang  der  Frequentanten  und  gegen  eine  Erprobung  desselben 
nicht  gleichgültig  sein.  Es  wird  daher  allen  Lehrerkollegien  der  §  51  des 
Gesetzes  vom  1.  Oktober  1850  in  Erinnerung  gebracht,  welcher  sagt,  daß 
es  die  Pflicht  der  Dozenten  ist,  über  die  wissenschaftliche  Verwendung 
ihrer  Hörer  sich  ein  Urteü  zu  bikien. 

Hiezu  werden  sich  nicht  nur  KoIk>quien  der  Dozenten  mit  den  Studie- 
renden, sondern  auch  Disputatorieh  der  Studierenden  untereinander  unter 
der  Leitung  des  Dozenten  und  über  von  ihm  gegebene  Themata,  sowie 
schriftliche  Ausarbeitungen  vorzugsweise  eignen,  welche  Mittel  bereits  von 
mehreren  Professoren  mit  vorzüglichem  Erfolge  angewendet  werden,  und 
deren  allgemeinere  Anwendung  daher  dringend  empfohlen  wird. 

Damit  diese  Einrichtung  gedeihe,  ist  allerdings  eine  glückliche  und  takt- 
volle Art  der  Ausführung  und  Leitung  solcher  Erprobungen  die  einzig  sichere 
Gewahr.  Mechanische  Methode,  Unfruchtbarkeit  des  gewählten  Stoffes,  Un- 
wi^senschaftlichkeit  der  Behandlung  usf;  würden  d)en  Zweck,  der  erreicht 
werden  soll,  in  gleicher  Weise  gefährden.  Eine  wechselseitige  Verständigung 
der  Dozenten  unter  Mittething  der  eingehaltenen  Methode  und  ihrer  Erfolge 
wird  das  beste  Mittel  sein,  um  nach  allen  Seiten  Oberflüssiges  oder  Schäd- 
liches zu  beseitigen  und  sohin  eine  Art  geistiger  Ausgleichung  für  die 
wissenschaftliche  Richtung,  der  hiebei  zu  folgen  ist,  und  mit  ihr  den 
rechten  Weg  zu  treffen.  Jeder  Dozent  wird  sich  dadurch  nicht  uiu:  über 
seine  Aufgabe,  sondern  auch  durch  die  Darlegung  und  Vergleichung  der 
von  mehreren  erlangten  Erfolge  über  das  UrteU,  das  er  in  Betreff  der 
Leistungen  dieses  oder  jenes  Studierenden  sich  bilden  soll,  aufklären. 

»)  s.  Nr.  366. 
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Das  Ministerium  findet  daher  zu  verfügen,  daß,  gleichfalls  mit  dem 
Beginne  des  nächsten  Schuljahres,  bei  den  früher  erwähnten  allmonatlichen 
Konferenzen  der  Lehrerkollegien  auch  die  Angel^enheit  der  Disputatorien 
und  Kolloquien  zur  Sprache  komme.  Hiebei  hat  jeder  IDozent  die  Themata 
und  Hauptfragen,  die  er  zu  Disputatorien  oder  zum  Gegenstände  schrift- 
licher Ausarbeitungen  der  Studierenden  wählte,  dem  Konferenzprotokolle, 
das  in  der  vorgeschriebenen  Weise  mit  Beschleunigung  an  das  Ministerium 
zu  leiten  ist,  beizulegen. 

Es  bedarf  keiner  besonderen  Erwähnung,  daß  die  in  den  §§73  und  74 
des  Gesetzes  vom  1.  Oktober  1850^)  enthaltenen  Restriktionen  sich  auch 
auf  die  gegenwärtig  erlassenen  Verfügungen  zu  erstrecken  haben. 


Nr.  368. 

Erlaß  des  miiilsterlnms  fOr  K.  n.  U.  Tom  S.  NoTenilier  1857. 

Z.  16.914/933.  RGBNr.  219, 

wbksam  für  den  ganzen  Umfang  der  Monarchie, 

womit  infolge  der  Ah.  Entschl.  vom  28.  September  1857  die  Herbstferies 

und  die  Ferien  zwischen  dem  Winter-  nnd  Sommersemester  an  den 

Ic.  k.  österreichischen  Universitäten  definitiv  geregelt  werden. 

In  Gemäßheit  der  Ah.  Entschl.  vom  28.  September  d.  J.  werden  über 
die  Herbstferien  und  über  die  Ferien  zwischen  dem  Winter-  und  Sommer- 
semester an  den  k.  k.  österreichischen  Universitäten  folgende  Bestimmungen 
getroffen : 

§  1.  Das  Studienjahr  beginnt  am  1.  Oktober  und  dauert  bis  letzten  Juli. 

§  2.  Die  akademischen  Ferien  zwischen  dem  Winter-  und  Sommer- 
semester eines  jeden  Studienjahres  dauern  in  der  Regel  zwei  Wochen 
und  nehmen  mit  dem  E)onnerstage  vor  dem  Palmsonntage  des  gregoria- 
nischen Kalenders  ihren  Anfang. 

§  3.  An  der  Universität  in  Lembet^  hat  die  in  dem  vorhergehenden 
Paragraphen  getroffene  Anordnung  nur  in  denjenigen  Jahren  zu  gelten,  in 
welchen  die  griechischen  Ostern  mit  den  lateinisdien  zusammenfallen. 

In  denjenigen  Jahren,  in  wekhen  dies  nicht  der  Fall  ist,  beginnen 
die  akademischen  Zwischenferien  mit  dem  Palmsonntage  nach  dem  gregoria- 
nischen Kalender  und  dauern  sohin  17  oder  nur  10  Tage,  je  nachdem  die 
griechischen  Ostern  unmittelbar  in  der  nächsten  Woche  sich  an  die  lateini- 
schen Ostern  anschließen  oder  erst  später  fallen. 

§  4.  Diese  Bestimmungen  treten  mit  dem  Studienjahre  1857/58  in  Kraft 
und  Anwendung. 

QleichzeUig  erging  folgender  Eriqß  an  die  Rektorate  der  Universitäten  in  Wien,  Prag, 
Krakaa,  innsbradt  und  Graz: 

Indem  man  die  akademischen  Behörden  auf  den  unter  einem  im  Reichs- 
gesetzblatte eingeschalteten  hierortigen  Erlaß  über  definitive  Regelung  der 

»)  5.  Nr.  365, 


Allgemeine  Studienordnung.  /^'JQ 

Herbst-  und  der  Zwischenferien  an  den  österreichischen  Universitäten  auf- 
merksam macht,  wird,  infolge  der  mit  der  Ah.  Entschl.  vom  28.  September 
1857  dem  Unterrichtsministerium  hiezu  erteilten  Ermächtigung,  bestimmt, 
daß  auch  an  den  Tagen  vom  24.  Dezember  bis  inklusive  zum  Neujahrs- 
tage, ferner  an  den  drei  letzten  Tagen  des  Faschings  und  am  Aschermitt- 
woche keine  Vorlesungen  zu  halten  sind. 

Ob  an  diesen  Tagen  Rigorosen  oder  sonstige  Doktoratsakte  vorzu- 
nehmen seien,  wird  der  Bestimmung  der  akademischen  Behörden  anheim- 
gesteUti) 

Schließlich  wird  dem  Rektorate  eröffnet,  daß  Se.  k.  k.  Ap.  Majestät 
unter  einem  das  Unterrichtsministerium  allergnädigst  ermächtigt  haben,  inso- 
fern etwa  emzelne  Kollegien  wegen  zu  kurzer  Dauer  des  Sommersemesters 
ihrer  Aufgabe  nicht  sollten  genügen  können,  die  entsprechenden  Ände- 
rungen in  der  semestralen  Stellung  oder  Ausdehnung  der  betreffenden 
Lehrfächer,  soweit  dadurch  ein  gesetzlich  bestehender  Studienplan  nicht 
in  seinem   Wesen   alteriert   wird,   anzuordnen. 

Eine  solche  Anordnung  erfolgt  unter  einem  bezüglich  des  römischen 
Rechtes  und  der  österreichischen  Geschichte,  und  es  bleibt  jeder  Fakultät 
vorbehalten,  derlei  Änderungen  jederzeit,  wenn  sie  durch  die  Kürze  des 
Sommersemesters  dringend  erscheinen  sollten,  im  geeigneten  Wege  bei 
dem  Unterrichtsministerium  zu  beantragen. 


Nr.  369. 

Erlafi  des  Mlnlsterlams  fOr  K.  n.  U.  Tom  1.  Februar  1858.  Z.  21.777 

ex  1857. 

an  die  Statthalterei  von  Galizien, 
(betreffend  die  Reduktion  der  kollegienfreien  Tage  an  der  Universität 

Lemberg).*) 

In  Erledigung  des  Berichtes  des  akademischen  Senates  vom  4.  De- 
zember V.  J.,  Z.  74,  vfird  folgendes  angeordnet  : 

1.  An  der  theok>gischen  Fakultät  ist  sich  nach  wie  vor  rücksichtlich  der 
kollegienfreien  Tage  an  die  bisher  bestehende  Übung  zu  halten. 

I)  Laut  MinErL  vom  16,  Juni  1869,  Z.  4508,  MVBNr.  66  (s.  Nr.  494) ,  kann  kein  Professor 
nrhaäen  werden,  sieh  während  der  Ferienzeit  an  einer  Dokioratsprßfang  zu  beteiligen, 

*)  Diese  Revision  der  koilegie^freien  Tage  an  der  Lemberger  Universität  hatte  darin  ihren 
Qrund,  dqß  daselbst  den  Vorlesungen  durch  die  doppelte  Feier  der  kirchlichen  Festtage  nach  den 
beiden  Riten  mehr  Tage  als  an  anderen  österreichischen  Universitäten  entgehen. 

Laut  Berichtes  des  Rektorates  der  Lemberger  Universität  vom  5.  Dezember  1875,  Z,  172 
(MZ,  19JS9S  ex  1875),  werden  an  dieser  Universität  nachstehende  Tage  als  kollegienfrei  behandelt: 
U  der  2t»,  25,.  und  26.  Dezember;  Z  dem  analog  der  5.,  6.,  7,  und  8,  Jänner,  das  ist  der  griechisch- 
katholische  Weihnachtsabend  und  die  drei  Weihnachtsfeiertage ;  3,  der  Aschermittwoch  samt  den 
3  vorhergehenden  Tagen;  4,  17  respektive  10  Tage  Ferien  zwischen  dem  Winter-  und  Sommer- 
semester; 5.  im  letzteren  Falle  3  griechisch-katholische  Osterf eiertage ;  6,  die  römisch-katholischen 
und  grieehiseh-kathollschen  Pfings^f eiertage,  wobei  sich  infolge  langjähriger  Obung  der  Rektors- 
ferialtag  an  die  lateinischen  Pfingsten  anzuschauen  pflegt;  7,  alle  sonstigen  einzelnen  lateinischen 
und  griechisdien  Feiertage;  8,  die  Zeit  vom  1,  August  bis  zum  30,  September, 


^gQ  II.  Teil:  Stadlenvoncfariften ;  A.  AUsemeiiic  Bestimmungen. 

2.  Dasselbe  gilt  atxii  von  solchen  Kollegien  an  andern  Fakultäten,  deren 
Zuhörer  wenigstens  zu  einem  Dritteil  aus  Studierenden  der  theologischen 
Fakultät   bestehen. 

3.  An  der  juridischen  und  philosophischen  Fakultät  haben  folgende 
bisher  als  kollegienfrei  behandelte  Tage  als  Ferialtage  zu  entfallen: 

a)  der  27.  Dezember, 

b)  der  31.  Dezember, 

c)  der  12.  Jänner, 

d)  die   drei   Bittage, 

e)  der  Markustag, 

f)  der  Pfingstdienstag. 

Hievon  ist  der  akademische  Senat  zur  weiteren  gee^eten  Verfügung 
zu  verständigen. 


Np.  370. 

Erlafi  des  Mlnlsterlams  fOr  K.  o.  U.  Tom  24.  MSn  1859.  Z.  4430, 

an  das  Dekanat  der  rechts-  und  siaatswissenschaftlichen  Fakultät  in  Qraz, 

(betreffend  die  Abhaltung  von  Kolloquien). 

Es  liegt  im  Sinne  der  bestehenden  Normen,  daß  die  Professoren  nur 
mit  ihren  eigenen  Zuhörern,  und  zwar  nur  über  Materien  jener  Vor- 
lesungen, für  welche  diese  bei  ihnen  inskribiert  sind,  Kolloquien  abhalten 
dürfen. 


Np.  371. 

Erlaß  dts  Staatsmlnlstsriiims.  AbL  K.  U.,  vom  28.  Fibmar  1S65. 

Z.  1280. 

an  das  rechts-  und  staatswissenschaftliche  FrofessorenkoUegium  in  Krakau, 

(betreffend  die  Frage  der  Zulässigkeit  der  Republikation  von  la  Ver- 
gessenheit geratenen  Verordnungen). 

Gegen  den  über  Antrag  des  Professors  F gefaßten  Beschloß, 

daß  in  die  neue  Auflage  der  den  Studierenden  bei  ihrer  Immatrikulation 
zu  übergebenden  Studienordnung  vom  1.  Oktober  1350  die  Bestimmungen 
des  auf  Grundlage  der  Ah.  Entschl.  vom  28.  September  1857  erfk>ssenen 
MinErl.  vom  5.  November  1857,  Z.  16.914, i)  über  die  Dauer  der 
Weihnachtsferien  am  passenden  Orte  aufgenommen  werden,  ist  nicht 
nur  nichts  zu  erinnern,  sondern  es  wäre  wünschenswert  gewesen,,  dafi 
dies  schon  früher  geschehen  wäre.  Denn  da,  wie  ans  dem  Protokolle  zu 
entnehmen  ist,  sich  auf  die  bisherige  Obung,  nach  welcher  dit  WtihnstdMs- 
ferien  in  Krakau  vom  21.  Dezember  bis  zum  6.  Jänner  währten,  berufen 
wurde,    so    muß    man    anneiuneo,   daß   die    Bestimmungen    des   MinErL 

»)  s.  Nr.  368, 
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vom  5.  November  1857  niemals  kundgemacht  oder  wirksam  republiziert, 
oder  wenn  dies  geschah,  doch  nicht  beobachtet  worden  sind. 

Der  Beruf  des  Rektors  und  der  Dekane,  einer  sokhen  Nichtachtung 
einer  bestehenden  Vorschrift  entgegenzutreten,  kann  nach  den  §§22  und  29 
des  Gesetzes  vom  30.  September  1849,  RGBZ.  401,^)  keinem  Zweifel 
unterliegen. 

Insofern  nun  der  Rektor  nach  den  zitierten  gesetzlichen  Bestimmungen 
für  die  Vollziehung  der  sich  auf  die  Universität  beziehenden  Gesetze  und 
Verordnungen  zunächst  verantwortlich  ist,  war  er  eben  dadurch  auch  voll- 
kommen berechtigt,  die  Republizierung  des  bisher  nicht  beachteten 
MinErl.  vom  5.  November  1857  zu  veranlassen  tmd  hiezu  jenen 
Weg  zu  wählen,  der  ihm  nach  Lage  der  Verhältnisse  als  der  hiezu  geeignete 
erschien. 

Ais  einer  dieser  Wege  ist  auch  die  Publizierung  einer  Anordnung 
durch  die  Professoren  an  ihre  Auditorien  anzusehen,  und  es  läßt  sich 
nicht  verkennen,  daß  dieser  Weg,  namentlich  wenn  er  in  geeigneter  Weise 
und  nicht  zu  häufig  betreten  wird,  in  manchen  Fällen  dem  Anschlage  am 
schwarzen  Brette  insofern  vorzuziehen  ist,  als  die  Professoren  hiedurch 
Gelegenheit  und  implicite  die  Aufforderung  erhalten,  den  Studierenden  die 
Gründe  und  Tendenz  einer  Anordnung  darzulegen,  und  als  diesen  dadurch 
die  pfliditmäßige  Mitwirkung  des  Professors  zur  Handhabung  der  kund- 
gemachten Anordnung  ersichtlich  gemacht  wird. 

Allerdings  bestimmt  der  §  72  der  Studienordnung,  daß  „alles,  was  von 
Seite  der  akademischen  Behörden  auf  dem  schwarzen  Brette  angeschlagen 
worden  ist,  als  gehörig  kundgemacht  und  als  diejenigen,  die  es  angeht, 
verpflichtend  anzusehen'^  sei. 

Allein  weder  hier  noch  anderswo  ist  gesagt,  „daß  nur  dasjenige,  was 
auf  dem  schwarzen  Brette  affigiert  ist,  als  gehörig  kundgemadit  zu  be- 
trachten  ist." 

Es  muß  befremden,  daß  dieser  Unterschied  von  dem  Antragsteller 
übersehen  oder  verkannt,  und  von  keinem  der  Mitglieder  des  Professoren- 
kollegiums bemerklich  gemacht  wurde. 

Die  Kundmachung  neuer  wichtigerer  Verordnungen,  Erinnerungen  und 
Mahnungen  an  die  Studierenden,  namentlich  in  Fällen,  wo  sidi  erwarten 
ließ,  durch  das  lebendige  Wort  geachteter  Lehrer  auf  sie  in  eindringlicher 
und  nachhaltiger  Weise  zu  wirken,  waren  daher,  teils  verbunden  mit  gleich- 
zeitigem Anschlage  am  schwarzen  Brette,  teils  ohne  denselben,  seit  jeher 
an  den  österreichischen  Universitäten  in  Gebrauch,  und  ist  dieser  Ge- 
brauch weder  durch  die  bestehenden  Gesetze,  noch  durch  die  seitherige 
Obung   außer   Anwendung  gekommen. 

Besonders  zweckmäßig  aber  erscheint  eine  solche  Art  der  Kundmachung 
dann,  wenn  es  sich,  wie  im  vorliegenden  Falle,  darum  handelt,  den  Studie- 
renden eine  nicht  beachtete,  entweder  gar  nicht  gehörig  bekannt  gegebene 
oder  in  Vergessenheit  geratene  höhere  Anordnung  in  Erinnerung  zu  bringen, 

>)  Oieiehtaatend  mit  den  gegenwärtig  geltenden  §§  18  bis  21  des  Gesetzes  vom  27,  April  1873, 
RQBNr.  63,  beirrend  die  Organisation  der  akademischen  Behörden  fs,  Nr.  18). 

Univenitätsgesetze.  31 


^g2  'I*  ^^^^*  Studienvorschriften;  A.  Allgemeine  Bestimmungen. 

und   zwar   namentlich,   wo   es   sich   um   Abstellung   einer   eingewurzelten 
normalwidrigen   Übung  handelt 

Werden  diese  den  bestehenden  Gesetzen  und  der  an  allen  österreichi- 
schen Universitäten  eingeführten  Übung  entnommenen  Bemerkungen  berück- 
sichtigt, so  wird  es  sich,  kaum  treffen  können,  daß  ein  Professor  durdi 
Anfragen  über  die  Art  der  Republikation  älterer  Gesetze  oder  Verordnungen 
wirklich  in  Verlegenheit  versetzt  wird,  sowie  sich  andrerseits  dem  Übel- 
stande, daß,  wenn  alle  Dozenten  eine  Anordnung  in  ihren  Kollegien  kund- 
machen, manche  Hörer  sie  drei-  bis  viermal  zu  hören  bekommen,  dadurch 
größtenteils  abgeholfen  werden  kann,  daß  die  Republikation  an  der  theolo- 
gischen, juridischen  und  medizinischen  Fakultät,  an  welchen  eine  Ein- 
teilung der  Studien  nach  Jahrgängen  besteht,  in  jedem  Jahrgange  nur 
durch   einen   hiezu   bestimmten    Professor  geschieht. 


Np.  372. 

Erlaß  des  Hlnisterliims  für  K.  o.  U.  vom  3.  September  1870. 

Z.  8579. 

an  den  akademischen  Senat  der  Krakauer  Universität, 
(betreffend  das  Recht  des  Rektors  zur  Bestimmung  eines  Ferialtages), 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  18.  v.  M.,  Z.  660,  und  unter  Rück- 
schluß der  Beilage  desselben  wird  dem  .  .  .  bedeutet,  daß  von  Seite  des 
Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  kein  Anstand  obwaltet,  wenn  der 
jeweilige  Rector  magnificus  von  dem  ihm  nach  Absatz  5  des  Studien- 
Hofkommissionsdekretes  vom  17.  Oktober  1818  eingeräumten  Rechte,^)  einen 
besonderen  Ferialtag  zu  bestimmen,  keinen  Gebraucht  macht. 


Np.  373. 

Terordnnng  des  Mlnlsterloms  f flr  K.  n.  ü.  vom  28.  September  1874. 

Z.  13.633.  MTBNr.  47. 

an  die  Dekanate  der  rechts-  imd  staatswissenschaftlichen  und  der  philo- 
sophischen   Professorenkollegien   der   Universitäten   in  Wien,    Prag,    Graz, 

Innsbruck,  Krakau  und  Lemberg, 
(betreffend  die  Oberwachung  der  Frequenz  der  jttristlschen  Kollegien). 

Anläßlich  des  beginnenden  Studienjahres  finde  ich  die  Dekanate  der 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten  neuerlich  auf  die  notorische 
Tatsache  aufmerksam  zu  machen,  daß  die  Frequenz  der  juristischen  Kolle- 
gien einen  weit  geringere  ist,  als  die  an  den  andern  Fakultäten.  Worin 
immer  die  Ursachen  dieser  bedauerlichen  Erscheinung  liegen  mögen,  so 
ist  es  jedenfalls  die  Pflicht  der  Unterrichtsverwaltung  und  ihrer  Organe, 
derselben  nach  Kräften  entgegenzuwirken.  Ich  überlasse  gerne  den  einzelnen 

^)  Laut  Punkt  5  des  an  sämtliche  Landessteüen  ergangenen  StHD  vom  17.  Oktober  1818, 
Z.  2651/605,  POS  Bd.  46,  S,  242,  ist  Jedem  neugewählten  Rektor  der  Universität  oder  des  Lyzeums 
gestattet,  einen  besonderen  Ferialtag  zu  bestimmen.  Durch  die  späteren  Normen,  betreffend 
die  Ferialzeit  an  den  Universitäten,  ist  dieses  Recht  nicht  ausdräcklieh  aufgehoben  worden ,  äaJier 
dasselbe  noch  derzeit  besteht  (MinAkt  24J29  ex  1888), 


Allgemeine  Studlenordnnag.  483 

Dozenten  die  Auswahl  unter  den  Mitteln,  durch  welche  der  Besuchsfkiß  dei" 
Zuhörer  konstatiert  werden  kann,  aber  ich  muß  darauf  bestehen,  daß  diese 
Konstatierung  nicht  überhaupt  unterlassen  wird,  und  daß  insbesondere  in 
jenen  flagranten  Fällen,  wo  sich  der  Unfleiß  der  Studierenden  den  Do- 
zenten ganz  unverkennbar  vor  Augen  stellt,  von  den  durch  die  Studien- 
ordnung an  die  Hand  gegebenen  Disziplinarmitteln  rückhaltsk>ser  Gebrauch 
gemacht  werde.  Wenn  also  —  wie  dies  an  mehreren  Fakultäten,  und  zwar 
zumeist  bei  den  coilegiis  publicis  geschehen  ist  —  100  bis  200  Zuhörer 
eingeschrieben  und  nie  mehr  als  10  bis  20  im  Kollegium  anzutreffen 
sind,  wenn  bekannt  wird,  daß  Studierende  sich  außerhalb  des  Universitäts- 
ortes aufhalten  und  derglekhen  mehreres,  so  ist  es  die  unzweifelhafte 
Obliegenheit  des  Dozenten  wie  des  Dekans,  sofort  zu  erheben,  wem  eine 
derartige  Pflichtvergessenheit  zur  Last  fällt  und  sind  hienach  die  gesetzlichen 
Folgen  unnachsichtlich  zu  verhängen.  Es  ist  in  solchen  Fällen  auch  nicht 
notwendig,  daß  mit  der  im  §  53  der  Allerhöchst  genehmigten  Studienordnung 
vom  29.  September  1850,  RGBNr.  370,i)  vorgeschriebenen  Verwarnung  bis 
zur  Mitte  des  Semesters  zugewartet .  werde,  es  erhellt  vielmehr  aus  dem 
Schlußsatze  dieses  Paragraphen,  daß  eine  solche  Verwarnung  und  selbst 
die  Relegierung  eines  Studierenden  wegen  Unfleißes  zu  jeder  Zeit  er- 
folgen  kann. 

Zugleich  bringe  ich  in  Erinnerung,  daß  nach  §  56  der  zitierten  Studien- 
ordnung die  Frequenzbestätigung  bei  den  betreffenden  I>ozenten  und  dem 
Dekan  persönlkrh^)  nachzusuchen  ist,  welcher  Anordnung  die  an  einigen 
Fakultäten  bestehende  Übung,  wonach  die  Meldungsbücher  in  größerer  Anzahl 
auf  einmal  zur  Frequenzbestätigung  vorgelegt  werden,  direkt  widerspricht. 

Es  ist  mein  eifriges  Bemühen,  die  Grundlagen  festzuhalten,  auf  denen 
das  gegenwärtige  akademische  Wesen  beruht  und  ich  bin  insbesondere 
weit  entfernt  davon,  nur  durch  Zwang  herbeiführen  zu  wollen,  was  besser 
die  freie  Einsicht  und  das  Pflichtgefühl  der  Studierenden  bewirkt.  Allein 
eben  deshalb  erscheint  es  geboten,  alle  Mittel  zu  erschöpfen,  welche  bei 
den  gegenwärtigen  Einrichtungen  zur  Erzielung  einer  besseren  Frequenz  zur 
Verfügung  stehen,  damit  die  Notwendigkeit  durchgreifender  Änderungen 
vermieden  bleibe.  Lemfreiheit,  akademisches  Wesen,  wissenschaftliche  Hal- 
tung, all  dies  kann  bewahrt  bleiben,  ohne  daß  deshalb  die  Universitäten 
für  einen  Teil  ihrer  Besucher  zu  Freistätten  des  Müßigganges  gemacht 
werden  müssen.  

Nr.  374. 

Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  a.  U.  vom  18.  September  1875.  Z.  12.266, 

MVBNr.  37, 

an  den  Landespräsidenten  der  Bukowina, 
betreffend  die  Einteilung  des  Studienjahres  an  der  k.  k.  Franz  Josefs- 

Universitat  zu  Czemowitz. 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  5.  August  d.  J. 
ag.  zu  genehmigen  geruht,  daß  an  der  Universität  Czernowitz  das 
Studienjahr  aus  zwei  gleich  langen  Semestern,  von  denen  das  erste  vom 

»)5.  Nr.  365, 

31* 
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1.  Oktober  bis  letzten  Februar,  das  zweite  aber  vom  1.  März  bis  31.  Juli 
zu  dauern  hat,  zu  bestehen  habe,  wodurch  für  die  gedachte  Universität 
eine  teilweise  Abänderung  des  §  64  der  mit  Ah.  Entschl.  vom  2Q.  Sep- 
tember 1850  genehmigten  akademischen  Studienordnung  Platz  greift. 

Euer  .  .  .  wollen  gefälligst  Fürsorge  treffen,  daß  die  akademischen 
Behörden  der  Universität  Czernowitz  sofort  nach  ihrer  Konstituierung 
von  dem  Inhalte  dieser  Allerhöchsten  Entschließung  in  Kenntnis  gesetzt 
werden.  

Np.  375. 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  o.  U.  Yom  14.  Dezember  1878,  Z.  19.535, 

MTBNr.  4  ex  1879, 

betreffend  die  Ordnung  der  Ferien  an  der  Czemowitzer  Universitit 

Zur  Ordnung  des  Ferien wesens  an  der  Universität  Czernowitz  inner- 
halb des  Studienjahres  vom  1.  Oktober  bis  Ende  Juli  finde  ich  nachfolgende 
Bestimmungen  zu  treffen  : 

1.  An  der  theologischen  Fakultät  ist  sich  rücksichtlich  der  kollegienfreien 
Tage  an  die  bisher  bestehende  Obung  zu  halten. 

2.  An  den  weltlichen  Fakultäten  haben  die  Sonn-  und  die  gebotenen 
Feiertage  sowohl  nach  dem  katholischen  als  nach  dem  griechischen  Kalender 
als   Ferialtage   zu  gelten;  ausgenommen   hievon  sind  jedoch:^) 

1.  der  7.  November  (griechisch  St.  Demetrius), 

2.  der  21.  November  (griechisch  St.  Michael), 

3.  der  11.   Februar  (griechisch  3  Bischöfe), 

4.  der  5.  Mai  ^echisch  St.  Georg), 

5.  der  6.  Juli  (griechisch  Geburt  Johannis). 

3.  Rücksichtlich  der  übrigen  Ferien  an  den  weltlichen  Fakultäten  wird 
folgendes  festgesetzt: 

a)  Als  Weihnachtsferien  werden  nur  die  Tage  des  24.  bis  26.  De- 
zember, dann  des  5.  bis  8.  Jänner,  d.  h.  der  Weihnachtsabend  und  die  sich 
anschließenden  Feiertage  sowohl  nach  katholischem  als  nach  griechischem 
Ritus  frei  gegeben. 

b)  Als  Osterferien  gelten  die  Tage  vom"  Mittwoch  der  Charwoche  bis 
einschließlich   zum   Osterdienstag,   und   zwar   nach   beiden   Kalendern. 

c)  Zwischenferien  zwischen  Winter-  und  Sommersemester  haben  nur 
insofern  stattzufinden,  als  dies  Testierung  und  Inskription  unvermeidlich 
machen.  

Np.  376. 

Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  o.  U.  vom  20.  JSimer  1880,  Z.  1005, 

an  dieRektorate  der  Universitäten  in  Wien,  Graz,  Innsbruck,  Prag  und  Czernowitz, 
(betreffend  die  Unznlässigkeit  der  Verwendung  des  schwarzen  Brettes 

zum  Anschlagen  fremder  Plakate). 

Es  ist  zu  meiner  Kenntnis  gelangt,  daß  sich  die  Herausgeber  der  vom 
19.  Jänner  1.  J.  ab  in  Berlin  erscheinenden  „Allgemeinen  deutschen  Studenten- 

^)  Die  hier  angefiUtrten  Monatsdaten  fallen  nach  dem  Jetzigen  grleehisehen  Kalender  um 
einen  Tag  später. 
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Zeitung'*  an  das  Rektorat  einer  österreichischen  Universität  mit  dem  Er«- 
suchen  gewendet  haben,  den  Anschlag  mehrerer  zur  Mitarbeiterschaft  wie 
zum  Abonnement  auffordernder  Plakate  am  schwarzen  Brette  der  Universität 
zu  gestatten.  Obwohl  ich  voraussetze,  daß  das  Rektorat  einem  ähnlichen 
Ansuchen,  falls  ein  solches  an  das  Rektorat  gestellt  werden  sollte,  keine 
Folge  geben  würde,  sehe  ich  mich  doch  veranlaßt,  das  Rektorat  aus 
diesem  Anlasse  darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  das  schwarze  Brett 
der  Universität  nicht  zur  Aufnahme  derartiger  oder  ähnlicher  Kundgebungen 
bestimmt  ist. 

Np.  377. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  d.  U.  vom  18.  Novemlier  1886,  Z.  23.030, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 

(womit  die  Verpillchtitiig  der  Studierenden  zur  persönlichen  Erwirkung 
der  Inskription  und  der  Testiening  neuerlich  eingeschärft  wird). 

In  Gemäßheit  der  §§  26  und  27  der  allgemeinen  Studienordnung 
vom  1.  Oktober  1850^)  haben  die  Studierenden  behufs  der  Inskription  in 
die  Vorlesungen  bei  den  einzelnen  Dozenten  persönlich  zu  erscheinen. 
Ebenso  sind  dieselben  nach  §  56  der  Studienordnung  verpflichtet,  sich  wegen 
der  Bestätigung  des  Besuches  der  V<M;lesungen  bei  den  betreffenden  Do- 
zenten  persönlich  zu  meklen. 

Ungeachtet  dieser  ausdrücklichen  und  klaren  Bestimmung  der  Studien- 
ordnung sind  doch  in  letzterer  Zeit,  wie  zu  meiner  Kenntnis  gelangt  ist, 
wiederholt  die  Fälle  vorgekommen,  daß  Studierende  die  Inskription  oder 
die  Testierung  nicht  persönlich,  sondern  durch  Mittelspersonen  erwirkten; 
ja  an  einzelnen  Fakultäten  geschieht  es  sogar  nicht  selten,  daß  die  Meldungs- 
bücher in  größerer  Anzahl  durch  die  Fakultätsdiener  übernommen  und 
den  Dozenten  behufs  Eintragung  ihrer  Namen  vorgelegt  werden. 

Ich  ersuche  das  Rektorat,  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  ein  solcher  mit 
den  Bestimmungen  der  Studiengesetze  und  der  akademischen  Ordnung 
im  Widerspruche  stehender  Vorgang  mit  allem  Nachdrucke  hintangehalten 
werde  und  die  Bestimmungen  des  akademischen  Gesetzes  zur  genauen 
Durchführung  gelangen. 

Np.  378. 

Erlaß  des  Mlnlsterlnms  fOr  K.  n.  U.  vom  5.  Novemlier  1900,  Z.  6964, 

an    das  Dekanat   der  rechts-   und   staatswissenschaftlichen  Fakultät  der 

Universität  in  Innsbruck, 

(betreffend  die  Befugnis  zur  Entgegennahme  von  Besuchsabmeldungen 

seitens  Studierender). 

Auf  die  mit  Bericht  vom  11.  März  d.  J.,  Z.  411,  gestellte  Anfrage, 
ob  die  Dekane  der  Fakultäten  berechtigt  sind.  Studierenden  in  Fällen  drin- 

«)  VgL  Nr.  365. 
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gender  Notwendigkeit  und  für  die  Dauer  der  Verhinderung  über  deren  An- 
suchen die  Absenz  von  den  Vorlesungen  und  vom  Orte  der  Universität 
zu  bewilligen,   wird  dem   Dekanate   nachstehendes  eröffnet. 

Gemäß  §  52  der  allgemeinen  Studienordnung  sind  die  Studierenden 
zum  regelmäßigen  Besuche  der  von  ihnen  inskribierten  Vorlesungen  ver- 
pflichtet. Die  ordnungsmäßige  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  ist  eine  der 
Voraussetzungen  für  die  Anrechnung  des  betreffenden  Semesters. 

Nachdem  die  Kontrolle  über  den  tatsächlichen  Besuch  der  Vorlesungen 
in  erster  Linie  den  betreffenden  E)ozenten  selbst  überwiesen  ist,  muß  es 
den  Studierenden  überlassen  bleiben,  etwaige  Mitteilungen  über  Verhinde- 
rungen am  Besuche  der  Vorlesungen  persönlich  den  einzelnen  Dozenten 
zu  machen.  Diesen  kommt  es  sohin  zu,'  die  Stichhältigkeit  der  vorgebrachten 
Gründe  unter  Einsichtnahme  allfättiger  Belege  zu  prüfen  und  die  Abmeldung 
zur  Kenntnis  zu  nehmen  oder  deren  Annahme  abzulehnen.  Den  Dekanen 
könnte  in  dieser  Richtung  eine  gleiche  Ingerenz  nur  dann  eingeräumt 
werden,  wenn  nach  der  gegebenen  Sachlage  eine  unmittelbare  Verständi- 
gung der  einzelnen  Dozenten  von  der  eingetretenen  Verhinderung  seitens 
der  Studierenden  ausgeschk>ssen  sein  oder  doch  unter  den  obwaltenden 
besonderen  Umständen  untunlich  erscheinen  sollte.  In  diesem  Falle  würde 
es  keinem  Bedenken  unterliegen,  daß  an  Stelle  der  einzelnen  Dozenten  der 
betreffende  Dekan  die  Mekiung  des  Studierenden  entgegennimmt  und  die 
Dozenten  hievon  nachträglich  in  Kenntnis  setzt 

Im  Interesse  der  Wahrung  der  ÜMsziplin  muß  jedoch  Wert  darauf 
gelegt  werden,  daß  derartige  Fälle  von  Besuchsabmeldungen  seitens  Studie- 
render auf  Fälle  dringender  Notwendigkeit  beschränkt  bleiben  und  daß 
mit  allem  Nachdrucke  der  sich  etwa  geltend  machenden  Auffassung  ent- 
gegengetreten werde,  als  würde  Studierenden  ein  Anspruch  auf  sok:he  „zeit- 
weilige Beurlaubungen'^  zustehen. 


2.  Vorschriften  fiber  die  Vorleseordnungen. 


Np.  379. 

Verordnung  des  Ministeriums  fOr  K.  u.  U.  Tom  30.  Juni  1850, 

Z.  5432/178, 

an  das  Universitätskonsistorium  in  Wien,   den  akademischen  Senat  der 
Universität  zu  Prag,  Lemberg,  Krakau,  [Olmütz,]  Graz,  Innsbruck, 

(betreffend  eine  Instruktion  fiber  den  Vorgang  bei  Anordnung  der  Vor- 
lesungen und  bei  Abfassung  und  Veröffentlichung  der  Lektionskataloge). 

Vorschrift 

Aber  die  Anordnang  der  Vorlesungen  an  den  Universitäten  und  die  Abfassung  und 

VerOffentlicliung  der  Lektionskataloge. 

Um  den  Vorgang  bei  Abfassung  und  Veröffentlichung  der  Vorlese- 
ordnungen an  den  österreichischen  Universitäten  auf  eine  den  neuen  Studien- 
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einrichtungen  entsprechende  Weise  zu  regeln  und  die  auch  hiebei  wünschens- 
werte Gleichförmigkeit  zu  erzielen,  werden  folgende  Anordnungen  getroffen: 

§  1.  Beiläufig  in  der  Mittel)  eines  jeden  Semesters  haben  sämtliche 
Mitglieder  des  Lehrstandes  2)  einer  Fakultät  ihrem  Dekane  eine  kurze  schrift- 
\kht  Erklärung  zu  übergeben,  über  welche  Gegenstände  und  in  welcher 
Ausdehnung  sie  in  dem  nächsten  Semester  zu  lesen,  was  für  ein  Kollegien- 
geld s)  sie  für  diese  Vorlesungen  zu  fordern  gedenken  und  welche  Lokali- 
täten*) sie  für  dieselben  wünschen. 

§  2.  Hierüber  ist  von  dem  Dekane  oder  von  einem  hiezu  in  Ge- 
mäßheit der  Geschäftsordnung  bestellten  Referenten  ein  Entwurf  der  Vor- 
leseordnung mit  Beschleunigung  zu  vedassen  und  in  einer  allgemeinen 
Versammlung  aller  Mitglieder  des  Lehrkörpers  zum  Vortrage  zu  bringen, 
um  allen  die  Gelegenheit  zu  eröffnen,  die  Interessen  der  von  ihnen  ver- 
tretenen Lehrfächer  in  Darlegung  ihrer  Wünsche  und  Anträge  geltend  zu 
machen. 

Die  Entscheidung  kommt  aber  nur  den  in  Gemäßheit  des  provisorisdien 
Gesetzes  über  die  Organisierung  der  akademischen  Behörden^)  stimmberech- 
tigten   Mitgliedern   des    Professorenkollegiums   zu. 

§  3.  Bei  kollidierenden  Ansprüchen  sind  vor  allem  die  Bedürfnisse 
des  Unterrichtes,  das  organische  Ineinandergreifen  der  Vorlesungen  und 
die  Rücksicht  auf  die  natürlichen  Wünsche  der  Studierenden  zur  örund- 
lage    der   Entscheidung  zu  machen. 

Erst  wenn  diese  Rücksichten  ihre  gehörige  Würdigung  gefunden  haben, 
können  persönliche  Rücksichten  auf  die  lehramtliche  oder  sonstige  Stellung 
der  Dozenten  oder  indivkluelle  Verhältnisse  derselben  in  Betrachtung  ge- 
zogen werden,  und  es  ist  unter  dieser  Voraussetzung  daran  zu  halten, 
daß  bei  KoUisionsfällen  im  allgemeinen  die  Hauptkollegien  ^)  der  angestellten 
Professoren  vor  denjenigen  Kollegien,  welche  zu  halten  sie  nur  berechtigt, 
aber  nicht  verpflichtet  sind,  ferner  die  Wünsche  der  ordentlichen  Professoren 
vor  denen  der  außerordentlichen,  und  die  Wünsche  beider  vor  denen  der 
Privatdozenten,  und  dieser  vor  denen  der  Lehrer  im  engeren  Sinne  den 
Vorzug  haben. 

§  4.  Bei  der  Anordnung  der  Vorlesungen  ist  darauf  Rücksicht  zu 
nehmen,  daß 

1.  Vorlesungen,  welche  denselben  Gegenstand  behandeln,  sowie  die- 
jenigen, von  welchen  eine  die  andere,  um  mit  Nutzen  und  gehörigem 
Verständnisse  gehört  zu  werden,  voraussetzt  oder  bedingt,  von  denen  daher 
nkht  zu  erwarten,  ja  nicht  zu  wünschen  ist,  daß  sie  zugleich  von  denselben 

^)  Abgeändert  durdi  Punkt  1  und  2  des  MinErL  vom  17,  Mai  J994,  Z.  2ao/KUM  fs.  Nr.  388J. 

*)  BeeägUch  der  Ankündigung  der  Vorlesungen  und  Übungen  seitens  der  Lehrer  im  engeren 
Sinne  s.  Punkt  2  des  MinErL  vom  31.  Mai  1999,  Z.  9830,  MVBNr.  2i  (s.  Nr.  2aoj. 

*)  VgL  §  10  des  KoUegiengeldgesetzes  (s.  Nr.  391). 

^  Über  die  Abhaltung  von  Vorlesungen  in  den  Prtvatwohnungen  der  Professoren  und 
PrtnUdoeenten  s.  Nr,  382. 

■)  s.  Nr.  18. 

^  Welche  Kollegien  als  HauptkoUeglen  anzusehen  sind,  s.  §  5  der  MlnVdg.  vom  12,  Juli 
1850,  Z.  5697/187,  RQBNr.  310  (s.  Nr.  391). 
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Hörern  besucht  werden,  in  ihrer  Vorlesezeit  zusammenfallen  und  sich  decken 
können,  daß  dagegen 

2.  diejenigen,  welche  voraussichtlich  und  mit  Erfolg  zugleich  gehört 
werden  dürften,   zweckmäßig  an   und   nach  einander  gereiht  werden. 

§  5.  Es  ist  festzuhalten,  daß  jede  einzelne  Vorlesung  für  sich  in  der 
Regel  die  Dauer  einer  Stunde  nicht  überschreite,  ausgenommen  in  jenen 
seltenen  Fällen,  wo  eine  längere  Dauer  durch  die  besondere  Natur  des 
Lehrfaches  oder  durdi  die  besonderen  Verhältnisse  der  Hörer  desselben 
geboten  und  keine  störende  Einwirkung  auf  den  Besuch  anderer  Vorlesungen 
hieraus  zu  besorgen  ist 

Insoweit  hienach  eineinhaibstündige  Vorlesungen  ausnahmsweise^)  als 
zulässig  sich  darstellen,  sind  sie  den  übrigen  Vorlesungen  so  anzureihen, 
daß  die  halbe  Stunde  den  für  die  Vorlesungen  bestimmten  Zeitraum  des  Vor- 
oder Nachmittags   beginnt  oder  schließt. 

Mehr  als  zwei  Stunden  im  Tage  darf  ein  Kollegium  nicht  in  Anspruch 
nehmen.  In  diese  Zeit  sind  aber  die  Arbeiten  imd  Übungen  in  den  wissen- 
schaftlichen  Lehr-  und   Obungsanstalten   nicht  eingerechnet. 

Fordert  es  die  Ausdehnung  eines  Lehrfaches,  daß  ein  Dozent  hier- 
über an  einem  oder  an  mehreren  Tagen  der  Woche  zweimal  liest,  so  ist 
in  der  Regel  eine  Stunde  des  Vormittags  und  eine  des  Nachmittags  hiezu 
zu   widmen. 

§  6.  Die  Bestimmung,  ob  außer  den  Sonn-  und  Feiertagen  noch  ein 
wöchentlicher  Ferialtag  allgemein  bei  Anordnung  der  Vorlesungen  einer 
Fakultät  beibehalten  werde,  und  welcher  Tag  im  bejahenden  Falle  hiezu 
der  geeignetste   sei,   wird   jedem   Professorenkollegium   anheimgestellt ^) 

§  7.  Ist  nach  diesen  Grundsätzen  bei  sämtlichen  Fakultäten  einer 
Universität  der  erste  Entwurf  ihrer  Vorleseordnung  zu  stände  und  in  eine 
Obersicht  gebracht,  so  haben  die  Dekane  der  Professorenkollegien  sich 
hierüber  in  einer  unter  dem  Vorsitze  des  Rektors  abzuhaltenden  Ver- 
sammlung zu  besprechen  und  sich  ihre  Bemerkungen  und  Wünsche  wegen 
möglichster  Übereinstimmung  und  des  zweckmäßigen  Ineinandergreifens  der 
verschiedenen   Fakultätsvorlesungen   mitzuteilen. 

Es  ist  hiebei  besonders  der  Umstand  zu  beachten,  daß  es  zum  Teile 
notwendig,  jedenfalls  aber  sehr  wünschenswert  ist,  daß  die  Vorlesungen 
der  philosophischen  als  der  allgemeinen  Fakultät  den  immatrikulierten  Hörern 
aller  Spezialfakultäten  nach  Möglichkeit  zugänglich  gemacht  werden. 

§  8.  Das  Resultat  dieser  Besprechung  ist  von  jedem  Dekane  einer 
zweiten  allgemeinen  Lehrerversammlung  seiner  Fakultät  vorzulegen,  über 
die  beantragten  Änderungen  zu  beraten  und  die  sohin  revidierten  Entwürfe 
sämtlicher  Fakultäten  sind  unter  Einbegleitung  des  akademischen  Senates 


^)  Für  die  Vorlesnngen  über  Staaisrechruuigswbsensehßft  wurde  eine  Dauer  von  anderthalb 
bis  zwei  Stunden  als  zulässig  erklärt:  MinErl.  vom  15.  Mal  1850,  Z.  3863/276,  VgL  auch  die 
Instruktion  mr  medizinischen  Rigorosenordnung  Nr,  679, 

*)  Vgl,  §  66  der  allgemeinen  Stadienordnung  (s,  Nr,  365), 
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im  Manuskripte  1)  längstens  sechs  Wochen  vor  Ausgang  eines  jeden  Se- 
mesters dem  Unterrichtsministerium  zur  Einsicht  und  Genehmigung  vor- 
zulegen. 

§  9.  Erst  nachdem  diese  Genehmigung  erfolgt  oder  die  Entwürfe 
allenfalls  auf  Grundlage  der  von  dem  Unterrichtsministerium  gemachten 
Bemerkungen  abgeändert  worden,  sind  dieselben  in  Druck  zu  legen  ^)  und 
hievon  dem  Unterrichtsministerium  zwölf  Exemplare  und  jeder  österreichi- 
schen Universität  sechs  Exemplare  zuzusenden. 

Der  akademische  Senat  bestimmt,  mit  welchen  auswärtigen  Universi- 
täten   ein    Austausch   der    Lektionskataloge    einzutreten    habe. 

§  10.  Die  Vorlesungen  sind  in  den  Lektionskatalogen  nach  einem 
doppelten  Gesichtspunkte : 

a)  dem  der  Fakultät, 

b)  dem  der  Vorlesestunden   in   getrennte   Übersichten   zu   bringen. 

§  11.  In  der  ersten  Obersicht  sind  die  Vorlesungen  nach  den  einzelnen 
Fakultäten  gesondert  in  derjenigen  gegenständlichen  Ordnung  anzuführen, 
welche  dem  Professorenkollegium  im  allgemeinen  als  die  zweckmäßigste  für 
seine  Fakultät  erscheint. 

§  12.  Diese  Anführung  ist  die  eigentlich  maßgebende,  über  die  Be- 
zeichnung des  angekündigten  Lehrfaches,  über  die  Ausdehnung  und  über 
die  Natur  des  Kollegiums.  —  Sie  ist  die  eigentliche  Ankündigung  der 
Vorlesung. 

Sie  ist  in  jener  Sprache  zu  geben,  in  welcher  der  Vortrag  gehalten 
wird,  und  hat  zu  enthalten: 

a)  die  genaue  gegenständliche  Bezeichnung  des  Inhaltes  der  Vor- 
lesung in  derjenigen  Ausdehnung,  welche  der  Dozent  ihr  in  dem  nächsten 
Semester  zu  geben  beabsichtigt; 

b)  an  welchen  Tagen  und  zu  welchen  Stunden  das  Kollegium  ge- 
lesen wird; 

c)  die  namentliche  Anführung  des  Dozenten  und  seiner  lehramtlichen 
Stellung. 

d)  Wird  ein  Kollegium  imentgeltlich  gelesen,  so  ist  dies  ausdrücklich 
zu  bemerken.  Wird  es  um  ein  höheres  als  das  gesetzliche  Minimum 
des  Kollegiengeldes  gelesen,  so  ist  dies  durch  ein  besonderes  Anführungs- 
zeichen, z.  B.  durch  das  Zeichen  eines  Sternes  anzudeuten,  und  auf  der 
zweiten  Seite  des  ersten  Umschlagblattes  anzumerken,  daß  die  auf  diese 
Art  bezeichneten  Kollegien  um  ein  höheres,  alle  übrigen,  nicht  als  unent- 
geltlich angezeigten  Kollegien  aber  um  das  gesetzliche  Minimum  des 
Kollegiengeldes   gelesen    werden.^) 

e)  In  ähnlicher  Weise  sind  z.  B.  mit  zwei  Sternen  diejenigen  Kolle- 
gien besonders  zu  bezeichnen,  welche  als  Hauptkollegien  der  ordentlichen 

>)  Lata  MinErL  vom  17,  Mai  1994,  Z.  2ao/KUM  fs,  Nr,  388J  sind  die  Vorleseordnungen 
nunmehr  im  Bärsienabtuge,  und  zwar  för  das  Sommersemester  vor  1,  Jänner  und  ßUr  das 
Wintersemester  vor  1,  Jani  dem  Ministerium  vorzuiegen.  Der  Universität  in  Krakau  ist  die  Vor- 
tage im  Manusltripte  gestattet,    s,  Anmeriämg  *)  bei  Nr,  388, 

«)  Abgeändert  durdi  MinErL  vom  3,  März  1851,  Z,  1505/165  (s,  Nr.  381),  betreffend  die 
Abfassung  der  Leittionskataloge,  —  Vgl,  §  11  des  KoUegiengeldergesetzes  fs.  Nr,  391), 


^gQ  II.  Teil :  Studienvonchriften ;  A.  AIl(remeine  Bestimmun(reii. 

Professoren,  oder  infolge  der  ausdrücklichen  Zustimmung  der  betreffenden 
Dozenten  den  von  der  Honorarpflicht  ganz  oder  teilweise  befreiten  Studie- 
renden ganz  unentgeltlich  oder  gegen  die  Hälfte  des  Kollegiengeldes  zu- 
gänglich sind.  Erklärende  Bemerkungen  hierüber  sind  mit  Hinweisung 
auf  die  betreffenden  Paragraphen  des  Gesetzes  über  die  Kollegiengelder 
an  dem  oberwähnten  Orte  beizufügen.^) 

§  13.  Ist  ein  Lehrfach,  für  wekhes  eine  Lehrkanzel  systemisiert  ist, 
nicht  besetzt,  und  dasselbe  auch  durch  keinen  Privatdozenten  vertreten,  so 
ist  am  Schlüsse  der  Vorlesungen  der  betreffenden  Fakultät  der  Umstand 
zu  bemerken,  daß  jene  Lehrkanzel  erledigt  sei. 

Inzwischen  ist  bei  der  Zuweisung  der  Vorleselokalitäten  auf  sokJie 
Vorlesungen  Rücksicht  zu  nehmen,  wenn  mit  Grund  erwartet  werden  kann, 
daß  diese  Lücke  auf  irgend  eine  Weise  bei  Beginn  des  nächsten  Semesters 
ausgefüllt  sein  werde. 

§  14.  Die  Vorlesungen  der  Lehrer  im  engeren  Sinne,  femer  über 
besondere,  an  einigen  Universitäten  bestehende  Unterrichtsabteilungen,  z.  B. 
für  Chirurgen,  Hebammen,  sind  bei  den  betreffenden  Fakultäten  in  einer 
besonderen  Unterabteilung  anzuführen. 

§  15.  Am  Schlüsse  der  Obersicht  einer  jeden  Fakultät  ist  ein  Ver- 
zeichnis der  ihr  eigentümlichen,  und  am  Schlüsse  der  ganzen  ersten  Ober- 
sicht ein  Verzeichnis  der  wissenschaftlichen  Institute,  Sammlungen  und  son- 
stigen literarischen  Hilfsmittel  unter  Angabe  der  Zeit  und  Gelegenheit  ihrer 
Benützung  beizufügen,  welche  der  ganzen  Universität  angehören,  oder 
welche  sonst  den  Studierenden  der  Universität  allgemein  zugänglich  sind 
und  deren  Benützung  zum  Zwecke  der  wissenschaftlichen  Ausbildung  der 
Studierenden  als  wünschenswert  erscheint. 

§  16.  Die  zweite  Obersicht  umfaßt  alle  an  der  Universität  gehaltenen 
Vorlesungen  und  ist  bestimmt,  einerseits  den  Studierenden  bei  der  Wahl  der 
Vorlesungen,  andrerseits  den  Professoren  bei  Ausstellung  der  Besuohszeug- 
nisse  die  Emierung  der  kollidierenden  Vorlesungen  zu  erleichtem. 

Sie  ist  nach  dem  beispielsweise  beigefügten  Formulare^)  in  tabella- 
rischer Form  zu  entwerfen  und  enthält  die  Bezeichnung  des  Dozenten, 
eine  kurze   Bezeichnung  des  Lehrfaches  und  die  Stundenzahl. 

Sie   wird  ganz  am   Schlüsse  des   Lektionsverzeichnisses  gedmckt. 

§  17.  Mit  der  Vorleseordnung  ist  zugleich  entweder  in  einem  eigenen 
Hefte  oder  jener  vorangedruckt  eine  Obersicht  der  akademischen  Behörden, 
der  den  einzelnen  Fakultäten  zugehörenden  Dekane,  Prodekane,  Professoren, 
Privatdozenten  und  Lehrer  unter  Angabe  der  Lehrfächer,  für  welche  sie 
angestellt  sind  oder  worüber  sie  lesen,  dann  der  Mitglieder  der  Universitäts- 
kanzlei und  der  akademischen  Institute  zu  veröffentlichen. 

Alle  diese  Mitglieder  des  Universitätsstatus  sind  mit  Angabe  ihrer 
Titulatur  und  ihrer  Wohnung,  und  die  Glieder  des  Lehrpersonals  auch 
dann  anzuführen,  wenn  sie  etwa  in  dem  betreffenden  Semester  nicht 
lesen.  —  [>och  ist  dieser  letzte  Umstand  ausdrücklich  zu  bemerken. 


^)  5.  Anmerkung  *)  auf  S,  489, 

*)  Das  Formular  wurde  In  diese  Sammlung  nicht  aufgenommen. 
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§  18.  Nach  erfolgtef  Drucklegung  dieser  Obersichten  hat  der  akade- 
mische Senat  wegen  Kundmachung  der  in  den  §§  11  und  12  erwähnten 
ersten  Oberskht  durch  Anschlag  derselben  auf  dem  schwarzen  Brette,  in 
den  betreffenden  offiziellen  Landeszeitungen  und  in  dem  Amtsblatte  der 
„Wiener  Zeitung''  die  geeigneten  Einleittuigen  zu  treffen.^) 

§  19.  Ergeben  sich  in  dem  Zeiträume  von  der  Drucklegung  des 
Kataloges  bis  zum  Beginne  des  nächsten  Semesters  in  dem  lesenden  Lehr- 
personale oder  in  der  Ankündigung  der  Vorlesungen  ein  Zuwachs  oder 
Abgang,  oder  sonst  eine  wesentliche  Änderung,  so  ist  dies  in  der  offiziellen 
Landeszeitung  mit  kurzen  Worten,  soweit  eine  sokhe  Notiz  für  die  Studie- 
renden zur  Richtigstellung  des  Leseverzeichnisses  zu  wissen  notwendig  ist, 
nachträglich  bekannt  zu  machen,  nach  Erfordernis  allenfalls  auf  einem  he^ 
sonderen  Blatte  zu  drucken  und  dies  Blatt  den  Lektionskatalogen  bei- 
zugeben.') 

§  20.  Sowohl  die  Vorleseordnungen  als  die  Darstellung  des  Personal- 
standes der  Universität  sii^d  um  einen  billigen  Preis,  durch  welchen  die 
Hereinbringung  der  Druckkosten  erzielt  werden  soll,  den  Studierenden  zu- 
gänglich  zu  machen.') 

Np.  380. 

Erlaß  des  Ministers  fllr  K.  d.  U.  vom  3.  Februar  1851  Z.  1147/125, 

an   das   Wiener   Universitätskonsistorium,    den    akademischen   Senat   der 
Universität  zu  Prag,  Lemberg,  Krakau,  [Olmütz],  Graz,  Innsbruck, 

(betreffend  die  Abfassung  der  Lektionskataloge). 

Bei  dem  Herannahen  des  Zeitpunktes,  in  welchem  dem  Unterrichts- 
ministerium der  Entwurf  der  Lektionskataloge  für  das  Sömmersemester 
1850/51  vorzulegen  ist,  findet  dasselbe  den  akademischen  Behörden  der  Uni- 
versitäten Wien,  Prag,  Lemberg,  Krakau,  [Oknütz],  Graz  und  Innsbruck 
im  allgemeinen  folgende  Erinnerungen  zu  machen: 

')  RßckslehtUeh  des  Zeitpunktes  der  Ausgabe  der  vom  Ministerium  approbierten  Vorlese^ 
Ordnungen  s.  Punkt  3  des  MinErL  vom  17,  Mai  1894,  Z.  220/KUM  (s,  Nr.  388J,  Über  die  Ein- 
sehaitung  derselben  in  die  CffentUehen  Blätter  vgL  Abs,  5  und  6  des  MinErl,  vom  3,  Februar  1851, 
Z.  1147/125  (s,  Nr,  380),  Die  Vorleseverzeichnisse  der  Universitäten  mit  deutscher  Vortragssprache 
werden  seit  dem  Jahre  1895  in  dem  von  den  „Mßnchener  Hochsehalnachrichtert"  herausgegebenen 
Qeneralvorlesekataloge  veröffentlicht  (s,  Nr,  380), 

*)  Beir^  der  Ermächtigung  des  altademischen  Senates,  über  geringßgigere  Veränderungen 
im  Lektionsluitaloge  nach  dem  Druck  desselben  im  eigenen  Wirlatngsitreise  zu  entscheiden,  s,  Nr,  386. 
Nachträgliche  Abänderungen  im  LektionsJkataloge  sind  zur  Kenntnis  des  Ministeriums  zu  bringen 
(VI,  des  MinErL  vom  5,  JuU  1851,  Z.  6485/584  [s,  Nr,  366]),  Nachträgliche  Abmeldungen  bereits 
angekändigter  Kollegien  sind  tunlichst  zu  vermeiden.  MinErL  vom  27.  Mars  1854,  Z,  13,257/1142 
ex  1853  (s,  Nr,  384), 

>)  MU  MinErL  vom  22,  JuU  1886,  Z.  18,180  ex  1885,  wurde  gestattet,  dqß  vom  Studienjahr 
1886/87  ab  bis  auf  weiteres  die  gedruckten  Verzeichnisse  der  Vorlesungen  und  des  Personalstandes 
an  die  Studierenden  der  Universität  in  Lemberg  unentgeltlich  verabfolgt  werden.  Dabei 
hat  jedoch  die  aJkademische  Behörde  Vorsorge  zu  treffen,  daß  in  dieser  Beziehung  kein  Mißbrauch 
Platz  greife,  daß  namentlich  die  Betellung  wirklich  nur  an  inskribierte  Studierende  der  Universität 
erfolge  und  die  Auflage  dem  Bed&rfnisse  genau  angepaßt  werde. 


^92  ''*  '^^^''  Studienvorschriften;  A.  Allgemeine  Bestimmungen. 

1.  Bei  den  Lektionskatalogen  für  das  Wintersemester  1850/51  wurde 
die  Vorschrift  vom  30.  Juni  1850^)  nicht  von  allen  Fakultäten  der  ge- 
nannten Universitäten  gehörig  beobachtet,  selbst  mitunter  nicht  in  Punkten, 
bei  welchen  ihre  genaue  Beachtung  ohne  alle  Schwierigkeiten  möglich 
gewesen  wäre.  —  Das  Unterrichtsministerium  ist  überzeugt,  daß  die  akade- 
mischen Behörden  es  sich  nunmehr,  wo  die  Abfassung  und  Drucklegung 
derselben  im  allgemeinen  mit  geringeren  Hindernissen  zu  kämpfen  hat, 
angelegen  sein  lassen  werden,  die  UnvoUkommenheiten  der  Lektionskataloge 
des  Wintersemesters  zu  verbessern. 

2.  In  mehreren  Lektionskatalogen  wurde  der  so  wesentliche  Unter- 
schied zwischen  Professoren,  Privatdozenten  und  Lehrern  nicht  gehörig 
festgehalten. 

Statt  des  Ausdruckes  „Privatdozent''  kommt  häufig  das  Wort  „Dozent'' 
vor.   —   Dies   ist   unzulässig,   denn    Dozenten   sind  auch  die   Professoren. 

Es  ist  ferner  eine  unrichtige  Meinung,  daß  der  Professor  einer  Fakultät, 
welcher  auch  eine  Vorlesung  an  einer  zweiten  Fakultät  hält,  an  dieser  nur 
als  „[)ozent"  oder  „Privatdozent"  aufzuführen  sei.  —  E>urch  eine  solche 
Vorlesung  wird  zwar  der  betreffende  Professor  nicht  Mitglied  des 
Professorenkollegiums  der  zweiten  Fakultät,  aber  er  büßt  seinen 
Titel  als  Professor  diesfalls  nicht  ein,  er  ist  —  eben  ein  Professor  der 
Fakultät  Ä,  welcher  auch  ein  Kollegium  an  der  Fakultät  B  liest 

3.  Die  im  §  12  angeordneten  Bezeichnungen  der  Kollegien  mit  Rück- 
sicht auf  ihre  Entgeltlichkeit  oder  Unentgeltlichkeit  wurden  von  mehreren 
Professorenkollegien  gar  nicht,  von  den  meisten  aber  wenigstens  nicht  in 
der  Art  angewendet,  daß  es  den  Studierenden  und  dem  Quästor  möglich 
wäre,  unmittelbar  hieraus  zu  entnehmen,  welcher  Studierende  durch  eine 
erhaltene  Befreiung  auch  bei  jedem  einzelnen  Kollegium  sich  als  befreit 
ansehen  dürfe. 

Es  ist  notwendig,  daß  sich  die  Dekane  der  Fakultäten  über  gemeinsame 
hiefür  einzuführende   Bezeichnungen  verständigen. 

4.  Man  hat  Ursache,  mehreren  Universitäten  eine  genauere  Beob- 
achtung der  §§  14,  15  und  16  anzuempfehlen. 

Bei  dem  zu  entwerfenden  Stundenkataloge  ist  sich  genauestens  an  das 
zu  §  16  mitgeteilte  Formular  zu  halten. 

5.  Der  im  §  8  gegebene  Termin  der  Vorlegung  an  das  Unterrichts- 
ministerium ist  nur  so  gemeint,  daß  sie  in  keinem  Falle  später  geschehen 
dürfe,  aber  nicht  so  zu  verstehen,  als  ob  sie  unter  gewisser  Voraussetzung 
nicht  früher  erfolgen  müsse.  Das  letztere  wird  dann  der  Fall  sein,  wenn 
etwa  durch  die  unvermeidliche  Verzögerung  des  Geschäftsganges,  der  Druck- 
legung, der  Versendung  usw.  mit  Grund  zu  besorgen  wäre,  daß  die  Lektions- 
kataloge widrigens  nicht  eine  geraume  Zeit  vor  Beginn  des  nächsten 
Semesters  zur  Publizität  kommen. 

Eine  Einschaltung  der  Lektionskataloge  in  die  öffentlichen  Blätter  ist 
ganz  überflüssig,  wenn  sie  nicht  wenigstens  3 — 4  Wochen  vor  Beginn  des 
nächsten  Semesters  erfolgen  kann. 

*)  5.  Nr,  379. 


Vorieseordnungen.  ^93 

Ich  empfehle  daher  den  akademischen  Behörden  die  größte  Energie 
in  der  Zusammenstellung,  Einsendung  und  Drucklegung  der  Lektionskatak)ge. 

6.  Bei  der  Einschaltung  der  Vorleseordnung  in  die  öffentlichen  Blätter 
ist  über  den  Zweck  derselben  nicht  hinauszugehen.  Sie  hat  zu  unterbleiben, 
wenn  sie  durch  unvermeidliche  und  unvorhergesehene  Hindemisse  nicht 
rechtzeitig  geschehen  kann.  —  Es  ist  aber  auch  hiebei  alles  zu  vermeiden, 
was  ibr  ein  un verhältnismäßiges  Volumen  gibt:  hiezu  gehören  die  vollen 
Titulaturen  der  Dozenten.  Der  Inhalt  der  Vorlesungen  ist  hiebei  abgekürzt, 
wie  im  Stundenkataloge,  zu  geben,  und  audi  rücksichtlich  der  Honorar- 
pflicht genügt  es  hier  vollkommen,  wenn  nur  die  Publica  als  solche  bezeichnet 
werden.  Die  Zeittmgsannonce  soll  dem  Studierenden  die  Anschaffung  oder 
wenigstens  die  Einsicht  in  den  eigentlichen  Lektionskatalog  nicht  entbehrlich 
machen. 


Np.  381. 
Erlaß  des  Hlnlsterluffls  fflr  K.  n.  U.  vom  3.  MSrz  1851,  Z.  1505/165, 

an  das  Wiener  Universitätskonsistorium, 

(womit  bezüglich   der  Abfassung   des  Lektlonskataloges  Weisungen 

erteilt  werden), 

I.  Es  ist  sowobl  für  die  Studierenden  a]s  für  die  Quastur  von  größter 
Wichtigkeit,  die  Kollegien  in  Ansehung  ihrer  Honorarpflichtigkeit  so  zu 
bezeichnen,  daß  darüber  ujid  insbesondere  über  die  Wirksamkeit  der 
erteilten   Befreiungen  kein   Zweifel  entstehen  kann. 

Die  Eingangsbemerkungen  haben  daher  allenfalls  folgendermaßen  zu 
lauten,  und  es  sind  sohin  die  betreffenden  Abänderungen  der  Zeichen  in 
den  einzelnen  Vorleseordnungen  der  Fakultäten  zu  veranstalten: 

1.  „Bei  denjenigen  Kollegien,  welche  ganz  unentgeltlich  gelesen  werden, 
ist  dies  ausdrücklich  bemerkt.'^ 

2.  „E>iejenigen  Kollegien,  welche  um  das  gesetzliche  Minimum  des 
Kollegiengeldes  gelesen  werden,  und  welche 

a)  den  von  der  Honorarpflicht  ganz  oder  teilweise  Befreiten  ganz 
unentgeltlich  oder  beziehungsweise  gegen  die  Hälfte  des  Kollegiengeldes 
zugänglich   sind,   sind   mit  *, 

b)  wekrhe  von  den  ganz  oder  teilweise  Befreiten  nur  gegen  Entrichtung 
des  halben  Kollegiengeldes  besucht  werden  können,  mit  **, 

c)  endlich  diejenigen,  für  welche  auch  die  sonst  Befreiten  jedenfalls 
das  ganze  Kollegiengeld  zu  bezahlen  haben,  mit  ***  bezeichnet.'' 

3.  „Diejenigen  Kollegien,  wek:he  um  ein  höheres  als  das  gesetzliche 
Minimum  des  Kollegiengeldes  gelesen  werden,  sind  mit  f  un^  j^  i^^ch 
dem  oben  sub  a)  bis  c)  angeführten  Unterschiede  noch  dazu  mit  *,  **  oder 
•^  bezeichnet." 

Das  Universitätskonsistorium  hat  darauf  zu  dringen,  daß  diese  Bezeich- 
nungen (natürlich  mit  allfälliger  Weglassung  des  Zeichens  ***,  wenn  sich 
kein  Fall  dieser  Art  ergeben  sollte)  von  allen  vier  Professorenkollegien 
an  ihren  Vorieseordnungen  genau  vorgenommen  werden. 


^Q4b  ^'  "^^^^ '  Stu<II^vorsclirifteii ;  A.  Allgemeine  Bestimmuns^en. 

II.  In  dem  vorgelegten  Verzeichnisse  kommen  bei  der  medizinischen 
und  philosophischen  Fakultät  Publica  von  wöchentlich  drei  Stunden  vor, 
zu  deren  Abhaltung  keine  besondere  ho.  Genehmigung  angesucht  wurde. 
Dies  verstößt  gegen  die  klare  Bestimmung  des  Gesetzes.  Diese  Kollegien 
sind  daher  auf  zwei  Stunden  zu  beschränken  oder  als  entgeltlich  zu  lesen. 

III.  Es  erscheinen  ferner  viele  Kollegien,  wek±e  gar  keine  der  in 
der  Eingangsanmeorkung  erwähnten  Bezeichnungen  fuhren.  Es  wäre  dies- 
falls in  dieser  Anmerkung  darauf  hinzudeuten  gewesen,  was  für  eine  Be- 
wandtnis  es   mit  solchen   nichtbezeichneten   Kollegien   habe. 

Nach  der  oben  getroffenen  Verfügung  erhält  jedoch  dieser  Anstand 
seine  Erledigung,  indem  hienach  jedes  Kollegium  eine  bestimmte  Bezeich- 
nung erhalten  wird. 

Diese  fast  für  alle  Fälle  ausreichende  Bezeichnung  ist  auch  für  die 
Folge  beizubehalten. 

IV.  Die  außerordentlichen  Professoren  sind  als  solche  zu  bezeichnen, 
und  dem  Ausdrucke  „Dozent''  der  richtige  „Privatdozent''  überall  zu  sub- 
stituieren.   

Np.  382. 
Erlaß  des  Bimisteriiuns  f flr  K.  n.  U.  vom  15.  Juni  1851  Z.  5399/496» 

an  das  Wiener  Universitätskonsistorium, 
(betreffend  die  Abhaltung  von  Vorträgen  in  denPrlvatwohnnngen  der 

Dozenten). 

Die  akademischen  Behörden  werden  als  Regel  zu  betrachten  haben, 
daß  die  in  dem  Lektionskataloge  angekündigten  Vorlesungen  nur  in  solchen 
Lokalitäten  abzuhalten  sind,  welche  im  allgemeinen  oder  durch  besondere 
Weisungen  zu  den  Universitätsvorlesungen  bestimmt  wurden,  und  daß  zur 
Abhaltung  von  Vorträgen  in  Privatwohnungen  der  Dozenten  von  Fall  zu 
Fall  eine  spezielle  Bewilligung  des  Ministeriums  erforderlich  ist.  Die  akade- 
mischen Behörden  werden  daher  bei  Habilitationsgesuchen  von  Privatdozenten 
oder  bei  Voriegung  des  Entwurfes  der  Lektionskataloge  die  Gründe,  welche 
für  eine  solche  ausnahmsweise  Qrstattung  sprechen,  zu  erwägen  und  danach 
ihre  Anträge  zu  stellen  haben.^) 

Nr.  383. 
Erlaß  des  Ministeriums  f flr  K.  d.  U.  yom  21.  Angnst  1851 Z.  6804/632. 

an  das  Universitätskonsistorium  zu  Wien,  den  akademischen  Senat  der 

Universität  in  Prag,  Krakau,  Lemberg,  [Olmütz],  Graz  und  Innsbruck, 
(womit  den  betreffenden  Professorenkollegien  Bemerkungen  hinsichtlich 
der  Eröffnung  der  Vorlesungen  zvar  Danachachtung  mitgeteilt  werden).*) 

Das  Unterrichtsministerium  sieht  sich  veranlaßt,  die  akademischen 
Behörden  darauf  aufmerksam  zu  machen,  wie  wichtig  es  sei,  bei  den  Studie- 

0  Die  derart  speziell  genehmigte  Abhaltung  von  Vorlesungen  in '  der  Wohnung  eines 
Privatdozenten  ist  seibstverständlich  stets  im  Leittionskataloge  ersichtlich  eu  machen,  (MinErl  vom 
28,  Dezember  1880,  Z.  J9J948J 

")  VgL  auch  die  die  gleiche  Tendenz  verfolgenden  MinErL  vom  10.  April  1857,  Z.  6367 
^s,  Nr.  428)  und  vom  30.  September  1874,  Z.  13.741  (s.  Nr^  432). 


Vorleseordnans^en.  ^gg 

renden  nicht  die  irrige  Ansicht  aufkommen  zu  lassen,  als  ob  die 
ersten  vierzehn  Tage  nur  zur  Inskription,  nicht  aber  zum  Be- 
ginne der  Vorlesungen  bestimmt  seien. 

Abgesehen  davon,  daß,  wenn  die  Unsitte,  den  Beginn  der  Vorlesungen 
von  dem  zahlreicheren  Erscheinen  der  Studierenden  aUiängig  zu  machen, 
sich  festsetzte,  das  natürliche  Verhältnis,  wonach  die  Studierenden  sich 
nach  den  Professoren  imd  nicht  diese  nach  ersteren  sich  zu  richten  haben, 
verkehrt  würde,  —  abgesehen  davon,  daß  durch  den  verspäteten  Beginn 
der  Vorlesungen  das  Recht,  zu  hospitieren,  den  Studierenden  verkürzt  wird, 
—  abgesehen  davon,  daß  die  Professoren  auch  den  Schein  vermeiden 
sollen,  als  wären  ihnen  die  Vorschriften  des  Gesetzes  minder  heilig  — 
mögen  die  akademischen  Behörden  erwägen,  welche  Nachteile  für  die  ganze 
Ordnung  der  Studien  und  für  die  Disziplin  daraus  notwendig  hervorgehen 
muß,  wenn  die  Studierenden  in  der  Meinung  bestärkt  werden,  daß  es  nur 
bei  ihnen  stehe,  sich  die  Ferienzeit  um  vierzehn  Tage  und  dann  vielleicht 
immer  mehr  und  mehr  zu  verlängern,  und  wenn  durch  das  Nachgeben 
der  Professoren  in  diesem  Punkte  auch  der  fleißige  Studierende  bei  bestem 
Willen  in  den  ersten  acht  oder  vierzehn  Tagen  keine  Kollegien  besuchen 
kann,  weil  keine  gehalten  werden. 

Es  versteht  sich  wohl  von  selbst,  daß  auf  eine  EMfferenz  von  zwei 
oder  drei  Tagen  bei  einzelnen  Kollegien,  besonders  wenn  eigentümliche 
Umstände  obwalten,  es  hiebei  nicht  ankommt.  Aber  gegen  das  Streben, 
die  Inskriptionszeit  gleichsam  in  einen  Anhang  der  Ferialzeit  umzugestalten, 
gegen  eine  Lauigkeit  im  Kollegienbesuche  selbst  schon  beim  Beginne  der 
Studienzeit  muß  energisch  angekämpft  werden. 

Das  Unterrichtsministerium  macht  für  die  Ergreifung  der  hiezu  dien- 
lichen Mittel  die  akademischen  Behörden  und  die  betreffenden  Professoren 
verantwortlich,  und  wird  diesem  wie  jedem  Gegenstande,  der  mit  der 
Wiederherstellung  der  gelockerten  Universitätsdisziplin  in  unmittelbarem 
Zusammenhange  steht,  seine  besondere  Aufmerksamkeit  widmen. 

Den  betreffenden  Professorenkollegien  sind  diese  Bemerkungen  durch 
die  Dekane  mitzuteilen. 


Np.  384. 


Ans  dem  Erlasse  des  Mlnlsterlnms  fflr  K.  n.  U.  rem  27.  MSrz  1854, 

Z.  13.257/U42  ex  1853, 

an  den  akademischen  Senat  der  k.  k.  Universität  in  Prag, 
(in  Betreff  angekfindigter  and  später  nicht  abgehaltener  Kollegien). 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  es  dem  Ansehen  und  der  Würde 
einer  Lehranstalt  wesentlich  zum  Abbruche  gereicht,  wenn  angekündigte 
Kollegien  nicht  eingehalten  werden,  und  daß  dieser  Obelstand  noch  be- 
deutend erhöht  wird,  wenn  eine  Mehrzahl  von  derlei   Fällen  gleichzeitig 


^9g  IL  Teil :  Studlenvorechriften ;  A.  Alls^emeine  Bestlmmnnsen. 

vorkommt.  Es  erweclct  dies  den  Schein,  als  ob  man  den  Lektionskatalog 
sozusagen  auf  das  Geratewohl  mit  einer  Fülle  von  Ankündigungen  habe 
ausstatten  wollen,  um  ihn  in  den  Augen  der  Welt  reicher  erscheinen  zu 
lassen,  als  er  sich  dann  in  Wirklichkeit  erweisen  kann.  Es  laßt  sich  auch 
nicht  übersehen,  daß  in  solchem  Falle  manche  Studierende  gerade  um 
die  Vorlesungen  gebracht  werden  können,  um  derentwillen  sie  eine  bestimmte 
Universität  aufsuchten;  und  daß  sie,  wenn  die  Einstellung  der  beantragten 
Kollegien  erst  im  letzten  Augenblicke  bekannt  wird,  mit  einer  passenden 
Kombini^rung  der  auszuwählenden  Kollegien  nicht  mehr  gut  ztu-echt  kommen 
können.  Wenn  daher  auch  das  Ministerium  im  allgemeinen  es  willkommen 
heißt,  daß  die  Professoren  von  dem  Rechte,  ihre  Hauptfächer  durch  Vor- 
träge über  einschlägige  Materien  zu  vervollständigen,  Gebrauch  machen, 
so  muß  es  doch  auch  nicht  minder  darauf  bestehen,  daß  hiebei  mit  Ernst 
und  Bedacht  vorgegangen  und  nicht  aufs  unbestimmte  hin  Ankündigungen 
gemacht  werden,  welche  zu  realisieren  sich  hinterher  als  schwierig  oder 
als  unmöglich  erweist 

Was  aber  insbesondere  den  Umstand  betrifft,  daß  wegen  geringer 
Zahl  der  Inskribierten  angekündigte  Kollegien  nicht  zur  Eröffnung  gelangen, 
so  muß  das  Ministerium  die  Erwartung  aussprechen,  daß  Professoren,  die 
von  ihrem  Berufe  durchdrungen  sind,  es  nicht  unter  ihrer  Würde  finden 
werden  —  namentlich  über  Gegenstände,  für  welche  das  Interesse  der 
Studierenden  erst  geweckt  werden  muß  —  auch  vor  einem  wenig  zahlreichen, 
wenn  nur  strebsamen  Auditorium  vorzutragen,  indem  widrigenfalls  der 
Verdacht  nahe  liegt,  daß  die  Absicht,  den  wissenschaftlichen  Unterricht 
zu  fördern,  der  Rücksicht  auf  den  Ertrag  der  Kollegiengelder  in  unerfreu- 
licher Weise  nachstehe. 

Der  Senat  hat  dies  den  Professorenkollegien  zu  eröffnen  und  in  Zukunft 
darüber  zu  wachen,  daß  Kollegien,  die  einmal  angekündigt  waren,  wenn 
nicht  besonders  triftige  Gründe  imd  gebieterische  Umstände  es  erheischen, 
nicht  rückgängig  gemacht  werden. 


Np.  385. 
Erlafi  des  Mlnlsterinms  fflr  K.  o.  U.  vom  7.  Juli  1856.  Z.  9657/533, 

an  das  Wiener  Universitätskonsistorium, 

(betreffend  die  Unzttlässigkeit  der  Aufnahme  von  Privatissima  in  den 

Lelctlonskatalog), 

Aus  Anlaß  der  von  .  .  .  beabsichtigten  Privatissima^)  wird  bemerkt, 
daß  derlei  Kollegien  ihrer  Natur  nach  gar  nicht  in  den  Lektionskatak)g 
aufzunehmen  sind,  sondern  es  den  Professoren,  die  soldie  abhalten  wollen, 
überlassen  bleibt,  ihre  Absicht  auf  eine  andere  geeignete  Art  zur  Kenntnis 
der  Studierenden  zu  bringen. 


^)  Betreffs  des  Honorarbezuges  für  derartige  ttPrivatissüiuf*  vgl.  Nr,  677, 
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Nr.  386. 

Erlalt  des  Hlnisterlnms  für  K.  n.  U.  vom  9.  Mal  1857,  Z.  7081 

an  das  Universitätskonsistorium  in  Wien, 

(betreffend  die  Befugnis  zur  Oenehmigttng  geringffigiger  Ändeningen 

im  Lektionskataloge). 

Das  k.  k.  Universitätskonsistoriiim  wird  ermächtigt,  über  gering- 
fügigere Veränderungen^),  wekrhe  sich  in  einem  Semester  nach  der  Druck- 
legung des  betreffenden  Lektionskataloges  hinsiditlich  desselben  ereignen, 
im  eigenen  Wirkungskreise  und  ohne  hieher  gerichtetes  Einschreiten  zu 
entscheiden. 


Nr.  887. 
Erlaß  der  n.  0.  Statthalterel  vom  31.  MSrz  1894,  Z.  20.867, 

(betreffend  die  Modalitäten  für   die  Abhaltung  von  Unterrichtskarseii 

in  den  Wiener  k.  k.  Krankenanstalten). 

Das  k.  k.  Ministerium  des  Innern  hat  laut  Erl.  vom  13.  März  1894, 
Z.  3368,  dem  Ansuchen  der  Arzte  (der  k.  k.  Krankenanstalt  Rudolfstiftung) 
zur  Abhaltung  praktischer  Kurse  .  .  •  gegen  Einhaltung  der  dem  MinErl. 
vom  16.  Jänner  1892,  Z.  21.618,  entsprechenden,  von  der  k.  k.  Statthalterel 
festgesetzten  Bestimmungen  gewährende  Folge  zu  geben  gefunden. 

Diese  Bestimmungen  sind: 

1.  Die  Arzte  der  Anstalt  besuchen  diese  Kurse  unentgeltlich. 

2.  Die  Zahl  der  am  Kurse  teilnehmenden  auswärtigen  Arzte  und  der 
im  Spitale  nicht  bediensteten  Etoktoren  und  Doktoranden,  die  wenigstens  ein 
Rigorosum  mit  Erfolg  abgelegt  haben,  ist  beschränkt  und  dem  Ermessen 
der  Direktion  anheimgestellt. 

3.  Die  Kurse  dürfen  nicht  zur  Zeit  der  normierten  Krankenvisiten  ab- 
gehalten werden. 

Zur  Abhaltung  der  systematischen  Vorträge  sind  Nebenzimmer  oder 
primarärztliche  Zimmer  zu  verwenden,  Krankenzimmer  dagegen  nur  in  jenen 
Fällen,  in  wekhen  Demonstrationen,  Untersuchungen  oder  Operationen  an 
Kranken  notwend^  sind. 

Die  Verwendung  eines  Kranken  zur  Demonstration  ist  nur  dann  zulässig, 
wenn  der  Kranke  gegen  diese  Verwendung  keine  Einsprache  erhebt. 

Die  Verwendung  des  Wartepersonales  bei  der  betreffenden  Abteilung 
bei  den  Kursen  darf  nur  insoweit  stattfinden,  als  dadurch  weder  dessen 
Dienst  noch  dessen  nötige  Erholung  beeinträchtigt  wird. 


>)  HiasiehtUeh  des  Vorganges  bei  nachträglichen  Abänderungen  der  genehmigten  LektionS' 
iataloge  vgL  VL  des  MinErL  vom  5.  JuU  1851,  Z.  6485/584  (s.  Nr,  366)  und  Nr.  379. 
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4.  Von  der  Ankündigung  und  dem  Beginne  des  Kurses,  von  der 
Zahl  und  Art  der  Teilnehmer  an  demselben,  sowie  von  dem  Orte  der 
Abhahuiig  des  Kurses  ist  der  Direktion  die  Anzeige  zu  erstatten.  Außerhalb 
des  Verbandes  der  Anstalt  stehende  Dozenten  sind  zur  Abhaltung  von 
Kursen  in  derselben  nicht  berechtigt 

Im  übrigen  wird  die  Direktion  auf  den  im  Jahrbuche  der  Wiener 
k.  k.  Krankenanstalten  Jahig.  I  [III,  160]  enthaltenen  Normalerlaß  zur  genauen 
Danachachtung  verwiesen.  Hievon  wird  die  Direktion  mit  dem  ausdrück- 
Ikhen  Beisatze  in  Kenntnis  gesetzt,  daß  sie  selbstverständlich  dafür  Sorge 
zu  tragen  hat,  daß  die  Heranziehung  einzelner  Kranker  zu  Demonstrations- 
zwecken nicht  durch  irgend  eine  ungehörige  Beeinflussung  ihres  Willens 
und  nkht  etwa  durch  Zuwendung  von  Benefizien  auf  Kosten  des  Wiener 
k.  k.  Krankenanstaltenfondes  erfolge. 


Nr.  388. 
Erlafi  des  Hinisters  fflr  K.  n.  U.  vom  17.  Mal  1894,  Z.  220/KüM, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 

(betreffend  den  Zeitpunkt  der  Feststellnng,  Vorlage  nnd  Ausgabe  der 

Lektionskataloge)« 

Um  das  Erscheinen  der  Lektionskataloge  künftighin  rechtzeitig  und 
zu  glekhen  Terminen,  sowie  rechtzeitig  auch  im  Auslande  die  wünschens- 
werte Verbreitung  derselben  zu  ermöglichen,  finde  ich  in  teilweiser  Ab- 
änderung der  Bestimmiuig  des  §  8  der  Verordnung  des  Ministeriums  für 
K.  u.  U.  vom  30.  Juni  1850,  Z.  5432,i)  betreffend  die  Abfassung  und 
Veröffentlichung  der  Lektionskataloge  anzuordnen  und  ersuche  das  Rektorat, 
demgemäß  Vorsorge  zu  treffen,  daß 

1.  zu  Beginn  eines  jeden  Semesters  die  Lektionsverzeichnisse  des 
folgenden  Semesters  festgestellt  und  sofort  in   Druck  gelegt  werden, 

2.  die  Verzeichnisse  in  mehreren  Bürstenabzügen,^)  und  zwar  für  das 
Sommersemester  vor  1.  Jänner,  für  das  Wintersemester  vor  dem  1.  Juni 
dem  Ministerium  zur  Approbation  vorgelegt  werden, 

3.  die  approbierten  Verzeichnisse  für  das  Sommersemester  spätestens 
am  15.  Februar,  für  das  Wintersemester  am  15.  Juli  zur  Ausgabe  gelangen. 

Diese  Bestimmung  hat  mit  dem  Studienjahre  1894/95  in  Wirksamkeit 
zu  treten  und  ist  hievon  jedem  Dozenten  der  Universität  zur  Danach- 
achtung die  Mitteilung  zu  machen. 


*)  5.  Nr,  379. 

")  Mit  MinErL  vom  7.  JuU  1999,  Z  15,490,  wurde  der  Universität  in  Kralum  die  Vortage 
des  JeweiUgen  Entwurfes  der  Vorleseordnung  im  Manuskripte  mit  dem  Bemerken  gestattet, 
dtfß  es  im  Hörigen  bei  den  Anordnungen  des  obigen  Erlasses  zu  verbleiben  habe. 
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Np.  389. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  f Or  K.  d.  U.  vom  6.  Aogast  1894, 

Z.  1530/KUM, 

an  die  Rektorate  der  Universitäten  in  Wien,  Prag  (deutsch),  Graz,  Innsbruck 

und  Czemowitz, 
(betreffend  dld  VefSffentllchiing  der  Vorleseverzeichnisse  der  Sster- 
relchlschen  Universitäten  mit  deutscher  Vortragssprache  in  dem  von 
den    ,»Mflnchner    Hochschulnachrlchten'«    herattsgegebenen    General* 

vorlesnngskataloge)* 

Ich  finde  mich  bestimmt,  in  einem  gleichzeitig  an  die  Redalction  der 
„Münchner  Hochschulnachrichten''  ergehenden  Erlasse  die  Veröffentlichung 
der  Vorleseverzeichnisse  der  hierländigen  Universitäten  mit  deutsdier  Vor- 
tragssprache, d.  i.  in  Wien,  Prag,  Graz,  Innsbruck  und  Czemowitz,  in 
dem   Qeneralvorlesekataloge^)  vom  Jahre   1895  zu  genehmigen: 

Hievon  setze  ich  das  Rektorat  zur  entsprechenden  weiteren  Ver* 
anlassung  mit  dem  Ersuchen  in  Kenntnis,  mit  der  Vorlage  eines  Biksten-» 
abzuges  der  betreffenden  Vorleseverzeichnisse  auch  ein  Insertionsmanu- 
skript  zur  Vorlage  zu  l^ingen,  und  zwar  mit  den  gleichen  Abkürzungen 
(die  Stundenzahl  in  arabischer  Ziffer  hinter  den  einzelnen  Vorlesungen  und 
ein  g  bei  Gratisvorlesungen)  versehen  und  in  der  gleichen  kompendiösen 
Weise  redigiert,  wie  das  Vorleseverzeichnis  der  Berliner  Universität  in 
den   Hodischulnachrichten  erscheint. 


Np.  390. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  22.  Jnll  1897, 

Z.  18.780, 

an  das  Rektorat  der  Wiener  Universität, 

{womit  die  genaue  Einhaltung  der  ffir  die  Vorlage  der  Entwürfe  der 
Vorleseordnnngen  vorgeschriebenen  Termine  eingeschärft  wurde). 

Die  Wahrnehmtmg,  daß  der  Weisung  des  ho.  KUMErl.  vom  17.  Mai 
1894,  Z.  220,*)  wonach  die  Entwiirfe  der  Vorleseordnungen,  und  zwar  für 
das  Sommersemester  vor  dem  1.  Jänner,  für  das  Wintersemester  aber  vor 
dem  1.  Juni  anher  zur  Approbation  vorzulegen  sind,  bisher  nicht  ent- 
sprochen wurde,  veranlaßt  mkh,  das  Rektorat  zu  ersuchen,  mit  allem 
Nadidnicke  auf  die  Einhaltung  des  vorgeschriebenen  Vorlagetermines  hin- 
zuwirken und  im  Falle  bei  Einh-itt  des  bezüglichen  Endtermines  gleichwohl 
einzelne  Professoren  oder  Dozenten  mit  der  Anmeldung  ihrer  Vorlesungen 
etwa  noch  im  Rückstände  sein  sollten,  ohne  Rücksicht  auf  diese  Säumigen 
mit  der  Vorlage  der  Vorleseordnung  vorzugehen. 

*)  Dieser  vor  Beginn  eines  Jeden  Semesters  von  der  Redaktion  der  Zeitschrift  über  das 
gesamte  Modtsdaümesen  ffHoehsdaünaehriehtet^*  in  Manchen  herausgegebene  Katalog  fShrt  den 
Titel:  t^VoHesangs -Verzeichnisse  der  Universitäten,  technischen  und  Fach -Hochschulen  von 
Deutschland,  Deutsch-Österreich  und  der  Schweie". 

«)  «.  Nr.  388, 
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Np.  391. 

Verordnung  des  Minlsterloms  fOr  K.  n.  U.  vom  12.  Jnll  1850. 

Z.  5697/187,  RGBHr.  310, 

fiber  die  Einfühmiig  von  KoUegiengeldeni  an  den  Univenititen  zn  Wien, 
Prag,  Lemberg,  iCrakan,  [Olmfitz],  Oraz  und  Innsbrndc 

In  Gemäßheit  der  bereits  mit  Ah.  EntsdiL  vom  30.  September  1849 
genehmigten  Grundsätze  über  die  Einführung  von  Kollegiengeldern  an  den« 
jenigen  Universitäten,  an  welchen  die  Lehr-  und  Lemfreiheit  eingeführt  ist, 
haben  Se.  Majestät  über  Antrag  des  Ministers  des  Kultus  und  Unterrichtes 
mit  Ah.  Entschl.  vom  12.  Juli  1850  nachstehende  provisorische  Vorschrift 
zu  genehmigen  geruht: 

§  1.  Mit  dem  Studienjahre  1850/51  wird  an  allen  österreichischen 
Universitäten,  an  weichen  die  Lehr-  und  Lernfreiheit  eingeführt  ist,  d.  i. 
an  den  Universitäten  zu  Wien,  Prag,  [Pest,]  Lemberg,  Krakau,  [Olmütz,) 
Graz  und  Innsbruck,  das  Unterrichtsgeld,  insoweit  es  gegenwärtig  besteht, 
aufgehoben,  und  es  ist  im  allgemeinen  von  den  Studierenden  für  jedes 
einzelne  Kollegium,  wekhes  sie  besuchen,  ein  Kollegiengeld  zu  entrichten, 
welches   dem   betreffenden   Professor  oder   Privatdozenten   zufällt^) 

§  2.  Die  Kollegien  sind  in  Betreff  der  Honorarpflicht  entweder  un- 
entgeltliche (publica)  oder  entgeltliche.  Die  letzteren  werden  entweder  gegen 
Entrichtung  V  des  geringsten  vom  Gesetze  als  zulässig  erklärten  Kollegien- 
geldes  oder  gegen  ein  höheres  gelesen. 

§  3.  Das  geringste  Kollegiengeld  beträgt  für  jedes  Semestralkolleghun 
so  viele  Gulden  K.  M.  (jetzt  so  viele  2  Kronen  10  Heller),  wie  viele 
Stunden  das  Kollegium  wöchentlich  ausfüllt. 

§  4.  Das  Recht  der  Dozenten  auf  Kollegiengelder  steht  im  Zusammen- 
hange mit  den  Verpflichtungen  ihres  Lehramtes.  Es  ist  versdiieden,  je 
nachdem  dieselben  mit  Gehalt  angestellt  sind  oder  nicht 

§  5.  Jeder  mit  Gehalt  definitiv  oder  provisorisch  angestellte  Professor 
hat  seine  Kollegien  über  diejenigen  Lehrfächer,  ftk  wekJie  er  angestdft 
ist,  in  einer  angemessenen  (§  6)  Anzahl  von  wöchentlichen  Vorlesungen 
um  das  oben  §  3  bezeichnete  Kollegiengeld  zu  lesen.  Er  hat  diesen  Kollegien, 
welche  seine  Hauptkolleglen  heißen,  vorzugsweise  seine  Lehramtstätigkeit 

0  Abgeändert  durch  §  13  des  Oeseües  vom  19,  September  1898,  RQBNr»  167,  betreffend 
die  Regelang  der  BetÜge  der  Professoren  an  Universitäten  und  denselben  gieichgelutltenen  fiock- 
schulen  und  Lehranstalten  (s»  Nr.  97), 

Die  KoUegieiiffelder  der  UnlvenltiUsprofenoren  sind  tls  AmtsbezOge  von  den  Ocmefiide- 
zuschligen  zur  Einkommensteuer  befreit.  (Erkenntnis  des  VOM  vom  28.  Min  1800,  Z.  1010, 
Budw.  XIV,  5227.) 

Eine  Exekution  auf  Kollegientrelder,  Prflfnngstaxen,  Promotionstaxen  und  ihnllche  Emoln- 
mente  ist  nach  §§  1  und  3  des  Gesetzes  vom  21.  April  1882,  ROBNr.  123  (s.  Nn  186) ,  nnzullasiff. 
(Erkenntnis  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  12.  Dezember  1882,  Z.  14^506,.  GL  Ung.  XX,  92174 

VgL  auch  Anmerkung  *)  a^f  S,  183, 
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zuzuwenden.  In  diesen  Hinsichten  sind  ihnen  auch  die  nur  Remunerationen 
beziehenden   Dozenten  gleich  gehalten. 

Nur  Supplenten,  welche  etwa  noch  nach  besonderen  obwaltenden  Ver- 
hältnissen gegen  Bezug  der  gesetzlichen  Substitutionsgebühr  zur  Ausfüllung 
einer  erledigten  Lehrkanzel  verwendet  werden,  haben  auf  die  für  ihre 
Kollegien  zu  bezahlenden  Kollegiengelder  keinen  Anspruch,  sondern  diese 
fließen  in  denjenigen  Fond,  aus  welchem  die  Substitutionsgebühr  be- 
zahlt  wird.^) 

§  6.  Bei  der  Beurteilung,  auf  wie  viele  Stunden  in  der  Woche  ein 
angestellter  Professor  seine  Hauptkollegien  auszudehnen  verpflichtet  sei, 
haben  folgende  Bestimmungen  als  Anhaltspunkte  zu  dienen: 

a)  Zuerst  ist  das  Anstellungsdekret  oder  die  der  Berufung  eines  Pro- 
fessors vorausgegangene  Verhandlung  zur  Grundlage  der  Entscheidung  zu 
nehmen; 

b)  sohin  ist  bei  bereits  längere  Zeit  angestellten  Professoren  auf  die 
bisherigen   gesetzlichen   Bestimmungen  oder  auf  die   Übung; 

c)  auf  das  objektive  Bedürfnis  des  Gegenstandes  imd  Herstellung 
eines  gewissen  Ebenmaßes  in  der  extensiven  Behandlung  gleich  wichtiger 
Lehrfächer,  endlich 

d)  darauf  zu  sehen,  daß  es  dem  Studierenden  im  allgemeinen  möglich 
gemacht  werden  müsse,  während  seiner  gesetzlichen  Universitätszeit  wenig- 
stens alle  Hauptfächer  seiner  Fakultät  oder  bei  der  philosophischen  Fakultät 
doch  die  Hauptfächer  seiner  speziellen  wissensdiaftlichen  Richtung  bei 
Professoren,  und  ohne  offenbare  Oberbürdung  seiner  Kräfte  zu  hören. 

§  7.  Neben  diesen  Kollegien,  durch  welche  ein  angestellter  Professor 
der  bei  seiner  Anstellung  übernommenen  Verpflichtung  genügt,  ist  er  be- 
rechtigt, noch  ein  oder  mehrer«  Kollegien  über  sein  ganzes  Lehrfach  oder 
einzelne  Teile  desselben  oder  über  solche  Fächer,  über  welche  zu  lesen 
er  bei  setner  Anstellung  oder  späterhin  zwar  nicht  verpflichtet,  aber  berechtigt 
wurde,  tun  das  geringste  oder  um  ein  beliebig  höheres  von  ihm  fest- 
gesetztes Kollegieng«ki  zu  lesen. 

§  8.  Jeder  ordentliche  Professor  ist  ferner  verpflichtet,  wenigstens 
in  jedem  dritten  Semester^  ein  imentgeltliches  Kollegium  (Publicum)  von 
wöchentlich  einer  oder  von  zwei  Stunden  über  einzelne  Partien  seines 
Haup^egenstandes  oder  über  ein  anderes  Fach,  worüber  zu  lesen  er  zwar 
nicht  verpflichtet,   aber  berechtigt   wurde,   zu   geben. 

Diese  Publica  hat  er  neben  seinen  ordentlichen  Kollegien  zu  lesen, 
doch  darf  er  sich  die  hierauf  verwendeten  Stunden  bei  Berechnung  der 
pflichtmäßigen  Stundenzahl  seiner  HauptkoUegien  zu  Gute  rechnen.^) 

Abgesehen  von  diesen  Kollegien  darf  ein  Professor  unentgeltlich  nur 
mit  Genehmigung  des  Unterrichtsministeriums  in  dem  Falle  lesen,    wenn 

')  VgL  MinErL  vom  16.  Februar  1967,  Z.  «33  fs,  Nr,  999J.  Mit  Erlaß  vom  27.  JuU  1900, 
Z.  17.352,  warde  Über  eine  Anfinge  ausgesprochen ,  dqß  durch  das  neue  Qehaltsgeseit  (s.  Nr,  97J 
in  den  Bestimmungen  des  §5  des  KoUegiengeldergeseizes  eine  Änderung  nicht  eingetreten  ist, 
«)  EriäuUrt  durch  MinErL  vom  27.  Märt  1865,  Z.  2368  (s.  Nr,  148J, 
*)  DurA  Abhaltung  von  Seminaräbungen  wird  seitens  der  Professoren  der  Juridischen 
FakttUäten  der  pftkkt  genagt,  öffeniUdie  Vorlesungen  (coUegia  publica)  tu  halten  (s,  Nr,  319, 
Punikt  12J, 
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nach  der  eigentümlichen  Beschaffenheit  eines  Lehrgegenstandes,  der  Besuch 
eines  Kollegiums,  dessen  Zustandekommen  wünschenswert  ist,  durch  die 
Forderung  eines  Honorars  wesentlidi  beeinträchtigt  würde. 

Das  Unterrichtsministerium  wird  bei  Erteilung  einer  solchen  Geneh- 
migung darauf  sehen,  daß  durch  dieselbe  nicht  ein  in  diesem  Fache  heran- 
strebender Privatdozent  unterdrückt  werde. 

§  9.  Privatdozenten  und  unbesoldete  außerordentliche  Professoren 
dürfen  alle  ihre  Kollegien  entweder  um  das  gesetzliche  Minimum  des 
Kollegiengeldes,  oder  um  ein  höheres,  unentgeltlich  aber  nur  unter  den 
im  vorigen  Paragraphen  gestellten  Bedingungen  lesen.^) 

§  10.  Jeder  Professor  oder  Privatdozent,  welcher  ein  Kollegium  um 
ein  höheres  Kollegiengeld  lesen  will,  hat  dies  bei  Entwerfung  des  Lektions- 
katak>ges  dem  Professorenkollegium,  und  den  Betrag  des  Honorars  vor 
Beginn  des  Aufnahmstermines  der  Universitätsquästur  anzuzeigen.  Unter- 
läßt er  es,  diese  Anzeige  rechtzeitig  zu  erstatten,  so  wird  angenommen, 
daß  er  skh  mit  dem  gesetzlich  normierten  KoUegiengelde  begnüge. 

§  11.  In  den  Vorleseordnungen  sind  diejenigen  Kollegien  besonders 
ersichtlich  zu  machen,  welche  unentgeltlich  oder  als  Hauptkollegien,  oder 
gegen  ein  höheres  als  das  im  §  3  angeführte  Honorar  gelesen  werden.^) 

§  12.  Zur  Zahlung  des  Kollegiengekies  für  ordentliche  oder  außer- 
ordentlk:he  Kollegien  sind  sowohl  die  immatrikulierten  als  nicht  immatriku- 
lierten Hörer  einer  Fakultät  verpflichtet,  soweit  sie  nicht  eine  gesetzücfae 
Befreiung  genießen  oder  die  Befreiung  davon  nach  Inhalt  dieses  Gesetzes 
erwirkt  haben.') 

§  13.  EMe  zu  erteilende  Befreiung  kann  sich  entweder  auf  das  Ganze 
oder  auf  die  Hälfte,  unter  keiner  Voraussetzung  aber  auf  irgend  einen 
anderen   Bruchteil  des   KoUegiengeldes   erstrecken. 

§  14.  Einen  direkten  gesetzlichen  Anspruch,  von  dem  KoUegiengelde 
ganz  befreit  zu  sein,  haben  nur  folgende   Studierende  der  Theologie: 

a)  Vom  Sekularklerus: 

die  dürftigen  CMözesanseminaristen  und  Externisten,  welche  für  das 
Bedürfnis  der  Diözese  notwendig  sind,  und  dem  Diözesanklerus  entweder 
wirklich  schon  einverleibt  sind  oder  wenigstens  die  bestimmte  Zusicherung 
der  Aufnahme  in  denselben  erhalten  haben.  Der  Bischof  hat  mit  Anfang 
jedes  Studienjahres  ein  Verzeichnis  dieser  Studierenden  unier  Bestätigung 
ihrer  Dürftigkeit  dem  theologischen   Professorenkollegium  zu  übermittebi. 

b)  Vom  Regularklerus: 

alle  diejenigen,  welche  einem  Orden  angehören,  der  aus  einem  öffent- 
lichen Fonde  eine  Dotation  bezieht. 


*)  BezägÜeh  der  ,^thrtr  im  engeren  Sinne**  vgl,  Punkt  1  des  MinErL  vom  3t,  Mal  1999, 
Z  9830,  MVBNr,  24  (s,  Nr.  220). 

«)  Vgl.  Nr.  381. 

*)  Betreffend  die  Verpfllchiung  der  Hospitanännen  ear  Entrickbing  des  KofUeieng^dts 
und  deren  Befreiung  vom  ganzen  oder  lialben  KoUegiengelde  vgL  Nr.  409. 

Für  die  Ausschließung  von  ai^ßerordentilchen  Hörern  von  der  KoUeglengeUUfefreiung  bietet 
§  12  der  MlnVdg.  vom  IZ  JuU  1850,  RQBNr.  310,  keinen  Anhaltspunkt.  (MinErL  vom  9.  August 
1901,  Z.  16.483 J 
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Auf  alle  diese  Studierenden  der  Theologie,^)  solange  sie  ihre  Studien 
mit  genügendem  Erfolge  fortsetzen,  haben  daher  die  weiter  folgenden  Be- 
stimmungen keine  Anwendung. 

§  15.  Bei  dem  innigen  Zusammenhange  zwischen  der  Entrichtung 
von  KoUegiengeldern  und  dem  ganzen  Systeme  der  Lehr-  und  Lem£rdheit 
gilt  als  Regel,  daß  jeder  Studierende  für  jedes  Kollegium,  welches  er 
hört  und  welches  kein  Publicum  ist,  ein  Kollegiengeld  nach  Inhalt  dieses 
Gesetzes  zu  bezahlen  hat 

Eine  Befreiung  von  der  Entrichtung  des  ganzen  oder  halben  Kollegien- 
geldes kann  nur  ausnahmsweise,  und  zwar  nur  an  Studierende  a)  von 
tadellosem  Benehmen  stattfinden,  welche  b)  ihre  wahrhafte  Dürftigkeit  und 
c)  eine  ausgezeichnete  wissenschaftliche  Verwendung  nachweisen  können.') 

Ausländer,  welche  österreichische  Universitäten  benützen,  können  unter 
denselben  Bedingungen  wie  österreichische  Studierende  befreit  werden,  wenn 
ähnliche  Befreiungen  an  den  Universitäten  des  betreffenden  Staates  auch 
österreichischen  Studierenden  zuteil  werden  können. 

§  16.  Stipendisten  und  Stiftlinge  haben  als  solche  im  allgemeinen 
keinen  Anspruch  auf  Befreiung  von  Entrichtung  des  Kollegiengeldes,  sondern 
haben  darzutun,  daß  sie  ungeachtet  des  diesfälligen  Genusses  als  dürftig 
anzusehen  sind. 

§  17.  In  Ansehung  der  von  einem  Gymnasium  oder  von  einer  früher 
sogenannten  philosophischen  Lehranstalt  an  die  Universität  übertretenden 
Studierenden  gilt  es  als  Regel,  daß  sie  in  dem  ersten  Semester  ihrer 
Universitätszeit  zur  Zahlung  des  Kollegiengeldes  verpflichtet  sind  und  erst 
im  zweiten  Semester  um  die  Befreiung  einschreiten  können,  wenn  sie  die 
im  §  16  vorgeschriebenen  Bedingungen  nachzuweisen  vermögen. 

Nur  diejenigen  können  auch  schon  im  ersten  Semester  ihrer  akade- 
mischen Studien  um  die  Befreiung  einkommen,  welche  die  Maturitätsprüfung 
mit   ausgezeichnetem    Erfolge   abgelegt  haben.*) 

[§  18.   Diejenigen  Studierenden,  welche 

a)  im  Jahre  1849/50  schon  an  einer  der  drei  Universitäten  zu  Pest^ 
Krakau  und  Innsbruck  immatrikuliert  waren,  oder 

b)  an  einer  anderen  österrekhischen  Universität  immatrikuliert  und 
an  derselben  gesetzlich  zur  Zahlung  des  Unterrichtsgekles  nicht  verpflichtet 
oder  davon  durch  Ausspruch  der  kompetenten  Behörde  befreit  waren, 
haben  Anspruch,  auf  Grundlage  dieser  gesetzlichen  oder  besonders  erteilten 

1)  Auf  Oruttd  des  MinErL  vom  9.  Oktober  1852,  Z.  10.121  (s,  Nr.  393J,  haben  die  Zöglinge 
des  PriesterbUdungsinstitiUes  bei  St.  Augastin  in  Wien  Anspmdi  aaS  KoUegiengeldbefi^iung. 

«)  I>urdi  MinErL  fom  2.  Okiober  1S55,  Z.  15.162,  RQBNn  172  (s.  Sr.  3S7J,  wurde  den 
Redäshörem  för  die  Erlangung  der  Befreiung  vom  halben  KoUegiengelde  Erleichterungen  gewährt. 

Die  aaf  Qrund  eines  RealsehulmaturltOtsseugnlsses  an  den  philosophisdien  Fakultäten  als 
LehramtskandUaten  beht^fs  seinerzeitiger  Zulassung  zur  Prüfung  für  das  Lehrami  an  Realschulen 
als  außerordentliche  Hörer  Inskribierten  Studierenden  werden  gem^  MinErL  vom  22.  Juli  1898,. 
Z  10J02T,  MVBNn  39  (s,  Nr.  405),  in  Ansehung  der  Befreiung  vom  KoUegiengelde  den  ordent* 
liehen  Studierenden  dieser  Fakultät  gleiehgehalten. 

Die  KoUeglengeldb^elung  von  Söhnen  der  Universitätsprofessoren  Ist  nur  unier  denselben 
Bedingungen  zulässig,  wie  sie  §15  des  KoUegUngeldergesetses  vorschreibt.  (MinErL  vom  9.  August 
1901,  Z.  16.483  und  vom  19.  November  1903,  Z.  37S31.J 


gQ4  II*  Teil:  Studlenvoncfariften ;  A.  Allgemeine  Bestfnunnngen. 

Befreiung  durch  die  Studienjahre  1850/51  bis  inklusive  1852/53  ohne  einen 
anderen  Nachweis  als  den  eines  tadellosen'  Benehmens  während  des  Studien- 
jahres 1849/50,  von  dem  halben  Kollegiengelde  aller  von  ihnen  zu  be- 
suchenden Kollegien  befreit  zu  werden,  und  es  durch  diese  drei  Jahre  zu 
bleiben,  solange  sie  durch  tadelloses  Benehmen  und  fleißige  Verwendung 
sich  dieser  Begünstigung  nicht  unwürdig  machen  (§  25).] 

(§  19  und  20  Obergangsbestimmungen.) 

§  21.  Keine,  auf  was  immer  für  einem  Titel  beruhende  gänzliche 
oder  teilweise  Befreiung  geht  jedoch  von  einer  Universität  auf  eine  andere 
über,  noch  gilt  die  an  einer  Fakultät  erhaltene  Befreiung  für  den  Besuch 
von  Vorlesungen  an  einer  anderen  Fakultät  derselben  Univetsität. 

Nur  die  den  Studierenden  der  Theologie  aus  dem  Gesetze  zustehenden 
Befreiungen  haben  auch  für  andere  Fakultäten  volle  Gültigkeit^) 

§  22.  Jeder  Studierende,  welcher  auf  eine  gänzliche  oder  teilweise 
Befreiung  Anspruch  machen  zu  können  glaubt,  hat  in  den  ersten  vierzehn 
Tagen  (fetzt  acht  TagenP)  des  Semesters  bei  dem  betreffenden  Professoren- 
kollegium um  dieselbe  schriftlich  einzukommen. 

Dieses  entscheidet  darüber  nach  reiflicher  Prüfung  der  Grundlage  des 
Gesuches  und  seiner  Behelfe.^) 

Gegen  diese  Entscheidung  findet  kein  Rekurs  statt. 

§  23.  Wird  einem  Gesuche  gar  nicht  oder  teilweise  stattgegeben, 
so  hat  der  Studierende  für  alle  entgeltlichen  Kollegien,  für  welche  er  sich 
hat  einschreiben  lassen,  im  ersten  Falle  das  ganze,  im  zweiten  Falle  das 
halbe   Kollegiengeld  zu  entrichten. 

§  24.  Jede  erteilte  Befreiung  erstreckt  ihre  Wirksamkeit  zunächst  nur 
auf  zwei  Semester. 

Nach  Ablauf  derselben  muß  der  Studierende,  welcher  Anspruch  zu 
haben  glaubt,  sie  fort  zu  genießen,  um  ihre  Erneuerung  einschreiten. 

>)  Weitere  Ausnahmen  bestehen:  a)  nadi  MinErLvom  SJnU  1851, Z, 6485/584  (s,Nr.366,  VIQ, 
wenn  die  Professorenkollegien  derselben  UntrersUdi  beschulen,  dßß  die  von  einer  FakaUät  erteiUen 
KoUegiengeldbefreiangen  wechselseitig  flir  alle  FakaUäten  OeUung  haben  sollen;  b)  fiir  die  von 
den  Professorenkollegien  der  rechts-  und  staatswlssensdutfttiehen  Fakultäten  den  immatrikaiierien 
Rechtsiiörem  auf  Qrund  des  MinErU  vom  Z  Oktober  1855,  Z.  15.162,  RQBNr.  172  (s,  Nr.  397), 
erteiUen  BefMungen, 

Betäglieh  der  Rückwirkung  der  Kolieglengeldbefrelung  auf  die  Biifrdung  von  den  Pr^/ungs- 
faxen  vgL:  hinsichtUch  der  ReOdshörer:  §§  9,  10  und  11  der  MinVdg.  vom  10.  März  1856,  Z.  952, 
RQBNr.  37  (s.  Nr.  64^  und  den  MinErL  vom  27.  August  1858,  Z.  1Z988  (s.  Nr.  643J,  rück- 
slchtUch  der  Studierenden  der  griechisch- orientalischen  Theologie:  den  §  39  der  Prßfimgsinstraktion 
(s.  Nr.  623). 

■)  Vg^  Nr.  422.  Verspätet  eingebrachte  Befreiungsgesuehe  sind  nach  Mqßgabe  des  MinErL 
vom  30.  April  1871,  Z.  8825,  MVBNr.  26  (s.  Nr.  401),  su  behandeln.  FBr  dU  Kandidaten  der 
rechtshistorischen  Staatsprüfung  an  der  Wiener  Universität  wurde  die  Frist  auf  Qrund  MinErL 
vom  27.  September  1898,  Z.  21.714  (s.  Nr.  438),  erweitert. 

*)  Ober  die  Frist,  innerhalb  welcher  die  Befreiungsgesuehe  vom  PrqfessorettkoUegium  a 
erledigen  sind,  s.  Nr.  401. 

Einzelne  Professorenkollegien  haben  für  den  von  ihnen  bei  ErteOuttg  von  Befreiungen  zu 
beobachtenden  Vorgang  insbesondere  räcksichtlich  der  zu  fordernden  Bedingungen  fStmUenfitrtgang, 
Sapendiengent^ß  u.  a.  m.)  Regeln  (Qrundsätze)  aufgestellt. 

Im  §  13  des  Gesetzes  vom  19.  September  1898,  RQBNr.  167  (s.  Nr.  97),  wurde  bestimmt, 
dßß  die  Befreiung  von  der  Zahiang  des  Koliegtengeldes  nach  wie  vor  das  ProfessorenkoUegmm 
ausMUspreehen  hat. 
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Die  Bedingungen,  diese  Erneuerung  zu  erhalten,  sind  verschieden  bei 
denjenigen,  welche  auf  Grundlage  des  §  18  die  Befreiung  von  der  Hälfte 
des  Kollegiengeldes  angesprochen  haben  und  zuerkannt  erhielten,  und  bei 
allen  übrigen. 

§  25.  Diejenigen,  welche  auf  Grundlage  des  §  18  von  der  Hälfte 
des  Kollegiengeldes  befreit  wurden,  haben  zwar  ebenfalls  von  Jahr  zu 
Jahr  um  die  Erneuerung  ihrer  Befreiung  anzusuchen,  allein  dieselbe  kann 
ihnen  bis  inklusive  zum  Studienjahre  1852/53  nicht  verweigert  werden,  solange 
sie  sich  tadellos  benehmen  und  sonst  nichts  vorkommt,  wodurch  sie  dieser 
Begünstigung  unwürdig  erscheinen. 

§  26.  Die  übrigen  vom  Kollegiengelde  teilweise,  sowie  alle  vom 
ganzen  Kollegiengelde  befreiten  Studierenden  haben  sich  in  ihrem  Gesuche 
um  Erneuerung  der  B^reiung  bei  ihrem  Ehrenworte  zu  erklären,  daß  ihre 
pekuniären  Verhältnisse  sich  seit  der  erhaltenen  Befreiung  nicht  verbessert 
haben,  es  darf  femer  nicht  nur  rücksichtlich  ihres  Benehmens  nichts  zu 
Beanständendes  gegen  sie  vorgekommen  sein,  sondern  es  muß  wenigstens 
einer  der  Professoren,  deren  Vorlesungen  sie  in  dem  letzten  Semester  be- 
suchten, aus  eigener  Oberzeugung  ihre  ausgezeichnete  wissenschaftliche 
Verwendung  zu  bezeugen  im  stände  sein. 

§  27.  Ober  jede  Erneuerung  der  Befreiung  entscheidet  das  Professoren- 
kollegium. Die  Form,  in  welcher  sie  gewährt  wird,  besteht  in  einer  ein- 
fachen, infolge  Kollegialbeschlusses  von  dem  Dekan  auf  das  Befreiungsdekret 
geschriebenen  und  imterschriebenen  Bemerkung,  daß  diese  Befreiung  auch 
für  die  zwei  nächsten  (namentlich  und  mit  der  Jahreszahl  anzugebenden) 
oder  nach  Umständen  auch  nur  für  das  nächste  eine  Semester  gültig  sei. 

§  28.  In  welcher  Weise  die  Professorenkollegien  sich  die  Oberzeugtmg 
von  der  Dürftigkeit  des  um  Befreiung  ansuchenden  Studierenden  verschaffen 
wollen,  hängt  innerhalb  der  Grenzen  folgender  Beschränkungen  von  ihrem 
Ermessen  ab: 

T.  Sie  haben  es  als  eine  Pflicht  anzusehen,  sowohl  bei  Prüfung  der 
Dürfttgkeitsausweise  und  Beurteilung  ihrer  Glaubwürdigkeit,  als  bei  Beur- 
teilung der  wissenschaftlichen  Verwendung  mit  gewissenhafter  Strenge  vor- 
zugehen, und  das  mit  dem  ganzen  Systeme  der  Lernfreiheit  verbundene  In- 
stitut der  KoUegiengekier  durch  eine  mißverstandene  Nachsicht  nicht  zur 
Täuschung  zu  machen. 

2.  Die  Studierenden,  welche  auf  Befreiung  Anspruch  machen,  haben 
sich  mit  Ausnahme  der  im  §  18  erwähnten  Fälle  nicht  bloß  im  allgemeinen 
auf  ihre  £>ürftigkeit  oder  auf  den  Umstand,  daß  ihnen  schon  vordem  auf 
Grundlage  eines  Armutszeugnisses  eine  Befreiung  oder  ein  Stipendium  ver- 
liehen worden  sei,  zu  berufen,  sondern  positiv  diejenigen  Verhältnisse  wahr- 
heitsgetreu anzuführen  und  nach  Möglichkeit  zu  belegen,  deren  Darlegung 
zur   Beurteilung  ihrer  und  der  Mittellosigkeit  ihrer   Eltern  notwendig  ist. 

3.  In  der  Regel  haben  sie  auf  Beibringung  öffentlicher  Zeugnisse 
von  Oemeindevorständeai,  Magistraten  oder  Stadthauptmannschaften  usw., 
in  welchen  positive  Daten  zur  Beurteilung  der  Dürftigkeit  des  Bewerbers 
entiialten  sind,  zu  dringen. 
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4.  Privaizeugnisse  können  nur  dann  zur  Grundlage  der  Befreiung 
genommen  werden,  wenn  die  Aussteller  vollkommen  Vertrauen  verdienende 
Personen  und  in  den  Zeugnissen  positive  Anhaltspunkte  der  diesfäiligen 
Beurteilung  enthalten  sind,  und  der  Aussteller  ausdrücklich  sie  „aus  eigenem 
Wissen  und  unter  eigener  Dafürhaftung'^  als  wahr  bestätigt 

§  29.  Die  Befreiung  wird  sok±ien  Studierenden  zu  versagen  sein, 
deren  Eltern,  oder  welche  selbst  durch  ihre  Lebensweise  dartun,  daß  sie 
die  Mittel  fiir  tmnötige  Ausgaben  besitzen  oder  herbeizuschaffen  vermögen. 

§  30.  Die  Dozenten  haben  nicht  nur  das  Recht,  sondern  auch  die 
Pflicht,  sich  über  die  wissenschaftliche  Verwendung  der  Befreiten  auf  jede 
ihnen  zweckmäßig  erscheinende  Weise,  sei  es  durch  Vornahme  von  Kol- 
loquien oder  Privatprüfungen,  oder  Veranstaltung  schriftlicher  Ausarbeitungen, 
Gewißheit  und  mit  ihr  die  erforderliche  positive  Grundlage  zur  Beurteilung 
ihrer  Würdigkeit,  eine  Befreiung  zu  erhalten  oder  sie  fortzugenießen,  zu 
verschaffen.  1) 

§  31.  Die  von  einem  Prolessorenkollegium  erteilten  Befreiungen  haben 
volle  GtUtigkeit  nur  für  die  Hauptkollegien  der  mit  Gehalt  angestellten 
Professoren  oder  remunerierten  I>ozenten. 

Für  die  Vorlesung  der  Privatdozenten  und  auch  für  die  von  Pro- 
fessoren neben  ihren  Hauptkollegien  angekündigten  entgeltlichen  Vorlesungen 
erlangen  sie  die  Gültigkeit  nur  dadurch,  daß  diese  hiezu  ihre  ausdrückliche 
Zustimmung  entweder  bei  Abfassung  der  Lektionskataloge  vor  3em  ver- 
sammelten Professorenkollegium,  oder  nachträglich,  jedoch  jedenfalls  vor 
Beginn  des  Termines  zur  Aufnahme  der  Studierenden,  bei  der  Universitäts- 
quästur  abgeben. 

§  32.  Während  der  ersten  zehn  Tage  eines  Semesters  steht  es  jedem 
Studierenden  frei,  in  jedem  Kollegium  der  Universität  zu  hospitieren,  das 
ist  sie  als  Gast  zu  hören,  ohne  daß  dadurch  eine  Verpflichtimg  zur  Zahlung 
des  Kollegiengeldes  begründet  wird. 

§  33.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  wird  es  als  unehrenhaft  anzusehen 
sein,  ein  entgeltliches  Kollegium  regelmäßig  zu  besuchen,  ohne  gebührender- 
maßen dem  Dozenten  das  ihm  zukommende  KoIIegiengeld  zu  entrichten. 

§  34.  Es  ist  dem  Dozenten  untersagt,  das  Kollegiengeld  von  den 
Studierenden  unmittelbar  in  Empfang  zu  nehmen.  Zur  Einhebung,  Abfuhr 
und  Verrechnung  der  Kollegiengelder  ist  die  Quästur  bestimmt^) 

[§  35.^)  Der  Studierende  kann  das  Kollegiengeld  für  alle  von  ihm 
angemeldeten  Kollegien  aul  einmal  oder  für  jedes  einzeln  im  vorhinein  oder 
dekursiv  entrichten.  EXe  Einrichtung  muß  jedoch  vor  Ablauf  desjenigen 
Termines  geschehen,  welcher  am  Schlüsse  eines  jeden  Semesters  zur  Be- 
stätigung des  Kollegienbesuches  bestimmt  ist.] 

0  Vgi-  §§10  and  n  derMinVdg.  vom  12,  April  1899,  RQBNr.  46  (s.  Nr.  550),  hetnfftnd 
die  den  Studierenden  an  Hochschulen,  welche  den  Präsenxdlenst  als  EinJdhrig'FreMUige  ableisteu, 
zu  gewährenden  Begünstigungen. 

*)  VgL  Nr,  257,  —  Die  Eineahlung  und  Ausfolgung  des  Kollegiengeldes  für  die  LOtrer 
im  engeren  Sinne  hat  gem/fß  §  2  des  MinErl,  vom  31,  Mai  1999,  Z>  9830,  MVBNr,  2$ 
(s,  Nr,  220),  durch  die  Quästur  zu  erfolgen. 

*)  §  35  erscheint  durch  die  MinVdg.  vom  13.  September  1970,  Z.  9925,  RQBNr.  118 
5.  Nr,  400),  aufgehoben,  wodurch  auch  die  folgenden  §§  36—39  wesentlich  modifiziert  sind.  . 
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§  36.1)  Kein  I>ozent  darf  einem  Studierenden  am  Schlüsse  des  Seme- 
mesiers  ein  Kollegium  als  besucht  bestätigen,  wenn  ihm  nicht  die  Bescheini- 
gung vorgelegt  wird,  daß  derselbe  für  alle  von  ihm  angemeldeten  Kollegien 
bei  der  Quästur  das  Koliegiengeld  bezahlt  oder  sich  bei  ihr  gehörig  über 
die  Befreiung  ausgewiesen  hat. 

Die  Quastur  haftet  ebenso  für  die  Richtigkeit  ihrer  Bescheinigung 
wie  jeder  £)ozent  dafür,  daß  er  nicht  ohne  dieselbe  voreilig  dem  Studierenden 
sein  Besuchszeugniß  ausfertige. 

§  37.1)  Auch  ein  Abgangszeugnis  darf  einem  von  der  Universität 
abgehenden  Studierenden  nicht  eher  ausgefertigt  werden,  bis  er  alle  seine 
Verpflichtungen  in  Beziehung  auf  Zahlung  von  Kollegiengeldern  vollkommen 
erfüllt  hat. 

§  38.1)  Studierende,  wekhe  der  durch  die  Einschreibung  oder  durch 
regehnäßigen  Besuch  eines  Kollegituns  begründeten  Honorarpflicht  nicht 
in  der  gehörigen  Zeit  nachgekommen  sind,  sind  von  der  Quästur  besonders 
vorzumerken.  Dieselben  sind  für  das  nächste  Semester  nur  gegen  Nach- 
zahlung des  rückständigen  Kollegiengekies  und  gegen  Vorausbezahlung  der 
Kollegiengelder  für  das  nächste  Semester  zu  inskribieren.') 

§  39.  Wenn  ein  angekündigtes  Kollegium  nicht  zu  stände  kommt, 
so  sind  die  allenfalls  vorausbezahlten  Kollegiengelder  zurückzuerstatten. 

§  40.  Wird  ein  Kollegium  durch  Erkrankung  oder  sonstige  Ver- 
hinderung des  Dozenten  nur  zeitweilig,  aber  nicht  auf  so  lange  unterbrochen, 
daß  dadurch  der  angekündigte  Gegenstand  der  Vorlesung  einen  wesent- 
lichen Abbruch  erlitte,  so  hat  dies  auf  sein  Recht  zum  Bezüge  der  Kollegien- 
gekler  keinen  hemmenden  Einfluß. 

§  41.  Im  Zweifel  wird  bei  diesen,  sowie  bei  anderen  Veranlassungen 
zur  Unterbrechtmg  eines  Kollegiums  daran  zu  halten  sein,  daß  das  Kollegien- 
geld dann  nicht  zu  entrichten  und  das  allenfalls  vorausbezahlte  zurückzu- 
erstatten sein  wird: 

a)  wenn  die  Unterbrechung  länger  als  acht  Wochen  dauert, 

b)  oder  wenn  die  Ursache  einer  länger  als  vier  Wochen  dauernden 
Unterbrechung  in  der  eigenen  Entschließung  des  Dozenten  gelegen  ist. 

§  42.  Ober  alle  entstehenden  Zweifel,  ob  in  den  Fällen  der  vorher- 
gehenden Paragraphen  ein  Kollegiengeld  zu  bezahlen  sei  oder  nicht,  ent- 
scheidet nach  eingeholtem  Beridite  des  betreffenden  Professorenkollegiums 
in  erster  Instanz  der  akademische  Senat. 

§  43.  Die  Zurückerstattung  eines  für  ein  Semester  vorausbezahlten 
KoDegiengeldes  muß  jedodi  längstens  vor  Abiaul  des  nächsten  Semesters 
verlangt  werden,  widrigens  angenommen  wird,  daß  der  hiezu  Berechtigte 
hierauf  zu  Gunsten  des  betreffenden  Dozenten  verzichtet  habe. 

Wenn  der  Fall  einer  Zurückerstattung  eintritt,  so  ist  dies  alsbald 
durch  Kundmachung  am  schwarzen  Brette  zur  Kenntnis  der  Studierenden 
zu  bringen. 

§  44.  Eine  Vormerkung  der  Kollegiengelder  für  die  befreiten  Studieren- 
den zum  Behufe  einer  nachträglichen  Eintreibung  derselben,  falls  sich  die 

>)  Vgi,  Anmerkung  *)  bei  §  35. 
*)  VgL  Nr.  395. 
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Vermögensverhäitnlsse  der  Befreiten  in  der  Folge  bessern  sollten  (Stundung 
der  Honorare),  findet  nicht  statt 

§  45.  Der  mit  der  Einhebung  und  Verrechnung  der  Kollegiengelder 
beaufb'agte  Universitätsbeamte  hat  die  für  Rechnung  der  einzelnen  Dozenten 
eingehobenen  Honorare  nach  Abzug  der  Einhebungsprozente  an  sie  gegen 
ihre  Empfangsbestätigung^)  abzuführen  und  dem  akademischen  Senate  am 
Schlüsse  eines  jeden  Semesters  Rechnung  zu  legen.*) 

§  46.  Die  von  der  Quästur  den  Studierenden  über  die  bezahlten  Kotle- 
giengelder  ausgestellten  Bestätigungen  sind  stempdfreL 

§  47.  Die  im  §  45  erwähnten  Einhebungsprozente')  sollen  dazu 
dienen,  die  durch  die  neue  Einriditung  der  Universitätskanzlei  und  Quästur 
entstehenden  Auslagen  ganz  oder  doch  teilweise  zu  decken. 

Sie  werden  vorläufig  auf  fünf  Prozent  festgesetzt  und  fließen  in  den- 
jenigen Fond,  aus  welchem  die  Universitätsbeamten  ihren  Gehalt  beziehen.  *) 
Nach  Ablauf  eines  jeden  Semesters  haben  die  akademischen  Senate  das 
Recht,  auf  angemessene  Remimerationen  für  das  Kanzlei-  und  Quäshir- 
personale  aus  den  Einhebungsprozenfen  bei  dem  Unterrichtsministerium  an- 
zutragen. 

§  48.  Das  Geschäft  der  Quästur  ist  vorläufig  von  den  akademischen 
Senaten  einem  der  bisher  angestelHen  Universitätsbeamten,  welcher  den 
Namen  Quästor  führt,  als  widerrufliches  Amt  zu  übertragen,  und  umfaßt 
nk±t  nur  die  Einhebung,  Abfuhr  und  Verrechnung  der  Kollegiengelder, 
sondern  auch  das  damit  im  wesentlichen  Zusammenhange  stehende  Geschäft 
der  Inskription  zu  den  Vorlestmgen,  Führung  der  verschiedenen  Kataloge, 
der  Evidenzhaltung  der  Studierenden,  der  Einhebung  und  Verrechnung  aller 
anderen  Gebühren   und  Zahlungen  zur  Universitätskasse.^) 

[§  49.  Auf  die  Studierenden  an  den  chirurgischen  Studienabteilungen 
hat  dies  Gesetz  keine  Anwendung.] 

§  50.  Ober  die  Honorare  der  Lehrer  im  engeren  Sinne  werden  zu- 
gleich mit  der  umfassenden  Regulierung  ihres  künftigen  Verhältnisses  zu  den 
Universitäten  besondere  Bestimmungen  eriolgen.^ 

^)  Wegen  der  SUmpelpflichtis^teU  der  EmtffangsbestäÜgangen  8.  Nn  392,  dann: 
Erlaß  des  MlnlsteriiiaiB  für  K.  «.  U.  vom  7.  Oktober  1851,  Z.  MOS,  an   den 

akademischen  Senat  der  Univenitit  zu  Innsbnick. 

Ober  den  vom  akademischen  Senate  In  dem  Berichte  vom  17.  v.  M.,  Z.  536,  g^estelUeo 
Antrag  wird  demselben  die  Ermftchtigungf  erteilt,  nach  Anhörung  nnd  Bestimmung  der  Pro- 
fessorenkollegien die  von  dem  dortigen  Universititsqnistor  IU>errelchten  Vortchllge  —  wegen 
Beseitigung  der  Spczialqulttungen  Ober  die  einbezahlten  Kollegiengelder  nnd  Enatz  derselben 
durch  Zahlungslisten  —  für  die  Daner  der  zwei  Semester  des  kommenden  Stndleniahrea  versnchs- 
welse  In  Ausführung  zu  bringen.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dafi  auch  bei  dieser  Manipnlations- 
weise  die  Stempelvorschriften  genau  zu  beobachten  sind. 

*)  Die  Qadstursottsweise  sind  genUfß  MinErL  vom  16,  April  1853,  Z,  563  fs.  Nr.  8^,  am 
SefUttsse  eines  Jeden  Semesters  dem  Unterriehisministertum  vorsulegen, 

■)  VgL  Nr,  396, 

«)  d,  L  Indie  Staatskassa, 

*)  VgL  hiezu  die  duref^ßhrenden  Bestimmungen  des  MinErL  vom  lt.  Okiober  1850,  Z.  8718 
fs.  Nr,  257)  nnd  den  MinErL  vom  28,  August  1872,  Z,  10,417,  betreffend  dU  Organisadon  und 
Besoldung  der  Wiener  Universitdtsqudstur  fs.  Nr,  261),  dann  die  MinVdg.  vom  2i^  Okiober  /S75, 
Z.  17,1^,  MVBNr,  49,  betreffend  die  Besage  und  Stellung  des  Kanxleipersonales  der  öster- 
reichischen  Universitäten  fs,  Nr,  262), 

«)  VgL  den  MinErL  vom  31,  Mai  1899,  Z.  9830,  MVBNr,  2t  fs,  Nr.  220). 
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Erlafi  des  Ministeriums  fQr  K.  o.  U.  vom  17.  Juli  1851,  Z.  6632, 

an  das  Wiener  Universitatskonsistorium,  an  den  akademisdien  Senat  der 
Universität   zu    Prag,    Lemberg,    Krakau,    [Oknütz],    Graz    und  Innsbruck, 

(Aber  die  Stempelpfllchtigkelt  der  Quittungen,  welche  die  Dozenten  dem 
Qttästor  fiber  die  ihnen  ausgezahlten  Kollegiengelder  auszustellen  haben). 

Ober  den  angeregten  Zweifel,  ob  mit  Hinblick  auf  die  §§  45  und  46 
des  Kollegiengeldergesetzes  vom  12.  Juli  1850,  Z.  310,  i)  ROB.,  die  Emp- 
fangsbestätigungen, welche  die  Dozenten  dem  Quästor  über  die  ihnen  aus- 
gezahlten Kollegiengelder  auszustellen  haben,  einer  Stempelpflicht  unterliegen 
oder  nicht,  findet  man  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanzministerium  zu 
bemerken,  daß,  nachdem  in  dem  Gesetze  über  die  Kollegiengelder  und  in 
der  neuen  Studienordnung  ausdrücklich  nur  diejenigen  Empfangsbestäti- 
gungen für  die  bezahlten  Kollegiengekier  als  stempelfrei  erklärt  werden, 
wek±e  von  dem  Quästor  den  Studierenden  ausgefertigt  werden,  es  gar 
keinem  Zweifel  unterliegen  kann,  daß  diejenigen  Quittungen,  welche  die 
Professoren  und  Privatdozenten  bei  Gelegenheit  der  Auszahlung  der  ihnen 
zukommenden  Kollegiengekier  durch  die  Quästur  an  diese  auszustellen  haben, 
nach  dem  Stempelpatente  vom  9.   Februar  1850  stempelpflichtig  sind.^) 


Np.  393. 
Erlaß  des  Ministeriums  f flr  K.  n.  U.  vom  9.  Oktober  1852,  Z.  10.121, 

an  das  theologische  Professorenkollegium  der  Wiener  Universität, 

(betreffend  die  Befreinng^  der  Zöglinge  des  Priesterbildungsinstittttes  bei 
St.  Attgttstin  in  Wien  von  der  Entrichtung  des  Kollegiengeldes). 

Ober  das  Einsdu'eiten  der  Studiendirektion  des  hiesigen  Bildungsinsti- 
tutes „zum  heiligen  Augustin''  um  Befreiung  der  Institutszöglinge  von  der 
Entrichtung  des  Kollegiengeldes  hat  das  Professorenkollegium  um  die  Be- 
stimmung gebeten,  ob  die  Mitglieder  dieses  Institutes  überhaupt  als  von 
der  Entrichtung  des  Kollegiengeldes  befreit  zu  betrachten  oder  ob  sie  in 
dieser  Beziehimg  den  Diözesanseminaristen  gleichzustellen  und 
daher  nach  §  14,  lit  a  der  MinVdg.  vom  12.  Juli  1850,  Z.  5697 
(RGB.  1850,  Nr.  310),i)  zu  behandeln  sind. 

Da  fiir  die  Befreiung  von  der  Entrichtimg  des  Kollegiengeldes  zu 
Gunsten  der  Institutszöglmge  die  nämlichen  Gründe  sprechen,  welche  für 
die  Alumnen  in  CHözesanseminarien  geltend  gemacht  worden  sind,  so  sind 
dieselben  in  dieser  Hinsicht  den  letzteren  gleichzuhalten. 


«)  5.  Nr.  391. 

^  VgL  Qebährengesetz  und  AnmeHämg  bei  Nr.  391  (KUMErl.  vom  7.  Oktober  1851, 
Z.960ej. 


gJ^Q  II.  Teil:  Studienvorschriften;  A.  AUsremeine  Bestimmuncren. 

Von  dieser  Wohltat  sind  daher  nur  jene  Institutszöglinge  ausgenommen, 
die  etwa  einem  Orden  angehören,  der  aus  einem  öffentlichen  Fonde  keine 
Dotation  bezieht,  oder  überhaupt  vermöglich  sind. 

Der  Obervorsteher  des  gedachten  Institutes  wird  gleichzeitig  aufge- 
fordert, mit  Anfang  eines  jeden  Studienjahres  ein  Verzeichnis  der  Zöglinge 
des  seiner  Leitung  anvertrauten  Institutes  unter  Bestätigung  ihrer  Dürftig- 
keit oder  beziehungsweise  ihrer  Zahlungsfähigkeit  dem  theologischen  Pro- 
fessorenkollegium zu  übermitteln  und  beim  Eintritte  eines  Zöglings  während 
des  Studienjahres  demselben  nachträglich  namhaft  zu  machen. 


Np.  394. 

Verordniuig  des  Minlstertams  fOr  K.  u.  U.  Tom  27.  Febroar  1853. 

Z.  637.  RGBHr.  37, 

an  die  akademischen  Behörden  der  Universitäten  in  Wien,  Prag,  Krakau, 

Lemberg,  Graz,  Innsbruck  [und  Olmütz], 

betreffend  die  (antizipative)  Entrichtung  der  Kollegiengelder  von  S^e 

der  attßerordentlichen  Hörer* 

Die  akademischen  Behörden  mehrerer  Universitäten  haben  den  Antrag 
gestellt,  daß  die  außerordentlichen  Hörer  gleich  bei  der  Inskription  ver- 
halten werden  mögen,  die  Kollegiengekler  im  vorhinein  zu  entrichten,  insoweit 
dies  als  notwendig  und  zweckmäßig  erscheint,  tun  die  Wirksamkeit  des 
§  12  des  Gesetzes  vom  12.  Juli  1850,  Z.  310,  i)  zu  sichern,  der  An- 
häufung von  Rückständen  und  den  daraus  entstehenden  Obelständen  vor- 
zubeugen, endlich  auch  den  Zudrang  solcher  außerordentlicher  Hörer  hintan- 
zuhalten, welche  ohne  ernsten  Beruf  sich  in  die  Vorlesungen  einschreiben 
lassen,  sie  aber  bald  vernachlässigen  und  sich  sodann  unter  dem  bloßen 
Vorwande  des  Studierens  beschäftigungslos  in  der  Universitätsstadt  aufhalten. 

Nachdem  einerseits  der  Ausdruck  „Studierende^'  im  §  35  des  zitierten 
Gesetzes,  wie  sich  aus  dem  zweiten  Satze  dieses  Paragraphen  eigibt,  sich 
nicht  niu"  aul  die  ordentlichen,  sondern  auch  auf  jene  außerordentlichen 
Studierenden  bezieht,  welche  zur  regelmäßigen  Fortsetzung  oder  zum  Be- 
hufe  eines  Ausweises  bei  dem  Absdilusse  ihrer  Universitätsstudien  einer 
ordentlichen  Bestätigung  des  Kollegienbesuches  bedürfen;  andrerseits  aber 
die  Zahl  der  nicht  in  diese  Kategorie  gehörigen  außerordentlichen  Hörer 
im  Zunehmen  begriffen  ist,  und  die  Erfüllung  des  §  12  des  Gesetzes  vom 
12.  Juli  1850  von  Seite  derselben  jener  Sanktion,  welche  in  dem  zweiten  Satze 
des  §  35  vorgesehen  ist,  großenteils  ganz  entbehrt,  so  wird  in  Erledigung 
obiger  Anträge  zur  Hintanhaltung  der  erwähnten  Unzukömmlicfakeiten  an- 
geordnet: 

Die  durch  die  bestehenden  akademischen  Gesetze  als  außerordent- 
liche Hörer  bezeichneten  Studierenden  an  den  Universitäten  haben  in  der 
Regel  das  KollegiengeM  für  alle  von  ihnen  angemeldeten  .Kollegien,  vom 

")  5.  Nr,  39/. 


Kollegiensfeldvonchriften.  b\l 

Beginne  des  Sommersemesters  1853  angefangen,  sogleich  bei  der  Inskription 
für  ein  Semester  antizipativ  zu  entrichten/)  soweit  sie  sich  nicht  schon 
bei  der  Inskription  über  eine  erwirkte  Befreiung  ausweisen  können.  Von 
dieser  Vorschrift  sind  jedoch  ausgenommen: 

1.  Diejenigen  Theok>gen,  wekhe  wegen  Abgangs  der  Maturitätsprüfung 
im  Sinne  des  MinErl.  vom  16.  September  1851,  RGBNr.  216,  als  außer- 
ordentliche  Hörer  an  der  theologischen.  Fakultät  zugelassen   werden. 

2.  Die  Pharmazeuten. 

3.  Für  das  Sommersemester  1853  jene  außerordentlichen  Hörer  der 
Staatsrechnungswissenschaft,  welche  bereits  im  Wintersemester  1852/53  in- 
skribiert  waren    imd    ihrer   Honorarpflicht  gehörig   nachgekommen   sind. 


Np.  895. 

Eriaß  des  Mlnlsteriams  fOr  K.  a.  U.  vom  4.  Febrnar  1854. 

Z.  I3.n3/U80  ex  1853. 

an  das  Wiener  Universitätskonsistorium, 
(womit  a)  die  Ztirückstellttng  eines  nach  §  38  des  Gesetzes  vom  12.  Jnli  1850 
erleben  Kollegiengeldes  bei  später  eingetretener  teilweiser  Befreiung 
ffir  statthaft  erklärt,  und  b)  die  Frage,  ob  ans  dem  Umstände,  daß  ein 
SitzongsprotokoU  ohne  Bemerkung  zurfickgefolgt  sei,  auf  die  sachliche 
Qenehmigttng  der  darin  bezogenen  Verhandlungen  geschlossen  werden 

könne,  verneint  wird). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  .  .  .  wird  bemerkt:  Der  §  38  des 
Gesetzes  vom  12.  Juli  1850,  Z.  310,^  stellt  sich  nur  als  eine  teilweise 
Ausnahme  der  Bestimmungen  des  §  35  dar,  und  beabsichtigt  durch  die 
dem  zahlungssäumigen  Studierenden  auferlegte  Verpflichtung,  die  Kollegien- 
gelder vorauszubezahlen,  nicht  jene  Modifikationen  auszuschließen,  welche 
der  Betrag  der  Kollegiengekler  durch  eine  bereits  bewilligte  oder  etwa 
weiterhin  zu  bewilligende  halbe  oder  ganze  Befreiung  erleiden  würde. 

In  diesem  Sinne  hat  daher  das  Wiener  Universitätskonsistorium  die 
Professorenkollegien  über  die  Bedeutung  des  §  38  des  Gesetzes  vom  12.  Juli 
1850  aufzuklären.  Um  jedoch  andrerseits  eine  unzeitige  Konnivenz  und  die 
Eventualität,  daß  vielleicht  manche  Studierende  auf  Rechnung  der  später 
zu  erwirkenden  Befreiung  gegen  ihre  Honorarpflicht  sich  säumig  erweisen, 
hintanzuhalten,  ^i  den  Professorenkollegien  zur  strengsten  Pflicht  zu  machen, 
daß  sie  bei  Bewilliguiig  von  Honorarsbefreitmgen  solcher  Studierender  von 
der  durch  den  §  22  des  Gesetzes  vom  12.  Juli  ihnen  eingeräumten  Be- 
fugnis nur  bei  besonders  rücksichtswürdigen  Gründen  Gebrauch  machen 
und  hiebei  mit  Strenge  vorgehen. 

Das  Konsistorium  hat  bei  diesem  Anlasse  ferner  die  Bedeutung  der 
dem  Ministerium  vorgelegten  und  von  da  zurückgestellten  Sitzungsprotokolle 

»)  Mit  MüiVdg,  vom  13.  September  1870,  Z.  8825,  RQBNr,  118  fs.  Nr.  400),  wurde  die 
anägipaÜPe  Zahlung  des  Kollegiengeldes  ausnahmslos  auf  alle  Studierenden  ausgedehni, 
«)  5.  Nr.  391. 


g]^2  ''•  ^^'*  Studlenvorachriften ;  A.  AUsemeine  Bestimmungen. 

und  sohiii  die  Frage  zur  Sprache  gebradit,  ob  aus  dem  Umstände,  daß 
ein  Sitzungsprotokoll  ohne  Bemerken  zurückfolgt,  auf  die  sachliche  Ge- 
nehmigung aller  darin  bezogenen  Verhandlungen  von  Seite  des  Ministeriums 
geschk)ssen  werden  könne  und  solle  oder  nicht. 

Das  Mintsterium  hat  schon  mehrmals  erklärt,  daß  diese  Sitzungspro- 
tokolle nicht  der  Ort  sind,  um  darin  Angelegenheiten,  Vorschlage  usf.  vor- 
zubringen, welche  ein  besonderes  Eingehen  in  ihren  Inhalt,  eine  spezielle 
Verhandlung  und  Entscheklung  erheischen. 

Die  Vorlage  der  Protokolle  hat  nur  den  Zweck,  eine\  Obersicht  des 
Geschäftsganges  im  allgemeinen  zu  bieten,  und  die  Zurücksendung  derselben 
ohne  Bemerkung  involviert  daher  auch  weiter  nichts,  als  eine  Approbation 
des  eingehaltenen,  formalen  Geschäftsganges.  Die  Genehmigung  des  sach- 
lichen Inhaltes  der  darin  im  Auszuge  nicht  selten  nur  summarisch  darge- 
stellten Verhandlungen  kann  daraus  allein  niemals  gefolgert  werden.  — 
Das  Wiener  Universitätskonsistorium  hat  dies  den  ProfessorenkoUegien  nach- 
drücklichst in  Erinnerung  zu  tx-ingen.^) 


Nr.  396. 

los  dem  Erlasse  des  Hlnlsterliims  fllr  K.  o.  U.  vom  26.  Mal  1854. 

Z.  6039/335. 

an  den  Statthalter  von  Mähren, 

(betreffend  die  Verwendung  der  Einhebungsprozente  der  Kollegiengelder 
und  die  Prfifung  und  Erledigung  der  Matrikeltax-  und  KoUeglengelder- 

rechnung). 

Was  die  in  den  §§  45  und  47  des  Gesetzes  vom  12.  Juli  1^ 
Z.  310,')  erwähnten  Einhebioigsprozente  der  Kollegiengelder  anbdangt,  so 
bestimmt  der  §  47  zwar,  daß  sie  dazu  dienen  sollen,  die  durch  die  neue 
Einrichtung  der  Universitätskanzlei  und  Quästur  entstehenden  Auslagen  ganz 
oder  teilweise  zu  decken,  und  der  §  45  verf%t,  daß  die  Quästur  am 
Schlüsse  eines  jeden  Semesters  dem  akademischen  Senate  Rechnung 
zu  legen  hat. 

Allein  damit  ist  nicht  ausgesprochen,  daß  der  akademische  Senat  be- 
rechtigt sei,  Auslagen,  wenn  auch  für  Quästurs-  oder  Kanzleizwecke,  propria 
auctoritate  auf  diese  Einhebungsprozente  bei  der  Quästur  ohne  Genehmi- 
gung der  Statthalterei  anzuweisen. 

Was  die  Bemerkung  der  k.  k.  Staatsbuchhaltung,  daß  weder  ein  Emp- 
fang noch  eine  Ausgabe  bei  dem  Studienfond  ohne  eine  Statthaltereiverord- 
nung und  ohne  vorhergegangene  Rechnungsprüfung  von  Seite  der  Staats- 
buchhaltung stattfinden  soll,  und  den  hieran  geknüpften  Antrag  anbelangt, 
daß  sowohl  die  Matrikeltax-  als  auch  die  Kollegiengelderrechnung  derselben 
zur  Prüfung  und  Erledigung  zukommen  mögen,  so  kann  das  Ministerium 

»)  VgL  Nn  55. 
«)  *.  Nr,  391. 


Koileglengeldvorachrifteii.  gj^g 

diesem  Antrage  seine  Zustimmung  darum  nicht  geben,  weil  der  §  45 
des  Gesetzes  vom  12.  Juli  1850,  Z.  310,  und  der  §  20  der  Studienordnung 
vom  1.  Oktober  1850,  Z.  370,^)  den  akademischen  Senat  ausdrücklich  und 
ausschließlich  als  diejenige  Instanz  bezeichnet,  welcher  die  Prüfung  und 
Erledigung  der  Quästursrechnungen  zukommt. 

Es  kann  jedoch  hiebei  immerhin  die  von  der  k.  k.  Staatsbuchhaltung 
erwähnte  Anordnung,  daß  kein  Empfang  bei  dem  Studienfonde  ohne  eine 
Statthaltereiverordnung  stattfinde,  dadurch  aufrecht  erhalten  werden,  daß 
der  akademische  Senat  nach  erledigter  Rechnung  der  Quastur  den  an  den 
Studienfond  entfallenden  Betrag  an  Einhebungsprozenten  oder  an  Kollegien- 
geldem  der  Supplenten  der  Statthalterei  berichtlich  zu  dem  Behufe  anzeigt, 
daß  diese  an  die  Landeshauptkasse  sohin  den  Auftrag  erlasse,  von  der 
Quastur  den  erwähnten  Betrag  für  Rechnung  des  Studienfonds  in  Empfang 
zu  nehmen.') 

Nr.  897. 

ADS  dem  Erlasse  des  Mlnlsterliiffls  fOr  K.  d.  U.  vom  2.  Oktober  1855, 

Z.  15.162,  RCBNr.  172,0 

betreffend  die  den  Studierenden  der  Rechte  zum  Zwecke  der  Erlangung 
der  Befreiung  vom  halben  KoUegiengelde  gewährten  Erleichterungen. 

Mit  Rücksicht  aul  die  erhöhte  Stundenzahl  des  obligaten  Kollegien- 
besuches wird  hiemit  fleißigen  und  armen  Studierenden  von  tadellosem 
akademischen  Benehmen  die  Erlangung  der  Befreiung  vom  halben  Kol- 
legiengeldc  mit  teilweiser  Aulhebung  der  betreffenden  Bestimmungen  der 
§§  15,  17  und  26  des  Gesetzes  vom  12.  Juli  1850,  Z.  310/)  dadurch 
erleichtert,  daß: 

1.  soweit  es  sich  nur  eben  um  die  Befreiung  vom  halben  Kollegien« 
gelde  handelt,  es  von  der  im  §  15  enthaltenen  Bedingung  einer  aus- 
gezeichneten wissenschaftlichen  Verwendung  sein  Abkommen  eiiialt,  und 
es  zu  diesem  Behufe  fortan  genügt,  wenn  die  Bittsteller  in  ihrer  vorher- 
gegangenen Universitatszeit  sich  fleißig  verwendet  und  ein  tadelloses  akade- 
misches Benehmen  an  den  Tag  gelegt  haben; 

2.  daß  auch  die  neu  immatrikulierten  Studierenden  schon  für  das 
erste  Semester  ihrer  Universitätszeit  von  dem  halben  KoUegiengelde  befreit 
werden  können,  wenn  sie  auch  kein  ausgezeichnetes  Maturitätszeugnis, 
wohl  aber  genügende  Beweise  ihrer  Dürftigkeit  beibringen; 

3.  daß  sowohl  bei  Prüfung  der  formellen  Hinlänglichkeit  der 
Dürftigkeitsausweise  als  auch  bei  Auslegung  des  Begriffes  Dürftigkeit  mit 
billiger  Berücksichtigung  der  Verhältnisse  vorzugehen  ist. 

0  5.  Nr.  365. 

*)  Ober  die  Abfiihr  der  Koüegiengelder,  beziehungsweise  der  Einhebungsprosenie  s.  Nr.  407. 

")  Mit  diesem  Erlasse  wurden  die  Bestimmungen  der  Ah.  Entsehl.  vom  2S.  September  1855 
aber  die  Regelung  der  retktS"  und  staatswissensehaftUchen  Studien  an  den  österreichischen  Uni' 
wenUäten  kundgemadä  und  einige  aus  denselben  gundchst  sich  ergebende  VoUsiehungsforschrißen 
getroffen, 

*)  8.  Nr.  301. 

Univenltfttsgesetze.  33 


Q\^  n.  Teil:  Studienvonchriften ;  A.  Allsemeine  Bestimmungen. 

Die  von  den  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Professorenkollegien 
den  immatriktdierten  Rechtshörem  erteilten  Befreiungen  von  dem  halben 
oder  ganzen  Kollegiengelde  haben  von  nun  an,  ebenso  wie  die  den  Studie- 
renden der  Theologie  aus  dem  Gesetze  zustehenden  Befreiungen,  auch  für 
die  von  ihnen  an  anderen  Fakultäten  besuchten  Kollegien  volle  Gültigkeit, 
und  werden  hiemit  für  sie  die  en^egenstehenden  Bestimmungen  des  ersten 
Absatzes  des  §  21  des  Gesetzes  vom  12.  Juli  1850,  Z.  310,^)  außer  Wirk- 
samkeit gesetzt. 


Np.  398. 

Erlaß  des  Hlnlsterlnms  für  K.  u.  U.  vom  2.  April  1856.  Z.  4443, 

an  die  Statthalterei  von  Böhmen, 

(inBetreir  derKollegiengeldbefreiiing  solcherTheologeiiy  welche  während 
des  Studienjahres  als  Alumnen  in  das  Seminar  aufgenommen  werden, 
dann  jener ,  welche  während  des  Studienjahres  das  Seminar  verlassen 

und  Extemisten  werden). 

Ober  gestellte  Anfragen  wird  auf  Grundlage  des  Gesetzes  vom  12.  Juli 
1850  (RGBNr.  310)^)  bemerkt:  Für  einen  Extemisten,  welcher  während 
des  Studienjahres  als  Alumnus  in  das  bischöfliche  Seminar  aufgenommen 
wird,  tritt  die  Befreiung  von  dem  Kollegiengelde  ein,  wenn  derselbe  dürftig 
ist  und  sich  hierüber  mit  dem  Ordinariatszeugnisse  ausweist.  Dagegen 
ist  ein  gewesener  Seminarist,  welcher  die  Theologie  als  Extemist  fort- 
studiert, von  dem  Kollegiengelde  nur  dann  als  befreit  zu  betrachten,  wenn 
er  in  der  Lage  ist,  nebst  seiner  Dürftigkeit  sich  darüber  auszuweisen, 
daß  er  von  einem  Bischöfe  die  bestimmte  Zusicherung  der  Aufnahme  in 
dessen  Diözese  erhalten  hat,  oder  daß  er  Kandidat  einer  unbemittelten 
rel^ösen  Ordensgenossenschaft  geworden  ist. 


Np.  399. 

ADS   dem   Erlasse   des  Staatsmlnlsterliuns,   Abt  K.  U.  Tom 

16.  Februar  1867,  Z.  833. 

an  die   Krakauer  Statthaltereikommission, 

(betreffend  den  KoUegiengeldbezug  eines  inmitten  des  Semesters  zum 

Professor  ernannten  Snpplenten). 

Es  wird  genehmigt,  daß  die  Verteilung  der  fraglichen  Kollegiengelder 
pro  rata  in  der  Art  erfolge,  daß  dieselben  für  die  Dauer  der  von  Dr.  .  .  . 
als  Dozenten  besorgten  Supplierung  an  den  Studienfond  abzuführen,  für 
jene  Periode  aber,  während  welcher  derselbe  als  außerordentlicher  Professor 
fungiert,  an  den  letzteren  auszufolgen  sind. 

»)  5.  Nr.  391, 


KoUegteiigeldvonchrifteii.  Ölb 

Np.  400. 

Terordnung  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  13.  September  1870, 

RCBHr.  U8,  MTBNr.  135. 

betreffend  die  Elnffihniiig  der  antizipativeii  Zahlang  der  Kollegiengelder 

an  den  Universitäten  zu  Wlen^  Prag»  Krakau,  Lemberg,  Graz  nnd  Inns- 

bmck  vom  Beginne  des  Studienjahres  1871/72  an. 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  der  Ah.  Entschl.  vom  2.  September 
1870  zu  genehmigen  geruht,  daß  die  mit  dem  MinErl.  vom  27.  iFebruar  1853 
(RGBNr.  37)1)  bezüglich  der  außerordentlichen  Hörer  angeordnete  semestrale 
Vorauszahlung  der  Kollegieng^kler  vom  Studienjahre  1871/72  an  mit  Auf- 
hebung der  Bestimmungen  des  §  35  der  provisorischen  Vorschrift  vom 
12.  JuH  1850  (RQBNr.  310)  >)  auf  alle  Studierenden  der  Universitäten  der 
im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  ausgedehnt  werde. 

Es  werden  daher  vom  Beginne  des  Studienjahres  1871/72  an  alle 
ordentlichen  und  außerordentlichen  Hörer,  welche  nicht  schon  bei  der 
Inskription  sich  über  die  vorher  erwirkte  Befreiung  oder  über  den  ihnen 
nach  §  14  der  zitierten  provisorischen  Vorschrift  zukommenden  gesetzlichen 
Anspruch  auf  gänzliche  Befreiung  von  Zahlung  des  Kollegiengeldes  aus- 
weisen können,  das  KoUegiengeld  für  alle  von  ihnen  angemeldeten  Kollegien 
sogleich  bei  der  Inskription  für  das  betreffende  Semester  antizipativ  zu  ent- 
richten haben. 


Np.  401. 
Eriafi  des  Ministers  fOr  K.  o.  U.  vom  30.  April  1871.  Z.  8825 

ex  1870.  HYBNr.  26  ex  1871. 

an  das    Universitätskonsistorium   in   Wien   und   die   akademischen   Senate 
in  Prag,  Lemberg,  Krakau,  Graz  und  Innsbruck, 

In  Betreff  der  Durchführung  der  mit  der  Ah.  EntschU  vom  2.  September 
(MinErl.  vom  13.  September  1870,  ROBNr.  118)*)  angeordneten  Antlzipativ- 

zahlung  der  Kollegiengelder. 

In  Ausführung  der  mit  der  Ah.  Entschl.  vom  2.  September  (ho.  Vdg. 
vom  13.  September  1870,  RGBNr.  118)')  genehmigten  Ah.  Anordnungen 
über  die  Einführung  der  antizipativen  Zahlung  der  Kollegiengelder  an  den 
Universitäten  zu  Wien,  Prag,  Krakau,  Lem-bei^,  Graz  und  Innsbruck  vom 
Spinne  des  Studienjahres  1871/72  an  wird  folgendes  angeordnet: 

1.  Jene  Studierenden,  welche  einen  gesetzlichen  Anspruch  auf  die 
Befreiung  vom  Kollegiengelde  zu  haben  glauben  und  um  dieselbe  einschreiten, 
haben  sich  zur  Inskription  gemäß  §  26  der  Min  Vdg.  vom  1.  Oktober 
1850  (RGBNr.  370)^)    bei  der  Quästur  zu  melden  und  deren  Bestätigung 

")  5.  Nr.  394. 
«)  8.  Nr.  391. 
^  5.  Nr.  400. 
*)  5.  Nr.  365. 
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darüber  zu  empfangen,  ohne  daß  sie  zur  sofortigen  Bezahlung  des  Kollegien- 
geldes verpflichtet  sind.  Sie  haben  sich  auch,  gemäß  §  27  dieser  MinVdg., 
sofort  den  betreffenden  Dozenten  vorzustellen  und  sich  in  deren  Hörerliste 
einzutragen;  die  Unterschrift  der  Ck>zenten  jedoch  im  Meldungsbuche  kann 
erst  nachträglich  gegeben  werden,  wenn  sich  diese  Studierenden  über  die 
erlangte  Befreiung  oder  geleistete  Zahlung  des  Kollegiengeldes  durch  Be- 
stätigung der  Quästur  ausweisen.^) 

Z  Die  im  §  22  d£r  MinVdg.  vom  12.  Juli  1850  (RQBNr.  310)«) 
für  die  Einbringung  der  Befreiungsgesuche  bestimmte  Frist  der  ersten  vier- 
zehn (jetzt  acht)^)  Tage  des  Semesters  ist  eine  Fallfrist,  so  daß  ein  aus 
was  immer  für  einer  Ursache  verspätet  angebrachtes  Gesuch  weder  anzu- 
nehmen noch  zu  berücksichtigen  ist.  Studierende,  die  sich  erst  nach  diesem 
Termine  zur  Inskription  in  der  Quastur  melden,  sind  unbedingt  zur  anti- 
zipativen  Zahlung  des  Kollegiengeldes  zu  verhalten.  Dies  ist  den  Studierenden 
im  letzten  Monate  jedes  ablaufenden  Semesters  mit  Angabe  des  Kalendertages 
des  nächsten  Semesters,  bis  zu  welchem  Belreiungsgesuche  angenommen 
werden,  von  Seite  des  Dekans  durch  Anschlag  am  schwarzen  Brette  be- 
kanntzugeben und  die  gleiche  Kundmachung  mit  Beginn  jedes  neuen  Se- 
mesters zu  veranlassen. 

3.  Die  Erledigung  der  eingebrachten  Befreiungsgesuche  hat  von  Seite 
der  Professorenkollegien  mit  tunlichster  Beschleunigung,  jedenfalls  aber  inner- 
halb 14  Tagen  nach  Ablauf  obiger  Fallfrist,  zu  erfolgen.  Die  erfolgte  Erledi- 
gung ist  sofort  am  schwarzen  Brette  bekanntzugeben  und  beizufügen,  daß 
die  betreffenden  Studierenden  längstens  binnen  14  Tagen  nach  dieser  Kund- 
machung ihre  definitive  Inskription  in  der  Quästur  und  bei  ihren  Dozenten 
durch  den  Ausweis  der  erlangten  Befreiung  oder  Zahlung  des  Kollegien- 
gekles  zu  bewirken  haben,  widrigenfalls  ihre  Inskription  für  dieses  Semester 
in  keinem  Falle  mehr  zugelassen  wird. 

4.  Änderungen  in  der  Manipulation  der  Quästuren,  welche  aus  Anlaß 
der  Einführung  der  allgemeinen  Antizipativzahlung  der  Kollegiengelder  etwa 
nötig  erscheinen,  bleiben  vorläufig  der  autonomen  Regelung  durch  die  aka- 
demischen Behörden  überlassen. 


Np.  402. 

Erlafi  des  Mlnlstertiuns  fflr  K.  o.  U.  vom  20.  JSnner  1874. 

Z.  13.210  ex  1873. 

an  den  akademischen  Senat  der  Universität  Krakau, 
(betreffend  die  Evidenzhaltung  des  Anmeldiingstages  der  KoUegien  bei 
Studierenden,  die  um  Befreiung  vom  Kollegiengelde  eingeschritten  sind). 

Auf  die   mit   Bericht  vom  .  .  .  gestellte   Anfrage,   in   welcher  Weise 
die  Bestimmung  des  MinErl.  vom  10.  April  1857,  Z.  6367,^)   betreffend  die 

^)  über  die  EndemhaUung  des  Anmeldeiages  der  KoUegien  s.  MinErL  vom  20,  Jänner  1874^ 
Z.  13,210  ex  1873  (s.  Nr,  402). 
•)  s,  Nr,  391. 
»)  Vgl.  Nr,  422. 
*)  s.  Nr.  428, 


Koilegienseldvonchriften.  517 

Evidenzhaltung  des  Anmeldungstages  der  Kollegien  mit  jener  des  NormativErl. 
vom  30.  April  1871,  Z.  8825,0  über  die  Antizipativbezahlung  der  Kollegien- 
gelder in  Einklang  zu  bringen  sei,  wird  dem  .  .  .  eröffnet,  daß  im  Sinne  des 
ersteren  Erlasses  bei  der  Unterschrift  der  Dozenten  im  Meldungsbuche  jeden- 
falls der  Tag  der  Anmeldung  des  Kollegiums  beizusetzen  ist,  und  daß  es 
lediglich  dem  Dozenten  freisteht,  neben  diesem  auch  den  Tag  der  Beisetzung 
ihrer  Unterschrift  anzumerken. 


Nr.  408. 
ErlaB  des  leitenden  Ministers  f  Or  K.  o.  U.  Tom  26.  Dezember  1879, 

Z.  19.297.  MTBNr.  2  ex  1880. 

aa  sämtlkhe  Landesschulbehörden, 

betreffend  die  Oebfihrenfreihelt  der  Mitteüosigkeltszettgnisse  sowie  der 
Oesitclie  mn  Befreiung  vom  Schul-  oder  Unterrichtsgelde. 

Das  k.  k.  Finanzministerium  hat  aus  Anlaß  einer  an  dasselbe  gerichteten 
Anfrage  ausgesprochen,  daß  die  Zeugnisse,  in  welchen  die  Mittelk)sigkeit 
einer  Person  bestätigt  wird,  den  Bestimmungen  für  Armutszeugnisse  unter- 
liegen, und  daß  daher  die  mit  einem  Mittelk)sigkeitszeugnisse  belegten  Ge- 
suche um  die  Befreiung  vom  Schul-  oder  Unterrichtsgelde  nach  T.-P.  44, 
lit  b  des  Gebührengesetzes  stempelfrei  sind. 


Nr.  404. 

ins  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.  d.  U.  vom  31.  Angost  1897. 

Z.2700. 

an  das  Rektorat  der  Wiener  Universität, 

(betreffend  die  Frist  zur  Einbringung  der  Gesuche  um  Kollegiengeld- 

befreiung). 

Dem  Rektorate  wurde  bemerkt,  daß  durch  die  Bestimmung  des  §  2 
der  ho.  MinVdg.  vom  24.  Jänner  1886,  MVBNr.  9,«)  die  für  die  Ein- 
bringung  der  Gesuche  um  Kollegiengeldbefreiung  festgesetzte  Fallfrist  auf 
die  ersten  acht  Tage  des  Semesters  beschränkt  worden  ist  und  daher 
gleichzeitig  mit  der  im  §  1  dieser  Verordnung  restringierten  Inskriptions- 
frist zu  Ende  geht,  so  daß  im  Sinne  des  MinErl.  vom  30.  April  1871, 
Z.  8825  ex  1870,^)  (Abs.  2)  die  nach  Ablauf  dieser  normalen  Inskriptions- 
frist einlangenden  Befreiungsgesuche  überhaupt  nicht  mehr  in  Verhandlung 
zu  nehmen  sind. 


») «.  Nr.  40L 
«)  s,  Nr.  422. 
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Nr.  405. 

Erlafi  des  Ministsrs  fflr  K.  a.  U.  vom  22.  Jnll  1898.  Z.  10.027. 

HVBMr.  39. 

an  die  Dekanate  sämtlicher  piiilosophischen  Fakultäten  der  Universitäten, 

betreffend  die  Gleichstellung  der  anf  Qnind  eines  Realschttlmatnrltäts- 
Zeugnisses  als  Lehramtskandidaten  an  den  philosophischen  Fakultäten 
inskribierten  außerordentlichen  Studierenden  mit  den  ordentlichen  Stu- 
dierenden in  Ansehung  der  KoUegiengeldbefreiung  und  des  Stipendien- 
bezuges. 

Ich  finde  anzuordnen,  daß  vom  Studienjahre  1898/99  an  jene  außer- 
ordentlichen Studierenden,  welche  auf  Grund  ihres  Realschulmaturitätszeug- 
nisses an  den  philosophischen  Fakultäten  der  Universitäten  als  Lehramts- 
kandidaten behufs  seinerzeitiger  Zulassung  zur  Prüfung  für  das  Lehramt 
an  Realschulen  im  Sinne  der  ho.  MinVdg.  vom  30.  August  1897,  RQBNr.  220, 
(Art.  II,  3),^)  inskribiert  sind,  in  Ansehung  der  Befreiung  vom  Kollegien- 
gelde  den  ordentlichen  Studierenden  dieser  Fakultäten  gleichgehalten  werden. 

Auch  sind  die  außerordentlichen  Studierenden  für  die  Dauer  ihres  zu 
dem  obigen  Zwecke  in  Qemäßheit  der  erwähnten  Vorschrift  an  der  Uni- 
versität ordnungsmäßig  zurückzulegenden  Studiums  hinsichtlich  des  Genusses 
von  Studienstipendien,  sofern  nicht  ausdrückliche  stiftsbriefmäßige  Bestim- 
mungen entgegenstehen,  den  ordentlichen  Studierenden  einer  Universität 
oder  k.  k.  technischen  Hochschule  gleichzustellen. 


Nr.  406. 
Aos  der  Znschrlfl  des  Ministers  fflr  K.  o.  U.  yom  30.  April  1899. 

Z.  11.840. 

an  das  Finanzministerium, 

(womit  erklärt  wird,  weldie  akademischen  Vorträge  im  Sinne  des  §  13 

des  Gesetzes  vom  19.  September  1806,  RQBNr.  167  als  y^Vorlesungen'^ 

ttnd  9,0bttngen<<  und  welche  als  y^Kurse^'  anzusehen  sind). 

In  Beantwortung  einer  bezüglichen  Anfrage  wurde  erklärt,  daß 
unter  „Vorlesungen"  und  „Übungen"  solche  akademische  Vorträge  zu 
verstehen  sind,  welche  durch  wenigstens  eine  Stimde  wöchentlich  während 
des  ganzen  Semesters  abgehalten  werden,  wogegen  „Kurse"  s)  solche, 
meist  mit  praktischen  Übungen  verbundene  und  für  eine  beschränkte  Hörer- 
zahl bestimmte  Lehrvorträge  sind,  welche  nicht  ein  ganzes  Semester,  sondern 
nur  mehrere  (vier  oder  sechs)  Wochen  dauern,  gegen  Zahlung  eines  im 
voraus  bestimmten  Honorars  bei  der  Quästur  inskribiert  werden  können, 
aber  in  die  von  den  Studierenden  per  Semester  belegte  Anzahl  von  Vorlese- 
stunden nicht  einzurechnen  sind. 


»)  5.  Nr.  698, 

«)  Vgl,  Anmerkung  *)  auf  S.  95, 
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Np.  407. 
Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  o.  U.  vom  3.  Jnnl  1899.  Z.  13.451, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 

(womit  in  Bezog  auf  die  Abftthr  der  auf  Onind  des  Gesetzes  vom 
19.  September  1898,  RQBNr.  167,  in  die  Staatskasse  fließenden  Kollegien- 
gelder und  Elnhebiuigsprozente  Weisungen  erteilt  werden). 

Indem  ich  voraussetze,  daß  die  schon  bisher  dem  Staatsschatze  zu- 
fließenden KoUegiengekier  (für  supplierte  Lehrkanzehi)  sowie  die  Ein- 
hebungsprozente  nach  Maßgabe  der  für  die  Quästuren  bestehenden  Instruk- 
tionen für  das  Wintersemester  1898/99  bereits  zur  Abfuhr  gelangt  sind, 
erübrigt  gegenwärtig  nur  die  Veranlassung  der  Abfuhr  jener  Kollegien- 
gelder, welche  auf  Grund  des  §  13  des  Gesetzes  vom  19.  September  1898 
(RGBNr.  167)1)  der  Staatskasse  zufließen  und  gemäß  ho.  Erl.  vom  24.  Sep- 
tember 1898,  Z.   2194/KUM.  bei  den  Quästuren  zurückzubehalten  waren. 

Ich  ersuche  daher  das  Rektorat,  wegen  ungesäumter  Abfuhr  dieser 
für  das  Wintersemester  1898/99  eingezahlten  KoUegiengekier  an  die  be- 
treffende Staatskasse  gegen  Erlagschein  unter  Anschluß  einer  nach  dem 
mitfolgenden  Formulare*)  verfaßten  Verrechnung  das  Erforderliche  zu  ver- 
anlassen. 

Zugleich  finde  ich  rücksichtlich  der  für  das  Sommersemester  1899  und 
weiterhin  einfließenden  gleichartigen  Kollegiengelder  und  Einhebungsprozente 
nachstehendes  zu  verfügen. 

Die  dem  Staatsschatze  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  September 
1898  (RGBNr.  167)  zufließenden  Kollegtengelder  sind  sechs  Wochen*)  nach 
Beginn  eines  jeden  Semesters  in  nach  hunderten  von  Gulden  abgerundeter 
Summe  gtgtn  Erlagschein  an  die  hiezu  berufene  Staatskasse  in  Abfuhr 
zu  bringen. 

Aus  dem  bei  der  Quästur  zurückbehaltenen  Reste  sowie  aus  den 
nach  diesem  Zeitpunkte  einfließenden  Kollegiengeldem  sind  im  Laufe  des 
Semesters  die  eventuellen  KoUegiengeldrückzahlungen  zu  bestreiten;  der  hie* 
nach  verbleibende  Restbetrag  sowie  die  Einhebungsprozente  von  den  auch 
weiterhin  den  Dozenten  zufließenden  Kollegiengekiern  sind  mit  Schluß 
jedes  Semesters  an  die  Staatskasse  abzuführen. 

Dem  Erlagscheine  über  die  jeweiligen  mit  Schluß  des  Semesters  er- 
folgenden Abfuhren  ist  eine  nach  dem  beiliegenden  Formulare  verfaßte 
Verrechnung  über  die  sämtlichen  im  Laufe  des  betreffenden  Semesters 
für  den  Staatsschatz  eingehobenen  Kollegiengelder  und  Einhebungsprozente 
anzuschließen. 

Die  bisherigen^)  Bestimmungen  über  die  Einhebung  und  Verrechnung 
der  den  Dozenten  auch  weiterhin  verbleibenden  Kollegiengelder  bleiben 
in  Geltung. 

0  3,  Nr.  97. 

*)  Das  FonmUar  wurde  in  dieser  Sammlung  nicht  aufgenommen, 

^  s.  Nr.  408,  womit  ßr  die  Wiener  UntversUäi  eine  besondere  Anordnung  getroffen  wurde. 

^  VgL  die  §§  45  bis  48  des  KoUegtengeldergesetzes  fs.  Nr.  391). 
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In  dem  gemäß  dem  ho.  Erl.  vom  16.  April  1853,  Z.  563,^)  am 
Schlüsse  eines  jeden  Semesters  anher  vorzulegenden  detaillierten  Ausweise 
über  die  Quästursergebnisse  in  diesem  Semester  wird  unter  einer  eigenen 
Rubrik  das  auf  den  Staatsschatz  entfallende  Kollegiengeld  bei  den  betreffenden 
Kollegien  ersichtlich  zu  machen  sein. 

Hienach  wolle  das  Rektorat  die  entsprechenden  Weisungen  an  die 
Quastur  sofort  erlassen. 

Np.  408. 

Erlaß  des  Ministers  fllr  K.  d.  ü.  vom  7.  Mal  1900,  Z.  2465, 

an  den  Statthalter  für  Niederösterreich, 

(womit  fOr  die  Wiener  Universität  der  zur  Abfuhr  der  Kollegiengeld^ 
vorgesctiriebene  Termin  ansnahmsweise  abgeändert  wird). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  27.  Jänner  1900,  Z.  4759,  finde  ich 
in  Berücksichtigung  der  im  Berichte  des  Rektorates  der  Universität  in  Wien 
vom  11.  Jänner  1900,  Z.  1733,  dargestellten  Verhältnisse  in  teilweiser  Ab- 
änderung des  ho.  Erl.  vom  3.  Juni  1899,  Z.  13.451^  ausnahmsweise  bis 
auf  weiteres  zu  gestatten,  daß  die  dem  Staatsschatze  Im  Sinne  des  Gesetzes 
vom  19.  September  1898,  RGBNr.  167,*)  zufließenden  Kollegiengdtfer,  welche 
in  den  ersten  sechs  Wochen  vom  Beginn  der  ordentlidien  Inskriptions- 
frist ab  zur  Einzahlung  gelangt  sind,  zwei  Monate  nach  Beginn  eines  jeden 
Semesters  durch  die  Universitätsquästur  an  die  n.-ö.  Landeshauptkasse  ab- 
geführt werden. 

Nr.  409. 

Erlaß  des  Ministers  f Dr  K.  d.  U.  Tom  27.  Juni  1900 ,  Z.  3838, 

HVBHr.  39, 

betreffend  die  Verpflichttuig  der  zum  Besuche  einzelner  Universititts- 
vorlesnngen  zugelassenen  Hospitantinnen  znr  Entrlchtting  von  Kollegien- 

geldem. 

In  Betreff  der  Frage,  ob  jene  Frauen,  welche  im  Sinne  des  ho.  MinErl. 
vom  6.  Mai  1878,  Z.  5385  (MVBNr.  15),*)  vom  Professorenkollegium  im 
Einverständnisse  mit  dem  betreffenden  Dozenten  zum  Besuche  einzelner 
Universitätsvorlesungen  zugelassen  werden,  zur  Entrichtung  des  Kollegien- 
geldes  verpflichtet  sind,  finde  ich  zur  Erzielung  eines  gleichmäßigen  Vorganges 
an  allen  Universitäten  nachsiehende,  mit  dem  Studienjahr  1900/1901  in 
Kraft  tretenden  Bestimmungen  zu  erlassen : 

1.  Hospitantinnen  der  bezeichneten  Art  haben  ein  Kollegiengeld  im 
gleichen  Ausmaße  zu  entrichten,  wie  dies  für  ordentliche  oder  außerordent* 

*)  5.  Nr.  BZ 
•)  5.  Nr,  407. 
«)  5.  Nr.  97, 
*)  s,  Nr.  458. 
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liehe  Hörer  oder  auch  Hörerinnen  vorgeschrieben  ist  Den  Professoren- 
Kollegien  bleibt  es  überlassen,  zu  bestimmen,  ob  und  unter  welchen  Be- 
dingungen solchen  Hospitantinnen  etwa  die  Nachsicht  vom  ganzen  oder 
halben  KoUegiengelde  gewährt  werden  soll. 

Z  Sobald  die  Zulassung  von  Hospitantinnen  zum  Besuche  bestimmter 
Vorlesungen  vom  Professorenkollegium  im  Einverständnisse  mit  dem  be- 
treffenden Dozenten  ausgesprochen  ist,  hat  die  Universitätsquästur  über 
Mitteilung  der  betr^enden  Fakultätsdekane  ein  Verzeichnis  der  zuge- 
lasseneu Hospitantinnen  mit  Angabe  der  ihrem  Besuche  freigestellten  Kol- 
legien und  mit  einem  Vormerke  über  die  etwa  erfolgte  KoUegiengeldbefreiung 
zur  Einsichtnahme  aufzulegen. 

3.  Innerhalb  einer  mit  längstens  drei  Wochen  vom  Zeitpunkte  der 
erfolgten  Zulassung  an  zu  bestimmenden  Frist  ist  das  zu  entrichtende  Kol- 
legiengeld bei  der  Quästur  einzuzahlen,  widrigens  die  Zulassung  erlischt 

Ober  den  Erlag  des  Kollegiengeldes  wird  den  Hospitantinnen  von  der 
Quästur  eine  Empfangsbestätigung  ausgefolgt;  die  Ausfertigung  anderweitiger 
Atteste,  insbesondere  solcher  seitens  der  Dekane  oder  Dozenten  über  die 
Zulassung  oder  über  die  Frequenz  findet  nicht  statt. 


Nr.  410. 

Erlaß  des  Hlnlstsrloms  fflr  K.  n.  U.  vom  25.S8ptember  1900,  Z.  15.179, 

an  das  Rektorat  der  deutschen  Universität  in  Prag, 
(betreffend  die  Kompetenz  zur  Prüfung  und  Erledigung  der  Qnästurs- 

rechnongen  über  die  Kollegiengelder). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  21.  Mai  1900,  Z.  510,  wird 
dem  .  .  .  eröffnet,  daß  im  Sinne  des  an  das  Rektorat  der  deutschen  Uni- 
versität in  Prag  ergangenen  ho.  Erl.  vom  3.  Juni  1899,  Z.  13451,^)  für 
die  Prüfung  der  Kollegiengeldrechnungen  bis  auf  weiteres  die  Bestimmungen 
der  MinVdg.  vom  12.  Juli  1850,  RQBNr.  310, >)  wonach  die  Prüfung  und 
Erledigung  der  Quästursrechnungen  ausschließlich  dem  akademischen  Senate 
zukommt,  maßgebend  erscheinen.^) 


Np.  4U. 

Erlaß  des  Hlnlsterlnffls  fflr  K.  n.  U.  vom  4.  Oktober  1901,  Z.  26.041 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 
(womit  die  genaue  Beachtung  der  geltenden  Vorschriften  bei  Behandlung 
von  Gesuchen  um  KoUegiengeldbefreiung  in  Erinnerung  gebracht  wird). 

Aus  den  seit  dem  Studienjahr  1898/99  vorgelegten  Quästursausweisen 
wurde  die  Wahrnehmung  gemacht,  daß  der  Eingang  an  Kollegiengeldem, 

»)  s.  Nr,  407, 
*)  8,  Nr.  39 J. 
^  5.  aucfi  MinErL  vom  25,  Mai  1854,  Z,  6039/335  fs,  Nr.  396). 
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welche  auf  Qrund  des  Gesetzes  vom  19.  September  1898,  ROBNr.  167,  i) 
zum  überwiegenden  Teile  in  den  Staatsschatz  zu  fließen  haben,  vom  ge- 
dachten Studienjahre  ab  an  einzelnen  Universitäten  und  Fakultäten  eine 
auffallende  Differenz  im  Verhältnisse  zur  Frequenz  und  im  Vergleiche  mit 
den  früheren  Studienjahren  aufweist 

Da  der  Qrund  für  diese  Verminderung  des  KoUegiengeldeinganges, 
welche  Einnahme  zur  teilweisen  Bedeckung  des  durch  das  obbezogene  Gesetz 
sich  ergebenden  Mehraufwandes  zu  dienen  hat,  abgesehen  von  anderen  Ur- 
sachen, wie  die  vorgelegten  statistischen  Ausweise  dartun,  in  einer  weiter- 
gehenden Ausdehnung  der  Begünstigung  der  KoUegiengeldbefreiung  zu 
suchen  ist,  wird  das  Rektorat  ersucht,  die  Professorenkollegien  der  welt- 
lichen Fakultäten  aufzufordern,  sich  bei  Behandlung  der  Gesuche  um  Be- 
freiung vom  Kollegiengelde  die  geltenden  Vorschriften  auf  das  genaueste 
gegenwärtig  zu  halten. 


4.  Aufnahme  in  die  Universitätsstudien. 


a)  Vorbildung.*) 
Np.  412. 

ADS  dem  Erlasse  des  Minlsterioms  fflr  K.  n.  ü.  Tom  30.  Oktober  1852* 

Z.  U.122, 

an  die  Statthaltereien  von  Niederösterreich,  Österreich  ob  der  Enns,  Salzburg, 
Tü-ol,  Böhmen,  Mähren,  Küstenland,  Dalmatien,  Steiermark,  Kärnten,  Krain 
und  Galizien;  an  die  Gubemialkommission  in  Krakau  und  den  Kreispräsidenten 

in  der  Bukowina, 

(wonach  zur  Aufnahme  in  einen  geistlichen  Orden  oder  in  die  Uieo- 
logischen  Studien  mindestens  ein  Zeugnis  der  ersten  Fortgangsidasse 
über  das  zweite  Semester  der  VI.,  beziehungsweise  VIII.  Qymnasial- 

klasse  erfordert  wird). 

Wenn  ein  Gymnasialschüler  zu  Ende  des  zweiten  Semesters  nicht  wenig- 
stens ein  Zeugnis  der  ersten  Klasse  erhält,  so  kann  er  in  eine  höhere 
Qymnasialklasse  oder,  wenn  es  sich  um  die  achte  Gymnasialklasse  handelt, 
in  die  höhere  Studienabteiltmg  der  Theologie  nicht  aufgenommen  werden. 
Das  letztere  steht  ganz  im  Einklänge  mit  dem  Ministerialerlasse  vom 
30.  Juni  1850  (RGBNr.  319),»)   wonach  in  die  theologischen  Studien  nur 

»)  5.  Nr.  97. 

■)  Ober  die  aUgettulnen  Bedingungen  der  Aufnahme  von  Hörern  in  die  Universüätsstudien 
vgL  die  allgemeine  Siadienordnung  fs,  Nr.  365jf.J;  räcksichäich  der  besonderen  Vorsäuißen  ßir 
Frauen  vgl,  Nr.  458  u.  f.;  beeHf^ich  der  Ausländer  vgL  Nr.  441  a.  / 

")  5.  Nr.  605.  Ober  die  Zulassung  zu  dem  theologischen  FakttUätsstuäiam  auf  Qrund 
von  Semestralzeugnissen  Ober  die  VHI.  Qymnasialklasse  vgL  §  2  des  MinErL  vom  16.  September  1851, 
Z.  6165,  RQBNr.  216  (s.  Nr.  606)  und  auf  Qrund  eines  MaturitOtsuugnisses  §  1  dieses  Erlasses. 
—  Nach  Punkt  2  der  MlnVdg.  vom  30.  Juni  1850,  RQBNr.  319  (s.  Nr.  605J  und  §  1  der  MinVdg. 
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solche  Kandidaten  aufzunehmen  sind,  welche  das  Unter-  und  Obergymnasium 
mit  genügendem  Erfolge  zurückgelegt  haben.  Danach  versteht  sich  auch 
von  selbst,  daß  jene  Orden,  denen  gestattet  ist,  Individuen  nach  der 
zurückgelegten  sechsten  Gymnasialklasse  in  das  Noviziat  aufzunehmen,  nur 
solche  aufnehmen  dürfen,  welche  im  zweiten  Semester  der  sechsten  Klasse 
das  Zeugnis  der  ersten  Klasse  erhalten  haben,  indem  sie  nach  zurückgelegtem 
Noviziate  nur  mit  einem  solchen  Zeugnisse  in  die  siebente  Gymnasial- 
klasse  aufgenommen   werden   können. 

Danach   ist   sich   in    Hinkunft   bei   der   Aufnahme   in   einen   Orden, 
beziehungsweise  in  die  theologischen  Studien,  zu  benehmen. 


Np.  418. 

VerordBong  des  Ministers  für  K.  d.  U.  Tom  22.  Jlnner  1869. 

Z.  11.264  ex  1868,  HYBNr.  17  ex  1869. 

an  sämtliche  politische  Landesstellen,  das  Universitätskonsistorium  In  Wien, 

die  akademischen  Senate  in  Prag,  Graz,  Innsbruck,  Lemberg,  Krakau;  dann 

an  die  theologischen  Fakultäten  in  Olmütz  und  Salzburg, 

betreffend  den  Obertritt  von  bischöflichen  Knabenseminarien  an  die 
theologischen  Fakultäten  und  Diözesanlehranstalten. 

In  Beantwortung  einer  an  mich  gerichteten  Interpellation  habe  ich 
im  Abgeordnetenhause  des  Reichsrates  nachstehende  amtliche  Erklärung 
betreffend  den  Obertritt  von  bischöflichen  Knabenseminarien  an  die  theo- 
logischen  Fakultäten  und   Oiözesan-Lehranstalten    abgegeben: 

„Der  Unterrkht  in  Knabenseminarien  ist,  insolange  dieselben  das 
Recht,  staatsgültige  Zeugnisse  auszustellen,  nicht  erlangt  haben,  als  Privat- 
unterricht  zu   betrachten. 

Hieraus   folgt: 

1.  daß  die  von  der  Direktion  der  erwähnten  Gymnasialschulen  aus- 
gestellten Zeugnisse  nicht  die  Stelle  jener  Semestralzeugnisse  zu  vertreten 
geeignet  sind,  auf  Grund  deren  Studierende  nach  §  2  der  MinVdg.  vom 
16.  September  1851  (RGBNr.  216)^)  ausnahmsweise  zu  den  Studien  an 
einer  theologischen    Fakultät   zugelassen   werden   können. 

Es  folgt  aber  noch 

2.  das  weitere  daraus,  daß  diese  Zeugnisse,  da  sie  überhaupt  der 
Regierung  die  Oberzeugung  nicht  zu  verschaffen  vermögen,  daß  jene,  welche 
sie    beibringen,    das    Unter-   und    Obergymnasium    mit   hinreichendem    Er- 


vom  29.  Man  1858,  Z.  264/KUM,  RQBNr,  50  fs,  Nr.  607J,  können  in  die  theologischen  Stadien 
aar  solche  Studierende  aufgenommen  werden,  welche  das  Unter'  und  Obergymnasium  mit  hin* 
reidiendem  Erfolge  surückgelegt  haben.  Die  Frage  des  Nachweises  der  wissenschtif/tliehen  Vor' 
bildung  von  Ausländem,  welche  tu  den  theologischen  Stadien  in  Österreich  zugelassen  werden 
wollen,  behandeU  der  MinErL  vom  28.  März  1859,  Z.  334  (s.  Nr.  441). 
>)  s.  Nr.  606. 
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folge  zurückgelegt  haben,  auch  nur  zur  Aufnahme  in  theologische 
Diözesananstalten  im  Sinne  der  Ministerialverordnung  vom  29.  März 
1858,  ROBNr.  50,^)  nicht  genügen,  welche  verfügt,  daß  „in  die  theo- 
logischen Studien  nur  solche  aufzunehmen  seien,  welche  das 
Unter-  und  Obergymnasium  mit  hinreichendem  Erfolge  zurück- 
gelegt haben'^  Denn  die  Oberzeugung  hievon  ist  eben  für  die  Re- 
gierung nur  durch  ein  staatsgültiges  Zeugnis  zu  gewinnen. 

Nur  wird,  was  die  Durchführung  der  letzteren  Vorschrift  anbelangt, 
der  wesentliche  Unterschied,  welcher  zwischen  den  theologischen  Fakul- 
täten und  den  Diözesananstalten  besteht,  maßgebend  sein.  Insofern  die 
letzteren  rein  kirchliche  Institute  sind,  hat  auch  die  Ah.  Entschl.  vom 
8.  März  1858,  mit  welcher  die  in  der  MinVdg.  vom  Jahre  1858*)  ent- 
haltenen Bestimmungen  über  das  theologische  Studium  genehmigt  worden 
sind,  lediglich  die  Zuversicht  ausgesprochen,  daß  die  in  derselben 
genehmigten,  von  den  Bischofen  im  Jahre  1856  vereinbarten  Bestimmungen 
genau  in  Ausführung  kommen  werden,  und  ist  ein  direkter  Zwang  auch 
nicht  .wohl  zulässig. 

Allein,  so  wenig  die  Tüchtigkeit  des  Priesterstandes  und  somit  seine 
vollkommene  Durchbiklung  der  Regierung  überhaupt,  und  so  wenig  ihr 
somit  die  Einrichtung  der  bischoflichen  Seminarien  und  theologischen  Diö- 
zesananstalten —  welche  zudem  aus  dem  vom  Staatsschatee  namhaft 
subventionierten  ReÜgionsfonde  dotiert  sind  und  den  Priesterstandskandi- 
daten  der  sogenannte  Tischtitel  fast  ausnahmslos  (Salzburg)  aus  dem 
genannten  Fonde  zugesichert  wird  —  gleichgültig  sein  kann,  ebenso 
wenig  kann  sie  sich  des  indirekten  Einflusses  auf  diese  Studien  ent- 
schlagen, soweit  derselbe  nur  irgend  mit  der  grundgesetzlich  anerkannten 
Unabhängigkeit  der  Kirche  vereinbar  ist.  Aber  auch  hiefür  hat  bereits 
die  oben  erwähnte  Ah.  Entschl.  vom  8.  März  1858  vorgesorgt,  insofern 
sie  androht,  daß,  falls  ihre  Bestimmungen  nicht  eingehalten  werden  sollten, 
bei  Besetzung  von  geistlichen  Pfründen,  welche  dem  landesfürstlichen  Patro- 
nate  oder  dem  eines  öffentlichen  Fondes  unterstehen,  wie  auch  bei  der 
Verwendung  von  Priestern  zu  öffentlichen  Lehrämtern  auf  den  Umstand 
Rücksicht  zu  nehmen  sein  werde,  ob  die  Bewerber  ihre  Studien  nach 
den    en^'ähnten    Bestimmungen   zurückgelegt  haben. 

Die  Regierung  wird  darüber  wachen,  daß  an  den  theologischen 
Fakultäten  die  oben  erörterten  Bestimmungen  strenge  eingehalten  weiden; 
sie  wird,  soweit  erforderlich,  von  den  eben  angeführten  Mitteln,  um  indirekt 
auf  ein  gleiches  Verfahren  an  den  theologischen  Diözesananstalten 
hinzuwirken,  Gebrauch  machen,  und  sollten  dieselben  nicht  zum  Ziele 
führen,  nötigenfalls  mit  Entziehung  der  Dotation  aus  dem  Religionsfonde 
vorgehen." 

Von  dieser  meiner  Erklärung  setze  ich  die  sämtlichen  Landesbehörden 
und  akademischen  Senate  mit  dem  Auftrage  in  Kenntnis,  im  Sinne  derselben 
vorzugehen    und   die    nötigen   Verständigungen    zu   veranlassen. 


>)  s.  Nr.  607. 
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Nr.  414. 

Tsrorilnimg  des  Ministers  für  K.  n.  U.  Tom  8.  März  1869,  Z.  86, 

RCBNr.  31  MYBHr.  28, 

betreffend  die  von  Angehörigen  der  im  Reichsrate  vertretenen  Linder 
außerhalb  derselben  erworbenen  Matorititszengnisse.^) 

Angehörige  der  im  Reichsrate  vertretenen  Länder  können  in  der  Regel 
nur  an  einer  innerhalb  der  letzteren  befindlichen  Anstalt  sich  der  Maturitäts- 
prüfung wirksam  unterziehen. 

Maturitätszeugnisse,  welche  dieselben  an  einer  auswärtigen  Anstalt 
erlangt  haben,  sind  daher  an  den  Anstalten  der  im  Reichsrate  vertretenen 
Länder  als  ungültig  zu  behandeln,  sofern  nicht  der  üiiterrichtsminister  aus- 
nahmsweise dem  Schüler  die  Ablegung  der  Prüfung  an  einer  auswärtigen 
Anstalt  vorher  gestattet  oder  das  Zeugnis  nachträglich  als  gültig  aner- 
kannt  hat.  

Nr.  415. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  3.N0Tefflber  1891, 

Z.  21.220. 

an  den  Statthalter  für  Galizien, 
(wonach  die  zu  ihrer  theologischen  Aosbildnng  nach  Rom  entsendeten 
griechisch-katholischen  Priesterstandskandidaten  mindestens  alle  acht 
Oyninasialklassen    an    einem    österreichischen    Gymnasium    mit    ent- 
sprechendem Erfolge  absolviert  haben  sollen). 

Bei  cüesem  Anlasse  ersuche  ich  Euer . . . ,  die  dortländigen  griechisch- 
katholischen  Ordinariate  in  entsprechend  erscheinender  Weise  aufzufordern, 
künftighin  zur  Vermeidung  von  Unzukömmlichkeiten  nur  solche  Priester- 
standskandidaten in  das  Coilegium  Graecoriun  et  Ruthenorum  ad  St  Athana- 
sium  in  Rom  zu  entsenden,  wekrhe  zum  mindesten  alle  acht  Oymnasial- 
klassen  an  einem  österreichischen  Gymnasium  mit  entsprechendem  Er- 
folge absolviert  haben.  

Nr.  416. 

Tsrordnimg  des  Ministsrs  fDr  K.  n.  U.  vom  14.  Joll  1904,  Z.  4509, 

MTBNr.  32. 

betreffend  die  Zulassung  der  Realschnlabsolventen  zu  den  Universitftts- 

Studien. 

Die  seitens  der  Unterrichtsverwaltung  in  der  Frage  der  Zulassung 
von  Realschulabsolventen  zu  den  Universitätsstudien  in  letzterer  Zeit  ver- 


*)  Anbelangend  die  BeurteÜung  der  von  Inländern  beigebrachten  Abgangszeugnisse  einer 
aaswärtigen  UniversUOi  als  Belege  der  UniversUätsre^fe  s,  die  MinErL  vom  25.  Märt  1870,  Z.  1974, 
MVSNr.  49  fs.  Nr.  4J9)  und  vom  9.  Mai  1982,  Z.  7601,  MVBNr.  18  (s.  Nr.  421). 

Beireffi  der  Aufnahme  von  Ausländem  in  die  Universltaisstudien  s.  Nr.  441  u.  f. 

Ober  die  Zulassung  von  bei  der  MaturUätsprüfung  reproblerien  Studierenden  «üf  außer- 
ordentliche Hörer  vgL  den  MinErL  vom  29.JuU  1860,  Z.  7372  fs.  Nr.  429)  und  die  MlnVdg. 
vom  I.Juni  1880,  Z.  8258,  MVBNr.  19  fs.  Nr.  434). 
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anlaßten  Beratungen  von  Schtilmännern,  sowie  die  in  derselben  Sache  ein- 
geholten Äußerungen  der  Universitäten  haben  ergeben,  daß  die  Ansichten 
über  die  Zulassung  der  Realschüler  zur  Universität  und  im  Zusammen- 
hange damit  über  eine  weiter  gehende  Aus-  und  Umgestaltung  des  Mittel- 
schulwesens so  sehr  voneinander  abweidien,  daß  eine  definitive  Rege- 
lung dieser  Frage  die  allgemeine  Befriedigung  nicht  erzielen  könnte. 

In  Würdigung  dieser  Verhältnisse  finde  ich  in  Absicht  einer  Erleichte- 
rung des  Obertrittes  von  Realschülern  zur  Universität  im  Rahmen  der 
gesetzlichen   Bestiihmungen  bis  auf  weiteres  nachstehendes  zu  verordnen: 

1.  Die  kl  der  MinVdg.  vom  28.  April  1885,  Z.  7553  (MVBNr.  24), 
vorgesehene  Maturitätsprüfung  für  Universitätsstudien  der  Realschulabsol- 
venten hat  sich  in  Hinkunft  nur  auf  Latein,  Griechisch  und  philosophische 
Propädeutik  zu  beschränken.  Bei  der  Beurteilung  des  Prüfungsergebnisses 
ist  auf  die  durch  das  Realschulmaturitätszeugnis  dokumentierte  Gesamt- 
bildung des   Kandidaten  entsprechende   Rücksicht  zu  nehmen. 

Zur  Abhaltung  dieser  Ergänzungsprüfungen  werden  in  Universitäts- 
städten über  Antrag  der  Landesschulbehörde  besondere  Prüfungskommis- 
sionen eingerichtet.  Diese  Prüfungskommission  tritt  erforderlichenfalls  jähr- 
lich zweimal  (im  März  und  Oktober)  zusammen  und  besteht  aus 

a)  dem  zuständigen  Landesschulinspektor  oder  dessen  Stellvertreter  als 
Vorsitzenden, 

b)  dem  vom  akademischen  Senate  zu  nominierenden  Vertreter  der 
Universität, 

c)  den  von  der  Landessdiulbehörde  zu  bestimmenden  Fachlehrern 
als  Examinatoren  der  bezeichneten  Prüfungsgegenstände. 

Für  die  Anmeldung  und  Durchführung  dieser  Prüfung  haben  die  für 
die  Abhaltung  der  Maturitätsprüfung  an  Gymnasien  gültigen  Normen  sinn- 
gemäße Anwendung  zu  finden,  doch  darf  ein  Kandidat  erst  nach  Ablauf 
eines  Jahres  vom  Zeitpunkte  der  Erwerbung  des  Realschulmaturitätszeug- 
nisses zur   Ergänzungsprüfung  zugelassen  werden. 

Wird  die  Prüfung  für  bestanden  erklärt,  so  ist  dem  Reifezeugnisse 
des  Kandkiaten  ein  Vermerk  beizufügen,  der  unter  Bezugnahme  auf  diese 
Verordnung  angibt,  wann  imd  mit  welchem  Erfolge  sich  der  Examinand 
der  Prüfung  in   den   bezeichneten   Fächern  unterzogen  hat. 

Dieser  Vermerk  ist  mit  den  Worten:  „Da  hienach  der  Examinand 
den  normierten  Forderungen  .  .  .  entsprochen  hat,  so  wird  ihm  hiedurch 
das  Zeugnis  der  Reife  zum  Besuche  einer  Universität  ausgestellt'^  abzu- 
schließen, von  den  Mitgliedern  der  Prüfungskommission  zu  unterfertigen 
und  mit  dem  Amtssiegel  zu  versehen. 

Für  die  Wiederholung  der  ganzen  Prüfung  oder  der  Prüfung  aus  einem 
einzelnen  Gegenstande  gelten  die  für  die  Maturitätsprüfung  an  Mittel- 
schulen  bestehenden   Normen. 

Als  Taxe  für  das  Examen  hat  der  Kandidat  24  Kronen  vor  dem 
Beginne  der  schriftlichen  Priifung  zu  erlegen. 

2.  Es  bleibt  den  Realschulabiturienten  überiassen,  sich  die  zur  Ab- 
Fegung  dieser  Ergänzungsprüfung  erforderlichen  Kenntnisse  durch  Privat- 
studium   zu   erwerben.     Doch   wird   an    einzekien    Realschulen   oder   auch 


Immatriknlation  (Inskription)  nnd  Aufnahmsgebfihren.  527 

an  einzelnen  Gymnasien  nach  Maßgabe  des  Bedarfes,  sowie  nach  Zu- 
läss^keit  der  budgetären  Mittel  ein  nicht  obligater  Unterricht  aus  Latein, 
eventuell  auch  aus  Griechisch  für  Realschüler  eingerichtet  werden. 

Ferner  kann  erforderlichenfalls  auch  an  Universitäten  für  den  Unter- 
richt m  Latein,  eventuell  auch  in  Griechisch,  behufs  Vorbereitung  von 
Realschulabiturienten  zur  Ablegung  der  Ergänzungsprüfung  Vorsoi^e  ge- 
troffen  werden. 

3.  Das  Realschulmaturitätszeugnis  in  Verbindung  mit  dem  Nachweis 
über  die  mit  Erfolg  bestandene  Ergänzungsprüfung  berechtigt  zur  Inskrip- 
tion als  ordentlicher  Hörer  an  einer  Universität. 

Die  eventuell  vorher  in  der  Eigenschaft  eines  außerordentlichen  Hörers 
an  einer  Universität  zurückgelegte  Studienzeit  kann  in  die  ordentliche  Studien- 
dauer nicht  eingerechnet  werden«  CHe  Begünstigungen  aber,  welche  den 
Realschulabiturienten  als  außerordentlichen  Hörern  an  einer  philosophischen 
Fakultät  bezüglich  der  Zulassung  zur  Lehramtsprüfung  im  Sinne  der  MinVdg. 
vom  30.  August  1897  (RGBNr.  220),  betreffend  die  Prüfung  der  Kandi- 
daten des  Gymnasial-  und  Realschullehramtes,  eingeräumt  sind,  werden 
hiedurch  nicht  berührt. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Studienjahre  1904/05  in  Kraft. 


b)  Immatrikulation  (Inskription)  und  Aufnahmsgebühren. 

Np.417. 

Stndienbofkommlsslonsdekret  vom  13.  Febniar  1830,  Z.  688, 

an  sämtliche  Länderstellen, 
(wonach  die  AttsschUeßttng  wegen  Vergehen  aus  geistlichen  Seminarien 
anch   die   Attsschließnng  von   den   theologischen  Stndien   zur  Folge 

haben  soll). 

Se.  k.  k.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  31.  Jänner  1.  J. 
anzuordnen  geruht,  daß  Zöglinge,  welche  wegen  was  immer  für  Ver- 
gehungen aus  einem  geistlichen  Seminarium  entlassen  worden  sind,  für 
die  Hinkunft  dadurch  auch  von  den  theologischen  Studien  als  ausge- 
schlossen anzusehen  seien.  Welches  sämtlichen  Ordinariaten  imd  den 
theologischen  Direktoren  zur  weiteren  Verfügung  bekannt  zu  machen  ist. 


Np.  418. 

Terordnong   des   Staatsmlnlsterliiffls,   Abt.  fUr  K.  n.  U.  vom 

30.  NOTSmber  1862,  Z.  10.184,  RGBNr.  91, 

fn  Betreff  der  Verwendnng  der  nach  der  Stndienordnnng  vom  1.  Olrto- 
ber  1850,  RGBNr.  370,  zu  erlegenden  Matrikeltaxen. 

Infolge  Ah.  Genehmigung  vom  15.  September  1862  wird  die  im  §  19 
der   Studienordnung  vom   1.   Oktober   1850^)   vorbehaltene   Normalbestim- 

>)  5.  Nr,  365. 
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niung  dahin  getroffen,  daß  an  den  Universitäten  zu  Wien,  Prag,  Krakau, 
Lemberg,  Graz  und  Innsbruck  die  disponiblen  Matrikelgelder,  und  zwar 
die  angesammelten  und  die  bar  erliegenden,  wie  die  künftig  eingehenden 
Taxbeträge,  den  betreffenden  Universitätsbibliotheken,  unbeschadet  der 
ordentlichen  Dotation,  für  Anschaffungen  zugewiesen  werden,^)  über  deren 
Beschaffenheit  und  Kontrolle  durch  eine  eigene  Belehrung  und  bis  eine 
solche  vom  Staatsministerium  ergeht,  gelegentlich  der  bezüglichen  Bewilli- 
gung das  Geeignete  zu  bestimmen  sein  wird. 


Nr.  419. 

Erlafi  des  Ministsrs  fflr  K.  n.  U.  vom  25.  MSrz  1870,  Z.  1974, 

MTBNr.  49, 

an  das  Wiener  Universitätskonsistorium  und  die  akademischen  Senate  in 

Prag,  Krakau,  Lemberg,  Graz  und  Innsbruck, 

betreffend  den  Vorgang  bei  der  Immatrlkttlation  von  Inländern  anf 
Ornnd  des  Abgangszeugnisses  einer  auswärtigen  Universität 

Durch  vorgekommene  Fälle  sehe  ich  mich  veranlaßt,  den  akademi- 
schen Behörden  über  die  Anwendung  der  Verordnung  vom  8.  März  1869, 
RGBNr.  31,«)  und  der  lit  b  des  §  9  der  Studienordnung  vom  1.  Oktober 
1850,  RGBNr.  370,«)  folgendes  zu  eröffnen: 

Im  §  9  der  Studienordnung  vom  1.  Oktober  18S0  sind  zwar  als 
hinreichende  Belege  der  Universitätsreife  neben  den  Maturitätszeugnissen 
auch  Universitätszeugnisse  über  den  Abgang  von  einer  Universität  aner- 
kannt. Allein  diese  Bestimmung,  bei  wekrher  man  zunächst  jene  vor  Augen 
hatte,  welche  bereits  vor  Einführung  der  Maturitätsprüfungen  an  eine  Uni- 
versität aufgenommen  waren,  kann  und  darf  nicht  so  ausgelegt  werden, 
daß  sie  die  Umgehung  der  für  die  Maturitätsprüfungen  der  Inländer  er- 
lassenen Vorschriften  möglich  macht.  Daß  übrigens  das  Abgangszeugnis 
einer  Universität  nicht  unbedingt  die  Immatrikulation  ermögliche,  geht 
schon  daraus  hervor,  daß  im  §  11  der  Studienordnung  selbst  von  den 
Angehörigen  fremder  Staaten  ein  „genügendes  Universitätszeugnis''  ge- 
fordert  wird. 

Die  Dekane  der  Professorenkollegien  werden  daher  angewiesen,  in 
allen  jenen  Fällen,  wo  Inländer  auf  Grund  des  Abgangszeugnisses  einer 
auswärtigen  Universität  die  Immatrikulation  nachsuchen,  dieselbe  nur  dann 
zu  gewähren,  wenn  sie  sich  davon  überzeugt  haben,  daß  der  Studierende 
die  Maturitätsprüfung  in  gültiger  Weise  (MinErl.  vom  8.  März  1869, 
RGBNr.  31,  MVBNr.   28)   abgelegt  habe. 


0  Diese  Bestimmung  wurde  durch  die  MinVdg.  vom  9,  April  1996,  Z.  4538,  MVBNr,  21, 
(s.  Nr.  423),  at^eehterhatten,  —  Vgl,  auch  Nr,  425  b, 
*)  s.  Nr,  414, 
«)  s,  Nr,  365, 
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Np.  420. 

Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  d.  U.  vom  12.  November  1874,  Z.  15.867« 

an  das  Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  der  Universität  in  Innsbruck, 

(betreffend  die  VerpfUchtung  eines  exmatrikttlierten  Stttdierenden  zttm 

abermaligen  Erläge  der  Immatrikttlationstaxe  im  Falle  der  Fortsetzung 

seiner  Stndien  an  derselben  oder  an  einer  andern  UniversitiQ. 

Auf  die  mit  dem  Berichte  vom  31.  Oktober  1.  J.,  Z.  44,  gestelfte 
Anfrage  eröffne  ich  dem  Dekanate  .  .  .  ,  daß  Studierende,  welche  sich 
am  Ende  eines  Semesters  in  der  Absicht,  den  nächsten  Semester  eine 
andere  Universität  zu  besuchen,  exmatrikulieren  lassen,  später  jedoch  ihren 
Entschluß  ändern  und  an  derselben  Universität  verbleiben,  allerdings  zum 
neuerlichen  Erläge  der  Matrikeltaxe  zu  verhalten  sind,  da  solche  Studie- 
rende, sobald  sie  das  nach  dem  MinErl.  vom  1.  Oktober  18S0,  Z.  8214 
(§  ^"O^O  erforderliche  Abgangszeugnis  besitzen,  für  solange  als  keiner  Uni- 
versität angehörig  zu  betrachten  sind,  bis  sie  die  neuerliche  Immatrikulation, 
wenn  auch  an  derselben  Universität,  erwirkt  haben,  womit  jedoch  auch  die 
Verpflichtung   zum    abermaligen   Taxerlage   verbunden   ist. 


Np.  421. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  n.  ü.  Tom  9.  Mal  1882.  Z.  7601, 

MTBNr.  18, 

an  die  Dekanate  sämtlicher  rechts-  und  staatswissenschaftlicher  Fakultäten, 

betreffend  die  Immatrikulation  von  Studierenden  österrdchisdier  Staats- 
angehdrigkeit  an  einer  Universität  der  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reiche und  Länder  auf  Grand  eines  Abgangszei^gnisses  der  Agramer 

Universität. 
[Mit  dem  auf  Qrund  Ah.  Entschl.  vom  19.  September  1868  ergangenen 
MinErl.  vom  28.  September  1868,  Z.  8318,  wurde  gestattet,  daß  die 
absolvierten  Studierenden  der  Agramer  Rechtsakademie  an  jeder  Univer- 
sität der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  ohneweiters 
zu  den  Rigorosen  und  zur  Promotion  zugelassen  werden,  und  daß  der 
Obergang  von  Studierenden  dieser  Rechtsakademie  an  eine  österreichische 
Universität  ohneweiters  und  nur  mit  Wahrung  des  rechtmäßig  erreichten 
Jahrganges  stattfinden  kann,  eine  Bestimmung,  die  in  Oemäßheit  des  zu- 
folge Ah.  Entschl.  vom  16.  Oktober  1878  erflossenen  MinErl.  vom  30.  Ok- 
tober 1878,  Z.  17.238,  auch  rücksichtlich  der  an  Stelle  der  Rechtsakademie 
getretenen   juristischen   Fakultät  in   Agram   unverändert   zu  gelten   hat]  2) 

*)  5.  Nr,  365. 

*)  Die  hier  angeßhrten  MinErL  vom  28,  September  1968,  Z.  8318  undyom  30.  Okiober  1878, 
Z,  17,238,  weiche  auch  auf  die  die  Agramer  Universität  besuchenden  Rechtshörer  aus  Istrien 
and  Dalmatien  volle  Anwendung  ku  finden  hatten,  haben  seit  dem  Insiebentreün  der.neaeti 
juristischen  Studienordnung  [durch  §  2  des  Gesetzes  vom  20,  April  1893,  RQBNr,  68  (s,  Nr,  635) 
und  §  10  der  MinVdg,  vom  2t,  Dezember  1993,  RQBNr,  204  (s,  Nr,  636)]  ihre  Wirksamkeit  ver^ 
loren.  Gegenwärtig  gelten  in  dieser  Beziehung  die  MinErl,  vom  10,  Oktober  1902,  Z,  3Z212  und 
vom  2t,  April  1904,  Z.  34,288  ex  1903  (s,  Nr,  639  und  659), 
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Durch  diese  Bestimmung  sind  jedoch  die  übrigen  für  die  Zulassung 
zum  Studium  an  einer  österreichischen  Universität  bestehenden  Anord- 
nungen selbstverständlich  in  keiner  Weise  berührt  worden,  und  es  besteht 
daher  insbesondere  auch  die  Vorschrift,  daß  österreichische  Staatsange- 
hörige, welche  die  Maturitätsprüfung  nicht  an  einem  hierländigen  Gym- 
nasium bestanden  haben,  nur  ausnahmsweise  mit  hierortiger  Bewilligung 
als  ordentliche  Studierende  aufgenommen  werden  können  (MinErl.  vom 
8.  März  1869,  RGBNr.  31),^)  auch  hmsiditlich  der  von  der  Agramer  Uni- 
versität übertretenden  Stucüerenden  in  voller  Kraft 

Da  nun  in  letzter  Zeit  Fälle  vorgekommen  sind,  daß  solche  Studie- 
rende, ungeachtet  sie  die  Maturitätsprüfung  an  einem  Gymnasium  der  Im 
Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  nicht  bestanden  haben,  sofort 
an  einer  hierländigen  Universität  immatrikuliert  wurden,  so  sehe  ich  mich 
veranlaßt,  daß  Dekanat  aufmerksam  zu  machen,  daß  Studierenden  der 
Rechte,  welche  österreichische  Staatsangehörige  sind,  die  Immatrikulation 
an  einer  Universität  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
auf  Grund  eines  Abgangszeugnisses  der  Agramer  Universität  nur  dann 
zu  gestatten  ist,  wenn  die  erwähnten  Studierenden  entweder  die  Maturitäts- 
prüfung an  einem  hierländigen  Gymnasium  bestanden  oder  die  ausnahms- 
weise Anerkennung  ihres  anderwärts  erworbenen  Maturitätszeugnisses  im 
Sinne  des  MinErl.  vom   8.   März  1869,   RGBNr.  31,  erwu-kt  haben. 


Np.  422. 

Terordnnng  des  Ministers  fOr  K.  d.  U.  Yom  24.  JSmier  1886» 

Z.  1562,  MVBNr.  9, 

betreffend  die  Regelung  der  Fristen  für  die  immatrikulatioii  und  Ins- 
kription der  Universitätsstttdlerenden,  sowie  ffir   die   Einholung   der 

Frequenzbestätignng  seitens  derselben. 

Auf  Grund  Ah.  Entschl.  vom  23.  Jänner  1886  werden  die  nach- 
stehenden   Anordnungen   getroffen : 

§  1.  Die  ordentliche  Frist  zur  Immatrikulation  und  Inskription  wird 
in  Abänderung  der  §§7  und  31  der  allgemeinen  Studienordnung  vom 
1.  Oktober  1850,  RGBNr.  370,«)  auf  acht  Tage  vor  und  acht  Tage  nach 
dem  gesetzlichen  Beginne  eines  jeden  Semesters  festgesetzt 

Nach  Ablauf  dieser  Frist  darf  die  Quästur  nur  gegen  Vorweisung 
einer  besonderen  Bewilligung  eine  Meldung  annehmen.  Diese  Bewilligung 
hat  in  den  nächsten  acht  Tagen  das  Professorenkollegium,  weiteriiin  aber 
der  akademische  Senat  unter  Beachtung  der  diesfalls  bestehenden  Vor- 
schriften zu  erteilen. 

§  2.  Die  im  §  22  der  MinVdg.  vom  12.  Juli  1850,  RGBNr.  310,») 
für  die  Einbringung  der  Gesuche  um    Befreiung    vom  Kollegiengeide  fest- 

*)  ».  Nr.  414, 

•)  5.  Nr.  365, 
•)  5.  Nr,  391, 
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gesetzte  Frist  von  vierzehn  Tagen  wird  auf  die  ersten  acht  Tage  des 
Semesters  beschränkt.  Bezüglich  der  verspätet  angebrachten  Gesuche  haben 
die  Bestimmungen  des  hierortigen  Erlasses  vom  30.  April  1871,  Z.  8825,^) 
Abs.  2,  Anwendung  zu  finden. 

§  3.  In  Abänderung  der  mit  dem  hierortigen  Erlasse  vom  13.  No- 
vember 1881,  ROBNr.  131,*)  getroffenen  Anordnung  wird  bestimmt,  daß 
sich  die  Studierenden  um  die  Bestätigung  des  Besuches  der  Vorlesungen 
nicht  wie  bisher,  binnen  der  letzten  vierzehn  Tage,  sondern  von  nun 
ab  nicht  früher,  als  innerhalb  der  letzten  acht  Tage  des  Semesters  bei 
den  betreffenden  Dozenten  und  bei  dem  Dekane  des  Professorenkollegiums 
zu  melden  haben. 

§  4.  Diese  Verordnung  hat  sofort  in  Wirksamkeit  zu  treten. 


Np.  423. 

Tsrordnimg  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  Tom  9.  April  1886,  Z.  4528, 

RßBNr.  57.  MTBNr.  21 

betreffend  die  Erhöhung  der  Immatrikttlatlonstaxe  an  den  Universitäten. 

Auf  Grund  der  mir  mit  Ah.  Entschl.  vom  9.  März  d.  J.  ag.  erteilten 
Ermächtigung  finde  ich  in  Abänderung  des  §  18  der  allgemeinen  Studien- 
ordnung vom  1.  Oktober  1850,  RGBNr.  370,*)  anzuordnen,  daß  vom 
Studienjahre  1886/87  ab  die  Taxe  für  die  Immatrikulation  als  ordentlicher 
Studierender  an  einer  Universität  auf  vier  Gulden  ö.  W.  (8  Kronen) 
erhöht  werde. 

Bezüglich  der  Verwendung  dieser  erhöhten  Taxe  bleiben  die  Be- 
stimmungen des  §  19  der  allgemeinen  Studienordnung  und  der  Verordnung 
des  bestandenen  Staatsministeriums  vom  30.  November  1862,  RGBNr.  91,^) 
in   Kraft. 

Np.  424. 
Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  Tom  4.  Oktober  1889,  Z.  18.979, 

an  das  Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  der  Universität  in  Wien, 

(womit  angeordnet  wird,  daß  von  einer  anderen  Universität  übertretende 
Studierende  nnr  in  dem  Falle  als  ordentliche  Hörer  anfznnehmen  sind, 
wem  sie  innerhalb  der  vorgeschriebenen  Inskriptionsfrist  das  Abgangs- 
zeugnis der  betreffenden  Universität  beibringen). 

Indem  ich  den  Bericht  vom  28.  August  d.  J.,  Z.  1200,  betreffend 
den  an  der  medizinischen  Fakultät  der  Wiener  Universität  geübten 
Vorgang  bei  der  Immatrikulierung  von  solchen  Studierenden,  welche 
von  einer  anderen  Universität  an  jene  in  Wien  übertreten  und  das  Ab- 
gangszeugnis der  ersteren  Universität  nicht  sofort  beizubringen  vermögen, 

«)  *.  Nr.  401. 

*>  VgL  Anmerkung  'y  zu  §  56  der  allgemeinen  Studienordnung  ($,  Nr,  365J. 

*)  s.  Nr,  365. 

*)  s.  Nr,  418. 
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zur  Kenntnis  nehme,  fordere  ich  das  Dekanat  auf,  in  Hinkunft  Studierende, 
wekhe  bereits  eine  andere  Universität  frequentiert  haben,  im  Sinne  der 
diesfalls  bestehenden  Vorschriften  nur  in  dem  Falle  als  ordentliche  Studie- 
rende aufzunehmen,  beziehungsweise  denselben  den  Interimsaufnahmsschein 
auszufertigen,  wenn  sie  rechtzeitig,  d.  i.  innerhalb  der  vorgeschriebenen 
Inskriptionsfrist  außer  den  sonst  erforderlichen  Belegen  auch  das  Abgangs« 
Zeugnis  der  betreffenden  Universität  beizubringen  in  der  Lage  sind.^) 


Nr.  425a. 
Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.  n.  ü.  vom  5.  Aognt  1892. 

Z.  16.712. 

an  das  Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  der  Universität  in  Graz, 

(wonach  in  Jenen  Fällen,  wo  die  Immatriknlatlon  anf  Ontnd  eines  aus- 
ländischen Matttiitätszetignisses  angesneht  wird,  zunächst  die  Staats« 
angehörigkeit  des  Immatrlkttlationswerbers  festzustellen  ist). 

Was  die  im  Berichte  enthaltene  Anregung  anbelangt,  daß  die  Studie- 
renden zu  verhalten  wären,  zum  Zwecke  ihrer  Immatrikulation  auch  einen 
Zuständigkeitsnachweis  vorzulegen,  so  wird  bemerkt,  daß  es  ohnehin  Aut^ 
gäbe  des  immatrikulierenden  Dekans  ist,  sich  in  jenen  Fällen,  in  welchen 
die  Immatrikulation  auf  Grund  eines  ausländischen  Maturitäts* 
Zeugnisses  angesucht  wird,  behufs  strenger  Einhaltung  der  bestehenden 
Vorschriften  zunächst  die  Überzeugung  zu  verschaffen,  ob  der  Immatriku- 
lationswerber Inländer  oder  Ausländer  ist,  und  die  Immatrikulation  nur 
dann  vorzunehmen,  wenn  der  Betreffende  auch  den  Nachweis  seiner  aus^ 
ländischen   Staatsangehörigkeit   erbracht   hat.*) 


Np.  425b. 

Terordnang  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  Tom  25.  Febraar  1905, 

RßBNr  51  HYBNr.  21 

betreffend   die  Einhebung   einer  Inskriptionsgebfihr  von   den  anfier-* 
ordentlichen  Studierenden  sowie  von  den  Frequentanten  (Hospitantiniien) 

an  den  Universitäten, 

Auf  Grund  Ah.  Ermächtigung  vom  8.  Februar  1905  finde  ich  unter 
Bezugnahme   auf   §  18  der  allgemeinen   Studien  Ordnung  vom   1.  Oktober 

0  Mit  MinErL  vom  8.  September  1889,  Z.  16.825  (s.  JVr.  447)  wurde  bemerkt,  dqß  es  bei 
dem  Übertritte  eines  Stadierenden  von  einer  Fakultät  am  eine  andere  dem  betreffenden 
Dekane  der  letzteren  zusteht,  sich  von  dem  Vorhandensein  der  geseitiiehen  Voraussetzungen /Sr 
die  Aufnahme  als  ordentlicher  Studierender  die  Oberseugang  m  verschaffen  und  eventueU  die 
Entscheidung  des  akademischen  Senates  einzuholen, 

*)  Laut  MinErl,  vom  7%  Juni  1889,  Z.  10Ji95  (ergangen  an  ^das  Dekanat  der  philosophisdien 
Fakultät  in  KrakauJ  hat  sich  das  Dekanat  vor  Au/hahme  eines  Studierenden  als  ordenäidier 
Hörer  stets  über  die  Staatsangehörigkeit  desselben  sowie  aber  dessen  dnreik  Ablegung  der  Qymnasial'- 
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1850,  ROBNr.  370,i)  sowie  auf  die  hierortige  MinVdg.  vom  9.  Aprü  1886, 
RGBNr.  57,')  betreffend  die  von  den  ordentlichen  Universitätsstudierenden 
zu  entrichtende  Immatrikulationstaxe,  anzuordnen,  daß  vom  Studienjahre 
1905/06  ab  in  analoger  Weise  von  den  anderen  Kategorien  der  Universitäts- 
studierenden eine  Inskriptionsgebühr  nach  Maßgabe  folgender  Bestimmungen 
einzuheben  ist: 

1.  Die  außerordentlichen  Studierenden  der  Pharmazie  haben  bei  ihrer 
Aufnahme  in  das  zweijährige  Universitätsstudium  (Studien-  und  Prüfungs- 
ordnung vom  16.  Dezember  1889,  ROBNr.  200)  3)  eine  Inskriptionsgebühr 
von  fünf  (5)  Kronen  zu  entrichten. 

Bei  einem  Wechsel  der  Universität  oder  bei  einer  allfälligen  Studien- 
unterbrechimg  findet  ein  neuerlicher  Erlag  dieser  Gebühr  nicht  statt. 

Z  Die  außerordentlichen  Hörer,  sowie  die  außerordentlichen  Hörerinnen 
haben  bei  ihrer,  für  zwei  Semester  gültigen  Zulassung  zur  Inskription  in 
die  Universitätsvorlesungen  eine  Gebühr  von  drei  (3)  Kronen  zu  entrichten. 

3.  Andere,  zum  Besuche  einzelner  Universitätsvorlesungen  zugelassene 
Studierende  (Frequentanten  und  Hospitantinnen)  haben  bei  ihrem  An- 
suchen um  Zulassung  zur  Inskription  für  ein  Semester  eine  Gebühr  von 
zwei  (2)  Kronen  zu  erlegen,  welche  ihnen  im  Falle  der  Abweisung  ihres 
Zulassungsgesuches   rückerstattet   wird. 

4.  Befreiungen  von  den  obigen  Inskriptionsgebühren  finden  nicht  statt. 
Die   für   die    Entrichtung   der    ImmatrikuJationstaxe   der   ordentlichen 

Universitätsstudierenden  geltenden  Vorschriften  haben  sinngemäße  Anwen- 
dung  zu  finden. 

5.  Die  eingehenden  Inskripttonsgebühren  haben  die  gleiche*  Verwen- 
dung zu  finden  wie  die  Immatrikulationstaxen  der  ordentlichen  Univer- 
sitätsstudierenden (§  19  der  allgemeinen  Studienordnung,  dann  Ministerial- 
verordnungen  vom  30.  November  1862,  RGBNr.  91,*)  und  vom  9.  April 
1886,   RGBNr.  57).«) 

maittrUätspräfiuig  nachzuweisende  Univeniiätsreife  Gewißheit  zu  versehenden  und  sich  bei  der 
Immatrikulation  von  Ausländem  genau  an  die  Vorschriften  des  Erlasses  vom  31.  März  1881, 
Z.  2909  (s,  Nr,  442)  zu  halten, 

*)  5.  Nr,  365, 

•)  5.  Nr.  423, 

*)  5.  Nr.  708, 

^  s.  Nr,  418. 

^  Zar  Durchführung  der  obigen  Ministerlalverordnung  wurde  mit  dem  KUMErL  vom 
25^  Februar  1905,  Z,  4657,  den  Rektoraten  der  Universitäten  nachstehendes  eröffnet: 

Ad  1.  Die  Inskriptionsfebflhr  per  5  Kronen  wird  nur  von  den  vom  Studienjahre  1905/06 
tns^ebngen  in  den  ersten  Jahrgang  der  pharmazeutischen  Universitfttsstudlen  neu  eintretenden 
Stadlerenden  der  Pharmazie  einzufordern  sein,  nicht  aber  auch  von  jenen,  welche  Ihre  Studien 
fortsetzen  oder  wieder  aufnehmen. 

Ad  2.  Die  Inskriptionsgebahr  per  3  Kronen  ist  nur  von  jenen  aufierordentUchen  Hörern 
und  Hörerinnen  einzufordern,  welchen  vom  Studienjahre  1905/06  angefangen  die  fflr  zwei 
Semester  gfllt^en  Mcldungsbogen  (§  34  der  allgemeinen  Studienordnung)  ausgestellt  werden, 
Dicht  aber  auch  von  jenen,  die  auf  Orund  des  schon  erhaltenen  Meldungsbogens  wihrend  des 
Wintencmcsters  1905/06  als  zweiten  Semesters  Kollegien  belegen  wollen. 

Ad  3«  Frequentanten  und  Hospitantinnen  haben  die  vorgeschriebene  Oebflhr  per  2  Kronen 
pro  Semester  sogleich  bei  ihrem  Ansuchen  um  Zulassung  zur  Inskription  zu  erlegen,  widrigens 
das  Ansuchen  als  mangelhaft  instruiert  nicht  anzunehmen  ist;  die  RQckerstattung  der  Oebflhr 
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ErlaB  des  Ministeriums  fDr  K.  o.  ü.  vom  22.  Dezember  1850, 2.10.827. 

an  das  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Professorenkollegium  der  Prager 

Universität, 

(womit  bestimmt  wird,  daß  die  Löschtmg   eines  Kollegiums   in  dem 
Meldtmgsbttche   nur  mit  Zustimmung  des  betreffenden  Dozenten  er- 
folgen darf). 

Sobald  sich  ein  Studierender  zu  einer  Vorlesung  vorschriftsmäßig  ge- 
meldet, kann  die  Ausstreichung  dieses  Kollegiums  aus  seinem  Meldungs- 
buche, falls  er  zur  Zahlung  des  Kollegiengeldes  verpflichtet  ist,  nur  mit 
Zustimmung  des  betreffenden  Dozenten  erfolgen,  da  dieser  durch  die  An- 
meldung des  Kollegiums  ein  Recht  auf  das  Kollegiengeld  erworben  hat, 
worüber  die  Majorität  des  ProfessorenkoUegiums  nicht  ohne  seine  Zu- 
stimmung disponieren  darf. 


erfolf^  nur  dann,  wenn  dem  Zulassnngsg^ache  keine  Folge  gegeben  wird,  nicht  aber  anch 
dann,  wenn  ohne  rechtzeitige  Zurflckziehnng  des  Znlassnngsgesnches  von  der  fflr  das  betreffende 
Semester  erteilten  Erlaubnis  zum  Besuche  von  Unlversitfttsvorlesnngen  aus  welchem  Gründe 
immer  kein  Gebrauch  gemacht  wird. 

Ad  4b  Nach  Analogie  der  fflr  die  Immatrikulationstaxe  der  ordentlichen  Studierenden 
bestehenden  Vorschrift  (§  14  der  allgemeinen  Studienordnung)  ist  der  Erlag  der  Inskrlptions- 
gebflhr  bei  den  aufi erordentlichen  Studierenden  (ad  1  und  2  der  Verordnung)  auf  dem  Aufnahms- 
scheine (§  34  der  allgemeinen  Studienordnung)  seitens  der  QuSstur  zu  bestitigen. 

Den  Preqnentanten  und  Hospitantinnen  ist  Ober  den  Empfang  der  Gebühr  ein  Empbng- 
schein  auszufolgen,  welcher  bei  Rückerstattung  der  Gebühr  wieder  einzuziehen  Ist. 

Die  Einhebung,  Evidenzhaltung  und  Verrechnung  der  Inskriptlonsgebfihren  obliegt  der 
Universitatsqulstur  (§  20  allgemeine  Studienordnung),  welche  hiebel  in  analoger  Weise  vor- 
zugehen hat  wie  bei  den  Matrikeltaxen  der  ordentlichen  Studierenden. 

Ad  5.  Die  InskriptionsgebQhren  sind  dem  Ertrage  der  Matrikeltaxen  zuzurechnen  und 
daher  ebenso  wie  die  Restbeträge  dieser  (§  19  der  allgemeinen  Studienordnung)  ihrer  Bestimmung 
fflr  die  dortige  Universititsbibliothek  unter  den  bisher  eingehaltenen  Modalitäten  zuzufahren. 

Nach  Abschluß  der  Immatrikulationen  und  Inskriptionen  fflr  Jedes  Semester  ist  vom 
Rektorate  der  Landesstelle  ein  Auswels  vorzulegen,  in  welchem,  nach  Fakultäten  geordnet, 

a)  die  Immatrikulationstaxen  der  ordentlichen  Studierenden, 

b)  die  Inskriptionsgebflhren  der  Studierenden  der  Pharmazie,  ^ 

c)  die  InskriptionsgebQhren  der  anfierordentlichen  HOrer  und  Hörerinnen, 

d)  ]ene  der  Frequentanten, 

e)  jene  der  Hospitantinnen, 

dem  eingegangen  Betrage  nach  anzufahren  sind;  bei  der  Gesamtsumme  dieser, Taxen  und 
Gebflhren  ist  der  fflr  Universitätszwecke  (§  19  der  allgemeinen  Studienordnnng)  vorweg  be- 
haltene Betrag  In  Abzug  zu  bringen  und  sohln  der  fflr  Bibliothekszwecke  entfallende  Restbetrag 
zu  beziffern. 

Im  Interesse  der  .Universitätsbibliothek  wolle  das  Rektorat  im  Einverständnisse  mit  den 
flbrigen  akademischen  Behörden  daffir  Sorge  tragen ,  dal)  der  fflr  Universitätszwecke  vorweg 
zu  behaltende  Teil  dieser  Tax-  und  Oebflhrenerträgnlsse  durch  rationelles  Vorgehen,  insbesondere 
bei  der  Drucklegung  der  akademischen  Gesetze,  möglichst  reduziert  werde. 
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Nr.  427. 

Erlafi  des  Mlnlstertnms  fOr  K.  o.  U.  Tom  29.  September  1856. 

Z.  14.709.  RGBNr.  177. 

wirksam  für  alle  Kronländer, 

womit  die  Bestimmtingefl  der  Ah*  Entschl.  vom  17.  September  1896, 
betreffend  die  Znlasstmg  von  Individuen,  die  bei  einer  öffentlichen 
Behörde  in  Verwendung  stehen  oder  praktizieren,  zur  Aufnahme  als 
ordentliche  oder  außerordentliche  Hörer  öffentlicher  Vorlesungen  Aber 
rechts-  und  staatswissenschaftliche,  sowie  auch  Aber  technische  Gegen- 
stände, kundgemacht  werden. 

Se.  k.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  17.  September 
1856,  unter  Aufhebung  der  diesfalls  bestehenden  älteren  Vorschriften,  ag.  zu 
bestimmen  geruht,  daß  alle  bei  was  immer  für  einer  öffentlichen  Behörde 
bleibend  oder  provisorisch,  mit  oder  ohne  Gehalt  angestellten  und  in  Ver- 
wendung befindlichen  Beamten  und  praktizierenden  Individuen  zur  Auf- 
nahme als  ordentliche  oder  außerordentliche  Hörer  und  sohin  zum  Be- 
suche der  Vorlesungen  über  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Studien  auf 
Universitäten  und  Rechtsakademien,  sowie  auch  über  technische  Studien  an 
Oberrealschulen  und  höheren  technischen  Lehranstalten  zuzulassen  sind, 
insofern  sie  nach  den  durch  die  allgemeinen  Studiengesetze  diesfalls  vor- 
gezekhneten  Vorbedingungen  hiezu  geeignet  erscheinen,  und  nicht  die 
Pflkhten  ihrer  amtlichen  Stellung  durch  den  Besuch  der  Vorlesungen  eine 
Beeinträchtigung  erleklen.^) 

0  VgL  auch  Nr,  440,  DU  ImmaMkaJation  und  Inskription  kann  nur  dann  erfolgen,  wenn 
der  BewiUigttng  der  kompetenten  öffenüiehen  Behörde  kein  Vorbehalt  hinzageßlgt  wird,  welcher 
die  Frequenz  der  Kollegien  beeinträchtigen  könnte.  Letzteres  wäre  insbesondere  der  Fall,  wenn 
die  BewiUigttng  nUt  dem  Vorbehalte  erteUt  würde,  dßß  durch  den  KoÜegienbesuch  der  amtlichen 
Verpflichtungen  kein  Abbruch  geschehen  därfe  (MZ,  11JS82  ex  19S9J, 

In  diesem  Sinne  hat  das  k,  k,  Handelsministerium  unter  dem  7.  August  1891,  Z,  17.008, 
die  Post»  und  Telegraphendirektionen  angewiesen,  in  Hinkunft  die  im  MinErL  vom  29,  Sep» 
tember  1856,  RQBNr,  177,  vorgesehene  Bewilligung  zur  Fortsetzung  der  Juristisch -politischen 
sowie  der  technischen  Studien  an  den  Universitäten,  beziehungsweise  technischen  Hochschulen 
solchen  Beamten  (Praktikanten)  nicht  mehr  zu  erteilen,  deren  Dienstleistung  den  vorgeschriebenen 
regelmäßigen  Besuch  der  Vorlesungen  von  vornherein  aussdili^. 

Auf  Qrund  des  Erlasses  des  k,  k,  Handelsministeriums  vom  5.  Dezember  1900,  Z.  54S61, 
sind  die  Post'  und  Telegraphendirektionen  angewiesen,  im  Laufe  des  Monates  September  eines  Jeden 
Jahres  den  MinErL  vom  39,  September  1856,  RQBNr,  177,  zu  republizieren,  —  Eine  ähnliche 
Weisung  erging  mit  dem  Eriqß  des  k,  k,  Handelsministeriums  vom  2,  Oktober  1903,  Z,  46,829, 
an  die  Pos^adirechnungsdepartements  sowie  einzelne  andere  zur  Post'  und  Telegraphenzentral' 
leitung  gehörige  Dienstesstellen, 

Laut  Note  des  k,  k.  Finanzministeriums  vom  10,  Februar  1904,  Z,  5900,  wurden  sämtliche. 
Finanzbehörden  zur  entsprechenden  Verlautbarung  und  Evidenthaltung  des  obigen  MinErL  fom 
29,  September  1856,  RQBNr,  177,  angewiesen. 

Die  Bestimmungen  des  MinErL  vom  29,  September  1856,  Z.  14,709,  RQBNr,  177,  haben 
gemifft  MinErL  vom  14.  Februar  1898,  Z.  1801,  auch  auf  das  Studium  aktiver  Offiziere  sUut' 
gßoUiße  Anwendung  tu  finden, 

Anf  eine  Anfrage  des  Finanzmintsterlums  wurde  im  KUMAkt  vom  7,  Dezember  1904, 
Z.  41JS76,  bemerkt,  dafi  die  Bestinunungen  des  auf  Orund  Ah.  Entschl.  vom  17.  September  1856 
verlantbsrten  Erlasses  vom  29.  September  1856,  ROBNr.  177,  Ober  die  Zulassung  von  Staats- 
ingestellten  zum  Juridischen  Universititsstudium  und  zu  den  technischen  Studien  mit  RQcksicht 
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In  letzterer  Beziehung  werden  sie  bei  ihrer  Meldung  zur  Immatriku- 
lation oder  Inskription  die  amtliche  Bewilligung  des  Chefs  der  betreffenden 
Ldndesbehörde,  in  den  Fallen  aber,  wenn  ein  Bewilligungswerber  im  Oremium 
einer  Zentralstelle  angestellt  ist,  verwendet  wird  oder  praktiziert,  des  Chefs 
der  bezüglichen   Zentralstelle   beizubringen   haben. 

Diese  Bewilligungen  haben  stets  zunächst  nur  auf  ein  Studienjahr 
zu   lauten. 

Nach  Erfordernis  des  Dienstes  wird  die  erteilte  Bewilligung  jederzeit 
wieder  zurückgenommen  werden  können. 

Sollte  die  Immatrikulation,  Inskription  oder  ein  Studienzeugnis  ohne 
die  gedachte  amtliche  Bewilligung  erlangt  werden,  so  sind  dieselben  für 
null  und  nkhtig  anzusehen. 

Die  Vorsteher  der  betreffenden  Lehranstalten  oder  Lehrabteilungen, 
sowie  die  Dozenten  haben  die  bezüglichen  Daten  in  ihren  Registern  oder 
Katalogen  genau  vorzumerken. 

Diese  Anordnung  hat  mit  dem  Studienjahr  1856/57  in  Wirksamkeit 
zu   treten. 

Np.  428, 
Erlafi  des  Minlsterlams  fflr  K.  n.  ü.  vom  10.  April  1857,  Z.  6367/354, 

an  das  Universitätskonsistorium  zu  Wien  und  an  die  akademischen  Senate 
der  Universitäten  zu  Prag,  Krakau,  Lemberg,  Graz  und  Innsbruck, 

(betreffend  Maßregeln  zur  rechtzeitigen  Eröffnung  der  Vorlesungen). 

Es  wurde  die  Wahrnehmung  gemacht,  daß  an  mehreren  österreichi- 
schen Universitäten  die  Vorlesungen  erst  gegen  Ende  des  Inskriptions- 
termines  allgemein  ihren  regelmäßigen  Anfang  zu  nehmen  pflegen,  und 
daß  hieran  hauptsachlich  die  Saumseligkeit  vieler  Studierender  Schuld  trägt, 
welche  sich  eben  erst  wenige  Tage  vor  Ablauf  der  gesetzlichen  Inskrip- 
tionsfrist an  der  Universität  einfinden  und  inskribieren  lassen. 

Die  akademischen  Behörden  haben  es  vom  Studienjahre  1857/58  an 
zu  ihrer  angelegentlidien  Sorge  zu  machen,  diesem  Unfuge  mit  größerer 
Energie  als  dies  bisher  von  den  meisten  akademischen  Behörden  ge- 
schehen zu  sein  scheint,  entgegenzutreten. 

Zu  diesem  Ende  haben  sie  den  Studierenden  zu  bedeuten,  daß  sie  es 
als  ihre  akademische  Pflicht  anzusehen  haben,  schon  an  dem  ersten 
Tage  des  gesetzlichen  Beginnes  eines  jeden  Semesters  in  der  Universitäts- 

anf  die  alls^emelnen  Bestimmnnsren  des  Hofkanzleidekretes  vom  23.  September  1835,  Z.  25.149 
(POS  Bd.  63,  Nr.  155,  S.  359),  Punkt  3,  slnngremU  auch  fflr  die  anderen  Zweige  des  Universitlis- 
studiums  zur  Anwendung  gelangen,  da  Staatsangestellte  sonst  unter  Umständen  die  von  iltnen 
Inskribierten  Universitfttsvorlesungen  nicht  ordnungsmUig  frequentieren  könnten  oder  Ihre 
Dienstesobliegenheiten  vemachlisslgen  mflssten.  —  Der  Besuch  von  Universitittsvoilesungen 
wird  aber  bewilligt  werden  können,  wenn  dies  fflr  die  weitere  Ausbildung  des  StaalsaugesteUten 
nfltzlich  sein  kann  und  wenn  konstatiert  Ist,  daß  durch  den  regelmSfiigen  Besuch  der  Voriesungen 
die  Erfflllung  der  dienstlichen  Obliegenheiten  nicht  beeintrtchtigt  wird. 

Die  Erteilung  einer  solchen  BewflUgnng  erfolgt  nur  betreffs  der  unmittelbar  unterstehenden 
Behörden  und  Amter  von  der  Zentralstelle,  Im  flbrigen  aber  von  der  Landesstelle,  und  zwar  in 
der  Regel  auf  die  Dauer  eines  Jahres. 
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Stadt  einzutreffen,  und  sofort  die  Vorlesungen  anzumelden  und  zu  be- 
suchen, die  zu  hören  sie  verpflichtet  sind  oder  die  sie  als  freie  Kollegien 
zu  hören  wünschen,  und  daß  zur  ernsten  Aufrechterhaltung  dieser  Ver- 
pflichtung sowohl  von  den  Quästuren,  als  von  den  E>ozenten  die  nötige 
Vorsorge  werde  getroffen  werden,  den  Tag  der  Anmeldung  der  Kollegien 
in  Evidenz  zu  halten. 

Die  Professoren  ihrerseits  werden  (soweit  sie  nicht,  wie  dies  bei  den 
Vorstanden  und  Prüfungskommissäi^en  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung 
der  Fall  ist,  hieran  amtlich  verhindert  sind)  hiemit  ausdrücklich  verpflichtet, 
ihre  Vorlesungen  am  dritten  oder  vierten  Tage  des  beginnenden  Semesters 
zu  eröffnen,^)  und  sie  sowohl  als  die  Quästoren  haben  in  den  Meldungs- 
böchem  der  Studierenden  an  dem  betreffenden  Orte  den  Tag  der  ge- 
schehenen Anmeldung  zu  notieren,  erstere  ihn  auch  in  den  Inskriptions- 
listen vorzumerken.') 

Wird  sohin  bemerkt,  daß  ein  Studierender  mehr  als  einmal  verab- 
säumt hat,  sich  aUsogleich  in  den  ersten  Tagen  des  Semesters  zur  Inskrip- 
tk)n  zu  meklen,  so  ist  eine  solche  Lauigkeit  in  Erfüllung  einer  zur  Auf- 
rechterhaltung der  akademischen  Ordnung  gehörenden  Verpflichtung  bei 
sich  ergebenden  Gelegenheiten,  als  Verleihung  von  Stipendien,  Kollegien- 
gelderbefreiungen  oder  bei  Gesuchen  um  sonstige  Begünstigungen  oder 
Nachsichten,  in  geeigneter  Weise  in  Anschlag  zu  bringen. 

Dies  ist  den  Studierenden  gegen  Ende  des  Semesters  in  geeigneter 
Weise  mit  dem  Beisatze  zur  Kenntnis  zu  bringen,  daß  das  Unterrichts- 
ministerium bei  den  sich  nur  zu  häufig  ergebenden  Anlässen,  wo  es  um 
Nachsichten  oder  sonstige  Begünstigungen  von  Seite  der  Studierenden  an- 
gegangen wird,  stets  auf  die  Zeitpunkte  der  Inskriptionen  Rücksicht  nehmen 
und  sie  als  Momente  der  Beurteilung  der  Pünktlichkeit  des  Kandidaten  in 
Erfüllung  seiner  akademischen  Verpflichtungen  in  Betrachtung  ziehen  werde. 

Endlich  wird  sämtlichen  Quästuren,  Dozenten  und  Dekanaten  auf- 
getragen, auch  bei  den  Bestätigungen  und  Vidierungen  am  Schlüsse  eines 
jeden   Semesters  das   Datum   beizusetzen. 

Ober  den  Vollzug  und  Erfolg  dieser  Anordnungen  ist  nach  Ablauf 
von  drei  Wochen  des  nächsten  Wintersemesters  anher  zu  berichten. 


Np.  420. 

Erlafi  des  Ministeriums  fflr  K.  d.  U.  vom  29.  JdU  1860,  Z.  7372, 

an  das  Universitätskonsistorium  in  Wien  und  den  akademischen  Senat  zu 

Prag,  Krakau,  Lemberg,  Graz  und  Innsbruck, 

(über  die  Frage,  ob  ein  Stttdierender,  welcher  bei  der  Maturitätsprüfung 

reprobiert  worden  ist,  nnter  keiner  Bedingung  als  außerordentlicher 

Hörer  an  einer  Fakult&t  aufgenommen  werden  dfirfe). 

Ober  die  gestellte  Anfrage  eines    rechts-  und  staatswissenschaftlichen 

Professorenkollegiums,  ob   ein   Studierender,   welcher  nach   zurückgelegten 

*)  VgL  Nr.  432,  womit  den  Rektoraten  Weisungen  hinsiehtlieh  des  rechtzeitigen  Beginnes 
der  Vorlesungen  erteilt  wurden, 
■)  VgL  Nr,  40Z 
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achtjährigen  Gymnasialstudien  bei  der  Maturitätsprüfung  reprobiert  worden 
ist,  unter  keiner  Bedingung  als  außerordentlicher  Hörer  an  einer  Fakultät 
aufgenommen  werden  dürfe,   wird  folgendes  bemerkt: 

Die  mit  gutem  Erfolge  bestandene  Maturitätsprüfung  bildet  nach  dem 
Gesetze  die  Cynosur  der  Beurteilung,  ob  ein  Studierender  die  gehörige  Reife 
besitze,  um  mit  Erfolg  das  ordentliche  Fakultätsstudium  anzutreten. 

Wem  bei  dieser  Prüfung  diese  Reife  nicht  zuerkannt  wuide,  der  kann 
zwar  in  Anwendung  des  §  33  der  Studienordnung  vom  1.  Oktober  1850^) 
in  einzelne  Vorlesungen  an  der  philosophischen  Fakultät  oder  auch  in  die 
eine  oder  die  andere  Vorlesung  an  der  rechts-  und  staatswissenschaftUcfaen 
oder  an  der  medizinischen  Fakultät,  für  welche  Vorlesung  er  nach  Ausweis 
seiner  Gymnasialzeugnisse  eine  hinlängliche  Vorbiklung  besitzt,  als  außer- 
ordentlicher Hörer,  jedoch  nur  mit  dem  ausdrücklichen  Bedeuten,  daß  ihm 
das  betreffende  Semester  in  seine  akademische  Studienzeit  in  keinem  Falle 
werde  eingerechnet  werden,  niemals  aber  in  zwei  oder  mehreren  derjenigen 
Kollegien  inskribiert  werden,')  durch  deren  Anmeldung  er  in  der  Hoff- 
nung könnte  bestärkt  werden,  daß  er  nur  der  äußeren  Form  und  Be- 
nennung nach  nkht  zu  den  ordentlichen  Studierenden  der  Fakultät  zähle, 
und  daß  es  ihm  gelingen  werde,  nachträglich  die  Einrechnung  des  be- 
züglichen Semesters  zu   erwirken.^) 


>)  s.  Nr.  365, 

*)  Auf  Qrand  der  noch  in  Kraß  stehenden  Bestimmung  des  §  1  der  MinVdg,  vom  I.Junt  t880, 
Z.  8258,  MVBNr.  19  (s.  Nr,  434)  können  solche  Studierende  gegenwärtig  in  beliebige  Gegenstände 
des  I,  Jahrganges  der  rechts-  und  staatswissenschqftUehen  Studien  als  außerordentliche  Studierende 
inskribiert  werden, 

*)  Dqß  das  vor  bestandener  Maturitätspräfang  als  at^ßerordentlicher  Hörer  frequenüertm 
Semester  in  die  gesetzliche  Studienzeit  nicht  einzurechnen  ist,  wurde  auch  mit  dem  MinErL  vom 
19.  Jänner  1877,  Z,  16.776  ex  1876,  ausgesprochen. 

Betreffend  die  Aufnahme  von  soldun  absolvierten  Oymnasialschuiem  als  at^rordentOehe 
Hörer  bemerkt  der  MinErl.  vom  17.  April  1855,  Z.  5170: 

Der  Umstand,  dafi  die  vorattsg^eKang^ene  Matnritfttsprflfang  nach  den  bestehenden  Vor- 
schriften nicht  erforderlich  ist,  um  an  einer  der  nach  dem  neoen  Systeme  organisierten  Uni«^ 
versitäten  oder  k.  k.  Rechtsakademien  als  .anfierordentlicher  HOrer*  aufgenommeiL  zu  werden, 
hat  zu  der  Inkonvenienz  Veranlassung  gegeben,  dafi  Oymnasialschfller  auf  Grundlage  der 
Zeugnisse  des  zurflckgelegten  achtjährigen  Oymnasialstudlums  an  den  genannten  Lehranstalten 
ihre  Aufnahme  als  aufierordentliche  HOrer  in  der  Hoffnung  erwirkten,  es  werde  ihnen  nach 
nachträglich  abgelegter  MaturltitsprOfung  die  als  aufierordentliche  HOrer  zugebrachte  Studienzeit 
in  ihre  akademische  Studienzeit  eingerechnet  werden. 

In  dieser  Hoffnung  mußten  sie  sich  aber  gewöhnlich  getäuscht  sehen,  da  das  Unterrichts- 
ministerium an  dem  Grundsätze,  dafi  die  Maturitätsprüfung  dem  Eintritte  in  die  höheren  Studien 
vorauszugehen  habe,  umso  mehr  festhalten  mufi,  als  alle  Ursache  vorhanden  ist,  anzunehmen, 
dafi  diese  Studierenden  das  betreffende  Semester  mehr  zur  Vorbereitung  fflr  die  Maturitfttsprilfnn^ 
als  zu  den  gelehrten  Fachstudien  benutzen  werden. 

Demnach  wird  den  betreffenden  Dekanen,  Direktoren  und  Professoren  zur  Danachachtun^ 
aufgetragen,  jeden  absolvierten  GymnasialschQler,  der  sich  mit  Vorweisung  seiner  Gymnasial- 
Zeugnisse,  aber  ohne  Maturitätszeugnis,  zur  Aufnahme  als  aufierordentUcher  HOrer  meldet.  Aber 
seine  hlebei  gehegte  Intention  zu  vernehmen  und  dabei  zu  warnen,  sich  der  Hoffnung  hin- 
zugeben, dafi  die  von  ihm  als  aufierordentUcher  HGrer  verwendete  Studienzeit  werde  ein- 
gerechnet werden. 
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Np.  430. 
Erlafi  des  Staatsmlnlsterioms,  Abt.  f Or  K.  n.  U.  vom  23.  MIrz  1865, 

Z.  2459, 

(betreffend  die  Aufnahme  von  Studierenden  in  eine  Fakultät,  nachdem 
bereits  mehr  als  das  halbe  Semester  verstrichen  ist). 

Die  Aufnahme  von  Studierenden  in  eine  Fakultät,  nachdem  bereits 
mehr  als  das  halbe  Semester  verstrichen  ist,  ist  in  didaktischer  Hinsicht 
mit  den  Intentionen  des  §  32  der  Studienordnung  ^)  kaum  zu  vereinigen 
und  es  muß  daher  den  akademischen  Senaten  in  Zukunft  bei  ähnlichen 
Fällen  größere  Strenge  anempfohlen  werden. 


Np.  431. 

ADS  dem  Erlasse  des  Staatsmlnlsterloms  Abt  fOr  K.  u.  ü.  vom 

18.  Dezember  1865,  Z.  11.027, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Prag, 

(betreffend  die  UnStatthaftigkeit  einer  nachtrSglichen  Inskription  in  neue 

Kollegien  ohne  Zustimmung  des  Dekans). 

Nachträgliche  Inskriptionen  in  neue  Kollegien  sind,  wie  Inskriptionen 
überhaupt,  in  den  einzelnen  Fällen  an  die  spezielle  Zustimmung  des  Oekans 
gebunden,  wekhe  Zustimmung  übrigens  zur  Vermeidung  jeder  Weitwendig- 
keit  mündlich  angesucht  und  in  den  zur  Gewährung  geeigneten  Fällen 
durch  eine  einfache  Anmerkung  des  Dekans  in  der  betreffenden  Rubrik 
des  Mekiungsbuches  erteilt  werden  kann. 


Np.  432. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.a.n.  vom  30.  September  1874,  Z.  13.741, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 
(betreffend  den  rechtzeitigen  Beginn  der  Vorlesungen). 

Anläßlich  des  beginnenden  Studienjahres  finde  ich  die  Universitäts- 
rektorate neuerlkdi  daran  zu  erinnern,  daß  die  Vorlesungen  regelmäßig 
in  den  ersten  Tagen  nach  Beginn  des  Semesters  zu  eroffnen  sind  und 
daß  m  keinem  Falle  der  Anfang  irgend  eines  Kollegiums  ohne  spezielle 
Genehmigung  des  Unterrichtsministeriums  über  den  vierzehntägigen  (Jetzt 
achttägigen)  Inskriptionstermin  verschoben  werden  darf. 

Es  wird  dem  Rektorate  zur  PfJicht  gemacht,  über  die  genaue  Beob- 
achtung dieser  bereits  mehrere  Male*)   wiederholten  Anordnung  zu  wachen. 

*)  5.  Nr.  365. 

*)  Vgl.  auch  die  MinErl.  unter  Nr.  363  und  Nr.  428. 
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Np.  433. 
Erlafi  des  Ministers  far  K.  d.U.  vom  13. November  1877,  Z.  18.392. 

an  die  akademischen  Senate  der  Universitäten, 

(womit    ein   strengerer  Vorgang   bei   Handhabung   der   Inskriptioiis- 
vorschriften  und  die  Vorlage  von  Semestralansweisen  fiber  die  be- 
willigten nachträglichen  Inskriptionen  angeordnet  wird). 

Bei  wiederholten  Anlässen  ist  zu  meiner  Kenntnis  gelangt,  daß  an 
einigen  Universitäten  in  den  letzten  Jahren  die  nachträglichen  Inskriptionen 
von  Studierenden  in  ungewöhnlich  großer  Anzahl  vorgekommen  sind,  und 
daß  solche  nachträgliche  Inskriptionen  selbst  noch  unmittelbar  vor  Schluß 
des  Semesters  stattgefunden  haben. 

Ein  solcher  Vorgang  steht  mit  der  akademischen  Ordnung  und  den 
bestehenden  Studienvorschrilten  (§  32  der  allgemeinen  Studienordnung  vom 
1.  Oktober  1850)^)  nicht  im  Einklänge.  Es  ist  hiebei  auch  ohne  ent- 
scheidenden Belang,  daß  von  den  Studierenden  häufig  der  Mangel  der 
nötigen  Geldmittel  zur  Zahlung  des  Kollegiengeldes  als  Ursache  der  Ver- 
säumnis der  Inskriptionsfrist  angeführt  wird,  zumal  dürftigen  und  würdigen 
Studierenden  die  Erwirkung  der  Befreiung  vom  Kollegiengeide  ermöglicht 
ist  und  die  ausgedehnte  Zulassung  nachträglicher  Inskriptionen  bloß  auf 
Grund  des  angedeuteten  Umstandes  nur  geeignet  wäre,  die  Vorschriften 
über  die  Vorausbezahlung  des  Kollegiengeldes  illusorisch  zu  machen. 

Idi  fordere  sonach  den  akademischen  Senat  zu  größerer  Strenge  in 
Handhabung  der  Inskriptionsvorschriften  auf.  Es  ist  als  Grundsatz  fest- 
zuhalten, daß,  was  immer  der  Grund  der  Versäumnis  der  ordentlichen 
Frist  war,  eine  nachträgliche  Inskription  nur  in  den  ersten  Wochen  nach 
Ablauf  dieser  Frist,  „wo  die  Vorlesungen  noch  nicht  zu  weit  vorgerückt 
sind,  um  mit  gehörigem  'Eriolge  gehört  zu  werden^'  (§  32  cit),  bewilligt 
werden  darf.*) 

Ich  ersuche  zugleich  den  akademischen  Senat,  mir  nach  Ablauf  eines 
jeden  Semesters  ein  Verzeichnis  der  in  demselben  erteilten  Bewilligungen 
zu  nachträglicher  Inskription,  unter  Angabe  des  Datums  und  Grundes  der 
Bewilligung,  vorzulegen. 

Np.  434. 

ADS  der  Terordnong  des  Ministers  fUr  K.  o.  U.  vom  1.  Jonl  1880, 

Z.  8258.  RßBNr.  60,  MTBNr.  19, 

betreffend  die  Behandlung  Jener  Studierenden  der  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Fakultät,  welche  ihre  ordentlichen  Juristischen 
Studien  mit  einem  Sommersemester  beginnen  oder  von  einer  anderen 

Fakultät  fibertreten. 

Auf  Grund  Ah.  Entschl.  vom  28.  Mai  1880  finde  ich  zu  verordnen, 
wie   folgt: 

>)  s.  Nr,  365, 

*)  s,  bezugUeh  der  nachträglichen  Inskription  von  während  ihres  Präsemdienstes  wegen 
Dienstuntaaglichkeit  entlassenen  Einjährig-Freiwilligen  Nr,  509, 
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§  1.  Studierende,  welche  die  Maturitätsprüfung  vor  Beginn  des  Winter- 
semesters nicht  mit  Erfolg  abgelegt  haben,  können  zwar  in  beliebige 
Gegenstände  des  I.  Jahrganges  der  redits-  und  staatswissenschaftUchen 
Shidien  als  außerordentliche  Studierende  inskribiert  werden,  das  in  dieser 
Eigenschaft  zugebrachte  außerordentliche  Semester  ist  Urnen  aber  in  keinem 
Falle   in   die   gesetzliche   Studienzeit   einzurechnen.^) 


Np.  436. 

Erlafi  des  Ministers  fllr  K.Q.U.  vom  31.  Aopst  1885,  Z.24.755  ex  1884, 

an  die  Rektorate  der  deutschen  und  böhmischen  Universität  in  Prag, 

(betreffend  den  Vorgang  bei  der  Inskription  jener  Studierenden,  welche 
an  der  einen  der  beiden  in  Prag  bestehenden  Universitäten  immatriknliert 
sind  und  an  der  anderen  im  Sinne  des  §  2  des  Gesetzes  vom  28.  Fe- 
bruar 1882,  RQBNr.  24  Vorlesungen  als  außerordentliche  Hörer  besuchen 

wollen). 

Die  Bestimmungen  der  allgemeinen  Studienordnung  vom  1.  Oktober 
1850^)  über  die  Inskriptionsfristen  und  über  die  ausnahmsweise  gestattete 
nachträgliche  Inskription  (§§  31  und  32)  beziehen  sich  zunächst  nur  auf 
die  ordentlichen  Studierenden  und  haben  daher  auf  diejenigen,  welche 
ohne  immatrikuliert  zu  sein,  nur  einzelne  Vorlesungen  als  außerordentliche 
Hörer   besuchen,  keine  Anwendung  zu  finden. 

Es  ergibt  sich  hiedurch  die  Notwendigkeit,  in  Ansehung  jener  Studie- 
renden, welche  an  der  einen  der  beiden  in  Prag  bestehenden  Universitäten 
immatrikuliert  sind  und  an  der  anderen  im  Sinne  des  §  2  des  Gesetzes 
vom  28.  Februar  1882,  RGBNr.  24,<)  Vorlesungen  als  außerordentlkhe 
Hörer  besuchen  wollen,  eine  Verfugung  zu  treffen,  da  diese  Vorlesungen 
den  gedachten  Studierenden  gesetzlich  so  anzurechnen  sind,  als  ob  sie  die- 

^)  An  die  Stelle  der  folgenden  §§  i^5,  welche  sich  aafdie  Behandlang  solcher  Rechtshörer^ 
die  ihre  ordentlichen  ßiristischen  Stadien  mit  einem  Sommersemester  beginnen^  beziehen  und  schon 
durch  die  MinVdg.  vom  1,  Augast  1885,  Z.  13.996,  MVBNr,  31,  at^er  WirksamkeU  gesetzt 
worden  sind,  sind  die  Bestimmungen  der  MinVdg,  vom  2i.  Dezember  1993,  RQBNr.  304  fs,  Nr.  636), 
getreten^ 

Ebenso  ist  der  §  6,  welcher  das  Professorenkoliegiam  ermächtigte,  die  an  einer  anderen 
als  der  Juristischen  FakuUat  zugebrachten  Semester  in  die  vorgeschriebene  Juristische  StudiemeÜ 
zum  Zwecke  der  Studienkamuiierung  im  /.  Biennium  einzurechnen,  durch  die  Bestimmung  des 
§  2,  letzter  Absatz  des  Gesetzes  vom  20,  Aprü  1893,  RQBNr.  68  (s.  Nr.635)  und  §  9  der  zitierten 
Ministerialverordnung,  wonach  nunmehr  dem  Unterrichtsminister  die  Entscheidung  Über  die  Ein" 
reehenbarkeit  derartiger  Semester  zukommt,  atißer  Krq/f  getreten. 

Als  Voraussetzung  ßir  die  iSinrechenbarkeit  forderte  §6:  dafi  das  bisher  betriebene 
Stndlam  wenigstens  einlgermafien  und  nach  einer  gewissen  Richtung  als  eine  Vorbereitung  fflr 
die  jnrtetischen  Studien  angesehen  werden  kann,  dafi  femer  fflr  jedes  fehlende  juristische 
Semester  wenigstens  zwei  an  einer  anderen  Fakultftt  zugebrachte  Semester  in  Anrechnung 
gebrüht  werden  und  dafi  endlich  sämtliche  obligate  Oegenstinde  des  ersten  Blenniums  ordnungs- 
nSfiig  frequentiert  wurden.  Lediglich  der  Besuch  der  an  der  philosophischen  Fakultät  zii 
hörenden  Kollegien  kann  auch  dem  zweiten  Biennium  vorbehalten  werden. 

■)  j.  Nr,  365, 

*)  s,  Nr.  1, 
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selben  an  jener  Universität  frequentiert  hätten,  an  welcher  sie  immatriku- 
liert  slnd.^) 

Ich  finde  mich  hienach  bestimmt,  folgendes  anzuordnen: 

Studierende,  welche  an  der  einen  der  beiden  in  Pra^^  bestehenden 
Universitäten  immatrikuliert  sind,  und  an  der  anderen  Universität  im  Sinne 
des  §  22  des  Gesetzes  vom  28.  Februar  1882,  ROBNr.  24,  Vorlesungen 
als  außerordentliche  Hörer  besuchen  wollen,  haben  die  Inskription  in  diese 
Vorlesungen  innerhalb  der  im  §  31  der  allgemeinen  Studienordnung  vom 
1.  Oktober  1850  für  die  Inskription  der  ordentlichen  Studierenden  vorge- 
schriebenen Frist  zu  erwirken. 

Nach  Ablauf  dieser  Frist  ist  für  die  nachträgliche  Inskription  solcher 
Studierender  als  außerordentliche  Hörer  die  Bewilligung  des  Dekans  jener 
Fakultät  einzuholen,  an  welcher  die  nachträgliche  Inskription  angestrebt  wird. 

Der  Dekan  hat  sich  erforderlichenfalls  vor  Erteilung  der  Bewilligung 
mit  dem  betreffenden  Dozenten  in  das  Einvernehmen  zu  setzen. 

Gegen  die  Verweigerung  der  nachträglichen  Inskription  bleibt  der 
Rekurs  an  den  akademischen  Senat  vorbehalten,  welcher  hierüber  endgültig 
entscheklet. 

Nr.  436. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  d.  ü.  ?om  U.  Aagnst  1886,  Z.  14.724. 

HVBNr.  54. 

an  das  medizinische  Professorenkollegium  der  k.  k.  Universität  in  Wien, 

womit  der  Erlaß  des  bestandenen  k.  k.  Staatsmlnlaterinms,  Abt  ffir 

K.  tt.  U.  vom  20.  Jttni  1865,  Z.  3805,  betreffend  die  den  promovierten 

Doktoren   bei   der  Inskription   als  außerordentliche  UniversitätsliArer 

gewUirten  Erldchteningen,  außer  Kraft  gesetzt  wird. 

Der  Erlaß  des  bestandenen  Staatsministeriums,  Abteilung  für  Kultus 
und  Unterricht  vom  20.  Juni  1865,  Z.  3805,  durch  welchen  den  procno- 
vierten  Doktoren')  bezüglich  der  Inskrq}tion  als  außerordentliche  Universitäts- 

>)  VgL  aaeh  Nr,  2  (Punkt  2). 

*)  VgL  hlezu  den  an  die  mediginischen  und  phUosophisdun  Fakalfdt§n  in  Wien  and  Prag 
ergangenen  KUMErL  vom  6,  Jänner  1851,  ROBNr,  J8: 

Dl  b€kuintllch  allJUirllch  zthlrdche  anslSndlsche  Arzte  die  Univeraititen  zu  Wien  und 
Pnjg  besuchen,  um  sich  dt  teils  in  den  naturhistorlschen,  teils  in  den  eigentlich  medizinischen 
Wissenschaften  zu  vervollkommnen,  diese  Arzte  aber  sowohl  rflcksichtlicb  des  zu  realisierenden 
Zweckes,  als  der  ihnen  diesfalls  zu  Oebote  stehenden  Zeit  in  die  Lage  gesetzt  werden  sollen, 
zu  Jeder  Zeit  in  die  SemestralkoUegien  aufgenommen  werden  und  selbe  durch  eine  ihnen 
beliebige  Zeit  frequentieren  zu  können,  so  werden  bezüglich  der  Aufnahme  dieser  Arzte  folgende 
Modalitäten  festgesezt: 

1.  Selbe  sind  als  außerordentliche  H5rer  zu  betrachten. 

2.  Ihre  Aufnahme  findet  durch  den  Dekan  des  betreffenden  Professorenkollegfoms  zu 
jeder  Zeit  des  Semesters  statt. 

3.  Ihre  Einschreibung  in  die  Vorlesungen  geschieht  bei  der  Quistur  und  bei  den  betreffen« 
den  Dozenten,  wie  bei  den  aufterordentlichen  Studierenden. 

4.  Sie  haben,  gleichviel  durch  wie  lange  Zeit  Im  Semester  sie  die  Vorlesungen  besuchen, 
jedenfalls  das  Kollegiengeld  fflr  einen  ganzen  Semester  im  vorhinein  zu  entrichten. 

5.  Ihre  Aufnahme  fflr  besondere  Kurse,  sowie  die  Bestimmung  des  fflr  diese  zu  entrichtenden 


EinichrelbanK  und  Löschung  von  Kollegien.  b4t3 

hörer  gewisse  Erleichterungen  eingeräumt  wurden,  war  vorzugsweise  durch 
die  damals  bestandenen   Verhältnisse  lokaler  Natur  begründet. 

Da  dieses  Motiv  für  die  gedachte  Ausnahmsbestimmung  seither  im 
wesentlichen  entfallen  ist,  und  der  Fortbestand  dieser  Bestimmung  sich 
den  allgemeinen  akademischen  Einrichtungen  als  abträglich  erwiesen  hat, 
so  finde  ich  den  MinErl.  vom  20.  Juni  1865,  Z.  3805,  außer  Kraft  zu 
setzen  und  anzuordnen,  daß  vom  Studienjahre  1886/1887  ab  bezüglich  der 
Inskription  der  außerordentlichen  Universitätshörer,  sowie  bezüglich  der 
Zahlung  des  Kollegiengeldes  seitens  derselben  die  Bestimmungen  der  ali- 
gemeinen Studienordnung  vom  1.  Oktober  1850,  insbesondere  der  §§  33 
bis  35  derselben  wieder  ausnahmslos  zur  Geltung  zu  kommen  haben. 

Hienach  hat  in  Zukunft  ohne  Ausnahme  jeder,  der  eine  der  im  Lektions- 
katak>ge  angekündigten  Vorlesungen  als  außerordentlicher  Hörer  zu  fre- 
quentieren beabsichtigt,  nach  der  vorgeschriebenen  Meldung  beim  Dekane 
die  ordnungsmäßige  Inskription  bei  der  Universitätsquästur  zu  erwirken, 
bei  welcher  auch  die  Einzahlung  des  Kollegiengeldes  stattzufinden  hat. 
Die  persönliche  Entgegennahme  des  Kollegiengeldes  durch  den  Dozenten 
ist  in  allen  Fällen  als  unbedingt  unstatthaft  zu  betrachten. 

Für  die  genaue  Durchführung  dieser  Bestimmungen  wolle  das  Dekanat 
im  Einvernehmen  mit  dem  Rektorate  entsprechende  Vorsorge  treffen. 


Nr.  437. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministeriums  fOr  K.D.n.Tom  30.  April  1892, 

Z.  8649, 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  der  böhmischen  Universität 

in  Prag, 

(betreffend  die  vom  Dekane  ans  Anlaß  der  Absage  oder  des  nicht  recht- 
zeitigen Beginnes  einer  Vorlesung  zu  treffenden  Vorkehrungen). 

Es  ist  im  Sinne  des  ho.  Erl.  vom  26.  September  1872,  Z.  11.995,i) 
gelegen,  daß  wenn  eine  von  einem  Dozenten  angekündigte  Vorlesung 
abgesagt  oder  nkht  rechtzeitig  begonnen  wird,  seitens  des  Dekanates  dafür 
vorzusorgen  ist,  daß  eine  Supplierung  Platz  greift,  oder,  sofern  dies  nicht 

Honorars  and  die  Einhebonfl:  des  letzteren  bleibt  dem  Kurig^eber  und  seinem  anfälligen  Privat- 
flbercinkommen  mit  der  Qnistnr  vorbehalten. 

6»  Denselben  werden  auf  ihr  Verlangen  Zeugnisse  Aber  den  stattgefundenen  Kolleglen- 
besnch  ausgestellt,  in  welchen  die  Zeit  des  Besuches  genau  ersichtlich  gemacht  ist. 

BezägUch  der  Inskription  promofierter  Ärzte  für  „Kurse"  an  der  medizinise/ien  FakaJtOt 
in  Wien  wurden  mit  dem  an  das  Universitdtsrektorat  gerichteten  KUMErl.  vom  3,  Jänner  1993, 
Z.  2RJS76  ex  1892,  wieder  Erieidäerungen  gewährt,  indem  bestimmt  wurde:  Auf  den  Antrag  des 
ProfessorenkoUegiums  der  medizinisohen  Fakultät  in  Wien  genehmige  ich|  dafi  vom  Sommer- 
semester 1893  ab  die  Bestimmungen  des  MinErl.  vom  11.  August  1886,  Z.  14.724,  MVBNr.  54, 
In  Ansehung  der  Inskription  promovierter  Doktoren  aus  dem  Inlande  oder  Auslande,  welche 
blofl  sogenannte  „Kurse"  zu  hören  beabsichtigen.  Insbesondere  hinsichtlich  der  persönlichen 
Anmeldepflicht  beim  Dekan  keine  Anwendung  mehr  zu  finden  haben,  sondern  dafi  hlebel  nach 
Mafigabe  der  von  der  Universitätsquästur  gemachten,  auf  eine  Erleichterung  der  Inskription 
solcher,  bereits  promovierter  Arzte  abzielenden  Vorschläge  vorgegangen  werde. 

»)  5.  Nr,  158, 
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notwendig  ist,  die  Einschreibung  der  in  die  fragliche  Vorlesung  etwa 
inskribierten  Studierenden  in  die  Parallelvortrage  ermöglicht,  beziehungs- 
weise veranlaßt  werde,  wonach  sohin  eine  besondere  Anzeige  hieher  zu 
erstatten  ist. 

Np.  438. 

Erlafi  des  Ministeriums  fflr  K.  n.  U.  yom  27.  September  1898,  Z.  2L714, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 

(womit  Jenen  Rechtshörern«  welche  sich  in  einem  Termine  zu  Beginne 
eines  Semesters  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  nnterzogen  haben, 
die  Frist  znr  Inskription   sowie  zur  Oberreichnng  der  Gesuche  um 

Kollegiengeldbefreinng  verlängert  wird). 

Mit  Beziehung  auf  die  Berichte  vom  9.  Juli  und  3.  August  1898, 
Z.  246()  und  3804,  wird  im  Sinne  des  vom  akademischen  Senate  der 
Universität  in  Wien  über  Anregung  des  Professorenkollegiums  der  rechts- 
und  Staats  wissenschaftlichen  Fakultät  unter  dem  8.  Juli  1.  J.  gefaßten  Be- 
schlusses ausnahmsweise  gestattet,  daß  jenen  Rechtshörem,  welche  sich 
in  einem  Termine  zu  Beginn  eines  Semesters  der  rechtshistorischen  Staats- 
prüfung mit  oder  ohne  Erfolg  unterzogen  haben,  seitens  des  Dekanates 
der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  die  Bewilligung  zur  nach- 
träglichen Inskription  in  das  betreffende  Semester  innerhalb  eines  Zeit- 
raumes von  acht  Tagen  nach  Ablegung  dieser  Prüfung  erteilt  werde,  sowie 
daß  Gesuche  um  Kollegiengeldbefreiung,  welche  von  den  erwähnten  bei 
der  genannten  Prüfung  approbierten  Studierenden  innerhalb  dreier  Tage 
nach  abgelegter  Prtifung  ordnungsmäßig  eingebracht  werden,  angenommen 
und  der  vorgeschriebenen  Behandlung  unterzogen  werden. 


Np.  439. 

Erlafi  lies  Ministeriums  fOr  K.  n.  U.  Tom  24.  Juli  1901  Z.  20.873, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 
(betreffend  die  Inskriptloii  aktiver  Offiziere  und  MilltSrbeamte). 

Mit  Rücksicht  auf  einige  vorgekommene  Unzukömmlichkeiten  hat  sich  das 
k.  u.  k.  Reichskriegsministerium  mit  dem  Ersuchen  anher  gewendet,  das 
Relctorat  darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  aktive  Offiziere  i)  und  Militär- 
beamte  nur  dann  zu  inskribieren  sind,  wenn  sie  sich  mit  der  Bewilligung 
des   k.  u.  k.   Reichskriegsministeriums   auszuweisen  vermögen. 

Ohne  diese  Bewilligung  ist  nur  den  Militärärzten  und  den  Militär- 
medikamentenbeamten  die  Inskription  an  der  medizinischen  Fakultät  gestattet 

^)  Vom  Standpunkte  des  Unterriefdsressorts  und  der  einschlägigen  StudienwoneHuifteM 
erseheint  die  Inskripäon  eines  k,  u.  It,  Offiziers  als  ordentlicher  Studierender  einer hiertOndigen 
Hochschute  im  Prinzipe  statthqft  und  es  kommt  bei  der  Oestattung  einer  solchen  Inskription  nur 
in  Betracht,  ob  der  Bewerber  in  der  Lage  ist,  auf  Orund  der  ihm  von  seiner  kompetenieu  vor- 
gesetzten  Dienstesinstanz  erteiUen  Erlaubnis  die  Vorträge  worschriftsm^ßig  zu  besuchen  fMZ.  2722 
ex  1992), 
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Hievon   wolle  das   Rektorat  die   Dekanate  der  weltlichen   Fakultäten 
zur   Danachachtung  in   Kenntnis  setzen. 


Nt.  440. 
Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  d.  U.  vom  15.  JSnner  1904,  Z.  1531 

an  die  Dekanate  sämtlicher  juridischer  Fakultäten, 

(betreffend  die  Weisung  zur  Repnblikation  des  MinErl,  vom  29.  Sep- 
tember 1856»  Z.  14.709,  RQBNr.  177^)  zu  Beginne  eines  Jeden  Semesters). 

In  der  letzten  Zeit  haben  sich  die  Fälle  gemehrt,  daß  Staatsbeamte 
(insbesondere  Post-  und  Rechnungsbeamte)  ungeachtet  der  Bestimmung 
des  MinErl.  vom  29.  September  1856,  Z.  14.709,  ROBNr.  177,^)  ohne  amt- 
liche Bewilligung  ihrer  vorgesetzten  Behörde  und  zum  Teile  selbst  ohne 
ihren  Amtssitz  in  der  betreffenden  Universitätsstadt  zu  haben,  sich  an 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten  inskribierten  und  sich  den 
juridischen  Staatsprüfungen  und  Rigorosen  unterzogen. 

Da  nach  der  Anordnung  des  obigen  Mlnisterialerlasses  die  auf  solche 
unrechtmäßige  Weise  erlangte  Immatrikulation  und  Inskription,  sowie  er- 
worbenen Studienzeugnisse  null  und  nichtig  sind,  anderseits  nach  §  52  der 
allgemeinen  Studienordnung  vom  1.  Oktober  1850,  ROBNr.  370,  der  regel- 
mäßige Besuch  der  inskribierten  Vorlesungen  die  Vorbedingung  für  die 
Einrechnung  eines  Semesters  in  die  gesetzliche  Studienzeit  bildet,  und 
gemäß  §  11  der  MinVdg.  vom  24.  Dezember  1893,  ROBNr.  204,  die  Zu- 
lassung zu  den  theoretischen  Staatsprüfungen  auf  Orund  von  Privat- 
studien,  welchen  derartige  in  absentia  betriebene  Fakultätsstudien 
gleichzuachten  sind,  ausgeschlossen  ist,  so  wird  das  Dekanat  ersucht,  im 
Interesse  der  Studierenden  selbst  die  Bestimmungen  des  ho.  Erl.  vom 
29.  September  1856,  Z.  14.709,  ROBNr.  177,  zu  Beginn  jeden  Semesters 
zur  strikten  Danachachtung  zu  verlautbaren  und  die  Studierenden  darauf 
aufmerksam  zu  machen,  daß  eine  etwaige  nachträgliche  Anerkennung  der 
obgedachten  als  ungültig  anzusehenden  Studien  und  Prüfungen  unter 
keinen    Umständen   zu  gewärtigen   ist. 


d)  Besondere  Bestimmungen  für  Ausländer.^) 

Nr.  441. 
Erlafi  des  Mlnlsterliims  fflr  K.  d.  U.  vom  28.  Mflrz  1859,  Z.  334/KUM, 

an  den  Bischof  von  St.  Polten, 
(betreffend  den  Nachweis  der  wissenschaftlichen  Vorbildttng  von  Ans- 
ländem,  welche  zu  den  theologischen  Studien  in  Österreich  zugelassen 

werden  wollen). 

Die    Feststellung   der   Bedingungen,   unter   denen    Personen,    welche 
im   Auslande  geboren  und  dahin   zuständig  sind,  dem  Stande  der  Welt- 

>)  5.  Nr.  427. 

*)  Betreff  der  Zulassung  von  Ausländerinnen  zu  den  Universitätsstudien  vgl,  Nr,  458  u,  f. 

Universititssresetze.  35 
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priester  in  einer  österreichischen  Diözese  einverleibt  werden  können,  ist 
im  Zuge  der  Verhandlung.  Vorläufig  wird  es  zur  Hintanhaltung  von 
Schwierigkeiten  geraten  sein,  daß  Euer  .  .  .  jene  ausländischen  Priester 
oder  Priesterstandskandidaten,  wekhe  in  den  Stand  des  Sekularklerus  der 
St.  Pöltener  Diözese  aufigenommen  werden  wollen,  anweisen,  sich  die 
österreichische  Staatsbürgerschaft  zu  erwerben,  deren  Verieihung  zu  der 
Kompetenz  des  Ministeriums  des  Innern  gehört.  Übrigens  wird  es  genügen, 
wenn  das  Erfordernis  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft  von  ausländi- 
schen Priesterstandskandidaten  vor  Erlangung  der  höheren  Weihen  nadi- 
gcwiesen  wird,  wenn  dieselben  bis  dahin  den  Gesetzen  über  den  Auf- 
enthalt von   Ausländern   in   Osterreich  nachkommen. 

Was  ferner  den  Nachweis  der  wissenschaftlichen  Vorbildung  jener 
Ausländer  anbelangt,  welche  in  die  theologischen  Studien  an  einer  bischöf- 
lichen Lehranstalt  aufgenommen  oder  zur  Fortsetzung  dieser  im  Auslande 
begonnenen  Studien  zugelassen  werden  wollen,  so  müssen  hierwegen,  sowie 
in  dem  Falle  der  Aufnahme  eines  Ausländers,  der  die  theologischen  Studien 
im  Auslande  vollendet  hat,  unter  die  Priesterstandskandidaten  oder  unter 
den  Sekularklerus  einer  österreichischen  Diözese  die  Bestimmungen  der 
Ah.  genehmigten  MinVdg.  vom  29.  März  1858,  RGBNr.  50,*)  im  Auge 
behalten  werden.  Diese  verlangen,  daß  in  die  theologischen  Studien  nur 
solche  aufgenommen  werden,  welche  das  Unter-  und  Obergymnasium  mit 
hinreichendem  Erfolge  zurückgelegt  haben,  dann  daß  die  Kandidaten,  weldie 
der  Bischof  zu  Priestern  zu  weihen  beabsichtigt,  durch  vier  Jahrgänge 
in  den  von  der  bischöflichen  Versammlung  des  Jahres  1856  bezeichneten 
ordentlichen  Lehrfächern  unterrichtet  seien,  und  hierüber  auf  Grund  genau 
zu  überwachender  ganz-  oder  halbjähriger  Prüfungen  in  bisheriger  Weise 
ausgestellte  Zeugnisse  vorliegen. 

Hienach  muß  von  den  Herren  Bischöfen  in  Anspruch  genommen 
werden,  daß  sie  in  die  theologischen  Studien  nur  solche  Ausländer  auf- 
nehmen, welche  Zeugnisse  über  das  mit  hinreichendem  Erfolge  zurück- 
gelegte Unter-  und  Obergymnasium  beibringen.^)  Sollten  sie  aus  einem 
Lande  kommen,  wo  nach  österreichischer  Weise  organisierte  Unter-  und 
Obergymnasien  nicht  bestehen,  so  würde  sich  der  aufnehmende  Bischof 
wenigstens  die  grundhältige  Oberzeugung  darüber  verschaffen  müssen,  daß 
solche  Ausländer  jenen  Grad  von  Vorbildung  besitzen,  welcher  von  öster- 
reichischen Priesterstandskandidaten  nach  Maßgabe  der  bezogenen  Mini- 
sterialverordnungen  behufs  ihrer  Aufnahme  in  die  theologischen  Studien 
verlangt    wird. 

Wenn  Ausländer  Zeugnisse  über  die  ganz  oder  teilweise  im  Aus- 
lande zurückgelegten  theologischen  Studien  beibringen,  und  auf  Grund 
solcher  Zeugnisse  die  Studien  in  einer  bischöflichen  Anstalt  fortsetzen 
oder  zu  Priestern  geweiht  werden  wollen,  so  wird  von  jedem  Bischöfe 
zu  erwarten  sein,  daß  er  über  die  Gymnasial-  und  theologischen  Studien 
eines    solchen    Kandidaten,   dann    über   den   Vorgang   bei   diesen    Studien 


»)  s.  Nr.  607, 

•)  Vgl.  die  Anmerkung  *)  bei  Nr.  41Z 
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und  bei  der  Erlangung  der  über  dieselben  beigebrachten  Fortgangszeugnisse 
genaue  Nachforschungen  pflege  und  die  Oberzeugung  zu  gewinnen  suche, 
inwieweit  die  Studien  eines  solchen  Kandidaten  dem  entsprechen,  was  in 
Beziehung  auf  die  Gegenstände  desselben,  die  Dauer  der  ihnen  zu  widmenden 
Zeit  und  die  aus  denselben  abzulegenden  Prüfungen  durch  die  in  Oster- 
reich  bestehenden   Vorschriften   angeordnet   ist. 

Von  dem  Ergebnisse  dieser  Nachforschungen  ist  das  Ministerium  in 
jedem  einzelnen  Falle  mit  der  Äußerung  über  jene  Bedingungen  zu  ver- 
ständigen, deren  Erfüllung  von  Seite  des  aufzunehmenden  Ausländers 
der  betreffende  Bischof  für  notwendig  erkennt,  damit  den  Bestim- 
mungen der  bezogenen  Ministerialveroixlnung  entsprochen  werde; 
worauf  das  Ministerium  nicht  säumen  wird,  sich  darüber  auszusprechen, 
ob  und  was  der  aufzunehmende  Ausländer  zu  leisten  habe,  damit  er  bei 
der  Besetzung  von  geistlichen  Pfründen,  welche  dem  landesfürstlichen  Patro- 
nate  oder  dem  eines  öffentlichen  Fondes  unterstehen,  wie  auch  bei  der 
Verwendung  zu  öffentlichen  Lehrämtern  nicht  unberücksichtigt  bleibe. 

Die  Verleihung  des  Tischtitels  für  die  Priesterstandskandidaten  aus  dem 
Religionsfonde  ist  eine  Angelegenheit,  welche  zunächst  in  den  Wirkungs- 
kreis der  politischen  Landesstelle  gehört,  welche  hiebei  nach  den  ihr  vor- 
gezeichneten   Direktiven   vorzugehen   hat. 


Nr.  442. 

m 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  o.  U.  Yom  31.  MSrz  188t  Z.  2909, 

an  das  Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  der  Universität  Prag, 

(womit  die  Bestimmttngen  des  §  11  der  allgemeinen  Studienordnung 

vom  1.  Oktober  1890  über  die  Bedingungen  der  Immatriknlation  von 

Attsländem  an  einer  österreichischen  Universität  erläutert  werden). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  .  .  .  finde  ich  dem  Antrage  des 
ProfessorenkoUegiums  auf  ausnahmsweise  Zulassung  des  Studierenden  der 
Medizin  N.  N.  zu  den  medizinischen  Rigorosen  an  der  Universität  Prag 
keine  Folge  zu  geben. 

Hiezu  bestimmt  mich  die  Erwägung,  daß  die  Aufnahme  des  N.  N. 
als  ordentlicher  Studierender  im  Sinne  der  bestehenden  Vorschriften  nicht 
hätte  stattfinden  sollen,  da  im  §  11  der  allgemeinen  Studienordnung  vom 
1.  Oktober  1850^)  zwar  die  Beurteilung,  ob  ein  Ausländer,  welcher  die 
Aufnahme  als  ordentlicher  Studierender  an  einer  österreichischen  Universität 
anstrebt,  die  erforderliche  Vorbildung  besitze,  dem  immatrikulierenden  Dekan 
überlassen,  diese  Immatrikulation  jedoch  zugleich  an  die  ganz  bestimmte 
Voraussetzung  geknüpft  ist,  daß  der  betreffende  Studierende  im 
allgemeinen  denjenigen  Grad  von  Vorbildung  besitzt,  welcher 
von  den  österreichischen  Studierenden  bei  ihrer  Immatrikula- 
tion gefordert  wird. 

»)  s.  Nr,  365, 
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Durch  die  gedachte  Bestimmung  der  Studienordnung  wurde  hienadi 
keineswegs  die  subjektive  Anschauung  des  Dekans  über  die  individuelle 
Reife  des  einzelnen  Kandidaten  für  maßgebend  erklärt,  sondern  es  wurde 
vielmehr  offenbar  mit  Rücksicht  darauf,  daß  die  Verschiedenheit  der  Studien- 
einrichtungen in  den  einzelnen  Staaten  die  Feststellung  einer  allgemeinen 
Regel  diesfalls  nicht  zulässig  erscheinen  läßt  —  zunächst  der  Beurteilung 
des  Dekans  anheimgegeben,  ob  die  von  den  Studierenden  beigebrachten 
Zeugnisse  auswärtiger  Anstalten  dasjenige  Maß  von  Vorbildung  garantieren, 
wekhes  von  den  einheimischen  Studierenden  als  Vorbedingung  der  Imma- 
trikulation gefordert  wird,  ob  mithin  diese  Zeugnisse  nach  der  Einrichtung 
der  betreffenden  Lehranstalt  als  dem  Maturitätszeugnisse  eines  österreichi- 
schen Gymnasiums  gleichwertig  angesehen  werden  können  oder  nicht 

Es  wird  nun  allerdings  im  §  11  1.  c.  das  Abgangszeugnis  einer  aus- 
wärtigen Universität  als  für  die  Immatrikulation  zureichend  erklärt,  allein 
es  ist  schon  in  dem  ho.  Erlasse  vom  25.  März  1870,  Z.  1974,^)  darauf 
hingewiesen  worden,  daß  ein  solches  Zeugnis  nicht  unbedingt  die  Im- 
matrikulation ermögliche,  sondern  nur  dann,  wenn  es  „als  genügend''  an- 
zusehen sei.  Dieses  wird  aber  dann  nicht  der  Fall  sein,  wenn  an  der  be- 
treffenden auswärtigen  Universität  bezüglich  der  Aufnahme  von  ordent- 
lichen Studierenden  im  wesentlichen  andere  Grundsätze  befolgt  werden, 
als  welche  hier  in  Kraft  stehen,  insbesondere  also,  wenn  daselbst  der 
Nachweis  einer  Maturitätsprüfung  nicht  gefordert  wird,  wobei  allerdings 
nicht  ausgeschlossen  ist,  daß  unter  besonderen  Umständen  auch  in  solchen 
Fällen  die  ausnahmsweise  Zulassung  der  Immatrikulation  mit  ho.  Zustim- 
mung stattfindet. 

Regelmäßig  sind  jedoch  in  Hinkunft  nur  solche  Ausländer  als  ordent- 
liche Studierende  aufzunehmen,  welche  ein  Maturitätszeugnis  oder  ein 
diesem   gleichwertiges    Dokument   vorzuweisen   vermögen.*) 


»)  s,  Nr.  419. 

*)  Analoge  Erlässe  ergingen  aas  Anlqß  speeteller  FäUe  auch  an  andere  Dekanate,  so  der 
MtnErl.  vom  15.  JtuU  1S81,  Z.  8301,  an  das  Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  Krakau  und  der 
MinErl.  vom  28.  Juni  1861,  Z.  9053,  an  jenes  der  medizinischen  Fakultät  Innsbruck.  Auch  in  dem 
an  das  Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  in  Wien  gerichteten  MinErL  vom  7.  Dezember  1878, 
Z.  18.509,  wird  der  gleiche  Grundsatz  ausgesprochen  und  weiters  Über  die  vom  Pro/essorenkoUegium 
angeregte  Frage,  ob  es  nicht  zulässig  sei,  Ausländer,  welche  die  genägende  Vorbildung  nicht 
nachzuweisen  vermögen,  mit  der  Beschränkung  zu  immaMkulleren ,  dqß  denselben  die  Ablegung 
der  Rigorosen  nicht  gestattet  wird,  folgendes  verßgt:  Was  die  Frage  der  Zulassung  zu  den 
Rigorosen  anlangt,  so  ist  in  der  medizinischen  Rigorosenordnung  vom  15.  April  1872,  ROBNr.  57 
(Jetzt  medizinische  Rigorosenordnung  vom  14.  April  1903,  RQBSr.  102  (s,  Nr.  678J,  eine  Be- 
schränkung räcksichtllch  der  Zulassung  der  ordnungsm4ßig  aufgenommenen  ordenüidten  Studieren- 
den zu  den  strengen  Prüfungen  nicht  ausgesprochen  und  kann  insbesondere  aus  dem  §  2,  Abs.  2, 
dieser  Rigorosenordnung  (jetzt  §  3  der  neuen  Rigorosenordnung),  wonach  behufs  dieser  Zulassung 
auch  die  Zeugnisse,  auf  deren  Grundlage  die  Immatrikulation  stattgefunden  hat,  vorzulegen  sind, 
nicht  abgeleitet  werden,  da  diese  Bestimmung  offenbar  nur  den  Zweck  hat,  die  Überprüfung  zu 
ermöglichen,  ob  bei  der  Immatrikulation  im  Einklänge  mit  den  bestehenden  Vorschriften  vor- 
gegangen  wurde.  Hienach  sind  alle  diejenigen,  welche  die  vorgeschriebene  Studienzeit  als  ordent- 
liche Studierende  zurückgelegt  und  die  sonstigen  In  der  Rigorosenordnung  vorgeschriebenen 
Bedingungen  erfüllt  haben,  vorausgesetzt,  dqß  bei  der  Immatrikulation  ordnungsmä/3ig  vorgegangen 
wurde,  anstandslos  zu  den  strengen  Pr^ungen  zuzulassen.  Es  erscheint  demnach  auch 
nicht  zulässig,   bei  der  Aufnahme  eines  ordentlichen  Studierenden  einen  be^ 
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Nr.  443. 

ErlaB  des  lUnlsters  fflr  K.  o.  U.  Tom  8.  Dezember  1882,  Z.  20.097, 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  Czeraowitz,  sowie  in  Abschrift  an 
die  philosophische  Fakultät  in  Lemberg  und  an  die  medizinischen  Fakultäten, 

(betreffend  den  Vorgang  bei  Aufnahme  von  Ausländem  in  die  phanna« 

zentlschen  Universitfttsstudien). 

Au!  die  Anfrage  vom  21.  Oktober  d.  J.,  Z.  29,  betreffend  den  Vor- 
gang bei  Aufnahme  von  auslandischen  Kandidaten  der  Pharmazie,  in  die 
pharmazeutischen  Universitätsstudien  wird  dem  Dekanate  nachstehendes 
eröffnet: 

Auslander  können  das  Magisterium  der  Pharmazie  an  einer  öster- 
reichischen Universität  erwerben,  wenn  sie  die  vorgeschriebenen  Studien 
und  strengen  Prüfungen  im  Sinne  der  mit  Ah.  EntschL  vom  29.  Mai 
185^^)  genehmigten  Studien-  und  Prüfungsordnung  ordnungsmäßig  zurück- 
gelegt und  den  sonstigen  in  dieser  Studien«  und  Prüfungsordnung  gestellten 
Anforderungen  entsprochen  haben. 

Die  im  Auslande  abgelegte  Tirozinalprüfung,  sowie  die  im  Auslande 
an  einer  Apotheke  zugebrachte  Servierzeit  können  behufs  Aufnahme  in 
die  pharmazeutischen  Universitätsstudien  als  Ersatz  für  die  im  Inlande 
abzulegende  Prüfung,  resp.  nachzuweisende  Servierzeit  anerkannt  werden, 
sofern  kein  Zweüel  darüber  besteht,  daß  dieselben  mit  Rücksicht  auf  die 
in  dem  betreffenden  auswärtigen  Staate  diesfalls  bestehenden  Einrichtungen 
im  Zusammenhalte  aller  Umstände  im  wesentlichen  als  gleichwertig  an- 
zusehen sind. 

Die  Entschekiung  hierüber  anläßlich  der  Gesuche  von  ausländischen 
Kandidaten  um  Aufnahme  in  die  pharmazeutischen  Universitätsstudien  liegt 
im  Wirkungskreise  des  Professorenkollegiums,  sobald  sich  dasselbe  die 
Oberzeugung  verschafft  hat,  daß  die  Vorkenntnisse  und  Bedingungen  der 
Aufnahme  (absolviertes  [Unter-]Gymnasium,  Lehr-  und  Servierzeit,  Tiro- 
prüfung)  mit  jenen  im  wesentlichen  übereinkommen,  welche  für  die  Auf- 
nahme der  inländischen  Kandidaten  vorgeschrieben  sind.  In  dem  Falle, 
als  sich  das  Professorenkollegium  diese  Oberzeugung  nicht  vollends  zu 
verschaffen  vermöchte,  es  sich  aber  nur  um  kleinere  Mängel  (Mangel  der 
griechischen  Sprachkenntnis,  teilweisen  Abgang  der  dreijährigen  Lehr-  [oder 
zweijährigen  Servier-]zeit  usw.)  handelt,  gleichzeitig  aber  befürwortende 
Gründe  für  die  Aufnahme  vorliegen  sollten,  ist  die  hieramtliche  Genehmi- 
gung von  Fall  zu  Fall  einzuholen. 

Mit  Rücksicht  jedoch  darauf,  daß  das  Verbot  der  Verwendung  aus- 
ländischer Pharmazeuten  als  Gehilfen  in  inländischen  Apotheken  noch  der- 
malen aufrechterhalten  ist  (Ah.  Entschl.  vom  12.  Jänner  1834,  Studien-Hof- 
kommissionsdekret vom  15.  Jänner  1834,  Z.  125),  erscheint  es  auch  nicht 

schränkenden  Zusatz  räckslehilich  der  Zulassung  zu  den  Rigorosen  auszu» 
sprechen^  VgL  hiezu  Jedoch  Nr.  452,  betreffend  die  Zulassung  von  Studierenden  aus  den 
Balkanstaaten  zu  den  medizinischen  Rigorosen, 

0  Vgl.  die  derzeit  geltende  pharmazeutische  Studien'  und  Pri^/ungsordnung  vom  Jahre  1889 
(s,  Nr.  TOej. 
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zulässig,  daß  ausländische  Pharmazeuten  auf  Grund  ihres  an  inländischen 
Universitäten  erworbenen  Diplomes  Dienstverhältnisse  in  österreichischen 
Apotheken   eingehen. 

Zu  diesem  Ende  wird  den  an  Ausländer  auszufolgenden  Magister- 
diplomen eine  Stilisierung  zu  geben  sein,  welche  von  vornherein  jede  Zu- 
erkennung  einer  Berechtigung  zur  Ausübung  der  pharmazeutischen  Praxis 
im  Inlande  ausschließt,  wie  auch  die  mit  dem  ha.  Erlasse  vom  27.  De- 
zember 1855,  Z.  19.631,^)  vorgeschriebene  Eidesabnahme  auf  die  Apo- 
thekerinstruktion gegenüber  den  zu  graduierenden  Ausländern  zu  ent- 
fallen hat. 

Np.  444. 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  o.  U.  vom  19.  Jnll  1885,  Z.  13.408, 

MTBNr.  33. 

an  die  Dekanate  sämtlicher  rechts-  und  staatswissenschaftiicher  Fakultäten, 

betreffend  die  an  den  rechts-  und  staatswissenschaftUchen  Fakultäten 

studierenden  Ausländer. 

Gemäß  §  11  der  allgemeinen  Studienordnung  vom  1.  Oktober  1850^) 
können  Angehörige  fremder  Staaten  an  österreichischen  Universitäten  im- 
matrikuliert werden,  wenn  sie  nach  dem  Urteile  des  immatrikulierenden 
Dekans  im  allgemeinen  denjenigen  Orad  von  Vorbildung  besitzen,  welcher 
von  den  österreichischen  Studierenden  bei  ihrer  Immatrikulation  gefordert 
wird,  oder,  falls  sie  von  einer  auswärtigen  Universität  kommen,  ein  ge- 
nügendes   Universitätszeugnis   vorweisen. 

Diese  Bestimmung  hat  hinsichtlich  der  ausländischen  Studierenden 
der  Rechte  durch  die  Durchführungsvorschrift  zur  juristischen  Studienord- 
nung  vom  2.  Oktober  1855,  Z.  15.162,  ROBNr.  172,«)  insofern  eine  Ein- 
schränkung erfahren,  als  solche  Studierende  in  dem  FaUe,  als  bei  ihrer 
Immatrikulation  eine  ausdrückliche  Erklärung  vorlag,  daß  sie  die  öster- 
reichische Universität  zu  dem  Ende  besuchen,  um  sich  für  einen  öffent- 
lichen Dienst  in  Osterreich  zu  befähigen  oder  den  rechts-  und  staats- 
wissenschaftHchen  Doktorgrad  einer  österreichischen  Universität  zu  er- 
werben, in  jeder  Beziehung  nach  den  für  Inländer  geltenden  Vorschriften 
zu  behandeln  sein  werden. 

Da  Inländer,  um  zum  Universitätsstudium  zugelassen  zu  werden,  ein 
in  Osterreich  gültiges  Maturitätszeugnis  vorzuweisen  haben,  so  werden 

»)  s.  Sr,  TOB  und  7IZ 

«)  s.  Nr.  365. 

^  An  deren  Stelle  ist  die  juristische  Studienordnung  vom  2t,  Dezember  1893,  ROBNr,  204 
fs,  Nr,  636) f  getreten.    Die  oben  bezogene  Durckßhrungsvorschrift  enthält  folgende  Bestunmxuig: 

Die  an  österreichischen  Universitäten  studierenden  Ausländer  unterliegen  weder  einem 
Kollegien-  noch  einem  Prflfungszwange ,  sondern  nur  den  akademischen  Disziplinarordnungen. 
Nur  in  dem  Falle,  wenn  bei  ihrer  Immatikulierung  eine  ausdrQcklicfae  Eridärung  vorlag,  dafi  de 
die  Osterreichische  Universität  zu  dem  Ende  besuchen,  um  sich  fflr  einen  Öffentlichen  Dienst  in 
Österreich  zu  befähigen  oder  den  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Doktorgrad  einer  Öster- 
reichischen Universität  zu  erwerben,  werden  sie  in  jeder  Beziehung  nach  den  fflr  Inländer 
geltenden  Vorschriften  zu  behandeln  sein. 
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auch  ausländische  Studierende,  welche  die  eben  erwähnte  Erklärung  ab- 
gegeben haben,  falls  sie  nicht  ohnehin  die  Maturitätsprüfung  an  einem  öster- 
reichischen Gymnasium  bestanden  haben,  vorerst  die  Anerkennung  ihres 
im  Auslande  erworbenen  Maturitätszeugnisses  im  Sinne  der  ho.  Verordnung 
vom  8.  März  1869,  RGBNr.  31,^)  zu  erwerben  haben.  Insolange  solche 
Studierende  diese  Anerkennung  nicht  erlangt  haben,  sind  dieselben  von 
der  Zulassung  zu  den  theoretischen  Staatsprüfungen,  sowie  zu  den  strengen 
Prüfungen  behufs  Erlangung  des  juristischen  Ooktorgrades  unbedingt  aus- 
geschlossen, worauf  bei  Erledigung  der  betreffenden  Zulassungsgesuche 
strenge  zu  achten  sein  wird. 

Nr.  445. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  21.  Mal  1887,  Z.  9684,  MTB.  ex 

1887,  8. 131, 

(betreffend   die  Anerkennuiig   der  am  Oymnasittm  in  Sarajevo*)  er- 
worbenen Matttritätszeng^lsse). 

Der  Minister  für  Kuljus  und  Unterricht  hat  den  vom  Gymnasium 
zu  Sarajevo  ausgestellten  Maturitätszeugnissen  die  Gültigkeit  für  die  im 
Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  zuerkannt. 


Np.  446. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  29.  Jonl  1889,  Z.  11.049, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 

(womit  angeordnet  wurde,  daB  die  der  mohammedanischen  Religion 
angehörenden  Abiturienten  des  Gymnasiums  in  Sarajevo,  welclie  die 
Maturitätsprüfung  an  diesem  Gymnasium  statt  aus  der  griechischen 
aus  der  arabischen  Sprache  bestanden  haben,  als  ordentliche  Uni- 

versititshorer  aufgenommen  werden  dfirfen). 

Es  besteht  die  Absicht,  an  dem  Gymnasium  in  Sarajevo  die  Einrich- 
tung zu  treffen,  jenen  Schülern  dieses  Gymnasiums,  welche  der  moham- 
medanischen Religion  angehören  und  die  Erlernung  der  arabischen  Sprache 
anstreben,  freizustellen,  sich  von  der  dritten  Gymnasialklasse  angefangen 
entweder  für  das  Studium  der  griechischen  oder  aber  der  arabischen  Sprache 
zu  entscheiden. 

Ich  finde  mich  nun  bestimmt,  die  Anordnung  zu  treffen,  daß  das 
Maturitätszeugnis  sokher  Studierender  im  Sinne  des  für  die  Immatrikulation 
ausländischer  Studierender  geltenden  §  11  der  allgemeinen  Studienordnung 
vom   1.  Oktober  1850,  RGBNr.  370  ,s)  als  ein  genügender  Nachwels  für 

»)  s.  Nr,  414, 

*)  VgL  Nr,  453  and  456, 

»)  5.  Nr,  365, 
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die  erforderliche  Vorbildung  für  den  Besuch  einer  Universität  angesehen 
werde,  und  daß  daher  die  der  mohammedanischen  Religion  angehörenden 
Abiturienten  des  Gymnasiums  in  Sarajevo,  welche  an  Stelle  der  griechi- 
schen die  arabische  Sprache  für  die  Gymnasialstudien  gewählt  und  dem- 
gemäß die  Maturitätsprüfung  am  gedachten  Gymnasium  aus  der  letzteren 
Sprache  bestanden  haben,  auf  Grund  des  bezüglichen  Maturitätszeugnisses 
als  ordentliche   Universitätshörer  aufgenommen   werden  dürien. 


Np.  447. 

Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  d.  U.  Tom  8.  September  1889,  Z.  16.825, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Innsbruck, 

(betreffend  die  Vorattssetzungeii  für  die  Immatrikulatloii  von  Ausländem 
und  das  Recht  des  Dekanes  zu  deren  Oberprflfnng  im  Falle  des  Ober- 
trittes eines  Studierenden  von  einer  Falniltit  in  eine  andere). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  21.  März  1889,  Z.  438,  in  Sachen 
der  Immatrikulation  ausländischer  Studierender  wird  dem  .  .  •  nachstehendes 
eröffnet: 

Der  §  11  der  allgemeinen  Studienordnung  vom  1.  Oktober  1850^) 
bestimmt,  daß  Angehörige  fremder  Staaten  an  österrekhischen  Universi- 
täten immatrikuliert  werden  können,  wenn  sie  nach  dem  Urteile  des  imma- 
trikulierenden Dekans  im  allgemeinen  denjenigen  Orad  von  Vorbildung  be- 
sitzen, welcher  von  den  österreichischen  Studierenden  bei  ihrer  Immatri- 
kulation gefordert  wird. 

Hierin  ist  ausgesprochen,  daß  zwar  bezüglich  ausländischer  Studie- 
render eine  vollständige  Obereinstimmung  des  Studienganges  und  der  er- 
langten Vorbiklung  mit  den  diesfalls  an  inländische  Studierende  gestellten 
Anforderungen  nkrht  zur  Bedingung  der  Immatrikulation  gemacht  ist,  daß 
aber  auch  von  solchen  Studierenden  zu  diesem  Behufe  im  allgemeinen 
derselbe  Orad  der  Vorbildung  zu  fordern  ist,  wie  von  einheimischen 
Studierenden. 

Es  ergibt  sich  hieraus,  daß  ausländische  Studierende,  welche  zweifellos 
das  eben  bezeichnete  Maß  der  Vorbildung  nicht  erlangt  haben,  zur  Imma- 
trikulation ohne  ho.  ausnahmsweise  Genehmigung  nicht  zugelassen 
werden   dürien. 

Zugleich  bemerke  ich,  daß  es  bei  dem  Obertritte  eines  Studierenden 
von  einer  Fakultät  an  eine  andere  dem  betreffenden  Dekane  der  letzteren 
zusteht,  sich  von  dem  Vorhandensein  der  gesetzlichen  Voraussetzungen 
für  die  Aufnahme  als  ordentlichen  Studierenden  die  Oberzeugung  zu  ver- 
schaffen, und  eventuell  die  Entscheidung  des  akademischen  Senates  ein- 
zuholen. 

»)  5.  Nr.  365. 
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Np.  448. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  d.  U.  vom  2.  Dezember  1891  Z.  25.720, 

an  das  Rektorat  der  Wiener  Universität, 

(betreffend  das  Erscheinen  der  mohammedanischen  Studierenden  mit  be- 
decktem Haupte  in  den  Hörsälen,  Kanzleien,  Bibliotheksränmen  etc.  der 

Wiener  Universität). 

Laut  Mitteilung  des  k.  u.  k.  gemeinsamen  Finanzministeriums  vom 
28.  November  d.  J.,  Z.  11.21Q/B.  H.  I.  haben  die  aus  Bosnien  und  der 
Herzegowina  stammenden  mohammedanischen  Studierenden  der  Wiener 
Universität  durch  zwei  Vertreter  an  die.  Landesregierung  in  Sarajevo  die 
Bitte  gestellt,  es  möge  ihnen  die  Erlaubnis  erwirkt  wenlen,  daß  sie  in 
Gemäßheit  ihrer  religiösen  Sitte,  nach  welcher  das  Entblößen  des  Hauptes 
sowohl  für  die  Umgebung  des  Baarhäuptigen,  als  auch  namentlich  für 
diesen  selbst  als  ein  schwerer  Schimpf  angesehen  wird,  in  den  Hörsälen, 
Kanzleien  und  sonstigen  Räumen  der  Universität,  sowie  in  der  Universitäts- 
bibliothek  bedeckten   Hauptes   erscheinen   dürfen. 

Diese  Bitte  ist  dadurch  hervoigerulen  worden,  daß,  obwohl  die  er- 
wähnten Studierenden  von  einzelnen  Professoren  eine  entsprechende  Er- 
laubnis bereits  erhalten  haben,  sie  dennoch  wiederholten  Bemänglungen, 
namentlich   seitens  der  Studentenschaft  ausgesetzt   waren. 

Die  erwähnte  religiöse  Sitte  hat  mit  Rücksicht  auf  die  große  Bedeu- 
tung, welche  ihrer  strengsten  Einhaltung  seitens  der  gesamten  mohammeda- 
nischen Bevölkerung  Bosniens  und  der  Herzegowina  beigemessen  wird, 
sowohl  in  den  für  das  Militär,  als  auch  in  den  für  die  amtlichen  Funktionäre 
bei  den  Zivilbehörden  der  gedachten  Länder  geltenden  Vorschriften  volle 
Beachtung  gefunden,  so  daß  der  mohammedanische  Bewohner  derselben, 
auch  der  Offizier  und  Beamte  dieses  Glaubens  mit  dem  Fez  auf  dem 
Haupte  auch  dort  erscheint,  wo  alle  übrigen  das  Haupt  entblößen. 

Demzufolge  hat  das  erwähnte  k.  u.  k.  Ministerium  sich  veranlaßt  ge- 
sehen, hierorts  um  die  geeigneten  Maßnahmen  zu  ersuchen,  daß  diese 
Sitte  auch  in  Ansehung  der  mohammedanischen  Studierenden  an  derWiener 
Universität  volle   Berücksichtigung  finde. 

Ich  beehre  mich  demgemäß,  das  Rektorat  zu  ersuchen,  an  das  be- 
treffende Amtspersonale  die  Weisung  ergehen  zu  lassen,  daß  das  Er- 
scheinen der  mohammedanischen  Studierenden  mit  bedecktem  Haupte  in 
den  Hörsälen,  Kanzleien,  Bibliotheksräumen  etc.  der  Wiener  Universität 
seitens  der  an  dieser  Hochschule  amtlich  Wirkenden  in  keiner  Weise 
beanständet  werde.  Daß  seitens  sämtlicher  Dozenten  in  Würdigung  der 
obdargelegten  Sachlage  in  dieser  Beziehung  kein  Anstand  erhoben  werden 
wird,  läßt  sich  als  selbstverständlich  voraussetzen.  Es  wäre  aber  höchst 
erwünscht,  wenn  in  gedgneter  Weise  und  bei  passender  Gelegenheit  auch 
auf  die  Studentenschaft  dahin  gewirkt  würde,  daß  die  in  Rede  stehende  Sitte 
mit  dem  Wohlwollen  und  der  Toleranz  geistiger  Hochbildung  berücksich- 
tigt  werde. 
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Np.  449, 

Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  29.  Dezember  1891  (respek^ 
Uve  vom  15.  Jlnner  1892),  Z.  2149/KUM  ex  1891/) 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten  und  die  Präsidien  der  judiziellen 
Staatsprüfungskommissionen  sowie  die  Dekanate  der  theologischen  Fakultäten 

in  Salzburg  und  Olmütz, 

(womit  hinsichtlich  der  Behandlung  Jener  ungarischen  Stttdierenden, 
welche  bei  der  Maturitätsprüfung  ein  Examen  aus  der  griechischett 
Sprache  nicht  abgelegt  haben,  in  Ansehung  ihrer  Zulassung  zu  den 
Fakultätsstudien,  Staatsprüfungen  und  Rigorosen   Weisungen    erteilt 

werden). 

In  Oemäßheit  des  ungarischen  Oesetzartikek  XXX  vom  Jahre  1890 
ist  die  griechische  Sprache  und  Literatur  bei  den  Maturitätsprüfungen  an 
ungarischen  Gymnasien  nicht  unter  aUen  Umständen  obligater  Prüfungs- 
gegenstand, sondern  kann  durch  eine  Prüfung  aus  anderen  Gegenstanden 
ersetzt  werden. 

Es  ergibt  sich  hienach  die  Frage,  wie  jene  dem  ungarischen  Staats- 
verbande angehörigen  Studierenden,  welche  bei  der  Maturitätsprüfung  an 
einem  ungarischen  Gymnasium  ein  Examen  aus  der  griechischen  Sprache 
nicht  abgelegt  haben,  in  Ansehung  der  Zulassung  zu  den  Studien  an  einer 
Universität  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder,  sowie 
zu  den  Rigorosen  und  den  durch  ein  Universitätsstudium  bedingten  Staats- 
prüfungen  zu  behandeln  sind. 

Auf  Grund  Ah.  Ermächtigung  vom  1.  Dezember  1891  finde  ich  an- 
zuordnen, daß  die  in  Frage  stehenden  Studierenden  an  den  rechts-  und 
staatswissenschaftlichen,  sowie  an  den  medizinischen  Fakultäten  der  Uni- 
versitäten der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  als  ordent- 
liche Studierende  zugelassen  und  immatrikuliert  werden  können  und  daß 
auf  dieselben  sohin  die  für  die  ordentlichen  Studierenden  bestehenden 
Vorschriften   zur  Anwendung  zu   kommen   haben. 

Diese  Studierenden  sind  jedoch,  auch  wenn  sie  die  sonstigen  Vor- 
aussetzungen erfüllen,  zu  den  strengen  Prüfungen  behufs  Erlangung  des 
[>oktorgrades  der  Rechte  oder  der  gesamten  HeUkunde  nicht  zuzulassen; 
ebenso  sind  dieselben  von  der  Zulassung  zu  den  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen theoretischen   Staatsprüfungen   ausgeschlossen. 

Bei  der  Immatrikulation  solcher  Studierender  ist  der  Umstand,  daß 
dieselben  bei  der  Maturitätsprüfung  ein  Examen  aus  der  griechisdien 
Sprache  nicht  abgelegt  haben,  in  Vormerkung  zu  nehmen  und  ist  derselbe 


')  Laut  des  im  Einvernehmen  mit  dem  k,  u.  k,  gemeinsamen  Finanemtnisteiiam  (Abi,  für 
Bosnien  und  Herzegowina)  ergangenen  Erlasses  des  Ministeriums  fSr  K.  o.  U.  vom  15.  Juni  1901, 
Z.  15JS03,  kann  ein  von  einem  bosnisch-herzegowinisehen  LandesangehÖrigen  an  einem  Qymnasmm 
in  Serbien  erworbenes  Maturitätszeugnis,  zumal  wenn  es  eine  Note  aus  der  griechischen  Sprache 
nicht  aujweist,  fSr  die  im  Reiehsrate  vertretenen  Länder  nicht  als  gältig  anerkannt  werden»  Solche 
Studierende  können  daher  zu  den  Juristischen  Siaatspri^fimgen  nicht  zugelassen  werden. 
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auch  in  den  Meldungsbüchern  und  den  sonst  in  Betracht  kommenden  Univer- 
sitätszeugnissen  dieser  Studierenden  entsprechend  ersichtlich  zu  machen. 

Von  der  Immatrikulation  an  der  theologischen  und  philosophischen 
Fakultät  sind  die  in   Rede  stehenden  Studierenden  ausgeschk>ssen. 

In  Ansehung  der  dem  österreichischen  Staatsverbande  angehörigen 
Studierenden,  wekhe  die  Maturitätsprüfung  an  einem  ungarischen  Gymna- 
sium abgelegt  haben,  tritt  in  den  bestehenden  Vorschriften  keine  Ände- 
rung ein. 


Nr.  450. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  fOr  K.  d.  U.  vom  4.  Dezember  1893, 

Z.  26.366, 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  in  Wien, 

(betreffend  die  ansnahmsweise  Zulassung  von  Studierenden  ans  den 
Balkanländem   znr  Immatrikulation  als  ordentliche  Hörer  der  philo- 
sophischen Fakultät  und  zur  Ablegung  der  Rigorosen). 

Indem  ich  den  Bericht  vom  .  .  .  ,  betreffend  die  von  Seite  des  Pro- 
fessorenkollegiums angeregte  Gewährung  von  Erleichterungen  bei  Aufnahme 
von  Studierenden  aus  den  Balkanländern  als  ordentliche  Hörer  der  philo- 
sophischen Fakultät  in  Wien,  sowie  in  Betreff  der  Zulassung  solcher  Studie- 
render zu  den  philosophischen  Rigorosen  zur  Kenntnis  nehme,  eröffne 
ich  dem  Dekanate  .  .  .  ,  daß  ich  unter  den  dargelegten  Verhältnissen  ge- 
neigt bin,  solche  aus  den  erwähnten  Ländern  stammende  Studierende, 
bezüglich  deren  es  zweifelhaft  ist,  ob  sie  auf  Grund  ihrer  Vorstudien  nach 
Maßgabe  der  bestehenden  Vorschriften  als  ordentliche  Hörer  immatrikuliert 
werden  können,  auf  Grund  eines  bezüglichen  Antrages  des  Professoren- 
kollegiums zur  Immatrikulation  als  ordentliche  Studierende  der  philosophi- 
schen Fakultät,  sowie  seinerzeit  im  Sinne  des  §  1  (Abs.  3)  der  philosophi- 
schen Rigorosenordnung  auch  zu  den  strengen  Prüfungen  behufs  Erlangung 
des  philosophischen  EVoktorgrades  ausnahmsweise  zuzulassen,  wenn  diese 
Studierenden  nach  den  in  ihrem  Heimatlande  geltenden  Vorschriften  die 
Qualifikation  zum  Besuche  einer  Hochschule  besitzen  und  wenn  die  von 
ihnen  nachgewiesene  Vorbildung  wenigstens  im  allgemeinen,  wenn  auch 
nicht  in  jeder  Richtung  den  an  inländische  Kandidaten  gestellten  Anforde- 
rungen  entspricht. 

Eine  allgemeine  Ermächtigung  in  diesem  Sinne  vermag  ich  jedoch 
dem  Dekanate  .  .  .  mit  Rücksicht  auf  die  Mannigfaltigkeit  der  in  Frage 
kommenden  Fälle  und  zur  Vermeidung  von  Beispielsforderungen  nicht  zu 
erteilen,  vielmehr  muß  die  hierortige  Entscheidung  in  jedem  einzelnen 
sokhen   Falle  vorbehalten   werden. 

Ich  bemerke  jedoch,  daß  in  Aussicht  genommen  wird,  den  erwähnten 
Studierenden  unter  den  bezeichneten  Voraussetzungen  eine  solche  Aus- 
nahmsbewilligung auf  Grund  der  bezüglichen  motivierten  Anträge  des  Pro- 
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fessorenkollegiums  regelmäßig  zu  erteilen,  wenn  nicht  besondere  Umstände 
entgegenstehen. 

Es  wird  sohin  dem  Dekanate  .  .  .  überlassen,  jene  Studierenden,  welche 
sich  zum  Behufe  ihrer  seinerzeitigen  Zulassung  zum  phik)sophischen  Dokto- 
rate um  die  Immatrikulation  an  der  philosophischen  Fakultät  in  Wien  be- 
werben, im  Sinne  dieses   Erlasses  zu  informieren. 


Np.  451. 

Ans  der  Note  des  Ministers  fflr  K.n.U.Tom  4.  Jnll  1894,  Z.  12.667, 

an  das  k.  u.  k.  Ministerium  des  kaiserlichen  und  königlichen  Hauses  und  des 

Äußern, 

(betreffend   die  Znlässigkeit   der  Inskription   von  Ausländem  in  die 

Gegenstände  des  zweiten  juristischen  Stndienabsclinittes,  ohne  die  rechts- 

historische  Staatsprfifnng  abgelegt  zu  haben). 

Aus  Anlaß  eines  speziellen  Falles,  in  welchem  serbischen  Staatsange- 
hörigen  das  von  Urnen  in  ihrer  Heimat  erworbene  Maturitätszeugnis  nicht 
anerkannt  werden  konnte,  wurde  bemerkt,  daß,  sofern  diese  Studierenden 
nicht  gesonnen  sind,  die  IBefähigung  zu  einer  Staatsanstellung  oder  einen 
akademischen  Grad  zu  erwerben,  dieselben  als  Ausländer  im  Sinne  der 
Veroidnung  vom  2.  Oktober  1855,  RGBNr.  172,  und  des  Ministerial- 
erlasses  vom  15.  April  1857,  Z.  4102,^)  einem  Prüfungszwange  nkiit  unter- 
liegen und  daher  zur  Inskription  in  die  Fächer  des  zweiten  Bienniums  der 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  anstandslos  zugelassen  werden 
können.^) 


Np.  452. 

ErlaB  des  Ministers  fflr  K.  d.  U.  vom  10.  MSrz  1896,  Z.  30.843 

ex  1895, 

an  die  medizinischen  und  philosophischen  Fakultäten, 

(betreffend  die  Grundsätze  ffir  die  Zulassung  von  Studierenden  aas 
den  Balkanländem  zu  den  medizinischen  nnd  pharmazeutischen  Studien). 

Aus  Anlaß  eines  speziellen  Falles  finde  ich  dem  Dekanate  ...  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  Ministerium  des  Innern  zu  eröffnen,  daß  in  Aussicht 
genommen  wird,  auslandische,  aus  den  Balkanländern  (Bosnien,  Serbien, 
Bulgarien  und  Rumänien)  stammende  Studierende,  wenn  sie  rücksichtlich 
ihrer  im  Auslande  an  einem  Gymnasium  oder  an  einer  Anstalt  ähnlicher 

')  5.  Anmerkung  *)  bei  Nr,  444  und  §  1  letzter  Abs,  des  Oesetees  vom  20,  April  tB93, 
RQBNr,  68  (s,  Nr,  635J, 

*)  Ein  analoger  Eriqß  erging  anter  dem  3.  Juni  1866,  Z,  9620,  an  das  Dekanat  der  Juridi- 
sehen  Fakultät  in  Wien. 
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Organisation  genossenen  Vorbildung  den  hiezulande  geltenden  Vorschriften 
nicht  vollkommen  entsprechen,  ausnahmsweise  auf  Grund  eines  vom  Pro- 
fessorenkollegium von  Fall  zu  Fall  gestellten  Antrages  im  Einvernehmen 
mit  dem  bezeichneten  Ministerium  zur  Immatrikulation  als  ordentliche  Stu- 
dierende der  Medizin  und  sohin  zur  Ablegung  der  medizinischen  Rigorosen 
behufs  Erlangung  des  medizinischen  Doktorgrades  an  einer  inländischen 
Universität  zuzulassen. 

Bei  der  Aufnahme  solcher  Kandidaten  ist  denselben  jedoch  ausdrück- 
lich zu  bedeuten,  daß  sie,  auch  im  Falle  der  nachträglichen  Erwerbung 
der  österreichischen  Staatsbürgerschaft,  zur  Ausübung  der  ärztlichen  Praxis 
in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  auf  Grund 
ihres,  an  einer  inländischen  Universität  erlangten  medizinischen  Doktor- 
diploms  nicht  zugelassen   werden  können. 

Den  diesen  Kandidaten  auszustellenden  Doktordiplomen  wird  dem- 
nach eine  Klausel  beizufügen  sein,  worin  diesem  Diplome  jede  Gültig- 
keit für  das  Inland  abgesprochen  wird. 

Auch  wird  dafür  Vorsorge  zu  treffen  sein,  daß  das  Studium  der  ein- 
heimischen Kandidaten  an  der  Universität  durch  die  Teilnahme  solcher 
ausländischer  Kandidaten  in  keiner  Weise  beeinträchtigt  werde. 

Unter  den  gleichen  Bedingungen  können  solche  ausländische  Kandi- 
daten zu  den  pharmazeutischen  Universitätsstudien  und  seinerzeit  zu  den 
Prüfungen  behufs  Erlangung  des  pharmazeutischen  Magisterdiploms  an  einer 
inländischen  Universität,  und  zwar  unter  gleichzeitiger  Anerkennung  ihrer 
im   Auslande  bestandenen  Tirozinalprüfung,  zugelassen   werden. 

Wenn  diese  Kandidaten  im  Auslande  nur  eine  im  wesentlichen  den 
vier  Untergymnasialklassen  gleichartige  Vorbildung  genossen  haben,  so 
werden  sie  auch  die  Kolloquien  im  Sinne  der  Obeigangsbestimmungen 
(§  30)  zur  pharmazeutischen  Studienordnung  vom  Jahre  1889^)  abzulegen 
haben. 

Da  jedoch  eine  verläßliche  pharmazeutische  Tätigkeit  ohne  die  Fähig- 
keit, lateinische  Rezepte  zu  lesen  und  zu  verstehen,  nicht  gedacht  werden 
kann,  wird  in  zweifelhaften  Fällen  der  Nachweis  von  nicht  ausgewiesenen 
Kenntnissen  namentlich  der  lateinischen  Sprache  in  dem  bezeidmeten  Um- 
fange im  kurzen  Wege  zu  konstatieren  und  die  eventuelle  Nachholung 
des  Erforderlichen  vor  Zulassung  des  Kandidaten  zu  den  Prüfungen  zu 
fordern  sein. 

Bei  der  Aufnahme  ist  solchen  Kandidaten  ausdrücklich  zu  bedeuten, 
daß  sie,  auch  im  Falle  der  nachträglichen  Erwerbung  der  österreichischen 
Staatsbürgerschaft,  zur  pharmazeutischen  Praxis  weder  seinerzeit  als  Ma- 
gister der  Pharmazie,  noch  in  anderer  Eigenschaft,  somit  auch  nicht  zum 
zeitweiligen  Konditionieren  in  den  inländischen  Apotheken  zugelassen 
werden   können. 

Dem  Magisterdiplom  solcher  ausländischer  Kandidaten  ist  eine  in 
obiger  Weise  abgefaßte   Klausel  beizusetzen. 

>)  Ä.  Nr.  708. 
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Nr.  453. 
Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  22.  März  1896,  Z.  710/KUM. 

(betreffend  die  Anerkennttng  der  von  den  Abiturienten  des  erzbischdfUchen 
Privatgymnasittms  zn  Travnlk  erworbenen  Matttritätszeugnisse). 

Der  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  hat  den  Maturitätszeugnissen, 
welche  von  der  Maturitätsprüfungskommission  des  Gymnasiums  zu  Sarajevo 
über  die  von  ihr  an  dem  erzbischöflichen  Privatgymnasium  zu  Travnik 
(Bosnien)  mit  den  Abiturienten  dieses  Gymnasiums  abgehaltenen  Maturitäts- 
prüfungen ausgestellt  werden,  auf  die  Dauer  von  weiteren  fünf  Jahren, 
d.  i.  bis  inklusive  Schuljahr  1899/1900,1)  die  Gültigkeit  für  die  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreiche  und  Länder  zuerkannt. 


Np.  454. 

Erlaß  des  Ministeriums  fOr  K.  n.  U.  vom  20.  Juli  1904,  Z.  22.178, 

an  die  Rektorate  der  Universitäten,  der  technischen  Hochschulen  sowie  der 

Hochschule  für  Bodenkultur, 

(betreffend  die  rumänischen  Mittelschulzeugnisse). 

In  der  Anlage  wird  dem  Rektorate  eine  Abschrift  des  von  der  könig- 
lichen rumänischen  Regierung  anher  mitgeteilten  Auszuges*)   aus  dem  Ge- 


')  MU  Erlaß  des  Ministeriums  für  K,  u.  U,  vom  27,  Jänner  1904,  Z,  982,  MVB  ex  1904, 
S,  108,  wurde  diesen  Mainritätszeugnissen  die  Qßltigkeit  auf  die  Dauer  von  weiteren  zehn  Jahren, 
das  ist  bis  inklusive  Schuljahr  1909/10  zuerkannt, 

')  Auszug  aus  dem  Oesetze  Ober  Mittel-  und  Hochschulunterricht:  Artikel  3. 
Die  Oynuasieti  (Lyzeen)  bestehen  aus  acht  Klassen,  deren  Dauer  auf  je  ein  Jahr  berechnet  ist. 
Der  Lehrplan  der  vier  unteren  Klassen  umfaftt  folgende  Oegenstftnde:  Religion,  nunSnische, 
lateinische,  französische  und  deutsche  Sprache ;  allgemeine  Geschichte  und  Geschichte  Rumäniens ; 
allgemeine  Geographie  und  Geographie  Rumäniens;  Grundelemente  der  Mathematik  mit  An- 
wendung von  Feldmessen,  Nivellieren,  Be-  und  Entwässeningsproblemen ;  GnindzQge  der 
Hygiene;  Grundzflge  der  Buchfflhrang;  Grundzflge  des  Gewohnheitsrechtes  und  Unterweisung 
in  der  ErfOUung  der  Bflrgerpfllchten ;  Schönschreiben,  Zeichnen,  Vokalmusik,  Tnmen.  Der 
Lehrplan  ist  derart  zusammengestellt,  dafi  der  vierjährige  Unterricht  in  obgenannten  Oesen- 
ständen  ein  abgeschlossenes  Ganze  ergibt.    Diese  Lehrgegenstände  sind  obligat. 

In  den  vier  oberen  Klassen  sind  folgende  Gegenstände  obligat:  Religion,  rumänische 
Sprache,  französische  und  deutsche  Sprache;  allgemeine  Geschichte  und  Geschichte  Rumäniens ; 
Grundzflge  der  Logik,  der  Psychologie  und  der  Volkswirtschaftslehre;  Gewohnheitsrecht  nnd 
Unterweisung  In  der  Erfüllung  der  Staatsbflrgerpflichten ;  Vokalmusik  und  Gymnastik. 

Außerdem  wird  jener  Teil  der  Schüler,  der  sich  den  humanistischen  (klassischen)  Studium 
widmet  und  daher  die  humanistische  (klassische)  Abteilung  bildet,  noch  folgende  Oegenstftnde 
welter  fortsetzen :  Lateinische  und  griechische  Sprache,  Wiederholungen  in  Mathematik,  Physik, 
Naturgeschichte  und  Zeichnen;  jener  Teil  dagegen,  der  die  Realsektion  bildet,  folgende:  Engiische 
oder  italienische  Sprache;  Geographie;  rationelle  Mathematik  (Algebra  sowie  ebene  und  sphärische 
Trigonometrie,  mit  Ergänzungen  aus  der  „Lehre  von  den  Gleichungen  mit  einer  Unbekannten*, 
elnschlleflllch  der  Grundelemente  der  Theorie  dieser  letzteren;  Anwendungen  derselben  auf 
Topographie,  NIvellierungsarbeiten,  Drainage,  Bewässerungen;  Elemente  der  analytischen  Geo- 
metrie mit  zwei  Dimensionen;  Elemente  der  rationellen  Mechanik  und  der  Technologie;  Elemente 
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setze  über  den  dortigen  Mittel-  und  Hochschulunterricht  zur  Kenntnis- 
nahme mitgeteilt  und  hiezu  bemerkt,  daß  die  Belege  über  die  Absolvierung 
rumänischer  Mittelschulen  einem  Gymnasialmaturitätszeugnis,  wie  es  zur 
Aufnahme  als  ordentlicher  Hörer  einer  Universität,  beziehungsweise  einem 
Realschulmaturitätszeugnis,   wie  es  zur  Aufnahme  als  ordentlicher  Studie- 


der  beschreibenden  Geometrie) ;  Physik,  Chemie,  Kosmosraphie,  Naturwissenschaften,  Hygiene, 
Linearzeichnen. 

Die  Schfller  der  „klassischen*  Abteilung^  kOnnen  anstatt  des  Studiums  des  „Oriechischen" 
das  der  Physik,  Chemie,  Naturwissenschaft,  Hygiene  und  Geographie  wflhlen  und  genießen 
diesfalls  den  Unterricht  aus  obg^enannten  Gegenständen  gemeinsam  mit  den  Schfllem  der 
„Realsektion*. 

Artikel  19.  Nach  Absolvierung  der  letzten  Gymnasialklasse  (respektive  Lyzealklasse  oder 
höheren  TOchterschulklasse  ersten  und  zweiten  Grades)  unterziehen  sich  die  Schaler  einer 
allgemeinen  Prüfung,  die  insbesondere  den  Zweck  verfolgt,  den  Einflufi  der  zurflckgelegten 
Studien  auf  deren  Gedankenbildung  zu  erweisen. 

Diese  Prüfungen  werden  in  der  Zelt  vom  20.  bis  25.  Juni  (inklusive),  und  zwar  in  der 
betreffenden  Schule  selbst  vor  einer  vom  Ministerium  eingesetzten  Kommission  abgelegt.  Die 
Kommission  besteht  aus  vier  Personen  der  betreffenden  Schule.  Den  Vorsitz  fflhrt  in  Gymnasien 
und  höheren  Töchterschulen  ersten  Grades  ein  Universitits-  oder  Lyzealprofessor,  in  Lyzeen 
und  höheren  Töchterschulen  zweiten  Grades  ein  Unlversitfttsprofessor.  Die  Schfller,  welche 
diese  Prüfung  bestehen ,  erhalten  darüber  ein  Zeugnis  mit  besonderem  Vermerke  der  Sektion, 
welcher  sie  wShrend  der  Studienjahre  angehört  haben.  Bei  jenen  Schfllem,  welche  wie  oben 
erwähnt  statt  der  Studien  der  griechischen  Sprache  das  der  Physik,  Chemie,  Naturwissenschaft, 
Hygiene  und  Geographie  gepflogen  haben,  trägt  das  Zeugnis  das  Spezial vermerk :  „ Modemer 
iOassizismus*. 

Jedes  dieser  Absolvierangszeugnlsse  enthält  ferner  einen  Matrikelauszug  mit  den  Prflfungs- 
klassiflkatlonen  der  letzten  vier  Jahre. 

Artikel  57.  An  der  Universität  können  sich  nur  jene  Schfller  einschreiben  lassen,  die  ein 
Lyzeum  mit  Erfolg  zurückgelegt  haben.  (An  der  theologischen  Fakultät  auch  jene,  welche  ein 
Diplom  eines  Seminars  vorzuweisen  in  der  Lage  sind.) 

Artikel  110.  Diese  Neueinrichtungen  der  Mittelschulen,  (Artikel  3  bis  6  inklusive  dieses 
Gesetzes)  sollen  allmählich  in  folgender  Weise  in  Anwendung  gebracht  werden.  Die  in  Ober- 
einstimmnng  mit  diesem  Gesetze  am  1.  April  1899  sanktionierten  Programme  mflssen  vom 
l.  September  1901  angeämgen  allmählich  in  Anwendung  gebracht  werden,  auch  in  jenen  Mittel- 
schulklassen, in  denen  sie  bis  zu  dieser  Zeit  nicht  in  Anwendung  gewesen  waren. 

Die  Maturitätsprflfung  Ist  und  bleibt  definitiv  aufgehoben. 

Fflr  die  Schfller  der  staatlichen  Lyzeen,  welche,  gemäfi  dem  vorhergehenden  Absätze,  die 
Lyzealklassen  nach  dem  Programme  von  1881  vollenden,  gilt  das  Abgangszeugnis  an  Stelle  des 
abgeschafften  Maturitätszeugnisses. 

Bis  zur  Abhaltung  der  ersten  Prflfung  zur  Absolvierang  des  Lyzeums  gemäfi  oberwähnten 
Artikels  19  dieses  Gesetzes  mflssen  Lyzealschfller  die  zu  Hause  oder  in  Privatanstalten  Ihre  Vor- 
bereitung genossen  haben,  sich  in  einem  staatlichen  Lyzeum  einer  Prflfung  flber  die  7.  Klasse 
vor  Professoren  dieses  Lyzeums  und  einem  Delegierten  des  Ministeriums  unterziehen.  Das 
Zeugnis,  welches  sie  nach  Ablegung  derselben  erhalten,  gilt  fflr  sie  als  Maturitätszeugnis. 

Bis  zur  Abhaltung  der  ersten  Prflfung  zur  Absolvierung  des  Lyzeums  (konform  dem 
gegenwärtigen  Gesetze)  werden  jene  Schfller,  die  zu  Hause  oder  in  Privatanstalten  ihre  Vor- 
bereitung genossen  haben  und  das  Lyzeum  vor  dem  1.  September  1898  vollenden,  jedoch  weder 
infolge  einer  in  einem  staatlichen  Lyzeum  Aber  die  7.  Klasse  abgehaltenen  Prüfung,  noch  nach 
Erhalt  eines  Maturitätszeugnisses  an  der  Universität  eingeschrieben  werden  können,  sich  zur 
Aufnahme  auf  die  Universität  einer  Aufnahmsprüfung  zu  unterziehen  haben. 

Diese  Prflfung  umfafit:  Zur  Einschreibung  auf  der  juridischen  Fakultät  sowie  auf  der 
philosophischen  (klassische  Sektion)  romanische,  lateinische,  griechische  und  französische  Sprache ; 
für  die  medizinische  sowie  für  die  philosophische  Fakultät  (Realsektion),  femer  fflr  die  pharma- 
zeutische und  zahnärztliche  Abteilung:  Rumänische  und  französische  Sprache,  Mathematik, 
Physik  und  Naturwissenschaft. 

Die  Kommission  besteht  aus  dem  Dekan  und  drei  Professoren  der  betreffenden  Fakultät. 
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render  einer  technischen  Hochschule  (beziehungsweise  zur  Aufnahme  an 
die  Hochschule  für  Bodenkultur)  erforderlich  ist,  nicht  für  gleichwertig  zu 
halten   sind. 

Die  für  Studierende  aus  den  Balkanstaaten  bestehenden  Sonderbestini- 
mungen  betreffs  der  Zulassung  zum  medizinischen  und  pharmazeutischen 
Studium  (ho.  Normativerlaß  vom  10.  März  1896,  Z.  30.843  ex  1895,^) 
sowie  zum  philosophischen  Doktorate  (ho.  Erlaß  vom  4.  Dezember  1893, 
Z.  26.366  für  Wien)*)   bleiben  unverändert. 


Nr.  465. 
Erlaß  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  4.  Angost  1900,  Z.  2031, 

an  die  Rektorate  der  sämtlichen  Universitäten,  der  technischen  Hochschulen 
und  an  das  Rektorat  der  Hochschule  für  Bodenkultur  in  Wien, 

(womit  aus  Anlaß  der  Im  Bereiche  der  kOnigl.  kroatisch -slawoniscb- 
dalmatinlschen  Landesregierung  diirchgeffihrten  Reform  des  Mittelschnl- 
wesens  In  Ansehung  der  Aufnahme  (Immatrikulation)  von  dem  öster- 
reichischen Staatsverbande  nicht  angehörenden  Abiturienten  der 
betreffenden  reformierten  Mittelschulen  Anordnungen  getroffen  werden). 

Mit  Ah.  Entschl.  vom  24.  September  1894  geruhten  Se.  k.  u.  k.  Ap. 
Majestät  ag.  zu  genehmigen,  daß  die  Oberrealschule  in  Agram  vom  Schul- 
jahre 1894/95  angefangen  in  ein  Realgymnasium  mit  fakultativ  obligatem 
Unterrichte  in  der  lateinischen,  französischen  und  ungarischen  Sprache  nebst 
deskriptiver  Geometrie  umgewandelt,  daß  dieselbe  Einrichtung  nach  und 
nach  auch  bei  anderen  im  Bereiche  der  königlich  kroatisch-slawonisch- 
dalmatinischen  Landesregierung  gelegenen  Realschulen  und  Realgymnasien, 
sobald  es  die  lokalen  Verhältnisse  erheischen,  durchgeführt  und  daß  die 
Abiturienten  des  derart  reformierten  Realgymnasiums,  welche  sich  aus  der 
lateinischen  Sprache  der  Maturitätsprüfung  mit  gutem  Eriolge  unterzogen 
haben,  der  Zutritt  zu  den  weltlichen  Fakultäten  der  Universität  in  Agram 
ohneweiters,  der  zu  der  theologischen  Fakultät  nur  nach  eingeholter  Ein- 
willigung der  bischöflichen  Ordinariate  gestattet  werden  kann,  während 
Abiturienten  ohne  die  lateinische  Sprache  auf  Grund  ihres  Maturitätszeug- 
nisses nur  in  die  mathematisch-naturwissenschaftlichen  Abteilungen  der 
Agramer  Universität  als  ordentliche   Hörer  aufgenommen  werden  dürfen. 

Auf  Grund  dieser  Ah.  Entschl.  wurde  im  Jahre  1894  mit  der  stufen- 
weisen Umwandlung  der  Oberrealschule  in  Agram  und  im  folgenden  Jahre 
mit  jener  der  Oberrealschulen  in  Essek  und  Semlin  und  der  realistischen 
Abteilung  des  Oberrealgymnasiums  in  Rakovac  begonnen.  Diese  Umwand- 
lung ist  gegenwärtig  an  der  Agramer  Anstalt  bis  zur  8.,  an  den  übrigen 
erwähnten  Anstalten  bis  zur  7.  Klasse  gediehen  und  es  wird  demnach 
die  erste  Maturitätsprüfung  mit  den  Abiturienten  der  neuen  Realgymnasien 
im  Jahre  1900,  respektive  1901  abgehalten  werden. 

»)  s.  Nr.  45Z 
«)  5.  Nr,  450. 
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In  Anbetracht  dieser  im  Bereiche  der  königlich  kroatisch-slawonisch- 
dalmatinischen  Landesregierung  zur  Durchführung  gelangten  Reform  des 
Mittelschulwesens  finde  ich  in  Ansehung  der  Aufnahme  (Immatrikulation) 
von  dem  österreichischen  Staatsverbande  nicht  angehörenden  Abiturienten 
der  obgedachten  reformierten  Mittelschulen  an  den  Hochschulen  (Univer- 
sitaten»  iechnischen  Hochschulen,  Hochschule  für  Bodenkultur)  der  im 
Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  nachstehendes  anzuordnen: 

1.  Studierende,  welche  ein  Zeugnis  der  Reife  an  der  gymnasialen  Ab- 
teilung (Obergymnasium)  des  Oberrealgymnasiums  in  Rakovac  erlangt  haben, 
sind  so  zu  behandeln  wie  jene  Aufnahmswerber,  welche  ein  im  Auslande 
erworbenes   Gymnasialmaturitätszeugnis   aufweisen. 

2.  Studierende,  welche  ein  Zeugnis  der  Reife  an  der  realgymnasialen 
Abteilung  (mit  Latein,  jedoch  ohne  Griechisch)  eines  der  Realgymnasien 
zu  Agram,  Essek  oder  Semlin  erlangt  haben,  sind  so  zu  behandeln,  wie 
die  dem  ungarischen  Staatsverbande  angehörigen  Aufnahmswerber,  die  bei 
der  Maturitätsprüfung  an  einem  ungarischen  Gymnasium  ein  Examen  aus 
der  griechischen  Sprache  nicht  abgelegt  haben.  (MinErl.  vom  29.  Dezember 
1891,    Z.    2149/KUM.)i) 

3.  Studierende,  welche  ein  Zeugnis  der  Reife  an  der  realistischen 
Abteilung  des  Oberrealgymnasiums  zu  Rakovac  oder  an  der  realistischen 
Abteilung  eines  der  Realgymnasien  zu  Agram,  Essek  oder  Semlin  erlangt 
haben,  sind  so  zu  behandeln,  wie  jene  Aufnahmswerber,  welche  an  einer 
Oberrealschule  des  Auslandes  ein  Maturitätszeugnis  erworben  haben. 

In  Ansehung  der  dem  österreichischen  Staatsverbande  angehörigen 
Studierenden,  wekrhe  die  Maturitätsprüfung  an  einer  der  in  Rede  stehen- 
den reformierten  Mittelschulen  abgelegt  haben,  tritt  in  den  bestehenden  Vor- 
schriften keine  Änderung  ein. 

Hienach   wolle  das   Rektorat  das   weiter   Entsprechende   veranlassen. 


Nr.  456. 

Erlaß  des  Ministers  fDr  K.  n.  U.  vom  15.  März  1901,  Z.  5770, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 

(betreffend  die  Ausdehnung  der  Anordnung  des  MinErl.  vom  29.  Juni  1889, 
Z.  11.049,^)  auf  die  der  mohammedanischen  Religion  angehörenden  Abi- 
turienten des  Obergymnasiums  in  Mostar). 

Laut  Zuschrift  des  gemeinsamen  Finanzministeriums  vom  26.  Februar 
1901,  Z.  1992/B.  H.,  wurde  mit  Beginn  des  Studienjahres  1900/01  das  Ober- 
gymnasium in  Mostar  vervollständigt,  so  daß  mit  Schluß  dieses  Studien- 
jahres daselbst  die  ersten  Maturitätsprüfungen  abgehalten  werden. 

In  Berücksichtigung  dessen,  daß  dieses  Obergymnasium  mit  jenem  in 
Sarajevo  gleich  organisiert  ist,  finde  ich  die  Anordnung  des  ho.  Erlasses 
vom  29.  Juni  1889,  Z.  11.049,')  wonach  die  der  mohammedanischen  Religion 

»)  5.  Nr.  449. 
•)  s.  Nr.  446. 
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angehörenden  Abiturienten  des  Obergymnasiums  in  Sarajevo,  welche  an 
Steile  der  griechischen,  die  arabische  Sprache  für  die  Gymnasialstudien 
gewählt  und  demgemäß  die  Maturitätsprüfung  an  diesem  Gymnasium  aus 
der  letzteren  Sprache  bestanden  haben,  auf  Grund  des  bezüglichen  Maturi- 
tätszeugnisses als  ordentliche  Universitätshörer  aufgenommen  werden  dürfen, 
auf  die  gleichartigen  Abiturienten  des  Obergymnasiums  in  Mostar  aus- 
zudehnen. 


Nr.  457. 

Erlaß  des  Ministers  ffir  K.  u.  U.  vom  2.  JSnner  1902,  Z.  36.711, 

ex  1901,  MYB  ex  1902,  8.  77, 

(betreffend  die  Anerkeniiiing  der  am  Oymnaslttm  in  Mostar  erworbenen 

Semestral-  nnd  Maturitätszengnisse). 

Der  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  hat  den  vom  Gymnasium  in 
Mostar  ausgestellten  Semestral-  und  Maturitätszeugnissen,  welche  eine 
Note  aus  Griechisch  als  Obligatfach  aufweisen,  die  Gültigkeit  für  die  im 
Reichsrate  vertretenen   Königreiche  und   Länder  zuerkannt. 


e)  Besondere  Bestimmungen  für  Frauen. 

Nr.  458. 

Verordnung  des  Ministers  fflr  K.a.U.  vom  6.  Mal  1878,  Z.  5385,^) 

MYBNr.  15. 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 
betreffend  die  Znlasstmg  von  Frauen  zn  Universitätsvorlesitngen. 

Es  sind  wiederholt  Anfragen  seitens  der  akademischen  Behörden  anher 
gerichtet  worden,  wie  sich  mit  Zulassung  von  Frauen  zu  den  Universitäts- 
vorlesungen zu  verhalten  sei. 

')  Dieses  Normale  ist  durdi  die  nad^folgenden  Vorschriften,  betreffend  das  Frauenstmdiam, 
wesentlich  modifiziert,  —  Betreffes  der  Zahlung  des  Kollegiengeldes  seitens  der  zum  Besuche 
einzelner  Universitätsvorlesungen  zugelassenen  Hospitantinnen  vgl,  MinErl,  vom  27,  Juni  1900, 
Z.  3838,  MVBNr.  39  fs.  Nr,  400), 

Betreffs  der  Zulassung  von  Frauen  zu  den  Vorlesungen  und  zur  Staatsprüfung  aus  der 
Staatsrechnungswissenschaft  (s,  Nr  ,704  u,ff.),  wird  im  KUMAkt  Z,  3852  ex  1900  bemerkt: 
Bisher  var  es  den  Frauen  unter  den  Voraussetzungen  der  MinVdg.  vom  6.  Mai  1978,  Z.  5385, 
also  mit  Zustimmung  der  Fakultät  und  des  Dozenten  gestattet,  die  Vorträge  Qber  Staatsrecbnungs- 
Wissenschaft  zu  besuchen,  ohne  Jedoch  Aber  diesen  Besuch  eine  amtliche  Bestätigung  zu  erhalten. 
Sie  waren  somit  jenen  gleichgestellt,  welche  sich  aus  HandbOchern  der  Staatsrechnungskunde 
ihre  Kenntnisse  autodidaktisch  angeeignet  hatten. 

Zu  der  Staatsprüfung  aus  der  Staatsrechnungskunde  konnten  aber  Kandidatinnen,  welche 
der  Oelegenheit  zum  Besuche  von  Vorlesungen  ermangelten,  nach  der  in  den  letzten  fflnf  Jahren 
geübten  Praxis  im  Sinne  des  §  5  des  Erlasses  des  bestandenen  Oeneralrechnungsdirektoriums 
vom  11.  November  1852,  RGBNr.  1  ex  lfö3,  dann  zugelassen  werden,  wenn  sie  sich  darflber 
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Ich  habe  in  dieser  Angelegenheit  auch  bereits  an  einige  Universitäten 
Weisungen  erlassen  und  finde  mich  dermalen  bestimmt,  um  einen  gleich- 
mäßigen Vorgang  zu  erzielen,  nachfolgende  allgemeine  Grundsätze  für  alle 
Universitäten  vorzuschreiben. 

Von  einer  allgemeinen  Zulassung  der  Frauen  zu  dem  akademischen 
Studium  kann  im  Geiste  der  bestehenden  Normen  zweifellos  nicht  die  Rede 
sein,  da  es  ein  durchgreifender  Grundsatz  unseres  Unterrichtswesens  ist, 
daß  mindestens  der  höhere  Unterricht  stets  unter  Trennung  der  beiden 
Geschlechter  erteilt  wird. 

Hienach  kann  die  Zulassung  von  Frauen  zu  Universitätsvorlesungen 
nur  ganz  ausnahmsweise  und  nur  bei  besonderen  im  einzelnen  Falle  zu 
würdigenden  Umständen  Platz  greifen. 

Eine  solche  Ausnahme  wird  zunächst  in  der  Weise  möglich  sein, 
daß  ausschließlich  für  Frauen  bestimmte  Vorlesungen  abgehalten  werden 
(MinVdg.  vom  5.  Februar  1849,  Z.  974),  falls  sich  dies  irgendwie  als  ganz 
unbedenklich  und  durch  besondere  Gründe  gerechtfertigt  darstellen  sollte. 

Auch  dann  aber  müßte  in  jedem  einzelnen  Falle  vor  Abhaltung  solcher 
Vorlesungen  erst  die  ho.  Genehmigung  eingeholt  werden. 

Dagegen  wird  der  Zutritt  von  Frauen  zu  den  regelmäßigen  für  die 
männliche  Jugend  bestimmten  Universitätsvorlesungen  nur  in  ganz  seltenen 
Fällen  zu  gestatten  sein.  Die  Entscheidung  aber,  ob  ein  solcher  Fall  vor- 
handen ist,  wird  zunächst  die  Fakultät  im  Einverständnisse  mit  dem  Do- 
zenten zu  treffen  haben,  dergestalt,  daß,  falls  eine  Einigung  zwischen  der 
Fakultät  und  dem  Dozenten  nicht  erzielt  wird,  die  Zulassung  nicht  statt- 
finden kann. 

Immer  wird  ferner  auch  dem  akademischen  Senate  zustehen,  durch 
eigenen  Beschluß  den  Besuch  der  Vorlesungen  durch  Frauen  an  der  ganzen 
Universität  vollständig  auszuschließen. 

Alle  über  eine  derartige  Frage  getroffenen  Bestimmungen  sind  in  den 
Sitzungsprotokollen  der  Professorenkollegien  und  des  Senates,  unter  Er- 
sichtlichmachung  der  für  die  Anordnung  maßgebend  gewesenen  Gründe 
anzumerken,  und  ich  behalte  mir  vor,  anläßlich  der  Einsicht  in  diese  Proto- 
kolle auch  meinerseits  die  mir  angemessen  erscheinende  Anordnung  zu 
treffen. 


aosznwelsen  vermochten,  dafl  sie  sich  im  Kassen-  und  Komptabilitfttsdienste  der  öffentlichen 
oder  einer  städtischen  Oemeindeverwaltungf  bereits  verwendet  haben. 

Diese  Bestimmung  wurde  seitens  des  Ministeriums  des  Innern,  In  dessen  Ressort  das 
Prflfungswesen  In  Ansehung  der  Staatsrechnungswissenschaft  gehört,  zu  Ounsten  der  Frauen 
wesentlich  erweitert,  indem  es  die  Anschauung  vertrat ,  dafi  es  keinem  Anstände  unterliege,  die 
obige  Bestimmung  auch  auf  private  Institute  oder  Vereine  (städtische  Sparkassen,  Vorschufi- 
vereine),  welche  von  ihren  Bediensteten  den  Nachweis  Aber  die  mit  gutem  Erfolge  abgelegte 
Prüfung  aus  der  Staatsrechnungswissenschaft  fordern,  In  Anwendung  zu  bringen,  falls  die  behufs 
Zulassung  zu  der  gedachten  Prttiung  gesetzte  Bedingung  der  Verwendung  im  Kassen-  und 
Komptabilitfttsdienste  im  wesentlichen  erfüllt  wird  und  falls  derlei  Kandidaten,  wenn  sie  auch 
nicht  im  Staats-  oder  Oemeindedienste  stehen,  doch  Oberhaupt  ihre  Eignung  zum  Buchhai tungs- 
dicnste  erprobt  haben,  wobei  selbstverständlich  die  Ablegung  dieser  Prüfung  einen  Anspruch 
>uf  Erlangung  einer  Staatsbedienstung  nicht  begründet. 

Dem  JVtinisterium  des  Innern  steht  es  übrigens  zu,  auch  noch  weitergehende  Begünstigungen 
im  einzelnen  Falle  zu  gewähren. 
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Selbst  aber  in  jenen  Ausnahmsfällen,  wo  der  Besuch  von  Vorlesungen 
den  Frauen  gestattet  wird,  sind  dieselben  weder  zu  immatrikulieren,  nodi 
als  außerordentliche  Hörerinnen  aufzunehmen,  sondern  es  ist  denselben 
lediglich  die  faktische  Frequenz  (das  Hospitieren)  und  immer  nur  für 
einzelne,   bestimmt  bezeichnete   Vorlesungen   zu  gestatten. 

Selbstverständlich  ist  denselben  daher  auch  kein  amtlidies  Dokument 
über  die  Zulassung  zu  der  Vorlesung  und  keine  amtliche  Bestätigung 
des  Besuches  derselben  auszufertigen. 


Np.  459. 

Yerordnimg  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  9.  M8rz  1896,  Z.  1966. 

MVBNr.  18, 

an  alle  Landesschulbehörden, 
betreffend  die  Maturitätsprüfungen  ffir  Frauen. 

In  Abänderung  der  MinVdg.  vom  21.  September  1878,  Z.  15.551,^) 
betreffend  die  Maturitätsprüfungen,  welchen  sich  weibliche  Kandidaten  zu 
unterziehen  beabsichtigen,  finde  ich  mich  bestimmt,  nachstehende  Ver- 
fügungen zu  treffen  : 

Dieselben  können  zur  Maturitätsprüfung  an  den  Gymnasien  zugelassen 
werden,  wenn  sie: 

1.  das  18.  Lebensjahr  vollendet  haben,  oder  in  dem  betreffenden 
Kalenderjahre  vollenden,  und 

2.  den  Nachweis  liefern,  daß  sie  entweder  ein  Privatgymnasium  oder 
als  Privatistinnen  ein  öffentliches  Gymnasium  absolviert  haben,  oder  eine 
Bescheinigung  beibringen,  daß  sie  unter  geeigneter  Anleitung  den  Gymnasial- 
Unterricht  in  dem  erforderlichen  Umfange  genossen  haben. 

Die  Kandidatin  hat  behufs  Zulassung  zur  Prüfung  ein  Gesuch,  wie  es 
für  die  externen  Prüfungskandidaten  vorgeschrieben  ist,  und  zwar  in  der 
Regel  innerhalb  der  ersten  vier  Wochen  desjenigen  Sommersemesters,  an 
dessen  Schlüsse  sie  sidi  der  Maturitätsprüfung  zu  unterziehen  beabsichtigt, 
an  den  Landesschulrat  desjenigen  Landes  zu  richten,  in  welchem  sie  sidi 
der  Prüfung  unterziehen  will. 

Die  Landesschulbehörde  hat  diese  Nadiweise  zu  prüfen,  und  wenn 
dieselben  als  entsprechend  befunden  worden  sind,  die  Zulassung  im  eigenen 
Wirkungskreise   auszusprechen. 

^)  Diese  frühere  Verordnung  (MVBNr,  34  ex  1878)  bestimmte:  Es  wird  auch  femer  Frmaen, 
welche  den  Besitz  der  bei  einer  Maturitätsprüfung  auszuweisenden  Kenntnisse  darzulegfen  wünschen, 
die  Able^ng  dieser  Prüfung^  in  der  fflr  die  männliche  Jugend  vorgeschriebenen  Form  nidit  zu 
verwehren  sein,  jedenfalls  ist  aber  in  dem  hierüber  ausgestellten  Zeugnisse,  die  sonst  vor- 
geschriebene Schlufiklausel :  dafi  Examinand  seine  Reife  zum  Betriebe  höherer  Studien  dargettn 
habe  oder  dergleichen,  wegzulassen  und  an  Stelle  dessen  lediglich  anzumerken,  dafi  Examinindin 
denjenigen  Anforderungen  genügt  habe,  welche  bei  einer  Maturitätsprüfung  an  die  miDnliche 
Jugend  gestellt  werden.  Das  Zeugnis  Ist  auch  im  Eingange  nicht  als  Maturitätsprflfungszeugnis» 
sondern  einfach  als  Zeugnis  zu  bezeichnen. 
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Gegen  die  Abweisung  eines  solchen  Gesuches  steht  der  Rekurs  an 
das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  offen. 

In  rücksichtswürdigen  Fällen,  namentlich,  wenn  eine  Kandidatin  die 
im  Sommertermine  bereits  begonnene  Prüfung  zu  Ende  zu  führen  ver- 
hindert war,  kann  die  Ablegung,  beziehungsweise  Fortsetzung  der  Prüfung 
im  Herbsttermine  bewilligt  werden. 

Für  die  schriftlichen  und  für  die  mündlichen  Prüfungen  der  Kandi- 
datinnen sind,  insofern  eine  größere  Zahl  von  Anmeldungen  dies  er- 
heischt, besondere  Prüfungstage,  und  zwar  für  die  mündlichen  Prüfungen 
im  unmittelbaren  Anschlüsse  an  die  mündlichen  Prüfungen  der  Abiturienten 
festzusetzen. 

Zur  Vornahme  dieser  Maturitätsprüfungen  werden  folgende  Gymnasien 
bestimmt: 

In  Niederösterreich:  Das  k.  k.  akademische  Gymnasium  in  Wien. 

In   Oberösterreich:   Das   Staatsgymnasium   in   Linz. 

In    Salzburg:    Das    Staatsgymnasium   in    Salzburg. 

In  Tirol:  Das  Staatsgymnasium  in  Innsbruck  für  deutsche,  die 
italienische  Abteilung  des  Staatsgymnasiums  in  Trient  für  italienische  Kan- 
dkiatinnen. 

In  Steiermark:    Das   I.  Staatsgymnasium  in  Graz. 

In   Kärnten:    Das   Staatsgymnasium   in   Klagenfurt. 

In  Krain:    Das  Staatsgymnasium  in  Laibach. 

Im  Küstenlande:  Das  Staatsgymnasium  in  Triest  für  deutsche  und 
das  Staatsgymnasium  in  Capo  d'Istria  für  italienische  Kandidatinnen. 

In  Böhmen:  Das  Staatsgymnasium  mit  deutscher  Unterrichtssprache 
in  Prag-Kleinseite  für  deutsche,  und  das  akademische  Gymnasium  in  Prag 
für  böhmische  Kandidatinnen. 

In  Mähren:  Das  I.  deutsche  Staatsgymnasium  in  Brunn  für  deutsche 
und  das  böhmische  Staatsgymnasium  in  Brunn  für  böhmische  Kandidatinnen. 

In   Schlesien:    Das   Staatsgymnasium   in   Troppau. 

In  Galizien:  Das  Staatsgymnasium  bei  St.  Anna  in  Krakau  und 
das  Franz-Josef-Gymnasium  in  Lemberg  für  polnische,  das  II.  Staatsgymna- 
sium in  Lemberg  für  deutsche  und  das  akademische  Gymnasium  in  Lemberg 
für  ruthenische  Kandidatinnen. 

In  der  Bukowina:  Das  Staatsgymnasium  in  Czemowitz. 

In  Dalmatien:  Das  Staatsgymnasium  in  Zara  für  italienische  und 
das   Staatsgymnasium   in   Spalato   für   serbo-kroatische    Kandidatinnen. 

Die  Prüfungen  sind  nach  den  für  die  Maturitätsprüfungen  an  den 
Gymnasien  bestehenden  Vorschriften  durchzuführen,  jedoch  mit  der  Ab- 
änderung, daß  sich  die  mündliche  Prüfung  auf  sämtliche  Prüfungsgegen- 
stände mit  Ausnahme  von  Religion,  Naturgeschichte  und  philosophische 
Propädeutik  erstreckt 

Die  mündliche  Prüfung  aus  den  drei  letztgenannten  Gegenständen  ist 
im  Sinne  der  MinVdg.  vom  28.  April  1885,  Z.  7553,  MVBNr.  24, i)  vor 

0  Diese  Verordnung  (betreffend  einzelne  Bestimmungen  bezägUeh  der  Semestralklass^flkation 
and  der  Maturitätsprüfungen  an  Gymnasien)  wurde  nickt  aufgenommen. 
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der  schriftlichen  Maturitätsprüfung,  und  zwar  alsbald  nach  der  erfolgten 
Zulassung  zur  Ablegung  der  Maturitätsprüfung  vor  einer  Prüfungskommis- 
sion, bestehend  aus  dem  Direktor  als  Vorsitzenden,  dem  Lehrer  des  be- 
treffenden Faches  und  einem  zweiten  Lehrer,  abzuhalten.  Das  über  den 
Verlauf  und  den  Erfolg  der  Prüfung  aufgenommene  Protokoll  ist  dem 
Maturitätsprüfungsakte  einzuverleiben. 

Besteht  eine  Kandidatin  bei  der  Vorprüfung  aus  zwei  Gegenständen 
nicht,  so  ist  sie  zu  der  schriftlichen  Prüfung  nidit  zuzulassen.  Erstreckt 
sich  die  nicht  genügende  Leistung  nur  auf  einen  Gegenstand,  so  kann 
die  Prüfungskommission  die  Wiederholung  dieser  Prüfung  in  angemessener 
Frist  gewähren.  Das  Mißlingen  derselben  hat  die  Ausschließung  von  der 
Maturitätsprüfung  im  laufenden   Prüfungstermine  zur  Folge. 

Bei  einer  eventuellen  neuerlichen  Zulassung  behalten  die  bei  dieser 
Vorprüfung  erworbenen  günstigen  Noten  ihre  Gültigkeit. 

Eine  Dispens  von  der  mündlichen  Prüfung  aus  der  Geschichte  und 
Physik  in  Oemäßheit  des  MinErl.  vom  22.  Jänner  1879,  Z.  803,  MVBNr.  9,») 
ist  ebensowenig  statthaft,  wie  die  aus    einem  anderen  Gegenstande. 

Die  mündliche  Maturitätsprüfung  hat  stets  unter  dem  Vorsitze  eines 
Landesschulinspektors  für  Mittelschulen  stattzufinden. 

Kandidatinnen,  welche  die  Prüfung  bestanden  haben,  erhalten  Maturitäts- 
zeugnisse nach  dem  für  die  Maturitätsprüfung  an  den  Gymnasien  vorge- 
schriebenen Formulare,  jedoch  mit  Hinweglassung  der  Bemerkung  über 
die    Reife   zum    Besuche   einer   Universität.') 

Die  Taxen  für  die  Vorprüfung  betragen  6  Gulden  (12  Kronen),  für 
die  Maturitätsprüfungen  gilt  die  für  externe  Kandidaten  bestehende  Vorschrift 


Nr.  460. 

Terordnnng  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  Yom  19.  Mlrz  1896, 

RGBNr.  45,  MTBNr.  20, 

betreffend  die  Nostrifikation  der  von  Frauen  im  Attslande  erworbenen 

medizinischen  Doktordiplome. 

In  Ergänzung  des  Erlasses  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom 
6.  Juni  1850,  Z.  4513,')  womit  provisorische  Bestimmungen  über  die 
Nostrifikation  ausländischer  medizinischer  Doktordiplome  getroffen  wurden, 
finde  ich  anzuordnen,  daß  künftig  auch  Frauen  zur  Nostrifikation  solcher 
ausländischer    IDoktordiplome    zuzulassen    sind. 

Hiebei  sind  jedoch  nachstehende   Bestimmungen   zu  beobachten: 
§  1.   Die   Kandidatin   hat  behufs   Zulassung  zur  Nostrifikation   nach- 
zuweisen : 


*)  Dieser  Erlqß  (betreffend  den  Vorgang  hei  der  mändlichen  MaiarUäispr^ättg  an 
Gymnasien  and  eine  besondere  Bestimmung  hinsiehüidi  der  Pr^fungsgegensiände :  QeschiehU  und 
Physik)  warde  hier  nicht  aufgenommen. 

*)  Abgeändert yOr  Inländerinnen:  vgl.  Nr.  467. 

•)  5.  Nr.  50Ö. 
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a)  die   österreichische   Staatsbürgerschaft, 

b)  das  zurückgelegte  24.  Lebensjahr  oder  dessen  Vollendung  in  jenem 
Kalenderjahr,  in  welchem  die  Nostrifikation  angesucht  wird, 

c)  die  erfolgreiche  Ablegung  der  in  der  MinVdg.  vom  21.  September 
1878  (MVBNr.  34),  respektive  der  MinVdg.  vom  9.  März  1896,  i)  näher 
bezeichnete  Prüfung  (Reifeprüfung)  an  einem  inländischen  Staatsgymnasium, 

d)  eine  Studienzeit  von  10  Semestern  an  der  medizinischen  Fakultät 
einer  ausländischen  Universität,  deren  Studieneinrichtungen  jenen  der  öster- 
reichischen   Universitäten   im    wesentUchen   gleichkommen. 

Außerdem  hat  die  Kandidatin  nachzuweisen,  daß  gegen  ihr  Verhalten 
während  der  Studienzeit  im  Auslande  kein  Anstand  erhoben  wurde. 

§  2.  Ober  die  Zulassung  oder  Nichtzulassung,  sowie  über  etwaige 
ausnahmsweise  Gewährung  von  Erleichterungen  oder  Begünstigungen  hat 
das  Professorenkollegium  der  medizinischen  Fakultät  derjenigen  Univer- 
sität, an  wekher  die  Betreffende  die  Nostrifikation  anstrebt,  Beschluß  zu 
fassen. 

Der  Beschluß  des  Professorenkollegiums  auf  Zulassung  zur  Nostri- 
fikation ist  in  jedem  einzelnen  Falle  dem  Ministerium  für  Kultus  und 
Unterricht  zur  Genehmigung  vorzulegen,  wobei  die  etwa  zu  gewährenden 
Erleichterungen  oder  Begünstigungen  näher  zu  motivieren  sind. 

Gegen  den  Beschluß  auf  Nichtzulassung  steht  der  Rekurs  an  das 
Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  offen. 

§  3.  Im  Falle  der  Zulassung  hat  sich  die  Kandidatin  sämtlichen 
(praktischen,  wie  theoretischen)  strengen  Prüfungen  mit  Ausschluß  der 
naturhistorischen  Vorprüfungen  zu  unterziehen.^) 

Die  Anforderungen,  welche  bei  jedem  einzelnen  Prüfungsakte  zu  stellen 
sind,  haben  jenen  an  männliche  Kandidaten  vollkommen  gleich  zu  sein. 

§  4.  Hat  die  Kandidatin  diesen  Anforderungen  entsprochen,  so  ist  die- 
selbe zu  promovieren  und  ihr  das  Diplom  auszufolgen. 

§  5.    Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft. 


Np.  461. 

Yerordnang  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  23.  Hirz  1897,  Z.  7155, 

RGBNr.  84,  HTBNr.  19, 

betreffend  die  ZtAassnng  von  Frauen  als  ordentliche  oder  attßerordentUche 
Hörerinnen  an  den  philosophischen  Fakultäten  der  k.  k.  Universitäten. 

§  1.  Frauen  können  als  ordentliche  Hörerinnen  an  den  philosophischen 
Fakultäten  der  Universitäten  gegen  Erfüllung  nachstehender  Bedingungen 
zugelassen  werden: 

§  2.  Die  Kandidatin  hat  behufs  Zulassung  zur  Inskription  nach- 
zuweisen : 


>)  s.  Nr.  459. 
")  s.  Nr.  678. 
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a)  die  österreichische  Staatsbürgerschaft;^) 

b)  das  zurückgelegte  18.  Lebensjahr  oder  dessen  Vollendung  In  dem 
Kalenderjahre,   in  welchem  die   Inskription  angesucht  wird; 

c)  die  erfolgreiche  Ablegung  der  in  der  MinVdg.  vom  9.  März  1896, 
Z.  1966,^)  näher  bezeichneten  Prüfung  (Reifeprüfung)  an  einem  inländi- 
schen oder  einem  vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  als  gleich- 
wertig  erkannten    ausländischen    Staatsgymnasium. 

§  3.  Ober  die  Aufnahme  oder  Nichtaufnahme  von  Frauen  als  ordent- 
liche Hörerinnen  entscheidet  der  Dekan  der  philosophisdien  Fakultät 

Im  Falle  der  Nichtzulassung  zur  Inskription  steht  der  Aufnahms- 
werberin   der   Rekurs   an  den   Minister  für   Kultus   und   Unterricht   offen. 

§  4.  Die  geltenden  Vorschriften  über  die  Inskription  und  Immatrikulation, 
Frequenz  von  Vorlesungen  und  Befreiung  vom  Kollegiengelde,  sowie  die 
geltenden  Disziplinarvorschriften  haben  auch  hinsichtlich  der  Frauen  als 
ordentliche  Universitätshörerinnen  sinngemäß  Anwendung  zu  finden. 

§  5.  Verläßt  eine  ordentliche  Hörerin  der  philosophischen  Fakultät 
die  Universität,  entweder  weil  sie  ihre  Studien  beendet  hat  oder  sich  an 
eine  andere  Universität  begeben  will,  so  ist  ihr  vom  Dekan  ein  Abgangs- 
zeugnis auszufertigen. 

Ohne  ein  solches  Uni versitäts-(Abgangs-) Zeugnis  darf  dieselbe  an  einer 
anderen  Universität  nicht  aufgenommen  werden. 

§  6.  Hinsichtlich  der  Zulassung  von  ordentlichen  Hörerinnen  zu  den 
philosophischen  Rigorosen  haben  die  Bestimmungen  der  philosophischen 
Rigorosenordnung  vom  15.  April  1872,  beziehungsweise  der  MInVdg. 
vom    11.    Februar   1888*)    zur   Anwendung  zu   kommen. 

§  7.  Frauen,  welche  zwar  die  Bedingung  des  §  2,  nidit  aber  jene 
der  Ht.  c.  (Ablegung  der  Reifeprüfung)  nachzuweisen  vermögen,  können 
als  außerordentliche  Hörerinnen  an  den  philosophischen  Fakultäten  auf- 
genommen werden,  wenn  sie  mindestens  die  Lehrerinnenbüdungsanstalt  oder 
eine  von  jenen  Schulen  für  Mädchen  (höhere  Töchterschulen,  Lyzeen, 
Gymnasien),  welche  der  Minister  für  Kultus  und  Unterridit  hiefür  von  Fall 
zu  Fall  als  gleichwertig  bezeichnet,  mit  Erfolg  absolviert  haben.*^) 

*)  s.  Nr,  462  (betreffs  der  Aufnahme  von  Ausländerinnen),  —  «)  s.  Nr,  459, 
*)  Kff.  die  nunmehrige  philosopfiische  Rigorosenordnung  sub  Nr.  702, 
«)  Im  KUMErl,  vom  18.  April  1902,  Z.  11.353,  wird  bemerkt,  dqß  zur  Aufnahme   aufler- 
ordentlicher  Hörerinnen  (an  den  philosophischen  Fakultäten)  eine  bestinuute  VorbUdung  (§  7 
der  MinVdg.  vom  23.  März  1897,  ROBNr.  84)  gefordert  wird,  welche  durch  ehie  mifiluni^e 
Maturitfttsprflfung  nicht  ersetzt  werden  kann. 

Vgl.  betreffs  der  höheren  UnierricMsanstalten  für  Mädchen:  Eriqß  des  Müästeriums  fir 
K,  u,  U,  vom  11,  Dezember  1900,  Z.  34.551,  MVBNr,  65,  betreffend  die  Mädchenfyxeen  und 
Verordnung  des  Ministers  für  K.  u.  U,  vom  3,  Oktober  1901,  Z.  27.915,  MVBNr,  39,  womit  eine 
Vorschrift  über  die  Abhaltung  von  Reifeprüfungen  an  MOdchenfyzeen  erlassen  wird. 

Im  Sinne  des  §  7  wurde  ßur  gleichwertig  erkannt:  das  öffentliche  deutsche  Mädehenfyteam 
des  Wiener  Frauenerwerbvereines,  sofern  sich  die  Absolventinnen  der  Reifeprüfung  unterzogen 
haben  (KUMErl,  vom  23,  Oktober  1902,  Z,  32.282);  ebenso  das  öffentliche  deutsche  Mädchen- 
lyzeum in  Prag  (KUMErl.  vom  6,  Dezember  1902,  Z,  37,644);  das  städtische  öffentliche  Mädchen- 
tyzeum  in  Graz  (KUMErl,  vom  23,  Oktober  1902,  Z.  33.000);  das  öffentliche  Mädchenfyzeum  in 
Linz  (KUMErl,  vom  27,  November  1903,  Z.  33.810);  das  städtische  öffentliche  Mädchenfyzeum 
in  Triest  (KUMErL  vom  28,  März  1903,  Z.  8423);  das  städtische  öffentiidte  Mädchenfyzeum 
in  Czernowitz  (KUMErl.  vom  10.  Februar  1903,  Z.  3282). 
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Solche  außerordentliche  Hörerinnen  haben  jedoch  mindestens  zehn 
Vorlesestunden  pro  Woche  zu  inskribieren. 

Die  Erlaubnis  zum  Besuche  einzelner  Vorlesungen  kann  Frauen  nur 
ausnahmsweise  in  Gemäßheit  der  MinVdg.  vom  6.  Mai  1878^)  auf  Antrag 
des  betreffenden  Dozenten  von  dem  Professorenkollegium  gestattet  werden. 

§  8.  Die  außerordentlichen  Hörerinnen  sind  ebenso  wie  die  ordent- 
lichen Hörerinnen  zur  Beobachtung  der  akademischen  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen verpflichtet. 

§  9.  Die  Bedingungen  der  Zulassung  ordentlicher  oder  außerordenthcher 
Hörerinnen  zu  Lehramtsprüfungen  für  höhere  Töchterschulen,  eventuell 
Mädchenmittelschulen  werden  in  einer  besonderen  Verordnung  geregelt.^) 

§  10.    Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Studienjahre  1897/98  in  Kraft. 


Nr.  462. 

Erlafi  des  Ministers  f Or  K.  n.  U.  vom  15.  September  1898,  Z.  23.397, 

an  den  Statthalter  für  Galizien,') 

(betreffend   die   Aufnahme   von  Ansländerinnen   als   ordentliche   und 
anßerordentliche  Hörerinnen  der  philosophischen  Fakultäten). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  .  .  .  finde  ich  auf  den  bezüglichen 
Antrag  zu  genehmigen,  daß  an  den  philosophischen  Fakultäten  der  Univer- 
sitäten in  Krakau  und  Lemberg  vom  Studienjahre  1898/99  an  nach  Maßgabe 
der  Bestimmungen  der  §§  2  und  7  der  ho.  MinVdg.  vom  23.  März  1897, 
RGBNr.  84,  auch  Ausländerinnen,  welche  die  erfolgreiche  Ablegung  der 
Reifeprüfung  an  einem  inländischen  oder  einem  für  gleichwertig  erkannten 
ausländischen  Gymnasium  nachzuweisen  vermögen,  respektive  der  im  §  7, 
Abs.  2,  ausgesprochenen  Bedingung  entsprechen,  in  berücksichtigungswerten 
Fällen  ausnahmsweise  auf  Grund  einer  vom  Professorenkollegium  einzu- 
holenden speziellen  ho.  Genehmigung  zur  Inskription  als  ordentliche,  be- 
ziehungsweise außerordentliche  Hörerinnen  der  philosophischen  Fakultät 
zugelassen  werden. 

Derartige  Gesuche  von  Ausländerinnen  werden  daher,  eventuell  kumu- 
lativ, vom  Professorenkollegium  mit  dessen  Äußerung  durch  Vermittlung 
Euer  .  .  .  anher  zu  leiten  sein. 


0  5.  Nr.  458, 

*)  VgL  den  Erlqß  des  Ministeriums  für  K.  u,  U,  vom  11.  Dezember  1900,  Z.  34Ji51, 
MVBSr.  65,  betreffend  die  Mädchenlyteen,  ßir  weldte  zugleich  A.  ein  provisorisehes  Statut, 
B.  ein  Lehrphtn  und  C.  eine  Prüfungsvorsehrift  für  Kandidatinnen  des  Lehramtes  an  Mädchen- 
fyzeen  kundgemacht  wurde  fs.  Nr.  466  bj. 

*)  Auch  an  anderen  philosophischen  Fakultäten  wurde  die  Zulassung  von  Ausländerinnen 
fallweise  vom  Unterrichtsministerium  genehmigt. 


gf^Q  II.  Teil :  Studienvorschriften ;  A.  Allgfemelne  Bestimmung^en. 

Nr.  463. 

Verordnung  des  Hinisters  fflr  K.  u.  ü.  im  ElnYemehmen  mit  dem 
Hlnlsterlom  des  Innern  vom  3.  September  1900,  RGBNr.  149, 

HTBNr.  49, 

betreffend  die  Zulassung  von  Frauen  zu  den  medizinischen  Studien  and 

zum  Doktorate  der  gesamten  Heilkunde. 

Auf  Grund  Ah.  Ermächtigung  vom  31.  August  1900  wird  im  Einver- 
nehmen mit  dem  Ministerium  des  Innern  in  Betreff  der  Zulassung  von 
Frauen  zu  den  medizinischen  Studien  und  zum  Doktorate  der  gesamten 
Heilkunde  an  den  inländischen  Universitäten  nachstehendes  angeordnet: 

§  1.  Den  Dekanen  der  medizinischen  Fakultäten  der  Universitäten  wird 
es  vorbehaltlich  der  Zustimmung  des  Professorenkollegiums  gestattet,  Frauen, 
welche  die  im  nachstehenden  bezeichneten  Bedingungen  erfüllen,  über  ihr 
schriftliches  und  ordnungsmäßig  belegtes  Ansuchen  zur  Immatrikulation  als 
ordentliche    Hörerinnen   der   medizinischen    Fakultät   zuzulassen. 

Im  Falle  der  Nichtzulassung  steht  der  Aufnahmswerberin  der  Rekurs 
an  den  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  offen. 

§  2.  Als  Bedingungen  zur  Aufnahme  haben  zu  gelten: 

1.  Die   österreichische   Staatsbürgerschaft. 

2.  Die  erfolgreiche  Ablegung  der  in  der  ho.  MinVdg.  vom  9.  März 
1896,  MVBNr.  18,^)  näher  bezeichneten  Prüfung  (Reifeprüfung)  an  einem 
öffentlichen  inländischen  oder  vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht 
für  gleichwertig  erkannten  ausländischen  Gymnasium;  auch  in  letzterem 
Falle  muß  die  Reifeprüfung  frühestens  im  Laufe  des  18.  Lebensjahres 
abgelegt  worden  sein. 

§  3.  Die  hinsichtlich  der  Immatrikulation  sowie  der  Inskription  ordent- 
licher Hörer  geltenden  Vorschriften  haben  auch  auf  die  Hörerinnen  An- 
wendung zu  finden. 

§  4.  Sofern  diese  immatrikulierten  Frauen  auf  Grund  ihrer  Studien 
die  Erwerbung  des  Doktorgrades  der  gesamten  Heilkunde  anstreben,  haben 
sie  behufs  Erlangung  des  Absolutoriums  den  vorgeschriebenen  Studiengang 
einzuhalten. 

Ausnahmsweise  können  hiebei  in  derselben  Weise  wie  bei  Studie- 
renden einzelne  Vorlesungen  oder  Semester,  welche  Frauen  an  in-  oder 
ausländischen  Fakultäten  besucht  haben,  vom  Minister  für  Kultus  und 
Unterricht  nach  Anhörung  des  Professorenkollegiums  angerechnet  werden. 

§  5.  Behufs  Erwerbung  des  Doktordiploms  und  der  damit  verbundenen 
Berechtigung  zur  Ausübung  sämtlicher  Zweige  der  ärztlichen  Praxis  nach 
Maßgabe  der  diesfalls  erlassenen  besonderen  Bestimmungen  haben  sich  die 
Kandidatinnen  unter  Beibringung  der  vorgeschriebenen  Belege  den  strengen 
Prüfungen  nach  der  geltenden  medizinischen  Rigorosenordnung  zu  unter- 
ziehen. 


»)  s.  Nr.  459, 
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§  6.  Die  ho.  MinVdg.  vom  19.  März  1896,  RGBNr.  45,^)  betreffend 
die  Nostrifikation  der  von  Frauen  im  Auslande  erworbenen  medizinischen 
Doktordiplome,  wird  durch  diese  Verordnung  nicht  berührt 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Studienjahre  1900/01   in  Kraft. 


Nr.  464. 

Terordnong  des  MlnlsterprSsldenten  als  Leiters  des  Mlnlsterlams 
des  Innern  sowie  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  3.  September  1900, 

RGBNr.  150,  MYBNr.  50, 

betreffend  die  Zulassung  von  Frauen  zum  pharmazeutischen  Berufe. 

Auf  Grund  Ah.  Ermächtigung  vom  31.  August  1900  wird  von  den 
Ministerien  des  Innern  und  für  Kultus  und  Unterricht  in  Betreff  der  Zu- 
lassung von  Frauen  zum  pharmazeutischen  Berufe*)  nachstehendes  ange- 
ordnet : 

§  1.  Frauen  können  unter  den  im  nachstehenden  aufgestellten  Be- 
dingungen zur  Ausübung  des  pharmazeutischen  Berufes  zugelassen  werden. 

§  2.  Als  allgemeine  Voraussetzungen  für  den  Eintritt  von  Frauen  in 
diesen   Beruf  haben  zu  gelten: 

1.  Die  österreichische  Staatsbürgersdiaft, 

2.  der  Nachweis,  daß  die  Aufnahmswerberin  zur  Zeit  ihres  Eintrittes 
in  den  pharmazeutischen  Beruf  mindestens  das  16.  Lebensjahr  vollendet 
hat,   und 

3.  daß  sie  laut  eines  beizubringenden,  vom  Amtsarzte  der  politischen 
Behörde  des  Wohnortes  ausgestellten  oder  eines  von  diesem  bestätigten 
ärztlichen  Zeugnisses  die  entsprechende  physische  Eignung  besitzt. 

§  3.  Rücksichtlich  der  Vorbildung  ist  für  die  Aufnahme  von  Frauen 
in  den  pharmazeutischen  Beruf  erforderlich: 

a)  Der  Nachweis,  daß  die  Aufnahmswerberin  die  ersten  sechs  Klassen 
eines  öffentlichen  inländischen  Gymnasiums  oder  einer  solchen  Realschule 
als  Privatistin  mit  Erfolg  absolviert  hat;  fallweise  können  die  an  einer 
solchen  Anstalt  des  Auslandes  zurückgelegten  Studien  vom  Minister  für 
Kultus  und  Unterricht  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern 
als  gültig  anerkannt  werden;  oder 

b)  die  erfolgreiche  Ablegung  einer  Prüfung  im  Ausmaße  der  Forde- 
rungen der  ersten  sechs  Klassen  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule, 
und  zwar  an  einem  öffentlichen  inländischen  oder  vom  Minister  für  Kultus 
und  Unterricht  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  für 
gleichwertig  erkannten  ausländischen  Gymnasium,  beziehungsweise  einer 
Realschule. 

Wenn  in  diesen  beiden  Fällen  Realschulzeugnisse  beigebracht  werden, 
so  ist  auch  eine  an  einem  öffentlichen  Gymnasium  mit  Erfolg  abgelegte 

>)  5.  Nr.  460, 

•)  Vgl.  Nr.  706  n.  ff. 


5*^2  ''*  ^^^'  Stndlenvorschrifteii ;  A.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Prüfung  aus  der  lateinischen  Sprache  im  Umfange  der  Anforderungen 
für  die  ersten  sechs  Qymnasialklassen  auszuweisen. 

Die  Einrichtung  dieser  besonderen  Prüfungen  wird  durch  eine  be- 
sondere Verordnung  bestimmt  werden.^) 

§  4.  Auf  Grund  der  in  den  §§2  und  3  angeführten  Belege  kann  die 
Aufnahmswerberin  mit  Zustimmung  des  betreffenden  Apotheken-Füial-  und 
Hauptgremiums,  beziehungsweise  in  Tirol,  Vorarlberg  und  Dalmatien  mit 
Zustimmung  der  politischen  Landesbehörde  in  die  Apothekerlehre  eintreten. 

§  5.  Vorbehaltlich  der  für  die  Ausübung  des  Apothekendienstes  durch 
Pharmazeutinnen  erlassenen  besonderen  Bestimmungen  finden  auf  dieselben 
alle,  die  Apothekerlehre  und  die  Tirozinalprüfung,  das  pharmazeutische 
Universitätsstudium  und  die  Prüfungen  zum  Magisterdiplome  geltenden  all- 
gemeinen Vorschriften  gleichmäßige  Anwendung. 

§  6.  Das  nach  Absolvierung  des  pharmazeutischen  Universitätsstudiums 
und  nach  Ablegung  der  vorgeschriebenen  Prüfungen  erworbene  Magister- 
diplom berechtigt  die  Inhaberin,  sich  im  Apothekendienste  als  diplomierter 
pharmazeutischer  Assistent  zu  verwenden. 

Zur  Erlangung  der  Berechtigung  zur  selbständigen  Leitung  einer  öffent- 
lichen Apotheke  ist  außer  der  Zurücklegung  des  vorgeschriebenen  Quin- 
quenniums  die  besondere  Bewilligung  des  Ministeriums  des  Innern  er- 
forderlich. 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  1.  Oktober  1900  in  Kraft, 
wonach  die  Aufnahme  von  Assistentinnen  in  die  pharmazeutischen  Uni- 
versitätsstudien frühestens  mit  dem  Studienjahre  1903/04  stattzufinden  hat. 


Np.  465. 

Erlafi  des  Ministsrs  fOr  K.  u.  U.  vom  3.  Ssptsmber  1900,  Z.  25.331. 

an  die  Dekanate  der  medizinischen  Fakultäten, 

(zur  Durchffihniiig  der  MinVdg.  vom  3.  September  1900»  RQBNr.  149, 
und  Nr.  150,  betreffend  die  Zulassung  von  Frauen  zu  den  medizinischen 

und  pharmazeutischen  Studien). 

Das  Dekanat  wird  hiemit  auf  die  im  Reichsgesetzt)latte,  sowie  im 
ho.  Ministerialverordnungsblatte  zur  Verlautbarung  gelangten  beiden  Ver- 
ordnungen vom  3.  September  1900,  RGBNr.  149  und  150,  und  zwar: 

1.  betreffend  die  Zulassung  von  Frauen  zu  den  medizinischen  Studien 
und  zum   Doktorate  der  gesamten  Heilkunde,  und 

2.  betreffend  die  Zulassung  von  Frauen  zum  pharmazeutischen  Be- 
rufe aufmerksam  gemacht. 

Zur  Durchführung  dieser  beiden  Verordnungen,  welche  mit  dem 
1.  Oktober  1900  in  Kraft  treten,  eröffne  ich  dem  Dekanate  nachstehendes: 

Im  Sinne  der  Verordnung  1.  werden  bei  den  medizinischen  Studien 
der  Frauen,  welche  ihre  Immatrikulation  erwirkt  haben,  in  jeder  Beziehung 

')  5.  Nr.  466a  und  469, 
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die  gleichen  Vorschriften,  wie  sie  für  ordentliche  Studierende  männlichen 
Geschlechtes   gelten,   zur   Anwendung   zu   bringen    sein. 

Sollte  sich  der  bei  der  bisherigen  Stellungnahme  des  einen  oder 
anderen  Dozenten  zu  der  Zulassung  von  Frauen  nicht  undenkbare  Fall 
ergeben,  daß  solchen  ordentlichen  Hörerinnen  der  Besuch  einzelner,  für 
die  Rigorosen  obligater  oder  sonst  zum  ordnungsmäßigen  Betriebe  der 
medizinischen  Universitätsstudien  gehöriger  Kollegien  dadurch  unmöglich 
gemacht  würde,  daß  sich  die  betreffenden  E>ozenten  mit  der  Inskription 
der  Hörerinnen  in  ihre  Vorlesungen  nicht  einverstanden  erklären,  so  werden 
diese  Hörerinnen  vom  Dekanate  anzuweisen  sein,  die  fehlenden  Kolle- 
gien je  nach  der  Lage  der  Verhältnisse  an  einer  anderen  Fakultät  oder  in 
einem  späteren  Semester  zu  frequentieren  oder  durch  adäquate  Kollegien 
bei  anderen  Dozenten,  insbesondere  bei  Extraordinarien  oder  Privatdozenten 
zu  ersetzen;  hiebei  erkläre  ich  mich  im  Prinzipe  bereit,  solche  Vor- 
lesungen auf  einen  fallweise  unter  Berücksichtigung  der  tatsächlichen  Um- 
stände gestellten  Antrag  des  Professorenkollegiums  als  genügenden  Er- 
satz für  die  normal  vorgeschriebenen  Kollegien  anzuerkennen,  wie  dies 
auch  hinsichtlich  der  männlichen  Studierenden  unter  Umständen  ausnahms- 
weise bewilligt  worden  ist. 

Es  wird  demnach  zum  Beispiel  das  obligate  klinische  Kollegium  über 
Chirurgie  bei  Befürwortung  durch  das  Professorenkollegium  durch  ein  im 
gleichen  Umfange  abgehaltenes  Kollegium  eines  als  Extraordinarius  oder 
Privatdozent  wirkenden  Vorstandes  einer  nicht  klinischen  chiruigischen  Ab- 
teilung und  dergleichen  ausnahmsweise  ersetzt  werden  können. 

Die  Professorenkollegien  wollen  es  sich  aber  gegenwärtig  halten,  für 
die  Anrechnung  solcher  Ersatzkollegien  nur  in  jenen  Fällen  einzutreten, 
in  welchen  die  Hörerinnen  tatsächlich  nur  infolge  ihrer  Zurückweisung 
seitens  des  betreffenden  E>ozenten  an  der  ordnungsmäßigen  Einhaltung  des 
Studienganges  verhindert  worden  sein  sollten;  hingegen  werden  solche  Aus- 
nahmen nicht  zu  gestatten  sein,  wenn  eine  selbstverschuldete  Außeracht- 
lassung der  gebotenen  Gelegenheit,  die  erforderlichen  Kollegien  zu  hören, 
vorliegen  sollte. 

Obzwar  die  fragliche  Verordnung  erst  mit  dem  1.  Oktober  1900  in 
Rechtskraft  tritt  und  demnach  die  Zulassung  von  Frauen  zu  den  medizini- 
schen Universitätsstudien  mit  dem  Studienjahre  1900/01  nur  für  den  ersten 
Jahrgang  erfolgen  kann,  wäre  ich  dennoch  unter  billiger  Berücksichtigung 
der  gegebenen  Verhältnisse  nicht  abgeneigt,  jenen  Frauen,  welche  bisher 
in  der  Eigenschaft  als  Hospitantinnen  einzelne  Kollegien  des  medizini- 
schen Studienganges  frequentiert  haben  und  sich  hierüber  entsprechend 
auszuweisen  vermögen,  diese  Kollegien  auf  einen  Antrag  des  Professoren- 
kollegiums ausnahmsweise  anzurechnen,  sofern  die  betreffenden  Frauen 
im  übrigen  den  Bestimmungen  der  obigen  Verordnung  entsprechen. 

Die  im  §  5  dieser  Verordnung  erwähnten  besonderen  Bestimmungen 
für  die  Zulassung  von  Frauen  zur  Ausübung  der  ärztlichen  Praxis  im  In- 
lande  werden  seitens  des  Ministeriums  des  Innern  seinerzeit  verlautbart 
werden. 


5^4  ^''  '^^^'  Studienvorschrlften ;  A.  Alls^emeine  Bestimmungen. 

Zu  der  Verordnung  2.^),  wonach  bei  der  Zulassung  von  Frauen  zum 
pharmazeutischen  Berufe  die  bestehenden  Vorschriften  gleichmäßig  zur  An- 
wendung zu  gelangen  haben,  bemerke  ich,  daß  diese  Verordnung,  durch 
welche  die  medizinischen  Fakultäten  in  Ansehung  des  Unterrichtes  in  der 
Pharmakognosie,  sowie  bezüglich  der  Abhaltung  der  strengen  Prüfung  be- 
rührt werden,  zunächst  in  der  Richtung  in  Wirksamkeit  tritt,  daß  Frauen, 
welche  den  geforderten  Bedingungen  entsprechen,  in  die  dreijährige  Apo- 
thekerlehre eintreten  können;  die  Zulassung  von  Frauen  in  die  zweijährigen 
Universitätsstudien  wird  sich  daher  frühestens  mit  dem  Studienjahre  1903/04 
vollziehen  können. 

Die  besonderen  Bestimmungen  über  die  im  §  3  erwähnte  Ausnahms- 
prüfung über  die  ersten  sechs  Klassen  eines  Gymnasiums  oder  einer  Real- 
schule, sowie  über  die  Ergänzungsprufung  aus  lateinischer  Sprache^),  femer 
die  dem  Ministerium  des  Innern  laut  §  5  vorbehaltenen  besonderen  Be- 
stimmungen für  die  Ausübung  des  Apothekendienstes  durch  Pharmazeu- 
tinnen werden  seinerzeit  verlautbart  werden. 


Np.  466  a. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  Tom  9.  Oktober  1900,  Z.  28.432, 

MTBHr.  59, 

an  sämtliche  k.  k.  Landesschulbehörden, 

betreffend  die  Zulassttng  von  Frauen  zu  attfierordentllchen  Prfifmigen 
an  Gymnasien  nnd  Realschulen  behufs  Eintrittes  In  das  pharmazeutlsdie 

Stadlnm. 

Nach  §  3  der  Verordnung  des  Ministerpräsidenten  als  Leiters  des 
Ministeriums  des  Innern,  sowie  des  Ministers  für  Kultus  und  Unterricht  vom 
3.  September  1900  (MVBNr.  50)»)  ist  rücksichtlich  der  Vorbildung  für 
die  Aufnahme  von  Frauen  in  den  pharmazeutischen  Beruf  erforderlich: 

a)  der  Nachweis,  daß  die  Aufhahmsbewerberin  die  ersten  sechs  Klassen 
eines  öffentlichen  inländischen  Gymnasiums  oder  einer  solchen  Realschule 
als  Privatistin  mit  Erfolg  absolviert  hat;  fallweise  können  die  an  einer 
solchen  Anstalt  des  Auslandes  zurückgelegten  Studien  vom  Minister  für 
Kultus  und  Unterricht  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern 
als  gültig  anerkannt  werden,  oder 

b)  die  erfolgreiche  Ablegung  einer  Prüfung  im  Ausmaße  der  Forde- 
rungen der  ersten  sechs  Klassen  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule, 
und  zwar  an  einem  öffentlichen  inländischen  oder  vom  Minister  für  Kultus 
und  Unterricht  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  für 
gleichwertig  erkannten  ausländischen  Gymnasium,  beziehungsweise  einer 
Realschule. 

Wenn  in  diesen  beiden  Fällen  Realschulzeugnisse  beigebracht  werden, 
so  ist  auch  eine  an  einem   öffentlichen  Gymnasium  mit  Erfolg  abgelegte 


')  Ein  analoger  Erkfß  erging  gleichzeitig  an  die  Dekanate  der  philosophischen  FakuUäten, 
*)  5.  Nr,  466a  und  469, 
»)  5.  Nr,  464, 
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Prüfung  aus  der  lateinischen  Sprache  im  Umfange  der  Anforderungen  für 
die   ersten   sechs  Gymnasialklassen   auszuweisen. 

Bezüglich  der  Vornahme  solcher  außerordentlicher  Prüfungen  finde 
ich  nach  Maßgabe  der  für  Aufnahmsbewerber  geltenden  Normen  und  unter 
der  Voraussetzung,  daß  bezüglich  der  Realschulen  die  Landesgesetze  nicht 
anders  verfügen,  folgendes  anzuordnen: 

1.  Kandidatinnen,  welche  sich  zum  Zwecke  des  Eintrittes  in  das  pharma- 
zeutische Studium  einer  Prüfung  im  Ausmaße  der  Forderungen  der  ersten 
sechs  Klassen  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule  unterziehen  wollen, 
müssen  das  16.  Lebensjahr  vollendet  haben  oder  noch  in  demselben  Kalender- 
jahre, in  dem  sie  die  Prüfung  ablegen,  vollenden  und  beim  Ministerium 
für  Kultus  und  Unterricht  um  die  Zulassung  zur  Ablegung  der  bezeich- 
neten Prüfung  und  um  die  Bestimmung  des  Gymnasiums,  beziehungs- 
weise  der  Realschule  ansuchen. 

In  diesem  klassenmäßig  gestempelten  Gesuche,  welches  im  Wege  der 
Landesschulbehörde  einzubringen  ist,  ist  das  Alter,  das  Religionsbekenntnis 
und  der  Wohnort  der  Bittstellerin,  dann  Name  und  Stand  des  Vaters  oder 
Vormundes  mit  beglaubigten  Zeugnissen  nachzuweisen,  endlich  aufzuklären, 
auf  welche  Weise  und  binnen  welcher  Zeit  die  Kandidatin  die  Vorbildung 
zu  dieser  Prüfung  erlangt  hat. 

2.  Das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  entscheidet  nach  Anhörung 
der  Landesschulbehörde  über  das  Gesuch  und  bestimmt  die  Anstalt,  an 
welcher  die  Prüfung  abzulegen  ist.  Ohne  besonderen  Auftrag  ist  kein 
Gymnasium,  beziehungsweise  keine  Realschule  berechtigt,  Prüfungen  dieser 
Art  vorzunehmen.  Prüfungen,  welche  ohne  besondere  Ermächtigung  vor- 
genommen werden,  sind  ungültig  und  wirkungslos. 

3.  Von  der  getroffenen  Entscheidung  wird  im  Wege  der  Landesschul- 
behörde auch  die  Direktion  des  betreffenden  Gymnasiums,  beziehungsweise 
Realschule  verständigt  und  diese  zugleich  ermächtigt,  der  Bittstellerin  über 
das  Ergebnis  der  Prüfung  ein  Zeugnis  auszustellen,  in  welchem  der  be- 
treffende Erlaß  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  und  der  spezielle 
Zweck  der  Prüfung  anzuführen  ist. 

4.  Für  diese  Prüfung  ist  eine  im  voraus  zu  entrichtende  Taxe  von 
24  Kronen  einzuheben,  für  deren  Verteilung  der  MinErl.  vom  29.  August 
1851,  Z.  8778  (Marenzeller,  Normalien  für  die  Gymnasien  und  Realschulen, 
I.  Teil,   Nr.   271),  maßgebend  ist. 

Die  Anerkennung  ausländischer  Zeugnisse  über  die  Ablegung  solcher 
Prüfungen  erfolgt  nur  ausnahmsweise  und  in  besonders  rücksichtswürdigen 
Fällen. 

Rücksichtlich  der  Vornahme  der  Ergänzungsprüfung  aus  der  lateini- 
schen Sprache  im  Ausmaße  der  Forderungen  der  ersten  sechs  Klassen 
eines  Gymnasiums  haben  die  mit  dem  ho.  Erlasse  vom  31.  Mai  1890, 
Z.  9524  (MVBNr.  40),i)  für  Realschüler  getroffenen  Verfügungen  auch  für 
die  bezeichneten  Kandidatinnen  zu  gelten  mit  dem  Zusätze,  daß  auch  das 
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Zeugnis  über  die  erfolgreiche  Ablegung  einer  außerordentlichen  Prüfung 
der  oben  bezeichneten  Art  die  Zulassung  zu  dieser  Ergänzungsprufung 
begründet. 

Np.  46eb. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  U.  Dezember  1900. 

Z.  34.551.  HTBNr.  65. 

an  sämtliche  k.  k.  Landesschulbehörden, 
betreffend  die  Mädcfaenlyzeeii.^) 

C.  Prüfungsvorschrift  für  Kandidatinnen  des  Lehramtes  an  Mädchen- 
lyzeen. 

Artikel  I.  Prfifiuigskomiiiission. 

Die  Lehrbefähigung  für  das  Lehramt  an  Mäddienlyzeen  wird  durch 
eine  Prüfung  dargetan,  zu  deren  Vornahme  zunädist  die  wissenschaftlichen 
Prüfungskommissionen  für  das  Lehramt  an  Gymnasien  und  Realschulen 
berufen   sind. 

Denselben  werden  nach  Bedarf  als  Examinatoren  (Examinatorinnen) 
Mitglieder  beigegeben,  die  der  Unterrichtsminister  für  die  gleiche  Zeitdauer 
wie  die  anderen  Mi^lieder  der  Kommission  ernennt. 

Die  Examinatoren  für  das  Lehramt  an  Mädchenlyzeen  bilden  eine 
selbständige  Abteilung  der  Prüfungskommission  für  das  Lehramt  an 
Gymnasien  und  Realschulen  mit  dem  Vorsitzenden  der  letzteren. 

Artikel  II.  Meldung  zur  Prüfung. 

L  Um  zur  Prüfung  zugelassen  zu  werden,  hat  die  Kandidatin  das 
Gesuch  an  den  E>irektor  derjenigen  Prüfungskommission  zu  richten,  vor 
welcher  sie  die  Prüfung  zu  bestehen  beabsichtigt. 

Dem  Gesuche  ist  beizulegen: 

a)  Der  Tauf-  oder  Geburtsschein  als  Nachweis  des  vollendeten 
22.  Lebensjahres. 

b)  Das  Zeugnis  der  Reife,  das  an  einer  Mittelschule,  an  einer 
Lehrerinnenbiklungsanstalt  oder  an  einem  Mädchenlyzeum  erworben  vrird. 

c)  Der  Nachweis,  daß  die  Kandidatin  sechs  Semester  an  einer  Univer- 
sität und  hievon  wenigstens  fünf  Semester  in  der  philosophischen  Fakultät 
als  ordentliche  oder  außerordentliche  Hörerin*)  zugebracht  und  während 
dieser  Zeit  ihre  Fachstudien  betrieben  habe.  Auch  hat  dieselbe  außerdem 
Vorlesungen  über  Pädagogik  und  über  Ihre  Unterrichtssprache  auszuweisen. 

Zugleich  wird  bei  der  Zulassung  zur  Prüfung  vorausgesetzt,  daß  ihr 
staatsbürgerliches   und   sittliches   Verhalten   unbescholten   war. 

1)  Dieser  Ministerialerlaß  enthält  nebst  einer  allgemeinen  Einleitung  über  die  Organisation 
von  höheren  Mädchenschulen  und  deren  Lehrziele  A.  ein  provisorisches  Statut,  betreffend  die 
MädchentyzeeUf  und  B,  den  Lehrplan  für  sechsklassige  Mädehenfyzeen,  VgL  auch  die  Ver- 
ordnung des  Ministerium  für  K,  ir.  V,  vom  3.  Oktober  1901,  Z.  27315,  MVBNr.  39,  womit  eine 
Vorschrift  über  die  Abhaltung  von  Reifeprüfungen  an  Mäddunlyzeen  erlassen  wurde. 

»)  s.  Nr,  461, 
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Kandidatinnen  der  modernen  Sprachen  haben  sich  über  die  Teilnahme 
an  praktischen  Sprechübungen  in  den  betreffenden  Kursen  oder  Seminarien, 
wenn  solche  bestehen,  auszuweisen. 

Kandidatinnen  der  naturwissenschaftlichen  Lehrfädier  haben  sich  über 
die  Teilnahme  an  den  praktischen  Arbeiten  in  den  betreffenden  Instituten 
und  Laboratorien  auszuweisen. 

d)  Eine  Darstellung  ihres  Lebenslaufes,  worin  sie  vorzüglich  den  Gang 
ihrer  Bildung,  die  Richtung,  den  Umfang  und  die  literarischen  Hilfsmittel 
ihrer  speziellen  Studien  mit  derjenigen  Genauigkeit  anzugeben  hat,  durch 
welche  die  Prüfungskommission  in  den  Stand  gesetzt  wird,  zu  entscheiden, 
ob  die  wissenschaftliche  Vorbereitung  der  Kandidatin  den  gesetzlichen  An* 
forderungen  entspricht. 

e)  Sonstige  Atteste. 

2.  Bei  Kandidatinnen  für  das  Lehrfach  der  modernen  Sprachen  kann 
ein  in  Frankreich,  England  oder  Italien  zum  Zwecke  der  Spracherlernung 
zugebrachtes  Jahr  in  die  Studienzeit  eingerechnet  werden. 

3.  Kandidatinnen,  namentlich  solchen,  welche  eine  längere  und  viel- 
seitige Praxis  nachzuweisen  vermögen,  kann  über  Antrag  der  Prüfungs- 
kommission vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  die  Erfüllung  obiger 
Bedingungen  ganz  oder  zum  Teile  ausnahmsweise  nachgesehen  werden. 

4.  Ausländerinnen  können  nur  mit  Genehmigung  des  Ministers  für 
Kultus   und   Unterricht   zur   Prüfung  zugelassen   werden. 

Artikel  III.  Gruppen  der  Prfifnngsgegenstände. 

Die  Prüfung  hat  außer  dem  Nachweise  über  eine  ausreichende  Kenntnis 
der  Unterrichtssprache  eine  der  folgenden  Gruppen  von  Fachdisziplinen 
zum  Gegenstande: 

a)  Eine  der  modernen  Sprachen:  Französisch,  Italienisch,  Englisch, 
für  gewisse  Anstalten  mit  nicht  deutscher  Unterrichtssprache  auch  Deutsch, 
in  Verbindung  mit  Deutsch  oder  irgend  einer  Landessprache  (Unterrichts- 
sprache). 

b)  Geographie  und  Geschichte. 

c)  Mathematik,  Naturgeschichte  und  Naturlehre. 

d)  Freihandzeichnen  und  geometrisches  Zeichnen. 

Der  Kandidatin  steht  es  frei,  gleichzeitig  oder  später  außer  den  Gegen- 
ständen der  von  ihr  gewählten  Gruppe  sich  auch  noch  aus  irgend  einem 
anderen   Gegenstande  der  Prüfung  zu  unterziehen. 

Artikel  IV.  Telltuig  der  Prfihing. 

Nach  Approbation  der  Hausarbeiten  kann  die  übrige  Prüfung  in 
zwei  Terminen  innerhalb  der  zulässigen  Frist  geteilt  werden.  Die  Zeit 
zwischen  den  beiden  Prüfungen  darf  in  der  Regel  nicht  mehr  als  ein 
halbes  Jahr  betragen. 

Artikel  V.  Fordemngen  der  Prfifang. 

In  der  Unterrichtssprache  hat  die  Kandidatin  in  einer  mündlichen, 
eventuell   wenn   die   Haus-   und    Klausurarbeiten   in   dieser   Hinsicht  kein 
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sicheres  Urteil  ermöglichen,  auch  in  einer  besonderen  Klausurprüfung  Kor- 
rektheit und  Gewandtheit,  Verständnis  der  widit^ten  grammatikalisdien 
Gesetze  und  stilistischen  Formen  sowie  eine  ausreichende  Vertrautheit 
mit  den   Hauptwerken  der  Literatur  nachzuweisen. 

Kandidatinnen  der  Gruppe  a)  sind  von  dieser  Prüfung  befreit. 

Fachdisziplinen. 

Hinsichtlich  der  Gegenstände:  deutsche  Sprache  und  Landes- 
sprachen, moderne  Sprachen  (Französisch,  Italienisch,  Englisch), 
Geographie  und  Geschichte  gelten  im  allgemeinen,  aber  unter  Würdi- 
gung des  speziellen  Lehrplanes  für  Mädchenlyzeen,  dieselben  Bestimmungen 
wie  für  die  gleichen  Disziplinen  als  Hauptfächer  an  den  Mittelschulen  nach 
der  Prüfungsvorschrift  für  das  Lehramt  an  Gymnasien  und  Realschulen 
(MinVdg.  vom  30.  August  1897,  RGBNr.  220),i)  jedoch  ist  in  Geschichte 
von  der  speziellen  philologischen  Bildung  abzusehen,  dafür  aber  eine  ein- 
gehendere Kenntnis  der  Kunstgeschichte  zu  fordern. 

Mathematik:  Kenntnis  der  Elementarmathematik,  insbesondere  der- 
jenigen Teile,  welche  am  Mädchenlyzeum  zu  lehren  sind;  vollkommene 
Sicherheit  und  Fertigkeit  in  der  Anwendung  der  auf  diesem  Gebiete  vor- 
kommenden Methoden  der  Rechnung  und  Konstruktion,  sowie  der  Ver- 
wendung derselben  im  praktischen  Leben. 

Naturgeschichte:  Obersichtliche  auf  Anschauung  und  Übung  im 
Bestimmen  begründete  Kenntnis  der  drei  Naturreiche,  Bekanntschaft  mit  den 
wichtigsten  naturhistorischen  Systemen  und  mit  den  wichtigsten  anatomi- 
schen und  physiologischen  die  Pflanze  und  das  Tier  betreffenden  Tatsachen. 
Allgemeine  Kenntnis  über  den  Bau  und  die  Veränderung  der  Erdrinde. 
Kenntnis  der  praktischen  Verwertung  der  Naturprodukte,  insbesondere  in 
der  Hauswirtschaft.  Kenntnis  des  Menschen  nach  Bau  und  Tätigkeit  der 
Organe  in  Bezug  auf  deren  Gebrauch  und  Pflege  der  Gesundheit,  sowie 
der  ersten  Hilfeleistung  bei  körperlichen  Unfällen. 

Naturlehre:  Prinzipielle  Kenntnis  der  Experimental-  und  der  elemen- 
taren mathematischen  Physik  mit  Einschluß  der  mathematischen  Geographie. 
Kenntnis  der  wichtigeren  chemischen  Grundstoffe.  Vertrautheit  mit  der 
Bedeutung  der  physikalischen  und  chemischen  Gesetze  in  Bezug  auf  ihre 
Anwendung  im  praktischen  Leben  (in  der  Hauswirtschaft). 

Nachweis  praktischer  Beschäftigung  durch  je  ein  Semester  im  chemi- 
schen und  physikalischen  Laboratorium.  Praktische  Kenntnis  der  chemischen 
und  physikalischen  Schulexperimente. 

Freihandzeichnen  und  geometrisches  Zeichnen:  Hier  gleiten 
die  Bestimmungen  der  MinVdg.  vom  29.  Jänner  1881,  Z.  20.485  ex  1880 
(MVB.  1881,  Nr.  18),  beziehungsweise  des  Min.Erl.  vom  29.  September  1897, 
Z.  16.206  (MVB.  1897,  Nr.  56). 

Rücksichtlich  des  geometrischen  Zeichnens:  Kenntnis  der  wich- 
tigsten Lehren  der  darstellenden  Geometrie,  insofern  sie  sich  auf  empiri- 
schem Wege  durch  Anschauung  erläutern  lassen  unter  besonderer  Rücksidit 
auf  die  Bedürfnisse  des  Unterrichtes  in  der  geometrischen  Anschauungslehre. 

»)  5.  Sr.  608. 


Besondere  Bestimmungen  fflr  Frauen.  579 

Form  der  Prüfung. 

Jede  Prüfung  umfaßt  drei  Abteilungen:  Die  Hausarbeiten,  die  Klausur« 
arbeiten,  die  mündliche  Prüfung. 

Artikel  VI.  Hansarbeiten. 

1.  Wenn  die  Bedingungen  der  Zulassung  zur  Prüfung  erfüllt  sind, 
90  stellt  die  Prüfungskommission  der  Kandidatin  die  Aufgaben  zur  häus- 
lichen Bearbeitung  zu. 

Die  häuslichen  Arbeiten  haben  die  speziellen  Gegenstände  der  Prüfung 
in  der  Art  zu  umfassen,  daß  der  Kandidatin  ausreichende  Gelegenheit  gegeben 
werde,  die  Gründlichkeit  und  Tiefe  ihrer  Fachkenntnisse,  sowie  die  Fähig- 
keit der  Darstellung  zu  beweisen. 

Kandidatinnen  für  eine  moderne  Sprache,  beziehungsweise  Landes- 
sprache, haben  die  häusliche  oder,  wenn  dies  zweckmäßiger  erscheint, 
wenigstens   die   Klausurarbeit  in   der  betreffenden   Sprache   auszuarbeiten. 

Z  Jede  Kandidatin  hat  zwei  Hausaufgaben  aus  den  Gegenständen 
der  von  ihr  gewählten  Gruppe  zu  lösen. 

Bei  Kandidatinnen  der  Gruppe  c)  erstreckt  sich  die  eine  Hausaufgabe 
auf  Naturgeschichte,  die  zweite  auf  Naturlehre  oder  Mathematik. 

3.  Zur  Bearbeitung  der  Hausaufgaben,  deren  Umfang  einen  bis  höch- 
stens drei  Druckbogen  betragen  soll,  wird  der  Examinandin  ein  Zeitraiun 
von  drei  Monaten  für  jede  Aufgabe  gewährt.  Diese  Frist  kann,  wenn  die 
Kandidatin  vor  ihrem  Ablauf  um  Verlängerung  nachsucht,  von  der  Kom- 
mission erstreckt  werden. 

Der  früheren  Ablieferung  der  Arbeiten  seitens  der  Kandidatin  steht 
nichts  im  Wege,  doch  sind  dieselben  nicht  einzeln,  sondern  zusammen 
der  Kommission  zu  übergeben. 

4.  Bei  der  Ausarbeitung  der  häuslichen  Arbeiten  ist  der  Kandidatin 
nkrht  nur  die  Benützung  der  ihr  bekannten  literarischen  Hilfsmittel  gestattet, 
sondern  es  ist  die  notwendige  Kenntnis  der  Literatur  des  Gegenstandes  zu 
fordern.    Die  benützten  Hilfsmittel  sind  gewissenhaft  anzugeben. 

5.  Wenn  die  Examinandin  zugleich  mit  ihrem  Lebenslaufe  eine  von  ihr 
verfaßte  größere  wissenschaftliche  Arbeit  (wie  eine  approbierte  Doktor- 
dissertation, eine  in  einem  Seminare,  beziehungsweise  Institute  oder  Labora- 
torium ausgeführte  und  von  der  Leitung  bestätigte  Spezialarbeit)  ein- 
reicht, so  ist  es  dem  Ermessen  der  Prüfungskommission  überlassen,  diese 
statt  einer  häuslichen  Prüfungsarbeit  gelten  zu  lassen  und  als  solche  zu 
beurteilen  oder  bei  den  sonst  gesetzlichen  Forderungen  zu  beharren. 

6.  Die  eingelieferten  Arbeiten  weist  der  Direktor  den  betreffenden 
Fachexaminatoren  zur  Abgabe  ihres  Urteiles  zu. 

Dem  charakterisierenden  Gutachten  über  den  Wert  der  Leistungen 
der  Kandidatin  ist  der  bestimmte  Ausspruch  anzufügen,  ob  die  Arbeit  zur 
Fortsetzung  der  Prüfung  in  vorzüglicher  oder  befriedigender  oder  genügender 
Weise   entspricht. 

7.  Wenn  die  schriftlichen  Arbeiten  bereits  genügend  erweisen,  daß  die 
Kandidatin  den  gesetzlichen  Forderungen  nicht  entspricht,  so  hat  sie  die 
Prüfungskommission  von  der  Fortsetzung  der  Prüfung  auszuschließen  und 
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auf   eine    bestimmte    Zeit   zu   reprobieren,    wovon   die   übrigen    Prüfungs* 
kommissionen   amtlich    zu    verständigen    sind. 

Hat  keine  der  schriftlichen  Hausarbeiten  Anlaß  zur  Zurückweisung 
gegeben,  so  erhält  die  Kandidatin  die  Vorladung  zur  Klausurarbeit  und  zur 
mündlichen    Prüfung. 

8.  Die  Gültigkeit  der  Hausaufgaben  erlischt,  wofern  die  Kandidatin  nicht 
innerhalb  der  nächsten  zwei  Jahre  nach  deren  Approbation  sich  zur 
Klausur-  und  mündlichen   Prüfung  gestellt  hat. 

Artikel  VII.  Klaasurarbeiten. 

Die  Klausurarbeiten  dienen  vornehmlich  dazu,  zu  ermitteln,  wieweit  die 
Examinandin  in  ihrem  Studienkreise  auch  ohne  Hilfsmittel  ein  promptes 
und  sicheres  Wissen  besitzt. 

1.  Für  jeden  Gegenstand  der  Prüfung,  die  Unterrichtssprache  ausge- 
nommen (vgl.  Art.  V),  ist  eine  Klausurarbeit  durchzuführen.  Die  Arbeits- 
zeit beträgt  rücksichtlich  der  im  Artikel  11  sub  a)  und  b)  bezeichneten 
Fächer  acht  Stunden.  Diese  Arbeitszeit  wird  in  der  Art  geteilt,  daß  jeder  der 
zwei  Teile,  in  die  die  Klausuraufgabe  zerfällt,  in  vier  Stunden  bearbeitet 
werden  kann.  Die  Partialaufgaben  werden  der  Kandidatin  nicht  gleichzeitige, 
sondern  je  eine  bei  Beginn  der  vierstündigen  Frist  eingehändigt. 

2.  In  Betreff  der  „Geschichte^'  gilt  die  besondere  Bestimmung,  daß 
für  jede  der  beiden  Disziplinen:  allgemeine  Geschichte  und  österreichische 
Geschichte  eine  Klausurprüfung  vorzunehmen  ist,  und  zwar  eine  bloß  vier- 
stündige für  diejenige  Disziplin,  deren  Gebiete  die  Hausaufgabe  entnommen 
war,  hingegen  eine  achtstündige  für  die  andere.  Auf  das  die  Geschichte 
begleitende  Fach  der  Geographie  entfällt  eine  vierstündige  Klausurprüfung. 
Für  die  Bearbeitung  der  Klausurarbeit  aus  den  Gegenständen  der  Gruppe  c) 
sind  der  Kandidatin  je  fünf  Stunden  zu  gewähren.  In  der  Naturgeschichte 
haben  die  schriftlichen   Prüfungen  verschiedene  Gebiete  zu  umfassen. 

Die  Klausurarbeit  darf  auch  den  Charakter  einer  praktischen  Prüfung 
in  einem  Laboratorium  annehmen. 

3.  Der  Examinator  ist  verpflichtet,  sein  Urteil  über  die  Klausurarbeit 
dem  Direktor  vor  dem  für  die  mündliche  Prüfung  angesetzten  Tage  mitzu- 
teilen, und  nur  wenn  sämtliche  Klausurarbeiten  der  Kandidatin  genüg-end 
befunden  wurden,  darf  zur  mündlichen  Prüfung  geschritten  werden. 

Artikel  VIII.  Mfindliche  Prüfung. 

1.  Die  mündliche  Prüfung  erstreckt  sich  auf  die  Gegenstände,  für 
welche  die  Kandidatin  die  Lehrbefähigung  anstrebt  und  hat  in  diesen  das 
Ergebnis  der  vorhergehenden  Prüfungsstadien  zu  vervollständigen  und  zu 
sichern.  Überdies  ist  für  alle  Kandidatinnen  die  Unterrichtssprache  Gegen- 
stand  der   mündlichen   Prüfung   (Art.   V). 

2.  Wünscht  eine  Kandidatin,  welche  bereits  eine  volle  Approbation 
erworben  hat,  nachträglich  auch  die  Befähigung  zu  erlangen,  sich  beim 
Unterrkhte  einer  anderen  Sprache  als  der  ursprünglich  gewählten  zu  be- 
dienen, so  hat  sie  sich,  wofern  sie  nicht  früher  wenigstens  eine  Klausurarbeit 
in  dieser  anderen  Sprache  geliefert  hat,  vor  der  mündlichen  Prüfung  noch 


Besondere  BestinununKen  fflr  Frauen.  581 

einer  dreistündigen  Klausurprüfung  zu  unterziehen.    Hiebei  hat  die  Kandi- 
datin entweder  ein  ihre  Lehrfächer  betreffendes  Thema  frei  zu  bearbeiten 
oder  einige  Stellen  aus  Lehrbüchern  dieser  Fächer  zu  übersetzen. 
Ober  jede  mündliche  Prüfung  ist  ein  Protokoll  zu  führen. 

Artikel  IX.  Betutelliiiig  des  Prflfttngserfolges,  Wiederholttngsprüfniig, 

Zetignisse,  Qebfihren,  Qeschäftsffihntng. 

In  Betreff  des  Vorganges  bei  Beurteilung  der  Leistungen  der  Kandidatin, 
bei  Wiederholungsprüfungen,  bei  Ausstellung  der  Zeugnisse,  Bemessung 
der  Gebühren,  sowie  überhaupt  in  Bezug  auf  die  Geschäftsgebarung  finden 
die  Bestimmungen  für  die  Prüfung  der  Kandidaten  des  Lehramtes  an  Gymna- 
sien und   Realschulen  sinngemäße  Anwendung. 

Artikel  X.  Probejahr. 

Das  Zeugnis,  daß  eine  Examinandin  die  Prüfung  vollständig  be- 
standen hat,  berechtigt  sie  zuerst,  das  Probejahr  an  einem  Mädchenlyzeum, 
für  gewisse  Fächer  mit  Zustimmung  des  Ministeriums  für  Kultus  und 
Unterricht  auch  an  einer  anderen  höheren  Lehranstalt,  zu  bestehen,  an 
welcher  die  Unterrichtsspraöhe,  für  welche  die  Kandidatin  approbiert  wurde, 
in  Anwendung  ist,  und  macht  sie  dann  fähig,  falls  die  für  jedes  Gebiet 
der  Prüfungsgegenstände  gestellten  Bedingungen  .erfüllt  sind,  an  Mädchen- 
lyzeen zu  lehren. 

Für  die  Ablegung  des  Probejahres  haben  die  Bestimmungen  des 
Artikel  XXV  der  Prüfungsvorschrift  für  das  Lehramt  an  Gymnasien  imd 
Realschulen  sinngemäße  Anwendung  zu  finden. 

Eventuell  wird  für  eine  weitere  gesonderte  Ausbildung  im  praktischen 
Lehramte   an   Mädchenlyzeen   Vorsorge   getroffen   werden. 

Kandidatinnen,  welche  eine  mindestens  einjährige  bek>bte  lehramt- 
liche Verwendung  an  einer  höheren  Schule  nachzuweisen  vermögen,  kann 
vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  die  Ablegung  des  formellen  Probe- 
jahres nachgesehen  werden. 

Np.  467. 

Verordnung  des  Mlnlsterlnms  fDr  K.  n.  U.  vom  28.  April  1901 

Z.  9834,  MYBNr.  20, 

betreffend  die  AasstellungvonGymnaslalmatiiritätszetignissen  für  Frauen. 

In  teilweiser  Abänderung  des  vorletzten  Alinea  der  MinVdg.  vom 
Q.  März  1896,  Z.  1966  (MVBNr.  18),i)  betreffend  die  Maturitätsprüfungen 
der  Frauen,  finde  ich  rücksichtlich  jener  Frauen,  welche  die  österreichische 
Staatsbürgerschaft  nachzuweisen  vermögen  und  auf  Grund  der  im  Sinne 
dieser  Verordnung  abgelegten  Reifeprüfung  nach  Maßgabe  der  jeweilig 
bestehenden  besonderen  Vorschriften  (MinVdg.  vom  23.  März  1897, 
Z.  7155,  RQBNr.  84  und  MinVdg.  vom  3.  September  1900,  RGBNr.  149) 
als  ordentliche  Hörerinnen  an  den  Universitäten  immatrikuliert  werden 
können,   nachstehendes   anzuordnen: 

»)  5.  Nr,  450. 


gg2  'I*  T6i\:  Studienvorschriften;  A.  Allsfemeine  Bestimmuns^en. 

Die  Schlußbemerkung  der  den  bezeichneten  Kandidatinnen  auszu- 
stellenden Maturitätszeugnisse  hat  zu  lauten:  „Da  hienach  die  Examinandin 
den  gesetzlichen  Forderungen  .  .  .  entsprochen  hat,  so  wird  ihr  hiedurch 
das  Zeugnis  der  Reife  zum  Besuche  einer  Universität  (soweit  dieser 
nacli  den  bestehenden  Vorschriften  den  Frauen  gestattet  ist)  ausgestellt.'' 

Rücksichtlich  der  Kandidatinnen,  welche  die  österreichische  Staats- 
bürgerschaft nicht  nachweisen  können,  bleibt  die  bisherige  Bestimmung^ 
in  Kraft,  nach  welcher  auf  dem  Maturitätszeugnisse  die  Bemerkung  über 
die  Reife  zum   Besuche  einer  Universität  wegzulassen  ist. 


Np.  468. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.n.U.  imEinTemelimen  mit  demMlnisterliiiB 
des  Innern  vom  18.  MSrz  1902,  Z.  12.683,  MVBNr.  24, 

an  die  Dekanate  sämtlicher  medizinischer  Fakultäten, 

betreffend  die  Zulassung  von  Frauen  als  aufierordentUche  Höreiiiuien 

der  medizinischen  Fakultäten. 

Zur  Ergänzung  der  MinVdg.  vom  3.  September  1900,  ROBNr.  149,i) 
betreffend  die  Zulassung  von  Frauen  zu  den  medizinischen  Studien  und 
zum  Doktorate  der  gesamten  Heilkunde,  finde  ich  im  Einvernehmen  mit 
dem  Ministerium  des  Innern  nachstehendes  bezüglich  der  Zulassung  von 
Frauen  als  außerordentliche  Hörerinnen  der  medizinischen  Fakultäten  an- 
zuordnen : 

1.  Frauen,  welche  auf  Grund  der  zitierten  Ministerialverordnung^  an 
einer  inländischen  medizinischen  Fakultät  das  vorgeschriebene  Quinquennium 
absolviert  oder  bereits  den  medizinischen  Ooktorgrad  erworben,  oder  welche 
die  Nostrifikation  ihres  ausländischen  medizinischen  Doktordiploms  an  einer 
inländischen  Universität  nach  Maßgabe  der  ho.  MinVdg.  vom  19.  März 
1896,  RGBNr.  45,')  erlangt  haben,  können  von  den  Dekanen  der  medizini- 
schen Fakultäten  vorbehaltlich  der  Zustimmung  des  Professorenkollegriums 
auf  ein  schriftliches  und  ordnungsmäßig  belegtes  Ansuchen  behufs  ihrer 
weiteren  Ausbildung  als  außerordentliche  Hörerinnen  zum  Besuche  ein- 
zelner Vorlesungen   an   den   medizinischen   Fakultäten   zugelassen  werden. 

2.  Jene  Frauen,  welche  im  Auslande  ein  hierzulande  nicht  nostrifi- 
ziertes medizinisches  Doktordiplom  oder  die  ärztliche  Approbation  erlangt 
haben,  können  behufs  ihrer  weiteren  Ausbildung,  auch  wenn  sie  die  öster- 
reichische Staatsbürgerschaft  nicht  besitzen,  auf  ein  schriftliches  und  ord- 
nungsmäßig belegtes  Ansuchen  vom  Professorenkollegium  mit  fallweise 
einzuholender  hierortiger  Genehmigung  zum  Besuche  einzelner  Vorlesungen 
der  medizinischen  Fakultät  als  außerordentliche  Hörerinnen  zugelassen 
werden,  wenn  sie  rücksichtlich  ihrer  Vor-  und  Fachstudien,  auf  Grund 
deren  sie  im  Auslande  den  Doktorgrad  (die  Approbation)  erlangt  haben, 
den  für  die  Erwerbung  des  medizinischen  Doktorgrades  an  den  inlandischen 
Fakultäten   vorgeschriebenen   Anforderungen  entsprechen. 

»)  s.  Nr.  463,  —^  s.  Nr.  460. 
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3.  Auf  solche  außerordentliche  Hörerinnen  der  medizinischen  Fakul- 
täten haben  die  allgemeinen  Studienvorschriften,  insbesondere  auch  der 
ho.  Erl.  vom  6.  Jänner  1851,  RGBNr.  18,  Punkte  3  bis  6  (betreffend  die 
Inskription   ausländischer   Ärzte)  ^)   sinngemäß   Anwendung  zu  finden. 

4.  Die  Zulassung  von  Frauen,  bei  welchen  die  in  Punkt  1  und  2  dieses 
Erlasses  bezeichneten  Voraussetzungen  nicht  zutreffen,  zum  Besuch  ein- 
zelner Vorlesungen  der  medizinischen  Fakultäten  kann  nur  nach  Maßgabe 
der  ho.  Vdg.  vom  6.  Mai  1878,  Z.  5385  (MVBNr.  15)  (Hospitantinnen)») 
erfolgen. 

Np.  469. 

Terordnimg  der  Ministerien  des  Innern  sowie  fOr  K.  n.  U.  vom 

7.  AprU  1904,  RßBNr.  40,  MVBNr.  21 

betreffend  die  Zulassung  von  Abiturientinnen  öffentlicher  Mädchenlyzeen 
zum  pharmazeutischen  Berufe  (Apothekergewerbe). 

Auf  Grund  Ah.  Genehmigung  vom  22.  März  1904  wird  von  den 
Ministerien  des  Innern  und  für  Kultus  und  Unterricht  in  Ergänzung  des 
§  3  der  Vdg.  vom  3.  September  1900,  RGBNr.  150,»)  betreffend  die 
Zulassung  von  Frauen  zum  pharmazeutischen  Berufe,  angeordnet,  daß 
Frauen  unter  Erfüllung  der  in  den  übrigen  Paragraphen  dieser  Verordnung 
angegebenen  Bedingungen  zur  Ausübung  des  pharmazeutischen  Berufes 
zugelassen  werden,  wenn  sie  sich  der  mit  der  MinVdg.  vom  3.  Oktober 
1901,  Z.  27.915,  MVBNr.  39,  S.  381,  normierten  Reifeprüfung  an  einem 
öffentlichen  Mädchenlyzeum  mit  Erfolg  unterzogen  haben  und  sich  über 
eine  an  einem  öffentlichen  Gymnasium  mit  Erfolg  abgelegte  Prüfung  aus 
der  lateinischen  Sprache  im  Umfange  der  Anforderungen  für  die  ersten 
sechs  G3rmnasialklassen  ausweisen  können. 


5.  Universitätsdokutnetite. 


a)   Meldungsbücher,  Meldungsbogen,  Matrikelscheine. ^) 

Np.  470. 

Erlaß  des  Mlnlsterlnms  f Or  K.  u.  U.  vom  12.  Jänner  1852,  Z.  11.435 

ex  1851 

an  den  akademischen  Senat  der  Krakauer  Universität, 
(betreffend  die  Stempelpflicht  ffir  Meldnngsbogen  und  Interimsaufnahms- 

schelne). 

Es  ist  nach  den  §§14  und  18  der  Studienordnung  vom  1.  Oktober 
1850,  Z.  370,  keinem  Zweifel  zu  unterziehen,  daß  der  zu  erlegende  Stempel- 

*)  s.  Anmerkung  «)  at^f  S,  54Z  —  ^  s,  Nn  458,  —  «)  5.  Nr.  464, 

*)  Vgl.  allgemeine  Stadienordnung,  §§  21  ff.  sowie  §  34,  ferner  §  17  (s.  Nr.  365J  und  die 
Vonäariften  über  die  Immatrikulation  (Inskription)  und  Aufnahmsgebuhren  (s.  Nr.  417  ff.).  —  An 
etneelnen  Universitäten  werden  die  Meldungsbücher  mit  der  Photographie  des  Studierenden  versehen^ 
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betrag  von  15  Kreuzer  K.-M.  ^€f2f  2  Kronen)  im  Stempelung  der 
Matrikelscheine  mit  dem  15  Kreuzer-Stempel  (Jetzt  2  Kronen-Stempel)  zu 
verwenden  sei. 

Rücksichtlich  der  Frage,  ob  auch  die  außerordentlichen  Hörer  zur 
Stempelentrichtung  verpflichtet  sind,  ist  zwischen  dem  Aufnahmsscheine 
(§  34,  Abs.  1)  und  dem  Meldungsbogen  zu  unterscheiden.  Die  auf  letzterem 
enthaltenen  Bestätigungen  über  das  bezahlte  Kollegiengeld  oder  die  er- 
haltene Befreiung  und  die  Frequentation  machen  diese  Meldebogen  zu 
förmlichen  Studienzeugnissen,  und  der  §  62  verfügt  ausdrücklich,  daß  die- 
selben für  jedes  Semester  mit  einem  Stempel  von  6  Kreuzer  (jetzt  30  Heuer) 
zu  versehen  seien,  und  daß  die  Studierenden  diese  Stempelung  selbst  [und 
zwar  vor  ihrer  diesfälligen  Meldung  bei  der  Quästur^)]  zu  besocgen  haben. 

Die  Aufnahmescheine  der  außerordentlichen  Hörer  aber,  sowie  auch 
die  Interimsauf nahmsscheine  der  ordentlichen  Hörer  (§  13),  welche 
späterhin  gegen  den  gestempelten  Matrikelschein  umgewechselt  werden, 
sind  von  der  Studienordnung  dem  Stempel  nicht  unterworfen  worden.  Sie 
sind  auch  nicht  wie  die  Matrikelscheine  zu  einer  Legitimation  der  Stu- 
dierenden über  ihr  akademisches  Bürgerrecht  in  allen  Fällen, 
somit  auch  gegen  außenhin,  sondern  nur  zur  Verständigung  der  Pro- 
fessoren und  der  Quästur,  mithin  zur  Manipulation  im  Innern  des  akademi- 
schen Lebens  bestimmt  und  sollen  nicht  mehr  bedeuten,  als  daß  der  außer- 
ordentliche Hörer  nach  den  Bestimmungen  des  §  33  von  den  Dozenten 
und  der  Quästur  als  Frequentant  eingetragen  werden  könne.  Sie  sind  daher 
bis  zu  einer  etwa  sich  hierüber  besonders  aussprechenden  Weisung  des 
Finanzministeriums  stempelfrei  zu  behandeln,  so  lange  sie  nicht  als  eine 
Beilage  eines  Exhibites  dem  Beilagenstempel  zu  unterziehen  sind. 


Np.  471. 


Erlafi  des  Ministeriums  fflr  K.  n.  ü.  vom  26.  Mal  1856,  Z.  7874, 

an  die  Kommission  der  theoretischen  Staatsprüfung  in  Wien,  Prag,  Lemberg, 

Krakau,  Graz,  Innsbruck, 

(wonach  die  stempelfreie  Eintragung  des  Zeitpunktes  einer  abgelegten 
Staatsprüfung  und  des  Prfifungsergebnisses  In  das  Origlnalmeldungsbuch 

des  Studierenden  fflr  zulässig  erklärt  wird.) 

Um  dem  von  mehreren  Vorständen  der  theoretischen  Staatsprüfungs- 
kommission angeregten  Bedenken,  daß  die  im  §  31  der  Verordnung  vom 
16.  April  d.  J.,  RGB.  Z.  54,*)  angeordnete  Eintragung  des  Prülungsergeb- 
nisses  in  das  Meldungsbuch  des  Prüfungskandidaten  von  den  Finanzbehörden 
etwa  nachträglich  als  stempelpflichtiges  Zeugnis  betrachtet  werden  könnte, 


^)  Dies  geschieht  jetzt  anläßlich  der  Einholung  der  Vidierung  des  Semesters  durch  den  Dekan. 

*)  Obereinstimmend  mit  dieser  außer  Kraß  getretenen  Minlsterialverordnung  verfögt  der  §  22 
der  derzeit  geltenden  Prüfangsinstrüküon  vom  23.  September  1896,  RQBNr.  183  fs.  Nr.  640J,  die 
Eintragung  des  wesentlichen  Inhaltes  des  Präfitngsteugnlsses  in  das  Meldungsbuch  des  Kandidaten. 


Meldunssbflcher,  Meldungsbogen,  Matrikelscheine.  ggg 

ZU  begegnen,  hat  das  Unterrichtsministerium  diesfalls  mit  dem  k.  k.  Finanz- 
ministerium das  Einvernehmen  gepflogen,  und  dieses  hat  sich  hierüber 
in  seiner  Zuschrift  vom  17.  Mai  d.  J.,  Z.  16.361,  dahin  ausgesprochen, 
daß  es  die  stempelfreie  Eintragung  des  Zeitpunktes  einer  abgelegten 
Staatsprüfung  und  des  Prüfungsergebnisses  in  das  Original-Meldungsbuch 
des  Studierenden  unter  der  Voraussetzung,  daß  dem  letzteren  ein  besonderes 
Prüfungszeugnis  ausgestellt  werde,  und  folglich  die  Eintragung  in  das 
Meldungsbuch  die  Stelle  eines  Zeugnisses  nicht  zu  vertreten  habe,  für  zu- 
lässig erachte,  da  dieser  Vorgang  dann  sich  nur  als  eine  amtliche  Kontrolls- 
maßregel im  Interesse  des  Dienstes  darstelle. 

Zugleich  hat  das  k.  k.  Finanzministerium  die  unterstehenden  Finanz- 
behörden im  Wege  des  Verordnungsblattes  hievon  verstandigt. 


Np.  472. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.a.U.yom  26.  Februar  1857,  Z.268S, 

an   das  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Professorenkollegium  in  Wien, 

Prag,  Lemberg,  Graz,  Innsbruck,  Krakau, 

(betreffend  die  Vldlening  der  Meldungsbficher  der  RechtsbOrer). 

Aus  Anlaß  eines  angeregten  Zweifels,  wie  sich  der  Dekan  in  dem 
Falle  zu  benehmen  habe,  wenn  ein  Studierender  am  Schlüsse  des  Semesters 
um  die  Vidierung  des  Meldungsbuches  ansucht,  und  der  Dekan  wahrnimmt, 
daß  in  dem  zu  bestätigenden  Semester  ein  vorgeschriebener  Obligatgegen- 
stand nicht  gehört  wurde,  wird  folgendes  bemerkt: 

Aus  der  Festsetzung  eines  bestimmten  Studienplanes  und  aus  der 
Verpflichtung  der  Rechtshörer  zu  einem  wöchentlichen  Kollegienbesuche 
von  20  und  beziehungsweise  12  Stunden^)  resultiert  nicht  bloß  für  die 
Studierenden  die  Obliegenheit,  sich  bei  der  Anmeldung  der  Kollegien  diesen 
gesetzlichen  Bestimmungen  gemäß  zu  benehmen,  sondern  auch  für  die 
Dozenten,  von  ihrer  Seite  zur  Beachtung  und  Befolgung  dieser  Vorschriften 
durch  angemessene  Weisungen  an  die  Studierenden  mitzuwirken,  um  eben- 
sowohl die  Erreichung  der  Absichten  des  Gesetzes  sicherzustellen,  als 
auch  die  Studierenden  vor  den  nachteiligen  Folgen  eines  aus  Unacht- 
samkeit, Leichtsinn  oder  Unkenntnis  des  Gesetzes  begangenen  Versehens 
nach  Tunlichkeit  zu  bewahren. 

Es  haben  daher  alle  Dozenten,  in  deren  Vorlesungen  sich  ein  Rechts- 
hörer mit  Beginn  eines  Semesters  inskribieren  läßt,  bei  Gelegenheit  der  In- 
skription darauf  zu  sehen: 

a)  ob  der  Studierende  für  das  beginnende  Semester  alle  bezüglichen 
Obligatkollegien  angemeldet  habe,  und 

b)  ob  der  angemeldete  Kollegienbesuch  das  gesetzliche  wöchentliche 
Stundenmaß   wenigstens   erreiche. 

')  Dieselbe  Verpflichtung  liegt  den  RecMshörem  auch  nach  §  3  der  neuen  ßuistischen 
Studienordnung  ob  fs.  Nr.  636J. 


g^g  11.  Teil:  Studlenvorschrlften ;  A.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Ist  diesen  gesetzlichen  Anforderungen  nicht  entsprochen  worden,  so 
wird  es  derjenige  Professor  oder  Privatdozent  der  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen Fakultät,  dessen  Kollegium  in  dem  Meldungsbuche  als  das 
zuletzt  angemeldete  erscheint,  für  seine  Pflicht  anzusehen  haben,  den  Studie- 
renden auf  die  von  ihm  nicht  gehörig  beachtete  gesetzliche  Anordnung 
und  die  ihm  hieraus  möglicherweise  erwachsenden  nachteiligen  Folgen 
aufmerksam  zu  machen.  Zum  Beweise,  daß  diese  Mahnung  an  den  Studie- 
renden erfolgt  sei,  ist  bei  dem  Vidi  der  Meldung  eine  entsprechende  Be- 
merkung  zu   machen. 

Für  die  Beachtung  dieser  Anordnung  sind  die  betreffenden  Dozenten 
verantwortlich. 

Beachtet  der  Studierende  diese  ihm  gegebenen  Andeutungen  nicht,  so 
kann  sohin  der  Strenge  des  Gesetzes  ohne  weitere  Rücksicht  gegen  ihn 
voller  Lauf  gelassen  und  die  Nichteinrechnung  des  betreffenden  Semesters 
von  den  akademischen   Behörden  ohne  Anstand  ausgesprochen   werden.^) 


Nr.  473. 

[Entfämj 


Nr.  474. 

Erlafi  des  Ministers  für  K.  d.  ü.  vom  29.  Febraar  1888,  Z.  2808, 

an  sämtliche  Universitätsrektorate, 

(wonach  die  Im  Meldungsbuche  eingetragene  Bestätigung  über  den 
Erfolg  eines  Kolloquiums  der  Stempelpflicht  unterliegt). 

Aus  Anlaß  eines  vorgekommenen  Falles  finde  ich  dem  Rektorate  .  .  . 
nach  gepflogenem  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Finanzministerium  zu  eröffnen, 
daß  die  von  einem  Dozenten  in  das  Meldungsbuch  eines  Studierenden  in 
der  Rubrik  „Anmerkung'^  eingetragene  Bestätigung  über  den  Erfolg  eines 
Kolloquiums  ebenso  wie  ein  förmlich  ausgestelltes  Kolloquiumzeugnis  (MinErl. 
vom  9.  Mai  1876,  Z.  7248,  MVBNr.  22)«)  der  Stempelpflicht  von  15  Kreuzern 
(Jetzt  30  Heller)  unterliegt. 

Hievon  wolle  das  Rektorat  den  Dekanaten  der  einzelnen  Fakultäten 
Mitteilung  machen. 


*)  In  den  Übergangsbestimmuneen  zu  dem  MinErL  vom  Z  Oktober  1855,  Z.  15.162, 
RQBNr,  172,  wurde  bemerkt:  Wenn  der  Dekan  bei  der  am  Schlüsse  des  Semesters  vorzs- 
nehmenden  Vidierung^  derMeldungsbQcher  wahrnimmt,  dafi  der  Kollegienbesuch  eines  Studierenden 
unter  dem  gesetzlichen  Ansmafie  von  vöchentlich  20  Stunden  geblieben  ist,  so  ist  die  Vidienmg 
nur  dann  ohne  Anstand  vorzunehmen,  wenn  der  Studierende  in  dem  vorhergegangenen 
Seraester  durch  eine  entsprechend  größere  Stundenanzahl  die  Vorlesungen  besacht  hat.  VgL 
auch  §  3,  zweiter  Absatz  der  geltenden  Juristischen  Stadienordnung  (s.  Nr.  636J» 

«)  5.  Nr.  48Z 
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Np.  475. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  11.  November  1890,  Z.  15.49L 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 

(betreffend  dieElnffiliniiig  vonMeldungsbflcheni  ffir  dieaußerordeiitlicheii 
Studierenden  der  Pharmazie  an  der  Wiener  Universität). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  21.  Juli  1890,  Z.  2519,  eröffne 
ich  dem  Rektorate,  daß  gegen  die  vom  akademischen  Senate  beschlossene 
Einführung  von  Meklungsbüchern  i)  an  Stelle  der  bisher  gebräuchlichen 
Meldungsbogen  für  die  außerordentlichen  Studierenden  der  Pharmazie  kein 
Anstand  besteht,  wobei  bemerkt  wird,  daß  in  Ansehung  der  Anbringung 
der  Photographie  des  betreffenden  Studierenden  m  dem  Meldungsbuche 
die  hierortige  Entscheidung  vorbehalten  wird.^) 

In  Ansehung  der  Meldungsbogen  für  die  übrigen  außerordentlichen 
Studierenden  hat  es  bis  auf  weiteres  bei  den  derzeit  geltenden  Bestimmungen 
zu  verbleiben. 

Np.  476. 

Erlaß  des  Ministers  f Or  K.  n.  U.  vom  21.  Aagust  1896,  Z.  45/KÜH, 

an  den  Statthalter  für  Böhmen, 

(betreffend  die  Sprache,  in  welcher  die  Meldungsbflcher  ffir  die  drei 
weltlichen  Faknltäten  der  böhmischen  Universität  in  Prag  sowie  die 
Zeugnisse  über  die  von  den  Rechtshörem  dieser  Universität  in  Prag 
abgelegten  Jndiziellen  nnd  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfungen  aus- 
zufertigen sind). 

In  Erledigung  der  Berichte  vom  28.  September  1895,  Z.  145.849  und 
Z.  145.858,  sowie  vom  6.  Jänner  1896,  Z.  143.320  ex  1895,  betreffend  den 
Antrag  des  akademischen  Senates  der  böhmischen  Universität  in  Prag  auf 
Einführung  von  Meldungsbüchern  mit  böhmischem  Texte  an  den  drei  welt- 
lichen Fakultäten  derselben  und  den  Antrag  des  Professorenkollegiums 
der  juridischen  Fakultät  daselbst  auf  Einführung  böhmischer  Zeugnisse 
über  die  judizielle  und  staatswissenschaftliche  Staatsprüfung  böhmischer 
Kandidaten  und  auf  in  böhmischer  Sprache  abzufassende  Vermerke  über 
diese  Prüfungen  in  den  Meldungsbüchern  finde  ich  auszusprechen,  daß 
im  Prinzipe  kein  Anstand  dagegen  obwaltet,  daß  wie  auf  Grund  des  ho. 
Erlasses  vom  4.  August  1882,  Z.  12.209,*)  die  Meldungsbücher  an  der 

')  Meldangsbüeher  wurden  seither  auch  fiir  Pharmazeuten  an  anderen  UniversUäten  einge- 
JShrt;  ebenso  erhalten  Meldangsbüeher  die  im  MinErL  vom  31,  August  1882,  Z.  885IKUM, 
MVBNr.  33  (s.  Nr.  2J,  genannten  außerordentUehen  Hörer  der  beiden  Prager  Universitäten, 

*)  Auf  Orunä  der  Eriässe  vom  15.  Jänner  1891,  Z.  968,  betlehungsweise  vom  25.  Februar  1891, 
Z.  3375,  vhirde  die  mit  Erlaß  vom  28.  November  1890,  Z.  22M7,  ßir  die  ordentlichen  Hörer 
in  Wien  genehmigte  obligatorische  Mqßnahme,  betreffend  die  Anbringung  der  Photographie  im 
Meldungsbuctie,  auf  die  Pharmazeuten  ausgedehnt. 

*)  Mit  diesem  Erlasse  wurde  genehmigt,  daß  die  MeldungsbUeher  findices  lectionum)  und 
die  Untversitätsabgangszeugnisse  an  der  deutschen  Universität  in  Prag  in  deutsdier  Sprache 
herausgegeben   werden.    Ebenso  werden  an  den   Universitäten  in  Wien,  Graz,  Innsbruck  und 
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deutschen  Universität  in  Prag  in  deutscher,  so  die  der  böhmischen  Universität 
für  die  drei  weltlichen  Fakultäten  in  böhmischer  Sprache  ausgegeben  werden, 
wobei  der  Text  so  zu  stilisieren  sein  wird,  daß  die  Ausfüllung  der  ersten 
Innenseite  und  des  Vorderdeckels  im  Nominativ  erfolgen  kann.  Gleichwohl 
wird  der  akademische  Senat  der  genannten  Universität  sich  zuvor  noch 
darüber  zu  äußern  haben,  ob  er  nicht  im  Interesse  der  Kontinuität  der 
Hochschulen  und  der  Freizügigkeit  der  Studierenden  den  an  den  Universi- 
täten mit  polnischer  Unterrichtssprache  Krakau  und  Lemberg^)  üblichen 
Modus  den  Vorzug  gebe,  daß  neben  dem  polnischen  der  lateinische  Text 
zu  stehen  komme,  wie  ja  auch  zum  Teil  in  dem  Lektionskataloge  der 
böhmischen  Universität  neben  dem  böhmischen  Text  der  lateinische  seine 
Stelle  hat.  2) 

Was  aber  die  Sprache  der  Staatsprüfungszeugnisse')  betrifft, 
so  wird  angeordnet,  daß  die  Präsidien  der  beiden  Staatsprüfungskommissionen 
in  Prag  künftighin  die  Zeugnisse  jener  Kandidaten,  welche  an  der  juridi- 
schen Fakultät  der  böhmischen  Universität  ihre  Studien  absolviert  und 
in  der  Mehrzahl  der  Fächer  ihre  Prüfung  in  böhmischer  Sprache  abgelegt 
haben,  in  böhmischer  Sprache  auszustellen  haben,  in  welcher  Sprache  auch 
die  Vermerke  über  die  Ablegung  dieser  Prüfungen  in  den  Indices  einzutragen 
sein  werden,  sowie  auch  der  Vermerk  in  den  betreffenden  Zeugnissen  über 
die  in  deutscher  Sprache  abgelegten  Prüfungen  aus  einzelnen  Gegenständen. 


Np.  477. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  a.  ü.  vom  21.  Mal  1897,  Z.  3980, 

an  das  Rektorat  der  böhmischen  Universität  in  Prag, 

(betreffend  die  Einführung  von  Meldttngsbfichem  [Indices]  mit  böhmisch- 
lateinischem  Texte  an  den  drei  weltlichen  Faknltäten  der  böhmischen 

Universität  in  Prag). 

Den  laut  Berichtes  vom  29.  Jänner  d.  J.,  Z.  206,  vom  akademischen 
Senate  der  böhmischen  Universität  in  Prag  im  Sinne  des  ho.  Erlasses 
vom  21.  August  1896,  Z.  45/KUM*)  gefaßten  Beschluß,  wonach  die  an 
den  drei  weltlichen  Fakultäten  der  genannten  Universität  neu  einzuführenden 
Meldungsbücher     (Indices)     mit    böhmisch-lateinischem    Texte    ausgestattet 

Cxemowitz  die  Meldungsbächer  und  (mii  Ausnahme  der  theologischen  Fakaliät)  tmdi  die  Abgangs- 
zeugnisse in  deutscher  Sprache  ausgefertigt. 

^)  An  der  Universität  in  Krakau  sind  die  Meldungsbächer  in  laieinischer  Sprache  abgejaßt, 
die  Eintragungen  geschehen  im  Sinne  der  Bestimmungen  des  §  2t  der  allgemeinen  Stuäienordnung 
(s„  Nr,  365J  in  lateinischer  (theologische  FakuliätJ,  beziehungsweise  polnischer  Sprache,,  Aaf 
Qrund  des  MinErL  vom  20,  März  1902,  Z.  583/KUM  (s,  Nr,  16),  werden  an  der  Universität  in 
Lemberg  die  Meldungsbächer  nach  Maßgabe  des  §  2t  der  allgemeinen  Studienordnung  (lateiniseher 
Text  mit  Eintragungen  in  der  Sprache,  in  welcher  die  Vorlesungen  gehauen  und  in  dem  Lektions- 
I  kataloge  angeJkändigt  werden)  ausgefertigt, 

*)  s,  den  in  diesem  Sinne  gefegten  Beschluß  des  akademiscfien  Senates  unter  Nr,  477, 

*)  Betreffs  der  Zeugnisse  über  die  rechtshistorische  Staatsprüfung  vgl,  Nr,  484, 

*)  s,  Nr,  476. 
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werden,  und  zwar  in  der  Weise,  daß  der  böhmische  Text  als  Haupttext 
mit  fetten,  der  lateinische  aber  als  Obersetzung  eingeklammert  mit  kleinen 
Lettern   gedruckt   wird,   habe   ich   genehmigend   zur   Kenntnis  genommen. 


Np.  478. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  22.  Februar  1898,  Z.  3175, 

an  das  Rektorat  der  böhmischen  Universität  in  Prag, 

(betreffend  die  Einffihning  von  Matrlkelscheinen  mit  böhmisch-lateini- 
schem Texte  an  der  böhmischen  Universität  in  Prag). 

Den  laut  Berichtes  vom  23.  Juli  1897,  Z.  1036  Sen.,  vom  akademischen 
Senate  der  böhmischen  Universität  in  Prag  in  seiner  Sitzung  vom  20.  Juli 
1897  gefaßten  Beschluß,  wonach  an  Stelle  der  an  dieser  Universität  bisher 
in  Verwendung  gestandenen,  ausschließlich  in  lateinischer  Sprache  abge- 
faßten Matrikelscheine  für  die  Hörer  der  sämtlichen  Fakultäten  der  ge- 
nannten Universität  nunmehr  Matrikelscheine  eingeführt  werden,  bei  welchen 
der  böhmische  Text  als  Haupttext  mit  fetten  Lettern,  der  lateinische  aber 
eingeklammert  mit  kleineren  Lettern  gedruckt  erscheint,  habe  ich  genehmigend 
zur  Kenntnis  genommen. 

Mit  der  Ausgabe  der  neuen  Matrikelscheine  wird  jedoch  bis  zum  Ver- 
brauche des  etwa  vorhandenen  Vorrates  von  Matrikelscheinen  alter  Textie- 
rung  innezuhalten  sein.^) 


Np.  479. 

Ans  dem  Erlasse  des  Hlnlsterlnms  fflr  K.a.U.Tom  31.  JaI11898,  Z.818, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 
(betreffend  die  Einffihning  von  Meldtingsbogen  im  Oktavformat). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  .  .  .  wird  im  Sinne  des  vom  akademi- 
schen Senate  der  k.  k.  Universität  in  .  .  .  gefaßten  Beschlusses  genehmigt, 
daß  an  Stelle  der  gemäß  §  34  der  allgemeinen  Studienordnung^)  für  die 
außerordentlichen  Studierenden  in  Verwendung  stehenden,  in  Folioformai 
ausgefertigten  Meldungsbogen  vom  Studienjahre  1898/99  ab,  solche  im 
Oktavformat  nach  dem  vom  Rektorate  der  k.  k.  Universität  in  Wien  vor- 
gelegten  Muster  in  Gebrauch  genommen   werden. 

Die  neuen  Meldungsbogen  werden  auf  möglichst  haltbarem  Papier 
und  in  gleicher  Weise  wie  die  Meldungsbücher  der  ordentlichen  Hörer  auf 
Sicherheitspapier*)   herzustellen  sein. 


')  An  den  Universitäten  in  Wien,  Innsbruck  und  Prag  (deutseh)  werden  die  Matrütelseheine 
aassehließlidi  in  deutscher  Sprache,  in  Graz  in  lateinischer  Sprache  ausgefertigt. 
*)  s.  Nr.  365. 
')  Vgl.  Anmerkung  ')  zu  §  21  der  allgemeinen  Studienordnung  (S.  453). 
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b)  PrQfungszeugnisse  und  Diplome. 

Nr.  480. 

Terordnang  der  n.  0.  Landesregierung  vom  5.  Dezember  1833, 

Z.  64.450. 

an  die  Wiener  medizinische  Fakultät, 
(betreffend  die  Ausstellung  von  Diplomsduplikaten).^) 

Da  Amortisierungen  bloß  bei  jenen  Urkunden  üblich  sind,  welche  über- 
tragbare Rechte  begründen  und  durch  deren  Obergang  an  eine  zweite 
Person  der  Eigentümer  derselben  beeinträchtigt  werden  könnte,  wie  dies  bei 
Privat-  und  öffentlichen  Obligationen  der  Fall  ist,  von  einem  in  Verlust  ge- 
ratenen Diplom  aber  nicht  leicht  in  Bezug  auf  die  Privatrechte  des  Eigen- 
tümers ein  Mißbrauch  gemacht  werden  kann,  dieser  aber,  wenn  er  gemacht 
werden  sollte,  durch  die  erfolgte  Amortisierung  nicht  immer  verhindert 
werden  kann,  und  der  dabei  Betretene  ohnehin  den  gesetzlichen  Strafen 
unterliegt,  da  ferner  auch  bei  ähnlichen  Urkunden,  wie  bei  in  Verlust 
geratenen  Tauf-,  Trau-  und  Totenscheinen,  Pässen,  Adelsdipk>men  die 
Amortisierung  zur  Erhaltung  eines  Duplikates  nicht  notwendig  ist,  so  ist 
zur  Ausstellung  eines  Diploms  -  Duplikates  keine  vorläufige  Amortisie- 
rung des  in  Verlust  geratenen  Diploms  im  allgemeinen  notwendig. 
Sollte  jedoch  in  einzelnen  besonderen  Fällen  nach  dem  Dafürhalten  des 
Universitätskonsistoriums  oder  einer  einzelnen  Fakultät  diese  Umsicht  er- 
forderlich und  somit  denselben  daran  besonders  gelegen  sein,  die  ver- 
meintliche   Amortisierung  des    in   Verlust   geratenen    Diploms    einzuleiten. 


')  MU  StaatsminVdg.  vom  22,  Juni  1866,  Z.  3371/K.  U.,  wurde  diese  Verordmmg  aus  Anlaß 
eines  speziellen  Falles  dem  akademischen  Senate  in  Krakau  zur  Danacluidäung  mitgeteüL 

MU  MinErl.  vom  15.  Juni  1871,  Z.  5708,  wurde  der  Siatthalterei  in  Tirol  über  ihre  Anjrage, 
betreffend  den  Vorgang  bei  Anfertigung  von  Duplikaten  von  Universitäisteugnissen  und  Diplomen 
eröffnet,  daß  spezielle  Vorscliriften  (aaßer  dem  §  68  der  allgemeinen  Studienordnang  und  den 
obigen  Verordnungen  vom  Jahre  1833  und  1866)  nicht  bestehen  und  zufolge  der  an  der  Wiener 
Hochschule  herrschenden  Gepflogenheit  für  die  Au^olgung  eines  derartigen  Duplikates  tmr  die 
Nachweisung  von  dem  wirklichen  Verluste  des  betreffenden  Dokumentes  erforderlich  ist.  Hiebei 
wurde  vorausgesetzt,  daß  über  die  erstatteten  Anzeigen  wegen  strafgerichtlicher  Verurteilung, 
respektive  Diplomsverwirkung  Vormerkungen  geführt  werden  (MZ.  12.464/89J.  —  Ober  die  für  die 
Ausfertigung  der  Duplikate  von  Diplomen,  Meldungsbuchem,  Meldungsbogen,  Abgangszeugnissen, 
Absolutorien  und  anderen  Dokumenten  zu  zafdenden  Taxen  vgL  §  68  der  allgemeinen  Studien' 
Ordnung  (s.  S.  465). 

Die  Legalisierung  der  Untersehriflen  auf  Doktordiplomen  und  Zeugnissen  pflegt  in  der 
Regel  durch  den  Statthalter  (Landespräsidenten)  als  Chef  der  politischen  Landesstelle  zu  geschehen, 
wobei  die  Superlegalisierung  der  Unterschrift  des  Landeschefs  durch  das  Unterrichtsministerium 
erfolgt.  In  Wien  wird  die  Legalisierung  derartiger  Unterschriften  vom  Unterriditsministerium 
unmittelbar  vorgenommen. 

Auf  Grund  der  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  12.  Februar  1881,  RQBNr.  13, 
betreffend  die  Ausführung  des  Artikels  IV  des  mit  dem  Deutschen  Reiche  geschlossenen  Legaü' 
sierungsvertrages  vom  25.  Februar  1880,  RGBNr.  85,  bedürfen  die  Urkunden  der  Rektorate  und 
akademischen  Senate  der  Universitäten  in  Wien,  Prag,  Graz,  Innsbruck,  Krakau,  Lemberg  und 
Czemowitz  einer  weiteren  Beglaubigung  überhaupt  nicht. 
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SO  kann  diese  bisherige  Übung  auch  fernerhin  gegen  dem  beobachtet 
werden,  daß  statt  des  Wortes  „Amortisierung"  die  Überschrift  „Ungültig- 
keitserklärung" zu  wählen  ist. 


Nr.  481. 

firtafi  des  Staatsminlsterliims,  Abt  für  K.D.U.,  vom  4.  November  1863, 

Z.  U.642, 

an  die  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen, 
(betreffend  die  Form  der  theologischen  Prflfttngszeugnisse). 

Mit  Rückblick  auf  die  am  Schlüsse  der  MinVdg.  vom  29.  März  1858 
(RGBNr.  50)^)  grundsätzlich  genehmigte  Berechtigung  der  Bischöfe  erhebt 
das  Ministerium  gegen  die  Form,  in  welcher  das  Professorenkollegium 
der  theok>gischen  Fakuhät  der  Prager  Universität  den  Erfolg  der  ganz-  oder 
halbjähr^en  Prüfungen  der  in  eine  bischöfliche  Diözese  oder  in  eine  reguläre 
Genossenschaft  aufgenommenen  Studierenden  der  Theok>gie  zu  dem  in 
der  bezogenen  Ministerialverordnung  bezeichneten  Zwecke  nachweist,  in 
der  Voraussetzung  keine  Einwendung,  daß  den  Theotogen,  wenn  sie  die 
Universität  verlassen,  auf  ihr  Verlangen  nach  Maßgabe  des  MinErl.  vom 
16.  September  1851,  RGBNr.  216«)  (§  20),  Abgangszeugnisse  ausgefertigt 
werden,  welche  jedoch  von  den  betreffenden  Ausstellern  nicht  als  Pro- 
fessorenkollegium der  theologischen  Fakultät,  sondern  als  Lehr- 
körper der   Diözesan-Lehranstalt  auszufertigen   sein   werden. 


Nr.  482. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  9.  Mal  1876,  Z.  7248, 

MVBNr.  22. 

an  sämtliche  akademische  Senate, 

betreffend  die  Stempelpflicht  der  Kolloqulenzengnisse,  sowie  der  Ver- 
wendnngszettgnisse  in  akademischen  Seminarien. 

Anläßlich  eines  vorgekommenen  Zweifels  finde  ich  nach  gepflogenem 
Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Finanzministerium  zu  erklären,  daß  Zeugnisse 
über  Kolk>quien,  sowie  über  die  Verwendung  in  akademischen  Seminarien 
nach  Tarifpost  116,  lit.  c  des  Gesetzes  vom  9.  Februar  1850,  RGBNr.  50, 
der  Stempelpflicht  von  15  Kreuzer  (jetzt  30  Heller)  unterliegen.») 

>)  5.  Nr.  607. 
■)  s.  Nr,  606, 
•)  VgL  Nr.  474, 
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Np.  483. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  12.  April  1892,  Z.  7069, 

an  sämtliche  medizinische  Dekanate, 

(betreffend  die  Stempelpfllcht  von  Rigorosen-  und  ähnlichen  Prfifungs- 

zeugnissen). 

Aus  Anlaß  einer  anher  gerichteten  Anfrage  finde  ich  dem  Dekanate  in 
Betreff  der  Anwendung  der  Stempelvorschriften  auf  die  den  Studierenden 
der  Medizin  auszustellenden  Zeugnisse  über  abgelegte  Rigorosen  und  ins- 
besondere über  die  naturhistorischen  Vorprüfungen  nach  gepflogenem  Ein- 
vernehmen mit  dem  k.  k.  Finanzministerium  behufs  Erzielung  eines  gleich- 
mäßigen Vorganges,  nachstehendes  zu  eröffnen: 

Die  von  den  landesfürstlichen  Behörden  oder  Ämtern  ausgestellten 
Zeugnisse  unterliegen  in  der  Regel,  insoweit  sie  nicht  ausdrücklich  einer 
höheren  oder  niederen  Gebühr  zugewiesen  sind,  nach  Tarifpost  116,  lit  a.  aa 
des  Gesetzes  vom  13.  Dezember  1862,  ROBNr.  89,  der  Gebühr  von  1  Gulden 
(2  Kronen), 

Als  eine  solche  Ausnahmsbestimmung  kommt  vorliegend  nur  die  Tarif- 
post 116,  lit.  c  des  Gesetzes  vom  9.  Februar  1850,  RGBNr.  50,  in  Frage, 
wonach  Schul-  und  Studienzeugnisse,  welche  über  den  Erfolg  einer  oder 
mehrerer  am  Schlüsse  eines  Semesters  oder  Jahiganges  abgeleg^ter  Prüfungen 
von  öffentlichen  Lehranstalten  ausgefertigt  werden,  dem  Stempel  von  nur 
15   Kreuzer   (30  Heller)   per   Bogen   unterliegen. 

Die  Zeugnisse  über  die  naturhistorischen  Vorprüfungen  können  zu  den 
erwähnten  Studienzeugnissen  über  den  Erfolg  einer  am  Schlüsse  eines 
Semesters  oder  Jahrganges  abgelegten  Prüfung  schon  aus  dem 
Grunde  nicht  gezählt  werden,  weil,  nach  §  2  des  Anhanges  zur  Rigorosen- 
ordnung  für  die  medizinische  Fakultät,  zu  diesen  Vorprüfungen  jeder  ordent- 
liche Hörer  der  Medizin  gegen  Beibringung  des  Maturitätszeugnisses  oder 
eines  demselben  gleichgehaltenen  Zeugnisses  zugelassen  wird,  und  es  dem 
Ermessen  des  Studierenden  überlassen  ist,  in  welcher  Reihenfolge  und 
in  welchen  Semestern  er  diese  Vorprüfungen  ablegen  will,  während  die 
Tarif post  116,  lit.  c,  nur  Semestral-  und  Jahresprüfungen  im  Auge  hat 

Es  kann  daher  auf  die  Zeugnisse  über  die  vorstehend  erwähnten 
Vorprüfungen  nur  die  allgemeine  Vorschrift  der  Tarif  post  116,  lit.  a,  aa 
des  Gesetzes  vom  13.  Dezember  1862,  RGBNr.  89,  Anwendung  finden. 

Bei  Ausstellung  sowohl  der  Zeugnisse  über  medizinische  Rigorosen, 
eventuell  auch  über  einzelne  Teile  derselben  (praktische  Prüfungen),  als 
auch  über  die  naturhistorischen  Vorprüfungen  ist  demnach  ausnahmslos 
ein  Stempel  per  1  Gulden  (2  Kronen)  per  Bogen  im  Sinne  der  Tarifpost  116, 
lit.  a,  aa  des  zitierten  Gesetzes  zu  verwenden. 
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Np.  484. 

Erlaß  des  Ministers  f Dr  K.  d.  U.  vom  8.  Oktober  1896,  ad  Z.  45/KUH, 

an  den  Statthalter  für  Böhmen, 

(betreffend  die  Ausdehnttng  der  Bestimmungen  des  MinErl.  vom 
21.  Angttst  1896,  Z.  45/KUM,  anf  die  Zeugnisse  Aber  die  von  Rechts- 
liörern  der  böhmischen  Universität  in  Prag  abgelegte  rechtshistorische 

Staatsprüfung). 

Im  Nachhange  zu  dem  ho.  Erlasse  vom  21.  August  d.  J.,  Z.  45/KUM.^) 
finde  ich  anzuordnen,  daß  die  Bestimmungen  des  eben  zitierten  Erlasses, 
betreffend  die  Sprache,  in  welcher  die  Zeugnisse  über  die  judizielle  und 
staatswissenschaftliche  Staatsprüfung,  sowie  die  Prüfungsvermerke  in  den 
Meldungsbüchem  auszufertigen  sind,  auch  auf  die  Zeugnisse  über  die 
rechtshistorische  Staatsprüfung  und  deren  Vermerke  in  den  Indices  sinn- 
gemäße Anwendung  zu  finden  haben. 


Np.  486. 
Ans  dem  Erlasse  des  Minlsterliims  des  Innern  Tom  7.  Dezember  1900, 

Z.  42.151. 

an  die  n.  ö.  Statthalterei, 
(betreffend  die  Rfickstellnng  firztlicher  Diplome  bei  strafgerichtUcher 

Verurteilung). 

Das  Ministerium  des  Innern  hat  im  Einvernehmen  mit  dem  Mini- 
sterium für  Kultus  und  Unterricht  eröffnet,  daß  jedes  Dipk>m,  welches  einem 
Arzte  oder  einer  Hebamme  wegen  Verlustes  der  Praxisberechtigung  infolge 
gerichtlicher  Verurteilung  wegen  Verbrechens  von  der  politischen  Behörde 
abgenommen  wurde,  unter  entsprechender  Verständigung  von  dem  Sach- 
verhalte jener  Lehranstalt  zurückzustellen  ist,  von  welcher  das  betreffende 
Diplom  ausgestellt  wurde. 

c)  Abgangszeugnisse  und  Absolutorien. 

Np.  486. 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  o.  D.  vom  10.  HSrz  1850,  Z.  1585, 

RGBNr.  117, 

an  das  Wiener  Universitätskonsistorium,  an  den  akademischen  Senat  der 
Universität  zu  Prag,  [Olmütz],  Graz,  Innsbruck,  Lemberg,  Krakau, 

womit  ein  Formular  der  Universitfttsabgangszeugnisse  mit  einer  Vor- 
schrift fiber  ihre  AusffiUung  hinausgegeben  wird. 

Zur  Erzielung  der  erforderlichen  Gleichförmigkeit  in  der  Einrichtung 
und  Ausfüllung  der  in  den  §§23  und  24  der  provisorischen  Studienord- 

*)  5.  Nr.  476,  betreffend  die  Sprache,  in  welcher  die  Meldtmgsbächer  an  der  böhmischen 
Uninnität  in  Prag  sowie  die  Zeugnisse  über  die  Judizielle  und  staatswissensehttfOiche  Staats* 
präfang  aaseufertigen  sind, 
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nung^)  erwähnten  Universitätszeugnisse  für  diejenigen  Studierenden,  welche 
eine  österreichische  Universität  verlassen,  entweder  weil  ihre  Studien  beendet 
sind,  oder  weil  sie  sich  an  eine  andere  Universität  begeben  wollen,  teile  ich 
dem  (Rektorate)  ein  Formular  mit,  nach  welchem  diese  Universitätszeugnisse 
auszustellen  sind. 

Bei  ihrer  Ausfüllung  werden  folgende  allgemeine  Weisungen  zu  beob- 
achten sein: 

1.  Diese  Universitätszeugnisse  treten  teilweise  an  die  Stelle  der  an 
mehreren  Fakultäten  bisher  bestandenen  Absolutorien,  von  deren  Ausfertigung 
es  nunmehr  abzukommen  hat.') 

2.  Dieselben  werden  an  allen  österreichischen  Universitäten  in  lateini- 
scher') Sprache  nach  dem  beigeschlossenen  Formulare  ausgestellt.^) 

3.  Sie  sind  bestimmt,  einen  vollständigen  Oberblick  über  die  akademische 
Verwendung  des  von  der  Universität  abgehenden  Studierenden  für  den- 
jenigen Zeitraum  zu  geben,  welchen  er  an  dieser  Universität  ohne  alle 
Unterbrechung,  oder  wenigstens  ohne  in  der  Zwischenzeit  eine  andere 
Universität  besucht  zu  haben,  zugebracht  hat. 

4.  In  der  allgemeinen  Oberschrift  ist  nach  den  Worten  „quum  se  dtgnum 
civitate  academica  praestitisset''  anzumerken,  ob  der  Studierende  auf  Grund- 
lage eines  Abgangszeugnisses  von  einer  anderen  Universität  [oder  der  Studien- 
zeugnisse der  früher  bestandenen  zwei  philosophischen  Jahi^änge]  oder  eines 
Maturitätszeugnisses  eines  Gymnasiums  immatrikuliert  worden  ist  Die  be- 
treffenden Lehranstalten  sind  dabei  individuell  zu  bezeichnen. 

[5.  Zur  Aufnahme  in  diese  Zeugnisse  als  akademische  Studienzeit  sind 
nicht  geeignet  die  bis  inklusive  zum  Jahre  1848  bestandenen  zwei  philoso- 
phischen Jahrgänge.] 

6.  Im  allgemeinen  sind  die  betreffenden  Lehrgegenstände  in  chronolo- 
gischer Ordnung  der  an  der  Universität  zugebrachten  Semester,  und  zwar 
dadurch  besonders  übersichtlich  zu  machen,  daß  in  der  zweiten  Kolumne 
vor  der  Aufzählung  der  einzelnen  Lehrfächer  in  hervortretender  Schriftart 
Studienjahr  und  Semester  hervorgehoben  werden.  <^) 

[7.  Da  jedoch  die  jetzt  oder  in  mehreren  der  nächsten  Semester  von 
einer  Universität  abgehenden  Studierenden  Zeugnisse  vorweisen  werden,  in 
welchen  mehrere  Gegenstände  nach  den  früheren  Studienanordnungen  nicht 
nach  Semestern,  sondern  nach  Jahrgängen  aufgeführt  sind,  so  wird  auch 
noch  einige  Zeit  hindurch  in  diesen  Zeugnissen  eine  oft  wenigstens  teil- 
weise Anführung  der  Lehrgegenstände  nach  Jahrgängen  zulässig,  ja  selbst 
notwendig  sein. 

In  diesen  Fällen  sind  nach  der  Bezeichnung  des  Studienjahres  zueist 
a)  die  ganzjährigen,  b)  die  halbjährigen  Gegenstände  besonders  anzuführen.] 

*)  Den  §§  23  und  2i  der  provisorischen  Studienordnung  vom  lt,/t3.  Okiober  1849  entf- 
sprechen  die  §§  67  und  68  der  allgemeinen  Stadienordnung  vom  /.  Oktober  1850  (s,  Nr,  365J. 

")  Absolutorien  wurden  eingeführt  ßr  Reektshdrer  (s,  Nr,  487)  und  Medieiner  (s,  Nr,  489), 

^  VgL  Anmerkung  *)  auf  S,  587, 

*)  Das  Formular  wurde  in  diese  Sammlung  nicht  aufgenommen, 

»)  Abgeändert  für  Rechtshörer  vgL  Nr,  487  (§  9), 
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[8.  Die  an  der  Wiener  Universität  in  dem  abgekürzten  Studienjahi'e 
1849,  in  welchem  keine  Semestralabteilung  statt  hatte,  gelesenen  Kollegien 
sind,  ohne  sie  in  halb-  oder  ganzjährige  zu  scheiden,  anzusetzen.] 

9.  Die  Aufzählung  der  Lehrgegenstände  hat  sich  in  jedem  Semester, 
oder  nach  Umständen  in  jedem  Jahrgange  auf  alle  zu  erstrecken,  welchen 
der  Studierende  in  dem  betreffenden  Semester  oder  Jahrgange  in  einer 
oder  mehreren  Fakultäten  sich  gewidmet  hat.^) 

10.  Die  Rubrik  der  Fortgangsklasse  ist  für  diejenigen  bestimmt,  welche 
aus  früheren  Jahren  oder  aus  dem  Jahre  1850  als  Privatisten  der  rechts- 
und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  Fortgangszeugnisse  vorweisen.  — 
Kommen  in  denselben  wiederholte  Prüfungen  vor,  so  sind  dieselben  durch 
den    Beisatz   rep.   ex  ersichtlich   zu  machen.') 

11.  Ein  besonderer  Frequentationskalkul  ist  nur  insofern,  und  zwar  in 
der  Rubrik  der  Anmerkungen  aufzunehmen,  als  er  auf  „minder  fleißig'^ 
oder  „nadilässig''  lautet. 

[12.  Außerdem  ist  unter  der  Anmerkungsrubrik  zu  bemerken,  daß  der 
Studierende  in  dem  einen  oder  anderen  Semester  oder  Jahrgange,  oder  einen 
einzelnen  Gegenstand  als  „Privatist''  studiert  habe.]^) 

13.  Nach  Aufzählung  sämtlicher  an  der  Universität  gemachten  Studien 
und  E>urchstreichung  des  allenfalls  unausgefüllt  bleibenden  Raumes  sind 
auf  der  letzten  Seite  rücksichtlidi  seines  akademischen  Benehmens  jedenfalls 
zuerst  die  m  seinem  von  einer  anderen  Universität  etwa  mitgebrachten 
Universitätszeugnisse  enthaltenen  Angaben  über  sein  akademisches  Verhalten 
an  dieser  ihrem  wesentlichen  Inhalte  nach  und  sohin  die  Bemerkung  über  sein 
Betragen  an  der  das  neue  Universitätszeugnis  ausstellenden  Universität 
beizufiigen.^) 

Kam  an  dieser  gegen  ihn  kein  Anstand  vor,  so  wird  die  diesfällige 
Bestätigung  dahin  lauten,  daß  sein  Betragen  während  seines  Aufenthaltes 
an  dieser  Universität  den  akademischen  Gesetzen  „vollkommen  gemäß'' 
oder  bei  geringeren  Vergehen,  welche  nach  §  19  der  Disziplinarordnung^) 
nicht  besonders  in  das  Universitätszeugnis  aulzunehmen  sind,  denselben 
„gemäß"  ,war. 

Im  entgegengesetzten  Falle  ist  zu  bemerken:  sein  Benehmen  sei  den 
akademischen  Gesetzen  insofeme  zuwidergelaufen,  daß  gegen  ihn  folgende 
Djsziplinarerkenntnisse  eintraten;  diese  sind  sohin  ihrem  wesentlichen  Inhalt 
nach  mit  Verweisung  auf  das  betreffende  Protokoll  anzuführen.^) 

14.  Das  Universitätszeugnis  wird  von  dem  Dekan  des  betreffenden 
Professorenkollegiums  zusammengestellt,  welcher  in  dem  Falle,  als  der 
Kandidat  bereits  gehörig  ausgestellte  Universitätszeugnisse  oder  Studienzeug- 
nisse zum  Belege  seiner  akademischen  Verwendung  beibringt,  aus  diesen 

«)  Vgl.  für  Reehtshdrer  Nr,  487. 

^  in  den  Abgangszeugnissen  der  Theologen  sind  gemäß  §  20  des  MinErl.  vom  i6.  Sep^ 
iember  1851,  Z.  6165,  RQBNr.  216  (s.  N.  606),  aueli  die  In  den  Annaal'  oder  Semestralprßfitngen 
erhaltenen  Klassifikationen  ersiehiiieh  zu  machen. 

«)  Ober  die  Aufhebung  des  „Privatsiudiums"  vgL  Anmerkung*)  au/S.  461.  —  *)  s.  Nr.  523. 

»)  Vgl.  audi  Absatz  6  des  MinErl.  vom  16.  Juni  1851,  Z.  5126  ex  1850,  betreffend  die 
Evidenzhattung  der  gegen  Studierende  ergangenen  Verwelsangserkenninisse ,  beziehungsweise  die 
Aafnahme  soldter  Erkenntnisse  in  die  Abgangszeugnisse  (s.  Nr.  524). 
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die  Zusammenstellung  verfassen  kann,  ohne  sich  erst  insbesondere  mit  den 
Dekanen  anderer  Fakultäten,  deren  Vorlesungen  der  Studierende  besucht 
hat,  in  das  Einvernehmen  setzen  zu  müssen. 

15.  Daß  der  gesamte  Inhalt  des  Universitatszeugnisses  von  dem  be- 
treffenden Dekane  eigenhändig  geschrieben  sei,  ist  nicht  notwendig,  doch 
haftet  er  für  die   Richtigkeit  der  darin  enthaltenen  Angaben. 

16.  Das  Universitätszeugnis  wird  von  dem  Dekane  des  Professoren- 
kollegiums derjenigen  Fakultät,  an  welcher  der  Studierende  zuletzt  immatri- 
kuliert war,  und  von  dem  Rektor  unter  Beidrückung  des  Universitätssiegels 
unterschrieben. 

17.  Die  in  jedem  Jahre  an  einer  Universität  ausgestellten  Universitäts- 
zeugnisse sind  mit  durch  alle  Fakultäten  durchlaufenden  Nummern  zu  be- 
zeichnen und  in  der  Universitätskanzlei  in  einem  eigenen  Register  in  Evi- 
denz zu  halten. 


Np.  487. 

Erlafi  des  Mlnlsterinrns  fOr  K.  n.  ü.  vom  3.  April  1856.  Z.  5169. 

RGBNr.  47, 

wirksam  für  den  ganzen  Umfang  der  Monarchie, 

womit  die  Einführung  von  Absolutorien  als  der  legalen  Beweisdokninente 
über  den  Umstand,  daß  ein  Studierender  einer  rechts-  nnd  staatswissen- 
schaftlichen Fakultät  oder  Rechtsakademie  seine  akademischen  Studien 
den  bestehenden  Gesetzen  gemäß  zurückgelegt  habe,  angeordnet  und 
das  Verhältnis  dieser  Absolutorien  zu  den  bisher  fiblichen  Abgangs- 
zeugnissen bestimmt  wird. 

Um  in  Hinkunft  und  insbesondere  in  der  ersten  Periode  der  Durch- 
führung des  neuen  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studienplanes  den 
Staatsbehörden,  Staatsprüfungskommissionen  und  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen Fakultäten  eine  feste  und  sichere  Cynosur  der  Beurteilung  dar- 
zubieten, ob  ein  Kandidat,  welcher  sich  bei  ihnen  zur  Aufnahme  in  die 
Konzeptspraxis  oder  zu  einer  die  volle  Absolvierung  des  akademischen 
Studiums  voraussetzenden  Prüfung  meldet,  diese  Bedingung  den  bestehenden 
Gesetzen  gemäß  erfüllt,  d.  i.  sein  akademisches  Quadriennium  [oder  be- 
ziehungsweise Triennium]  gültig  vollendet  habe,  wird  hiemit  folgendes  an- 
geordnet: 

§  1.  Für  die  ordentlichen  Rechtshörer  der  Universitäten  Wien,  Prag, 
[Pest],  Krakau,  Lemberg,  Graz  und  Innsbruck,  [und  der  bestehenden 
k.  k.  Rechtsakademien]  welche  mit  dem  Sommersemester  1855/56  oder 
späterhin  ihr  akademisches  Quadriennium  [oder  Triennium]  vollenden  und 
nach  den  bestehenden  Anordnungen  eines  Beweises  hierüber  zu  was  immer 
für  einem  praktischen  oder  akademischen  Zweck  benötigen,  werden  hiemit 
eigene  Absolutorien  als  das  diesfällige  legale  Beweisdokument  eingeführt 

§  2.  Diese  Absolutorien  sind  den  öffentlichen  Rechtshörem  der  Fakul- 
täten [und  den  öffentlichen  oder  privatim  studierenden  Schülern  der  k.  k. 
Rechtsakademien]  auf  eigens  dazu  vorgedruckten  Blanketten  auszufertigen. 
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§  3.  Diese  Absolutorien  haben  zum  Unterschiede  von  den  Abgangs- 
zeugnissen (Universitätszeugnissen) : 

1.  die   Aufschrift:  „Absolutorium''   zu  fähren; 

Z  die  Anführung  aller  Kollegien  zu  enthalten,  welche  der  Kandidat 
während  seiner  ganzen  akademischen  Studienzeit  an  einer  und  derselben, 
oder  an  den  verschiedenen  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Lehranstalten, 
an  denen  er  studiert  hat,  gehört  [oder  aus  welchem  er  als  Privatstudierender 
einer  k.  k.  Rechtsakademie  die  Prüfungen  abgelegt]  hat; 

3.  im  Eingange  den  ausdrucklichen  Beisatz  zu  enthalten,  daß  derselbe 
seine  volle  akademische  Studienzeit  den  bestehenden  Anordnungen  gemäß 
zurückgelegt  habe. 

Im  übrigen  sind  sie  im  wesentlichen  nach  den  bisher  für  die  Abgangs- 
zeugnisse  geltenden   Anordnungen  i)   auszufertigen. 

§  4.  Ob  ein  Kandidat  während  und  nach  seiner  vollendeten  Studien- 
zeit auch  die  ihm  obliegenden  theoretischen  Staatsprüfungen  abgelegt  habe, 
darüber  hat  das  Absolutorium  nichts  zu  enthalten,  sondern  hierüber  ist  der 
Beweis  durch  die  Staatsprüfungszeugnisse  herzustellen. 

[§  5.  Solche  Absolutorien  beizubringen,  sind  nur  diejenigen  zur  Auf- 
nahme in  die  Konzeptspraxis  oder  zur  letzten  Staatsprüfung  sich  meldenden 
Kandidaten  nicht  verpflichtet,  welche  ohne  regelmäßigen  Besuch  der  Univer- 
sitätsvorlesungen den  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  auf  Grund- 
lage des  ho.  Erlasses  vom  2.  Oktober  1855,  RGB.  Z.  172,  Abs.  7,  sich 
gewidmet  haben. 

Dieselben  werden  sich  bei  ihrer  Meldung  zur  Konzeptspraxis  ledig- 
lich mit  der  bezüglichen  Bewilligung  des  Unterrichtsministeriums  und  mit 
den  Zeugnissen  über  die  mit  gutem  Erfolge  abgelegten  theoretischen  Staats- 
prüfungen auszuweisen  haben.]  ^) 

§  6.  Diejenigen  Studierenden,  welche  ein  Absolutorium  zu  erhalten 
wünschen,  dürfen  um  dasselbe  sich  schon  im  Laufe  ihres  letzten  Studien- 
semesters bei  dem  betreffenden  Dekanate  [oder  Direktorate]  melden. 

Sie  haben  hiebe!  ihre  sämtlichen  Studiendokumente  (Maturitätszeugnis, 
Meldungsbuch,  Prüfungszeugnisse  aller  Art  usw.)  im  Originale  oder  in 
Duplikaten  beizubringen. 

§  7.  Die  Beurteilung,  ob  der  Kandidat  nach  den  bestehenden  Vor- 
schriften seine  Studien  vollgültig  absolviert  habe,  steht  zunächst  den  Dekanen 
der  Professorenkollegien  [und  Direktoren  der  Rechtsakademien]  zu. 

[In  zweifelhaften  Fällen  aber  und  insbesondere,  wenn  es  sich  um  solche 
Kandidaten  handelt,  welche  sonst  ordentlidi  und  fleißig  ihre  Studienzeit 
verwendet,  welche  aber,  sei  es  in  ihrem  Studiengange,  sei  es  in  der 
Stundenzahl  der  von  Uinen  gehörten  Kollegien,  namentlich  in  der  Obergangs- 
periode nicht  vollkommen  den  bestehenden  Anordnungen  gemäß  ihre  Studien 
eingerichtet  haben,  wird  hiemit  die  Entscheidung  einer  Kommission  über- 
tragen, welche  an  den  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten  aus 

>)  J.  Nr.  486, 

^  Der  §  5  dieses  Erlasses  ist  durch  §  I  des  Gesetzes  vom  20.  April  1893,  RQBNr.  68 
fs.  Nr.  635J  und  dU  §§  1  und  11  letzter  Absatz  der  MinVdg,  vom  2i.  Dezember  1893,  RQBNr.  204 
(s.  Nr.  636),  a^ßer  Kraft  gesetzt. 
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dem  fungierenden  Dekane  und  zwei  Dekanen  der  nächstvorhergegangenen 
Dekanatsperioden,  an  den  Rechtsakademien  aus  dem  Direktor  und  zwei 
speziell  von  dem  Unterrichtsministerium  hiezu  bestimmten  ordentlichen  Pro- 
fessoren zu  bestehen  hat.  Auch  in  Pest  und  Krakau  hat  letztere  An- 
ordnung insolange  zu  gelten,  bis  die  Einsetzung  der  ordentlichen  akademi- 
schen Funktionäre  die  Möglichkeit  bieten  wird,  an  ihnen  die  Kommission 
in  gleicher  Weise  wie  an  den  übrigen  Universitäten  zu  organisieren.] 

[§  8.  Findet  die  betreffende  Kommission  die  Ausfertigung  eines  Absolu- 
toriums  unzulässig,  so  hat  der  Vorstand  derselben  dies  dem  Kandidaten 
schriftlich  unter  beigefügter  Motivierung  zu  eröffnen,  wogegen  diesem,  je 
nachdem  er  an  einer  Fakultät  oder  an  einer  Rechtsakademie  zuletzt  studiert 
hat,  der  Rekurs  an  die  akademische  Oberbehörde  oder  an  das  Ministerium 
offen  steht.]!) 

§  9.  Die  bisher  bestandenen  Abgangs- (Universitäts-)  Zeugnisse  sind 
weiterhin  nur  für  solche  Rechtshörer  auszustellen,  welche  von  einer  rechts- 
und  staatswissenschaftlichen  Lehrabteilung  (Fakultät  [oder  Rechtsakademie]) 
an  eine  andere  behufs  der  Fortsetzung  ihrer  Studien  überzutreten,  oder  aus 
letzteren  vor  Vollendung  derselben  auszutreten  gedenken.  Für  dieselben 
werden  neue  Formularien  unter  einem  hinausgegeben.  Bei  der  Ausfertigung 
dieser  neuen  Abgangszeugnisse  hat  die  detaillierte  Aufzählung  der  gehörten 
Kollegien  zu  entfallen  und  sich  das  Zeugnis  lediglich  auf  die  Bestätigung  der 
geschehenen  Aufnahme,  der  an  der  Lehranstalt  zugebrachten  Studienzeit 
und  auf  die  Bemerkungen  bezüglich  des  akademischen  Benehmens  des 
Kandidaten  zu  erstrecken.  —  Im  übrigen  sind  sie  auch  fernerhin  nach 
den  mit  den  ho.  Erfassen  vom  10.  [und  29.]  März  1850,  RGB.  Z.  117«) 
[und  144]  <)  getroffenen  Anordnungen,  soweit  dieselben  durch  die  voran- 
stehenden Verfügungen  nicht  aufgehoben  oder  abgeändert  sind,  auf  den 
hiefür  bestimmten  und  zur  Hervorhebung  ihres  Unterschiedes  von  den 
Absolutorien  in  kleinerem  Formate  vorgedruckten  Bianketten  auszufertigen. 

§  10.  Absolutorien  und  Abgangszeugnisse  der  genannten  Universitäten 
[und  Rechtsakademien]  sind  fortan  in  der  Sprache  auszustellen,  in  welcher 
die   Formularien  hinausgegeben  werden. 

§  11.  Von  jedem  Abgangszeugnisse  und  jedem  Absolutorium  ist  das 
Konzept  oder  ein  Pare  bei  den  akademischen  Akten  in  eigenen  Faszikeln 
wohl  aufzubewahren,  um  nötigenfalls  hienach  Duplikate  ausfertigen  zu 
können. 

§  12.  Auf  [die  absolvierten  Rechtshörer  der  Universitäten  Padua  und 
Pavia,  sowie  auf]  die  theologischen,  medizinischen^)  und  philosophischen^) 
Fakultäten^)  der  [übrigen]  Universitäten  haben  diese  Bestimmungen  vor- 
läufig noch  keine  Anwendung. 


>)  Die  Entscheidung  Über  die  Zulässigkeit  der  Aas/olgung  des  Absolutoriums  im  FaÜe  von 
Abweidatngen  von  der  juristisehen  Studienordnung  kommt  derzeit  dem  Unterridttsmimsierimn  tf. 
«)  5.  Nr.  486. 

*)  Dieser  Erlaß  erging  an  den  akademischen  Senat  der  Universität  Pest. 
^  VgL  Nr.  489  und  490. 
*)  s.  Nr.  488  und  491. 
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Nr.  488. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  a.  U.  Tom  29.  Hai  1894,  Z.  9059, 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  der  Universität  in  Wien, 
(womit  in  Bezug  auf  den  Vorgang  bei  Ausstellung  von  Abgangszeugnissen 
an   Studierende  der  philosophischen  Fakultät   nähere   Bestimmungen 

getroifen  werden).^) 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  19.  April  1894,  Z.  759,  eröffne  ich 
dem  Dekanate  .  .  .  ,  daß  im  Sinne  der  bestehenden  Vorschriften  (ho. 
MinErl.  vom  10.  März  1850,  Z.  1585)')  von  der  Ausstellung  von  aus- 
drücklich als  „Absolutorien''  bezeichneten  Abgangszeugnissen  an  Studie- 
rende der  philosophischen  Fakultät  in  Hinkunft  abzusehen  sein  wird. 

Die  Abgangszeugnisse  werden  vielmehr  in  Gemäßheit  der  zitierten 
Vorschrift,  sowie  den  bestehenden  Bedürfnissen  entsprechend,  entweder  als 
interimistische,  namentlich  behufs  Fortsetzung  der  Studien  an  einer  anderen 
Universität  erbetene  Zeugnisse  nach  dem  sub  2  vorgelegten  Formulare ') 
ohne  spezielle  Angabe  der  frequentierten  Vorlesungen,  oder  aber  als  eigent- 
licher Beleg  über  die  vom  Studierenden  tatsächlich  zurückgelegten  Univer- 
sitätsstudien nach  dem  Formulare  sub  4  auszustellen  sein,  wobei  unter 
Weglassung  des  Passus,  wonach  über  die  Einrechnung  der  frequentierten 
Vorlesungen  in  das  gesetzliche  Triennium,  rücksichtlich  Quadriennium  seiner- 
zeit erkannt  werde,  lediglich  zu  bestätigen  sein  wird,  daß  der  Studierende 
die  betreffenden  Vorlesungen  ordnungsmäßig  besucht  hat. 

Es  werden  demnach  in  diese  letzteren  Abgangszeugnisse  nur  jene 
Vorlesungen  aufzunehmen  sein,  für  welche  der  Studierende  die  vorge- 
schriebene Frequentationsbestätigung  erhalten  hat. 

Es  unterliegt  keinem  Anstände,  in  diese  Abgangszeugnisse  eventuell 
auch  jene  Vorlesungen  einzubeziehen,  welche  der  Studierende  in  der  Eigen- 
schaft eines  außerordentlichen  Studierenden  ordnungsmäßig  frequentiert  hat, 
nur  wird  dieser  Umstand  in  der  Rubrik  „Anmerkung''  ausdrücklich  er- 
sichtlich zu  machen  sein. 

Auf  Grund  dieser,  die  tatsächlich  zurückgelegten  Universitätsstudien 
detailliert  nachweisenden  Abgangszeugnisse  wird  in  jedem  einzelnen  Falle 
zu  beurteilen  sein,  ob  den  in  Frage  kommenden  Anforderungen  wirklich 
entsprochen  wurde  oder  nicht. 

Hienach  wolle  das  Dekanat  .  .  .  das  weiters  Erforderliche  veranlassen. 


Nr.  489. 
Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  21.  Mal  1897,  Z.  12.256, 

an  die  Dekanate  sämtlicher  medizinischer  Fakultäten, 
(betreffend  die  Ausstellung  von  Universität8-(Abgangs-)Zettgnis8en  an 

Studierende  der  Medizin  für  Militärzwecke). 

Da    der   im    §  27   des   Wehrgesetzes    verlangte    Nachweis    über   die 
Vollendung  der  medizinischen  Universitätsstudien  nur  durch  ein  Absolutorium 

0  Vgl.  auch  Nr,  491.  —  «)  s.  Nr.  486. 

*)  Die  Formulare  worden  in  die  Sammlung  nicht  aufgenommen. 
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erbracht  wird,  durch  welches  die  Zurücklegung  von  wenigstens  zehn  an- 
rechenbaren medizinischen  Semestern  und  die  Frequenz  der  in  der  Rigorosen- 
Ordnung  vorgeschriebenen  Obligatfächer  bestätigt  wird,  werden  von  Seite 
der  Militärbehörden  nur  jene  den  Studierenden  der  Medizin  ausgestellten 
Universitäts- (Abgangs-)  Zeugnisse  als  zur  Erbringung  des  erwähnten  Nach- 
weises geeignete  Absolutorien  behandelt,  welche  die  ausdrückliche  Bestäti- 
gung enthalten,  daß  der  Betreffende  die  medizinischen  Studien  ordnungs- 
mäßig vollendet  hat  und  daß  demnach  gegen  dessen  Zulassung  zu  den 
Rigorosen,  beziehungsweise  wenn  das  erste  Rigorosum  schon  während  des 
Quinquenniums  abgelegt  worden  ist,  zum  zweiten  und  dritten  Rigorosum 
kein  Anstand  obwaltet. 

Np.  490. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  4.  September  1897,  Z.  16.636, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Graz, 

(betreifend  die  Ausfertigung  von  als  „Absoltttorien^'  bezeichneten  Ab- 
gangszeugnissen an  ordentliche  Studierende  der  medizinischen  Fakttltäf). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  21.  Juni  1897,  Z.  1548,  genehmige  ich, 
daß  für  die  ordentlichen  Studierenden  der  medizinischen  Fakultät  zum  Zwecke 
des  Nachweises  der  ordnungsmäßigen  Vollendung  der  medizinischen  Studien 
in  Hinkunft  ausdrücklich  als  „Absolutorien''  bezeichnete  Abgangszeugnisse 
nach  dem  Muster  des  an  der  Wiener  Universität  gebräuchlichen  Fonnulares 
ausgefertigt  werden,  wobei  ich  jedoch  bemerke,  daß  von  diesen  Formularien 
im  Sinne  des  hierortigen,  über  Veranlassung  des  k.  u.  k.  Reichskriegs- 
ministeriums an  sämtliche  medizinischen  Dekanate  eigangenen  Erlasses  vom 
21.  Mai  1897,  Z.  12.256,^)  nur  in  dem  Falle  Gebrauch  zu  machen  ist, 
wenn  der  betreffende  Studierende  wenigstens  zehn  anrechenbare  medizinische 
Semester  zurückgelegt  hat  und  die  Frequenz  der  in  der  Rigorosenordnung 
vorgesdiriebenen  Obligatfächer  auszuweisen  vermag. 

Dagegen  bin  ich  nicht  in  der  Lage,  den  weiteren  Antrag  betreffend 
die  Verwendung  von  gleichen,  ausdrücklich  als  „Absolutorien''  bezeich- 
neten Formularien  für  die  ordentlichen  Studierenden  der  philosophischen 
Fakultät  zu  genehmigen,  da  die  Ausstellung  von  solchen  „Absolutorien" 
für  Studierende  der  Philosophie  im  Sinne  der  bestehenden  Vorsdiriften 
(MinErl.  vom  10.  März  1850,  Z.  1585)^  auch  an  der  Wiener  philosophischen 
Fakultät  auf  Grund  des  ho.  Eri.  vom  29.  Mai  1894,  Z.  9059,*)  nicht  mehr 
stattfindet  und  die  Ausstellung  von  Abgangszeugnissen  über  die  von  solchen 
Studierenden  tatsächlich  zurückgelegten  Universitätsstudien  mit  Benützung 
von  Formularien  erfolgt,  in  welchen  unter  Weglassung  jedes  Passus  über 
die  Anrechenbarkeit  von  Semestern  lediglich  bestätigt  wird,  daß  der  Studie- 
rende die  im  Abgangszeugnisse  angefiihrten  Vorlesungen  ordnungsmäßig 
frequentiert  hat. 

0  s.  Nr.  489. 
«)  5.  Nr.  486. 
«)  s.  Nr.  488  und  49 f. 
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Nr.  491. 
Erlafl  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  1.  Dezember  1902,  Z.  38.391, 

an  alle  Universitätsrektorate  (außer  Wien), 
(betreffend  die  Abgangszeugnisse  an  den  philosophischen  Falmltäten). 

In  der  Anlage  übersende  ich  dem  Rektorate  eine  Abschrift  des  an  das 
Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  in  Wien  gerichteten  ho.  Erl.  vom 
29.  Mai  1894,  Z.  9059,^)  betreffend  den  bei  der  Ausstellung  von  Abgangs- 
zeugnissen für  die  Studierenden  der  Philosophie  zu  beobachtenden  Vorgang 
mit  dem  Ersuchen,  hievon  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  in 
Kenntnis  zu  setzen  und  zur  Erzielung  eines  einheitlichen  Vorganges  an  den 
philosophischen  Fakultäten  die  Ausstellung  der  Abgangszeugnisse  künftig 
nach  diesem  Erlasse  einzurichten,  sofern  bisher  etwa  eine  andere  Übung 
bestanden  *haben  sollte. 

Hienach  sind  den  Studierenden  der  Philosophie  teils  intermistische,  die 
frequentierten  Vorlesungen  nicht  im  einzelnen  anführende  Abgangszeugnisse 
(namentlich  zum  Obertritt  an  eine  andere  Universität),  teils  aber  Zeugnisse 
auszustellen,  welche  nach  Beendigung  der  Universitätsstudien  in  ähnlicher 
Weise,  wie  die  an  anderen  Fakultäten  eingeführten  Absolutorien,  jedoch  ohne 
eine  formelle  Bezeichnung  als  „Absolutorien'^  über  Verlangen  ausgefolgt 
werden  und  die  gesamten  tatsächlich  zurückgelegten  Universitätsstudien  in 
detaillierter  Weise  ersichtlich  machen. 

Hiedurch  erscheint  namentlich  den  Interessen  jener  Studierenden  gedient, 
welche  ihre  Universitätsstudien  teils  als  ordentliche,  teils  als  außerordentlidie 
Hörer  absolviert  haben  und  auf  Grund  dieser  die  ausnahmsweise  Zulassung 
zu  den  philosophischen  Rigorosen  oder  zur  Mittelschul-Lehramtsprüfung 
anstreben. 

Je  ein  Exemplar  dieser  an  der  Wiener  Universität  eingeführten  Zeugnis- 
formularien  folgt  mit. 


6.  Allgemeine  Vorschriften  Aber  das  Doktorat. 


a)   Erwerbung  und  Verlust. 
Vorbemerkung. 

Betreffend  die  Bedingungen  flir  die  Erwerbung  des  Doktorgrades  an  den  einzelnen 
Fakultäten  vgL:  Nr,  615  fkatftolisch-theologischj,  Nr.  628  (griechisch- orieniaiisch-iheologisdi), 
Nr.  660  (rechiS'  und  staaiswissenschafUichJf  Nr.  678  (medizinisch)  und  Nr,  702  (philosophisch),  femer 
Nr.  634  (evangelisch-theologisch). 


>)  5.  Nr.  488  und  490. 
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Ober  den  Vertust  des  Doktorgrades  iftfolge  einer  stntfeeriehtUehen  VerarteÜang  wäre 
folgendes  zu  bemerken: 

Auf  Qrund  §  26  Ut,  b  des  allgemeinen  Sirafgeseizes  vom  27.  Mai  1852,  RQBNr,  117  und 
§6  des  Gesetzes  vom  15,  November  1867,  RQBNr.  131  (Straf gesetznoveUe),  tritt  dareh  die  Vemrteibuig 
wegen  eines  Verbrechens  „der  Verlust  aller  .  .  .  akademischen  Qrade  und  Wurdetf'  ein. 

Nach  dem  Wortlaute  des  §  6  dieser  Strttfgesetznovetle  würde  auch  im  Falle  der  Ober- 
tretungen  der  §§  460,  461,  463,  464  StO,  dann  wegen  des  Vergehens  des  Wuchers  (§  1,  beziehungß- 
weise  6  des  Gesetzes  vom  28.  Mai  1881,  ROBNr.  47J  und  des  Vergehens  oder  der  Übertretung 
der  Vereitlung  einer  Zwangsvollstreckung  (§§  1  und  2  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1883,  RQBNr.  78) 
die  gleiche  Urtei^folge  eintreten,  doch  nimmt  eine  mildere  Auffassung  und  die  Prwds  des 
Obersten  Gerichts-  und  Kassationshofes  (Entscheidung  vom  16.  November  1878,  Z.  755/,  Nawaksdis 
Sammlung  Nr.  187)  an,  dqß  hier  die  im  §  26  lä.  b  des  Strafgesetzes  erwähnten  Berechtigiutgen 
und  W&rden  nicht  verloren  gehen. 

Mit  der  strafgerichtlichen  Verurteilung  ist  nach  dem  Gesetze  in  den  dort  normierten  FäUen 
audi  „die  Urtfähigkeit  zur  Erlangung  dieser  Vorzüge  und  Berechtigungetf'  verbunden.  IXese 
Uf^fähigkeit  dauert  nur  beschränkte  Zeit  und  ,Mi  aufsuhörenf*  je  nach  der  Art  des  Deliktes  ent- 
weder mit  dem  Ende  der  Strqfe  oder,  eine  bestimmte  Zeit  nach  dem  Strafende  (10,  5  oder  3  Jahre). 

Weder  durch  die  Strqfverbiißung,  noch  durch  den  Ablauf  dieser  Zeiträume  „werden  diese 
Vorzüge  und  Berechtigungen  wieder  erlangt*'. 

Auf  Grund  der  Entscheidung  des  k.  k.  Verwaltungsgerichtshofes  vom  6.  Juli  1904,  TL  7376,         | 
ist  zur  Wiedererlangung  des  Doktorgrades  die  neuerliehe  Ablegung  der  Rigorosen  nicht  erforderÜA.         \ 
Die  beireffende  Fakultät  ist  jedoch  im  Hinblick  auf  das  nodi  derzeit  geltende  Hofdekret  vom 
23.  März  1791,  PGS  Bd.  2,  S.  144,  Nr.  46,  nicht  gebunden,  einen  soldien  Kandidaten  zum  Doktor 
zu  promovieren.^)    (Vgl.  Nr.  499  b.)  \ 

Der  verloren  gegangene  Doktorgrad  kann  in  dem  Falle  wieder  aufleben,  wenn  im  Wege 
der  Ah.  Gnade  dem  Verurteilten  nicht  nur  die  allgemeinen  Recht^olgen,  sondern  auch  der  im 
besonderen  Falle  eingetretene  Verlust  des  akademischen  Grades  (oder  einer  besonderen  Berech- 
tigung) nachgesehen  werden.    (MinAkt  Z.  11.641  ex  1887.) 

Über  den  Euifluß  einer  strafgerichüiehen  Verurteilung  auf  die  Fortsetzung  der  Rigoroseu 
vgl.  Nr.  ^9b. 


Np.  492. 

Studlenbofkommlssionsdekret  vom  23.  Mal  1829,  Z.  2592» 

an  sämtliche  Länderstellen, 

(womit  die  Zurficklegung  sämtlicher  Doktoratsakte  an  einer  und  der- 
selben Universität  und  die  Verständigung  aller  Universitäten  von  der 
Attsschließttng  eines  reprobierten  Kandidaten  von  der  Erlangung  des 

Doktorgrades  angeordnet  wird). 

Se.  Majestät  haben  mittelst  Ah.  Entschl.  vom  7.  d.  als  allgemeine 
Norm  zur  Erteilung  des  Ooktorgrades  für  alle  Fakultäten  festzusetzen 
und  zu  verordnen  geruhet,  daß,  nachdem  die  Erteilung  des  Ooktoigrades 
nicht  der  stückweise  Akt  mehrerer  Universitäten  sein  kann,  von  den  Kandi- 
daten an  einer  Universität  alles  geleistet  und  von  den  Prüfern  begutachtet 
werden  muß,  ob  der  Geprüfte  in  jeder  Hinsicht  zur  Erlangung  des  Doktor- 

')  In  den  Entscheidungsgründen  zum  Erkenntnisse  des  k.  k.  Verwaltungsgerichtshofes  vom 
6.  Juü  1904,  Z.  7376,  wird  bemerkt: 

Schon  die  liistorische  Entwidclungr  des  Dolctorates,  welches  aus  der  Zugehörigkeit  zu 
einer  privilegierten  Korporation  sich  in  einen  Ehrentitel  verwandelte,  legt  die  Vermutung  nahe, 
dafi  die  Ablegung  der  Rigorosen  einen  voraussetzungslosen  Anspruch  auf  Promotion  zum 
Doktor  nicht  gewährt  und  dafi  die  den  Doktorgrad  unter  Autorität  der  Universität  verleihende 
Fakultät  (§  14,  Ziffer  4,  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873,  RGBNr.  63)  die  Möglichkeit  haben 
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grades  geeignet  sei.^)  Um  daher  allen  Unfug  wirksam  hintanzuhalten, 
haben  die  samtlichen  Studienzeugnisse,  welche  der  Kandidat  der  IDoktors- 
würde  vor  der  Zulassung  zur  ersten  strengen  Prüfung  beizubringen  hat,  so 
lange  bei  dem  betreffenden  Oekane  zu  erliegen  und  sind  in  keinem  Falle 
dem  Kandidaten  zurückzustellen,  als  nachdem  er  alles  mit  Approbierung 
geleistet  hat,  was  zur  Erhaltung  des   Doktorgrades  erfordert  wird. 

Wird  ein  Kandidat  gänzlich  verworfen  und  für  unfähig  zum  Doktor- 
grad erkannt,  so  müssen  ihm  zwar  die  Studienzeugnisse  aus  der  Theologie, 
der  Rechtsgelehrtheit  und  Philosophie,  welche  für  denselben  auch  in  anderer 
Hinsicht  Wert  und  Anwendung  haben,  zurückgestellt  werden,  es  ist  aber 
gleichzeitig  allen  Universitäten  bekanntzugeben,  daß  der  berührte  Kandidat 
für  immer  von  der  Erlangung  des  Doktorgrades  ausgeschlossen'  und  daher 
an  keiner  Universität,  wenn  er  dies  mit  Beibringung  seiner  Studienzeugnisse 
nachsuchte,  zu  einer  strengen  Prüfung  zuzulassen  sei.  Diese  Ah.  Entschl. 
ist  den  gesamten  Studienanstalten  und  überhaupt  allgemein  zur  genauesten 
Befolgung  bekanntzumachen.^) 

Np.  493. 

Erlafl  des  Staatsmlnlsteriiims.  Abt.  K.  U.,  yom  31.  JSnner  1866, 

Z.  12.407  ex  1865. 

an   das  Universitätskonsistorium  in  Wien  und  die   akademischen  Senate 

in  Prag,  Lemberg,  Graz,  Innsbruck,  Krakau, 
(betreffend  den  Vorgang  im  Falle  der  Attsschließung  eines  Kandidaten 
von  der  Erlangung  des  Doktorgrades  oder  des  Verzichtes  eines  repro- 
bierten Kandidaten  anf  die  Fortsetzung  der  Rigorosen).*) 

Wenn  ein  Doktorand  seine  in  Gemäßheit  der  bestehenden  Vorschriften 
bei  der  Meldung  zu  den  Rigorosen  deponierten  Zeugnisse  zurückverlangt, 

mnfl»  den  Kandidaten  auch  auf  seine  Wflrdlgkeit  hin  zu  beurteilen.  Dies  wäre  nun  vielleicht 
aus  der  Oeschlchte  der  Universitäten  in  einer  zwing^end  schlflssic^en  Weise  darzutun;  allein  es 
Ist  gerade  fflr  das  Juristische  Doktorat  In  einer  bindenden  Norm  ausdrücklich  gesagt. 

Das  auf  einer  Ah.  Entschlleflung  beruhende  Hofdekret  vom  23.  März  1791,  POS  Bd.  2, 
S.  114,  Nr.  46,  verfflgt,  die  Universitftten  anzuweisen,  «dafi  sie  bei  Verleihung  der  Doktorwflrde 
aus  der  Rechtsgelehrsamkeit  strenge  zu  Werke  gehen  und  nebst  dem  gründlichen  Studium  auch 
auf  die  echten  Orundsitze  der  Sittlichkeit  und  Rechtschaffenheit  der  Kandidaten  Rücksicht 
nehmen". 

Diese  Norm  gilt  noch  heute;  denn  derogiert  ist  sie  nirgends  ausdrücklich,  eine  abroga- 
torlflche  Klausel  aber,  welche  Utere  Vorschriften,  welche  sich  auf  das  Doktorat  beziehen,  in 
complezn  anfler  Kraft  setzen  würde,  findet  sich  auch  nicht. 

Es  existiert  also  eine  bindende  Verpflichtung,  den  Kandidaten  auf  Orund  der  abgelegten 
Rigorosen  zu  promovieren,  für  die  Fakultät  nicht,  und  diese  Fakultät  hat  das  volle  Recht,  die 
Würdigkeit  Jedes  Kandidaten,  somit  auch  die  eines  strafgerichtlich  Verurteilten  zu  prüfen  und 
auf  Orund  dieser  Prüfung  die  Promotion  zu  bewilligen  oder  zu  verweigern. 

^)  Dieser  Qnuidsatt  ist  in  den  Rigorosenordnungen  der  ^meinen  FtüutUäien  berUdtsichtigt. 
—  Di€  bereits  auf  Orund  des  SiHD  vom  24.  April  1830,  Z.  2132  (s,  Nr.  618J,  den  Zöglingen  des 
höheren  PriesterbUdungsinsiittäes  zu  St.  Augustin  in  Wien  zugestandene  Ausnahme  wurde  im  §6 
der  theologischen  Rigorosenordnung  (s.  Nr.  615)  aufrecht  erhalten. 

*)  Weiter  aasgeßihrt  durch  den  StaatsminErL  vom  31.  Jänner  1866,  Z.  12.407  ex  1865 
(s.  Nr.  493). 

•)  VgL  Nr.  496. 
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entweder  a)  weil  er  bei  einem  Rigorosum  zum  zweiten  Male  reprobiert 
und  er  sonach  von  der  weiteren  Fortsetzung  und  von  der  Erlangung  des 
betreffenden  Doktorates  an  sämtlichen  Universitäten  der  Monarchie  aus- 
geschlossen ist,^)  oder  b)  weil  er  nach  erfolgter  erster  Reprobation  bei 
einem  Rigorosum  von  der  Fortsetzung  der  strengen  Prüfungen  abstehen 
zu   wollen   erklärt,   so   ist 

1.  dieser  Mißerfolg  und  bezüglich  des  Falles  b)  auch  die  betreffende 
Erklärung  in  dem  Originalmeldungsbuche  am  Schlüsse  des  letzten  Semesters, 
in  Abgang  desselben  aber  auf  dem  vorgelegten  Original-Absolutorium  oder 
auf  dem  letzten  Abgangszeugnisse,  oder  nach  Umständen,  falls  seine  Zu- 
lassung zu  den  Rigorosen  zuletzt  auf  Grundlage  einer  speziellen  Bewilligung 
der  obersten  Unterrichtsbehörde  erfolgt  ist,  auf  dem  betreffenden  Original- 
dekrete anzumerken. 

2.  Sind  sämtliche  Universitäten  der  Monarchie  von  jedem  solchen 
Vorkommnisse  alsogleich  in  Kenntnis  zu  setzen,  und  sind  diese  Mitteilungen 
in  eigens  dazu  bestimmten,  oder  falls  sie  nicht  schon  bestehen  sollten,  an- 
zulegenden genauen  Registern  in  steter  Evidenz  zu  halten. 

3.  Sollte  sich  ungeachtet  dieser  Vorkehrungen  gegen  einen  von  einer 
anderen  Universität  kommenden  Kandidaten  Bedenken  ergeben,  ob  er  nicht 
in  eine  der  oben  sub  a)  und  b)  erwähnten  Kategorien  falle,  so  wird  von 
der  Zulassung  desselben  im  geeigneten  Korrespondenzwege  sich  die  Gewiß- 
heit zu  verschaffen  sein,  daß  gegen  ihn  keiner  der  oben  berührten  Anstände 
obwalte. 


Np.  494. 

Erlaß  des  Mlnisterliuns  fflr  K.  o.  U.  vom  16.  Juni  1869.  Z.  4508, 

HTBNr.  66, 

an  das  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Professorenkollegium  in  Krakau 

(aus  Anlaß  eines  speziellen  Falles), 
betreffs  der  Abhaltung  von  Doktoratsprfifttngen  während  der  gesetz- 
lichen Ferien. 
Während  der  gesetzlichen  Ferien  kann  kein  Professor  verhalten  werden, 
sich  an  einer  E>oktoratsprüfung  zu  beteiligen;  wenn  sich  aber  nach  Schluß 
des  Sommersemesters  die  zur  Abhaltung  einer  bestimmten  Doktorafsprüfung 
Berufenen  freiwillig  in  der  erforderlichen  Vollzähligkeit  versammeln,  so  ist 
gegen  die  Vornahme  der  Prüfung  vom  Standpunkte  des  Unterrichtsministe- 
riums nichts  einzuwenden.  Übrigens  wird  selbstverständlich  jedes  Kollegium 
Sorge  tragen,  jeden  Verdacht  ungerechtfertigter  Begünstigung  einzelner  fern- 
zuhalten.2) 

0  Vgl,  die  bezüglichen  derzeit  gdienden  BesOmmangen  der  Rigorosenordnangen  f§  13  der 
theologischen  Rigorosenordnang:  Nr.  615;  §  13  der  juristischen  Rigorosenordmutg:  Nr.  660; 
§  30  der  medizinischen  Rigorosenordnang:  Nr,  678  und  §  9  der  philosophischen  Rigorosen- 
Ordnung:  Nr,  70ZJ 

*)  Vgl,  Nr,  368,  wonach  es  der  Bestimmung  der  aJkademischen  Behörden  anheimgesteOt 
wird,  ob  während  der  Weihnachts-,  Neujahrs-  und  Faschingsferien  Rigorosen  oder  sonstige 
Doktoratsakte  vorzunehmen  seien. 
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Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  a.  U.  vom  17.  Oktober  1873,  Z.  11.914, 

an  die  akademischen  Senate  der  Universitäten  in  Wien,  Graz,  Prag,  Innsbruck, 

Lemberg  und  Krakau, 

(womit  die  nach  Maßgabe  der  MinVdg.  vom  15.  April  1872,  RQBNr.  57, 
abgeänderten  Diploms-,  Sponsions-  und  Eidesformeln  bei  Erwerbung 
der  Doktorswfirde  an  den  weltlichen  Fakultäten  kundgemacht  werden). 

Da  die  bisherigen  Dipk)nis.-,  Sponsions-  und  Eidesformeln  bei  Er- 
werbung der  Doktors  würde  an  den  weltlichen  Fakultäten  den  Bestimmungen 
der  MinVdg.  vom  15.  Aprü  1872,  RGBNr.  57,*)  über  die  Erwerbung  des 
Doktorates  nicht  mehr  entsprechen,  so  wurden  dieselben  in  der  erforder- 
lichen Weise  geändert  und  haben  demzufolge  von  nun  an  nachstehend 
zu  lauten: 

Doktordiplomsformulare : 

Q.    F.    F.    F.    Q.    S. 

Summis  auspidls 
Augustlssimi  Imperatoris  ac  Regls 

Frandsd  losephl  I. 

Nos 

N.  N.  (Name  und  Titel  des  Rektors)  h.  t.  Universitatis  N.  N. 

Rector  Magnlflcus, 

N.  N.  (Name  und  Titel  des  Dekans) 

Ordinis  lurlsconsuItorum/Medicorum/Phllosophorum/  h.  t.  Decanus  et 
N.  N.  (Name  und  Titel  des  Promotors) 

Promotor  rite  constitutus 
In 
Virum  Clarisslmum 
(Name  und  Herkunft), 

(fflr  Juristen)  postquam  examinlbus  legitimis  laudabilem  in  universo  iure  doctrinam  probavit, 
Doctoris  iuris  nomen  et  honores  iura  et  privllegria; 

(für  Mediziner)  postquam  examinlbus  legitimis  cum  doctrinam,  tum  facultatem  artis  medicae 
probavit,  Doctoris  universae  medldnae  nomen  et  honores  potestatemque  artem  tam  medicam 
chirurclcamque,  quam  ophthalmlcam  atque  obstetridam  exerceqdi; 


^)  s.  die  Jetzigen  Rigorosenordnungen:  Nr,  660,  678  und  70Z 

An  den  katholisch' theologischen  Fakultäten  wurden  mit  dem  Erlasse  des  Ministeriums 
fSr  K.  u,  U.  vom  13,  April  1905,  Z.  19.505  ex  1904,  einheitliche  Diploms-,  Sponsions-  und  Pro- 
motionsformeln bei  Erwerbung  des  theologischen  Doktorgrades  eingeführt,    (s,  Nr,  499  c) 

An  der  griechisch- orientalisch-theologischen  Fakultät  der  Universität  in  Czer* 
nowitx  steht  für  die  Doktordiplome  die  an  den  übrigen  Fakultäten  dieser  Universität  gebräuchliche 
Formel  in  Anwendung, 

An  einigen  Universitäten  (beispielsweise  in  Wien)  wird  es  in  besonders  rüdtsidttswürdigen 
Fällen  als  zulässig  angesehen,  dqßim  Falle  der  Verhinderung  des  Promovenden  der  formelle 
Promotionsakt  mit  einem  mit  legaler  Vollmacht  ausgewiesenen  Stellvertreter,  der  jedodi 
bereits  zum  Doktor  promoviert  sein  naiß,  vorgenommen  wird.  —  Der  vom  akademischen  Senat 
der  Universität  in  Oraz  beschlossene  Vorgang  bei  Doktorpromotionen  durch  Stellvertretung  vmrdk 
mit  MinErl.  vom  4.  August  1882,  Z,  11.700,  genehmigend  zur  Kenntnis  genommen. 
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(fflr  Philosophen)  postqutm  et  dissertatione  de  (Titel)  conscripta  et  examlnlbus  legitlmit 

laudabilem  in   (Spezialfach)  doctrinam  probavit,  Doctoris  philosophiae  nomen  et  honores  inxi 

et  privilegla 

(an  alle)  contulimus 

in  eiusque  rei  fidem  hasce  litteras  Univereitatls  slglUo  sandendas  curavimns. 

Datum    .    .    . 
L.  S. 

Unterschrift: 

des  Rektors  des  Dekans  des  Promotors 


Sponsionsf ormel : 

Promotor: 

(fflr  alle)  Examinlbus,  Doctorande  clarlsslme,  quae  ad  eomm,  qui  in  iure /arte  medica/ 
phllosophia/  Doctoris  nomen  ac  honores  conseqni  Student  doctrinam  (fflr  l^edizlner:  et 
facultatem)  explorandam  lege  constituta  sunt,  cum  laude  superatiSi')  nos  adiistl,  nt  te  eo  honore 
quem  appetlisti,  in  hoc  solemni  consessu  omemus.  Sed  prius  fldes  est  danda,  te  talem  semper 
futurum,  qualem  te  esse  inbeblt  dignltas,  quam  obtlnebis  et  nos  te  fore  speramus. 

Spondebis  Igitur, 

primum  te  buius  Universitatis,  in  qua  summum  in  lure/arte  medica /phllosophia/  gndvm 
ascenderis,  plam  perpetuo  memoriam  habiturum  eiusque  res  ac  ratlones,  quoad  poteris,  adintnmm ; 

dein  honorem  eum,  quem  in  te  conlatnrus  sum,  integrum,  incolnmemque  servatnnun, 
neqne  umquam  pravis  moribus  aut  vitae  infamia  commaculaturum ; 

(fflr  Juristen)  postremo  doctrinam  iuris,  qua  tu  nunc  polles,  impigro  labore  cnltnmm  et  in 
vitae  usnm  et  commoda  ita  conversurum,  ut  aequitas  iuris  ac  iudidi,  qua  salns  dvitatis 
continetur,  quantum  in  te  est,  usque  quaque  conservetnr; 

(fflr  Mediziner)  postremo  doctrinam,  qua  tu  nunc  polles,  cum  industrla  tua  cultumm  tum 
Omnibus  incrementis,  quae  progrediente  tempore  haec  ars  ceperit,  aucturum,  usnm  et  facultatem 
tuam  ad  salutem  et  prosperltatem  homlnum  studiose  conversurum,  denique  cunctis  offidls,  qoae 
probum  medicum  decent,  ea  qua  par  est  humanitate  erga  quemcunqne  functurum  esse; 

(fflr  Philosophen)  postremo  studia  humanitatis  impigro  labore  cultnrum  et  provectnmm 
non  sordidl  lucri  causa,  nee  ad  vanam  captandam  gloriam,  sed  quo  magis  veritas  propagetur  et 
lux  eins,  qua  salus  human!  generis  continetur,  darlus  effulgeat; 

(fflr  alle)  haec  tu  ex  animi  tui  sententia  spondebis  ac  poUicebere? 

Doctorandus: 
Spondeo  ac  poUiceor. 

Promotor: 

Itaque  iam  nihil  impedit,  quominus  honores,  quos  obtinere  cupls,  tibi  impertiamns. 

Ergo  ego  Promotor  legitime  constitutus  te  (Name  und  Herkunft  des  Doktoranden)  ex 
decreto  ordinis  mei  iuris /universae  medidnae/ philosophiae/  doctorem  creo,  creatum  rcnuntio 
omniaque  iuris/ philosophiae/  dodoris  iura  ac  privilegla 

(fflr  Mediziner:  potestatemque  artem  tam  medicam  chirurglcamque,  quam  ophtfaalmicam 
atque  obstetridam  exercendi) 

(fflr  alle)  in  te  confero  in  eiusque  rei  fidem  hoc  diploma,  Universitatls  sigillo  Insignitom 
tibi  in  manus  trado. 

Schluß: 

Oratiarum  actio  des  neu  kreierten  Doktors. 


')  Mit  MlnErL  vom  17,  Dezember  1904,  Z,  39.255,  wurde  eine  vom  ProfessorenkoOegimm 
der  Juridischen  Fakultät  der  UniversUät  in  Lemberg  beschlossene  unwesentliche  Änderung 
der  vorgeschriebenen  Formel  für  die  Ansprache  des  Promotors  geneiimigenä  eur  Kenaims 
genommen. 
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ADS  dem  Erlasse  des  Ministers  fflr  K.  d.  U.  Yom  10.  Oktober  1890, 

Z.  15.492, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 

(womit  ausgesprochen  wurde,  daß  der  von  einem  reprobierten  Kandi- 
daten des  Dolctorates  freiwillig  kundgegebene  Entschluß,  die  Rigorosen 
nicht  weiter  fortzusetzen,  ihn  von  der  späteren  Zulassung  zur  Fort- 
setzung der  Rigorosen  nicht  ausschließt). 

In  den  Fällen,  in  welchen  ein  Kandidat  nach  erfolgter  Reprobation, 
ohne  von  der  Fortsetzung  der  Rigorosen  ex  lege  ausgeschlossen  zu  sdn, 
seine  beim  Dekanate  hinterlegten  Dokumente  zurückverlangt,  ist  im  Sinne 
des  Erlasses  des  Staatsministeriums  vom  31.  Jänner  1866,  Z.  12.407/KU.^) 
ein  förmlicher  Verzicht  des  Kandidaten  auf  das  Recht,  den  Doktorgrad  zu 
erwerben,  nicht  zu  verlangen;  die  betreffende,  von  ihm  abzugebende  Er- 
klärung hat  vielmehr  nur  zu  besagen,  daß  der  Kandidat  den  Entschluß  ge- 
faßt habe,  die  Rigorosen  nicht  weiter  fortzusetzen. 

Diese  Erklärung  schließt  somit  nicht  aus,  daß  der  betreffende  Kandidat 
in  der  Folge  dennoch,  die  Erfüllung  aller  gesetzlichen  Bedingungen  voraus- 
gesetzt, wieder  zur  Fortsetzung  der  strengen  Prüfungen  behufs  Erlangung 
des  Doktorgrades  selbstverständlich  an  jener  Universität,  an  welcher  er 
dieselben  begonnen  hat,  zugelassen  werde. 

Die  Anmerkung  der  in  Rede  stehenden  Erklärung  in  den  betreffenden 
Dokumenten,  sowie  die  Verständigung  der  übrigen  medizinischen  Fakul- 
täten hat  in  diesen  Fällen  nur  den  Zweck  zu  verhüten,  daß  der  Kandidat  im 
Widerspruche  mit  den  bestehenden  Normen  zur  Ablegung  der  strengen 
Prüfungen  behufs  Erwerbung  des  Doktorates  an  einer  anderen  Fakultät, 
als  an  welcher  er  diese  Prüfungen  begonnen  hat,  zugelassen  werde. 


Np.  497. 

Erlaß  des  Mlnlsterlams  fOr  K.  d.  U.  vom  12.  Angust  1893,  Z.  6384, 

an    das  Dekanat   der  rechts-   und   staatswissenschaftlichen  Fakultät  der 

Universität  in  Innsbruck, 

(betreifend  die  strafweise  Einziehung  der  erlegten  Rigorosentaxe  im 
Falle  des  ungerechtfertigten  Ausbleibens  oder  Rücktrittes  des  Kandidaten 

von  dem  ihm  bestimmten  Prfifungstermine). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  8.  Dezember  1892,  Z.  5471,  wird 
dem  Dekanate  eröffnet,  daß  die  vom  Professorenkollegium  gegebene  An- 
regung, die  Fäüe  des  ungerechtfertigten  Ausbleibens  der  Kandidaten  von  den 
strengen  Prüfungen  durch  strafweise  Einziehung  der  erlegten  Rigorosentaxe 

>)  «.  Nr,  493, 
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möglichst  hüitanzuhalten,  an  anderen  Universitäten,  so  an  der  medizinischen^) 
Fakultät  in  Wien  und  an  der  medizinischen  und  philosophischen  Fakultät 
der  deutschen  Universität  in  Prag  bereits  tatsächlich  zur  Verwirklichung 
gelangt   ist.*) 

Zu  diesem  Behufe  bedarf  es  aber  vor  allem  der  Festsetzung  der 
Modalitäten,  unter  denen  im  Falle  des  ungerechtfertigten  Ausbleibens 
oder  Rucktrittes  eines  Kandidaten  von  dem  ihm  bestimmten  Prüfungs- 
termine die  bereits  erlegte  Prüfungstaxe  für  verfallen  erklärt  werden  kann. 
Die  vom  Professorenkollegium  in  dieser  Beziehung  zu  fassenden  Beschlüsse 
unterliegen  der  ho.  Genehmigung. 

Was  dagegen  die  Frage  der  Verwendung  der  hienach  für  verfallen 
erklärten  Taxen  anbelangt,  so  bleibt  die  Bestimmung  hierüber  dem  Pro- 
fessorenkollegium überlassen. 

Hiebei  wird  bemerkt,  daß  nach  dem  an  den  obgenannten  Fakultäten 
beobachteten  Vorgange  diese  Prüfungstaxen  Studenten-Unterstützungsver- 
einen zugewendet  werden.  Es  dürfte  sich  demnach  empfehlen,  eventuell 
auch  an  der  Universität  Innsbruck  die  fraglichen  Beträge  dem  daselbst 
bestehenden  akademischen  Unterstützungsvereine  etwa  mit  der  ausdrücklichen 
Weisung  zuzuwenden,  dieselben  dürftigen  und  würdigen  Studierenden  zur 
Bestreitung  von  Prüfungstaxen  zukommen  zu  lassen. 


Np.  498. 

Ans  der  Note  des  Mlnlsterlams  fflr  K.  a.  U.  vom  4.  Oktober  1895. 

Z.  22.412. 

an  das  Ministerium  des  Innern, 

(betreffend  die  Führung  des  Doktortitels  bei  einem  schriftstellerischen 

Psettdonym). 

Nach  den  bestehenden  Vorschriften  sind  in  Österreich  zur  Führung 
des  Doktortitels  nur  diejenigen  Personen  berechtigt, 

1.  welche  an  einer  inländischen  Universität  das  Doktorat  rite  er- 
worben   haben, 

2.  denen  das  an  einer  ausländischen  Universität  erworbene  Doktorat 
an  einer  inländischen  Universität  ordnungsmäßig  nostrifiziert  und 

3.  denen  seitens  einer  inländischen  Fakultät  mit  Ah.  Genehmigung  ein 
Ehrendoktorat  verliehen  wurde. 

Da  N.  N.  auf  keine  der  angegebenen  Arten  den  Doktortitel  erworben 
hat,  ist  derselbe  nach  ha.  Anschauung  auch  nicht  berechtigt,  diesen  Titel 
seinem  schriftstellerischen  Pseudonym  beizulegen. 

^)  Vgl,  hieza  §  33  der  neuen  medizinischen  Rigorosenordnang  Nr,  678, 

*)  Zu  Jenen  Fakultäten,  an  denen  derartige  zweckdienliche  Vorkehrungen  zur  Steuerung  des 
Unfuges  des  ungerechtfertigten  Ausbleibens  der  Kandidaten  vom  Präfüngstermine  bestehen,  gehören 
auch  die  rechts-  und  staatswissenschaßlichen  Fakultäten  in  Wien  und  Czenumiiz,  sowie  die  drei 
weltlichen  Fakultäten  in  Innsbruck, 
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Nr.  499  a. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.a.ir.  vom  15.  Jannsr  1897.  Z.  1754/KUM 

ex  1896,  MVBNr.  10. 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten» 

befreffend   das   Verbot   der  Ffihnmg   der  Bezeichnung  y^Doktorand^' 

seitens  der  Studierenden  nnd  Rigorosanten. 

Es  wurde  die  Wahrnehmung  gemacht,  daß  Studierende,  welche  sich 
im  Stadium  der  Ablegung  der  strengen  Priilungen  behufs  Erlangung  des 
Doktorgrades  befinden,  sich  die  Bezeichnung  „Doktorand''  als  einen  ihnen 
angeblich  gebührenden  Titel  beilegen  und  sich  desselben  öffentlich  bedienen. 

Da  diese  Übung  in  den  bestehenden  Universitätseinrichtungen  nicht 
begründet  ist  und  unter  Umständen  zu  Mißverständnissen  Anlaß  geben 
kann,  finde  ich  die  Führung  der  Bezeichnung  „Doktorand''  seitens  der 
Studierenden  überhaupt  und  der  Rigorosanten  insbesondere  zu  untersagen. 

Zuwiderhandelnde  sind  nach  Maßgabe  der  geltenden  Disziplinarvor- 
schriften zur  Verantwortung  zu  ziehen. 

Das  Rektorat  wird  angewiesen,  das  Erforderüche  zu  veranlassen,  damit 
dieses  Verbot  ohne  Verzug  zur  Kenntnis  der  Studierenden  gebracht  werde. 


Np.  499  b. 

Erlaß  des  Hlnlsterlams  fOr  K.  u.  U.  vom  2.  November  1904,  Z.  31.479» 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 

(betreffend  die  Rfickwirlcung  einer  strafgerichtlichen  Verurteilnng  auf 

die  Erlangung  des  Doktorgrades). 

Aus  Anlaß  einer  bei  dem  k.  k.  Verwaltimgsgerichtshofe  erhobenen 
Beschwerde,  betreffend  die  Wiedererlangung  des  durch  strafgerichtliche  Ver- 
urteilung verlorenen  Grades  eines  Doktors  der  Rechte,  hat  der  genannte 
Gerichtshof  in  dem  Erkenntnisse  vom  6.  Juli  d.  J.,  Z.  7376,  seine  Rechts- 
anschauung dahin  ausgesprochen,  daß 

1.  durch  die  strafgerichtliche  Verurteilung  und  die  Verwirkung  des 
Doktorgrades,  beziehungsweise  durch  die  Verwirkung  der  Fähigkeit,  den 
Doktorgrad  zu  erlangen,  wohl  der  Verlust  der  Fähigkeit,  promoviert  zu 
werden,  eingetreten,  nicht  aber  auch  die  Tatsache  der  abgelegten  Rigorosen 
aus  der  Welt  geschafft  ist,  daher  zur  Wiedererlangung  des  £>oktorates 
die  neuerliche  Ablegung  der  Rigorosen  nicht  erforderlich  ist,  und  daß 

2.  im  Hinblicke  auf  das,  auf  einer  Ah.  Entschließung  beruhende,  noch 
derzeit  geltende  Hofdekret  vom  23.  März  1791,  PGS  Bd.  2,  S.  114,  Nr.  46,i) 

>)  Hofdekret  vom  23.  Min  1791  (POS  Bd.  2,  S.  114,  Nr.  46)  an  die  Lftnderstellen,  wo 
Universitäten  sind:  ^iner  von  Sr.  Majestftt  erlassenen  Enischliefiuns^  zufols^e  hat  die  Landes- 
stelle die  Universität  anzuweisen,  dafi  sie  bei  Verleihuns:  der  Doktorswflrde  aus  der  Rechts- 
srelehrsamkeit  strens^e  zu  Werlce  s^ehe  und  nebst  dem  sfrflndlidien  Studium  auch  auf  die  echten 
Onindsfttze  der  Sittlichkeit  und  Rechtschaffenheit  der  Kandidaten  Rflckslcht  nehme. 

Vg^  die  Ettlsäteidttngsgrunde  tu  obigem  VerwaUunesgerichtshoferkenninis  in  Anmerkung  *) 
aufS.  60Z 
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eine  bindende  Verpflichtung,  einen  Kandidaten  auf  Grund  der  abgelegten 
Rigorosen  zu  promovieren,  für  die  Fakultät  nicht  existiert  und  daß  diese 
Fakultät  das  volle  Recht  hat,  die  Würdigkeit  jedes  Kandidaten,  somit  auch 
die  eines  stralgerichtlich  Verurteilten  zu  prüfen  und  auf  Grund  dieser 
Prüfung  die  Promotion  zu  bewilligen  oder  zu  verweigern. 

Weiters  ergibt  sich  aus  der  Begründung  des  oberwähnten  Erkenntnisses, 
daß  Kandidaten  der  Rechte,  welche  nach  Ablegung  eines  oder  zweier 
Rigorosen  strafgerichtlich  verurteilt  wurden,  noch  w^rend  der  durch  §  6 
des  Gesetzes  vom  15.  November  1867,  RGBNr.  131,  festgesetzten  Frist  zur 
Fortsetzung  der  Rigorosen  zugelassen  werden  können,  wogegen  mit  der 
Vornahme  der  Promotion,  sofern  nach  dem  oben  Gesagten  eine  solche 
seitens  der  Fakultät  gestattet  wird,  bis  nach  Abiaul  dieser  Frist  auszu- 
setzen ist. 

Was  die  Frage  betrifft,  ob  eine  Fakultät  gehalten  ist,  einen  strafgeridit- 
lich  verurteilten,  noch  im  Prüfungsstadium  befindlichen  Kandidaten  zur  Fort- 
setzung der  Rigorosen  zuzulassen,  wird  nachstehendes  bemerkt: 

Den  akademischen  Behörden  kann  unabhängig  von  der  ihnen  zu- 
stehenden eigentlichen  Disziplinargewalt  im  allgemeinen  die  Befugnis  nicht 
abgesprochen  werden,  gegen  Besucher  der  Universität,  sowie  gegen 
Prüfungskandidaten  und  Rigorosanten  entsprechend  vorzugehen,  wo  dies  im 
Interesse  der  Ordnung  und  [>iszipUn  oder  überhaupt  des  Zweckes  der  Uni- 
versität erforderlich  erscheint. 

Es  bleibt  daher  den  akademischen  Behörden  unbenommen,  Personen, 
deren  Veriialten  die  akademische  Disziplin  zu  gefährden  geeignet  ist,  von  der 
Universität  fernzuhalten,  beziehungsweise  denselben  die  Teilnahme  an  den 
Einrichtungen  der  Universität  auf  bestimmte  Zeit  oder  auf  immer  zu 
versagen.!) 

Die  akademischen  Behörden  sind  somit  in  jedem  Falle,  in  welchen 
ihnen  die  rechtskräftige  Verurteilung  eines  Kandidaten  des  Doktorates  zur 
Kenntnis  gelangt,  in  der  Lage,  demselben  die  Fortsetzung  der  Rigorosen 
auf  bestimmte  Zeit  oder  auch  für  immer  zu  verweigern. 


Np.  499  c. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  o.  U.  vom  13.  April  1905,  Z.  19 JOS 

ex  1904. 

an  die  Dekanate  sämtlicher  katholisch-theologischer  Fakultäten, 
(betreffend  die  Diploms-,  Sponsions-  nnd  Promotionsformeln  bei  Er- 
werbung des  theologischen  Dolctorgrades)* 

Da  es  wünschenswert  erscheint,  daß  die  an  den  katholisch-theologischen 
Fakultäten  derzeit  im  Gebrauche  befindlichen  Diploms-,  Sponsions-  und 
Promotionsformeln  bei  Erwerbung  des  theologischen  Doktorgrades  eine 
einheitliche,  den  Bestimmungen  der  neuen  theologischen  Rigorosenordnung 
vom  8.  April  1903,  RGBNr.  97,»)  angepaßte  Fassung  erhalten,  finde  ich 
anzuordnen,  daß  in  Hinkunft  an  sämtlichen  in  und  außer  dem  Verbände  einer 

»)  Vgl,  Nr.  536.  —  «)  s.  Nr.  615. 
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Universität  stehenden  katholisch-theologischen  Fakultäten  die  nachfolgenden 
Formeln  in  Anwendung  zu  gelangen  haben. 

I.  Doktordiplomsformiilare: 

A.  Für  die  im  Verbände   einer  Universität  stehenden   theologischen 
Fakultäten: 

Q.    F.    F.    F.    Q-   S. 

Summis  auspiclis 
Augustisslmi  Imperatorls  ic  Regit 

Frtndscl  losephl  I. 

Nos 
N.  N.  (Name  und  Titel  des  Rektors)  h.  t.  Universltatls  N.  N.  (Name  der  Universität) 

Rector  Magnificus, 
(fllr  Wien  nnd  Prag):  N.  N.  (Name  und  Titel  des  Kanzlers)  Ordlnis  Theologorum  CancellariuSi 

N.  N.  (Name  und  Titel  des  Dekans) 

h.  t.  Ordlnis  Theologorum  Decanus, 

N.  N.  (Name  und  Titel  des  Promoton) 

Promotor  rite  constitutus, 

in 

Vimm  Clarisslmum 

N.  N.  (Name  und  Herkunft), 

postquam  et  dissertatione,  cul  Inscribitur  ,N.  N."  (Titel  der  wissenschaftlichen  Abhandlung)  et 
examinibus  legltimis  laudabilem  in  universa  Theologia  doctrinam  probavit  fideique  professionem 
emlsit,  Doctoris  ss.  Theologlae  nomen  et  honores,  iura  et  prlvilegia,  quae  ab  Augustisslmo 
Imperatore  ac  Rege  atque  a  Pontiflcibus  Romanis  concessa  sunt,  contullmus  in  elusque  rei  fidem 
basce  litteru  Universltatis  slgillo  sandendas  curavimus. 

Datum    .    .    .  (Unterschriften) 

(L.  S.) 

B.  Für  die  außer  dem  Verbände  einer  Universität  stehenden  theologi- 
schen Fakultäten  (Olmütz  und  Salzburg): 

Q.  F.  F.  F.  Q.  s. 

Summis  auspidis 
Augustissimi  Imperatoris  ac  Regis 

Francisd  losephi  I. 

in  c.  r.  Facultate  Theologica  Olomucensi  /Salisburgensi/ 

Nos 

N.  N.  (Name  und  Titel  des  Dekans) 

h.  t.  Ordlnis  Theologorum  Decanus, 

N.  N.  (Name  und  Titel  des  Prodekans) 

h.  t.  Ordlnis  Theologorum  Prodecanus, 

N.  N.  (Name  und  Titel  des  Promotors) 

Promotor  rite  constitutus 

in 

Vimm  Clarissimnm 

N.  N.  (Name  und  Herkunft), 

postquam  et  dissertatione,  cui  inscribitur  „N.  N."  (Titel  der  wissenschaftlichen  Abhandlung)  et 
examinibus  legitimis  laudabilem  in  universa  Theologia  doctrinam  probavit  fideique  professionem 
emisit,  Doctoris  ss.  Theologlae  nomen  et  honores,  Iura  et  privüegia,  quae  ab  Augustisslmo 
Imperatore  ac  Rege  atque  a  Pontiflcibus  Romanis  concessa  sunt,  contullmus  in  elusque  rei  fidem 
jias  litterms  Facultatis  Theologlcae  slgillo  sandendas  curavimus. 

Olomudi  (SalisburgO    .    .    .  (Unterschriften) 

(L.  S.) 
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IL  Sponsionsformel: 

Promotor: 

Doctorande  darlsslme, 
DInertatione  composita  et  examlnibns,  quae  ad  eorum,  qui  in  ss.  Theologia  Doctoris  nomen 
atque  honores  consequl  Student,  doctrinam  explorandam  lege  constituta  sunt,  cum  lande 
snperatis,  nos  adlisti,  ut  te  eo  honore,  quem  appetilsti,  in  hoc  solemnl  consessn  omemns.  Sed 
prius  fides  est  danda,  te  talem  semper  futurum,  qualem  le  esse  lubebit  dignitas,  quam  obtinebis 
et  nos  speramus  te  fore. 

Spondebis  igltur: 

Prlmum  te  huius  Unlvenitatls  (fflr  Olmfltz  und  Salzburg:  Facultatis),  in  qua  summnm  in 
SS.  Theologia  gradum  ascendes,  piam  perpetuo  memoriam  habitumm,  elusque  res  ac  rationes, 
quantum  poteris  adiuturum;  dein  honorem  eum,  quem  in  te  conlaturus  sum,  integrum  incolu- 
memque  servaturum,  eaque  semper,  quae  sacerdotem  decet,  vita  omatunim;  postremo  ss. 
Theologiae  studia  adsiduo  et  impigro  labore  culturum  ac  provecturum,  quo  verltas  a  lesu  Christo 
In  aetemam  humani  generis  salutem  coelitus  allata  et  in  sinu  Ecdesiae  reposita  ab  hominibus 
In  dies  darlus  cognoscatur  et  propenslus  moribus  servetur. 

Haec  tu  ex  anlml  tui  sententia  spondebis  et  pollicebere? 

Doctorandus: 
„Spondeo  ac  poUiceor." 

IIL  Promotionsformel: 

Itaque  iam  nihil  Impedit,  quominus  summos,  quos  obtinere  cupis,  honores  tibi  Impertiamns. 

Ergo  ego  Promotor  legitime  constitutus  te  (Name)  .  .  .  oriundum  .  .  .  ,  ex 
decreto  ordlnis  mei  ss.  Theologiae  doctorem  creo,  creatum  renundo  omnlaque  ss.  Theologiae 
dodoris  iura  et  prlvilegla,  quae  Augustorum  et  Pontificum  muniflcentia  litterarum  fovendarum 
causa  huic  academicae  dignitati  concessit  vel  concedet,  in  te  confero  in  elusque  rel  fidem  hoc 
diploma  Universitatls  (Facultatis)  slgillo  Insignitum  tibi  in  manns  trado. 

Tuum  nunc  erlt,  locum,  ad  quem  bonarum  artium  studio  evectus  es,  iisdem  artlbus  tueri, 
rei  tum  christianae  tum  publicae,  litterarum,  ordlnis  denique,  in  quem  adlectus  es,  atlUtatem, 
Incrementum,  decus  promovere. 

Sofern  auf  Grund  des  §  20  der  geltenden  theologischen  Rigorosen- 
Ordnung  noch  Promotionen  nach  Maßgabe  der  außer  Kraft  getretenen 
MinVdg.  vom  16.  Jänner  1894,  Z.  73/KUM.,  RGBNr.  27,  vorgenommen 
werden  sollten,  hat  in  den  vorstehenden  Formeln  die  Bezugnahme  auf  die 
durch  die  neue  Rigorosenordnung  vorgeschriebene  wissenschaftliche  Al>- 
handlung   zu  entfallen. 


b)   Promotio  sub  auspiciis  Imperatoris. 

Np.  500. 

Erlafi  des  Ministers  ffir  K.  u.  U.  Tom  28.  August  1888,  Z.  17.291, 

HTBNr.  33, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 

betreffend  den  Vorgang  bei  Stellung  der  Anträge  atif  ag.  OewSlmsg 

der  Promotion  sab  auspiciis  Imperatoris. 

Zur  Regelung  des  Vorganges  bei  Stellung  der  Anträge  auf  ag.  Ge- 
währung der  Promotion  sub  auspiciis  Imperatoris  finde  ich  nadistehendes 
anzuordnen : 
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1.  Der  Vorschlag  auf  Gewährung  dieser  Ah.  Auszeichnung  ist  von 
dem  akademischen  Senate  im  Wege  der  k.  k.  Statthalterei  (für  Czerno- 
witz  Landesregierung)  an  das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  zu 
erstatten,  wobei  die  bei  dem  akademischen  Senate  unmittelbar  überreichten 
oder  im  Wege  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  an  denselben 
gelangten,  an  Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  gerichteten  Gesuche  in  Verhandlung 
zu  nehmeji  sind. 

2.  In  einem  Studienjahre  kann  an  den  sämtlichen  Fakultäten  der  Uni- 
versität Wien  für  höchstens  drei,  an  sämtlichen  Fakultäten  jeder  anderen 
Universität  für  einen  Studierenden  die  Gewährung  dieser  Ah.  Auszeidi- 
nung  in  Antrag  gebracht  werden. 

3.  E)er  bezügliche  Antrag  des  akademischen  Senates  ist  regelmäßig 
für  jedes  Studienjahr  am  Schlüsse  desselben  gegen  Ende  der  Rigorosen- 
termine  oder  zu  Beginn  des  nächstfolgenden  Studienjahres  zu  stellen. 

4.  In  den  Vorschlag  sind  nur  solche  Bewerber  einzubeziehen,  welche 
die  Gymnasial-  und  Universitätsstudien  durchaus  mit  vorzüglichem  Erfolge 
zurückgelegt  und  die  strengen  Prüfungen  zur  Erlangung  der  Doktorswürde 
durchaus   mit  Auszeichnung  bestanden  haben.  ^) 

Außerdem   wird  ein  stets  tadelloses  moralisches  Verhalten  erfordert. 
Unter  gleichen  Umständen  erhalten  jene  Studierende  den  Vorzug,  deren 
Väter  sich  um  den  Staat  Verdienste  erworben  haben. 

5.  Bei  den  betreffenden  Vorschlägen  ist  auf  ein  entsprechendes  Alter- 
nieren zwischen  den  einzelnen  Fakultäten  tunlichst  Bedacht  zu  nehmen. 

6.  Sind  mehrere  Kandidaten  vorhanden,  welche  der  beantragten  Aus- 
zeichnung würdig  erscheinen,  so  hat  der  akademische  Senat  bei  Vorlage 
des  im  Sinne  des  Punktes  2  zu  stellenden  Antrs^es  sich  stets  zugleich 
darüber  auszusprechen,  in  welcher  Reihenfolge  er  dieselben  als  würdig 
erachtet. 

7.  Falls  in  einem  Studienjahr  kein  Kandidat  vorhanden  ist,  weldier  der 
Ah.  Auszeichnung  in  vollem  Maße  würdig  erscheint,  so  hat  die  Stellung 
eines  Antrages  zu  entfallen. 

8.  Während  des  Studienjahres  kann  ein  Gesudi  um  Gewährung  der 
Promotion  sub  auspiciis  nur  über  besondere,  infolge  Ah.  Auftrages  erflossene 
Anordnung  des  Unterrichtsministeriums')  in  Verhandlung  genommen  werden. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  haben  vom  Studienjahre  1888/89  ab 
in  Geltung  zu  treten.  

Np.  501. 
Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  26.  HSrz  1893,  Z.  1904, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 
(betreffend  die  Behandlung  von  der  Ah.  Bezeichnung  gewürdigten  Ma- 
Jestätsgesttchen  nm  Gewährung  der  Promotion  snb  auspiciis  Imperatoris). 

Auf  die  mit  Bericht  vom  24.  Jänner  1.  J.,  Z.  1344,  gestellte  Anfrage 
hinsichtlioh  der  Behandlung  von  der  Ah.  Bezeichnung  gewürdigten  Majestäts- 

>)  VgL  auchNr.  502 und  503,  —  ^  5.  Über  die  Behandlung  derartiger  Majestdisgesuche  Nr.  50U 
QemOß  dem  MlnErL  vom  8,  Mai  1891,  Z.  8923  (s,  Nr.  168),  haben  die  bei  einer  Promotion 
sub  auapieiis  Imperatoris  mitwirkenden  akademischen  Funktionäre  in  Galauniform  zu  erscheinen. 
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gesuchen   um   Gewährung  der   Promotion  sub  auspiciis  Imperatoris   wird 
dem   Rektorate   nachstehendes  eröffnet: 

Nach  den  bestehenden  Vorschriften  verpflichtet  die  Ah.  eigenhändige 
Bezeichnung  von  Majestätsgesuchen  in  allen  Fällen  zur  alleruntertänigsteo 
Erstattung  einer  Auskunft  oder  eines  Antrages. 

Dementsprechend  ist  derartigen  Majestätsgesuchen  jederzeit  eine  be- 
sondere Aufmerksamkeit  zuzuwenden  und  bei  der  amtlichen  Behandlung 
derselben  mit  tunlichster  Beschleunigung  vorzugehen. 

Es  erscheint  daher  vollkommen  angemessen,  daß  die  der  Ah.  eigen- 
händigen Bezeichnung  gewürdigten  Majestätsgesuche  um  Bewilligung  der 
Promotion  sub  auspiciis  Imperatoris  im  Sinne  der  Bestimmung  des  Punktes  8 
des  ho.  Erl.  vom  28.  August  1888,  Z.  17.291,  MVBNr.  33,0  während  des 
Studienjahres  abgesondert  in  Verhandlung  genommen  werden,  es  wäre 
denn,  daß  die  Vorlage  der  vom  akademischen  Senate  nach  Maßgabe  des 
Punktes  3  des  zitierten  Erlasses  am  Schlüsse  eines  jeden  Studienjahres 
oder  zu  Beginn  des  nächstfolgenden  Studienjahres  zu  stellenden  Anträge 
ohnedies  iii  verhältnismäßig  kurzer  Frist  zu  gewärtigen  stehen  und  hienach 
eine  wesentliche  Verzögerung  in  der  Ah.  Ortes  angeordneten  Berichterstattung 
Qber  die  Ah.  signierten  Majestätsgesuche  nicht  zu  besorgen  ist. 

Auf  derartige,  im  Laufe  des  Studienjahres  bereits  begutachtete  Majestäts- 
gesuche wird  jedoch  der  akademische  Senat  bei  seinem  nach  Punkt  3  des 
bezogenen  Erlasses  zu  unterbreitenden  Vorschlage  entsprechend  Bedadit 
zu  nehmen  haben  (Punkt  2  des  zitierten  Erlasses). 

Indem  ich  bemerke,  daß  lin  Hinkunft  die  der  Ah.  eigenhändigen  Be- 
zeichnung gewürdigten  Majestätsgesuche  um  Gewährung  der  Promotion  sub 
auspiciis  Imperatoris  dem  akademischen  Senate  unter  ausdrücklicher  Be- 
ziehung auf  Punkt  8  des  mehrerwähnten  Ministerialerlasses  zukommen 
werden,  ersuche  ich  das  Rektorat,  den  akademischen  Senat  der  Wiener 
Universität  von  dem  Vorstehenden  zur  Danachachtung  und  weiteren  Ver- 
anlassung in  Kenntnis  zu  setzen. 


Nr.  502. 
Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  29.  Aupst  1901,  Z.  26.331, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 

(womit  ausgesprochen  wurde,  daß  bei  Kandidaten  der  Philosophie  die 
einfache  Approbation  ihrer  wissenschaftlichen  Abhandlang  (Dissertation) 
fflr  die  Bewerbung  nm  die  Promotion  sub  anspidis  Imperatoris  nitbt 

als  ausreichend  anzusehen  ist). 

Die  Wahrnehmung,  daß  bei  Prüfung  der  nach  Punkt  4  des  MinErL 
vom  28.  August  1888,  Z.  17.291,  MVBNr.  33,0  ^r  die  Gewährung  der 
Promotion  sub  auspiciis  Imperatoris  vorgeschriebenen  Erfordernisse  bei 
Kandidaten  der  Philosophie  die  einfache  Approbation  der  von  diesen  zur 
Erlangung    des     Doktorates     überreichten     wissenschaftlichen    Abhandlung 

>)  5.  Nr,  500. 
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(Dissertation)  für  die  Bewerbung  um  die  obgedachte  Auszeichnung  als  aus- 
reichend angesehen  wurde,  veranlaßt  mich,  dem  Rektorate  nachstehendes 
zu  eröffnen: 

Gemäß  §  1  der  früher  geltenden  Rigorosenordnung  für  die  philosophi- 
schen Fakultäten  vom  15.  April  1872,  RGBNr.  57,  sowie  der  derzeit  be* 
stehenden  Rigorosenordnung  vom  16.  März  1899,  RQBNr.  56,^)  ist  zur 
Erlangung  des  Doktorates  an  dieser  Fakultät  die  Vorlage. einer  wissenschaft- 
lichen Abhandlung  und  die  Ablegung  zweier  strenger  Prüfungen  (Rigorosen) 
erforderlich.  Die  wissenschaftliche  Arbeit  bildet  sonach  einen  wesentlichen 
Teil  der  Gesamterfordernisse  für  die  Erlangung  des  philosophischen 
Doktorates. 

Im  Sinne  des  Erlasses  vom  28.  August  1988,  Z.  17.291,  MVBNr.  33, 
kann  daher  für  die  Gewährung  der  Promotion  sub  auspiciis  Imperatoris 
bei  Kandidaten  der  Philosophie  nur  ein  solcher  Bewerber  in  Betracht 
kommen,  welcher  nicht  bloß  die  strengen  Prüfungen  mit  einstimmig  er- 
teilter Auszeichnung  abgelegt  hat,  sondern  auch  nachzuweisen  vermag,  daß 
seine  Abhandlung  vermöge  ihrer  wissenschaftlichen  Qualität  das  Maß  des 
Gewöhnlichen  weit  übertrifft  und  seine  Eignung  zur  selbständigen  Forschung 
in  exzeptionell  ausgezeichneter  Weise  dartut 

Hievon  wolle  das  Rektorat  den  akademischen  Senat,  sowie  das  Pro- 
fessorenkollegium der  philosophischen  Fakultät  zur  Danachachtung  in 
Kenntnis  setzen. 


Nr.  503. 
Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  4.  Mal  1903,  Z.  14.706, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 

(womit  Pttnkt  4  des  MinErl.  vom  28.  August  1888,  Z.  17.291,  MVBNr.  33, 

hinsichtlich  der  Erfordernisse  zur  Bewerbung  um  die  Promotion  snb 

anspidis  Imperatoris  erläutert,  beziehungsweise  ergänzt  wird). 

Behufs  Erzielung  eines  gleichartigen  Vorganges  bei  Beantwortung  der 
Frage,  ob  in  einem  Falle  die  im  Punkte  4  des  MinErl.  vom  28.  August  1888, 
Z.  17.291,  MVBNr.  33,^  für  die  Gewährung  der  Promotion  sub  auspiciis 
Imperatoris  festgesetzten  Bedingungen  zutreffen,  finde  ich  mich  bestimmt, 
in  Wiederholung  der  bereits  an  einzelne  Rektorate')  und  Fakultäten*)  aus 
bestimmten  Anlässen  ergangenen  Weisungen  nachstehendes  zu  bemerken: 

Mit  dem  oberwähnten  Erlasse  ist  bezüglich  der  Gymnasial-  und 
Universitätsstudien  kein  bestimmtes  Kalkül  als  Bedingung  für  die  in  Rede 
stehende  Begünstigung  aufgestellt,  sondern  nur  im  allgemeinen  vorgeschrieben 
worden,  daß  dieselben  insgesamt  (durchaus)  mit  „vorzüglichem  Erfolge^' 
zurückzulegen  seien.    Ob  letzteres  der  Fall  ist,  ob  somit  der  Erfolg  der 

»)  s.  Nr,  702. 
■)  s.  Nr.  500, 

*)  MinErL  vom  19.  September  1901,  Z.  27.779  (CzemowitxJ,  und  MinErL  vom  25.  Okiober  1901, 
Z.  20.745  (Prag,  böhmisch). 

«)  MinErL  vom  3.  November  1888,  Z.  21.689  (Innsbrudt). 
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• 

Studien,  beziehungsweise  der  Universitätsprälungen  aJs  ein  „vorzüglicher'^ 
bezeichnet  werden  kann,  wird  danach  in  jedem  konkreten  Falle  bei  Er- 
stattung des  Vorschlages  zu  beurteilen  sein.  Dagegen  ist,  was  die  strengen 
Prüfungen  anbelangt,  in  dem  genannten  Erlasse  die  besondere  Anordnung 
getroffen,  daß  die  Bewerber  dieselben  durchaus  „mit  Auszeichnung''  be- 
standen haben  müssen,  daher  ist  in  dieser  Beziehung  jedenfalls  dieser 
Kalkül  erforderlich  und  es  entspricht  auch  der  Tendenz  des  Erlasses,  auf 
die  Einstimmigkeit  des  diesfälllgen  Votums  maßgebendes  Gewicht 
zu  legen. 

Zugleich  finde  ich  die  Bestimmung  des  Punktes  4  des  bezogenen 
Erlasses  dahin  zu  erweitern,  daß  die  Bewerber  um  die  Promotion  sub 
auspiciis  Imperatoris  an  jenen  Fakultäten,  an  denen  Seminare  bestehen, 
auch  nachzuweisen  haben,  daß  sie  sich  an  diesen  mit  Fleiß  und  gunstigem 
Erfolge  beteiligt  haben. 

Ich  ersuche  das  Rektorat,  von  dem  Inhalte  dieses  Erlasses  den  akademi- 
schen Senat,  sowie  die  einzelnen  Fakultäten  behufs  Danachachtung  zu  ver- 
ständigen und  in  geeigneter  Weise  Sorge  zu  tragen,  daß  die  Studierenden 
davon  in  Kenntnis  gesetzt  werden,  daß  hienach  von  den  Bewerbern  um  die 
gedachte  Ah.  Auszeichnung  der  Nachweis  der  einstimmig  mit  Auszeichnung 
erfolgten  Ablegung  sämtlicher  Rigorosen,  sowie  der  fleißigen  und  erfolg- 
reichen  Betätigung  in  den  Seminaren  gefordert  wird. 


c)   Ehrendoktorat. 
Np.  504. 

StDdlenhof kommlsslonsdekret  Yom  27.  Dezember  1819.  Z.  8364/1180, 

an  sämtliche  Länderstellen, 

(wonach  keine  Dispens  von  den  strengen  Prfifungen  stattfinden  darf 
und  die  Ausfolgnng  der  Ehrendiplome  der  Ah.  Bewilligung  bedarf). 

Se.  Majestät  haben  unter  dem  13.  Dezember  1819  und  mit  Beziehung 
auf  die  frühere  höchste  Entschließung  vom  9.  August  1814 1)  neuerdings  an- 
geordnet, daß  bei  keiner  Fakultät  weder  eine  Nachsicht  von  den  strengen 
Prüfungen  statthaben,  noch  ein  Ehrendiplom  ohne  erhaltene  Ah.  Bewilligung 
verabfolgt  werden  dürfe,  wie  auch,  daß  zur  Erteilung  von  Ehrendiplomen 
nur  für  solche  Individuen  einzuschreiten  sei,  denen  vermöge  des  Postens, 
den  sie  bekleiden,  der  Doktorgrad  einigermaßen  notig  ist,  und  welche  zur 
Erlangung  desselben  auf  ordentlichem  Wege  nicht  mehr  wohl  verhalten 
werden   können.  2) 

>)  DU  Ah.  E/äsehl,  vom  9.  August  1814  hebt,  ohne  eine  merüo/isehe  Entseheidung  a 
treffen,  nur  den  Unterschied  hervor,  daß  damals  wegen  der  Verleihung  von  Ehrendoktt^aten  in 
der  medizinischen  Fakultät  stets  die  Allerhöchste  EntschlUßung  eingeholt,  hei  der  theo- 
logischen Fakultät  jedoch  von  der  Studienhofkommission  die  Erlaubnis  zur  Erteilung  von 
Ehrendoktoraten  gegeben  wurde,  was  eben  zufolge  Ah,  EntschL  vom  13,  Dezember  1819  fStHD 
vom  27.  Dezember  1819)  allgemein  als  unstatthqft  bezeichnet  wird. 

*)   Die   Fortdauer  der  Geltung  dieses  Studienhofkommissionsdekretes  ist  durch  die  Er- 


Ehrendoktortt. 


617 


Nr.  505. 

ErlaB  des  Mlnlsterlnms  fOr  K.  u.  U.  vom  3.  Mal  1859,  Z.  22.600/1343 

ex  18S8p 

an  das  Wiener  Universitätskonsistorium, 
(betreffend  die  Annahme  auswärtiger  Doktordlplome). 

Ober  die  vom  Konsistorium  gestellte  Anfrage,  ob  durch  die  in  den 
§§  1  und  2  des  MinErl.  vom  6.  Juni  1850  (RGB.  Z.  240)  i)  enthaltenen 
Bestimmungen  nicht  jedem  österreichischen  Untertanen  die  Annahme  aus- 
wärtiger Doktordiplome  unbedingt  gestattet  sei,  wird  demselben  zur  künf- 
tigen Richtschnur  bedeutet,  daß  laut  der  von  der  bestandenen  Studien-Hof- 
kommission  unterm  9.  Dezember  1819,  Z.  8027/813,*)  bekanntgegebenen 
Ah.  Entschl.  vom  1.  Dezember  1819  keinem  Untertanen  der  österreichi- 
schen Monarchie  zu  gestatten  sei,  ein  Doktordipk)m  von  einer  fremden 
Universität  anzunehmen,  daß  mit  der  unterm  19.  Februar  1834,  Z.  1004/251,') 
bekanntgegebenen  weiteren  Ah.  Entschl.  vom  17.  April  1832  dieses  Verbot 
auch  auf  die  Ehrendiplome  ausländischer  Universitäten  ausgedehnt  und 
zufolge  des  unterm  28.  Jänner  1850,  Z.  478/10,*)  verlautbarten  Ministerrats- 
beschlusses vom  3.  Jänner  1850  erkannt  wurde,  daß  der  Frage  wegen  An- 
nahme von  Doktordiplomen  auswärtiger  Hochschulen  keine  weitere  Folge 
zu  geben  ist,  daß  sonach  zur  Geltendmachung  eines  derartigen  an  einen 
österreichischen  Untertan  verliehenen  Diploms  einer  auswärtigen  Hochschule 
dermalen  nur  der  mit  dem  berufenen  MuiErl.  vom  6.  Juni  1850  geregelte 
Weg  der  Nostrifikation  erübrigt. 


neuenme  derselben  Anordnung  mit  dem  MinErL  vom  10.  März  1651,  Z,  1754  (nath  Krahau), 
außer  Zweifel  gestellt 

Mit  MinErL  vom  20.  November  1899,  Z,  23310,  wurde  dem  juridischen  Dekanate  der 
deutsehen  Universität  in  Prag  bemerkt,  dqß  Ehrendoktorate  an  den  österreichischen  Universitäten 
in  der  Regel  allerdings  nur  bei  besonders  feierlichen  Anlässen  verliehen  werden,  dqß  jedoch  keine 
VorsOaift  besteht,  wonach  dergleichen  Verleihungen  sonst  unstatthaft  wären;  vielmehr  sind  dieselben 
schon  wiederholt  Ah,  Ortes  gestattet  worden,  ohne  daß  ein  solcher  Aniqß  gegeben  gewesen  wäre, 

Dqß  Ehrendiplome  ausländischer  Universitäten  von  keinem  österreichischen  Untertan 
behafs  Führung  des  Doktortitels  angenommen  werden  dürfen,  wurde  mit  Ah,  Entschl,  vom 
17,  April  1832  (HofkamUidekret  vom  16.  Jänner  1834,  PGS  Bd,  62,  S.  9,  Nr,  8)  und  in  der  Note 
der  k,  k.  Studienhof  kommission  vom  19,  Februar  1834,  Z  1004/251,  aasgesprochen. 

»)  s,  Nr.  506, 

*)  Dekret  der  Stndieiibof kommission  vom  9.  Dezember  1819,  Z.  8027/813,  an  die 
Onbemlen  von  Ob  der  Enns ,  BOhmen ,  Mähren ,  Niederösterreich ,  Oalizlen ,  Tirol ,  Stelermarlc, 
niyrien  und  Küstenland:  Seine  Majestät  haben  mittelst  Höchster  Entschl.  vom  1.  d.  M.  zu 
befehlen  geruht,  dafi  von  nun  an  keinem  Untertane  der  österreichischen  Monarchie  zu  g^estatten 
sei,  ein  Doktordiplom  von  einer  fremden  Universität  anzunehmen,  wovon  die  Regflerung^  (das 
Onbemium)  zur  Wissenschaft  und  s^enauen  Befolgung  in  Kenntnis  gesetzt  wird. 

*)  5.  Anmerkung  *)  bei  Nr.  504. 

^  Erlaß  des  Ministeriums  für  K.  n.  U.  vom  28.  Jänner  1850,  Z.  478/10,  an  die 
Statthalter  von  NiederOsterreich ,  Böhmen,  Mähren,  Steiermark,  Tirol,  an  den  Landeschef  von 
Oalizien,  betreffend  die  Annahme  von  Doktordiplomen  auswärtiger  Universitäten :  Mit  Beschlufi 
des  Ministerrates  vom  3.  Jänner  1850  wurde  der  in  Anregung  gekommenen  Frage  wegen  Annahme 
von  Doktordiplomen  auswärtiger  Hochschulen  keine  weitere  Folge  gegeben. 


Q\Q  II-  Teil:  Stadienvonchriften ;  A.  Allgemeine  BestimmonceD. 

d)  Nostrifikationsvorschriften. 

Np.  606. 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.D.U.  vom  6.  Juni  1850,  Z.  4513/153. 

RGBNr.  240, 

an  alle  österreichischen  Universitäten, 

betreffend  die  Geltung  attswftrtiger  Doktorsdiplome  ffir  den  Umfang  der 

österreichischen  Monarchie. 

Ober  die  angeregte  Frage,  unter  welchen  Bedingungen  ein  In-  oder 
Ausländer,  welcher  an  einer  auswärtigen  Universität  den  Doktorsgrad  er- 
worben hat,  auf  Grundlage  desselben  in  den  Besitz  derjenigen  akademi- 
schen Berechtigung  gelangen  kann,  welche  den  Doktoren  einer  österreichi- 
schen Universität  zukommt,  werden  folgende  provisorische  Bestimmungen 
getroffen : 

§  1.  Hat  ein  In-  oder  Ausländer  an  einer  auswärtigen  Universität 
das  theologische,^)  juridische  oder  philosophische  Doktorat  er- 
worben und  wünscht  er  auf  Grundlage  desselben  an  einer  österreichischen 
Universität  diejenige  Stellung  einzunehmen,  welche  der  von  ihr  verliehene 
Doktorsgrad  erteilt  (Nostrifikation),  so  hat  er  sich  zu  diesem  Behule  an 
das  betreffende  Professorenkollegium  zu  wenden  und  sich  bei  demselben 
über  seine  Vor-  und  Universitätsstudien  und  über  den  Vorgang  bei  Er- 
werbung seines  Diploms  auszuweisen.') 

§  2.  Dieses  hat  zu  beurteilen,  ob  er  in  der  ersten  Beziehung  den  für 
die  Erwerbung  des  österreichischen  Doktorates  bestehenden  Anordnungen 
über  die  Dauer  und  Verwendung  der  Universitätszeit  in  einer  dem  Zwecke 
genügenden  Weise  entsprochen  und  dann  [in  Wien  und  Prag  nach  ge- 
pflogenem Einvernehmen  mit  den  betreffenden  Doktorenkollegien]  >)  die  Be- 
dingungen zu  bestimmen,  von  deren  Erfüllung  es  die  Gewährung  seines 
Ansuchens  abhängig  macht.  ^) 

§  3.  Der  Bewerber  kann  angewiesen  werden,  sich  den  strengen  Prü- 
fungen in  den  übrigen,  für  das  österreichische  Dokforat  vorgeschriebenen 
Vorbedingungen  zu  unterziehen.  Soll  hievon  ganz  oder  zum  Teile  ^)  Um- 
gang  genommen    werden,    so    ist    unter   Auseinandersetzung    der   dafür 

')  über  den  Vorgang  der  NosMfUtaHon  von  an  päpsüiehen  Universitäten  und  KoUeggen 
erworbenen  theologischen  Doktordiplomen  s,  Nr.  51Z 

*)  Über  die  Unzulässlgkett  der  Nostrißkation  eines  im  Auslände  erworbenen  Doktord^piomes 
im  Falle  wiederholter  ReprobaÜon  eines  Kandidaten  im  Inlande  und  sohin  Ausschließung  desseibea 
von  der  Erlangung  des  Doktorgrades  im  Inlande,  vgL  die  betreffenden  Bestimmungen  derwnzelnen 
Rigorosenordnungen  (s,  Nr,  615,  660,  678  und  702), 

*)  Durch  §  23  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873,  RQBNr.  63  (s.  Nr.  18),  außer  Kraß  gesetzt, 

*)  VgL  Nr.  509  und  510  sowie  511.   Die  Ablehnung  des  Nostrißkationsbegehrens  seitens 
Universität  schließt  die  Durchführung  der  Nostrifikation  an  einer  anderen  Universität  nicht 
(MinErl.  vom  21.  Juni  1887,  Z.  5763.) 

*)  Die  Kombination  von  Prüfungsgegenständen  verschiedener  ßuistiseher  Rigorosen  tu 
besonderen,  in  derRigorosenordnung  nicht  vorgesehenen  Ergänzungsprufung  sowie  die  EinsehtnSsüaueg 
der  Prüfung  aus  einzelnen  Prüfungsgegenständen  auf  bestimmte  Partien  derselben  ist  tnit  dem 
Bestimmungen  der  geltenden  juristischen  Rigorosenordnung  nicht  in  Einklang  zu  bringen,  fMinErL 
vom  20.  Juni  1904,  Z.  19.399.) 
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sprechenden  Gründe  von  dem  Professorenkollegium  Bericht  an  das  Unter- 
richtsministerium zu  erstatten  und  dessen  Genehmigung  einzuholen. 

[Das  wird  in  Wien  und  Prag  insbesondere  auch  dann  zu  geschehen 
haben,  wenn  über  die  Frage,  ob  und  welche  Erleichterungen  dem  Kandidaten 
zu  erteilen  seien,  zwischen  dem  Professoren-  und  Doktorenkollegium  eine 
Meinungsverschiedenheit  obwaltet.]^) 

§  4.  Nach  Erfüllung  der  auferlegten  Bedingungen  oder  nach  erteilter 
Dispens  von  denselben  ist  von  Seite  des  Universitätsrektors  ohne  Vornahme 
eines  Promotionsaktes  und  ohne  Ausfertigung  eines  Diploms  zu  bestätigen, 
daß  seinem  an  der  auswärtigen  Universität  erworbenen  Diplom :  a)  unbedingt, 
oder  b)  nach  Erfüllung  der  von  der  betreffenden  österreichischen  Fakultät 
ihm  auferlegten  Leistungen  dieselbe  akademische  Berechtigung  zuerkannt 
werde,  welche  die  Diplome  dieser  Fakultät  in  Osterreich  haben. 

§  5.  Insolange  die  medizinisch-chirurgischen  Doktoratsprüfungen  in 
Österreich  zugleich  Staatsprüfungen  sind  und  das  hierüber  ausgestellte 
Diplom  die  Berechtigung  zur  Praxis  gibt,  kann  einem  an  einer  auswärtigen 
Universität  erworbenen  Doktordiplome  nicht  dieselbe  Wirkung  eingeräumt 
werden,  welche  dem  an  einer  österreichischen  Universität  erworbenen  zu- 
kommt, sondern  der  Kompetent  hat  sich  in  der  Regel  denselben  Bedin- 
gungen zu  unterwerfen,  welche  der  inländische  Doktoratskandidat  zu  er- 
füllen hat,  ist  sohin  förmlich  zu  promovieren  und  erhält  ein  eigenes  Diplom 
der  betreffenden  österreichischen  Universität. 

§  6.  In  Ansehung  der  solchen  Kandidaten  allenfalls  zu  gewährenden 
Erleichterungen  und  des  Verfahrens  bei  dieser  Angelegenheit  ist  sich  im 
allgemeinen  nach  den  Bestimmungen  der  vorigen  Paragraphen  zu  benehmen. 

§  7.  Wird  ein  Professor  von  einer  auswärtigen  Universität  an  eine 
österreichische  Hochschule  zu  einer  Professur  berufen,  für  welche 
das  Doktorat  als  Bedingung  gesetzlich  oder  herkömmlich  gefordert  wird,  so 
gilt  ihm  sein  an  einer  auswärtigen  Hochschule  erworbenes  Doktorat  unbe- 
dingt in  dieser  Beziehung  ebenso,  als  ob  er  dasselbe  an  einer  österreichischen 
Universität  erworben  hätte.  ^) 

Np.  507. 

ErlaS  des  Staatsminlsterliims,  Abt.  fOr  K.  q.  U.,  vom  1.  Septem' 

ber  1865.  Z.  8141, 

an  die  Statthalterei  für  Steiermark, 

(betreffend  die  Bedetttmig  des  vom  Papste  verliehenen  Titels  ,,doctor 

in  sacris  canonibus''  in  Österreich). 

Se.  k.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  25.  August  1.  J. 
ag.  zu  bewilligen  geruht,  daß  der  Domkapitular  .  .  .  den  ihm  von  Sr.  Heilig- 
keit Papst  Pius  IX.  verliehenen  Titel  eines  Doktors  in  sacris  canonibus  führe. 

*)  Qegensianäslos;  s.  Anmerkung  *)  auf  S,  618, 

")  In  dem  MinErL  vom  3,  Mai  1900,  Z.  B120,  wurde  bemerkt,  daß  sieh  diese  Bestimmung 
sinngemäß  zunächst  auf  Ausländer ,  dann  aber  eventuell  auch  auf  solche  Inländer  bezieht,  welche 
unter  analogen  Verhältnissen  wie  Ausländer  an  eine  inländische  Universität  berufen  werden;  in 
solchen  Fällen  ist  also  ein  besonderes  Nostrißkationsverfahren  überhaupt  nicht  erforderlieh. 


g20  '''  ^^'^  *  Siudienvorschriften ;  A.  Allgemeine  Bestimmnncfeii. 

Hievon  ist  der  Genannte  mit  dem  Bedeuten  in  Kenntnis  zu  setzen,  daß 
er,  falls  er  sich  der  Rechte  und  Vorzüge  teilhaftig  machen  will,  welche  in 
Österreich  den  Doktoren  des  kanonischen  Rechtes  zustehen  oder  künftig 
zustehen  werden,  die  Nostrifikation  des  erlangten  Doktorates  an  einer  öster- 
reichischen  Universität  zu   erwirken   haben  werde.  ^) 


Nr.  508. 

Aas  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.  n.  U.  Tom  16.  Angast  1874, 

Z.  10.310, 

an  den  Statthalter  in  Triest, 

(betreffend  die  Unznlässigkeit  der  Führung  des  Titels  eines  Doktors 

der  Medizin  ohne  vorher  erlangte  Nostrifikation  des  bezüglichen»  an 

einer  ausländischen  Universität  erworbenen  Doktordiploms). 

Aus  Anlaß  des  Rekurses  eines  Wund-,  Geburts-  und  Zahnarztes  wegen 
Nichtgestattung  der  Führung  des  Titels  eines  Doktors  der  Medizin  der  Uni- 
versität Gießen  wurde  unter  Abweisung  der  erhobenen  Beschwerde  bemerkt: 

Es  liegt  schon  in  dem  Begriffe  öffentlicher  Titel  und  Würden,  daß 
dieselben  ausschließliche  sind  und  daß  die  Staatsgewalt,  welche  sie  aner- 
kannte, sei  es  im  allgemeinen  durch  Gesetze,  oder  durch  spezielle  Kon- 
zession, diese  Ausschließlichkeit  zu  schützen  hat. 

Nach  der  österreichischen  Gesetzgebung  gibt  es  für  die  im  Reichs- 
rate vertretenen  Königreiche  und  Länder  nur  ein  auf  inländischen  Universitäten 
erworbenes,  oder  ein  zwar  im  Auslande  erlangtes,  aber  im  Inlande,  sei  es 
durch  Nostrifikation,  sei  es  durch  eine  Anstellung  in  einem  Universitäts- 
lehramte anerkanntes  Doktorat.  Jedes  andere  ist  hierlands  als  nicht  existent 
zu  betrachten  und  daher  auch  die  Führung  des  Doktortitels  nicht  ge- 
stattlich,^)  und  zwar  in  dem  gegebenen  Falle  um  so  weniger,  als  das  Doktorat 
der  Medizin  noch  immer  in  gewisser  Beziehung  spezielle  Berechtigungen 
den  einfachen  wundärztldchen  E)iplomen  gegenüber  gewährt. 


Nr.  509. 

Erlaß  des  Ministers  fDr  K.  d.  U.  vom  30.  AprU  1884,  Z.  7266, 

an  die  Dekanate  der  medizinischen  Fakultäten, 

(womit  den  Professorenkollegien  der  medizinischen  Fakttlt&ten  fiber 
den  Vorgang  bei  Erledigung  von  Qesnchen  um  Nostrifikation  aus- 
ländischer  medizinischer  Doktordiplome  Weisungen   erteilt  werden). 

Es  haben  sich  in  ktzterer  Zeit  die  Fälle  vermehrt,  in  welchen  Ärzte 
aus  dem  Auslande  um  die  Bewilligung  zur  Ausübung  der  ärztlichen  Praxis 

^)  Es  handeUe  sich  hier  nicht  um  ein  im  gewöhnlichen  Wege  erworbenes  fr^tfrmivhn 
Doktorat,  sondern  um  die  Fährung  eines  vom  Papste  verliehenen  Titels  (jedoch  mit  den  damdt 
verbundenen  Rechten,  Privilegien  und  VoreägenJ.  —  VgjL.  auch  Nr,  51Z 

•)  Vgl,  auch  Nr,  513, 
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in  Österreich,  beziehungsweise  um  die  Nostrifikation  ihrer  an  einer  aus- 
wärtigen   Universität  erworbenen    Doktordiplome   nachsuchten. 

Um  solchen  Bestrebungen  gegenüber  keine,  durch  die  Umstände  nicht 
gerechtfertigte  zu  milde  Behandlung  zur  Geltung  gelangen  zu  lassen  und  um 
überhaupt  einen  möglichst  einheitlichen  Vorgang  bei  Nostrifikationen  aus- 
ländischer medizinischer  Doktordiplome  an  allen  österreichischen  Univer- 
sitäten zu  sichern,  ersuche  ich  das  Professorenkollegium,  sich  bei  Er- 
ledigung von  Nostrifikationsgesuchen  die  Bestimmungen  der  diesfalls  be- 
stehenden Normen,  insbesondere  des  MinErl.  vom  6.  Juni  1850,  Z.  4513,^) 
genau  zur  Richtschnur  zu  nehmen,  bei  Beurteilung  der  Vor-  und  Universi- 
tätsstudien der  Nostrifikationswerber  mit  der  entsprechenden  Strenge  vor- 
zugehen, endlich  auch  bezüglich  der  eventuellen  Anträge  auf  ausnahms- 
weise Dispens  von  der  Ablegung  einzelner  oder  aller  strengen  Prüfungen 
mit  Rücksicht  auf  den,  den  medizinischen  Rigorosen  in  Osterreich  inne- 
wohnenden Charakter  von  Staatsprüfungen  die  gebotene  Rigorosität  walten 
zu  lassen. 

Indem  ich  mich,  was  die  Frage  der  Vorstudien  anlangt,  noch  auf 
die  speziell  in  dieser  Richtung  ergangenen  ho.  Erlässe  vom  31.  März, 
15.  und  28.  Juni  1881,  ZZ.  2909,2)  8301  s)  und  9053«)  beziehe  und  schließlich 
in  Ansehung  der  Ausfolgung  der  [Doktorsdiplome  an  Ausländer  auf  den 
diesfalls  in  Kraft  stehenden  MinErl.  vom  24.  September  1854,  Z.  13.567,») 
verweise,  bemerke  ich,  daß  sich  das  Ministerium  des  Innern  vorbehalten 
hat,  ausländischen  Ärzten  die  Zulassung  zur  ärztlichen  Praxis  in  Osterreich 
nur  dann  zu  erteilen,  wenn  die  vollständige  Erfüllung  aller  darauf  bezüg- 
lichen gesetzlichen  Bedingungen,  insbesondere  auch  die  vorgängige  Er- 
werbung der  österreichischen  Staatsbürgerschaft,  von  den  Gesuchstellern 
nachgewiesen  wird.^) 

Np.  510. 

Aas  dem  Erlasse  des  Ministers  fflr  K.  d.  U.  vom  10.  Aagnst  1889, 

Z.  13.183. 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  der  deutschen  Universität 

in  Prag, 

(betreffend  die  Nostiillkation  von  im  Auslände  erworbenen  philoso- 
phischen Doktordiplomen). 

Da  durch  die  Nostrifikation  eines  an  einer  ausländischen  Universität 
erworbenen  Doktordiploms  dessen  vollständige  Gleichstellung  mit  einem  an 
einer  inländischen  Universität  erworbenen  bewirkt  wird,  so  ist  es  unbedingt 
erforderlich,  die  gesamte  Studienlaufbahn  und  die  wissenschaftlichen 
Leistungen  eines  Nostrifikationswerbers  der  genauen  Prüfung  nach  der  Rich- 
tung zu  unterziehen,  ob  der  Kandidat  den  behufs  Erlangung  des  Doktorgrades 
im    Inlande   gestellten    Anforderungen,    und   zwar   sowohl   hinsichtlich   der 

>)  5.  Nr.  506,  —  *)s.  Nr.  44Z 

*)  und')  s.  Anmerkung  *)  bei  Nr.  442  fS.  548J. 

■)  s.  Nr.  683.  —  ^  Vgi.  auch  Nr.  680  u.  ff.  über  die  Bereekügung  eur  ärzmehen  Praxis. 
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Vorstudien  als  der  fachwissenschaftiichen  Studien  vollkommen  entsprochen 
hat,  mit  anderen  Worten,  ob  demselben  auf  Grund  der  von  ihm  nach- 
gewiesenen Studien,  Prüfungen  und  sonstigen  wissenschaftlichen  Leistungen 
auch  im  Inlande  der  Doktorgrad  hätte  zuerkannt  werden  können. 

Nach  der  für  die  Erlangung  des  philosophischen  Doktorgrades  derzeit 
geltenden  Rigorosenordnung  ist  zur  Erwerbung  des  Doktorgrades  in  der 
Regel  der  Nachweis  erforderlich,  daß  der  Kandidat  eine  in-  oder  ausländische 
Universität  als  ordentlicher  immatrikulierter  Hörer  durch  vier  Jahre 
besucht  hat.i)  Es  können  daher  auch  bei  Erfüllung  der  sonstigen  An- 
forderungen unter  Bedachtnahme  auf  diese  Vorschrift  in  der  Regel  nur  jene 
im  Auslande  erworbenen  philosophischen  Doktordiplome  unbedingt  nostri- 
fiziert werden,  deren  Inhaber  nach  ihren  Vorstudien  als  ordentliche  imma- 
trikulierte Studierende  einer  inländischen  Universität  hätten  aufgenommen 
und  nach  Absolvierung  des  vorgeschriebenen  Universitätsstudiums  zu  den 
philosophischen  Rigorosen  hätten  zugelassen  werden  können,  zumal  es 
nicht  zu  rechtfertigen  wäre,  an  ausländische  Kandidaten  oder  bezüglich  der  im 
Auslande  zurückgelegten  Studien  geringere  Anforderungen  zu  stellen,  als 
an  inländische  Kandidaten  und  bezüglich  der  im  Inlande  absolvierten 
Studien. 

Hinsichtlich  aller  jener  Kandidaten,  bei  denen  die  obige  Voraussetzung 
nicht  zutrifft,  insbesondere  also  hinsichtlich  jener,  welche  wegen  des  Ab- 
ganges des  zur  Immatrikulation  erforderlichen  Qymnasialmaturitätszeugnisses 
nach  den  hierlands  geltenden  Vorschriften  eine  einheimische  Universität 
nicht  beziehen  könnten,  kann  lediglich  die  im  §  1  der  erwähnten  Rigorosen- 
ordnung^ vorgesehene  ausnahmsweise  Zulassung  zu  den  philosophi- 
schen Rigorosen  in  Betracht  kommen,  daher  die  von  derartigen  Kandidaten  an 
ausländischen  Universitäten  erworbenen  philosophischen  Doktordiplome  nur 
ausnahmsweise  und  nur  dann  nostrifiziert  werden  können,  wenn  nicht  nur 
die  Annahme  einer  beabsichtigten  Umgehung  der  im  Inlande  bestehenden 
Vorschriften  ausgeschlossen  ist,  sondern  wenn  überdies  besonders  berück- 
sichtigungswerte Umstände  es  als  gerechtfertigt  erscheinen  lassen  wurden, 
einen  solchen  Kandidaten  mit  Nachsicht  der  ihm  fehlenden  voi^eschriebenen 
Vorstudien  an  einer  inländischen  Universität  ausnahmsweise  zu  der  Er- 
werbung des  Doktorgrades  durch  Ablegung  der  Rigorosen  an  derselben  zu- 
zulassen. Ob  solche  besonders  berücksichtigungswerte  Umstände  vorliegen, 
muß  der  Beurteilung  des  einzelnen  konkreten  Falles  vorbehalten  und  kann 
daher  im  allgemeinen  nur  bemerkt  werden,  daß  eine  zu  weitgehende  Nach- 
sicht in  dieser  Beziehung,  insbesondere  was  die  mangelnde  Kenntnis  der 
klassischen  Sprachen  anlangt,  schon  aus  dem  Grunde  nicht  gerechtfertigt 
wäre,  weil  die  Kenntnis  dieser  Sprachen  nach  den  bei  uns  geltenden  Vor- 
schriften die  unerläßliche  Voraussetzung  für  die  Zulassung  zu  den  akademi- 
schen Studien  bildet  und  daher  regelmäßig  auch  für  die  Erlangung^  der 
akademischen  Grade  gefordert  werden  muß. 


0  VgL  die  neue  philosophische  Rigorosenordnung  vom  Jahre  1899  fs,  Nr.  70^, 
*)  Analog  mit  der  Bestimmung  des  §  1  fAhs.  4)  der  neuen  philosophischen  Rigortnat- 
Ordnung  fs.  Nr,  702^. 
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Np.  5U. 

ADS  dem  Erlasse  des  Ministers  f Or  K.  a.  U.  Tom  12.  Aognst  1889, 

Z.  14.059, 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Falcultät  der  Universität  in  Graz, 

(demztifolge  ein  Nostrifikationswerber  auch  jene  Qualifikation  nachzu- 
weisen hat,  welche  nach  den  hierlands  in  Kraft  stehenden  Vorschriften 
zum  Behuf e  der  Immatrikulation  als  ordentlicher  Studierender  gefordert 

whrd). 

Im  Sinne  des  §  11  der  allgemeinen  Studienordnung  vom  1.  Oktober 
1850^)  und  der  ho.  MinErl.  vom  25.  März  1870,  Z.  1974,»)  und  vom 
31.  März  1881,  Z.  2909,»)  hat  der  Dekan  einer  inländischen  Fakultät  bei 
Vornahme  der  Immatrikulation  eines  Ausländers  als  ordentlichen  Studierenden 
behufs  Feststellung  der  Frage,  ob  dieser  den  von  österreichischen  Studie- 
renden bei  ihrer  Immatrikulation  geforderten  Grad  von  Vorbildung  besitzt, 
vorerst  zu  prüfen,  ob  die  von  demselben  vorgewiesenen  Zeugnisse  nach 
der  Einrichtung  der  betreffenden  Lehranstalt  als  clem  Maturitätszeugnisse 
eines  österreichischen  Gymnasiums  gleichwertig  angesehen  werden  können 
oder  nicht. 

Da  das  von  N.  N.  vorgewiesene  Abiturientenzeugnis  schon  wegen 
des  Mangels  einer  Prüfung  aus  griechischer  Sprache  mit  einem  inländischen 
Gymnasialmaturitätszeugnisse  nicht  als  gleichwertig  angesehen  werden  kann, 
so  würde  eine  eventuelle  Immatrikulation  des  Genannten  als  ordentlichen 
Studierenden  einer  inländischen  Fakultät,  wenn  dieselbe  von  dem  betreffenden 
Dekan  ohne  vorherige  Einholung  der  ausnahmsweisen  ho.  Genehmigung 
vorgenommen  worden  wäre,  mit  den  bestehenden  Vorschriften  nicht  im  Ein- 
klänge gestanden  sein;  der  Genannte  würde  sonach  niemals  in  die  Lage 
gekommen  sein,  ohne  spezielle  ho.  Genehmigung  das  zur  regelmäßigen  Er- 
werbung des  Doktorgrades  erforderliche  Universitätsstudium  im  Inlande 
anzutreten  und  zu  absolvieren.  Die  geltende  philosophische  Rigorosenordnung 
fordert  nun  aber  behufs  Zulassung  zu  den  Rigorosen  den  Nachweis,  daß  der 
Kandidat  des  philosophischen  Doktorgrades  eine  in-  oder  ausländische 
Universität  als  ordentlicher  immatrikulierter  Studierender  besucht  hat 
Aus  dieser  Bestimmung  muß  gefolgert  werden,  daß  von  dem  Kandidaten 
auch  jene  Qualifikation  nachzuweisen  ist,  welche  nach  den  hierlands  in 
Kraft  stehenden  Vorschriften  zum  Behufe  der  Immatrikulation  als  ordent- 
licher Studierender  zu  fordern  ist,  zumal  es  in  keiner  Weise  zu  rechtfertigen 
wäre,  an  Ausländer  oder  bezüglich  der  im  Auslande  zugebrachten  Studien 
geringere  Anforderungen  zu  stellen,  als  an  inländische  Kandidaten  oder  be- 
züglich der  im  Inlande  zugebrachten  Universitätsstudien,  und  doch  dem  unter 
verschiedenen  Voraussetzungen  erworbenen  Doktorate  vollkommen  gleiche 
Wirkung  zuzuerkennen. 


0  5.  Nr.  365. 
^  s.  Nr,  419. 
•)  5.  Nr.  44Z 
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Da  ferner  bei  der  Nostrifikation  eines  im  Auslande  erworbenen  Doktor- 
diploms, welche  die  vollständige  Oleichstellung  desselben  mit  einem  in- 
ländischen bewirken  soll,  stets  darauf  zu  achten  ist,  ob  der  Bewerber 
sowohl  hinsichtlich  seiner  Vor-  als  seiner  fachwissenschaftlichen  Studien 
den  an  inländische  Kandidaten  des  Doktorgrades  gestellten  Anforderungen 
entspricht,  N.  N.  aber  nach  dem  Bemerkten  wegen  des  Mangels  der 
erforderlichen  Vorstudien  von  der  regelmäßigen  Erwerbung  des  philosophi- 
schen Doktorgrades  im  Inlande  ausgeschlossen  ist,  so  ergibt  sich,  daß  die 
erbetene  Nostrifikation  des  von  N.  N.  vorgelegten  ausländischen  Doktor- 
diploms jedenfalls  nur  ganz  ausnahmsweise  unter  Nachsicht  der  erforder- 
lichen Vorstudien  gewährt  werden  könnte.  Aus  den  vorliegenden  Berichten 
habe  ich  nun  nicht  entnommen,  daß  solche  besondere  Momente  vorhanden 
sind,  welche  eine  derartige  Ausnahme  rechtfertigen  würden.  Vielmehr  muß 
berücksichtigt  werden,  daß  N.  N.  die  Nostrifikation  anstrebt,  um  dem  Er- 
fordernisse des  Doktorates  behufs  seiner  Zulassung  als  Privatdozent  an  der 
philosophischen  Fakultät  zu  genügen.  Eine  solche  ausnahmsweise  Zu- 
lassung zur  Dozentur  unter  Nachsicht  von  Bedingungen,  welche  in  der  Regel 
selbst  für  die  Aufnahme  als  ordentlicher  Studierender  gefordert  werden, 
kann  aber  nicht  sdion  dann  als  gerechtfertigt  angesehen  werden,  wenn  tüch- 
tige Leistungen  eines  Kandidaten  vorliegen,  welche  an  sich  die  Erteilung  der 
venia  legendi  als  begründet  erscheinen  ließen,  zumal  dann  jedem,  der  über- 
haupt für  die  Habilitation  geeignet  ist,  diese  Ausnahme  gewährt  werden 
müßte.  Vielmehr  werden  hinsichtlich  eines  solchen  Bewerbers  besondere 
berücksichtigungswerte  Umstände  nachgewiesen  werden  müssen,  welche  eine 
Ausnahme  von  der  sonst  strenge  festzuhaltenden  Regel  rechtfertigen.  Es 
wird  insbesondere  die  Gewährung  einer  solchen  Nachsicht  dann  als  be- 
gründet anzusehen  sein,  wenn  zu  besorgen  ist,  daß  durch  den  Ausschluß 
des  Habilitationswerbers  zum  Nachteile  der  Unterrichtsinteressen  eine  vor- 
zügliche   Lehrkraft   dem    akademischen    Lehramte    entzogen    würde. 


Nr.  512. 

Erlaß  des  Leiters  des  Mlnlsterlams  fflr  K.  n.  U.  vom  6.  Septem-' 

ber  1895,  Z.  1717/KÜM,  MTBNr.  33, 

an  die  Dekanate  der  katholisch-theologischen  Fakultäten, 

betreffend  die  Nostrifikation  von  an  den  päpstlichen  Universitäten  and 
Kollegien  in  Rom  erworbenen  theologischen  Dolrtordiplomen. 

Behufs  Erzielung  eines  einheitlichen  Vorganges  bei  Festsetzung  der 
Bedingungen  für  die  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  des  ho.  ErL  vom 
6.  Juni  1850,  Z.  4513,  RGBNr.  240,i)  vorzunehmende  Nostrifikation  von 
an  den  päpstlichen  Universitäten  und  Kollegien  in  Rom  erworbenen  theolo- 
gischen   Doktordiplomen   finde   ich    nachstehendes    zu   erlassen: 

Die  theologischen  Fakultäten  sind  ermächtigt,  die  an  der  Gregoriani- 
schen  Universität,  am  römischen  Seminar  bei  St.  Apollinar  und  an  dem 

»)  5.  Nr,  506, 
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Collegium  Urbanum  de  Propaganda  fide  erworbenen  Doktordiplome  ohne 
Einholung  der  gemäß  §  3  des  obzitierten  Erlasses  vorgeschriebenen  ho.  Ge- 
nehmigung zu  nostrifizieren,  wenn  die  Bewerber 

1.  das  Gymnasium  ordnungsmäßig  absolviert  und  ein  staatsgültiges 
Maturitätszeugnis  vorgelegt, 

2.  die  theologischen  Studien  entweder  an  einer  österreichischen  theolo- 
gischen Fakultät  oder  an  einer  der  obgenannten  theologischen  Anstalten  in 
Rom  ordnungsmäßig  zurückgelegt  haben,  und 

3.  sich  an  jener  theologischen  Fakultät,  an  welcher  sie  die  Nostri- 
fikation anstreben,  nach  Maßgabe  der  geltenden  theologischen  Rigorosen- 
ordnung  einer  strengen  Prüfung  aus  dem  Kirchenrecht  und  der  Kirchenge- 
schichte oder,  sofern  sie  das  Doktorat  oder  Licentiat  des  Kirchenrechtes 
nachweisen,  lediglich  aus  Kirchengeschichte  mit  gutem  Erfolge  unterziehen. 

Im  Falle  des  Vorhandenseins  der  unter  1  und  2  angeführten  Voraus- 
setzungen wird  Kandidaten,  welche  an  dem  Dominikanerkollegium  bei  Santa 
Maria  sopra  Minerva  den  theologischen  Ek>ktorgrad  erlangt  haben,  das 
Rigorosum  aus  der  Fundamentaltheologie  und  Dogmatik,  und  jenen,  welche 
an  der  juridischen  Fakultät  bei  St.  Apollinar  oder  an  der  Gregorianischen 
Universität  das  Doktorat  iuris  canonici  erworben  haben,  die  strenge  Prüfung 
aus  dem  Kirchenrechte  erlassen. 

In  besonders  rücksichtswerten  Fällen,  wie  insbesondere  bei  Nach- 
weis hervorragender  wissenschaftlicher  Leistungen,  können  weitergehende 
Begünstigungen  hierorts  in  Antrag  gebracht  werden. 

Ober  die  von  den  theologischen  Fakultäten  hienach  vollzogenen  Nostri- 
fikationen  ist  am  Schlüsse  eines  jeden  Studienjahres  anher  zu  berichten. 


Np.  613. 

Aas  dem  Erlasse  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  27.  HoTemlier  1896, 

Z.  28.534, 

an  den  Statthalter  in  Salzburg, 

(betreffend  die  Rechtsgültigkeit  eines  an  einer  ansländlschen  Universität 
von  einem  In-  oder  Ausländer  erworbenen  Dolctordiploms  im  Inlande). 

Im  Sinne  des  MinErL  vom  6.  Juni  1850,  RGBNr.  240, i)  kann  ein  In- 
oder  Ausländer,  welcher  an  einer  auswärtigen  Universität  den  Doktorgrad 
erworben  hat,  auf  Grundlage  desselben  in  den  Besitz  derjenigen  akademi- 
schen Berechtigung,  welche  den  Doktoren  einer  österreichischen  Universität 
zukommt,  somit  auch  in  den  Besitz  der  Berechtigung  zur  Führung  des 
Doktortitels  nur  dann  gelangen,  wenn  der  Betreffende  den  in  dem  obigen 
Ministerialerlasse  hiefür  vorgeschriebenen  Bedingungen  Genüge  geleistet  hat, 
beziehungsweise  wenn  die  ordnungsmäßige  Nostrifikation  des  auswärtigen 
Doktordiploms  erfolgt  ist. 

»)  *.  Nr.  506. 
Universitftitgesetze.  40 
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Demgemäß  kommt  einem  an  einer  ausländischen  Universität  von  einem 
In-  oder  Ausländer  erworbenen  Doktordiplom  ohne  dessen  vorher  erfolgte 
Nostrifikation  schlechterdings  keine  rechtliche  Oältigkeit  zu  und  somit  auch 
nicht  die,  den  Doktortitel  zu  führen.  Wenn  es  gleichwohl  dem  Aus- 
länder nicht  untersagt  ist,  im  privaten  und  geselligen  Verkehre  von  einem 
solchen  Titel  Gebrauch  zu  machen,  so  beruht  dieser  Usus  gewissermaßen 
auf  einem  stillschweigenden,  für  das  öffentliche  Recht  nicht  maßgebenden 
Obereinkommen,  wonach  auch  dem  Österreicher  als  Besitzer  eines  inländi- 
schen Diploms  im  Ausland  sein  Titel  gegeben  zu  werden  pflegt.  Die 
Führung  des  ausländischen  Doktortitels  über  diese  Grenze  hinaus  oder 
gar  in  der  Absicht,  den  Schein  zu  erwecken,  ein  im  Inlande  gültiges 
Diplom  mit  seinen  Voraussetzungen  und  Berechtigungen  zu  besitzen,  würde 
nicht   unbeanstandet   bleiben. i) 


Np.  514. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  9.  JSnner  1897. 

Z.  31.433  ex  1896, 

an  die  n.  ö.  Statthalterei, 

(wonach  die  gnadenweise  Znerkennung  des  Doktortitels  nicht  statt- 
finden kann). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  .  .  .  ,  betreffend  das  Majestäts- 
gesuch des  ...  um  die  gnadenweise  Bewilligung,  den  von  ihm  an  der 
Universität  in  .  .  .   (Ausland)   erworbenen  Titel  eines   Doktors  der  Philo- 

^)  Räcksiehtlich  der  an  ungeuisehen  Universitäten  erworbenen  philosophischen  Doktordiplome 
vgL  Nr,  517, 

Aas  Anlq/3  eines  Oesuehes  um  BewiUlgang  zur  Annahme  und  Führung  des  von  der 
ffFäeulti  des  Sciences  de  Paris"  verliehenen  Titels  und  Orades  eines  „Doeteur  ks  Sciences  mathi- 
matiques"  wurde  mit  Erlqß  des  Handelsministeriums  vom  30.  November  1895 ,  Z.  3172,  bemerkt, 
daß  es  keinem  Anstände  unterliegt,  wenn  der  Gesuchsteller  seinem  Namen  und  Charakter  die  ihm 
Verliehene  Auszeichnung  beißige,  beziehungsweise  nachsetze,  dagegen  d&rfe  er  den  ihm  Tertiekenen 
Doktortitel  seinem  Namen  nicht  vorsetzen,  da  dies  zur  Voraussetzung  hätte,  daß  Oun  das 
ausländische  Doktordiplom  an  einer  inländischen  Fakultät  nostrifiziert  worden  sei,  was  im  vor- 
liegenden Falle  nicht  erreichbar  ist,  weil  in  Österreich  ein  akademischer  Doktorgrad  hinsichOiek 
einzelner /achwissenschaftlicher  Disziplinen  (wie  Doktor  der  Mathematik)  nicht  existiert.  (MinAkL 
Z.  2Bj^38  ex  1895.) 

Betreffs  der  Fährung  ausländischer  akademischer  Titel  wurde  im  KUMErL  vom  26.  Fe- 
bruar 1904,  Z,  4Z760  ex  1903  (an  die  Statthalterei  in  Prag),  bemerkt,  dafi  es  keinem  Anstand 
unterliegt,  wenn  der  Badearzt  ...  die  von  ihm  in  Enjrland  erworbenen,  von  wissenschaftlichen 
Korporationen  verliehenen  akademischen  Orade,  als  „Licentiat  .  .  ."  sowie  den  von  ihm  an  einer 
reichsdeutschen  Universität  erworbenen  Doktortitel  .  .  .  ander  dem  rite  erworbenen  inlSndisdien 
medizinischen  Doktorg^de  auf  seinen  Oeschäftstefeln,  Rezepten  u.  dgri.  nebenher  anfflhrt,  da  es 
sich  hlebei  um  ausländische  akademische  Orade,  nicht  aber  um  frei  verliehene  eigentlicfae  Titel 
handelt;  es  mufi  hiebei  allerding^s  vorausgesetzt  werden,  dafi  die  Anfflhmng  solcher  Ordnung»- 
mäfiig  erworbener  und  genau  als  solche  bezeichneter  ausländischer  akademischer  Orade  in  der 
Weise  erfolge,  dafi  durch  die  Art  der  Ankündigung  die  WQrde  und  das  Ansehen  des  ärztliäieB 
Standes  (§§  3  und  12  des  Oesetzes  vom  22.  Dezember  1891 ,  ROBNr.  6  ex  1892)  nicht  veiter 
berührt  werde. 

Aas  Anltuß  eines  anderen  speziellen  Falles  wurde  hiezu  in  der  KUM  Note  an  das  Mini- 
sterium des  Innern  vom  14.  März  1904,  Z.  6887  ergänzend  bemerkt:  Anders  verhält  es  sich  mit 
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Sophie  ohne  vorhergegangene  Nostrifikation  des  bezüglichen  Doktordiploms 
auch  weiterhin  im  geschäftlichen  und  geselligen  Verkehre  führen  zu  dürfen, 
beehre  ich  mich  ...  zu  eröffnen,  daß  ich  mich  ...  mit  Rücksicht  auf  die 
bestehenden  Vorschriften  und  die  eventuell  zu  befürchtenden  Beispiels- 
folgerungen nicht  in  der  Lage  sehe,  das  erwähnte  Gnadengesuch  Aller- 
höchsten Ortes  zu  befürworten. 

Hiefür  ist  insbesondere  die  Erwägung  maßgebend,  daß  die  Berechtigung 
zur  Führung  eines  .Doktortitels  den  Besitz  eines  im  Inlande  gjiltigen  Doktor- 
diploms zur  unerläßlichen  Voraussetzung  hat  und  demnach  eine  solche 
Titelführung,  durch  welche  der  Besitz  eines  gültigen  Diploms  nach  außen 
zur  Geltung  kommt,  ohne  diese  Grundlage  auch  im  Gnadenwege  nicht 
zuerkannt  werden  kann. 


Nr.  515. 

Ans  dem  Erlasse  des  Mlnlstertoms  fOr  K.  a.  U.  vom  3.  Mal  1900, 

Z.  8120. 

an  das  Dekanat  der  philosophischen   Fakultät   der   deutschen  Universität 

in  Prag, 

(betreffend  die  Pflicht  der  Professorenkollegien  über  jedes  an  sie  ge- 
richtete, ordnungsmäßig   belegte   Nostrifikationsgesnch    nach    dessen 
meritorischer  Prüfung  einen  entsprechenden  Beschluß  zu  fassen). 

Im  Sinne  des  §  2  des  ho.  MinErl.  vom  6.  Juni  1850,  RGBNr.  240,^) 
steht  es  den  Professorenkollegien  keineswegs  zu,  die  an  dieselben  gerich- 
teten, ordnungsmäßig  belegten  Nostrifikationsgesuche  a  limine  abzuweisen, 
vielmehr  ist  über  jedes  derartige  Gesuch  nach  dessen  meritorischer  Prüfung 
ein  entsprechender  Fakultätsbeschluß  zu  fassen;  insbesondere  geht  es  nicht 
an,  die  Nostrifikationen  ohneweiters  auf  jene  Fälle,  in  denen  gleichzeitig 
die  Habilitation  als  Privatdozent  angestrebt  wird,  zu  beschränken  und 
außerdem  in  diesen  Fällen  andere  Momente,  als  sie  dem  zitierten  Normal- 
erlasse entsprechen,  für  ausschlaggebend  zu  erachten.  Es  werden  vielmehr 
in  dieser  Frage  jene  Erwägungen  zu  berücksichtigen  sein,  welche  in  dem 
an  das  dortige  Dekanat  gerichteten  ho.  Erlasse  vom  10.  August  1889, 
Z.  13.183,2)  dargelegt  worden  sind;  auch  wird  in  Betreff  der  Nostrifikation 
ausländischer  Doktorate  aus  Anlaß  von  Habilitationen  auf  den  ho.  Erl.  vom 
10.  August  1889,  Z.  13.186,»)  verwiesen. 

der  Fabning  der  (Im  Ausland)  erlangten  Lizenz  zur  Ausübung:  der  zahnärztlichen  Praxis,  respek- 
tive mit  der  Führung  der  Bezeichnungr  als  „registrierter  Zahnarzt  im  Staate "  und  .»American 

dentist",  denn  hiedurch  ist  kein  akademischer  Orad  oder  Titel ,  sondern  lediglich  eine  nur  filr 
das  Ausland  gültige  Praxisberechtigung  zuerkannt  worden,  deren  Erteilung  in  jeder  Hinsicht 
fOr  das  Inland  Irrelevant  ist;  die  öffentliche  FQhrung  einer  derartigen  Bezeichnung  würde 
daher  den  unberechtigten  Anschein  erwecken,  als  ob  es  sich  bei  dieser  Bezeichnung  nicht  blofl 
um  eine  Zulassung  zur  tatsächlichen  Ausübung  einer  Praxis  in  einem  bestimmten  ausländischen 
Staatsgebiete,  sondern  um  einen  erworbenen  akademischen  Titel  oder  Oräd  handeln  würde. 

0  s.  Nr,  506. 

■)  5.  Nr,  510, 

»)  s,  Nr.  190, 

40* 
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Np,  516. 

ErlaB  des  Mlnlsterlams  für  K.  n.  U.  vom  11.  JdU  1902,  Z.  17.827, 

an  das  Rektorat  der  technischen  Hochschule  in  Wien, 

(wonach    nur    gleichartige    ausländische    Doktordiplome    nostrifiziert 

werden  können). 

Aus  Anlaß  eines  Ansuchens  um  Nostrifizierung  eines  an  der  Universität 
in  Zürich  erworbenen  Doktorates  der  Philosophie  und  Oleichwertigerklärung 
desselben  mit  dem  Doktorate  der  technischen  Wissenschaften  wurde  er- 
öffnet, daß  sich  die  Nostrifikation  ausländischer  Doktordiplome  der  Natur 
der  akademischen  Grade  nach  nur  auf  die  Gleichstellung  derselben  mit  in- 
landischen Ek>ktordiplomen  derselben  Art  beziehen  kann,  so  daß  also  eine 
Gleichstellung  eines  ausländischen  Doktorates  der  Philosophie  mit  einem 
inländischen  Doktorate  der  technischen  Wissenschaften  ausgeschlossen  ist 


7.  Reziprozitätsverhältnisse. 


a)  Zu  Ungarn.^) 
Np.  517. 

Ans  dem  Erlasse  des  Hlnlsterliiffls  fOr  K.  o.  U.  Yom  18.  Februar 

1896,  Z.  2010, 

an  den  Statthalter  für  Mähren, 

(betreffend  die  Berechtigung  zur  Ffihning  des  Titels  eines  Doktors  der 
Philosophie  aal  Omnd  eines  an  einer  ungarischen  Universität  erworbenen 

Doktordiploms). 

Aus  Anlaß  eines  speziellen  Falles  wurde  dem  Statthalter  eröffnet, 
daß  in  der  ungarischen  Reichshälfte  laut  einer  durch  das  königlich  ungarisdie 
Unterrichtsministerium  zugekommenen  Mitteilung  auf  Grund  eines  alten 
Usus  die  an  den  Universitäten  der  diesseitigen  Reichshälfte  erworbenen 
philosophischen   Doktordiplome  als  gültig  betrachtet  werden. 

Mit  Rücksicht  hierauf  wird  in  Ansehung  der  an  ungarischen  Universitäten 
erworbenen  philosophischen  Doktorate  bis  auf  weiteres  in  der  Weise  Rezi- 
prozität zu  beobachten  sein,  daß  gegen  die  Führung  eines  solchen 
Doktortitels   kein    Einwand   erhoben    werde. 


^)  Betreffend  die  Anerkennung  der  in  Ungarn  erlangten  Zeugnisse  aber  die  Prüfung 
der  Staatsrechnungswissensehaft  vgl,  Nr.  706. 
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Nr.  518. 

Verordnung  der  Ministerlen  des  Innern  und  fOr  K.  u.  U.  vom 
30.  August  1898.  RGBNr.  150,  MVBNr.  43, 

betreffend  die  Bedingungen  der  gegenseitigen  Zulassung  der  an  öster- 
reichischen, beziehungsweise  ungarischen  oder  kroatisch-slavonischen 
Universitäten  graduierten  Arzte  und  diplomierten  Hebammen  zur  Aus- 
übung der  Praxis  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone,  beziehungs- 
weise in  den  im   Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern. 

Auf  Grund  eines  Obereinkommens,  welches  einerseits  zwischen  der 
Regierung  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder,  andrerseits 
der  Regierung  der  Länder  der  ungarischen  Krone  —  hinsichtlich  Kroatien- 
Slavonien  auf  Grund  der  zustimmenden  Erklärung  des  Banus  —  getroffen 
wurde,  werden  nachstehende  Verfügungen  erlassen: 

§  1.  Jene  Ärzte  und  Wundärzte,  welche  in  einem  der  beiden  Staaten 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  vor  dem  1.  Jänner  1899  die  Be- 
rechtigung zur  Ausübung  der  Praxis  in  vorschriftsmäßiger  Weise  erlangt 
haben,  sind  nach  wie  vor  im  Gebiete  des  anderen  Staates  gleich  den  in- 
ländischen Ärzten  und  Wundärzten  zur  Ausübung  der  ärztlichen  Praxis 
zugelassen. 

Die  vorstehende  Bestimmung  findet  auch  Anwendung  auf  solche 
Arzte,  welche  mit  Schluß  des  Studienjahres  1897/98  ihre  medizinischen 
Studien  vollendet  oder  wenigstens  ein  medizinisches  Rigorosum  abgelegt,  das 
Diplom  jedoch  erst  nach  dem  1.  Jänner  1899  erworben  haben,  insofern 
dieselben  für  die  Praxis  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und 
Ländern  die  Bewilligung  des  k.  k.  Ministeriums  für  Kuhns  und  Unterricht 
im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Ministerium  des  Innern  und  in  den  Ländern 
der  ungarischen  Krone  die  BewUligung  des  königlich  ungarischen  Unter- 
richtsministeriums, für  Kroatien-Slavonien  aber  die  Bewilligung  des  Banus 
von  ICroatien-Slavonien  und  Dalmatien  erlangen.^) 

§  2.  Andere,  als  die  im  §  1  bezeichneten,  zur  Ausübung  der  ärztlichen 
Praxis  befugten  Arzte,  nämlich  solche,  welche  in  der  Grenzzone  des  einen 
Staatsgebietes  ansässig  sind,  smd  berechtigt,  ihre  Berufstätigkeit  auch  in 
der  Grenzzone  des  anderen  Staates  auszuüben  und  auf  privatem  Überein- 
kommen beruhende  ärztliche  Leistungen,  wie  zum  Beispiel  bei  Industrie- 
Unternehmungen  und  dergleichen  zu  übernehmen. 

§  3.  Als  beiderseitige  Grenzzone  im  Sinne  des  §  2  ist  in  jedem  der 
benachbarten  Staaten  jenes  Gebiet  anzusehen,  innerhalb  dessen  die  bis 
zur  Grenze  reichenden  Amtsbezirke  der  politischen  Behörden  L  Instanz 
(Bezirkshauptmannschaften,  Stuhlrichterämter,  Bezirksbehörden),  beziehungs- 
weise dazwischenliegende  Teile  benachbarter  politischer  Amtsbezirke  ge- 
legen sind. 

>)  In  ÖBmäßheii  dieses  Paragraphen  haben  ungarische  Staatsangehörige,  welche  an 
österreichischen  Universitäten  den  medizinischen  Doktorgrad  erlangt  haben,  um  die  Zulassung  zur 
ärztlichen  Praxis  In  den  Im  Relehsrate  vertretenen  Königreichen  undLändem  anzusuchen.  Ungarische 
Staatsangehörige,  welche  nach  den  obigen  Terminen  ein  österreichisches  Diplom  erlangt 
haben,  sind  anderen  Ausländem  glelchzuhatten.    Vgl.  den  erläuternden  Erlaß  Nr.  520. 
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§  4.  Die  in  §  2  bezeichneten,  zur  Führung  einer  Hausapotheke,  be- 
ziehungsweise Handapotheke  befugten  Arzte  sind  berechtigt,  bei  Ausübung 
ihres  Berufes  in  der  Grenzzone  des  anderen  Staatsgebietes  Medikamente  aus 
ihren  Hausapotheken,  beziehungsweise  Handapotheken  unter  Ausfolgung 
eines  Rezeptes  an  die  in  ihrer  ärztlichen  Behandlung  stehenden  Parteien 
abzugeben,  insofern  sie  sich  genau  an  die  bezüglich  der  Abgabe  von 
Medikamenten  durch  Arzte  gültigen  Vorschriften  jenes  Staatsgebietes  halten, 
in  welchem  die  Behandlung  des  betreffenden  Kranken  stattfindet. 

§  5.  Arzte,  welche  ihre  Praxis  in  der  Grenzzone  des  anderen  Staats- 
gebietes ausüben,  haben  sich  hiebei  nach  den  dortselbst  in  Beziehung  auf 
die  Ausübung  der  ärztlichen  Tätigkeit  geltenden  Vorschriften,  wie  insbe- 
sondere nach  den  Vorschriften  über  die  Anzeige  von  infektiösen  Erkran- 
kungen, von  strafgerichtlichen  Fällen  und  dergleichen  zu  richten. 

§  6.  Die  politischen  Behörden  unmittelbar  benachbarter  Bezirke  der 
beiderseitigen  Grenzgebiete  haben  einander  Verzeichnisse  über  die  in  ihrem 
Amtsbezirke  zur  ärztlichen  Praxis  berechtigten  Arzte  sowie  Änderungen  der- 
selben mitzuteilen. 

Ein  in  der  Grenzzone,  jedoch  in  einem  nicht  bis  zur  Grenze  reichenden 
politischen  Bezirke  ansässiger  Arzt  hat  die  Ausübung  der  ärztlichen  Praxis 
im  jenseitigen  Grenzgebiete  im  Wege  seiner  vorgesetzten  politischen  Behörde 
dem  Amtsvorstande  des  jenseitigen  politischen  Bezirkes,  in  welchen  sich 
die  Ausübung  seiner  ärztlichen   Praxis  erstreckt,  zur  Anzeige  zu  brin^ren. 

§  7.  In  Kurorten,  welche  von  Angehörigen  beider  Staaten  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  besucht  werden,  ist  es  zulässig,  daß  von 
der  betreffenden  Regierung  im  Interesse  des  dem  anderen  Staate  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  angehörenden  Kurpublikums,  Ärzten  des 
anderen  Staatsgebietes  über  deren  Ansuchen  die  zeitweilige  Ausübung^  der 
Kurpraxis  im  Kurorte  selbst  während  der  Saison  gestattet  werde. 

§  8.  Die  Ausübung  der  Konsiliarpraxis  der  in  bestimmten  Fällen  aus 
dem  anderen  Staatsgebiete  berufenen  Arzte  bleibt  unbehindert. 

§  9.  Die  Bestimmungen  des  §  1,  Absatz  1  und  der  §§2  und  3  linden 
auf  die  gegenseitige  Zulassung  diplomierter  Hebammen  zur  Ausübung  der 
Praxis  im  anderen  Staatsgebiete  analoge  Anwendung. 

§  10.  Die  Bestimmungen  dieser  Verordnung,  durch  welche  die  Aus- 
übung der  ärztlichen  Praxis  beschränkt  wird,  haben  für  aktive  k.  u.  k. 
Militärärzte  nicht  in  Geltung  zu  treten. 

§  11.    Diese  Verordnung  tritt  mit  1.  Jänner  1899  in  Wirksamkeit. 

§  12.  Gleichmäßige  Verfügungen  werden  gleichzeitig  von  der  könig- 
lich ungarischen  Regierung,  wie  auch  vom  Banus  von  Kroatien-Slavonien 
und  Dalmatien  erlassen. 
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Nr.  519. 

Ans  dem  Erlasse  des  Mlnlsterloms  f Or  K.  n.  U.  Yom  27.  Juni  1900, 

Z.  17.707, 

an  das  philosophische  Dekanat  in  Wien, 

(betreffend  die  Zulassung  von  ungarischen  Staatsangehörigen  zu  den 
pharmazeutischen  Studien  wegen  des  bestehenden  Reziprozitätsverhftlt- 

nisses). 

Dem  Dekanate  wird  eröffnet,  daß  mit  Rücksicht  auf  das  zwischen 
Ungarn  einerseits  und  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und 
Ländern  andrerseits  noch  bestehende  Reziprozitätsverhältnis  hinsichtlich  der 
Ausübung  der  pharmazeutischen  Praxis  gegen  die  unbedingte  Zulassung 
der  Pharmazeuten . . .  aus  Siebenbürgen  zu  dem  pharmazeutischen  Universitäts- 
studium in  Wien  ein  Anstand  nicht  besteht. 

Auch  in  anderen  analogen  Fällen  wird  mit  Rücksicht  auf  das  bestehende 
Reziprozitätsverhältnis  gegen  die  Aufnahme  ungarischer  Staatsangehöriger 
in  die  pharmazeutischen  Universitätsstudien  nichts  einzuwenden  sein. 


Nr.  520. 
Erlaß  des  Hlnlsterloffls  fOr  K.  n.  U.  vom  27.  HSrz  1902,  Z.  8119, 

an  alle  medizinischen  Dekanate, 

(mit  Erläuterungen  betreffs  der  Behandlung  der  zu  Doktoren  der  ge- 
samten Heilkunde  zu  promovierenden  Angehörigen   der  Länder   der 

ungarischen  Krone). 

Aus  Anlaß  eines  speziellen  Falles  wird  das  Dekanat  rücksichtlich  der  Be- 
handlung der  zu  Doktoren  der  gesamten  Heilkunde  zu  promovierenden  Ange- 
hörigen der  Länder  der  ungarischen  Krone  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß 
laut  der  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  und  für  Kultus  und  Unter- 
richt vom  30.  August  1898,  ROBNr.  150  (MVBNr.  43),i)  die  früher  zwischen 
den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  und  den  Ländern 
der  ungarischen  Krone  geübte  Reziprozität  bezüglich  der  gegenseitigen  An- 
erkennung der  medizinischen  Doktordiplome  und  der  hierauf  gegründeten 
Praxisberechtigung  nunmehr  mit  den  in  der  zitierten  Verordnung  angeführten 
Ausnahmen,  respektive   Beschränkungen  aufgehoben  erscheint. 

Hiemit  ist  auch  der  den  Fortbestand  der  Reziprozität  voraussetzende 
ho.  Erlaß  vom  27.  Juni  1882,  Z.  9817,  gegenstandslos  geworden  und  hat 
bei  der  Promotion  von  ungarischen  Staatsangehörigen  zu  Doktoren  der  ge- 
samten Heilkunde  an  den  hierländischen  Universitäten  ebenso  wie  bei 
anderen  Ausländem  der  ho.  Normativerlaß  vom  24.  September  1854,  Z.  13.567,^) 
zur  Anwendung  zu  kommen,  wonach  auch  von  diesen  der  vorgeschriebene 

»)  3.  Nr.  518. 
■)  s.  Nr.  683. 
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Revers  abzufordern  sein  wird,  in  welchem  ~  unbeschadet  der  in  der  ob- 
zitierten  Verordnung  vorgesehenen  Ausnahmsfälle  —  die  Erlangung  der 
Praxisberechtigung  von  dem  vorherigen  Nachweis  der  österreichischen  Staats- 
angehörigkeit abhängig  zu  machen  ist. 


b)  Zum  weiteren  Ausland. 
Nr.  52L 

Erlafi  des  Ministeriums  fflr  K.  n.  U.  Tom  4.  April  1861  Z.  3102, 

an  das  akademische  Universitätskonsistorium  in  Wien,  an  die  akademischen 

Senate  in  Prag,  in  Graz  und  in  Innsbruck, 

(über  die  preußischen  Studierenden  zugestandene  Einrechnung  der  auf 
den  Universitäten  in  Wien,  Prag,  Graz  und  Innsbruck  zugebrachten  Studien- 
zeit in  das  gesetzlich  vorgeschriebene  Trlennium,  respektive  Quadrien- 

nium  des  Universitätsstudiums). 

Das  k.  k.  Ministerium  des  Äußern  hat  mit  Note  vom  28.  März  L  J., 
Z.  3257,  anher  die  Mitteilung  gemacht,  daß  die  Kuratoren  sämtlicher  preußi- 
scher Universitäten,  sowie  die  wissenschaftlichen  Prüfungskommissionen  und 
die  Provinzialschulkollegien  durch  den  königlich  preußischen  Minister  der 
geistlichen  und  Schulangelegenheiten  in  Kenntnis  gesetzt  worden  sind,  daß 
(unter  Aufrechthaltung  der  königlichen  Ordre  vom  30.  Juni  1840,  Gesetz- 
sammlung, Seite  139,  nach  welcher  Studierende,  die  dereinst  eine  Anstellung 
im  Staatsdienste  oder  die  Approbation  als  praktische  Arzte  erhalten  wollen, 
in  der  Regel  mindestens  drei  Semester  auf  preußischen  Universitäten  studiert 
haben  müssen)  preußischen  Studierenden  ihre  auf  der  Universität  zu  Wien, 
Prag,  Graz  und  Innsbruck  zugebrachte  Studienzeit  in  das  gesetzlich  vor- 
geschriebene Triennium,  respektive  Quadriennium  des  Universitätsstudiums 
einzurechnen  sei.  Eine  Ausnahme  wird  hiebei  nur  in  Ansehung  der  Medi- 
ziner gemacht,  welche  die  Universitäten  von  Graz  und  Innsbruck,  an  denen 
eine  medizinische   Fakultät  nicht  besteht,  besucht  haben.  ^) 

Hievon  wird  (das  —  der)  in  Kenntnis  gesetzt. 

^)  Ausgedehnt  auf  die  medizinischen  Fakuüdien  in  Orot  und  Innsbruck  s.  Nr.  522.  —  Aas 
Anlaß  der  Bestimmung  des  §4,  Abs.  2,  des  vom  Bundesrate  für  das  Deutsche  Reich  im  Jahre  1883 
erlassenen  Reglement  fSr  die  dretiichen  Präfungen,  wonach  behufs  Zulassung  su  den  betreffenden 
Prüfungen  das  medizinische  Studium  auf  einer  Universität  außerhalb  des  Deutschen  Reiches 
nur  ausnahmsweise  teilweise  oder  ganz  in  Anrechnung  gebracht  werden  könne,  wurde  in  Folge 
einer  Anfrage  des  österreichischen  Unterrichtsministerium  vom  Ministerium  des  Ämßem  eröffnett 
daß  durch  dieses  Reglement  keine  Änderung  des  schon  diesfalls  (in  Anselaing  der  Einreduautg 
der  an  auswärtigen  Universitäten  zugebrachten  Studien)  bestehenden  Zusiandes  veranlaßt  worden 
ist.    (MZ.  914IKUM  ex  1884  und  MZ.  261/KUM  ex  1885,) 

In  Bezug  auf  die  Anrechenlfarkeit  im  Auslande  zurudkgelegterStadien:  vgL§10  der  juristischen 
Studienordnung  (s.  Nr.  636) ,  §  3  der  medizinischen  Rigorosenordnung  (s.  Nr.  678)  und  §  1  do' 
philosophischen  Rigorosenordnung  (s.  Nr.  702). 

Die  Dimission  oder  Relegation  eines  Hörers  von  den  kön.  bayerischen  Universitäten:  Mundten, 
Würzburg  und  Erlangen  hat  für  den  Bereich  der  österreichischen  Universitäten  die  Wirkung,  daß 
ein  solcher  Studierender  an  diesen   Universitäten  überhaupt  oder  während  der  Strafzeit  aidä 
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Nr.  522. 
Erlaß  des  Hliilsterlnms  fflr  K.  a.  U.  vom  22.  NoTenüier  1871. 

Z.  13.442.  MTBNr.  66, 

an  die  akademischen  Senate  der  Universitäten  in  Graz  und  Innsbruck, 

betreffend  die  preußischen  Studierenden  der  Medizin  zugestandene  Ein- 

redmnng  der  anf  den  Universitäten  Oraz  nnd  Innsbruck  zugebrachten 

Zeit  in  das  gesetzlich  vorgeschriebene  Universitfttsstudium. 

Das  Ministerium  des  Äußern  hat  mit  Note  vom  11.  November  d.  J., 
Z.  15.111,  hieher  die  Mitteilung  gemacht,  daß  die  Kuratoren  sämtlicher 
preußischer  Universitäten  durch  den  königlich  preußischen  Minister  der 
geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinalangelegenheiten  mittelst  Zirkularverord- 
nung vom  12.  Oktober  d.  J.  m  Kenntnis  gesetzt  worden  sind,  daß  die  hin- 
sichtlich der  preußischen  Studierenden  der  Medizin  auf  den  Universitäten 
Wien  und  Prag  eingeschränkte  Anordnung,^)  nach  welcher  ihnen  die  auf 
diesen  Hochschulen  zugebrachte  Zeit  in  das  gesetzlich  vorgeschriebene 
Universitätsstudium  eingerechnet  wird,  nunmehr  auch  auf  die  Universitäten 
Innsbruck  und  Graz  ausgedehnt  ist 

Diese  Verordnung  wurde  durch  die  Universitätskuratoren  auch  den 
Rektoren,  Senaten  und  Studierenden  der  preußischen  Hochschulen  zur 
Kenntnis  gebracht. 


8.  Disziplinarvorschriften  fflr  Studierende. 


Np.  523. 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  o.  U.  vom  13.  Oktober  1849,  Z.  7215, 

RGBNr.  416, 

an  den  Landeschef  von  Niederösterreich,  Steiermark,  Tirol,  Böhmen,  Mähren, 
Galizien,  den  Vorstand  der  Krakauer  Gubemialkommission,  (an  das  Wiener 
Universitätskonsistorium,  den  akademischen  Senat  der  Universitäten  in  Prag, 

[Olmütz],  Innsbruck,  Graz,  Lembeig,  Krakau,) 

(wodurch  die  provisorische  Disziplinarordnung  ffir   die  Universitäten 

bekannt  gemacht  wird). 

Provisorische  Disziplinarordnung  für  die  Universitäten. 

§  1.  Die  akademischen  Behörden  haben  die  Pflicht,  die  Freiheit  des 
akademischen  Unterrichtes  und  Lebens  im  Einklänge  mit  dem  Zwecke 
der  Universitäten,  welcher  zu  oberst  in  der  Pflege  echter  Wissenschaftlich- 

immatrikuliert  oder  auch  nur  als  außerordentUcher  Hörer  inskribiert  wird,  (Eriqß  des  Ministeriums 
fitr  AT.  0.  V.  vom  16,  Juni  1951,  Z.  512ß  ex  1850,  s.  Nr.  52tJ 

VgL  auch  betreffs  der  Reziprotttätsverhältnisse  für  ärztliche  Diplome  gegenüber  dem  Ausland 
den  Abschnitt:  „besondere Bestimmungen  Ober  dieBereehügung zur  drstlichen Praxis** (s.  Nr.6S0ffJ, 

»)  Ä.  Nr.  521. 
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kelt  und  wahrer  Charakterbildung  besteht,  kräftig  zu  schützen,  zugleich  aber 
den  Mißbrauch  jener  Freiheit  und  die  Gefährdung  dieses  Zweckes  mit  Ent- 
schiedenheit hintanzuhalten. 

Die  ihnen  zustehende  Disziplinargewalt  hat  sich  zu  äußern  in  der 
Aufsicht  und  in  Anordnung  und  Vollziehung  derjenigen  Maßregeln,  welche 
allgemein  oder  durch  jeweilige  Umstände  geboten  erscheinen,  um  Ord- 
nung und  Anstand  auf  den  Hochschulen  aufrecht  zu  erhalten,  den  Charakter 
derselben  als  wissenschaftliche  Lehranstalten  auf  das  strengste  zu  bewahren 
und  die  Ehre  und  Würde  der  ganzen  Anstalten  sowohl  als  ihrer  Gliederungen 
rein  zu  erhalten. 

§  2.  Die  akademischen  Behörden  sind  für  die  Erfüllung  ihrer  dies- 
fälligen  Obliegenheiten  verantwortlich,  daher  sind  auch  alle  Angehörig-en 
der  Hochschule  verpflichtet,  nicht  nur  den  Anordnungen  derselben  auf 
das  pünktlichste  Folge  zu  leisten,  sondern  in  ihrer  Sphäre  denselben  auch 
unaufgefordert  auf  das  tätigste  Beistand  zu  leisten. 

§  3.  Alle  Studierenden  unterstehen  in  Ansehung  ihrer  bürgerlichen 
Verhältnisse,  sowie  der  bürgerlich  strafbaren  Handlungen  den  allgemeinen 
Gesetzen  und  Behörden,  in  Ansehung  ihres  akademischen  Verhaltens^) 
aber  noch  überdies  den  besonderen  akademischen  Anordnungen  und  Diszi- 
plinarvorschriften und  den  akademischen   Behörden. 

§  4.  Die  Studierenden  sind  im  allgemeinen  zu  dem  aus  der  Natur 
ihres  Verhältnisses  als  akademische  Bürger  fließenden  anständigen  Be- 
nehmen und  zur  Befolgung  der  bestehenden  akademischen  Gesetze  oder 
der  besonderen  Anordnungen  der  akademischen  Behörden  verpflichtet. 

Wer  sich  dagegen  vergeht,  wer  sich  insbesondere  auffallender  Störungen 
der  akademischen  Ruhe  und  Ordnung  oder  einer  Verletzung  der  für  Studien- 
zwecke bestehenden  Institute,  Sammlungen,  Utensilien  schuldig  macht,  wer 
durch  beharrlichen  Unfleiß^)  oder  unanständiges  Betragen,  durch  unsittliche 
oder  Ärgernis  erregende  Handlungen  Anstoß  gibt,  wer  sich  Beleidigungen 
gegen  die  akademischen  Behörden  oder  Lehrer  oder  ihre  im  Interesse  der 
Ordnung  und  Ruhe  einschreitenden  Organe  oder  gegen  seine  Kollegen  er- 
laubt, wird  nach  Maßgabe  der  Größe  seines  Vergehens  zur  Verantwortung 
gezogen. 

§  5.  Wird  ein  Studierender  wegen  einer  Übertretung  der  bestehenden 
allgemeinen  Gesetze  von  anderen  als  den  akademischen  Behörden  in  Unter- 
suchung gezogen,  so  ist  hievon  der  akademische  Senat  zu  verständigen  und 
demselben  nach  vollführter  Untersuchung  das  erflossene  Urteil  bekannt- 
zugeben.') 

Der  wesentliche  Inhalt  desselben  ist  in  den  Universitätsakten  vorzu- 
merken, und  es  kann  bei  einem  Einflüsse  der  begangenen  Übertretung  auf 
die  akademische  Ordnung  oder  auf  die  Ehre  der  Universität  dem  Schuldigen 
von  Seite  der  akademischen  Behörden  eine  Warnung,  ein  Verweis  erteilt, 
oder   die    allfällige    Befreiung   von    Bezahlung   des    Unterrichtsgeldes    oder 


^)  studierende  als  VereinsrrütgUeder  können  für  das,  was  sie  in  diaer  ^genseht^ 
nehmen,  von  ihren  akademisehen  Behörden  in  Disziplinarbehandlung  gezogen  werden,  VgL  ATr.  54$. 
*)  Vgl.  §  53  der  allgemeinen  Studienordnung  fs.  Nr,  365)  und  Nr.  366, 
")  VgL  Nr.  526  and  529. 
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ein  Stipendiengenuß  entzogen,  oder  nach  Umständen  auf  Wegweisung 
von  der  Universität  erkannt  werden. 

§  6.  Die  Studierenden  einer  Universität  oder  Fakultät  in  ihrer  Ge- 
samtheit sind  keine  Korporation;  sie  können  daher  weder  regelmäßige 
Versammlungen  halten,  noch  bleibende  Geschäftsführer  oder  ständige  Re- 
präsentanten haben,  noch  andere  nur  einer  Korporation  zustehende  Funk- 
tionen ausüben. 

§  7.  Versammlungen  der  Studierenden  an  öffentlichen  Orten 
außerhalb  des  Universitätsgebäudes  zu  anderen  als  geselligen 
Zwecken  sind  nicht  gestattet,  wohl  aber  können  Studierende  in  den  Lokali- 
täten des  für  den  Unterricht  bestimmten  Gebäudes  und  in  nicht  regel- 
mäßig wiederkehrenden,  sondern  nach  dem  speziellen  Bedürfnisse  veranstal- 
teten Versammlungen  bestimmte,  sie  betreffende  akademische  Angelegen- 
heiten beraten.  1) 

§  8.  Zu  einer  jeden  solchen  Versammlung  ist  unter  bestimmter  Angabe 
des   Beratungsgegenstandes   die   Zustimmung  des   Rektors   einzuholen. 

Dieser  hat  zu  beurteilen,  ob  der  Gegenstand  dem  §  7  entspricht, 
und  wenn  er  ihn  als  solchen  anerkennt  und  durch  die  Versammlung 
die  akademische  Ordnung  nicht  gefährdet  scheint,  ein  Versammlungslokale 
anzuweisen. 

Diejenigen,  welche  um  diese  Zustimmung  ansuchen,  übernehmen  den 
akademischen  Behörden  gegenüber  die  Bürgschaft  für  die  Aufrechthaltung 
der  Ordnung  in  der  Versammlung  und  für  die  genaue  Befolgung  der  akade- 
mischen  Gesetze. 

§  9.  Der  Rektor,  der  Prorektor  und  jeder  Dekan  eines  Professoren- 
kollegiums haben  das  Recht,  den  Versammlungen  der  Studierenden  beizu- 
wohnen ;  sie  können  Erinnerungen  machen  und  auch  die  sogleiche  Aufhebung 
der  Versammlung  verfügen,  sobald  dieselbe  von  den  akademischen  Ge- 
setzen oder  von  dem  angegebenen  Zwecke  abweicht. 

§  10.  Nur  immatrikulierte  Hörer  sind  berechtigt,  an  Versammlungen 
Studierender  teilzunehmen,  nicht  immatrikulierten  Hörern  und  allen  anderen 
Individuen,  mit  Ausnahme  der  akademischen  Lehrer,  ist  jede  Beteiligung, 
daher  auch  die  Gegenwart  bei  denselben  untersagt.  Die  Veranlasser  von 
Versammlungen  (§  8)  sind  für  die  Beachtung  dieser  Vorschrift  verant- 
wortlich. 

[§11.    Studentenverbindungen  sind  nicht  gestattet.*) 

Die  Exekution  dieses  Verbotes  steht  nicht  den  akademischen,  sondern 
den    allgemeinen   bürgerlichen   Behörden   zu.] 

§  12.  Der  akademische  Senat  kann  den  Studierenden  die  Teilnahme 
an  bestimmten  Versammlungen  oder  bestimmten  Vereinen  NichtStudierender, 
wenn  die  Zwecke  der  Universität  es  erheischen,  untersagen.') 

*)  Die  §§  7  bis  einschließlich  10  dieser  Disziplinarordnung  wurden  durch  das  Oesete  über 
das  Versammlungsrecht  vom  15,  November  1867,  RQBNr.  135,  nicht  außer  Kraft  gesetzt,  VgL 
Nr.  543  u,  f, 

^  §  11  ist  durch  §  38  des  Vereinsgesetzes  vom  15.  November  1867,  RQBNr,  134,  derogiert. 
Vgl.  Nr.  543  u,  f. 

*)  §  12  ist  durch  das  Gesetz  aber  das  Vereins-,  beziehtuigsweise  Versammlungsrecht  nicht 
als  aufgehoben  zu  betrachten.    Vgl,  Nr.  545.    Anbelangend  die  Teilnahme  von  Studierenden  an 
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§  13.  Die  Arten  der  Ahndung  disziplinarer  Vergehen  nach  Maßgabe 
der  Größe  und  Wiederholung  derselben  sind: 

1.  Ermahnung  und  Verwarnung  durch  den  Dekan  allein  oder  vor 
dem  Lehrkörper;^) 

2.  Rüge  durch  den  Rektor  vor  dem  akademischen  Senate;  sie  kann 
verschärft  werden  durch  die  Drohung,  daß  im  Falle  einer  wiederholten, 
wenn  auch  geringen  Straffälligkeit  die  Verweisung  von  der  Universität 
unnachsichtlich  erfolgen  werde  (consilium  abeundi); 

3.  Verweisung')    von  der  Universität  auf  1  bis  4  Semester; 

4.  Verweisung  von  der  Universität  für  immer; 

5.  Verweisung  von  allen  österreichischen  Universitäten  für  immer. 

Der  Verlust  eines  Stipendiums,  einer  Stiftung  oder  der  Befreiung  vom 
Unterrichts-  oder  Kollegiengelde  ist  nicht  als  Strafe,  sondern  als  die  natür- 
liche Folge  eines  Betragens  anzusehen,  welches  den  akademischen  Ge- 
setzen nicht  vollkommen  entspricht;  er  hat  daher  in  jedem  Falle  einzu- 
treten, wo  der  Genuß  einer  solchen  Wohltat  an  die  Bedingung  eines  un- 
tadelhaften  Betragens  geknüpft  ist. 

§  14.  Die  Verweisung  von  allen  österreichischen  Universitäten  schließt 
die  Immatrikulation  des  Verurteilten  an  einer  derselben  für  die  Zukunft 
gänzlich  aus.  Sie  kann  nur  vom  Ministerium  des  Unterrichts  auf  Antrag 
einer  akademischen  Behörde  verfügt  werden.') 

Ob  ein  von  einer  Universität  Verwiesener  an  einer  anderen  zur  Fort- 
setzung seiner  Studien  zugelassen  werde,  hängt  von  dieser,  beziehungs- 
weise von  dem  Professorenkollegium  gegen  Berufung  an  den  akademischen 
Senat   ab. 

§  15.  Die  gegen  die  Studierenden  verhängten  Disziplinarstrafen  sind 
in  einer  steten  Evidenz  zu  erhalten.^) 

§  16.  Nichtimmatrikulierte  Hörer,  ^)  sowie  Gäste,  welche  einzelne  Vor- 
lesungen besuchen,  sind  zur  Beobachtung  der  akademischen  Ordnung  ver- 
pflichtet Machen  sie  sich  einer  Verletzung  derselben  schuldig,  so  sind 
sie  nach  Umständen  zu  ermahnen,  oder  von  dem  Besuche  der  Vorlesung 
oder  der  Universität  überhaupt  auszuschließen.^ 


poUtisehen  Vereinen  sind  die  Bestimmungen  des  II.  Absatzes  des  Vereinsgeseizes,  insbesondere 
§  30  desselben  maßgebend, 

»)  VgL  Nr,  54Z 

*)  Die  rechiskräßig  ausgesprochene  Verweisung  eines  ordenMchen  Hörers  von  der  einen  der 
beiden  Prager  Universitäten  gilt  auch  für  die  andere  Universität.  VgL  Nr,  2.  Nach  §  30  der 
Juiisüsdten  Studien-  und  Präfangsordnung  (s.  Nr.  636)  kann  ein  bei  der  Staat^r^fiing  r^robierter 
Rechtshörer,  welcher  die  Zulassung  zur  Wiederholungspri^fung  vor  der  bestimmten  Zeit  oder  bei 
einer  anderen  als  der  kompetenten  Kommission  erschlichen  hat,  relegiert  werden.  VgL  auch  §  1 
der  MinVdg.  vom  2.  August  1899,  MVBNr.  44,  betreffend  die  gegen  das  Verbot  erwirkte  In- 
skription eines  Einjährig-Freiwilligen  (s.  Nr.  55IJ, 

')  Ober  den  Vorgang  bei  Schöpfung  derartiger  Erkenntnisse  s.  Nr.  525  und  532. 

*)  s.  Nr.  524  und  533. 

*)  Qemqß  §  3  der  pharmazeutischen  Studien-  und  Prüfungsordnung  (s,  Nr,  708J  haben  die 
für  die  ordentlichen  Universitätsstudierenden  geltenden  Disziplinarvorschriften  hinsichtlick  der 
Studierenden  der  Pharmazie  sinngem4ße  Anwendung  zu  finden, 

•)  VgL  Nr,  536  und  540. 
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§  17.  Sowohl  der  akademische  Senat  als  die  Lehrkörper  der  einzelnen 
Studienabteilungen  haben  in  ihren  Wirkungskreisen  die  Pflicht,  die  nach 
den  Umständen  notwendig  erscheinenden  Verfügungen  zu  treffen  und 
Disziplinarvorschriften  zu  erlassen. 

Von  allen  solchen  Anordnungen,  wenn  sie  nicht  bloß  exekutiver  und 
vorübergehender  Natur  sind,  ist  sogleich  Anzeige  an  den  Minister  des 
Unterrichtes  zu  machen. 

§  18.  Jeder  Dekan  eines  Lehrkörpers  und  jedes  Mitglied  des  Lehr- 
kollegiums hat  die  Pflicht,  seinen  Einfluß  geltend  zu  machen,  um  die 
Studierenden  zu  einer  besonnenen  Benützung  ihrer  Bildungszeit  zu  ver- 
anlassen, disziplinare  Vergehen  durch  Rat,  Zuspruch,  Vermittlung  oder 
Ermahnung  zu  verhindern,  und  im  freundschaftlichen  Verkehr  das  Verhältnis 
gegenseitiger  Achtung  und  Teilnahme  zu  pflegen. 

Leichtere  Vergehen  sind  von  dem  Dekane  oder  Professorenkollegium 
durch  Ermahnung,  Warnung  oder  Rüge  auszugleichen,  Vergehen,  welche 
um  ihrer  Größe  oder  um  der  Rückfälligkeit  des  Schuldigen  willen  eine  Strafe 
erheischen,  sind  dem  akademischen  Senate  [in  Wien  dem  Universitätskonsi- 
storium] zuzuweisen. 

§  19.  Die  disziplinare  Strafgewalt  übt  der  akademische  Senat  [in 
Wien  das  Universitätskonsistorium].  Ihm  steht  es  zu,  Rügen  und  Ver- 
weisungen von  der  Universität  auszusprechen  und  die  Verweisung  von  allen 
österreichischen  Universitäten  zu  beantragen.^)  Alle  von  ihm  verhängten 
Strafen  und  nur  diese  sind  in  die  Universitätszeugnisse  der  Studierenden 
aufzunehmen.') 

§  20.  Jeder  akademische  Senat  hat  auf  Grundlage  dieser  allgemeinen 
Disziplinarordnung  eine  besondere,  den  Verhältnissen  seiner  Universität 
entsprechende  Disziplinarordnung,  wenn  er  eine  solche  für  wünschenswert 
erachtet,  auszuarbeiten  und  dem  Unterrichtsministerium  zur  Genehmigung 
vorzulegen.*) 


')  Eine  Milderung  oder  Aaßiebung  einer  zuerkannten  DiszipUnarahndung  kann  im 
Wege  der  Berufung  oder  aber  gnadenweise  vom  Unierriehtsministeriam  ausgesprodien  werden. 
(MZ.  2tA17  ex  1888,)  Dem  akademischen  Senate  steht  es  nicht  zu,  eine  von  ihm  zwar  im  eigenen 
Wirkungdtreise  verhängte,  aber  im  Rekurswege  vom  Unterricfitsministerium  bestätigte  Disziplinar' 
strafe  aufOrund  eines  Gnadengesuches  des  disziplinierten  Studierenden  nachträglich  zu  mildem 
oder  ganz  zu  erlassen;  die  Schlußfassung  über  ein  derartiges  Gnadengesuch  kommt  vielmehr  dem 
Unterrichtsministerium  zu.  (MinAkt  Z.  40,tS8  ex  1903).  Die  Relegation  eines  Universitätshßrers 
ist  als  Disziplinarsache  vor  dem  VerwaUungsgeriehtshofe  nicht  cuif echtbar.  (Beschluß  des  VQH 
vom  17.  Oktober  1887,  Z.  262t,  Exelsche  Sammlung  II,  1988.) 

*)  Ober  die  Anmerkung  des  akademischen  Betragens  in  den  Universitätsabgangszeugnissen 
(Absolutorien)  5.  Nr.  486  (P.  13).  Wegen  Eintragung  der  Disziplinarstrafen  in  das  Meldungsbuch 
5.  Nr.  365  f§  99). 

*)  Mit  Erlqß  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom  14.  April  1904,  Z.  892/KUM,  wurde  der 
Entwurf  einer  Ordnung  für  das  Disziplinarverfahren  an  der  Universität  in  Wien,  womit  auf  Grund 
des  §  20  der  provisorischen  Disziplinarordnung  Bestimmungen  über  die  Einsetzung  und  die  Funk' 
Honen  einer  besonderen  Erhebungskommission  p>iszipUnarkommission)  im  DiszipUnarve/fahren 
erlassen  wurde,  genehmigend  zur  Kenntnis  genommen. 
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Np.  524. 

Erlaß  des  Mlnlsterloms  für  K.  ü.  U.  Tom  16.  Juni  1851  Z.  5126 

ex  1850, 

an   die    Universitäten   zu   Wien,    Prag,    Oimütz,    Krakau,    Lembeig,   Graz, 

Innsbruck, 

(womit  eine  Instruktion  ffir  das  Verfahren  bei  der  im  §  16  der  Stadien- 
ordnung  vom  1.  [und  &]  Oktober  1850,  RGB.  Z.  370  [und  430],  ange- 
ordneten Evidenzhaltung  der  gegen  Studierende  ergangenen  Verweisnng»- 

Erkenntnlsse  gegeben  wird). 

Infolge  einer  auf  Anregung  der  königlich  bayerischen  Regierung  ge- 
pflogenen Verhandlung  haben  Se.  Majestät  der  König  von  Bayern  an  die 
königlich  bayerischen  Universitäten  unter  dem  17.  Februar  1850  den  Auftrag 
ergehen  lassen,  den  von  sämtlichen  Universitäten  der  k.  k.  österreichischen 
Staaten   relegierten   Studierenden   die   Immatrikulation   zu  versagen. 

In  Erwiderung  dieser  Maßregel  haben  Se.  k.  k.  Ap.  Majestät  das 
Unterrichtsministerium  beauftragt,  sämtliche  österreichischen  Universitäten  an- 
zuweisen, daß  die  in  Gemäßheit  der  §§51  und  52  der  revidierten  Satzungen 
für  die  bayerischen  Hochschulen  von  den  königlich  bayerischen  Universitäten 
zu  München,  Würzburg  und  Erlangen  relegierten  oder  dimittierten  Studie- 
renden auch  an  keiner  österreichischen  Universität  zugelassen  werden. 

Nach  den  bezogenen  Paragraphen  der  bayerischen  Universitätssatzungen 
besteht  die  Dimission  in  einer  zeitweise  ein  bis  vier  Jahre  dauernden 
Ausschließung  von  den  Universitätsstudien,  die  Relegation  in  der  Erklärung, 
daß  der  Straffällige  für  immer  unfähig  sei,  einer  deutschen  Universität 
anzugehören. 

Nachdem  nun  im  weiteren  Verfolge  der  Verhandlungen  zwischen  der 
kaiserlich  österreichischen  und  der  königlich  bayerischen  Regierung  das  Ober- 
einkommen getroffen  wurde,  daß  die  diesfällige  Korrespondenz  zwischen 
den  österreichischen  und  königlich  bayerischen  Hochschulen  unmittelbar  ge- 
pflogen werde  und  in  Anbetracht  der  Notwendigkeit  hierüber,  sowie  auch 
wegen  Handhabung  und  Evidenzhaltung  der  Disziplinarerkenntnisse  der 
österreichischen  Universitäten  ein  gleichförmiges,  genaues  Verfahren  ein- 
zuleiten, wird  die  in  dem  beiliegenden  Erlasse  enthaltene  Instruktion  erlassen. 

Instruktion. 

Zum  Behufe  einer  gleichförmigen  und  genauen  Handhabung  und  Evi- 
denzhaltung der  gegen  Studierende  rechtskräftig  gefäUten  Verweisungserkennt- 
nisse werden  auf  Grundlage  der  allgemeinen  Disziplinarordnung  vom  13.  Ok- 
tober 1849  [der  §§  64  bis  82  der  Studienordnung  vom  8.  Oktober  1850, 
Z.  430  (für  die  Universität  zu  Pest  der  Ah.  Entschl.  vom  24.  April  1850)I,i)  der 
von  der  königlich  bayerischen  Regierung  an  die  Universitäten  zu  Miknchen, 
Würzburg  und  Erlangen  unter  dem  17.  Februar  und  4.  Juni  1850  ergangenen 
Erlässe  und  des  §  16  der  Studienordnungen  vom  1.  [und  8.]  Oktober  1850, 


^)  d,  L  die  fär  die  Pester  Universität  ergangene  allgemeine  Studienordnung, 


Dlszlplinarvonchriften  fflr  Studierende.  g39 

Z.  370  [und  430],  dem  Universitätskonsistorium  zu  Wien  und  den  akademi- 
schen Senaten  der  übrigen  genannten  österreichischen  Hochschulen  folgende 
Weisungen  gegeben,  beziehungsweise  die  früher  hierüber  bereits  erflossenen 
Anordnungen  in  Erinnerung  gebracht: 

1.  An  jeder  der  genannten  Universitäten  ist  unter  Überwachung  von 
Seite  des  jeweiligen  Rektors  von  dem  Quästor  ein  genaues  Verzeichnis 
mit  einem  alphabetischen  Namensregister  als  Anhang  über  alle  Verweisungs- 
erkenntnisse zu  führen,  welche  die  betreffende  österreichische  Universität 
selbst  gefällt  hat,  oder  welche  ihr  von  der  akademischen  Oberbehörde  einer 
anderen  österreichischen  Universität  oder  von  dem  Rektorate  einer  der 
königlich  bayerischen  Universitäten  zu  München,  Würzburg  oder  Erlangen 
mitgeteilt  werden. 

2.  Kein  Studierender,  welcher  nach  einem  von  dem  Unterrichtsministe- 
rium bestätigten  Disziplinarerkenntnis  von  allen  österreichischen  Uni- 
versitäten verwiesen,  und  kein  Studierender,  welcher  von  einer  der  ge- 
nannten königlich  bayerischen  Universitäten  dimittiert,  d.  i.  von  den  Univer- 
sitätsstudien temporär  auf  ein  bis  vier  Jahre,  oder  relegiert,  d.  i.  auf  immer 
ausgeschlossen  ist,  darf  überhaupt  oder  (bei  dimittierten)  während  der 
Dauer  der  Strafzeit  an  einer  österreichischen  Universität  immatrikuliert  oder 
auch  nur  als  außerordentlicher  Hörer  (§§  33  bis  37  der  Studienordnung) 
inskribiert  werden.  Eine  gegen  den  Inhalt  solcher  Erkenntnisse  geschehene 
Immatrikulation  oder  Inskription  ist  in  jeder  Beziehung  als  ungültig  an- 
zusehen (§  16  der  Studienordnung). 

3.  Die  österreichischen  Universitäten  haben  die  von  ihnen  beantragten 
und  von  dem  Unterrichtsministerium  bestätigten,  auf  Verweisung  von  allen 
österreichischen  Universitäten  lautenden  Erkenntnisse  nicht  nur 
sämtlichen  österreichischen  Universitäten  und  den  Rektoraten  der  königlich 
bayerischen  Universitäten  München,  Würzburg  und  Erlangen  [sondern  auch 
den  Direktoraten  der  k.  k.  Rechtsakademie  zu  Agram,  Preßburg,  Kaschau 
und  Oroßwardein]  in  Abschrift  mitzuteilen,  und  die  Urteile  so  genau  ab- 
zufassen, daß  daraus  Vor-  und  Zuname,  Alter,  Geburtsort,  Name  und  Stand 
des  Vaters,  die  Ursache  der  Verweisung,  die  erteilte  Bestätigung  des  Unter- 
richtsministeriums zur  Verweisung  von  allen  österreichischen  Universitäten, 
sowie  der  Tag  des  Erkenntnisses  zweifellos  zu  erkennen  ist. 

4.  Bevor  über  einen  diesfälligen  Antrag  einer  österreichischen  Uni- 
versität der  Ausspruch  des  Unterrichtsministeriums  erfolgt  ist,  darf  ihm  kein 
Abgangszeugnis   von   der   Universität   ausgefertigt   werden. 

5.  Sowie  die  österreichischen  Universitäten  von  den  Dimissions-  und 
Relegationserkenntnissen  der  königlich  bayerischen  Universitäten  durch  un- 
mittelbare Zuschriften  der  betreffenden  Rektorate  verständigt  werden,  so 
haben  auch  die  akademischen  Oberbehörden  der  österreichischen  Univer- 
sitäten die  Mitteilung  der  Verweisungserkenntnisse  an  die  Rektorate  der 
Universitäten  München,  Würzburg,  Erlangen,  sowie  an  sämtliche  öster- 
reichischen Universitäten  [und  die  Direktorate  der  k.  k.  Rechtsakademien] 
unverzüglich  im  unmittelbaren   Korrespondenzwege  zu  richten,  so- 
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bald  die  Bestätigung  des  allgemeinen  Verweisungserkenntnisses  vom  Unter- 
richtsministerium herabgelangt  ist 

6.  Läßt  sich  ein  Studierender  einer  österreichischen  Universität  ein 
solches  Benehmen  zu  Schulden  kommen,  welches  zwar  nicht  die  Aus- 
schließung von  allen  österreichischen  Universitäten,  aber  die  Verweisung 
von  einer  bestimmten  Universität  auf  1  bis  4  Semester  oder  auf  immer 
zur  Folge  hat,  so  darf  ihm  während  der  Dauer  der  Untersuchung 
kein  Abgangszeugnis  ausgefertigt  werden.  Ist  jedoch  das  Straferkenntnis 
gefällt,  so  ist  der  wesentliche  Inhalt  desselben  nach  der  Vorschrift  vom 
10.  März  1850,  Z.  117,^)  in  das  Abgangszeugnis  aufzunehmen.  [)er  Um- 
stand, daß  der  Verurteilte  gegen  das  Erkenntnis  allenfalls  den  Rekurs  an 
das  Unterrichtsministerium  angemeldet  hat,  hindert  nicht,  daß  ihm  auf  Ver- 
langen das  Abgangszeugnis  in  der  erwähnten  Art  ausgestellt  werde,  doch 
ist  in  einem  solchen  Falle  der  Umstand,  daß  er  dagegen  den  Rekurs  er- 
griffen und  derselbe  bei  dem  Abgange  des  Studierenden  noch  schwebe,  aus- 
drücklich zu  bemerken. 

7.  Auf  die  genaue  Erfüllung  dieser  Weisung  haben  die  akademisdien 
Oberbehörden  um  so  mehr  zu  sehen,  als  von  Verweisungserkenntnissen 
vor  deren  Bestätigung  durch  das  Ministerium  keine  Mitteilung  an  andere 
akademische  Behörden,  weder  der  königlich  bayerischen  Hochschulen  noch 
der  österreichischen   höheren   Unterrichtsanstalten   zu   machen   ist 

8.  Findet  sich  eine  königlich  bayerische  oder  österreichische  Univer- 
sität bei  der  Meldung  eines  solchen  Studierenden  zur  Immatrikulation  durch 
die  Einsicht  in  den  Inhalt  des  Abgangszeugnisses  veranlaßt,  die  betreffende 
österreichische  akademische  Oberbehörde,  von  welcher  das  Verweisungs- 
erkenntnis ausging,  um  genauere  Aufklärung  über  das  ihm  zur  Last  fallende 
Benehmen  oder  über  seine  sonstige  Charakteristik  anzugehen,  um  mit 
mehr  Beruhigung  darüber  absprechen  zu  können,  ob  es  rätlich  sei,  ihn 
aufzunehmen,  so  ist  dieselbe  verpflichtet,  einem  solchen  Ansuchen  auf  das 
schleunigste  und  gewissenhafteste,  sei  es  durch  Auszüge  aus  den  Verhand- 
lungsakten oder  durch  sonstige  geeignete  Mitteilung  nachzukommen. 

9.  Das  oben  sub  1  erwähnte,  von  dem  Quästor  zu  führende  Verzeichnis 
der  von  österreichischen  oder  bayerischen  Hochschulen  Verwiesene»  hat 
folgende    Rubriken   zu   enthalten: 

a)  Vor-  und   Zuname   des   Studierenden, 

b)  Vaterland  und  Geburtsort, 

c)  Alter, 

d)  Religion, 

e)  Name  und  Stand  des  Vaters, 

f)  Angabe   der   Universität,  von   welcher  er  verwiesen    wurde, 

g)  Datum   des    Erkenntnisses, 
h)  Ursache  der  Verweisung, 
i)  Dauer  und  Art  derselben, 

k)  allenfalls   hierüber   getroffene   Verfügung, 
1)  Anmerkung. 

»)  *.  Nn  496, 
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10.  Zur  genauen  Aufrechthaltung  der  mit  auswärtigen  Regierungen 
und  zunächst  mit  der  königlich  bayerischen  Regierung  wegen  gegenseitiger 
Anerkennung  der  Verweisungserkenntnisse  der  beiderseitigen  Landesuniver- 
sitäten getroffenen  Verabredungen  werden  die  Dekane  der  Professoren* 
koUegien  infolge  des  §  16  der  Studienordnung  verpflichtet,  sich  über  die 
von  auswärtigen  Universitäten  mitgeteilten  Verweisungserkenntnisse  einen 
besonderen  Auszug  aus  dem  allgemeinen  Verzeichnisse  zu  verfassen,  um 
bei  den  Meldungen  von  Studierenden,  die  von  solchen  auswärtigen  Univer- 
sitäten kommen,  zur  Immatrikulation  oder  zur  Aufnahme  als  außerordent- 
liche Hörer  ohne  weitere  Verhandlungen  mit  der  Quästur  durch  die  Ein- 
sicht in  diese  Auszüge  unmittelbar  den  Studierenden  zurückweisen  und  sohin 
auch  die  Quästur  instruieren  und  überwachen  zu  können. 


Np.  626. 

Erlaß  des  Mlnlsterlnms  fflr  K.  d.  U.  vom  24.  Mal  1853,  Z.  SOiS, 

an  den  akademischen  Senat  der  Lemberger  Universität, 
(betreuend  den  Vorgang  bei  Schöpfung  von  Verwelsongserkenntnissen). 

Die  akademischen  Behörden  sind  verpflichtet,  bei  ihren  Amtshandlungen 
und  Anträgen  vor  allem  den  klaren  Wortlaut  der  Gesetze  ins  Auge  zu 
fassen  und  danach  ihr  Amt  zu  handeln. 

Nach  den  §§  13,  14  und  19  des  Disziplinargesetzes  vom  13.  Oktober 
1849 1)  haben  die  akademischen  Senate  das  Recht  und  die  Pflicht,  nach 
Beschaffenheit  der  Umstände  einen  Studierenden 

a)  von  der  Universität  auf  1  bis  4  Semester  oder  auf  immer  zu  ver- 
weisen, oder 

b)  die  peremtorische  Verweisung  von  allen  österreichischen  Univer- 
sitäten zu  beantragen. 

In  den  Fällen  sub  a)  hat  der  akademische  Senat  das  Erkenntnis 
zu   fällen  und  den  Studierenden  hievon  zu  verständigen. 

Glaubt  jedoch  der  akademische  Senat,  daß  die  Umstände  von  der 
Art  sind,  daß  die  Zulassung  eines  solchen  Studierenden  an  irgend  einer 
anderen  österreichischen  Hochschule  Bedenken  unterliegen  könnte,  so  hat 
er  gegen  denselben  kein  Erkenntnis  zu  schöpfen,  sondern  bei  dem  Unter- 
richtsministerium unter  Vorlegung  der  Akten  die  Verweisung  von  allen 
österreichischen  Universitäten  zu  beantragen,  wobei  es  ihm  jedoch  aller- 
dings unbenommen  ist,  die  allenfalls  für  Milderung  der  Strafe,  auf  Zulassung 
zum  Besuche  einer  von  dem  Ministerium  speziell  zu  bezeichnenden  Uni- 
versität, sprechenden  Gründe  anzudeuten. 

Sache  des  Unterrichtsministeriums  ist  es  sohin,  zu  beurteilen  und  zu 
entscheiden,  ob  in  derlei  Fällen  der  Antrag  unbedingt  zu  bestätigen  sei  oder 
dem  zu  Relegierenden  die  eine  oder  andere  Universität  offengelassen 
werden  könne. 


»)  f.  Nr.  523, 
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In  allen  derlei  Fällen  hat  jedoch  jede  Intimation  der  Verweisung  an 
den  Releganden  solange  zu  unterbleiben,  bis  die  Entscheidung  des  Ministe- 
riums herabgelangt  ist,  und  daher  das  kundzumachende  Erkenntnis  seinen 
rechtskräftigen  konkreten  Inhalt  bekommen  hat.^) 


Np.  526. 

Tsrordnong  des  Jastlzmlnlsterinms  Tom  27.  Februar  1855, 

RGBNr.  39, 

wirksam  für  alle  Kronländer  [mit  Ausnahme  der  Militärgrenze], 

wodurcli  im  Einvernehmen  mit  dem  Unterrichtsministerittm  angeordnet 
wird  9  daß  von  jeder  wider  einen  Studierenden  oder  Schüler  einer 
öffentlichen  Lehranstalt  eingeleiteten  atrafgerichtlichen  Spezialonter- 
Sttchttflg  und  von  dem  fiber  dieselbe  erfolgten  Enderkenntnisse  die 
Mitteilung  an  den  Vorsteher  der  betreffenden  Lehranstalt  zu  geschehen 

habe. 

Um  die  für  einige  öffentliche  Lehranstalten  bereits  bestehenden  Vor- 
schriften über  die  Disziplinarbehandlung  solcher  Studierender,  die  in  eine 
strafgerichtliche  Untersuchung  verfallen,  oder  von  einem  Strafgerichte  von 
einer  ihnen  angeschuldigten  strafbaren  Handlung  nicht  gänzlich  schuldlos 
gesprochen  werden,  künftig  allgemein  in  Anwendung  bringen  zu  können, 
verordnet  das  Justizministerium  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  für 
Kultus  und  öffentlichen  Unterricht,  wie  folgt: 

So  oft  wider  einen  Studierenden  oder  Schüler  was  immer  für  einer 
öffentlichen  Lehranstalt  wegen  eines  Verbrechens,  Vergehens  oder  einer 
Übertretung  die  Spezialuntersuchung  eingeleitet  wird  [§§  415  und  416  der 
neuen  Strafprozeßordnung],")  so  ist  dies  von  dem  Untersuchungsgerichte 
dem  Vorstande  der  Lehranstalt,  an  welcher  der  Studierende  oder  Schüler 
als  solcher  eingetragen  ist,  zur  Kenntnis  zu  bringen.  Diesem  Vorstande  haben 
die  Strafgerichte  auch  jedes  wider  einen  Studierenden  oder  Schüler  einer 
öffentlichen  Lehranstalt  wegen  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  oder 
wegen  einer  Übertretung  ergangene  Enderkenntnis,  sobald  dasselbe  in  Rechts- 
kraft erwachsen  ist  [§§  283,  287,  289  und  416  der  Strafprozeßordnung],^ 
unter  Anschluß  einer  beglaubigten  Abschrift  des  Erkenntnisses  samt  Ent- 
scheidungsgründen bekanntzugeben,  ohne  daß  übrigens  deshalb  der  Vollzug 
eines  wider  einen  Studierenden  etwa  ergangenen  Strafurteiles  aufgeschoben 
werden  darf. 


')  In  dem  an  das  Rektorat  der  deutschen  Universität  in  Prag  ergangenen  Eriasse  pom 
29,  Man  1888,  Z.  2tJ13  ex  1887  (s,  Nr,  532)  wurde  in  Abänderung  dieser  Anordnung  die  Intimation 
des  vom  akademischen  Senate  als  erste  Instanz  in  Disziplinarsachen  gefqßten  Besehiasses  unter 
Einräumung  des  Rekursrechtes  angeordnet.  Wie  im  MinErL  vom  15,  April  1877,  Z,  2S42  (s,  Nr.  530), 
wurde  auch  im  Erlasse  vom  31,  März  1884,  Z.  5387,  bemerkt,  dqß  es  als  ein  Grundsatz  im 
Disziplinarverfahren  zu  gelten  hat,  dqß  Jedem  durch  ein  Disziplinarerlkenntnis  Betroffenen  diir 
Möglichkeit  des  Rekurses  an  die  höhere  Instanz  offen  gehalten  ist, 

*)  Derzeit  steht  die  Strafprozeßordnung  vom  23,  Mai  1873,  RQBNr.  119,  in  Geltung, 
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Nr.  527. 

Erlafi  des  Hlnlstertoms  fOr  K.  n.  U.  vom  14.  Dezember  1895, 

Z.  19.044/U90. 

an  das  Universitätskonsistorium  in  Wien, 

(betreffend  die  Mitteilung  der  von  österreichischen  Universitäten  ge- 
fällten Verweisttngserkenntnisse  an  deutsche  Universitäten). 

In  Beantwortung  einer  gestellten  Anfrage,  ob  die  Verweisung  eines 
wegen  Mitschuld  am  Hochverrate  verurteilten  Studierenden  von  den  Uni- 
versitäten der  österreichischen  Monarchie  sämtlichen  im  Gebiete  des 
Deutschen  Bundes  gelegenen  Universitäten  bekanntzugeben  sei,  wird  über 
gepflogene  Rücksprache  mit  dem  Ministerium  des  Äußern  eröfhiet,  dafi 
bei  dem  Umstände,  als  die  Bundesbeschlüsse  vom  Jahre  1819  als  nicht 
mehr  bestehend  anzusehen  sind,  eine  Verständigung  von  den  auf  öster- 
reichischen Universitäten  gefällten  Verweisungserkenntnissen  nur  gegenüber 
jenen  deutschen  Universitäten  stattzufinden  habe,  mit  deren  Regierungen 
hierüber  eine  neue  Vereinbarung  getroffen  wurde,  wie  dies  seither  nur  mit 
Bayeni^)  im  Jahre  1850  geschah. 


Np.  528. 

Erlafi  des  Hlnlstertoms  fOr  K.  n.  U.  vom  28.  Februar  1860, 

Z.  2786. 

an  das  k.  k.  Universitätskonsistorium  in  Wien, 

(wegen  der  von  den  Dekanaten  an  die  Polizeidirektion  zu  leitenden 
Ausweise  fiber  die  von  der  Universität  abgehenden  Studierenden). 

Es  ist  wiederholt  vorgekommen,  daß  junge  Leute,  welche  nicht  oder 
nicht  mehr  als  Studierende  an  der  Universität  inskribiert  sind,  sich  in  Gast- 
und  Kaffeehäusern  herumtrieben  und  durch  die  Art  ihres  Auftretens  zu  un- 
liebsamen Wahrnehmungen  Anlaß  gaben,  welche  der  Universität,  als  deren 
Angehörige  sie  sich  selbst  ausgaben  oder  vom  Publikum  angesehen  wurden, 
zur  Unehre  gereichen  und  üble  Nachreden  über  die  Studierenden  im  allge- 
meinen verursachen. 

Solchem  Unfuge  zu  steuern,  liegt  nicht  in  der  Macht  der  akademischen 
Behörden,  welchen  kein  Mittel  zu  Gebote  steht,  auf  Personen  der  bezeich- 
neten Art  einzuwirken,  es  muß  daher  der  Polizeibehörde  überlassen  bleiben. 
Damit  aber  diese  letztere  ihre  Aufgabe  in  der  angedeuteten  Richtung  er- 
füllen könne,  ist  es  notwendig,  ihr  die  genaue  Evidenz  über  jene  Indi- 
viduen, welche  freiwillig  oder  unfreiwillig  vor  Vollendung  ihrer  Studien- 
zeit aus  der  Reihe  der  der  hiesigen  Universität  ,angehörigen  Studierenden 
austraten,  zu  verschaffen.    Zu  dem  Ende  ist: 

1.  Von  jedem  Falle  der  Relegation  eines  Studierenden  der  hiesigen 
Universität  der  Polizeidirektion  alsogleich  Mitteilung  zu  machen. 

')  VgL  den  MinErL  vom  16,  Juni  1851,  Z.  5125  ex  1850  (s,  Nr,  52t), 
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2.  Derselben  ist  von  Semester  zu  Semester  ein  Ausweis  derjenigen 
Studierenden  zu  übergeben,  welche  vor  Vollendung  ihrer  akademischen 
Studienzeit  ihren  Austritt  aus  der  Universität  anzeigen,  sei  es,  um  angeblich 
eine  andere  Universität  zu  beziehen,  sei  es,  weil  sie  ihren  Lebensberuf 
ändern  und  die  akademischen  Studien  aufgeben  wollen. 

3.  Sind  die  Dekane  der  Professorenkollegien  anzuweisen,  am  Schlüsse 
jedes  Semesters  diejenigen  besonders  in  Evidenz  zu  halten,  welche  sich  zur 
Bestätigung  der  Frequentation  nicht  gemeldet  haben,  oder  welchen  dieselbe 
wegen   Nachlässigkeit  im  Kollegienbesuche  verweigert  wurde. 

Nach  Ablauf  der  ersten  vier  Wochen  des  Semesters  sind  diese  gleich- 
falls in  alphabetisch  geordneten  Verzeichnissen  der  Polizeidirektion  mit 
dem  Bemerken  anzuzeigen,  welche  von  denselben  sich  zu  neuerlicher  In- 
skription rechtzeitig  wieder  gemeldet  haben  und  welche  nicht 


Np.  529. 

Aas  demEriasse  des  Staatsmlnlsterloms  K.  U.  vom  10.  Anpst  1861. 

Z.  6510. 

an  das  Universitätskonsistorium  in  Wien  und  die  akademischen  Senate  zu 

Prag,  Krakau,  Innsbruck,  Graz  und  Lembeig, 
(betreffend  das  bei  polizeilichen  Verhaftungen  der  Studierenden  zn 

beobachtende  Verfahren). 

Aus  Anlaß  der  im  April  d.  J.  hier  vorgefallenen  Straßenexzesse  und 
der  hiebei  vorgenommenen  Verhaftung  einiger  Studierender  hat  das  Wiener 
Universitätskonsistorium  sich  anher  mit  der  Bitte  gewendet,  den  Vorgang 
der  Polizeibehörden  bei  Verhaftungen  von  Studierenden  in  der  Richtung 
genauer  zu  bestimmen,  daß  die  akademischen  Behörden  von  derlei  Ver> 
haftungen  auf  das  schleunigste  in  Kenntnis  gesetzt  werden,  um  zu  Gunsten 
der  Verhafteten,  soweit  sie  es  verdienen,  sich  bei  den  Polizeibehörden 
verwenden  zu  können,  und  daß  den  Verhafteten  jene  mit  dem  Gesetze 
vereinbaren  Erleichterungen  ihrer  Haft  zu  teil  werden,  auf  welche  unter 
gleichen  Verhältnissen  auch  andere  Verhaftete  aus  den  gebildeten  Ständen 
billigerweise  Anspruch  haben. 

Das  Staatsministerium  hat  sich  über  die  diesfälligen  Anträge  der  aka- 
demischen Behörde  der  Wiener  Universität  mit  dem  k.  k.  Polizeiministerium 
in  das  Einvernehmen  gesetzt. 

Infolgedessen  werden  dem  akademischen  Senate  jene  Anordnungen 
bekanntgegeben,  welche  laut  der  anher  gelangten  Note  vom  13./15.  Juli  1861, 
Z.  4275/P.  M.  das  k.  k.  Polizeiministerium  in  einem  unter  demselben  Datum 
an  die  Polizeidirektoren  von  Wien,  Prag,  Krakau,  Lemberg,  Graz  und 
Innsbruck  gerichteten  Zirkulare  über  das  bei  polizeilichen  Verhaftungen 
von  Studierenden  zu  beobachtende  Verhalten  getroffen  hat: 

1.  Von  jeder  Verhaftung  eines  Studierenden  sind  längstens  binnen 
48  Stunden  die  akademischen  Behörden  zu  verständigen; 

2.  dem  Rektor,  Dekane  des  betreffenden  Professorenkollegiums  oder 
einem   von   diesen   delegierten   Professor  steht   im    Falle   der   Verhaftung 
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eines  Studenten  das  Recht  zu,  Auskunft  von  der  Behörde  zu  erbitten, 
sowie  jene  Umstände,  die  ihnen  aus  dem  berufsmäßigen  Verkehre  mit 
Studierenden  etwa  bekannt  geworden,  zur  geeigneten  Berücksichtigung 
zu  empfehlen; 

3.  die  verhafteten  Studierenden  sind  anständig  zu  behandeln  und  nach 
alier  Tunlichkeit  von  gewöhnlichen  Arrestanten  aus  den  unteren  Volks- 
klassen  abgesondert  zu  halten  und 

4.  die  verhafteten  Studierenden  sind  in  allen  jenen  Fällen  auf  freiem 
Fuße  zu  untersuchen,  in  welchen  auch  andere,  nicht  den  untersten  Volks- 
klassen angehörende  Personen  unter  gleichen  Umständen  und  in  gleichen 
Fällen  auf  eine  solche  Begünstigung  gesetzlichen  Anspruch  haben. 

Unter  einem  hat  das  k.  k.  Polizeiministerium  die  genannten  Direktoren 
darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  die  akademischen  Senate  und  Professoren- 
kotlegien  als  wirkliche  Behörden  anzusehen,  und  daher  ihre  Vorstände  mit 
ämtlicher  Autorität  ausgerüstet  sind. 

Der  oben  sub  2  erwähnte  Verkehr  der  Rektoren,  Professorendekane  oder 
der  von  dem  Dekane  ad  actum  ausdrücklich  delegierten  Professoren  mit 
den  Polizeidirektionen  sei  daher  ein  amtlicher,  bei  welchen  es  nur  in  dem 
Interesse  der  in  solchen  Fällen  wünschenswerten  Beschleunigung  liegen 
könne,  wenn  nach  Zulaß  der  Umstände  statt  eines  schriftlichen  Verkehres 
ein  mündliches  Einvernehmen  gepflogen  wird. 

Indem  man  den  (Senat)  von  diesen  Resultaten  des  über  diese  Angelegen- 
heit von  dem  Staatsministerium  mit  dem  Polizeiministerium  gepflogenen 
Einvernehmens  in  Kenntnis  setzt,  wird  der  (Senat)  beauftragt,  hievon  die  be- 
treffenden Professorenkollegien  zu  verständigen. 

Es  versteht  sich  übrigens  von  selbst,  daß  das  sub  2  des  Zirkuläres 
den  akademischen  Funktionären  zuerkannte  Recht  des  Einschreitens  für 
verhaftete  Studierende  die  Pflicht  in  sich  begreife,  hiebei  mit  Umsicht 
und  strengster  Gewissenhaftigkeit  vorzugehen. 

Abgesehen  davon,  daß  die  nachhaltige  Bedeutung  dieses  Einschreitens 
notwendig  beeinträchtigt  werden  müßte,  wenn  es  häufiger  unter  den  Im- 
pulsen unzeitiger  Nachsicht  oder  übel  verstandener  Milde  zu  Gunsten  un- 
würdiger Glieder  der  Studentenschaft,  oder  auf  unzureichende  Motive  ge- 
stützt stattfände,  ist  gerade  der  Umstand  von  besonderer  Wichtigkeit,  daß 
dieses  Einschreiten  als  ein  ämtliches  anzusehen  kommt  und  daher  die  bei 
demselben  erstatteten  Auskünfte  und  die  geltend  gemachten  Motive  der 
Verwendung  als  Angaben  in  einer  Amtssache  zu  betrachten  sind. 


Np.  630. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministeriums  fflr  K.  n.  U.  Tom  15.  April  1877. 

Z.  2542. 

an  das  Rektorat  der  Universität,  in  Prag, 
(betreffend  das  Rekursrecht  der  Studierenden  gegen  Disziplinarerkennt- 

nlsse  des  akademischen  Senates). 

Die  vom  Senate  verhandelte  allgemeine  Frage,  ob  gegen  Disziplinar- 
erkenntnisse  des  akademischen  Senates  der  Rekurs  zulässig  sei,  muß  wohl 
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bejaht  werden,  da  die  Zulässigkeit  des  Rekurses  überhaupt  die  Regel  bildet, 
eine  spezielle  Ausnahme  für  akademische  Disziplinarsachen  nirgends  aus- 
drücklich gemacht  ist  und  auch  schon  mit  Rüdesicht  auf  die  Wichtigkeit 
von  Disziplinaraussprüchen  für  den  Betroffenen  die  Inappellabilität  derselben 
nicht  gerechtfertigt  werden  könnte. 

Von  selbst  versteht  sich  hiebei,  daß  der  Rekurs  nicht  etwa  auch  bei 
Ermahnungen  oder  Verwarnungen  zulässig  ist,  welche  der  Rektor  oder  der 
Dekan  einzelnen  Studierenden  ohne  Disziplinarverhandlung  zu  erteilen  finden, 
daß  vielmehr  nur  gegen  förmliche  Straferkenntnisse  rekurriert  werden  kann, 
welche  nach  durchgeführter  Untersuchung  geschöpft  werden. 


Np.  531. 
Erlafi  des  Mlnlstsrlnms  für  K.  n.  U.  vom  6.  August  1881 Z.  11.814, 

an  das  Rektorat  der  Wiener  Universität, 

(betreffend  den  Einfluß  der  auf  Onind  eines  Ah.  Qnadenaktes  erteilten 
Nachsicht  der  Folgen  einer  strafgerichtlichen  Vemrteilong  auf  die  Ein- 
leitung nnd  Dttrchffihrung  des  Disziplinarverfahrens). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  4.  Juli  1881,  Z.  1179,  wird  dem 
Rektorate  nach  gepflogenem  Einvernehmen  mit  dem  Justizministerium  er- 
öffnet, daß  die  mit  Ah.  Entschl.  vom  11.  Mai  1881  dem  Studierenden  der 
Medizin  N.  N.  allergnädigst  gewährte  Nachsicht  der  Folgen  seiner  mit  Urteil 
des  Wiener  Landesgerichtes  vom  2Z  März  1881  wegen  Übertretung  des 
Diebstahls  erfolgten  Verurteilung,  die  Einleitung  und  Durchführung  eines 
Disziplinarverfahrens  wider  denselben  nicht  behindert,  da  die  Disziplinar- 
verfügung sich  im  vorliegenden  Falle  nicht  als  eine  nachteilige  Folge 
darstellt,  welche  mit  dem  Strafurteile  kraft  einer  gesetzlichen  Vorschrift 
verbunden  ist  (§  6  des  Gesetzes  vom  15.  November  1867,  RGBNr.  131).^) 


Np.  532. 

Ans  dem  Erlasse  des  Iftlnlsters  fflr  K.  n.  U.  vom  29.  MIrz  1888, 

Z.  24.U3  ex  1887, 

an  das  Rektorat  der  deutschen  Universität  in  Prag, 

(betreffend   den   bei   Stellung   des   Antrages    auf  Verweisung    eines 
Studierenden  von  samtlichen  Universitäten  zu  beobachtenden  Vorgang). 

Nach  §  13,  Punkt  5  der  Disziplinarordnung^  ist  die  Verweisung  eines 
Studierenden  von  sämtlichen  Universitäten  eine  selbständige,  und  zwar  die 
schwerste  Disziplinarstrafe.  Es  kann  daher  diese  Strafe  nicht  ausgesprochen 
werden,  ohne  daß  dem  Studierenden  die  Möglichkeit  geboten  wäre,  g^en 

0  Das  Disdpünarverfahren  ist  von  dem  strqfgeriehUiehen  vollkommen  unabhängig  (HZ,  WJ33 
ex  1883).    VgL  auch  Nr,  537  und  die  Anmerkung  hlezu. 

*)  s,  Nr,  523.  —  Durch  obigen  ErUxß  wurde  die  frühere  Norm  Nr.  525  teilweise  abgeändert. 
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die  Verhängung  dieser  wie  der  übrigen  Disziplinarstrafen  das  zustandige 
Rechtsmittel  zu  ergreifen. 

Da  nach  dem  letzten  Absätze  des  zitierten  §  13  die  in  Rede  stehende 
Strafe  auf  Antrag  der  akademischen  Behörden  vom  Ministerium  für  Kultus 
und  Unterricht  zu  verhängen  ist,  so  ist  in  dem  Falle,  als  der  akademische 
Senat  die  bezeichnete  Strafe  als  gerechtfertigt  erkennt,  dieses  in  dem  be- 
treffenden Disziplinarerkenntnisse  auszusprechen  und  dem  Studierenden  zu- 
gleich bekanntzugeben,  daß  der  Senat  den  bezüglichen  Antrag  beim  Unter- 
richtsministerium zu  stellen  beschlossen  hat  und  daß  es  dem  Studierenden 
freisteht,  gegen  diesen  vom  akademischen  Senat  als  erste  Instanz  in  Diszi- 
plinarsachen gefaßten  Beschluß  den  Rekurs  an  das  Ministerium  zu  ergreifen. 

Es  unterliegt  übrigens  keinem  Anstände,  daß  der  akademische  Senat 
gleichzeitig  mit  dem  Beschlüsse  auf  Stellung  des  bezüglichen  Antrages 
an  das  Ministerium  auch  sofort  auf  die  in  der  bezeichneten  Strafe  in- 
begriffene und  in  der  Kompetenz  des  akademischen  Senates  gelegene  Strafe 
der  Verweisung  von  der  betreffenden  Universität  erkennt,  um  deren  Aus- 
dehnung auf  sämtliche  Universitäten  es  sich  sohin  bei  dem  Antrage  an  das 
Ministerium  handeln  würde.  Nur  ist  in  diesem  Falle  sowohl  der  Beschluß 
auf  Verhängung  dieser  Strafe,  als  auch  der  Beschluß  auf  den  beim  Ministe- 
rium zu  stellenden  Antrag  dem  Studierenden  bekanntzugeben  und  demselben 
anheimzugeben,  in  beiden  Richtungen  den  Rekurs  an  das  Ministerium 
zu   ergreifen. 

Nr.  533. 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  u.  ü.  Tom  19.  Dezember  1888,  Z.  2BM7, 

MTBMr.  10  ex  1889. 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten,^) 

betreffend   die  Evidenzhaltung  von  Diaziplinanintersttchongen  gegen 

Studierende. 

Infolge  der  in  mehreren  Fällen  gemachten  Wahrnehmung,  daß 
Studierende  der  Hochschulen  sich  der  disziplinaren  Ahndung  von  Ver- 
gehungen gegen  die  akademischen  Vorschriften  dadurch  entziehen,  daß  sie 
sich  noch  vor  der  Einleitung  der  Disziplinaruntersuchung  das  Abgangs- 
zeugnis verschaffen  oder  auch  ohne  ein  solches  die  Hochschule  verlassen 
und  sodann  die  Studien  an  einer  anderen  Hochschule  neu  aufnehmen, 
finde  ich  mich  veranlaßt,  folgendes  anzuordnen: 

1.  Sobald  ein  Vorfall,  welcher  den  Tatbestand  einer  disziplinar  zu 
ahndenden   Vergehung   eines   der   akademischen    Disziplinargewalt    Unter- 

>)  Dieser  Erlaß  wurde  den  SiatOiaUem  für  Nlederösterreieh,  Steiermark,  Tirol,  Böhmen, 
OaÜxien  und  dem  LandesprOsidenten  fSr  die  Bukowina  mit  dem  Ersuchen  mitgeteilt,  dafür  Vor- 
sorge treffen  zu  vollen»  dafi  das  an  die  Polizeidirektionen  gericlitete  Zirkulare  des  bestandenen 
Polizeiministeriums  vom  13.  Juli  1861 ,  Z.  4275  (s,  Nr,  529,  3,  Abs.),  und  der  an  die  Universitäten 
ergangene  Erlafi  des  bestandenen  Staatsministeriums  vom  10.  August  1861,  Z.  6510  fs,  Nr.  529), 
stets  strikte  geltandhabt  wird  und  daß  in  FUlen,  in  welchen  gegen  Studierende  eine  Unter- 
sudinng  eingeleitet  wird,  liievon  demRelctorate  der  betreffenden  Hochscliule  seitens  derpolitlsclien 
oder  Polizeibehörde  immer  ungesäumt  die  vorgeschriebene  Mitteilung  gemacht  werde. 
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stehenden  in  sich  zu  schließen  scheint,  dem  Rektorate  bekannt  wird, 
ist  die  Ausfolgung  von  Abgangszeugnissen  an  die  Beteiligten  sofort  zu 
sistieren,  und  der  betreffende  Fall  zum  Behufe  eventueller  Einleitung  der 
Disziplinaruntersuchung  in  geeignete  Evidenz  zu  nehmen.  Dies  hat  ins- 
besondere auch  dann  zu  geschehen,  wenn  die  akademische  Behörde  von 
der  Einleitung  eines  polizeilichen  oder  strafgerichtlichen  Verfahrens  gegen 
einen  Studierenden  in  Kenntnis  gesetzt  worden  ist 

2.  Erscheint  nach  den  vorliegenden  Umstanden  die  Annahme  begründet, 
daß  sich  ein  der  akademischen  Disziplinargewalt  Unterstehender  der  Durch- 
fuhrung  der  wider  ihn  einzuleitenden  Disziplinaruntersuchung  dadurch  ent- 
ziehen werde,  daß  er  zur  Vernehmung  nicht  erscheint,  von  der  Hochschule 
wegbleibt  und  die  Studien  an  einer  anderen  Hochschule  neu  beginnt,  so 
ist,  sofern  es  sich  nicht  um  Vorfälle  ganz  untergeordneter  Bedeutung  handelt, 
der  Name  und  das  Nationale  des  Betreffenden  unter  Darlegung  des  Falles 
den  übrigen  Universitäten  mitzuteilen. 

3,  Hat  sich  ein  Studierender,  gegen  welchen  die  Einleitung  der 
Disziplinaruntersuchung  beschlossen  oder  in  Evidenz  genommen  worden  ist, 
nach  einer  allfälligen  Unterbrechung  seiner  Studien  an  derselben  Univer- 
sität inskribiert,  so  ist  das  Disziplinarverfahren  gegen  denselben  wieder 
aufzunehmen. 

Nr.  634. 
Erlafi  des  Ministeriums  für  K.  n.  U.  vom  29.  März  1889,  Z.  5794, 

an  das  Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  der  Universität  in  Graz, 

(betreffend  den  Einfluß  der  Relegation  auf  die  Ablegung  der  strengen 

Prüfungen). 

Auf  die  mit  Bericht  vom  21.  Februar  d.  J.,  Z.  369,  gestellte  An- 
frage wird  dem  Dekanate  eröffnet,  daß  Studierende  der  Medizin,  welche 
von  der  Universität  relegiert  wurden,  zur  Ablegung  der  strengen  Prüfungen 
behufs  Erlangung  des  Doktorates  der  gesamten  Heilkunde  während  der 
Dauer  ihrer  Relegation  nicht  zuzulassen  sind,  weil  die  durch  ein  rechts- 
kräftiges Disziplinarerkenntnis  ausgesprochene  Verweisung  von  einer  Uni- 
versität der  Natur  der  Sache  nach  auch  die  Ausschließung  von  allen  an  dieser 
Universität  vorzunehmenden  Pnifungen^)  auf  die  bezeichnete  Zeitdauer  zur 
Folge  hat. 

Hienach  wolle  das  Dekanat  in  künftigen  Fällen  ausnahmslos  vor- 
gehen. 

')  Z>.  h,  akademischen  Prüfungen;  s.  die  Anmerkung  bei  MinErL  vom  23.  Februar  JWt, 
Z.  J71  (s,  Nr.  536,  S.  650). 

Im  Erlasse  des  Ministers  ßtr  K.  u.  U.  vom  6.  Mai  1892,  Z.  M70  (an  das  Dekanat  der 
reeMS'  und  staaiswissensehaßüchen  Fakultät  der  Universität  in  Wien),  wurde  betrejfend  die  Rück- 
wirkung der  Relegation  auf  die  Ablegung  der  judizieüen  und  staatswissensduiftlichen  Staatspri^fiutg 
bemerkt:  Der  Ablegung  der  theoretischen  StAatsprOfungen  judizieller  und  staatswiracnscfaafllicber 
Abteilung  seitens  eines  relegierten  Studierenden  vor  der  betreffenden  StaatsprflfungskonunlssioD 
Jener  Universität,  von  welcher  derselbe  dauernd  verwiesen  worden,  steht  in  Oemlfthdt  der 
bestehenden  Vorschriften  die  dauernde  Relegation  desselben  nicht  entgegen,  wdl  die  Jndizicilefl 
und  staatswissenschaftlichen  StaatsprQfungen  keine  Universitfttsprflfungen  sind. 
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Nr.  535. 
Ans  dem  Erlasse  des  Ministeriums  für  K.  o.  U.  vom  24.  Janner  1890 

Z.  647. 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 

(betreffend   die   Disziplinargewalt  der   akademischen  Behörden  fiber 

immatriknlierte,  aber  nicht  zugleich  inskribierte  Stndierende). 

Nach  den  bestehenden  Vorschriften  unterstehen  auch  solche  Studierende, 
welche  bloß  immatrikuliert  und  nicht  zugleich  inskribiert  sind,^)  der  Diszi- 
plinarjurisdiktion  der  betreffenden  Universität  und  es  wird  daher  in  Hin- 
kunft bei  Disziplinarvergehen  solcher  Studierender  sofort  in  Gemäßheit 
des  Ministerialerlasses  vom  19.  Dezember  1888,  VBNr.  10,^)  vorzugehen  sein. 


Np.  536. 

Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  d.  U.  vom  23.  Febmar  1891  Z.  171 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 

(betreffend  die  zeitliche  Begrenzung  der  den  akademischen  Behörden 

zustehenden  Disziplinargewalt).") 

Unter  Bezugnahme  auf  den  Bericht  vom  24.  Dezember  v.  j.,  Z.  1115, 
betreffend  das  vom  Professorenkollegium  der  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen Fakultät  erstattete  Gutachten  über  die  Frage  der  zeitlichen 
Begrenzung  der  den  akademischen  Behörden  nach  der  provisorischen  Diszi- 
plinarordnung für  die  Universitäten  vom  13.  Oktober  1849,  RQBNr.  416,^) 
zustehenden  Disziplinargewalt,  dann  mit  Beziehung  auf  den  vom  akademi- 
schen Senate  in  der  Sitzung  vom  15.  Juli  v.  J.  hinsichtlich  der  Kandidaten 
der  Rechte  N.  N.  und  N.  N.  gefaßten  Beschluß^)  wird  dem  Rektorate 
folgendes  eröffnet: 

Dem  oben  erwähnten  Beschlüsse  des  akademischen  Senates  kann 
nicht  die  Bedeutung  zukommen,  daß  hiedurch  dem  Rechte  und  der  Pflicht 
der  akademischen  Behörden,  die  Grenzen  ihrer  DiszipUnargewalt  in  jedem 
einzelnen  Falle  zu  prüfen,  irgendwie  präjudiziert  würde.  Es  liegt  demnach 
auch  für  das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  kein  Anlaß  vor,  in 
eine  nähere  Erörterung  der  in  dem  Gutachten  der  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen Fakultät  geltend  gemachten  Anschauung  einzugehen. 

^)  VgL  dU  Bestimmungen  bezüglich  der  EinJähHg-Freiwäligen  Nr.  550  (§  1)  und  Nr.  551 
(^§  1  und  2). 

•)  5.  Nr,  533. 

*)  Ein  Studierender  kann  vom  akademischen  Senate  einer  Universität,  an  der  er  immatrikuliert 
ist,  auch  /Sr  solche  Handiungen  diszipünariter  verantwortlich  gemacht  werden,  die  er  an  einer 
anderen  Universität,  an  der  er  früher  immatrikaüert  war,  oder  während  der  Zwischenzeit  zwischen 
beiden  ImmatrUaüationen  begangen  hat.  (MinAlä  Z.  266/KUM  ex  1991  und  MinAkt  Z.  19.166 
ex  1991.) 

*)  s.  Nr.  523. 

*)  Dieser  Beschließ  lautete  attf  Einstellung  des  Disziplinarverfahrens,  weil  die  Beireffenden  das 
Juristische  Quadriennium  bereits  absoMert  halten  and  in  der  Ablegung  der  Rigorosen  begriffen  seien. 
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Indes  kann  ich  nicht  umhin  zu  bemerken,  daß  unabhän^g  von  der  Aus- 
übung der  eigentlichen  Disziplinargewalt  den  akademischen  Behörden  im 
allgemeinen  die  Befugnis  nicht  abgesprochen  werden  kann,  gegen  Besucher 
der  Universität,  sowie  gegen  Prüfungskandidaten  und  Rigorosanten  ent- 
sprechend vorzugehen,  wenn  dies  im  Interesse  der  Ordnung  und  Disziplin 
oder  überhaupt  des  Zweckes  der  Universität  erforderlich  erscheint^) 

Was  aber  insbesondere  die  Nichtzulassung  relegierter  Studierender 
zu  akademischen  Prüfungen  an  jener  Universität,  von  der  sie  relegiert 
worden  sind,  anbelangt,  so  muß  wohl  berücksichtigt  werden,  daß  sich  die- 
selbe nicht  als  eine  neuerliche  Äußerung  der  akademischen  Disziplinar- 
gewalt, sondern  als  einen  von  selbst  sich  ergebende  Wirkung  einer 
früher  verhängten  Strafe  darstellt,  und  somit  die  zeitliche  Grenze  der 
Disziplinargewalt  in  dieser  Beziehung  nicht  ausschließlich  maßgebend 
sein  kann.  

Nr.  637. 

Aas  dem  Erlasse  des  Ministers  fOr  K.  a.  U.  vom  18.  Mflrz  1892, 

Z.  442/KUM. 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Lemberg, 
(betreffend  den  Einfluß  eines  freisprechenden  strafgerichflichen  Urtefls 

anf  das  Disziplinarverfahren).^ 

Ein  freisprechendes  strafgerichtliches  Urteil  involviert  schon  nach  der 
inneren  Verschiedenheit  der  bei  dem  einen  und  dem  anderen  Verfahren  in 
Betracht  kommenden  entscheidenden  Momente  keineswegs  auch  die  diszi- 
plinare Straflosigkeit,  vielmehr  kann  gerade  ein  solches  Urteil  je  nach  Um- 
ständen geeignet  sein,  den  Unterrichtsbehörden  die  erhöhte  Pflicht  um  so 
strengerer  disziplinarer  Ahndung  aufzuerlegen. 


Nr.  638. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  d.  U.  vom  2.  Dezember  1892,  Z.  2236/KniL 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Krakau, 

(betreffend  die  Wirkung  einer  strafgerichtlichen  Answelsong  auf  die 

Immatrikttlation  und  die  Dnrchffihmng  des  Disziplinarverfahrens). 

Die  Immatrikulation  eines  Ausländers  kann  infolge  des  Umstandes 
allein,  daß  gegen  denselben  durch  Strafurteil  die  Ausweisung  ausgesprochen 

*)  Auch  noA  dem  heutigen  Stande  der  Gesetzgebung  ist  es  nicht  als  geradezu  ausgesdUossen 
zu  bezeichnen,  daß  die  akademischen  Behörden  einen  Rigorosanten  quasi  im  Disziplinanfege  pwi 
der  Fortsetzung  der  Rigorosen  ausschii^n,  von  dem  Qesic/itspunkte  ausgehend,  dqß  wer  zur 
Strafe  relegiert  werden  Itönnte,  Oberhaupt  nicht  die  an  der  Universität  bestehenden  Einriektangen 
behufs  Erlangung  akademischer  Berechtigungen  JSr  sich  in  Anspruch  nehmen  dürfe.  (MinAkt 
Z.  2tJ304  ex  18S9.)  —  Vgl,  auch  den  MinErL  vom  Z  November  J904,  Z.  31.4f9  (s.  Nr.  499  bj^ 
betreffend  die  Frage  der  Zulassung  eines  stntfgeriehtiieh  verurteilten,  noch  im  Pr^iuigssiadiam 
befindliehen  Kandidaten  des  Doktorates  zur  Fortsetzung  der  Rigorosen, 

•)  Laut  MinErL  vom  //.  Dezember  1991,  Z,  2155/KUM,  Ist  der  Umstand,  dqß  die  stn^- 
gerichtliche  Untersuchung  gegen  einen  Studierenden  aber  Ah.  Entschließung,  beziehungsweise  aber 
Antrag  der  Staatsanwaltschqft  eingestellt  wurde,  an  sich  nicht  geeignet,  die  Umgangnakme  von 
der  Einleitung  der  Disziplinaruntersuchung  zu  begründen,  —  Vf^  auch  Nr.  531. 
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wurde,  weder  als  nichtig,  noch  mit  dieser  Ausweisung  erioschen  angesehen 
werden.  Vielmehr  besteht  die  Wirkung  der  gerichtlichen  Ausweisung  auf 
die  Immatrikulation  nur  darin,  daß  die  mit  der  Immatrikulation  verbundenen 
Rechte  auf  die  Dauer  der  Ausweisung  tatsächlich  nicht  ausgeübt  werden 
können. 

Bezüglich  des  Studierenden  N.  N.  ergibt  sich  femer  aus  dem  Umstände, 
daß  derselbe  noch  im  Sommersemester  1892  rite  inskribiert  war  und  daß 
das  laufende  Wintersemester  das  erste  Semester  ist,  in  welchem  er  seine 
Studien  unterbrochen  hat,  wonach  also  seine  Immatrikulation  im  Sinne  des 
§  6,  lit  c  der  allgemeinen  Studienordnung  ^)  noch  nicht  erloschen  ist,  daß 
der  Genannte  der  Jurisdiktion  des  akademischen  Senates  der  Krakauer 
Universität  noch  für  die  ganze  Dauer  des  laufenden  Wintersemesters  unter- 
steht, daß  also  das  Disziplinarverfahren  wider  denselben  jederzeit  ein- 
geleitet werden  kann. 

Es  wird  sohin  Sache  des  akademischen  Senates  sein,  bei  seiner  be- 
züglichen Judikatur  zu  entscheiden,  ob  die  durch  das  strafgerichtliche  Ver- 
fahren wider  N.  N.  erwiesenen  Tatsachen  nicht  schon  für  sich  allein  und 
ohne  eine  weitere  Vernehmung  desselben  zu  erheischen,  zur  Fällung  eines 
Disziplinarerkenntnisses,  respektive  zur  Verhängung  einer  Disziplinarstrafe 
wider  ihn  genügen,  wobei  nicht  außer  acht  bleiben  dari,  daß  die  Unmög- 
lichkeit der  Einvernehmung  an  sich,  zumal  sie  durch  den  Inkulpaten  ver- 
schuldet ist,  der  Durchführung  des  Disziplinarveriahrens  nicht  im  Wege  steht 

Die  eventuell  auf  Grund  dieses  Veriahrens  auszusprechende  Disziplinar- 
strafe wäre  nach  §  19  der  provisorischen  Disziplinarordnung')  für  die 
Universitäten  in  die  Universitätszeugnisse  aufzunehmen,  so  daß  dieselbe 
keineswegs  als  wirkungslos  und  unvollstreckbar  bezeichnet  werden  kann. 

Sollte  das  durch  die  gerichtliche  Strafuntersuchung  erlangte  Material 
zur  Durchführung  der  Disziplinaruntersuchung  im  obigen  Sinne  keine  ge- 
nügende Handhabe  bieten,  so  bliebe  nichts  übrig,  als  es  bei  dem  Be- 
schlüsse der  Einleitung  einer  Disziplinaruntersuchung  bewenden  zu  lassen 
und  den  ho.  Eri.  vom  19.  Dezember  1888,  Z.  26.087,  MVBNr.  10  ex 
1889,*)  sinngemäß  zur  Anwendung  zu  bringen. 


Nr.  639. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  29.  Jnnl  1893. 

Z.  U31/KUM. 

an  den  Rektor  der  Wiener  Universität, 
(betreffend  den  ElnfluB  einer  gegen  einen  Studierenden  eingeleiteten 
strafgerichtlichen  Untersuchung  auf  die  Durchführung  des  Disziplinar- 
verfahrens). 

Nach   dem   von   Euer  .  .  .   erstatteten   Berichte   vom   24.    Juni   1893, 
Z.  2803,  hat  der  akademische  Senat  der  Wiener  Universität  den  Beschluß 

*)  5.  Nr.  365. 
•)  #.  Nr.  523. 
•)  #.  Nr.  533. 
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gefaßt,  mit  der  Durchführung  des  Disziplinarverfahrens  gegen  jene  Studie- 
rende, welche  an  der  .  .  .  Demonstration  teilgenommen  haben,  bis  zu  dem 
Zeitpunkte  zuzuwarten,  in  welchem  ihm  das  Ei^ebnis  der  aus  dem  gleichen 
Anlasse  gegen  die  genannten  Studierenden  eingeleiteten  strafgerichtlichen 
Untersuchung  vorliegen  wird. 

Diesen  Beschluß  des  akademischen  Senates  vermag  ich  nur  unter 
der  Voraussetzung  als  in  den  bestehenden  Disziplinarvorschriften  begründet 
zu  erkennen,  daß  dem  akademischen  Senate  ein  genügendes  Material  zur 
endgültigen  Beurteilung  des  im  Disziplinarwege  zu  ahndenden  Vergehens 
nicht  vorliegen  würde,  zumal  der  Gebrauch,  die  Durchführung  der  Disziplinar- 
untersuchung wider  Studierende  im  Falle  einer  strafgerichtlichen  Prozedur 
gegen  dieselben  bis  zur  Finalisierung  der  betreffenden  Strafverhandlung 
zu  vertagen,  lediglich  auf  Zweckmäßigkeitsgründen  beruht,  deren  Abgang 
in  einzelnen  Fällen  ein  Abgehen  von  diesem  Gebrauche  von  selbst  geboten 
erscheinen  läßt.^) 

Np.  540. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  f flr  K.  n.  U.  vom  28.  November  1893, 

Z.  2083/KUM. 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Innsbruck, 
(betreffend  die  Einschränkung  der  den  akademischen  Behörden  zn- 
kommenden  Disziplinarbefugnisse  aof  den  Bereich  der  eigenen  Uni- 
versität). 

Es  bleibt  den  akademischen  Behörden  unbenommen,  Personen,  deren 
Verhalten  die  akademische  Disziplin  zu  gefährden  geeignet  ist,  von  der 
Universität  fernzuhalten,  beziehungsweise  denselben  die  Teilnahme  an  den 
Einrichtungen  der  Universität  auf  eine  bestimmte  Zeit  oder  für  immer  zu 
versagen. 

Diese  den  akademischen  Behörden  zustehende  Befugnis,  für  die  Auf- 
rechthaltung der  akademischen  Ordnung  und  Disziplin  zu  sorgen  und  Ver- 
letzungen derselben  nach  Umständen  durch  entsprechende  Maßnahmen 
hintanzuhalten,  kann  sich  jedoch  schon  ihrem  Zwecke  nach  nur  auf  die 
eigene  Universität  erstrecken.  Dagegen  läßt  sich  in  den  derzeit  bestehenden 
Vorschriften  kein  genügender  Anhaltspunkt  für  eine  Ausdehnung  dieser 
Befugnis  in  der  Richtung  finden,  daß  einer  außerhalb  der  eigenüicfaen 
Disziplinarstrafgewalt  der  akademischen  Behörde  stehenden  Person  die  Fort- 
setzung der  Studien  oder  Prüfungen  an  einer  anderen  Universität  verwehrt 
werde.  Vielmehr  geht  auch  aus  der  Bestimmung  des  §  16  der  provisori- 
schen Disziplinarordnung')  klar  hervor,  daß,  insofern  es  sich  um  nicht 
immatrikulierte  Hörer  oder  Besucher  einzelner  Vorlesungen  handelt,  deren 

0  Im  MlnErl.  vom  8,  November  1991,  Z,  19,166,  an  den  Statthalter ßir  Tirol  wurde  heautkt, 
dßß  der  Erlqß  des  Justizministeriums  vom  27.  Februar  1855,  ROBNr,  39  (s.  Nr.  526),  dmnksus 
nicht  aussehli^,  gegen  einen  Studierenden  nach  Mqßgabe  der  Disziplinarvorschriften  aaek  vor 
dem  Abschlüsse  eines  gleichzeitig  gegen  ihn  ettva  anhängigen  strqfgericktlichen  Verfahrens  vor- 
zugehen, insofern  dies  als  sachdienlich  angesehen  wird. 

■)  s.  Nr.  523. 


Disziplinarvorschriften  ffir  Studierende.  ggg 

Ausschließung  nur  für  jene  Universität  ausgesprochen  werden  kann,  an 
welcher  sie  sich  eine  Verletzung  der  akademischen  Ordnung  haben  zu 
Schulden  kommen  lassen.  

Nr.  541. 
Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  yom  25.  Mal  1894,  Z.  10.275, 

an  die  Rektorate  der  Universitäten  in  Wien,  Graz,   Innsbruck  und 

Czemowitz, 
(betreffend  die  an  die  bosnisch -herzegovinischen  Landesstipendisten 
ergangene  Weisung,  sich  Jeder  öffentlichen  politischen  Kundgebung  zu 

enthalten). 

Das  k.  u.  k.  gemeinsame  Finanzministerium  hat  infolge  Zuschrift  vom 
7.  Mai  1894,  Z.  ad  66/Pr.  B.  H.  anläßlich  eines  vorgekommenen  Falles  be- 
schlossen, den  sämtlichen  bosnisch-herzegovinischen  Landesstipendisten  die 
Weisung  zu  erteilen,  sich  bei  sonstiger  Entziehung  ihrer  Stipendien  jeder 
öffentlichen  politischen  Kundgebung  zu  enthalten,  wobei  nachdrücklichst 
hervorgehoben  wurde,  daß  der  meritorische  Inhalt  solcher  Kungebungen 
hiebei  vollkommen  irrelevant  sei,  daß  also  alle  derartigen  Kundgebungen 
auch  ganz  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Tendenz  in  das  obige  Verbot  ein- 
begriffen sind. 

Das  Rektorat  wird  ersucht,  dieses  Verbot, 
(für  das  Universitätsrektorat  Wien:)    welches  den  an  der  dortigen  Hoch- 
schule derzeit  studierenden  bosnisch-herzegovinischen  Landesstipendisten  un- 
mittelbar seitens   des   k.  u.  k.   gemeinsamen    Finanzministeriums   mitgeteilt 
worden  ist,  vom  nächsten  Semester  ab, 
(für  die  übrigen  Rektorate:)  sofort  und  künftighin, 

(für  alle:)  im  Anfange  eines  jeden  Semesters  in  entsprechender  Weise 
zu  verlautbaren  und 

(für  die  Rektorate  Graz,  Innsbruck  und  Czernowitz:)  den  Vollzug  der  Ver- 
lautbarung im  gegenwärtigen  Semester,  sowie 

(für  alle:)  die  wegen  weiterer  Sicherstellung  dieser  Bekanntmachung  ge- 
troffenen Maßnahmen  anher  anzuzeigen. 

Zugleich  wird  das  Rektorat  ersucht,  Beteiligungen  von  unterstehenden 
bosnisch-herzegovinischen  Landesstipendisten  an  öffentlichen  politischen 
Kundgebungen,  welche  zur  dortigen  Kenntnis  gelangen,  jedesmal  unge- 
säumt  der   kompetenten   Landesstelle   mitzuteilen. 


Nr.  542. 
Erlafi  des  Ministers  fDr  K.  u.  U.  vom  25.  Jonl  1899,  Z.  3333, 

an    die    Rektorate   der   Universitäten    in    Innsbruck,    Czemowitz   und 

Prag  (deutsch), 

(womit  das  Recht  des  akademischen  Senates,  die  im  §  13  der  Disziplinar- 
ordnnng  nnter  Zahl  1  angeführte  Art  der  Ahndung  disziplinarer  Ver- 
gehen als  Strafe  zu  verhängen,  anerkannt  wird). 

Die  mit  ho.  Erl.  vom  22.  März  1898,  Z.  898,  an  sämtliche  hierländige 
Universitäten  [mit  Ausnahme  von  jener  in  Innsbruck]  ergangene  Anfrage» 
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ob  der  akademische  Senat  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  der  §§18 
und  19  der  provisorischen  Disziplinarordnung^)  für  die  Universitäten  sich 
berechtigt  halte,  die  im  §  13  unter  Z.  1  daselbst  angeführte  Art  der  Ahn- 
dung disziplinarer  Vergehen  „Ermahnung  und  Verwarnung  durch  den  Dekan 
allein  oder  vor  dem  Lehrkörper''  als  Strafe  zu  verhängen,  wurde  von  der 
überwiegenden  Zahl  derselben  bejahend  mit  dem  Bemerken  beantwortet, 
daß  die  Disziplinarordnung  bereits  bisher  in  diesem  Sinne  gehandhabt 
wurde  und  daß  nur  bei  leichteren  Vergehen  die  Oberweisung  der  Angelegen- 
heit an  den  Dekan  der  betreffenden  Fakultät  zur  Amtshandlung  im  Sinne 
des  §  18  der  Disziplinarordnung  erfolgte. 

Hievon  wird  das  Rektorat  mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  .  .  . 
mit  dem  Ersuchen  in  Kenntnis  gesetzt,  in  geeigneter  Weise  dafür  Vorsorge  zu 
treffen,  daß  der  obgedachte,  mit  den  bestehenden  Vorschriften  vollkommen 
in  Einklang  stehende  Vorgang  auch  an  der  Universität  in  .  .  .  gegebenen- 
falls eingehalten  werde. 


9.  Studentenvereine  und  -Versammlungen.^ 


Np.  643. 

Erlaß  des  Ministeriums  fflr  K.  d.  ü.  vom  10.  September  1854, 

Z.  13.748, 

an  das  Universitätskonsistorium  zu  Wien  und  die  akademischen  Senate  zu 
Prag,  Krakau,  Lemberg,  [Olmütz],  Graz,  Innsbruck, 

(womit  angeordnet  wird,  daß  von  dem  Stattfinden  gesetzlich  zulSssiger 
Versammlungen  der  Studierenden  in  Jedem  einzelnen  Falle  die  k.  k. 

Polizeibehörde  zu  verstfindigen  ist). 

Aus  Anlaß  der  in  einem  speziellen  Falle  entstanden»!  Frage,  ob 
und  in  welcher  Weise  die  k.  k.  Polizeidirektionen  von  Versammlungen 
der  Studierenden,  insofern  solche  überhaupt  gesetzlich  zulässig  sind,  vor- 
läufig zu  benachrichtigen  seien,  wird  im  Einverständnisse  mit  der  k.  k. 
Obersten  Polizeibehörde  angeordnet,  daß  in  Qemäßheit  der  Bestimmungen 
der  §§7  bis  10  der  für  die  k.  k.  Universitäten  geltenden  Disziplinar- 
ordnung vom  13.  Oktober  1849^)  zu  den  innerhalb  der  Grenzen  dieser 
Paragraphen  abzuhaltenden  Versammlungen  der  Studierenden  zwar  nur  die 
Bewilligungen  des  Rektors  einzuholen,  daß  jedoch  in  jedem  einzelnen  Falk 
die  k.  k.  Polizeibehörde  davon,  daß  eine  solche  Versammlung  stattfinden 
werde,  in  kurzem  Wege  zu  verständigen  und  ihr  hiebei  auch  der  Gegenstand 
der  Beratung  bekanntzugeben  sei. 


»)  s.  Nr.  523. 

■)  Vgl.  hiezu  die  Gesetze  vom  15.  November  1867,  RQBNr.  134  und  135. 
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Np.  544. 
Erlafi  des  Ministers  des  Innern  vom  10.  April  1868,  Z.  1417/M.  L, 

an  die  Statthalterei  in  Böhmen,  Qalizien,  Mähren,  Steiermark  und  Tirol,^) 
(betreffend  die  Behandlung  der  Stttdentengeselligkeltsvereine). 

Aus  Anlaß  eines  vorgekommenen  Falles,  wo  eine  Studentenverbindung 
förmliche  Statuten  für  einen  Qeselligkeitsverein  der  Landesstelle  zur  Be- 
stätigung vorgelegt  hatte,  gebe  ich  mir  die  Ehre,  Euer  ...  im  Einver- 
nehmen mit  dem  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  zur  gefälligen  Danach- 
achtung zu  eröffnen,  daß  in  jenen  Fällen,  wo  es  sich  nicht  um  eine  den 
Behörden  nicht  zur  Kenntnis  gebrächte,  bloß  gesellige  Verbindung  der 
Studenten  handelt,  sondern  die  Gründung  eines  förmlichen  Vereines  beab- 
sichtigt, und  die  nach  §  4  des  Vereinsgesetzes')  vorgeschriebene  Anzeige 
unter  Vorlage  der  Statuten  erstattet  wird,  ein  solches  Einschreiten  nach 
Maßgabe  des  Vereinsgesetzes  vom  15.  November  1867')  zu  behandeln  sei, 
durch  dessen  §  38  die  Bestimmung  des  §  11  der  Disziplinarordnung  vom 
13.    Oktober  1849*)   in  dieser   Beziehung  derogiert  erscheint 


Nr.  545. 

Ans  dem  Erlasse  des  HlnlsterlDms  fflr  K.  o.  U.  vom  10.  Ml  1868. 

Z.  4873, 

an  die  Statthalter  in  Böhmen,  Mähren,  Steiermark,  Tirol  und  Galizien, 

(betreffend  das  Verhältnis  des  Vereins-  und  Versammlungsgesetzes  vom 
15.  November  1867,  ROBNr.  134  nnd  135,  zn  der  Disziplinarordnttng 

vom  13.  Oktober  1849,  ROBNr.  418). 

Durch  den  §  38  des  Vereinsgesetzes*)  ist  der  §  12  der  Disziplinar- 
ordnung,") insoweit  er  sich  auf  die  Teilnahme  von  Studierenden  der  Hoch- 
schulen an  Vereinen  Nichtstudierender  bezieht,  nicht  als  aufgehoben  zu 
betrachten. 

In  Beziehung  auf  politische  Vereine  sind  die  Bestimmungen  des 
IL  Absatzes  des  Vereinsgesetzes,  insbesondere  der  §  30  desselben  maß- 
gebend^) 

Was  jedoch  die  Versammlungen  von  Studierenden  anbelangt,  so  bleiben, 
da  das  Gesetz  über  das  Versammlungsrecht  vom  15.  November  1867^) 
keine  dem  obzitierten  §  38  des  Vereinsgesetzes  analoge  allgemeine  dero- 


')  DU  Qrundzüge  dieses  Erlasses  wurden  unter  einem  dem  SiaWiaUer  Jür  Niederösterreieh 
aas  Anlqß  eines  besonderen  Falles  mügeteiit. 

■)  Qeseiz  vom  15.  November  1967,  RQBNr,  134. 

^  s.  Nr.  523. 

*)  Nach  §  30  des  Vereinsgesetees  dOrfen  Ausländer,  Frauenspersonen  und  Minderjährige 
nicht  als  Mitglieder  politischer  Vereine  aufgenommen  werden. 

»)  Qes€tz  vom  15.  November  1967,  RQBNr.  135. 
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gatorische  Anordnung  enthält,  nicht  nur  die  bezüglichen  Bestimmungen 
der  §§7  bis  10,  sondern  auch  des  §  12,  soweit  sich  dieselben  auf  das 
Recht  des  akademischen  Senates  beziehen,  den  Studierenden  die  Teilnahme 
an  bestimmten  Versammlungen  Nichtstudierender  zu  untersagen,  nach  wie 
vor  in   Geltung. 

Np.  546. 

Erlafi  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  20.  Jonl  1876,  Z.  7914, 

MVBHr.  24, 

an  die   Rektorate  aller  Universitäten,  technischen   Hochschulen,   der  Aka- 
demie  der   bildenden    Künste   und   der   Handelshochschule   in    Wien, 

mit  Weisungen  in  Sachen  der  Stttdentenverbindttngen. 

In  der  Anlage  erhält  das  Rektorat  einen  Erlaß  des  Herrn  Ministers 
des  Innern  in  Sachen  der  Studentenverbindungen,  welcher  unter  einem 
an  sämtliche  Landeschefs  ergeht. 

Das  Rektorat  wird  aufgefordert,  diesen  Erlaß  den  Studierenden  bekannt- 
zugeben und  die  Befolgung  desselben,  soweit  dies  in  den  Wirkungskreis 
der  akademischen  Behörden  gehört,  strenge  zu  überwachen.  * 

Bei  diesem  Anlasse  bringe  ich  zugleich  in  Erinnerung,  daß  zwar  die 
Studentenverbindungen  als  solche  nicht  der  akademischen,  sondern  der  all- 
gemeinen Vereinsaufsicht  unterliegen,  daß  aber  die  Studierenden  persön- 
lich auch  für  jenes,  was  sie  in  der  Eigenschaft  als  Mitglieder  eines 
Vereines  unternehmen,  ihren  akademischen  Behörden  verantwortlich  bleiben 
und  hiefür  in  Disziplinarbehandlung  gezogen  werden  können. 

Eine  solche  Disziplinarbehandlung  wird  insbesondere  stets  dann  ein- 
zuleiten sein,  wenn  dem  Rektorate  seitens  der  politischen  Behörde  die 
Anzeige  zukommt,  daß  einer  Studentenverbindung  eine  Verwarnung  erteilt, 
oder  daß  die  Auflösung  einer  solchen  Verbindung  rechtskräftig  besdilossen 
wurde. 

Endlich  ist  bei  diesem  Anlasse  den  Studierenden  bekanntzugeben,  daß 
sich  in  Hinkunft  als  „Studentenverbindungen^'  oder  als  „akademische"  Ver- 
bindungen nur  solche  Vereine  werden  konstituieren  dürfen,  welche  aus- 
schließlich aus  Studierenden  bestehen. 

Anmerkung.    Der  mitgeteilte  Erlaß  des  Ministers  des  Innern  lautet: 

Erlaß  des  Ministers  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  fir 
K.  11.  U.  ddto.  1.  Juni  1876,  Z.  2209/M.  L,  an  alle  Landeschefs  in  Sachen 

der  Studentenverbindungen. 

Im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Ministerium  für  Kultus  und  Unter- 
richt findet  das  Ministerium  des  Innern  in  der  Erwägung,  daß  weder  das 
Gesetz  über  das  Vereinsrecht  vom  15.  November  1867,  RQBNr.  134,  nodi 
auch  ein  anderes  seither  erflossenes  Gesetz  Sonderbestimmungen  über 
Studentenvereine  enthalten,  hiemlt  anzuordnen,  daß  alle  bereits  bestehenden 
Studentenverbindungen,  welche  als  Vereine  im  Sinne  des  Gesetzes  vom 
15.  November  1867,  RGBNr.  134,  anzusehen  und  nicht  bereits  nach  den 
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Vorschriften  dieses  Gesetzes  gebildet  sind,  sich  bei  Vermeidung  der  gesetz- 
lichen Folgen  binnen  drei  Monaten  vom  Tage  der  Verlautbarung  dieser 
Anordnung  den  gedachten  Vorschriften  gemäß  zu  benehmen,  somit  um- 
zubilden, oder  aber  aufzulösen  haben,  daß  ferner  alle  künftig  entstehenden 
solchen  Verbindungen  nur  nach  den  Bestimmungen  des  mehr  bezogenen 
Gesetzes  sich  konstituieren  dürfen. 

Die  akademischen  Behörden,  namentlich  die  Rektorate  der  Universitäten, 
der  technischen  Hochschulen,  der  Akademie  der  bildenden  Künste  und  der 
Handelshochschule  in  Wien  sind  durch  das  k.  k.  Ministerium  für  Kultus 
und  Unterricht  angewiesen  worden,  den  Studierenden  der  Hochschulen  diese 
Anordnung  durch  Anschlag  auf  dem  schwarzen  Brette  bekanntzugeben. 
Dabei  wird  auch  verlautbart,  daß  die  Studierenden  für  ihre  Haltung  als 
Angehörige  eines  Vereines  —  unabhängig  von  den  im  Vereinsgesetze  ge- 
setzten Folgen  —  auch  ihrer  akademischen  Disziplinarbehörde  verantwort- 
lich bleiben,  weshalb  immer,  wenn  gegen  einen  derartigen  Verein  eine 
Verfugung  nach  dem  Vereinsgesetze  Platz  greift,  davon  die  betreffende 
akademische  Disziplinarbehörde  in  Kenntnis  zu  setzen  sein  wird. 

Ich  ersuche  nun  Hochdieselben  die  mit  der  Durchführung  des  Vereins- 
gesetzes und  der  bezüglichen  staatlichen  Aufsicht  betrauten  Organe  hievon 
entsprechend  zu  verständigen,  die  genaue  Durchführung  der  getroffenen 
Maßregeln  zu  überwachen,  und  über  diesen  Gegenstand  bis  1.  September  d.  J. 
zu  berichten. 

Übrigens  möchte  ich  bei  diesem  Anlasse  nicht  unbemerkt  lassen,  daß 
Vereine,  welche  sich  als  Studentenverbindungen  bezeichnen  oder  gerieren, 
z.  B.  das  Prädikat  „akademisch'',  oder  ein  analoges  führen,  nur  aus 
Studierenden  bestehen  dürfen. 


Nr.  547. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  d.  U.  im  ElnTemehmen  mit  dem 
Minister  des  Innern  vom  26.  Februar  188L  Z.  2202,  MVBNr.  24p 

an    die   akademischen   Senate   der   Universitäten   und   die    Rektorate    der 

technischen  Hochschulen, 

betreffend    die    EInilnßnahme   der   akademischen    Behörden  bei    der 

Orfindttng  von  Studentenverelnen. 

Anläßlich  eines  speziellen  Falles  hat  sich  das  Ministerium  für  Kultus 
und  Unterricht  veranlaßt  gesehen,  bei  dem  Ministerium  des  Innern  die 
Frage  anzuregen,  ob  nicht  den  akademischen  Disziplinarbehörden  bei  der 
Gründung  von  Studentenvereinen  eine  angemessene  Einflußnahme  einzu- 
räumen wäre. 

Das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  hat  bei  der  Erörterung 
dieser  Frage  hervorgehobei\,  daß  es  in  manchen  Fällen  bedenklich  sei, 
wenn  bei  Bildung  von  Studentenvereinen  einerseits  das  Prinzip  der  staat- 
lichen Genehmigung  ausgeschlossen  ist  und  andrerseits  den  akademischen 
Behörden  keinerlei  Einflußnahme  auf  diese  Vereine  zukommt,  weil  es  auf 

Univertititsgeselzc.  42 
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diese  Art  möglich  wird,  daß  ein  Studentenverein,  dessen  Bestand  und  Statuten 
mit  der  akademischen  Disziplin  und  den  Aufgraben  des  akademischen  Lebens 
nicht  im  Einklänge  stehen,  zur  Bildung  gelangt,  ohne  daß  der  akademischen 
Disziplinarbehörde  auch  nur  Gelegenheit  gegeben  würde,  sich  diesfalls  aus- 
zusprechen. 

Wenn  nun  gleich  die  Studentenvereine  als  solche,  sowohl  was  ihre 
Gründung,  als  die  Aufsicht  über  dieselben  anbelangt,  nach  den  diesfalls  vom 
Ministerium  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  für  Kultus 
und  Unterricht  festgestellten  Grundsätzen  nicht  unmittelbar  unter  die  akade- 
mischen, sondern  zunächst  unter  die  allgemeinen  Vereinsvorschriften  fallen, 
so  schließt  dies  doch  keineswegs  aus,  daß  auch  den  akademischen  Be- 
hörden innerhalb  des  Rahmens  des  Vereinsgesetzes  eine  entsprechende 
Ingerenz  vom  Standpunkte  der  Disziplinarvorschriften  eingeräumt  weide, 
wie  denn  auch  bereits  mit  dem  Erlasse  des  Ministeriums  des  Innern  vom 
1.  Juni  1876,  Z.  2209/M.  I.,  ausgesprochen  wurde,  daß  die  Studierenden 
für  ihre  Haltung  als  Angehörige  eines  Vereines  auch  ihrer  akademischen 
Disziplinarbehörde  verantwortlich  bleiben. 

In  Obereinstimmung  hiemit  findet  demnach  das  Ministerium  des  Innen 
einvemehmlich  mit  dem  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  nach- 
stehendes  anzuordnen  : 

In  jedem  Falle  der  Erstattung  einer  Anzeige  über  die  beabsichtigte 
Gründung  eines  Studentenvereines  ist  vorläufig  der  akademische  Senat  unter 
Übermittlung  eines  Exemplares  der  vorgelegten  Statuten  um  seine  Äußerung 
vom  Standpunkte  der  akademischen  Disziplinarvorschriften  anzugehen. 

Die  bezügliche  Anfrage  ist  im  Hinblicke  auf  die  im  §  6  des  Vereins- 
gesetzes vorgezeichnete  Untersagungrsfrist  von  vier  Wochen  mit  größter 
Beschleunigung,  und  zwar  womöglich  binnen  drei  Tagen,  an  den  akade- 
mischen Senat  zu  leiten. 

Erklärt  die  akademische  Behörde  innerhalb  einer  Frist  von  acht  Tagen, 
daß  der  projektierte  Verein  im  Hinblicke  auf  seine  Statuten,  nach  seinem 
Zwecke  oder  nach  seiner  Einrichtung  gegen  die  bestehenden  akademischen 
Disziplinarvorschriften  verstößt,  so  hat  die  Landesstelle  unter  entsprechender 
Rücksichtnahme  auf  diesen  Anspruch  nach  §  6  des  Gesetzes  vom  15.  No- 
vember  1867   über  das   Vereinsrecht   instanzmäßig  das   Amt  zu   handeln. 

Wenn  binnen  acht  Tagen  nach  Übermittlung  der  Statuten  an  den 
akademischen  Senat  derselbe  eine  Äußerung  nicht  erstattet,  so  hat  die 
Landesstelle  ohneweiters  mit  der  instanzmäßigen  Amtshandlung  unter  der 
Annahme  vorzugehen,  daß  der  projektierte  Verein  vom  Standpunkte  der 
akademischen   Disziplinarvorschriften   nicht  als  gesetzwidrig  sich   darstellt 

Indem  ich  den  akademischen  Senat  hievon  in  Kenntnis  setze,  fordere 
ich  denselben  zugleich  auf,  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  die  bezQg-liche 
von  der  Vereinsbehörde  gewünschte  Äußerung  vorkommendenfaUs  stets 
binnen  längstens  acht  Tagen  abgegeben  werde. 
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Auszug  ans  dem  Gesetze  vom  11.  April  1889,  RGBNr.  41  MTBNr.  27, 

betreffend  die  Elnffllirttiig  eines  neuen  Wehrgesetzes. 

Artikel    I. 

Die  Bestimmungen  des  mit  dem  Gesetze  vom  5.  Dezember  1868 
(RGBNr.  151),  womit  für  die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  die  Erfüllung  der  Wehrpflicht  geregelt  wird,  eingeführten  und  durch 
das  Gesetz  vom  2.  Oktober  1882  (RGBNr.  153)  teilweise  abgeänderten 
»^Wehrgesetzes^'  werden  hiemit  außer  Kraft  gesetzt  und  haben  in  Hinkunft 
zu  lauten,  wie  folgt: 

Artikel    II. 

Wehrgesetz. 

§  24.  Inländern,  welche  die  in  den  nachfolgenden  Paragraphen  25, 
2b,  27,  28  und  29  festgestellte  Vorbildung  nachweisen,  wird  im  Frieden  die 
Begünstigung  eines  nur  einjährigen  Präsenzdienstes  zuerkannt 

Von  dieser  Begünstigung  ist  ausgeschlossen  derjenige,  welcher  wegen 
eines  Verbrechens  oder  wegen  aus  Gewinnsucht  verübter  Vergehen  oder 
Übertretungen,  oder  wegen  eines  die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden 
Vergehens  rechtskräftig  verurteilt  wurde. 

Nach  Ableistung  des  einjährigen  Präsenzdienstes  werden  jedoch  nur 
diejenigen  in  die  Reserve  übersetzt,  welche  den  in  den  erwähnten  Para- 
graphen noch  weiters  festgestellten  Anforderungen  entsprochen  haben. 

Der  einjährige  Präsenzdienst  kann  entweder  im  Soldatenstande  oder 
als  Mediziner,  Pharmazeut  oder  Veterinär  abgeleistet  werden. 

§  25.  Die  Begünstigpng  des  einjährigen  Präsenzdienstes  im  Soldaten- 
stande des  Heeres  und  der  Landwehr  erlangen  ohne  Rücksicht,  ob  die 
Assentierung  freiwillig  oder  im  Wege  der  Haupt-  oder  gerechtfertigten 
Nachstellung  erfolgt,  diejenigen  Inländer,  die: 

a)  spätestens  am  1.  März  jenes  Jahres,  für  welches  ihre  Stellung 
erfolgt,  ein  öffentliches  oder  mit  dem  Rechte  der  Öffentlichkeit  ausgestattetes 
inländisches  Obergymnasium,  eine  solche  Oberrealschule  oder  eine  diesen 
gleichgestellte  Lehranstalt  mit  Erfolg  absolviert  habend 

b)  am  1.  März  jenes  Jahres,  für  welches  ihre  Stellung  erfolgt,  im 
letzten  Jahrgange  einer  achtklassigen  öffentlichen  oder  mit  dem  Rechte 
der  Öffentlichkeit  ausgestatteten  Mittelschule  des  Inlandes  sich  befanden 
und  dieselbe  spätestens  bis  1.  Oktober  desselben  Jahres  mit  Erfolg  absol- 
viert haben; 

c)  bis  zum  1.  März  jenes  Jahres,  in  welchem  sie  das  21.  Lebensjahr 
Vollenden,  eine  Prüfung  vor  einer  hiezu  bestellten  gemischten  Kommission 
mit  entsprechendem  Erfolge  abgelegt  haben. 
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Welche  öffentlichen  oder  mit  dem  Rechte  der  Öffentlichkeit  ausge- 
statteten Lehranstalten  des  In-  und  Auslandes  den  inländischen  Obeigym- 
nasien  und  Oberrealschulen  als  gleichgestellt  zu  betrachten  sind,  dann  in 
welcher  Weise  die  wissenschaftliche  Befähigung  zum  einjährigen  Präsenz- 
dienste vor  der  gemischten  Prüfungskommission  nachzuweisen  ist,  bestimmt 
der  Minister  für  Landesverteidigung  im  Einvernehmen  mit  dem  betreffenden 
Fachminister  und  mit  Zustimmung  des   Reichskriegsministers. 

§  27.  Einjährig-Freiwillige,  welche  den  medizinischen  Studien  ob- 
liegen und  die  Ernennung  zu  Reserveärzten  anstreben,  haben  ein  halbes 
Jahr  im  Soldatenstande,  und  zwar  bei  der  Infanterie-  oder  Jägertruppe,  ein 
zweites  halbes  Jahr  nach  Erlangung  des  Doktordiploms  i)  als  Assistenzarzt- 
stellvertreter bei  Militärsanitätsanstalten  aktiv  zu  dienen. 

Der  Dienst  im  Soldatenstande  kann  nur  am  L  April  angetreten  werden, 
imd  zwar  spätestens  in  dem  Jahre,  in  welchem  der  Aspirant  das  25.  Lebens- 
jahr vollendet.  Der  Dienst  als  Arzt  kann  entweder  am  1.  April  oder  am 
L  Oktober  angetreten  werden,  und  zwar  spätestens  am  1.  April  des  Jahres, 
in  welchem  der  Aspirant  das  28.  Lebensjahr  vollstreckt 

Nach  entsprechend  voUstrecktem  Präsenzdienste  werden  diese  Ein- 
jährig-Freiwilligen zu  Assistenzärzten  in  der  Reserve  ernannt,  sonst  aber 
als  Assistenzarztstellvertreter  in  die  Reserve  übersetzt. 

Jene  Einjährig-Freiwilligen,  welche  die  medizinischen  Studien  auf- 
geben oder  bis  zum  oben  festgesetzten  Termine  nicht  vollenden,  haben  den 
ein-,  beziehungsweise  zweijährigen  Präsenzdienst  im  Soldatenstande  — 
unter  Anrechnung  der  etwa  bereits  zurückgelegten  aktiven  Dienstzeit 
—  abzuleisten.  Dagegen  sind  Einjährig-Freiwillige,  welche  die  medizi- 
nischen Studien  vollenden,^)  das  Doktordiplom  bis  zum  vorerwähnten  Zeit- 
punkte jedoch  nicht  erlangen,  zur  Ableistung  eines  zweiten  Präsenzjahres 
nicht  zu  verhalten. 

Im  übrigen  finden  die  Bestimmungen  des  §  2S  sinngemäße  An- 
wendung. 

§  28.  Pharmazeuten,  die  längstens  bis  zum  L  März  jenes  Jahres, 
für   welches   ihre   Stellung   erfolgt,   entweder 

a)  sechs  Gymnasial-  oder  Realschulklassen  absolviert  und  die  Tirozinal- 
prüfung  mit  Eriolg  bestanden  haben  oder 

b)  vier  Qymnasialklassen  absolviert  und  die  Universitätsstudien  bereits 
begonnen  haben,  ist  die  Begünstigung  des  einjährigen  Präsenzdienstes  als 
Pharmazeuten   zuzuerkennen. 

Sie  haben  diesen  Dienst  jedoch  erst  als  diplomierte  Magister  der 
Pharmazie  abzuleisten  und  werden  nach  entsprechend  voUstrecktem  Präsenz- 
dienste auf  den  nach  der  Organisation  erforderlichen  Bedarf  zu  Medikamenten- 
akzessister  in  der  Reserve  ernannt,  sonst  aber  als  Medikamentenpraktikanten 
in  die  Reserve  übersetzt. 

>)  Laut  Akt  des  Ministeriums  Jür  K» «.  U,,  Z.  34,066  ex  t90t,  kamt  die  Anerkennaag  eines 
von  einem  Inländer  im  Auslande  erworbenen  medizinischen  Doktordiplomes  zum  Zwedke  der 
ErUmgung  der  BerediUgung  zur  Ableistung  des  einjährigen  Präseuzdienstes  als  Mediziner  nur  im 
Wege  der  vorschriftsmäßigen  Nostrifikation  erwirkt  werden,  Verordnung  vom  6.  Juni  iSSS, 
RQBNr,  ÄO  fs.  Nr.  506), 

*)  VgL  hUzu  EHqft  des  Ministeriums  fiir  K.  u.  U,  vom  2i,  Mal  t9S7, 2L  12JS6  (s.  Nf,  4»). 
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Für  jene  Pharmazeuten,  welche  ihre  Studien  aufgeben  oder  bis  zum 
1.  Oktober  jenes  Jahres,  in  welchem  sie  das  26.  (Punkt  a),  beziehungs- 
weise das  24.  (Punkt  b)  Lebensjahr  vollenden,  das  Diplom  nicht  erlangt 
haben,  erlischt  diese  Begünstigung,  und  sie  sind  —  vorbehaltlich  ihrer 
eventuellen  Ansprüche  auf  den  einjährigen  Präsenzdienst  im  Soldatenstande 
—  zur  nachträglichen  Ableistung  des  gesetzlichen  Präsenzdienstes  heranzu- 
ziehen. 

Im  übrigen  finden  die  Bestimmungen  des  §  25  sinngemäße  An- 
wendung. 

§  29.  Studierenden  der  Tierarzneikunde,  die  längstens  bis  zum  1.  März 
jenes  Jahres,  für  welches  ihre  Stellung  erfolgt,  die  tierärztlichen  Studien 
begonnen  haben,  ist  die  Begünstigung  des  einjährigen  Präsenzdienstes  als 
Veterinäre  zuzuerkennen. 

Sie  haben  diesen  Dienst  jedoch  erst  nach  Erlangung  der  tierärztlichen 
Diploms  bei  der  Kavallerie,  Feldartillerie  oder  Traintruppe  abzuleisten  und 
werden  nach  entsprechend  voUstrecktem  Präsenzdienste  auf  den  nach  der 
Organisation  erforderlichen  Bedarf  zu  Untertierärzten  in  der  Reserve  er- 
nannt, sonst  aber  als  tierärztliche  Praktikanten  in  die  Reserve  übersetzt 

Für  jene,  welche  die  tierärztlichen  Studien  aufgeben  oder  bis  zum 
1.  Oktober  jenes  Jahres,  in  welchem  sie  das  24.  Lebensjahr  vollenden,  das 
tierärztliche  Diplom  nicht  erlangt  haben,  erlischt  diese  Begünstigung,  und 
sie  sind  —  vorbehaltlich  ihrer  eventuellen  Ansprüche  auf  den  einjährigen 
Präsenzdienst  im  Soldatenstande  —  zur  nachträglichen  Ableistung  des  ge- 
setzlichen Präsenzdienstes  heranzuziehen. 

Im  übrigen  finden  die  Bestimmungen  des  §  25  sinngemäße  An- 
wendung, mit  der  Ausnahme,  daß  mittellose  Tierärzte  auch  bei  der 
Kavallerie  den  Präsenzdienst  auf  Staatskosten  ableisten  können. 

§  31.  Die  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  jeder  gesetzlich  an- 
erkannten Kirche  und  Religionsgesellschaft  sind,  wenn  sie  zur  Zelt 
der  Stellung  in  diesem  Verhältnisse  sich  befinden  und  assentiert,  werden, 
über  ihr  Ansuchen  in  die  Ersatzreserve  einzuteilen  (§  18  a).  Sie  sind  zur 
Fortsetzung  der  theologischen  Studien  im  Frieden  und  im  Kriege  von  jedem 
Präsenzdienste,  von  der  militärischen  Ausbildung,  von  den  periodischen 
Waffenübungen  und  von  den  Kontrollversammlungen  enthoben. 

Die  gleiche  Begünstigung  wird  außerdem  zuerkannt: 

a)  jenen,  welche  zur  Zeit  ihrer  Einreihung  (1.  Oktober)  entweder  die 
theologischen  Studien  beginnen  oder  Novizen  eines  geistlichen  Ordens  sind; 

b)  jenen,  welche  nach  voUstrecktem  Präsenzdienste  in  die  theologi- 
schen Studien  eintreten  oder  dieselben  fortsetzen  und  sich  —  wie  die 
unter  a)  angeführten  Studierenden  der  Theologie  —  dem  geistlichen  Stande 
widmen  wollen. 

Nach  Erhalt  der  priesterlichen  Weihe,  beziehungsweise  nach  erfolgter 
Anstellung  in  der  Seelsorge  werden  sie  aus  dem  Stande  der  Ersatzreserve 
in  die  Evidenz  derselben  übersetzt. 
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Alle  ausgeweihten  Priester,  beziehungsweise  Seelsorger  sind  während 
ihrer  Dienstpflicht  in  der  Evidenz  der  Ersatzreserve  zu  führen  und  können 
im  Mobilisierungsfalle  innerhalb  ihrer  Dienstpflicht  zum  Seelsoi^edienste  für 
die  gesamte  bewaffnete  Macht  verwendet  werden. 

Diejenigen,  welche  vor  Erhalt  der  höheren  Weihen  den  geistlichen 
Beruf  aufgeben,  sowie  Kandidaten  des  geistlichen  Standes,  welche  in  einer 
von  den  beteiligten  Ministem  einvemehmlich  mit  dem  Reichskriegsminister 
festzusetzenden  Zeit  ein  geistliches  Amt  nicht  erlangen,  sind  —  insofern 
sie  nicht  ihrer  Losreihe  nach  oder  nicht  als  Mindertaugliche  der  Ersatz- 
reserve angehören  —  aus  derselben  auszuscheiden  und  zur  sofortigen  Ab- 
leistung des  gesetzlichen  Präsenzdienstes  verpflichtet.  Bleiben  sie  ihrer  Los- 
reihe gemäß  in  der  Ersatzreserve,  so  sind  sie  sofort  der  militärischen 
Ausbildung  beizuziehen.  Hatten  sie  bei  der  Stellung  den  Anspruch  auf 
die  Begünstigung  des  einjährigen  Präsenzdienstes,  so  bleibt  ihnen  dieser 
gewahrt 
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Auszog  ans  der  Tsrordnimg  des  Mlnlsterlnms  f.  Landesverteldlgimg 
vom  15.  AprU  1889,  RGBNr.  45,  MTBNr.  28, 

zur  Durchfflhning  des  Gesetzes  vom  11.  April  1889  (RQBNr.  41),  be- 
treffend die  Elnffitamiig  eines  nenen  Wehrgesetzes. 

m.  Abschnitt. 

Verzeichnung  der  Welirpllichtigen  und  Vorfoereitungen  zur  Stelhmg. 

§  26.  Einbringung  der  Ansuchen  um  Zuerkennung  einer  Begün- 
stigung in   der   Erfüllung  der   Dienstpflicht 

1.  Stellungspflichtige  Kandidaten  des  geistlichen  Standes,  Unterlehrer 
und  Lehrer,  dann  Besitzer  ererbter  Landwirtschaften,  welche  die  in  den 
§§  31,  beziehungsweise  32  und  33  des  Wehrgesetzes  angeführte  Begün- 
stigung anstreben,  femer  unterstützungsbedürftige  Angehörige  oder  deren 
Bevollmächtigte,  welche  für  Stellungspflichtige  die  im  §  34  des  Wehr- 
gesetzes bezeichnete  Begünstigung  beanspruchen,  haben  die  diese  Begün- 
stigungen begründenden  Verhältnisse  in  den  Monaten  Jänner  oder  Februar 
bei  der  politischen  Bezirksbehörde,  spätestens  aber  zur  Zeit  der  Haupt- 
stellung bei  der  Stellungskommission  geltend  zu  machen  und  nachzuweisen. 

2.  Jene  Steliungspflichtigen  hingegen,  welche  nebst  einer  dieser  Be- 
günstigungen, auch  um  die  Bewilligung  zur  Stellung  außerhalb  des  zu- 
ständigen Bezirkes  ansuchen  (§  27),  können  gleichzeitig  mit  letzterem  An- 
suchen die  im  Punkte  1  bezeichnete  Begünstigung  geltend  madien  und 
nachweisen  (§  22:2  b). 

5.  Die  Ansuchen  um  Zuerkennung  der  Begünstigung  des  einjährigen 
Präsenzdienstes  sind  nach  den  Bestimmungen  des  V.  Abschnittes  einzubringen. 
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IV.  Abschnitt. 
Begfinstlgungen  in  der  Erffillnng  der  Dienstpflicht 

§  44.    Im    allgemeinen.  1) 

1.  Auf  eine  Begünstigung  in  der  Erfüllung  der  Dienstpflicht  können 
Anspruch  erheben: 

a)  die  Kandidaten  des  geistlichen  Standes,  die  ausgeweihten  Priester 
und  angestellten  Seelsorger  (Wehrgesetz  §  31); 

b)  die  Unterlehrer  und  Lehrer,  sowie  die  Lehramtszöglinge  (Wehr- 
gesetz §  32); 

c)  die  Besitzer  ererbter  Landwirtschaften  (Wehrgesetz  §  33); 

d)  jene  Assentierten,  deren  Familienverhältnisse  die  Befreiung  vom 
regelmäßigen  Präsenzdienste  im  Frieden  bedingen  (Wehrgesetz  §  34). 

2.  Die  Begünstigung  besteht  im  allgemeinen  in  der  Widmung  für 
die  Ersatzreserve,  dann  in  der  Befreiung  von  der  Einberufung  zur  ausnahms- 
weisen  aktiven  Dienstleistung  im  Frieden  (Wehrgesetz  §  12,  IV.  Absatz); 
bei  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  überdies  in  der  Enthebung  von 
jedem  Präsenzdienste  im  Frieden  und  im  Kriege,  in  der  Enthebung  von  der 
militärischen  Ausbildung,  von  den  periodischen  Waffenübungen  und  von  den 
Kontrollversammlungen;  bei  ausgeweihten  Priestern  und  angestellten  Seel- 
sorgern in  die  Obersetzung  aus  dem  Stande  der  Ersatzreserve  in  die  Evidenz 
derselben.  An  Stelle  der  Widmung  für  die  Ersatzreserve  tritt  bei  Lehr- 
amtszöglingen und  bei  den  auf  die  Obersetzung  in  die  Ersatzreserve  keinen 
Anspruch  besitzenden  Familienerhaltem  (§  60)  die  dauernde  Beurlaubung  ein. 

Begfinstigtmg  ffir  Kandidaten  des  geistlichen  Standes,  fflr  ansgeweihte 

Priester  und  angestellte  Seelsorger. 

§  45.   Anspruch   auf  die   Begünstigung   und   Art  derselben. 

1.  Als  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  der  katholischen  Kirche 
des  römischen,  armenischen  und  griechischen  Ritus  und  der  griechisch- 
orientalischen  Kirche  sind  hinsichtlich  des  Anspruches  auf  diese  Be- 
günstigung anzusehen: 

a)  jene,  welche  zur  Zeit  der  Stellung  in  ein  Priesterseminar  aufge- 
nommen oder  in  einem  von  der  Kirche  approbierten  Orden  eingekleidet 
sind,  in  beiden  Fällen,  wenn  sie  Theologie  studieren  und  hierüber  eine 
schriftliche  Bestätigung  des  Seminar-,  beziehungsweise  Klostervorstandes 
beibringen ; 

b)  jene,  welche  zur  Zeit  der  Stellung  Theologen  sind,  wenn  sie  nach- 
weisen, daß  sie  den  theologischen  Studien  an  einer  öffentlichen  Lehr- 
anstalt mit  Erfolg  obliegen  und  die  schriftliche  Zusicherung  eines  Diözesan- 

^)  Den  Oesuchen  am  Be^nstig^ung^en  In  der  Erfailunsf  der  Dienstpflicht  and  um  die  Be- 
gflnstls:ang  des  einifthris^en  Prisenzdienstes  Icommt  —  Insofern  mittelst  derselben  ein  sclion  im 
Gesetze  begrUndetes  Recht  in  Anspruch  g^enommen  wird  —  ebenso  wie  den  Berufung^en  wider 
die  Entscheidungen  Ober  solche  Gesuche,  endlich  den  zu  diesen  Oesuchen  und  Berufun8:en 
notwendigen  Beles^en  —  letzteren  zu  dem  bezeichneten  Gebrauche  —   die   Stempelfreiheit   zu. 

Alle  anderen  Gesuche  um  eine  ausnahmsweise  Begünstigung,  deren  GewAhrung  von  dem 
Ermessen  der  administrativen  Behörden  abhingt,  unterliegen  dagegen  der  Stempelpflicht. 
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Vorstandes  beibringen,  daß  er  sie  nach  beendeten  Studien  in  seinem  Diözesan- 
kierus  aufnehmen  wird; 

c)  jene,  welche  zur  Zeit  der  Einreihung  (1.  Oktober)  Novizen  eines 
geistlichen  Ordens  sind,  wenn  sie  die  schriftliche  Bestätigung  des  Kloster- 
Vorstandes  beibringen,  daß  sie  in  den  Orden  angenommen  sind  und  nach 
Beendigung  des  Noviziates  den  theologischen  Studien  sich  widmen  werden; 

d)  jene,  welche  zur  Zeit  der  Einreihung  (1.  Oktober)  die  theologischen 
Studien  beginnen,  wenn  sie  sich  hierüber  ausweisen  und  die  schriftliche 
Zusicherung  eines  Diözesanvorstandes  beibringen,  daß  er  sie  nach  beendeten 
theologischen   Studien    in   seinen    Diözesanklerus   aufnehmen   wird; 

e)  jene  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  des  griechisch-katholischen 
Ritus  und  der  griechisch-orientalischen  Kirche,  welche  ihre  theologischen 
Studien  bereits  vollendet,  aber  die  Weihen  noch  nicht  empfangen  haben, 
wenn  sie  ein  Zeugnis  ihres  Diözesanvorstandes  vorweisen,  daß  sie  noch 
Kleriker  der  Diözese  sind. 

2.  Als  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  der  Augsburger  und 
helvetischen  Konfession,  dann  des  unitarischen  Glaubensbe- 
kenntnisses sind  hinsichtlich  des  Anspruches  auf  diese  Begünstigung  an- 
zusehen : 

a)  jene,  welche  sich  mit  einem  von  ihrem  Superintendenten  bestätigten 
Zeugnisse  einer  öffentlichen  Lehranstalt  darüber  ausweisen,  daß  sie  mit 
Erfolg  den  theologischen  Studien  obliegen; 

b)  jene,  welche  ein  Zeugnis  ihres  Superintendenten  beibringen,  daß 
sie  die  theologischen  Studien  mit  Erfolg  beendet  haben,  noch  unter  die 
Kandidaten  des  geistlichen  Standes  gehören  und  alles  nach  Vorschrift  er- 
füllen,  um   eine   Anstellung  in   der  Seelsorge   erhalten   zu  können. 

3.  Als  Kandidaten  des  Rabbinats  sind  anzusehen: 

a)  jene,  welche  sich  im  vierten  oder  in  einem  höheren  Jahig^ange 
einer  von  der  Regierung  als  öffentliche  Anstalt  anerkannten  Rabbinat- 
schule  befinden  und  mittelst  eines  vom  Regierungsvertreter,  welcher  den 
Prüfungen  beiwohnt,  gegengezeichneten  Zeugnisses  den  günstigen  Fort- 
gang ihrer  Studien  nachweisen; 

b)  jene,  welche  nach  beendeten  Studien  das  Zeugnis  eines  Rabbiners, 
über  ihre  Eignung  als  Rabbiner  angestellt  zu  werden,  dann  ein  Zeugnis 
der  politischen  Bezirksbehörde  ihres  Aufenthaltsortes,  daß  sie  noch  unter 
die  Kandidaten  des  Rabbinats  gehören,  beibringen. 

4.  In  jenen  Fällen,  in  welchen  das  Studium  der  Theologie  (des 
Rabbinats)  durch  Zeugnisse  von  ausländischen  Lehranstalten  nach- 
gewiesen wifd,  ist  von  der  politischen  Bezirksbehörde  die  Entscheidung^  des 
Landesverteidigungsministeriums  einzuholen,  welches  dieselbe  im  Einver- 
nehmen mit  dem  Reichskriegsministerium  trifft.  Diese  Zeugnisse  mtissen 
von  der  betreffenden  k.  u.  k.  Vertretungsbehörde  bestätigt  sein. 

5.  Alle  vorstehend  bezeichneten,  im  Wege  der  Stellung  assentierten 
Kandidaten  des  geistlichen  Standes  sind  nach  erfolgter  Assentierung,  audi 
wenn  sie  außer  der  Altersklasse  und  Losreihe  gestellt  werden,  über  ihr 
Ansuchen  für  die   Ersatzreserve  zu  widmen. 
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6.  Die  gleiche  Begünstigung  erlangen  über  ihr  Ansuchen  diejenigen 
freiwillig  oder  im  Wege  der  Stellung  Assentierten,  welche  nach  vollstreckten! 
Präsenzdienste  die  theologischen  Studien  beginnen  oder  dieselben,  be- 
ziehungsweise die  Rabbinatsstudien,  fortsetzen  und  sich  hierüber  nach  den 
vorstehenden    Bestimmungen    ausweisen. 

§  46.     Geltendmachung    und    Zuerkennung    der    Begünstigung. 

1.  Der  Anspruch  auf  die  Begünstigung  ist  während  der  Dauer  der 
Stellungspflicht  alljährlich  in  den  Monaten  Jänner  und  Februar  bei  der 
politischen  Bezirksbehörde,  spätestens  aber  zur  Zeit  der  Hauptstellung  bei 
der  Stellungskommission  geltendzumachen  und   nachzuweisen. 

Jene,  welche  um  die  Bewilligung  zur  Stellung  außerhalb  des  zu- 
ständigen Bezirkes  ansuchen  (§  27),  können  gleichzeitig  auch  den  An- 
spruch auf  die  Begünstigung  als  Kandidat  des  geistlichen  Standes  geltend 
machen  und  nachweisen. 

§  48.    Nachweisung   des    Fortbestandes   der   Begünstigung;    Er- 
löschen   und    Aberkennung    derselben. 

1.  I>er  Fortbestand  des  die  Begünstigung  als  Kandidat  des  geistlichen 
Standes  begründenden  Verhältnisses  ist  während  der  Dauer  der  Oe- 
samtdienstpflicht  in  jedem  der  Zuerkennung  des  Anspruches 
folgenden  Jahre  im  Monate  Juni  in  der  für  die  Dokumentierung  des  An- 
spruches vorgeschriebenen  Art  der  zuständigen  politischen  Bezirksbehörde 
nachzuweisen. 

2.  Die  Begünstigung  erlischt: 

a)  wenn  der  geistliche  Beruf  vor  Erhalt  der  höheren  Weihen  auf- 
gegeben wird; 

b)  wenn  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  nicht  innerhalb  vier  Jahren 
nach  Absolviening  der  theologischen  Studien  ein  geistliches  Amt  erlangen 
oder  bis  dahin  durch  ein  Zeugnis  des  nach  der  Verfassung  der  betreffenden 
Religionsgesellschaft  hiezu  berufenen  Organes  nicht  nachzuweisen  vermögen, 
daß  sie  dem  Verbände  derselben  als  Kandidaten  des  geistlichen  Standes, 
beziehungsweise  einer  geistlichen  Korporation  noch  angehören. 

Die  Ausstellung  dieser  Zeugnisse  erfolgt: 

in  der  katholischen  und  griechisch-orientalischen  Kirche  durch  den 
Diözesanbischof,   beziehungsweise    Klostervorstand ; 

in  der  protestantischen  Kirche  der  Augsburger  und  helvetischen  Kon- 
fession durch  den  Superintendenten; 

in  der  israelitischen  Religionsgesellschaft  durch  die  politische  Bezirks- 
behörde; 

c)  wenn  der  Nachweis  des  Fortbestandes  des  Anspruches  ohne  ge- 
nügende Entschuldigung  nicht  rechtzeitig  beigebracht  wird. 

§  49.  Begünstigung  der  ausgeweihten  Priester  und  angestellten 

Seelsorger. 

1.  Als  ausgeweihte  Priester  und  angestellte  Seelsorger  sind  insbe- 
sondere anzusehen  und  während  ihrer  Dienstpflicht  in  der  Evidenz  der 
Ersatzreserve  zu  führen: 
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a)  die  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  der  katholischen  und 
griechisch-orientalischen  Kirche  nach  erhaltener  Priesterweihe,  wenn  sie 
hierüber  die  Bestätigung  des  Diözesan-  oder  Klostervorstandes  beibringen; 

b)  die  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  der  Augsburger  und  helveti- 
schen Konfession,  dann  des  unitarischen  Glaubensbekenntnisses,  wenn  sie 
die  Bestätigung  ihres  Superintendenten  vorlegen,  daß  sie  ein  geistliches 
Amt  und  welches  erhalten  haben; 

c)  die  Kandidaten  des  Rabbinats,  wenn  sie  das  von  der  politischen 
Bezirksbehörde  bestätigte  Dekret  über  ihre  Anstellung  als  Rabbiner  vor- 
weisen. 

2.  Stellungspflichtige,  welche  bei  der  Stellung  eines  der  vorbezeichneten 
Verhältnisse  nachweisen  und  tauglich  oder  mindertauglich  sind,  werden 
assentiert  und  mit  zwölfjähriger  Dienstpflicht  unmittelbar  in  die  Evidenz  der 
Ersatzreserve  aufgenommen,  wobei  denselben  eine  Bescheinigung  nach  dem 
Muster  12  auszufolgen  ist 

Die  Zuerkennung  der  Begünstigung  erfolgt  nach  den  Bestimmungen 
des  §  46,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  Art  der  Assentierung  des  Be- 
werbers —  auch  wenn  derselbe  außer  der  Altersklasse  und  Losreihe  ge- 
stellt wird  —  und  im  allgemeinen  ohne  Rücksicht  auf  den  Zeitpunkt,  zu 
welchem  die  Verhältnisse,  die  den  Anspruch  begründen,  eingetreten  sind. 

3.  Jene  im  Stande  der  Ersatzreserve  befindlichen  Kandidaten  des  geist- 
lichen Standes,  welche  in  eines  der  im  Punkte  1  erwähnten  Verhältnisse 
gelangen,  haben  die  bezüglichen  Nachweise  im  Wege  der  zuständigen 
politischen  Bezirksbehörde  der  zuständigen  militärischen  Ergänzungsbehörde 
erster  Instanz  einzusenden. 

Gleichzeitig  mit  der  Einbringung  dieser  Nachweise  haben  die  Be- 
treffenden auch  anzumelden,  ob  sie  die  Ernennung  zum  Militärseelsoi^er 
in  der  Reserve  des  Heeres,  beziehungsweise  in  der  Landwehr,  anstreben. 

Die  zu  Militärseelsorgern  nicht  Ernannten  sind  sofort  in  die  Evidenz 
der  Ersatzreserve  zu  übersetzen  und  mit  der  Bescheinigung  nach  dem 
Muster  12  zu  beteilen. 

Die  zu  Militärseelsorgern  Ernannten  sind  bei  Aufhören  dieser  Eigen- 
schaft innerhalb  ihrer  Dienstpflicht  ebenfalls  in  die  Evidenz  der  Ersatz- 
reserve zu  übersetzen. 

4.  Alle  in  der  Evidenz  der  Ersatzreserve  stehenden  Wehrpflichtigen 
haben  bis  zur  Vollstreckung  ihrer  zwölfjährigen  Dienstpflicht  jährlich  im 
Monate  Dezember  bei  der  zuständigen  politischen  Bezirksbehörde  nach- 
zuweisen, daß  sie  noch  in  einem  der  im  Punkte  1  bezeichneten  Verhält- 
nisse sich  befinden.  Die  politische  Bezirksbehörde  teilt  diese  Nachweise 
nach  vorgenommener  Prüfung  der  betreffenden  militärischen  Ergänzungs- 
behörde erster  Instanz  mit. 

Kann  obiger  Nachweis  seitens  des  Wehrpflichtigen  nicht  erbracht 
werden,  so  ist  die  Entscheidung  des  Landesverteidigungsministeriums  ein- 
zuholen, welches  dieselbe  hinsichtlich  der  in  der  Evidenz  der  Ersatzreserve 
des  Heeres  Stehenden  im  Einvernehmen  mit  dem  Reichskriegsministe- 
rium trifft. 
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V.  Abschnitt. 
Begfinstigmig  des  einjährigen  Präsenzdlenstes. 

§  62.    Im    allgemeinen. 

1.  Um  einerseits  den  volkswirtschaftlichen  Interessen  Rechnung  zu 
tragen,  andrerseits  dem  Heere,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  den 
im  Kriege  erforderlichen  Mehrbedarf  an  Offizieren,  Kadetten,  Ärzten  und 
Militärbeamten  zu  sichern,  wird  Inländern,  welche  den  in  den  nachfolgenden 
Paragraphen  näher  festgestellten  Anforderungen  entsprechen,  im  Frieden 
die  Begünstigung  eines  nur  einjährigen  Präsenzdienstes  zuerkannt. 

Diese  Begünstigten  führen  die  Bezeichnung  „Ein  jährig- Frei- 
willige". 

2.  Dem  Einjahrig-Freiwilligen-Aspiranten  steht  es  nach  Wahl  und  Be- 
fähigung frei,  den  Präsenzdienst  entweder  im  Soldatenstande  oder  als  Medi- 
ziner, Pharmazeut  oder  Veterinär  abzuleisten. 

3.  Einjahrig-Freiwillige-Mediziner  haben  ein  halbes  Jahr  im  Soldaten- 
stande und  ein  zweites  halbes  Jahr  nach  Erlangung  des  Doktordiploms 
als  Assistenzarztstellvertreter  aktiv  zu  dienen   (§  76). 

Pharmazeuten  und  Veterinäre  haben  den  einjährigen  Präsenzdienst 
erst  nach  Erlangung  des  Magister-,  beziehungsweise  des  tierärztlichen 
Diploms  abzuleisten. 

4.  Einjährig-Freiwillige  des  Soldatenstandes,  welche  die  Ernennung  zu 
Militärverpflegs-  oder  Militärbau-Rechnungsbeamten  in  der  Reserve  anstreben, 
werden  nach  der  achtwöchentlichen  militärischen  Ausbildung  über  ihre 
Bitte  und  je  nach  Bedarf  zur  Ausbildung  für  eine  dieser  Dienstleistungen 
zugelassen  (§  75). 

5.  In  die  Landwehr  werden  jene  Einjährig-Freiwilligen  eingeteilt,  welche 
im  Wege  der  Stellung  assentiert  wurden,  und  nach  dem  Ergebnisse  der 
Rekrutenrepartition,  beziehungsweise  Kontingentsabrechnung,  ihrer  Alters- 
klasse und  Losreihe  gemäß  zur  Landwehr  entfallen;  ferner  jene  Einjährig- 
Freiwilligen,  welche  infolge  Meinungsverschiedenheit  oder  mit  Rücksicht 
auf  ihre  Körpergröße  (§  94)  in  der  III.  oder  in  einer  höheren  Altersklasse 
vom  Vertreter  der  Landwehr  als  tauglich  assentiert  wurden;  endlich  jene 
bei  der  Stellung  assentierten  Einjährig-Freiwilligen  —  mit  Ausnahme  der 
Pharmazeuten  —  welche  sich  zur  Einteilung  in  die  Landwehr  gemeldet 
haben,  bis  zur  Erreichung  der  im   §  130  festgesetzten   Zahl. 

Aspiranten,  welche  im  Landwehrgebiete  Süddalmatiens  (§  1:4)  heimats- 
berechtigt sind,  können  als  Einjährig-Freiwillige  auch  in  das  Heer  (Kriegs- 
marine)  eintreten. 

6.  Im  Heere  und  in  der  Landwehr  ist  der  einjährige  Präsenzdienst  in 
der  Regel  auf  eigene  Kosten  abzuleisten.  Mittellose  können  denselben 
ausnahmsweise  auf  Staatskosten  ableisten.  Die  §§  67  und  76  ent- 
halten hierüber  die  näheren  Bestimmungen. 

Hinsichtlich  des  einjährigen  Präsenzdienstes  in  der  Kriegsmarine  ist 
der  §  74  maßgebend. 
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§  63.  Allgemeine  Bedingungen  zu  dem  Ansprüche  auf  die 

Begünstigung. 

1.  Die  Begünstigung  des  einjährigen  Präsenzdienstes  kann  sowohl 
den  freiwillig  eintretenden  (XII.  Abschnitt)  als  auch  jenen  zuerkannt  werden, 
welche  im  Wege  der  Stellung  assentiert  wurden. 

2.  Für  die  Zuerkennung  der  Begünstigung  ist  erforderiich: 

a)  die  Staatsbürgerschaft  in  einem  der  beiden  Staatsgebiete  der 
Monarchie ; 

b)  die  moralische  Befähigung  (Punkt  4); 

c)  die   wissenschaftliche  Befähigung  nach  §  64; 

d)  die  Anmeldung  des  Anspruches  bis  spätestens  bei  der  Hauptstellung 
im  zuständigen  Stellungsbezirke; 

e)  die  Eignung  für  den  gewählten  und  zur  Annahme  berechtigten 
Truppenkörper,   endlich 

f)  bei  den  freiwillig  eintretenden  Minderjährigen  die  Zustimmung 
ihres  Vaters  oder  Vormundes. 

3.  Stellungspflichtigen,  welche  sich  am  1.  März  jenes  Jahres,  für 
welches  ihre  Stellung  erfolgt,  im  letzten  Jahrgange  einer  achtklassigen 
öffentlichen  Mittelschule  des  Inlandes  oder  einer  dieser  gleichgestellten 
Lehranstalt  (§  64:5)  befinden  und  assentiert  werden,  wird  die  Begünsti- 
gung des  einjährigen  Präsenzdienstes  nachträglich  zuerkannt,  wenn  sie  den 
Anspruch  bei  der  Hauptstellung  angemeldet  und  spätestens  bis  1.  Oktober 
desselben  Jahres  ihre  Studien  mit  Erfolg  absolviert  haben. 

Die  Zuerkennung  dieser  Begünstigung  kann  nur  nach  Beibringung  des 
durch  die  Vollendung  der  Studien  erlangten  Nachweises  der  wissenschaft- 
lichen Befähigung  erfolgen. 

4.  Von  der  Begünstigung  des  einjährigen  Präsenzdienstes  sind  jene 
ausgeschlossen,  welche  wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen  aus  Ge- 
winnsucht verübter  Vergehen  oder  Übertretungen  oder  wegen  eines  die 
öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens  rechtskräftig  verurteilt  wurden. 

§  64.    Nachweis    der    wissenschaftlichen    Befähigung. 

1.  Als  Nachweis  der  wissenschaftlichen  Befähigung  für  Aspiranten, 
welche  den  einjährigen  Präsenzdienst  im  Soldatenstande  auf  eignen e 
Kosten   abzuleisten   wünschen,  gelten: 

a)  das  Studienzeugnis  über  den  mit  entsprechendem  Erfolge  absol- 
vierten letzten  Jahrgang  eines  öffentlichen  oder  mit  dem  Rechte  der 
Öffentlichkeit  ausgestatteten  inländischen  Obeigymnasiums  oder  einer  solchen 
Oberrealschule,  oder  einer  diesen  gleichgestellten  mit  dem  Offentlichkeits- 
rechte  ausgestatteten  Lehranstalt,  worunter  auch  die  öffentlichen  oder  mit 
dem  Rechte  der  Öffentlichkeit  ausgestatteten  Lehrerbildungsanstalten  be- 
griffen sind,  oder 

b)  die  Auszüge  aus  den  Klassifikationslisten  über  die  vom  Aspiranten 
etwa  abgelegte  Prüfung  zum  Berufskadetten. 

Die  nach  a)  oder  b)  nachgewiesene  wissenschaftliche  Befähigung  mufi 
spätestens  am  1.  März  jenes  Jahres  erlangt  worden  sein,  für  welches  die 
Stellung   des   Aspiranten   eriolgt   (Ausnahme    §  63:3). 
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c)  das  Zeugnis  der  Prüfungskommission  für  Einjahrig-Freiwilligen- 
Aspiranten;  die  bezügliche  Prüfung  muß  wenigstens  bis  zum  1.  März  jenes 
Jahres,  in  welchem  der  Aspirant  das  21.  Lebensjahr  vollendet,  mit  ent- 
sprechendem Erfolge  abgelegt  werden. 

2.  Als  Nachweis  der  wissenschaftlichen  Befähigung  für  Aspiranten, 
welche  den  einjährigen  Präsenzdienst  im  Soldatenstande  auf  Staats- 
kosten (§  67)  ableisten  wollen,  gelten: 

a)  die  im  Punkte  1  a)  bezeichneten  Studienzeugnisse,  wenn  sie  ent- 
weder die  allgemeine  Vorzugsklasse,  oder,  wo  eine  solche  Klasse  nicht 
gegeben  wird,  mindestens  Vorzugsklassen  in  den  von  der  Studienanstalt  zu 
bezeichnenden   Hauptgegenständen   nachweisen ; 

b)  die  im  Punkte  1  b)  angeführten  Zeugnisse. 

3.  Maturitäts-  (Reife-,  Schlußprüfungs-)  Zeugnisse  der  im  Punkte  la) 
bezeichneten  Lehranstalten,  endlich  Zeugnisse  über  eine  mit  dem  Ergebnisse 
der  Befähigung  zurückgelegte  Staatsprüfung,  wenn  letztere  Studien  an  einer 
Hochschule  bedingt,  gelten  als  Nachweise  der  wissenschaftlichen  Befähigung 
zum  einjährigen  Präsenzdienste  auf  eigene  und  auf  Staatskosten. 

Reife-  und  Schlußprüfungszeugnisse  der  gleichgestellten  Lehranstalten 
gelten  jedoch  als  Nachweise  der  wissenschaftlichen  Befähigung  zum  ein- 
jährigen Präsenzdienste  auf  Staatskosten  nur  dann,  wenn  sie  vom  Schul- 
inspektor  oder   Regierungskommissär  gegengezeichnet  sind. 

4.  Die  den  Obergymnasien  und  Oberrealschulen  dermalen  gleichge- 
stellten inländischen  Lehranstalten  sind  im  Verzeichnisse,  Beilage  II  a), 
enthalten. 

5.  Einer  achtklassigen  öffentlichen  Mittelschule  des  Inlandes  sind  der- 
malen in  Betreff  der  Zuerkennung  der  Begünstigung  des  einjährigen  Präsenz- 
dienstes (Wehrgesetz  §  25,  erster  Absatz  b)  an  die  im  §  63:3  erwähnten 
Stellungspflichtigen  die  in  der  Beilage  II  b)  angeführten  Fachlehranstalten 
gleichzuhalten. 

6.  Die  Studienzeugnisse  von  ausländischen  Lehranstalten  berech- 
tigen nur  zur  Ableistung  des  einjährigen  Präsenzdienstes  auf  eigene  Kosten 
und  dies  auch  nur  dann,  wenn  sie  vom  Landesverteidigungsministerium  im 
Einvernehmen  mit  dem  betreffenden  Fachministerium  und  mit  Zustimmung 
des  Reichskriegsministeriums  den  diesbezüglichen  Zeugnissen  der  inlandi- 
schen Lehranstalten  (Punkt  1  a)  und  5)  als  gleichwertig  anerkannt  werden. 

Die  Bewerber  haben  ihren  Gesuchen  die  in  Kraft  stehenden  Statuten 
der  betreffenden  Studienanstalt  und  die  Prüfungszeugnisse  aller  absolvierten 
Klassen   (Jahrgänge)  und  Schulen  beizulegen. 

Die  Gesuche  um  Anerkennung  der  Gleichwertigkeit  von  derlei  aus- 
ländischen Studienzeugnissen  sind  seitens  der  Ergänzungsbezirkskommanden 
dem  Reichskriegsministerium,  seitens  der  politischen  Behörden  dem  Landes- 
verteidigungsministerium  fallweise    vorzulegen. 

7.  Wehrpflichtigen,  welche  in  einem  Zweige  der  Kunst  oder  der 
Wissenschaft  besonders  hervorragen,  kann  die  Begünstigung  des  einjährigen 
Präsenzdienstes  —  auch  in  Ermanglung  der  in  den  vorstehenden  Bestim- 
mungen  geforderten   formellen   Nachweise   der   wissenschaftlichen    Befahl- 
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gaag  —  vom  Landesvertetdigungsminister  im  Einvernehmen  mit  dem  Reichs- 
kriegsminister zuerkannt  werden. 

8.  Die  Nachweise  der  wissenschaftlichen  Befähigung  für  den  einjährigen 
Präsenzdienst  in   der   Kriegsmarine   sind   im   §  74  vorgezeichnet 

9.  Die  für  Einjahrig-Freiwillige-Mediziner,  -Pharmazeuten  und  -Vete- 
rinäre erforderliche  wissenschaftliche  Befähigung  ist  nach  §  76  nachzu- 
weisen. 

10.  Wegen  Unkenntnis  der  deutschen  Sprache  kann  niemand  vom 
Einjährig-Freiwilligendienste   ausgeschlossen   werden. 

§  72.  Aufschub  des  Präsenzdienstes  der  Einjährig-Freiwilligen 

des  Soldatenstandes. 

1.  Der  einjährige  Präsenzdienst  ist  in  der  Regel  an  dem  der  Assentierung 
nächstfolgenden  1.  Oktober  anzutreten.  Am  1.  Oktober  Assentierte  treten 
den  Präsenzdienst  sofort  an. 

2.  Nur  jenen  Aspiranten,  welche  den  Nachweis  liefern,  daß  sie  ihre 
Studien  an  höheren  Lehranstalten  fortsetzen,^)  ist  es  gestattet,  das  Jahr  für 
den  Antritt  des  einjährigen  Präsenzdienstes  zu  wählen;  der  Aufschub  des 
Präsenzdienstes  über  den  1.  Oktober  jenes  Jahres,  in  welchem  sie  das 
24.  Lebensjahr  vollenden,  ist  jedoch  nicht  zulässig. 

3.  Die  Begünstigung  des  Präsenzdienstaufschubes  ist  gelegentlich  des 
Aufnahmseinschreitens,  beziehungsweise  bei  der  Zuerkennung  der  Begün- 
stigung bei  der  Stellung,  spätestens  aber«  bis  zu  dem  der  Assentierung 
nächstfolgenden   1.  September  geltend  zu  machen. 

Einjährig-Freiwillige,  welchen  der  Aufschub  des  Präsenzdienstes  ge- 
währt wurde,  haben  jährlich  bis  1.  September  durch  Frequenzzeugnisse 
oder  andere  staatsgültige  Dokumente  die  Fortsetzung  ihrer  Studien  an 
höheren  Lehranstalten  nachzuweisen.  Können  sie  diese  Nachweise  nicht 
liefern,  so  haben  die  den  Präsenzdienst  mit  dem  nächsten  1.  Oktober  an- 
zutreten und  sind  hiezu  einzuberufen. 

4.  Hat  ein  Einjährig-Freiwilliger  den  Antritt  des  Präsenzdienstes  nicht 
bis  zu  der  zulässigen  Grenze  (Punkt  2)  aufgeschoben,  so  kann  demselben 
zum  Zwecke  der  Studienfortselzung,  bei  jährlicher  Nachweisung  derselben, 
innerhalb  der  gesetzlichen  Grenze  von  seinem  Standeskörper  ein  weiterer 
Aufschub  bewilligt  werden. 

5.  Einjährig-Freiwillige,  welchen  der  Aufschub  des  Präsenzdienstan- 
trittes bewilligt  wurde,  sind  bis  dahin  dauernd  zu  beurlauben.  Es  steht  ihnen 
jedoch  frei,  den  Dienst  in  einer  früheren  Präsenzdienstperiode  abzuleisten; 
haben  sie  jedoch  den  Präsenzdienst  innerhalb  der  zulässigen  Aufschub- 
grenze nicht  abgeleistet,  so  sind  sie  zur  Ableistung  desselben,  sobald  die 
Ursache  der  Verhinderung  behoben  ist,  jedenfalls  aber  innerhalb  der  ge- 
samten  Dienstpflicht  zu  verhalten. 

')  Laut  des  an  alle  MiUtärterrUorlalkommanden  ergangenen  Erlasses  des  k,  tL,  k,  ReUks^ 
kriegsmlnisteriums  vom  5.  Februar  J903,  Z.  S47,  wurde  Im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k,  Müdsieriam 
Jur  Landesverteidigung  und  dem  königL  ungarischen  Landesverteidigungsminister  angeordnei,  daß 
die  von  den  Einjährig'Freiwilligen  nach  Abschii^  ihrer  UniversUätsstudien  beigebraäiim  Be» 
stätigung  über  die  noch  abzulegenden  Rigorosen  als  Nachweis  der  Fortseteuag  der 
Studien  an  einer  höheren  Lehranstalt  im  Sinne  des  §  72  der  Wehrvorschrißen,  /.  Teil,  zu  gelten  ItaL 
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6.  Die  Truppenkörper  haben  eine  Vormerkung  über  jene  Einjährig- 
Freiwilligen  zu  fähren,  welchen  ein  Aufschub  des  Präsenzdienstes  gewährt 
wurde,  und  in  derselben  auch  den  jährlichen  Nachweis  der  Studienfort- 
setzung einzutragen. 

§  73.     Anspruch    der   Einjährig-Freiwilligen   auf  eine   sonstige 
Begünstigung  in  der  Erfüllung  der  Dienstpflicht. 

1.  Den  Einjährig-Freiwilligen,  welche  durch  Erbschaft  in  den  Besitz 
einer  Landwirtschaft  gelangten  (§  53)  oder  deren  Familienverhältnisse  die 
Befreiung  vom  regelmäßigen  Präsenzdienste  im  Frieden  begründen,  kann 
diese  Begünstigung  zuerkannt  werden;  den  freiwillig  Eingetretenen  jedoch 
nur  dann,  wenn  der  Anspruch  nach  der  Assentierung  eingetreten  ist. 

2.  Die  Begünstigung  als  Kandidat  des  geistlichen  Standes  kann  nur 
jenen  im  Wege  der  Stell u^ig  assentierten  Einjährig-Freiwilligen  zuer- 
kannt werden,  welche  zur  Zeit  ihrer  Einreihung  (1.  Oktober)  entweder 
die  theologischen  Studien  beginnen  oder  Novizen  eines  geistlichen 
Ordens  sind. 

3.  Die  bezüglichen  dokumentierten  Oesuche  sind  nach  den  einschlägigen 
Bestimmungen  des  IV.  Abschnittes  einzubringen  und  auszutragen. 

4.  Jenen  Stellungspflichtigen,  welche  auf  die  Begünstigung  des  ein- 
jährigen Präsenzdienstes  und  auf  jene  als  Unterlehrer  und  Lehrer  An- 
spruch haben,  steht  es  frei,  sich  für  die  eine  oder  die  andere  Begünstigung 
zu  entscheiden ;  haben  sie  sich  für  die  Begünstigung  des  einjährigen  Präsenz- 
dienstes erklärt,  so  hat  der  Anspruch  auf  die  andere  Begünstigung  zu  ent- 
fallen. Eine  nachträgliche  Zuerkennung  derselben  kann  nur  in  besonders 
rücksichts würdigen  Fällen  bis  1.  Oktober  des  Assentjahres  in  der  obersten 
Instanz   erfolgen. 

Einjährig-Freiwillige,  welche  in  das  Verhältnis  als  Unterlehrer  und 
Lehrer  erst  nach  der  Hauptstellung,  zu  welcher  sie  berufen  sind,  gelangen 
und  solche,  welche  freiwillig  eingetreten  sind,  haben  auf  die  Begünstigung 
als  Unterlehrer  und  Lehrer  keinen  Anspruch. 

§  76.   Begünstigung  des  einjährigen  Präsenzdienstes  als 
Mediziner^  Pharmazeut  und  Veterinär.^) 

1.  Die  allgemeinen  Bedingungen  für  den  Anspruch  auf  die  Begünsti- 
gung des  einjährigen  Präsenzdienstes  im  Soldatenstande  (§  63:1,  2  und  4) 
gelten   auch  für  Mediziner,   Pharmazeuten  und  Veterinäre. 

2.  Den  Nachweis  der  wissenschaftlichen  Befähigung  bilden: 

A.    Für  Mediziner: 

die  amtliche  Bestätigung  des  Dekans  des  medizinischen  Professoren- 
kollegiums einer  inländischen  Universität,  daß  der  Aspirant  als  ordentlicher 
Hörer  und  für  welchen  Jahrgang  inskribiert  ist  und  die  Kollegien  tatsäch- 
lich besucht,  oder 

das  Diplom  als  Doktor  der  Medizin  einer  inländischen  Universität. 

0  Für  Pharmaxettten  und  Veterinäre  abgeändert  durch  die  Kundmachung  des  Ministeriums 
fSr  Landesverteidigung  vom  23.  Märe  1995,  RQBNr.  46  fs,  Nr.  555). 
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B.  Für  Pharmazeuten: 

das  Zeugnis  über  die  entsprechende  Absolvierung  der  sechsten  Gym- 
nasial- oder  Realschulklasse  und  das  Zeugnis  über  die  mit  Erfolg  bestandene 
Tirozinalprüfung,  oder 

das  Zeugnis  über  die  entsprechende  Absolvierung  der  vierten  Gymnasial- 
klasse und  die  amtliche  Bestätigung  des  Dekans,  daß  der  Aspirant,  wenn 
auch  als  außerordentUcher  Hörer  der  Universität,  so  doch  als  ordentlicher 
Hörer  der  Pharmazie  inskribiert  ist  und  die  Kollegien  tatsächlich  be- 
sucht,  oder 

das  Diplom  als  Magister  der  Pharmazie. 

Doktoren  der  Chemie  haben  auf  die  Begünstigung  gleichfalls  An- 
spruch, wenn  sie  Magister  der  Pharmazie  sind. 

C.    Für  Veterinäre: 

die  amtliche  Bestätigung  des  Direktors  des  k.  u.  k.  Militärtierarznei- 
institutes in  Wien,  des  kön.  Ungar.  Tierarzneiinstitutes  in  Budapest  oder  der 
Tierarznei-  und  Hufbeschlagsschule  in  Lemberg,  daß  der  Aspirant  als  ordent- 
licher Hörer  und  für  welchen  Jahrgang  er  inskribiert  ist  und  die  Kollegien 
tatsächlich  besucht,  oder 

das  tierärztliche   Diplom. 

3.  Für  die  Ableistung  des  Präsenzdienstes  auf  eigene  oder  auf  Staats- 
kosten gelten  die  Bestimmungen  des  §  67:1  und  8  mit  nachstehenden  Ab- 
weichungen : 

Die  auf  eigene  Kosten  dienenden  Einjahrig-Freiwilligen-Mediziner 
werden  während  des  ersten  Halbjahres  ihrer  Präsenzdienstpflicht  —  wenn 
sie  darum  bitten  —  seitens  des  Arars  bekleidet  und  erhalten  die  Waffen 
und  die  Ausrüstung,  gleich  den  Einjährig-Freiwilligen  aut  Staatskosten, 
ohne  Vergütung. 

Mittellose  Veterinäre  können  den  Präsenzdienst  auf  Staatskosten  auch 
bei  der  Kavallerie  ableisten. 

Für  die  ausnahmsweise  Zuerkennung  der  Begünstigung  des  einjährigen 
Präsenzdienstes  auf  Staatskosten  haben  Mediziner  vor  Antritt  des  halb- 
jährigen Präsenzdienstes  als  Assistenzarztstellvertreter,  Pharmazeuten  und 
Veterinäre  schon  vor  Antritt  des  einjährigen  Präsenzdienstes  nachzuweisen, 
daß  ihr  monatliches  Einkommen  weniger  als  30  Gulden  beträgt  (§  69:5). 

Die  Gebühren  der  auf  Staatskosten  dienenden  Einjahrig-Freiwilligen- 
Mediziner,  -Pharmazeuten  und  -Veterinäre  sind  durch  die  Gebährenvor- 
schrift für  das  Heer,  beziehungsweise  für  die  Landwehr  festgesetzt 

4.  Den  Medizinern  steht  die  Wahl  des  Truppenkörpers  in  der  Infanterie- 
und  Jägertruppe,  den  Pharmazeuten  die  Wahl  der  Sanitätsabteilung  und 
den  Veterinären  die  Wahl  des  Kavallerie-,  Korpsartillerie-  oder  Train- 
regimentes frei. 

Bei  der  Landwehr  können  Einjahrig-Freiwillige-Mediziner  und  -Pharma- 
zeuten nur  die  Fußtruppe,  -Veterinäre  eine  berittene  Landwehrtruppe  wählen. 

5.  Die  Einbringung  und  Dokumentierung  der  Gesuche  erfolgt  im  all- 
gemeinen nach  den  Bestimmungen  des  §  69. 
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Mediziner  haben  in  ihren  Aufnahmsgesuchen  anzugeben,  in  welchem 
Jahre  sie  den  halbjährigen  Präsenzdienst  im  Soldatenstande  anzutreten 
wünschen.   (P.  6  bis  9  betreffen  den  Wirkungskreis  der  Militärbehörden,) 

10.  Einjahrig-Freiwillige-Mediziner  haben  den  halbjährigen  Dienst  im 
Soldatenstande  nur  am  1.  April,  und  spätestens  in  dem  Jahre  anzutreten, 
in   welchem  sie  das  25.   Lebensjahr  vollenden. 

Der  halbjährige  Dienst  als  Assistenzarzt-Stellvertreter  bei  einer  Militär- 
Sanitätsanstalt  ist  an  dem  der  Erlangung  des  Doktordiploms  nächstfolgenden 
1.  April,  beziehungsweise  1.  Oktober  anzutreten;  es  wäre  denn,  daß  der 
Präsenzdienst  im  Soldatenstande  noch  nicht  abgeleistet  wurde,  in  welchem 
Falle  dieser  vorher  zu  vollstrecken  ist 

I>er  Dienst  als  Assistenzarzt-Stellvertreter  kann  sich  an  den  Dienst  im 
Soldatenstande  unmittelbar  anschließen. 

Einjahrig-Freiwillige-Pharmazeuten  und  -Veterinäre  haben  den  ein- 
jährigen Präsenzdienst  an  dem  der  Erlangung  des  Diploms  nächstfolgenden 
1.   Oktober  anzutreten. 

Das  Recht  der  Wahl  des  Truppenkörpers  erstreckt  nich  nicht  auch  auf 
die  Wahl  der  Sanitätsanstalt. 

Einjahrig-Freiwillige-Pharmazeuten  der  Landwehr  leisten  den  Präsenz- 
dienst in  den  Militärapotheken  ab;  für  die  auf  Staatskosten  Dienenden 
findet  eine  Refundierung  der  Auslagen  seitens  der  Landwehr  nicht  statt 

11.  Einjahrig-Freiwillige-Mediziner,  -Pharmazeuten  und  -Veterinäre 
haben,  insolange  sie  ihren  Fachstudien  obliegen,  alljährlich  bis  längstens 
Ende  Dezember  die  Fortsetzung  derselben  ihrem  Standeskörper  nachzuweisen. 

12.  Die  genannten  drei  Kategorien  Einjährig-Freiwilliger  haben  un- 
mittelbar nach  Erlangung  des  Diploms  eine  beglaubigte  Abschrift  desselben 
und  eventuell  auch  die  Nachweise  der  Mittellosigkeit  ihrem  Standeskörper 
vorzulegen. 

13.  Wünscht  der  Einjahrig-Freiwillige-Mediziner  den  halbjährigen  Prä- 
senzdienst als  Arzt  bei  der  Kriegsmarine  abzuleisten,  so  hat  er  dies  bei  der 
Vorlage  des  Diploms  anzugeben. 

14.  Jene  Einjahrig-Freiwilligen-Mediziner,  welche  die  medizinischen 
Studien  aufgeben  oder  bis  zuin  1.  April  jenes  Jahres,  in  welchem  sie  das 
28.  Lebensjahr  vollstrecken,  nicht  vollenden,  haben  den  ein-,  beziehungs- 
weise zweijährigen  Präsenzdienst  im  Soldatenstande,  unter  Anrechnung 
der  etwa  bereits  zurückgelegten  aktiven  Dienstzeit,  abzuleisten.  Dagegen 
sind  Einjährig-Freiwillige,  welche  die  medizinischen  Studien  vollenden,  das 
Doktordiplom  bis  zum  vorerwähnten  Zeitpunkte  jedoch  nicht  erlangen,  zur 
Ableistung  eines  zweiten  Präsenzjahres  nicht  zu  verhalten. 

15.  Für  Einjahrig-Freiwillige-Pharmazeuten  und  -Veterinäre  erlischt  die 
Begünstigung  des  einjährigen  Präsenzdienstes  in  ihrer  Eigenschaft: 

a)  wenn  sie  ihre  Studien  aufgeben; 

b)  wenn  Pharmazeuten  mit  einer  Vorbildung  von  sechs  Gymnasial- 
(Realschul-)Klassen  bis  zum  1.  Oktober  jenes  Jahres,  in  welchem  sie  das 
26.  Lebensjahr  vollenden,  das  Diplom  nicht  erlangt  haben; 
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c)  wenn  Pharmazeuten  mit  einer  Vorbildung  von  vier  Gymnasial- 
klassen und  Veterinäre  bis  zum  1.  Oktober  jenes  Jahres,  in  welchem  sie 
das  24.  Lebensjahr  vollenden,  das  Diplom  nicht  erlangt  haben. 

Hatten  diese  Einjährig-Freiwilligen  bei  der  Stellung  den  Anspruch  auf 
die  Begünstigung  des  einjährigen  Präsenzdienstes  im  Soldatenstande,  so 
bleibt  ihnen  dieser  gewahrt;  entgegengesetztenfalls  sind  sie  zur  nachträg- 
lichen Ableistung  des  regelmäßigen  Präsenzdienstes  heranzuziehen.^) 

16.  Einjährig-Freiwillige  des  Soldatenstandes,  welche  die  Ableistung 
des  einjährigen  Präsenzdienstes  als  Mediziner  anstreben,  haben  das  mit 
dem  Militärpasse  und  dem  Nachweise  der  wissenschaftlichen  Befähigung 
belegte  Gesuch  spätestens  zwei  Monate  vor  dem  Präsenzdienstantritte  bei 
ihrem  Standeskörper  einzubringen. 

17.  Einjährig-Freiwillige  des  Soldatenstandes,  welche  nach  absolviertem 
Obergymnasium  sich  der  Pharmazie  widmen  und  die  Ableistung  des  ein- 
jährigen Präsenzdienstes  als  Pharmazeuten  anstreben,  haben  das  mit  dem 
Militärpasse  und  dem  Nachweiset,  daß  sie  Tironen  sind,  belegte  Oesucb 
beim  zuständigen  Ergänzungsbezirkskommando,  beziehungsweise  bei  der 
zuständigen  Landwehrevidenthaltung  —  bereits  eingereihte  Einjährig-Frei- 
willige beim  Standeskörper  —  einzubringen,  von  welchem  das  Gesuch 
dem  Reichskriegs-,  beziehungsweise  Landesverteidigungsministerium  vor- 
zulegen ist. 

Im  Falle  der  Bewilligung  sind  solche  Einjährig-Freiwillige  vorläufig 
zum  Präsenzdienste  nicht  heranzuziehen,  und  es  ist  denselben  nach  b^ 
standener  Tirozinalprüfung  die  Begünstigung  als  Einjahrig-Freiwilliger-Phar- 
mazeut zuzuerkennen. 

Diese  Begünstigung  können  jedoch  nur  solche  Einjährig-Freiwillige 
des  Soldatenstandes  beanspruchen,  welche  bis  zum  1.  Oktober  jenes  Jahres, 
in  dem  sie  das  26.  Lebensjahr  vollenden,  das  Magisterdiplom  erlangen 
können. 

18.  Jenen  Medizinern,  Pharmazeuten  und  Veterinären,  welche  während 
eines  Krieges  (Mobilitätsverhältnisses)  auf  die  regelmäßige  Dienstzeit  als 
Freiwillige  oder  im  Wege  der  Stellung  assentiert  wurden,  kann  nach  Be- 
endigung des  Krieges  (Mobilitätsverhältnisses)  die  Begünstigung  des  ein- 
jährigen Präsenzdienstes  in  ihrer  Eigenschaft  zuerkannt  werden,  wenn  sie 
den  Anspruch  hierauf  zur  Zeit  der  Assentierung  gehabt  haben. 

Das  Gesuch  ist  behufs  weiterer  Veranlassung  von  Standeskörper 
dem  Militärterritorlalkommando,  beziehungsweise  Landwehrkommando  vor- 
zulegen. 

Die  vor  der  Zuerkennung  der  erbetenen  Begünstigung  zurückgelegte 
aktive   Dienstzeit  wird  den  Medizinern  in  den  halbjährigen   Präsenzdienst 


*)  Auf  Orand  der  Verordnung  des  Ministeriums  fär  Landesverteidigang  vom  13,  Februar  /9M, 
RQBNr,  19,  betreffend  eine  Abänderung  der  Wehrforschriften,  /.  Teil,  hat  der  §  76,  Punkt  1% 
nachstehende  Ergänzung  als  Schl^ßabsatz  erhalten: 

Ozgzn  den  die  Aberkennung  der  Beg:fln8tlgung[  Infolsre  unterlassener  Beibringung  det 
Nachweises  der  Studienfortsetzung  aussprechenden  Beschlufi  (Punkt  14)  steht  den  Einjihrig- 
Freiwilligen-Medizinern,  -Pharmazeuten  und  -Veterinären  die  Berufung  nach  §  71  zu;  diese 
Berufung  hat  jedoch  nur  insofern  aufschiebende  Wirkung,  als  dadurch  der  festgesetzte  letzte 
Termin  zum  Antritte  des  Präsenzdienstes  (WO.  §§  27,  28  und  29)  nicht  Oberschritten  wird. 


Präsenzdienst  eingerechnet 

19.  Im  Mobilisierungsfalle  werden  die  Einjahrig-Freiwilligen-Mediziner, 
-Pharmazeuten  und  -Veterinäre,  welche  das  Diplom  noch  nicht  erlangten, 
zur  Dienstleistung  im  Soldatenstande  in  ihrer  Einteilung  herangezogen. 
Von  diesen  Einjährig-Freiwilligen  sind  jene,  welche  vermöge  ihrer  bis 
dahin  erworbenen  Eignung  zum  Sanitäts-,  beziehungsweise  Medikamenten- 
oder Veterinärdienste  beigezogen  werden  können,  zu  diesen  Diensten  zu 
verwenden. 

Jenen  Einjährig-Freiwilligen-Medizinem  und  -Veterinären,  welche  die 
Studien  bereits  beendet,  das  Diplom  jedoch  noch  nicht  erhalten  haben, 
ist  es  gestattet,  die  bezüglichen  Nachweise  bei  ihrem  Standeskörper  ein- 
zubringen, welcher  dem  Akte  eine  Abschrift  des  Grundbuchblattes  beizu- 
schließen und  denselben  sodann  dem  Reichskriegs-(Landesverteidigungs-) 
Ministerium  vorzulegen  hat 


Np.  560. 

Terordnong  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  Tom  12.  April  1889, 

RQBNr.  46,  MVBNr.  25, 

betreffend  die  den  Studierenden  an  Hochschulen»  welche  den  Prftsenz- 
dienst  als  ElnJUirig-Frelwllllge  ableisten,  zu  gewfihrenden  Begünstigungen« 

Nach  §  25  des  Wehrgesetzes  vom  11.  April  1889^)  bleibt  die  aktive 
Dienstzeit  der  Einjährig-Freiwilligen  ausschließlich  der  militärischen  Aus- 
bildung gewidmet.  Die  Inskription  an  einer  Hochschule  bei  gleichzeitiger 
Ableistung  des  Präsenzdienstes  wird  daher  in  Zukunft  nicht  mehr  zu- 
lässig sein. 

Um  nun  Studierenden,  welche  vor  Abschluß  ihrer  Studien  den  Präsenz- 
dienst ableisten,  jenes  Maß  von  Berücksichtigung  angedeihen  zu  lassen, 
welches  mit  den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Studienordnungen  und  dem 
gemeinsamen  Endziele  einer  gleichmäßigen  wissenschaftlichen  Ausbildung 
vereinbar  ist,  finde  ich  auf  Orund  der  mir  mit  Ah.  Entschl.  vom  26.  März 
1889  erteilten  Ermächtigung  nachstehende  Bestimmungen  zu  erlassen: 

L  Betreffend  die  Immatrllnilation» 

§  1.  Die  Bestimmung  des  §  6,  lii  c,  der  allgemeinen  Studienordnung 
für  Universitäten  vom  1.  Oktober  1850  (RQBNr.  370),s)  wonach  die  ge- 
schehene Immatrikulation  an  einer  Fakultät  so  lange  ihre  Wirksamkeit 
behält,  bis  der  Studierende  seine  Studien  an  der  Fakultät  durch  längere 
Zeit  als  durch  ein  Semester  unterbricht,  wird  bezüglich  der  Einjährig-Frei- 
willigen, welche  ihren  Präsenzdienst  während  der  Studien  ableisten,  dahin 
erweitert,  daß  die  Immatrikulation  durch  das  ganze  erste  Präsenzjahr  ihre 
Wirksamkeit  behält. 


»)  *.  Nr.  S48, 
•)  s.  Nr,  365, 
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Den  gedachten  immatrikulierten,  aber  nicht  inskribierten  Studierenden 
kommen  während  dieser  Zeit  —  unbeschadet  ihres  militärischen  Verhält- 
nisses —  alle  Rechte  und  Pflichten  akademischer  Burger  zu  (§  3  der 
allgemeinen  Studienordnung),  soweit  dieselben  durch  die  Inskription  für 
einzelne  Gegenstände  nicht  bedingt  sind.  In  die  vorgeschriebene  Studien- 
zeit ist  jedoch  das  betreffende  Jahr  nicht  einzurechnen. 

§  2.  Um  auch  solche  Studierende,  welche  ihren  Präsenzdienst  als 
Einjährig-Freiwillige  unmittelbar  nach  mit  Eriolg  abgelegter  Maturitäts- 
prüfung ableisten,  gleich  den  im  §  1  erwähnten  Studierenden  während 
dieses  Präsenzjahres  der  Rechte  und  Pflichten  akademischer  Bürger  teil- 
haftig werden  zu  lassen,  wird  denselben  gestattet,  die  Immatrikulation 
an  einer  Universität  ohne  gleichzeitige  Inskription  für  einzelne  Gegenstände 
zu  erwirken. 

Eine  derartige  Immatrikulation  behält  während  der  Dauer  des  ersten 
Präsenzjahres  ihre  Wirkung. 

§  3.  Auf  die  Studierenden  der  technischen  Hochschulen  und  der 
Hochschule  für  Bodenkultur  haben  die  im  vorstehenden  für  Universitäts- 
studierende getroffenen  Bestimmungen  sinngemäße  Anwendung  zu  finden. 

Hienach  sind  insbesondere  die  ordentlichen  Studierenden  dieser  Hoch- 
schulen, welche  den  Präsenzdienst  als  Einjährig-Freiwillige  während  ihrer 
Studienzeit  ableisten,  während  des  ersten  Präsenzjahres  als  immatrikulierte 
ordentliche  Studierende  der  betreffenden  Hochschule  anzusehen. 

Femer  ist  es  den  Studierenden,  welche  in  dem  auf  die  mit  Erfolg 
abgelegte  Maturitätsprüfung  unmittelbar  folgenden  Jahre  den  Präsenzdiensf 
als  Einjährig-Freiwillige  ableisten,  gestattet,  ihre  Immatrikulation  als  ordent- 
liche Studierende  an  einer  dieser  Hochschulen  ohne  Inskription  für  ein- 
zelne Gegenstände  zu  erwirken. 

Solche  Studierende  haben  für  das  betreffende  Jahr  kein  Unterrichts- 
geld zu  entrichten. 

iL  Betreffend  die  Frequenzbestätigung  f&r  Studierende  der  Meclizin. 

§  4.  Studierenden  der  Medizin,  welche  >Yährend  ihrer  medizinischen 
Studien  den  halbjährigen  Präsenzdienst  im  Soldatenstande  am  1.  April  an- 
treten, ist  die  Frequenzbestätigung  für  das  Wintersemester  jedenfalls  sdion 
in  den  letzten  acht  Tagen  des  Monates  März  zu  erteilen,  auch  wenn  der 
regelmäßige  Termin  für  die  Einholung  der  Frequenzbestätigtmg  seitens 
der  übrigen  Studierenden  mit  einem  späteren  Zeitpunkte  beginnt 

HL  Betreffend  die  Stipendien^)  und  die  Befk'eliing  vom  KoUeglengeldey 

dem  Unterrichtsgelde  ond  den  Prüfungstaxen. 

§  5.  An  Hochschulen  immatrikulierte  Einjährig-Freiwillige  verbleiben 
während  ihres  ersten  Präsenzjahres  im  Genüsse  der  ihnen  verliehenen  und 
für  die  Studien  an    den  betreffenden  Hoöhschulen  bestimmten  Stipendien. 

^)  Betreffend  die  EvidenthaUung  von  Stipendisten  mit  Rücksicht  auf  dU  AbUista/ig  des 
EinJährig'Freiwilligen'Präsemdienstes  s.  den  an  die  Hochsehuirektorate  ergangenen  MinErL  vom 
20.  Mai  1892,  Z.  8041 KUM  und  den  gleichzeitig  an  alte  politischen  LandessteOen  gerichteten,  im 
MVBNr.  23  ex  1892  verlautbarten  Erlqß  (s,  Nr.  597J,  sowie  den  MinErL  vom  29.  April  J9S3, 
Z.  201  KUM,  MVBNr.  17  (s.  Nr.  599). 


uie  Ausioigung  aer  laiiigen  diipenaienquoien  gescnieni  gegen  v^ui> 
tungen,  welche  zunächst  von  der  dem  Stipendisten  vorgesetzten  Militär- 
behörde und  sohin  in  der  bisher  vorgeschriebenen  Weise  von  der  akademi- 
schen Behörde  vidiert  werden. 

§  6.  Die  Ableistung  des  einjährigen  Präsenzdienstes  steht  bei  immatri- 
kulierten orcl^ntlichen  Studierenden  der  Hochschulen  der  Verleihung  von 
Stipendien  nicht  entgegen. 

§  7.  Jenen  Einjährig-Freiwilligen,  welche  im  Sinne  des  §  25  des  Ge- 
setzes vom  11.  April  1889  ein  zweites  Jahr  präsent  zu  dienen  haben,  steht 
es  frei,  in  den  ersten  vier  Wochen  des  zweiten  Präsenzjahres  mittelst 
von  ihrer  vorgesetzten  Militärbehörde  vidierten  Gesuches  um  die  Sistie- 
rung der  Weiterverleihung  des  von  ihnen  genossenen  Stipendiums  bei  der 
akademischen  Behörde  anzusuchen,  welche  diese  Eingabe  mit  ihrem  Gut- 
achten an  die  Landesstelle  als  Stiftungsbehörde  zur  Entscheidung  zu  leiten 
haben  wird. 

Setzen  sie  nach  Ableistung  des  zweiten  Präsenzjahres  die  Studien 
unmittelbar  fort,  so  wird,  sofern  dem  Sistierungsansuchen  Folge  gegeben 
worden  ist,  vom  Beginne  des  Studienjahres  das  Stipendium  wieder  an- 
gewiesen. 

§  8.  Stipendisten,  welche  den  Präsenzdienst  als  Einjährig-Freiwillige 
erst  nach  Beendigung  der  Studien  ableisten,  bleibt  das  Recht  auf  den 
Bezug  eines  Jahresbetrages  ihres  Stipendiums  für  den  Fall  der  Ablegung 
der  strengen  Prüfungen,  beziehungsweise  der  Prüfung  für  das  Lehramt 
an  Gymnasien  und  Realschulen  unter  den  bisher  vorgeschriebenen  Modali- 
täten gewahrt.  Die  diesfalls  festgesetzten  Fristen  sind  von  der  Zeit  der 
Beendigung  ihrer  Präsenzdienstleistung  zu  rechnen. 

§  9.  Die  Bestimmungen  der  §§  5  bis  8  haben  nur  insoweit  Anwen- 
dung zu  finden,  als  denselben  nicht  besondere  stiftungsmäßige  Anord- 
nungen entgegenstehen. 

§  10.  Im  übrigen  bleiben  die  für  die  Verleihung,  den  Fortbezug  und 
die  Entziehung  der  Stipendien  geltenden  Vorschriften  auch  rücksichtlich 
der  Einjährig-Freiwilligen  mit  der  Maßgabe  in  Kraft,  daß  hinsichtlich  jener 
Studiennachweise,  welche  den  tatsächlichen  Studienbetrieb  voraussetzen 
(Prüfungs-  und  Kolloquienzeugnisse  usw.),  nicht  die  Zeit,  während  welcher 
der  Stipendist  oder  der  Stipendiumswerber  den  Präsenzdienst  ableistete, 
sondern  die  der  Militärdienstzeit  unmittelbar  vorangehende  Periode  in  Be- 
tracht zu  ziehen  ist 

§  11.  Für  die  Befreiung  vom  Kollegien-,  respektive  Unterrichtsgelde 
und  den  Prüfungstaxen  haben  rücksichtlich  der  eriorderlichen  Studiennach- 
weise die  betreffenden  Bestimmungen  des  §  10  Anwendung  zu  finden. 

IV.  Betreffend  die  Prüfungen,  und  zwar: 

A.  Die  theoretischen  Staatsprüfungen  an  den  rechts-  und 

Staats  wissenschaftlichen  Fakultäten. 

§  12.  Kandidaten  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung,  welche  mit 
dem  auf  die  Absolvierung  ihres  vierten  Semesters  nächstfolgenden  Oktober 
den  Präsenzdienst  als  Einjährig-Freiwillige  antreten  und  denselben  außerhalb 


der  betreffenden  Universitätsstadt  abzuleisten  haben,  ist,  wenn  sie  diesen 
Umstand  gehörig  bescheinigen,  über  ihr  Ansuchen  statt  des  Oktobertennines 
ein  Prüfungstemiin  zwischen  dem  20.  und  28.  September  zu  bestimmen. 

Die  Zulassung  zu  dieser  Prüfung  ist  im  übrigen  in  derselben  Weise 
wie  für  den  Oktobertermin  anzusuchen. 

§  13.  Bei  Festsetzung  des  Prüfungstages  für  jene  Kandidaten,  welche 
die  rechtshistorische  Staatsprüfung  während  ihres  Präsenzdienstes  abzulegen 
beabsichtigen,  ist  innerhalb  der  ordentlichen  Prüfungstermine  auf  das  militä- 
rische Dienstverhältnis  derselben  und  ihre  darauf  gegründeten  Wünsche 
tunlichst  Rücksicht  zu  nehmen. 

Auf  eine  solche  Berücksichtigung  haben  jedoch  nur  jene  Kandidaten 
Anspruch,  welche  ihre  Eigenschaft  als  Einjährig-Freiwillige,  beziehungs- 
weise ihren  bevorstehenden  Dienstantritt  bereits  in  dem  Meldungsgesuche 
gehörig  bescheinigt  haben. 

E>er  Dekan  hat  diese  Kandidaten  in  ein  besonderes  Verzeichnis  zu 
bringen  und  dieses  dem  Präses  der  Prüfungskommission  in  kurzem  Wege 
einzuhändigen. 

§  14.  Studierende,  welche  den  Präsenzdienst  als  Einjährig-Freiwillige 
abgeleistet  haben  oder  denselben  mit  dem  auf  die  Vollendung  ihrer  Studien 
nächstfolgenden  Oktober  antreten,  sind  schon  im  Juli  des  betreffenden 
Jahres  zur  judizieUen  Staatsprüfung  zuzulassen. 

§  15.  Studierende,  welche  den  Präsenzdienst  als  Einjährig-Freiwillige 
mit  dem  auf  die  Vollendung  ihrer  Studien  nächstfolgenden  Oktober  an- 
treten, sind,  wenn  sie  auf  Grund  des  §  14  die  judizielle  Staatsprüfung 
mit  Erfolg  abgelegt  haben,  zwischen  dem  20.  und  28.  September  zur  staats- 
wissenschaftlichen Staatsprüfung  zuzulassen. 

B.  Das  zweite  Rigorosum  an  den  medizinischen  Fakultäten. 

§  16.  Studierende  der  Medizin,  welche  den  im  §  27  des  Gesetzes  vom 
11.  April  1889  vorgeschriebenen  halbjährigen  Präsenzdienst  im  Soldaten- 
stande abgeleistet  haben,  sind,  wenn  sie  das  erste  medizinische  Rigorosum 
mit  Erfolg  abgelegt  haben  und  den  Nachweis  liefern,  daß  sie  durch  vier 
Semester  die  medizinische  Klinik  besucht  und  daselbst  praktiziert  haben, 
schon  im  Laufe  des  zehnten  Semesters  ihrer  Studien  zur  Ablegung  des 
zweiten   medizinischen   Rigorosums   zuzulassen.^) 

C.    Die  Prüfungen  für  das  Lehramt  an  Gymnasien  und 

Realschulen. 

§  17.  Lehramtskandidaten,  welche  den  Präsenzdienst  als  Einjährig- 
Freiwillige  abgeleistet  haben,  können  schon  im  Beginne  des  siebenten 
Semesters  der  in  Artikel  II  der  MinVdg.  vom  7.  Februar  1884  (RGBNr.  26),«) 
betreffend  die  Prüfung  der  Kandidaten  des  Gymnasial-  und  des  Realschul- 
lehramtes vorgeschriebenen  Hochschulstudien  um  Zustellung  der  Aufgaben 
zur  häuslichen  Bearbeitung  ansuchen,  wenn  sie  im  übrigen  den  Forderungen 
der  bezogenen  Ministerialverordnung  rücksichtlich  der  Zulassung  zur  Prüfung 
für  das  Lehramt  an  Gymnasien  und  an  Realschulen  entsprochen  haben. 

0  VßL  hiezu  §  11  derneuenmediz,  Rigorosenordnung vom  14,  AprUlQOS, RQBNr.  102 fs. Nr,  S79), 
•)  Vgl.dUJetzigePrßfunßSfoncMß  vom 30. August  18Sf7, RQBNr, 220, MVBNr.50  fs.Nr.6S8J. 


Wehrpflichtvonchrifien  Iflr  Studierende.  g^Q 

Zur  Klausur-  und  mündlichen  Prüfung  sind  jedoch  auch  solche  Lehr- 
amtskandidaten erst  nach  Vollendung  der  in  der  MinVdg.  vom  7.  Februar 
1884   (RGBNr.   26),   vorgeschriebenen   Studien   zuzulassen. 

D.   Die  Fortgangs-  und  Staatsprüfungen  an  den  technischen 
Hochschulen   und   der   Hochschule  für   Bodenkultur.    §§  18-~20. 

V.  Obergangsbestimmiingeii«  §§  21—22. 


Np.  661. 

Yerordnimg  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  2.  Anpst  1889p 

RGBNr.  125.  MVBNr.  44, 

betreffend  die  Nachwelsongen  Aber  die  Ablelstimg  des  militärischen 
PrftsenzdieiisteSy  welclie  von  den  Studierenden  der  Hochschnlen  mit 
Rflcksicht  auf  |  25  des  Gesetzes   vom  11.  April   1880   (RQBNr.   41) 

zu  erbringen  sind. 

§  1.  Nach  §  25  des  Gesetzes  vom  11.  'April  1889  (RGBNr.  41),i) 
bleibt  die  aktive  Dienstzeit  der  Einjährig-Freiwilligen  ausschließlich  der 
militärischen  Ausbildung  gewidmet.  Es  wird  daher  seitens  der  akademischen 
Behörden  den  Einjährig-Freiwilligen  die  Inskription  überhaupt  nicht  zu 
gestatten  und  unbeschadet  der  Disziplinarbehandlung  eine  mit  Verletzung 
dieser  Anordnung  erwirkte  Inskription  als  ungültig  zu  behandeki  sein,  so 
daß  das  betreffende  Semester  in  die  erforderliche  Studiendauer  nicht  ein- 
zurechnen ist  Sofern  dies  bei  der  Zulassung  zu  einer  Prüfung  dennoch  ge- 
schehen wäre,  ist  das  Resultat  derselben  für  nichtig  zu  erklären  und  das  aus- 
gestellte Zeugnis  einzuziehen. 

§  2.  Jeder  Studierende  einer  Hochschule,  welcher  die  Ausfertigung 
eines  Absolutoriums  verlangt,  oder  nach  Maßgabe  der  bestehenden  Vor- 
schriften vor  Erlangung  eines  Absolutoriums  zur  Ablegung  einer  der  theore- 
tischen Staatsprüfungen  an  den  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakul- 
täten, von  Rigorosen,  der  Prüfung  für  das  Lehramt  an  Gymnasien  und 
Realschulen,  einer  Fortgangs-  oder  Staatsprüfung  oder  der  Diplomsprüfung 
an  den  technischen  Hochschulen  oder  der  Hochschule  für  Bodenkultur 
zugelassen  werden  will,  hat  darzutun,  daß  er  die  erforderliche  Studienzeit 
ohne  Kumulierung  der  Hochschulstudien  mit  der  militärischen  Präsenz- 
dienstleistung absolviert  hat 

Er  wird  somit  nachzuweisen  haben,  entweder  1.  durch  eine  Bestäti- 
gung im  Sinne  des  §  3  a)  dieser  Verordnung,  daß  er  dem  Verbände  des 
Heeres  (Kriegsmarine)  bder  der  Landwehr  nicht  angehöre,  oder  2.  durch 
den  Militärpaß  oder  durch  eine  Bestätigung  im  Sinne  des  §  3  b),  daß  er 
seinen  Präsenzdienst  als  Einjährig-Freiwilliger  noch  nicht  angetreten  habe, 
oder  3.  durch  eine  Bestätigung  im  Sinne  des  §  3  c)  oder  d),  daß  er  den 
Präsenzdienst  als   Einjährig-Freiwilliger  innerhalb   eines  Zeitraumes  abge- 

>)  s.  Nr,  548. 


ggQ  II.  Teil :  Studienvofschriften ;  A.  Allgemeine  Bestimmungen. 

leistet  hat,  welcher  nicht  in  die  auszuweisende  Studienzeit  fällt,  oder  4. 
durch  eine  Bestätigung  im  Sinne  des  §  3e),  daß  er,  auf  drei  Jahre  assen- 
tiert, in  dem  Zeiträume,  während  dessen  er  an  einer  Hochschule  immatri- 
kuliert war  und  um  dessen  Anrechenbarkeit  es  sich  handelt,  nicht  in 
militärischer  Dienstleistung  oder  doch  nur  in  einer  solchen  militärischen 
Dienstleistung  stand,  welche  die  Anrechenbarkeit  des  Semesters  nicht 
ausschließt 

Die  sub  1  und  2  erwähnten  Bestätigungen  sind  nur  dann  geeignet,  den 
vorgeschriebenen  Nachweis  zu  liefern,  wenn  mit  Rücksicht  auf  den  Zeit- 
punkt ihrer  Ausstellung  zweifellos  ist,  daß  der  Antritt  des  Präsenzdienstes 
in  der  Zwischenzeit  überhaupt  nicht  oder  doch  erst  in  einem  Zeitpunkte 
erfolgt  sein  kann,  in  welchem  die  Bedingungen  für  die  Ausfolgung  des 
Absolutoriums  oder  die  Zulassung  zur  Prüfung  bereits  gegeben  waren. 

§  3.  Zum  Zwecke  der  Durchführung  dieser  Anordnung  sind  den 
die  Immatrikulierung  an  einer  Hochschule  anstrebenden  oder  bereits  immatri- 
kulierten Studierenden  nach  Inhalt  des  §  28  des  zweiten  Teiles  der  Wehr- 
vorschriften nachstehende  Bestätigungen  zu  erteilen: 

a)  Den  die  Immatrikulierung  an  einer  Hochschule  anstrebenden  oder 
bereits  immatrikulierten  Studierenden,  welche  dem  Verbände  des  Heeres 
(Kriegsmarine)  oder  der  Landwehr  nicht  angehören,  ist  über  diesen  Um- 
stand auf  ihr  Ansuchen  von  der  zuständigen  politischen  Bezirksbehörde 
eine  Bestätigung  zu  erteilen,  in  welcher  auch  anzugeben  ist,  weshalb  sie 
dem  Heere  (Kriegsmarine),  beziehungsweise  der  Landwehr  nicht  angehören. 

Diese  Bestätigung  bleibt  für  spätere  Anlässe  wirksam,  wenn  auf  der- 
selben der  unveränderte  Fortbestand  des  Verhältnisses  oder  die  einge- 
tretenen  Veränderungen   neuerlich   bestätigt   werden. 

b)  Den  die  Immatrikulierung  an  einer  Hochschule  anstrebenden  oder 
bereits  immatrikulierten,  noch  nicht  eingereihten  Einjährig-Freiwilligen  ist 
auf  ihr  Ansuchen  vom  zuständigen  Ergänzungsbezirkskommando  zu  be- 
stätigen, wann  sie  den  Präsenzdienst  anzutreten  haben,  eventuell  bis  zu 
welchem  Termine  ihnen  der  Aufschub  des  Präsenzdienstes  gewährt  wurde. 
Solchen  bereits  eingereihten  Einjährig-Freiwilligen,  welche  den  Präsenz- 
dienst noch  nicht  angetreten  haben,  ist  diese  Bestätigung  —  wenn  sie  den 
Militärpaß  aus  irgend  einem  Grunde  nicht  in  Händen  haben  sollten  — 
vom  Standeskörper  zu  erfolgen.  Jede  Änderung  des  Zeitpunktes  iür  den 
Präsenzdienstantritt  ist  im  Militärpaß  unter  den  Zusätzen  zu  den  Personal- 
notizen  ersichtlich   zu   machen. 

c)  Den  an  einer  Hochschule  immatrikulierten,  den  Präsenzdienst  ab- 
leistenden Einjährig-Freiwilligen  ist  der  Zeitpunkt  des  Antrittes  des  Präsenz- 
dienstes  und  jener  des  Austrittes  aus  demselben  vom  Kommando  des 
Truppenkörpers  (Truppenteiles,  Anstalt)  auf  ihr  Ansuchen  zu  bestätigen. 

d)  Den  an  einer  Hochschule  immatrikulierten  Studierenden,  weldie 
den  Präsenzdienst  bereits  vollstreckt  haben,  ist  hierüber  auf  ihr  Ansuchen 
vom  Standeskörper  eine  Bestätigung  zu  erteilen,  aus  welcher  auch  der 
Zeitpunkt  des  Antrittes  des  Präsenzdienstes  und  des  Austrittes  aus  dem- 
selben zu  entnehmen  ist. 
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e)  Jenen  Studierenden  der  Hochschulen,  welche  in  den  vorstehenden 
Absätzen  a)  bis  d)  nicht  inbegriffen  sind,  tatsächlich  aber  in  einem  militäri- 
schen Dienstpflichtverhältnisse  stehen,  ist  auf  ihr  Ansuchen  vom  Kommando 
des  Truppenkörpers  (Truppenteiles,  Anstalt)  eine  Bestätigung  darüber  zu 
erteilen,  daß  sie  während  des  Zeitraumes,  für  welchen  diese  Bestätigung 
behufs  Ausweises  bei  den  Studienbehörden  erbeten  wird,  nicht  in  militärischer 
Dienstleistung  gestanden  sind,  oder  wenn  dies  der  Fall  gewesen  sein 
sollte,  welcher  Natur  und  Dauer  die  bezügliche  militärische  Dienst- 
leistung war. 

§  4.  Gemäß  Artikel  III,  Punkt  4,  Alinea  2  des  Gesetzes  vom 
11.  April  1889,  RGBNr.  41,  findet  die  Bestimmung  des  §  1  dieser  Verord- 
nung auf  jene  Studierende  keine  Anwendung,  welche  mit  Beginn  der  Wirk- 
samkeit dieses  Gesetzes  ihren  Präsenzdienst  als  Einjährig-Freiwillige  bereits 
angetreten  oder  selben  überhaupt  schon  abgeleistet  haben;  für  jene  Ein- 
jahrig-Freiwilligen-Mediziner, welchen  der  Antritt  des  halbjährigen  Präsenz- 
dienstes im  Soldatenstande  im  April  1889  bewilligt  wurde  (IV,  6  der  Ver- 
ordnung des  k.  k.  Ministeriums  für  Landesverteidigung  vom  18.  April  1889, 
RGBNr.  48)  haben  jedoch  die  vorstehenden  Bestimmungen  ihre  volle 
Gültigkeit 


Nr.  652. 

Erlaß  des  Ministers  fttr  K.  u.  U.  vom  27.  März  1892.  Z.  490/KUM. 

MTBNr.  14. 

an   sämtliche   Landeschefs, 

betreffend  die  Anrechnimg  der  von  Shidierenden  zurfickgelegten  Frel- 

willigenjahre. 

Es  "wurde  die  Frage  aufgeworfen,  ob  denjenigen  absolvierten  Rechts- 
hörem,  die  das  Freiwilligenjahr  nach  den  Bestimmungen  des  geltenden 
Wehigesetzes  ohne  Kumulierung  mit  den  Studien  zurückgelegt  haben,  dieses 
Freiwilligenjahr,  respektive  die  Freiwilligenjahre,  in  die  Gesamtstaatsdienst- 
zeit einzurechnen  wären. 

Diese  Frage  erscheint  jedoch  durch  die  bestehenden  Normen  bereits 
gelöst 

Zur  Vermeidung  einer  etwaigen  unrichtigen  Versorgungsbehandlung 
der  Beteiligten  hat  das  k.  k.  Finanzministerium  den  in  Abschrift  mitfol- 
genden Erlaß  vom  7.  Februar  1.  J.,  Z.  4847,  in  der  Nummer  17  des  Verord- 
nungsblattes für  den  Dienstbereich  des  k.  k.  Finanzministeriums,  Jahrgang 
1892,  veröffentiichi 

Indem  ich  Euer  .  .  .  hievon  zur  Kenntnisnahme  und  allfälligen  weiteren 
Verfügung  verständige,  bemerke  ich  gleichzeitig,  daß  unter  einem  dieser 
Erlaß  im  Verordnungsblatte  für  den  hieramtlichen  Dienstbereich  verlaut- 
bart  wird. 


gg2  n.  Teil :  Studlenvonchriften ;  A.  Allgemeine  Bestimmons^. 

Erlaß  des  k.  k.  Finanzministeriums  vom  7.  Februar  1892,  Z.  4847, 

in  Betreff  der  Anrechnung  der  von  Studierenden  zurüclEgelegten  Frei- 
willigenjahre. 

In  Betreff  der  angeregten  Frage,  ob  denjenigen  absolvierten  Rechts- 
hörem,  die  das  Freiwilligenjahr  nach  den  Bestimmungen  des  geltenden 
Wehrgesetzes  ohne  Kumulierung  mit  den  Studien  zurückgelegt  haben,  das 
Freiwinigenjahr,  respektive  die  Freiwilligenjahre,  in  die  Oesamtstaatsdienst- 
zeit   einzurechnen   seien,   wird   nachstehendes   bedeutet: 

Nach  den  gegenwärtigen  Normen  (§  8  des  Militärversoigungsgesetzes 
vom  27.  Dezember  1875,  RGBNr.  158,  und  MinVdg.  vom  28.  Februar 
1878,  Z.  1683,  FinanzMVBNr.  3,  Alinea  1  und  4)  unterliegt  es  keinem 
Zweifel,  daß  die  sogenannten  Freiwilligenjahre  überhaupt  für  die  Be- 
messung der  aus  dem  Zivilpensionsetat  zu  leistenden  Versoigung  anrechenbar 
erscheinen,  falls  der  Betreffende  nur  vor  seiner  definitiven  Entlassung 
aus  dem  Militärdienste  in  den  Zivilstaatsdienst  eintritt 

Es  hat  demnach  unter  dieser  Voraussetzung  auch  denjenigen,  welche 
ohne  Kumuliening  mit  ihren  Studien  das  Freiwilligenjahr,  respektive  die 
zwei  Freiwilligenjahre  abdienen,  diese  Präsenzzeit  bei  der  Anrechnung  der 
Dienstzeit  für  den  Pensionsanspruch  zu  gute  zu  kommen.  In  jenen  Fällen 
dagegen,  in  denen  der  Betreffende  erst  nach  seinem  definitiven  Aus- 
tritte aus  dem  MilStärverbande  (z.  B.  nach  Ablauf  der  zwölfjährigen 
Dienstzeit  oder  infolge  einer  Superarbitrierung)  in  den  Zivilstaatsdienst 
eintritt,  kann  die  bezügliche  Präsenzdienstzeit  wegen  der  eriolgten  Unter- 
brechung normalmäßig  nicht  angerechnet  und  könnte  eine  Nachsicht  der 
Wirkungen  dieser  letzteren  nur  durch  Allerhöchste  Gnade  gewährt  werden. 


Nr.  653. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  o.  U.  Tom  10.  Aagost  1892,  Z.  17J14. 

MTBNr.  4S. 

an  sämtliche  Landeschefs  und  Landesschulräte, 

betreffend  die  Bedingungen,  nnter  welchen  Onadengaben,  welche  auf 
die  Daner  der  ordnungsmäßigen  Studien  nnter  der  Bedingung  eines 
guten  Studienfortganges  und  einer  tadellosen  Anfführnng  oder  bis  zor 
frfiheren  Versorgung  Ah.  Orts  bewilligt  wurden,  liquid  zu  erhalten  sind, 
wenn   der   Onadenbeteilte   seiner  Prftsenzdienstpflicht  als  EinJUirig- 

Freiwilliger  obliegt 

Anläßlich  eines  konkreten  Falles  hat  eine  Finanzdirektion  bei  dem 
k.  k.  Finanzministerium  um  die  Entscheidung  in  der  Frage  gebeten,  unter 
welchen  Bedingungen  Gnadengaben,  welche  auf  die  Dauer  der  ordnungs- 
mäßigen Studien  unter  der  Bedingung  eines  guten  Studienfortganges  und 
einer  tadellosen  Aufführung  oder  bis  zur  früheren  Versorgung  Allerhöchsten 
Ortes  bewilligt  wurden,  liquid  zu  erhalten  seien,  wenn  der  Onadenbeteilte 
seiner  Präsenzdienstpflicht  als  Einjährig-Freiwilliger  obliegt 
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Hierüber  hat  das  genannte  Ministerium  nachstehende  Weisung  erlassen: 

Leistet  eine  mit  einer  Onadengabe  unter  den  bereits  erwähnten  Modali- 
täten beteilte  Waise  das  Einjährig-Freiwilligenjahr  auf  eigene  Kosten  ab,  so 
ist  der  Bezug  der  Gnadengabe  mit  jenem  Zeitpunkte  einzustellen,  mit 
welchem  die  betreffende  Waise  ihre  Präsenzdienstleistung  beginnt. 

Das  Finanzministerium  wird  jedoch  eventuell  bei  dem  Fortbestande 
der  früheren  rücksichtswürdigen  Verhältnisse  über  konkretes  Ansuchen 
auch  für  die  Zeit  dieser  Präsenzdienstleistung,  insofern  dieselbe  noch  vor 
Vollendung  der  ordnungsmäßigen  Studien  stattfindet,  die  Belassung  der 
Gnadengabe  Allerhöchsten  Ortes  in  Antrag  bringen. 

Sollten  diesbezügliche  Gesuche  direkt  bei  der  Finanzlandesbehörde 
überreicht  werden,  so  sind  darüber  die  entsprechenden  Erhebungen  zu 
pflegen  und  selbe  sodann  unter  Stellung  eines  meritorischen  Antrages  anher 
vorzulegen. 

Bei  der  Neuerwirkung  von  Gnadengaben  auf  die  Dauer  der  Studien 
ist  auf  den  Umstand,  daß  der  Gnadenbezug  auch  für  die  Dauer  des 
Präsenzdienstjahres  als  Einjährig-Freiwilliger  auf  eigene  Kosten  verbleiben 
solle,  bereits  in  dem  diesbezüglichen  Antrage  entsprechend  Rücksicht  zu 
nehmen,  wie  z.  B.  durch  nachstehende  Stilisierung  des  Antrages:  „bis  zur 
ordnungsmäßigen  Vollendung  der  Studien  unter  der  Bedingung  eines  guten 
Studienfortganges  und  einer  tadellosen  Aufführung,  eventuell  auch  auf  die 
Dauer  der  Präsenzdienstleistung  als  Einjährig-Freiwilliger  auf  eigene  Kosten, 
msofem  diese  Dienstleistung  noch  vor  ordnungsmäßiger  Beendigung  der 
Studien  stattfindet,  oder  bis  zur  anderwärtigen  Versorgung.^' 

Wie  bereits  erwähnt,  ist  in  dem  Falle,  als  ein  derzeit  bereits  mit 
einer  Gnadengabe  Beteilter  seiner  Präsenzdienstpflicht  als  Einjährig-Frei- 
williger auf  eigene  Kosten  obliegt,  der  Bezug  der  Gnadengabe  einzustellen. 

Der  Bezug  erlischt  jedoch  nicht,  lebt  vielmehr  dann  wieder  auf,  wenn 
die  ursprünglichen  Verleihungsbedingungen  wieder  existent  werden,  d.  i. 
im  vorliegenden  Falle,  wenn  die  betreffende  Waise  nach  abgeleisteter  Prä- 
senzdienstpflicht —  dieselbe  mag  nun  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  11.  April 
1889,  RGBNr.  41,  eine  einjährige  oder  gemäß  §  25  dieses  Gesetzes  eine 
zweijährige  sein  —  unmittelbar  ihren  Studien  weiter  obliegt. 

Jedoch  sind  in  dergleichen  Fällen  darüber  Erhebungen  zu  pflegen, 
ob  sich  die  Vermögensverhältnisse  der  Waisen  rücksichtlich  ihrer  Alimen- 
tationspflichtigen nicht  in  günstiger  Weise  geändert  haben  und  ist  sodann 
wegen  Wiederanweisung  des  Gnadenbezuges  die  hierortige  Schlußfassung 
einzuholen. 

Dieser  letzterwähnte  Vorgang  ist  auch  bezüglich  jener  Waisen,  welche 
das  Einjährig-Freiwilligen-Präsenzdienstjahr  auf  Staatskosten  ableisten  und 
im  Genüsse  derartiger  Gnadengaben  stehen,  in  analoger  Weise  anzuwenden. 


gg^  II.  Teil:  Stadienvorschriften ;  A.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Nr.  564. 
Erlafi  des  Ministers  für  K.  n.  V.  vom  28.  Joll  1893,  Z.  14.202. 

an  alle  medizinischen  Dekanate, 

(wegen  rechtzeitiger  Zulassung  von  Militärrigorosanten  zu  den  Prü- 
fungen). 

Seitens  des  k.  k.  Landesverteidigungsministeriums  wurde  darauf  auf- 
merksam gemacht,  daß  jenen  Kandidaten  der  medizinischen  Rigorosen, 
welche  sich  in  Gemäßheit  des  §  27  des  Wehfgesetzes  bei  sonstigem  Ver- 
luste der  Begünstigung  als  Einjahrig-Freiwillige-Mediziner  längstens  bis 
zum  1.  April  über  die  Erlangung  des  medizinischen  Doktordiploms  auszu- 
weisen haben,  die  fragliche  Begünstigung  aberkannt  werden  müßte,  wenn 
sie  sich  der  letzten  strengen  Prüfung  nicht  noch  rechtzeitig  vor  dem 
1.  April  unterzogen  und  sohin  das  Doktordiplom  erhalten  haben. 

Zur  Hintanhaltung  der  nachteiligen  Folgen,  welche  solchen  Prüfungs- 
kandidaten durch  eine  verspätete  Ablegung  der  letzten  strengen  Prüfung 
erwachsen  würden,  finde  ich  das  Dekanat  .  .  .  aufzufordern,  dafür  Sorge 
zu  tragen,  daß  Prüfungswerber  der  erwähnten  Kategorie  rechtzeitig  und 
nötigenfalls  auch  außerhalb  des  für  die  Abhaltung  von  strengen  Prüfungen 
in  der  Regel  eingehaltenen  Zeitraumes,  in  berücksichtigungswürdigen  Fällen 
selbst  während  der  Osterferien,  und  zwar  noch  vor  dem  1.  April  zur 
Ablegtmg  ihrer  letzten  strengen  Prüfung  zugelassen  und  hiedurch  in  die 
Lage  gesetzt  werden,  durch  rechtzeitige  Erwerbung  des  medizinischen 
Doktordiploms  von  der  im  Wehrgesetze  vorgesehenen  Begünstigung  für 
Einjahrig-Freiwillige-Mediziner  in   vollem   Umfange  Gebrauch  zu  machen. 


Nr.  555. 

Knndmachnng  des  Ministeriums  für  Landesverteldlgong  rom 

23.  Harz  1895,  RGBNr.  46,  MTBNr.  15, 

betreffend  Abänderungen  des  §  76  der  Wehrvorschriften,  erster,  und 
der  |§  24,  25  und  26  der  Wehrvorschriften,  zweiter  Teil. 

Die  im  Einvernehmen  mit  dem  k.  u.  k.  Reichskriegsministerium  fest- 
gestellten neuen  Bestimmungen  über  die  Ableistung  des  Präsenzdienstes 
seitens  der  Einjahrig-Freiwilligen-Pharmazeuten  und  -Veterinäre  werden 
nachstehend  verlautbart: 

1.  Die  Einjahrig-Freiwilligen-Pharmazeuten  und  -Veterinäre  haben,  und 
zwar  erstere  vom  1.  Oktober,  letztere  vom  1.  April  1895  angefangen,  den 
einjährigen  Präsenzdienst  in  der  Charge  eines  „Pharmazeuten'',  beziehungs- 
weise „Veterinärs"  abzuleisten,  welche  Charge  in  die  Gruppe  der  „Soldaten" 
(Dienstreglement  für  das   k.  u.  k.   Heer,   I.  Teil,  S.  391)   eingereiht  wird. 

2.  Für  die  Ableistung  des  Präsenzdienstes  dieser  Einjährig-Freiwilligen 
auf  Staatskosten  gelten  alle  für  die  Einjährig-Freiwilligen  des  Soldaten- 
standes  bestehenden   Bestimmungen   mit  der  Abweichung,   daß   dieselben 


Veterinäre  hinsichtlich  der  Wahl  des  Truppenkörpers  nicht  beschränkt  sind, 
vorausgesetzt,  daß  bei  demselben  Einjahrig-Freiwillige-Veterinäre  den  Prä- 
senzdienst  überhaupt  vollstrecken  dürfen. 

Die  bis  zum  Antritte  des  Präsenzdienstes  beurlaubten  Einjahrig-Frei- 
willigen-Pharmazeuten und  -Veterinäre,  welche  die  ausnahmsweise  Zuer- 
kennung  der  Begünstigung,  den  Präsenzdienst  auf  Staatskosten  ableisten 
zu  dürfen,  anstreben,  haben  ihre  vollständig  belegten  Gesuche  bei  dem 
zuständigen   Ergänzungsbezirkskommando  ehestens  einzubringen. 

3.  Die  Einjahrig-Freiwilligen-Pharmazeuten,  welche  in  Hinkunft  auch 
während  des  Präsenzdienstes  im  Stande  der  Sanitätstruppe  (in  der  Landwehr 
bei  ihrem  Truppenkörper)  verbleiben,  haben  unmittelbar  nach  Erlangung 
des  Magisterdiploms  eine  beglaubigte  Abschrift  desselben  dem  Gamisons- 
spitale,  zu  welchem  ihre  standeszuständige  Sanitätsabteilung  gehört  (in  der 
Landwehr  ihrem  Standeskörper)  einzusenden;  das  Gamisonsspital  hat  die 
Diplomsabschrift  unter  Anschluß  einer  Abschrift  des  Grundbuchsblattes  sofort 
im  Dienstwege  dem  Reichskriegsministerium  (Ministerium  für  Landesver- 
teidigung) vorzulegen.  Letzteres  bestimmt  die  Sanitätsanstalt,  beziehungs- 
weise Apotheke,  bei  welcher  der  betreffende  Einjährige-Freiwillige  den 
Präsenzdienst  abzuleisten  hat 

4.  Die  Einjahrig-Freiwilligen-Veterinäre  haben  eine  beglaubigte  Ab- 
schrift des  tierärztlichen  Diploms  sofort  nach  dessen  Erlangung  dem  zu- 
ständigen   Ergänzungsbezirkskommando   einzusenden. 

Dieses  hat  mit  Rücksicht  auf  den  §  76:15  der  Wehrvorschriften  I.  Teil 
zu  beurteilen,  ob  der  Betreffende  zur  Ableistung  des  Präsenzdienstes  als 
Einjährig-Freiwilliger- Veterinär  berechtigt  ist,  und  das  Ergebnis  dem  Standes- 
körper (in  der  Landwehr  dem  Ministerium  für  Landesverteidigung)  bei 
Übermittlung  der   Diplomsabschrift  mitzuteilen. 

Diese  Diplomsabschrift  ist  nach  Einsichtnahme  durch  den  Cheftierarzt 
beim  Standeskörper  aufzubewahren. 

5.  Die  Einjahrig-Freiwilligen-Pharmazeuten  und  -Veterinäre  sind  zum 
Präsenzdienste  nach  den  für  die  übrige  Mannschaft  geltenden  Bestimmungen, 
und  zwar  die  Pharmazeuten  zu  jenem  Gamisons-(Truppen-)SpitaIe  (in 
der  Landwehr  auch  die  Veterinäre  zu  jenem  Truppenkörper)  einzuberufen, 
bei  welchem  sie  nach  der  Weisung  des  Reichskriegsministeriums  (Ministe- 
riums für  Landesverteidigung)  den  Präsenzdienst  abzuleisten  haben. 

Die  Einberufung  für  den  1.  Oktober  hat  sich  unbedingt  auf  alle  Ein- 
jährig-Freiwilligen zu  erstrecken,  welche  in  dem  betreffenden  Jahre  das 
24.,  beziehungsweise  —  wenn  sie  Pharmazeuten  mit  einer  Voitiildung  von 
sechs  Gymnasial-  oder  Realschulklassen  sind  —  das  26.  Lebensjahr  vollenden. 

6.  Hinsichtlich  derjenigen  Einjährig-Freiwilligen,  welche  bei  ihrer  Ein- 
rückung zum  Präsenzdienste  noch  nicht  im  Besitze  des  Diploms  sind,  ist  zu 
erheben,  ob  auf  dieselben  der  §  76:15  der  Wehrvorschriften  I.  Teil  An- 
wendung findet.  Im  bejahenden  Falle  ist  nach  demselben  —  im  ver- 
neinenden je  nach  der  Sachlage  vorzugehen.  . 

7.  Die  Einjahrig-Freiwilligen-Pharmazeuten  und  -Veterinäre  haben 
während  des  Präsenzdienstes  die  Uniform  ihres  Truppenkörpers  zu  tragen 


i 
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und  erhalten  als  besonderes  Abzeichen,  ein  Zentimeter  oberhalb  des  Arm- 
Streifens  des   Einjährig-Freiwilligen,  eine  Armelborte  aus  Seide. 

8.  Den  Einjahrig-Freiwilligen-Pharmazeuten  und  -Veterinären  kann  bei 
entsprechender  Verwendung  nach  Ablauf  eines  sechsmonatlichen  Präsenz- 
dienstes die  Auszeichnung  eines  Korporals,  und  zwar  den  Pharmazeuten 
über  Antrag  der  Sanitätsanstalt  vom  Sanitätstruppenkommando  (Standes- 
körper) verliehen  werden;  dieselben  gehören  sodann  zu  der  Gruppe  der 
Korporale   (Dienstreglement  für  das  k.  u.  k.  Heer,  I.  Teil,  S.  389). 

9.  Nach  Vollstreckung  des  einjährigen  Präsenzdienstes  werden  die  Ein- 
jahrig-Freiwilligen-Pharmazeuten und  -Veterinäre  in  die  Reserve  (nicht- 
aktiven Stand)  übersetzt  und  je  nach  ihrer  Verwendung  und  den  nadi  der 
Organisation  erforderlichen  Bedari  vom  Reichskriegsministerium  zu  Akzes- 
sisten,'  beziehungsweise  Unteriierärzten  oder  zu  Praktikanten  ernannt 

Auf  die  zu  Praktikanten  bereits  ernannten  Einjährig-Freiwilligen  haben 
vorstehende  Bestimmungen  keine  Anwendung. 


Np.  556. 

Erlafi  des  Ministers  fQr  K.  u.  V.  vom  16.  Janner  1899*  Z.  34.168. 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 
(betreffend  die  Frist  ffir   die   Erlangung   des  medizinisehen  Doktor- 
diploms zur  Ableistung  des  zweiten  Militirhalbjalires  als  Assistenzarzt- 
Stellvertreter). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  .  .  .  eröffne  ich  dem  Rektorate 
im  Einvernehmen  mit  dem  k.  u.  k.  Reichskriegsministerium,  sowie  mit 
dem  k.  k.  Landesverteidigungsministerium  zur  weiteren  Verständigung,  daß 
der  Berücksichtigung  der  von  mehreren  Militär-Rigorosanten  der  medizini- 
schen Fakultät  gestellten  Bitte,  es  möge  auch  jenen,  welche  das  medizinische 
Doktordiplom  erst  im  Laufe  des  Monates  April  erlangen,  die  Ableistung 
des  zweiten  Halbjahres  als  Assistenzarzt-Stellvertreter  in  den  Sommermonaten 
desselben  Jahres  gestattet  werden,  die  Bestimmungen  des  §  27  (erster  und 
zweiter  Absatz)  des  Wehrgesetzes  en^egenstehen. 


11.  Vorschriften  Aber  das  Stipendienwesen.^) 


Nr,  557. 

StDdlenhofkoinmlsslonsdskrst  vom  4.  Oktober  1811*  Z.  1721  (Ab. 

Entschl.  vom  26.  September  1811), 

an  das  böhmische  Oubemium, 
(betreffend  die  Belassung  der  Stipendien  im  sechsten  Jahre  der  medi- 
zinischen Stttdien). 

Bei  den  besonderen  Umständen,  die  bei  den  Medizin  Studierenden 
obwalten  und  in  der  Hinsicht,   daß  das  sechste  Jahr  von  selben  auch  zur 

^)  !n  diese  Sammlung  wurden  nur  die  allgemeinen  Siipendienvorsüaiften  aufgenommen, 
namentlidi  insoweit  sie  den  Wirkungskreis  der  akademischen  Behörden  berühren. 


Vorschriften  aber  das  Stipendienwesen.  gg^ 

Vorbereitung  zu  ihren  Berufspflichten  und  respektive  zum  Studieren  ver- 
wendet wird,  gestatte  ich,  daß  ihnen  solche  Stipendien  beibelassen  werden, 
deren  Beibelassung  der  Eigenschaft  des  Stipendiums  oder  der  klaren  Vor- 
schrift der  Stiftung,  zu  welcher  die  Stipendien  gehören,  nicht  zuwiderläuft  ^) 


Nr.  558. 


StDdlenliofkommlsslonsdekret  Yom  16.  Anpst  1837,  Z.  4993, 

an  die  Länderstellen  von  Niederöstenreich,  Böhmen,  Mähren,  Oalizien,  Ober- 
österreich, Steiermark,  Tirol,  Illyrien  und  Küstenland, 

(betreffend  den  Fortgenuß  von  Stipendien  nach  vollendeten  juridischen 
Studien  behufs  Erwerbung  des  Doktorgrades).*) 

iVlii  Ah.  Entschl.  vom  5.  August  1.  J.  haben  Se.  k.  k.  Majestät  geruht, 
die  den  Medizinern  mit  Ah.  Entschl.  vom  26.  September  1811  (StHD  vom 
4.  Oktober  1811,  Z.  1721)«)  und  den  Chirurgen  mit  Ah.  Entschl.  vom 
28.  April  1832,  Z.  1940,  ausnahmsweise  gewährte  allergnädigste  Begünstigung, 
ihre  Stipendien  noch  durch  ein  weiteres  Jahr  nach  beendigten  Studien  bei- 
behalten zu  dürfen,  auch  auf  die  mit  Stipendien  beteilten  Doktoranden 
unter  folgenden  Bedingungen  allergnädigst  auszudehnen: 

a)  daß  die  Belassui\g  des  Stipendiums  weder  der  Eigenschaft  des- 
selben, noch  der  klaren  Stiftung  zuwider  ist;  , 

b)  daß  der  Fortbezug  nur  auf  jenes  Studienjahr  beschränkt  wird, 
welches  unmittelbar  auf  die  Vollendung  der  juridisch-politischen  Studien  folgt; 

c)  daß  der  fragliche  Stipendienbetrag  immer  an  den  Dekan  der  juri- 
dischen Fakultät  verabfolgt  werde,  und 

d)  daß  die  Zahlungsanweisung  erst  dann  geschieht,  wenn  der  Kandidat 
im  erwähnten  Schuljahre  zwei  strenge  Prüfungen  mit  Erfolg  abgelegt  hat^) 


Nr.  559. 

Stndlenbofkommlsslonsdekret  vom  13.  Jiml  1842,  Z.  3571 

(betreffend  den  Fälligkeitstermin  neu  verliehener  Stipendien). 

Nach  den  bestehenden  Grundsätzen  sind  Stipendien  Unterstützun- 
gen, mit  welchen  der  Schüler  seine  laufenden  Bedürfnisse  zu  befriedigen 
in  den  Stand  gesetzt  werden  soll.  Aus  diesem  Grunde  haben  dieselben, 
wenn  auch  die  Verhandlung  wegen  deren  Verleihung  sich  in  das  Schuljahr 
hinein   erstredet,   dennoch   vom   Anfang  des   Schuljahres,   nicht   aber   erst 

^)  VgL  Nr.  564,  576  und  5ST, 

•)  Vgl.  Nr.  564  und  566. 

•)  5.  Nr.  557. 

*)  Abgeändert  mit  MinErL  vom  1.  Februar  1882,  Z.  1797,  MVBNr.  13  (s.  Nr.  587). 
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vom  Tage  der  Verleihung  zu  laufen,  und  es  hat  auch  deren  Anweisung 
nicht  zu  verfallen  (decursive),  sondern  in  der  Regel  halbjährig  im  vorhinein 
zu  geschehen.^) 

Nr.  560. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  d.  U.  Tom  3.  JInner  1849,  Z.  7703. 

RßBHr.  68. 

an  die   Landessteüen  von   Niederösterreich,   Oberösterreich,   Böhmen, 
Mähren,  Galizien,  Steiermark,  lUyrien,  Küstenland  und  Tirol, 

bezüglich  der  Wfirdigkeitsaiiswelse  der  Studierenden  ffir  den  Fortgennß 
der  Stipendien  nnd  der  Befreiung  vom  Unterrichtsgelde.^ 

Obgleich  es  keinerdings  in  der  Absicht  liegt,  den  ausgesprochen»! 
Grundsatz  der  Lernfreiheit  für  Fakultätsstudierende  und  Studierende  sonstiger 
höherer  Studienabteilungen  irgend  in  Frage  zu  stellen,  so  erscheint  es 
doch  notwendig,  den  Lehrkörpern  die  Mittel  in  die  Hand  zu  geben,  liin- 
sichtlich  jener  Studierenden,  welche  besondere  Begünstigungen  zum  Zwecke 
des  Studiums,  und  zwar  insbesondere  Stipendien  oder  die  Befreiung  von 
Entrichtung  des  Unterrichtsgeldes  genießen,  über  ihre  Würdigkeit  in  Hin> 
sieht  auf  sittliches  Verhalten  und  ihre  Fortschritte  eine  befriedigende  Nadi- 
Weisung  sich  zu  verschaffen.  Insbesondere  was  Stipendien  betrifft,  stellt 
sich  dies  um  so  wünschenswerter  dar,  als  in  den  Stiftbriefen  fast  durch- 
gehends,  sowohl  was  Verleihung,  als  was  Fortbelassung  betrifft,  wissen« 
schaftliche   Ausbildung  und  sittliche  Aufführung  gefordert  werden. 

Was  in  dieser  Hinsicht  die  03rmnasial-  oder  Lyzealschüler  betrifft, 
so  werden  in  beiden  Beziehungen  die  bisherigen  Vorschriften  hierüber 
aufrecht  erhalten.  Für  die  Studierenden  der  höheren  Fächer  aber  wird 
folgendes  festgesetzt: 

L  Ober  die  Frage,  ob  derlei  Studierende  der  Erlangung  oder  Bei- 
behaltung der  Stipendien  würdig  sind,  haben  die  betreffenden  Lehrkörper 
zu  entscheiden.  Letztere  haben  mit  Rücksicht  auf  alle  ihnen  zur  Kennüiis 
gekommenen  Umstände  in  reife  und  gewissenhafte  Erwägung  zu  ziehen, 
ob  die  Studierenden  der  erwähnten  Begünstigung  in  Hinsicht  auf  ihr  Be- 
tragen und  auf  ihre  wissenschaftlichen  Fortschritte  völlig  würdig  seien 
oder  nicht. 

2.  Sind  Studierende  dem  betreffenden  Lehrkörper  nicht  genug  bekannt, 
um  sich,  vorzüglich  was  Verwendung  und  Fortgang  betrifft,  mit  Bestimmt- 
heit aussprechen  zu  können,  so  steht  es  dem  Lehrkörper  frei,  zu  ver- 
langen, daß   sich  selbe  einer  Prüfung  unterziehen,  nach  deren  Ergebnis 

*)  VgL  auch  Nr.  581  und  insbesondere  Nr.  587. 

Studienstipendien  sind  auf  Qrund  des  FinanzminErL  vom  22.  Jänner  T904,  Z.  82.000  ex.  f9a3; 
in  allen  Fällen  rentensteuerfrei  zur  Auszahlung  zu  bringen,  Stipendien,  welche  aus  staatUehem 
oder  sonst  öffentlichen  Mitteln  gewährt  werden,  sind  naturgemäß  den  aas  Stiftungen  gemSkrtem 
Stipendien  analog  zu  behandeln.  Somit  werden  insbesondere  die  seitens  der  Staatskassen  xtw 
Auszahlung  gelangenden  Studienstipendien  ohne  Reniensteuerubzag  auszasahUn  sein,  fMütAJtt 
Z.  2532  ex  1904.) 

*)  Vgl.  hiezu  Nr.  563,  567  und  574. 
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und  mit  Rücksicht  auf  die  sonstigen,  dem  Lehrkörper  bekannten  Veriiält- 
nisse  der  Lehrkörper  über  die  Würdigkeit  der  Studierenden  zur  Erlangung 
oder  zum   Fortbezuge  von  Stipendien  zu  entscheiden  hat. 

3.  Der  Grundsatz  der  Lernfreiheit  wird,  wie  schon  bemerkt,  bezüglich 
der  Stipendisten  zwar  keineswegs  aufgehoben,  und  sie  können  daher  keines- 
wegs zur  Beobachtung  der  früher  bestandenen  Studienordnung  und  Ab- 
teilung in  Jahrgänge  verhalten  werden.  Wenn  sie  aber  eine  längere  Zeit, 
als  nach  dem  Studienplane  notwendig  ist,  in  den  Studien  zubringen,  so 
können  sie  deshalb  nicht  auch  eine  längere  Dauer  des  Stipendiengenusses 
in  Anspruch  nehmen.^) 

4.  Zur  Erlangung  oder  Beibehaltung  der  Befreiung  von  Entrichtung 
des  Unterrichtsgeldes  ist  es  für  Studierende  der  höheren  Studienabteilungen 
genügend,  wenn  der  betreffende  Lehrkörper  bestätigt,  daß  in  Beziehung 
auf  Verhalten  und  Fortgang  kein  ihm  bekannter  Anstand  obwaltet,  und 
wenn  die  Dürftigkeit  gehörig  nachgewiesen  ist. 

Von  dieser  Administrativmaßregel  hat  die  Landesstelle  alle  Lehrkörper 
in  Kenntnis  zu  setzen. 


Nr.  561. 
Verordnimg  des  Ministers  fflr  K.  n.  ü.  vom  25.  April  1851, 

Z.  6739  ex  1850.  RCBNr.  106, 

gültig  für  die  Kronländer  Osterreich  unter  und  ob  der  Enns,  Salzburg,  Tirol, 
Steiermark,  Kärnten,  Krain,  Triest  und  Küstenland,  Dalmatien,  Böhmen, 
Mähren,  Schlesien,  Galizien  mit  dem  Krakauer  Gebiete  und  für  die  Bukowina, 

betreffend  die  Frage,  wie  Stiftungen  und  Stipendien  zu  behandeln  sind, 
welche  für  die  früheren  philosopliischen  Studien  bestimmt  waren. 

Es  ist  der  Zweifel  angeregt  worden,  ob  der  Genuß  von  Stiftungen 
und  Stipendien,  welche  nach  der  vorbestandenen  Einrichtung  der  Studien 
für  die  Dauer  der  philosophischen  Studien  verliehen  wurden,  nunmehr 
auch  während  der  Universitätsstudien  genossen  werden  können. 

Bei  Entscheidung  dieser  Frage  ist  im  allgemeinen  an  der  Regel  fest- 
zuhalten, daß  an  die  Stelle  der  früheren  philosophischen  Jahrgänge,  wie 
sie  an  österreichischen  Lyzeen  und  Universitäten  bestanden,  jetzt  die  VIL 
und  VIII.  Klasse  des  Gymnasiums  getreten  sind,  und  daß  daher  der 
Genuß  von  Stipendien,  welche  früher  nur  auf  die  Dauer  jener  philosophi- 
schen Jahrgänge  verliehen  werden  konnten,  auch  jetzt  nicht  über  die 
Dauer  der  Gymnasialstudien  hinaus  gestattet  werden  kann. 

Wenn  hingegen  der  Genuß  eines  Stipendiums  nicht  wegen  einer  io 
der  Stiftung  hierüber  enthaltenen  Bestimmung,  sondern  nur  deshalb  auf 
die  Dauer  der  früheren  philosophischen  Jahrgänge  beschränkt  war,  weil 
die  Einrichtung  der  österreichischen  Studienanstalten  ein  längeres  Verweilen 
bei  den  philosophischen  Fakultätsstudien  nicht  möglich  machte,  so  ist  jetzt 
ein    längerer   Genuß   eines   solchen   Stipendiums   nicht   ausgeschlossen. 

')  VgL  Nr.  564, 
Universitfttsgesetze.  44 
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Demgemäß  wird  von  Fall  zu  Fall  mit  Berücksichtigung  der  speziellen 
Bestimmungen  oder  der  ausgesprochenen  Zwecke  der  einzelnen  Stiftungen 
zu  entscheiden  sein. 


Nr.  562. 

Yerordnung  des  Ministeriums  fflr  K.  n.  V.  vom  28.  Februar  1852, 

Z.  1260p  RGBNr.  61 

über  den  Einfluß  der  Reprobation  bei  einer  theoretischen  Staatsprüfung 
auf  den  Fortgenuß  von  Stipendien  oder  Stiftungen.^) 

Nachdem  Zweifel  über  die  Frage  rege  geworden  sind,  welchen  Ein- 
fluß die  erste  oder  wiederholte  Reprobation  bei  einer  theoretischen  Staats- 
prüfung auf  den  Fortgenuß  von  Stipendien  oder  Stiftungen  zu  nehmen  habe, 
so  wird  hierüber  nachstehendes  verordnet: 

Die  wiederholte  Reprobation  bei  einer  und  derselben  Staatsprüfungs- 
Abteilung,  ebenso  wie  zwei  Reprobationen  bei  zwei  verschiedenen  Ab- 
teilungen der  theoretischen  Staatsprüfung  ziehen  unbedingt  den  Veriust 
des  Stipendiums   nach  sich. 

Bei  einer  ersten  Reprobation  aber  tritt  dieser  Verlust  nur  dann  mit  unbe- 
dingter Notwendigkeit  ein,  wenn  der  Kandidat  mit  Stimmeneinhelligfkeit 
reprobiert  wurde.  —  Erfolgte  die  Reprobation  nur  mit  Stimmenmehrheit 
oder  Stimmengleichheit,  so  hat  das  Professorenkollegium  der  Fakultät, 
welcher  der  reprobierte  Kandidat  immatrikuliert  ist,  die  ihm  «anzuzeigende 
Reprobation  in  Gemäßheit  des  hierortigen  Erlasses  vom  3.  Jänner  1849  2) 
zum  Anlasse  einer  sorgfältigen  Beratung  zu  machen  und  auf  Grundlage  der- 
selben sohin  zu  entscheiden,  ob  der  Studierende  ungeachtet  der  ersten 
Reprobation  bei  einer  bestimmten  Staatsprüfungsabteilung  noch  des  Fort- 
bezuges seines  Stipendiums  würdig  sei  oder  nicht 

Hiebei  wird  auf  sein  akademisches  Betragen,  auf  seinen  Fleiß  im  Be- 
suche der  Vorlesungen,  auf  seine  durch  Kolloquien')  oder  Privatprüfungren, 
oder  eine  vorausgegangene,  mit  gutem  Erfolge  abgelegte  Staatsprüfung  dar- 
gelegte wissenschaftliche  Verwendung  und  auf  die  besonderen  Bemerkungen 
zu  sehen  sein,  mit  welchen  die  Anzeige  der  erfolgten  Reprobation  von 
Seite  der  betreffenden  Staatsprüfungskommission  an  das  Professorenkollegium 
begleitet  ist. 

Zur  Aufrechthaltung  dieser  Entscheidung  werden  die  Vorstande  samt- 
licher theoretischen  Staatsprüfungskommissionen  hiemit  verpflichtet,  alle 
Fälle  einer  ersten  oder  wiederholten  Reprobation  dem  Professorenkollegrium 

»)  VgL  auch  Nr.  595. 

*)  s.  Nr.  560. 

*)  Mit  dem  MUiErl.  vom  12.  Juli  1860,  Z.  9909,  an  das  Dekanat  des  rechts-  und  Staats- 
wissenschaftlicßien  ProfessorenkoUegiums  in  Wien  wurde  demselben  bedeutet,  dßß  die  Professorm 
die  Kolloquiemeugnisse  (auch  die  zum  Behuf e  der  B^rebmg  von  der  Rekrutierung  ausgusteiieadeaj 
ebensogut  wie  andere  als  in  Amtssachen  ausgestellte  Bestätigungen  zu  betrachten  haben,  and  daher 
bei  der  Wahl  der  Ausdrücke  über  den  Erfolg  solcher  Kolloquien  nicht  minder  als  bei  jedem 
Prüfungsakte  zur  strengsten  Qewissenh(^ftii^tt  verpflichtet  erscheinen. 
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derjenigen  Fakultät  ungesäumt  mitzuteilen,  an  welcher  der  Kandidat  die 
Voriesungen  besucht  [oder  falls  er  bereits  in  dem  freigegebenen  achten 
Semester  seiner   Studienzeit   stünde,   zuletzt   besucht  hat].^) 

Diese  Mitteilung  hat  außer  dem  Vor-  und  Zunamen  und  Geburtsort 
des  Kandidaten,  der  Art  der  mißlungenen  Staatsprüfung  und  dem  Umstände, 
ob  die  Reprobation  eine  erste  oder  bereits  wiederholte  war,  auch  noch  das 
Resultat  der  Abstimmung,  eine  nähere  Schilderung  der  mißlungenen  Prüfung 
zunächst  in  der  Richtung  zu  enthalten,  daß  das  betreffende  Professorenkol- 
legium für  den  Fall,  als  der  Kandidat  Stipendist  oder  Stiftung  ist,  bei  der 
oberwähnten  Beurteilung  über  seine  Würdigkeit  oder  Unwürdigkeit  zum 
Fortgenusse  des  Stipendiums  in  dieser  Mitteilung  genauere  Anhaltspunkte 
einer  allen   Umständen   angemessenen   Entscheidung  erhalte. 


Nr.  563. 

I.  ßrlaB  des  Mlnlstenoms  fOrK.Q.U.  Yom  20.  März  1852,  Z.  10.381 

sx  1851 

an  das  Universitätskonsistorium  in  Wien  und  die  akademischen  Senate  in 

Prag,  Krakau,  Lemberg,  [Olmütz],  Graz,  Innsbruck, 
womit  der  MinErl.  vom  3.  Jinner  1849,  ROBNr.  68,  betreffend  den  Fort- 

gennß  von  Stndienstipendien,  erläntert  wird. 

Da  sich  in  der  Ausführung  des  ho.  Erlasses  vom  3.  Jänner  1849, 
Z.  7703«)  (RGB.,  Ergänzungsband  Nr.  68,  S.  76),  an  den  Universitäten 
sehr  verschieden  benommen  und  die  Evidenz  der  Stipendisten  und  Stift- 
linge  nicht  überall  in  einer  solchen  Weise  erhalten  wird,  daß  die  betreffenden 
Oberbehörden  zeitlich  genug  in  die  Möglichkeit  der  Beurteilung  versetzt 
werden,  ob  einem  Stipendisten  sein  Stipendium  noch  fortzubezahlen  oder 
ihm  dasselbe  wegen  Unwürdigkeit  oder  wegen  Ablaufes  der  Zeit  zu  ent- 
ziehen sei,  wird  angeordnet: 

I.  Jedes  Professorenkollegium  hat  sogleich  nach  Ablauf  eines  jeden 
Semesters ")  an  die  Statthalterei  einen  genauen  tabellarischen  Ausweis  über 
alle  bei  der  betreffenden  Fakultät  immatrikulierten  Stipendisten  und  Stift- 
linge  mit  folgenden  Rubriken  zu  überreichen: 

1.  Vor-  und  Zuname  und  Geburtsort; 

2.  Art  und  Betrag  des  Stipendiums  oder  Stiftungsgenusses; 

3.  Angabe  der  verleihenden  Behörde,  Datum  und  Zahl  des  Verleihungs- 
dekretes : 

4.  Fakultät,  an  welcher  der  Stiftung  immatrikuliert  ist; 

5.  im   wie   vielten   Jahre  seiner   Universitätsstudien   er  sich   befinde; 

6.  Anführung  der  Kollegien  (mit  ihrer  Stundenzahl),  welche  der  Studie- 
rende in  dem  abgelaufenen  Semester  besucht  hat; 

^)  Dieser  Beisats  hat  schon  seit  dem  MinErL  vom  X.  Oktober  1855,  Z.  15,162,  RQBNr.  172, 
seine  Qeiiung  verloren, 
«)  9.  Nr,  560, 
«)  Abgeämlert  durch,  MinErL  vom  30.  JuU  1B69,  Z.  6535  (s,  Nr,  574), 
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7.  Antrag  auf 

a)  Fortbelassung, 

b)  Entziehung  des   Stipendiums   mit   kurzer   Anführung  derjenigen 
gesetzlichen  oder  faktischen  Grundlagen,  auf  die  sich  der  Antrag  stützt; 

8.  Anmerkungen. 

II.  Jeder  Dozent  hat  über  die  in  seine  Vorlesungen  inskribierten  Stipen- 
disten, sowohl  in  Beziehung  auf  ihr  akademisches  Verhalten  als  ihren 
Fleiß  im  Besuche  der  Vorlesungen  und  ihre  wissenschaftliche  Verwendung 
die  genaueste  Aufsicht  zu  pflegen  und  gegen  den  Schluß  des  Semesters 
über  dieselben  sein  Votum  schriftlich  an  den  betreffenden  Referenten  (siehe 
unten  sub   IV)   zu  übergeben.^) 

III.  Es  ist  darauf  zu  sehen,  daß  jeder  Stipendist  der  betreffenden 
Fakultät  gehörig  immatrikuliert  sei. 

IV.  In  jeder  Fakultät  ist  ein  eigener  Referent  für  das  gesamte 
Stipendienwesen  zu  bestellen.^)  —  An  diesen  ist  alles  zu  leiten,  was  in 
jedem  Semester  auf  die  endliche  Entscheidung  über  Fortgenuß  oder  Ent- 
ziehung der  Stipendien   Einfluß   nehmen   kann. 

Derselbe  hat  über  alle  Stipendisten  seiner  Fakultät  ein  genaues  Re- 
gister zu  führen.  Es  dürfte  sich  als  zweckdienlich  darstellen,  jedem  Stift- 
linge  in  alphabetischer  Ordnung  einen  eigenen  Bogen  zu  widmen  und  in 
gleicher  Ordnung  in  einem  gesonderten  Faszikel  die  sich  auf  jeden  ein- 
zelnen beziehenden  Privatzeugnisse,  Äußerungen  der  einzelnen  Dozenten  usw. 
aufzubewahren. 

Der  Referent  hat  die  Quittungen  nach  Einsicht  in  seine  Vormerkungen 
zu  vidieren,  bevor  der  Dekan  dieselben  vidiert  und  besiegelt 

Er  erstattet  am  Schlüsse  des  Semesters  dem  Professorenkollegium 
das  Hauptreferat  und  entwirft  den  Schlußbericht  an  die  Statthalterei,  in 
welchem  die  nähere  Auseinandersetzung  der  gestellten  Anträge  und  ihre 
Begründung,  soweit  sie  in  der  Obersichtstabelle  nicht  hinlänglichen  Raum 
finden  konnte,  enthalten  sein  muß. 

Es  ist  die  Sache  des  Referenten,  sich  auf  kurzem  Wege  von  den 
einzelnen  Dozenten  durch  unmittelbare  Einsicht  in  die  Register  der  Referenten 

»)  VgL  Nr.  567. 

*)  Mit  MUiEH.  vom  tZ  Februar  1897,  Z.  2352,  wurde  ausgesprochen,  dafi  im  Sinne  der 
bestellenden  Vorschriften  und  der  bisher  geflbten  Praxis  die  Bestellung^  des  Stipendienreferenten 
zu  dem  Pflichtenkreise  des  Professorenkollegiums  z&hlt  und  dafi  dieses  sonach  —  insolanpe  das 
Stipendienwesen  an  den  Universitäten  nicht  eine  anderweitige  Regelung  erfährt  —  ohne  Auftcr- 
achtlassung  dieser  Pflicht  sich  der  Vornahme  der  Wahl  eines  Stipendienreferenten  nicht  zu 
entziehen  vermag. 

Ferner  wurde  mit  dem  MlnEri.  vom  8.  April  1897,  Z.  577IKUM,  bemerkt:  Die  Unterrichts- 
Verwaltung  kann  die  Auffassung  der  Fakultät,  dafi  die  Beteiligung  der  akademischen  Behörden 
und  ihrer  Mitglieder  an  der  Verwaltung  des  Stipendien wesens  eine  blofi  freiwillige  sei,  auf 
Orund  der  derzeit  noch  in  Geltung  stehenden  Vorschriften  und  der  In  ObereinstimmunK  damit 
gefibten  Praxis  nicht  teilen.  Die  Mitwirkung  des  Professorenkollegiums  und  seiner  >fitglieder 
bei  der  Verwaltung  des  Stipendienwesens  hat  —  von  besonderen  stiftsbrieflichen  Bestlmmnngcn 
abgesehen  —  lediglich  in  der  Unterstatzung  der  staatlichen  StiftungsbehOrde  zu  bestehen. 
Letztere  soll  dadurch  in  die  L^ge  versetzt  werden,  zu  beurteilen,  ob  der  Stipendist  die  vor- 
schrlftsmäfiigen  Eigenschaften,  soweit  sie  das  Verhalten  und  das  Studium  betreffen,  besitzt  oder 
nicht,  um  sohin  als  Stiftungsaufsichtsbehörde  die  Entscheidung  Aber  Fortbezug  oder  Entziehung 
des  Stipendiums  zu  fällen. 
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der  übrigen  Fakultäten,  in  die  Protokolle  der  theoretischen  Staatsprüfungs- 
kommissionen  (insbesondere  in  Fällen  angezeigter  Reprobationen)  alle  ihm 
dienlich  oder  notwendig  scheinenden  Angaben  und  Auskünfte  einzuholen, 
welche  er  zur  Stellung  gewissenhafter  Anträge  benötigt^) 

Wenn  die  Zahl  der  einer  Fakultät  immatrikulierten  Stipendisten  so 
groß  sein  sollte,  daß  die  dadurch  veranlaßten  Geschäfte  von  einem  Re- 
ferenten nicht  füglich  besorgt  werden  können,  so  wird  das  Professoreo- 
kollegium  das  Erforderliche  veranlassen^  um  ihm  die  nötige  Unterstützung 
zu  gewähren,  ohne  die  notwendige  Obersicht  zu  gefährden. 

Es  wäre  übrigens  zu  wünschen,  daß  der  Referent  wenigstens  anfäng- 
lich nicht  von  Jahr  zu  Jahr  wechsle,  sondern  für  zwei  oder  drei  Jahre 
aufgestellt  werde.  Er  wird  dadurch  in  die  Lage  kommen,  die  unentbehr- 
lichen Materialien  zu  einer  zweckmäßigen  Regelung  des  Stipendienwesens 
zu  sammeln,  die  in  mehrfacher  Beziehung  sehr  wohltätig  werden  könnte. 

Es  wird  daher  von  dem  Professorenkollegium  mit  Zuversicht  erwartet, 
daß  es  bei  der  Wahl  des  Referenten  mit  gewissenhafter  Umsicht  vorgehen 
werde;  das  Ergebnis  derselben  wird  durch  die  Protokollsvorlage  zur  hier- 
ortigen   Kenntnis  zu  bringen  sein. 

Die  Schlußberichte  der  einzelnen  Professorenkollegien  sind  durch  die 
akademische  Oberbehörde  an  die  Statthalterei  desjenigen  Kronlandes  zu 
leiten,  in  welchem  die  Universität  gelegen  ist.  Diese  Statthalterei  wird 
sohin  nach  Beschaffenheit  der  Umstände  die  allenfalls  noch  weiter  nötigen 
Mitteilungen  machen. 

Mit  Ausführung  gegenwärtiger,  an  die  Universitäten  zu  Wien,  Prag, 
Lemberg,  Krakau,  [Olmütz],  Graz  und  Innsbruck  ergehenden  Anord- 
nungen ist  sogleich  mit  Eintritt  des  Sommersemesters  1851/52  der  An- 
fang zu  machen. 


Np.  664. 

n.  Erlaß  des  Mlnlsterliuns  fOr  K.  d.  ü.  vom  20.  März  1852,  Z.  10.381, 

ex  1851. 

an  die  Statthalter  von  Böhmen,  Galizien,  Niederösterreich,  Mähren,  Schlesien, 
Oberösterreich,    Salzburg,    Tirol,    Steiermark,   Kärnten,  Krain,   Küstenland, 

Dalmatien, 

womit  die  Vorschriften  über  den  Genuß  von  Studienstlpendien  erlfttttert 

werden. 

Zur  Beseitigung  mehrerer  über  die  Dauer  des  Stipendiums-  und 
Stiftungsgenusses  von  Studierenden  durch  die  Einführung  der  neuen  Studien- 
gesetze entstandenen  Zweifel  wurden  folgende  Maßregeln  in  Antrag  ge- 
bracht : 

a)  Ober  die  Dauer  des  Stiftungsgenusses  von  Seite  der  Universitäts- 
hörer haben  vor  allem  nach  wie  vor  die  speziellen  Bestimmungen  der  be- 
treffenden Stiftsbriefe  maßgebend  zu  bleiben. 

^)  5.  den  ergOmenden  MinErL  vom  7.  DeMember  S852,  Z,  6715  fs,  Nr,  567J. 
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b)  Zum  Genüsse  von  Stiftungen,  bei  welchen  eine  Beschränkung^  der 
Dauer  nicht  stiftsbriefmäßig  bestimmt  ist,  sind  Universitätsstudierende  nur 
so  lange  berechtigt,  als  sie  ihre  Studien  ordentlich  fortsetzen  und  sich  der 
Beibehaltung  des  Stipendiums  oder  der  Stiftung  nicht  nach  Befund  des 
Lehrkörpers  wegen  minderer  Verwendung  und  tadelhaften  Benehmens  un- 
würdig  machen. 

c)  Eine  in  irgend  einem  Semester  stattfindende  Unterbrechung  hat  zur 
Folge,  daß  der  betreffende  Stiftungsplatz  als  erledigt  zu  behandeln  kommt, 
und  zur  anderweitigen  Besetzung  desselben  geschritten  werden  könne. 

d)  Der  Genuß  der  Studienstiftungen  hat  bei   Universitätshörem : 

a)  welche  sich  bei  dem  Dbertritte  auf  die  Universität  bereits  im 
Genüsse  einer  Stiftung  befinden,  oder 

ß)  im  Laufe  des  Universitätsbesuches  eine  solche  erlangen,  unter 
den  sub  a)  und  b)  bezeichneten  Modalitäten  in  der  Regel  nur  bis  zur 
Beendigung  einer  bestimmten  Dauer  des  ordentlichen,  d.  i.  semestenveise 
nicht  unterbrochenen  Universitätsbesuches  zu  gelten,  welche  Dauer  nach 
Analogie  des  §  47  der  Studienordnung  ^)  bei  den  Studierenden  der  ju- 
ridischen Fakultät  auf  vier,  bei  den  Studierenden  der  medizinischen  Fakul- 
tät auf  fünf  nacheinanderfolgende  Universitätsjahre  festgesetzt  wird.^) 

e)  Wünscht  ein  Studierender  nach  Beendigung  dieser  vier-,  respektive 
fünfjährigen  Universitätszeit  im  Genüsse  der  Stiftung  während  der  Vor- 
bereitungszeit zur  Erlangung  des  juridischen  oder  medizinischen  Doktor- 
grades zu  verbleiben,  so  hat  derselbe  bei  der  Stiftungsbehörde  um  die  Be- 
willigung dieser  Begünstigung  auf  die  Dauer  des  unmittelbar  auf  die  gesetz- 
lich festgesetzte  Universitätsbesuchszeit  folgenden  Studienjahres  speziell  ein- 
zuschreiten, und  es  ist  diese  Beibelassung  noch  durch  ein  Jahr  für  den 
Fall  zu  bewilligen,  wenn  selbe  nicht  der  Eigenschaft  des  Stipendiums 
oder  der  klaren  Vorschrift  der  Stiftung  zuwiderläuft,  und  nach  der  bisherigen 
Richtung  der  Studien  des  Stiftlings  anzunehmen  ist,  daß  derselbe  dieses 
Jahr  wirklich  3)  zur  Vorbereitung  für  seine  künftigen  Berufspflichten  ver- 
wenden dürfte;  dagegen  hat 

f)  eine  Verlängerung  des  Stipendien-  oder  Stiftungsgenusses  selbst 
über  die  Dauer  dieses  Begünstigungsjahres  nicht  weiter  Platz  zu  greifen. 

»)  s.  Nr.  355. 

*)  Erlafl  des  MInIsieriums  für  K.  u.  U.  vom  14.  November  1885,  Z.  20.633,  an  die  Rektorate 
sftmtlicher  Universitäten,  betreffend  die  HintanhaUung:  ungrebflhrlichen  Bezuges  von  Onadengaben: 
Anlftfiüch  des  vorgekommenen  Falles,  dafi  einem  Studierenden,  dem  eine  Onadengabe  bis  zur 
Vollendung  der  Studien  bewilligt  worden  war,  seitens  eines  Dekanates  eine  bezQglichc  Gtinttong 
noch  nach  Beendigung  der  Universitätsstudien  zu  einer  Zeit,  wo  der  betreifende  Studierende 
sich  bereits  im  Stadium  der  Ablegung  der  strengen  Prüfungen  befand,  vidiert  wurde,  und  hte- 
durch  ein  ungebührlicher  Bezug  der  Onadengabe  hervorgerufen  wurde,  wird  das  Rektorat 
ersucht,  die  Bestimmung  des  Hofkammerdekretes  vom  21.  Februar  1835,  Z.  7235  (POS  Bd.  61, 
S.  25)  über  die  Hintanhaitung  ungebührlicher  Verabfolgung  der  bis  zur  Vollendung  der  Studien 
bewilligten  Onadengaben  den  Dekanaten  in  Erinnerung  zu  bringen. 

*)  Hinsichtlich  der  2ütlässigkeU  des  Fortbezuges  von  Stipendien,  Ober  die  Studienzeit  hinaas 
zum  Zwecke  der  Erwerbung  des  Doktorates,  beziehungsweise  der  Lehrbefähigung  für  das  Lehramt 
an  Mittelschulen  sind  mit  MinErL  vom  1.  Februar  1882,  Z,  1777  fs,  Nr.  587),  räcksichtlich  der 
verschiedenen  Fakultäten  eingehende  Bestimmungen  getroffen  worden,  Hiedurch  wurden  auch  die 
nac/^folgenden,  zu  aL  d)  und  e)  erlassenen  Bestimmungen  wesentlich  modifiziert. 
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gemeinen  Norm  des  vorerwähnten  Inhaltes  gegenwärtig  aus  dem  Grunde 
nicht  einzugehen,  weil  vor  Erscheinen  der  Rigorosenordnungen  für  die 
verschiedenen  Fakultäten  die  Studienreformen  nicht  als  abgeschlossen  ange- 
sehen werden  können,  die  Regulierung  des  gesamten  Stipendienwesens  dann 
ohnehin  Gegenstand  umfassender  neuer  Normen  werden  dürfte,  bis  dahin 
aber  das  Unterrichtsministerium  wünschen  muß,  die  Zahl  der  vielfältigen 
hieniber  bestehenden  Vorschriften  nur  in  dem  Falle  der  dringendsten  Not- 
wendigkeit, welche  jedoch  für  die  oben  erwähnten  Anträge  keineswegs 
vorhanden  ist,  durch  neue  Anordnungen  vermehrt  zu  sehen. 

Mit  Zuhilfenahme  der  Analogie  und  unter  Ziehung  der  notwendigen 
Konsequenzen,  welche  sich  aus  dem  Verhältnisse  des  neuen  zu  dem  früheren 
Studiensysteme  ergeben,  wird  es  den  Statthaltereien  um  so  weniger  Schwie- 
rigkeiten darbieten,  mit  den  bisher  erschienenen  älteren  und  neueren  Norma- 
lien über  das  Stipendienwesen  auszulangen,  als  die  Reformen  des  Studien- 
wesens gerade  an  den  Grundsätzen  der  Stipendienbeteilung  und  der  Be- 
dingungen ihres  Fortgenusses  im  allgemeinen  und  zunächst  keine  so  weit- 
gehenden Änderungen  notwendig  machen,  als  häufig  behauptet  wird. 

Der  oben  sub  a)  enthaltene  Grundsatz  durchzieht  sowohl  die  älteren 
als  neueren  Vorschriften  über  das  Stiftungswesen  als  leitender  Grund- 
gedanke. Er  ist  in  der  Natur  der  Sache  gelegen  und  eine  wiederholte 
Erklärung  hierüber  überflüssig. 

Ad  d)  und  e).^)  Ebenso  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache  und  wird 
von  der  bisherigen  Gesetzgebung  als  maßgebendes  Prinzip  angesehen,  daß 
ein  Studierender  dadurch,  daß  er  die  Universität  länger  als  die  für  den  be- 
ireffenden Studienzweig  gesetzlich  vorgeschriebene  Zeit  besucht,  sich  keinen 
Anspruch  auf  eine  längere  Fortdauer  des  Stipendiengenusses  einseitig  ver- 
sichern kann.  Die  regelmäßige  Universitätszeit  ist,  mit  Ausnahme  der 
philosophischen  Fakultät,  durch  die  neueren  Gesetze  nicht  alteriert  worden. 
Sie  ist  dieselbe  wie  früher.  Allerdings  steht  es  jetzt  einem  Studierenden 
frei,  noch  ein  oder  mehrere  Jahre  darüber  hinaus  die  Universität  zu  be- 
suchen. Allein  dasselbe  war  ihm  auch  nach  dem  früheren  Studiensysteme 
nicht  absolut  verwehrt.  Denn  ein  Jurist  z.  B.  durfte  immerhin  den  vierten 
Jahrgang  der  Rechte,  wenn  er  wollte,  wiederholen,  oder  in  seinem 
fünften  Jahre  dem  Besuche  außerordentlicher  Vorlesungen  sich  widmen  usw. 
Tut  daher  jetzt  ein  Studierender  ein  Ahnliches,  so  kann  kein  Zweifel 
darüber  obwalten,  daß  er  sich  ebensowenig  jetzt  wie  früher  durch  einen 
solchen  Jahrgang  die  Verlängerung  des  Stipendiums  einseitig  erwerben 
kann.  Stand  früherhin  einem  solchen  Ansprüche  die  aus  der  ganzen  Gesetz- 
gebung hervorleuchtende  Tendenz  entgegen,  daß  die  extensive  Wirkung 
gestifteter  Genüsse  nicht  durch  zu  lange  Dauer  derselben  von  Seite  der 
beteilten  Individuen  den  Ansprüchen  anderer  Anwärter  entzogen  werde, 
so  wurde  hieran  durch  die  neueren  Gesetze  nichts  geändert. 

')  VgL  hieztt  die  Anmerkung  *)  (S,  694)  tu  aU  e)  dieses  Erlasses.  Mit  RMsiehi  auf  das 
dort  Angefiihrte  erseheinen  die  ad  d)  und  e)  erlassenen  Vorschriften  nur  noch  insofern  in  Geltung, 
als  bei  längerem  als  dem  vorgeschriebenen  Fakultätsstudium  der  Stipendiettgent^ß  tu 
erlöschen  hat 
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Alles  dies  ist  in  der  Ah.  Entschl.  vom  5.  August,  StHD  vom  16.  August 
1837,  Z.  4993,^)  rucksichtlich  der  absolvierten  Juristen,  welche  sich  dem 
Doktorate  unterziehen  wollen,  klar  genug  ausgesprochen,  um  auch  noch 
fortan  in  kongruenten  und  analogen  Fällen  zur  Richtschnur  zu  dienen. 

Indem  in  lit.  d)  dieser  Ah.  Entschl.  ausdrücklich  verfügt  wird,  „daß 
die  Zahlungsanweisung  erst  dann  geschieht,  wenn  der  Kandidat  im  er- 
wähnten Schuljahre  (i.  e.,  welches  unmittelbar  auf  die  Vollendung  der 
juridisch-politischen  Studien  folgt)  zwei  strenge  Prüfungen  mit  Erfolg  ab- 
gelegt'', so  ergibt  sich  hieraus  ebenso  von  selbst,  daß  ein  gewisser  längerer 
Zwischenraum  zwischen  seinem  Quadriennium  und  der  Ablegung  der 
Rigorosen  ihn  dieser  Begünstigung  verlustig  machen  würde,  als  daß  er,  um 
sich  dieselbe  zu  sichern  und  die  Verleihung  des  bei  seiner  StudienvoUendung 
erledigten  Stipendiums  an  einen  anderen  von  Seite  der  Stiftungsbehörde  zu 
verhüten,  speziell  bei  dieser  um  die  Bewilligung  dieser  Begünstigung  ein- 
zuschreiten habe. 

Sollte  dies  nach  den  gemachten  Erfahrungen  nicht  geschehen,  so  be- 
darf es  zur  Bewerkstelligung  dieser  speziellen  Gesuche  nicht  einer  allge- 
meinen gesetzlichen  Norm,  sondern  nur  eines  Erlasses  der  Statthalterei  an 
die  betreffenden  Studieninstanzen,  um  die  Lehrkörper  und  die  Studierenden 
auf  die  Unerläßlichkeit  eines  solchen  Einschreitens  aufmerksam  zu  machen. 

Außerdem  verordnet  aber  das  sich  auf  eine  Ah.  Entschl.  stützende 
Hofdekret  vom  30.  Juni  1802  ausdrücklich:  „Se.  Majestät  haben  sich  be- 
wogen gefunden,  dem  eingeschlichenen  Mißbrauche,  den  Stiftungen  die 
Stipendien  nach  vollendeten  Studien  noch  auf  ein  Jahr  zu  lassen,  Einhalt 
zu  tun;  Allerhöchstdieselben  verordnen  daher,  daß  sowohl  der  Genuß 
der  Stiftungen  (wenn  die  Stifter  nicht  insbesondere  anders  verfügt  haben), 
als  der  Genuß  der  Unterrichtsstipendien  mit  eben  dem  Jahre,  in  welchem 
die  Jünglinge  ihre  Studien  nach  den  bestehenden  Vorschriften  vollendeten, 
aufzuhören  habe.'' 

Endlich  wurde  auch  mit  dem  Erlasse  vom  3.  Jänner  1849,  Z.  7703 
ex  1848^)  (Supplement  zum  RGB.,  Z.  68,  S.  76),  ausgesprochen:  „wenn 
Studierende  eine,  längere  Zeit  als  nach  dem  Studienplane  notwendig  ist, 
in  den  Studien  zubringen,  so  können  sie  deshalb  nicht  auch  eine  längere 
Dauer  des  Stipendiengenusses  in  Anspruch   nehmen." 

Ad  b)  und  c).  Was  die  ununterbrochene  Fortsetzung  der  Studien 
anbelangt,  so  fordern  die  älteren  Gesetze  dieselbe,  und  zwar  unter  gleich- 
zeitigem öffentlichen  Besuche  der  Lehranstalten  mit  solcher  Strenge,  daß 
sogar  das  früher  gesetzlich  gestattete  Privatstudium  den  Verlust  des 
Stipendiums  nach  sich  zog.  —  Diese  Forderung  ist  eine  ganz  natürliche 
Folgerung  des  Grundprinzips,  daß  die  Stipendien  für  Studierende  und  zur 
Unterstützung  des  öffentlichen  Universitätsbesuches  bestimmt  sind.  Wer 
aber  seine  Studien  unterbricht,  ist  kein  Studierender  mehr. 

Schon  die  Hofentschließung  vom  4.  Juli  1786  enthält  die  Bestimmung, 
daß  die  Stiftlinge  bei  Verlust  der  Stipendien  an  öffentlichen  Lehranstalten 
den  Unterricht  zu  nehmen  haben.    Ebenso  verfügen: 

»)  5.  Nr.  558. 
^  s.  Nr.  560. 
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Das  Studienhofkommissionsdekret  vom  25.  Mai  1822:  ,,Der  Bezug 
eines  Stipendiums  von  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  ein  Stiftung  das  öffent- 
liche Studium  aufgegeben  hat  und  privatim  studiert,  ist  demselben  nicht 
mehr  zu  verabfolgen/' 

Das  Studienhofkommissionsdekret  vom  4.  April  1827:  „Diejenigen, 
welche  den  Studien  obliegen,  ohne  eine  öffentliche  Lehranstalt  als  ordent- 
liche Hörer  zu  besuchen,  können  kein  Stipendium  genießen  und  verlieren 
dasselbe  von  dem  Anfange  desjenigen  Semesters  an,  in  welchem  sie  die 
öffentliche   Lehranstalt  verlassen   usw/' 

Welchen  Einfluß  die  durch  wirkliche  Krankheit  eingetretene  Unter- 
brechung der  Studien  auf  den  Fortbezug  der  Stipendien  nimmt,  entscheidet 
das  Studienhofkommissionsdekret  vom  11.  April  1836,  Z.  1804,  dahin,  daß 
in  der  Regel  Repetenten  zum  Fortbezuge  des  Stipendiums  nicht  geeignet 
sind,  und  in  solchen  Fällen  Jünglinge  nur  dann  sie  beibehalten  können, 
wenn  Krankheiten  sie  gänzlich  hindern,  die  Kollegien  zu  besuchen  (und 
die  Prüfung  zu  machen),  und  wenn  die  Krankheit  nicht  über  ein  Jahr  dauert. 

Wie  sich  somit  sämtliche  in  obigen  Anträgen  berührten  Punkte  des 
Stipendiumwesens  durch  Handhabung  der  bestehenden  Vorschriften  und  ihre 
allenfalls  in  analoger  Weise  eintretende  Anwendung  beantworten  dürften, 
so  ist  dies  auch  in  Ansehung  anderer  angeregter  Zweifel  der  Fall: 

a)  ob  durch  Reprobation  bei  einer  Maturitätsprüfung, 

b)  durch   Fortsetzung  der  Studien   an  einer  auswärtigen   Universität, 

c)  durch  den  Obertritt  an  eine  verschiedenartige  Lehranstalt,  z.  B. 
an  eine  montanistische  Schule,  ein  Stipendium  verloren  gehe. 

Hierüber  wird  vorläufig  und  unbeschadet  späterhin  allenfalls  für  not- 
wendig erachteter  Änderungen  oder  genauerer  Bestimmungen  nur  bemerkt: 

Ad  a).  Ober  den  Einfluß,  welchen  die  Reprobation  bei  der  Maturitäts- 
prüfung auf  den  Fortgenuß  der  Stipendien  nimmt,  enthält  der  ho.  Erl.  vom 
1.  Februar  1852,  Z.  1373,^)  über  die  Vornahme  dieser  Prüfungen  die  den 
Unterbehörden  zur  Richtschnur  dienende  Anordnung. 

Ad  b).  Durch  den  Obertritt  an  eine  ausländische  Universität  wird 
schon  darum  ein  Stipendium  verloren  gehen  müssen,^)  weil  ein  solcher 
Studierender  nicht  wohl  die  Bedingungen  des  Fortgenusses,  d.  i.  seine 
ausgezeichnete  wissenschaftliche  Verwendung  in  einer  solchen  Weise 
darzutuu  im  stände  sein  wird,  wie  dies  die  bestehenden  Anordnungen 
von   Studierenden   österreichischer  Universitäten   fordern. 

Auch  spricht  dagegen  das  Dekret  der  Hofkommission  in  Konvikts- 
sachen  vom  16.  Juni  1807,  wonach  Se.  Majestät  in  Hinsicht  auf  die  Bei- 
belassung  der  Unterrichtsgelderstipendien  für  diejenigen  Stipendisten,  welche 
zur  Fortsetzung  ihrer  Studien  sich  in  ein  anderes  Erbland  zu  begeben 
gezwungen  sind,  zu  beschließen  geruht  haben,  „daß  nur  in  dem  einzigen 

*)  Daseiäst  /u^ßt  es:  Das  Mifilingen  einer  MataritfttsprflfaiiK  zieht  jedenfalls  den  Verlust 
des  Stipendiums  nach  sich.  Im  Falle  frelwlUisrer  Verschiebung:  der  Maturitätsprflfung  um  ein 
Semester  ist  den  Stipendisten  der  Fortbezug:  des  Stipendiums  erst  nach  Ablauf  des  Semesten 
und  wenn  sie  die  Maturitätsprüfung:  mit  g:utem  Erfolg:e  bestanden  haben,  anzuweisen. 

*)  Die  Bestimmungen  sa  oL  bj,  wonaefi  der  SHpenäienbesug  im  Auslände  unatlässig  ist, 
sind  dnnh  neuere  Vorsdtrißen  at^fgehoben.  VgL  al,  ej  des  MinErL  vom  19,  Juni  1852,  Z.  3920 
(s,  Nr.  565)  und  Nr.  580. 
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Falle  demjenigen,  der  ein  Unterriditsstipendium  bezieht,  dasselbe  auch 
anderwärts  belassen  werden  dürfe,  wenn  in  dem  Lande,  wo  ihm  das 
Stipendium  zu  teil  geworden  ist,  die  nämliche  Lehranstalt  zur  Fortsetzung 
der  Studien  nicht  besteht  usw." 

Ad  c).  Was  diesen  Punkt  anbetrifft,  so  ist  sich  an  den  Inhalt  der 
Stiftsbriefe  und  die  bisher  diesfalls  von  den  Landerstellen  beobachtete  Dbung 
zu   halten. 

Um  übrigens  die  Statthaltereien  überhaupt  in  eine  genauere  Kenntnis 
über  die  Würdigkeit  oder  Unwürdigkeit  der  einzelnen  Stipendisten  oder 
Stiftlinge  zu  setzen  und  ihnen  vorkommendenfalls  die  Beurteilung  zu  er- 
leichtem, ob  dem  einen  oder  anderen  wegen  Ablauf  der  Zeit  sein  Stipendium 
einzustellen,  oder  wegen  schlechter  Sitten,  nachlässiger  Frequentation  oder 
schlechter  Verwendung  seiner  Universitätszeit  dasselbe  zu  entziehen  sei, 
habe  ich  unter  einem  an  sämtliche  akademische  Behörden  der  Universitäten 
Wien,  Prag,  Lemberg,  Krakau,  [Olmütz],  Graz  und  Innsbruck  den  in 
Abschrift  beiliegenden  Erlaßt)  gerichtet,  und  ich  hoffe  durch  die  darin 
angeordnete  Zentralisation  der  Überwachung  der  Stipendisten  jeder  Fakultät 
ein  dem  Bedürfnisse  der  Statthaltereien  bei  der  diesfälligen  Beurteilung  ent- 
sprechendes  Resultat  zu  erzielen. 

Werden  die  in  diesem  Erlasse  angeordneten  tabellarischen  Obersichten 
und  semestralen  Schlußberichte  in  der  anbefohlenen  Weise  erstattet,  so 
dürfte  die  Entscheidung  über  den  Fortgenuß  oder  die  Entziehung  der 
Stipendien   keine  besonderen  Schwierigkeiten  veranlassen. 

Da  übrigens  diese  Obersichten  und  Berichte  nur  an  die  Statthalterei  des- 
jenigen Kronlandes  erstattet  werden,  in  welchem  die  betreffende  Univer- 
sität gelegen  ist,  so  wird  es  dieser  Statthalterei  obliegen,  in  den  Fällen,  wo 
in  dem  Verzeichnisse  Stipendisten  vorkommen,  über  welche  die  Entschei- 
dung über  den  Stipendiums-  oder  Stiftungsfortgenuß  einem  anderen  Landes- 
chef oder  überhaupt  einer  anderen  Instanz  zusteht,  durch  zweckmäßige 
Auszüge  aus  den  Übersichten  und  Schlußberichten  die  dienliche  Mitteilung 
mit  der  nötigen  Beschleunigung  zu  pflegen. 


Nr.  565. 

Ans  dem  Erlasse  des  Mlnlsterlams  fOr  K.  n.  U.  vom  19.  Jonl  1852, 

Z.  3920, 

an  die  Statthalterei  in  Tirol  und  Vorarlberg, 

(a)  wegen  Dauer  des  Stipendiengenusses  an  der  philosophischen  Faknltitt, 

b)  wegen  Dauer  des  Stipendiengenusses  in  den  medizinischen  Studien, 

c)  wegen  Übertragung  des  Stipendiengenusses  beim  Obertritte  von  einer 
Fakultät  an  eine  andere,  d)  wegen  Dauer  des  Stipendiengenusses  bei 
Aufschiebung  der  Maturitätsprüfung,  e)  wegen  Zulässigkeit  des  Genusses 
inländischer  Stipendien  an  ausländischen  Universitäten,  f)  ob  die  Qym- 

0  5.  Nr.  563. 
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nasial-  und  die  für  das  vormalige  philosophische  Studittm  bestimmten 
Stipendien  auch  in  der  VIL  und  VIII.  Qymnasialklasse  genossen  werden 
dfirfen  und  wann  die  bei  einigen  dortländigen  Stipendien  für  das 
ehemalige  philosophische  Studium  zulässige  Erhöhung  einzutreten  habe). 

Ad  a)  und  c).  Durch  die  neue  Studienordnung  ^)  ist  die  Universitäts- 
zeit der  philosophischen  Fakultät  auf  drei  Jahre  festgesetzt  wordea;  es 
kann  daher  mit  Rücksicht  hierauf  der  Stipendiengenuß  für  die  Akademiker 
der  philosophischen  Studien  sich  jetzt  bis  zu  drei  Studienjahren  erstrecken, 
auf  das  Jahr  der  Graduierung  und  der  strengen  Prüfungen  aber,  wie  bisher, 
nicht  ausgedehnt  werden.^) 

Rücksichtlich  der  Übertragung  des  Stipendiengenusses  beim  Obertritte 
von  einer  Fakultät  an  eine  andere  ist,  bis  auf  weitere  Anordnung,  die 
diesfällige  früher  bestandene  Obung  festzuhalten. 

Ad  b).  Da  durch  die  neueren  Gesetze  die  akademische  Studienzeit 
beim  medizinisch-chirurgischen  Studium  keine  Änderung  erlitten  hat,  so 
haben  die  bisherigen  Vorschriften  rücksichtlich  der  Dauer  des  Stipendien- 
genusses  bei  Medizinern  sowohl  während  der  gesetzlichen  Universitätszeit, 
als  auch  während  der  Vorbereitung  zu  den  strengen  Prüfungen  keine 
Modifikation  zu  erleiden  nötig,  sondern  sind  in  vorkommenden  Fällen 
nach  wie  vor  ungeändert  in  Anwendung  zu  bringen.*) 

Ad  d).  Die  hier  enthaltene  Anfrage  findet  in  dem  MinErl.  vom 
1.  Februar  d.  J.,  Z.  1373,^)  an  die  Landesschulbehörde  ihre  Beantwortung. 

Ad  e)  wird  bemerkt,  daß  gegen  den  Genuß  von  Privatstipen- 
dien an  ausländischen  Universitäten  für  den  Fall  nichts  erinnert  wird,  wenn 
der  Genuß  im  Auslande  mit  den  Bestimmungen  des  Stiftungsbriefes  ver- 
einbarlich  ist  und  mit  Zustimmung  der  Kuratoren  und  Administratoren  der 
betreffenden  Stipendien  stattfindet.  Der  Fortbezug  eines  landesfürst^ 
liehen  Stipendiums  ist  jedoch  beim  Obertritte  an  eine  ausländische  Univer- 
sität für  die  Zukunft  stets  an  eine  spezielle,  über  Antrag  der  Statthalterei 
von  dem  Ministerium  zu  erteilende  Bewilligung  gebunden.^) 

Ad  f).  Rücksichtlich  der  hier  enthaltenen  Anfrage  wird  die  k.  k.  Statt- 
halterei auf  den  MinErl.  vom  25.  April  1851,  Z.  6739,<^)  mit  dem  Bemerken 
hingewiesen,  daß  bei  jenen  doriländigen  Stipendien,  bei  welchen  der 
Stipendiengenuß  in  den  philosophischen  Studien  erhöht  werden  darf,  diese 
Erhöhung  nunmehr  nur  in  der  philosophischen  Fakultät  einzutreten  habe,  da 
die  ehemaligen  Lyzealklassen  nicht  mehr  zum  philosophischen  Studium 
gezählt  werden,  sondern  einen  integrierenden  Teil  des  Gymnasiums  bilden. 

>)  Ä.  Nr.  365. 

*)  Nunmehr  besteht  ein  philosophisches  Qaadrienniam;  vgl.  §  1  der  philosophischen  Rigorosen- 
Ordnung  (s.  Nr.  702)  und  die  Pr&fungsvorschrift  für  Lehramtskandidaten  (s.  Nr.  698J;  vgL  ferner 
Nr.  587  (Abs.  3  und  4). 

»)  VgL  Nr.  587  (Abs.  2J. 

*)  VgL  Nr.  564,  Anmerkung  >),  5.  697. 

^  VgL  Nr.  564  fS.  697,  ad  bj.  Zufolge  MinErL  vom  2t.  Mai  1879,  Z.  7923  (s.  Nr.  580), 
ist  auch  bei  Privatstipendien  der  Genuß  im  Anstände  von  der  vorherigen  Bewilligung  des 
Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  abhängig. 

•)  5.  Nr.  561. 
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Erlafi  des  Ministeriums  fflr  K.  d.  ü.  vom  26.  Jnnl  1852,  Z.  6140, 

an  die  Landesschulbehörde  von  Kärnten, 

(wonach  der  Fortt>ezttg  von  Stipendien  zur  Voii>ereltang  auf  die  Staats- 
prüfung nacli  zttrfickgelegten  Studien  unzulässig  ist). 

Die  k.  k.  .  .  .  wird  in  die  Kenntnis  gesetzt,  daß  die  Vorschrift  über 
den  Fortgenuß  der  Stipendien  durch  Doktoranden  eine  ausnahmsweise  i) 
ist,  somit  einschränkend  ausgelegt  werden  muß,  und  deshalb  auf  jene  Indivi- 
duen, welche  nach  zurückgelegten  Studien  sich  noch  für  eine  Staatsprüfung 
vorbereiten,  keine  Anwendung  findet,  daß  femer  eine  Parallele  mit  den 
Doktoranden  in  dem  angeregten  Punkte  schon  darum  nicht  gezogen  werden 
kann,  als  nach  Inhalt  der  über  die  Staatsprüfungen  erflossenen  Bestim- 
mungen die  ersten  zwei  im  Laufe  der  Studienzeit,  die  dritte  unmittelbar  nach 
Vollendung  derselben,  ja  sogar  noch  in  den  letzten  sechs  Wochen  vor 
Schluß  des  achten  Semesters  bestanden  werden  kann.^) 


Np.  567. 

ADS  dem  Erlasse  des  Mlnisterliuns  fOr  K.  o.  U.  Tom  7.  Dezember  1852, 

Z.  6715. 

an  das  Professorenkollegium  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät 

der  Wiener  Universität, 
(betreffend  1.  die  Oberwachung  der  Stipendisten  zum  Behuf e  der  Fort- 
belassung  oder  Entziehung  ihrer  Stipendien;  2.  die  Nichtanwendbarfceit 
der  die  Dauer  des  Stipendien-  und  Stiftungsgenusses  regelnden  MinVdg. 
vom  20.  Mfirz  1852,  Z.  10.381  (!.>))  auf  die  der  rechts-  und  staats- 
wissenschaftiichen  Fakultät  immatrilcttlierten  Zöglinge  der  k.  k.  There- 
sianischen Akademie). 

Was  das  vom  Professorenkollegium  geäußerte  Bedenken  betrifft,  daß 
nämlich  viele  Stipendisten,  sofern  sie  aus  allen  Disziplinen,  deren  Vor- 
träge sie  besuchen.  Beweise  ihrer  wissenschaftlichen  Verwendung  zu  liefern 
verpflichtet  sind,  ihren  Besuch  der  Vorlesungen  auf  das  gesetzliche  Minimum 
beschränken  dürften,  eine  Gefahr,  deren  Abwendung  nach  dem  Dafürhalten 
des  Professorenkollegiums  durch  die  Anordnung  beseitigt  werden  könnte, 
daß  es  zum  Fortbezug  des  Stipendiums,  soweit  es  sich  hiebei  um  die  wissen- 
schaftliche Tätigkeit  des  Stipendisten  handelt,  hinreiche,  wenn  die  Do- 
zenten in  jedem  Semester  die  erfolgreiche  wissenschaftliche  Verwendung 
hinsichtlich  zweier  Lehrgegenstände,  deren  Vorträge  sie  während  des 
Semesters  besucht  haben,  bestätigen,  so  wird  hierauf  nachstehendes 
bemerkt; 

')  VgL  Nr.  S58  und564, 

•)  Qemdß  §  5  des  Qesetoes  vom  20.  April  1993,  ROBNr,  68  (s.  Nr.  635),  kann  tmr  dU 
ßuüdelU  oder  die  staaiswissenechßfiUche  Siaatspri^fung  in  den  leisten  vier  Wochen  des  Utzim 
Semesters  abgelegt  werden. 

»)  5.  Nr.  563. 
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Jeder  Dozent  ist  verpflichtet,  über  die  in  seine  Vorlesungen  inskri- 
bierten Stipendisten,  was  ihr  akademisches  Verhalten,  ihren  Fleiß  und  ihre 
wissenschaftliche  Verwendung  anbelangt,  die  genaueste  Aufsicht  zu  pflegen 
und  darüber  am  Schlüsse  des  Semesters  dem  Stipendienreferenten  sein 
Gutachten  zu  erstatten. 

Es  ist  Sache  des  Stipendienreferenten,^)  sich  auf  Grund  dieser  Gut- 
achten oder  auf  sonst  eine  ihm  zweckmäßig  scheinende  Art  eine  bestimmte 
Ansicht  über  die  wissenschaftliche  Tätigkeit  jedes  einzelnen  Stipendisten  zu 
bilden  und  daraufhin  seinen  Antrag  auf  den  Fortgenuß  oder  die  Entziehung 
des  Stipendiums  zu  stellen. 

Es  ist  gleichgültig,  ob  der  Stipendienreferent  zu  diesem  Resultate 
auf  Grund  der  Gutachten  «zweier  oder  mehrerer  Dozenten  gelangt,  wenn  er 
nur  die  feste  Oberzeugung  gewinnt,  daß  der  betreffende  Stipendist  durch 
sein  Betragen,  seinen  Fleiß  im  Besuche  der  Vorlesungen  und  seine  wissen- 
schaftliche Verwendung  sich  nach  den  über  Stipendien  bestehenden  Vor- 
schriften des  Fortgenusses  der  ihm  verliehenen  Stiftung  würdig  ge- 
macht habe. 

Eine  besondere  diesfällige  Anordnung  stellt  sich  demnach  als  nicht 
durch  die  Notwendigkeit  geboten  dar. 

Schließlich  wird  bemerkt,  daß  die  besonderen  für  Stipendisten  und 
Stiftlinge  getroffenen  Anordnungen  nicht  auf  die  der  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Fakultät  immatrikulierten  Zöglinge  der  k.  k.  Theresiani- 
schen Akademie  zu  beziehen  sind,  nachdem  für  dieselben  besondere  Maß- 
regeln der  Überwachung  ihres  Eifers  und  ihrer  Fortschritte,  sowie  überhaupt 
ihrer  Würdigkeit  zum  Fortgenusse  ihrer  Stiftungsplätze  getroffen  sind  und 
von  Seite  der  Direktion  der  Akademie  gehandhabt  werden.^) 


Nr.  568. 

Ans  dem  Erlasse  des  Mlnlsterlnms  fOr  K.  o.  U.  vom  21.  Janl  1855, 

Z.  8617. 

an  die  Statthalterei  von   Böhmen, 

(womit  die  tunlichste  Berficksichtigung  der  Anträge  der  Professoren- 
kollegien hinsichtlich  der  Behandlung  der  Stipendisten  nnd  Stiftlinge 

empfohlen  wird). 

Jene  Anträge,  welche  nach  Ablauf  eines  jeden  Semesters  von  den 
Professorenkollegien  in  Gemäßheit  der  Vorschrift  vom  20.  März  1852, 
Z.  10.381, B)  über  die  Behandlung  der  Stipendisten  und  Stiftlinge  erstattet 
werden,  werden  den  Statthaltereien  unter  der  Voraussetzung  zur  tun- 
lichsten   Berücksichtigung   empfohlen,   daß   ihre   Obereinstimmung  mit  den 

»)  VgL  den  MüiErL  vom  20,  März  1852,  Z.  10,381  ex  1851,  I  (s,  Nr,  563), 
*)  Von  der  voranstehenden  Sehlußbemerkung  wurde  unier  einem  die  Direktion  der  There' 
sianischen  Akademie  mit  dem  Auftrage  verständigt,  durch  eine  zweckmäßige  Leitung  der  Zöglinge 
dahin  tu  wirken,  dqß  sie  durch  ihre  Verwendung  in  dem  juridischen  Studium  den  Professoren  und 
Mitschülern  beweisen,  es  könne  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  sie  der  Wohltat,  die  sie  genießen, 
würdig  seien, 

•)  5.  Nr,  563, 
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gesetzlichen  Vorschriften  keinem  Bedenken  unterliege  und  überhaupt  kein 
Grund  bestehe,  das  strenge  und  gewissenhafte  Vorgehen  der  akademi- 
schen Behörde  bei  der  Würdigung  der  entscheidenden  Momente  des  Ver- 
haltens, der  Verwendung  und  des  Fortganges  der  Studierenden  zu  bezweifeln. 


Np.  569. 

Erlafi  des  Ministeriums  fOr  K.  a.  U.  Yom  15.  MSrz  1858,  Z.  20Jil3 

ex  1857, 

an  die  Statthaltereiabteilung  von  Ofen, 

<über  die  gestellte  Anfrage,  wie  sich  In  Fällen  vorkommender  Oesucfae 
von  Zöglingen  katholischer  Seminarien  nm  Belassung  im  Genüsse  der 
ihnen  vor  der  Aufnahme  in  ein  geistliches  Alumnat  verliehenen  Stipendien 

ztt  benehmen  sei). 

Ober  die  gestellte  Anfrage,  wie  sich  in  Fällen  vorkommender  Gesuche 
von  Zöglingen  katholischer  Seminarien^)  um  Belassung  im  Genüsse  der 
ihnen  vor  der  Aufnahme  in  ein  geistliches  Alumnat  verliehenen  Stipendien 
zu  benehmen  sei,  wird  bedeutet,  daß  auf  die  bezeichneten  Fälle  die  wegen 
UnStatthaftigkeit  des  gleichzeitigen  Genusses  zweier  Stipendien  bestehenden 
gesetzlichen  Vorschriften  mit  der  Vorsicht  Anwendung  zu  finden  haben, 
daß,  wo  die  Bestimmung  oder  die  Eigenschaft  der  Stiftung  oder  auch  nur 
besondere  Verhältnisse  für  eine  Ausnahme  von  dem  Verbote  der  Kumulierung 
sprechen,  über  das  diesfällige  Begehren  des  Beteilten  die  höhere  Ent- 
scheidung  einzuholen   sein   wird. 


Nr.  570. 

Erlafi  des  lUnlsterlums  fOr  K.  a.  U.  vom  6.  Februar  1860,  Z.  19,522 

ex  1859, 

an  die  kroatisch-slavonische  Statthalterei, 

(betreffend  die  Kumulierung  eines  Stipendiums  mit  dem  Qennsse  einer 
Stiftung  oder  eines  Freiplatzes  in  einer  Anstalt,  welcher  für  sich  selbst 

als  ein  Stipendium  angesehen  werden  kann). 

Die  Kumulierung  eines  Stipendiums  mit  dem  Genüsse  einer  Stif- 
tung oder  eines  Freiplatzes  in  einer  Anstalt,  welcher  für  sich  selbst 
als  ein  Stipendium  angesehen  werden  kann,  ist  im  Sinne  der  Hofdekrete 
vom  4.  Juli  1786,  Z.  267,  und  13.  März  1795,  Z.  1371,  als  unzulässig  zu 
betrachten,  und  demgemäß  von  der  Stipendienbehörde  die  zur  Hintanhaltuog 
des  Doppelgenusses  erforderliche  Vorkehrung,  jedoch  mit  der  Vorsicht 
zu  treffen,  daß,  wo  die  Bestimmung  oder  die  Eigenschaft  der  Stiftung 
oder  auch  nur  besondere  Verhältnisse  für  eine  Ausnahme  des  allgemeinen 

*)    VgL   bezüglich  der  Behandlang  der  Stißungsgenässe   bei  Zöglingen    von    KlerHud- 
Seminarien:  Nr.  571,  579,  586,  590,  592  und  604, 
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Verbotes  der  Kumulierung  sprechen,    über  das  diesfällige  Einschreiten  der 
Beteilten  die  höhere   Entscheidung    gutachtlich  einzuholen   sein   wird.^) 


Nr.  671. 

Erlafi  des  Staatsmlnlsterlams.  Abt  fflr  K.  n.  U..  vom  19.  April 

1865.  Z.  3382, 

an   sämtliche   Landesbehörden, 

(In  Betreff  der  Behandlung  der  in  ein  bischöfliches  Alumnat  eintretenden 

Stipendisten  vom  Standpunkte  der  die  Kumulierung  eines  Freiplatzes 

mit  dem  Genüsse  eines  Stipendiums  untersagenden  Vorschriften).^) 

Aus  Anlaß  einer  vorgekommenen  Anfrage  hat  sich  das  Staatsministe- 
rium bestimmt  gefunden,  zu  erklären,  daß  Stipendisten,  welche  in  ein 
bischöfliches  Alumnat  behufs  der  theologischen  Studien  treten  und  daselbst 
einen  Freiplatz  erhalten,  wenn  das  Institut  aus  dem  Religionsfonde  Dota- 
tionsbeiträge und  letzterer  Subvention  aus  dem  Staatsschatze  empfängt,  das 
Stipendium  in  der  Weise  und  zu  dem  Ende  zu  belassen  sei,  damit  das 
Kostgeld  des  Freiplatzes  hieraus  bestritten  und  der  etwaige  Mehrbetrag 
dem    Beteilten   zur   eigenen    Disposition   erfolgt   werde. 

Hiebei  wird  jedoch  vorausgesetzt,  daß  die  Bestimmungen  der  be- 
treffenden Stiftung  oder  die  spezielle  Eigenschaft  des  bezüglichen  Stipen- 
diums obiger  Verfügung  nicht  widerstreiten  und  daß  der  fragliche  Zufluß 
bei  der  Inanspruchnahme  der  Religionsfondbeiträge  vollständig  in  Rechnung 
gebracht  werde.  

Nr.  572. 
Erlaß  des  Hlnlsteriams  fflr  K.  n.  U.  vom  9.  JdU  1867,  Z.  4938, 

an  die  niederösterreichische  Statthalterei, 
(betreffend  den  Zeitpunkt  der  Vorlage  des  Stipendistenverwendungs- 
answeises  seitens  des  Dekanates  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 
Fakultät  in  Wien  und  die  Entlastung  der  Dekanate  von  Schreibgeschäften 

in  Stiftungssachen). 
In  Erledigung  des  Berichtes  vom  22.  Juni  1.  J.,  Z.  16.584,  betreffend 
die   Vorlegung  der  Stipendistenverwendungsausweise   wird   der  k.  k.  .  .  . 
nachstehendes  eröffnet: 


1)  Mit  dem  Erlasse  des  Ministeriums  für  K.  u,  U,  vom  20,  Oktober  1868,  Z.  9367, 
wurde  die  Anbahnung  einer  gründlichen  Reform  der  das  Stipendienwesen  betreffenden  Einrichtungen 
von  Seite  des  Unterrichtsministeriums  mit  Rücksicht  auf  die  geänderten  sozialen  Verhältnisse  und 
die  Umgestaltung  des  gesamten  Unterrichtswesens  als  notwendig  bezeichnet  und  namentlich  Ldie 
Kumulierung  kleiner  Stipendien  bis  zu  einer  dem  wirklichen  Bedürfnisse  ent- 
sprechenden Höhe  und  IL  die  Ausfindigmachung  von  Vorkehrungen,  welche  dafür  bürgen, 
dßß  jedes  Stipendium  demjenigen  unter  mehreren  Bewerbern,  welcher  sich  durch  seine  Leistungen 
als  der  Würdigste  erwiesen  hat,  zu  teil  werde,  als  die  wichtigsten  Maßregeln  zu  diesem  Zwecke 
erklärt.  Nach  beiden  Seiten  hin  wurden  in  dem  zitierten  Erlasse  sämtliche  Statthaltereien  und 
akademischen  Senate  um  Erstattung  von  eingehenden  Outachten  als  Orundlage  weiterer  legislativer 
und  administrativer  Verhandlungen  über  den  Oegenstand  angegangen.  Ad  I  (KumaUerung  von 
Stipendien)  vgL  Nr,  579  und  S9Z 

•)  VgL  auch  Nr,  586, 


'^Q^  II.  Teil :  Studlenvorschriften ;  A.  Allgemeine  Besdmmiiiigen. 

Bei  den  von  dem  Dekanate  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 
Fakultät  in  Wien  mit  dem  Berichte  vom  13.  Mai  1.  J.,  Z.  445,  dargelegten 
Verhältnissen  und  in  Anbetracht  des  Umstandes,  daß  die  rechts-  und  staats- 
wissenschaftliche Fakultät  in  Wien  die  bei  weitem  am  zahlreichsten  be- 
suchte unter  den  österreichischen  Fakultäten  ist  und  daher  der  Professoren- 
dekan ebenso  wie  der  Fakultätsstipendienreferent  mit  einer  sehr  bedeutenden 
Geschäftsführung  bebürdet  ist,  daß  andrerseits  aber  auch  die  Professoren 
dieser  Fakultät,  insbesondere  gegen  Ende  der  Semester  durch  Abhaltung 
von  Staatsprüfungen  und  Rigorosen  im  hohen  Grade  so  in  Anspruch  ge- 
nommen werden,  daß  sie  in  diesen  Zeiträumen  zur  Vornahme  von  Kolloquien 
nur  wenig  Zeit  erübrigen,  findet  sich  das  Ministerium  für  Kultus  und 
Unterricht  bestimmt,  bis  auf  weiteres  zu  genehmigen,  daß  die  in  Gemäßheit 
der  MinVdg.  vom  20.  März  1852,  Z.  10.381,^)  von  dem  Dekane  des  hiesigen 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Professorenkollegiums  vorzulegenden 
tabellarischen  Ausweise  über  die  immatrikulierten  Stipendisten  und  Stift- 
linge  binnen  der  ersten  vier  Wochen  des  nächstfolgenden  Semesters  der 
k.  k.  .  .  .   vorgelegt   werden. 

Es  wird  Aufgabe  der  k.  k.  .  .  .  sein,  die  ihr  in  Stipendien-  und  Stif- 
tungsangelegenheiten im  Grunde  dieser  Ausweise  obliegenden  Verfügungen 
sohin  mit  tunlichster  Beschleunigung  zu  treffen  und  selbe  mit  der  in  Rede 
stehenden  Modifikation  des  Abs.  I  der  MinVdg.  vom  20.  März  1852, 
Z.  10.381,  in  den  dem  Interesse  des  Dienstes  entsprechenden  Einklang  zu 
bringen. 

Was  den  zweiten  von  dem  Dekanate  der  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen Fakultät  in  Wien  zur  Sprache  gebrachten  Gegenstand,  die  Ent- 
lastung der  Dekanate  von  ungehöriger  Oberhäufung  mit  Schreibgeschäften 
in  Stiftungsangelegenheiten  betrifft,  so  nimmt  das  Unterrichtsministerium  die 
schließliche  Bemerkung  der  k.  k.  .  .  .  ,  daß  dieselbe  schon  bisher  hierauf 
Bedacht  genommen,  und  den  an  die  Dekanate  in  Stipendiensachen  ergehenden 
Dekreten  die  bezügliche,  für  den  Studierenden  berechnete  schriftliche  Aus- 
fertigung behufs  Veranlassung  der  Zustellung  beigeschlossen  habe,  mit 
Befriedigung  zur  Kenntnis. 

Indem  bezüglich  des  ersten  Punktes  dieses  Erlasses  das  Dekanat  des 
rechts-  und  staafswissenschaftlichen  Professorenkollegiums  in  Wien  unter 
einem  verständigt  wird,  ergehen  bezüglich  des  zweiten  am  Schlüsse  des 
Dekanatsberichtes  vom  13.  März  d.  J.,  Z.  441,  berührten  Gegenstandes 
(Entlastung  der  Dekanate  von  Schreibgeschäften  in  Stiftungsangelegen- 
heiten) die  entsprechenden  Weisungen  an  die  übrigen  politischen  Landes- 
stellen. *) 


>)  s.  Nr.  563, 

■)  Mit  demselben  Erlasse  wurden  die  politischen  Landesstellen  (mit  Ausnahme  der  n,  ö. 
StatthaltereiJ  angewiesen,  bei  Stipendien-  und  Stiftungsangelegenhetten  von  Studierenden  an  Uni- 
versitäten in  Fällen,  wo  eine  mündliche  Eröffnung  der  von  einer  Landesstelle  getroffenen  Ver- 
fügung von  Seite  des  Dekanates  an  den  betreffenden  Studierenden  nicht  genügen  würde,  sondern 
der  letztere  hierüber  einer  schriftlichen  Ausfertigung  bedarf,  diese  dem  an  das  Dekanat  za 
erlassenden  Dekrete  (behufs  der  Zustellung  an  den  Studierenden)  beizufügen. 


Erlafi  des  Mlnistsrlams  fOr  K.  n.  U.  vom  19.  Janner  1868,  Z.  10.610 

ex  1867, 

an  die  Statthaltereien  für  Niederösterreich,  Böhmen,  Steiermark  und  Galizien, 
(wegen  der  Obersendung  von  Auswelsen  seitens  der  Dekanate  der 
Juridischen  Professorenkollegien  in  Wien,  Prag,  Graz  und  Krakau  an 
das  Kriegsministerium  über  die  Verwendung  der  an  diesen  Universitäten 

studierenden  Qrenzauditoriatsstipendisten). 

Das  k.  k.  Reichskriegsministerium  hat  unterm  9.  v.  M.,  Z.  2000,  Ab- 
teilung 14,  nachstehendes  anher  eröffnet:  Es  habe  sich  zu  wiederholten 
Malen  bemüßigt  gesehen,  die  Generalkommanden  anzuweisen,  die  Ver- 
mittlung der  k.  k.  Statthaltereien  dahin  in  Anspruch  zu  nehmen,  daß  die 
Ausweise  über  die  Verwendung  der  Grenzauditoriatsstipendisten  von  den 
Dekanaten  der  juridischen  Professorenkollegien  nach  Ablauf  eines  jeden 
Semesters  verfaßt  und  eingesendet  werden. 

Demungeachtet  langen  diese  Ausweise  größtenteils  nur  erst  dann 
ein,  wenn  eine  Betreibung  der  Dekanate  verfügt  worden  sei. 

Da  jedoch  dem  Kriegsministerium  daran  liegen  müsse,  die  Verwendung 
dieser  Grenzauditoriatsstipendisten  gehörig  überwachen  und  verhindern  zu 
können,  daß  unwürdige  Studierende  nicht  im  Genüsse  der  Stipendien  be- 
lassen und  würdigere  hievon  ausgeschlossen  werden,  da  weiters  das  Kriegs- 
ministerium nur  durch  die  fraglichen,  mit  den  Anträgen  auf  Belassung,  Sistie- 
rung oder  Entziehung  der  Stipendien  versehenen  Ausweise  der  Dekanate 
in  die  Lage  versetzt  werde,  diesfällige  Vorkehrungen  zu  treffen,  so  finde 
es  sich  veranlaßt,  die  ho.  Vermittlung  dahin  in  Anspruch  zu  nehmen,  daß 
die  Dekanate  der  juridischen  Professorenkoliegien  an  den  Universitäten  zu 
Wien,  Prag,  Graz  und  Krakau,  wo  sich  Grenzauditoriatsstipendisten  befinden, 
angewiesen  werden  mögen,  diese  Ausweise  nach  Ablauf  eines  jeden 
Semesters  binnen  eines  bestimmten  Termines  an  die  Statthaltereien  und 
von  diesen  an  die  Generalkommanden  gelangen  zu  lassen. 

Da  die  beklagten  Verzögerungen  nicht  vorkommen  können,  wenn 
die  mit  dem  Unterrichtsministerialerlasse  vom  20.  März  1852,  Z.  10.381  ,i) 
diesfalls  festgesetzten  Bestimmungen,  beziehungsweise  Termine,  einge- 
halten werden,  so  wird  die  k.  k.  .  .  .  von  obiger  Mitteilung  Anlaß  nehmen, 
das  Geeignete  zu  verfügen,  damit  dem  Wunsche  des  k.  k.  Reichskriegs- 
ministeriums vollkommen  entsprochen  werde. 


Nr.  574. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  30.  Joll  1869.  Z.  6535. 

MTBNr.  80, 

an   sämtliche   Länderstellen   und   akademische   Behörden, 
betreffend  die  von  den  Professorenkollegien  zu  erstattenden  Stipendisten- 

ausweise. 

Infolge  der  gemachten  Wahrnehmung,   daß   bei  Vollziehung  der  in 
dem  MinErl.  vom  20.  März  1852,   Nr.  10.381,^)  in  Beziehung  auf  Stiftungs- 

»)  ».  Nr.  563. 
Univerritfttsg^esetze.  ^ 


/ 
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und  Stipendiengenässe  der  Universitätsstudierenden  enthaltenen  Anordnung 
nicht  überall  gleichförmig  vorgegangen  wird,  und  im  Interesse  tunlichster 
Vereinfachung  der  betreffenden  Geschäftsbehandlung  finde  ich  folgendes 
zu  bestimmen: 

Da  es  sich  von  selbst  versteht,  daß  ein  Stipendiums-  oder  Stiftungs- 
genuß  für  den  Beteilten  so  lange  dauert,  als  nicht  die  hiefür  festgesetzte 
Zeit  abgelaufen  ist,  oder  Umstände  eingetreten  sind,  welche  eine  frühere 
Entziehung  desselben  zur  Folge  haben  müssen,  ist  es  nicht  notwendig, 
daß  Anträge  auf  Fortbelassung  eines  solchen  Genusses  gestellt  und  Ent- 
scheidungen über  sie  gefällt  werden.  Ein  Anlaß  zu  Verfügungen  wird  nur 
durch  den  Ablauf  der  Zeit  oder  den  Eintritt  von  Umständen  der  erwähnten 
Art  geboten. 

Ich  finde  es  daher  von  den  in  dem  bezeichneten  Ministerialerlasse 
vorgeschriebenen,  alle  bei  einer  Fakultät  immatrikulierten  Stiftlinge  und 
Stipendisten  umfassenden  Semestralausweisen  abkommen  zu  lassen  und 
die  von  den  Professorenkollegien  nach  Weisung  dieses  Erlasses  an  die 
k.  k.  Statthalterei  als  Stiftungsoberaufsichtsbehörde  zu  erstattenden  Anträge, 
beziehungsweise  die  derselben  zu  überreichenden  Verzeichnisse  auf  jene 
Fälle  zu  beschränken,  in  welchen  es  sich  darum  handelt,  daß  ein  Stiftungs- 
oder Stipendiumsgenuß  sistiert,  vor  Ablauf  der  Zeit  aus  irgend  einem  Grunde 
gänzlich  entzogen  werde  oder  überhaupt  aufzuhören  habe.^) 

Indem  ich  von  dieser  Anordnung,  welche  mit  dem  kommenden 
Studienjahre  in  Wirksamkeit  zu  treten  hat,  sowohl  die  Länderstellen  als 
die  akademischen  Senate  in  Kenntnis  setze,  glaube  ich  nicht  erst  daran 
erinnern  zu  dürfen,  daß  die  genaue  Evidenzhaltung  sämtlicher  bei  einer 
Fakultät  immatrikulierten  Stipendisten  vtnd  Stiftlinge  von  Seite  des  betreffen- 
den Professoreakollegiums,  beziehungsweise  des  von  ihm  bestellten  Stipen- 
dienreferenten mit  dem  Eintritte  der  erwähnten  Änderungen  nur  um  so 
dringender  geboten  sein  wird. 


Np.  575. 

Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  n.  ü.  Tom  2.  Dezember  1869,  Z.  lUlls. 

MTBNr.  96, 

an  das  Universitätskonsistorium  in  Wien  und  die  akademischen  Senate  in 

Prag,  Lemberg,  Krakau,  Graz  und  Innsbruck, 

betreffend  die  von  den  ProfessorenkoUegflen  zu  erstattenden  Ausweise 

fiber  die  an  einer  österreichischen  Universität  studierenden  ungarischen, 

siebenbfirgischen  und  kroatischen  Stipendisten. 

Nachträglich  zu  meinem  Erlasse  vom  30.,  Juli  d.  J.,  Z.  6535,^  nadi 
welchem  die  in  der  Verordnung  vom  20.  März  1852,  Z.  10.381,*)  vorge- 
zeichnete  Vorlage   von   halbjährigen   Ausweisen   über  sämtliche   an    einer 

*)  Vgl.  hinsichtlich  der  ungarischen,  siebenbärgischen  and  kroatischen  Stipendisten  Nr,  575. 
«)  s.  Nr.  574. 
*)  s.  Nr.  563. 


stattzufinden  hat,  sehe  ich  mich  veranlaßt,  folgendes  zu  eröffnen: 

Bei  dem  Umstände,  als  der  königlich  ungarische  Minister  für  Kultus 
und  Unterricht,  welchem  ich  von  dem  Inhalte  des  ersterwähnten  Erlasses 
Mitteilung  gemacht  habe,  mir  die  Notwendigkeit  dargelegt  hat,  daß  hin- 
sichtlich der  ungarischen,  siebenbürgischen  und  kroatischen  Stipendisten, 
welche  an  einer  österreichischen  Universität  ihre  Studien  fortsetzen,  eine 
Ausnahme  im  Sinne  der  früheren  Vorschrift  eintrete,  finde  ich  anzuordnen, 
daß  über  die  Stipendisten  der  bezeichneten  Kategorie  nach  dem  Schlüsse 
des  Studienjahres,  und  zwar  längstens  bis  Ende  des  Monates  Oktober, 
genau  nach  der  bisherigen  Übung  ausgefüllte  Tabellen  an  den  königlich 
ungarischen  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  unmittelbar  emgesendet, 
außerdem  aber  dann,  wenn  es  sich  um  außergewöhnliche  Sistierung  oder 
Entziehung  eines  Stipendiums  handeln  wird,  nach  Maßgabe  der  mit  dem 
Erlasse  vom  30.  Juli  d.  J.,  Z.  6535,  getroffenen  Anordnung  demselben 
die  entsprechenden  Vorlagen  gemacht  werden.  Hievon  wolle  den  Pro- 
fessorenkollegien die  geeignete  Mitteilung  gemacht  werden. 


Nr.  576. 

Erlaß  des  Minlsterlams  fOr  K.  d.  U.  vom  12.  Joll  1872.  Z.  7896. 

MTBNr.  57. 

an   sämtliche   politischen   Landesstellen, 

nach  welchem  mit  Stipendien  bedachte  Hörer  der  Medizin  im  Genüsse 

derselben  im  allgemeinen  nicht  länger  als  ein  Jahr  nach  VoUendang 

des  medizinischen  Qttinqnennittms  zu  belassen  sind« 

Da  nach  der  mit  Ah.  Entschl.  vom  11.  April  d.  J.  (ho.  Verordnung 
vom  15.  April  d.  J.,  ROBNr.  57)  i)  genehmigten  Rigorosenordnung  für  die 
medizinische  Fakultät  es  nur  mehr  ein  Doktorat  der  gesamten  Heilkunde 
gibt,  und  zur  Erlangung  desselben,  sowie  der  damit  verbundenen  Berech- 
tigung zur  Ausübung  sämtlicher  Zweige  der  ärztlichen  Praxis,  die  Ablegung 
von  nur  drei  strengen  Prüfungen,  zu  deren  ersterer  der  Kandidat  bereits 
vor  zurückgelegtem  medizinischen  Quinquennium  zugelassen  werden  kann, 
erforderlich  ist:  so  besteht  im  allgemeinen,  insoweit  nämlich  die  be- 
treffenden Stiftsbriefe  nicht  anders  verfügen,  kein  Grund,  die  absol- 
vierten Hörer  der  Medizin  im  bisherigen  Stipendiumsgenusse  länger  als 
ein  Jahr  nach  Vollendung  des  gedachten  Quinquenniums  zu  belassen.^) 

[Selbstverständlich  gilt  Voranstehendes  nur  bezüglich  jener  mit  Stipen- 
dien beteilten  Mediziner,  auf  welche  die  neue  Rigorosenordnung  Anwendung 
findet,  wogegen  solche  Stipendisten,  welche  bereits  im  Studienjahre  1871/72 
ein  medizinisches  Rigorosum  abgelegt,  oder  das  Doktorat  der  Medizin  er- 
langt haben,  in  Betreff  der  Erstreckung  des  Stipendiumsgenusses  zum  Zwecke 

')  An  stelle  dieser  Verordnung  Ist  die  neue  medlxlnlsche  Rigorosenordnung  vom  14,  April  1903, 
ROBNr.  102,  getreten  (s.  Sr.  678), 
»)  Vgl,  Nr,  557. 
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der  Erlangung  des   Doktorates  der  Chirurgie  und  des  Magisteriums  der 
Geburtshilfe  nach  den  früheren  Bestimmungen  zu  behandehi  sein  werden.] 
Hie  von   beehre  ich  mich,  dem   löblichen   Präsidium  zur  Richtschnur 
in    vorkommenden    Fällen    Mitteilung   zu    machen. 


Np.  577- 

Erlafi  des  Mlnisterlnms  fflr  K.  n.  U.  vom  15.  April  1874,  Z.  3822, 

an  den  Statthalter  für  Tirol, 

(womit  der  Fortbezttg  eines  Stipendiums  nach  absolviertem  juristischen 
Qttadriennittm  behufs  Ablegung  der  II.  und  IIL  theoretischen  Staats- 
prüfung als  unzulässig  bezeichnet  wird). 

Die  auf  Ah.  Entschließungen^)  beruhende  Begünstigung  der  iVlediziner 
und  Rechtshörer,  nach  welcher  dieselben  im  Genüsse  des  bis  zur  Studien- 
vollendung bezogenen  Stipendiums  auf  ein  weiteres  Jahr  behufs  Erwerbung 
des  Doldorgrades  belassen  werden,  kann  auf  Juristen,  welche  nach  Absol- 
vierung der  Studien  sich  der  zweiten  und  dritten  theoretischen  Staatsprüfung 
unterziehen  wollen,  um  so  weniger  Anwendung  finden,  als  im  entgegen- 
gesetzten Falle  nur  eine  Prämie  für  den  Aufschub  dieser  Prüfungen 
statuiert  würde.*)       ^ 

Np.  578. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  u.  U.  vom  16.  Oktober  1877,  Z.  3751. 

an  den  akademischen  Senat  der  Universität  Wien, 
(betreffend  die  Kompetenz  bei  Bewilligung  vonStipendienlaimullerttngen). 

Der  akademische  Senat  hat  unter  dem  .  .  .  den  Antrag  gestellt^  es 
möge  demselben  die  Ermächtigung  erteilt  werden,  Kumulierungen  solcher 
Stipendien,  welche  sich  in  der  eigenen  Administration  der  Universität  be- 
finden, innerhalb  der  Maximalbeträge,  welcher  der  an  die  niederöster- 
reichischc  Statthalterei  unter  dem  26.  Mai  1876,  Z.  7864,«)  ergangene  Mini- 
sterialerlaß festsetzt,  im  eigenen  Wirkungskreise  zu  bewilligen.*) 

Diesem  Antrage  vermag  ich  nach  Anhörung  der  niederösterreichischen 
Statthalterei   nicht  zu   willfahren,   indem   die   Kumulierung  von   Stipendien 

0  5.  Nr.  557  und  558. 

•)  VgL  Nr.  566. 

*)  Der  MinErl.  vom  26.  Mai  1876,  Z.  7864,  lautet:  Unter  Bezufpiahme  auf  den  Bericht 
vom  .  .  .  ermächtigte  ich  Euer  ...  in  Abänderung  des  MinErl.  vom  3.  Mai  IS71,  Z.  4533,  rar 
Oenehmlsfung:  von  Stlpendienkumulierung:  fflr  Studierende,  und  zvar  bei  Schalem  der  Mittel- 
schulen bis  zum  Maximalbetras^e  von  zweihundert  (200),  bei  HOrem  der  Hochschule  bis  zum 
Maximalbetrage  von  dreihundert  (300)  Oulden,  soweit  die  Bestimmungen  der  bezflglichen  Stifts- 
briefe solchen  Kumulierungen  nicht  entgegenstehen. 

Die  gleiche  Ermächtigung  wurde  sämtlichen  Landeschefs  mit  MinErl.  vom  16.  April  1879, 
Z.  5324  (s.  Nr.  579),  erteilt. 

*)  Vgl.  auch  Nr.  592  und  594. 
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nicht  als  Ausfluß  des  Verleihungsrechtes  einzelner  Stipendien  aufgefaßt 
werden  kann,  sondern  vielmehr  als  eine  Amtshandlung  gelten  muß,  die  der 
Stiftungsbehörde  aus  dem  Titel  der  Oberaufsicht  und  der  Evidenzhaltung 
vorzubehalten  ist.  Dazu  kommt,  daß  Beispielsfolgerungen  unausbleiblich 
wären. 

In  der  Sache  selbst  wird  dem  akademischen  Senate  der  Inhalt  des 
bezogenen  Ministerialerlasses  zu  dem  Ende  in  Abschrift  mitgeteilt,  daß 
Anträge  wegen  Kumulierungen  im  Sinne  dieses  Normales  jedenfalls  gestellt 
werden  können.  Auch  wird  die  Statthalterei  im  Sinne  dieses  Normales  das 
Amt  zu  handeln  haben. 


Nr.  579. 
Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  16.  April  1879,  Z.  5324, 

an   sämtliche   politischen   Landesstellen, 

(betreffend  die  Kompetenz  der  politischen  Landesstellen  zuKttmulieningen 

von  Stndentenstipendien). 

Ich  ermächtige  die  Statthaltereien  und  Landesregierungen  als  Stiftungs- 
behörden der  Studentenstipendien-Stiftungen  Kumulierungen  von  Studenten- 
stipendien für  Studierende  der  Mittelschulen  bis  zum  Maximalbetrage  von 
200  Gulden  (400  Kronen),  für  Hörer  der  Hochschulen  aber  (mit  Aus- 
nahme der  theologischen  Studien)  bis  zum  Maximalbetrage  von  300  Gul- 
den (600  Kronen),  soweit  die  Bestimmungen  der  bezüglichen  Stifts- 
briefe solchen  Kumulierungen  nicht  entgegenstehen,  im  eigenen  Wirkungs- 
kreise zu  genehmigen,  während  für  Kumulierungen  über  diese  Beträge 
hinaus  die  Zustimmung  des  Ministeriums  einzuholen  ist.^) 

Hiebei  wird  ausdrücklich  bemerkt,  daß  Staatsunterstützungen,  welche 
in  Gestalt  von  Stipendien  verliehen  werden,  bei  vorkommenden  Kumulie- 
rungen den  eigentlichen  Studentenstipendien  gleichzuhalten  sind  und  daß 
daher  bei  vorkommender  Kumulierung  von  Genüssen  dieser  zwei  Kategorien 
nach  der  gleichen  eingangs  gegebenen  Norm  vorzugehen  ist. 


Np.  580. 
Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  24.  Mal  1879,  Z.  7923, 

an  sämtliche  Landeschefs,  sowie  an  die  Rektorate  aller  Universitäten  und 

technischen  Hochschulen, 

(betreffend  die  Modalitäten  des  Genusses  von  Privatstipendien  an  aus- 
ländischen Lehranstalten). 

Um  beurteilen  zu  können,  ob  bei  denjenigen  Studierenden  der  Hoch- 
schulen, welche  sich  als  Inländer  im  Genüsse  eines  Privatstudentenstipen- 
diums  befinden,  im  Falle  sie  ihre  Studien  an  einer  außerhalb  der  öster- 


0  VgL  Nr,  578  und  die  unter  Nr,  592  und  594  aufgenommenen,  die  Kompetenz  der  politischen 
LandessteUen  in  Beeng  auf  Kumulierung  von  Studentenstipendien  erweiternden  Ministeriaierlässe. 
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reichisch-ungarischen  Monarchie  bestehenden  Hochschule  fortsetzen,  alle 
Forderungen  erfüllt  werden,  ^  welche  an  Stipendisten  beim  Besuche  einer 
inländischen  Hochschule  vorschriftsgemäß  gestellt  werden,  finde  ich  zu 
verordnen,  daß  die  Bestimmung  des  MinEri.  vom  19.  Juni  1852,  Z.  3920,^) 
wonach  der  Fortbezug  eines  landesfürstljchen  Stipendiums  beim  Ober- 
tritte an  eine  ausländische  Hochschule  stets  an  die  spezielle,  über  Antrag 
der  Statthalterei  oder  Landesregierung  von  dem  Ministerium  für  Kultus  und 
Unterricht  zu  erteilende  Bewilligung  gebunden  ist,  auch  auf  Privati- 
stipendien  volle  Anwendung  finde. 

Das  gleiche  hat  auch  beim  Besuche  einer  in  den  Landern  der  ungari^ 
sehen   Krone  gelegenen   Hochschule  zu  gelten. 

Selbstverständlich  bleiben  jene  Fälle  ausgenommen,  wo  der  Genuß 
des  Stipendiums  ausdrücklich  an  das  Studium  an  einer  inländischen  Hoch- 
schule gebunden  ist.  Diese  Verfügung  hat  sofort  in  Wirksamkeit  zu  treten 
und  hat  dieselbe  auch  auf  jene  Stipendisten  Anwendung  zu  finden,  welche 
—  im  Genüsse  eines  Privatstipendiums  stehend  —  ihren  Studien  an  Hoch- 
schulen des  Auslandes,  beziehungsweise  innerhalb  der  Lander  der  ungarischen 
Krone  obliegen  und  bezüglich  deren  eine  ministerielle  Genehmigung  noch 
nicht  erteilt  ist 


Nr.  681. 
Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  n.  ü.  vom  19.  Juni  1879,  Z.  9375, 

an  sämtliche  Landeschefs  und  das  Rektorat  der  Wiener  Universität, 
(betreffend  die  rechtzeitige  Verleihung  erledigter  Stadentenetipendien).*) 

Anläßlich  einiger  wahrgenommener  Fälle,  daß  Verhandlungen  über 
Verleihung  von  Studentenstipendien,  welche  bereits  mit  Beginn  des  .  .  . 
Studienjahres  zur  Erledigung  gelangt  waren,  erst  nahezu  am  Schlüsse 
des  Studienjahres  zum  Austrage  gelangt  sind,  ersuche  ich,  die  geeigneten 
Maßnahmen  zu  treffen,  daß  solche  Verhandlungen,  wenn  tunlich,  schon  in 
den  ersten  drei  Monaten  jedes  Studienjahres  zum  Abschlüsse  gelangen,  auf 
daß  die  Wohltat  des  Stipendiums  dem  Studierenden  rechtzeitig  zu  teil  werde. 


Np.  682. 
Erlaß  des  Hlnlstertoffls  für  K.  n.  U.  vom  30.  Juni  1879,  Z.  9845* 

an  das  Rektorat  der  Wiener  Universität, 

(betreffend  den  Oennfi  eines  Universitätsstipendittms  seitens  eines  Aus- 
länders im  Auslande).') 

Mit   Bezug  auf  den   Bericht  vom  .  .  .  ,  dessen   Inhalt  zur  Kenntnis 
genommen  wird,  ergeht  an  das  Rektorat  das  Ersuchen,  die  Einleitung  zu 

»)  s.  Nr.  565. 

■)  VgL  Nr,  559  tutd  588  (Punkt  VIUJ, 

^  Ober  die  Frage  des  Qemsses  von  Stipendien  seitens  eines  Inländers  im  Auslände  vgi. 
Nr,  564,  565  und  580. 
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treffen,  daß  in  Fällen,  wo  ein  Ausländer  sich  um  ein  Universitätsstipendium 
bewirbt,  jedesmal  genau  untersucht  werde,  ob  ein  solches  Stipendium  stifts- 
briefmäßig  von  einem  Ausländer  im  Auslande  genossen  werden  darf,  welcher 
Umstand  auch  schon  in  der  Konkursausschreibung  mit  möglichster  Klar- 
heit ersichtlich  zu  machen  sein  wird. 

Die  Frage  über  Erteilung  von  Dispensen  vom  Studium  im  Inlande 
ist  gegebenenfalls  vor  der  Verleihung  des  Stipendiums  dem  Ministerium 
zur  Entscheidung  vorzulegen. 


Nr.  683. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  n.  ü.  Tom  3.  Febniar  1880,  Z.  862, 

an  sämtliche  politischen   Landesstellen, 
(betreffend  den  Vorgang  bei  der  Veranlagung  von  Stifinngski^italien). 

Aus  Anlaß  einzelner  Obelstände,  welche  bei  der  Veranlagung  von 
Stiftungskapitalien  wahrgenommen  worden  sind,  ersuche  ich  Euer  .  .  .  ,  in 
Bezug  auf  die  in  das  ho.  Ressort  gehörenden  Stiftungen  über  die  genaue 
Befolgung  der  für  die  Verwaltung  von  Stiftungskapitalien  bestehenden  Vor- 
schriften, insbesondere  aber  darüber  wachen  zu  wollen,  daß  bei  der  Elo- 
zierung  von  Stiftungskapitalien  die  gesetzmäßige  Sicherheit  stets  auf  das 
eingehendste  geprüft  werde. 

Ist  das  Stiftungsvermögen  in  hierzu  direktivmäßig  geeigneten  Wert- 
papieren angelegt,  so  ist  für  sofortige,  genaue  Vinkulierung  derselben  Sorge 
zu  tragen  und  auch  darauf  zu  achten,  daß  nicht  zu  einer  Konversion  des 
Kapitales  ein  ungünstiger  Zeitpunkt  gewählt  und  die  Stiftung  auf  diese  Art 
Verlusten  am   Kurse  ihrer  Effekten  ausgesetzt  wird. 

Im  Interesse  des  Staatskredites  wollen  Euer  .  .  .  auch  darauf  hin- 
wirken, daß  disponible  Stiftungsgelder  möglichst  oft  in  k.  k.  Staatspapieren 
angelegt  werden. 

In  allen  bedenklichen  oder  zweifelhaften,  die  Verwaltung  einer  Stif- 
tung berührenden  Angelegenheiten  von  größerer  Wichtigkeit  wird  stets 
die  hierortige  Schlußfassung  einzuholen  sein. 


Np.  684. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  o.  U.  vom  30.  Juni  1880,  Z.  351/KUM, 

ROBNr.  98,  MTBNr.  25, 

womit  die  Bewerbung  um  ausländische  Staatsstipendien  seitens  öster- 
reicliischer  Studierender  überhaupt  und  die  Annahme  eines  solchen 
Stipendiums  ohne  ausdrückliche,  zuvor  zu  erwirlcende  Bewilligung  der 

Regierung  untersagt  wird. 

Da  sich  aus  der  Annahme  eines  ausländischen  Staatsstipendiums 
seitens  eines  österreichischen  Staatsangehörigen  möglicherweise  Anlaß  zu 
Konflikten  mit  den  staatsbürgerlichen   Pflichten  des  Stipendiaten   ergeben 
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kann,  so  wird  die  Bewerbung  um  ausländische  Staatsstipendien  seitens  öster- 
reichischer Studierender  überhaupt  und  die  Annahme  eines  solchen  Stipen- 
diums ohne  ausdrückliche  vorher  zu  erwirkende  Bewilligung  der  Regierung, 
welche  im  Wege  des  Vorstandes  der  Lehranstalt,  welcher  der  Studie- 
rende angehört,  bei  der  Landesstelle  anzusuchen  ist,  untersagt 

Diese  Vorschrift  hat  auf  Privatstipendien,  sowie  auf  jene  Staatsunter- 
stätzungen, welche  diesseitigen  Staatsangehörigen  seitens  der  ungarischen 
Regierung  verliehen  werden  sollten,  keine  Anwendung  zu  finden. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Nr.  686. 
Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  Tom  1.  Jnll  1880.  Z.  9659. 

MVBNr.  24. 

an  sämtliche  Landeschefs, 

betreffend  die  Verleihung  von  Stipendien,  insbesondere  von  Privat- 

und  Familienstiftnngen  an  schweizerische  Staatsangehörige. 

Aus  Anlaß  eines  speziellen  Falles  hat  der  schweizerische  Bundespräsi- 
dent auf  die  Anfrage  der  k.  u.  k.  Regierung:  ob  in  Betreff  der  Zulassung 
von  Österreichern  zum  Genüsse  von  in  der  Schweiz  bestehenden  Stipendien- 
stiftungen, speziell  dortländiger  Privat-  und  Familienstiftungen  Reziprozität 
geübt  würde,  —  die  Erklärung  abgegeben,  daß  sowohl  der  Regierungsrat 
des  Kantons  Zürich  für  diesen  Kanton  als  auch  der  Bundesrat  für  das  Gebiet 
der  ganzen  Eidgenossenschaft  dem  Willen  eines  Testators  auch  dann  Nach- 
achtung verschaffen  würden,  wenn  der  nach  den  Bestimmungen  des  Testa- 
mentes zu  berücksichtigende  Bewerber  kein  Schweizerbürger  wäre. 

Hievon  setze  ich  Euer  .  .  .  mit  dem  Beifügen  in  die  Kenntnis,  daß 
hierauf  in  Fällen  der  Bewerbung  schweizerischer  Staatsangehöriger  um 
hierländigc  Stipendien,  insbesondere  um  Privat-  und  Familienstiftungen  Rück- 
sicht zu  nehmen  sein  wird.         

Nr.  686. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  o.  U.  vom  18.  JSnner  1882.  Z.  94t 

MTBNr.  12. 

an   sämtliche   politischen   Landesstellen, 
betreffend  die  Behandlung  von  Stipendien  bei  Zöglingen  der  Klerikal- 

seminarien. 

Mit  StaatsministerialeriaB  vom  19.  April  1865,  Z.  3382,^)  ist  als  Norm 
ausgesprochen  worden,  daß  Stipendisten,  welche  in  ein  bischöfliches  Alumnat 
behufs  der  theologischen  Studien  treten  und  daselbst  einen  Freiplatz  er- 
halten, wenn  das  Institut  aus  dem  Religionsfonde  Dotationsbeitrage  und 
letzterer  Subventionen  aus  dem  Staatsschatze  2)  empfängt,  das  Stipendium 

»)  s.  Nr.  571, 

■)  Nach  dem  MinErL  vom  /.  MOrz  J883,  Z.  10,  MVBNr.  4  (s.  Nr.  590J,  haben  die  Punkte 
I,  2  und  4  des  obigen  MinErl.  vom  18.  Jänner  1882,  Z.  941,  auch  auf  Jene  Fäiie  Anwendung  wujinden, 
die  in  Ländern  vorkommen,  wo  der  Religion^ond  eine  Subvention  aas  dem  SiaalssduUte  midd 
empfängt. 
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in  der  Weise  und  zu  dem  Ende  zu  belassen  sei,  damit  das  Kostgeld  des 
Freiplatzes  hieraus  bestritten  und  der  etwaige  Mehrbetrag  dem  Beteilten 
zur  eigenen  Disposition  erfolgt  werde. 

Aus  Anlaß  zahlreicher  Gesuche  um  Ausfolgung  der  Stipendienbeträge 
an  die  mit  Stipendien  beteilten  Alumnen  zu  deren  eigenen  Händen  finde 
ich  die  vorstehende  Norm  abzuändern  und  folgendes  anzuordnen: 

1.  In  den  obbezeichneten  Fällen  sind  Stipendien,  deren  jährlicher  Er- 
trag sich  auf  höchstens  50  Gulden  (100  Kronen)  beläuft,  den  stipendierten 
Alumnen  zur  Gänze  auf  die  Hand  auszufolgen,  während  bei  Stipendien 
höheren  Jahresbetrages  der  Rest  über  fünfzig  Gulden  nach  dem  eingangs 
zitierten  Ministerialerlasse  zu  behandeln  ist,  es  wäre  denn,  daß  besondere 
Gründe  für  eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  sprechen,  in  welchen  Fällen 
an  das  Ministerium  zu  berichten  ist. 

2.  Sind  die  Stipendien  ausdrücklich  oder  ausschließlich  für  theologische 
Studien  bestimmt  und  die  Stiftlinge  im  Seminare  oder  Alumnate  untergebracht, 
so  ist  nach  dem  Ministerialerlasse  vom  16.  April  1879,  Z.  5324,^)  betreffend 
die  Kumulierung  von  Stipendien  mit  Staatsunterstützungen,  beziehentlich 
Stift-  oder  Freiplätzen,  vorzugehen,  wobei  der  Freiplatz  im  Alumnate  nach 
seinem  Geldwerte  anzurechnen  ist. 

3.  Jene  Stipendien,  welche  von  Hörern  der  Theologie  außerhalb  des 
Alumnates  genossen  werden,  mögen  dieselben  lediglich  für  theologische 
Studien  bestimmt  oder  allgemeine  Universitätsstipendien  sein,  bleiben  von 
den  vorstehenden  Anordnungen  unberührt. 

4.  Dagegen  sind  jene  Stipendien,  deren  Genuß  ausdrücklich  am  theo- 
logische Alumnate  (Klerikalseminarien)  gebunden  ist,  zur  Deckung  der 
Kosten  des  Freiplatzes  zu  verwenden,  wobei  genau  wahrzunehmen  ist, 
welche  Bedürfnisse  speziell  aus  dem  Stipendienertrage  zu  Gunsten  des 
Stipendisten  zu  decken  kommen.  Gegebenenfalls  ist  die  Ausfolgung  eines 
Teilbetrages  des  Stipendienerträgnisses  bis  zur  Höhe  von  jährlichen  50 
övdden  (100  Kronen)  als  Handgeld  an  den  Stipendisten  zur  Deckung  solcher 
Bedürfnisse   nicht  ausgeschlossen. 
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Erlafi  des  Ministers  für  K.  d.  U.  Tom  1.  Febniar  1882,  Z.  1797, 

MVBNr.  13. 

an   sämtliche  politischen   Landesstellen,  die   Rektorate   aller   Universitäten, 
technischen  Hochschulen  und  der  Hochschule  für  Bodenkultur, 

womit  die  Ausfolgting  von  Stipendienraten  bei  Stipendien,  deren  Genuß 
Aber  die  Studienzeit  hinaus  zum  Zwecke  der  Erlangung  des  Doktor- 
grades oder  des  Diplomes  an  einer  Hochschttley  beziehentlich  der  Lehr- 
befähigong  für  das  Lehramt  an  Mittelschulen  zugestanden  ist,  normiert 

wird. 
Die  k.  k.  Statthalterei  erhält  hiemit  nachfolgend  eine  Norm  über  die 
Ausfolgung   der   Stipendienraten   bei   Stipendien,   deren   Genuß    über    die 

>)  5.  Nr.  S79. 
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Studienzeit  hinaus  zum  Zwecke  der  Erlangung  des  Doktorgrades  oder  des 
Diploms  an  einer  Hochschule^  beziehentlich  der  Lehrbefähigung  für  das 
Lehramt  an  Mittelschulen  zugestanden  wird^  zur  Kenntnisnahme  und  Da- 
nachachtung: 

Um  in  jenen  Fällen,  wo  der  Genuß  eines  Stipendiums  über  die 
ordnungsmäßige  Studienzeit  hinaus  zum  Zwecke  der  Erlangung  des  Doktor- 
grades oder  des  Diploms  an  einer  Hochschule,  beziehentlich  der  Lehrbefähi- 
gung für  das  Lehramt  an  Mittelschulen  zugestanden  wird,  die  Ausfolgung 
der  Stipendienraten  in  Obereinstimmung  mit  den  bezüglich  der  strengen 
oder  Diplomprüfungen,  beziehentlich  der  Lehramtsprüfungen  geltenden  Vor- 
schriften  allgemein   zu   regeln,  finde   ich  zu  verordnen,   wie   folgt: 

1.  Wird  der  Qenuß  eines  Stipendiums  einem  absolvierten  Hörer  der 
Rechte^)  zum  Zwecke  der  juridischen  Rigorosen  und  zur  Erlangimg  des 
juridischen  Doktorgrades  auf  ein  weiteres  Studienjahr  nach  Ablauf  der 
ordnungsmäßigen  Studiendauer  bewilligt,  so  ist  der  auf  dieses  Studien- 
jahr entfallende  Stipendienbetrag  in  drei  gleichen  Raten,  und  zwar  nach 
jeder  der  drei  mit  günstigem  Erfolge  abgelegten  strengen  Prüfungen  nach 
Vorweisung  der  bezüglichen  Originalprüfungsbestätigung  flüssig  zu  machen. 

2.  Stipendisten,  welche  dem  medizinisch-chirurgischen  Studium  s)  ob- 
liegen, und  bei  welchen  der  Doktorgrad  als  Bedingung  zur  Ausübung  der 
ärztlichen  Praxis  gilt,  haben,  um  im  Bezüge  ihres  Stipendiums  während 
des  auf  das  letzte  ordnungsmäßige  Studienjahr  unmittelbar  folgenden  Studien- 
jahres zu  verbleiben,  mindestens  die  vorgezeichneten  drei  Vorprüfungen*) 
noch  innerhalb  der  Studienjahre  abzulegen,  so  daß  sie  nach  Absolvierung 
der  Studienjahre  sich  nur  noch  den  eigentlichen  strengen  Prüfungen  zu 
unterziehen  haben.  Der  Stipendienbetrag  ist  denselben  sodann  in  drei 
gleichen  Raten,  zahlbar  nach  erfolgter  günstiger  Ablegung  jeder  der  drei 
strengen  Prüfungen,  anzuweisen.*) 

3.  An  Stipendisten  der  philosophischen^)  Fakultät,  welche  den  Doktor- 
grad zu  erlangen  wünschen,  ist  das  auf  ein  weiteres  Studienjahr  zuge- 
standene Stipendium  in  drei  gleichen  Raten  ausfolgen  zu  lassen,  und  zwar 
so,  daß  die  erste  Rate  nach  der  auf  Grund  der  wissenschaftlichen  Ab- 
handlung eriolgten  Zulassung  zur  ersten  strengen  Prüfung,  die  zweite  und 
dritte  aber  nach  Ablegung  jeder  der  zwei  strengen  Prüfungen  flüssig 
gemacht  wird. 

4.  Wenn  sich  ein  Hörer  der  philosophischen  Fakultät,  der  sich  der 
Lehramtsprüfung  für  das  Oymnasiallehramt  unterziehen  wiU,  im  Genüsse 
eines  Stipendiums  befindet,  so  ist  das  Stipendium,  wenn  er  in  dessen  Bezüge 
zu  dem  angegebenen  Zwecke  belassen  wird,  in  drei  gleichen  Raten  aus- 
zufolgen,  und   zwar  die  erste   nach   Übernahme  der  Aufgaben  zur  häus- 


>)  VgL  Nr.  558,  564  und  599, 
*)  Vgl,  Nr,  557  und  564  sowie  576. 

*j  Abgeändert  durch  die  medizinisehe  Rigarosenordnung,  s.  Nr.  678. 

*)  Ergänzt  durch  den  MinErL  vom  22.  Dezember  1887,  Z.  3698  (s.  Nr.  593J  und  abgeändert 
durch  MinErL  vom  17.  März  1893,  Z.  3510,  MVBNr.  15  fs.  Nr.  998). 
•)  VgL  Nr.  565. 
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liehen  Bearbeitung,  die  zweite  nach  bestandener  Klausurpruhing,  die  dritte 
endlich  nach  bestandener  mündlicher  Prüfung.^) 

Das  gleiche  gilt  von  den   Kandidaten   des   Realschullehramtes. 

5.  Den  Stipendisten  der  technischen  Hochschulen,  welche  ein  Diplom 
erwerben  wollen,  ist  der  nach  Vollendung  der  lehrplanmäßigen  Studien 
jeder  Fachschule  für  ein  folgendes  Jahr  zugestandene  Jahresbetrag  in  drei 
gleichen  Raten  auszufolgen,  und  zwar  so,  daß  die  erste  Rate  nach  der 
Ablegung  der  ersten  Abteilung  der  strengen  Prüfung,  beziehungsweise  nach 
Beibringung  des  Nachweises  über  die  auf  Grund  vorzüglicher  Semestral- 
prüfungen  erfolgte  Nachsicht  der  Ablegung  dieser  Prüfungsabteilung,  die 
zweite  nach  Ablegung  der  schriftlichen  (graphischen)  Prüfung  der  zweiten 
Abteilung,  bei  Chemikern  nach  Lösung  der  praktischen  Aufgabe,  die  dritte 
endlich  nach  Ablegung  der  mündlichen  Prüfung  der  zweiten  Abteilung 
flüssig  zu  machen  ist 

6.  Bei  Stipendisten  der  Hochschule  für  Bodenkultur,  welche  das  Diplom 
anstreben,  ist  der  auf  ein  den  lehrplanmäßigen  Studien  folgendes  Jahr  zuge- 
standene Jahresbetrag  ebenfalls  in  drei  Raten,  und  zwar  die  erste  nach 
Ausweis  über  die  abgelegte  erste  Gruppenprüfung,  beziehungsweise  Bei- 
bringung des  Nachweises  über  die  auf  Grund  vorzüglicher  Fortgangs- 
klassen eriolgte  Nachsicht  der  Ablegung  dieser  Prüfung,  die  zweite  nach  Ab- 
legung der  schriftlichen  Klausurprüfung  und  die  dritte  nach  Ablegung  der 
mündlichen  zweiten  Abteilung  der  strengen  Prüfung  auszufolgen. 

7.  Die  Ausfolgung  des  über  die  ordnungsmäßige  Studienzeit  hinaus 
zugestandenen  Stipendiums  für  Doktoranden  der  römisch-katholischen  Theo- 
logie ist  derart  einzurichten,  daß  nach  jeder  der  vorgeschriebenen  mit  Erfolg  ab- 
gelegten vier  strengen  Prüfungen')  ein  Vierteil  des  Stipendienbetrages  flüssig 
gemacht  werde.  Wird  aber  der  Bezug  eines  Stipendiums  behufs  Erlangung 
des  bezeichneten  theologischen  Doktorgrades  zum  voraus  auf  die  Dauer 
von  zwei  unmittelbar  auf  die  Studienzeit  folgenden  Studienjahren  zugestanden, 
so  sind  die  Stipendienraten  in  Vierteilen  nach  jedem  mit  Erfolg  abgelegten 
Rigorosum  zur  Ausfolgung  anzuweisen. 

8.  Sollte  der  Fall  vorkommen,  daß  ein  Zögling  der  k.  k.  evangelisch- 
theologischen Lehranstalt  in  Wien,  der  das  Doktorat  anstrebt,  im  Genüsse 
ein  Stipendiums  steht,  so  ist  der  Stipendienbetrag  zu  gleichen  Hälften  nach 
Ablegung  der  vorgezeichneten  zwei  Rigorosen  auszufolgen. 

Das  gleiche  hat  auch  bezüglich  der  Kandidaten  des  griechisch-orientali- 
schen theologischen  Doktorates  an  der  Universität  in  Czernowitz  zu  gelten. 

9.  Selbstverständlich  hat  diese  Vorschrift  auf  Fälle,  wo  der  Stiftbrief 
andere  Bestimmungen  trifft,  keine  Anwendung. 

10.  Auch  wird  dadurch  an  den  bezüglich  der  Zugestehung  des  Stipen- 
diengenusses über  die  Studienzeit  hinaus  bestehenden  Normen  nichts 
geändert 


^)  AbgeätuUri durch  MinErL  vom  22,  DeMemberlSN,  Z.  3608,  MVBNr.  3  ex  1888  fs.  Nr.  S93J, 
«)  VgL  Nr,  615, 
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Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  17.  Febniar  1882.  Z.  2753, 

MVBNr.  14. 

an   sämtliche   politischen   Landesstellen,  die   Rektorate   aller   Universitäten, 
technischen  Hochschulen  und  der  Hochschule  für  Bodenkultur, 

betreffend  die  Regelung  einiger  Stipendien-Stlftangsangelegenheiten. 

Die  k.  k.  Statthalterei  erhält  hiemit  Normen  über  einige  bei  Studenten- 
Stipendienstiftungen  vorkommende  Fragen,  bezüglich  welcher  sich  eine 
Regelung  als  erforderlich  herausgestellt  hat,  zur  Kenntnisnahme  und  Danach- 
achtung in  vorkommenden  Fällen. 

I. 

So  oft  es  sich  um  die  Konstituierung  und  Formalisierung  neugegrün- 
deter Studentenstipendien-  oder  akademischer  Preis-Stiftungen  handelt,  ist 
zur  Vornahme  und  Durchführung  aller  Mafinahmen,  welche  bis  zur  Aus- 
fertigung des  Stiftsbriefes  und  Aktivierung  der  Stiftung  erforderlich  sind, 
jene  politische  Landesstelle,  in  deren  Verwaltungsgebiete  die  Stiftung  ge- 
gründet wurde,  als  die  kompetente  Stiftungsbehörde  selbst  dann  berufen, 
wenn  die  Stiftung  für  das  Verwaltungsgebiet  einer  anderen  politischen 
Landesstelle  bestimmt  ist.  Selbstverständlich  ist  in  solchen  Fällen  das  er- 
forderliche Einvernehmen  mit  der  politischen  Landesstelle  dieses  anderen 
Verwaltungsgebietes  im  Korrespondenzwege  zu  pflegen  und  sind  auch  die 
betreffenden  Finanzprokuraturen  zur  geeigneten  Mitwirkung  verpflichtet 

Erst  wenn  die  Stiftung  förmlich  und  endgültig  konstituiert  ist,  tritt 
bezüglich  der  weiteren  Verwaltung  und  Gebarung  die  Kompetenz  jener 
politischen  Landesstelle  in  Wirksamkeit,  für  deren  Verwaltungsgebiet  die 
Stiftung  bestimmt  ist 

n. 

Sollte  der  Fall  vorkommen,  daß  Studentenstipendien-  oder  akademische 
Preis-Stiftungen  im  Inlande  mit  der  Bestimmung  für  ausländische  Institute 
oder  fürs  Ausland  überhaupt  gegründet  werden,  so  ist  vor  Beginn  der 
Stiftungsverhandlung  über  die  Annehmbarkeit  einer  solchen  Stiftung  an 
das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  zu  berichten. 

m. 

Bei  Ausschreibung  der  Konkurse  zur  Wiederverleihung  von  Stipendien 
oder  zur  ersten  Verleihung  neugegründeter  Stipendien  sind,  um  einerseits 
unberufene  Bewerbungen  zum  voraus  auszuschließen,  andrerseits  aber  Be- 
schwerdefühningen  gegen  erfolgte  Verleihungen  tunlichst  hintanzuhalten, 
die  wesentiichen  und  entscheidenden  Bestimmungen  der  Stiftsbriefe  bezüg- 
lich  der   Kompetenz  genau  zu  verlautbaren. 

IV. 
Wenn  sich  der  Fall  ergibt,. daß  eine  Studentenstipendien-Stiftung  wegen 
andauernden  Mangels  von  berechtigten  oder  befähigten  Bewerbern  nicht 
persolviert  werden  kann,  so  ist  dies  dem  Ministerium  für  Kultus  und 
Unterricht  zur  Kenntnis  zu  bringen,  um  eventuell  eine  Permutierung  der 
Stiftung  ins  Werk  zu  setzen. 
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V. 
Bei  Vergebung  freiverleihbarer  Studentenstipendien  oder  bei  Bestäti- 
gung anderweitiger  Verleihungen  ist  mit  Sorgfalt  darauf  zu  achten,  ob  nicht 
schon  andere  Mitglieder  einer  und  derselben  Familie  (Brüder)  im  Genüsse 
von  Stipendien  stehen,  und  ist  in  solchen  Fällen  unter  motivierter  Dar- 
legung der  obwaltenden  Verhältnisse  die  Gestattung  oder  Verweigerung 
einer  solchen  Kumulierung  in  einer  Familie^)  beim  Ministerium  für  Kultus 
und  Unterricht  in  Antrag  zu  bringen,  jene  Fälle  selbstverständlich  ausge- 
nommen, wo  der  gleichzeitige  Genuß  von  Stipendien  seitens  mehrerer 
Brüder  stiftbrieflich  gestattet  ist 

Die  Landesstelle  ist  ermächtigt,  Studierende  der  Mittelschulen,  welche 
nach  Absolvierung  des  Untergymnasiums  oder  der  Unterrealschule  an  eine 
Staatsgewerbeschule  oder  an  eine  andere,  vom  Staate  erhahene  oder  an 
eine  mit  dem  Rechte  zur  Ausstellung  staatsgültiger  Zeugnisse  ausgestattete 
Privatfachlehranstalt  übertreten,  im  weiteren  Genüsse  von  Studienstipendien 
in  jenen  Fällen  zu  belassen,  wenn  bei  Aufnahme  in  diese  Fachlehranstalten 
der  Nachweis  über  das  absolvierte  Untergymnasium  oder  über  die  absolvierte 
Unterrealschule  als  Bedingung  gilt.  Selbstverständlich  wird  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  genau  zu  untersuchen  sein,  ob  ein  solches  Zugeständnis 
nicht  etwa  ausdrücklich  durch  den  Stiftsbrief  ausgeschlossen  ist  oder  der 
Bestimmung  der  Stiftung  nicht  geradezu  widerstreitet. 

VH 

Nachdem  es  vorkommen  kann,  daß  die  von  Behörden  oder  von  anderen 
kompetenten  Organen,  als  z.  B.  akademischen  Senaten  oder  Professoren- 
kollegien, erfolgten  Verleihungen  von  Studentenstipendien  infolge  berech- 
tigter Vorstellungen  bei  der  höheren  Instanzbehörde  rückgängig  gemacht 
werden,  so  wird,  um  den  in  solchen  Fällen  durch  vorzeitige  Flüssig- 
machung der  Stipendienraten  sich  ergebenden  Schwierigkeiten  zu  begegnen, 
angeordnet,  daß  bei  Stipendien,  welche  nicht  in  die  Kategorien  der  frei- 
verleihbaren  gehören,  die  Stipendienraten  erst  dann  flüssig  zu  machen  sind, 
wenn  die  Verleihung  binnen  der  zur  Anbringung  von  Beschwerden  und 
Vorstellungen  in  politisch-administrativen  Angelegenheiten  vorgezeichneten 
Rekursfrist  ^)  nicht  angefochten  wird  und  sonach  in  Rechtskraft  tritt. 

In  sonstigen  Fällen  ist  die  Ausfolgung  von  Stipendienraten  vorläufig 
wieder  zu  sistieren,  wenn  innerhalb  der  obbezeichneten  Frist  eine  Vor- 
stellung von  berechtigter  Seite  bei  der  verleihenden  Behörde  oder  dem 
verleihenden  Organe  eingebracht  wird. 

Vffl. 
Um  die  Wohltat  des  Stipendienbezuges  den  Studierenden  tunlichst 
bald  zukommen  zu  lassen,  ist  sorgfältig  darauf  zu  achten,  daß  die  Aus- 
schreibung zur  Bewerbung  erledigter  oder  neugegründeter  Stipendien  nicht 
unnötigerweise  zu  weit  hinausgeschoben  und  daß  die  Verleihungsverhand- 
lung soviel  als  möglich  beschleunigt  werde. 

*)  5.  den  MinErl,  vom  24,  April  1889,  Z.  8082,  MVBNr,  32  (s,  Nr.  994),  womit  Punkt  V 
abgeändert  wurde. 

«)  V^  das  Gesetz  vom  12.  Mal  1896,  ROBNr.  101. 
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Ans  dem  Erlasse  des  Ministeriums  fflr  K.  d.  U.  vom  15.  August  1882. 

Z.  13.752. 

an  den  Statthalter  für  Böhmen, 
(betreffend  den  Stipendienbezug  seitens  der  Kandidaten  des  juristischen 

Doktorgrades). 

In  diesem  Erlasse  wurde  bemerkt,  daß  der  im  MinErl.  vom  1.  Februar 
1882,  Z.  1797,1)  bei  dem  weiteren  Stipendienbezuge  pro  doctoratu  gemachte 
Vorbehalt  lediglich  der  Jahresrate  des  Stipendiums  gilt,  daß  jedoch  bei 
solchen  Stipendisten  im  Hinblick  auf  §  6  der  Rigorosenordnung  für  die 
juristischen  Fakultäten  (MinVdg.  vom  15.  April  1872,  ROBNr.  57)«)  auf 
die  beschleunigte  Ablegung  der  Rigorosen  gedrungen  werden  müsse,  um  die 
Evidenz  der  Stipendiengebühr  nicht  unnötigerweise  zu  erschweren. 

Diesem  nach  unterliegt  es  auch  keinem  Anstände,  dergleichen  Stipen- 
disten (deren  Stiftungsgenuß  bis  zur  Vollendung  der  Studienzeit,  nicht 
aber  über  das  24.  Lebensjahr  hinaus  zugestanden  werden  kann),  eine  un- 
überschreitbare  Frist  von  anderthalb  (U/2)  Jahren,  d.  i.  drei  Semester  nach 
Ablauf  der  ordnungsmäßigen  Studiendauer  zur  Ablegung  der  Rigorosen 
vorzuzeichnen. 

Np.  590. 

Erlafi  des  Hlnlsttrs  für  K.  u.  U.  vom  1.  Mlrz  1683.  Z.  10.  MTBHr.  4, 

betreffend  den  MinErl.  vom  18.  Jinner  1882.  Z.  941,  über  die  Behandlang 
der  Stipendien  von  Zöglingen  der  Klerikalseminarien. 

Unter  Hinweisung  auf  den  MinErl.  vom  18.  Jänner  1882,  Z.  Q41,*) 
betreffend  die  Behandlung  von  Stipendien  bei  Zöglingen  der  Klerikal- 
seminarien, finde  ich  zu  verordnen,  daß  die  Punkte  1,  2  und  4  dieses  Er- 
lasses auch  auf  jene  Fälle  Anwendung  finden,  die  in  Ländern  vorkommen, 
wo  der  Religionsfond  eine  Subvention  aus  dem  Staatsschatze  nicht  empfängt 


Nr.  591. 

Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  25.  Juni  1884.  Z.  9348. 

MVBNr.  28. 

betreffend  den  Vorgang  bei  Verleihung  von  Stipendien  an  Hörer  der 
Hochschulen  als  angehende  Lehramtskandidaten. 

Anläßlich  der  infolge  der  MinVdg.  vom  7.  Februar  1884,  ROBNr.  26,*:i 
(betreffend  die  Prüfung  der  Kandidaten  des  Gymnasial-  und  Realschuilehr- 
amtes)  aufgeworfenen  Frage,  wie  es  bei  Voraussetzung  einer  vierjährigen 

»)  s.  Nr.  587, 
*)  5.  Nr,  660, 
*)  s.  Nr,  586, 

«)  MVBNr,  3  ex  1884;  derzeit  gilt  die  Präfangsvorscfuiß  vom  30,  Augast  1997,  ROBNr,  220, 
MVBNr,  50  fs,  Nr,  098), 
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Studiendauer  für  Lehramtskandidaten  an  den  Hochschulen  bezüglich  des 
Stipendiengenusses  zu  halten  sei,  wird  verfügt,  daß  bis  zum  Ablaufe  des 
Studienjahres  1886/87  die  MinVdg.  vom  4.  März  1866,  Z.  83,  wonach  die 
Landesstellen  ermächtigt  sind,  Gesuche  von  Studierenden  der  philosophischen 
Fakultät  um  Belassung  im  Genüsse  eines  Stipendiums  auf  die  Dauer  des 
7.  und  8.  Semesters  im  eigenen  Wirkungskreise  zu  erledigen,  weitere 
Geltung  habe. 

Vom  Studienjahre  1887/88  ab  wird  die  Genußdauer  von  Stipendien 
für  solche  Studierende  auf  vier  Jahre  erstreckt,  und  es  werden  bezügliche 
Stipendien  auf  diese  Zeitdauer  zu  verleihen  sein. 

Selbstverständlich  darf  eine  solche  Verleihung  weder  der  Eigenschaft 
des  Stipendiums,  noch  der  klaren  Absicht  der  Stiftung  widerstreiten. 


Np.  592. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  15.  November  1887,  Z.  8560, 

an  sämtliche  Landeschefs, 
(betreffend  die  Emiächtignng  der  politischen  Landeschefs  znr  Knmtt- 

liemng  von  Stiidentenstipendien). 

Ich  finde  mich  bestimmt,  unter  Modifizierung  des  ho.  Erl.  vom  16.  April 
1879,  Z.  5324,1)  Euer  ...  zu  ermächtigen.  Kumulierungen  von  Studenten- 
stipendien für  Studierende  der  Mittelschulen  bis  zum  Maximalbetrage  von 
250  Oulden  (500  Kronen),  für  Hörer  der  Hochschulen  aber  (mit  Aus- 
nahme der  theologischen  Studien)  bis  zum  Maximalbetrage  von  400 
Gulden  (800  Kronen),  bei  Nachweis  besonders  guter  Befähigung  und 
Verwendung  des  KumUlierungswerbers  über  Antrag  des  betreffenden  Pro- 
fessorenkollegiums ^)  und  nach  Einvernahme  der  Stiftungsverleiher,  soweit 
die  Bestimmungen  der  bezüglichen  Stiftsbriefe  solchen  Kumulierungen  nicht 
entgegenstehen,   im   eigenen   Wirkungskreise   zu   genehmigen.^) 


Nr.  593. 

Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  22.  Dezember  1887,  Z.  3698, 

MVBNr.  3  ex  1888, 

an  alle  Länderchefs, 
bezfiglich  der  Kompetenz  der  betreffenden  Professorenkollegien  der 
Hochschttlen  bei  Belassung  von  Stipendien  an  Lehramtskandidaten  auf 
ein  Jahr  über  die  ordnungsmäßige  Studiendauer  zum  Behufe  der  Ab- 
legiuig  der  Lehramts-,  Staats-  oder  strengen  Prüfungen. 
Ich  finde  mich  bestimmt,  der  k.  k.  .  .  .  die  Entscheidung  über  An- 
suchen wegen  Belassung  von  Kandidaten  für  das  Mittelschullehramt  ^)  im 

0  s.  Nr.  579, 

^  Mit  MinErL  vom  16,  Jänner  1995,  Z.  2iJST7  ex  1894,  wurde  in  Ansehung  der  Studierenden 
an  der  Wiener  Universiiäl  angeordnet,  dqß  an  die  Stelle  eines  Antrages  des  kompetenten  Pro- 
fessorenkollegiums in  Hinkunß  die  Bestätigung  des  zuständigen  Dekans  und  des  Stipendienreferenten 
über  die  besonders  gute  Befähigung  und  Verwendung  des  Kumulationswerbers  tu  treten  habe. 

•)  Vgl.  auch  Nr.  594.  —  *)  s.  auch  Nr.  601. 


^^20  ^'*  '^^^^'  Studienvorschriften;  A.  Allsremeine  Bestimmunfi^en. 

Genüsse  eines  Stipendiums  auf  ein  Jahr  über  die  ordnungsmäßige  Studien- 
dauer zum  Behufe  der  Ablegung  der  Lehramtsprüfung  nach  Anhörung 
des  betreffenden  Professorenkollegiums  jener  Hochschule,  an  welcher  der 
Kandidat  das  letzte  Studiensemester  zugebracht,  in  dem  Falle  im  eigenen 
Wirkungskreise  zu  überlassen,  als  diese  Belassung  weder  der  Eigenschaft 
des  Stipendiums,  noch  der  klaren  Absicht  des  Stifters  zuwiderläuft 

Zugleich  ordne  ich  in  Abänderung  des  Punktes  4  des  ho.  Erl.  vom 
1.  Februar  1882,  Z.  1797,^)  an,  daß  das  belassene  Stipendium  dem  Lehr- 
amtskandidaten in  drei  gleichen  Raten,  und  zwar  die  erste  nach  Übernahme 
der  Aufgaben  zur  häuslichen  Bearbeitung,  die  zweite  nach  Approbation  der- 
selben und  die  dritte  nach  bestandener  mündlicher  Prüfung  anzuweisen  ist 

Der  zum  Behufe  der  Ablegung  der  Lehramtsprüfung  über  die  ordnungs- 
mäßige Studiendauer  bewilligte  Jahresbetrag  des  Stipendiums,  respektive 
die  bezüglichen  Raten  sind  als  verfallen  zu  erklären,  wenn  der  Kandidat  die 
Lehramtsprüfung  nicht  binnen  anderthalb  Jahren  nach  Vollendung  der  ord- 
nungsmäßigen Studien  mit  Erfolg  abgelegt  hat 

Diese  letztere  Bestimmung  finde  ich  auch  auf  jene  Fälle  auszudehnen, 
in  welchen  Kandidaten  der  strengen  Prüfungen  der  Stipendiengenuß  zum 
Behufe  der  Ablegung  dieser  Prüfungen  auf  ein  Jahr  über  die  ordnungsmäßige 
Studiendauer  zugestanden  wird,  während  bei  den  Kandidaten  der  Staats- 
prüfung, insoweit  die  Erstreckung  des  Stipendiengenusses  über  die  ordnungs- 
mäßige Studiendauer  bei  denselben  überhaupt  zulässig  ist,  die  Frist  zum 
Bezüge  des  Stipendiums  auf  längstens  ein  Jahr  bestimmt  wird. 

Schließlich  wird  zur  Ergänzung  des  Punktes  2  der  obzitierten  ho.  Ver- 
ordnung bemerkt,  daß  jenen  mit  Stipendien  beteilten  Kandidaten  des  Dokto- 
rates der  gesamten  Heilkunde,  welche  die  erste  strenge  Prüfung  noch 
vor  Ablauf  des  Quinquenniums  bestanden  haben,  das  Stipendium  in  zwei 
gleichen  Raten  nach  erfolgter  günstiger  Ablegung  der  zweiten  und  dritten 
strengen   Prüfung  flüssig  zu  machen  sein  wird.') 


Np.  694. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  24.  April  1889.  Z.  8082, 

MVBNr.  32. 

an   sämtliche   politischen   Landesstellen, 

betreffend  die  eventuelle  Kunmlierung  zweier  oder  mehrerer  Studien- 
Stipendien  in  einer  Familie. 

In  Abänderung  des  Punktes  V  der  der  k.  k.  .  .  .  mit  dem  ho.  Erl.  vom 
17.  Februar  1882,  Z.  2753  (MVBNr.  14),«)  mitgeteilten  grundsätzlichen  Be- 
stimmungen über  Studienstipendien-Stiftungen  ermächtige  ich  die  politischen 

0  S.  Nr.  587. 

•)  Vgl.  den  MinErL  vom  17.  Man  1993,  Z.  3510  (s.  Nr.  598).  —  Mit  MinErL  vom  25.  Septem- 
ber 1879,  Z.  948,  wurde  den  Landeschefs  nahe  gelegt,  bei  Verleihung  von  Staats-,  landesJSrsüiche» 
oder  von  sonstigen  Studentenstipendien,  welche  liberae  coUationis  sind,  auf  Kandidaten  des  LAr- 
amtes  fiir  Mittelschulen  nach  Tanliehkeit  besondere  Rücksicht  zu  nehmen, 

*)  s.  Nr.  588. 


i 
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Landesstellen  als  Stiftungsbehörden  über  die  Zulässigkeit  der  eventuellen 
Kumulierung  von  Studienstipendien  in  einer  Familie  in  jenen  Fällen 
im  eigenen  Wirkungskreise  zu  entscheiden,  in  welchen  denselben  die  analoge 
Entscheidung  rücksichtlich  des  eventuellen  gleichzeitigen  Genusses  zweier 
oder  mehrerer  solcher  Stipendien  in  der  Person  eines  und  desselben 
Studierenden  zusteht  (MinErl.  vom  15.  November  1887,  Z.  8560).^) 

Hienach  wolle  die  k.  k.  .  .  .  gegebenenfalls  entsprechend  des  Amtes 
handeln. 


Nr.  595. 
Erlaß  des  Ministers  f flr  K.  u.  ü.  vom  6.  Mal  1889,  Z.  5036,  MTBNr.  41, 

an  das  Dekanat  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  der 

Universität  in  .  .  . 

betreffend  die  Behandlung  von  bei  einer  theoretischen  Staatsprüfung 

reprobierten  Stipendisten. 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  .  .  .  wird  dem  .  .  .  eröffnet,  daß 
dem  aus  diesem  Berichte  ersichtlichen  Vorgange  bei  Behandlung  der 
Stipendisten,  welche  bei  einer  theoretischen  Staatsprüfung  reprobiert  worden 
sind,  in  Absicht  auf  die  eventuelle  weitere  Belassung  im  Stipendiengenusse 
hierorts  nicht  durchaus  zugestimmt  werden  kann. 

In  dieser  Beziehung  ist  zunächst  zu  bemerken,  daß  die  Modalität 
der  Sistierung  des  Stipendiums  solcher  Studierender  bis  zur  erfolgreichen 
Wiederholung  der  mißlungenen  Prüfung  durch  die  MinVdg.  vom  28.  Februar 
1852,  Z.  1260,  ROBNr.  61,«)  welche  lediglich  die  eventuelle  weitere  Be- 
lassung solcher  Studierender  im  Bezüge  ihrer  Stipendien  im  allgemeinen 
im    Auge    hat,   nicht   ausdrücklich    aufgestellt   erscheint. 

Die  fragliche  Modalität  könnte  jedenfalls  insofern  überhaupt  nicht  zu- 
gelassen werden,  als  hiebei  etwa  die  seinerzeitige  Nachzahlung  der  sistierten 
Stipendienbeträge  verstanden  wäre,  weil  hienach  dem  reprobierten  Stipen- 
disten aus  dem  Mißerfolge  seiner  Prüfung  gegenüber  den  nicht  reprobierten 
sogar  ein  Vorteil  erwüchse. 

Insofern  diese  letztere  Eventualität  als  ausgeschlossen  verstanden  wäre, 
das  ist  also  unter  Voraussetzung  des  definitiven  Verlustes  der  sistierten 
Stipendienbeträge,  könnte  die  Sistierung  des  Stipendiums  bis  zur  gelungenen 
Wiederholung  der  Prüfung  im  einzelnen  Falle  immerhin  als  die  den  Um- 
ständen angemessenste  Behandlung  des  betreffenden  Stipendisten  erscheinen, 
und  würde  sohin  ein  fallweiser  diesbezüglicher  Antrag  des  betreffenden 
Professorenkollegiums  seitens  der  berufenen  Behörde  entsprechend  zu  er- 
wägen  sein. 

Eine  generelle  Anwendung  der  fraglichen  Modalität  auf  alle  Fälle 
der  nicht  mit  Stimmeneinhelligkeit  erfolgten  Reprobation  erscheint  jedoch  als 
unzulässig,  da  die  Behandlung  der  reprobierten  Stipendisten  im  Sinne  der 

»)  s.  Nr.  592. 
«)  s.  Nr,  56Z 

Universltitsi^esetze.  ^ 


IJ22  ^'*  '^^^^'  Studienvorschriften;  A.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Verordnung  vom  28.  Februar  1852  einer  individualisierenden  Beurteilung 
in  jedem  einzelnen  Falle  unter  Berücksichtigung  der  daselbst  besonders 
angedeuteten   Momente  überwiesen  erscheint. 

Auch  ist  zu  bemerken,  daß  diese  Beurteilung  nach  Alinea  3  der  obigen 
Verordnung  ausdrücklich  dem  Professorenkollegium  der  betreffenden  Fakultät 
auf  Grund  der  demselben  seitens  der  bezüglichen  Staatsprüfungskommission 
zugegangenen  Mitteilungen  vorbehalten  ist. 

Ich  ersuche  das  ...  zu  veranlassen,  daß  in  Hinkunft  rücksichtlich 
der  Frage  der  eventuellen  Belassung  von  reprobierten  Stipendisten  im 
Genüsse  ihrer  Stipendien  unter  genauer  Beachtung  der  Bestimmungen  der 
mehrgedachten   MinVdg.   vom   28.   Februar   1852i)   vorgegangen   werde. 


Np,  596. 

ErlaB  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  2.  September  1890,  Z.  2818. 
MVBNr.  54,  elnvemehmllch  mit  dem  k.  k.  Ministerium  des  Innern, 

an  sämtliche  Landesstellen, 

betreffend   die   genaue   Aufrechterhaltung   der    stifterlsclieti   Wfllens- 

erkl&rungen  in  den  von  den  kompetenten  Behörden  zn  errichtenden, 

beziehungsweise  zu  genehmigenden  Stiftbriefen. 

Aus  Anlaß  der  wiederholt  gemachten  Wahrnehmung,  daß  sich  bei 
Errichtung  von  Stiftungsurkunden  nicht  immer  mit  der  nötigen  Strenge  an 
die  Anordnungen  der  Stifter  gehalten  wird,  finde  ich  im  Einvernehmen  mit 
dem  k.  k.  Ministerium  des  Innern  den  Landesstellen  als  Stiftungsbehörden 
die  diesfalls  bestehenden  gesetzlichen  Normen  und  insbesondere  die  mit 
Hofkanzleidekret  vom  16.  November  1826  (POS,  Band  54,  Nr.  8Q)  publi- 
zierte Ah.  Entschl.  vom  11.  November  1826  in  Erinnerung  zu  bringen,  wonach 
der  Wille  des  Stifters,  sofern  er  nichts  Gesetzwidriges  enthält,  „genau  zu 
befolgen"  ist. 

Diese  Ah.  Weisung,  welche  im  striktesten  Sinne  zu  verstehen  ist 
bedingt,  von  der  darin  zugelassenen  Ausnahme  abgesehen,  die  völlig  unver- 
änderte Aufrechthaltung  der  stifterischen  Willenserklärungen  über  den  Zweck 
der  Stiftung  und  die  Verwendung  ihrer  Einkünfte  in  den  von  der  zuständigen 
Behörde  zu  errichtenden,  beziehungsweise  zu  genehmigenden  Stiftbriefen 
und  schließt  jedwede  Abänderung  selbst  des  Wortlautes  derselben  aus, 
welche  nicht  etwa  bloß  die  Richtigstellung  eines  offenbaren  Irrtums,  die 
Verdeutlichung  eines  nicht  prägnanten  Ausdruckes,  oder  ähnliche  dasWeseo 
der  Sache  nicht  berührende  Erläuterungen  zum  Gegenstande  hat. 

Weiters  erscheint  es  nach  Maßgabe  der  zitierten  Ah.  Norm  als  durdi- 
aus  unstatthaft,  zu  den  eigenen  Dispositionen  des  Stifters  in  den  obigen  Be- 
ziehungen irgend  etwas  hinzuzufügen,  oder  von  denselben  etwas  hinw^- 
zulassen,  sofern  durch  einen  derlei  Vorgang  jene  Dispositionen  in  einer  von 
dem  Stifter  selbst  nicht  beabsichtigten  Art  ergänzt,  erweitert,  eingeschränkt 
oder  sonst  wie  modifiziert  würden. 

»)  s.  Nr.  56Z 
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Die  Stiftungsbehörden  sind  gehalten,  die  denselben  zur  Genehmi- 
gung vorgelegten  Stiftbriefentwürfe  in  den  obigen  Rücksichten  einer  soig- 
fältigen  Prüfung  zu  unterziehen  und  vor  Erteilung  der  landesfürstlichen 
Genehmigung  eventuell  auf  die  Vornahme  der  erforderlichen  Richtigstellungen 
zu  dringen. 

Die  genaue  Befolgung  der  vorstehenden  Erinnerungen  wird  um  so 
gewisser  gewärtigt,  als  selbst  anscheinend  unwesentliche  Änderungen  an 
den  eigenen  Willenserklärungen  der  Stifter  bei  näherer  Betrachtung  sich 
oftmals  als  nicht  belanglos  erwiesen  und  die  nicht  völlige  Kongruenz  jener 
Erklärungen  mit  den  Festsetzungen  der  Stiftbriefe  wiederholt  Anlaß  zu  un- 
liebsamen  Schwierigkeiten  gab. 

In  jenen  Fällen,  wo  eventuell  eine  Anordnung  des  Stifters  sich  als 
ungesetzlich  oder  unausführbar  erwiese,  sowie  wenn  über  den  eigentlichen 
Inhalt  des  stifterischen  Willens  sich  Zweifel  ergeben,  ist  unter  Stellung  der 
geeigneten  Anträge  die  Schlußfassung  der  kompetenten  Zentralstelle  ein- 
zuholen. 

Vorstehenden  Erlaß  wolle  die  k.  k.  .  .  .  auch  dem  k.  k.  Landesschul- 
rate  entsprechend  mitteilen. 


Nr.  597. 


Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  Yom  20.  Hai  1892,  Z.  804/KUM. 

MTBNr.  23. 

an  die  Rektorate  aller  Universitäten, 

betreffend  die  Evidenthaltung  von  Stipendisten  mit  Rücksicht  auf  die 
Ableistung  des  Einjahrig-Freiwilligen-Präsenzdienstes. 

Zur  Aufrechthaltung  der  notwendigen  Evidenz,  sowie  um  Irrungen 
bei  der  Verwaltung  und  insbesondere  auch  bei  der  Wiederverleihung  von 
Stipendien  hintanzuhalten,  wird  angeordnet,  daß  jene  im  Genüsse  von 
Stipendien  stehenden  immatrikulierten  Studierenden,  welchen  im  Sinne  der 
bestehenden  Vorschriften  (ho.  Verordnung  vom  12.  April  1889,  RGBNr.  46,*) 
2.  Oktober  und  1.  August  1889,  RQBNr.  158  und  124)  der  Stipendiengenuß 
während  des  ersten  Jahres  des  Einjährig-Freiwilligen-Präsenzdienstes  zusteht, 
den  faktischen  Antritt  dieses  Dienstes  unter  Vorlage  der  bezüglichen  Be- 
stätigung des  vorgesetzten  Truppenkommandos  und  der  betreffenden  Stipen- 
dienverleihungsdekrete im  Wege  der  vorgesetzten  Dekanate  unverzüglich 
an  das  Rektorat  anzuzeigen  haben. 

Eine  analoge  Anzeige  verbunden  mit  dem  Ansuchen  um  den  ent- 
sprechenden Vorbehalt  des  Stipendiums  haben  jene  stipendierten  Studierenden 
zu  erstatten,  welche  den  Einjährig-Freiwilligen-Präsenzdienst  erst  nach  Be- 
endigung der  Studien  ableisten  und  den  seinerzeitigen  Fortbezug  des  Stipen- 
diums behufs  Ablegung  der  strengen  Prüfungen  und  beziehungsweise  der 
Prüfung  für  das  Lehramt  an  Gymnasien  und  Realschulen  anstreben  (§  8 
der   Verordnung  vom  12.  April  1889,  RGBNr.  46).2) 

>)  MVBNr.  25  (s.  Nr.  550J,  —  •)  5.  Nr.  550, 

46* 
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Das  Rektorat  hat  den  Inhalt  dieser  Anzeigen  in  hiezu  bestimmten  be- 
sonderen Evidenzverzeichnissen  vermerken  zu  lassen  und  sohin  bei  Stipendien, 
welche  nicht  von  den  akademischen  Behörden  selbst  verliehen  werden, 
die  Anzeigen  unverweilt  derjenigen  Behörde  oder  Körperschaft  mitzuteilen, 
von  welcher  die  Verleihung  ausgegangen  ist. 

Jene  immatrikulierten  Studierenden,  welche  sich  bei  Ableistung  des 
Einjährig-Freiwilligen-Präsenzdienstes  um  ein  Stipendium  bewerben  (§  6  der 
Verordnung  vom  12.  April  1889),  haben  in  ihren  Kompetenzgesuchen  die 
Tatsache,  daß  sie  diesem  Präsenzdienste  obliegen,  unter  Beibringung  des 
bezüglichen  Attestes  des  Truppenkommandos  ausdrücklich  anzuführen  und 
sind  diese  Studierenden,  sofern  sie  das  erbetene  Stipendium  erlangten,  gleidi- 
falls  in  besonderen  Verzeichnissen  evident  zu  halten.  Zu  diesem  Zwecke 
wird  bei  Stipendien,  welche  von  den  politischen  Landesstellen  verliehen 
werden,  die  bezügliche  ausdrückliche  Verständigung  der  akademischen  Be- 
hörde erfolgen. 

Die  vorstehenden  Anordnungen,  soweit  sie  die  Studierenden  angehen, 
sind  gegen  Ende  jedes  Semesters  durch  Anschlag  am  schwarzen  Brette  zu 
verlautbaren.^) 


Nr.  698. 

Erlafi  des  Ministers  (Dr  K.  n.  U.  vom  17.  Mlrz  1893,  Z.  3510, 

MTBNr.  15, 

womit  die  Bestimmting  des  Punktes  2  des  Erlasses  vom  1.  Febmar  1882, 
Z.  1797,  betreffend  die  Ausfolgung  von  Stipendienraten  bei  Stipendien, 
deren  Qenufi  über  die  Studienzeit  hinaus  zum  Zwecke  der  Erlangong 
des  Dolctorgrades  oder  des  Diploms  einer  Hochsctanle,  beziehentUcfa 
der  Lehrbefähigung  für  das  Lehramt  an  Mittelsclinlen  zogestanden  ist, 

abgeändert  wird. 

An  die  Stelle  des  Punktes  2  des  ho.  Erl.  vom  1.  Februar  1882,  Z.  1797, 
ho.  VB.  Nr.  13,")  hat  vom  Studienjahre  1894/95  ab  die  folgende  Bestimmung 
zu  treten: 

Die  Stipendisten  der  medizinischen  Fakultät  müssen,  um  behufs  Er- 
langung des  Doktorates  im  Bezüge  ihres  Stipendiums  während  des  auf 
das  letzte  ordnungsmäßige  Studienjahr  folgenden  Studienjahres  zu  ver- 
bleiben,  die  vorgeschriebenen  drei  Vorprüfungen  und  die  erste  strenge 
Prüfung  noch  innerhalb  ihrer  ordnungsmäßigen  Studienzeit  abgelegt  haben, 
so  daß  sie  nach  Absolvierung  dieser  letzteren  sich  nur  noch  der  zweiten  und 
dritten  strengen  Prüfung  zu  unterziehen  haben.^) 

Der  Stipendienbetrag  ist  denselben  sohin  in  zwei  gleichen  Raten, 
zahlbar  je  nach  erfolgter  günstiger  Ablegung  der  zwei  strengen  Prüfungen, 
anzuweisen/) 

^)  Ein  nahezu  gUichkmtender  Eriqß  erging  gleichzeitig  an  alle  politischen  Landessteüen; 
vgl.  auch  den  ergänzenden  Eriqß  vom  29,  AprU  1893,  Z,  29/KUM,  MVBNr.  17  (s.  Nr,  599), 
«)  8,  Nr,  5S7, 

*)  VgL  die  neue  medizinische  Rigorosenordnung  (s,  Nr,  67B), 
*)  5.  Nr,  593  (letzter  Absatz). 
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Nr.  599. 

BrlaO  des  Ministers  fflr  K.  a.  U.  vom  29.  April  1893,  Z.  20/KUIi. 

MTBNr.  17. 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten  und  alle  politischen  Landesstellen, 

womit  im  Nachhange  zu  dem  Erlasse  vom  20.  Mal  1992^  Z.  804/KUM, 
MVBNn  23,  betreffend  die  Evldenthaltmig  von  Stipendisten  mit  Rfick- 
slcht  anf  die  Ableistung    des   Einjährig- Freiwilligen -Prisenzdienstes 

weitere  Vorschriften  erlassen  werden« 

[An  die  Landesstellen  und  Rektorate:] 

Im  Nachhange  zum  ho.  Erl.  vom  20.  Mai  1892,  Z.  804/KUM.,  hier- 
ortiges  VBNr.  23,^)  betreffend  die  Evidenthaltung  der  Stipendisten  mit  Rück- 
sicht auf  die  Ableistung  des  Einjährig-Freiwilligen-Präsenzdienstes  wird 
folgendes  angeordnet: 

Die  Bestimmungen  des  zitierten  Erlasses  sind  auch  auf  die  Studierenden 
der  Medizin,  welche  den  halbjährigen  Präsenzdienst  im  Soldatenstande  ab- 
leisten,  sinngemäß    anzuwenden. 

Bei  den  in  Gemäßheit  des  gedachten  Erlasses  vorzulegenden  Anzeigen 
haben  jene  Studierenden  der  Rechte,  welche  den  freiwilligen  Präsenzdienst 
mit  dem  auf  die  Absolvierung  ihres  vierten  Studiensemesters  nächstfolgenden 
1.  Oktober  antreten,  auch  den  Nachweis  zu  erbringen,  daß  sie  die  rechts- 
historische Staatspi'ufung  mit  Erfolg  abgelegt  und  sonach  überhaupt  auf 
den    Foribezug   ihres   Stipendiums   Anspruch   haben. 

[An  die  Rektorate:]  Gleichzeitig  wird  bestimmt,  daß  es  jenen  Studie- 
renden, welche  während  der  Ableistung  ihres  Präsenzdienstes  wegen  Dienst- 
untauglichkeit entlassen  werden,  und  sohin  um  die  Inskription  einschreiten, 
wegen  Verspätung  des  bezüglichen  Gesuches  aber  seitens  der  akademischen 
Behörden  nach  den  bestehenden  Vorschriften  nicht  mehr  berücksichtigt 
werden  können,  vorbehalten  bleibt,  im  Wege  ihres  zuständigen  Dekanates 
und  beziehungsweise  des  akademischen  Senates  um  die  Bewilligung  ihrer 
nachträglichen  Inskription  einzuschreiten,  worüber  die  ho.  Schlußfassung 
von  Fall  zu  Fall  erfolgen  wird. 

[Zusatz  für  Innsbruck:]  Betreffs  des  im  Berichte  vom  4.  Jänner  1891, 
Z.  269,  besprochenen  Vorganges  hinsichtlich  jener  Studierenden,  welche  ihr 
Präsenzjahr  unmittelbar  nach  Ablegung  der  Maturitätsprüfung  ablegen  und 
sich  wegen  zu  weiter  Entfernung  ihres  Standortes  nicht  persönlich  beim 
zuständigen  Dekane  behufs  der  Immatrikulation  melden  können,  ist  zu 
bemerken,  daß  die  Zulassung  einer  solchen  Ausnahme  mit  Rücksicht  auf 
die  den  Einjährig-Freiwilligen  vor  Antritt  ihres  Präsenzdienstes  mit 
1.  Oktober  immerhin  noch  zur  Verfügung  stehende  Immatrikulationsfrist 
von  acht  Tagen  eigentlich  nicht  geboten  erscheint. 

Es  wird  jedoch  gegen  diesen  Vorgang  unter  der  Voraussetzung  nichts 
eingewendet,  daß  die  Verhinderung,  persönlich  zu  erscheinen,  entsprechend 
dargetan  und  der  bezügliche  Verhinderungsgrund  vom  Dekane  als  genügend 
erachtet  wird, 

»)  5.  Nr.  597, 
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Np.  600. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  f  flr  K.  n.  U.  ?om  14.  Febroar  1894, 

Z.  28.203  ex  1893. 

an  die  Statthalterei  für  Niederösterreich, 

(betreffend  den  Fortgenuß  eines  Stttdentenstipendinms  während  der 
Präsenzdienstleistong  eines  Studierenden  der  Medizin  als  Einjährig- 
Freiwilliger). 

Die  Gewährung  des  Fortgenusses  eines  Studentenstipendiums  während 
der  Präsenzdienstleistung  des  Stipendisten  als  Einjährig-Freiwilliger  hat  zur 
Voraussetzung,  daß  der  Perzipient  tatsächlich  noch  ein  Studierender  ist,  was 
bei  der  zweiten  Hälfte  des  Freiwilligenjahres  der  Mediziner  deshalb  nicht 
zutrifft,  weil  dasselbe  erst  nach  Erwerbung  des  Doktorgrades  der  Medizin 
abgelegt  werden  kann. 

Übrigens  steht  nach  den  geltenden  Vorschriften  nichts  entgegen,  daß 
auch  jenen  Studierenden  der  Medizin,  welche  nach  Zulaß  des  §  16  der 
ho.  Verordnung  vom  12.  April  1889,  RQBNr.  46,^)  das  zweite  Rigorosum 
bereits  im  zehnten  Studiensemester  abgelegt  haben,  der  ganze  einjährige 
Stipendienbetrag  für  das  Doktorat  vorbehalten  werde,  welcher  ihnen  sodann 
nach  erfolgreicher  Ablegung  des  letzten  Rigorosums  auf  einmal  auszu- 
folgen ist. 

Hienach  liegt  es  regelmäßig  an  den  betreffenden  Stipendisten,  die  Ab- 
legung ihrer  Rigorosen  so  einzurichten,  daß  die  Zeit,  während  welcher  sie 
das  zweite  Halbjahr  als  Einjährig-Freiwillige  präsent  dienen,  in  jenes  Jahr 
fällt,  für  welches  ihnen  der  Fortgenuß  des  Stipendiums  pro  doctoratu 
bewilligt  wird,  wonach  sie  dann  des  Stipendiums  während  des  gedachen 
Halbjahres  tatsächlich  nicht  entraten. 


Np.  601. 

Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  o.  U.  vom  13.  No?eiiiber  1894,  Z.  20.536. 

MTBNr.  43, 

an  alle  Landesstellen, 

betreffend  die  Modalitäten  der  Ansfolgung  der  zur  Ablegnng  der  Ldir- 

amtsprfifiing  und  beziehungsweise  des  Doktorates  der  Rechte^  vor- 

behaltenen  Jahresbeträge  der  Stipendien  im  Falle  des  Beginnes  der 

Prflfnngsablegnng  während  der  Hochschnlstttdien. 

Im  Nachhange  zum  ho.  Erl.  vom  22.  Dezember  1887,  Z.  3698  (hier- 
ortiges  MVBNr.  3  ex  1888),')   wird  folgendes  angeordnet: 

Jenen  im  Genüsse  eines  Stipendiums  stehenden  Kandidaten  für  das 
Lehramt  an  Gymnasien  und  Realschulen,  welche  auf  Grund  des  §  17  der 
ho.  Verordnung  vom  12.  April  1889,  RQBNr.  46,^)  die  Ablegung  der  Lehr- 
amtsprüfung noch  während  der  vorgeschriebenen  Hochschulstudien  durch 

>)  5.  Nr.  550.  —  •)  s.  Nr,  587.  —  •)  s.  Nr.  593. 
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Obernahme  der  Aufgaben  zur  häuslichen  Bearbeitung  beginnen,  ist  der 
zur  Ablegung  der  gedachten  Prüfung  vorbehaltene  Jahresbetrag  ihres  Stipen- 
diums in  zwei  gleichen  Raten  auszufolgen,  deren  erste  nach  Approbation  der 
Hausarbeiten  und  deren  zweite  nach  bestandener  mündlicher  Prüfung  an- 
zuweisen ist*) 

Zugleich  wird  in  teilweiser  Abänderung  des  Punktes  1  des  ho.  Erl. 
vom  1.  Februar  1882,  Z.  1797  (ho.  MVBNr.  13),»)  bestimmt,  daß  jenen  im 
Genüsse  eines  Stipendiums  stehenden  Studierenden  der  Rechte,  welche 
auf  Grund  des  ho.  Erl.  vom  13.  August  1894,  Z.  15.646  (ho.  MVBNr.  39),«)  eine 
der  zur  Erlangung  des  Doktorates  der  Rechte  vorgeschriebenen  strengen 
Prüfungen  schon  im  VIII.  Semester  ihrer  rechts-  und  staatswissenschaft- 
lichen Studien  erfolgreich  abgelegt  haben,  der  ihnen  pro  doctoratu  vor- 
behaltene Jahresbetrag  ihres  Stipendiums  in  zwei  gleichen  Raten,  zahlbar 
je  nach  erfolgter  günstiger  Ablegung  des  zweiten  und  beziehungsweise 
des  dritten  Rigorosums  auszufolgen  ist. 


Np.  602. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  fOr  K.  n.  ü.  vom  1.  Jnnl  1895, 

Z.  7654, 

an  die  Statthalterei  für  Niederösterreich, 

(betreffend    die   Verleihung    oder    den    Forfbezug    eines    Stadenten- 
stipendittms  im  Falle  des  Genusses  oder  der  Bewilligung  staatlicher 

Versorgungsbezfige). 

Es  besteht  keine  allgemeine  Vorschrift,  wonach  die  Verleihung  und 
beziehungsweise  der  Fortbezug  eines  Studentenstipendiums  im  Falle  des 
Genusses  und  beziehungsweise  der  Bewilligung  staatlicher  Versorgungsbe- 
züge von  einer  besonderen  Gestattung  abhängig  wäre,  vielmehr  kommt 
diesbezüglich  nur  der  Inhalt  der  im  einzelnen  Falle  etwa  bestehenden 
besonderen  Stiftungsbestimmungen  in  Betracht. 

Die  umgekehrte  Frage,  ob  nicht  die  Versorgungsbezüge  der  bezeich- 
neten Art  einzustellen  seien,  wenn  dem  Perzipienten  ein  Studentenstipendium 
verliehen  wird,  ist  durch  das  auf  Grund  der  Ah.  Entschl.  vom  27.  Februar 
1828  ergangene  Hofkammerzirkulandum  vom  17.  März  1828,  Z.  10.053, 
verneinend  entschieden  worden. 

Aus  dem  Vorstehenden  ergibt  sich,  daß  auch  im  vorliegenden  Falle, 
in  welchem  die  Ah.  Bewilligung  der  Qnadengabe  im  Laufe  des  Stipendien- 
genusses erfolgt  ist,  die  Einholung  einer  besonderen  Gestattung  der  Kumu- 
lierung des  einen  mit  dem  anderen  Bezüge  nicht  geboten  erscheint. 


')  Wegen  Ausdehnung  dieser  besonderen  AusfolgungsmodaUiäten  auf  andere  Fälle  vgLNr,  603. 

■)  5.  Nr.  587. 

•)  Dieser  Erlqß  wurde  durch  MinErL  vom  26.  August  1901,  Z.  25.545,  MVBNr.  37  (s.  Nr.  670), 
aufgehoben,  daher  der  dritte  Absatz  des  obigen  MinErL  vom  13.  November  1894,  Z.  20.536, 
MVBNr.  43,  vom  Studienjahr  1901/2  ab  außer  WirUsamlteit  getreten  ist. 


'^28  ^''  '^^^'  Studienvorschriften;  A.  Allgemeine  Bestlmmnngen. 

Nr.  603. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  o.  U.  yom  27.  November  1897.  Z.  28 J30, 

MTBNr.  61. 

an  alle  politischen  Landesstellen, 

betreffend  die  Modalit&ten  der  Ausf olgnng  derzur  AblegiuigderPrflfiiiig 
ffir  das  Lehramt  an  Gymnasien  nnd  Realschnlen  vorbehaltenen  Jahres- 
betrfige  der  Stipendien  im  Falle  des  Beginnes  der  PrfifongnachZitrfick- 
legnng  von  sieben  Semestern  der  Universititsstndien  anf  Qnmd  der 
Verordnung  des  Ministers  ffir  K.  n.  U.  vom  30.  August  1897,  VBNr.  50. 

Die  mit  dem  ho.  Erl.  vom  13.  November  1894,  Z.  20.536,  VBNr.  43,0 
für  die  Fälle  der  Anwendung  der  Bestimmung  des  §  17  der  ho.  Verordnung 
vom  12.  April  1889,  RQBNr.  46,  VBNr.  25,^  normierten  besonderen  Aus- 
folgungsmodalitäten  der  behufs  Ablegung  der  Prüfung  für  das  Lehramt  an 
Gymnasien  und  Realschulen  vorbehaltenen  Jahresbeträge  der  Stipendien 
werden  auf  alle  Fälle  ausgedehnt,  in  welchen  die  fragliche  Prüfung  nun- 
mehr auf  Grund  des  Artikels  II  der  ho.  Verordnung  vom  30.  August  1897, 
RGBNr.  220,  VBNr.  50,*)  bereits  nach  Zurücklegung  von  sieben  Semestern 
der  erforderlichen  Universitätsstudien  begonnen  wird. 


Np.  604. 

Erlafi  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  25.  November  1898.  Z.  16.819, 

MTBNr.  71, 

an  sämtliche  Landesstellen, 

betreffend   die  Behandlung  der  Stiftungsgenflsse  bei  ZögUngen  von 

Klerikalseminarien. 

Ich  finde  mich  bestimmt,  in  Betreff  der  Behandlung  der  Stiftungsgenüsse 
bei  Zöglingen  von  Klerikalseminarien  unter  Abänderung  des  Staatsministerial- 
erlasses  vom  19.  April  1865,  Z.  3382/KUM,*)  dann  der  ho.  Erlässe  vom 
18.  Jänner  1882,  Z.  941,  MVBNr.  12,«^)  vom  1.  März  1883,  Z.  10,  MVBNr.  4,«) 
vom  16.  April  1879,  Z.  5324  ex  1877^)  und  vom  15.  November  1887, 
Z.  8560,®)  anzuordnen,  wie  folgt: 

Für  den  gleichzeitigen  Genuß  eines  Freiplatzes  in  einem  bischöflichen 
Seminare  mit  einem  anderweitigen  Stiftungsbezuge  haben  die  allgemeinen 
Bestimmungen  über  die  Kumulierung  von  Freiplätzen  mit  Stipendien  jedoch 
mit  der  Maßgabe  in  Anwendung  zu  kommen,  daß  in  jedem  einzelnen  Falle 


»)  5.  Nr.  601, 
•)  s.  Nn  550. 
«)  s.  Nr.  698, 
*)  s,  Nr,  571. 
•)  5,  Nr.  586, 
^  s,  Nr,  590, 
^  s.  Nr.  579, 
•0  s.  Nr.  59Z 
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die  Zustimmung  des  kompetenten  Ordinariates  zu  dieser  Kumulierung  aus- 
gewiesen wird. 

Es  ist  demnach,  wenn  die  Stiftungsaufsichtsbehörde  die  Kumulierung 
für  zulässig  erklärt,  die  Zustimmung  des  Ordinariates  vorausgesetzt,  dem 
im  Genüsse  eines  Seminarfreipiatzes  stehenden  Alumnen  fortan  der  ganze 
Stiftungsgenuß  auszufolgen,  entgegengesetztenfalls  aber  nach  Maßgabe  der 
geltenden  Vorschriften  die  anderweitige  Verleihung  der  Stiftung  zu  ver- 
anlassen. 

Dabei  macht  es  keinen  Unterschied,  ob  die  fragliche  Stiftung  für 
Studierende  im  allgemeinen  oder  aber  speziell  für  das  theologische  Studium 
stiftbrieflich  bestimmt  ist. 

Nur  wenn  eine  Stiftung  nach  der  ausdrücklichen  Anordnung  des  Stifts- 
briefes die  Schaffung,  beziehungsweise  Dotierung  eines  Freiplatzes  in  einem 
bestimmten  Klerikalseminare  zum  Gegenstand  haben  würde,  wird  der 
Stiftungsbetrag,  unbeschadet  anderweitiger  Anordnungen  des  Stiftsbriefes, 
zu  diesem  Zwecke  der  Seminarverwaltung  zur  Verfügung  zu  stellen  sein. 

Bei  der  Entscheidung  über  die  Zulässigkeit  der  Kumulierung  eines 
Seminarfreiplatzes  mit  einem  Stipendium  wird  die  Stiftungsaufsichtsbehörde 
vor  allem  darauf  das  Augenmerk  zu  richten  haben,  ob  die  Kumulierung 
mit  Rücksicht  auf  die  Anordnungen  des  Stiftsbriefes  und  auf  die  besonderen 
Verhältnisse  des  dieselbe  anstrebenden  Alumnen  geboten  erscheint. 

Hinsichtlich  der  Kompetenz  der  Stiftungsaufsichtsbehörden  haben  auch 
bei  Kumulierung  eines  Freiplatzes  in  einem  bischöflichen  Seminare  mit 
einem  anderweitigen  Stiftungsgenusse  die  Vorschriften  des  ho.  Erl.  vom 
15.  November  1887,  Z.  8560,^)  in  Anwendung  zu  kommen,  wobei  der  Frei- 
platz im  Seminare  mit  dem  Betrage  der  Kopfdotation  anzurechnen  ist. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  1.  Jänner  1899  in  Wirksamkeit. 

»)  8,  Nr.  59Z 


B.  Die  vier  Fakultätsstudien. 


I.  Theologisches  Studium. 
1.  Römisch-katholisch-theologisches  Studium. 


a)  Studienordnung  und  Nachträge. 
aa)  Stttdienordnttflg. 

Nr.  605. 

Terordnnng  des  Hinisters  dir  K.  n.  U.  vom  30.  Juni  1850, 

RßBNr.  319, 

wirksam  für  alle  Kronländer,  für  welche  das  Ah.  Fat.  vom  4.  März  1S49, 

RGBNr.  151,  erflossen  ist,*) 
die  katholisch-theologischen  Diözesan-  und  Klosterlehranstalten*)  imd 

Fakttltaten»)  betreffend. 

Durch  die  kaiserliche  Verordnung  vom  23.  April  1.  J.  (Reichsgesetz- 
und  Regierungsblatt,  L.  Stück,  Nr.  157),^)  sind  die  wesentlichen  Grundsätze 

')  Die  Wirksamkeit  dieser  Verordnung  wurde  mit  MinErL  wom  29.  März  1958,  Z.  264IKÜM, 
RQBNr,  50  (s,  Nr.  607J,  auf  den  ganzen  Umfang  des  Reiches  ausgedehnt. 

^  Die  katholiseh'the  alogischen  Diözesanlehransialten,  welche  nach  AafhebttBg 
der  Oeneralseminarien  auf  Qrund  des  Hofdekretes  vom  4.  JuÜ  1790,  POS  Leopold  I.,  Bd.  1, 
Nr.  29  ex  1790,  von  den  Bischöfen  in  ihren  Diözesen  bei  ihren  Seminarien  errichtet  wurden, 
können  derzeit  nidtt  als  öffentliche  Lehranstalten  angesehen  werden;  sie  sind  bisehöfliche  Privai- 
lehranstatten  und  werden  auch  von  den  Gesetzen  hin  und  wieder  ausdrucklich  als  solche  bezeidtaei. 
Den  Lehrern  an  solchen  Anstalten  wurde  daher  auch  bis  in  die  Jüngste  Zeit  der  Charakter  öffetd- 
licher  Lehrpersonen  nicht  zuerkannt. 

Die  theologischen  Hauslehranstalten  der  Stifte  und  Klöster  zerf alten  in zwä 
Kategorien:  a)  in  solche,  welche  in  Qemäßheit  des  Abs.  1  der  MinVdg.  vom  30.  Juni  1850, 
RQBNr.  319  fs.  Nr.  605),  organisiert  sind;  bj  in  jene,  bei  denen  dies  nicht  zutrifft.  Die  erstertn 
stehen  auf  gleichem  Fuße  mit  den  Diözesanlehranstatten,  bei  den  Sbrigen  ist  dies  nicht  der  Fall 
Das  authentische  Verzeichnis  der  Hauslehranstalten  der  ersteren  Kategorie  enthält  der  MinErL 
vom  14.  September  1892,  Z.  16.008  (s.  Nr.  621). 

Auf  die  Diözesan-  und  Klosterlehranstalten  finden,  was  die  Einrichtung  des  theologisckea 
Unterrichtes  betrifft,  nachstehende  Vorsdiriften  Anwendung: 

DU  kais.  Vdg.  vom  23.  April  1850,  RQBNr.  157  (Anmeriamg  ^)  zu  Nr.  606,  §  13),  ^ 
MinVdg.  vom  30.  Juni  1850,  RQBNr.  319  (s.  Nr.  605),  §  14  des  MinErL  vom  16.  September  1851. 
RQBNr.  216  (s.  Nr.  606),  du  MinVdg.  vom  29.  März  1858,  RQBNr.  50  fs.  Nr.  607),  §  30  des 
Qesetzes  vom  7.  Mai  1874,  RQBNr.  50,  der  MinErL  vom  12  Oktober  1882,  Z.  13j62l,  MVBNr.  37. 

Auf  die  materielle  Stellung  der  Professoren  an  den  Diözesanlehranstatten  beziehen  sich: 

Das  Qesetz  vom  1.  Mai  1889,  RQBNr.  68,  die  MinVdg.  vom  18.  Februar  1895,  Z.  23J>14 
ex  1894,   RQBNr.  36,   MVBNr.  11,   das  Qesetz  vom  26.  Jänner  1902,  RQBNr.  25,  MVBNr.  10, 


RAmisch-katholisch-theologische  Studienordnung.  '7Q][ 

festgestellt  worden,  welche  künftig  hinsichtlich  des  Unterrichtes  in  der 
katholischen  Religion  an  allen  öffentlichen  Lehranstalten  und  insbeson- 
dere hinsichtlich  der  theologischen  Studien  zu  gelten  haben.  Gleichzeitig 
haben  Se.  Majestät  zu  genehmigen  geruht,  daß 

1.  die  vollständige  Durchführung  der  Beschlüsse,  welche  die  im  vorigen 
Jahre  in  Wien  versammelt  gewesenen  Bischöfe  über  die  Einrichtung  der 
theologischen  Diözesan-  und  Klosterlehranstalten  gefaßt  haben, 
kein  Hindernis  finde,  unter  dem  Vorbehalte,  daß  keine  Abänderung  ohne 
mit  der  Regierung  gepflogene  Rücksprache  verfügt  werde,  daß  aber  dort, 
wo  und  insoweit  als  Diözesan-  und  Klosterlehranstalten  diese  Beschlüsse 
nicht  zur  Richtschnur  nehmen,  nach  den  bisherigen^)  Bestimmungen  vor- 
gegangen werde; 

2.  daß  da,  wo  in  Zukunft  eine  theologische  Fakultät  bestehen  wird, 
zugleich   eine    Diözesanlehranstalt   eingerichtet   werde. 

Die  erwähnten  Beschlüsse  der  bischöflichen  Versammlung  in  Betreff 
der  theologischen  Diözesan-  und  Klosterlehranstalten  sind  folgende: 

„In  die  theologischen  Studien  sind  nur  solche  Kandidaten  aufzunehmen, 
welche  das  Unter-  und  Obergymnasium  mit  hinreichendem  Erfolge  zurück- 
gelegt  haben.^) 

Die  Theologie  zerfällt  in  vier  Jahrgänge  und  wird  von  wenigstens 
sechs   Professoren  vorgetragen. 

Allgemein  verbindliche  Lehrgegenstände  sind:  hebräische  Sprache,  Bibel- 
kunde des  alten  und  neuen  Bundes,  Kirchengeschichte,  Patrologie,  Kirchen- 
recht,  Dogmatik,  Moral,   Pastoral,   Katechetik  und  Unterrichtslehre.    Doch 


und  die  MinVdg.  vom  13.  Felnvar  1902,  RQBNr.  35,  MVBNr,  16,  und  vom  2Z  Dezember  1902, 
RQBNr.  3,  MVBNr,  3  ex  1903, 

VgL  des  näheren:  M^yrhofer-Paee,  Handbuch  fiir  den  politischen  Verwattangsdienst, 
IV,  Bd,,  S,  219  u.  /.  und  Burckhard,  Qesehe  und  Verordnungen  in  Kutbtssachen,  Maus, 
Taschenausgabe,  S.  161  u.  /, 

*)  Nach  §  30  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1874,  RQBNr,  50,  wodurch  Bestimmungen  zur 
Regelung  der  äußeren  Rechtsverhältnisse  der  katholischen  Kirche  erlassen  wurden,  sollte  die  Ein" 
richtung  der  katholisch-theologischen  Fakultäten  durch  ein  besonderes  Gesetz  geregelt 
und  in  gleicher  Weise  durch  ein  Spezialgesetz  bestimmt  werden,  inwieweit  der  Staat  den  Kandidaten 
des  geistlichen  Standes  eine  besondere  Art  der  Heranbildung  vorschreibt;  diese  Spezialgesetze 
sind  nicht  erschienen.  Es  gelten  demnach  dermalen  noch  die  älteren  Vorschriften,  und 
zwar:  in  Ansehung  der  Organisation  der  kaihoUsch-iheologbchen  Fakultäten:  die  grund- 
legende MInVdg,  vom  30.  Juni  1850,  RQBNr.  319  (s,  Nr.  605J  und  die  diese  teilweise 
modifizierende  und  ergänzende  MInVdg.  vom  29,  März  1858,  Z.  264/KUM,  RQBNr,  50 
(s,  Nr.  607),  und  hinsichtlich  der  theologischen  Studien-  und  Präfirngsordnung:  der  MinErL  vom 
16,  September  1851,  Z,  6165,  RQBNr.  216  (s.  Nr.  606),  beziehungsweise  die  letzterwähnte  Ministerial- 
Verordnung,  —  VgL  auch  die  Beschlüsse  der  Qeneralversammlang  des  österreichischen  Episkopates 
vom  13.  November  1901,  betreffend  die  Reform  der  theologischen  Studien-  und  Pn^fttngsordnung 
(s,  Nr,  608), 

*)  Aufgenommen  in  der  Anmerkung  ')  zu  Nr,  606  bei  §  13, 

*)  Hofreskript  vom  4,  Juli  1790  (Kropatscheksche  Sammlung  v,  J.  1790)  PQS  Leopold  I., 
S,  59;  Ho/ianzleidekret  vom  2,  April  1802,  PQS  Leopold  I„  Bd,  XVII,  S,  54;  StHD  vom 
8,  Februar  1811,  PQS  Bd,  XXXVI,  S,  27;  StHD  vom  18,  März  1843,  PQS  Bd,  71, 

•)  VgL  Nr,  607  (§  1),  606  (§  2)  und  412  u,  ff.  Die  Aufnahme  als  ordentlicher  (imma- 
trikulierter) Hörer  an  den  theologischen  Fakultäten  ist  von  der  Beibringung  des  Maturitäts- 
zeugnisses abhängig. 
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steht  es  den  Bischöfen  frei,  einzelne  Kandidaten  vom  Studium  der  hebräi- 
schen Sprache  loszuzählen.^) 

Das  Studium  der  semitischen  Sprachen  und  der  höheren  Exegese 
ist  für  alle  erforderlich,  welche  die  theologische  Doktorswürde  zu  er- 
langen wünschen.  *) 

Überdies  sollen  außerordentliche  Lehrfächer,  wie  christliche  Archäo- 
logie, Apologetik,  Geschichte  der  Offenbarung,  S3modologie,  Dogmenge- 
schichte,  Symbolik   nach   Maßgabe   der   Lehrkräfte   vorgetragen   werden.*) 

Jenen  Hörern  der  Theologie,  welche  Metaphysik  und  Moralphilosophie 
vor  ihrem  Eintritte  in  das  theologische  Studium  nicht  gehört  haben,  wird 
Gelegenheit  geboten  werden,  in  diesen  Wissenschaften  durch  einen  Pro- 
fessor der  Theologie  Unterricht  zu  erhalten. 

Die  Bischöfe  behalten  sich  vor,  die  Reihenfolge  der  ordentlichen  Lehr- 
vorträge zu  bestimmen;  sie  beabsichtigen  aber  hierin  nach  kirchUchen  Pro- 
vinzen eine  Gleichförmigkeit  herbeizuführen. 

Als  Professoren  der  Theologie^)  sollen  in  der  Regel  nur  solche 
angestellt  werden,  welche  ihre  Befähigung  durch  eine  schriftliche  und  münd- 
liche Prüfung  ausgewiesen  haben;  doch  kann  mit  den  Männern,  welche 
ihre  Kenntnisse  bereits  durch  ausgezeichnete  wissenschaftliche  Leistungen 
bewährt  haben,  eine  Ausnahme  gemacht  werden. 

Bei  der  Erledigung  von  Lehrkanzeln  ist  die  Konkursprüfung  ^)  von 
dem  Ordinariate  wenigstens  in  der  ganzen  Diözese  auszuschreiben.  Bei 
Lehranstalten,  welche  mehreren  Diözesen  gemeinsam  sind,  soll  die  Aus- 
schreibung in  allen  betreffenden  Diözesen  veranlaßt  werden. 

Die  Ordinariate  werden  die  geschehene  Erledigung  und  Ausschreibung 
der  Lehrkanzel  der  obersten  Landesbehörde  bekannt  geben. 

Die  Prüfungsfragen  werden  von  dem  Bischöfe  bestimmt,  in  dessen 
Diözese  die  Lehrkanzel  erledigt  ist. 

Die  Konkursprüfung  wird  stets  bei  der  Lehranstalt  gehalten,  an 
welcher  die  Lehrkanzel  erledigt  ist. 

Der  Bischof  wird  über  die  schriftliche  Prüfung  das  Gutachten  der 
Professoren  sowohl  der  betreffenden  als  einer  anderen  theologischen  Lehr- 
anstalt einholen. 

Die  Beurteilung  der  mündlichen  Prüfung  ist  von  den  Professoren  der 
Lehranstalt,  an  welcher  dieselbe  gemacht  wurde,  und  einem  Ordinariats- 
kommissäre vorzunehmen. 


^)  Vgl,  hieztt  Nr,  607  (§  3)  und  die  Beschlüsse  des  Episkopates  vom  13,  Nofember  1901, 
Nr,  608  unter  I,  1, 

*)  yg^  §  5  der  theologischen  Rigorosenordnung  (s.  Nr,  615). 

•)  Vgl.  hiezu  Nr.  607  f§  4)  und  608  (I,  2.J, 

*)  Bei  Besetzung  der  Lehrkanzeln  an  den  theologischen  Fakultäten  wird  denat  der 
gleiche  Vorgang  wie  an  den  weltlichen  Fakultäten  (vgL  Nr.  93)  mir  mit  dem  Untersdiiede  beob' 
achieif  dqß  aber  den  vom  ProfessorenkoUegUun  erstatteten  Besetzungsvorsehlag  das  beir^atde 
bischöfliche  Ordinariat  behufs  Feststellung  des  Umstandes,  dßß  seitens  desselben  dem  em  Er- 
nennenden die  missio  canoniea  erteilt  werden  wärde,  einvernommen  wird, 

*)  Derartige  Konkurspr^fungen för  das  akademische  Lehramt  an  tiieologischen  Fakultäten 
finden  gegenwärtig  nur  mehr  ausnahmsweise  statt  und  ist  an  deren  Stelle  wie  an  den  wdäiebem 
Fakultäten  die  Berufung  getreten,    VgL  hiezu  auch  Nr.  607,  S,  745. 
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Nachdem  die  Beurteilung  der  Prüfungsleistungen  ordnungsmäßig  vor 
sich  gegangen  ist,  wählet  der  Bischof  aus  den  Bewerbern  jenen,  welcher 
am  meisten  Bürgschaften  für  eine  heilbringende  Wirksamkeit  darbietet, 
und  macht  denselben  der  Staatsgewalt  unter  Beifügung  der  Gründe  namhaft, 
auf  welchen  seine  vorzugsweise  Würdigkeit  beruht.  Erhebt  diese  nicht 
von  ihrem  Standpunkte  aus  wider  den  Bezeichneten  eine  Einwendung, 
oder  sind  die  gemachten  Einwendungen  behoben,  so  verleiht  ihm  der 
Bischof  das  Lehramt.  Dasselbe  ist  zu  beobachten,  wenn  der  Bischof  einen 
Mann,  welcher  durch  wissenschaftliche  Leistungen  hervorragt,  ohne  voraus- 
gegangene Konkursprüfung  als  Professor  bezeichnet. 

Die  theologischen  Lehranstalten  der  Klöster  unterstehen  in  gleicher 
Weise  wie  die  übrigen  der  Leitung  und  Beaufsichtigung  von  Seite  der 
Bischöfe.  Auch  haben  sämtliche  Bestimmungen  über  die  Lehrgegenstände 
und  die  Zahl  der  Jahrgänge  und  Professoren  für  dieselben  Geltung. 

Die  Professoren  an  Klosterlehranstalten  werden  von  dem  betreffenden 
Ordensvorsteher  dem  Bischöfe  vorgeschlagen,  welcher  die  wissenschaft- 
liche Befähigung  der  Bezeichneten  einer  konkursartigen  Prüfung  imterzieht. 

Wenn  der  Erfolg  ein  entsprechender  ist  und  der  Kandidat  sich  auch 
in  den  übrigen  Beziehungen  als  zum  Lehramte  geeignet  darstellt,  so  zeigt 
er  den  ihm  gemachten  Vorschlag  der  Staatsgewalt  an  und  teilt  die  Gründe 
mit,  auf  welche  seine  Qutheißung  sich  stützt.  Wenn  von  Seite  der  Staats- 
gewalt eine  Beanständigung  nicht  erfolgt  oder  die  sich  ergebenden  Schwierig- 
keiten behoben  werden,  so  verleiht  der  Bischof  dem  Kandidaten  die  Er- 
mächtigung zum  Lehrvortrage  der  Theologie. 

Der  Bischof  hat  von  sämtlichen  Professoren  und  Lehrern  der  Theo- 
logie die  Gewährleistung  kirchlicher  Gesinnung  zu  fordern,  ihren  Wandel, 
ihre  Lehre  und  gesamte  Amtstätigkeit  fortwährend  zu  überwachen,  und 
wenn  sie  in  einer  dieser  Beziehungen  sich  ihres  Berufes  unwürdig  erweisen 
sollten,  die  Ermächtigung  zum  Vortrage  der  Theologie  zurückzunehmen. 

Die  Bischöfe  werden  sich  über  die  Fortschritte  der  Schüler  in  sämt- 
lichen Lehrfächern  durch  genau  zu  überwachende  Prüfungen  Gewißheit 
verschaffen.  Ober  den  Erfolg  der  ganz-  oder  halbjährigen  Prüfungen  sollen 
in  bisheriger  Weise  Zeugnisse  ausgestellt  werden.^) 

Das  Latein  ist  die  ordentliche  Sprache  der  theologischen  Lehrvorträge. 
Inwieweit  die  Anwendung  der  Landessprachen  notwendig  sei,  um  den  Seel- 
sorger zu  seinem  heiligen  Berufe  zu  befähigen,  bleibt  der  Vereinbarung 
zwischen  den   Bischöfen  derselben   Kirchenprovinz  überlassen. 

An  allen  Lehranstalten,  wo  bisher  der  theologische  Doktorgrad  erteilt 
wurde,  behalten  sich  die  Bischöfe  das  Recht  vor,  wenigstens  die  Hälfte 
der  Examinatoren  bei  strengen  Prüfungen  aus  Professoren  oder  Doktoren 
der  Theologie  zu  ernennen,  und  bei  der  Promotion  von  dem  zu  Graduie- 
renden die  Ablegung  des  tridentinischen  Glaubensbekenntnisses  zu  ver- 
langen." 2) 

')  über  die  Vornahme  von  Semesiral^  und  Annualprßfungen  (FachprÜfangen)  vgl,  Nr,  606 
(§  15)  und  608  (Schlttß),    Aasferügung  der  Zeugnisse  s,  Nr,  481, 
*)  ygl-  §  S  ^on  Nr,  615  und  Anmerkung  eu§  16  von  Nr,  615. 
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Zur  Durchführung  der  eingangs  erwähnten  Ah.  Bestimmungen  wird 
nachstehendes  angeordnet: 

L  In  Betreff  der  Diözesan-  und  Klosterlehranstalten. 

Wo  solche  Anstalten  dermalen  bestehen  oder  künftig  errichtet  werden 
sollten,  hat  der  Statthalter  dem  betreffenden  Bischöfe  mitzuteilen,  daß  die 
Regierung  Sr.  Majestät  von  der  Voraussetzung  ausgehe,  er  werde  die 
Lehranstalt  nach  den  voranstehenden  Beschlüssen  der  bischöflichen  Ver- 
sammlung einrichten  und  leiten.^) 

In  dieser  Voraussetzung  wird  künftig  in  Betreff  der  genannten  Anstalten 
nur  über  die  Einhaltung  dieser  Einrichtung  zu  wachen  und  diejenige  Ober- 
aufsicht zu  üben  sein,  welche  der  Regierung  durch  §  4  des  Ah.  Patentes 
vom  4.  März  1849  über  alle  Lehranstalten  gewahrt  und  als  Pflicht  auf- 
erlegt ist.  Zu  dem  Ende  werden  von  dem  betreffenden  Bischöfe,  und  wo 
ein  Kloster  eine  theologische  Hauslehranstalt  besitzt,  von  dem  Ordensvor- 
steher im  Wege  des  bischöflichen  Ordinariates  zu  Anfang  jedes  Studien- 
jahres, und  zwar  längstens  bis  Ende  des  ersten  Monats  nach  Eröffnung 
der  Studien  eine  Personalstandstabelle  in  der  bisher  üblichen  Weise,*) 
dann  in  einer  abgesonderten  Eingabe  ein  Verzeichnis  der  Gegenstände  der 
gehaltenen  Vorträge  mit  Angabe  ihrer  Stundenzahl,  sowie  ein  nach  den 
Jahrgängen  geordnetes  Verzeichnis  der  Schüler  dem  Ministerium  durch 
Vermittlung  des  Statthalters  einzusenden  sein. 

Wenn  es  sich  um  Besetzung  einer  erledigten  Lehrkanzel  an  solchen 
Anstalten  handelt,  so  ist  die  Anzeige  des  Bischofs,  wem  er  dieselbe  zu 
verleihen  gedenke,  samt  den  Prüfungselaboraten,  oder  wenn  die  Berufung 
eines  bereits  erprobten  Mannes  stattfinden  soll,  den  anderweitigen  Belegen 
seiner  Befähigung  an  den  Statthalter  des  Kronlandes,  in  welchem  sich  die 
Anstalt  befindet,  zu  leiten.  Sollten  letzterem  Umstände,  welche  abgesehen 
von  der  wissenschaftlichen  Befähigung,  den  Kandidaten  des  Lehramtes  nicht 
würdig  erscheinen  lassen,  bekannt  sein,  so  hätte  er  dieselben  zunächst  dem 
Bischöfe  mitzuteilen;  wenn  dieser  aber  die  erhobenen  Umstände  nicht  als 
entscheidend  anerkennen  sollte,  hierüber  an  das  Ministerium  des  Kultus  und 
Unterrichts  zu  berichten. 

Ist  zu  Bedenken  der  bezeichneten  Art  kein  Anlaß  vorhanden,  so  hat 
der  Statthalter  die  Mitteilung  des  Bischofs  sogleich  an  das  Ministerium 
zu  leiten. 

IL  In  Betreff  der  theologischen  Fakultäten.') 

Die  theologischen  Fakultäten  waren  bisher  ebenso  wie  die  Diözesan- 
lehranstalten  lediglich  dazu  eingerichtet,  den  Kandidaten  des  geistlichen 
Standes  die  ihnen  für  ihren  praktischen  Beruf  unerläßliche  Bildung  zu  ge- 

*)  Das  Verzeichnis  der  gemäß  dieser  Verordnung  organisierten  theologisdien  Klosierlums- 
lehranstalten  ist  in  Nr,  621  enthalten, 

")  StHD  vom  16.  August  1811,  Z.  1407;  vom  18.  Juni  1813,  Z.  1319;  vom  17.  SepUmber  1823, 
Z.  6355  und  vom  2i.  Mai  1830,  Z.  2320. 

*)  Modifiziert  durch  MinErL  vom  16.  September  1851,  Z.  6165,  RQBNr.  216  fa.  Nr.  606) 
und  MinVdg.  vom  29.  März  1858,  Z.  264/ K UM,  RQBNr.  50  (s.  Nr.  607). 
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währen.  Es  ist  ein  tief  begründetes  Bedürfnis,  daß  sie  fortan  die  theolo- 
gische Wissenschaft  in  einem  Maße  fördern,  welches  die  gemeinsamen  Be- 
dürfnisse der  Bildung  aller  für  die  Seelsorge  bestimmten  Geistlichen  über- 
steigt, und  es  wird  die  Sache  der  Regierung  sein,  nach  Zulaß  der  Um- 
stände für  die  zu  dem  Ende  erforderliche  Vermehrung  der  Lehrkräfte  zu 
sorgen.  Damit  wird  es  aber  in  den  meisten  Fällen  sehr  wohl  vereinbar 
sein,  daß  die  Professoren  der  Fakultät  oder  einige  aus  ihnen  jene  Vorträge 
halten,  deren  nächster  Zweck  die  Bildung  der  Kandidaten  des  geistlichen 
Standes  für  ihren  praktischen  Beruf  ist,  und  daß  daher  die  Diözesanlehr- 
anstalt  von  den  Fakultätsprofessoren  mit  besorgt  werde. 

Hiezu  wird  zunächst  die  Zustimmung  des  Bischofs,  dessen  Alumnen 
bisher  ihre  Bildung  an  der  Fakultät  erhielten,  einzuholen  sein.  SoHte  sie 
verweigert  werden,  so  wird  es  dem  Ministerium  des  Kultus  und  Unterrichts 
zustehen,  zu  beurteilen,  ob  die  fragliche  Fakultät  neben  einer  abgesonderten 
Diözesanlehranstalt  neu  zu  organisieren  sei  oder  einzugehen  habe.  Wird 
die  Zustimmung  des  Bischofs  nicht  verweigert,  so  werden  jene  Professoren 
der  theologischen  Fakultät,  welche  bisher  die  von  der  bischöflichen  Ver- 
sammlung den  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  und  der  theologischen 
Doktorwürde  vorgezeichneten  Fächer  vorgetragen  haben,  sich  als  Lehr- 
körper der  Diözesanlehranstalt  konstituieren,  und  die  theologischen  Wissen- 
schaften für  die  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  nach  den  Beschlüssen 
der  bischöflichen  Versammlung  vortragen.  Diese  Vorträge  werden  in  den 
Lektionskatalogen  der  Fakultät  ausdrücklich  als  zunächst  für  die  Kandidaten 
des  geistlichen  Standes  bestimmt  zu  bezeichnen  sein. 

Die  Professoren  behalten  ihren  Rang,  ihren  Gehalt  und  ihre  Stellung 
als   Fakultätsprofessoren  bei. 

Inwieferne  ihre  Verpflichtungen  als  Lehrer  der  Diözesanlehranstalt  sie 
daran  nicht  hindern,  bleibt  es  ihnen  unbenommen,  an  der  Fakultät  noch 
andere  Vorträge  nach  den  akademischen  Gesetzen  zu  halten.  Auch  behält 
die  Regierung  sich  vor,  dort,  wo  es  zweckmäßig  erscheint,  Fakultäts- 
professoren zu  ernennen,  welche  an  4er  Diözesanlehranstalt  keine  Dienste 
zu  leisten  haben. 

Kommt  die  Stelle  eines  Fakultätsprofessors,  welcher  zugleich  dem 
Lehrkörper  der  Diözesanlehranstalt  angehört,  in  Erledigung,  so  steht  es 
zwar  dem  Bischöfe  frei,  die  Stelle  nach  den  für  Diözesanlehranstalten 
geltenden  Bestimmungen  zu  besetzen,  in  welchem  Falle  eine  Verhandlung 
wegen  Ausmittlung  eines  Gehaltes  aus  dem  Religionsfonde  für  den  anzu- 
stellenden Diözesanprofessor  vorauszugehen  hat;  doch  wird  das  Ministe- 
rium mit  dem  Bischöfe  von  Fall  zu  Fall  Rücksprache  pflegen,  um  sich 
womöglich  über  einen  Mann  zu  vereinigen,  welcher  die  nötigen  Eigen- 
schaften besitzt,  um  zugleich  als   Fakultätsprofessor  angestellt  zu  werden. 
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Nr.  606. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  o.  ü.  Tom  16.  September  1851 Z.  6165, 

RGBNr.  216. 

an   das   Universitätskonsistorium   in   Wien   und   die   akademischen   Senate 

der  Universitäten  zu  Prag,  Krakau,  Lemberg,  [Olmütz]  und  Graz, 
womit  die  Anwendung  der  allgemeinen  Anordnungen  vom  1.  Oktober  1850 
über  die  Fakultätsstudien  auf  die  Studierenden  der  Theologie  näher 

bestimmt  wird. 

In  den  mit  Erlaß  vom  1.  Oktober  1850,  RQBNr.  370,^)  kundgemachten 
allgemeinen  Anordnungen  über  die  Fakultätsstudien  der  Universitäten  zu 
Wien,  Prag,  Krakau,  Lemberg,  [Olmütz],  Graz  und  Innsbruck  wurde  laut 
§  73  die  Anwendbarkeit  derselben  auf  die  Studierenden  der  Theologie 
näheren  Bestimmungen  vorbehalten.  Indem  diese  Bestimmungen  nunmehr 
getroffen  werden,  ist  es  notwendig,  die  verschiedenen  Verhältnisse  der 
Studierenden  der  Theologie  zu  unterscheiden. 

A. 

In  Betreff  der  Diözesanzöglinge  in  den  Seminarien  und  der  den 
letzteren  gleichzuhaltenden,  in  eine  Diözese  aufgenommenen  extemierenden 
Kandidaten  des  geistlichen  Standes,  sowie  der  Kleriker  geistlicher  Kom- 
munitäten, welche  an  einer  theologischen  Fakultät  den  Studien  ob- 
liegen, hat  die  erwähnte  Studienordnung  vom  1.  Oktober  1850  nur  mit 
nachstehenden  Modifikationen  in  Anwendung  zu  kommen: 

I.  Von  der  Immatrilnüation. 

(§§  1-20  der  StO.) 

§  1.  Die  ordentlichen  Zuhörer  der  Theologie  sind  zu  immatrikulieren, 
wenn  sie  die  hiezu  erforderlichen  Eigenschaften  besitzen.  Hiezu  gehört 
namentlich,  daß  sie  das  Maturitätszeugnis  beibringen,  wenn  in  dem  Kron- 
lande, in  welchem  sie  ihre  Vorbereitungsstudien  gemacht  haben,  zur  Zeit, 
als  sie  diese  beendigten,  die  Maturitätsprüfung  bereits  eingeführt  war. 

§  2.  Jene  Studierenden,  welchen  in  Gemäßheit  des  MinErl.  vom 
26.  Mai  1.  J.,  Z.  5123,')  die  Aufnahme  in  die  theologischen  Studien  von  den 

>)  5.  Nr,  365. 

*)  Mit  dieser  MinVdg,  vom  25.  Mai  1851,  Z.  5123,  vmrde  vom  Stndie/^ahre  1851/52  ab,  die 
vorher  mit  Erfolg  abgelegte  Maturitätsprüfung  als  ein  uneriäßliches  Erfordernis  für 
die  immatrikulation  an  einer  Universität  oder  FakuUät,  fSr  die  Anrechnung  von  an  einer  aus- 
ländischen Universität  eugebrachten  Studienzeit,  für  die  Bewerbung  um  Stipendien,  für  die  Meldung 
tu  Staatsprüfungen,  welche  Universitätsstudien  voraussetzen  und  für  Bewerbungen  um  HabilUationeH 
und  um  die  erste  Anstellung  im  Staatsdienste  erklärt.  Qleichzeitig  wurde  jedoäi  bemerkt,  daß  die 
At^fnahme  in  die  theologischen  Studien,  wo  es  von  den  Ordinariaten  prakUsdter  Bedarfiüs&e 
wegen  für  notwendig  erklärt  wird,  ausnahmsweise  noch  eineeinen  absolvierten  QymnasialsdäUem 
mit  Nachsidii  der  Maturitätsprüfung  auf  der  Grundlage  bloßer  Semestraizeugnisse  über  die  VHU 
Klasse  bewilligt  werden  kann.  —  Vgl.  Nr.  412  (Anmerkung  *)  auf  S,  522). 

In  dem  MinErL  vom  17.  funi  1851,  Z.  6013,  wurde  angeordnet,  dqß  die  Ordinariate  aü- 
jährlich  die  Verzeichnisse  der  in  das  theologische  Studium  aufgenommenen  Individuen  mä  der 
Angabe,  ob  sie  die  Mataritätsprufung  bestanden  haben  oder  nicht,  ve/fassen  und  dem  Ministerium 
vorlegen  sollen,  welche  Bemerkung  übrigens  nach  dem  MinErL  vom  4.  Mai  1852,  Z.  3697,  ledigück 
eine  statistische  Auskunft  und  keine  Prinzipie^frage  betrifft. 
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Ordinariaten  ausnahmsweise  mit  Nachsicht  der  Maturitätsprüfung  auf  der 
Grundlage  bloßer  Semestralzeugnisse  über  die  achte  Qymnasialklasse  be- 
willigt worden  ist,  sind  zwar  ohne  Anstand  zu  den  Studien  an  einer  theolo- 
gischen Fakultät  zuzulassen;  sie  können  aber  nicht  immatrikuliert  werden, 
sondern  sind  als  außerordentliche  Zuhörer  zu  behandeln,  und  können  daher 
weder  in  andere  Fakultäten  übertreten,  noch  zu  den  strengen  Prüfungen 
zugelassen  werden. 

§  3.  Die  Meldung  behufs  der  Immatrikulation  hat  durch  den  Studie- 
renden persönlich  zu  geschehen.  Das  dem  Dekane  in  duplo  zu  über- 
reichende Nationale,  welches  auch  anzugeben  hat,  ob  der  Aufzunehmende 
Seminarist,  Extemist  oder  Ordenszögling  ist,  muß  jedoch  tnit  dem  Vidi 
des  Diözesan-,  beziehungsweise  des  Ordensvorstandes  oder  desjenigen, 
welchem  er  die  Leitung  seiner  Alumnen  oder  Ordenskleriker  übertragen 
hat,  versehen  sein. 

§  4.  Jene  Theologen,  die  in  Gemäßheit  der  MinVdg.  vom  12.  Juli 
1850,  RGBNr.  310,^)  von  der  Entrichtung  des  Kollegiengeldes  befreit  sind, 
können  auch  nicht  zur  Entrichtung  der  Immatrikulationstaxe  von  2  Gulden 
(jetzt  8  Kronen) ')  verhalten  werden,  sondern  haben  nur  die  Stempelgebühr 
von  15  Kreuzer  (jetzt  2  Kronen)  zu  bestreiten. 

II.  Von  der  Inskription« 

(§§  21-32  der  StO.) 

§  5.  Auch  die  Diözesan-  und  Ordenstheologen  müssen  mit  dem 
Meldungsbuche,  beziehungsweise  Meldungsbogen  versehen  sein.  Diese 
Dokumente  haben  jedoch  eine  Rubrik  für  die  Einzeichnung  der  Fort- 
gangsklasse  zu   enthalten. 

Insofern  es  an  in  solcher  Weise  für  die  Theologen  eingerichteten 
Meldungsbüchern  und  Meldungsbogen  mangelt,  können  auch  die  allgemein 
eingeführten  angewendet  werden,  in  welchem  Falle  die  Fortgangsklassen 
in  die  Rubrik  „Anmerkung"  einzutragen  sind. 

§  6.  Bei  Beginn  eines  jeden  Semesters  haben  die  oben  bezeichneten 
Studierenden  der  Theologie,  deren  größere  Zahl  vom  Kollegiengeide  be- 
freit ist,  nicht  bei  der  Quästur,  sondern  bei  dem  Dekane  die  zu  hörenden 
Kollegien  anzumelden.  Der  Dekan  vidiert  diese  Anmeldung  in  der  sonst 
für  den  Quästor  bestimmten  Rubrik  des  Meldungsbuches  oder  Meldungs- 
bogens  und  weist  die  Studierenden  an,  sich  den  einzelnen  Dozenten  vor- 
zustellen. 

§  7.  Der  Dekan  verfaßt  und  übergibt  dem  Quästor  ein  Verzeichnis 
der  honorarpflichtigen  ordentlichen  und  außerordentlichen  Hörer  seiner 
Fakultät. 

§  8.  Alle  in  diesem  Verzeichnisse  nicht  Enthaltenen  hat  der  Quästor 
als  gänzlich  befreit  anzusehen  und  ihnen  diese  Befreiung  mit  Berufung 
auf  obige  Dekanatszuschrift  (§  7)  in  den  Meldungsbüchern  und  Meldungs- 
bogen zu  testieren. 

*)  5.  hir,  39J, 

*)  s.  Nr,  423  und  365  (§  18). 
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§  9.  Die  Nationalien  zum  Behufe  der  Abfassung  des  Hauptkataloges 
werden  von  dem  Dekane  gesammelt  und  gleichfalls  dem  Quästor  übeigeben. 

§  10.  Für  die  Verfassung  der  Handkataloge  zum  Gebrauche  der 
Professoren  ist  auf  die  bisher  übliche  Weise  zu  sorgen. 

III.  Von  den  außerordentlichen  Ztthdrem. 

(§§  33-37.) 

§  11.  Die  ohne  Maturitätszeugnis  in  das  theologische  Studium  auf- 
genommenen, als  außerordentliche  Zuhörer  an  der  Universität  zu  behandeln- 
den Alumnen  und  Ordenskleriker  haben  sich  mit  dem  vorgeschriebenen 
Meldungsbogen  zu  versehen,  über  dessen  Ausfüllung  und  Benützung  im 
allgemeinen  dieselben  Anordnungen  gelten,  welche  oben  in  Ansehung  der 
Theologen  vorgeschrieben  sind.  Die  Bestimmungen  der  obigen  §§  7 — 10 
finden  auch  auf  die  Theologen  dieser  Kategorie  ihre  Anwendung. 

IV.  Von  der  Evldenzhaltung  der  Studierenden. 

(§§  38-43.) 

§  12.  Für  die  nicht  immatrikulierten  Theologen,  von  welchen  in  dem 
vorigen  Paragraphen  die  Rede  ist,  muß  ein  besonderer  Katalog  angelegt 
werden,  so  zwar,  daß  diese  nicht  in  dem  allgemeinen  Kataloge  der  außer- 
ordentlichen Zuhörer  erscheinen,  sondern  daß  der  Katalog  der  Theologen 
in  zwei  Abteilungen  (ordentliche  und  außerordentliche)  zerfällt. 

V.  Von  den  Studien. 

(§§  44-51  der  StO.) 

§  13.  Die  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  sind  verpflichtet,  durch 
vier  Jahre,  d.  i.  acht  Semester,  die  theologischen  Vorträge,  wie  sie  in  den 
von  den  Bischöfen  getroffenen  und  mit  Ah.  Entschl.  vom  23.  April  1850, 
RGBNr.  157,^)  genehmigten  Bestimmungen  bezeichnet  wurden,  zu  hören. 
Die  Wahl  von  anderen  Vorträgen,  welche  sie  nebstbei  an  der  theologischen 
oder  an  einer  anderen  Fakultät  hören  wollen,  steht  ihnen  frei,  jedoch  haben 

')  Kais.  Vdg.  vom  23.  April  1850,  ROBNr.  157,  wirksam  fflr  alle  jene  Kronländer, 
fflr  welche  das  Ah.  Pat.  vom  4.  März  1849  erflossen  ist,  mit  welcher  die  Beziehungen  der 
Icatholischen  Kirche  zum  öffentlichen  Unterrichte  näher  bestimmt  werden. 

In  Erwägung  der  §§  2,  3  und  4  des  Patentes  vom  4.  März  1849  genehmige  Ich,  nach  den 
Antrage  Meines  Ministers  des  Kultus  und  Unterrichts  und  über  Einraten  Meines  Ministerrates, 
für  alle  Kronländer,  für  welche  jenes  Patent  erilossen  ist,  nachstehende  Bestimmungen: 

§  1.  Niemand  kann  an  niederen  oder  höheren  öffentlichen  Lehranstalten  als  katholischer 
Religionslehrer  oder  Professor  der  Theologie  wirken,  ohne  die  Ermächtigung  hiezn  von  dem 
Bischöfe  erhalten  zu  haben,  in  dessen  Diözese  sich  die  Anstalt  befindet. 

§  2.  Der  Bischof  kann  die  Jemandem  erteilte  Ermächtigung  jederzeit  wieder  entziefaen; 
die  blofie  Entziehung  dieser  Ermächtigung  macht  jedoch  einen  von  der  Regierung  angestellten 
Lehrer  nicht  des  ihm  gesetzlich  zustehenden  Anspruches  auf  einen  Ruhegehalt  verlustig. 

§  3.  Es  bleibt  Sache  der  Regierung,  Männer,  welche  vom  Bischöfe  die  Ermächtigung 
zum  Vortrage  der  Theologie  erhalten  haben,  an  den  theologischen  Fakultäten  zu  Professoren 
zu  ernennen,  oder  als  Privatdozenten  zuzulassen,  und  diese  verwalten  ihr  Amt  nach  Mafigabe 
der  akademischen  Gesetze. 

§  4.  Dem  Bischöfe  steht  es  frei,  seinen  Alumnen  die  Vorträge,  welche  sie  an  der  UniTersitii 
zu  besuchen  haben  und  deren  Reihenfolge  vorzuzeichnen,  und  sie  darüber  in  seinem  Semlnarium 
prüfen  zu  lassen. 

§  5.    Zu  den  strengen  Prüfungen  der  Kandidaten  der  theologischen  DoktorswQrde  emcnm 
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sie  hiezu  die  Gutheißung  desjenigen,  welcher  von  ihrem  Bischöfe  oder 
Ordensvorstande  mit  der  Leitung  ihrer  Studien  beauftragt  ist,  einzuholen 
und  sich  hierüber  bei  der  Anmeldung  der  Kollegien  (§  6)  mit  seinem  Vidi 
auszuweisen. 

§  14.  Jene  Individuen,  die  an  einer  gesetzmäßig  organisierten  Diözesan- 
oder  Klosterlehranstalt  ^)  die  Theologie  absolviert  haben,  können  an  einer 
Universität  nach  vorläufiger  Immatrikulation  zu  den  strengen  Prüfungen 
und  zur  Erlangung  der  theologischen  Doktorswürde  zugelassen  werden, 
wenn  sie  in  das  Studium  der  Theologie  auf  Grundlage  eines  Maturitäts- 
zeugnisses aufgenommen  worden  sind,  worüber  sie  sich  gehörig  auszu- 
weisen haben. 

§  15.  Die  Theologen  aus  dem  Sekular-  und  Regularklerus  sind  auf 
Verlangen  aus  jenen  Lehrgegenständen,  die  von  der  bischöflichen  Ver- 
sammlung laut  MinErl.  vom  30.  Juni  1850,  RGBNr.  319,')  als  allgemein  ver- 
bindlich bezeichnet  werden,  den  Semestral-  oder  Annualprüfungen  zu  unter- 
ziehen, und  ist  der  Erfolg  der  Prüfung  in  dem  Meldungsbuche  oder  Meldungs- 
bogen  anzumerken. 

§  16.  Rücksichtlich  anderer  von  ihnen  besuchten  Kollegien  sind  sie  nach 
der  im  §  51  der  Studienordnung  vom  1.  Oktober  1850")  enthaltenen  Vor- 
schrift zu  behandeln. 

VL  Von  dem  Besuche  der  Vorlesmigen. 

(§§  52-63.) 

§  17.  Die  theologischen  Professoren  sind  verpflichtet,  darüber  zu 
wachen,  daß  die  eingangs  bezeichneten  Studierenden  die  Kollegien,  in 
welche  sie  inskribiert  sind,  regelmäßig  frequentieren,  und  wegen  beobachteter 
Vernachlässigung  mit  demjenigen,  der  mit  der  Leitung  ihrer  Studien  beauf- 
tragt ist,  sich  ins  Einvernehmen  zu  setzen. 

Ebenso  ist  von  der  allfälligen  Wegweisung  eines  solchen  Theologen 
von  der  Universität  der  bezügliche  geistliche  Vorsteher  in  die  Kenntnis 
zu  setzen. 

§  18.  Der  Besuch  der  Vorlesungen  ist  in  dem  Meldungsbuche  oder 
Meldtmgsbogen  zu  bestätigen. 

VIL  Von  den  Ferien« 

(§§  64-66.) 

§  19.  Die  in  der  Studienordnung  vom  1.  Oktober  1850  vorkommenden 
Bestimmungen  über  die  Ferien  gelten  auch  für  die  Studierenden  der  Theo- 

der  Bischof  die  Hftlfte  der  PrQfungskommissftre  aus  Männern,  welche  selbst  den  theologischen 
Doktorfl^rad  erlanget  haben.   (V^  hiem  §  8  von  Nr.  615.) 

§  6.  Es  kann  niemand  die  theolo^sche  Doktorswflrde  erlangen,  der  nicht  vor  dem  Bischöfe 
oder  dem  von  ihm  dazu  Beauftragten  das  tridentlnische  Glaubensbekenntnis  abgelegt  hat. 

Mit  der  DurchfOfaning  dieser  Bestimmungen  ist  Mein  Minister  des  Kultus  und  Unterrichts 
beanftngt. 

»)  5.  Nr.  621, 

*)  5.  Nr.  605  fS.  733),  —  VgL  auch  die  Beschlüsse  des  Episkopates  vom  13,  November 
1901  (s,  Nr,  608,  Schluß), 

»)  *.  Nr,  365, 
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logie.   Statt  des  bisher  in  jeder  Woche  außer  dem  Sonntage  zugestandenen 
Ferialtages  können  zwei  halbe  Ferialtage  eingeführt  werden. 

VIIL  Von  dem  Abgange  von  der  Universität. 

(§§  67  und  68.) 

§  20.  Den  Theologen,  mögen  sie  immatrikuliert  sein  oder  in  die 
Kategorie  jener  Zuhörer  gehören,  von  welchen  in  den  §§2  und  11  die 
Rede  ist,  wenn  sie  die  Universität  verlassen,  sind  auf  ihr  Verlangen  Uni- 
versitäts-  oder  Abgangszeugnisse  auszufertigen.  In  denselben  ist  die  in  den 
Annual-  oder  Semestralprüfungen  erhaltene  Klassifikation  ersichtlich  zu 
machen.^) 

§  21.  In  Ansehung  der  Schreibgebühr  von  1  Qulden  (jetzt  2  Kronen) 
hat  bei  Ausstellung  des  Universitätszeugnisses  für  Theologen  dieselbe  Nach- 
sicht, wie  bei  der  Matrikeltaxe  (§  4)  Platz  zu  greifen. 

B. 

Bisher  haben  sich  den  theologischen  Studien  auch  an  den  Universitäten 
nur  diejenigen  gewidmet,  welche  sich  dadurch  zum  Eintritte  in  den  geist- 
lichen Stand  vorbereiteten.  Es  ist  aber  nicht  nur  gestattet,  sondern  auch  sehr 
wünschenswert,  daß  die  Vorträge  an  theologischen  Fakultäten  auch  von 
anderen  Studierenden  besucht  werden,  sei  es  von  solchen,  die  —  ohne  sich 
dem  geistlichen  Stande  zu  widmen  —  in  theologischen  Wissenschaften 
unterrichtet  zu  sein  wünschen,  sei  es  von  solchen,  die  dem  geistlichen 
Stande  schon  angehören,  aber  eine  höhere  theologische  Bildung^)  an- 
streben, als  die  ist,  welche  als  unentbehrlich  für  jeden  Priester  erkannt 
wird.  Hinsichtlich  solcher  Studierenden  der  Theologie  findet  die  Studien- 
ordnung vom  1.  Oktober  1850  volle  Anwendung,  sie  mögen  der  theologi* 
sehen   oder  einer  anderen   Fakultät  angehören. 


Nr.  607. 

■ 

Terordnung  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  29.  März  1858. 

Z.  264/KUM.  RGBNr.  50. 

wirksam  für  den  ganzen  Umfang  des  Reiches, 

die  Dttrehführung  der  Artikel  VI  und  XVII  des  Konkordates')  bezfigUch 

der  theologischen  Studien  betreffend. 

Ober  die  Regelung  des  Unterrichtes  in  den  theologischen  Wissen- 
schaften wird  mit  Hinsicht  auf  die  Bestimmungen  des  Konkordates')  und 
infolge  der  Ah.  Entschl.  vom  8.  März  1858  nachstehendes  bekannt  gemacht: 

*)  Vgl,  über  die  Au^ferägung  der  Abgangszeugnisse  JSr  Theologen  Nr,  4ßl. 

*)  Ober  die  Errichtung  theologischer  wissenschaftlicher  Seminare  an  dem  theologisdken 
Fakultäten  vgL  Nr,  317  und  608  fll,  14), 

*)  Artikel  VI  und  XVII  des  Konkordates  vom  25,  September  1855  (RQBNr,  195)  lauteten: 

Artikel  VI.  Niemand  wird  die  heilige  Theologie,  die  Katechetlk  oder  die  Religionslehre 
in  was  immer  für  einer  öffentlichen  oder  nicht  öffentlichen  Anstalt  vortragen,  wenn  er  dazu 
nicht  von  dem  Bischöfe  des   betreffenden  Kirchensprengels   die  Sendung   und  Ermicfatigung 
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Nach  dem  siebzehnten  Artikel  des  Konkordates  steht  es  den  Bischöfen 
frei,  den  Unterricht  der  Zöglinge  ihrer  Seminarien  nach  Richtschnur  des 
Kirchengesetzes  mit  voller  Freiheit  zu  leiten.  Die  Bischöfe  der  im  Jahre 
1856  zu  Wien  gehaltenen  Versammlung  haben  es  jedoch  als  wichtig  und 
heilsam  anerkannt,  bei  Einrichtung  ihrer  theologischen  Diözesanlehranstalten 
gemeinsam  zu  Werke  zu  gehen,  und  sich  daher  für  dieselben  zu  den 
folgenden  Bestimmungen  geeinigt,  welche  sie  bei  den  Verfügungen  der 
Provinzialkonzilien   im   Auge   zu  behalten   beabsichtigen. 

§  1.  In  die  theologischen  Studien  sind  nur  solche  aufzunehmen,  welche 
das  Unter-  und  Obergymnasium  mit  hinreichendem  Erfolge  zurückgelegt 
haben.  ^) 

empfangen  hat,  welche  derselbe,  wenn  er  es  fflr  zweckm&flig  hUt,  zu  widerrufen  berechtigt  ist. 
Die  Öffentlichen  Professoren  der  Theologie  und  Lehrer  der  Kttechetik  werden,  nachdem  der 
Bischof  Ober  den  Glauben,  die  Wissenschaft  und  Frömmigkeit  der  Bewerber  sich  ausgesprochen 
hat,  aus  jenen  ernannt  werden,  welchen  er  die  Sendung  und  Vollmacht  des  Lehramtes  zu  erteilen 
bereit  ist.  Wo  aber  einige  Professoren  der  theologischen  Fakultät  von  dem  Bischöfe  verwendet 
zu  werden  pflegen,  um  die  ZOglinge  des  bischöflichen  Seminars  in  der  Theologie  zu  unterrichten, 
werden  zu  solchen  Professoren  immerdar  Mftnner  bestellt  werden,  welche  der  Bischof  zur  Ver- 
waltung des  gedachten  Amtes  fflr  vorzugsweise  tauglich  hUt.  Bei  Prflfung  derjenigen,  welche 
sich  fflr  das  Doktorat  der  Theologie  oder  des  kanonischen  Rechtes  befähigen  wollen,  wird  der 
Bischof  die  Hälfte  der  Prüfenden  aus  Doktoren  der  Theologie  oder  beziehungsweise  des  kano- 
nischen Rechtes  bestellen. 

Artikel  XVII.  Die  bischöflichen  Seminare  werden  aufrecht  erhalten,  und  wo  ihr  Einkommen 
fflr  den  Zweck,  welchem  sie  im  Sinne  des  heiligen  Konziliums  von  Trient  dienen  sollen,  nicht 
vollkommen  genügt,  wird  für  dessen  Vermehrung  in  angemessener  Weise  gesorgt  werden.  Die 
Bischöfe  werden  dieselben  nach  Richtschnur  der  heiligen  Kirchengesetze  mit  vollem  und  freiem 
Rechte  leiten  und  verwalten.  Daher  werden  sie  die  Vorsteher  und  Professoren  oder  Lehrer 
gedachter  Seminare  ernennen,  und  wann  immer  sie  es  fflr  notwendig  oder  nfltzlich  halten,  wieder 
entfernen,  auch  Jflnglinge  und  Knaben  zur  Heranbildung  in  dieselben  aufnehmen,  sowie  sie  zum 
Frommen  ihrer  Kirchensprengel  im  Herrn  es  fflr  dienlich  erachten.  Diejenigen,  welche  Ihren 
Unterricht  in  diesen  Seminarien  empfangen  haben,  werden  nach  vorausgegangener  Prflfung 
ihrer  Befähigung  in  all  und  jede  andere  Lehranstalt  eintreten  und  mit  Beobachtung  der  be- 
treffenden Vorschriften  um  jede  Lehrkanzel  aufier  dem  Seminare  sich  bewerben  kOnnen. 

Durch  das  nachfolgende  Allerhöchste  Handschreiben  vom  30.  Juli  1870  ist  das  Konkordat 
au/gehoben  worden: 

Se.  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  nachstehendes  Allerhöchstes  Handschreiben 
allergnädigst  zu  erlassen  geruht: 

Lieber  Minister  von  Stremayr! 

Nachdem  das  mit  Meinem  Patente  vom  5.  November  1855,  Z.  195  RO.,  kundgemachte, 
mit  Sr.  Heiligkeit  Papst  Plus  IX.  am  18.  August  1855  zu  Wien  abgeschlossene  Obereinkommen 
(Konkordat)  durch  die  neueste  Erklärung  des  heiligen  Stuhles  Aber  die  Machtvollkommenheit 
des  Oberhauptes  der  katholischen  Kirche  hinfällig  geworden  ist  und  demzufolge  Mein  Minister 
des  Aufiem  die  erforderlichen  Schritte  eingeleitet  hat,  um  die  formelle  Aufhebung  dieses  Ober- 
einkommens dem  päpstlichen  Stuhle  zu  notifizieren,  so  fordere  Ich  Sie  auf,  die  entsprechenden 
Verfflgungen  zu  treffen  und  insbesondere  diejenigen  Oesetzesvorlagen  fflr  den  Reichsrat  vor- 
zubereiten, welche  sich  als  notwendig  darstellen,  um  die  noch  geltenden  Vorschriften  Meines 
Patentes  vom  5.  November  1855  zur  Regelung  der  Angelegenheiten  der  katholischen  Kirche  In 
Meinem  Reiche  nach  Mafigabe  der  Staatsgrundgesetze  und  mit  Rflcksicht  auf  die  historisch  ge- 
gebenen Verhältnisse  abzuändern. 

Wien,  den  30.  Juli  1870. 

Franz  Joseph  m.  p. 

stremayr  m.  p. 

0  VgL  Anmerkung  *)  bei  Nr.  412,  dann  Nr.  605  (Z,  dritter  Absatz),  Nr.  606  (§§  1  und  2) 
und  Nr.  413. 
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§  2.  Die  Theologie  zerfällt  in  vier  Jahrgänge^)  und  wird  von  sechs 
oder  wenigstens  vier  Professoren  vorgetragen. 

§  3.  An  allen  theologischen  Lehranstalten  müssen  Dogmatik,  Moral 
und  Pastoral,  Kirchengeschichte,  Kirchenrecht,  die  Heilige  Schrift  des  alten 
und  neuen  Bundes  und  hebräische  Sprache  gelehrt  werden;  doch  kann  der 
Bischof  die  Zöglinge  von  Erlernung  der  hebräischen  Sprache,  insoweit  es 
ihm  zweckmäßig  scheint,  loszählen.  ^ 

§  4.  Insoweit  es  nach  Maßgabe  der  Verhältnisse  möglich  ist,  sollen 
vorzüglich  über  die  Väterkunde,  doch  auch  über  andere  dem  Diener  der 
Kirche  nützliche  Gegenstände  außerordentliche  Vorlesungen  gehalten 
werden.') 

§  5.  Die  Bischöfe  beabsichtigen  bei  dem  Unterrichte  ihrer  Seminariums- 
zöglinge  die  Reihenfolge  der  ordentlichen  Lehrfächer  nach  folgendem  Ent- 
wiuie   zu   bestimmen:^) 

Erster  Jahrgang. 

Allgemeiner  Teil  der  Dogmatik, 

Einleitung  in  die  Heilige  Schrift, 

Erklärung  der  Heiligen  Schrift  des  alten  Bundes  aus  der  Vulgata, 

Hebräische  Sprache. 

Zweiter  Jahrgang. 

Besonderer  Teil  der  Dogmatik, 

Erklärung  der  Heiligen  Schrift  des  neuen  Bundes  aus  der  Vulgata,  mit 
fortlaufender  Rücksicht  auf  die  Begründung  der  Glaubenslehre, 
Erklärung  des  Urtextes. 

Dritter   Jahrgang. 

Kirchengeschichte  mit  vorherrschender  Rücksicht  auf  Dogmen  und 
Verfassungsgeschichte, 

Moraltheologie  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  des 
Beichtvaters. 

Vierter  Jahrgang. 

Pastoraltheologie  im  engeren  Sinne, 

Liturgik, 

Geistliche  Beredsamkeit, 

Katechetik,  Unterrichtslehre, 

Kirchenrecht. 

§  6.  Das  Latein  ist  die  ordentliche  Sprache  der  theologischen  Lehr- 
vorträge. Eine  Ausnahme  soll  nur  für  einzelne  Lehrfächer  und  aus  wich- 
tigen Gründen  gemacht  werden. 

^)  In  diesem  Sinne  erging  auch  der  Erlqß  des  Sütaisminisieriams,  Abt.  K.  U.,  wom  IZJmü 
1864,  Z.  6306/KUM,  an  den  akademischen  Senat  der  Universüdt  tu  Inasbrack,  wonach  die 
Theologie  Jenen  Hörern,  die  in  Hinkunft  in  Österreich  als  Seelsorger  verwendet  werden  woOen, 
den  Bestimmungen  der  MinVdg.  vom  29,  März  1858,  RQBNr,  50,  gem^,  durch  vier  Jahre  in  der 
Jür  die  theologisdie  Fakultät  der  Universität  genehmigten  Welse  vorzutragen  ist. 

^  VgL  die  Beschlüsse  des  Episkopates  vom  Jahre  1901,  Nr.  608  (I.  1.). 

»    VgL  Nr.  608  fl.  Z). 

*)  Vgl.  Nr.  608  fll.  8.J. 
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§  7.  Als  Professoren  der  Theologie  i)  sollen  nur  solche  angestellt 
werden,  welche  ihre  Befähigung  durch  eine  schriftliche  Prüfung  und  einen 
mündlichen  Probevortrag  ausgewiesen  haben,  doch  kann  mit  Männern,  welche 
ihre  Fähigkeit  durch  Leistungen  als  Lehrer  oder  Schriftsteller  bereits  hin- 
reichend bewährt  haben,  eine  Ausnahme  gemacht  werden. 

§  8.  Bei  Erledigung  von  Lehrkanzeln  an  Diözesanlehranstalten  ist  die 
Bewerbung  von  dem  Bischöfe  wenigstens  in  der  ganzen  Diözese  auszu- 
schreiben. Bei  Lehranstalten,  welche  mehreren  Diözesen  gemeinsam  sind, 
soll  die  Ausschreibung  in  allen  diesen  Diözesen  veranlaßt  werden. 

§  9.  Wo  der  Religionsfond  für  den  Gehalt  des  Professors  Sorge  trägt, 
wird  der  Bischof  die  eingetretene  Erledigung  der  Lehrkanzel  der  obersten 
Landesbehörde  bekannt  geben. 

§  10.  Der  Bischof  bestimmt  die  Fragen  und  trägt  Sorge,  daß  die 
schriftiiche  Prüfung  der  Bewerber  unter  einer  jeden  Mißbrauch  ausschließen- 
den Aufsicht  gehalten  werde.  Ober  das  Ergebnis  derselben  wird  er  nebst 
dem  Gutachten  der  Diözesanlehranstalt  auch  das  einer  anderen  theologischen 
Lehranstalt  einholen. 

§  11.  Die  Beurteilung  des  Probevortrages  ist  von  einem  Ordinariats- 
kommissär und  den   Professoren  der  Theologie  vorzunehmen. 

§  12.  Sollte  keine  Hoffnung  vorhanden  sein,  durch  eine  Ausschreibung 
der  Lehrkanzel  befähigte  Bewerber  zu  gewinnen,  so  wird  der  Bischof  für 
den  Vortrag  des  erledigten  Lehrfaches  Vorsorge  treffen.  Wenn  der  supplie- 
rende  Lehrer  ein  Jahr  hindurch  den  in  ihn  gesetzten  Erwartungen  ent- 
sprochen hat,  so  kann  der  Bischof  denselben  zu  einer  schriftlichen  und 
mündlichen  Prüfung  zulassen,  bei  deren  Beurteilung  nach  den  §§10  und  11 
vorzugehen  ist 

§  13.  Nach  vorgenommener  Beiuteilung  der  Prüfungsleistungen  wählt 
der  Bischof  aus  den  Bewerbern  jenen,  welcher  am  meisten  Bürgschaften 
für  eine  heilbringende  Wirksamkeit  darbietet,  und  versichert  sich  mittelst 
einer  an  den  Statthalter  gerichteten  Anfrage,  daß  demselben  kein  politi- 
sches Bedenken  im  Wege  stehe,  worauf  er  ihm  das  Lehramt  verleiht.  Das- 
selbe ist  zu  beobachten,  wenn  der  Bischof  einen  Mann,  welcher  durch, 
seine  Leistungen  als  Schriftsteller  oder  Lehrer  sich  auszeichnet,  ohne  vor- 
ausgegangene  Konkursprüfung  als   Professor  bezeichnet. 

§  14.  Wo  die  theologische  Lehranstalt  für  zwei  oder  mehrere  Diözesen 
gemeinsam  ist,  wird  zwischen  den  betreffenden  Bischöfen  eine  Oberein- 
kunft zur  Besetzung  der  theologischen  Lehrämter  zu  schließen  sein. 


Se.  k.  k.  Ap.  Majestät  haben  diese  Bestimmungen  als  den  im  Kon- 
kordate aufgestellten  Grundsätzen  vollkommen  entsprechend  zu  genehmigen 
geruht  und  erwarten,  daß  dieselben  bei  der  Wichtigkeit,  welche  die  Heran- 
bildung der  durch  Seelsorge  und  Unterricht  wirkenden  Geistlichkeit  auch 
für  den  Staat  hat,  ohne  Vorwissen  der  kaiserlichen  Regierung  nicht  abge- 
ändert werden.    Allerhöchstdieselben  setzen  voraus,    daß  die  Bischöfe  bei 


')  VgL  Nr.  605,  S.  732  und  die  Anmerkungen  fäezu. 
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Oberleitung  und  Beaufsichtigung  der  theologischen  Lehranstalten  jener 
Ordensgeistlichen,  welche  einem  Generaloberen,  der  bei  dem  Heiligen  Stuhle 
seinen  Wohnsitz  hat,  nicht  unterstehen,  an  den  vorgelegten  zweckmäßigen 
Anordnungen  in  allen  wesentlichen  Punkten  festhalten  werden.  In  Betreff 
der  Männer,  welche  an  solchen  Anstalten  das  Lehramt  übernehmen 
sollen,  werden  die  Bischöfe  sich  in  derselben  Weise  wie  bei  den  Pro- 
fessoren ihrer  Diözesanlehranstalten  die  Oberzeugung  verschaffen,  daß  den- 
selben kein  politisches  Bedenken  im  Wege  stehe. 

Zugleich  haben  Se.  k.  k.  Ap.  Majestät  anzuordnen  geruht,  daß  die 
MinVdg.  vom  30.  Juni  1850,  ROBNr.  319,i)  nachdem  dieselbe  die  selbstän- 
dige kirchliche  Leitung  der  betreffenden  Lehranstalten  nicht  beirrt,  auf 
den  ganzen  Umfang  des  Reiches  ausgedehnt  werde,  demnach  haben  die 
Bischöfe  von  den  ihrer  Leitung  unterstehenden  theologischen  Diözesan- 
und  Klosterlehranstalten  zu  Anfang  jedes  Studienjahres,  und  zwar  längstens 
bis  Ende  des  ersten  Monats  nach  Beginn  der  Vorlesungen,  eine  Personal- 
standstabelle des  Lehrkörpers,  dann  in  einer  gesonderten  Eingabe  ein  Ver- 
zeichnis der  Lehrgegenstände  mit  Angabe  der  Stundenzahl,  wie  auch  ein 
nach  Jahrgängen  geordnetes  Verzeichnis  der  Schüler  mit  Angabe  ihres  Alters 
und  bei  denen  des  ersten  Jahrganges  mit  dem  Nachweise  ihrer  Vor- 
studien, dem  Ministerium  im  Wege  der  politischen  Landesstelle  einzusenden. 

An  den  theologischen  Fakultäten  ist  bei  Anstellung  der  von 
Sr.  Majestät  zu  ernennenden  Professoren  in  nachstehender 2)  Weise  vor- 
zugehen : 

Wird  an  einer  theologischen  Fakultät  die  Stelle  eines  Professors  erledigt, 
dessen  Lehrtätigkeit  notwendig  ist,  damit  die  Zöglinge  des  bischöflichen  Semi- 
nars in  Oemäßheit  des  Sr.  Majestät  vorgelegten  Lehrplanes  unterrichtet  werden, 
und  wünscht  der  Bischof  für  dieselbe  einen  Mann,  welcher  seine  Befähigung 
bereits  durch  Leistungen  im  Lehrfache  oder  als  Schriftsteller  hinreichend 
bewährt  hat,  so  bleibt  es  demselben  unbenommen,  sich  nach  Anhörung 
des  theologischen  Lehrkörpers  mit  dem  k.  k.  Unterrichtsministerium  ins 
Einvernehmen  zu  setzen.  Wünscht  der  Bischof  keine  Berufung,  oder  sollte 
über  dieselbe  ein  Einvernehmen  nicht  hergestellt  werden  können,  so  ist 
durch  das  Unterrichtsministerium  mittelst  der  öffentlichen  Blätter  eine  Be- 
werbung auszuschreiben.  Die  zur  schriftlichen  Prüfung  erforderlichen 
Fragen  bestimmt  der  Bischof  und  übergibt  dieselben  dem  genannten  Mini- 
sterium, welchem  es  vorbehalten  ist,  einem  Bewerber  zu  gestatten,  der 
Konkursprüfung  sich  an  einer  in  der  Ausschreibung  nicht  bezeichneten 
theologischen  Lehranstalt  zu  unterziehen.  Der  Probevortrag  wird  im  Beisein 
eines    bischöflichen    Kommissärs   gehalten. 

Die  Beurteilung  des  wissenschaftlichen  Wertes  der  Prüfungsarbeiten 
wird  das  Ministerium  in  der  bisher  üblichen  Weise  veranlassen,  und  sodann 
unter  Mitteilung  sämtlicher  Gesuche,  der  Prüfungsarbeiten  und  der  Be- 
urteilung des  Probevortrages  sich  mit  dem  betreffenden  Bischöfe  ins  Ein- 


0  5.  Nr,  605. 

■)  Vgl.  Nr.  605,  S.  73Z 
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vernehmen  setzen,  damit  die  Wünsche  desselben  im  Sinne  des  sechsten 
Konkordatsartikels  berücksichtigt  werden  können.  In  letzterer  Beziehung 
müßte  eine  Ausnahme  eintreten,  wenn  einem  Manne,  welchen  der  Bischof 
zur  Verwaltung  des  erledigten  Lehramtes  für  vorzugsweise  tauglich  hielte, 
ein  politisches  Bedenken  im  Wege  stünde. 

Wird  an  einer  theologischen  Fakultät  die  Stelle  eines  Professors  er- 
ledigt, dessen  Lehrtätigkeit  nicht  notwendig  ist,  damit  die  Zöglinge  des 
bischöflichen  Seminars  in  Qemäßheit  des  Sr.  Majestät  vorgelegten  Lehr- 
planes unterrichtet  werden,  so  steht  es  dem  Bischöfe  der  Diözese  frei, 
auf  die  Berufung  eines  befähigten  Mannes  anzutragen,  sowie  auch  das 
k.  k.  Ministerium  dem  Bischöfe  einen  solchen  bezeichnen  kann.  Wird  es 
als  notwendig  anerkannt,  eine  Bewerbung  auszuschreiben,  so  sind  die 
obigen  Bestimmungen  zu  beobachten.  Die  Ernennung  wird  stets  einem 
aus  jenen  zu  teil  werden,  welchen  der  Bischof  die  Sendung  und  Voll- 
macht des  Lehramtes  zu  erteilen  bereit  ist 

Alle  theologischen  Fakultätsprofessoren  sollen  übrigens  in 
der  Regel  Doktoren^)  der  Theologie  sein  und  ihre  Anstellung 
ist  wie  bisher  durch  drei  Jahre  als  eine  provisorische  zu 
betrachten,  wenn  sie  nicht  gleich  bei  der  Ernennung  für  definitiv  er- 
klärt  wird.^) 

Dem  Bischöfe  der  Diözese,  in  welcher  sich  die  Lehranstalt  befindet, 
steht  es  zu,  von  sämtlichen  Professoren  und  Lehrern  der  Theologie  die 
Gewährleistung  kirchlicher  Gesinnung  zu  fordern,  ihren  Wandel,  ihre  Lehre 
und  gesamte  Amtstätigkeit  fortwährend  zu  überwachen  und,  wenn  sie  in 
einer  dieser  Beziehung  sich  ihres  Berufes  unwürdig  erweisen  sollten,  die 
Ermächtigung  zum  Vortrag  der  Theologie  zurückzunehmen. 

Im  übrigen  haben,  inwieweit  durch  die  gegenwärtige  Verordnung  nicht 
anders  verfügt  wird,  für  die  Wirksamkeit  der  theologischen  Fakultätsprofes- 
soren die  Bestimmungen  der  Kultusministerialerlässe  vom  30.  Juni  1850, 
RGBNr.  319,»)  und  vom  16.  September  1851,  RGBNr.  216,*)  zu  gelten, 
durch  welchen  letzteren  die  Anwendung  der  allgemeinen  Anordnungen  vom 
1.  Oktober  1850  über  die  Fakultätsstudien  auf  die  Studierenden  der  Theologie 
ihre  nähere  Bestimmung  erhält  und  dem  Vorhaben  der  Bischöfe  Genüge 
geschieht,  sich  über  die  Fortschritte  der  Schüler  in  sämtlichen  Lehrfächern 
durch  genau  zu  überwachende  Prüfungen  Gewißheit  zu  verschaffen  und 
über  den  Erfolg  der  ganz-  oder  halbjährigen  Prüfungen  in  bisheriger  Weise 
Zeugnisse  ausstellen  zu  lassen. 


0  Bereits  mit  dem  StHD  vom  26.  Jänner  1834,  POS  vom  Jahre  1834,  5.  //,  wurde  die 
Eigenschaß  eines  Doktors  der  Theologie  fSr  Prof essoren  an  öffentlichen  theologischen  Lehranstalten 
gefordert,  —  Laut  des  an  das  theologische  Dekanat  in  Krakau  ergangenen  MinErl.  vom  3.  Okto- 
ber 1800,  Z.  6005,  wird  durch  die  Verleihung  des  Titels  eines  Doktors  der  Theologie  seitens  des 
heiligen  Stuhles  die  im  Sinne  der  bestellenden  Vorschriften  geforderte  Verpflichtung  zur  Erwerbung 
des  Doktorates  der  Theologie  nicht  erfSUt,  —  VgL  Nr,  507, 

*)  Die  Bestimmungen  Ober  die  Bestätigung  im  Lehramte  (s,  Nr.  116  u.  f.)  finden  auf 
Professoren  der  Theologie  volle  Anwendung. 

«)  s,  Nr,  605, 

*)  5.  Nr.  606, 
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Nr.  608. 

Aos  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  21.  MSrz  1902, 

Z.  35.944. 

an  die  Professorenkollegien  der  theologischen  Fakultäten  in  Wien,  Graz, 
Prag   (deutsch),   Prag   (böhmisch),   Lembei^g  und  Krakau,  sowie   Salzburg 

und   Olmütz,^) 

(womit  die  Beschlfisse  der  Oeneralversammlung  des  dsterreicliischen 

Episkopates  rlt.  lat  In  Bezug  auf  eine  angeregte  Reform  der  theologischen 

Studien-  und  Prüfungsordnung  mitgeteilt  werden). 

Aus  Anlaß  einer  von  der  theologischen  Fakultät  der  Universität  in 
Wien  ausgegangenen  Anregung  betreffend  eine  Reform  der  katholisch- 
theologischen Studien-,  Prüfungs-  und  Rigorosenordnung  hat  der  Qesamt- 
episkopat  rit.  lat.  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
Veranlassung  genommen,  sich  mit  dieser  Frage  zu  befassen  und  dieselbe 
zum  Gegenstände  eingehender  Beratungen  zu  machen.  Hiebe!  war  für 
den  Episkopat  der  Grundsatz  maßgebend,  daß  alles,  was  sich  bisher  als 
gut  und  zweckdienlich  bewährt  hat  und  den  Zeitverhältnissen  noch  entspricht, 
beizubehalten,  was  aber  reform-  oder  ausgestaltungsbedürftig  erscheint,  ab- 
geändert und  vervollkommnet  werden  soll. 

Indem  ich  die  demgemäß  von  der  Generalversammlung  des  Episkopates 
zu  Wien  am  13.  November  1901  gefaßten  Beschltisse  in  der  Anlage  dem 
Professorenkollegium  übermittle,  ersuche  ich  dasselbe  einerseits  von  den 
den  Lehr-  und  Studienbetrieb  betreffenden  Anregungen  und  Wünschen 
Kenntnis  zu  nehmen  und  über  etwaige  zu  deren  Durchführung  notwendige 
Maßnahmen  zu  berichten,  andrerseits  aber,  insbesondere  was  die  Frage  der 
Vermehrung  der  Lehrkräfte  und  die  Sicherstellung  von  als  wünschensw^ert 
bezeichneten  Vorträgen,  sowie  die  der  wissenschaftlichen  Aus-  und  Fort- 
bildung der  Theologen  dienenden  Einrichtungen  anbelangt,  unter  Bedacht- 
nahme  auf  die  Bedürfnisse  der  Fakultät,  die  an  derselben  bestehenden 
Personalverhältnisse  und  die  verfügbaren  qualifizierten  Kandidaten  ent- 
sprechende Anträge  zu  stellen. 

In  Ansehung  der  Frage  der  Reform  der  theologischen  Rigorosen- 
ordnung wird  eine  weitere  Mitteilung")   nachfolgen. 

Beschlüsse 

der  General vemmmlung^  des  Österreichischen  Episkopates  zu  Wien  am  13.  November  1901. 

Zur  Studienordnung: 

I.    In  Bezug  auf  die  Lehrgegenstände   an   den   theologischen  Fakultiten  and 

Lehranstalten: 

1.  Die  bisher  fflr  das  theologische  Studium  in  Osterreich  als  obligat 
geforderten  Lehrgegenstftnde,  nftmlich:  Fundamentaltheologie  (beziehungsweise  Apo- 
logetik), Bibelstudium  des  alten  Bundes  mit  HebrUsch  und  Hermeneutik,  Bibelstudium  des  neuen 
Bundes,  allgemeine  Kirchengeschichte  mit  Dogmengeschichte,  altchristliche  Literaturgeschichte 

*)  Dem  ProfessorenkoUegium  der  theologischen  Fakultät  in  Innsbruck  wurden  die  Besehiässe 
des  Episkopates  mit  demselben  Erlasse  zur  Kenntnisnahme  übermittelt, 
«)  s.  Nr,  615. 
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(beziehangsweise  Patrologie),  Dogmatik,  Moraltheologle,  Pastoraltheolofl^ie,  gzisfllchz  Bered- 
samkeit, Uturgik,  Kirchenrecht,  Pädagogik  (mit  Methodik)  und  Katechetik ,  endlicli  fflr  die 
Doktoranden  noch  dazu:  die  semitischen  Dialekte  und  die  höhere  Exegese  des  alten  und 
neuen  Bundes  sind  unter  Elnfflgung  der  christlichen  Philosophie  auch  in  Zu- 
kunft als  solche  zu  belassen  und  die  erforderlichen  Lehrkanzeln  fflr  die- 
selben zu  errichten. 

2.  Zur  zeitgemäfien  Erweiterung  und  Ausgestaltung  der  theologischen  Wissenschaften  ist 
es  notwendig,  dafi  an  derselben  nebst  den  bisherigen  obligaten  Lehrfächern  fflr  die  Studierenden 
der  Theologie  auch  wissenschaftliche  Vorlesungen  Ober  nachfolgende  aufierordentliche  Lehr- 
gegenstftnde  ST^halten,  beziehungsweise  akademische  Lehrkanzeln  fflr  folgende  Fächer  errichtet 
werden:  1.  christliche  Oesellschaftslehre,  2.  kirchliche  Kunstgeschichte,  3.  christliche  Archäologie, 
4.  theologische  Enzyklopädie,  5.  vergleichende  Religionswissenschaft,  6.  Moralphilosophie,  wenn 
sie  nicht  schon  in  der  christlichen  Philosophie  vorgetragen  werden  kann. 

Das  k.  k.  Ministerium  fflr  Kultus  und  Unterricht  wird  deshalb  ersucht,  an  den  k.  k.  theo- 
logischen Fakultäten  und  theologischen  Lehranstalten  Österreichs  zur  besseren  Entwicklung  und 
Pflege  der  Theologie  die  Errichtung  obiger  Lehrkanzeln  in  wohlwollende  Erwägung  zu  ziehen 
und  snccessive  in  obiger  Reihenfolge  baldmöglichst  zu  verwirklichen. 

IL   In  Bezug  auf  den  Studienbetrieb. 

a)  Allgemeine  Orundsätze: 

1.  Zum  Studium  der  Theologie  an  den  theologischen  Lehranstalten  können  in  der  Regel 
nur  jene  zugelassen  werden,  welche  ein  humanistisches  Gymnasium  oder  eine  gleichartige  Anstalt 
mit  genflgendem  Erfolge  absolviert  haben. 

2.  Der  Betrieb  des  theologischen  Studiums  sowohl  an  den  theologischen  Fakultäten  als 
auch  an  den  Diözesanlehranstalten  muß  jedem  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  die  Möglichkeit 
gewähren,  die  allgemeine  standesmäfiige  theologische  Bildung  sich  anzueignen.  Das  Streben 
begabterer  Hörer  nach  höherer  theologischer  Bildung  und  die  besondere  Pflege  einzelner  theo- 
logischer Wissenszweige  soll  während  des  allgemeinen  theologischen  Studiums  wohl  angeregt 
und  eingeleitet  werden,  kann  aber  im  allgemeinen  erst  nach  der  Vollendung  desselben  mit 
Erfolg  aufgenommen  und  mit  Hilfe  besonderer  Vorkehrungen  systematisch  betrieben  werden. 

3.  Da  in  Österreich  die  grofie  Mehrzahl  der  Hörer  an  den  theologischen  Fakultäten 
Alumnen  der  bischöflichen  Semlnarien  oder  anderer  geistlicher  Konvikte  sind,  so  mufi  der  Lehr- 
betrieb und  besonders  die  Vorleseordnung  so  eingerichtet  werden,  dafi  dadurch  die  Beobachtung 
der  Hausordnung  fflr  die  Zöglinge  noch  möglich  bleibt. 

b)  Die  Lehrkräfte: 

4.  An  den  theologischen  Fakultäten  und  nach  Möglichkeit  auch  an  anderen  gröfieren 
Lehranstalten  empfiehlt  sich  zum  Behufe  eines  Intensiveren  Lehrbetriebes  die  Doppelbesetzung 
der  Lehiicanzeln  mit  qualifizierten  (d.  h.  wissenschaftlich  geeigneten  und  kirchlich  appro- 
bierten) Professoren  wenigstens  fflr  die  Hauptfächer,  wie  es  ja  seit  langem  an  den  weltlichen 
Fakultäten  schon  geschieht,  damit  fflr  die  Dozenten  Zeit  und  Kraft  fflr  die  akademischen  Vor- 
träge, fflr  die  Seminararbeiten  und  fflr  die  literarische  Tätigkeit  gewonnen  werden. 

5.  Fflr  die  nichtobligaten  oder  aufierordentlichen  Lehrgegenstände  sind,  soweit 
dieselben  nicht  etwa  von  den  Lehrpersonen  der  Hauptfächer  mitprovldiert  werden,  gleichfalls 
besondere  qualifizierte  Professoren  zu  bestellen,  deren  Unterrichtsaufgabe  von  Fall  zu  Fall  fest- 
zusetzen sein  wird. 

6.  Auch  honorierte  oder  in  besonderen  Fällen  Privat-Dozenten  können,  wie  an  den 
weltlichen  Fakultäten,  unter  bestimmten  Bedingungen  zu  Lehrvorträgen  zugelassen  werden. 

7.  Es  ist  höchst  wflnschenswert,  dafi  In  den  bischöflichen  Priesterseminarien  der  Fakultäts- 
städte von  der  Regierung  wenigstens  zwei  oder  drei  Freiplätze  zur  Anstellung  von  Repetitoren 
(Studlenpräfekten)  zum  Behufe  der  Wiederholung  des  Lernstoffes,  der  Unterstfltzung  und  Supplie- 
rung  der  Fakultätsprofessoren  und  der  Qualifizierung  fflr  Professuren  errichtet  und  dotiert  werden. 

c)   Die  Dauer  des  Studienbetriebes. 

8.  Fflr  das  allgemeine  theologische  Studium  ist  der  Zeitraum  von  vier  Jahren  fest- 
gesetzt, innerhalb  dessen  alle  obligaten  Gegenstände  ganz  vorgetragen  und  von  jedem  Kan- 
didaten des  Priestertums  gehört  sowie  deren  Aneignung,  beziehungsweise  Kenntnisse  durch 
Prflfungen  erwiesen  werden  mflssen. 

Um  eine  gewisse  Gleichförmigkeit  des  Studienganges  an  allen  Lehranstalten,  wenigstens 
an  allen  Fakultäten,  zu  ermöglichen,  empfiehlt  es  sich,  im  allgemeinen  die  gegenwärtige  Reihen- 
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folge^)  auch  in  Zukunft  beizubehalten.  Ob  auch  der  bisher  übliche  Abschlufi  der  Oegenstinde 
mit  dem  Ende  der  betreffenden  Kurse  und  Jahrelange  zusammenfallen  kOnne,  mufi  dem  Urteile 
der  einzelnen  Ordinarien  im  Einvernehmen  mit  den  betreffenden  Professorenkollegien  flbertassen 
werden.  Jedoch  Ist  es  der  einstimmige  Wunsch  des  Osterreichischen  Episkopates,  dafi  die  Vor- 
träge der  speziellen  Dogmatik  auf  zwei  Jahre  oder  vier  Semester  ausgedehnt  werden. 

9.  Zur  Vertiefung  in  den  theologischen  Wissenschaften  und  zur  Vorbereitung  lar  die 
theologischen  Rigorosen  hält  es  der  Episkopat  fflr  notwendig,  dafi  fflr  die  begabteren  und  streb- 
sameren iungen  Priester  Freiplätze  in  den  bischöflichen  Priesteneminarlen  der  Universltäts-. 
beziehungsweise  Fakultätsstädte  von  der  hohen  Regierung  errichtet  und  dotiert  werden,  damit 
dieselben,  sei  es  sogleich  nach  der  Absolvierung  des  IV.  Jahrganges  oder  sei  es  nach  ein-  oder 
zweijähriger  Seelsorge,  Speziaistudien  in  der  Dauer  von  ein  bis  drei  Jahren  betreiben,  Vorträge 
aus  den  theologischen  Hilfswissenschaften  und  den  aufierordentllchen  Lehrfächern  besuchen, 
die  wissenschaftlichen  Seminare  frequentieren  und  unter  der  Leitung  der  Fachprofessoren  ffir 
die  literarische  Tätigkeit  sich  ausbilden  kOnnen. 

d)   Die  Art  und  Mittel  des  Unterrichtsbetriebes: 

10.  Die  ordentliche  Vortragssprache  für  die  theologischen  Hauptfächer  bleibt  auch 
in  Zukunft  die  lateinische. 

Ausnahmen  kOnnen  nur  fflr  einzelne  Lehrfächer  und  nur  aus  wichtigen  Gründen  zu- 
gestanden werden. 

11.  Für  jedes  Hauptfach  ist  ein  vollständiger,  den  ganzen  Gegenstand  umfassender 
Kurs  zu  bieten,  so  dafi  jeder  Studierende  den  ganzen  Lernstoff  innerhalb  der  dazu  bestimmten 
Zeit  in  akademischen  Vorträgen  zu  hören  in  die  Lage  kommt.  Den  Vorträgen  ist  in  der  Regel 
ein  entsprechendes  Lehrbuch  zu  Grunde  zu  legen,  damit  der  Hörer  nicht  durch  geisttötendes  Nach- 
schreiben um  die  Frucht  und  Anregung  des  lebendigen  Lehrvortrages  des  Dozenten  verkürzt  werde. 

12.  Ober  den  vorgetragenen  Stoff  sind  in  gewissen  Zwischenräumen,  etwa  wöcfaentlich 
oder  wenigstens  monatlich,  Kolloquien  abzuhalten,  damit  Lehrer  und  Schüler  die  Mösflichkdt 
erhalten,  Tiefe  und  Umfang  des  Vortragsstoffes  zu  ergänzen. 

13.  Zur  Anregung  des  Fleifles  und  des  wissenschaftlichen  Strebens  sind  jährlich  von  der 
Fakultät  oder  Lehranstalt  Preisaufgaben  auszuschreiben,  die  schriftlich  zu  bearbeiten  und  dem 
Professorenkollegium  zur  Beurteilung  zu  Überreichen  sind. 

14.  Fflr  die  höhere  Pflege  der  theologischen  Wissenschaften  und  Aneignung  der  wissen- 
schaftlichen Form  und  Methode  sollen  wenigstens  an  allen  theologischen  Fakultäten  wissen- 
schaftliche Seminare  eingerichtet  werden,  damit  teils  die  begabteren  Studierenden  der 
Theologie  mit  Erlaubnis  ihrer  geistlichen  Oberen,  teils  die  absolvierten  Hörer  (siehe  oben  ad  9)  und 
Aspiranten  des  Doktorates,  wie  auch  andere  lernbegierige  Priester  eine  formgerechte  und  tiefere 
theologische  Bildung  gewinnen  und  Anleitung  zur  literarischen  Produktivität  erhalten  können. 

Der  Episkopat  gibt  sich  der  sicheren  Erwartung  hin,  dafi  die  Unterrichtsverwaltung  die 
Ausstattung  dieser  Seminare  flbemehmen  werde. 

15.  Endlich  Ist  die  Unterrichtsverwaltung  zu  ersuchen,  dafi  sie  die  wissenschaftliche 
Fortbildung  des  Klerus  auch  dadurch  begflnstlgen  möge,  dafi  sie  denjenigen,  welche  sich  fflr  äMS 
akademische  Lehramt  vorbereiten,  Studien-  und  Reisestipendien  gewährt,  damit  dieselben  auch 
ausländische  Universitäten  besuchen  und  an  berflhmten  Bildungsstätten  länger  verweilen  können. 

Zur  Prüfungsordnung: 

Der  österreichische  Episkopat  kann  die  vorgeschlagene  Prflfnngsordnung,  nach  welcher 
von  den  Hörern  der  Theologie  nur  drei  Qualiflkatlonsprflfungen  abzulegen  wären,  nicht  fär 
zweckdienlich  erkennen  und  spricht  sich  für  die  Fachprüfungen  aus. 

Den  einzelnen  Ordinarien  bleibt  es  aber  unbenommen,  auch  Semestral-  und  Annual- 
prflfungen  fflr  ihre  Alumnen  anzuordnen,  zu  dem  Zwecke,  den  Fleifi  stets  rege  zu  erltalten  und 
dem  Verständnisse  nachzuhelfen.  Nach  Abschlufi  des  Gegenstandes  findet  dann  die  Fachprfifung 
statt,  welche  sich  flber  den  ganzen  Lehrgegenstand  zu  erstrecken  und  die  wissenschaftliche  Be- 
fähigung des  Kandidaten  nachzuweisen  hat.^ 

^)  Für  den  Vortrag  der  Obligatfächer  wird  die  Beibehaltung  der  bisherigen  Rethenf^lgr 
nur  empfohlen;  mithin  werden  auch  Abweichungen  zugelassen t  wie  soi^e  schon  bisher  an  einxeüttti 
Lehranstalten  zur  Einßhnmg  gelangt  sind. 

*)  Danach  sind  die  bisherigen  Semestral-  und  Annualpräfimgen  auf  ihren  eigenßidun,  dem 
Lehrbetriebe  dienenden  Zweck  zurückgeführt  und  es  werden  fortan  nur  noch  über  den  Erfolg  der 
Faehpräfungen  Zeugnisse  mit  amtlicher  Geltung  auszustellen  sein. 
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bb)  Ergänzende  Vorschriften. 

Nr.  609. 

Studlenbofkofflmlsslonsdekret  vom  7.  Jflnner  1814,  Z.  2771 

an  alle  Länderstellen, 

betreffend  die  Erteilung  des  katectaetisch- pädagogischen  Unterrichtes 

an  die  Theologen  des  letzten  Jahres. 

Die  Wichtigkeit  des  katechetisch-pädagogischen  Studiums  für  die 
Bildung  des  Seelsorgers  ist  unverkennbar.  Der  bloße  Vortrag  von  Grund- 
sätzen ist  hier  nicht  hinreichend,  sondern  der  junge  Geistliche  muß  seinen 
Lehrer  selbst  mit  Kindern  vorgehen  sehen,  und  unter  dessen  Leitung  eigene 
Versuche  mit  Kindern  anstellen.  Da  diese  wichtigen  Zweige  der  Bildung 
des  künftigen  Seelsorgers  nicht  durchaus  entsprechend  behandelt  werden, 
haben  Se.  Majestät  über  alleruntertänigsten  Vortrag  zu  entschließen  geruht: 

1.  Der  katholisch-pädagogische  Unterricht  soll  an  allen  Diözesanlehr- 
anstalten  der  Theologie,  bei  der  allda  bestehenden  Normalhauptschule  oder 
Hauptschule  durch  das  ganze  Schuljahr  den  Theologen  des  letzten  Jahrganges 
dergestalt  erteilt  werden,  daß  drei  wöchentliche  Stunden  dem  katechetischen 
und  zwei  Stunden  in  der  Woche  dem  pädagogischen  Unterrichte  gewidmet 
werden.  Dieser  katechetische  Unterricht  soll  nicht  bloß  in  der  Darstellung 
der  allgemeinen  Grundsätze  und  der  Anwendung  derselben  auf  die  einzelnen 
Religionslehren  bestehen,  sondern  zum  größeren  Teile  praktisch  sein,  so  daß 
häufig  von  dem  Lehrer  in  Gegenwart  der  jungen  Kleriker  praktische 
Übungen  mit  Kindern  vorgenommen,  dann  von  den  Klerikern  selbst  unter 
der  Anleitung  und  Berichtigung  des  Lehrers  solche  Übungen  mit  Kindern 
abgehalten  werden.^) 

2.  Hienach  hat  der  Professor  der  Pastoraltheologie  sich  mit  der  Be- 
handlung der  Katechetik  nicht  mehr  zu  befassen,  dafür  aber  die  ihm  dadurch 
in  Ersparung  kommende  Zeit  auf  häufigere  praktische  Übungen  durch  Ver- 
fassung von  allerlei  Vorträgen,  Behandlung  allerlei  Pastoralfällen  und  der- 
gleichen zu  verwenden. 

3.  Auch  der  pädagogische  Unterricht  muß  die  Behandlung  der  Jugend 
in  den  Schulen,  sowohl  in  Ansehung  der  Lehrgegenstände,  als  in  Ansehung 
der  Schulzucht  praktisch  darstellen,  und  durch  diese  praktische  Tendenz 
sich  von  dem  an  den  größeren  Lehranstalten  vorgeschriebenen  Unter- 
richte über  die  Erziehungskunde,  der  die  Grundsätze  zur  Ausbildung  der 
Jugend  im  allgemeinen  wissenschaftlich  enthält,  wesentlich  unterscheiden. 

4.  Für  den  Unterricht  aus  der  Katechetik  wird  eine  Remuneration 
jährlicher  200  Gulden   aus   dem   Religionsfonde,   und   für  den    Unterricht 

0  Mit  MinErL  vom  2t,  Jänner  1903,  Z.  20.578,  wurde  gestattet,  dqß  die  Studierenden  der 
Theologie  im  IV,  Jahrgange  an  der  Wiener  Universität  im  Interesse  ihrer  praktischen  Ausbildung 
auf  dem  Gebiete  der  Katechetik  an  praktischen  Übungen  (MusterlektionenJ  in  der  Katechese  an 
der  ObungsschtUe  der  Lehrerbildungsanstalt  (im  III,  Wiener  OemeindebezirkeJ  teilnehmen.  Eine 
analoge  Verßtgung  erging  mit  MinErL  vom  4.  April  1903,  Z.  47B2,  fär  die  Theologen  der  Uni- 
versität In  Graz  und  mit  MinErL  vom  26.  Juni  1903,  Z,  X,026,  fSr  die  Theologen  der  Universität 
in  Innsbruck. 
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aus  der  Pädagogik  eine  Belohnung  jährlicher  100  Gulden  aus  dem  Normal* 
schulfonde^)  bewilligt.  Insoweit  die  betreffenden  Fonde  diese  Auslage  nicht 
tragen  können,  ist  dieselbe  aus  dem  Kamerale  gegen  Rückersatz  aus  jenen 
Fonden,  sobald  sie  ihn  zu  leisten  im  stände  sind,  vorzuschießen. 

5.  Man  wird  sich  angelegen  halten,  sobald  als  möglich  eigene  Vor- 
lesebücher für  diese  Fächer  auszumitteln,  welche  zum  Leitfaden  des  Unter- 
richtes dienen  können. 

6.  Zur  Erteilung  dieses  Unterrichtes  sind  in  der  Regel  die  Katecheten 
der  Normalhauptschule  des  Landes  und  der  Hauptschulen  an  den  Orten  der 
Diözesanseminarien  zu  verwenden,  sobald  man  von  ihrer  Tauglichkeit  über- 
zeugt ist.  Jedoch  kann  derselbe  auch  anderen  Männern,  deren  vorzüglichere 
Brauchbarkeit  zu  diesem  Geschäfte  bekannt  ist,  mit  Zuwendung  der  be- 
sagten Remuneration  an  dieselben  überlassen  werden.') 


Np.  610. 

Terordnnng  des  Ministers  fOr  K.  o.  U.  vom  16.  Janner  1851 

Z.  10.950  (ex  1850).  RGBNr.  19. 

gültig  für  die  Kronländer  Niederösterreich,  Böhmen,  Mähren,  Galizien 

und  Steiermark, 

betreffend  die  abgesonderte  Erteilung  des  Unterrichtes  im  Kircbenrechte 
ffir  Theologen  an  Orten,  wo  Universitäten  bestehen. 

Die  Theologen,  welche  ihre  Studien  an  jenen  Orten  zurücklegen,  wo 
sich  Universitäten  befinden,  waren  bisher  angewiesen,  das  Kirchenrecht 
an  der  juridischen  Fakultät  zu  studieren.  Es  ist  aber  ein  durch  die  Natur 
der  Sache  begründetes  Bedürfnis,  daß  das  Kirchenrecht  den  Theologen 
in  einer  anderen  Weise  vorgetragen  werde  als  den  Juristen,  teils  wegen 
der  Verschiedenheit  ihrer  juridischen  Vorbildung,  teils,  weil  manche  Partien 
des  Kirchenrechtes  für  die  Theologen  von  ungleich  größerer  praktischer 
Bedeutung  als  für  die  Juristen  sind,  und  daher  ihnen  ausführlicher  vor- 
getragen werden  müssen.  Eben  deshalb  kann  der  Gegenstand  für  die  Juristen 
ganz  zweckmäßig  auch  fernerhin  in  einem  Semester  behandelt  werden. 
Für  die  Theologen  erscheint  es  dagegen  in  jeder  Beziehung  zweckmäßiger, 
das  Kirchenrecht  durch  ein  ganzes  Jahr  in  fünf  Stunden  wöchentlich  vor- 
zutragen, wie  es  bereits  bisher  in  den  Diözesananstalten  geschehen  ist 
Aus  diesen  Gründen  haben  Se.  Majestät  mit  Ah.  Entschl.  vom  20.  v.M. 
zu  genehmigen  geruht,  daß  den  Theologen  auch  da,  wo  das  Kirchenrecbt 
an  der  juridischen  Fakultät  gelehrt  wird,  eigene  Vorträge  darüber,  und  zwar 
—  insolange  nicht  an  den  theologischen  Fakultäten  Professoren  dieses  Faches 
aufgestellt  sind  —  von  einem  der  vorhandenen  theologischen  Professoren 

^)  Mit  dem  MinErL  vom  21,  September  1960,  Z.  6613  ex  1868,  wurde  auch  diese  Remmtumäon 
auf  den  Religionsfond  übertragen. 

*)  Hinsichtlich  der  akademischen  Stellung  der  Lehrer  der  Katecketik  und  Methodik  s.  den 
MinErl.  vom  26.  August  1872,  Z.  10.119,  MVBNr.  68  (s.  Nr.  216)  und  MinErL  vom  4.  Jänner  im, 
Z.  16396  ex  1872  fs.  Nr.  217). 
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oder  von  einem  anderen  geeigneten  Manne  in  wöchentlich  fünf  Stunden 
durch  das  ganze  Studienjahr  gegen  eine  Remuneration  aus  dem  Studien^ 
fonde  gehalten  werden.  Diese  Remuneration  hat  in  der  Hälfte  des  geringsten 
systemisierten  Gehaltes  eines  Professors  an  der  theologischen  Fakultät 
des  Ortes  zu  bestehen. 


Np.  6U. 

Erlafi  des  Hlnlslsrlams  fOr  K.  n.  U.  vom  14.  Jnli  1853,  Z.  3457 

ex  1852, 

an  die  k.  k.  Statthalterei  für  Dalmatien, 
(betreffend  das  Studluni  der  Theologie  von  Österreichern  im  Auslände).^) 

Das  mit  Ah.  Entschl.  vom  27.  Juli  1829  ausgesprochene  strenge  Verbot, 
im  Auslande  zu  studieren,  wurde  zwar  durch  den  MinErl.  vom  14.  Juli  1848, 
Z.  4484,  aufgehoben;  allein  durch  die  späteren  Ministerialverordnungen 
vom  1.  Oktober  1850,  RQBNr.  370,«)  und  16.  September  1851,  ROBNr.  216,») 
wurde  der  Besuch  von  ausländischen  höheren  Lehranstalten  nur  unter  ge- 
wissen Bedingungen  gestattet,  welche  hinsichtlich  des  Studiums  in  dem 
Kollegium  von  Loretto  keine  Anwendung  finden.  Der  Besuch  der  dortigen 
theologischen  Lehranstalt  ist  daher  bisher  den  österreichischen  Untertanen 
gesetzlich  nicht  freigestellt  Sollten  gleichwohl  besondere  Gründe  es  einem 
oder  dem  anderen  Bischöfe  Dalmatiens  wünschenswert  erscheinen  lassen, 
daß  der  Besuch  auswärtiger  theologischer  Lehranstalten  seinen  Klerikern 
gestattet  werde,  so  hätte  derselbe  unter  Darstellung  ihrer  wesentlichen 
Einrichtung  und  der  für  seinen  Wunsch  sprechenden  Gründe,  sowie  der 
Bedingungen,  an  welche  etwa  die  Gestattung  zu  knüpfen  sein  dürfte,  im 
Wege  der  k.  k.  .  .  .  um  dieselbe  einzuschreiten,  welches  Gesuch  sodann 
zur  weiteren  Verhandlung  mit  einem  gründlichen  Gutachten  anher  vor- 
zulegen wäre. 

Np.  612. 

ADS  dem  Erlasse  des  Staatsmlnisteriiims,  Abt.  fflr  K.  n.  ü.,  vom 

24.  Februar  1863,  Z.  1160. 

an  die  Statthalterei  in  Dalmatien, 
(betreifend  das  Privatstudittm  der  Theologie). 

Dem  Antrage,  daß  dem  Priesterstandskandidaten  N.  N.,  welcher 
privatim  den  theologischen  Studien  obliegt,  das  für  externe  studierende 
Schüler  der  Theologie  bestimmte  Stipendium  monatlicher  10  Gulden 
50  Kreuzer  ö.  W.  angewiesen  werde,  vermag  man  in  Anbetracht  dessen 
keine  Folge  zu  geben,  da  es  den  Bestimmungen  der  MinVdg.  vom  29.  März 

')  Ober  die  Zulassung  von  A  usländern  zum  theologisdien  Studium  im  Inlande  vgL  Nr,  44t, 
«)  5.  Nr,  365. 
»)  s.  Nr,  606. 
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1858,  RGBNr.  50,i)  widerstreitet,  zu  gestatten,  daß  die  für  die  Seelsorge 
heranzubildenden  Priesterstandskandidaten  die  Theologie  privatim  studieren 
und  es  nicht  angeht,  einem  solchen  ganz  unstatthaften  Voi^ange  durch 
Subventionen  aus  öffentlichen  Fonden  Vorschub  zu  leisten. 


Nr.  613. 

Aas  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.  a.  U.  Tom  23.  Sifp^ember  1880, 

Z.  14.756,  '^^^' 

an  das   Dekanat  der  theologischen   Fakultät  der  Wiener  Universität, 

(betreffend  die  Einffihrnng  von  Vorträgen  über  philosophisch-theologische 

Propftdetttik). 

Ich  finde  mich  bestimmt,  an  der  theologischen  Fakultät  der  Wiener 
Universität  vom  Studienjahre  1880/81  ab  Vorträge  über  „Philosophisch- 
theologische Propädeutik"  einzuführen,  welche  in  sieben  wöchentlichen 
Stunden   durch  das  ganze  Studienjahr  abzuhalten  sein  werden. 

Diese  Vorträge  haben  ein  Kollegium  über  den  spekulativen  Teil  dieses 
Gegenstandes  (Logik,  Erkenntnislehre,  Metaphysik  mit  der  weiteren  Gliede- 
rung: Ontologie,  Kosmologie,  spekulative  Anthropologie,  natürliche  Theo- 
logie und  Moralphilosophie)  und  ein  solches  über  Geschichte  der  christ- 
lichen Philosophie  zu  umfassen,  und  wird  das  erstere  in  vier,  das  letztere 
in  drei  Wochenstunden  zu  lesen  sein. 

Das  erstgedachte  Kollegium  ist  für  die  Studierenden  des  ersten  Jahr- 
ganges der  Theologie  als  obligat  zu  betrachten,*)  während  die  Voriesungen 
über  Geschichte  der  christlichen  Philosophie  als  Collegium  publicum  sämt- 
lichen  Studierenden   der   Theologie   zugänglich   zu   machen   sind. 


Nr.  614. 
Erlaß  des  Ministers  für  K.  o.  ü.  vom  31.  Mal  1897,  Z.  631. 

an   das    Dekanat   der   theologischen    Fakultät  der  böhmischen    Universität 

in   Prag, 

(betreffend  die  Einrelhung  der  „christlichen  Soziologie''  unter  die  für 

das  theologische  Studinm  obligaten  Lehrföcher). 

Auf  den  vom  Professorenkollegium  der  theologischen  Fakultät  der 
böhmischen  Universität  in  Prag  mit  Bericht  vom  26.  Oktober  1896,  Z.  46, 
gestellten  Antrag  finde  ich  im  Einvernehmen  mit  dem  fürsterzbischöflichen 

0  s.  Nr.  607. 

<)  Mit  MinErL  vom  18.  März  1881,  Z.  3410,  wurde  dem  Rektor  des  Pdzmdnschen  KoUegiams 
in  Wien  eröffnet,  daß  seitens  der  Unterrichtsverwaltung  kein  Anstand  dagegen  obwaltet,  daß  die 
mit  dem  Erlasse  vom  23.  September  1880,  Z.  14.756,  an  der  Wiener  theologischen  Fakultät  ein- 
geführten, fflr  die  hierländlgen  SeminarzOglinge  als  obligat  zu  betrachtenden  Vortrige  über 
„philosophisch-theologische  Propädeutik"  (welche  in  deutscher  Sprache  abgehalten  werden)  von 
den  Zöglingen  des  Pizmänschen  Kollegiums  nicht  frequentiert  werden. 
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Ordinariate  in  Prag  zu  genehmigen,  daß  vom  Studienjahre  1897/98  ab  an 
der  genannten  Fakultät  das  Fach  der  christlichen  Soziologie  unter  die  im 
§  5  der  ho.  Verordnung  vom  29.  März  1858,  Z.  264/KUM,  ROBNr.  50,i) 
angeführten,  für  das  theologische  Studium  obligaten  Lehrfächer  einge- 
reiht werde. 

Hienach  werden  die  Studierenden  der  Theologie  an  der  böhmischen 
Universität  in  Prag,  und  zwar  die  ordentlichen  Hörer  des  dritten  Jahrganges 
der  Theologie  verpflichtet,  jene  des  zweiten  und  vierten  Jahrganges  aber 
berechtigt  sein,  die  Vorlesungen  über  christliche  Soziologie  zu  besuchen. 

Von  dieser  Verfügung  Wolle  das  Dekanat  die  Studierenden  der  Theologie 
in   entsprechender  Weise  sofort  zur  Danachachtung  in  Kenntnis  setzen.') 


b)  Doktoratsvorschriften. 
aa)  Rigorosenordnung. 

Np.  615. 

Verordnung  des  Ministers  fDr  K.  u.  U.  vom  8.  April  1903,  RßBNr.  97, 

MVBNr.  21 

durch  welche  f&r  die  theologischen  Fakultäten  der  k.  k.  Universitäten 
in  Wien,  Prag,  Graz,  Innsbruck,  iCrakau  und  Lemberg  sowie  die  k.  k. 
theologischen  Fakultäten  in  Olmfitz  und  Salzburg  bezflglich  der  Erlangung 
des  theologischen  Doktorates  neue  Bestimmungen  erlassen  werden. 

Auf  Grund  der  mit  Ah.  Entschl.  vom  1.  April  1903  erhaltenen  Er- 
mächtigung erlasse  ich  für  die  obengenannten  katholisch-theologischen  Fakul- 
täten bezüglich  der  Erlangung  des  theologischen  Doktorates  die  nach- 
folgenden  Bestimmungen : 

§  1.  Zur  Erlangung  des  Doktorates  der  katholischen  Theologie  ist 
die  Vorlage  einer  wissenschaftlichen  Abhandlung  und  die  Ablegung  von 
drei  strengen  Prüfungen  (Rigorosen)  erforderlich. 

Zweck  dieser  Prüfungen  ist,  festzustellen,  ob  und  in  welchem  Grade 
eine  gründliche  Kenntnis  der  theologischen  Hauptfächer  und  die  Befähigung 
zu   wissenschaftlicher  Forschung  erreicht  wurde. 

Sie  umfassen  daher  folgende  Fachgruppen: 

a)  die   spekulative  und  positive   Dogmatik   mit  Apologetik; 

b)  die  biblischen   Fächer; 

c)  Kirchengeschichte  und  Kirchenrecht; 

d)  Moral-  und  Pastoraltheologie. 

Die  Zulassung  zu  diesen  Prüfungen  ist  von  dem  Nachweise  abhängig, 
daß  der  Kandidat  die  theologischen  Studien  als  ordentiicher  Hörer  an  einer 

»)  5.  Nr.  607. 

*)  Mit  dem  MinErL  vom  6,  August  1897,  Z,  6288,  wurde  genehmigt,  dqß  an  der  theologischen 
Fakultät  der  Universität  in  Wien  vom  Studienjahre  1897/98  ab  in  Jedem  Semester  ein  zwei- 
ständiges  aufierordenüiehes  Kollegium  über  christliche  Soziologie  abgehalten  werde, 
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theologischen  Fakultät  ordnungsmäßig  absolviert  hat  und  der  Vorschrift 
des  zweiten,  beziehungsweise  dritten  Absatzes  des  §  5  dieser  Verordnung 
nachgekommen  ist. 

Die  ausnahmsweise  Zulassung  solcher  Kandidaten,  welche  diesen  Nach- 
weis nicht  zu  liefern  vermögen,  kann  auf  Antrag  des  betreffenden  Pro- 
fessorenkollegiums von  dem  Unterrichtsminister  bewilligt  werden. 

Den  Zöglingen  des  Pazmaneums  in  Wien  bleibt  die  Ablegung  des 
Rigorosums  aus  dem  Bibelstudium  im  vierten  Jahrgänge^)  des  theologischen 
Studiums  wie  bisher  gestattet;  sie  haben  jedoch  vor  Zulassung  zu  dem 
nächsten  Rigorosum  die  vorgeschriebene  wissenschaftliche  Abhandlung  vor- 
zulegen. 

Kandidaten,  welche  die  theologischen  Studien  an  einer  gesetzmäßig 
organisierten  Diözesan-  oder  Klosterlehranstalt ^)  absolviert  haben,  können 
an  einer  Universität  oder  theologischen  Fakultät  nach  vorläufiger  Immatri- 
kulation^) zu  den  strengen  Prüfungen  zur  Erlangung  des  Doktorgrades  zu- 
gelassen werden,  wenn  sie  in  das  Studium  der  Theologie  auf  Grundlage 
eines   staatsgültigen   Maturitätszeugnisses   aufgenommen   worden   sind. 

Wenn  ein  Kandidat  an  einer  theologischen  Fakultät  bereits  immatrikuliert 
war,  ist  eine  neuerliche  Immatrikulation  an  jener  Fakultät,  an  welcher  er 
die  Rigorosen  abzulegen  beabsichtigt,  nicht  mehr  eriorderlich. 

§  2.  Die  geschriebene  oder  gedruckte  Abhandlung  hat  mindestens 
drei  Druckbogen  zu  umfassen,  und  muß,  da  die  Fachgruppe  der  Dogmatik 
mit  Apologetik  stets  der  mündlichen  Prüfung  vorbehalten  bleibt,  eine  wissen- 
schaftliche Untersuchung  über  ein  freigewähltes,  vom  Dekane  nach  Ein- 
vernahme der  betreffenden  Fachprofessoren  bestätigtes,  eventuell  näher  be- 
stimmtes Thema  aus  einer  der  im  §  1  genannten  Fachgruppen  b),  c) 
und  d)  enthalten. 

Das  Thema  ist  in  der  Regel  so  zu  wählen  oder  zu  formulieren,  daß 
die  Abhandlung  die  Vertrautheit  des  Kandidaten  mit  der  ganzen  Fachgruppe, 
der  es  entnommen  ist,  oder  wenigstens  mit  einem  Hauptgegenstande  der- 
selben erweisen  kann. 

§  3.  Die  vorgelegte  Abhandlung  wird  von  dem  Dekane  zwei  Refe- 
renten zur  Begutachtung  zugewiesen,  und  zwar  den  ordentlichen  Professoren 
und  in  deren  Ermanglung  den  außerordentlichen  Professoren  des  betreffenden 
Faches.  Eventuell  kann  der  zweite  Referent  ein  ordentlicher  oder  außer- 
ordentlicher Professor  jenes  Faches  sein,  dem  die  Abhandlung  nach  ihrem 
Inhalte  zunächst  steht. 

Der  Dekan  bestimmt  für  die  Prüfung  des  wissenschaftlichen  Wertes 
der  Abhandlung  einen  entsprechenden  Zeitraum. 

§  4.  Die  zur  Beurteilung  der  Abhandlung  berufenen  Professoren  er- 
statten  ein   motiviertes  schriftliches  Gutachten   über  dieselbe   an   das   Pro- 


*)  s.  Nr,  617,  —  Die  auf  Qrund  des  SiaatsmüiErl,  (Abt,  für  K.  «.  U,)  vom  31.  MOn  1864, 
Z.  2679,  dem  theologischen  ProfessorenkoUegium  eingeräumte  Befugnis,  auch  andere  Theologen 
eur  Ablegung  eines  Rigorosums  bereits  im  vierten  fahre  ihres  theologischen  Studiums  eazatasseu, 
ist  mit  den  Bestimmungen  der  neuen  Rlgorosenordnung  unvereinbar,  daher  erloschen, 

•)  s,  Nr,  621. 

■)  5.  Nr.  620. 
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fessorenkollegium,   welches   auszusprechen   hat,   ob   der   Kandidat  zu   den 
mündlichen  strengen  Prüfungen  zuzulassen  sei  oder  nicht. 

Der  Reprobation  der  Abhandlung  kommt  die  gleiche  Wirkung  wie 
jener  bei  einer  strengen  Prüfung  zu  (§§   13  und  14). 

§  5.    Gegenstand  der  drei  mündlichen  strengen  Prüfungen  sind: 

a)  die  spekulative  und  positive  Dogmatik  mit  Apologetik, 

b)  die  anderen  im  §  1  aufgezahlten  Fachgruppen  b),  c)  und  d),  je- 
doch stets  mit  Ausschluß  derjenigen,  welcher  das  Thema  der  schriftlichen 
Abhandlung  entnommen  worden  war. 

Um  zu  dem  Rigorosum  aus  den  biblischen  Fächern  (das  gesamte 
Bibelstudium  des  Alten  und  Neuen  Testamentes)  zugelassen  zu  werden, 
muß  der  Kandidat  die  Vorlesungen  über  die  semitischen  Dialekte,  näm- 
lich Syrisch-Chaldäisch  und  Arabisch,  sowie  über  die  höhere  Exegese  des 
Alten  und  Neuen  Testamentes  wenigstens  durch  je  ein  Semester  mit  gutem 
Erfolge  besucht  haben.^) 

Von  dem  Besuche  der  eben  genannten  Vorlesungen  kann  der  Minister 
für  Kultus  und  Unterricht  in  rücksichtswürdigen  Fällen  nach  Einvernehmung 
des  theologischen  Professorenkollegiums  eine  Ausnahme  gestatten;  in  diesem 
Falle  hat  jedoch  der  Kandidat  an  der  theologischen  Fakultät,  an  welcher 
er  die  Rigorosen  ablegen  will,  sich  einer  Prüfung  aus  den  semitischen 
Dialekten,  beziehungsweise  aus  der  höheren  Exegese  des  Alten  und  Neuen 
Testamentes  zu  unterziehen. 

Die  mit  Erlaß  vom  6.  September  1895,  Z.  1717/KUM,  MVBNr.  33,«)  er- 
flosseneu  Anordnungen,  betreffend  die  Nostrifikation  von  an  den  päpstiichen 
Universitäten  und  Kollegien  in  Rom  erworbenen  theologischen  Doktor- 
diplomen haben  auch  weiterhin  mit  der  Modifikation  in  Geltung  zu  bleiben, 
daß  die  Nostrifikationswerber,  welche  sich  nach  Punkt  3  des  obigen  Er- 
lasses einer  strengen  Prüfung  aus  dem  Kirchenrechte  und  der  Kirchen- 
geschichte  oder   aus   der   Kirchengeschichte    allein   zu   unterziehen    haben, 

>)  Der  MüiErL  vom  16.  Jänner  1804,  Z.  731KUM,  bemerkt  die^ezügUch:  Gemäß  der 
Bestimmung  des  fmä  obiger  Anordnung  gleichlautenden)  §  2  der  theologischen  Rlgorosenordnung 
V.  16,  Jänner  1994,  Z.  731 KUM,  ROBNr.  27,  MVBNr.  7,  hat  in  Hinkunft  die  strenijre  Prflfung  aus 
den  drei  semitischen  Dialekten  Syrisch,  Chaldftisch  und  Arabisch  bei  dem  Rigorosum  aus  dem 
Bibelstudium  zu  entlallen,  an  deren  Stelle  die  bisher  übliche  Semestralprflfuns:  zu  treten  hat, 
bei  welcher  der  Kandidat  seine  Kenntnisse  aus  den  orientalischen  Sprachen  darzutun  in  der  LagT^ 
sein  wird.  Durch  diese  Verminderungr  der  Zahl  der  Prflfungsg^egenstftnde  bei  dem  obgedachten 
Rifforosum  soll  einerseits  dem  Kandidaten  die  Gelegenheit  zur  grOfieren  Vertiefung  in  das 
Studium  der  übrigen  zum  Bibelstudium  des  Alten  und  Neuen  Testamentes  gehörigen  Gegenstände 
geboten,  andrerseits  aber  auch  den  Examinatoren  eine  angemessene  Erweiterung  der  Prflfungszeit 
behufs  genauer  Erprobung  des  Wissens  des  Kandidaten  in  diesen  Disziplinen  gewfthrt  werden. 

ErlalS  des  Ministeriums  für  K.  u.  U.  vom  16.  Februar  1905,  Z.  2442,  an  die  Dekanate 
sSmtlicher  theologischer  Fakultäten :  Da  sich  in  letzter  Zeit  die  Gesuche  um  Nachsicht  von  dem 
Besuche  der  Vorlesungen  Ober  semitische  Dialekte  behufs  Erlangung  des  theologischen  Doktor- 
grades auffUlig  mehren,  wird  das  Dekanat  zur  Danachachtung  in  vorkommenden  FUlen  darauf 
aufmerksam  gemacht,  dafi  an  der  Forderung,  daß  bischöfliche  Alumnen  wfthrend  ihrer  Studien- 
zeit gemäfi  der  Bestimmung  des  §  5  der  MinVdg.  vom  8.  April  1903,  ROBNr.  97  die  Vorlesungen 
Ober  semitische  Dialekte  zu  besuchen  haben,  strenge  festzuhalten  ist.  Indem  nur  ganz 
ausnahmsweise  In  besonders  berUcksIchtigungswardigen  FUlen  die  Dispens  hlevon  erteilt 
werden  kann. 

■)  5.  Nr.  51Z 
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vor  ihrer  Zulassung  zu  diesen  Rigorosen  eine  wissenschaftliche  Abhand* 
lung  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  dieser  Verordnung  vorzulegen  haben. 

§  6.  Die  drei  Rigorosen  können  in  beliebiger  Reihenfolge,  dodi 
müssen  sie  sämtlich  an  derselben  Fakultät  abgelegt  werden.^) 

Ausnahmsweise  kann  die  Fortsetzung  der  Rigorosen  an  einer  anderen 
theologischen  Fakultät,  als  an  der  sie  begonnen  wurden,  vom  Minister  für 
Kultus  und  Unterricht  nach  Einvernahme  der  betreffenden  Professoren- 
kollegien gestattet   werden. 

Für  die  Zöglinge  des  höheren  Priesterbildungsinstitutes  zu  St  Augustin 
in  Wien  bleiben  die  bestehenden  besonderen  Vorschriften')  in  Geltung, 
wonach  sie  die  an  einer  anderen  theologischen  Fakultät  begonnenen 
Prüfungen  zur  Erlangung  des  Doktorates  der  Theologie  an  der  Wiener 
Universität  fortsetzen  dürfen. 

§  7.  Der  Zutritt  zu  den  Rigorosen  steht  nach  Maßgabe  des 
Raumes  allen  Professoren  und  Doktoren  der  Theologie,  sowie  den  Kandi- 
daten des  theologischen  Doktorgrades  frei  und  kann  vom  Vorsitzenden  der 
Prüfungskommission  auch  anderen  Personen  gestattet  werden. 

Jedes  Rigorosum  dauert  zwei  Stunden. 

§  8.  Der  Dekan  des  Professorenkollegiums  führt  in  der  Prüfungs- 
kommission den  Vorsitz.  Im  Verhinderungsfalle  wird  er  von  dem  Pro- 
dekan, und  wenn  auch  dieser  verhindert  isi;  von  dem  rangältesten  Professor 
vertreten. 

Die  Prüfungskommission  besteht  für  jedes  Rigorosum  außer  dem  Vor- 
sitzenden aus  vier,  beziehungsweise  (§  9)  drei  Mitgliedern,  nämlich  aus 
den  betreffenden  Fachprofessoren  und  noch  zwei  anderen  Prüfungskommis- 
sären als  Examinatoren.  Letztere  werden  in  Oemäßheit  des  MinErl.  vom 
30.  Juni  1850,  RGBNr.  319,*)  von  den  betreffenden  Diözesanbischöfen,  in 
deren  Diözese  die  Universität  oder  Fakultät  sich  befindet,  aus  den  Pro- 
fessoren oder  Doktoren  der  Theologie  nach  Einvernahme  des  theologi- 
schen Professorenkollegiums  bestellt. 

In  Ermanglung  eines  ordentlichen  Professors  für  ein  Prüfungsfach 
oder  bei  Verhindenmg  desselben  ist  der  außerordentliche  Professor  dieses 
Faches  und  beim  Abgange  eines  solchen,  der  mit  der  Supplierung  beauf- 
tragte Dozent,  wenn  er  Doktor  der  Theologie  ist,  andernfalls  der  Professor 
des  nächstverwandten  Faches  beizuziehen. 

§  9.  Der  Vorsitzende  hat  immer  das  Recht,  aber  nur  dann  die  Pflicht, 
zu  examinieren,  wenn  er  Fachprofessor  eines  Prüfungsgegenstandes  ist 
Im  letzteren  Falle  hat  die  Prüfungskommission  nebst  dem  präsidierenden 
Dekan  nur  aus  drei  Mitgliedern  zu  bestehen. 

§  10.  Wird  die  Zahl  der  Examinatoren  durch  die  im  §  8,  beziehungs- 
weise §  9  berufenen  Vertreter  der  Prüfungsfächer  nicht  erschöpft,  so  ist 
dieselbe  aus  der  Reihe  der  ordentlichen   Professoren  zu  ergänzen. 

^)  Dieselbe  Verfügung  enthielt  bereits  der  StaatsminErL  yom  6,  März  1864,  Z.  1297» 
«)  s,  Nr.  618  und  619, 

*)  5.  Nr,  605.  —  Bezuglich  der  Entsendung  von  bischöflichen  Examinatoren  zu  den  Rigttnuu 
an  der  Lemberger  Universität  s,  den  MinErL  vom  17.  Februar  1857,  Z.  2076  (s,  Nr.  95), 
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§  11.  Jedes  Miiglied  der  Prüfungskommission  hat  dem  Rigorosimi  vom 
Anfange  bis  zum  Ende  beizuwohnen. 

Der  Abstimmung  und  SchluBfassung  geht  eine  Besprechung  über  das 
Ergebnis  der  Prüfung  voraus. 

Die  Abstimmung  von  Seite  jedes  einzelnen  Mitgliedes  erfolgt  sodann 
mit  dem  Kalkül  eminenter  oder  bene  oder  insufficienter.  Der  Qesamtkalkül 
ist  durch  die  entsprechenden   Beisätze  auszudrücken. 

§  12.  Die  lateinische  Sprache  ist  als  Prüfungssprache  bei  den  strengen 
Prüfungen  aus  der  Dogmatik  und  Moraltheologie  jederzeit,  aus  den  übrigen 
Geg^enständen  aber  in  der  Regel  anzuwenden.  Letzteres  gilt  auch  von  der 
Sprache,   in   welcher  die   wissenschaftliche   Abhandlung   abzufassen   ist. 

Ausnahmen  können  von  der  Prüfungskommission  aus  wichtigen  Gründen 
gewährt  werden. 

§  13.  Wird  ein  Kandidat  bei  einem  Rigorosum  reprobiert,  so  kann 
er  zu  keinem  weiteren  Rigorosum,  sondern  nur  zur  Wiederholung  desselben 
Rigorosums,  und  zwar  nicht  vor  Ablauf  von  drei  Monaten  zugelassen  werden. 
Wird  er  hiebei  abermals  reprobiert,  so  ist  nur  noch  eine  Wiederholung 
des  Rigorosums,  und  zwar  nicht  vor  Ablauf  eines  Jahres  zulässig.  Bei  noch- 
maliger (dritter)  Reprobation  ist  der  Kandidat  von  der  Erlangung  des  theologi- 
schen Doktorgrades  an  einer  theologischen  Fakultät  der  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreiche  und  Länder,  wie  auch  von  der  Nostrifikation  eines 
im  Auslande  erworbenen  Doktordiploms  für  immer  ausgeschlossen. 

§  14.  Die  Taxe  für  die  Begutachtung  der  vorgelegten  Abhandlung 
beträgt  4Q  Kronen  und  wird  zwischen  den  Begutachtern  derselben  zu 
gleichen  Teilen  geteilt 

Die  Taxe  für  jedes  Rigorosum  beträgt  80  Kronen.  Der  Vorsitzende 
erhält  hievon  12  Kronen,  jedes  Mitglied  der  Kommission  10  Kronen.  Weiters 
sind  dort,  wo  ein  Kanzleifond  besteht,  4  Kronen  an  denselben  abzuführen. 

Der  Vorsitzende  erhält,  wenn  er  zugleich  Fachexaminator  ist,  auch 
die  für  einen  solchen  entfallende  Taxe. 

Bei  Wiederholung  eines  Rigorosums  ist  nur  die  Hälfte  der  Taxe  zu 
entrichten;  hievon  erhält  jedes  beteiligte  Mitglied  der  Prüfungskommission 
die  Hälfte  des  oben  angegebenen  Taxbetrages.  Der  Betrag  für  den  Kanzlei- 
fond entfällt  bei  Wiederholungen. 

Der  Rest  aller  Rigorosentaxbezüge  wird  unter  sämtliche  ordentliche 
Professoren  der  Fakultät  verteilt. 

§  15.  Die  Einzeltaxbezüge  haben  die  Natur  von  Präsenzgeldem  und 
können  daher  auch  nur  für  wirkliche  Funktionen  in  Anspruch  genommen 
werden. 

§  16.  Nach  mit  Erfolg  bestandenem  dritten  Rigorosum  hat  der  Kandidat 
das     tridentinisch  -  vatikanische    Glaubensbekenntnis  i)    vor   dem    Diözesan- 

*)  5.  Nr.  605,  5.  733.  —  Das  tridentiniseh- vatikanische  Qlaubensbekenntnis, 
welches  in  Lemberg  vor  jenem  Erzbischof e  abzulegen  ist,  dem  der  zu  Graduierende  nach  dem 
Ritas  untersteht  (s,  Nr,  95),  Umtet: 

,  FIDEI  PROFESSIO. 

Ego  firms  flde  credo  et  profiteor  omnia  et  sing^la,  quae  in  fidei  continentur  symbolo, 
quo  sancta  romana  ecdesia  utitur  in  missa,  videlicet:  Credo  in  unum  DEUM  patrem  omni- 
potentem, factorem  coell   et  terrae,  visibUium  omnium  et  invisibilium.    Et  in  unum  dominum 
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bischofe  oder  in  Wien  und  Prag  vor  dem  Kanzler  der  theologischen 
Fakultät  abzulegen  und  sich  hierüber  beim  Dekane  des  Professorenkoll^ums 
auszuweisen. 

§  17.    Die  Promotion  erfolgt  unter  dem  Vorsitze  des  Rektors  und  im 
Beisein  des  Dekans  des  Professorenkollegiums,  dann  in  Wien  und  Prag  auch 


lESUM  Christum  filium  DEI  unisfenitam  et  ex  patre  natum  ante  omnia  saecnla,  DEUM  de  DEO, 
Inmen  de  lumlne,  DEUM  verum  de  DEO  vero,  g^enitum,  non  factum,  consubstantialem  patri, 
per  quem  omnia  facta  sunt.  Qui  propter  nos  liomines  et  propter  nostram  salutem  descendit  de 
coelis.  Et  incamatus  est  de  spiritu  sancto,  ex  MARIA  virgine,  et  homo  {actus  est.  Cmcifixus 
etiam  pro  nobis  sub  Pontio  Pllato,  passus  et  sepultus  est.  Et  resnrrexit  tertia  die  secandnra 
scripturas.  Et  ascendit  in  coelum,  sedet  ad  dextram  patris.  Et  iterum  venturus  est  com  gloria 
iudicare  vivos  et  mortuos,  culus  repii  non  erit  finis.  Et  in  spiritum  sanctum,  dominum  et  vivi- 
ficantem,  qui  ex  patre  filioque  procedit.  QuI  cum  patre  et  filio  simul  adoratur  et  conglori- 
ficatur,  qui  locutus  est  per  proplietas.  Et  unam  sandam,  catholicam  et  apostolicam  ecciesiam. 
Confiteor  unum  baptisma,  In  remisslonem  peccatorum.  Et  exspecto  resurrectionem  mortnonim. 
Et  vltam  venturi  saecull.    Amen. 

Apostollcas  et  ecciesiasticas  traditiones,  reliquasque  eiusdem  ecciesiae  observationes  et 
constitutiones  flrmissime  admltto  et  amplector.  Item  sacram  scrlpturam  inxta  eum  sensnm,  quem 
tenuit  et  tenet  sancta  mater  ecclesia,  cuius  est  iudicare  de  vero  sensu  et  interpretatlone  sacivmm 
scripturarum,  admitto:  nee  eam  umquam,  nlsi  iuxta  unanimem  consensum  patrum,  acdpiam 
et  interpretabor. 

Profiteor  quoque  Septem  esse  vere  et  proprle  sacramenta  novae  legis,  a  lESU  Christo 
domino  nostro  instituta  atque  ad  salutem  humani  generis  (licet  non  omnia  singulis)  necessaria, 
sdlicet  baptismum,  confirmatlonem,  eucharistiam,  poenitentiam,  extremam  unctionem,  ordlinem 
et  matrimonium;  illaque  gratlam  conferre  et  ex  his  baptismum,  conflrmationem  et  ordinem  sine 
sacrllegio  relterarl  non  posse.  Receptos  quoque  et  approbatos  ecciesiae  catholicae  ritns  in 
supradictorum  omnium  sacramentorum  solemni  administratione  redplo  et  admltto. 

Omnia  et  singula,  quae  de  peccato  originali  et  de  iustiflcatione  in  sacrosancta  Tridentina 
synodo  definila  et  declarata  fuerunt,  amplector  et  reclpio. 

Profiteor  pariter  in  missa  offeri  DEO  verum,  proprium  et  propitlatorinm  sacrifidum  pro 
vivis  et  defundis:  atque  in  sandlsslmo  eucharistiae  sacramento  esse  vere,  realiter  et  snbstan- 
tiallter  corpus  et  sanpxinem  unacum  anima  et  divinitate  Domlnl  Nostri  lESU  Christi  fieriqoe 
conversionem  totius  substantiae  panis  In  corpus  et  totius  substantlae  vini  in  sangnlnera»  quam 
converslonem  cathollca  ecdesia  transsubstantiationem  appellat. 

Fateor  etiam  sub  altera  tantum  spede  totum  atque  integrum  Christum  verumqne 
mentum  suml. 

Constanter  teneo,  purgatorium  esse,  animasque  Ibl  ddentas  fldellum  snffragiis  invmri. 

Simillter  confiteor,  sandos  unacum  Christo  regnantes  venerandos  atque  invocandos 
eosque  oratlones  pro  nobIs  DEO  offerre  atque  eorum  reliqulas  esse  venerandas. 

Flrmlter  quoque  assero,  imagines  Christi  ac  ddparae  semper  virginis  nee  non  aUoram 
sandorum  habendas  et  retinendas  esse;  atque  eis  debltum  honorem  ac  venerationem  impertieiidaiiL 

Indulgentlarum  etiam  potestatem  a  Christo  In  ecdesia  relldam  fulsse  illammqae  nsnm 
christlano  populo  maxime  salutarem  esse  affirmo.  Sanctam  catholicam  d  apostolicam  Romanjun 
ecciesiam,  omnium  ecdeslarum  matrem  et  magistram  agnosco ;  Romanoque  Pontificl,  bemti  Pctri 
apostolorum  prindpis  successori  ac  lESU  Christi  vicario  veram  obedientlam  spondeo  ac  laro. 

Cadera  Item  omnia  a  sacris  canonibus  et  oecumenicis  concillls  ac  praedpne  a  sacrosancta 
Tridentina  synodo  et  ab  oecumenico  Condllo  Vaticano  tradita,  deflnlta  ac  dedarata,  pracsertim 
de  Romani  Pontifids  Primatu  d  Infalliblli  magisterio,  Indubitanter  redplo  atque  profiteor: 
simulque  contraria  omnia  atque  haereses  quascumque  ab  ecdesia  damnatas  et  rdedas  et  ana- 
themati2atas  ego  pariter  damno,  reildo  et  anathematizo. 

Hanc  veram  catholicam  fldem,  extra  quam  nemo  salvus  esse  potest,  quam  in  pracsend 
sponte  profiteor  et  veradter  teneo,  eandem  integram  et  inviolatam  usque  ad  extremnm  TÜae 
spiritum  constantissime  (DEO  adjuvante)  retinere  et  confiteri  atque  a  mds  snbditis,  sea  fllis, 
quorum  cura  ad  me  in  munere  meo  spedabit,  teneri,  doceri  et  praedicari,  quantum  in  me  erit, 
me  curaturum  promitto. 

Haec  et  omnia  supradlda  me  servaturum  spondeo,  voveo  ac  inro,  sie  me  DEUS  adinvet. 
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des    Kanzlers   der  theologischen    Fakultät,   durch   einen   ordentlichen   Pro- 
fessor (per  tumum)  in  Form  der  herkömmlichen  Sponsionen.^) 

Wenn  der  Rektor  nicht  der  römisch-katholischen  Kirche  angehört,  so 
hat  die  Promotion  unter  dem  Vorsitze  des  Prorektors,  beziehungsweise  des 
Dekans  der  Fakultät,  aus  welcher  der  Rektor  hervorgegangen  ist,  oder  des 
gesetzlichen  Vertreters  dieses  Dekans  zu  geschehen,  und  diese  Funktionäre 
haben  dann  auch  das  Diplom  zu  unterschreiben. 

An  den  theologischen  Fakultäten  in  Olmütz  und  Salzburg  erfolgt  die 
Promotion  unter  dem  Vorsitze  des  Dekans  im  Beisein  des  Prodekans  durch 
einen  ordentlichen  Professor  (per  tumum). 

§  18.  Die  Promotionstaxe  beträgt  an  allen  theologischen  Fakultäten 
120   Kronen. 

Hievon  beziehen  der  Rektor  30  Kronen,  der  Kanzler,  der  Dekan  und 
der  Promotor  je  10  Kronen;  an  den  theologischen  Fakultäten  in  Olmütz 
und  Salzburg  beziehen  der  Dekan  30  Kronen,  der  Prodekan  und  Promotor 
je  10  Kronen.  Femer  sind  von  dieser  Taxe  10  Kronen  an  den  Kanzleifond, 
wo  ein  solcher  besteht,  abzuführen,  aus  welchem  die  an  den  verschiedenen 
Universitäten  bisher  bestehenden  Zahlungen  für  die  Anfertigung  des  Diploms 
und  die  bisherigen  Bezüge  des  Kanzleipersonals  und  der  Dienerschaft  zu 
bestreiten  sind. 

Der  Rest  aller  Promotionstaxbezüge  wird  unter  sämtliche  ordentliche 
Professoren  der  Fakultät  zu  gleichen  Teilen  verteilt 

§  19.  An  jenen  Universitäten,  an  welchen  bisher  feierliche  Promotions- 
formen üblich  waren,  bleibt  es  dem  Kandidaten  freigestellt,  statt  der  ein- 
fachen diese  feierliche  Promotionsform  gegen  die  hiefür  üblichen  Entrich- 
tungen für  sich  in  Anspmch  zu  nehmen.  Doch  kommt  der  im  vorher- 
gehenden Paragraphen  bestimmte  Taxbetrag  auch  in  diesem  Falle  zu  der 
dort  angeordneten  Verwendung  und  Verteilung. 

§  20.  Diese  Rigorosenordnung  tritt  mit  Beginn  des  Studienjahres 
1903/04  in  Kraft 

Jene  Kandidaten,  welche  sich  bis  dahin  den  Rigorosen  nach  den  bisher 
bestandenen  Vorschriften^)  bereits  ganz  oder  teilweise  unterzogen  haben, 
sind  auch  femerhin  nach  diesen  Vorschriften  zu  behandeln. 


»)  s.  Nr,  499e.  —  ■)  Die  frühere  Rigorosenordnung  vom  tö.Jänner  1894,  Z.  73/KUM, 
RQBNr,  27,  MVBNr.  7,  enthieU  folgende  abweichende  Bestimmungen: 

%  1.  Znr  Erlansfang  des  Doktorates  der  katholischen  Theologie  ist  die  Ablegung  von  vier 
strengen  Prüfungen  (Rigorosen)  erforderlich. 

Die  Zulassung  zu  den  Rigorosen  ist  von  dem  Nachweise  abhftngig,  dafi  der  Kandidat  die 
theologischen  Studien  als  ordentlicher  HOrer  an  einer  theologischen  Fakultät  ordnungsgemäfi 
absolviert  hat  und  den  Vorschriften  des  §  2  dieser  Verordnung  nachgekommen  ist. 

Den  Zöglingen  des  Pazmaneums  in  Wien  bleibt  die  Ablegung  des  Rigorosums  aus  dem 
Bibelstndium  Im  vierten  Jahrgange  des  theologischen  Studiums  wie  bisher  gestattet. 

§  2.   Die  vier  Rigorosen  umfassen  folgende  Prflfungsgegenstftnde : 

1.   Das  gesamte  Bibelstudium  des  Alten  und  Neuen  Testamentes. 

Um  zu  dem  betreffenden  Rigorosum  zugelassen  zu  werden,  mnfi  der  Kandidat  die  Vor- 
lesungen aber  die  semitischen  Dialekte,  nimlich  Syrlsch-Chaldftisch  und  Arabisch,  sowie  Aber 
die  höhere  Exegese  des  Alten  und  Neuen  Testamentes  wenigstens  durch  je  ein  Semester  mit 
gutem  Erfolge  besucht  haben. 

Von  dem  Besuche  der  eben  genannten  Vorlesungen  kann  der  Minister  ffir  Knltns  und 
Unterricht  in  rflcksichtswardlgen  Fällen  nach  Einvernehmung  des  theologischen  Professoren- 
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Erlafi  des  Staatsmlnlsterioms,  Abt.  fflr  K.  u.  U.,  vom  4.  Juli  1866. 

Z.  5620/K.  U., 

an  die  Statthalterei  für  Tirol  und  Vorarlbei^, 

(betreffend  die  Verleihnng  des  Promotionsrechtes  zu  dem  tlieologischen 
Doktorgrade  an  die  tlieologische  Fakultät  der  Universität  in  Innsbruck). 

Se.  k.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  26.  Juni  1866 
der  theologischen  Fakultät  der  Universität  zu  Innsbruck  die  Ausübung  des 
Promotionsrechtes  zu  dem  theologischen  Doktorgrade  gegen  dem  ag.  zu 
gestatten  geruht,  daß  hinsichtlich  der  Erfordernisse  zur  Erlangung  dieses 
akademischen  Grades  und  der  Verleihung  desselben  die  bestehenden  Vor- 
schriften genau  in  Erfüllung  kommen. 

Die  Abnahme  des  bisher  bloß  den  Kandidaten  des  theologischen 
Doktorgrades  auferlegten  Gelöbnisses^)  bei  der  Promotion  kann  unterbleiben. 


koUegiums  eine  Ausnahme  gestatten;  in  diesem  Falle  hat  jedoch  der  Kandidat  an  der  tfccolo- 
gischen  Fakultät,  an  welcher  er  die  Rigorosen  ablegen  will,  sich  einer  Prüfung  ans  den  semi- 
tischen Dialekten,  beziehungsweise  aus  der  höheren  Exegese  des  Alten  und  Neuen  Testsmentcs 
zu  unterziehen. 

2.  Generelle  und  spezielle  Dogmatlk. 

3.  Kirchengeschichte  und  Kirchenrecht. 

4.  Moral-  und  Pastoraltheologie. 

§  5.  Zwischen  Je  zwei  Rigorosen  hat  ein  Zeitraum  von  mindestens  drei  Monaten  zn  ver- 
streichen. Hat  jedoch  der  Kandidat  ein  lUgorosum  mit  sehr  gutem  Erfolge  abgelegt,  so  kann 
ihm  der  Dekan  fflr  das  nächste  Rigorosum  auch  einen  kflrzeren  Termin  gewähren. 

§  10.   Sämtliche  Rigorosen  sind  in  der  lateinischen  Sprache  abzulegen. 

Von  dieser  Bestimmung  ist  nur  bei  der  Pastoraltheologie  eine  Abweichung  zulässig:,  wenn 
dieser  Gegenstand  an  der  betreffenden  Fakultät  in  einer  anderen  Sprache  vorgetragen  wird,  und 
der  Kandidat  das  Ersuchen  stellt,  die  Prflfnng  in  der  Vortragssprache  ablegen  zu  dflrfen. 

§  12.  Fflr  jedes  Rigorosum  hat  der  Kandidat  eine  Taxe  von  36  fl.  ffetzt  72  Kronen)  za 
entrichten. 

§  14.  Nach  Ablegung  der  vier  Rigorosen  hat  der  Kandidat  eine  grOfiere  geschriebene 
Abhandlung  (Dissertation)  vorzulegen.  Das  Thema,  welches  aus  einem  der  dem  Bereiche  der 
theologischen  Fakultät  angehOrigen  Fächer  zu  nehmen  ist,  bestimmt  der  Dekan  im  Einver- 
nehmen mit  dem  Professor,  aus  dessen  Fache  das  Thema  gewählt  wird.  Nach  Approbation  der 
Dissertation  erfolgt  die  Ablegung  des  tridentinisch-vatikanischen  Olaubensbekenntnisses  vor  dem 
DiOzesanbischof  oder  in  Wien  und  Prag  vor  dem  Kanzler  der  theologischen  FakultSt;  der 
Kandidat  hat  sich  hierüber  beim  Dekan  des  Professorenkollegiums  auszuweisen. 

(Bis  zur  Erlassung  dieser  Verordnung  vom  Jahre  1894  galten  betäglich  der  ErUuiguag  des 
theologischen  Doktorgrades  die  Bestimmungen  des  Hojkamleidekretes  vom  7.  Jänner  1809,  Z.  XI; 
dann  die  MinErl.  vom  20.  Dezember  1853,  Z.  13.100  und  vom  22.  Februar  1870,  Z.  949  MVBNr.  36 J 

0  Es  war  dies  die  auf  Qrund  des  Hofdekretes  vom  21.  April  1785  fSr  Theologen  «ine^ßhrte 
Sponsion^ormel,  welche  neben  der  gleichzeitig  fär  alle  Fakultäten  festgesetzten  formala  ypwsstom 
solemnis  (Promotionsformel,  vgL  Nr.  500,  fär  die  Theologen)  Anwendung  zu  finden  haÜA.  Mä 
derselben  Ah.  EntschL  vom  25.  Juni  1866  war  dem  Unterriehtsminisier  die  Ermächiqpmg  ertätt 
worden,  obiges  Sondergelöbnis  über  gestelltes  Ansuchen  auch  bei  anderen  theologischen  Fcdädiäten 
in  Wegfall  kommen  zu  lassen. 
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Stndlsnbofkommlsslonsdskret  vom  4.  November  1815,  Z.  2588, 

an  die  niederösterreichische  Regierung, 

(womit  den  Zöglingen  des  PazmanitenkoUegittnis  die  Ablegnng  der 
strengen  Prüfung  ans  den  Bibelfächem  nach  zorfickgelegtem  zweiten 

Jahrgange  gestattet  wird). 

Se.  k.  k.  Ap.  Majestät  haben  Sich  vermöge  Ah.  Entschl.  vom  27.  Ok- 
tober d.  J.  bewogen  gefunden,  der  Bitte  des  Vorstehers  des  hiesigen  Paz- 
maniienkollegiums  .  .  .  ,  seine  Zöglinge  nach  zurückgelegtem  zweiten  Jahr- 
gange^)  zur  strengen  Prüfung  aus  den  Bibelfächem  des  Alten  und  Neuen 
Testamentes  zuzulassen,  zu  willfahren.  Welches  der  Regierung  .  .  .  zur 
weiteren  Verfügung  bekannt  gemacht  wird. 


Np.  618. 

Stadlenbofkommlsslonsdekret  vom  24.  April  1830,  Z.  2132, 

an  sämtliche  Länderstellen, 

(womit  zn  Gunsten  der  Zöglinge  des  höheren  Priesterbildungsinstitutes 
bei  St.  Augustin  eine  Ausnahme  von  der  Vorschrift  eröffnet  wird,  daß 
sämtliche  Doktoratsakte   an    ein  und    derselben  Universität  geleistet 

werden  mfissen). 

Da  laut  Ah.  Kabinettsschreibens  vom  20.  April  d.  J.  Se.  k.  k.  Majestät 
jenen  hoffnungsvollen  Priestern,  welche  Ah.  Sr.  Majestät  von  Bischöfen 
zur  Aufnahme  in  das  höhere  weltpriesterliche  Bildungsinstitut  bei  St.  Augustin 
in  Wien  in  Antrag  gebracht  werden  dürften,  die  Gelegenheit,  ein  oder 
das  andere  Rigorosum  an  der  Universität  ihres  Vaterlandes  vor  ihrer 
wirklichen  Aufnahme  in  die  gedachte  Anstalt  abzulegen,  in  der  Absicht, 
die  Fortbildung  fähiger  und  fleißiger  Individuen  nach  ihrem  Austritte  aus 
dem  theologischen  Lehrkurse  zu  fördern,  belassen  wollen,  so  wird  darum 
im  Nachhange  zu  der  unterm  23.  Mai  1829,  Z.  2592/148,')  eröffneten 
Ah.  Entschl.  vom  7.  Mai  1829  erklärt,  daß  die  von  Sr.  Majestät  in  das  er- 
wähnte Institut  aufgenommenen  Zöglinge,  wenn  sie  gleich  einen  Teil  der 
Erfordernisse  zur  Erlangung  des  theologischen  Doktorgrades  an  einer  anderen 
inländischen  Universität  geleistet  haben,  doch  zur  Fortsetzung  und  Beendi- 
gung der  diesfällig  vorgeschriebenen  Leistungen  an  der  Wiener  Universität 
zugelassen  werden  mögen,')  und  daß  die  betreffenden  Dekane  an  den 
Universitäten,  wo  solche  Individuen  ihre  strengen  Prüfungen  angefangen 
haben,  die  Zeugnisse  sowohl  über  die  Schul-,  als  die  bereits  abgelegten 
strengen  Prüfungen,  über  die  eingesehene  Bestätigung  des  Ordinariates,  daß 


')  Qegenwdrtig  wird  daa  /.  Rigorosum  (aus  dem  Bibelstudium)  im  vierten  Jahrgange  ab- 
gelegt.   3,  Nr.  615  (§  1,  6.  Abs.), 
■)  s.  Nr.  49Z 
^  ygi-  §  6,  3.  Abs,  der  theologischen  Rlgorosenordnung  (s.  Nr.  öis). 
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um  Aufnahme  eines  derlei  Priesters  in  die  höhere  Bildungsanstalt  einge- 
schritten werden  wolle,  herauszugeben  berechtigt  sein  sollen. 

In  Ansehung  jener  derlei  Priester  aber,  welche  in  die  gedachte  An- 
stalt nicht  aufgenommen  werden  sollten,  hat  es  bei  dem  bereits  Angeord- 
neten zu  bleiben.  Der  Landesstelle  wird  aufgetragen,  von  dieser  Ah.  Ent- 
schließung die  Ordinariate  und  theologischen  Fakultäten  ihres  Gouveme- 
mentsbezirks  in   die   Kenntnis  zu  setzen.^) 


Nr.  619. 

Erlaß  des  Hlnlsterloms  fDr  K.  u.  U.  vom  12.  Mal  1854,  Z.  7214, 

an  das  theologische  Professorenkollegium  der  Grazer  Universität, 

(womit  die  strikte  Attslegnng  der  zu  Gunsten  der  Zöglinge  der  höheren 
Bildnngsanstalt  zum  heiligen  Angnstin  in  Wien  gemachten  Ansnahme, 
wonach  sie  die  an  einer  anderen  Hochschule  begonnenen  Prfifnngen 
znr  Erlangnng  des  Doktorgrades  an  der  Wiener  Hochschttle  fortsetzen 

dflrfen,  angeordnet  wird). 

Zur  Vermeidung  von  Mißbrauchen  haben  Se.  Majestät  mit  Ah.  Entscfal. 
vom  7.  Mai  1829  (StHD  vom  23.  des  nämlichen  Monates  und  Jahres, 
Z.  2592)*)  als  allgemeine  Norm  zur  Erteilung  des  Doktorgrades  für  alle 
Fakultäten  zu  verordnen  geruht,  daß,  nachdem  die  Erteilung  des  Doktor- 
grades nicht  der  stückweise  Akt  mehrerer  Universitäten  sein  kann,  von 
den  Kandidaten  an  einer  Universität  alles  geleistet  und  von  den  Prüfern 
begutachtet  werden  muß,  ob  der  Geprüfte  in  jeder  Hinsicht  zur  Erlangruiig 
des  Doktorgrades  geeignet  sei.  Von  dieser  allgemeinen  Vorschrift  «rurde 
durch  das  Ah.  Handschreiben  vom  20.  April  1830  (StHD  vom  24.  April  d.  J., 
Z.  2132)*)  in  der  Art  eine  Ausnahme  gemacht,  daß  die  von  Sr.  Majestät 
in  das  höhere  Bildungsinstitut  zum  heiligen  Augustin  in  Wien  au^enommenen 
Zöglinge,  wenn  sie  gleich  einen  Teil  der  Erfordernisse  zur  Erlangung^  der 
theologischen  Doktorswürde  an  einer  anderen  inländischen  Universität  ge- 
leistet haben,  doch  zur  Fortsetzung  und  Beendigung  der  diesfälligen 
Leistungen   an  der  Wiener  Universität  zugelassen   werden   mögen. 

Diese  Ausnahme  von  der  Regel,  welche  durch  den  Zweck  des  er- 
wähnten Institutes  gerechtfertigt  erscheint,  muß  strenge  ausgelegt  und  darf 
nicht  auf  jene  Institutszöglinge  ausgedehnt  werden,  die  vor  Beendigung 
der  strengen  Prüfungen  etwa  wegen  Mangel  an  Talent  oder  Verwendung,  oder 
weil  sie  einen  Dienst,  wozu  das  Doktorat  nicht  erforderlich  ist,  übernehmen 
sollen,  von  ihren  Bischöfen  aus  dem  Institute  abberufen  werden. 

Danach  hat  sich  das  Professorenkollegium  in  Zukunft  zu  benehmen. 


0  s.  auch  Nr,  619. 
«)  s.  Nr.  492. 
•)  s.  Nr.  618. 
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Erlaß  des  Mlnistertnms  fflr  K.  a.  U.  vom  19.  April  1888,  Z.  5792, 

an  das  katholisch-theologische  Dekanat  der  Universität  in  Wien, 

(betreffend  die  Frage  der  nenerlichen  Immatrlkulatioii  von  Kandidaten 

des  theologischen  Doktorgrades). 

Auf  den  Bericht  vom  21.  März  1.  J.,  Z.  479,  wird  dem  Dekanate 
eröffnet,  daß  die  neuerliche  Immatrikulation  eines  Kandidaten  des  Doktor- 
grades an  jener  Universität  oder  beziehungsweise  theologischen  Fakultät, 
an  welcher  derselbe  die  strengen  Prüfungen  abzulegen  beabsichtigt, 
nicht  erforderlich  ist,  wenn  der  Kandidat  die  für  die  Zulassung  zu  den 
strengen  Prüfungen  voigeschriebenen  Studien  in  der  Eigenschaft  eines  ordent- 
lichen Studierenden  absolviert  hat,  daher  an  einer  Fakultät  immatriku- 
liert war.i) 

Dagegen  kann  von  der  Bestimmung  des  §  3,  Alinea  2  der  allgemeinen 
Studienordnung  vom  1.  Oktober  1850,^)  wonach  nur  immatrikulierte 
Studierende  zu  den  strengen  Prüfungen  zugelassen  werden  können,  auch  bei 
solchen  Kandidaten  nicht  Umgang  genommen  werden,  welche  ihre  Studien 
an  einer  gesetzmäßig  organisierten  Diözesan-  oder  Klosterlehranstalt  absol- 
viert haben,  und  wird  in  dieser  Beziehung  auf  §  14  der  theologischen 
Studienordnung  vom  16.  September  1851  >)  verwiesen,  wonach  solche  Kandi- 
daten an  einer  Universität  (und  beziehungsweise  Fakultät)  nach  vor- 
läufiger Immatrikulation  zu  den  strengen  Prüfungen  und  zur  Er- 
langung der  theologischen  Doktorswürde  zugelassen  werden  können,  wenn 
sie  in  das  Studium  der  Theologie  auf  Grundlage  eines  Maturitätszeugnisses 
aufgenommen  worden  sind. 

Nr.  621. 

Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  o.  U.  yom  14.  September  1892,  Z.  16.008,. 

an    die    Dekanate    der   theologischen    Fakultäten   sämtlicher   Universitäten 
(mit  Ausnahme  jener  in  Czemowitz),  dann  an  die  Dekanate  der  theologi- 
schen Fakultäten  in  Salzburg  und  Olmütz, 

(womit  ein  Verzeichnis  jener  klösterlichen  theologischen  Lehranstalten 
mitgeteilt  wird,  welche  im  Sinne  des  Abs.  1  der  MinVdg.  vom  30.  Jnni 

1850,  RQBNr.  319,  organisiert  sind). 

Nach  den  das  theologische  Fakultätsstudium  regelnden  Bestimmungen, 
insbesondere  nach  §  14  der  MinVdg.  vom  16.  September  1851,  RGBNr.  216,') 
hängt  die  Zulassung  zu  den  strengen  Prüfungen  und  zur  Erlangung  der 
theologischen  Doktorswürde  bezüglich  jener  Kandidaten,  welche  keine  theo- 
logischen Fakulstätsstudien  nachweisen,  unter  anderem  davon  ab,   daß  die- 

')  Diese  Bestimmung  ist  in  die  theologische  Rigorosenordnung  übernommen  worden, 
(s.  Nr.  615,  §  UJ 

•)  s.  Nr.  365. 
*)  j.  Nr.  606. 
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selben  die  Theologie  an  einer  gesetzmäßig  organisierten  Diözesan-  oder 
Klosterlehranstalt  absolviert  haben. 

In  ähnlicher  Weise  können  theologische  Studien,  welche  an  den  im 
Absätze  I  der  ho.  Verordnung  vom  30.  Juni  1850,  RGBNr.  319,*)  bezeich- 
neten Anstalten  zurückgelegt  worden  sind,  an  einer  theologischen  Fakultät 
im  Sinne  des  §  13  der  obzitierten  MinVdg.  vom  16.  September  1851  nur 
dann  gültig  fortgesetzt  werden,  wenn  die  betreffenden  Anstalten  im  Sinne 
des  erwähnten  Absatzes  I  organisiert  sind. 

Da  die  Beantwortung  der  sich  hienach  ergebenden  Vorfrage  bei 
einzelnen  theologischen  Klosterhauslehranstalten  zu  Schwierigkeiten  und  weit- 
wendigen Erhebungen  Anlaß  geboten  hat,  so  habe  ich  mich  veranlaßt 
gesehen,  die  maßgebenden  Daten  durch  Einvernehmung  der  kompetenten 
bischöflichen  Ordinariate  in  authentischer  Weise  festzustellen. 

Hienach  können  als  klösterliche  theologische  Lehranstalten,  welche  im 
Sinne  des  mehrgedachten  Absatzes  I  organisiert  sind,  nur  die  im  mitfolgenden 
Verzeichnisse  angeführten  Anstalten  betrachtet  werden,  an  welches  sich 
das  Dekanat  gegebenenfalls  zu  halten  haben  wird. 

Verzeichnis 

der  In  Oemafiheit  des  Abs.  I  der  MinVdg.  vom  30.  Juni  1850,  ROBNr.  319,  orgfanisiertcn 

theologi seilen  Kl osterhansleh ranstalten. 

I.  NiederOsterreich: 

1.  Anstalt  im  Stifte  der  regulierten  Augustinerchorherm  in  Klostemeuburg; 

2.  Anstalt  Im  Zisterzienserstifte  Heiligenkrenz ; 

3.  Anstalt  im  Benedflctinerstifte  OOttweig. 

II.  OberOsterrelch: 
Anstalt  im  Stifte  St.  Florian. 

ni.  Salzburg: 

Anstalt  der  Franziskaner  in  Salzburg,  1.  theologischer  Jahrgang. 

IV.   Tirol  und  Vorarlberg: 

1.  Anstalt  im  Benediktinerstifte  Muri-Ories; 

2.  Anstalt  des  Benediktinerstiftes  in  Marienberg; 

3.  Anstalt  der  Franziskaner  in  Hall,  2.  theologischer  Jahrgang; 

4.  Anstalt  der  Franziskaner  in  Kaltem,  3.  theologischer  Jahrgang; 

5.  Anstalt  der  Franziskaner  in  Bozen,  4.  theologischer  Jahrgang, 

sftmtUch  der  nordti roiischen  Provinz; 

6.  Anstalt  der  Kapuziner  in  Brixen,  1,  theologischer  Jahrgang; 

7.  Anstalt  der  Kapuziner  in  Innsbruck,  2.  theologischer  Jahrgang; 

8.  Anstalt  der  Kapuziner  in  Meran,  3.  theologischer  Jahrgang; 

9.  Anstalt   der  Kapuziner  in  Bozen,   4.  theologischer  Jahrgang, 

simtlich  der  nordtirolischen  Provinz. 

V.   Steiermark: 

1.  Anstalt  im  Benediktinerstifte  Admont; 

2.  Anstalt  der  Redemptoristen  In  Mautem. 

VI.   Kärnten:  Keine. 

VII.   Krain: 
Anstalt  der  Franziskaner  in  Stein,  1.  und  2.  theologischer  Jahrgang. 

Vin.   Triest  und  Dalmatlen:   Keine. 

IX.   Böhmen: 
Anstalt  im  Prftmonstratenserstifte  Tepl,  1.  und  2.  theologischer  Jahrgang. 

X.   Mähren,  Schlesien,  Oalizien  und  Bukowina:  Keine. 
»)  5.  Nr,  605. 
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2.  Oriechlsch-orientalisch-theologisches  Studium. 


a)  Studienordnung. 
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Terordnong  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  30.  Anpst  1875, 

Z.  13.240,  RGBNr.  122,  MTBNr.  35, 

betreffend  die  Attfhebttog  der  griechisch-orientalisch-fheologischen  Lehr- 
anstalt in  Czemowitz  nnd  die  Errichtung  und  Einrichtung  der  griechisch- 
orientalisch-theologischen Fakultät  an  der  Czemowitzer  Franz  Josephs- 

Universitat 

Auf  Grund  der  Ah.  Entschl.  vom  29.  August  1875  finde  ich  anzuordnen, 
wie   folgt: 

§  1.  Die  in  Czemowitz  bestehende  griechisch-orientalisch-theolo- 
gische Lehranstalt  ist  aufgehoben. 

An  ihre  Stelle  tritt  die  griechisch-orientalisch-theologische  Fakultät  der 
k.  k.  Czemowitzer  Franz  Josephs-Universität 

§  2.  Insoweit  nicht  nachstehend  besondere  Bestimmungen  getroffen 
werden,  gelten  für  die  genannte  theologische  Fakultät  die  allgemeinen 
akademischen  Vorschriften  und  Einrichtungen. 

Die  besonderen  Bestimmungen,  welche  für  die  katholisch-theologi- 
schen Fakultäten  gelten,  haben  auf  die  Czemowitzer  griechisch-orientalisch- 
theologische Fakultät  keine  Anwendung. 

§  3.  An  der  Czemowitzer  griechisch-orientalisch-theologischen  Fakul- 
tät werden  nachfolgende  ordentliche  Lehrkanzeln  systemisiert: 

a)  Für  das  Bibelstudium  und  die  Exegese  des  alten  Bundes; 

b)  für  das  Bibelstudium  und  die  Exegese  des  neuen  Bundes; 

c)  für  Dogmatik; 

d)  für  Moraltheologie; 

e)  für  Kirchengeschichte; 

f)  für  Kirchenrecht; 

g)  für  die  praktische  Theologie  ;i) 
h)  für  orientalische  Sprachen.^) 

Die  sonstigen  Lehrgegenstände,  deren  Studium  nach  dem  Lehrplane 
obligat  ist,  werden,  so  weit  es  die  Qualifikation  der  einzelnen  Persönlich- 
keiten zuläßt,  mit  je  einer  der  systemisierten  Kanzeln  verbunden. 

Nach  derselben  Maßgabe  kann  den  Professoren  auch  auferlegt  weisen, 
über  nicht  obligate  Lehrgegenstände  zu  lesen. 

0  Auf  Onmd  Ah.  Entsehl,  vom  18.  November  1896  (MinErL  vom  24.  November  1806, 
Z.  28.772)  wurde  eine  ordentliche  Lehrkanzel  der  praktischen  Theologie  mit  rniheniseher 
Vortragssprache  und  mit  Ah.  Entschl.  vom  16.  Februar  1809  (MinErl,  vom  27.  März  1809,  Z.  4511) 
eine  solche  fSr  klrchenslavische  Sprache  und  Llieratur  systemisiert.  —  Bezüglich  der  Vortrags' 
spräche  vgl.  Anhang  A,  §  8  d.  Vdg.  (s.  S.  7tO). 

*)  Diese  Lehrkanzel  wurde  auf  Qrund  Ah.  EntschL  vom  1.  September  1900  (MinErl.  vom 
8.  September  1900,  Z.  2SS77)  mit  der  Lehrkanzel  des  Bibelstudlums  A.  B.  verbunden  und  an  Stelle 
der  ersteren  Lehrkanzel  eine  solche  filr  spezielle  Dogmatik  aiystemislert. 
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Nur  insoweit  das  eine  oder  andere  untunlich  erscheint,  wird  für  die 
Vertretung  der  obligaten  Nebenfächer,  dann  derjenigen  Spezialdisziplinen, 
deren  Vertretung  wünschenswert  erscheint,  durch  Bestellung  von  außer- 
ordentlichen  Professoren  oder  Zulassung  von  Privatdozenten  gesorgt. 

§  4.  Ober  alle  Vorschläge  der  Fakultät  wegen  Ernennung  von  Pro- 
fessoren, sowie  über  die  Anträge  derselben  auf  Zulassung  von  Privatdozenten 
hat  der  Landespräsident  vor  der  Vorlage  an  das  Ministerium  das  Outachten 
des  Czernowitzer  Erzbischofs ^)  einzuholen. 

Das  Gutachten  des  Erzbischofs  wird  auch  seitens  des  Ministers  für 
Kultus  und  Unterricht  eingeholt,  wenn  derselbe  eine  von  der  Fakidtät  nicht 
vorgeschlagene   Persönlichkeit  für  eine   Professur  in  Antrag  bringen    wilL 

§  5.  In  Fällen,  in  denen  die  Besetzung  einer  Professur  im  Be- 
rufungswege nicht  möglich  ist,  kann  mit  Genehmigung  des  Ministers  für 
Kultus  und  Unterricht  ausnahmsweise  eine  schriftliche  Konkursprüfung  aus- 
geschrieben werden. 

Die  Prüfungsfragen  bestimmt  die  Fakultät. 

Die  Ausschreibung  des  Konkurses  erfolgt  durch  das  Ministerium  für 
Kultus  und  Unterricht. 

Die  Elaborate  sind  an  die  Fakultät  einzusenden,  welche  dieselben 
beurteilt  und  sohin  die  ihr  geeignet  erscheinenden  Bewerber  zu  einem 
Kolloquium  und  einer  Probevorlesung  beruft.  Nach  dem  Ergebnisse  dieser 
letzteren  erstattet  die  Fakultät  ihren  Besetzungsvorschlag  (§  4). 

In  besonderen  Fällen  kann  das  Kolloquium  und  die  Probevorlesung 
erlassen  oder  zur  Abhaltung  derselben  eine  andere  theologische  Lehranstalt 
delegiert  werden,  doch  bedarf  es  hiezu  der  Genehmigung  des  Ministers 
für  Kultus  und  Unterricht,  welcher  auch  hierüber  das  Gutachten  des  Erz- 
bischofs abverlangt. 

§  6.  Die  Bestellung  von  Supplenten  für  erledigte  Lehrkanzeln  erfolgt 
durch  die  Fakultät,  doch  ist  hievon  dem  Erzbischofe  Anzeige  zu  machen, 
und  die  Bestätigung  des  Ministers  für  Kultus  und  Unterricht  einzuholen. 

§  7.  Die  in  Gemäßheit  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873,  RGBNr.  63,^) 
von  der  Fakultät  vorgenommenen  Wahlen  sind  dem  Erzbischofe  anzuzeigen. 

§  8.  Der  Erzbischof  ist  berechtigt,  sich  von  der  Pflege  der  theologischen 
Wissenschaften  an  der  Fakultät  und  von  dem  For^ange  der  Studien  Kenntnis 
zu  verschaffen,  und  die  ihm  hienach  erforderlich  scheinenden  Anträge  an 
den  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  zu  richten. 

§  9.  Für  den  Umfang  der  den  ordentlichen  und  außerordentlichen 
Professoren  obliegenden  Verpflichtung,  ihr  Lehrfach  ordnungsmäßig  zu  ver- 
treten, sind  die  jeweiligen  Studieneinrichtungen  maßgebend. 

Ein  ordentlicher  Professor  muß  mindestens  neun,  ein  außerordentlicher 
mindestens  sieben  Stunden  wöchentlich  lesen. 


^)  Auf  Qrund  Ah.  Entschl,  vom  23.  Jännir  1873  wurde  für  die  griedUseh-orietUaUseken 
Bistümer  in  der  Bukowina  und  Dalmatien  eine  selbständige,  der  serNsehen  und  romanischen 
koordinierte  Metropoüe  errichtet  und  die  bischöfliche  Kirche  in  der  Bukowina  zur  Metropotäan- 
würde  erhoben  (MinErL  vom  31.  Jänner  1873,  Z.  931 KUM). 

■)  s,  Nr.  18. 
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§  10.  Der  Umstand,  daß  ein  Studierender  der  Fakultät  dem  Diözesan- 
Seminar  angehört,  kann  seinen  akademischen  Rechten  und  Pflichten  nicht 
Abbruch  tun. 

Doch  ist  die  Anzeige  an  den  Vorstand  des  Seminars  zu  erstatten, 
sobald  einem  Seminarzöglinge  ein  pflichtwidriges  Benehmen  zur  Last  laut, 
oder  gegen  ihn  eine  Disziplinaruntersuchung  eingeleitet,  oder  eine  Disziplinar- 
strafe verhängt  wird. 

Die  gleiche  Anzeige  ist  an  die  betreffende  Diözesanbehörde  zu  er- 
statten, wenn  der  gedachte  Fall  sonst  hinsichtlich  eines  in  den  Klerus  einer 
in-  oder  ausländischen  Diözese  aufgenommenen  Priesterstandskandidaten 
eintritt 

§  11.  Der  Lehrplan  und  die  Prüfungsordnung  für  die  theologische 
Fakultät  sind  im  Anhange  A  und  B  beigegeben. 

Dieselben  gelten  zunächst  provisorisch  für  die  nächsten  drei  Studien- 
jahre.i) 

§  12.  Die  Geschäftsordnung  für  seine  Verhandlungen  entwirft  das 
Professorenkollegium  selbst  und  legt  dieselbe  dem  Minister  für  Kultus 
und  Unterricht  zur  Bestätigung  vor.^) 

§  13.    Diese  Verordnung  tritt  mit  1.  September  1.  J.  in  Kraft. 

Die  Übergangsbestimmungen  enthält  der  Anhang  C. 

Anhang  A. 

Provisorischer  Lehrplan  der  grlechisch-orientalisch-theologischen  Fakul- 
tät der  k.  k.  Czemowitzer  Franz  Josephs-Universität 

§  1.  Unbeschadet  der  akademischen  Lemfreiheit  gelten  für  diejenigen 
Studierenden  der  griechisch-orientalisch-theologischen  Fakultät,  welche  sich 
auf  Grund  ihrer  theologischen  Studien  dem  Staats-  oder  Kirchendienste 
widmen  oder  den  theologischen  Doktorgrad  erlangen  wollen,  nachstehende 
Vorschriften : 

§  2.  Diese  Studierenden  müssen  die  Fakultät  durch  mindestens  vier 
Jahre  besuchen,  und  während  dieser  Zeit  nachfolgende  Gegenstände  in 
nachstehender  Reihenfolge  hören: 

Im  ersten   Jahre: 

im  ersten  Semester: 
Enzyklopädie  und  Methodologie  der  theologischen  Studien,  wöchent- 
lich 2—3  Stunden. 

In  beiden  Semestern: 
Hebräische   Sprache,    Bibelstudium   und    Exegese   des   alten    Bundes, 
zusammen  8 — ^9  Stunden. 

Im  zweiten  Semester: 
Bibelstudium  und  Exegese  des  neuen  Bundes,  3 — 4  Stunden. 

*)  Lehrplan  und  Präfungsordnung  stehen  noch  derzeit  in  Oeltung, 

*)  Die  vom  ProfessorenkolUgium  entworfene  Geschäftsordnung  wurde  mit  dem  MinErL 
fom  a.  Oktober  1876,  Z.  12M67,  genehmigt. 
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Im  zweiten  Jahre: 
im  ersten  Semester: 
Bibelstudium  und  Exegese  des  alten  Bundes  (Fortsetzung),  3 — 4  Stunden. 

In  beiden  Semestern: 
Bibelstudium  und  Exegese  des  neuen  Bundes  (Fortsetzung),  3 — 4  Stunden, 
Kirchengeschichte   und   kirchliche   Statistik,   7 — 8   Stunden. 

Im  dritten  Jahre: 
in  beiden  Semestern: 
Dogmatik,  7—8  Stunden,    Moraltheologie,  7—8  Stunden. 

Im  vierten    Jahre: 
in  beiden  Semestern: 
Praktische  (Pastoral-)  Theologie,  einschließlich  der  Katechetik,  Homi- 
letik,  Liturgik   und   der   dazu   gehörigen    Übungen,   zusammen   im   ersten 
Semester  10 — 12  Stunden,   im  zweiten  Semester  7 — 8  Stunden,  Kirchenrecht 
und  kirchlichen  Geschäftsstil  5 — 6  Stunden. 

§  3.  Außer  den  vorangeführten  Gegenständen  sind  die  im  §  1  ge- 
nannten  Studierenden  noch  zu  hören   verpflichtet: 

1.  An    der   philosophischen    Fakultät: 

a)  binnen  der  ersten  drei  Jahre  ein  Kollegium  über  Philosophie, 

b)  binnen  allen  acht  Semestern  ein  Kollegium  über  österreichische 
Geschichte. 

2.  An  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen   Fakultät: 
im  siebenten  Semester: 

Geschichte  und  Institutionen  des  römischen  Rechtes.^) 

§  4.  Welche  Kollegien  außer  den  vorangeführten  von  den  Kandidaten 
des  theologischen  Doktoi^ades  auszuweisen  smd,  bestimmt  die  theologische 
Rigorosenordnung.') 

§  5.  Die  Professoren  der  theologischen  Fakultät  haben  ihre  Vor- 
lesungen so  einzurichten,  daß  es  den  im  §  1  genannten  Studierenden 
möglich  ist,  ihren   hier  normierten   Verpflichtungen  nachzukommen. 

Es  sind  daher  die  im  §  2  bezeichneten  Kollegien  alljährlich  (beziehungs- 
weise jeden  Semester),  und  zwar  ungefähr  in  der  oben  bestimmten  wöchent- 
lichen Stundenzahl  zu  lesen  und  ist  jede  Stundenkollision  zwischen  obligaten 
Fächern  desselben  Semesters  hintanzuhalten. 

§  6.  Außer  den  im  §  2  bezeichneten  sind  in  angemessenen  Zeit- 
räumen noch  nachstehende  Kollegien  zu  lesen: 

a)  Ober  Grammatik  des  neutestamentlichen  Sprachidioms, 

b)  über  biblische  Geschichte:  Archäologie, 

c)  über  biblische  Hermeneutik, 

d)  über  Geschichte  des  neuen  Bibelkanons, 

e)  über  Patrologie, 

>)  An  Stelle  dieses  Kollegiums,  das  nach  dem  MinErt,  vom  16,  Oktober  1875,  Z.  iÖJOO, 
nach  Wahl  des  Studierenden  im  5.  oder  7,  Semester  gehört  werden  konnte,  ist  muunehr  auf 
Qrund  des  MinErL  vom  30,  Juli  1899,  Z,  20,986  (s,  Nr,  627)  ein  solches  Über  römisches  Reckt  w 
seinen  Qnindzägen  und  seiner  hyzantinisehen  Fortentwicklung  (grieehisch-römisdies  Recht)  grtreten, 
das  im  7.  Semester  an  der  rechts-  und  staatswissensehaßlichen  Fakultät  zu  hören  ist. 

*)  s.  Nr,  628, 


Orlechbch-orientalisch-theoloslsclie  Studienordnang.  nQQ 

f)  Über  Dogmengeschichte  und  Apologetik, 

g)  über  kirchenslavische  Sprache, 

h)  über  Symbolik  der  orientalischen  Kirche, 

i)  Erklärung  eines  Nomokanons  (insbesondere  des  Nomckanonos  XIV 
titulorum). 

§  7.  Hinsichtlich  aller  wichtigen  Disziplinen  sind  in  angemessenen 
Zwischenräumen  Seminarübungen  (Konversatorien  etc.)  an  der  Fakultät  ab- 
zuhalten, deren  Einrichtung  in  einem  von  dem  Professorenkollegium  ver- 
faßten und  von  dem  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  bestätigten  Statute 
bestimmt  wird.^) 

§  8.  Die  ordentliche  Vortragssprache  der  theologischen  Fakultät  ist 
wie  an  den  weltlichen  Fakultäten  der  Czemowitzer  Universität  die  deutsche. 
Eine  Ausnahme  tritt  nur  hinsichtlich  der  praktischen  Theologie  —  Pastoral, 
Katechetik,  Homiletik,  Liturgik  und  der  dazu  gehörigen  Übungen  —  ein, 
für  welche  das  Rumänische  und  Ruthenische  als  ordentliche  Vortrags- 
sprachc  gilt. 

Ausnahmsweise  wird  zur  Erleichterung  des  Oberganges  gestattet,  daß 
vorerst  der  deutsche  Vortrag  auf  Kirchengeschichte,  Kirchenrecht  und  die 
theologischen    Hilfsdisziplinen   beschränkt   bleibt. 

§  9.  Den  Studierenden  der  theologischen  Fakultät  wird  ein  Semester 
nur  dann  angerechnet,  wenn  sie  in  einem  Jahre  obligate  oder  nichtobligate 
Kollegien  in  solcher  Anzahl  frequentiert  haben,  daß  bei  gleicher  Teilung 
auf  ein  Semester  mindestens  20  (auf  das  vierte  und  achte  Semester 
mindestens  12)  Stunden  wöchentlich  entfallen.  Bei  dieser  Berechnung  zählen 
auch  an  anderen  Fakultäten  frequentierte  Kollegien. 

Anhang  B. 

Provisorische  Prfifungsordnttng  der  griechisch-orientalisch-theologischen 
Fakultät  der  k.  k.  Czemowitzer  Franz  Josephs-Unlversität 

§  1.  Diejenigen  Studierenden  der  griechisch-orientalisch-theologischen 
Fakultät,  welche  sich  auf  Grund  ihrer  theologischen  Studien  dem  Staats- 
oder Kirchendienste  widmen  oder  den  theologischen  Doktorgrad  erlangen 
wollen,  haben  sich  zu  Ende  des  vierten  und  zu  Ende  des  achten  Semesters 
einer  Prüfung  zu  unterziehen. 

§  2.  Die  Prüfung  am  Ende  des  vierten  Semesters  ist  eine  exege- 
tisch-historische,   welche   vorgenommen    wird: 

a)  aus  dem  Bibelstudium  und  der  Exegese  des  alten  Bundes, 

b)  aus  dem   Bibelstudium   und  der   Exegese  des   neuen   Bundes, 

c)  aus  der  Kirchengeschichte  und  der  kirchlichen  Statistik. 

§  3.  Die  Prüfung  am  Ende  des  achten  Semesters  ist  eine  systema- 
tisch-praktische, welche  vorgenommen  wird: 

a)  aus  der  Dogmatik, 

b)  aus  der  Moraltheologie, 

')  Die  Erriehtung  eines  iheologisehen  Seminars  an  der  griechisch' orlentaüsch-theologisdten 
Fakultät  in  CzemowUz  erfolgte  unter  gleichzeitiger  Genehmigung  der  vorgelegten  provisorischen 
Statttten  mit  MinEri,  vom  6,JuU  1877,  Z,  9761  ex  1876  fs,  Nr,  318), 
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c)  aus  der  praktischen  Theologie, 

d)  aus  dem  Kirchenrechte. 

§  4.  Das  Aufsteigen  in  den  dritten  theologischen  Jahrgang  ohne 
Ablegung  der  im  §  2  bezeichneten  Prüfung  gilt  als  Verzicht  auf  die  An- 
stellung im  Staats-  oder  Kirchendienste,  sowie  auf  Erlangung  des  theologi- 
schen Doktorgrades. 

Eine  nachträgliche  Ablegung  der  Prüfung  wird  nicht  gestattet,  und  eine 
Nachsicht  derselben  nicht  gewährt. 

Die  im  §  3  bezeichnete  Prüfung  kann  auch  nach  absolvierten  theologi- 
schen Studien  abgelegt  werden. 

Inwiefern  diese  Prüfung  durch  den  erlangten  theologischen  Doktorgrad 
ersetzt  werden  kann,  wird  bei  Erlassung  der  theologischen  Rigorosen- 
ordnung  bestimmt  (§  12). 

§  5.  Die  Anmeldung  zur  exegetisch-historischen  Prüfung  erfolget  bei 
dem  Dekanate,  jene  zur  systematisch-praktischen  Prüfung  bei  dem  Vorstande 
der  betreffenden  Prüfungskommission.  Dem  Anmeldungsgesuche  muß  das 
Maturitätszeugnis  und  der  Index  beiliegen. 

§  6.  Die  Prüfung  wird  in  jener  Sprache  vorgenommen,  welche  für 
den  betreffenden  Prüfungsgegenstand  die  ordentliche  Unterrichtssprache  ist 

§  7.  Die  Approbation  der  Prüfungskandidaten  (§§2  und  3)  erfolgt  mit 
Zuerkennung  des  Kalküls  „genügend''  aus  allen  oder  mit  Zuerkennung 
des  Kalküls  „ausgezeichnet''  aus  allen  oder  einzelnen  Prüfungsgegenständen. 

Die  Reprobation  (Kalkül  „ungenügend")  erfolgt  auf  ein  halbes  oder 
ein  ganzes  Jahr. 

§  8.  Kandidaten,  welche  bei  der  exegetisch-historischen  Prüfung  auf 
ein  halbes  Jahr  reprobiert  wurden,  können  in  die  Gegenstände  des  dritten 
Jahrganges  provisorisch  unter  der  Bedingung  inskribiert  werden,  daß  sie 
bei  wiederholter  Prüfung  bestehen. 

Kandidaten,  welche  bei  der  exegetisch-historischen  Prüfung  auf  ein 
ganzes  Jahr  reprobiert  wurden,  sind  verpflichtet,  während  desselben  Kollegien 
über  die  Prüfungsgegenstände  zu  frequentieren,  wobei  sie  die  zur  Anrech- 
nung der  Semester  des  zweiten  Jahrganges  erforderliche  Stundenzahl  ein- 
zuhalten haben. 

§  9.  Bei  wiederholter  Reprobation  sind  die  Kandidaten  stets  auf  ein 
ganzes  Jahr  zurückzuweisen. 

öfter  als  zweimal  kann  eine   Prüfung  nicht  wiederholt  werden. 

§  10.  Über  das  Prüfungsresultat  ist  den  Kandidaten  ein  Zeugnis 
auszufertigen  und  dasselbe  samt  dem  allfälligen  Wiederholungstermine  auch 
im  Index  anzumerken. 

Der  Wiederholungstermin  ist  auch  im  Zeugnisse  ersichtHch  zu  machen. 

§  11.  Die  Zusammensetzung  der  Prüfungskommissionen  und  die  In- 
struktion für  dieselben  werden  in  einer  besonderen  Verordnung  i)  normiert 

§  12.  Die  Einrichtung  der  strengen  theologischen  Doktoratsprufungen 
wird  auf  Grund  der  Anträge  des  Professorenkollegiums  in  einer  besonderen 
Verordnung*)  normiert. 

»)  $.  Nr,  623, 
»)  s.  Nr,  628, 
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Anhang  C. 

Obergangsbestimmttngen  zu  der  Verordnung  vom  30«  Angust  1875, 
betreffend  die  Aufhebung  der  griechisch-orientalisch-theologischen  Lehr- 
anstalt In  Czemowitz  und  die  Errichtung  und  Einrichtung  der  grlechlsch- 
orlentallsch-theologischen  Fakultät  an  der  Czemowltzer  Franz  Josephs- 
Universität 

§  1.  Den  Professoren  der  griechisch-orientalisch-theologischen  Lehr- 
anstalt in  Czernowitz,  welche  als  ordentliche  oder  außerordentliche  Pro- 
fessoren an  die  griechisch-orientalisch-theologische  Fakultät  der  Czemo- 
witzer  Franz  Josephs-Universität  berufen  werden,  wird  in  Ansehung  aller 
mit  ihrer  neuen  Stellung  verbundenen  Rechte  und  Anspräche  die  an  der 
Lehranstalt  zurückgelegte  Dienstzeit  so  angerechnet,  als  ob  sie  dieselbe 
in  gleicher  Eigenschaft  an  einer  k.  k.  Universität  zurückgelegt  hätten. 

§  2.  Studierenden,  welche  auf  Grund  eines  akademisch  gültigen  Matu- 
ritätszeugnisses an  der  Czernowitzer  griechisch-orientalisch-theologischen 
Lehranstalt  aufgenommen  worden  sind,  werden  die  daselbst  ordnungsmäßig 
zurückgelegten  Studienjahre  in  das  theologische  Fakultätsstudium  an  der 
Czernowitzer  Universität  eingerechnet. 

Diese  Studierenden  können  daher  sofort  in  die  Lehrgegenstände  des 
nächst  höheren  theologischen  Jahrganges  inskribiert  werden,  sie  haben 
jedoch  jene  obligaten  Fächer  früherer  Jahrgänge,  welche  sie  etwa  an  der 
theologischen  Lehranstalt  nicht  gehört  haben,  an  der  Fakultät  nach  Mög- 
lichkeit nachzutragen. 

§  3.  Hat  ein  solcher  Studierender  der  griechisch-orientalischen  Lehr- 
anstalt (§  2)  die  daselbst  zur  ordnungsmäßigen  Zurücklegung  eines  Jahr- 
ganges erforderliche  Prüfung  nicht  bestanden,  so  hängt  es  von  dem  nach 
Beschaffenheit  des  Falles  zu  schöpfenden  Urteile  des  Professorenkollegiums 
ab,  ob  ihm  die  Inskription  in  den  nächst  höheren  Jahrgang  der  Fakultät 
unbedingt  oder  nur  gegen  eine  besondere  Aufnahmsprüfung  zu  gestatten  ist. 

§  4.  Studierende,  welche  etwa  ohne  ein  akademisch  gültiges  Maturitäts- 
zeugnis an  der  griechisch-orientalischen  Lehranstalt  aufgenommen  worden 
sind,  können  an  der  Fakultät  nur  als  außerordentliche  Hörer  inskribiert 
werden  und  die  Rechte  der  ordentlichen  Hörer  nur  mit  ausdrücklicher  Be- 
willigung des  Ministers  für  Kultus  und  Unterricht  erlangen. 

§  5.  Studierende,  welche  die  griechisch-orientalisch-theologische  Lehr- 
anstalt ordnungsmäßig  absolviert  haben,  können  auf  Grund  ihrer  dortigen 
Studien  zu  den  strengen  Prüfungen  an  der  theologischen  Fakultät  dann  zuge- 
lassen werden,  wenn  ihre  Aufnahme  an  der  erstgenannten  Lehranstalt  auf 
Grund  eines  akademisch  gültigen  Maturitätszeugnisses  erfolgt  ist. 

§  6.  Ein  Studierender  des  letzten  Jahrganges  der  theologischen  Lehr- 
anstalt, welcher  im  Studienjahre  1874/75  die  zur  ordnungsmäßigen  Absol- 
vierung desselben  erforderliche  Prüfung  nicht  bestanden  hat,  kann  diese 
Prüfung  während  des  Studienjahres  1875/76  vor  den  betreffenden  Fach- 
professoren der  Fakultät  wiederholen. 
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Besteht  er  diese  Prüfung  mit  Erfolg,  so  wird  angenommen,  daß  er 
das  theologische  Studium  an  der  griechisch-orientalisch-theologischen  Lehr- 
anstalt ordnungsmäßig  absolviert  habe  (§  5). 


Np.  623. 

TerordDung  des  Ministers  fflr  K.  o.  U.  vom  1.  Jnnl  1876,  Z.  6208, 

HTBMr.  21 

womit  eine  Prfifttngskommission  ffir  die  nach  der  MinVdg.  vom  30.  August 
1875  (RQBNn  122)  Anhang  B  von  Studierenden  der  griechiscfa-orleiitali- 
sehen  Theologie  der  k«  k.  Universität  in  Czemowitz  abzulesenden 
Prfifnngen  eingesetzt  und  eine  Instruktion  fflr  die  Abhaltung  dieser 

Prüfungen  erlassen  wird. 

Zur  Ausführung  der  Bestimmungen  der  MinVdg.  vom  30.  August 
1875,  RGBNr.  122,  Anhang  B,i)  wird  verordnet,  wie  folgt: 

§  1.  Zur  Abhaltung  der  in  Gemäßheit  dieser  Ministerialverordnung, 
Anhang  B,  von  Studierenden  der  griechisch-orientalischen  Theologie  der 
k.  k.  Universität  in  Czernowitz  abzulegenden  Prüfungen  wird  eine 
Prüfungskommission  in  Czernowitz  niedergesetzt,  welche  aus  zwei  Ab- 
teilungen besteht,  von  denen  die  eine  die  exegetisch-historischen,  die  andere 
die   systematisch-praktischen   Prüfungen   abhält. 

§  2.  Vorstände  und  Mitglieder  beider  Abteilungen  dieser  Prüfungs- 
kommission werden  —  in  der  Regel  auf  Antrag  des  Landespräsidenten 
der  Bukowina  —  vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  ernannt. 

Derselbe  beruft  in  diese  Kommission  die  ordentlichen  Professoren 
der  griechisch-orientalisch-theologischen  Fakultät  der  Czernowitzer  Uni- 
versität, andere  Lehrkräfte  dieser  Universität,  sowie  sonstige  geeignete 
Persönlichkeiten  geistlichen  und  weltlichen  Standes. 

§  3.  Die  Prüfungskommission  führt  als  Siegel  den  k.  k.  Adler  mit 
der  Umschrift:  K.  k.  Prüfungskommission  für  Studierende  der  griediisch- 
orientalischen  Theologie  in  Czernowitz 

§  4.  Die  Prüfungskommission  untersteht  unmittelbar  dem  Minister  für 
Kultus  und  Unterricht,  der  Landespräsident  hat  jedoch  auf  die  Angel^en- 
heiten  der  Kommission  denjenigen  Einfluß  zu  nehmen,  welchen  das  Inter- 
esse des  Staats-  und  Kirchendienstes  im  Lande  erfordert 

Wegen  des  an  diesen  Prüfungen  beteiligten  kirchlichen  Interesses 
ist  auch  der  Erzbischof  von  Czernowitz  und  das  erzbischöfliche  Konsi- 
storium berechtigt,  auf  die  Prüfungen  den  hier  näher  bestimmten  Einfluß 
zu  nehmen. 

§  5.  In  Gemäßheit  des  im  §  4  normierten  Grundsatzes  verkehren  die 
Vorstände  der  Prüfungskommission  —  und  zwar  jeder  für  sich  in  Angel^eo- 
heiten  seiner  Abteilung  —  in  der  Regel  direkt  mit  dem  Ministerium  für 
Kultus  und  Unterricht,  welches  seinerseits,  so  oft  es  dies  erforderlich  findet, 
die  Äußerung  des  Landespräsidenten  oder  des  Erzbischofs,  beziehungsweise 
des  erzbischöflichen  Konsistoriums  abverlangt. 

»)  s,  Nr,  622. 
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Nur  in  Angelegenheiten  von  allgemeinem  Interesse  für  den  Staats- 
oder Kirchendienst  haben  die  Vorstände  der  Prüfungskommission  ihre  Be- 
richte an  das  Ministerium  durch  den  Landespräsidenten  vorzulegen,  welchem 
sohin  freisteht,  seine  Äußerung  beizufügen,  oder  auch  die  der  kirchlichen 
Behörde  abzuverlangen. 

Der  allfällige  Verkehr  zwischen  der  Prüfungskommission  und  dem 
Erzbischofe  wird  stets  durch  den   Landespräsidenten  vermittelt 

§  6.  Der  Landespräsident  sorgt  für  Lokalitäten,  Kanzleierfordemisse 
und  anderen  äußeren  Bedarf  der  Kommission. 

§  7.  Gemeinsame  Angelegenheiten  beider  Abteilungen  der  Prüfungs- 
kommission werden  nach  gemeinschaftlicher  Beratung  der  Abteilungsvor- 
stände durch  den  rangälteren  Vorstand  dem  Ministerium  (oder  dem  Landes- 
präsidenten) vorgelegt 

Als  rangälterer  Vorstand  gilt,  wenn  beide  Professoren  sind,  jener,  der 
länger  ordentlicher  Professor  ist,  sonst  jener,  der  früher  zum  Kommissions- 
vorstande ernannt  wurde. 

Der  rangältere  Vorstand  nimmt  auch  jene  Zuschriften  und  Gesuche 
entgegen,  welche  an  die  Kommission  überhaupt  (ohne  Beisatz)  gerichtet 
sind  und  erledigt  sie  je  nach  dem  Gegenstande  entweder  selbst  oder  ver- 
weist sie  an  den  anderen  Vorstand. 

§  8.  Im  Verhinderungsfalle  wird  der  Abteilungsvorstand  durch  den 
rangältesten  der  Kommission  angehörenden  ordentlichen  Professor  vertreten. 

§  9.  Jeder  der  beiden  Kommissionsvorstände  ist  für  den  Zustand  des 
Prüfungswesens  in  seiner  Abteilung  verantwortlich. 

§  10.  Jeder  Kommissions  vorstand  führt  ein  Gestionsprotokoll  über 
die  in  seiner  Abteilung  einlangenden  Geschäftsstücke,  der  rangältere  Vor- 
stand auch  ein  solches  über  die  Geschäftsstücke,  welche  beide  Abteilungen 
der  Kommission  betreffen. 

§  11.  Wo  nicht  ein  gemeinsames  Vorgehen  beider  Kommissionsvor- 
stände vorgeschrieben  ist,  entscheidet  jeder  Abteilungsvorstand  über  die 
in  seiner  Abteilung  eingelangten  Angelegenheiten.  Es  steht  ihm  indessen 
frei,  zur  Entscheidung  schwieriger  und  wichtiger  Angelegenheiten  eine  Kon- 
ferenz aller  Mitglieder  der  Abteilung  einzuberufen,  welche  dann  unter  seiner 
Leitung  berät 

Der  rangältere  Vorstand  kann  auch  eine  Konferenz  sämtlicher  Mit- 
glieder der  Prüfungskommission  einberufen,  wenn  es  sich  um  die  Ent- 
scheidung einer  wichtigen  Angelegenheit  für  beide  Abteilungen  der  Kom- 
mission handelt 

Involviert  die  Entscheidung  des  Vorstandes  oder  der  Konferenz  einen 
Abspruch  über  Rechte  oder  Interessen  von  Parteien  (z.  B.  über  die  Zu- 
lassung zur  Prüfung),  so  ist  in  der  Entscheidung  der  binnen  14  Tagen 
zu    ergreifende    Rekurs   an    das    Unterrichtsministerium   vorzubehalten. 

§  12.  Die  Abteilungsvorstände  haben  das  Recht,  dem  Landespräsi- 
denten die  Personen  namhaft  zu  machen,  deren  Ernennung  zu  Mitgliedern 
ihrer  Abteilung  sie  anstreben  (§  2). 

Sie  sind  zu  einem  solchen  Vorschlage  verpflichtet,  wenn  infolge  Ab- 
ganges von   Kommissionsmitgliedera  eine  Lücke  in  der  Kommission  ent* 
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standen  ist  oder  sonst  das  Bedürfnis  nach  Vermehrung'  der  Prüfungskommts- 
säre  eintritt. 

§  13.  Die  Abteilungsvorstände  haben  durch  geeignete  von  Zeit  zu  Zeit 
zu  veranlassende  Kundmachungen  in  der  amtlichen  Czernowitzer  Zeitung 
dafür  zu  sorgen,  daß  die  Prüfungskandidaten  in  die  Kenntnis  desjenigen 
gelangen,  was  ihnen  bezüglich  der  Vornahme  der  Prüfungen  zu  wissen 
notwendig  ist. 

§  14.  Wo  sich  die  Kandidaten  zur  Prüfung  zu  melden,  und  welche 
Belege  sie  beizubringen  haben,  bestimmt  die  provisorische  Prüfungsord- 
nving  (§  5).  Die  Anmeldung  hat  mittelst  eines  kurzen  schriftlichen  Ge- 
suches zu  geschehen,  die  Belege  sind  im  Original  beizubringen. 

Für  den  ordentlichen  Termin  der  exegetisch-historischen  Prüfung  (unten 
§17)   muß  die  Anmeldung  bis  längstens   1.  Juli  erfolgen. 

Die  Zulassung  oder  Nichtzulassung  zur  Prüfung  wird  mittelst  Indorsat- 
bescheides  auf  das  Anmeldungsgesuch  ausgesprochen,  wobei  im  Falle  der 
Zulassung  die  Beilagen  zurückzubehalten  sind,  im  Falle  der  Nichtzulassung 
die  Rekursfrist  zu  bestimmen  ist. 

§  15.  Bei  der  exegetisch-historischen  Prüfung  übermittelt  der  Dekan 
der  griechisch-orientalisch-theologischen  Fakultät  nach  Ablauf  des  Meldungs- 
termines  das  alphabetisch  geordnete  Verzeichnis  der  Zi^elassenen  samt 
ihren  Belegen  im  kurzen  Wege  dem  Vorstande  der  betreffenden  Prüfungs- 
abteilung. 

§  16.  Der  Abteilungsvorstand  bestimmt  Tag  und  Stunde  der  Prüfungen 
und  setzt  die  Spezialkommission  zur  Abhaltung  derselben  zusammen. 

Bei  der  exegetisch-historischen  Prüfung  werden  die  festgestellten 
Prüfungstage  und  die  für  sie  nach  der  Ordnung  des  Alphabets  bestimmten 
Kandidaten  dem  Dekane  der  theologischen  Fakultät  zur  Verlautbarung  am 
schwarzen   Brette  bekanntgegeben. 

§  17.  Die  exegetisch-historische  Prüfung  wird  in  den  letzten  14  Tagen 
des  Monats  Juli  abgehalten. 

Ausnahmsweise  können  Kandidaten,  welche  ihre  Vorbereitung  bis  zu 
diesem  Termine  nicht  zu  vollenden  vermochten,  auch  in  den  ersten  Tagen 
des  Monats  Oktober  zur  Prüfung  zugelassen  werden. 

Kandidaten,  welche  bei  ihrer  ersten  Prüfung  für  ein  halbes  Jahr  zurück- 
gewiesen wurden,  haben  die  Prüfung  in  den  letzten  14  Tagen  des  darauf- 
folgenden Wintersemesters  zu  wiederholen. 

§  18.  Für  die  systematisch-praktische  Prüfung  werden  eigentliche 
Termine  nicht  bestimmt,  doch  sind  Kandidaten,  welche  sich  während 
der  letzten  sechs  Wochen  des  achten  Semesters  zu  dieser  Prüfung  gemeldet 
haben,    zu  derselben  noch  vor  Ausgang  des  Schuljahres  zuzulassen. 

Kandidaten,  welche  sich  später  melden,  hat  der  Kommissionsvorstand 
—  mit  Ausnahme  der  Ferienmonate  —  längstens  drei  Wochen  nach  der  An- 
meldung zur  Prüfung  zuzulassen. 

Solche  Kandidaten  müssen  ihrem  Anmeldungsgesuche  auch  das  Absolu- 
torium  beilegen. 
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§  IQ.  Bei  Zusammensetzung  der  Spezialkommissionen  haben  die  Ab- 
teilungsvorstände darauf  zu  achten,  daß  alle  Mitglieder  der  Kommission 
möglichst  gleichviel  in  Anspruch  genommen  werden. 

Die  Mitglieder  der  Prüfungskommission  dürfen  nur  in  jenen  Fächern 
prüfen,  für  welche  sie  zu  Examinatoren  ausdrücklich  ernannt  sind,  was  bei 
Zusammensetzung   der  Spezialkommissionen   zu   berücksichtigen   ist. 

Mitglieder,  welche  wegen  Verwandtschafts-  oder  anderer  Verhältnisse 
zu  Prüfungskandidaten  nicht  unbefangen  erscheinen,  dürfen  in  die  betreffenden 
Spezialkommissionen  nicht  berufen  werden. 

Die  Zusammensetzung  der  Spezialkommissionen  darf  nicht  verlauten. 
Die  Kommissionsvorstände  haben  sich  daher  zur  Einladung  der  Kommissäre 
nur   des   amtlichen   Weges   zu   bedienen: 

§  20.  Da  stets  einzelne  Prüfungskommissäre  beiden  Abteilungen  der 
Kommission  angehören  dürften,  so  haben  die  Abteilungsvorstände  sich  über 
Tag  und  Stunde  der  Prüfungen  im  Einvernehmen  zu  erhalten,  um  Kollisionen 
zu  vermeiden. 

§  21.  Die  Spezialkommissionen  für  die  exegetisch-historischen 
Prüfungen  bestehen  aus  einem  Vorsitzenden  und  zwei  Examinatoren, 
jene  für  die  systematisch-praktischen  Prüfungen  aus  einem  Vor- 
sitzenden und  drei  Examinatoren. 

Der  Vorsitzende  kann  ebenfalls  aus  einem  Fache  examinieren,  er 
kann  jedoch  die  Kommission  auch  so  zusammensetzen,  daß  er  sich  am 
Prüfen  nicht  beteiligt. 

Es  steht  nichts  im  Wege,  daß  ein  Examinator  auch  aus  zwei  Prüftmgs- 
fächem  examiniert. 

§  22.  Der  Erzbischof  von  Czernowitz  hat  das  Recht,  bei  jeder 
Prüfung  entweder  selbst  zu  erscheinen  oder  einen  Abgeordneten  zu  derselben 
zu  entsenden. 

Er  und  sein  Abgeordneter  ist  auch  berechtigt,  einzelne  Fragen  an  die 
Kandidaten  zu  richten. 

Auf  die  Beratung  und  Abstimmung  der  Prüfungskommission  nimmt  der 
Erzbischof  oder  sein  Stellvertreter  keinen  Einfluß. 

§  23.    Die  Prüfungen  werden  öffentlich  und  mündlich  abgehalten. 

§  24.  Der  Vorsitzende  hat  dafür  zu  sorgen,  daß  auf  dem  Prüfungstische 
alle  Bücher  erliegen,  die  etwa  bei  der  Prüfung  aus  einzelnen  Fächern  (z.  B. 
der  Exegese)  zum  Nachschlagen  benötigt  werden.  Desgleichen  müssen  die 
Beilagen  der  .Anmeldungsgesuche  der  Kandidaten  den  Prüfungskommissären 
zur  Hand  sein. 

§  25.    Für  die  Dauer  der  einzelnen  Prüfung  ist  maßgebend,  daß  die- 
selbe so  lange  fortzusetzen   ist,    bis  die   Kommission   ein   sicheres   Urteil 
über  die  Befähigung  und  Kenntnisse  des  Kandidaten  erlangt  hat. 
Als  Minimum  der  Prüfungsdauer  wird  angenommen: 
a)  bei  der  exegetisch-historischen  Prüfung: 
für  drei  Kandidaten  zusammen  4^/2  Stunden, 
für  zwei  Kandidaten  3  Stunden, 
für  einen  Kandidaten  IVs  Stunden; 
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b)  bei  der  systematisch-praktischen  Prüfung: 
für  drei  Kandidaten  zusammen  6  Stunden, 
für  zwei  Kandidaten  zusammen  4  Stunden, 
für  einen  Kandidaten  2  Stunden. 

§  26.  Mit  wie  viel  Kandidaten  die  Prüfung  zugleich  vorzunehmen  ist, 
bestimmt  der  Abteilungsvorstand  anläßlich  der  Zusammensetzung  der  Spezial- 
kommissionen.  In  der  Regel  sollen  zwei  Kandidaten  zusammengenommen 
werden,  nur  wenn  die  Zahl  der  Kandidaten  eine  ungewöhnlich  große  ist, 
können  auch  je  drei  gleichzeitig  examiniert  werden. 

§  27.  Die  Prüfung  darf  nicht  unterbrochen  werden.  Nur  wenn  den 
Kandidaten  ein  Unwohlsein  überfällt,  das  ihn  nach  Ermessen  des  Vor- 
sitzenden an  der  Fortsetzung  der  Prüfung  hindert,  kann  der  Vorsitzende 
einen  zweiten,  möglichst  nahen  Termin  zur  Fortsetzung  der  Prüfung  an- 
beraumen. 

§  28.  Die  Prüfungskommissäre  examinieren  in  der  vom  Vorsitzenden 
bestimmten  Reihenfolge.  Der  Vorsitzende  prüft  immer  zuletzt.  Er  bestimmt 
die  Dauer  der  Prüfung  aus  dem  einzelnen  Gegenstande,  jedoch  mit  der 
Beachtung,  daß  in  der  Regel  für  jeden  Gegenstand  die  gleiche  Prüfungsdauer 
Platz  zu  greifen  hat 

Der  Vorsitzende  ist  auch  berechtigt,  Fragen,  die  ihm  ungehörig  er- 
scheinen, zu  inhibieren. 

§  29.  Wird  ein  Prüfungskommissär  durch  Unwohlsein  oder  aus  einem 
anderen  Grunde  an  der  Fortsetzung  der  Prüfung  gehindert,  so  bestimmt 
der  Vorsitzende,  ob  ein  anderer  Kommissär  einzutreten  hat,  oder  die  Prüfung 
in  einem  anderen  Termine,  der  womöglich  noch  auf  denselben  Tag  zu  be- 
stimmen ist,  fortgesetzt  werden  soll. 

§  30.  Der  Vorsitzende  sorgt  für  die  Handhabung  der  Ordnung  im 
Prüfungssaale. 

Lassen  sich  die  Zuhörer  Ungehörigkeiten  zu  Schulden  kommen,  so 
kann  der  Vorsitzende  nach  fruchtloser  Abmahnung  den  Saal  räumen  lassen. 

§  31.  Zeigt  sich  schon  in  der  ersten  Stunde  der  Prüfung,  daß  der 
Kandidat  jedenfalls  zu  reprobieren  ist,  so  kann  ihm  der  Vorsitzende  dieses 
—  nach  kurzer  Umfrage  bei  den  Kommissären  —  bekannt  geben  und 
kann  alsdann,  jedoch  nur  mit  Zustimmung  des  Kandidaten,  die  Prüfung  nach 
der  ersten  Stunde  geschlossen  und  die  Reprobation  sofort  ausgesprochen 
werden. 

Dieser  Vorgang  ist  im  Prüfungsprotokolle  anzumerken. 

§  32.  Abgesehen  von  dem  im  vorigen  Paragraphen  erwähnten  Falk 
zieht  sich  die  Kommission  nach  geschlossener  Prüfung  zur  Beratung  und 
Abstimmung  über  das  Prüfungsergebnis  zurück. 

§  33.  Jeder  Prüfungskommissär  hat  seine  Stimme  nach  dem  Gesamt- 
ergebnisse der  Prüfung  abzugeben.  Der  Kandidat  ist  daher  zu  reprobieren, 
wenn  er  auch  nur  aus  einem  einzigen  Prüfungsgegenstande  ungenügende 
Kenntnisse  an  den  Tag  gelegt  hat. 

§  34.1)    Oer  Kandidat  ist  approbiert,  wenn  die  absolute  Mehrheit  der 

')  Diese  Texäerung  des  §  34  berahi  auf  der  MinVdg,  vom  15,  November  1884,  Z.  19JBX, 
MVBNr,  36, 
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Mitglieder  der  Prüfungskommission  einschließlich  des  Vorsitzenden,  dessen 
Stimme  stets  mitzählt,  sich  für  die  Approbation  ausgesprochen  hat 

Ober  die  Frage,  ob  einem  Kandidaten  der  Kalkül  „ausgezeichnet^^ 
aus  einzelnen  oder  aus  allen  Gegenständen  zuzuerkennen  sei,  kann  erst 
beraten  werden,  wenn  die  einstimmige  Approbation  des  Kandidaten  feststeht. 
Ober  die  Art  des  Kalküls  aus  den  einzelnen  Gegenständen  wird  ebenso 
wie  über  Approbation  und  Reprobation  abgestimmt 

Bei  allen  sonst  sich  ergebenden  Fragen,  wie  z.  B.  hinsichtiicfa  der 
Zeit,  auf  welche  die  Reprobation  auszusprechen  ist,  gibt  die  Stimme  des 
Vorsitzenden  bei  gleichgeteilten  Stimmen  den  Ausschlag. 

§  35.  Sofort  nach  vorgenommener  Abstimmung  wird  das  Resultat 
in  dem  Prüfungsprotokolle  und  dem  Index  angemerkt  und  das  Zeugnis  aus- 
gefertigt und  dieses  letztere,  sowie  das  Protokoll,  von  den  Mitgliedern 
der  Kommission  unterzeichnet 

Die  Anmerkung  im  Index  unterfertigt  nur  der  Vorsitzende. 

Das  Abstimmungsverhältnis  —  ob  nämlich  Stimmeneinhelligkeit  oder 
Stimmenmehrheit  vorhanden  war  —  wird  nur^)  im  Protokolle  angeführt, 
Kalkül  und  Reprobationstermin    aber   auch   im  Zeugnis  und  Index. 

Dem  Zeugnis  sowie  der  Anmerkung  im  Index  wird  das  Kommissions- 
siegel beigedrückt 

§  36.  Nach  Ausfertigung  der  im  vorigen  Paragraphen  bezeichneten 
Akte  begibt  sich  die  Prüfungskommission  in  das  Prüfungslokal  zurück,  wo 
alsdann  das  Urteil  der  Kommission  vom  Vorsitzenden  öffentlich  ver- 
kündigt wird. 

Hiebei  wird  ausdrücklich  bemerkt,  ob  das  Urteil  mit  Stimmeneinhelligkeit 
oder  Stimmenmehrheit  beschlossen  wurde. 

Nach  der  Verkündigung  werden  den  Kandidaten  die  Zeugnisse  und 
die    Beilagen   des   Anmeldungsgesuches   behändigt 

§  37.  Gegen  das  Urteil  der  Kommission  findet  kein  Rekurs  statt. 

§  38.  Von  jeder  Reprobation  ist  das  Dekanat  zu  verständigen,  damit 
dieselbe  in  den  Katalogen  angemerkt  und  in  eventuell  ausgefertigte  Index- 
duplikatc  aufgenommen   werde. 

Auch  bei  der  Prüfungskommission  sind  die  Reprobierten  von  den 
Abteilungsvorständen  in  Evidenz  zu  halten. 

§  39.  Für  die  Prüfung  ist  eine  Taxe  von  12  Gulden  (jetzt  24  Kronen) 
zu  entrichten,  welche  samt  dem  Stempel  für  das  Prüfungszeugnis  längstens 
24  Stunden  vor  Abhaltung  der  Prüfung  zu  erlegen  ist 

Die  Befreiung  vom  ganzen  oder  halben  Kollegiengeide  befreit  ent- 
sprechend auch  von  der  Prüfungstaxe.')  Andere  Befreiungen  werden  nicht 
gewährt,  auch  ist  bei  wiederholter  Prüfung  die  Taxe  in  jedem  Falle  zu  entrichten. 

Die  eingegangenen  Taxen  werden  unter  den  Vorsitzenden  und  die 
Prüfungskommissäre  nach  Verhältnis  der  Zahl  der  Kandidaten,  bei  deren 
Prüfung  dieselben  fungiert  haben,  verteilt. 

>)  Die  Tatsache  der  einstimmie  erfolgten  Approbation  ist  auch  in  dem  Pr^fungseeugnisse 
ama/Sfiren  (s.  Nr,  62t). 

*)  Ober  die  zeitliche  Beschränkung  dieser  Taxbefreiung  s,  Nr.  625, 
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§  40.  Nach  Schluß  eines  jeden  Schuljahres  erstatten  die  Abteilungs- 
vorstände Bericht  an  das  Ministerium  über  die  im  Verlaufe  des  Jahres 
abgehaltenen  Prüfungen,  woraus  zu  entnehmen  sein  muß: 

a)  die  Gesamtzahl  der  Geprüften, 

b)  die  Zahl  der  Approbierten  und  der  Reprobierten,  der  Kalkül  der 
Approbation  und  der  Termin  der  Reprobation,  dann  ob  das  Urteil  der 
Kommission  mit  Stimmeneinhelligkeit  oder  Stimmenmehrheit  gefällt  wiurde, 

c)  wie  viele  der  Kandidaten  sich  der  Prüfung  zum  ersten  und  wie 
viele  zum  wiederholten  Male  unterzogen  haben. 

Bei  diesem  Anlasse  haben  die  Kommissionsvorstände  auch  ihre  sonstigen 
Wahrnehmungen  über  Fähigkeit  und  Fleiß  der  Kandidaten,  über  den 
Stand  des  Prüfungswesens  im  allgemeinen,  über  die  Notwendigkeit  von 
Reformen    in    den    Prüfungs-   oder   Studieneinrichtungen   usw.   darzul^en. 

§  41.  Gleichzeitig  mit  dem  Berichte  an  das  Ministerium  haben  die 
Abteilungsvorstände  einen  solchen  auch  durch  den  Landespräsidenten  an 
das  erzbischöfliche  Konsistorium  zu  leiten. 

In  diesem  Berichte  sind  die  Kandidaten  mit  Vor-  und  Zunamen  und 
Geburtsort  anzuführen  und  bei  jedem  einzelnen  die  oben  sub  b)  und  c) 
bezeichneten  Daten  beizufügen. 

Außerdem  haben  die  Kommissionsvorstände  bei  diesem  Anlasse  über 
alles  zu  berichten,  was  für  die  kirchliche  Behörde  von  Interesse  sein  kann. 

§  42.  Die  Prüfungszeugnisse  sind  nach  dem  beifolgenden  Formulare  i) 
auszufertigen. 

In  dem  Prüfungsprotokolle  sind  die  Prüftmgen  nach  fortlaufenden 
Nummern  anzuführen;  dasselbe  muß  die  oben  im  §  31  und  35  angeführten 
Daten  und   eine   Rubrik  für  Anmerkungen  enthalten. 

Das  Protokoll  ist  nur  einfach  zu  führen,  doch  haben  die  Kommissions- 
vorstände ein  amtliches  Verzeichnis  der  Geprüften  anzulegen,  in  welchem 
bei  jedem  derselben  Jahr  und  Tag  der  Prüfung  angegeben  und  die  Nummer 
des  Protokolls,  unter  der  die  Prüfung  eingetragen  wurde,  bezogen  ist 

^)    Zahl  des  Prflfungsprotokolls. 

Prüfttngszengnis. 

Herr 

geboren  zu 

derzeit  ^ 

zuletzt  /  **''^^****^^*^  Studierender  der  griechisch-orientalischen  Theologie  an  der  k.  k.  Fnai 

Josephs-Universltftt  in  Czernowitz  hat  am 

vor  der  unterfertigten  k.  k.  Prafungskommission  in  Oemäfiheit  der  Mlnisterialverordnang  ▼on 
30.  August  1875,  ROBNr.  122  Anhang  B  die 

exegetisch-historische   (systematisch -praktische) 
Prüfung  aus  der  griechisch-orientalischen  Theologie  abgelegt  und  ist  bei  derselben 

approbiert    (reprobiert) 

worden    (mit  Auszeichnung  aus ) 

(Wiederholungstermin ) 

Von  der  k.  k.  Prafungskommission  fflr  Studierende  der  griech.-oriental.  Theologie. 

Czernowitz,  den 

N.  N., 
L.  S.  Vorsitzender. 

N.  N.  —  N.  N.  —  N.  N., 
Prflfungskommissire. 
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Nr.  624. 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  d.  U.  vom  20.  Jnli  1881,  Z.  9410, 

MTBNr.  35. 

an  den  Vorstand  der  Prüfungskommission  für  Studierende  der  griechisch* 

orientalischen  Theologie  in  Czernowitz, 

betreffend  die  Ausfertigung  der  Zeugnisse  für  die  bei  einer  Prüfung 

mit  Stimmeneinhelligkeit  approbierten  Kandidaten. 

Ich  finde  anzuordnen,  daß  in  den  Fällen,  wo  ein  Kandidat  bei  einer 
der  Prüfungen  für  Studierende  der  griechisch-orientalischen  Theologie  mit 
Stimmeneinhelligkeit  (wenn  auch  ohne  Auszeichnung)  approbiert  wird,  die 
Tatsache  der  einstimmig  erfolgten  Approbation  in  dem  betreffenden 
Prüfungszeugnisse  ausdrücklich  anzuführen  ist 

In  die  Prüfungszeugnisse  der  mit  Stimmenmehrheit  approbierten  Kandi- 
daten ist  ein  bezüglicher  Beisatz  nicht  aufzunehmen. 

Im  übrigen  bleiben  die  bestehenden  Vorschriften  unverändert. 


Np.  625. 

Terordnnng  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  31.  Oktober  1881 

Z.  11.507,  MTBMr.  40, 

betreffend  die  Voraussetzungen  der  den  Prüfungskandidaten  der  grie- 
chisch-orientalischen Theologie  an  der  Universität  Czernowitz  zustehen- 
den Befreiung  von  der  Entrichtung  der  Prüfungstaxe. 

Ich  finde  mich  bestimmt  anzuordnen,  daß  die  in  Gemäßheit  des  §  39 
der  MinVdg.  vom  1.  Juni  1876,  Z.  6208,i)  den  Prüfungskandidaten  der 
griechisch-orientalischen  Theologie  an  der  Universität  Czernowitz  aus  dem 
Titel  einer  Befreiung  vom  Xollegiengelde  zustehende  Befreiung  von  der 
ganzen  oder  halben  Prüfungstaxe  nur  bezüglich  jener  Prüfungen  geltend 
gemacht  werden  kann,  welche  der  Kandidat  innerhalb  des  auf  sein  letztes 
Studiensemester  nächstfolgenden  Studienjahres  ablegt.  Für  später  abgelegte 
Prüfungen  ist  der  Kandidat  unbedingt  zur  Entrichtung  der  vollen  Taxe 
verpflichtet 

Np.  626. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  9.  MSrz  1885, 

Z.  3467, 

an  den  Landespräsidenten  in  Czernowitz, 
(betreffend  die  Behandlung  jener  Zöglinge  des  Czemowitzer  griechisch- 
orientalischen  Klerikerseminars»  welche  die  zweite  theologische  Staats- 
prfifung  innerhalb  eines  Jahres  nach  Abschluß  des  achten  theologischen 

Semesters  nicht  ablegen). 
Ich  genehmige  den  von  Euer  .  .  .  gestellten  Antrag,  daß  den  Zöglingen 
des   Czemowitzer  griechisch-orientalischen   Klerikerseminars   zur   Ablegung 

»)  s.  Nr.  623. 
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der  zweiten  theologischen  Staatsprüfung  auch  weiterhin  ein  Präklusivtennin 
nicht  vorgezeichnet  werden  solle.  Dagegen  ist  die  MinVdg.  vom  31.  Oktober 
1881,  Z.  11.507,1)  betreffend  die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  Prüfungs- 
taxe  nach  Verlauf  eines  Jahres  genau  anzuwenden  und  wird  jenen  Zöglingen 
des  genannten  Seminars,  welche  die  zweite  Staatsprüfung  innerhalb  eines 
Jahres  nach  Abschluß  des  achten  theologischen  Semesters  nicht  ablegen, 
das  Austrittsgeld  per  208  Oulden  4  Kreuzer  (416  Kronen  8  Heller)  vor- 
zuenthalten sein,  es  wäre  denn,  daß  sie  an  der  Ablegung  der  Prüfung  inner- 
halb dieses  Zeitraumes  durch  länger  andauernde,  ausreichend  erwiesene 
Krankheit  verhindert   worden   sein   sollten. 


Np.  627. 

ADS  dem  Erlasse  des  Ministers  fflr  K.  a.  U.  vom  30.  Jnll  1899. 

Z.  20.986, 

an  den  Landespräsidenten  für  die  Bukowina, 

(womit  ffir  die  Studierenden  der  griechisch-orientalischen  Theologie 

das  Kollegittm  über  „Römisches  Recht  in  seinen  Orandzfigen  und  seiner 

byzantinischen  Fortentwicklung^'  als  obligat  erklfirt  wiriQ. 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  22.  Juni  1899,  Z.  10.115,  finde  ich 
im  Sinne  des  vom  Professorenkollegium  der  griechisch-orientalisch-theologi- 
schen Fakultät  der  Universität  in  Czernowitz  unter  dem  27.  Juni  1898,  Z.  161, 
gestellten  Antrages  zu  genehmigen,  daß  vom  Wintersemester  1899/1900 
ab,  an  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  der  genannten 
Universität  in  jedem  Wintersemester  ein  vierstündiges  Kollegium  über 
„römisches  Recht  in  seinen  Grundzügen  und  seiner  byzantinischen  Fort- 
entwicklung'' (griechisch-römisches  Recht)  abgehalten  werde,  welches  von 
den  Studierenden  der  griechisch-orientalischen  Theologie  an  Stelle  des  von 
denselben  gemäß  §  3,  Absatz  2  des  im  Anhange  A  zur  ho.  Verordnung 
vom  30.  August  1875,  Z.  13.240,  RGBNr.  122,«)  kundgemachten  provisorischen 
Lehrplanes  zu  hörenden  Kollegiums  über  „Geschichte  und  Institutionen  des 
römischen  Rechtes"  im  siebenten  Semester  ihrer  Studien  zu  hören  sein  wird. 


b)   Doktoratsvorschriften. 

Nr.  628. 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  29.  April  1879,  Z.  5566. 

MTBNr.  35, 

an   das   Rektorat  der   Franz   Josephs-Universität  in   Czernowitz, 

mit  welchem  die  Ah.  genehmigte  Rigorosenordnnng  ffir  die  griecfalsch- 

orientalisch-theologlsche  Fakultät  in  Czernowitz  kundgemacht  wird. 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  14.  April  d  J. 
die  nachstehende  Rigorosenordnung  für  die  griechisch-orientalisch-theolo- 
gische Fakultät  in  Czernowitz  ag.  zu  genehmigen  geruht: 

»)  s.  Nr.  6X.  —  ■)  5.  Nr,  622. 
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Rigorosenordnung 

ffir  die  griechisch-orientalisch-theologische  Fakultät  der  k.  k.  Franz 

Josephs-Universität  In  Czemowitz« 

§  1.  Das  Doktorat  der  Theologie  kann  an  der  griechisch-orientalisch- 
theologischen Fakultät  der  Universität  Czernowitz  von  Angehörigen  der 
griechisch-orientalischen  Kirche  durch  Ablegung  von  zwei  strengen  Prühingen 
unter  nachfolgenden  Voraussetzungen  erworben  werden. 

§  2.  Die  Zulassung  zu  den  strengen  Prüfungen  ist  durch  den  Nachweis 
bedingt,  daß  der  Kandidat  die  theologischen  Studien  an  der  theologischen 
Fakultät  in  Czernowitz  oder  an  einer  anderen  österreichischen  theologi- 
schen Fakultät  in  der  Eigenschaft  eines  ordentlichen  Hörers  vorschrifts- 
mäßig absolviert  hat 

Die  Ablegung  der  systematisch-praktischen  Prüfung  aus  der  griechisch- 
orientalischen Theologie  (§  3  der  provisorischen  Prüfungsordnung  für  die 
griechisch-orientalisch-theologische  Fakultät)  i)  ist  keine  notwendige  Vor- 
bedingung für  die  Zulassung  zu  den  Rigorosen,  vielmehr  wird  diese  Prüfung 
durch  den  erlangten  Doktorgrad  ersetzt. 

Mit  Genehmigung  des  Ministers  für  Kultus  und  Unterricht  kann  die  Ab- 
legung der  Rigorosen  auch  Studierenden  gestattet  werden,  welche  ein 
mindestens  dreijähriges  theologisches  Studium  an  einer  griechisch-orienta- 
lischen Lehranstalt  der  Monarchie  zurückgelegt  haben,  dafem  diese  Kan- 
didaten sich  mit  einem  akademisch  gültigen  Maturitätszeugnisse  ausweisen 
können  und  außerdem  durch  eine  entsprechende  Anzahl  von  Semestern 
Kollegien  an  einer  theologischen   Fakultät  frequentiert  haben. 

Studierende,  welche  die  bestandene  griechisch-orientalisch-theologische 
Lehranstalt  in  Czernowitz  ordnungsmäßig  absolviert  haben,  sind  von  der 
Fakultät  zu  den  strengen  Prüfungen  zuzulassen,  dafern  ihre  Aufnahme  an 
der  erstgenannten  Lehranstalt  auf  Grund  eines  akademisch  gültigen  Matu- 
ritätszeugnisses erfolgt  ist  (§  5  des  Anhanges  C  zu  der  ho.  Verordnung 
vom  30.  August  1875,  Z.  13.240).2) 

§  3.  Das  Gesuch  um  Zulassung  zu  den  strengen  Prüfungen  ist  an 
den  Dekan  zu  richten,  welcher  dasselbe  nach  Lage  der  Sache  im  eigenen 
Wirkungskreise,  eventuell  nach  Beschluß  des  Professorenkollegiums  erledigt 
oder  dem  Ministerium  vorlegt  (§  2). 

Das  Maturitätszeugnis,  das  Absolutorium,  sowie  die  übrigen  Dokumente, 
auf  Grund  deren  die  Zulassung  zu  den  Rigorosen  eriolgt,  sind  beim 
Dekane  zu  hinterlegen. 

§  4.  Die  zwei  Rigorosen  (§1)  umfassen  folgende  Prüfungsgegenstände: 

I.  Bibelstudium  und  Exegese  des  alten  Bundes,  Bibelstudium  und  Exe- 
gese des  neuen  Bundes  (die  Exegese  sowohl  des  alten  als  des  neuen  Bundes 
im  Urtexte),  Kirchengeschichte. 

IL  Dogmatik,  Moraltheologie,  praktische  Theologie,  Kirchenrecht. 

Die  Rigorosen  sind  in  der  vorstehend  bezeichneten  Reihenfolge  ab- 
zulegen. 

>)  5.  Nr.  622  (Anhang  B,  §  3J. 
•)  s.  Nr.  62Z 
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§  5.  Die  Rigorosen  werden  öffentlich  abgehalten;  jedes  derselben 
dauert  mindestens  zwei  Stunden. 

Die  Prüfung  wird  in  jener  Sprache  vorgenommen,  welche  für  den  be- 
treffenden Gegenstand  an  der  theologischen  Fakultät  in  Czemowitz  die 
ordentliche  Vortragssprache  ist.  Ausnahmen  können  nur  für  Kandidaten 
zugelassen  werden,  welche  ihre  Studien  nicht  an  der  griechisch-orientalisch- 
theologischen   Fakultät   in   Czernowitz   absolviert  haben. 

§  6.  Zwischen  den  zwei  Rigorosen  soll  in  der  Regel  ein  Zeitraum 
von  drei  Monaten  verstreichen.  Wurde  jedoch  der  Kandidat  beim  vorher- 
gehenden Rigorosum  einstimmig  approbiert,  so  kann  ihm  der  Dekan  für  das 
nächste  Rigorosum  auch  einen  kürzeren  Termin  gewähren. 

§  7.  Die  Prüfungskommission  besteht  bei  jedem  Rigorosum  aus  dem 
Dekan  (in  dessen  Verhinderung  dem  Prodekan)  des  Professorenkollegriums 
als  Vorsitzenden  und  vier  Professoren,  welche  in  der  Regel  die  ordentlichen 
Professoren  der  Prüfungsfächer  sein  sollen  (§§8  und  9),   als  Examinatoren. 

§  8.  In  Ermanglung  eines  ordentlichen  Professors  für  ein  Prüfungs- 
fach oder  bei  Verhinderung  desselben  ist  der  außerordentliche  Professor  dieses 
Faches  und  in  Ermanglung  oder  Verhinderung  auch  eines  solchen  jener 
ordentliche  oder  außerordentliche  Professor  beizuziehen,  der  den  betreffenden 
Gegenstand  faktisch  lehrt  oder  dessen  Fach  demselben  am  nächsten  steht 

§  9.  Wird  die  oben  bestimmte  Zahl  von  vier  Examinatoren  durch  die 
hienach  (§§7  und  8)  berufenen  Vertreter  der  Prüfungsfächer  nicht  erschöpft, 
so  ist  dieselbe  aus  der  Reihe  der  übrigen  ordentlichen  Professoren  zu  er- 
gänzen. Diese  zur  Ergänzung  der  Kommission  beigezogenen  Mitglieder  haben 
jedoch  nur  das  Recht,  nicht  die  Pflicht,  zu  examinieren. 

Die  Bestimmung  derselben  bleibt  zunächst  dem  Obereinkommen  des 
Professorenkollegiums  überlassen,  welches  dem  Unterrichtsminister  zur  Ge- 
nehmigung vorzulegen  ist. 

§  10.  Würde  bei  mehrfacher  Besetzung  eines  Prüfungsfaches  mit  ordent- 
lichen Professoren  durch  die  Beiziehung  aller  die  Zahl  von  vier  Examina- 
toren überschritten,  so  haben  dieselben  in  der  Teilnahme  an  dem  be- 
treffenden Rigorosum  zu  alternieren. 

§  11.  Der  Vorsitzende  hat  immer  das  Recht,  aber  nur  dann  auch  die 
Pflicht,  selbst  zu  examinieren,  wenn  er  Nominalprofessor  eines  Prüfungs- 
faches ist  und  ihn  im  Falle  des  Alternierens  mit  anderen  Professoren  die 
Reihe  trifft.  In  solchem  Falle  hat  die  Prüfungskommission  aus  noch  drei 
Mitgliedern  zu  bestehen;  der  Vorsitzende  bezieht  in  diesem  Falle  den 
doppelten  Taxbetrag. 

§  12.  Jedes  Mitglied  der  Prüfungskommission  hat  dem  Rigorosum 
vom  Anfange  bis  zum  Ende  beizuwohnen.  Der  Abstimmung  und  Schluß- 
fassung geht  eine  Besprechung  über  das  Ergebnis  der  Prüfung  voraus. 

Die  Abstimmung  jedes  Mitgliedes  erfolgt  auf  Grund  des  Gesamtergeb- 
nisses der  Prüfung  mit  dem  Kalkül:  „ausgezeichnet",  „genügend"  oder  „un- 
genügend". Der  Gesamtkalkül  wird  nach  der  Stimmenmehrheit  geschöpft, 
im  Falle  etwaiger  Stimmengleichheit  (§11)  nach  den  ungünstigeren  Stimmen. 

§  13.  Erhält  ein  Kandidat  den  Gesamtkalkül  „ungenügend",  so  kann 
er  zu  keinem  weiteren  Schritte  behufs  Erlangung  des  Doktorgrades,  sondeni 
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nur  zur  Wiederholung  desselben  Rigorosums,  und  zwar  nicht  vor  Ablauf 
von  drei  Monaten  zugelassen  werden.  Wird  er  hiebei  abermals  reprobiert, 
so  ist  nur  mehr  eine  Wiederholung  zulässig.  Bei  nochmaliger  (dritter)  Re- 
probation  ist  der  Kandidat  von  der  Erwerbung  des  Doktorgrades  der  Theo- 
logie an  einer  Universität  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  ftir  immer  ausgeschlossen. 

§  14.  Für  jedes  Rigorosum  hat  der  Kandidat  eine  Taxe  von  30  Gulden 
ö.  W.  (jetzt  60  Kronen)  zu  entrichten.  Hievon  erhält  der  Vorsitzende  und 
jedes  Mitglied  der  Kommission  5  Gulden  (10  Kronen);  die  erübrigenden 
5  Gulden  (10  Kronen)    sind  an  den  Universitätskanzleifond  abzuführen. 

Für  jede  Wiederholung  eines  Rigorosums  ist  die  halbe  Gesamttaxe 
mit  15  Gulden  ö.  W.  (30  Kronen)  zu  entrichten.  Hievon  erhält  der  Vor- 
sitzende und  jedes  Kommissionsmitglied  je  3  Gulden  (6  Kronen).  Der  Bei- 
trag für  den  Universitätskanzleifond  entfällt  bei  Wiederholungen. 

§  15.  Die  Einzelntaxbezüge  haben  die  Natur  von  Präsenzgeldern 
und  können  daher  nur  für  die  wirkliche  Funktion  in  Anspruch  genommen 
werden.  Ist  ein  Kommissionsmitglied  aus  was  immer  für  einem  Grunde 
hieran  verhindert,  so  hat  der  Dekan  für  dessen  Ersatz  nach  den  Bestimmungen 
der  §§  8  bis  10  zu  sorgen.  Ist  dieses  nicht  mehr  tunlich,  die  Abhaltung 
des  Rigorosums  mit  den  übrigen  Kommissionsmitgliedern  aber  doch  noch 
möglich,  so  ist  der  erledigte  Taxbetrag  als  ein  sich  ergebender  Rest  zu 
betrachten,  dessen  Verwendung  der  Bestimmung  des  Professorenkollegiums 
vorbehalten  bleibt. 

§  16.  Die  Promotion  erfolgt  unter  dem  Vorsitze  des  Rektors  und  im 
Beisein  des  Dekans  durch  einen  ordentlichen  Professor  (per  tumum)  als 
Promotor  in  Form  der  üblichen  Sponsionen.^) 

§  17.  Die  Promotionstaxe  beträgt  40  Gulden  ö.  W.  (jetzt  80  Kronen).  Hie- 
von  beziehen  der  Rektor  15  Gulden  ö.  W.  (30  Kronen),  der  Dekan  und  der 
Promotor  je  5  Gulden  (10  Kronen),  der  Rest  ist  an  den  Universitäts- 
kanzleifond abzuführen,  aus  welchem  die  Zahlungen  für  die  Ausfertigung 
des  Diploms  und  sonstige  mit  der  Promotion  zusammenhängende  Auslagen 
zu  bestreiten  sind. 

§  18.    Diese  Rigorosenordnung  tritt  sofort  in  Kraft. 

Insoweit  dieselbe  keine  besonderen  Bestimmungen  enthält,  finden  die 
allgemeinen  akademischen  Vorschriften,  welche  die  Erwerbung  des  Doktor- 
grades betreffen,  auch  auf  die  Erwerbung  des  Doktorates  der  griechisch- 
orientalischen Theologie  Anwendung. 

')  Die  für  die  weltlichen  Fakultäten  der  Universitäten  mit  MinErL  vom  17.  Oktober  1873, 
Z.  tlJ914  (s.  Nr,  495J  eingeföhrten  Doktordiploms-  und  SponsionsfPromotions)formeln  stehen  — 
mit  unwesentlichen  Abänderungen  —  auch  an  der  griechisch-orientalisch-theologischen  Fakultät  in 
Anwendung, 
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HofkanzleldBkret  Yom  29.  Dezember  1819,  Z.  11, 

an  sätntiiche  Länderstellen, 

betreffend  die  Enichtttng  einer  theolo^risclien  Lehranstalt  ffir  die  Reli- 
gionsverwandten des  Attgsbtirgischen  nnd  Helvetischen  Bekenntnisses. 

Se.  Majestät,  Höchstderen  landesväterliche  Sorgfalt  Sich  auf  alle  Klassen 
Ihrer  Untertanen  verbreitet,  haben,  da  die  Religionsgenossen  der  Augsburgi- 
sehen  und  Helvetischen  Konfession  bei  dem  Mangel  einer  vollständigen 
Lehranstalt  im  Inlande  ihre  Bildung  für  das  Seelsorgeramt  im  Auslande  zu 
erreichen  suchen  mußten,  für  Ihre  sich  den  Studien  widmenden  Untertanen 
der  oben  genannten  Bekenntnisse,  und  um  die  Oberzeugung  zu  erhalten,  daß 
die  Volkslehrer  dieser  Ihrer  Untertanen  ihrem  Berufe  vollständig  entsprechen, 
die  Errichtung  einer  theologischen  Lehranstalt  für  beide  ersterwähnte  Kon- 
fessionsverwandte in  der  Haupt-  und  Residenzstadt  anzuordnen  geruht 

An  dieser  Lehranstalt,  welche  alle  Zweige  des  theologischen  Studiums 
umfaßt,  ist  der  Kurs  auf  drei  Jahre  abgeteilt;  derselbe  wird  für  den  ersten 
Jahrgang  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1820  eröffnet,  der  Tag  ihrer  Er- 
öffnung aber  erst  nachträglich  bestimmt  bekannt  gemacht  werden. 

Um  bei  dieser  Lehranstalt  als  ordentiicher  Zuhörer  aufgenommen  zu 
werden,  muß  sich  bei  der  Direktion  derselben  von  den  Kandidaten  über  die 
Zurücklegung  der  Gymnasialstudien  und  eines  vollständigen  Kurses  der 
philosophischen  Wissenschaften,  sowie  über  die  erlangten  wissenschaftUcben 
Kenntnisse  der  deutschen  und  lateinischen  Sprache,  endlich  über  die  Kennt- 
nisse der  ersten  Elemente  der  griechischen  und  hebräischen  Sprache  und 
über  untadelhafte  Moralität  ausgewiesen  werden.^) 


*)  DU  Aufnahmsbedingungen  wurden  modifiziert  dareh  §§  20  und  Si  des  MinErL 
8,  Okiober  1850,  RQBNr.  388  (s,  Nr,  630),  betn;ffend  dU  Organisation  der  ernngeüseh-^ateoia^ekn 
FakBiidt, 
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Nr,  630. 

Erlafi  des  Mlnlsterlnms  fOr  K.  n.  D.  vom  8.  Oktober  1850,  Z.  8425, 

RGBNr.  388, 

die  Organisation   der  k.  k.  evangelisch -theologischen  Leliranstalt  in 
Wien,   das  Stndienwesen   an   derselben   nnd  die  Disziplinarordnung 

betreffend. 

Um  die  evangelisch-theologische  Lehranstalt  in  Wien  jener  freieren 
Gestaltung  teilhaftig  zu  machen,  welche  den  Fakultätsstudien  an  den 
österrejchischen  Universitäten  mit  Ah.  Entschl.  vom  11.  Oktober 
1849  gewährt  worden  ist,  und  damit  auch  ihr  die  Entwicklung  eines  kräftigeren 
wissenschaftlichen  Lebens  möglich  werde,  wird  infolge  Ah.  Entschl.  vom 
3.  1.  M.  nachstehendes  verordnet: 

I.  Von  der  akademischen  Verfassung  nnd  der  Leitung  der  Lehranstalt. 

§  1.  Die  k.  k.  evangelisch-theologische  Lehranstalt  ist  berufen,  die 
evangeUsch-theologische  Wissenschaft  zu  pflegen  und  die  Kandidaten  des 
Predigeramtes  für  ihren  Beruf  vorzubereiten. 

Es  finden  auf  dieselbe  im  allgemeinen  die  für  die  Fakultätsstudien 
an  den  österreichischen  Universitäten  erfließenden  Normen  insoweit 
Anwendung,  als  die  Sonderstellung  dersell)en  es  zuläßt.^) 

§  2.  Die  evangelisch-theologische  Lehranstalt  in  Wien  steht  unmittelbar 
unter  dem  Ministerium  des  Kultus  und  Unterrichtes  und  wird  von  ihrem 
Lehrkörper  geleitet. 

§  3.  Der  leitende  Lehrkörper  besteht  aus  sämtlichen  Professoren, 
sie  mögen  als  ordentliche  oder  außerordentliche  angestellt  sein. 

§  4.  Privatdozenten  können  sich  an  der  evangelisch-theologischen 
Lehranstalt  nach  den  für  die  österreichischen  Universitäten  geltenden  Vor- 
schriften habilitieren. 

§  5.  Um  die  Interessen  der  Privatdozenten  «im  leitenden  Lehrkörper 
zu  vertreten,  haben  zwei  derselben  in  ihm  Sitz  und  beratende  Stimme  in  allen 
zu  verhandelnden  Angelegenheiten. 

Es  müssen  jedoch  diese  Privatdozenten  bereits  wenigstens  durch  zwei 
Semester  an  der  Anstalt  lehren.  Sind  der  in  solcher  Weise  zum  Eintritte 
Befähigten  mehr  als  zwei  vorhanden,  so  wählen  sämtliche  habilitierte  Privat- 
dozenten aus  den  zum  Eintritte  Befähigten  jährlich  ihre  beiden  Vertreter  in 
den  leitenden  Lehrkörper. 

§  6.  Der  leitende  Lehrkörper  wählt  jährlich  aus  den  ordentlichen 
Professoren  seinen  Vorstand,  welcher  den  Namen  „Dekan''  führt. 

Die  Genehmigung  der  Wahl  bleibt  dem  Ministerium  des  Kultus  und 
Unterrichts  vorbehalten. 

Es  ist  gestattet,  zu  dieser  Würde  auch  einen  Mann  zu  wählen,  welcher 
nicht  mehr  ordentlicher  Professor  dieser  Lehranstalt  ist,  der  es  aber  früher 
gewesen. 

0  VgL  die  im  SelMveriage  der  k,  k.  evangelisch-theologischen  FaiUütät  1896  erschienenen 
„Vorschr^en  für  die  Studierenden  an  der  k.  k.  evangelisch-theologischen  Fakultät  in  Wienf*, 
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An  der  Wahl  sind  auch  die  beiden  Privatdozenten,  welche  im  Lehr- 
körper sitzen,  sich  zu  beteiligen  berechtigt.  Der  Dekan  tritt  an  die  Stelle 
des   bisherigen    Direktors,   dessen    Würde    erlischt. 

§  7.  Zur  Gültigkeit  der  Wahl  ist  absolute  Stimmenmehrheit  erforderlich; 
kommt  sie  bei  zweimaligem  Wählen  nicht  zu  stände,  so  wird  zur  eng^eren 
Wahl  geschritten,  auf  welche  diejenigen  gesetzt  werden,  welche  in  der 
zweiten  Wahl  die  höchste  Stimmenzahl  hatten,  vorausgesetzt,  daß  deren 
mehrere  waren.  Fand  dieser  Fall  nicht  statt,  so  kommen  diejenigen, 
welche  die  beiden  höchsten  Stimmenzahlen   hatten,  auf  die  engere    Wahl 

Führt  auch  sie  nach  dreimaligem  Wählen  zu  keinem  Resultate,  so 
entscheidet  das  Ministerium  zwischen  denjenigen,  auf  welche  die  engere 
Wahl  sich  bezogen  hatte.  Der  abtretende  Dekan  kann  wieder  gewählt  werden. 

§  8.  Nur  der  abtretende  Dekan  und  solche  Personen,  welche  nicht 
mehr  ordentliche  Professoren  sind  (§  6),  können  die  Wahl  ohne  Angabe  von 
Gründen  ablehnen,  jedes  andere  Mitglied  hat  die  Gründe  seiner  Ablehnung 
anzugeben,  über  deren  Zulässigkeit  die  Wählenden  ohne  Debatte  abstimmen. 
Fällt  die  Abstimmung  gegen  den  Ablehnenden  aus,  so  kann  er  Berufung 
an  das  Ministerium  einlegen,  welches  über  die  Zulässigkeit  der  Ablehnung 
definitv  entscheidet. 

§  9.  Wenn  wegen  Zerwürfnissen  im  Innern  des  Lehrkörpers  oder  aus 
anderen  Ursachen  die  Leitung  der  Anstalt  durch  den  Lehrkörper  die  Inter- 
essen des  Unterrichtes  ernstlich  bedroht,  so  bleibt  es  dem  Unterrichts- 
ministerium vorbehalten,  auf  bestimmte  oder  unbestimmte  Zeit  einen  Dekan 
aufzustellen  und  mit  den  zur  Leitung  der  Lehranstalt  nötigen,  den  Umständen 
angemessenen   Vollmachten  auszurüsten. 

§  10.  Die  Wahl  des  Dekans  geschieht  für  jedes  Studienjahr  im  letzten 
Monate  des  vorangehenden  Studienjahres,  sie  ist  mit  den  Wahlprotokollen 
unverzüglich  dem  Ministerium  des  Unterrichts  zur  Bestätigung  vorzulegen. 

Der  Dekan  tritt,  wenn  er  die  Bestätigung  erhalten  hat,  acht  Tage  vor 
dem  Beginne  des  neuen  Studienjahres  in  Amtstätigkeit;  bis  zu  seinem 
Eintritte  fungiert  sein  Vorgänger. 

§  11.  In  Verhinderungsfällen  wird  der  Dekan  durch  den  Prodekan, 
dieser  aber  durch  den  im  Amte  ältesten  ordentlichen  Professor  ersetzt 

§  12.  Der  Lehrkörper  der  evangelisch-theologischen  Lehranstalt,  w^elcher 
unter  dem  Dekane  sich  regelmäßig  versammelt  oder  von  diesem  außer- 
ordentlich berufen  wird,  leitet  unmittelbar  alle  Unterrichts-  und  Disziplinar- 
angelegenheiten  der  Anstalt,  insofern  diese  letzteren  nicht  ausdrücklich  der 
Entscheidung  des  Ministeriums  vorbehalten  sind.  Er  hat  darauf  zu  achten, 
daß  die  Lehrfächer  genügend  vertreten  seien,  und  nötigenfalls  Anträge  üt>er 
die  Ausfüllung  vorhandener  Lücken  an  das  Ministerium  zu  stellen.  Er  hat 
insbesondere  das  Vorlese  Verzeichnis  für  jedes  Semester  so  zu  ordnen,  daß 
jeder  Studierende,  welcher  die  gesetzliche  Zeit  an  der  Lehranstalt  zubringt, 
Gelegenheit  habe,  die  sämtlichen  Hauptfächer,  und  zwar  bei  Professoren 
zu  hören. 

§  13.  Jeder  Professor  hat  als  Mitglied  des  Lehrkörpers  die  Pflicht, 
bei  den  Versammlungen  desselben  zu  erscheinen  oder  sein  Wegbleiben 
zu  entschuldigen.    Ober  die  Zulässigkeit  der  angeführten  Entschuldigungs- 
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gründe  urteilt  der  Lehrkörper  ohne  Debatte;  das  Urteil  wird  im  Protokolle 
verzeichnet.  Erscheint  ein  Professor  in  drei  aufeinanderfolgenden  Sitzungen 
nicht,  ohne  daß  seine  Abwesenheit  dem  Lehrkörper  gerechtfertigt  erscheint 
oder  bleibt  er  überhaupt  häufig  weg,  so  ist  der  Dekan  verpflichtet,  ihn 
schriftlich  zum  Erscheinen  aufzufordern  und  wenn  dies  ohne  Erfolg  ist,  dem 
Ministerium  die  Anzeige  zu  machen. 

§  14.  Zu  einem  gültigen  Beschlüsse  ist  die  Anwesenheit  der  Hälfte 
der  Professoren,  welche  Mitglieder  des  Kollegiums  sind,  notwendig.  Ver- 
handlungsgegenstände, bei  denen  es  sich  um  die  Interessen  eines  bestimmten 
Lehrfaches  handelt,  sind  dem  betreffenden  Professor  zum  voraus  anzuzeigen. 

§  15.  Gegen  das  Ende  eines  jeden  Studienjahres  beruft  der  Dekan 
sämtliche  Lehrer  mit  Einschluß  aller  Privatdozenten  zu  einer  allgemeinen 
Versammlung,  in  welcher  die  Wünsche  und  Anträge  aller  Gegenwärtigen 
in  Betreff  des  Unterrichtes  und  der  Disziplin  vorzubringen  und  zu  be- 
sprechen sind. 

Das  Protokoll  der  Versammlung,  über  dessen  Inhalt  der  leitende  Lehr- 
körper in  einer  darauffolgenden  Sitzung  ein  Gutachten  abzugeben  hat,  wird 
mit  diesem  Gutachten  an  das  Ministerium  eingesendet. 

§  16.  Die  Stellung  des  Dekans  zum  Professorenkollegium  ist  im 
allgemeinen  durch  die  bisherige  Stellung  des  Direktors  bezeichnet.  Ins- 
besondere aber  trägt  der  Dekan  zunächst  die  Verantwortung  für  die  Voll- 
ziehung aller  die  Anstalt  betreffenden  Gesetze  und  Verordnungen;  er  hat 
daher  die  Pflicht,  diese  Vollziehung  zu  beaufsichtigen,  auf  Mängel  in  der- 
selben aufmerksam  zu  machen,  sie  zu  rügen  und  nötigenfalls  dem  Ministerium 
zur  Kenntnis  zu  bringen. 

Glaubt  er  die  Ausführung  eines  Beschlusses  des  Kollegiums  nicht  ver- 
antworten zu  können,  so  legt  er  den  Fall  dem  Ministerium  vor. 

Kurrente  Geschäftsstücke  und  alle,  welche  nur  einer  einfachen  An- 
wendung bestehender  Vorschriften  in  unzweifelhafter  Weise  bedürfen,  er- 
ledig er  selbst  und  macht  darüber  dem  Professoren koUegium  in  der  nächsten 
Sitzung  Mitteilung;  wo  Gefahr  am  Verzuge  ist,  ordnet  er  selbständig  an; 
leichtere  Disziplinarfälle  der  Studierenden  erledigt  er  durch  Ermahnung 
oder   Rüge. 

Es  ist  Sache  des  Lehrkörpers,  für  seine  Verhandlungen  eine  Geschäfts- 
ordnung zu  entwerfen  und  dem  Ministerium  zur  Bestätigung  vorzulegen.^) 

§  17.  Dem  Dekan  unterstehen  die  Diener  und  etwaigen  Beamten  der 
Lehranstalt 

§  18.  Zweifel  über  den  Wirkungskreis  des  Dekans  und  des  Lehr- 
körpers sind  an  das  Ministerium  zu. leiten. 

§  19.  Im  übrigen  bleiben  die  bisherigen  Einrichtungen,  soweit  sie 
durch  die  gegenwärtigen  Anordnungen  nicht  abgeändert  werden,  in  Kraft. 

Es  steht  jedoch  der  evangelisch-theologischen  Lehranstalt  frei,  die  Ab- 
änderungen derjenigen,  welche  unpassend  scheinen,  zu  beantragen. 

»)  Oegenwärtig  steht  die  mit  MinErL  vom  10,  Juni  1904,  Z.  41,309  ex  1903  genehmigte 
Oesehäßsordnung  in  Anwendung. 
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IL  Von  dem  Stadienwesen«^) 

§  20.  Die  Hörer  an  der  evangelisch-theologischen  Lehranstalt  sind 
immatrikulierte  oder  ordentliche  und  nichtimmatrikulierte  oder  außerordent- 
liche Hörer. 

Niemand  kann  immatrikuliert  werden,  der  nicht  die  Bedingungen  nach- 
zuweisen vermag,  welche  erforderlich  sind,  um  an  einer  österreichischen 
Universität  immatrikuliert  zu  werden.^) 

§  21.  Die  Vorlesungen  an  der  evangelisch-theologischen  Lehranstah 
werden  künftig  nach  Semestern  geordnet,  so  daß  mit  jedem  Semester  ein 
selbständiger  Zyklus  von  Vorlesungen  beginnt.  Dies  schließt  zwar  nicht 
aus,  daß  Wissenschaften  von  größerem  Umfange  in  einem  durch  mehrere 
Semester  fortlaufenden  Kurse  gelesen  werden;  in  diesem  Falle  ist  aber 
dafür  zu  sorgen,  daß  in  jedem  Semester  eine  Hauptabteilung  des  ganzen 
Gegenstandes  abgeschlossen  werde.  Die  Aufnahme  in  die  Studien  findet  für 
jedes  Semester  statt 

§  22.  Die  Aufnahme  in  das  evangelisch-theologische  Studium,  mit 
welcher  zugleich  die   Immatrikulation   verbunden   ist,  besorgt  der   Dekan. 

Er  erteilt  darüber  dem  Aufgenommenen  einen  Immatrikulationsscfaein  ^) 
oder  auch  einen  interimistischen  Aufnahmsschein. 

Diese  Aufnahme  hat  bei  jedem  Studierenden  stattzufinden,  welcher 
nicht  bereits  im  letztverflossenen  Semester  der  Lehranstalt  immatrikuliert 
war  und  durch  Zeugnisse  nachweisen  kann,  daß  er  Kollegien  derselben 
besucht  habe.A) 

§  23.  Jeder  immatrikulierte  Studierende  hat  für  die  Kollegien,  welche 
er  zu  hören  wünscht,  sich  persönlich  beim  Dozenten  zu  meiden,  sein  Natio- 
nale abzugeben^)  und  durch  den  Immatrikulationsschein  oder  durch  Zeug- 
nisse des  letztverflossenen  Semesters^)-  nachzuweisen,^  daß  er  in  das  evan- 
gelisch-theologische Studium  aufgenommen  ist. 

^)  Vgl,  die  im  Selbstverläge  der  k,  k,  evangelisch-theologisdun  FaJmUät  1996  ersddeneiuu 
„Vorschriften  ßr  die  Siudierendenf*  an  dieser  FaJätUät 

*)  Ober  die  Voraussetzungen  der  Immairikaiation  an  tiner  österreidüsdan  Unteersität  s. 
die  allgemeine  Studienordnung  vom  /.  Oktober  1850  (s.  Nr.  365J.  VgL  hiezu  auch  §  1  des  MiaErt 
vom  16.  September  1867,  RQBNr.  120  (s.  Nr.  631). 

*)  Stempel  von  2  Kronen. 

*)  Findet  der  Dekan  die  ZulässigkeU  der  Immatrikulation  begründet,  so  erlegt  der  a 
immatrikulierende  Studierende  nach  der  bisherigen  Übung  8  Kronen  und  40  Heller  zum  Besten 
der  FakuUätsbibliothek. 

Nach  Ablauf  der  gesetzlich  bestimmten  Frist  f§  7  derallg.  StOdg.  vom  i.  Oktober  I850J  kaaz 
nur  aus  sehr  erheblichen  Granden  binnen  der  nächsten  8  Tage  bei  dem  Pro/essorenkoUegmm  der 
Fakultät  um  eine  nachträgliche  Aufnahme  eingeschritten  werden.  Spätere  Gesuche  hat  des 
Professorenkollegium  der  strengsten  Prüfung  zu  unterwerfen  und  nur  dann,  wenn  du 
offenbarsten  Billigkeitsräcksichten  für  den  Bittsteller  sprechen,  insbesondere  wenn  der  BittsteUer 
die  Ursachen  einer  unverschuldeten  Verspätung  in  unzweifelhafter  Art  nachweist  und  die  Vor- 
lesungen nicht  schon  zu  weit  vorgerSckt  sind,  um  mit  gehörigem  Erfolge  gehört  zu  werden,  soldua 
Gesuchen  stattzugeben.  Gegen  die  Entscheidung  des  Professorenkollegiums  in  Betreff  der 
verweigerten  Aufnahme  aus  Rucksicht  der  verstrichenen  Aufnahm^frist  findet  kein  Rekurs  statt 

*)  Jede  Wohnungsveränderung  ist  sogleich  dem  Dekan  anzuzeigen.  Kein  Studierender  da^ 
im  Laufe  des  Semesters  ohne  Bewilligung  des  Dekans  sich  auf  länger  als  2t  Stunden  aus  des 
Gebiete  der  Stadt  Wien  entfernen:  §§  48  und  ^  der  „Vorschriften*', 

•)  Nach  dem  MinErL  vom  19.  Jänner  1867,  Z.  3121 K.  U. 
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Das  Nationale  hat  neben  seinem  gewöhnlichen  Inhalte  auch  anzugeben, 
im  wievielten  Jahre  der  Studierende  in  dem  evangelisch-theologischen  Studium 
sich  befindet 

§  24.  Wer,  ohne  an  der  Lehranstalt  immatrikuliert  zu  sein,  als  außer- 
ordentlicher Hörer  ein  Kollegium  zu  hören  wünscht,  hat  sich  persönlich  beim 
betreffenden  Dozenten  zu  melden  und  sein  Nationale  zu  übergeben. 

Er  kann  eingeschrieben  werden,  wenn  er: 

1.  wenigstens  16  Jahre  alt  ist; 

2.  einen  Grad  geistiger  Bildung  besitzt,  welcher  den  Besuch  der  Vor- 
lesung für  ihn  wünschenswert  und  nutzbar  erscheinen  läßt; 

3.  wenn  seine  Aufnahme  nicht  der  Benützung  der  Vorlesungen  durch 
die  immatrikulierten  Hörer  hinderlich  zu  werden  droht.  Zweifel,  welche  über 
die  Aufnahme  außerordentlicher  Hörer  entstehen,  sind  von  dem  Lehrkörper 
zu  entscheiden.  Glaubt  dieser  nicht  mit  Sicherheit  entscheiden  zu  können, 
so  ist  sich  an  das  Ministerium  zu  wenden. 

§  25.  Am  Schlüsse  des  gesetzlichen  Aufnahmstermines  übersendet  jeder 
Dozent  die  Nationale  der  von  ihm  eingeschriebenen  Hörer  dem  Dekane, 
welcher  daraus  zwei  Hauptkataloge  anfertigen  läßt. 

L  Der  Katalog  der  immatrikulierten  Hörer. 

Er  kann  ein  einziges  Verzeichnis  bilden  oder  in  mehreren  Abteilungen 
die  Hörer  nach  den  Jahren,  welche  sie  an  der  Lehranstalt  bereits  zugebracht 
haben,  gesondert  aufführen. 

Er  enthält  nebst  den  bisher  üblichen  Rubriken  die  Angabe,  im  wievielten 
Jahre  jeder  Hörer  bereits  das  evangelisch-theologische  Studium  betrieben  und 
die  Aufzählung  der  Kollegien,  in  welche  dieser  eingeschrieben  ist. 

Die  Rubrik  der  Anmerkungen  ist  dazu  bestimmt,  daß  in  ihr  bemerkt 
werde,  ob  gegen  den  Hörer  eine  Disziplinaruntersuchung  gepflogen  worden 
und  mit  welchem  Erfolge,  unter  Hinweisung  auf  das  etwa  darüber  geführte 
Protokoll,  und  ob  und  für  welche  Kollegien  ihm  Besuchszeugnisse  für  das 
Semester  verabfolgt  oder  ob  ihm  jedes  Besuchszeugnis  versagt  worden  sei. 

IL  Der  zweite  Katalog  der  außerordentlichen  Hörer,  d.  i.  aller, 
welche  der  Anstalt  nicht  immatrikuliert  sind. 

Er  kann  als  ein  einziges  Verzeichnis  oder  nach  Lehrfächern  abgesondert 
geführt  werden  und  enthält  die  bisher  üblichen  Rubriken  mit  besonderer 
Bezeichnung  des  etwa  gleichzeitig  an  der  Wiener  Universität  gemachten 
Fakultätsstudiums  oder  der  sonstigen  Beschäftigung  der  Hörer. 

In  die  Rubrik  der  Anmerkungen  sind  die  Ausfolgung  oder  Verweigerung 
des  Besuchszeugnisses,  sowie  etwa  vorkommende  Disziplinarstrafen  ein- 
zutragen. 

§  26.  Diese  Kataloge  bilden  die  äußere  Grundlage  der  Disziplinar- 
leitung  der  Hörer  durch  die  Professoren  und  den  Dekan. 

§  27.  Die  an  der  evangelisch-theologischen  Lehranstalt  Studierenden 
genießen  die  Lemfreiheit,  d.  i.  die  Freiheit,  die  Fächer  welche,  die  Zeit 
wann  und  die  Lehrer,  bei  welchen  sie  hören  wollen,  zu  wählen.^) 

0  Eine  Ausnahme  gilt  hinsichtUeh  der  Siipendisien  oder  Bewerber  um  Freitische:  Alle, 
welche  auf  ein  k.  k.  Stipendium  oder  einen  k.  k.  Freitisch  Anspruch  machen,  und  hier  den  theo- 
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§  28.  Doch  müssen  diejenigen,  welche  sich  für  den  Eintritt  in  das 
evangelische  Predigeramt  qualifizieren  wollen,  sich  über  die  Vollendung  eines 
als  ordentliche  Hörer  durch  eine  bestimmte  Zeit  gehörten  theologischen 
Kurses,  über  die  gehörige  Verwendung  dieser  an  der  Lehranstalt  zugebrachten 
Zeit,  sowie  über  den  Besuch  aller  für  ihren  künftigen  Beruf  nötigen  Haupt- 
fächer auszuweisen  im  stände  sein. 

Insolange  hierüber  im  ordentlichen  Wege  der  kirchlichen  Gesetzgebung 
nichts  festgesetzt  worden  ist,  haben  in  jenen  Kronländem,  über  welche 
sich  die  Wirksamkeit  der  beiden  evangelischen  Konsistorien  Augsburger 
und  Helvetischer  Konfession  in  Wien  erstreckt,  folgende  Bestimmungen 
zu  gelten:^) 

§  29.  Die  Zulassung  zur  Kandidatur  für  das  evangelische  Prediger- 
amt setzt  den  Ausweis  über  einen  ordentlich  gehörten  theologischen  Kurs 
von  drei  Jahren  oder  sechs  Semestern  voraus,  von  welchem  mindestens  zwei 
Jahre  oder  vier  Semester  an  der  evangelisch-theologischen  Lehranstalt  in 
Wien  zugebracht  worden  sein  müssen.') 

§  30.  In  diese  Besuchszeit  können  nur  jene  Semester  eingerechnet 
werden,  in  welchen  der  Immatrikulierte  zum  mindesten  15  Stunden  in  der 
Woche  frequentiert  hat,  von  denen  12  Stunden  den  eigentlichen  theologischen 
Kollegien  gewidmet  sein  müssen,  die  anderen  auch  auf  Kollegien  an  anderen 
Fakultäten,   namentlich  der  philosophischen,   verwendet  werden   können.') 

§  31.  Die  an  einer  auswärtigen  Fakultät  oder  an  einer  anderen  in- 
ländischen evangelisch-theologischen  Lehranstalt  zugebrachte  Zeit  kann  in 
keinem  Falle  länger  als  für  ein  Jahr  (§  29)  und  in  der  Regel  nur  unter 
der  Bedingung  angerechnet  werden,  daß  die  dort  zugebrachte  Zeit  auf  die 
im  vorigen  Paragraphen  angeführte  Art  verwendet  worden  ist. 

§  32.  Die  Fächer,  über  deren  ordentlichen  Besuch  während  der  Dauer 
des  evangelisch-theologischen  Studiums  sich  durch  Besuchszeugnisse  aus- 
gewiesen werden  muß,  sind:  Einleitung  in  die  Schriften  und  Exegese  des 
alten  Bundes,  Einleitung  in  die  Schriften  und  Exegese  des  neuen  Bundes, 
biblische  Archäologie,  Kirchengeschichte,  Dogmatik  und  Symbolik,  theolo- 
gische Moral,  Kirchenrecht,  praktische  Theologie  (Homiletik,  Katechetik, 
Liturgie  im  engeren  Sinne). 

§  33.  Außerdem  muß  zur  Vervollständigung  des  im  Gymnasium  ge- 
nossenen philosophisch-propädeutischen  Unterrichts  jedenfalls  ein  Kollegium 

logischen  Kurs  anfang^eti,  sind  verpflichtet,  die  theologischen  Disziplinen  in  einer  bestinuBtea 
Reihenfolge  zu  hOren.  Haben  einige  Studierende  einen  Teil  oder  alle  theologischen  Studien 
bereits  an  einer  ungarischen  oder  siebenbflrgischen  Lehranstalt  oder  an  einer  ausvartigm  Vm- 
versitit  absolviert,  so  hat  der  jedesmalige  Dekan  die  von  dem  betreffenden  Studierenden  nocb 
zu  besuchenden  Vorlesungen  mit  Rücksicht  auf  die  von  diesem  bereits  früher  absolvierten 
Studien  festzustellen.    (iVlinErl.  vom  28.  Mai  1853,  Z.  3287). 

^)  Eine  Modifikation  dieser  Bestimmungen  erf<^e  durch  die  Ah.  Entsehl,  vom  8.  Septem- 
ber lS67y  MinErL  vom  16,  September  1867,  RQBNr,  120  (s.  Nr,  631),  womü  die  allgemeiaea 
Grundsätze  Ober  die  Bildung  und  Prüfung  der  evangelischen   Theologen  ktuulgemacht  wurdttt, 

•)  Nach  §  2  des  MinErl,  vom  16,  September  1867,  RQBNr,  120  (s.  Nr,  631),  mä^en  ms 
diesen  sechs  Semestern  nur  zwei  an  der  evangelisch-theologischen  FakuUai  in  Wien  zugebracht  seiiL 

*)  Auch  Bewerber  um  Stipendien  mässen  nach  MinEH.  vom  9,  Septei/Uter  1857,  Z.  21J90, 
die  Kollegien  in  der  oben  angefahrten  Stundenamahl  frequenüeren. 
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Über  Metaphysik,  sowie  über  praktische  (Moral-  und  Rechts-)  Philosophie 
an   der  philosophischen  Fakultät  ausgewiesen  werden.^) 

§  34.  Es  kann  jedenfalls  nur  wünschenswert  sein  und  zur  Anempfehlung 
dienen,  wenn  neben  diesen  Hauptfächern  auch  die  wichtigeren  Neben- 
zweige der  evangelischen  Theologie,  insoweit  sie  an  der  evangelisch-theo- 
log^ischen  Lehranstalt  werden  vertreten  werden,  nicht  vernachlässigt,  sowie 
wenn  neben  den  theologischen  Kollegien  auch  ein  oder  das  andere  philoso- 
phische, historische  oder  philologische  Fach  gehört  wird. 

§  35.  Wenn  sich  aus  den  Katalogen  ergibt,  daß  ein  der  evangelisch- 
theologischen Lehranstalt  immatrikulierter  Studierender  in  kein  Kollegium 
eingeschrieben  ist,  so   ist  er  von  der  Lehranstalt  wegzuweisen. 

§  36.  Amtlich  wird  den  Studierenden  am  Schlüsse  eines  jeden  Semesters 
bezeugt,  ob  sie  in  dem  abgelaufenen  Semester  sich  so  verwendet  haben, 
daß  dasselbe  ihnen  in  die  gesetzliche  Studienzeit  (§  2Q)  eingerechnet  werden 
könne  oder  nicht 

Dies  geschieht  in  Form  von  Besuchszeugnissen,  welche  für  die  Kollegien, 
für  welche  ein  Studierender  eingeschrieben  war,  ihm  ausgestellt  oder  ver- 
sagt werden. 

§  37.  Die  Dozenten  sind  verpflichtet,  bei  Ausstellung  der  Besuchs- 
zeug^isse  gewissenhaft  in  Anschlag  zu  bringen,  was  ihnen  über  den  Besuch 
ihrer  Kollegien  durch  die  Studierenden  im  Laufe  des  Semesters  bekannt  ist. 

§  38.  In  der  Mitte  eines  jeden  Semesters  versammelt  der  Dekan  der 
evangelisch-theologischen  Lehranstalt  sämtliche  Professoren  und  Privat- 
dozenten derselben  zu  einer  Besprechung  über  die  Frequentation  der  dieser 
Lehranstalt  immatrikulierten  Studierenden,  bei  welcher  sie  ihre  hierüber 
gemachten  Erfahrungen  gegenseitig  austauschen. 

Ergibt  sich  hiebei,  daß  einzelne  Studierende  nachlässig  frequentieren, 
so  ist  es  Pflicht  des  Dekans,  diese  vorzurufen,  sie  darüber  zu  hören  und 
Ermahnungen  oder  Rügen  auszusprechen,  oder  die  Sache  vor  das  Pro- 
fessorenkollegium zu  bringen.  Wegen  beharrlichen  Unfleißes  kann  ein 
Studierender  zu  jeder  Zeit  von  der  Lehranstalt  weggewiesen  werden. 

§  39.  Kurz  vor  dem  Schlüsse  des  Semesters  versammelt  der  Dekan 
abermals  die  Professoren  und  Privatdozenten  der  Lehranstalt  zur  Beratung, 
ob  einem  immatrikulierten  Hörer  die  Besuchszeugnisse  zu  versagen  seien 
und  das  abgelaufene  Semester  ihm  daher  in  seine  Studienzeit  nicht  einge- 
rechnet  werden   könne. 

Ergibt  sich,  daß  es  so  sei,  so  ist  dies  in  den  Hauptkatalog  vom 
Dekane  einzutragen. 

§  40.  Die  Besuchszeugnisse  ^)  werden  von  den  Dozenten  auf  persön- 
liche Meldung  der  Studierenden  ausgestellt,  vom  Dekane  im  Kataloge  vor- 
gemerkt  und   unterschrieben.     Es    hindert   nichts,   daß   mehrere    Kollegien 

')  Nach  dem  Prüfangsstatut  ßir  die  evangelischen  Theologen  Augsburger  und  Helvetischer 
Konfession  im  Amisbereiche  des  k,  k,  evangelischen  Oberkirchenraies  vom  30.  Juni  1S73,  Z.  997 
(zweiter,  vermehrter  Abdruck),  §  4  und  Nachtrag  1,  ist  der  Besuch  Ober  wenigstens  zwei  an  die 
Theologie  angrenzende  philosophische  und  an  einer  philosophisc/ien  Fakultät  gehörte  Vorlesungen 
nachzuweisen, 

■)  Mit  MinErl,  vom  19.  Jänner  1867,  Z.  312,  wurde  die  vom  Professorenkollegium  beantragte 
Einführung  des  Index  lectionum  an  Stelle  der  bis  dahin  an  der  evangelisch-t/teologischen 
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und   Kollegien    mehrerer   Dozenten   auf  einem   und   demselben   Zeugnisse 
bezeugt  werden. 

§  41.  Meldet  sich  ein  Studierender  nicht  bis  zum  Schlüsse  des  Semesters 
um  ein  Besuchszeugnis,  so  ist  es  so  anzunehmen,  er  habe  die  Lehranstalt 
im  Laufe  des  Semesters  verlassen  und  dieses  wird  ihm  in  sein  evangelisch- 
theologisches  Studium  nicht  eingerechnet.  Meldet  er  sich  nur  um  das 
Besuchszeugnis  für  ein  einziges  Kollegium,  so  ist  ihm  dieses  zwar  auszu- 
stellen, jedoch  anzunehmen,  daß  er  auf  die  Einrechnung  dieses  Semesters 
in  seine  Besuchszeit  Verzicht  geleistet  habe  (§  39).^) 

§  42.  Die  Besuchszeugnisse  außerordentlicher  Hörer  enthalten  die  Be- 
merkung,  daß   die   Empfänger   außerordentliche   Hörer  seien. 

§  43.  Es  werden  künftig  an  der  evangelisch-theologischen  Lehranstalt 
über  den  Fortgang  der  Studierenden  Semestral-  oder  Annualprüfungen  nicht 
mehr  abgehalten. 

Inwiefern  diejenigen,  die  sich  um  ein  geistliches  Amt  bewerben  wollen, 
nach  Vollendung  ihrer  Studien  ihre  Befähigung  durch  eine  Prüfung  nach- 
zuweisen haben,  bleibt  besonderen  Bestimmungen  vorbehalten.^)  Bedarf 
ein  Studierender  zu  anderen  Zwecken  eines  Zeugnisses  über  seine  wissen- 
schaftliche Bildung  von  irgend  einem  Dozenten,  so  ist  dies  eine  Privat- 
angelegenheit beider,  und  das  ausgestellte  Zeugnis  hat  in  jeder  Beziehung 
als  ein  Privatzeugnis  zu  gelten.  Dieses  gilt  auch  von  Prüfungen,  welche 
etwa  zum  Zwecke  der  Erlangung  oder  Beibehaltung  eines  Sti|>endiums 
vorgenommen  werden.») 

Ober  den  Erfolg  einer  solchen  Prüfung  wird  entweder  ohne  Aus- 
stellung eines  Zeugnisses  nur  au  den  Lehrkörper,  der  sein  Urteil  über  die 
Würdigkeit  des  Studierenden  abzugeben  hat,  berichtet,  oder  das  ausgestellte 
Zeugnis  hat  den  Zweck,  für  welchen  es  gewünscht  worden  ist,  ausdrücklich 
zu  bezeichnen.*) 

§  44.  Verläßt  ein  Studierender  die  evangelisch-theologische  Lehranstalt, 
entweder  weil  seine  Studien  beendet  sind,  oder  um  sich  an  eine  andere 
Lehranstalt  zu  begeben,  so  ist  er  berechtigt,  ein  Abgangszeugnis  zu  ver- 
langen.   Das  Zeugnis  hat  zu  enthalten: 


Fakultät  üblichen  Frequentationszeugnisse  bewUUgt,  wofür  von  Jedem  Studierenden  10  Kreuzer 
(20  Heller)  eingehoben  werden, 

')  Die  Studierenden  sind  verpflichtet,  ihre  Studiemeugnisse  (den  Index)  in  den  letzten 
7  Tagen  jedes  Semesters  persönlich  vom  Dekanate  abzuholen,  widrigenfalls  ihnen  das  Stadienfohr 
nicht  angerechnet  werden  würde, 

*)  Diese  Bestimmungen  wurden  durch  die  §§  5  bis  9  des  MinErL  vom  16,  September  1967, 
RQBNr,  120  (s,  Nr.  631),  getroffen, 

»)  MinErl.  vom  28,  Mai  1853,  Z.  3287,  4,  Juü  1854,  Z.  10,155,  7,  April  1859,  Z.  5JM, 
28,  Februar  und  25,  September  1865,  Z,  1825  und  2151, 

')  Wünschen  einige  Studierende,  daß  in  einem  besümmten  Semester  über  eine  im  Horariam 
nicht  angekündigte  Wissenschaß  von  einem  bestimmten  Dozenten  oder  über  eine  im  Horariam 
angezeigte  Wissenschaft  von  einem  andern  Dozenten,  als  dort  angekündigt  ist,  Voriesangen 
gehalten  werden,  so  ist  das  ihre  Privatangelegenheit  mit  dem  betreffenden  Dozenten,.  Wird  mm 
diesem  ihrem  Wunsche  willfahrt,  so  bestimmt  er  im  Einverständnisse  mit  ihnen  die  Bediagungat. 
Der  Dozent  teilt  dieses  dem  Dekan  mit  und  nur  mit  der  T^ustimmung  desselben  oder  eventaeU  adi 
der  des  Professorenkollegiums  können  solche  Vorlesungen  stattfinden:  §  33  der  „Vorsduffteif, 
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1.  Eine  Aufzählung  der  Semester,  welche  der  Studierende  an  der  Lehr- 
anstalt, und  zwar  so  zugebracht,  daß  sie  ihm  in  seine  Studienjahre  ein- 
zurechnen sind; 

2.  eine  Aufzählung  der  Kollegien,  welche  er  in  jedem  Semester  gehört, 
und  über  welche  er  Besuchszeugnisse  empfangen  hat; 

3.  ob  sein  Betragen  den  akademischen  Gesetzen  entsprochen  habe. 
Ober  Antrag  des  Lehrkörpers  vom  Ministerium  verhängte  Strafen  sind  darin 
samt  den  Vergehen,  wegen  welcher  sie  verhängt  wurden,  mit  Verweisung 
auf  die  Protokolle  anzuführen. 

§  45.  Um  ein  Abgangszeugnis  zu  erhalten,  hat  der  Studierende  sich  an 
den  Dekan  des  Professorenkollegiums  der  evangelisch-theologischen  Lehr- 
anstalt zu  wenden,  welcher  aus  den  Katalogen  der  Lehranstalt  das  Zeugnis 
zusammenstellen  läßt  und  unterfertigt. 

§  46.  Das  Abgangszeugnis  vertritt  vorläufig  die  Stelle  der  früheren 
Prüfungszeugnisse,  insoweit  diese  bisher  behufs  der  Zulassung  zur  Kandidatur 
und  dem   Predigeramt  erforderlich  waren. 

IlL  Diszipllnarordniuig.^) 

§  47.  Der  Dekan  und  das  Professorenkollegium  bilden  die  akademische 
Behörde  der  evangelisch-theologischen  Lehranstalt  und  haben  die  Pflicht, 
die  Freiheit  des  akademischen  Unterrichts  und  Lebens  im  Einklänge  mit 
dem  Zwecke  jeder  höheren  Bildungsanstalt  kräftig  zu  schützen,  zugleich 
aber  den  Mißbrauch  jener  Freiheit  und  die  Gefährdung  dieses  Zweckes  mit 
Entschiedenheit  hintanzuhalten.  Die  ihnen  zustehende  Disziplinargewalt  hat 
sich  zu  äußern  in  der  Aufsicht  und  in  Anordnung  und  Vollziehung  derjenigen 
Maßregeln,  welche  allgemein  oder  durch  jeweilige  Umstände  geboten  er- 
scheinen, um  Ordnung  und  Anstand  an  der  Lehranstalt  aufrecht  zu  erhalten, 
den  Charakter  derselben  als  eines  wissenschaftlichen  Institutes  und  höheren 
Studiums  auf  das  strengste  zu  bewahren,  und  ihre  Ehre  und  Würde  rein 
zu   erhalten. 

§  48.  Die  akademische  Behörde  der  evangelisch-theologischen  Lehr- 
anstalt ist  für  die  Erfüllung  ihrer  diesfälligen  Obliegenheiten  verantwortlich, 
daher  sind  alle  Angehörigen  der  Lehranstalt  verpflichtet,  nicht  nur  den 
Anordnungen  derselben  auf  das  pünktlichste  Folge  zu  leisten,  sondern 
in  ihrer  Sphäre  derselben  auch  unaufgefordert  auf  das  tätigste  Beistand  zu 
leisten. 

§  49.  Alle  Studierenden  der  evangelisch-theologischen  Lehranstalt  in 
Wien  unterstehen  in  Ansehung  ihrer  bürgerlichen  Verhältnisse,  sowie 
der  bürgerlich-strafbaren  Handlungen  den  allgemeinen  Gesetzen  und  Be- 
hörden, in  Ansehung  ihres  akademischen  Verhaltens  aber  noch  überdies 
den  besonderen  akademischen  Anordnungen  und  Disziplinarvorschriften  und 
ihrer  akademischen  Behörde. 

§  50.  Die  Studierenden  sind  im  allgemeinen  zu  dem  aus  der  Natur 
ihres  Verhältnisses  als  akademische  Bürger  fließenden  anständigen  Benehmen 

')  Vgl.  m  diesem  Abschnitte  auch  die  Disziplinarordmme  fBr  die  Universitäten  (s,  Nr,  523J. 
Die  Vorschriften  Ober  Studentenvereine  und  -Versammlungen  haben  auch  auf  die 
erangeiisch-theologische  Fakultät  Anwendung  fs.  Nn  543  u.  f,) 
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und  zur  Befolgung  der  bestehenden  akademischen  Gesetze  oder  der  be- 
sonderen Anordnungen  ihrer  akademischen  Behörde  verpflichtet 

Wer  sich  dagegen  vergeht,  wer  sich  insbesondere  auffallender  Störungen 
der  akademischen  Ruhe  und  Ordnung,  oder  einer  Verletzung  der  für  Studien- 
zwecke bestehenden  Institute,  Sammlungen,  Utensilien  schuldig  macht,  wer 
durch  beharrlichen  Unfleiß  oder  unanständiges  Betragen,  durch  unsittliche 
oder  Ärgernis  erregende  Handlungen  Anstoß  gibt,  wer  sich  Beleidigungen 
gegen  die  akademische  Behörde,  gegen  die  Professoren  und  Lehrer  oder 
ihre  im  Interesse  der  Ordnung  und  Ruhe  einschreitenden  Organe,  oder 
gegen  seine  Kollegen  erlaubt,  wird  nach  Maßgabe  der  Größe  seines  Ver- 
gehens zur  Verantwortung  gezogen. 

§  51.  Wird  ein  Studierender  wegen  einer  Übertretung  der  bestehenden 
allgemeinen  Gesetze  von  einer  anderen  als  seiner  akademischen  Behörde 
in  Untersuchung  gezogen,  so  ist  hievon  der  Dekan  der  evangelisch-theolo- 
gischen Fakultät  zu  verständigen  und  demselben  nach  voUführter  Unter- 
suchung das  erflossene  Urteil  bekannt  zu  geben.  Der  wesentliche  Inhalt 
desselben  ist  in  den  Akten  der  Lehranstalt  vorzumerken  und  es  kann  bei 
einem  Einflüsse  der  begangenen  Übertretung  auf  die  akademische  Ordnung 
oder  auf  die  Ehre  der  Anstalt  dem  Schuldigen  von  Seite  der  akademischen 
Behörde  eine  Warnung,  ein  Verweis  erteilt  oder  die  allfällige  Befreiung 
von  Bezahlung  des  Kollegiengeldes,  oder  ein  Stipendiengenuß  entzogen, 
oder  nach  Umständen  auf  Wegweisung  von  der  Lehranstalt  erkannt  werden. 

§  52.  Die  Studierenden  der  evangelisch-theologischen  Lehranstalt  in 
ihrer  Gesamtheit  sind  keine  Korporation,  sie  können  daher  weder  regel- 
mäßige Versammlungen  halten,  noch  bleibende  Geschäftsführer  oder  ständige 
Repräsentanten  haben,  noch  andere  nur  einer  Korporation  zustehende  Funk- 
tionen ausüben. 

§  53.  Versammlungen  der  Studierenden  an  öffentlichen  Orten  außer- 
halb der  Lokalitäten  der  Lehranstalt  zu  anderen  als  geselligen  Zwecken 
sind  nicht  gestattet;  wohl  aber  können  Studierende  in  den  Lokalitaten  des 
für  den  Unterricht  bestimmten  Gebäudes  und  in  nicht  regelmäßig  wieder- 
kehrenden, sondern  nach  dem  speziellen  Bedürfnisse  veranstalteten  Ver- 
sammlungen bestimmte,  sie  betreffende  akademische  Angelegenheiten  beraten. 

§  54.  Zu  einer  jeden  solchen  Versammlung  ist  unter  bestimmter  An- 
gabe des  Beratungsgegenstandes  die  Zustimmung  des  Dekans  einzuholen. 

Dieser  hat  zu  beurteilen,  ob  der  Gegenstand  dem  §  53  entspricht, 
und  wenn  er  ihn  als  solchen  anerkannt  und  durch  die  Versammlung  die 
akademische  Ordnung  nicht  gefährdet  scheint,  ein  Versammlungslokal  an- 
zuweisen. Diejenigen,  welche  um  diese  Zustimmung  ansuchen,  übernehmen 
der  akademischen  Behörde  gegenüber  die  Bürgschaft  für  die  Aufrechthaltung 
der  Ordnung  in  der  Versammlung  und  für  die  genaue  Befolgung  der  akademi- 
schen   Gesetze. 

§  55.  Jeder  Professor  der  evangelisch-theologischen  Lehranstalt  hat 
das  Recht,  den  Versammlungen  der  Studierenden  beizuwohnen;  er  kann 
Erinnerungen  machen  und  auch  die  sogleiche  Aufhebung  der  Versamm- 
lung verfügen,  sobald  dieselbe  von  den  akademischen  Gesetzen  oder  von 
dem  angegebenen  Zwecke  abweicht. 
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§  56.  Nur  immatrikulierte  Hörer  sind  berechtigt,  an  Versammlungen 
Studierender  teilzunehmen,  nichtimmatrikulierten  Hörern  und  allen  anderen 
Individuen,  mit  Ausnahme  der  akademischen  Lehrer,  ist  jede  Beteiligung, 
daher  auch  die  Gegenwart  bei  denselben  untersagt  Die  Veraniasser  von  Ver- 
sammlungen (§  54)  sind  für  die  Beachtung  dieser  Vorschrift  verantwortlich. 

[§  57.  Studentenverbindungen  sind  nicht  gestattet 

Die  Exekution  dieses  Verbotes  steht  nicht  den  akademischen,  sondern 
den  allgemeinen  bürgerlichen  Behörden  zu.]^) 

§  58.  Der  Dekan  für  sich  allein,  sowie  der  Lehrkörper  können  den 
Studierenden  die  Teilnahme  an  bestimmten  Versammlungen  oder  bestimmten 
Vereinen  Nichtstudierender,  wenn  die  Zwecke  der  Lehranstalt  es  erheischen, 
untersagen. 

§  59.  Die  Arten  der  Ahndung  disziplinarer  Vergehen  nach  Maßgabe 
der  Größe  und  Wiederholung  derselben  sind: 

L  Ermahnung  und  Verwarnung  durch  den  Dekan  allein  oder  vor 
dem  Lehrkörper; 

2.  Rüge  durch  den  Dekan  vor  dem  Lehrkörper;  sie  kann  verschärft 
werden  durch  die  Drohung,  daß  im  Falle  einer  wiederholten,  wenn  auch 
geringen  Straffälligkeit,  die  Verweisung  von  der  Lehranstalt  unnachsichtlich 
erfolgen  werde  (Consilium  abeundi); 

3.  Verweisung  von  der  Lehranstalt  auf  1  bis  4  Semester; 

4.  Verweisung  von  der  Lehranstalt  für  immer; 

5.  Verweisung  von  der  Lehranstalt  und  zugleich  von  allen  österreichi- 
schen Universitäten. 

Der  Verlust  eines  Stipendiums,  einer  Stiftung  oder  der  Befreiung  vom 
KoUegiengelde  ist  nicht  als  Strafe,  sondern  als  die  natürliche  Folge  eines 
Betragens  anzusehen,  welches  den  akademischen  Gesetzen  nicht  vollkommen 
entspricht;  er  hat  daher  in  jedem  Falle  einzutreten,  wo  der  Genuß  einer 
solchen  Wohltat  an  die  Bedingung  eines  untadelhaften  Betragens  geknüpft  ist 

§  60.  Die  Verweisung  von  allen  österreichischen  Universitäten  kann 
nur  von  dem  Ministerium  des  Unterrichts  verfügt  werden. 

Wer  von  allen  österreichischen  Universitäten  verwiesen  ist,  kann  auch 
in  die  evangelisch-theologische  Lehranstalt  nicht  aufgenommen  werden. 

Ob  ein  von  einer  Universität  Verwiesener  an  der  evangelisch-theo- 
logischen Lehranstalt  zur  Fortsetzung  seiner  Studien  zugelassen  werde, 
darüber  entscheidet  das  Ministerium  nach  Anhörung  des  Lehrkörpers. 

§  6L  Die  gegen  die  Studierenden  verhängten  Disziplinarstrafen  sind 
in  einer  steten  Evidenz  zu  halten. 

§  62.  Nichtimmatrikulierte  Hörer,  sowie  Gäste,  welche  einzelne  Vor- 
lesungen besuchen,  sind  zur  Beobachtung  der  akademischen  Ordnung  ver- 
pflichtet. 

Machen  sie  sich  einer  Verletzung  derselben  schuldig,  so  sind  sie 
nach  Umständen  zu  ermahnen  oder  von  dem  besuche  der  Vorlesungen  oder 
der  Lehranstalt  überhaupt  auszuschließen. 

§  63.  Der  Lehrkörper  der  evangelisch-theologischen  Lehranstalt  hat 
in  seinem  Wirkungskreise  die  Pflicht,   die  nach  den  Umständen  notwendig 

^)  Vgl,  Anmerkung  *)  auf  S,  635, 
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erscheinenden  Verfügungen  zu  treffen  und  Disziplinarvorschriften  zu  er- 
lassen. 

Von  allen  solchen  Anordnungen,  wenn  sie  nicht  bloß  exekutiver  und 
vorübergehender  Natur  sind,  ist  sogleich  Anzeige  an  den  Minister  des 
Unterrichts  zu  machen. 

§  64.  Der  Dekan  und  jedes  Mitglied  des  Lehrerkollegiums  hat  die 
Pflicht,  seinen  Einfluß  geltend  zu  machen,  um  die  Studierenden  zu  einer 
besonnenen  Benützung  ihrer  Bildungszeit  zu  veranlassen,  disziplinare  Ver- 
gehungen durch  Rat,  Zuspruch,  Vermittlung  oder  Ermahnung  zu  verhindern, 
und  im  freundschaftlichen  Verkehre  das  Verhältnis  gegenseitiger  Achtung  und 
Teilnahme  zu  pflegen.  Leichtere  Vergehen  sind  vom  Dekane  oder  dem 
Professorenkollegium  durch  Ermahnung,  Warnung  oder  Rüge  auszugleichen 
und  wegen  Vergehen,  welche  um  ihrer  Größe  oder  Rückfälligkeit  des 
Schuldigen  willen  eine  Strafe  erheischen,  dieselbe  nach  den  Bestimmungen 
der  §§59  und  60  auszumessen  und  mit  einem  begründeten  Antrage  dem 
Ministerium  vorzulegen. 

§  65.  Die  so  erkannten  Strafen,  und  nur  diese  sind  in  die  Abgangs- 
zeugnisse der  Studierenden  aufzunehmen. 

§  66.  Der  evangelisch-theologischen  Lehranstalt,  beziehungsweise  ihrer 
akademischen  Behörde  bleibt  es  überlassen,  falls  sie  den  Verhältnissen  der 
Anstalt  entsprechende  Änderungen  an  den  vorstehenden  Grundsätzen 
wünschenswert  erachtet,  geeignete  Anträge  diesfalls  dem  Unterrichte- 
ministerium vorzulegen. 

Np.  631. 

Bekanntmachung  des  Mlnlsterlams  fflr  K.  n.  U.  vom  16.  Septem- 
ber 1867,  RGBNr.  120, 

betreffend  die  Bildung  und  Prüfung  der  evangelischen  Theologen  im 
Amtsbereiche  des  k.  k.  evangelischen  Oberkirchenrates  Augsburgischer 

und  Helvetischer  Konfession  in  Wien. 

Se.  k.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  8.  September  1867 
die  nachfolgenden,  von  den  evangelischen  Generalsynoden  Augsburgischen 
und  Helvetischen  Bekenntnisses  im  Jahre  1864  beschlossenen  „allgemeinen 
Grundsätze  für  die  Bildung  und  Prüfung  der  evangelischen  Theologen'* 
auf  Grundlage  des  §  9  des  Ah.  Patentes  vom  8.  April  1861,  RGBNr.  41,  zu 
bestätigen  geruht. 

Allgemeine  Grundsätze  für  die  Bildung  und  Prüfung  der  evangelisdien 

Theologen. 

1.  Zur  Aufnahme  als  ordentlicher  Hörer  (Immatrikulation)  an  der  evan- 
gelisch-theologischen Fakultät  ist  ein  von  einem  öffentlichen  Gymnasium  des 
In-  oder  Auslandes  ausgestelltes  Maturitätszeugnis  erforderlich. 

Studierende,  welche  von  einer  in-  oder  ausländischen  Universität  oder 
theologischen  Lehranstalt  kommen,  bedürfen  außerdem  zur  Immatrikulatioa 
eines  Abgangszeugnisses. 
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2.  Die  Bildungszeit  der  Studierenden  der  Theologie  hat  mindestens 
drei  Studienjahre  (sechs  Semester)  an  einer  evangelisch-theologischen  Fakultät 
des  In-  oder  Auslandes  zu  betragen,  von  denen  jedoch  wenigstens  ein  Jahr 
(zwei  Semester)  an  der  evangelisch-theologischen  Fakultät  in  Wien  zu 
verbringen  sind.^) 

3.  Sämtliche  Studierende  der  Theologie  aus  dem  oberkirchenrätlichen 
Sprengel  haben  sich  nach  Vollendung  ihrer  gesetzlichen  Studienzeit  einer 
doppelten  Prüfung  zu  unterziehen.') 

4.  Die  erste  Prüfung  (examen  pro  candidatura)  findet  statt  bei  der 
theologischen   Prüfungskommission   in   Wien. 

Diejenigen  Kandidaten,  welche  ihre  letzte  Studienzeit  im  Auslande 
verbracht  und  dort  eine  Prüfung  bestanden  haben,  sind  von  der  ersten 
Prüfung  ausgenommen. 

5.  Die  Prüfungskommission  besteht  1.  aus  den  Superintendenten  der 
beiden  Wiener  Diözesen  Augsburgischen  und  Helvetischen  Bekenntnisses, 
wenn  dieselben  ihren  Amtssitz  in  Wien  haben,  im  entgegengesetzten  Falle 
aus  je  einem  vom  Oberkirchenrate  ernannten  Wiener  Pfarrer  Augsburgi- 
schen und  Helvetischen  Bekenntnisses;  2.  aus  sämtlichen  ordentlichen  Pro- 
fessoren der  evangelisch-theologischen  Fakultät. 

6.  Die  Prüfung  ist  überwiegend  wissenschaftlich  und  erstreckt  sich  auf 
sämtliche  Hauptfächer  des  theologischen  Studiums. 

7.  Die  Anstellungsfähigkeit  im  geistlichen  Amte  wird  von  den  ge- 
prüften Kandidaten  der  Theologie  erst  durch  die  zweite,  bei  dem  Super- 
intendenten der  betreffenden  Diözese  zu  bestehende,  der  Ordination  voran- 
gehende Prüfung  (examen  pro  ministerio)  erlangt. 

8.  Die  Prüfung  bei  dem  Superintendenten  erstreckt  sich  vorzugsweise 
auf  die  Gebiete  der  praktischen  Theologie. 

9.  Die  näheren  Bestimmungen  über  das  Prüfungswesen  werden  vom 
Oberkirchenrate  nach  eingeholtem  Gutachten  der  evangelisch-theologischen 
Fakultät  in  einem  besonderen  Prüfungsstatute  festgestellt.  Bis  zur  Her- 
stellung desselben  bleiben  die  bisher  gültigen  Vorschriften  in  Kraft.') 


Nr.  632. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  12.  Jnll  1905.  Z.  22.159. 

MTBNr.  36, 

an  das  Professorenkollegium  der  k.  k.  evangelisch-theologischen  Fakultät 

in  Wien, 
betreffend  die  Hlnausgabe  einer  nenen  Stttdienordnnng  für  diese  Fakultät. 

Gemäß  den  im  Dekanatsberichte  vom  29.  März  1905,  Z.  284,  enthal- 
tenen Vorschlägen  des  Professorenkollegiums  finde  ich  an  Stelle  der  mit 

0  Hiedurch  wurde  §  29  des  Organisationsstatutes  der  evangeUsdi'theologbchen  Fakultät 
fs.  Nr,  630)  modifiziert. 

■)  Vgl.  hiezu  §  43  (s.  Nr,  630), 

*)  Das  Prßfungsstatat  ist  unter  dem  30.  Juni  1873,  Z,  997,  vom  k,  k.  evangelischen  Ober- 
Urehenrate  festgestellt  und  in  der  Sammlung  der  allgemeinen  kirchlichen  Verordnungen  des  k,  k, 
evangelischen  Oberkirchenrates,  Jahrgang  XV,  Heß  I,  vom  30,  Juni  1888  tum  zweiten  Male  mit 
Anmerkungen  und  einem  Nachtrag  vermehrt  zum  Abdruck  gebracht  worden. 
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dem  h.  o.  Erlasse  vom  16.  August  1894,  Z.  16.214,  MVBNr.  40,  hinaus- 
gegebenen folgende  neue  Studienordnung  für  die  k.  k.  evan- 
gelisch-t'heologische   Fakultät  in   Wien   zu   erlassen: 

I.  Semester. 

Theologische  Enzyklopädie 3  Stondea 

Kirchensreschicbte,  I.  Teil 5       , 

Oriechische  Sprache  und  Hermenentik 2       « 

Neutestamentliche  Exes^ese 3       „ 

Hebräische  Sprache^) .  5 

Snmme    .    .  18  Standen 

II.  Semester. 

Kircbengeschichte,  II.  Teil 6  Stnnden 

Neutestamentliche  Exegese 4       , 

Biblische  Archäologie 3       . 

Alttestamentliche  Exegese .  2       , 

Summe    .    .  15  Standen 

III.  Semester. 

Kirchengeschichte,  III.  Teil 5  Stondea 

Einleitung  in   das  Neue  Testament,  beziehungsweise   neutestamentiiche  Theologie 

(kombiniert  mit  V.  Sem.) 4       , 

Kirchenrecht 5       . 

Alttestamentliche   Theologie,   beziehungsweise  Einleitung   In   das   Alte  Testament 

(kombiniert  mit  V.  Sem.) .  4       , 

Summe    .    .  18  Standes 

IV.  Semester. 

Neutestamentliche  Exegese 4  Stunden 

Einfahrung  in  die  praktische  Theologie 1       « 

Homiletik  und  Geschichte  der  Predigt 5       » 

Alttestamentliche  Exegese .  5       . 

Summe    .    .  15  Stnnden 
V.  Semester. 

Dogmatik  (A.  B.  —  H.  B.) 7  Standen 

Neutestamentliche  Theologie,   beziehungsweise  Einleitung  in  das  Nene  Testament 

(kombiniert  mit  III.  Sem.) 4       , 

Katechetik 3 

Homiletisch-kirchenrechtliches  Seminar 2       , 

Einleitung   in   das   Alte   Testament,    beziehungsweise    alttestamentliche  Theologie 

(kombiniert  mit  III.  Sem.) .  4 

Summe    .    .  20  Stunden 
VI.  Semester. 

Symbolik  (A.  B.  —  H.  B.) 5  Standen 

Ethik 5 

Kultuslehre  (A.  B.  —  H.  B.) 3 

Spezielle  Seelsorge 2       , 

Katechetisch-liturgisches  Seminar .    .    .    .  2 

Summe    .    .  17  Standco 

Diese  neue  Studienordnung  hat  mit  Beginn  des  Studienjahres  1905/1906 
gleichzeitig  für  die  Studierenden  aller  3  Jahigänge  in  Wirksamkeit  zu 
treten. 

')  Mit  dem  obigen  Erlasse  wurde  zugleich  vom  Studienjahre  1905/6  an  die  Einßhnni 
einer  Zwischenprüfung  aus  der  hebräischen  Spradie  provisorisch  genehmigt. 
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Verordnong  des  Ministers  fflr  K.  d.  U.  vom  12.  November  1895, 

Z.  2123/KUH,  MTBNr.  46, 

womit  eine  Vorschrift  über  die  Amtstracht  der  Professoren  der  k.  k. 
evangelisch-theologisclien  Fakultät  in  Wien  erlassen  wird. 

Auf  Grund  Ah.  Ermächtigung  vom  4.  November  1895  finde  ich  hin- 
sichtlich einer  Amtstracht  für  die  Professoren  der  k.  k.  evangelisch-theolo- 
gischen Fakultät  in  Wien  nachstehendes  zu  verfügen. 

Die  Professoren  der  k.  k.  evangelisch-theologischen  Fakultät  in  Wien 
werden  von  der  Verpflichtung  zum  Tragen  der  mit  MinVdg.  vom  20.  Oktober 
1889,  RGBNr.  176,^)  vorgeschriebenen  Beamtenuniform  befreit,  dagegen  haben 
haben  sie  bei  jenen  feierlichen  Anlässen,  bei  welchen  das  Tragen  der 
Staatsbeamtenuniform  vorgeschrieben  ist,  in  der  nachfolgend  beschriebenen 
Amtstrachi  zu  erscheinen. 

Die  Amtstracht  wird  über  dem  Gesellschaftskleide  (Frack-  oder  Salon- 
anzug) getragen  und  besteht  aus  dem  Talare  und  dem  Barette. 

Der  Talar  ist  aus  schwarzem,  dünnen  Tuche  angefertigt  und  besteht 
aus  dem  Stocke,  dem  Sattel,  dem  Kragen  und  den  beiden  Ärmeln. 

Der  Stock,  d.  i.  der  untere  Teil,  reicht  bis  an  die  Fußknöchel,  ist 
drei  Stoffbreiten  (zirka  4  Meter)  weit  und  an  seinem  oberen  Ende  in  kleine, 
eng  aneinander  gereihte  Falten  gezogen. 

An  diesem  in  Falten  gezogenen  Ende  ist  der  obere  Teil  des  Talars, 
der  Sattel,  angenäht,  welcher  die  Schultern,  den  Rücken  und  die  Brust 
bis  zur  mittleren  Brusthöhe  deckt. 

An  den  Sattel  ist  an  dem  Halsende  ein  Kragen  aus  kornblumen- 
blauem Samt  angenäht,  welcher  umgelegt  rückwärts  eine  Breite  von  4  cm 
und  an  den  beiden  vorderen  rechtwinkligen  Ecken  nächst  den  Reversteilen 
eine  Breite  von  6  cm  hat  und  einen  kleinen  Teil  von  dem  vorderen  Ende 
des  Sattels  bis  zur  Ansatznaht  mit  umfaßt.  An  den  vorderen  Enden  des 
Umlegkragens  sind  die  für  den  Kragen  des  Qalauniformrockes  der  Staats- 
beamtenuniform der  betreffenden  Rangsklasse  vorgeschriebenen  Distinktions- 
zeichen  (§  24,  Absatz  2  und  §  25  der  MinVdg.  vom  20.  Oktober  1889) 
in  ähnlicher  Weise  wie  auf  Uniformblusen  ersichtlich  zu  machen. 

An  den  beiden  Seiten  des  Talars  befinden  sich  die  beiden  zirka  1*35  m 
weiten  Ärmel,  welche  mittelst  eines  quadratisch  geformten  Zwickels  in 
den  Stock  eingenäht  sind. 

Die  Ärmel  sind  mit  einem  7  cm  breiten  Aufschlage  aus  kornblumen- 
blauem Samt  versehen  und  werden  an  einem,  an  den  beiden  Ecken  des 
vorderen   Teiles   des   Sattels   befindlichen   Knopf   aufgeknöpft. 

Vorne  ist  der  Talar  offen  und  wird  durch  zehn  enge  aneinander 
gereihte  Knöpfe  geschlossen. 
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Das  Barett  ist  steif  gearbeitet  und  besteht  aus  dem  Kopfreife  aus 
kornblumenblauem  Samte  und  dem  in  vier  Ecken  auslaufenden  Oberteile 
aus  schwarzem  Samte. 
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Kondmacbang  des  Ministers  fDr  K.  n.  U.  Yom  8.  lUrz  1902, 

Z.  6267,  MTBKr.  19, 

betreffend  das  modifizierte  Promotionsstatttt  der  k.  k.  evangelisch-theo- 
logischen Fakultät  in  Wien. 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  26.  Februar  d  J. 
das  nachstehende  modifizierte  Promotionsstatut  der  k.  k.  evangelisch-theolo- 
gischen Fakultät  in  Wien  ag.  zu  genehmigen  geruht. 

Hiedurch  treten  die  bisherigen,  mit  Ah.  Resolution  vom  18.  Juli  1861 
genehmigten  Statuten  dieser  Fakultät  „in  Betreff  der  Erteilung  der  evan- 
gelisch-theologischen  Würden"   außer   Kraft. 

Promotionsstatut  der  k.  k.  evangelisch-theologischen  Fakultät 
L  Die  theologischen  Qrade  und  deren  Erteilung  im  Allgemeinen. 

§  1.  Die  k.  k.  evangelisch-theologische  Fakultät  (im  engeren  Sinne, 
bestehend  aus  den  ordentlichen,  mit  dem  Doktorgrade  bekleideten  Pro- 
fessoren) hat  das  Recht  zur  Erteilung  des  Grades  eines  Lizentiaten  und 
eines  Doktors  der  Theologie. 

§  2.  Die  Erteilung  der  genannten  theologischen  Grade  erfolgt  entweder 
aus  eigener  Entschließung  der  Fakultät  (ultro,  honoris  causa)  oder  auf 
Ansuchen. 

§  3.  Ober  die  Erteilung  ist  ein  Diplom  auszufertigen,  welches  nach 
seiner  Drucklegung  durch  Anschlag  am  schwarzen  Brette  kundgemacht  wird. 

Die  Namen  der  Promovierten  sind  unter  Angabe  von  Datum  und 
Elogium  in  ein  Album  einzutragen. 

IL  Die  Erteilung  der  theologischen  Qrade  aus  eigener  Entschließung 

der  Fakultät. 

§  4.  Die  Erteilung  der  theologischen  Grade  aus  eigener  Entschließung 
(ultro,  honoris  causa)  ist  durch  allgemein  anerkannte  Verdienste  um  die 
theologische  Wissenschaft  oder  um  die  evangelische  Kirche  bedingt  und 
soll  insbesondere  bei  feierlichen  Anlässen  vor  sich  gehen,  immer  unter 
Beobachtung  der  Ah.  Entschließungen  vom  9.  August  1814  und  vom  13.  De- 
zember 1819. 

§  5.  Der  gemäß  §  4  begründete  Antrag  auf  Promotion  ultro  oder 
honoris  causa  muß  von  einem  ordentlichen,  mit  dem  Doktorgrade  bekleideten 
Professor  der  Fakultät  ausgehen  und  schriftlich  an  die  Fakultät  (siehe  §  1) 
gerichtet  werden.  Letztere  unterzieht  denselben  in  einer  hiezu  einberufenen 
Sitzung  einer  vertraulichen  Besprechung.  Der  Antrag  gilt  als  abgelehnt,  wenn 
bei  der  geheimen  Abstimmung  mehr  als  ein  Stimmzettel  gegen  denselben 
abgegeben  wird. 
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§  6.  Die  mit  der  Erteilung  der  theologischen  Grade  aus  eigener 
Entschließung  verbundenen  Kosten  werden  aus  dem  Kanzlei-,  beziehungs* 
weise  Dekanats-Funktionspauschale  bestritten. 

m.  Erteilimg  der  theologischen  Qrade  attf  Ansuchen. 

§  7.    Die   Erteilung  der  theologischen  Grade   auf  Ansuchen   erfolgt: 

a)  wenn,  unter  der  Voraussetzung  der  sittlichen  Würdigkeit,  die  wissen- 
schaftliche  Qualifikation   des   Bewerbers   nachgewiesen   erscheint,   und 

b)  die  in  den  nachfolgenden  Paragraphen  aufgezählten  formalen  Be- 
dingungen erfüllt  sind. 

§  8.  Die  Erteilung  kann  erfolgen  entweder  in  praesentia  oder  in 
absentia  des  Bewerbers. 

A.   Erteilung  des   Lizentiatengrades   in   praesentia. 

§  9.  Der  Bewerber  hat  ein  vorschriftsmäßig  gestempeltes  Gesuch  an 
die  Fakultät  (siehe  §  1)  zu  richten  mit  dem  urkundlichen  Nachweise, 

a)  daß  er  mindestens  drei  Jahre  als  ordentlicher  immatrikulierter  Hörer 
den  theologischen  Studien  obgelegen, 

b)  daß   er  die    Kandidatenprüfung   mit  gutem    Erfolge    abgelegt, 

c)  daß  zwischen  der  abgelegten  Kandidatenprüfung  und  der  Einreichung 
des  Bewerbungsgesuches  ein  Zwischenraum  von  wenigstens  drei  Jahren  liegt. 

Dem  Gesuche  ist  ferner  anzuschließen: 

d)  eine  lateinisch  verfaßte  Narratio  de  vita  et  studiis, 

e)  eine  selbstverfaßte  und  als  solche  bezeichnete,  wenigstens  drei  Druck- 
bogen starke,  wissenschaftlich-theologische  Probearbeit,  in  deutscher  oder 
lateinischer  Sprache.  Wird  eine  andere  Sprache  gewählt,  so  ist  eine  deutsche 
oder  lateinische  Übersetzung  beizulegen.  Die  Probearbeit  wird  im  Fakultäts- 
archive aufbewahrt  und  kann  nur  mit  Genehmigung  der  Fakultät  (§1) 
dem  Drucke  übergeben  werden. 

§  10.  Der  Dekan  setzt  die  Fakultät  (siehe  §  1)  von  dem  eingelangten  Ge- 
suche samt  dessen  Beilagen,  unter  Namhaftmachung  etwaiger  formaler  Beden- 
ken in  Kenntnis.  Liegen  solche  nicht  vor  oder  sind  die  vorhandenen  auf  Ver- 
langen der  Fakultät  behoben  worden,  so  wird  die  eingereichte  Arbeit  dem 
betreffenden  Fachprofessor  zum  Referate  übergeben.  Das  schriftlich  zu  er- 
stattende Referat  hat  mit  einem  Urteile  über  die  Zulänglichkeit  der  Probe- 
arbeit abzuschließen. 

Das  Referat  wird  mit  der  Probearbeit  bei  den  Mitgliedern  der  Fakultät 
(§  1)  in  Umlauf  gesetzt,  und  die  letzteren  haben  ihre  zustimmenden  oder 
motiviert  abweichenden  Vota  beizusetzen.  Kein  Mitglied  darf  sich  der  Ab- 
stimmung enthalten,  ausgenommen,  es  wäre  mit  dem  Bewerber  verwandt. 
Die  Entscheidung  erfolgt  durch  absolute  Mehrheit  der  Stimmen.  Bei  Stimmen- 
gleichheit ist  die  Stimme  des  Dekans  ausschlaggebend.  Das  Ergebnis  der 
Abstimmung  hat  der  Dekan  dem  Bewerber  bekannt  zu  geben. 

§  11.  Durch  die  von  der  Fakultät  (siehe  §  1)  ausgesprochene  Billi- 
gung der  Probeschrift  wird  die  Zulassung  zu  den  Rigorosen  erlangt,  deren 
zwei  vor  dem  gesamten  Professorenkollegium  unter  dem  Vorsitze  des  Dekans 
abzulegen  sind. 
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Das  erste  Rigorosum,  dessen  Zeitpunkt  gleichzeitig  mit  dem  auf  Zu- 
lassung lautenden  Abstimmungsresultate  (§  10)  dem  Bewerber  mitgeteilt 
wird,  erstreckt  sich  auf  das  Gebiet  der  exegetischen  und  kirchenhistorischen, 
das  zweite  auf  das  Gebiet  der  systematischen  und  praktischen  Theologie. 
Die  Gegenstände  werden  in  der  soeben  angegebenen  Reihenfolge  vorge- 
nommen, und  für  jeden  derselben  ist  wenigstens  eine  halbe  Stunde  bestimmt 
Zwischen  beiden  Rigorosen  soll  ein  Zeitraum  von  einem  halben  Jahre  liegen, 
dessen  Verkürzung  nur  aus  berücksichtigungswerten  Gründen  zugestanden 
werden  kann. 

§  12.  Nach  Beendigung  des  ersten  Rigorosums  stellt  das  Professoren- 
kollegium sofort  das  Resultat  desselben  fest  und  beschließt  über  die  Zu- 
lassung  zum  zweiten  Rigorosum.  Kann  letztere  wegen  Mißerfolges  nicht 
ausgesprochen  werden,  so  ist  eine  einmalige  Wiederholung  in  einer  fest- 
zusetzenden Frist  gestattet. 

Nach  Abschluß  des  zweiten  Rigorosums  wird,  sofern  nicht  eine  Wieder- 
holung desselben  anzuordnen  befunden  wird,  vom  Dekan  nach  einer  kurzen 
Ansprache  durch  Abnahme  des  mittelst  Handschlages  zu  bekräftigenden 
Lizentiateneides  die  Promotion  vor  versammeltem  Professorenkollegium 
vollzogen. 

Das  Diplom  (§  3)  wird  nach  dessen  Drucklegung  dem  Promovierten 
zugestellt. 

B.  Die  Erteilung  des  Doktorates  in  praesentia. 

§  13.  Die  Erteilung  des  Doktorates  kann  erst  fünf  Jahre  nach  Er- 
langung des  Lizentiatengrades  angesucht  werden.  Eine  Verkürzung  dieser 
Frist  ist  nur  aus  besonders  berücksichtigungswürdigen  Gründen  zuzugestehen. 

Die  Bewerbung  geschieht  in  analoger  Weise,  wie  diejenige  um  den 
Lizentiatengrad  (§  9),  nur  daß  die  einzureichende,  übrigens  denselben  Be- 
stimmungen wie  die  Probeschrift  zum  Lizentiatengrad  unterliegende  Ab- 
handlung  mindestens   sechs    Druckbogen   umfassen   soll. 

Der  Vorgang  mit  den  Gesuchen  um  Verleihung  des  Doktorates  ent- 
spricht dem  mit  den  Gesuchen  um  den  Lizentiatengrad  (§  10). 

§  14.  Wird  der  Bewerber  auf  Grund  seiner  eingereichten  Abhandlung 
zur  Graduierung  zugelassen,  so  hat  er  seine  Schrift  in  Druck  zu  geben  und 
mit  sechs  aus  den  verschiedenen  Disziplinen  der  Theologie  aufzustellenden 
und  vor  der  Drucklegung  dem  Professorenkollegium  vorzulegenden  Thesen 
in  einer  öffentlichen  Disputation  in  deutscher  oder  lateinischer  Sprache  zu 
verteidigen.  Den  nicht  über  sechs  Monate  zu  verschiebenden  Termin  der- 
selben setzt  der  Dekan  im  Einvernehmen  mit  dem  Professorenkollegium 
fest.    Als  Opponent  hat  an  erster  Stelle  der  Fachprofessor  aufzutreten. 

Auf  die  Disputation  folgt,  insofern  sich  nicht  noch  eine  Beratung 
des  Professorenkollegiums  als  notwendig  herausstellt,  der  Akt  der  Pro- 
motion nach  Analogie  des  §  12. 

C.  Erteilung  der  theologischen  Grade  in  absentia. 

§  15.  Die  Fakultät  erteilt  die  theologischen  Grade  in  absentia,  das  ist 
mit  Nachsicht  der  Rigorosen  (§11)  und  der  Disputation  (§  14),  an  Männer, 
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die  sich  schon  länger  in  einem  kirchlichen  oder  Lehr>Amte  befinden,  unter 
folgenden  Bedingungen: 

a)  wenn  der  Ansuchende  durch  ein  gediegenes  theologisches  Werk 
sich  bekannt  gemacht  hat; 

b)  wenn  der  noch  nicht  als  theologischer  Schriftsteller  hervorgetretene 
Bewerber  durch  eine  selbstverfaßte  wissenschaftlich-theologische  Abhand- 
lung —  für  die  Erlangung  des  Doktorates  mindestens  sechs,  des  Lizentiaten- 
grades  mindestens  drei  Druckbogen  stark  —  sich  nach  dem  ,im  Sinne  von 
§  10  zu  schöpfenden  Urteile  der  Fakultät  ausreichend  beglaubigt  oder  aus- 
gewiesen hat.    Für  diese  Abhandlung  gelten  die  Bestimmungen  des  §  9e). 

Dem  Gesuche  ist  eine  Narratio  de  vita  et  studiis  beizuschließen. 
§  16.    Die  Promotion  in  absentia  geschieht  in  der  Weise,  daß  dem 
Promovenden  das  Diplom  ausgefertigt  und  zugestellt  wird. 

IV.    Rechte  eines  von  der  k.  k.  evan|rell8ch -theologischen  Fakultät 

Graduierten. 

§  17.  Der  von  der  k.  k.  evangelisch-theologischen  Fakultät  Graduierte 
hat  das  Recht 

a)  auf  die  Führung  des  Titels; 

b)  zur  Bewerbung  um  die  Habilitation  an  der  Fakultät,  im  Falle 
die  Promotion  in  praesentia  und  cum  elogio  erfolgt  ist; 

c)  die  zu  Doktoren  Promovierten  nehmen  an  allen  Rechten  und  Vor- 
zügen teil,  welche  der  Staat  den  Doktoren  überhaupt  und  die  evangelische 
Kirche  den  Doktoren  der  Theologie  im  besonderen  (Verf.  der  evangeli- 
schen Kirche  A.  und  H.  B.  vom  9.  Dezember  1891,  §  40,  2)  gewährt  hat 
oder  ihnen  sonst  durch  den  Gebrauch  zukommen. 

§  18.  Das  an  einer  auswärtigen  theologischen  Fakultät  erlangte  theo- 
logische Doktorat  hat  für  einen  an  die  k.  k.  evangelisch-theologische  Fakultät 
zu  einer  ordentlichen  Professur  Berufenen  dieselbe  Gültigkeit,  als  ob  er 
dasselbe  an  der  hiesigen  Fakultät  erlang^  hätte. 

Besitzt  ein  Berufener  noch  nicht  das  Doktorat,  so  hat  er  dasselbe 
binnen  zwei,  spätestens  drei  Jahren  nach  seiner  Berufung  zur  ordentlichen 
Professur  zu  erwerben.  Hiezu  bedarf  es  bei  der  hiesigen  Fakultät  ledig- 
lich der  Einreichung  einer  zu  diesem  Zwecke  verfaßten  und  gedruckten 
Abhandlung  von  mindestens  sechs  Druckbogen,  wenn  der  Betreffende  sich 
nicht  schon  durch  wissenschaftlich-theologische  Werke  ausreichend  bekannt 
gemacht  hat. 

V.  Von  den  Taxen. 

§  19.  Die  Gebühr  für  die  Erteilung  des  angesuchten  Lizentiaten- 
grades  einschließlich  der  Druckkosten  des  Diploms  nebst  25  Abzügen  be- 
trägt 250  Kronen,  des  Doktorates  500  Kronen. 

Von  diesen  Beträgen  sind  sogleich  bei  Einreichung  des  Gesuches 
100  Kronen  wenn  es  den  Lizentiatengrad,  150  Kronen  wenn  es  das  Doktorat 
betrifft,  zu  erlegen,  welche  Teilsummen  auch  bei  Abweisung  des  Ansuchens 
verfallen.  Im  Falle  der  Gewährung  ist  der  übrige  Teil  der  Taxen  vor 
Vollziehung  des  Promotionsaktes,  beziehungsweise  vor  der  Disputation  zu 
erlegen. 
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§  20.  Die  Taxen  werden,  nachdem  die  Druckkosten  für  das  Diplom 
(siehe  §  19)  und  für  die  Kanzleigeschäfte  bei  der  Bewerbung,  beziehungs- 
weise Erteilung  des  Lizentiatengrades  ein  Betrag  von  20  Kronen,  des 
Doktorates  von  24  Kronen  in  Abzug  gebracht  worden  ist,  in  der  Art 
unter  die  bei  den  Promotionsarbeiten  beteiligten  Mitglieder  des  Professoren- 
kollegiums verteilt,  daß  Dekan  und  Referent  das  Doppelte  der  auf  die 
übrigen  Mitglieder  des  Professorenkollegiums  entfallenden  Quote  erhalten. 


Eid. 


Ego  —  N.  N.  —  iuro,  me  doctrinam  scripturae  sacrae  secundum 
confessionem  ecclesiae  evangelicae  (A.  C.  vel  H.  C.)  bona  fide  profiteri 
et  promitto  eam  constanter  secuturum,  ad  eins  veritatem  defendendam 
docendo  vel  scribendo  pro  viribus  collaturum,  vitamque  theologo  christiano 
dignam  acturum  atque  ita  huius  litterarum  theologicarum  academiae,  tum 
ecclesiae  evangelicae  commoda,  iuvante  Deo,  promoturum,  ipsique  ordioi 
amorem  et  sinceram  fidem  semper  praestiturum  esse.    Ita  me  Deus  adiuvei 


n.  Rechts-  und  staatswissenschaftliches  Studium. 

1.  Studienordnung. 
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Gesetz  vom  20.  April  1893,  RGBNr.  68,"^) 

betreffend  die  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  nnd  Staats- 

prflfangen. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

§  1.  Die  rechts-  und  Staats  wissenschaftlichen  Studien  sind,  sofern 
durch  dieselben  die  Qualifikation  für  den  öffentiichen  Dienst  erworben 
werden  soll,  an  einer  rechts-  und  staatswissenschaftiichen  Fakultät  in  einer 
bestimmten  Dauer  zurückzulegen.  Der  Erfolg  derselben  ist  durch  die  Ab- 
legung der  theoretischen  Staatsprüfungen,  nämlich  der  rechtshistorischen, 
der  judiziellen  und  der  staatswissenschaftiichen  Staatsprüfung,  nachzuweisen. 

Die  Regelung  der  Erfordernisse  zur  Erlangung  des  Doktorgrades  erfolgt 
im  Verordnungswege.2) 

Rücksichtiich  jener  Studierenden,  welche  weder  die  Qualifikation  für 
den  öffentiichen  Dienst,  noch  die  Erlangung  des  Doktorgrades  anstreben, 
haben  ausschließlich  die  Bestimmungen  der  allgemeinen  Studienordnung  ^) 
zur   Anwendung  zu  kommen. 

§  2.  Die  Studiendauer  beträgt  mindestens  acht  Semester,  von  welchen 
mindestens  drei  vor,  die  übrigen,  jedoch  mindestens  vier,  nach  Ablegung 
der   rechtshistorischen  Staatsprüfung  zurückzulegen  sind. 

Ein  Semester  ist  jedoch  in  diese  Studiendauer  nur  dann  einzurechnen, 
wenn  die  im  Verordnungswege*)  festzusetzende  Anzahl  der  Vorlesestunden 
eingehalten   ist. 


0  EtWuOten  Im  MVBNr.  16  ex  1893. 

«)  5.  MinVdg,  vom  15.  AprU  1872,  Z.  4398,  RQBNr.  57,  MVBNr.  31  (s.  Nr.  660J. 

«)  5.  Nr.  365. 

*)  Vgl.  §  3  der  MinVdg.  vom  2t.  Dezember  1893,  RQBNr.  204  (s.  Nr.  636J. 
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Inwiefern  die  an  einer  anderen  als  der  rechts-  und  staatswissenschaft- 
lichen Fakultät  1)  oder  die  an  einer  ausländischen  Universität^)  zugebrachte 
Studienzeit  in  die  Studiendauer  eingerechnet  werden  kann,  bestimmt  der 
Unterrichtsminister. 

§  3.  Die  Zulassung  zu  den  theoretischen  Staatsprüfungen  hat  nebst 
der  Studiendauer  den  Besuch  der  vorgeschriebenen  Vorlesungen  (Obligat- 
kollegien), die  Zulassung  der  judiziellen  und  staatswissenschaftlichen  Staats- 
prüfung überdies  den  Nachweis  der  mit  Erfolg  abgelegten  rechtshistorischen 
Staatsprüfung   zur   Voraussetzung. 

§  4.    Obligat  sind  nachfolgende  Disziplinen: 

I.  Behufs   Zulassung  zur  rechtshistorischen  Staatsprüfung: 

a)  römisches  Recht, 

b)  Kirchenrecht, 

c)  deutsches  Recht  (Geschichte  der  Rechtsquellen  und  des  öffentlichen 
Rechtes,  Geschichte  und  System  des  Privatrechtes), 

*  d)  österreichische  Reichsgeschichte  (Geschichte  der  Staatsbildung  und 
des  öffentlichen  Rechtes). 

II.  Behufs  Zulassung  zur  judiziellen  und  zur  Staats  wissenschaftlichen 
Staatsprüfung : 

a)  österreichisches  Privatrecht, 

b)  österreichisches  Handels-  und  Wechselrecht, 

c)  österreichisches   zivilgerichtliches   Verfahren, 

d)  österreichisches  Strafrecht  und  Strafprozeß, 

e)  allgemeines  und  österreichisches  Staatsrecht, 

f)  Verwaltungslehre   und    österreichisches   Verwaltungsrecht, 

g)  Volkswirtschaftslehre  und  Volkswirischaftspolitik, 

h)  Finanzwissenschaft  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  österreichi- 
schen Finanzgesetzgebung. 

Die  Vorlesungen  über  die  sub  II  genannten  Disziplinen  sind  vori)e- 
haltlich  der  Bestimmung  des  §  5,  al.  1,  nur  dann  anrechenbar,  wenn 
sie  nach  Ablegung  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  gehört  worden  sind. 

Sämtliche  sub  I  und  II  genannten  Disziplinen  sind  zugleich  Prüfungs- 
gegenstände, und  zwar  die  sub  I  bezeichneten  bei  der  rechtshistorischen, 
die  sub  II  lit.  a  bis  d  bezeichneten  bei  der  judiziellen,  die  übrigen  bei 
der  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfung. 

III.  Außerdem   haben  die  Studierenden   der  Rechte   zu  hören: 

a)  vor  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  eine  Vorlesung  an  der 
philosophischen  Fakultät  aus  dem  Gebiete  der  Philosophie, 

b)  vor  oder  nach  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  noch  eine  Vor- 
lesung an  der  philosophischen  Fakultät,  femer  eine  Vorlesung  über  Ge- 
schichte der  Rechtsphilosophie  und  eine  Vorlesung  über  allgemeine  ver- 
gleichende und  österreichische  Statistik. 

In  besonders  berücksichtigungs werten  Fällen  kann  der  Unterrichts- 
minister  von  dem  Besuche  einzelner  obligater  Vorlesungen  Nachsicht  er- 
teilen. 


^)  s,  §  9  der  Durc}\ßhrungsverordrmng  fs.  Nr.  636). 
■)  s.  §  10  von  Nr.  636. 
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§  5.  Die  rechtshistorische  Staatsprüfung  kann  in  den  vier  ersten 
Wochen  des  vierten  Semesters  abgelegt  werden. 

Die  judizielle  und  die  staatswissenschaftliche  Staatsprüfung  können  in 
beliebiger  Folge  abgelegt  werden,  und  zwar  eine  derselben  bereits  in  den 
letzten  vier  Wochen  des  letzten  Semesters. 

§  6.  Die  Bestimmung,  wonach  der  an  einer  österreichischen  Universität 
erlangte  Grad  eines  Doktors  der  Rechte  gleiche  Wirkung  mit  den  voll- 
ständig abgelegten.  Staatsprüfungen  hat,  bleibt  fortan  nur  hinsichtlich  jener 
Kandidaten  in  Kraft,  welche  bei  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes 
den  Doktorgrad  bereits  erworben  haben.^) 

§  7.  Auf  Grund  vorstehender  Bestimmungen  wird  die  rechts-  und 
staatswissenschaftliche  Studien-  und  Prüfungsordnung  vom  Unterrichtsminister 
festgesetzt.2) 

§  8.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Beginne  des  Studienjahres  1894/95 
in  Wirksamkeit. 

§  9.  Mit  dem  Tage  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  treten  alle  mit 
diesem   Gesetze   im   Widerspruche   stehenden   Bestimmungen   außer   Kraft. 

Hinsichtlich  jener  Studierenden,  welche  ihre  Studien  vor  diesem  Zeit- 
punkte bereits  begonnen  haben,  sind  vom  Unterrichtsminister  entsprechende 
Übergangsbestimmungen  zu  erlassen. 

§  10.  Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  wird  Mein  Minister  für 
Kultus  und  Unterricht  beauftragt. 


Np.  636. 

Verordnong  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  24.  Dezember  1893, 

RGBHr.  204,  MVBNr.  1  ex  1894, 

betreffend  die  Regelung  der  rechts-  nnd  staatswissenschaftlichen  Stttdlen 

und  der  theoretischen  Staatsprüfungen. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  20.  April  1893,  RGBNr.  68,  finde  ich 
anzuordnen,  wie  folgt: 

§  1.  Studierende  der  Rechte  haben,  insoweit  sie  die  Qualifikation 
für  den  öffentlichen  Dienst  anstreben,  ihre  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 
Studien  in  Gemäßheit  der  folgenden  Bestimmungen  einzurichten  und  drei 
theoretische  Staatsprüfungen,  die  rechtshistorische,  judizielle  und  staatswissen- 
schaftliche abzulegen. 

^)  Hlemä  erseheint  dU  mittelst  Note  des  Ministeriums  JSr  K.  s.  U,  vom  16.  Mai  1859 
Z.  74SU  ROBNr.  91,  betreffend  den  Einfloß  der  Ablegung  der  theoretischen  Staatsprüfungen  auf 
den  Eintritt  in  die  Konzeptspraxis  kundgemachte  Bestimmung  der  kais,  Vdg,  vom  6.  April  1859, 
wonach  dem  Unterrichtsministerium  die  Entscheidung  Ober  die  Frage  zukam,  ob  und  inwiefern  der 
Abgang  einer  oder  der  anderen  theoretisdien  Staatsprüfung  durch  eine  oder  mehrere  von  einem 
Kandidaten  an  einer  österreichischen  Universiiät  mit  genügendem  Erfolg  abgelegte  strenge 
Doktoratspri^fiuigßn  ersetzt  wird,  aufgehoben.  Die  Anerkennung  eines  Rigorosums  als  Ersatz  für 
die  fehlende  gleichartige  Staatsprüfung  ist  daher  gesetzlich  unzulässig. 

*)  s.  Nr.  636. 
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A.  Stadien« 

§  2.  Die  Minimaldauer  der  Studienzeit  beträgt  acht  Semester,  und 
zwar  mit  der  Maßgabe,  daß  vor  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  (erster 
Studienabschnitt)  mindestens  drei,  nach  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung 
(zweiter  Studienabschnitt)  mindestens  vier  Semester  zurückzulegen  sind. 

Der  zweite  Studienabschnitt  dauert  sonach: 

a)  mindestens  fünf  Semester  für  Studierende,  welche  die  rechtshisto- 
rische Staatsprüfung  bereits  nach  drei  Semestern  ablegen, 

b)  mindestens  vier  Semester  für  Studierende,  welche  vor  der  rechts- 
historischen Staatsprüfung  vier  oder  mehr  Semester  absolviert  haben. 

§  3.  Ein  Semester  ist  in  die  vorgeschriebene  Studiendauer  nur  dann 
einrechenbar,^)  wenn  für  dasselbe  ein  Kollegienbesuch  von  mindestens 
20  Stunden  nachgewiesen  wird.  Es  genügt  jedoch  ein  Kollegienbesuch  von 
12  Stunden 

a)  für  das  vierte  Semester,  falls  dasselbe  vor  der  rechtshistorischeo 
Staatsprüfung  zurückgelegt  wird, 

b)  für  eines  der  Semester  des  zweiten  Studienabschnittes,  wenn  dieser 
fünf  Semester  umfaßt. 

In  demselben  Studienabschnitte  kann  die  mangelnde  Stundenanzahl  eines 
Semesters  durcb  den  Überschuß  in  einem  anderen  ausgeglichen  werden. 

Die  rechts-  und  staatswissenschaftlich'en  Studien  können  sow^ohl  mit 
einem  Winter-,  wie  mit  einem  Sommersemester  begonnen  werden. 

§  4.  In  dem  ersten  Studienabschnitte,  das  ist  vor  der  rechtshistorischen 
Staatsprüfung  (§  2),  sind  Vorlesungen  über  nachstehende  Gegenstände 
(Obligatkollegien)  in  dem  angegebenen  Minimalausmaße  an  Wochen- 
stunden zu  hören: 

1.  Römisches  Recht  durch  20  Stunden,  verteilt  auf  mindestens  zwei 
Semester. 

Es  bleibt  dem  Ermessen  des  Dozenten  des  römischen  Rechtes  anheim- 
gestellt, ob  er  die  historische  mit  der  dogmatischen  Darstellung  verbinden 
oder  in  der  üblichen  Weise  Institutionen  und  Pandekten  getrennt  vor- 
tragen will. 

Wenn  die  historische  Darstellung  mit  der  systematischen  verbunden 
werden  soll,  so  ist  dieses  bei  der  Ankündigung  des  Kollegiums  in  ent- 
sprechender Weise  ersichtlich  zu  machen;  die  für  ein  Semester  in  Aus- 
sicht genommenen  Abschnitte  sind  in  allen  Fällen  genau  zu  bezeichnen. 


>)  Vgl,  §  2,  zweiter  Absatz  des  Gesetzes  vom  20.  April  1993,  RQBNr.  68  (s.  Nr.  63SJ.  — 
Hinsichtlich  der  Einrechenbarkeii  eines  Semesters  vgl.  §  49  der  allgemeinen  StadienordtmMg 
(s.  Nr,  365),  Bezüglich  der  Einrechnung  der  Stundenzahl  nicht  obligater  Kollegien  s.  die 
Anmerkung^)  au/S.  810  und  betreffs  derNichteinrechenbarkeit  der  sogenannten  Reprobationssemesier 
die  MinErl.  vom  17.  Februar  1999,  Z.  2340,  MVBNr.  5  (s.  Nr.  653)  und  vom  IJ.JuU  1902, 
Z.  23.554  fs.  Nr.  658). 

Ein  von  einem  Studierenden  an  der  rechtS'  und  staatswissenschafäichen  Fakatt&t  als  außer- 
ordentlicher Hörer  vor  mit  Erfolg  bestandener  Maturitätspräfimg  zugebrachtes  Semester  kam 
in  keinem  Falle  in  die  gesetzliehe  Studienzeit  eingerechnet  werden  fs,  Nr.  434).  Ober  die  Nicki- 
einrechenbarkeii  der  Semester,  in  welchen  der  Präsenzdienst  als  Einjährig-Freiwilliger  abgeleistet 
wird,  s.  Nr.  551. 
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2.  Kirchenrecht  durch  sieben  Stunden  in  einem  Semester  oder  ver- 
teilt auf  zwei  Semester. 

3.  Deutsches  Recht  (Geschichte  der  Rechtsqueilen  und  des  öffent- 
lichen Rechtes,  Geschichte  und  System  des  Privatrechtes)  durch  zehn  Stunden, 
verteilt  auf  zwei  Semester. 

4.  Osterreichische  Reichsgeschichte  (Geschichte  der  Staatsbil- 
dung und  des  öffentlichen  Rechtes)  durch  fünf  Stunden  in  einem  Semester; 
an  Universitäten,  an  welchen  hiefür  ein  Bedürfnis  vorhanden  ist,  wird  bei 
dieser  Vorlesung  die  Rechtsentwicklung  in  den  betreffenden  Territorien  be- 
sonders zu  berücksichtigen  sein. 

Diese  Vorlesung  kann  sowohl  an  der  rechts-  und  staatswissenschaft- 
lichen, als  an  der  philosophischen  Fakultät  gehört  werden. 

5.  Eine  Vorlesung  an  der  philosophischen  Fakultät  aus  dem  Gebiete 
der  Philosophie  durch  vier  Stunden  in  einem  Semester. 

Eine  bestimmte  Reihenfolge  für  den  Besuch  dieser  Vorlesungen  ist  nicht 
vorgeschrieben;  das  Studium  der  Rechts-  und  Staatswissenschaften  hat 
jedoch  mit  einer  Vorlesung,  in  welcher  die  Institutionen  des  römischen 
Rechtes  zum  Vortrage  gelangen,  zu  beginnen.^) 

§  5.  In  dem  zweiten  Studienabschnitte  sind  Vorlesungen  über  nach- 
stehende Gegenstände  in  dem  angegebenen  Minimalausmaße  an  Wochen- 
stunden obligat  und  bilden  die  Voraussetzung  für  die  Zulassung  zur  judi- 
ziellen  und  zur  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfung: 

1.  Österreichisches  Privatrecht  durch  18  Stunden,  verteilt  auf 
zwei  Semester. 

2.  Österreichisches  Handels-  und  Wechselrecht,  entweder  ge- 
trennt oder  in  einer  Vorlesung  vereinigt,  durch  sieben  Stunden  in  einem 
Semester  oder  verteilt  auf  zwei  Semester. 

3.  Österreichisches  zivilgerichtliches  Verfahren  durch  zwölf 
Stunden,  verteilt  auf  zwei  Semester. 

4.  Österreichisches  Strafrecht  und  Strafprozeß  durch  zehn 
Stunden,  verteilt  auf  zwei  Semester. 

5.  Allgemeines  und  österreichisches  Staatsrecht  durch  fünf 
Stunden  in  einem  Semester. 

6.  Verwaltungslehre  und  österreichisches  Verwaltungsrecht 
durch  sechs  Stunden  in  einem  Semester. 

7.  Volkswirtschaftslehre  und  Volkswirtschaftspolitik,  ent- 
weder getrennt  oder  in  einer  Vorlesung  vereinigt,  durch  zehn  Stunden  in 
zwei  Semestern. 

8.  Finanzwissenschaft,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  öster- 
reichischen Finanzgesetzgebung,  durch  fünf  Stunden  in  einem  Semester. 

Eine  bestimmte  Reihenfolge  für  den  Besuch  dieser  Vorlesungen  ist 
nicht  vorgeschrieben. 

Die  in  diesem  Paragraphen  bezeichneten  Kollegien  können  vor  Ab- 
legung der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  in  anrechenbarer  Weise  nicht 
gehört  werden. 

»)  VgL  Nr,  638. 
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§  6.  Außerdem  haben  die  Studierenden  der  Rechte  behufs  Zulassung 
zur  judiziellen  und  zur  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfung  nachzuweisen, 
daß  sie,  sei  es  vor,  sei  es  nach  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  nebst 
der  im  §  4,  Z.  5,  bezeichneten  Vorlesung  nachstehende  Vorlesungen  in 
einem  Semester  und  in  dem  angegebenen  Minimalausmaße  an  Wochenstunden 
gehört  haben,  nämlich  eine  Vorlesung 

a)  an  der  philosophischen  Fakultät  durch  drei  Stunden; 

b)  über  Geschichte  der  Rechtsphilosophie  durch  vier  Stunden; 

c)  über  allgemeine  vergleichende  und  österreichische  Statistik  durch  vier 
Stunden. 

§  7.  Außer  den  in  den  §§  4,  5  und  6  bezeichneten  obligaten  Vor- 
lesungen ist  an  den  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten  die 
regelmäßige  Abhaltung  voii  Vorlesungen  über  nachstehende  Disziplinen 
sicherzustellen :  ^) 

1.  Enzyklopädie  der  Rechts-  und  Staats  Wissenschaften ; 

2.  österreichisches  Bergrecht; 

3.  Völkerrecht; 

4.  gerichtliche  Medizin; 

*)  Ober  die  Frequenz  nichiobligater  Vorlesungen  seitens  der  Rechtskörer  bemerkt 
der  MinErL  vom  2.  Okiober  1855,  Z.  f5.l62,  RQBNr.  172:  Oberliaupt  aber  haben  die  Studierenden 
sich  nicht  auf  die  ihnen  ausdrOcklich  vorgeschriebenen  Kollegien  zu  beschrinken,  sondern 
noch  andere  nach  Ihrer  eigenen  Wahl  an  was  immer  fflr  einer  Universitätsfakultät  zu  besuchen. 

Die  Durcf^fiihrungsvorsctuift  zu  obigem  Erlasse  fögt  bei:  Es  steht  ihnen  jedoch  aach 
fernerhin  frei,  wenn  ein  Gegenstand  von  mehreren  Dozenten  (ordentlichen  oder  aufierordentlicfaen 
Professoren  oder  Privatdozenten)  vorgetragen  wird,  unter  denselben  zu  wählen  und  neben  den 
vorgezeichneten  Kollegien  noch  andere  an  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  oder  einer 
anderen  Fakultät  zu  besuchen  und  auch  die  Stundenzahl  der  an  anderen  Fakultäten  besuchten 
Kollegien  ist  in  das  gesetzliche  JVlInimum  der  Stundenzahl  einzurechnen. 

Übrigens  wird  auch  die  Wahl  der  nicht  obligaten  Kollegien  unter  die  Aufsicht  der 
Dekane  und  der  betreffenden  Dozenten  insofern  gestellt,  dafi  den  Studierenden  die  Inskription 
in  Vorträge,  zu  deren  Verständnis  ihnen  offenbar  die  nötigen  Vorstudien  mangeln,  nicht  zn 
gestatten  ist. 

Der  MinErL  vom  Z  Okiober  1855,  Z.  15Jil9,  besagt:  Wie  sehr  es  wünschenswert  ist,  dafi 
dieser  Besuch  freiwillig  gewählter  Kollegien  befördert  werde,  geht  schon  aus  der  Betrachtung 
hervor,  dafi  der  allen  Studierenden  gemeinsam  vorgezeichnete  Plan,  ohne  Rflcksicht  auf  des 
speziellen  Beruf,  dem  sich  der  eine  oder  der  andere  zuwendet,  eben  nur  umfafit,  was  zor 
allgemeinen  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Bildung  fflr  notwendig  erachtet  wird,  während 
fflr  Jeden  einzelnen  eine  weitere  Ausbildung  nach  einer  oder  der  andern  Richtung  hin  Bedarfnis 
sein  wird.  Das  Oefflhl  des  Bedflrfnlsses  und  selbsttätiges  Streben  nach  Befriedigung  desselbeo 
anzuregen,  ist  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  Jedes  öffentlichen  Unterrichtes.  Diese  Selbst- 
tätigkeit wird  aber  in  der  studierenden  Jugend  kaum  geweckt  werden  können,  wenn  nicht  der 
Wahl  ihrer  Beschäftigung  auch  ein  angemessener  Spielraum  gelassen  wird.  Den  Lehrkörpern 
wird  daher  angelegentlich  empfohlen,  bei  der  ihnen  anvertrauten  Leitung  und  Obcrwacbimg 
des  studienganges  der  Jugend  hierauf  Bedacht  zu  nehmen.  So  sehr  es  im  Interesse  der 
studierenden  liegt,  dafi  ein  ganz  unverständiger  Gebrauch  der  gestatteten  Wahl  der  Kollegien 
gar  nicht  zugelassen  werde,  ebensosehr  ist  auch  andrerseits  daran  gelegen,  dafi  der  Eifer  nad 
die  Lembegierde  nicht  durch  unnötige  Beschränkung  der  eigenen  Wahl  gelähmt  und  unter- 
drflckt  werde. 

Beireffs  der  Elnrechenbarkeit  der  an  den  rechts-  und  staaiswissenschaftlichen 
Seminaren  abgehaltenen   Übungen  in  die  vorgeschriebene  Stundenzahl  vgl,  Nr.  319,  Punkt  13. 

Die  bei  den  Lehrern  im  engeren  Sinne  (Lektoren)  frequentierten  Vorlesungen  mnd 
Übungen  sind  in  die  zur  Anrechenbarkeit  eines  Semesters  erforderliche  Stundenanzahl  nickt  ein- 
zurechnen: MinErL  vom  31.  Mai  1899,  Z.  9830,  MVBNr.  2i,  Punkt  3  (s.  Nr.  220J. 
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5.  Staatsrechnungs Wissenschaft;^) 

6.  österreichische  Agrargesetzgebung  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  historischen  Entwicklung  der  Agrarverhältnisse; 

7.  österreichisches  Finanzrecht. 

Femer  ist  für  Abhaltung  von  Vorträgen  über  vergleichende  Rechts« 
Wissenschaft  nach  Tunlichkeit  Sorge  zu  tragen.^) 

Hinsichtlich  der  Vorträge  über  polnisches  Recht 3)  an  den  Universitäten 
in    Krakau   und   Lemberg  bleiben   die   bisherigen   Bestimmungen   aufrecht. 

§  8.  Die  Professorenkollegien  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 
Fakultäten  sind  verpflichtet,  für  die  Vollständigkeit  der  Lehrvorträge  auf 
dem  Gebiete  der  Rechts-  und  Staatswissenschaften  zu  sorgen  und  die  Vor- 
lesungen so  einzurichten,  daß  jeder  Studierende,  welcher  die  zur  staats- 
gültigen Vollendung  seiner  Studien  vorgeschriebene  Zeit  an  der  Fakultät 
zubringt,  Gelegenheit  hat,  die  sämtlichen  obligaten  Fächer,  und  zwar  in  der 
Regel  bei  Professoren,  in  dem  Minimum^)  der  vorgeschriebenen  Stunden- 
zahl zu  hören. 

§  9.  Ob  und  in  welchem  Umfange  ein  oder  mehrere  an  einer  anderen 
als  der  rechts-  und  Staats  wissenschaftlichen  Fakultät^)  zugebrachte  Semester 
in  die  gesetzliche  Studiendauer  eingerechnet  werden  können,  entscheidet 
der  Unterrichtsminister  nach  Einvernehmung  des  Professorenkoliegiums  der 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät. 

§  10.  Inwiefern  die  an  auswärtigen  Hochschulen  dem  rechts-  und 
staatswissenschaftlichen  Studium  gewidmete  Studienzeit  in  die  nach  §  2 
vorgeschriebene  Semesterzahl  einzurechnen  oder  einzelne  daselbst  frequen- 
tierte Vorlesungen  als  anrechenbar  anzusehen  sind,  entscheidet  unter  Be- 
rücksichtigung der  betreffenden  Studieneinrichtungen  und  des  Umfanges  des 
nachgewiesenen  Kollegienbesuches  der  Unterrichtsminister. 


»)  Vgl.  Vorbemerkung  bei  Nr,  704. 

*)  Betulich  der  Vorträge  über  Oefängniskunde  wurde  mit  demMlnErL  vom2l,Jütü 
1889,  Z.  6104,  bemerkt:  Da  das  Wesentlichste  aus  dem  Gebiete  der  Oefängniskunde  In  den  ObÜgat- 
kollegien  Ober  Strafrecht  und  Strafprozeß  zum  Vortrage  zu  gelangen  hat,  so  erscheint  die  Ein- 
führung von  Obligatvorlesungen  Aber  die  ersterwähnte  Disziplin  nicht  geboten. 

Es  mufi  jedoch  mit  Rflcksicht  auf  die  Bedeutung,  welche  der  Oefängniskunde  auch  vom 
Standpunkt  der  praktischen  Strafrechtspflege  zukommt,  darauf  Wert  gelegt  werden,  dafi  Ober 
die  gedachte  Disziplin  in  angemessenen  Zwischenräumen  Vorträge  abgehalten  werden. 

Indem  ich  demnach  mit  Anerkennung  zur  Kenntnis  nehme,  dafi  die  beteiligten  Fach- 
professoren sämtlicher  Universitäten  sich  zur  Abhaltung  der  gedachten  Vorträge  bereit  erklärt 
haben,  spreche  ich  die  Oeneigthelt  aus,  etwaigen  Anträgen  wegen  Remunerierung  solcher  Vor- 
träge von  Fall  zu  Fall  die  tunlichste  BerOcksichtigung  zu  teil  werden  zu  lassen. 

*)  Mit  Erlqß  vom  15.  Februar  1882,  Z.  61,  wurde  angeordnet,  daß  vom  Studienjahre  1882/83 
ab  an  der  Universität  in  Lemberg  in  Jedem  Semester  ein  vier-  bis  funßtHndiges  Kollegium  über 
polnisches  Privatre  eh t  und  Qeschichte  desselben  gelesen  werde.  Seit  1890  besteht  daselbst  eine 
ordentliche  Lehrkamel  dieses  Faches,  wie  dies  auch  an  der  Universität  in  Krakau  der  Fall  ist. 

*)  Vgl.  Nr.  151. 

»)  Vgl.  §  2  des  Gesetzes  vom  20.  April  1893,  RQBNr.  68  (s.  Nr.  635).  —  Die  gesetzliche 
Beschränkung  der  Einrechenbarkeit  auf  das  Fakultätsstudium  schließt  die  Einrechnung  von  an 
anderen  Lehranstalten,  wie  t.  B.  an  technischen  Hochschulen,  an  der  Hochschule  ßr  Bodenkultur, 
an  Diözesanlehranstatten  usw.  zurückgelegten  Semestern  aus. 
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Übrigens  werden  rücksichtlich  der  Behandlung  der  an  einzelnen  Uni- 
versitäten des  Auslandes  zugebrachten  Studienzeit  generelle  Weisungen  vor- 
behalten.^) 

In  jedem  Falle  müssen  wenigstens  ein  Semester  vor  Ableg^ng  der 
rechtshistorischen  und  wenigstens  zwei  nach  derselben  an  einer  österreichi- 
schen Universität  zugebracht  werden. 

B«  Staatsprftfiuigen. 

§  11.  Die  rechtshistorische  Staatsprüfung  kann  frühestens  in  den  vier 
ersten   Wochen  des  vierten  Semesters  abgelegt  werden. 

Die  judizielle  und  staatswissenschaftliche  Staatsprüfung  können  in  be- 
liebiger Reihenfolge  abgelegt  werden,  und  zwar  eine  derselben  bereits 
in  den  vier  letzten  Wochen  des  achten  Semesters. 

Im  übrigen  setzt  die  Zulassung  zu  den  theoretischen  Staatsprüfungen 
die  Erfüllung  der  im  voranstehenden  hinsichtlich  der  Studiendauer  und  der 
Obligatkollegien  festgesetzten  Bedingungen  voraus.^) 

Die  Bestimmungen  über  die  Zulassung  zu  den  Staatsprüfungen  auf  Grund 
von  Privatstudien  sind  aufgehoben.^) 

§   12.    Gegenstände  der  rechts  historischen  Staatsprüfung  sind: 

1.  römisches   Recht; 

2.  Kirchenrecht; 

3.  deutsches  Recht  (Geschichte  der  Quellen  und  des    öffentlichen 
Rechtes,    Geschichte  und  System  des  deutschen  Privatrechtes); 

4.  österreichische  Reichsgeschichte  (Geschichte  der  Staatsbildung  und 
des  öffentlichen  Rechtes). 

§  13.   Gegenstände  der  judiziellen  Staatsprüfung  sind: 

1.  österreichisches  Privatrecht; 

2.  österreichisches  Handels-  und  Wechselrecht; 

3.  österreichisches   zivilgerichtliches   Verfahren; 

4.  österreichisches   Strafrecht   und   Strafprozeß. 

§  14.  Gegenstände  der  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfung 
sind : 

1.  allgemeines  und  österreichisches  Staatsrecht; 

2.  Verwaltungslehre  und  Österreichisches  Verwaltungsrecht; 

3.  Volkswirtschaftslehre  und  Volkswirtschaftspolitik; 

4.  Finanzwissenschafr,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  öster- 
reichischen Finanzgesetzgebung. 

^)  Bezüglich  der  Anrechnung  der  an  der  Universität  in  A  gram  van  Studierenden  aas  Isiriem 
und  Dalmatien  zurückgelegten  Rechtsstadien  und  bestandenen  Staatsprüfimgen  vgL  Nr.  639  and  659. 

*)  Nach  Punkt  3  des  MinErl.  vom  10,  Oktober  1902,  Z.  32.212  (s.  Nr,  639)  sind  Rechts- 
hörer  der  Agramer  Universität,  welche  bei  der  rechtshistorischen  Staaispri^ung daselbst  imJmU- 
Termine  reprobiert  wurden  und  diese  Pri^fung  im  darauffolgenden  Oktober-Termine  mit  Erfolg 
wiederholt  haben,  gehalten,  vor  Zulassung  zu  der  Judiziellen  oder  staatswissenschafiliehen  Staats- 
prüfung, beziehungsweise  Ergänzungsprüfang  (Punkt  4,  Abs.  1  des  Erlasses)  und  zu  den  Rigorüsen 
sich  über  weitere  fünf  an  der  rechts-  und  staatswissenschqftlichen  Fakultät  nach  mit  Erfolg  ab- 
gelegter rechtshistorischer  Staatspri^fung  zugebrachte  Semester  auszuweisen, 

*)  Auf  die  ausnahmsweise  Zulassung  von  Kanzlei-  oder  Manipulationsbeamten  zu  den 
theoretischen  Staatsprüfungen  mit  Nadisicht  der  vorgeschriebenen  Studien  bezogen  sieh  die  MinErl 
vom  15,  Oktober  1857,  Z.  16.918,  und  vom  10.  Oktober  1886,  Z.  8063. 
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§  15.  Zur  Abhaltung  der  von  den  Studierenden  der  Rechte  abzu- 
legenden theoretischen  Staatsprüfungen  werden  an  jedem  Sitze  einer  Uni« 
versität  eigene  Prüfungskommissionen  vom  Unterrichtsminister  bestellt. 

§  16.  Jede  Kommission  besteht  aus  einem  Präses,  einem  oder  nach 
Umständen  mehreren  Präses-Stellvertretern  (Vizepräsides)  und  der  erforder- 
lichen Anzahl  von  Prüfungskommissären. 

Aus  ihnen  setzt  der  Präses  nach  seinem  Ermessen  die  Kommissionen 
für  die  einzelnen  Prüfungsakte  (Spezialkommissionen)  zusammen.  Sie  haben 
bei  jeder  der  drei  theoretischen  Staatsprüfungen  aus  dem  Vorsitzenden 
und  drei  Kommissären  zu  bestehen.^) 

Bei  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  sind  die  Gegenstände  (§  12) 
unter  die  drei  Prüftmgskommissäre  in  der  Weise  zu  verteilen,  daß  römisches 
Recht  jedenfalls  von  einem  Examinator  zu  prüfen  ist,  einer  der  beiden 
übrigen  Examinatoren  sonach  zwei  Gegenstände  übernimmt. 

§  17.  Alle  ordentlichen  und  außerordentlichen  Professoren  der  rechts- 
und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten  sind  kraft  ihres  Lehramtes  Prüfungs- 
kommissäre für  ihr  Nominalfach  bei  der  betreffenden  Staatsprüfungskommis- 
sion. Sic  können  aber  auch  für  andere  Fächer  und  andere  Kommissionen 
als  Prüfer  ernannt  werden. 

Außerdem  sind  auch  andere  Fachmänner  nach  Maßgabe  des  Erforder- 
nisses vom  Unterrichtsminister  zu  Prüfungskommissären  zu  ernennen. 

§  18.  Der  Vorsitzende  der  Prüfungskommission  kann  sich  am  Prüfungs- 
akte durch  einzelne  Fragen  beteiligen.  Bei  der  judiziellen  und  staatswissen- 
schaftlichen Staatsprüfung  kann  er  auch  als  Examinator  für  ein  bestimmtes 
Prüfungsfach  fungieren. 

In  Verhinderungsfällen  wird  der  Präses  durch  den  Vizepräses,  oder 
falls  für  die  Kommission  kein  solcher  ernannt  oder  auch  dieser  verhindert 
ist,  durch  den  nach  den  Dienstjahren  ältesten  der  Kommission  als  Mitglied 
angehörigen  Professor*)  vertreten. 

§  19.  Zur  Abhaltung  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  werden  jähr- 
lich drei  Termine  bestimmt,  und  zwar  zu  Beginn  und  am  Schlüsse  des 
Sommersemesters,  dann  zu  Beginn  des  Wintersemesters. 

Die  judiziellen  und  die  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfungen  werden 
mit  Ausnahme  der  Haupt-  und  Zwischenferien  das  ganze  Jahr  hindurch 
abgehalten. 

§  20.  Die  rechtshistorische  Staatsprüfung  kann  nur  vor  der  Kommission 
an  dem  Sitze  der  Universität,  an  welcher  der  Kandidat  zur  Zeit  der  Prüfung 
inskribiert  ist  (oder  im  Falle  einer  Studienunterbrechung  zuletzt  inskribiert 
war)  abgelegt  werden. 

Dasselbe  gilt  auch  von  der  judiziellen  und  staatswissenschaftlichen 
Staatsprüfung,  wenn  dieselben  im  Laufe  des  letzten  Semesters  (§  11)  ab- 
gelegt werden.  Nach  Absolvierung  der  Studien  steht  die  Wahl  der  Prüfungs- 
kommission dem  Kandidaten  frei. 


^)  Kf/.  §8  der  Pr^füngsinstruktton  (s.  Nr.  640). 

*)  Gemäß  §  4  der  Priifuneiinstruktion  (s.  Nr.  640)  wird  vorausgeseüt,  dqß  dieser  Professor 
sich  nach  in  Aktivität  befindet  und  ordentlicher  Professor  ist. 
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Wer  reprobiert  worden  ist,  hat  jedoch  die  Prüfung  vor  derselben 
Kommission  zu  wiederholen,  von  welcher  er  reprobiert  worden  ist. 

Ausnahmen  von  den  in  dem  Vorstehenden  enthaltenen  Bestimmungen 
zu  gestatten,  ist  dem  Unterrichtsminister  vorbehalten. 

§  21.  Die  Meldung  der  Kandidaten  zu  den  theoretischen  Staatsprüfungen 
erfolgt  mittels  eines  gehörig  belegten  Gesuches,  welches  bei  der  rechts- 
historischeu  Staatsprüfung  dem  Dekan,  bei  den  beiden  anderen  dem  Präses 
der  bezüglichen  Prüfungskommission  unmittelbar  zu  überreichen  ist 

Dem  Gesuche  ist  beizulegen: 

a)  für  die  rechtshistorische  Staatsprüfung  das  Maturitätszeugnis,  der 
Matrikelschein  und  das  Meldungsbuch,  und 

b)  für  die  zweite  und  dritte  Staatsprüfung,  sei  dies  die  judizielle  oder 
die  Staats  wissenschaftliche,  noch  überdies  das  Zeugnis  über  die  mit  Erfolg 
abgelegte  rechtshistorische  Staatsprüfung. 

§  22.  Die  Meldungen  für  die  rechtshistorische  Staatsprüfung  haben  für 
den  Termin  zu  Anfang  des  Semesters  bis  zum  Schlüsse  des  vorangegangenen 
und  für  die  Termine  zum  Schlüsse  des  Semesters  spätestens  30  Tage  vor 
dem  letzteren  zu  erfolgen.^) 

§  23.  Die  Meldung  zu  den  beiden  anderen  Prüfungen  ist  an  keine 
bestimmte  Frist  gebunden. *)  Die  Festsetzung  der  Prüfungstage  erfolgt  hier 
von  Fall  zu  Fall  durch  den  Präses. 

Derselbe  hat  sich  hiebei  jedoch  im  allgemeinen  an  die  Ordnung  zu 
halten,  in  welcher  sich  die  Kandidaten  bei  ihm  zur  Prüfung  meldeten. 
Bei  demselben  Prüfungsakt  können  nicht  mehr  als  drei  Kandidaten  der 
Prüfung  unterzogen  werden. 

§  24.  Jeder  Kandidat  hat  sich  an  dem  ihm  bestimmten  Tage  zur 
Prüfung  einzufinden.  Erscheint  er  aus  was  immer  für  einem  Grunde  nicht, 
so  muß  er  bei  der  rechtshistorischen  Prüfung  gewärtigen,  in  demselben  Ter- 
mine nicht  mehr  zugelassen  zu  werden,  bei  den  beiden  anderen  Staats- 
prüfungen aber  erst  nach  allen  übrigen  bereits  angemeldeten  Kandidaten 
wieder  an  die  Reihe  zu  kommen.^) 

§  25.  Die  Prüfungen  werden  mündlich  und  öffentlich  abgehalten;  die 
Beratung  und  Abstimmung  über  das  Ergebnis  der  Prüfung  erfolgt  in  nicht 
öffentlicher  Sitzung  der  Prüfungskommission. 

Die  Beschlüsse  der  Kommission  werden  mit  absoluter  Majorität  gefaßt; 
der  Präses  übt  das  Stimmrecht  ebenso  wie  die  übrigen  Kommissionsmit- 
glieder aus. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  ist  die  für  den  Kandidaten  ungünstigere 
Meinung  als  beschlossen   anzusehen. 

§  26.  Die  Prüfungskommission  hat  zuerst  darüber  Beschluß  zu  fassen, 
ob  der  Kandidat  den  vorgeschriebenen  Anforderungen  entsprochen  oder 
nicht  entsprochen  hat. 


*)  ygi*  §9  der  Präfungsinstrukiion  fs,  Nr.  640), 
*)  Vg^  §  10  der  Prüfungsinstruktion  (s.  Nr.  640). 

■)  Ober  die  Folgen  eigenmächtigen  Nichterscheinens  bei  der  Prüfung  s.  §  12  der  Prüfanp- 
instruktion  (s.  Nr.  640). 
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Eine  Abstimmung  darüber,  ob  ein  Kandidat  in  einem,  mehreren  oder 
allen  Prüfungsfächern  den  Kalkül  „Auszeichnung''  erhalten  soll,  darf  nur 
unter  der  Voraussetzimg  eingeleitet  werden,  daß  der  Kandidat  mit  Stimmen- 
einhelligkeit  approbiert  worden  ist 

Die  in  den  §§  12  bis  14  unter  einzehien  Buchstaben  angeführten 
Disziplinen  sind  bezüglich  des  Kalküls  „Auszeichnung''  als  ein  Fach  an- 
zusehen. 

Im  Falle  der  Reprobation  ist  über  den  Termin  abzustimmen,  vor  dessen 
Ablauf  der  Kandidat  zur  Wiederholung  nicht  zugelassen  werden  darf. 

Gegen  den  Ausspruch  der  Prüfungskommission  ist  weder  ein  Rekurs, 
noch  sonst  ein  Rechtsmittel  statthaft. 

§  27.     Bezüglich   der   Wiederholung   gelten    folgende    Bestimmungen: 

a)  die  Reprobation  bei  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  erfolgt  auf 
zwei  Semester.!)  Der  Reprobierte  hat  Vorlesungen  aus  dem  Kreise  der 
Prüfungsgegenstände  im  Minimalausmaße  von  zehn  Stunden  in  der  Woche 
zu  besuchen; 

b)  die  Reprobation  bei  der  judiziellen  und  bei  der  staatswissenschaft- 
lichen Staatsprüfung  erfolgt  auf  mindestens  sechs  Monate  und  höchstens 
ein  Jahr.*) 

Es  bleibt  dem  Ermessen  der  Prüfungskommission  überlassen,  dem 
Kandidaten  den  wiederholten  Besuch  von  Vorlesungen  vorzuschreiben. 

Bevor  der  Kandidat  die  Prüfung  mit  Erfolg  wiederholt  hat,  ist  er  zur 
Ablegung  einer  anderen   Staatsprüfung  nicht  zuzulassen. 

§  28.  Das  Resultat  der  Abstimmung  wird  in  das  Protokoll,  sowie 
in  das  Meldungsbuch  des  Kandidaten  eingetragen,  öffentlich  kundgemacht 
und  dem  Kandidaten  das  Zeugnis  sofort  eingehändigt. 

§  29.  Von  jeder  Reprobation  eines  Kandidaten  ist  mit  Angabe  des 
Wiederholungstermines  sogleich  das  Dekanat  der  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen Fakultät,  an  welcher  der  Kandidat  laut  seines  Meldungsbuches 
oder  Absolutoriums  studiert  oder  zuletzt  studiert  hat,  in  Kenntnis  zu  setzen ;  ^) 
die  Reprobation  ist  in  den  Katalogen  vorzumerken  und  ist  bei  allfälliger 
späterer  Ausfertigung  eines  Duplikates  des  Meldungsbuches  die  Mitteilung 
über  den  Reprobationsfall  in  das  Duplikat  zu  übertragen. 

Die  Dekanate  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten  sind 
verpflichtet,  die  Übertragung  dieses  Vormerkes  in  die  Duplikate  der  Mel- 
dungsbücher sorgfältig  zu  überwachen. 

§  30.  Wenn  ein  reprobierter  Kandidat  die  Zulassung  zu  der  Wieder- 
holung der  Prüfung  vor  der  bestimmten  Zeit  oder  bei  einer  anderen  als 
der  kompetenten   Kommission  erschlichen  hat,  so  ist  nicht  nur  die  etwa 


»)  Mit  MüiEH,  vom  17.  Februar  1S99,  Z.  2340,  MVBNr.  5  fs.  Nr.  653)  wurde  unter  be- 
stimmten Voraussetzungen  die  ausnahmsweise  Abkürzung  der  Reprobations/rist  auf  ein  Semester 
gestattet.  Dieses  Semester  ist  wie  Jedes  Reprobationssemester  in  die  vorgeschriebene  Studienzeit 
nicht  einreehenbar.    V^  Nr.  653  und  658. 

«)  Auf  Qrund  des  MinEH.  vom  10.  Juni  1899,  Z.  12.282,  MVBNr.  28  (s.  Nr.  654)  kann  die 
für  die  Jadizieile  und  staatswissenschaßiiche  Staatsprüfung  festgesetzte  Reprobationsfrist  ausnahms- 
weise auch  auf  vier  Monate  abgekürzt  werden. 

*)  Vs^.  auch  die  MinVdg.  vom  28.  Februar  1852,  Z.  1260  RQBNr.  61  fs.  Nr.  562),  betreffend 
die  Reprobation  von  im  Genüsse  eines  Stipendiums  oder  einer  Stiftung  sich  befindenden  Kandidaten. 
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mit  günstigem  Erfolge  abgelegte  Prüfung  ungültig,  sondern  er  kann  auch, 
abgesehen  von  den  sonstigen,  ihn  nach  den  allgemeinen  Strafgesetzen 
etwa  treffenden  Folgen,  falls  er  noch  in  den  akademischen  Studien  sich 
befindet,  von  allen  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten  auf  einige 
Zeit  oder  auf  immer  ausgeschlossen  werden.^) 

§  31.  Nähere  Bestimmungen  über  die  Vornahme  der  Staatsprüfungen 
und  die  Amtsführung  der  Staatsprüfungskommissionen  werden  in  einer 
besonderen  Instruktion  erlassen.^) 

§  32.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Studienjahre  1894/95  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  diesem  Zeitpunkte  treten  die  Bestimmungen  des  auf  Grund  Ah. 
Entschließung  vom  29.  September  1855  ergangenen  Ministerialerlasses  vom 
2.  Oktober  1855,  RGBNr.  172,  über  die  Regelung  der  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Studien,  sowie  der  zur  Erläuterung  und  Vollziehung  der- 
selben erlassenen  Vorschriften  außer  Kraft,  soweit  sie  mit  den  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  nicht  im  Einklänge  stehen. 

§  33.  Studierende,  welche  in  dem  im  §  32  bezeichneten  Zeitpunkte 
wenigstens  zwei  nach  den  bisherigen  Vorschriften  anrechenbare  Semester 
zurückgelegt  haben,  können  zur  rechtshistorischen  Staatsprüfung  auch  dann 
zugelassen  werden,  wenn  sie  den  nach  den  bisherigen  Bestimmungen  gel- 
tenden Voraussetzungen  entsprochen  haben.  Für  dieselben  entfallt  die 
Prüfung  aus  der  österreichischen  Reichsgeschichte. 

Ebenso  kann  auf  Grund  der  bisherigen  Vorschriften  die  Zulassung 
zur  judiziellen  und  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfung  in  Ansehung  jener 
Studierenden  erfolgen,  welche  mit  Ende  des  Studienjahres  1893/94  wenig- 
stens zwei  nach  erfolgreich  abgelegter  rechtshistorischer  Staatsprüfung  absol- 
vierte Semester  nachweisen. 
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Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  24.  Dezember  1893. 

Z.  2341/KUM. 

an  sämtliche  Professorenkollegien  der  rechts-  und  siaatswissenschaftlichen 

Fakultäten, 

(womit  aus  Anlaß  der  Erlassnng  der  Dttrchffihrttngsverordnimg  zu  dem 
Gesetze  vom  20.  April  1893,  ROBNr.  68,  betreffend  die  Regelung  der 


')  Qemäß  §  1  der  MinVdg.  vom  Z  Augast  1889,  ROBNr.  125  (s.  Nr,  551)  ist  das  Rtsmüat 
einer  Prüfung  för  nichtig  zu  erkiären  und  das  ausgestellte  lUupüs  einzagiehen,  wenn  die  Zk- 
lassung  zu  der  Prüfung  auf  Qrund  eines  Semesters  erfolgt  ist,  in  welchem  der  Kandidat  den 
Präs  enzdienst  als  Einjährig- Freiwilliger  abgeleistet  hat,  —  Die  Reichen  Recht^föigen 
treten  im  Sinne  des  MinErl.  vom  29,  September  1856,  Z.  14.709,  ROBNr.  177  (s.  Nr.  427),  in  dem 
Falle  ein,  wenn  sich  ein  bei  einer  öffentlichen  Behörde  angestellter  oder  in  Verwendung  befindlicher 
Beamter  (Praktikant)  auf  Orund  von  ohne  Erlaubnis  seiner  vorgesetzten  Behörde  betriebenen 
Fakultätsstudien  einer  Staatsprüfung  unterzieht. 

*)  Diese  Instruktion  wurde  mit  dem  MinErl.  vom  23.  September  1806,  Z.  2161/KUM,  ROBNr.  183, 
MVBNr.  51.  (s  Nr.  640)  publiziert. 
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rechte-  und  staatowissenschaftllcheii  Stadien  tuid  der  tiieoretischeii  Staats» 
prfifimgen  die  Oesichtspankte  dargelegt  werden,  welche  die  Unterrichts- 
verwaltting  VSar  die  Ditrchffihmng  der  Reform  ala  maßgebend  erachtet). 

Mit  dem  Studienjahre  1894/95  tritt  das  Gesetz  vom  20.  April  ld93,i) 
betreffend  die  Regelung  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien 
und  der  theoretischen  Staatsprüfungen  in  Wirksamkeit  Indem  ich  zur  Durch- 
führung desselben  die  beifolgende,  gleichzeitig  im  Reichsgesetzblatte  kund- 
gemachte Verordnung  vom  24.  Dezember  1893^)  eriasse,  ist  es  an  der  Zeit, 
darzulegen,  welche  Gesichtspunkte  die  Unterrichtsverwaltung  für  die  Chirch- 
führung  der  Reform  als  maßgebend  erachtet. 

Das  Gesetz  vom  20.  April  1893  hat  nur  die  grundlegenden  Prinzipien 
des  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studienwesens  vorgezeichnet  und 
es  im  übrigen  der  Exekutive  überlassen,  innerhalb  dieser  allgemeinen  Um- 
risse die  Studienordnung  festzusetzen.  Von  dieser  gesetzlichen  Vollmacht 
fand  ich  vorerst  möglichst  beschränlrten  Gebrauch  zu  machen;  die  Durch- 
führungsverordnung enthält  nur,  was  derzeit  unerläßlich  schien,  um  das 
Gesetz  in  Wirksamkeit  treten  zu  lassen,  und  so  mag  manche  Bestimmung 
in  Hinsicht  auf  Studiengang,  Umfang  und  Folge  der  Disziplinen  vermißt 
werden. 

Dieser  Weg  wurde  eingeschlagen  nicht  nur  deshalb,  weil  für  die 
Lösung  von  Einzelfragen  erst  die  im  Gefolge  der  neuen  Regelung  zu  ge- 
winnenden Erfahrungen  abgewartet  werden  wollten,  sondern  noch  mehr 
in  der  Oberzeugung,  daß  die  Besonderheit  der  Verhältnisse  der  einzelnen 
Fakultäten,  wie  sich  solche  namentlich  aus  der  verschiedenen  Zusammen- 
setzung des  Lehrkörpers  ergibt,  die  uniforme  Einrichtung  des  Fakultäts- 
studiums erschwert,  aber  auch  nur  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  wünschens- 
wert erscheinen  läßt.  Ungleich  wertvoller  als  eine  bis  ins  einzelne  reichende 
Gleichförmigkeit  ist  eine  Gestaltung  der  Studieneinrichtungen,  welche  einer- 
seits jedem  der  Lehrenden  eine  seiner  Veranlagung  und  Leistungsfähigkeit 
möglichst  entsprechende  Wirksamkeit  zu  finden  gestattet,  andrerseits  die  so 
geartete  Lehrtätigkeit  einzelner  in  einen  den  Bildungsgang  der  Studierenden 
kräftigst  fördernden  Zusammenhang  bringt.  Dieser  Rücksicht  gebührend 
Rechnung  zu  tragen,  also  den  Studienplan  der  Eigenart  der  Fakultät  anzu- 
passen, dazu  bedarf  es  der  planmäßigen  Mitwirkung  der  Professorenkolle- 
gien selbst 

Ich  werde  dieselbe  in  vollem  Maße  in  Anspruch  nehmen.  Den  Inten- 
tionen der  Unterrichtsverwaltung  entspräche  es  nicht,  wenn  bei  Verfassung 
des  Lektionsprogrammes  das  Augenmerk,  wie  bisher,  nur  darauf  gerichtet 
würde,  die  von  den  Dozenten  für  das  nächste  Semester  angekündigten  Vor- 
lesungen in  eine  gewisse  äußere,  Ort  und  Zeit  berücksichtigende  Ordnung 
zu  bringen.  Es  wird  vielmehr  Aufgabe  des  Professorenkollegiums  sein, 
im  Rahmen  des  Gesetzes  und  der  Durchführungsverordnung  und  mit  Bedacht 
auf  die  Personalverhältnisse  im  Lehrkörper  einen  Studienplan  zu  entwerfen^ 
der   von   vornherein   die   Gesamtdauer  der  dem    Rechtshörer   obliegenden 


>)  5.  Nr.  635^ 
•)  fi.  Nr,  635. 
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Studienzeit  in  Betracht  zieht  und  ihm  ermöglicht,  das  Beste,  was  die  Fakultät 
zu  bieten  vermag,  für  seine  fachliche  und  allgemeine  Bildung  auszunützen. 

Ich  lade  die  Professorenkollegien  ein,  die  Lösung  der  ebenbezeichneten 
Aufgabe  sofort  ins  Auge  zu  fassen  und  habe  in  dieser  Beziehung  nur  noch 
nachstehendes  zu  bemerken: 

Eine  wesentliche  Änderung  der  neuen  Studienordnung  besteht  in  der 
nunmehr  geschaffenen  Möglichkeit,  den  ersten  Studienabschnitt  in  drei 
Semestern  zu  absolvieren.  Daß  damit  eine  Verkürzung  der  geschichtlichen 
Grundlage  des  Rechtsstudiums  keineswegs  beabsichtigt  war,  daB  vielmehr 
auch  im  Geiste  der  neuen  Studienordnung  den  rechtshistorischen  Disziplinen 
das  größte  Gewicht  beizumessen  sein  wird,  wurde  im  Laufe  der  parlamen- 
tarischen Verhandlungen  seitens  der  Unterrichtsverwaltung  wiederholt  geltend 
gemacht  und  soll  hier  noch  einmal  mit  allem  Nachdrucke  hervorgehoben 
werden.  Nicht  um  das  rechtsgeschichtliche  Studium  zu  beschränken,  sondern 
um  es  begabten  und  fleißigen  Studierenden  zu  ermöglichen,  ihre  Studienzeit 
vollauf  auszunützen,  wurde  die  Ablegung  der  rechtshistorischen  Staats- 
prüfung nach  drei  Semestern  zugelassen.  In  gleichem  Sinne  wolle  auch 
das  in  der  Durchführungsverordnung  fixierte  Stundenausmaß  für  die  Obligat- 
kollegien beurteilt  werden.  Wenn  künftighin  einzelne  Kollegien  nicht  mehr 
in  der  Ausdehnung,  die  sie  —  allerdings  nicht  nach  der  Vorschrift  der  Studien- 
ordnung, aber  durch  langjährige  Übung  —  angenommen,  abgehalten  werden 
sollen,  so  findet  diese  Bestimmung  ihre  Begründung  in  der  nach  reiflicher 
Erwägung  und  auf  Grund  eingehender  fachmännischer  Prüfung  rücksichtlich 
jeder  einzelnen  Disziplin  gewonnenen  Oberzeugung,  daß  auch  innerhalb 
des  festgesetzten  Stundenausmaßes  dem  Zwecke  des  akademischen  Unter- 
richtes genügt  werden  könne.  Ich  erwarte  sonach  zuversichtlich,  daß  die 
Anordnung  des  §  8  der  Durchführungsverordnung  in  keiner  Richtung 
Schwierigkeiten  bieten  werde. 

Dem  Gesetze  entsprechend,  muß  der  Studienplan  nunmehr  so  einge- 
richtet werden,  daß  es  den  Studierenden  ermöglicht  sei,  sämtliche  für  die 
rechtshistorische  Staatsprüfung  vorgeschriebenen  Disziplinen  während  dreier 
Semester  zu  absolvieren.  Diese  werden  —  obschon  der  Beginn  der  rechts- 
und  staatswissenschaftlichen  Studien  mit  einem  Sommersemester  nicht  aus- 
geschlossen ist  —  doch  in  der  Regel  aus  zwei  Winter-  und  einem  Sommer- 
semester bestehen.  Daran  knüpft  sich  die  Frage,  wie  sich  das  Studium  in 
dem  vierten  (regelmäßig  Sommer-)  Semester  zu  gestalten  haben  wird,  und 
zwar  einerseits  für  jene,  welche  die  rechtshistorische  Staatsprüfung  nach 
drei  Semestern  abgelegt,  andrerseits  für  jene,  welche  von  dieser  Befugnis 
keinen  Gebrauch  gemacht  haben. 

Anlangend  die  letztgenannte  Kategorie,  ist  es  gesetzlich  ausgeschlossen, 
daß  ihnen  Vorlesungen  über  Fächer  des  zweiten  Studienabschnittes  ange- 
rechnet werden;  es  erübrigt  somit  für  diese  Studierenden  außer  einer  all- 
fälligen Belegung  rechtshistorischer  Kollegien  die  Inskription  in  jene  Fächer, 
welche  nach  dem  Gesetze  sowohl  vor  als  nach  der  rechtshistorischen  Staats- 
prüfung gehört  werden  können  (§  6  der  Durchführungsverordnung).  Dies 
wird  ihnen  um  so  mehr  zu  statten  kommen,  als  sie  den  zweiten  Studienab- 
schnitt in  der  Regel  in  vier  Semestern  werden  absolvieren  wollen,  daher  eine 
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Entlastung  derselben  wünschenswert  erscheint  Danach  empfiehlt  es  sich, 
die  fraglichen  Vorlesungen  in  ein  Sommersemester  zu  verlegen. 

Studierende,  welche  die  rechtshistorische  Staatsprüfung  nach  drei  Se- 
mestern absolvieren,  sind  formell  bei  der  Wahl  der  Disziplinen  nicht  be- 
schränkt. Es  wird  jedoch  durch  den  Studienplan  für  sie  die  Möglichkeit 
zu  schaffen  sein,  in  dem  vierten  Semester  Vorlesungen  zu  hören,  die  eine 
abgeschlossene  Disziplin  zum  Gegenstände  haben,  und  deren  Verständnis 
nicht  etwa  ein  von  den  betreffenden  Studierenden  noch  nicht  gehörtes 
Kolleg  voraussetzt.  Es  wird  sich  also  darum  handeln,  für  den  zweiten  Ab- 
schnitt einen  Studienplan  zu  entwerfen,  welcher  beide  Kategorien  von  Stu- 
dierenden berücksichtigt,  nämlich  jene,  welche  den  zweiten  Studienabschnitt 
in  vier  Semestern  absolvieren  und  in  denselben  mit  einem  Wintersemester 
eintreten,  und  jene,  die  hiefür  fünf  Semester  zur  Verfügung  haben  und  mit 
einem  Sommersemester  anfangen. 

Ohne  in  dieser  Beziehung  eine  bindende  Norm  aufstellen  zu  wollen, 
wird  der  Erwägung  des  Professorenkollegiums  nachstehendes  Schema  an- 
heimgegeben : 

Es  wäre  zu  lesen: 

1.  Im  Wintersemester: 
Österreichisches    Privatrecht,    1.  Teil, 
Österreichisches  Strafrecht, 

Volkswirtschaftslehre  (beziehungsweise  Volkswirtschaftslehre  und  Volks- 
wirtschaftspolitik, 1.  Teil), 
Finanzwissenschaft, 
Zivilgerichtliches  Verfahren,    1.  Teil, 
Handels-   (eventuell   Handels-   und   Wechsel-)   Recht. 

2.  Im  Sommersemester: 
österreichisches  Privatrecht,  2.  Teil, 
österreichischer  Strafprozeß, 

Volkswirtschaftspolitik  (beziehungsweise  Volkswirtschaftslehre  und 
Volkswirtschaftspolitik,    2.  Teil), 

Zivilgerichtliches  Veriahren,  2.  Teil,    eventuell  Wechselrecht, 

Staatsrecht, 

Verwaltungsrecht, 

(Geschichte  der  Rechtsphilosophie), 

(Statistik). 

In  dieser  Weise  könnten  die  in  einem  Sommersemester  eintretenden 
Studierenden  in  demselben  Vorlesungen  über  Staatsrecht,  Verwaltungsrecht, 
eventuell  über  Geschichte  der  Rechtsphilosophie  und  über  Statistik  hören. 

In  dem  ersten  Studienabschnitt  wird  als  neuer  Obligatgegenstand  die 
österreichische  Reichsgeschichte  eingeführt.  Ich  ergreife  schon  diesen  Anlaß, 
um  zu  erklären,  daß  die  Unterrichtsverwaltung  dieser  Disziplin  ihr  besonderes 
Augenmerk  zuwenden  wird,  zumal  insbesondere  am  Anfang  der  richtigen 
Behandlung  derselben  nicht  unerhebliche  Schwierigkeiten  entgegenstehen 
dürften.  Ich  muß  in  dieser  Beziehung  weitere  Anordnungen  einem  späteren 
Zeitpunkte  vorbehalten,  weil  ich  vorerst  die  einschlägigen  Personalfragen 
der  Erledigung  zuzuführen  gedenke.    Ich  ersuche  sonach  das  Professoren- 

52* 


320  ^^'  ^^^'  StttdienTorachriften ;  B.  Die  vier  FakuitiUsstudien. 

• 

kollegium,  mit  iunlichster  Beschleunigung  —  und  zwar  spätestens  bis  Ende 
Februar  1894  —  Vorschlage  darüber  zu  erstatten,  in  welcher  Weise  für  die 
Vorlesungen  über  die  österreichische  Reichsgeschichte  vorzusoigen  sein  wird. 

Außerdem  gewärtige  ich  seitens  des  ProfessorenkoUegiums  die  Vorlage 
eines  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  und  der  Durchführungsverordnung 
entsprechenden   und  den  Verhältnissen  der  Fakultät  angepaßten  Studien» 
planes  nach  den  oben  angedeuteten  Gesichtspunkten,    in  demselben  wird 
—  vorbehaltlich  der  seinerzeit  für  jedes  Semester  zu  fixierenden  Vorlese- 
ordnung —  im  allgemeinen  anzugeben  sein,  welche  Vorlesungen   an  der 
Fakultät  im  Winter-,  welche  im  Sommersemester  abgehalten  werden  sollen, 
dann  in  welcher  Weise  die  einzelnen  Disziplinen  unter  die  Mitglieder  des 
Lehrkörpers   zu   verteilen   sein   werden.    Hiebei   wird   zugleich   eingehend 
darüber  zu  berichten  sein,  welche  Maßnahmen  das  Professorenkollegium 
mit  Rücksicht  auf  die  Personalverhältnisse  der  Fakultät  für  notwendig  er- 
achtet, um  den  Anforderungen  des  Gesetzes  und  der  zur  Durchführung  des- 
selben erlassenen  Verordnung  vom  neuen  Studienjahre  an  tunlichst  gerecht 
zu   werden.    In   erster   Reihe   kommen   in   dieser   Beziehung  die   Obl^l- 
kollegien,  dann  die  Vorlesungen  über  die  im  §  7  der  Verordnung  genannten 
Disziplinen   in   Betracht;    dies   schließt  selbstverständlich   keineswegs   aus, 
daß  auch  für  andere  wichtige  Zweige  der  Rechts-  und  Staatswissenschaften 
besondere  Vorlesungen  sichergestellt  werden.    Namentlich  aber  würde  ich 
es   mit   Befriedigung   begrüßen,   wenn  die   im   Zuge   befindlichen   großen 
kodifikatorischen    Reformarbeiten    —   wie   insbesondere    auf  dem    Gebiete 
des  Zivilprozesses,  des  Strafrechtes,  sowie  der  Sozialpolitik  —  im  Plane  der 
Fakultätsvorlesungen  die  gebührende  Beachtung  in  der  Art  fänden,  daß  die 
entsprechend  vorgebildeten  Studierenden  Gelegenheit  erhielten,  die  Bedeu- 
tung dieser  Reformen  wissenschaftlich  erfassen  und  würdigen  zu  lernen. 

Ich  kann  indes  im  allgemeinen  die  Bemerkung  nicht  unterlassen,  daß, 
wenn  auch  die  Unterrichtsverwaltung  nichts  unterlassen  wird,  um  die  im 
Geiste  des  neuen  Gesetzes  gelegene  Ausgestaltung  des  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Studiums  zu  fördern,  die  unerläßlich  gebotene  Schonung 
des  Staatsschatzes  bei  allen  mit  Ausgaben  verbundenen  Maßnahmen  große 
Zurückhaltung  gebietet.  Diese  Notwendigkeit  wolle  sich  das  Professoren- 
kollegium bei  seinen  Vorschlägen  ernstlich  gegenwärtig  halten« 


Nr.  638. 

Erlaß  des  Hinisters  für  K.  n.  U.  yom  12.  April  1900,  Z.  6878, 

an  die   Dekanate  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen   Fakultäten   der 
Universitäten  in  Innsbruck,  Graz,  Prag  (deutsch),  Prag  (böhmisch),  Czemo- 

witz,  Lemberg  und  Krakau, 
(womit  diese  Dekanate  ermächtigt  werden»  anter  bestimmten  Voiraita- 
setznngen  von  der  Verpflichtiuig,  das  redits-  nnd  staatswissenschaftiiche 
Studium  mit  einer  Vorlesung  über  Institutionen  des  römischen  Rechtes 

anzufangen,  Nachsicht  zn  erteilen). 
Ich  finde  das  Dekanat  bis  auf  weiteres  zu  ermächtigen,  jenen  Studie- 
renden, welche  die  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  an  der  Uni> 
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versität  in  .  .  .  mit  einem  Sommersemester  beginnen,  jedoch  der  ihnen 
nach  §  4,  letzter  Absatz  der  MinVdg.  vom  24.  Dezember  1893,  RQBNr.  204/) 
obliegenden  Verpflichtung,  dieses  Studium  mit  einer  Vorlesung  über  In- 
stitutionen des  römisches  Rechtes  anzufangen,  aus  dem  Grunde  nachzu« 
kommen  nicht  in  der  Lage  sind,  weil  ein  solches  Kollegium  an  der  rechts- 
und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  daselbst  nicht  gelesen  wird,  über  ihr 
Ansuchen  unter  Berufung  auf  diesen  Erlaß  die  Nachsicht  von  der  obigen 
Verpflichtung  mit  der  Auflage  ausnahmsweise  zu  gewähren,  daß  sie  das 
ihnen  fehlende  Institutionenkollegium  im  Verlaufe  des  ersten  Abschnittes 
ihrer  juristischen  Studien  nachtragen. 

Die  vom  Dekanate  auf  Grund  dieser  Ermächtigung  erteilte  Nachsicht 
samt  Auflage  wird  unter  Bezugnahme  auf  diesen  Erlaß  im  Meldungsbuche 
entsprechend  anzumerken  sein. 


Np.  689. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  10.  Oktober  1902,  Z.  32.212, 

(betreffend  die  Anerkennuiig  der  von  Studierenden  aus  1  Strien  und 
Dalmatien  an  der  rechts-  and  staatswissenschaftlichen  Fakultät  der 
Universität  in  Agram  betriebenen  Stadien  und  abgelegten  Prfifangen). 

Unter  Bezugnahme  auf  §  2  des  Gesetzes  vom  20.  April  18^, 
RQBNr.  68,')  und  §  10  der  Durchführungsverordnung  vom  24.  Dezember 
1893,  RQBNr.  204/)  betreffend  die  Regelung  der  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen Studien  und  der  theoretischen  Staatsprüfungen,  finde  ich  mich 
bestimmt,  rücksichtlich  der  Anerkennung  der  von  Studierenden  aus  I Strien 
und  Dalmatien  an  der  rechts-  und  Staats  wissenschaftlichen  Fakultät  der 
Universität  in  Agram  betriebenen  Studien  und  abgelegten  Prüfungen  bis 
auf  weiteres  nachstehende  Weisungen  zu  erlassen: 

1.  Die  Anerkennung  der  von  den  Hörern  aus  I Strien  und  Dalmatien 
an  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  in  A  gram  zurückgelegten 
Studien  und  bestandenen  Prüfungen,  sowie  die  Zulassung  zur  Fortsetzung 
dieser  Studien  an  einer  hierländischen  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 
Fakultät  und  zur  Ablegung  von  Prüfungen  vor  einer  hierländischen  Prüfungs- 
kommission unter  den  weiter  unten  angegebenen  Modalitäten  ist  vor  allem 
von  dem  Nachweise  abhängig,  daß  die  betreffenden  Studierenden  vor  Be- 
ginn ihrer  Rechtsstudien  sich  der  Maturitätsprüfung  an  einem  hierländischen 
Gymnasium  mit  Erfolg  unterzogen  haben  oder,  sofern  den  von  ihnen  im 
Auslande  erworbenen  Maturitätszeugnissen  nicht  bereits  auf  Grund  einer 
besonderen  Verfügung  die  Gleichwertigkeit  mit  einem  hierländischen  zu- 
erkannt worden  ist,  die  Anerkennung  der  Gültigkeit  dieses  Zeugnisses  im 
Sinne  der  MinVdg.  vom  8.  März  186Q,  RQBNr.  31,»)  erwirkt  haben.*) 


»)  5.  Nr.  636, 
«)  *.  Nr,  635. 
•)  s,  Nr,  414, 
«)  Vgl,  auch  Nr,  42t, 
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2.  Solche  Studierende,  welche  an  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichea 
Fakultät  in  Agram  ein  oder  mehrere  Semester  des  ersten  Studienabschnittes 
(I.  Biennium)  nach  den  daselbst  derzeit  geltenden  Vorschriften  in  anrechen- 
barer Weise  zurückgelegt  haben,  können  behufs  Fortsetzung  ihrer  rechts- 
historischen Studien  an  einer  hierländischen  Universität  rechtswirksam  im- 
matrikuliert, beziehungsweise  inskribiert,  sowie  nach  Maßgabe  der  Bestim- 
mungen der  MinVdg.  vom  24.  Dezember  1893,  ROBNr.  204,  zur  rechts- 
historischen Staatsprüfung  vor  einer  hierländischen  Prüfungskommission  zu- 
gelassen werden. 

Hat  ein  Studierender  den  vorgeschriebenen  ersten  Abschnitt  der  Rechts- 
studien (I.  Biennium)  an  der  Agramer  Universität  nach  den  daselbst  be- 
stehenden Normen  ordnungsmäßig  absolviert,  so  kann  derselbe  auf  Grund 
dieser  Studien  zur  Ablegung  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  vor  einer 
hierländischen   Prüfungskommission  ohne  weiteres  zugelassen  werden. 

3.  Die  an  der  Agramer  Universität  rite  erworbenen  Zeugnisse  über  die 
mit  Erfolg  bestandene  (I.  und  II.)  theoretische  rechtshistorische  Staatsprüfung 
oder  über  die  daselbst  im  Sinne  des  §  2  der  Verordnung  der  königlich  kroatisch- 
slavonisch-dalmatinischen  Landesregierung  (Abteilung  für  Kultus  und  Unter- 
richt) vom  1.  Juli  1895,  Nr.  8189,  unter  Berufung  auf  §  57,  Alinea  2  des 
Universitätsgesetzes  vom  6.  Oktober  1894  mit  Erfolg  abgelegte  einheitliche 
theoretische  rechtshistorische  Staatsprüfung  berechtigen  zur  rechtswirksamen 
Inskription  in  die  Gegenstände  des  zweiten  Abschnittes  (IL  Biennium)  der 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  an  einer  hierländischen  Uni- 
versität. 

Wurde  ein  Rechtshörer  der  Agramer  Universität  bei  einer  der  ob- 
erwähnten Staatsprüfungen  im  Juli-Termine  reprobiert  und  hat  derselbe  diese 
Prüfung  im  darauffolgenden  Oktober-Termine  mit  Erfolg  wiederholt,  so 
steht  zwar  seiner  rechtswirksamen  Inskription  in  die  Gegenstände  des  zweiten 
Studienabschnittes  (IL  Biennium)  an  einer  hierländischen  Universität  kein 
Hindernis  entgegen,  derselbe  ist  jedoch  im  Hinblicke  auf  die  Bestimmungen 
des  §  27,  lit.  a  der  MinVdg.  vom  24.  Dezember  1893,  RGBNr.  204,  und 
des  MinErl.  vom  17.  Februar  1899,  Z.  2340,  MVBNr.  5,^)  gehalten,  sich  vor 
Zulassung  zu  der  judiziellen  oder  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfung, 
beziehungsweise  Ergänzungsprüfung  (Punkt  4,  Absatz  1  dieses  Erlasses)  und 
zu  den  Rigorosen  (Punkt  5  dieses  Erlasses)  über  weitere  fünf  an  einer 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  nach  mit  Erfolg  abgelegter 
rechtshistorischer  Staatsprüfung   zugebrachte   Semester   auszuweisen. 

Die  Zulassung  zur  judiziellen  und  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfung 
ist  von  dem  Nachweise  abhängig,  daß  den  Bestimmungen  des  §  3  des  Ge- 
setzes vom  20.  April  1893,  RGBNr.  68,  beziehungsweise  des  §  11  der 
MinVdg.  vom  24.   Dezember  1893,   RGBNr.   204,   entsprochen   wurde. 

Wenn  ein  Studierender  den  ganzen  zweiten  Abschnitt  (IL  Biennium) 
der  juristischen  Studien  oder  wenigstens  das  letzte  Semester  an  der  Agramer 
Universität  nach  Maßgabe  der  daselbst  geltenden  Vorschriften  ordnungs- 
mäßig zurückgelegt  und  dortselbst  das  Absolutorium  erhalten  hat,  so  steht 


>)  s.  Nr,  653. 
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der  Zulassung  desselben  zur  Ablegung  der  judiziellen  oder  staatswissenschaft- 
lichen Staatsprüfung  vor  einer  hierländischen  Prüfungskommission  nichts 
im  Wege,  wobei  jedoch  gegebenenfalls  auf  die  Bestimmung  des  zweiten 
Absatzes  dieses  Punktes  Bedacht  zu  nehmen  sein  wird. 

4.  Jene  Studierende,  welche  sich  der  judiziellen  oder  staatswissen- 
schaftlichen Staatsprüfung  oder  beiden  Prüfungen  an  der  Agramer  Uni- 
versität mit  Erfolg  unterzogen  haben,  haben  sich,  falls  sie  die  Qualifikation 
für  den  öffentlichen  Dienst  «nstreben,^)  unter  Nachsicht  der  neuerlichen 
Ablegung  einer  von  diesen  oder  beider  Staatsprüfungen  vor  einer  zu  diesem 
Zwecke  besonders  eingesetzten  staatlichen  Prüfungskommission  mit  dem 
Sitze  in  Wien  einer  Ergänzungsprüfung  in  kroatischer  Sprache  aus 
jenen  Gegenständen  des  geltenden  österreichischen  positiven  Rechtes  zu 
unterziehen,  welche  an  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  in 
Agram  entweder  gar  nicht  oder  in  unzureichendem  Maße  vorgetragen 
werden  und  aus  welchen  demgemäß  daselbst  entweder  gar  nicht  oder 
nicht  im  Sinne  der  hierländischen  Anfordertmgen  geprüft  wird.  Das  Zeugnis 
über  diese  mit  Erfolg  abgelegte  Ergänzungsprüfung  befreit  von  jedem 
weiteren  Ansuchen  um  Anerkennung  der  an  der  Agramer  Universität  ab- 
gelegten Staatsprüfungen« 

Ober  Gegenstand  und  Umfang  dieser  Ergänzungsprüfung  und  über 
die  Vornahme  derselben  werden  besondere  Vorschriften*)  erlassen  werden. 
Bis  dahin  sind  die  vorgenannten  Rechtshörer  gehalten,  die  judizielle  und 
staatswissenschaftliche  Staatsprüfung  wie  bisher  vor  einer  hierländischen 
Staatsprüfungskommission  abzulegen,  wobei  sie  hinsichtlich  der  Zulassung 
zu  diesen  Prüfungen  in  analoger  Weise  wie  die  im  Punkte  3  dieses  Erlasses 
erwähnten  absolvierten  Rechtshörer  der  Agramer  Universität  zu  be- 
handeln sind. 

5.  Auf  Grund  des  an  der  Agramer  Universität  erworbenen  Absolu- 
toriums  über  die  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  Icann  der  absol- 
vierte Studierende  an  einer  hierländischen  Universität  zu  den  strengen 
Prüfungen  (Rigorosen)  behufs  Erlangung  des  juristischen  Doktorates  unter 
Berücksichtigung  der  Bestimmung  des  Punktes  3,  Absatz  2,  dieses  Erlasses 
zugelassen  werden. 

Eine  Anerkennung  von  einzelnen,  an  der  A gram  er  Universität  be- 
standenen strengen  Prüfungen  (Rigorosen)  findet  nicht  statt. 

Das  an  dieser  Universität  rite  erworbene  Diplom  eines  Doktors  der 
Rechte  bedarf  zu  seiner  Gültigkeit  für  die  im  Reichsrate  vertretenen  König' 

')  Aus  dem  Erlasse  des  Min.  ffir  K.  n.  U.  vom  22.  September  1904,  Z.  15.895,  an  den 

Präses  der  juridischen  In  kroatischer  Sprache  amtierenden  StaatsprOfungsIcomniission  in  Wien: 
Oemftfi  den  Erlassen  vom  10.  Oktober  1902,  Z.  32.212  und  vom  24.  April  1904,  Z.  34.288,  wird 
durch  dieErs^änzungsprOfung  der  formelle  Nachweis  der  fflr  den  Eintritt  in  den  Staats- 
konzeptsdienst geforderten  fachlichen  Qualifikation  erbracht,  jene  besonderen  Erfordernisse 
aber,  von  denen  der  Eintritt  in  den  Staatskonzeptsdienst  bei  den  verschiedenen  Dienstzweigen 
der  einzelnen  Verwaltungsgebiete  und  die  Verwendung  bei  den  Zentralstellen,  namentlich 
auch  in  sprachlicher  Beziehung,  abhingig  ist,  werden  durch  diese  Erlässe  in  keiner 
Weise  berfihrt. 

Darauf  werden  die  Kandidaten  in  ihrem  eigenen  Interesse  besonders  aufmerksam  zu 
machen  sein. 

0  s.  den  MinErL  vom  2t,  AprU  1904,  Z.  34,2B8  ex  1903  (s,  Nr,  659J, 
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reiche  und  Länder  der  Nostrifikation  nach  Maßg^abe  der  Bestimmungen  des 
MinErl.    vom    6.  Juni    1850,    Z.   4513,    RGBNr.    240.i) 

Die  Dekanate  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten,  be- 
ziehungsweise die  Präsidien  der  theoretischen  Staatsprüfungskommissionen 
werden  aufgefordert,  bezüglich  aller  Studierenden  aus  I Strien  und  Dal- 
matien,  welche  sich  vom  Studienjahre  1902/1903  ab  zur  Inskription  oder 
zur  Ablegung  von  Prüfungen  melden,  nach  Maßgabe  der  vorstehenden 
Weisungen  vorzugehen. 


2.  StaatsprOfungswesen. 


a)  Instruktion  für  die  Staatsprüfungen. 

Np.  640. 

Ertafi  ites  Ministers  fOr  K.  o.  U.  tooi  23.  Septembir  1896. 

Z.  2161/KÜM,  RCBHr.  183.  MTBHr.  51 

an  die  Dekanate  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten,  sowie 
an   die    Präsidien   der   theoretischen    Staatsprüfungskommissionen, 

womit  eine  InstnikHon  ffir  die  Vornahme  der  von  den  Studierenden  der 

Rechte  abzidegenden  theoretischen  Staatsprüfungen  und  die  AmtsfUtfong 

der  theoretischen  Staatsprflfnngskommissionen  erlassen  wird« 

Im  Sinne  des  §  31  der  zu  dem  Gesetze  vom  20.  April  1893,  ROBNr.  68,-) 
betreffend  die  Regelung  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien 
und  Staatsprüfungen  erlassenen  Durchführungsverordnung  vom  24.  De- 
zember 1893,  MVBNr.  1  ex  1894,  RGBNr.  204  ex  1893,s)  finde  ich  nach- 
stehende nähere  Bestimmungen  über  die  Vornahme  der  Staatsprüfungen  und 
die   Amtsführung  der  Staatsprüfungskommissionen   zu   erlassen. 

§  1.  Die  theoretischen  Staatsprüfungen  werden  mündlich  und  öffent- 
lich abgehalten.  In  der  Regel  finden  die  rechtshistorischen  Staatsprüfungen 
an  der  Universität,  die  judiziellen  und  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfungen 
im  Amtsgebäude  der  politischen  Landesstelle  oder  einer  anderen  öffent- 
lichen Behörde  und  nur  dann  an  der  Universität  statt,  wenn  zu  Prüfungs- 
zwecken geeignete  Lokalitäten  in  den  vorhin  genannten  Amtsgebauden 
nicht  zur  Verfügung  stehen. 

§  2.  Die  sachlichen  Erfordernisse  werden  der  Prüfungskommission 
auf  ihr  mündliches  oder  schriftliches  Ansuchen  durch  die  politische  L.and^s- 
stelle  beigestellt,  welche  auch  wegen  aushilfsweiser  Zuweisung  der  nötigen 
Kanzleikräfte  und  Diener  das  Erforderliche  veranlaßt.  Für  die  an  der 
Universität  abzuhaltenden  Staatsprüfungen  besorgen  die  akademischen  Be- 


»)  s,  Nr,  506. 
«)  8.  Nr.  635. 
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hörden  das  Kanzlei-  und  Dienerpersonale,  sowie  Beleuchtung^  und  Beheizung 
der  Prühingslokalitäten. 

§  3.  Bei  der  judiziellen  und  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfungs- 
kommission  sind  je  zwei  Protokolle  zu  fähren,  ein  EinreichungsprotokoU 
für  die  Anmeldungen  mit  den  Rubriken:  Qeschaftszahl,  Tag  der  Anmeldung, 
Name  des  Kandidaten,  Taxvorschreibung  und  Zahlung,  Prüfungstermin  und 
Prüfungserfolg,   und   ein    Präsidialprotokoll  für  alle   anderen   Einlaufe. 

Bei  der  rechtshistorischen  Staatsprüfungskommission  bedarf  es  bloß 
der   Führung  des   Präsidialprotokolls. 

Diese  Protokolle  werden,  insolange  sie  zur  Besorgung  der  laufenden 
Geschäfte  von  der  Kommission  benötigt  werden,  gleichwie  alle  übrigen  Akten 
der  Prüfungskommission  von  dem  Präses  aufbewahrt,  und  sodann  an  die 
Registratur  der  politischen   Landesstelle   abgegeben. 

Bezüglich  der  portofreien  Behandlung  der  Korrespondenz  der  Staats- 
prüfungskommissionen im  Verkehre  unter  sich  und  mit  den  k.  k.  Behörden 
gelten  die  Bestimmungen  des  MinErl.  vom  16.  Oktober  1850,  Z.  8308,^) 
beziehungsweise  des   Gesetzes  vom   2.  Oktober   1865,   RGBNr.    108.^) 

§  4.  Dem  Präses  jeder  der  drei  Staatsprüfungskommissionen  kommt 
die  selbständige  Leitung  und  Geschäftsführung  rücksichtlich  der  ihm  unter- 
stehenden Prüfungskommission  zu.  Er  trägt  in  Ansehung  derselben  die 
Verantwortung  für  eine  der  Absicht  des  Gesetzes  entsprechende  Einrich- 
tung und  Durchführung  des  Staatsprüfungswesens.  Es  obliegt  ihm  insbe- 
sondere auch,  die  einschlägigen  Gesetze,  Verordnungen  und  Erlässe  sorg- 
fältig zu  sammeln  und  in  Evidenz  zu  halten. 

Im  Falle  der  Verhinderung  wird  der  Präses  durch  den  rangältesten 
Vizepräses,  oder  falls  kein  solcher  ernannt  oder  auch  der  ernannte  verhindert 
ist,  durch  den  nach  den  Dienstjahren  ältesten,  der  Kommission  als  Mitglied 
angehörenden  ordentlichen  Universitätsprofessor  vertreten  (§  18,  Durch- 
führungsverordnung), wobei  vorausgesetzt  wird,  daß  derselbe  sich  noch 
in  Aktivität  befindet. 

§  5.  Alle  ordentlichen  und  außerordentlichen  Professoren  der  rechts-  und 
staatswissenschaftlichen  Fakultät  sind  kraft  ihres  Lehramtes  Prüfungskom- 
missäre für  ihr  Nominalfach  bei  der  betreffenden  Staatsprüfungskommission. 
Sie  können  aber  auch  für  andere  Fächer  und  andere  Kommissionen  als  Prüfer 
ernannt  werden. 

Außerdem  werden  auch  andere  Fachmänner  nach  Maßgabe  des  Er- 
fordernisses zu  Prüfungskommissären  ernannt  (§  17,  Durchführungsver- 
ordnung). 

Die  Prüfungskommissäre  werden  für  bestimmte  Fächer  oder  ohne  jede 
Beschränkung  für  alle  Fächer  der  betreffenden  Prüfung  auf  die  Funktions- 
dauer von  drei  Jahren  ernannt,  nach  deren  Ablauf  sie  neuerdings  zum  Prüfer- 
amte  berufen   werden  können. 

Für  die  bei  Edassung  dieser  Instruktion  bereits  ernannten  Prüfungs- 
kommissäre  ist  die  dreijährige  Funktionsdauer  derselben  vom  Zeitpunkte 
der  Wirksamkeit  dieser   Instruktion   ab  zu  berechnen. 

>)  4.  Nr.  641. 
«)  V^  Nr.  66. 
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Die  Ernennung  zum  Mitgliede  der  Prüfungskommission  erfolgt  in  der 
Regel  auf  Vorschlag  des  Präses  derselben  durch  den  Minister  für  Kultus 
und  Unterricht  (bei  Beamten  im  Einvernehmen  mit  der  denselben  vorge- 
setzten Zentralstelle). 

§  6.  In  der  Regel  hat  der  Prüfungskommissär  dasjenige  Fach,  für 
welches  er  ernannt  ist,  und  für  den  Fall  der  Ernennung  für  mehrere  Fächer 
oder  ohne  jede  Beschränkung  jene  von  ihnen  zu  prüfen,  welche  ihm  seitens 
des  Präses  beim  Prüfungsakte  zugeteilt  werden.  Ausnahmsweise  kann  je- 
doch ein  für  ein  bestimmtes  Prüfungsfach  ernanntes  Mitglied  der  Prüfung^ 
kommission  mit  seiner  Zustimmung  vom  Präses  auch  für  einen  anderen 
Prüfungsgegenstand  in  Anspruch  genommen  werden. 

Bei  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  sind  gemäß  §  16,  Ehircb- 
führungsverordnung,  die  Prüfungsgegenstände  unter  die  drei  Prüfungskom- 
missäre in  der  Weise  zu  verteilen,  daß  römisches  Recht  jedenfalls  von  einem 
Examinator  zu  prüfen  ist,  einer  der  beiden  übrigen  Examinatoren  sonach 
zwei  Gegenstände  übernimmt. 

§  7.  Die  Prüfungskommissäre  sind  verpflichtet,  über  Einladung  des 
Präses  bei  den  anberaumten  Prüfungen  pünktlich  zu  erscheinen. 

Im  Falle  der  Verhinderung  am  Erscheinen  durch  Krankheit  oder  be> 
sonders  dringende,  unaufschiebbare  Berufsgeschäfte  haben  sie  dies  dem 
Präses  ohne  Verzug  anzuzeigen.  Ebenso  ist  demselben  von  einer  längeren 
Abwesenheit  vom  Prüfungsorte  Anzeige  zu  machen. 

§  8.  Der  Präses  setzt  gemäß  §  16,  Durchführungsverordnung,  die  Kom- 
missionen für  die  einzelnen  Prüfungsakte  (Spezialkommissionen)  nach  seinem 
Ermessen  zusammen.^)  Diese  haben  bei  jeder  der  drei  theoretischen  Staats- 
prüfungen aus  dem  Vorsitzenden  und  drei  Kommissären  zu  bestehen.  Nur 
in  dem  Falle,  wenn  ein  zur  Teilnahme  an  einer  Spezialkommission  berufenes 
Mitglied  am  Erscheinen  verhindert  wird  und  es  dem  Präses  besondere 
Schwierigkeiten  darbietet,  noch  rechtzeitig  einen  anderen  Examinator  zu 
substituieren,  ist  der  Präses,  sofern  er  in  der  Lage  ist,  selbst  als  Prüfer 
für  ein  Prüfungsfach  zu  fungieren,  ermächtigt,  die  Prüfung  ausnahmsw^eise 
bloß  mit  zwei   Prüfungskommissären  gültig  vorzunehmen.^) 

Bei  der  Zusammensetzung  der  Spezialkommissionen  hat  der  Präses 
nach  Tunlichkeit  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  daß  bei  jeder  staatswissen- 
schaftlichen Staatsprüfung  mindestens  ein  Professor,  bei  jeder  rechtshistori- 
schen und  judiziellen  Staatsprüfung  mindestens  zwei  Professoren  mitwirken, 
wobei  ausnahmsweise  an  Stelle  eines  Professors  auch  ein  der  Kommission 


^)  über  die  Zusammensetzung  der  Spezialprßfungskommissionen  bei  Staatsprüfungen  in 
böhmischer  und  deutscher  Sprache  (Prag)  s,  Anmerkung  *)  bei  Nr.  648  und  in  italienischer  Spraeke 
5.  Nr,  657  (Innsbruck)  und  Nr,  645  (Qraz), 

*)  lAit  MinErl.  vom  Z  Juli  1902,  Z.  20.845,  wurde  in  Würdigung  der  vom  Professorea- 
koliegium  der  rechts-  und  staatswissenschßftUchen  Fakultät  der  Wiener  Universität  mit  Bericht 
vom  30.  Mai  1902,  Z.2609,  geltend  gemachten  Motive  dem  Präses  der  rechtshistorische« 
Staatsprüfungskommission  in  Wien  in  Erweiterung  der  ihm  auf  Qrand  §8,  zweiter  Abstäs  der 
Prüfungsinstruktion  zustehenden  Befugnis  bis  auf  weiteres  die  Ermächtigung  erteilt,  bei  Vor- 
handensein  zahlreicher  Prüfungshandidaten  die  Kommissionen  für  die  einzelnen  Prüfungsakte 
(Spezialkommissionen)  aus  dem  Vorsitzenden  und  bloß  zwei  Kommissären  zusammenzusetzen^  wobei 
der  Vorsitzende  als  Prüfer  für  ein  Prüfungsfach  zu  fungieren  hat. 
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angehörender  Dozent  treten  kann.  Es  ist  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  durch 
die  Vornahme  der  Staatsprüfungen  die  dabei  beschäftigten  Professoren  ihrem 
unmittelbaren  Lehrberufe  nicht  länger,  als  unumgänglich  notwendig  ist, 
entzogen  werden. 

Unter  den  Kommissären  soll  ein  öfterer  Wechsel  stattfinden,  jedoch 
in  der  Weise,  daß  alle  Mitglieder  der  Kommission  im  allgemeinen  ziemlich 
gleichmäßig  in  Anspruch  genommen  werden. 

§  9.  Die  Meldung  der  Kandidaten  zur  rechtshistorischen  Staatsprüfung 
erfolgt  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  des  §  21,  Chirchführungsverord- 
nung,  und  abgesehen  von  dem  im  folgenden  §  10  vorgesehenen  Falle 
innerhalb  der  im  §  22  jener  Verordnung  fes^esetzten  Frist  bei  dem  Dekan. 
Dieser  hat  das  Gesuch  und  die  Beilagen  zu  prüfen^)  und,  wenn  die  Zu* 
lassung  zur  Prüfung  nach  den  bestehenden  Vorschriften  keinem  Anstände 
unterliegt,  dasselbe  durch  kurze  Indorsierung  der  Bewilligung  zu  erledigen. 
Das  Gesuch  samt  Beilagen  ist  dem  Kandidaten  einzuhändigen  und  von 
diesem  bei  der  Ablegung  der  Prüfung  dem  Präses  der  Kommission  vorzu- 
legen. 

Bei  geringeren  Anständen,  welche  von  dem  Kandidaten  sofort  behoben 
werden  können,  sind  diesem  die  entsprechenden  Weisungen  zu  erteilen,  in 
zweifelhaften  Fällen  aber,  wenn  der  Kandidat  von  dem  Gesuche  nicht  ab- 
steht, ist  hierüber  die  Schlußfassung  des  Professorenkollegiums  einzuholen. 

Nach  Ablauf  der  Meldungsfrist  hat  der  Dekan  die  zur  Prüfung  zuzu- 
lassenden Kandidaten  in  ein  nach  ihren  Familiennamen  alphabetisch  geord- 
netes Verzeichnis  zu  bringen  und  dieses  im  kurzen  Wege  dem  Präses  der 
Prüfungskommission  einzuhändigen. 

Letzterer  hat  nach  der  Zahl  der  Kandidaten  und  der  ihm  beigegebenen 
Prüfungskommissäre  im  Einvernehmen  mit  dem  Dekane  die  Prüfungs- 
termine zu  bestimmen,  worauf  der  Dekan  dieselben  am  schwarzen  Brette 
verlautbart. 

Bei  Festsetzung  der  Prüfungstage  für  jene  Kandidaten  der  rechtshistori- 
schen Staatsprüfung,  welche  mit  dem  auf  die  Absolvierung  ihres  vierten 
Semesters  nächstfolgenden  Oktober  den  Präsenzdienst  als  Einjährig-Frei- 
willige antreten  und  denselben  außerhalb  der  betreffenden  Universitätsstadt 
abzuleisten  haben,  sowie  für  jene  Kandidaten,  welche  die  rechtshistorische 
Staatsprüfung  während  ihres  Präsenzdienstes  als  Einjährig-Freiwillige  ab- 
zulegen beabsichtigen,  finden  die  Bestimmungen  der  §§  12  und  13  der 
MinVdg.  vom  12.  April  1889,  MVBNr.  25,«)  Anwendung. 

Die  Zuweisung  der  Kandidaten  an  zwei  gleichzeitig  fungierende 
Spezialkommissionen  hat  nach  Maßgabe  des  alphabetischen  Namensver- 
zeichnisses in  der  Regel  in  der  Weise  zu  erfolgen,  daß  die  Kandidaten  nach 


*)  Mit  MinErL  vom  30,  März  1905,  Z.  4863  wurde  aas  Anlaß  eines  speziellen  Falles  aaS' 
gesprochen,  dqß  das  von  einer  staatlich  eingesetzten,  wenn  auch  fremden  Prflfungslconinilssion 
vorschriftsmftfilg  abgegebene  Votum  Aber  die  BefShigung  oder  Nichtbefähigung  eines  Kandidaten 
in  jedem  Falle  Anspruch  auf  volle  Berücksichtigung  hat  und  dafi  demnach  die  betreffenden 
akademischen  FunktionSre  nicht  ermächtigt  erscheinen,  derartige  aus  den  Studienbelegen  des 
Kandidaten  zc  entnehmende  Enuntiatlonen  fremder  StaatsprOfungskommlssionen  zu  ignorieren^ 

•)  s.  Nr.  550. 
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ihrer  Reihenfolge  abwechselnd  der  einen  und  der  anderen  Kommission 
geteilt  werden.   In  analoger  Weise  ist  bei  der  Zuweisung  der  Kandidaten  an 
drei  Spezialkommissionen  vorzugehen. 

§  10.  Die  Meldung  der  Kandidaten  zur  judiziellen  und  staatswissen- 
schaftlichen Staatsprüfung  findet  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  der  §§21 
und  23,  Durchführungsverordnung,  bei  dem  Präses  der  betreffenden  Prüfungs- 
kommission statt.  Sie  ist  zwar  an  eine  bestimmte  Frist  nicht  gebunden, 
jedoch  werden  Kandidaten,  welche  sich  einer  dieser  Prüfungen  bereits  in 
den  vier  letzten  Wochen  des  Monates  Juli  zu  unterziehen  beabsichtigen, 
sich  spätestens  bis  15.  Juni  zu  melden  haben,  widrigens  sie  gewärtigen 
müssen,  erst  im  Oktober  zur  Ablegung  der  Prüfung  zugelassen  zu  werden.^) 
Dasselbe  gih  von  jenen  Studierenden,  welche  im  Sinne  des  §  12  der  MinVdg. 
vom  12.  April  1889,  MVBNr.  25,')  die  rechtshistorische  Staatsprüfung  zwi- 
schen dem  20.  und  28.  September  ablegen  wollen. 

Bei  jeder  Meldung  ist  an  der  Hand  des  Meklungsbuches  die  Erfüllung 
der  hinsichtlich  der  Studiendauer,  der  Obligatkollegien  und  der  Anrechen- 
barkeit der  einzelnen  Semester  vorgeschriebenen  Bedingungen  und  bei  re- 
probierien  Kandidaten  überdies  der  Ablauf  der  Reprobationsfrist  und  die  Er- 
füllung der  denselben  nach  §  27,  Durchführungsverordnung,  etwa  aufer- 
legten Verpflichtung  zum  wiederholten  Besuche  von  Vorlesungen  zu  kon- 
statieren.^) 

Kandidaten,  welche  die  judizielle  oder  staatswissenschaftliche  Staats- 
prüfung in  den  vier  letzten  Wochen  des  achten  Semesters  ihrer  juristbchen 
Studien  abzulegen  beabsichtigen,  haben  eine  Bestätigung^)  des  Dekans 
beizubringen,  daß  der  Kandidat  sich  in  dem  letzten  Semester  der  vorge- 
schriebenen rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  befindet  und  sämt- 
liche Obligatkollegien  ordnungsmäßig  inskribiert  hat  und  daß  gegen  die  An- 
rechenbarkeit der  absolvierten  Semester  auf  Orund  der  bestehenden  Vor- 
schriften  kein   Anstand   vorliegt. 

Ergibt  sich  gegen  die  Zulassung  des  Kandidaten  kein  Bedenken,  so 
kann  der  Präses  demselben  sofort  den  Tag  zur  Prüfung  bestimmen,  ihm  die 
Bewilligung  auf  einem  dazu  bestimmten  Blankette  ausfertigen  und  sogleich 
einhändigen  oder  nachträglich  zustellen  lassen. 

Das  Gesuch,  dem  die  Bewilligung  kurz  indorsiert  wird,  ist  samt  Bei- 
lagen bei  den  Akten  zurückzubehalten;  die  Beilagen,  welche  bei  der 
Prüfung  zur  Einsichtnahme  der  Prüfungskommissäre  vorliegen  müssen, 
werden  erst  nach  abgelegter  Prüfung  zurückgestellt 

Bei  geringeren  Anständen,  welche  vom  Kandidaten  sofort  behoben 
werden  können,  hat  der  Präses  die  entsprechenden  Weisungen  zu  erteilen, 
in  zweifelhaften  Fällen  jedoch  über  das  Ansuchen  durch  schriftlichen  Be- 


')  V£l  Nr.  655  undCßr  Wien)  647. 

•)  *.  Nr.  550. 

*)  V^,  bezägUeh  der  RediiskBrtr  der  Agramer  UniversUät  die  Bestimmang  des  Pmtdttes  3 
des  MinEH,  v.  10,  Oktober  190%  Z.  32.212  (s.  Nr.  630). 

*)  Diese  BesiäHgungen  anierUegen  nach  Tarifposk  116  Ute  des  Qeseites  vom  13.  Deeemher 
1962,  RQBNr.  89  der  SUmpelgebähr  von  30  Heller  (FUutneminErL  vom  21.  Aprü  1903,  Z.  27M36J, 
MinAki  Z.  13.495  ex  1903. 
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scheid  unter  Vorbehalt  des  Rekurses  an  das  Unterrichtsministerium  zu  ent- 
scheiden. 

Nach  Maßgabe  der  Anmeldungen  bestimmt  der  Präses  von  Fall  zu 
Fall  die  Prüfungstage,  wobei  er  sich  im  allgemeinen  an  die  Ordnung  zu 
halten  hat,  in  welcher  sich  die  Kandidaten  bei  ihm  zur  Prüfung  meldeten 
(§  23,  Durchführungsverordnung). 

Je  nach  Bedarf  können  zwei  Spezialkommissionen  derselben  Prüfungs- 
kommission gleichzeitig  fungieren.  Bei  demselben  Prüfungsakte  können  je- 
dodi   nicht   mehr   als   drei    Kandidaten   der   Prüfung   unterzogen    werden. 

§  11.  Wird  einem  Kandidaten  die  Zulassung  zur  Staatsprüfung  ver- 
weigert, so  ist  ihm  hierüber  ein  kurz  motivierter  schriftlicher  Bescheid  hinaus- 
zugeben. Gegen  diesen  abweislichen  Bescheid  steht  demselben  innerhalb 
acht  Tagen  der  an  das  Unterrichtsministerium  zu  richtende  Rekurs  zu, 
welcher,  sofern  es  sich  um  die  rechtshistorische  Staatsprüfung  handelt, 
bei  dem  Dekanate,  in  Ansehung  der  beiden  anderen  Staatsprüfungen  aber 
bei  dem  Präses  der  betreffenden  Prüfungskommission  zu  überreichen  und 
vom  Dekanate,  beziehungsweise  Präses  unter  Stellung  eines  bestimmten 
Antrages  an  das  Unterrichtsministerium  zu  leiten  ist. 

§  12.  Alle  Kandidaten,  welchen  zur  Ablegung  der  rechtshistorischen 
Staatsprüfung  ein  und  derselbe  Tag  anberaumt  wurde,  haben  an  diesem 
Tage  vor  Beginn  der  Prüfung  zu  erscheinen  und  gegenwärtig  zu  sein, 
bis  sie  die  Prüfung  abgelegt  haben. 

Ein  Tausch  der  Prüfungstage  zwischen  Kandidaten,  sowie  das  Eintreten 
eines  zur  Prüfung  bereits  angemeldeten  an  Stelle  eines  nicht  erschienenen 
oder  zurücktretenden  Kandidaten  ist  nur  mit  Bewilligung  des  Präses  zulässig. 

Ein  Kandidat,  der  eigenmächtig  von  der  Prüfung  wegbleibt,  hat  nebst 
dem  Verluste  der  Prüfungstaxe,  welche  zu  Gunsten  der  Kommission  verfällt, 
zu  gewärtigen,  im  Falle  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung,  daß  er  nicht 
mehr  in  demselben  Termine,  bei  der  judiziellen  oder  staatswissenschaftlichen 
Staatsprüfung  aber,  daß  er  erst  nach  allen  bereits  angemeldeten  Kandidaten 
und  unter  Umständen  auch  zu  einer  noch  späteren  Zeit  zur  Prüfung  wieder 
zugelassen  wird.  War  die  Taxe  im  Zeitpunkte  des  versäumten  Termines 
noch  nicht  eingezahlt,  so  erfolgt  die  neuerliche  Zulassung  zur  Prüfung 
nur  gegen  Erlag  des  doppelten  Taxbetrages;  der  von  der  Taxe  ganz  oder 
zur  Hälfte  befreite  Kandidat  aber  kann  für  den  neuen  Termin  auf  diese 
Begünstigung  nicht  mehr  Anspruch  erheben. 

Nur  wenn  das  Wegbleiben  vom  Präses  als  vollständig  gerechtfertigt 
erkannt  wird,  steht  es  diesem  zu,  den  Verlust  der  Taxe  oder  Taxbefreiung 
nachzusehen. 

§  13.  Die  Prüfungstaxe  ^)  ist  von  dem  Kandidaten  vor  Ablegung  der 
Prüfung  zu  entrichten.  Darüber  oder  über  die  ihm  zukommende  Befreiung 
hat  der  Kandidat  sich  längstens  24  Stunden  vor  der  Prüfung  bei  dem  be- 
treffenden Präses  auszuweisen. 

')  Die  Prüfimgstaxe  beträgt  24  Kronen  fs.  Nr.  642).  —  Betrefß  der  Besteuerung  des  Ein' 
kommens  aus  Staatspr^ftmgstaxen  vgl.  MinEri.  vom  8.  Februar  188 J,  Z.  560,  MVBNr.  31  fs,  Nr.  105) 
und  bezägüeh  der  von  den  Präsidien  an  die  Steuerbehörde  zu  liefernden  Ausweise  vgl,  MinEri^ 
vom  23.  August  1898,  Z,  S751KUM  (s,  Nr.  110).  —  Ober  die  Befreiung  von  der  Pri^fUngstaxe  s.  die 
§§  9  bis  14  bei  Nr.  642,  dann  Nr.  643. 
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Der  Zeugnisstempel  ^)  ist  von  dem  Kandidaten  zur  Prüfung  mitzu- 
bringen. 

Der  bei  Einhebung,  Verrechnung  und  Verteilung  der  Prüfungstaxen 
zu  beobachtende  Vorgang  ist  durch  die  MinVdg.  vom  10.  März  1856,  Z.  952, 
ROBNr.  37,«)  geregelt. 

§  14.  Die  Prüfungen  werden  in  deutscher  Sprache  abgehalten,  in- 
soweit nicht  für  einzelne  Staatsprüfungskommissionen  in  dieser  Beziehung 
besondere   Vorschriften   bestehen.*) 

§  15.  Rücksichtlich  der  Dauer  der  mit  den  einzelnen  Kandidaten  vor- 
zunehmenden Prüfungen  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  daß  auf  jede  derselben 
nicht  mehr,  aber  auch  nicht  weniger  Zeit  verwendet  werden  soll,  als  er- 
forderlich erscheint,  um  über  die  Befähigung  des  Kandidaten  und  deren 
Grad  ein  gewissenhaftes  und  sicheres  Urteil  abzugeben.  Die  Entscheidung 
hierüber  steht  dem  Präses  zu. 

Als  Regel  ist  festzuhalten,  daß  die  Gesamtprüfungsdauer  für  drei  Kan- 
didaten bei  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  nicht  über  2^/,  Stunden  und 
bei  den  beiden  anderen  Staatsprüfungen  nicht  über  3  Stunden  ausg^edehnt 
werden  soll. 

Jede  der  in  den  §§  12  bis  14,  Durchführungsverordnung,  unter  Zahl  1 
bis  4  angeführten  vier  Disziplinen  ist  als  ein  Prüfungsgegenstand  anzusehen. 

Im  Falle  das  Ergebnis  der  Prüfung  beim  Abschlüsse  derselben  noch 
zweifelhaft  sein  sollte,  bleibt  es  dem  Ermessen  des  Präses  überlassen, 
einen  oder  den  anderen  Prüfungskommissär  einzuladen,  noch  eine  oder  einige 
Fragen  zu  stellen. 


')  Laut  des  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanzministeriam  ergangenen  Erlasses  des  Staais- 
ministeriums  (Abt  KU,)  vom  21.  Juni  1865,  Z.  5260,  unierliegen  die  von  den  theoretischen  Staats- 
prä/ungskommissionen  aber  die  abgelegten  Staaisprüjungen  und  die  dabei  bewiesenen  Fahij^teiten 
cutsgesteUien  2^ugnisse  einem  Stempel  von  einem  Qulden  (2  Kronen) ßUr  jeden  Bogen, 

«)  s,  Nr.  64Z 

*)  Die  Einführung  der  italienischen  Sprache  bei  den  juridischen  Staatsprüfungen  und 
Rigorosen  in  Qras  beruht  bezägiich  der  Staaispri^ungen  auf  den  interimistischen  VerfSgangea  des 
KUMErL  vom  23.  November  1858,  Z.  19.872  und  der  StaatsminErL  vom  11.  September  1861,  Z,  76S4iKU 
fs.Nr.645),  29.  Oktober  1861,  Z.  10.7191  KU,  21.  Dezember  1861,  Z.  11.S79IKU,  28.  September  1966, 
Z.  78411  KU  und  15.  November  1866,  Z.  9038/ KU,  und  hinsichtlich  der  Rigorosen  auf  denStaaisminErt 
vom  9.  Mai  1863,  Z.  4738,  16.  Oktober  1866,  Z.  82701  KU,  und  10.  November  1866,  Z.  3739! KU. 

Betreffs  der  Vornahme  von  Staatsprüfungen  in  italienischer  Sprache  in  Innsbruck  v^ 
Nr.  7,  8  f Punkt  5)  und  657. 

Die  bei  den  theoretischen  Staatsprüfungen  in  Wien  laut  MinErL  vom  16.  August  1862, 
Z.  7767,  ausnahmsweise  gestattete  Anwendung  der  italienischen  Sprache  hörte  auf  Qnutd  da 
MinErl.  v.  14.  April  1877,  Z.  4192,  MVBNr.  10  mit  dem  I.Jänner  1878  auf.  —  Die  in  Zara  be- 
standene theoretische  Staatsprüfungskommission  judizieUer  und  staatswissenschaftlieherAbteiluHg 
mit  italienischer  Prüfungssprache  wurde  auf  Grund  Ah.  Ermächtigung  vom  8.  Mai  1886  mittelst 
MinVdg.  vom  28.  Mai  1886,  Z.  8659,  MVBNr.  38,  ROBNr.  92,  aufgelöst. 

Ober  die  Ablegung  der  üieoretischen  Staatsprüfungen  in  böhmischer  Sprache  in  Prag 
vgL  den  MinErl.  vom  29.  Juni  1882,  Z.  758/KUM,  MVBNr.  29  (s.  Nr.  648)  und  du  MinVdg.  vom 
1.  Juli  1889,  MVBNr.  39  fs.  Nr.  649);  in  polnischer  oder  ruthenischer  Sprache  in 
L  emberg:  die  MinErL  vom  9.  Oktober  1868,  Z.  8808,  fs.  Nr.  11)  und  vom  11.  Juli  1871,  Z.  52^PrSs. 
fs.  Nr.  13);  in  polnischer  Sprache  in  Krakau:  vgL  MinErL  vom  9.  Oktober  1968,  Z.  8808 
fs.  Nr.  11),  sowie  den  MinErL  vom  19.  September  1871,  Z.  10.558  fs,  Nr.  646), 
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Wenn  ein  Kandidat  sofort  bei  der  Prüfung  aus  dem  ersten  Prüfungs- 
gegenstande einen  solchen  Mangel  an  Kenntnissen  an  den  Tag  legt,  daß 
seine  Reprobation  unbedingt  erfolgen  muß,  kann,  nachdem  dem  Kandidaten 
dies  eröffnet  wurde,  mit  Zustimmung  desselben  die  Prüfung  mit  ihm  ge- 
schlossen und  zum  Ausspruche  der  Reprobation  geschritten  werden. 

§  16.  Die  Reihenfolge,  in  welcher  die  einzelnen  Prüfungskommissäre 
zu  prüfen  haben,  bestimmt  der  Präses,  welcher  als  Examinator  für  ein 
bestimmtes  Fach  (§  18,  Durchführungsverordnung  und  §  8,  Instruktion)  zu- 
letzt prüft. 

§  17.  Bei  jeder  Prüfung  ist  soweit  als  möglich  zu  erforschen,  ob  sich 
der  Kandidat  des  ganzen  Prüfungsgegenstandes  bemächtigt  hat  Es  ist  ins- 
besondere durch  eine  größere  Anzahl  von  Fragen,  welche  verschiedene 
Gebiete  berühren,  dem  Unfuge  zu  steuern,  daß  die  Kandidaten  die  Vor- 
bereitung aus  ganzen  Abteilungen  eines  Prüfungsgegenstandes  unterlassen. 

Bei  allen  Prüfungen  ist  vorwiegend  danach  zu  forschen,  ob  der  Kan- 
didat die  genügende  formale  juristische  Bildung  erlangt  habe,  ob  er  also 
scharfer  juristischer  Auffassung,  eines  selbständigen  Urteils,  einer  korrekten 
juristischen  Ausdrucksweise  fähig  sei,  ob  er  die  Systematik  des  Gegen« 
Standes  erfaßt  habe  und  ob  es  ihm  gelinge,  vermittels  der  erlangten  Kennt- 
nisse auch  solche  Fragen  zu  beantworten,  für  welche  eine  besondere  Vor- 
bereitung nicht  möglich  war. 

Dagegen  ist  kein  ausschließliches  Gewicht  auf  bloßes  Gedächtnis- 
werk zu  legen,  welches  nur  für  die  Prüfung  erworben  und  nach  der  Prüfung 
wieder  vergessen  wird. 

Hienach  ist  insbesondere  bei  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  fest« 
zuhalten,  daß  es  sich  erst  in  zweiter  Linie  um  die  positiven  Einzelheiten 
des  römischen,  kanonischen  und  deutschen  Rechtes,  in  erster  Linie  aber  darum 
handelt,  zu  konstatieren,  ob  der  Kandidat  an  diesen  Modellen,  insbesondere 
an  den  klaren  und  reinen  Formen  des  römischen  Rechtes  die  juristischen 
Grundbegriffe  erfaßt  habe.  Kandidaten,  welche  in  dieser  Richtung  nicht 
genügen,  sind  unbedingt  zurückzuweisen,  wenn  sie  auch  noch  so  genaue 
Detailkenntnisse  dargetan  hätten.  Bei  der  Prüfung  aus  der  österreichischen 
Reichsgeschichte  sind  die  elementaren  Tatsachen  der  äußeren  Reichsge- 
schichte zu  fordern  und  ist  das  Schwergewicht  auf  die  Geschichte  des 
öffentlichen  Rechtes  zu  legen. 

Bei  der  judiziellen  Staatsprüfung  ist  zwar  vollständige  Kenntnis  der  dort 
zur  Prüfung  gelangenden  positiven  Fächer  zu  fordern,  doch  ist  auch  hier 
auf  untergeordnetes  Detail  nicht  einzugehen,  sondern  mehr  danach  zu 
forschen,  ob  der  Kandidat  sich  Fertigkeit  im  juristischen  Denken  erworben 
habe  und  einer  freieren  Behandlung  des  Prüfungsstoffes  fähig  sei. 

Desgleichen  ist  bei  der  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfung  bei  der 
Prüfung  aus  „Volkswirtschaftslehre  und  Volkswirtschaftspolitik'',  sowie  aus 
„Finanzwissenschaft''  vor  allem  zu  konstatieren,  ob  der  Kandidat  die  volks- 
und  staatswirtschaftiichen  Grundbegriffe  klar  und  präzise  erfaßt  habe  und 
zu  einer  selbständigen  Anschauung  vorgedrungen  sei;  in  derselben  Weise 
ist  bei  der  Prüfung  aus  dem  Staats-  und  Verwaltungsrechte  zunächst  auf 
Kenntnis  der  Systematik  des  Gegenstandes  und  der  grundlegenden  allge- 
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meinen  Lehren  Wert  zu  legen;  hinsichtlich  der  staatlichen  Praxis  sind  dann 
vor  allem  die  österreichischen  Verhaltnisse,  also  die  Kenntnis  der  öster- 
reichischen Finanzgesetzgebung  und  der  positiven  österreichischen  Staats- 
und Verwaitungseinrichtungen  zu  berücksichtigen. 

Im  allgemeinen  ist  bei  jeder  Prüfung  der  Gesichtspunkt  festzuhalten, 
daß  nur  solche  Fragen  gestellt  werden  sollen,  welche  den  Gegenstand 
selbst  betreffen  und  bei  regelmäßigem  Bildungsgange  beantwortet  werden 
können.  Fragen,  welche  eine  spezielle  Richtung  der  Vorbereitung  voraus- 
setzen, z.  B.  nach  besonderen  Einteilungen,  besonderen  Definitionen  u.  dgL, 
welche  nur  dieser  oder  jener  Autorität  angehören,  nur  in  diesem  oder  jenem 
Lehrbuche  gefunden  werden  können,  sind  nach  Möglichkeit  zu  vermeiden. 

§  18.  Oberfällt  den  Kandidaten  während  der  Prüfung  ein  sichtliches 
Unwohlsein,  aus  dessen  Veranlassung  er  die  Prüfung  abzubrechen  wünscht, 
so  ist  es  Sache  der  Kommission,  zu  beurteilen,  ob  auf  Grundlage  seiner  bis 
dahin  gegebenen  Antworten  mit  Rücksicht  auf  sein  Unwohlsein  ein  ganz 
entschiedenes  und  begründetes  Urteil  sich  abgeben  lasse  oder  nicht.  Im 
ersten  Falle  wird  das  Erkenntnis  gefällt,  im  zweiten,  sofern  es  tunlicfa  ist, 
ihm  ein  möglichst  naher  Termin  zur  Fortsetzung  der  Prüfung  gegeben. 

§  19.  Der  Präses  sorgt  für  die  Aufrechterhaltung  der  Ruhe  und  Ord- 
nung im  Prüfungssaale.  Er  hat  jede  Störung  des  Prüfungsaktes  seitens  der 
Zuhörer  mit  Strenge  hintanzuhalten,  und  eventuell  die  Entfernung  einzelner 
Ruhestörer  oder  nach  Erfordernis  sämtlicher  Zuhörer  zu  verfügen. 

§  20.  Die  Grundsätze  des  bei  der  Beratung  und  Abstimmung  über 
das  Prüfungsergebnis  zu  beobachtenden  Verfahrens  sind  in  den  §§  25 
und  26,  Durchführungsverordnung,  enthalten. 

Die  Abstimmung  der  Kommissäre  über  das  Prüfungsresultat  erfolgt 
in  nichtöffentlicher  Sitzung  in  der  Weise,  daß  jeder  Examinator,  der  dem 
Range  nach  jüngere  vor  dem  älteren,  der  Vorsitzende  zuletzt,  nach  dem 
Gesamteindrucke  der  Prüfung  erklärt,  ob  er  den  Kandidaten  approbiert 
oder  reprobiert. 

Prüftmgskommissäre,  welche  in  keiner  staatlichen  Rangsklasse  stehen, 
geben  ihre  Stimme  vor  den  übrigen  Kommissären  ab,  der  jüngere  vor  dem 
älteren;  ebenso  stimmt  bei  in  gleicher  Rangsstufe  stehenden  Kommissären 
der  dem  Dienstalter  nach  jüngere  vor  dem  älteren. 

Zur  Wahrung  dieser  Reihenfolge  hat  der  Präses  der  Kommission 
sämtliche  Kommissionsmitglieder  in  einem  Verzeichnisse  entsprechend  zu 
reihen  und  dasselbe  stets  in  Evidenz  zu  halten.  Dieses  Verzeichnis  hat  im 
Beratungszimmer  aufzuliegen  und  bildet  die  Grundlage  für  die  Abstimmungs- 
ordnung. 

Da  jeder  Prüfungskommissär  sein  Votum  nach  dem  Gesamtresultate  der 
Prüfung  abzugeben  hat,  so  wird  ein  Kandidat,  welcher  auch  nur  aus  einem 
einzigen  Gegenstande  oder  selbst  auch  nur  aus  einer  wichtigeren  Abteilung 
eines  solchen  nicht  entsprochen  hat,  zurückzuweisen  sein,  mag  er  auch  auf 
anderen  Gebieten  noch  so  vorzugliche  Kenntnisse  dargetan  haben. 

Es  ist  daran  festzuhalten,  daß  auch  die  richtige  Beantwortung  aller 
gestellten  Fragen  noch  keinen  Anspruch  auf  „Auszeichnung"  gewährt,  sondern 
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daß  hiezu  ein  das  Maß  einer  guten  Vorbereitung  erheblich  übersteigendes 
Wissen  und  eine  vorzügliche  formelle  Schulung  verlangt  werden  muß. 

Persönliche  Verhältnisse  der  Kandidaten,  welche  auf  das  Prüfungsre- 
sultat einwirken,  z.  B.  ungenügende  Kenntnis  der  Prüfungssprache,  Er- 
krankung während  der  Vorbereitung  zur  Prüfung  u.  dgl.,  können  nicht  be- 
rücksichtigt werden.^) 

§  21.  Wurde  ein  Teil  der  Prüfung  in  einer  nicht  allen  Prüfungs- 
kommissären  verständlichen  Sprache  (§  14,  Instruktion)  abgelegt,  so  hat 
der  betreffende  Kommissär  über  diesen  Teil  der  Prüfung  den  übrigen  zu  re- 
ferieren. Diese  haben  sich  in  solchen  Fällen  zunächst  an  den  ihnen  verständ- 
lichen Teil  der  Prüfung  zu  halten  und  nur,  soweit  ihr  Urteil  noch  schwankt, 
die  Mitteilung  ihres  Kollegen  in  Anschlag  zu  bringen. 

§  22.  Der  Erfolg  der  Prüfung  ist  durch  Beschluß  der  Prüfungskommis- 
sion mit  dem  Kalkül  „gut'S  „genügend''  oder  „nicht  genügend''  zu  be- 
zeichnen, wobei  der  Kalkül  „gut"  nur  dann  als  beschlossen  anzusehen  ist, 
wenn  kein  Prüfungskommissär  für  den  Kalkül  „nicht  genügend"  gestimmt  hat. 

Der  Kalkül  „mit  Auszeichnung"  kann  durch  weiteren  Beschluß  der 
Prüfungskommission  einem  Kandidaten  nur  dann  erteilt  werden,  wenn  der 
Kalkül  im  übrigen  mit  Stimmeneinhelligkeit  auf  „gut"  festgesetzt  wurde. 

Der  Erfolg  der  Prüfung  ist  im  Zeugnisse  unter  Angabe  des  erworbenen 
Kalküls  zu  bestätigen,  wobei  die  erworbene  Auszeichnung  durch  den  Zusatz 
„und  zwar  mit  Auszeichnung  aus  .  .  ."  zu  vermerken  ist. 

Der  Präses  fertigt  hienach  die  Zeugnisse  unter  Angabe  der  Art,  des 
Tages  und  Erfolges  der  Prüfung  aus,  fügt  bei  Reprobationen  den  gestatteten 
Wiederholungstermin  und  die  nach  §  27,  Durchführungsverordnung,  auf- 
erlegte Verpflichtung  zum  wiederholten  Besuche  von  Vorlesungen*)   bei  und 


^)  DU  immer  wiederkehrenden  Klagen  aber  die  ungenügenden  Resultate  des  rechtS'  und 
staatswissensehaßUehen  Fakaltätsstudiums  haben  den  Minister  fSr  K.  u.  U,  bestimmt  mit  dem 
Erlasse  vom  28,  September  1874,  Z.  13.634,  MVBNr,  48,  an  die  Pristdien  der  theoretischen 
Staatsprflfnngskommissionen  die  nachdrückliche  Aufforderung  zu  richten,  dahin  zu  wirken,  dafi 
die  Staatsprflfungen  mit  s^rOfierer  Strenge  als  bisher  vorgenommen  werden.  Die  StaatsprQfungs- 
kommisslonen  haben  sich  vor  Augen  zu  halten,  dai)  es  in  der  rechts-  und  staatswissenschaft- 
lichen Praxis  keineswegs  an  Nachwuchs  überhaupt,  wohl  aber  an  tüchtig  vorgebildetem  Nach- 
wuchs fehlt,  und  dafi  daher  den  obwaltenden  Bedürfnissen  nur  durch  strengste  Sichtung  der 
Prüfungskandidaten  und  unnachsichtliche  Zurückweisung  jeder  ungenügenden  Leistung  ent- 
sprochen wird. 

(Die  besonderen  Anordnungen  dieses  Erlasses  sind  in  die  vorliegende  Prßfungsinsiruktion 
unter  §§  8,  15,  17  und  20  übernommen  worden,J 

Zum  Schlüsse  bemerkt  der  Minister  in  diesem  Erlasse:  Ich  beschrftnke  mich  auf  diese 
Bemerkungen,  da  Ich  überzeugt  bin,  dafi  es  der  ausgezeichneten  Leitung  der  Herren  Kom- 
missionsvorstände, wie  der  bewahrten  Einsicht  der  Herren  Prüfungskommlssäre  auch  ohne 
weitere  Weisungen  gelingen  wird,  die  von  mir  gewünschten  Resultate  zu  erzielen.  Es  war 
lediglich  meine  Absicht,  die  Mitglieder  der  Prüfungskommissionen  aufmerksam  zu  machen,  dafi 
sie  sich  nicht  durch  ein  —  gewifi  sehr  begreifliches  —  Wohlwollen  und  Mitgefühl  abhalten 
lassen  sollen,  diejenigen  Anforderungen  zu  stellen  und  diejenigen  Urteile  zu  fällen,  welche  sie 
selbst  als  die  richtigen  und  verdienten  erkennen.  Bei  Verwaltung  eines  Öffentlichen  Interesses 
dürfen  wir  nicht  so  vorgehen,  wie  es  unsere  subjektive  Gesinnung,  sondern  nur  so,  wie  es  das 
uns  anvertraute  öffentliche  Amt  verlangt. 

Dieser  Erlqß  wurde  auch  den  Juridisehen  Dekanaten  zur  Kenntnis  gebracht.  Betreffend 
den  Vorgang  bei  wiederholter  Reprobation  s,  Nr,  644, 

*)  VgL  MinErl.  vom  26,  September  1900,  Z.  27,292  (s.  Nr,  656J. 
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unterfertigt  das  Zeugnis  zugleich  mit  den  übrigen  beim  Prüfungsakte  be- 
teiligten  Kommissären  und  unter  Beidrückung  des  Kommissionssiegels. 

Das  Zeugnisblankett  hat  in  einer  Schlußbemerkung  die  Abstufung 
der  Kalküle  ersichtlich  zu  machen. 

Wenn  die  Prüfung  ganz  oder  teilweise  in  einer  anderen  als  der 
deutschen  Sprache  (§  14,  Instruktion)  abgelegt  wird,  so  ist  in  das  Zeugnis, 
falls  nicht  dasselbe  den  bestehenden  Vorschriften  gemäß  ohnedies  in  der 
anderen  Sprache  ausgestellt  wird,  ein  bezüglicher  Vermerk  aufzunehmen.  ^) 

Der  wesentliche  Inhalt  des  Zeugnisses  ist  in  das  Meldungsbuch  des 
Kandidaten  unter  Beidruck  des  Kommissionssiegels  einzutragen.^) 

Die  Zeugnisse  werden  den  Kandidaten  vom  Präses  nach  öffentlicher 
Verkündigung  des  Prüfungsresultates  sofort  behändigt  (§  28,  Durchführungs- 
verordnung). 

§  23.  Von  jeder  Reprobation  eines  Kandidaten  ist  im  Sinne  des  §  29, 
Durchführungsverordnung,  unter  Angabe  des  Wiederholungstermines  sogleich 
das  Dekanat  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät,  an  welcher  der 
Kandidat  laut  seines  Meldungsbuches  oder  Absolutoriums  studiert  oder  zuletzt 
studiert  hat,  behufs  Evidenzhaltung  der  Reprobationen  in  Kenntnis  zu  setzen. 

§  24.  Ober  jeden  Kandidaten  führt  der  Präses  der  Spezialkommission 
ein  Prüfungsprotokoll,  welches  alle  Daten  des  Prüfungszeugnisses,  das  Re- 
sultat der  Abstimmung  (mit  Stimmeneinheit,  -Mehrheit  oder  -Gleichheit) 
und  einen  Raum  für  besondere  Anmerkungen  zu  enthalten  hat 

Auf  Grund  dieses  Protokolles  erfolgt  durch  den  Präses  gegebenenfalls 
die  Ausstellung  von  Zeugnisduplikaten,  welche  am  Kopfe  des  Blankettes  aus- 
drücklich als  solche  zu  bezeichnen  sind.  Ober  die  Ausstellung  und  Ausfolgung 
solcher    Duplikate    ist    in    das    Meldungsbuch    ein    Vermerk    aufzunehmen. 

Sämtliche  bei  einer  Staatsprüfungskommission  geprüfte  Kandidaten  sind 
vom  Präses  dieser  Kommission  in  ein  alphabetisches  Register  unter  Bei- 
setzung der  Jahreszahl  der  Prüfung  und  der  Nummer  des  Prüfungsprotokolls 
einzutragen. 

§  25.  Zu  Beginn  eines  jeden  Kalenderjahres  erstattet  der  Präses 
den  Hauptbericht  über  die  Tätigkeit  der  Staatsprüfungskommission  in  dem 
abgelaufenen  Kalenderjahre  an  das  Unterrichtsministerium  und  schließt  eine 
tabellarische  Nachweisung  über  die  bei  dieser  Prüfungskommission  ge- 
prüften Kandidaten  bei.  Diese  Nachweisung,  von  welcher  gleichzeitig  ein 
Exemplar  an  die  k.  k.  statistische  Zentralkommission  einzusenden  ist,  hat 
folgende  Rubriken  zu  enthalten: 

a)  Art  der  Prüfungskommission, 

b)  Termin  der  vorgenommenen   Prüfungen, 

c)  Gesamtzahl  der  geprüften  Kandidaten, 


0  !n  Ansehung  der  Zeugnisse  über  die  von  Rechtshörem  der  böhmischen  Uniweraiät  ab- 
gelegten theoretischen  StaatsprUfungen  s.  Nr.  476  und  484,  —  Bereits  mit  dem  MinErL  wom  30,  Sc- 
vember  1963,  Z.  12.983  wurde  eingeschärft,  daß  die  Prüfungssprache  nicht  bloß  in  den  eigenxUd.i^ 
Präfungszeugnlssen  anzumerken,  sondern  auch  bei  der  Eintragung  des  Prüfungsergebnisses  in  dc:> 
Meldungsbuch  beizufügen  ist, 

«)  5.  Nr.  471. 
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d)  Zahl   der   Approbierten   mit  den    Unterrubriken :  i) 

1.  einfach:  mit  dem  Kalkül  „gut'*  und  mit  dem  Kalkül  „genügend'', 

2.  mit  Auszeichnung:   mit  dem   Kalkül   ,,gut,   mit   Auszeichnung'': 
aus  allen  Fächern  und  aus  einem  oder  mehreren  Fächern, 

e)  Zahl  der.  Reprobierten  mit  den  Unterrubriken: 

1.  zum  ersten  Male:  auf  ein  Jahr,  und  auf  sechs  Monate  bis  ein  Jahr,^) 

2.  zum  zweiten  Male:  (wie  oben), 

3.  zum  dritten  Male:  (wie  oben), 

f)  Gesamtzahl  der  Approbierten   und  der  Reprobierten, 

g)  Prüfungssprache, 
h)  Anmerkungen.3) 

§  26.  Diese  Instruktion  tritt  mit  dem  1.  Oktober  1896  in  Wirksamkeit. 
Hicmit  treten  die  Bestimmungen  der  MinVdg.  vom  16.  April  1856,  ROBNr.  54, 
und  des  Ministerialschreibens  vom  20.  Juni  1856,  Z.  9576,  sowie  alle  den 
gleichen  Gegenstand  betreffenden  Vorschriften,  insoweit  sie  mit  den  Be- 
stimmungen dieses  Ministerialerlasses  in  Widerspruch  stehen,  außer  Kraft. 


b)  Ergänzende  Vorschriften. 
Np.  641. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  Tom  16.  Oktober  1850,  Z.  8308/601, 

an  die  Statthalter  für  Niederösterreich,  Böhmen,  Mähren,  Oalizien,  Steier- 
mark und  Tirol, 
(betreffend   die   Portofreiheit    der   Korrespondenz   der   theoretischen 

Staatsprüfungskommissionen). 

Zufolge  einer  Zuschrift  des  k.  k.  Ministeriums  für  Handel,  Gewerbe 
und  öffentliche  Bauten  vom  29.  September  1850,  Z.  4985,  wird 
den  Kommissionen  für  die  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  theo- 
retischen Staatsprüfungen  in  Wien,  Prag,  Lemberg,  Krakau,  [Olmütz], 
Graz,  Innsbruck,  [Zara],  für  die  Korrespondenz  unter  sich  und 
mit  den  k.  k.  Behörden  die  Portofreiheit  hinsichtlich  der  Beförde- 
rung und  Bestellung  mittels  der  Postanstalt  unter  der  Bedingung 
zugestanden,  daß  die  Korrespondenzen  mit  dem  Amtssiegel  ver- 
schlossen und  auf  der  Adresse  mit  der  Bemerkung  „ex  offo  in  Angelegen- 
heiten der  k.  k.  Staatsprüfungskommission''  bezeichnet  sind.  Diese  Porto- 
freiheit bezieht  sich  auch  auf  die  Benützung  der  Stadtpost  in  jenen  Orten, 
wo  eine  solche  Anstalt  eingerichtet  ist,  jedoch  nur  auf  den  Verkehr  der 

^)  Rubrik  dj  erhielt  ihre  dermalige  Fassung  auf  Qrund  des  MinErl,  vom  11,  Dezember  1S97, 
Z.  23,81Z 

*)  MU  Rücksicht  auf  die  gestattete  AbkUrzung  der  Reprobationsfristen  auf  ein  Semester, 
beziehungsweise  auf  vier  Monate  (s.  Nr,  653  und  654)  ist  auch  die  Zahl  der  auf  diese  Zeit  repro- 
bierten  Präfungskandidaten  besonders  auszuweisen. 

')  In  der  statistischen  Nachweisung  ist  auch  die  Oesamtzahl  Jener  Kandidaten  anmerkungs- 
weise  ersichtlich  zu  machen,  welche,  obschon  zur  Prüfung  zugelassen,  sich  derselben  .nicht  unter- 
zogen haben:  MinErL  vom  2i.  März  1905,  Z.  44.628  ex  1904  frechishistorische  Staatsprßfungs- 
kommissionj,  MinErL  vom  31,  März  1905,  Z,  1533  (judizielle  Staatsprüfungskommission)  und  vom 
31.  März  1905,  Z,  3749  fstaatswissenschaßliche  Staatsprüfungskommission), 

53* 


g3g  n.  Teil:  Studienvorschrlften;  B.  Die  vier  ralralÜUsstudlen. 

Staatsprüfungskommissionen  mit  den  k.  k.  Behörden.  Ich  ersuche  hieven 
seinerzeit  die  der  Oberleitung  Euer  .  .  .  unterstehende  k.  k.  Staats- 
prüfungskommission in  Kenntnis  zu  setzen. 


Nr.  642. 

Terordnong  des  Mlnlsterliuns  fflr  K.  o.  U.  vom  10.  MSrz  1856. 

Z.  952.  RfiBNr.  37. 

an  alle  Länderchefs,  in  deren  Verwaltungsgebiete  Kommissionen  für  die 
theoretischen  Staatsprüfungen  bestehen,  an  die  Vorstande  sämtlicher  in 
Gemäßheit  des  Erlasses  vom  2.  Oktober  1855,  RGBNr.  172,  eingerichteten 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Lehranstalten  und  an  alle  Kommissionen 

der  theoretischen  Staatsprüfungen, 

womit  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanzministerium  neue  Bestimmtm^en 
über  die  von  den  Kandidaten  der  theoretischen  Staatsprfifongen  zu  ent- 
richtenden Prfifnngstaxen  getroffen  werden. 

Nachdem  durch  die  Ah.  Entschl.  vom  25.  September  1855  (ho.  iErlaß 
vom  2.  Oktober  1855,  ROB.  Z.  172)  i)  mehrere  Änderungen  in  dem  Systeme 
der  theoretischen  Staatsprüfungen  eingeführt  worden  sind,  werden  über  den 
Betrag  und  über  die  Art  der  Einhebung  der  diesfalls  zu  entrichtenden  Taxen, 
sowie  über  die  Befreiung  von  denselben  nach  gepflogenem  Einvernehmen 
mit  dem  k.  k.   Finanzministerium  folgende  Anordnungen  getroffen: 

§  1.  Der  ho.  Erlaß  vom  11.  November  1850,  RGBNr.  449,  wird 
hiemit  außer  Kraft  und  Wirksamkeit  gesetzt  und  hat  die  Taxentrichtung^  rück- 
sichtlich aller  theoretischen  Staatsprüfungen,  welche  nach  Kundmachung 
dieses  Erlasses  vorgenommen  werden,  nach  folgenden  Bestimmungen  zu  ge- 
schehen. 

§  2.  Auf  Grund  der  MinVdg.  vom  26.  November  1884,  Z.  2L768, 
RGBNr  189,  MVBNr.  39,  lautet  dieser  Paragraph,  wie  folgt: 

Die  für  die  rechtshistorische,  judizielle  und  staatswissenschaftliche 
Staatsprüfung  zu  entrichtende  Prüfungstaxe  wird  mit  je  zwölf  (12)  Gulden 
(Jetzt  vierundzwanzig  Kronen)  festgesetzt. 

§  3.*) 

§  4.  Die  Staatsprüfungstaxe  ist  von  dem  Kandidaten  stets  vor  Ab- 
legung der  Prüfung  zu  entrichten,  und  bei  dieser  Gelegenheit  auch  der 
Betrag  für  den  Stempel  des  Prüfungszeugnisses  zu  berichtigen.*) 

§  5.  Die  Einhebung  der  Taxen  und  Stempelbeträge  ist  eine  An- 
gelegenheit der  einzelnen  Prüfungskommissionen,  welche  hiezu  einen  The- 
saurar,  und  zwar  in  der  Regel  aus  ihrer  Mitte,  zu  bestellen  haben  werden. 


*)  An  die  SteUe  dieses  Erlasses  ist  das  Gesetz  vom  20.  April  1893,  RQBNr.  68  f&.  Nr.  635J 
beziehungsweise  die  MinVdg.  vom  2t.  Dezember  1893,  RQBNr.  204  (s.  Nr.  636)  getreteru 

*)  §  3,  betreffend  die  Privatstudierenden,  wurde  durch  die  MinVdg.  vom  26.  November  1884, 
Z.  21.768  abgeändert  und  durch  §  11  der  MinVdg.  vom  24.  Dezember  1893,  ROBNr.  204  (s.  Nr.  636) 
außer  Kraft  gesetzt.    Hiedurch  ist  auch  §  13  gegenstandslos  geworden. 

»)  Der  Stempel  beträgt  zwei  Kronen.  VgL  hiezu  §  13  bei  Nr.  640  und  Anmerkung  *)  ob/S.  830. 
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§  6.  Längstens  24  Stunden  vor  der  Prüfung  hat  sich  der  Kandidat 
bei  dem  betreffenden  Präses  über  die  Berichtigung  der  Tax-  und  Stempel- 
gebühr  oder  über  die  ihm  zukommende  Befreiung  von  der  Taxe  auszu- 
weisen.i) 

Die  beigebrachten  Quittungen  sind  von  den  Kommissionsvorständen 
zum  Behufe  der  Kontrolle,  der  schließlichen  Verrechnung  und  Verteilung 
aufzubewahren.  Auf  den  Quittungen  der  Halbbefreiten  oder  auf  den  den 
gänzlich  Befreiten  auszustellenden  Quittungen  über  die  Stempelgebühr  ist 
Datum  und  Zahl  desjenigen  Dokumentes  anzumerken,  auf  dessen  Grund- 
lage der  Präses  die  Taxbefreiung  eines  Kandidaten  anerkannt  hat. 

§  7.  Am  Schlüsse  eines  jeden  Studiensemesters  wird  der  Gesamtertrag 
der  für  jede  Prüfungsabteilung  eingeflossenen  Taxen,  sowohl  der  öffentlichen 
[als  auch  der  Privatstudierenden  (siehe  oben  §  2  und  3)]  unter  den  Präses 
und  die  Prüfungskommissäre  der  betreffenden  Kommission  nach  der  Anzahl 
der  Kandidaten  verteilt,  deren  Prüfungen  jedes  Kommissionsmitglied  wirk- 
lich beigewohnt  hat 

§  8.  Der  Präses  jeder  Kommission  hat  am  Schlüsse  den  Gesamt- 
ertrag der  eingeflossenen  Taxen  von  dem  Thesaurar  in  Empfang  zu  nehmen, 
die  Repartition  zu  entwerfen,  sie  in  einer  Sitzung  oder  im  Zirkulationswege 
den  Kommissären  bekannt  zu  geben,  und  die  auf  jeden  entfallende  Quote 
auf  kurzem  Wege  ihm  zukommen  zu  lassen.^) 

§  9.  Jeder  ordentliche  Studierende  einer  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen Fakultät,  welcher  in  demjenigen  Semester,  in  dem  er  sich  einer 
Staatsprüfung  unterzieht,  von  dem  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Pro- 
fessorenkoliegium  die  Befreiung  von  dem  ganzen  oder  halben  Kollegiengelde 
erhalten  hat,^)  ist  eben  dadurch  auch  schon  von  der  ganzen  oder  halben 
Prüfungstaxe  ipso  facto  befreit  Bei  denjenigen  Studierenden,  welche  sich 
einer  Staatsprüfung  binnen  der  ersten  vier  Wochen  eines  Semesters  unter- 
ziehen, kann  in  dieser  Beziehung  auch  die  in  dem  nächst  vorhergegangenen 
Semester  erlangte  Befreiung  vom  Kollegiengelde  zur  Cynosur  genommen 
werden. 

§  10.  Die  aus  dem  Titel  einer  Befreiung  vom  Kollegien-  [oder  Unter- 
richts-] Gelde  einem  Kandidaten  während  seines  letzten  Studiensemesters  zu- 
kommende Befreiung  von  der  Prüfungstaxe  erstreckt  ihre  Wirksamkeit  auch 
noch  auf  jene  Staatsprüfungen,  welche  derselbe  während  des  darauf  fol- 
genden Studienjahres  ablegt. 

Für  später  abgelegte  Prüfungen  aber  ist  er  unnachsichtlich  zur  Tax- 
zahlung verpflichtet. 

§  11.  In  der  Regel  hat  es  von  nun  an  von  eigenen  Gesuchen  um  Be- 
freiung von  der  ganzen  oder  halben  Prüfungstaxe  ganz  abzukommen.  Die 
bisher  den  Länderchefs  allgemein  in  erster  Instanz  vorbehaltene  Wirk- 
samkeit, über  Befreiungsgesuche  von  den  Staatsprüfungstaxen  zu  entscheiden, 
hat  somit  zu  entfallen,  doch  bleiben  selbstverständlich  diejenigen  Befreiungen, 
welche  dieselben  in  Gemäßheit  des  ho.  Erlasses  vom  11.  November  1850 


0  Vgl,  hiezu  §  13  bei  Nr.  640. 

*)  Ober  die  Besteuerung  des  Einkommens  aus  den  Pri^fungstaxen  vgl.  Nr.  105  und  HO. 

*)  5.  die  Bestimmungen  der  §§  12  bis  31  des  KoUegiengeldgesetzes  Nr.  301  und  397. 


g33  II*  l'^ll:  Studien  Vorschriften;  B.  Die  vier  Faknltfttsstndien. 

bei  Kundmachung  dieser  Verordnung  an  Kandidaten  für  das  Studienjahr 
1855/56  bereits  erteilt  haben,  für  dieses  Studienjahr  in  Kraft. 

[§§  12  und  13.]  1) 

§  14.  Alle  aus  was  immer  für  einem  Titel  entspringenden  Taxbe- 
freiungeii  haben  für  Wiederholungsprüfungen  keine  Anwendung. 

§  15.  Glaubt  sich  ein  Kandidat  durch  die  Taxforderung  von  Seite 
des  Kommissionspräses  beschwert,  so  steht  ihm  der  Rekurs  an  den  Landes- 
chef zu. 

§  16.  Gegen  die  in  solchen  Fällen  von  dem  Landeschef  gefällten 
Entscheidungen  [sowie  gegen  Entscheidungen  derselben  in  dem  Falle  des 
§  12  dieser  Verordnung],  findet  kein  weiterer  Rekurs  statt. 


Np.  643. 


Ans  dem  Erlasse  des  Hlnlsterliuns  f  flr  K.  n.  U.  Tom  27.  Aapst  1858. 

Z.  12.988, 

an  das  Präsidium  der  Staatsprüfungskommission  für  die  judiziellen  Staats- 
prüfungen in  Krakau, 

(womit  Weisungen  in  Betreff  der  Befreiung  vom  Erläge  der  Prüfnngs- 

taxe  erteilt  werden). 

Die  auf  Grund  des  §  9  des  Gesetzes  vom  10.  März  1856,  RGBNr.  37,  <) 
erlangte  Befreiung  von  dem  Erläge  der  Prüfungstaxe  hört  dadurch  nicht  auf, 
daB  der  Befreite  die  Prüfung  nicht  an  dem  Orte  ablegt,  an  welchem  er 
die  Befreiung  von  dem  Kollegiengeide  erlangt  hat. 


Np.  644. 
Erlaß  des  Ministerlnms  fflr  K.  n.  U.  vom  7.  Oktober  1859,  Z.  12.661 

an  die  Präsidien  der  theoretischen  Staatsprüfungskommissionen, 

(betreffend  die  Aufhebung  des   bisher   bestandenen  Verbotes,  einen 

Kandidaten,  der  bei  einer  theoretischen  Staatsprfifung  zweimal  reprobiert 

wurde,  zur  weiteren  Wiederholung  derselben  zuzulassen). 

Im  Anschlüsse  erhält  das  Präsidium  eine  Abschrift  eines  unter  einem 
im   Reichsgesetzblatte   (Nr.  186)   eingeschalteten   Erlasses,^)   betreffend  die 


')  §§  ^2  und  13  sind  im  Hinblick  auf  die  durch  dU  neue  Juristisdie  Studienordimng  ausgesprochene 
Unzuiässigkeii  der  Ablegung  von  theoretischen  StaaisprSfungen  aufOrund  von  Privatstadien  a^ßer 
Oeltung  getreten, 

«)  s.  Nr,  64Z 

*)  Die  Motive  und  Weisungen  dieses  Erlasses  haben  auch  gegenwärtig  insofern  ihre  Wirk- 
samkeit nicht  verloren,  als  die  geltende  juristische  Pri^fungsordnang  (s,  Nr,  636  und  6MJ  die  ZaU 
der  Wiederholungen  bei  den  theoretischen  Staatsprüfungen  nicht  einschränkt. 

Der  Erlqß  vom  7,  Oktober  1859,  Z,  1Z661,  RQBNr,  186,  hat  folgenden  Wortlaat: 

Die  Bestimmungen  der  §§  33  und  34  des  ho.  Erlasses  vom  16.  April  1856,  RQB.  Z.  17S, 
denen  zufolg^e  Kandidaten,  welche  bei  einer  und  derselben  StaatsprOfung  wiederholt  reprobiexl 
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Aufhebung  des  bisherigen  Verbotes,  einen  Kandidaten,  der  bei  einer  theore- 
tischen Staatsprüfung  zweimal  reprobiert  wurde,  zur  weiteren  Wiederholung 
derselben  zuzulassen. 

Diesem  Erlasse  liegt  die  Absicht  zu  Grunde,  jene  moralische  Zwangs- 
lage zu  beseitigen,  in  welche  die  Prüfungskommissare  durch  den  Umstand 
versetzt  waren,  daß  die  wiederholte  Reprobation  nicht  bloß  die  ungenügenden 
Kenntnisse  des  Kandidaten  konstatierte,  sondern  zugleich  ihn  unwieder- 
bringlich von  der  bereits  durch  viele  Jahre  verfolgten  Laufbahn  ausschloß. 
Durch  diese  Zwangslage  mochten  sich  die  Prüfungskommissäre  mitunter 
bewogen  gefunden  haben,  bei  Wiederholungsprühingen  Kandidaten  zu  appro- 
bieren, deren  Leistungen  bei  einer  ersten  Prüfung  durchaus  nicht  für 
genügend  erklärt  worden  wären.  Solche  Fälle  sind  aber  nur  zu  sehr 
geeignet,  auch  andere  leichtsinnige  Studierende  zu  dem  Versuche  zu  ver- 
leiten, sich  ohne  ernstliche  Vorbereitung  der  Prüfung  zu  unterziehen.  Indem 
nun  fernerhin  auch  eine  wiederholte  Reprobation  keine  Folgen  nach  sich 
ziehen  wird,  die  sich  bei  genügenden  Fähigkeiten  durch  ernstlichen  Fleiß 
nicht  wieder  überwinden  ließen,  werden  die  Prüfungskommissionen  in  die 
Lage  versetzt,  unbeirrt  von  Rücksichten  des  Mitleides  ihr  Urteil  auf  rein 
objektive  Grundlage  zu  stützen  und  bei  Wiederholungsprüfungen  den- 
selben Maßstab  wie  bei  ersten  Prüfungen  anzulegen,  zumal  auch  die  Be- 
fangenheit der  Kandidaten  nunmehr  bei  Wiederholungsprüfungen  in  keinem 
höheren  Grade  als  bei  ersten  Prüfungen  als  Entschuldigungsgrund  unzu- 
reichender Prüfungsresultate  angeführt  werden  kann.  Das  Ministerium  glaubt 
unter  diesen  Umständen  erwarten  zu  können,  daß  Studierende,  welche 
nicht  die  Kraft  in  sich  fühlen,  die  Prüfungsgegenstände  sich  gehörig  anzu- 
eignen, von  selbst  davon  abstehen  werden,  die  Prüfung  immer  wieder  von 
neuem  zu  versuchen.  Wer  es  gleichwohl  wagen  sollte,  die  Prüfungskommis- 
sion  nur  ermüden   und   dadurch  zur  Nachsicht  zwingen   zu   wollen,  den 


worden  sind,  zur  Wiederholung  derselben  nicht  mehr  zugelassen  werden  dflrfen  und  von  der 
Aufnahme  als  ordentliche  RechtshOrer  an  ehier  Osterreichischen  Universität  [oder  Rechtsakademie] 
ausgeschlossen  sind,  werden  hiemlt  Infolge  der  dem  Unterrichtsministerium  hiezu  mit  Ah. 
Entscbl.  vom  August  laufenden  Jahres  erteilten  Ermächtigung  aufgehoben. 

Dagegen  wird  den  Staatsprflfungskommissionen  zur  strengen  Pflicht  gemacht,  gewissen- 
haft darauf  zu  bestehen,  dafi  bei  allen  Wiederholungsprüfungen  denselben  Anforderungen  ent- 
sprochen werde,  welche  an  die  sich  zum  ersten  Male  einer  Prüfung  unterziehenden  Kandidaten 
zu  stellen  sind. 

Obrigens  sind  Kandidaten,  welche  schon  zweimal  bei  einer  und  derselben  Staatsprüfung 
reprobiert  worden  sind,  zu  ferneren  Wiederholungen  derselben  in  keinem  Falle  in  kürzerer 
Zeit,  als  nach  Verlauf  von  zwei  akademischen  Semestern  und  nur  unter  der  Bedingung  zuzulassen, 
dafi  sie  den  Weisungen,  welche  Ihnen  die  Prüfungskommissionen  allenfalls  bezüglich  des  wieder- 
holten Besuches  von  Vorlesungen  über  gewisse  Fächer  zu  erteilen  finden,  getreulich  nach- 
gekommen sind. 

Von  der  Im  §  33  des  ho.  Erlasses  vom  16.  April  1856,  ROB.  Z.  54,  angeordneten  Mitteilung 
wiederholter  Reprobatlonen  an  sämtliche  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Fakultäten  [und 
Rechtsakademien]  erhält  es  hiemlt  sein  Abkommen ;  dagegen  bleiben  die  Bestimmungen  des  §  32 
desselben  Gesetzes  über  die  Eintragung  jeder  Staatsprüfung  in  das  Meldungsbuch  des  Kandidaten 
in  Kraft  und  Anwendung  und  werden  den  Staatsprüfungskommissionen  hlemit  zur  genauen 
Beobachtung  eingeschärft. 
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werden  sie  durch  Verlängerung  des  Termines  zur  abermaligen  Wiederholung 
hintanhalten  können.  Sollte  übrigens  die  Erfahrung  noch  andere  Maßregeln 
rätlich  erscheinen  lassen,  so  wäre  hierüber  anher  zu  berichten. 


Np.  645. 

Abs  dem  Erlasse  des  Staatsmlnlsters  (K.  a.  U4  vom  11.  Septem- 
ber 1861,  Z.  7684/498. 

an  den  Statthalter  in  Steiermark, 

(betreffend  die  Ablegang  der  jadiziellen  Staatsprüfung  In  italienischer 
Sprache  vor  der  Judlziellen  Staatsprüfungskommission  in  Graz). 

Ober  den  Präsidialbericht  vom  11.  August  d.  j.,  Z.  2745,  und  in 
Erledigung  der  mit  demselben  vorgelegten  Berichte  des  Präses  der  judi- 
ziellen  Staatsprüfungskommission  genehmige  ich,  daß  denjenigen  Kandi- 
daten der  judiziellen  Staatsprüfung  italienischer  Zunge,  welche  durch  die 
Beschränkung  des  Besuches  der  Universität  Padua  auf  die  Landesangehörigen 
des  lombardisch-venezianischen  Königreiches  veranlaßt  worden  sind,  ihre 
rechts-  und  staatswissenschaftliche  Studienlaufbahn  an  der  Orazer  Univer- 
sität zu  betreiben  und  welche  der  deutschen  Sprache  nicht  in  hinreichendem 
Grade  mächtig  sind,  bis  auf  weitere  Anordnung  gestattet  werde,  über  ihr 
diesfalls  an  den  Präses  der  Kommission  gestelltes  Ansuchen  diese  Prüfung, 
sowie  dies  mit  dem  Erlasse  des  bestandenen  Unterrichtsministeriums  vom 
23,  November  1858,  Z.  19.872,^)  bezüglich  der  rechtshistorischen  Prüfung 
zugestanden  wurde,  in  italienischer  Sprache  abzulegen. 

Es  versteht  sich  hiebei  von  selbst,  daß  diese  ihnen  in  sprachlicher 
Beziehung  zugewendete  Rücksicht  in  keiner  Weise  dahin  ausgebeutet  werden 
dürfe,  solchen  Kandidaten  auch  in  Ansehung  des  Maßes  ihrer  Kenntnisse 
und  der  diesfälligen  Beurteilung  ihrer  wissenschaftlichen  Befähigung  eine 
den  Absichten  des  Staatsprüfungsgesetzes  zuwiderlaufende  Begünstigung  zu 
teil  werden  zu  lassen. 

Im  Gegenteile  muß  eben  der  Umstand,  daß  derlei  Kandidaten  der 
Natur  der  Sache  nach  aus  dem  Anhören  der  deutschen  Vorlesungen  einen 
verhältnismäßig  geringeren  Nutzen  gezogen  haben,  als  ein  Grund  mehr 
angesehen  werden,  zwar  nicht  sie  intensiv  strenger  zu  prüfen,  als  ihre 
deutschen  Mitschüler,  wohl  aber  die  Prüfung  doch  so  eingehend  vorzunehmen, 
daß  am  Schlüsse  derselben  mit  Beruhigung  über  das  Resultat  ihrer  akade- 
mischen Verwendung  und  das  Maß  der  angeeigneten  Kenntnisse  abgesprochen 
werden  kann. 

Die  Hauptbedingung  zur  Erreichung  dieses  Zieles  liegt  in  dem  Vor- 
handensein von  Prüfungskommissären,  welche  nicht  nur  hinlängliche  Fach- 
kenntnisse und  die  richtige  Methode  des  Examinierens,  sondern  auch  eine 
hinreichende  Kenntnis  der  italienischen  Sprache  besitzen. 


>)  s.  Nr.  640  (§  14,  Anmerkung  *)). 
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Np.  646. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  n.  U.  vom  19.  September  1871 Z.  10.558, 

an  die  k.  k.  Statthalterei  für  Qalizien, 

<betreffend  die  Elnffihning  der  polnischen  Sprache  als  Qeschäftssprache 
bei  den  theoretischen  Staatsprflfttngskomniissionen  in  Krakau). 

Dem  vom  juridischen  Professorenkoilegium  und  dem  ersten  Präses  der 
Staatsprüfungskommission  in  Krakau  gestellten  und  von  dem  Statthalterei- 
präsidium mit  dem  Berichte  vom  5.  September  d.  J.,  Z.  5412/pr.  befür- 
worteten Antrage  entsprechend  genehmige  ich,  daß  die  polnische  Sprache 
bei  den  Staatsprüfungskommissionen  als  Geschäftssprache  eingeführt,  die 
Prüfungsprotokolle  in  dieser  Sprache  geführt  und  die  Zeugnisse  je  nach  dem 
Wunsche  der  Prüfungskandidaten  in  der  polnischen  oder  in  der  deutschen 
Sprache  ausgefertigt  werden. 

Np.  647. 
Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  a.  U.  vom  5.  Aapst  1880,  Z.  11.747. 

MVBNr.  27. 

an    das   Präsidium    der  stäatswissenschaftlichen  Staatsprüfungskommission 

in  Wien, 

betreffend   den  Zeitpunkt,  bis  zu  welchem  in  jedem  Studienjahre  die 
staatswissenschaftlichen  Staatsprüfungen  vorzunehmen  sind. 

Auf  den  Bericht  vom  23.  Juli  d.  J.,  Z.  142,  finde  ich  anzuordnen, 
daß  künftighin  die  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfungen  an  der  Univer- 
sität Wien  mit  15.  Juli  abgeschlossen  werden.^) 


Np.  648. 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  a.  U.  vom  29.  Juni  1882,  Z.  758/KUM. 

RGBNr.  95,  HVBlIr.  29. 

an  den  Statthalter  in  Böhmen  und  das  Präsidium  der  theoretischen  Staats- 
prüfungskommission in  Prag, 
betreffend  die  aus  Anlaß  der  Aktivierung  der  Universität  mit  böhmischer 
Vortragssprache  in  Prag  erforderlichen  Bestimmungen  über  Ablegung 
der  theoretischen  Staatsprüfungen  in  deutscher  und  böhmischer  Sprache. 

In  Gemäßheit  der  Ah.  Entschl.  vom  11.  April  1881,  betreffend  die 
Aktivierung  der  Universität  mit  böhmischer  Vortragssprache  ist  die  Sprache 
der  Staatsprüfungen  in  Prag  in  der  Weise  zu  regeln,  daß  bei  den  Prüfungs- 
kandidaten die  vollkommene  Kenntnis  der  deutschen  Sprache  und  die 
Fähigkeit,  sich  ihrer  zu  bedienen,  sichergestellt  werde. 

^yOemäß  §  5  des  Gesetzes  vom  20.  April  1893,  RQBNr.  68  (s.  Nr.  635J,  kann  die  Staats- 
wissensehaßüche  Staatspri^fuag  nunmehr  in  den  letzten  vier  Wochen  des  letzten  (Vlll.) 
Semesters  abgelegt  werden.  Die  Anmeldung  för  den  JuUtermin  hat  spätestens  bis  15.  Juni  zu 
erfolgen  (§  10  bei  Nr.  640). 


g^2  I'*  "^^'l  •  Studienvorschriften ;  B.  Die  vier  Fakultfitsstudien. 

Ich  finde  hienach  auf  Grund  Ah.  Ermächtigung  vom  27.  Juni  1882  in 
dieser  Richtung  nachstehendes  anzuordnen: 

1.  Die  Staatsprüfungskommission  in  Prag  hat  auch  nach  Aktivierung 
der  Universität  mit  böhmischer  Vortragssprache  als  eine  einheitliche  in 
allen  ihren   Abteilungen  i)   fortzubestehen. 

Die  nach  den  bestehenden  Vorschriften  dem  Dekane,  beziehungsweise 
dem  ProfessorenkoUegium  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät 
zukommenden  Funktionen  bezüglich  der  Meldung  und  der  Zulassung  der 
Kandidaten  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  sind  in  Hinkunft  von  den 
Dekanen  und  den  Professorenkollegien  der  beiden  Fakultäten  für  die  der 
betreffenden  Fakultät  angehörigen  ordentlichen  Studierenden  auszuüben.  Der 
Präses  der  rechtshistorischen  Staatsprüfungskommission  hat  sohin,  wie  bisher, 
die  Verweisung  der  zugelassenen  Kandidaten  zu  den  Spezialkommissionen 
vorzunehmen. 

2.  Jedem  Kandidaten,  welcher  eine  Staatsprüfung  vor  der  Prüfungs- 
kommission in  Prag  ablegt,  ohne  Unterschied,  an  welcher  Universität 
er  die  Vorlesungen  frequentiert  hat,  steht  es  frei,  dieselbe  entw^eder  aus- 
schließlich in  deutscher  oder  in  deutscher  und  böhmischer  Sprache 
abzulegen.2) 

3.  Im  Falle  die  Prüfung  in  deutscher  und  böhmischer  Sprache 
abgelegt  wird,  muß  dieselbe  mindestens  aus  einem  Prüfungsfache  in 
deutscher  Sprache  abgelegt  werden. 

Die  Wahl  der  Prüfungsfächer,  beziehungsweise  des  Prüfungsfaches 
bleibt  in  allen   Fällen  dem  Kandidaten  freigestellt.^) 

Bei  der  judiziellen  Staatsprüfung  sind  die  in  der  juristischen  Studien- 
ordnung vom  2.  Oktober  1855  angeführten  vier  Disziplinen  (österreichi- 
sches bürgerliches  Recht,  Handels-  und  Wechselrecht,  Zivilprozeß  und  Ver- 
fahren außer  Streitsachen,  Strafrecht  und  -Prozeß)  als  je  ein  Fach  zu  be- 
trachten.*) 

^)  Bezüglich  der  rechtshistorischen  Staatsprüfiingskomnüssion  abgeändert  dar A  Erlaft 
des  Ministers  ffir  K.  u.  U.  vom  2.  Att^nst  1905,  RQBNr.  131,  MVBNr.  42:  Auf  Ornnd 
Ah.  Ermächtls^ing  vom  25.  Juli  1905  finde  ich  die  Bestimmung:  des  Punktes  1  des  MinErl.  vom 
29.  Juni  1882,  ROBNr.  95,  betreffend  die  theoretischen  Staatsprflfungen  in  Präs:  dahin 
abzufinden!,  dafi  unter  Aufrechterhaltungr  der  bisherigen  Einheitlichkeit  bei  der  judiziellen  and 
staatswissenschaftlichen  Staatsprflfungskommission  in  Prag  fflr  jede  der  dortigen  Universifiten 
eine  eigene  rechtshistorische  StaatsprOfungskommission  mit  einem  selbstlndigen 
PrSses  und  VlzeprSses  vom  Studienjahre  1905/6  ab,  bestellt  werde. 

Die  Bestimmungen  der  mit  dem  MinErl.  vom  23.  September  1896,  ROBNr.  183,  kund- 
gemachten Prflfungslnstruktlon  haben  auf  jede  der  beiden  rechtshistorischen  Staatsprflfnngs- 
kommissionen  volle  Anwendung  zu  finden. 

*)  Diese  Bestimmung  erfuhr  durch  die  MinVdg,  vom  /.  Juli  1899,  MVBNr,  39  rücksichOiA 
der  rechtshistorischen  Staatsprüfungen  eine  Abänderung,  (VgL  Nr.  6^.J 

')  Mit  KUMEH,  vom  17,  September  1882,  ad  Z.  758/ KUM,  wurde  angeordnet,  dafi  als 
Vorsitzender  bei  den  zur  Abhaltung  der  Prüfung  In  deutscher  und  böhmischer  Sprache  zusammen- 
zusetzenden Spezialkommissionen  ebenso  wie  als  Examinatoren  fflr  die  hlebei  in  deutscher  Sprache 
zu  prüfenden  Fächer  stets  nur  jene  Vorstände,  beziehungsweise  Mitglieder  der  betreSendeo 
Abteilung  der  Staatsprüfungskommission  zu  fungieren  haben,  welche  der  böhmischen  Sprache 
wenigstens  insoweit  mächtig  sind,  um  dem  Gange  der  Prüfung  In  böhmischer  Sprache  folgea 
und  sich  ein  Urteil  Über  das  Ergebnis  derselben  bilden  zu  können. 

')  Übereinstimmend  mit  §  15,  dritter  Absatz,  der  derzeit  geltenden  Präftuigsinstmkiiom 
(s,  Nr,  640).  VgL  hiezu  auch  Nr,  636  (§  26,  dritter  Absatz). 


Rechts-  und  staatswissenschaftliche  Staatsprüfungen.  g^Q 

4.  Wenn  ein  Kandidat  bei  der  Prüfung  zwar  hinreichende  Fachkennt- 
nisse ausweist,  seine  Kenntnis  der  deutschen  Sprache  aber  bei  der  hier- 
über gesondert  vorzunehmenden  Abstimmung  als  unzureichend  erkannt  wird, 
so  hat  derselbe  die  Prüfung  aus  dem  in  deutscher  Sprache  geprüften  Fache, 
beziehungsweise,  wenn  deren  mehrere  sind,  aus  einem  derselben  in  dem 
von  der  Kommission  nach  Maßgabe  der  bestehenden  Vorschriften  zu  be- 
stimmenden Termine  in  deutscher  Sprache  zu  wiederholen.  Bevor  diese 
Wiederholungsprüfung  mit  Erfolg  bestanden  ist,  hat  die  abgelegte  Staats- 
prüfung keine  rechtliche  Wirkung.  Die  Kommission  für  die  Wiederholungs- 
prüfung ist  in  der  sonst  üblichen  Weise  zusammenzusetzen.^) 

[5.  Das  an  der  Universität  mit  böhmischer  Vortragssprache  erlangte 
Doktorat  der  Rechte  hat  nur  dann  gleiche  Wirkung  mit  den  vollkommen 
abgelegten  Staatsprüfungen,  wenn  jedes  der  Rigorosen  mindestens  aus 
einem  Prüfungsfache  in  deutscher  Sprache  mit  gutem  Erfolge  abgelegt 
worden  ist  (§  3).]«) 

6.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  mit  1.  Oktober  1882  in 
Kraft;  alle  mit  denselben  nicht  im  Widerspruche  stehenden  Vorschriften  über 
die  Staatsprüfungen  bleiben  auch  ferner  in  Wirksamkeit. 


Np.  649. 

Yerordnimg  des  Ministers  f Or  K.  d.  U.  vom  1.  Juli  1889,  Z.  1170/KUMp 

RßBNr.  106,  MVBNr.  39, 

betreffend  die  Prfifungssprache  bei  den  theoretischen  Staatsprüfungen 

in  Prag. 

Auf  Grund  Ah.  Ermächtigung  vom  30.  Juni  1889  finde  ich  in  teil  weiser 
Abänderung  des  MinErl.  vom  29.  Juni  1882,  Z.  758/KUM.,«)  betreffend  die 
Prüfungssprache  bei  den  theoretischen  Staatsprüfungen  in  Prag  nachstehendes 
anzuordnen : 

1.  Bei  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  steht  dem  Kandidaten 
die  Wahl  der  Prüfungssprache  in  der  Weise  frei,  daß  sie  die  Prüfung 
ausschließlich  in  deutscher  oder  ausschließlich  in  böhmischer  oder  je  nach 
den  einzelnen  Prüfungsfächern  in  deutscher  und  böhmischer  Sprache  ab- 
legen können. 

Hinsichtlich  der  Reprobation  und  des  Wiederholungstermines  gelten 
bei  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  ohne  Rücksicht  auf  die  Prüfungs- 
sprache die  allgemeinen  Bestimmungen. 

2.  In  Betreff  der  judiziellen  und  der  staatswissenschaftlichen 
Staatsprüfung  bleiben  die  Bestimmungen  des  Erlasses  vom  29.  Juni  1882 
mit  der  Maßgabe  in  Kraft,  daß  Kandidaten,  welche  wegen  unzureichender 

0  Mit  dem  Erlasse  vom  29.  Juni  1882,  Z.  7581 KUM,  womit  der  obige  MinErL  intimiert 
wurde,  wurde  es  den  Vorstftnden  der  Staatsprflfungfskommlsslonen  zur  Pflicht  g^emacht,  anf  die 
genaue  Handhabung  der  obigen  Vorschriften  bedacht  zu  sein,  und  insbesondere  dafflr  Sorge 
zu  tragen,  dafi  kein  Kandidat  bei  der  Staatsprflfung  die  Approbation  erhftlt,  ohne  die  volle 
Kenntnis  der  deutschen  Sprache  nachgewiesen  zu  haben. 

*)  Aufgehoben  durch  §  6  des  Gesetzes  vom  20.  April  1893,  RQBNr.  68  (s.  Nr.  635). 

»)  s.  Nr.  648. 


g^4:  '''  '^^^^'  Studienvorschriften;  B.  Die  vier  Fakultätsstudlen. 

Kenntnis  der  deutschen  Sprache  reprobiert  worden  sind,  nicht  vor  Ablauf  von 
sechs  Monaten  zur  Wiederholung  der  Prüfung  zugelassen  werden  können. 
Die    Bestimmungen   des   Punktes  1    dieser   Verordnung  treten   sofort 
und  jene  des  Punktes  2  mit  1.  Jänner  1890  in  Wirksamkeit 


Np.  650. 
Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  d.  U.  vom  15.  Mflrz  1896,  Z.  27.813  ex  1895. 

an  alle  Dekanate  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten, 
(betreffend  die  Zulassung  von  Rechtshörern  mit  mehr  als  drei  Semestern 
zur  rechtshistorischen  Staatsprüfung  im  Termine  zu  Beginn  des  Sommer- 
Semesters). 

Aus  Anlaß  einer  Anfrage,  ob  Studierende  der  Rechte,  welche  mehr 
als  drei  Semester  aufweisen,  im  Sinne  des  §  11  der  Verordnung  vom 
24.  Dezember  1893,  RGBNr.  204,i)  zu  dem  nach  §  19  dieser  Verordnung 
zu  Beginn  des  Sommersemesters  festgesetzten  Termine  zur  rechtshistori- 
sehen  Staatsprüfung  zuzulassen  sind,  finde  ich  dem  Dekanate  nachstehen- 
des zur  Danachachtung  zu  eröffnen: 

Durch  die  Bestimmung  des  §  5  des  Gesetzes  vom  20.  April 
1893,  RGBNr.  68,»)  und  des  damit  gleichlautenden  §  11  der  ob- 
zitierten  Durchführungsverordnung  soll  Studierenden  der  Rechte,  welche 
fleißig  und  befähigt  genug  sind,  um  sich  in  einem  Zeitraum  von 
drei  Semestern  den  gesamten  für  die  rechtshistorische  Staatsprüfung  vor- 
geschriebenen Lehrstoff  anzueignen,  die  Möglichkeit  geboten  werden,  sidi 
dieser  Prüfung  schon  in  den  ersten  vier  Wochen  des  vierten  Semesters 
ihrer  juristischen  Studien,  und  zwar  in  der  Regel  zu  Beginn  des  Sommer- 
semesters zu  unterziehen.  Hiedurch  erwächst  solchen  Studierenden  der 
wesentliche  Vorteil,  in  dem  zweiten  Studienabschnitte  sich  dem  Studium 
des  geltenden  österreichischen  Rechtes  und  der  Staatswissenschaften,  sowie 
der  Vorbereitung  zu  den  betreffenden  Prüfungen  mit  der  nach  der  Be- 
deutung und  dem  Umfange  dieser  Disziplinen  wünschenswerten  Intensität 
innerhalb  der  normalmäßigen  Studiendauer  durch  fünf  Semester  widmen 
zu  können.  Diese  den  derart  qualifizierten  Studierenden  durch  die  bestehende 
Studien-  und  Prüfungsordnung  eingeräumte  Begünstigung  schließt  jedoch 
keineswegs  aus,  daß  auch  Studierende  mit  vier  und  mehr  Semestern,  wo- 
fern sie  nur  die  für  die  Zulassung  zur  rechtshistorischen  Staatsprüfung 
normierten  Bedingungen  erfüllt  haben,  zur  Ablegung  dieser  Prüfung  in  dem 
zu  Beginn  des  Sommersemesters  angeordneten  Termine  zugelassen  werden. 

Dies  erhellt  auch  aus  der  Bestimmung  des  §  19  der  zitierten  Ourch- 
führungsverordnung,  der  zufolge  der  in  Rede  stehende  Prüfungstermin  dem 
Juli-  und  Oktobertermine  gleichgestellt  ist,  sowie  aus  der  Anordnung  des 
§  3,  Schlußsatz,  in  Verbindung  mit  §  2  dieser  Verordnung. 

Selbstverständlich  sind  aber  Studierende,  welche  sich  auf  Grund  des 
§  33  der  obgedachten  Durchführungsverordnung  der  rechtshistorischen  Staats- 
prüfung nach  Maßgabe  der  früher  geltenden  Normen  unterziehen  wollen, 

*)  s.  Nr.  636.  —  «)  s.  Nr.  635. 


Rechts-  und  staatsvissenschtftliche  StaatsprQlnngen.  84k5 

im  Sinne  des  dem  Dekanate  mitgeteilten  Erlasses  vom  16.  Oktober  1894, 
Z.  23.801,^)  von  dem  erst  durch  die  neue  juristische  Studien-  und  Prüfungs- 
ordnung eingeführten  Termine  zu  Beginn  des  Sommersemesters  ausge- 
schlossen. Diese  Studierenden  können  daher  ohne  besondere  hierortige 
Genehmigung  zur  Ablegung  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  in  dem 
bezeichneten  Termine  nicht  zugelassen  werden. 


Np.  651. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  o.  U.  vom  23.  Janner  1897.  Z.  29.569 

ex  1896.  M¥BNr.  12. 

an   die  Dekanate  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen   Fakultäten  und 

die  Präsidien  der  judiziellen  Staatsprüfungskommissionen, 
betreffend  die  Einbeziehung  der  neuen  Zivilprozeßgesetze  unter  die 
PiüfungsgegenstSnde  der  judiziellen  Staatsprüfung  und  des  Judiziellen 

Rigorosttms. 
Mit  Rücksicht  auf  die  mit  1.  Jänner  1898  eintretende  Wirksamkeit 
der  neuen  Zivilprozeßgesetze  finde  ich  anzuordnen,  daß  vom  15.  Mai  1897 
ab  bei  der  judiziellen  Staatsprüfung  von  der  Prüfung  des  bisher  geltenden 
österreichischen  zivilgerichtlichen  Verfahrens  abgesehen  werde,  an  dessen 
Stelle  die  neuen  Zivilprozeßgesetze,  und  zwar  die  Gesetze  vom  1.  August 
1895,  RGBNr.  110  und  111  (Jurisdiktionsnorm),  die  Gesetze  vom  1.  August 

1895,  RGBNr.  112  und  113  (Zivilprozeßordnung),  die  Gesetze  vom  27.  Mai 

1896,  RGBNr.  78  und  79  (Exekutionsordnung)  und  das  Gesetz  vom  27.  No- 
vember 1896,  RGBNr.  217  (Gerichtsorganisationsgesetz)  gemäß  §  13,  Punkt  3 
der  MinVdg.  vom  24.  Dezember  1893,  RGBNr.  204,«)  als  Prühmgsgegen- 
stand  zu  treten  haben. 

Aus  den  neuen  Zivilprozeßgesetzen  sind  von  dem  gedachten  Zeit- 
punkte ab  ausnahmslos  nicht  nur  jene  Studierenden  zu  prüfen,  welche 
sich  der  judiziellen  Staatsprüfung  zum  ersten  Male  unterziehen,  sondern 
auch  jene,  die  vor  dem  15.  Mai  1897  bei  dieser  Prüfung  reprobiert 
wurden. 

Der  gleiche  Vorgang  ist  bei  den  judiziellen  Rigorosen  zu  beobachten. 

Bis  zum  15.  Mai  1897  ist  es  den  Studierenden  freigestellt,  die  Prüfung 
aus  dem  noch  derzeit  in  Geltung  stehenden  Zivilprozeßrechte  oder  aus 
dem  neuen  Zivilprozeßrechte  abzulegen;  dieselben  sind  jedoch  gehalten, 
die  in  dieser  Hinsicht  getroffene  Wahl  in  ihrem  Gesuche  um  Zulassung 
zu  der  judiziellen  Staatsprüfung,  beziehungsweise  zu  dem  judiziellen  Rigo- 
rosum  bestimmt  anzugeben,  widrigens  angenommen  wird,  daß  sie  sich 
für  die  Prüfung  aus  dem  neuen  Zivilprozeßrechte  entschieden  haben. 

')  Mit  obigem  Erlasse  wurde  angeordnet,  daß  es  Studierenden,  weiche  die  in  §  33  der 
MinVdg.  vom  24,  Dezember  1993,  RQBNr,  204  bezeidinete  Studienzeit  zurückgelegt  haben,  frei  steht, 
sich  der  Staatsprüfung  entweder  nach  den  früheren  oder  nach  den  gegenwdräg  geltenden  Normen 
zu  unterziehen;  Je  nach  der  getroffenen  Wahl  sind  dieselben  nicht  nur  bezüglich  der  Voraus- 
setzungen der  Zulassung,  sondern  auch  in  Jeder  anderen  Bezie/iung,  namentlich  in  Beireff  der 
Prüfungsgegenstände  und  der  Reprobationstermine  nach  den  betreffenden  Bestimmungen  zu 
behandeln. 

•)  *.  Nr,  636, 


g4g  II.  Teil :  Studienvorschriften ;  B.  Die  vier  Fakultitsstudien. 

Np.  652. 
Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  a.  ü.  vom  20.  Septemlier  1897,2.23.879. 

MTBNr.  54, 

an   sämtliche    Präsidien   der   staatswissenschaftlichen   Staats- 

prühingskommissionen, 

(betreffend  die  Berficksichtigung  der  neuen  Gesetzgebung  ober  die 
Personalsteuem  bei  der  staatswissenschaftlichen  Staatsprfiftmg). 

Mit  Rücksicht  auf  die  mit  1.  Jänner  1898  eintretende  Wirksamkeit  des 
Gesetzes  vom  25.  Oktober  1896,  RGBNr.  220,  betreffend  die  direkten 
Personalsteuern,  finde  ich  anzuordnen,  daß  vom  1.  November  1897  ab 
bei  der  Prüfung  aus  der  Finanz  Wissenschaft  die  neue  Gesetzgebung  über 
die  Personalsteuern  an  Stelle  der  früheren  diesfälligen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen den  Prüfungsgegenstand  zu  bilden  hat. 

Aus  diesem  Gesetze  sind  von  dem  gedachten  Zeitpunkte  ab  aus- 
nahmslos nicht  nur  jene  Studierenden  zu  prüfen,  welche  sich  der  staats- 
wissenschaftlichen Staatsprüfung  zum  ersten  Male  unterziehen,  sondern  auch 
jene,  welche  vor  dem  1.  November  1897  bei  dieser  Prüfung  reprobiert 
wurden. 

Nr.  653. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  17.  Febmar  1899,  Z.  2340. 

MVBNr.  5. 

an  die   Dekanate  der  rechts-  und  Staats  wissenschaftlichen   Fakultäten    und 
an  die  Präsidien  der  rechtshistorischen  Staatsprüfungskommissionen, 

betreffend  die  ausnahmsweise  Abkürzung  der  ffir  die  Reprobation  bei 
den  rechtshistorischen  Staatsprüfungen  vorgeschriebenen  Frist  von  zwei 

Semestern. 

Ich  finde  zu  gestatten,  daß  die  Reprobation  eines  Kandidaten  bei 
der  rechtshistorischen  Staatsprüfung  ausnahmsweise  auch  auf  die  Dauer 
eines  Semesters  festgesetzt  werde. 

In  diesem  Falle  hat  die  im  Juli-  oder  Oktobertermine  erfolgte  Reprobation 
bis  zum  Termine  zu  Beginn  des  nächsten  Sommersemesters  und  die  Repro- 
bation in  .diesem  Termine  bis  zum  nächsten  Oktobertermine  zu  dauern  und 
wird  der  Kandidat  zu  verpflichten  sein,  während  dieser  Zeit,  welche  wie 
bisher  in  die  für  die  juristischen  Studien  vorgeschriebene  Studiendauer 
nicht  einrechenbar  ist,i),  im  Sinne  des  §  27,  lit.  a  der  MinVdg.  vom  24.  De- 
zember 1893,  MVBNr.  1  ex  1894,*)  Vorlesungen  aus  dem  Kreise  der  Prüfungs- 
gegenstände  im  Minimalausmaße  von  10  Stunden  in  der  Woche  zu  be- 
suchen. Von  der  hienach  zulässigen  Abkürzung  der  vorgeschriebenen  Re- 
probationsfrist  auf  ein  Semester  wird  jedoch  nur  in  besonders  rücksichts- 


»)  Vgl.  den  MinErL  vom  17,  Juü  1902,  Z,  23,554  fs,  Nr.  658), 
«)  s.  Nr,  636, 
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würdigen  Fällen  nach  rigoroser  Abwägung  aller  in  Betracht  kommenden 
Verhältnisse  Gebrauch  zu  machen  und  sich  gegenwärtig  zu  halten  sein, 
daß  auch  in  Hinkunft  die  im  §  27,  lit.  a  der  obbezogenen  Verordnung 
festgesetzte  Frist  von  zwei  Semestern  als  die  regelmäßige  Reprobations- 
frist  zu  gelten  hat,  daher  eine  zu  weit  gehende  Milde  in  der  Bemessung 
der  Reprobationsfrist  der  Intention  dieses  Erlasses  nicht  entsprechen  würde. 
Gleichzeitig  ermächtige  ich  das  Dekanat  der  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen Fakultät  der  Universität  in  .  .  .  im  Einvernehmen  mit  dem 
Präsidium  der  rechtshistorischen  Staatsprüfungskommission  solche  Kan- 
didaten, welche  im  Juli-  oder  Oktobertermine  1898  bei  der  rechtshistorischen 
Staatsprüfung  reprobiert  wurden,  sofern  sie  darum  ansuchen,  und  bei  den- 
selben die  oben  angedeuteten  Voraussetzungen  für  eine  Abkürzung  der 
Reprobationsfrist  zutreffen,  ausnahmsweise  bereits  in  dem  Termine  zu  Beginn 
des  Sommersemesters  1899  zur  Wiederholung  der  Prüfung  zuzulassen. 


Nr.  654. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  10.  Jnnl  1899.  Z.  12.282. 

MVBNr.  28. 

an  die  Präsidien  der  judiziellen  und  staatswissenschaftlichen  Staats- 
prüfungskommissionen, 
betreffend  die  ausnahmsweise  Abkürzung  der  für  die  Reprobation  bei 
den  Judiziellen  und  staatswissenschaftlichen   Staatsprüfungen   vorge- 
schriebenen Frist. 
Ich  finde  zu  gestatten,  daß  die  Reprobation  eines  Kandidaten  bei  der 
judiziellen  und  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfung  ausnahmsweise  auch 
auf   die    Dauer   von   vier   Monaten   festgesetzt   werde. 

Von  der  hienach  zulässigen  Abkürzung  der  vorgeschriebenen  Repro- 
bationsfrist wird  jedoch  nur  in  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  nach 
rigoroser  Abwägung  aller  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  Gebrauch 
zu  machen  und  sich  gegenwärtig  zu  halten  sein,  daß  auch  in  Hinkunft 
die  im  §  27,  lit.  b  der  MinVdg.  vom  24.  Dezember  1893,  MVBNr.  1  ex 
1894,^)  festgesetzte  Frist  von  sechs  Monaten  bis  zu  einem  Jahre  als  die 
regelmäßige  Reprobationsfrist  zu  gelten  hat,  daher  eine  zu  weitgehende 
Milde  in   der  Bemessung  der  Reprobationsfrist  der  Absicht^)   dieses   Er- 

»)  s.  Nr.  636, 

^  Mit  dem  MinErl.  vom  30,  Oktober  1900,  Z.  29,909,  wurde  dem  Präsidium  der  Judiziellen 
Staatsprüfungskommbsion  in  Oraz  bemerkt,  daß  dem  Ansuchen  des  absolvierten  RechtshOrers 
N.  N.  um  AbkQrzung  der  ihm  gesetzten  sechs  monatlichen  Reprobationsfrist  zur  Wiederholung^ 
der  von  ihm  mit  ungünstigem  Erfolge  abgelegten  judiziellen  Staatsprüfung  gewährende  Folge 
nicht  gegeben  werden  kann,  weil  es  im  Sinne  des  Erlasses  vom  10.  Juni  1899,  Z.  12.282, 
MVBNr.  28,  dem  Ermessen  der  Prüfungskommission  überlassen  war,  im  Falle  des  Obwaltens 
besonders  rflckslchtswflrdiger  Umstände  eine  Reprobationsfrist  von  vier  Monaten  zu  bestimmen. 
Nachdem  die  Prüfungskommission  von  dieser  Befugnis  keinen  Gebrauch  gemacht  hat,  ist  es 
offenbar,  dafi  das  Ergebnis  der  Prüfung  ein  so  ungünstiges  war,  dafi  eine  kürzere  als  die 
sechsmonatliche  Frist  zur  Ergänzung  der  mangelnden  Kenntnisse  des  Kandidaten  nicht  als  aus- 
reichend  befunden  wurde.  Die  Stattgebung  der  Oesuchsbitte  würde  übrigens  auch  der  Tendenz 
des  obzitierten  Erlasses  widerstreiten,  derzufolge  der  Wiederkehr  derartiger  Gesuche  um  Ab- 
kürzung von  Reprobationsfristen  für  die  Zukunft  vorgebeugt  werden  sollte. 
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lasses  nicht  entsprechen  würde.  Demgemäß  werden  auch  Kandidaten,  weldie 
bei  der  Wiederholung  der  mit  ungünstigem  Erfolge  abgelegten  judiziellen 
oder  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfung  den  vorgeschriebenen  Anforde- 
rungen nicht  entsprechen,  auf  mindestens  sechs  Monate  zurückzuweisen  sein. 

Falls  das  Ende  der  einem  Kandidaten  gesetzten  Reprobationsfrist  etwa 
in  die  Haupt-  oder  Zwischenferien  fiele,  in  denen  gemäß  §  19  der  bezogenen 
Verordnung  Staatsprüfungen  nicht  abgehalten  werden,  verlängert  sich  die 
Reprobationsfrist  über  die  Dauer  dieser  Ferien  hinaus. 

Ich  ermächtige  ferner  das  Präsidium,  jenen  Kandidaten,  welche  bereits 
vor  Wirksamkeit  dieses  Erlasses  bei  der  judiziellen,  beziehungsweise  staats- 
wissenschaftlichen Staatsprüfung  auf  sechs  Monate  reprobiert  wurden,  so- 
fern sie  darum  ansuchen  und  bei  ihnen  die  oben  angedeuteten  Voraus- 
setzungen zutreffen,  die  Wiederholung  der  Prüfung  noch  vor  Ablauf  der 
ihnen  gesetzten  Frist,  und  zwar  unter  Abkürzung  derselben  auf  vier  Monate 
zu  gestatten. 

Nr.  655. 
ErlaB  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  22.  Juni  1899,  Z.  17.409, 

an  das  Präsidium  der  judiziellen  Staatsprüfungskommission  in  Lemberg, 
(betreffend  die  Folgen  der  Versättmung  der  Anmeldefrist  zur  Ablegung 

der  judiziellen  Staatsprüfung  im  Julitermlne). 

Auf  die  mit  Bericht  vom  18.  Juni  d.  J.,  Z.  6,  gestellte  Anfrage  wird 
dem  Präsidium  eröffnet,  daß  das  von  demselben  beobachtete  Vorgehen, 
wonach  einem  ungeachtet  der  ordnungsmäßig  erfolgten  Kundmachung  der 
Anmeldefrist  zur  Ablegung  der  judiziellen  Staatsprüfung  erst  nach  dem 
15.  Juni  sich  meldenden  Kandidaten  die  Zulassung  zu  dieser  Prüfung  im 
Julitermine  verweigert  wurde,  mit  der  Vorschrift  des  §  10  der  Prüfungs- 
instruktion vom  23.  September  1896,  MVBNr.  51,^)  welche  die  Bestimmung 
des  §  23  der  MinVdg.  vom  24.  Dezember  1893,  MVBNr.  1  ex  1894,«)  in 
Ansehung  der  Anmeldefrist  für  den  Julitermin  modifiziert,  vollkommen  im 
Einklang  steht.  Dem  Präsidium  bleibt  es  selbstverständlich  unbenommen,  in 
rücksichtswürdigen  Fällen  auch  nach  Ablauf  der  gesetzten  Frist  sich  mel- 
denden Kandidaten  die  Ablegung  der  Prüfung  im  Julitermin  zu  gestatten. 


Np.  656. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  Tom  26.  September  1900,  Z.  27292, 

an  die  Präsidien  der  rechtshistorischen  Staatsprüfungskommissionen  in  Wien, 

Graz,  Innsbruck,  Prag,  Lemberg,  Krakau  und  Czemowitz, 
(wonach  in  das  Prfifungszeugnis  eines  bei  der  rechtshistorischen  Staats- 
prüfung reprobierten  Kandidaten  ein  Vermerk  fiber  die  demselben  ob- 
liegende Verpflichtung   zam   wiederholten  Besuche  von  Vorlesimsen 

aufzunehmen  ist). 
Es  hat  sich  in  einzelnen  rechtshistorischen  Staatsprüfungskommissionen 
der  Vorgang  eingebürgert,  bei  Ausfertigung  der  Prüfungszeugnisse  repro- 

')  s.  Nr.  640,  —  «)  s.  iVr.  636. 
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bierter  Kandidaten  die  Aufnahme  eines  Vermerkes  über  die  ihnen  nach 
§  27,  lit.  a  der  MinVdg.  vom  24.  Dezember  1893,  RGBNr.  204,i)  obliegende 
Verpflichtung  zum  wiederholten  Besuche  von  Vorlesungen  aus  dem 
Kreise  der  Prüfungsgegenstande  im  Minimalausmaße  von  10  Stunden  in  der 
Woche  zu  unterlassen,  wobei  von  der  Annahme  ausgegangen  wurde,  die 
diesfällige  Bestimmung  des  §  22  der  Prüfungsinstruktion  vom  23.  Sep- 
tember 1896,  RGBNr.  183,^)  bezöge  sich  bloß  auf  derartige  Zeugnisse  der 
judiziellen  und  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfungskommission. 

Die  Wahrnehmung,  daß  infolge  dieser  Unterlassung  Zweifel  an  dem 
aufrechten  Bestände  der  im  §  27,  lit.  a  der  zitierten  Verordnung  nor- 
mierten Auflage  bei  den  reprobierten  Kandidaten  hervorgerufen  und  diese 
im  Falle  der  Nichterfüllung  obiger  Verpflichtung  der  Gefahr  ausgesetzt 
wurden,  von  der  Zulassung  zur  Wiederholungsprüfung  in  dem  ihnen  ge- 
setzten Termine  ausgeschlossen  zu  werden,  veranlaßt  mich,  das  Präsidium 
darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  die  Vorschrift  des  vierten  Absatzes 
des  §  22  der  Prüfungsinstruktion  für  eine  solche  Exemption  der  rechts- 
historischen Staatsprüfungszeugnisse  einen  genügenden  Anhaltspunkt  nicht 
bietet,  indem  daselbst  ganz  allgemein  von  der  nach  §  27  der  Durchführungs- 
verordnung auferlegten  Verpflichtung  zum  wiederholten  Besuche  von  Vor- 
lesungen gesprochen  wird,  ohne,  wie  dies  andernfalls  hätte  geschehen  müssen, 
das  von  den  Reprobationsfolgen  bei  der  judiziellen  und  staatswissenschaft- 
lichen Staatsprüfung  handelnde  Alinea  b  des  §  27  der  zitierten  Verordnung 
ausdrücklich  zu  beziehen. 

Nr.  657. 
ErlaA  des  Ministers  fflr  K.  d.  U.  Tom  8.  Mürz  1902,  Z.  562/KUM, 

an  die  Präsidien  der  theoretischen  Staatsprüfungskommissionen  in  Innsbruck, 
(betreffend  die  Zusammensetzung  der  Spezlalkommissionen  für  die  in 
Innsbruck  in  italienischer  Spraclie  vorzunelimenden  Staatsprüfungen). 

Im  Hinblicke  auf  die  mit  dem  ho.  Erlasse  vom  8.  März  1.  J., 
Z.  562/KUM,>)  getroffenen  provisorischen  Maßnahmen,  betreffend  die  Zu- 
ziehung der  Professoren  der  Rechte  mit  deutscher  und  mit  italienischer 
Vortragssprache  an  der  Universität  in  Innsbruck  zu  den  strengen  Prüfungen 
behufs  Erlangung  des  Doktorates  der  Rechte  und  den  Promotionen,  finde 
ich  das  Präsidium  der  (rechtshistorischen,  judiziellen,  staatswissenschaft- 
lichen) Staatsprüfungskommission  in  Innsbruck  in  Ergänzung  der  Bestim- 
mungen des  §  8  der  mit  dem  MinErl.  vom  23.  September  1896,  Z.  2161/KÜM., 
ROBNr.  183,^)  kundgemachten  Prüfungsinstruktion  in  Ansehung  der  Zu- 
sammensetzung der  Spezlalkommissionen  anzuweisen,  in  Hinkunft  ordent» 
Uche  und  außerordentliche  Professoren  sowohl  in  ihrem  Nominalfache,  als 
auch,  wenn  sie  für  ein  anderes  Prüfungsfach  ernannt  sind,  grundsätzlich  nur 
zu  jenen  Staatsprüfungen  zuzuziehen,  die  in  der  ihrer  Lehrverpflichtung 
entsprechenden  Sprache  abgehalten  werden,  wogegen  die  übrigen  Mitglieder 

»)  s.  Nr.  «KJ. 
■)  5.  Nr.  640. 
*)  5.  Nr.  671. 
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der  Staatsprüfungskommission  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Nationalität  nach  dem 
Ermessen  des  Präses  zu  jenen  Prüfungen  zu  verwenden  sind,  deren  Sprache 
sie   in   einem   für  den   Prüfungszweck   genügendem   Maße   beherrschen.  ^) 


Np.  658. 

Erlafi  des  Ministers  für  K.  d.  U.  vom  17.  Jnll  1902,  Z.  23.554, 

an  die  Dekanate  sämtlicher  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten, 
(betreffend  die  Nlchteinrechenbarkeit  der  sogenannten  ,,Reprobatlon8- 

semester^O* 

Seitens  einer  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  wurde  meine 
Aufmerksamkeit  darauf  gelenkt,  daß  der  Mangel  einer  ausdrücklichen  Be- 
stimmung in  der  juristischen  Studienordnung  vom  24.  Dezember  1893, 
RGBNr.  204,*)  über  die  Nichteinrechenbarkeit  eines  im  Sinne  des  §  27, 
lit  a  dieser  Verordnung  nach  erfolgter  Reprobation  bei  der  rechtshistori- 
schen Staatsprüfung  und  vor  mit  Erfolg  wiederholter  Prüfung  an  der 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  zugebrachten  Semesters  (Re- 
probationssemester)  in  die  vorgeschriebene  juristische  Studienzeit  die  Stu- 
dierenden und  namentlich  jene,  die  sich  der  rechtshistorischen  Staatsprüfung 
nach  drei  absolvierten  Semestern  unterziehen,  leicht  zur  Annahme  der  Ein- 
rechenbarkeit  eines  solchen  Semesters  verleiten  könnte  imd,  wie  Fälle 
aus  jüngster  Zeit  beweisen,  auch  tatsächlich  verleitet  hat 

Obwohl  die  Nichteinrechenbarkeit  eines  solchen  Reprobationssemesters 
aus  dem  Zusammenhalte  der  Bestimmungen  des  §  27,  lit  a  der  erwähnten 
Verordnung  mit  den  Vorschriften  der  §§2  und  3,  lit  a  derselben  Verord- 
nung und  aus  der  natürlichen  Bestimmung  dieses  Semesters  sich  unschw^er 
entnehmen  läßt  und  sich  als  eine  selbstverständliche  Folge  der  von  der 
Prüfungskommission  ausgesprochenen  Nichtbefähigung  des  Kandidaten  dar- 
stellt, finde  ich  mich  doch  zur  Vermeidung  jedes  weiteren  Mißverständnisses 
veranlaßt,  das  Dekanat  zu  ersuchen,  die  Studierenden  durch  eine  ent- 
sprechende Kundmachung  am  schwarzen  Brette  auf  die  Nichteinrechenbarkeit 
der  in  der  Zwischenzeit  zwischen  ihrer  Reprobation  und  der  mit  Erfolg 
wiederholten  rechtshistorischen  Staatsprüfung  zurückgelegten  Semester  unter 
gleichzeitigem  Hinweis  auf  die  Bestimmungen  des  MinErl.  vom  17.  Februar 
1899,  Z.  2340,  MVBNr.  5,')  aufmerksam  zu  machen  und  zugleich  Vorsoigc 
zu  treffen,  daß  —  wie  dies  an  einzelnen  rechts-  und  staatswissenschaft- 
lichen Fakultäten  bereits  geübt  wird  —  anläßlich  der  Vidierung  des  be- 
treffenden Semesters  durch  den  Dekan  der  Vermerk  „nicht  einrechenbar^* 
in  dem  Meldungsbuche  angebracht  werde. 


^)  Die  Bestimmungen  dieses  Erlasses  wurden  mit  dem  KUMErL  vom  22.  September  KOi, 
Z.  20031 KUM,  betreffend  die  provisoHsehe  rechts-  und  staatswissenschaßUche  FakuUOt  wUt  iiaSem' 
scher  Vortragssprache  in  Innsbruck  (s.  Nr.  8,  Punkt  5)  aufrecht  erhalten, 

")  5.  Nr,  636, 

»)  s.  Nr,  653. 
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Nr.  659. 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  o.  U.  Tom  24.  April  1904*  Z.  34.288 

ex  1903, 

(betreffend  provisorische  Bestimmiiiigeii  fiber  die  Im  Sinne  des  MlnErl. 
vom  10.  Oktober  1902,  Z.  32.212,  von  den  ans  Istrlen  nnd  Dalmatlen 
stammenden  absolvierten  ReclitshOrem  der  Agramer  Universität  ab- 
zulegende Ergfinznngsprflfnng  ans  den  Fächern  der  Jndlzlellen,  be- 
zlehnngsweise  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfung). 

Gemäß  Punkt  4  des  ho.  Erlasses  vom  10.  Oktober  1902,  Z.  32.212,^) 
haben  jene  Studierenden  aus  Istrien.und  Dalmatien,  welche  sich  .der  judiziellen 
oder  staatswissenschaftlichen  Staatsprühmg  oder  beiden  Prüfungen  an  der 
Agramer  Universität  nach  den  dort  geltenden  Vorschriften  mit  Erfolg 
unterzogen  haben,  falls  sie  die  Qualifikation  für  den  öffentlichen  Dienst  in  den 
im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  anstreben,')  sich  einer 
Ergänzungsprüfung  in  kroatischer  Sprache  aus  jenen  Gegenständen 
des  geltenden  österreichischen  positiven  Rechtes  zu  unterziehen,  welche 
an  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  in  Agram  entweder 
gar  nicht  oder  in  unzureichender  Weise  vorgetragen  werden  und  aus  welchen 
demgemäß  daselbst  entweder  gar  nicht  oder  nicht  im  Sinne  der  hierländi- 
schen  Anforderungen  geprüft  wird. 

Über  die  Vornahme  dieser  Ergänzungsprüfung  und  den  Gegenstand 
und  Umfang  derselben  finde  ich  folgende  provisorische  Verfügungen 
zu  treffen: 

1.  Zur  Vornahme  der  Ergänzungsprüfung  aus  den  Gegenständen  der 
judiziellen  oder  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfung  oder  beider  Prüfungen 
wird  vom  Studienjahre  1904/1905  ab  eine  für  beide  Arten  der  Ergänzungs- 
prüfung gemeinsame,  in  kroatischer  Sprache  amtierende  Staatsprüfungskom- 
mission mit  dem  Sitze  in  Wien  bestellt.^) 

2.  Die  auf  die  judiziellen  und  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfungen 
und  Staatsprüfungskommissionen  sich  beziehenden  Bestimmungen  der 
MinVdg.  vom  24.  Dezember  1893,  RGBNr.  204,  und  des  MinErl.  vom 
23.  September  1896,  Z.  2161/KUM.,  RGBNr.  183,*)  haben  auch  auf  diese 
Ergänzungsprüfung  und  die  zu  deren  Vornahme  bestellte  Staatsprüfungskom- 
mission Anwendung  zu  finden,  sofern  sie  nicht  durch  die  nachfolgenden  Ver- 
fügungen eine  Änderung  erfahren  oder  der  Natur  der  Sache  nach  eine  analoge 
Anwendung  ausschließen. 

3.  Gegenstand  der  Ergänzungsprüfung  bilden  die  in  den  angeschlossenen 
Verzeichnissen  I,  beziehungsweise   II  *)    angeführten   Gesetze   und  Verord- 


»)  s.  Nr.  639. 

*)  5.  iUn  MinErl.  vom  22,  September  1904,  Z.  15.895  (Anmerkung  ^)  auf  S.  823J,  betreffend 
die  mit  der  Ablegang  der  Ergämungapräfung  verbundenen  Berechtigungen, 

*)  Die  Bestellung  dieser  Prüfungskommission  erfolgte  mit  MinErl,  vom  22,  September  1904, 
Z,  15,895, 

*)  s.  Nr,  640, 

*)  Diese  Verzeichnisse  sind  am  Schlüsse  dieses  Erlasses  angefügt. 
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nungeii  aus  dem  Gebiete  des  derzeit .  geltenden  österreichischen  positiven 
Rechtes. 

Durch  etwa  nachfolgende,  in  den  Kreis  der  judiziellen  oder  Staats* 
wissenschaftlichen  Staatsprüfung  fallende  Gesetze  und  Verordnungen  erfährt 
der  in  den  Verzeichnissen  aufgenommene  Prüfungsstoff  von  selbst  die  ent- 
entsprechendc   Abänderung,   beziehungsweise   Erweiterung. 

Die  Verzeichnisse  werden  nach  Erfordernis  einer  Revision  unter- 
zogen werden. 

4.  Soweit  nicht  bereits  in  diesen  Verzeichnissen  selbst  bei  den  ein- 
zelnen  Gesetzen  und  Verordnungen  das  Ausmaß  der  an  den  Kandidaten  zu 
stellenden  Anforderungen  durch  besondere  Beisätze  vorgezeichnet  erscheint, 
ist  unter  strenger  Bedachtnahme  auf  den  eigentlichen  Zweck  der  Ergänzungs- 
prüfung und  der  theoretischen  Staatsprüfungen  überhaupt  zur  Richtschnur 
zu  nehmen,  daß  die  Anforderungen  an  den  Kandidaten  jenes  Maß  nicht 
überschreiten  sollen,  das  bei  Ablegung  der  judiziellen  oder  staatswissen- 
schaftlichen Staatsprüfung  vor  einer  hierländischen  Staatsprüfungskommission 
nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  des  §  17  der  Prüfungsinstruktion  (MüiEii. 
vom  23.  September  1896,  RGBNr.  183)  an  das  Wissen  des  Kandidaten  zu 
legen   ist. 

5.  Die  Prüfungskommission  besteht  aus  einem  Präses,  einem  Präses- 
Stellvertreter  (Vizepräses)  und  der  erforderlichen  Anzahl  von  Prüfungs- 
kommissären, deren  Ernennung  durch  den  Unterrichtsminister  in  der  Regel 
auf  Vorschlag  des  Präses  aus  dem  Kreise  von  der  kroatischen  Sprache 
vollkommen  mächtigen,  im  öffentlichen  Dienste  stehenden  Persönlichkeiten, 
und  zwar  im  Falle  dieselben  einer  Zentralstelle  unterstehen,  im  Einver- 
nehmen mit  dieser  erfolgt. 

Sofern  es  sich  um  eine  Ergänzungsprüfung  bloß  aus  den  judiziellen 
oder  aus  den  staatswissenschaftlichen  Fächern  handelt,  hat  die  von  dem 
Präses  zusammengesetzte  Spezialkommission  aus  dem  Vorsitzenden  und 
zwei  Prüfungskommissären  zu  bestehen;  umfaßt  jedoch  die  Ergänzungs- 
prüfung sowohl  die  judiziellen  als  die  staatswissenschaftlichen  Fächer,  ist 
ein  dritter  Prüfungskommissär  zuzuziehen. 

Der  Vorsitzende  kann  sich  am  Prüfungsakte  durch  einzelne  Fragen 
beteiligen  oder  auch  als  Examinator  fungieren,  ohne  daß  jedoch  im  letzteren 
Falle  die  Zahl  der  Prüfungskommissäre  eine  Verminderung  zu  erfahren  hat 

Im  Verhinderungsfalle  wird  der  Präses  durch  den  Vizepräses  und 
letzterer  durch  das  dem  Range  nach  älteste  Mitglied  der  Prüfungskom- 
mission vertreten. 

6.  Die  Meldung  der  Kandidaten  zur  Ergänzungsprüfung  geschieht  mittels 
eines  gehörig  belegten  Gesuches,  das  beim  Präses  der  Staatsprüfungs- 
kommission zu  überreichen  ist. 

Dem  Gesuche  sind  anzuschließen: 

a)  der  Heimatschein, 

b)  gemäß  der  Bestimmung  des  Punktes  1  des  MinErl.  vom  10.  Oktober 
1Q02,  Z.  32.212,  das  an  einem  hierländischen  Gymnasium  erworbene  Ma- 
turitätszeugnis oder  das  zwar  im  Auslande  erlangte,  aber  auf  Grund  einer 
besonderen  Verfügung  als  gleichwertig  mit  einem  hierländischen  anerkannte 
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Maturitätszeugnis  oder  der  Bescheid  über  die  ministerielle  Anerkennung 
der  Gültigkeit  des  auslandischen  Maturitätszeugnisses  im  Sinne  der  MinVdg. 
vom  8.  März  1869,  RGBNr.  31, 

c)  das  Meldungsbuch  (Index  lectionum), 

d)  das  Absolutorium  über  die  rechte-  und  siaatswissenschaftiichen 
Studien, 

e)  das  Zeugnis  über  die  an  einer  hierländischen  Universität  abgelegte 
rechtshistorische  Staatsprüfung,  beziehungsweise  wenn  der  Kandidat  sich 
dieser  Prüfung  an  der  Agramer  Universität  nach  den  daselbst  gehenden 
Vorschriften  unterzogen  hat,  die  Zeugnisse  über  die  I.  und  II.  theoretische 
rechtshistorische  Staatsprüfung  oder  über  die  daselbst  — -  im  Sinne  des  §  2 
der  Verordnung  der  königlich  kroatisch-slavonisch-dalmatinischen  Landesregie- 
rung (Abteilung  für  Kultus  und  Unterricht)  vom  1.  Juli  1895,  Nr.  8189,  unter 
Berufung  auf  §  27,  al.  2  des  Universitätsgesetzes  vom  6.  Oktober  1894  ^ 
abgelegte  einheitliche  theoretische  rechtshistorische  Staatsprüfung  und 

f)  das  Zeugnis  über  die  mit  Erfolg  bestandene  judizielle  oder  staats- 
wissenschaftliche Staatsprüfung,  beziehungsweise  die  Zeugnisse  über  diese 
beiden  Prüfungen. 

7.  Die  Prüfungstaxe  beträgt  für  die  Ergänzungsprüfung  aus  den  judi- 
ziellen  oder  staatswissenschaftlichen  Fächern  zwanzig  (20)  Kronen,  für  jene 
aus  beiden  Fächern  fünfundzwanzig  (25)  Kronen.  Hievon  hat  der  Vorsitzende 
in  jedem  Falle,  mag  er  zugleich  als  Prüfungskommissär  fungieren  oder  nicht, 
zehn  (10)  Kronen,  jeder  Prüfungskommissär  aber  fünf  (5)  Kronen  zu  beziehen. 

8.  Im  Falle  der  Reprobatlon  eines  Kandidaten  bei  der  Ergänzungsprüfung 
kommen  die  Bestimmungen  des  §  27,  lit.  b  der  MinVdg.  vom  24.  Dezember 
1893,  RGBNr.  204,  beziehungsweise  des  MinErl  vom  10.  Juni  1899,  Z.  12.282, 
MVBNr.  28,^)  mit  der  Einschränkung  zur  Anwendung,  daß  eine  Verpflich- 
tung zum   neuerlichen   Besuche   von   Vorlesungen   nicht   aufzuerlegen   ist. 

9.  Die  Prüfungszeugnisse  werden  in  kroatischer  Sprache  ausgestellt,  in 
welcher  Sprache  auch  der  Vermerk  über  die  Ablegung  der  Ergänzungsprüfung 
(§  22,  7.  Absatz  der  Prüfungsinstruktion)  in  das  Meldungsbuch  eingetragen 
wird. 


L  Verzeichnis 

der  Gesetze  und  Verordnungen,  welche  Gegenstand  der  Ergftnzungsprflfung  aus  den  Fichem 

der  Judiz! eilen  Staatsprflhing  sind. 

(Die  mit  einem  Sternchen  *)  verseiieneD  Normen  werden  nur  in  ihren  Omndzflgen  geprüft.) 

I.   österreichisches  Privatrecht. 

1.  Kundmachung  der  Gesetze  und  Verordnungen: 

a)  Kaiserliches  Patent  vom  27.  Dezember  1852,  RGBNr.  260,  wodurch  mehrere  AblUiderungen 
an  der  Einrichtung  des  Reichsgesetz-  und  Regierungsblattes  und  der  Landesgesetz-  und 
Regieningsblfttter  sowie  neue  Bestimmungen  Ober  die  Kundmachung  Ton  Gesetzen  nnd  Ver- 
ordnungen angeordnet  werden. 

(Die  Kenntnis  dieses  Patentes  ist  erforderlich  in  dem  durch  §  5  des  kais.  Pat.  vom 
1.  JInner  1860,  RGBNr.  3,  aufrecht  erhaltenen  Umfange.) 

»)  5.  Nr,  654. 
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b)  Ktls.  Pat.  vom  1.  Jinner  1860,  ROBNr.  3,  wodorch  lo  der  Art  der  Kundmacfaimg  der 
Gesetze  und  Verordnunsfen  mehrere  Abänderungen  angeordnet  werden. 

(Die  Kenntnis  der  §§  4  und  5  genügt.) 

c)  Kais.  Vdg.  vom  17.  Februar  1863,  ROBNr.  19,  betreffend  die  Kundmadinng  und  den 
Beginn  der  verbindenden  Kraft  der  Landesgesetze. 

d)  Oesetz  vom  10.  Juni  1869,  ROBNr.  113,  Aber  die  Kundmachung  von  Gesetzen  und 
Verordnungen  durch  das  Relchsgesetzblatt. 

2.  Eherecht: 

a)  Oesetz  vom  25.  Mai  1868,  ROBNr.  47,  wodurch  die  Vorschriften  des  zweiten  Hanpt- 
Stockes  des  allgemeinen  bflrgerlichen  Gesetzbuches  Aber  das  Eherecht  fflr  Katholiken  wieder 
hergestellt,  die  Gerichtsbarkeit  in  Ehesachen  der  Katholiken  den  weltlichen  GerichtsbefaOrdcD 
flberwiesen  und  Bestimmungen  Ober  die  bedingte  Znlissigkeit  der  Eheschlieflung  vor  weltlicfaeB 
Behörden  erlassen  werden. 

b)  Oesetz  vom  25.  Mal  1868,  ROBNr.  49,  wodurch  die  interkonfessionellen  Veiliiltnissc 
der  StaatsbOrger  in  den  darin  angegebenen  Beziehungen  geregelt  werden. 

c)  Verordnung  der  Minister  der  Justiz,  des  Kultus  und  Unterrichtes  und  des  InDcm  vom 
1.  Juli  1868,  ROBNr.  80,  betreffend  den  Vollzug  des  Gesetzes  in  Ehesachen  vom  25.  Mai  1866, 
ROBNr.  47.  •) 

d)  Oesetz  vom  9.  April  1870,  ROBNr.  51,  fiber  die  Ehen  von  Personen,  welche  keiner 
gesetzlich  anerkannten  Kirche  oder  Religionsgesellschaft  angehören  und  Ober  die  FOhrung  der 
Oeburts-,  Ehe-  und  Sterberegister  fflr  dieselben.  *) 

3.  Grundbuchsrecht: 

a)  Oesetz  vom  6.  Februar  1869,  ROBNr.  18,  betreffend  die  Rechte  und  das  Verfahren  bei 
der  gnindbflcherlichen  Zerteilung  einer  Liegenschaft.  *) 

b)  Oesetz  vom  25.  Juli  1871,  ROBNr.  95,  Ober  die  Einfflhrung  eines  allgemeinen  Omnd- 
buchsgesetzes. 

c)  Gesetz  vom  19.  Mal  1874,  ROBNr.  70,  betreffend  die  Anlegung  von  ElsenbalmbScfaera, 
die  Wirkung  der  an  einer  Eisenbahn  eingerftnmten  Hypothekarrechte  und  die  bflcherlidic 
Sicherung  der  Pfandrechte  der  Besitzer  von  Eisenbahn-Priorititsobligationen.  *) 

d)  Oesetz  vom  11.  Mal  1884,  ROBNr.  71,  womit  im  Königreiche  Oalizlen  und  Lodomeriea 
samt  dem  Grofiherzogtume  Krakau  und  im  Herzogtume  Bukowina  das  Recht  zur  Oewlonmig 
der  wegen  ihres  Gehaltes  an  Erdharz  benfltzbaren  Mineralien  geregelt  wird.  *) 

4.  Eisenbahnhaftpflicht: 

a)  Gesetz  vom  5.  Mftrz  1869,  ROBNr.  27,  betreffend  die  Haftung  der  Eisenbahnnater- 
nehmnngen  fflr  die  durch  Ereignungen  auf  Eisenbahnen  herbeigefflhrten  kOrperiichen  Ver- 
letzungen oder  Tötungen  von  Menschen. 

b)  Oesetz  vom  12.  Juli  1902,  ROBNr.  147,  betreffend  die  Haftpflicht  der  Elsenbahnen. 

5.  Syndikatsgesetz: 

Gesetz  vom  12.  Juli  1872,  ROBNr.  112,  womit  das  Klagerecht  der  Parteien  wegen  der  von 
richterlichen  Beamten  in  Ausübung  ihrer  amtlichen  Wirksamkeit  zugefügten  Rechtsvcrietznng 
geregelt  wird. 

6.  Pfandbriefgesetz: 

a)  Oesetz  vom  24.  April  1874,  ROBNr.  48,  betreffend  die  Wahrung  der  Rechte  der  Besitzer 
von  Pfandbriefen.  *) 

b)  Oesetz  vom  5.  Dezember  1877,  ROBNr.  111,  womit  ergänzende  Bestimmungen  zu  den 
Gesetzen  vom  24.  April  1874,  ROBNr.  48  und  49,  betreffend  die  Vertretung  der  Besitzer  voo 
Pfandbriefen  oder  von  auf  Inhaber  lautenden  oder  durch  Indossament  übertragbaren  Teilscfanld- 
verschreibungen  erlassen  werden.  *) 

7.  Wuchergesetz: 

a)  Oesetz  vom  19.  Juli  1877,  ROBNr.  66, 

b)  Oesetz  vom  28.  Mai  1881,  ROBNr.  47, 

betreffend  Abhilfe  wider  unredliche  Vorgänge  bei  Kreditgesdiäften. 

c)  Oesetz  vom  15.  Mal  1885,  ROBNr.  77,  betreffend  die  Abänderung  der  §f  2  und  6  des 
Gesetzes  vom  14.  Juni  1868,  ROBNr.  62. 

8.  Enteignungsgesetz: 

Oesetz  vom  18.  Februar  1878,  RCffiNr.  30,  betreffend  die  Enteignung  zum  Zwecke  der 
Herstellung  und  des  Betriebes  von  Eisenbahnen.  *) 
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9.  TodeserkUrung: 

Gesetz  vom  16  Februar  1883,  ROBNr.  20,  betreffend  das  Verfahren  znm  Zwecke  der 
TodeserkIJLmns:  und  der  Bewelsfflhrunfl:  des  Todes. 

10.  Kommassatlonsgesetz: 

a)  Gesetz  vom  7.  Juni  1883,  RGBNr.  92,  betreffend  die  Zusammenlegung  landwirtschaft- 
licher Orundstflcke.  *) 

b)  Gesetz  vom  7.  Juni  1883,  RGBNr.  94,  betreffend  die  Teilung  gemeinschaftlicher  Grund- 
Stücke  und  die  Regulierung  der  hierauf  bezflglichen  gemeinschaftlichen  Benfltznngs-  und  Ver- 
waltnngsrechte.  *) 

11.  Anfechtungsgesetz: 

Gesetz  vom  16.  MSrz  1884,  RGBNr.  36,  Aber  die  Anfechtung  von  Rechtshandlungen,  welche 
das  Vermögen  eines  zahlungsunfähigen  Schuldners  betreffen. 

12.  HOferecht: 

Gesetz  vom  1.  April  1889,  RGBNr.  52,  betreffend  die  Einführung  besonderer  Erbteilungs- 
vorschriften fflr  landwirtschaftliche  Besitzungen  mittlerer  GrOfie.  *) 

13.  Entschädigung  unschuldig  Verurteilter: 

Gesetz  vom  16.  MIrz  1892,  RGBNr.  64,  betreffend  die  Entschidigung  fflr  ungerechtfertigt 
erfolgte  Verurteilung.  *) 

14.  Urheberrecht: 

Gesetz  vom  26.  Dezember  1895,  RGBNr.  197,  betreffend  das  Urheberrecht  an  Werken  der 
Literatur,  Kunst  und  Photographie.  *) 

15.  Ratengesetz: 

Gesetz  vom  27.  April  1896,  RGBNr.  70,  betreffend  Ratengeschäfte. 

16.  Notwege: 

Gesetz  vom  7.  Juli  1895,  RGBNr.  140,  betreffend  die  Einräumung  von  Notwegen.  *) 

17.  Patentgesetz: 

Gesetz  vom  11.  Jänner  1897,  RGBN.  30,  betreffend  den  Schutz  von  Erfindungen. 

n.  österreichisches  Handels-  und  Wechselrecht. 

1.  Gewerberecht: 

a)  kais.  Pat.  vom  20.  Dezember  1859,  RGBNr.  227,  womit  eine  Gewerbeordnung  er- 
lassen wird.  *) 

b)  Gesetz  vom  15.  März  1883,  RGßNr.  39, 

c)  Gesetz  vom  8.  März  1885,  RGBNr.  22, 

d)  Gesetz  vom  23.  Februar  1897,  RGBNr.  63, 

e)  Gesetz  vom  25.  Februar  1902,  RGBNr.  49,  und 

f)  Gesetz  vom  22.  Juli  1902,  RGBNr.  155, 
womit  die  Gewerbeordnung  abgeändert  wird.  *) 

g)  Gesetz  vom  16.  Jänner  1895,  RGBNr.  21,  betreffend  die  Sonn-  und  Feiertagsruhe.  *) 
h)  Gesetz   vom  4.  Juli  1896,   RGBNr    205,   betreffend   den   Umfang   der   Detailhandels- 
gewerbe. *) 

l)  Gesetz  vom  27.  November  1896,  RGBNr.  218,  Gewerbegerichtsgesetz.  *) 

2.  Ausländische  Aktiengesellschaften: 

Kais.  Vdg.  vom  29.  November  1865,  RGBNr.  127,  Ober  die  Zulassung  ausländischer  Aktien- 
gesellschaften und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  mit  Ausschlufi  von  Versicherungs- 
gesellschaften zum  Geschäftsbetriebe  In  Österreich.  *) 

3.  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften: 

Gesetz  vom  9.  April  1873,  RGBNr.  70,  Aber  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften.  *) 

4.  BOrsengesetz: 

a)  Gesetz  vom  1.  April  1875,  RGBNr.  67,  betreffend  die  Organisierung  der  Börse.  *) 

b)  Gesetz  vom  4.  Jänner  1903,  RGBNr.  10,  mit  welchem  einige  abändernde  und  ergän- 
zende Bestimmungen  zu  dem  Gesetze  vom  1.  April  1875,  RGBNr.  67,  betreffend  die  Organisierung 
der  BOnen,  erlassen  werden.  *) 

5.  Handelsmäkler: 

Gesetz  vom  4.  April  1875,  RGBNr.  68,  betreffend  die  Handelsmäkler  und  Sensale.  *) 

6.  Lagerhausgesetz: 

Gesetz  vom  28.  April  1889,  RGBNr.  64,  betreffend  die  Errichtung  und  den  Betrieb  Öffent- 
licher Lagerhäuser  und  die  von  denselben  ausgestellten  Lagerscheine. 
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7.  Markenschntz: 

t)  Gesetz  vom  6.  Jinner  1890,  ROBNr.  19,  betreffend  den  Markenschutz.  *) 
b)  Gesetz  vom  30.  Jali  1895,  ROBNr.  108,  womit  das  Gesetz  vom  6.  Jinner  1890,  ROBNr.  19, 
ergfftnzt,  beziehungsweise  abgeändert  wird.  *) 

8.  Elsenbahn-Betriebsregtement: 

Verordnung  des  Handelsministeriums  im  Einvernehmen  mit  dem  Justizministerium  wom 
10.  Dezember  1892,  ROBNr.  207,  betreffend  das  Betriebsreglement  ffir  die  Eisenbahnen  der  im 
Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Linder. 

(Nur  in  seinem  das  Handelsgesetzbuch  erginzenden  Teile  und  ohne  zu  tiefes  Eindrioffeo 
in  das  Kasuistische  zu  prflfen.) 

9.  Aktienregnlativ: 

Verordnung  der  Ministerien  des  Innern,  der  Finanzen,  des  Handels,  der  Justiz  und  des 
Ackerbaues  vom  20.  September  1899,  ROBNr.  175,  mit  welcher  ein  Regulativ  für  die  Erricfatimg 
nnd  Umbildung  von  Aktiengesellschaften  auf  dem  Gebiete  der  Industrie  und  des  Handels  Ter- 
lautbart  wird.  * ) 

in.  österreichisches  Strafrecht  und  Strafprozeßrecht 

1.  Immunltit  der  Abgeordneten: 

Gesetz  vom  3.  Oktober  1861,  ROBNr.  98,  in  Betreff  der  UnverietzUchkeit  nnd  Uaveraat- 
wortlidikeit  der  Mitglieder  des  Reichsrates  und  der  Landtage. 

2.  Persönliche  Freiheit: 

Oesetz  vom  27.  Oktober  1862,  ROBNr.  87,  zum  Schutze  der  pers(hilichen  Freiheit. 

3.  Hausrecht: 

Oesetz  vom  27.  Oktober  1862,  ROBNr.  88,  zum  Schutze  des  Hausrecfates. 

4.  Prel^recht: 

a)  Oesetz  vom  17.  Dezember  1862,  RQBNr.  6  ex  1863,  Prefigesetz.  *) 

b)  Oesetz  vom  15.  Oktober  1868,  ROBNr.  142, 

c)  Oesetz  vom  9.  Juli  1894,  ROBNr.  161,  Abindemngen  des  Prefigesetzes.  *) 

5.  Allgemeines  Strafgesetz: 

Oesetz  vom  17.  Dezember  1862,  ROBNr.  8  ex  1863,  betreffend  einige  Erginznngen  des 
allgemeinen  Strafgesetzes. 

6.  Ministerverantwortlichkeit: 

Oesetz  vom  25.  Juli  1867,  ROBNr.  101,  Ober  die  Venntworüichkeit  der  Minister  fBr  die 
im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Linder.  *) 

7.  Straffolgen: 

Oesetz  vom  15.  November  1867,  ROBNr.  131,  wodurch  mehrere  Bestimmungen  des  all- 
|remeinen  Strafgesetzes  und  anderer  damit  Im  Zusammenhange  stehenden  Anordnungen  nbge- 
indert  werden.    (Strafgesetznovelle.) 

8.  Vereinsgesetz: 

Oesetz  vom  15.  November  1867,  ROBNr.  134,  Aber  das  Vereinsrecht. 

9.  Versammlungsrecht: 

Oesetz  vom  15.  November  1867,  ROBNr.  135,  Aber  das  Versammlungsrecht. 

10.  Ausnahmszustand: 

Oesetz  vom  5.  Mai  1869,  ROBNr.  66,  womit  die  Befugnisse  der  verantwortlichen  Re- 
gierungsgewalt zur  Verfügung  zeitwelliger  und  Ortlicher  Ausnahmen  von  den  bestehenden 
Gesetzen  bestimmt  werden. 

11.  Schutz  des  Briefgeheimnisses: 

Oesetz  vom  6.  AprH  1870,  ROBNr.  42,  zum  Schutze  des  Brief-  und  Schriftengeheinmisses. 

12.  Koalitionsrecht: 

Oesetz  vom  7.  April  1870,  ROBNr.  43,  wodurch  unter  Aufhebung  der  §§  479,  480  and  4SI 
des  allgemeinen  Strafgesetzes  in  Betreff  der  Verabredungen  von  Arbeitgebern  oder  Aibeii- 
nehmem  zur  Erzwingung  von  Arbeitsbedingungen  und  von  Oewerbsieuten  zur  ErhOhnns  des 
Preises  einer  Ware  zum  Nachteile  des  Publikums  besondere  Bestimmungen  erlassen  werden. 

13.  Einzelhaft: 

Oesetz  vom  1.  April  1872,  ROBNr.  43,  betreffend  die  Vollziehung  von  Freiheitsstrafen  m 
Einzelhaft  und  die  Bestellung  von  Strafvollzugskommissionen.  *) 

14.  Polizeiaufsicht: 

Oesetz  vom  10.  Mai  1873,  ROBNr.  108,  womit  polizeistrafrechtliche  Bestimmuneen  wider 
Arbeitsscheue  und  Landstreicher  erlassen  werden.  (Vagabundengesetz).  *) 
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15.  Oeschworenengesetz: 

a)  Gesetz  vom  23.  Mai  1873,  ROBNr.  121,  betreffend  die  BUduiifi:  der  Oeschworenenllsten.  *) 

b)  Gesetz  vom  23.  Mai  1873,  RGBNr.  120,  betreffend  die  zeitweise  Einstellung  der  Ge- 
schworenengerichte. *) 

16.  Vereitlung  der  Zwangsvollstreckung: 

Gesetz  vom  25.  Mai  1883,  RGBNr.  78,  Ober  strafrechtliche  Bestimmungen  gegen  Ver- 
eitlung von  Zwangsvollstreckungen. 

17.  Zwangsarbeitsgesetz: 

a)  Gesetz  vom  24.  Mai  1885,  ROBNr.  8Q,  womit  strafrechtliche  Bestimmungen  in  Betreff  der 
Zolissigkeit  der  Anhaltung  in  Zwangsarbelts-  oder  Besserungsanstalten  getroffen  werden.  *) 

b)  Gesetz  vom  24.  Mai  1885,  RGBNr.  90,  betreffend  die  Zwangsarbeits-  und  Besserungs- 
anstalten. *) 

18.  Lebensmittelverkehr: 

Gesetz  vom  16.  Jftnner  1896,  RGBNr.  89  ex  1897,  betreffend  den  Verkehr  mit  Lebensmitteln 
und  einigen  Gebrauchsgegenständen.  *) 

IV.  österreichisches  zivilgerichtliches  Verfahren. 

1.  Verfahren  in  Ehesachen: 

Hofdekret  vom  23.  August  1819,  JGS.  Nr.  1595,  womit  infolge  höchster  Entschließung  vom 
7.  September  1818  das  Verfahren  in  Ehesachen  geregelt  wird. 

2.  Verfahren  aufier  Streitsachen: 

Kais.  Pat.  vom  9.  August  1854,  RGBNr.  206,  wodurch  ein  neues  Gesetz  Ober  das  gericht- 
liche Verfahren  in  Rechtsangelegenheiten  aufler  Streitsachen  elngefflhrt  wird.  *) 

3.  Konknrsordnung: 

Gesetz  vom  25.  Dezember  1868,  RGBNr.  1  ex  1869,  zur  Einfflhrung  einer  Konknrsordnung.  *) 

4.  Mahnverfahren: 

Gesetz  vom  27.  April  1873,  RGBNr.  67,  Ober  das  Mahn  verfahren. 

5.  Gehaltspfftndung: 

a)  Gesetz  vom  29.  April  1873,  RGBNr.  68,  betreffend  die  Sicherstellung  und  Exekution 
auf  die  Bezflge  aus  dem  Arbeits-  und  DienstverhUtnlsse.  *) 

b)  Gesetz  vom  21.  April  1882,  RGBNr.  123,  betreffend  die  Exekution  auf  die  Bezüge  der 
im  öffentlichen  Dienste  stehenden  Personen  und  ihrer  Hinterbliebenen.  *) 

c)  Gesetz  vom  26.  Mai  1888,  RGBNr.  75,  betreffend  die  Exekution  auf  die  BezOge  der 
Im  Privatdienste  dauernd  Angestellten  und  Ihrer  Hinterbliebenen,  femer  auf  Pensionen,  Pro- 
visionen, Unterhalts-  und  Erziehungsgelder,  welche  von  Anstalten,  Vereinen  oder  Gesellschaften 
an  ihre  Mitglieder  und  deren  Hinterbliebenen  verliehen  werden.  *) 

6.  Konsulargerichte: 

Gesetz  vom  30.  August  1891,  RGBNr.  136,  womit  Bestimmungen  Über  die  Ausübung  der 
Konsulargerichtsbarkeit  getroffen  werden.  *) 

7.  Einfflhrungsgesetz  zur  Jurisdiktionsnorm: 

Gesetz  vom  1.  August  1895,  RGBNr.  110,  betreffend  die  Einführung  des  Gesetzes  Über 
die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  und  die  Zustftndigkeit  der  ordentiichen  Gerichte  in  bürger- 
lichen Rechtssachen.    (Jurisdiktionsnorm.) 

8.  Jurisdiktionsnorm: 

Gesetz  vom  1.  August  1895,  RGBNr.  111,  über  die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  und  die 
^ustlndigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  in  bürgerlichen  Rechtssachen.    Gurisdiktiottsnorm.) 

9.  Einführungsgesetz  zur  Zivilprozefiordnung: 

Gesetz  vom  1.  August  1895,  RGBNr.  112,  betreffend  die  Einführung  des  Gesetzes  über 
das  gerichtliche  Verfahren  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkelten.  (Zivilprozefiordnung.) 

10.  Zivilprozefiordnung: 

Gesetz  vom  1.  August  1895,  RGBNr.  113,  über  das  gerichtliche  Verfahren  in  bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten.    (Zivilprozefiordnung.) 

11.  Einführungsgesetz  zur  Exekutionsordnung: 

Gesetz  vom  27.  Mal  1896,  RGBNr.  78,  betreffend  die  Einführung  des  Gesetzes  über  das 
Exekntions-  und  Sicherungsverfahren. 

12.  Exekutionsordnung: 

Gesetz  vom  27.  Mal  1896,  RGBNr.  79,  über  das  Exekutions-  und  Sicherungsverfahren. 
(Exekntionsordnung.) 
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13.  Oerlcfatsorganisatioiisgesetz: 

Gesetz  vom  27.  November  1896,  ROBNr.  217»  womit  Vorschriften  Über  die  Besetzung, 
innere  Einrichtung  nnd  Oeschäftsordnung  der  Gerichte  eriassen  werden.  (Gericfatsorganisatioii»- 
gesetz.) 

14.  Oewerbegerichtsgesetz. 

Gesetz  vom  27.  November  1896,  RGBNr.  218,  betreffend  die  Einfflhmng  von  Oeweriie- 
gerichten  und  die  Gerichtsbarkeit  fn  Streitigkeiten  aus  dem  gewerblichen  Ariieits-,  Lehr-  und 
LohnveriiUtnisse.  *) 


IL  Verzeichnis 

der  Gesetze  und  Verordnungen,  weiche  Gegenstand  der  ErginzungsprAfung  aus  den  FSchem 

der  staatswissenschaftlichen  Staatsprflfung  sind. 

(Die  mit  einem  Sternchen  *)  versehenen  Normen  werden  nur  in  ihren  Grundzflgen  gepritft.) 

I.  österreichisches  Staatsrecht. 

■    1.  Kundmachung  der  Gesetze  nnd  Verordnungen: 

a)  Kais.  Pat.  vom  27.  Dezember  1852,  RGBNr.  260,  wodurch  mehrere  Abindemngen  an 
der  Einrichtung  des  Reichsgesetz-  und  Regierungsblattes  und  der  Landesgesetz-  und  Regienmg»- 
blltter,  sowie  neue  Bestimmungen  Ober  die  Kundmachung  von  Gesetzen  und  Verordnungen  an- 
geordnet werden. 

(Die  Kenntnis  dieses  Patentes  ist  erforderlich  in  dem  durch  §  5  des  kais.  Pat.  vom  1.  Jinner 
1860,  RGBNr.  3,  aufrecht  erhaltenen  Umfange.) 

b)  Kais.  Pat.  vom  1.  Jänner  1860,  RGBNr.  3,  wodurch  in  der  Art  der  Kundmachung  der 
Gesetze  und  Verordnungen  mehrere  Abänderungen  angeordnet  werden. 

(Die  Kenntnis  der  §§  4  und  5  genügt.) 

c)  Kais.  Vdg.  vom  17.  Februar  1863,  RGBNr.  19,  betreffend  die  Kundmachung  nnd  den 
Beginn  der  verbindenden  Kraft  der  Landesgesetze. 

d)  Gesetz  vom  10.  Juni  1869,  RGBNr.  113,  Ober  die  Kundmachung  von  Gesetzen  und 
Verordnungen  durch  das  Reichsgesetzblatt. 

2.  Febrnarpatent: 

Kais.  Pat.  vom  26.  Februar  1861,  RGBNr.  20. 

(Die  Kenntnis  der  Beilage  I  dieses  Patentes  [Grundgesetz  Aber  die  Reichsvertretnng]  wird 
nicht  gefordert  und  die  typische  Kenntnis  von  Beilage  II  [Landesordnungen  und  Landtagswahl- 
ordnungen] genflgt.) 

3.  Immunität  der  Abgeordneten: 

Gesetz  vom  3.  Oktober  1861,  RGBNr.  98,  in  Betreff  der  Unverletzlichkeit  und  Unvennt- 
wortlichkeit  der  Mitglieder  des  Reichsrates  und  der  Landtage. 

4.  Gemeindewesen: 

Gesetz  vom  5.  März  1862,  RGBNr.  18,  womit  die  grundsätzlichen  Bestimmungen  zur 
Regelung  des  Gemeindewesens  vorgezeichnet  werden. 

5.  Persönliche  Freiheit: 

Gesetz  vom  27.  Oktober  1862,  RGBNr.  87,  zum  Schutze  der  persönlichen  Freiheit. 

6.  Hansrecht: 

Gesetz  vom  27.  Oktober  1862,  RGBNr.  88,  zum  Schutze  des  Hansrechtes. 

7.  Heimatrecht: 

a)  Gesetz  vom  3.  Dezember  1863,  RGBNr.  105,  betreffend  die  Regelung  der  Heimal»- 
Verhältnisse.  *) 

b)  Gesetz  vom  5.  Dezember  1896,  RGBNr.  222,  wodurdi  einige  Bestimmungen  des  Gesetzes 
vom  3.  Dezember  1863,  RGBNr.  105,  betreffend  die  Regelung  der  Heimatsverhältnisse  abge- 
ändert werden.  *) 

8.  Ministerverantwortlichkeit: 

Gesetz  vom  25.  Juli  1867,  RGBNr.  101,  Aber  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  für  die 
Im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder.  *) 

9.  Vereinsrecht: 

Gesetz  vom  15.  November  1867,  RGBNr.  134,  Aber  das  Vereinsrecht. 
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10.  Versammlunf  Brecht: 

Gesetz  vom  15.  November  1867,  ROBNr.  135,  über  das  Versammlungsrecht. 

11.  Orandgesetz  Aber  die  Reichsvertretnng: 

a)  Gesetz  vom  21.  Dezember  1867,  RGBNr.  141,  womit  das  Grundgesetz  Aber  die  Reichs- 
vertretung vom  26.  Februar  1861  (s.  unter  2,)  abgetndert  wird. 

b)  Gesetz  vom  2.  April  1873,  ROBNr.  40, 

c)  Gesetz  vom  12.  November  1886,  RGBNr.  162, 

d)  Gesetz  vom  24.  Juni  1896,  RGBNr.  168, 

wodurch  das  Grundgesetz  Aber  die  Reichsvertretung  abgeindert  wird« 
(ZiffermUtige  Details  werden  nicht  gefordert.) 

IZ  Allgemeine  Rechte  der  Staatsbflrger: 

a)  Staatsgrundgesetz  vom  21.  Dezember  1867,  RGBNr.  142,  Ober  die  allgemeinen  Rechte 
der  Staatsbflrger  für  die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Lftnder. 

b)  Gesetz  vom  5.  Mai  1869,  RGBNr^  66,  womit  die  Befugnisse  der  verantwortlichen  Re- 
gierungsgewalt zur  Verfflgung  zeitweiliger  und  Ortlicher  Ausnahmen  von  den  bestehenden  Ge- 
setzen bestimmt  werden. 

13.  Reichsgericht: 

a)  Staatsgrundgesetz  vom  21.  Dezember  1867,  RGBNr.  143,  Aber  die  Einsetzung  eines 
Reichsgerichtes. 

b)  Gesetz  vom  18.  April  1869,  RGBNr.  44,  betreffend  die  Organisation  des  Reichsgerichtes, 
d«s  Verfahren  vor  demselben  und  die  Vollziehung  seiner  Erkenntnisse.  *) 

c)  Gesetz  vom  22.  Oktober  1875,  ROBNr.  37,  wodurch  Bestimmungen  Aber  die  Entscheidung 
von  Kompetenzkonflikten  zwischen  dem  Verwaltungsgerichtshofe  und  den  ordentlichen  Ge- 
richten, sowie  zwischen  dem  Verwaltungsgerichtshofe  und  dem  Reichsgerichte  getroffen  werden: 

14.  Richterliche  Gewalt: 

a)  Staatsgrundgesetz  vom  21,  Dezember  1867,  RGBNr.  144,  Aber  die  richterliche  Gewalt. 

b)  Gesetz  vom  23.  Mai  1873,  RGBNr.  120,  betreffend  die  zeitweise  Einstellung  der  Ge- 
schworenengerichte. 

15.  Regierungs-  und  Vollzugsgewalt: 

Staatsgmndgesetz  vom  21.  Dezember  1867,  RGBNr.  145,  Aber  die  Ausflbung  der  Regie- 
rung!- und  Vollzugsgewalt. 

16.  Verhiltnls  zu  den  Lindern  der  ungarischen  Krone: 

a)  Gesetz  vom  2K  Dezember  1867,  RGBNr.  146,  betreffend  die  allen  Lindem  der  Öster- 
reichischen Monarchie  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  die  Art  Ihrer  Behandlung. 

b)  Gesetz  vom  21.  Mai  1887,  RGBNr.  48,  betreffend  die  Veriingerung  des  Zoll-  und 
HandelsbAndnisses  mit  Ungarn. 

c)  Kais.  Vdg.  vom  21.  September  1899,  RGBNr.  176,  I,  Teil,  betreffend  das  wirtschaftliche 
Verhältnis  zu  den  Lindem  der  ungarischen  Krone, 

17.  Aktivierung  der  Dezemberverfassung: 

Gesetz  vom  21.  Dezember  1867,  RGBNr,  147.  (Festsetzung  des  Beginnes  der  Wirksamkeit 
der  unter  11  bis  15  angefAhrten  Staatsgrandgesetze  und  des  unter  16  lit  a)  genannten  Ge- 
setzes vom  21.  Dezember  1867.) 

18.  Staatskirchenrecht: 

a)  Gesetz  vom  25.  Mai  1868,  RGBNr.  48,  wodurch  grandsitzliche  Bestimmungen  Aber  das 
Verhiltnls  der  Schule  zur  Kirche  eriassen  werden, 

b)  Gesetz  vom  25.  Mai  1868,  RGBNr.  49,  wodurch  die  interkonfessionellen  Verhiltnlsse 
der  StaatsbArger  in  den  darin  angegebenen  Beziehungen  geregelt  werden. 

c)  Gesetz  vom  20.  Mai  1874,  RGBNr.  68,  betreffend  die  gesetzliche  Anerkennung  von 
Religionsgesellschaften.  *) 

19.  Staatsschuld: 

a)  Gesetz  vom  24.  Dezember  1867,  RGBNr.  3  ex  1868,  betreffend  die  Staatsschuld. 

b)  Gesetz  vom  10.  Juni  1868,  RGBNr.  53,  Aber  die  Gebarang  und  Kontrolle  der  gemein- 
samen schwebenden  Staatsschuld.  *) 

c)  Gesetz  vom  10.  Juni  1868,  RGBNr.  54,  Aber  die  Gebarang  und  Kontrolle  der  kon- 
solidierten Staatsschuld  und  der  nicht  gemeinsamen  schwebenden  Schuld.  *) 

d)  Gesetz  vom  13.  April  1870,  RGBNr.  57,  Aber  die  Gebarang  und  Kontrolle  der  kon- 
solidierten Staatsschuld.  *) 
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20.  Briefgeheimnis: 

Gesetz  vom  6.  April  1870,  ROBNr.  42,  zum  Schatze  des  Brief-  nnd  ScfariftengcheimoiBses. 

21.  Reichsratswahlordnung: 

t)  Gesetz  vom  2.  April  1873,  ROBNr.  41,  betreffend  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Ab- 
geordnetenhauses des  Reichsrates,  *) 

b)  Gesetz  vom  14.  Juni  1896,  RGBNr.  169,  wodurch  die  Reichsratswahlordnung  abge- 
ändert, beziehungsweise  ergänzt  wird.  *) 

22.  Verwaltungsgerichtshof: 

Gesetz  vom  22.  November  1875,  RGBNr.  36  ex  1876,  betreffend  die  Errichtung  eines 
Verwaltungsgerichtshofes.  *) 

23.  Verhältnis  zu  Bosnien  und  der  Herzegowina: 

a)  Art.  25  des  Beriiner  Vertrages  vom  13.  Juli  1878,  RGBNr.  43  ex  1879, 

b)  Konvention  zwischen  Österreich-Ungarn  und  der  Tflrkei  vom  21.  April  1879. 
(Recueil  des  Trait^  et  Conventions   condus  par  1' Antriebe,  par   Leopold  Btron  de 

Neumann   et   Adolphe   de   Plason   Tome  XVII;   Nouvelle  mite,   Tome  11,  Vxenne  1884, 
Nr.  1187  p.  174.) 

c)  Gesetz  vom  22.  Februar  1880,  RGBNr.  18,  betreffend  die  durch  den  Beriiner  Vertrag 
vom  13.  Juli  1878  an  Österreich-Ungarn  übertragene  Verwaltung  Bosniens  and  der  Herzegowina. 

II.  österreichisches  Verwaltungsrecht. 

1.  Jagdrecht: 

Kais.  Pat  vom  7.  März  1849,  ROBNr.  154,  Ober  das  Jagdrecht.  «) 
(Beachtung  des  derzeitigen  Geltungsgebietes  dieses  Gesetzes  erforderlich.) 

2.  Hausierwesen: 

a)  Kais.  Pat.  vom  4.  September  1852,  RGBNr.  252,  wodurch  ein  neues  Gesetz  fiber  den 
Hausierhandel  erfassen  wird.  *) 

b)  Gesetz  vom  21.  März  1883,  RGBNr.  37,  betreffend  die  Kompetenz  der  Behörden  bd 
Übertretungen  des  Hauslergesetzes.  *) 

c)  Gesetz  vom  28.  April  1895,  RGBNr.  60,  betreffend  die  Ausdehnung  der  Soontagsruhe 
auf  den  Hausierhandel.  *) 

3.  Waffenpolizei: 

Kais.  Pat.  vom  24.  Oktober  1852,  RGBNr.  223,  betreffend  die  Bestimmungen  fXbtr  die  Er- 
zeugung, den  Verkehr  und  den  Besitz  von  Waffen  und  Munitionsgegensiänden,  dann  dis 
Waffentragen.  *) 

4.  Vereinswesen: 

a)  Kais.  Pat.  vom  26.  November  1852,  RGBNr.  253.    (Vereinsgesetz.)  *) 

b)  Kais.  Vdg.  vom  29.  November  1865,  RGBNr.  127,  Aber  die  Zulassung  anslindisclier 
Aktiengesellschaften  etc.  in  Osterreich.  *) 

c)  Gesetz  vom  9.  April  1873,  RGBNr.  70,  Aber  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften.  *) 

d)  Gesetz  vom  16.  Juli  1892,  RGBNr.  202,  betreffend  die  registrierten  Hilfiskassen.  *) 

e)  Gesetz  vom  10.  Juni  1903,  ROBNr.  133,  betreffend  die  Revision  der  Erwerbs-  nnd  Wirt- 
Schaffsgenossenschaften.  *) 

5.  Forstrecht: 

Kais.  Pat.  vom  3.  Dezember  1852,  RGBNr.  250,  wodurch  ein  neues  Forstgesetz  eriassea  vinL  *) 

6.  Amtsgewalt  der  politischen  nnd  Polizeibehörden: 

Kais.  Vdg.  vom  20.  April  1854,  RGBNr.  96,  wodurch  eine  Vorschrift  ffir  die  Vollstreckung 
der  Verfügungen  und  Erkentnisse  der  landesfQrstUchen  politischen  nnd  polizeilichen  Behörden 
erlassen  wird. 

7.  Eisenbahnrecht: 

a)  Min  Vdg.  vom  14.  September  1854,  RGBNr.  238.    Eisenbahnkonzessionsgesetz.  *) 

b)  Gesetz  vom  18.  Februar  1878,  RGBNr.  30,  betreffend  die  Enteignung  zum  Zwecke  der 
Herstellung  und  des  Betriebes  von  Eisenbahnen.  *) 

8.  Polizeistrafrecht: 

a)  Min  Vdg.  vom  3.  April  1855,  RGBNr.  61,  wodurch  die  Behörden  bestimmt  werden, 
welchen  die  Untersuchung  und  Bestrafung  derjenigen  OesetzesObertretungen  zukommt,  velcfae 
nicht  in  dem  Strafgesetze  vom  27.  Mai  1852  als  strafbare  Handlungen  erklärt  sind.  *} 
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b)  MinVds:.  vom  30.  September  1857,  ROBNr.  196,  womit  eine  allgemeine  Vorschrift  fOr 
die  Bcttrafong  )encr  geringeren  Oesetzesflbertretungen  belcuint  gemacht  wird,  fOr  welche  weder 
in  dem  allgemeinen  Strafgesetze,  noch  in  besonderen  Verordnungen  die  Strafe  bemessen  ist» 

c)  MlnVdg.  vom  5.  MSrz  1856,  ROBNr.  34,  womit  Vorschriften  Aber  das  Verfahren  in  den 
zor  politischen  Amtshandlung  gehörigen  ÜbertretungsfUlen  erlassen  werden. 

d)  MlnVdg.  vom  31.  Jinner  1860,  ROBNr.  31,  womit  Bestimmungen  Ober  den  Rekurs  und 
aber  das  aufierordentllche  Strafmilderungs-  und  Nachsichtsrecht  in  den  zur  politischen  Amts- 
handlung gehörigen,  im  Strafgesetze  nicht  begriffenen  Übertretungen  erlassen  werden. 

9.  Musterschutz: 

Kais.  Pat.  vom  7.  Dezember  1856,  ROBNr.  237,  womit  ein  Oesetz  zum  Schutze  der  Muster 
und  Modelle  fttr  Industrieerzeugnisse  erlassen  wird.  *) 

10.  Oewerberecht: 

a)  Kais.  Pat.  vom  20.  Dezember  1859,  ROBNr.  227,  womit  eine  Oewerbeordnung  erlassen  wird.  *) 

b)  Oesetz  vom  15.  März  1883,  ROBNr.  39, 

c)  Oesetz  vom  8.  Mflrz  1885,  ROBNr.  22, 

d)  Oesetz  vom  23.  Februar  1897,  ROBNr.  63, 

e)  Oesetz  vom  25.  Februar  1902,  ROBNr.  49  und 

f)  Oesetz  vom  22.  Juli  1902,  ROBNr.  155, 
womit  die  Oewerbeordnung  abgeflndert  wird.  *) 

g)  Oesetz  vom  16.  JAnner  1895,  ROBNr.  21, 
betreffend  die  Sonn-  und  Feiertagsruhe.  *) 

h)  Oesetz  vom  4.  Juli  1896,  ROBNr.  205,  betreffend  den  Umfang  der  Detailhandelsgewerbe.  *) 
i)  Oesetz  vom  27.  November  1896,  ROBNr.  218.    Oewerbegerichtsgesetz.  *) 

11.  Prefirecht: 

a)  Oesetz  vom  17.  Dezember  1862,  ROBNr.  6  ex  1863.    Prefigesetz.  *) 

b)  Oesetz  vom  15.  Oktober  1868,  ROBNr.  142, 

c)  Oesetz  vom  9.  Juli  1894,  ROBNr.  161, 
Abinderung  des  Preflgesetzes. 

IZ  Staatsvoranschlag: 

Verordnung  des  Finanzministeriums  und  des  Obersten  Rechnungshofes  vom  17.  Oktober 
1863,  FMVBNr.  46,  betreffend  die  Orundsfttze  fOr  die  Verfassung  des  Staatsvoranschlages. 

13.  Pafiwesen: 

Kundmachung  vom  10.  Mal  1867,  ROBNr.  80,  Ober  die  dermalen  in  Kraft  stehenden 
palSpoUzeilichen  Vorschriften.  *) 

14.  Organisation  der  politischen  Verwaltung: 

Oesetz  vom  19.  Mai  1868,  ROBNr.  44,  betreffend  die  Einrichtung  der  politischen  Ver- 
wal  tungsbehOrden . 

(Der  «Anhang*  ist  zu  flbergehen.) 

15.  Handels-  und  Oewerbekammer: 

a)  Oesetz  vom  29.  Juni  1868,  ROBNr.  85,  betreffend  die  Organisierung  der  Handels-  und 
Oewerbekammem.  *) 

b)  Oesetz  vom  30.  Juni  1901,  ROBNr.  103,  womit  das  Oesetz  vom  29.  Juni  1868,  ROBNr.  85, 
betreffend  die  Organisierung  der  Handels-  und  Oewerbekammem,  teilweise  abgeindert  wird. 

16.  Volkszfthlnng: 

Oesetz  vom  29.  MIrz  1869,  ROBNr.  67,  Ober  die  Volkszfthlung.  *) 

17.  Schulwesen: 

a)  Oesetz  vom  14.  Mai  1869,  ROBNr.  62,  durch  welches  die  OrundzQge  des  Unterrichts- 
wesens  bezflglich  der  Volksschule  festgestellt  werden.  *) 

b)  Oesetz  vom  2.  Mai  1883,  ROBNr.  53,  womit  einige  Bestimmungen  des  Oesetzes  vom 
14.  Mal  1869,  ROBNr.  62,  abgeftndert  werden.  *) 

18.  Wasserrecht: 

Oesetz  vom  30.  Mal  1869,  ROBNr.  93,  betreffend  die  der  Reichsgesetzgebung  vorbehaltenen 
Bestimmungen  des  Wasserrechtes.  *) 

19.  Sanltfttswesen: 

Oesetz  vom  30.  April  1870,  ROBNr.  68,  betreffend  die  Organisation  des  Öffentlichen  Sanitits- 
dlenstes.  *) 

(Organisatorische  Details  sind  zu  Übergehen.) 
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20.  Schubwesen: 

Gesetz  vom  27.  Juli  1871,  ROBNr.  88,  in  Betreff  der  Regelung  der  polizeflichen  Absdiaffnng 
und  des  Schubwesens.  *) 

21.  Polizeiaufsicht: 

Gesetz  vom  10.  Mai  1873»  RGBNr.  108,  womit  polizeistrafrechtliche  Bestimmungen  wider 
Arbeitsscheue  und  Landstreicher  erlassen  werden.    (Vagabundengesetz.)  *) 

(Die  Kenntnis  der  Bestimmungen  Aber  die  Polizeiaufsicht  wird  verlangt.) 

22.  Rechtsverhiltnisse  der  katholischen  Kirche: 

Gesetz  vom  7.  Mai  1874,  RGBNr.  50,  wodurch  Bestimmungen  zur  Regelung  der  infieren 
RechtsverhUtnisse  der  katholischen  Kirche  erlassen  werden.  *) 

23.  Fischereirecht: 

Gesetz  vom  25.  April  1885,  RGBNr.  58,  betreffend  die  Regelung  der  Fischerei  in  den 
Binnengewässern.  *) 

24.  Zwangsarbeitsanstalten: 

'    Gesetz  vom  24.  Mai  1885,   RGBNr.  90,   betreffend  die  Zwangsarbeits-  und  Bessenmgs- 
aflstalten.  *) 

25.  Sprengmittelverkehr: 

Gesetz  vom  27.  Mai  1885,  RGBNr.  134,  betreffend  Anordnungen  gegen  den  gemein- 
gefUirlichen  Gebrauch  von  Sprengstoffen  und  die  gemeingefährliche  Gebarung  mit  denselben.  *> 

26.  Arbeiterversicherung: 

a)  Gesetz  vom  28.  Dezember  1887,  ROBNr.  1  ex  1888,  betreffend  die  Unfallvenicbenmg 
der  Arbeiter.  *) 

b)  Gesetz  vom  30.  März  1888,  RGBNr.  33,  betreffend  die  Krankenvenfchemng  der 
Arbeiter.  •) 

c)  Gesetz  vom  4.  April  1889,  RGBNr.  39.  (Änderung  des  vorhergehenden  Gesetzes.)  *) 

d)  Gesetz  vom  20.  Juli  1894,  RGBNr.  168,  betreffend  die  Ausdehnung  der  Unfallsver- 
sicherung  der  Arbeiter.  *) 

27.  Markenschutz: 

a)  Gesetz  vom  6.  Jftnner  1890,  RGBNr.  19,  betreffend  den  Markenschutz.  *) 

b)  Gesetz  vom  30.  Juli  1895,  ROBNr.  108,  womit  das  Gesetz  vom  6.  Jänner  1890,  RGBNr.  19, 
ergänzt,  beziehungsweise  abgeändert  wird.  *) 

28.  Urheberrecht: 

Gesetz  vom  26.  Dezember  1895,  RGBNr.  197,  betreffend  das  Urheberrecht  an  Werken  der 
Literatur,  Kunst  und  Photographie.  *) 

29.  Lebensmittelverkehr: 

Gesetz  vom  16.  Jänner  1896,  RGBNr.  89  ex  1897,  betreffend  den  Verkehr  mit  Lebens- 
mitteln und  einigen  Gebrauchsgegenständen.  *) 

30.  Rechtsmittelverfahren: 

Gesetz  vom  12.  Mai  1896,  ROBNr.  101,  womit  ergänzende,  beziehungsweise  abfindemde 
Bestimmungen  bezflglich  des  Verfahrens  bei  Geltendmachung  der  Rechtsmittel  gegen  Ent- 
scheidungen und  VerfQgungen  der  politischen  Behörden  getroffen  werden. 

31.  Schutz  von  Erfindungen: 

Gesetz  vom  11.  Jänner  1897,  RGBNr.  30,  betreffend  den  Schutz  von  Erfindungen.  (Patent- 
gesetz.) *) 

32.  Finanzprokuraturen: 

Verordnung  des  Gesamtministeriums  vom  9.  März  1896,  RGBNr.  41,  betreffend  die  Dienstes- 
instruktion far  die  k.  k.  Finanzprokuraturen. 
(Kenntnis  der  §§  1  und  2  genflgt.) 

III.  Finanzwissenschaft.    (Österreichische  Finanzgesetzgebung.) 

1.  Grundsteuer: 

a)  Gesetz  vom  24.  Mai  1869,  RGBNr.  88,  Aber  die  Regelung  der  Grundsteuer.  *) 
(Ohne  Beilagen.) 

b)  Gesetz  vom  7.  Juni  1881,  RGBNr.  49,  betreffend  die  Feststellung  der  Ornndstener- 
Hauptsummen.  *) 

c)  Gesetz  vom  23.  Mai  1883,  RGBNr.  83,  betreffend  die  Evidenzhaltung  des  Omndsteaer- 
katasters.  *) 

(Ohne  Beilagen.) 
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d)  Gesetz  vom  12.  Juli  1896,  ROBNr.  121,  betreffend  die  Revision  des  Onindstenerkitasters. 
(Kenntnis  des  §  21  gznüfgt.) 

2.  Oebäudesteuer: 

a)  Kais.  Pat.  vom  23.  Februar  1820,  POS  Bd.  47,  S.  699,  betreffend  die  EinffllininK  der 
Oebftudestener. 

b)  Gesetz  vom  9.  Februar  1882,  RGBNr.  17,  betreffend  einiflfe  AbSnderungen  der  Oebiude- 
•tenergesetze.  *) 

(Ohne  Beilafi^en.) 

c)  Gesetz  vom  25.  Mftrz  1880,  ROBNr.  39,  betreffend  die  Steuerfreiheit  von  Neu-,  Um-  und 
Zubauten.  *) 

3.  Personalsteuern: 

Gesetz  vom  25.  Oktober  1896,  ROBNr.  220,  betreffend  die  direkten  Personalsteuem.  *) 

4.  Verzehrungssteuer: 

a)  Kais.  Pat.  vom  25.  Mai  1829,  POS  Bd.  57,  1.  Teil,  Nr.  74  (FMinEri.  vom  15.  Juni  1829), 
betreffend  die  Regelung  der  allgemeinen  Verzehrungssteuer. 

(Soweit  dieses  Patent  sich  auf  die  Verzehrungsstener  von  Wein,  Weinmost,  Obstmost  und 
auf  die  Llnienverzehrungssteuer  in  den  geschlossenen  Städten  bezieht.) 

b)  Das  Kapitel  VII  des  Regolamento  daziario  für  Dalmatien  vom  5.  April  1830  (Raccolta 
delle  leggi  ed  ordinanze  delFanno  1830  per  la  Dalmatia  Nr.  42,  S.  110),  betreffend  die  Ein- 
führung einer  Verzehrungsstener  In  mehreren  Orten  Dalmatiens.  *) 

c)  Gesetz  vom  16.  Juni  1877,  RGBNr.  60,  betreffend  die  Besteuerung  von  Fleisch  aufter- 
halb  der  geschlossenen  Orte.  *) 

(Ohne  Beilage.) 

d)  Gesetz  vom  26.  Mai  1882,  ROBNr.  55,  betreffend  die  EinfOhrung  einer  Verbrauchs- 
steuer von  Mineralöl.  *) 

e)  1.  Gesetz  vom  20.  Juni  1888,  RGBNr.  95,'  betreffend  den  Zoll  von  gebrannten  geistigen 
Flflssigkeiten,  die  Besteuerung  des  Branntweines  und  die  mit  der  Branntweinerzeugung  ver- 
bundene Prefihefeerzeugung.    (Branntweinsteuer.) 

2.  II.  Teil  der  kais.  Vdg.  vom  17.  Juli  1899,  RGBNr.  120,  betreffend  die  Abinderung 
des  obigen  Gesetzes.  *) 

f)  1.  Gesetz  vom  20.  Juni  1888,  ROBNr.  97,  betreffend  die  Zuckersteuer.  *) 

2.  IV.  Teil  der  kals.  Vdg.  vom  17.  Juli  1899,  RGBNr.  120,  betreffend  die  Abinderung 
des  Zuckersteuergesetzes.  *) 

g)  I.  Teil  der  kals.  Vdg.  vom  17.  Juli  1899,  ROBNr.  120,  wegen  Abftndemng  der  Gesetze, 
betreffend  die  mit  der  industriellen  Produktion  In  enger  Verbindung  stehenden  Indirekten  Ab- 
gaben, dann  des  Österreichisch-ungarischen  ZoUtariles.  *)    (Biersteuer.) 

5.  Allgemeiner  Zolltarif: 

a)  Gesetz  vom  25.  Mai  1882,  RGBNr.  47,  betreffend  den  allgemeinen  Zolltarif  fflr  das 
Österreichisch-ungarische  Zollgebiet  (Einfflhmngsgesetz).  *) 

b)  Gesetz  vom  19.  Mai  1884,  RGBNr.  63, 

c)  Gesetz  vom  21.  JVlal  1887,  ROBNr.  52, 

d)  Gesetz  vom  25.  April  1888,  ROBNr.  54, 

e)  Gesetz  vom  20.  Juni  1888,  RGBNr.  95, 

f)  Gesetz  vom  22.  Juni  1891,  RGBNr.  76, 

g)  VI.  Teil  der  kais.  Vdg.  vom  17.  Juli  1899,  ROBNr.  120. 
Abänderungen  des  Gesetzes  vom  25.  Mal  1882,  RGBNr.  47.  *) 

6.  Monopol: 

a)  Patent  vom  11.  Juli  1835,  POS  Bd.  63,  Nr.  113,  S.  285,  betreffend  die  Einfflhrung  einer 
Zoll-  und  Staatsmonopolordnung.  *) 

b)  Tabakpatent  vom  8.  Mai  1784  *)  [In  Dalmatien  noch  in  Geltung]. 

c)  Gesetz  vom  29.  April  1875,  RGBNr.  75,  betreff edd  die  LlzenzgebOhr  fflr  ausländischen 
Tabak.  *) 

d)  Lottopatent  vom  13.  Mai  1813,  POS  Bd.  40,  Nr.  27,  Seite  41  [Lottopatent.] 

e)  Gesetz  vom  7.  Juni  1868,  ROBNr.  70,  betreffend  die  Verwaltung  des  Salzmonopols.  *) 

7.  Gefällsflbertretungen: 

a)  Kapitel  Vni  und  IX  des  Regolamento  daziario  fflr  Dalmatien  vom  5.  April  1830  [Raccolta 
delle  leggi  ed  ordinanze  dell'anno   1830  per  la  Dalmatia  Nr.  42,  S.  112  und  118].  *)  [Vgl.  4.  b)]. 
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b)  Patent  vom  3.  September  1803,  POS  Bd.  20,  Nr.  33,  betreffend  die  Elnfflhnmff  eines 
neuen  Strafgesetzes  Ober  Verbrechen  und  schwere  Pollzeiflbertretnngen.  [FOr  dia  reclitllcfae 
Verfahren  bei  OefUlsObertretungren  in  Dalmatien  noch  in  Geltung.] 

(Blofi  auszugsweise  zu  prüfen.) 

c)  Verordnung  des  Finanzministeriums  vom  21.  Dezember  1879,  Z.  4668/F.  J^  (kund- 
gemacht im  Landesgesetz-  und  Verordnungsblatte  für  Dalmatien  Nr.  75),  betreffend  die  ZoU- 
gefSIlsübertretungen.  *) 

(Nur  fflr  Dalmatien  In  Geltung.) 

8.  Gebühren  von  Rechtsgeschäften: 

a)  Kais.  Pat.  vom  9.  Februar  1850,  RGBNr.  50,  über  die  Gebühren  von  RechtsgesdUften , 
Urkunden,  Schriften  und  Amtshandlungen. 

(Ohne  Tarif.) 

b)  Gesetz  vom  13.  Dezember  1862,  RGBNr.  89,  enthaltend  einige  Änderungen  dieses  Gesetzes. 
(Ohne  Tarif.) 

c)  Gesetz  vom  18.  Juni  1901,  RGBNr.  74,  betreffend  die  Gebühren  von  YermOgensflber- 
tragungen.  *) 

9.  Promessengesetz: 

Gesetz  vom  7.  November  1862,  RGBNr.  85,  betreffend  das  Promeasengeschift  mit  Anlehcalosea. 

10.  Losratengesetz: 

Gesetz  vom  30.  Juni  1878,  RGBNr.  90,  enthaltend  einige  Bestimmungen  über  die  Ver- 
Suflerung  von  Staats-  und  anderen  Losen  oder  deren  Gewinsthoffnung. 

11.  Schankgesetz: 

Gesetz  vom  23.  Juni  1881,  RGBNr.  62,  betreffend  den  Handel  mit  gebrannten  geistigen 
Getr&nken,  den  Ausschank  und  den  Kleinverschleifi  derselben. 

12.  Lossperrgesetz: 

Gesetz  vom  28.  März  1889,  RGBNr.  38,  betreffend  die  Schuldverschreibungen  mit  Präniea, 
femer  die  Ankündigung  und  Anempfehlung  verbotener  Lose  und  Lotterien. 

13.  Allgemeines  Ratengesetz: 

Gesetz  vom  27.  April  1896,  RGBNr.  70,  betreffend  Ratengeschäfte. 

14.  Valutagesetze: 

a)  Gesetz  vom  2.  August  1892,  RGBNr.  126,  womit  die  Kronenwähmng  festgestellt  wird.  *) 

b)  Gesetz  vom  2.  August  1892,  RGBNr.  127,  wodurch  das  Mhilsterium  der  im  Reichs- 
rate vertretenen  Königreiche  und  Länder  zum  Abschlüsse  eines  Münz-  und  Währungsvertngcs 
mit  dem  Ministerium  der  Länder  der  ungarischen  iCrone  ermächtigt  wird.  *) 

c)  Gesetz  vom  2.  August  1892,  RGBNr.  128,  betreffend  die  Erfüllung  von  auf  Ooldgniden 
lautenden  Verpflichtungen  in  Landesgoldmünzen  der  Kronenwährung.  *) 

d)  Gesetz  vom  2.  August  1892,  RGBNr.  129,  betreffend  einen  Zusatz  zu  Artikel  87  der 
Statuten  der  Österreichisch-ungarischen  Bank.  *) 

e)  Gesetz  vom  9.  Juli  1894,  RGBNr.  154,  betreffend  die  Einlösung  von  Staatsnoten  im 
Gesamtbetrage  von  200  Millionen  Gulden  Österreichischer  Währung  (Währungsgesetz).  *) 

f)  IL  und  III.  Teil  der  kais.  Vdg.  vom  21.  September  1899,  RGBNr.  176,  betreffend  die 
gänzliche  Einlösung  der  Staatsnoten  und  Einführung  der  Kronenwähmng  als  Wähnuig(Wifarungs- 
gesetz).  •) 

15.  BOrsenschiedsgerIcht: 

Artikel  XIII— XXVII  des  Gesetzes  vom  1.  August  1895,  RGBNr.  112,  betreffend  die  Ehi- 
führung  der  ZIvIlprozefiordnung. 

16.  Rechtsmittel: 

Gesetz  vom  19.  März  1876,  RGBNr.  28,  betreffend  die  Bestimmung  der  Fristen  znr  Geltend- 
machung der  Rechtsmittel  gegen  die  Entscheidungen  und  Verfügungen  der  Organe  der  Fintsz- 
verwaltung. 

17.  Verjährung: 

Gesetz  vom  18.  März  1878,  RGBNr.  31,  betreffend  die  Verjäfamng  der  direkten  Stencni, 
der  Massen-  und  Freischurfgebühren,  der  Verzefamngssteuera,  Taxen,  Stempeln  und  onndttd- 
baren  Gebühren. 
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3.  Doktoratsvorschriften. 


Np.  660. 

Verordnnng  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  15.  April  1872,  Z.  4398, 

RßBNr.  57,  HTBNr.  31, 

durch  welche  ffir  die  Universitäten  der  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reiche und  Linder  bezfiglich  der  Erlangung  des  Doktorates  an  den 
weltlichen  Fakultäten  neue  Bestimmungen  erlassen  werden. 

Auf  Grund  der  mit  Ah.  Entschl.  vom  11.  April  1872  erteilten  Ermächti- 
gung erlasse  ich  für  die  Universitäten  der  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reiche und  Länder  bezüglich  der  Erlangung  des  Doktorates  an  den  weltlichen 
Fakultäten^)  die  nachfolgenden  Bestimmungen. 

L  Rigorosenordnung  für  die  rechts-  und  staatswissenschaftliche 

Fakultät. 

§  1.  Zur  Erlangung  des  Doktorates  der  Rechte  ist  die  Ablegung  von 
drei  strengen  Prüfungen  (Rigorosen)  erforderlich. 

Die  Zulassung  zu  denselben  ist  von  dem  Nachweise  abhängig,  daß  der 
Kandidat  die  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  in  der  Eigenschaft 
eines  ordentlichen  Hörers  vorschriftsmäßig  absolviert  habe,^)  zu  welchem 
Ende  er  sein  Absolutorium  beim  Dekan  des  Professorenkollegiums  zu  hinter- 
legen  hat. 

§  2.  Die  drei  Rigorosen  umfassen  folgende  Prüfungsgegenstände: 

I.  Römisches,  kanonisches  und  deutsches 3)  Recht; 

II.  Österreichisches  Zivilrecht,  Handels-  und  Wechselrecht,  österreichi- 
schen Zivilprozeß,^)  österreichisches  Strafrecht  (samt  Strafverfahren); 

III.  Allgemeines  und  österreichisches  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  poli- 
tische Ökonomie   (d.  i.   Nationalökonomie  und   Finanzwissenschaft). 

§  3.  Die  Religionsverschiedenheit  begründet  keinen  Unterschied  in  dem 
Rechte  und  der  Pflicht  zur  Ablegung  der  strengen  Prüfung  aus  dem  kanoni- 
schen Rechte  und  in  dem  zu  erlangenden  Doktorstitel.'^) 

§  4.  Die  drei  Rigorosen  können  in  beliebiger  Reihenfolge,  doch 
müssen  sie  sämtlich  an  derselben  Universität  abgelegt  werden. 

>)  An  die  Stelle  der  mit  dieser  Verordnung  unter  //.  und  lll,  erlassenen  Rigorosen' 
Ordnungen  Jür  die  medizinischen  und  philosophischen  Fakultäten  sind  gegenwärtig  die 
MinVdgen  vom  14.  April  1903,  RQBNr,  102  (s,  Nr,  678),  beziehungsweise  vom  16,  März  1899, 
RQBNr,  56  fs,  Nr.  702)  getreten, 

*)  Betreffend  die  Zulassung  von  RechtshOrem  der  A gramer  Universität  zu  den  Rigorosen 
VS^  die  Bestimmung  des  Punktes  5  des  MlnErL  vom  10.  Oktober  1902,  Z.  32.212  fs.  Nr,  639). 

*)  Laut  Instruktion  vom  2.JuU  1872,  Z.  7971,  MVBNr.  50  fs,  Nr.  661)  urnft^ßt  das  „deutsehe 
Reehf*,  sowohl  die  „Rechtsgesehlehte"  als  das  ,J^lvatrechf', 

*)  VgL  Nr.  651. 

*)  Dadurch  wurden  auch  die  auf  Orund  der  MlnErL  vom  2t,  November  1852,  Z,  6089  und 
vom  18.  Februar  1853,  Z,  676,  bestandenen  Beschränkungen  aufgehoben,  wonach  ein  Israelit  In 
keinem  Falle  zum  Doctor  Iuris  canonici,  somit  auch  nicht  zum  Doctor  iuris  utriusque  feine  Be* 
2elchnung,  die  den  kanonischen  Doktorgrad  In  sich  schlißt)  promoviert  werden  konnte, 
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Von  letzterer  Bestimmung  kann  nur  in  besonders  rücksichtswürdigen 
Fällen  der  Unterrichtsminister  nach  Einvernehmung  der  betreffenden  Pro- 
fessorenkollegien Ausnahmen  gestatten. 

§  5.  Die  Rigorosen  werden  öffentlich  abgehalten,  jedes  derselben 
dauert  zwei  Stunden.^) 

§  6.  Zwischen  je  zwei  Rigorosen  soll  in  der  Regel  ein  Zeitraum 
von  mindestens  drei  Monaten  verstreichen. 

Wurde  jedoch  der  Kandidat  beim  vorhergegangenen  Rigorosum  ein- 
stimmig approbiert,  so  kann  ihm  der  Dekan  für  das  nächste  Rigorosum 
auch  einen  kürzeren^   Termin  gewähren. 

§  7.')  Die  Prüfungskommission  besteht  bei  jedem  Rigorosum  aus  dem 
Dekan  (in  dessen  Vertretung  dem  Prodekan)  des  Professorenkollegiums  als 
Vorsitzenden  und  (in  der  Regel)  vier  ordentlichen  Professoren^)  der  be- 
treffenden Prüfungsfächer  als  Examinatoren. 

[Wo  noch  Doktorendekane  bestehen,  haben  auch  diese  das  Recht, 
an  den  Rigorosen  teilzunehmen,  zu  prüfen  und  abzustimmen.]^) 

§  8.  In  Ermanglung  eines  ordentlichen  Professors  für  ein  Prüfungsfach 
oder  bei  Verhinderung  desselben  ist  der  außerordentliche  Professor  dieses 
Faches  und  in  Ermanglung  oder  Verhinderung  auch  eines  solchen  jener 
ordentliche  oder  außerordentliche  Professor  dem  Rigorosum  beizuziehen, 
der  den  betreffenden  Gegenstand  faktisch  lehrt,  oder  dessen  Fach  dem- 
selben am  nächsten  steht.  ^ 

§  9.  Wird  die  oben  bestimmte  Zahl  von  vier  Examinatoren  durch  die 
hienach  (§§7  und  8)  berufenen  Vertreter  der  Prüfungsfächer  nicht  erschöpft, 
so  ist  dieselbe  aus  der  Reihe  der  übrigen  ordentlichen  Professoren  zu  er- 
gänzen.'') Diese  zur  Ergänzung  beigezogenen  Mitglieder  haben  jedoch  nur 
das  Recht,  nicht  die  Pflicht,  zu  examinieren. 

Die  Bestimmung  derselben  bleibt  zunächst  dem  Obereinkommen  des 
Professorenkollegiums  überlassen,  welches  dem  Unterrichtsminister  zur  Ge- 
nehmigung vorzulegen  ist. 

§  10.  Würde  bei  mehrfacher  Besetzung  eines  Prüfungsfaches  mit  ordent- 
lichen Professoren  durch  die  Beiziehung  aller  die  Zahl  von  vier  Examina- 
toren überschritten,  so  haben  dieselben  in  der  Teilnahme  am  betreffenden 
Rigorosum  zu  alternieren.') 


^)  Ober  die  UnzulässigkeU  der  AbkSrzttng  der  Prufirngsdauer  5.  den  MinErL  vom  30.  Sep- 
tember 1874,  Z.  13.742  fs,  Nr,  663J.  —  Die  Rigorosen  werden  an  den  UniversUäten  in  Jener  Spncke 
abgelegt,  In  welcher  die  Staatsprüfungen  stattfinden.    Vgl,  Anmerkung  *)  bei  Nr.  640,  §  14, 5. 830, 

*)  Erläutert  durch  MinErL  vom  1.  Dezember  1877,  Z.  18.607  fs.  Nr.  665). 

*)  Vgl  zu  §7  bis  einschließlich  §  11  und  zu  §  17  den  MinErL  vom  8.  März  1902,  Z.  56ZKCM 
(s.  Nr.  671)  und  die  Anmerkung  *)  zu  diesem  Erlqß  (S.  877). 

*)  d.  s.  die  „Nominalprofessoren^* ;  vgl.  die  Instruktion  fs.  Nr.  661). 

*)  Au/gehoben  durch  §23  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873,RQBNr.  63  fs.  Nr.  18),  betreffend 
die  Organisation  der  akademischen  Behörden, 

^  Betreu  der  Zuziehung  außerordentlicher  Professoren  und  Professoren  anderer  Fäck/r 
als  Examinatoren  s.  Nr.  664  und  667. 

^  Erläutert  durch  die  Instruktion  fs.  Nr.  661). 
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§  11.  Der  Vorsitzende  hat  immer  das  Recht,  aber  nur  dann  auch  die 
Pflicht,  selbst  zu  examinieren,  wenn  er  Nominalprofessor  eines  Prüfungs- 
gegenstandes ist  und  ihn  im  Falle  des  Alternierens  mit  anderen  Professoren 
(§  10)  die  Reihe  trifft.  In  solchem  Falle  hat  die  Prüfungskommission  [abge- 
sehen vom  Doktorendekan]  nur  aus  noch  drei^)  Mitgliedern  zu  bestehen 
und  bezieht  der  Vorsitzende   in   diesem   Falle  den   doppehen   Taxbetrag. 

§  12,  Jedes  Mitglied  der  Prüfungskommission  hat  dem  Rigorosum 
von  Anfang  bis  zu  Ende  beizuwohnen.*)  Der  Abstimmung  und  Schlußfassung 
geht  eine  Besprechung  über  das  Ergebnis  der  Prüfung  voraus. 

Die  Abstimmung  jedes  Mitgliedes  erfolgt  sodann  auf  Grundlage  des 
Gesamtergebnisses  der  Prüfung  mit  dem  Kalkül  „ausgezeichnet'',  „ge- 
nügend'' oder  „ungenügend".  Der  Gesamtkalkül  wird  nach  der  Stimmenmehr- 
heit geschöpft,  bei  etwaiger  Stimmengleichheit  (§11)  nach  den  ungünstigeren 
Stimmen. 

§  13.  Erhält  ein  Kandidat  den  Gesamtkalkül  „ungenügend",  so  kann 
er  zu  keinem  weiteren  Rigorosum,  sondern  nur  zur  Wiederholung  desselben 
Rigorosums,  und  zwar  nicht  vor  Ablauf  von  drei  Monaten  zugelassen  werden. 
Wird  er  hiebei  abermals  reprobiert,  so  ist  nur  noch  eine  Wiederholung  des 
Rigorosums,  und  zwar  nicht  vor  Ablauf  eines  Jahres  zulässig.  Bei  noch- 
maliger (dritter)  Reprobation  ist  der  Kandidat  von  der  Erwerbung  des  Dok- 
torates der  Rechte  an  einer  Universität  der  im  Reichsrate  vertretenen  Lander, 
wie  auch  von  der  Nostrifikation  eines  im  Auslande  erworbenen  Doktor- 
diploms für  immer  ausgeschlossen. 

§  14.  Für  jedes  Rigorosum  hat  der  Kandidat  eine  Taxe  von  60  Gulden 
ö.  W.  (jetzt  120  Kronen)  zu  entrichten.  Hievon  erhält  der  Vorsitzende  und 
jedes  Mitglied  der  Kommission  [auch  der  Doktorendekan  (§  7)]  je  6  Gulden 
(12  Kronen).  Weiters  sind  hievon  5  Gulden Y/ö  Kronen)  an  den  Universitäts- 
Icanzleifond  abzuführen,  aus  welchem  die  Taxbezüge  für  das  Kanzleipersonale 
oder  die  Universitätsdiener,  soweit  solche  noch  dermalen  von  Rigorosen 
bestehen,  zu  bestreiten  sind. 

Für  jede  Wiederholung  eines  Rigorosums  ist  die  halbe  Gesamttaxe  mit 
30  Gulden  ö.  W.  (60  Kronen)  zu  entrichten.  Auch  hievon  erhält  der  Vor- 
sitzende und  jedes  Kommissionsmitglied  je  6  Gulden  (12  Kronen)  [dort  aber, 
wo  noch  Doktorendekane  bestehen,  mit  Einschluß  des  letzteren  je  5  Gulden]. 
Der  Beitrag  für  den  Universitätskanzleifond  entfällt  bei  Wiederholungen. 

Der  Rest  aller  Taxbeträge  wird  unter  sämtliche  ordentliche  Professoren 
des  Kollegiums  zu  gleichen  Teilen  verteilt. 

§  15.  Die  Einzelntaxbezüge  haben  die  Natur  von  Präsenzgeldem  und 
können  daher  nur  für  die  wirkliche  Funktion  in  Anspruch  genommen  werden. 
Ist  ein  Kommissionsmitglied  aus  was  immer  für  einem  Grunde  hieran  ver- 
hindert, so  hat  der  Dekan  für  dessen  Ersatz  nach  den  Bestimmungen  der 

')  An  den  juristischen  Fakultäten  besteht  die  Übung,  dqß  auch  im  Falle  des  Zutreffens 
bloß  der  einen  Eventualität,  daß  der  Dekan  Nominalprofessor  eines  Prüfungsgegenstandes  ist, 
die  Kommission  nur  aus  drei  (und  nicht  aus  vier)  weiteren  Mitgliedern  susammengesetst  ist 
fMinAkt  Z.  25.557  ex  1991), 

*)  Vgl,  die  Instrulttion  (s,  Nr,  661)  und  den  MinErL  vom  1Z  November  1880,  Z.  18,148 
fs,  Nr,  666), 
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§§  8  bis  10  ZU  sorgen.  Ist  dies  nicht  mehr  tunlich,  die  Abhaltung  des  Rigo- 
rosums  mit  den  übrigen  Kommissionsmitgliedem  aber  doch  noch  möglich, 
so  fällt  der  erledigte  Taxbetrag  in  die  Verteilung  nach  dem  Schlußsätze 
des    §  14. 

§  16.  Die  an  einigen  Universitäten  noch  geforderten,  vor  der  Pro- 
motion von  dem  Kandidaten  zu  liefernden  schriftlichen  Ausarbeitungen  ent- 
fallen, sowie  die  Disputation,  wo  eine  solche  noch  in  Obung  ist 

§  17.  Die  Promotion  erfolgt  unter  dem  Vorsitze  des  Rektors  und  im 
Beisein  des  Dekans  des  Professorenkollegiums  durch  einen  ordentlichen 
Professor  (per  tumum)  als  Promotor  in  Form  der  herkömmlichen  Spon- 
sionen.^) 

[In  Wien  erfolgt  die  Promotion  vorläufig  noch  wie  bisher  unter  Mit- 
wirkung des  Rektors,  Kanzlers,  der  vier  Doktorendekane  und  des  Notars 
der   Fakultät.]«) 

§  18.  Die  Promotionstaxe  beträgt  an  allen  österreichischen  Universitäten 
60  Gulden  ö.  W.  (jetzt  120  Kronen). 

Hievon  beziehen  [außer  Wien]  der  Rektor  15  Gulden  (30  Kronen),  der 
Dekan  und  der  Promotor  je  5  Gulden  (10  Kronen).  [In  Wien  bleibt  es  für 
sämtliche  Mitwirkende  vorläufig  bei  den  bisherigen  Bezügen.]  Ferners  sind 
von  dieser  Taxe  5  Gulden  (10  Kronen)  an  den  Universitätskanzleifond  ab- 
zuführen, aus  welchem  die  an  den  verschiedenen  Universitäten  bisher  be- 
stehenden Zahlungen  für  die  Ausfertigung  des  Diploms  und  die  bisherigeo 
Bezüge  des  Kanzleipersonals  und  der  Dienerschaft  zu  bestreiten  sind,  mit 
Ausnahme  solcher  Bezüge,  welche  für  spezielle  Funktionen  bei  den  nunmehr 
entfallenden   Feierlichkeiten  des   Promotionsaktes  in   Ansatz  kamen. 

Der  Rest  aller  Promotionstaxbezüge  wird  [auch  in  Wien]  unter  sämtliche 
ordentliche*)  Professoren  der  Fakultät  zu  gleichen  Teilen  verteilt. 

§  19.  An  jenen  Universitäten,  an  welchen  bisher  feierlichere  Promo- 
tionsformen üblich  waren,  bleibt  es  dem  Kandidaten  freigestellt,  statt  der 
einfachen  diese  feierlichere  Promotionsform  gegen  die  hiefür  üblichen  Ent- 
richtungen für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen.  Doch  kommt  der  im  vorigen 
Paragraphen  bestimmte  Taxbetrag  auch  in  diesem  Falle  zu  der  dort  ange- 
ordneten Verwendung  und  Verteilung. 

[§  20.  Die  bisher  bei  der  Promotion  an  einigen  Universitäten  von  den 
Doktoranden  zu  entrichtenden  Zahlungen  an  Witwensozietäten  oder  Doktoren- 
kollegien der  Fakultäten  bleiben  vorläufig  unberührt.]  ^) 

§  21.  Diese  Rigorosenordnung  tritt  mit  Beginn  des  Studienjahres  1872/73 
in  Kraft.  Für  jene  Kandidaten  jedoch,  welche  bis  dahin  bereits  ein  Rigoroswn 
abgelegt  haben,  bleibt  es  bezüglich  ihrer  weiteren  Rigorosen,  sowie  der 
Intervention  bei  denselben  bei  den  bisherigen  Bestimmungen  und  Taxen. 

Hingegen  kommen  die  §§  16  bis  20  für  jeden  Promotionsakt  ohne  Unter- 
schied nach  jenem  Zeitpunkte  zur  Anwendung. 

0  DieSponsionsformeln  worden  durch  de/iMinErL  vom  fZ.  Okiober  1S73,Z,11S14  fs,  Nr.49SJ 
kundgemachi, 

*)  Aufgehoben  durch  §  23  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873,  RQBNr.  63  fs.  Nr.  t8J. 

*1  Auf  Qrund  der  amtlichen  Berichtigung  im  MVB.  des  Jahres  J872  (XII.  Stack,  S.255J 
richtiggesteUi.  —  VgL  den  SchJt^ßabsatt  bei  Nr.  661. 
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Erlafi  des  Mlnisterlnms  für  K.  n.  U.  vom  2.  Juli  1872,  Z.  7971, 

HTBNr.  SO, 

mit  welchem   den  rechts-  mid  staatswissenschaftlichen  Professoren- 
kollegien ztt  Wien,  Prag,  Lemberg,  Krakau,  Qraz  und  Innsbruck  die 
Instruktion  zur  Ausführung  der  Rigorosenordnung  ffir  die  rechts-  und 
staatswissenschaftliche  Fakultät  mitgeteilt  wird. 

Instruktion 
zur  Ausführung  der  Rigorosenordnung  für  die  rechts-  und  staatswissenschaft- 
liche Fakultät. 

Die  Bestimmungen  dieser  Ministerialverordnung  gehen  von  dem  Ge- 
danken aus,  die  bisherige  erhebliche  Ungleichheit  der  Kosten  und  zum  Teil 
auch  der  sonstigen  Anforderungen  betreffs  der  Erlangung  des  Doktorats  der 
Rechte  an  den  Universitäten  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Lünder  zu  beheben,  die  einzelnen  Professoren  bezüglich  ihrer  Zuziehung 
zu  den  Prüfungsakten  nach  Möglichkeit  zu  entlasten,  ohne  ihre  Bezüge 
von  denselben  erheblich  zu  schmälern,  und  diesen  Prüfungsakten  jene  Würde 
und  Bedeutung  zu  wahren,  welche  ihnen  schon  ihrer  Bezeichnung  nach  zu- 
kommt Nach  diesen  Gesichtspunkten  werden  daher  auch  die  einzelnen 
Bestimmungen  dieser  Verordnung  aufzufassen  und  in  Ausführung  zu  brin- 
gen  sein. 

Es  war  übrigens  nicht  die  Absicht,  eine  bis  ins  kleinste  Detail  gehende 
Normierung  der  Akte  zur  Erlangung  des  Doktorates  hiemit  zu  treffen,  sondern 
nur  jene  Reform  derselben  zu  bewirken,  welche  durch  obige  Zwecke 
geboten  schien.  Daher  bleiben  die  bisherigen  Vorschriften  und  Übungen  hin- 
sichtlich der  Erwerbung  des  Doktorats  der  Rechte,  soweit  sie  mit  den  in 
dieser  Ministerialverordnung  getroffenen  Bestimmungen  nicht  im  Widerspruch 
stehen,  in  Kraft  und  Anwendung. 

Demgemäß  ist  in  §  1  die  Bedeutung  der  Bestimmung,  daß  der  Kan- 
didat sich  über  die  „vorschriftsmäßige''  Absolvierung  der  Studien  aus- 
zuweisen habe,  aus  der  allgemeinen  Studienordnung  vom  I.Oktober  1850^) 
und  der  besonderen  Regelung  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien 
vom  2.  Oktober  1855,^)  sowie  den  weiteren  darauf  bezüglichen  Verordnungen 
zu  entnehmen. 

Im  §  2  ist  die  Zahl  der  Rigorosen  auf  drei  restringiert,  wie  es  schon 
in  der  Ah.  Entschl.  vom  25.  September  1855  bestimmt  war  und  in  den 
meisten  darüber  eingeholten  Gutachten  befürwortet  wurde.  Das  „deutsche 
Recht''  im  Rigorosum  I  umfaßt  ebenso  die  Rechtsgeschichte  als  das  Privat- 
recht,  wie  dies  ja  auch  bei  den  anderen  Fächern  dieses  Rigorosums,  dem 
römischen  und  kanonischen  Rechte  der  Fall  ist.  Es  ist  den  letzteren  als 
eine  der  Grundlagen  unserer  heutigen  Rechtsentwicklung  an  die  Seite  ge- 


»)  s,  Nr,  365. 

^  An  die  Stelle  der  juristischen  Studienordnung  vom  2.  Okiober  18S5  ist  nunmehr  Jene 
vom  24,  Dezember  1993,  RQBNr.  204  (s,  Nr.  636)  getreten. 
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stellt  und  soll  daher  auch  hauptsächlich  von  diesem  Gesichtspunkte  und 
nicht  in  den  antiquierten  Details  geprüft  werden.  Die  Nominalprofessoren 
der  deutschen  Rechtsgeschichte,  sowie  des  deutschen  Privatrechts  sind  gleich- 
mäßig als  die  Vertreter  dieses  Prüfungsfaches  zu  betrachten. 

Ebenso  bildet  das  „allgemeine  und  österreichische  Staatsrecht"  im 
Rigorosum  III  nur  einen  Prüfungsgegenstand,  indem  das  allgemeine  Staats- 
recht als  die  philosophisch-historische  Grundlage  des  österreichischen  Staats- 
rechtes mit  letzterem  zu  verbinden  ist. 

Vertreter  dieses  Prüfungsfaches  sind  die  Nominalprofessoren  des  Staats- 
rechtes,  sei   es   des   allgemeinen   oder  des   österreichischen    Staatsredites. 

Der  im  §  4  ausgesprochenen  Öffentlichkeit  der  Rigorosen  wird  es  ent- 
sprechen, Zeit  und  Lokal  ihrer  Abhaltung  durch  Anschlag  am  schwarzen 
Brette  im  vorhinein  bekannt  zu  geben. 

Die  im  §  7  bezeichneten  vier  ordentlichen  Professoren  der  {Prüfungs- 
fächer sind  die  Nominalprofessoren  derselben,  wie  auch  aus  der  Be- 
stimmung des  §  d  über  die  nur  eventuelle  Beiziehung  jenes  ordentlichen 
Professors,  „der  den  betreffenden  Gegenstand  faktisch  lehrt",  und  aus  der 
Bestimmung  des  §  11  über  die  Pflicht  des  Vorsitzenden  zu  examinieren, 
„wenn  er  Nominalprofessor  ist",  hervorgeht. 

Der  Fall  des  §  9  ist  nicht  gegeben  und  hat  daher  die  dort  vorgesehene 
Ergänzung  der  Prüfungskommission  nicht  einzutreten,  wenn  bei  mehrfacher 
Besetzung  eines  Prüfungsfaches  mit  Ordinarien  durch  gleichzeitige  Beiziehung 
der  letzteren  die  vorschriftsmäßige  Zahl  der  Examinatoren  erreicht  werden 
kann;  denn  nur,  wenn  durch  diese  gleichzeitige  Beiziehung  jene  Zahl 
überschritten  würde,  müßte  nach  §  10  ein  Alternieren  stattfinden.  Doch 
steht  nichts  im  Wege,  wenn  etwa  auch  in  jenem  Falle  die  betreffenden 
Nominalprofessoren  selbst  nur  alternierend  intervenieren  wollen,  oder  einer 
von  ihnen  etwa  nur  bei  jedem  zweiten  oder  dritten  Rigorosum  als  Examina- 
tor fungieren  will,  wo  dann  natürlich  die  Ergänzung  nach  §  9  einzutreten 
hätte. 

Dem  Ermessen  der  Professorenkollegien  ist  auch  anheimgestellt,  ob 
sie  die  Reihenfolge  der  nach  §  9  zur  Ergänzung  beizuziehenden  Professoren 
für  alle  Rigorosen  ohne  Unterschied  bestimmen,  oder  ob  sich  die  Professoren 
nach  der  Verwandtschaft  ihrer  Fächer  in  gleichmäßige  Gruppen  zur  Er- 
gänzung bei  bestimmten  Rigorosen  verteilen  wollen. 

Das  Alternieren  (§  10)  findet  in  der  Regel  von  Fall  zu  fall  statt,  kann 
aber  durch  Obereinkommen  auch  so  bestimmt  werden,  daß  es  für  eine 
ganze  Reihe  von  Prüfungsakten  Platz  greift. 

Eine  notwendige  Folge  der  Bestimmung  des  §  12,  daß  jedes  Kom- 
missionsmitglied dem  Rigorosum  von  Anfang  bis  zu  Ende  beiwohnen  müsse, 
ist,  daß  die  Rigorosen  nicht  in  Stunden  abgehalten  werden  können,  in  welchen 
das  eine  oder  andere  Kommissionsmitglied  Vorlesungen  zu  halten  hat  Es 
ist  die  Pflicht  des  Dekans,  jede  derartige  Kollision  hintanzuhalten.  Bei 
größerem  Andränge  der  Rigorosanten  wird  es  möglich  sein,  selbst  mehrere 
Rigorosen  an  einem  Tage  ohne  stärkere  Belästigung  der  Professoren  abzu- 
halten, da  bei  der  verschiedenen  Zusammensetzung  der  Prüfungskommission 
für  die  verschiedenen  Rigorosen  leicht  zwei  Kommissionen  gleichzeitig,  die 
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eine  unter  dem  Vorsitze  des  Dekans,  die  andere  unter  dem  des  Prodekans, 
fungieren  können,  von  welchem  Auskunftsmittel  nach  Bedarf  immer  Gebrauch 
gemacht  werden  soll.  Jeder  Kandidat  soll  darauf  rechnen  können,  spätestens 
innerhalb  eines  Monates  nach  erfolgter  Anmeldung  das  Rigorosum  ablegen 
zu  können,  die  Ferienzeit  natürlich  ausgenommen. 

Da  die  im  §  14  von  jedem  Rigorosum  und  im  §  18  von  jeder  Pro- 
motion dem  Universitatskanzleifonde  zugewiesenen  Beträge  von  je  5  Gulden 
(10  Kronen),  bei  jedem  Doktoranden  20  Gulden  ö,  W.  (40  Kronen)  ergeben, 
so  wird  dieser  Gesamtbetrag  genügen,  um  die  in  den  §§14  und  18  darauf 
gewiesenen  Bezüge  zu  decken;  wo  dies  etwa  nicht  der  Fall  sein  sollte, 
wird  eine  Herabminderung  dieser  Bezüge,  die  namentlich  durch  minder 
kostspielige  Herstellung  der  Diplome  ohne  Beeinträchtigung  der  Perzipienten 
bewirkt  werden  kann,  bis  zu  jenem  Gesamtbetrage  stattfinden  müssen.  Wo 
etwa  noch  kein  eigener  Universitätskanzleifond  bestünde,  ist  derselbe  aus 
obigen  Taxbeträgen  zu  bilden. 

Die  Notwendigkeit  und  Sachgemäßheit  der  Bestimmung  des  §  15  dürfte 
kaum  verkannt  werden.  Die  scheinbare  Härte  derselben  gegenüber  der 
bisherigen  Praxis  wird  noch  dadurch  gemildert,  daß  in  allen  Fällen  des 
Alternierens  oder  des  Eintretens  nach  einem  Turnus  durch  kollegiales  Ober- 
einkommen zwischen  den  Betreffenden  bei  wirklicher  unverschuldeter  Ver- 
hinderung des  einen  oder  anderen  leicht  eine  Ausgleichung  getroffen 
werden  kann. 

Sonstige  Zweifel  und  Schwierigkeiten,  welche  sich  bei  der  Handhabung 
dieser  Ministerialverordnung  ergeben  können,  sind  nach  den  eingangs  er- 
wähnten Gesichtspunkten  zu  lösen  und  nötigenfalls  zur  Entscheidung  hieher 
vorzulegen. 

Da  in  dem  Schlußsatze  des  §  18  der  Rigorosenordnung  für  die  rechts- 
und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten  durch  einen  Druckfehler  zwischen 
den  Worten  „sämtliche  Professoren"  das  Wort  „ordentliche"  weggelassen 
wurde,  so  wird  zugleich  auf  die  bereits  erfolgte  amtliche  Berichtigung  dieses 
Druckfehlers  im  Verordnungsblatte  des  Unterrichtsministeriums  (XII.  Stück, 
S.  255)  aufmerksam  gemacht. 


Np.  662. 

Erlafi  des  Ministers  f Or  K.  d.  U.  vom  7.  Jnll  1874,  Z,  8499,  MTBMr.  38, 

betreffend  den  Zeitpunkt  der  Zulassung  absolvierter  Rechtshörer  zu. 

ihrem  ersten  Rigorosum.^) 

In  Erledigung  der  in  dem  Berichte  vom  12.  Juni  d.  J.,  Z.  976,  gestellten 
Anfrage  in  Betreff  der  Zulassung  absolvierter  Rechtshörer  zu  ihrem  ersten 
Rigorosum  unmittelbar  am  Schlüsse  ihres  achten  Semesters  wird  dem  De- 


')  Dieser  Erlaß  hat  gegenwärtig  insofern  wieder  Wirksamkeit  erlangt,  als  der  MinErL  vom 
13.  August  1894,  Z.  15,646,  MVBNr.  39,  wonach  den  RechtshÖrem  die  Ablegung  einer  der  strengen 
Prüfungen  bereits  in  den  vier  letzten  Wochen  des  VIJJ.  Semesters  gestattet  war,  durch  den  MinErL 
vom  26.  August  1901,  Z.  25.545,  MVBNr.  37  (s.  Nr.  670)  außer  Kraft  gesetzt  wurde. 
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kanate  eröffnet,  daß  die  MinVdg.  vom  9.  August  1862,  Z.  8189,^)  betreffend 
den  Zeitpunkt  der  Zulassung  zum  ersten  Rigorosum  auch  auf  jene  Rechts- 
hörer Anwendung  findet^  welche  ihre  strengen  Prüfungen  nach  Maßgabe  der 
MinVdg.  vom  15.  April  1872,  RGBNr.  57,»)  ablegen. 

In  gleicher  Weise  hat  die  Bestimmung  des  MinErl.  vom  9.  August  1862 
auf  jene  Rechtshörer  Anwendung  zu  finden,  welche  ihr  Quadriennium  mit 
einem  Wintersemester  abschließen,  wonach  dieselben  erst  drei  Monate  nach 
Abschluß  ihres  achten  Semesters  zum  ersten  Rigorosum  zuzulassen  sind. 

Es  wird  jedoch  dem  Ermessen  des  Professorenkollegiums  überlassen, 
die  mit  einem  Wintersemester  ihre  juridischen  Studien  abschließenden  Rechts- 
hörer nach  Analogie  der  Bestimmung  des  berufenen  Ministerialerlasses  in 
Betreff  des  Interkalars  der  großen  Ferien  schon  zwei  Monate  nach  Abschluß 
ihres  achten  Semesters  zum  ersten  Rigorosum  zuzulassen. 


Nr.  663. 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  Tom  30.  September  1874,  Z.  13.742, 

an  die  Professorenkollegien  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakul- 
täten in  Wien,  Prag,  Qraz,  Innsbruck,  Krakau  und  Lemberg, 

(womit  die  Professorenkollegien  daran  erinnert  werden,  daß  die 
Prüfungen  zur  Erlangung  des  Doktorgrades  mit  größter  Strenge  vor- 
zunehmen sind  und  daß  eine  Ablcfirzung  der  vorgeschriebenen  Prfifungs- 

dauer  unzulässig  ist). 

Der  in  jüngster  Zeit  vorgekommene  Fall,  daß  ein  Kandidat,  welcher 
ein  Rigorosum  mit  Erfolg  abgelegt  hatte,  bei  der  darauf  folgenden  ent- 
sprechenden Staatsprüfung  reprobiert  wurde,  bestimmt  mich,  die  Professoren- 
kollegien der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten  daran  zu  er- 
innern, daß  die  Prüfungen  zur  Erlangung  des  Doktorgrades  mit  größter 
Strenge  vorzunehmen  sind  und  daß  die  Approbation  nur  dann  erteilt  werden 
kann,  wenn  die  Überzeugung  gewonnen  wurde,  daß  Kandidat  sich  in  allen 
Prüfungsfächern  ein  vorzügliches,  die  Resultate  der  gewöhnlichen  akademi- 
schen  Ausbildung  weit  übersteigendes  Wissen  verschafft  habe. 

^)  Erlafi  des  Staatsministeriums,  Abt.  fflrK.  u.  U.,  vom9.  Au eust  1862,  Z.  8189: 
Als  Zwischenraum  zwischen  den  einzelnen  Rigorosen  hat  In  der  Regel  eine  drdmonatlicfae  Frist  zu 
gelten.  Nur  bezüglich  der  Zulassung  zum  ersten  Doktorexamen  ist  das  Interkalare  der  grofieo 
zweimonatlichen  Ferien  als  genügend  erklärt  worden. 

Eine  Abkürzung  der  ersteren  Frist  ist  zwar  mit  dem  MinErl.  vom  19.  Febmar  1850, 
Z.  9326,  als  gestattlich  erklärt  und  deren  Bewilligung  In  die  Kompetenz  der  Professorenkollegien 
gelegt,  eine  solche  ausnahmsweise  Begünstigung  bezüglich  des  letzteren  Inte rkala res 
dagegen  den  gedachten  Kollegien  nicht  eingeräumt  worden. 

Ohne  eingeholte  besondere  Ermächtigung  hat  daher  die  Zulassung  zu  den  Rigorosen  in 
Laufe  des  Studienjahres  künftig  um  so  weniger  stattzufinden,  als  nach  dem  §  47  der  Stndien- 
ordnung  vom  1.  Oktober  1850  zu  diesem  Behuf  e  die  Nach  Weisung  eines  Universitfitsbesucfaes 
von  fünf  Jahren  bei  dem  medizinischen  Fakultätsstudium  notwendig  ist,  das  Studienjahr  aber 
gemäfl  des  §  64  dieser  Studienordnung  erst  mit  dem  letzten  Juli  als  dem  Ferienbeginn  sich  endet 

Betreu  der  Abhaltung  von  Doktoratsprüfimgen  während  der  gesetzüchen  Ferien  vgL  Nr.  494. 

■)  s.  Nr,  660, 
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Zugleich  bestimmt  mich  die  laut  gewordene  Tatsache,  daß  die  für 
Rigorosen  vorgeschriebene  zweistündige  Prüfungsdauer  nicht  immer  einge- 
halten wird,  den  Kollegien  zu  bemerken,  daß  das  gedachte  Zeitausmaß 
deshalb  vorgeschrieben  wurde,  weil  dasselbe  zur  Feststellung  eines  ver- 
läßUchen  Prüfungsergebnisses  unumgänglich  notwendig  erscheint,  wonach 
eine  Abkürzung  desselben  je  nach  den  Umständen  des  einzelnen  Falles 
nicht  zulässig  ist.  Es  wäre  mir  sehr  unlieb,  wenn  ich  genötigt  werden  sollte, 
das  Vorgehen  der  Kollegien  in  dieser  Beziehung  zu  konstatieren. 

Wie  ich  nicht  bezweifle,  werden  die  Professorenkollegien  mit  mir 
in  der  Überzeugung  übereinstimmen,  daß  es  der  Fakultät  zur  Unehre  gereicht 
und  das  ganze  akademische  Wesen  kompromittiert,  wenn  Kandidaten,  denen 
der  Doktorgrad  erteilt  worden  ist,  in  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 
Praxis  mangelhafte  Kenntnisse  und  geringe  juristische  Gewandtheit  be- 
währen. Es  erscheint  also  die  Strenge  der  Doktoratsprüfungen  nicht  nur 
durch  das  System  unseres  öffentlichen  Unterrichtes,  sondern  auch  durch 
das  eigene  Interesse  und  das  Ansehen  der  akademischen  Körperschaften 
geboten. 


Np.  664. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  u.  ü.  Tom  22.  MSrz  1877,  Z.  2843, 

an  das  Dekanat  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  der  Univer- 
sität  in    Prag, 

(betreffend  die  Beizlehung  von  außerordentlichen  Professoren  zur  Teil- 
nahme an  den  Rigorosen). 

Die  in  dem  Berichte  des  Dekanates  vom  16.  Februar  1.  J.,  Z.  50Q,  aus- 
gesprochene Anschauung,  daß  die  außerordentlichen  Professoren  nur  dann 
zur  Teilnahme  an  den  Rigorosen  berufen  sind,  wenn  für  das  von  ihnen  ver- 
trene  Fach  ein  ordentlicher  Professor  überhaupt  nicht  vorhanden  oder  doch 
zu  erscheinen  verhindert  ist,  daß  dagegen  das  Recht  zu  dieser  Teilnahme 
durch  den  Umstand,  daß  ein  Ordinarius  für  zwei  Prüfungsfächer  bestellt 
ist,  nicht  begründet  wird,  vielmehr  in  diesem  Falle  nur  die  Ergänzung  der 
Zahl  der  Kommissionsmitglieder  nach  §  9  der  Rigorosenordnung  vom 
15.  April  1872  einzutreten  hat,  erscheint  bei  dem  klaren  Wortlaute  des 
§  8  der  Rigorosenordnung  zweifellos  richtig  und  ich  nehme  daher  keinen 
Anstand,  dem  auf  dieser  Anschauung  basierten  Übereinkommen  des  Pro- 
fessorenkollegiums wegen  Ergänzung  der  Examinatoren  für  das  judizielle 
Rigorosum  meine  Genehmigung  zu  erteilen. 

Ich  bemerke  jedoch,  daß  ich  hiebei  auf  die  Angabe  im  Berichte,  daß 
die  beigezogenen  Ordinarien  von  ihrem  Rechte  zu  examinieren,  Gebrauch 
machen,  besonderes  Gewicht  lege,  da  im  entgegengesetzten  Falle  eine 
grundsätzlich  nicht  ausgeschlossene  Ausnahmsverfügung  in  dem  Sinne,  daß 
die  Ergänzung  der  Kommission  nach  §  8  einzutreten  hätte,  nicht  ungerecht- 
fertigt erscheinen  würde. 
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Np.  665. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  1.  Dezember  1877,  Z.  18.697. 

an  das  Dekanat  der  rechts-  und  staatswissenschafÜichen  Fakultät  in 

Czernowitz, 

(womit  erklärt  wird,  daB  eine  zu  weit  gellende  Restringieniiig  des 

vorgeschriebenen  dreimonatlichen  Termines  zwischen  den    einzelnen 

Rigorosen  dem  Geiste  der  Rigorosenordnung  widerspricht). 

Im  §  6  der  Rigorosenordnung  für  die  rechts-  und  Staats  wissenschaft- 
lichen Fakultäten  vom  15.  April  1872,  ROBNr.  57/)  wird  dem  Dekan  das 
Recht  eingeräumt,  auch  einen  kürzeren,  als  den  regelmäßigen  dreimonat- 
lichen Termin  zwischen  den  einzelnen  Rigorosen  in  dem  Falle  zu  ge- 
währen, daß  ein  Kandidat  beim  vorhergegangenen  Rigorosum  einstimmig 
approbiert  wurde. 

Diese  Befugnis  ist  nach  dem  Wortlaute  des  zitierten  Paragraphen  zwar 
ohne  Beschränkung  hingestellt,  gleichwohl  muß  aber  eine  zu  weit  gehende 
Restringierung  des  Termines  zwischen  den  einzelnen  Rigorosen  als  dem 
Geiste  der  Rigorosenordnung  nicht  entsprechend  erklärt  werden  und  wird 
insbesondere  ein  Herabgehen  unter  den  Zeitraum  von  sechs  bis  acht  Wochen, 
wie  dies  in  dem  gegenwärtigen,  nicht  besonders  qualifizierten  Falle  ge- 
schehen ist,  kaum  jemals  gerechtfertigt  erscheinen. 

Wenngleich  ich  hienach  in  der  Sache  die  vom  Professor  N.  N.  in  dem 
beiliegenden  Votum  ausgesprochene  Anschauung  billigen  muß,  so  finde  ich 
doch  zugleich  zu  bemerken,  daß  den  einzelnen  Mitgliedern  der  Prüfungs- 
kommission das  Recht  nicht  zusteht,  sich  über  die  Angemessenheit  des  vom 
Dekan  unter  seiner  Verantwortung  festgestellten  Prüfungstermines  ein  maß- 
gebendes Urteil  zu  vindizieren  und  daß  daher  Professor  N.  N.  durchaus 
nicht  berechtigt  war,  sein  Erscheinen  bei  dem  vom  Dekan  angeordneten 
Rigorosum  zu  verweigern. 

Np.  666. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  ü.  vom  12.  November  1880,  Z.18J48. 

an  die  Dekanate  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten, 

(womit  die  Mitglieder  der  Prüfungskommission  bei  den  Rigorosen  an 
ihre  Pflicht,  der  Prüfung  nnunterbrochen  anzuwohnen,  erinnert  werden). 

Es  ist  m  meiner  Kenntnis  gelangt,  daß  an  einzelnen  rechts-  und 
staatswissenschaftlichen  Fakultäten  die  Mitglieder  der  Prüfungskommission 
bei  den  juristischen  Rigorosen  im  Widerspruche  mit  dem  §  12  der  Rigorosen- 
ordnung der  Prüfung  nicht  immer  von  Anfang  bis  Ende  beiwohnen,  daß 
vielmehr  nicht  selten  nur  der  Vorsitzende  Dekan  und  der  jeweÜig  prüfende 
Examinator  gleichzeitig  gegenwärtig  sind,  ja,  daß  die  Rigorosen  mitunter 
auf  Stunden  anberaumt  werden,  während  welcher  einer  oder  der  andere 
der  Prüfungskommissäre  Vorlesungen  zu  halten  hat. 

0  s.  Nr.  660, 


Rechts*  und  staatswissenscbaftüche  RIgorosenordnung.  Q>75 

Da  ein  solcher  Vorgang  nicht  nur  der  angeführten  ausdrücklichen 
Bestimmung  der  Rigorosenordnung  zuwiderläuft,  sondern  auch  die  weitere 
Bestimmung,  daß  die  Abstimmung  der  Kommissionsmitglieder  auf  Grund- 
lage des  Gesamtergebnisses  der  Prüfung  zu  erfolgen  hat,  illusorisch 
macht,  so  sehe  ich  mich  veranlaßt,  das  Dekanat  aufzufordern,  für  die  strikte 
Aufrechthaltung  der  in  Frage  stehenden  Bestimmung  der  Rigorosenordnung 
Sorge  tragen  zu  wollen. 

Nr.  667. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  fflr  K.  u.  ü.  vom  13.  Dezember  1889, 

l.  24.659. 

an  das   Dekanat  der  juridischen   Fakultät  der  Universität  in   Czernowitz, 

(betreffend  die  Frage  der  Zuziehung  jener  Professoren  zu  den  Rigorosen 

als  Prfifnngskommissire  oder  Beisitzer  mit  Examinationsrecht,  deren 

Nominalfach  keinen  Prfifnngsgegenstand  der  Rigorosen  bildet). 

Was  die  Frage  anbelangt,  ob  Professor  N.  N.  im  Falle  der  Verhinde- 
rung der  Nominalprofessoren  des  Staatsrechtes  oder  der  politischen  Öko- 
nomie an  deren  Stelle  in  die  gedachte  Kommission  einzutreten  habe,  so 
ist  um  so  weniger  Anlaß,  über  dieselbe  im  vornherein  abzusprechen,  als 
die  Entscheidung  von  den  jeweils  tatsächlich  bestehenden  Verhältnissen 
und  namentlich  nach  §  8  der  Rigorosenordnung  zunächst  davon  abhängt, 
wer  in  dem  gegebenen  Zeitpunkt  den  Gegenstand  faktisch  lehrt  und  ebenso 
für  die  eventuell  sich  ergebende  Frage,  wessen  Fach  dem  Prüfungsgegen- 
stande am  nächsten  steht,  nur  die  konkreten  Verhältnisse  maßgebend  sein 
können,  indem  ja  nach  den  faktisch  bestehenden  Professuren  bald  eine 
nähere,  bald  eine  entferntere  Verwandtschaft  der  Fächer  diesfalls  zu  fordern 
sein  wird. 

Derartige  Fragen  sind  übrigens  an  der  Hand  der  bestehenden  Vor- 
schriften im  kollegialen  Einvernehmen  zur  Lösung  zu  bringen. 


Np.  668. 

Verordnung  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  9.  NoTomber  1890, 

Z.  19.926,  MTBNr.  65, 

betreffend  die  Znlassnng  zn  den  strengen  Prfifnngen  auf  Qmnd  eines 
Duplikates  des  Absolutorinrns  über  die  rechts-  und  staatswissenschaft- 
lichen Studien. 

Es  ist  die  hierortige  Aufmerksamkeit  darauf  gelenkt  worden,  daß  die 
Ausfolgung  von  Duplikaten  der  Absolutorien  über  die  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Studien  zu  dem  Mißbrauche  führen  kann,  daß  absol- 
vierte Studierende  der  Rechte,  welche  unter  vorschriftsmäßiger  Deponierung 
ihres  Absolutoriums  bei  dem  Dekanate  einer  rechts-  und  staatswissenschaft- 
lichen Fakultät  die  Ablegung  der  strengen  Prüfungen  zur  Erwerbung  des 
Doktorgrades  der  Rechte  begonnen  haben,  jedoch  reprobiert  worden  sind, 
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auf  Grund  eines  Duplikates  ihres  Absolutoriums  die  Zulassung  zu  den  rechts- 
und  staatswissenschaftlichen  Rigorosen  an  einer  anderen  Universität  erlangen. 

Um  einen  solchen  Mißbrauch  zu  verhindern,  sehe  ich  mich  zu  der  An- 
ordnung vei^anlaßty  daß  künftighin  die  Zulassung  zu  den  erwähnten  Prüfungen 
in  allen  Fällen,  in  denen  dieselbe  unter  Beibringung  eines  Duplikates 
des  Absolutoriums  angestrebt  wird,  erst  dann  zu  erfolgen  hat,  wenn  durch 
eine  Anfrage  bei  sämtlichen  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultäten 
der  hierländigen  Universitäten  festgestellt  ist,  daß  gegen  diese  Zulassung 
ein  Anstand  der  angedeuteten  Art  nicht  obwaltet. 

Übrigens  kann  die  Ausstellung  von  Duplikaten  des  Absolutoriums 
in  Hinkunft  nur  mehr  auf  Grund  schriftlicher,  den  Grimd  und  Zweck  des 
Begehrens  genau  bezeichnender  Gesuche  gewährt  werden. 

Schließlich  wird  in  Erinnerung  gebracht,  daß  die  behufs  Zulassung  zu 
den  oberwähnten  Prüfungen  bei  den  Dekanaten  deponierten  Originalabsolu- 
torien  von  den  Dekanaten  während  des  ganzen  betreffenden  Rigorosen- 
stadiums  zurückzubehalten,  respektive  vor  der  erfolgreichen  Ablegung  aller 
drei  strengen  Prüfungen  nur  in  den  im  ho.  Erl.  vom  31.  Jänner  1866, 
Z.  12.407,^)  vorgesehenen  Fällen  auszufolgen  sind. 


Nr.  669. 

Erlafi  des  Ministeriums  fflr  K.  o.  U.  Tom  8.  Juli  1892.  Z.  15.372, 

an  das  Dekanat  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  der  Univer- 
sität   in    Wien, 

(betreffend  den  Zeitpunkt,  bis  zu  welchem  Rigorosen  abgehalten  werden 

kOnnen). 

Die  bestehenden  Vorschriften  bieten  keinen  Anhaltspunkt  dafür,  die  Ab- 
haltung der  Rigorosen  unbedingt  mit  der  Hälfte  des  Monates  Juli  zu  schließen 
und  es  hat  daher  in  Hinkunft  wenigstens  in  Fällen,  in  welchen  hiezu  ein 
besonderer  Anlaß  vorliegt,  die  Abhaltung  von  Rigorosen  auch  nach  diesem 
Termine  stattzufinden. 

Np.  670. 

Erlafi  des  Ministsrs  fflr  K.  n.  U.  Tom  26.  Augnst  1901,  Z.  25.545. 

HTBNr.  37. 

an  die  Dekanate  sämtlicher  rechts-  und  staatswissenschaftlicher  Fakultäten, 

betreffend  die  Außerkraftsetznng  des  Erlasses  vom  13.  August  18H 
Z.  15.646,  MVBNr.  39,  womit  die  Ablegung  einer  der  ztar  Erlans^ung  des 
Doktorates  der  Rechte  vorgeschriebenen  strengen  Prüfungen  in  den 
vier  letzten  Wochen  des  VIEL  Semesters  der  rechts-  nnd  staatswissen- 
schaftlichen Studien  gestattet  wurde. 

Auf  Grund  der  mit  Ah.  Entschl.  vom  18.  August  d.  J.  erteilten  Ermächti- 
gung finde  ich  den  ho.  Eriaß  vom  13.  August  1894,  Z.  15.646,  MVBNr.  39, 

0  s.  Nr.  493. 


Rechts-  und  staatswissenschaftliche  RIgorosenordnungr.  Qrjrj 

womit  die  Ablegung  einer  der  zur  Erlangung  des  Doktorates  der  Rechte 
nach  §  1  der  ho.  Verordnung  vom  15.  April  1872,  Z.  4398,  ROBNr.  57,i) 
vorgeschriebenen  strengen  Prüfungen  bereits  in  den  vier  letzten  Wochen 
des  achten  Semesters  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  gestattet 
wurde,  vom  Studienjahre  1901/1902  ab,  außer  Kraft  zu  setzen. 


Nr.  671. 

Erlafi  des  Ministsrs  fflr  K.  n.  U.  vom  8.  Mflrz  1902,  Z.  562/KUM, 

an  das  Dekanat  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  der 

Universität  in  Innsbruck, 

(womit  einige  Bestimmtingen  der  Rigorosenordntuig  für  die  rechts- 
imd  staatswissenschaftliche  Fakultät  der  Universität  in  Innsbruck  ab- 
geändert werden).') 

Auf  Grund  der  mit  Ah.  Entschl.  vom  8.  März  1902  erteilten  Ermächti- 
gung finde  ich  in  teil  weiser  Abänderung  der  Bestimmungen  der  §§  7  bis 
einschließlich  11  und  des  §  17  der  mit  der  MinVdg.  vom  15.  April  1872, 
RGBNr.  57,^)  erlassenen  Rigorosenordnung  für  die  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen Fakultäten  in  Ansehung  der  an  der  Universität  in  Innsbruck 
vorzunehmenden  strengen  Prüfungen  und  Promotionen  nachstehende  provi- 
sorische Anordnungen  zu  treffen: 

1.  Die  zur  Erlangung  des  Doktorates  der  Rechte  vorgeschriebenen 
strengen  Prüfungen  (Rigorosen)  können  an  der  rechts-  und  staatswissenschaft- 
lichen Fakultät  der  Universität  in  Innsbruck  [nach  Wahl  des  Kandidaten]  in 
deutscher  [oder  in  italienischer]')  Sprache  abgelegt  werden.^)  Im  Falle  der 
Reprobation  ist  das  Rigorosum  in  jener  Sprache  zu  wiederholen,  in  welcher 
dasselbe  zum  ersten  .Male  abgelegt  wurde. 

2.  Als  Prüfer  bei  den  in  deutscher  Sprache  vorzunehmenden  Rigorosen 
sind  ausschließlich  die  nach  Maßgabe  der  MinVdg.  vom  15.  April  1872, 
RGBNr.  57,  berufenen  Professoren  mit  deutscher  Vortragssprache  zuzuziehen. 

[Als  Examinatoren  im  Sinne  der  §§  7,  8,  9  und  10  der  zitierten  Mini- 
sterialverordnung  sind  bei  der  Zusammensetzung  der  Prüfungskommission  für 
die  in  italienischer  Sprache  zu  prüfenden  Kandidaten  sowohl  die  mit  der 


»)  5.  Nr.  660. 

*)  Die  mit  diesem  Erlasse  getroffenen  Bestimmungen,  betreffend  die  an  der  Innsbnuker 
Universität  in  italienischer  Spradie  vorsunehmenäen  strengen  Prüfungen  behufi  Erlangung 
des  Juridischen  Doktorgrades  sind  durch  PunJä  5  des  KUMErl.  vom22.Septemberl904,Z.2003lKUM, 
ROBNr.  108  fs.  Nr.  8)  außer  Kraft  gesetzt  worden  und  es  können  nunmehr  die  Rigorosen  in 
italienischer  Sprache  nur  an  der  provisorischen  rechts-  und  staatswlssenschaftliehen  Fakultät  mit 
italienischer  Vortragsspraehe  abgelegt  werden.  Die  Zasammenseteung  der  Italienischen  PrüfungS' 
kommisshn  hat  nach  Mqßgabe  des  Punktes  5,  vierter  Absats  des  leteterwähnten  Erlasses 
eu  erfolgen. 

')  Nadi  den  MlnErl.  vom  16.  November  1855,  Z.  14.061  und  vom  25.  Desember  1856, 
Z.  18.456  sollten  die  Rigorosen  ausschli^lich  in  deutsdter  Sprache  abgelegt  werden. 
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Lehrverpfiichtung  in  italienischer  Vortragssprache  besteilten  ordentlichen  wie 
außerordentlichen  Professoren  anzusehen. 

3.  Wenn  und  insolange  für  ein  Prüfungsfach  weder  ein  ordentlicher 
noch  ein  außerordentlicher  Professor  mit  italienischer  Vortragssprache  be- 
stellt ist,  hat  zunächst  der  mit  der  Supplierung  der  Vorträge  dieses  Faches 
in  italienischer  Sprache  betraute  Privatdozent  als  Prüfer  einzutreten.  Wird 
das  Prüfungsfach  nicht  oder  nicht  von  einem  habilitierten  Dozenten  in 
italienischer  Sprache  suppliert,  und  ist  auch  kein  Vertreter  eines  verwandten 
Faches  mit  italienischer  Vortragssprache  vorhanden,  so  ist  ausnahmsweise 
der  deutsche  Fachprofessor  als  Prüfer  zuzuziehen. 

4.  Soweit  es  vorübergehend  unmöglich  ist,  nach  §  9  der  bezogenen 
Ministerialverordnung  in  der  unter  Punkt  2  dieses  Erlasses  angegebenen 
Weise,  beziehungsweise  durch  Zuziehung  eines  supplierenden  Privatdozenten 
oder  Vertreters  eines  verwandten  Faches  (Punkt  3)  eine  italienische  Prüfungs- 
kommission auf  vier  Mitglieder  (außer  dem  Dekan  als  Vorsitzenden)  zu 
ergänzen,  hat  der  vierte  Prüfer  zu  entfallen.  Der  dem  letzteren  zukommende 
Taxbetrag  ist  im  Sinne  des  §  15  der  zitierten  Verordnung  in  die  Verteilung 
nach  dem  Schlußsatze  des  §  14  derselben  einzubeziehen.]  i) 

5.  Bei  den  Promotionen  solcher  Kandidaten,  welche  alle  oder  mindestens 
zwei  Rigorosen  in  deutscher  Sprache  abgelegt  haben,  ist  ein  ordentlidier 
Professor  mit  deutscher  Vortragssprache  und  bei  den  Promotionen  von 
Kandidaten,  welche  sich  aller  oder  wenigstens  zweier  Rigorosen  in  italieni- 
scher Sprache  unterzogen  haben,  ein  ordentlicher  Professor  mit  italienisdier 
Vortragssprache  als  Promotor  beizuziehen.') 

6.  Die  Bestimmungen  dieses  Erlasses  haben  sofort  in  Anwendung  zu 
gelangen.  Mit  diesem  Zeitpunkte  treten  die  damit  im  Widerspruche  stehen- 
den Vorschriften  außer  Kraft. 


^)  An  stelle  der  Punkte  2  (xweUer  AbsatzJ,  3  and  4  sind  die  Bestimmungen  des  Punktes  5 
(vierter  AbsatzJ  des  MinErl.  vom  2ZSeptember  1904,  Z,  2003/ KUM,  RQBSr,  108  (s.  Nr, 8)  getretea, 
■)  Vel.  Nr.  8  (Punkt  5,  Utzter  Absatz), 


III.   Medizinisches  Studium. 

!•  Besondere  Bestimmungen  zur  allgemeinen  Studien- 

Ordnung.^) 


Np.  672. 

Erlafi  des  Ministeriums  fOr  K.  d.  U.  vom  20.  Februar  1887,  Z.  25.608 

ex  1886, 

an   das   medizinische    Dekanat   in   Wien, 
(in  Betreff  der  Abhaltung  von  ffKursen*% 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  25.  Dezember  1886,  Z.  184,  in 
Betreff  der  Abhaltung  von  Kursen  an  der  medizinischen  Fakultät,  wird  dem 
Dekanate  nachstehendes  eröffnet: 

In  den  Bestimmungen  über  die  Einrichtung  des  medizinischen  Unter- 
richtes nach  Maßgabe  der  Rigorosenordnung  vom  15.  April  1872^)  sind  die 
Vorlesungen  und  Übungen  bezeichnet,  für  deren  regelmäßige  Abhaltung 
um  das  Minimum  des  Kollegiengeldes  das  Professorenkollegium  Sorge  zu 
tragen   hat. 

Zu  den  dort  bezeichneten  Obungen  gehören  insbesondere  die  den  klini- 
schen Fächern  sich  anschließenden  praktischen  Übungen,  welche  in  regel- 
mäßigen, mindestens  sechswöchentlichen  Kursen  unter  Leitung  der  klinischen 
Vorstände  von  deren  Assistenten  gegen  Bezug  des  Minimums  des 
Kollegiengeldes   abzuhalten   sind. 

Da  es  zu  meiner  Kenntnis  gelangt  ist,  daß  auf  die  regelmäßige  Ab- 
haltung solcher  Kurse  vielfach  nicht  strenge  gehalten  wird,  andrerseits  aber 
besonderer  Wert  darauf  gelegt  werden  muß,  daß  diese  den  ordnungsmäßigen 
medizinischen  Unterricht  ergänzende  Einrichtung  genau  beobachtet  werde, 
ersuche  ich  das  Professorenkollegium,  Vorsorge  zu  treffen,  daß  jeder  der 
Assistenten  der  klinischen  Fächer  ausdrücklich  verpflichtet  werde,  mehrere 

')  Der  Hebammenunterrlehi  findet  nur  noch  In  Graz  und  Innsbruck  an  der 
medizinischen  Fakaltdt  statt;  vgl.  Verordnung  des  Ministeriums  fSr  K.  u.  U,  vom  27.  Jänner  i898, 
Z.  1605,  ROBNr.  35,  MVBNr,  6,  mit  welcher  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern 
ein  aligemeines  Regulativ  für  den  Unterrieht  und  den  Dienst  an  den  HebammenlehranstaUen 
erlassen  wurde. 

*)  5.  Nr.  678  (neue  medizinische  Rigorosenordnung  vom  Jahre  1903)  und  Nr.  679  finstruktionj. 
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solche  Kurse  im  Winter-  und  einen  im  Sommersemester  abzuhalten.  Gleich- 
zeitig hat  das  Dekanat  das  Entsprechende  vorzukehren,  daß  von  vornherein 
in  jedem  Semester  die  Termine  der  abzuhaltenden  Kurse  im  Lektionskataloge 
verzeichnet  erscheinen  und  der  Beginn  der  Kurse  auch  auf  dem  schvi^arzen 
Brette  bekannt  gegeben  werde.  Endlich  sind  die  ordentlichen  Studierenden 
der  Medizin  auf  diese  nur  um  das  gesetzliche  Minimum  des  Koile- 
giengeldes  abzuhaltenden  Übungskurse  insbesondere  aufmerksam  zu 
machen. 

Was  die  sonstigen,  für  die  Studierenden  nicht  obligaten,  von  habilitierten 
Privatdozenten  abzuhaltenden  Kurse  anlangt,  so  ist  gegen  die  Abhaltung 
derselben  nur  unter  der  Voraussetzung  nichts  einzuwenden,  daß  hiedurcfa 
den  inskribierten  ordentlichen  Studierenden,  welchen  das  erste  Anrecht  auf 
die  Benützung  des  vorhandenen,  sowohl  lebenden  als  toten  Unterrichtsmate- 
riales  in  dieser  Richtung  zusteht,  dasselbe  in  keiner  Weise  beeinträchtigt 
werde. 

Hierauf  wird  das  Professorenkollegium  genau  zu  achten  haben  und  im 
Falle  die  bezeichnete  Voraussetzung  nicht  eintritt,  der  Abhaltung  solcher 
Kurse  in  Hinkunft  die  Genehmigung  zu  versagen  haben. 

Schließlich  ersuche  ich  das  Professorenkollegium,  die  Frage,  ob  und 
eventuell  unter  welchen  Modalitäten  die  Abhaltung  solcher  nicht  obligater 
Kurse  seitens  jener  Assistenten,  die  nicht  zugleich  habilitierte  Privatdozenten 
sind,  überhaupt  zu  gestatten  sei,  zum  Gegenstand  der  Beratung  zu  machen 
und  über  das  Ergebnis  anher  zu  berichten.^) 


Nr.  673. 

Erlaß  des  Ministsrs  für  K.  n.  U.  vom  20.  Juni  1887,  Z.  11.285, 

an  das  Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  in  Wien, 

(betreffend  die  Abhaltung  von  sogenannten  „Ferialkttrsen''  ffir  prak- 
tische Ärzte). 

In  Erledigung  des  Berichtes  vom  3.  Juni  1887,  Z.  524,  finde  ich  den  Be- 
schluß des  Professorenkollegiums  zu  genehmigen,  daß  in  den  Herbstferien 
des  laufenden  Jahres  für  die  praktischen  Arzte  sogenannte  Ferialkurse  nach 
dem  vorgelegten  Programme  abgehalten  werden. 

Ich  bemerke  hiebei,  daß  diese  Kurse  als  Privatkurse  (sogenannte 
Privatissima)  im  Sinne  des  Erlasses  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unter- 
richt vom  6.  Jänner  1851,  RGBNr.  18,  Punkt  5,^)  anzusehen  und  zu  behandehi 
sind,  und  daß  daher  aus  der  Abhaltung  einiger  dieser  Kurse  außerhalb  der 
Lokalitäten  der  Universität  die  Berechtigung  zur  Abhaltung  anderer  Vor- 
lesungen außerhalb  der  Räume  der  Universität  nicht  abgeleitet  werden 
kann.  3) 

')  In  dieser  Beziehung  ist  bisher  eine  Regelung  noch  nicht  erfolgt.  —  Vgl.  Jedoch  betrefft 
des  praktisch-klinischen  Unterrichtes  die  neue  medizinische  Rigorosenordnung  nebst  InstrakOou 
(s.  Nr,  678  und  679). 

*)  s.  Anmerkung  «)  auf  S.  5#2. 

*)  V^.  Nr,  382  und  385, 
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Was  das  Ersuchen  des  .  .  .  wegen  Mitteilung  der  voigelegten 
Verzeichnisse  dieser  Ferialkurse  an  das  k.  k.  Ministerium  des  Innern 
behufs  anfälliger  Publikation  derselben  in  den  Amtsblättern  anlangt, 
so  wende  ich  mich  diesfalls  unter  einem  an  das  gedachte  Ministerium 
und  werde  dem  .  .  .  über  das  Ergebnis  weitere  Mitteilung  machen. 

Schließlich  bemerke  ich,  daB  für  den  Beschluß  des  Professoren- 
kollegiums betreffend  die  Abhaltung  dieser  Ferialkurse,  da  hiefür  das 
Material  und  die  Lokalitäten  der  zur  Universität  gehörigen  Institute  in  An- 
spruch genommen  werden,  vor  Einleitung  der  weiteren  Schritte  die  ho.  Ge- 
nehmigung einzuholen  war. 

Np.  674. 
Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  d.  U.  vom  25.  MSrz  1896,  Z.  7254, 

an  alle  medizinischen  Dekanate, 
(betreffend  die  Behandltmg  von  Gesuchen  der  Stadlerenden  um  Ab- 
kfirztmg  von  Reprobationsfristen  und  nm  andere  Begfinstigungen  bei 

Ablegnng  von  Rigorosen). 

Da  sich  im  Laufe  der  letzten  Jahre  die  Fälle  erheblich  vermehrt  haben, 
daß  Studierende  der  Medizin  Gesuche  in  Studienangelegenheiten,  insbesondere 
um  Abkürzung  der  vorgeschriebenen  Reprobationsfristen/)  sowie  um  ander- 
weitige Begünstigungen  und  Erleichterungen  bei  der  Ablegung  der  Rigo- 
rosen überreichen,  finde  ich  bezüglich  der  Behandlung  derartiger  Gesuche 
nachstehendes  anzuordnen: 

Das  Dekanat  wird  ermächtigt,  derartige  Gesuche,  welche  in  Gemäßheit 
des  §  6Q  der  allgemeinen  Studienordnung,  sowie  des  P.  5  der  ho.  MinVdg. 
vom  24.  November  1849,  Nr.  8605,  RGBNr.  38,  ausnahmslos  bei  der 
betreffenden  akademischen  Behörde  zu  überreichen  sind,  nach  Einvernahme 
des  Fachexaminators,  eventuell  des  Professorenkollegiums  sofort  im  ho. 
Namen  abweislich  zu  erledigen,  wenn  ein  genügender  Anlaß  zu  einem 
befürwortenden  Antrage  nicht  gegeben  erschemt 

Femer  wird  in  jenen  Fällen,  in  welchen  die  Reprobationsfrist  in 
der  ersten  Hälfte  der  Universitätsferien  endet,  das  Dekanat  ermächtigt, 
den  Studierenden  eventuell  schon  bei  den  letzten  Terminen  vor  Beginn  der 
Ferien  zur  Wiederholungsprüfung  zuzulassen. 

In  allen  anderen  Fällen  hat  das  Dekanat  in  den  von  ihm  zu  stellenden 
Antragen  stets  unter  Bedachtnahme  auf  die  bisherigen  Studienerfolge  des  Bitt- 
stellers und  unter  Berufung  auf  das  Einverständnis  der  betreffenden  Fach- 
examinatoren  hervorzuheben,  welche  rücksichtswürdigen  und  nach  Tunlich- 
kelt  zu  bescheinigenden  Momente  die  ausnahmsweise  Gewährung  des  ge- 
stellten Ansuchens  rechtfertigen  können,  indem  hiebei  zu  bemerken  sein 
wird,  ob  dem  Bittsteller  bezüglich  der  Ablegung  seiner  Prüfungen  etwa  schon 
früher  Begünstigungen  und  Erleichterungen  gewährt  worden  sind. 

Bei  der  Befürwortung  derartiger  Gesuche  ist  stets  mit  entsprechender 
Strenge  vorzugehen. 

>)  Vgl.  hUm  Jedoch  §  27  der  neuen  medizinischen  Rigorosenordnung  (s,  Nr,  678J. 
Univenitltsgesetze.  56 


gg2  II-  Teil:  Studlenvorschriften ;  B.  Die  vier  Falniltilsstadieii. 

Gegebenenfalls  sind  gleichartige  Gesuche  unter  Anschluß  einer  tabella- 
rischen Obersicht,  in  welcher  der  Studiengang  und  das  Petit  des  Bittstellers, 
sowie  der  bezügliche  Antrag  anzuführen  sind,  kumulativ  in  einem  Beridite 
in  Vorlage  zu  bringen. 


Np.  675. 
Erlafi  des  Minlsterlnms  für  K.  u.  U.  vom  16.  Juni  1897.  Z.  14 726, 

an  das  medizinische  Dekanat  in  Wien, 

(fiber  die  Frage  der  Anrechenbarkeit  eines  an  der  philosophischen 
Fakultät  zugebrachten  Studienjahres  in  das  medizinische  Quinqueniiiimi). 

Mit  Beziehung  auf  die  Anfrage  vom  4.  Juni  1897,  Z.  982,  betreffend 
die  Zulassung  eines  Doktors  der  Philosophie  zum  ersten  mediziiiischen 
Rigorosum  wird  dem  Dekanate  eröffnet,  daß  auch  auf  solche  Kandidaten  die 
Bestimmung  des  §  2,  Punkt  3  der  medizinischen  Rigorosenordnung  vom 
Jahre   1872 1)   volle  Anwendung  zu  finden  hat 

Die  Begünstigung  des  §  47,  al.  3  der  allgemeinen  Studienordnung  vom 
Jahre  1850,  wonach  ein  an  der  philosophischen  Fakultät  aussdiiießend 
zugebrachtes  Jahr  in  das  medizinische  Quinquennium  eingeredmet  werden 
kann,  kommt  erst  dann  in  Betracht,  wenn  es  sich  um  die  Ausfolguog 
des  Universitätszeugnisses  im  Sinne  des  §  2,  Punkt  5  der  medizinischen 
Rigorosenordnung,  beziehungsweise  um  die  Zulassung  des  Kandidaten  zum 
zweiten  medizinischen  Rigorosum  handeln  sollte. 


Nr.  676. 

Erlafi  des  Ministers  fttr  K.  a.  U.  Yom  10.  HoTendier  1898. 

Z.  26.959, 

an  die  Dekanate  aller  medizinischen  Fakultäten, 
(betreffend  den  Besuch  medizinischer  Vorlesungen  durch  Zahntechniker).^' 

Das  k.  k.  Ministerium  des  Innern  hat  zu  meiner  Kenntnis  gebracht, 
daß  sich  einzelne  Fälle  ergeben  haben,  wonach  Angehörige  des  Zahn- 
technikergewerbes bei  ihren  dortamts  eingereichten  Gesuchen  um  Bewilli- 
gung zur  Vornahme  zahnärztlicher  Verrichtungen  sich  über  den  Besuch 
medizinischer  Vorlesungen  an  der  Universität  als  außerordentliche  Hörer 
ausgewiesen  haben. 

')  Vsfi,  hUzu  Jedoch  §  3  der  neuen  medizinischen  Rigorosenordnung  vom  14.  Aprü  1901, 
ROBNr,  102  fs,  Nr,  678J. 

*)  Beireffs  der  Einreihung  des  Gewerbes  der  Zahnteehnik  unter  die  konzesslonierien  Oemerbe 
und  besägüch  der  Qewerbebefagnisse  vgL  die  Verordnungen  des  Handelsministeriums  im  Ei/t- 
vernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  vom  20,  März  1902,  RQBNr.  55  und  vom  14,  Februar 
1904,  RQBNr,  15, 
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Wenn  auch  die  Unterrichtsverwaltung  an  der  bisher  beobachteten  und 
in  den  letzten  Jahren  stärker  betonten  traditionellen  Obtuig,  die  Erteilung 
des  wissenschaftlichen  Unterrichtes  immer  weiteren  Kreisen  zugänglich  zu 
machen,  festhält  und  obwohl  ein  Mißbrauch  seitens  der  Zahntechniker  mit 
Zeugnissen,  welche  von  den  betreffenden  Vorständen  nach  wie  vor  nur 
als  Privatzeugnisse  auszustellen  sind,  dem  Unterrichtsministerium  nicht  be- 
kannt geworden  ist,  sehe  ich  mich  doch  auf  ausdrücklichen  Wunsch  des  k.  k. 
Ministeriums  des  Innern  veranlaßt,  das  Dekanat  zu  ersuchen,  in  Hinkunft 
bei  der  dem  Dekan,  beziehungsweise  in  zweifelhaften  Fällen  dem  Pro- 
fessorenkollegium zustehenden  Zulassung  von  Aufnahmswerbem  der  in  Rede 
stehenden  Kategorie  als  außerordentliche  Hörer  stets  mit  der  nötigen  Strenge 
und  unter  genauer  Prüfung  des  auszuweisenden  Bildungsgrades  vorzugehen, 
und  zwar  mit  Rücksicht  auf  die  bezügliche  Bestimmung  der  allgemeinen 
Studienordnung,  wonach  als  außerordentliche  Hörer  nur  jene  aufzunehmen 
sind,  welche  einen  solchen  Orad  geistiger  Bildung  nachweisen,  der  den 
Besucli  von  Universitätsvorlesungen  für  sie  wünschenswert  oder  nutzbringend 
erscheinen  läßt,  und  desgleichen  bei  der  Aufnahme  außerordentlicher  Hörer 
auf  die  beschränkten  Raumverhältnisse  einzelner  Kliniken  entsprechende 
Rücksicht  zu  nehmen. 

Hienach  wolle  das  Dekanat  gegebenenfalls  vorgehen. 


Nr.  677. 

Ans  dem  Erlasse  des  Mlnlsterlams  fOr  K.  n.  U.  voffl23.  AognstUOl, 

Z.  23.423. 

an  das  medizinische  Dekanat  in  Wien, 
(betreffend  den  Honorarbeziig  für  sogenannte  ^yPrivatlssima^O* 

Dem  Dekanate  wird  eröffnet,  daß  der  Fakultätsbeschluß  betreffs  des 
Honorarbezuges  für  sogenannte  „Privatissima''  den  bestehenden  Vorschriften 
völlig  entspricht,  indem  solche  in  das  Vorlesungsprogramm  nicht  aufzu- 
nehmende „Privatissima''  nicht  als  Universitätsvorlesungen  anzusehen  sind 
und  daher  auch  nicht  unter  die  Kollegiengeldvorschriften  fallen,  vielmehr 
die  Honorarirage  für  einen  solchen  Privatunterricht  dem  freien  Oberein- 
kommen zwischen  Lehrer  und  Schüler  überlassen  bleibt;  es  muß  jedoch 
hiebet  erwartet  werden,  daß  durch  die  allfällige  Erteilung  eines  solchen 
Privatunterrichtes  in  den  staatlichen  Instituten  nicht  etwa  dessen  Einrichtungen 
und  Dotationen  ohne  eine  völlige  Schadloshaltung  in  Anspruch  genommen 
werden. 

Ich  ersuche  daher  das  Dekanat  dem  ein  besonderes  Augenmerk  zu- 
zuwenden. 


56* 


gg^  n.  Teil:  Studlenvorschriften ;  B.  Die  vier  PaJnilt&tsstndien. 

2.  Doktoratsvorschriften.^) 


Np.  678. 

Terordnimg  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  Tom  14.  April  1903, 

RßBNr.  102,  MTBHr.  22, 

womit  die  durch  Verordnttng  vom  21.  Dezember  1899,  ROBNr.  271, 
erlassene  Rlgorosenordnung  für  die  medizinischen  Fakttltiten  abge- 
ändert wird. 

Auf  Grund  Ah.  Entschl.  vom  5.  April  1903  finde  ich  im  Einvernehmen 
mit  dem  Ministerium  des  Innern  die  mit  ho.  MinVdg.  vom  21.  Dezember 
1899,  RGBNr.  271,»)  erlassene  und  mit  ho.  Erlasse  vom  22.  April  1902, 
ROBNr.  89,  teilweise  modifizierte  Rlgorosenordnung  für  die  medizinischen 
Fakultäten  in  nachstehender  Weise  abzuändern: 

§  1.  Zur  Erlangung  des  Doktorates  der  gesamten  Heilkunde  und 
der  damit  verbundenen  Berechtigung  zur  Ausübung  sämtlicher  Zweige  der 
ärztlichen  Praxis  ist  erforderlich,  daß  der  Kandidat  in  der  Eigenschaft  eines 
ordentlichen  Studierenden  mindestens  zehn  Semester  an  einer  medizinischen 
Fakultät  ordnungsmäßig  absolviert  und  drei  strenge  Prüfungen  (Rigorosen) 
mit  Erfolg  abgelegt  hat. 

^)  Betreffs  der  Zulassung  von  Frauen  eum  medizinisdien  Doktorate  a,  Nr,  463, 

")  Durch  diese  MinisteriaWerordnung  war  die  frühere  medieinisehe  Rigorosenordmuig  vom 

15,  April  1872,  ROBNr,  57,  für  Jene  Studierenden  ax^ßer  Kraft  gesetzt  worden,   welche  in  die 

medizinisdien  Stadien  seit  dem  Studienjahre  1900/1  eingetreten  waren  (vgL§  41  der  obigen  MinVdg J. 

Für  Jene  Studierenden,   welche  vor  dem  Studienjahre  1900/1  die  medizinischen  Stadien, 

evetttuell  Rigorosen  schon  begonnen  hatten,  ist  die  nachfolgende 

R/goiH}8enord/tung  vom  IS,  April  1872,  ROBNr,  57,  in  Geltung  geblieben: 
§  1.    Zur  Erlanguns^  des  Doktorates  der  gesamten  HeiUoinde  und  der  damit  Terbandeneo 
Berechtigung  zur  AusObnng  sBmtlicher  Zweige  der  ärzüicfaen  Praxis  ist  die  Ablegung  von  drei 
strengen  Prflfnngen  (Rigorosen)  erforderlidi. 

§  2.  Die  Zulassung  zu  diesen  Rigorosen  hat  der  Kandidat  bei  dem  Dekane  des  medi- 
zinischen [Doktorenkollegiums]  fjetzt  PrqfessorenJkollegiumJ  anzusuchen  und  zu  diesem  Zvede 
bei  demselben  folgende  Dokumente  zu  hinterlegen: 

1.  seinen  Tauf-  oder  Oeburtsscheln ; 

2.  ein  an  den  Anstalten  der  im  Reichsrate  vertretenen  Linder  gAltiges  Matuiitiiszcagnis 
oder  wenn  er  diesen  ULndem  nicht  angehOrt,  jene  Zeugnisse,  auf  deren  Omnd  er  an  einer 
medizinischen  Fakultät  als  ordentlicher  HOrer  immatrikuliert  war; 

3.  einen  Ausweis,  dafl  er  medizinische  Vorlesungen  in  der  Eigenschaft  als  ordentlicher 
HOrer  der  Medizin  durch  mindestens  vier  Semester  frequentiert  und  durch  zwei  Semester  n 
den  SezierQbungen  teilgenommen  habe; 

4.  die  Zeugnisse  Aber  die  mit  Erfolg  abgelegten  drei  natnrfaistorischen  Vorprflfmiga 
(s.  Anhang). 

Vor  der  Zulassung  zum  zweiten  Rigorosum  aufierdem: 

5.  ein  Universitätszeugnis  Aber  das  vorschrlftsmäfiig  zurflckgelegte  medizinisdie  Qoin- 
quennium  (§§  47  und  48  der  provisorischen  Studienordnung  vom  1.  Oktober  1850)  fs,  Nr,  365J, 
in  welchem  er  insbesondere  auch  den  Nachweis  liefert,  dafi  er  innere  iOinik  und  chimrgisciie 
Klinik  durch  )e  vier,  Augenklinik  und  geburtshilfliche  Klinik  mindestens  durch  |e  ein  Semester 
besucht  habe;  flaut  KUMErU  vom  IZ  September  1874,  Z,  10,474  haben  die  Kandidaten  bela0 
Erlangung  des  Absolutoriums  auch  nachzuweisen,  daß  sie  Je  zwei  Semester  aaf  der  mediziniscbeu 
und  chirurgischen  Klinik  und  Je  ein  Semester  auf  der  gyndJbologisehen  und  okaüstiseken  KÜzA 
praktiziert  haben),  und  endlich 

6.  ehi  Zeugnis  darQber,  dafi  er  das  erste  medizinische  Rigorosum  mit  Erfolg  bestanden  habe. 
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§  2.  Ein  Semester  ist  nur  dann  anrechenbar,  wenn  in  demselben 
Semestralkollegien  mit  wenigstens  zwanzig  wöchentlidien  Unterrichtsstunden 
(außer  den  Kursen)  belegt  waren. 

Nur  in  dem  einen  Semester,  in  welchem  der  Kandidat  das  erste 
Rigorosum  (§  7,  Abs.  2)  vollendet,  genügt  die  Inskription  von  16  wöchent- 
lichen Unterrichtsstunden. 

§  3.  Ob  und  inwieweit  Semester,  welche  der  Kandidat  als  ordent- 
licher Studierender  an  einer  ausländischen  Universität  oder  an  einer  philo- 
sophischen Fakultät  des  Inlandes  zugebracht  hat,  als  gültig  angerechnet 
werden  können,  entscheidet  von  Fall  zu  Fall  der  Minister  für  Kultus  und 
Unterricht  nach  Einvernahme  des  Professorenkollegiums  der  Fakultät,  an 
welcher  um  Zulassung  zu  den  Rigorosen  angesucht  wird. 

§  4.  Um  die  Zulassung  zu  den  Rigorosen  hat  der  Kandidat  bei  dem 
Dekanate  einer  medizinischen  Fakultät  unter  Beibringung  der  vorge- 
schriebenen Belege  anzusuchen. 

§  5.  Beim  Ansuchen  um  Zulassung  zum  ersten  Rigorosum  hat  der 
Kandidat  zu  hinterlegen: 

1.  seinen  Tauf-  oder  Geburtsscheki ; 

Z  sein  für  das  Inland  gültiges  Maturitätszeugnis  oder,  wenn  er  dem 
Inlande  nicht  angehört,  jene  Zeugnisse,  auf  Grund  deren  er  an  einer  medizini- 
schen Fakultät  als  ordentlicher  Hörer  immatrikuliert  wurde; 

§  3.  Das  erste  Rigorosum  nmftfit  die  PliysOc,  Chemie,  Anatomie  und  Pliysiologie  und 
bestellt  znnäclist  aus  fe  einer  praktischen  Prüfung  Aber  Anatomie  und  aber  Physiologie  und  dann 
einer  theoretischen  Oesamtprflfnng  über  alle  vier  F&cher  dieses  Rigorosums, 

Das  zweite  Rigorosum  umiaflt  die  allgemeine  Pathologie  und  Therapie,  die  patholo- 
gische Anatomie  (pathologische  Histologie),  die  Pharmakologie  (Pharmakodynamik,  Toxikologie 
und  Rezeptierkunde)  und  die  innere  Medizin  (spezielle  Pathologie  und  Therapie  der  inneren  Krank- 
heiten) und  besteht  zunftchst  aus  ie  einer  praktischen  Prüfung  Ober  pathologische  Anatomie  (am 
Präparate  und  an  der  Leiche)  und  Ober  innere  Medizin  (am  Krankenbette)  und  dann  einer  theo- 
retischen Oesamtprflfnng  Aber  alle  vier  Gegenstände  dieses  Rigorosums. 

Das  dritte  Rigorosum  umfafit  die  Chirurgie  (spezielle  Pathologie  und  Therapie  der 
lufieren  Krankheiten),  Augenheilkunde,  Gynäkologie  (Geburtshilfe)  und  gerichtliche  Medizin  und 
besteht  zunftchst  aus  je  einer  praktischen  Prüfung  über  Chirurgie  (am  Krankenbette  und  an  der 
Leiche),  über  Augenheilkunde  (am  Krankenbette)  und  über  Gynäkologie  (am  Krankenbette,  an  der 
Leiche  oder  am  Phantom)  und  dann  einer  theoretischen  Gesamtprüfung  für  alle  vier  Oegen- 
ftftnde  dieses  Rigorosums. 

§  4.    sämtliche  drei  Rigorosen  müssen  an  derselben  Unlversitftt  abgelegt  werden. 

Nur  in  besonders  rücksichtswürdigen  Fftllen  kann  ein  Kandidat  zum  zweiten  und  driften 
Rigorosum  an  einer  anderen  Universitftt,  als  an  welcher  er  das  erste  Rigorosum  abgelegt  hat, 
nach  Einvernehmung  der  betreffenden  Professorenkollegien  vom  Unterrichtsminister  zugelassen 
werden« 

§  5.  Die  sämtlichen  drei  Rigorosen  werden  Offentilch  abgehalten,  doch  steht  es  Jedem 
Vorsitzenden  frei,  den  Zutritt  auf  Arzte  und  Studierende  der  Medizin  einzuschränken. 

§  6,  Die  Prüfungskommission  besteht  bei  Jedem  Rigorosum  aus  einem  Vorsitzenden  (§  7), 

den  ordentlichen  Examinatoren  (§  8), 

den  unter  Umständen  beizuziehenden  aufierordentiichen  Examinatoren  (§  9), 

dem  Reglemngskommissär  und  beim  zweiten  und  dritten  Rigorosum  noch  einem  von  der 
Regierung  bestellten  Koexamlnator  (§  10). 

§  7«  Den  Vorsitz  In  Jeder  Prüfungskommission  führt  der  Dekan  des  medizinischen 
Professorenkollegiums,  bei  dessen  Ermanglung  oder  Verhinderung,  oder  wo  Ortliche  Verhält- 
nisse ein  Altemieren  notwendig  machen,  treten  zunächst  der  Prodekan  und  soweit  es  noch 
nOtig  ist,  ein  oder  zwei  vom  medizinischen  Professorenkollegium  Jährlich  bei  Gelegenheit  der 
Dekanswahl  aus  den  ordentlichen  Professoren  gewählte  Vertreter  an  seine  Stelle. 
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3.  das  Meldungsbuch  (beziehungsweise  einen  vom  Dekanate  ausge- 
stellten Ausweis),  aus  welchem  hervorgeht, 

a)  daß  er  mindestens  vier  anrechenbare  Semester  frequentiert  hat  oder 
doch  in  das  vierte  Semester  ordnungsmäßig  inslcribiert  ist  und 

b)  daß  er  wenigstens  durch  zwei  Wintersemester  die  anatomischen 
Sezierübungen  frequentiert  hat 

§  6.    Beim   ersten   Rigorosum   sind   Prüfungsgegenstände: 

a)  Allgemeine    Biologie, 

b)  Physik  für  Mediziner, 

c)  Chemie  für  Mediziner, 

d)  Anatomie, 

e)  Histologie, 

f)  Physiologie. 

Die  Einzelprüfungen  aus  „Allgemeiner  Biologie''  und  aus  „Physik  für 
Mediziner''  werden  nur  theoretisch,  jene  aus  den  übrigen  Gegenständen 
gleichzeitig  theoretisch  und  praktisch  abgehalten. 

§  7.  Die  Einzelprüfungen  des  ersten  Rigorosums  aus  „Allgemeiner 
Biologie",  aus  „Physik  für  Mediziner"  und  aus  „Chemie  für  Mediziner" 
können  schon  am  Schlüsse  des  vierten  medizinischen  Semesters  abgelegt 
werden. 


Der  Vorsitzende  eines  Rigorosnms  hat  das  Recht,  aber  nicht  die  Pflicht,  zu  escaminieren. 

§  8.  Ordentliche  Examinatoren  sind  die  ordentlichen  Professoren  der  in  den  betreffenden 
Rigforosen  zu  prüfenden  Fächer. 

Wenn  fflr  efai  Prüfungsfach  mehrere  ordentliche  Professoren  in  einem  KoUeginm  vor- 
handen sind,  so  alternieren  dieselben  als  ordentliche  Examinatoren. 

In  zeitweiser  Ermanglung  oder  Verhinderung  eines  ordentlichen  Professors  sind  die 
aufierordentlichen  Professoren  desselben  Faches  alternierend,  und  wo  auch  solche  nicht  vor- 
handen oder  verhindert  sind,  ist  fener  ordentliche  oder  auflerordentliche  Professor  dem  Rigo- 
rosum als  stellvertretender  ordentlicher  Examinator  beizuzieben,  der  den  betreffenden  Gegenstand 
faktisch  lehrt  oder  dessen  Fach  dem  betreffenden  Prüfungsfach  am  nftcfasten  steht. 

§  9.  Wenn  die  flbermSfiige  Zahl  der  Prüfungskandidaten  oder  die  nachgewiesene  Ober- 
bürdung  eines  {ordentlichen  Examinators  mit  anderweitigen  Amtsgesch&ften  es  nOtig  macht, 
werden  vom  Unterrichtsminister  aufierordentllche  Examinatoren  für  die  Dauer  eines  Jahres  er- 
nannt, welche  dann  mit  den  ordentlichen  Examinatoren  bei  den  betreffenden  Rigorosen  za 
alternieren  haben. 

Die  Ernennung  erfolgt  auf  Orund  eines  vom  Professorenkollegium  spontan  oder  Im  Auf- 
trage d^  Ministers  erstatteten  Vorschlages  aus  der  Reihe  der  das  betreffende  Prflfangsfadi 
faktisch  lehrenden  aufierordentlichen  Professoren. 

§  10.  Der  Regierungskommissär  und  die  Koexaminatoren  müssen  Doktoren  der  Medizin 
und  Chirurgie  oder  der  gesamten  Heilkunde  sein  und  können  auch  dem  medizinischen  Lehrer- 
kollegium angehören.  Dieselben  werden  vor  Beginn  eines  Jeden  Studienjahres  fflr  die  Daner 
desselben  vom  Unterrichtsminister  im  Einvernehmen  mit  dem  JVtinisterium  des  Innen  ernannt 

Der  Regierungskommissär  überwacht  und  beaufsichtigt  im  öffentlichen  lnter»se 
jedes  der  drei  Rigorosen  und  hat  das  Recht,  an  den  Kandidaten  Fragen  zu  stellen. 

Von  den  zwei  Koexaminatoren  interveniert  der  eine  bei  der  theoretischen  Gesamt- 
prüfung  des  zweiten  Rigorosums  als  zweiter  Prüfer  der  Inneren  Medizin  (spezielle  Patiiologie 
und  Therapie  der  inneren  Krankheiten),  der  andere  bei  jener  des  dritten  Rigorosnms  als  zweiter 
Prüfer  der  Chirurgie  (spezielle  Pathologie  und  Therapie  der  äufleren  Krankheiten)  mit  denselbea 
Rechten  und  Pflichten  wie  die  übrigen  Examinatoren. 

§  11.  Die  theoretischen  Oesamtprfifungen  werden  unter  steter  Anwesenheit  des  Vor- 
sitzenden und  des  Reglerungskommissärs,  die  praktischen  Prüfungen  nur  unter  Leitung  nnd 
Beaufsichtigung,  seitens  derselben  von  den  betreffenden  Examinatoren  vorgenommen,  nnd  zwar 
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Den  nicht  schon  am  Schlüsse  des  vierten  Semesters  abgelegten  Einzel- 
prüfungen des  ersten  Rigoroswns  haben  sich  die  betreffenden  Studierenden 
im  Laufe  des  nächsten  Semesters  zu  unterziehen,  und  sind  hiebei  die 
Termine  für  diese  Einzelprüfungen,  soweit  tunlich,  im  Anfang  des  Semesters 
anzusetzen. 

Bei  der  Anberaumung  der  Termine  für  die  Einzelprüfungen  des  ersten 
Rigorosums  kann  in  der  Regel  ein  Intervall  von  zwei  Wochen  gewährt 
werden.  Aus  triftigen  Gründen  kann  jedoch  der  Dekan  der  medizinischen 
Fakultät  dem  Kandidaten  eine  angemessene  Erstreckung  der  Fristen  be- 
willigen. 

Die  theoretisch  -  praktischen  Einzelprüfungen  aus  (d)  „Anatomie'', 
(e)  „Histologie''  und  (f)  „Physiologie"  sind  in  der  Regel  in  der  eben  an- 
g^egebenen  Reihenfolge  und  stets  nach  den  übrigen  Einzelprüfungen  abzu- 
legen. 

§  8.  Beim  Ansuchen  um  Zulassung  zum  zweiten  Rigorosum  hat 
der  Kandidat  beim  Dekanate  zu  erlegen: 

1.  ein  Zeugnis  über  das  mit  Erfolg  abgelegte  erste  Rigorosum; 

2.  das  Absolutorium,  welches  dartut,  daß  er  seit  dem  ersten  Rigorosum 
mindestens  sechs  anrechenbare  Semester  an  einer  medizinischen  Fakultät 
frequentiert  ha^ 

kOnnen  melirere  Kandidaten,  fedoch  bei  den  praktischen  Prflfung^en  nicht  mehr  als  vier,  bei  den 
tiieoretischen  nicht  mehr  als  drei  gleiclizeitig^  g^eprflft  werden. 

§  12.  Zu  der  theoretischen  Oesamtprflfung  eines  Rigrorosums  wird  der  Kandidat  vom 
Professorendekane  nur  dann  zun^elassen,  wenn  er  bei  allen  zu  dem  betreffenden  Ris^orosum  ge- 
hörenden praktischen  Prflfuns^en  mindestens  den  Kalkfll  „genfls^end"  erlangt  hat, 

§  13,  Erhielt  der  Kandidat  bei  einer  dieser  praktischen  Prüfungen  den  Kalkül  .un- 
genflgend*,  so  kann  er  zur  Wiederholung  derselben  zugelassen  werden. 

Die  erste  Wiederholung  darf  nicht  vor  Ablauf  von  vier,  die  zweite  nicht  vor  Ablauf  von 
sechs  Monaten  nach  der  vorhergegangenen  Prüfung  stattfinden.  Bezüglich  einer  dritten  Wieder- 
holung gelten  die  Bestimmungen  des  §  20. 

Jede  Wiederholung  einer  praktischen  Prüfung  hat  in  dauernder  Anwesenheit  des  Vor- 
sitzenden  der  betreffenden  Prüfungskommission  und  des  Regierungskommissars  stattzufinden. 

§  14.  Alle  andern,  die  Einrichtung  der  einzelnen  praktischen  Prüfungen  betreffenden 
Bestimmungen  werden  nach  Einvernehmung  der  medizinischen  Professorenkollegien  vom  Unter- 
richtsminister  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Ertlichen  Verhältnisse  getroffen. 

§  15.  Bei  den  theoretischen  Qesamtprüfungen  wird  der  Kandidat  von  iedem  Examinator 
und  dem  Koezaminator  durch  eine  Viertelstunde  geprüft»  Wenn  mehrere  Kandidaten  gleich- 
zeltig  geprüft  werden,  so  kann  die  Kommission  die  Prüfungszeit  für  drei  Kandidaten  zusammen 
auf  eine  halbe  Stunde  einschränken,  falls  in  dieser  Zeit  sftmtllche  Kandidaten  ihre  Kenntnisse 
mindestens  als  „genügend"  erwiesen  haben  und  der  Kalkül  „ausgezeichnet"  für  sie  nicht  weiter 
in  Frage  steht 

Kein  Kandidat  darf  verlangen,  die  praktische  und  theoretische  Prüfung  aus  einem  und 
demselben  Fache  auch  bei  einem  und  demselben  Examinator  abzulegen,  vielmehr  bleibt  die 
Bestimmung  der  Examinatoren  dem  Ermessen  des  Dekans  überlassen» 

§  16»    Nach  Beendigung  ieder  einzelnen   praktischen   sowie   theoretischen  Fachprüfung, 
wird   das  Ergebnis  derselben  von  dem  Examinator,   beziehungsweise  Koexamlnator  mit  dem 
Kalkül  „ausgezeichnet",   „genügend"  oder  „ungenügend*  in  ein  Spezialprotokoll  eingetragen, 
wobei  auch  die  Beantwortung  der  von  dem  Vorsitzenden  oder  dem  Regiemngskommissftr  etwa 
gestellten  Fragen  zu  berücksichtigen  ist. 

§  17.  Keine  theoretische  Oesamtprüfung  kann  als  mit  Erfolg  abgelegt  betrachtet  werden, 
wenn  der  Kandidat  auch  nur  von  einem  Examinator  oder  dem  Koexamlnator  den  Kalkül  „un- 
genügend" erhielt. 


ggg  IL  Ten :  Studlenvonchrttten ;  B.  Die  vier  Fskultätastudien. 

oder 
das  Meldungsbuch  (beziehungsweise  einen  vom  Dekanate  ausgestellten  Aus- 
weis), aus  welchem  hervorgeht,  daß  er  seit  dem  ersten  Rigorosum  mindestens 
fünf  anrechenbare  Semester  absolviert  hat  und  in  ein  weiteres,   sechstes 
Semester   ordnungsmäßig  inskribiert  ist. 

Als  erstes  dieser  sechs  Semester  ist  jenes  zu  rechnen,  in  dessen 
Verlauf  der  Kandidat  den  Kalkül  über  das  bestandene  erste  Rigorosum 
erhalten  hat  (§  32). 

§  9.  Aus  den  in  §  8,  2,  geforderten  Belegen  muß  femer  ersichtlich  sein: 

a)  daß  der  Kandidat  im  Laufe  dieser  sechs  Halbjahre  die  Semestral- 
kollegien  der  internen  Klinik,  sowie  jene  der  chirurgischen  Klinik  mit  je 
30  wöchentlichen  Unterrichtsstunden  verteilt  auf  drei  oder  auf  vier  Semester, 
femer  die  der  geburtshilflich-gynäkologischen  Klinik  mit  20  wöcfaentiichen 
Unterrichtsstunden  verteilt  auf  zwei  oder  auf  drei  Semester,  endlich  jene  der 
Augenklinik  mit  10  wöchentlichen  Unterrichtsstunden  verteilt  auf  ein  oder 
auf  zwei  Semester,  besucht  hat; 

b)  daß  er  sich  während  der  Dauer  dieser  Semestralkollegien  auf  den 
betreffenden  Kliniken  unter  der  Anleitung  ihres  Vorstandes,  sowie  der  zu 

In  diesem  Falle  kann  der  Kandidat  zur  Wlederholang  der  erfolglos  gAlithtnen  flieo- 
retischen  Einzelprflfuncr  nach  zwei  Monaten  zugelassen  werden. 

Erhält  er  bei  dieser  Wiederholung  abermals  den  Kalkül  .ungenflgend',  so  kann  er  zar 
nodimallgen  Wiederholung  nach  weiteren  vier  Monaten  zugelassen  werden.  BezügUch  einer 
dritten  Wiederholung  gelten  die  Bestimmungen  des  §  20. 

Jede  Wiederholung  einer  solchen  theoretischen  Einzelprüfung  hat  im  steten  Beisein  des 
Vorsitzenden  der  betreffenden  Prflfungskommission  und  des  Regierungskommiss&rs  stattzufinden. 

§  18.  Hat  der  Kandidat  bei  der  theoretischen  Oesamtprflfung  von  mehr  als  einen  Vo- 
tauten  den  Kalkfll  „ungenflgend"  erhalten,  so  kann  er  nur  zur  Wiederholung  der  ganzen  theo- 
retischen Oesamtprflfung  nach  sechs  Monaten  zugelassen  werden.  Erhält  er  bei  dieser  Wieder- 
holung auch  nur  von  einem  Votanten  den  Kalkfll  »ungenagend",  so  kann  er  gleichfaUs  nur 
zur  nochmaligen  Wiederholung  der  theoretischen  Oesamtprflfung  nach  weiteren  sechs  Monaten 
zugelassen  werden.    BezQglich  einer  dritten  Wiederholung  gelten  die  Bestimmungen  des  §  20. 

§  19.  Hat  der  Kandidat  von  Jedem  Votanten  mindestens  den  Kalkfll  „genflgend*  erhalten, 
so  wird  von  dem  Vorsitzenden  unmittelbar  nach  Schlufi  der  theoretischen  OesamtprOfnng  oder 
der  mit  Erfolg  wiederholten  theoretischen  Einzelprflfung  aus  den  Kalkfllen  der  praktischen 
Prflfungen  und  der  theoretischen  Oesamtprflfung  ein  Hauptkalkfll  fflr  das  ganze  Kigorosua 
gezogen. 

Wo  'die  gflnstlgeren  Kalkflle  den  minder  gflnstigen  in  gleicher  Zahl  gegenüberstdien, 
wird  der  Hauptkalkfll  nach  den  minder  gflnstigen  gezogen. 

Das  Resultat  wird  sofort  in  das  RIgorosenprotokoll  eingetragen  und  dem  Kandidaten 
Öffentlich  bekannt  gegeben. 

§  20.  Jede  dritte  Wiederholung,  sei  es  einer  praktischen  Prflfnng,  sei  es  einer  theo- 
retischen Einzelprflfung  oder  der  ganzen  theoretischen  Oesamtprflfung,  kann  nur  vom  Unfcer- 
richtsminlster  nach  Einvernehmung  des  medizinischen  Professorenkollegiums  bewilligt  werden. 

Erhält  der  Kandidat  diese  Bewilligung  nicht  oder  besteht  er  bei  der  dritten  Wledefholnng 
die  Prflfung  abermals  nicht,  so  bleibt  er  von  der  Erwerbung  des  medizinischen  Doirtorates  an 
einer  Universität  der  im  Reichsrate  vertretenen  Länder  wie  auch  von  der  Nostrifikation  eines 
Im  Auslande  erworbenen  Doktordiploms  fflr  immer  ausgeschlossen. 

§  21.  Jede  Wiederholung  einer  Prflfung  soll,  soweit  möglich,  mit  denselben  Examinatoren 
wie  der  vorhergegangene  mifllungene  Prflfungsakt  stattfinden. 

§  22.  Fflr  Jedes  Rigorosum  hat  der  Kandidat  eine  Taxe  zu  entrichten,  nnd  zwar  fflr  das 
erste  Rigorosum  55  fl.  fllO  KronenJ,  fflr  das  zweite  60  fl.  fl20  Krotua)  und  fflr  das  diüie  65  fl. 
ö.  W.  (130  Kronen), 

Hievon  erhalten  der  Vorsitzende  nnd  der  Regierungskommlssär  fflr  ihre  Beteil^ping  an 
den    sämtlichen    praktischen   Prflfungen    eines  Rigorosums  jeder  5  fl.  und  ebensoviel  fflr  ihre 
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seiner  Vertretung  befugten  Assistenten  oder  in  besonderen,  dieser  prakti- 
schen Ausbildung  gewidmeten  und  vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht 
nach  Einvernahme  des  betreffenden  Professorenkollegiums  als  hiefür  ge- 
eignet bezeichneten  Kollegien  anderer  Dozenten  der  genannten  Fächer  prak- 
tisch verwendet  hat; 

c)  daß  er  mindestens  sechswöchentliche  Kurse  über  Laryngologie,  Otia- 
trie  und  Zahnheilkunde  mit  je  fünf  Wochenstunden  oder  SemestralkoUegien 
über  diese  Fächer  von  äquivalentem  Stundenausmaß  und  einen  fünfstündigen 
Kurs  über  Impfung  frequentiert  und  sich  bei  den  praktischen  Übungen  be- 
tätigt hat 

Wo  es  die  lokalen  Verhältnisse  wünschenswert  erscheinen  lassen,  kann 
über  Beschluß  des  Professorenkollegiums  der  Unterricht  in  Laryngologie, 
Impfkunde  und  Zahnheilkunde  mit  dem  Unterricht  anderer  klinischer  Fächer 
verbunden  werden. 

§   10.    Beim  zweiten  Rigorosum  sind  Prüfungsgegenstände: 

a)  Pathologische  Anatomie  und  Histologie, 

b)  Allgemeine   und   experimentelle    Pathok>gie, 

c)  Pharmakologie  und   Rezeptierkunde, 

Beteilignng  an  der  fheoretischen  Oesamtprfifungr;  ferner  jeder  Examinator  oder  Koezaminator 
5  fl.  fflr  eine  praictische  Prüfung  und  5  fl.  fOr  die  Beteiligung  an  der  tlieoretisclien  Oesamt- 
prOfnng;  der  Rest  von  5  fl.  entftUlt  an  den  Kanzleifond  der  Universität. 

Bd  jeder  Wiederholung  einer  Prüfung  erbftlt  jedes  beteiligte  Mitglied  der  Prflfnngs* 
kommission  die  HUfte  des  angegebenen  Taxbetrages. 

§  23.  Die  Einzeltaxbetrftge  haben  die  Natur  von  Präsenzgeldem  und  IcOnnen  daher  nur 
fflr  die  wirkliche  Funktion  in  Anspruch  genommen  werden. 

§  24.  Die  Promotion  erfolgt  unter  dem  Vorsitze  des  Rektors  im  Beisein  des  Dekanes 
des  Professorenkollegiums  durch  einen  ordentlichen  Professor  (per  tumum)  als  Promotor  in 
Form  der  herkömmlichen  Sponslonen. 

§  25.  Die  Promotionstaxe  fflr  das  Doktorat  der  gesamten  Heilkunde  betrigt  an  allen 
Univeraltiten  der  Im  Reichsrate  vertretenen  L&nder  60  fl.  0.  W.  fJ20  Kronen),  Hievon  beziehen 
der  Rektor  15  fl.,  der  Dekan  und  Promotor  je  5  fl. 

Weiters  shid  aus  dieser  Taxe  5  fl.  Osten*.  Wflhrung  an  den  Universlt&tskanzleifond  abzu- 
fahren, ans  welchem  die  an  den  verschiedenen  Universitäten  bisher  bestehenden  Zahlungen  fflr 
die  Ausfertigung  des  Diploms  nnd  die  bisherigen  Bezflge  des  Kanzleipersonals  und  der  Diener- 
schaft zu  bestreiten  sind,  mit  Ausnahme  solcher  Bezflge,  welche  fflr  spezielle  Funktionen  bei 
nunmehr  entfallenden  Feierlichkeiten  des  Promotionsaktes  in  Ansatz  kamen. 

Der  Rest  aller  Promotionstaxbetrftge  wird  unter  sämtliche  ordentliche  Professoren  der 
Faknlttt  zu  gleichen  Teilen  verteilt. 

§  26.  An  jenen  Universitäten,  an  welchen  bisher  feierlichere  Promodonsformen  flbUch 
waren,  bleibt  es  den  Kandidaten  freigestellt,  statt  der  einfachen  diese  feierlichere  Promotion 
gegen  die  hiefflr  flblicben  Entrichtungen  fflr  sich  in  Anspruch  zu  nehmen.  Doch  kommt  der 
Im  §  25  bestimmte  Taxbetrag  auch  in  diesem  Falle  zu  der  dort  angeordneten  Verwendung  und 
Veitellnng. 

(§§  27  und  28  sind  gegenstandslos  geworden,) 


Anhang 

zur  Rlgorosenordnniig  fflr  die  medizinische  Fakultät  Aber  die  natttrhlstorlschea 
Prflfnngen  behufs  Zulassnag  zn  den  medizinischen  Rigorosen. 

§  1.  Um  zn  den  medizinischen  Rigorosen  zugelassen  zu  werden,  muß  der  Kandidat  an 
einer  Universität  der  im  Reichsrate  vertretenen  Länder  drei  einzelne  öffentliche  Vorprflfungen 
Ober  Botanik,  Zoologie  und  Mineralogie  mit  Erfolg  abgelegt  haben. 
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d)  Interne  Medizin, 

e)  Kinderheilkunde, 

f)  Psychiatrie  und   Neuropathologie. 

Die  sub  b)  und  c)  bezeichneten  Oegfenstände  werden  nur  theoretisch, 
die  übrigen  zugleich  theoretisch  und  praktisch  geprüft 

§  11.  Kandidaten,  welche  die  im  §  8  geforderten  Nachweise  erbracht 
haben,  können  sich  den  Einzelprüfungen  des  zweiten  Rigorosums  aus  (a) 
„Pathologischer  Anatomie  und  Histologie",  aus  (b)  „Allgemeiner  und  ex- 
perimenteller Pathologie"  und  aus  (c)  „Pharmakologie  und  Rezeptierkunde" 
schon  am  Schlüsse  des  seit  dem  ersten  Rigorosum  frequentierten  sechsten 
Semesters  (§  8,  2)  unterziehen;  falls  sie  während  ihrer  Studienzeit  das 
Militärhalbjahr  abgedient  haben,  können  sie  am  Schlüsse  dieses  Semesters 
auch  zu  den  übrigen  Einzelprüfungen  des  zweiten  Rigorosums  zugelassen 
werden. 

§  12.  Beim  Ansuchen  um  Zulassung  zum  dritten  Rigorosum  hat  der 
Kandidat  beizubringen: 

a)  das  Zeugnis  über  das  mit  Erfolg  abgelegte  zweite  Rigorosum  und 

b)  das  Absolutorium. 

§    13.    Beim  dritten   Rigorosum   sind   Prüfungsgegenstände: 

a)  Chirurgie, 

b)  Geburtshilfe  und  Gynäkologie, 

c)  Augenheilkunde, 

d)  Dermatologie  und  Syphilis, 

§  2.  Zu  jeder  dieser  Vorprflfuns^en  wird  jeder  ordentliche  HOrer  der  Medizin  auf  tein 
Ansuchen  bei  dem  Dekane  des  medizinischen  ProfessorenkoUegrinms  zugelassen  gegen  Bei- 
bringung eines  an  den  Anstalten  der  im  Reichsrate  vertretenen  Linder  gültigen  Matnritits- 
Zeugnisses,  oder  wenn  er  diesen  Undem  nicht  angehOrt,  jener  Zeugnisse,  auf  deren  Omnd  er 
an  einer  medizinischen  Fakultät  als  ordentlicher  Hörer  immatrikuliert  war. 

Es  bleibt  dem  Ermessen  des  Studierenden  flberlassen,  in  welcher  Reihenfolge  nnd  in 
welchen  Semestern  er  diese  Vorprüfungen  ablegen  will. 

§  3.  Die  Vorprüfungen  finden  unter  Leitung  und  Oberaufsicht  des  Dekanes  des  medi- 
zinischen Professorenkollegiums  statt,  ohne  dafl  jedoch  dessen  stete  Anwesenheit  wShrend  der 
Prüfung  erforderlich  ist. 

Examinatoren  sind  die  ordentlichen  Professoren  der  betreffenden  Fächer. 

Unter  mehreren  ordentlichen  Professoren  desselben  Faches  ist  derjenige  beizuziehea, 
welcher  dieses  Fach  speziell  für  Mediziner  vorträgt.  Ist  auch  dies  bei  mehreren  der  Fall,  so 
haben  dieselben  bei  den  Prüfungen  zu  alternieren. 

Die  Vertretung  des  Dekans  des  medizinischen  Professorenkollegiuns  oder  der  Examinatoren 
findet  im  Falle  der  Notwendigkeit  gemäfi  den  Bestimmungen  der  medizinischen  Rigorosenordnnng 
(§§  7  und  8)  statt.  Femer  kann  unter  den  im  §  9  der  medizinischen  Rigorosenordnnng  ange- 
gebenen Verhältnissen  und  nach  Mafigabe  der  dort  gegebenen  Bestimmungen  die  Ernennung 
von  aufierordentlichen  Examinatoren  für  die  naturiiistorische  Vorprüfung  seitens  des  Unterrichts- 
ministers  eintreten. 

§  4.  Für  die  Abhaltung  dieser  Vorprüfungen  sind  in  der  Regel  nur  die  ersten  vier 
Wochen  eines  jeden  Semesters  bestimmt. 

Ausnahmsweise  kOnnen  dieselben  jedoch  infolge  eines  zwischen  dem  Dekane  des  medi- 
zinischen Professorenkollegiums  und  den  Examinatoren  getroffenen  Obereinkommens  andi 
aufierhalb  dieser  Zeit  abgehalten  werden. 

§  5.  Die  Dauer  jeder  einzelnen  naturhlstorischen  Vorprüfung  beträgt  für  jeden  einzelnea 
Kandidaten  V«  Stunde.  Wenn  mehrere  Kandidaten  gleichzeitig  geprüft  werden,  kann  nach  Mafi- 
gabe des  §  15  der  medizinischen  Rigorosenordnnng  eine  Abkürzung  der  Prüfnngszeit  eintreteo. 
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€)  Hygiene, 

f)  Gerichtliche  Medizin. 

Die  sub  a)  bis  d)  bezeichneten  Gegenstände  werden  zugleich  theore- 
tisch und  praktisch,  die  beiden  übrigen  nur  theoretisch  geprüft. 

§  14.  Die  Examinatoren  beim  zweiten  und  dritten  Rigorosum  haben 
gelegentlich  der  Prüfung  ihrer  Fächer  und  bei  der  Erteilung  der  Kalküle 
darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  ob  die  Kandidaten  auch  noch  im  Besitze 
genügender  Kenntnisse  in  der  Anatomie  und  Physiologie  sind. 

§  15.  Sämtlichen  Einzelprüfungen  des  zweiten  Rigorosums  und  ebenso 
jenen  des  dritten  Rigorosums  haben  sich  die  Kandidaten  im  Verlaufe  einer 
Frist  von  je  sechs  Monaten  zu  unterziehen. 

Den  Kandidaten,  welche  einige  Einzelprüfungen  eines  Rigorosums  mit 
oder  ohne  Erfolg  abgelegt,  sich  aber  für  die  restlichen  Einzelprüfungen  nicht 
rechtzeitig  gemeldet  haben,  sind  für  die  noch  nicht  abgelegten  Einzel- 
prüfungen vom  Dekan  die  Termine  innerhalb  des  sechsten  Monats  dieser 
Frist  auszuschreiben. 

§  16.  Sämtliche  drei  Rigorosen  müssen  an  derselben  Universität  abge- 
legt werden. 

Nur  in  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  kann  ein  Kandidat  zum 
zweiten  und  dritten  Rigorosum  an  einer  anderen  Universität,  als  an  welcher 
er  das  erste  Rigorosum  abgelegt  hat,  nach  Einvernahme  der  betreffenden 
Professorenkollegien  vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  zugelassen 
werden.i) 

§  6.  Nach  Bbgelegt^T  Prüfung  hat  der  Examinator  den  Erfolg  derselben  mit  dem  Kalkfll 
„ausgezeichnet",  „genagend"  oder  „nngenflgend*  in  ein  Spezialprotokoll  einzutragen  und  auf 
Orund  des  letzteren  werden  dem  Kandidaten  von  dem  Dekane  des  medizinischen  Professoren- 
kollegiums vorschrlftsmäflig  gestempelte  Zeugnisse  auf  vorgedruckten  Blanketten  ausgefertigt, 
sowie  in  den  Lektionskatalog  desselben  eine  hierauf  bezflgliche  Bemerkung  eingetragen. 

§  7.  Hat  der  Kandidat  den  Kalkfll  „ungenügend"  erhalten,  so  kann  er  zur  Wiederholung 
der  Prüfung,  welche  dann  im  dauernden  Beisein  des  Dekanes  des  medizinischen  Professoren- 
kollegiums  abzuhalten  ist,  nach  drei  Monaten  zugelassen  werden. 

Fflr  jede  weitere  Wiederholung  gilt  derselbe  Termin. 

F&r  diese  Wiederholungen  gilt  flberdies  die  Bestimmung  des  g  21  der  medizinischen 
Rigorosenordnung. 

§  8.  F&r  jede  naturhistorische  Vorprüfung  hat  der  Kandidat  eine  Taxe  von  7  fl.  0.  W. 
(14  Kronen)  zu  entrichten,  wovon  5  fl.  für  den  Examinator  und  2  fl.  für  den  Dekan  des  medi- 
zinischen Professorenkollegiums  entfallen. 

Für  jede  Wiederholung  einer  solchen  Prüfung  sind  6  fl.  (12  Kronen)  zu  entrichten,  wovon 
je  3  fl.  dem  Dekane  des  medizinischen  Professorenkollegiums  und  dem  Examinator  zukommen. 
Von  diesen  Taxen  gilt  überdies  die  Bestimmung  des  §  23  der  medizinischen  Rigorosenordnung. 

Zu  dieser  früheren  Rigorosenordnung  galt  die  Instruktion  vom  1,  Juni  1872,  Z.  6726, 
betreffend  die  Einricktung  der  medizinischen  Studien  sowie  die  Instruktion  vom  24,  Oktober  1872, 
2.  13,446,  betreffend  die  Einrichtung  der  praktischen  Prüfungen, 

>)  Diese  auch  schon  in  der  früheren  Rigorosenordnung  enthaltene  Bestimmung  ist  laut  Eriqß 
des  Ministeriums  für  K,  u,  U,  vom  27,  November  1901,  Z,  35.230,  so  zu  verstehen,  dafi  ein 
Wechsel  der  Univenitftt  nur  nach  völliger  Ablegung  des  ersten  Rigorosums,  somit  fflr  beide 
nach  erlangtem  Absolntorlum  abzulegende  Rigorosen  gestattet  werden  kann;  sollten  indessen 
besondere  Umstände  oder  Billigkeitsmomente  dafür  sprechen,  im  einzelnen  Falle  einem  Kandidaten 
den  Wechsel  der  Universität  nur  für  das  letzte  (dritte)  Rigorosum  zu  gestatten,  so  würde  ein 
hierauf  abzielender  einvemehmlicher  Antrag  der  beiden  betreffenden  Professorenkollegien 
eventuell  ausnahmsweise  genehmigt  werden  kOnnen,  wie  dies  fallweise  auch  schon  bisher 
geschehen  ist. 
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§  17.  Die  Rigorosen  werden  öffentlich  abgehalten,  doch  steht  es  dem 
Vorsitzenden  frei,  den  Zutritt  auf  Arzte  und  Studierende  der  Medizin  einzu- 
schränken. 

§  18.  Die  Prüfungskommission  besteht  aus  dem  Vorsitzenden,  dem 
betreffenden  Examinator  und  beim  zweiten  und  dritten  Rigorosum  noch  aus 
dem  Regierungskommissär.  Letzterem  ist  es  jedoch  unbenommen,  nach 
eigenem  Ermessen  auch  den  Prüfungen  des  ersten  Rigorosums  beizuwohnen. 

Der  Dekan  bestimmt  Ort  und  Zeit  der  einzelnen  Prüfungsakte,  beruft 
zu  denselben  die  Examinatoren,  eventuell  den  Vorsitzenden  (§  19)  und 
verständigt  den  Regierungskommissär. 

§  19.  Den  Vorsitz  führt  der  Dekan  der  medizmischen  Fakultät;  bei 
dessen  Ermanglung  oder  Verhinderung,  oder  wenn  die  Zusammensetzung 
mehrerer  Kommissionen  nötig  erschein^  treten  zunächst  der  Prodekan  und 
eventuell  ein  oder  zwei  vom  ProfessorenkoUegium  jährlich  bei  Gelegenheit 
der  Dekanswahl  aus  den  ordentlichen  iProfessoren  gewählte  Vertreter  an 
seine  Stelle. 

§  20.  Als  ordentliche  Examinatoren  fungieren  die  ordentlichen  Pro- 
fessoren, welche  das  betreffende  Prüfungsfach  tatsächlich  lehren. 

Für  „Allgemeine  Biologie"  sind  die  ordentlichen  Professoren  der  Zoo- 
logie und  der  Botanik  an  der  philosophischen  Fakultät  Prüfer,  sofern  sie  über 
das  bezeichnete  Prüfungsfach  lesen. 

Wenn  ein  Prüfungsfach  von  mehreren  ordentlichen  Professoren  in  den 
Vorlesungen  vertreten  wird,  so  alternieren  diese  Professoren  als  Prüfer  beim 
Rigorosum. 

In  Ermanglung  oder  Verhinderung  eines  ordentlichen  Examinators  sind 
die  außerordentlichen  Professoren,  und  wo  solche  nicht  vorhanden  oder  ver- 
hindert sind,  jener  ordentliche  oder  außerordentliche  Professor  dem  Rigo- 
rosum als  stellvertretender  Examinator  beizuziehen,  dessen  Fach  dem  be- 
treffenden Prüfungsgegenstande  am  nächsten  steht 

§  21.  Wenn  die  übermäßige  Zahl  der  Prüfimgskandidaten  oder  die 
nachgewiesene  Dberbürdung  eines  ordentlichen  Examinators  mit  anderwei- 
tigen Amtsgeschäften  es  nötig  macht,  werden  vom  Minister  für  Kultus  und 
Unterricht  außerordentliche  Examinatoren  für  die  Dauer  eines  Jahres  er- 
nannt, welche  den  ordentlichen  Examinator  nach  Bedarf  zu  ersetzen  haben. 

Die  Ernennung  erfolgt  auf  Grund  eines  vom  Professorenkoll^um 
spontan  oder  im  Auftrage  des  Ministers  erstatteten  Vorschlages  aus  der 
Reihe  der  für  das  betreffende  Prüfungsfach  ernannten  außerordentlichen 
Professoren  und  Privatdozenten. 

§  22.  Die  Regierungskommissäre  werden  auf  Vorschlag  des  Ministe- 
riums des  Innern  vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  für  die  Dauer 
eines  Studienjahres  ernannt 

Dieselben  müssen  Doktoren  der  Medizin  oder  der  gesamten  Hellkunde 
sein  und  können  auch  dem  Lehrerkollegium  der  medizinischen  Fakultät 
angehören. 

§  23.  Die  theoretischen  Einzelprüfungen  jedes  Rigorosums  werden 
in  einem  gemeinsamen  Prüfungsakt  abgehalten;  in  einer  Sitzung  der  Kom- 
mission können   nicht  mehr  als  sechs  Kandidaten  geprüft  werden. 
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Die  Bestimmung  der  Anzahl  von  Kandidaten,  welche  bei  den  theore- 
tisch-praktischen Einzelprüfungen  gleichzeitig  geprüft  werden  sollen,  ist  dem 
Vorsitzenden  der  Prüfungskommission  überlassen. 

§  24.  Jeder  Prüfungsakt  wird  von  dem  betreffenden  Examinator  unter 
entsprechender  Aufsicht  des  Vorsitzenden,  sowie  beim  zweiten  und  dritten 
Rigorosum  des  Regierungskommissärs,  vorgenommen.  Die  beiden  letzteren 
sind  berechtigt,  auf  die  Fragestellung  und  auf  die  Dauer  der  Prüfung  Einfluß 
zu  nehmen  und  auch  selbst  an  den  Kandidaten  Fragen  zu  stellen.^) 

§  25.  Die  Prüfungsdauer  beträgt  bei  den  nur  theoretischen  Einzel- 
prüfungen für  jeden  Kandidaten  in  der  Regel  eine  Viertelstunde;  bei  den 
zugleich  theoretischen  und  praktischen  Einzelprüfungen  ist  die  Prüfungszeit 
für  jeden  Kandidaten  nach  Erfordernis  der  ihm  gestellten  praktischen  Auf- 
gaben entsprechend  länger  zu  bemessen;  bei  den  Einzelprüfungen  aus 
„Interner  Medizin'',  aus  „Chirurgie",  sowie  „Geburtshilfe  und  Gynäkologie" 
kann  sie  auf  die  Dauer  eines  ganzen,  eventuell  auch  zweier  Tage  erstreckt 
werden. 

§  26.  Das  Ergebnis  jeder  Einzelprüfung  ist  vom  Examinator  mit  dem 
Kalkül  „ausgezeichnet",  „genügend"  oder  „ungenügend"  zu  bezeichnen, 
wobei  auch  die  Beantwortung  der  vom  Vorsitzenden  oder  Regierungskommis- 
sär etwa  gestellten  Fragen  zu  berücksichtigen  ist 

Kein  Rigorosum  ist  als  mit  Erfolg  abgelegt  anzusehen,  wenn  der 
Kandidat  nicht  bei  sämtiichen  Einzelprüfungen  mindestens  den  Kalkül  „ge- 
nügend" erhalten  hat 

§  27.  Erhält  ein  Kandidat  bei  einer  oder  mehreren  Einzelprüfungen 
eines  Rigorosums  den  Kalkül  „ungenügend",  so  hat  er  diese  nach  Ablegung 
sämtiicher  Einzelprüfungen  des  Rigorosums  zu  wiederholen. 

Nachdem  sich  der  Kandidat  allen  Einzelprüfungen  eines  Rigorosums 
unterzogen  hat,  sind  ihm  die  Reprobationsfristen  zur  Wiederholung  der  miß- 
lungenen Einzelprüfungen  sofort  vom  Dekan  im  Einvernehmen  mit  den  be- 
treffenden Fachexaminatoren,  und  beim  zweiten  und  dritten  Rigorosum  auch 
im  Einvernehmen  mit  dem  Regierungskommissär  zu  bestimmen. 

Im  Falle  der  Kandidat  nur  bei  einer  Einzelprüfung  nicht  entsprochen 
hat,  ist  die  Frist  in  der  Regel  mit  zwei  Monaten,  bei  der  Reprobation  in 
mehreren  Einzelprüfungen  mit  drei  bis  sechs  Monaten  zu  bemessen. 

Die  Fristen  können  auch  kürzer  bemessen  werden,  wenn  die  Re- 
probation bei  den  vom  Kandidaten  zuerst  abgelegten  Einzelprüfungen  des 
Rigorosums  erfolgte. 


')  In  Beireff  der  Frage  der  Qäüis^ett  des  von  einem  Kandidaten  begonnenen  Prüfungsakte» 
wird  im  Erißß  des  MinitUrinms  für  K.  u.  U.  vom  17.  Augast  1996,  Z.  1BM4,  bemeHU,  dafi  Jeder 
Prilfangsakt  alt  begonnen  zn  betrachten  ist,  sobald  dem  Kandidaten  die  erste  Frage  oder  zv 
lOtende  Aufgabe  mitgeteilt  worden  ist  Da  der  iCandidat  laat  des  Berichtes  durch  die  Inangriff- 
nahme der  ihm  znr  Aufgabe  gestellten  Herstellung  eines  anatomischen  Priparates  Oberdies  schon 
an  die  Beantwortung  der  Prflfnngsfrage  geschritten  ist,  so  ist  die  von  ihm  begonnene  praktische 
PrOfnng  aus  Anatomie  infolge  seines  Rllclctrittes  von  der  Fortsetzung  des  Prüfungsaktes  als  mit 
uflgenflgendem  Erfolg  abgelegt  anzusehen  und  kann  der  Kandidat  nur  mehr  zur  Wiederholung 
der  Prüfung  nach  Ablauf  der  vorgesdiriebenen  Reprobationsfrist  zugelassen  werden. 
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§  28.  Wenn  der  Kandidat  bei  der  ersten  Wiederholung  einer  oder 
mehrerer  Einzelprüfungen  abermals  nicht  entspricht,  so  gelten  für  die  zweite 
Wiederholung  der  betreffenden  Einzelprüfungen  die  gleichen  Bestimmimgen. 

§  29.  Zu  einer  dritten  Wiederholung  einer  oder  mehrerer  Einzel- 
prüfungen eines  Rigorosums  kann  der  Kandidat  auf  Antrag  des  Professoren- 
kollegiums vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  zugelassen  werden,  wobei 
ihm  aufgetragen  werden  kann,  die  betreffenden  Prüfungsfächer,  unter  Um- 
ständen aber  auch  andere  Fächer  des  gesamten  medizinischen  Studiums 
vorher  noch  durch  ein  oder  mehrere  Semester  zu  frequentieren. 

§  30.  Erhält  ein  Kandidat  bei  dieser  dritten  Wiederholung  nicht  bei 
allen  abzulegenden  Prüfungen  den  Kalkül  „genügend'',  so  ist  er  von  der 
Fortsetzung  der  medizinischen  Studien,  sowie  von  der  Erlangung  des  medi- 
zinischen Doktorgrades  an  einer  inländischen  Universität,  sowie  auch  von  der 
Erwerbung  desselben  auf  Grund  eines  im  Auslande  erlangten  Diploms  für 
immer  ausgeschlossen. 

§  31.  Jede  Wiederholung  hat,  soweit  tunlich,  vor  demselben  Exami- 
nator stattzufinden,  wie  die  vorherige  mißlungene   Prüfung. 

§  32.  Hat  der  Kandidat  bei  jeder  Prüfung  des  Rigorosums  oder  bei 
deren  Wiederholung  wenigstens  den  Kalkül  „genügend"  erhalten,  so  wird 
nach  Ablegung  der  letzten  Prüfung  aus  den  einzelnen  in  das  Spezial- 
protokoll  eingetragenen  Kalkülen  der  Hauptkalkül  für  das  ganze  Rigorosum 
gezogen. 

Der  Hauptkalkül  ist  nur  dann  mit  „ausgezekhnet''  festzusetzen,  wenn 
der  Kandidat  diesen  Kalkül  bei  der  Mehrzahl  der  Prüfungen  eines  Rigorosums 
erzielt  hat  und  bei  keiner  Prüfung  reprobiert  worden  war. 

Das  Resultat  des  Rigorosums  ist  in  das  Rigorosenprotokoll  einzutragen 
und  dem  Kandidaten  bekannt  zu  geben. 

§  33.  Versäumt  ein  Kandidat  den  für  eine  Prüfung  angesetzten 
Termin  ohne  triftige  Entschuldigungsgründe,  so  verfällt  die  für  den  betreffen- 
den Prüfungsakt  bestimmte  Quote  der  Taxe;  unterzieht  er  sich  dieser 
Prüfung  auch  bei  dem  vom  Dekan  zu  bestimmenden  weiteren  Termin  ohne 
triftigen  Entschuldigungsgrund  nicht,  so  ist  er  so  zu  behandeln,  als  ob  er  die 
betreffende  Prüfung  nicht  bestanden  hätte.^) 

§  34.  Wenn  ein  Kandidat  zwei  Jahre  nach  Beginn  des  zweiten  Rigo- 
rosums das  Doktorat  noch  nicht  erworben  hat,  so  kann  er  vom  Professoren- 
kollegium zur  neuerlichen  Frequenz  von  Vorlesungen  in  angemessenem 
Umfange  verhalten  werden,  um  zu  den  restlichen  Prüfungen  zugelassen  zu 
werden.  Hat  er  auch  vier  Jahre  nach  Beginn  des  zweiten  Rigorosums  das 
Doktorat  nicht  erlangt,  so  gilt  die  Bestimmung  des  §  30. 

§  35.   Für  jedes  Rigorosum  hat  der  Kandidat  eine  Taxe  zu  entrichten, 

1)  Laai  des  KUMErt,  vom  14,  Mai  1903,  Z.  9066,  Ist  nräer  allen  Umsiäaden  daran  fest- 
gtthalien,  dafi  in  OemUheit  des  §  33  der  Rig^orosenordnung  ein  Kandidat,  velcher  den  fflr  eine 
Prflfnng  ang^esetzten  Termin  ohne  triftigre  Enisdiuldigungfsgrflnde  veninmt,  beim  ersten  ange- 
setzten Termin  die  betreffende  Taxqnote  verliert,  beim  zweiten  ungerechtfertigt  ▼cnäamtea 
Termin  aber  so  zu  behandeln  ist,  als  ob  er  die  betreffende  Prüfung  nicht  bestanden  hitte. 

Ob  eine  rechtzeitig  vor  dem  Termin  oder  eventuell  nach  Lage  der  Veriiiltnisse  (z.  B. 
plötzliche  Erkrankung,  vis  mafor  etc.)  erst  nach  dem  Termin  beigebrachte  Entschaidlgang  der 
Terminversftunmis  fflr  gerechtfertigt  zu  halten  ist,  hat  der  Dekan  fallveise  zu  entscheiden. 
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und  zwar  für  das  erste  Rigorosum  120  Kronen,  für  das  zweite  Rigorosum 
130  Kronen  und  für  das  dritte  Rigorosum  140  Kronen. 

Hievon  erhalten  der  Vorsitzende  der  Prüfungskommission,  sowie  der 
beim  zweiten  und  dritten  Rigorosum  fungierende  Regierungskommissär  für 
ihre  Beteiligung  an  sämtlichen  Prüfungen  eines  Rigorosums  je  20  Kronen,  die 
Examinatoren  bei  den  theoretischen  Prüfungen,  sowie  bei  der  Prüfung  aus 
,,Histologie'S  aus  „Kinderheilkunde'',  aus  „Psychiatrie  und  Neuropathologie'', 
sowie  aus  „Dermatologie  und  Syphilis''  je  10  Kronen,  die  Examinatoren  bei 
den  übrigen  theoretisch-praktischen  Prüfungen  je  20  Kronen,  der  Rest  per 
10  Kronen  entfällt  an  den  Kanzleifond  der  Universität 

Bei  jeder  Wiederholung  einer  oder  mehrerer  Prüfungen  eines  Rigo- 
rosums ist  jener  Betrag  als  Taxe  zu  erlegen,  welcher  erforderlich  ist,  damit 
jedes  bei  diesen  Wiederholungsprüfungen  intervenierende  Mitglied  der 
Prüfungskommission  die  Hälfte  der  ihm  für  die  erste  Abhaltung  der  Prüfung 
^gebührenden  Taxe  empfängt 

§  36.  Die  Promotion  erfolgt  unter  dem  Vorsitze  des  Rektors  im  Bei- 
sein des  Dekans  der  medizinischen  Fakultät  durch  einen  per  tumum  be- 
stimmten ordentlichen  Professor  als  Promotor  in  der  Form  der  herkömmlichen 
Sponsionen. 

§  37.  Die  Promotionstaxe  für  das  Doktorat  der  gesamten  Heilkunde 
beträgt  an  allen  Universitäten  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  120  Kronen. 

Hievon  beziehen  der  Rektor  30  Kronen,  der  Dekan  und  der  Promotor 
je  10  Kronen. 

Weiters  sind  aus  dieser  Taxe  10  Kronen  an  den  Kanzleifond  der 
Universität  abzuführen,  aus  welchem  die  an  den  einzelnen  Universitäten 
bisher  üblichen  Zahlungen  für  die  Ausfertigung  des  Diploms  und  die 
bisherigen  Bezüge  des  Kanzleipersonals  und  der  Dienerschaft  zu  be- 
streiten sind. 

Der  Rest  aller  Promotionstaxbeträge  wird  unter  sämtliche  ordentliche 
Professoren  der  medizinischen  Fakultät  zu  gleichen  Teilen  verteilt 

§  38.  An  jenen  Universitäten,  an  welchen  bisher  feierlichere  Promotions- 
fonnen  üblich  waren,  bleibt  es  den  Kandidaten  freigestellt,  statt  der  ein- 
fachen, diese  feierlichere  Promotion  gegen  die  hiefür  üblichen  Zahlungen 
für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen,  dodi  kommt  der  im  §  37  bestimmte  Tax- 
betrag auch  in  diesem  Falle  zu  der  dort  angeordneten  Verwendung  und 
Verteilung. 

§  39.  Rücksichtlich  der  Bedingungen,  unter  denen  Doktoren  der  Medizin, 
welche  das  Diplom  an  einer  Universität  außerhalb  der  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreiche  und  Länder  erworben  haben,  ein  im  Inlande  gültiges 
medizinisches  Doktordiplom  erlangen  können,  haben  die  Bestimmungen  der 
MinVdg.  vom  6.  Juni   1850,  RGBNr.  240,^)  auch  fernerhin  zu  gelten. 

§  40.  Die  Professorenkollegien  haben  betreffs  der  Einrichtung  der 
Prüfungen  unter  Berücksichtigung  der  örtlichen  Verhältnisse  und  im  Rahmen 


*)  $.  Nr.  506;  basSgUch  der  Nostrifikation  der  von  Frauen  im  Auslände  erworbenen 
meditüUBchen  Doktordiplome  s.  Nr,  460, 
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der  vorstehenden  Bestimmungen  besondere  Instruktionen  mit  Genehmigung 
des  Ministers  für  Kultus  und  Unterricht  festzustellen.^) 

§  41.  Diese  Verordnung  tritt  für  jene  Studierenden,  welche  die  medi- 
zinischen Studien  seit  dem  Wintersemester  1900/1901  begonnen  haben,  mit 
ihrer  Verlautbarung  in  Wiricsamkeit,  wogegen  die  mit  ho.  MinVdg.  vom 
21.  Dezember  1899,  RGBNr.  271,  erlassene  Rigorosenordnung  für  die  medi- 
zinischen Fakultäten  und  die  hiezu  mit  ho.  MinErl.  vom  21.  Dezember 
1899,  Z.  35.326,  kundgemachte  Instruktion,  sowie  der  Eriaß  vom  22.  April 
1902,  RGBNr.  89,  außer  Kraft  treten. 


Nr.  679. 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  8.  Mal  1903.  Z.  15.345. 

MVBNr.  SO, 

an  die  Dekanate  der  medizinischen  Fakultäten, 

womit  eine  Instruktion  zu  der  mit  Verordnung  vom  14«  April  1903^ 
Z.  11.280  (RQBNr.  102)  i  erlassenen  medizlniscfaen  Rlgorosenordnmig 

kundgemacht  wird« 

Behufs  einer  den  ho.  Intentionen  entsprechenden  und  gleichmäßigen 
Durchführung  der  mit  der  ho.  Verordnung  vom  14.  April  1903,  Z.  11.289, 
RGBNr.  102,  erlassenen  medizinischen  Rigorosenordnung  an  den  Universitäten 
der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  finde  ich  dem  De- 
kanate  nachstehende   Instruktion  mitzuteilen. 

A*  Allgemeines, 

Um  dem  vielseitig  beklagten,  durch  die  Rigorosenordnung  vom  15.  Aprfl 
1872,  ROBNr.  57,  zwar  nicht  bedingten,  aber  doch  möglich  gemachten  Obel- 
Stande  zu  begegnen,  daß  viele  Studierende  ihre  Anfangsprüfungen  in  die 
späteren  Studienjahre  hinausziehen,  und  somit  oftmals  sich  auf  die  Prüfung 
in  einem  Gegenstande  vorbereiten,  während  sie  ordnungsmäßig  einen  ganz 
anderen  hören  oder  hören  sollten,  und  daß  sie  Gegenstände  frequentieren, 
ohne  die  ihnen  naturgemäß  vorausgehenden,  weil  grundlegenden  soweit 
zu  beherrschen,  wie  es  zur  Ablegung  einer  Prüfung  erforderlich  ist,  wird 
nunmehr  das  ganze  Studium  in  zwei  Abschnitte  geteilt  Im  ersten  Studien- 
abschnitte hat  sich  der  Studierende,  ohne  durch  zwischenliegende  Prüfungen 
unterbrochen  zu  werden,  mit  den  zum  Verständnisse  der  krankhaften  Vor- 
gänge nötigen  naturwissenschaftiichen  Disziplinen  zu  beschäftigen.  Erst  wenn 
er  seine  Kenntnisse  in  diesen  Fächern  erwiesen  hat,  kann  er  in  größerer 
Ausdehnung  die  Gegenstände  der  späteren  Semester  mit  Nutzen  frequen- 
tieren. 


')  Auf  Qmnd  dieser  Bestimmung  wurtUn  besondere  Faltultätsinsiruktionen , 
Wien:  KUMEri,  vom  8.  Mai  1903,  Z.  tSMS;  Prag  deutscht  KUMErL  vom  St.Ameust 
1903,  Z.  Sß357;  Prag  böhmisch:  KUMErt.  vom  11,  Deeember  1903,  Z.  38J943;  Oraz:  KUMErL 
vom  31,  August  1903,  Z.  2SM9;  Innsbruck:  KUMErL  vom  19.  Oktober  1903,  Z.  DLtfSB. 
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Für  die  Dauer  dieses  ersten  Studienabschnittes  ist  eine  untere  Grenze 
von  vier  Semestern  festgesetzt,  dem  Kandidaten  aber,  der  sich  zu  schwach 
fühlt,  den  Stoff  des  ersten  Rigorosums  in  dieser  Zeit  zu  bewältigen,  oder 
der  vollkommen  sicher  gehen  will,  eine  ausgezeichnete  Prüfung  abzulegen, 
steht  es  frei,  den  ersten  Studienabschnitt  beliebig  zu  verlängern.  Andrerseits 
ist  es  dem  Kandidaten  gestattet  (im  Sinne  des  §  7),  sich  der  Prüfung  aus 
einigen  Gegenständen  des  ersten  Rigorosums  schon  vor  Schluß  des  vierten 
Semesters  zu  unterziehen,  sofern  er  dieses  Semester  ordnungsmäßig  inskrie- 
biert  hat.  ^ 

Die  Dauer  des  zweiten  Studienabschnittes  hat  eine  untere  Grenze 
von  sechs  Semestern,  eine  obere  Grenze  ist  nicht  gegeben,  so  daß  jeder 
Studierende  sich  so  lange  vorbereiten  kann,  wie  er  es  nach  seinen  Fähig- 
keiten und  Neigungen  für  angemessen  hält  Doch  muß  er  nach  Beginn  des 
zweiten  Rigorosums  dieses  und  das  dritte  Rigorosum  innerhalb  eines  ge- 
wissen Zeitausmaßes  ablegen  (§  34),  damit  die  Garantie  geboten  sei,  daß  er 
mit  einem  auf  fester  theoretischer  Basis  ruhenden  und  die  verschiedenen 
Zweige  der  ärztlichen  Studien  umfassenden  Wissen  und  Können  ausgestattet, 
seine  praktische  Tätigkeit  antrete. 

Dem  Kandidaten  wird  es  demnach  wie  bisher  überlassen,  zu  beurteilen, 
ob  und  wann  er  genügend  vorbereitet  ist.  Die  Anmeldung  zu  dem  ersten 
Rigorosum  bedeutet  aber  jetzt  den  Abschluß  des  ersten,  die  Anmeldung 
zum  zweiten  Rigorosum  den  Abschluß  des  zweiten  Studienabschnittes.  Auch 
hier  ist  es  dem  Kandidaten  gestattet,  sich  zu  einigen  Prüfungen  des  zweiten 
Rigorosums  schon  am  Schlüsse  des  letzten  Semesters  des  zweiten  Studien- 
abschnittes zu  melden. 

Durch  die  Festsetzung  zeitlicher  Grenzen  für  die  Ablegung  von  Einzel- 
prüfungen soll  der  Kandidat  einerseits  vor  der  Täuschung  bewahrt  werden, 
daß  er  in  den  Pausen  zwischen  den  einzelnen  Prüfungsakten  noch  irgend 
Nennenswertes  für  das  Examen  erlernen  könne,  so  daß  er  sich  gedrängt 
fühlt,  die  prüfungsfreien  Semester  zur  gründlichen  Arbeit  zu  verwenden; 
auch  soll  dadurch  verhindert  werden,  daß  er,  wie  das  bisher  ermöglicht  war, 
nur  für  den  Moment  der  Prüfung  ein  Wissen  zusammenraffe,  das  ohne  Be- 
ziehung zu  anderen  Disziplinen  geistig  nicht  verarbeitet,  also  für  sein 
späteres  Leben  minderwertig  ist  und  nicht  mehr  als  den  Schein  genügender 
Kenntnisse  erweckt.  Eine  Belastung  für  den  Kandidaten  kann  hierin  nicht 
gesehen  werden,  denn  es  entfallen  die  theoretischen  Prüfungen  jedes  Rigo- 
rosums in  ihrer  heutigen  Form,  bei  denen  er  bisher  den  Stoff  einer  größeren 
Anzahl  von  Gegenständen  an  einem  Tage  beherrschen  mußte. ,  Überdies 
ist  durch  die  Fristbemessung  für  die  Einzelprüfungen  des  ersten  Rigorosums 
(§  7,  Abs.  2  und  3),  sowie  durch  die  Zuerkennung  des  Rechtes,  die  Einzel- 
prüfungen des  zweiten,  sowie  die  des  dritten  Rigorosums  innerhalb  eines 
nicht  karg  bemessenen  Zeitraumes  ablegen  (§  15)  und  die  Anmeldung 
zum  dritten  Rigorosum  eventuell  durch  ein  längeres  Intervall  von  dem  Ab- 
schlüsse des  zweiten  Rigorosums  trennen  zu  dürfen  (§  34),  dem  Kandidaten 
die  Möglichkeit  geboten,  seine  Kenntnisse  in  den  einzelnen  Prüfungsgegen- 
ständen aufzufrischen  und  zu  ergänzen.  Auch  wird  bei  den  Prüfungen  künftig 
weniger  der  ad  hoc  memorierte  Gedächtnisstoff,  als  vielmehr  das  dauernd 
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erworbene  Wissen,  das  Verständnis  und  das  Können  für  den  Ausfall  maß- 
gebend sein. 

Denselben  Zweck,  das  wirkliche  Können  gepaart  mit  Verständnis  zu 
erproben,  verfolgt  die  Neuerung,  daß  künftig  mehr  Gegenstände  wie  bisher 
praktisch  geprüft  und  daß  die  praktischen  und  theoretischen  Doppelprüfungen 
in    einheitlich   praktisch-theoretische    Prüfungen   umgewandelt   werden. 

In  den  Fächern  „Interne  Medizin",  „Chirurgie",  sowie  „Geburtshilfe 
und  Gynäkologie"  ist  eine  wesentliche  Verlängerung  der  Prüfungsdauer 
in  Aussicht  genommen.  Es  wird  damit  beabsichtigt,  dem  Examinator  zu  er- 
möglichen, das  ärztliche  Können  der  Kandidaten  an  mehreren  liegenden 
oder  ambulatorischen  Patienten,  im  Operationssaale,  am  Phantom  oder  an 
der  Leiche  zu  erproben,  ihn  einfache  Analysen,  mikroskopische  Untersuchun- 
gen, Temperaturkurven  usw.  zu  diagnostischen  Zwecken,  sowie  die  ge- 
bräuchlichsten Behandlungsweisen,  Anlegen  von  Verbänden  usw.  ausführen 
zu  lassen.  Es  soll  auf  diese  Weise  eine  gründlichere,  praktische  Schulung 
des  Kandidaten  erprobt  werden,  deren  Erreichung  von  der  obligaten  prakti- 
schen Betätigung  des  Kandidaten  auf  den  Kliniken  oder  in  besonderen, 
dieser  praktischen  Ausbildung  gewidmeten  Kollegien  (§  9,  lit  b)  zu  er- 
hoffen ist 

Da  es  dringend  geboten  erscheint,  die  Studierenden,  mehr  als  es 
bisher  an  manchen  Fakultäten  der  Fall  war,  mit  den  Patienten  in  berufs- 
mäßige Berührung  zu  bringen,  wird  den  Professorenkollegien  im  §  21  ein 
Mittel  in  die  Hand  gegeben,  solche  Privatdozenten  und  Extraordinarien, 
welche  über  ein  reiches,  für  die  Studierenden  jetzt  wenig  ausgenütztes 
Krankenmaterial  von  Abteilungen,  Ambulatorien,  Polikliniken  usw.  verfugen, 
durch  Zuziehung  zu  den  Prüfungen  für  diese  Art  des  praktischen  Unterrichtes 
zu  interessieren  und  dadurch  zu  veranlassen,  Kollegien  von  der  genannten 
Art  (§  9,  lit.  b)  zu  halten.  Es  wird  das  hauptsächlich  an  Universitäten  mit 
großer  Schülerzahl,  an  denen  sich  auch  stets  passende  Lehrkräfte  werden 
finden  lassen,  durchführbar  und  von  segensreicher  Wirkung  sein. 

Wie  bisher  wird  es  Aufgabe  der  Professorenkollegien  sein,  für  die 
Abhaltung  und  die  zweckentsprechende  zeitliche  Einteilung  aller  jener  Vor- 
lesungen Sorge  zu  tragen,  die  der  Mediziner  bei  einem  geordneten  Studien- 
gang zu  liören  hat  und  insbesondere  darauf  zu  achten,  daß  die  obligaten 
Kollegien  und  Kurse  in  dem  bisher  üblichen  oder  in  dem  von  der  Rigorosen- 
ordnung  bestimmten  Ausmaße  (§  5,  Abs.  3,  lit.  b  und  §  9)  gelesen  werden. 

Betreffs  der  Prüfungen  werden  sich  die  Vertreter  jener  Disziplinen, 
die  ohne  scharfe  Grenzen  in  andere  Disziplinen  übergehen,  mit  den  be- 
treffenden Fachkollegen  ihrer  Fakultät  soweit  zu  verständigen  haben,  daß 
die  Ausschaltung  wichtiger  Fragen  aus  dem  Gesamtstoffe  der  Prüfungen 
vermieden  wird.  So  wird  es  dem  Obereinkommen  überlassen,  ob  Embryo- 
logie vom  Anatomen,  Histologen  oder  Physiologen  geprüft  wird,  wo  inner- 
halb der  zu  prüfenden  physiologisch-chemischen  Methoden  die  Grenze  der 
Gebiete  des  Chemikers  und  des  Physiologen  ist,  ob  also  z.  B.  die  Bestimmung 
des  spezifischen  Gewichtes  des  Blutes,  seines  Hämoglobingehaltes,  der 
Blutkörperchenzahl  usw.  dem  ersten  oder  dem  zweiten  zufällt,  ob  die  Qrund- 
züge   der   Bakteriologie   zu   der   allgemeinen   und   experimentellen    Patfao- 
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logie,  der  pathologischen  Anatomie  oder  der  Hygiene  gerechnet  werden, 
ob  Scharlach,  Masern  usw.  dem  Vertreter  der  Hautkrankheiten  oder  dem 
der  Kinderkrankheiten  zufallen,  Paralyse,  Tabes,  Hysterie  zur  Psychiatrie, 
beziehungsweise  Neuropathologie  oder  zur  internen  Medizin  gehören  usw. 

Es  wird  erwartet,  daß  der  Professor,  welcher  solcher  Verabredung  ge- 
mäß einen  Gegenstand  in  seinen  Prüfungsstoff  aufgenommen  hat,  denselben, 
soweit  er  nicht  durch  besondere  Kollegien  und  Kurse  (§  9,  lit.  c)  an  der 
Fakultät  vertreten  ist,  auch  in  den  Rahmen  seines  Lehrstoffes  aufnimmt 

Wenn  auf  diese  Weise  erzielt  wird,  daß  weder  ein  wichtiges  Kapitel 
im  Gesamtunterrichte  fehlt,  noch  dasselbe  Kapitel  trotz  der  Fülle  des  Unter- 
richtsmaterials überflüssig  oft  besprochen  wird,  so  soll  dadurch  nicht  die 
Vorstellung  erweckt  werden,  als  dürie  jeder  Examinator  nur  Fragen  aus  dem 
Gebiete  seines  Gegenstandes  stellen.  Er  wird  vielmehr  mangelhafte  Kennt- 
nisse in  den  seinem  Fache  nahestehenden  oder  gar  demselben  als  Grund- 
lage dienenden  Wissensgebieten  so  zu  beurteilen  haben,  als  würden  sie  sein 
Fach  selbst  betreffen  (§  14).  Auch  wird  bei  den  Prüfungen  der  klinischen 
Fächer  auf  den  Erfolg  zu  achten  sein,  mit  dem  die  Kandidaten  die  Kurse 
über  Laryngologie,  Otriatrie,  Zahnheilkunde  und  Impfkunde  frequentiert 
haben. 

Was  die  Technik  in  'der  Durchführung  der  neuen  Prüfungsnormen 
anbelangt,  so  wird  sich  dieselbe  an  den  verschiedenen  Fakultäten  nicht 
ganz  gleich  gestalten  lassen  und  in  den  entsprechend  den  lokalen  Verhält- 
nissen von  den  betreffenden  Professorenkollegien  auszuarbeitenden  Instruk- 
tionen (§  40)  dargelegt  werden.  Dabei  werden  folgende  Punkte  im  Auge 
zu  behalten  sein: 

Tag  und  Stunde  der  abzuhaltenden  Prüfung,  die  Namen  der  zu  prüfen- 
den Kandidaten  und  der  Vorsitzenden,  dann  die  Lokalitäten,  in  welchen 
geprüft  wird,  sind  durch  Anschlag  am  schwarzen  Brette  bekannt  zu  geben. 

Es  ist  wünschenswert,  daß  die  Prüfungen  in  größere  Räumlichkeiten 
verlegt  werden,  damit  der  Zutritt  zu  denselben  auch  einer  größeren  Anzahl 
von  Gästen  ermöglicht  wird. 

Die  Reihenfolge  der  alternierenden  Prüfer  wird  vom  Dekan  im  Ein- 
vernehmen mit  den  beteiligten  Examinatoren  geregelt. 

Nach  Schluß  des  Examens  wird  dem  Kandidaten  der  Prüfungskalkül 
öffentlich  bekannt  gegeben. 

Wenn  bei  einer  Prüfung  der  Examinator,  oder  falls  mehrere  Examina- 
toren beteiligt  sind,  einer  derselben  nicht  erscheint,  so  wird  dieselbe  im 
ersten  Falle  in  Gänze,  im  letzteren  Falle  in  dem  entsprechenden  Anteil 
auf  einen  der  nächsten  Tage  vom  Dekan  verschoben,  sofern  nicht  (auf 
Grund  des  §  20,  Abs.  4)  Ersatz  geschafft  werden  kann. 

Wie  bisher  wird  für  jedes  der  drei  Rigorosen  im  Dekanate  ein  beson- 
deres Protokoll  geführt,  in  welches  die  Prüfer  die  Einzelkalküle  eintragen. 
Die  bei  wiederholten  Prüfungen  sich  ergebenden  Kalküle  werden  von  dem 
Vorsitzenden  und  beim  zweiten  und  dritten  Rigorosum  auch  von  dem  Re- 
gierungskommissär mit  unterzeichnet  Nach  Vollendung  jedes  Rigorosums 
wird  der  Hauptkalkül  vom  Vorsitzenden  eigenhändig  eingetragen  und  durch 
seine  und  eventuell  des  Regierungskommissärs  Namensfertigung  beglaubigt. 
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Hat  die  Kommission  bei  ungenügendem  Ausfalle  einer  oder  mehrerer  Einzel- 
prüfungen eines  Rigorosums  die  Reprobationsfrist  zu  bestimmen,  was  erst 
nach  Vollendung  sämtlicher  Einzelprüfungen  eines  Rigorosums  geschehen 
darf  (§  27),  so  ist  die  Reprobationsfrist  im  Protokoll  zu  verzeichnen. 

Außer  diesen  Spezialprotokollen  wird  im  Dekanate  noch  ein  alphabetisch 
geordnetes  Hauptprotokoll  geführt,  in  welchem  außer  dem  Geburtsorte,  dem 
Alter  und  der  Religion  des  Kandidaten  auch  das  Datum  und  der  Ausstellungs- 
ort seines  Maturitätszeugnisses  oder  jenes  Dokumentes,  auf  Grund  dessen 
er  seine  Immatrikulation  erwirkt  hat,  ausgewiesen  erscheinen.  In  dieses 
Protokoll  trägt  der  Dekan  eigenhändig  den  Tag  des  Abschlusses  jedes  ein- 
zelnen der  drei  Rigorosen  samt  dem  sich  dabei  ergebenden  Hauptkalkül 
ein  und  unterzeichnet  das  Konklusum. 

Hat  der  Kandidat  das  erste  Rigorosum  abgelegt,  so  wird  ihm  ein  Zeug- 
nis darüber  ausgefertigt  und  von  den  hinterlegten  Dokumenten  der  Index, 
und  falls  er  sich  auch  mit  einem  Abgangszeugnisse  ausgewiesen  hätte,  audi 
dieses  zurückgestellt.  Im  Index  ist  der  Erfolg  der  bestandenen  Prüfung 
ersichtlich  zu  machen. 

Will  ein  Kandidat  nach  bestandenem  ersten  Rigorosum  eine  andere 
Universität  beziehen,  so  kann  ihm  auch  eine  Abschrift  seines  Maturitäts- 
zeugnisses, worin  bemerkt  ist,  daß  das  Original  beim  Dekanate  erliege, 
ausgefolgt  werden.  In  das  Abgangszeugnis  ist  gleichfalls  der  Erfolg  des  be- 
standenen ersten  Rigorosums  einzuzeichnen. 

Verläßt  ein  Kandidat  die  Universität,  nachdem  er  das  erste  Rigorosum 
nur  teilweise  oder  mit  ungünstigem  Erfolge  abgelegt  hat,  so  wird  ihm 
eine  Abschrift  seines  Maturitätszeugnisses  und  der  Index  ausgefolgt;  in 
diesem  und  im  Abgangszeugnisse  ist  die  Unterbrechung  oder  der  Mißerfolg 
der  Prüfung  zu  verzeichnen. 

Nach  bestandenem  dritten  Rigorosum  wird  dem  Kandidaten  ein  Zerti- 
fikat ausgefolgt,  auf  Grund  dessen  er  zur  Promotion  zugelassen  wird.  Mit 
dem  Diplome  werden  dem  Kandidaten  auch  alle  von  ihm  hinterlegten 
Originaldokumente  ausgefolgt 

Erklärt  der  Kandidat,  daß  er  von  der  Fortsetzung  der  Rigorosen  ab- 
stehen und  auf  die  Erlangung  des  Doktorgrades  verzichten  wolle,  so  ist 
gemäß  MinEri.  vom  31.  Jänner  1866,  Z.  12.407,i)  diese  Erklärung  auf  den 
Originaldokumenten,  mittels  welcher  der  Kandidat  die  Zulassung  zu  den 
Rigorosen  erwirkt  hat,  anzumerken  und  der  Fall  sämtlichen  Universitäten 
der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  bekannt  zu  greben. 

Die  Zeugnisse,  welche  den  Kandidaten  nach  einem  abgelegten  Rigo- 
rosum ausgefertigt  werden,  haben  zu  lauten: 

.Herr  .  .  .  gebürtig  aus  (Ort  und  Land)  ...  hat  nach  absolviertem 
{  Quinauennium  I  ^^*"^  medizinischen  Studien  am  .  .  .  das  .  .  .  Rigorosum 
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B.  Besonderes. 

Ad  §  2.  Die  Bestimmung,  nach  welcher  ein  Semester  des  zweiten 
Studienabschnittes  auch  bei  Belegung  von  nur  16  Stunden  anrechenbar  ist, 
bezweckt,  dem  Studierenden  in  dem  Semester,  in  welchem  er  das  erste 
Rigorosum  ablegt,  größere  Freiheit  in  der  Einteilung  seiner  Studjen  zu 
gewähren. 

Ad  §  6,  lit  a).  An  Stelle  der  naturhistorischen  Vorprüfungen  tritt  nun- 
mehr die  Fachprüfung  des  ersten  Rigorosums  aus  „Allgemeiner  Biologie". 
Bei  derselben  soll  sich  der  Kandidat  ausweisen,  ob  er  die  für  einen  Arzt 
erforderliche  Kenntnis  imd  Auffassung  der  allgemeinen  Lebenserscheinungen, 
sowie  deren  innerhalb  oder  außerhalb  der  Organismen  gelegenen  Bedin- 
gungen besitzt. 

Zu  diesem  Behufe  werden  in  der  Regel  an  den  philosophischen  Fakul- 
täten ein  oder  mehrere  Kollegien  über  ».Allgemeine  Biologie"  abzuhalten 
sein»  in  welchen  der  angedeutete  Stoff  behandelt  wird.  Ohne  als  Lehrplan 
für  diese  Vorlesungen  gelten  zu  sollen,  möge  zur  Darlegung  der  dieser 
Neuerung  zu  Grunde  liegenden  Intention  gesagt  sein,  daß  etwa  folgende 
Themata  Gegenstand  der  Vorträge  sein  könnten : 

Anorganisches  tmd  Organisches;  niedrigste  Organismen;  Zellen  und 
Zellenlehre ;  Aufbau  der  höheren  Organismen  aus  Zellen ;  Teilung  der  Arbeit 
im  pflanzlichen  und  tierischen  Körper;  daran  anschließend  Gesetz  der  Er- 
haltung der  Energie  in  Bezug  auf  die  Organismen;  Unterschied  zwischen 
tierischem  und  pflanzlichem  Stoffwechsel;  Allgemeines  über  Ernährung, 
Bewegung,  Empfindung,  Fortpflanzung;  Arten  der  Fortpflanzung  und  die 
Vererbung;  Kampf  ums  Dasein  und  seine  Wirkungen;  Entstehung  der 
Arten,  Spezies  und  Varietäten;  Symbiose  und  Parasitismus;  Einfluß  der 
äußeren  Lebensbedingungen,  wie  Temperatur,  Mangel  und  Überfluß  an 
Nahrung;  das  Medium  des  Lebens:  Luft,  Wasser,  Erde. 

Dieses  wohl  auch  von  Hörern  anderer  Fakultäten  besuchte  Kollegium 
soll  in  erster  Linie  das  Interesse  des  Mediziners  für  die  biologischen  Fragen 
durch  die  an  der  Universität  ermöglichte  Methode  und  den  Inhalt  der  Dar- 
stellung wecken  und  in  ihm  zugleich  mit  der  neuen  Auffassungsweise  der 
Lebenserscheinungen  die  aus  dem  Gymnasium  mitgebrachten  Kenntnisse 
auffrischen. 

Es  wird  dabei  leicht  sein,  durch  entsprechende  Wahl  von  Beispielen 
spezielle,  für  den  Mediziner  wichtige  Detaiikenntnisse  aus  den  botanischen 
und  zoologischen  Disziplinen  zu  vermitteln. 

Wie  aus  diesen  Andeutungen  über  die  Abgrenzung  des  Lehrstoffes 
zu  ersehen  ist,  kann  das  Kollegium,  welches  durch  fünf  Stunden  wöchent- 
lich abzuhalten  sein  wird,  sowohl  von  einem  Botaniker  als  auch  von  einem 
Zoologen  oder  dem  Vertreter  eines  engeren  biologischen  Faches  gelesen 
werden  und  es  wird  sich  für  jede  medizinische  Fakultät  empfehlen,  dafür 
Sorge  zu  tragen,  daß  an  der  zugehörigen  philosophischen  Fakultät  „Allge- 
meine Biologie"  durch  je  ein  Semester  von  diesen  beiden  Standpunkten 
aus  gelehrt  werde,  vom  zoologischen  im  Wintersemester,  vom  botanischen 
im  Sommersemester. 
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Falls  demnach  mehrere  Ordinarien  dieses  Kollegium  lesen,  sind  sie 
alternierend  als  Examinatoren  des  Faches  dem  ersten  Rigorosum  zuzu- 
ziehen (§  20). 

Mit  Rücksicht  auf  die  wünschenswerte  intensivere  Beschäftigung  der 
Mediziner  mit  den  naturgeschichtlichen  Fächern  wird  überdies  darauf  zu 
achten  sein,  daß  ihnen  nach  Ort  tmd  Zeit  günstige  Gelegenheit  zum  Besuche 
der  botanischen  und  zoologischen  Kollegien  geboten  werde. 

Ad  §  6,  lit.  b).  Indem  das  Fach  künftig  nicht  mehr  „Physik'',  sondern 
^.Physik  für  Mediziner''  heißen  wird,  ist  angedeutet,  daß  in  den  Vorlesungen 
wie  in  der  Prüfung  den  speziellen  Bedürfnissen  des  Mediziners,  beziehungs- 
weise des  Arztes  mehr  als  bisher  Rechnung  getragen  werden  soll.  Dieses 
Fach  wird  demnach  nicht  als  eine  angewandte  Wissensdiaft;  als  „medizi- 
nische Physik",  sondern  nur  in  dem  Sinne  als  für  Mediziner  bestimmt  zu 
lehren  sein,  wie  jeder  Lehrer  sich  halb  unbewußt  dem  Interessenkreise 
der  Mehrzahl  seiner  Hörer  anpassen  und  daher  das  Fach  (Physik)  für  Inge- 
nieure unter  Hervorhebung  anderer  Gebiete  und  unter  Anführung  anderer  Bei- 
spiele und  Anwendungen  tradieren  wird,  als  für  Landwirte,  Chemiker  oder 
Physiker  im  engeren  Sinne. 

In  eingreifenderer  Weise  als  durch  diese  Rücksicht  auf  den  künftigen 
Beruf  der  Hörer  wird  sich  aber  das  Kollegium  über  Physik  von  den  Mher 
üblichen  dadurch  zu  unterscheiden  haben,  daß  ein  großer  Teil  der  Zeit  auf 
Demonstrationen  und  Übungen  an  und  mit  physikalischen  Apparaten  ver- 
wendet wird.  Es  soll  auf  diese  Weise  wenigstens  einiges  von  den  am  Gym- 
nasium erworbenen  Kenntnissen  nach  Auffrischung  durch  den  Universitäts- 
unterricht in  die  physikalische  Anschauung  des  Studierenden  übergehen,  er 
soll  das  Manipulieren  mit  feineren  Apparaten  kennen  lernen  und  Vorstel- 
lungen von  exakten  Methoden  der  Beobachtung,  Untersuchung  und  Messung 
gewinnen. 

Es  wird  dies  selbst  dann  fruchtbringend  sein,  wenn  in  diesem  KoU^um 
wegen  Mangel  an  Zeit  ganze  Kapitel  der  Physik  nur  eine  kursorische  Behand- 
lung erfahren  sollten. 

Ad  §  6,  lit  c).  Was  im  vorstehenden  über  die  Intention  gesagt  wurde, 
welche  durch  die  Bezeichnung  „Physik  für  Mediziner"  zum  Ausdrucke  gelangt, 
gilt  in  sinngemäßer  Abänderung  auch  betreffs  der  „Chemie  für  Mediziner". 
Es  wird  insbesondere  bei  den  Vorträgen  über  organische  Chemie  auf  die 
Bedürfnisse  des  künftigen  Arztes  Rücksicht  zu  nehmen  sein. 

Da  die  Vorbildung  des  Mediziners  in  Chemie  eine  geringere  als  in 
Physik,  das  Fach  für  ihn  aber  von  grundlegender  Bedeutung  ist,  so  werden 
in  den  —  allerdings  nicht  obligaten  —  Studienplan  chemische  Übungen  durch 
zwei  Semester  aufgenommen. 

Die  Prüfung  als  eine  gleichzeitig  theoretische  und  praktische  soll  dann 
den  Examinator  in  die  Lage  setzen,  zu  beurteilen,  ob  der  Kandidat  die  zum 
Verständnisse  nötigen  theoretischen  Kenntnisse  besitzt,  die  gewöhnlichsten 
Erscheinungen  chemischer  Wechselwirkung  kennt,  mit  den  einfachsten  Me- 
thoden vertraut  ist  und  ob  er  die  speziell  für  den  Arzt  wichtigsten  Unter- 
suchungen auszuführen  vermag. 
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Ad  §  6,  lit.  e).  In  der  neu  eingeführten  praktisdi-theoretisdien  Prüfung 
aus  Histologie  hat  der  Kandidat  zu  erweisen,  daß  ihm  der  Gebrauch  des 
Mikroskopes  für  seinen  Beruf  vollkommen  gelaufig  ist  und  daß  er  insbeson- 
dere die  Methoden  der  Herstellung  mikroskopischer  Präparate,  die  er  als 
Arzt  anzuwenden  haben  wird,  beherrscht.  Es  werden  das  jene  sein,  welche 
mit  geringen  technischen  Mitteln  gestatten,  einen  Leichenteil  auf  seine 
normale  oder  abnorme  Beschaffenheit  mikroskopisch  zu  untersuchen,  also 
die  Methoden  des  Zerzupfens  frischer  Leichenteile,  ihrer  Behandlung  mit 
verschiedenen  Reagentien,  des  Härtens,  Schneidens  und  die  der  gewöhn- 
lichsten Färbungen. 

Ad  §  7.  Die  Absätze  1  und  2  suchen  die  Schwierigkeit  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  zu  bewältigen,  die  darin  liegt,  eine  sich  eventuell  durch 
Monate  hinziehende  Prüfung  so  in  den  Studiengang  einzureihen,  daß  der 
Unterricht  und  der  Besuch  der  Kollegien  so  wenig  wie  möglich  gestört 
wird.  Wo  immer  es  tunlich  erscheint,  wird  somit  der  erste  Teil  des  ersten 
Rigorosums  in  den  letzten  Wochen  des  vierten,  der  zweite  Teil  desselben 
am  Anfange  des  folgenden  Semesters  abzulegen  sein. 

Ad  §  8.  Während  in  der  Rigorosenordnung  vom  Jahre  1872  die  Vorschrift 
bestanden  hat,  daß  der  Kandidat  behufs  Zulassung  zum  zweiten  Rigorosum 
10  Semester  absolviert  haben  muß,  wobei  der  Zeitpunkt,  in  welchem  das  erste 
Rigorosum  bestanden  wurde,  nicht  in  Betracht  kam,  wird  nunmehr  festgesetzt, 
daß  er  bei  Zulassung  zum  zweiten  Rigorosum  mindestens  sechs  Semester 
seit  Ablegung  des  ersten  Rigorosums  absolviert  haben  muß.  Zu  diesen  sechs 
Semestern  wird  auch  jenes  gerechnet,  in  dessen  Verlauf  das  erste  Rigo- 
rosum vollendet  worden  ist,  und  ähnlich  wie  beim  Abschlüsse  des  ersten 
Studienabschnittes  ist  es  auch  hier  dem  Kandidaten  gestattet,  sich  zu  den 
ersten  Prüfungen  des  Rigorosums  schon  am  Ende  des  den  zweiten  Studien- 
abschnitt abschließenden   Semesters  zu  melden. 

Ad  §  9.  Bisher  wurden  die  in  §  9  a)  genannten  Kollegien  fast  allge- 
mein als  zehnstündige  gelesen.  Für  jene  Fakultäten,  an  welchen  das  Kranken- 
material nicht  sehr  reichhaltig  ist,  kommt  in  Betracht,  daß  die  Wahrschein- 
lichkeit, den  Studierenden  seltene  Krankenfälle  vorführen  zu  können,  steigt, 
wenn  diese  Kollegien  durch  eine  größere  Anzahl  von  Semestern  gelesen 
werden.  Es  wird  deshalb  dem  Ermessen  der  Fakultäten  überlassen,  ob  die 
Vorlesungen  über  „Interne  Medizin''  und  „Chirurgie''  als  obligate  Kollegien 
wie  bisher  zehnstündig  abgehalten  werden,  in  welchem  Falle  je  drei  Semester 
inskribiert  sein  müssen,  oder  ob  sie  siebeneinhalbstündig  gehalten,  dann  aber 
durch  vier  Semester  frequentiert  werden  sollen.  Ähnlich  verhält  es  sich 
mit  der  „Geburtshilfe  und  Gynäkologie",  die  durch  zwei  Semester  als 
zehnstündiges  oder  nur  durch  ein  Semester  als  zehnstündiges,  außerdem 
aber  noch  durch  zwei  Semester  als  fünfstündiges  Kollegium  obligat  sein  wird, 
und  mit  der  Augenheilkunde,  die  entweder  durch  ein  Semester  als  zehn- 
stündiges oder  durch  zwei  Semester  als  fünfstündiges  Kollegium  zu  frequen- 
tieren ist. 

Analoge  den  lokalen  Bedürfnissen  anzupassende  Variationen  sind  auch 
für  die  in  al.  c)  genannten   Kurse  vorgesehen. 
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Die  bei  diesen  letzteren  geforderte  praktische  Betätigung  des  Stu- 
dierenden wird  von  dem  betreffenden  Dozenten  durch  seine  Unterschrift 
im  Index  zu  bestätigen  sein,  ebenso  wenn  der  Studierende  behufs  seiner 
praktischen  Betätigung  in  den  sub  a)  genannten  klinischen  Fächern,  die  sub  b) 
erwähnten,  besonders  für  diesen  Zweck  gehaltenen,  vom  Minister  für  Kultus 
und  Unterricht  als  hiefür  geeignet  bezeichneten  Kollegien  frequentiert  hat 
Findet  die  praktische  Betätigung  aber  auf  den  sub  a)  genannten  Kliniken  statt, 
so  ist  dieselbe  im  Index  durch  die  Beifügung  des  Wortes  „praktiziert  be- 
sonders zu  vermerken. 

C.  Einrichtung^  des  medizinischen  Unterrichtes  nach  Maßgabe  dieser 

Rigorosenordnung. 

Im  folgenden  sind  alle  jene  Kollegien  verzeichnet,  für  deren  r^elmäßige 
Abhaltung  um  das  gesetzliche  Minimum  des  Kollegiengeldes  das  medizi- 
nische Professorenkollegium,  soweit  die  Lehrkräfte  und  Lehrmittel  der  ein- 
zelnen Universitäten  reichen,  Sorge  zu  tragen  hat.  Die  Angaben  über  die 
Dauer  beziehen  sich  auf  die  Absolvierung  des  Gesamtstoffes  der  betreffen- 
den Kollegien. 

1.  Allgemeine   Biologie,   fünfstündig   durch   ein   Sommersemester. 

Wie  oben  im  speziellen  Teile  angeführt  wurde,  Ist  es  wfinschenswert,  dafi  dieses  KoUe- 
gium  nicht  nur  im  Sommersemester,  sondern  auch  im  Wintersemester  gelesen  wird ;  am  ▼ortefl- 
haftesten  In  der  Art,  dafi  im  Sommer  der  Botaniker,  Im  Winter  der  Zoologe  das  Kolleginm  abhält 

2.  Physik  für   Mediziner,   fünfstündig  durch   zwei  Semester, 

mit  Übungen. 

3.  Chemie  für  Mediziner,  fünfstündig  durch  zwei  Semester. 

4.  Chemische  Übungen  für  Mediziner,  vierstündig  durch  zwei 
Semester. 

Am  besten  an  zwei  Nachmittagen  mit  je  zwei  Stunden.  Wenn  es  sich  als  nöüg  erweist, 
können  die  Übungen  Im  Sommersemester  auch  sechsstOndig  gelesen  werden. 

5.  Systematische   Anatomie,   sechsstündig  durch   zwei   Semester. 

6.  Sezierübungen,  gegen  das  Honorar  eines  sechsstündigen  Ko]le> 
giums  im  Wintersemester  und,  soweit  es  die  Witterung  gestattet,  in  den 
ersten  Wochen  des  Sommersemesters. 

Werden  diese  Übungen  in  das  Sommersemester  hinein  ausgedehnt,  so  sind  sie  glcidi- 
wohl  in  diesem  Semester  nicht  besonders  anzurechnen. 

7.  Physiologie,  fünfstündig  durch  zwei  Semester. 

8.  Physiologische  Übungen,  dreistündig  durch  zwei  Semester. 

9.  Histologie,  fünfstündig  im  Wintersemester. 

10.  Histologische  Übungen,  sechsstündig  im  Sommersemester. 

11.  Embryologie,  zweistündig  im  Sommersemester. 

12.  Pathologische  Anatomie  und  Histologie,  fünfstündig  durch 
zwei  Semester. 

Um  zu  ermöglichen,  dafi  die  Militärrlgorosanten  (d.  h.  diejenigen  Mediziner,  weiche  das 
erste  Militftrhalbjahr  als  Elnilhrlg-Frelwillige  w&hrend  Ihrer  Studien  absolvieren)  in  den  bddca 
durch  den  Militärdienst  voneinander  getrennten  Semestern  (fflnftes  und  sechstes  Semester  geadfi 
diesem  Studienplan)  doch  das  ganze  Gebiet  dieses  Gegenstandes  in  den  Vorlesungen  zn  börea 
bekommen,  kann  die  Einrichtung  getroffen  werden,  dafi  der  Stoff  derselben  entsprechend  des 
beiden  Semestern  in  zwei  Teile  getrennt  wird;  es  wird  dann,  abgesehen  von  einer  erentncllea 
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Einldtang,  ein  Teil  im  Wintenemester  eines  Sdiuljahres  gelesen  und  derselbe  Teil  im  Sommer- 
semester des  nJkhsten  Jahres  wieder  s^elesen  werden,  wihrend  der  Stoff,  der  im  ersten  Jthre 
wihrend  desSommersemesters  bebtndelt  wurde,  im  zweiten  Schuljahre  dem  Wintersemester  zufUlt. 

13.  Pathologisch-anatomische  Obungen,  dreistündig  durch  zwei 
Semester. 

14.  Pathologisch-histologische  Übungen,  dreistündig  im  Winter- 
semester. 

15.  Allgemeine  und  experimentelle  Pathologie,  fünfstündig  im 
Wintersemester. 

16.  Pharmakologie  und  Rezeptierkunde,  fünfstündig  im  Winter- 
semester. 

17.  Hygiene,  fünfstündig  im  Wintersemester. 

Es  wird  vorteilhaft  sein,  wenn  der  Vertreter  der  Hygiene  für  die  Studierenden  ein  etwa 
zwei-  bis  dreistündiges  Kollegium  «hygienische  Übungen*  liest. 

18.  Interne  Medizin  mit  Praktikum,  zehnstündig  durch  drei  Se- 
mester oder  siebeneinhalbstündig  durch  vier  Semester. 

19.  Chirurgie  mit  Praktikum,  zehnstündig  durch  drei  Semester 
oder  siebeneinhalbstündig  durch  vier  Semester. 

Wie  oben  unter  «A.  Allgemeines"  ausgeführt  wurde,  kann  auch  das  Praktikum  vom  Haupt- 
kolleglum  getrennt  frequentiert  werden,  zu  welchem  Behufe  an  Jenen  Fakultiten,  an  denen  diese 
Trennung  ermöglicht  ist,  besondere  Kollegien  in  der  Daner  eines  Semesters  unter  der  Be- 
zeichnung: »Praktikum  der  internen  Medizin,  gegen  das  Honorar  eines  sechsstündigen 
Kollegiums*  und  .Praktikum  aus  Chirurgie,  gegen  das  Honorar  eines  sechsstündigen 
Kollegiums*  anzumelden  sein  werden. 

20.  Geburtshilfe  und  Gynäkologie,  zehnstündig  durch  zwei  Se- 
mester oder  zehnstündig  durch  ein  Semester  und  fünfstündig  durch  zwei 
Semester. 

21.  Augenheilkunde,  zehnstündig  im  Wintersemester  oder  fünf- 
stündig durch  zwei  Semester. 

22.  Psychiatrie  und  Neuropathologie,  fünfstündig  im  Sommer- 
semester. 

23.  Kinderheilkunde,   fünfstündig   im   Sommersemester. 

24.  Dermatologie   und   Syphilis,  fünfstündig  im   Wintersemester. 

25.  Gerichtliche  Medizin,  fünfstündig  im  Sommersemester. 

26.  Gerichtlich-medizinische  Übungen,  zweistündig  im  Sommer- 
semester. 

27.  Laryngologie,  gegen  das  Honorar  eines  dreistündigen  Kollegiums, 
fünfstündig  durch  sechs  Wochen  des  Sommersemesters  oder  als  Semestral- 
kollegium  von  äquivalentem  Stundenausmaße. 

28.  Otiatrie,  gegen  das  Honorar  eines  dreistündigen  Kollegiums, 
fünfstündig  durch  sechs  Wochen  des  Wintersemesters  oder  als  Semestral- 
koUegium  von  äquivalentem  Stundenausmaße. 

29.  Zahnheilkunde,  gegen  das  Honorar  eines  dreistündigen  Kolle- 
giums, fünfstündig  durch  sechs  Wochen  des  Wintersemesters  oder  als  Seme- 
stralkoUegium  von  äquivalentem  Stundenausmaße. 

30.  Impf  künde,  gegen  das  Honorar  eines  einstündigen  Kollegiums, 
fünfstündig  im  Sommer-  oder  Wintersemester. 
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31.  Kurs  Über  Perkussion  und  Auskultation,  gegen  das  Honorar 
eines  fünfstündigen  Kollegiums,  fünfstündig  durch  fünf  Wochen  des  Winter- 
semesters. 

32.  Operationskurs,  gegen  das  Honorar  eines  sechsstündigen  KoDe- 
giums,  fünfstündig  durch  sechs  Wochen  des  Wintersemesters. 

Wenn  es  die  Hörerzahl  erfordert,  so  werden  die  im  voistehenden 
nur  für  ein  Semester  anzumeldenden  Kollegien  und  Kurse  in  jedem  der 
beiden  Semester  abzuhalten  sein,  damit  sich  die  Zahl  der  Studierenden 
passend  verteüe. 

Als  Beispiel  einer  zweckmäßigen  Verteilung  des  ganzen  oben  angt- 
führten  Lehrstoffes  dürfte  das  folgende  Schema  dienen: 

I.  Semester  (Winter). 

Physik  fflr  Mediziner, 

Chemie  fflr  Mediziner, 

Chemische  Obnngren  fflr  Mediziner, 

Systematische  Anatomie, 

Sezierfibunsen, 

(Hodegetik), 

(Zoologie). 

II.  Semester  (Sommer). 

Physik  fflr  Mediziner, 

Chemie  fflr  Mediziner, 

Chemische  Obansen  fflr  Mediziner, 

Systematische  Anatomie, 

Allgemeine  Biologie, 

(Botanik). 

III.  Semester  (Winter). 
Sezierflbungen, 

Physiologie, 

Physiologische  Obnngen, 

Histologie, 

(Geschichte  der  Medizin), 

(Topographische  Anatomie), 

(Mineralogie  und  Oeologie). 

IV.  Semester  (Sommer). 
Physiologie, 

Physiologische  Übungen, 

Histologische  Obungen, 

(Embryologie). 

V.  Semester  (Winter). 

Pathologische  Anatomie  und  Histologie, 
Pathologisch-anatomische  Übungen, 
Allgemeine  und  experimentelle  Pathologie, 
Pharmakologie  und  Rezeptierkunde, 
(Kurs  aber  Auskultation  und  Perkussion), 
(Bakteriologie). 
Die  Militärpflichtigen,  welche  w&hrend  der  Studien  das  ente  Miliilrliftlb]ahr  zu  absol- 
vieren haben,  dienen  im  darauffolgenden  Sommer  als  Einiihrig-Freiwillige. 

VI.  Semester. 

Fflr  Mnitflrrigorosanteii.  Fflr  Mllltitfrele. 

(Wintersemester.)  (Sommersemeater.) 

Pathologische  Anatomie  und  Histologie,  Pathologische  Anatomie  und  Histologie. 

Pathologisch-anatomische  Übungen,  Pathologisch-anatomische  Übnn^n, 
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Interne  Medizin  und  Praktünim, 
Pathologlscli-histologlflche  Übungen. 


(Sommenemester.) 
Interne  Medizin  und  PrKktUnim, 
Cllirurgie  und  Praktikum, 
Psychiatrie  und  Neuropathologie, 
Kinderheilkunde, 
Kurs  Ober  Impfung. 


(Winlersemester.) 
Chirurgie  und  Praktikum, 
Interne  Medizin  und  Praktikum, 
Dermatologie  und  Syphilis, 
Kurs  Ober  Ottatrle, 
Kurs  Ober  Laryngologie, 
(Operationskurs). 

(Sommersemester.) 
Oeburtshilfe  und  OynUcologie, 
Chirurgie  und  Praktikum, 
Gerichtliche  Medizin, 
Oerlchtlich-medlzlnische  Übungen. 


(Wintersemester.) 
Augenheilkunde, 
Oeburtshilfe  und  Oynftkologie, 
Hygiene, 

Kurs  Ober  Zahnheilkunde, 
(Orthopidie), 
(Hygienische  Übungen). 


Interne  Medizin  und  Praktikum, 
Chirurgie  und  Praktikum. 

VII.  Semester. 

(Wintersemester.) 
Pathologisch-histologische  Übungen, 
Interne  Medizin  und  Praktiknm, 
Chirurgie  und  Praktikum, 
Kurs  aber  Otiatrie, 
(Operationskurs). 

VnL  Semester. 

(Sommersemester.) 
Chirurgie  und  Praktikum, 
Interne  Medizin  und  Praktikum, 
Psychiatrie  und  Nenropathologle, 
Kurs  aber  Laryngologie. 


IX.  Semester. 

(Wintersemester.) 
Oeburtshilfe  und  OynSkologie, 
Hygiene, 

Dermatologie  und  Syphilis, 
Augenheilkunde, 
Kurs  aber  Zahnheilkunde, 
(Hygienische  Übungen). 

X.  Semester. 

(Sommersemester.) 
Oeburtshilfe  und  OynSkologie, 
Oerichtliche  Medizin, 
Oerichtlich-medizinische  Übungen, 
Kinderheilkunde, 
Kurs  aber  Impfung, 
(Orthopftdie). 


Obwohl  nun  schon  durch  die  angeführten  Vorlesungen  und  Übungen 
den  Studierenden  die  Erlernung  alles  dessen  ermöglicht  werden  soli,  was 
für  eine  erfolgreiche  ärztliche  Tätigkeit  notwendig  erscheint,  so  ist  doch 
außerdem  darauf  hinzuwirken,  daß  den  Studierenden  auch  sonst  noch  ein 
möglichst  vielseitiger  Unterricht  über  speziellere  Disziplinen  dargeboten  und 
ihre  Teilnahme  an  denselben  gefördert  wird. 

Auf  Grund  des  vorstehenden  Verzeichnisses  jener  Vorlesungen,  für 
deren  Abhaltung  vom  Professorenkollegium  zu  sorgen  ist,  hat  dasselbe  im 
Sinne  des  §  40  einen  den  Studierenden  zu  empfehlenden  Studienplan  mit 
den  nötigen  Erläuterungen  auszuarbeiten,  in  Druck  legen  und  als  Instruk- 
tion^) gelegentlich  der  zu  Beginn  jedes  Schuljahres  stattfindenden  Inskrip- 
tionen zur  Verteilung  bringen  zu  lassen. 

Einige  Exemplare  dieser  Fakultätsinstruktion  sind  dem  Ministerium  für 
Kultus  und  Unterricht  einzusenden. 


*)  VgL  hiettt  Anmerkung  ^)  tu  §  40  der  medizinischen  Rigorosenordnung  fs,  Nr,  678J» 
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3.  Besondere  Bestimmungen  fiber  die  Berechtigung  zur 

ärztlichen  Praxis.^) 


Nr.  680. 


Ans  der  Sanitilts-  und  Kontnmazordnimg,  A]i.Pat  vom  2.  Janner  1770. 
I.  Teil.  Instrnktlon  für  praktizierende  Ärzte, 

(veröffentlicht  im  Codex  austr.  [1777]  Bd.  VI,  S.  1250,  und  Gesetzsammlung 

Kaiser  Josefs  U.,  Bd.  VI  [1786],  S.  3,  Nr.  1152), 

(betreffend  die  Berechtigrung  zur  ärztlichen  Praxis)«*) 

§  1.  Jedermann  ist  es  bekannt,  was  für  Unheil  oft  durch  unerfahrene 
Medicos  dem  Nächsten  zugefüget  wird,  daher  bestehet  schon  durch  viele 
Jahre  die  Gesetzgebung,  daß  alle,  die  ihre  Kunst  in  den  kaiserl.  königL 


')  VgL  Obereinkunft  zwischen  Österreich-Unsfarn  und  dem  Deutschen  Reiche  vom  30.  Sep- 
tember 1882,  betreffend  die  ges^enseitige  Zulassung  der  an  der  Grenze  wohnhaften  MedizinaJ- 
personen  zur  AusObung  der  Praxis :  kundgemacht  im  ROBNr.  120  ex  1883  (unter  dem  23.  Jon! 
1883);  Obereinkunft  zwischen  Österreich-Ungarn  und  der  Schweiz  vom  29.  Oktober  1885:  kund- 
gemacht im  ROBNr.  134  ex  1886  (unter  dem  9.  August  1886).  Vgl.  Erlaß  des  Ministeriuns  des 
Innern  vom  27.  August  1892,  Z.  18.768,  betreffend  die  (nicht  zulflssige)  Abgabe  von  Arzneien  bis 
Ausland  seitens  der  an  der  Grenze  des  Deutschen  Reiches  praktizierenden  Arzte:  Osterr.  Sam- 
tfttswesen,  Jahrg.  IV,  S.  405 ;  ebenso  Erlafi  des  Ministeriums  des  Innern  vom  13.  Dezember  1893, 
Z.  27.864:  Osterr.  Sanitätswesen,  Jahrg.  V,  S.  17. 

VgL  Nr.  518,  betreffend  die  ReziprotitOisverhäUnisse  bei  der  Aasäbuae  der  ärräichen 
Praxis  in  Ungarn. 

*)  Die  hier  mit  ihren  wesenüidisten  Bestimmungen  angefahrten  älteren  Normen  büden  aadt 
gegenwärtig  noch  die  gesettliehe  Grundlage  dafür,  dqß  zur  Ausübung  der  drxiiichen  Prüm 
der  Besitz  eines  an  einer  inländischen  Universität  rite  erworbenen  medizinischen  Doktordipiomn 
erforderlich  ist. 

Die  Bestimmungen  dieses  „Hauptsanitätsnormativs"  wurden  durch  das  Hofkanrieidekrtt 
vom  10,  April  1773  {veröffentlicht  in  der  Qesetzessammlung  Kaiser  fosefs  //.,  BdL  VU  S,  SSI. 
Nr,  1477)  ergänzt;  es  wird  neuerlich  bestimmt,  dßß  zur  Ausübung  der  ärztlichen  Praxis  wie  zur 
Anstellung  als  Arzt  das  medizinische  Diplom  einer  erbldndischen  Universität  notwendig  ist;  die 
in  Wien  promovierten  Arzte  konnten  sich  in  den  gesamten  Erblanden  seßhaft  macheni  die  au 
einer  anderen,  obschon  erbldndischen  Universität  promovierten  nur  in  Jenen  Erblonden,  in  deaea 
sie  promoviert  worden  sind  oder  in  den  angrenzenden  Erblanden,  wo  keine  Universität  bestebL 
Diese  letzteren  Bestimmungen  wurden  durch  Hofkanzleidekret  vom  17,  Februar  1804  fs,  Nr.  681), 
MinErL  vom  15,  März  1849,  Z,  1863  (s,  Nr.  682)  und  MinErL  vom  15,  Dezember  1860,  Z,  tlJSm 
(s,  Nr,  684),  aufgehoben.  Das  Hofkanzleidekret  vom  10,  April  1773,  Nr,  1477  (NadOrag  saa 
Hauptsanitätsnormativ)  enthält  In  Punkt  9  auch  das  Verbot,  daß  dort,  wo  ein  Apotheker  ansässig 
ist,  ein  Arzt  öffentüch  Heilmittel  verkaufe;  laut  Punkt  10  wird  dem  Arzte  nur  an  Orten,  in  denen 
und  in  deren  Umgebung  eine  Apotheke  nicht  besteht,  gestattet,  eine  HausapothAe  zu  setmem 
Gebrauch  zu  haben  und  den  Kranken  auf  gebührende  Art  Arzneien  abzugeben. 

In  der  mit  Hofkanzleidekret  vom  3.  November  1808,  Z.  16.135,  erlassenen  Instntktioa  Jir 
Arzte  wird  neuerlich  angeordnet,  daß  (§  1)  „nur  in  den  k,  k,  Erbstaaten  promovierte  Ärzte  bifkg: 
sind,  in  selben  ihre  Kunst  auszuüben^*;  in  §  13  wird  das  Verbot,  wonach  Ärzte  Arzneimittet  doru 
wo  ApoUieken  bestehen,  nicht  abgeben  d&rfen,  erneuert. 

In  dem  HofkanzUidekret  vom  24.  April  1827  fPQS  Bd,  55,  $.  83,  Nr,  53)  Punkt  1,  beißt 
es:   Den   an  einer  iniindischen  Lehranstalt  promovierten  Ärzten  .  .  .  steht  das.  Recht  za,  mit 
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Erblandern  üben  wollen,  den  Gradum  Doctoratus  auf  einer  inländischen 
Universität,  bei  welcher  eine  Facultas  medica  vorhanden  ist,  genommen 
haben  müssen,  wobei  es  auch  in  Zukunft  sein  Bewenden  hat,  dermaßen,  daß 
andere  weder  angenommen,  weder  ihnen  die  allenfalls  übende  Praxis  bei- 
gelassen werden  soll,  es  wäre  denn  Sache,  daß  sie  sich  durch  das  vorge- 
schriebene Examen  hierzu  tauglich  gemacht  hätten ;  es  sollen  aber  ad  Gradum 
Doctoratus  nicht,  denn  Leute  von  erkannter  Wissenschaft  gelassen  werden, 
und  falls  über  die  Frage  ihrer  Fähigkeit  zur  Doktorswürde  in  der  Fakultät 
zertheilte  Meynungen  ausfielen,  so  wird  der  Zufall  unter  schwerer  Verant- 
wortung durch  den  Direktor  und  die  Examinatores  der  in  Unsrer  Residenz- 
stadt Wien  in  Universitate  wohlbestellten  medicinischen  Fakultät  zur  Entschei- 
dung überlassen  und  ehe  diese  erfolget  ist,  der  Gradus  Doctoratus  nicht 
ertheilet  werden. 


Nr.  681. 

Ans  dem  Hofkanzleldekrete  vom  17.  Febraar  1804.  Z.  2342.  PG8 

Bd.  21.  Nr.  25.  8.  68. 

an  alle  Landesstellen, 

mit  den  Vorschiiften   in  Ansehung   des  Studiums   der   Arzneikunde, 

Wundarznei  und  Pharmazie. 

(Aus  dem  Studienplane.) 

VIIL  Rechte  der  Promovierten. 

1.  Alle  Universitäten  der  österreichischen  Monarchie  werden  gleich 
angesehen  und  gleich  gehalten;  auf  denselben  promovierte  Doktoren,  exa- 
minierte Chirurgen,  Geburtshelfer,  Hebammen,  Apotheker  usw.  genießen 
daher  in  der  ganzen  Monarchie  gleiche  Rechte. 

[2.  Nur  in  Ansehung  der  Hauptstadt  Wien  ist  hier  einige  Beschrän- 
kung notwendig.  Es  werden  daher  auf  anderen  inländischen  Universitäten 
grraduierte  Doktoren,  wenn  sie  in  Wien  die  Praxis  ausüben  wollen,  vorher 
die   zweite   oder  sogenannte   praktische,   strenge    Prüfung   wiederholen.]  i) 


Vorwissen  der  beireffenden  Obrigkeit  sich  allentlialben  im  Lande  niederzulassen  und  ilire  Kunst- 
zn  flben. 

Durch  das  Gesetz  vom  17.  Febrnar  1873,  ROBNr.  25,  wurde  (§  1)  das  bisher  bestandene 
Verbot,  wonach  Wundärzte  (Patrone,  Magister  und  Doktoren  der  Chirurgie),  wenn  im  Orte  ein 
Arzt  atgegen  ist,  innerliche  Kuren  nicht  unternehmen  dürfen,  aufgehoben  und  (§  ^  bestimmt, 
daß  wundärztliche  Diplome  nur  bis  Ende  des  Jahres  1875  erworben  und  die  Berechtigung  zur 
Ausübung  der  wunddrztlichen  Praxis  nur  auf  Orund  eines  vor  dem  Jahre  1876  erworbenen  Diploms 
angesprochen  werden  kann. 

Vgl.  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  2t,  März  1873,  ROBNr,  37,  betreffend 
die  Prüfung  der  Arzte  und  Tierärzte  zur  Erlangung  einer  bleibenden  Anstellung  Im  öffentlichen 
Sanitätsdienste  bei  den  politischen  Behörden  (sogenannte  „Physlkatsprüfung^*)  und  Ver- 
ordnung des  Ministeriums  des  Innern  vom  27,  August  1873,  ROBNr,  139,  betreffend  den  Un^ng 
der  Prßftingsgegenstände  bei  dieser  Prüfung. 

')  Aufgehoben  laut  Nr,  682  und  684, 
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Np.  682. 

Erlaß  des  Mlnlstertuns  des  Öffentlichen  Unterrichtes  vom  15.  MSrz 

1849,  Z.  1863, 

an  alle  Landesstellen  in  Wien  und  Prag, 
(womit  die  Oleichstellung  der  Prager  mit  der  Wiener  Universitit  und 
die  Attfhebnng  des  Repetitionsaktes  ffir  Doktoren  ansgesprodien  wird). 

Se.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  28.  Februar  1849  zu  verordnen 
geruht,  daß  die  Prager  Hochschule  ffir  selbständig  erklärt  und  mit  der 
Wiener  Universität  vollkommen  gleichgestellt  werde,  wonach  sich  die  An- 
wendung des  Abschnittes  VIII,  2  des  Studienplanes  vom  Jahre  1804,  in- 
folgedessen die  an  den  anderen  Hochschulen  der  Monarchie  graduierten 
Doktoren,  Chirurgen,  Geburtshelfer  und  Apotheker,  wenn  sie  in  Wien 
die  Praxis  ausüben  wollen,  vorher  noch  bei  der  medizinischen  Fakultät  in 
Wien  dem  Repetitionsakte  sich  unterziehen  müssen,  auf  jene  Individuen, 
welche  an  der  Prager  Universität  einen  oder  den  anderen  jener  Grade  er- 
langt haben,  gänzlich  behebt. 

Nr.  683. 

Erlaß  des  Hlnlsterliiffls  fnrK.  o.  U.  vom  24.  September  1854. 

Z.  13.567. 

an  die  akademischen  Senate  der  Universitäten  zu  Wien,   Prag,  [Ohnütz], 

Innsbruck,  Krakau,  Graz,  Lembetg, 

(betreifend  den  Vorgang  bei  der  Aosfertigmig  medizinisdier  Doktor- 
diplome an  Atislfinder). 

Die  Ah.  Entschl.  vom  19.  Jänner  1819,  StHD  vom  30.  Jänner  1819, 
Z.  598,  setzte  fest,  daß  Ausländer,  welche  an  einer  österreichischen  Lehr- 
anstalt die  philosophischen  Studien  nicht  absolvierten,  an  allen  k.  k.  Univer- 
sitäten aus  den  Studien  der  Rechtswissenschaften  und  der  Heilkunde  zu  den 
strengen  Prüfungen  zugelassen  werden  und  ein  Doktordiplom  erlangen 
dürfen,  jedoch  sei  in  diese  Diplome  einzuschalten,  daß  dieselben  dem  Be- 
sitzer kein  Recht  erteilen,  in  den  österreichischen  Staaten  sich  anzusiedeln, 
um  die  medizinische  Praxis  auszuüben  [oder  die  Übung  der  Advokatie  an- 
zusprechen],^) und  zwar  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze,  „weil  er  an 
keiner  österreichischen  Lehranstalt  die  philosophischen  Studien  sich  eigen 
machte". 

Nachdem  gegenwärtig  durch  die  Ah.  sanktionierten  Studienordnungen 
vom  1.  und  8.  Oktober  1850,  RGB.,  Z.  310  und  430,  die  philosophischen 
Jahrgänge,  wie  sie  früher  als  propädeutische  bestanden,  au^^^ört  und  der 
Eintritt  in  Fakultätsstudien  von  anderen,  allgemein  gültigen  Bedingungen 
abhängig  gemacht  worden  ist,  so  fällt  die  Anwendung  jener  beschrän- 
kenden Klausel  zugleich  mit  der  erwähnten  Motivierung  hinweg.  Es  er- 
geht demnach   nach   diesfalls  gepflogenem   Einvernehmen  mit  dem   k.  k 

^)  Durch  die  Advokatenordnung  attfgehoben. 
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Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz  an  den  Senat  der  Auftrag,  in  Hinkunft 
die  [juridischen  oder]  medizinischen  Doktordiplome  für  Ausländer  ohne 
die  erwähnten,  früher  vorgeschriebenen  Beisätze  auszufertigen,  doch  ist 
an  solche  Ausländer,  welche  an  österreichischen  Universitäten  zu  Doktoren 
der  Medizin  promoviert  werden,  das  Doktordiplom  nur  gegen  einen  vor- 
läufig ausgestellten  Revers  auszufolgen,  in  welchem  sie  zu  erklären  haben, 
daß  sie  die  Praxis  in  Osterreich  ohne  frühere  Erfüllung  der  gesetzlichen 
Bedingungen  und  Genehmigung  des  Ministeriums  des  Innern  nicht  ausüben 
werden.*) 


Nr.  684. 

Erlaß  des  Hlnlsterlnms  für  K.  o.  U.  vom  15.  Dezember  1869,  Z.  11.580, 

an  sämtliche  Landesbehörden, 
(betreffend  die  Aufhebung  des  Im  Absätze  2  des  Artikel  VIII  der  medi- 
zinlsehen  Studlenordnung  als  Bedingung  der  Zulassung  zur  Praxis  in 

Wien  vorgeschriebenen  Repetitionsaktes). 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  der  Ah.  Entschl.  vom  30.  November 
1869  die  Aufhebung  der  im  Absätze  2  des  Artikels  VIII  der  medizinischen 
Studienordnung  vom  Jahre  1804  enthaltenen  Vorschrift  allergnädigst  zu 
genehmigen  geruht,  nach  welcher  auf  anderen  inländischen  Universitäten 
graduierte  Doktoren,  Chirurgen,  Geburtshelfer  und  Apotheker,  wenn  sie 
in  Wien  die  Praxis  ausüben  wollen,  sich  vorher  noch  einer  wiederholten 
Prüfung  zu  unterziehen  haben.  [Hiebei  wird  jedoch  ausdrücklich  bemerkt, 
daß  hiedurch  an  der  Verpflichtung  der  nicht  in  Wien  graduierten  Doktoren, 
sich  in  das  Doktorenkollegium  aufnehmen  zu  lassen,  nichts  geändert  wird.]  *) 


Nr.  686. 

Erlafi  des  Ministeriums  fOr  K.  n.  U.  vom  30.  Oktober  1870,  Z.  5021, 

MTB.  ex  1870,  S.  660, 

(betreffend  die  Ausfolgung  medizinischer  Doktordiplome  an  Mitglieder 

des  Ordens  der  Barmherzigen  Brflder). 

Aus  Anlaß  eines  vorgekommenen  Falles  hat  der  Minister  für  Kultus 
und  Unterricht  entschieden,  daß  die  mit  dem  MinErl.  vom  21.  September 
1855,  Z.  13.709,  ergangene  Vorschrift,  daß  für  die  Zukunft  keinem  der 
Mi^lieder  des  Ordens  der  Barmherzigen  Brüder,  welche  an  den  k.  k.  Uni- 
versitäten ihre  Rigorosen  bereits  bestanden  haben  und  hierüber  aus  der 

*)  im  Falls  der  nachträgUehen  Erwerbung  der  österreichischen  Siaatsbärgerschqfl  wird  die 
Berechägang  zur  Ausäbang  der  ärztlichen  Praxis  sofort  erlangt:  Erlqß  des  Ministeriums  des 
innem  wom  29.  Februar  1993,  Z.  19,29Z 

■)  Diese  letstere  Bestimmung  ist  durch  §  23  des  Oesetses  vom  27.  April  1873,  RQBNr.  63, 
betreffend  die  Organisation  der  aäademlsehen  Behörden  (s.  Nr.  18J  insbesondere  Ut.  b),  wonach 
die  Zulassung  eur  Praxis  durch  den  Eintritt  In  ein  DokiorenkoUegium  nicht  mehr  bedingt  ist, 
derogiert 
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Medizin,  Chirurgie  oder  Pharmazie  diplomiert  worden  sind,  ein  Duplikat 
des  Diploms  oder  dahin  bezüglichen  Zeugnisses  erfolgt  werden  solle,  durch 
die  Staatsgrundgesetze  als  beseitigt  zu  betrachten  ist. 


Nr.  686. 

Ans  dem  Erlasse  des  Mlnlsterlnms  für  K.  n.  U.  vom  9.  April  1875. 

Z.  3524, 

an  die  medizinischen  Professorenkollegien  in  Wien,  Prag,  Graz,  Innsbruck 

und  Krakau, 
(betreffend  die  Frage,  ob  die  Nostrifikation  eines  ausländischen  medi- 
zinischen Dolctordiploms  an  die  Erwerbung  der  österreichisdien  Staats- 

bfirgerschaft  gelmüpft  sei). 
Aus  Anlaß  einer  vom  medizinischen  Professorenkollegium  in  .  .  .  ge- 
stellten Anfrage,  ob  die  Nostrifikation  eines  ausländischen  Doktordiploms 
an  die  Erwerbung  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft  geknüpft  sei, 
wird  bemerkt,  daß  im  Sinne  des  Unterrichtsministerialerlasses  vom  24.  Sep- 
tember 1854,  Z.  13.567,^)  das  österreichische  Doktordiplom  an  diejenigen 
Nostrifikationswerber,  welche  sich  über  die  erworbene  österreichische  Staats- 
bürgerschaft nicht  auszuweisen  vermögen,  nur  gegen  einen  vorläufig  aus- 
gestellten Revers  auszufolgen  ist,  in  welchem  sie  zu  erklären  haben,  daß 
sie  die  ärztliche  Praxis  ohne  Erfüllung  der  gesetzlichen  Bedingungen  und  Ge- 
nehmigung des  Ministeriums  des  Innern  nicht  ausüben  werden. 


Nr.  687. 

Entscheldnng  des  Obersten  ßerlchtS"  als  Kassatlonsbofes  vom 
1.  Mal  1891  Z.13.958,  Sammlimg  der  Entsch.  des  OCH  Hr.  1441  Bil.12.') 

Zur  Abwehr  der  im  §  356  StG.  bestimmten  Strafe  kann  sich  ein  zur 
Ausübung  der  gesamten  Heilkunde  befugter  Arzt  nicht  darauf  berufen,  daß 
der  Kunstfehler  in  Beziehung  auf  ein  Spezialfach  (z.  B.  die  Ohrenheilkunde) 
unterlief,  das  den  obligaten  ärztlichen  Studien  nicht  beigezählt  ist 


Nr.  688. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  18.  JInner  1892,  Z.  857, 

an  das  Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  in  Graz, 
(womit  die  Unzulässigkeit  von  besonderen  »»strengen  Prfifitngen  uns 

Zahnheilknnde''  ausgesprochen  wird). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  .  .  .  eröffne  ich  dem  [Dekanate  .  .  . 
im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Ministerium  des  Innern,  daB  das  Ansuchen 

»)  s.  Nr,  683. 

*)  Im  vorüegenden  StraffiUU  wurde  dem  betreffenden  Arzt  nur  die  Praxisbertcktigmmg /Sr 
Chirurgie  bis  zur  Ablegung  neuer  Prüfiutgen  aus  diesem  Fatiie  untersagt;  demgegeimber  vertrat 
die  OeneraJprokuraiur  die  Anschauung,  dqß  die  Untersagung  der  Ausäimng  der  HeHkuade  akut 
Beschränkung  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Stuäiengesettgebung  entspredund  gewesen 
KUMAkt  Z.  1Z501  ex  1991, 


Berechtigung  zur  ftrztlichen  Praxis.  Ol  Q 

des  Dr.  N.  N.  um  Zulassung  zu  „einer  strengen  Prüfung  aus  Zahnheilkunde'' 
im  Sinne  des  StHD  vom  19.  Jänner  1810,  Z.  516  ff.,  behufs  Ausübung  der 
zahnärztlichen  Praxis  aus  dem  Grunde  sich  zur  Genehmigung  nicht  eignet, 
weil  das  von  dem  Genannten  an  der  Universität  in  Prag  am  25.  Juli  1890 
erworbene  Diplom  eines  Doktors  der  gesamten  Heilkunde  denselben  ohne- 
hin zur  Ausübung  der  ärztlichen  Praxis  auf  allen  ihren  Gebieten,  somit  auch 
auf  dem  der  Zahnheilkunde  berechtigt  und  überdies  nach  den  bestehenden 
Vorschriften  die  Ablegung  einer  Prüfung  lediglich  zum  Zwecke  der  Er- 
langung des  Diploms  als  Zahnarzt  unstatthaft  erscheint. 


Nr.  689. 

Erlafi  des  Ministers  f Or  K.  n.  U.  Tom  21.  Dezember  1895,  Z.  28.285, 

an  alle  Universitätsrektorate, 

(betreffend  die  Beteilung  der  medizinischen  Promovenden  mit  einem 

Exemplar  des  Arztekammer-Oesetzes). 

Da  es  wünschenswert  erscheint,  die  neu  promovierten  Ärzte  auf  jene 
Verpflichtungen  aufmerksam  zu  machen,  welche  ihnen  durch  die  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  vom  22.  Dezember  1891,  RGBNr.  6  ex  1892,  betreffend 
die  Errichtung  von  Ärztekammern  erwachsen,  finde  ich  im  Einvernehmen 
mit  dem  Ministerium  des  Innern  anzuordnen,  daß  jedem  Kandidaten  der 
Medizin  bei  seiner  Promotion  zum  Doktor  der  gesamten  Heilkunde  auch 
ein  Exemplar  des  zitierten  Gesetzes  ausgefolgt  werde. 

Dieses  Gesetz,  enthalten  im  Stück  III  des  Reichsgesetzblattes  vom 
Jahre  1892  unter  Nummer  6,  kann  bei  der  Hof-  und  Staatsdruckerei  in  Wien 
um  den  Verschleißpreis  von  2  Kreuzer  (4  Heller)  pro  Exemplar  bezogen 
werden. 

Der  bezügliche  Kostenaufwand  wird  aus  dem  Universitätskanzleifond 
zu  bestreiten  sein. 


Nr.  690. 

ADS  der  Note  des  Mlnlsterlams  fflr  K.  n.  U.  Tom  27.  Febroar  1898. 

Z.  3051. 

an  das  Ministerium  des  Innern, 

(betreffend  die  Berechtigung  eines  ausnahmsweise  zur  Ausfibimg  der 
zahnSrztlichen  Praxis  Zugelassenen  zur  Führung  des  Titels  „Zahnarzt'')*^) 

Nach  den  gegenwärtig  hierzulande  in  Geltung  stehenden  Vorschriften 
kommt  die  Berechtigung  zur  Ausübung  der  zahnärztlichen  Praxis  im  Inlande 
als  eines  Teiles  der  ärztlichen   Praxis  überhaupt    nur  einem   Doktor  der 

>)  VgL  Erkenntnis  des  VOH  vom  4,  Februar  1892,  Z.  403. 
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gesamten  Heilkunde  zu;  da  das  Diplom  eines  „Zahnarztes''  bei  uns  gegen- 
wärtig weder  durch  Ablegung  besonderer  Prüfungen,  noch  durch  eine 
Nostrifikation  eines  auswärtigen  derartigen  Diploms  erworben  werden  kann, 
somit  im  Inlande  gültige  ^^zahnärztliche  Diplome"  überhaupt  nicht  mehr 
erteilt  werden,  so  kann  auch  die  Voraussetzung  dafür  nicht  als  gegeben 
angesehen  werden,  daß  in  Ungarn  ausgestellte  Diplome  oder  Zeugnisse 
dieser  Art  hierzulande  auf  Grund  eines  Reziprozitätsverhäitnisses  anzuer- 
kennen  seien. 

Eine  Ausnahme  könnte  nur  insofern  gelten,  als  etwa  im  Inlande  tat- 
sächlich noch  einzelne  Personen  die  „zahnärztliche''  Praxis  auf  Grund- 
lage eines  von  ihnen  nach  den  ehemaligen  Vorschriften  erworbenen  Diploms 
ausüben  sollten. 

Im  übrigen  aber  stellt  sich  nach  ho.  Erachten  der  Ausdruck  „Zahnarzt" 
nicht  mehr  als  ein  auf  ein  besonderes  Diplom  gegründeter  und  einen 
besonderen  rechtlichen  Schutz  genießender  „Titel"  oder  akademischer  Grad 
dar,  sondern  vielmehr  nur  als  die  Bezeichnung  dafür,  daß  ein  zur  Ausübung 
der  ärztlichen  Praxis  überhaupt  berechtigter  Arzt  sich  bei  seiner  IVaxis 
ausschließlich  oder  doch  vorzugsweise  auf  das  Spezialgebiet  der  Zahn- 
heilkundc  beschränken  will,  so  daß  dem  Ausdruck  „Zahnarzt"  derzeit  keine 
andere  Bedeutung  zukommt,  als  den  bei  praktischen  Ärzten  nach  ihrer  vor- 
zugsweisen Beschäftigung  gewählten  Bezeichnungen  „Frauenarzt",  „Augen- 
arzt", „Irrenarzt"  u.  dgl. 

Für  den  vorliegenden  Fall  erscheint  maßgebend,  daß  X.,  wenngleich  er 
mangels  eines  Doktorates  der  gesamten  Heilkunde  kein  Arzt  ist,  doch  .  .  . 
ausnahmsweise  die  persönliche  Berechtigung  erhalten  hat,  die  „zahnärzt- 
liche" Praxis,  und  zwar  in  .  .  .  auszuüben,  ohne  daß  hinsichtlich  des  sach- 
lichen Bereiches  dieser  Praxisberechtigung  eine  Einschränkung  ausgesprochen 
worden  wäre. 

Wenngleich  dem  Genannten  bedeutet  wurde,  daß  er  den  —  übrigens 
bei  uns  gar  nicht  zu  Recht  bestehenden  —  Titel  eines  „Doktors  der  Zahn- 
heilkunde'* nicht  zu  führen  berechtigt  sei,  so  kann  demselben  doch  kaum 
die  Befugnis  abgesprochen  werden,  sich  bei  Ausübung  der  ihm  gestatteten 
„zahnärztlichen"  Praxis  einer  dieser  berufsmäßigen  Beschäftigung^  ent- 
sprechenden Bezeichnung,  nämlich  der  Bezeichnung  als  „Zahnarzt"  zu  be- 
dienen. 

Nr.  691. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  Tom  12.  September  1898,  Z.  23 J30. 

MVBNr.  Sl, 

an  die  Dekanate  sämtlicher  medizinischer  Fakultäten, 
womit  die  Ffihning  des  Titels  „Operateur^'  als  ttfizuiassig  erklärt  wird. 

Wie  mir  seitens  des  Ministeriums  des  Innern  mitgeteilt  wurde,  ist  in 
neuerer  Zeit  oft  darüber  Klage  geführt  worden,  daß  sich  absolvierte  Fre- 
quentanten  der  an  einzelnen  Universitäten  bestehenden  Operationskurse 
den  Titel  „Operateur"  oder  „emeritierter  Operateur"  beilegren. 


Berechtigunflr  zur  Ärztlichen  Praxis.  g]^5 

Die  nach  §  13  des  mit  ho.  Erlasse  vom  23.  August  1870,  Z.  7844,^) 
genehmigten  neuen  Reglements  für  den  chirurgischen  Operationskurs  in  Wien, 
sowie  nach  den  anderen,  diesem  Reglement  im  wesentlichen  nachgebildeten 
Statuten  für  die  sonst  bestehenden  Operations-Kurse  (respektive  -Institute), 
die  in  früherer  Zeit  üblich  gewesene  Diplomierung  von  Operationszöglingen 
zu  unterbleiben  hat  und  lediglich  über  Verlangen  schriftliche  Verwendungs« 
Zeugnisse  ausgestellt  werden  dürfen,  kann  aus  der  Frequentation  eines 
solchen  Kurses  ebensowenig  wie  aus  dem  Besuche  irgend  einer  anderen 
Vorlesung  oder  eines  Institutes  die  Berechtigung  zur  Führung  eines  beson- 
deren Titels  hergeleitet  werden. 

Das  Dekanat  wolle  daher  in  den  interessierten  Kreisen  darauf  auf- 
merksam machen,  daß  gegen  jene,  insbesondere  im  praktisch-ärztlichen  Be- 
rufe tatigen,  ehemaligen  Frequentanten  eines  solchen  Operations-Kurses  oder 
-Institutes,  wenn  sie  skrh  die  Führung  des  Titels  „Operateur^'  anmaßen 
würden,  wegen  unbefugter  Titelführung  eingeschritten  werden  müßte. 


Nr.  692. 

ADS  dem  Erlasse  des  Ministers  fOr  K.  a.  ü.  Tom  17.  Mal  1899. 

Z.  3607, 

an  das  Dekanat  der  medizinischen  Fakultät  in  Wien, 

(zur  Erläoterttog  des  im  Erlasse  vom  12*  September  1806,  Z.  23.130, 
MVBNr.    51,    ausgesprochenen    Verbotes    der    Führung     des     Titels 

„Operateur'O-^) 

Indem  ich  den  Bericht  vom  4.  Februar  1899,  Z.  368,  in  Betreff  des 
mit  dem  ho.  Erlasse  vom  12.  September  1898,  Z.  23.130,  MVBNr.  51,  aus- 
gesprochenen Verbotes,  daß  sich  die  ehemaligen  Frequentanten  von  Opera- 
tionsinstituten den  Titel  „Operateur"  oder  „emeritierter  Operateur"  bei- 
legen, zur  Kenntnis  nehme,  eröffne  ich  dem  Dekanate  .  .  .  ,  daß  ich  im 
Einverständnisse  mit  den  bezüglichen  Ausführungen  des  Fakultätsberichtes, 
sowie  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  eine  Wiedereinfüh- 
rung dieses  seit  dem  Jahre  1870  nicht  mehr  zur  Verleihung  gelangten 
akademischen  Titels  nicht  in  Aussicht  nehme. 

Hiefür  ist  insbesondere  die  auch  von  der  Fakultät  hervorgehobene  Er- 
wägung maßgebend,  daß  die  Erteilung  von  Spezialdiplomen  für  einzelne 
Gebiete  der  ärztlichen  Praxis  an  bereits  promovierte,  zur  Ausübung  des 
ärztlichen  Berufes  auf  allen  Gebieten  berechtigte  Doktoren  der  gesamten 
Heilkunde  dem  derzeitigen  Stande  der  medizinischen  Studiengesetzgebung 
nicht  mehr  entspricht.  Sollte  in  dieser  Beziehung  eine  Änderung  geschaffen 
werden,  so  könnte  dies  nicht  ohne  Einführung  besonderer  Qualifikations- 
prüfungen geschehen,  während  gegenwärtig  von  den  betreffenden  Inter- 
essenten die  Berechtigung  zu  der  fraglichen  Titelführung  aus  der  bloßen 

»)  5.  Nr.  253, 

*)  Analoge  Entscheidungen  ergingen  auch  anläßlich  mehrerer  Petitionen  und  Besehwerden 
aus  ärztlichen  Kreisen, 
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Tatsache  der  stattgehabten  Frequentation  des  betreffenden  Operationskurses, 
ohne  Rücksicht  auf  die  erst  im  Verwendungszeugnisse  zum  Ausdruck  ge* 
langende,  wirklich  erzielte  Qualifikation  in  Anspruch  genommen  wird.  In 
diesem  Sinne  wurde  im  zitierten  ho.  Erlasse  bemerkt,  dafi  aus  der  Frequen- 
tation eines  Operationsinstitutes  ebensowenig  ein  besonderer  Titel  heigeleitet 
werden  könne,  als  aus  dem  Besuche  einer  Vorlesung  oder  eines  sonstigen 
Kurses,  ohne  daß  im  übrigen  eine  Parallelisierung  ausgesprochen  werden 
wollte. 

Ich  kann  übrigens  nicht  umhin  zu  bemerken,  daß  das  erwähnte  Verbot 
durch  häufig  vorgekommene,  dem  ärztlichen  Stande  abträgliche  Mißbräuche 
der  Titelführung  zu  Reklamezwecken  veranlaßt  worden  war,  in  welcher 
Beziehung  um  so  mehr  eingeschritten  werden  mußte,  als  sich  seit  dem 
Wegfall  der  besonderen  Diplomierung  auch  jene  Arzte  diesen  Titel  bei- 
legen könnten,  welche  das  betreffende  Operationsinstitut  nur  kurze  Zeit 
oder  mit  ganz  ungenügendem  Erfolge  frequentiert  hatten  und  überdies  die 
häufig  gewählte  Bezeichnung  „Operateur  der  .  .  .  Klinik"  den  Schein  zu  er- 
wecken vermag,  daß  der  Betreffende  an  der  Klinik  als  ein  die  Operationen 
selbständig  durchführender  Arzt  angestellt  gewesen  wäre. 


Nr.  693. 

Erlafi  des  Mlnlsterlams  des  Inneni  vom  10.  NoTemlier  1899, 

Z.  38.025. 

an  alle  politischen  Landesstellen, 
(betreffend  die  Verwendung  ausländischer  Zahnärzte  als  zahnirztiiefae 

Gehilfen). 

Aus  den  von  den  politischen  Landesbehörden  vorgelegten  amtlichen 
Nachweisungen  über  den  Personalstand  der  Zahnärzte  und  ihres  Hilfsperso- 
nales hat  sich  ergeben,  daß  eine  Anzahl  von  Zahnärzten  ausländische 
Staatsangehörige,  welche  im  Auslande  die  Berechtigung  zur  zahnärztlicfaen 
Praxis  erworben  haben,  als  zahnärztliche  Gehilfen  in  ihren  zahnärztlichen 
Ordinationen  bestellt  haben  und  sich  durch  dieselben  in  ihrer  zahnärztlichen 
Praxis  auch  vertreten  lassen. 

Durch  dieses  mit  den  bestehenden  Verordnungen  nicht  im  Einklänge 
stehende  Vorgehen  der  Zahnärzte  werden  die  im  Inlande  zu  Zahnärzten 
ausgebildeten  Doktoren  der  Heilkunde  und  insofern  die  ausländischen  Hilfs- 
kräfte auch  Zahntechnik  betreiben,  auch  die  Zahntechniker  in  ihrem  Wirkungs- 
kreise wesentlich  beeinträchtigt. 

Die  k.  k.  .  .  .  wolle  daher  im  Wege  der  politischen  Unterbehörden  die 
Zahnärzte  darauf  aufmerksam  machen  lassen,  daß  zur  Ausübung  der  zahn- 
ärztlichen Praxis  jeder  Art  im  Inlande  lediglich  inländische  Doktoren  der 
gesamten  Heilkunde  berechtigt  sind,  und  die  Anstellung  von  im  Inlande 
zur  zahnärztlichen  Praxis  nicht  berechtigten  ausländischen  Staatsangehörigen 
als  Hilfsärzte  ohne  besondere  Bewilligung  des  Ministeriums  des  Innern  un- 
zulässig ist. 


IV.  Philosophisches  Studium. 
L  Besondere  Bestimmungen  zur  allgemeinen  Studienordnung. 


Np.  694. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  d.  U.  vom  14.  September  1878,  Z.  12.127, 

an  die  Professorenkollegien  sämtlicher  philosophischer  Fakultäten  (mit  Aus- 
nahme  von    Prag,i) 

(wonach  die  Seminarfibungen  an  der  philosophischen  Faknltät  in  das 
gesetzliche  Minimum  der  KoUegienstnnden  nicht  einzurechnen  sind). 

Von  dem  Professorenkollegium  einer  philosophischen  Fakultät  ist  die 
Anfrage  gestellt  worden,  ob  die  Übungen  in  den  an  der  philosophischen 
Fakultät  bestehenden  Seminarien  bei  Ausmittlung  des  gesetzlichen  Minimums 
der  von  den  Studierenden  zu  frequentierenden  Kollegienstunden  (§  49  der 
allgemeinen  Studienordnung  vom  1.  Oktober  1850)  ^)  in  Anschlag  zu  bringen 
sind. 

Ich  finde  mich  hiedurch  veranlaßt,  zur  allgemeinen  Danachachtung  aus- 
zusprechen, daß  im  Sinne  des  §  49  der  allgemeinen  Studienordnung  die 
auf  die  gedachten  Seminarübungen  entfallenden  Stunden  in  das  gesetzlich 
vorgeschriebene  Minimum  von  wöchentlich  zehn  Kollegienstunden  nicht 
einzurechnen  sind. 


Np.  695. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  D.  vom  28.  Oktober  1892,  Z.  24.269, 

an  die  philosophischen  Fakultäten  (außer  Czemowitz), 

(betreffend  die  Einffihntng  von  „archäologischen  Lehrknrsen^'  fflr  Mittel- 
schullehrer). 

Mit  Rücksicht  darauf,  daß  die  durchgreifenden  Veränderungen,  welche 
die  Altertumswissenschaft  im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  durch  archäolo- 


^)  An  die  philosophische  FakuUäi  in  Prag  ergingen  die  Erlässe  gleichen  Inhaltes  vom 
2i,  Februar  und  20.  Mai  1877,  Z.  19.455  ex  1876  und  Z.  7165  ex  1877. 
*)  s.  Nr.  365. 
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gische  Forschungen  und  Entdeckungen  erfahren  hat,  auf  die  Dberlieferung 
des  wissenschaftlichen  Stoffes  an  den  G)rmnasien  zurückwirken  und  in 
diesem  Sinne  eine  auch  in  den  Lehrerkreisen  immer  allgemeiner  als  not- 
wendig empfundene,  allmähliche  Reform  der  klassischen  Qymnasialstudien 
fordern,  habe  ich  eine  Einrichtung  ins  Auge  gefaßt,  welche  sich  an  ein- 
zelnen Universitäten  des  Deutschen  Reiches  bewährt  hat  und  auch  im 
verflossenen  Studienjahre  während  des  Wintersemesters  an  der  Wiener 
Universität  mit  Erfolg  eingeführt  wurde,  d.  i.  die  Aktivierung  archäologi- 
scher Lehrkurse  für  Mittelschullehrer  an  den  philosophischen  Fakultäten. 

Als  Gegenstand  der  Vorträge  würde  nicht  bloß  das  engere  Gebiet  der 
Archäologie,  sondern  alles,  was  unter  der  Bezeichnung  ,,Denkmälerforschang" 
zusammengefaßt  wird,  einzubeziehen  sein,  daher  kunsthistorische  und  kunst- 
mythologische Demonstrationen,  archäologische  Beiträge  zur  Erklärung  ein- 
zelner Klassiker,  insbesondere  Homers  und  Cäsars,  Berichte  über  epigra- 
phische Forschungen,  numismatische  Vorlesungen,  selbst  einzelne  Absdinitte 
aus  modemer  Kunstgeschichte. 

Als  Persönlichkeiten,  welchen  die  Abhaltung  solcher  Lehrkurse  zufiele, 
kämen  zunächst  die  Vertreter  des  Faches  der  klassischen  Archäologie,  so- 
dann jene  der  alten  Geschichte,  Epigraphik  und  modernen  Kunstgeschichte 
in  Beü'acht 

Die  Modalitäten  der  Abhaltung  dieser  Kurse,  Zahl  und  Reihenfolge 
der  Vorträge  und  gemeinsamen  Besprechungen,  Zeitdauer  usw.  wären  einer 
jeweiligen  Vereinbarung  der  Dozenten  und  Mittelschullehrer  zu  überlassen, 
da  das  Ganze  für  beide  Teile  keinerlei  obligatorischen  Charakter  erhalten  soll. 


Nr.  696. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  o.  D.  yom  14.  JSnner  1893.  Z.  27.364 

ex  1892. 

an  mehrere  philosophische  Fakultäten, 

(betreffend  die  Aktivierung  der  „archäologischen  Lehrkurse  ffir  Mittel- 

8Chttllehrer<<  nnd  deren  Honorierang). 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  .  .  .  setze  ich  das  Dekanat  in 
Kenntnis,  daß  ich  von  der  Bereitwilligkeit  der  hiefür  in  Betracht  kommen- 
den Dozenten,  sich  für  die  Abhaltung  von  archäologischen  Lehrlousen 
für  Mittelschullehrer  im  Sinne  des  ho.  Erlasses  vom  28.  Oktober  1892, 
Z.  24.269,  zur  Verfügung  zu  stellen,  mit  Befriedigung  Kenntnis  genommen 
habe. 

Ich  ersuche  sohin  das  Dekanat,  einem  der  betreffenden  Dozenten  die 
geschäftliche  Führung  der  Sache  zu  übertragen  und  die  Dozenten  auf- 
zufordern, sich  zunächst  mit  Mitgliedern  des  Oymnasiallehrstandes,  weldie 
an  den  genannten  Kursen  teilzunehmen  wünschen  und  welche  hierauf  gieicfa- 
zeitig  im  Wege  des  Landesschulrates  aufmerksam  gemacht  werden,  ins  er- 
forderliche Einvernehmen  zu  setzen. 
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Ich  bemerke  hiebei,  daß  als  Honorar  für  die  Vortragsstunde  ein  Betrag 
von  etwa  10  Gulden  (20  Kronen)  und  im  Maximum  von  etwa  250  Gulden 
(500  Kronen)  pro  Semester  —  wobei  in  der  Regel  die  Wintersemester 
in    Frage  kommen  dürften  —  in  Aussicht  genommen  wird. 

Ober  das  eventuelle  Zustandekommen  der  gedachten  Kurse  sehe  ich 
einer  berichtlichen  Anzeige  des  Dekanates  und  nach  Beendigung  der  Kurse 
am  Schlüsse  des  Semesters  einem  kurzen  Berichte  des  geschaftsführenden 
Dozenten  nebst  geeigneter  Antragstellimg  über  das  zu  gewährende  Honorar 
entgegen. 


Nr.  697. 
Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  fllr  K.  n.  U.  vom  7.  Jänner  1903, 

Z.  33.905  ex  1902» 

an  das  Dekanat  der  philosophischen  Fakultät  in  Wien, 

(betreffend  den  Vorgang  bei  Einbegleitung  von  Qesnchen  der  Lehramts- 
kandidaten um  einmalige  Unterstützungen). 

.  .  .  Bei  diesem  Anlasse  finde  ich  mich  bestimmt,  anzuordnen,  daß 
vom  1.  Jänner  1903  angefangen  alle  Gesuche  von  Kandidaten  des  Lehramtes 
an  Mittelschulen  um  einmalige  Unterstützungen  nicht  mehr,  wie  bisher, 
einzeln  anher  in  Vorlage  zu  bringen,  sondern  dortamts  zu  sammeln  und 
jährlich  bloß  zweimal,  am  15.  Mai  und  15.  November  eines  jeden  Jahres 
kumulativ  hieher  zu  leiten  sind. 

Dem  bezüglichen  Einbegleitungsberichte  ist  eine  tabellarische  Obersicht 
nach  dem  zuliegenden  Formulare  beizuschließen. 

Bei  Erstattung  von  Anträgen  auf  Gewährung  derartiger  Unterstützungen 
an  die  einzelnen  Bittsteller  (im  Höchstbetrage  von  120  Kronen),  wolle  das 
.  .  .  von  dem  Grundsätze  ausgehen,  daß  in  der  Regel  nur  solche  Unter- 
stützungswerber zu  berücksichtigen  sein  werden,  welche 

1.  sich  für   Lehrfächer  vorbereiten,   bezüglich   deren   vorschriftsmäßig 
qualifizierte  Bewerber  in  geringer  Zahl  verfügbar  sind; 
Z  ein  sehr  gutes  Maturitätszeugnis  vorweisen; 

3.  in  einem  höheren  als  dem  ersten  Semester  der  Universitätsstudien 
stehen ; 

4.  wenigstens  zwei  Kolloquienzeugnisse  aus  dem  letzten  Semester, 
welche  sich  auf  die  gewählte  Fachgruppe,  und  zwar  auf  Hauptgegenstände 
von  mindestens  drei  wöchentlichen  Stunden  beziehen  und  einen  vorzüglichen 
oder  sehr  guten  Studienerfolg  bestätigen,  beibringen  und  überdies  den 
Nachweis  liefern,  daß  sie  an  Übungen  im  Seminare  oder  Proseminare 
oder  Laboratorium  im  verflossenen  Semester  mit  regem  Eifer  teilgenommen 
haben ; 

5.  sich  nicht  bereits  im  Genüsse  von  Stipendien  oder  sonstigen  mate- 
riellen Benefizien  (die  an  den  Seminarien  zur  Verteilung  gelangenden  Unter- 
stützungen ausgenommen)  befinden. 
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Weiters  wolle  das  .  .  .  Sorge  tragen,  daß  jedem  Gesuche  das  Matu- 
ritätszeugnis oder  eine  legalisierte  Abschrift  desselben,  femer  ein  er- 
neutes Armuts-  (Mittellosigkeits-)  Zeugnis  beigelegt  und  in  jedem 
Gesuche  die  Wohnung  des  Bittstellers  angegeben  werde. 


Anhang  I. 

Lehramtsprflfung  ffir  Mittelschulen.^) 

Np.  698. 

Verordnimg  des  lUnisters  fOr  K.  n.  U.  vom  30.  Angnst  1897, 

RQBNr.  220,  MTBNr.  SO, 

betreffend  die  Ptüfnng  der  Kandidaten  des  Gymnasial-  und  Realsdinl- 

leliramtes.^) 

Auf  Qrund  der  Ah.  Entschl.  vom  6.  August  1897  wird  über  die 
Prüfung  der  Kandidaten  des  Lehramtes  an  Gymnasien  und  Realschulen  die 
folgende  Vorschrift  erlassen: 


>)  DU  Prüfungsvorsehrlfi  fSr  Kandidatinnen  des  Lehramtes  an  Mädchenljteen 
(KUMErL  vom  11.  Dezember  1900,  Z.  34.551,  MVBNr.  65)  s.  Nr,  466  bj, 

*)  ErlaB  des  Ministers  ffir  K.ii.  U.  vom  30.  Aueust  1897,  Z.  20.739,  MVBNr.  51, 

mit  welchem  den  Direktionen  der  k.  k.  vlssenschaftllchen  Prflfungskommissionen  fflr  das 

Lehramt  an  Öymnulen  und  Realschulen  Weisunsfenzur  Ausfahrnng  der  Prüf  nngs- 

vorschrift  mitsfeteilt  werden. 

Die  Wahrnehmung^,  dafi  zahlreiche  Kandidaten  Jahre  zur  Vollendung  ihrer  Lehramtsprflfnng 
brauchen,  indem  die  vorgeschriebenen  Termine  fflr  die  Ablief emng  der  schriftlichen  Hausarbeiten 
wiederholt  verlängert  werden  mOssen  und  die  Teilprflfungen  durch  lange  Zwischenzeiten  getrennt 
werden,  liefi  einige  Mängel  der  Prflfungsvorschrift  vom  Jahre  1884  und  1894  oder  ihrer  Dnrciifahnnig 
erkennen,  die  um  so  mehr  eine  Sanierung  verlangen ,  als  dadurch  die  materiellen  Interessen  der 
Kandidaten  ohne  einen  wesentlichen  Vorteil  fflr  ihre  theoretische  Ausbildung  geschädigt  werden 
und  der  Mangel  an  vollständig  qualifizierten  Lehramtskandidaten  sich  In  allen  Disziplioen  der 
Mittelschule  in  empfindlicher  Weise  fühlbar  macht. 

Diesem  Zwecke  dienen  die  in  der  neuen  Prflfungsvorschrift  im  Einvernehmen  mit  den 
Prflfungskommissionen  dnrchgefflhrten  Neuerungen,  die  weder  eine  Herabsetzung  des  Prflhmgs- 
zieles  bedeuten,  noch  eine  Oefäfardung  des  Bildungsgrades  des  Mlttelscbnllehrstandes  besorgen 
lassen.    Die  wichtigsten  derselben  sind: 

Es  wird  den  Lehramtskandidaten  gestattet,  sich  schon  nach  Absolviemng  des  siebenten 
Semesters  ihrer  Hochschulstudien  zur  Prflfung  zu  melden  und  um  Stellung  von  Themen  zur 
schriftlichen  häuslichen  Bearbeitung  anzusuchen.  Damit  aber  die  häuslichen  Arbeiten  Innerhalb 
der  von  der  Prflfungsvorschrift  normierten  Zeit  zum  Abschlufi  gebracht  werden  können,  mögen 
die  Kommissionen  es  vermeiden,  Themen  von  zu  groiiem  Umfange  oder  solche,  die  umsündlidie 
Vorarbeiten  verlangen,  zu  stellen,  da  es  nicht  auf  den  Umfang  der  Arbeiten  ankommt,  um  zb 
erkennen,  ob  ein  Kandidat  die  entsprechende  Ausbildung  in  seinem  Fache  sich  erworben  habe. 
Eine  Abhandlung  von  1  bis  höchstens  3  Druckbogen  wird  diesem  Zwecke  vollauf  zu  genflgen 
vermögen. 

Die  sogenannte  pädagogisch-didaktische  Hansarbeit  wurde  fallen  gelassen.  Dsffir 
wird  durch  die  neue  Voracbrift  der  Lehramtskandidat  verpflichtet,  sich  während  seiner  Studienzeh 
mit  dem  Studium  der  Philosophie  (insbesondere  Psychologie)  und  der  Pädagogik  (insbesondere 
Geschichte  derselben  seit  dem  sechzehnten  Jahrhundert)  zu  beschäftigen,  Indem  er  nicht  blofi 
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Artikel  I.  Prflfongskommissloneii. 

1.  Die  wissenschaftliche  Befähigung  für  das  Lehramt  an  Gymnasien 
und  Realschulen  wird  durch  eine  Prüfung  ermittelt,  zu  deren  Vornahme  das 

die  betreffenden  Vorlesungen  inskribiert,  sondern  dnrch  Vorlage  von  Kolloquienzeugnissen  der 
Prflfungskonunission  den  Beweis  erbringt,  dafi  er  dieselben  mit  Erfolg  gehOrt  habe. 

Zeugnisse  Ober  die  tätige  Teilnahme  an  seminaristischen  Übungen  in  diesen  Disziplinen, 
von  den  Leitern  derselben  ausgestellt,  können  die  Kommissionen  als  einen  Ersatz  fflr  die  Kollo- 
quienzeugnisse gelten  lassen.  Dadurch,  dafi  diese  Zeugnisse  von  den  Kandidaten  schon  während 
ihrer  Universitätsstudien  erworben  werden  kOnnen,  erscheint  ein  in  den  Lehrerkreisen  wiederholt 
geäufierter  Wunsch,  dafi  nämlich  ein  Teil  der  Prflfung  innerhalb  der  Studienzelt  falle,  erfüllt 
und  fflr  die  Prflfung  aus  der  Fachgruppe  Zeit  gewonnen. 

Eine  weitere  Vereinfachung  der  schriftlichen  Prflfung  soll  darin  gefunden  werden,  dafi, 
wenn  sich  Kandidaten  in  den  Seminarien,  wissenschaftlichen  Instituten  oder  Laboratorien  ernst 
und  fleifiig  beteiligt  und  daselbst  eine  grOfiere  wissenschaftliche  Arbeit  vollendet  haben,  diese  von 
der  Prflfungskonnnission  als  Ersatz  fflr  eine  Hausarbeit  angesehen  werden  darf.  Als  Voraussetzung 
hat  dabei  zu  gelten,  dafi  solche  Arbeiten  von  den  Leitern  der  betreffenden  Seminare,  Institute, 
Laboratorien  der  Annahme  fflr  wflrdig  befunden  wurden  und  als  solche  bestätigt  werden.  Dieselbe 
Bedeutung  soll  nach  wie  vor  approbierten  Doktordissertationen  zukommen. 

Solche  Arbeiten  sind  in  formeller  Hinsicht  wie  eine  Hausarbeit  zu  behandeln,  das  heifit, 
von  der  Kommission  zu  zensurieren  und  demnach  auch  dem  Prflfungsakte  beizuschllefien.  Die 
Bestimmung  der  zweiten  Hausarbeit  bleibt  der  Prflfungskommission  flberlusen. 

Durch  diese  Erleichterungen  wird  es  der  Mehrzahl  der  Kandidaten  möglich  sein,  im 
Laufe  des  ersten  Jahres  nach  Vollendung  ihrer  Universitätsstudien  die  volle  Approbation  erlangt 
zu  haben,  welche  den  Antritt  des  Probejahres  gestattet. 

Die  Arbeitszeit  fflr  die  Klausurarbeiten  wurde  bezflglich  der  Hauptfächer  auf  8,  bezflg- 
Uch  der  Nebenfächer  auf  4  Stunden  herabgesetzt.  Es  werden  demnach  nur  Themen  solcher  Art  zu 
stellen  sein,  die  innerhalb  dieser  Zeit  tatsächlich  bearbeitet  werden  können.  Aber  auch  bei  dieser 
Pordening  wird  es  sich  empfehlen,  zwischen  den  Klausurprflfungstagen  zur  Erholung  der  Kan- 
didaten einen  Tag  frei  zu  halten. 

Die  Forderungen  bei  der  mflndlichen  Prflfung  haben  Innerhalb  der  In  der  Prflfungs- 
vorschrift  gesteckten  Grenzen  besonders  die  tatsächlichen  Bedflrfnisse  fflr  das  praktische  Lehramt 
an  den  Mittelschulen  zu  beachten.  Bei  den  Prflfungen  aus  den  Nebenfächern  wird  zu  berflck- 
sichtigen  sein,  dafi  die  Kandidaten  neben  den  Forderungen  im  Hanptfache  diesen  Fächern  viel 
geringere  Zeit  und  Arbeit  widmen  können,  und  dafi  fflr  den  Unterricht  In  den  unteren  Klassen 
ein  dem  Umfang  nach  weit  geringeres  Mafi  von  Kenntnissen  wie  fflr  den  In  den  oberen  Klassen 
genflgen  darf.  Demnach  wurden  die  Forderungen  aus  klassischer  Philologie  als  Nebenfach 
rflcksichtlich  der  Hilfsdisziplinen  herabgesetzt  und  den  tatsächlichen  Bedflrfnissen  entsprechend 
modifiziert  und  wurde  bezflglich  der  Prflfung  aus  der  Unterrichtssprache  als  Nebenfach  ins- 
besondere die  Forderung  bei^der  Prflfung  aus  Literaturgeschichte  erheblich  eingeschränkt. 

Hie  und  da  zutage  getretene  Qbergrofie  Ansprflche  gerade  in  den  Nebenfächern  scheinen 
es  mitverursacht  zu  haben,  dafi  die  Teilung  der  Oesamtprflfung  fast  zu  Regel  geworden  ist. 
Durch  diesen  Vorgang  wurde  die  wflnschenswerte  Beurteilung  der  sämtlichen  Leistungen  des 
Kandidaten  fflr  die  Zuerkennung  der  Approbation  sehr  erschwert  und  mufiten  die  Kandidaten 
der  aus  solcher  Beurteilung  sich  ergebenden  Vorteile  verlustig  werden.  Die  neue  Prflfungs- 
vorschrift  will  diesem  Obelstande  durch  Einschränkung  der  Teilprflfungen  begegnen  und  rechnet 
auf  eine  energische  Bekämpfung  der  bestehenden  Obung  seitens  der  Prflfungskommissionen.  Je 
mehr  flbrlgens  bei  den  Kandidaten  die  Oberzeugung  Platz  greifen  wird,  dafi  die  Approbation  in 
erster  Reihe  von  dem  Grade  methodischer  Durchbildung  und  verständiger  Beherrschung  des 
Gegenstandes,  welche  nur  durch  gewissenhafte  Ausnfltzung  der  Studienzeit  gewonnen  werden, 
nicht  aber  von  eilig  fflr  die  Prüfung  zusammengerafften  gedächtnismäfiigen  Kenntnissen  abhängt, 
um  so  weniger  werden  diese  selbst  die  Teilung  der  Prüfung  anstreben. 

Endlich  wurde  bezüglich  der  Form  der  Zeugnisse  bisher  von  den  Lehramiskandidaten 
schwer  empfunden,  dafi  das  oft  eine  Fülle  von  tadelnden  Einzelbemerkungen  enthaltende  Prflfungs- 
protokoll  vollständig  in  den  Text  der  Zeugnisse  aufgenommen  wurde.  Von  dieser  Gepflogenheit, 
wo  sie  besteht,  ist  in  Hinkunft  Umgang  zu  nehmen  und  hat  sich  der  Text  des  Zeugnisses  Im 
Sinne  der  Prflfungsvorschrift  auf  ein  charakteristisches,  nach  bestimmten  Kalkfllen  abgestuftes 
•Oesamturteil  zu  beschränken,  das  nur  in  kurzer  Weise  begrflndet  werden  mag. 
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Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  Prüfungskommissionen  in  verschiede- 
nen Hauptstädten  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Lander  er- 
nennt. 

Inwieweit  bei  der  einen  oder  der  anderen  Kommission  eine  Beschrän- 
kung in  der  Zahl  der  Prüfungsgruppen  eintritt  oder  in  der  Zahl  jener  Unter- 
richtssprachen, auf  deren  Gebrauch  die  Befähigung  der  Kandidaten  sich 
bezieht,  bestimmt  der  Minister  für  Kultus  und  Unterricht 

2.  Die  Bestimmungen  über  die  Befähigung,  den  Religionsunterridit  zu 
erteilen,  sind  kein  Gegenstand  dieser  Vorschrift. 

3.  In  welcher  Weise  die  Lehrer  des  Zeichnens,  des  Singens,  des 
Turnens  und  der  Stenographie  ihre  Befähigung  nachzuweisen  haben,  ist 
durch  besondere  Bestimmungen  festgestellt. 

4.  Die  Prüfungskommissionen  werden  zusammengesetzt  aus  Männern, 
welche  die  verschiedenen  Hauptzweige  des  Gymnasial-  und  Realschulunter- 
richtes nach  seiner  gegenwärtigen  Organisation  wissenschaftlich  vertreten. 
Jedes  Mitglied  einer  Prüfungskommission  erhält  seinen  Auftrag  auf  ein  Jahr, 
doch  kann  derselbe  nach  Verlauf  dieses  Zeitraumes  erneuert  werden. 

5.  Zum  Direktor  der  Prüfungskommission  und  zum  Stellvertreter  des- 
selben ernennt  das  Ministerium  in  der  Regel  nur  ein  Mitglied  der  Kom- 
mission. Der  Direktor,  im  Verhinderungsfalle  sein  Stellvertreter,  ist  mit 
dem  Vorsitze  bei  den  Prüfungen  und  Verhandlungen,  der  Führung  der  er- 
forderlichen Korrespondenz  und  der  Aufbewahrung  der  in  geschäftsmäßiger 
Ordnung  zu  haltenden  Akten  beauftragt. 

6.  Die  mit  der  didaktischen  Oberleitung  der  Gymnasien  und  Real- 
schulen beauftragten  Landesschulinspektoren  in  den  Orten  der  Prüfungs- 
kommissionen sind  berechtigt,  den  mündlichen  Prüfungen  beizuwohnen, 
um  die  den  Gymnasien  und  Realschulen  zuwachsenden  Lehrkräfte  kennen 
zu  lernen.  Die  Direktoren  der  Prüfungskommissionen  haben  daher  die 
bezeichneten  Landesschulinspektoren  von  der  Vornahme  solcher  Prüfungen 
in  Kenntnis  zu  setzen. 

Artikel  11.  Meldung  zur  Prfifong. 

1.  Inländer  können  sich  der  Lehrbefähigungsprüfung  in  der  Regel  nur 
bei  einer  einheimischen  Prüfungskommission  wirksam  unterziehen.  Befahi- 
gungszeugnisse,  welche  sie  von  einer  auswärtigen  Prüfungskommission  er- 
worben haben,  benötigen  zu  ihrer  Gültigkeit  die  nachträgliche  Anericennung 
des  Unterrichtsministers. 

2.  Um  zur  Prüfung  zugelassen  zu  werden,  hat  der  Kandidat  sein  Ge- 
such an  die  Direktion  derjenigen  Prüfungskommission  zu  richten,  vor  welcher 
er  die  Prüfung  zu  bestehen  beabsichtigt.^) 

0  Lernt  des  an  alle  Präfangskommissionen  fSr  das  Lehrami  an  Gymnasien  und  ReatsebaUm 
ergangenen  KUMErL  vom  15,  Dezember  1904,  Z.  35,792,  sind  Frauen,  weldie  In  Jeder  Hbmdä 
den  Bestimmungen  der  Präfungsvorschrift  m  entsprechen  vermögen,  so  m  behandeln  wie  die 
Lehramtskandidaten;  aber  die  Zulassung  solcher  Frauen  zur  Lehramtsprüfung  hat  in  Hinktu0  die 
Präftingskommission  im  eigenen  Wirkungskreis  eu  entscheiden;  das  Prüjungseengnis  ist  den 
Kandidatinnen  nach  den  Bestimmungen  des  Artikel  XXIII  auszustellen;  es  wurde  jedoch  aus^ 
dräcklich  bemerkt,  dafi  an  dem  bisherigen  Orundsafze,  wonach  Lehretellen  an  den  ffir  die 
männliche  Jugrend  bestimmten  Mittelschulen  nur  männlichen  Lehrkräften  zugänglich  sind, 
in  Hinkunft  festgehalten  wird. 
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In  diesem  Gesuche  hat  er  die  Lehrgegenstände  und  die  Stufe  des 
Gymnasiums  oder  der  Realschule,  für  welche  er  sich  die  Berechtigung 
zum  Unterrichte  erwerben  will,  femer  die  Unterrichtssprache  zu  bezeichnen, 
in  welcher  er  zu  lehren  wünscht. 

Beizulegen  hat  er  dem  Gesuche: 

a)  das  Zeugnis  der  Maturität  für  Universitatsstudien,  beziehungsweise 
für  Studien  an  der  technischen  Hochschule  (vgl.  unten  Punkt  3); 

b)  das  Meldungsbuch,  welches  dartut,  daß  er  mindestens  sieben  Se- 
mester an  einer  Universität  und  hievon  wenigstens  fünf  Semester  in  der 
philosophischen  Fakultät  als  ordentlidier  Studierender  zugebracht  und 
während  dieser  Zeit  seine  Fachstudien  betrieben  habe.  Auch  hat  derselbe 
außerdem  Vorlesungen  über  Philosophie  (insbesondere  Psychologie)  und 
Pädagogik  (namentlich  Geschichte  derselben  seit  dem  16.  Jahrhunderte), 
über  seine  Unterrichtssprache  und  über  die  deutsche  Sprache  auszuweisen, 
welche  ihn  befähigen,  den  im  Artikel  V  gestellten  Forderungen  zu  ent- 
sprechen. 

Zugleich  wird  bei  Zulassung  zur  Prüfung  vorausgesetzt,  daß  das  sitt- 
liche Verhalten  des  Kandidaten  während  der  Universitätsstudien  ordnungs- 
gemäß war. 

Zusatz.  Um  zur  Klausur-  und  mündlichen  Prüfung  zugelassen  zu 
werden,  ist  in  der  Regel  die  Absolvierung  von  vier  Uni versitäts jähren  er- 
forderlich. 

Alle  Kandidaten  haben  Kolloquienzeugnisse  über  ein  mindestens  drei- 
stündiges philosophisches  und  pädagogisches  Kolleg  oder  Zeugnisse,  daß 
sie  sich  an  einem  philosophischen  oder  pädagogischen  Seminare  tätig  beteiligt 
haben,  vorzulegen.  Diese  Zeugnisse  sind  auf  besonderen  Formularien,  welche 
diesen   Zweck   ersichtlich   machen,   auszustellen.^) 

^)  ErlaB  des  Ministers  ffir  K.  n.  U.  vom  20.  Septemter  1897,  Z.  24.035, 
MVBNr.  69,  an  die  Dekanate  sämtlicher  philosoplilscher  Fakultäten,  womit  die  Be- 
stimmuns^en  der  neuen  Prflfunsfsvorschrlften  fflr  das  Lehramt  an  Mittelschulen  (MinVdg. 
vom  30.  Aügüsi  1897,  ROBNr.  220)  in  Betreff  der  pidagroglsch-didaktischen  Kollo- 
quien sowie  bezflg^llch  der  Seminararbeiten  erläutert  werden. 

Mit  dem  Studienjahre  1897/96  hat  die  mit  hierortig^er  MinVdsr.  vom  30.  Augfust  1897, 
ROBNr.  220,  kundgemachte  neue  Vorschrift  Ober  die  Prflfung  der  Kandidaten  des  Lehramtes 
an  Gymnasien  und  Realschulen  in  Wirksamkeit  zu  treten. 

Indem  ich  das  Dekanat  ersuche,  die  einzelnen  Mitglieder  des  Professorenkollegiums  auf 
diese  neue  Prflfnngsvorschrift  aufmerksam  zu  machen,  nehme  ich  Veranlassung  Insbesondere  auf 
zwei,  von  den  bestehenden  Vorschriften  abweichende  Neuerungen  hinzuweisen. 

Nach  der  neuen  Vorschrift  haben  die  Prflfungskandidaten  wegen  Wegfall  der  bisherigen 
pädagogisch-didaktischen  Hausarbelt  die  während  ihrer  Studien  erlangte  allgemeine  philosophische 
und  pädagogische  Bildung  durch  besondere,  zu  diesem  Zwecke  abzulegende  Prüfungen  (Kollo- 
quien) darzutun,  welch  letztere  jedoch  durch  den  Nachweis  Aber  eine  entsprechende  Verwendung 
in  einem  philosophisch-pädagogischen  Seminare  ersetzt  werden  kOnnen. 

Auch  im  Übrigen  soll  künftig  der  Beteiligung  von  Studierenden  an  den  Arbeiten  der 
wissenschaftlichen  Seminare,  sowie  der  anderen  Institute  und  Laboratorien  sowohl  rücksichllcfa 
der  Zulassung  von  Kandidaten  zur  Prüfung  wie  auch  bei  der  Beurteilung  der  von  ihnen  er- 
langten Vorbildung  gröfieres  Gewicht  als  bisher  beigelegt  werden  und  soll  insbesondere  auch 
eine  der  von  den  Kandidaten  zu  fordernden  Hausarbeiten  nach  dem  Ermessen  der  Prüfungs- 
kommission durch  eine  In  einem  Seminare,  beziehungsweise  Institute  oder  Laboratorium  aus- 
geführte und  von  der  Leitung  bestätigte  Spezialarbeit  ersetzt  werden  kOnnen. 

In  der  Erwägung,  dafi  die  Betätigung  der  Studierenden  In  den  Semlnarien  und  sonstigen 
Instituten  vorzüglich  geeignet  ist,  zur  Vertiefung  des  betreffenden  Fachstudiums  beizutragen, 
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Kandidaten  der  modernen  Sprachen  haben  sich  über  die  Teihiahme 
an  praktischen  Sprechübungen  in  den  betreffenden  Kursen  oder  Semina- 
rien,  wenn  solche  bestehen,  auszuweisen. 

Kandidaten  der  naturwissenschaftlichen  Lehrfächer  haben  sich  über 
die  Teilnahme  an  den  praktischen  Arbeiten  in  den  betreffenden  Instituten 
und  Laboratorien  auszuweisen  (Art  XII I,  XIV  und  XVill). 

Kandidaten  des  Lehrfaches  der  darstellenden  Geometrie  haben  sich 
mit  mindestens  zweijährigem,  regelmäßigem  Besuche  von  Kollegien  über 
darstellende  Geometrie  an  einer  technischen  Hochschule  auszuweisen  und 
auch  die  im  Art.  XVII  erwähnten  Zeichnungen  beizulegen. 

Hai  ein  Kandidat  an  seminaristischen  Übungen  seines  Prüfungsfadies 
regelmäßig  teilgenommen,  so  hat  er  hierüber  einen  Nachweis  vorzulegen; 

c)  falls  seit  seiner  Universitätszeit  mehr  als  ein  Jahr  verflossen  ist,  hat 
er  über  sein  Verhalten  während  dieser  Zeit  glaubwürdige  und  ausreichende 
Nachweise  —  womöglich  das  Zeugnis  einer  öffentlichen  Behörde  —  beizu- 
bringen ; 

d)  eine  Darstellung  seines  Lebenslaufes,  worin  er  vorzüglich  den  Gang 
seiner  Bildung,  die  Richtung,  den  Umfang  und  die  literarischen  Hilfsmittel 
seiner  speziellen  Studien  mit  derjenigen  Genauigkeit  anzugeben  hat,  durch 
welche  die  Prüfungskommission  in  den  Stand  gesetzt  wird,  zu  entscheiden, 
ob  die  wissenschaftliche  Vorbereitung  des  Kandidaten  den  gesetzlichen  An- 
forderungen entspricht; 

e)  etwa  früher  erworbene  approbierende  oder  reprobierende  Zeug- 
nisse von  Prüfungskommissionen. 

3.  Das  Realschul-Maturitätszeugnis  (für  Studien  an  der  technischen 
Hochschule)    samt   dem    Nachweise   dreieinhalbjähriger   Universitätsstudien 

war  bei  diesen  neuen  Vonchriften,  darcb  velcbe  an  den  Nachweis  Ober  eine  solche  Teünahme 
an  Seminar-  undlnstituts-Obunsfen  bestimmte  Vorteile  geknOpft  werden,  auch  zugleich  beabsichtigt, 
diesen  letzteren  gröflere  Bedeutung  und  ein  regeres  Interesse  seitens  der  Studierenden  zu  sichern. 

Da  die  Prflfungskandldaten  nach  den  erwähnten  neuen  Vorschriften  verpflichtet  sind.  Aber 
die  Kolloquien  aus  den  philosophisch-pädagogischen  Disziplinen,  sowie  Aber  ihre  Verwendung 
bei  den  bezeichneten  Obungen  Zeugnisse  und  Nachweise  beizubringen,  finde  Ich  dies&lls  nadi- 
stehendes  zu  bemerken: 

Seitens  des  Dekanates  werden  zur  Bescheinisrung  des  Erfolges  bei  den  erwähnten  Kolloquien 
besondere  Formulare  in  Verwendung  zu  nehmen  sein,  deren  Oberschrift  die  Bezeichnung  enthalt : 

„Kolloquium  aus  .  .  .  (folgt  der  Gegenstand  der  betreffenden  Vorlesung),  abgelegt  zan 
Zwecke  der  Zulassung  zur  Prilfung  fOr  das  Lehramt  an  Oymnasien  und  Realschulen." 

Die  Kolloquien  sind  nach  den  bestehenden  Normen  Im  unmittelbaren  Anschlüsse  an  die 
betreffende  Vorlesung  abzuhalten  und  mufl  der  Erfolg  derselben  wenigstens  ein  gen&gender 
sein,  widrigens  der  Kandidat  neuerlich  eine  derartige  Vorlesung  zu  frequentieren  und  sich  hier- 
Ober  dem  Kolloquium  zu  unterziehen  haben  wird. 

Entsprechend  der  erhöhten  Bedeutung,  welche  im  Sinne  der  obigen  Bemerkungen  k&nfüg 
der  Verwendung  In  den  Semlnarien,  Instituten  und  Laboratorien  zukommen  wird,  werden  die 
Vorstände  derselben  aufgefordert,  nur  jenen  Kandidaten  Zeugnisse  Aber  ihre  Verwendung  aus- 
zustellen, welche  nicht  etwa  blofi  den  betreffenden  Obungen  assistiert»  sondern  sich  bei  den- 
selben durch  fortgesetzte  eifrige  Betätigung  derart  hervorgetan  haben,  dafl  die  Oberz«ignng 
gewonnen  werden  konnte,  der  Kandidat  habe  aus  seiner  Beteiligung  an  den  fraglichen  Obungen 
auch  wirklich  fAr  seine  wissenschaftliche  Ausbildung  Vorteil  gezogen. 

Bei  der  Erteilung  solcher  Zeugnisse  wird  demnach  auch  stets  mit  der  enteprecbenden 
Strenge  vorzugehen  und  in  denselben  die  wahrgenommene  Verwendung  des  Kandidaten  näher 
zu  charakterisieren  sein,  so  dafi  diese  Zeugnisse  eine  gewisse  Oarantie  fAr  die  vom  fCandidatca 
in  dem  Seminare  oder  Institute  tatsächlich  erlangte  Durchbildung  zu  bieten  vermögen. 
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an  der  philosophischen  Fakultät  in  der  Eigenschaft  eines  außerordentlichen 
Studierenden  (vgl.  oben  2,  b)  begründet  für  einen  Kandidaten  nur  einen 
beschränkten  Anspruch  auf  Zulassung  zur  Prüfung,  nämlich  bloß  für  das 
Lehramt  an  Realschulen  und  hier  mit  der  Beschränkung  auf  die  mathema- 
tisch-naturwissenschaftlichen Fächer  (Mathematik,  geometrisches  Zeichnen, 
darstellende  Geometrie,   Physik,   Naturgeschichte,   Chemie,   Geographie). 

Jeder  Kandidat  dieser  Kategorie  hat  sich  für  jedes  Semester  über  den 
Besuch   von    mindestens   zehn   Vortragsstunden   der   Woche    auszuweisen. 

4.  Bei  Kandidaten  für  das  Lehrfach  der  modernen  Sprachen  kann  ein 
in  Frankreich,  England  oder  Italien  zum  Zwecke  der  Spracherlemung  zu- 
gebrachtes  Jahr  in  die  Studienzeit  eingerechnet  werden. 

Bei  Kandidaten  für  das  Lehrfach  der  darstellenden  Geometrie  in 
Verbindung  mit  Mathematik  oder  für  das  Lehrfach  der  Mathematik  und 
Ph3rsik  können  zwei  Studienjahre,  welche  sie  an  einer  technischen  Hoch- 
schule als  ordentliche  Studierende  mit  regelmäßigem  Besuche  in  der  Inge- 
nieur-, Hochbau-  oder  Maschinenbau-Fachschule  oder  in  der  allgemeinen 
Abteilung  zugebracht  haben,  in  die  gesamte  Studienzeit  eingerechnet  werden. 

Desgleichen  können  bei  Kandidaten  des  Lehrfaches  der  Chemie  drei 
Studienjahre,  welche  sie  an  einer  technischen  Hochschule  als  ordentliche 
Studierende  mit  regelmäßigem  Besuche  in  der  chemischen  Fachschule  zu- 
gebracht haben,  in  die  gesamte  Studienzeit  eingerechnet  werden. 

5.  Wenn  einer  der  unter  Nr.  2,  beziehungsweise  Nr.  3  bezeichneten 
Ausweise  nicht  beigebracht  werden  kann  oder  von  der  Prüfungskommission 
beanstandet  wird,  so  hat  diese  die  Entscheidung  des  Ministeriums  über  die 
Zulassung  zur  Prüfung  einzuholen,  indem  sie  ihrer  Anfrage  zugleich  ihr 
Gutachten  beifügt. 

6.  Ausländische  Kandidaten,  selbst  wenn  sie  allen  oben  bezeichneten 
Anforderungen  entsprechen,  können  zur  Prüfung  nur  mit  Genehmigung  des 
Ministeriums  auf  Antrag  der  Prüfungskommission  zugelassen  werden. 

Artikel  ID.  Unterschied  der  Lehrbefählgong  fflr  Gymnasien  nnd  Real- 
schulen« 

Der  geringe  Unterschied  in  den  Lehrzielen  jener  Gegenstände,  welche 
dem  Gymnasium  und  der  Realschule  gemeinsam  sind,^)  begründet  keine 
Verschiedenheit  in  der  wissenschaftlichen  Prüfung.  Diese  richtet  sich  im 
allgemeinen  nach  den  Anforderungen  des  Gymnasiums.  Daher  gilt  eine  für 
das   Gymnasium   erworbene  Lehrbefähigung  auch  für  die  Realschule. 

Sobald  aber  einem  Kandidaten  mit  Rücksicht  auf  die  Art  seiner  Vor- 
studien (Art.  II,  3)  oder  die  Natur  seiner  Lehrfächer  (Art.  VI)  die  Qualifika- 
tion bloß  für  den  Realschulunterricht  zuerkannt  werden  kann,  ist  im  Prüfungs- 
zeugnisse die  Lehrbefähigung  ausdrücklich  nur  für  Realschulen  auszusprechen. 


^)  Die  Oegenstflnde  des  OymnaslRlunterrichtes  sind:  Religion,  Latein,  Orlechisch, 
dentsche  Sprache  (Unterrichtssprache),  Oeogjaphie  and  Geschichte,  Mathematik,  Physik,  Natur- 
^reschlchte,  philosophische  Propftdeutik;  (Zeichnen,  Turnen.)  Die  Gegenstände  des 
Realschnlunterrichtes sind :  Religion,  zwei  moderne  Sprachen  (Französisch, Englisch, Italie- 
nisch), Unterrichtssprache,  Geographie,  Geschichte,  Mathematik,  Physik,  Naturgeschichte,  Chemie, 
geometrisches  Zeichnen,  darstellende  Geometrie,  Zeichnen,  Turnen. 
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Artikel  IV.  Fordenrngen  an  Jeden  Examinanden. 

1.  Um  überhaupt  die  wissenschaftliche  Befähigung  für  die  Stelle 
eines  ordentlichen  Lehrers  an  einem  Gymnasium  oder  einer  Realschule 
darzutun,  muß  jeder  Examinand  erstens  in  Bezug  auf  seine  philosophische 
und  pädagogische  Vorbildung,  dann  in  Bezug  auf  die  Sprache,  deren  er 
sich  bei  dem  Unterrichte  bedienen  will,  und,  wenn  diese  nicht  die  deutsche 
ist,  außerdem  auch  in  Bezug  auf  die  deutsche  Sprache  den  im  Art  V  an- 
gegebenen Forderungen  genügen  und  muß  zweitens  durch  das  Examen 
in  einem  Prüfungsgebiete  des  Gymnasial-  oder  Realschulunterrichtes  (Art  Vi) 
dasjenige  Maß  von  Kenntnissen  nachweisen,  welches  in  den  Art  VIII  bis 
XVIII  näher  bezeichnet  ist 

2.  Das  Bestehen  der  Prüfung  aus  einem  Hauptfache  befähigt  zum 
Lehren  der  betreffenden  Disziplin  im  ganzen  Gymnasium  oder  in  der  ganzen 
Realschule,  dagegen  das  Bestehen  der  Prüfung  aus  einem  Nebenfache  zum 
Unterrichte  bloß  im  Untergymnasium  oder  in  der  Unterrealschule. 

3.  Zur  Anstellung  ist  ein  Kandidat  erst  dann  geeignet,  wenn  er  das 
Probejahr  bestanden  und  dadurch  eine  praktische  Befähigung  nach- 
gewiesen hat  (Art.  XXV). 

Artikel  V.  Allgemeine  Studien. 

Jeder  Kandidat  hat  während  seiner  Studienzeit  sich  diejenige  all- 
gemeine philosophische  und  pädagogische  Bildung  anzueignen,  die 
jedem  Mittelschullehrer  unentbehrlidi  ist,  und  hat  den  Erfolg  dieses  Studiums 
durch  zu  diesem  Zwecke  abzulegende  Prüfungen  (Kolloquien)  darzutun 
(Art.  II,  2,  b). 

Femer  hat  jeder  Kandidat  in  der  mündlichen  Prüfung  (Art  XXI) 
Korrektheit  des  Gebrauches  seiner  Unterrichtssprache  und  Kenntnis 
ihrer  wichtigsten  grammatischen  Gesetze,  sowie  Bekanntschaft  mit  den 
Hauptwerken  ihrer  schönen  Literatur  nachzuweisen,  möge  er  auf  das  Lehren 
seiner  Unterrichtssprache  Anspruch  machen  oder  nicht  Wenn  die  Unter- 
richtssprache nicht  die  deutsche  ist,  so  ist  von  dem  Examinanden  in 
Bezug  auf  die  deutsche  Sprache  einige  Korrektheit  im  Gebrauche  der- 
selben und  die  Fähigkeit,  in  deutscher  Sprache  geschriebene  wissensdiaft- 
liche  Werke  seiner  Fächer  zu  verstehen,  darzutun.  Auch  ist  die  Korrekt- 
heit des  Ausdruckes  in  denjenigen  schriftlichen  Arbeiten,  weiche  in  der 
Unterrichtssprache   abgefaßt  sind,  zu  beachten. 

Artikel  VI.  Gruppen  der  Prüfnngsgegenstände. 

1.  Die  spezielle  Prüfung  des  Kandidaten  betrifft  eine  der  folgenden 
Gruppen  von  Gegenständen  nach  den  in  Art.  VIII  bis  XVIII  bezeichneten 
Forderungen. 

a)  Klassische  Philologie,  d.  i.  lateinische  und  griechische  Sprache 
als  Hauptfächer,  dazu  die  Unterrichtssprache  als  Nebenfach. 

b)  Deutsche  Sprache  oder  irgend  eine  andere  Landessprache  (Unter- 
richtssprache)  als   Hauptfach,  dazu 

Latein  und  Griechisch  als  Nebenfächer. 

c)  Geographie   und   Geschichte   als   Hauptfächer. 
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d)  Mathematik  und  Physik  als  Hauptfächer. 

e)  Naturgeschichte  als  Hauptfach,  dazu 
Mathematik   und   Physik   als   Nebenfacher. 

f)  Philosophie  in  Verbindung 

entweder  mit  Griechisch  als  Hauptfach  und  Latein  als  Nebenfach, 
oder  mit  Mathematik  als  Hauptfach  und  Physik  als  Nebenfach. 

(Mit  Beschränkung  auf  Realschulen:) 

Außer  der  Gruppe  d)  noch  folgende: 

g)  Eine  der  modernen  Sprachen:  Französisch,  Italienisch,  Eng- 
lisch, für  gewisse  Anstalten  mit  nicht  deutscher  Unterrichtssprache  auch 
Deutsch,  in  Verbindung  mit  Deutsch^)  oder  irgend  einer  Landessprache 
(Unterrichtssprache)  als  Hauptfächer. 

h)  Die  englische  Sprache  als  Hauptfach,  dazu  die  französische 
Sprache  und  die  deutsche  oder  irgend  eine  Landessprache  (Unterrichts- 
sprache) als  Nebenfächer. 

Im  Falle  der  Verbindung  von  Deutsch  für  Anstalten  mit  nicht 
deutscher  Unterrichtssprache  mit  irgend  einer  Landessprache  als  Hauptfächer 
bleiben  die  Bestimmungen  dieses  Artikels,  Punkt  4,  Ausnahmsbestimmung, 
aufrecht. 

i)  Mathematik  als  Hauptfach  in  Verbindung 

entweder  mit  darstellender  Geometrie  als  Hauptfach, 

oder  mit  geometrischem  Zeichnen  und  mit  Physik  als  Nebenfächer. 


^)  Die  ausnahmsweise  Verbindung  von  Deutsch  mit  einer  Landessprache  (BOhmlsch)  als 
Hanptfllcher  fflr  Anstalten  mit  deutscher  Unterrichtssprache  regelt  der  MinErl.  vom  12.  April 
1896,  Z.  6001. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  30.  September  1902,  Z.  22.830  (an  die 
Direktionen  der  wissenschaftlichen  Prflfnngskommisslonen  fflr  das  Lehramt  an  Gymnasien  und 
Realschulen) : 

Um  den  Gymnasien  mit  deutscher  Unterrichtssprache,  an  welchen  Italienisch  als  obligater 
Gegenstand,  Französisch  oder  Englisch  als  relativ-obligater  Gegenstand  gelehrt  wird,  eigene 
Lehrkrftfte  zu  sichern,  finde  ich  in  Bezug  auf  die  Prflfungsvorschrift  fflr  Kandidaten  des  Gym- 
nasial- und  Realschullehramtes  vom  30.  August  1897 ,  (MVBNr.  50)  nachstehendes  znnftchst  In 
provisorischer  Weise  anzuordnen: 

1.  Die  k.  k.  Prflfungskommlssion  fflr  das  Lehramt  an  Gymnasien  und  Realschulen  wird 
ermächtigt,  im  Sinne  des  Artikels  VI,  llt.  g,  der  bezeichneten  Prflfungsvorschrift  die  Lehr- 
befUiigung  fflr  Französisch  oder  Italienisch  oder  Englisch  In  Verbindung  mit  Deutsch  als  Haupt- 
ficher  auch  fflr  die  Gymnasien,  demnach  gleichzeitig  fflr  Realschulen  und  Gymnasien  auszusprechen. 

2.  Es  dflrfen  versuchsweise  die  Gegenstände  Italienisch  oder  Französisch  mit  Latein  als 
Hauptfächer,  dazu  Griechisch  als  Nebenfach  zu  einer  Gruppe  von  Prflfungsgegenstinden  zu- 
sammengelegt werden. 

Die  Prflfung  aus  Griechisch  als  Nebenfach  ist  in  diesem  Falle  auf  die  Klausur-  und  mflnd- 
lictae  Prflfung  zu  beschränken. 

3.  Da  es  nicht  ausgeschlossen  Ist,  dafi  mit  Rflckslcht  auf  die  zunehmende  Zahl  von  Lehr- 
amtskandidaten In  Hinkunft  mehr  Kandidaten  auf  Erweiterung  Ihrer  bereits  erlangten  Lehrbe- 
fthiffung  bedacht  sein  werden,  wolle  die  k.  k.  Prflfungskommlssion  fflr  das  Lehramt  an  Gym- 
nasien und  Realschulen  In  geeigneter  Welse  auf  solche  Prflfungsbewerber  einwirken,  dafi  sie 
eine  der  modernen  Sprachen  als  Erweiterungsfach  wählen. 

Ober  die  mit  dieser  provisorischen  Einrichtung  gemachten  Erfahrungen  Ist  anläfilich  der 
Vorlage  der  Jahresberichte  anher  zu  berichten. 
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k)  Naturgeschichte  und  Chemie 
entweder   als    Hauptfächer   miteinander  verbunden, 
oder  eines  von  ihnen  als  Hauptfach  in  Verbindung  mit  zwei  Neben« 
fächern,    als    welche   Mathematik,    Physik,   Chemie,    Naturgeschichte     und 
Geographie  beliebig  kombiniert,  geometrisches  Zeichnen  aber  nur  mit  Mathe- 
matik verbunden  werden  kann. 

2.  Eine  Änderung  dieser  Gruppen  ist  insofern  nicht  zulässig,  als 
weder  eine  geringere  Zahl  von  Lehrgegenständen  noch  eine  andere  Ver- 
bindung derselben  als  die  hier  angegebene  den  Anspruch  auf  Zulassung 
zur  Prüfung  gewähren  kann.  Dagegen  steht  es  dem  Kandidaten  frei,  gr]eich- 
zeitig  oder  später  sowohl  aus  Gegenständen  der  von  ihm  gewählten  Gruppe 
statt  nach  den  Anforderungen  für  das  Nebenfach  sich  nach  den  für  das 
Hauptfach  normierten  Forderungen  als  auch  noch  aus  irgend  einem  anderen 
Gegenstände  oder  mehreren  Gegenständen  der  Prüfung  zu  unterziehen. 

3.  Auch  in  den  Fällen,  wo  ein  weiteres  Fach  zu  der  gewählten  Gruppe 
hinzutritt,  kann  jedoch  Geschichte  nicht  selbständig  erscheinen,  sondern 
es  ist  diese  Disziplin  mit  Geographie  in  der  Art  zu  verbinden,  daß  die 
Prüfung  in  beiden  Fächern  zugleich  bestanden  werden  muß;  wohl  aber 
kann  Geographie  selbständig  als  Erweiterungsfach  (für  das  Gymnasium 
wie  für  die  Realschule)  gewählt  werden. 

Für  das  Bestehen  der  Prüfung  aus  Physik  als  Hauptfach,  sowie  aus  der 
darstellenden  Geometrie  ist  das  Bestehen  der  Prüfimg  aus  Mathematik 
als  Hauptfach  erforderlich,  wogegen  die  Prüfung  aus  Mathematik  als  Haupt- 
fach in  Verbindung  mit  einer  selbständigen  Gruppe  gestattet  ist. 

4.  Ausnahmsbestimmung.  Die  Lehibefähigung  für  die  deutsche 
und  eine  andere  Landessprache  als  Hauptfächer  gewährt  die  Eignung  zur 
definitiven '  Anstellung  im  Lehramte  an  einem  Gymnasium  oder  an  einer 
Realschule,  wenn  der  Kandidat  zugleich  im  mündlichen  Examen  eine  gründ- 
liche und  sichere  Kenntnis  der  Grammatik  beider  klassischen  Sprachen 
nebst  der  Fähigkeit  bewiesen  hat,  Stellen  römischer  und  griechischer  Autoren, 
welche  keine  besondere  sprachliche  Schwierigkeit  enthalten,  richtig  zu  über- 
setzen. 

Artikel  VII.  Teilung  der  PrBftmg. 

Denjenigen  Kandidaten,  welche  sich  der  Prüfung  aus  einer  anderen 
als  der  Gruppe  d)  oder  i)  (Art.  VI)  unterziehen,  kann  —  nach  Approbation 
sämtlicher  Hausarbeiten  —  ohneweiters  gestattet  werden,  die  übrige  Prüfung 
in  zwei  verschiedenen  Terminen  innerhalb  der  zulässigen  Frist  (Art.  XIX,  8) 
in  der  Weise  geteilt  abzulegen,  daß  die  Prüfung  aus  den  Nebenfächern, 
sowie  die  aus  der  Unterrichtssprache  und  der  deutschen  Sprache  jener 
aus  den  Hauptfächern  vorangeht  Umfaßt  die  gewählte  Gruppe  nur  Haupt- 
fächer, so  ist  die  Ordnung  beliebig.  Die  Zeit  zwischen  den  beiden  Prüfungen 
darf  in  der  Regel  nicht  mehr  als  ein  halbes  Jahr  betragen.  Nur  aus 
triftigen  Gründen  kann  die  Kommission  diese  Frist  einmal,  und  zwar  bis 
zum  nächsten  Prüfungstermine  erstrecken.  Jede  weitere  Erstreckung  kann 
über  Antrag  der  Kommission  nur  vom  Ministerium  gestattet  werden. 
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Eine  von  vornherein  abgestufte  Teilung  der  Prüfung  aus  einem  Haupt- 
fache in  der  Weise,  daß  der  Kandidat  sich  zunächst  zur  Prüfung  für  das  Unter- 
gymnasium oder  die  Unterrealschule  (Nebenfach)  melde,  ist  unstatthaft  Da- 
gegen ist  es  zulässig,  daß  die  Kommission  nach  dem  Ergebnisse  des  Klausur- 
und  mündlichen  Examens  (Art.  XX  und  XXI)  die  Entscheidung  treffe,  der  Kan- 
didat habe  nur  insoweit  genügt,  um  den  bezüglichen  Gegenstand  in  den 
unteren  Klassen  zu  lehren. 


Forderungen  der  Prüfung  im  besonderen. 

Artikel  VIII.  Klassische  Philologie. 

a)  Als   Hauptfach. 

1.  Zur  Befähigung  für  den  phUologischen  Unterricht  durch  das  ganze 
Gymnasium  ist  vom  Examinanden  nicht  nur  gründliche  und  sichere  Kennt- 
nis der  Grammatik  beider  klassischen  Sprachen,  und  für  die  lateinische 
Sprache  eine  durch  die  lateinischen  schriftlichen  Arbeiten  (Art.  XIX  bis  XX) 
zu  beweisende  stilistische  Gewandtheit,  sondern  vornehmlich  umfassende 
Belesenheit  in  den  dem  Gymnasium  angehörenden  Klassikern  beider 
Sprachen  zu  fordern,  also  im  Lateinischen:  Belesenheit  in  Caesar,  Livius, 
Sallustius,  Cicero,  Tacitus,  Ovidius,  Vergilius,  Horatius;  im  Griechischen: 
in  Xenophon,  Herodot,  den  Staatsreden  des  Demosthenes,  den  zugänglicheren 
Dialogen  Piatons  (also  außer  den  kleineren  namentlich  Protagoras,  Gorgias, 
Phaedon,  Symposion),  Homer,  Sophokles.  Daneben  teilweise  Belesenheit 
in  Plautus  oder  Terenz  und  Tibullus,  in  den  griechischen  Lyrikern,  in 
Äschylos,  Euripides  und  Lysias.  Das  Thema  der  Hausarbeit  ist  auf  den 
Kreis  dieser  Autoren  nicht  beschränkt. 

2.  In  der  griechischen  und  römischen  Geschichte  ist  gründliche  Kennt- 
nis der  historischen  Tatsachen,  und  in  den  philologischen  Disziplinen  der 
Mythologie,  der  Staats-  und  Privataltertümer,  der  Literaturgeschichte,  der 
Archäologie  und  der  Metrik  ist  zwar  nicht  ein  systematisch  umfassendes 
Wissen,  wohl  aber,  außer  einer  übersichtlichen  Kenntnis  des  Wesentlichen 
und  einer  Bekanntschaft  mit  den  besten  Hilfsmitteln  nach  dem  gegen- 
wärtigen Standpunkte  der  Wissenschaft,  eine  so  weit  gediehene  Vertraut- 
heit mit  ihnen,  namentlich  mit  den  Altertümern,  zu  fordern,  daß  zu  erwarten 
steht;  der  Examinand  werde  bei  seiner  Erklärung  der  Klassiker  nicht  nur 
in  formaler,  sondern  auch  in  realer  Hinsicht  Gründlichkeit  erstreben  und 
das  Einzelne  zum  Gesamtbilde  des  antiken  Lebens  zu  verbinden  im  stände 
sein.  Dieses  Gesamtbild  muß  sich  der  Kandidat  selbst  und  im  wesentlichen 
durch  wiederholte  und  eindringende  Lektüre  der  Klassiker  angeeignet  haben, 
deren  Vertiefung  und  Umfang  vorzugsweise  durch  die  Prüfung  zu  er- 
proben ist 

b)  Als   Nebenfach. 

Zur  Befähigung  für  den  Unterricht  im  Untergymnasium  ist  dieselbe 
Gründlichkeit  in  den  grammatischen  Kenntnissen  zu  fordern,  wie  für  den 
Unterricht  durch  das  ganze   Gymnasium,  und  sie  ist  für  die   lateinische 
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Sprache  ebenfalls  durch  eine  lateinische  schriftliche  Arbeit,  für  das 
Griechische  durch  eine  Obersetzung  aus  der  Unterrichtsspradie  —  bei 
der  Klausurprüfung  —  darzutun;  doch  smd  an  stilistische  Fertigkeit  gerin- 
gere Ansprüche  zu  machen. 

Was  die  Lektüre  betrifft,  so  soll  der  Kandidat  sich  eingehend  mit 
Caesar,  Livius,  Sallustius,  Cicero,  Ovidius,  mit  Homer,  Xenophon  (oder 
Herodot)  beschäftigt  haben,  mit  den  anderen  Autoren  aber,  deren  Lektüre 
den  oberen  Klassen  des  Gymnasiums  zugewiesen  ist,  insoweit  bekannt 
sein,  daß  er  von  den  umfangreicheren  und  schwierigeren  ausgedehntere  Ab< 
schnitte  oder  eine  Anzahl  von  Hauptwerken  (z.  B.  zwei  Tragödien  des 
Sophokles,  zwei  größere  Staatsreden  des  Demosthenes  und  des  Cicero 
u.  dgl.)  mit  Einsicht  und  Verständnis  gelesen  habe,  durch  deren  lebendige 
Auffassung  und  entsprechende  Erklärung  er  dartun  kann,  daß  er  die  klassi- 
sche Literatur  als  Lehrer  des  Deutschen  oder  einer  Landessprache  für  die 
Erklärung  der  Geisteswerke  dieser  Sprachkreise  oder  als  Lehrer  der  philo- 
sophischen Propädeutik  mit  richtigem  Veiständnis  verwerten  werde. 

Außerdem  muß  er  eine  übersichtliche  Kenntnis  der  griechischen  und 
römischen  Geschichte  und  Literaturgeschichte  nachweisen,  dagegen  ist  in 
den  übrigen  Disziplinen  —  Mythologie,  Altertümer,  Metrik  —  nur  nach 
Maßgabe  der  ihm  zur  Erklärung  voigelegten  Stellen  zu  prüfen. 

Artikel  IX.  Deutsche  Sprache  und  Landessprachen. 

a)  Als  Hauptfach. 

Zur  Berechtigung,  die  deutsche  Sprache  oder  eine  Landessprache 
durch  das  ganze  Gymnasium  oder  durch  die  ganze  Realschule  zu 
lehren,  wird  außer  den  Forderungen,  die  hinsichtlich  der  deutschen  und 
der  beim  Unterrichte  gebrauchten  Landessprache  an  jeden  Examinanden 
in  Gemäßheit  des  Art.  V  gestellt  werden  müssen,  noch  gründliche  Kennt- 
nis der  Grammatik,  Korrektheit  des  Ausdruckes  in  den  schriftiichen  Arbeiten, 
Kenntnis  der  Literatur  und  ihrer  Geschichte,  namentlich  in  ihrer  Vert>indang 
mit  der  politischen  und  Kultui^eschichte  des  betreffenden  Volkes,  dann 
Kenntnis  der  älteren  Zustände  der  Sprache  und  der  wichtigsten  älteren 
Sprachdenkmäler,  überdies  aber  Bekanntschaft  mit  solchen  ästhetisch-kri- 
tischen Leistungen  anerkannt  klassischer  Schriftsteller  verlangt,  durdi  welche 
die  Einsicht  in  den  organischen  Bau  und  künstlerischen  Wert  von  Werken 
der  schönen  Literatur  praktisch  gefördert  wird. 

So  ist  für  den  Unterricht  in  der  deutschen  Sprache  die  grammatisch 
genaue  Kenntnis  des  Mittelhochdeutschen  und  namentlich  die  Fähigkeit 
erforderlich,  die  wichtigsten  Werke  der  Literatur  des  Mittelalters:  das 
Nibelungenlied,  Kudrun,  die  Dichtungen  Hartmanns  von  Aue,  Walthers  von 
der  Vogelweide  und  der  älteren  Lyriker  in  der  Ursprache  mit  gründlichem 
Verständnis  zu  lesen.  Die  deutsche  Literatur  vom  14.  bis  18.  Jahrhunderte 
muß  dem  Kandidaten  in  ihren  Hauptzügen  bekannt  sein.  Auf  die  Kenntnis 
der  neueren  klassischen  Literatur  ist  vorzugsweise  Gewicht  zu  legen.  Der 
Examinand   muß   die   bedeutendsten   Werke   derselben   in    Beziehung  auf 
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Sprache  und  Inhalt  zu  erklären  und  den  Bildungsgang  der  hervorragendsten 
Schriftsteller  zu  entwickeln  im  stände  sein.  Diese  beiden  Momente  sind 
bei  der  dem  Examinanden  obliegenden  Interpretation  von  prosaischen  und 
dichterischen  Werken  oder  von  einzelnen  Stellen  derselben  besonders  ins 
Auge  zu  fassen.  Auch  soll  hier  die  ästhetische  Analyse  nicht  vernachlässigt 
weiden. 

Für  den  Unterricht  an  Schulen  mit  nicht  deutscher  Unterrichtssprache 
ist  im  besonderen  genaue  und  sichere  Kenntnis  der  neuhochdeutschen  Gram- 
matik, sowie  Korrektheit  und  Sicherheit  im  mündlichen  Gebrauche  der 
Sprache  von  den  Kandidaten  dieses  Faches  strenge  zu  fordern.  Die  münd- 
liche Prüfung  ist  in  der  deutschen  Sprache  vorzunehmen. 

Was  das  Italienische  betrifft,  so  muß  —  da  die  ältere  Sprache 
von  der  neueren  nicht  wesentlich  verschieden,  die  Entstehung  der  Sprache 
aber  in  grammatischer  Hinsicht  vollständig  und  in  lexikalischer  Hinsicht 
größtenteils  vom  Lateinischen  abhängig  ist  —  verlangt  werden,  daß  der 
Kandidat  genügende  Kenntnisse  in  der  historischen  Grammatik  besitze, 
d.  h.  einerseits  die  Gesetze  kenne,  nach  welchen  sich  lateinische  Laute 
und  Formen  im  Italienischen  gestalteten,  andrerseits  die  Modifikationen, 
welche  sich  innerhalb  des  Italienischen  ergaben,  in  ausreichendem  Maße 
innehabe.  Ebenso  hat  der  Kandidat  gründliche  Kenntnisse  aus  der  Syntax 
nachzuweisen,  mit  genauer  Berücksichtigung  der  —  auf  diesem  Gebiete 
zahlreicheren  —  Unterschiede  zwischen  älterem  und  neuerem  Gebrauche. 
Die  bedeutendsten  Werke  der  Klassiker  aller  Perioden  müssen  dem  Kandi- 
daten aus  eigener  Lektüre  hinlänglich  bekannt  sein;  auch  ist  von  ihm 
eine  genaue  Kenntnis  der  Geschichte  der  Literatur  von  ihren  Anfängen  an 
zu  verlangen.  Bezüglich  der  Befähigung,  die  erworbenen  Kenntnisse  zur  Er- 
klärung der  klassischen  Muster  zu  benützen,  gilt  das  (oben)  in  Betreff  der 
deutschen  Sprache  Geforderte. 

Für  den  Unterricht  in  was  immer  für  einer  slavischen  Sprache  ist 
vom  Kandidaten  zu  verlangen,  daß  er  den  im  Eingange  dieses  Abschnittes 
frestellten  Forderungen  hinsichtlich  derjenigen  slavischen  Sprache,  die  er 
zu  lehren  beabsichtigt,  Genüge  leiste,  und  daß  er  mit  der  altslovenischen 
Grammatik  vertraut  und  fähig  sei,  altslovenische  Texte  zu  übersetzen  und 
zu  erklären. 

Für  das  Rumänische  sind  die  oben  im  allgemeinen  bezeichneten 
Forderungen  festzuhalten. 

b)  Als  Nebenfach. 

Um  die  Befähigung  aus  der  deutschen  Sprache  als  Nebenfach  zu 
erlangen,  wird  in  grammatikalischer  Beziehung  genaue  Kenntnis  der  heu- 
hochdeutschen Grammatik  gefordert,  in  literarhistorischer:  übersichtliche 
Kenntnis  der  Geschichte  der  neuhochdeutschen  Literatur,  insbesondere  der 
Entwicklung  ihrer  hervorragendsten  Schriftsteller  und  auf  eigener  Lektüre 
beruhende  Bekanntschaft  mit  deren  Hauptwerken. 

Die  gleichen  Forderungen  sind  bei  dieser  Prüfung  aus  den  übrigen 
Landessprachen  zu  stellen. 
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Artikel  X.  Geschichte. 

a)  Als   Hauptfach. 

In  der  Geschichte  muß  der  Examinand,  um  für  den  Unterricht  in 
allen  Klassen  des  Gymnasiums  oder  der  Realschule  die  Befähigung  zu 
erlangen,  eine  chronologisch  sichere  Obersicht  über  die  Wehgeschichte,  eioe 
Einsicht  in  den  pragmatischen  Zusammenhang  der  Hauptbegebenheiten  und 
in  den  kulturgeschichtlichen  Gehalt  der  maßgebenden  Epochen,  eine  lite- 
rarhistorische Bekanntschaft  mit  den  bedeutendsten  Geschichtsschreibern  be- 
sonders der  griechischen  und  römischen  Zeit,  und  in  Bezug  auf  irgend 
eine  Hauptepoche  eine  durch  eigene  Benützung  gewonnene  Vertrautheit 
mit  den  Quellen  und  den  besten  historischen  Hilfsmitteln  zur  Kenntnis 
der  gewählten  Epoche,  außerdem  aber  eine  umfassendere  gründliche  Kennt- 
nis der  antiken  Geschichte  und  Geographie  und  wenigstens  soviel  philolo- 
gische Bildung  beweisen,  daß  er  aus  Caesar  und  Livius,  aus  Xenophon  und 
Herodot,  Stellen,  welche  keine  besonderen  sprachlichen  Schwierigkeiten 
enthalten,  richtig  zu  übersetzen  und  grammatisch  zu  erklären  wisse.  Femer 
ist  in  der  Geschichte  und  Landeskunde  des  österreichischen  Staates  auf 
Gründlichkeit  und  Umfang  der  Kenntnisse  und  Bekanntschaft  mit  den  ge- 
diegensten neueren  Forschungen  ein  besonderes  Gewicht  zu  legen.  (Zu- 
gehörige Forderungen  aus  Geographie  s.  Art  XI.) 

b)  Als  Nebenfach. 

Zur  Berechtigung  für  den  historischen  Unterricht  im  Untergymnasium 
oder  in  der  Unterrealschule  ist  eingehendere  auf  Benützung  der  Fach- 
literatur begründete  Kenntnis  einer  Hauptepoche  zu  erlassen  und  sind 
die  Forderungen  in  Betreff  des  Umfanges  der  Detailkenntnisse  zu  ermäßigen; 
dagegen  bleiben  die  Forderungen  in  Betreff  der  Geographie  und  in 
Betreff  der  philologischen  Kenntnisse  dieselben. 

Artikel  XI.  Geographie. 

Zur  Befähigung  für  das  Lehrfach  der  Geographie  wird  gefordert  eine 
sichere  Kenntnis  der  Erde  in  mathematischer,  topischer,  ph3rsikaUscher  und 
politischer  Beziehung  und  eine  genaue  Bekanntschaft  mit  den  europäi- 
schen Ländern,  zumal  mit  der  Geographie  Mitteleuropas  und  insbesondere 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie. 

Mit  den  statistischen  Verhältnissen  soll  sich  der  Examinand  in  Bezug 
auf  die  österreichisch-ungarische  Monarchie  genau,  in  Bezug  auf  die  anderes 
Länder  in  den  Hauptpunkten  bekannt  gemacht  haben. 

Die  Gegenstände,  Arten  und  Wege  des  Welthandels  sollen  ihm  in 
sicheren  Grundzügen  bekannt  sein. 

In  jenen  Arten  graphischer  Darstellung,  deren  sich  der  Unterricht 
bedient,  soll  der  Examinand  Sicherheit  und  Fertigkeit  sich  angeeignet 
haben. 

Artikel  XII.  Mathematik. 

a)  Als  Hauptfach. 

Kenntnis  der  allgemeinen  Arithmetik,  der  synthetischen  und  der  ana- 
lytischen Geometrie. 
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Kenntnis  der  Differential-  und  Integralrechnung  und  deren  Anwendung 
auf  die  Oeometrie^  femer  der  Elemente  der  Variationsrechnung. 

Vertrautheit  mit  den  Grundzügen  der  neueren  Funktionstheorie. 

b)  Als  Nebenfach. 

Kenntnis  der  Elementarmathematik,  insbesondere  derjenigen  Teile, 
welche  am  Gymnasium  und  an  der  Realschule  zu  lehren  sind;  vollkommene 
Sicherheit  und  Fertigkeit  in  der  Anwendung  der  auf  diesem  Gebiete  vor- 
kommenden Methoden  der  Rechnung  und  Konstruktion. 

ArHkel  Xin.  Physik. 

a)  Als  'Hauptfach. 

Kenntnis  der  wichtigsten  Tatsachen  und  Methoden  der  experimentellen 
Physik. 

Kenntnis  der  Grundlehren  der  analytischen  Mechanik  und  prinzipielles 
Verständnis  der  übrigen  Partien  der  mathematischen  Physik  und  die  Fähig- 
keit, die  betreffenden  Sätze  zur  Lösung  einfacher  Aufgaben  anzuwenden. 

Kenntnis  der  Hauptlehren  der  Chemie,  Astronomie  und  mathema- 
schen  Geographie.  Von  einer  besonderen  Prüfung  aus  diesen  Fächern 
kann  nach  dem  Ermessen  der  Prüfungskommission  abgesehen  werden,  wenn 
der  Kandidat  günstige  Zeugnisse  über  Kolloquien  vorlegt,  welchen  er  sich 
eigens  zu  diesem  Zwecke  unterzogen  hat. 

Nachweis  praktischer  Beschäftigung  durch  mindestens  zwei  Semester 
im  physikalischen  und  ein  Semester  im  chemischen  Laboratorium.  Der 
Erfolg  dieser  Beschäftigung  ist  durch  Vorlegung  des  Laboratoriumsjoumals 
oder  durch   ein   Zeugnis   des   Laboratoriumsvorstandes   nachzuweisen. 

Eingehendere  Kenntnis  von  dem  Gebrauche  und  der  Konservierung 
der  Apparate   und   von  den  besten   Methoden  der   Demonstration. 

b)  Als  Nebenfach. 

Prinzipielle  Kenntnis  der  Experimental-  und  der  elementaren  mathe- 
matischen Physik  mit  Einschluß  der  mathematischen  Geographie. 

Nachweis  praktischer  Beschäftigung  durch  je  ein  Semester  im  chemi- 
schen und  physikalischen  Laboratorium. 

Praktische  Kenntnis  der  chemischen  und  physikalischen  Schulexperi- 
mente. 

Artikel  XIV.  Naturgeschichte, 
a)  Als  Hauptfach. 

Gründliche  Kenntnis  der  wichtigsten  Tatsachen  aus  der  Morphologie, 
Anatomie,  Physiologie  und  Paläontok>gie  der  Pflanzen  und  Tiere,  sowie 
deren  geographischer  Verbreitung.  Kenntnis  derjenigen  naturhistorisdien 
Systeme,  welche  eine  allgemeine  Geltung  gefunden  haben.  Kenntnis  der 
praktisch  wichtigeren,  sowie  der  durch  besonders  merkwürdige  Eigenschaften 
oder  häufiges  Vorkommen  auffälligen  Naturkörper.  Der  Kandidat  muß  die 
ihm  vorgelegten  Naturkörper  dieser  Art  erkennen  und  zu  bestimmen  ver- 
mögen. 
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Kenntnis  der  wichtigsten  Tatsachen  aus  der  Morphologie  imd  Physio- 
logie der  Minerale  und  des  gesetzmäBigen  Zusammenhanges  der  Eigen- 
schaften, femer  die  Unterscheidung  der  gewöhnlidien  Felsarten  und  eine 
allgemeine  Kenntnis  der  Lehren  vom  Baue  und  von  der  Veränderung  der 
Erdrinde. 

Der  Kandidat  soll  wenigstens  in  einem  der  drei  Fächer:  Zoologie, 
Botanik,  Mineralogie  durch  gründliche  Studien  und  eigene  in  einem  Institute 
ausgeführte  Arbeiten  umfassendere  Kenntnisse  sich  erworben,  jedoch  auch 
in  jedem  der  beiden  anderen  Fächer  mindestens  ein  Semester  hindurch 
an  praktischen  Übungen  teilgenommen  haben. 

b)  AU  Nebenfach. 

Auf  Anschauung  gegründete  Kenntnis  der  bekannteren  Naturprodukte 
und  ihrer  charakteristischen  Merkmale;  Vertrautheit  mit  den  gangbaren 
naturhistorischen  Systemen  und  denjenigen  Tatsachen  der  allgemeinen  Zoo- 
logie, Botanik  und  Mineralogie,  welche  zum  Verständnis  der  systematischen 
Anordnung  unentbehrlich  sind. 

Artikel  XV.  Philosophie. 

Von  denjenigen  Kandidaten,  welche  den  philosophischen  Unterricht 
zu  erteilen  beabsichtigen,  ist  zu  verlangen  Vertrautheit  mit  den  Haupt- 
problemen der  Philosophie  und  ihrem  historischen  Ursprünge  überhaupt, 
femer  mit  einem  hervorragenden  Lösungsversuche  auf  Orund  des  Studiums 
der  Hauptwerke  irgend  eines  Philosophen  der  neueren  Zeit  (z.  B.  Descartes, 
Leibnitz,  Locke,  Hume,  Kant).  Außerdem  müssen  sie  für  die  propädeutischen 
Gegenstände  (empirische  Psychologie  und  Logik)  wissenschaftliche  Beherr- 
schung dieser  Gebiete  und  auch  die  Fähigkeit  nadiweisen,  die  wesentlichsten 
Punkte  derselben  zum  Zwecke  des  Unterrichtes  klar  und  verständlich  zu 
entwickeln. 

Artikel  XVI.  Moderne  Sprachen: 

Französlscli,  Italienisch,  Englisch. 

a)  Als   Hauptfach. 

Zur  Befähigung  für  den  Unterricht  in  der  französischen,  italieni- 
ni sehen  oder  englischen  Sprache  an  der  ganzen  Realschule  ist  vom 
Kandidaten  zu  fordem:  Fähigkeit,  einen  Abschnitt  aus  einem  Text  in  der 
Unterrichtssprache  ohne  Hilfsmittel  korrekt  in  die  fremde  Sprache  zu  über- 
setzen, sowie  unter  denselben  Bedingungen  einen  Aufsatz  über  ein  leich- 
teres literar-historisches  oder  historisch-grammatisches  Thema  und  als  Haus- 
arbeit eine  größere  Abhandlung  grammatisch  und  stilistisch  korrekt  zu 
schreiben,  femer  Fähigkeit,  vorgelegte  Abschnitte  aus  klassischen  Schrift- 
steilem  verschiedener  Perioden  der  fremden  Literatur  gewandt  in  die  Unter- 
richtssprache zu  übersetzen  und  eingehend  und  richtig  zu  interpretieren. 
Diese  Fordemng  gilt  beim  Französischen  und  Englischen  namentlidi  für  die 
neuere  Literatur,  während  hinsichtlich  des  Altfranzösischen,  Angelsächsischen 
und  Altenglischen  die  Fähigkeit,  einen  nicht  besonders  schwierigen  Ab- 
schnitt richtig  zu  verstehen  und  grammatisch  zu  erklären,  genügen  kann. 
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Bezüglich  des  Italienischen  gilt  die  Forderung  für  den  ganzen  Umfang  der 
Literatur. 

Gründliche  Kenntnis  der  französischen,  italienischen  oder  englischen 
Grammatik  in  ihrer  historischen  Entwicklimg. 

Femer  ist  zu  verlangen,  daß  der  Kandidat  mit  den  hauptsächlichsten 
Oesetzen  und  Formen  der  älteren  und  neueren  Metrik  und  mit  der  modernen 
französischen  oder  englischen  Literatur  und  ihrer  Geschichte  seit  dem  Be- 
ginne  des  16.  Jahrhunderts  gründlich  vertraut  sei,  sowie  eine  genügende  Be- 
kanntschaft mit  der  altfranzösischen,  beziehungsweise  angelsächischen  und 
altenglischen  Literatur  in  ihren  Haupterscheinungen  zeige.  Für  das  Italie- 
nische gilt  auch  hier  die  Forderung  für  den  ganzen  Umfang  der  Literatur. 
Unerläßlich  ist  endlich  Korrektheit  und  Sicherheit  im  mündlichen  Gebrauche 
der  fremden  Sprache,  sowie  gute  Aussprache.  Zur  Ermittiung  dieser  ist 
ein  Teil  der  mündlichen  Prüfung  in  der  betreffenden  Sprache  vorzunehmen. 

b)  Als  Nebenfach  (Französisch  und  Italienisch). 

Zur  Befähigung  für  Französisch  und  Italienisch  als  Nebenfach  ist 
neben  der  gründlichen  Kenntnis  der  neufranzösischen  oder  der  italienischen 
Grammatik  vom  Kandidaten  die  Fähigkeit  zu  fordern,  einen  Text  einfacheren 
Inhaltes  in  das  Französische  oder  Italienische  zu  übersetzen,  sowie  einen 
selbständigen  französischen  oder  italienischen  Aufsatz  über  ein  gegebenes 
einfacheres  Thema  zu  schreiben,  femer  Bekanntschaft  mit  den  bedeutendsten 
klassischen  Schriftsteilem  der  neufranzösischen  oder  der  italienischen  Lite- 
ratur und  die  Fähigkeit,  einen  vorgelegten  Abschnitt  aus  denselben  gewandt 
zu  übersetzen  und  richtig  zu  interpretieren. 

Aus  der  Metrik  sollen  ihm  die  hauptsächlichsten  Gesetze  des  neu- 
französischen  oder  italienischen  Versbaues  und  Reimes  bekannt  sein. 

Weiters  ist  hinreichende  Kenntnis  der  französischen  Literaturgeschichte 
seit  dem  Beginne  des  17.  Jahrhundertes  zu  verlangen.  Hinsichtlich  des 
Italienischen  erstreckt  sich  die  Fordemng  auf  übersichtliche  Kenntnis  der 
ganzen  Literaturgeschichte,  jedoch  mit  Beschränkung  auf  die  bedeutend- 
sten Schriftsteller. 

Endlich  soll  der  Kandidat  genügende  Fertigkeit  und  Korrektheit  im 
mündlichen  Gebrauche  der  französischen  oder  italienischen  Sprache,  sowie 
richtige  Aussprache  erlangt  haben.  Zur  Ermittlung  dieser  ist  die  mündliche 
Prüfung  zum   Teile   in   der  betreffenden   Sprache   vorzunehmen. 

Artikel  XVII.  Darstellende  Geometrie  und  geometrisches  Zeichnen. 

a)  Darstellende  Geometrie. 

Die  Lehre  von  der  orthogonalen,  schiefen  und  zentralen  Projektion 
in  vollem  Umfange  mit  Einschluß  der  Axonometrie  und  der  Raumprojektion. 

E)ie  geometrischen  Konstruktionen,  welche  die  krummen  Linien  und 
Flächen  betreffen,  msbesondere  die  Kurven  zweiter  Ordnung,  die  Raum- 
kurven dritter  und  vierter  Ordnung,  die  Schraubenlinien,  die  ebenen  und 
sphärischen  Zykloiden,  die  Rotationsflächen,  die  Regelflächen,  die  Um- 
hüllungsflächen und  die  Flächen  zweiter  Ordnung. 
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Die  Beleuchtungskonstrulction,  die  wichtigsten  Partien  der  Stereotomie, 
hauptsachlich  das  Wesentlichste  aus  der  Lehre  vom  Steinschnitte,  von  deo 
Dachausmittlungen  und  der  Gnomonik,  femer  die  kotierten  Projektionen 
und  die  wichtigsten  Kartenprojektionen. 

Die  synthetische  neuere  Geometrie  in  demjenigen  Umfange,  in  welchem 
sie  in  der  darstellenden  Geometrie  zur  Anwendung  kommt 

Der  Kandidat  hat  auch  die  nötige  Sicherheit  und  Gewandtheit  im  kon- 
struktiven Zeichnen  nachzuweisen.  Dieser  Nachweis  ist  teils  durch  die 
Zeugnisse  der  technischen  Hochschule,  in  welchen  jederzeit  das  konstruk- 
tive Zeichnen  speziell  klassifiziert  erscheint,  teils  durch  beglaubigte  selb- 
ständig ausgeführte  Konstruktionen  aus  der  darstellenden  Geometrie  und 
den  technischen  konstruktiven  Lehrfächern  zu  liefern.  (Solche  Zeichnungen 
sind  dem  Gesuche  beizuschließen,  Art  il,  2,  b,  vorletztes  Alinea). 

b)  Geometrisches  Zeichnen. 

Die  Elemente  der  darstellenden  Geometrie  in  dem  Umfange,  wie  sie 
in  den  Oberklassen  der  Realschule  zu  lehren  sind;  die  Darstellung  in  axono- 
metrischer  Projektion;  die  Elemente  der  Schattenlehre  und  Linearperspek- 
tive; die  geometrischen  Konstruktionen  von  und  an  Polygonen,  ebenen 
Kurven,  besonders  aber  Kegelschnittslinien. 

Sicherheit  und  Gewandtheit  im  geometrischen  Zeichnen. 

Artikel  XVm.   Chemie. 

a)  Ais   Hauptfach. 

Gründliche  Kenntnis  der  allgemeinen  anoiganischen  und  oi^anischen 
Chemie  und  die  Anwendung  der  chemischen  Grundsätze  auf  die  darauf 
beruhenden  Fabrikationszweige.  Kenntnis  der  neueren  chemischen  Theorien, 
einschließlich  der  elektro-chemischen  Theorie  des  Berzelius. 

Gründliche  Kenntnis  der  analytischen  Chemie,  sowohl  in  qualitativer 
als  in  quantitativer  Hinsicht  und  der  technischen  Proben  auf  den  Wert  der 
wichtigsten  im  Handel  vorkommenden  Materialien  mit  steter  Beziehung 
auf  die  Technik. 

Vertrautheit  mit  der  praktischen  Durchführung  analytischer  Opera- 
tionen, nachzuweisen  durch  je  eine  Probearbeit  aus  dem  Gebiete  der 
qualitativen  und  der  quantitativen  Analyse,  sowie  der  technischen  Proben 
Öetztere  gleichzeitig  neben  der  qualitativen  Analyse  durchzuführen). 

Vertrautheit  mit  der  Ausführung  der  Schulversuche,  nachzuweisen  durch 
einige  Probeexperimente  gelegentiich  der  praktischen  Prüfung  im  Laborato- 
rium oder  auf  eine  andere  Weise  nach  Vereinbarung  zwischen  dem  Di- 
rektor und  dem  Examinator. 

b)  Als  Nebenfach. 

Bei  dieser  Prüfung  wird  gleichfalls  gründliche  Kenntnis  der  allgemeinen 
Chemie  gefordert,  dagegen  von  einer  vollständigen  Orientierung  auf 
dem  Gebiete  der  quantitativen  Analyse  und  der  technischen  Wertbe- 
stimmung chemischer  Hilfsstoffe  abgesehen. 
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Form  der  Prüfung. 

Jede  Prüfung  umfaßt  drei  Abteilungen: 

Die  Hausarbeiten,  —  die  Klausurarbeiten,  —  die  mündliche  Prüfung. 

Artikel  XIX.  Hausarbeiten. 

1.  Wenn  die  in  Art.  II  bezeichneten  Bedingungen  der  Zulassung  er- 
füllt sind,  so  stellt  die  Prüfungskommission  die  Aufgaben  zur  häuslichen 
Bearbeitung  dem  Kandidaten  zu. 

Die  häuslichen  Aufgaben  haben  die  speziellen  Gegenstände  der  Prüfung 
in  der  Art  zu  umfassen,  daß  dem  Kandidaten  Anlaß  geboten  werde,  die 
Befähigung  zu  wissenschaftlicher  Arbeit  und  die  Gründlichkeit  seiner  Fach- 
kenntnisse zu  beweisen. 

Kandidaten,  welche  die  Lehrfähigkeit  für  die  klassische  Philologie  er- 
langen wollen,  haben  eine  dieser  Aufgaben  in  lateinischer  Sprache  zu  be- 
arbeiten, beziehungsweise   eine  Arbeit  in   dieser  Sprache   vorzulegen. 

Kandidaten  für  eine  Landessprache  haben  die  häusliche,  oder,  wenn 
dies  zweckmäßiger  erscheint,  wenigstens  die  Klausuraufgabe  in  der  be- 
treffenden Landessprache  auszuarbeiten. 

2.  Für  die  Bestimmung  der  Anzahl  der  auf  eine  Fachgruppe  (Art.  VI) 
entfallenden  Hausaufgaben  gelten  folgende  Grundsätze: 

Für  jedes   Hauptfach    ist  eine   Hausaufgabe  zu  stellen. 

Aus  den  zu  einer  Gruppe  (Art.  VI)  gehörenden  Nebenfächern 
ist  im  allgemeinen  bloß  eine  Hauptaufgabe  zu  erteilen;  bei  der  Unter- 
richtssprache hat  sie  immer  zu  entfallen,  dagegen  entfällt  sie  niemals  bei 
den  anderen  Sprachen,  bei  Mathematik  und  Geographie.  (Art.  VI,  1,  k.) 

Die  Hausaufgabe  aus  klassischer  Philologie  als  Nebenfach  betrifft  ein 
griechisches  Thema,  welches  in  lateinischer  Sprache  zu  bearbeiten  ist. 

3.  Zur  Bearbeitung  der  Hausaufgaben  wird  dem  Examinanden  ein 
Zeitraum  von  drei  Monaten  für  jede  Aufgabe  gewährt.  Diese  Frist  kann, 
wenn  der  Kandidat  vor  ihrem  Ablaufe  um  Verlängerung  nachsucht,  von  der 
Prüfungskommission  höchstens  auf  das  Doppelte  erstreckt  werden.  Die 
Arbeiten  sind  nicht  einzeln,  sondern  zusammen  der  Kommission  zu  über- 
geben. 

4.  Bei  der  Ausarbeitung  der  häuslichen  Aufgaben  ist  dem  Kandidaten 
nicht  nur  die  Benützung  der  ihm  bekannten  literarischen  Hilfsmittel  ge- 
stattet, sondern  es  ist  die  notwendige  Kenntnis  der  Literatur  des  Gegen- 
standes zu  fordern.  Der  Kandidat  hat  daher  nicht  nur  jedem  Elaborate  ein 
genaues  Verzeichnis  der  von  ihm  vornehmlich  benützten  Hilfsmittel  voran- 
zustellen, sondern  in  dem  Elaborate  selbst  die  Werke  gewissenhaft  an  den- 
jenigen Stellen  namhaft  zu  machen,  wo  er  sich  ihrer  bedient  hat.  Schließ- 
lich hat  er  schriftlich  die  Erklärung  anzufügen,  daß  das  eingelieferte  Elaborat 
von  ihm  selbst  verfaßt  sei  und  er  außer  den  bezeichneten  QueUen  und 
Hilfsmitteln  nichts  benützt  habe. 

5.  Wenn  der  Examinand  zugleich  mit  seinem  Lebenslaufe  eine  von 
ihm  verfaßte  größere  wissenschaftliche  Arbeit  (wie  eine  approbierte  Doktor- 
dissertation, eine  in  einem  Seminare,  beziehungsweise  Institute  oder  Labora- 
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torium  ausgeführte  und  von  der  Leitung  bestätigte  Spezialarbeit)  einreicht,  so 
ist  es  dem  Ermessen  der  Prüfungskommission  überlassen,  diese  statt  einer 
häuslichen  Prüfungsarbeit  gelten  zu  lassen  und  als  solche  zu  beurteilen 
oder  bei  den  sonst  gesetzlichen  Forderungen  zu  beharren. 


6.  Die  eingelieferten  Arbeiten  weist  der  Direktor  den  betreffenden 
Fachexaminatoren  zur  Abgabe  ihres  Urteiles  zu.  Jedem  Mi^liede  der  Kom- 
mission steht  es  frei,  im  Amtslokal  des  Direktors  in  die  Hausarbeiten 
selbst  Einsicht  zu  nehmen. 

Bei  der  Beurteilung  ist  ebensosehr  auf  Selbständigkeit  der  Bearbei- 
tung und  auf  die  den  Forderungen  der  Art.  VIll  bis  XVIII  entsprechende 
Gründlichkeit  der  Kenntnisse,  als  auf  die  Klarheit  in  Gedanken  und  Dar- 
stellung und  auf  die  stilistische  Korrektheit  und  Gewandtheit  zu  sehen.  In 
Betreff  der  Arbeit  in  lateinischer  Sprache  vgl  Art  VIII. 

Dem  charakterisierenden  Gutachten  über  den  Wert  der  Leistungen  des 
Kandidaten  ist  der  bestimmte  Ausspruch  anzufügen,  ob  die  Arbeit  zur  Fort- 
setzung der  Prüfung  in  dem  bei  der  Anmeldung  in  Aussicht  genommenen 
Umfange  (Hauptfach  oder  Nebenfach)  in  vorzüglicher  oder  befriedi- 
gender oder  genügender  Weise  entspreche. 

7.  Wenn  diese  schriftlichen  Arbeiten  bereits  genügend  erweisen,  daß 
der  Kandidat  den  gesetzlichen  Forderungen  nicht  entspricht,  so  hat  ihn 
die  Prüfungskommission  durch  eine  einfache  Mitteilung,  und  bloß  wenn  er 
es  ausdrücklich  begehrt,  durch  Erteilung  eines  förmlichen  Zeugnisses  von 
der  Fortsetzung  der  Prüfung  auszuschließen  und  auf  eine  bestimmte  21eit 
hin  (Art.  XXII)  abzuweisen,  wovon  die  übrigen  Prüfungskommissionen  des 
Staates,  sowie  die  königlich  kroatische  Gymnasialprüfungskommission  zu 
Agram  amtlich  in  Kenntnis  zu  setzen  sind. 

Wenn  ein  Teil  der  Hausarbeiten  genügend,  ein  anderer  ungenügend 
befunden  worden  ist,  so  hat  die  Prüfungskommission  sogleich  bei  der  Re- 
probation  zu  entscheiden,  ob  der  Kandidat  aus  allen  oder  aus  einzelnen 
Prüfungsfächern  neue  Hausaufgaben  zu  bearbeiten  habe. 

Haben  die  schriftlichen  Hausarbeiten  Anlaß  zur  Zurückweisung  nicht 
gegeben,  so  erhält  der  Examinand  die  Vorladung  zur  Klausurarbeit  und 
zur  mündlichen  Prüfung. 

8.  Die  Gültigkeit  der  Hausaufgaben  erlischt,  wofern  der  Kandidat  nicht 
innerhalb  der  nächsten  zwei  Jahre  nach  deren  Approbation  sich  zur  Klausur- 
und  mündlichen  Prüfung  gestellt  hat. 

Artikel  XX.  Klausurarbeiten. 

Die  Klausurarbeiten  dienen  vornehmlich  dazu,  zu  ermitteln,  wie^weit  der 
Examinand  in  seinem  Studienkreise  auch  ohne  alle  Hilfsmittel  ein  promptes 
und  sicheres  Wissen  besitzt. 

1.  Für  jeden  Gegenstand  der  Prüfung  —  die  Unterriditssprac±e  als 
Nebenfach  ausgenommen  —  ist  eine  Klausurarbeit  unter  unausgesetzt  strenger 
Aufsicht  durchzuführen.  Von  der  Übernahme  der  Aufgabe  bis  zur  Ein- 
Heferung  des   Elaborates  soll  der  Kandidat  das  Zimmer  nicht  verlassen. 
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Die  Arbeitszeit  beträgt  acht  Stunden  für  ein  Hauptfach,  vier  für  ein 
Nebenfach.  Die  vierstündige  Arbeitszeit  fällt  ununterbrochen  entweder  in  den 
Vor-  oder  in  den  Nachmittag.  Die  achtstündige  Arbeitszeit  wird  mittags  durch 
eine  entsprechende  Pause,  während  deren  die  Kandidaten  sich  entfernen 
dürfen,  derart  unterbrochen,  daß  vor-  und  nachmittags  ein  Zeitraum  von 
je  vier  Stunden  für  die  Bearbeitung  der  Themata  zur  Verfügung  steht.  Dem 
entsprechend  besteht  die  Klausuraufgabe  bei  den  Hauptfächern  aus  zwei 
Teilen,  deren  jeder  so  bemessen  ist,  daß  er  in  vier  Stunden  bearbeitet 
werden  kann.  Die  Partialaufgaben  werden  dem  Kandidaten  nicht  gleich- 
zeitig, sondern  je  eine  bei  Beginn  der  vierstündigen  Frist  eingehändigt. 

2.  In  Betreff  des  Hauptfaches  „Geschichte''  (Art.  VI,  1,  c)  gilt  die 
besondere  Bestimmung,  daß  für  jede  der  beiden  Disziplinen:  allge- 
meine Geschichte  und  österreichische  Geschichte  eine  Klausur- 
prüfung vorzunehmen  ist,  und  zwar  eine  bloß  vierstündige  für  diejenige 
CHsziplin,  deren  Gebiete  die  Hausaufgabe  entnommen  war,  hingegen  eine 
achtstündige  für  die  andere.  Auf  das  die  Geschichte  begleitende  Fach  der 
Geographie  entfällt  eine  vierstündige  Klausurprüfung. 

Für  die  Naturgeschichte  gilt  die  Bestimmung,  daß  die  Klausurprüfung 
jene  zwei  Reiche  betrifft,  von  welchen  bei  der  häuslichen  Aufgabe  abgesehen 
worden  ist. 

Die  Klausurarbeit  darf  auch  den  Charakter  einer  praktischen  Prüfung 
in  einem  Laboratorium  annehmen. 

Chemiker  haben  statt  der  Klausurarbeit  vollständige  Analysen  im  Labo- 
ratorium durchzuführen  (XVIII). 

3.  An  die  Klarheit  der  Gedanken  und  Darstellung  sind,  da  die  Auf- 
gaben mit  Rücksicht  auf  das  Ausmaß  der  Zeit  und  die  Ausschließung  aller 
literarischen  Hilfsmittel  bestimmt  werden,  dieselben  Forderungen  zu  stellen, 
wie  bei  den  häuslichen  Arbeiten,  wenn  auch  die  stilistische  Form  auf 
Grund  der  beschränkten  Zeit  einige  Nachsicht  beanspruchen  darf. 

Philologen  haben  die  eine  Klausurarbeit  in  lateinischer  Sprache,  Kan- 
didaten für  das  Lehramt  der  modernen  Sprachen  im  Falle  g)  des  Artikels  VI 
die  eine  Klausurarbeit  in  der  betreffenden  modernen  Sprache,  im  Falle  h) 
je  eine  Klausurarbeit  in  jeder  der  beiden  modernen  Sprachen  zu  arbeiten, 
ohne  Gebrauch  eines  Lexikons  oder  einer  Grammatik. 

4.  Für  die  Beurteilung  der  Klausurarbeiten  gelten  dieselben  Bestim- 
mungen, wie  für  die  häuslichen  schriftlichen  Arbeiten,  insbesondere  auch 
hinsichtlich  der  Abweisung  infolge  ungenügender  Leistungen.  (Art.  XIX,  6,  7.) 

Der  Examinator  ist  verpflichtet,  sein  Urteil  über  die  Klausurarbeit 
dem  Direktor  vor  dem  für  die  mündliche  Prüfung  angesetzten  Tage  mitzu- 
teilen, und  nur  wenn  sämtliche  Klausurarbeiten  des  Kandidaten  genügend 
befunden  worden  sind,  darf  zur  mündlichen  Prüfung  geschritten  werden. 
Ihre  Gültigkeit  erlischt,  wenn  sich  der  Kandidat  nicht  sofort  bei  demselben 
Prüfungstermine  zur  mündlichen  Prüfung  stellt. 

5.  Die  Zahl  der  Kandidaten,  welche  in  einer  Klausurprüfung  vereinigt 
werden  mögen,  hängt  davon  ab,  wie  viele  zu  gleicher  Zeit  mit  voller 
Sicherheit  beaufsichtigt  werden  können. 
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Artikel  XXI.  Mündliche  Prafung. 

1.  Die  mündliche  Prüfung  betrifft  zunächst  die  Gegenstände,  für  welche 
der  Kandidat  die  Lehrbefähigung  zu  erwerben  wünscht,  und  hat  in  diesen 
das  Ergebnis  der  vorhergehenden  Prüfungsstadien  zu  vervollständigen  und 
zu  sichern.  Überdies  ist  für  alle  Kandidaten  die  deutsche  Sprache  und  die 
Unterrichtssprache  (Art.  V)  und  nebstdem  für  Kandidaten  des  philologischen 
Gebietes  die  griechische  und  römische  Geschichte  (Art.  VIIl),  für  jene  des 
geschichtlich-geographischen  Gebietes  und  für  die  unter  die  Ausnahms- 
bestimmung des  Art.  VI,  4  fallenden  Kandidaten  die  Philologie  in  dem 
(Art.  X  und  VI,  4)  bezeichneten  Umfange  Gegenstand  der  mündlichen 
Prüfung.  Die  Prüfungen  aus  den  erwähnten  Gegenständen  sind  von  den 
betreffenden  Fachmitgliedern  der  Kommission,  nämlich  denen  für  die 
deutsche  Sprache,  Unterrichtssprache,  Geschichte,  Philologie  vorzunehmen. 

2.  Wünscht  ein  Kandidat,  welcher  bereits  eine  volle  Approbation  er- 
worben hat,  nachträglich  auch  die  Befähigung  zu  erlangen,  sidi  beim  Unter- 
richte einer  anderen  Sprache  als  der  ursprünglich  gewählten  zu  bedienen, 
so  hat  er  sich,  wofern  er  nicht  früher  wenigstens  eine  Klausurarbeit  in  dieser 
anderen  Sprache  geliefert  hat,  vor  der  mündlichen  Prüfung  (Punkt  1)  noch 
einer  dreistündigen  Klausurprüfung  zu  unterziehen.  Hiebei  hat  der  Kandidat 
entweder  ein  seine  Lehrfächer  betreffendes  Thema  frei  zu  bearbeiten  oder 
einige  Stellen  aus  Lehrbüchern  dieser  Fächer  zu  übersetzen. 

3.  Es  steht  den  Prüfungskommissionen  zu,  zwei  Examinanden  zu  der- 
selben Zeit  in  mündlicher  Prüfung  vorzunehmen,  jedoch  nur,  wenn  diese 
für  dasselbe  Gebiet  des  Unterrichtes  die  Lehrbefähigung  nachsuchen.  Wo  es 
nur  immer  angeht,  sollen  die  Kandidaten  einzeln  geprüft  werden. 

4.  Bei  dem  mündlichen  Examen  muß  der  Direktor  der  Prüfungskom- 
mission oder  sein  Stellvertreter  ununterbrochen,  und  außer  ihm  müssen  stets 
wenigstens  zwei  andere  Mitglieder  zugegen  sein.  Ober  jede  mündliche 
Prüfung  ist  ein  Protokoll  zu  führen,  und  zwar,  wenn  zwei  zugleich  geprüft 
werden,  für  jeden  der  Examinanden  gesondert 

5.  Es  steht  den  Prüfungskommissionen  frei,  die  mündliche  Prüfung 
insofern  öffentlich  abzuhalten,  daß  der  Zutritt  jedem  Studierenden  gegen 
eine  beim  Vorsitzenden  anzusprechende,  auf  Namen  lautende  Eintrittskarte 
gestattet  wird. 

Artikel  XXII.  Entscheidung,  ob  der  Examinand  die  Prüfong  bestanden 

habe. 

1.  Nach  Beendigung  sämtlicher  Teile  des  Examens  entscheiden  die- 
jenigen Kommissionsmitglieder,  welche  die  Prüfung  vorgenommen  haben, 
in  einer  zu  diesem  Zwecke  in  kürzester  Frist  abzuhaltenden  Sitzung  auf  Grund 
der  über  die  einzelnen  Leistungen  vorliegenden  Urteile,  ob  der  Kandidat 
die  Prüfung  bestanden  habe  oder  nicht.  Die  Entscheidung  wird,  nötigenfalls 
mit  den  Motiven,  dem  über  die  mündliche  Prüfung  aufgenommenen  Pro- 
tokolle beigefügt.  (Art.  XXI,  4.) 

Die  Prüfung  ist  für  bestanden  zu  erachten,  wenn  der  Examinand  den 
Forderungen  in  den  Art.  IV  bis  XVIII  für  jeden  der  zu  seinem  Prüfungs- 
gebiete gehörigen  Gegenstände  genügt  hat.    In  keinem  der  Prüfungsstadien 
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können  vorzügliche  Leistungen  in  einem  Gegenstande  als  Ersatz  für  Mängel 
in  einem  anderen  betrachtet  werden. 

Gegen  den  Antrag  des  speziellen  Examinators  darf  die  Befähigung 
nicht  ausgesprochen  werden.  Im  übrigen  entscheidet  bei  Stimmengleichheit 
der  Vorsitzende. 

Die  Entscheidung  wird  dem  Kandidaten,  unmittelbar  nachdem  sie 
getroffen  worden  ist,  mitgeteilt. 

2.  Wenn  die  wissenschaftlichen  Leistungen  des  Examinanden  den  gesetz- 
lichen Forderungen  nicht  entsprechen,  aber  zugleich  hoffen  lassen,  daß  es 
ihm  bei  fortgesetztem  Studium  gelingen  werde,  dies  zu  erreichen,  so  hat  ihn 
die  Prüfungskommission  unter  Erteilung  eines  bestimmten  Zeugnisses  über 
seine  Leistungen  für  jetzt  abzuweisen  und  zugleich  die  Zeit  zu  bestimmen, 
nach  welcher  frühestens  er  sich  wieder  zum  Examen  vor  einer  Prüfungs- 
kommission melden  dürfe.  Nach  erfolgter  Zurückweisung  kann  die  Wieder- 
holung in  der  Regel  nicht  früher  als  nach  Verlauf  eines  ganzen  Jahres, 
und  nur  in  rücksichtswürdigen  Fällen  darf  sie  ausnahmsweise  schon  nach  Ver- 
lauf eines  halben  Jahres  stattfinden. 

Kandidaten,  welche  bei  nochmaliger  Prüfung  nicht  bestehen,  sind  nur 
mit  Erlaubnis  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  zu  einer  weiteren 
Prüfung  zuzulassen.  Eine  dritte  Wiederholung  der  Prüfung  ist  nicht  zulässig. 
Von  jeder  Abweisung  sind  die  übrigen  Prüfungskommissionen  des  Staates, 
sowie  die  königlich  kroatische  Gymnasialprüfungskommission  zu  Agram 
amtlich  in  Kenntnis  zu  setzen. 

3.  Wird  ein  Kandidat  auf  Grund  der  mündlichen  Prüfung  zurückge- 
wiesen, so  entscheidet  die  Prüfungskommission  sogleich  im  vorhinein,  ob 
er  die  Prüfung  aus  allen  oder  nur  aus  einigen  und  welchen  Prüfungsfächern 
zu  wiederholen  habe,  ferner  ob  ihm  bei  Wiederholung  der  Prüfung  eine 
Erleichterung  in  der  Art  zu  gewähren  sei,  daß  ihm  die  Hausarbeiten  ganz 
oder  teilweise  erlassen  werden.  Von  der  Klausur-  und  der  mündlichen  Prüfung 
wird  in  keinem  Falle  Dispens  erteilt. 

4.  Wenn  endlich  die  ungenügende  wissenschaftliche  Bildung  des  Exa- 
minanden nicht  einmal  der  Hoffnung  Raum  gibt,  daß  er  im  weiteren 
Studium  das  Fehlende  werde  ersetzen  können,  so  hat  die  Prüfungskommis- 
sion den  Examinanden  durch  ein  diese  Entscheidung  begründendes  Zeugnis 
schlechthin,  ohne  Erlaubnis  zu  einem  später  zu  wiederholenden  Examen, 
abzuweisen  und  hievon  die  übrigen  Prüfungskommissionen  des  Staates,  sowie 
die  königlich  kroatische  Gymnasialprüfungskommission  zu  Agram  amtlich 
in  Kenntnis  zu  setzen;  dem  Examinanden  steht  in  solchem  Falle  der 
Rekurs  an  das  Unterrichtsministerium  zu. 

5.  Wenn  ein  Kandidat  für  das  Lehramt  der  klassischen  Philologie  den 
gesetzlichen  Forderungen  aus  dem  Lateinischen  und  Griechischen  zwar 
Genüge  leistet,  jedoch  bei  der  mündlichen  Prüfung  aus  der  griechischen 
und  römischen  Geschichte  der  Anordnung  der  Vorschrift  (Art.  VIII,  2) 
nicht  entspricht;  desgleichen  wenn  ein  Kandidat  für  das  Lehramt  der  Ge- 
schichte und  Geographie  bei  günstigem  Ausfalle  der  Prüfung  aus  diesen 
Fächern,  oder  ein  unter  die  Ausnahmsbestimmungen  (Art.  VI,  4)  fallender 
Kandidat  das  vom  Gesetze  geforderte  Maß  des  Wissens  aus  dem  Lateini- 
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sehen  oder  Griechischen  (Art  X,  a,  beziehungsweise  VI,  4)  bei  der  münd- 
lichen Prüfung  nicht  nachweist;  ebenso  wenn  ein  Kandidat  lediglich  den  all- 
gemeinen Forderungen  nicht  entspricht,  welche  er  hinsichtlich  seiner  Unter- 
richtssprache zu  erfüllen  hat  (Art  V,  aL  2)  —  so  soll  ihm  die  Ausstellung 
des  Zeugnisses  der  Approbation  so  lange  verweigert  werden,  bis  er  in  einer 
neuerlichen  mündlichen  Prüfung,  deren  Termin  die  Prüfungskommission  nach 
eigenem  Ermessen  bestimmt,  das  Fehlende  nachgetragen  hat  In  der 
Zwischenzeit  kann  über  den  Kandidaten  keine  andere  Auskunft  g^eben 
werden,  als  daß  er  in  der  Prüfung  begriffen  ist 

Artikel  XXIIl.  Inhalt  des  Zeugnisses. 

1.  Das  von  dem  Direktor  der  Prüfungskommission  und  den  Examina- 
toren der  Hauptfächer  (oder  bei  deren  Verhinderung  von  zwei  anderen 
Mitgliedern  der  Kommission)  zu  unterschreibende  Prüfungszeugnis  enthält: 

a)  das  vollständige  Nationale  des  Examinanden:  Name,  Ort,  Tag  und 
Jahr  der  Geburt,  Religion,  Schule,  Universität  (technisdie  Hochschule), 
genaue  Angabe  über  die  Teilnahme  an  seminaristischen  Übungen,  beziehungs- 
weise an  praktischen  Arbeiten  in  Instituten  und  Laboratorien  (Art  II,  2,  b) 
auf  Grund  der  von  den  Leitern  dieser  Einrichtungen  ausgestellten  Zeugnisse, 
die  im  Sinne  des  Art.  V  bei  der  Meldung  zur  Prüfung  voigelegten  Zeug- 
nisse über  seine  philosophischen  und  pädagogischen  Studien,  etwa  erworbene 
friihere  approbierende  oder  reprobierende  Zeugnisse  von  Priifungskommis- 
sionen ; 

b)  die  Angabe  der  Gegenstände  der  häuslichen  und  der  Klausur- 
arbeit, dann  der  gesamten  mündlichen  Prüfung,  jedes  zugleich  mit  den 
über  die  Leistungen  gefällten  Gesamiurieilen  (vorzüglich,  befriedigend,  ge- 
nügend, nicht  genügend),  eventuell  mit  kurzer  Begründung  oder  Ausführung 
derselben ; 

c)  am  Schlüsse  das  Gesamturteil  der  Kommission,  ob  der  Kandidat  als 
lehrfähig  erkannt  worden  sei  oder  nicht;  und  im  ersten  Falle,  für  welche 
Gegenstände,  welche  Höhe  der  Gymnasial-  oder  Realschulklassen  (Haupt- 
fach oder  Nebenfach),  mittels  welcher  Unterrichtssprache.  Wird  die  Be- 
fähigung in  Anspruch  genommen,  sich  mehr  als  einer  Sprache  beim  Unter- 
richte zu  bedienen,  so  hat  sich  das  Zeugnis  hinsichtlich  jeder  derselben  aus- 
zusprechen. 

Wenn  der  Kandidat  nicht  als  lehrfähig  erkannt  wird,  so  ist  zu  bemerken, 
auf  wie  lange  Zeit  er,  oder  daß  er  für  immer  zurückgewiesen  ist 

Da  die  Abstufungen  der  erreichten  Höhe  der  Befähigung  im  Kontexte 
des  Zeugnisses  ersichtlich  gemacht  sind,  so  ist  die  Approbation  am  Sdilusse 
desselben  einfach  ohne  weiteren  Beisatz  auszusprechen,  also  audi  weder 
durch  eine  Bedingung  oder  eine  Voraussetzung  einzuschränken,  nodi  durch 
eine  charakterisierende    Bezeichnung  irgendwie   abzustufen. 

2.  Wenn  ein  Examinand  das  Examen,  sei  es  für  die  unteren  oder 
oberen  Klassen  bestanden  hat,  so  hat  er  das  Recht,  zu  einer  Ausdehnung 
seiner  Lehrbefähigung  auf  die  höheren  Klassen  oder  zur  Erwerbung  der 
Lehrbefähigung  in  noch  anderen  Gegenständen  (sowohl  Haupt-  als  Neben- 
fach) eine  weitere  Prüfung  nachzusuchen,  falls  er  der  Prüfungskommission 
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in  der  (Art  11,  2,  d)  bezeichneten  Weise  die  Oberzeugung  verschafft,  daß 
er  die  erforderlichen  Studien  gemacht  habe.  Die  neue  Prüfung  ist  durch 
sämtliche  Stadien  durchzuführen.^) 

Duplikate  von  Lehrbefähigungszeugnissen  dürfen  nur  nach  beim  Mini- 
sterium für  Kultus  und  Unterricht  eingeholter  Ermächtigung  ausgefolgt 
werden. 

Artikel  XXIV.  Wirkung  des  Zeugnisses. 

1.  Das  Zeugnis,  daß  ein  Examinand  die  Prüfung  vollständig  bestanden 
habe,  berechtigt  ihn,  zuerst  das  Probejahr  (vgl.  Art.  XXV)  an  einer  Anstalt 
(Gymnasium,  Realschule)  zu  bestehen,  an  welcher  die  Unterrichtssprache, 
für  welche  der  Kandidat  approbiert  wurde,  in  Anwendung  ist,  und  macht  ihn 
dann  fähig,  falls  die  für  jedes  Gebiet  der  Prüfungsgegenstande  gestellten 
Bedingungen  vollständig  erfüllt  sind,  an  Gymnasien  oder  Realschulen  der 
bezeichneten  Art  angestellt  zu  werden. 

2.  Die  Gültigkeit  des  Zeugnisses  erlischt,  sowohl  wenn  der  Kandidat 
während  der  nächsten  fünf  Jahre  in  die  Probepraxis  nicht  eintritt,  als  auch 
wenn  die  Lehrtätigkeit  an  einer  öffentlichen  Schule  durch  mehr  als  fünf 
Jahre  unterbrochen  ist. 

Die  Gültigkeit  kann  wieder  hergestellt  werden  durch  den  Nachweis, 
daß  der  Betreffende  in  der  Zwischenzeit  fortwährend  wissenschaftlich  oder 
didaktisch  tatig  war.  Dieser  Nachweis  ist  vor  einer  Prüfungskommission  zu 
führen,  welche,  wenn  sie  ihn  genügend  befindet,  das  früher  erteilte  Zeugnis 
durch  eine  demselben  anzuschließende  Bemerkung  noch  fernerhin  für  gültig 
erklärt  Wird  der  Nachweis  nicht  oder  in  nicht  genügender  Weise  geliefert, 
so  ist  die  Prüfung  zu  erneuern,  wobei  die  häuslichen  Arbeiten  erlassen 
weiden  können,  die  Nachsicht  der  Klausurarbeiten  oder  der  mündlichen 
Prüfung  dagegen  niemals  stattfinden  kann.  Das  Probejahr  ist  nicht  zu 
erneuern. 

Artikel  XXV.  Probejahr. 

1.  Nach  bestandenem  Examen  hat  jeder  Kandidat  sich  ein  Jahr  lang 
an  einem  Gymnasium  oder  einer  Realschule  zur  praktischen  Ausbildung  seiner 
Lehrfähigkeit  beschäftigen  zu  lassen,  wenn  er  nicht  in  der  Lage  ist,  das 
mit  MinErl.  vom  21.  Juni  1893,  Z.  13.839,  zum  Zwecke  einer  vertieften 
pädagogisch  -  didaktischen  Ausbildung  der  Kandidaten  eingerichtete  er- 
weiterte Probejahr  abzulegen. 

2.  Das  Probejahr  überhaupt  kann  nur  an  einer  öffentlichen  Lehranstalt 
(Gymnasium  oder  Realschule)  bestanden  werden,  welche  gleichartig  ist 
mit  derjenigen,  für  welche  der  Kandidat  die  wissenschaftliche  Lehrbefähigung 
besitzt. 

Der  Kandidat  kann  das  Kronland  dazu  wählen,  die  Lehranstalt  aber 
wird  von  der  Landesschulbehörde  des  Kronlandes  bestimmt.  Diese  hat  dabei 
vor  allem  den  pädagogischen  Zweck  des   Probejahres  —  die  praktische 

^  Bei  der  Erweiterungsprttfonflr  ans  irgtnd  einer  Unterrichtssprache  als  Nebenfach  kann 
die  Kommission  anf  Antrag  des  Fachexaminators  der  betreffenden  Sprache  dem  Kandidaten  die 
Bearbeitung  einer  Hausaufgabe  erlassen,  wenn  Haus-  und  Klausurarbeiten  vorliegen,  die  der 
Kandidat  in  }ener  Unterrichtssprache  abgefai^t  hat. 

Von  der  Klansararbelt  ist  bei  einer  Erweitemngsprflfung  in  keinem  Falle  abzusehen. 


944  '^-  ^^^''  Stadienvorachrifteo;  B.  Die  vier  Fakidtitntiidien. 

Ausbildung  des  Kandidaten  —  zu  beachten;  nur  nebenbei  können  die  Be* 
dürfnisse  der  einzelnen  Lehranstalten  und  billige  Wünsche  des  Kandidaten 
Berücksichtigung  finden. 

3.  Der  Probekandidat  wird  unter  die  besondere  fachmannische  Leitung 
eines  Professors  gestellt  Einem  und  demselben  Professor  dürfen  zu  gleicher 
Zeit  nicht  mehr  als  zwei  Kandidaten  zugewiesen  werden. 

4.  Im  ersten  Semester  des  Probejahres  wohnt  der  Kandidat  anfänglich 
dem  Unterrichte  des  ihn  leitenden  Professors,  nach  Tunlichkeit  und  nach  dem 
Ermessen  des  Direktors  auch  dem  Unterrichte  anderer  Lehrer  hospitierend 
bei,  hierauf  nimmt  er  die  einzelnen  Lehrstunden  in  Gegenwart  und  unter 
Aufsicht  des  Professors,  welchem  er  zugewiesen  ist,  am  Unterrichte  selbst 
teil,  und  zwar  in  soviel  Klassen,  als  möglich.  Hat  er  sich  hiebei  an  die 
Weisungen  des  Professors  zu  halten,  so  hat  dieser  seinerseits  während  der 
Lehrstunden  alles  zu  vermeiden,  was  die  Autorität  des  Kandidaten  bei  den 
Schülern  beeinträchtigen  könnte. 

5.  Die  sich  darbietenden  Erscheinungen  des  Schullebens,  das  in  den 
Lehrstunden  Behandelte,  sowie  das  demnächst  Vorzunehmende,  die  metho- 
dische Behandlung  der  einzelnen  Abschnitte  des  Gegenstandes  mit  Rüdc- 
sicht  auf  die  Lehrstufe,  die  dem  Lehrplane  und  der  Unterrichtszeit  ange- 
messene Verteilung  des  gesamten  Lehrpensums,  die  Anlage  und  Behand- 
lung der  Lehrmittelsammlungen,  die  Schuldisziplin,  die  Schulgesundheits- 
pflege, die  Schulliteratur  des  Gegenstandes,  beachtenswerte  pädagogisdi- 
didaktische  Abhandlungen,  insbesondere  auch  der  Organisationsplan  der 
Gymnasien  (und  Realschulen),  die  Instruktionen  für  den  Unterricht,  die 
Weisungen  zur  Führung  des  Schulamtes  und  deigleichen  zur  Sache  Ge- 
höriges bilden  außerhalb  der  Schulzeit  in  beiden  Semestern  den  G^en- 
stand  teils  gelegentlicher,  teils  regelmäßiger  —  etwa  wöchentlicher  — 
Besprechung  zwischen  Professor  und  Kandidat,  nach  Umständen  auch  den 
Stoff   zu   schriftlichen    Elaboraten. 

Der  Direktor  hat  zeitweilig  aus  eigener  Anschauung  die  spezielle 
Unterweisung  des  Kandidaten  kennen  zu  lernen  und  sich  von  dem  geregelten 
Vorgehen  Überzeugung  zu  verschaffen. 

6.  Der  Direktor  der  Anstalt  ist  berechtigt,  unter  sorgfältiger  Wahrung 
der  Interessen  der  Anstalt  dem  Kandidaten  im  zweiten  Semester  der  Probe- 
zeit den  selbständigen  Unterricht  in  einer  Klasse  zu  übertragen,  jedoch  so, 
daß  der  Kandidat  der  Leitung  und  Aufsicht  seines  Führers  nicht  ganz  ent- 
zogen werde,  vielmehr  und  insbesondere  in  Betreff  der  Semestralklassifikation 
unter  der  Kontrolle  seines  Leiters  stehe,  damit  die  Gleichmäßigkeit  der 
Beurteilung  der  Schülerleistungen  in  beiden  Semestern  gewahrt  bleibe.  Ver- 
wehren jedoch  besondere  an  der  Anstalt  obwaltende  Schwierigkeiten  die 
Verteilung  des  Unterrichtes  unter  eine  größere  als  die  normale  Anzahl  von 
Lehrern,  so  hat  es,  namentlich  wenn  mehr  als  ein  Probekandidat  zur  SteDe 
ist,  auch  im  zweiten  Semester  bei  jener  Tätigkeit  des  Kandidaten  sein 
Bewenden,  welche  gegen  Ende  des  ersten  Semesters  Platz  greift  (siebe 
Punkt  4). 

Obersteigen  aber  notwendige  Supplierungen  die  Kräfte  des  Lehrer- 
kollegiums, so  kann  jeder  Kandidat,  dessen  Eignung  hiezu  außer  Zweifel 
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steht,  auch  für  mehr  als  eine  Klasse  in  Anspruch  genommen  werden. 
Auch  in  diesem  Falle  bleibt  es  Aufgabe  jenes  Professors^  dessen  Leitung  der 
Kandidat  anvertraut  worden,  diesem  ratend  und  weisend  zur  Seite  zu 
stehen.  Oberhaupt  wird  der  ganze  Lehrkörper  es  als  eine  Pflicht  gegen 
seine  Schule  und  gegen  seinen  Berufsgenossen  ansehen,  durch  kollegialisches 
Verhalten  zu  dem  Kandidaten  dessen  Stellung  an  der  Anstalt  zu  erleichtem 
und  zu  befestigen. 

7.  Übrigens  ist  der  Probekandidat  den  Bestimmungen  der  allgemeinen 
Schulgesetze  und  der  speziellen  Schulordnung  seiner  Anstalt,  sowie  den 
Anordnungen  des  Direktors  in  gleicher  Weise  zum  Gehorsam  verpflichtet, 
wie  jeder  angestellte  Lehrer;  namentlich  hat  er  die  Lehrerkonferenzen 
regelmäßig  zu  besuchen  und  ist  dort,  sobald  er  selbständigen  Unterricht  er- 
teilt, zum  Abgeben  seiner  Stimme  über  Leistungen  und  sittliches  Verhalten 
der  Schüler  in  seinem  Gegenstände  und  seinen  Lehrstunden,  sowohl  im 
Laufe  des  Schuljahres,  als  bei  der  Frage  nach  Versetzung  und  Klassifikation, 
so  verpflichtet  wie  berechtigt.  In  allen  übrigen  Fällen  hat  der  Kandidat 
in  der  Konferenz  nur  eine  beratende  Stimme. 


8.  Wenn  die  didaktischen  oder  pädagogischen  Fehler  des  Probekandi- 
daten oder  sein  sonstiges  Verhalten  der  Lehranstalt,  an  welcher  er  be- 
schäftigt ist,  nachteilig  zu  werden  drohen,  so  hat  der  Direktor  das  Recht, 
in  dringenden  Fällen  sogleich  der  Tätigkeit  des  Kandidaten  an  seiner  An- 
stalt ein  Ende  zu  setzen.  Er  hat  darüber  die  Ansicht  des  Lehrkörpers 
anzuhören,  dann  nach  seiner  Oberzeugung  zu  entscheiden  und  die  ge- 
schehene Entlassung  eines  Kandidaten  unter  Beilegung  des  Protokolls  über 
die  Ansichten  des  Lehrkörpers  sofort  an  die  vorgesetzte  Landesschulbehörde 
zu  berichten.  Diese  hat  je  nach  Art  der  Gründe,  welche  die  Entfernung  des 
Kandidaten  veranlaßten,  entweder  ihn  unter  den  geeigneten  Weisungen 
an  eine  andere  Lehranstalt  zur  Fortsetzung  seines  Probejahres  zu  schicken 
oder  erforderlichenfalls  wegen  seiner  Zurückweisung  vom  Lehramte  einen 
Antrag  an  das  Ministerium  zu  stellen. 

9.  Nach  Ablauf  des  Probejahres  hat  der  Direktor,  je  nach  der  Sach- 
lage, auf  Grund  einer  Beratung  mit  dem  leitenden  Professor  oder  mit  den 
Klassenlehrern  der  Klassen,  in  welchen  der  Probekandidat  allenfalls  be- 
schäftigt war,  ein  von  ihm  und  jenem  Professor  oder  diesen  Klassenlehrern 
zu  unterschreibendes  Zeugnis  auszustellen,  in  welchem  die  Tätigkeit  des 
Kandidaten,  beziehungsweise  die  Gegenstände  und  Klassen,  worin  der  Kan- 
didat zeitweilig  oder  selbständig  unterrichtet  hat,  bezeichnet  und  der  Grad 
der  von  ihm  bewiesenen  Fertigkeit  im  Unterrichten  und  im  Aufrechthalten 
der  Zucht  unverhohlen  beurteilt  wird.  Eine  Abschrift  des  Zeugnisses  ist 
dem  zu  erstattenden  Jahresberichte  über  die  Lehranstalt  beizulegen.  Erst 
durch  dieses  Zeugnis  wird  die  Befähigung  zur  Anstellung  als  ordentlicher 
Lehrer  vollständig  erworben. 

10.  Die  Leistung  des  Probejahres  gibt  dem  Kandidaten  nur  in  dem 
Falle  einen  Anspruch  auf  Remuneration  für  die  von  ihm  erteilten  Stunden, 
wenn  er  über  die  Zahl  von  sechs  wöchentlichen  Stunden  beim  Unterrichte 
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beschäftigt  war.    In  diesem  Falle  kann  der  Direktor  bei  der  Landessdiul- 
behörde   eine    Remuneration   beantragen. 

Artikel  XXVI.  Oebfilireii. 

Jeder  Kandidat,  welcher  sich  zur  Prüfung  aus  einem  der  In  Art  VI 
bezeichneten  Fachgebiete  gemeldet  hat,  hat  bei  der  Zulassung  zur  Prüfung 
15  Gulden  (30  Kronen),  bei  der  Vorladung  zu  den  Klausurarbeiten  (be- 
ziehungsweise zur  mündlichen  Prüfung)  gleichfalls  15  (30  Kronen J,  somit 
im  ganzen  30  Gulden  (60  Kronen)  als  Prüfungstaxe  zu  entrichten. 

Dieselbe  Taxe  gilt  auch  für  den  Fall,  daß  ein  Kandidat  sich  gleicfa- 
zeitig  der  Prüfung  aus  einem  solchen  Fachgebiete  und  aus  einem  zu  einer 
anderen  Gruppe  gehörigen  Gegenstande  unterzieht. 

Für  jede  Ergänzungs-  und  Erweiterungsprüfung  ist  eine  Taxe  von 
20  Gulden  (40  Kronen)  in  zwei  gleichen  Raten  zu  entrichten. 

Kandidaten,  welche  die  Lehrbefähigung  bereits  besitzen  und  sich  einer 
weiteren  Prüfung  bloß  zu  dem  Behufe  unterziehen,  um  den  Unterricht  audi 
mittels  einer  anderen  als  der  ursprünglich  gewählten  Unterrichtsspradie  er- 
teilen zu  können,  haben  eine  Taxe  von  10  Gulden  (20  Kronen)  zu  zahlen. 

Die  im  vorstehenden  festgesetzten  Taxen  müssen  bei  der  Wiederholung 
der  Prüfung  neuerlich  entrichtet  werden. 

Ebenso  ist  die  erste  Rate  der  Taxe  in  dem  Falle  neuerlich  einzuzahlen, 
wenn  einem  Kandidaten  gestattet  wird,  die  bei  einer  Prüfungskommission 
begonnene  PHifung  bei  einer  anderen  fortzusetzen. 

Für  die  Ausfertigung  von  Duplikaten  der  Lehrbefähigungszeugnisse  ist 
eine  Taxe  von  6  Gulden  (12  Kronen)   zu  entrichten. 

Artikel  XXVU.  QeschSftsffihnuig. 

1.  Sämtliche  Prüfungskommissionen  stehen  unmittelbar  unter  dem 
Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht. 

2.  Der  Direktor  der  Prüfungskommission  hat  die  Korrespondenz  mit 
dem  Ministerium  und  den  Kandidaten  zu  führen  und  die  Akten  der  Prüfungs- 
kommission in  geschäftsmäßiger  Ordnung  zu  halten. 

3.  Die  Akten  sind: 

a)  allgemeine,  enthaltend  die  allgemeinen  Verordnungen  des  Ministe- 
riums auf  Anfragen  der  Prüfungskommission  und  ähnliche; 

b)  Personalakten. 

Ober  jeden  Kandidaten,  welcher  sich  dem  Examen  vor  einer  Prüfungs- 
kommission unterzieht,  wird  ein  eigenes  Aktenstück  angelegt,  welches  ent- 
halten muß:  das  Gesuch  des  Kandidaten  nebst  Angabe  der  Zeugnisse  und 
ihres  Inhaltes,  den  Lebenslauf  desselben,  die  aUfälligen  Entscheidungen  des 
Ministeriums  bei  Zweifeln  über  Zulassung  des  Kandidaten  zum  Examen, 
die  Zuschriften  der  Prüfungskommission  an  den  Kandidaten,  dessen  sdirift- 
liche  Arbeiten,  das  Jürteil  der  Prüfungskommission  über  die  schriftlicfaai 
Arbeiten,  das  Protokoll  über  die  mündliche  Prüfung  und  über  die  Schlufi- 
beratung  der  Prüfungskommission,  das  dem  Kandidaten  erteilte  Zeugnis. 
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4.  Von  den  Personalakten  sind  am  Ende  eines  jeden  Schuljahres  an 
das  Unterrichisministerium  nur  jene  zur  Einsicht  zu  senden,  welche  speziell 
verlangt  werden. 

Artikel  XXVIII.  Obergani^bestimmungen. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Studienjahre  1897/98  in  Kraft 
Für  diejenigen  Kandidaten,  welche  vor  dem  Erlasse  dieser  Prüfungs- 
vorschrift ihre  Studien  begonnen  oder  bereits  beendigt  haben  und  den 
Forderungen  im  Art.  V,  Abs.  1,  nicht  zu  entsprechen  vermögen,  bleiben 
die  Bestimmungen  der  Prüfungsvorschrift  vom  7.  Februar  1884,  Z.  2117, 
MVBNr.  3  vom  Jahre  1884,  S.  29,  rücksichtlich  der  pädagogisch-didaktischen 
Hausarbeit  aufrecht 
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Np.  690. 

Sdurelbsn  des  Ministers  des  K.  d.  U.  yom  27.  Dezember  1849, 

RGBNr.  15  ex  1850, 

an  den  Herrn  Statthalter  von  Niederösterreich,  ob  der  Enns,  Salzburg, 
Böhmen,  Küstenland,  Mahren,  Schlesien,  Kärnten,  Krain,  Tirol  und  Vorarl- 
berg; den  Herrn  Landeschef  von  Galizien,  den  Herrn  Landespräsidiums- 
verweser von  Dalmatien,  den  Herrn  k.  k.  Gubemialkommissionsvorsteher 

zu   Krakau   und  das   Kreisamt  zu   Czemowitz, 
womit  eine  Verordimiig  in  BeireH  der  an  öffentlichen  Lehranstalten 
stattfindenden  Prfifongen  aus  den  lebenden  Sprachen  bekannt  gemacht 

wird. 

Da  gegenwärtig  für  viele  junge  Männer  das  Bedürfnis  vorhanden  ist, 
sich  mit  der  Kenntnis  irgend  einer  lebenden  Sprache  durch  ein  glaub- 
würdiges Zeugnis  auszuweisen,  so  wird  folgendes  angeordnet: 

1.  Alle  vom  Staate  bestellten  Lehrer  lebender  Sprachen  an  Universitäten, 
welche  nach  §  3  des  provisorischen  Gesetzes  über  Organisierung  der  akade- 
mischen Behörden  in  die  Klasse  der  Lehrer  im  engeren  Sinne  ^)  gehören, 
sie  mögen  vom  Staate  besoldet  sein  oder  nicht,  sowie  die  vom  Staate 
bestellten  Lehrer  an  technischen  Instituten,  sind  ermächtigt,  Prüfungen  über 
ihr  Fach  mit  jedem,  der  sich  dazu  meldet,  vorzunehmen,  und  nicht  bloß 
Privatzeugnisse,  sondern  auch  öffentlich  beglaubigte  Zeugnisse  auszustellen. 

2.  Wer  ein  öffentlich  beglaubigtes  Zeugnis  zu  erhalten  wünscht,  hat 
sich  beim  Dekan  der  philosophischen  Fakultät  oder  beim  Direktor  des 
technischen  Institutes  zu  melden,  in  dessen  Gegenwart  die  Prüfung  abgelegt 
wird,  und  der  auch  das  darüber  ausgestellte  Zeugnis  mitzufertigen  hat. 

3.  Das  Zeugnis  hat  nicht  wie  bisher  die  Kenntnisse  des  Geprüften 
durch  eine  sogenannte  Klasse  zu  bezeichnen,  sondern  mit  bestimmten  Worten, 

»)  j.  Nr,  SSO. 
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Art  und  Grad  der  Befähigung  des  Geprüften,  seine  Gedanken  mündlich  und 
schriftlich  in  der  fraglichen  Sprache  auszudrücken,  zu  bezeichnen. 

4.  Für  jede  solche  Prüfung  erhalten  der  Lehrer  und  der  Dekan  oder 
Direktor  eine  Prüfungstaxe  von  je  [zwei  Gulden  Konventionsmünze].^)  Diese 
Prüfungstaxe  haben  an  Universitäten  künftig  auch  die  öffentlichen  Hörer 
der  fraglichen  Sprache,  welche  ein  solches  Zeugnis  zu  erlangen  wünschen, 
zu  erlegen. 

5.  An  Orten,  wo  sich  keine  Universität  oder  kein  technisches  In- 
stitut, aber  ein  Gymnasium  oder  eine  Oberrealschule  befindet,  sind  auch 
die  wirklich  angestellten  Lehrer  oder  Nebenlehrer  lebender  Sprachen  an 
selben  ermächtigt,  mit  Nichtgymnasiasten  Prüfungen  im  Beisein  des  Direk- 
tors unter  den  sub  2  bis  4  angeführten  Modalitäten  vorzunehmen  und 
Zeugnisse   auszustellen. 


Nr.  700. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  17.  Harz  1899,  Z.  1755, 

MVBNr.  15, 

an  die  Dekanate  der  philosophischen  Fakultäten, 

betreffend  eine  Erhöhung  der  Prfifongstaxe  ffir  die  Prfifuiig  ans  deo 

lebenden  Sprachen  an  Universitäten. 

Ich  finde  mich  bestimmt,  anzuordnen,  daß  die  Taxe  für  die  Prüfung 
aus  den  lebenden  Sprachen  an  den  Universitäten  von  dem  mit  i^dinErl.  vom 
27.  Dezember  1849,  Z.  8432,  <)  in  Punkt  4  festgesetzten  Betrage  von  je 
2  Gulden  Konventionsmünze  für  den  Lehrer  und  Dekan  auf  je  5  Gulden 
(10  Kronen)  vom  Studienjahre  1899/1900  erhöht  werde. 


Np.  701. 

ErlaB  des  Ministeriums  fflr  K.  a.  D.  vom  8.  Juli  1903,  Z.  22.141, 

an  das  philosophische  Dekanat  in  Czemowitz, 

(womit  die  Vorschriften  Aber  die  Abhaltung  von  PrOfiiiigen  ans  den 
lebenden  Sprachen  an  den  philosophischen  Fakultäten  erläutert  werden). 

Mit  Beziehung  auf  die  gestellte  Anfrage  betreffend  die  Abhaltung 
von  Prüfungen  aus  den  lebenden  Sprachen  im  Sinne  des  Ministerialschreibens 
vom  27.  Dezember  1849,  RGBNr.  15  ex  1850,  wird  dem  Dekanate  eröffnet, 
daß  zur  Abhaltung  derartiger  Sprachprüfungen  die  ordentlichen  Universitäts- 
professoren der  betreffenden  Sprachen  nicht  verpflichtet  sind;  Punkt  1  der 
zitierten  Ministerialverordnung  spricht  vielmehr  nur  von  jenen  Lehrern 
lebender  Sprachen  an  Universitäten,  welche  nach  §  3  des  Gesetzes   über 


»)  Abgeändert  durch  MinErL  vom  17.  März  1899,  MVBSr,  15  fs.  Nn  700J, 
«)  s.  Nr.  699. 
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die  Organisation  der  akademischen  Behörden  in  die  Klasse  des  Lehrer  im 
engeren  Sinne  (Lektoren)  gehören. 

Da  dermalen  solche  Lehrer  der  rutiienischen  und  rumänischen  Sprache 
an  der  Czernowitzer  Universität  noch  nicht  bestellt  sind,  muß  es  den  be- 
treffenden Universitätsprofessoren  überlassen  bleiben,  ob  sie  sich  zur  Vor- 
nahme derartiger  Sprachprüfungen  bereit  erklären  wollen.  Sofern  dies 
nicht  der  Fall  ist,  wären  seitens  des  Dekanates  der  philosophischen  Fakultät 
etwaige  Prüfungsgesuche  ablehnend  zu  bescheiden  und  auf  Punkt  5  der 
Verordnung  zu  verweisen. 

2.  Doktoratsvorschriften. 


Np.  702. 

Verordnung  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  16.  MSrz  1899,  Z.  6928, 

RGBHr.  56,  MVBNr.  16, 

betreifend  eine  abgeänderte  Rlgorosenordnung  für  die  philosophischen 
Fakultäten  der  Universitäten  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche 

nnd  Länder.^) 

Auf  Grund  Ah.  Entschl.  vom  11.  März  1899  wird  verordnet,  wie  folgt: 

§  1.  Zur  Erlangung  des  Doktorates  an  der  philosophischen  Fakultät 
einer  Universität  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
ist  die  Vorlage  einer  wissenschaftlichen  Abhandlung  und  die  Ablegung  zweier 
strenger  Prüfungen  (Rigorosum)  erforderlich. 

Zweck  dieser  Prüfungen  ist,  festzustellen,  ob  und  in  welchem  Grade 
eine  Befähigung  zu  wissenschaftlicher  Forschung  erreicht  wurde. 

Die  Zulassung  hiezu  ist  von  dem  Nachweise  abhängig,  daß  der  Kan- 
didat eine  in-  oder  ausländische  philosophische  Fakultät  als  ordentiicher 
immatrikulierter  Hörer  durch  vier  Jahre  besucht  habe. 

Die  ausnahmsweise  Zulassung  solcher  Kandidaten,  welche  diesen 
Nachweis  nicht  zu  liefern  vermögen,  kann  auf  Antrag  des  betreffenden 
Professorenkollegiums  von  dem  Unterrichtsminister  erteilt  werden.^) 

0  DnrOi  diese  Verordnung  ist  die  durch  MtnVdg,  vom  15.  April  1872,  Z.  4398,  RQBNr,  57, 
MVBNr.  31,  erlassene  frühere  Rigorosenordnung  ßir  die  philosophischen  FakuUäien  at^ßer  Kraft 
gesetzt  worden, 

")  Beireffs  der  ausnahmsweisen  Zulassung  eines  (ai^ßerordentlichen)  Hörers  der  philoso- 
phischen  Falaltät  tu  den  Rigorosen  wurde  mit  MinErL  vom  23.  Februar  1895,  Z.  2303  bemerkt, 
dafl  das  Im  §  3  der  tll|remdnen  Studienordnungf  fflr  die  Enrzrhung  des  Doktontes  an  einer 
Iniindischen  Universität  Oberhaupt  aafgestellte  Erfordernis  der  ordnungsmUlg:  erfolgten  Imma- 
trlknlatlon  des  Kandidaten  zwar  in  der  Regel  auch  fflr  die  Erlangung  des  philosophischen  Doktor- 
grades als  maßgebend  zu  betrachten  ist,  dafi  es  aber  nach  §  1  al.  2  fjetet  aL  4)  der  philoso- 
phischen Rigorosenordnung  nicht  ausgeschlossen  erscheint,  auf  Antrag  des  Professorenkolleginms 
in  besonders  rflchsichtswflrdlgen  Fftllen  nicht  blofi  bezflglich  der  normal  geforderten  Dauer  des 
Universitfttsstudiums,  sondern  auch  in  Ansehung  der  Immatrikulation  als  ordentlicher  Studierender 
und  indirekt  in  Ansehung  der  zur  Immatrikulation  geforderten  Oymnaslalmaturltfttsprflfnng  Ans- 
nahmsbewilligungen  zu  erteilen. 

K£f.  }äau  die  Verordnung  des  Ministeriums  fär  K.  u.  U.  vom  14.  JuU  1904,  Z.  4509, 
MVBNr.  32  (s,  Nr.  416),  betreffend  die  Zulassung  von  Realschulabiturienten  zu  den  UniversUäts- 
Studien, 
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Desgleichen  kann  in  rücksichtswürdigen  Fällen  das  ProfessorenkoOe- 
gium  die  Genehmigung  des  Unterrichtsministers  zur  Vornahme  der  Begut- 
achtung der  wissenschaftlichen  Abhandlung  bereits  im  Laufe  des  letzten 
Semesters  einholen. 

§  2.  Die  geschriebene  oder  gedruckte  Abhandlung  hat  eine  wissen- 
schaftliche Untersuchung  über  ein  freigewähltes  Thema  aus  einem  der  dem 
Bereiche  der  philosophischen  Fakultät  angehörigen  und  mindestens  durch  eine 
Lehrkanzel  vertretenen   Fächer  zu  enthalten. 

§  3.  Die  vorgelegte  Abhandlung  wird  von  dem  Dekane  zwei  Referenten 
zur  Begutachtung  zugewiesen,  und  zwar  den  ordentlichen  Professoren  und 
in  deren  Ermanglung  den  außerordentlichen  Professoren  des  betreffenden 
Faches. 

Eventuell  kann  der  zweite  Referent  ein  ordentlicher  oder  auch  ein 
außerordentlicher  Professor  jenes  Faches  sein,  dem  die  Abhandlung  nach 
ihrem  Inhalte  zunächst  steht. 

Sind  mehr  als  zwei  ordentliche  Professoren  des  betreffenden  Faches 
vorhanden,  so  alternieren  sie  in  der  Begutachtung. 

Der  Dekan  bestimmt  für  die  Prüfung  des  wissenschaftlichen  Wertes 
der  Abhandlung  einen  entsprechenden  Zeitraum. 

§  4.  Die  zur  Prüfung  der  Abhandlung  berufenen  Professoren  erstatten 
ein  motiviertes  schriftliches  Gutachten  über  dieselbe  und  sprechen  aus,  ob 
der  Kandidat  zu  den  strengen  Prüfungen  zuzulassen  sei  oder  nicht 

Stimmen  beide  Referenten  in  ihrem  Urteil  überein,  so  verkündet  der 
Dekan  ihren  Ausspruch  dem  Kandidaten;  widersprechen  sie  sich  aber  in 
ihrem  Urteile,  so  ist  der  Ausspruch  über  die  Zulassung  des  Kandidaten  dem 
Professorenkollegium  vorbehalten. 

Der  Reprobation  einer  Dissertation  kommt  die  gleiche  Wirkun^f  wie 
jener  bei  einer  strengen  Prüfung  zu  (§  9). 

§  5.  Das  mündliche  Rigorosum  besteht  aus  zwei  strengen  Prüfungen, 
und  zwar  einer  zweistündigen  und  einer  einstündigen. 

Gegenstand  der  zweistündigen  Prüfung  ist: 

a)  ein  der  philosophisch-historischen  Gruppe  angehöriges,  durch  eine 
Lehrkanzel  vertretenes  Fach  mit  einem  anderen  Fache  dieser  Gruppe,  oder 

b)  ein  der  mathematisch-naturhistorischen  Gruppe  angehöriges,  durch 
eine  Lehrkanzel  vertretenes  Fach  mit  einem  anderen  Fache  dieser  Gruppe. 

Die  Wahl  des  zweiten  Faches  hat  mit  Rücksicht  auf  den  Inhalt  der 
schriftlichen  Abhandlung  der  Dekan  im  Einvernehmen  mit  den  Referenten 
zu  bestimmen.  Dem  Kandidaten  steht  es  frei,  in  seinem  Gesuche  das 
zweite  Fach  namhaft  zu  machen. 

Gegenstand  der  einstündigen  Prüfung  ist  die  Philosophie.  Inhalt  und 
Umfang  dieser  Prüfung  ist  mit  Rücksicht  auf  das  Fach,  welchem  die 
schriftliche   Abhandlung  des   Kandidaten   angehört,   abzumessen. 

Für  Kandidaten,  deren  wissenschaftliche  Abhandlung  das  Gebiet  der 
Philosophie  betrifft,  ist  Gegenstand  der  zweistündigen  strengen  Prüfung  die 
Philosophie,  Gegenstand  der  einstündigen  strengen  Prüfung  ein  Fach  der 
philologisch -historischen  oder  mathematisch -naturwissenschaftlichen  Gruppe. 
Für   Kandidaten,   deren   wissenschaftliche   Abhandlung  ein   Gebiet   betrifft. 
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\irelches,  wie  z.  B.  Geographie,  zu  Fächern  der  einen  oder  anderen  Gruppe 
in  Beziehung  steht,  kann  das  zweite  Fach  der  einen  oder  anderen  Gruppe 
angehören. 

§  6.  Der  Dekan  führt  in  der  Prüfungskommission  den  Vorsitz.  Im 
Verhinderungsfalle  wird  er  von  dem  Prodekan  vertreten. 

Die  Prüfungskommission  besteht  außer  dem  Vorsitzenden: 

a)  für  die  strenge  zweistündige  Prüfung  mindestens  aus  den  beiden 
Referenten  der  Abhandlung,  im  höchsten  Falle  aus  diesen  und  zwei  weiteren, 
also  im  ganzen  aus  vier  Examinatoren, 

b)  für  die  einstündige  strenge   Prüfung  aus  zwei   Examinatoren. 
Die  Examinatoren  müssen  in  der  Regel  ordentliche  Professoren  der 

zu  prüfenden  Fächer  sein.  Im  Bedarfsfalle  sind  außerordentliche  Professoren 
der  zu  prüfenden  Fächer  und,  wenn  es  an  solchen  mangelt,  Professoren 
der  nächst  verwandten  Fächer  beizuziehen. 

Der  Vorsitzende  als  solcher  ist  zwar  berechtigt,  aber  nicht  verpflichtet, 
zu  prüfen. 

§  7.  Die  strengen  Prüfungen  sind  öffentlich  abzuhalten;  der  Ab- 
stimmung und  Schlußfassung  geht  eine  Besprechung  über  das  Ergebnis  der 
Prüfung  voraus. 

Die  Abstimmung  von  Seite  jedes  Mitgliedes  erfolgt  sodann  auf  Grund- 
lage des  Gesamtergebnisses  der  Prüfung. 

Der  Ausspruch  der  Prüfungskommission  erfolgt  durch  Stimmenmehrheit 
mit  dem   Kalkül  „ausgezeichnet'',  „genügend''  oder  „ungenügend". 

§  8.  Die  strengen  Prüfungen  können  in  beliebiger  Reihenfolge,  müssen 
aber  beide  an  derselben  Universität,  an  welcher  die  (geschriebene  oder 
gedruckte)   Abhandlung  eingereicht  wurde,   abgelegt  werden. 

Hievon  kann  nur  in  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  der  Unter- 
richtsminister nach  Einvernehmung  der  betreffenden  Professorenkollegien 
Ausnahmen  gestatten. 

§  9.  Die  Bestimmung  der  Intervalle  zwischen  den  beiden  strengen 
Prüfungen  ist  dem  Kandidaten  freigestellt. 

Wird  jedoch  ein  Kandidat  bei  einer  strengen  Prüfung  reprobiert,  so 
hat  ihm  die  Prüfungskommission  den  Termin  zur  Wiederholung  dieser 
Prüfung  auf  nicht  weniger  als  drei  Monate  zu  bestimmen. 

Wird  er  hiebei  abermals  reprobiert,  so  ist  nur  noch  eine  Wieder- 
holung, und  zwar  nicht  vor  Ablauf  eines  Jahres,  zulässig. 

Bei  nochmaliger  (dritter)  Reprobation  ist  der  Kandidat  von  der  Er- 
langung des  philosophischen  Doktorates  an  einer  Universität  der  im 
Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Lander,  wie  auch  von  der  Nostri- 
fikation eines  im  Auslande  erworbenen  Doktordiploms  für  immer  ausge- 
schlossen. 

§  10.  Die  Taxe  für  die  Begutachtung  der  vorgelegten  Abhandlung 
beträgt  20  Gulden  (40  Kronen);  die  für  die  zweistündige  strenge  Prüfung 
40  Gulden  (80  Kronen)  und  die  für  die  einstündige  strenge  Prüfung 
20  Gulden  (40  Kronen). 

Die  Taxe  für  die  Beurteilung  der  Abhandlung  wird  zwischen  den  Be- 
gutachtern   derselben   zu   gleichen    Teilen   geteilt 
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Von  der  Taxe  per  40  Gulden  (80  Kronen)  erhalt  jeder  Beteiligte 
6  Gulden  (12  Kronen)  und  der  Universitatskanzleifond  4  Gulden  (8  Kronen), 
von  jener  per  20  Gulden  (40  Kronen)  jeder  Beteiligte  je  3  Gulden 
(6  Kronen)  und  der  Universitatskanzleifond  2  Gulden  (4  Kronen). 

Der  Vorsitzende  erhalt,  wenn  er  zugleich  Fachexaminator  ist,  die 
doppelte  Taxe. 

Die  Verwendung  der  sich  hienach  etwa  ergebenden  Reste  bleibt  der 
Bestimmung  des   Professorenkollegiums  vorbehalten. 

§  11.  Die  Einzeltaxbezüge  haben  die  Natur  von  Präsenzgeldem  und 
können  daher  nur  für  die  wirkliche  Funktion  in  Anspruch  genommen  werden. 
Ist  ein  Kommissionsmitglied  aus  was  immer  für  einem  Grunde  hieran  ver- 
hindert, so  hat  der  Dekan  für  dessen  Ersatz  nach  den  Bestimmungen  des 
§  6  zu  sorgen.  Ist  dies  nicht  mehr  tunlich,  die  Abhaltung  des  Rjgoiosums 
mit  den  übrigen  Kommissionsmitgliedem  aber  doch  noch  möglich,  so  gelangt 
der  erledigte  Taxbetrag  zur  Verwendung  nach  dem  Schlußsatze  des  §  10. 

§  12.  Die  Promotion  erfolgt  unter  dem  Vorsitze  des  Rektors  und  im 
Beisein  des  Dekans  durch  einen  ordentlichen  Professor  (per  tumum)  als 
Promotor  in  Form  der  herkömmlichen  Sponsionen. 

§  13.  Die  Promotionstaxe  beträgt  an  allen  inländischen  Universitäten 
30  Gulden  (60  Kronen).  Hie  von  beziehen  der  Rektor  15  Gulden  (30  Kronen), 
der  Dekan  und  der  Promotor  je  5  Gulden  (10  Kronen),  Femer  sind 
von  dieser  Taxe  5  Gukien  (10  Kronen)  an  den  Universitatskanzleifond 
abzuführen,  aus  welchem  die  an  den  verschiedenen  Universitäten  bisher 
bestehenden  Zahlungen  für  die  Ausfertigung  des  Diploms  und  die 
bisherigen  Bezüge  des  Kanzleipersonales  und  der  Dienerschaft  zu  be- 
streiten sind,  mit  Ausnahme  solcher  Bezüge,  welche  für  spezielle  Funk- 
tionen bei  etwaigen  Feierlichkeiten  des  Promotionsaktes  in  Ansatz  kommen. 

§  14.  An  jenen  Universitäten,  an  welchen  bisher  feierlichere  Pro- 
motionsformen üblich  waren,  bleibt  es  dem  Kandidaten  freigestellt,  statt  der 
einfachen  diese  feierlichere  Promotionsform  gegen  die  hiefür  üblichen  Ent- 
richtungen für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen,  doch  kommt  der  im  vorigen 
Paragraph  bestimmte  Taxbetrag  auch  in  diesem  Falle  zu  der  dort  angeord- 
neten Verwendung  und  Verteilung. 

§  15.  Diese  Rigorosenordnung  tritt  mit  Beginn  des  Studienjahres 
1899/1900  in  Kraft. 

Np.  703. 

Erlafi  des  Ministers  für  K.  d.  D.  vom  27.  Jänner  1900,  Z.  26.385 

ex  1899,  MTBHr.  17, 

an  die  Dekanate  sämtlicher  philosophischer  Fakultäten, 

womit  eine  Instruktion  zu  der  mit  ho.  Verordnung  vom  16.  Mirz  1999, 
ROBNr.  56,  erlassenen  Rigorosenordnung  ffir  die  philosophischen  Fakol- 

taten  kundgemacht  wird. 

Zur  Durchführung  der  mit  ho.  Verordnung  vom  16.  März  1899,  Z.  6928, 
RGBNr.   56,  erlassenen   neuen   Rigorosenordnung  für  die  philosophischen 
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Fakultäten  finde  ich  dem  Dekanate  behufs  Einhaltung  eines  gleichmäßigen 
Vorganges  nachstehende 

Instniktioii, 

welche  insbesondere   auch  zum  Gebrauche  für  die  Studierenden,   respek- 
tive Doktoratskandidaten  zu  dienen  hat,  mitzuteilen. 

§  1.  Behufs  Erlangung  des  philosophischen  Doktorgrades  hat  der 
Kandidat  beim  Dekanate  der  philosophischen  Fakultät  anzusuchen  und  nach- 
stehende Belege  beizubringen: 

1.  seinen  Tauf-  oder  Geburtsschein; 

2.  sein  für  das  Inland  gültiges  Gymnasialmaturitätszeugnis,  oder  wenn 
er  dem  Inlande  nicht  angehört,  jene  Zeugnisse,  auf  Grund  deren  er  an 
einer  philosophischen  Fakultät  als  ordentlicher  Hörer  immatrikuliert  war; 

3.  ein  Abgangszeugnis  einer  in-  oder  ausländischen  Universität  darüber, 
daß  er  die  philosophische  Fakultät  durch  vier  Jahre  als  ordentlicher  imma- 
trikulierter Hörer  besucht  hat; 

4.  ein  Curriculum  vitae,  in  welchem  der  Kandidat  den  Verlauf  seiner 
Universitätsstudien  eingehend  darzustellen  und  insbesondere  jene  wissen- 
schaftlichen Fächer  zu  bezeichnen  hat,  mit  deren  Studium  er  sich  vorzugs- 
weise und  mit  der  für  die  Eilangung  des  Doktoigrades  erforderlichen 
Vertiefung  beschäftigt  hat;  zum  Belege  hiefür  können  auch  Zeugnisse 
über  die  Betätigung  an  wissenschaftlichen  Instituten,  Seminaren  u.  dgl.  vor- 
gelegt werden; 

5.  eine  vom  Kandidaten  verfaßte,  geschriebene  oder  gedruckte  Ab- 
handlung über  ein  freigewähltes  wissenschaftliches  Thema  aus  einem  der 
dem  Bereiche  der  philosophischen  Fakultät  angehörigen  und  an  der  be- 
treffenden Fakultät  tatsächlich  mindestens  durch  eine  Lehrkanzel  vertretenen 
Fächer  (§§  2  und  3  der  Rigorosenordnung). 

§  2.  Kandidaten,  welche  die  in  §  1  sub  2  und  3  geforderten  Nachweise 
nicht  zu  erbringen  in  der  Lage  sind,  aber  im  Sinne  des  §  1,  Absatz  4  der 
Rigorosenordnung  die  ausnahmsweise  Zulassung  zu  den  Doktoratsprüfungen 
anstreben,  haben  die  Belege  über  die  von  ihnen  zurückgelegten  Mittel-  und 
Hochschulstudien  beizubringen,  auf  Grund  deren  sie  das  Doktorat  erwerben 
wollen. 

Die  übrigen  im  §  1  bezeichneten  Belege  sind  auch  von  diesen  Kan- 
didaten vorzulegen. 

§  3.  Die  Dissertation  soll  in  der  Regel  in  der  Vortragssprache  der 
Universität  in  welcher  auch  die  strengen  Prüfungen  abgehalten  werden, 
abgefaßt  sein. 

Arbeiten  auf  dem  speziellen  Gebiete  der  klassischen  Philok)gie  jedoch 
sind  in  der  Regel  in  lateinischer  Sprache  zu  verfassen;  in  dieser  Sprache 
können  auch  Arbeiten  auf  anderen  Gebieten  der  klassischen  Altertums- 
wissenschaften überreicht  werden;  für  Arbeiten  auf  dem  Gebiete  der 
modernen    Philologie   ist   auch   die   betreffende   fremde   Sprache   zulässig. 

Inwiefeme  für  die  Dissertation  und  die  strengen  Prüfungen  sonst  eine 
andere  als  die  Vortragssprache  der  Universität  zugestanden  werden  kann, 
bestimmt  das  Professorenkollegium. 
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Letzterem  bleibt  es  vorbehalten,  hinsichtlich  des  diesfalls  zu  beob- 
achtenden Vorganges  auch  generelle   Beschlüsse  zu  fassen.^) 

§  4.  Ein  als  Dissertation  überreichtes  Manuskript  muß  äußerlich  wohl 
geordnet  und  deutlich  geschrieben  sein. 

Wenn  die  Dissertation  schon  gedruckt  vorgelegt  wird,  so  sind  bei  Ab- 
handlungen vier  Exemplare,  bei  größeren  Werken  ein  Exemplar  dem  Ge- 
suche anzuschließen. 

Eine  Dissertation  darf  nur  dann  als  „Inaugural-Dissertation''  durch 
Drucklegung  veröffentlicht  werden,  wenn  sie  von  den  Referenten  als  hiefür 
geeignet  befunden  wurde.  In  'diesem  Falle  sind  dem  Dekanate  auf  Ver- 
langen mehrere  Exemplare  abzuliefern. 

§  5.  Das  ordnungsmäßig  instruierte  Gesuch  des  Doktoratskandidaten 
gilt  für  den  ganzen  Prüfungsakt.  Um  zu  den  weiteren  Prüfungsstadien  zu- 
gelassen zu  werden,  hat  sich  der  Kandidat  persönlich  oder  schrifÜidi  an 
den  Dekan  zu  wenden  (§§8  und  9  der  Rigorosenordnung). 

§  6.  Ergeben  sich  dem  Dekan  hinsichtlich  der  ihm  nach  §  3  der 
Rigorosenordnung  zustehenden  Zuweisung  einer  Dissertation  an  zwei  Refe- 
renten Zweifel,  so  hat  sich  derselbe  mit  allen  nach  dem  Inhalte  der  Ab- 
handlung etwa  berufenen  ordentlichen  und  eventuell  außerordentlichen  Pro- 
fessoren ins  Einvernehhien  zu  setzen;  wird  hiebei  betreffs  der  Obemahme 
der  beiden  Referate  eine  Einigung  nicht  erzielt,  so  hat  das  Professoren- 
kollegium zu  entscheiden. 

§  7.  Im  Sinne  des  §  5  der  Rigorosenordnung  kann  jedes  an  der 
philosophischen  Fakultät  durch  eine  Lehrkanzel  vertretene  Fach  G^en- 
stand  der  strengen  Prüfungen  bilden. 

Als  Prüfungsfach  ist  aber  hiebei  sowohl  bei  dem  die  Dissertation  be- 
treffenden Fache,  wie  auch  bei  dem  zweiten  Prüfungsfache  der  zwei- 
stündigen strengen  Prüfung  nach  §  5,  vorletzter  Absatz,  stets  das  Gesamt- 
gebiet der  durch  die  betreffende  Lehrkanzel  vertretenen  Disziplin,  nicht 
aber  ein  hievon  abgegrenzter,  wenn  auch  wissenschaftlich  selbständig  be- 
handelter Teil  der  Disziplin  zu  betrachten;  es  kann  daher  z.  B.:  klassische 
Philologie  (lateinische  und  griechische  Sprache),  deutsche  Philologie  (Sprache 
und  Literatur),  Geschichte  und  historische  Hilfswissenschaften,  Mineralogie 
und  Petrographie  u.  dgl.  stets  nur  als  eine  Disziplin  behandelt  werden,  weldie 
weder  in  zwei  Prüfungsfächer  geteilt  werden,  noch  auch  mit  Ausscheidung 
eines  zu  ihr  gehörigen  Teiles  Prüfungsgegenstand  bilden  kann. 

^)  Zu  §  3  wurden  för  eineeine  Fakultäten  Zusatzbestimmungen  genehmigt: 

Zusatz  Jür  Wien  und  Prag  deutsch:  Die  Zulassuns:  einer  anderen  als  der  dcntadica 
bezleliungsweise  der  lateinischen  Sprache  (fflr  die  Dissertation  nnd  für  die  strens^enPrflfonceii)  bedarf 
der  Zustimmung  des  Professorenkollegiums  in  jedem  einzelnen  Falle  (KUMErl.  Yom  24.  jnli  1901, 
Z.  21.359,  beziehungsweise  vom  12.  Februar  1902,  Z.  3722  und  vom  1.  April  1902,  Z.  7096). 

Zusatz  ßir  Oraz:  Nur  unter  Zustimmung  sämtlicher  an  den  betreffenden  Rigorosen  betei- 
ligter Professoren  kann  bei  der  Dissertation  eine  andere  als  die  Vortragssprache  der  VtdwtrmUM, 
das  ist  die  deutsche  Sprache,  gebraucht  werden  (KUMErl.  vom  13.  Jinner  1902,  Z.  39.168  es  1901). 

Zusatz  für  Innsbruck:  FQr  Arbeiten  auf  dem  Oebiete  der  romanischen  und  cngtiacfaes 
Philologie  ist  auch  die  betreffende  fremde  Sprache  allgemein  zulässig.  Inwiefern  fremde  Spnciicg 
in  anderen  Fällen  zugelassen  werden  können,  bestimmt  das  Professorenkollegium  im  einzeinei 
Falle.    (KUMErl.  vom  10.  August  1901,  Z.  22.867). 
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Es  bleibt  dem  ProfessorenkoUegium  vorbehalten,  nach  dem  gegebenen 
Stande  der  Wissenschaft  unter  den  an  der  Fakultät  jeweilig  durch  eine 
besondere  ordentliche  oder  außerordentliche  Lehrkanzel  vertretenen  Dis- 
ziplinen entsprechende  Kombinationen  von  zwei  ihrem  Inhalte  nach  zwar 
verwandten,  kber  für  sich  selbständigen  Fächern,  wie  sie  den  Gegenstand 
der  zweistündigen  strengen  Prüfung  zu  bilden  haben,  nach  eingeholter 
ho.    Genehmigung   als   allgemeines   Schema   aufzustellen.^) 

Im  Sinne  des  §  5,  Absatz  3  der  Rigorosenordnung  wird  dann  das 
zweite  Fach  in  der  Regel  nach  diesem  Schema  zu  bestimmen  sein;  sofern 
aber  der  Kandidat  in  seinem  Gesuche  eine  hievon  abweichende  Fach- 
gruppenverbindung gewünscht  hat,  hat  das  Professorenkollegium  über  die 
Zulässigkeit  dieser  Kombination  die  ho.  Genehmigung  einzuholen,  wobei 


^)  Im  Sinne  der  Rigorosenordnung  kann  zwar  Jedes  durch  eine  besondere  Lehrkanzel  ver- 
tretene Fach  auch  als  selbständiger  PrÜfiuigsgegenstand  gelten;  hieraus  kann  aber  nicht  gefolgert 
werden,  dqß  auch  alle  Kombinationen  von  je  zwei  solchen  Präfitngsgegenständen  zulässig  wären, 
namenäich  wenn  es  sich  um  nahe  verwandte  Disziplinen  handelt  (KUMErL  vom  16,  Dezember  1902, 
Z,  26.734). 

Rficksichtlieh  der  Präfung  aus  dem  zweiten  Fache  ist  daran  festzuhalten,  dtfl  es  sich  nicht 
nm  ein  .Nebenfach"  handelt  ;^leIchwobl  wird  sich  zwischen  den  Prafungen  aus  den  beiden 
Gegenständen  ein  gewisser  Unterschied  dadurch  ersten,  dafl  die  Prflfung  ans  dem  die  Disser- 
tation betreffenden  Fache  in  erster  Linie  bestimmt  ist,  die  BefUiis^ung  des  Kandidaten  zur 
wissenschaftlichen  Forschung^  zu  ermitteln,  wihrend  die  PrOfnnsr  aus  dem  zweiten  Fache  bezweckt, 
festzustellen ,  daiS  der  Kandidat  aufler  seinem  Dissertationsfache  auch  noch  in  einer  zweiten  an 
sich  selbständigen,  aber  in  der  Regel  mit  dem  ersteren  Fache  nahe  verwandten  Disziplin  völlig 
bewandert  ist,  das  heiflt  also,  dafl  der  Kandidat  dartue,  dafi  er  sich  auch  mit  diesem  Fache 
wissenschaftlich  in  genflgender  Weise  befafit  habe  (KUMErl.  vom  16.  Juni  1900,  Z.  8807). 

Als  selbständige  Fächer  können  behandelt  werden:  „Österreichische  Qeschichte"  sowie 
(in  Lemberg  und  Krakau)  ,J*olnische  Qeschichte",  doch  können  diese  beiden  Fächer  zusammen 
nidtt  Gegenstand  der  zweistündigen  Prüfung  sein,  weil  das  gesamte  Prßfungsgebiet  ein  zu  eng 
begrenztes  wäre  (KUMErL  vom  16.  Dezember  1902,  Z.  26.734J. 

Die  einzelnen  Qruppen  der  „orientalischen  Philologie'*,  nämlich  semitische  Sprachen,  Sprachen 
des  Islam  und  ostasiatische  Sprachen  können  als  selbständige  Fächer  behandelt  werden  (KUMErL 
vom  IZ  Mai  1901,  Z.  5165). 

„Nationalökonomie"  kann,  weil  nicht  zur  philosophischen  Fakultät  gehörig,  nicht  Gegen- 
stand der  philosophischen  Rigorosen  sein  (KUMErl.  vom  16.  Juni  1900,  Z.  14J074). 

„Musikwissenschqft"  kann  audi  mit  einem  passenden  Faüie  der  zweiten  (naturwlasenschaft- 
liehen)  Hauptgruppe  kombiniert  werden  (KUMErL  vom  IZ  Dezember  1901,  Z.  35Jf2BJ. 

Die  zulässigen  Fachgruppenkombinationen  wurden  genehmigt: 

für  Wien:  KUMErL  vom  IZ  Dezember  1901,  Z.  35J92S, 

für  Prag  deutsch:  KUMErL  vom  IZ  Februar  190Z  Z.  3722, 

für  Prag  böhmisch:  KUMErL  vom  IZ  Med  1901,  Z.  5165, 

für  Qraz:  KUMErL  vom  17.  September  1900,  Z.  25^18, 

für  Innsbruck:  KUMErL  vom  10.  August  1901,  Z.  2Z867, 

für  Lemberg:  KUMErL  vom  Zt.JuU  1901,  Z.  20M2, 

für  Krakau:  KUMErL  vom  16.  Juni  1900,  Z.  14.074, 

für  Czernowitz:  KUMErL  vom  6.  Dezember  1904,  Z.  41.908,  vom  28.  Februar  1904, 
Z.  6228  und  vom  27.  Juni  1905,  Z.  23.2t4. 

(Andere  als  die  genehmigten  Fachgruppenkombinationen  können  nur  auf  Antrag  des 
Professorenkollegiums  mit  Genehmigung  des  Unterrichtsministeriums  zugelassen  werden; 
auch  die  als  selbständige  Disziplinen  zu  betrachtenden  Fächer,  welche  zwar  nicht  das 
Nominalfadi  eines  Professors  bilden,  von  einem  solchen  aber  durch  Abhaltung  von  Vorlesungen 
tatsächlich  vertreten  werden,  können  mit  fallweise  einzuholender  Genehmigung  des  Unterrichts- 
ministeriums Prüfungsgegenstand  sein,  wenn  dies  der  Studienrichtung  des  Kandidaten  entspricht: 
KUMErL  vom  2t.  JuU  1901,  Z.  21.539.) 
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ZU  beachten  ist,  daß  ein  an  der  Fakultät  nicht  durch  einen  ordentlichen 
oder  außerordentlichen  Professor  vertretenes  Fach  auch  nicht  Gegenstand 
der  strengen  Prüfung  sein  kann. 

§  8.  Bei  der  in  Gemaßheit  des  §  6  der  Rigorosenordnung  vorzu- 
nehmenden Zusammensetzung  der  Prüfungskommission  hat  der  Dekan 

a)  bei  der  zweistündigen  strengen  Prüfung  außer  den  zwei  für  die 
Begutachtung  der  Abhandlung  bestellten  Referenten  noch  als  dritten  Exami- 
nator jenen  ordentlichen  und  in  Ermanglung  eines  solchen  jenen  außer- 
ordentlichen Professor  zuzuziehen,  welcher  das  zweite  Fach  oder  in  Ermang- 
lung eines  solchen  das  nächstverwandte  Fach  vertritt;  von  der  Zuziehung 
eines  dritten  Examinators  kann  dann  abgesehen  werden,  wenn  der  Pro- 
fessor des  zweiten  oder  des  demselben  nächstverwandten  Faches  als  zweiter 
Referent  (§  3,  Absatz  2  der  Rigorosenordnung)  fungiert;  die  Zuziehung 
eines  vierten  Examinators  hat  nur  dann  stattzufinden,  wenn  das  zweite  Fach 
an  der  Fakultät  noch  durch  einen  zweiten  ordentlichen  Professor  ver- 
treten ist; 

b)  wenn  die  zweistündige  strenge  Prüfung  aus  Philosophie  abzu- 
halten ist,  hat  die  Zuziehung  eines  dritten  oder  vierten  Examinators  nur 
dann  stattzufinden,  wenn  nebst  den  beiden  Referenten  noch  ordentliche 
oder  außerordentliche  Professoren  der  Philosophie  an  der  Fakultät  wirken; 

c)  bei  der  einstündigen  Prüfung  sind  zwei  ordentliche,  eventuell  außer- 
ordentliche Professoren  des  betreffenden  Prüfungsfaches  und  in  Ermanglung 
eines  solchen  des  nächstverwandten  Faches  als  Examinatoren  zu  berufen. 

Die  ordentlichen  Professoren  desselben  Faches  haben  als  Prüfer  zu 
alternieren;  dasselbe  gilt  auch  von  den  eventuell  zuzuziehenden  außer- 
ordentlichen Professoren  desselben  Faches.^) 

§  9.  Wird  die  eingereichte  Dissertation  als  nicht  genügend  befunden, 
so  steht  es  dem  Kandidaten  frei,  in  beliebiger  Frist  bei  derselben  Fakul- 
tät, welche  die  Reprobation  ausgesprochen  hat,  eine  neue  Dissertation 
über  dasselbe  oder  ein  anderes  Thema  zu  überreichen. 

Für  Kandidaten,  deren  Dissertation  zum  dritten  Male  von  der  Fakul- 
tät reprobiert  wurde,  gilt  der  §  9,  letzter  Absatz  der  Rigorosenordnung. 


^)  Za  §  8  worden  folgende  Zusatzbestimmungen  genehnägt: 

Zusatz  für  Wien  und  Innsbruck:  Von  der  Zuziehung  eines  vierten  (lit  a),  respekÜTe 
eines  dritten  QAi.  b)  Examinators  bei  der  zweistflndigen  strengen  Prüfung  Icann  jedoch  auch  in 
den  dort  bezeichneten  FUlen  abgesehen  werden,  wenn  die  Zuziehung  von  drei,  respektive  (Ut.  bi 
zwei  Examinatoren  vom  Dekan,  eventuell  vom  Professorenkollegium  mit  RQcksIcfat  auf  die 
Prflfungsgegenstände  und  die  sonstige  Zusammensetzung  der  Kommission  fOr  ausreichend  erachtet 
wird  (KUMErl.  vom  24.  Juli  1901,  Z.  21.359,  respektive  vom  11.  August  1901,  Z.  22^7). 

Zusatz  Jür  Prag  deutsch:  1.  Die  Zahl  der  Prfifer  Im  zweistilndlgen  Rigorosum  betrigt 
in  der  Regel  drei,  und  die  Zuziehung  eines  vierten  Examinators  bleibt  einem  jedesmal  besonders 
zu  fassenden  Beschlüsse  des  ProfessorenkoUegiums  vorbehalten.  2.  Bei  jeder  Wiederholung  der 
Prüfung  sind,  soweit  tunlich,  dieselben  Fachprofessoren  ohne  Rflcksicht  auf  das  Altemiertn  zu- 
zuziehen; im  Falle  einer  llnger  andauernden  Verhinderung  des  einzigen  Vertreters  eines  Prüfungs- 
faches kann  zum  Zwecke  der  ErmOglichung  eines  Rigorosums  auf  besonderen  Beschluft  des 
Professorenkollegiums  ein  Vertreter  des  nftchstliegenden  Faches  als  Examinator  für  den  Vertuo- 
derten  eintreten  (KUMErl.  vom  12.  Februar  1902,  Z.  3722  und  1.  April  1902,  Z.  7695). 

Für  Qraz  wurde  ad  1  ein  analoger  Zusatz  genehmigt  mit  KUMErL  vom  17.  September 
1900,  Z.  25.618. 


Philosophische  Rl(rorosenordnuiig.  QgY 

Wird  ein  Kandidat  auf  Grund  seiner  Dissertation  zu  dem  Rigorosum 
zugelassen,  aber  bei  der  Ablegung  der  strengen  Prüfungen  reprobiert, 
so  kann  er  diese  nur  mehr  aus  denselben  Gegenständen   wiederholen.^) 

§  10.  Die  vorgeschriebenen  Taxen  sind  vom  Kandidaten  gleichzeitig 
mit  dem  Gesuche  um  Zulassung  zum  Doktorate,  respektive  spätestens  drei 
Tage  vor  dem  Prüfungstermine  und  vor  der  Promotion  bei  der  Quästur 
zu  erlegen. 

Die  erlegten  Taxen  verfallen,  wenn  der  Kandidat  ohne  gerechtfertigte 
Entschuldigung  nicht  erscheint. 

§  11.  Der  Dekan  hat  über  alle  in  Angelegenheiten  der  Doktorats- 
prüfungen von  ihm  getroffenen  Verfügungen  dem  Professorenkollegium 
Bericht  zu  erstatten  und  dessen  Entscheidung  in  allen  Fällen  einzuholen, 
in  welchen  sich  ihm  Zweifel  hinsichtlich  der  Vornahme  dieser  Prüfungen 
ergeben. 

^)  Zu  §  9  wurden  folgende  Zusatzbestlmmungen  genehmigt: 

Zusaüi  J8r  Wien:  Im  Falle  der  Reprobttion  der  Disscrtttion  kann  die  neue  nur  nach 
Ablauf  derselben  Fristen  Oberreicht  werden ,  wie  sie  beim  unsflnstigen  Ausfall  einer  strengen 
Prflfung  gelten  (KUJVlErl.  vom  27.  Juli  1901,  Z.  21.359). 

Zusatz  für  Innsbruck:  Wird  auch  die  zweite  vom  Kandidaten  Oberreichte  Dissertation 
reprobiert,  so  kann  eine  neue  (dritte)  erat  nach  Ablauf  eines  Jahres  Oberreicht  werden  (KUMErf. 
vom  10.  August  1901,  Z.  22.867). 


C.  Besondere  Kategorien  von  Universitätsstudien. 


I.   Staatsrechnungswissenschaft. 


Vorbemerkmig. 

Oem4ß  §7,  Z.  5  der  MlnVdg,  vom  2t.  Dnember  1893,  RQBNr,  204  (s,  Nr.  6»)  Ist  die 
tJSiaaisrechnungswisuttschßft*  unter  jene  DiseipUnen  eingereiht,  über  welche  an  den  redUB'  und 
staatswissensehaßUehen  FakaitOten  Vorlesungen  regelmäßig  abzuhalten  sind.  Eine  gleiehe  Be- 
stimmung enthielt  der  außer  Kraß  getretene  MinJErl.  vom  Z  Okiober  1855,  RQBNr.  i72  mäer 
Punkt  3,  lit.  h.  —  Für  die  Vertretung  dieses  FatAes  ist  dertelt  an  der  Wiener  UniversOOt  durch 
eine  eigene  Professur,  an  den  übrigen  UniwersÜdten  aber  durch  honorierte  Dozenturen^)  ror- 
gesorgt.  Laut  der  noch  geltenden  Bestimmung  des  leisten  Absatzes  des  Punktes  3  des  zitiertem 
MinErL  haben  die  Dozenten  der  Siaatsrechnungswissensehaß  zwar,  insofern  es  RScksidäen  auf 
den  Unterridä  und  die  Disziplin  erfordern,  den  Sitzungen  des  Professorenkollegiums  der  rechts- 
und  staatswissensehqfUichen  Fakultät  mit  Sitz  und  Stimme  beizuwohnen,  sie  sind  aber  im  übrigen, 
auch  wenn  sie  als  Professoren  angestellt  sind,  unbeschadet  ihres  Ranges  und  Titels,  nickt  Mit- 
glieder des  Kollegiums,  wenn  sie  nicht  Doktoren  der  Rechte  sind. 

Nr.  704. 
Erlaß  des  ßeneralrecluiimgsdlrektorliuiis  vom  11.  Noyenlnr  1852, 

RGBHr.  1  ex  1853.*) 

wirksam  für  den  ganzen  Umfang  des  Reiches, 

womit  eine  provisorisclie  Vorschrift  fiber  die  Einrichtung  theoretischer 
Prfifongen  ans  der  Staatsrechnungswissenschaft  oder  Verredurnngs- 

kttnde  lEnndgemacht  wird. 

§  1.  Es  ist  von  dem  Generalrechnungsdirektorium  im  Einvernehmen 
mit  dem  Finanzministerium  und  dem  Ministerium  des  Kultus  und  öffent- 
lichen Unterrichts  beschlossen  worden,  zur  Abhaltung  von  Prüfungen  aus  der 
Staatsrechnungswissenschaft  oder  Verrechnungskunde  eine  provisorisdie  Vor- 
kehrung zu  treffen,  und  für  diesen  Zweck  eigene  Prüfungskommissionen  aul- 
zustellen. 


0  Die  Ei/^ßhrung  solcher  Dozenturen  erfolgte:  in  Innsbruck  mäMlnErL9omt8.Jämiert85t, 
Z.  341;  in  Graz  mit  MinErL  vom  22.  Februar  1870,  Z.  1253,  MVBNr.  37;  in  Prag  deutsch 
(früher  Professur)  mit  MinErL  vom  3.  August  ivn,  Z.  12JS94,  beziehungsweise  20,  November  1882, 
Z.  18.119;  in  Prag  böhmisch  mU MinErL  vom  29. Jänner  1886,  Z.  13SM  ex  1885;  in  Lemberg 
(früher  Professur)  mit  MinEri.  vom  13.  Dezember  1872,  Z.  14.921,  beziehungsweise  vom  2t.  März  1881, 
Z.  2367;  in  Krakau  mit  MinErL  vom  13.  September  1870,  Z.  7632;  in  Czernowitz  mit  MinErL 
vom  24.  September  1875,  Z.  13,529. 

*)  Betreff!!  der  Zulassung  von  Frauen  zu  derPri^ng  aus  der  Staatsrechnungswissensehi^ 
s,  Anmerkung  bei  Nr.  458. 
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§  2.   Solche  Kommissionen  werden 
in  Prag  für  Böhmen, 

Brunn  für  Mahren  und  Schlesien, 

Lemberg  für  Galizien  samt  dem  Krakauer  Gebiet  und  für  die  Bukowina, 

in  Linz  für  Osterreich  ob  der  Enns  und  Salzburg, 

Wien  für  Niederösterreich, 

Innsbruck   für   Tirol, 
„  Graz  für  Steiermark,  Kärnten  und  Krain, 
l„   Ofen  für  Ungarn, 

Agram   für  Kroatien  und  Slavonien, 

Temesvar  für  die  serbische  Woiwodschaft  samt  dem  Temeser  Banate,] 

Triest  für  das  Küstenland, 

Zara  für  Dalmatien,  und 
[„    Hermannstadt   für  Siebenbürgen]    zu   bestehen   haben. 

§  3.  Vor  diesen  Kommissionen  haben,  insoweit  nicht  für  besondere 
Diensteszweige  eigene  Einrichtungen  oder  Vorschriften  Geltung  haben,  die 
Prüfung  aus  dem  erwähnten  Lehrfache  alle  diejenigen  abzulegen,  wekhe 
durch  ihr  schon  bestehendes  Dienstesverhältnis,  oder  zum  Behufe  einer  be- 
absichtigten Dienstesbewerbung  in  der  Verpflichtung  stehen,  über  die  Zurück- 
legung dieses  Lehrfaches  mittels  eines  staatsgültigen  Prüfungszeugnisses 
sich  auszuweisen. 

§  4.  Kandidaten,  welche  an  solchen  Orten  im  Dienste  stehen,  oder 
auch  nur  domizilieren,  an  welchen  die  Staatsrechnungswissenschaft  oder 
Verrechnungskunde  an  einer  öffentlichen  Lehranstalt  gelehrt  wird,  können 
nur  dann  zu  diesen  Prüfungen  zugelassen  werden,  wenn  sie  sich  mit  einem 
Frequentationszeugnisse  darüber  ausweisen,  diese  Vorlesung  durch  ein  ganzes 
Jahr  gehört  zu  haben. 

§  5.  Es  können  jedoch  auch  solche,  die  der  Gelegenheit  zum  Be- 
suche der  Vorlesungen  ermangelten,  von  diesen  Kommissionen  zur  Prüfung 
zugelassen  werden,  wenn  sie  sich  darüber  ausweisen,  daß  sie  entweder  das 
Untergymnasium, 

oder  den  kommerziellen  Lehrkurs  an  technischen  Instituten, 
oder  die  Oberrealschule  mit  gutem   Erfolge  zurückgelegt  haben, 
oder  daß  sie  sich  im  Kassen-  oder  Komptabilitätsdienste  der  öffent- 
lichen oder  einer  städtischen  Gemeindeverwaltung  bereits  verwenden. 

Solche  Prüfungskandidaten  haben  übrigens  in  ihren  Gesuchen  um  Zu- 
lassung zur  Prüfung  die  theoretischen  Hilfsmittel  anzugeben,  mittels  welchen 
sie  sich  das  Lehrfach  angeeignet  haben,  worauf  bei  der  Prüfung  geeigneter 
Bedacht  genommen  werden  wird. 

Andere  Fälle  der  Zulassung  solcher,  welche  überhaupt  zufolge  ihrer 
nachgewiesenen  Vorbildung  und  ihrer  bisherigen  Zivil-  oder  Militärdienst- 
leistung zur  Erwartung  berechtigen,  daß  sie  sich,  ohne  Vorlesungen  be- 
sucht zu  haben,  mit  Erfolg  die  Staatsrechnungswissenschaft  oder  Verrech- 
nungskundc  eigen  gemacht  haben,  sind  dem  Generalrechnungsdirektorium  ^) 
vorbehalten. 


^)  Jetzt:  A.  k,  Mlnisterlam  des  Innern  fe.  Nr,  705), 
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§  6.  Jede  Prüfungskommission  besteht  aus  einem  Präses  und  zwei 
Examinatoren.  Bei  Prüfungskommissionen  in  Städten,  in  welchen  die  Staats- 
rechnungswissenschaft oder  Verrechnungskunde  an  einer  öffentlichen  Lehr- 
anstalt vorgetragen  wird,  ist  stets  der  betreffende  Professor  oder  Dozent 
Mitglied  der  Prüfungskommission  und  prüft  immer  zuerst.  Der  Vorstand 
und  die  Examinatoren  werden,  und  zwar  letztere  in  einer  der  Menge  der 
Prüfungskandidaten  und  dem  Bedürfnisse  eines  Wechsels  entsprechenden 
Anzahl,  von  dem  Generalrechnungsdirektorium  ^)  ernannt 

§  7.  In  der  Regel  ist  die  Prüfung  bei  der  für  jenes  Gebiet,  in  welchem 
der  Kandidat  domiziliert,  eingesetzten  Prüfungskommission  abzulegen.  Doch 
können  diejenigen  Kandidaten,  welche  soeben  den  Jahreskurs  der  Vor- 
lesungen über  die  Staatsrechnungswissenschaft  an  einer  öffentlichen  Lehr- 
anstalt absolviert  haben,  von  der  in  dem  Sitze  dieser  Lehranstalt  eingesetzten 
Prüfungskommission  zur  Prüfung  bei  ihr  binnen  der  nächsten  fünf  Monate 
zugelassen  werden,  wenn  sie  auch  ihr  eigentliches  Domizil  anderwärts 
haben. 

Die  infolge  von  Reprobationen  wiederholten  Prüfungen  müssen  in  der 
Regel  bei  derselben  Kommission  abgelegt  werden,  bei  welcher  die  erste 
(mißlungene)  Prüfung  stattfand. 

Die  Kommissionsvorstände  haben  sich  bei  solchen  Kandidaten,  welche 
erst  seit  kurzem  ihr  gegenwärtiges  Domizil  inne  haben,  oder  wo  sich  über- 
haupt der  Verdacht  einer  Umgehung  der  unter  §  17  gegebenen  Bestim- 
mungen ihnen  aufdrängt,  auf  die  ihnen  geeignet  scheinende  Weise,  allen- 
falls auch  durch  Korrespondenz  mit  der  Prüfungskommission  desjenigen 
Kronlandes,  in  welchem  der  Kandidat  früher  domizilierte,  zu  vergewissem, 
ob  der  sich  meldende  Kandidat  nicht  schon  vorher  von  einer  anderen 
Kommission  wiederholt  reprobiert  worden  sei. 

Ausnahmen  von  den  hier  aufgestellten  Regeln  aus  besonders  rück- 
sichtswürdigen  Gründen  zu  bewilligen,  ist  dem  Generalrechnungsdirekto- 
rium ^)  vorbehalten. 

§  8.  Zur  Ablegung  der  Prüfung  ist  ein  schriftliches,  gehörig  ge- 
stempeltes Gesuch  bei  dem  Vorstande  der  betreffenden  Prüfungskommission 
einzureichen,  und  es  sind  diese  Gesuche  mit  den  in  den  §§4  und  5  vor- 
geschriebenen Nachweisungen  zu  belegen. 

§  9.  Der  Kommissionsvorstand  hat  das  Gesuch  und  dessen  Beilagen 
genau  zu  prüfen,  und  wenn  er  sie  anstandslos  findet,  dem  Kandidaten  Ort, 
Tag  und  Stunde  der  Prüfung  zu  bestimmen. 

§  10.  Bei  geringeren  Anständen,  welche  von  dem  Kandidaten  be- 
hoben werden  können,  hat  der  Kommissionsvorstand  diesen  zu  belehren, 
in  zweifelhaften  Fällen  aber  ist  über  die  Zulassung  zur  Prüfung  in  der 
Prüfungskommission  zu  beraten,  und  entweder  nach  den  Bestimmungen 
dieser  Vorschrift  der  Beschluß  nach  Stimmenmehrheit  zu  fassen,  oder  die 
Entscheidung  des  Generalrechnungsdirektoriums  ^)  einzuholen.  Gegen  einen 
abweislichen  Bescheid  der  Prüfungskommission  steht  die  Berufung  an  das 
Generalrechnungsdirektorium  offen. 

^)  Jetzt:  k,  k.  Ministerium  des  Innern  (s.  Nr,  705/ 
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§  11.  Die  im  §  5  erwähnten  Prüfungsbewerber  und  nur  diese  sind 
zum  Erläge  einer  Prüfungstaxe  von  acht  Gulden  Konventionsmünze  ver- 
pflichtet, die  unter  die  Mitglieder  der  Kommission  nach  besonderen  Be- 
stimmungen geteilt  wird.  Diese  Taxe  ist  von  den  Prüflingen  spätestens 
24  Stunden  vor  Vornahme  der  Prüfung  bei  der  von  dem  Kommissions- 
vorstande bezeichneten  Kasse  zu  erlegen  und  es  ist  sich  über  die  bezahlte 
Prüfungstaxe  durch  Beibringung  der  Quittung  auszuweisen. 

§  12.  Bei  der  Zuweisung  der  Prüfungstage  hat  sich  der  Kommissions-' 
vorstand  in  der  Regel  an  die  Ordnung  zu  halten,  in  welcher  sich  bei  ihm 
die  Kandidaten  gemeldet  haben. 

§  13.  Zu  der  für  die  Abhaltung  der  Prüfung  festgesetzten  Stunde 
tritt  die  Kommission  an  dem  dazu  bestimmten  Orte  zusammen,  und  nimmt 
vor  allem  Einsicht  in  das  über  die  bestellten  Kandidaten  angelegte,  ihre 
Nachweisungen,  ihre  Studien  und  die  Taxentrichtung,  wo  sie  eintritt,  dar- 
stellende Verzeichnis,  worauf  der  Kommissionsvorstand  die  für  den  Tag 
bestellten  Prüfungsbewerber  in  der  Regel  in  alphabetischer  Ordnung  zur 
Ablegung  der  Prüfung  vorruft 

§  14.  Ist  ein  Vorgerufener  nicht  anwesend,  und  erscheint  derselbe 
auch  nicht  später  noch  vor  Schluß  der  Prüfung,  so  erhält  er  die  Note: 
„bei  der  Prüfung  nicht  erschienen''  und  muß,  wenn  ein  entschuldigendes 
Hindernis  nicht  von  dem  Vorstande  der  Prüfungskommission  unmittelbar  an- 
erkannt wird,  neuerlich  um  Zulassung  zur  Prüfung  einschreiten. 

§  15.  Die  Prüfung  wird  in  der  Regel  zugleich  mit  zwei,  bei  größerem 
Andränge  aber  zugleich  mit  drei  Prüfungsbewerbem  und  nur  ausnahms- 
weise je  mit  einem  Prüfungsbewerber  vorgenommen.  Sie  soll  im  ersten 
Falle  mindestens  fünfviertel  Stunden,  im  zweiten  Falle  mindestens  andert- 
halb Stunden  und  im  letzten  Falle  mindestens  dreiviertel  Stunden  andauern. 

§  16.  Die  Prüfung  ist  mündlich,  es  wird  daher  der  Prüfling  von  den 
zwei  Prüfungskommissären  aus  sämtlichen  Hauptteilen  der  Wissenschaft 
geprüft,  und  es  soll  hiedurch  sowohl  der  Umfang  der  von  ihm  darin  sich 
angeeigneten  Kenntnisse,  wobei  übrigens  auf  die  benützten  Lehrmittel  ange- 
messene Rücksicht  zu  tragen  ist,  als  auch  insbesondere  die  Gewandtheit  in 
der  Auffassung  und  die  Schärfe  im  Urteile  erprobt  werden. 

Auch  der  Vorstand  soll  dem  Prüflinge  zum  Schlüsse  eine  oder  die 
andere  Frage  insbesondere  dann  vorlegen,  wenn  er  aus  den  vorausge- 
gangenen Antworten  des  Kandidaten  die  beruhigende  Oberzeugung,  mit 
welchem  Kalkül  der  Prüfling  zu  beteilen  sei,  nicht  erlangt  zu  haben  meint. 

§  17.  Nachdem  die  gleichzeitig  geprüften  Kandidaten  abgetreten  sind, 
wird  von  den  Kommissionsmitgliedern  zum  Behufe  der  Abstimmung  die 
Beratung  gepflogen. 

Zuvörderst  stimmen  sie  über  die  Frage  ab:  ob  der  Prüfling  nach 
Maßgabe  der  abgelegten  Prüfung  für  den  Komptabilitäts-  und  Kassedienst 
als  „befähigt''  sich  erwiesen  habe,  und  im  bejahenden  Falle:  ob  dies 
mit  Auszeichnung  geschehen  sei.  Ist  die  Frage  der  Befähigung  verneint 
worden,  so  wird  weiter  erkannt,  in  welcher  —  frühestens  nach  zwei 
Monaten  —  festzusetzenden  Frist  die  Wiederholung  der  zum  ersten  Male 
mißlungenen  Prüfung  zu  bewilligen  sei. 
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Der  Beschluß  in  der  einen  und  anderen  Richtung  wird  durch  Stimmen- 
mehrheit gefaßt.  Hiebei  stimmen  zuerst  die  Prüfungskommissäre  in  der 
Ordnung,  in  welcher  sie  geprüft  haben,  und  zuletzt  der  Vorstand. 

Nach  zweimaliger  Reprobierung  kann  eine  unmittelbare  Wiederholung 
der  Prüfung  von  der  Prüfungskommission  nicht  bewilligt  werden,  sondern 
es  haben  sowohl  Autodidakten,  als  solche  Kandidaten,  welche  die  öffent- 
lichen Vorlesungen  über  die  Staatsrechnungswissenschaft  oder  Verrechnungs- 
kunde besucht  haben,  wenn  sie  nochmals  einer  Prüfung  sich  zu  unterziehen 
wünschen,  vorher  die  Vorlesungen  des  Lehrfaches  an  einer  öffentlichen  Lehr- 
anstalt durch  ein  ganzes  Jahr  zu  hören,  wobei  es  bezüglich  jener  Kandidaten, 
die  sich  im  Staatsdienste  befinden,  der  Entscheidung  der  ihnen  vorgesetzten 
Behörde  anheimgestellt  bleibt,  ob  ihnen  der  nochmalige  Besuch  der  Vor- 
lesungen zu  gestatten  sei  oder  nicht. 

§  18.  Der  über  den  Prüfungsbefund  gefaßte  Beschluß  wird  von  einem 
Prüfungskommissar  in  das  angelegte  Verzeichnis  eingetragen,  und  daselbst 
von  allen  Kommissionsgliedem  durch  eigenhändige  Namensunterschrift  be- 
stätigt. 

§  19.  Sind  auf  solche  Weise  sämtliche,  für  eine  bestimmte  Periode 
zur  Prüfung  zugelassene  Bewerber  der  Prüfung  unterzogen  worden,  so  wird 
vom  Kommissionsvorstande  der  Schluß  der  Prüfungen  für  die  betreffende 
Periode  ausgesprochen. 

§  20.  Hienach  veranlaßt  der  Kommissionsvorstand  die  Ausfertigung 
der  Zeugnisse  auf  einem  Stempelbogen,  den  der  Prüfling  beizubringen  hat, 
wobei  diese  Zeugnisse  von  sämtlichen  Kommissionsgliedem  unterzeichnet, 
mit  dem  amtlichen  Siegel  des  Kommissionsvorstandes  versehen  und  an 
die  Betreffenden  gegen  Bescheinigung  ausgefolgt  werden.  Den  Reprobierten 
werden  keine  Zeugnisse  ausgestellt. 

§  21.  Es  versteht  sich  übrigens,  daß  weder  die  bisherigen  gesetzlichen 
Bestimmungen  über  die  Eriordernisse  zur  Anstellung  bei  Staatskassen,  Buch- 
haltungen und  Rechnungsämtern,  noch  jene  speziellen  Prüfungen,  die  in 
diesen  Diensteszweigen  eingeführt  sind,  durch  die  gegenwärtige  Vorschrift 
irgend  eine  Veränderung  erleiden. 


Np.  705. 

Erlafi  des  Staatsmlnlsterliims  und  des  Obersten  Reclinimgslioftt 

Tom  30.  JSnner  1867,  ROBNr.  40, 

in  Betreff  einiger  Andeningen  in  der  provisorischen  Vorsdirift  vom 
11.  November  1852  (ROB.  vom  Jahre  1853,  Nr.  1),')  über  die  Einrlchtiuig 
theoretischer  Prüfungen  ans  der  Staatsrechnttngswiasenschaft  oder  Ver- 

rechnungslrande. 

Wirksam  für  alle  Königreiche  und  Länder,  mit  Ausnahme  der  Königreiche 
Ungarn,    Kroatien   und  Slavonien  und  des  Qroßfürstentums  Siebenbürgen. 

Infolge  der  mit  kaiseriicher  Verordnung  vom  21.   November   1866^) 
angeordneten  Einstellung  der  Wirksamkeit  der  Obersten  Rechnungskontrolls- 

1)  5.  Nr,  704.  —  •)  ROBNr,  140  ex  1866. 
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behörde  und  der  damit  im  Zusammenhange  stehenden  Umstaltung  der 
Kontrollsbehörden,  hat  der  Oberste  Rechnungshof  sich  mit  dem  Staats- 
ministerium und  dem  Finanzministerium  in  dem  Beschlüsse  geeinigt,  daß 
die  in  den  §§5,  6,  7  und  10  der  oberwähnten  Vorschrift  vom  11.  No- 
vember 1852^)  normierte,  zuerst  vom  Generalrechnungsdirektorium  und 
hierauf  von  der  Obersten  Rechnungskontrollsbehörde  ausgeübte  Ingerenz 
bezüglich  der  zu  Wien,  Prag,  Brunn,  Lemberg,  Krakau,  Czernowitz,  Linz, 
Innsbruck,  Graz,  Triest  und  Zara  bestehenden  staatsrecbnungswissenschaft- 
liehen  Prüfungskommissionen,  deren  Zusammensetzung  und  der  Zulassung 
zur  Prüfung  bei  denselben,  von  nun  an  auf  das  Staatsministerium,  Abteilung 
für  politische  Verwaltung,')   zu  übergehen  habe. 


Np.  706. 


(Die  früher  laut  Note  des  k,  k.  Finanzministeriums  vom  3,  Jänner  1889,  Z.  40.935,  bestandene 
Reziprozität  in  der  Anerkennung  der  in  Ungarn,  beziehungsweise  Österreich  erlangten  Zeug- 
nisse Ober  die  Prüfung  aus  der  Staaisrechnungswissensehaß  ist  laut  Erlq/3  des  Min,  des  Innern 
vom  10.  August  1905,  Z.  26.705,  aufgehoben  worden.) 


Np.  707. 

Aus  dem  Erlasse  des  Ministers  fOr  K.  n.  U,  Tom  15.  Februar  1894, 

ad  Z.  29.364  ex  1893, 

an  den  Statthalter  für  Steiermark, 

(betreffend  die  Berechtigung  eines  supplierenden  Dozenten  ffir  Staats- 

rechnnngswissenschaft  als  Examinator  zn  fungieren). 

Im  Nachhange  zu  dem  ho.  Erlasse  vom  15.  Jänner  1894,  Z.  29.364, 
betreffend  die  Betrauung  des  Finanzrates  N.  N.  in  Graz  mit  der  Supplie- 
rung  der  Vorträge  über  Staatsrechnungswissenschaft  an  der  rechts-  und 
staatswissenschaftlichen  Fakultät  in  Graz,  beehre  ich  mich.  Euer  ...  in 
Kenntnis  zu  setzen,  daß  laut  Mitteilung  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern 
vom  10.  Februar  d.  J.,  Z.  3496,  eine  Verfügung  wegen  Bestellung  des 
genannten  Finanzrates  zum  stellvertretenden  Prüfungskommissär  bei  der 
Prüfungskommission  für  die  Staatsrechnungswissenschaft  in  Graz  nicht  not- 
wendig erscheint,  da  der  Genannte  nach  der  Bestimmung  des  §  6  des  Er- 
lasses des  bestandenen  Generalrechnungsdirektoriums  vom  11.  November 
1852,  RGBNr.  1  ex  1853,^).  schon  in  seiner  Eigenschaft,  als  wenn  auch  nur 
vorübergehend  bestellter  Dozent  der  Staatsrechnungswissenschaft  an  der 
Universität  in  Graz  berufen  ist,  bei  den  Prüfungen  aus  dem  gedachten 
Lehrgegenstande   als   Examinator  zu  fungieren.') 

*)  s.  Nr.  704. 

*)  Jetzt:  k.  k,  Ministerium  des  Innern. 

*)  Laut  §6  des  Erlasses  des  Oeneralreehnungsdirekiorium  vom  11.  November  1852,  RGBNr.  1 
ex  1853  (s.  Nr.  704),  ist  in  Jenen  Stadien,  in  welchen  die  Staatsredumngswissensehßft  vorgetragen 
wird,  stets  der  betreffende  Dozent  Mitglied  der  Pri^fungsltommission. 
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Erlafi  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  vom  16.  Dezember  1889, 

RCBNr.  200  ex  1889,  MTBNr.  3  ex  1890, 

womit  auf  Qrtuid  der  Ah.  Entschl.  vom  8.  Dezember  1889  eine  neae 

pharmazeutische  Studien-  und  Prfiftmi^sordniing   ffir  die  im 

Reichsrate  vertretenen  Königreiche  nnd  Under  eingeführt  wird.^) 

§  1.  Wer  an  einer  österreichischen  Universität  zum  pharmazeutischen 
Studium  zugelassen  werden  und  das  Diplom  als  Magister  der  Fiiarmazie 
erlangen   will^   muß: 

a)  sich  mit  einem  staatsgültigen  Zeugnisse  über  die  mit  Erfolg  zurück- 
gelegte sechste  Klasse  eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule,  im  letzteren 
Falle  auch  mit  einem  Zeugnisse  über  die  an  einem  öffentlichen  Gymnasium 
mit  genügendem  Erfolge  abgelegte  Prüfung  aus  der  lateinischen  Sprache 
im  Umfange  der  Forderungen  der  ersten  sechs  Gymnasialldassen  aus- 
weisen') und 

b)  die  Pharmazie  nach  der  bestehenden  Gremialordnung  erlernt 
haben.') 

§  2.  Das  Universitätsstudium  hat  sich  unmittelbar  an  die  vorschrifts- 
mäßige Lehrzeit  anzuschließen. 

Es  bleibt  jedoch  dem  Unterrichtsminister  vorbehalten,  in  rüdcsichts- 
würdigen  Fällen  die  Aufnahme  in  das  pharmazeutische  Studium  auch  dann 
zu  bewilligen,  wenn  die  Lehrzeit  über  die  vorgeschriebene  Dauer  ausge- 
dehnt wurde  oder  wenn  zwischen  den  beiden  Abschnitten  des  pharmazeuti- 
schen Bildungsganges  eine  Unterbrechung  voigekommen  ist 

§  3.  Die  Aufnahme  in  das  pharmazeutische  Studium  erfolgt  durdi 
den  Dekan  der  philosophischen  Fakultät. 

Die  für  die  ordentlichen  Universitätsstudierenden  geltenden  Disziplinar- 
vorschriften/) sowie  die  Vorschriften  über  die  Inskription,^)  über  den  Be* 
such  der  Vorlesungen,^)  über  Befreiung  vom  Kollegiengeide  7)  haben  hm- 
sichtlich  der  Studierenden  der  Pharmazie  sinngemäße  Anwendung  zu  finden. 

0  Erläuternde  Bemerkungen  s,  Nr.  710  und  713, 

■)  s.  Nr.  709  und  711. 

*)  In  Betreff  der  Zulassung  von  Ausländern  s.  Nr.  443,  Insbesondere  vwt  aas  dem 
Balkanländern  stammenden  Studierenden  s.  Nr.  452;  beireifa  der  Zulassung  ton  Frauen 
5.  Nr.  464,  465,  466a  und  469.    Über  die  Reeiprosität  mit  Ungarn  s.  Nr.  519. 

*)  5.  Nr.  523 ff  -  •)  s.  Nr.  426  ff.  —  «)  s.  Nr.  365  ff.  —  ')  ».  Nr.  391  ff. 
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§  4.    Das  pharmazeutische  Universitätsstudium  dauert  zwei  Jahre. 

Die  Gegenstände,  welche  die  Studierenden  der  Pharmazie  zu  frequen- 
tieren haben,  sind: 

im  ersten  Jahre,  und  zwar  im  Wintersemester,  Physik  und  spezielle 
Botanik,  wöchentlich  je  5  Stunden,  im  Sommersemester  allgemeine  Botanik, 
wöchentlich  3  Stunden,  Übungen  im  Bestimmen  der  Pflanzen,  wöchent- 
lich 2  Stunden  und  Übungen  in  der  chemischen  Analyse,  wöchentlich 
15  Stunden;  endlich  allgemeine  (anorganische  und  organische)  Chemie  in 
beiden  Semestern  wöchentlich  5  Stunden. 

Im  zweiten  Jahre:  Pharmakognosie  im  Wintersemester  wöchentlich 
5  Stunden,  pharmazeutische  Chemie  im  Wintersemester  wöchentlich  4  Stunden 
oder  im  Sommersemester  wöchentlich  5  Stunden,  Übungen  in  der  chemischen 
Analyse  im  Wintersemester  wöchentlich  15  Stunden,  dann  Übungen  in  der 
Pharmakognosie  mit  Anwendung  des  Mikroskops  im  Sommersemester 
wöchentlich  10  Stunden,  endlich  Übungen  in  der  pharmazeutischen  Chemie 
und  in  der  angewandten  chemischen  Analyse  im  Sommersemester  wöchent- 
lich 15  Stunden. 

Es  ist  nach  Möglichkeit  dafür  zu  sorgen,  daß  an  den  Universitäten 
eigene  für  die  Studierenden  der  Pharmazie  bestimmte  Vorlesungen  und 
Übungen  aus  den  bezeichneten  Fächern  abgehalten  werden. 

Die  betreffenden  Laboratorien  und  Sammlungen  sind  den  Studierenden 
der  Pharmazie  innerhalb  der  erforderlichen,  hiefür  festzusetzenden  Tages- 
zeit offen  zu  halten. 

§  5.  Zur  Erlangung  des  Diploms  haben  die  Kandidaten  drei  Vor- 
prüfungen und  eine  strenge  Prüfung  (Rigorosum)  zu  bestehen. 

Die  Vorprüfungen  werden  an  der  philosophischen  Fakultät  unter  dem 
Vorsitze  des  Dekans  dieser  Fakultät  oder  seines  Stellvertreters  abgehalten; 
die  strenge  Prüfung  ist  an  der  medizinischen  Fakultät  unter  dem  Vor- 
sitze des  Dekans  dieser  Fakultät  oder  seines  Stellvertreters  abzulegen. 

An  Universitäten,  an  welchen  eine  medizinische  Fakultät  nicht  be- 
steht, hat  den  Vorsitz  bei  der  strengen  Prüfung  der  Landessanitätsreferent 
zu  führen. 

§  6.  Die  drei  Vorprüfungen  müssen,  ebenso  wie  sämtliche  Teil- 
prüfungen des  Rigorosums,  ausnahmslos  an  derselben  Universität  abgelegt 
werden.  Nur  in  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  kann  ein  Kandidat 
zu  dem  Rigorosum  an  einer  anderen  Universität,  als  an  welcher  er  die 
Vorprüfungen  abgelegt  hat,  nach  Einvernehmung  der  betreffenden  Pro- 
fessorenkollegien vom  Unterrichtsminister  zugelassen  werden. 

§  7.  Sämtliche  pharmazeutische  Prüfungen  finden  öffentlich  statt,  doch 
steht  es  dem  Vorsitzenden  der  Prüfungskommission  frei,  den  Zutritt  zu 
den  Prüfungen  auf  Apotheker  und  Studierende  der  Pharmazie  einzu- 
schränken. 

L  Die  Vorprflfongen. 

§  8.  Die  Anmeldung  zu  den  Vorprüfungen  geschieht  beim  Dekan 
der  philosophischen  Fakultät,  wobei  sich  der  Kandidat  über  die  nach  §  1 
für  die  Aufnahme  in  das  pharmazeutische  Studium  vorgeschriebenen   Er- 
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fordernisse  und  über  den  Besuch  der  für  das  Winter-,  respektive  Sommer- 
semester  des  ersten  pharmazeutischen  Jahrganges  vorgesdiriebenen  Kolle- 
gien auszuweisen  hat. 

§  9.  Die  Vorprüfungen  haben  die  Physik,  die  Botanik  und  die  all- 
gemeine Chemie  zum  Gegenstande. 

Die  Vorprüfung  aus  Physik  ist  am  Schlüsse  des  Wintersemesters,  die 
beiden  anderen  Vorprüfungen  sind  am  Schlüsse  des  Sommersemesters  des 
ersten  Jahrganges  abzulegen. 

§  10.  Die  Vorprüfungen  werden  unter  dem  Vorsitze  des  Dekans  der 
philosophischen  Fakultät  oder  seines  Stellvertreters  von  den  vom  Unter- 
richtsminister bestellten  Professoren  der  Prüfungsfächer  des  ersten  Jahr- 
ganges abgehalten. 

Die  Prüfungsdauer  für  jeden  einzelnen  Gegenstand  wird  mit  15  Minuten 
festgestellt. 

§  11.  Nach  Beendigung  jeder  Vorprüfung  wird  das  Ergebnis  derselben 
vom  Examinator  mit  dem  Kalkül  „ausgezeichnet'',  „genügend",  „unge- 
nügend'' in  ein  vom  Dekan  der  philosophischen  Fakultät  zu  führendes 
Protokoll,  in  welchem  Vor-  und  Zuname,  Geburtsort  und  Alter  des  zu 
Prüfenden,  dann  die  Lehranstalt,  an  welcher  er  seine  Vorstudien  zurück- 
gelegt hat,  ersichtlich  gemacht  sind,  eingetragen. 

§  12.  Hat  der  Kandidat  von  jedem  Examinator  mindestens  den  Kalkül 
„genügend"  erhalten,  so  wird  von  dem  Vorsitzenden  unmittelbar  nach  Schluß 
der  dritten  Vorprüfung,  beziehungsweise  nach  der  mit  Erfolg  abgelegten 
Wiederholungsprüfung  nach  der  Mehrheit  der  Spezialkalküle  ein  Haupt- 
kalkül gezogen,  derselbe  in  das  Protokoll  eingetragen  und  vom  Vorsitzenden 
durch  seine  Namensfertigung  bestätigt. 

Ober  die  bestandenen  Vorprüfungen  wird  dem  Kandidaten  ein  Zeugnis 
ausgefertigt,  in  welchem  nebst  seinem  Nationale  die  Spezialkalküle  der 
einzelnen  Vorprüfungen,  sowie  der  Hauptkalkül  ersichtlich  zu  machen  sind. 

§  13.  Hat  der  Kandidat  bei  einer  oder  bei  zwei  Vorprüfungen  nicht 
Genüge  geleistet,  so  hat  er  diese  Vorprüfungen  spätestens  im  Laufe  des 
Monats  Oktober  des  nächsten  Studienjahres  zu  wiederholen. 

Hat  der  Kandidat  bei  allen  drei  Vorprüfungen  nicht  entsprochen, 
so  geht  ihm  der  erste  Jahrgang  für  die  Anrechnung  verloren.  Er  hat 
alsdann  die  Gegenstände  des  ersten  Jahrganges  nochmals  zu  frequentieren 
und  die  erfolglos  gebliebene  Prüfung  am  Schlüsse  des  nächsten  Winter-, 
beziehungsweise  Sommersemesters  zu  wiederholen. 

§  14.  Hat  ein  Kandidat,  welcher  bei  der  ersten  Ablegung  der  Vor- 
prüfungen aus  einem  oder  zwei  Gegenständen  nicht  Genüge  geleistet  hat, 
bei  der  Wiederholung  auch  nur  einer  Vorprüfung  abermals  nicht  •entsprochen, 
so  geht  ihm  der  erste  Jahrgang  für  die  Anredinung  verloren.  Er  hat  hie- 
nach  diejenigen  Fächer,  in  welchen  die  Prüfung  ein  ungünstiges  Resultat 
ergeben  hat,  nochmals  zu  frequentieren  und  die  mit  ungünstigem  Erfolge 
abgelegte  Prüfung  am  Schlüsse  des  nächsten  Winter-,  beziehungsweise 
Sommersemesters  zu  wiederholen. 

Hat  auch  diese  Prüfung  kein  günstiges  Resultat  ergeben,  so  kann 
der   Kandidat   noch    zu   einer   zweiten   Wiederholung   zugelassen    werden. 
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Ist  auch  diese  ohne  Erfolg  geblieben,  so  kann  der  Kandidat  nur  mit  Ge- 
nehmigung des  Unterrichtsminisiers  auf  Antrag  der  Prüfungskommission  zur 
nochmaligen  Frequentation  des  ersten  Jahrganges  und  neuerlichen  Ab- 
legung der  sämtlichen  Prüfungen  zugelassen  werden. 

§  15.  Hat  ein  Kandidat,  welcher  bei  der  ersten  Ablegung  der  Vor- 
prüfungen aus  allen  Gegenständen  reprobiert  wurde,  bei  der  Wiederholung 
der  Vorprüfungen  nur  bei  einer  derselben  abermals  nicht  entsprochen,  so 
kann  er  zur  zweiten  Wiederholung  derselben  längstens  bis  Ende  Oktober 
des  nächsten  Studienjahres  zugelassen  werden. 

Wird  er  hiebei  neuerlich  reprobiert  oder  hat  ein  solcher  Kandidat 
bei  der  ersten  Wiederholung  der  Vorprüfungen  aus  zwei  oder  allen  Gegen- 
ständen nicht  entsprochen,  so  gült  rücksichtlich  der  Zulassung  desselben  zur 
nochmaligen  Frequentation  des  ersten  pharmazeutischen  Jahrganges  und 
neuerlichen  Ablegung  der  sämtlichen  Vorprüfungen  die  Bestimmung  des 
Schlußsatzes  des  vorigen  Paragraphen. 

§  16.  Im  Falle  der  Wiederholung  irgend  einer  Prüfung  soll  der  Spezial- 
kalkül,    sowie   der    Hauptkalkül   niemals    auf   „ausgezeichnet''   lauten. 

IL  Die  strenge  Prfifung  (RIgorosttm). 

§  17.  Die  Anmeldung  zur  strengen  Prüfung  hat  beim  Dekan  der 
medizinischen  Fakultät,  beziehungsweise  bei  dem  Landessanitätsreferenten 
zu  geschehen,  wobei  der  Kandidat  die  Dokumente  über  seine  Vorstudien 
zu  deponieren  und  den  Nachweis  zu  erbringen  hat  über 

a)  die  mit  gutem  Erfolge  abgelegten  Vorprüfungen, 

b)  den  fleißigen  Besuch  der  Kollegien  des  zweiten  pharmazeutischen 
Jahrganges,^) 

c)  die  fleißige  Beteiligung  an  den  vorgeschriebenen  praktischen 
Obungen  im  chemischen  Laboratorium  vom  Beginne  des  Sommer- 
semesters des  ersten  pharmazeutischen  Jahrganges  bis  zum  Zeitpunkte 
der  Ablegung  der  praktischen  Prüfungen, 

d)  die  fleißige  Verwendung  bei  den  Übungen  im  Institute  für  Pharma- 
kognosie. 

Die  Verwendung  im  chemischen  Laboratorium,  beziehungsweise  im 
Institute  für  Pharmakognosie  ist  durch  eine  entsprechende  Note  im  Meldungs- 
bogen^)   von  dem  betreffenden   Professor  ersichtlich  zu  machen. 

§  18.  Das  Rigorosum  besteht  zunächst  aus  je  einer  praktischen  Prüfung 
aus  der  analytischen  und  pharmazeutischen  Chemie  und  aus  der  Pharma- 
kognosie mit  Anwendung  des  Mikroskops,  dann  aus  einer  theoretischen 
Gesamtprüfung. 

Gegenstände  der  letzteren  sind: 

1.  allgemeine  und  pharmazeutische  Chemie, 

2.  Pharmakognosie. 

§  19.  Die  Prüfungskommission  besteht  aus  dem  Dekan  der  medizi- 
nischen Fakultät  oder  dessen  Stellvertreter,  aus  den  vom  Unterrichts- 
minister bezeichneten   Professoren  der  Chemie  und  der  Pharmakognosie, 

')  Vgi,  die  eHätttemden  Bemerkungen  Nr.  717.  —  ■)  Betreffi  der  Einßhrung  von  MeldungS' 
bächern  für  Pharmazeuten  s.  Nr  475  und  Anmerkungf  sowie  Nr.  710. 
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aus  dem  vom  Unterrichtsminister  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des 
Innern  bestimmten  Regierungskommissar  und  bei  der  theoretischen  Ge- 
samtprüfung außerdem  aus  einem  in  gleicher  Weise  bestimmten  Apotiiekcr 
als  Gastprüfer. 

Im  Falle  der  Vorsitz  bei  dem  Rigorosum  vom  LandessaiiitätsreferenteD 
geführt  wird  (§  5,  al.  3),  entfällt  die  Beiziehung  eines  Regierungs- 
kommissärs. 

§  20.^)  Die  praktischen  Prüfungen  finden  im  letzten  Monate  des 
zweiten  pharmazeutischen  Studienjahres  im  chemischen  Laboratorium,  be- 
ziehungsweise im  Institute  für  Pharmakognosie  unter  Aufsicht  der  betreffen- 
den Professoren  als  Prüfer  und  unter  zeitweiser  Aufsichtspflege  von  Seite 
des   Vorsitzenden   und   des   Regierungskommissärs  statt 

Bei  der  praktischen  Prüfung  aus  der  analytischen  und  pharmazeuti- 
schen Chemie  hat  der  Kandidat  entweder  die  qualitative  Analyse  eines 
Gemenges  oder  einer  komplizierteren  Verbindung  vorzunehmen  oder  dne 
einfache  quantitative  Bestimmung  auf  gewichtsanalytischem  oder  voiumetri- 
schem  Wege  durchzuführen  und  außerdem  ein  offizinelles  chemisches  oder 
pharmazeutisches  Präparat  auf  Identität  und  Qualität  mit  Rücksicht  auf  die 
Bestimmungen  der  österreichischen   Pharmakopoe  zu  prüfen. 

Bei  der  praktischen  Prüfung  aus  der  Pharmakognosie  hat  der  Kan- 
didat an  ihm  vorgelegten  organisierten  Arzneimitteln  den  Beweis  zu  liefern, 
daß  er  mit  dem  Mikroskope  sicher  umzugehen  weiß,  mit  der  Methode 
der  mikroskopischen  Untersuchung  völlig  vertraut  und  im  stände  ist,  auf 
diesem  Wege  die  vorgelegten  Objekte  zu  erkennen  und  auf  ihre  Güte 
und  Reinheit  zu  prüfen. 

Ober  den  Gang  der  betreffenden  Untersuchungen,  über  die  dabei 
angewendeten  Hilfsmittel,  über  charakteristische  Reaktionen,  Merianale  usw. 
haben  die  Kandidaten  den  examinierenden  Professoren  am  Schlüsse»  even- 
tuell auch  während  jeder  Untersuchung    Rechenschaft  zu  geben. 

§  21.1)  £)ie  theoretische  Gesamtprüfung  ist  auf  Grund  der  mit  Erfolg 
bestandenen  praktischen  Prüfungen,  und  zwar  frühestens  nach  Schluß  des 
zweiten  pharmazeutischen  Studienjahres,  spätestens  bis  zum  Ende  des  näclist- 
folgenden  Studienjahres  abzulegen. 

Eine  weitere  Verlegung  dieser  Prüfung,  sowie  des  pharmazeutischen 
Rigorosums  überhaupt,  kann  nur  in  besonders  rücksichtswürdigen  Falko 
vom  Unterrichtsminister  gestattet  werden. 

Die  theoretische  Gesamtprüfung  wird  unter  steter  Anwesenheit  des 
Vorsitzenden  und  des  Regierungskommissärs  von.  den  betreffenden  Exa- 
minatoren vorgenommen. 

Bei  derselben  wird  der  Kandidat  von  jedem  Examinator  der  beiden 
Prüfungsfächer  und  dem  Gastprüfer  durch  je  eine  Viertelstunde  geprüft 

Der  Gastprüfer  hat  das  Recht,  Fragen  aus  einem  der  beiden  Prüfungs- 
fächer mit  Rücksicht  auf  die  praktischen  Bedürfinisse  der  Pharmazie  (Pharma- 
kopoe) an  den  Kandidaten  zu  stellen. 

§  22.  Die  Kalküle  sind  bei  dem  Rigorosum  die  nämlichen  wie  bei  den 
Vorprüfungen;   die  Eintragung  derselben  hat  in  der  im  §  12  angegebenen 

*)  Vgi.  die  erläuternden  Bemerktingen  Nr.  716. 
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Weise  in  ein  besonderes,  vom  Dekan  der  medizinischen  Fakultät,  be- 
ziehung[sweise  vom  Landessanitätsreferenten  zu  führendes  Protokoll  zu  er- 
folgen, in  welchem  das  Nationale  des  Kandidaten,  die  Lehranstalt,  an  welcher 
er  seine  Vorstudien  genossen  hat,  und  der  bei  den  Vorprüfungen  erworbene 
Hauptkalkül  ersichtlich  gemacht  ist 

§  23.^)  Erhielt  der  Kandidat  bei  einer  der  praktischen  Prüfungen 
den  Kalkül  „ungenügend'',  so  ist  er  zu  verpflichten,  diese  Prüfung  nach  dem 
Ermessen  der  Prüfungskommission  nach  drei  oder  sechs  Monaten  zu  wieder- 
holen. Demselben  kann  auch  die  neuerliche  Verwendung  im  chemisdien 
Laboratorium,  beziehungsweise  im  Institute  für  Pharmakognosie  durch  ein 
Semester  vor  Zulassung  der  Wiederholung  der  Prüfung  aufgetragen  werden. 

Erhielt  der  Kandidat  auch  bei  dieser  Wiederholung  den  Kalkül  „un- 
S^enügend'S  so  darf  er  unter  denselben  Bedingungen  zu  einer  zweiten 
Wiederholung  zugelassen  werden;  eine  dritte  Wiederholung  der  Prüfung 
aber  kann  nur  auf  Antrag  der  Prüfungskommission  vom  Unterrichtsministe- 
rium bewilligt  werden. 

§  24.  Die  theoretische  Qesamtprüfung  kann  nicht  als  mit  Erfolg  ab- 
gelegt betrachtet  werden,  wenn  der  Kandidat  auch  nur  von  einem  der 
Prüfer  den  Kalkül  „ungenügend''  erhalten  hat  In  diesem  Falle  kann  der 
Kandidat  zur  Wiederholung  der  erfolglos  gebliebenen  Einzelprüfung  nach 
drei  Monaten  zugelassen  werden.  Erhielt  er  bei  dieser  Wiederholung  aber- 
mals den  Kalkül  „ungenügend",  so  darf  er  zur  nochmaligen  Wiederholung 
derselben  nach  weiteren  drei  Monaten  zugelassen  werden. 

Bezüglich  einer  dritten  Wiederholung  gelten  die  Bestimmungen  des 
§   23. 

Jede  Wiederholung  einer  solchen  theoretischen  Einzelprüfung  hat  in 
dauernder  Anwesenheit  des  Vorsitzenden  und  des  Regierungskommissars 
stattzufinden. 

§  25.  Hat  der  Kandidat  bei  der  theoretischen  Qesamtprüfung  aus 
beiden  Gegenständen  den  Kalkül  „ungenügend"  erhalten,  so  kann  er  zur 
Wiederholung  der  ganzen  theoretischen  Qesamtprüfung  nach  sechs  Monaten 
zugelassen  werden. 

Dasselbe  gilt  bezüglich  einer  zweiten  Wiederholung,  wenn  der  Kan- 
didat aus  beiden  Gegenständen  den  Kalkül  „ungenügend"  erhielt 

Beschränkt  sich  dieser  Kalkül  bei  der  Wiederholungsprüfung  nur  auf 
einen  Gegenstand,  so  gelten  in  diesem  Falle  die  Bestimmungen  des  §  24. 

Bezüglich  einer  dritten  Wiederholung  der  theoretischen  Gesamtprüfung 
haben  die   Bestimmungen  des   §  23  zu  gelten. 

Erhielt  der  Kandidat  die  dort  angeführte  Bewilligung  vom  Unter- 
richtsminister nicht  oder  entspricht  er  bei  der  dritten  Wiederholung  dieser 
oder  irgend  einer  anderen  Prüfung  abermals  nicht,  so  bleibt  er  von  der 
Erweri)ung  des  Diploms  eines  Magisters  der  Pharmazie  an  einer  Uni- 
versität der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  für  immer 
ausgeschlossen. 

§  26.  Hat  der  Kandidat  von  jedem  Prüfer  mindestens  den  Kalkül 
„genügend"  erhalten,  so  wird  vom  Vorsitzenden  unmittelbar  nach  Schluß 

^)  VgL  die  erläuternden  Bemerkungen  Nr.  716. 
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der  theoretischen  Qesamtprüfung,  beziehungsweise  nach  der  mit  Erfolg 
wiederholten  Einzelprüfung  aus  den  Kalkülen  der  praktischen  Prüfungeii 
und  der  theoretischen  Qesamtprüfung  ein  Hauptkalkül  für  das  ganze 
Rigorosiun  gezogen. 

Der  Hauptkalkül  wird  sofort  in  das  Rigorosumprotokoll  eingetragen, 
vom  Vorsitzenden  und  vom  Regierungskommissär  gefertigt  und  sodann 
von  ersterem  dem  Kandidaten  öffentlich  bekannt  gemacht 

§  27.  Dem  bfei  dem  Rigorosum  approbierten  Kandidaten  wird  vom 
Dekan  der  medizinischen  Fakultät,  beziehungsweise  vom  Landessanitäts- 
referenten in  alternierendem  Beisein  des  Professors  der  Chemie  für  Pharma- 
zeuten und  des  Professors  der  Pharmakognosie  nach  der  voigeschriebenen 
Formel  die  Sponsion  abgenommen  und  ihm  das  vom  Dekan,  beziehungs- 
weise vom  Landessanitätsreferenten,  sowie  von  jenem  Professor,  weldier 
bei  der  Sponsion  assistierte,  unterfertigte  Diplom  eines  Magisters  der  Phar- 
mazie überreicht.^) 

§  28.  Für  die  Vorprüfungen  hat  der  Kandidat  eine  Taxe  voo 
30  Gulden  (60  Kronen)  zu  entrichten.  Hievon  erhalten  für  jede  Vorprüfung 
der  Vorsitzende  und  der  betreffende  Examinator  je  5  Gulden  (10  Kronen). 
Für  das  Rigorosum  ist  eine  Taxe  von  70  Gulden  (140  Kronen),  an  Univer- 
sitäten, an  welchen  eine  medizinische  Fakultät  nicht  besteht,  von  60  Gulden 
(120  Kronen)  zu  entrichten. 

')  Das  Formulare  JBr  dieses  Diplom  wurde  in  der  Kundmachung  des  Ministeriums  ßr 
K.  B.  U,  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  vom  13.  Februar  1B92,  MVBNr.  II, 
(M,  Z.  27.295  ex  1891)  vertautbart  (s.  Nr.  714);  betreffs  der  feierlichen  Form  dieser  Spausiou 
s.  Nr.  718. 

In  Betreff  der  Intervention  der  Professoren  bei  der  Sponsion  erging  mit  dem  KUMErL 
vom  25.  Deeember  1902,  Z.  40.091  (an  das  Dekanat  der  bömischen  medieinischen  FakaUSt  in  Prag} 
nachstehende  Erläuterang:  Aus  dem  Wortlaut  wie  aus  dem  Zusammenhangs  des  §  27  der  phar- 
mazeutischen Studien-  und  Prafungsordnune  erg^ibt  sich,  dafi  bei  den  Sponsionen  der  PltarBi- 
zeuten  dieselben  Funktionire  intervenieren,  vle  beim  pharmazeutischen  Rigrororam,  nämlidi  der 
Dekan  der  medizinischen  Fakultftt  (beziehungsweise  der  Landessanit&tsreferent),  femer  altemieFend 
der  Professor  der  „Pharmakognosie"  und  der  Professor  der  „Chemie  für  Pharmazeuten*.  Ab 
letzterer  ist  aber  nicht  etwa  der  Professor  der  „pharmazeutischen  Chemie"  allein,  sondern  jeder 
Professor  der  Chemie  zu  betrachten,  welcher  an  dem  Unterricht  aber  den  zweiten  Prüfnngt- 
gegenstand  des  pharmazeutischen  Rigorosums:  die  „allgemeine  und  pharmazeutische  Chcoir' 
beteiligt  und  daher  Im  Sinne  des  §  19  zum  Examinator  dieses  Faches  beim  Rigorosum  bcsteOt  ist 

Da  nun  die  Professoren  ...  zu  alternierenden  Prfifem  dieses  Faches  bestellt  sind,  so 
haben  sie  auch  als  „Professoren  der  Chemie  fflr  Pharmazeuten"  bei  den  Sponsionen  nnter- 
einander,  und  zwar  neben  dem  in  federn  zweiten  Sponsionsfall  an  die  Reihe  kommenden  Professor 
der  Pharmakognosie  zu  alternieren. 

Im  KUMErL  vom  7.  Juni  1873,  Z.  6956,  fand  mehreren  späteren  Erlasset^  wurde  bemerkt, 
dafi  fflr  die  Im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Under  keine  Vorschriften  über  die  Nostri- 
fikation ausländischer  pharmazeutischer  Diplome  bestehen  nnd  dafi  die  Anwen- 
dung des  MinErl.  vom  6.  Juni  1850,  ROBNr.  240  über  die  Nostrifikation  anslindisctaer  Doktorsie 
auf  analoge  Fälle  nicht  zulässig  erscheint  Den  Inhabern  ausländischer  pharmaeeutiscker  i^iplome 
wurde  aber  auf  Orund  ihrer  nachgewiesenen  Gymnasial'  und  pharmaxeutisdun  Studien  die  Ab- 
legung der  pharmazeutischen  Prüfungen  behufs  Erlangung  eines  im  Inland  gültigen  Diptams 
als  Magister  der  Pharmazie  vom  Unterrichtsministerium  gestattet.  Ober  die  Reziprouität  in  der 
Qälägkeit  pharmazeutischer  Diplome  mit  Ungarn  s.  Nr.  519. 

Betreffs  des  Vorganges  bei  der  Ausfolgung  des  pharmazeutischen  Magister- 
diplomes an  Ausländer,  welche  zur  Ausübung  der  pharmazeutischen  Praxis  im  Inland  mekx 
berechtigt  sind,  vgL  MinErl.  vom  8.  Dezember  1882,  Z.  20.097,  letzter  Absatz  fs.  Nr.  443)  und 
Anm. »)  bei  Nr.  714. 
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Hie  von  erhalten  der  Vorsitzende  und  der  Regierungskommissar  für 
ihre  Beteiligung  an  den  zwei  praktischen  Prüfungen  und  ebenso  für  ihre 
Beteiligung  an  der  theoretischen  Gesamtprüfung  den  Betrag  von  je  5  Gulden 
{10  Kronen);  denselben  Betrag  erhält  jeder  Examinator  für  eine  praktische 
Prüfung.  Femer  erhalten  die  beiden  Examinatoren  und  der  Gastprüfer  für 
die  Beteiligung  an  der  theoretischen  Gesamtprüfung  jeder  5  Gulden 
CIO  Kronen),  endlich  je  5  Gulden  (10  Kronen)  diejenigen,  welche  bei 
der  Sponsion  intervenierten. 

Der  Rest  fließt  in  den  Universitätskanzleifond,  aus  welchem  die  Kosten 
für  die  Ausfertigung  des  Diplomes  bestritten  werden. 

Für  jede  Wiederholungsprüfung  erhält  jedes  beteiligte  Mitglied  der 
Prüfungskommission  die  Hälfte  des  angegebenen  Taxbetrages  von  5  Gulden 
OO  Kronen). 

§  2Q.  Die  Erwerbung  des  Doktorates  der  Pharmazie  (Chemie)  in  der 
bisher  üblichen  Weise  findet  nicht  mehr  statt.  Jenen  Magistern  der  Phar- 
mazie, welche  den  Doktorgrad  der  Philosophie  rite  erworben  haben,^) 
ist  es  gestattet,  den  Titel  „Doktor  der  Pharmazie"  zu  führen. 

§  30.  Diese  Studien-  und  Prüfungsordnung  tritt  mit  dem  Studien- 
jahre 1890/91  in  Wirksamkeit. 

Dieselbe  findet  jedoch  auf  diejenigen  Kandidaten,  welche  vor  diesem 
Studienjahre  ihre  pharmazeutischen  Universitätsstudien  begonnen  haben,  keine 


>)  s.  Nr.  70Z  Vgl.  Erlafi  des  k.  k.  Ministeriums  fflr  K.  u.  U.  vom  30.  November  1879, 
Z.  7496  (an  das  medizinische  Dekanat  in  Prag): 

Auf  die  mit  dem  Berichte  vom  13.  Mai  1879,  Z.  552,  gestellte  Anfrage,  unter  welchen 
Bedingungen  promovierte  Doktoren  der  Medizin  das  Doktorat  der  Chemie  (Pharmazie)  erlangen 
können,  wird  dem  Dekanate  nach  gepflogenem  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern 
nachstehendes  eröffnet: 

Nach  den  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  ist  dem  Arzte  die  Dispensiening  von 
Arzneien,  wenn  nicht  die  Bedingungen  zur  Führung  einer  Hansapotheke  vorhanden  sind,  dem 
Apotheker  aber  die  selbständige  Verordnung  von  Arzneien  verboten. 

Durch  die  Erwerbung  des  Doktorgrades  der  gesamten  Heilkunde  einerseits  und  jenes 
der  Pharmazie  andrerseits  erlangt  dieselbe  Person  sowohl  das  Recht  zur  Ausübung  der  ärztlichen 
Praxis  im  ganzen  Umfange  als  auch  die  Befugnis,  eine  Apotheke  zu  erwerben,  dieselbe  selb- 
ständig zu  führen  und  Arzneien  zu  dispensieren.  Durch  diese  Kumulierung  von  Befugnissen, 
deren  Ausübung  nach  den  bestehenden  Vorschriften  aus  allgemeinen  medizinischen  und  Slcher- 
beitsrflckslchten  von  verschiedenen  Berufsgenossen  in  der  Regel  stattfinden  sollte,  erwachst  für 
Personen,  die  beiderlei  vorbezeichnete  Doktordiplome  erworben  haben,  eine  Pflichtenkollision. 
Es  konnte  nun  die  Frage  entstehen,  ob  diese  Kollision  nicht  dadurch  zu  lOsen  wäre,  dafi  derlei 
Personen  zur  Ausstellung  eines  Reverses  verhalten  würden,  wodurch  sie  auf  die  Ausübung  des 
ihnen  zustehenden  Rechtes  insolange  verzichten,  als  sie  von  dem  anderen  kraft  des  erworbenen 
zweiten  Diplomes  Gebrauch  machen.  Die  Erfahrungen  jedoch,  welche  über  den  Erfolg  von 
Reverslemngen  vorliegen,  sowie  die  Erwägung,  dafi  Immer  noch  Wege  offen  bleiben,  die  Doppel- 
stellnng  als  Arzt  und  Apotheker  zur  weitgehenden,  sanitären  Interessen  nichts  weniger  als  for- 
derlichen Industriellen  Ausnützung  zu  verwerten,  machen  es  nicht  rätlich,  bei  Erwerbung  von 
Doktordiplomen  Erleichterungen  eintreten  zu  lassen,  um  Befugnisse  und  Rechte  zu  erlangen, 
deren  gleichzeitige  Ausübung  durch  eine  und  dieselbe  Person  unstatthaft  ist. 

Es  wird  hienach  daran  festzuhalten  sein ,  dafi  die  Erwerbung  des  Doktorgrades  der  Phar- 
mazie schon  mit  Rücksicht  auf  die  Erfordernisse ,  welche  in  der  Studien-  und  Prüfungsordnung 
vom  29.  Mal  1859  vorgezeichnet  sind ,  und  sich  von  jener  zur  Erlangung  anderer  akademischer 
Orade  wesentlich  dadurch  unterscheiden,  dafi  auch  die  gewerbliche  Verwendung  In  einer  Apotheke 
auszuweisen  ist,  ausschllefilich  auf  Pharmazeuten  zu  beschränken  ist. 
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Anwendung;    dieselben  sind  vielmehr  nach  der  bisher  geltenden  pharma- 
zeutischen Studien-  und   Prüfungsordnung  zu  behandeln. 

Rücksichtlich  jener  Kandidaten,  welche  bei  Beginn  der  Wirksamkeit 
dieser  Studien-  und  Prüfungsordnung  bereits  die  vorgeschriebene  Dienst- 
zeit als  Assistenten  angetreten  haben,  hat  dieselbe  zwar  volle  Anwendung 
zu  finden,  es  ist  jedoch  behufs  Zulassung  derselben  zu  den  Universitits- 
studien  der  Nachweis  der  absolvierten  vierten  Gymnasialklasse  als  ge- 
nügend anzusehen.  Solche  Studierende  haben  femer  im  ersten  Jahrgänge 
neben  den  obigen  obligaten  Gegenständen  auch  je  ein  fünfstündiges  KoUegium 
aus  Mineralogie  und  Zoologie  zu  frequentieren  und  aus  diesen  Kollegien 
Kolloquien  abzulegen. 


2.  Ergänzende  Vorschriften. 


Nr.  709. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  d.  D.  vom  6.  April  1886.  Z.  3340. 

MTBNr.  25. 

an  sämtiiche  k.  k.  Landesschulbehörden, 

betreffend  die  Aufnahmsprfifnngen  fflr  höhere  Klassen  der  Oynuiasien, 

Insbesondere  mit  Rflckslcht  anf  den  Nachweis  der  zur  Anfnalinie  In  die 

Apothekerlehre  erforderlichen  Oymnasialstudiett. 

Es  sind  neuerdings  Fälle  vorgekommen,  daß  Oymnasialdirektoren  über 
den  Erfolg  von  Aufnahmsprüfungen  Zeugnisse  ausgestellt  und  den  Ge- 
prüften verabfolgt  haben. 

Dies  veranlaßt  mich,  die  k.  k.  Landesschulbehörden  zu  ersuchen,  an 
die  Qymnasialdirektionen  die  Erinnerung  ergehen  zu  lassen,  daß  den  be- 
stehenden Normen  gemäß  (MinVdg.  vom  18.  Oktober  1850,  Z.  9134, 
RGBNr.  443,  Punkt  3)  über  die  Aufnahmsprüfung  bloß  ein  für  die  internes 
Zwecke  der  Schule  bestimmtes  Protokoll  geführt  wird,  auf  welches  sich 
im  Hauptkataloge  zu  beziehen  ist,  so  daß  irgend  eine  Auskunft  auf  Grund 
eines  solchen  Protokolls  nur  infolge  amtlichen  Auftrages  erteilt  werden  darl 

Femer  ist  auch  daran  zu  erinnern,  daß  gemäß  der  Studien-  und 
Prüfungsordnung  für  das  Magisterium  der  Pharmazie  vom  14.  Juni  18SQ, 
RGBNr.  113^),  der  Kandidat  des  pharmazeutischen  Universitätsstudiums 
vorerst  die  Lehrgegenstände  des  Untergymnasiums  sich  eigen  gemacht  haben 
und  sich  hierüber  mit  einem  von  einem  Gymnasium  ausgestellten  staats- 
gültigen Zeugnisse  über  die  mit  Erfolg  zurüdcgelegte  [vierte]  (jetzt  sechste) 
Gymnasialklasse   ausweisen   muß. 

Im  Einklänge  mit  dieser  gesetzlichen  Bestimmung  hat  das  Ministerium 
des  Innern  bereits  mittels  Erlasses  vom  23.  Juli  1878,  Z.  7503,  entschieden, 


0  Vgl,  hiezu  die  ruae  pßiarmagettüsehe  Stadien'  und  Prßfiuigsonbmng  Nr,  706.  —  in  Bdr^ 
der  anaiogen  Aufnahmsprßfitngen  JSr  Frauen  s.  Nr,  464  und  466  a, 
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daß  die  von  einer  Oymnasialdirektion  ausgestellte  Erklärung,  ein  Kandidat 
habe  sich  einer  Aufnahmsprüfung  für  das  Obergymnasium  mit  gutem  Er- 
folge unterzogen,  nicht  als  legaler  Nachweis  des  absolvierten  Untergymna- 
siums angesehen  werden  und  daher  auch  nicht  als  zureichend  gelten  kann, 
um  auf  Grund  desselben  die  Aufnahme  als  Apothekerlehrling  zu  gestatten. 

Obwohl  es  ohnehin  —  nach  der  eingangs  angeführten  Verordnung  — 
unstatthaft  erscheint,  daß  die  Direktionen  solche  Erklärungen  ohne  Er- 
mächtigung oder  Auftrag  der  vorgesetzten  Behörden  abgeben,  so  wird 
doch  mit  Rücksicht  auf  die  Möglichkeit  einer  Irreführung  derer,  welche 
sich  dem  Apothekerberufe  zu  widmen  beabsichtigen,  auf  das  Unstatthafte 
jener  Erklärungen  eigens  aufmerksam  gemacht 

Aus  dem  Voranstehenden  ergibt  sich  auch,  daß  die  Oymnasialdirek- 
tionen  nicht  in  der  Lage  sind,  dem  Ansinnen  derjenigen  zu  willfahren, 
welche  sich  um  die  Zulassung  zu  einer  Aufnahmsprüfung  für  einen  anderen 
Zweck,  als  den  des  wirklichen  Eintrittes  in  das  Gymnasium  bewerben. 
In  solchen  Fällen  mögen  die  Direktoren  es  sich  angelegen  sein  lassen, 
den  Irrtum  der  Bittsteller  zu  berichtigen  und  diese  auf  den  rechten  Weg 
zu  weisen. 

Außerordentliche  —  für  besondere  Zwecke  nachgesuchte  —  Prüfungen, 
über  deren  Ergebnis  Zeugnisse  beansprucht  werden,  dürfen  nur  mit  Be- 
willigung des  Ministeriums,  um  welche  Fall  für  Fall  einzuschreiten  ist, 
abgehalten  werden. 

Nr.  710. 

Erlaß  des  Ministers  fOr  K.  o.  ü.  vom  11.  Jflimer  1890.  Z.  25.248 

ex  1889.  MVBNr.  12. 

an  die  Dekanate  der  medizinischen  und  philosophischen  Fakultäten  sämt- 
licher Universitäten, 

womit  zu  der  auf  Qnmd  der  Ah.  Entschl.  vom  8.  Dezember  1889  mit 
MinErl.  vom  16.  Dezember  1889,  Z.  25.248,^)  knndgemachten  netten 
pharmazentlsehen  Stadien-  und  Prühtngsordnttng  für  die  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreiche  und  Lfinder  einige  erlfttttemde  Bemerkungen 

hlnattsgegeben  worden. 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  8.  Dezember 
1889  eine  neue  pharmazeutische  Studien-  und  Prüfungsordnung  für  die  im 
Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  ag.  zu  genehmigen  geruht. 

Indem  ich  dem  Dekanate  im  Anschluß  ein  Exemplar  dieser  im  Reichs- 
gesetzblatte Verlautbarten  Studien-  und  Prüfungsordnung,  welche  mit  dem 
Studienjahre  1890/91  in  Wirksamkeit  zu  treten  hat,  übermittle,  finde  ich  zu 
den  einzelnen  Bestimmungen  der  in  Rede  stehenden  Studienordnung  nach- 
stehendes  zu  bemerken: 

Was  die  im  §  1  für  Realschüler  vorgeschriebene  Prüfung  aus  der 
lateinischen  Sprache  im  Umfang  der  Anforderungen  der  ersten  sechs  Oym- 

»)  s.  Nr.  708, 
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nasialklassen  anlangt,  so  wird  bezüglich  der  Modalitäten  der  Zulassung  und 
Ablegung  dieser  Prüfung  nachträglich  eine  allgemeine  Weisung  an  die 
Landesschulbehörden   ergehen.^) 

In  Gemäßheit  des  §  36  der  allgemeinen  Studienordnung  vom  1.  Ok- 
tober 1850')  und  im  Sinne  des  §  3  der  pharmazeutischen  Studien-  und 
Prüfungsordnung  gehören  die  Studierenden  der  Pharmazie  in  die  Kat^orie 
der  nicht  immatrikulierten  außerordentlichen  Hörer,  sofern  sie  sich  nicht 
etwa  mit  der  Ablegung  der  Maturitätsprüfung  auszuweisen  vermögen,  in 
welchem  Falle  ihre  Aufnahme  als  ordentliche  Studierende  keinem  Anstände 
unterliegt. 

Dies  schließt  jedoch  nicht  aus,  daß  die  Studierenden  der  Pharmazie  in 
verschiedenen  Beziehungen  nach  Analogie  der  ordentlichen  Studierenden 
behandelt  werden. 

Es  unterliegt  insbesondere  keinem  Anstände,  daß  den  Studierenden  der 
Pharmazie  statt  des  bisher  üblichen  Meldungsbogens  ein  Meldungsbucfa  nach 
Analogie  der  für  die  ordentlichen  Studierenden  bestehenden  ausgefolgt 
werde;  es  ist  jedoch  hiebei  in  entsprechender  Form  ersichtlich  zu  machen, 
daß  diese  Meldungsbücher  nicht  für  ordentliche  immatrikulierte  Studierende, 
sondern  für  Studierende  der  Pharmazie  bestimmt  sind. 

Insbesondere  werden  auch  die  für  die  ordentlichen  Studierenden  gel- 
tenden Bestimmungen  über  die  Inskriptionsfristen,  über  nachträgliche  Inskrip- 
tion, über  die  Frequenzbestätigung  usw.  auf  Studierende  der  Pharmazie  ent- 
sprechend anzuwenden  sein.  Endlich  werden,  wie  der  §  3  bestimmt,  auch 
die  Disziplinarvorschriften,  sowie  die  Vorschriften  über  die  Befreiung  vom 
Kollegiengelde  auf  Studierende  der  Pharmazie  sinngemäß  Anwendung  zu 
finden  haben. 

Laut  der  vorletzten  Alinea  des  §  4  ist  nach  Möglichkeit  dafür  zu  sorgen, 
daß  an  den  Universitäten  eigene,  für  die  Studierenden  der  Pharmazie  be- 
stimmte Vorlesungen  und  Übungen  aus  den  bezeichneten  Fächern  abgehalten 
werden. 

Das  in  dieser  Bestimmung  zum  Ausdruck  gelangte  Ziel  wird  selbst- 
verständlich nicht  auf  einmal,  sondern  sukzessive  nach  Zulaß  der  vor- 
handenen Lehrkräfte  und  der  zur  Verfügung  stehenden  Mittel  anzu- 
streben sein. 

Insolange  daher  dieser  Bestimmung  nach  Lage  der  Umstände  nicht  in 
vollem  Umfange  entsprochen  werden  kann,  wird  in  der  fraglichen  Rich- 
tung an  den  gegenwärtigen  Einrichtungen  festzuhalten  sein;  bei  Fest- 
stellung des  Lektionskataloges  wird  sich  übrigens  die  Gelegenheit  ergeben, 
zu  erwägen,  inwieweit  die  fragliche  Bestimmung  schon  derzeit  zur  Aus- 
führung gelangen  kann. 

Rücksichtlich  der  Bestellung  des  Regierungskommissärs,  der  Exami- 
natoren bei  den  Vorprüfungen,  femer  der  Examinatoren  für  Chemie  bei 
der  strengen  Prüfung,  endlich  der  Gastprüfer,  wird  seinerzeit  die  weitere 
Verfügung  nachfolgen. 

>)  s.  Nr.  7JL 
■)  s.  Nr.  365. 
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Mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  des  §  30  wird  dafür  Sorge  zu 
tragen  sein,  daß  im  ersten  Jahre  der  Wirksamkeit  der  pharmazeutischen 
Studienordnung  sowohl  den  in  das  erste  Jahr  eintretenden  Studierenden  die 
Möglichkeit  der  Frequenz  der  Kollegien  nach  der  neuen  Studienordnung, 
als  auch  den  das  zweite  Jahr  Frequentierenden  jene  nach  der  alten  Studien- 
ordnung gesichert  werde. 

Schließlich  wird  bemerkt,  daß  jene  Kandidaten  der  Pharmazie,  welche 
zur  Zeit  der  Kundmachung  der  neuen  pharmazeutischen  Studien-  und 
Prüfungsordnung  nach  absolviertem  Untei^ymnasium  bereits  als  Lehrlinge  in 
Verblendung  standen,  auf  Qrund  des  Nachweises  der  absolvierten  vierten 
Gymnasialklasse  zur  seinerzeitigen  Aufnahme  in  das  pharmazeutische  Uni- 
versitatsstudium  zugelassen  werden  können.  Jedoch  wird  auch  auf  solche 
Kandidaten  die  Schlußbestimmung  des  §  30  rücksichtlich  der  Vorlesungen 
über  Zoologie  und  Mineralogie  und  Ablegung  eines  Kolloquiums  hieraus 
Anwendung  zu  finden  haben. 


Nr.  7U. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  n.  U.  Tom  31.  Mal  1890,  Z.  9524. 

MVBNr.  40. 

an  sämtliche  k.  k.  Landesschulbehörden, 

betreffend  die  Prüfung  aus  Latein,  welcher  sich  nach  §  1  der  mit 
MifiErL  vom  16.  Dezember  1889,  Z.  25.248  (ROBNr.  200,  MVB.  ex  1890, 
Nr.  3),^)  kundgemachten  neuen  pharmazeutischen  Studien-  und 
Prflfungsordnung  Realschüler  behufs  Eintrittes  in  das  pharma- 
zeutische Studium  zu  unterziehen  haben. 

Nach  §  1,  lit.  a,  der  auf  Grund  der  Ah.  Entschl.  vom  8.  E>ezember  1889 
mit  MinErl.  vom  16.  Dezember  1889,  Z.  25.248,  RGBNr.  200  und  MVBNr.  3 
(ex  1890V)  kundgemachten  neuen  pharmazeutischen  Studien-  und 
Prüfungsordnung  für  die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Lander,  können  auch  Realschüler  zum  pharmazeutischen  Studium  zugelassen 
werden,  wenn  sie  sich  mit  einem  staatsgültigen  Zeugnisse  über  die  mit 
Erfolg  zurückgelegte  sechste  Klasse  einer  Realschule  und  überdies  auch  mit 
einem  Zeugnisse  über  die  an  einem  öffentlichen  Gymnasium  mit  genügendem 
Erfolge  abgelegte  Prüfung  aus  der  lateinischen  Sprache  im  Umfange  der 
Forderungen  der  ersten  sechs  Gymnasialklassen  ausweisen. 

Bezüglich  der  Vornahme  dieser  Prüfung  aus  der  lateinischen  Sprache 
finde  ich  folgendes  anzuordnen: 

1.  Realschüler,  welche  sich  der  Prüfung  aus  der  lateinischen  Sprache 
behufs  Zulassung  zum  pharmazeutischen  Studium  unterziehen  wollen,  haben 
Ihr  Gesuch,  welchem  ein  staatsgültiges  Zeugnis  über  die  mit  Erfolg  zurück- 
gelegte sechste  Klasse  einer  Realschule  beiliegen  muß,  an  eine  Landes- 
schulbehörde  zu  richten. 

>)  5.  Nr,  708. 
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In  dem  Gesuche  ist  darzulegen,  auf  welche  Weise  und  binnen  welcher 
Zeit  der  Bittsteller  sich  die  Kenntnis  der  lateinischen  Sprache  im  Umfange 
der  Forderungen  für  die  ersten  sechs  Gymnasialklassen  erworben  hat 

2.  Die  Landesschulbehörde  entscheidet  über  das  Gesuch  und  bestimmt 
das  Gymnasium,  an  welchem  die  Prüfung  abzulegen  ist,  wobei  auf  be- 
gründete Wünsche  des  Bittstellers  bezüglich  des  Ortes  und  der  Zeit  nach 
Tunlichkeit  Rücksicht  zu  nehmen  ist. 

Ohne  besonderen  Auftrag  der  Landesschulbehörde  ist  kein  Gymnasium 
berechtigt,  Prüfungen  dieser  Art  vorzunehmen.  Prüfungen,  welche  ohne 
Ermächtigung  der  Landesschulbehörde  voigenommen  werden,  sind  un- 
gültig und  wirkungslos. 

3.  Von  der  getroffenen  Entscheidung  verständigt  die  Landessdiul- 
behörde  auch  die  Direktion  des  betreffenden  Gymnasiums  und  ermächtigt 
dieselbe  zugleich,  dem  Bittsteller  über  das  Ergebnis  der  Prüfung  ein  Zeug- 
nis auszustellen,  in  welchem  der  betreffende  Erlaß  der  Landesschulbehörde 
und  der  spezielle  Zweck  der  Prüfung  anzuführen  ist. 

4.  Für  diese  Prüfung  ist  eine  im  voraus  zu  entrichtende  Taxe  von 
5  Gulden  (10  Kronen)  einzuheben,  für  deren  Verteilung  der  MinErl.  vom 
29.  August  1851,  Z.  8778  (Marenzeller,  Normalien  für  die  Gymnasien 
und  Realschulen,  L  Teil,  Nr.  271),  maßgebend  ist. 
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MYBNr.  46, 

womit  die  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  9.  Mai  1890, 
RQßNr,  81,  betreffend  die  Abänderung  der  Vorschriften  über  die  Lehr- 
und  Dienstzeit  des  pharmazeutischen  Hilfspersonales,  Inindgemacht  wird. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Vorschriften  der  pharmazeutischen  Studien-  und 
Prüfungsordnung  vom  16.  Dezember  1889,  RGBNr.  200^),  wird  auf  Grund 
der  Bestimmung  des  §  2,  lit.  e,  des  Gesetzes  vom  30.  April  1870, 
RGBNr,  68,«)  verordnet: 

].  In  die  Apothekerlehre  sind  nur  solche  Kandidaten  aufzunehmen,*) 
welche  sich  mit  einem  Zeugnisse  des  Amtsarztes  der  politischen  Behörde 

^.  Nr   708, 

^  gesetz,  betreffend  die  Organisation  des  öffentlichen  Sanitätsdienstes:  §  2,  iä,  e).  Regt- 
^^f^S  *^  Überwachung  des  gesamten  Apothekerwesens.  VgL  Erlaß  des  Min.  des  Innern 
Nr,  7/5;  dann  den  erläuternden  Erlaß  des  Min,  des  Innern  vom  26,  Juni  J896,  Z.  2t JMS 
fösterr,  ^nitätswesen,  VIII,  Jahrg,,  S.  284);  ferner  Erlaß  des  Min.  des  Innern  vom  II.  Fe- 
bruar ISg^f  ^'  ^^^t  on  alle  poUtisehen  LandessHUen,  betreffend  die  Verwendung  nicht  diplomierter 
Apothekergphilfen  und  die  provisorische  Aufnahme  von  Apothekerlehrlingen  (österr.  Saaitätswesen, 
IV.  Jahrg„  S,  64);  Erlßß  des  Min.  des  Innern  vom  22.  August  1892,  Z.  19J082,  an  alle 
politischen  l/mdesbehörden,  betreffend  die  Uneulässigfieit  einer  Abkürzung  der  dreijährigen  Lehreeit 
der  Apoth^trtironen  f österr.  Sanitätswesen,  IV.  Jahrg.,  ^.  404),  femer  Erlaß  des  Müu  des 
Innern  ypm  30.  November  1803,  Z.  26312  (an  alle  politischen  Landesbehörd€n),  betretend  Be- 
gunsUfntngen  der  im  letzten  Lehrjahre  zur  MlUtärstellung  gerangenden  Apothekerlehrlinge  hinsicht- 
lich deren  Zulassung  zur  Tirozinalpr^fung  (österr.  Sanitäts^en,  V.  Jahrg.,  S.  588), 

>)  Die  österreichische  Staatsbürgerschaft  is^  ein  unbedingtes  Eifordends  für  die 
Aufnahme  in  die  Apothekerlehre,  denn  im  Studienhcfkommisslansd^kret  vom  15.  Jänner  1834,  (PGS. 
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des  Wohnortes  oder  mit  einem  von  diesem  Amtsarzte  bestätigten  ärztlichen 
Zeugnisse  über  ihre  entsprechende  physische  Eignung  und  mit  einem  Staats* 
gültigen  Zeugnisse  über  die  mit  Erfolg  abgelegte  sechste  Klasse  eines  Gym- 
nasiums oder  einer  Realschule,  in  letzterem  Falle  auch  mit  einem  Zeug- 
nisse über  die  an  einem  öffentlichen  Gymnasium  mit  genügendem  Erfolge 
abgelegte  Prüfung  aus  der  lateinischen  Sprache  im  Umfange  der  Forderungen 
der  ersten  sechs  Gymnasialklassen  ausweisen. 

2.  Die  Lehrzeit  der  Apothekerlehrlinge  (Tirones)  wird  mit  drei  Jahren 
bemessen. 

Für  die  Kandidaten,  welche  die  Maturitätsprüfung  an  einem  Gymnasium 
abgelegt  haben,  wird  dieselbe  auf  zwei  Jahre  herabgesetzt. 

3.  Die  Tirozinalprüfung  ist  sofort  nach  Ablauf  der  vorgeschriebenen 
Lehrzeit  abzulegen  und  das  pharmazeutische  Universitätsstudium  mit  Beginn 
des  Studienjahres,  welches  zunächst  auf  die  mit  genügendem  Erfolge  ab- 
gelegte Tirozinalprüfung  folgt,  anzutreten. 

4.  In  dem  Falle,  daß  besonders  berücksichtigungswürdige  Gründe  einen 
Aufschub  des  Termines  zur  Ablegung  der  Tirozinalprüfung  notwendig 
machen,  ist  um  die  besondere  Bewilligung  des  Ministeriums  des  Innern 
im  Wege  der  politischen  Behörden  unter  Vorlage  des  Geburtsscheines» 
sowie  der  Studien-  und  Verwendungszeugnisse  des  Lehrlings,  der  beglaubigten 
Nachweisungen  über  die  besonderen,  den  Aufschub  rechtfertigenden  Um- 
stände, ferner  des  Gutachtens  des  Amtsarztes  der  politischen  Behörde  über 
die  Rücksichtswürdigkeit  und  Verwendung  des  Lehrlings  anzusuchen. 

Auch  ist  von  der  politischen  Behörde  die  Äußerung  des  Apotheker- 
gremiums» wenn  ein  solches  besteht,  einzuholen  und  in  jedem  Falle  hin- 
sichtlich der  Gewährung  des  Ansuchens  der  motivierte  Antrag  zu  stellen. 

Für  den  Fall  der  Notwendigkeit  eines  Aufschubes  des  Antrittes  des 
Universitätsstudiums  ist  durch  die  Bestimmung  des  §  2  der  pharmazeutischen 
Studien-  und  Prüfungsordnung  vom  16.  Dezember  1889,  RGBNr.  200,^)  wo- 
nach die  Bewilligung  des  k.  k.  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  ein- 
zuholen ist,  Vorsorge  getroffen. 

5.  Diejenigen  Kandidaten  der  Pharmazie,  welche  zur  Zeit  des  Inkraft- 
tretens dieser  Verordnung  bereits  die  Tirozinalprüfung  abgelegt  und  als 
Gehilfen  (Assistenten)  in  Apotheken  Dienste  genommen  haben,  haben  die 
Universitätsstudien  spätestens  nach  Ablauf  des  zweiten  Dienstjahres  an- 
zutreten. 

6.  Um  die  Berechtigung  zur  selbständigen  Leitung  einer  öffentiichen 
Apotheke  zu  erlangen,  hat  jeder  Pharmazeut  den  Nachweis  zu  erbringen, 
daß  er  nach  Erlangung  des  akademischen  Grades  eines  Magisters  der  Phar- 
mazie, insofern  nicht  die  Bestimmung  des  Punktes  7  zutrifft,  durch  minde- 
stens fünf  Jahre  als  Assistent  Apothekendienste  geleistet  hat.    Von  diesen 

Bd.  62,  S.  9,  Nr.  7)  wurde  (auf  Qrund  Ah.  Entsehl.  vom  2.  Jänner  1834)  sämtlichen  LandessieUen 
bedeutet,  &»A  es  verboten  ist,  Individuen,  welche  die  Apothekerlninst  nicht  in  den  k.k.0steiT. Staaten 
vorschrUtsmftfiig  erlernt  haben,  als  Subjekt,  Oehilfe,  Laboratorius  u.  dgl.  in  einer  Apotheke  der 
k.  k.  Staaten  zu  verwenden  oder  anzustellen.  Vgß..  auch  MinErl.  vom  8.  Dezember  1882,  Z.  20.097, 
(s,  Nr.  443),  betreffend  die  Zulassung  von  Ausländern  m  den  pharmaeeutisehen  UntversitOts- 
Studien,  sowie  Anm.  ^)  bei  Nr.  714.  Ober  die  Reziprozität  mit  Ungarn  vgl.  Nr.  519. 
>)  8.  Nr.  708. 
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fünf  Jahren  müssen  mindestens  drei  Jahre  im  Dienste  in  inlandischen  öffent- 
lichen Apotheken  zugebracht  worden  sein.^) 

Unter  dieser  Voraussetzung  ist  in  die  fünfjährige  Servierzeü  ein  in 
auslandischen  Apotheken,  sowie  ein  an  Hochschulen  zur  höheren  fadi- 
liehen  Ausbildung  zugebrachtes  Verwendungsjahr,  desgleichen  eine  in  Ab- 
leistung des  Einjahrig-Freiwilligendienstes  in  k.  u.  k.  Militärapotheken  zu- 
gebrachte ein-  oder  zweijährige  Verwendung  anrechenbar. 

7.  Denjenigen  Pharmazeuten,  welche  in  Gemäßheit  der  bisherigen  Vor- 
schriften über  die  Servierzeit  in  Apotheken  vor  Antritt  des  Universitäts- 
studiums als  Assistenten  gedient  haben  oder  noch  dienen,  ist  diese  Dienst- 
zeit in  die  nunmehr  als  Norm  festgesetzte  fünfjährige  Servierzeit  mit  der 
Einschränkung  einzurechnen,  daß  unbedingt  zwei  Dienstjahre  in  der  Eigen- 
schaft als  Magister  der  Pharmazie  zurückgelegt  werden  müssen. 

8.  Die  Vollstreckung  der  vorgeschriebenen  fünfjährigen  Servierzeit 
eines  Pharmazeuten  ist  von  dem  Vorstande  der  Apotheke,  in  welcher 
derselbe  bedienstet  ist,  der  politischen  Behörde  I.  Instanz  anzuzeigen,  und 
von  dieser  nach  genauer  Prüfung  der  betreffenden  Nachweisungen  und  nach 
Vernehmung  des  Apothekergremiums  am  Diplome  des  betreffenden  Magisters 
der  Pharmazie  mit  der  nachstehenden  Amtsbemerkung  unter  Beifügung 
des  Amtssiegels  zu  bestätigen: 

7 

Obgenannter  Magister  der  Pharmazie  N.  N.  hat  der  vorgeschriebenen 
fünfjährigen  Servierzeit  mit  .  .  .  (Datum)  .  .  .  Genüge  geleistet  und  hiemit 
die  Eignung  zur  selbständigen  Leitung  einer  öffentlichen  Apotheke  eriangt. 

Datum.  Unterschrift 

(Amtssieg^el.)  des  Amtsvorstehers. 

Ohne  diese  Bestätigung  dari  kein  Magister  der  Pharmazie  auf  Grund 
seines  Magisterdiploms  zur  selbständigen  Leitung  einer  öffentlichen  Apo- 
theke zugelassen  werden. 

9.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Verlautbarung  in  Kraft 
und  werden  mit  diesem  Zeitpunkte  alle  mit  den  Bestimmungen  derselben 
nicht  im  Einklänge  stehenden  Vorschriften  der  bestehenden  Gremialord- 
nungen  außer  Wirksamkeit  gesetzt. 


Nr.  713. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  d.  ü.  im  ElnTemehmen  mit  dem  Mlil' 
sterlum  des  Innern  vom  14.  Mal  1891  Z.  9172,  MTBNr.  19, 

an  die  Dekanate  sämtlicher  philosophischer  und  medizinischer  Fakultäten, 
mit  welchem  einzelne  Bestimmungen  der  pharmazentlschen  Stndles- 
und  Prflfungsordnnng  vom  16.  Dezember  1880,  RQBNr.  2OO9*)  eri&iitert 

werden. 

Mit   Rücksicht   auf  mehrfache    anher    gerichtete  Anfragen   bezüglich 
einzelner  Bestimmungen  der  neuen  pharmazeutischen  Studien-  und  Prüfungs- 

»)  Vgl,  Nr.  715,  —  ■)  5.  Nr,  708, 
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Ordnung  vom  16.  Dezember  1889,  RQBNr.  200,^)  finde  ich  zur  Erzielung 
eines  gleichmäßigen  Vorganges  nachstehende  Erläuterungen  zu  er- 
lassen: 

1.  Die  Bestimmungen  des  ho.  Ministerialerlasses  vom  8.  Dezember 
1882,  Z.  20.097,*)  betreffend  den  Vorgang  bei  Aufnahme  von  ausländischen 
Kandidaten  der  Pharmazie  in  die  pharmazeutischen  Universitätsstudien  haben 
auch  Tücksichtlich  der  nach  der  neuen  pharmazeutischen  Studien-  und 
Prüfungsordnung  eintretenden  Studierenden  sinngemäß  Anwendung  zu  finden. 

Inwiefern  eine  im  Auslande  abgelegte  Tirozinalprüfung  ausnahmsweise 
einer  im  Inlande  bestandenen  als  gleichwertig  anerkannt  werden  kann, 
ist  der  Entscheidung  des  Ministeriums  des  Innern  in  jedem  einzelnen  Falle 
vorbehalten. 

Ebenso  ist  die  Entscheidung  über  die  Anerkennung  der  von  einem 
Inländer  im  Auslande  zurückgelegten  Gymnasial-  oder  Realschulstudien,  sowie 
der  von  ihm  im  Auslande  abgelegten  Tirozinalprüfung  zum  Zwecke  seiner 
Aufnahme  in  die  pharmazeutischen  Studien  dem  einzelnen  Falle  vorbe- 
halten, und  ist  zu  diesem  Ende  das  betreffende  Ansuchen  in  Ansehung  der 
Studien  an  das  Unterrichtsministerium,  in  Ansehung  der  Tirozinalprüfung 
an  das  Ministerium  des  Innern  zu  richten. 

2.  Für  die  in  der  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  vom 
9.  Mai  1890,  RGBNr.  81,')  vorgeschriebene  fünfjährige  Servierzeit  ist  in 
der  Regel  nur  jene  Praxis  anrechenbar,  welche  nach  Erlangung  des  Diploms 
in   der   Eigenschaft  als   Magister  der   Pharmazie   zurückgelegt  wurde. 

Im  übrigen  ist  die  in  der  Praxis  zugebrachte  Servierzeit  innerhalb 
der  durch  obige  Verordnung  in  §§5,  6  und  7  festgesetzten  Grenzen  ntu* 
dann  anrechenbar,  wenn  sie  vor  Antritt  der  Universitätsstudien  absolviert 
wurde. 

Während  des  zweijährigen  Universitätskurses  eine  praktische  Verwen- 
dung in  Apotheken  anzunehmen,  ist  den  Studierenden  nur  insofern  gestattet, 
als  sie  durch  eine  solche  Nebenbeschäftigung  in  keiner  Weise  abgehalten 
werden,  ihren  Universitätsstudien  mit  dem  gebotenen  Fleiße  obzuliegen, 
worüber  die  akademischen  Behörden  entsprechend  zu  wachen  haben. 

Die  vom  Antritte  der  Universitätsstudien  bis  zur  Erlangung  der 
Diploms  in  der  Praxis  zugebrachte  Verwendungszeit  ist  jedoch  in  keinem 
Falle  in  die  Servierzeit  einzurechnen. 

3.  Nach  Maßgabe  des  §  3  der  Studienordnung  unterliegt  es  keinem 
Anstände,  jenen  Studierenden  der  Pharmazie,  welche  ihre  Universitäts- 
studien an  einer  anderen  Universität  fortsetzen  wollen,  Abgangszeugnisse 
über  ihre  bisherigen  Studien  zu  erteilen,  wie  solche  den  ordentlichen  Studie- 
renden ausgefertigt  werden. 

4.  Im  Sinne  der  Studienordnung  ist  auf  die  Einhaltung  der  für  die  Vor- 
prüfungen festgesetzten  Termine  und  namentlich  darauf  zu  achten,  daß 
kein  Studierender  in  den  zweiten  Jahrgang  eintritt,  ohne  sämtliche  Vor- 
prüfungen mit  Erfolg  bestanden  zu  haben. 

>)  s.  Nr,  708. 
■)  5.  Nr,  443, 
*)  s.  Nr.  712. 
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Im  Falle  einzelne  Studierende  durch  besondere  Umstände  an  der 
Einhaltung  dieser  Termine  verhindert  sein  sollten,  bleibt  es  ihnen  unbe^ 
nommen,  unter  Darlegung  der  eine  Verschiebung  der  Prüfung  rechtfertigrenden 
Momente  behufs  ausnahmsweiser  Zulassung  zu  einem  spateren  Termine 
im  Wege  des  Dekanates  der  philosophischen  Fakultät  die  hierortif^  Ge- 
nehmigung anzusuchen. 

Hat  ein  Studierender  die  Vorprüfung  aus  Physik  mit  ungenügendem 
Erfolg  abgelegt,  so  hängt  es  zunächst  von  dem  Urteile  der  Prüfungs- 
kommission ab,  in  welcher  Zeit  derselbe  nach  dem  Ergebnisse  der  Prüfung 
in  der  Lage  sein  kann,  sich  die  zu  einem  günstigen  Prüfungsresultate 
erforderlichen  Kenntnisse  anzueignen  und  welche  Frist  ihm  demnach  zu 
der  Wiederholungsprüfung  zu  bestimmen  ist 

Jedenfalls  ist  aber  ein  solcher  reprobierter  Studierender  ebenso  wie 
jener,  welcher  bei  einer  der  am  Schlüsse  des  Studienjahres  abzulegenden 
Vorprüfungen  aus  Chemie  und  Botanik  reprobiert  wurde,  mit  Rücksicht 
auf  die  §§  13  ff.  spätestens  im  Laufe  des  Monats  Oktober  des  nächsten 
Studienjahres   zur  Wiederholung  der  betreffenden  Vorprüfung   zuzulassen. 

Ebenso  wie  solche  Studierende  bei  ungünstigem  Erfolge  dieser  Wieder- 
holungsprüfung den  ersten  Jahrgang  zu  wiederholen  haben  (§  14),  können 
auch  alle  jene  Studierenden,  welche  die  sämtiichen  Vorprüfungen  nicht 
spätestens  im  Monate  Oktober  des  ihrem  ersten  Jahrgange  nachfolgen- 
den Studienjahres  mit  Erfolg  bestanden  haben,  nicht  in  den  zweiten  Jahr- 
gang aufgenommen  werden,  es  wäre  denn,  daß  ilmen  für  eine  einzebe 
Vorprüfung  ein  späterer  Termin  ausnahmsweise  bewilligt  wurde. 

5.  Die  Reprobation  eines  Kandidaten  bei  der  strengen  Prüfung  kann 
sich  gemäß  §§25  und  21  stets  nur  entweder  auf  beide  Prüfungsfächer 
oder  auf  einen  Prüfungsgegenstand  (Chemie  oder  Pharmakognosie)  beziehen, 
wobei  es  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  des  §  24  keinen  Unterschied 
macht,  ob  der  Kandidat  den  Kalkül  „ungenügend^'  aus  dem  betreffenden 
Gegenstande  vom  Examinator  oder  vom  Qastprüfer  erhalten  hat  Der 
Kandidat  hat  demnach,  wenn  er  aus  einem  Prüfungsgegenstande  reprobiert 
wurde,  welcher  sowohl  vom  Examinator  als  vom  Gastprüfer  geprüft  wurde, 
die  erfolglos  gebliebene  Einzelprüfung  aus  diesem  Gegenstände  stets  vor 
dem  Examinator  und  vor  dem  Gastprüfer  zu  wiederholen,  auch  wenn  er  nur 
von    einem   derselben    reprobiert   worden    war. 

6.  Der  Erlag  der  für  die  Vorprüfungen  vorgeschriebenen  Taxe  per 
30  Gulden  (60  Kronen)  kann  auch  in  Raten,  etwa  von  je  10  Guklen 
(20  Kronen)  vor  Ablegung  jeder  einzelnen  Vorprüfung  stattfinden. 

In  Gemäßheit  des  §  28,  letzter  Absatz,  gebührt  jedem  beteiligten  Mit- 
gliede  der  Prüfungskommission  bei  jeder  Wiederholungsprüfung  die  Hälfte 
des  für  die  erste  Prüfung  geltenden  Taxbetrages  per  5  Gulden  (10  Kronenj. 
Es  ist  daher  bei  jeder  Wiederholungsprüfung,  sei  es  einer  Vorprüfung,  einer 
oder  beider  praktischen  Prüfungen,  der  ganzen  oder  eines  Teiles  der 
Gesamtprüfung,  vom  Kandidaten  jener  Betrag  an  Taxen  zu  erlegen,  welcher 
erforderlich  ist,  um  jedes  intervenierende  Mitglied  der  Prüfungskommis- 
sion mit  dem  halben  Taxbetrage  per  2  Gulden  50  Kreuzer  (5  Kronen) 
zu  beteilen. 
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7.  Die  Kolloquien  aus  Mineralogie  und  Zoologie,  welche  die  mit  absol- 
vierter vierter  Gymnasialklasse  aufgenommenen  Studierenden  der  Pharmazie 
in  Oemaßheit  des  §  30  im  ersten  Jahrgange  abzulegen  haben,  sind  in 
der  sonst  für  Kolloquien  üblichen  Weise  vorzunehmen,  und  zwar  unab- 
hängig von  den  Vorprüfungen  in  jenem  Zeitpunkte,  in  welchem  sonst 
seitens  der  betreffenden  Dozenten  Kolloquien  über  die  von  ihnen  im  ab- 
g^elaufenen  Semester  vorgetragenen  Lehrfächer  vorgenommen  zu  werden 
pflegen. 

Sollte  ein  Kandidat  bei  einem  Kolloquium  nicht  entsprechen,  so  ist 
er  zu  verhalten,  die  betreffende  Vorlesung  nochmals  zu  frequentieren  und 
sich  dem   Kolloquium   neuerlich  zu  unterziehen. 

Bezüglich  jener  Studierenden  der  Pharmazie,  welche  nach  absolvierter 
fünfter  Gymnasialklasse  aufgenommen  werden,  ist  von  der  Forderung  der 
Ablegung  eines  Kolloquiums  aus  Mineralogie  abzusehen. 


Nr.  714. 

Knndmachimg  des  Ministers  für  K.  n.  U.  Im  ElnTernehmen  mit 
dem  MlnlsterlDm  des  Innern  vom  13.  Febmar  1892,  Z.  27.295 

ex  1891  MYBNr.  U  ex  1892, 

betreffend  das  Formiilare  ffir  die  auf  Grund   der  pharmazentisctien 

Studien-  und  Prüfangsordnung  vom  16.  Dezember  1889,  RQBNr.  200, 

den  Magistern  der  Pharmazie  ansznstellenden  Diplome. 

Den  Studierenden  der  Pharmazie,  welche  den  Bedingungen  für  die 
Erlangung  des  Diploms  eines  Magisters  der  Pharmazie  nach  Maßgabe  der 
pharmazeutischen  Studien-  und  Prüfungsordnung  vom  16.  Dezember  1889, 
RGBNr.  200,  beziehungsweise  der  die  Lehr-  und  Dienstzeit  des  pharma- 
zeutischen Dienstpersonales  betreffenden  Verordntmg  des  Ministeriums  des 
Innern  vom  9.  Mai  1890,  RQBNr.  81,  Genüge  geleistet  haben,  wird  seitens 
der  inlandischen  Universitäten  das  nach  §  27  der  zitierten  Studienordnung 
auszufertigende  Diplom  mit  Benützung  des  nachstehenden  Formulartextes 
ausgestellt:^) 

')  Betreffs  des  Vorganges  bei  der  Aus/olgung  von  Maglsierdlplomen  an  Aus- 
lande  r,  welche  zur  Ausübung  der  pharmazeutischen  Praxis  im  Inlande  nicht  berechtigt  sind,  vgL 
MinErL  vom  8.  Dezember  1682,  Z.  2D.0S7,  ietzter  Absatz  (s,  Nr.  443)  und  Nr,  715;  in  dem 
KUMErL  vom  6.  Dezember  1904,  Z,  40J947  (an  den  Landespräsidenten  für  die  Bukowina)  ist  aus 
Anlaß  eines  speziellen  Falles  darauf  aafmerksam  gemacht  worden,  dafi  ein  besonderer. Zusatz  bei 
den  an  Ausländer  anszufertiKenden  pharmazeutischen  Mag^lsterdlplomen  im  Sinne  des  ho.  MinErl. 
▼cm  8.  Dezember  1882,  Z.  20.097  (s,  Nr,  443),  seither  entbehrlich  geworden  Ist,  da  nach  Mafis:abe 
der  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  9.  Mal  1890,  RQBNr.  81  fs,  Nr,  71^,  das 
Magisterdiplom  allein  nicht  mehr  die  Berechtigung  zur  selbständigen  Ausübung  des  Apotheker- 
geverbes  gewährt  und  es  sich  somit  bei  der  Erteilung  des  Magisterdiplomes  zunächst  nur  um 
die  Verleihung  eines  —  auch  Ausländem  zugänglichen  —  akademischen  Grades  handelt.  •—  Ebenso 
unterliegt  die  Anwendung  der  geltenden  Sponsionsformel  fflr  ausländische  Kandidaten  keinem 
Anstände.  Im  Obrigen  wird  betreffs  der  Zulassung  von  aus  den  Balkanländem  stammenden 
Studierenden  zum  pharmazeutischen  Studium  und  zur  Erlangung  des  Magisterdiploms  auf  den 
ho.  Nomiaäverlafi  vom  10.  März  1896,  Z.  30.843  ex  1895  (s,  Nr.  452)  aufmerksam  gemacht. 

Räekslehtlieh  der  Reziprozität  bei  Pharmazeuten  aus  Ungarn  s.  Nr,  519, 


982       '''  ^^*' '  Studl^ovorschriften ;  C.  Besondere  Kategorien  von  Univenltllastndien. 

Nos  Decanns  et  facnltu  medica  In  antiquissima  ae  eeleberrima  Univeraitate  (Vinäoboaens^ 
Omnibus  et  singulis  notum  facimus  Dominum  .  .  .  oriundum  ex  oppido  .  .  .  in  .  .  .,  postqoam 
praelectiones  publicas  ad  magistri  artis  pbarmaceuticae  dignitatem  rite  impetrandam  praescriptn, 
qnae  in  hac  Univenitate  faabentur  de  physica,  de  botanice,  de  cfaemia  et  generali  et  analytica  et 
pharmaceutica,  denique  de  pfaarmacognosia,  frequentavit  atque  exerdtiis,  qnae  cum  disdpUiia 
chemica  et  phannacognostica  coniuncta  sunt,  dlllgentissime  operam  dedit,  examina,  qnme  ante- 
cedunt  ad  physicam,  botanlcen  chemiamque  generalem  pertinentia  ac  deinde  examen  rigorosam 
pfaannaceuticum  lege  constitutum  prospero  cum  eventu  subiisse  atque  in  omnibns  eins  partibiis 
satlsfedsse. 

Quare  eum  artis  pbarmaceuticae  Magistrum  agnosdmus  approbamus  declanmns, 
ea  tarnen  condltlone,  ut  pro  sponsione  soUemniter  nobis  data  leges  Universitatls  tecnltstisqne 
nostnie  semper  et  ublque  religiöse  observet. 

Cuins  rd  documentum  hoc  el  diploma  exhibemus  facultatb  nostrae  siglllo  et  siibscrip- 
tione  decani  d  professoris  chemiae/pharmacognosiae  munltum. 

Actum  (VindobonaeJ  die  .  .  .  anno 

N.  N.  N.  N. 

Professor  chemiae/pharmacognosiae.  Decanus  facultatis  medicae. 

Bei  den  seitens  der  Universitäten  in  Lemberg^)  und  Czernowitz 
auszustellenden  Diplomen  lautet  der  Eingang:  „Nos  Director  studii  phanna- 
ceutici  et  facultas  philosophica  in  Universitate  .  .  /'  und  der  Schluß: 
„.  .  .  subscriptione  Directoris  studii  pharmaceutici  et  professoris  chemiae 
munituln'^ 


Np.  715. 

Erlafi  des  Ministeriums  des  Innern  vom  7.  April  1892,  Z.  5889* 

an   alle  politischen   Landesstellen, 
(betreffend  die  Berechtigiuig  ztir  selbstftndigen  Ffihrting  einer  Apotheke). 

Mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht 
vom  13.  Februar  d.  J.,  Z.  27.295  ex  1891,«)  wurde  der  k.  k.  Statthalterei 
das  auch  im  Verordnungsblatte  des  gedachten  Ministeriums  zur  allgemeinen 
Kenntnis  gebrachte  Formulare  für  die  den  Magistern  der  Pharmazie  nach 
Maßgabe  der  pharmazeutischen  Studien-  und  Prüfungsordnung  vom  16.  De- 
zember 1889,  RGBNr.  200,  seitens  der  inländischen  Universitäten  auszu- 
stellende  Diplom  mitgeteilt. 

Aus  diesem  Anlasse  findet  sich  das  Ministerium  des  Innern  bestimmt 
ausdrücklich  in  Erinnerung  zu  bringen,  daß  im  Grunde  der  ho.  Verordnung 
vom  9.  Mai  1890,  RGBNr.  81,")  die  pharmazeutischen  Magisterdiplome 
nicht  mehr  die  Berechtigung  zur  selbständigen  Ausübung  des  Apoüieker- 
berufes  verleihen,  sondern  lediglich  die  zur  Erwerbung  des  eriangten  pharma- 
zeutischen Magistergrades  voigeschriebene  wissenschaftliche  Qualifika- 
tion bescheinigen,  und  daß  für  die  Erlangung  der  Berechtigung  zur  selb- 
ständiger Leitung  einer  öffentlichen  Apotheke  der  Nachweis  einer  nach 
erworbenem  Magistergrad  vollstreckten  wenigstens  fünfjährigen  Servieizeit 


*)  SeU  der  Errichtung  der  medizinisdten  FakaUäi  in  Lemberg  (s.  Nr,  10)  werden 
die  pharmaeeaüsehen  Magisterdiplome  ebenso  aasgestelU,  wie  an  den  anderen  voHsiändigea  Ui 
versitaten. 

•)  j.  Nr.  714. 

•)  s.  Nr.  71Z 


Phurmazeutisch»  Studium.  933 

—  insoweit  die  in  dem  bezogenen  Erlasse  bezeichneten  Begünstigungen 
nidit  zutreffen  —  ert)racht  werden  muß. 

Die  k.  k.  Statthalterei  wird  daher  beauftragt,  bei  Intimierung  des  Formu- 
lares  der  neuen  pharmazeutischen  Magisterdiplome,  welches  demnächst  auch 
in  der  Wochenschrift  „Das  österreichische  Sanitätswesen''  veröffentlicht 
wird,  alle  unterstehenden  politischen  Behörden  zur  genauesten  Beachtung 
tmd  Befolgung  der  hinsichtlich  des  bei  der  Bestätigung  der  vollstreckten 
fünfjährigen  Servierzeit  einzuhaltenden  Vorgehens  in  der  vorzitierten  ho.  Ver- 
ordnung, speziell  in  Punkt  8  derselben  enthaltenen  Vorschriften  anzuweisen. 

Die  den  politischen  Behörden  I.  Instanz  zugeteilten  Amtsärzte  haben 
ein  besonderes  Verzeichnis  jener  Pharmazeuten,  welchen  die  nach  erlangtem 
Magisterdiplome  vollstreckte  fünfjährige  Servierzeit  auf  dem  Diplome  be- 
stätigt wurde,  zu  führen,  und  in  diesem  Verzeichnisse  Vor-  und  Zuname, 
Geburts-  und  Heimatsort,  Geburtsjahr,  Ort  und  Datum  der  abgelegten 
Tirozinalprüfung,  die  Universität,  an  welcher  das  Fachstudium  zurückgelegt 
und  das  Diplom  erworben  wurde,  das  Datum  des  letzteren,  endlich  Ort 
und  Dauer  der  Servierzeit,  Datum  und  Geschäftszahl  der  amtlichen  Be- 
stätigung über  letztere  ersichtlich  zu  machen.  Weiterhin  ist  es  Pflicht  der 
Amtsärzte,  bei  ihren  periodischen  Bereisungen,  sowie  bei  anderen  sich  er- 
gebenden Anlässen  sich  die  Oberzeugung  zu  verschaffen,  daß  die  öffent- 
lichen Apotheken  nur  von  solchen  Magistern  der  Pharmazie  geleitet  werden, 
welche   hiezu  die   Berechtigung  erlangt  haben. 

Von  jeder  über  die  vollstreckte  fünfjährige  Servierzeit  und  über  die 
erlangte  Berechtigung  zur  selbständigen  Leitung  einer  öffentlichen  Apo- 
theke erteilten  Bestätigung  ist  im  Sinne  des  Punktes  V  des  ho.  Erlasses 
vom  13.  Dezember  1888,  Z.  20.604,  behufs  Verlautbarung  im  Amtsblatte 
„Das  österreichische  Sanitätswesen''  sofort  und  in  der  im  erwähnten  Erlasse 
bezeichneten  Weise  auf  kürzestem  Wege  unter  Angabe  des  Vor-  und 
Zunamens  des  betreffenden  Magisters,  des  Datums  und  Ursprungs  des 
Diploms,  anher  die  Mitteilung  zu  machen. 

Die  politischen  Behörden  I.  Instanz  haben  alljährlich  im  Laufe  des 
Monats  Jänner  ein  Verzeichnis  der  gedachten,  im  abgelaufenen  Jahre  voll- 
zogenen Bestätigungen  der  erlangten  Befugnisse  zur  selbständigen  Apotheken- 
führung der  pohtischen  Landesbehörde  vorzulegen,  welche  Verzeichnisse 
sodann  dem  Ministerium  des  Innern  einzusenden  sind. 
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Erlaß  des  Ministeriums  fOr  K.  d.  U.  vom  20.  Jnll  1892,  Z.  15.170, 

an  alle  medizinischen  Dekanate, 
(mit  Eriantemngen  betreffs  des  pharmazeutischen  Rlgorosums). 

Auf  die  Anfragen  in  Betreff  einiger  Bestimmungen  der  neuen  phar- 
mazeutischen Studien-  und  Prüfungsordnung  über  das  pharmazeutische 
Rigorosum  und  die  zu  demselben  gehörigen  beiden  praktischen  Prüfungen 
wird  dem  Dekanate  nachstehendes  eröffnet: 


Qg^       II.  Teil:  Snidlenvorschriften ;  C.  Besondere  Kategorien  von  UnivenitiUsstudien. 

Nach  §  20  (erster  Absatz)  dieser  Studienordnung  haben  die  erwähnten 
praktischen  Prüfungen  im  letzten  Monate  des  zweiten  pharmazeutiscfaen 
Studienjahres  stattzufinden,  weshalb  Studierende,  welche  diesen  vorge- 
schriebenen Termin  versäumen,  um  die  ausnahmsweise  Gestattung  der  nach- 
träglichen Ablegung  dieser  Prüfungen  an  einem  ihnen  zu  bestimmenden 
Termin  anzusuchen  haben  werden. 

Die  bezüglichen,  entsprechend  motivierten  Gesuche  sind  beim  De- 
kanate einzubringen  und  von  diesem  unter  geeigneter  Antragstellung  anher 
vorzulegen. 

Entspricht  der  Kandidat  bei  einer  praktischen  Prüfung  nicht,  so  kann 
derselbe  nach  dem  Ermessen  der  Prüfungskommission  in  Gemäßheit  des 
§  23  zunächst  verpflichtet  werden,  die  Prüfung  nach  drei,  eventuell  erst 
nach  sechs  Monaten  zu  wiederholen,  in  welchem  Falle  der  Kandidat  nach 
Ablauf  der  Frist  sich  zur  Wiederholungsprüfung  zu  melden  hat 

Es  kann  ihm  jedoch  nach  Lage  der  Verhältnisse  auch  eine  angemessene 
Verlängerung  der  Frist  vom   Dekanate  zugestanden  werden. 

Nach  der  erwähnten  Bestimmung  kann  die  Prüfungskommission  unter 
Bedachtnahme  auf  das  Prüfungsresultat  dem  Kandidaten  auch  auftragen,  daß 
er  sich  vor  seiner  Zulassung  zur  Wiederholungsprüfung  zunächst  über  die 
neuerliche  Verwendung  im  chemischen  Laboratorium,  respektive  im  phar- 
makognostischen  Institute,  während  eines  Semesters  auszuweisen  habe.  In 
diesem  Falle  kann  der  Kandidat  selbstverständlich  erst  dann  zur  Wieder- 
holung zugelassen  werden,  wenn  er  diesen  Nachweis  erbringt 

Da  hiefür  nur  erforderlich  ist,  daß  sich  der  Kandidat  während  eines 
weiteren  Semesters  im  betreffenden  Laboratorium  fleißig  betätige,  so  wird 
es  nicht  auf  besondere  Schwierigkeiten  stoßen,  daß  der  Kandidat  der  Be- 
dingung einer  nochmaligen  Frequenz  des  Laboratoriums  gegebenen  Falles 
auch  während  des  Wintersemesters  nachkommt,  wenngleich  die  für  das 
Sommersemester  des  zweiten  Jahrganges  voigeschriebenen  praktischen 
Übungen  nicht  speziell  abgehalten  werden. 

Da  die  Ablegung  der  praktischen  Prüfungen  zufolge  §  21  Vorbedin- 
gung für  die  Zulassung  zum  Rigorosum  ist,  so  kann  ein  Kandidat,  welcher 
während  des  dem  zweiten  Jahrgange  nächstfolgenden  Studienjahres  diese 
praktischen  Prüfungen  ungeachtet  mehrfacher  Wiederholung  noch  nicht  be- 
standen hat,  auch  an  einem  6päteren  Termine  ausnahmsweise  zum  Rigorosum 
zugelassen  werden,  zu  welchem  Behufe  er  im  Wege  des  Dekanates  der 
medizinischen  Fakultät  hierorts  um  ausnahmsweise  Bestimmung  eines  solchen 
Termines  anzusuchen  hat 

In  dieser  Hinsicht  wird  insbesondere  auf  die  Bestimmung  des  letzten 
Absatzes,  Punkt  2,  des  ho.  Ministerialerlasses  vom  14.  Mai  1891,  TL  Q172, 
VBNr.  19,1)  aufmerksam  gemacht,  wonach  es  wegen  der  Berechnung  der 
vorgeschriebenen  Servierzeit  im  eigenen  Interesse  der  Studierenden  ge- 
legen ist,  die  Zeit  vom  Antritte  der  Universitätsstudien  bis  zur  Erlangung 
des  Diploms  nicht  unnötig  zu  verlängern,  sondern  sich  sobald  als  zu- 
lässig den  einzelnen  Prüfungen,  respektive  der  Wiederholung  derselben 
zu   unterziehen. 

»)  5.  Nr.  7/3. 


Pharmazentlschefl  Studium.  ggg 
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Erlafi  des  Hlnlsterliims  fOr  K.  a.  U.  vom  2.  Jani  1893,  Z.  11.439, 

an  alle  medizinischen  Dekanate, 

(mit  einer  Erläntening  zn  §  17  der  phartnazentischen  Studien-   und 

Prfifttngsordnnng). 

Aus  Anlaß  einer  Anfrage  wird  eröffnet,  daß  im  Sinne  des  §  17  der 
pharmazeutischen  Studien-  und  Prüfungsordnung  nur  jene  Kandidaten  zur 
Ablegung  des  pharmazeutischen  Rigorosums  zugelassen  werden  können, 
welche  die  daselbst  geforderten  Nachweise,  somit  auch  jenen  der  fleißigen 
Frequenz  der  Kollegien  und  der  fleißigen  Beteiligung  an  den  vorge- 
schriebenen praktischen  Übungen  zu  erbringen  vermögen. 

Die  Kandidaten,  welche  von  dem  betreffenden  Professor  die  bezüg- 
liche Bestätigung  nicht  erhalten  haben,  werden  demnach  die  fraglichen 
Vorlesungen  oder  Laboratoriumsübungen  neuerlich  zu  frequentieren  haben. 

Es  wird  sich  übrigens  empfehlen,  die  Studierenden  der  Pharmazie 
auf  den  §  17  der  Studienordnung,  beziehungsweise  auf  die  Folgen  der  nicht 
fleißigen  Frequenz  der  Vorlesungen  und  Übungen  bei  deren  Beginn  besonders 
aufmerksam  zu  machen. 


Np.  718. 

Erlaß  des  Ministers  für  K.  d.  ü.  vom  15.  Jflnner  1903.  Z.  17.078 

ex  1902. 

an  die   Universitätsrektorate, 
<betreffend  die  fakultative  Einffihning  einer  feierlichen  Sponsionsform 

ffir  Pharmazenten). 

Mit  Rücksicht  auf  die  an  die  akademischen  Behörden  der  Univer- 
sitäten gelangten  Petitionen  betreffend  den  in  Kreisen  der  Pharmazeuten- 
vereine und  der  Studierenden  der  Pharmazie  hervorgetretenen  Wunsch, 
daß  die  bei  der  Ausfolgung  des  Diploms  als  Magister  der  Pharmazie 
vorzunehmende  Sponsion  feierlicher,  als  bisher  üblich,  durchgeführt  werde, 
eröffne  ich  dem  Rektorate,  daß  es  keinem  Anstand  unterliegt,  im  Ein- 
vernehmen mit  der  medizinischen  und  philosophischen  Fakultät  Veranstal- 
tung zu  treffen,  wonach  die  Abnahme  der  Sponsion  bei  jenen  Kandidaten 
der  Pharmazie,  die  dies  ausdrücklich  wünschen  sollten,  gruppenweise  in 
einem  feierlichen  Akt  nach  Art  der  Doktorspromotionen  stattfinde.^) 

Hiebei  wird  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  eine  derartige  Ein- 
richtung an  der  Universität  in  Graz  durch  Aufstellung  einer  besonderen 
Sponsionsnorm  bereits  getroffen  wurde. 

Es  wird  dem  Rektorate  überlassen,  hienach  das  Geeignete  vorzu- 
jcehren. 


>)  Solche  feierlichere  Sponslonsakie  flir  Pharmazeuten  sind  seither  an  mehreren  Universitäten 
eingeführt  worden. 


ni.  Landwirtschaftliches  Studium   an  der  Universität 

in  Krakau. 


Nr.  719. 
ErlaB  des  Ministers  fDr  K.  d.  U.  yom  8.  August  1890,  Z.  16J9L 

an  den  Statthalter  für  Galizien, 

(betreffend  die  Aktivierung  des  landwirtschafülchen  Studiums  an  der 

Universität  in  Krakau). 

Se.  k.  u.  k.  Ap.  Majestät  haben  mit  Ah.  Entschl.  vom  31.  Juli  1890 
die  Aktivierung  eines  landwirtschaftlichen  Unterrichtes  an  der  philosophi- 
schen Fakultät  der  Universität  ki  Krakau  vom  Studienjahre  1800/91  ab 
auf  Grund  des  vorgelegten  revidierten  Entwurfes  eines  provisorisdien 
Statutes,  sowie  einer  provisorischen  Studien-  und  Prüfungsordnung^  ag.  zu 
genehmigen  geruht. 

Provisorisches  Statut 

für  das  Studium  der  Landwirtschaft  an  der  k.  k.  Universität  in  iCrakau. 

Zweck  des  Studiums  der  Landwirtschaft 

§  1.  An  der  k.  k.  Universität  in  Krakau  wird  das  Studium  der  Land- 
wirtschaft mit  polnischer   Unterrichtssprache   zu  dem   Zwecke   eingeführt: 

a)  um  angehenden  Landwirten  Gelegenheit  zu  bieten,  sich  eine  gründ- 
liche allgemeine  und  fachwissenschaftliche  Bildung  anzueignen  und  sohin 
das   im    §  6   bezeichnete   Absolutorium   zu   erlangen; 

b)  den  Studierenden  der  Rechts-  und  Staatswissenschaften,  soi/^ie 
anderer  Fakultäten  die  Erlangung  einzelner  für  ihren  künftigen  Beruf  ver- 
wertbarer Kenntnisse  im  Gebiete  der  Landwirtschaft  zu  ermöglichen. 

Stellung  desselben  an  der  Universität  —  Studierende. 

§  2.  Das  Studium  der  Landwirtschaft  samt  allen  zu  diesem  Zwedre 
bestimmten  Anstalten,  Sammlungen  und  sonstigen  wissenschaftlichen  Hilfs- 
mitteln bildet  einen  integrierenden  Bestandteil  der  philosophischen  Faind- 
tät;  es  finden  daher  auf  Professoren,  Dozenten,  Lehrer,  Studierende,  Assi- 
stenten, die  Dienerschaft  und  wissenschaftliche  Anstalten  alle  Bestimmungen 
Anwendung,  welche  für  Universitäten  und  namentlich  die  philosophische 
Fakultät  in  Geltung  sind,  insofern  nicht  in  diesem  Statute  oder  späteren 
Vorschriften    abweichende   Anordnungen   fes^esetzt   werden. 
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Insbesondere  sind  als  ordentliche  Studierende  (Hörer)  nur  jene 
aufzunehmen,   welche  ein   Gymnasial-Maturitätszeugnis  ausweisen. 

Andere  Studierende  können  zu  einzelnen  Kollegien  des  landwirtschaft- 
lichen Unterrichtes  unter  Beobachtung  der  für  Studierende  der  Universität 
überhaupt  geltenden  Vorschriften  —  jedoch  nach  vorläufiger  Einvernahme 
des  Oirektors  des  landwirtschaftlichen  Studiums  —  nur  als  außerordent- 
liche Hörer  zugelassen  werden. 

Unterricht 

§  3.  Der  Unterricht  in  der  Landwirtschaft  umfaßt  begründende  Fächer, 
Hauptfächer  und  Hilfsfächer  in  solcher  Ausdehnung  und  Verteilung,  daß 
der  vollständige  Kurs  drei  Jahre  zu  dauern  hat 

Derselbe  wird  teils  von  bereits  zur  ordnungsmäßigen  Vertretung  der 
betreffenden  Fächer  angestellten  Professoren,  sowie  von  Fachprofessoren, 
welche  für  die  landwirtschaftlichen  Disziplinen  ernannt  werden,  teils  gegen 
entsprechende,  vom  k.  k.  Unterrichtsministerium  zu  bestimmende  Remune- 
ration von  anderen  Professoren  und  Dozenten  der  Universität,  beziehungs- 
weise Lehrern  erteilt 

Die  Anzahl  der  für  die  landwirtschaftlichen  Fachwissenschaften  zu 
errichtenden  Lehrkanzeln  wird  vom  k.  k.  Unterrichtsministerium  mit  Rück- 
sicht auf  den  Zweck  des  landwirtschaftlichen  Studiums  (§1)  festgesetzt. 
Dasselbe  bestimmt  auch  nach  Einvernehmung  des  philosophischen  Pro- 
fessorenkollegiums jeweilig  für  ein  Jahr  über  die  Vertretung  jener  Ge- 
genstände, welche  gegen  Remuneration  vorzutragen  sind. 

Lehrplan. 

§  4.  Ein  besonderer  Lehrplan  für  die  dreijährige  Studiendauer  wird 
in  Orundzügen  vom  k.  k.  Unterrichtsministerium  nach  Einvernehmung  der 
philosophischen  Fakultät  im  Verordnungswege  festgestellt. 

Die  Einhaltung  dieses  Lehrplanes  ist  für  ordentliche  Hörer,  welche 
den  im   §  1,  sub  a)   bezeichneten   Zweck   anstreben,  verpflichtend. 

In  den  Grenzen  dieses  Lehrplanes  wird  das  Vorleseverzeichnis  des 
landwirtschaftlichen  Unterrichtes  für  jedes  Semester  von  dem  Professoren- 
koUegium  der  philosophischen  Fakultät  nach  den  hierüber  geltenden  Be- 
stimmungen verfaßt  und  nach  erfolgter  Genehmigung  als  besondere  Ab- 
teilung im   Vorleseverzeichnisse  der  philosophischen   Fakultät  verlautbart. 

Prfifongen. 

§  5.  Jeder  zu  dem  im  §  1,  sub  a)  bezeidmeten  Zwecke  immatriku- 
lierte ordentliche  Hörer  muß  sich  nach  Absolvierung  jedes  Jahi^anges  des 
landwirtschaftlichen  Unterrichts  einer  Prüfung  unterziehen.  Die  nach  dem 
ersten  und  zweiten  Jahrgange  abzulegenden  Prüfungen  sind  Fortgangs- 
prüfungen, deren  günstiger  Eriolg  die  Bedingung  des  Obertrittes  in  den 
nächsten  Jahrgang  bildet;  die  dritte  nach  dem  dritten  Jahigange  abzu- 
legende Schlußprüfung  ist  zur  Erlangung  des  Absolutoriums  nach  §  6  er- 
forderlich. 
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Außerordenjtliche  Hörer  können  zu  diesen  Prüfungen  nicht  zugelassen 
werden.1) 

Nähere  Bestimmungen  über  die  Zusammensetzung  der  Prüfungskom- 
missionen, über  die  Gegenstände  und  Vornahme  dieser  Prüfungen,  sind 
einer  besonderen,  vom  Unterrichtsminister  nach  Einvernahme  des  philo- 
sophischen Professorenkollegiums  zu  erlassenden  Prüfungsordnung  vorbe- 
halten. 

Absoltttorien  und  Abgangszeugnisse. 

§  6.  Nach  Vollendung  des  dreijährigen  Lehrkurses  und  Ablegung 
aller  drei  Prüfungen  erhält  der  ordentliche  Studierende  ein  Absolutorium, 
in  welchem  die  von  ihm  gehörten  Vorlesungen,  sowie  die  Oesamteigeb- 
nisse  der  abgelegten  Prüfungen  einzutragen  sind;  —  in  allen  anderen  Fällen 
erhält  der  Studierende  beim  Abgange  von  der  Universität  die  für  Studie- 
rende der  Philosophie  überhaupt  vorgesdiriebenen  Abgangszeugnisse. 

Doktorat 

§  7.  Ordentliche  Hörer,  welche  ein  vierjähriges  Universitätsstudium 
nachweisen,  können  in  Gemäßheit  der  geltenden  Vorschriften,  namentlich 
der  Verordnung  vom  15.  April  1872,  RGBNr.  57,')  den  Grad  eines  Doktors 
der  Philosophie  erlangen.  Die  nach  §  2  der  Rigorosenordnung  für  die  philo- 
sophische Fakultät  vorzulegende  Abhandlung  kann  dem  speziellen  wissen- 
schaftlichen Gebiete  der  Landwirtschaft  angehören,  und  es  wird  in  diesem 
Falle  nach  §  5  1.  c.  der  betreffende  landwirtschaftliche  Gegenstand  einen 
Bestandteil  der  vom  Kandidaten  abzulegenden  Fachgruppenprüfung  bilden. 

Erledigung  der  das  landwirtschafUicbe  Stttdinm  betreffenden  Angelegen- 
heiten. 

§  8.  Unbeschadet  der  dem  Professorenkoilegium  der  philosophischen 
Fakultät  und  dem  Dekane  derselben  gesetzlich  obliegenden  Obsoige  für 
das  landwirtschaftliche  Studium  —  wird  eine  ständige  Kommission  für 
alle  das  landwirtschaftliche  Studium  betreffenden  Angelegenheiten  gebildet 

Dieselbe  besteht  aus  sämtlichen  für  das  landwirtschaftliche  Studium 
ernannten  ordentlichen  und  außerordentlichen  Fachprofessoren,  sowie  aus 
drei  jeweilig  für  ein  Studienjahr  vom  Dekane  der  philosophischen  Fa- 
kultät aus  den  Professoren,  welche  naturwissenschaftliche  Fächer  vortragen, 
berufenen  Mitgliedern.  Den  Vorsitz  in  dieser  ständigen  Fachkommission 
führt  einer  der  ordentlichen  Professoren  der  landwirtschaftlichen  Disziplinen, 
welchen  der  Unterrichtsminister  über  Antrag  des  philosophischen  Profes- 
sorenkollegiums jeweilig  für  die  Dauer  von  drei  Jahren  zum  Direktor  des 
landwirtschaftlichen  Studiums  ernennt.  Der  Vorsitzende  kann,  wenn 
es  die  gründliche  Vorbereitung  der  Sache  erfordert,  auch  andere  Pro- 
fessoren und  Dozenten  der  Universität  zur  Teilnahme  an  der  Verhandlung 
über  einzelne  Angelegenheiten  mit  beratender  Stimme  einladen. 

An  diese  Kommission  sind  alle  Angelegenheiten,  welche  dieses  Studium 
betreffen,  vor  ihrer  Erledigung  zur  Begutachtung  und  Antragstellung  zu 
leiten. 

0  Vgl.  hlezu  Nr,  720.  —  ")  VgL  die  nunmehrige  phUosophische  Rigorosenordnung  Nr.  702. 
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Namentlich  obliegt  dieser  Kommission  die  Antragstellung: 

a)  über  Errichtung  und  Besetzung  der  betreffenden  Lehrkanzeln,  sowie 
über  Einrichtung  der  für  das  landwirtschaftliche  Studium  bestimmten  An- 
stalten und  sonstigen  wissenschaftlichen  Hilfsmittel; 

b)  über  die  landwirtschaftliche  Studien-  und  Prüfungsordnung; 

c)  über  Feststellung  des  speziell  das  landwirtschaftliche  Studium  um- 
fassenden Vorleseverzeichnisses ; 

d)  über  jährliche  Bestellung  von  Vertretern  derjenigen  Vorträge,  welche 
gegen  besondere  Remuneration  abzuhalten  sind. 

Die  Einberufung  der  Kommissionsmitglieder  zur  Beratung  solcher  An- 
gelegenheiten obliegt  dem  Direktor  des  landwirtschafdichen  Studiums  aus 
eigener  Initiative  oder  über  Auftrag  des  Dekans  der  philosophischen 
Fakultät. 

Der  Direktor  des  landwirtschaftlichen  Studiums  hat  die  besondere 
Pflicht,  das  philosophische  Professorenkollegium  und  den  Dekan  in  der 
Aufsicht  über  die  zweckmäßige  Gestaltung  des  landwirtschaftlichen  Studiums 
zu  unterstützen,  auf  die  Mängel  in  demselben  aufmerksam  zu  machen 
und  geeignete  Anträge  zur  Beseitigung  derselben  zu  stellen. 

[Bis  zur  Ernennung  des  Direktors  ist  der  Dekan  der  philosophischen 
Fakultät  Vorsitzender  der  Fachkommission  und  übernimmt  überhaupt  alle 
Funktionen  des  Direktors.] 

Nähere  Bestimmungen  sind  einer  besonderen  Instruktion  vorbehalten. 


Provisorische  Studien-  und  Prüfungsordnung 

für  das  Studium  der  Landwirtschaft  an  der  k.  k.  Universität  zu  Krakau. 

Auf  Grund  der  §§4  und  5  des  provisorischen  Statuts  wird  für  das 
Studium  der  Landwirtsdiaft  mit  polnischer  Unterrichtssprache  an  der  k.  k. 
Universität  in  Krakau  folgende  Studien-  und  Prüfungsordnung    eingeführt: 

L  Allgemeine  Bestimmungen. 

§  1.  Jeder  ordentliche  Hörer,  welcher  zu  dem  im  §  1  a)  des  pro- 
visorischen Statuts  angegebenen  Zwecke  sich  dem  Studium  der  Landwirt- 
schaft widmet,  ist  verpflichtet,  sich  strenge  an  die  vorgeschriebene  Studien- 
und  Prüfungsordnung  zu  halten. 

§  2.  Eine  Abweichung  von  der  Studienordnung  kann  ausnahmsweise 
von  der  ständigen  landwirtschaftlichen  Fachkommission  (§  8  des  Statuts) 
namens  der  philosophischen  Fakultät  solchen  ordentlichen  Studierenden  be- 
willigt werden,  welche  von  einer  anderen  Fakultät  oder  Universität  oder 
einer  höheren  gleichgestellten  Lehranstalt  sich  zum  Zwecke  der  Absol- 
vierung des  landwirtschaftlichen  Studiums  an  der  Krakauer  Universität  inskri- 
bieren. Dieselben  können  namentlich  von  einzelnen  Vorträgen  und  prak- 
tischen Übungen,  welche  sie  bereits  anderwärts  oder  zu  einem  anderen 
Zwecke  besucht  haben,  befreit  werden,  und  es  kann  denselben  die  land- 
wirtschaftliche Studienzeit,  jedoch  höchstens  um  zwei  Semester  abgekürzt 
werden.  Eine  größere  Abkürzung  der  Studienzeit  mit  Rücksicht  auf  die  vom 
Studierenden  anderwärts  gemachten  Studien  ist  dem  Unterrichtsminister  nach 
Einvernehmung  des  philosophischen   Professorenkollegiums  vorbehalten. 
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§  3.  Andere  ordentliche  und  außerordentliche  Universitätshörer,  welche 
bloß  die  Erlangung  einzehier  Kenntnisse  im  Gebiete  der  Landwirtschaft,  oder 
die  gründlichere  Ausbildung  in  einem  landwirtschaftlichen  Spezialfache  an- 
streben, sind  zwar  in  der  Wahl  der  Gegenstande  und  der  Reihenfolge 
der  zu  besuchenden  Vorlesungen  oder  praktischen  Übungen  durch  die 
Studienordnung  nicht  beschränkt,  sie  können  jedoch  zu  den  landwirtschaft- 
lichen Prüfungen  nicht  zugelassen  werden. 

§  4.  Eine  Abweichung  von  der  Prüfungsordnung  ist  unstatthaft,  nament- 
lich dürfen  Studierende,  welche  anderwärts  aus  einzelnen  Prüfungsgegen- 
ständen bereits  geprüft  wurden,  von  der  Ablegung  der  Prüfung  aus  diesen 
Gegenständen  nicht  befreit  werden. 


II.  Stadienordnung. 

§  5.  Das  vollständige  landwirtschaftliche  Universitätsstudium  dauert 
drei  Jahre. 

§  6.  Die  Gegenstände,  welche  die  Studierenden  zu  frequentieren 
haben,   sind^) 


im  I.  Jahrgänge: 

Wintersemester. 

1.  Einleitung  in  das  Studiom  der  Landwirtschaft 

2.  Experimentalphysik 

3.  Anorganische  Chemie 

4.  OrundriiS  der  Zoologie 

5.  Allgemeine  Botanik 

6.  Anatomie  der  Haustiere 

7.  Oeologie,  Petrographie,  Bodenkunde,  I.  Teil 

8.  OnindzAge  des  Österreichischen  Zivilrechtes 

Zootomische  Übungen 

Botanische  Übungen 

Im  ganzen 


WOchentUche 
Stundenzahl 


der  Vor- 
lesungen 


Ob^^ 


1 

— 

5 

— 

4 

— 

3 

— 

3 

— 

2 

— 

2 

^ 

3 

— 

— 

2 

— 

2 

23 


Sommersemester. 


1.  Organische  Chemie 

2.  Landwirtschaftliche  Botanik 

3.  Pflanzenphysiologie       

4.  Physiologie  und  Histologie  der  Haustiere 

5.  Klimatologie  und  Meteorologie 

6.  Geologie,  Petrographie,  Bodenkunde,  II.  Teil    .    .    .    . 
Chemische  Übungen  (dreimal  wöchentlich  A  3  Stunden) 

Botanische  Übungen 

Histologische  Übungen 

Geologische  Übungen  und  Exkursionen 


Im  ganzen 


wöchentliche 
Stundenzahl 


der  Vor- 
lesungen 


5 
4 
5 
4 
2 
2 


22 


der 
Übnngen 


-    i: 


9 
2 

2 
2 


15 


^)  In  diesem  Stadienplan  sind  seither  provisorisch  einige  kleinere  Änderungen  dardtgeJOiri 


worden. 
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im  II.  Jahrgange: 

Wintersemester. 

1.  Agrikulturchemie 

2.  Knlturschftdlinge 

3.  Allgemeine  Pflanzenbaulehre 

4.  Allgemeine  Tierzuchtlehre 

5.  Landwirtschaftliche  Maschinenlninde 

6.  Darstellende  Geometrie  (mit  Zeichnungen) 

7.  Landwirtschaftliche  Physiographie 

8.  Nationalökonomie  samt  Agrarpolitik,  I.  Teil 

Agrikultnrchemische  Übungen  (dreimal  wöchentlich  i  3  Stunden) 
Bestimmen  der  Kultunch&dlinge ^ 

Im  ganzen 


wöchentliche 
Stundenzahl 


der  Vor- 
lesungen 


der 
Übungen 


4 
1 
5 
5 
2 
2 
I 
3 


23 


9 
1 


10 


Sommersemester. 

1.  Spezielle  Pflanzenbaulehre,  I.  Teil 

2.  Spezielle  Tierzuchtlehre 

3.  Fischereiwesen 

4.  Bienenzucht 

5.  Landwirtschaftliche  Baulninde 

6.  Feldmessen  und  Nivellieren 

7.  Nationalökonomie  samt  Agrarpolitik,  II.  Teil 

Übungen  in  der  Baukunde 

Übungen  im  Feldmessen 

Übungen  in  der  Maschinenkunde 

Landwirtschaftliche  Exkursionen  (einmal  wöchentlich) 

Im  ganzen 


wöchentliche        ll 
Stundenzahl 

der  Vor- 
lesungen 

der 
Übungen 

6 

—. 

7 

— 

1 

— 

1 

— 

2 

— 

2 

— 

2 

— 

2 

— 

2 

— 

2 

— 

1        21 

1 
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im  III.  Jahrgange: 

Wintersemester. 

1.  Landwirtschaftliche  Betriebslehre 

2.  Spezielle  Pflanzenbaulehre,  II.  Teil 

3.  Veterinftrkunde,  I.  Teil 

4.  Molkereiwesen 

5.  Enzyklop&die  der  Forstwissenschaft,  I.  Teil 

6.  Landwirtschaftliche  Meliorationen 

7.  Landwirtschaftliche  Statistik 

8.  Österreichisches  Staats-  und  Verwaltnngsrecht 

Übungen  aus  der  Betriebslehre 

Konversatorium  Aber  Pflanzenbaulehre 

Konvenatorium  Aber  Tierzuchtlehre 

Veterlnirkllnische  Demonstrationen 

Landwirtschaftliche  Exkursionen  (einmal  wöchentlich) ^ 

Im  ganzen 


wöchentliche 
Stundenzahl 

der  Vor- 
lesungen 

Übungen 

5 

— 

2 

— 

2 

— 

1 

— 

2 

— 

2 

— 

1 

— 

4 

— 

— 

2 

— 

2 

— 

2 

— 

1 

— 

— 

19 

7 
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WOchenttidic 
Standenzahl 


SommersemeBter. 

1.  Landwirtschaftliches  Rechnungswesen  und  Taxatlonslefare 

2.  Veterlnftrkunde,  II.  Teil 

3.  Enzyklopftdle  der  Forstwissenschaft,  II.  Teil      .... 

4.  Landwirtschaftliche  Technologie 

5.  Oartenbaulehre  (Ot>8t  und  OemOse) 

6.  Finanzkunde 

Übungen  aus  der  Betriebslehre 

Konversatorlum  Ober  Pflanzenbaulehre 

Konversatorium  Ober  Tlenucht 

Veterinirklinische  Demonstrationen 

Demonstrationen  aus  der  Oartenbaulehre 

Landwirtschaftliche  Exkursionen  (einmal  wöchentlich)   . 


der  Vor- 
lesungen 


der 
Obnngen 


Im  ganzen 


4 
2 
2 
4 
3 
2 


2 
2 
2 
1 
1 


17 


8 


1: 


§  7.  In  den  Grenzen  dieses  Lehrplanes  wird  das  Vorleseverzeichnis 
für  jedes  Semester  von  dem  Professorenkollegium  der  philosophischen  Fa- 
kultät nach  den  hierüber  geltenden  Bestimmungen  verfaßt  und  im  Lektions- 
kataloge der  philosophischen  Fakultät  in  eine  besondere  Gruppe  zusammen- 
gestellt. Bezüglich  der  Kollegien  aus  dem  Gebiete  der  Rechts-  und  Staats- 
wissenschaften ist  die  juridische  Fakultät  zu  vernehmen.  Eine  Abweichung 
von  diesem  Lehrplane  für  je  ein  Semester,  namentlich  die  Bestimmung;  daß 
trotz  des  Abganges  einzelner  Kollegien  das  Semester  dennoch  in  die  land- 
wirtschaftliche Studienzeit  anrechenbar  sei,  ist  dem  Unterrichtsminister  nach 
Einvernahme   des    philosophischen    Professorenkollegiums   vorbehalten. 

§  8.  Die  Vortragenden  sind  verpflichtet,  in  der  bestimmten  Stunden- 
zahl den  ganzen  angekündigten  Gegenstand  zum  Abschlüsse  zu  bringen. 

Die  betreffenden  Laboratorien  und  Sammlungen  sind  den  Studierenden 
innerhalb  der  eriorderlichen  hiefür  festzusetzenden  Tageszeit  offen  zu  halten. 

IIL  Prfifnngsordniing. 

§  9.  Jeder  zu  dem  im  §  1,  sub  a)  des  Statuts  bezeichneten  Zwedce 
immatrikulierte  ordentliche  Hörer  muß  sich  nach  Absolvierung  jedes  Jahr- 
ganges einer  Prüfung  unterziehen. 

Die  nach  dem  ersten  und  zweiten  Jahrgange  abzulegenden  Prüfungen 
sind  Fortgangsprüfungen,  deren  günstiger  Erfolg  die  Bedingung  des 
Übertrittes  in  den  nächsten  Jahrgang  bildet;  die  dritte  nach  dem  dritten 
Jahrgange  abzulegende  Schlußprüfung  ist  zur  Eriangung  des  Absoluto- 
riums  nach   §  6  des  Statuts  erforderlich. 

§  10.    Diese  Prüfungen  umfassen: 

a)  bei  der  ersten  Fortgangsprfifung  vier  Gegenstände,  namentlich: 
Chemie  (anorganische  und  organische),  Botanik  (allgemeine  und  landvrirt- 
schaftiiche  mit  Einschluß  der  Pflanzenphysiologie),  Zoologie  (allgemeine, 
nebst  Anatomie  und  Physiologie  der  Haustiere)  und  Grundzüge  des  öster- 
reichischen  Zivilrechtes ; 
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b)  bei  der  zweiten  Fortgatigsprüfung  vier  Gegenstände*. 
Nationalökonomie  (mit  Einschluß  der  Agrarpolitik),  landwirtschaftliche  Geo- 
logie (mit  Petrographie  und  Bodenkunde),  Physik  (in  dem  Umfange,  in 
welchem  dieselbe  für  Landwirte  vorgetragen  wird)  und  landwirtschaftliches 
Ingenieurwesen  (das  ist  landwirtschaftliche  Maschinen-  und  Baukunde,  Feld- 
messen und  Nivellieren); 

c)  bei  der  dritten  —  der  Schlußprüfung  —  vier  Gegenstände: 
Ackerbaulehre  (das  ist  allgemeine  und  spezielle  Pflanzenbaulehre  mit  Ein- 
schluß der  Agrikulturchemie),  Tierzuchtlehre  (allgemeine  und  spezielle),  land- 
wirtschaftliche Betriebslehre  (mit  Rechnungswesen,  Taxationsichre  und  Me- 
liorationen) und  Grundzüge  des  österreichischen  Staats-  und  Verwaltungs- 
rechtes. 

§  11.  Die  Prüfungen  werden  in  den  letzten  vierzehn  Tagen  des 
Sommersemesters  an  einem  für  jeden  Kandidaten  von  dem  Präses  der 
Kommission  festgesetzten  Termine  vorgenommen. 

Kandidaten  zu  den  Fortgangsprüfungen,  welche  ein  unabwendbares 
Hindernis,  sich  im  Julitermine  der  Prüfung  zu  unterziehen,  nachweisen, 
femer  Kandidaten  zur  Schlußprüfung,  endlich  diejenigen,  welche  im  Juli- 
termine aus  einem  Gegenstande  reprobiert  wurden,  können  zur  Prüfung, 
beziehungsweise  Nachprüfung  aus  diesem  Gegenstande  in  den  ersten  vier- 
zehn Tagen  des  Wintersemesters  zugelassen  werden. 

Für  Kandidaten,  welche  nach  §  2  eine  Abkürzung  der  Studienzeit 
erlangt  haben,  ist  der  Termin  zur  Ablegung  der  Prüfungen  in  dem  die  Ab- 
kürzung bewilligenden  Beschekie  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  bestimmen. 

§  12.  Um  die  Zulassung  zur  Prüfung  hat  der  Kandidat  beim  Präses 
der  einschlägigen  Prüfungskommission  schriftlich  anzusuchen  und  seinem 
Gesuche  folgende   Belege  beizugeben: 

1.  Den  Matrikelschein. 

2.  Das    Maturitätszeugnis   oder  das   dasselbe   vertretende    Dokument. 

3.  Das  Meldungsbuch  mit  dem  Nachweise,  daß  der  Kandidat  vor 
der  ersten  Fortgangsprüfung  sämtliche  Obligatkollegien  (Vorlesungen  und 
praktische  Übungen)  des  ersten  Jahrganges,  vor  der  zweiten  Fortgangs- 
prüfung sämtliche  Obligatkollegien  des  ersten  und  zweiten  Jahrganges,  und 
vor  der  Schlußprüfung  sämtliche  Obligatkollegien  aller  drei  Jahrgänge  ord- 
nungsmäßig besucht  hat,  —  eventuell,  daß  derselbe  von  dem  Besuche 
der   Kollegien   nach   §  2  befreit  wurde. 

4.  Bei  Anmeldung  zur  zweiten  Fortgangsprüfung:  das  Zeugnis  über 
die  mit  Erfolg  abgelegte  erste  Fortgangsprüfung,  bei  der  Anmeldung  zur 
Schlußprüfung  die  Zeugnisse  über  die  mit  Erfolg  abgelegten  zwei  Fort- 
gangsprüfungen und  das  Zeugnis  über  eine  im  letzten  Jahrgange  mit  ge- 
nügendem Erfolge  im  Laboratorium  ausgeführte  und  schriftlich  dargestellte 
Übung,  oder  eine  aus  dem  Gebiete  der  Prüfungsgegenstände  über  ein  selbst- 
gewähltes Thema  verfaßte  schriftliche  Arbeit,  welche  der  betreffende  Pro- 
fessor für  genügend  erklärt. 

Alle  diese  Dokumente  sind  im  Originale  beizubringen  und  müssen 
der  Kommission  während  der  Vornahme  der  Prüfung  vorliegen. 
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§  13.  Die  Gesuche  um  Zulassung  zur  Prüfung  im  Julitermine  sind 
in  den  ersten  acht  Tagen  des  Monats  Juli,  die  Meldungen  zu  den  Prüfungen 
im  Oktobertermine  längstens  bis  Ende  Juli  unter  Nachweis  der  diesen 
außerordentlichen    Termin   rechtfertigenden    Umstände   zu    überreichen. 

Der  Präses  hat  die  Gesuche  und  die  Beilagen  zu  prüfen  und,  falls 
gegen  die  Zulassung  zur  Prüfung  kein  Anstand  obwaltet,  dieselbe  sofort 
durch  kurzen  Bescheid  auf  dem  Gesuche  selbst  zu  bewilligen.  In  zweifel- 
haften Fällen  ist  die  Zulassung  von  der  Zustimmung  der  landwirtschaft- 
lichen Fachkommission  (§  8  des  Statuts)  abhängig. 

§  14.  Nach  Schluß  des  Meldungstermines  beurteilt  der  Präses  mit 
Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Kandidaten  und  die  Anzahl  der  vorhandenen 
Examinatoren,  ob  die  Aufstellung  einer  Prüfungskommission  genügend  sei 
oder  ob  zwei  oder  mehrere  gleichzeitig  prüfende  Spezialkommissionen  zu 
bilden  seien.  Er  setzt  ferner  die  Zahl  der  Prüfungstage,  sowie  in  alpha- 
betischer Ordnung  für  jeden  Kandidaten  den  Tag,  an  welchem,  und  wenn 
zwei  oder  mehrere  Kommissionen  fungieren,  die  Nummer  der  Kommission 
an,  vor  welcher  jeder  der  Kandidaten  zu  erscheinen  hat  und  sorgt  für  die 
Kundmachung  des  so  geordneten  Verzeichnisses  durch  Anschlag  am 
schwarzen  Brette. 

§  15.  Für  jede  der  drei  Prüfungen  besteht  eine  besondere  Prüfungs- 
kommission. 

Bei  jeder  derselben  fungieren  zunächst  als  Examinatoren  die  Pro- 
fessoren und  nach  Erfordernis  auch  die  Dozenten  der  Universität,  welche 
die  betreffenden  Prüfungsgegenstände  für  das  landwirtschaftliche  Studium 
vortragen. 

Wenn  ein  Prüfungsgegenstand  im  Vortrage  unter  mehrere  Profes- 
soren verteilt  ist,  oder  wenn  derselbe  Gegenstand  im  landwirtschaftUchen 
Studium  von  mehreren  Professoren  vorgetragen  wird,  so  gehören  alle  der 
Prüfungskommission  an  und  sind  abwechselnd  den  Prüfungen  zuzuziehen. 

Der  Unterrichtsminister  kann  im  Bedarfsfalle  nach  Anhörung^  des 
philosophischen  Professorenkollegiums  auch  andere  Universitätsprofessoren 
und  Dozenten,  sowie  der  Universität  nicht  angehörige  Personen  als  Exa- 
minatoren für  einen  bestimmten  Prüfungsgegenstand  jeweilig  auf  drei  Jahre 
berufen. 

§  16.  Aus  der  Zahl  der  Examinatoren  ernennt  der  Unterrichtsminister 
für  jede  der  drei  Prüfungen  je  einen  Vorsitzenden  und  einen  Stellvertreter 
desselben. 

In  dem  Falle  der  Verhinderung  beider  übernimmt  das  an  Dienstjahren 
älteste   Mitglied  der  Prüfungskommission  den  Vorsitz. 

Der  Vorsitzende,  der  ernannte  Stellvertreter  und  die  Prüfungskommtssare 
bilden  die  Hauptkommission,  aus  welcher  der  Präses  nach  seinem  Er- 
messen die  Kommission  für  die  einzelnen  Prüfungsakte  (Spezialkommis- 
sionen) zusammensetzt. 

§  17.  Mit  Rücksicht  auf  die  im  §  10  bezeichneten  Prüfungsgegen- 
stände bestehen  demnach  die  Spezialkommissionen  bei  allen  Prüfungen  aus 
vier  Mitgliedern. 
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§  18.  Jeder  Kandidat  hat  sich  an  dem  ihm  bestimmten  Tage  zur 
Prüfung  einzufinden.  Erscheint  er  nicht,  so  hat  er  die  daraus  erwachsenen 
Nachteile  zu  tragen.  Alle  Kandidaten,  welchen  zur  Ablegung  einer  Prüfung 
ein  und  derselbe  Tag  anberaumt  ist,  haben  an  diesem  Tage  vor  Be- 
ginn der  Prüfung  zu  erscheinen  und  gegenwärtig  zu  sein,  bis  sie  die 
Prüfung  abgelegt  haben. 

§  19.  Ein  Tausch  der  Prüfungstage  zwischen  zwei  oder  mehreren 
Kandidaten  ist  nur  mit  Bewilligung  des  Vorsitzenden  und  im  Falle  des 
Bestehens  von  Spezialkommissionen  nur  unter  der  Bedingung  zulässig,  daß 
durch  den  Tausch  nicht  ein  Wechsel  der  für  die  Kandidaten  vorbestimmten 
Kommissionsabteilung  geschieht. 

§  20.  Die  Prüfungen  werden  mündlich  und  öffentlich  abgehalten. 
Während  der  ganzen  Dauer  der  Prüfungen  müssen  sämtliche  Mitglieder  der 
Spezialkommission  gegenwärtig  sein. 

Die  Dauer  der  Prüfung,  welche  mit  höchstens  drei  Kandidaten  zu- 
sammen vorgenommen  werden  kann,  beträgt  aus  einem  Gegenstände  für 
je  einen  Kandidaten  mindestens  15  und  längstens  30  Minuten. 

Diese  Frist  kann  nur  in  dem  Falle  abgekürzt  werden,  wenn  der 
Kandidat  eine  gänzliche  Unkenntnis  des  Gegenstandes  bekundet. 

§  21.  Nach  Schluß  der  Prüfung  zieht  sich  die  Kommission  zur  Be- 
ratung und  Abstimmung  über  das  Resultat  der  Prüfung  zurück,  wobei  die 
Öffentlichkeit    ausgeschlossen    ist. 

Zunächst  spricht  sich  der  Examinator  darüber  aus,  ob  er  die  Prüfung 
aus  seinem  Gegenstande  als  bestanden  anerkenne  oder  nicht,  und  welchen 
Kalkül  der  Kandidat  verdiene.  Hierüber  wird  von  der  Kommission  nach  vor- 
gängiger Diskussion,  und  zwar  abgesondert  über  jeden  Gegenstand  abge- 
stimmt 

Der  Erfolg  der  Prüfung  in  den  einzelnen  Disziplinen  wird  durch 
die  Kalküle  „vorzüglich",  „gut",  „genügend"  oder  „ungenügend^'  quali- 
fiziert und  durch  Beschluß  der  Kommission  festgestellt. 

Bei  der  Beschlußfassung  entscheidet  die  Stimmenmehrheit;  bei  gleich- 
geteilten Stimmen  gibt  die  Stimme  des  Vorsitzenden  den  Ausschlag. 

Aus  der  Abstimmung  über  die  einzelnen  Gegenstände  ergibt  sich, 
ob  der  Kandidat  approbiert  oder  reprobiert  sei. 

Keine  Prüfung  kann  als  bestanden  betrachtet  werden,  bei  welcher 
der  Kandidat  auch  nur  aus  einem  Gegenstande  einen  „ungenügenden" 
Kalkül   erhalten   hat. 

Aus  der  Qualifikation  der  Erfolge  in  den  einzelnen  Prüfungsgegen- 
ständen wird  in  einem  Schlußkalküle  konstatiert,  ob  der  Kandidat  sich  durch 
die  Prüfung  als  „befähigt"  oder  „mit  Auszeichnung  befähigt"  aus  allen 
oder   einigen    Prüfungsgegenständen    erwiesen    habe,    oder   reprobiert   sei. 

Ober  die  Beratung  und  Abstimmung  wird,  und  zwar  über  jeden 
Kandidaten  abgesondert,  ein  Prüfungsprotokoll  verfaßt  und  vom  Vorsitzen- 
den  und   sämtlichen   Prüfungskommissären   unterzeichnet. 

§  22.  Wenn  der  Kandidat  nur  aus  einem  Gegenstande  nicht  entsprochen 
hat,  so  iCann  er  zur  Verbesserung  der  erfolglos  gebliebenen  Einzelprüfung 
im   Oktobertermine  vor  der  ganzen   Kommission   zugelassen   werden.    Er- 
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hält  er  dabei  abermals  den  Kalkül  „ungenügend''  oder  erscheint  er  nicht, 
80  darf  er  zu  keiner  weiteren  Verbesserungsprüfung  zugelassen   werden. 

Für  Kandidaten,  welche  im  Oktobertermine  zur  ganzen  Prüfung  zu- 
gelassen wurden,  wird  im  Falle  ihrer  Reprobierung  aus  einem  Gegen- 
stände ein  Wiederholungstermin  in  der  unüberschreitbaren  Frist  von  zwei 
Monaten  festgesetzt,  während  welcher  sie  provisorisch  in  den  nächsten 
Jahrgang  aufgenommen  werden  können.  Ihre  definitive  Aufnahme  in  den 
nächsten  Jahrgang  ist  durch  den  guten  Erfolg  der  Verbesserungsprufung 
bedingt. 

§  23.  Ein  Kandidat,  der  aus  mehr  als  einem  Gegenstande  reprobiert 
wurde,  oder  bei  der  Verbesserungsprüfung  aus  einem  G^enstande  nicht 
genügt  hat,  darf  in  den  nächsten  Jahigang  nicht  inskribiert  werden,  sondern 
muß  den  ganzen  Jahrgang  wiederholen  und  sich  am  Ende  desselben  der 
Prüfung  aus  allen  Gegenständen  nochmals  unterziehen. 

Wird  derselbe  bei  dieser  zweiten  Qesamtprüfung  auch  nur  aus  einem 
Gegenstände  reprobiert,  so  darf  er  nicht  zur  Verbesserung  dieses  Gegen- 
standes zugelassen  werden,  sondern  kann  nur  eine  zweite  Wiederholungs- 
prüfung nach  Ablauf  eines  Jahres  aus  allen  Gegenständen  ablegen.  Hiebei 
hat  die  Kommission  diese  Lehrfächer  zu  bestimmen,  über  welche  der 
Kandidat  während  dieses  Jahres  Vorlesungen  oder  Obungen  zu  besuchen 
hat.  Eine  dritte  Wiederholung  der  Prüfung  kann  nur  über  Antrag  der 
Prüfungskommission   vom   Unterrichtsminister  bewilligt  werden. 

§  24.  Das  Schlußergebnis  der  Prüfung  wird  sogleich  nach  Schluß  der 
Beratung  öffentlich  kundgemacht  und  auch  in  dem  Meldungsbuche  des 
Kandidaten,  bei  Reprobation  unter  Beisetzung  des  Termines  zur  Verbesse- 
rung oder  Wiederholung  der  ganzen  Prüfung  und  den  sonstigen  Bedin- 
gungen der  Zulassung  zu  einer  neuerlichen  Prüfung  mit  Beklrückung  des 
Siegels  angemerkt. 

§  25.  Von  jeder  Reprobation  ist  der  Dekan  der  philosophischen 
Fakultät  behufs  Eintragung  in  den  Hauptkatalog  schriftlich  zu  verständigen. 

§  26.  Über  die  mit  Erfolg  abgelegte  Prüfung  werden  Prüfungszeug- 
nisse ausgestellt.  Dieselben  haben  neben  dem  Nationale  des  Kandidaten 
und  Angabc  seines  Bildungsganges,  dann  dem  Tage  der  Ablegung  der 
Prüfung,  sowohl  die  Kalküle  aus  den  einzelnen  Prüfungsgegenständen,  als 
auch  den  Schlußkalkül  zu  enthalten. 

Die  Zeugnisse  sind  von  dem  Vorsitzenden  und  sämtlichen  Examina- 
toren zu  unterfertigen  und  mit  dem  Siegel  der  Prüfungskommission  za 
bekräftigen. 

§  27.  Jeder  Prüfungskandidat  hat  eine  Prüfungstaxe  zu  entrichten, 
welche  für  jede  Prüfung  mit  16  Gulden  (32  Kronen)  festgestellt  wird;  die- 
selbe muß  vor  Ablegung  der  Prüfung  erlegt  sein.  Die  Entrichtung  der 
Taxe  erfolgt  in  der  Universitätsquästur  gegen  Einhändigung  einer  Empfangs- 
bestätigung, welche  der  Kandidat  nebst  dem  Stempel  zum  Prüfungszeugnisse 
dem  Vorsitzenden  der  Prüfungskommission  vor  Beginn  der  Prüfung  übergibt 

§  28.  Kandidaten,  welche  in  demjenigen  Semester,  in  welchem  sie 
sich  einer  Prüfung  unterziehen,  oder  in  dem  nächstvorhergeheiidcn  Se- 
mester von  dem  philosophischen  Professorenkollegium  die  Befreiung  von 
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dem  ganzen  oder  halben  Kollegiengelde  erhalten  haben,  sind  eben  dadurch 
auch  schon  ipso  facto  von  der  ganzen  oder  halben  Prüfungstaxe  befreit. 

Bei  den  Verbesserungs-  und  Wiederholungsprüfungen  findet  keine  Tax- 
befreiung statt. 

§  29.  Am  Schlüsse  eines  jeden  Studiensemesters  wird  der  Gesamt- 
ertrag der  für  jede  Prüfung  eingeflossenen  Taxen  unter  den  Präses  und 
die  Prüfungskommissäre  der  betreffenden  Kommission  nach  der  Anzahl  der 
Kandidaten  verteilt,  deren  Prüfungen  jedes  Kommissionsmitglied  wirklich 
beigewohnt  hat. 

Der  Präses  jeder  Kommission  hat  am  Schlüsse  den  Gesamtertrag 
der  eingeflossenen  Taxen  von  der  Universitätsquästur  in  Empfang  zu  nehmen, 
die  Repartition  zu  entwerfen,  dieselbe  Im  Zirkulationswege  den  Kommissären 
bekannt  zu  geben  und  die  auf  jeden  entfallende  Quote  auf  kurzem  Wege 
ihm  zukommen  zu  lassen. 

§  30.  Ober  die  Ergebnisse  der  Prüfungen  ist  vom  Präses  jeder  Kom- 
mission am  Schlüsse  des  Studienjahres  ein  Schlußbericht  zu  erstatten  und 
dem  Unterrichtsminister  durch  die  philosophische  Fakultät  spätestens  in 
vierzehn  Tagen  nach  Ablauf  der  Herbstferien  im  Wege  des  Statthalterei- 
präsidiums vorzulegen. 

Derselbe  ist  mit  einer  statistischen  Tabelle  in  zwei  Parien  zu  belegen 
und  ist  ein  Duplikat  der  Tabelle  gleichzeitig  unmittelbar  an  die  k.  k.  stati- 
stische Zentralkommission  in  Wien  einzusenden. 

§  31.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Durchführung  der  Studien- 
und  Prüfungsordnung  sind  einer  besonderen  Instruktion,  welche  der  Unter- 
richtsminister nach  Einvernahme  des  philosophischen  Professorenkollegiums 
im  Verordnungswege  erlassen  kann,  vorbehalten. 

§  32.  Diese  provisorische  Studien-  und  Prüfungsordnung  tritt  mit  dem 
Studienjahre  1890/91  gleichzeitig  mit  der  Eröffnung  des  landwirtschaftlichen 
Studiums  an  der  philosophischen  Fakultät  der  k.  k.  Universität  in  Krakau 
in  Wirksamkeit. 


Nr.  720. 

Erlaß  des  Ministers  fflr  K.  d.  U.  vom  12.  Oktober  1891  Z.  21.070, 

an  den  Statthalter  für  Galizien, 

(betreffend  die  Zulassung  der  Realschnlabiturienten  zum  regelmäßigen 
landwirtschaftlichen  Studium  an  der  Universität  in  Krakau  und  zu  den 

Prüfungen). 

Indem  ich  die  Ausführungen  des  Berichtes  vom  30.  September  1891, 
Z.  63.725,  betreffend  die  seitens  der  Landwirtschaftsgesellschaft  in  Krakau  in 
Anregung  gebrachte  Zulassung  von  Realschulabiturienten  zum  regelmäßigen 
landwirtschaftlichen  Studium  an  der  philosophischen  Fakultät  in  Krakau, 
sowie  zu  den  vorgeschriebenen  Prüfungen  nach  Maßgabe  des  für  dieses 
Studium  provisorisch  genehmigten  Statuts  zur  Kenntnis  nehme,  eröffne  ich 
Euer  .  .  .  ,  daß  ich  von  einer  Modifikation  des  provisorischen  Statuts  vor- 
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läufig  absehe,  jedoch  die  Geneigtheit  ausspreche,  jene  Studierenden,  welche 
das  Maturitätszeugnis  einer  Oberrealschule  erlangt  haben  und  zum  Behufe  des 
Betriebes  des  landwirtschaftlichen  Studiums  an  der  Universität  in  Krakau 
als  außerordentliche  Hörer  aufgenommen  worden  sind,  sofern  sie  die  Vor- 
lesungen in  Gemäßheit  der  provisorischen  Studienordnung  frequentiert  haben, 
auf  einen  bezüglichen,  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  stellenden  Antrag  des 
Professorenkollegiums  der  philosophischen  Fakultät  zu  den  nach  der  pro- 
visorischen Prüfungsordnung  vorgeschriebenen  Fortgangs-  und  Schluß- 
prüfungen  zuzulassen. 


rv.   Studien-  und  Prüfungswesen  für  Lebensmittel- 
experten. 


Nr.  721. 


Verordnang  des  Ministeriums  des  Innern  nnd  des  Ministeriums 
fflr  K.  u.  U.  vom  13.  Oktober  1897,  RGBNr.  24t  MVBNr.  58,') 

betreffend  die  Regelung  des  Studien-  und  Prfifnngswesens  ffir  Lebens- 
mittelexperten. 

Um  dem  Bedarfe  an  Fachverstandigen  zu  genügen,  welche  die  wissen- 
schaftilche  und  praktische  Befähigung  zur  selbständigen  Besorgung  der  Auf- 
gaben besitzen,  die  im  Gesetze  vom  16.  Jänner  1896,  RGBNr.  89  ex  1897, 
betreffend  den  Verkehr  mit  Lebensmitteln  und  einigen  Gebrauchsgegen- 
ständen, den  dort  vorgesehenen  öffentlichen  Untersuchungsanstalten  gestellt 
sind,  sehen  sich  das  Ministerium  des  Innern  und  das  Ministerium  für  Kultus 
und  Unterricht  veranlaßt,  die  nachstehenden  Grundzüge  zur.  Regelung  des 
Studien-  und  Prüfungswesens  für  Lebensmittelexperten  zu  erlassen. 

Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  und  des  Ministeriums 
fflr  K.  u.  n.  vom  1.  August  1900,  RGBNr.  133,  MTBNr.  42, 

womit    einige   Bestimmungen    der    MinVdg.   vom    13.   Oktober    1891 

(RGBNr.  241),  betreffend  die  Regelung  des  Studien-  nnd  Prfifungswesens 

ffir  Lebensmittelexperten,  abgeändert  nnd  ergänzt  werden. 

I. 

Die  §§  3,  5,  7  bis  18,  20,  21,  23,  24,  25,  28,  30,  31  und  33  der 
Ministerialverordnung  vom  13.  Oktober  1897,  RGBNr.  241,  haben  zu  lauten.^) 

IL 
Diese  Verordnung  tritt  am  1.  Oktober  1900  in  Wirksamkeit. 


§  1.  Die  Berechtigung,  sich  als  „diplomierter  Lebensmittelexperte'^ 
zu  bezeichnen,  wird  lediglich  durch  eine  von  der  hiezu  berufenen  politischen 
Landesbehörde  auszustellende  Autorisationsurkunde    (Diplom)    erlangt,    zu 


^)  Die  in  der  zweiten  Verordnung  abgeänderten  Paragraphe  sind  in  nachstehendem  Texte 
mit  einem  *)  beeeiehnet. 
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deren  Erwerbung  nebst  der  Eigenberechtigung  und  Unbescholtenheit,  der 
nach    Maßgabe   der   folgenden    Bestimmungen   zu   erbringende   Nachweis: 

1.  über  die  allgemeine  Vorbildung; 

2.  über  ein  mit  Erfolg  zurückgelegtes  naturwissenschaftliches  Hoch- 
schulstjudium; 

3.  über  die  mit  Erfolg  zurückgelegten  speziellen  Fachstudien  er< 
forderlich  ist. 

I.  Allgemeine  Vorbildung. 

§  2.  Die  für  Bewerber  um  das  Diplom  eines  Lebensmittelexperten 
erforderliche  allgemeine  Vorbildung  wird  in  der  Regel  durch  das  Maturitäts- 
zeugnis eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule  nachgewiesen. 

Dieser  Nachweis  wird  von  diplomierten  Magistern  der  Pharmazie  nicht 
gefordert,  wenn  der  Kandidat  sowohl  bei  den  drei  pharmazeutischen  Vor- 
prüfungen, als  beim  pharmazeutischen  Rigorosum  den  Kalkül,  beziehungs- 
weise den   Hauptkalkül   „ausgezeichnet'^   erhalten   hat. 

II.  Naturwissenschaftliches  Hochschulstudium. 

§  3.*)  Die  Kandidaten  für  das  Diplom  eines  Lebensmittelexperten 
haben  vor  dem  Eintritte  in  das  spezielle  Fachstudium  (§  13)  ein  natur- 
wissenschaftliches Hochschulstudium  von  insgesamt  acht  Semestern  mit  Fre- 
quentierung nachstehender  Vorlesungen  und  praktischer  Übungen  nachzu- 
weisen : 

L  Sechs  Semester  analytische  Chemie  mit  Tätigkeit  im  chemischen 
Laboratorium ; 

2.  zwei  Semester  theoretische  (anorganische  und  oiganische)  Chemie; 

3.  zwei   Semester   Experimentalphysik; 

4.  ein  Semester  Übungen  im  physikalischen  Laboratoriiun ; 

5.  ein  Semester  botanisches  Praktikum; 

6.  ein  Semester  theoretische  Botanik. 

Den  Pharmazeuten,  welche  die  im  §  2  der  gegenwärtigen  Verord- 
nung bezeichneten  Prüfungen  mit  „ausgezeichnetem  Erfolgt'  bestanden  haben 
oder  ein  Maturitätszeugnis  vorlegen,  sind  die  im  pharmazeutischen  Hoch- 
schulstudium verbrachten  Semester  und  frequentierten  Vorlesungen,  be- 
ziehungsweise Übungen  in  die  im  ersten  Absätze  bestimmte  Studienzeit 
einzurechnen. 

Qttalifikatlonsprfifttng.  ' 

§  4.  Zur  Erprobung  der  durch  das  im  §  3  bezeichnete  Studium 
erlangten  Ausbildung  haben  sich  die  Kandidaten  behufs  Zulassung  ixaa 
speziellen  Fachstudium  der  Lebensmittelchemiker  einer  Qualifikations- 
prüfung zu  unterziehen,  soweit  dieselbe  nicht  durch  sonstige,  von  ihnen 
abgelegte  Prüfungen  ersetzt  wird.  (§§  11  und  12.) 

§  5.*)  Die  Qualifikationsprüfungen  werden  sowohl  an  den  philoso- 
phischen Fakultäten  der  Universitäten,  wie  auch  an  den  Fachschulen  (Fach- 
abteilungen) für  technische  Chemie  der  technischen  Hochschulen  abgehalten. 
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Als  Examinatoren  fungieren  die  Professoren  und  nach  Erfordernis 
auch  die  Dozenten  jener  Fächer  an  der  betreffenden  Hochschule,  aus  welchen 
geprüft  werden  soll. 

Die  Leitung  dieser  Prüfungen  obliegt  dem  Dekane  (Vorstande)  und 
bei  dessen  Verhinderung  dem  Prodekane  (vorigen  Vorstande)  der  philo- 
sophischen Fakultät,  beziehungsweise  der  Fachschule  (Fachabteilung)  für 
technische  Chemie. 

§  6.  Die  Qualifikationsprüfungen  sind  nicht  an  bestimmte  Termine 
gebunden,  sondern  können  das  ganze  Jahr  hindurch,  mit  Ausnahme  der 
Herbst-   und   Zwischenferien,   abgehalten   werden. 

Die  Prüfung  kann  der  Kandidat  bei  jeder  ihm  beliebigen  Kommission 
ablegen. 

§  7.*)  Die  Zulassung  zur  Qualifikationsprüfung  hat  der  Kandidat  bei 
dem  als  Vorsitzenden  der  Prüfungskommission  fungierenden  Dekane  (Vor- 
stande der  Fachschule  [Fachabteilung]  für  technische  Chemie)  schriftlich  unter 
Beibringung  des  Nachweises  anzusuchen,  daß  er  den  in  den  §§2  und  3  der 
gegenwärtigen  Verordnung  gestellten  Anforderungen  entsprochen  habe. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  nebst  den  allfalligen  Prüfungszeugnissen  das 
Originalabgangszeugnis  (Absolutorium)  oder  das  ordnungsmäßig  abge- 
schlossene Meldungsbuch  (Index)  der  Hochschule  beizubringen,  an  welcher 
das  im  §  3  bezeichnete  Studium  zurückgelegt  wurde. 

§  8.*)  Der  Dekan  (Vorstand  der  Fachschule  [Fachabteilung]  für  tech- 
nische Chemie)  hat  das  Gesuch  und  die  Beilagen  zu  prüfen,  eventuell 
geringere  Anstände,  welche  sofort  behoben  werden  können,  dem  Kandi- 
daten zu  diesem  Zwecke  bekannt  zu  geben  und,  wenn  die  Zulassung  zur 
Prüfung  keinem  Anstände  unterliegt,  dieselbe  durch  kurzen  Bescheid  auf 
dem  Gesuche  selbst  unter  Anberaumung  der  Tage  der  Prüfung  zu  bewilligen. 

Ergibt  sich  ein  Anstand  gegen  die  Zulassung  zur  Prüfung,  so  ist  hierüber 
der  Beschluß  des  Professorenkollegiums  einzuholen. 

Gegen  die  Verweigerung  der  Zulassung  zur  Qualifikationsprüfung  steht 
dem  Kandidaten  der  Rekurs  an  das  Unterrichtsministerium  offen. 

§  9.^)    Die  Qualifikationsprüfung  umfaßt  folgende  Teilprüfungen: 

1.  eine  praktische  Prüfung  aus  Chemie,  welche  sich  auf  die 
qualitative  und  quantitative  Analyse,  auf  Herstellung  von  Präparaten  und 
Zusammenstellung  und  Handhabung  von  Apparaten  zu  erstrecken  hat; 

2.  eine  mündliche  theoretische  Prüfung  aus  Chemie; 

3.  eine  theoretisch-praktische  Prüfung  aus  Botanik,  wobei 
Systematik  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Nutzpflanzen,  Anatomie 
und  Histologie  der  Pflanzen  zu  prüfen  ist; 

4.  eine  theoretisch-praktische  Prüfung  aus  Physik,  mit  Be- 
schränkung auf  jene  Apparate  und  Methoden,  welche  bei  chemischen  Unter- 
suchungen Verwendung  finden. 

§  10.^)  Über  die  mit  Erfolg  abgelegte  Qualifikationsprüfung,  be- 
ziehungsweise in  den  im  §  12  bezeichneten  Fällen  über  die  erfolgreiche 
Ablegung  von  Teilprüfungen  derselben,  wird  ein  Zeugnis  nach  Formular  1 
oder  2  in  der  Unterrichtssprache  der  betreffenden  Hochschule  und  mit 
dem  Siegel  der  philosophischen  Fakultät,  beziehungsweise  der  technischen 
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Hochschule  ausgestellt.  Außerdem  ist  die  Ablesung  der  Prüfung  und  deren 
Ergebnis,  und  zwar  auch  bei  ungenügendem  Erfolge,  auf  dem  beigebrachten 
Originalabgangszeugnisse  (Absolutorium),  beziehungsweise  dem  Meldungs- 
buche (Index)  ersichtlich  zu  machen,  eventuell  dortselbst  der  zur  Ver^ 
besserung  oder  Wiederholung  bestimmte  Termin  anzugeben. 

Im  übrigen  finden  für  die  Qualifikationsprüfung  die  in  den  §§  25 
bis  32  der  gegenwärtigen  Verordnung  gegebenen  Bestimmungen  Anwendung. 

§  11.*)    Die  gesamte  Qualifikationsprüfung  wird  ersetzt: 

a)  durch  die  mit  Erfolg  bestandene  Lehramtsprüfung  für  das  Lehr- 
amt an  Realschulen,  wenn  die  Befähigung  zum  Unterrichte  in  Chemie  und 
Naturgeschichte  für  die  Oberklassen  und  in  Physik  mindestens  für  die 
Unterklassen   erteilt  wurde; 

b)  durch  ein  inländisches  Diplom  eines  Doktors  der  Philosophie,  inso- 
fern die  strengen   Prüfungen  aus  Chemie  und  Botanik  abgelegt  wurden; 

c)  durch  das  Diplom  der  Fachschule  (Fachabteilung)  für  technische 
Chemie  einer  inländischen  technischen  Hochschule. 

§  12.*)     Die   Qualifikationsprüfung   wird  teilweise   ersetzt: 

a)  durch  die  Lehrbefähigung  für  Gymnasien  oder  Realschulen,  wenn 
dieselbe  nur  teilweise  den  in  §  11,  lit.  a)  gestellten  Anforderungen  ent- 
spricht; 

b)  durch  die  an  einer  inländischen  Universität  abgelegten  Rigorosen 
über   einzelne   der  im    §  11,   lit.  b)   bezeichneten   Gegenstände; 

c)  durch  die  Zeugnisse  über  die  mit  Erfolg  an  einer  inländischen 
technischen  Hochschule  abgelegte  erste  und  zweite  Staatsprüfung  aus  dem 
chemisch-technischen  Fache. 

In  den  in  lit.  a)  und  b)  bezeichneten  Fällen  sind  behufs  Eintrittes 
in  das  spezielle  Fachstudium  der  Lebensmittelchemiker  die  Teilprüfungen 
der  Qualifikationsprüfung  über  jene  Gegenstände  abzulegen,  t>ezüglich 
welcher  die  Qualifikation  des  Kandidaten  nicht  schon  durch  das  Lehr- 
befähigungszeugnis,  beziehungsweise  durch  die  Rigorosenzeugnisse  dar- 
getan ist. 

In  dem  in  lit.  c)  bezeichneten  Falle  ist  eine  theoretisch-praktische 
Ergänzungsprüfung  aus  Botanik  nachzutragen,  welche  an  der  technischen 
Hochschule,  jedoch  nicht  vor  Beginn  des  siebenten  Studiensemesters,  ab- 
gelegt werden  kann.  Das  Zeugnis  über  diese  Prüfung  ist  vom  Dekane 
(Vorstande)  der  Fachschule  (Fachabteilung)  für  technische  Chemie  nach 
Formular  2A  auszufertigen. 

III.  Spezielle  Fachstudien. 

§  13.*)    Das  spezielle  Fachstudium  der  Lebensmittelchemiker  umfaßt: 

a)  ein  spezielles  fachliches  Hochschulstudium,  welches  entweder  aus- 
schließlich an  der  Universität  oder  ausschließlich  an  der  technischen  Hoch- 
schule, oder  aber  zum  Teile  an  jener,  zum  Teile  an  dieser  zurückgelegt 
werden  kann; 

b)  zwei  Semester  Praxis  an  einer  allgemeinen  staatlichen  Untersudiungs- 
anstalt  für  Lebensmittel. 
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Zur  Erprobung  der  hienach  erlangten  theoretischen  und  praktischen 
Berufsbildung,  beziehungsweise  zur  Erlangung  des  Diploms  eines  Lebens- 
mittelexperten  haben  die  Kandidaten  hierauf  eine  Diplomsprüfung  (Staats- 
prüfung) zu  bestehen. 

A.  Spezielles  fachliches  Hochschulstudium. 

§  14.*)  Im  speziellen  fachlichen  Hochschulstudium  (§  13  a)  haben 
die  Kandidaten  die  nachstehend  aufgezählten  Vorlesungen  und  Übungen 
im  vorgezeichneten  Ausmaße  zu  frequentieren: 

1.  Lebensmittelanalyse  und  praktische  Übungen  in  der  chemischen  Ana- 
lyse der  Nahrungs-  und  Genußmittel  durch  ein  Semester  ganztägig; 

2.  praktische  Übungen  in  der  Mikroskopie  der  pflanzlichen  Nahrungs- 
und Genußmittel  auf  den  Semester  berechnet  durch  15  Stunden  wöchentlich; 

3.  a)  Lebensmittelkunde  (normale  und  abnormale  Beschaffenheit,  Ge- 
sundheitsschädlichkeit der  Nahrungs-  und  Genußmittel);  b)  Naturgeschichte 
der  pflanzlichen  Nahrungs-  und  Genußmittel  mit  Einschluß  der  pflanzlichen 
Waren-(Drogen-)Kunde,  durch  je  ein  Semester  fünfstündig; 

4.  gerichtliche  Chemie  und  praktische  Übungen  in  gerichtlicher  che- 
mischer Analyse  durch  ein   Semester  (dreimal  wöchentlich,   halbtägig); 

5.  mikrobiologische  Untersuchung  des  Wassers,  der  Nahrungs-  und 
Genußmittel  in  pr^ctischen  Kursen  nach  Bedarf  von  etwa  achtwöchentlicher 
Dauer; 

6.  Hygiene   mindestens   durch   ein   Semester,   fünfstündig,   und   zwar: 

a)  Grundzüge  der  Physiologie  des  Stoffwechsels,  Hygiene  der  Er- 
nährung und  der  Kost, 

b)  Mikrobiologie  mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Stoffwechsels 
der  Mikrobien,  der  Garung  und  Fäulnis,  sowie  der  Krankheitserregung 
durch  infizierte  Nahrungs-  und  Genußmittel, 

c)  Hygiene  des  Bodens  und  des  Wassers; 

7.  Gesetzeskunde,  Organisation  der  Behörden,  durch  ein  Semester, 
einstündig. 

Jene  Kandidaten,  welche  chemische  Technologie  nicht  schon  während 
der  allgemeinen  naturwissenschaftlichen  Hochschulstudien  frequentiert  haben 
und  sich  über  den  Erfolg  nicht  nach  Maßgabe  des  §  11,  lit.  c)  oder  des 
§  12,  lit  c)  der  gegenwärtigen  Verordnung  ausweisen,  haben  nebstdem 
auch  chemische  Technologie  der  organischen  Stoffe  durch  mindestens  zwei 
Semester  zu  hören. 

In  Fällen,  in  denen  die  in  den  vorstehenden  Bestimmungen  bezeich- 
neten Vorlesungen  und  Übungen  in  einer  anderen  als  der  angeführten  Zeit- 
einteilung frequentiert  wurden,  entscheidet  das  Ministerium  des  Innern  im 
Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  nach  Ein- 
vernahme der  Prüfungskommission«  inwiefern  die  beigebrachten  Nachweise 
als    gleichwertig   mit  den   im    §  14   vorgeschriebenen    anzuerkennen   sind. 

§  15.^)  Die  im  §  14,  Punkt  1,  2,  3  b  und  5  bezeichneten  Vorlesungen 
und  Übungen  können  schon  während  der  letzten  vier  Semester  des  all* 
gremeinen  naturwissenschaftlichen  Hochschulstudiums  (§  3)  frequentiert 
Averden. 
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Kandidaten,  welche  von  dieser  Bestimmung  Gebrauch  gemacht  haben, 
müssen  mindestens  ein  Semester,  Kandidaten,  bei  welchen  diese  Voraus- 
setzung nicht  zutrifft,  mindestens  zwei  Semester  im  speziellen  fächlichen 
Hochschulstudium  (§  13  a),  welches  an  die  zurückgelegten  allgemeinen  Hoch- 
schulstudien unmittelbar  angeschlossen  werden  darf,  zubringen. 

§  16.*)  Die  im  §  14  bezeichneten  Vorlesungen  und  Übungen  können 
gleichzeitig  an  mehreren,  an  demselben  Orte  bestehenden  Hodischulen  ver- 
schiedener Kategorie  besucht  werden. 

B.   Praxis. 

§  17.*)  Behufs  Zulassung  zu  der  im  §  13  b  vorgeschriebenen  Praxis 
haben  die  Kandidaten  nebst  den  in  den  §§  2,  3  und  10,  beziehungsw^eise  11 
und  12  bezeichneten  Nachweisen  auch  den  Nachweis  zu  erbringen,  daß  sie 
mindestens  die  im  §  14,  Punkt  1,  2,  3,  5  und  6  bezeichneten  Vorlesungen 
und  Übungen  durch  die  vorgeschriebene  Zeit  frequentiert  und  den  An- 
forderungen des  §  15  Genüge  geleistet  haben. 

§  18.*)  Die  im  §  14,  Punkt  4  und  7  bezeichneten  Vorlesungen  und 
Übungen,  sowie  in  dem  im  vorletzten  Absätze  des  zitierten  Paragraphen 
vorgesehenen  Falle  auch  jene  über  chemische  Technologie  der  oigani> 
sehen  Stoffe  können  allenfalls  auch  erst  während  der  einjährigen  Praxis 
an   der   Lebensmittel-Untersuchungsanstalt   absolviert   werden. 

§  19.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Zulassung,  die  Rechte 
und  Pflichten  der  Praktikanten  an  den  allgemeinen  staatlichen  Untersuchungs- 
anstalten für  Lebensmittel  werden  durch  die  für  diese  Anstalten  bestehende 
Dienstesinstruktion  getroffen. 

C.   Diplomsprüfung  (Staatsprüfung). 

§  20.*)  Für  die  im  §  13  vorgesehene  Diplomsprüfung  (Staatsprüfung) 
wird  in  Wien,  Prag,  Graz  und  Krakau  eine  besondere  Prüfungskom- 
mission eingesetzt,  deren  Vorsitzender  und  Mitglieder  vom  Minister  des 
Innern  im  Einvernehmen  mit  dem  Unterrichtsminister  über  Vorschlag  des 
Landeschefs  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  ernannt  werden  und  nach  Ab- 
lauf der  Funktionsjahre  wieder  bestellt  werden  können. 

§  21.*)    Die  Prüftmgen  finden  alljährlich  im  Mai  und  November  statt 

§  22.  Die  Kandidaten,  welche  zur  Diplomsprüfung  zugelassen  werden 
wollen,  haben  ihr  gehörig  instruiertes  Gesuch  im  Laufe  der  ersten  Hälfte  des 
Monats  April,  beziehungsweise  Oktober  an  jene  Landesbehörde  zu  richten, 
in  deren  Verwaltungsgebiet  sie  die  Prüfung  ablegen  wollen. 

Die  politische  Landesbehörde  entscheidet  über  die  Zulassung*  oder 
Abweisung  der  Kandidaten  und  teilt  denselben  im  zustimmenden  Falle  die 
Tage  mit,  an  welchen  sie  die  Prüfung  abzulegen  haben. 

Nicht  rechtzeitig  einlangende  oder  mangelhaft  instruierte  Gesudie  sind 
für  den  nächsten  Prüfungstermin  nicht  mehr  zu  berücksichtigen. 

Gegen  die  Verweigerung  der  Zulassung  zur  Diplomsprüfung  steht  den 
Kandidaten  der  Rekurs  an  das  Ministerium  des  Innern  offen,  welches  hier- 
über ein  vernehmlich  mit  dem  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  ent- 
scheidet. 
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§  23.*)  Um  zur  Ablegung  der  Diplomsprüfuiig  zugelassen  zu  werden, 
wird  erfordert: 

a)  der  Nachweis  der  Eigenberechtigung  und  der  Unbescholtenheit; 

b)  der  Nachweis  der  allgemeinen  Vorbildung  nach  Maßgabe  der  Be- 
stimmungen des  §  2  der  gegenwärtigen  Verordnung; 

c)  der  Nachweis  der  im  §  3  vorgeschriebenen  vorbereitenden  Hoch- 
schulstudien und  des  Erfolges  derselben  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen 
der  §§  4  und   10,  sowie  eventuell  der  §§  11   und   12; 

d)  der  Nachweis,  über  die  nach  Vorschrift  der  §§  13,  14  und  15  fre- 
quentierten fachlichen  Hochschulstudien,  welcher  durch  die  testierten 
Meldungsbogen  mit  den  Frequenzbestätigungen  der  betreffenden  Profes- 
soren oder  Dozenten  zu  erbringen  ist,  und 

e)  der  Nachweis  über  die  nach  Vorschrift  der  §§  13  und  17  zurück- 
gelegte Praxis  an  einer  allgemeinen  staatiichen  Untersuchungsanstalt  für 
Lebensmittel,  welcher  durch  ein  vom  Vorstande  der  Anstalt  ausgestelltes 
Amtszeugnis  zu  erbringen  ist. 

§  24.*)    Die   Diplomsprüfung  umfaßt  folgende   Teilprüfungen: 

1.  Praktische  Prüfung  aus  chemischer  Untersuchung  der 
Lebensmittel. 

2.  Praktische  Prüfung  aus  makro-  und  mikroskopischer 
Untersuchung  und  Erkennung  der  pflanzlichen  Lebensmittel  und  ihrer 
Verfälschungen. 

3.  Praktische  Prüfung  aus  mikrobiologischer  Untersuchung  des 
Wassers  und  der  Lebensmittel. 

Diese  Untersuchung  hat  sich  auf  einfachere  Untersuchungsverfahren 
zu  beschränken. 

4.  Praktische  Prüfung  aus  gerichtlicher  chemischer  Analyse. 

5.  Theoretische  Prüfung  aus  chemischer  Technologie  der 
organischen  Stoffe. 

6.  Theoretische  Prüfung  aus  Lebensmittelkunde  und  Ge- 
setzeskunde. 

7.  Theoretische  Prüfung  aus  Hygiene  (Ernährung  und  Kost; 
Mikrobiologie  mit  besonderer  Berücksichtigung  von  Gärung  und  Fäulnis; 
Boden,  Wasser). 

Die  unter  Punkt  5  vorgesehene  Teilprüfung  entfällt  für  jene  Kandi- 
daten, welche  sich  mit  den  Zeugnissen  über  die  mit  mindestens  „ge- 
nügendem^'  Erfolge  an  einer  technischen  Hochschule  abgelegte  erste  und 
zweite  Staatsprüfung  aus  dem  chemisch-technischen  Fache  oder  mit  dem 
Diplome  der  Fachschule  (Fachabteilung)  für  technische  Chemie  ausweisen. 

Gemeinsame  Bestimmungen  für  die  Qualiflkationsprfifttng  und  die 

Diplomsprfifung. 

§  25.^)  Die  einzelnen  Teilprüfungen  können  in  beliebiger,  von  dem 
Vorsitzenden  zu  bestimmenden  Reihenfolge  abgelegt  werden;  es  sind  aber 
sämtliche  von  emem  Kandidaten  abzulegende  Teilprüfungen  beim  selben 
Termin  innerhalb  vierzehn  Tagen  zu  absolvieren,   widrigenfalls  auch  die 
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bereits  abgelegten  Teilprüfungen  in  der  Regel  als  nicht  abgelegt  zu  be- 
trachten sind. 

Hat  jedoch  der  Kandidat  den  Termin  einer  oder  mehrerer  Teilpröfungen 
aus  triftigen  Abhaltungsgründen  versäumt,  worüber  bei  der  Qualifikations- 
prüfung das  Professorenkollegium  der  philosophischen  Fakultät,  beziehungs- 
weise der  technischen  Hochschule,  bei  der  Diplomsprüfung  die  politische 
Landesbehörde  zu  entscheiden  berufen  sind,  so  ist  ihm  zur  Nadiholung 
der  betreffenden  Teilprüfungen  ein  besonderer  neuer,  möglichst  nahe  ge- 
legener Termin  zu  bestimmen. 

§  26.  Jede  Teilprüfung  ist  unter  Aufsicht  des  Vorsitzenden  von  dem 
für  das  betreffende  Fach  bestellten  Examinator  vorzunehmen. 

Der  Vorsitzende  hat  das  Recht,  aber  nicht  die  Pflicht,  aus  jedem  Gegen- 
stande Fragen  an  den  Kandidaten  zu  stellen. 

Die  Prüfungen  werden  öffentlich  abgehalten.  Dem  Vorsitzenden  steht 
jedoch  das   Recht  zu,  den  Zutritt  auf  Fachinteressenten   zu  beschränken. 

§  27.  Der  Erfolg  der  Prüfungen  in  den  einzelnen  Disziplinen  wird 
durch  die  Kalküle  „ausgezeichnet ',  „genügend^',  „ungenügend''  qualifiziert 
und  von  dem  Examinator  in  ein  Spezialprotokoll  eingetragen,  wobei  auch  die 
Beantwortung  der  von  dem  Vorsitzenden  etwa  gestellten  Fragen  zu  be- 
rücksichtigen ist 

§  28.^)  Keine  Prüfung  kann  als  bestanden  betrachtet  werden,  bei 
welcher  der  Kandidat  auch  nur  in  einem  Gegenstand  nicht  genügt  hat 

Wenn  der  Kandidat  nur  in  einer  Teilprüfung  nicht  entsprochen  hat. 
so  kann  er  zu  einer  Verbesserungsprüfung  bloß  aus  den  Gegenstanden  der 
erfolglos  gebliebenen  Teilprüfung,  und  zwar  bei  der  Qualifikationsprüfung 
nach  Ablauf  von  zwei  Monaten,  bei  der  Diplomsprüfung  im  nächsten  halb- 
jährigen Prüfungstermine  zugelassen  weiden. 

Erhält  der  Kandidat  bei  der  Verbesserungsprüfung  abermals  den  Kalkül 
„ungenügend",  oder  hat  er  bei  der  ersten  Gesamtprüfung  aus  mehr  als 
einer  Teilprüfung  nicht  entsprochen,  so  kann  er,  insofern  ihm  überhaupt 
die  Ablegung  der  Gesamtprüfung  obliegt,  nur  zur  Wiederholung  der  Ge- 
samtprüfung und  in  keinem  Falle  vor  Ablauf  eines  halben  Jahres  zugelassen 
werden. 

Die  Bestimmung  der  Frist,  binnen  welcher  die  Prüfung  wiederhoh 
werden  darf,  obliegt  unter  Beachtung  der  im  Absätze  2  und  3  bezeichneten 
MindestausmaBe  der  Prüfungskommission. 

Die  Verbesserungs-  und  Wiederholungsprüfungen  müssen  in  jedem 
Falle  vor  derjenigen  Kommission  abgelegt  werden,  von  welcher  der  Kan- 
didat reprobiert  wurde. 

Keine  Teilprüfung  kann  mehr  als  zweimal  wiederholt  werden.  Miß- 
lingt auch  die  dritte  Prüfung,  so  ist  der  Kandidat  von  der  Zulassung  zum 
speziellen  Fachstudium  der  Lebensmittelchemiker,  beziehungsweise  von  der 
Erlangung  des  Diploms  eines  Lebensmittelexperten  für  immer  ausgesdilossen. 

§  29.  Erscheint  der  Kandidat  als  approbiert,  so  wird,  wenn  es  sidi 
um  eine  Gesamtprüfung  handelt,  vom  Vorsitzenden  aus  der  Qualifikation  der 
Erfolg  der  Teilprüfungen  in  einem  Schlußkalkül  konstatiert,  ob  sich  der 
Kandidat  als  „befähigt"  oder  „mit  Auszeichnung  befähigt"  erwiesen  hat 
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Der  Schlußkalkül  „mit  Auszeichnung  befähigt'^  ergibt  sich,  wenn  der 
Kandidat  bei  der  Mehrzahl  der  Teilprüfungen  den  Kalkül  „ausgezeichnet'' 
erhalten   hat. 

§  30.*)  Jeder  Prüfungskandidat  hat  vor  der  Ablegung  der  Prüfung 
nebst  dem  Betrage  für  den  Stempel  des  Prüfungszeugnisses,  beziehungs- 
weise Diploms  eine  Taxe,  und  zwar  hinsichtlich  der  Qualifikationsprüfung 
bei  der  Quastur,  beziehungsweise  der  Kanzlei  der  technischen  Hochschule, 
hinsichtlich  der  Diplomsprüfung  bei  der  politischen  Landesbehörde  gegen 
Empfangsbestätigung  zu  entrichten. 

Wer  die  Taxe  nicht  24  Stunden  vor  Eintritt  des  Prüfungstermines 
erlegt,  wird  zur  Prüfung  nicht  zugelassen. 

Versäumt  ein  Kandidat  den  ihm  für  eine  Teilprüfung  angesetzten 
Termin  ohne  triftigen  Entschuldigungsgrund,  so  verfällt  die  von  ihm  für 
die  ganze  Prüfung  erlegte  Taxe. 

§  31.*)  Die  Taxe  für  eine  Gesamtprüfung  beträgt,  und  zwar  für  die 
Qualifikationsprüfung  70  Kronen,  für  die  Diplomsprüfung  90  Kronen,  be- 
ziehungsweise in  dem  im  letzten  Absätze  des  §  24  vorgesehenen  Falle 
80  Kronen.  Hievon  erhalten  der  Vorsitzende  20  Kronen  und  der  Exami- 
nator bei  jeder  einzelnen  Teilprüfung  10  Kronen.  Bei  der  Qualifikations- 
prüfung fließen  10  Kronen  in  den  Kanzleifond  jener  Hochschule,  an  welcher 
die  Priifung  vorgenommen  wird. 

Sind  in  den  im  §  12  bezeichneten  Fällen  nur  einzelne  Teilprüfungen 
der  Qualifikationsprüfung  abzulegen,  so  ist  der  Taxbetrag  so  zu  bemessen, 
daß  der  Vorsitzende  und  jeder  Examinator,  sowie  der  Kanzleifond  die  im 
ersten  Absätze  bestimmten  Beträge  empfangen. 

Bei  jeder  Wiederholung  einer  oder  mehrerer  Teilprüfungen  ist  jener 
Betrag  als  Taxe  zu  erlegen,  welcher  erforderlich  ist,  damit  der  Vorsitzende 
und  jeder  bei  der  Wiederholungsprüfung  fungierende  Examinator  die  Hälfte 
der  im  ersten  Absätze  bezeichneten  Beträge  erhält.  Der  Beitrag  an  den 
Kanzleifond  entfällt  bei  diesen  Prüfungen. 

Auf  die  im  §  12,  letzter  Absatz  vorgesehene  Ergänzungsprüfung  aus 
Botanik  finden  die  in  den  §§30  und  31  enthaltenen  Vorschriften  keine 
Anwendung,  sondern  gelten  diesbezüglich  die  an  den  technischen  Hochschulen 
für   Einzelprüfungen  bestehenden  Normen. 

§  32.  Das  Ergebnis  jeder  Teilprüfung  wird  dem  Kandidaten  sofort 
öffentlich  bekannt  gegeben. 

Diplomsaasfertigung. 

§  33.*)  Über  die  Diplomsprüfung  ist,  und  zwar  auch,  wenn  sie  miß- 
lungen ist,  ein  Protokoll  aufzunehmen  und  der  politischen  Landesbehörde 
vorzulegen. 

Das  Protokoll,  welches  vom  Vorsitzenden  und  sämtlichen  beteiligten 
Examinatoren  zu  unterfertigen  ist,  hat  die  Gegenstände  jedes  einzelnen 
Prüfungsaktes,  das  Urteil  der  Examinatoren  über  das  Ergebnis  jeder  Teil- 
prüfung und  den  Schlußkalkül,  eventuell  die  dem  Kandidaten  bestimmte 
Frist  zur  Wiederholung  der  Prüfung  zu  enthalten. 


A 
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Die  politische  Landesbehörde  fertigt  auf  Onind  der  Zensur  „mit  Aus- 
zeichnung befähigt^'  oder  „befähigt^'  dem  Kandidaten  das  Diplom  eines 
Lebensmittelexperten  nach  Formular  3  in  der  Sprache,  in  welcher  die  Prüfung 
abgelegt  wurde,  aus  oder  trifft  bei  ungünstigem  Prüfiingserfolge  über  das 
Gesuch   des   Diplomswerbers  die   abweisende   Verfügung. 

Außerdem  ist  die  Ablegung  der  Prüfung  und  deren  Ergebnis,  und  zwar 
auch  bei  ungenügendem  Erfolge,  auf  dem  Meldungsbogen  und  auf  dem 
Amtszeugnisse  der  allgemeinen  staatlichen  Untersuchungsanstalt  für  Lebens- 
mittel (§  23,  lit.  d  und  e)  ersichtlich  zu  machen,  eventuell  dortselbst  der 
zur  Verbesserung  oder   Wiederholung  bestimmte   Termin   anzugeben. 

Formular  1. 

Qttalillkationsprflfttng 

fflr  Bewerber  um  das  Diplom  eines  Lebensmittelexperten. 

Herr  .  .  .  ,  geboren  zu  ...  in  ...,  hat  die  zum  Eintritte  In  das  spezielle  Fachstudium  der 
Lebensmittelchemiker  mit  der  Ministerialverordnung  vom  13.  Oktober  1897,  RQBNr.  241,  vor- 
geschriebene Qualifikationsprflfung,  und  zwar 

die  praktische  Prüfung  aus  Chemie  am  .  .  .  189  .  mit  .  .  .  Erfolge, 

die  theoretische  Prüfung  aus  Chemie  am  .  .  .  189  .  mit  .  .  .  Erfolge, 

die  theoretisch-praktische  Prüfung  aus  Botanik  am  .  .  .  189  .  mit  .  .  .  Erfolge, 

die  theoretisch-praktische  Prüfung  aus  Physik  am  ...  189  .  mit  .  .  .  Erfolge, 

daher  die  Oesamtprflfnng  mit  dem  Schlufikalkfll :  „  .  .  .  befifaigt"  abgelegt. 

Vom  Dekanate  der  philosophischen  Fafcoltit 
der  k.  k.  UniTersItftt 

(L.  S.)  .  .  .  ,  am  .  .  .  189  . 

N.  N.,  d.  Z.  Dekan. 
Formular  2._ 

Qnallllkationsprfifang 

für  Bewerber  um  das  Diplom  eines  Lebensmittelexperten. 

Herr  .  .  .  ,  geboren  zu  .  .  .  In  .  .  .  ,  hat  die  znm  Eintritte  in  das  spezielle  FaciistadJnm  der 
Lebensmittelchemiker  behufs  Ergänzung  seiner  sonstigen  Prüfungszeugnisse  nach  Vorschrift  der 
Ministerialverordnung  vom  13.  Oktober  1897,  RQBNr.  241,  erforderliche  Quallfikatlonsprflfang. 
und  zwar  die  .  .  .  Prüfung  aus  ...  am  ...  189  .  mit  ..  .  Erfolge  .  .  .  abgelegt. 

Vom  Dekanate  der  philosophischen  Fnlraltilt 
der  k.  k.  Unlyerslttt 

(L.  S.)  .  .  .  y  am  .  .  .  189  . 

N.  N.,  d.  Z.  Dekan. 
Formular  3. 

Diplom. 

Herr  .  .  .  ,  geboren  zu  .  .  .  in  .  .  .  ,  hat  die  mit  der  Ministerialverordnung  vom  13.  Okto- 
ber 1897,  ROBNr.  241,  vorgeschriebene  Staatsprüfung  fflr  Lebensmittelexperien  vor  der  Prflfawfs- 
kommission  in  ...  ,  und  zwar  die  TeUprüfung: 

aus  chemischer  Untersuchung  der  Lebensmittel  am  ...  19  .  .  mit  .  .  .  Erfolge, 
aus  mikroskopischer  und  mikrobiologischer  Untersuchung  der  Lebensmittel 

am  .  .  .  19  .  .  mit  .  .  .  Erfolge, 
aus  gerichtlicher  chemischer  Analyse  am  ...  19  .  .  mit  .  .  .  Erfolge, 
aus  Lebensmittelkunde  und  Oesetzeskunde  am  ...  19  .  .  mit  .  .  .  Erfolge, 
aus  Hygiene  am  ...  19  .  .  mit  .  .  .  Erfolge  abgelegt  und  wird  demnach  zur  Ansflbmig  der 
Tätigkeit  eines  Lebensmittel experten  .  .  .  beffthigt  erkannt. 

•      •      •      I      Olli      «      •      •      1  7      •      • 

(L.  S.)  Der  k.  k.  Statthalter. 


V.  Unterricht  über  Versicherungswesen, 


Np.  722. 

Yerordnnng  des  Mlnlsterlnms  des  Innern  und  des  Mlnlsterlnms 
fOr  K.  n.  U.  vom  3.  Febrnar  1895,  RGBNr.  23,  MTBNr.  6, 

betreffend  die  Autorisiening  von  Versicherangstechnlkern. 

Um  dem  immer  steigenden  Bedarfe  nach  versicherungstechnisch  ge- 
bildeten Personen  zu  genügen,  sehen  sich  das  Ministerium  des  Innern 
und  das  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht  veranlaßt,  bis  zur  definitiven 
Regelung  des  Studien-  und  Prüfungswesens  für  Versicherungstechniker  die 
nachstehenden  Grundzüge  für  die  Autorisierung  von  Versicherungstechnikem 
zu  erlassen. 

§  1.  Die  Berechtigung,  sich  als  „behördlich  autorisierter  Versicherungs- 
techniker'' zu  bezeichnen,  wird  lediglich  durch  eine  vom  Ministerium  des 
Innern  auszustellende  Autorisationsurkunde  nach  Maßgabe  der  folgenden 
Bestimmungen  erlangt. 

§  2.  Die  im  §  1  erwähnte  Autorisation  wird  mit  der  im  §  6  statuierten 
Ausnahme  durch  eine  vor  einer  im  Ministerium  des  Innern  bestellten 
Prüfungskommission  mit  Erfolg  abgelegte  Prüfung  erworben. 

§  3.  Zum  Zwecke  der  Zulassung  zur  Ablegung  der  Prüfung  ist 
nebst  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft,  Eigenberechtigung  und  Un- 
bescholtenheit erforderlich : 

1.  die  Absolvierung  einer  Mittelschule, 

2.  der  Nachweis,  daß  der  Zulassungsbewerber  an  einer  Hochschule 
Vorlesungen   über  höhere   Mathematik  besucht  habe, 

3.  der  Nachweis  der  praktischen  Betätigung  im  versicherungstedinischen 
Fache. 

§  4.  Der  Nachweis  der  praktischen  Betätigung  im  versicherungstech- 
nischen Fache  (§  3,  Z.  3)  wird  durch  glaubwürdige  Bestätigungen  darüber 
erbracht,  daß  sich  der  Bewerber  durch  eine  entsprechende  Zeit,  sei  es 
selbständig  oder  im  Dienste  eines  Versicherungsinstitutes  oder  in  einem 
öffentlichen  Amte  mit  der  Ausführung  von  versicherungstechnischen  Arbeiten 
beschäftigt  habe. 

§  5.    Gegenstände  der  im  §  2  bezeichneten  Prüfung  sind: 

1.  Allgemeine  Mathematik. 

Gefordert  wird: 

Die  Kenntnis  der  allgemeinen  Arithmetik,  der  Differenzial-  und  Inte- 
gralrechnung und  der  Prinzipien  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung. 

UnivenitStsgesetze.  64 
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2.  Versicherungsmathematik  und  mathematische   Statistik. 
Gefordert  wird: 

Die  Kenntnis  der  Grundsätze  und  Lehren  der  Verstcherungsmathematik 
und  die  Geübtheit  in  der  Anwendung  derselben  bei  Prämien-  und  Reserve- 
berechnungen,  Aufstellung  von  Versicherungsplänen,   Fondprüfungen   usw. 

Vertrautheit  mit  den  wesentlichsten  Prinzipien  der  mathematischen 
Statistik,  Kenntnis  der  wichtigsten  Sterbe-,  Invaliditäts-  und  Morbilitäts- 
tafeln,  ihrer  Entstehung  und  Verwendbarkeit  in  einzelnen  Fällen. 

Kenntnis  der  Elemente  der  Buchhaltung,  insbesondere  in  Hinblick  auf 
die   Rechnungsführung   und   Rechnungslegung  von   Versicherungsinstituten. 

3.  Versicherungsgesetzkunde  und   Nationalökonomie. 
Gefordert  wird: 

Die  Kenntnis  der  auf  das  öffentiiche  und  das  private  Versicherungs- 
wesen in  Osterreich  Bezug  habenden  Gesetze  und  der  hauptsächlichsten 
Durchführungsvorschriften. 

Kenntnisse  auf  dem  Gebiete  der  Nationalökonomie. 

§  6.  Personen,  wetehe  den  im  §  3  enthaltenen  Bedingungen  ent- 
sprechen und  die  allseitige  Vertrautheit  in  den  Disziplinen,  die  Gegenstand 
der  Prüfung  sind,  durch  wissenschaltiiche  und  praktische  Betätigung  nach- 
zuweisen in  der  Lage  sind,  können  von  der  Ablegtmg  der  im  §  2  be- 
zeichneten Prüfung  befreit  weiden. 

Desgleichen  können  Personen,  welche  die  Prüfung  für  das  Lehramt  an 
Gymnasien  oder  Realschulen  aus  Mathematik  und  Physik  mit  gutem  Erfolge 
abgelegt  oder  das  Doktorat  der  Phik)sophie  an  einer  inländischen  Univer- 
sität aus  dem  Hauptgegenstande  Mathematik  erlangt  haben,  von  der  Ab- 
iegung  der  Prüfung  aus  dem  im  §  5,  Z.  1,  bezeichneten  Gegenstande,  und 
Personen,  welche  die  rechts-  und  staatswissenschaftiiohen  Staatsprüfungen 
abgelegt  oder  das  Doktorat  der  Rechte  an  einer  inländischen  Universität 
erworben  haben,  von  der  Ablegung  der  Prüfung  aus  dem  im  §  5,  Z.  3, 
bezeichneten   Gegenstande  „Nationalökonomie''  befreit  werden. 

Gesuche  um  gänzliche  oder  teilweise  Befreiung  von  der  Prüfung  sind 
an  die  Prüfungskommission  (§  7)  zu  leiten,  welche  dieselben  mit  ihrem 
Gutachten  dem  Ministerium  des  Innern  vorzulegen  hat.  Letzteres  ent- 
scheidet über  die  nachgesuchte  Befreiung. 

§  7.  Zur  Vornahme  der  Prüfung  für  Bewerber  um  die  Autofisation 
als  Versicherungstechniker  wird  vorläufig  eine  Prüfungskommission,  und 
zwar  beim   Ministerium  des   Innern   in   Wien  bestellt 

Dieselbe  besteht: 

1.  Aus  dem  Vorstande  des  versicherungstechnischen  Departements  im 
Ministerium  des  Innern  oder  dessen  Stellvertreter  als  Vorsitzenden. 

2.  Aus  drei  Prüfungskommissären,  von  denen  wenigstens  zwei  Fach- 
professoren, beziehungsweise  Dozenten  an  einer  Universität  oder  einer  tech- 
nischen Hochschule  sein  sollen. 

Die  Prüfungskommissäre  werden  in  der  für  erforderlich  erachteten  An- 
zahl vom  Ministerium  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium 
für  Kultus  und  Unterricht  auf  eine  bestimmte  Zeit  ernannt. 
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§  8.  Die  Meldungen  zur  Prüfung  sind  an  das  Ministerium  des  Innern 
zu  richten. 

Kandidaten*,  weiche  den  im  §  3  bezeichneten  Bedingungen  nicht  ent- 
sprechen, werden  zur  Prüfung  nicht  zugelassen. 

§  9.  Die  Termine  für  die  Vornahme  der  Prüfung  werden  vom  Vor- 
sitzenden der  Prüfungskommission  bestimmt 

§  10.  Die  Prüfung  besteht  aus  einem  schriftlichen  und  einem  münd- 
lichen Teile. 

Bei  der  schriftlichen  Prüfung  soll  dem  Kandidaten  in  der  Regel  aus 
jedem  der  drei  Prüfungsgegenstände  (§  5)  eine  Frage  vorgelegt  werden, 
deren  Beantwortung  zusammen  in  einem  Tage  innerhalb  der  üblichen  Amts- 
stunden möglich  ist. 

Bei  der  mündlichen  Prüfung  sollen  nicht  mehr  wie  zwei  Kandidaten 
gleichzeitig  geprüft  werden.  Die  Dauer  der  mündlichen  Prüfung  ist  derart 
einzurichten,  daß  auf  jeden  Kandidaten  mindestens  eine  Stunde  als  Prüfungs- 
zeit entfällt. 

Die  schriftlichen  Prüfungsaufgaben  und  Fragen  sind  von  der  Prüfungs- 
kommission jeweilig  vorher  festzusetzen,  bis  zum  Gebrauche  geheim  zu 
halten  und  zu  diesem  Zwecke  zu  versiegeln. 

Es  steht  der  Prüfungskommission  frei,  den  gleichen  Voigang  auch 
hinsichtlich  der  mündlichen  Prüfung  einzuhalten. 

Die  Eröffnung  der  schriftlichen  Aufgaben  und  Fragen  hat  bei  der 
Prüfung  vom  Vorsitzenden  der  Prüfungskommission  in  Gegenwart  des  Kandi- 
daten zu  erfolgen. 

Die  Lösung  der  gestellten  schriftlichen  Aufgaben  und  Fragen  hat 
unter  steter  Überwachung,  wenn  tunlich  durch  ein  Mitglied  der  Prüfungs- 
kommission zu  geschehen. 

Die  Benützung  von  Logarithmentafeln,  Sterbe-,  Invaliditätstafeln  oder 
sonstigen  Hilfsmitteln  kann  gestattet  werden,  wenn  die  Natur  der  Aufgaben 
dies  erfordert. 

Der  Gebrauch  nicht  gestatteter  Hilfsmittel  oder  die  Mithilfe  von 
anderen  Personen  zieht  den  sofortigen  Abbruch  der  Prüfung  nach  sich. 

§  IL  Ober  die  Verteilung  des  Prüfungsstoff  es  auf  die  Prüfenden  und 
über  den  Vorgang  bei  Abhaltung  der  Prüfung  im  übrigen  beschließt  die 
Prüfungskommission. 

Die  Begutachtung  der  schriftlichen  Elaborate  und  die  Beurteilung  der 
Lösung  der  einzelnen  mündlichen  Fragen  erfolgt  zunächst  durch  die  be- 
treffenden Fachexaminatoren,  die  Abgabe  des  Schlußvotums  über  das  Ge- 
samtergebnis der  einzelnen  Prüfungsakte  steht  den  sämtlichen  Mitgliedern 
der  Prüfungskommission  zu,  wobei  Stimmenmehrheit  entscheidet. 

Bei  gleichgeteilten  Stimmen  gilt  jenes  Votum,  welchem  der  Vor- 
sitzende beigetreten  ist. 

Durch  das  Schlußvotum  ist  der  Kandidat  entweder 

für  befähigt  oder 
für  nicht  befähigt 
zu  erklären. 

64* 
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§  12.  Über  die  Prüfung  Ist  ein  Protokoll  aufzunehmen,  welches  sämt- 
liche Prüfungsgegenstande  jeder  Teilprüfung,  das  Urteil  der  Prüfer  üher 
die  einzelnen  Prüfungsgegenstände,  sowie  das  Schlußvotum  über  das  Ge- 
samtergebnis aller  Prüfungsakte  enthalt. 

§  13.  Bewerber,  welche  für  nicht  befähigt  erklärt  werden,  können  die 
Prüfung  nach  Verlauf  eines  Jahres  wiederholen. 

Eine  zweimalige  Wiederholung  der  Prüfung  ist  nur  über  besondere 
Bewilligung  des  Mmisteriums  des  Innern  zulässig. 

§  14.  Bei  der  Anberaumung  des  Prüfungstermines  hat  der  Bewerber 
eine  Prüfungstaxe  zu  Händen  des  Vorsitzenden  der  Prüfungskommission 
zu  entrichten. 

Dieselbe  beträgt  30  Gulden  (ßO  Kronen J. 

Von  diesem  Betrage  entfallen  je  7  Gulden  auf  jedes  der  vier  Mit- 
glieder der  Prüfungskommission  und  2  Gulden  auf  den  Amtsdiener. 

Bewerber,  welche  die  Prüfung  wiederholen,  haben  die  Prüfungstaxe 
neuerlich  zu  entrichten. 

§  15.  Die  Prüfungskommission  leitet  das  Protokoll  über  die  vor- 
genommene Prüfung  an  das  Ministerium  des  Innern,  welches  im  Falle  eines 
günstigen  Erfolges  der  Prüfung,  beziehungsweise  in  dem  Falle  der  gänz- 
lichen Befreiung  von  der  Prüfung  (§6,  1.  Absatz),  dem  Kandidaten  ein 
Dekret  ausfolgt,  mit  welchem  demselben  die  Berechtigung  erteilt  wiid, 
sich  als  behördlich  autorisierter  Versicherungstechniker  zu  bezeichnen. 

§  16.  Die  behördlich  autorisierten  Versicherungstechniker  sind  von 
der  politischen  Landesbehörde  ihres  Wohnsitzes  in  Eid  und  Pflicht  zu 
nehmen. 

§  17.  Behördlich  autorisierten  Versicherungstechnikem,  welche  wegen 
eines  Verbrechens  überhaupt,  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  oder  g^en 
die  öffentliche  Sittlichkeit  begangenen  Vergehens  oder  wegen  einer  solchen 
Übertretung  oder  wegen  des  im  §  486  StGB  bezeichneten  Veigehens  ver- 
urteilt wurden,  kann  die  Berechtigung,  sich  fernerhin  als  behördlidi  auto- 
risierter Versicherungstechniker  zu  bezeichnen,  vom  Ministerium  des  Innern 
wieder  entzogen  werden. 

§  18.  Jede  Erteilung  oder  Entziehung  einer  Autorisation  ist  in  der 
„Wiener  Zeitung^'  und  in  den  offiziellen  Landeszeitungen  zu  verlautfoaren. 

§  19.  Behördlich  autorisierte  Versicherungstechniker  sind  berecfat^, 
im  Siegel  ihren  Namen  mit  der  Bezeichnung:  „Behördlich  autorisierter 
Versicherungstechniker''  zu  führen. 

Sie  können  von  den  Behörden  zur  Ausführung  versicherungstedmisdiex 
Arbeiten  gegen  Entgelt  in  Anspruch  genommen  werden. 

§  20.  Die  gegenwärtige  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund- 
machung in  Wirksamkeit. 
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Nr.  723. 

Ans  dem  Erlasse  des  Ministers  fOr  K.  n.  U.  vom  25.  Septem- 
ber 1895,  Z.  17J70. 

an   das    Universitätsrektorat   in   Wien, 

(womit  anläßlich  der  proirisorischen  Aktivlenmg  eines  zweijfihiigen 
Kurses  ffir  matbematisctae  Statistik  und  Versicheningswesett  die  Zu- 
lassung ztt  den  betreffenden  Vorlesungen  und  deren  Sicherstellmig 

geregelt  wird). 

Der  Besuch  der  zu  diesem  Kurse  gehörigen  Vorlesungen  ist  sowohl 
den  ordentlichen,  wie  den  außerordentlichen  Studierenden  der  rechts-  und 
staatswissenschaftlichen  und  der  philosophischen  Fakultät  in  Wien  gestattet, 
jedoch  können  den  ordentlichen  Studierenden  der  ersteren  Fakultät  die  von 
ihnen  frequentierten,  speziell  für  die  Bedürfnisse  dieses  Kurses  eingerichteten 
Vorlesungen  keinesfalls  für  die  zur  Absolvierung  der  rechts-  und  staats- 
wissenschafttichen  Fakultatsstudiums  vorgeschriebenen  Obligatkollegien  oder 
für  das  zur  Absolvierung  dieses  Studiums  erforderliche  Minimalausmaß 
von   wöchentlichen   Unterrichtsstunden  eingerechnet  werden.^) 

Rücksichtlich  der  außerordentlichen  Studierenden,  welche  die  zu  diesem 
Kurse  gehörigen  Vorlesungen  frequentieren  wollen,  unterliegt  es  keinem 
Anstände,  dieselben  zum  Besuche  der  betreffenden  Vorlesungen  an  der 
philosophischen  Fakultät  im  Ausmaße  von  mehr  als  neun  Stunden  wöchent- 
lich zuzulassen,  doch  können  diese  von  ihnen  frequentierten  Vorlesungen 
nicht  in  das  von  ihnen  etwa  sonst  betriebene  Studium,  respektive  in  das 
hiefür  erforderliche  Ausmaß  von  Vorlesungsstunden  eingerechnet  werden. 

Was^  die  Abhaltung  der  in  diesen  Kurs  einbezogenen  Vorlesungen 
anbelangt,  so  nehme  ich  zur  Kenntnis,  daß  von  den  an  der  philosophischen 
Fakultät  in  jedem  Jahre  abzuhaltenden  Kollegien  die  Vorlesungen  über 
Versicherungsmathematik  von  .  .  .  ,  hingegen  die  übrigen  Vorlesungen  und 
Übungen  aus  dem  Gebiete  der  Mathematik  von  .  .  .  werden  übernommen 
werden. 

In  Ansehung  der  zur  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät 
gehörigen  Fächer,  welche  in  den  Studienplan  des  Kurses  einbezogen  sind, 
ist  für  die  Abhaltung  besonderer,  regelmäßiger  Vorlesungen  nur  insofern 
vorzusorgen,  als  solche  Vorlesungen  nicht  schon  ohne  Rücksicht  auf  diesen 
Kurs   innerhalb   eüies    Bienniums   abgehalten    werden. 

Soweit  dies  nicht  zutrifft,  wird  seitens  des  Professorenkollegiums  der 
bezeichneten   Fakultät  das   Erforderliche  vorzukehren  sein. 

Bezüglich  der  Abhaltung  der  in  Frage  kommenden  Vorlesungen  wird 
seitens  der  beiden  beteiligten  Fakultäten  einverständlich  dafür  Sorge  zu 
tragen  sein,  daß  den  Studierenden  die  Möglichkeit  geboten  wird,  die  in 
den  Studienplan  des  Kurseä  einbezogenen  Vorlesungen  im  Laufe  eines 
Bienniums  zu  frequentieren. 

»)  Vgl.  Nr.  635  f§  2J  und  Nr.  636  (§  3). 
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Nr.  724. 

ins  dem  Erlasse  des  Ministers  fQr  K.  n.  U.  vem  6.  Jnnl  1898. 

Z.  3952, 

an  den  Statthalter  für  Niederösterreich, 

(betreffend  die  Aktivierung  eines  Kurses  für  mathematische  Statistik 
und  Versicherungswesen  an  der  Universität  in  Wien)* 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  12.  Februar  1898,  Z.  9805,  finde 
ich  mich  bestimmt,  zu  genehmigen,  daß  an  der  Universität  in  Wien  vom 
Studienjahre  1898/99  ab  ein  Kurs  für  mathematische  Statistik  und  Ver- 
sicherungswesen auf  Grund  der  vom  Professorenkollegium  der  phBoso- 
phischen  Fakultät  in  Wien  vorgelegten  Studien-  tmd  Prüfungsordnung 
aktiviert   werde. 

Studienordnung 

ffir  den  an  der  k.  k.  Universität  in  Wien  best^enden  Kurs  für  matiie- 

matische  Statistik  und  Versicherungswesen. 

Denjenigen  Studierenden,  welche  an  der  k.  k.  Universität  in  Wien 
sich  dem  Studium  der  mathematischen  Statistik  und  des  Versicherungs- 
wesens widmen  wollen,  wird  empfohlen,  in  vier  Semestern  die  folgenden 
Vorlesungen  und  Übungen  in  der  angegebenen  Reihenfolge  zu  besuchen. 

1.    Semester    (Wintersemester). 

a)  Elemente  der   Differential-  und   Integralrechnung,  fünfstündig. 

b)  Übungen  über  Elemente  der  Differential-  und  Integralrechnung, 
einstündig. 

c)  Nationalökonomie. 

II.  Semester   (Sommersemester). 

a)  Elemente  der   Differential-  und   Integralrechnung,   fünfstündig. 

b)  Übungen  über  Elemente  der  Differential-  und  Integralrechnung, 
zweistündig. 

c)  Wahrscheinlichkeitsrechnung,  dreistündig. 

d)  Versicherungsgesetzkunde. 

III.  Semester   (Wintersemester). 

a)  Versicherungsmathematik  und  Buchhaltung,    vierstündig. 

b)  Übungen  in  Versicherungsmathematik  und  Buchhaltung,  zwei- 
stündig. 

c)  Versicherungsrecht. 

IV.  Semester  (Sommerseme^er). 

a)  Versicherungsmathematik  und  Buchhaltung,    dreistündig. 

b)  Übungen  in  Versicherungsmathematik  und  Buchhaltung,  zwei- 
stündig. 

c)  Mathematische  Statistik,    dreistündig. 
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Selbstverständlich  bleibt  es  den  Studierenden  unbenommen,  alle. diese 
Gegenstände  in  einem  Jahre  zu  frequentieren,  eine  beliebige  Änderung 
in  der  empfohlenen  Anordnung  vorzunehmen,  diejenigen  Fächer,  welche 
im  §  5  der  Prüfungsordnung  nicht  genannt  sind,  nicht  zu .  hören,  ihre 
Studien  in  den  Prüfungsgegenständen  ganz  oder  teilweise  an  einer  anderen 
Hochschule  zu  machen,  oder  endlich  ihre  Ausbildung  durch  Hinzunahme 
anderer  Fächer  zu  erweitem. 


Verordnung, 

betreffend  die  theoretische  Staatsprflfang  ffir  Versichemngsweseii 

an  der  k.  k.  Universität  in  Wien. 

§  1.  Behufs  Feststellung  der  im  Versicherungswesen  erworbenen 
theoretischen  Ausbildung  werden  an  der  k.  k.  Universität  in  Wien  Staats- 
prüfungen abgehalten. 

§  2.    Gegenstände  dieser  Prüfungen  sind: 

1.  Allgemeine  Mathematik  (Elementarmathematik,  Differential-  und 
Integralrechnung). 

2.  Wahrscheinlichkeitsrechnung  und  mathematische  Statistik. 

3.  Versicherungsmathematik   und    Buchhaltung. 

4.  Nationalökonomie  und  Versicherungsrecht. 

§  3.  Die  Prüfer  für  die  einzelnen  Gegenstände  werden  über  Vor- 
schlag des  Dekans  der  philosophischen  Fakultät  von  dem  Ministerium  für 
Kultus  und  Unterricht  in  der  Regel  aus  dem  Lehrkörper  der  Universität 
gewählt  und  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  ernannt. 

Die  Prüfungskommission,  welche  von  dem  Dekan  der  philosophischen 
Fakultät,  beziehungsweise  seinem  Stellvertreter  fallweise  zusammengesetzt 
wird,   besteht 

1.  aus  dem  Dekan,  beziehungsweise  dessen  Stellvertreter  als  Vor- 
sitzenden, 

2.  aus  zwei  bis  vier  Fachexaminatoren. 

§  4.  Die  Prüfungen  werden  am  Anfange  und  Schlüsse  jedes  Semesters 
abgehalten. 

Die  Tage  der  Prüfungen  bestimmt  der  Dekan,  beziehungsweise  sein 
Stellvertreter. 

§  5.  Um  die  Zulassung  zur  Prüfung  hat  der  Kandidat  bei  dem 
Dekanate  der  philosophischen  Fakultät  schriftlich  anzusuchen  und  seinem 
Gesuche  folgende   Belege   anzuschließen: 

1.  den  Nachweis  über  die  Absolvierung  einer  Mittelschule, 

2.  den  Nachweis,  daß  er  an  einer  Hochschule  Vorlesungen  über  die 
im  §  2  unter  1,  2,  3  genannten  Gegenstände  gehört  und  die  zugehörigen 
Obungen  besucht  hat. 

§  6.  Die  Prüftmgskommission  hat  das  Recht,  einen  Kandidaten  zu 
befreien : 

A)  von  der  Prüfung  aus  der  allgemeinen  Mathematik,  wenn  er  ent- 
weder das  Doktorat  der  Philosophie  mit  dem   Hauptgegenstande  Mathe- 
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matik,  oder  die  Lehramtsprüfung  für  Mittelschulen  mit  Mathematik  als 
Hauptfach,  oder  endlich  die  Diplomprüfung  einer  technischen  Hochschule 
abgelegt  hat; 

B)  von  der  Prüfung  aus  Nationalökonomie  und  Versicherungswesen, 
falls  er  entweder  das  [>oktorat  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fa- 
kultät oder  die  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Staatsprüfungen  mit 
gutem    Erfolge   abgelegt  hat;    endlich 

C)  aus  irgend  einem  der  in  §  2  unter  1,  2,  4  genannten  Gegen- 
stande, wenn  er  seine  Kenntnisse  durch  vorgelegte  Zeugnisse  über  Kolloquien 
oder  Einzelprüfimgen  oder  endlich  durch  wissenschaftliche  Arbeiten 
nachweist. 

Die  Prüfung  aus  Versicherungsmathematik  kann  nie  er- 
lassen werden. 

§  7.  Die  Prüfung  besteht  aus  zwei  Teilen,  einem  schriftlichen  und 
einem  mündlichen. 

Die  Gegenstände  der  schriftlichen  Prüfung,  unter  denen  sich  stets 
die  Versicherungsmathematik  befinden  muB,  bestimmt  die  Prüfungskommis- 
sion, deren  Mitglieder  für  die  Beaufsichtigung  derselben  Sorge  tragen. 

Zur  Bearbeitung  der  aus  einem  Gegenstande  gestellten  Fragen  wird- 
dem  Kandidaten  ein  Zeitraum  von  vier  Stunden  gewährt. 

Die  Kommission  entscheidet,  ob  der  Kandidat  auf  Grund  der  schrift- 
lichen  Arbeiten   zur  mündlichen   Prüfung  zuzulassen   ist 

Die  mündliche  Prüfung  hat  sich  über  alle  im  §  2  angeführten  Gegen- 
stände zu  erstrecken,  von  welchen  der  Kandidat  nicht  gemäß  §  6  befreit 
wurde. 

Die  Dauer  der  mündlichen  Prüfung  bestimmt  in  jedem  einzelnen  Falk 
der   Vorsitzende   der   Prüfungskommission. 

§  8.  Die  Prüfungskommission  fällt  auf  Grund  der  Ergebnisse  der 
Prüfungen  aus  den  einzelnen  Gegenständen  ein  Schlußurteil,  durch 
welches  der  Kandidat  für  „ausgezeichnet  befähigt",  für  „befähigt  oder 
für  „nicht  befähigt"  erklärt  wird. 

Ober  das  Resultat  der  Prüfung  wird  dem  Kandidaten  ein  Zeugnis 
ausgestellt,  welches  nebst  dem  Nationale  und  Studiengange  desselben  das 
Schlußurteil  der  Prüfungskommission  enthält. 

§  9.  Im  Falle  einer  Reprobation  entscheidet  die  Prüfungskommis- 
sion über  den  Zeitpunkt  und  die  Modalitäten  einer  Wiederholung  der 
Prüfung. 

Eine  dritte  Wiederholung  der  Prüfung  ist  nur  über  besondere  Be- 
willigung des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  zulässig. 

§  10.  Jeder  Prüfungskandidat  hat  bei  Anberaumung  des  Prüfungs- 
termines  eine  Taxe  von  60  Kronen  der  im  Gesetze  vom  2.  August  18QZ 
RGBNr.  126,  fes^esetzten  Währung  zu  entrichten,  aus  welcher  für  den 
Vorsitz,  sowie  für  die  Vertretung  eines  jeden  der  vier  Prüfungsgegenstände 
je  12  Kronen  zuzuerkennen  sind. 


VI.   Volkstümliche  Universitätsvorträge. 


Np,  725. 

Erlafi  des  Ministers  flir  K.  u.  U.  vom  14.  Oktober  1895,  Z.  24.273, 

an  das  Rektorat  der  Universität  in  Wien, 

(betreffend  die  Genehmigung  des  Statutes  ffir  die  Einriciitnng  volks- 

tfimlicher  Universitätsvorträge  durch  die  Wiener  Universität).') 

§  1.  Die  Wiener  Universität  übernimmt  die  Aufgabe,  durch  Ein- 
richtung von  volkstümlichen  Universitätsvorträgen,  welche  außerhalb  des 
Universitätsgebäudes  abgehahen  und  in  das  amtliche  Vorlesungsverzeichnis 
nicht  aufgenommen  werden,  die  Förderung  der  wissenschaftlichen  Aus- 
bildung jener  Volkskreise,  welchen  bisher  die  akademische  Bildung  un- 
zugänglich war,  zunächst  in  Wien  und  Umgebung,  eventuell  aber  auch  in 
Niederösterreich  und,  vorbehahlich  der  Genehmigung  des  k.  k.  Ministe- 
riums für  Kultus  und  Unterricht,  in  den  übrigen  im  Reichsrate  vertretenen 
LiLndern  nach  Maßgabe  der  vorhandenen  Mittel  zu  fördern. 

§  2.  Gegenstand  der  volkstümlichen  Universitätsvorträge  sind  alle 
Wissensgebiete,  die  sich  zur  volkstümlichen  Darstellung  eignen,  doch  sind 

^)  DU  übrigen  Universitäten,  soweit  sie  sich  zur  Abhaltung  von  volkstümlichen  Vor- 
trägen (KnrsenJ  entschlossen  haben,  haben  das  obige  Wiener  Statut  tum  Vorbild  genommen.  Die 
betreffenden  Statuten  derselben,  welche  mit  dem  letzteren  Statute  im  wesentlichen  übereinstimmen, 
erhielten  mit  den  nachstehenden  Erlässen  die  ministerielle  Qenehmigang: 

Für  die  Universität  in  Oraz:  mit  MinEH.  vom  29,  September  1897,  Z,  11J917;  für  die 
Universität  in  Innsbruck:  mit  MinErl,  vom  10,  Oktober  1897,  Z.  17,374,  abgeändert  mit  MinErL 
vom  28,  März  1903,  Z.  7917  (§  1);  für  die  deutsche  Universität  in  Prag:  mit  MinErl,  vom 
2t,  Dezember  1901,  Z,  37J968,  abgeändert  (§§  2  und  3)  mit  MinErl.  vom  22,  März  1902,  Z,  7278, 
(die  Vortragsordnung  wurde  mit  MinErl,  vom  17,  Oktober  1902,  Z,  29,816,  genehmigt) ;  für  die 
böhmische  Universität  in  Prag:  mit  MinErl,  vom  16,  Oktober  1898,  Z.  23.6/3;  für  die 
Universität M  Lemberg:  mit  MinErl,  vom  9,  April  1899,  Z,  7351,  abgeändert  mit  MinErl,  vom 
25,  Oktoker  1999,  Z,  26,207  (§  1)  und  für  dU  Universität  In  Krakau:  mit  MinErl,  vom  7,  Okto- 
ber  1902,  Z.  19JS36,  (Die  Einführung  solcher  Vorträge  seitens  der  Universität  In  Czernowttz 
steht  bevor,) 

Mit  dem  MüiErU  vom  31,  Juli  1900,  Z,  19314,  beziehungsweise  vom  9,  Juli  1901,  Z,  19,403, 
wurde  genehmigt,  dqß  mit  solchen  Hörern  der  volkstümlichen  Universitätsvorträge  der  Wiener 
Universität,  welche  mindestens  drei  zusammenhängende  Kurse  zu  Je  sechs  Vorlesungen  besucht 
haben,  über  Verlangen  Besprechungen  von  dem  Vortragenden  abgehalten  und  von  diesem  hierüber 
Zeugnisse,  welche  ausdrücklich  als  „Privatzeugnisse"  zu  bezeichnen  sind,  nach  einem  bestimmten 
Formular  ausgestellt  werden,  —  Eine  gleiche  Anordnung  wurde  für  die  Hörer  der  volkstümlichen 
Vorträge  der  Lemberger  Universität  mit  dem  MinErl,  vom  4,  August  1902,  Z,  1Z713,  getroffen. 
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Vorträge  über  jene  Fragen,  auf  die  sich  die  politischen,  religiösen  und 
sozialen  Kämpfe  der  Gegenwart  beziehen  oder  deren  Behandlung  zu  Agita- 
tionen Anlaß  geben  könnte,  ausgeschlossen. 

§  3.  Die  volkstümlichen  Universitätsvorträge  können  entweder  einzeln 
oder  in  Kursen,  welche  ein  ganzes  Wissensgebiet  umfassen,  abgehalten 
werden. 

§  4.  Zur  Einrichtung  und  Leitung  der  volkstümlichen  Universitäts- 
vorträge wählt  die  Wiener  Universität  einen  Ausschuß,  welcher  die  Be- 
zeichnung „Ausschuß  für  volkstümliche  Universitätsvorträge  der  k.  k.  Uni- 
versität  Wien''   zu   führen    hat. 

§  5.  [>er  Ausschuß  für  volkstümliche  Universitätsvorträge  besteht, 
solange  nicht  weitere  Hochschulen  beitreten  (§  18),  aus  einem  Vor- 
sitzenden, einem  Vorsitzenden-Stellvertreter  und  neun  Mitgiiedem.  Der  Vor- 
sitzende, der  Vorsitzende-Stellvertreter  und  vier  Mitglieder  werden  vom 
akademischen  Senate  gewählt,  wobei  auf  eine  angemessene  Vertretung  der 
Privatdozenten  und  Assistenten  Rücksicht  zu  nehmen  ist.  Die  übrigen  fünf 
Mitglieder  werden  von  den  vier  Fakultäten  der  Universität,  und  zwar  je 
eines  von  jeder  Fakultät,  jedoch  zwei  von  der  philosophischen  Fakultät, 
gewählt. 

§  6.  Die  Funktionsdauer  jedes  einzelnen  Mitgliedes  des  Ausschusses 
wird  das  erste  Mal  auf  ein  Jahr,  bei  späteren  Wahlen  auf  je  drei  Jahre 
bestimmt.  Eine  Wiederwahl  der  ausgeschiedenen  Mitglieder  ist  zulässig. 
Privatdozenten,  Assistenten  und  Adjunkten,  die  während  der  Funktions- 
dauer zu  Professoren  an  der  Wiener  Universität  ernannt  werden,  bleiben 
Mitglieder  des  Ausschusses.  Eine  Abberufung  des  Ausschusses  durch  den 
akademischen   Senat   ist   jederzeit   zulässig. 

§  7.  Der  Vorsitzende,  dessen  Funktionen  im  Verhinderungsfalle  durch 
dessen  Stellvertreter  ausgeübt  werden,  beruft  den  Ausschuß  zu  den  not- 
wendigen Sitzungen,  leitet  dieselben  und  verteilt  die  Geschäfte  unter  die 
einzelnen  Mitglieder. 

Der  Ausschuß  entwirft  nach  seinem  Zusammentreten  seine  Geschäfts- 
ordnung, welche  der  Genehmigung  des  akademischen  Senates  und  des 
k.  k.  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  zu  unterziehen  ist 

§  8.  Die  sämtlichen  Mitglieder  des  Ausschusses  üben  ihre  Funktioa 
als  ein  Ehrenamt  aus. 

§  9.  Die  Erhebung  von  Geldern  aus  der  Quästur  (§  16)  erfolgt 
auf  Grundlage  von  Anweisungen,  die  von  dem  Vorsitzenden  und  einem 
Ausschußmitgliede  zu  unterfertigen  und  vom  Rektor  zu  vidieren  sind. 

§  10.  Zur  Besorgung  der  Kanzleigeschäfte  hat  das  Rektorat  dem 
Ausschusse  die  erforderlichen  Hilfskräfte  aus  der  Rektoratskanziei  zuzu- 
weisen, welche  für  die  Mühewaltung  angemessen  honoriert  werden  können. 
Die   Korrespondenz  mit  der  Behörde  erfolgt  durch  das  Rektorat. 

§  11.  Die  volkstümlichen  Universitätsvorträge  werden  regelmäßig  von 
den  Professoren,  Privatdozenten,  Adjunkten  und  Assistenten  der  Wiener 
Universität  abgehalten,  welche  der  Ausschuß  dazu  auffordert.  Aus  be- 
sonderen Gründen  können  ausnahmsweise  auch  andere  Personen  mit  der 
Abhaltung  von  Vorträgen  betraut  werden. 
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§  12.  Die  Vorträge  der  Privatdozenten  und  der  Assistenten  werden 
angemessen  honoriert.  Aus  besonderen  Gründen  können  auch  die  Pro- 
fessoren  der   Universität  für   ihre   Vorträge   ein    Honorar   erhalten. 

§  13.  Die  volkstümlichen  Vorträge  werden  teils  in  Wien  und  Um- 
gebung, teils  in  der  Provinz  (§  1)  abgehalten.  In  der  Provinz  finden 
die  Vorträge  nur  dann  statt,  wenn  der  Ausschuß  um  deren  Abhaltung  von 
Privatpersonen  oder  Korporationen  an  dem  betreffenden  Orte  ersucht  wird 
und  diese  für  die  durch  die  Reise  des  Vortragenden,  seinen  Aufenthalt  in 
dem  betreffenden  Orte  usw.  entstehenden  Mehrkosten  der  Vorträge  gewähr- 
leisten. Der  Ausschuß  kann  auch  bei  solchen  Vorträgen  aus  seinen  Mitteln 
einen    Zuschuß   gewähren. 

§  14.    Die  dem   Ausschusse   zu   Gebote   stehenden   Mittel   bestehen: 

a)  aus  der  von  dem  hohen  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht 
bewilligten   Subvention ; 

b)  aus  Beiträgen  von  Privatpersonen  und  Korporationen; 

c)  aus  den  Beiträgen,  welche  Privatpersonen  oder  Korporationen, 
welche  die  Abhaltung  von  volkstümlichen  Universitätsvorträgen  veran- 
lassen, zufolge  des  §  13  zu  leisten  haben; 

d)  aus  den  von  den  Zuhörern  eventuell  zu  entrichtenden  Eintrittsgeldern. 
§  15.     Die   Verwahrung   und   Verwaltung   der   dem    Ausschusse   für 

volkstümliche  Universitätsvorträge  zur  Verfügung  stehenden  Mittel  obliegt 
der  k.  k.  Quästur  der  Universität  Wien,  welche  dieselben  abgesondert  zu 
verrechnen  hat 

§  16.  Die  Verwendung  der  dem  Ausschusse  zu  Gebote  stehenden 
Mittel  für  Vorträge  in  Wien  und  in  der  Provinz  (§  13)  hat  der  Ausschuß 
nach  seinem  Ermessen  zu  besorgen. 

§  17.  Über  die  Verwendung  der  dem  Ausschusse  im  Laufe  eines 
Studienjahres  zugeflossenen  Mittel  hat  derselbe,  falls  nicht  im  einzelnen 
Falle  eine  besondere  Anordnung  getroffen  wird,  im  Wintersemester  des 
nächstfolgenden  Jahres  dem  akademischen  Senate  und  durch  diesen  im 
Wege  der  k.  k.  niederösterreichischen  Statthalterei  dem  k.  k.  Ministerium 
für  Kultus  und  Unterricht  Rechnung  zu  legen. 

§  18.  Nach  erfolgter  Einrichtung  der  volkstümlichen  Universitäts vortrage 
ist  auch  anderen  Hochschulen  der  Beitritt  vorbehalten,  worüber  in  jedem 
einzelnen  Falle  eine  Vereinbarung  zu  treffen  ist. 

§  19.  Das  vorliegende  Statut  kann  jederzeit  durch  einen  Beschluß 
des  akademischen  Senates,  welcher  der  Genehmigung  des  k.  k.  Ministeriums 
für  Kultus  und  Unterricht  vorzulegen  ist,  abgeändert  oder  ergänzt  werden. 

§  20.  Sollten  die  volkstümlichen  Universitätsvorträge  durch  Beschluß 
des  akademischen  Senates  oder  durch  Verfügung  des  k.  k.  Ministeriums 
für  Kultus  und  Unterricht  wieder  aufgehoben  werden,  so  hat  der  akademi- 
sche Senat  betreffs  der  Verwendung  des  vorhandenen  Vermögens  (unter 
Ausschluß  der  im  §  14,  lit.  a)  erwähnten  Staatssubvention)  eine  Verfügung 
zu  treffen.  Der  bezügliche  Beschluß  unteriiegt  der  Genehmigung  des  k.k. 
Ministeriums  für  Kultus   und   Unterricht. 


Nachträge  und  Berichtigungen. 


(Zu  Np.  18.)  Np.  726. 

Erlaß  des  Mlnlsterioffls  für  K.  a.  U.  vom  23.  Min  1905.  Z.  38.440 

ex  1904, 

an  das   Dekanat  der  juridischen   Fakultät  der   Universität  in   Czemowitz, 

(betreffend  eine  Interpretation  des  §  13  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873» 

ROBNr.  63). 

Auf  die  mit  Bericht  vom  25.  Oktober  1904,  Z.  171,  gestellte  An- 
frage wird  dem  Dekanate  eröffnet,  daß  für  den  Fall,  als  auch  der  nach 
§  13  des  Gesetzes  vom  27.  April  1873,  ROBNr.  63,i)  zur  Vertretung  des 
Dekans,  beziehungsweise  Prodekans  berufene  im  Amte  älteste  ordentliche 
Professor  wegen  Abganges  oder  Verhinderung  diese  Funktion  nicht  über- 
nehmen kann,  der  im  Amte  nächstälteste  ordentliche  Professor  an  dessen 
Stelle  zu  treten  haben  wird. 


(Zu  Np.  84.)  Np.  727. 

-  ■  k  ■ 

Erlafi  des  Ministeriums  fOr  K.  u.  U.  voin  13.  Juli  1905,  Z.  6719, 

an   die    Rektorate   sämtlicher   Universitäten,   der   tedinisdien    Hochschulen 

und  der  Hochschde  für  Bodenkultur, 

(betreffend  die  Hinansgabe  neuer  Fonnnlare  tfir  die  statistische  Nacb- 
welsung  des  Znstandes  nnd  der  Frequenz  der  Hochschttlen). 

Vom  laufenden  Jahre  ab  werden  neue  -  Formulare  für  die  statistische 
Nachweisung  des  Zustandes  und  der  Frequenz  der  Hochschulen  eingeführt 
und  es  haben  daher  die  auf  Orund  des  ho.  Eriasses  vom  26.  Juni  1877, 
Z.  402/KUM,  MVBNr.  19,«)  genehmigten  Formulare  mit  diesem  Zeitpunkte 
außer  Oebrauch  zu  treten. 

Diese  neuen  Formulare  werden  dem  Rektorate  durch  die  k.  k.  stati- 


»)  5.  Nr.  18, 
•)  s.  Nr.  84. 
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stische  ZentralkommissioD   in  ^er  jeweils  erforderlichen  Anzahl  zur  Ver- 
fügung gestellt  werden. 

Hievon  wird  das  Rektorat  in  Kenntnis  gesetzt. 


(Zu  Nr.  103  u.  ff.)       Nr.  728. 

Kondmacbong  des  Flnanzmlnlsterlnms  vom  31.  Oktober  1857, 

Z.  43.422/2342,  FMVBRr.  SO. 

gültig  für  alle  Finanzlandesbehörden, 
betreffend  die  Bedingungen,  an  welche  die  Bewilligung  von  Oehalts- 

vorschflssen  gebunden  ist^) 

Mit  Beziehung  auf  das  Ah.  Patent  vom  25.  Oktober  1798  (PGS,  Bd.  13, 
Nr.  29),  auf  die  Ah.  Entschl.  vom  21.  März  1819  (PGS,  Bd.  47,  Nr.  52)  und 
auf  das  Hofkammerdekret  vom  15.  November  1841,  Z.  37.796/2734,  werden 
im  Nachhange  zu  dem  am  25.  Mai  1857  unter  Zahl  1301/FM  (Verordnungs- 
blatt S.  186)  hinausgegebenen  provisorischen  Bestimmungen  über  die  Er- 
weiterung des  Wirkungskreises  der  Finanzlandesbehörden  nachstehende  Be- 
dingungen, an  welche  die  Bewilligung  von  Gehaltsvorschüssen  ge- 
bunden ist,  zur  genauen  Nachachtung  in   Erinnerung  gebracht: 

1.  Nur  wahrhaft  dürftigen  und  verdienten  Beamten  und  stabil  ange- 
stellten Dienern,  die  ohne  verschwenderische  Gebarung,  durch  Krankheit 
oder  andere  unverschuldete  Unglücksfälle  in  Schulden  geraten  sind  und 
sich  hierüber  durch  glaubwürdige  Dokumente  ausweisen,  können  in  dringen- 
den Notfällen  ein-  bis  dreimonatliche  Gehalts-  oder  Löhnungsvorschüsse 
bewilligt  werden.  Wann  außerdem  noch  aus  Dienstesrücksichten  in  Fällen 
der  Obersiedlung  auf  eigene  Kosten  Gehaltsvorschüsse  bewilligt  werden 
können,  bestimmt  der  Abschnitt  B,  Punkt  4,  der  bezogenen  provisorischen 
Bestimmungen. 

2.  Jenen  Vorschußwerbem,  welche  einen  schon  früher  erhaltenen  Vor- 
schuß noch  nicht  zurückgezahlt  haben,  ist  ein  weiterer  Gehaltsvorschuß 
in  keinem   Falle  zuzugestehen. 

3.  Ein  dreimonatlicher  Gehalts-  oder  Löhnungsbetrag  ist  als  das  Maxi- 
mum des  zugeständlichen  Vorschusses  nur  in  besonderen  Fällen,  wo  der 
Bedarf  aus  dem  Notstande  des  Beteiligten  unzweifelhaft  hervoigeht,  zu 
bewilligen,  sonst  aber  ist  nur  ein  ein-  oder  zweimonatlicher  Betrag  zu- 
zugestehen. 

4.  Zur  Rückzahlung  sind,  mit  Rücksicht  auf  den  Betrag  des  bewilligten 
Vorschusses  und  auf  den  dem  Beteilten  abzugsfrei  verbleibenden  Dienst- 
bezug, zwölf  bis  höchstens  zwanzig  monatliche  Abztige  aus  dem  Gehalte 
oder  der  Löhnung  des  Vorschußwerbers  zu  bestimmen,  so  daß  bei  diesen 
Abzügen  bis  zur  völligen  Einbringung  keine  Unterbrechung  eintreten  darf. 

5.  Sollten  besondere  Umstände  eine  Ausnahme  rechtfertigen  können, 
so  wäre  diesfalls  von  Fall  zu  Fall  die  ho.  Entscheidung  einzuholen. 

0  VgU  hietu  Abschnitt:  Ergänzende  Bestimmungen  über  die  Besage  des  UniversUätS' 
penonaiss,  Nr.  103  ff. 


\Q22  Ntchtr91fl:e  ond  Bzdchilgangtn. 

(Zu  Np.  233.)  Np.  729. 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  a.  D.  vom  15.  April  1905.  Z.  844/KUM. 

an   die   Landeschefs  in   Niederösterreich,   Böhmen,   Steiermark,   Tirol, 

Galizien,   Mahren   und   Bukowina, 

(betreffend  Fahrbegfinstigungen  für  Hochschulassisteoten). 

Unter  Bezugnahme  auf  den  ho.  Erlaß  vom  22.  September  1Q04, 
Z.  1801/KUM,i)  in  welchem  der  §  10  der  ho.  Ministerialverordnung  vom 
1.  Janner  1897,  RGBNr.  9,  betreffend  die  Fahr-  und  Frachtbegünstigungen 
auf  Eisenbahnen  für  die  Assistenten  (Konstrukteure)  an  den  Universitäten 
und  anderen  Hochschulen  als  gegenstandslos,  somit  als  außer  Kraft  ge- 
treten bezeichnet  wurde,  beehre  ich  mich,  Euer  ...  zu  eröffnen,  daß  idi 
aus  Anlaß  zahlreicher  anher  gelangter  Petitionen  dieser  Interessenten,  respek- 
tive der  betreffenden  Hochschulbehörden  wegen  Wiedergewährung  der 
fraglichen  Begünstigungen  das  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Eisenbahn- 
ministerium gepflogen  habe. 

Dieses  k.  k.  Ministerium  hat  mit  Zuschrift  vom  3.  April  1905,  Z.  8577, 
anher  eröffnet,  daß  es  zu  seinem  Bedauern  nicht  in  der  Lage  ist,  von 
seinem  in  der  Frage  der  Erteilung  dauernder  Fahrbegünstigungslegitimationen 
an  Hochschulassistenten  (Konstrukteure)  bisher  eingenommenen  prinzipiellen 
Standpunkte  abzugehen,  daß  dasselbe  aber  bereit  ist,  jenen  Assistenten  und 
Konstrukteuren  an  Hochschulen,  welchen  bereits  Fahrbegünstigungslegitima- 
tioneu  mit  fünfjähriger  Gültigkeit  auf  den  Linien  der  k.  k.  österreichischen 
Staatsbahnen  tatsächlich  ausgefolgt  worden  sind  und  welche  sohin  die 
Stempelgebühr  für  die  erwähnten  Legitimationen  bereits  entrichtet  haben, 
diese  Legitimationen  noch  für  die  restliche  Dauer  der  in  der  Regel  zwei- 
jährigen Funktionsperiode  der  genannten  Assistenten  (Konstrukteure)  aus- 
nahmsweise unter  der  Bedingung  zu  belassen,  daß  die  betreffenden  Legiti- 
mationen bei  Ablauf  des  Zeitraumes,  für  welchen  die  Bestellung  dieser 
Funktionäre  erfolgt  ist,  sicher  eingezogen  werden. 

Bei  dieser  Gelegenheit  hat  das  k.  k.  Eisenbahnministerium  darauf  auf- 
merksam gemacht,  daß  auf  den  Linien  der  österreichischen  Staatsbahnen 
auch  den  Assistenten  und  Konstrukteuren  an  Hochschulen  über  fallweise 
vom  Rektorate  bestätigte,  an  die  zuständige  k.  k.  Staatsbahndirektion  zu 
richtende  Ansuchen  mittelst  Anweisungen  für  einzelne  Fahrten  jene  Fahr- 
begünstigungen gewährt  werden,  welche  dem  Lehrpersonale  von  öffent- 
lichen Volks-,  Mittel-  und  Hochschulen  oder  anderer  denselben  gleichzu- 
haltender Unterrichtsanstalten  seitens  der  Staatsbahnverwaltung  eingeräumt 
sind,  und  welche  darin  bestehen,  daß  den  genannten  zeitlichen  Lehrkräften 
die  Fahrt  in  der  I.  und  II.  Wagenklasse  des  Schnellzuges  gegen  Bezahlung 
der  Personenzugsgebühr  derselben  Wagenklasse  und  in  der  1.  und  11.  Klasse 
des  Personenzuges  gegen  Zahlung  der  Gebühr  für  die  nächst  niedrigere 
Wagenklasse  bewilligt  wird. 


')  s.  Nr.  233  (S.  217,  §  tO  und  Anmerkung  ')). 
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(Zu  Np.  232, 283  u.  289.)  Np.  730. 

Erlafi  des  Hlnisteriiims  fflr  K.  u.  U.  vom  18.  MIrz  1905,  Z.  9969 

:    6X  1905, 

an  die  Landeschefs  in  Niederösterreich,  Steiermark,  Tirol,  Bölimen,  Oalizien, 

Mähren,  Triest  und  Bukowina, 
(betreffend  die  Dienstesverleihitngsgebfllir  bei  Bestellung  von  Hoch- 

schttlassistenten). 

Zur  Beantwortung  der  Anfrage,  ob  die  den  Assistenten  an  den  Univer- 
sitäten, technischen  Hochschulen  und  der  Hochschule  für  Bodenkultur  in 
Wien,  sowie  den  an  anderen  staatlichen.  Lehranstalten  unter  gleichen  Moda- 
litäten angestellten  Assistenten,  dann  den  Konstrukteuren  an  den  technischen 
Hochschulen  zukommenden  Jahresremunerationen  der  Di enst Verleihung s- 
gebühr  nach  TP  40  des  Gebührengesetzes  unterliegen,  wird  Euer  .  .  . 
im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Finanzministerium  nachstehendes  er- 
öffnet: 

Im  Sinne  des  §  3,  zweiter  Absatz  des  Gesetzes  vom  31.  Dezember 
1896,  RGBNr.  8  ex  1897,^)  kommt  der  Charakter  von  Adjuten,  das  heißt 
eines  weder  der  Emennungstaxe  noch  der  Dienstverleihungsgebühr  unter- 
liegenden Bezuges,  nur  den  Jahresremunerationen  jener  Assistenten  (Kon- 
strukteure) der  obbezeichneten  Kategorien  zu,  welche  nach  Maßgabe  des 
§  1  des  zitierten  Gesetzes  für  die  Dauer  ihrer  Bestellung  den  Charakter 
von  Staatsbeamten  haben,  somit  jenen,  welche  die  österreichische  Staats- 
bürgerschaft besitzen  und  den  im  Verordnungswege  vorgeschriebenen  Quali- 
fikationsbedingungen  entsprechen. 

Hingegen  ist  bei  jenen  Assistenten  (Konstrukteuren),  welche  diesen 
Voraussetzungen  nicht  Genüge  leisten  und  welchen  daher  der  für  den 
Bezug  eines  Adjutums  im  eigentlichen  Sinne  vorauszusetzende  Staatsbeamten- 
charakter fehlt,  die  Dienstesverleihungsgebühr  nach  TP  40  des  Gebühren- 
gesetzes von  der  betreffenden  Jahresremuneration  mittelst  vorschriftsmäßiger 
Stempelung  des  Bestellungsdekretes  einzuheben. 

Hienach  wird  in  Hinkunft  vorzugehen  sein. 


(Zu  Nr,  267.)  Np.  731. 

Verordnong  des  Flnanzmliilsterliims  Im  EinYernehmen  mit  den 
Ministerien  des  Innern,  der  Justiz,  des  Handels,  fflr  Koitus  und 
Unterriclit,  Aclcerban  und  Landesverteidigung,  sowie  dem  Oliersten 
Reclinnngsliofe  vom  14.  Dezemlier  1904.  RGBNr.  186.  MYBRr.  U 

ex  1905, 

betreffend  die  QnfBliniiig  von  Zahlnngslisten  fflr  die  Qnlttiening  der 

Bezfige  der  Staatsbediensteten. 

Zur  Vereinfachung  der  Liquidierung,  Joumalisierung  und  Behebung 
der  fortlaufenden   Bezfige  (Oehalt,  Aktivitäts',   Personalzulagen  usw.)  der 

■)  s.  Nr.  232,  äanit  Nr.  233  unä  239. 
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Staatsbediensteten  werden  an  Stelle  der  Einzelnquittiingen  und  Gehalts- 
bücher (Zahlungsbogen)  vom  1.  April  1905  angefangen  ,,Zahlungslisten" 
nach  dem  beigefügten  Formulare  eingeführt^) 

Die  auf  Rechnung  des  Arars  in  Druck  zu  legenden  Zahlungslisten 
sind  nach  Ämtern  oder  wenigstens  nach  Departements  (Abteilungen)  in 
duplo  auszufertigen. 

Die  Bestimmung  der  mit  der  Ausstellung  der  Zahlungsliste,  der  Be- 
hebung und  Verteilung  der  Bezüge  zu  betrauenden  Person  hat  von  Amts 
wegen  zu  erfolgen  und  kann  sich  sowohl  auf  Beamte^  als  audi  auf  Diener 
des  betreffenden  Amtes  erstrecken. 

Aus  Gründen  der  Sicherheit  empfiehlt  sich  die  Behebung  des  Geldes 
durch  einen  Beamten  in  Be^^eitung  eines  Amtsdieners,  welch  letzterer  das 
bei  der  Kassa  übernommene  Geld  an  der  Seite  des  Beamte^  in  das  Amts- 
lokal, wo  die  Verteilung  unter  die  Bezugsberechtigten  stattfindet,  zu  über- 
tragen hat 

Der  Aussteller  der  Zahlungsliste  hat  die  Monatsbezuge  und  die  ent- 
fallenden Stempelgebühren  in  die  betreffenden  Kolonnen  beider  Parien  ein- 
zustellen, auf  dem  einen  Pare  den  Gesamtbeä-ag  der  Stempelgebühren  in 
Stempelmarken')  an  der  hiefür  bestimmten  Stelle  anzubringen,  die  Ent- 
wertung der  Stempelzeichen  mittelst  Oberschreibung  der  in  Worten  auszu- 
drückenden Bruttosumme  der  Bezüge  zu  bewerkstelligen,  die  Empfangs- 
bestätigungen der  Perzipienten  einzuholen,  das  Duplikat  als  solches  zu 
bezeichnen  und  sodann  beide  Parien  der  Zahlungsliste  dem  liquidierenden 
Organe  zu  überreichen. 

In  jenen  Fällen,  in  welchen  die  Bediensteten  bei  abgesonderter  Quittie- 
rung ihrer  einzelnen  Bezüge  einen  geringeren  Stempelbetrag  zu  verwenden 
hätten,  als  bei  kumulativer  Quittierung  derselben,  können  die  einzelnen 
Bezüge  unter  unmittelbar  aufeinanderfolgenden  Postnummem  in  die  Zahlungs- 
liste eingetragen  werden.  Die  Namensunterschrift  des  Perzipienten  ist  als- 
dann bei  jeder  Post  einzusetzen,  um  die  abgesonderte  Quittierung  der 
einzelnen  Bezüge  auch  formell  zum  Ausdrucke  zu  bringen. 

Sollten  die  im  voraus  quittierten  Beträge  wegen  Versetzung,  Ab- 
lebens usw.  des  Bezugsberechtigten  nicht  zur  Auszahlung  gelangen,  so 
bleibt  es  dem  letzteren,  beziehungsweise  dessen  Rechtsnachfolger  anheim- 
gestellt, um  die  Ausfolgung  des  der  entrichteten  Gebühr  entsprechenden 
Betrages  in  neuen  Stempelmarken  unter  Bezeichnung  der  Kassa,  beziehungs- 
weise der  Kontrollsbehörde,  bei  welcher  die  bezügliche  Zahlungsliste  er- 
liegt, bei  der  Finanzbehörde  erster  Instanz  einzuschreiten,  welche  nach 
Requisition  der  Zahlungsliste  und  Prüfung  der  auf  derselben  verwendeten 
Stempelmarken  über  das  Gesuch  zu  entscheiden  und  die  Entscheidung  auf 
der  Zahlungsliste  anzumerken  haben  wird. 


0  Vgl.  Vdg.  des  Qesamtmin,  vom  /5.  Mai  1973,  ROBNr,  75,  beiniffend  die  Anmismmg  mmd 
Löschung  der  Bezüge  der  Staatsdiener  (Nr,  Tbl), 


*)  Laut  Verordnung  des  k,k.  Finanemintsteriums  vom  17,  September  1905,  RQBNr.  150, 
hinsichtiich  der  vom  1,  November  1905  an  fSiUgen  Besage  die  JBr  die  Zahüu^sOsten  eu^joilenäem 
Quittungsgebühren  nicht  in  Stempelmarken,  sondern  unmittelbar  eu  entrichten. 
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Die  Quittierung  und  Behebung  jener  Bezüge,  welche  erst  nach  erfolgter 
Ausfertigung  der  Zahlungsliste  zur  Anweisung  gelangen,  hat  mittelst  einer 
gleichfalls   in   duplo   zu   verfassenden    Nachtragszahlungsliste   stattzufinden. 

Falls  ein  Bediensteter  wegen  gerechtfertigten  Ausbleibens  vom  Amte, 
wie  infolge  Krankheit,  Urlaubes,  dienstlicher  Abwesenheit,  an  der  Unter- 
fertigung der  Zahlungsliste  verhindert  sein  sollte,  so  hat  derselbe  eine 
ordnungsmäßig  ausgefertigte  und  entsprechend  gestempelte  Quittung  an 
den  Aussteller  der  Zahlungsliste  einzusenden;  letzterer  hat  die  Monats- 
bezuge  des  Betreffenden  in  die  Zahlungsliste  einzustellen  und  an  der  für 
die  Empfangsbestätigung  bestimmten  Stelle  die  Bemerkung  „Quittung  liegt 
bei''  einzusetzen. 

Ober  die  in  duplo  zur  Liquidierung  überreichte  Zahlungsliste  ist  dem 
Überreicher  von  dem  liquidierenden  Organe  ein  Empfangschein  zu  über- 
geben. 

Zu  diesen  als  streng  verrechenbare  Drucksorte  zu  behandelnden,  jux- 
tierten  Empfangscheinen  darf  nur  guillochiertes,  mit  dem  kaiserlichen  Adler 
als    Trockenstempel    versehenes    Sicherheitspapier   verwendet    werden. 

Der  Name  des  Überreichers  der  Zahlungsliste  ist  von  dem  liquidieren- 
den Qrgane  in  der  Juxta  des  Empfangscheines  anzumerken,  in  dem 
Empfangscheine  selbst  jedoch  nicht,  vielmehr  hat  dieser  Name  der  aus- 
zahlenden Kassa  bei  der  Vorweisung  des  Empfangscheines  als  Stichwort 
zu  dienen,  um  bei  allfälligem  Verluste  eines  Empfangscheines  eine  miß- 
bräuchliche Benützung  desselben  zu  verhindern. 

Das  liquidierende  Organ  hat  die  Abzüge  und  Nettobeträge  in  beiden 
Parien  der  Zahlungsliste  einzustellen,  die  Liquidierungsklausel  jedoch  bloß 
auf  dem  mit  den  Empfangsbestätigungen  und  den  Stempelmarken  ver- 
sehenen Pare  anzusetzen. 

Nach  vollzogener  Liquidierung  sind  beide  Parien  der  Gehaltsliste  der 
auszahlenden  Kassa  gegen  Bestätigung  in  der  Juxta  des  Empfangscheines 
zu  übergeben. 

Am  Fälligkeitstage  hat  die  Kassa  dem  mit  der  Behebung  der  Bezüge 
betrauten  Bediensteten  gegen  den  Empfangschein  den  liquiden  Betrag  und 
das  mit  der  Auszahlungsbestätigung  zu  versehende  Duplikat  der  Zahlungs- 
liste auszufolgen. 

Der  Empfangschein  ist  sofort  nach  geleisteter  Zahlung  durchzuschlagen 
und  sohin  dem  mit  der  Liquidierungsklausel  versehenen  und  als  Joumal- 
beleg  zu  verwendenden  Pare  der  Zahlungsliste  anzuschließen.  Die  zugehörige 
Juxta  ist  seitens  des  liquidierenden  Organes  gleichfalls  der  Zahlungsliste 
beizulegen. 

Auf  Grund  des  Duplikates  der  Zahlungsliste  hat  der  hiemit  betraute 
Bedienstete  die  Verteilung  der  Bezüge  an  die  einzelnen  Bezugsberechtigten 
vorzunehmen.  Die  letzteren  haben  die  Empfangnahme  ihrer  Bezüge  durch 
Beisetzung  ihrer  Unterschrift  in  der  Kolonne  des  Duplikates:  „Eigenhändige 
Empfangsbestätigung''  zu  bescheinigen.  Die  Duplikatliste  selbst  ist  während 
eines  entsprechenden  Zeitraumes  bei  dem  betreffenden  Amte  behufs  even- 
tueller Einsichtnahme  seitens  der  Bediensteten  aufzubewahren. 
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Über  die  gemäß  der  Verordnung  vom  4.  September  1903,  RGBNr.  188, 
im  Clearingverkehre  des  Postsparkassenamtes  auszuzahlenden  Beziige  ist 
gleichfalls  eine  (mit  ,,P.  A/'  zu  bezeichnende)  Zahlungsliste  in  duplo  aus- 
zufertigen und  dem  liquidierenden  Rechnungsdepartement  zu  überreichen. 
Letzteres  hat  dem  Oberreicher  einem  mit  „P.  A."  zu  bezeichnenden 
Empfangschein  zu  übergeben,  gegen  welchen  seitens  der  Kassa  am  Fällig- 
keitstage die  Duplikatliste  auszufolgen  ist. 

Die  Bediensteten,  welche  sich  dieser  Zahlungsart  bedienen  wollen, 
haben  dies  dem  liquidierenden  Rechnungsdepartement  und  dem  mit  der 
Ausstellung  der  Zahlungsliste  betrauten  Funktionär  bekanntzugeben  und 
der  Empfangsbestätigung  ihre   Kontonummer  beizufügen. 


(Zu  Np.  276.)  Np.  732. 

Erlaß  des  Ministers  f  Or  K.  d.  D.  vom  18.  Mal  1905,  Z.  12J088, 

an  die  Rektorate  sämtlicher  Universitäten, 

(betreffend  den  Vorgang  bei  der  Verständigung  nicht  berficksichtigter, 

zertifizierter  Bewerber  um  Dienstposten). 

Da  die  Wahrnehmung  gemacht  wurde,  daß  bei  Verleihung  von  Dienst- 
posten, welche  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  RGBNr.  60,^) 
ausgedienten  Unteroffizieren  vorbehalten  sind  oder  bezüglich  deren  diesen 
Kompetenten  gesetzlich  der  Vorzug  vor  den  übrigen  Mitbewerbern  ein- 
geräumt ist,  nicht  immer  nach  den  Bestimmungen  der  im  Einvernehmen 
mit  den  beteiligten  Zentralstellen  ergangenen  Verordnung  des  Landesver- 
teidigungsministeriums vom  27.  Jänner  1882,  RGBNr.  12,  vorgegangen  wird, 
finde  ich  mich  veranlaßt,  dieselben  zur  genauen  Danachachtung  in  Er- 
innerung zu  bringen. 

Hienach  ist  bei  abweislicher  Erledigung  der  Kompetenzgesuche  von 
anspruchsberechtigten  Bewerbern  in  dem  bezüglichen  Bescheide  bestimmt 
anzugeben,  ob  die  fragliche  Dienststelle  einem  anderen  anspruchsberech- 
tigten Unteroffizier,  beziehungsweise  einem  aktiven  oder  quieszierten 
Beamten,  oder  aber  in  Ermanglung  geeigneter  Anspruchsberechtigter  einem 
anderen  nicht  anspruchsberechtigten  Kompetenten  verliehen  wurde. 

Falls  der  Bittsteller  die  für  die  angestrebte  Dienststelle  erforderliche 
Befähigung  überhaupt  nicht  besitzt,  oder  eine  oder  die  andere  der  Be- 
dingungen nicht  nachgewiesen  haben  sollte,  ist  demselben  in  dem  Be- 
scheide   lediglich   der  betreffende   Grund   bekanntzugeben. 


Ztt  Seite  371,  Nr.  317,  Anmerkung  ^): 
Wissenschaftliche  Seminare  an  den  katholisch-theologischen  Fakultäten. 

Mit  MinErL  vom  26,  August  1905,  Z.  2J.62t,  wurde  die  Errichtung  eines  wissensdkafHiäies 
theologischen  Seminars  an  der  Universität  in  Lemberg  (mit  drei  Abteilungen,  und  zwar  eiair 
kirchengesehichtiichen  und  einer  homiletischen  mit  polnischer,  und  einer  homiletbchen  mit ruthenischer 

»)  5.  Nr.  276  (§  15,  S,  293J. 


i 
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Vortraßsspradie)  und  mit  MUiErl,  vom  16.  Okiober  1905,  Z.  30.277,  die  Errichtung  eines 
sollen  Seminars  an  der  böhmischen  Universität  in  Prag  (mit  zwei  Abteilungen,  und  zwar 
einer  neuiestameniUch'exegetischen  und  einer  philosophisch-apologetisehenj  nach  Mqßgabe  der 
vorgelegten  Statuten  vom  Studienjahre  1905/6  ab  genehmigt. 

Zu  Seite  378:  Seminare  der  philosophisclieii  Fakultäten: 

Innsbruck: 

Philologisches  Seminar:  Statut  abgeändert  mit  KUMErL  vom  7.  JuU  1905,  Z.  24.062; 
Seminar  Jür  romanische  Philologie:  Errichtung  mit  KUMErL  vom  Z  August  1904,  Z.  17.599, 
Statut  mit  KUMErL  vom  ».  November  1904,  Z.  36.908,  genehmigt. 

Berichtigungen: 

Zu  Nr.  18  (Seite  23)  Anmerkung  ^): 

Gesetz  vom  30.  September  1849  (nicht  1848),  ROBNr.  401. 

Zu  Nr.  125  (Seite  119): 

Erltfl  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  19.  November  1881,  Z.  16.888,  im  MVBNr.  47  ver- 
lautbart. 

Zu  Nr.  212  (Seite  190) : 

Stndienhofkommissionsdelcret  vom  3.  Juni  (nicht  Juli)  1839  (Substitutionsnormale). 

Zu  Nr.  300  (Seite  347),  Anmerlning  ^: 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  23.  Dezember  1896,  Z.  2695/KUM,  MVBNr.  3  (nicht  2). 

Zu  Nr.  328  (Seite  398),  Anmerkung  *): 

KUMVdg.  vom  30.  August  1897,  ROBNr.  220  (nicht  222). 

Zu  Nr.  493  (Seite  604),  in  P.  3,  dritte  Zeile): 

,  ...  so  vird  vor  (nicht  von)  der  Zulassung  ..." 

Zu  Nr.  579  (Seite  709): 

Erlafi  des  Ministers  fOr  K.  u.  U.  vom  16.  April  1879,  Z.  5324  ex  1877. 

Zu  Nr.  703  (Seite  955),  Anmerkung  '): 

Eriafi  des  Ministers  fflr  K.  u.  U.  vom  24.  Juli  1901,  Z.  21.359  (nicht  Z.  21539). 
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Im  allgeineinen. 

Denifle  Heinrich,  Die  Universititen  des  Mittelalters  bis  1400.    Berlin    1885. 
Kaufmann  Oeorg,  Oesclilchte  der  deutschen  Universititen.    2  Bde.    Stuttgart   1888—1896. 
Paulsen  Friedrich,  Oeachlchte  des  gelehrten  Unterrichts  auf  den  deutschen  Schulen  und 

Universitäten  vom  Ausgang  des  Mittelalters  bis  zur  Oegenwart.   2.  Aufl.   Leipzig   1896. 
Paulsen  Friedrich,  Die  hOheren  Schulen  und  das  Unlversitfttsstudium  im  XX.  Jahrhundert 

Brannschweig   1901 . 
Paulsen  Friedrich,  Die  deutschen  Universitäten  und  das  Universitätsstudinm.    Berlin  1902. 
Hörn  Ewald,   Kolleg  und  Honorar.    Ein  Beitrag  zur  Verfassungsgeschichte   der  deutschen 

Universitäten.    München  1897. 
Eulenburg  Franz,  Die  Frequenz  der  deutschen  Universitäten  von  ihrer  Orfindung  bis  zur 

Oegenwart  (In :  Abhandlungen  der  kOn.  säcbs.  Gesellschaft  der  Wissenschaften  zu  Leipzig;. 

Leipzig   1905. 
Erman    Wilhelm   und   Ewald    Hörn,    Bibliographie  der  deutschen  Universitäten.    Syste- 
matisch   geordnetes  Verzeichnis   der  bis   Ende    1899   gedruckten   Bflcher   und    Aufsätze 

Ober  das  deutsche  Universitätswesen.   3  Bde.   Leipzig   1904—1905. 
Ascherson  Ferdinand,  Deutscher  Universitätskalender.    Berlin   1873 ff. 
Hochschul-Nachrichten.    Monatsüberslcht  Aber  das  gesamte  Hochschulwesen  des  In-  und 

Auslandes,  herausgegeben  von  Paul  von  Salvisberg.    Mflnchen   1890  ff. 
Minerva.    Jahrbuch  der  gelehrten  Welt.     Herausgegeben  von  R.  Kukula   und   K.    Triibner. 

Strasburg  1891  ff. 
Akademische  Revue.    Herausgegeben  von  Paul  von  Salvisberg.    Mflnchen  1894 — 1897. 
Deutsche   Zeitschrift  fflr    ausländisches    Unterrichtswesen.     Herausgegeben    von    Jakob 

Wychgram.    Leipzig   1896—1902. 
Deutsche  Hochschul-Korrespondenz.   Wochenschrift  ffir  die  Hodischnlen  Deutschlands, 

Österreichs  und  der  Schweiz.  Herausgegeben  von  Oustav  Zieler.  I.  Jahrgang  (1903).  Berlin  1903. 
DieHochschule.  Wöchentliche  Berichte  aus  dem  Gebiete  des  Hochschulwesens.  Heransgegebea 

von  E.  Ehering.    Berlin   1904  ff. 
Revue  internationale  de  Tenseignement,  publUe  par  la  socidt^  de  Penseignement  snperieur. 

Paris  1881  ff. 

Ober  das  österreichische  Universitfttswesen. 

Reformatio  studiorum;  Allerhöchste  Vorschriften,  nach  welchen  Ihre  ROmisch-kaiserlidic 

Majestät Philosophlam  und  Theologlam  bei  der  Universität  Wien  und  sofort  in 

gesambt  Allerhöchst  dero  Erblande  traktiert  wissen  wollen.  Wien  und  Linz    1753. 

Meiners  Christoph,  Ober  die  Verfassung  und  Verwaltung  deutscher  Univenitätea. 
2  Bde.    GOttingen    1801.  1802. 

Unger  Wilhelm,  Systematische  Darstellung  der  Gesetze  Ober  die  hOheren  Studien  in  den 
gesamten  deutsch-italienischen  Provinzen  der  Osterreichischen  Monarchie.    Wien    1840. 


*)  Diese  Bibliographie  enthält  eine  Auswahl  der  wichtigsten  Werke  über  die  Qesehichte 
die  Entwicklung  des  Universitätswesens  im  allgemeinen  und  der  österreichischen  Universiiäten  ia 
besonderen. 
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von  dem  k.  k.  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht.    Wien    1853. 

Haas  Oeorg  Emanuel,  Ober  den  Zustand  der  Osterreichischen  Universitäten  mit  besonderer 
Beziehung  auf  die  Wiener  Hochschule.    Augsburg   1853. 

Randglossen  hiezu.    Von  U.  S.  W.    Leipzig   1853. 

Haas  Oeorg  Emanuel,  Ober  das  Osterreichische  Studien wesen  im  Verhältnis  zu  Staat  und 
Kirche.    Augsburg   1853. 

Die  Uni versit äts frage  in  Osterreich,  beleuchtet  vom  Standpunkte  der  Lehr-  und  Lernfreiheit. 
Wien   1853. 

F.  O.  W.,  Zur  Reform  der  deutsch  Osterreichischen  Universitäten.    Wien    1861. 

Rokitansky  Karl,  Die  Konformität  der  (Osterreichischen)  Universitäten  mit  RQcksicht  auf 
gegenwärtige  Osterreichische  Zustände.    Wien   1863. 

Beer  Adolf  und  Franz  Hochegge r.  Die  Fortschritte  des  Unterrichts wesens  in  den  Kultur- 
staaten Europas.    Bd.  1:  Frankreich  und  Osterreich.    Wien    1867. 

Hankiewicz  Hilarius  von,  Gesetze  und  Verordnungen  für  die  k.  k.  Österreichischen  Uni- 
versitäten.   Krakau   1868. 

Jahresberichte  des  k.  k.  Ministeriums  fflr  Kultus  und  Unterricht.    Wien    1870—1876. 

Denkschrift  an  die  beiden  Häuser  des  Reichsrates  Aber  die  Reform  der  Universitätsgesetz- 
gebung, vom  ärztlichen  Verein  in  Wien.    Wien    1871. 

Thaa  Oeorg  von,  Sammlung  der  für  die  Osterreichischen  Universitäten  gültigen  Oesetze. 
Fortgesetzt  von  Friedrich  Freiherrn  von  Schweickhardt.    Wien  1871—1885. 

Oruber  Alois,  Der  Gesetzentwurf  über  die  Organisation  der  Universitätsb^Orden.  Wien  1872. 

Dumreicher  Armand,  Freiherr  von,  Die  Verwaltung  der  Universitäten  seit  dem  letzten 
politischen  Systemwechsel  in  Osterreich.    Wien  1873. 

Bericht  über  Österreichisches  Unterrichtswesen.  Aus  Anlafi  der  Weltansstellung  1873  heraus- 
gegeben von  der  Kommission  fflr  die  Kollektivausstellung  des  Osterreichischen  Unterrichts- 
ministeriums. I.  Teil:  Geschichte,  Organisation  und  Statistik  des  Osterreichischen  Unter- 
richtswesens.   Von  Dr.  Adolf  Ficker.    Wien    1873. 

Lern ay er  Karl,  Auszug  aas  einem  Expose  über  die  gegenwärtigen  akademischen  Zu- 
stände in  Osterreich,  insbesondere  Über  den  Mangel  an  Lehrkräften.  Enthalten  im  „Jahres- 
bericht des  k.  k.  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht".    Wien    1874. 

Hartel  Wilhelm,  Die  Universitäten.  Heft  57  von:  Offizieller  Anssiellungsbericht.  Herausgegeben 
durch  die  Generaldirektion  der  Weltansstellung.    Wien   1874.    Hof-  und  Staatsdruckerei. 

Stein,  Lorenz  von,   Lehrfreiheit,  Wissenschaft  und  Kollegiengeld.    Wien   1875. 

Alma  Mater.  Organ  fflr  Hochschulen,  herausgegeben  von  Max  Breitenstein.  Jahrgang  1—5. 
Wien    1876—1880. 

Lemayer  Karl,  Die  Verwaltung  der  Osterreichischen  Hochschulen  von  1868—1877.  Im 
Auftrage  des  k.  k.  Ministers  fflr  Kultus  und  Unterricht  dargestellt.    Wien  1878. 

Akademischer  Kalender  für  die  deutschen  Hochschulen  Österreichs.  L  Jahrgang  1879/80  ff. 
Wien  1879  ff. 

Breitenstein  Max.    Znr  Reform  der  Hochschulen  in  Osterreich.    Wien  1884. 

Mischler  Ernst,  Alte  und  neue  Universitätsstatistik.    Prag  1885. 

Tewes  August,  Schule,  Universität,  Akademie.    Graz  1887. 

Swieten  Egydius,  Freiherr  von,  Die  Reform  der  Universitätsstudien  in  Osterreich  durch 
Gerhard  vtn  Swieten.    In  „Ost.-ung.  Revue"  1889,  VI.,  297  ff;  VII.,  21  ff. 

Oautsch  Paul,  Freiherr  von.    Die  Kollegiengeldfrage.    Wien  und  Leipzig  1897. 

Mischler  Ernst  und  Ulbrich  Josef,  Österreichisches  StaatswOrierbuch.  Wien,  1897. 
Bd.  IL,  S.  1367  ff. 

Ernst  Mayrhofers  Handbuch  fflr  den  politischen  Verwaltungsdienst.  5.  Aufl.,  red.  von 
Anton  Gf.  Pace.    Wien  1898.    Bd.  IV.,  S.  1056  ff. 

Strakosch-Orassmann  Gustav  und  Wilhelm  POtzl.  Bibliographie  zur  Geschichte  des 
Osterreichischen  Unterrichtswesens:  IL  Die  Universitäten.  Separatabdruck  aus  dem  Jahres- 
berichte des  städtischen  Realgymnasiums  in  Komeuburg,  1901/02. 

Coli  Jaroslav,    Der  Hafi  der  VOlker  und  die  Osterreichischen  Universitäten.    Prag  1902. 


]^()30  Uterttnr  Ober  das  Univenftfltswesen. 

Lnschln  von  Ebeogreuth,  Arnold,  Die  Univenititen.  Rflckblick  und  Ausblick.  Rede, 
(rehilten  bei  der  Relctorsinaug^ntion  an  der  k.  k.  Karl-Franzeni-Universittt  zo  Graz. 
Graz  1904. 

Ober  die  österreichischen  theologischen  Faknltäten. 

Schöpf  Josef  Anton,   Theologisches  Studium  in  Österreich.    2.  Aufl.    Salzburg  1857. 
[Wiedemann  Theodor],    Die  Reform  der  katholisch-theologischen  Pakultlten  Österreichs- 

Wien  1872. 
[Oinzel  Josef  Augnstin],  Die  theologischen  Studien  in  Österreich  und  ihre  Reform.  Wien  1873. 
Zschokke  Hermann,    Die  theologischen  Studien  und  Anstalten  der  katholiscfaen  Kirche  in 

Österreich.  Wien  und  Leipzig  1894. 
Schindler  Franz  M.,  Die  Stellung  der  theologischen  Fakultftt  Im  Organlsmna  der  Univenitit. 

Wien  1904. 

Ober  die  österreichischen  rechts-  nnd  staatswissenschaftlichen 

Falcttltäten. 

Hess  Albert,  Enzyklopidlsch-methodische  Einleitung  in  das  furiditch-politische  Studium  an 

den  Universitftten  und  Lyceen  der  deutschen  Erbiftnder  des  Österreichischen  Kaisertumes 

nach  seiner  |etzigen  Einrichtung.    Wien  nnd  Triest  1813. 
HOfken  Gustav,  Ober  das  Studium  der  Rechts-  und  Staatswissenscfaaften  mit  Bezug  auf  die 

Neugestaltung  des  hOheren  Unterrichtes  und  die  Staatsprüfung  In  Österreich.    Wien  1851. 
Betrachtungen   Ober  das  Unterrichtswesen,  insbesondere   Ober  die  juridischen  Studien  in 

Österreich.    Wien  1853,  Hof-  nnd  Staatsdruckerei. 
Ober  die  neueste  Regelung  der  rechtsvissenschaftlichen  Studien  In  Österreich.    Wien  1856. 
Wurmb,  Otto  von,  Zur  Reform  der  Juridisch-politischen  Studien  in  Österreich.    Wien  1870. 
KlelnwichterFriedrich,  Die  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultiten  in  Österreich. 

Wien  1876. 
Pann  Arnold,  Zur  Reform  des  staatswlssenschaftiichen  Universitfttsstndiums.    Wien  1877. 
[Klefiling,  Karl  von].  Ein  Beitrag  zur  Frage  der  Reform  des  Juristischen  Bildungswesens  in 

Österreich.    Wien  1886. 
Lemayer,   Karl  von,  Die   Ausbildung  fflr  den  hOheren  Verwaltungsdienst  in  Österreich. 

Wien  1887. 
Bnrckhard  Max,  Zur  Reform  der  Juristischen  Studien.    Wien  1887. 
NowakRudolf,  Reform  der  Juristischen  Studien.    Wien  1887. 
Outachten  und  Anträge  zur  Reform  der  Juristischen  Studien,  erstattet  von  den  rechts-  und 

staatswissenschaftlichen  Fakultäten  der  Osterreichischen  Universitäten.    Wien  1887. 
Pann  Arnold,  Zur  Reform  des  Juridischen  Studien-  und  Prflfungswesens.    Wien  1887. 
Helfert,  Josef  Alexander  Freiherr  von.  Zur  Reform  der  rechts-  nnd  staatswiasensdiaft- 

lichen  Studien  an  den  Österreichischen  Universitäten.    Wien  1888. 
Grllnhut  Karl  Samuel,  Die  Reform  des  Rechtsunterrichtes  In  Österreich.  (S.-A.)  Wien  1891. 

Ober  die  österreichischen  medizinischen  Fakttltftten. 

Dumreicher,  Johann  Freiherr  von.  Ober  die  Notwendigkeit  von  Reformen  des  Unter- 
richtes an  den  medizinischen  Fakultäten  Österreichs.    Wien  1878. 

Puschmann  Theodor,  Geschichte  des  medizinischen  Unterrichtes  von  den  ältesten  Zelten 
bis  zur  Gegenwart.    Leipzig  1889. 

Pienii^iek  Przemyslaw,  Zur  Reform  der  Studien-  und  RIgorosenordnung  an  den  medi- 
zinischen Fakultäten  in  Österreich.    Wien  1892. 

Gutachten  und  Anträge  zur  Reform  der  medizinischen  Studien-  und  RIgorosenordnung, 
erstattet  von  den  medizinischen  Fakultäten  der  Osterreichischen  Universitäten.   Wien  1894. 

Ober  die  österreichischen  philosophischen  Faknltäten. 

Zimmermann   Robert,    Ober    die   jetzige   Stellung  der  Philosophie  auf   der  Univerrität. 

OlmQtz  1850. 
HOfler  Karl  Adolf,  Die  philosophische  Fakultät,  ihre  Stellung  zur  Wissenschaft  nnd  zum 

Staate.    Prag  1857. 
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Minerva.  Jahrbnch  der  gelehrten  Welt.  HerausKegeben  von  R.  Kukula  und  K.  Trflbner.  Jahr- 
gang II.    Strafiburg  1893.    S.  700. 

Tillmez  Friedrich,  Conspectus  historiae  universitatis  Vindobonensis  ex  actis  veteribusque 
documentls  erutae.  (Fortgesetzt  von  Sebastian  Mltterdorfer.)  Pars  I— III.  Viennae  1722—1725. 

Rosas  Anton,  Kurzgefaßte  Geschichte  der  Wiener  Hochschule  im  allgemeinen  und  der  medi- 
zinischen Fakultät  im  besonderen.    2  Bde.    Wien  1843—1849. 

Haas  Georg  Emanuel,  Über  den  Zustand  der  Osterreichischen  Universitäten  mit  besonderer 
Beziehung  auf  die  Wiener  Hochschule.    Augsburg  1853. 
Randglossen  hlezu.    Von  U.  S.  W.    Leipzig  1853. 

Kink  Rudolf,  Geschichte  der  kals.  Universität  zu  Wien.    2  Bde.    Wien  1854. 

HyrtI  Josef,  Festrede  zur  fflnften  Säkularfeier  der  Wiener  Universität    Wien  1865. 

WoIfGerson,  Studien  zur  Jubelfeier  der  Wiener  Universität  im  Jahre  1865.    Wien  1865. 

Perkmann  Rochus,  Zur  Geschichte  der  Wiener  Universität.  Auch  ein  Beitrag  zur  halb- 
tausendjährigen Jubelfeier.    Leipzig  1865. 

Wiedemann  Theodor,  Beiträge  zur  neuesten  Geschichte  der  Wiener  Universität.  In  »Osterr. 
Vierteljahresschrift  fflr  kath.  Theologie".    Bd.  IV.    (Wien  1865.)    S.  257  ff. 

Schroff  Karl,  Bericht  Ober  die  500jährige  Jubelfeier  der  Wiener  Universität.    Wien  1866. 

ünger  Josef,  Zur  Reform  der  Wiener  Universität.    Wien  1869. 

Arneth,  Alfred  von.  Die  Wiener  Universität  unter  Maria  Theresia.    Wien  1879. 

WoIfGerson,  Zur  Geschichte  der  Wiener  Universität.    Wien  1883. 

Aschbach,  Josef  R.  von,  Geschichte  der  Wiener  Universität.  1.  Bd.  Wien  1865.  2.  Bd. 
Wien  1877.    3.  Bd.    Fortgesetzt  von  Ad.  Horawitz.    Wien  1888. 

Jahrbuch  der  k.  k.  Universität  Wien.    Wien  1890/91  ff. 

Schrauf  Karl,  Die  Matrikel  der  Wiener  Universität.    Bd.  I  (1365—1420).    Wien  1892. 

Seh  rauf  Karl,  Ungarländische  Studenten  an  der  Wiener  Universität.    Wien  1892. 

[Schrauf  Karl],  Die  Gedächtnistafeln  der  Wiener  Universitätsrektoren  1365—1893.    Wien  1893. 

Hartl  Wenzel  und  Karl  Schrauf,  Nachträge  zum  IH.  Bande  von  Josef  R.  v.  Aschbachs 
Geschichte  der  Wiener  Universität.    Wien  1893  ff. 

Schrauf  Karl,  Zur  Geschichte  der  Studentenhäuser  an  der  Wiener  Universität.    Wien  1895. 

Geschichte  der  Wiener  Universität  von  1648—1896.  Als  Huldigungsschrift  zum  50jährigen 
Regieningsjubiläum  des  Kaisers  Franz  Josef  I.  herausgegeben  vom  akademischen  Senate 
der  Wiener  Universität.    Wien  1898. 

Schrauf  Karl,  Geschichte  der  Wiener  Universität  in  Ihren  Grundzilgen.    Wien  1901. 

Schrauf  Karl,  Die  J^trikel  der  ungarischen  Nation  an  der  Wiener  Universität.    Wien  1902. 


Die  theologische  Fakultät  an  der  Wiener  Hochschule.    Wien  1849. 

Wappler  Anton,  Geschichte  der  theologischen  Fakultät  der  k.  k.  Universität  zu  Wien. 
Wien  1884. 

Kink  Rudolf,  Die  Rechtslehre  an  der  Wiener  Universität.    Wien  1853. 

Wahlberg  Wilhelm  Emil,  Die  Reform  der  Rechtslehre  an  der  Wiener  Hochschule. 
Wien  1865. 

Haerdtl,  Josef  Freiherr  von.  Juridische  Studien  an  der  Wiener  Universität  in  den  Vier- 
zigerjahren.   Wien  1883. 

Die  älteren  Statuten  der  Wiener  medizinischen  Fakultät  nebst  einer  systematischen  Zusammen- 
stellung der  auf  diese  bezQglichen  gesetzlichen  Bestimmungen  ...  im  Auftrage  der 
medizinischen  Fakultät  gesammelt.    Wien  1847. 

Schnellerjosef,  Historische  Darstellung  der  Entwicklung  der  medizinischen  Fakultät  zu  Wien. 
Wien  1856. 

Rokitansky  Karl,  Zeitfragen,  betreffend  die  Universität  mit  besonderer  Beziehung  auf  die 
Medizin.    Wien  1863. 

Pnschmann  Theodor,  Die  Medizin  zu  Wien  während  der  letzten  hundert  Jahre.  Wien  1884. 

Actafacultatis  Medicae  UniversitaHs  Vindobonensis  I  (1399-1435),  II  (1436-1501).  Auf  Veran- 
lassung des  medizinischen  Doktorenkollegiums  herausgegeben  von  Karl  Schrauf.  Wien 
1894-1899. 

Gruber  Max,  Die  bauliche  Neugestaltung  der  Wiener  medizinischen  Fakultät.  Leipzig  und 
Wien  1895. 

Toldt  Karl,  Zur  Geschichte  der  medizinischen  Universitätsinstitute.    Wien  1897. 


j[Q32  Literatur  aber  das  Universltätswesen. 

Puschmann  Theodor,  Vorgeschichte  der  Wiener  medizinischen  Fakultftt ;  in  «Ein  halbes 
Jahrtausend",  Festschrift  herausgegfeben  vom  Wiener  medizinischen  DoktorenkoUegium, 
redigiert  von  H.  Adler.    Wien  1899. 

Denkschrift  Ober  die  gegenwärtige  Lage  der  philosophischen  Fakultät  der  Universität  Wien. 
Motivenbericht  aus  einer  dem  k.  k.  Ministerium  fflr  Kultus  und  Unterricht  überreichten 
Eingabe  des  Professorenkollegiums  der  philosophischen  Fakultät.    Wien  1902. 

Leithe  Friedrich,  Die  k.  k.  Universitätsbibliothek  in  Wien.  Eine  historisch-statistische 
Skizze.    Zur  Säkularfeier  ihrer  Eröffnung  am  13.  Mai  1877.    Wien  1877. 

Ober  die  Universität  in  Graz. 

Minerva.  Jahrbuch  der  gelehrten  Welt.  Herausgegeben  von  R.  Kukula  und  K.  Trflbner.  Jahr- 
gang IL    Strasburg  1893.    S.  269. 

Muchar  Anton,  Die  Orfindung  der  Universität  Oraz.  In  „Steiermärkische  Zeitschrift"  1835. 
I.  Bd.  2.  Heft.  S.  27  ff. ;  V.  Bd.  2.  Heft.  S.  165  ff. 

Muchar  Anton,  Geschichte  und  innere  Einrichtung  der  alten  Universität  und  des  Lyzeums. 
In  „Steiermärkische  Zeitschrift".  IL  Bd.  2.  Heft.  S.  20  ff. 

Denkschrift  für  die  Vervollständigung  der  k.  k.  Franzens-Universität  in  Oraz.    Graz  1861. 

Die  Feier  der  Vervollständigung  der  Karl-Franzens-Universität  durch  Errichtung  der  medi- 
zinischen Fakultät.    Graz  1864. 

Wurtz  Adolphe,  Les  hautes  itudes  pratiques  dans  les  universit^  d*AIlemagne  et  d*Antriche- 
Hongrie.    (Graz).    Paris  1882. 

Mayer  Franz  Martin,  Die  Gründung  der  Grazer  Universität.  In  „Osterr.-nng.  Revue". 
Bd.  2.    (Jahrg.  1886).    Heft  8.    S.  32  fL 

Krones  Franz  von,    Geschichte  der  Karl-Franzens-Universität  in  Graz.    Qnz  1886. 

Schauenstein  Adolf,  Die  ersten  drei  Jahrhunderte  der  Karl-Franzens-Universität  in  Graz. 
Graz  1886. 

Festschrift  zur  Feier  der  Schluflsteinlegung  des  neuen  Hauptgebäudes  der  Grazer  UnivenitiL 
Graz  1895.    Enthält: 
L  Krones  Franz  von,  Die  Grazer  Universität  1886— 1895.  Ihre  Entwicklung  und  ihr  gegen- 
wärtiger Bestand. 
IL  Karajan,  Max  R.  von,  Geschichte  der  räumlichen  Entwicklung  der  Universität  zu  Graz. 

AmtlicherBericht  über  die  akademische  Feier  aus  Anlai}  der  feierlichen  Schluflsteinlegung  und 
Eröffnung  des  neuen  Hauptgebäudes  der  k.  k.  Karl-Franzens-Universität  in  Graz.  Oraz  1895. 

Ober  die  Universität  in  Innsbruck. 

Minerva.  Jahrbuch  der  gelehrten  Welt.  Herausgegeben  von  R.  Kukula  und  K.  Trflbner.  Jahr- 
gang IL    Strasburg  1893.    S.  317. 

Luca  Ignaz  de.  Versuch  einer  akademischen  gelehrten  Geschichte  der  Universität  zu  Inns- 
bruck.   Enthalten  in:  Journal  für  Literatur  und  Statistik.  Bd.  L  S.  1—116.  Innsbruck  1782. 

Die  Restauration  der  k.  k.  Universität  Innsbruck  gefeiert  am  30.  April  1826.   Innsbruck  s.  a. 

Probst  Jakob,  Geschichte  der  Universität  In  Innsbruck  seit  Ihrer  Entstehung  bis  zum  Jahre 
1860.    Innsbruck  1869. 

Innerhofer  Josef,  Gedenkblätter  an  die  200jährige  Jubelfeier  der  k.  k.  Universität  Innsbruck. 
Innsbruck  1877. 

Nicoladoni  Karl,  Vergangenheit  und  Zukunft  der  Innsbrucker  medizinischen  Falmltit. 
(S.-A.)    Wien  1888. 

Loeblsch  Wilhelm  Franz,  Die  ersten  fünfundzwanzig  Jahre  der  k.  k.  medizinischen  Fakoltit 
in  Innsbruck  seit  ihrer  Wiedererrichtung  Im  Jahre  1869.    Wien  und  Leipzig  1894. 

Die  Leopold  Franzens-Universität  zu  Innsbruck  in  den  Jahren  1848—1896.  Festschrift 
aus  Anlafi  des  50  jährigen  RegierungsjubUäums  des  Kaisers  Franz  Josef  I.  Heransgegebes 
vom  akademischen  Senat  der  k.  k.  Universität  Innsbruck.    Innsbruck  1899. 

Wretrchko,  Alfred  R.  von,  Die  Geschichte  der  juristischen  Fakultät  an  der  Universität 
Innsbruck  1671—1904.  Enthalten  in:  Beiträge  zur  Rechtsgeschichte  Tirols.  Festschrift  .  .  . 
aus  Anlafl  des  27.  Deutschen  Juristentages.    Innsbruck  1904. 


Ober  die  Universitäten  in  Prag. 


Minerva.  Jahrbuch  der  gelehrten  Welt.  Herausgegeben  von  R.  Kukula  und  K.  Trflbner.  Jahr- 
gang IL    Strasburg  1893.    S.  598  u.  601. 
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Voigt  Adauct,  Verrach  einer  Oescliiclite  der  Universität  zu  Prag.    Prag  1776. 

Mil lauer  Max,  Kritische  Beiträge  zu  A.  Voigts  Versuch  einer  Geschichte  der  Universität  in 

Prag.    Prag  1820. 
Monumenta  historica  universitatis  Carolo-Ferdinandeae  Pragensis.  3  vol.  Prag  1830—1848. 
Tomek  W.  W.,  Geschichte  der  Prager  Universität.    Prag  1849. 
Tomek  W.  W.,  Döjepis  universlty  Praisk^.    V  Praze  1849. 
Breitenstein  Max,  Die  Zulninft  der  Prager  Universität.    Wien  1879. 
Schneider  Franz  X.,  Historische  Reminiszenzen,  betreffend  die  Prager  Universität.  Prag  1881. 
Kvidalajohann,  Zur  böhmischen  Universitätsfrage.    Prag  1881 . 
Kviöaia  Johann,  Beitrilge  zur  Prager  Universitätsf rage.    Prag  1881 . 
Die  deutsche  Karl  Ferdinands-Universität  in  Prag  unter  der  Regierung  Sr.  Majestät 

des  Kaisers  Franz  Josef  l.    Prag  1899. 
Hauffen  Adolf,  Zur  Geschichte  der  deutschen  Universität  Prag;  in  „Mittellungen  des  Vereines 

fflr  Geschichte  der  Deutschen  in  Böhmen".    38.  Bd.    (Prag  1900).    S.  110  ff. 
Schindler  Josef,  Die  theologische  Fakultät  der  k.  k.  deutschen  Universität  zu  Prag  vom 

Jahre  1848—1896.    Prag  1899. 
Schnabel   Georg  Norbert,  Geschichte  der  juristischen  Fakultät  an  der  vereinigten  Karl 

Ferdinandeischen  Hochschule  zu  Prag.    Prag  1827. 
Sebald  Johann  Anton,  Geschichte  der  medizinisch-praktischen  Schule  an  der  k.  k.  Karl 

Ferdinandeischen  Universität  zu  Prag.    Prag  und  Leipzig  1796. 
Splrk  Anton,  Geschichte  und  Beschreibung  der  k.  k.  Universitätsbibliothek  zu  Prag.  Wien  1844. 
Hansllck  Josef   Adolf,  Geschichte   und  Beschreibung   der  Prager   Universitätsbibliothek. 

Prag  1851. 
Hanuä  Ignaz  Johann,  Zusätze  und  Inhaltsverzeichnisse  zu  Hanslicks  Geschichte  und  Be- 
schreibung der  k.  k.  Prager  Universitätsbibliothek.    Prag  1863. 

Ober  die  Universität  in  Krakau. 

Minerva.  Jahrbuch  der  gelehrten  Welt.  Herausgegeben  von  R.  Kukula  und  K.  Trflbner.   Jahr- 
gang IL    Strasburg  1893.    S.  352. 

Soltykowlcz  Josef,  O  stanle  akademll  Krakowskiij.    Krakow  1811. 

Herz  Johann,  Geschichte  der  Krakauer  Universität.    Wien  1847. 

Statuta  nee  non  llber  promotlonum  philosophorum  ordlnis  In  universitate  Jagellonlca  ab  anno 
1402  ad  annum  1849.    Ed.  Josef  Muczkowskl.  Cracoviae  1849. 

Muczkowski  Josef,  Wiadomo&6  o  zaloienlu  uniwersytetu  Krakowskiego.  W  Krako wie  1849. 
[Meciszewski  H.]    Posag  uniwersytetu  JaglelloAsklego  w  Krakowle.  Wladömosc  historyczna. 

W  Krakowle  1850. 
Majer  Josef,  Zaklady  uniwersyteckle.    W  Krakowle  1864. 
Codex  diplomaticus  universitatis  studll  generalis  Cracovlensls  I—V  (1365— 1605).    Cracoviae 

1870—1900. 
Brandowski  Alfred,  Zaloienle  uniwersytetu  Krakowskiego  w  roku  1364.    Krakow  1872. 
Zelssberg  Heinrich,  Das  älteste  Matrikelbuch  der  Universität  Krakau.    Innsbruck  1872. 
Schrauf  Karl,  Inwohnerverzeichnis  der  ungarischen  Studentenburse  zu  Krakau.    Wien  1893. 
Acta  rectoralia  almae  universitatis  studll  Cracoviensis  ab  anno  1469.  Ed.  Wladlslans  Wislockl. 

Cracoviae  1893—1897. 
Fljalek  Jan,  Studien  zur  Geschichte  der  Universität  Krakau.    In:  Abhandlungen  der  Krakauer 

Akademie.    Phil.  Klasse.  29.  Bd.    S.  1  ff.    Krakau  1896.    (Polnisch.) 
MorawskI   Kasimir,   Historya   uniwersytetu   Jaglellonsklego.    Krakow   1900.     In:   Munera 

saecularia  universitatis  Cracoviensis,  vol.  I  u.  IL 
BandkleGeorg,  Historya  bibllotekl  uniwersytetu  Jaglellonsklego  w  Krakowle.  W  Krakowle  1821 . 
Estreicher  Karl,  BIblioteka  Jagiellonska,  Krakow  1881. 
Hahn  Viktor,  Blbllografla  jublleuszu  uniwersytetu  Jaglellonsklego.  In^Muzeum".  Lenibergl901. 

S.  460  ff.,  611  ff.,  713  fL 


Ober  die  Universität  in  Lemberg. 


Minerva.  Jahrbuch  der  gelehrten  Welt.  Herausgegeben  von  R.  Kukula  und  K.  Trflbner.  Jahr- 
gang IL    Strasburg  1893.    S.  369. 
Acta  universitatis  Leopolltanae  In  Galicla  anno  1784  inauguratae.    Lemberg  1786. 


]^()3^  Literatur  Ober  das  UniversitStswesen. 

Wolf  Oerson,  Geschichte  der  Universität  Lemberg  von  1784—1848.    In  ,0.  Wolfs  kleineren 

historischen  Schriften«*.    Wien  1892.    S.  1  ff. 
Finkel  Ludwig  u.  Stanislaus  Starzynskl,  Historyannlwersytetn  LwowsUego.  Lwöw  1894. 
Kronika  nniversytetu  Lwowskiego.    I  (1894—1898).    Lwöv  1899. 
Reifenkugel  Karl,  Blblioteka  uniwersytecka  we  Lwowle.   In :  Przewodnik nankovy  i  IltcracU. 

Lwöw  1873. 
Kotula  Rudolf,  Die  Unlveraltätsblbliothek  In  Lemberg.  [Enthalten  in :  Mitteilungen  desftsterr. 

Vereines  fflr  Bibliothekswesen.    IX.  Jahrgang  (1905)  S.  135  ff.]    Wien  1905. 

Ober  die  Universität  in  Czemowitz. 

Minerva.  Jahrbuch  der  gelehrten  Welt.  Herausgegeben  von  R.  Kuknia  und  K.  Trflbner.  Jahr- 
gang II.    Strasburg  1893.    S.  193. 

Die  Landesfeier  der  100 f ihrigen  Vereinigung  des  Herzogtumes  Bukowina  mit  dem  Österreichi- 
schen Kaiserstaate  und  der  Eröffnung  der  k.  k.  Franz  Josefs-Univeraltit  in  Czemowitz. 
Czemowitz  1876. 

Schuler-Llbloy,  Friedrich  von,  Festvorirag  am  4.  Oktober  1875  fflr  die  feierilcbe  Er- 
öffnung der  Universität  Czemowitz.    Czemowitz  1894. 

Die  k.  k.  Franz  Josefs-Universität  In  Czemowitz  Im  ersten  Vierteljahrhundert  Dxres  Be- 
standes.   Festschrift  herausgegeben  vom  akademischen  Senat.    Czemowitz  1900. 

Norst  Anton,  Alma  Mater  Francisco-Josephina.  Festschrift  zu  deren  25 jährigem  Bestände. 
Czemowitz  1900. 

Reifenkugel  Karl,  Die  Bukowinaer  Landesbibliothek  und  die  k.  k.  Universitätsbibliothek  in 
Czemowitz.    Czemowitz  1885. 

Reifenkugel  Karl,  Die  k.  k.  Universitätsbibliothek  In  Czemowitz  1885—1895.  Czemowitz  1896. 

Ober  die  theologische  Fakultät  in  Salzburg. 

Minerva.  Jahrbuch  der  gelehrten  Welt.  Herausgegeben  von  R.  Kukula  und  K.  Trilbner.  Jahr- 
gang II.    Strasburg  1893.    S.  630. 
HIstorla  almae  et  archlepiscopalls  univenitatls  Sallsburgensis  snb  cnra  P.  P.  Benldictinoram 

usque  ad  annum  1712.    (Auct.  Roman  Sedelmayr  et  Roman  Endl.)  Francofurti  et  Lipsiae  1728. 
Urkunden  zur  neuesten  Universitätsgeschichte  von  Salzburg.  (Wien)  1794. 
Rumpier  Matthias,  Geschichte  des  Schulwesens  in  Salzburg.    Neu  bearbeitet  von  Johann 

Jakob  Hochmuth.    Salzburg  1832. 
SchOpfJosef  Anton,  Theologisches  Studium  In  Salzburg.    Salzburg  1852. 
Mayr  Josef,  Die  ehemalige  Universität  Salzburg.  (Oymnas.  Programm).    Salzburg  1859. 
SpatzeneggerLeopold,   Die  Salzburger  Univenität.    Salzburg  1872. 
Sattler  Magnus,  Die  Benediktiner  Univenität  Salzburg.    In:  Studien  und  Mltteilnngen  ans 

dem  Benediktiner-  und  Zisterzienser-Orden.    Jahrgang  1881—1883. 
Mittermflller  Rupert,  Beiträge  zu  einer  Geschichte  der  ehemaligen  Benediktiner-Universität 

In  Salzburg.    Salzburg  1889. 
Sattler  Magnus,  KoUektaneen-Blätter  zur  Geschichte  der  ehemaligen Benediktlner-Universitit 

in  Salzburg.    Kempten  1890. 
Foltz  Karl,  Geschichte  der  Salzburger  Bibliotheken.    Wien  18n. 
Hammcrle  Alois  Josef,  Die  Salzburger  k.  k.  Öffentliche  Stndlenbibllothek  in   historiscb- 

statlstlscher  Beziehung.    Salzburg  1889. 

Ober  die  theologische  Fakultät  in  Olmfltz. 

Minerva.  Jahrbuch  der  gelehrten  Welt.  Herausgegeben  von  R.  Kukula  und  K.  Trübner.  Jahr- 
gang II.    Strasburg  1893.    S.  500. 

Richter  Franz  Johann,  Kurze  Geschichte  der  OlmOtzer  Univenität  und  des  Ursprunges  der 
mährischen  Gymnasien.    Olmfltz  1841. 

D'Elvert  Christian,  Geschichte  der  Studien-,  Schul-  und  Erziehungsanstalten  in  Mtfareo 
und  Osterreichlsch-Schlesien,  insbesondere  der  Olmützer  Univenität  In  den  neueren 
Zeiten.    BrOnu  1857. 

Deutsch  Georg,  Die  theologische  Fakultät  Olmfltz  .  .  .    Ein  Rflckbllck.    Brflnn  1885. 
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Hofdekret  v.  4.  JuU  1790,  PGS  Nr.  29:  (730). 

17»1. 
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Hofdekret  y.  29.  JnH  1800  PGS,  Bd.  15,  Nr.  27:  (151). 

18«2. 

Hofkanzleidekret  y.  2.  April  1802,  PGS,  Bd.  17,  S.  54:  (731). 

18«4. 

Hofkanzleidekret  y.  17.  Februar  1804,  Z.  2342:  681,  909. 
Hofkanzleidekret  y.  19.  Juli  1804,  Z.  12.574:  (121). 

18«5. 

Hofkanzleidekret  yom  13.  März  1805,  PGS,  Nr.  30:  (461). 

18f«. 

Ah.  Eabinettsschreiben  y.  30.  Dezember  1806:  (332). 

18«8. 
Hofkanzleidekret  y.  3.  Noyember  1808,  Z.  16.135:  (908). 

1809. 

Hofkanzleidekret  y.  7.  Jänner  1809,  Z.  391:  (760). 

1811. 

Stadienhofkommissionsdekret  y.  8.  Februar  1811,  PGS,  Bd.  36,  S.27:  (731). 
Stadienhofkommissionsdekret  y.  16.  Au^st  1811,  Z.  1407:  (734). 
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Studienhofkommissionsdekret  v.  20.  September  1811,  Z.  1641:  22S,  205. 
Studienhofkommissionsdekret  y.  27.  September  1811,  Z.  1654:  224,  206. 
Studienhofkommissionsdekret  y.  4.  Oktober  1811,  Z.  1721:  557,  686. 

181S. 

Hofkammerdekret  y.  16.  Juli  1812,  PGS,  Bd.  39,  S.  6:  (335). 
Studienhofkommissionsdekret  yom  30.  Noyember  1812,  PGS  Nr.  132:  (460). 
Hofkanzleidekret  y.  2.  Dezember  1812,  Z.  18.397,  PGS  Nr.  133:  78,  72. 

181S. 

Studienhofkommissionsdekret  y.  18.  Juni  1813,  Z.  1319:  (734). 

1814. 

Studienhofkommissionsdekret  y.  7.  Jänner  1814,  Z.  2771:  609,  749. 

1815. 

Studienhofkommissionsdekret  y.  4.  Noyember  1815,  Z.  2588:  617,  761. 
Hofkanzleidekret  yom  26.  Noyember  1816,  PGS,  Bd  43,  Nr.  131:  (332). 

i8ie. 

Studienhofkommissionsdekret  yom  11.  Noyember  1816,  Z.  2501:  231. 

1817. 

Studienhofkommissionsdekret  y.  14.  Februar  1817,  Z.  114:  227,  210. 
Hofkanzleidekret  y.  5.  März  1817,  Z.  5394:  826,  389. 

1818. 

Stud.-Hofkomm.-Dekret  y.  17.  Oktober  1818,  Z.  2651/606,  PGS,  Bd.  46,  S.  242:  (482). 

181«. 

Studienhofkommissionsdekret  y.  9.  Dezember  1819,  Z.  8027/813:  (617). 
Studienhofkommissionsdekret  y.  27.  Dezember  1819,  Z.  8364/1160:  504,  616. 
Hofkanzleidekret  yom  29.  Dezember  1819,  Z.  11:  629,  784. 

188«. 

Hofkanzleidekret  y.  4.  Noyember  1820,  Z.  33.118,  PGS,  Nr.  130:  80,  77. 
Hofkanzleidekret  y.  1.  Dezember  1820,  PGS,  Bd.  48,  Nr.  144:  (332). 

1891. 

Dekret  der  obersten  Justizstelle  y.  3.  Februar  1821,  JGS,  Bd.  17,  S.  36:  (332). 
Hofkanzleidekret  y.  29.  März  1821,  PGS,  Bd.  49,  Nr.  47:  (332). 

1888. 

Studienhofkommissionsdekret  y.  17.  September  1823,  Z.  6355:  (734). 

1884. 

Hofkammerdekret  y.  10.  Noyember  1824,  Z.  43.875:  96,  97. 

18S5. 

Studienhofkommissionsdekret  y.  9.  April  1825,  Z.2174,  PGS,  Bd.  53,8.  63:  (90). 
Studienhofkommissionsdekret  y.  23.  Juli  1825,  Z.  2930:  882,  414. 

i8se. 

Ah.  Eabinettsschreiben  y.  9.  September  1826  (Z.  4412):  116,  114. 
Studienhofkommissionsdekret  y.  18.  September  1826,  z.  4412:  117,  115. 

18t7. 

Hofkanzleidekret  yom  24.  April  1827,  PGS,  Nr.  53:  (908). 
Hofkanzleidekret  y.  15.  Juni  1827,  Z.  1084:  141,  128. 

1888. 
Hofkanzleidekret  y.  16.  Win  1828,  Z.  11.616:  129,  121. 
Hofdekret  y.  17.  Mai  1828,  PGS,  Bd.  56,  S.  117:  (335). 
Studienhofkommissionsdekret  y.  27.  Oktober  1828,  Z.  28.305/2154:  274,  288. 
Studienhofkommissionsdekret  y.  29.  Dezember  1828,  Z.  6729,  PGS,  Nr.  124:  142, 129. 
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Studienhofkommissionsdekret  y.  23.  Mai  1829,  Z.  2592:  498,  602. 
Stadienhofkommissionsdekret  v.  23.  Oktober  1829,  Z.  5610:  118,  115. 
Hofdekret  v.  10.  November  1829,  PGS,  Bd.  57,  Nr.  134:  (151). 

183«. 

Stadienhofkommissionsdekret  y.  13.  Februar  1830,  Z.  688:  417,  527. 
Hofkanzleidekret  y.  26.  März  1830,  PGS,  Bd.  58,  Nr.  36:  (332). 
Stadienhofkommissionsdekret  y.  24.  April  1830,  Z.  2132:  618,  761. 
Studienhofkommissionsdekret  y.  24.  Mai  1830,  Z.  2320:  (734). 
Hofkanzleidekret  y.  20.  Juni  1830,  PGS,  Bd.  58,  Nr.  68:  (332). 

183«. 

Hofkanzleidekret  y.  11.  Mai  1832,  PGS,  Bd.  60,  Nr.  49:  (332). 
Hofkanzleidekret  y.  26.  Juü  1832,  PGS,  Bd.  60,  Nr.  105:  (332). 

1833. 

Studienhofkommissionsdekret  y.  29.  März  1833,  Z.  1243:  180,  122. 
Studienhofkommissionsdekret  y.  12.  April  1833,  Z.  984:  225,  208. 
Verordnung  d.  n.  ö.  Landesregierung  y.  5.  Dezember  1833,  Z.  64.450:  480,  590. 

1834. 

Studienhofkommissionsdekret  y.  15.  Jänner  1834,  PGS,  Nr.  7:  (976). 
Hofkanzleidekret  y.  16.  Jänner  1834,  PGS,  Bd.  62,  S.  9,  Nr.  8:  (617). 
Studienhofkommissionsdekret  y.  26.  Jänner  1834,  PGS,  S.  11:  (745). 
Note  d.  k.  k.  Studienhofkommission  y.  19.  Februar  1834,  Z.  1004/251 :  (617). 
Hofkanzleidekret  y.  24.  Oktober  1834,  PGS,  Bd.  62,  Nr.  116:  (332). 

1835. 

Hofkammerdekret  yom  21.  Februar  1835,  Z.  7235:  (694). 
Hofkanzleidekret  yom  9.  Juli  1835,  PGS,  Bd.  63,  Nr.  106:  (332). 
Studienhofkommissionsdekret  y.  19.  September  1835,  Z.  4975:  158,  136. 
Hofkanzleidekret  y.  23.  September  1835,  PGS,  Bd.  63,  Nr.  155,  S.  359:  (536). 
Hofkammerdekret  y.  20.  November  1835,  Z.  45.233:  256,  236. 

188«. 

Studienhofkommissionsdekret  y.  9.  März  1836,  Z.  1415:  154,  136. 
Studienhofkommissionsdekret  y.  10.  Oktober  1836,  Z.  6129:  (86). 

18S7. 

Studienhofkommissionsdekret  y.  24.  Februar  1837,  Z.  887:  (136). 
Studienhofkommissionsdekret  y.  16.  Augast  1837,  Z.  4993:  558,  687. 

188«. 

Studienhofkommissionsdekret  y.  3.  Juni  1839,  PGS,  Bd.  67,  S.  96:  212,  190. 

184«. 

Kais.  Patent  y.  27.  Jänner  1840,  JGS,  Nr.  404:  (116). 

1841. 

Hofdekret  y.  5.  Juni  1841,  Z.  16.684:  (99). 

Studienhofkommissionsdekret  y.  16.  September  1841,  Z.  5959:  119,  116. 
Studienhofkommissionsdekret  y.  8.  November  1841,  Z.  7557:  120,  117. 
Hofdekret  v.  15.  November  1841,  Z.  38.923:  (99). 

1848. 
Studienhofkommissionsdekret  v.  13.  Juni  1842,  Z.  3571:  559,  687. 

1843. 

Studienhofkommissionsdekret  v.  18.  März  1843,  PGS,  Bd.  71:  (731). 
Hofkanzleidekret  v.  16.  Juni  1843,  PGS,  Bd.  71,  Nr.  69:  (332). 

1844. 

Studienhofkommissionsdekret  v.  23.  Februar  1844:  (181). 
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1846. 

Hofkanzleidekret  v.  24.  November  1846,  Z.  8712:  121,  117. 

1848. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  1.  April  1848,  Z.  2284:  (416). 

Ministerialerlaß  y.  6.  April  1848,  Z.  2618:  61. 

Provis.  Gesetz  v.  80.  September  1848,  RGBNr.  401:  (23). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  80.  September  1848,  Z.  6488:  155,  137. 

Erl.  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  11.  Dezember  1848,  Z.8309,  BG6Nr.20  (E^nzgsbd):  98,86. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  19.  Dezember  1848,  Z.  817ö,  RGBNr.  37  ex  1849:  (169). 

184«. 

Erlaß  d.  Min.  d.  Innern  v.  2.  Janner  1849,  Z.  12.405/370  ex  1848,  RGBNr.  63 :  (137). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  3.  Jänner  1849,  Z.  7703,  RGBNr.  68:  560,  688. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  6.  Jänner  1849,  Z.  108,  RGBNr.  71:  202,  181. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  a.  U.  y.  15.  Jänner  1849,  Z.  358:  118,  112. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  3.  Februar  1849,  Z.  944/278:  208,  182. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  7.  Februar  1849,  Z.  695/117:  148,  130, 

Erlaß  d.  Min.  d.  öffentl.  Unterrichtes  y.  1.  März  1849,  Z.  1395,  RGBNr  146:  144,  130. 

Erlaß  d.  Min.  d.  öSentl.  Unterrichtes  y.  15.  März  1849,  Z.  1863:  682,  910. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  7.  Juni  1849,  RGBNr.  270:  (181). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  13.  Oktober  1849,  Z.  7215,  RGBNr.  416:  528,  633. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  15.  November  1849,  Z.  7122:  379. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  23.  November  1849,  Z.  8125:  56. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  24.  November  1849,  Z.  8605,  RGBNr.  38:  61,  61. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  15.  Dezember  1849,  RGBNr.  14  ex  1850:  188. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  20.  Dezember  1849,  Z.  6244,  RGBNr.  30  ex  1850:  884, 419. 

Schreiben  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  27.  Dezember  1849,  RGBNr.  15  ex  1850 :  699,  947. 

185». 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  17.  Janner  1860,  Z.  271:  56. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  20.  Jänner  1850,  Z.  396:  94,  90. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  28.  Jänner  1850,  Z.  478/10:  (617). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  19.  Februar  1850,  Z.  9326:  (872). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  4.  März  1850,  Z.  1808:  56. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  10.  März  1850,  Z.  1585,  RGBNr.  117:  486.  593. 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  U.  v.  7.  April  1850,  Z.  2788:  56. 

Eais.  Verordnung  v.  23.  April  1850,  RGBNr.  157:  (738). 

Erfaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  26.  April  1850,  Z.  2796,  RGBNr.  189:  160,  140. 

Erfaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  27.  AprU  1850,  Z.  2971,  RGBNr.  208:  204,  182. 

Erfaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  6.  Mai  1850,  Z.  2394:  394. 

Erfaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  15.  Mai  1850,  Z.  3863/276:  (488). 

Verordnung  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  24.  Mai  1850,  Z.  786,  RGBNr.  219:  114,  113. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  6.  Juni  1850,  Z.  4513/153,  RGBNr.  240:  506,  618. 

Verordnung  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  30.  Juni  1850,  Z.  5432/178:  879,  486. 

Verordnung  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  30.  Juni  1850,  RGBNr.  319:  605,  730. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  8.  Juli  1850,  Z.  5463:  56. 

Verordnung  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  12.  Juli  1850,  Z.  5697/187,  RGBNr.  310:  891,  500. 

Erlaß  d.  Mn.  f.  E.  u.  ü.  v.  1.  Oktober  1850,  Z.  8214/265,  RGBNr.  370:  865,  449. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  8.  Oktober  1850,  Z.  8425,  RGBNr.  388:  680,  785. 

Erfaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  11.  Oktober  1850,  Z.  8718:  257,  238. 

Erfaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  16.  Oktober  1850,  Z.  8308/601:  641,  835. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  18.  Oktober  1850,  Z.  7356:  22. 

Erfaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  22.  Dezember  1850,  Z.  10.827:  426,  534. 

1851. 

Erfaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  6.  Jänner  1851,  RGBNr.  18:  (542). 
Verordnung  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  16.  Jänner  1851,  Z.  10.950  ex  1860,  RGBNr.  19 :  610, 750. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  18.  Jänner  1851,  Z.  341:  145,  131;  (958). 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  3.  Februar  1851,  Z.  1147/125:  880,  491. 
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Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  3.  März  1861,  Z.  1505/165:  881,  493. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  10.  März  1851,  Z.  1754:  (617). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  29.  März  1851,  Z.  2575:  380. 

Verordnung  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  25.  April  1851,  Z.  6739  ex  1850,  RGBNr.  106 :  661, 689. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  29.  Aprü  1851,  Z.  2076/218:  50,  49. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  26.  Mai  1851,  Z.  5123:  (736). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  6.  Juni  1851,  Z.  2703:  (239). 

Eriaß  d.  Min.  I.  E.  u.  U.  v.  15.  Juni  1851,  Z.  5399/496:  882,  494. 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  U.  v.  16.  Juni  1851,  Z.  5126  ex  1850:  524,  638. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  17.  Juni  1851,  Z.  6013:  (736). 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  5.  Juli  1851,  Z.  6485/584:  866,  467. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  t.  17.  JuU  1851,  Z.  6632:  892,  509. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  t.  8.  August  1851,  Z.  7104:  394. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  Ü.  v.  21.  August  1851,  Z.  6804/632:  888,  494. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  25.  August  1851,  Z.  8283:  250,  228. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  n.  U.  y.  26.  August  1851,  Z.  8358:  181,  122. 

Ministerialerlaß  vom  15.  September  1851,  BGBNr.  215:  162. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  16.  September  1851,  Z.  6165,  EGBNr.  216:  606,  736. 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  ü.  v.  7.  Oktober  1851,  Z.  9608:  (508). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  19.  Dezember  1851,  Z.  12.604:  (72). 

1852. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  12.  Jänner  1852,  Z.  11.435  ex  1851:  470,  583. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  15.  Jänner  1852,  Z.  12.740  ex  1851 :  (198 . 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  1.  Februar  1852,  Z.  1373:  697. 

Verordnung  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  28.  Februar  1852,  Z.1260,  RGBNr.  61:   562,  690. 

I.  Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  20.  März  1852,  Z.  10.381  ex  1851:  568,  691. 

n.  Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  20.  März  1852,  Z.  10.381  ex  1851:  564,  693. 

Ministerialerlaß  y.  4.  Mai  1852,  Z.  3697:  (736). 

Zirkulandum  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  7.  Mai  1852,  Z.  4387:  161,  141. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  19.  Juni  1852,  Z.  3920:  565,  698. 

Verordnung  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  24.  Juni  1852,  Z.  5080:  (141). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  26.  Juni  1852,  Z.  6140:  566,  700. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  30.  Juni  1852,  BGBNr.  141:  178,  162. 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  ü.  y.  9.  August  1852,  Z.  7538:  231. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  2.  September  1852,  Z.  8736:  146,  130. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  18.  September  1852,  Z.  8527:  20,  30. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  9.  Oktober  1852,  Z.  10.121 :  898.  509. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  30.  Oktober  1852,  Z.  11.122:  412,  622. 

Erlaß  d.  Generalrechnungsdirektoriums  y.  ll.Noy.  1852,  BGBNr.  1  ex  1853 :  704,  958. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  12.  Noyember  1852,  Z.  11.454:  (419). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  21.  Noyember  1852,  Z.  6089:  (865). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  7.  Dezember  1852,  Z.  6715:  567,  700. 

1858. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  18.  Februar  1853,  Z.  676:  (865). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  19.  Februar  1853,  Z.  338:  21,  31. 

Verordnung  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  27.  Februar  1853,  Z.  637,  BGBNr.  37 :  894,  510. 

Erlaß- d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  16.  April  1853,  Z.  563:  82,  78. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  24.  Mai  1853.  Z.  5013:  525,  641. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  28.  Mai  1853,  Z.  3287:  (790). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  24.  Juni  1853,  Z.  5600/40:  258,  240. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  14.  Juli  1853,  Z.  3457  ex  1852:  611,  751. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  21.  Juli  1853,  Z.  6624:  22,  31. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  8.  August  1853,  Z.  7432:  241,  223.      . 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  31.  August  1853,  Z.  9656/876,  BGBNr.  196 :  867,  475. 

Verordnung  d.  Justizmin.  y.  21.  Oktober  1853,  RGBNr.  219:  74,  72. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  7.  Noyember  1853,  Z.  12.326:  75,  73. 

Erlaß  d.  Min.  I.  E.  u.  ü.  y.  17.  Noyember  1853,  Z.  11.579:  (50). 

Ministerialerlaß  y.  20.  Dezember  1853,  Z.  1301:  (760). 
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1854. 

Verordnung  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  5.  Jänner  1854,  RGBNr.  9:  822,  382. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  U.  v.  4.  Februar  1854,  Z.  13.713/1180  ex  1853 :  895,   511. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  11.  März  1854,  Z.  2673:  182,  122. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  27.  März  1854,  Z.  3885:  108,  102. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  27.  März  1854,  Z.  13.257/1142  ex  1853:  884,  495. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  29.  AprU  1854,  Z.  6751:  (426). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  12.  Mai  1854,  Z.  7214:  619,  762. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  23.  Mai  1854,  Z.  3468:  66,  57. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  n.  U.  v.  26.  Mai  1854,  Z.  6039/335:  896,  512. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y .  12.  Juni  1854,  Z.  9853  ex  1853,  RGBNr.  144  ex  1854 :  886, 424. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  4.  Juli  1854,  Z.  10.155:  (792). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  18.  August  1854,  Z.  1279.  RGBNr.  211:    166,  137. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  10.  September  1854,  Z.  13.748:  648,  654. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  24.  September  1854,  Z.  13.567:  688,  910. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  11.  Noyember  1854,  Z.  16.363:  (395). 

1856. 

Ah.  Handschreiben  y.  24.  Februar  1855,  (Z.  245/EÜM):  122,  117. 

Verordnung  d.  Justizmin.  y.  27.  Februar  1855,  RGBNr.  39:  626,  642. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  17.  April  1855,  Z.  5170:  (538). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  21.  Juni  1855,  Z.  8617:  668,  701. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  21.  September  1855,  Z.  13.709:  911. 

Eonkordat  y.  25.  September  1855,  RGBNr.  195:  (740). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y .  2.  Okt.  1855, Z.  15.162. RGBNr.  172 :  897, 513 ;  (24) ;  (586);  (810 .. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  2.  Oktober  1855,  Z.  15.219:  (810). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  16.  Noyember  1855,  Z.  14.061:  (877). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  14.  Dezember  1855,  Z.  19.044/1190:  627,  643. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  27.  Dezember  1855,  Z.  19.631:  550. 

185«. 

Verordnung  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  10.  März  1856,  Z.952,  RGBNr.  37:  612,  836. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  2.  April  1856,  Z.  4443:  898,  514. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  3.  Aprü  1856,  Z.  5169,  RGBNr.  47:  487,  596. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  8.  Mai  1856,  Z.  5520:  261,  229. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  26.  Mai  1856,  Z.  7874:  471,  584. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  U.  y.  8.  Juni  1856,  Z.  5217:  886,  426. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  7.  Juli  1856,  Z.  9657/533:  886,  496. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  7.  Juli  1856,  Z.  5820:  (420). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  23.  September  1856,  Z.  14.872:  (117). 

Erlaß  d.  Min.  f .  E.  u.  U.  y.  29.  September  1856,  Z.  14.709,  RGBNr.  177:  427,  535, 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  22.  Oktober  1856,  Z.  16.413:  (198). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  13.  Dezember  1856,  Z.  18.-287/1057:  28,  32. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  25.  Dezember  1856,  Z.  18.456:  (877). 

1857. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  6.  Jänner  1857,  Z.  20.415  ex  1856:  (62).. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  17.  Februar  1857,  Z.  2076:  96,  90. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  26.  Februar  1857,  Z.  2685:  472,  585. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  10.  April  1857,  Z.  6367/354:  428,  536. 

Erlaß  d.  Min.  d.  Innern  y.  10.  April  1857,  Z.  10.946  ex  1856:  (389). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  9.  Mai  1857,  Z.  7081:  886,  497. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  19.  Juni  1867,  Z.  8260:  (104). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  26.  August  1857,  Z.  13.063:  162,  142. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  27.  August  1857,  Z.  5770:  (426). 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  9.  September  1857,  Z.  21.390:  (790). 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  15.  Oktober  1857,  Z.  16.918:  (812). 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  19.  Oktober  1857,  Z.  17.726:  379. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  28.  Oktober  1857,  Z.  18.280:  66,  57. 

Eundmachung d.Finanzmin.y.31.0kt.l857, Z. 43.422/2342, FMVBNr.50:  728, 1021. 
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Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  6.  November  1857,  Z.  16.914/933,  EGBNr.  219:  868,  478. 
Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  6.  November  1867,  Z.  19.266:    4,  6. 
Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  19.  Dezember  1857,  Z.  21.091 :     18B,  123. 

1868. 
Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  1.  Februar  1858,  Z.  21.777  ex  1857:    869,  479. 
Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  15.  März  1858,  Z.  20.513  ex  1857:    569,  702. 
Verordnung  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  29.  März  1858,  Z.  264/KUM,  RQBNr.  50:  607,  740. 
Erlaß  d.  Min.  1  K.  u.  ü.  v.  16.  AprU  1858,  Z.  5164:    147,  132. 
Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  14.  Juni  1858,  Z.  17.637  ex  1857:    24,  32. 
Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  ü.  v.  27.  August  1858,  Z.  12.988:   648,  838. 
Erlaß  d.  Min.  I.  E.  u.  U.  v.  12.  November  1858,  Z.  18.269:    184,  124. 
Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  23.  November  1858,  Z.  19.872:   (830). 

185«. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  25.  Jänner  1859,  Z.  12.675/734  ex  1858:    26,  33. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  24.  März  1859,  Z.  4430:    870,  480. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  28.  März  1859,  Z.  334/EÜM:    441,  545. 

Kais.  Verordnung  v.  6.  Aprü  1859,  RGBNr.  91:    (807). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  7.  April  1859,  Z.  5314:    (792). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  12.  April  1859,  Z.  S43/KÜM:    259,  242. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  3.  Mai  1859,  Z.  22.600/1343  ex  1858:    505,  617. 

Note  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  16.  Mai  1859,  Z.  7481,  RGBNr.  91:    (807). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  18.  August  1859,  Z.  823/KüM:    260,  243. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  7.  Oktober  1859,  Z.  12.661,  RGBNr.  186:  644,  838. 

18<(«. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  20.  Jänner  1860,  Z.  523:    (58). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  30.  Jänner  1860,  Z.  1059:    218,  197. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  6.  Februar  1860,  Z.  19.522  ex  1859:    570,  702. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  28.  Februar  1860,  Z.  2786:    528,  643. 

Kais.  Verordnung  v.  10.  März  1860,  RGBNr.  64:    295,  333. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  20.  Mai  1860,  Z.  7039:    128,  118. 

Ministerialerlaß  v.  11.  Juni  1860,  Z.  7468:    (290). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  22.  Juni  1860,  Z.  1146/KÜM:     157,  138. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  12.  Juli  1860,  Z.  9909:    (690). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  29.  Juli  1860,  Z.  7372:    429,  537. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  29.  November  1860,  Z.  1863/KUM:    62,  63. 

18«1. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  v.  13.  Februar  1861,  Z.  615:    (16). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  U.  v.  14.  Februar  1861,  Z.  1555:    842,  430. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  19.  Februar  1861,  Z.  1112:    205,  183. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  4.  Aprü  1861,  Z.  3102:    521,  632. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  v.  13.  Mai  1861,  Z.  3426:    il41). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  5.  Juü  1861,  Z.  3630:    (398). 

Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  U.  v.  10.  August  1861,  Z.  6510:    529,  644. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  U.  v.  9.  September  1861,  Z.  8311:    223. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  U.  v.  11.  September  1861,  Z.  7684/498:    645,  840. 

Ab.  EntflcMießung  v.  6.  Oktober  1861 :    242,  223. 

Staatsministerialerlaß  v.  14.  Oktober  1861,  Z.  9832,  K.  ü.:   242,  223. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  v.  29.  Oktober  1861,  Z.  10.719/E.  U.:    (830). 

Erlaß  d.  Staatsmin.  K.  ü.  v.  21.  Dezember  1861,  Z.  11.879/E.  U.:  (830). 

18«2. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  U.  v.  11.  AprU  1862,  Z.  2928:    (424). 
Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  U.  v.  29.  Juni  1862,  Z.  3542/190:    (87). 
Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  ü.  v.  9.  August  1862,  Z.  8189:    (872). 
Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  U.  v.  12.  August  1862,  Z.  7392:    26,  83. 
Ministerialerlaß  v.  16.  August  1862,  Z.  7767:    (830). 
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Vdg.  d.  Staatsmin.  K.  U.  v.  30.  Nov.  1862,  Z.  10.184,  EGBNr.  91:  418,  627. 
Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  4.  DejBember  1862,  Z.  12.977:    (480). 

18«3. 

Erlaß  d.  Staatdmin.  K.  ü.  v.  24.  Februar  1863,  Z.  1160:    612,  751. 
Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  U.  y.  16.  März  1863,  Z.  3017:    57,  58. 
Erlaß  d.  Staatsmin.  K.  U.  v.  9.  Mai  1863,  Z.  4738:    (830). 
Erlaß  d.  Staatsmin.  y.  14.  Juni  1863,  Z.  6291/K.  U. :    68,  64. 
Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  U.  v.  28.  Juli  1863,  Z.  5529:    8S,  79. 
Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  U.  v.  4.  November  1863,  Z.  11.642:    481,  591. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  30.  November  1863,  Z.  12.983:    (834). 

1864. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  v.  25.  Februar  1864,  Z.  1192:    5,  8. 
Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  U.  v.  31.  März  1864,  Z.  2679:    (754). 
Staatsministerialerlaß  v.  3.  April  1864,  Z.  3229/E.  U.:    252,  231. 
N.  ö.  Statthaltereierlaß  v.  17.  April  1864,  Z.  14.723:    231. 
Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  U.  v.  12.  Juli  1864,  Z.  6306/E.  U.:    (742). 

1865. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  12.  Jänner  1865,  Z.  12.350:    56. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  11.  Februar  1865,  Z.  909/EüM:    56. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  U.  v.  28.  Februar  1865,  Z.  1280:    871,  480. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  v.  28.  Februar  1865,  Z.  1825:    (792). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  5.  März  1865,  Z.  1800:    56. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  U.  v.  23.  März  1865,  Z.  2459:    480,  539. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  27.  März  1865,  Z.  2368:    148,  133. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  U.  y.  12.  April  1865,  Z.  2639:    179,  162. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  U.  y.  19.  April  1865,  Z.  3382:    571,  703. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  24.  April  1865,  Z.  3888:    (117). 

Erlaß  d.  Min.  t  E.  u.  U.  v.  20.  Mai  1865,  Z.  779:    880. 

Eriaß  d.  Staatsmin.  E.  U.  v.  20.  Juni  1865,  Z.  3805:    542. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  ü.  y.  21.  Juni  1865,  Z.  5260:    (830). 

Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  U.  v.  1.  September  1865,  Z.  8141:    507,  619. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  y.  25.  September  1865,  Z.  2151:    (792). 

Gesetz  y.  2.  Oktober  1865,  BGBNr.  108:    67. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  U.  v.  18.  Dezember  1865,  Z.  11.027:  481,  539. 

18««. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  ü.  y.  15.  Jänner  1866,  Z.  12.256  ex  1865:    (80). 

Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  ü.  y.  31.  Jänner  1866,  Z.  12.407  ex  1865:    488,  603. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  ü.  y.  8.  April  1866,  Z.  1390:    48,  45. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  ü.  v.  11.  Mai  1866,  Z.  3462:    104,  103. 

Verordnung  d.  Staatsmin.  v.  22.  Juni  1866,  Z.  3371:   (590). 

Eriaß  d.  Staatsmin.  E.  ü.  y.  4.  Juli  JL866,  Z.  5620:    818,  760. 

Eriaß  d.  Staatsmin.  E.  ü.  v.  28.  September  1866,  Z.  7841/E.Ü.:  (830). 

Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  ü.  y.  16.  Oktober  1866,  Z.  8270/E.Ü.:    (830). 

Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  U.  y.  10.  November  1866,  Z.  3739/E.Ü.:  (830). 

Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  U.  v.  15.  November  1866,  Z.  9038/E.Ü.:  (830). 

Eais.  Verordnung  v.  9.  Dezember  1866,  RGBNr.  157:    (150). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  25.  Dezember  1866,  Z.  2410:    208,  184. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  E.  ü.  v.  27.  Dezember  1866,  Z.  10.378:    (58). 

1887. 

Erlaß  d.  Staatsmin.  v.  19.  Jänner  1867,  Z,  312/E.  U. :    (788). 

Erl.  d.  Staatsmin.  u.  d.  Ob.  Beclmungsh.  v.  30.  Jänner  1867,  RGBNr.  40:  705. 962. 

Eriaß  d.  Staatsmin.  E.  U.  v.  16.  Februar  1867,  Z.  833:    889,  514. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  9.  Juli  1867,  Z.  4938:    572,  703. 

Bekanntmachung  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  16.  September  1867,  RGBNr.  120:  881, 796. 

Eriaß  d.  Min.  1  E.  u.  U.  v.  12.  Oktober  1867,  Z.  8386:    (18). 
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aesetz  ▼.  16.  Noyember  1867,  BGBNr.  131:    602;  (609). 
Gesetz  y.  21.  Dezember  1867,  BGBNr.  141:    1. 

1868. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  a.  ü.  t.  19.  Jänner  1868,  Z.  10.610  ex  1867:    673,  706. 
Erlaß  d.  Min.  I.  E.  u.  ü.  y.  24.  Jänner  1868,  Z.  34:    (118). 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  22.  Februar  1868,  Z.  984:    394. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  U.  t.  26.  März  1868,  Z.  2028:    214,  198. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  8.  April  1868,  Z.  2691:    216,  198. 
Erlaß  d.  Min.  d.  Innern  v.  10.  April  1868,  Z.  1417/K  I.:    644,  666. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  ü.  v.  18.  April  1868,  Z.  1306:    (123). 
Circolandum  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  24.  April  1868,  Z.  3030:    149,  188. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  ü.  v.  22.  Mai  1868,  Z.  2662:    348,  431. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  26.  Mai  1868,  Z.  4108:    160,  134. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  ü.  t.  10.  Juli  1868«  Z.  4873:    646,  666. 
Eriaß  d.  Min.  1  E.  u.  U.  v.  28.  September  1868,  Z.  8318:    (629). 
Erlaß  d.  Min.  I.  E.  u.  U.  v.  9.  Oktober  1868,  Z.  8808:    11,  16. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  t.  20.  Oktober  1868,  Z.  9367:    (703). 

18««. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  U.  ▼.  18.  Jänner  1869,  Z.  10.462  ex  1868,  MVBNr.  16:  207, 186. 

Vdg.  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  22.  Jänner  1869,  Z.  11.264  ex  1868,  MVBNr.  17:  418,  623. 

Vdg.  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  8.  März  1869,  Z.  86,  BGBNr.  31,  MVBNr.  28:  414,  626. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  19.  AprU  1869,  Z.  3060,  MVBNr.  36:    6,  9. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  16.  Juni  1869,  Z.  4608,  MVBNr.  66:    494,  604. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  ü.  y.  6.  Juli  1869,  Z.  6847:    248,  224. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  30.  Juli  1869,  Z.  6636,  MVBNr.  80:    674,  706. 

Ministerialerlaß  y.  21.  September  1869,  Z.  6613  ex  1868:    (760). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  19.  Oktober  1869,  Z.  9166,  MVBNr.  91:    9. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  2.  Dezember  1869,  Z.  11.016,  MVBNr.  96:   676,  706. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  ü.  y.  16  Dezember  1869,  Z.  11.680:    684,  911. 

187». 

Ministerialerlaß  y.  22.  Februar  1870,  Z.  946,  MVBNr.  36:    (760). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  22.  Februar  1870,  Z.  1263,  MVBNr.  87:    (968). 

Vdg.  d.  Min.  i  E.  u.  U.  y.  1.  Mäns  1870,  Z.  7330  ex  1869,  MVBNr.  38  ex  1870 :  27, 34. 

Verordnung  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  3.  März  1870,  Z.  1968,  MVBNr.  39:    887,  426. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  4.  März  1870,  Z.  7463  ex  1869,  MVBNr.  40:    28,  36. 

Erlaß  d.  Min.  I.  E.  u.  ü.  y.  22.  März  1870,  Z.  2479:    66. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  26.  März  1870,  Z.  1974,  MVBNr.  49:    419,  628. 

Gesetz  y.  9.  AprU  1870,  BGBNr.  47,  MVBNr.  69:    180,  163. 

Gesetz  y.  9.  April  1870,  BGBNr.  46,  MVBNr.  68:    (96). 

Eriaß  d.  Min.  1  E.  n.  ü.  y.  14.  Mai  1870,  Z.  4034,  MVBNr.  87:    12,  17. 

Eriaß  d.  Min.  1  E.  u.  U.  y.  22.  Juli  1870,  Z.  7067:    244,  224. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  23.  August  1870,  Z.  7844:    268,  282. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  8.  September  1870,  Z.  8679:    872,  482. 

Vdg.  d.  Min.  1 E.  u.  U.  y.  18.  Sept.  1870,  Z.  8826,  BGBNr.  118,  MVBNr.  136 :  400, 616. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  13.  September  1870,  Z.  7632:    (968). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  21.  September  1870,  Z.  9124,  MVBNr.  137:   116,  118. 

Erlaß  d.Min.f.E.u.ü.y.  30.  Oktober  1870,  Z.6021,  MVB.  ex  1870,  8.660:   886,  911. 

1871. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  U.  y.  14.  März  1871,  Z.  2279,  MVBNr.  16:    186,  124. 

Erlaß  d.Min.f.E.n.U.y.30. April  1871,Z.8826  ex  l870,MVBNr.26  ex  1871:  401, 616. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  1.  Juni  1871,  Z.  6031,  MVBNr.  36:    124,  118. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  16.  Juni  1871,  Z.  6708:    (690). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  11.  Juli  1871,  Z.  623/Prä8.:  18,  17. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  18.  August  1871,  Z.  9287:    380. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  20.  August  1871,  Z.  8786:    211. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  ü.  y.  19.  September  1871,  Z.  10.668:    646,  841. 
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Verordnung  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  18.  Oktober  1871,  Z.  9910,  MVBNr.  59:   413. 
Erlaß  d.  Min.  1  K.  o.  U.  y.  22.  November  1871,  Z.  13.442,  MVBNr.  66:   522,  633. 

1872* 

Gesetz  v.  19.  März  1872,  KGBNr.  30:    (96). 

Vdg.d.Min.f.K.u.ü.v.l6.  Aprill872,Z.4398,RÖBNr.57,MVBNr.31: 660, 865 ;  (884). 

Gesetz  v.  19.  April  1872,  EGBNr.  60:    276,  290. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  1.  Juni  1872,  Z.  6726:    (891). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  2.  Juli  1872,  Z.  7971,  MVBNr.  50:    661,  869. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  11.  Juü  1872,  Z.  10.355,  MVBNr.  61:    887,  390. 

Verordnung  d.  Landesverteidigungsmin.  y.  12.  Juli  1872,  KGBNr.  98:    277,  294. 

Eriaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  12,  JuU  1872,  Z.  7896,  MVBNr.  57 :    676,  707. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  26.  August  1872,  Z.  10.119,  MVBNr.  68:    216,  199. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  28.  August  1872,  Z.  10.417:    261,  244. 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  U.  y.  26.  September  1872,  Z.  11.995:    158,  138. 

Erlaß  d.  Min.  t  K.  u.  U.  y.  15.  Oktober  1872,  Z.  12.942:    379. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  24.  Oktober  1872,  Z.  13.446:    (891). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  30.  Oktober  1872,  Z.  13.603,  MVBNr.  83:    860,  437. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  13.  Dezember  1872,  Z.  14.921:    (958). 

1878. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  4.  Jänner  1873,  Z.  16.396  ex  1872:    217,  199. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  31.  Jänner  1873,  Z.  93/EUM:    (766). 

Gesetz  y.  17.  Februar  1873,  EGBNr.  25:    (909). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  23.  Februar  1873,  Z.  1619:    56. 

Verordnung  d.  Min.  d.  Innern  y.  21.  März  1873,  EGBNr.  37:    (226);  (909). 

Gesetz  y.  15.  April  1873,  EGBNr.  47,  MVBNr.  57:    266,  253. 

Gesetz  y.  27.  April  1873,  EGBNr.  63,  MVBNr.  54:    18,  23. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  7.  Mai  1873,  Z.  5823,  MVBNr.  55:    19,  30. 

Verordnung  d.  Gesamtmin.  y.  14.  Mai  1873,  EGBNr.  74:    (93). 

Verordnung  d.  Gesamtmin.  y.  15.  Mai  1873,  EGBNr.  75,  MVBNr.  59 :   267,  256. 

Erlaß  d.  Finanzmin.  y.  2.  Juni  1873,  Z.  1816:    186,  125. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  3.  Juni  1873,  Z.  6907:    (211). 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  7.  Juni  1873,  Z.  6956:    (970). 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  9.  Juni  1873,  Z.  6439:    228,  211. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  19.  Juli  1873,  Z.  8804:    379. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  ü.  y.  22.  Juü  1873,  Z.  9576:    (211). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  25.  August  1873,  Z.  11.151:    96,  92. 

Verordnung  d.  Min.  d.  Innern  y.  27.  August  1873,  EGBNr.  139:    (909). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  23.  September  1873,  Z.  9740:    380. 

Verordnung  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  27.  Sept  1873,  Z.  12.719,  MVBNr.  91 :    819,  375. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  28.  September  1873,  Z.  12.650:    211. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  17.  Oktober  1873,  Z.  11.914:    496,  605. 

Eriaß  d.  Min.  i  E.  u.  U.  y.  1.  Noyember  1873,  Z.  14.568:    380. 

Eriaß  d.  Min.  t  E.  u.  U.  v.  26.  Noyember  1878,  Z.  14.508:    (377). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  26.  Noyember  1873,  Z.  14.693:    (377). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  26.  Noyember  1873,  Z.  14.759:    (377). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  26.  Noyember  1873,  Z.  15.084:    (377). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  26.  Noyember  1873,  Z,  16.419:    (377). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  26.  Noyember  1873,  Z.  15.702:    (377). 

Erlaß  d.  Min.  d.  Innern  y.  28.  Noyember  1873,  Z.  18.842:    29,  36. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  12.  Dezember  1873,  Z.  16.212:    (233). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  22.  Dezember  1873,  Z.  17.181:    851,  437. 

1874. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  20.  Jänner  1874,  Z.  13.210  ex  1873:    402,  516. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  28.  Jänner  1874,  Z.  16.984  ex  1873:  (76). 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  31.  Jänner  1874,  Z.  858:    56. 
Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  31.  März  1874,  Z.  4111,  MVBNr.  14:    181,  164. 
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Erlaß  (L  Min.  f.  K.  n.  ü.  y.  28.  März  1874,  Z.  4106:    5Sy  58. 

Erlaß  d.  Min.  t  K.  u.  U.  v.  15.  April  1874,  Z.  3822:    677,  708. 

Verordnung  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  16.  April  1874,  Z.  2230:    99,  99. 

Gesetz  v.  7.  Mai  1874,  RGBNr.  50:    (731). 

Erlaß  d.  Min.  I.  E.  n.  ü.  y.  11.  Mai  1874,  Z.  6064:    379. 

Erlaß  d.  Justizmin.  y.  18.  Mai  1874,  Z.  6488:    76,  73. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  28.  Mai  1874,  Z.  768:    (63). 

Ministerialerlaß  y.  28.  Mai  1874,  Z.  6901:    (73). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  U.  y.  7.  Juli  1874,  Z.  8499,  MVBNr.  38:    662,  871. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  27.  Juü  1874,  Z.  10.226:    (407). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  16.  August  1874,  Z.  10.310:    508,  620. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  21.  August  1874,  Z.  6371:    (417). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  23.  August  1874,  Z.  11.186:    380. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  26.  August  1874,  Z.  11.849:    380. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  U.  y.  12.  September  1874,  Z.  10.474:    (884). 

Verordnung  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  28.  Sept.  1874,  Z.  13.633,  MVBNr.  47 :    878,  482. 

Erlaß  d.  Min.  t  E.  u.  U.  y.  28.  September  1874,  Z.  13.634,  MVBNr.  48:    (833). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  30.  September  1874,  Z.  13.741:    432,  639. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  30.  September  1874,  Z.  13.742:    668,  872. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  6.  Oktober  1874,  Z.  13.903:    380. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  12.  Noyember  1874,  Z.  16.867:    420,  629. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  30.  Noyember  1874,  Z.  10.992:    66. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  1.  Dezember  1874,  Z.  11.336:    66. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  18.  Dezember  1874,  Z.  17.616:    (233). 

1875. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  22.  Jänner  1876,  Z.  882 :    85. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  25.  März  1875,  Z.  3116:    226,  208. 

Gesetz  y.  31.  März  1875,  RGBNr.  40,  MVBNr.  19:    17,  21. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  3.  April  1875,  Z.  4162:    (80). 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  ü.  y.  9.  AprU  1875,  Z.  3524:    686,  912. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  20.  April  1876,  Z.  5400,  MVBNr.  24:    208,  186. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  22.  April  1876,  Z.  6268:    379. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  16.  Juni  1875,  Z.  8903:    378. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  9.  Juli  1875,  Z.  9695:    169,  139. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  30.  Juli  1875,  Z.  11.944,  MVBNr.  34:    64,  65. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  31.  Juli  1875,  Z.  11.169:    378. 

Erfaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  11.  August  1875,  Z.  7845:    (239). 

Vdg.  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y .  30.  August  1875,  Z.  13.240,  RGBNr.  122,  MVBNr.  36 :  622, 766. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  2.  September  1876,  Z.  13.949:    379. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  18.  September  1875,  Z.  12.266,  MVBNr.  37:  874,  483. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  24.  September  1875,  Z.  13.529:    (958). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  27.  September  1875,  Z.  15.180:    380. 

Entscheidung  d.  Ob.  Ger.-Eass,-H.  y.  15.  Oktober  1875,  Z.  6093,  Bd.  1,  Nr.  84:   (72). 

Verordnung  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  24.  Oktober  1875,  Z.  17.140,  MVBNr.  49 :  262,  246. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  27.  Dezember  1875,  Z.  20.233:    (239). 

187«. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  9.  Jänner  1876,  Z.  19.048  ex  1876:    (228). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  13.  Jänner  1876,  Z.  274:    66. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  12.  Februar  1876,  Z.  1672:    379. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  29.  Februar  1876,  Z.  20.306  ex  1876:    380. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  5.  März  1876,  Z.  2342:    (377). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  1.  Mai  1876,  Z.  7060:    378. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  9.  Mai  1876,  Z.  7248,  MVBNr.  22:    482,  591. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  22.  Mai  1876,  Z.  5649:    (239). 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  22.  Mai  1876,  Z.  7889:    67. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  26.  Mai  1876,  Z.  7864:    (708). 
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Verordniing  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  I.  Juni  1876,  Z.  6208,  tfVBNr.  21:  tOS,  772. 

Erlaß  d.  Min.  d.  Innern  y.  1.  Juni  1876,  Z.  2209/M  L:    666. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  ü.  y.  20.  Joni  1876,  Z.  7914,  MVBNr.  24:    54«,  656. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  21.  Juni  1876,  Z.  7803:    (239);  (290). 

Erlaß  d.  Min.  t  E.  n.  U.  y.  3.  Juü  1876,  Z.  9760:    67. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  18.  Juü  1876,  Z.  9764:    67. 

Erkenntnis  d.  Heichsgerichtes  y.  20.  Juli  1876,  Z.  134:    (264). 

Ministerialerlaß  y.  11.  August  1876,  Z.  467/EUM:    80. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  26.  August  1876,  Z.  12.792:    56. 

Verordnung  d.  Min.  1  E.  u.  ü.  y.  12.  Sept.  1876,  Z.  20.426,  MVBNr.  29:  278,  308. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  23.  September  1876,  Z.  14.139:    394. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  8.  Oktober  1876,  Z.  12.867:   67;  (767). 

Erlaß  d.  Min.  i  E.  n.  U.  v.  10.  November  1876,  Z.  17.186:    80,  37. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  1.  Dezember  1876,  Z.  9324:    51,  52. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  4.  Dezember  1876,  Z.  18.263:    381. 

1877. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  19.  J'anner  1877,  Z.  16.776  ex  1876:    (538). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  21.  Jänner  1877,  Z.  341:    378. 

Erlaß  d.  Min.  I.  E.  n.  ü.  y.  30.  Jänner  1877,  Z.  723:    818,  200. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  24.  Februar  1877,  Z.  19.455  ex  1876:   (917). 

Vdg.d.Min.f.E.u.U.y.28.Febr.l877,Z.21.091exl876,MVBNr.5exl877:  868,247. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  22.  März  1877,  Z.  2843 :    664,  878. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  14.  April  1877,  Z.  4192,  MVBNr.  10:    (830). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  15.  April  1877,  Z.  2642:    580,  645. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  20.  Mai  1877,  Z.  7166:  (917). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  2.  Juni  1877,  Z.  3866:    (377). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  26.  Juni  1877,  Z.  402/EUM.,  MVBNr.  19:    8i  80. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  30.  Juni  1877,  Z.  10.017:    (461). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  ü.  y.  1.  Juü  1877,  Z.  10.541:    81,  37. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  6.  Juli  1877,  Z.  9761  ex  1876:    818,  872. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  3.  August  1877,  Z.  12.594:    (968). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  7.  September  1877,  Z.  10.238  ex  1876:    (54). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  10.  Oktober  1877,  Z.  13.204,  MVBNr.  26:    209,  186. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  16.  Oktober  1877,  Z.  3751:    678,  708. 

Erlaß  d.  Min.  I.  E.  u.  ü.  y.  18.  Noyember  1877,  Z.  18.392:    488,  540. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  U.  y.  14.  Noyember  1877,  Z.  18.199:    380. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  U.  y.  1.  Dezember  1877,  Z.  18.697:    665,  874. 

1878. 
Erlaßd.Min.f.E.u.U.y.24. Jänner  1878,Z.19.982exl877,MVBNr.6exl878:  884, 249. 
Ministerialerlaß  y.  26.  Februar  1878,  Z.  3011:    81. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  13.  März  1878,  Z.  2795:    (399). 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  17.  April  1878,  Z.  21.496:    (54). 
Verordnung  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  6.  Mai  1878,  Z.  5385,  MvBNr.  16:    458,  568. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  30.  Mai  1878,  Z.  4644:    66. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  14.  Juli  1878,  Z.  11.263,  MVBNr.  26:    82,  37. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  16.  Juli  1878,  Z.  9968,  MVBNr.  26:    88,  38. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  31.  Juli  1878,  Z.  10.147:    245,  225. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  ü.  y.  14.  September  1878,  Z.  12.127:    694,  917. 
Verordnung  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  21.  Sept.  1878,  Z.  15.551,  MVBNr.  34:    564. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  10.  Oktober  1878,  Z.  16.262:    378. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  24.  Oktober  1878,  Z.  16.887:    (452). 
Erfaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  30.  Oktober  1878,  Z.  17.238:    (529). 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  ü.  y.  7.  Dezember  1878,  Z.  18.509:    (548). 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  14.  Dez.  1878,  Z.  19.535,  MVBNr.  4  ex  1879:   875,  484. 

187f. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  14.  Jänner  1879,  Z.  18.262  ex  1878:    187,  125. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  19.  Jänner  1879,  Z.  609,  MVBNr.  8:    852,  438. 
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Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  U.  y.  22.  Jänner  1879,  Z.  803,  MVBNr.  9:    666. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  3.  März  1879,  Z.  2860:    (239);  (290). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  24.  März  1879,  Z.  8488:    (398). 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  U.  y.  16.  April  1879,  Z.  5324  ex  1877:    579,  709. 

Erlaß  d.  Min.  I.  E.  n.  ü.  y.  29.  AprU  1879,  Z.  5666,  MVBNr.  36:    628,  780. 

Erlaß  d.  Min.  I.  E.  u.  ü.  y.  2.  Mai  1879,  Z.  4075:    380. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  5.  Mai  1879,  Z.  6275,  MVBNr.  33:    14,  19. 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  ü.  y.  20.  Mai  1879,  Z.  4456:    210,  187. 

Brlaß  d.  Min.  1  E.  u.  U.  y.  24.  Mai  1879,  Z.  7923:    580,  709. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  19.  Juni  1879,  Z.  9375:    581,  710. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  ü.  y.  30.  Juni  1879,  Z.  9845:    582,  710. 

Eondmachnng  d.  Landesyerteidigungsmin.  y.  16.  Juli  1879,  BGBNr.  100:   279,  303. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  ü.  y.  31.  Augast  1879,  Z.  13.311:    (475). 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  U.  y.  25.  September  1879,  Z.  948:    (720). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  26.  September  1879,  Z.  14.829:    (418). 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  U.  y.  30.  November  1879,  Z.  7498:    (971). 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  ü.  y.  15.  Dezember  1879,  Z.  19.540:    380. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.u.U.y.  26. Dezember  1879,  Z.  19.297,  MVBNr.  2  ex  1880:  40ft,  517. 

188«. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  Ü.  y.  20.  Jänner  1880,  Z.  1005:    876,  484. 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  U.  y.  27.  Jänner  1880,  Z.  489:    379. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  1.  Februar  1880,  Z.  802:    381. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  3.  Februar  1880,  Z.  862:    588,  711. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  8.  Februar  1880,  Z.  1724,  MVBNr.  4:    B4,  39. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  29.  April  1880,  Z.  6582:    85,  80. 

Brk.  d.  Verw.-Ger.-Hofes  y.  13.  Mai  1880,  Z.  906,  Budw.  IV.,  Nr.  772:   (23);  (121). 

Ministerialerlaß  yom  25.  Mai  1880,  Z.  7807:    (91). 

Vdg.  d.  Min.  f.  E.  n.  U.  y.  1.  Juni  1880,  Z.  8258,  RGBNr.  60,  MVBNr.  19:  4M,  540. 

Erlaßd.Min.f.E.u.U.y.30.  Juni  1880,  Z.351/EUM.,  RGBNr.98,  MVBNr.25:  ^,711. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  1.  Juli  1880,  Z.  9659,  MVBNr.  24:    585,  712. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  5.  August  1880,  Z.  11.747,  MVBNr.  27:    647,  841. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  20.  August  1880,  Z.  13.220:    9,  14. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  23.  September  1880,  Z.  14.756:    618,  752. 

Bescshluß  d.  Verwaltungsgerichtshofes  v.  25.  Oktober  1880,  Z.  2072:    (171). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  12.  November  1880,  Z.  18.148:    666,  874. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  29.  November  1880,  Z.  18.119:    379. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  28.  Dezember  1880,  Z.  19.171,  MVBNr.  9  ex  1881 :  888, 427. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  28.  Dezember  1880,  Z.  19.232,  MVBNr.  7  ex  1881 :  85,  39. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  28.  Dezember  1880,  Z.  19.948:    (494). 

1881. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  6.  Jänner  1881,  Z.  110,  MVBNr.  10:    49,  48. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  3.  Februar  1881,  Z.  1406:    86,  40. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  8.  Februar  1881,  Z.  560,  MVBNr.  21:    106,  104. 

Vdg.  d.  Jnstizminist.  v.  12.  Februar  1881,  RGBNr.  13:    (590). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  26.  Februar  1881,  Z.  2202,  MVBNr.  24:    547,  657. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  18.  März  1881,  Z.  3410:    (752). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  24.  März  1881,  Z.  2367:    (958). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  31.  März  1881,  Z.  2909:    442,  547. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  27.  April  1881,  Z.  4994:    56. 

Gesetz  y.  18.  Mai  1881,  RGBNr.  56,  MVBNr.  4  ex  1882:    (150);  (163). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  15.  Juni  1881,  Z.  8301:    (548). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  19.  Juni  1881,  Z.  8238:    56. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  28.  Juni  1881,  Z.  9053:    (548). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  11.  Juli  1881,  Z.  10.042:    87,  41. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  20.  Juli  1881,  Z.  9410,  MVBNr.  35:    624,  779. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  6.  August  1881,  Z.  11.814:   581,  646. 
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Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  25.  August  1881,  Z.  12.731,  MVBNr.  36:    86,  81. 
Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  16.  Oktober  1881,  Z.  10.704:    (239). 
Vdg.  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  31.  Oktober  1881,  Z.  11.Ö07,  MVBNr.  40:    6S5,  779. 
Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  13.  November  1881,  Z.  17.003,  MYBNr.  46:    (463). 
Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  19.  November  1881,  Z.  16.888,  MVBNr.  47:   126, 119. 

188S. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  18.  Jänner  1882,  Z.  941,  MVBNr.  12:    586,  712.    ' 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  1.  Februar  1882,  Z.  1797,  MVBNr.  13:    687,  713. 

Erlaß  d-  Min.  t  K.  u.  U.  v.  16.  Februar  1882,  Z.  61:  (811). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  17.  Februar  1882,  Z.  2763,  MVBNr.  14:    688,  716. 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  TT.  v.  23.  Februar  1882,  Z.  19.768  ex  1881:    56. 

Ges.  V.  28.  Februar  1882,  RGBNr.  24,  MVBNr.  8:    1,  3. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  5.  AprU  1882,  Z.  6204:    15,  19. 

Ges.  V.  21.  April  1882,  EGBNr.  123,  MVBNr.  40:    106,  105. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  9.  Mai  1882,  Z.  7601,  MVBNr.  18:    421,  529. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  14.  Mai  1882,  Z.  7926,  MVBNr.  19:    87,  81. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  15.  Mai  1882,  Z.  7057 :    (239).  [(843). 

Erl.  d.  M.  f.  E.  u.  U.  v.  29.  Juni  1882,  Z.  758/EUM.,  RGBNr.  95,  MVBNr.  29:  648, 841; 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  29.  Juni  1882,  Z.  679/EUM:    47. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  16.  Juli  1882,  Z.  9642:    (233). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  4.  August  1882,  Z.  888/EUM:    (246). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  4.  August  1882,  Z.  11.700:    (605). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  4.  August  1882,  Z,  12.209:    687. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  15.  August  1882,  Z.  13.752:    589,  718. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  17.  August  1882,  Z.  992/EXJM:    379. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  31.  August  1882,  Z.  885/ETJM,  MVBNr.  33:    2,  5. 

Erlaß  d.  Min.  £.  E.  u.  U.  v.  17.  September  1882  ad  Z.  758/EÜM:    (842). 

Staatsvertrag  v.  30.  September  1882,  RGBNr.  120  ex  1883:    (908). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  8.  Oktober  1882,  Z.  15.470:    379. 

Ministerialerlaß  v.  12.  Oktober  1882,  Z.  13.621,  MVBNr.  37:    (731). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  14.  November  1882,  Z.  17.868:    266,  252. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  20.  November  1882,  Z.  18.119:    (958). 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  8.  Dezember  1882,  Z.  20.097:    443,  549. 

Erkenntnis  d.  Obersten  Gerichtshofes  v.  12.  Dezember  1882,  Z.  14.506:    (500). 

Erlaß  d.  Min.  £.  E.  u.  ü.  v.  29.  Dezember  1882,  Z.  19.812:    379. 

1883. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  17.  Februar  1883,  Z.  1996:    (233). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  17.  Februar  1883,  Z.  2673:    56. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  1.  März  1883,  Z.  10,  MVBNr.  4:    690,  718. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  12.  März  1883,  Z.  21.329  ex  1882,  MVBNr.  9:  847, 4M. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  30.  März  1883,  Z.  5140:    379. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  6.  April  1883,  Z.  2944:    379. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  6.  April  1883,  Z.  21.510:    879. 

Verwaltungsgerichtshof-Erk.  v.  6.  Juni  1883,  Z.  1379:    (1). 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  U.  v.  20.  Juli  1883,  Z.  9161,  MVBNr.  24:    (404). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  28.  Juli  1883,  Z.  14077:    (421). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  30.  Juli  1883,  Z.  11.866:    (233). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  6.  September  1883,  Z.  16.209:    56. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  8.  September  1883,  Z.  12.861,  MVBNr.  26:    3. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  26.  Oktober  1883,  Z.  19.469:    68. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  1.  November  1883,  Z.  1092/EUM:    (455). 

Erkenntnis  d.  Obersten  Gerichtshofes  v.  6.  November  1883,  Z.  12.854:     (112). 

Verwaltungsgerichtshof-Erk.  v.  21.  November  1883,  Z.  2384:    (2). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  22.  November  1883,  Z.  15.367:    (233). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  28.  November  1883,  Z.  1144/EÜM:    (455). 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  12.  Dezember  1883,  Z.  23.006:    (455). 
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1884. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  2.  Jänner  1884,  Z.  24.562  ex  1888:    880,  303. 
Vdg.  d.  Min.  i  K.  u.  U.  v.  7.  Februar  1884,  Z.  2117,  RGBNr.  26,  MVBNr.3:   947. 
Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  9.  Februar  1884,  Z.  1698,  MVBNr.  8:    88,  42. 
Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  31.  März  1884,  Z.  5387:    (642). 
Erlaß  d.  Min.  f.  K.  n.  ü.  t.  30.  April  1884,  Z.  7266:    509,  620. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  ü.  y.  3.  Mai  1884,  Z.  7002:    56. 
Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  ü.  y.  17.  Mai  1884,  Z.  12.038,  MVBNr.  24:    858,  438. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  3.  Juni  1884,  Z.  10.764:    88,  82. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  25.  Juni  1884,  Z.  9349,  MVBNr.  28:    691,  718. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  26.  Juli  1884,  Z.  13.947:    (135). 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  U.  y.  14.  August  1884,  Z.  715/EUM:    (455). 
Vdg.  d.  M.  f.  E.  u.  U.  y.  15.  Noyember  1884,  Z.  19.830,  MVBNr.  36:    (776). 
Vdg.  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  26.  Noyember  1884,  Z.  21.768,  RGBNr.  189,  MVBNr.  39 :  836. 

1885.  ' 
Erlaß  d.  Min.  1  E.  n.  ü.  y.  9.  Jänner  1885.  Z.  20.504  ex  1884:    182,  165. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  9.  März  1885,  Z.  3467:    626,  779. 
Vdg.  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  28.  April  1885,  Z.  7553,  MVBNr.  24:    526;  565. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  18.  Juni  1885,  Z.  9032:    56. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  17.  Juli  1885,  Z.  11.782,  MVBNr.  32:    828,  382. 
Erlaß  d.  Min.  I.  E.  u.  ü.  y.  18.  Juli  1885,  Z.  10.856:    380. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  19.  Juli  1885,  Z.  13.408,  MVBNr.  33:    444,  550. 
Vdg.  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  1.  August  1885,  Z.  13.996,  MVBNr.  31:    (541). 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  31.  August  1885,  Z.  13.088:    379. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  31.  August  1885,  Z.  24.755  ex  1884:    485,  541. 
Staatsyertrag  y.  29.  Oktober  1885,  EGBNr.  134  ex  1886:    (908). 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  14.  November  1885,  Z.  20.633:  (694). 
Erlaß  d.  Min.  1 E.  u.  ü.  y.  10.  Dezember  1885,  Z.  1308/EÜM.,  MVBNr.  47:   298,  339. 

188«. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  2.  Jänner  1886,  Z.  8671,  MVBNr.  7:    844,  433. 
Erlaß  d.  Min.  I.  E.  u.  ü.  y .  8.  Jänner  1886,  Z.  13.574  ex  1885,  MVBNr.  8  ex  1886 :  854, 439. 
Vdg.  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  24.  Jänner  1886,  Z.  1562,  MVBNr.  9:    422,  530. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  25.  Jänner  1886,  Z.  1439,  MVBNr.  11:    345,  433. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  29.  Jänner  1886,  Z.  13.540  ex  1885:    (958). 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  6.  April  1886,  Z.  3340,  MVBNr.  25:    709,  972. 
Vdg.  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  9.  April  1886,  Z.  4628,  RGBNr.  57,  MVBNr.  21:  428, 531. 
Verwaltungsgerichtshof-Erk.  y.  21.  April  1886,  Z.  1139:    (2). 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  30.  April  1886,  Z.  507/EUM:    (344). 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  12.  Mai  1886,  Z.  8861:    808,  358. 
Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  U.  y.  17.  Mai  1886,  Z.  4635:    (246). 
Vdg.  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  28.  Mai  1886,  Z.  8659,  RGBNr.  92,  MVBNr.  38:  (830). 
Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  ü.  y.  3.  Juni  1886,  Z.  9620:    (556). 
Erlaß  d.  Min.  I.  E.  u.  ü.  y.  17.  Juli  1886,  Z.  12.527,  MVBNr.  49:    211,  188. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  22.  Juli  1886,  Z.  18.180  ex  1885:    (491). 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  9.  August  1886,  Z.  16.177:    59,  59. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  11.  August  1886,  Z.  14.724,  MVBNr.  54:    486,  542. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  10.  September  1886,  Z.  10.306,  MVBNr.  56:   855,  440. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  18.  November  1886,  Z.  23.030:    877,  485. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  10.  Oktober  1886,  Z.  8063:    (812). 
Beschl.  d.  Verw.-Ger.-Hofes  y.  18.  Oktober  1886,  Z.  2467,  Exersche  S.  11.  1469:  (23). 

1887. 

Erlaß  d.  M.  f.  E.  u.  ü.  y.  19.  Jänner  1887,  Z.  24.547  ex  1886:    107,  107. 
Erkenntnis  d.  Verwaltungsgericbtshofes  y.  19.  Jänner  1887,  Z.  216:    (128). 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  20.  Februar  1887,  Z.  25.608  ex  1886:    672,  879. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  28.  Februar  1887,  Z.  2492:    60,  60. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  6.  Aprü  1887,  Z.  4338:    (417). 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  13.  Mai  1887,  Z.  9188:    89,  83. 
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Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  21.  Mai  1887,  Z.  9684,  MVB  ex  1887,  S.  131:  M5, 551. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  31.  Mai  1887,  Z.  9596:    (233). 

Erlaß  d.  M.  f.  K.  u.  ü.  v.  31.  Mai  1887,  Z.  10.679:    166,  147. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  2.  Juni  1887,  Z.  17.018  ex  1884:    380. 

Vdg.  d.  Pinanzmin.  v.  16.  Juni  1887,  RGBNr.  80:    2W,  340. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  20.  Juni  1887,  Z.  11.265:    678,  880. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  21.  Juni  1887,  Z.  5763:    (618). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  28.  Juni  1887,  Z.  12.261,  MVBNr.  30:    866,  440. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  8.  Juü  1887,  Z.  5588:   379. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  14.  Juli  1887,  Z.  5703:    379. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  16.  Juli  1887,  Z.  14.414:    380. 

Verwaltongsgerichtsliofbeschluß  y.  17.  Oktober  1887,  Z.  2624:    (637). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  3.  Noyember  1887,  Z.  15.958:    379. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  5.  Noyember  1887,  Z.  19.526:    (233). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  15.  Noyember  1887,  Z.  8560;    692,  719. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  4.  Dezember  1887,  Z.  23.736:    (407). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  22.  Dezember  1887,  Z.  3698,  MVBNr.  3  ex  1888:  593, 719. 

Gesetz  y.  28.  Dezember  1887,  RQBNr.  1  ex  1888:    349. 

1888. 

Erlaß  d.  M.  f.  E.  u.  U.  y.  11.  Februar  1888,  Z.  2390:    90,  83. 

Vdg.  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  11.  Februar  1888,  RGBNr.  19,  MVBNr.  6:    187, 169. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  29.  Februar  1888,  Z.  2808:    474,  586. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  10.  März  1888,  Z.  24.169  ex  1887:    (370). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  29.  März  1888,  Z.  24.113  ex  1887:    582,  646. 

Erlaß  i  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  3.  Aprü  1888,  Z.  5858:    (177). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  19.  AprU  1888,  Z.  5792:    620,  763. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  2.  Juni  1888,  Z.  24.617:  380. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  19.  August  1888,  Z.  14.559:    (370). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  28.  August  1888,  Z.  17.291,  MVBNr.  33:    500,612. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  6.  Oktober  1888,  Z.  19.909:    (233). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  25.  Oktober  1888,  Z.  8759:    100,  100. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  3.  Noyember  1888,  Z.  21.689:    (615). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  19.Dezember  1888,  Z.26.087,  MVBNr.  10  exl889: 688,647. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  31.  Dezember  1888,  Z.  25.688:    (239). 

188«. 

Zuschrift  d.  Finanzminist,  y.  3.  Jänner  1889,  Z.  40.935:   706,  963. 

Erlaß  d.  Min.  £.  E.  u.  U.  y.  28.  Jänner  1889,  Z.  1133:    56. 

Vdg.  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  25.  Februar  1889,  Z.  26.510,  MVBNr.  21:    888,  417. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  3.  März  1889,  Z.  3238:    188,  172. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  12.  März  1889,  Z.  4548:    56. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  18.  März  1889,  Z.  2569:    809,  359. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  29.  März  1889,  Z.  5794:    634,  648. 

Gesetz  y.  11.  April  1889,  RGBNr.  41,  MVBNr.  27:    548,  659. 

Vdg.  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  12.  April  1889,  RGBNr.  46,  MVBNr.  25:    550,  675. 

Vdg.  d.  Min.  f.  Landesyert.  y.  15.  April  1889,  RGBNr.  45,  MVBNr.  28:   540,  662. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  24.  April  1889,  Z.  8082,  MVBNr.  32:    504,  720. 

Gesetz  y.  30.  April  1889,  RGBNr.  67:    413. 

Gesetz  y.  1.  Mai  1889,  RGBNr.  68:    (730). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  ü.  y.  4.  Mai  1889,  Z.  24.677:    281,  304. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  6.  Mai  1889,  Z.  5036,  MVBNr.  41:    505,  721. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  1.  Juni  1889,  Z.  9998:    (28). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  7.  Juni  1889,  Z.  10.595:    (532). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  20.  Juni  1889,  Z.  6321:    126,  119. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  20.  Juni  1889,  Z.  15.175  ex  1888:    180,  172. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  21.  Juni  1889,  Z.  6104:    (811). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  29.  Juni  1889,  Z.  11.049:    446,  551. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  30.  Juni  1889,  Z.  12.062:    379. 
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Vdg. d. Min. f. K. U.U. v.l. Juli  1889, Z.1170/KUM., RGBNr.106, MVBNr.89:  «49,848. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  15.  Juli  1889,  Z.  13.959:    219,  200. 

Vdg.  d.  Min.  1  K.  u.  ü.  v.  2.  August  1889,  RGBNr  125,  MVBNr.44:  551,  679. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  8.  August  1889,  Z.  15.657:    127,  120. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  10.  August  1889,  Z.  13.183:    510,  621. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  10.  August  1889,  Z.  13.186:    190,  173. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  12.  August  1889,  Z.  14.059:    511,  623. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  8.  September  1889,  Z.  15.921,  MVBNr.  46:    66,  67. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  8.  September  1889,  Z.  16.825:    447,  552. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  4.  Oktober  1889,  Z.  18.979:    424,  531. 

Vdg.  y.  Gesamt-Min.  y.  20.  Oktober  1889,  RGBNr.  176,  MVBNr.  54:    16S,  142. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  20.  November  1889,  Z.  23,310:    (617). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  28.  November  1889,  Z.  22.141,  MVBNr.  57 :  810,  360. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  13.  Dezember  1889,  Z.  24.659:    667,  875. 

Erlaß  d.  Min.  f .  K.  u.  ü.  v .  16.  Dezemb.  1889,  RGBNr.  200,  MVBNr.  3  ex  1890 :  708, 964. 

18»f. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  U.  v.  11.  Jänner  1890,  Z.  25.248  ex  1889,  MVBNr.  12:  710, 973. 

Erlaß  d.  Min.  1  K.  u.  ü.  v.  24.  Jänner  1890,  Z.  647:    585,  649. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  26.  Jänner  1890,  Z.  1212:    128,  121. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  13.  Februar  1890,  Z.  2240:    880. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  21.  Februar  1890,  Z.  2432:    848,  435. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  12.  März  1890,  Z.  1578:    (171). 

Erkenntnis  d.  Verwaltungsgerichtshofes  v.  28.  März  1890,  Z.  1010:    (500). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  3.  AprU  1890,  Z.  6073:    56. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  24.  April  1890,  Z.  7514:    191,  174. 

Erlaß  d.  Min.  1  K.  u.  ü.  v.  6.  Mai  1890,  Z.  8395:  280,  212. 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  U.  v.  8.  Mai  1890,  Z.  8471:    56. 

Verordnung  d.  Min.  d.  Innern  v.  9.  Mai  1890,  RGBNr.  81:    976. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  11.  Mai  1890,  Z.  7986:    52,  54. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  25.  Mai  1890,  Z.  9662:    192,  175. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  31.  Mai  1890,  Z.  9524,  :MVBNr.  40:    711,  975. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  20.  Juni  1890,  Z.  11.877:    (377). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  27.  Juni  1890,  Z.  3242:    (239). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  28.  Juni  1890,  Z.  13.521,  MVBNr.  46:    712,  976. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  12.  Juli  1890,  Z.  1300/EÜM:    8,  6. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  8.  August  1890,  Z.  16.091:    719,  986. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  2.  September  1890,  Z.  2818,  MVBNr.  54:    596,  722. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  3.  Oktober  1890,  Z.  6095:    (745). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  5.  Oktober  1890,  Z.  7919:    198,  176. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  9.  Oktober  1890,  Z.  1482/EUM,  MVBNr.  57:  164,  145. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  10.  Oktober  1890,  Z.  15.492:    496,  607. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  31.  Oktober  1890,  Z.  6146:    (233). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  5.  November  1890,  Z.2130/KUM,  MVBNr.  66:  (146). 

Verordnung  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  9.  November  1890,  Z.  19.92o,  MVBNr.  65:  668, 875. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  11.  November  1890,  Z.  15.491:    476,  587. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  28.  November  1890,  Z.  22.847:    (587). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  3.  Dezember  1890,  Z.  2226/EüM,  MVBNr.  67:  165, 146. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v,  3.  Dezember  1890,  Z.  17.027:    379. 

1891. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  15.  Jänner  1891,  Z.  968 :    (587). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  19.  Jänner  1891,  Z.  446:    380. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  31.  Jänner  1891,  Z.  2379/EüM:    167,  148. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  6.  Februar  1891,  Z.  25.010:    67,  68. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  11.  Februar  1891,  Z.  1979:    380. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  16.  Februar  1891,  Z.  1176:    194,  176. 

Erkß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  20.  Februar  1891,  Z.  2680:    57. 
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Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  t.  23.  Februar  1891,  Z.  171:    586,  649. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  25.  Februar  1891,  Z.  3376:    (687). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  17.  März  1891,  Z.  4271:    (43). 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  n.  U.  v.  19.  März  1891,  Z.  3810:    (211). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  18.  April  1891,  Z.  6060:    56. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  U.  v.  30.  April  1891,  Z.  6640:    (239). 

Entsch.  d.  Ob.  Ger.-  Eass.-H.  y.  1.  Mai  1891,  Z.  13.958,  Bd.  12,  Nr.  1441 :  687, 912. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  5.  Mai  1891,  Z.  6064:    379. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  ü.  y.  8.  Mai  1891,  Z.  8923:    168,  148. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  14.  Mai  1891,  Z.  9172,  MVBNr.  19:     71«,  978. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  U.  y.  24.  Mai  1891,  Z.  8053:    56. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  27.  Jnni  1891,  Z.  13.429:    188,  126. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  3.  JuU  1891,  Z.  13.359:    89,  42. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  U.  y.  10.  Juli  1891,  Z.  12.139:    (239). 

Erlaß  d.  Min.  I.  E.  u.  ü.  y.  27.  Juli  1891,  Z.  10.808:    379. 

Erlaß  d.  Handelsmin.  y.  7.  August  1891,  Z.  17.008:    (535). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  4.  September  1891,  Z.  15.231:    68,  54. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  4.  September  1891,  Z.  17.895:    169,  149. 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  U.  y.  4.  September  1891,  Z.  18.642:    (175). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  22.  September  1891,  Z.  11.335:    849,  436. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  25.  September  1891,  Z.  18.295:    66. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  8.  Oktober  1891,  Z.  16.523:    (233). 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  12.  Oktober  1891,  Z.  21.070:    720,  997. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  12.  Oktober  1891,  Z.  21.186:    196,  177. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  27.  Oktober  1891,  Z.  1939/EÜM:    10,  16. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  3.  Noyember  1891,  Z.  21.220:    416,  525. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  5.  Noyember  1891,  Z.  22.607:    57. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  8.  Noyember  1891,  Z.  19.166:    (652). 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  18.  Noyember  1891,  Z.  3109:    394. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  28.  November  1891,  Z.  24.500:    (417). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  30.  Noyember  1891,  Z.  24.946:    380. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  2.  Dezember  1891,  Z.  25.720:    448,  553. 

Erlaß  d.  Min.  I.  E.  u.  ü.  y.  11.  Dezember  1891,  Z.  2155/EUM:    (650). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  11.  Dezember  1891,  Z.  25.603:    57. 

ErL  d.  M.  f .  E.  u.  U.  y.  29.  Dez.  1891,  resp.  15.  Jänn.  1892,  Z.  2149/EUM  ex  1891 :  449, 554, 

i8n. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  U.  y.  4.  Jänner  1892,  Z.  26.269:    (399). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  6.  Jänner  1892,  Z.  27.539:    40,  43. 

Eriaß  d.  Min.  d.  Innern  y.  16.  Jänner  1892,  Z.  21.618:    497. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  n.  U.  y.  18.  Jänner  1892,  Z.  857:    688,  912. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  19.  Jänner  1892,  Z.  17.155  ex  1891:    801,  349. 

Erkenntnis  d.  Verwaltungsgericbtshofes  y.  4.  Februar  1892,  Z.  403:    (913). 

Erlaß  d.  Finanzmin.  y.  7.  Februar  1892,  Z.  4847:    681. 

Erlaß  d.  Min.  d.  Innern  y.  11.  Februar  1892,  Z.  1669:    (976). 

Edm.d.M.  f.  E.  u.  ü.  y.  13. Febr.  1892,  Z. 27.295 ex  1891,  MVBNr.  11  ex  1892:  714,981. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  17.  Februar  1892,  Z.  2879:    (457). 

Verordnung  d.  Gesamtmin.  y.  3.  März  1892,  MVB.  d.  Min.  f .  E.  n.  U.  Nr.  8:    (931 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  8.  März  1892,  Z.  2471:    64,  55. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  18.  März  1892,  Z.  442/EüM:    687,  650. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  n.  ü.  y.  24.  März  1892,  Z.  5820:    56. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  26.  März  1892,  Z.  5746:    41,  43. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  27.  März  1892,  Z.490/EUM,  MVBNr.  14:    662,681. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  2.  April  1892,  Z.  11.734:    380. 

Eriaß  d.  Min.  d.  Innern  y.  7.  April  1892,  Z.  5889:    716,  982. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  9.  April  1892,  Z.  6887:    56. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  n.  ü.  y.  12.  April  1892,  Z.  7069:    488,  592. 
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Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  19.  April  1892,  Z.  7702:    196,  177. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  30.  April  1892,  Z.  8649:    4Ä7,  643. 

Erfaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  6.  Mai  1892,  Z.  8470:    (648). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  9.  Mai  1892,  Z.  10.193:    (463). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  10.  Mai  1892,  Z.  7838:     (138). 

Erfaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  20.  Mai  1892,  Z.  804/KUM,  MVBNr.  23:    597,  723. 

Verordnung  d.  M.  f.  K.  u.  ü.  v.  22.  Juni  1892,  Z.  7036,  MVBNr.  30:    811,  361. 

Erkenntnis  des  Reichsgerichtes  y.  6.  Juli  1892,  Z.  219:    333. 

Erfaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  8.  Juli  1892,  Z.  14.626:    42,  43. 

Erfaß  d.  Min.  t  K.  u.  ü.  v.  8.  Juli  1892,  Z.  16.372:    669,  876. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  20.  Juli  1892,  Z.  15.170:    716,  983. 

Erfaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  29.  Juli  1892,  Z.  4716:    (350). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  TJ.  y.  5.  August  1892,  Z.  16.712:    425  a,  532. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  10.  August  1892,  Z.  17.614,  MVBNr.  46:    558,  682. 

Erlaß  d.  Min.  d.  Innern  y.  22.  August  1892,  Z.  19.082:    (976). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  24.  August  1892,  Z.  16.792:    338. 

Erlaß  d.  Min.  d.  Innern  y.  27.  August  1892,  Z.  18.768:    (908). 

Erfaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  14.  September  1892,  Z.  16.008:    621,  763. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  28.  Oktober  1892,  Z.  24.269:    695,  917. 

Note  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  30.  Oktober  1892,  Z.  23.572:    81,  77. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  4.  November  1892,  Z.  24.352:    (233). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  2.  Dezember  1892,  Z.  2236/KUM:    588.  660. 

1898. 

Erlaß  d.  Min  f.  K.  u.  U.  y.  3.  Jänner  1893,  Z.  28.676  ex  1892:    (643). 

Ministerialerlaß  yom  13.  Jänner  1893,  Z.  28.764  ex  1892:    (290). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  14.  Jänner  1893,  Z.  27.364  ex  1892:    696,  918. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  22.  Jänner  1893,  Z.  688:    379. 

Erlaß  d.  Min.  d.  Innern  y.  29.  Februar  1893,  Z.  18.292:    (911). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  17.  März  1893,  Z.  3610,  MVBNr.  16:    598,  724. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  26.  März  1893,  Z.  1904:    501,  613. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  13.  April  1893,  Z.  4165:    (239);  (290). 

Gesetz  y.  20.  April  1893,  EGBNr.  68,  MVBNr.  16:    686,  805. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  29.  April  1893,  Z.  20/EUM,  MVBNr.  17:    599,  726. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  30.  Aprü  1893,  Z.  6617:  338. 

Erfaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  9.  Mai  1893,  Z.  1905:    84. 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  U.  y.  31.  Mai  1893,  Z.  6387:    68,  68. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  2.  Juni  1893,  Z.  11.439:    717,  986. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  9.  Juni  1893,  Z.  10.623:    (233). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  13.  Juni  1893,  Z.  3009:    802,  360. 

Erlaß d. Min. IE. u.U.  y.  24.  Juni  1893,  Z.  11.096,  RGBNr.  115,  MVBNr.  29:  889, 428. 

Erfaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  27.  Juni  1893,  Z.  13.783 :    857,  441. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  29.  Juni  1893,  Z.  1131/EUM:    589,  661. 

Erfaß  d.  Min.  1  E.  u.  U.  y.  28.  Juli  1893,  Z.  14.202:    554,  684. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  3.  August  1893,  Z.  1147/EUM:    188,  166. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  12.  August  1893,  Z.  6384:    497,  607. 

Erfaß  d.  Min.  f.  E.  n.  ü.  y.  2.  September  1893,  Z.  18.874:    858,  441. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  26.  September  1893,  Z.  19.170:    380. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  U.  y.  26.  September  1893,  Z.  20.161:    (404). 

Erlaß  d.  Min.  t  E.  u.  U.  y.  12.  Oktober  1893,  Z.  19.698:    840,  429. 

Erfaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  28.  Noyember  1893,  Z.  2083/EUM:    510,  662. 

Erlaß  d.  Min.  d.  Innern  y.  80.  Noyember  1893,  Z.  26.312:  (976). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  1.  Dezember  1893,  Z.  23.074:    380. 

£rfaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  4.  Dezember  1893,  Z.  26.366:    450,  666. 

Erlaß  d.  Min.  d.  Innern  y.  13.  Dezember  1893,  Z.  27.864:    (908). 

Vdg.  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  24.  Dez.  1893,  RGBNr.  204,  MVBNr.  1  ex  1894:  686, 807. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  24.  Dezember  1893,  Z.  2341/EUM:    687,  816. 


j^Qg^  Chronologisches  Verzeichnis. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  n.  U.  v.  16.  Jänner  1894,  Z.  27.593  ex  1893:    (164). 

Verordnung  d.  Min.  t  K.  u.  ü.  v.  16.  Jänner  1894,  RGBNr.  27,  MVBNr.  7 :    (759). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  16.  Jänner  1894,  Z.  73/KüM:    (765). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  4.  Februar  1894,  Z.  366:    (455). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  14.  Februar  1894,  Z.  28.203  ex  1893:    eOO.  726. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  n.  ü.  y.  15.  Februar  1894  ad  Z.  29.364  ex  1893:    707,  963. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  22.  Februar  1894,  Z.  1264:    297,  337. 

Erlaß  d.  Min.  d.  Innern  y.  13.  März  1894,  Z.  3368:    497. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  ü.  y.  15.  Mars  1894,  Z.  5048:    (455). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  19.  März  1894,  Z.  2047:    (233). 

Erlaß  d.  n.  5.  Statthalterei  y.  31.  März  1894,  Z.  20.867:    887,  497. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  26.  April  1894,  Z.  8325:    841,  429. 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  U.  y.  17.  Mai  1894,  Z.  220/EÜM:    888,  498. 

Erlaß  d.  Min.  f .  E.  u.  ü.  y.  25.  Mai  1894,  Z.  10.275:    541,  653. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  29.  Mai  1894,  Z.  9059:    488,  599. 

Note  d.  Min.  t  E.  u.  U.  y.  4.  JuH  1894,  Z.  12.667:    451,  556. 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  U.  y.  5.  Juü  1894,  Z.  449/EUM:    151,  134. 

Ministerialerlaß  y.  15.  Juli  1894,  Z.  557/EUM:    (135). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  ü.  y.  25.  Juli  1894,  Z.  14197:    (233). 

Gesetz  y.  26.  Juli  1894,  RGBNr.  168:    353. 

Erlaß  d  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  6.  August  1894,  Z.  1530/EÜM:    889,  499. 

Erlaß  d.  Justizmin.  y.  9.  August  1894,  Z.  16.841:    77,  74. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  13.  August  1894,  Z.  15.646,  MVBNr.  39:    (871). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  16.  August  1894,  Z.  16.214,  MVBNr.  40:    798. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  20.  September  1894,  Z.  14.772:    (389). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  5.  Oktober  1894,  Z.  24.392:    379. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  16.  Oktober  1894,  Z.  23.801:    845. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  23.  Oktober  1894,  Z.  18.890:    380. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  a.  ü.  y.  28.  Oktober  1894,  Z.  23.233:    (233). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  13.  Noyember  1894,  Z.  20.536,  MVBNr.  43:    «Ol,  726. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  16.  Noyember  1894,  Z.  18.512:    882,  305. 

Erlaß  d.  Min.  d.  Innern  y.  17.  Dezember  1894,  Z.  838  ex  1893:    (390). 

18»5. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  16.  Jänner  1895,  Z.  24.877  ex  1894:    (719). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  30.  Jänner  1895,  Z.  30.288  ex  1894:    221,  208. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  2.  Februar  1896,  Z.  278/EUM,  MVBNr.  9:    €9,  69. 

Vdg.d.Min.d.Inn.u.d.Min.tE.u.U.y.3.Febr.l895,RGBNr.23,MVBNr.6:  72Ä,  1009. 

Verordnung  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  10.  Februar  1896,  Z.  29.862,  MVBNr.  8:   812,  362. 

MinVdg.  V.  18.  Febr.  1895,  Z.  23.014  ex  1894,  RGBNr.  36,  MVBNr.  11:    (730). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  23.  Februar  1895,  Z.  2303:    (949). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  20.  März  1895,  Z.  5415:    (465). 

Eundm.  d.  Min.  f .  Landesyert.  y.  23.  März  1895,  RGBNr.  46,  MVBNr.15:  555,  684. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  1.  Juni  1896,  Z.  7654:    602,  727. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  22.  Juni  1895,  Z.  12.568:    (417). 

Erlaß  d.  Leiters  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  6.  Sept.  1895,  Z.  1717/EÜM,  MVBNr.  38 :   512,  624. 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  ü.  y.  18.  September  1895,  Z.  15.148:    (452). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  25.  September  1895,  Z.  17.570:    788,  1013;  86. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  4.  Oktober  1895,  Z.  22.412:    498,  608. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  14.  Oktober  1896,  Z.  24.273:    785,  1017. 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  ü.  y.  19.  Oktober  1895,  Z.  23.396:    (233). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  a.  U.  y.  24.  Oktober  1896,  Z.  23.494:    896,  336. 

Verordnung  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  12.  Noy.  1896,  Z.  2123/EÜM,  MVBNr.  46:  888,  799. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  28.  Noyember  1895,  Z.  27.106,  MVBNr.  48:    4ia 

Erlaß  d.  Handelsmin.  y.  30.  Noyember  1896,  Z.  3172:    (626). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  ü.  y.  18.  Dezember  1895,  Z.  20.843:    48,  44. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  21.  Dezember  1896,  Z.  28.286:    689,  913. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  27.  Dezember  1895,  Z.  26.374:    56. 
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Erlaß  d.  Min.  1  E.  n.  ü.  t.  16.  Jänner  1896,  Z.  2160/EÜM:    (28). 

Erlaß  d.  Finanzmin.  t.  20.  Jänner  1896,  Z.  1758:    184,  166. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  ü.  v.  21.  Jänner  1896,  Z.  509:    859,  442. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  '23.  Jänner  1896,  Z.  29.500  ex  1895:    47,  46. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  30.  Jänner  1896,  Z.  4671,  MVBNr.  10:    818,  364. 

Verordnung  d.  Min.  f.  E.  n.  U.  t.  30.  Jänner  1896,  Z.  4671,  MVBNr.  11 :   814,  365. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  U.  v.  2.  Februar  1896,  Z.  186/ETJM,  MVBNr.  18:   184,  166. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  U.  v.  18.  Februar  1896,  Z.  2010:    617,  628. 

Verordnung  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  9.  März  1896,  Z.  1966,  MVBNr.  18:   469,  564. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  10.  März  1896,  Z.  30.843  ex  1895:    462,  556. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  ü.  y.  15.  März  1896,  Z.  27.813  ex  1895:    860,  844. 

Verordnung  d.  Min.  1 E.  u.  U.  v.  19.  März  1896,  RGBNr.  45,  MVBNr.  20:  460,  566. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  22.  März  1896,  Z.  710/EUM:    468,  558. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  25.  März  1896,  Z.  7253:    821,  381. 

Erlaß  d.  Min.  I.  E.  u.  U.  y.  25.  März  1896,  Z.  7254:    874,  881. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  ü.  y.  25.  März  1896,  Z.  7255:    66,  66. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  25.  März  1896,  Z.  7256:    108,  108. 

Gesetz  v.  15.  April  1896,  EGBNr.  67:    413. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  16.  April  1896,  Z.  8393:    246,  225. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  20.  April  1896,  Z.  9120:    70,  70. 

Erlaß  d.  Min.  d.  Innern  y.  24.  April  1896,  Z.  10.184:    390. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  5.  Mai  1896,  Z.  9972,  MVBNr.  31:    880,  442. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  5.  Mai  1896,  Z.  10.642:    881,  442. 

Gesetz  y.  12.  Mai  1896,  RGBNr.  101,  MVBNr.  38:    (63). 

Gesetz  y.  14.  Mai  1896,  RGBNr.  74,  MVBNr.  28:    170,  149. 

Vdg.  d.  Finanzmin.  y.  22.  Mai  1896,  RGBNr.  77,  VB  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  Nr.  32 :   171, 154. 

Erlaß  d.  Min.  d.  Innern  y.  26.  Juni  1896,  Z.  21.903:    (976). 

Erkenntnis  d.  Verwaltungsgerichtshofes  y.  27.  Juni  1896,  Budw.  Nr.  9806:    (36). 

Erlaß  d.  Min.  I.  E.  u.  ü.  y.  18.  Juli  1896,  Z.  8299:    (233). 

Erlaß  d.  Min.  t  E.  u.  ü.  y.  17.  August  1896,  Z.  18.884:    (893). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  21.  August  1896,  Z.  45/EUM:    476,  587. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  21.  August  1896.  Z.  1869/EÜM:    189,  127. 

Erlaß  d.  Min.  t  E.  u.  U.  y.  29.  August  1896,  Z.  17.527:    (108). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  14.  September  1896,  Z.  15.093:    380. 

Erl.d.Min.f.E.u.U.y.23.Sept.l896,Z.2161/EUM,RGBNr.l83,MVBNr.51:  810, 824. 

Erlaß  f.  E.  u.  U.  y.  28.  September  1896,  Z.  18.194:    172,  165. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  8.  Oktober  1896  ad  Z.  45/EUM:    484,  593. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  n.  U.  y.  9.  Oktober  1896,  Z.  24.906:    (26). 

Erlaß  d.  Min.  I.  E.  u.  U.  y.  17.  Oktober  1896,  Z.  16.420:    (233). 

Gesetz  y.  25.  Oktober  1896,  RGBNr.  220:    (103). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  24.  November  1896,  Z.  28.772 :    (766). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  27.  November  1896,  Z.  28.634:    618,  625. 

Gesetz  y.  27.  November  1896,  RGBNr.  217:    (139). 

Erlaß  d.  Min.  1 E.  u.  U.  v.  23.  Dezember  1896,  Z.  2696,  MVBNr.  3  ex  1897 :  (347). 

Vdg.  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  30.  Dez.  1896,  Z.  31.637,  MVBNr.  2  ex  1897:    186,  167. 

Gesetz  y.  31.  Dezember  1896,  RGBNr.  8  ex  1897,  MVBNr.  5  ex  1897 :    282,  213. 

1897. 

Verordnung  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  1.  Jänner  1897,  RGBNr.  9,  MVBNr.  6:  288,  214. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  9.  Jänner  1897,  Z.  31.433  ex  1896:    614,  626. 
Erlaß  d.  Min.  f .  E. u.  ü.  v .  15.  Jänner  1897,  Z.  1754/EUM  ex  1896,  MVBNr.  10 :  499 a,  609. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  23.  Jänner  1897,  Z.  29.669  ex  1896,  MVBNr.  12:  661, 845. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  29.  Jänner  1897,  Z.  31.616  ex  1896:    380. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  12.  Februar  1897,  Z,  2362:    (692). 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  17.  Februar  1897,  Z.  3608:    284,  217. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  17.  Februar  1897,  Z.  17.069  ex  1896:    140,  127. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  24.  Februar  1897,  Z.  4792:    286,  218. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  27.  Februar  1897,  Z.  1127:    (420). 
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Vdg.  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  23.  März  1897,  Z.  7155,  RGBNr.  84,  MVBNr.  19 :  461,  567. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  29.  März  1897,  Z.  5796:    247,  226. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  1.  April  1897,  Z.  5793:    286,  218. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  8.  April  1897,  Z.  577/KÜM:    (26);  (692). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  18.  April  1897,  Z.  9177:    (437). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  21.  Aprü  1897,  Z.  16.948:    57. 

Verordnung  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  8.  Mai  1897,  Z.  3320,  MVBNr.  34:    (360). 

Erlaß  d.  Min.  1  K.  u.  U.  v.  21.  Mai  1897,  Z.  3980:    477,  588. 

Erlaß  d.  Min.  L  K.  n.  U.  v.  21.  Mai  1897,  Z.  12.256:    489,  599. 

Eriaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  22.  Mai  1897,  Z.  6559:    906,  351. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  n.  ü.  v.  31.  Mai  1897,  Z.  631:    614,  752. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  16.  Juni  1897,  Z.  14.726:    675,  882. 

Finanzministerialeriaß  v.  20.  Juni  1897,  Z.  15.792:    (99). 

Eriaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  25.  Juni  1897,  Z.  15.371:    804,  353. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  5.  Juli  1897,  Z.  17.656:    254,  235. 

Eriaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  18.  Juü  1897,  Z.  17.098:    380. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u,  U.  v.  22.  Juli  1897,  Z.  18.780:    890,  499. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  31.  Juli  1897,  Z.  19.212:    381. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  6.  August  1897,  Z.  6288:    (753). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  16.  August  1897,  Z.  21.511:    287,  220. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  23.  August  1897,  Z.  5991:    56. 

Eriaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  26.  August  1897,  Z.  14.707:    48. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  26.  August  1897,  Z.  19.562:    152,  135. 

Verordnung  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  30.  August  1897,  RGBNr.  220,  MVBNr.  50:  698, 920. 

Eriaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  30.  August  1897,  Z.  20.739,  MVBNr.  51:    (920). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  31.  August  1897,  Z.  2700:    404,  517. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  1.  September  1897,  Z.  21.819:  379. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  4.  September  1897,  Z.  16.636:    490,  600. 

Eriaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  20.  September  1897,  Z.  23.879,  MVBNr.  54:    652,  846. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  20.  September  1897,  Z.  24.035,  MVBNr.  69:    (923). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  21.  September  1897,  Z.  15.659:    (377). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  27.  September  1897,  Z.  23.944,  MVBNr.  65:  8fö,  443. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  27.  September  1897,  Z.  5048:    (377). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  29.  September  1897,  Z.  11.917:    (1017). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  10.  Oktober  1897,  Z.  17.374:    (1017). 

Vdg.  d.M.  d.Inn.  u.  d.M.  f.K.  u.U.y.  13.0kt.l897,EGBNr.241,MVBNr.58:  721, 999. 

Eriaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  19.  Oktober  1897,  Z.  26.534:    868,  443. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.U.  y.  27.  Noyember  1897,  Z.  28.730,  MVBNr.  61:   60S,  728. 

Eriaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  30.  Noyember  1897,  Z.  29.891:    288,  305. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  3.  Dezember  1897,  Z.  30.909:    379. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  7.  Dezember  1897,  Z.  28.990:    178,  156. 

Eriaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  11.  Dezember  1897,  Z.  23.812:    (835). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  25.  Dezember  1897,  Z.  31.993:    255,  236. 

1898. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  27.  Jänner  1898,  Z.  2555/KUM  ex  1897:     109,  108. 

Verordnung  d. Min.  f.  K.u. U.  y.  27.  Jänner  1898,  Z.  1605,  KGBNr.35,  MVBNr. 6 :  (879). 

Eriaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  14.  Februar  1898,  Z.  1801:  (535). 

Eriaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  22.  Februar  1898,  Z.  3175:    478,  589. 

Ministerialerlaß  y.  26.  Februar  1898,  Z.  4281:    (290). 

Note  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  27.  Februar  1898,  Z.  3051:    690,  913. 

Eriaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  21.  Mai  1898,  Z.  9234:  (290). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  6.  Juni  1898,  Z.  3952:    724,  1014. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  16.  Juni  1898,  Z.  15.582:    846,  434. 

Eriaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  24.  Juni  1898,  Z.  13.816:    815,  367. 

Erkenntnisse  d.  Reichsgerichtes  y.  6.  Juli  1898,  Z.  235  bis  Z.  238:    333. 

Erlaß  d.  Min.  1  K.  u.  ü.  y.  22.  Juli  1898,  Z.  10.027,  MVBNr.  39:    405,  5ia 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  31.  Juli  1898,  Z.  818:    479,  589. 
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Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  15.  August  1898,  Z.  20.267,  MVBNr.  46:    831,  407: 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  23.  August  1898,  Z.  575/KÜM:  110,  109. 

Vdg.  d.Min.  d.  Innern  u.  f .  K.  u.  U.  v.  30.  Aug.  1898,  EGBNr.  160,  MVBNr.  43 :  518,  629; 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  2.  September  1898,  Z.  19.600:  820,  377. 

Erlaß  d.  Äün.  f.  K.  u.  U.  v.  4.  September  1898,  Z.  29.533,  MVBNr.  50:  816,  308. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  12.  September  1898,  Z.  23.130,  MVBNr.  öl:  691,  914. 

Erlaß  d.  Min.  1  K.  u.  ü.  v.  15  September  1898,  Z.  23.397:  462,  569. 

Gesetz  v.  19.  September  1898,  BGBNr.  167,  MVBNr.  48:  97,  93. 

Gesetz  v.  19.  September  1898,  RGBNr.  172,  MVBNr.  62:  268,  257. 

Verordnung  d.  Finanzmin.  v.  20.  Sept.  1898,  Z.  7341/F.M.,  KUMVBNr.  68:  269, 259. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  24.  September  1898,  Z.  2194/EUM:  (96). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  27.  September  1898,  Z.  21.714:  488,  544. 

Erlaß  d.  Min.  1  K.  u.  U.  v.  1.  Oktober  1898,  Z.  23.703:  (233). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  8.  Oktober  1898,  Z.  97  ex  1897:  248,  226. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  15.  Oktober  1898,  Z.  21.690:  281,  212. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  16.  Oktober  1898,  Z.  23.613:  (1017). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  7.  November  1898,  Z.  21.606  ex  1897:  288,  220. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  9.  November  1898,  Z.  28.143:  (94). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  10.  November  1898,  Z.  26.959:  676,  882. 

Verordnung  d.  Finanzmin.  v.  13.  November  1898,  RGBNr.  201:  111,  110. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  20.  November  1898,  Z.  22.732:  44,  45. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  25.  Nov.  1898,  Z.  16.819,  MVBNr.  71:  604,  728. 

1899. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  16.  Jänner  1899,  Z.  34.168  ex  1898:  556,  686. 

Erlaß  d.  Min.  l  E.  u.  U.  v.  23.  Jänner  1899,  Z.  33.959:  197,  178. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  15.  Februar  1899,  Z.  3452:  229,  212. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  17.  Februar  1899,  Z.  2340,  MVBNr.  5:  658,  846. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  21.  Februar  1899,  Z.  344/EÜM:  71,  70. 

Kundm.  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  21.  Februar  1899,  Z.  4046,  MVBNr.  6:   828,  396. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  6.  März  1899,  Z.  4249:  (354). 

Vdg.  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  16.  März  1899,  Z,  6928,  RGBNr.  66,  MVBNr.  16:  702,  949, 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  17.  März  1899,  Z.  1765,  MVBNr.  15:  700,  948. 

Verordnung  d.  Finanzmin.  v.  17.  März  1899,  Z.  60.167  ex  1898:  270,  261. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  20.  März  1899,  Z.  12.610  ex  1898:  284,  306. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  27.  März  1899,  Z.  4511:  (766). 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  U.  v.  29.  März  1899,  Z.685/EUM,  MVBNr.  18:  270,  261. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  9.  Aprü  1899,  Z.  7351:  (1017).      . 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  9.  April  1899,  Z.  8002:  (24). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  30.  April  1899,  Z.  11.840:  406,  518. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  15.  Mai  1899,  Z.  11.713:  (417). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  17.  Mai  1899,  Z.  3607:  692,  915. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  25.  Mai  1899,  Z.  8020:  (226). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  31.  Mai  1899,  Z.  9830,  MVBNr.  24:  220,  202. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  3.  Juni  1899,  Z.  13.451:  407,  519. 

Verwaltungsgericbtshoferkenntnis  v.  5.  Juni  1899,  Z.  6788:  (3). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  10.  Juni  1899,  Z.  12.282,  MVBNr.  28:  654,  847. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  22.  Juni  1899,  Z.  5176:  805,  354. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  22.  Juni  1899,  Z.  17.409:  665,  848. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  25.  Juni  1899,  Z.  3333:  542,  663. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  3.  Juli  1899,  Z.  18.132:  198,  178. 

Erkenntnis  d.  Reichsgerichtes  v.  5.  Juli  1899,  Z.  201:  (150). 

Erkenntnis  d.  Reichsgerichtes  v.  5.  Juli  1899,  Z.  202,  Hye  XI,  951:  (97). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  7.  Juli  1899,  Z.  15.490:  (498). 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  U.  v.  8.  Juli  1899,  Z.  16.390:  45,  45. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  30.  JuU  1899.  Z.  20.986:  627,  780. 

Kais.  Verordnung  v.  19.  August  1899,  RGBNr.  159:  (309). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  21.  August  1899,  Z.  23.087:  (455). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  26.  August  1899,  Z.  15.839:  227, 

Universitätsgesetze.  07 


2058  Chronologisches  Verzeichnis. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  15.  September  1899,  Z.  17.814:  317,  370. 
Erkenntnis  d.  Heidisgerichtes  y.  18.  Okt.  1899,  Z.  324,  Hye  XI,  963:  (89);  (97). 
Erkenntnis  d.  Beichsgerichtes  v.  18.  Oktober  1899,  Z.  326,  Hye  XI,  965:  (99). 
Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  26.  Oktober  1899,  Z.  26.207:  (1017). 
Erlaß  d.  Min.  d.  Innern  t.  10.  November  1899,  Z.  38.025:  69S,  916. 
Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  5.  Dezember  1899,  Z.  2094/EUM:  285,  307. 
Verordnung  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  21.  Dez.  1899,  RGBNr.271,  MVBNr.  3  ex  1900:  884. 
Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  21.  Dezember  1899,  Z.  34.539:  (437). 
Gesetz  y.  26.  Dezember  1899,  RGBNr.  255,  MVBNr.  2  ex  1900:  286,  307. 

i»a«. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  12.  Jänner  1900,  Z.  1032:  (433). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  12.  Jänner  1900,  Z.  28.513  ex  1898:  379. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  27.  Jänner  1900,  Z.  26.385  ex  1899,  MVBNr.  17:  708, 952. 

Verordnung  d.  Gesamtmin.  y.  5.  Februar  1900,  BGBNr.  23:  806,  355. 

Erlaß  d.  Min.  t  E.  u.  ü.  y.  7.  Februar  1900,  Z.  910:  (108). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  17.  Februar  1900,  Z.  25.275  ex  1899,  MVBNr.  22:  180, 168. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  20.  Februar  1900,  Z.  308/EÜM:  807,  356. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  21.  Februar  1900,  Z.  4240:  ^27). 

Erlaß  d.  Min.  i  E.  u.  U.  y.  22.  Februar  1900,  Z.  299/EUM,  MVBNr.  24:  (67 1. 

Erlaß  d.  Min.  1  E.  u.  ü.  y.  3.  März  1900,  Z.  2498/EUM  ex  1899:  287,  310. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  5.  März  1900,  Z.  1521 :  (305). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  25.  März  1900,  Z.  625/EUM,  MVBNr.  29:  (341). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  9.  AprU  1900,  Z.  35.077:  (233). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  12.  April  1900,  Z.  6878:  688,  820. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  17.  AprU  1900,  Z.  855/EIJM:  (282). 

Erfaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  19.  AprU  1900,  Z.  7696:  222,  204. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  3.  Mai  1900,  Z.  8120:  515,  627;  (619). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  7.  Mai  1900,  Z.  2465:  408,  520. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  15.  Mai  1900,  Z.  875/EUM:  101,  101. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  16.  Juni  1900,  Z.  8807:  (955). 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  16.  Juni  1900,  Z.  14.074:  (955). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  27.  Juni  1900,  Z.  3838,  MVBNr.  39:  408,  520. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  27.  Juni  1900,  Z.  17.707:  519,  631. 

Erkenntnis  d.  Reichsger.  y.  4.  Juli  1900,  Z.  196:  (815). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  27.  Juü  1900,  Z.  1590/EUM:  72,  71. 

Eriaß  d.  Min.  1  E.  u.  U.  y.  27.  Juli  1900,  Z.  17.352:  (501). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  31.  Juli  1900,  Z.  19.314:  (1017). 

Vdg.  d.  M.  d.  Inn.  u.  d. Min.  f. E.u.ü.y.l.  Aug.  1900, RGBNr.  133, MVBNr. 42:  721,999. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  4.  August  1900,  Z.  2031:  455,  560. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  4.  August  1900,  Z.  21.149:  (184). 

Erlaß  d.  Min.  d.  Innern  y.  10.  August  1900,  Z.  27.425:  288,  311. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  29.  August  1900,  Z.  21.153,  MVBNr.  64:  829.  401. 

Verordnung  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  3.  Sept.  1900,  RGBNr.  149,  MVBNr.  49:   468,  57a 

Vdg.  d.  M.  d.  Inn.  u.  d.  Min.  f.  E.u.U.y.  3.  Sept.  1900,  RGBNr.  150,  MVBNr.  50:  ^4,571. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  3.  September  1900,  Z.  25.331:  465,  572. 

Eriaß  d.  Min.  t  E.  u.  ü.  y.  8.  Sept.  1900,  Z.  25.377:  (765). 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  17.  September  1900,  Z.  25.618:  (955);  (966). 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  24.  September  1900,  Z.  24.015,  MVBNr.  52:   239,  221. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  25.  September  1900,  Z.  15.179:  410,  521. 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  26.  September  1900,  Z.  27.292:  656,  848. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  9.  Oktober  1900,  Z.  28.432,  MVBNr.  59:  466  a,  574. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  30.  Oktober  1900,  Z-  29.909:  (847). 

Verordnung  d.  Justizmin.  y.  1.  Noyember  1900,  RGBNr.  182:  (139). 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  y.  5.  Noyember  1900,  Z.  6964:  878,  485. 

Erlaß  d.  Handelsmin.  y.  5.  Dezember  1900,  Z.  54.961:  (536), 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  6.  Dezember  1900,  Z.  34.385:  (222). 

Eriaß  d.  Min.  d.  Innern  v.  7.  Dezember  1900,  Z.  42.151:  485,  593. 
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Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  ▼.  11.  Dez.  1900,  Z.  34.551,  MYBNr.  65:  466  b,  576. 
Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  31.  Dezember  1900,  Z.  2523/KUM:  (355). 

1»01. 

Erkenntnis  d.  Beichsger.  v.  17.  Jänner  1901,  Z.  488  ex  1900:  (95). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  21.  Jänner  1901,  Z.  66/KUM,  MVBNr.  6:  (347). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  23.  Februar  1901,  Z.  374/KÜM,  MVBNr.  10:  (395). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  n.  U.  y.  15.  März  1901,  Z.  5770:  456,  561. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  26.  März  1901,  Z,  628/KÜM,  MVBNr.  14:  880,  404. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  n.  ü.  t.  13.  April  1901,  Z.  7544:  (432). 

Erlaß  d.  Justizmin.  y.  14.  April  1901,  Z.  6473:  78,  75. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  19.  April  1901,  Z.  2062:  249,  227. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  23.  Aprü  1901,  Z.  11.145:  379. 

Beicbsgerichtserkenntnis  y.  25.  April  1901,  Z.  163:  (21). 

Verordnung  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  28.  Aprü  1901,  Z.  9834,  MVBNr.  20:  467,  581. 

Erlaß  d.  Min.  1  K.  u.  ü.  y.  4.  Mai  1901,  Z.  8200:  (254). 

Verordnung  d.  Min.  d.  Innern  y.  11.  Mai  1901,  RGBNr.  49:  824,  383. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  12.  Mai  1901,  Z.  5165:  (955). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  17.  Mai  1901,  Z.  14.675:  91,  83. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  29.  Mai  1901,  Z.  2703:  (222). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  15.  Juni  1901,  Z.  15.593:  (554). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  21.  Juni  1901,  Z.  4191:  (95). 

Erkenntnis  d.  Beichsger.  y.  9.  Juli  1901,  Z.  288:  (99). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  9.  Juli  1901,  Z.  19.403:  (1017). 

Eriaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  23.  Juü  1901,  Z.  1645,  MVBNr.  36:  (343). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  24.  Juli  1901,  Z.  20.852:  (955). 

Eriaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  y.  24.  JuU  1901,  Z.  20.873:  489,  544. 

Eriaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  24.  Juli  1901,  Z.  21.359:  (954);  (956);  (957). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  9.  August  1901,  Z.  16.483:  (502). 

Eriaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  10.  August  1901,  Z.  22.223:  199,  179. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  10.  August  1901,  Z.  22.867:  (954);  (956);  (956);  (957). 

Eriaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  23.  August  1901,  Z.  23.423:  677,  883. 

Erlaß  d.  Min.  «i  K.  u.  ü.  y.  26.  August  1901,  Z.  25.545,  MVBNr.  37:  670,  876. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  29.  August  1901,  Z.  26.331:  602,  614. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  19.  September  1901,  Z.  27.179:  (615). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  26.  September  1901,  Z.  5288:  (222). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  27.  September  1901,  Z.  16.060:  380. 

Verordnung  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  3.  Okt.  1901,  Z.  27.915,  MVBNr.  39:  (568);  (576) 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  4.  Oktober  1901,  Z.  26.041:  411,  521. 

Eriaß  d.  Min.  1  K.  u.  U.  y.  8.  Oktober  1901,  Z.  12.309:  (370). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  22.  Oktober  1901,  Z.  22.070:  276,  289. 

Eriaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  25.  Oktober  1901,  Z.  21.916:  48,  47. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  26.  Oktober  1901,  Z.  29.745:  (615). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  31.  Oktober  1901,  Z.  1361/KUM:  (355). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  27.  November  1901,  Z.  35.230:  (891). 

Eriaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  12.  Dezember  1901,  Z.  35.928:  (955). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  18.  Dezember  1901,  Z.  34.005:  (337). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  21.  Dezember  1901,  Z.  37.968:  (1017). 

itos. 

Erl.d.Min.f.K.u.U.y.2.  Jänn.1902,  Z.36.711  ex  1901,  MVB  ex  1902,  S.77:  467,  562. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  13.  Jänner  1902,  Z.  39.168  ex  1901:  (954). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  20.  Jänner  1902,  Z.  38.817:  (233). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  25.  Jänner  1902,  Z.  37.400'  ex  1901:  112,  111. 

Gesetz  v.  26.  Jänner  1902,  RGBNr.  25,  MVBNr.  10:  (730). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  27.  Jänner  1902,  Z.  1800:  48. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  12.  Februar  1902,  Z.  3722:  (954);  (955). 

30nisterialyerordnung  y.  13.  Februar  1902,  RGBNr.  35,  MVBNr.  16:  (731). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U   y.  8.  März  1902,  Z.  562/KUM:  7,  10. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  8.  März  1902,  Z.  562/KUM:  667,  849. 
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Ejplaß  d.  Mitt.  f.  K.  u.  U.  v.  8.  März  1902,  Z.  562/KUM:  671,  877. 

Kandm.  d.  Min.  1  K.  u.  U.  y.  8.  März  1902,  Z.  62^7;  MVBNr.  19:  694,  800. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  18.  März  1902,  Z.  12.683,  MVBNr.  24:  468,  582. 

Erlaß  d.  Min,  f.  K.  u.  U.  v.  20.  März  1902,  Z.  583/KUM:  16,  20. 

Verordnung  d.  Handelsmin.  v.  20.  März  1902,  RGBNr.  55:  (882). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  21.  März  1902,  Z.  35.944;  608,  746. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U,  v.  22.  März  1902,  Z.  7278:  (1017). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  27.  März  1902,  Z.  8119:  520,  631. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  1.  April  1902,  Z.  7695:  (954);  (956). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  18.  April  1902,  Z.  11.353:  (568). 

Vdg.  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  21.  April  1902,  Z.  84/KüM  ex  1901,  MVBNr.  26:  289,  312. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  22.  Aprü  1902,  RGBNr.  89,  MVBNr.  29:  884. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  28.  Aprü  1902,  Z.  691/KUM:  108,  102. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  29.  April  1902,  Z,  33.647:  (290). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  n.  U.  y.  1.  Mai  1902,  Z.  10.450:  380. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  21.  Mai  1902,  Z.  16.440:  (170). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  24.  Mai  1902,  Z.  6119:  (367). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  2.  Juni  1902,  Z.  16.728:  (408). 

Verordnung  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  6.  Juni  1902,  Z.  1354/KUM,  MVBNr.  31:  290,  315. 

Erlaß  d.  Min.  d.  Innern  y.  28.  Juni  1902,  Z.  38.236  ex  1901 :  (390). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  2.  Juli  1902,  Z.  20.845:  (826). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  9.  Juli  1902,  Z.  21.670:  200,  180. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  11.  JuH  1902,  Z.  17.827:  616,  628. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  17.  Juli  1902,  Z.  23.554:  668,  850. 

Vdg.  d.  Gesamtmin .  y .  19.  Juli  1902,  RGBNr .  145,  MVB  d.  Min.  f .  K.  u.  U.  Nr .  34 :  27 1 ,  262. 

Gesetz  y.  19.  Juü  1902,  RGBNr.  220,  MVBNr.  50:  174,  157. 

Gesetz  y.  19.  Juü  1902,  RGBNr.  221,  MVBNr.  51:  176,  160. 

Verordnung  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  21.  Juü  1902,  Z.  1746/KUM,  MVBNr.  35:  272,  276. 

Erlaß  d.  Min.  d.  Innern  y.  22.  Juli  1902,  Z.  38.236:  (390). 

Erlaß  d.  Mm.  f.  K.  u.  ü.  y.  2>  August  1902,  Z.  1844/KüM:  (263);  (277). 

Erlaß  d.  Min.  1  K.  u.  U.  y.  4.  August  1902,  Z.  12.713:  (1017). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  20.  August  1902,  Z.  1865/KUM,  MTONr.  41 :    (344\ 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  26,  September  1902,  Z.  30.419:  92,  84. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  27.  September  1902,  Z.  28.934:  (222). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  30.  September  1902,  Z.  22.839:  (927). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  7.  Oktober  1902,  Z.  19.236:  (1017). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  7.  Oktober  1902,  Z.  30.047:  291,  321. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  10.  Oktober  1902,  Z.  27.302:  (308). 

Erlaß  d.  Min.  1  K.  u.  ü.  y.  10.  Oktober  1902,  Z.  32.212:  639,  821. 

Verordnung  d.  Gesamtmin.  y.  15.  Oktober  1902,  RGBNr.  200,  MVBNr.  46:  2»,  321. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  17.  Oktober  1902,  Z.  29.816:  (1017). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  23.  Oktober  1902,  Z.  32.282:  (568). 

Erlaß  d.  Miu.  f.  K.  u.  U.  y.  23.  Oktober  1902,  Z.  33.000:  (568). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  12.  Noyember  1902,  Z.  2342/KÜM:  208,  327. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  1.  Dezember  1902,  Z.  38.391:  491,  601. 

Verordnung  d.  Finanzmin   y.  2.  Dez.  1902,  RGBNr.  223,  MVBNr.  52:  175,  159. 

Verordnung  d.  Finanzmm.  v.  2.  Dez.  1902,  RGBNr.  224,  MVBNr.  53:  177,  161. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  5.  Dezember  1902,  Z.  36.322:  (317). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  5.  Dezember  1902,  Z.  38.891:  240,  222. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  6.  Dezember  1902,  Z.  37.644:  (568). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  y.  16.  Dezember  1902,  Z.  26.734:  (955). 

Äünisterialverordnung  v.  22.  Dez.  1902,  RGBNr.  3,  MVBNr.  3  ex  1903:  (731^ 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  y.  26.  Dezember  1902,  Z.  40.091:  (970). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  29.  Dezember  1902,  Z.  38.249:  (233). 

1»«8. 

Erlaß  d.  Mm.  f.  K.  u.  U.  y.  7.  Jänner  1903,  Z.  33.905  ex  1902:  697,  919. 
Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  15.  Jänner  1903,  Z.  17.078  ex  1902:  718,  985. 
Erlaß  d.  Min.  d.  Innern  v.  21.  Jänner  1903,  Z.  54.631  ex  1902:  (390). 
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Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  24.  Jänner  1903,  Z.  20.678:  (749). 

Erlaß  d.  Reichskriegsmin.  v.  5.  Februar  1903,  Z,  847:  (670). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  10.  Februar  1903,  Z.  3282:  (568). 

Erlaß  d.  Min.  1  K.  u.  U.  v.  18.  Februar  1903,  Z.  1410:  201,  180. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u   U.  v.  14.  März  1903,  Z.  506/KÜM:  341. 

Erlaß  d.  Min.  1  K.  u.  ü.  v.  23.  März  1903,  Z.  8383:  (401). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  28.  März  1903,  Z.  7917:  (1017). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  28.  März  1903,  Z.  8423:  (668). 

Finanzministerialverordnung  v.  29.  März  1903,  RGBNr.  74:  (341). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  n.  U.  v.  31.  März  1903,  Z.  3004/KÜM:  (321). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  4.  AprU  1903,  Z.  4782:  (749). 

Verordnung  d.  Min.  f .  K.  u.  ü.  v.  8.  April  1903,  RGBNr.  97,  MVBNr.21:    615,  753. 

Verordnung  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  14.  April  1903,  EGBNr.  102,  MVBNr.  22:  678, 884. 

Erlaß  d.  Finanzmin.  v.  21.  April  1903,  Z.  27.036:  (828). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  29.  April  1903,  Z.  13.181:  379. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  4.  Mai  1903,  Z.  14.706:  608,  615. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  8.  Mai  1903,  Z.  16.345,  MVBNr.  30:  679,  896. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  9.  Mai  1903,  Z.  697/KüM:  294,  330. 

Erlaß  d.  Mn.  f.  K.  u.  U.  v.  14.  Mai  1903,  Z.  607/KUM:  (342). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  14.  Mai  1903,  Z.  2238/KüM  ex  1901,  MVBNr.  31:  (328). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  14.  Mai  1903,  Z.  9066:  (894). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  27.  Mai  1903,  Z.  1056/KUM:  (346). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  26.  Juni  1903,  Z.  20.026:  (749). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  6.  Juli  1903.  Z.  281:  (102). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  8.  Juli  1903;  Z.  22.141:  701,  948. 

Gesetz  v.  18.  Juli  1903,  RGBNr.  203,  MVB  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  Nr.  46:  (247). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  31.  August  1903,  Z.  23.791:  66. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  31.  August  1903,  Z.  25.899:  (896). 

Erlaß  d.  Min.  £.  K.  u.  ü.  v.  31.  August  1903,  Z.  28.367:  (896). 

Erlaß  d.  Min.  d.  Innern  v.  3.  September  1903,  Z.  2627:  (382). 

Verordnung  d.  Min.  d.  Finanzen  ii.  d.  Handels  v.  4.  Sept.  1903,  RGBNr.  188:  (256). 

Erlaß  d.  Handelsmin.  v.  2.  Oktober  1903,  Z  46.829:  (536). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  19.  Oktober  1903,  Z.  33.438:  (896). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  2.  November  1903,  Z.  1930/KUM:  278,  287. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  19.  November  1903,  Z.  37.231:  (603). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K  u.  U.  v.  27.  November  1903,  Z.  33.810:  (568). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  4.  Dezember  1903,  Z.  39.637:  287. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  11.  Dezember  1903,  Z.  38.943:  (896). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  14.  Dezember  1903,  Z.  36.340:  379. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  21.Dez.l903,  Z.2447/KÜM,  MVBNr.5  ex  1904:  300,  341. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  31.  Dezember  1903,  Z.  41.691:  (403). 

1904. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  16.  Jänner  1904,  Z.  1631:  440,  645. 

Erlaß  d.  Finanzmin.  v.  22.  Jänner  1904,  Z.  82.000  ex  1903:  (688). 

Erlaß  d.  Mn.  f.  K.  u.  U.  v.  27.  Jänner  1904,  Z.  982,  MVB  ex  1904,  S.  108:  (558). 

Verordnung  d.  Min.  f.  Landesverteidigung  v.  13.  Februar  1904,  RGBNr.  19 :  (674). 

Verordnung  d.  Handelsmin.  v.  14.  Februar  1904,  RGBNr.  15:  (882). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  22.  Februar  1904,  Z.  38.834:  (331). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  26.  Februar  1904,  Z.  3381:  395. 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  26.  Februar  1904,  Z.  42.760  ex  1903:  (626). 

Erlaß  d.  Min.;  f.  K.  u.  U.  v.  28.  Februar  1904,  Z.  6228:  (965). 

Erlaß  d.  Min.  f.  K.  u.  ü.  v.  7.  März  1904,  Z.  2882:  380. 

Kote  d.  Min.  f.  K.  u.  U.  v.  14.  März  1904,  Z.  6887:  (626). 

Zuschrift  d.  Min.  d.  Innern  v.  31.  März  1904,  Z.  2201/M.  I.:    (28). 

Vdg.  d.  Min.  d.  Innern  u.  1 K.  u.  U.  v.  7.  April  1904,  RGBNr.  40,  MVBNr.  21 :  469,  583. 
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Reichsgerichtserkenntnis  v.  22.  April  1904,  Z.  137:  (20). 

Reichsgerichtserkenntnis  v.  22.  April  1904,  Z.  138:  (21). 
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Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  V.  20.  Juni  1904,  Z.  19.399:  (618). 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  20.  Juni  1904,  Z.  21.116:  (66). 

Verordnung  d.  Min.  f.  E.  u.  U.  v.  25.  Juni  1904,  RGBNr.  70,  MVBNr.  28:   215. 

Erlaß  d.  Min.  f.  E.  u.  ü.  v.  26.  Juni  1904,  Z.  12.241:  (215). 
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Aboang8zeagni88e  (Absolutorien): 

Allgemeines :  8#5 .  466 ;  Vorgang  bei  Ans- 
fertignng:  488,  698;  Eintragung  der 
Diszlplinarerk. :  528,  687;  488,  696; 
Fristen  zur  Ausfertigung:  885,  466; 
Stempel-  und  Schreibgebühr:  885,  466; 
888,  740;  Duplikate:ll85,  466:  bei  Zu- 
lassung zu  den  jur.  Rigorosen :  888, 876 ; 
Sprache  der  Abgangszeugnisse:  (687); 
488,694;  487,  698. 

für  Theologen:  888,  740; 

fCur  Juristen:  487,  696; 

für  Mediziner:  488,  600;  f ur Milit&rzwecke : 
488,  699; 

für  Philosophen:  488,  699;  481,  601; 

für  Pharmazeuten:  718,  979; 

ausländische:  418,  628; 

von  Agram  (für  Juristen):  481,  629; 

Beibringung  bei  übertritt  an  andere  üni- 
yersitäten:  484,  681; 

Hinterlegung  der  Absolutorien  bei  Ablegung 
jur.  Rigorosen:    888,  876; 

vgl.  hiezu  die  Rig.  Ordngen. 

Abhandlung,  far  das  kath.-theol.  Doktorat: 
815,  768;  für  das  phil.  Doktorat:  788, 
949;  788,963;  Habilitationsschrift:  187, 
169. 

Adjunkten,  im  Allgem.:  823,  206;  884,  206; 
an  den  kath.-theol.  Fak.:  887,  810; 
an  den  med.  und  phil.  Fak. :  888,  211  u.  ff. ; 
Erfordernis  des  ledigen  Standes:  885,208; 
lehramtliche  Stellung:  830,  218;  831,  212; 
Besoldung:  211;  888,  212; 
Anrechniing  der  Dienstzeit:  831,  212. 

Adjuten,  Remuneration  d.  Assist.:  838,  218; 
bei  Bibliothekspraktikanten:  413. 

Artervermietung  y.  Naturaiwohn.  188,  loo. 
Agramer  Univereität: 

Immatrikulation  auf  Orund  Agramer  Ab- 
gangszeugnisse (Juristen):  481,  529; 

Anerkennungvon  rechts-stwiss.  Studien  und 
Prfg. :  838,  821 ; 

Ergänzungsprfg.  in  kroat.  Sprache:  838, 
823;  85l,  861. 


Akademiech,  Führung  der  Bezeichnung  bei 
Studentenvereinen :  548,  667. 

Akad.  Amt  (Würde),  Pflicht  zur  Übernahme: 
88,  48;  Verzichtleistung:  40,  43. 

Akademieche  Behörden  (s.  auch  Senat, 

Prof.  KoU.  und  Wahlen  der  akad.  Funk- 
tionäre) : 

Organisation:  18,  23; 

Wirkungskreis:  18,  26,  28; 

(Geschäftsordnungen:    18,  29;   55  bis  80; 

Yerantwortlchk.  f.  Gtoschäftsf ühr. :  388, 473 ; 

Eorrespondenzverkehr :  18,  28;  Olu.  f. ; 

Verfügung  über  Lokalitäten :  48,  46;  47,46; 

Ingerenz  auf  Universitätsbibliotheken:  88» 
38;  87,  34;  31,  37; 

Disziplinarbefugnisse :  588,  637 ;  548,  668 ; 

Beschränkung  der  Disziplinargewalt  auf  die 
eigene  Univ. :  540,  662 ; 

zeitl.  Grenz,  d.  Disziplinargewalt:  530,  649. 

Akademiocher  Boden:  (28). 
Akademieche  Geeetze.  unentgeltliche  Be- 

teilnng  der  Stud. :  305,  463. 

Akademisch.  Nachwuche,  Heranbildung: 

823,  206  u.  ff.;  880,  206; 
für  die  kath.-theoI.  Fak.:  183,176;  008,747. 

AktivitätobezOge  (s.  auch  Besoldungsver- 
bältnisse) : 

für    Üniv.-Prof.:    07,    93;     in    Innsbruck 

(Theolog.):  00,  92; 
für  Staatsbeamte:  800,  253;  808,  267; 

für  dasUniv.-Eanzlei-  u.  -Quästur-Personal : 
SOS,  246;  Wien:  801,  244; 

für  Üniv.-Adjunkten:  211;  SSO,  212; 

für  Diener:  880,  807;  888,  321; 

Exekution  auf  Bezüge:  100,  105. 

AktivitätOZUlage,  Schema:  (93);  800,  S64; 

bei     Natural  wohng.     (Quartieräquivalent) : 
800,  264;  (266);  885,  307; 

Anweisung:  807,  266; 

bei  Dienern:  880,  309. 

Album  der  Univereität:  305,  449. 

Alkohol,  abgabefreier  Bezug:  810,  360. 
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Allgemeine  Studienordnung,  &.  stndienord. 

Altersgrenze  für  die  Pensionierung  von 
Staatslehrpersonen:  IBO,  163. 

Amanuensen,  an  d.  Üniv.-Bibliotheken :  413. 

Amtsgeheimnis,  Verpflichtung  z.  Wahrung: 
58,  58;  5»,  59;  60,  60. 

AnatomiSClie  Institute,  Zusendung  von 
Leichen:  (382)-  Verkehr  mit  Leichen- 
präparaten :  385,  388. 

Anatomische  Präparate,  Einsendung  an 
Univ.-Institute:  338,  388. 

Angelobung  der  Assistenten:  SSS,  815;  284. 
817;  X38,820;  derKanzleigehiJfen:  271, 
268,  276  (8.  auch  Sponsionsf ormel ,  Ge- 
löbnis). 

Annual-  und  Semestralpriifungen,  305, 

461 ;  bei  den  kath.-theol.  Fak. :  000,  739 ; 
008,  748. 

Anrechenbarkeit  (s.  auch  Elnrechnung); 

der  Dienstzeit  für  den  Anfall  von  Quin- 
quennalzulagen  bei  Üniv.-Prof . :  07,  93 ; 

bei  Übertritt  der  Prof.  von  anderen  üntor- 
richtsanstalten :  07,  95; 

-  für  d.  Pension  b.  Staatslehrpers. :  170, 150; 
180,  163;  178,  162;  170,  162; 

bei  Adjunkten:  231,  818; 

bei  Assistenten:  238,  813; 

:  des  Einjährig -Freiwilligenjahres  für  den 
Staatsdienst:  552,  681; 

a.  auch  Dienstzeit; 

V.  Vorträgen  d.  Lehrer  i.  e.  S.:  220,  803; 

Anrechnung  von  Semestern  im  Allgem.: 
305,  461,  462,  468; 

;  Nichtanrechnung  von  Semestern  während  d. 
Ejnj.  Freiw.  Dienstes:  551,  679; 

Anrechnung  von  jur.  Semestern  (Mini- 
malstundcnanzahl) :  035,  805;  030,  808; 

'  von  jurid.  Seminar-Übg. :  310,  876; 

von  Semestern  anderer  Fak.  für  das  Rechts- 
studium: 035,  806;  030,  811; 

Nichtanrechenbarkeit  v.  sog.  Reprobations- 
semestern  bei  Juristen:  058,  850; 

'  von  ausl. jur. Semestern:  035, 806; 030,  811 ; 

Anrechnung  vonphil.  Semestern  für  med. 
Studium:  075,  S82;  078,  885; 

Nichtanrechnung    von    Seminar-Übg.    für 
phil.  Semester:  004,  917; 

von   preußischen   Studiensemestem :    521, 
638;  522,  633. 

Anspruchsberechtigung  auf  Beamten-  und 
Dienerstellen  (Zertiflkatisten):  270,  890. 

Anträge  (d.  akad.  Behörden),  finanziell-öko- 
nomischer Art:  (66); 

AUf  Auszeichnungen  von  Üniv.-Prof.:  24. 
38;  25,  38. 

Anweisung  der  Bezüge  von  Üniv.-Prof.  und 
Staatsbeamten:  807,  256; 

der  Assistentenremunerationen:  233,  815; 
280,  219; 

V.  Jahresremunerationen  und  Substitntions- 
gebühren:  311,  361;  212,  194; 

Einführung  von  Zahlungslisten:  731,  1083; 

der  Institutsdotationen:  312,  368. 


Apotheicerlehre,  Aufnahme  in  die:  718.97Ö: 
s.  auch  pharm.  Stadium. 

Äquivalent  für  Dienstkleidung  der  Diener: 
280,  814; 

für  Wohnungen:  00,  99;  200,  854. 
Arbeits-  b.  Dienstkleid. 

Archäologische  Lehrkorse  fürMitteischui 

lehrer   an   den  phil.  Fak.:    005,  917: 
000,  918. 

Archiv  der  Univ.  Prag:  205,  858; 

Archivsdienst,  Erg&nznngsprfg.  b.  Institut 
für  Ost.  Oeschichtsforschnng  in  Wien: 
M        328,  400. 

Arzte,  Berechtigung  z.  Praxis :  080,  908 u.  ff. 
ausländ.:  (908);  083,  910; 
aus  Ungarn:  518,  689;  520,  631; 
Besuch  von  Üniv.-Vorlesg. :  430,  548; 

Nachtragsprfe.  bei  begangenen  Kunst- 
fehlern: 087,  918; 

Ferialkurse:  073,  880; 

Arztekammergesetz:  Beteilnng   der    med, 
Promovenden:  080,  913. 

Arztliche  Praxis,  Berechtigung  zur:  080, 
908  U.A.; 

für  Frauen:  403,  570;  405,  572; 

Reziprozität  m. Ungarn:  518,  629;  520,  6äl. 

Assel(Uranz  bei  Staatsgebäuden:  274.  8^: 
275,  889. 

Assistenten,  l.  aUgem.:  223,  806;  224,  t06: 

dienstliche  Stellung:  232,  818  n.  ff.; 

Vorgang  bei  Bestellung:  238.  214;  bei  den 
Sternwarten  in  Wien  und  Prag,  bei  der 
Zentralanstalt  für  Meteorologie  und  Geo- 
dynamik: 243,  884;  244,  824;  247,  228; 
b.  d.  zoolog.  Station  inXriest:  240,  227: 

Erfordernisse  (Qualifikation):  238,214;  284, 
217;  235,  818;  230,  819; 

Angelobung:  233,  215;  234.  217;  288,  220; 

Dienstzeitverlängemng:  282,  2t5: 

Nachsicht  der  Verehelichung :  2M,  208: 
233,  215;  242,  223; 

Nachsicht  d.  Yorwandtschaf tsverhaltnisses : 
141, 188;  233,  815;  287,  220;  242,  223: 

Ausmaß  der  Remuneration:  280,  221;  bei 
Kumulierung  mit  einer  Professur:  (222): 
Triennalzulagen:  230,  281;  (228); 

Anweisung  der  Remuneration;  288,  215: 
230,  219; 

Einstellung  der  Remuneration:  280,  219: 

Urlaub:  233,  216;  230,  819; 

Anrechenbarkeit  der  Dienstzeit:  882,  213; 
230,  818; 

Eisenbahnfahrbegünstigung:  288,817;  720. 
1082; 

Natural  Wohnungen :  230   222;  245,  925; 

sonstige  Emolumente:  230,  222;  245,  £25; 

Behandlung  in  ErkrankungsfäJIen :  288.  SIT : 

Reisegebühren:  240,  222; 

Dienstesverleihungsgebühr:  780,  1023; 

Lehrbefugnis:  241,  228; 

,  Berücksichtig,  b.  Physikatsprf g. :  240.  2£n 

Terwendungszeugnisse:  248,  226. 


^chregbter. 
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Assistenten  (Oehüfen)d. Pharm.:  712,  977. 

Astronoms-Adjunkten:  2S8,  an. 

Aufnahme  in  die  Univ.-Stadien, 

.  im  allgemeinen:  365,  451;  .412,  588  n. ff.; 

Vorbildung  zur  Aufnahme  für  Theologen: 

412,  522;    aus    bischöflichen  Knaben- 

seminarien:    418,   528;     für   gr.-kath. 

Theologen:  415,  525; 

.   Aufnahme  von  Bealschulabiturienten :  410, 

525; 
•  von  Beamten:  487,585;  440,545;  von  Offi- 
zieren: 430.  544; 
von  Frauen:  458,  562  u.  ft.; 
von  Ausländem:  305,451;  441,  545  u.  fF.; 
von  Ungarn:  440,  554;  von  Stud.  aus 
den  Balkanländem:  450,  555;  452,  556; 

von   relegierten   Studierenden:   305,   452; 
523,  6S6; 

von   reprobierten   Maturanten:    420,   587; 
(538) ;  jur.  Fak. :  434, 540 ;  Frauen :  (668) ; 

nachträgliche:  305,  456;    430,  589;   Kom- 
petenz zur:  21,  81; 
(s.  auch  Inskription  und  Immatrikulation). 

AufnahmsgebQhren: 

Immatrikulationstaxe   der  ordl.  Studieren- 
den: 305,  458;  418,  527;  423,  581; 

Befreiung  von  derselben:  305,  458;   000, 
337; 

Inskriptionsgebühr  der  a.  o.   und  anderen 
Studierenden:  425b,  538. 

Aufnahmsschetn  (Interims^):  305,  451 ; 

Stempelfreiheit:  470,  584; 
s.  auch  Matrikelschein. 

Augustin  Set.  (Priesterbildangsinstitut 

in  Wien): 

Befreiung  vom  Kollegiengeld:  303,  509; 

Zulassung  zum  theol.  Doktorat:  015,  756; 
018,  761;  010,  762. 

Aushilfsdiener,  (Stellung  und  Bezüge) :  202, 
821;  203,  827; 

Erfordern,  d.  öst.  Staatsbürgersch.:  (321); 

Entlohnung  während  der  Ferialzeit:  (828); 

Arbeitskleidung:  (828); 

Gnadengaben  als  Versorgung:  202,  825; 

Umwandlung  in  definitive  Dienstposton: 
203,  SSO;  204,  380; 

Aufnahme  zur  Versehung  erledigter  Diener- 
posten: 280,  304;  (331); 

Krankenversicherung:  280.  810;  200,  880; 
202,  324;  300,  355;  307,  356. 

Ausländer,  Aufnahme  im  aligemeinen:  305, 
451,  460;  441,  545 u.  ff.; 

bei  den  kath.-theol.  F^.:  441,  545;  an  der 
gr.-orient.  Fak.  in  Gzemowitz  (Rigoro- 
santen):  028,  781; 

bei  den  jur.  Fak.:  444,  550; 

bei  den  med.  Fak.:  Stud.  aus  den  Balkan- 
ländern: 452,  556;  Revers  bei  Aus- 
folgung  des  Doktordiploms:  083,  910; 
bei  Nostrifikation  ausländischer  Doktor- 
diplome: 080,  912; 

bei  den  phil.  Fak.:  Stud.  aus  den  Balkan- 
ländem: 450,  555; 


Pharmazeuten :  443,  549 ;  Stud.  aus  Balkan- 
ländem: 452,  556; 

Frauen  an  der  med.  Fak.:  468,  582;  an  den 
phil.  Fak.:  402,  569; 

Kollegiengeldbefreiung:  301,  508; 

Überprüfung  der  Vorbildung:  447,  552. 

Ausländische,  Maturitätszeugnisse ,  Aner- 
kennung: 414,  525;  442,  547;  ungari- 
sche: 440,  554;  Sarajevo:  445,  551: 
440,  551;  Travnik:  453,  558;  Mostar: 

450,  561;  457,  562;  Kroatien:  455,  560; 
Rumänien:   454,   558;   Serbien:   (554); 

451,  556; 

Universitäten,  Besuch:  305,  459:  Anrech- 
nung preußischer  Studiensemester :  52 1 , 
632;  522,  688; 

Abgangszeugnisse:  410,  588. 

Ärzte,  Praxisberechtigung:  083,  910; 

Doktorate,  Nostrifikation:  500,  618;  pharm. 

Dipl.:  (970); 
Oesandtschaften ,     Korrespondenzverkehr: 

00,  69; 
Diplome,  Annahme:  505,  617; 
Gesellschaften,  Mitgliedsch. :  155,  137. 

Ausschließung,  vom  der  ünlv.:  523,  686: 

von  den  theol.  Studien:  417,  527;  s.  Ver- 
weisung, Relegierung. 

Ausserordentliche  Professoren,  (s.  auch 

Professoren) : 
Bezüge  und  Stellung:  07,  94; 
Beeidigung:  115,  118; 
Rangordnung:  137,  125; 
KoUegiengeldbezug:  07,  95;  300,  514; 

Abhaltung     unentgeltlicher     Vorlesungen : 

301,502; 
gleichzeitige  Stellung  als  Assistenten :  (2SS) ; 
Zuziehung  zu  jur.  Rigorosen:  004,  878. 

Ausserordentliche  Studierende  (Hörer 
und  Hörerinnen),  im  allgemeinen: 
305,  457;   in  Prag:  435,  541;    mit  uu- 

fenfigender  Maturitätspriif. :  420,  587 ; 
'rauen:  (568); 
'  an  den  kath.-theol.  Fak.:  000.  738; 
an  den  jur.  Fak.:  434,  540;' 
an  den  med.  Fak. :  430,  542 ; 
an  den  phil.  Fak.:  401,  601;  008,  925; 
Pharmazeuten:  305,  457;  708,  964  u.  ff.; 
beim  landw.  Studium  in  Krakau :  720,  997 ; 
Staatsrechnungswissenschaft:  704,  959; 
Frauen,  an  den  med.  Fak.:  408,  582; 

Frauen,  an  den  phil.  Fak.:  401,  567;  Au:«- 
länderinnen:  (568j; 

Inskription:  305,  457; 

Inskriptionsgebühr :  425  b,  582 ; 

Disziplinarbehandlnng:  305,458;  523,636; 

Kollegiengeldzahlung:  301.502;  304,510. 

Austritt  aus  den  Üniv.-Studien ,  im  allge- 
meinen: 305,  465; 

.  an  den  theol.  Fak. :  000,  740. 

Auswärtige  Höfe,  Korrespondenzverkehr 
bei  Einsendung  von  gewidmeten  Publi- 
kationen: 00,  69. 
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Ausweise,  statistische: 

im  allgemeineii :  8S,  78  n.  ff. ; 

über  die  Inskriptionen:  85,  80;  Sl,  88;  über 
nachträgl.  Inskriptionen:  433,  54£ ;  yon 
üngaren :  89, 83 ;  bei  versicherungsteclm. 
Kursen:  86; 

über  Theologen  behnfs  Kollegiengeldbefrei- 
tmg:  391,  602;  8S3.  610; 

fiber  die  Rigorosen:  86,  81;  über  rechts-  n. 
stwiss.  Staatsprüfungen :  S4#,  884; 

fiber  die  Promotionen:  8S,  81;  86; 

über  Nostrifikationen,  theol.:  86; 

über  die  Stipendisten:  574,  706;  575,  706; 

Formulare:  84,  80;  8S,  81;  Sl,84;  98,84; 
787,  1080; 

Ausfertigung  in  triplo:  87,  81; 

über  Beginn  u.  Schluß  der  Yorlesg. :  88,  88 ; 

über  Quästursergebnlsse:  88,  78;  497,  680; 

über  den  Wiener  Üniy.-Eanzleif ond :  86; 
54,  66; 

über  Einkommen  der  Prof.  an  Prüfungs- 
taxen: 119,  109; 

über  die  Habilitationen:  99,  83. 

Auszeichnungsanträge  fürüniy.-Prof.:  84, 

88;  85,  88. 


Ballcanländer  (Bosnien,  Rumänien,  Serbien, 
Bulgarien):  Zulassung  von  Stud.  der 
Phil.:  459,  666:  von  Medizinern  und 
Pharmazeuten:  458,  666. 

Barmlierzige  BrOder,  Krzu.  Praxisbereoh- 

tigung:  985,  911. 

Beamte  der  Ünlv.-Eanzlel  und  -Ou&stur, 
Bezüge  und  Rangsklassen :  898,  846; 
899,  £63;  898,  867;  für  On&stursbeamte 
in  Wien:  891,  844;    898,846; 

Vorgang  bei  Ernennung:  898,  846; 

Pensionsvorschriften:  179,  149  u.  ff.; 

Disziplinarvorschriften:  895,  888;  DiszipL- 
Behörde:  898,  846; 

Bezug  von  Schreibgebühren  für  Duplikate: 

395,  466; 

Bibliotheksbeamte:  87,  86;  418; 

Zulassung  von  Beamten  zu  Üniv.-Studlen : 
487,  686;  449,646;  von  Militärbeamten: 
439,  644. 

Beeidigung  derüniv.-Prof.r  113,  118  u.  ff.; 
der  Üniv.-Diener:  889,  804; 
(s.  Eideserinnerung). 

Befreiung  vom  Eolleglengelde,  im  allge- 
meinen: 391,  508;  411.  681;  Wirkung 
für  Hauptkollegien:  391,606;  für  Vor- 
lesgen an  einer  anderen  Fak. :  399,  474; 
391,  604;  397,  614; 

Theologen:  391,  508;  393,  609;  397,  614; 
398,  614; 

Juristen:  397,  518; 

Mediziner  (Ärzte) :  439,  648 ; 

Philosophen  (Lehramtskandidaten  der  Real- 
schulen): 495,  618; 

Pharmazeuten:  798,  964; 

Ausländer:  391,  508; 


Frauen,  Hospitantinnen:  499,  681; 

Fristen  für  Befrelungsgesnche :  391,  604; 
491,  616;  498,  616;  494,  617;  488,  5S0; 

Kompetenz  des  Prof.  EoU.:  391,604;  97.95; 
491,  616;  Würdigkeitsaasweise:  »99, 
688; 

(}ebührenfreiheit  der  Befreiungsgesache: 
493,  617;  s.  auch  Eollegiengeld ; 

von  Taxen,  u.  zw.  Immatrikulationstaxe: 
395,  468;  kath.  Theologen:  999,  737; 
Inskriptionsgebühr:  485b,  632; 

von  der  Prüfungstaxe  bei  gr.-orient.  Theo- 
logen: 985,  779; 

von  der  jur.  Staatsprüfungstaxe :  948,  8S7; 
943,  888. 

BellSrden,  &.  akad.  Behörden. 

Benützung  der  Ünlv.-Bibliotheken:  (s.  auch 
Bücherentlehnung) : 

im  Lesesaal:  338,  414: 

Zutritt  zu  den  Handschrif tensammlungen : 
(417);  488; 

Entlehnungen  im  Standort:  334,  419  a.  ff.; 

außerhalb  des  Standortes:  348,  490a.  ff.; 

Entlehnung  ans  auswärtigen  Bibliotheken : 
347,  434; 

aus  preufiischen  Bibliotheken :  348, 4% ;  aas 
bairischen  Bibliotheken:  349,  4S6. 

Bericiltei  s.  Eorrespendenzverkehr. 

BeaCllWerden  der  studierenden:  395,  466; 

der  Zertiflkatisten  bei  Stellenbewerb^:  279, 
893;  877,  898; 

der  Aushilfsdiener  gegen  Entlassung:  898, 
884. 

BeeetZUng  von  Unlv.-Professuren:    »S,  86; 

an  theol.  Fak.:  995,  735;  997,  744:  Inns- 
bruck: 4,7;  99,98;  Lemberg:  15,  90; 

an  der  gr.-orient.-theol.  Fi^  in  Czeraowitz : 
988,  766; 

an  der  jur.  Fak.  in  Lemberg  (ruthen.) :  (87>. 

Beeeidungeverliältnieee  der  Uniy.-Prof.: 

97,  98; 

an  der  theol.  Fak.  in  Innsbruck:  #9,  92; 

Bedeutung  v.  Yerhandl.  b.  Berafangen:(89^; 

bei  Univ.- Adjunkten:  811;  889,  812; 

bei  Bibliotheksbeamten:  413; 

bei  Univ.- Assistenten:  839,  821; 

bei  Üniv.-Beamten:  898,  246;  899,  853; 
898,  867;  899,  869; 

bei  Quästurbeamten  in  Wien:  891,  844; 
898,  846; 

beim  Eanzleihilf spersonal :  871,  265,  2T4; 
878,  888; 

bei  Dienern:  889,  907;  899,  316;  (308); 

bei  Aushilfsdienern:  898,  321. 

Beetätigung  d.  Professoren  im  Lehramte: 
119, 114  n.  ff. ;  bei  Prof.  der  Theologie: 
997,  746; 
Ansuchen  um  dieselbe:  189, 117;  187, 120; 
188,  121;  bei  Berufung  aas  festen 
Stellungen:  188,  117;  Evidenzhaltung: 
119,  116;  189,  119; 

der  Üniv.-Adjunkten:  839,  818; 

der  Ernennung  v.  Univ.-D  i  e  n  e  r  n :  889, 304 ; 
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des    Vorlesungsbesnches,    im    allge- 
meinen: 3«&,  462;  3«6,  471;  373,  488; 

Fristen  hiefür:  865,  4«S;  422,  &31; 

8.  anch  Frequenzbestätignng. 

Besteuerung  des  Einkommens:    s.  Steuer- 
Zahlung. 

BeeuCh  der  Vorlesungen,  im  allg.:  8^5, 468; 

Überwachung  des  Besuchsfleifies :  3^7, 476 ; 

bei  Juristen:  9M,  470;  373,  482; 

Unterbrechung  des  Besuches:  378,  485; 

med.Yorlesg.  durch  Zahntechniker :  676, 888 ; 

ausländischer  Universitäten:  im  allgem.: 
366,  459;  3«6,  469; 

von  Theologen:  €11,  751; 

von  Juristen:  635,  806;  636,  811; 

von  Medizinern:  678,  885; 

von  Philosophen:  365,  460; 

von  Pharmazeuten:  (970); 

von  Frauen  (Medizin):  466,  566. 

BeSUChezeugnUse,    s.   Bestätigung   und 
Frequenz. 

Beurlaubungen,  s.  Urlaub. 

BezOge,  s.  Besoldungsverhältnisse. 

Bibliotheken,  Beamte:  418;  Yorschlagsrecht 
bei  Üniv.-Bibliothekcn:  27,  85;  31,87; 

Wirkungskreis  der  akad.  Behörden :  26,  88 ; 
27,  84; 

Benützung  der  Univ-Bibliotheken,  im  Lese- 
saal: 382,  414; 

sonstige  (s.  Bücherentlehnung); 

Seminarbibliotheken:  306,  859; 

Dotationsgebamng:  316,  868. 

Bibliothekeinstruktion:  332,  414. 
BIbliothekepraktikanten:  266,255;  418. 
Bosnisch-herzegovinische  Studierende : 

(554); 

Entziehung  der  Stipendien  im  Falle  politi- 
scher Kundgebungen :  541,  653. 

Brandochadenvereicherung   von  staats- 

gebäuden:  274,  288;  275,  289. 

Brett,   schwarzes,    zur  Verständigung  der 

Studierenden:  365,  466; 
Ankündigung    des    Vorleseverzeichnisses : 

370,  491 ; 
für  Kundmachungen:  371,  481:  801,  507; 

401,  516;  fremde  Plakate:  876,  484. 

BOcherentlehnung,  aus  den  Univ.-u.öflentl. 
Bibliotheken,  im  Lesesaal:  332,  414; 

zur  häuslichen  Benützung  im  Standort  der 
Bibliotheken :  334.  419  u.  fE. ;  außerhalb 
des  Standortes:  342,  480u.  if.;  Ver- 
gütung der  Spesen:  344,  483; 

periodische  Druckschriften:  428;  346,  484; 

Handschriften:   334,428;   344,438;   345, 

438;  347,  484; 
Hereinbringung  entlehnter  Bücher :  330,428 ; 

Mitwirk,  der  Dekanate  hiebe! :  340,  429; 

Portobehandlung    der    Mahnschreiben : 

841,  429; 
bei  verbotenen  Druckschriften:  333,  417; 


aus  der  Hofbibliothek:  864,  444; 

aus  auswärt.  Bibliotheken:  847,  484;  348, 

435;  340,  486; 
s.  auch  Entlehnungsbefngnisse. 

Budget,  für  die  Universitäten:  (66). 


C  (s.  auch  E  und  Z). 

Chemie,  Stipendien  zur  Ausbildung  in  der: 
251,  229. 

Chirurgische  Operationoinstitute:  253, 

282. 

CoSxaminatoren  bei  med.  Rigorosen  (nach 
der  früheren  Rig.  Ordng.):  (885). 

CzernOWitZ,  Unlv.,  Errichtung:  17,  21; 
gr.-orient.-theol.  Fak. :  622,  765  u.  ff. ; 
Seminarlokalitäten:  820,  877. 


Dalmatien,  Rechtshörer  aus,  Studien  und 
Staatsprüfungen  in  Agram:  421,  529; 
630,  821;  65^,  851. 

Dauer  der  Studien:  865,  460; 

kath.-theol.  Fak.:  605,  731;  666,  788;  667, 

742;  608,  747; 
gr.-or.-theol.  Fak.  In  Czemowitz:  622,  767; 
evang.-theol.  Fak.  in  Wien:  680,  790; 
rechts-  u.  stwiss.  Fak.:  635,  805  (Gesetz); 

686,  808  (Durchf.-Vdg.); 

med.  Fak.:  678,  884; 

phil.  Fak.:  für  Rigorosen:  762,  949;  für 
Lehramtsprfg.  an  Gymnasien  und  Real- 
schulen: 608,  928; 

pharm.  Studien:  708,  964; 

landwirtsch.  Studium  inKrakau:  710,987; 

für  die  Prüfung  aus  Staatsrechnungswissen- 
schaft: 704,  959; 

der  einzelnen  Vorlesungen:  870,  488. 

Definitiverklärung  im  Lehramte,  s.  Bestäti- 
gung. 

Dekan  des  Prof.  KoU.,  Wahl  desselben:  18,24: 
87,  41 ; 

Wirkungskreis:  18,  27;  23,  38;  41,  43; 

bezüglich  des  rechtzeitigen  Beginnes  der 
Vorlesungen:  437,  543; 

bei  Immatrikulation  der  Stud.:  865,  449, 
452;  relegierter  Stud.  365,  459; 

bei  nachträgl.  Inskription:  481,  589;  in 
Prag:  485,  542; 

bei  Zulassung  zur  rechtshist.  Staatsprfg.: 
646,827; 

Überprüfung  der  Studiennachweise  bei  Über- 
tritt von  einer  anderen  Fak.:  447,  552; 

Disziplinargewalt  gegenüber  Stud. :  523,637  j 

Bezug  von  Schreibgebühren  für  Duplikate: 
865,  466; 

Vidierung  v.  Meldungsbtichem  (bogen) :  365, 
463;  428,  587;  472,585;  v.  Stipendien- 
quittungen: 568,  692. 

Demonstrator-Stipendien:  250,  228  u.  ff. 
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Diener  (s.  anch  Aashilfsdiener): 

Zertifikatistengesetz :    S7ft,    890;     Dnrch- 
f ahningsvdg. :  S77,  894; 

Vorgang  bei  Ernennung,  Verzicht  nnd  Pen- 
sionierang:  280,  808; 

Konkursansschreibung :  276,898;  877,897; 

287,  811; 

zulässige  Qnaliflkationsbedingungen:  879, 
808;  287,  810;  (817);  2*f,  818; 

Bestätigung  der  Anstellung:  289,  803; 

'  Verständigung  nicht  berücksichtigter  Zerti- 
fikatistcn:  732,  1026; 

.  Feststellung  des  EmennnngBtages:  291,381; 

einstweilige   Versehung  erledigter  Diener- 
posten: 289,  804;  (831); 

Bezüge:  286,  807; 

Konkretalstatus :  299,  816; 

Vorrückung  in  höhere  Gehaltsklassen :  29#, 
817; 

Ausschließung   von   Ad  personam -Beförde- 
rungen: (817); 

Entziehung  des  Vorrückungsrechtes :   29#, 
819; 

Einreihung  in  bevorzugte  Gehaltsklassen : 
282,  805;  283,  805;  299,  318; 

Dienstwohnungen :  285,  307 ;  289,  809,  299, 
320; 

Halten  v. Kostzöglingen  verboten:  281,  804; 

Dienstkleidung:  289,  818: 

Krankenversicherung:  289,  810;  299,  SSO; 

292,  884;  399,  365;  397,  856; 

Disziplinarbehandhing:    18,  88;   295,  888; 

Pensionsvorschriften:  179,  149  u.  ff. ;  289, 
810. 

Dienstalterspereonalzulagen  für  Beamte: 

298,  859;  299,  860;  279,  861. 

Dien9talter8ZUlagen  für  Diener:  289,808; 

288,  Sil;  299,  880. 

DienStinstruktien:  für  die  Univ.Kanzlei 
und  -Quästur:  (839); 

für  die  Üniv.-Pedelle :  (890). 

Dienstkleid   für  Diener:  289,  812; 
für  Aushilfsdiener:  (828). 

Dienstreise,  Wahl  der  Fahrbetriebsmittel: 

299,  840. 

Diensttaxabzug:  119,  116:  127,  180;  Ein- 
hebung: (116);  185,  167;  279,  268. 

DienStverleihungsgebÜhr  bei  Assistenten: 
739,  1083. 

DienstWOtinung:  191,  lOl ;  für  Beamte:  299, 
255;  für  Diener:  285,  307;  289,  809; 
299,  820. 

Dienstzeit,  Anrechenbarkeit  für  die  Pension, 
bei  Staatslehrpcrs.:  179, 150;  189, 168; 

bei  theolog.  Prof.:  178,  168;  179,  168; 

bei  Adjunkten:  281,  812; 

bei  Assistenten:  232,  813; 

für  die  Quinquennalzulagen  der  Prof. :  97 ,  93 ; 

-  Zusicherung  der  Anrechnung  von  Dienst- 
jahren: 182,  165; 

Einfluß  auf  die  Rangsbestimmung  der  Prof.: 
132^188:  133, 128;  135, 184;  139, 187; 


.  auf  die  Reihnng  der  Diener  im  Konkretal- 
status: 299,  818. 

Dlözesanlehranstalten:  995, 730;  997, 741. 

Dipleme,  Ausfertigung  im  allgemeinen: 

Text  der  Doktordiplome :  kath.-theol. :  499  c. 
610;  für  die  wcitl.  Fak.:  495,  605; 

Text  der  pharm.  Magisterdiplome :  714, 981 ; 

Duplikate:  489,  690; 

Ausländische  Diplome:  155,  187;  Nostrifi- 
kation: 599,  618; 

.  Rückstellung  ärztl.  Diplome  bei  Strafgericht- 
Verurteilung:  489,  598; 

Revers  bei  Ausfolgung  med.  Diplome  an 
Ausländer:  983,  910; 

für  Lebensmittelexperten:  721,  999. 

Dispens   vom  Doktorat  bei  Habilitationen: 
187,  169;  199,  178. 

DiSpesitiensrecht  über  die  Ünlv.-Lokali- 
täten:  49,  45;  47,  46;  379,  487. 

DiSSertatlsn  für  das  kath.-theol.  Doktont: 
915,  758; 

für  das  phil.  Doktorat:  792,  949;  79S,  953. 

DiszipHnarerkenntnisse geg.  studieren- 
de: 523,  683; 

Vorgang  bei  Schöpfung  von  Verweisnngs- 
erkenntnissen :  525,  641;  532,  946; 

Anmerkung  in  den  Abgangszeugnissen :  489, 
595;  523,  637; 

Evidenzhaltung  ders.  (Baiem):  524,  ess; 

Rekurse:  539,  645;  532.  647; 

Zulässigkcit  einer  Milderung  oder  Auf- 
hebung: (637); 

nicht  vor  dem  Verwaltungsgerichtshof  an- 
fechtbar: (687); 

gegenBeamte  undDiener:  SichersteUnng 
der  Durchführbarkeit:  297,  387. 

Disziplinarverschriften:  Kompetenz:  18. 

86,  88; 

für  dasüniv.-Lehrpersonal:  SS2;  299. 
836; 

für  Staatsbeamte  u.  Diener:  S95,  S3S; 

für  Üniv.-Kanzleibeamte:  846; 

Sicherstellung  der  Durchführbarkeit  des 
Disziplinarerkenntnisses :  897,  8S7; 

für  Studierende:  allgem.  Disziplinar- 
ordnung: 523,  688; 

für  nicht  inscribierte  ordl.  Hörer:  535,  649; 

f.Prüfung8kand.(Rigorosanten):  499  b.  610: 

für  Pharmazeuten:  798,  964; 

Vorgehen  bei  Strafgericht!.  Unt-ersnchnngeti 
gegen  Studierende:  528,634;  529,  SftS: 
539,  651;  bei  Verhaftungen:  529,  644; 

EinfluS  des  Freispruches  auf  die  Disziplinar- 
untersuchung: 537,  650; 

Einfluß  der  Strafgericht! .  Ausweisung:  53^. 
650; 

Rekurse:  539,  645;  532,  647; 

Nachsicht  der  Rechtsfolgen:  531.  646; 

Evidenzhaltung  v.  Diszipl.-Üntersuchungen: 
533,  647 ; 

Einfluß  der  Relegation  auf  Ablegnng  voo 
Prüfungen:  534.  648: 
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zeitliche  Begrenzung  der  Disziplinargewalt: 
58<,  649; 

Beschränknng  der  Disziplinargewalt  auf  die 
eigene  üniv. :  540,  658. 

Diurnisten,  s.  KanzleigehUfen. 

Doktorand,  Titelf  uhrnngverboten:  400  a,  609. 

Doktorat,  im  aligemeinen:  (Erwerb  und  Ver- 
last): 18,  27;  36&,  460;  601; 

Folgen  strafgerichtlicher  Verurteil. :  400  b, 
609! 

Diploms-  und  Sponsionsf ormeln :  für  kath.- 
theol.  Fak.:  400  e,  610;  fttr  gr.-orient.- 
theol.  Fak.:  (605);  für  die  woltl.  Fak.: 
405,  605; 

Rig.  Ordng. :  an  den  kath.-theol.  Fak. :  015, 
758;  an  der  gr.-orient.-theol.  Fak.  in 
Czemowitz:  028,  780;  an  der  evang.- 
theol.  Fak.  in  Wien:  084,  800;  an  der 
rechts-  u.  stwiss.  Fak.:  000,  865;  001, 
869;  an  den  med.  Fak.:  078,  884;  070, 
896;  an  den  phil.  Fak.:  702,  949;  703, 
952. 

Wiederaufnahme  unterbrochener  Rigor. : 
403,  603;  400,  607; 

Ausschließung  rdprobiertcr  Kandidaten  von 
der  Erlangung  des  Doktorats :  402,  60S ; 
403,  608; 

sab  auspiciisimperatoris:  500,  618  u.  ff.; 

Nostrifikation :  500,  618  u.  ff. ; 

Gültigkeit  ungar.  phil.  Doktorate:  517,  688; 

Nostrifikation  ausländ,  med.  Doktorate  bei 
Frauen:  400,  566; 

ünzulässigkeit  der  Führung  des  Doktortitels 
ohne  Vfostrifikation :  513,  625;  514,  626; 
insbesondere  med.  Diplome:  508,  620; 
der  Doktortit.  bei  Pseudonymen:  408, 
608; 

Führung  des  Doktortitels  der  Pharmazie: 
708,  971; 

Erwerbung  des  phil.  Doktorates  durch 
Studierende  der  Landwirtschaft  in 
Krakau:  710,  988; 

Zulassung  von  Frauen  zum  med.  Doktorat: 
408,  570;  405,  572;  zum  phil.  Doktorat: 
401,568; 

Annahme  ausl.  Doktordipl.:  505,  617; 

Erfordernis  bei  Habilitationen:  187,  169; 
100, 178;  für  die  Universitätsprofessnr, 
bei  kath.  Theologen:  04,  90;  007,  745; 

Nostrifikation  der  Doktorate  bei  Berufungen 
ausl.  Prof.:  500,  619; 

s.  auch  Rigorosen,  Promotion,  Dipl.,  Ehren- 
doktorat. 

Doktorenkollegien,  Ausscheidung  aus  den 
Univ. :  18, 29 ;  Rechtsstellang  derselben : 
20,  86. 

Dotationen,  Vorgang  bei  Behebung,  Ver- 
wendung und  Verrechnung  der  Instituts- 
dotationen; 312,  862; 

der  Bibliotheksdotationen:  310,  868; 

Unzulässigkeit  von  Überschreitungen :  308, 
858;  812,  862. 

DOttbletten,  Verwertung  von:  859. 

Dozent,  Erläuterung  der  Bezeichnung :  880, 
492;  381,  494; 

H.  auch  Privatdozent. 


DrUCkOChriften,   verbotene,   Behandl.   der- 
selben in  Bibliotheken:  333,  417. 

DruckOOrten:  Deckung  der  Kosten:  53,  54. 

Duplikate  v.  Meldungsbüchem  (-bogen)  und 
Abgangszeugnissen;  305,  465; 

von  Absolntorien  bei  Zulassung  zu  den  jnr. 
Rigorosen:  008,  875. 

von  Dipl.:  480,  590. 


Ehrendoktorate  (Ehrendiplome)  von  in 

ländischen  Univ.:  504,  616; 

von  ausl.  Univ.  und  gelehrten  Gesellschft. : 
505,  617. 

Ehrenjahr  (Alterspensionierung):  180,  i64. 

Ehrentitel:  180, 125;  137, 125. 

Eideoerinnerung:  115,  na;  s.  auch  Be- 
eidigung. 

Eideoformel  für  ernannte  Prof. :  (HS). 

Eigenmächtige  An8Chafrüng[en  für  Insti- 
tute, Verbot:  808,  358;  312,  362. 

Eingaben,  s.  Eorrespondenzverkehr. 

Einhebungoprozente  für  Kollegiengelder: 
891,  508;  Verwendung  derselben:  300, 
512;  Vorgang  bei  Abfuhr:  407,  519. 

Einjährig-Freiwillige,  im  allgemein.  (Webr- 

vorschriften):  548,  659  u.  ff.; 

Begünstigungen  bei  Immatrikulation:  550, 
675;  bei  Inskription  von  superarbitr. 
Einj.-Frelw.:  590,  725;  bei  Frequcnz- 
bestätigunpen  für  Mediziner :  550,676; 
bei  Befreiungen  vom  Kollegiengeld 
etc.:  550,  676;  bei  den  Studien  and 
Prf^.:  Theologen:  548,  661;  549,  663; 
Juristen:  Zulassung  zu  den  Staatsprfg.: 
550,  677;  Mediziner:  Studienplan:  079, 
904'  Ablegung  von  Rigorosen :  550,  678 ; 
078,  890;  Lehramtskandidaten:  550, 
678;  Pharmazeuten:  548,  660;  549, 
667,  672;  555,  684; 

Nachwels  der  Ableistung  des  Einj.-Freiw.- 
Dienstes:  551,  679; 

Unzulässigkeit  der  Inskription:  551,  679; 

Anrechnung  des  Freiwilligenjahres  für  den 
Staatsdienst:  552,  681; 

Fortbezug  von  Gnadengaben :  553,  682 ; 

rechtzeitige  Zulassung  von  med.  Militär- 
rigorosanten :  554,  684. 

Einlcommen  der  Prof..  Besteuerung:  103, 
102;  105,  104;  109,  108;  s.  auch  Be- 
soldungsverhältnisse. 

EinreChnung,  v.  Dienstjahren  s.  Dienst- 
zeit; 

V.Semestern,  im  allgem.:  305,461,4^2; 

bei  Juristen:  vor  Ablegung  der  Matura: 
434,  540;  ausl.  Semester:  035.  806; 
030,  811;  Semester  anderer  Fak.  für 
das  Rechtsstadium :  035,  806 ;  030, 811 ; 
(541) ;  V.  „Reprobationssemestem" :  058, 
850; 

bei  Medizinern:  phil.  und  ausl.  Semester: 
075,  882;  078,  885; 

bei  Philosophen  (Abgangszeugnis):  488 
599;  491,  601; 
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bei  Lehramtskandidaten:  ^98,  925; 

bei  Realschalabitarienten :  416,  597; 

anal.  Semester  im  allgemeinen:  865,  400; 

prenß.  Stadiensemester:  521,  688,  58X,  633; 

Yon  Yorlesungen  bei  Lehrern  i.  e.  S.: 
2S6,  803;  3(15,  467;  von  Seminar- 
Übungen,  bei  Juristen:  819,  376;  bei 
Philosophen:  694,  917; 

s.  auch  Anrechenbarkeit. 

Einschreibung  in  die  Vorlesungen  (Inskrip- 
tion): 865,  453;  4S6,  534  u.  ff. 

Entlehnungsbefugnisse  fürüniT.-Bibiioth. : 

Prof.  und  andere  Lehrkräfte:  480;  485;  486; 
487;  430;  438; 

immatrikulierte  Studierende :  480 ;  485 ;  441 ; 
für  a.o.  Studierende  undPharmaz.:  440; 

Studierende  der  evang.-theoi.  Fak.:  (480); 

Institut  für  bosnisch-herzegowinische  Hoch- 
schüler in  Wien:  (437); 

Doktorats-  und  Prüfungskandidaten:  485; 
438;  443; 

Mitglieder  der  rechts-stwiss.  sowie  anderer 
wissenschaftlicher  Seminare:  437; 

Ministerien  und  andere  Ämter:  480; 

Mitglieder  der  Akademien  d.  Wissenschaften 
und  gelehrten  Gesellschaften:  480; 

Mitglieder  der  Doktorenkollegien :  480; 

Mitglieder  der  rechts-stwiss.  Staatsprüfungs- 
komm.:  441; 

Bibliotheksbeamte :  481 ; 

Beamte  des  naturhistor.  Hofmuseums:  448; 

Präfekten  der  Theresianischen  Akademie 
in  Wien:  448; 

Lehrkörper  der  Bergakademien  in  Pfibram 
und  Leoben,  der  landwirtschaftl.  und 
forstl.  Mittelschule^,  der  önolog.-pomol. 
Lehranstalt  in  Klostemeuburg :  440; 

Lehrpersonal  der  Lehrer-  und  Lehrerinnen- 
bildungsanstalten:  437; 

Lehrkörper  der  staatl.  Gewerbeschulen :  438 ; 

Lehrkörper  y .  Handelsschulen :  439 ;  448 ;  448 ; 

für  Mittelschüler:  486; 

bei  der  Hofbibliothek:  444. 

ErgänzungsprOfung:  für  Realschulabitur.: 
416,  585; 

für  Jnristen  aus  Agram:  686,  883;  656,  851. 

Eröffnung  der  Vorlesungen :  388,  494;  488, 
536;  438,  539. 

Errichtung  der  Universität :  Wien :  8 ;  Prag : 
1,  3;  8,  5;  Graz:  6;  Innsbruck:  6; 
Lemberg:  15:  16,  16;  Krakau:  14; 
Czemowitz:  17,  81. 

Erziehungsbeiträge  für  hinterbllebene  Kin- 
der von  Staatsbeamten  und  -Lehrper- 
sonen: 176,  158. 

Evangelisch-theologische  Falc.  in  Wien: 

Errichtung:  686,  784; 

Organisation:  636,  785;  Amtstracht  der 
Prof.:  633,  799; 

Studienordnung:  636,  788;  632,  797; 

Disziplinarordnung  f.  Studierende :  686, 798 ; 

Prüfungsordnung:  631,  796; 

Promotionsstatut:  634,  800. 


Evidenzhaltung  der  studierenden:  S65,  458; 
528,  643; 

der  Reprobierten:  463,  603; 

von  Disziplinaruntersuchungen  gegen  Stu- 
dierende: 538,  647; 

von  Yerweisungserkenntnissen:  584,  638. 
ExeiCUtiOn  auf  Bezüge:  166,  105. 
Experimente  a.Tier.CVivisektion):  3S3.  3SS. 


Fachgruppen-Zusamnensteliung,  b.  phii. 

Rigorosen:  768,  950;  768,  956; 

bei  der  Lehramtsprf g.  f.  Gynm.  vl.  Realseh. : 
668,986;  füriOdchenlyzeen:  466  b,  577. 

Fahr-   und    FrachtbegQnstigungeii   auf 

Eisenbahnen  usw.:  868,  339  n.  f.; 

Normale:  866,  341; 

für  Assistenten:  (345);  786,  1088;  für  Stn> 
dierende:  848;  f .  Eanzleigehilf  en :  (34ä). 

Fal(Ultäten  der  Univ.,  Organisation:  18.  23 
(s.  auch  Prof.  Koll.) ; 

selbständige  kath.-theol.  Fak.   in   Olmütz 
und  Salzburg:  88; 

gr.-orient.-theoL  Fak.  in  Czemowits ;  688, 

765  u.  ff.; 
evang.-theol.  Fak.  in  Wien :  686,  784  u.  ff. 

FaIcultätsgutaChten,  im  allgemein.:  18,  87 ; 
der  med.  Fak. :  73,  78  u.  ff. ; 
sonstige:  86,  77  u.  f.;  s.  Gutachten. 

FallUltätSStudien,  kath.-theol.:  665, 730  u^.: 
gr.-or.-theol.,  i.  Czemowitz:  688,  765 u.  ff.; 
evang.-theol.,  in  Wien :  686,  784  u.  ff. ; 
rechts-stwiss.:  635,  805  u.  ff.; 
med.:  678,  879  n.  ff.; 
phU.:  664.  917  u.  ff. 

Ferien:  an  den  üniv.:  365,  464:  368,  478; 
in  Lemberg:  868,  478;  366,  479;  in 
Czemowitz:  375,  484; 

Rektors-Ferialtag:  378,  488; 

Ferialtag  in  der  Woche:  365,  465;  876,  483; 
bei  Theol.  666,  740; 

Abhaltung  von  Rigorosen:  464,  604; 

an  Bibliotheken:  388,  415. 

Fertigiceiten,  Unterricht  durch  Lehrer  i.  e. 
S.:  18,  88;  886.  808. 

Formulare:  für  das  Meldongsbuch   (Index 
und  Meldungsbogen :  365,  454,  457; 

f.  d.  kath.-theol.  Doktordiplome:  469c,  610; 

für  die  Doktordiplome  der  weltlichen  Fak. : 
465,  605; 

für  die  Prüfungszengnisse  der  gr.-orieDt.- 
theol.  Fak.  in  Czemowitz:  683,  778; 

für  pharm.  Magisterdiplome:  714,  981; 

für  Lebensmittelexperten :  781,  1008. 

Frauen,   Zulassung  zu  den   Üniv.-Stadien: 

458.  568  u.  n. ; 

als  Hospitantinnen:  458,  568; 

zu    den    Yorlesg.    über    Staatsrechnnng»- 
wissenschaf t :  (568); 

zum  med.  Studium:  463,  570;  465,  573; 
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als  a.  o.  Hörerinnen  der  med.  Fak. :  468,  688 ; 
zum  med.  Doktorat:  463,  670; 
Nostriflkat.  aasl.  med.  Doktorate:  466,  666; 
znm  phil.  Studium  (u.  Doktorat):  461,  667; 

als  a.  o.  Hörerinnen  der  phil.  Fak.:  461, 

668; 
zur  Lyzealmaturitäts-(Reif e-)Prfg. :  (668); 
zur  Lyzeallebramtsprf g. :  466  b,  676 ; 

Zulassung  zur  Lehramtsprfg.  für  Gymn. 
und  Realsch. :  (988) ; 

zu  den  pharm.  Studien:  464,  671;  465,  578; 

a.  o.  Prfg.  (über  VI.  KIO  für  Aufnahme  in 
die  Pharmazie:  466a,  674;  Aufnahme 
mit  Reifeprfg.  youM&dchenlyzeen:  466, 
688. 

Freiwillige,  s.  Einjährlg-FrelwUlige. 

Frequentanten:  ti,  84; 

InskriptionsgebUhr:  425  b,  6SS. 

Frequenz  der  Yorlesangen,  Überwachung, 
365,  468;  367,  476;  bei  Juristen:  366: 
470;  373,  488. 

FrequenzbeetätiQung:  365,  468;  366, 471: 

Frist  hiefür:  365,  463;  366,  478;  422, 
631; 

persönliche  Einholung:  365,463;  373,483; 

377,  486; 
bei  Einj&hrig-Freiwilligen-Hediz. :  556,  676. 

Fristen,  zur  Immatrikulation  u.  Inskription : 
365,  460,  456;  423,  630; 

für  Frequenzbestätigung:  365,  463;  366, 
478;  422,  530; 

für  Kollegiengeldbefreiungsgesuche:  361, 
604;  461,  615;  462,  616;  464,  617; 
422,  630; 

für  Löschung  inskribierter  Kollegien:  361, 
607  (s.  auch  die  Rig.-  und  Prfg.-Ordng.) ; 

für  Rekurse:  (63) ;  365,  466;  im  Disziplinar- 
verfahren gegen  Beamte  und  Diener: 
265,  886; 

für  Bestätigung  im  Lehramte:  126,  120. 


Ganggeld  für  Diener:  266,  340. 

Gäste  (Hospitanten)  in  den  Vorlesungen: 
361,  606; 
disziplinare  Behandlung:  523,  636. 

Gebäudeinspektion:  887. 

Gefängniskunde,  Vorträge  üb.,  f.  Jnr.:  (811). 
Gehalte  s.  Besoldungsverhältnisse. 
Gehaltsklassen  für  Diener:  266,  316. 
Gehaltsschema  für  Staatsbeamte:  268,  857. 

Gehaltsvorschüsse:  728, 1081. 

Geldverlag,  vorsang  bei  Behebung,  Ver- 
wendung und  Verrechnung  an  Instituten : 
312,  362;  bei  Bibliotheken:  316,  368. 

Gelöbnis,  der  immatrik.  Studierenden :  365, 
453;  siehe  auch  Sponsionsformel,  An- 
gelobung. 

Geschäftsgang  bei  akad. Behörden:  61  u.f.; 
bei  Eingaben  u.  Beschwerden  in  Studien- 
sachen: 68. 


Geschäftsordnungen  der  akad.  Behörden: 
18,  89;  65;  55,  67  bis  66,  60. 

Geschäftssprache  s.  Vortragssprache. 

GeSChäftSStÜCke,  kurrente:  18,  87;  23,  38. 

Geschäftsverkehr    der    akad.    Behörden: 
61  u.  f.;  in  Krakau:  62,  63. 

Geschichte,  Komm,  für  neuere  Geschichte 
Österreichs:  326,  401. 

Geschichtsforschung,  InsUtnt  für  österr., 
in  Wien:  328,  396. 

Gesellschaften    (Akademien),    Mitglied- 
schaft: 155,  137. 

Gesetzblätter    (Reichs-  und  Landes-) 

Beteilung  mit  denselben:  258,  840; 

Ordnung  und  Aufbewahrung:  256,  848; 
266,  843. 

Gesetzgebung  über  üniversit&ten:  1. 

Gesuche  von  studierenden:  365,  466; 

um  Abkürzung  der  Reprobationsfristen  bei 
rechts-stwiss.  Staatsprfg.:  (847);  für 
med.  Rigorosen:  674,  881; 

um  Kollegiengeldbefreinng  s.  Befreiung; 

y.  Lehramtskandidaten  um  Unterstützungen 
(Wien):  667,  919; 

um  Bewilligung  der  Promotio  sub  auspiciis 
Imperatoris:  566,  613;  561,  618; 

um  Nostrifikation  ausl.  Doktorate :  566,  618. 

Gnadengaben:  für  studierende:  (694); 
für  Aushilfsdiener  als  Versorgung :  262,  886. 

Graz,  Universität,  Errichtung:  6; 

Sprache  bei  rechts-stwiss.  Staatsprfg.  und 
Rigorosen:  645,  845;  (830). 

Griechisch-orlental.-theotogische    Fak. 

in  Gzernowitz: 

Organisation  der  Fak.:  622,  766;  Geschäfts- 
ordnung: 622,  767; 

Vorgang  bei  Ernennung  der  Prof.:  622,766; 

Pensionsbehandlung  der  Prof.  etc. :  172, 165 ; 

Lehrplan:  622,  767;  627,  780; 

Vortragssprache:  622,  769; 

Prüfungsordnung:  622,  769; 

Prüfungskomm.  und  Instruktion:  623,  778; 

Ausfertigung  der  Zeugnisse:  624,  779; 

Befreiung  von  der  Prüfungstaxe :  625,  779; 

rechtzeitige  Ablegnng  der  Prfg.:  626,  779; 

Rig.  Ordng.  (Doktorat):  628,  780;  (605). 

Gutachten,  Fakultäts-:  73,  78  u.  ff.; 

Vorgang  bei  Erstattung:  76,  76; 

Verwertung  im  Strafverfahren:  78,  75; 

sonstige  G.:  86,  77  u.  ff.; 

Zuziehung  einzelner  Prof.  als  Sachver- 
ständige: 73,  78  u.  ff. 

Habilitatlcn   von  Privatdozenten:  187,169; 

von  ehemaligen  akad.  Lehrern:  186,  178; 

Nachsicht  einzelner  Erfordernisse :  166, 178 ; 
265,  183; 

Erfordernis  des  Doktorates :  187,169;  166, 
178;  161,  174;  168,  178; 
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Einsicht  in  die  Habilitationsakten:  199, 179; 

Rekursrecht:  187,171;  1»7, 178;  «07,  18B; 
»•8,  185; 

Vorgang  an  der  phil.  Fak.  Wien:  199, 175; 
an  der  med.  Fak.  in  Wien:  St^,  180; 

Kompetenz  ■  des  Kultas-  und  Unterr.-Min. : 
f08,  185; 

s.  auch  Privatdozenten. 

Haftung  der  Instltutsvorstände  für  eigen- 
mächtige Anschaffungen:  898,  858; 

bei  Verwendung  der  Dotationen:  312,  862. 

Hauptkollegien:   891,  501 ;   379.  487;   Be- 
freiung vom  Eoliegiengeld :  S91,  506. 

HaU9lehran8taltdn  der  stifte  und  Klöster: 
895,  780;  821,  763. 

Hebammsniinterricht:  (879). 

Heranbildung   von   Lehrkr&ften    an   Hoch- 
schulen: 288,  208; 

vgl.  auch  betreffend  den  akad.  Nachwuchs: 
883,  205  u.  ff. 

für  die  kath.-theol.Fak.:  193, 176;  898,747. 

Hof  bibliothek,  Entlehnungsvorschriften : 
384,  444. 

Honorar,   s.  Kollegiengeld. 

Honorarprofeoaoren:    bei    Aiterspensio- 

nierung:  189, 164;  Kollegiengeldbezug : 
97,  95; 

Bestellung  ad  honores:  (164). 

Honorierte  Dozenten:  8i5,  i98u.  ft; 

Hoepitantinnen,  (Gäste),  Zulassung:   458, 
562; 

Kollegiengeldaahlung:  499,  520; 

Inskriptionsgebühr:  485b,  538. 

Hospitieren  in  Vorlesungen:  391,  506. 


lmmatril(UlailOn,  im  allgemeinen:  385,449: 
418,  522;  417,  527  u.  ff.;  Prag  1,  4; 
435,  541; 

feierliche  Imm.:  385,  452;  (450);  Folgen 
des  Ausbleibens:  (452); 

bei  kath.  Theologen:  885,  781;  888,  786; 
815,  754;  889,  768; 

personliche  Meldung:  385,  450;  898,  787; 
Ausnahme  f.  Einj.-Frelw.  in  Innsbruck: 
599,  725; 

Frist:  385,  450,  456;  488,  530; 

Taxe:  385,  458;  418,  527;  483,  581;  Aus- 
weise: (534);  Befreiung  der  Theologen: 
898,  787; 

Einjährig-Freiwillige:  559,  675; 

Konstatierung    der  Staatsangehörigkeit: 
485  a,  582; 

Ausländer:  385,  451;  441,  545  u. ff.; 

mit  ausl.  Maturitätszeugnissen:  414,  525; 
448,  547; 

ungarische   (ohne   Griechisch):    449,   554; 

Sarajevo:  445,  551;  448,  551;  Travnik: 
453,  558;  Mostar:  458.  561;  457,  562; 
Rumänien :  454, 558 ;  Kroatien :  455, 560 ; 
Serbien:  (551);  451,  556; 


mit  ausl.  Abgangszeugnissen:  419,  5S8: 

von  Agram  für  Juristen:  481,  589; 

Studierende  aus  den  Baikanländem :  -459, 
555  (phil.);  458,  556  (med.); 

Ungültigkeit  erschlichener  Imm. :  38&  452. 

Inauguration  (tnotallation)  dea  Reictors: 

18,  26. 

infei(ti0n8lcranlcheiten,  Einrichtung  der 
Institute  zur  Untersuchung  derselben: 
384,  888. 

lnn8brUCi(,  Universität,  Errichtung:  6; 

Übergabe  der  theol.  Fak.  an  den  Jesuiten- 
orden: 4,  6; 

Promotionsrecht  der  theol.  Fak.:  818,  760; 

Sprachliche  Einrichtung:  provis.  rechts- 
stwiss.  Fak.  mit  ital.  Y ortragssprmche : 
5,  8;  7,  10;  8,  11;  871,  877; 

Aktivierung  der  med.  Fak.:  8,  9; 

Sprache  bei  rechts-stwias.  Staatsprf g. :  (890) : 
857.  849. 

Inaiiription,  im  aligemeinen:  885, 4«i;  417, 
527  ff.;  persöiuiche  Meldung:  88^.  456, 
377,  485; 

in  die  Vorlesg. :  488.  584  ff. ;  in  Prag  (an 
beiden  Uiuv.):  435,  541;  bei  kath.  Theo- 
logen :  898, 787 ;  bei  Pharmazeuten :  385, 
457;  798,  964; 

in  Vorträge  der  Lehrer  i.  e.  S.:  8t8,  202; 

Fristen:  385,  450,  456;  488.  580; 

nachträgliche  Inskription:  385,  456;  439. 
589;  431.  589;  433,  540;  bei  Juristen 
(Wien):  438,  544;  bei  superarbitr.  Ein- 
jährig-Freiwilligen: 599,  725; 

Recht  zur  Verweigerung  der  Inskription: 
388,  469:  bei  Frauen:  485,  573; 

Zulassung  von  Beamten :  487, 535 ;  449, 545 ; 
und  Offizieren:  439,  544; 

von  promovierten  Ärzten:  438,  5^. 

lebuhr  für  a.  o.  und  andere 
58S. 

Inatitut  für  österr.  Oeschichtsforscfaimg  in 
Wien:  388,  895; 

Zulassung  von  Offizieren  des  E^riegsarchivs 
zur  Institutsprüfung:  (899); 

Ergänzungsprüfung  für  den  Archivdienst: 
388,  400; 

Kommission  für  neuere  Geschichte  Öster- 
reichs: 389,  401; 

Istituto  austriaco  di  stndii  Btorici  in  Bom: 
339,  404. 

Inatitut,  staatswissenschaftiiches  an  den 
Univ.  in  Wien  und  Prag,  deutsch:  (877 k 

Inatitute,  Obsorge  für  dieselben:  18.  n'; 

Dotationen,  Behebung,  Verwendang  und 
Verrechnung:  818,  862; 

Haftung  für  eigenmächtige  Anschaffungen: 
398,  858; 

Operationsinstitute:  853,  282; 

Einrichtung  der  path.  Institute  zur  Unter- 
suchung von  Infektionskrankheiten : 
384,  888; 

medizinische  (klinische):  388,  S62  u.  ff.; 

staatliche  Beitragsleisiungen  für  Klinikeo: 
388,  389; 


Ineliriptioneaebiili 

Stud.:  485  b, 
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natnrwisseiiBchaftliche     (physikalische     in 
Wien):  894; 

Taxen   für  Benützung  von  Instituten  und 
Laboratorien:  894. 

Inatitutsbibliotbeken,  Beziehung.  z.üniy.- 
Bibliothek:  9%9,  869. 

Instruktionen:  f.üniv.-EanzIei-u.Qnftsturs- 
penonal:  (289); 

für  Inventarisierung  von  Lehrmittelsamm- 
lungen: 814,  865; 

für  die  Prüfungen  an  der  KT.-orient.-theol. 
Fak.  in  Czemowitz:  6S8,  772; 

zur  rechts-stwiss.  Rig.  Ordng.:  €61,  869; 

für  die  rechts-stwiss.  Staatsprfg. :  #4f ,  824; 

zur  med.  Rig.  Ordng.:  •?•,  896; 

zur  phü.  Rig.  Ordng.:  7f8,  962; 

zur  PrüfungSYorschrift  für  Lehramtskandi- 
daten an  Oynm.  u.  Realsch.:  (920). 

InterinsaufnabniMChein:  865,  451; 

stempelfrei:  47f,  688. 

Intervalle  zwischen  den  Rigorosen: 
bei  gr .-Orient.  Theologen:  628,  782; 
bei  Juristen:  #$#,  866;  €65,  874; 
bei  Medizinern:  678,  887,  891; 
vgl.  Reprobationsfristen. 

Inventars  von  Lehrmittelsammlungen:  8l8, 
864;  814,  865. 

latltttto  dl  etüdll  atorlci  in  Rom:  880, 

404. 

I  Strien,  Rechtshörer  aus,  Studien  u.  Staats- 
prfg- in  Agram:  4SI,  529;  680,  821; 
l&f  ,  851. 


Juridische,  Juristische  Fakultät  etc.: 

8.  Rechts-  und  Staatswissenschaftl. 

Judizielle  Staatsprüfung:  s.  staatsprfg. 


Kanzleidirektor,  -Sekretär  etc.:  268,245. 

Kanzleifond,  s.  Universltatskanzleifond. 

Kanzleigehilfen  und  Kanzlelhilfsarbelter: 
871,  262  und  878,  276;  keine  Yer- 
sichemngspflicht:  807,  866; 

Fahrbegünstigung:  (845); 

ünznlässigkeit  von   Vorschüssen    auf  die 
Bezüge:  (282). 

Kanzleipauschalien:  856,  286. 

Kanzleramt  an  den  ünlv.:  18,29;  400  e, 
611. 

Karenztaxabzug:  iio,  ii6. 

Kataloge    über  die  Univ.  Stnd.:  865,  468; 
für  Hospitantinnen:  400,  521. 

Katecbetik   und  Methodik,  Lehrer  für: 

816,  199;  817,  199. 

Katechetisch-pädagogischer  Unterricht 

für  kath.  Theologen:  600,  749. 

Kaution  bei  Qu&stursbeamten:  247; 

bei  Bücherentlehnungen    aus  Uniy.-Bibl.: 
421;  425. 

Universltfttsgeseize. 


Kliniken  der  Universitäten:  (889); 

in  Wien,  Beziehungen  zum  allg.  Kranken- 
haus: 887,  890; 

staatl.  Beitrag:  886,  889. 

Klosterlehranstalten:  605, 780; 

Verzeichnis  der  organisierten:  681,  768. 

Knabenseminarien,  bischöfliche,  übertritt 

an  theol.  Fak.:  418,  628. 
Kollegien,   s.  Vorlesungen. 

Kollegiengeld:   Einführung:  801,  600; 

antizipative  Zahlung:  804,  610;  400,  516; 
401,  615; 

für  Kurse :  (95) ;  406, 618 ;  für  „Privatissima" : 
677,  888; 

ifür  Vorträge  der  Lehrer  1.  e.  S.:  880,  802; 

Angabe  im  Vorleseverzeichnis:   870,  489; 

881,  493; 
Befreiung  vom:    Kompetenz  der  Prof. 

KoU.:  07,  96;  801,  504;  866,  474; 

Wirkung  für  andere  Fak. :  866,  474 ;  bei 
Juristen:  807,  514; 

Zulässigkeit  der  Befreiung:  801, 602;  411» 
521; 

für  andere  als  Hauptkollegien:   801,  606; 

für  Theologen  (Skt.  Augustin):  808,  609; 

für  Juristen:  807,  518; 

für  Stipendisten:  801,  508; 

für  Ausländer:  801,  508; 

für  Pharmazeuten:  708,  964; 

für  Lehramtskandidaten  der  Realschulen: 
405,  618; 

für  Hospitantinnen:  400,  620; 

Fristen  für  Befreiungsgesnche:  801,  504; 
401,  515;  408,  516;  404,  517;  488,  530; 
s.  auch  Befreiung; 

Rückerstattung  eingezahlt.  Kollegiengelder : 
801,  507;  805,  511; 

Stundung  unzulässig:  801,  506; 

Abfuhr  an  die  Staatskassa:  07,  95:  durch 
die  Qnästur:  801,  606;  407,  519: 
408,  520; 

Prüfung  der  Quästurrechnungen :  865,  468 ; 
801,  508;  806,  612;  410,  621; 

Einhebungsprozente:  801,  508;  806,  612: 
407,  519; 

Zahlungslisten  für  die  Ausfolgnng  an  die 
Dozenten:  (508); 

Teilung  bei  gemeins.  Kollegien:  118,  lll; 
bei  Suppllerungen :  800,  514; 

Stempelpflicht  der   (Quittungen:   808,  509; 

Exekution  auf  Kollegiengeldeinnahmen: 
106,  106. 

Kolloquien,  Abhaltung  mit  Studierenden: 
^65,  461;  870.  480;  (690);  801,  506; 
Theologen:  608,  748; 

Stempelpflicht  der  Zeugnisse  und  Vermerke 
im  Meldungsbnch:  474,  586;  488,  591; 

Oleichstellung  mit  Teilnahme  an  jur.  Se- 
minarübnngen  (bei  Stipendisten):  876 j 

pädagog.-didakt. ,  für  Lehramtsprf g.  a.  Qymn« 
und  Realsch.:  (923); 

bei  Habilitationen  v.  Privatdoz.:  187,170. 

Kommissionen,  fachmännische,  Anspruch  auf 
Entlohnung:  80,  77. 

68 
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Kompetenz  ^er  akad.  Behörden:  18,26,98; 
tl,  81. 

Konferenzen  der  Prof.  EoU.,  b.  Sitzungen 
der  Prof.  Koll. 

Konkordat,  Anfhebnng  desselben:  (741). 

Konkuroe,  für  Besetzung  y.  Professuren: 
08,  86;  an  den  theol.  Fak.,  DiSzesan- 
and  Klosterlehranstalten :  (86) ;  005, 780 ; 
007,  748. 

für  Dicnerstellen:  «70,  292;  «77.  297; 
«70,  808;  280,  808;  «87,  811 ;  «00,  817. 

XonkurOprOfung  für  theol.  Professnrskan- 
didaten:  04,  90;  005,  785;  007,  744. 

Kontrollierung  der  Lehrmittelsammlnngen: 
818,  864;  814,  865;  815,  867. 

Korreopondenzverkehr  der  Behörden,  aiig. 

Orands&tze:     71,    70;    mit    Oberstem 
Rechnongshof:  7«,  71; 

der  akad.  Behörden  im  allgemeinen:  18,  28; 
Ol  n.  f.; 

in  Krakau:   0«,  68;   in  Prag,  Sternwarte: 
07,  68;  70,  70; 

Geschäftsordnungen:  55  bis  00,  55; 

-   Berichte  über  Fakultätsbeschlüsse :  00,  60; 

mit  auswl^tigen  Höfen:  00,  69. 

KOOtZÖglinge,  verbot  des  Haltens  in  Diener- 
wohnungen:  «81,  804. 

Krankenveroicherung  für  provis.  und  Ans- 

hilfsdiener:    «80.810;  «00,820;  «0«, 
824;  800,  855;  8#7,  856; 

des  Personales  an  Laboratorien:  801,  849. 

Krakau,  Uniyersit&t,  Errichtung:  14; 

theol.  Fak.,  Organisation:    0,  14;   Promo- 

tionsrecht:  v,  15; 
sprachliche  Einrichtung:    11,  16;    1«,  17; 

boi  den  theoretischen  Staatsprf  gskomm. : 

040,  841; 

Oeschäftsverkehr :  0«,  68; 

landwirtschaftliches  Studium:  710,  986; 
7«0,  997. 

Kroatien,  Maturitätszeugnisse,  Anerkennung : 
455,  560 ;  s.  auch  Agramer  Universität. 

Kumuiierung,  einer  Professur  nüt  Neben- 
stellungen : 

Kanonikate:  158,  186; 

Seelsorge:  154,  186; 

andere  Staatsanstellungen:  158,  187; 

Assistontenstellen :  (222) ; 

öffentliche  Funktionen:  158,  188; 

Verwaltungsratstellen:  158,  188; 

von  Hochschulstudien  mitEinj.-Freiw.*- 
Präsenzdienst:  551,  679; 

Ton  Stipendien:  570,  702;  571,  708; 
504,  720;  00«,  787. 

Kundmachung  akad.  Verfügungen:  871,  480; 

der  Vorlesungen:  870,  481 ;  880,  493 ;  in  den 
Münchener  Hochschulnachrichten :  880, 
499. 

Kunotfehler,  Nachtragsprüfung  bei  Ärzten: 
087,  912. 

Kuroe:  400,  518;  (543);  Assistentenkurse  an 
der  med.  Fak.  in  Wien:  07«,  879; 


Abhaltung  in  den  Wiener  Krankenanstalten: 
887,  497; 

in    klassischen    Sprachen    für    Realschal- 
abitnrienten:  410,  527; 

Ferialkurse  für  praktische  Ärzte:  078, 880; 

für  Versicherungstechniker  in  Wien:  720, 
1018;  7«4,  1014. 


Laboratorien,  Kranken-  und  Unfallver- 
sicherung des  Personals:  801, 848;  SOS. 
850;  8OT,  861; 

Taxen  für  Benützung:  894. 

LandeOChef,  Landesstelle,  Mitwirkung  bei 
der  Univ.- Verwaltung:  Ol,  61;  02,  63. 

Landwirtochaftlicheo  Studlun  inKrakan: 

710,  986; 
Zulassung  yon  Realschulabitor. :  7«0,  997. 

Lebende  Sprachen,  Prüfungen  aus:  ooo, 

B47;  700,  948;  701,  948. 

Lebenomittelexperten:  Studien-  und  Prü- 
fungswesen: 7«1,  999. 

Legalloierung  von  Unterschriften  auf  Dipl. 
u.  Zeugnissen:  (590). 

Legitimationen  für  Fahrbegünatignngen  v. 
Staatsbeamten:  800,  341. 

Legitinationoliarten  für  studierende:  (455 <. 
Lebrantsiuuididaten:  ««4,  906;  Heran 

bildung  f.  akad.  Lehramt:  ««0,  208; 

Prüfungsvorschrift  für  Lehramt  an  Gymn. 
und  Realschulen :  008,  980; 

Unterstützungen,  Behandlung  der  Gesuche 
in  Wien:  007,  919. 

Lehrantopriifung:  für  das  Lehramt  a.  Gym- 
nasien und  Realschulen:  008,  920; 

f.  d.  Lehramt  a.  Mftdchenlyzeen :  400  b,  576. 

Lebr-u.  Lernfreiheit:  soft,  459;  800, 468; 

878,  483; 
an  den  kath. -theol.  Fak. :  000,  740. 

LehrbefugniO  d. Professoren:  144. 180;  145, 
181;  147,  182;  150.  184;  801,  501; 

der  Assistenten:  «41,  228;  s.  auch  Privat- 
dozenten. 

Lebrer  im  engeren  Sinne:  18,  28;  ««0,202; 

Vorlesungen:  805,  467;  Aufnahme  in  das 
Vorleseverzeichnis:  ««0,  202;  870,  490; 
Kollegiengeldbezug:  07,95*  Lehrer  für 
Katecbetik  und  Methodik :  «10,  «17. 199. 

Lebrerkollegiun:  I8,  2s;  wünsche  und  An- 
träge: 18,  27; 

Aufsicht  betr.  Vorlesungsbesuch:  805.462; 
807,  476. 

Lebricanzeln,  WiederbeseUun«:  18,86;  OS. 
86 ;  an  der  theol.  Fak.  in  Innsbruck :  4, 
7  *  00,  92 ;  an  der  theol.  Fak.  i.  Lemberg: 
05,  90;  an  der  gr.-orient.-theol.  Fak. 
in  Gzernowitz:  OS«,  766;  an  der  jar. 
Fak.  in  Lemberg  (mthen.):  (87); 

Supplierung:  «1«,  190. 
LehrIcSrper,  s.  Lehrerkollegium. 
Lehricräfte,  honorierte:  190. 
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Lehrmittelsamillluiigen,  Inventarlsferung: 
813.  864;  314,865; 

Revision:  313,  864;  314,  865;  315,  867. 

Lehrverpflichtunj  der  üniv.Prof.:  143, 
130  u.  fl.;  3Cl.  500;  bei  Prof.  der  er.- 
orient.-theol.  Fak.  in  Gzernowitz :  ^sS, 
766; 

Berechtigung  über  andere  Fächer  za  lesen : 
144,  ISO;  145, 181;  146, 182;  147, 182; 

SpezialkoUegien :  146,  131; 

Kurse:  466,  618;  Privatissima:  677,  888; 

Ck)Uegia  publica:  148,  188;  153,  185; 

Übertragung  eines  zweiten  Nominalfaches: 
14«,  188; 

Einhaltung  des  vorgeschriebenen  Stunden- 
ausmaßes: 151,  184; 

Einhaltung  der  Vortragsstunden  und  Se- 
mesterdauer: 88,  82;  383,  494. 

Lehrvorträge:  Beschränkung  auf  wissen- 
schaftliche Gegenstände:  143,  ISO; 

Obsorge  für  Vollständigkeit:  18,  26;  für 
Juristen:  636,  811;  für  Mediziner: 
676,  907. 

Lektionskatalog  s.  Vorlesungsverzeichnisse. 

Lektoren   (Lehrer  im  engeren  Sinne): 

336,  202. 

Lemberg,  Universität,  Errichtung:  15; 

der  med.  Fak.:  16,  16; 

sprachliche  Einrichtung:  11,  16;  13,  17; 
14,  19;  15,  19;  16,  20; 

Supplenten  für  judizielle  Staatsprüfungs- 
gegenstände:  314,  198. 

Lesesaalordnungen  für  Univ.-Bibi.:  (4i7); 
Lithographierte  Vortragshefte  (Scripta), 

Verbot:  (471). 

Lizentiat  der  evang.  Theologie :  634,  800. 

Lokalitäten,  Verfügungsrecht  üb.  dieselben: 
46,  45  u.  ff.;  376,  487; 

Abhaltung  derVorlesg.  außerhalb  der  üniv.- 
Räume  (Privatwohnungen):   383,  494. 

Löschung  von  Vorlesg.:  436,  684  u.  ff.; 
331,  607; 

der  Bezüge  von  Staatsdienern:  367,  256. 


Mädchenlyzeen:  676. 

Magister  der  Pharmazie,  s.  pharm.  Stu- 
dium: 768,  964  u.  ff. 

Matrikel  der  Fak.:  365,  449; 

Streichung  a.  d.  Matrikel :  365,  452,  459,  462 ; 

Taxe:  865,  458;  433,  531;  Befreiung  hie- 
ven: 365,  458;  für  kath.  Theologen: 
666,  737; 

Zahlung  bei  neuerlicher  Immatrikulation: 
436,  529; 

.  Verwendung  derselben:  365,453;  418,527. 

Matrikelschein:  365,  452;  476,  sss  u.  fl.r 

Sprache  in  Prag,  böhm. :  478,  589 ; 
Stempel:  453. 


Maturitätspriifung,  Erfordernis  für  die  Im- 
matrikul. :  365,  451 ;  436,  587 ;  443,547 ; 

bei  kath.  Theologen:  413,  628;  (781);  666, 
786;  667,  741;  668,  747; 

Anerkennung  ausländischer  M.:  414,  526; 
Ungarn:  446,654;  Sarajevo:  445,661; 
446,  561;  Travnik:  458,  658;  Mostar: 
456,  661;  457,  668;  Rumänien:  454, 
658;  Kroatien:  455,  660; 

a.  0.  Hörer  ohne  Matur. :  436,  687 ; 

Zulassung  der  Frauen  zur  M.:  459,  564; 
467,  581; 

Inskription  von  Frauen  ohne  H.:  (668); 

Ergänzungspfrg.  für  EeaJschnlabiturienten : 
416,  526. 

Medizin.  Doktordiplom:  Text:  465,  605; 

Nostrifikation  ausl.  Doktordipl.:  666,  619; 
566,  620;  686,  912; 

insbesondere  für  Frauen:  466,  666; 

ünzulässigkeit  der  Titelführung  ohne  Nostri- 
fikation: 568,  620. 

Medizinisches  Studium  und  Doktorat: 

Big.  Ordg.  678,  884; 

Instruktion:  679,  896; 

Ausländer  (Revers):  683,910;  aus  d. Balkan- 
ländern: 453,  556; 

Ärzte  (Praxisberechtigung) :  686,  908  u.  ff. ; 

Frauen  als  ordentl.  Stud. :  463, 570 ;  465, 572 ; 

Frauen  alä  a.  o.  Stud.:  468,  582; 

Abgangszeugnisse:  466,  600;  für  Militär- 
zwecke: 486,  699; 

Gesuche  um  Abkürzung  der  Beprobations- 

fristen:  674,  Sil; 
•  Anrechnung  philos.  (u.  ausl.)  Semester :  675, 

882;  678,  886; 
rechtswirksame  Inskription  in  den  zweiten 

Studienabschnitt:  678,  887;  676,  903. 

MeldungsbOgen  für  a.  o.  Hörer:  365,  467; 
476,  588  u.  ff. ; 

Oktavformat:  479,  689 

Stempelpflicht:  476,  588; 

Eintragung  der  Annualprüfung  bei  TheoL: 
66)6,  739. 

Meldungsbuch   (Index):  365,  458;   476, 

683  u.  ff.; 

Ausstellung  von  Duplikaten:  365,  465; 

Formulare  (und  Sprache):  365,  454;  in  Prag 
böhm. :  476,  697 ;  477,  588;  in  Lemberg: 
16,  20; 

Löschung  von  Kollegien:  436,  684  u.  ff.; 

Vidierung  des  M. :  365,  468;  473, 585;  Stem- 
pelang: 365,  464; 

Eintragung  der  Annualprüfung  bei  Theol. : 
666,  789 :  der  iur.  Staatsprfg. :  646, 834 ; 
(stempelfrei:  471,  584);  der  Kolloquien: 
474.  586; 

Anmerkung  der  Nichteinrechenbarkeit  von 
.Rcprobationssemesteru**  bei  Juristen: 
659,  850; 

,  für  Pharmazeuten:  475,  687» 

Meteorologie  und  Geodynamik,  zentrai- 

anstalt  für:  894. 
Mietwohnung,  s.  Naturalwohnung. 
Militär,  s.  Einjährig-Freiwillige. . 
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Sachregister. 


Mißgeburten,  Einsendang  a.  Univ.-Institate: 
8S%,  888. 

Mitgliedechaft    bei   ausl.    Gelehrtengesell- 
schaften  (Akademien):  155,  187. 

Mittellosigkeitszeugnie,    gebfUirenfrei : 

4e8,  517. 

Mittelecbulen:  Prüfunesvorschrift  für  Lehr- 
amtskandidaten: 698,  980; 

archäologische  Lehrkurse  für  Mittelschnl- 
lehrer:  et5,  917;  €•€,  918. 

Mohamnedanische  Studierende,  Hatari- 

tätsprfg.  (Sarajevo) :  44«,  651 ;  (Mostar) : 
45e,  561 ; 
Eopfbedecknng:  448,  558. 

Mostar,  Matorit&tszeagnisse,  Anerkennung: 
450.  561 ;  457,  568. 


NaChSiCilt  d.Verwandtschafts-  u.  Schwägei- 
schaftsverhältnisses  bei  Examinatoren: 
141,  188;  14S,  189; 

bei  Assistenten:  238,  915;  848,  888; 

der  Yerehelichnng  bei   Assistenten:  888, 

815;  848,  888; 
vom  Doktorat  bei  Habilitationen:  187, 169; 

180,  178. 

Nachträgliche  Inolcription:  805^66;  480, 

589;  481,  589:  488,  640;  (Wien,  bei 
Juristen):  488,  544;  von  snperarbitr. 
Einjfthr.-FreiwiU. :  500,  785. 

Nachwuchs  an  akad.  Lehrkräften:  888, 
806  n.  n,;  880,  806; 

an  den  kath.-theol.Fak.:  108, 176;  008,  747. 

Nationale,  bei  Immatrikulationen:  805,  460. 

NatUralWOhnung:  im  aUgemeinen:  00,  99; 
800,  854;  Aftervermietang:  100,  100; 

bei  Assistenten:  880,  888;  845,885; 

bei  Dienern:  885,  807;  800,  880; 

Einziehung  der  halben  Aktivitätszulage  bei 
Beamten:  800,  854;  (856);  bei  Dienern: 
880,  809; 

Überlassung  als  Mietwohnung:  101,  101; 
108,  108. 

Naturhiotorische  Vorprüfungen  der  Medi- 
ziner: (889). 

Neapel,  Arbeitsplätze  an  der  zoologischen 
Station:  (407). 

Nebenstellungen  (s.  auch  Kumulierung): 

bei  Prof.:  Canonikate:  158, 186;  Seelsorge: 
154,  186;  bei  ausl.  Oelehrtengesell- 
schaften:  155,  187;  Yerwaltnngsrats- 
stellen:  157,  188;  öfTentl.  Funktionen: 
158,  188. 

Noninalfach  der  Prof.:  147,188;  140,188; 

Hauptfächer:  801,  501. 
Normale  für  Fahrbegünstigungen:  800,841. 

Nostrifikation:  ausländischer  Maturitäts- 
zeugnisse: 414,  586; 

ausl.  Doktordiplome:  500,618;  Behandlung 
von  Nostriflkationsgesuchen :  515,  687; 

päpsüicher  Doktordipl.:  507,  619;  518,  684; 

ausl.  phil.  Doktorate:  510,  881;  511,  688; 


ausl.  med.  Doktorate  f.  Ausländer:  500, 6S0 ; 
080,  913; 

ausl.  med.  Doktorate  für  Frauen:  400, 966; 

ünzulässigkeit  der  Führung  nicht  nostrifi- 
zierter Doktortit»! :  518,  685;  514,  6SE ; 
insbesondere  med. Doktortitel:  508,680; 

Nostrifikation  nur  bei  gleichartigen  Dipl. 
zulässig:  510,  688; 

Nostrifikation  ausl.  pharm.  Dipl.  nicht  statte 
haft:  (970). 


Obligate  Fächer  für  kath. Theologen:  007, 
748:  in  Innsbruck:  4,  7; 

für  Juristen:  085,806(Oes.);  080,806(\'dg.): 

für  Mediziner:  078,  884; 

für  Pharmazeuten:  708,  964. 

OfTentliChkeit   der  Prüfungen  (Rigorosen): 

bei  kath.  Theologen :  015, 756 ;  bei  gr.-orient. 
Theologen:  088,  788; 

bei  Juristen:   Staatsprüfungen:  040,  838; 
Rigorosen:  000,  866; 

bei  Medizinern:  078,  898; 

bei  Philosophen:  708,  951;  Lehramtsprfg. : 

008,  940; 
bei  Pharmazeuten:  708,  965. 

Offiziere,  Zulassung  zu  Üniv.-Torlesg.:  (5S3) ; 
480,  544. 

OlniltZ,  theol.  Fak.:  88. 

Operateur,  verbot  des  Titels:    001,  914. 
008,  915. 

Operateurstipendlen:  sss. 

Operationsinstitute:    Chirurg,    in    Wien: 
858,  888;  Statute  (Reglements):  833. 

OperationSZiSgiinae,  Vorgang   bei  Bestel- 
lung: 854,  885;  855,  886. 

Ordentliche  Professoren,  s.  Professoren; 

Bezüge,  s.  Besoldungsverhältnisse; 
s.  auch  Lehrverpfliclitung. 

Ordentliche  Studierende:  305,  449;  bei 

den  theol.  Fak.:  005,  781;  000,  736: 
KoUegiengeldbefreinng:  801,  608; 
Frauen  an  den  phil.  Fak.:  401,  567;  an  den 

med.  Fak.:  408,  «70; 
Ausländer:  805,  461,  460;  441,  545n.fr. 

Organisation  der  akad.  Behörden:    18,  SS; 
10,  80. 

österreichische   Geschicbtsforscbung: 

Institut  für  5.  G.:  888,  885; 
Kommission  für  neuere  (beschichte  Österr.: 
880,  401. 


Pathologische  Institute,  Einrichtungen  z. 
Verhütung  v.  Infektionsgefahren:  384, 
888. 

Pazmaniten,  Paznaneun:   Zulassung  zu 

den  theol. Rigorosen:  015,754;  017,761. 

Pedell:  49:  Dienstesbezeichnung:  884.  806; 
Qualiflkationserford. :  (308);  Oehalts- 
klasse :  800, 816 ;  Dienstasinstruktiouen : 
(890). 
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Pensionsvorschriften,  aiig.:  I7f,u9a.ff.; 

spezielle  f.  d.  Staatslehrpersonal :  180, 188 ; 

bei  Theologieprof.:  178,  169;  170,  162; 

bei  den  bnkow.  gr.-orient.  Religionsfonds- 
beamten  etc.:  172,  155; 

Pensionsbeifcrag  (Einhebung):  185,  167; 
870,  861;  bei  prov.  Ernennungen: 
180,  168; 

Anweisungstermin  für  Pensionen:  181, 164; 
184,  166; 

Anrechenbark.  v.  Personalzulagen :  188, 166 ; 

Zusicherung  der  Anrechnung  von  Dienst- 
jabren:  188,  165; 

Anrechnung  der  Adjunktendienstzeit:  SSI, 
818; 

Anrechnung  der  Assistentendienstjahre: 
83S,  818. 

Personalstandestabelie:  Vorlage  seitens 

der  Privatdozenten :  (170). 

Personalstandesverzeiclinisse:  140,  i87; 

870,  490. 

Personalzulagen:  07,  95;  08,  97; 

Einziehung  bei  Erhöhung  des  Gehaltes: 
(97);  808,  859;  200,  860;  280,  809; 

unterliegen  nicht  der  Diensttaze:  (99); 

Anrechenbarkeit  für  die  Pension :  188,  166. 

Pliarmazeutisches  Studium :  soo,  457 ; 

Studien-  und  Prüfungsordng. :  708,  964; 

Erläuterungen  zur  Studien-  und  Prüfungs- 
ordng.: 710,  978;  718,  978; 

Aufnahme  in  die  Apothekerlehre :  712,976; 

Anerkennung  ausl.  Tirozinalprf g. :  718,979; 

a.  0.  Prfg.  über  VI.  Gymn.-Klasse  behufs 
Aufnahme:  700,  978; 

Ergänzungsprfg.  aus  Latein  für  Realschüler: 
711,  975; 

Aufnahme  von  Frauen:  404, 571 ;  405,  578; 
400  a,  574;  400,  583; 

Aufnahme  von  Ausländern:  448,  549;  (976); 
aus  den  Balkanländem  452,  556; 

Reziprozität  mit  Ungarn:  510,  631; 

Meldungsbücher :  475,  587 ; 

Inskriptionsgebühr:  425b,  533; 

Unzulässigk.  d.  Apothekendienstes  während 
des  Univ.-Studiums :  718,  979; 

Einhaltung  der  Termine  für  die  Vorprfg.: 
718,  979; 

Prüfungstazen :  708,  970;  Einzahlung  der- 
selben: 718,  980; 

bei  Wiederholungsprfg.:  713,  980; 

Termin  für  pharm.  Rigorosum:  710,  984; 
Wiederholungstermin:  710,  984; 

ReprQbation  beim  pharm.  Rigorosum:  718, 
980; 

Nachweis  fleißiger  Frequenz  der  Vorl.  und 
Übungen:  717,  985; 

Magister -Diplom:  708,  970;  Formulare: 
714, 981 ;  Ausfolganga.  Ausländer :  (981) ; 
Nostrifikation  aasl.  Dipl.:  (970); 

Sponsion:  718,  985; 

Berechtigung  zur  Leitung  einer  Apotheke: 
712,977;  715,988;  beiFrauen:  404,578. 

Pliilooophisches  Doktorat:  Rig.  ordng.: 

702,  949; 


Instruktion:  708,  958;  (954); 

Erfordernisse  bei  Nostrifikation  ausl.  Dipl. : 
510,  681;  511,  688. 

Philosopliisclies  Faluiltätsstudium: 

Minimalstundenzahl  f.  Semesteranrechnung : 
805,  461; 

Nichtanrechnung  von  Seminarübungen  für 
die  Minimalstundenzahl :  004,  917 ; 

Zulassung  von  Frauen:  401,  567;  von  Aus- 
länderinnen: 402,  569; 

Stud.  aus  den  Balkanländem:  450,  555; 
Abgangszeugnisse:  488,  699;  401,  601; 
Rig.  Ordng.:  702,  949; 
'Instruktion  hierzu:  708,  958; 
Fakultätsinstruktionen:  (954); 

Lehramtsprfg.  für  Gymn.  u.  Realschulen: 
008,  990. 

Pliysikalisclie  Institute  in  Wien:  894. 
PhysikatsprQfung:  (909); 

Berücksichtigung  der  med.  Assistenten: 
240,  885. 

Plätze  in  d.  Hörsälen  (Laboratorien) :  805, 455. 

Polizeidirektion,  Verständigung  von  stud.- 
Versammlungen:  548,  654; 

von  Relegationen:  528,  643; 

Vorgang  bei  polizeilicher  Beanstandung  von 
Studierenden  (Verhaftung):  520,  644. 

PortObeliandlung  von  Hahnschreiben  zur 
Hereinbring,  entlehnter  Buch. :  841,  489. 

Portofreiheit:  OO,  67;  für  die  Korrespon- 
denz der  rechts-stwiss.  Prfgs.-Komm. : 
041,  885. 

Prager  Universität:  Gesetz,  l,  s; 

Errichtung  der  böhm.  med.  Fak.:  8; 

Errichtung  der  böhm.  theol.  Fak.:  8,  6; 

rechts-stwiss.  Staatsprf  g.:  048, 841 ;  040, 843; 

Festsaalbenützung:  48,  47; 

Übersetzung  von  Zuschriften:  08,  68; 

Sprache  bei  Heldungsbüchem  und  Staats- 
prüfungszeugnissen: 470,587;  477,588; 
484,598;  b.  Matrikelscheinen:  478,589; 

gleichzeitige  Inskription  an  beiden  Univ.: 
435,  541. 

Praktische  Prüfungen  bei  den  med.  Rigo- 
rosen: 078,  884; 

bei  dem  pharm.  Rigorosum:  708,  967. 

Prämien,  bei  wissenschaftlichen  Seminarien: 
(röm.-kath.)  878 ;  (gr.-orient.)  374 ;  (rechts- 
stwiss.)  876;  bei  Seminarien  der  phil. 
Fak.:  878. 

Präparate,  path.-anat.,  Einsend,  an  üniv.- 
Institute:  822,  888; 

Verkehr  mit  anat.  Präparaten:  825,  888. 

Präsenzdienstpflicht,    s.  Einj .-Freiwillige. 

Praxis,  Berechtigung  zar  Ausübung  der 
ärztl.  Praxis:  080,  908  u.  ff.; 

barmherzige  Brüder:  085,  911; 

Ausländer:  088,  910;  Reziprozität  mit 
Ungarn:  518,  629;  520,  681; 

Frauen:  408,  570;  405,  578; 

Erfordernis  der  österr.  Staatsbürgerschaft : 
500,  681. 
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Sftchrj^ster. 


Preu88i«che  Studierende:  5Si,6S2;  5S«, 

633. 

PrivatdOZenten.  SteUong  a.  d.  Universität: 
18,  88;  Sn,  181; 

Vertreter  im  Prof.  Eoll. :  18,  84;  28,  86; 
30,  87;  34,  89;  44,  43;  45,  45; 

ÜDzulässigkeit  der  Bezeichnung  „Dozent": 
38e,  498;  881,  494; 

Disziplinarbehandlnng:  883; 

Habilitationsnorm:  187,  169; 

Habilitationsfach:  187,  169;  2f5,  183; 
209,  186; 

Habilitationsschrift:  187.  170;  Sil,  180; 
8f5,  183;  anonyme:  194,  176; 

Vorgang  bei  Habilitationen:  188,  172;  in 
WienCphil.) :  1»8, 175 ;  (theol.) :  IW,  176 ; 
(med.):  %•#,  180; 

Zurückziehung  der  Bestätigung:  (171); 

Übertragung  der  venia  doc.  an  andere  Fak. : 
187,  171;  S04,  188; 

Erlöschung  der  venia  doc:  187,  171;  Se^, 
184;  Sie,  187;  811,188;  bei  HabUitation 
für  mehrere  Fächer:  196,  177; 

Beurlaubung:  195,  177; 

Berechtigung  zur  Ausstellung  von  Zeug- 
nissen: S04,  188; 

Beistellung  des  Demonstrationsmaterials : 
187,  170; 

als  Kandidaten  für  Professuren:  93,  86; 
829,  809; 

Kollegiengeldbezug:  97.  95;  891,  502; 

Remunerationen:  889,809;  bei  kath.-theol. 
Fak.:  198,  176. 

PrivatiSSima,  Honorarbezug  für:  977,883; 
Nichtaufnahme  in  die  Yorleseverzeich- 
nisse:  885,  496. 

Privatkllnik,  Zulässigkelt  der  Bezeichnung 
als:  (389). 

Privatetudium,  Ungültigkeit  für  Fakultäts- 
studien: 895,  461. 

PrivatWOhnungen :  Abhält,  von  Vorlesungen 
in  den :  388,  494. 

Probetriennium  im  Lehramte:  119,114  u.iE.; 
Berechnung  desselben:  185,  119;  Ver- 
längerung desselben:  183,  118. 

Probevorlesung  b. Privatdozenten:  187, 171. 

Probeweise  Dienstleistung  vonZertiflka- 

tisten  (Dienern):  877,  898. 

Prodelcan :  18,  85,  86 ;  Vertretung  desselben : 
35,  89;  39,  40;  789,  1020. 

Professoren,  Stellung  an  der  Univ.:  18,  23; 

Rangsbestimmung:  189, 181  u.ff. ;  149,127; 

Bezüge:  97,  98;  an  der  theol.  Fak.  in  Inns- 
bruck: 99,  98; 

Vorgang  bei  Ernennung  von  Prof.  (Be- 
setzung von  Lehrkanzeln) :  im  allgem. : 
93,  86;  bei  kath.-theol.  Fak.:  905,  734; 
997,  744;  bei  der  theol.  Fak.  in  Inns- 
bruck: 4,  7;  99,  98;  inLemberg:  95,90; 
bei  der  gr.-orient.-theol.  Fak.  in  Czerno- 
witz:  988,  766;  (86);  bei  der  jur.  Fak. 
in  Lemberg  (ruthen.j:  (87); 

Forderung  des  Doktorates  zur  Anstellung: 
bei  Theologen:  94,  90;  997,  746; 


Staatsbürgerschaftsvorhältnifl :  US; 

Beeidigung:  118,  118u.  fE.; 

Bestätigung  im  Lehramte:  119,  114  n.  ff.; 

Verwandtschafts-  und  Schwägerschaftsver- 
hältnis: 141,  128  u.ff.; 

Urlaube:  199,  140  u.  ff.; 

Disziplinarvorschriften:  8S8;  899,  336; 

Pensionsvorschriften:  179,  149  u.  ff.; 

Kollegiengeldbezug:  97,  95;  391,  502; 

Einkommenbesteuerung:  s.  Steuerzahlung; 

Lehrverpflichtung:  143,  130  u.  ff.; 

Nebenstellungen:  153,  ]S6u.  ff.; 

Auszeichnungsanträge:  84,  38;  85,  33; 

Ausl.  Professorstitel:  (187);  159,  189. 

Profeesorenkollegium:  i8,  84; 

Wirkungskreis:  18,  86:  99,  60;  Zuziehung 
von  Supplenten:  813,  197; 

bei  Besetzung  von  Lehrkanzeln:  93,  86; 

bei  Habilitationen:  187,  169; 

bei  Bestellung  yon  Assistenten:    83S,  814; 

bei  Bestellung  von  Demonstratoren  und 
Operationszöglingen :  859, 889;  854, 835 ; 

Antragstellung  in  Onadensachen :  89,  SO; 

Unzulässig^eit  von  Auszeichnungsanträgcn 
für  Prof.:  84,  38;  85,  38; 

Zusammenstellung  des  Lektionskataloges 
(Vorleseverzeichnisses) :  379,  486; 

Vorsorge  für  Vollständigkeit  der  Lehrvor- 
träge :  im  allgem. :  18,  86 ;  für  Juristen : 
939,  811;  für  Mediziner:  979,  907; 

bei  Immatrikulationen :  395,  451 ;  bei  nach- 
träglichen Inskriptionen:  395,  456;  bei 
Aufnahme  relegierter  Stud.:  583,  636; 

bei  Eollegiengeldbefreiung :  391, 504 ;  97 ,  95 ; 

bei  Handhabung  der  Disziplinargewalt: 
583,  637 ; 

bei  Stipendienverleihung :  599. 688 ;  598, 701. 

Promotionen,  Formein:  für  die  kath.-theol. 
Fak.:  499c.  610;  (757);  für  die  gr.- 
orient. -theol.  Fak.  in  Czemowitz :  (^7is3  ; 
fürdiewelti.  Fak.:  495,  606; 

Prfg.  der  Würdigkeit  des  Promovenden: 
499  b,  609; 

sub  auspiciis  Imperatoris:  599,  618  u.  ff.; 

durch  Stellvertretung:  (605); 

Ausfolgung  des  Ärztekammergesetses  an 
med.  Promovenden:  989,  9is; 

-  Promotionsrecht  der  theol.  Fak.  in  Kiakau: 
9,  15;  in  Innsbruck:  919,  760. 

Prorektor:  18,  85,  86;  85,  39;  89,  40. 

Prosektoren:  883, 805. 

Protokolle,  b.  SitzungsprotokoUe. 

Provisorium,   der  Prof.,  s.  BesUtigong  im 
Lehramte ; 
der  Diener:   877,  898. 

Prüfungen   (s.  auch  Rigorosen,  Staatsprfg., 

Vorprüfungen) : 
Abhaltung  während  der  Ferien:  398,  479; 

jur.  Rigorosen  im  Juli:  999,  876; 
aus  Staatsrechnungswissenschaft: 

794,  958  u.  ff. ; 
aus   lebenden    Sprachen:     999,    917; 

799,  948;  791,  948; 
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für  Lebensmittelexperten:  781,999; 

für  Yersichernngstechniker:  729, 
1009;  724,  1016. 

Prüfungskomnissäre:  verwandtschafts.  u. 

Schwägerschaftsverhältnis :  142,  129; 

Prof.  bei  Richteramtsprfg. :  (189); 

an  der  rechts-stwiss.  Fak.  in  Innsbruck: 
7,  10;  8,  18. 

PrflfungMprache:  bei  theol.  Rig.:  «15,767; 
bei  rechts-stwiss.  Staatsprfg.  und  Rigo- 
rosen: 64«,  830,  884;  (866); 

in  Graz:  •45,  840;  (880);  in  Innsbruck:  671, 
877;  in  Prag:  648,  841;  649,  848;  in 
Lemberg:  14,  19;  11,  17;  in  Krakau: 
646,  841;  11,  17. 

PrQfungsVOrSChrift:  (s.  auch  Rigorosen): 

für  die  gr.-orient.-theol.  Fak.  in  Czemowitz : 
622,  769;  Instruktion  hiezu:  623,  778; 

für  die  rechts-stwiss.  Staatsprfg. :  646,  884; 

für  das  Lehramt  an  Gymnasien  u.  Realsch. : 
668,  9S0; 

für  Lehramt  an  M&dchenlyzeen :  466  b,  676 ; 

für  Pharmazeuten:  768,  964; 

für  Stud.  der  Landwirtschaft  in  Krakau: 
716,  998; 

für  Lebensmittelexperten:  721,  999; 

für  Versicherungstechniker:  722,  1009;  in 
Wien:  724,  1016. 

Prilfungszeugnisse,  s.  Zeugnisse. 

Publikationen,  Einsendung  an  aus!.  Höfe: 
66,  69. 

Publikum  (Kollegium):  148,  188;  162,  186; 
861,  601; 

Ersatz  durch  Abhaltung  v.  Seminarübungen 
bei  den  jur.  Fak.:  376. 


Quaiifikationserforderniase:  für  Univ.- 

Beamte:  262,  846;  276,  803; 

für  Assistenten :  2S3,  814 ;  234,  817 ;  236, 
818;  236,  819; 

für  den  Bibliotheksdienst:  418; 

für  Dienerstellen:  276,  803;  287,  810;  (817); 
296,  318. 

Quartiergelder  (-Äquivalente):  99,  99; 

266,  264. 
Quäatur:   267,  238;  391,  506  n.  ff. 

Quäatursrechnunuen:  366, 453;  391, 6O8; 

396,  618;  410,  581. 

ÜUinquennalzUlagen     der    ordentl.    Prof: 
97,  93; 

der  a.  0.  Prof.;  97,  94; 

der  Prof.  an   den  theol.  Fak.  in  Salzburg 
und  Olmütz:  97,  94; 

der  Adiunkten  an  den  med.  und  phil.  Fak. : 
229,  812; 

Vorgang  bei  Anweisung:  168,  108. 


Rangsklaeee,  der  Unlv.-Prof.:  97,  93;  der 
Staatsbeamten :  266, 268 ;  der  Adjunkten : 
228,  811:  der  Univ.-Beamten :  262,  246; 
(Wien):  261,  244. 


Rangsordnung  d.Uniy.-Prof.:  129,19ln.fl.; 

bei  gleichzeitig  ernannten  Prof.:  138,186; 

Anrechnung  der  Dienstzeit  an  anderen  Lehr- 
anstalten:  97,  96;  134,  184;  139,  197; 

im  Personalstandsverzeichnis :  146,  187. 

RealSChul-Abiturienten,  Aufnahme  in  Unl- 
versitätsstudien :  416,  685; 

in  das  landwirtschaftl.  Studium  in  Krakau ; 
726,  997. 

Rechnungslegung,    s.  Verrechnung. 

Rechtsfolgen,    Strafgericht.    Erkenntnisse* 

fegen  Stud.:  Erteilung  der  Nachsicht: 
31,  646. 

Rechtshistorische  Staatsprüfung: 

s.  staatsprfg. 
Rechtsstellung   der  üniv.:  1. 

Rechts-  und  staatswissenschaftliches 

Doktorat:  Rlgorosenordnung:  666, 
866;  Instruktion:  661,  869;  strengere 
Handhabung:  663,  878; 

Termin  für  LRigorosnm:  662,871;  676,876. 

Rechts-  und  staatswissenschaftliches 
Studium: 

Studienordnung:  Gesetz:  636,  806; 

Durchführungsverordnung:  636,  807; 

erläuternder  Erlaß:  637,  816; 

rechtswirksame  Inskription  in  den  zweiten 
Studienabschnitt:  136,  806;   636,  809; 

Nachsicht  einzelner  Obligatkoll. :  636,  806. 

Nachsicht  des  Institutionenkollegiums :  638, 
880; 

Frequenz  nicht  obligater  Kollegien:  (810); 

Vorträge  über  Gefängniskunde:  {ßU); 

über  poln.  Privatrecht:  (811); 

nachträgliche  Inskription  (Wien):  438, 644; 

Nichtanrechnung  von  a.  0.  Semestern  (vor 
der  Matura):  434,  640; 

Aufnahme  von  Ausländem :  444.  650 ;  in  den 
zweiten  Studienabschnitt:  451,  656; 

Absolutorien :  487,696; 

Agramer    Universität;    Anerkennung    der 
Studien  u...Prfgn.:  421,  689;  639,  881. 

Rechtswirksamkeitstermin  bei  Emennnn- 

gen  von  Prof.:  167, 107;  267,  866;  von 
ienern:  261.  881. 

Regieauslagen,    Kanzleipauschalien:    266, 
886. 

Regierungskommissär,  bei  den  med.  Rig.: 

678,  898; 
bei  den  pharm.  Prüfungen :  768,  968. 

Reglements   für  Operationsinstitute:  (283); 
für  Fahrbegünstigungen:  S48. 

Reguläre, Verwendung  i.  theol. Lehramt: (86). 

Reichs-  und  Landesgesetzblätter: 

Beteilung  mit  denselben :  268,  840 ; 

Ordnung  und  Aufbewahrung:     266,   948; 
266,  243. 

Reifeprüfung  an  Mädchenlyzeen:  (568); 
zur  Aufnahme  in  die  pharm.  Stud. :  469,688; 
s.  Maturitätsprüfung. 
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Reihung   der  Prof.,  s.  Rangordng. 

Reisepartikulare:  ses,  339;  S9»,  84o. 

Reieeetipendien  zur  Heranbildung  vonLeliT- 
kräften:  9Se,  208. 

RelcOininandation  von  amtlichen  Korreepon- 
denzen:  60,  68. 

Reictor,  Wahl  desselben:  18,  S6;  32,  87; 

Wirkungskreis:  18,  29; 
Yirilstimme  im  Landtag:  (29). 

Reicurs,  Geschäftsgang  bei:  63; 
Fristen:  (63); 

im  Disziplinarverfahren  gegen  Beamte  und 
Diener:  S95,  38«; 

in  Habilitationsangelegenheiten :  187,  171; 
1*7,  178; 

bei  Immatrikulationen:  865,  461;  bei  In- 
skription: 806,456;  in  Prag:  485,542; 

bei  Verweigerung  der  Fz^quenzbestätlgung: 
8e5,  464; 

bei  Studentengesuchen:  865,  466;  im  Dis- 
ziplinarverfahren: 586,  646; 

bzgl.Kollegiengeldbefreiung  nicht  statthaft: 
861,  604; 

bei  jur.  Staatsprfg. :  646,  829. 

Relegierung,  528,  686  u.  fr.  (s.  Disziplinar- 
vorschriften); 

Wirkung  in  Prag:  8,  6; 

Einfluß  auf  Fortsetzung  der  Rigorosen 
und  jur.  Staatsprfg. :  584,  648. 

Remunerationen:   far    einzelne   Vortr&ge: 
»7,  94;  ^ 

an  den  theol.  Fak.:  164,  108;  168,  176; 

Belassuncf  neben  den  Bezügen:  67,  95;  bei 
Supplierungen :  818,  198; 

für  Üniv.-Beamte  und  Diener:  58,  54; 

der  Assistenten  (Adjuten):  838,  818; 

Vorgang  bei  Anweisung  j&hrl.  Remun.: 
oll,  361. 

Repetitieneallt,    Aufhebung  desselben  bei 
med.  Doktoraten:  688,  910;    684,  911. 

Reprobationefristen: 

bei  kath.-theol.  Rigorosen:  615,  757; 

bei  gr.-orient.  Theol.,  Staatsprfg.:  688,770; 
Rigorosen:  688,  782; 

bei  rechts-stwiss.  Staatsprfg.:  686,  815; 
Abkürzung :  653, 846 ;  654, 847 ;  in  Prag : 
64»,  843;  bei  jur.  Rigorosen:  666,  867; 

bei  med.  Rigorosen:  678,  898;  Abkürzung: 
674,  881; 

bei  phil.  Rigorosen:  768,  951;  768,  956; 

bei  der  Lehramtsprfg.  für  Gymn.  u.  Real- 
schulen: 668,  941; 

bei  der  Lehramtsprfg.  für  Mädchenlyzeen: 
466  b,  581; 

bei  pharm.  Prüfungen:  768,  966,  969. 

Revers,  bei  Ausfolgung  med.  Doktordipl.  an 
Ausländer:  683,  910. 

Revision  von  Lehrmittelsammlungen:  818, 
864;  314,  865;  815,  867. 

Reziprozität: 

bei  der  Führung  nngar.  phil.  Doktortitel: 
517,  628; 


bei  der  ärztl.  Praxis  in  Ungarn:  S18, 699; 
586,  681; 

bei  Pharmazeuten  aus  Ungarn:    516,  631; 

Anrechnung  preussischer  Stndiensemester: 
581,  682;  588,  688; 

Aufhebung  der  Reziprozität  bei  Zeugnissen 
über  Staatsrechnungswissenschaft  mit 
Ungarn:  766,  963. 

Rigorosen,  im  allgemeinen:  Rig.-Ordng.: 

für  kath.  Theologen:  615,  758; 

für  gr.-orient.  Theologen:  688,  780; 

für  evang.  Theologen:  684,  800; 

für  Juristen:  666,  865;  661,  869;  Zuziehung 
von  a.  0.  Examinatoren:  684,  873; 
667,  875;  IntervaUe  bei  Rig. :  665, 874; 
ununterbrochene  Anwesenheit  der  Prü- 
fungskomm.:  666,  874;  strengere  Hand- 
habung der  Rig.-Odg.:  668,  872; 

für  Mediziner:  678,  884;  676,  896; 

für  Philosophen:  768,  949;  768,  958; 

für  Pharmazeuten:  768,  967; 

Zurücklegung  der  Rig.  an  derselben  Univ.: 
468,  608; 

Fortsetzung  der  Rig.  nach  vorhengegangenem 
Verzicht:  468,  608;  466,  007; 

Abhaltung  während  der  Ferien:  484,  004; 

ungerechtfertigtes  Ausbleiben  oder  Rück- 
tritt (Taxverlust):  467,  607; 

rechtzeitige  Zulassung  von  med.  Mililär- 
rigosanten:  554,  684. 

RlSmiscIie  Stipendien:  336, 404. 

RuinSnien,  ICaturitätszeugn.,  Anerkennung: 
454,  558. 

RlltheniSCil,  Lehrkanzeln  an  der  jur.  Fak. 
in  Lemberg:  (87). 


SaCllverStändige,  einzelne  Prof.  als:  73. 
78  U.  ff. 

Salzburg,   theol.  Fak.:  22. 

SanRlIlingen,  wissensch.,  Inventarlsierasg: 
313,  864;  314,  865. 

Sarajevo,  Anerkennung  der  Matoritätszeug- 
nisse:  445,  561;  446,  551. 

Scliwägerscliaftsverliältnis,  s.  Verwandt- 

schaftsverhältnls. 

ScIlWarzeS  Brett,  zur  Verstilndigung  der 
Studierenden:  365,  466;  Ankündigung 
des  Vorleseverzeichnisses:  876,  491 ; 

für   Kundmachungen   871,  481-    881,  507; 
461,  516;  fremde  Plakate:  876,  484. 

Semestereinteilung:  865.  464;  368,  478: 

in  Czernowitz:  374,  483. 

Semestraipriifungen  der  kath.  Theologen: 
666,  739;  668,  748. 

Seminararbeiten,  als  Ersatz  f.  Hausarbeiten 
bei  der  Lehramtsprfg.  für  Oymn.  und 
Realschulen:  (988). 

Seminarbiblietlielcen,  Beziehungen  z.  Uni- 
versitätsbibliothek: 366,  859;  Herein- 
bringung  entlehnter  Bücher:  (867). 
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Seminare,  wissensciiafti.: 

an  den  kath.-theol.  Fak.:  817,  870;  MS, 
748;  1026; 

an  der  gr.-orient.-theol.  Fak.  in  Czernowitz: 
818.  37S: 

an  den  rechts-stwiss.  Fafc.:  81»,  375;  An- 
rechenbarkeit der  Übungen  füi  das 
Semester:  819,  876; 

an  den  phil.  Fak.,  St^te:  878: 1027;  Nicht- 
anrochnung  der  Übungen  f.  phil.  Sem. : 
694,  917. 

Seninarremunerationen:  »7,  96;  (99). 
Seminaretipendien  an  den  phii. Fak.:  878; 

Vorgang  bei  Verleihung:  881,  881. 

Seminarzeugnisse,  stempeipflicht :  488,59i. 

Senat,  akad.:  18,  26; 
Mitglieder:  18.  25;  8«,  81;  88,87;  88,  88; 
Wirkungskreis:  18,  28; 
in  Disziplinarangelegenheiten  gegen  Beamte : 
sei,  246;  gegen  Stad.:  »88,  683 u.U.; 

bei  Inskriptionen:  865,  457; 

bei  Besetzung  der  Univ.-Bibllothekarstelle : 

81,87 ;  von  Kanzleibeamtenstellen :  868. 

246; 
bei  Besetzung  von  Dienerstellen :  886,  808. 

SicberheitSpapier,  Verwendung  für  Mel- 
dungsbUcher  und  Absolutorien :  (458); 
für  Meldungsbogen:  47»,  589. 

Sitzungen  der  Professorenkollegien:  18,87; 
des  akad.  Senates:  18,  28; 
Zuziehung  von  Supplenten:  818,  197. 

Sitzungsprotokolle :   18, 27 ;  55, 57 ;  56, 57 ; 
57,  58;  66,  60;  63;  8»5,  511; 
Beifügung    von    Übersetzungen:    (57);    in 
Lemberg:  14,  19. 

Spezialkommieeion  bei  rechts-stwiss.  Staats- 
prüfungen: 636,  818;  646,  826. 

Sponeionsformel  für  Doktoratskandidaten, 
kath.  Theologen:  4»»o,  610;  an  weltl. 
Fak.:  4»5,  605; 
für  Pharmazeuten:  768,  970;  718,  985. 

Sprache,  s.  Vortrags-  und  Geschäftssprache 
der  üniv. 

Sprachen,  lebende. Prüfungen  aus:  6»», 947; 
766,  948;  761,  948. 

Sprachunterricht  durch  Lehrer  im  eng.  S. : 
886,  202. 

StaatsbQrgerschaftsverhältniSderUniv.- 

Prof.:  112; 
Feststellung  bei  Immatrikulation  von  Stud. : 
485  a,  582. 

Staatsprüfungen,  rechts-stwiss.:  635, 
805  (Gesetz);  686,  812  (Durchführungs- 
verordnung) ; 

Instruktion:  646,  824; 

Prüfongsgegcnstände :  686,  812; 

Zivilprozefigesetze :  651,  845; 

Steuergesetze:  658,  846; 

Meldung  der  Kandidaten:  686,  814;  646, 
827, 828 ;  Versäumung  der  Anmeldefrist : 
646,  828;  655,  848; 


Ungültigkeit  erschlichener  Wiederholungs- 

priüungen:  686,  815; 
Rekurs  gegen  Nichtzulassung:  646,  889; 

Termine  zur  Ablegung:  685,  807 ;  686,  813; 
646,  827,  828;  in  Wien:  647,  841; 

Ostertermin  für  die  rechtshistorische  Staats- 
prfg.:  656,  844; 

Folgen  des  Ausbleibens  am  Prüfungstag: 
646,  829; 

strengere  Handhabung  der  Prüfungsvor- 
schrift: (888); 

PrUfungssprache:  646,  880,  884;  in  Graz: 

645,  840;  (880);  in  Innsbruck:  671,  877; 
in  Prag:  648,841;  646,848;  in  Lemberg: 
11,  17;  in  Krakau:  646,  841;  11,  17; 

Prüfungsdauer:  646.  880; 

Prüfungstaxe:  646,889-648,886;  Befreiung 

hievon:  648,  837;  648,  888; 
Reprobationsfristen:  686,  815;  Abkürzung: 

658,  846;  654,  847; 

Anzeigen  der  Reprobation  an  das  Dekanat: 

686,  815;  646,  834; 
Kalküle  und  Zeugnis:  646,  882; 
Anerkennung  der  Kalküle  einer  anderen 

Prüfungskomm.:  (827); 
Wiederholung  der  Prüfungen:   686,   815; 

646,  883,  884;  644,  888; 

Vermerk  über  abgelegte  Prfg.  im  Meldungs- 
buch (stempelfrei):  471,  M4;  über  zu 
wiederholende  Vorlesg.:  656,  848; 

Sprache  der  Prtifungszeugnisse ,  in  Prag: 
476,  588;  484,  593;  in  Krakau:  646, 
841:  bei  der  Ergänzungsprfg.  (Agram): 

659,  853; 

St.-Prfg.  werden  nicht  durch  das  Doktorat 
ersetzt:  685,  807; 

Anerkennung  von  Agramer  Prfgen.  (Er- 
g&nzungsprüfung):  68»,  888;  656,861; 
für  den  Eintritt  in  den  Staatskonzepts- 
dienst: (828); 

aus  der  Staatsrechnungswissen- 
schaft: 764,  958 u.  ff.; 

für  Lebensmittelexperten:  781,999; 

für  Versicherungstechniker:  788. 
1009;  in  Wien:  784,  1015. 

StaatsprOfungskommissionen,  rechts-  u. 

staatsw. :  686,  813 ;  Instrukt. :  646,  824 ; 

Zusammensetzung  und  Geschäftsführung: 
646,  824;  in  Prag:  (842) ;  in  Innsbruck: 
657    849  * 

Zuziehung  der  Prof.  als  Prüfer:  686,  813; 
646,  825,  826; 

Geschäftssprache  in  Krakau:  646,  841; 

Komm,  für  die  Ergänzungsprfg.  der  Kan- 
didaten von  Agram:  65»,  862; 

Portofreiheit  der  Korrespondenz:  641,835. 

Staatsrechnungswissenschaft:  764, 958; 

765,  962;    766,  767,963;   (686,811); 
Zulassung  von  Frauen:  (562). 

Staatswissenschaftl.  Staatsprüfung : 

8.  Staatsprüfungen. 
Stabilisierung    im  Lehramte:  116, 114  u. fit. 
Statistik,   s.  Ausweise. 

Status  der  Universitätsbeamten :  allgem.: 
868,  245;  für  Wien:  861,  244;  für  Prag, 
böhm.:  (246). 
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Statute  für  Operationsinstitute:  (888);  fOr 
Wissenschaft].  Seminare  der  kath.-theol. 
Fak.:  317,  870;  1026; 

für  das  Seminar  der  jgr.-orient.-theoI.  Fak. 
in  Gzemowitz:  8l9,  878; 

für  die  rechts-stwiss.  Seminare:  819,  876; 

für  die  phil.  Seminare:  878;  1087; 

für  das  Institut  für  österr.  Oeschichts- 
forschnng  in  Wien:  828,  896; 

für  die  Kommission  für  neuere  Oeachichte 
Österreichs:  329,  401;  für  das  Istituto 
austriaco  di  studii  storici  in  Rom: 
83f,  404; 

für  volkstümliche  Univ.-Vorträge  in  Wien: 
725,  1017. 

Stellvertretung,  des  Rektors  und  Dekans: 
85,  89;  8e,  40. 

Sterbequartal:  170,168;  171, i64;27e,86i; 

bei  Verheiratung  im  Pensionsstand :  1 78, 156. 

Stempelmarken,  Art  der  Verwendung :  2i8, 
847;  244,  849. 

Stempelpflicht:  für  ZahlungsUsten  über 
Kollegiengelder:  892,  609; 

für  Anstellungsdekrete  Ton  Snpplenten: 
21»,  200; 

für  Matrikelschein:  845,  453; 

für  Meldungsbücher  (-bogen):  845,  464; 

für  Meldungsbogen :  470,  688; 

für  Abgangszeugnisse:  805,  466; 

für  Kolloquienzeugnisse:  474,  586;  482, 
691; 

für  Seminarzeugnisse :  482,  591 ; 

für  rechts-stwiss.  Staatsprfg.  •  Zeugnisse : 
64e,  (828),  880; 

bei  Vermerken  über  abgelegte  Staatsnrf  g.  Im 
Meldungsbnch  (stempelfrei):  4*71,  684; 

Rigorosen-  und  ähnliche  Prüfungszeugnisse: 
483,  598. 

Sternwarte:  in  Prag,  Korrespondenzver- 
kehr: 67,  68;  7f,  70; 

Assistentenbestellung  in  Wien  und  Prag: 
243.  224;  244,  884;  247,  886. 

Steuerzahlung:  von  Taxen  und  KoUegien- 

f eidern:  le3,  102;  105, 104;  100, 108; 
10,  109;  111,  110; 

von  Pensionen  u.  Sterbequartalen:  171,154; 

Einbringung  b.  Zusammentreffen  mitPrivatr 
f  orderungen:  185,  167. 

Stiftungen,  s.  Stipendienwesen. 

Stipendien  zur  Heranbildung  von  Lehr- 
kräften: 220,  808; 

zur  Ausbildung  in  der  Chemie:  251,  889; 
in  der  Mathematik:  252,  281; 

Seminarstipendien  an  den  philos.  Fak. :  878 ; 

s.  Demonstratorstipendien  und  Operateur- 
stipendien. 

Stipendienweoen :  557,  686  u.  ff. ; 

allgemeine  Vorschriften:  504,  698;  588, 
716;  500,  782; 

Anlage  von  Stiftnngskapitalien :  583,  711; 

Belassung  pro  doctoratu  und  für  das  Prü- 
fungsstadinm :  bei  Juristen:  558,  687; 
506.  700;  577,  708;  580,  718;  001,  786; 


bei  Medizinern:  557,  686;  505,  698; 
570,  707;  000,  786:  bei  Philosophen: 
505,  698;  587,  713;  501,  718;  50S,  719; 
001,  726;  008,  788; 

rechtzeitige  Verleihung:  581,  710;  588, 7i7; 

Fälligkeit  der  Stipendienraten:  550,  687; 
587,  718;  508;  724; 

Befreiung  vom  Kollegiengeld:  801,  603; 

Würdigkeits-  u.  Verwendungsansweise  über 
Stipendisten:  500,  688;  508.091;  572, 
708;  574,  706; 

Ausnahme  für  Theresianisten:  507,  700; 

Wirkungskreis  der  Prof.  Koll.  bei  Stipendien- 
verleihung: 508,  701; 

Bestellung  von  Stipendienreferenten  bei  den 
Fak.:  503,  698;  507,  701; 

QeschäftBgang  in  Stip .-Angelegenheiten: 
572,  708; 

Überwachung  der  Stipendisten:   507,  700; 

Ausweise  über  Grenzauditoriats-Stipend. : 
578,  705;  über  ungar.,  siebenbürg,  und 
kroat.  Stip.:  575,  706; 

Kumulierung  von  Stip. :  570,  702;  571,  703; 

504,  780;  002,  787;  Kompetenz  zur 
BewiUigung:  578,  708;  570.  709; 
502,  719; 

Stipendienbezug  durch  Alumnen  (Klerikal- 
Seminaristen):  500,  702:  580,  718; 
500,  718;  004,  728; 

Einfluß  der  Reprobation  auf  den  Stlpendieo- 
Fortbezug  bei  Jur. :  502,  690;  505,  721 ; 

Behandlung  von  Stip.  für  phil.  Fakultäts- 
Studien:  501,  688;  505,  698; 

Stii>endiengenuB  durch  Lehramtskandi- 
daten: 405,  618; 

Stipendiengennfi  während  des  Einjähr.-Frei- 
willigeniahres:  550,  676;  000,  726; 
Evidenzhaltnng  der  sUpend.  Einjähr.- 
FreiwiUigen:  507,  728;  500,  785; 

Fortbezug  der  Stip.  bei  Übertritt  an  eine 
andere  Fak.:  505,  698; 

Stipendiengenuß   im  Auslande:    504,   697; 

505,  698;  580,  709;  582.  710; 

Ausländische  Stip. :  584,  711 ;  Stip.  für  Aus- 
länder: 585,  718. 

Strafgerichtllche  Unterouchungen,  Fak.- 

Gutachten:  78,  7au.  fl.; 

gegen  Studierende,  Mitteil,  an  das  Rek- 
torat: 520,  648; 

Nachsicht  der  Rechtsfolgen:  581,  646; 

Einfluß  auf  das  Disziplinarverfahren:  530, 
661;   im  Falle  eines  Freispruches  587, 

660; 

Wirkung  der  straf  gerichtlichen  Aasweisung: 
538,  650. 

Strenge  Prüflingen,  s.  Rigorosen. 

Studentenvereine    u.  Versammlungen,    s. 
Vereine. 

Stadienbibliotbelien:  4i8. 

Studiendauer:  305,  460;  s.  auch  Dauer  der 
Studien. 

Studienlahr,    Einteilung    des:    805,    464; 
308,  478;  in  Gzemowitz:  374,  483. 

Studienplan:  bei  kath. Theologen:  000.  736: 
007,  740;  in  Innsbruck:  4,  6: 
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bei  gr.-orient.  Theologen :  688, 767 ;  *«7, 780 ; 
bei   evangelischen  Theologen:    68t,    788; 

•88,  797; 
bei  Juristen:  685,  805;  686,  807; 
bei  Medizinern:  676,  904; 
bei  Pharmazeuten:  768,  965; 
bei   Studierenden    der    Landwirtschaft    in 

Krakau:  71»,  990; 

für  Lebensmittelezperten :  781,  999; 

fiir  den  Kurs  über  mathem.  Statistik  und 
Versicherungswesen  in  Wien :  784, 1014. 

Studienordnung,    allgemeine:    865,    449; 

866,  467; 
f.  kath.-theol.  Pak.:  666,786;  667,740;  in 

Innsbruck:  4,  6; 
für  die  gr.-orient.-theol.Fak.  in  Czernowitz : 

688,  767: 
für  die  evang.-theol.  Fak.  in  Wien:    680, 

788;  688,  797; 
für  Juristen:  685,  806  (Gesetz);   686,  807 

(Durchführgsvdg.) ; 
für  Mediziner  (s.  Rigorosenordg. :  678,  884; 

u.  Instruktion:  67»,  904); 
für  Pharmazeuten:  708,  964; 
für   Stud.  der  Landwirtschaft  in  Krakau: 

71»,  990; 
für  mathem.  Statistik  und  Versicherungs- 
wesen in  Wien :  784,  1014. 

Studiensachen,  Oeschaftsyerkehrin:  61  u.  f. 

Studierende,   ordentl.:  365,  449; 
a.  0. :  865,  457 ;  an  kath.-theol.  Fak. :  666, 

738  * 
der  Pharmazie:  865,  457;  708,  964 u.  ff.; 
der  Landwirtschaft  in  Krakau:   71»,  987; 
Frauen :  458,  562  u.  ff. ; 
Evidenzhaltung:  865,  458; 
Hospitieren  in  Vorlesg.:  8»  1,  506; 
Überweisung  an  eine  andere  Fak. :  865,459; 

Gesuche  und  Beschwerden:  865,  466; 

Kollegiengeld  und  Befreiung:  8»1.  502; 

Disziplinarvorschriften:  583,  683  u.  ff.; 

Vereine  und  Versanmilungen :  548, 654  u.  ff. ; 

Fahrbegünstig,  auf  Eisenbahnen  etc.:    348. 

Substitutionsnormaie:  818,  i90. 

Supplenten:  818,  190;  kein  KoUegiengold- 
bezug:  8»1,  501 ;  Stempelpflicht  der  An- 
stellungsdekrete:  81»,  200; 

Zuziehung  zu  den  Fakultätssitzungen:  818, 
197;  Bestellung  für  theol.  Fächer:  (190); 
81({,  817,  199;  887,  210;  1»3,  176; 

für  judizielle  Staatsprüfungsgegenstände  in 
Lemberg:  814,  198. 

Suppiierungsgebiihr:  818,  i90;  für  unbe- 
soldete Dozenten:   815,   198;   für  be- 
soldete Professoren:  818,  200; 
Vorgang  bei  Anweisung:  311,  361. 

Suspension  vonProf.(inKridafäUen):  (884). 

Taggetd,  s.  KanzlelgehUfen   und   Aushilfs- 
diener. 

TaUSCil,  von  Vorlesg.-Verzeichnissen  mit  aus^ 
wärtigen  Univ.:  87»,  489. 


Taxbezug  durch  Univ.-Beamte:  »46. 

Taxen:  f.  Immatrikulation:  365.  458;  418, 
527;  486,  529;  483.581;  f.  kath.  Theo- 
logen (Befreiung):  666,737;  s.  Inskrip- 
tionsgebühr; 
für  kath.-theoL   Rigorosen:   615,   757; 

Promotionen:  615,  759; 
für  Prüfungen  der  gr.-orient.  Theologen: 

688,  777;  Befreiung  hievon:  685,  779; 

Rigorosen-  und  Promotionstaxen:  688, 

788; 
an   der  evang.-theol.    Fak.    in   Wien: 

634,  803; 
beirechts-stwiss.Staatsprfg.:  646,829; 

648,  886;  648,  888;  Agram:  65»,  858; 

bei  rechts-stwiss.  Rigorosen:  666,867; 

Promotionen:  666,  868; 
bei  med. Rigorosen : 678, 894 ;  Promotionen : 

678,  895; 
bei  phil.  Rigorosen:  768,951;  Promotion: 

768,  958; 
bei  der  Lehramtsprüfung  für  Gymn.  u. 

Realschulen:  668,946;  für  Mäd,chen- 

lyzeen:  4661»,  581; 
bei  Prüfungen  aus  lebenden  Sprachen: 

766,  948; 
für  pharm.  Prüfungen:    768,   970;    Ein- 
zahlung derselben :  718,980;  bei  Wieder- 

holungsprfg.:  718,  980; 
für   die   Prüfungen   beim    landwirtsch. 

Studium  in  Krakau:  71»,  996; 
für   die   Prüfungen  der  Versicherungs- 
techniker: 788,  1012;  784,  1016. 
für  Laboratorienbesuch:  394; 
s.  auch  Diensttanabzug. 

Theologisches  DolctOrat  an  den  kath.- 
theol.  Fak,  Rigorosenordnung :  615, 
753;  Diploms-  und  Promotionsformel: 
4»»e,  610; 

Erfordernis  der  Immatrikulation :  666,  739 ; 
615,  754;  680,  763; 

Nostrifikation  päpstlicher  Doktordiplome: 
567,  619;  518,  624;  615.  755; 

Zulassung  der  Absolventen  von  Djözcsan- 
und  Klosterlehranstalten:  666,  739; 
615,  754; 

an  der  gr.-orient.-theol.Fak.  in  Czerno- 
witz: 688,  780; 

an  der  evang.-theol.  Fak.  in  Wien:  634, 
800. 

Theologische  Faliuitäten,  kathoi.: 

Besetzung  von  Lehrkanzeln:  (86); 

Lehrer  für  Kathechetik  und  Methodik :  816, 

817,  199; 
Adjunkten:  887,  810. 

Theologisches  Studium: 

Kath.-theol.:  Organisation  d.thcol.  Fak.: 

665,  780;  607,  740; 
Vorbildung  zur  Aufnahme:  418,  522;  418, 

528;  441,  546;  665,  731;  666,  736;  607, 

741 ;  668.  747 ;  in  Lemberg,  bei  gr.-kath. 

TheoL:  416,  525; 
Studienordnung:    606,  736;    607,    740;    in 

Innsbruck:  4,  6; 
Vortragssprache:  665,738;  667,  748;  608, 

748; 


1084 


Sachregister. 


Reform  der  theol.  Studien-  and  Prflfangs- 
ordnnng  (Beschlüsse  des  Episkopates): 
608,  746; 

Stadium  im  Aasland:  611,  751; 

Semestral-  and  Annaalprfg.:  606,  789;  608, 
748; 

Katechetisch-pädagog.  Unterricht:  600,749; 
phil.-theol.  Propädeatlk:  613,  752; 

kirchenrechtl.  Unterricht:  610,  750;  christl. 
Soziologie:  614,  768; 

Aasschließung  wegen  Vergehen  in  Semi- 
narien:  417,  587; 

Verbot  des  „Privatstudiams" :  612,  751; 

gr.-orient,-theo].:  Organisation  der  gr.- 
orient.-theol.  Fak.  in  Gzemowitz:  6s8, 
765; 

Vorgang  bei  Ernennung  der  Prof. :  6t  t,  766; 

Lehrplan:  62S,  767;  627,  780; 

Vortragssprache:  62S,  769;  (765); 

Prfg.  Ordng.:  6S2,  769; 

Prfg.  Komm,  und  Instroktion:  62S,  778; 

Ausfertigung  der  Zeugnisse:  6S4,  779; 

Befreiung  von  der  Prüfungstaxe :  6tft,  779 ; 

rechtzeitige  Ablegung  der  Prfg.:  626,  779; 

Rig.  Ordng.  (Doktorat):  628,  780: 

s.  auch  evang.-theol.  Fak.  in  Wien. 

TirOZinalprUfung   für  Pharmaz.:  712,  977; 
Anerkennung  ausl. :  718,  979. 

Titel,  Universitäts-:  40,  48; 

einer  höheren  Diensteskategorie  bei  Univ.- 
Prof.:  1S6.  185;  187,  195:  bei  Uniy.- 
Beamten:  266,  854; 

ausl.  Prof. -Titel:  (197);  150,  1S9; 

Verbot  des  Titels  „Doktorand":  400a,  609; 

des  Titels  „Operateur" :  601,914;  602,  915. 

Trachten  (Talare),   8.   Univ.-Trachten  und 
Uniform. 

TrftVnik,  Maturitätszeugnisse, Anerkennung: 
458,  558. 

Tridentinioch-vatikanioches    Glaubens- 
bekenntnis: (757). 

Triennalzulagen  der  Assistenten:  230,  881. 

Triest,    zoologische  Station:  881,  407; 
Assistenten:  240,  887; 

Turnanstalt  an  der  Univ.  Wien:  221,  808; 
222.  804. 


OberSChreitung     von    Institutsdotationen, 

Verbot:  808,  858. 

■■ 

Übersetzungen  v.  Korrespondenzen  in  Prag: 

von  Sitzungsprotokollen :  (57) ;  in  Lemberg : 
14,  19. 

Übersicht    der   akad.   Behörden   (Personal- 
standsverzeichnis): 140,  187;  870,490. 

Übersiedlung,   Reisepartikulare:  208,  889; 

(341). 

Unfallversicherung   für   das  Personal    an 
Laborat.:  801,  849;  802,  850;  808,  861; 


freiwillige,  bei  mit  Leichen  manipulierenden 
Instituten:  804,  858; 

für  Studierende:  805,  864. 

Ungarn,  Matuntätszeugn.  ohne  Oriechisch: 
440,  .554; 

Reziprozit&t,  phll.  Doktorate:  517,  888; 

bei  Ausübung  der  ärztl.  Praxis:  518,  689; 
520,  681; 

pharm.  Hagisterdiplome :  510,  631; 

Ausweise  über  ungar.  Studierende:  80,  8S. 

Uniform:  168, 148  u.  ff.;  bei  akad.  FeierUch- 
keiten:  166,  147  (Lemb.  u.  Krakan); 

bei  Promotionen  sub  ausp.  Imp.:  168,148; 
Krakau:  160,  149; 

bei  Mitgliedern  der  Akademie  d.  Wiss.  in 
Wien:  167,  148; 

bei  Prof.  der  evang.-theol.  Fak.  in  Wien): 
688,  799. 

Universitäten,  Errichtung  der:  8;  Wien:  S; 
Prag:  1,  8;  2,  5;  Graz:  6;  Innsbruck: 
6;  Krakau:  14;  Lemberg:  15;  Gzemo- 
witz: 17,  81;  Gesetzgebung  über:  l. 

Rechtsstellung  der:  1;  als  Staats&nstalten : 
8;  sprachliche  Einrichtung:  8;  Vertre- 
tung bei  Gericht:  8. 

Universitätsbibliothelcen:  4i3ff. 

Benützungsvorschriften:  382,  414  u.  fE.; 

Beziehungen  zu  Instituts-  und  Seminar- 
Bibliotheken:  300,  859; 

Bibliothekspersonale:  418; 

Wirkungskreis  der  akad.  Behörden:  18,  83; 

Hatrikelflielder:  418,  587;  Inskriptions- 
gebühren: 425  b,  588. 

Universitätsdiener,  s.  Diener. 
Universitätsgebäudeinspelition :  ss?. 
Universitätsicanzlei:  256,  8S7  u.  fr.; 

Besoldung  der  Beamten:  261,  844;  262,045; 
Dienstinstruktionen:  (839). 

Universitätsicanzleifond:  Wien:  50, 49 Ms 

54,  55;  Taxeinnahme  s.  Rig.-Ordg. 

Universitätslokalitäten,  verfügnngsxecbt : 

46,  45:  47,  46; 
Festsaal  in  Prag:  48,  47. 

Universitätspedell,  s.  Pedeii. 
Universitätsquästur,  s.  Quästur. 
Universitätstitel:  40,  48. 
Universitätstrachten:  in  Lemberg:  166, 

147;  in  Krakau:  160,  149. 

Universitätsvorträge:  Sprache  s.  Vor- 
tragssprache; 

Ort  der  Abhaltung  (Privatwohnnngen) :  370, 
487:  882,  494;  in  Krankenanstalten  in 
Wien:  887,  497; 

Abhaltung  durch  externe  Personen :  203, 188 ; 

Volkstümliche:  725,  1017. 

Universitätszeugnisse  s.  Abgangszeogn., 

Absolutorien. 

Unteroffiziere,  s.  Zertiflkatistengesetz  und 
Diener. 
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Unterrichtserfordernisse,  Dotationen  for: 

SIS,  868. 

Unterrictitsministeriuin,  steUnng  d.  Unw. 

zun:  fi;  18,  88; 

Korrespondenz    der    akad.    BehOrden    mit 
demselben:  Sl,  01  n.  ff. 

UnterriCiltSSpraclie  s.  Vortragssprache. 

UnterstQtZUngen   für    Lehramtskandidaten 
an  Hittelschnlen  (Wien):  SS7,  919; 

fiir  Friyatdozenten :  8SS,  806. 

Urlaub  fürStaatslehrpersonen :  !€•,  140 a.  ff. ; 
für  Friyatdozenten :  1S5,  177. 


Venia  legendi  (docendi)  d.  Privatdocenten : 

187,  169; 

Übertragung  an  eine  andere  Fak. :  S#4, 188; 

Erlöschung:  187,  171;  SOS,  184;  SlO,  187; 
Sil,  188. 

Verbot  von  lithographierten  Yortragsheften 
(Scripta):  (471). 

Verbotene  Druckschriften,  Behandlung  in 

Bibl.:  83S,  417. 

Vereine  u.  Versammlungen  y.  studierend.: 

Anwendung  des  Vereins-  und  Versammlungs- 
gesetzes: ft46,  665;  S4S,  666; 

Zulissigkeit  der  Bezeichnung  „akademisch" : 
w40,  666 ; 

Einfluß  der  akad.  Behörden  bei   Vereins- 
griindnngen:  547,  657; 

Behandl.  y.  Oeselligkeitsyereinen:  544, 655; 

Anzeige  yon  Versammlungen  an  die  Polizei- 
behörde: 643,  654; 

Vers,  in  und  außerhalb  der  Üniy.-Rftnme: 
5S8,  685; 

Untersagung  der  Teilnahme  an  nicht  akad. 
Vereinen  und  Vers.:  5S3,  685; 

Beschrankung  der  Teilnahme  an  Vers,  auf 
immatr.  Stud.:  5S8,  636. 

Verhaftung  yon  studierenden  (polizeUiche): 
5Sf ,  M4. 

Verpflegsgebiihren  in  öff.  Heilanstalt.:  (888). 

Verrechnung,  yon  Institutsdotat.:  SlS,  868; 
yon  Bibliotheksdotationen:  SIS,  868. 

Versicherung  yon  Gebäuden  u.  Sammlungen 
gegen  Brandschaden:  874,  S88:  S75, 
889; 

s.  Unfallyersicherung. 

Versicherungswesen,  Unterricht  über  :7SS, 
1009;  in  Wien:  7S3,  1013;  7S4,  1014. 

Versorgungsgebiihren:  170, 149  u.  ff.; 

Anweisungstermin:  181,  164;  184,  166. 
Versuche  an  Tieren  ( Viyisektion) :  323,888. 

Verwandtschaftsverhältnis,  Hindernis  fOr 

die  Anstellung:  141,  188; 
bei  Examinatoren:  143,  189. 

Verwarnung  (Ermahnung)  yon  studierenden: 
533,686;  543,654;  Rekurs  unzulässig ; 
530.  646.  * 


Verweisung  yon  studierenden:  583,  686; 
yon  Theol.:  SOS,  789;  Verw.  wegen 
ünfleiß:  305,468;  Vorsang  b.  Schöpfung 
der  Erkenntnisse:  53»,  641*  533,  646; 
Eyidenzhaltung:  584, 688 :  Mitteilung  an 
reichsdeutsche  üniy. :  587,643;  Einfluß 
auf  Ablegung  yon  Prüfungen :  534,  648 ; 
Verw.  wegen  erschlichener  Staatsprf g. : 
030,  815. 

VerwendungOZeugniOSe  für  klinische  Assi- 
stenten und  Hilfsärzte:  848,  886. 

Verzicht  auf  akad.  Würden:  40,  43; 

auf  Fortsetzung  der  Bigorosen :  403,  608 ; 
400,  607. 

Vidierung d.Meldungsbach. (-Bog.):  305,  468; 
Beisetzung  des  Datums:  488,  537; 

bei  Rechtshörem:  478,  585;  058,  850. 

Vivisektion,  Hintanhaltung  y.  Mißbrauchen: 
883,  388. 

Volkstümliche  Univeroitätovorträge  : 

785,  1017. 

Voranochlag  (Präliminare)  der  Uniy.:  (66). 

Vorlesungen,  Dauer  derselben:  370,  488; 

Bestimmung  der  Vortragszeit  und  des  Vor- 
tragssaales: 40,  46;  870,  487; 

Abhaltung  inPriyatwohnnngen  d.  Dozenten : 
388,  494*  in  den  Wiener  Krankenan- 
stalten: 387,  497; 

Beschränkung  auf  wissenschaftl.  Themen: 
808,  181; 

rechtzeitige  Eröffnung:  383,  494;  488,  586; 
438,  539;  487,  5Z1; 

Abänderung  yon  Vorlesg.:  300,  474;  370, 
491;  380,497: 

Absage  yon  Vorlesg.:  384,  495;  437,  543; 

Auswahl  der  Vorlesg.:  305,459;  300,469; 

Übungen  und  Kurse:  400,  518;  (548);  Priya- 
tissima:  385,  496; 

Einschreibung  und  Löschung  yon  Vorlesg. : 
480,  584  u.  ff.; 

Zustimmung  des  Dozenten  zur  Löschung: 
480,  584; 

nachträgliche  Einschreibung:  431,  539; 

obligate  Vorlesg.,  s.  die  betreffenden  Studien- 
(Rigorosen-)Ordnungen. 

Vorlesungsverzeichnisse:  370,  486;  380, 

491;  381,  498;  Einschaltung  in  öffenü. 
Blättern:  370,  491;  380,  499;  in  den 
Mttnchener  Hochschulnachrichten:  380, 
499; 

Abänderungen  derselben :  300,  474 ;  370, 
491;  380,  497; 

rechtzeitige  Vorlage:  380,  498;  388,  498; 
300,  499; 

Aufnahme  yon  Vorträgen  der  Lehrer  i.  e. 
S. :  880,  808;  Nichtaufnahme  der  Priya- 
tissima:  385,  496. 

VorprQfiingen:  naturhistorische,  nach  der 
alten  med.  Big.  Odg. :  (889) ; 

pharmazeutische:  708,  965. 

Vorriickung,  s.  Quinquennal-  und  Triennal- 
zulagen ; 

bei  Uniy.  Dienern:  800,  817. 

VorOChläge  bei  Besetzung  yon  Lehrkanzeln : 
V3,  86. 
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Vorschüsse,  aehalts-:  78S,  1021. 

Vorträge,  volksttiml.,  der  Univ.:  7Ä6, 1017; 
8.  auch  Univ. -Vorträge. 

Vortrags-  und  Geschäftssprache,  s;  aa- 

teinisch)  an  den  kath.-theol.  Fak. :  SOS, 
733;  007,  742;  008,  748; 

Prag  1,  4;  Innsbruck,  5,  8;  8,  11; 

Krakan  und  Lemberg  f,  14  bis  10,  80 ;  040, 
841; 

Czernowitz  17,  Sl;  ander  gr.-orient.-theol. 
Fak.:  OSS,  769; 

Angabe  im  Y orleseverzeiohnis :   805,  454; 
370,  489. 


Wahlen,  der  akad.  Funktionäre:  18,  84,  25, 
26;  SS,  87;  83,  88;  37,41;  38,42;  48. 
48;  43.  44; 

Pflicht  zur  Annahme:  89,  42; 

Yerzichtleistang :  40,  43; 

Bericht  über  Wahlergebnis:  45,  46. 

Waisen,  Erziehungsbeiträge:  170,  149 u.  ff.; 
nach  Aushilfsdienem :  808,  386. 

Wehrpflicht,  548,  659  u.a.,  s.  Einjähr.-Frei- 
willige. 

Wiederaufnahme  relegierter  studierender: 
588,  636; 

'  der  Rigorosen  nach  vorhergegangenem  Ver- 
zicht: 498,  603. 

Wiederbesetzung  von  Lehrkanzeln:  98,  86; 
s.  Besetzung; 

'  von  Dienerstellen;  880,  808. 

Wiederholung  von  JÜgorosen  und  Prfg.  s. 
die  betr.  Rig.-  ü.  Prfgs.-Ordng.,  Repro- 
bationsfristen. 

Wien,  Universität,  Errichtung,  3; 

Univ.-Kanzleifond :  50,  49  u.  fC.; 

Beziehungen  d.  Kliniken  zum  allg.  Kranken- 
haus: 387.  890; 

Kurs  für  math.  Statistik  und  Versicherungs- 
wesen: 783,  1013;  784,  1014; 

volkstümliche  Univ.-Vorträge,  Stotut:  785, 
1017 ; 

Üniv.-Turnanstalt:  881,  203;  888,  204. 

WirkungsIcreiS  der  akad.  Behörden:  18, 
26,  27;  80,  83. 

Wissenschaftliche  Anstalten  u.  Seminare 

a.  d.  phi].Fak.:378u.ff. ;  1027;  894u.fl.; 

an  den  med.  Fak. :  888,  882  u.  ff. ; 

an  den  kath.-theol.  Fak.  (Seminare):   317, 
870;  1026; 

.  an  der  gr.-orient.-theol.  Fak.  (Seminar): 
818,872; 

an    den    rechts-stwiss.    Fak.    (Seminare); 
319,  875. 


Witwen,    Versorgungsgenfisse:    170,   I5i; 
171,154;  174,160;  177,  161;  180, 163; 

bei  Verheiratung  im  Pensionsstande :  178. 
156; 

nach  Aushilfsdienem:  898,  3S6. 

Wohnung,  s.  Natoralwohnung. 

Wohnungsanzeige,  Pflicht  der  studierenden 
zur:  805,  456. 


Zahlungslisten  für  Quittierong  staaU.  Be- 
züge: 781,  1028. 

Zahnärzte;  ünzulässigkeit  einer  besonderen 
Diplomierung:  088,  912; 

Führung  des  Titels:  090,  918; 

Verwendung  von  Ausländem  als  O^iillen: 
093,  916. 

Zahntechhiicer,   Zulassung    zu  med.  Vor- 
lesungen: 070,  832. 

Zentralanstalt  für  Meteorologie  und  Geo- 
dynamik in  Wien;  894; 

Assistentellbestellung:  843,  224; 

Statut  für  Ernennung  von  Korrespondenten : 

(395). 

Zertifilcatistengesetz:  870,  s90;  Durch- 

f ührungsverordn. :  877,  294; 

Rangbestimmung  von  ernannten  Beamten: 
873,  287 ; 

Rückstellung  von  milit.  Sittendokumenten: 
878,  302; 

Bevorzugung  bei  höher  dotierten  Dienst- 
posten :  888,  805 ;  888,  305 ; . 

Verständigung  nicht  berücksichtigter  Zerti- 
flkatisten:  738,  1026. 

Zeugnisse,  von  Privatdozenten  ausgestellte: 
808,  181;  804,  182; 

-  über  Kolloquien:  805,  461;  Stempelpflicht: 
488,  591;  stempelpflichtige  Eintragung 
.  im  Index:  474,  586; 

Sprache  der  Sf aatsprüfungszeugnisse :  040, 
834;  in  Prag.  böhm. :  470,  587 ;  484,593; 
in  Krakau :  040, 841 :  b.  Erganzungsprfg. 
(Agram):  059,  858; 

•  theol.  Prüfungszeugnisse :  4SI,  691;  bei  der 

fr.-orient.-theoT.  F^.   in   Czernowitz: 
84,  779 ;  Über  Rigorosen  und  ähnliche 
Prüfungen,  Stempelpflicht;  488,592; 

Über  Lehramtsprfg.  an  Oymn.  und  Real- 
schulen: 942; 

s.   Verwendungszeugnisse,    Abgangszeugn. 

Zoologische  Station  in  Trlest:  331,  407; 
Assistenten:  849,  227; 

Arbeitsplätze  an  der  zool. Station  in  Neapel: 

(407). 

Zustellung  von  Bescheiden  an  Studierende: 
305,  466. 


Berichtigungen  siehe  auf  Seite  1027. 
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